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Vorrede. 


Die  „Sammlung  der  für  die  österreichischen  Univer- 
sitäten gültigen  Gesetze  und  Verordnungen",  welche  im 
Auftrage  des  k.  k.  Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht  Im  Jahre 
1885  von  dem  damaligen  Ministerialkbnziplsten  Fr.  Frelh.  von 
Schweickhardt  als  zweite  Auflage  der  früheren,  von  Dr.  O.  Thaa 
redigierten  Sammlung  herausgegeben  wurde,  ist  in  der  seither  ver- 
flossenen Zeit  von  Ober  zwanzig  Jahren  nahezu  vOUlg  antiquiert 
In  diesen  beiden  letzten  Dezennien  sind  an  den  österreichischen 
Universitäten  fast  in  demselben  Maüe,  wie  seinerzeit  unter  den 
Unterrichtsministern  Leo  Grafen  Thun  und  Dr.  Karl  von  Stremayr 
auf  legislativem  Gebiete,  bei  den  Studien-  und  Prüfungsvorschriften, 
wie  in  der  Ausgestaltung  der  sonstigen  für  die  Universitäten  geltenden 
Normen  zahlreiche  eingreifende  Änderungen  und  Neuerungen  durch- 
geführt  worden,  welche  hauptsächlich  der  Initiative  der  Unterrichts- 
minister Dr.  Paul  Freiherrn  von  Gautsch  und  Dr.  Wilhelm 
Ritter  von  Härtel  entsprangen.  Es  sei  darauf  hingewiesen,  daft 
seither  das  ganze  Besoldungssystem  für  die  Universitätsprofessoren, 
für  die  Universitätsbeamten  und  die  Dienerschaft  modifiziert  worden 
ist,  daß  eine  neue  Habilitationsnorm  für  Privatdozenten  erschien,  daft 
die  Rechtsverhältnisse  der  Assistenten  neu  geregelt  wurden;  fast  für 
alle  Kategorien  des  Universitätsunterrichtes  sind  neue  Studien-  und 
Prüfungsvorschriften  erlassen  worden;  durch  die  Vfrordiiuiif^eii  über 
das  Prauenstudium  wurde  den  Universitäten  eine  neue  Kategorie  von 
Studierenden  eingefügt. 

Da  die  Schweickhardtsche  Sammlung  ihre  Brauchbarkeit  durch 
all  diese  Reformen  fast  ganz  verloren  hat,  erteilte  Se.  Exzellenz 
der  frühere  Herr  Minister  für  Kultus  und  Unterricht  Dr.  W.  Ritter 
von  Härtel  den  Unterfertigten  den  Auftrag,  auf  Grund  der  amtlichen 
Aicten  eine  neue  Sammlung  der  Universitätsvorschriften  herauszugeben, 
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Vorrede. 


welche  nunmehr  vollendet  vorliegt  Die  SaminlLing  soll  bestimmt 
sein,  die  akademischen  Behörden  und  ihre  Mitglieder,  wie  alle  in- 
teressierten Ämter  und  weitere  Kreise  über  die  an  den  österreichischen 
Universitäten  bestehenden  organischen  Einrichtungen  und  Rechts- 
verhältnisse zu  unterrichten  und  den  akademischen  Lehrer  wie  den 
Studierenden  mit  den  Vorschriften  über  den  Studienbetrieb  an  den 
Universitäten  bekanntzumachen. 

Die  Herausgeber  waren  bemOht,  den  reichhaltigen  Stoff  an 
Gesetzen,  Verordnungen  usw.  durch  eine  neue  systematische  Glie- 
derung mit  zahlreichen  Unterabteilungen  möglichst  übersichtlich  zu 
gestalten  und  der  Sammlung,  bei  deren  typographischer  Ausstattung 
die  Herausgeber  durch  die  Verlagsbuchhandlung  auf  das  beste 
unterstützt  wurden,  die  für  ein  oft  gebrauchtes  Nachschlagewerlc 
nötige  Handlichkeit  zu  sichern. 

Wien,  im  Februar  1906. 

Die  Heratisgeber. 
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Eniehtang  und  Rechtsitelliiag  der  Univeraititen  sowie  deren 

sprachliche  Ehirichtung. 

Die  Gesetzgebung  über  die  Um'ifeniiäfen  gehört  laut  §  II,  lit.  i,  des 
Gesetzes  vom  2i.  Dezember  1867,  RGBNr.  141,  wodurch  das  Grundgesetz 
äber  die  Reichsvertretung  vom  26.  Februar  1861  abgeändert  wurde,  zum 
Wirkungskreise  des  RelchsratesJ) 

Ober  die  BBokhat^Umg  d^r  IfmBniHIhn,  insbesondere  was  ihren 
Charakter  als  Korporationen  and  als  staatiiche  Anstatten  anlangt,  wurde  an-' 
täfiUch  einer  Ai^age  im  KUMAkte  Z.  2272IKUM  ex  ISST  nachstehendes 

bemerkt:  Die  österreichischen  Universitäien  sind  durch  die  Landesffirstm  als 
selbständige,  mit  staatsrechtlichen  Privilegien  und  Vermögensrechten  aus- 

ijestatletc  Korporationen  ins  Leben  gernfen.  Mit  der  Zeit  haben  dieselben 
jedodi  ihre  selbständige  Stellung  mm  ^rölitcn  Teile  eingebüßt  und  sind 
gegenwartig  als  staatliche  Anstalten  organisiert,  ohne  daß  jedoch  ihre 
Stellung  als  juristische  Personen  im  gesetzlichen  Wege  ausdrücklich  auf- 
gehoben worden  wäre. 

Bei  der  Spärlichkeit  der  einschlägigen  gesetzliciieu  Normen  ist  die 
Frage  der  juristischen  Persönlichkeit  der  Universitäten  gegenwärtig  be- 

Dfn  Landtagfri  kommt  bezüglich  der  Univfrsitiiien  krin  lei;islati\er  Wirkungskreis  zu; 
mM  aber  können  dieselben  im  Sinne  des  §  19  der  Landesordnungen  wie  über  andere  das  Wohl 
des  Landes  betreffende  Angelegenheiten  auch  auf  dem  Oebiete  des  Universiiätswesens  Anträge 
Stellen  and  Vorschläge  erstatten. 

V^l.  hic7u  das  Erk.  des  VOH  vom  t.  ]unv  18S7.  Z.  1379.  Dudwin-tri  VIF,  1790  (Böbmell^: 
Uaiverflititsan]jreleKcnbeiten  sind  im  Hinblick  auf  g  II  ad  i  des  Gesetzes  über  die  Reichsvertretung 
(owa  Ac«id«a  behofSccB,  bczflsllch  welcher  du  Recht,  Antrlfe  xu  Mellen,  nach  §  19  der 
I  andc'ordnung  dem  Landfaifc  vorbehalten  wird.  Der  Beschluß  einer  BczirksvcrlretutiK  in  dieser 
Frage  t>edeuiet  eine  Kompetenzaberschreitung ,  da  im  Sinne  des  §  52  des  Landesgesetzes  filr 
BflbflKii  vom  25.  Juli  1864,  LOBNr.  27,  unter  . Anträge  Im  Intercme  des  Bezirkes*  nur  solche 
Acr  toBcre,  die  gewcinMBiwn  tntcrctscii  des  Bcsfrkes  und  seiner  AtifchOrlc<n  betreffenden 
Angelegenbciten  tn  ventctacn  sind. 

UniveisitHsgesetee.  1 
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stritten.!)  Dieselben  verwalten  ihre  inneren  Angelegenheiten  durch  selbst- 
gewählte,  von  der  staatlichen  Unterrichtsverwaltung  bestätig  Otgane, 

verleihen  den  Doktorgrad  und  fil>en  durch  ihren  Rektor  eine  Virilstimme 
in  den  betreffenden  Landtagen  aus.  Auch  werden  die  Universitäten  ais 
Vermögensstihiekte  in  einigen  Oesetzen'-'  ;)nerkannt  und  sind  auch  als 
solche  ^rundhuchcrlich  einverleibt.  Andrerseits  unterstehen  die  Uni- 
versitäten ti(T  staai liehen  Leitung  und  Aufsicht. 3)  Hie  Kosten  derselben 
werden  grölitcnieils  vom  Staate  bestritten  und  wird  das  den  Universitäten 
gewidmete  Vermögen  teilweise  vom  Staate  verwaltet 

Der  im  /ahre  1875  errichteten  Universität  in  Ciemowitz  wurde  die 
Korporationscigenschaft  ausdrüdcltch  durch  den  Allerhöchsten  Stifter  ver^ 
liehen.*)  Die  judiicatur  der  Gerichte  neigt  hingegen  dazu,  die  Universitlten 
als  Staatsanstalten  zu  behandeln,  beziehungsweise  denselben  gleichzu- 
stellen, ohne  deren  selbständige  Rechtsträgerschaft  (juristische  Persönlich- 
keit) anzuerkennen.'^) 

Die  Vertretuni^  der  Universitäten  vor  Gericht  wird  von  den  staatUcliea 
Finanzprokuraturen  in  Anspruch  genommen^) 

»)  VgL  Umaftr,  DU  Verwaltung  der  ästerr.  Hochschulen  mm  1968—1977,  S.  51;  Mmtk, 

Prag,  IS82,  S.  433  fRanda):  Schiff ner,  System.  Lehrbuch  dr^  ^■^t^rr.  Zhnlrechtes,  l,§  90;  östrrr. 
Staatswörterbuch  von  Ulbrich  und  MisckUr,  II,  S.  196  und  1309;  Zischr.  för  das  Privat-  und 
^fmlOd»  RtOitdtrQtn^Hmart,  XXVttL  BakU  IM:  Sehiwff,  KorponUon  odtrSlaeUMinmML 

»)  Vjl  §3  des  Gesetzes  vom  28,  Februar  1882,  RüBSr.  Dt  fs.  Sr.  1)  und  den  Motivenberidä 
zum  Gesetzentwürfe,  betreffend  die  Regelung  der  Rechtsverhältnisse  und  der  Studienordnung 
an  der  Kart  Ferdinamts- Universität  in  Prag  (Nr,  344  der  Beilagen  zu  den  Sten,  Prot, 
des  AkgH,t  IX,  Session):  Ad.  §  tt  Die  Preger  tJfüvtnNü  tn  Ibrcn  lif«hcriffcii  Bettende  Ist 
zwar  in  cntcr  Linie  Staat^ansfalt ;  sie  Ist  jedoch  ins-hcsDrulct  in  A  injj  des  ihr  aus  früherer 
Zelt  zukommenden  VermOgeni,  teils  an  sidi,  teils  in  ihren  Fakultäten,  TriKerin  von  Eigentums- 
rechten. Infolge  der  kflnftigen  Elmlcktnttf  der  Uttlveraflll  treten  an  Steile  dieser  cioen 
iuristischen  Person  zwei  In  ihrem  Wceett  OBd  Ihrer  Organisation  nach  getrennte,  selbständige 
Reell t'i'^tihjpktc,  ohne  dafi  jedoch  von  vornherein  festgestellt  wäre,  In  trclcher  Welte  dieselben 
ais  Kechtsnachfolgerinneo  der  bisherigen  Universität  anzusehen  tiad. 

^VgLf  I  de$  Qeaeixes  vom  SS.  MtU  19»,  RQBNr.4t. 

♦)  In  der  Sti/tungsurkunde  über  die  Gründung  der  k.  k.  Franz  Joseß-Universität  in  Csemowiit 
vom  30.  September  1875  fabgedrucltt  in  Lemayers  ,,Dif  Verwaltunr;  d^r  ö'terreichisrhi'n  Hoch- 
schulen" 1808— 1877, S.  130^  wird  gesagt:  Wir  wollen  insbesondere,  dati  diese  Umversitat  innerhalb 
dct  gtflendcn  alodeniMbcn  Rechtet  eine  ndt  voller  Sellwtlndtgfceit  und  Aotonoade  nntBC' 
riitcle  Korporation  bilde,  welche  ihre  inneren  Ang:clegcnhelten  frei  ordnet  und  verwaltet. 

■)  Mit  dem  Erk.  des  VOH  vom  21.  April  ISStt,  Z.  1139  (Budwinski,  Sammlung  X. 
Nr.  3026)  wurde  ausgesprochen :  Der  akademische  Senat  befindet  sich  gegenüber  dem  Unterrichts- 
ninltterinni  In  dem  Vethlltnisse  einer  untergeordneten  Behörde  an  einer  vorgesetzten  und  kann 
ihm  daher  mit  Ati>:nahme  derjenigfcn  FHüc  er  kraft  besonderer  Rechtstitcl,  z.  B.  bei 

StiftUDgcn  als  Kepräsentant  auftritt,  ein  Beschwerderecht  gegen  Verfügungen  des  Uoterrichtt- 
rafniiten  nicht  eingeribimt  «erden.  Dieaetcrrdcfateehea  Unlvenlttten  tlnd  Stnnttanttnltnn 
und  daher  mit  Bezug  auf  ihre  EinrItAtnnff  nnd  Verwaltung  den  Verfflgungen  der  bcirelfendca 
Zentralstelle  unterworfen 

Mit  dem  Erkenntnisse  desselben  Oerichtshof»  vom  21.  November  ISS3,  Z.  2384 
(Bndwfndd  Vtl,  Nr.  1917)  wurde  erUIrt:  Dit  ProtaMrcnttollcglttM  dner  UnJvenltlt  hana  In 
der  Eigenschaft  als  Stiftun((sverwaitcr  (nicht  abrr  als  akadcurftchc BchSrde) gegen Etttsdicidnagen 
des  Unterrichtiministeriums  Beschwerde  führen. 

*)  Dieser  Anspnuh  grSndet  sieh  auf  die  mit  der  Veronbm/tg  tie$  Oetamtnünisterbau  vom 
Q.  Mär:  1898,  RGBNr.  41,  erlassene  DienstinstrtUtlUM  >lr  die  k.  k,  Finanzprokuraturen.  ■— 
Vgl.  auch  die  Entsch.  des  Obersten  Gerichtshofes  vom  10.  Aujftist  188t  ,  vom  l'^  JuH  !8RR  und 
vom  5.  April  1893  (Sammlung  der  zivilrechtlichen  Entsch.  des  Obenten  Oerichtshofes  Nr.  S4^5, 


•  ^*  •  •        •  k  . 

•  ,     •  •      •  •  •» 
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In  Betreff  der  Errichtung  der  bestehenden  ästerreichischen  Unnrenitäten 

and,  den  Aufgaben  dieser  Sammlung  entsprechend ,  hier  netsf  kurzen  histo- 
rischen Daten  nur  Jene  Gesetze,  Allerhöchsten  Entschließungen  und  sonstii^en 
Normen  enthalten,  welche  seit  der  Reorganisation  der  Universitäten  im  Jahre 
Mit  ÖO  erschienen  sind  und  derzeit  gelten ;  im  übrigen  vgl.  bezüglich  der  histo- 
rischen Entwicklung  der  eiruelnen  Universitäten  die  am  Schlüsse  der  Sammlung 
beigefugten  Uteraturaagabea.  Aach  betreffs  der  MproßkMm  imrkMmg 
M  mr  dlx  für  einzelne  UniversUäten  ertassenen  besonderen  und  derzeit 
getteaden  Normen  aufgenommen  worden. 


t  K.k.  Unlveraltil  io  Wteo. 

AvMUW Am*  An SUfhM^ ^  Htnog»  mdolf  /K  fAOneki ÜLMHdUopold  111^ 

rc-r  Önrrrrieh  vom  tZ  März  1365.  Mit  Bulle  vom  !S.  Juni  1365  erteili  Papst  Urban  V.  seine 
7a^mmuttg  zur  Errichtuag  <Ur  Wieatr  Uaivenität  mit  Autschtt^ß  dtr  tiuolaffadun  FalaUtät, 
Pvä  Vrtm  W.  gUi  am  Fttmar  t3B4  ttt*  BtmUUgung  mr  BfrteMmg  tuuk  dteur  FakaUiU, 
—  !3M.  Herzog  Albreckt  III.  fertigt  einen  neuen  Sti/tsbrief  (ohne  Datum)  aus,  durch  welchen  die 
Fsdcfßnische  Stiftung  nicht  6lqß  mnittrt  and  trgjStiztt  sondern  in  mehrfacher  HinsiM  voUatändig 
umgeändert  wird. 


D.  Die  k,  lu  dentoche  miil  die  k.  k.  böhmische  Karl  Fctdliiftiidt- 

Unlvertitlt  In  Prag. 

IJM.  ErrkkUt  duth  den  StiftsbrUf  (goUene  BaUeJ  Kateer  Karts  IV.  vom  7,  Aprü  lUB 

tni  konfirmiert  durch  Papst  Klemens  VI.  am  26.  Jänner  1347.  —  1654.  Mit  dem  Reskripte 
Kaiser  Ferdinands  ///.  ddo.  Rrf^enfbitra  17,  Sovembrr  n-ard/'  die  KaroUnlsche  Universität, 
»ticke  aas  der  jurtdisc/tea  und  medizinischen  Fakuitat  bestand,  mit  dem  von  Kaiser  Ferdiaaad  /. 
fS62  gegründeten  JeeaiUnkoUe^nm  fSi.  Klemens-Akademie)  mit  der  tkeeOoglaeheH  and  phUoscphi- 
ttken  Faialtät  unter  dem  Titel  -  Camlo-  Frrdinandea*  vrrhundrn^  Unionsfeier  am  4.  März  1654. 

im.  Teüaag  der  Untrenität  :  siehe  Qesett  vom  2S.  Februar  1882,  RQBNr.  2t  (s,  Nr.  l). 
^  tmt  AUMefmng  der  meOMsam  raktOm  (KUMErk  mm  a.  Seßtemlber  S8B3»  Z.  iSMI, 
MVBNr.  26)  and  tnoO:  AUMermng  4er  Uieoloeltdkea  FatmUät  an  dir  btOimiMehen  Kart  Fer^änands- 
ütdmnm  (s.  Nr,  3i). 

Nr.  1. 

Bisstz  vom  2S.  Pebniar  1882,  BSBlr.  24,  MTBNr.  8. 

bctrelfeiid  die  k.k.  Karl  Ferdlflaads-Univeraitit  In  Prag. 

Mit  Zustiminuag  beider  Häuser  des  Keichsrates  finde  Ich  anzuordaen, 
wie  folgt: 

12.282  and  14.661).  dann  Nr.  1917  und  IQIS  ex  1881  der  Budwinskischen  SammluDK  der  Erk. 
des  VOH  und  Hofdckrct  vom  1   Jünncr  1797.  JustJzg^esetzsammlunK  Nr.  331  cx  1797. 

Laut  Beschlusses  des  VüH  vum  5.  Juni  1899,  Z.  6788  ex  1898,  kommt  die  Entscheidung 
4er  Prai«,  ob  die  bcschwcrdCfOhrcHde  UntventlM  ta  diicin  fcoBbtleii  Pelle  vor  Oerfdit  «Ich 
«Ib«  za  vertreten  bcrcchtfgft  fjt  oder  durch  dfc  Ftn3n7prokafitiir  «u  vertreten  ist,  em« 
schUefilich  den  ordentlichen  Oerichten,  und  zwar  insbcsondcfc  Im  strittigen  VcrfArcn 
te  Wege  der  von  AimIs  wcfeii  vorzimeliiDendeii  Prfllmig  der  Prozcftleglttiimtloii  zu.  Die 
Veisung  an  die  Universitit,  sich  durch  die  Finanzprokuratur  vertreten  zu  lassen,  bringt  bloO 
dne  der  eigentlichen  Entscheidung  durch  die  ordcotUclicii  Oerichtc  in  keiner  Weiic  prft- 
iadizierende  Rcchtsanschauung  zum  Ausdruck. 


Digitized  by  Google 


4 


1.  Teil:  Oifanisation  imd  Verwattang. 


§  1.  Vom  Beginne  des  Wintersemesters  1882/83  an  werden  in  Prap 
zwei  Universitäten  bestehen,  nämlich  die  „k.  k.  deutsche  Karl  Ferdinands- 
Universität"  und  die  „k.  k.  böhmische  Karl  Ferdinands-Hniversität". 

An  der  deutschen  Universität  ist  die  deutsche  Sprache,  an  der  böh- 
mischen die  böhmische  die  ausschÜpRüche  Unterrichtssprache.  Der  Gebrauch 
der  lateinischen  Sprache  bleibt  jedoch  im  üblichen  Umfange  autrecht. 

Die  beiden  Universitäten  sind  räumlich  gesondert  und  haben  getrennte 
Organisation  und  Verwaltung. 

§  2.  Ein  Professor  oder  Privatdozent  kann  nur  einer  der  beiden  Uni- 

versitaicn  angehören. 

Ein  Studierender  darf  nur  an  einer  der  beiden  Universitäten  immatriku- 
liert sein;  doch  kann  er  auch  an  der  anderen  Universität  als  außerordentlicher 
Hörer  Voriesungen  besuchen,  wenn  er  mindestens  die  Hilfte  der  Stunden- 
zahl an  jener  Universifat  höri^  an  welcher  er  immahikuliert  ist  Die  an  der 
anderen  Universitit  angenommenen  Vorlesungen  sind  ihm  so  anzuredinen, 
als  ob  er  sie  an  jener  Universitit  frequentiert  hatte,  an  welcher  er  im> 
matrikuliert  ist 

§  3.  Das  der  Prager  Karl  Ferdinands-Universität  oder  einzelnen  Fakul- 
täten derselben  derzeit  gehörige  Vermögen  ist  als  ein  gemeinschaftliches 
Vermögen  der  beiden  Universitäten,  beziehungsweise  der  betreffenden  Fakul- 
täten anzusehen. 

Rücksichtlich  der  Stiftungen,  deren  Verwaltung,  Verleihung  oder  Präsen- 
tation dem  akademischen  Senate,  dem  Rektor  oder  einzelnen  Professoren- 
kollegien zukommt,  smd  beide  Universitäten  gleichberechtißjl.  insoweit  in 
den  betreffenden  Stiftungsurkunden  keine  cinschrankcadeu  Bestimmungen 
enthalten  sind. 

Die  näheren  Modalitäten  der  Ausübung  der  den  beiden  Universitäten 
in  Zukunft  gemeinschaftiidi  zustdiendcn  Redite  in  Ansehung  der  Verwaltung, 
Verleihung  und  Präsentation  solcher  Stiftungen  werden  nach  Einvernehmung 
beider  Universitäten  vom  Unterrichtsminister  festgesetzt 

§  4.  Die  an  der  Karl  Ferdinands-Universität  bestehenden  wissen- 
schaftUchen  Anstalten,  Sammlungen  und  Institute  sind  jenen  Lehrkanzeln  zu 

belassen,  mit  welchen  sie  derzeit  verbunden  sind,  wovon  der  botanische 
Qarten  und  jene  Kliniken  ausgenommen  sind,  welche  für  die  deutsche 

medizinische  Fakultät  nicht  notwendijr  sind,  dagegen  7ur  Aktivierung  der 
medizuiischen  Fakultät  der  bolimischcn  Universität  benötigt  werden. 

Die  Beziehungen  der  klinischen  und  anatomischen  Institute  zu  den 
Heilanstalten  sind  nach  dem  Grundsatze  des  gleidien  Anspruches  beider 
Universitäten  zu  regeln. 

§  5.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  des  üeseizcs  sind  nach  Maßgabe 
der  Aktivierung  der  Fakultäten  der  böhmischen  Universität  durclizuführen. 

§  6.  Der  Minister  für  Kultus  und  Unterricht  ist  mit  dem  Vollzuge 
dieses  Gesetzes  beauftragt. 
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Np.  2. 

SrIaB  des  Ministers  fOr  K.a.U.  vom  3l.Angast  1882,  Z.88S/KUI1, 

H¥Blir.  33, 

«oatt  atis  AnlaS  der  AklMtrung  der  Uulversltit  mit  btthmtedier 
Vortnigsepnche  In  Pres  BeiWeimwngen  zur  Ordnung  des  Übergangs« 
nsteedes  end  zur  Regelung  einiger,  die  Verhältnisac  der  beiden  in  Pres 
bestehenden  Univereititen  betreffenden  Fragen  getroffen  werden. 

AnlaBIicb  der  bevorstehenden  Aktivierung  der  Universttat  mit  böhmischer 
Vortzagssprache  in  Prag  fmde  tdi  zur  Ordnung  des  Olieigangszustandes 
sowie  znr  Regelung  einiger,  die  Verhältnisse  beider  Universitäten  betreffenden 

Fragen  nachstehende  Bestimmungen  zu  treffen,  indem  ich  mir  vorbehalte, 
die  diesfalls  noch  weiter«;  erforderlichen  Verfügungen  in  einem  späteren 
Zeitpunkte  nach  gepflogenem  Einvernehmen  beider  Universitäten  zu  erlassen: 

1.  Die  im  abgelaufenen  Studienjahre  an  der  Prager  Universität  im- 
raaüikuiienen  Studierenden,  welche  ihre  Studien  an  der  mit  Beginn  des 
Studienjahres  1882/83  zu  aktivierenden  Universität  mit  böhmischer  Vortrags- 
spndie  fortzusetzen  beabsichtigen,  bedürfen  hiezu  Iceines  Abgangszeugnisses 
uad  haben  ans  diesem  Aalasse  keine  Immatrikulationstaxe  zu  entrichten, 
sondern  sind  ohne  weiteres  in  die  Voriesungen  zu  inskribieren  und  in  die 
Mstrikd  der  ordentlichen  Studicrendea  der  Universität  mit  böhmischer  Vor- 
tngssprache  aufzunehmen. 

2.  Auf  die  immatrikulierten  Studierenden  jeder  der  beiden  Univcrsititen, 
N\ eiche  Vorlesungen  an  der  anderen  in  der  Eigenschaft  von  außerordent- 
lichen Studierenden  besuchen  (§  3  des  Gesetzes  vom  28.  Februar  1882, 
RüBNr.  24)1),  haben  in  letzterer  Beziehung  im  allgemeinen  die  für  die  außer- 
ordenflichcn  Studierenden  überhaupt  geltenden  Vorschriften  Anwendung 
zu  finden. 

Denselben  ist  jedoch  in  Zukunft  nicht  ein  bloS  für  zwei  Semester 
giiM%er  Meldungsbogen  in  Foliofönnat,  sondern  ein  Meklungsbuch  für 

adit  bis  zehn  Semester  in  dem  sonst  üblichen  Formate  auszufol!gen»  auf 
welchem  in  entsprechender  Weise  ersichthch  zu  machen  is^  daß  dasselbe 
für  diese  außerordentlichen  Studierenden  bestimmt  ist. 

Im  Studienjahre  1882  83  können  ausnahmsweise  noch  die  für  die 
übrigen  außerordentlichen  Studierenden  geltenden  Meldungsbogen  im  Ge- 
brauche behalten  werden. 

3.  Die  reditskraftig  ausgesprochene  Verweisung  eines  ordentlichen 
Shidierenden  von  der  einen  der  beklen  Universitäten  (§  13,  3  und  4  der 
piovisorisdien  Disziplinarordnung  für  die  UnhrersHäten  vom  13.  Oktober 
1W9,  ROBNr.  416*)  gilt  auch  für  die  andere,  und  ist  daher  jedes  auf  Ver- 
weisung lautende  Erkenntnis  des  akademischen  Senats  der  einen  Universität 
sofort  nach  Rechtskraft  desselben  der  anderen  Universität  mitzuteilen. 

4.  Jenen  Studierenden,  welche  vor  dem  Studienjahre  1882/83  an  der 
Präger  Universität  mit  der  Ablegung  der  strengen  Prüfungen  zur  Erlangung 

»)  »,  Nr,  /. 

^ «.  Nr.  an 
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des  juristischen  oder  philosopluschen  Doktorgrades  begonnen  haben,  ist 
es  freigestellt,  dieselben  auch  an  der  böhmischen  Universität  turuusetzen 
und  zum  Abschluß  zu  bringen,  in  welchem  Falle  auch  seitens  dieser 
Universität  die  Promotton  und  die  Ausfertigung  des  Doktordiploms  zu 
erfolgen  hat. 

Nr.  8. 

Aus  dem  Erlasse  des  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  12.  Juli  1890. 

Z.  1300/KUM. 

an  den  Statthalter  für  Böhmen, 

(betreuend  die  Aktivierung  einer  theologischen  Fakultät  an  der 
böhmischen  Universität  in  Prag). 

Sc.  k.  u.  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  Ah  f  ntschl.  vom  Q.  Juli  1890 
ag.  anzuordnen  geruht,  daß  an  der  böhmischen  Karl  herdinands-Universität 
in  Prag  vom  Studienjahre  1891/92  an  eine  theologische  Fakultät  im  Sinne 
des  Gesetzes  vom  28.  Februar  1882  aktiviert  werde. 


IIL  K*  k.  Kart  Frametw-Untvenitit  in  Ona. 

nU.  ErHOM         dtn  &(fi»M^  Enkmeg  KaHt  mm  huurUttmIdi  mm  I,  /Oimer 

/585;  pdprffrrhr  Konfirmaiion  vom  1.  Jänner  1585;  kais.  Bestätigung  vom  9.  April  1^96.  — 
1779.  Ergänzung  der  bisher  au/  die  t/teotogiscbe  und  philosopltisdu  FailUtät  bescliränkten  Uni- 
wtnMf  darth  Einfügung  des  JofUtsehen  StM^uns.  —  tTBZ  l/mmmäHing  bt  $in  ijfaam  (14.  Septem- 
ber 17^21.  -  1827.  Wiederherstellung  der  Universität  unter  Kaiser  Franz  /.  (2b.  Jänner  1827). 
—  1863.  Vfr\'cUstßndigungderUniwrtitätdariek£rrieMiui£eiiurmedi^^ 
vom  13.  Jänner  18Ö3J.   


IV.  K.  k.  Leopold  Franzens-Universitftt  in  Innsbruck. 

1477.  EnkhUt  dardi  Stffbbrtef  KaiierLeepoUat.  vom  35.  AprÜ  1677;  pUptiOeke  KonJlrmaiton 

vom  26.  Juli  1677.-1782  Umwandlung  in  ein  Lyzeum  (t4.Septembfr  1782) .  —  1791.  Wiederitersteliung 
d*r  Unrver^itäf  durch  Knhfr  I  fopohl  II.  mit  allen  vier  Fakultäten  f3P.  Sovember  11^1  j.  -  1810. 
Aufhebung  der  Universiiai  durch  die  konigUch  bayerische  Regierung  und  LmwojuiUuig  in  ein 
lymm  wdt  «Imr  IlMlOfflidkM  mtf  pt^Ottt^MuSu»  SeUtom  (25.  N«*mbtr  tBtO),  — 
182b.  Wiedererriehtund  als  Universität  ,,L<'^pchio-Franciscea"  mit  der philosophbchen  und  Juridi- 
Sdutt  FalaUäi  (Ah.  EntschL  vom  27.  Jänner  183b).  —  1857.  Errichtung  der  theologischen  FakuJUdt 
(Ah,  Enäekt,  wom  4*  NenatUt  tWf),  SMu  Nr.  4,  —  iM9.  Errkkiuagdtrmtdiilaischen  FakaMÜ 
(Ah,  E»a$ekL  vom  //.  Aprtt  m»J,  SMIe  Nr.  6. 

Nr.  4. 

Erlaß  des  Ministers  f Ur  K.  u.  U.  vom  6.  November  1857.  Z.  19.265, 

an  den  akademischen  Senat  der  Universität  in  Innsbruck» 
(betreffend  die  Errichtung  einer  theologischen  Fakultät  an  der  Universität 
in  Innsbruck  und  die  Übertragung  dieser  Fakultät  an  den  Jesuitenorden). 

jyiit  Ah.  Entschl.  vom  4.  November  1857  haben  Se.  Ap.  Majestät 
die  Errichtung  einer  theologischen  Fakultät  an  der  Universität  in  Innsbruck 
und  die  Übertragung  dieser  Fakultät  unter  den  vorgeschlagenen  Modalitäten 
an  den  Jesuitenorden  zu  bewilligen  und  ag.  anzuordnen  geruht,  daß  w^en 
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Obttiig  des  ProiDOtionsrechtcsi)  von  Seite  dieser  FakuHat  das  weiteie  Ein- 
vcroehmcii  gepflogen  werde. 

Die  In  dieser  Ah.  Entschl.  erwähnten  Modalitäten,  unter  welchen  die 
zu  errichtende  f  aJcultät  an  den  Jesuitenorden  übertragen  werden  soll,  sind 

fönende : 

1.  Die  Lehrgegenstande,  über  welche  Vortratet'  zu  halten  sind,  werden  in 
der  Periode  von  vier  Jahren  in  nachstehender  Reihentolge  behandelt  werden: 

Im  ersten  Jahre: 
Theologii  fundamentdis  dmcii  4  Stunden  in  jeder  Woche, 
Theologia  Dognatica  durch  9  Stunden, 
Introdudio  biblica  in  V.  T.  durch  3  Stunden, 
Archaeologia  biblica  durch  3  Stunden, 
Historia  ecdesiastica  durch  3  Stunden, 
Lingua  hebraica  durch  2  Stunden. 

Im   zweiten  Jahre: 
Theologia  üo^^niatica  durch  10  Stunden  in  der  Woche, 
Introductiu  biblica  in  N.  T.  durch  5  Stunden, 
Hermeneutica  biblica  durch  3  Stunden, 
Jus  canonicum  durch  3  Stunden, 
Historia  ecdesiastica  durch  3  Stunden. 

Im  dritten  Jahre: 
Theologia  Dogmatica  durch  10  Stunden  in  jeder  Wo^e, 
Theolc^ia  moral.  et  pastoral,  durch  5  Stunden, 
Exegesis  biblica  durch  4  Stunden, 
Jus  canonicum  durch  3  Stunden. 

Im  vierten  Jahre: 
Theologia  Dogmatica  durch  10  Stunden  in  jeder  Woche, 
Theologia  moral.  et  pastoral,  durch  5  Stunden, 
Exegesis  biblica  durdi  4  Stunden, 
Methodica  et  Catechetica  durch  3  Stunden. 

Zu  diesen  obligaten  Lehrfächern  Icommen  noch  Vortrage  Ober  arabische, 
syrische  und  chaldäische  Sprache. 

2.  Den  Lehrkörper  der  Innsbrucker  theologischen  Fakultät  werden 
acht  für  dn^  l  ehramt  der  sub  1  bezeichneten  Gegenstände  vollkommen 
gctiimete  Professoren  bilden,  welche  der  Oesellschaft  Jesu  angehören. 
Dieselben  bestellt  der  Vorstand  der  Ordens provmz  aus  Priestern,  welche 
durch  die  im  Jesuitenorden  bestandenen  strengen  Prüfungen  aus  den  philo- 
«ophischen  und  theologischen  Wissenschaften  den  Orad  eines  Doktors  der 
Theologie  erworben  haben.  Desgleichen  steht  auch  die  Entfernung  der 
bestellten  Professoren  dem  Provinzvorstande  zu.^ 

3.  Im  aQgemeuien  wird  der  theologischen  Faicultit  zu  Innsbruck  jene 
Stellung  zukommen,  deren  sich  derlei  Institute  an  anderen  Universitäten  des 

*)  Mt  MfaErl.  von  4.  Jnti  ISM,  Z.  seao/KUM  <t.  Nr.  616)  wnrd«  der  thcotoglMlicii  Fikntlit 

ia  lansbrurk  die  Ausübung  des  Promofionsrechtcs  gestattet. 

•)  Auf  Grund  Ab.  Entschl.  vom  10.  August  1873  (MinErl.  vom  23.  August  1873,  Z.  11.151 
ft,  NrM)  tebcR  fortui  fir  den  Vorgang  bei  Bctelzaiiff  der  LAntBhIc  der  theolociidicii  Piknttft 
in  Innsbruck  und  fflr  die  anttlichen  VcrUltalm  der  PrafcmortB  dicm  P«lniMlt  dl«  bcttehendcn 
Ocsctsc  zur  Richtsctannr  zu  dienen. 
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Reiches  erfreuen  und  sind  an  derselben  die  über  die  theologischen  Fakill- 
tätsstudien  bestehenden  Vorschriften,  inwiefern  dieselben  durch  die  gfegen- 
Wärti^en  Bestimmungen  nicht  modifi7iprt  erscheinen,  in  Vollzug  zu  brinfren 

4.  Der  Rektor  des  Jesuitenkollcruuns  zu  Innsbruck  ist  der  jeweilige 
Lokaldirektor  der  theologischen  Fakultät  und  übt  unter  der  Leitung  des 
Provinzvorstandes  den  in  den  Ordenssatzungen  ausgesprochenen  iiiniiuß 
auf  die  Faktiltätsprofessoren.*} 

5.  Den  Dekan  der  theologischen  Fakultät  bestellt  der  Ptwinzvorstand.*) 
FQr  die  Wahl  des  Unhrersltüsrektors  aus  dieser  Fakultät  gehen  die  Be- 
stünmungen  der  akademischen  Gesetze. 

6.  Die  für  die  Fakuitätsvorträge  erforderlichen  Hörsäle  mit  der  not- 
wendigen Einrichtung  werden  sobald  möglich  im  L^niversitätsgebäude 
hl  r^c  teilt  und  daselbst  auch  ein  Konferenzzimmer  für  die  Fakultätsprofes- 
soren ausgemittelt  werden. 

Indem  ich  hiemit  den  akademischen  Senat  der  k.  k.  Universität  zu 
Innsbruck  von  der  eingangs  angeführten  Allerhöchsten  Entschließung  und 
von  den  voranstebenden  Bestinunungen  zur  Wissenschaft  und  Danach- 
acfatung  in  die  Kenntnis  setze,  finde  ich  demselben  zu  bedeuten,  daS  jene 
Priester  der  Oesellschaft  Jesu  als  Professoren  der  theologischen  Fakultät 
ohne  weiteres  anzuerkennen  sein  werden,  welche  der  Vorstand  der  Ordens- 
provinz dem  akademischen  Senate  als  solche  namhaft  machen  wird.  Der 
akademische  Senat  hat  sowohl  die  von  dem  gleichzeitig  verständigten  Ordens- 
provinziale  dermalen  zu  bezeichiimden  acht  Professoren,  als  auch  in  Hin- 
kunft jede  von  tK  tu  selben  verüugte  Bestellung  oder  Entfernung  eines  Pro- 
fessors anher  anzuzeigen. 

Da  CS  wünschenswert  ist,  daß  die  theologische  Fakultät  womögUcb 
schon  für  das  laufende  Studienjahr  in  Aktivität  trete,  so  wird  hiemit 
bewilligt,  daB,  im  Falle  der  Jesuitenorden  in  der  Lage  ist,  den  Lehrkfirper 
sogleich  zu  konstituieren,  die  Inskription  für  die  Kollegien  noch  im  Laufe 
dieses  Monates  vorgenommen  werde. 

In  Betreff  der  näheren  Bestimmungen  über  die  Erwerbung  des  theo- 
logischen Doktorates  wird  der  akademische  Senat  nach  erfolgter  Kon- 
stituierung der  theologischen  Fakultät  von  derselben  die  geeigneten  Anträge 
abzuheischen  und  mit  den  eigenen  wohlerwogenen  Outachten  anher  vor- 

I 

zulegen  haben.   

Nr.  5. 

Erlaß  des  Staatsministerlniis  im  25.  Febmar  1864,  Z.  1192, 

an  den  Statthalter  für  Tirol, 
(betreffend  die  Einführung  von  Vorträgen  In  italienischer  Sprache  für 
das  1.  Blennium  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Studien  aa 

der  Universität  in  Innsbruck). 

In  Erledigung  des  Prasidialberichtes  vom  22.  März  v.  J.,  Z.  1470/pr., 
beehre  ich  mich  Euer  ...  zu  eröffnen,  daß  Se.  k.  u.  k.  Ap.  Majestät 

')  Vgfl.  Annicrkuriii  -i  auf  Seite  7. 

Für  die  Wahl  de^  Dekans  der  theologischen  Fakultät  in  Innsimick  gCltCB  derzeit  die 
Bestimmungen  des  Oes.  vom  27.  April  1Ö73,  KöBNr.  63  fs.  Nr.  J8J. 
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aä  der  Ah.  EntsdiL  vom  19.  v.  M.  ag.  geniht  haben,  den  von  dem 
Undtage  von  Tirol  in  der  Sitzung  vom  28.  März  v.  J.  zun  Beschlüsse 
«fiiobenen  Antrag,  daß  an  der  Innsbrucker  Universität  bei  der  juridischen 

und  der  zii  errichtenden  medizinischen  Fakultät  im  ersten  und  zweiten 
Jahrirange  die  schwierigeren  Gegenstände  nicht  nur  in  der  deutschen,  son- 
dern auch  in  der  italienischen  Sprache  vorgetragen  werden,  in  der  Art 
zu  genehmigen,  daß  an  der  rechts-  und  staatswisstiischaiilichen  Fakultät 
vom  Studienjahre  1864/65  an  die  schwierigeren  Lehrfächer  der  ersten  zwei 
Jahrgänge  auch  hi  italimisdier  Sprache  vorgetragen  werden  dfirfen  und 
för  diese  Vortrige  eine  jährliche  Dotation  im  Gesamtbetrage  von  1800  fl. 
aus  dem  tirolischen  Studienfonde  angewiesen  werde. 

Die  Bestimmung  der  genaueren  Modalitäten  dieser  Vorträge  und 
flirer  Aktivierung  bleibt  dem  Staatsministerium  überlassen. 

Bezüglich  der  italienischen  Vorträge  an  der  med!?inischcn  Fakultät 
aber  bleibt  es  nach  Inhalt  der  Ah.  Resolution  dem  Landtage  vorbehalten, 
auf  seinen  diesfälligen  Antrag  zurückzuktuiimen,  wenn  die  schwebende  Ver- 
handlung über  die  Errichtung  dieser  Fakultät  zum  Abschlüsse  wird  ge- 
diehen sein. 

AimeHbu^.  DIesv  Staatsm^tErL ,  Mn^O*^  der  Et^ßhrung  itaUaUtther  Vorttä^  äbtr 

QegenstämU  der  nchtsfüsiorischen  Staatsprüfung,  sowie  der  KUMErt.  vom  19.  Oktober  1869, 
Z.  9166,  MVBSr.  Qf.  womit  aus  Anlaß  der  Einfiihrung  von  italienischen  Vorträgen  über  Or^en- 
Staadt  der  Jadizttiien  Staatspr^fimg  an  der  Innsbncker  UaiversUdt  die  bisherige  Dotation  auj  ^ 
vm  fkMtH  ertOU  mu4»^  »M  Outh  dem  KÜMBH.  fom  A  &pfeMter  n04,  2.  2003/KUM, 
betreffend  die  provisorische  rechts-  und  staatswisse nschaftlichr  Fakultät  mit 
italienischer  Vortragssprache  in  Innsbruck,  gegenstandslos  geworden  (s.  Nr.  8J. 


Nr.  6. 

BrIaD  les  Himsterioms  für  K.  1. 1.  Tom  19.  April  1869,  Z.  9960, 

MVBHr.  35. 

an  die  Statthalterei  für  Tirol  und  Vorarlberg, 

betreffend  die  Errichtung  einer  vollständigen  medizinischen  Fatcultät 
an  der  Universität  zu  Innsbruclc,  die  Aufhebung  der  dort  bestehenden 
chirurgischen  Lehranstalt  und  die  Anfldsung  der  Hebammenschule 

alte  Laste  bei  Trlent 

Se.  k.  u.  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  Ah.  Enuclii.  vuui  11.  April  d.  J, 
ig.  zu  genehmigen  geruh^  daß  an  der  Univers^t  zu  Innsbrudc  vom  Studien- 
jahre 1869/70  angefangen  eine  vollständige  medizinische  Fakultät 
crrichtel;  die  dort  l>estehende  chiruigische  Lehranstalt  aber  aufgehoben  werde. 

Dtese  letztere  wird  teilweise  noch  durch  zwei  Jahre  fortzubestehen  haben, 
um  den  Schülern  des  ersten  und  zweiten  Jahrganges  die  Möglichkeit  zu 
lassen,  ihre  Studien  dort  zu  vollenden.  V^om  Schuljahre  1S69  70  an  findet 
eine  Aufnahme  von  neuen  Schülern  der  Chirurgie  nicht  mehr  statt. 

Ebenso  wird  die  Hebamtnenschule  alle  Laste  bei  Trient  mit  F.nde 
üe$  laufenden  Studienjahres  oder  nach  Umständen  längstens  mit  Schluß 
des  Wintersemesters  1869/70  gänzlich  aufzulassen  sein. 
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Da  dem  Ah.  Willen  Sr.  Majestät  gema6  die  neue  medizmisdie  Fakultät 
in  Innsbruck  schon  mit  Beginn  des  nächsten  Studienjahres  1860/70  ins 
Leben  treten  und  eröffnet  werden  soll,  so  wollen  Euer  ...  zu  diesem 
Bebule  die  geeigneten  Vertilgungen  treffen. 


Nr.  7. 

Aus  dem  Erlasse  des  Ministeriums  fflr  K.  a.  U.  voin  8.  MSrz  1902, 

Z.  562/KUM. 

an  das  Dekanat  der  rechts-  und  staatswissenschaitlichen  Fakultät  der 

Universität  in  Innsbruck, 

(betreffend  die  Regelung  des  Prüfungswesens  an  dieser  Fakultät). 

Von  dem  Wunsche  geleitet,  den  Boden  für  eine  weitere  ruhige  und 

gedeihliche  lehramtliche  und  wissenschaftliche  Betätigung  an  der  .  .  .  Fakultät 
zu  schafiiri  und  die  vorhandenen  Reibungsflächen  im  Interesse  des  aka- 
demischen Unterrichtes  und  Lebens  tunlichst  einzuengen,  habe  ich  mich 
bestimmt  gefunden,  vor  allem  an  die  Ordnung  jener  Angelegenheiten  zu 
schreiten,  welche  vom  Professorenkollegium  in  dem  .  .  .  Berichte  als 
besonders  dringlich  bezeichnet  wurden,  nämlich  an  die  Regelung  des 
Prüfungswesens. 

Indem  ich  in  dieser  Richtung  Verfügungen  provisorischen  Cha- 
rakters treffe,  kann  idi  nidit  umhin  ausdrücklich  zu  betonen,  daß  die 

Regelung  des  Prüfungswesens  und  die  Komplettierung  des  italienischen 
Lehrkörpers,  beziehungsweise  die  Habilitierung  italienischer  Privatdo7enten 
als  untereinander  in  notwendigem  und  engstem  Zusammenhange  stehende 
Maßnahmen  anzusehen  sind,  welche  in  letzter  Linie  gemeinsam  auf  die 
Erreichung  des  von  beiden  Parteien  verluigten  Zieles  —  die  Wahrung 
des  deutschen  Charakters  der  Universität  einerseits  und  die  selbständige 
Ausgestaltung  des  italienischen  Hochschutunterrichtes  andrerseits  —  ge- 
richtet sind. 

An  diesem  Standpunkte  festhaltend,  wurde  mittelst  des  auf  Grund 

Ah.  Ermächtigung  vom  &  März  1.  J.  erflossenen  Erlasses  vom  heutigen 
Tage,  Z.  562  KIJM^),  von  welchem  ein  Exemplar  zur  Kenntnisnahme  und 
Dnnnchachtung  im  Anbuge  mitfolgt,  einige  Bestimmungen  der  geltenden 
Riguroscnordnung  für  die  rechts-  und  staatswissenschaftliche  Fakultät  in 
Innsbruck  im  Sinne  einer  nationalen  Trennung  der  Prüfungskommissionen 
abgeändert.  Es  soll  nunmehr  ein  deutscher  Studierender  nur  von  euicin 
Professor  mit  deutscher  Vortragssprache  und  ein  italienischer  Studierender 
nur  von  einem  Professor  mit  italienischer  Vortragssprache  bei  den  Rigorosen 
geprüft,  beziehungsweise  promoviert  werden,  wobei  jedoch  vorübergehend 
dieses  volle  Reziprozitätsverhältnis  insofern  und  insolange  eine  Einschränkung 
erleidet,  als  für  die  Vertretung  eines  Prüfungsfaches  durch  eine  italienische 
Lehrkraft  noch  nicht  vorgesorgt  ist 

')  Abgedruckt  unter  Nr.  671. 
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Gleichzeitig  mit  dem  obigen  Erlasse  habe  ich  an  die  Präsidien  der 
theoretischen  Staatsprüfungskommissionen  in  Innsbruck  in  Ergänzung  der 
Bestimmungen  des  §  8  der  mü  dem  Mintsterialerbsse  vom  23.  September 
1896^  Z.  2161/KUM,  ROBNr.  183,  kundgemachten  Prüfungsinstniktion  in 
Ansehung  der  Zusammensetzung  der  Spezialkommisskmen  eine  Weisung*) 
des  Inhaltes  eigehen  lassen,  daß  in  Hinkunft  ordentliche  und  außerordentliche 
Professoren  sowohl  in  ihrem  Nominalfache  als  auch,  wenn  sie  für  ein  anderes 
Prüfimi^^fach  ernannt  sind,  prund^ätzlich  nur  zu  jenen  Staatsprüfungen  zu- 
zuziehen sind,  die  in  der  üirer  Lehrverpflichtung  entsprechenden  Sprache 
abgehalten  werden,  wogegen  die  übrigen  Mitglieder  der  Staatsprufungskom- 
mission  ohne  i^ucksicht  auf  ihre  Nationalität  nach  dem  Ermessen  des  Präses 
zu  jenen  Prüfungen  zu  verwenden  sind,  deren  Sprache  sie  in  einem  ffir 
den  Prflfungszweck  genügenden  Mafic  beherrschen. 


Nr,  8. 

EriaA  il8s  Ministers  fQr  K.  u.  U.  vom  22.  September  1904, 
Z.  2003/KUIi,  ROBNr.  m.  MfBllr.  SB. 

bcMtad  di«  provIioriBChe  redrts-  und  ttaattwiasmctasNildie  Fakol- 
tlt  mit  itaHciilMhcr  Vorlragwiinidie  In  limalinick. 

Infolge  der  Vertagung  des  Abgeordnetenhauses  des  Reichsrates  wurde 
der  von  der  Regierung  eingebrachte  Entwurf  emcs  Gesetzes»  betreffend 
die  Errichtung  einer  selbständigen  rechts-  und  staatswissensdiafflidien 

Fakultät  mit  italienischer  Vortri^sprache  in  Rovereto  bis  zum  Beginne  des 
Studienjahres  1904/OS  der  verfassungsmäßigen  Behandlung  nicht  unterzogen. 

Im  Interesse  einer  uneestörten  Lösung  der  der  Innsbrucker  Universitfit 
obliegenden  wissenschaftlichen  und  didaktischen  Aufgaben  erscheint  es  daher 
geboten,  in  Bezug  auf  die  für  Rechtshorer  italienischer  Nationalität  daselbst 
vorhandenen  Studien-  und  Prüfungseinrichtungen  derzeit  wenigstens  eine 
interimistische  Regelung  eintreten  zu  lassen,  die  im  Rahmen  der  bestehenden 
Vorsdiriften  und  unter  voller  Wahrung  des  deutschen  Charakters  der  Inns- 
brucker  Universität  den  zutage  getretenen  Schwierigkeiten  und  Bedürfnissen 
genSgend  RechnuQg  trägt  und  die  unbedingt  nur  so  hinge  zu  dauern  hätte» 
ds  die  Frage  des  italienischen  Hochschulunterrichtes,  ungeachtet  der  auf 
die  rascheste  Lösung  derselben  gerichteten  Bemühungen  der  Regierung,  im 
legislativen  Wejrc  ihre  endgültige  Friedigung  nicht  gefunden  haben  wird. 

Auf  Grund  dieser  Erwägungen  finde  ich  nachstehende  provisorische 
Verfügung  zu  treffen: 

1.  Mit  Beginn  des  Studienjahres  1904/05  werden  die  derzeit  noch 
an  der  rechts-  und  staatswtssensdiaftlichen  Fakultät  der  Universität  in  Inns- 
bruck vorhandenen  Studien-  und  PrOfungseinrichtungen  mit  itatienischer  Vor- 
tngs-,  beziehungsweise  Prfifungssprache  von  der  Universität  losgelöst  und 
es  können  fortan  an  der  genannten  Fakultät  Vorlesungen  und  Prüfungen 
sowie  Habilitationsakte  nur  in  deutscher  Sprache  abgehalten  werden. 

0  VgL  Nr.  €57. 
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1.  Teil:  Ofiuibilloii  and  VcnraltHng. 


Die  aus  der  Universität  ausgesdiJedenen  StudieneiiiricfatuBgen  im 
Redifshörer  Italienischer  Nationalitit  weidea  in  provisorisclier  Weise  in  einer 
besonderen,  auch  räumlich  von  der  UnivefsHät  getrennten  Unteirichtsanstalt 

in  Innsbruck  unter  dem  Namen  „Provisorisdie  rechts-  und  staatswissen- 
schaftliche Faicultat  mit  italienischer  Vortragssprache  in  Innsbnidc"  ver- 
einigt. 

Die  für  diese  Fakultät  ernannten  ordentlichen  und  außerordentlichen 
Professoren  führen  den  Titel:  Un!vcrsitäts[iiuiL  ss  in  n  und  sind  m  In  /ug 
auf  Rang,  dienstliche  Stellung  ujid  lie/ui^e  den  ordciiüichcu  und  aulier- 
ofdentltchen  Universitätsprofessoreji  gleichgestellt  Ebenso  besitzen  Privat- 
dozenten und  honorierte  Supplenten  dieser  Fakultät  dieselbe  Stellung  und 
dieselben  Rechte,  wie  die  Privatdozenten  und  Supplenten  an  der  Universität 
Die  definitive  Anstellung  der  Professoren  wkd  durch  den  provisorisdien 
Charakter  der  Fakultät  nicht  berührt. 

Die  Immatrikulation  und  Inskription  der  Hörer  findet  den  L'ieltenden 
Bestimmungen  gemäß  an  der  Fakultät  statt,  der  auch  die  Führung  der 
Matrikel  obliegt. 

Die  bereits  immatrikulierten  Hörer  der  rechts-  und  staatswisscnschaft- 
Uchen  Fakultät  der  Innsbrucker  Universität  sind,  sofern  sie  an  der  Fakultät 
mit  italienisdter  Vortragssprache  aufgenommen  zu  werden  wünschen,  so 
zu  behandeln,  als  ob  sie  von  der  eüien  an  die  andere  Fakultät  derselben 
Universität  ubertreten  wfirden;  ihre  Namen  sind  jedoch  im  Albnm  der 
Universität  zu  löschen. 

2.  Die  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  27.  April  1873,  ROBNr.  63, 
betreffend  die  Organisation  der  akademischen  Behörden,  sowie  die  sonstigen 
die  rechts-  und  Staats  wissenschaftlichen  Fakultäten  und  ihre  Anj^ehöricren 
betreffenden  Vorschriften  finden  imier  den  in  diesem  Erlasse  angegebenen 
Einschränkungen  aui  die  provisorische  rechts«  und  slaatswissenschaftliche 
Fakultät  mit  itaUenischer  Vortragssprache  analoge  Anwendung. 

Für  den  Bereich  dieser  Rechtsfakultät  werden  die  Funktionen  des 
Rektors  von  dem  Dekan  und  fene  des  akademisdien  Senates  von  dem 
Professorenkollegium  dieser  im  akademischen  Senate  der  Universität  nicht 
vertretenen  Fakuhät  ausgeübt  Wenn  bei  einem  Akte  der  Rektor  und  der 
Dekan  gleichzeitiig  zu  fungieren  haben,  tritt  an  Stelle  des  letzteren  der 
Prodekan  ein 

Für  das  Studienjahr  1904/05  erfolgt  die  KenKtituierung  des  Professoren- 
kollegiums der  Fakultät  und  die  Wahl  des  Dekans  zu  Beginn  des.  \X  mter- 
semesters  1904/05.  Der  Prodekan  für  dieses  Studienjahr  ist  ausnahmsweise 
durch  Wahl  zu  bestimmen. 

Die  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Studien  sind  an  dieser  Fakultilt 
nach  Maßgabe  des  Gesetzes  vom  20.  April  1893^  ROBNr.  68,  beziehungs- 
weise der  Durchführungsverordnung  vom  24.  Dezember  1893,  ROBNr.  204, 
einzurichten.  Für  dieselben  haben  daher  die  für  im  Verbände  einer  Univer- 
sität stehenden  rechte-  und  staatswissenschaftüchen  Fakultäten  bestehenden 
Vorschriften  volle  üeliung, 

3.  Die  italienische  Sprache  ist  an  dieser  Rechtsfakultät  innere  Amis- 
spräche,  sowie  Vortrags-  und  Prüfungssprache.  Der  Verkehr  dieser  Fakultät 
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mit  anderen  akademischen  Behörden  und  mit  sonstigen  staatlichen  imd 
autonomen  Behörden  erfolgt  in  deutscher  Sprache. 

Die  dem  UntefTichtsmmisterium  normgemäß  vorzulegenden  Sitzungs- 
frotokolle  der  Fakultät  sind  mit  einer  deutschen  Übersetzung  zu  versehen. 

4.  Die  an  der  Fiknität  mit  italienischer  Vortragssprarhc  immatrikulierten 
Hörer  können  die  obligaten  Vorlesungen,  soweit  für  deren  Abhaltung  durch 
ProfesiOf  t  Privatdo/enten  oder  Supplenien  an  dieser  Fakultät  vorgesorgt 
erscheint,  nur  an  dieser  rechtswuksam  hören.  Jene  obligaten  Kollegien  aber, 
die  an  dieser  Falcaitit  nicht  gelesen  werden  oder  an  der  philosophischen 
Fakuttit  ai  hören  smd,  werden  die  Studierenden  his  auf  weiteres  an  der 
Universität  in  innsbrudc  zu  liesuchen  haben. 

Auf  diese  Studierenden  finden  hinsichtlich  ihrer  Frequenz  an  der  Uni* 
versitat  im  allgemeinen  die  für  außerordentliche  Hörer  iltierhaupt  geltenden 
Vorschriften  Anwendung.  Für  die  Befreiung  derselben  von  dem  an  der 
Universität  zu  entrichtenden  Kdlegiengelde  seitens  des  Professorenkollegiums 
Jer  dortigen  rechts-  und  staatsvvissenschaftlichen  Fakultät  sind  die  an  der 
Fakultät  mit  italienischer  Vortragssprache  erlangten  Kolloquienzeugnisse  als 
hinlängliche  Belege  d^  wissenschaftlichen  Venvendung  anzusehen. 

5.  ROcksicfatiich  der  Zusammensetzung  der  SpeziaUcommissionen  bei 
den  Staatsprüfungen  hat  es  bei  den  Anordnungen  des  MinErL  vom  8.  JMirz 
190^  Z.  562/KUM,  zu  verbleiben.^ 

Recfatshistorische  Staatsprüfungen,  die  in  italienischer  Sprache  abgelegt 
werden,  sind  in  den  Räumen  der  Fakultät  mit  italienischer  Vortragsspracfae 
voizunehmen. 

Die  mit  dem  Erlasse  vom  8.  März  1902,  Z.  562/KUM2),  getroffenen 

Bestimmun(7en,  betreffend  die  ;in  der  Innsbrucker  Universität  in  italienischer 
Sprache  \  ( »rzunehmenden  stnn^en  Prüfungen  behufs  Erlangung  des  juridi- 
<^chen  [)ijktorgrades,  treten  aulier  Kraft  und  es  koimcn  nunmehr  die  Rigorosen 
;n  italienischer  Sprache  nur  an  der  Fakultät  mit  italienischer  Vurlragssprache 
abgelegt  werden. 

Als  Examuiatoren  im  Sinne  der  §§  7,  8,  9  und  10  der  MinVdg.  vom 
15.  April  1872,  ROBNr.  57,  sind  bei  der  Zusammensetzung  der  Prfifungs« 
fcommission  sowohl  die  ordentlichen  wie  die  auBerordentlichen  Professoren 
dieser  Fakultät  anzusehen.  Wenn  für  ein  Prüfungsfach  weder  ein  ordent- 
licher noch  ein  außerordentlicher  Professor  bestellt  ist,  hat  zunächst  der 
mit  der  Supplierung  dieses  Faches  betraute  Privatdozent  als  Prüfer  ein» 
zutreten.  In  Ermanglimg  eines  solchen  oder  eines  Vertreters  eines  ver- 
wandten Faches  kann  ausnahmsweise  der  nicht  habilitierte  Supplent  des 
Prüfungsfach  es  als  Prüfer  zugezo^Lii  werden.  Soweit  es  vorübergehend  un- 
möglich ist,  nach  §  9  der  bezogenen  Min^terialverordnung  in  der  oben 
angegebenen  Weise  eine  Prüfungslcommission  auf  vier  Mitglieder  (außer 
dem  Dekan  als  Vorsitzenden)  zu  ergänzen,  hat  der  vierte  Prüfer  zu  ent* 
faflen.  Der  dem  letzteren  zulcommende  Taxbetrag  ist  im  Sinne  des  §  15 
der  gcHenden  Rigorosenordnung  in  die  Verteilung  nach  dem  Schlußsätze  des 
§  14  derselben  einzubeziehen. 


^)  Vgl.  Nr.  657.  ~  ^)     Nr.  67f. 
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I.  TcO:  Orgaaindoii  iiihI  Vcrwiltmif. 


Diejenigen  italienischen  Kandidaten,  welche  ein  oder  zwei  Rigorosen 
nach  Maßjyabe  des  MinEri.  vom  8.  März  1902,  Z.  562/KUM,  mit  Schluß 
des  Studienjahres  1903/04  abgelegt  haben,  sind,  falls  sie  die  Rigorosen 
an  der  Fakultät  mit  italienischer  Vortragssprache  fortsetzen  wollen,  so  zu 
behanüdn,  als  ob  sie  sich  deu  Kigofoscn  an  dieser  fakuliat  unterzogen 
hatten.  Hienach  beantwortet  sich  auch  die  Frage,  an  welcher  Fakultit 
ein  reprobierter  Kandidat  das  betreffende  Rigorosum  zu  wiederholen  hat. 

Die  Promotion  der  italienischen  Kandidaten  zu  Doictoren  der  Rechte 
erfolgt  bis  auf  weiteres  unter  der  Autorität  der  Universität  in  Innsbruck 
nach  MaBgabc  der  Bestimmungen  der  juristisdien  R^orosenordnung  und 
des  Punktes  5  des  JMInEri.  vom  8.  März  1902,  2L  562/KUM. 

6.  Die  DisziplinaigewaK  Ober  das  gesamte  der  Fakultät  mit  italienischer 

Vortragssprache  angehörende  Personal  und  über  die  Studierenden  dieser 
Fakultät  übt  das  Professorenkollegium  derselben  nach  Maßgabe  der  be< 
stehenden  Vorschriften. 

Die  rechtskräftii]f  ausgesprochene  Verweisung  eines  ordentlichen  Studie- 
renden von  der  Faicultät  oder  von  der  Universität  in  Innsbruck  IJ, 
Punkt  3  und  4  der  provisorischen  Disziplinarordnung)  gilt  auch  für  die 
andere  und  es  ist  daher  jedes  auf  Verweisung  lautende  Erkenntnis  des 
Professorenkollegiums,  beziehungsweise  des  akademischen  Senates  sofort 
nach  Rechtskraft  desselben  der  anderen  Disziplinarbehörde  mitzuteilen. 


V.  K.  k.  Jagellonische  Universität  in  Krakau. 

1364.  ErHcUet  äarch  die  StiftungtuHrnndf  König  Kasimir  des  Oroßen  vom  JZ  Mai  tS64. 
Die  Bestädr^trTp  Papst  Urbans  V.  schloß  von  der  trrichtun^  die  throlcgbchr  Fakultät  aus,  wozu 
eni  Papst  Boiujacius  IX.  im  Jahre  1397  seine  Zustimmung  gab.  —  1400.  Restauration  der  Uaifenität 
dank  KMg  WkMabm  JagUOü  f».JnU  t400}.  —  MK.  ObaHragmgderUnltertmvonLgmbert 
nach  Krakau  fs\  h:[jusf  1805J.  —  I84Q  50.  Ar'arA  mehrfachen  Umgestaltungen  gelegentlich  der 
UnifersUätsre/orm  neu  organisiert.  —  1S80.  Reorganisation  der  theologischen  Fakultät  (Ah,  EntschL 
fWR  15,  Aagast  tmj.  Sieh«  Nk9.  (Betreffs  der  spraekUtlum  CiHriehtaag  siehe  Nr*  ttviiNr.  iZJ 

Nr.  9. 

Erlaß  des  Ministers  fllr  K.  h.  U.  fem  20.  Anpst  ISM,  Z.  13.220, 

an  das  PtofessorenkoUeglum  der  theologischen  Fakultät  der  k.  k.  Universität 

in  Krakau, 

<<belrtlteDd  die  Orgaolaatioii  der  theoloKlsclieii  FalmltilderUiilvcnitit 

in  ICralmn). 

Se.  k.  u.  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  Ah.  Entschl.  vuai  15.  August  I.  J. 
die  Errichtung  einer  ordenthchen  Lehrkanzel  für  Moraltheologie  und  einer 
auBerordentUchen  Lehrkanzel  fiir  Kirchenrecht  an  der  theok>gischen  Fakultät 
in  Krakau  ag.  zu  genehmigen  und  mich  zu  ermächtigen  geruht,  die  iMtreffende 
Auslage  in  das  Präliminare  pro  1ä81  einzubeziehen. 
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Zmgleich  haben  Se.  k.  u.  k.  Ap.  Majestät  der  gedachten  Fakultät 
1001  Sommersemester  des  Jahres  1881  ab  die  Ausübung^  des  Promotions- 
rtdites^)  zu  dem  theologischen  Doktorgrade  nach  Maßgabe  der  für  die 
übrigen  theologischen  Fakultäten  bestehenden  Vorschriften  ag.  zu  gestatten 
gerubt. 

Weiters  haben  Se.  k.  u.  k.  Äp.  Majestät  mit  Rücksicht  dirnuf.  daß 
hitnach  diese  Fakultät  in  ihrer  Einrichtung  den  übrigen  theo- 
logischen Fakultäten  gleichsU  hen  wird,  vorbehaltUch  der  verfas- 
sungsmäßigen Genehmigung  der  bezüglichen  Auslage  ag.  zu  bewiiligen 
geruht,  daß  vom  zweiten  Semester  des  kommenden  Studienjahres,  respektive 
vom  1.  Aprit  1861  ab  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  von!  19.  März  1872; 
ROBNr.  30*),  betreffend  die  Qehatte  der  Professoren  an  den  theologischen 
Fakultäten,  fOr  die  theologische  Fakultät  in  Krakau  mit  der  Maßgabe  in 
Wirksamkeit  treten,  daß  diesen  Professoren  der  Anspruch  auf  Quinquennal- 
Zulagen  von  dem  Zeitpunkte  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  erwächst 
und  sie  daher  in  die  erste  Quinquennalzuiage  mit  1.  April  18äö  einrücken. 

Endlich  hat  mich  Se.  k.  u.  k.  Ap.  Majestät  ag.  zu  ermächtigen  geruht, 
wegen  gesetzlicher  Regelung  der  Pensionsbehandlung  der  Professoren  an 
der  theologischen  Fakultiit  in  Krakau  eine  Gesetzesvorlage ^)  im  verfassungs- 
mäßigen Wege  einzubringen. 

Indem  ich  das  .  .  .  von  dem  Inhalte  dieser  Ah.  Entschließung,  durch 
weiche  die  seit  jähren  in  Schwebe  belmdiiche  Organisierung  der  theologi- 
schen FakuHat  ihrem  Abschlüsse  zi^fOhrt  wird,  in  Kenntnis  setze,  bemerke 
ich,  daß  die  Besetzung  der  neu  systemisierten  Kanzeln  selbstverstindUcfa  erst 
nach  verfassungsmäßiger  Genehmigung  der  betreffemlen  Auslage  erfolgen 
kann  und  daß  es  daher  rücksichtlich  der  Vertretung  der  fraglichen  Fächer 
vorläufig  bei  den  bisherigen  VerfHlgungen  zu  verbleiben  hat 

Ebenso  wild  die  Verfügung  wegen  Anweisung  der  erhöhten  Bezüge 
für  die  Professoren  der  theologischen  Fakultät  an  Stelle  ihrer  bisherigen  vom 
I.  April  ISSO  ab  nach  erfolgter  verfassungsmäßiger  Genehmigung  des  bezög- 
licbea  Mehraufwandes  zu  erfolgen  haben. 


VL  K.  k.  Ffnueeot-Uiilveriltit  in  Lcmbefig. 

1661.  f^r richtet  durch  dif  Stiftuni^surkundc  de'  Königs  Johann  Kasimir  vom  2t,JMnirK6i 
gmiten-Universität/.  —  17H4.  Umwandlung  in  eine  Staatsanstali  f2t,  OUobir  tfß^,  —  JVßf. 
tfmmumllung  In  dn  l^ftam  (S.  Aagmi  I805J.  —  ISJ0.  EeMang  tat  t/ntßtnUSt  oitf  «Amt  Mff»» 
Itgischen,  juridischen  und  phiiosopUscfien  Fakultät  (tl.  Mai  ISlö).  —  /89t.  Errichtung  der  medl- 
tiiäsehfn  FaJmttät  (Ah.  FntsehL  vom  2S.  Oktobtr  M^,  Sietu  10,  (Mr^  dir  ^raeMkhm 
Eianchtung  si*he  Nr.  11  bis  Nr.  I&J 


*)  Mit  Ak.  BnML  wm  IX  Augaat  tSifmuiU  die  BeJkgiU$  dir  Üuotogbekm  FakaUät  dtr 
KntoBer  Universität,  Doktoren  zu  promoviuw»  UupenJiert. 
*)  Vgl.  dir  drr'fit  i^fltfndfn  Ofhalfsfiarmcn  bei  Nr.  97. 
*)  Vgl.  hiezu  das  Uesetz  vom  14.  Mai  JOVQ,  RQBNr.  74  (s.  Nr.  170). 
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I.  Tdl:  Orimtoilloii  nnd  Venraltuiic. 


Np.  10. 

Aus  dem  Erlasse  des  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  27.  Oktober  1891, 

Z.  1939/KDM, 

an  den  Statthalter  für  Galizien, 

(betreffend  die  Aktivierung  einer  medizinischen  Fnknität  an  der 

Universität  in  Lemberg). 

Se.  k.  u.  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  Ah.  EntschL  vom  25.  Oktober 
1601  ag.  zu  genehmigen  geruhig  daA,  die  verfassungsmäßige  Bewilligung  der 
erforderlichen  JMittel  vorausgesetzt,  an  der  Universität  in  Lemberg  eine 

medizinische  Fakultät  mit  dem  Studienjahre  1S94/Q5,  und  zwar  zunächst 
mit  dem  ersten  Jahrgange  und  sohin  sukzessive  in  den  nächsten  vier  Jahren 
mit  je  einem  weiteten  Jahrgange  aktiviert  werde. 


Mr^ffi  imr  tprnchlithtn  Etnriehiung  4$r  UtdtinUättmiit  Krakau  aaä  Lemberg 
geUea  /»Igemle  Be^btmauigeii: 

Nr.  U. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  u.  U.  vom  9.  Oktotier  1868,  Z.  8809, 

an  die  Proiessorenkollegien  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichenFakultäten 

der  Universitäten  in  Krakau  und  Lemberg, 
(betreffend  die  Ausdehnung  der  Anwendung  der  polnischen  Sprache  als 
Vortrags-  und  Prüfungssprache  an  den  rechts-  und  staatswissenschaft- 
liehen  Fakultäten  der  Universitäten  in  Krakau  und  Lemberg). 

Se.  k.  u.  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  Ah.  Entschl.  vom  3.  d.  JM. 

ag.  zu  genehmigen  geruht: 

1.  daß  an  der  Krakauer  Universität  in  teihveiscr  Ändeninfr  der  Ah. 
Entgeh!.  \nm  4.  Februar  ISöP)  nebst  den  bereit'?  in  dicker  dvm  polnischen 
Vortrage  zugewiesenen  Lehrfächern  der  rechts-  und  stdatswissMischaftlichen 
Fakultät  auch  das  österreichische  Zivil-  und  Strafrecht,  Zivii-  und  Straf- 

')  Auf  Orund  Ah.  Enischl.  vom  4.  Februar  1861  wurden  mit  Erlaß  des  Staatsminisieriams  vorn 
13.  Februar  tS6i,  Z.  615,  bezüglich  der  UnterricMsspraclu  an  den  drei  weUUehen  FakuMien  der 
Krakauer  Uak/erdtät  mmt  der  bei  den  HieoreHxhen  Staatsprüfungen  daselbst  anatwendenden 
Spnuhe  besondere  BesHmmangett  erlassen. 

Hienach  «ollte  an  der  medizinischen  Fakiiltir  in  Zukunft  die  polnische  Sprache  die 
Unterrichtssprache  sein,  der  deutschen  Sprache  jedoch  beim  Unterrichte  die  wünschenswerte 
BcradtsIchdKoiic  xu  tefl  werden.  An  der  reelils-  und  «tntswlmafldieftliclien  PakolUtt  mlUe  dl« 
polnische  Sprache  als  L'nlerrfchtssprachc  fJlr  die  allgetnefnen  Lchrfäctier,  die  deutsche  Sprache 
Aber  eis  Unterrichtnpracbe  für  die  positiven  Osterreichischen  und  deutschen  Rechtsfächer  An- 
wendung finden.  An  der  pBUofophischen  Fticaltit  wnrd*  BmndillzHeh  dte  pidiitsde  Spndie 
als  Unterrichtssprache  bestimmt*  lAr  die  Gyiiinasiallehnmliknndidaten  tbcr  In  Bezuf  nuf  des 
Unterricht  in  der  deutschen  Sprache  besondere  Bcstimmunjfcn  getroffen. 

Rücksichtlich  der  Prüfungssprache  bei  den  theoretischen  StaatsprQfungea  warde  ange- 
ordnet, dafl  vor  den  PrUfungakoninilasIoneo  In  Kraken  die  IheoreHsehen  Staalaprilfaiigeii  von  den 
Recht^hf^rcrn  der  dorf  igen  f  lochschule  in  derselben  Sprache  abzulegen  sind,  In  welcher  die  OcgeD» 
Stande,  aus  denen  sie  abgelegt  werden  sollen,  voiKelrigen  werden. 
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icrfdiren,  dann  Handels-  und  Wecbsdrecht  anstatt  in  der  deutschen  fortan 

gfstemmäßig  in  der  polnischen  Sprache  vorgetragen  werde'); 

2.  daß  den  Rechtshörern  sofort  unbedingt  freigestellt  werde,  bei  den 
theoretischen  Staatsprüfungskommissionen  in  Krakau  und  Lembercx  die 
Prüfung  aus  jenen  Lehrfächern,  für  welche  an  der  betreffenden  Universität 
die  V^orträge  systemmäßig  in  polnischer  Sprache  gehalten  werden,  in  pol> 
aischer  Sprache  abzulegen; 

3.  daß  ebenso  den  Kandidaten  des  rechts-  und  staatswissemfchaftlichen 
Dolctorgrades  an  der  Krakauer  üniversüftt  freigestellt  werde,  unter  der  hier 
sab  2  enthaltenen  Voraussetzung  die  strengen  Prüfungen  in  pohiiscfaer 
Sprache  zu  bestehen. 

(Zusatz  für  Krakau) :  Die  Dozenten  der  betreffenden  Lehrfächer  werden 
hiemit  ^iifpfefonlert,  sich  bei  ihren  Vorträgen  in  denselben  fortan  der  pol* 
flischeo  Unterrichtssprache  zu  bedienen. 


Nr.  12. 

iis  dm  £riasse  des  Ministeriums  fQr  K.  a.  0.  vom  14.  Mal  1870. 

Z.  4034,  MVBNr.  87. 

an  den  Leiter  der  Statthalterd  fOr  Qalizien  und  Krakau. 

betrcBcnd  die  Vervollstindigiing  d«r  polnlschea  Vortrige  an  der 

Universilit  In  Krekan» 

Se.  k.  u.  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  Ah.  Entschl.  vom  30^  April  d.  J.  ag. 
zn  genehmigen  geruht,  daB  vom  Wintersemester  1870/71  angefangen,  soweit 
tnnlich  aber  schon  während  des  Sommersemesters  1870,  für  alle  Vorträge 
der  c^entlichen  und  außerordentlichen  Professoren  an  der  weltlichen  Fakul- 
täten der  Krakauer  Hochschule  die  polnische  Sprache  in  Anwendung  zu 
kommen  habe,  mit  alleiniger  Aiisnnhme  der  auch  künftig  in  deutscher  Sprache 
abzuhaltenden  Vorträge  über  deutsche  Sprache  und  Literatur.') 


Nr.  18. 

£ria£  des  Ministers  für  K.  u.  ü.  vom  11.  Juli  1871,  Z.  523/Pras., 

an  den  Statthaltereileiter  für  Galizien  und  an  den  akademischen  Senat  der 

Universität  in  Lemberg. 

(betreffend  die  Beseitigung  der  bisherigen  Beschränkungen  in  der  Ab- 
haltung polnischer  und  rutbenischer  Vortröge  an  der  Universität  in 

Lemberg). 

Se.  k.  u  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  Ah.  Entschl.  vom  4.  d.  M. 
ag.  anzuordnen  geruht,  daß  die  Beschränkungen,  welche  der  Abhaltung  von 

'1  Vgt.  hiezu  den  MinErl.  vom  14  Mn\  IPTu  7.  4034,  MVBNr.  87  fs.  Nr.  12),  be'rcffcnd 
die  Aosdehnung  des  Oebrauciies  der  polnischen  Sprache  als  Vortragsspracbe  an  der  Krakauer 
UBivcilIlU. 

*)  Hiedurch  wurde  der  unter  Nr.  11  abgedruckte  Ministerialerlaß  wesentlich  modifiziert. 
-  Mit  MinErl.  vom  19.  September  1871,  Z.  10.558  (s.  Sr.  64bJ  wurde  bei  den  StaattprOiuDgs- 
konunmionen  in  Krakau  die  pulnische  Oescbäftsspracbe  eingefflbrt 

UnhrcnHittgcsctic.  2 
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poltlisdien  und  ruthenischen  Vorträgen  an  der  rechts-  und  staatswissensdiafl* 
itcfaen  imd  philosophischen  Fakultät  der  Universität  in  Lemberpf  bisnun 
entgegfengcstandcn  sind,  gänzlich  zu  entfallen  haben  und  auf  die  Lehr- 
iianzeln  dieser  Fai<ultäten  in  Zukunft  nur  Kandidaten,  welche  zum  Vortrage 
in  einer  der  beiden  Landessprachen  vollkommen  befähigt  sind,  berufen 
werden  können. 

Die  Ah.  Absicht  Sr.  Majestät  ist  dahin  gerichtet,  dali  der  Lehre  der 
Wissenschaft  an  der  Lemberger  Universität  in  den  beiden  dort  einheimischen 
Landessprachen  ein  freies  Feld  geöffnet  werde.  Demgemäß  ist  es  nunmehr 
allen  jenen  Dozenten,  welche  einer  der  beiden  Landessprachen  mächtig  sind, 
sidt  aber  angesichts  der  bisher  bestandenen  Beschränkungen  in  ihren  Vor- 
lesungen der  deutschen  Sprache  zu  bedienen  bemüßigt  waren,  freigestellt, 
vom  nächsten  Wintersemester  an  polnisch  oder  ruthenisch  vorzutragen. 

Der  Habihtation  von  Privatdozenten,  welche  ihre  Vortrage  in  einer 
der  beiden  Landessprachen  zu  halten  beabsichtigen,  sollen  fortan  keinerlei 
Hindernisse  in  den  Weg  gestellt  werden.  Im  Gegenteile  werden  sich  die 
akademischen  Behörden  angelegen  sein  lassen,  das  diesfäilige  Streben  junger 
Kräfte  nach  Tunlichkeit  zu  unterstützen  und  zu  fördern. 

Am  wenigsten  darf  aber  von  ihnen,  wie  das  in  der  neuesten  Zeit 
vorgekommen,  gefordert  werden,  dafi  sie  die  von  ihnen  einzureichenden 
Habilitationsarbeiten  in  einer  anderen  Sprache  verfassen  oder  ihre  Probe- 
vorlesungen und  Kolloquien  in  einer  anderen  als  ihrer  künftigen  Vortrags- 
sprache abhalten. 

Wo  zurWürdigung  der  in  einer  der  beiden  Landessprachen  abgefaßten 
wissenschaftlichen  Arbeiten  bei  Habilitationsakten  oder  bei  Erstattung  von 
Besetzungsvorsehl  Ii?!,  n  die  dermaligen  Kräfte  der  ProfessorenkoUegien  nicht 
ausreichen  sollten,  gestatte  ich,  daß  sie  sich  in  jedem  einzelnen  Falle 
des  Beirates  von  Sachverständigen  bedienen. 

Ich  lade  den  k.  k.  akademischen  Senat  ein,  dafür  zu  sorgen,  daB 
einerseits  bei  Entwerfung  der  Lektionspläne  für  das  Wintersemester  t87l/72 
dem  vorstehenden  Grundsätze  Redmung  getragen  werde,  andrerseits  aber, 
daß  die  ausständigen  Besetzungsvorschläge  unter  genauer  Einhaltung  der 
betreffenden  Weisung  ungesäumt  anher  erstattet  werden. 

Fine  weitere  Fo]^e  dieser  Ah.  genehmigten  Bestimmung  ist  es,  daß 
von  nun  an  Ein^jabt  ii  m  polnischer  oder  ruthenisclur  Sprache  anstandslos 
entgegenzunehmen  und  von  Seite  der  akademischen  Behörden  die  nötigen 
Veranlassungen  zu  treffen  sein  werden,  dali  die  Erledigung  über  dieselben 
in  der  betreffenden  Landessprache  hinausgegeben  werden  kann.^ 

*)  Kandfcmaelit  in  dem  am  15.  |ttlt  1871  hcnuafefebcnen  MiniBteiialvcronlniiDgtblatle 

Stack  XI. 

*>  In  dem  an  den  StatOtaliereUeUer  gerichteten  trlasse  wurde  überdies  bemerkt:  Als  eine 
weitere  Folge  der  obigen  AllerhSdisteii  EnlsdillcSunff  mufl  et  bczdclmcl  wcnicn,  daS  die  zn 

der  jurisfischcn  und  philosophischen  Fakultnt  in  Bczfchunj:  «tehcndcn  Prafungskonimissionen 
entsprechend  zusammengesetzt  werden.  Es  darf  fürderhin  nicht  angehen,  dafi  Kandidaten,  welche 
«tch  den  StutsprOfangen  oder  der  Beflhigungsprtlfung  fSr  das  Lehramt  an  Mtttelflchiticii  In 

Lemberg  unterziehen,  genötigt  werden,  dieselben  in  der  deutschen  Sprache  zu  bestehen.  (Mit 
MinErl.  vom  12.  Oktober  1867,  Z.  8386,  waren  auf  Orimd  Ah.  lintschl.  vom  9.  Oktober  1S67 
Bestimmungen  über  die  Prüfungssprache  bei  den  theoretischen  Staatsprüfungen  in  Lemberg  ge- 
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Np.  14, 

Erlaß  des  Ministers  für  R.  u.  U.  vom  5.  Mal  1879.  Z.  6275. 

MVBNr.  aS, 

an  das  Rektorat  der  Universität  in  Lemberg, 
betreffend  die  Prflfuiigi-  imd  Amtssprache  «a  der  Lenberger  Universttit 

Se.  k.  tt.  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  Ah.  EntschL  vom  27.  April  d.  J. 
a^ .  zu  genehmigen  genih^  daß  die  polnische  Sprache  in  der  Art  und  Weise 
und  der  Ausdehnung,  in  welcher  dieselbe  durch  die  Verordnung  vom 
5.  Juni  1869,  LOuVR  vom  Jahre  1S60,  Nr.  24 'i,  bei  den  in  §§  1—3 
dieser  Verordnung  angeführten  Behörden  und  Ämtern  eingeführt  worden 
ist,  auch  als  Oeschäftssprache  der  akademischen  Behörden  der  Lemberger 
Universität  zu  gelten  hat. 

Weiters  haben  Se.  k.  u.  k.  Ap.  Majestät  ag.  anzuordnen  geruht, 
daB  ais  PrQfungssprache  bei  den  strengen  Prüfungen  an  den  welttidien 
Fakultiten  die  pofaiische  Sprache  angesehen  werde,  mit  alleüilger  Ausnahme 
der  Prüfung  aus  dem  deutschen  Rechte,  welche»  insolange  dieses  Recht 
noch  in  der  deutschen  Sprache  voi^getragen  wud,  auch  in  dieser  Sprache 
vorzunehmen  ist. 

Zugleich  bleibt  jedoch  den  Kandidaten  der  strengen  Prüfunp:en  gestattet, 
vorausgesetzt,  daß  die  nach  den  Bestimmungen  der  Rigoroscnnrdnnng  zur 
Teilnahme  an  dieser  Prüfnnfj  hcruiLiiLn  l'r(  t\  stören  der  betn-  llcnckn  Sprache 
mächtig  suid,  die  i-'rutuiig  auch  ui  der  deutschen  oder  ruthcnisciiea  Sprache 
ahznl^en. 

Hievon  setze  ich  das  Rektorat  zur  weiteren  VeranUissung  mit  dem 
Beifügen  in  Kenntnis,  daß  die  Handkataloge  und  Koltoquienzei^istdankette, 
weiche  zum  Gebrauche  der  nicht  in  polnischer  Spradie  vortragenden  Pro- 
fessoren bestimmt  sind,  in  der  bezüglichen  Sprache  auszufertigen  sind  und 
daß  den  anher  vorzulegenden  Sitzungsprotokollen  der  akademischen  Behörden 
stets  eine  deutsche  Übersetzung  beizulegen  ist 


Nr.  15. 

Aas  ilsffl  £rlasse  des  Ministers  fflr  iLo.  D.  Yom  5.  AprU  1882. 

Z.  5204. 

an  1.  den  Statthalter  für  Galizien,  2.  das  Dekanat  der  rechts-  und  Staats^ 
wissenschaftlichen  Fakultät  der  Universität  Lemberg, 

(betreffend  die  Vortragssprache  an  der  Univcrsitit  Lemberg). 

Was  .  .  .  den  Fortbestand  der  ruthenlschen  Lehrkanzeln  (an  der  Lem- 
berger Universität)  betrifft,  so  bemerke  ich,  daß  .  .  .  nach  der  gegenwärtigen 

troffen  worden,  welche  den  Oebrauch  der  polnischen  und  ruthenischen  Sprache  bei  der  rechts- 
histoHschen  und  judizieren  Staatsprüfung  erweiterten, >  Es  muB  ihnen  idcn  Kandidaten^  vielmehr 
die  Möglichkeit  eröffnet  werden,  sich  die  Priiiungissprache,  ebenso  wie  an  der  Universität  mit 
dm  Doicntni  auch  dl«  Vortragssprache«  zn  wlhlen.  HJcnacb  mitS  alfo  dne  RcorguiinermiK 
dtr  bestehenden  PrQfunj^kommitsionen  vorgenommen  werden. 
')  Abgedruckt  im  MVBNr.  62  ex  lä09. 

2* 
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Einrichtung  der  Lemberger  Universität  alle  Professoren  in  der  Regel  zur 
Abhaltung  der  ihnen  obliegenden  Vorlesungen  in  der  polnischen  Sprache 
verbunden  sind,  wovon  nur  in  jenen  Fällen  eine  Ausnahme  einzulrtten  hat, 
wo  durch  die  Regierung,  unbeschadet  des  für  jeden  Kandidaten  geltenden 
Erfordernisses  der  vollkommentn  Kenntnis  einer  der  beiden  Landessprachen 
eine  anderweitige  Bestimmung  getroffen  wird,  oder  bereits  friUier  getroHen 
wurde,  wie  dies  eben  in  AnseHuni;  der  in  Frage  stehenden,  f  fir  den  Vortrag 
in  ruthenisclier  Sprache  bestehenden  Lehrlcanzehi  der  Fall  ist 


Nr.  16. 

Aas  dem  Erlasse  des  Ministers  für  K.  u.  D.  vem  20.  Mftrz  1902. 

Z.  5S3/KDM, 

an  den  ic.  k.  Statthalter  IQr  Oalizien, 

(mit  weldiem  iindistclieiide  BctdiMsse  des  akademlsdieii  Senates  der 
Univcreltil  tu  Lembeiig  rar  Kenntnis  genommen  wurden): 

1.  In  Obereinstimmung  mit  dem  §  24  des  auf  Grund  Ah.  EniscfaL 
vom  29.  September  1850  erflossenen  MinErL  vom  1.  Oktober  1850, 
ROBNr.  370^,  sollen  die  Meldungsbficher  (Indices)  ausschUeßUch  in 
lateinischer  Sprache  ausgefertigt  werden.  Nur  der  Inhalt  der  Vorlesungen 
kann  in  derjenigen  Sprache  eingeschrieben  werden,  in  welcher  sie  gehalten 
und  in  dem  Lektionskataloge  angekündigt  werden.  Die  Rubriken  auf  dem 
Umschlage  und  der  ersten  Seite  des  Meldunpf«;buches  sind  daher  lateinisch 
auszufüllen;  die  Namen  der  Vortragenden  sind  in  der  Weise  einzutränken, 
in  welcher  sie  im  Lektionskataloge  angeführt  sind.  Die  eigenhändige  Ünter- 
schrift  der  Studierenden  unterliegt  nicht  diesen  Bestunnmngcu. 

2  In  Obereinstimmung  mit  dem  auf  Omnd  Ah.  EntsefaL  vom  27.  April 
1879  eigangenen  MinErl.  vom  5.  Mai  1879»  Z.  6275,  MVBNr.  33^ 
soll  für  alle  fibrigen  Universitätsdrucksorten,  insofern  dieselben 
nicht  lateinisch  sind,  die  polnische  Amtssprache  verbindlich  sein,  ausge> 
nommen  die  in  dem  obiitierten  Erkuse  taxativ  bezeichneten  Handkataloge 
und  Kolloquienzeugnisse,  welche  der  Vortragssprache  der  Professoren 
angepaßt  sind. 

3.  Alle  schriftlichen  Antworten,  welche  auf  schriftliche  Eingaben 
behänüigt  werden,  sollen  in  jener  Landessprache  hinausgegeben  werden, 
in  welcher  die  betreffende  Eingabe  verfaßt  isf) 

')  Allgemeine  Studfcnordnunp  fs.  Nr.  365J. 

*)  Anlqfiüch  einer  Besehwerde  ruthetUscher  Studtertiuier  der  Universität  in  Lemberg  wegen 
Vifwelgenng  der  AasaieUiatg  nm  In  ru^eidsdter  Sßreeke  abgefi^en  LegMmtiÜwMmiea  Mwvtr 

in  dm  Entsc)ieUirirn;s^rüiidfn  zum  fahweisUchrn)  Erkfnritnixsf  dfs  Rfichstj^richtes  vom  22.  April  1904, 
Z.  137,  folgendes  bemerkt:  Aus  den  gesetzlichen  Bestimmungen  (Oesetz  vom  27.  April  1873. 
ROBNr.  63,  betreffend  die  OrganisAtion  der  akademischen  Behörden)  ergibt  sich,  daß  die  im- 
matrikulierten Studierenden  einer  Univenität  gcgenOber  dm  üniversititsbchSrden  (Profestoren- 
kollciiium  mit  Dekan,  akadctni^chcr  Senat  mit  Rektor^,  deren  Bcauf^ichfijfunp  und  nK/ipHnar- 
gewalt  sie  unterstellt  sind,  als  Parteien,  das  Ist  als  autierhalb  des  Universitätsverbandes  stehende 
Pcrnntn,  nicht  lageseben  «erden  Manen,  daher  avch  im  Vcrkdir  mit  demclbcn  nnr  Jene 
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VII.  K.  k.  Franz  Josef-Univeraitit  in  Czernowitz. 

Nr.  17. 

Gesetz  vom  ai.  Marz  1875,  RQBNr.  40.  MYBNr.  19, 

mit  welchem  die  Errfchtun^sr  einer  Universit&t  in  Czernowitz  angeordnet 
nnd  die  systemmäflii^e  erste  Gehaltsstufe  der  Prof essoren  an  derselben 

festgesetzt  wird. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrates  finde  Idi  anzuordnen» 
wie  folget; 

§  1.  Es  wird  eine  Universität  in  Czernowitz  errichtet,  welche  ihre 
WirlEsamkeit  mit  dem  Wintersemester  1875/76  zu  beginnen  hat. 

Die  Unterrichts-  ttnd  Oeschäftssprache^i  derselben  ist  die  deutsche. 

§  2.  Die  systemmaliige  erste  Gehaltsstufe  der  ordentlichen  [-"rotessuren 
derselben  beträgt  an  der  theologischen  Fakultät  1400,  an  den  anderen 
Fakultäten  1800  Oulden.^) 

§  3.  Mit  der  Vollziehung  dieses  Gesetzes  ist  der  Müiister  fflr  Kultus 
nod  Uiiierridit  beauftragt 


Voncfarihen  mafiKebcud  find,  welche  fflr  ^e  Oacbifiiipcaehc  oder  fBr  die  Sprache  de»  Inneren 

Oientte«  bc«ftchcn. 

Die  den  Studierenden  der  Universitäten,  in»besondere  auch  jenen  der  Universität  in 
hoAu^,  eef  Omnd  von  BeechlOficn  des  tkadcoriedien  Seaelei  amcef otgicn  LcffMmatitmskertcn 

Trerdcn  anl3flHch  der  Inskription  denselben  von  der  akademischen  Behörde  zu  dem  Zwecke 
ausgefertigt,  um  dJeStadiercndeo  eis  Angehörige  der  Univenitit,  racksichtifch  als  imnatrikulierte 
SiwHcraide  in  den  PeknltiUcn  zn  kennzetcfanen  nnd  ilt  toldie  lu  legitimieren.  Dleedben 
können  daher  zweifellos  auch  nur  als  solche  Dokumente  angesehen  werden,  welche  im  inneren 
Dienstbereiche  der  akad<'mf'?rhen  Behörden  von  dicon  für  die  ihri:r  Leitung  tinJ  DN/ipIir!  unter- 
stellten üniversitätshörer  ausgestellt  werden,  weshalb  aut  dieselben  nur  die  tiir  die  ücschäfts- 
fpcMhe  dieser  afeedenitadicn  BehlMen  beelehendcn  Voracbriften  Anwendnnf  sn  linden  haben. 

In  analoger  VTfisr  hnt  <:ich  J.:?  RdchsgerieM  in  sei/irm  Erkenntnisse  vorn  22.  April  tOOt, 
Z.  IX,  atdäßUeh  der  Beschwerde  ruthetüschtr  Studierender  der  Lemberger  Universität  wegen  Ver- 
wügerang  der  Vorlesung  der  Angetobrntg^ormel  bei  der  Immairikalaäon  tn  ruthenischer  Sprache 
ausgesprochen :  Der  nach  §  17  des  MInEri.  vom  1.  Oktober  1850,  ROBNr.  370  (Allgemeine 
Studienordnung)üb€r  Anordnunsj  desRclctors  «tati'fndendc  feierliche  Immatrikulationsakt  .  .  .  kann 
oicht  als  ein  Akt  des  Partcienverkehres,  sondern  nur  als  eine  im  inneren  dienstlichen  Verkehre 
nrfidn  den  UnIvenHiHbehSrdcn  und  den  StndIcrendeB,  «ctche  durch  Ihre  Imnutrlkulalton 
AngehÄrijrc  der  Universität,  bczichunp-'welscdcrbctreffendcn Fakultät  gewurden  -■-.I-aä.  >(att^ndendc 
Feierlichkeit  angesehen  werden,  bei  welcher  daher  euch  nur  die  über  die  Sprache  des  inneren 
Ncaelet,  die  OesASHeipredie  der  ikidcndschen  Bchfirden  geltenden  Vortehrfften  Anwendung 
n  finden  haben. 

Frk.  de«  Peirh«^prichtC5  vom  25.  April  1901,  Z.  163  (Ztschr.  f.  Vcrw  XXXIV.S.  155,  Nr.  37): 
Dadurch,  daß  durch  das  Oesetz  vom  31.  März  1875,  ROBNr.  4U,  über  die  Errichtung  der 
IMfcnHIt  in  (^cmowllz  die  denteche  Spreche  ale  Unterrichte-  und  Oeediiftisprache 
normiert  wurde,  ist  die  davon  verschiedene  Frage  nicht  mit  cnt^ichicdrn  worden  velcher  Sprache 
ikh  dritte,  nicht  im  Universititsverbande  stehende  Personen  in  ihrem  Verkehre  mit  dieser 
Unlvenltit  zu  bedienen  haben.  OemiS  Art.  XIX  des  StOO  vom  21.  Dezember  1867, 
R(ffiNr.  142.  dOrien  die  öffentlichen  Ämter,  daher  insbesondere  auch  die  Behörden  der  Universität 
Czernowitz,  soweit  sie  zur  Erledigung  adniinislrativer  Angelegenheiten  berufen  sind,  die  An- 
Bafame  von  Eingaben  nicht  verweigern,  weiche  in  einer  der  in  der  Bukowina  landesüblichen 
Sprachen,  hitbeeondere  In  der  mthenhdien  Sprache,  verfaflt  shid. 
•}  VgL.  Q«s9tt  wom  t9,  Sefitemter  IWS,  ROBSr,  »7  (s.  Nr.  9t). 
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I.  Teil:  Orginfsatloa  und  Vcrvtltwiff. 


Anhang. 

Die  als  Rette  anfgehobencr  Uohrenititeii  bettehcnden  theologis^cn 

Faknltlteii  In  Olmfitz  und  Saliburir« 

/.  OlmQtz.  1570.  Biseftof  VOhflm  Pnuiaen^  saftet  eine  Uahenitat  unter  derLei^Mi 
4es  Ordens  der  Gesellschaft  Jesu.  Bestätigt  dmnk  PufHi  Ortgor  XNI.  am  1J.  Februar  1572  mä 
vom  Kaiser  Maximilian  ff.  am  22.  Dezember  f^73.  —  1617,  Bestätigung  und  Erweitemnfj  der 
Univtrsitätsprinlegien  durcli  Kaiser  Matthias  am  Ib.  November  16i7.  —  1778.  Übertragung  der 
UtUverMU  nadi  Bribui  (HeßMref  4»r  Kaberin  Maria  Tha^ttkt  ttotn  2t.  Mai  1778).  —  /TS/. 
Aaßiebung  der  Universität  in  Brünn  und  Verlegung  derselben  als  Lyzeum  (mit  theologiscften  Vor- 
tilgen)  nach  Olmütz  (Hojdekret  des  Kaisers  Josef  II.  vom  14.  September  mi).  —  1827.  Erhebung 
gar  Universitdt  durch  Kaiser  Franz  I.  (Ah.  EntscM.  vom  11.  März  1827).  —  1851.  AMtfhebang  der 
phOonphtiehm  FakaUät  (Ah,  EttlaehL  mm  9.  OMober  t85i).  —  ISIS.  Aiiflieimig  der  neektt'  aad 
staat$mls$ea$eb^lltteken  FabOUi  (Ah.  EnttebL  vom  tO.  August  1855). 

II.  SaMurg.  r6f0.  Erhebung  der  OyrnnasiaUrhranstaU  der  vereinigten  Benedikiinrr- 
Ordenasiifte  in  Salzburg  durch  Fürstenbischqf  Paris  von  Lodron  zur  Universität  Mterliütorporierung 
der$eUen  in  den  Baudiktinerorden.  BeMItgi  durtb  Kaiser  Ferdbund  It.  am  9.  Mdrs  töao  und 
durdkPapst  Urban  VIII.  am  17.  Dezember  t62D.  —  1810.  Aufhebung  der  Universität  durch  die  königlich 
bayerische  Regierung  und  Umwandlung  in  ein  Lysen m  f3t.  Dezember  1810).  —  1818.  Errichtung 
eines  Lyzeums  mit  theologischer,  philosophischer  und  mediziniscfi-cltirurgischer  Anstalt  unter 
Kaiser  Frans  I.  mä  dem  Raekte  der  ErteOuag  des  IkeMosßubenmidtMUmtitMseben  Deklor}gradm 
(Ah.  EntschL  vom  1.  September  1818).  —  1850.  Aufhebung  des  bisherigen  Lyzeums  und  Bestätigung 
der  thealogischen  LehranstaU  als  Fakultät  (MinErL  vom  18.  Oktober  t850,  Z,  7356).  -  J871. 
Auflassung  der  audlüaitdt-eMrurgiscken  LebremtaU  (Ab.  CntubL  tww  3b.  März  Kit), 
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A.  Organisation  der  Universitäten. 


1»  Oi^anisation  der  akademischen  Behörden. 

a)  Organibauunsgesetz. 
Nr.  18. 

6fS8U  vom  27.  AprU  m  RGBMr.  63.  MVBNr.  54, 

betrcfltod  die  Oi^ganlsatfoii  der  «kademischen  BdiSrdeii.^) 

Mit  Zustimmung  der  beiden  Hiuser  des  Reidisrates  finde  Ich  an- 
mofdnen,  wie  folgt: 

§  1.  Die  Universititen  gUedeni  sich  in  Abteilungen,  welche  den  Namen 

Fakultät  führen. 

Die  Fakultäten  bestehen  aus  den  Lehrerkollegien  und  den  immatri- 

kttUerten  Studenten. 

§  2.  Das  Lehrerkollegium  einer  Fakultät  besteht  aus  den  sämtlichen 
ordentlichen  und  außerordentlichen  Professoren,  den  Privatdozenten  dieser 
Fakuhät  und  den  Lehrern  im  engeren  Sinne  des  Wortes. 

Die  ordentlichen  und  außerordentlichen  Professoren  werden  vom  Staate 
bleibend*)  angesteltt. 

Pkivatdozenten*)  sind  nicht  vom  Staate  bestellte,  sondern  von  diesem 
nur  zugelassene  Lehrer  Sie  erwerben  durch  die  Zulassung  das  Recht, 
ihre  Vorlesungen  an  der  Universität  öffentlich  anzukfindjgen  und  in  einem 
Hörsaale  derselben  zu  halten. 

Lehrer  im  enpcrcn  Sinne*)  sind  dicienifren,  welche  nicht  eine  Wissen- 
schaft vertreten,  sondern  eine  Kunst  oder  Fertigkeit.  Dazu  gehören  auch 
die  Lehrer  lebender  Sprachen,  insofern  sie  diese  nicht  vom  wissenschaft- 
tichen  Standpunkte  aus,  sondern  zunächst  für  den  praktischen  Gebrauch 
ai  lehren  halien. 

'}  Dieses  QeseU  ist  an  iUe  Stelle  des  provisorischen  üeseUes  über  die  Organisation  der 
ttaäewdtekgm  Btkdnten  vom  SB.  September  /StfS,  ROBNr.  40t,  getretat. 

Durch  diese  gesetzliehe  Bestimmung  ist,  wie  der  MinErl.  vom  20.  Juni  1689,  Z.  632t, 
ff.  Sr.  iDfiß  ausffihr!,  d;r  durch  das  Ah.linndsrhreiben  vom  SrntembcrISDb  einaejührte  EiarieUulg 
des  Probetriennmms  aiier  neu  angestellten  Leiirer  nicht  außer  Kraß  gesetzt  worden. 

>)  VgL  Nr.  mu.f.  ^  Die  PrlmMaeeHHir  bt  Mne  StaaiemiHelbuig  (Efk.  des  VOH  vom 
13.  Mai  I8S0,  Z.  906,  ßudw.,  IV,  772).  —  Ober  Ansprüchr  eines  Privaidozenten  an  einer 
UmmsitM  gegen  das  Ärar  auf  Erttttattg  einer  Retauneraüoa  für  Vorträge  hat  lediglich  das 
MdtagerteM  tm  erkennen.  (Beeehbtfi  des  VOH  tom  IB.  Oktober  19»,  Z.  mt.  Exehtbe 
Semmäing,  II,  I469.J 

•>  V'i'/.  Sr.  2y}  u.  /.;  inshr^nndere  den  Min  tri.  vom  3t  M  /  1899,  Z.  9830,  MVBNr.  2i 
s.  Nr.  SOOJ  betrejjend  die  Stellung  der  Lehrer  im  engeren  Sinne  an  den  Universitäten. 
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§  3.  Lehrer  an  einer  Fakultät,  welche  fiber  DiszipIlDen  einer  anderen 
ztt  lesen  wünschen,  bedürfen  hiefür  der  Zustimmung  der  letzteren.^)  In 
Ermanglung  einer  Verständigung  hierüber  entscheidet  der  akademische 
Senat,  von  welchem  die  Berufung  an  den  ünterrichtsminister  ergriffen 
werden  kann. 

S  4.  Aus  dem  LLhrcrkollegium  ii<J<  r  Fakultät  e^eht  das  Professoren- 
koikgiurn  als  die  unmittelbar  leittuiit  Behörde  derselben  hervor. 

§  5.  Das  Profes? i  rciiküllegium  besteht  aus  den  sämtlichen  ordent- 
lichen und  außerordentlichen  Professorea,  doch  darf  die  Zahl  der  letz- 
teren die  Hälfte  der  Zahl  der  erstcren  nicht  übersteigen.^) 

Wäre  dies  der  Fall,  so  treten  diejenigen  aufierordentUdien  Professmn 
em,  welche  an  Dienstjahren  in  ihrer  Eigenschaft  als  auBerordentliche  Pro- 
fessoren die  älteren  sind. 

Um  die  Interessen  der  Privatdozenten  im  leitenden  Lehrkörper  zu 
vertreten,  haben  zwei  derselben  in  ihm  Sitz  und  beratende  Stimme  in 
allen  *)  zu  verhandelnden  Angelegenheiten. 

Eine  beschließende  Stimme  «teht  ihnen  nur  in  den  in  §§  6  und  10 
bezeichneten  Fällen  zu. 

Es  müssen  jedoch  diese  Privatdozenten  bereits  wenigstens  durch  zwei 
Semester  in  der  Fakuhät  als  Privatdozenten  lehren.*)  Sind  der  in  solcher 
Weise  zum  Eintritte  Befähigten  mehr  als  zwei  vorhanden,  so  wühlen 
samtliche  Privatdozenten  aus  den  zum  Eintritte  Befähigten  jährlich  ihre 
beiden  Vertreter  in  den  leitenden  Lehrkörper.*) 

§  6.  Der  leitende  Lehrkörper  wählt  jährlich  aus  der  Zahl  der  in 
ihm  enthaltenen  ordentlichen  Professoren  seinen  Vorstand,  welcher  den 
Namen  Dekan  führt. 

An  der  Wahl  nehmen  auch  die  beiden  Privatdüzenten  teil,  welche 
im  Professorenkollefrium  sitzen. 

§  7.  Zur  üulugkeil  der  Wahl  ist  absolute  Stimmenmehrheit crtorder- 

lich,  kommt  sie  auch  bei  wiederholter  Wahl  nicht  zu  stände,  so  wird  zur 


V'l^l.  dendurch  dfr-rRr-firrwnanijn^iiifirirrfr-i  Min  Frl.  V0m2(i.Mai  JS6S.  Z.  4108  fs.Sr.  150). 
*)  ErtäuUrt  durch  MiatrL  vom  9.  Februar  16Ö4,  Z.  109B,MVBNr.  S  (s.  Nr.  3SJ.  Es  unter- 
liegt kebum  AnUande,  einen  4tm  Pn^/Heomdtoae^u»  nkhf  migeMrenden  ta^ierordenttlehMn 
Pnfeesor  zu  den  Beratungen  des  Pro/essorenkoUegiums  mit  beratender  Stimme  zuzuziehen,  sofern 
dies  nach  dem  Oegenstande  der  VerhandlBng  wäa$cbeaamert  erseheint,  (MinärL  vom  9,  Äprü  1809, 
Z,  SOOZJ 

Naeh  dem  noek  derteU  gellenden  Punkt  S  dea  MInEH.  vom  2  OkMer  mSS,  Z.  tS.t6Z 

RGBSr.  172,  haben  A\z  -cnttrn  der  gerichtlichen  Medizin  und  der  Sfaat?rcchnung«iwis;c-n -rhaft. 
insofern  es  Rücksichten  aut  den  Unterricht  und  die  Disziplin  erfordern,  zwar  den  Sitzungen 
des  recliti-  vnd  flla«M«lMtiiteliafdldi«ii  Profcffloraikollcgtam  mft  Sitz  and  Stinmc  bebmwolmca, 
•Ind  aber  im  flbri^^cn,  auch  wenn  sie  als  PnrfcflWren  angestellt  sind,  unbeschadet  ihres  Ranges 

and  Titel«,  nicht  Mtt'^lifdcr  dc^  KoUc^iium^.  wenn  sie  nicht  Doktoren  der  Rechte  sind. 

ts  macht  keüien  Unterschied,  ob  diese  Angelegenheiten  dte  Interessen  der  Pritaidozenten 
herül^m  oder  nkM.  (MInAkf  Z.  7079  ex  nS9.) 

'i  Das  von  einem  PrivarJ.<-,-::t,-.-:  rinmal  eruvrhene  fnissivr  Wahlrecht  bleibt  bn  PaOf  det 
Übertragung  der  venia  docendi  an  eine  andere  UnivenUät  au/recht.   Vgl.  Nr.  30, 

*)  Bezüglich  des  Vorganges  bei  der  Wakt  der  Vertreter  der  PrlnttiAwitm  egL  die  MInCri. 
vom  4.  März  1870,  Z.  7453.  ex  1869.  MVBNr.  40  (s.  Nr.  28J,  vom  8.  fvAfW  JMS,  Z.  ITSf 
MVBNr.  4  ß.  S'r.  »J.  urtd  vom  20.  November  im,  Z.  22.712  fs.  Nr.  44), 

')  Über  die  Berechnung  der  Maiorität  der  Stimmen  vgl.  Nr.  37. 
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eueren  Wahl  geschritten,  in  welche  nur  diejenigen  eint>ezogen  werden, 
wckhc  in  der  zweiten  Wahl  die  höchste  Stunmenzahl,  oder  wenn  deren 
sieht  mehrere  sind,  die  beiden  höchsten  Stirn meozahlen  hatten. 

Führt  auch  sie  nach  dreimaliger  Wahl  zu  keinem  Resultate,  so  eot- 

scheidet  der  akademische  Senat  zwischen  den  in  die  engere  Wahl  ein- 
iKZC^enen  Kandidaten.  Der  abtretende  Dekan  kann  wieder  gewählt  werden. 

§  8.  Nur  der  abtretende  Dekan  kann  die  Wahl  ohne  Angabe  von 
Gründen  ablehnen,  jedes  andere  Mitglied  hat  die  Gründe  seiner  Ableh- 
nung anzugeben,  über  deren  Zuiässigkeit  die  Wählenden  ohne  Debatte 
alKtimmen.^) 

Fillt  die  Ahstimmung  gegen  den  Ablehnenden  aus,  so  kann  er  die 
Bcniftuig  an  den  alcademiachen  Senat  emlegen,  welcher  über  die  Zuläsaig- 
keit  der  Ablehnung  definithr  entscheidet 

§  9.  Aus  den  ProfessorenkoUegien  geht  der  akademische  Senat  hervor. 

Er  besteht  aus  dem  Rektor,  dem  Prorektor  (Rektor  des  letztver- 
flossenen  Jahres),  den  sämtlichen  Dekanen  und  den  Prodekanen  (Dekanen 
des  letztverflossenen  Jalires)  und  noch  je  einem  Mitgliede  aus  jedem 
Professorenkollegium. 

Die  letzteren  Mitglieder  werden  bei  Oelefrcnheit  der  Dekanswahl  von 
den  ProfessorenkoUegien  auf  drei  jahic  geuatilt-j  und  sind  auch  außer- 
ordentliche Professoten  hiezu  wäMbar.  Die  austretenden  Mitglieder  sind 
wieder  wählbar.  Für  die  etwaige  Ablehnung  dieser  Wahl  gelten  die  Be- 
sthnmungen  des  §  8. 

§  la  Der  Rektor  wird  jährlich  aus  der  Zahl  der  aktiven  ordent- 
Qdien  Professoren  simtUcher  Fakultäten  gewählt  Der  austretende  Rektor 
kann  wieder  gewählt  werden. 

£Ke  Wahl  geschieht  durch  die  Professorenkollegien  mit  Einschluß  der 
in  sie  aufgenommenen  Privatdozenten.  Zu  diesem  Zwecke  w.ihlt  iedcs 
Profcs?orenkollegium  aus  sich  vier  Glieder,  von  denen  zwei  (»rdentliche 
Professoren  sein  müssen,  zwei  aber  auch  außerordentliche  Proüessoren  oder 
Privatdozenten  sein  können.') 

Die  so  Gewählten  versammein  sich  unter  dem  Vorsitze  des  abtreten- 
den Rektors  und  wählen  in  der  für  die  Wahl  der  Dekane  (§  7)  bezeichneten 
Weise  den  Rektor.^)  Wenn  die  engere  Wahl  zu  keiner  Entscheidung  ffihrt, 
so  entscheidet  das  Los. 

Lehnt  der  Gewähhe  die  Wahl  ab,  so  ist  zu  verfahren,  wie  im  gleichen 
Falle  bei  der  Wahl  des  Dekans;  die  Berufung  geht  an  den  Unterrichts- 
minister. 

•)  Dk  OttfmAmt  der  HkadeaUsdttm  Änä^  gMM  n  ätm  ^fttOMMte  «btga  >Mm  Mt- 

gtUäes  des  Professorrnkollf^iums  (s.  Nr.  39). 

')  Ober  den  Vorgang  bei  der  Wahl  der  Mitgiieder  des  akademischen  Senates  (Senatoren) 
■ft  Hr.  32;  über  die  Vornahme  der  Ersatzwahl  tm  Falle  des  Ausscheidens  eines  Senators  vgl,  Nr.  33, 
CHe  atu  den  PnfmomAeUeglea  in  den  Senat  eaä&iäeten  MttgUeder  äaä  tUM  als  tUmätäatt 
des  ProfessorenkollegiamM  atumehen  (s.  Nr.  22/. 

Über  den  VM^uig  bei  der  Wahl  der  WalUmänner  für  die  Rektorswahl  vgl.  Nr.  32;  hin- 
«Ulfie*  der  Zthkuig  der  Stimmen  bei  der  Wahlmäimerwaht  vgL  Nr.  43. 

')  Die  Wahlmänner  sind  zum  Erscheinen  bei  der  RektorswM  gesettUch  weepßlehM  und 
babeu  bei  Jedem  Wakigange  ihre  Stimme  abzugeben  (s.  Nr.  4^. 
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§  II.  Die  Fähigkeit,  zu  akademischen  Würden  gewählt  zu  werden, 
ist  von  dem  Glaubensbekenntnisse  unabhängig. 

§  12.  Die  Konstituierung  der  akademischen  Behörden  geschieht  für 
jedes  Studienjahr  in  der  zweiten  Hälfte  des  vorletzten  Monates  des  Studien- 
jahres; sie  ist  mit  den  Wahlprotokoilen  unverzüglich  dem  Unterrichts- 
minister zur  Bestätigung:  vorzuiegen.'i 

Die  neuen  Behörden  treten,  wenn  sie  die  Bestätig'ung  erhalun  haben, 
acht  Tage  vor  dem  Beginne  des  neuen  Studienjahres  in  Wirksamkeit;  bis 
ZU  ihrem  Eintritte  fungieren  die  früheren  Behörden;  die  feierücfae  In- 
stallation, wo  eine  solche  üblich  ist,  findet  beim  Begmne  des  Studien- 
jaltres  statt*) 

§  13.  Bei  dem  Abgange  oder  bei  Verhinderung  des  Rektors  wird 
derselbe  durch  den  Proreictor  und  dieser  durch  den  Dekan  jener  FakuHat, 
aus  welcher  der  Rektor  hervorgegangen  ist,  und  unter  gleichen  Umständen 
in  den  Professorenkollegien  der  Dekan  durch  den  Prodekan,  dieser  aber 
durch  den  im  Amte  ältesten  ordentlichen  Professor  vertreten. 

Ist  ein  akademischer  Würdenträger  in  dauernder  Weise  an  der  Er- 
fülhinc:  seiner  Funktion  gehindert,  so  hat  das  betreffende  Kollegium, 
beziehungsweise  der  akademische  Senat,  darüber  zu  entscheiden,  oh  eine 
Neuwahl  vorzunehmen  oder  die  Stellvertretung  auf  Orund  der  voran- 
gehenden  BestimniLiiigLii  dieses   Paragraphen  fort/uiuhrcii  sei. 3) 

§  14.  Das  Professorenkollegium  versammelt  sich  zu  regelmäßigen 
oder  außerordentlichen  Sitzungen  au!  Einladung  des  Dekans. 

Seinen  Wirkungskreis  bilden  alle  Unterrichts-  und  Disziplinarange- 
legenheiten,  welche  nicht  ausschließlich  dem  akademischen  Senate  vor- 
behalten sind.-*) 

Insbesondere'^)   stellt  jeder  einzelnen  Fakultät  zu: 

1.  Die  nächste  Sorge  für  die  Vollständigkeit  der  Lehrvorträge  auf 
dem  ihr  anvertrauten  Ocbietc  der  Wissenschaften  und  dns  Recht,  für  Be- 
setzung von  Professuren  Anträge  an  den  Unterrichtsminister  /u  stellen; 
auch  hat  sie  inslu^ondere  das  Vorleseverzeichnis  für  jedes  Semester  so 
zu  ordnen,  daß  jeder  Studierende,  weicher  die  gesetzliche  Zeit  an  der 

'  nie  Anträge  auf  liestiltiirvng  der  Wahlen  aller  akademischen  Funkt io^i.lrf  -,nr.>  Jrr 
Prisatdosentenvertreter  in  den  Pro/essorenkoUegien  sind  in  einem  einzigen  Berichte  vereinigt  in 
Vortage  tu  hringen  fs.  Sr.  45). 

•)  Die  Inaugurationsfeier  des  Rtkton  der  i'niversUMt  in  Curnowitz  wurde  auf  Orund 
Fteichlussfs  dfs  akademischrn  Senatrs  vom  18.  Juni  l'Xil  von  nun  an  auf  den  2.  De.-frvhrr  als  den 
Tag  des  Regierungsantrittes  Sr.  Majestät  des  Kaisers  und  der  stattgehabten  Jubiluumsjeier  der 
VnhvnUSt  fmoj  rertegt. 

')  Im  Falle  einer  Srnw.il.l  Rekton  ist  die  VTah!  dr.rch  von  den  ProfessorenkolUfgtan 
neu  at  wähtenäe  Wahlmänner  vorzunehmen.  (MinErL  vom  9.  Oktober  19)6,  Z.  SHM6.J  —  Dtr 
ProreUw  nnd  PmMmt  M  itfcaurlr  dureh  dte  WaM  tu  besOmtaeH  fs.  Nr.  3S  und  Nr.  36J.  Bei 
trnchiung  neuer  Uidw^UUtU  und  neuer  Fakultäten  wird  jedoch  notwendigerweise  von  dieser 
Anordnuni;  t'ms^anQ  genommen.  -  Die  Resignation  eines  vom  l'nterrichisministeriuM  hffMffgten 
akademischen  Funktionärs  bedarf  der  Zustimmung  dieses  Ministeriums  (s.  Nr.  40). 

<)  SiO»  auek  MluErt.  vom  S.  JuU  t98t,  Z.  648S  f».  Nr.  366/,  Punkt  V. 

Die  Punkte  1  5  sind  nicht  als  eine  ia.xative  Aufzählung  der  in  den  Wirkunt^skreis  des: 
PrqfessorenkoUegiums  fallenden  AngelegeaheUen  anzusehen  (MinErL  vom  S.  April  JS07, 
Z.  STtiKÜMJ. 
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Faknltit  zubringt»  Oelcgcnhett  habe,  die  sämtlichen  Hauptflcher,  und  zwar 
voo  Professoren  zu  hören. 

2.  Die  nächste  Obsoige  für  die  an  ihr  bestehenden  Seminarien,  Anstalten, 
Ittstittite,  Sammlungen,  sonstigen  wissenschaftlichen  Hilfsmittel,  soweit 
dieselbe  nicht  den  Leitern  dieser  Institute  obliegt. 

3.  Die  Aufsicht  über  die  bei  ihr  inskribierten  Studierenden. 

4.  Die  VerleihiiniT  des  Doktorates  unter  Autorität  der  Universität. 

5.  Die  Erteilung  von  Gutachten^)  über  Gegenstände,  welche  ihrem 
Gebiete  angehören. 

§  15.  Jeder  Professor,  welcher  Mitglied  des  ProfessorenkoUegiums  ist, 
hat  die  Pflicht,  bei  den  Versammlungen  deaseHien  zu  ersdieiaen  oder  sehi 
Wegbleiben  zu  entscfanUigcn. 

Ober  die  Zulässigkeit  der  angeführten  Entschuldignngsgrfinde  urteilt 
der  Lehrkörper  ohne  Debatte;  das  Urteil  wird  im  Protokolle  venceicbnet. 

Erscheint  ein  Professor  in  drei  aufeinander  folgenden  Sitzungen  nicht, 
ohne  daß  seine  Abwesenheit  dem  Lehrkörper  gerechtfertigt  erscheint,  oder 
bleibt  er  überhaupt  haufic^  wcs^,  so  ist  der  Dekan  verpflichtet,  ihn  schriftlich 
zum  Erscheinen  aufzulordt-rn  und,  wenn  dies  ohne  hrfolg  ist,  dem  akade- 
mischen Senate  die  Anzeige  zu  machen.  Ist  auch  dies  fruchtlos,  so  hat 
der  akademische  Senat  Bericht  an  den  Unterrichtsminister  zu  erstatten. 

§  16.  Zu  euiem  gültigen  Beschlüsse  Ist  die  Anwesenheit  der  Hilfte 
der  Professoren,  welche  Mitglieder  des  KoUeghims  sind,  notwendig. 

§  17.  Gegen  das  Ende  jedes  Studienjahres  beruft  der  Dekan  samtliche 
Lehrer  mit  EinschluB  aller  Privatdozenten  und  der  Lehrer  im  engeren  Sinne 
(§  3)  zu  einer  allgemeinen  Versammlung,  in  welcher  die  Wünsche  und 
Antr,i>c  aller  Gegenwärtigen  in  Betreff  des  Unterrichtes  und  der  Disziplin 
vor/uhrini^tn  iirul  zu  besprechen  sind. 

Das  I^rotokull  der  Versammlung,  über  dessen  Inhalt  das  Professoren- 
koUegium  m  einer  darauitoigcnden  Sitzung  sein  Outachten  abzugeben  hat, 
wird  mit  diesem  Outachten  an  das  Ministerium  eingesendet. 

§  18.  Der  Dekan  ist  der  Vorstand  der  irakultät  und  der  Vorsitzende 
des  ProfessorenkoUegiums,  er  trägt  zunächst  die  Verantwortlichkeit  für 
die  Vollziehung  der  betreffenden  Gesetze  und  Verordnungen,  er  hat  daher 
die  Pflicht,  diese  Vollziehung  zu  beaufsichtigen,  auf  JMängel  in  derselben 

aufmeiicsam  zu  machen,  sie  zu  rügen  und  nötigenfalls  dem  akademischen 
Senate  und  dem  iVUnisterium  zur  Kenntnis  zu  bringen.  Insbesondere  hat  er 
für  Einhaltung  eines  ordnungsmäßigen  Vorganges  bei  den  Doktorats- 

prüfungen  zu  sorgen. 

Cfhubt  er  die  Ausführung  eines  Recchlusses  des  Kollegiums  nicht 
verantworten  zu  können,  so  legt  er  den  hall  dem  Unterrichtsminister  vor. 

Kurrente-)  Ocschriftsstücke  und  alle,  welche  nur  einer  einfachen  .An- 
wendung bestehender  Vorschriften  bedürfen,  erledigt  er  selbst  und  berichtet 


')  VgL  Nr.  73  u.  /. 

Du  Prcf^saormkolUeium  ist  beneU^f  den  Begriff  4fr  kantnten  OtfcUlfistlMe  m 
trttUem,  und  dem  Dekan  steht  es  zu ,  sieh  M  den»  EHidi^pum  tmUr  e/ff««r  Venmmortüchkeit 
Huts  Bdntes  tu  bedienen  (s,  Nr.  23). 
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darOber  dem  Professorenkollegiuin  in  der  nächsten  Sitzung;  wo  Gefahr 
im  Verzuge  isl^  trifft  er  selbständig  die  erfonlerlicheo  Anordnuagen.') 

§  19.  Der  akademische  Senat  ist  die  oberste  akademische  Behörde. 

Seinen  Wirkungskreis  bikleo  alle  allgemeinen  Angelegoihciten  der 

Universität,  mögen  sie  Verwaltungs-,  Unterrichts-  oder  Disziplinargegenstände 
betreffen,  sowie  alle  Ano-cleacnheiten,  die  ihm  durch  Gesetze,  Statuten, 
Privilegien  oder  biiiiungen  zugewiesen  sind.-'i 

Er  hat  über  alle«;,  was  zur  Universität  gehört,  die  Aufsicht  zu  führen'); 
es  steiit  ilini  das  Rcctu  zu,  la  die  Verhandlungen  aller  Professorenkollegien 
Eiasidit  zu  nehmen,  Besdilflsse  einzelner  KoOegien  unter  unverzüglicher 
Elnhoiuqg  der  Entscheidung  des  Ministeriums  zu  sistleren.  Ihm  unter- 
stehen die  Universitätsbeamten  und  die  Dienerschaft  Er  flbt  die  Disziplin 
über  das  gesamte,  der  Universität  angehörjge  Personale«)  und  über  die 
Studierenden,  und  zwar  bezüglich  der  letzteren  in  dem  in  der  Disziplinar- 
ordnung^) bestimmten  Umfange. 

Er  ist  die  nächste  Berufungsinstanz  gepren  Entscheidungen  der  Dekane 
und  Kollegien  und  entscheidet  Kompetenzstreitigkeiten  zwischen  den  ver- 
schiedenen Kollegien;  Kompetenzstreitigkeiten  zwischen  diesen  und  ihm 
selbst  legt  er  dem  Minister  vor.") 

Durch  ihn  geht  die  Korrespondenz  der  Professorenkollegien  mit  dem 
Ministerium  und  er  ist  berechtigt,  sie  mit  seuiem  Outachten  einzubegleiten.^) 

§  20.  Der  akademische  Senat  versammelt  sich  regefanäBig  und  aufier- 
Ordentlich  auf  Einladung  des  Rektors  unter  dessen  Vorsitze. 

Die  Mitglieder  sind  unter  sinngemäßer  Anwendung  des  §  15  zur 
Anwesenheit  verpfUchtet 

*)  Bei  EntaUaag  de$  Vorlag^erlelUtt  ifrcr  aOe  Im  Pni^monakoUegbm  vtrtiamtttten 

An^rirgenheiten  ist  der  Dttan  smr  Atgai§  4»ste«r  ^gmm  J^ßwung  ktrtdlUgt  und  «wttiieU 
verpßichtet  (s.  Nr.  4IJ. 

«)  Vgl.  dit  Aamaimne  *)  bet  §  N  digsts  Qutius. 

^)  Auf  eine  Attfrage  wurde  mit  Zusehriß  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innern  wom  SI.  März  1904, 
Z.  2201  Ml,  im  Einveriielimen  rnit  di-rii  k.  k.  yiirif<^frrium  für  K.  u.  U.  eröffnet,  daß  hierlandf 
keine  Vorschrift  bestellt,  nacii  welcher  das  betreten  der  UniversiUUsrfatmlichkcitcn  durch 
Organ*  der  SffcntHchcn  Sfchcriidt  behob  Vomthne  von  poliEctUchcn  Amtsbandlnnfm  itnztt- 
lässlg  erschiene.  Auf  Grund  der  früher  den  UnfveriltätskoIIcgien  zugestandenen  akademischen 
OericbUbarkdt  bat  sich  jedoch  bis  auf  die  Jetztzeil  die  Übung  erhalten,  dafi  innerhalb  der 
UalversttilnlBiDlichkeften,  dem  sogenannten  .ikadeioffclicii  Boden',  die  polizeilichen  Funktionen 
snr  Anirediflialtung  der  Ruhe  und  Ordmmff  von  den  UfllvetsllltMrfuien  eclbrt  MSfeabt 
werden  (MinAkt  Z.  SOI  KUM  ex  m4}. 

MU  dem  im  tinvemehmen  mit  dem  Ministerium  des  Innern  ergangenen  Erlasse  des  Mim- 
tt^ums  JSt  K.  n.  U.  vom  16.Jäimer  1996,  Z.  2t1S0fKUM  wurde  iter  eine  Anfrage  aasgeaprodUn, 
dßß  die  Zufahrtsrampf  des  Wiener  UfiiversitäiSfjebäuJes  zweifellos  der  auf  die  Aufrechthaltung 
4»  (iff entliehen  Ruhe,  Ordnung  und  Sicherlieit  gerichteten  Obsorge  der  Polizeiorgane  unterstellt  ist. 

*)  BezägUeh  der  tHaziplinargewaU  Über  die  Beamten  der  Untversitätskanzlei  siehe  §  5  der 
MinVdg.  vom  21.  OUoker  t87S,  Z.  n.MO,  MVBNr,  49  fs.  Nr.  as^. 

»)  Nr.  523. 

*)  tn  Betreff  der  Kompetenzlinie  zwischen  dem  akademischen  Senate  und  den  Professoren' 
Mtegttti  M  der  CnleehetdiuigßberiiaaMglMe  Anßuhmsgesa^  von  Sfiutteruiden  eleüe  Nr.  21. 

')  Dem  Rektor  der  Universität  kamt  nach  Maßgabe  des  §  19,  letzter  Absatz,  dann  des  §  21 
und  beziehungsweise  §  18,  letzter  Absatz  des  Gesetzes  vom  27.  April  1873,  RQBNr.  63,  keineswegs 
dos  Recht  abgesproHien  werden,  eine  tn  tmgehöriger  Weise  eingebrachte  Eingabe  von  der  Vorlage 
an  die  vorgesetzte  Behörde  mstnscMl^ßen  fßflnBrL  wm  l.jBnit899,  Z.999S,  an  das  ReMmttder 
UnitertUdl  In  Inn^uvd^, 
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Zu  einer  gültigen  Sdilttßfassung,  welche  nach  absoluter  Stimmenmelir* 
bei!  erfolgt,  ist  die  Anwesenheit  der  Hälfte  der  Mitglieder  erforderlich. 
21    Der  Rektor  ist  der  Vorstand  des  akademischen  Senates.») 

Er  hat  im  Verhältnisse  zu  diesem  die  n;imlichen  Befugnisse,  welche 
dem  Dekane  im  Verhältnisse  zum  Profcs  <  renküllcLjium  zustehen  (§  18). 

Er  trägt  zunächst  die  Verantwortung  für  die  Geschäftsführung  des 
akademischen  Senates. 

§  22.  Die  Oeschäffsordnuiigen')  des  akademischeii  Senates  und  der 
Plroicssorenkollcgien  unterliegen  der  Genehmigung  des  Unterrichtiminislers. 

S  23.  Die  an  den  Universitäten  Wien  und  Prag  bestehenden  Doktorcn- 
koHegien^)  hören  auf,  Teile  der  Fakultäten  und  der  Universitäten  zu  sein. 

Es  sind  daher  alle  |ene  Satzungen  und  Gepflogenheiten  au^ehoben, 
vermöge  welcher 

Q)  den  gedachten  DoktorcnkoUegien  ein  Anteil  an  dem  Vermögen  oder 
eine  BeteilieunCT  an  der  Leitung  und  Verwaltung  der  Angelegenheiten 
der  Fakultät  oder  Universität,  insbesondere  die  Teilnahme  an  den 
Doktoratsprfiffungen  und  Promotionsakten,  sowie  der  Bezug  von  Taxen 
fOr  dieselben  zustand;  femer 

b)  die  Zulassung  zur  Praxis  durch  den  Eintritt  in  eines  dieser  Kollegien 
bedingt  war,  oder 

t}  aus  Anlaß  der  Promotion  bestimmte  Zahlungen  zu  Gunsten  der 
Dokiorenkollegien  einzelner  Fakultäten  oder  ihrer  Witwensozietäten 
geleistet  werden  mußten. 

§  24.  Die  erwähnten  DoktorcnkoUegien  bestehen  als  selbständige 
Korporationen  tort  und  verbleibt  ihnen  insbesondere: 

a)  dasjenige  Vermögen,  welches  sie  bisher  besessen  und  unabhängig  vom 
akademischen  Senate  (Kunsibtonum)  und  dein  Rektor  verwaltet  haben; 

b)  das  Recht  zur  Verwaltung  und  Verleihung  derjenigen  Stiftimgen,  weldie 
sie  bisher  unabhängig  (lit  a)  verwaltet  und  verliehen  haben; 

€}  ihr  Archiv,  mit  Ausscheidung  derjenigen  Urkunden,  welche  sich  auf 

die  im  §  23  erwähnten  Angelegenheiten  beziehen; 
d)  ebenso  bleibt  das  Rechtsverhältnis  der  Doktorenkollegien  zu  den  mit 

ihnen  verbundenen  Witwensozietäten  unberührt. 

§  25.   Ober  Streitigkeiten,  welche  bezüglich  der  Auseinandersetzung 

wischen  einer  Universität  oder  Fakultät  einerseits  und  einem  Doktorcn- 
kolleeium  andrerseits  entstehen,  entscheidet  der  Unterrichtsminister  mit  Vor- 
behalt des  Rechtsweges  in  den  dazu  geeigneten  Fällen. 

§  26.  Das  Kanzleramt  an  den  Universitäten  Wien  und  Prag  ist  auf 
dk  katholisch-theologische  Fakultät  beschränkt. 

§  27.  Der  UntenMitsnibiteter  ist  mit  der  Ausführung  dieses  Gesetzes 
betraut  und  hat  die  hiezu  erforderlichen  Verordnungen  und  Obergangs- 
bcftimmnngen  zu  erlassen. 

*)  DIt  fyUaftn  der  UnivenUäten  sind  auj  Qnuut  der  Landesordnungen  von  Niederöstemleh, 
nkmmt  SidermaHt,  Tirol,  Qalizien  und  der  Bukamina  MägUeder  des  tuuuUages  des  betr^/^mden 

KnaJandes. 

*)  s,  Voritemertuuig  m  iVr.  55  «.  /. 
•) ».  Nr, 
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Nr.  19. 

Erlafi  des  Ministers  flUr  K.  n.  U.  vom  7.  Mal  1873,  Z.  5823. 

MYBNr.  55. 

1.  an  das  Universiiatsrektorat  in  Wien  und  Prag,  II.  an  das  Universitats- 
rektorat  in  Graz,  Innsbruck,  Krakau  und  Lemberg, 

betreffend  die  Ausführung  des  Gesetzes  vom  27.  April  1873  über  die 
OrgBiiisatloii  der  akademischen  Beli5rdeti. 

ad  I  und  II.  Zur  Ausführung^  desüesttzes  vom  27.  Aprin873,  RüNr.63, 
über  die  Organisation  der  akademischen  Behörden  finde  ich  auf  Qnmd  des 
%  21  dieses  Gesetzes  folgende  Bestimmungen  zu  treffen: 

Die  zur  Konstituierung  der  neuen  alcademischen  Senate  etforderlidien 
Waiden  sind  auf  Grund  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  sofort  nadi 
Beginn  seiner  Wirlcsamkeit  vorzunehmen  und  hieher  zur  Bestätigung  vor- 
zul^en.  Die  neuen  Senate  und  Funktionäre  treten  jedoch  gemäß  §  12 
des  Gesetzes  erst  acht  T^crc  vor  dem  Beginne  des  nächsten  Studienjahres 
in  Wirksamkeit;  bis  dahin  fungieren  daher  die  bisherigen  akademischen 
Senate  und  Funktionäre  weiter  wie  bisher. 

ad  I.  Dies  gilt  auch  für  die  Kanzler  und  Dekane  der  Doktorenkollegien 
sowohl  hinsichtlich  ihrer  Mitgliedschaft  am  Konsistorium  (akademischen 
Senate),  als  ihrer  Funktionen  bei  Rigorosen  und  Promotionen. 

Die  aus  AnlaB  der  Promotionen  bisher  zu  Gunsten  der  Doktorenkol* 
legten  einzehier  Fakultäten  oder  ihrer  Witwensozietäten  zu  entrichtenden 
Zahlungen  entfallen  mit  dem  Tage,  an  wddiem  das  Gesetz  vom  27.  April  d.J. 
m  Kraft  tritt,  ganzlich  (§  23  lit.  c). 

Der  neue  akademische  Senat  übernimmt  bei  seinem  Amtsantritte  (§  12) 
von  dem  bisherigen  Konsistorium  (akademischen  Senate)  und  d:n  Dekanaten 
alle  der  Universität,  respektive  einzelnen  Fakultäten  gehörigen  Vermögen- 
schailcn,  iavcnlare,  Repertorien,  Urkunden,  Insignien,  Siegel  usw.,  und 
■es  hat  das  Konsistorium  (Senat)  behufs  Vorbereitung  der  Übernahme  sofort 
Verzeichnisse  der  eben  erwähnten  Gegenstände  zu  verfassen. 


b)  Ergänzende  Bestimmungen  zum  Organisationsgesetz. 

Nr.  20. 

Erlaß  des  Ministeriums  fflr  K.  u.  U.  vom  18.  September  1852, 

Z.  8527. 

an  das  rechts-  und  staatswissenschnftliche  Professorenkollegium  der 

Krakauer  Universität, 
(womit  bemerld  wird,  daü  die  Professorenkollegien  auch  dann  einen 
bestimmten  Antrag  stellen  und  denselben  zu  begründen  haben,  wenn 
«s  sich  um  einen  Fall  handelt,  dessen  Entschefdung  den  MloSsCerinm 

als  Qnadensaehe  vort»ehalten  wird). 

Es  wird  zur  Danachachtung  für  künftige  Fälle  bemerkt,  daß  bei 
Fragen,  deren  Entscheidung  dem  Unterrichtsmfaiisterium  als  Gnadensache 
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zustdrf;  die  Professorenkollegien  durch  diese  Beschaffenheit  des  Verhand« 
lun^g^enstandes  nicht  der  Verpflichtung  enthoben  sind,  einen  bestimmten 
Antrag  zu  stellen  und  denselben  zu  begründen. 


Nr.  2L 

Ais  dem  Erlasse  des  Ministeriums  für  K.  u.  ü.  vom  19.  Februar  1853, 

Z.  338. 

an  den  akademischen  Senat  der  Lcmberger  Universität, 

fbetreffend  die  Kompetenzlinie  zwischen  dem   akademischen  Senate 
and  den  Professorenkollegien  bei  der  Entscheidung  über  nachtragüclie 
Anfnahmsgesuche  der  Studierenden). 

Bei  dem  bestimmten  Wortlaute  des  $  32  des  Gesetzes  vom  1.  Oktober 
1S50,  Z,  370>)  kann  das  Unterrichtsministerium  keinen  genugenden  Grund 

finden,  denselben  durch  eine  Deklaration  Aber  die  Kompetenzlinie 
zwischen  dem  akademischen  Senate  einer-  und  den  Professoren- 
kollegien nndrcrseits  zu  erläutern.  Es  können  in  einzelnen  Fallen 
Rücksichten  und  Verhältnisse  eintreten,  welche,  unbeschadet  des  Grundsatzes, 
daß  diese  Fragfc  zunächst  von  dem  Professo  r  e  n  k  ollegiiim  zu 
entscheiden,  und  daß  diese  Entscheidung  in  der  Regel  für  den  akade- 
nisdien  Senat  präjudiziell  sei,  es  doch  hinünglidi  reditfcrtigen,  wenn, 
in  Gemäßheit  des  aUgemeinen  Verhältnisses  der  akademischen  BehMen 
zueinander,  der  akademische  Senat  auch  hierüber  sich  nicht  eines  jeden 
Eatecfaeidungsrechtes  begibt 


Np.  22. 

Ais  dem  £rlasse  des  Ministeriums  fOr  &.  o.  0.  vom  2L  Juli  1853, 

Z.  6624, 

an  das  medizbiische  ProfessorenkoUeglum  in  Prag, 

(wonach  Mitglieder  des  Prof  essorenkollegiimis,  welche  im  akademischen 
Senate  SHz  und  Stimme  haben»  dem  letzteren  nicht  als  Mandatare  des 
ersteren  beisitzen,  sondern  selbständig  stimmberechtigt  sind). 

Die  Mitglieder  des  medizinischett  Professorenkollegiums,  welche  Im 
akademischen  Senate  Sitz  und  Stimme  haben,  sitzen  dem  Senate  nicht  als 
Mandatare  dieses  Kollegiums,  welche  im  Sinne  der  ihnen  vom  Kollegium 
gegebenen  Weisung  zu  votieren  haben,  bei,  sondern  dieselben  haben  in 
dem  akademischen  Senate  selbständig  ihre  eigene  Ansicht  fiber  die  in 
Verhandlung  kommenden  Gegenstände  auszusprechen  und  zu  vertreten. 

*;  J.  Nr.  3b5. 
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Nr.  28. 

ErlaA  des  Mlnlsterliiffls  für  K.  n.  ü.  yhh  13.  Dffznknr  1896, 

Z.  18.287/1057. 

(betreffend  die  Befu^is  des  Professorenkollegiums  zur  Erweiterung 
des  Umfanges  der  dem  Dekine  zur  eigenen  Erledigung  zukommenden 
korrcntai  QetcUfllstlleke  md  das  Rcdit  des  Dckaiu»  aldi  bei  Er- 
Icdigmig  derselben  eines  Belmtes  sn  bedienen). 

Nachdem  das  pruvisorische  Gesetz*)  über  die  Organisierung  der  akade- 
mischen Behörden  außer  der  sich  auf  kurrente,  sowie  durch  einfache  und 
unzweüchafle  Anwendung  der  bestehenden  Voiscfariflen  zu  erledigende 
Oesdtäftsstflcke  erstreckenden  Amiswirksamkeit  des  Dekans  nur  das  in 
befähigter  Anzahl  versammelte  Professorenkollegium  als  eigentliches  und 
integrierendes  Glied  der  akademischen  Leitung  in  erster  Instanz  anerkennt, 
kann  dem  Antrage,  an  die  Stelle  des  letzteren  einen  Senat  von  vier  Oiiedem 
des  Lehrkörpers,  wenn  auch  nur  bei  Oeschäftsstücken,  bei  denen  es  ledigrlich 
auf  Anwendung  der  bestehenden  Vorschriften  und  nicht  auf  prinzipielle 
Erörterungen  ankommt,  cum  auctoritate  pieni  tri-tcii  zu  lassen,  in  dieser 
Form  nach  Lage  der  bestehenden  Gesetze  keine  holge  gegeben  werden. 

Es  steht  aber  nichts  im  Wege,  daß  das  ProfessorenkoUegium  den 
Begriff  der  kurrenten  Oescfaiflsstficke,  die  der  Dekan  allem  zu  erledigen 
ha^  m  einer  angemessenen  Weise  ausdehne. 

Dem  Dekane  selbst  bleibt  es  dann  immerhin  unbenommen,  nach 
seinem  Ermessen  oder  in  GemäBheit  eines  dahin  abzielenden  Beschlusses 
des  Kollegiums,  sich  einen  stabilen  oder  wechselnden  Beirat,  mehrere 
l^rofessoren  beizupesellen,  deren  Ansichten  er  zu  seiner  eigenen  Beruhigung 
hei  Erledigung  der  vermehrten  Kurrentien  vernehmen  mag  oder  ver- 
nehmen soll. 

Nur  versteht  es  sich  dann  von  selbst,  daü  die  Verantwortlichkeit  der 
Erledigung  nicht  diese  Beirite,  sondern  nur  immer  den  Dekan  zu  treffen 
haben  wird. 

Np.  24. 

Erlafi  das  Ministeriums  für  K.  u.  D.  vom  14.  Juni  1858. 

Z.  17.637  ex  1857, 

an  das  Dekanat  des  phitosophischen  Professorenkollegiums  der  Prager 

UniversitSt, 

(womit  es  als  unzulässig  erklärt  wird,  daß  von  Seit«  der  akademischen 
Behörden  Anträge  auf  Erwirkung  von  Auszeichnungen  ffir  Univereitäto- 

Professoren  eingebracht  werden). 

Indem  das  Dekanat  unter  dem  14.  Juni  1857  einen  kumulativen  Antrag 
auf  Erwirkung  Ah.  Auszeichnungen  fOr  drei  Fakultitsprofessoren  einbrachte, 

\>  Die  bezuglkhen  Bestimmangen  dieses  Gesetzes  sind  mit  denen  des  derzeit  QeLtetiden 
ae$e{t$$  vom  ZT,  April  tm,  ROBNr.  63  (t.  Nr.  itf,  »MgnaiL 
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hat  dasselbe  einen  Gegenstand  in  den  Bereich  kollegialer  Beratung  auf- 
gaKMnmen,  wekher  seiner  Natur  nadi  und  mit  Rficksicbt  auf  die  unange- 
aduBcn  Folgen,  welche  die  AttBerung  abweidiender  Meinungen  nach 
sidi  neheo  mfiflie,  zu  einer  gründlichen  Erörterung  in  diesem  Kotieginoi 
akiit  geeignet  ist.  Aus  diesem  Grunde  haben  derlei  koUegialisdie  Antrige 
ftMfg  zu  unterbleiben.^   

Nr.  25. 

Erlaß  des  Ministeriums  fflr  K.  u.  u.  vom  25.  Jänner  1859, 

Z.  12.675  734  ex  1858. 

an  den  akademischen  Senat  der  Universität  in  Prag, 

(womit  der  Ministerialerlaß  vom  14.  Juni  1858,  Z.  17.637,  erlSutert  wird, 
last  dessen   gewisse  Personalangelegenheiten  in  den  betreffenden 
Professoren kollegien  nicht  zu  verhandeln  sind). 

Ober  die  mit  Bericht  vom  20.  Juli  1858,  Z.  1408/1409,  hieher  gestellte 
^nfrafje  wird  dem  akademischen  Senate  zur  Wissenschaft  und  Nachachtunpf 
bedeutet,  daB  der  ho.  Erlaß  vom  14.  Juni  1S5S,  Z.  17.637*),  womit  vor- 
gezeichnet wurde,  daß  Anträge  nui  Auszeichnungen  für  Mitglieder  des 
Professorenkollegiums  in  dem  Lehrkörper,  dem  sie  angehören,  einer  kol- 
kgiaJischen  Beratung  nicht  zu  unterziehen  seien,  keine  Anwendung  auf  die 
Frage  definitiver  Bestätigung  oder  Oehahsaufbessening  ffir  Mitglieder  des- 
selben Professorenkollegiums  zu  finden  haben. 


Nr.  26. 

Aus  deffl  Erlasse  des  Staatsmlnisteriums.  K.  D.  vom  12.  Augast  1862, 

Z.  7392. 

an  die  Landesbehörden  von:  1.  Niederöstenreich ,  2.  Böhmen,  3.  Steiermark, 
4.  Tirol,  5.  Mähren,  6.  Oberösterreich,  7.  Salzburg,  8.  Krain,  9.  Kärnten, 

10.  Galizien, 

(betreffend  die  Ingerenz  der  akademischen  Behörden  auf  die  Bucher- 
anschaffungen bei  den  Universitätsbibliotheken). 

Die  bestandene  Studienhofkommission  hat  mit  IDekret  vom  23.  Juni 
18Ä,  Z.  2930,  die  noch  gültige  Bibliothekeninstruktion  vorgeschrieben,  davon 
;cdoch  den  §  68  mit  dem  Beisatze  ausgenommen,  daß  dieser  Paragraph 
erst  nach  crfolgltr  Ah    Cienehmigung  in  U  irks.niikeit  zu  treten  habe. 

Dieser  Paragraph  lautet  wörtlich:  „Um  damit  der  Buchereinkauf,  als 
eine  für  die  Bibliotheken  zuvörderst  wichtige  Sache,  nicht  ganz  der  indivi- 
duellen Ansicht  eines  einzelnen  auf  eine  Reihe  von  Jahren  überlassen 
bleibe,  ohne  andrerseits  durch  die  in  derlei  Sachen  sehr  verschiedene 

*)  iNetcf  Verbot  findet  aber  m^f  Anträge  wegen  drfiiüther  bettäügung  im  Lehmmte  oder 
(UkaUumßeaenngJBr Mtg^edtr de»t^bMPr(^*»or*tUtoUe$^am  keine Aameiubuig.  (V^Nr.25^ 

»)  *.  Nr,  21. 
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Ansicht  und  oft  widersprechenden  Wünsche  mehrerer  Personen  alle  Einheit 
und  Planmfißigktit  zu  vcrbanoen,  hat  die  Bibliothek  im  November  jeden 
Jahres  ein  kurzgefaßtes  Verzeichnis  aller  im  Laufe  des  nSchstabge* 
widienen  Verwaltungsjahres  angekauften  Werke,  mit  der  Angabe  des 

Weges,  auf  welchem  es  bezogen  wurde,  des  Ankaufspreises  und  bei  neu 
angeschafften  Werken  auch  der  Einbandkosten,  an  Universitäten  dem 
akademischen  Senate,  an  Lyzeen  dem  Rektor  des  Lyzeums  vorzulegen, 
welche  das  Verzeichnis  den  Vorstehern  alh  r  StuiiiL  n/ a  eip^e  der  Universität 
oder  des  Lyzeums  zur  Einsicht  geben.  Findet  Sicl:  bei  dieser  Einsichtnahme 
entweder  hinsichtlich  der  Auswahl  oder  hinsichtUcli  der  Kosten  ein  Anstand 
oder  ein  Wunsch  zu  äußern,  so  wird  dieser  der  Bibliotheksverwaltung 
mitgeteilt,  allenfalls  dieselbe  um  ihre  Auskunft  angegangen.  Nur  erst  Im 
Falle,  wo  man  sich  mit  den  erhaltenen  Auskänften  nicht  beruhigen  zu  können 
glauben  sollte,  wäre  die  Sache  bei  der  Landesstelle  anzubringen." 

Da  nach  dem  Wirkungskreise  der  Ministerien  die  Festsetzung  von 
Dienstesinstruktionen  zum  eigenen  Wirkungskreise  des  bezüglichen  Ministe- 
riums gehört  und  es  angezeigt  erscheint,  den  erwähnten  §  68  in  Wirksam- 
keit zu  setzen,  so  wird  die  k.  k.  .  .  .  beauftragt,  diesen  §  ftS  von  nun 
an  als  gültig  zu  erklären,  wonach  die  bezügliche  Bibhothcksvursu  Im  ng 
und  die  bezüglichen  Studie nanstalten  im  November  L  J.  und  so  fori  in 
jedem  darauf  folgenden  Jahre  zu  den  vorgeschriebenen  Amtshandlungen 
berufen  sein  werden. 

Wo  eine  Universität  besteht,  ist  das  Verzeicfants  nur  dieser,  bezüglich 
dem  akademischen  Senate  (oder  dem  Universitatskonsistorium)  mitzuteilen. 
Die  Art  und  Weise  der  Zustandebringung  der  Antwort  der  Universität  bleibt 
ganz  die'jer  seihst  über! r)^^^,  wonach  es  in  ihrer  eigenen  Wahl  liegt, 
7ur  Prüfung  der  Anschaffung  und  Formulierung  der  Wun!^che  niis  ihrer 
Mitte  einen  ständigen  oder  nicht  ständigen  Ausschuß  zu  bestimmen  oder 
in  anderer  ihr  zweckdienlich  scheinenden  Weise  dieses  Ziel  zu  erreichen. 

Da  die  Universitätsbehörde  unmittelbar  dem  Ministerium  untergeordnet 
tot,  so  sind  jene  Fälle,  In  welchen  ein  Emverständnis  mit  der  Bibliothek 
nidit  eizielt  werden  kann,  in  dem  allgemein  votgeschriebenen  Wege  von 
der  Universitatsbehdrde  anstatt  der  LandessteUe  dem  Ministerium  zur  Ent- 
scheidung vorzulegen. 

Nr.  27. 

Verordnung  des  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  1.  Mär2  1870. 

Z.  7330  ex  1869.  MVBNr.  38  ex  1870. 

betreffend  den  Wirkungskreis  der  akademischen  Senate  in  Angelegen- 
heiten der  Universitätsbibliotheken. 

Wenngleich  die  Universitätsbibliothek  nach  %  18  der  prov.  Bibliotfaelo- 
instruktion  die  gemeinschaftlichen  Büchersammlungen  aller  k.  k.  Dildungs- 
anstalten  desselben  Ortes  sind,  so  erscheint  es  doch  bei  dem  überwiegenden 
Einflüsse,  welchen  die  Hochschulen  auf  die  wissenschaftliche  Tätiirkeit  /u 
üben  berufen  sind,  angezeigt,  den  Organen  der  letzteren  eine  weitergehende 
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Iflgerenz  emzuräumen,  als  jene  ist,  welche  ihnen  zufolge  der  bezüglichen 
Bestimmungen  jener  Instruktion  (§§  64,  68,  74,  98,  126  und  128)  und  des 
MinErl.  vom  12.  August  1862,  Z.  7392,  bisnun  zugestanden  wurde. 

Ich  finde  mich  demnach  bestimmt,  den  Wirkungskreis  des  Universitäts- 
iuQSiätoriums  (akademischen  Senates)  diesbezüglich  in  nachtoigender  Weise 
zu  erweitern,  und  zwar: 

1.  Der  Jahresbericht  über  den  Zustand  der  Bibliothek 
(§  19  der  Bibliotheksinstniktion)  Ist  auf  dem  Wege  des  Universltatskon- 
sntoriums  (akademischen  Senates)  zu  erstatten,  welchem  hiedurdi  die  Ge> 
legcnheit  geboten  wird,  seine  Wahrnehmungen  über  die  Anstalt  zur  Kenntnis 
des  Unterrichtsministers  zu  bringen  und  im  Interesse  der  Bibliothek  all« 
fili^e  Wünsche  auszusprechen. 

2.  Bei  Besetzung  von  Beamtenstellen  steht  dem  Universitäts- 
konsistorium  (akadirii lachen  Senate)  das  Recht  zu,  aut  dem  Wege  der 
Statthalterei  einen  Vorsciiiag  an  den  Unterrichtsminister  zu  erstatten,  welchem 
bei  allen  Stellen,  mit  Ausnahme  jener  des  Bibliotheksvorstandes,  der  vom 
Bibliothekar  gestellte  Antrag  zu  Grunde  zu  legen  lst.>) 

3.  Dem  Universitatskonsistorium  (akademischen  Senate)  steht  das  Recht 
zn,  Abänderungen  bestehender,  auf  das  Bibliothekswesen  Bezug 
nehmender  Vorschriften,  sowie  die  Erlassung  neuer  Verord- 
nungen  beim  Unterrichtsminister  in  Antrag  zu  bringen.  Solche  vom 
Bibliothek«:vnrst.indc  niisprehende  Anträge  sind  in  jedem  Falle  dem  Uni- 
versititskonsistonum   (akademischen  Senate)  vorzulegen. 

4.  Das  Universitätskonsistorium  (akademischer  Senat)  hat  nach  Ein- 
vernehmung der  Professorenküilcgieu  die  Form  festzusetzen,  ui  weiclier  diese 
ilire  Wflnsche  rQcksIchtllch  der  Auswahl  der  anzukaufenden 
Werke  dem  BIbllotheksvorstande  kundgeben  wollen.  Insofern  letzterer  nicht 
is  der  Lage  ist,  den  ihm  auf  diesem  Wege  zur  Kenntnis  gebrachten  Wünschen 
zu  entsprechen,  hat  er  die  Gründe  hiefür  dem  Universitätskonsistorium 
(akademischen  Senate)  bekanntzugeben,  wodurch  eine  teilweise  Modifikation 
des  §  (y\  der  Bihliotheksinstruktion  eintritt. 

Im  übrigen  bluibi  n  die  bisherij^en,  das  Vcrhnlttiis  der  Landesstellen 
zu  den  Universitätsbibliotheken  regelnden  Bestimmungen  aufrecht. 


Nr.  28. 

HM  dis  Hlidstimims  für  L  n.  U.  fom  4.  Hirz  1870,  Z.  7453 

ex  1869,  MTBMr.  40  ex  1870, 

n  das  Dekanat  des  philosophischen  Professofenkollegiums  in  Graz  aus 

Anlaft  eines  speziellen  Falles, 
Mrelfod  iHe  BcrccMigiuig  der  Privatdozanten,  Vertretar  in  das 

Proteasoreflkollegliini  tu  wlhlen. 

Rücksichtlich  der  gestellten  Anfrage,  ob  das  Recht  der  Privatdozenten, 
ive  Vertreter  zu  wählen,  auch  als  Pflicht  aufzufassen  sei,  bemerke  Ich, 

^)  Ab^aderi  tbmh  ErCl.JuU  im,  Z.  tOMt  (9.  Nr.  3i). 

3» 
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daß,  so  wünschenswert  und  im  Sinne  des  provisorischen  Gesetzes  vom 
30.  September  184Q  über  die  Organisation  der  akademischen  Behörden^) 
gelegen  die  Beteih'gung  der  Privatdozenten  an  der  Wahl  ihrer  Vertreter 
in  die  LehrJvorpcr  erscheint,  doch  von  einer  amtlichen  Verpflichtung  hiezii, 
wie  dies  bei  den  Professoren  bezüghch  der  Dekanats-  und  Rektorats  wählen 
der  Fall  ist,  mit  Rücksicht  auf  die  Natur  ihrer  Stellung  (§  3  des  oben 
zitierten  Gesetzes)  nicht  wohl  die  Rede  sein  kann. 

Selbstverständlich  kann  jedoch  kein  Privatdozent  an  der  Aus&bung 
seines  Wahlrechtes  dadurch  gehindert  werden,  daß  andere,  und  wäre  es 
selbst  die  JMehrzahl  der  Privaldozenten,  von  diesem  Rechte  keinen  Oebnudi 
machen. 


Np.  29. 

Ans  dem  Erlasse  des  Ministeriums  des  Innern  vom  28.  KoTeni'- 

ber  1873.  Z.  18.842. 

an  die  niederösterreichische  Statthalterei, 

<b«lrcllcnd  die  selbstindlge  Organisation  der  ans  dem  Verbände  der 
Unlvenlteten  aii«geschiedenen  DoktorenkoUegien).*) 

Das  juridische  Doktorenkollegium  m  Wien,  welches  in  Oemafiheit  des 
Gesetzes  vom  27.  Aprü  1873^  ROBNr.  63,  ein  Teil  der  jurklischen  FakuHSt 
der  Wiener  Universität  zu  sein  aufgehört  hat,  hat  in  der  Generalversamm- 
lung vom  6.  August  1873,  zu  welcher  auch  die  Mitglieder  der  mit  dem 
juridischen  Doktorenkollegium  verbundenen  Witwen-  und  Waisenpensions- 
gesellschaft tinberufen  waren,  ein  Stntut  beschlossen  und  zur  ho.  Ge- 
nehmigung vorgelegt,  welches  mit  i-^ucksicht  auf  die  Einrichtungen  und 
Observanzen  dieses  Kollegiums  während  seines  Verbandes  mit  der  juri- 
dischen Fakultät  die  künftige  Organisation  und  Wirksamkeit  des  Kollegiums 
im  Sinne  des  §  24  des  vorerwähnten  Gesetzes  vom  27.  April  1873  nor- 
mieren  soll. 

Nachdem  im  Hüiblicke  auf  den  Wortlaut  des  §  24  eben  dieses  Gesetzes 
der  rechtliche  Bestand  der  Doktorenkollegien  als  sett>stindige  Korpota- 

Honen  bereits  durch  das  Gesetz  anerkannt  erscheint,  mithin  eine  aus* 
dräckliche  oder  stillschweigende  Genehmigung  des  Bestandes  dieser  Ver- 
einigungen  seitens  der  Staatsverwaltung  nicht  mehr  erforderlich  ist,  können 

die  gedachten  Kc'ller^ien  und  daher  auch  das  Wiener  iiiridlsche  Doktoren- 
kollegium nicht  als  Vereine  im  Sinne  der  bestelRiui(  n  Vereinsgesetzgebung 
aus  den  Jahren  1852  und  1867  angesehen  und  hcliandclt  werden. 

Hiedurch  erscheint  jedoch  nicht  ausgeschlossen,  daß  die  Statuten 
des  Wiener  juridischen  Doktorenkollegiums,  der  von  dieser  Korporation 

V)  An  dessen  Stelle  ist  tl^is  Oesei:  vom  27.  April  1873,  RQBSr.  67  ^5.  Sr.  ISJ,  i;etreten  f§ 
0  Erkenntnis  des  VüH  vom  27.  Juni  am,  Z.  3829,  Budw.,  Sammiung  Nr.  9806,  Band  30, 
Teil  I  äber  die  Fn^,  9^  ^  tur  Verteil^g  giner  im  JiUire  1777  errkhtefen  S^huig  hen^faie 
„Facttltas  medica"  gei^emvärtic;  das  medizittische  Professoren-  oder  DoktorenkoUfjyiam  sei:  Da? 
Recht  zur  Verleihung  der  der  Wiener  medixjDiscben  Fakultät  zukommenden  .  .  .  Stiftung  steht 
andi  gegenwärtis  dem  ncdizlBliclicii  Doktoren-  und  nicbt  den  Prafenorcnkioltcglaai  in. 
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gestellten  Bitte  gemäß,  auf  ürund  des  Gesetzes  vom  27.  Apni  1073, 
RCSNir.  63,  einer  atuKbücktichen  Qenehmigung  unterzogen  weiden,  und 
wird  diese  Genehmigung  vom  Ministerium  des  Innern  auszugehen  haben. 

Np.  30. 

iDs  dem  Erlasse  des  Ministeriums  fOr  K.  u.  D.  vom  10.  Novem- 
ber 1876.  Z.  17.186. 

an  das  Rektorat  der  Universität  in  Innsbruck, 
(betreuend  die  i^ortdauer  der  von  einem  Privatdozenten  an  einer 
ÜMTOwitit  erworbenen  WAhlbarkeit  zum  Vertreter  der  Privatdozenten 
im  FaUe  der  Obertragung  seiner  venie  doeendl  an  eine  andere  Universitil>. 

Ein  Privatdozent,  welcher  die  Wählbarkeit  zum  Vertreter  an  einer 
Universilat  einmal  erworben  hat,  behilt  diesett>e  auch  bei  Obertragung 
der  venia  docendi  an  eine  andere  Universität,  weil  mit  dieser  OI>ertragung 
audi  alle  Rechte  übergehen,  die  mit  der  bereits  liegrQndeten  venia  docendi 
vcfimaden  sind,  undweil  die  Absicht  der  Bestimmung  des  §  5  des  Qescties 
vom  27.  April  1873,  RGBNr.  63,  offenbar  nur  dahin  geht,  Privatdozenten, 
welche  mit  den  nkademischen  \^erhältnis<on  noch  7ii  wenig  vertraut  sind, 
\nn  der  Vertretung  auszuschließen,  wonach  kein  ürund  vorhegt,  auch  solche 
rX)Zcnten,  welche  bereits  an  einer  andern  Universität  durch  zwei  Semester 
doziert  und  daher  die  vom  Gesetze  gewünschte  akademische  Erfahrung 
erlangt  haben,  zu  dieser  Vertretung  nicht  zuzulassen. 


Nr.  31. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  u.  0.  vom  l.  Juli  1877.  Z.  10.541 

an  die  akademischen  Senate  sowie  an  die  betreffenden  Landesstellen, 
(woarit  die  EinfluBnahme  des  akademischen  Senates  auf  die  Besetzimg 
der  BibliothekarsteUe  beschrankt  wird). 

Ich  finde  mich  bestimm^  anzuoidnen,  daß  die  von  den  Universitäts* 

bibliothekaren  für  Besetzung  von  Amanuensis-,  Skriptor-  und  Kustosstelten 
erstatteten  Vorschläge  künftighin  von  der  Lande!;ste!le  unmittelbar  dem 
Unterrichtsministerium  vorgelegt  werden,  während  für  die  Besetzung  der 
Bibliothekarstellen  die  mit  Min  Erl.  vom  1.  März  1870,  Z.  7330,  getroffenen 
Bestimmungen  in  Kraft  zu  bleiben  haben. 


Nr.  32. 

£riaß  des  Ministers  fOr  K.  u.  U.  vom  14.  JuU  1878,  2.  U.263. 

MYBNr.  25, 

an  die  Rektorate  sämtlicher  Universitäten, 
betreifend  den  Vorgang  bei  der  Wahl  der  Mitglieder  des  akademischen 
Senates  und  der  Wahlmänner  für  die  Rektorswahl. 

In  dem  Gesetze  vom  27.  April  1873,  RGBNr.  63,  betreffend  die 
Oigaaisation  der  akademischen  Behörden,  ist  eine  ausdrückliche  Bestim- 
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mung  über  den  Vorgang,  welcher  bei  der  Wahl  der  Mitglieder  des  akade- 
mischen Senates  sowie  der  Wahlm&nner  für  die  Rektorswahl  (§§9  und  10 
des  Gesetzes)  zu  tieobachten  ist,  nicht  enthalten,  und  es  sind  daher  in 
dieser  Beziehung  wiederholt  Zweifel  entstanden  und  Anfragen  anher  gerichtet 

worden. 

Ich  finde  mich  demnach  bestimmt,  um  weiteren  Zweifeln  und  Schwierig- 
keiten in  dieser  Richtung  zu  begepnen  und  einen  gleichförmigen  Vofgang 
an  allen   Universitäten  zu  erzielen,  nachfolgendes  auszusprechen: 

Da  in  dem  gedachten  Gesetze  der  Vor^:\nfr  bei  zwei  der  wichtigsten 
akademischen  Wahlen,  nämlich  bei  der  Dtkaiiatswahl  (§  7)  und  bei  der 
Rektorswahl  (§  10),  ausdrücklich  und  eingehend  normiert  und  kein  Orund 
ersichtlich  ist,  warum  für  die  eingangs  bezeichneten  Wahlen  andere  Vor- 
schriften gelten  sollten,  so  haben  die  ebengedachten  Bestimmungen  auch 
auf  die  Wahlen  der  Mitglieder  des  akademischen  Senates  sowie  der  Wahl- 
männer für  die  Rektorswahl  sinngemäße  Anwendung  zu  finden. 

Hienach  wird  aber  bei  dem  Umstände,  als  die  eventuell  vorzunehmende 
enpi^ere  Wahl  bei  einem  kumulativen  Wahlakte  nicht  entsprechende  An- 
wendung finden  kann  und  jedenfalls  nähere  Tkstimmung  erheischen  würde, 
die  Wahl  der  Wahlmänner  für  die  Rtkiorswahl  in  Zukunft  nicht  mehr 
in  einem  Wahlakte,  sondern,  wie  dieses  aucti  bisher  schon  bisweilen  geschehen 
is^  seitens  jedes  Professorenkollegiums  in  vier  abgesonderten  Wahlakten 
vorzunehmen  sein. 

In  dem  Falle,  als  die  engere  Wahl  eines  Mitgliedes  des  akademischen 
Senates  oder  eines  Wahlmannes  für  die  Rektorswahl  zu  keinem  Resultate 
führt,  ist  nicht  die  Analogie  der  Dekanswahl,  sondern  jene  der  Rektorswahl 
(§  10)  als  maßgebend  anzusehen  und  daher  zwischen  den  in  die  engere 
Wahl  Einbezogenen  durch  das  Los  zu  entschckien. 


Nr.  33. 

Erlaß  des  Ministsrs  für  K.  u.  U.  vom  15.  Juli  1878,  Z.  9968, 

MYBNr.  26, 

an  die  Rektorate  sämtlicher  Universitäten, 
betreuend  die  Ersatzwahlen  ffir  den  akademischen  Senat. 

Aus  Anlaß  eines  speziellen  Falles  finde  ich  in  Erläuterung  des  §  9 
des  Gesetzes  vom  27.  April  1873,  RQBNr.  63,  betreffend  die  Oiganisation 
der  akademischen  Behörden,  auszusprechen,  daß,  im  Falle  ein  von  dem 
Professorenkollegium  gewähltes  Ml^lied  des  akademischen  Senates  aus  dieser 

Funktion  vor  Ablauf  der  dreijährigen  Wahlperiode  ausscheidet,  die  hie* 
durch  erforderliche  Neuwahl  nicht  für  drei  Jahre,  sondern  stets  nur  ffir 

den  Rest  der  durch  die  dreijährige  Wahlperiode  bestimmten  Funktions- 
dauer der  iibrigen  gewählten  Mitglieder  des  akademischen  Senates  vor- 
zunehmen ist. 
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Nr.  34. 

IM  dis  Mtemltn  Hlnlstan  nr  K.  n.  U.  Tom  8.  Febniar  1880, 

Z.  1724,  MTBIr.  4. 

MrdlMd  dea  Voigang  bei  der  WiM  der  Vertreter  der  Prlveftdoseoteii 

In  ProfeMorenkollegiant. 

Zur  Regelung  des  Voiganges  bei  der  in  Qemäßheit  des  §  5  des 
OesctECS  vom  27.  April  1873,  ROBNr.  63,  betreffend  die  Organisation  der 
dEsdanisdien  Bebdiden,  vorzunebmeiiden  WaM  der  Vertreter  der  Privat- 
dottnten  im  ProfessorenkoU^ium,  finde  ich  anzuordnen,  daß  diese  Walil 
iB  dem  znnadist  hiefür  anberaumten  Termine  nur  dann  mit  Gültigkeit 
\x)rgenonimen  werden  kann,  wenn  zu  derselben  die  Majorität  der  an  der 
Fakultät  habilitierten  stimmbererhtiplen  Privatdozenten  cr-,chiencn  ist. 

Erst  in  dem  Falle,  als  zu  diesem  Wahlakte  ungeachtet  der  nachge- 
wiesenen ordnungsmäßigen  Einladung  die  Majorität  der  Privatdozenten  sich 
mdit  einiiudcn  sollte,  ist  die  Wahl  in  einem  zweiten  Termine  von  den 
endKincnden  Prjwatdozenten  ohne  Rficksidit  auf  deren  Anzabl  vorzu- 
ochmeiL  Die  Prhratdozeiiten  sind  jedoch  zu  diesem  neuerlichen  WahUdcte 
fliit  dem  ausdrücklichen  Beisatze  einzuladen,  daB  bei  demselben  die  Wahl 
imter  aDen  Umständen,  ohne  RQcksicht  auf  die  Anzahl  der  Ersdieinendcn 
vofgenommen  werden  wfifde. 


Nr.  86. 

firiafi  des  Ministers  fOr  K.  u.  D.  vom  28.  Dezemlier  1880,  Z.19 

MVBNr.  7  ex  1881. 

an  die  akademischen  Senate  sämtlicher  Universitäten, 

betrefTend  die  Bestimmung  des  Prorektors  oder  Prodekans  ?n  den 
Fällen,  wo  der  Rektor  oder  Dekan  des  letztverflossencn  Studienjahres  an 
der  Obemahme  oder  Fortfütu-ung  dieser  Funlction  dauernd  geiiindert  ist« 

Mit  Rficksicht  auf  eine  an  einzelnen  Universitäten  wahrgenommene 
verschiedene  Praxis  eröffne  ich  dem  Rektorate,  daß  im  Sinne  des  Gesetzes 

vom  27.  April  1873,  RGBNr  63,  betreffend  die  Organisation  der  akademischen 
Behörden,  der  Prorektor  oder  Prodekan  niemals  durch  Wahl  zu  bestimmen 
15t,  vielmehr  in  dem  Falle,  als  der  Rektor  oder  Dekan  des  letztverflossenen 
Studienjahres  an  der  Übernahme  oder  Fortführung  des  Prorektorates,  be- 
lidiungsweise   Prodekanates   aus   irgend   einem   Grunde  dauernd  ge- 

')  Nftch  dem  Gesetze  vom  27.  April  1873.  ROBNr.  63.  und  den  MinErl.  vom  28.  Dezem- 
ber U80,  Z.  19.233,  rad  rom  3.  FebiuM  ISSI,  Z.  1406,  t«t  dte  Vertretunr  des  ProdektBi 

in  der  Weise  gcrtgeU,  dafi  1.  Im  Falle  der  Berufung  des  Prodekane  zur  Vertretung  des  «ab- 
zegangencti'*  Dekans  nach  g  13  de?  zitierten  Gesetze«;  der  hv  Awte  älteste  ordentliche  Profestor 
aa  die  Stelle  des  Prodekans  zu  treten  hat,  und  2.  im  halle  der  a.u-s  irgend  einem  Grunde  sich 
*i|ciwadcn  «dancndcn*  Vtrhindemiif  de*  Prodekuf  fcnlS  der  Bcsttmmunff  dct  MtnEri.  vom 

V.  Dezember  1S80,  Z.  19.232.  der  nüchslletztc  Dekan  iPr-  Tr  >i!rkan  dci-^cn  Funktfoncn  zu 
dbcmehmcn  luit,  während  3.  im  Falle  einer  ^sonstigen*  Verhinderung  des  Prodekans  wieder  die 
nb  t  crvibale  BevUnmung  des  §  13  d«  Ocfctaei  In  Wlrktunkelt  tu  Irelcii  hat  (MinAkl 
Z.  SS3I  ex  I903>. 


Digitized  by  Google 


40 


I.  Tdi:  Organisation  und  Verwaltung;  A.  Ürpinisation  der  Universltiten. 


hindert  erscheint,  in  analojrer  Anwendung-  des  §  ^  des  zitierten  Gesetzes 
der  nachistictzte  Rektur  oder  Dekan  sich  der  Fuhrung  des  Prorektorates, 
respektive  Prodekanates  M>lange  zu  unterzidien  hat,  bis  er  in  dieser  Funktion 
durch  den  nSchsten  abtretenden  Rektor,  rücksiditlich  Dekan  abgelöst  wird. 


Nr.  36. 

Erlaft  des  Mlnistm  for  K.  u.  D.  Tom  3.  Febraar  mu  l.  i406, 

an  das  Rektorat  der  Universität  in  Czemowitz, 

(Mreltend  eine  ErlMenuig  des  Mlnisterielerlasses  von  28.  Ddem- 
ber  1880,  Z.  19.232,  MVBNr.  7  ex  1881,  betreffend  die  Bestimmnng  des 
Prorelctors  oder  Prodelcans  im  Falle  der  dauernden  VerUiidemng  des 

Rektors  oder  Dekans  des  let^tverflosseTien  Studienjahres  so  der  Über- 
nahme oder  Fortfiifarung  dieser  Funktion). 

Mit  dem  Berichte  vom  14.  JSnner  L  J.,  Z.  14^  hat  das  Rektorat  zu 
metner  Kenntnis  gebracht,  daß  nach  Ansicht  des  akademischen  Senates 
der  ho.  Erlafi  vom  28.  Dezember  1880,  Z.  19.232^),  betreffend  die 
Bestimmung  des  Prorektors  und  Prodekans  in  den  Fällen,  wo  der  Rektor 

oder  Dekan  des  letztverflossenen  Studienjahres  an  der  Übernahme  oder 
Fortführung  dieser  Funktion  dauernd  gehindert  ist,  mit  dem  §  13  des 
üesetzes  vom  27.  April  1S73,  RGBNr.  63,  nicht  im  Linklange  stehe.  Diese 
Ansicht  erscheint  jedoch  in  keiner  Weise  zutreffend.  §  13  cit.  hat  offenbar 
in  erster  Reihe  die  Tendenz,  die  Vertretung  des  Rektors  und  des  Dekans 
In  der  Eifiyiung  ihrer  bezfiglkhen  Funktkmen  zu  regeln;  der  erste  Absatz 
dieses  Paragraphen  bestimmt  diesfalls,  wer  zur  Vertretung  des  Rektors  und 
Dekans  im  Falle  ihrer  Veibinderung  überhaupt  berufen  ist;  der  zweite 
Absatz  enthält  die  Norm  für  den  Fall,  daß  diese  Verhinderung  eine  dauernde 
ist.  Daß  nun  dieser  zweite  Absatz  lediglich  den  Rektor  und  den  Dekan 
im  Auge  hat,  respektive  dall  nur  diese  unter  der  dort  gebrauchten  Bezeich- 
nung: „akademische  Würdenträger'*  zu  verstehen  sind,  der  Prorektor  und 
Prodekan  aber  hierunter  nicht  begriffen  werden  können,  ergibt  sich  ganz 
zweifellos  aus  dem  daselbst  gcbiauciiten  Ausdrucke:  „Neuwahl",  da  von 
einer  „Neuwahl"  zu  den  Funktionen  des  Prorektors  oder  Prodekans 
offenbar  nicht  die  Rede  sein  könnte. 

Es  ergibt  sich  dieses  aber  weiters  auch  aus  dem  Wesen  der  Insti> 
tution.  Der  Prorektor  und  der  Prodekan  ist  Infolge  der  friUieren  Bekleidung 
des  Rektorates,  beziehungsweise  Dekanates  ex  lege  zur  Vertretung  des 
Rektors,  respektive  Dekans  berufen;  es  ist  ihnen  —  bekanntlich  in  analoger 
Nachbildung  einer  Einrichtung  des  altröinischen  Staatsrechtes  -  die  Amt-;- 
t^ewalt  zu  dem  gedachten  Ende  und  in  dem  entsprccticn(i(  ii  Umfange 
l<ralt  cfesetzlicher  Bestimmungen  verlängert,  prorogiert.  Als  i^rorektor  oder 
Prodekan  im  Sinne  des  Gesetzes  kann  daher  nicht  etwa  zunächst  der  Ver- 
treter des  Rektors  oder  des  Dekans,  sondern  nur  derjenige  betrachtet 

*) «.  Mr.  SS. 
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werden,  dessen  Amtsgewalt  in  der  bezeichneten  Weise  über  die  eigentUchc 
Aiiltsdauer  infolge  gesetzlicher   Bestimmung   erstreckt  ist. 

Es  kann  somit  von  einer  Bestimmung  dieser  Funktionäre  durch  Wahl 
in  keinem  Falle  die  Rede  sein,  was  auch  noch  darin  seine  Bestätigung 
findet,  daß  in  dem  Gesetze  jede  sonst  nicht  zu  entbehrende  Bestimmung 
ober  die  Vornahme  der  Wahl  eines  Prorektors  oder  Prodekans  völlig 
mangelt 

Die  getroffene  Maßregel  erscheint  endlich  auch  als  zweckmäßig, 

weil  sie  dem  Har  die  Zusammensetzung  des  akademischen  Scnntcs  maß- 
gebenden Gedanken,  die  akademischen  Funktionäre  längere  Zeit  im  Senate, 
respektive  diesem  geschäftskundigere  Teilnehmer  zu  erhatten,  am  meisten 
entspricht. 

Schließh'ch  bemerke  ich,  daß  die  in  dem  hierortigen  Erlasse  zur  Au- 
erkeonung  gelangte  Anschauung  auch  schon  vordem  bei  dei  ubcrvs  legenden 
Mehnaht  der  akademischen  Behörden  die  maßgebende  gewesen  ist. 


Nr.  37. 

Au  m  ErlassB  les  Mlnlstm  fSr  K.  a.  ü.  Tom  U.  Jalt  188L 

Z.  10442. 

an  das  Rektorat  der  Universität  in  Innsbruck, 

(wondi  bei  der  Wehl  des  Defcaiie  die  crforderlldie  Majorltit  der 
Stimmen  nach  der  Majorltit  aller  In  der  WaUsitznng  anwesenden  stimm- 
berechtigten Mitglieder  des  Proffesaorenkolleginms  zn  berechnen  Ist). 

Unter  der  nach  §  7  des  Oesetzes  vom  27.  AprU  1873,  ROBNr.  63, 
mr  Dekanatswahl  erforderlichen  Majorität  ist  nicht  die  Majorität  der  ab- 
gegebenen Stimmen,  sondern  die  Majorität  aller  in  der  Wahlsitzung  an- 
wesenden stimmberechtigten  Mitglieder  des  Professorenkollegiums  zu 
verstehen,  und  ist  mithin  bei  der  Berechnüncr  der  Majorität  auch  die 
Zahl  jener  in  Anschlag  zu  bringen,  die  zwar  m  der  Sitznnr]^  erschienen, 
iich  jedoch  entweder  der  Abstimmung  enthalten  oder  unbeschriebene  Stunm- 
Zettel  abgegeben  haben. 

Dies  geht  daraus  hervor,  daß  nach  §  15  1.  c.  jedes  Mitglied  des 
ProfessorenkoHegiums  bei  den  Versammlungen  desselben  zu  erscheinen  ver* 
pflichtet  ist  und  die  Beteiligung  am  Wahlakte  mithin  als  eine  dem  behöid- 
ttdien  Charakter  des  Dekans  entsprechende  Pflkht  anzusehen  ist,  wonach 
auch  bei  Berechnung  der  absoluten  Majorität  die  Zahl  aller  zur  Vornahme 
der  Wahl  Verpflichteten  und  sohin  Erschienenen  maßgebend  zu  sein  hat. 

Hienach  hat  Professor  N.  bei  der  dritten  engeren  Wahl,  in  welcher  unter 
acht  anwesenden  Stinimfuhrern  nur  vier  ihre  Stimme  auf  ihn  vereinigt 
hatten,  die  erforderliche  absolute  Majorität  nicht  erhalten,  wonach  nun- 
mehr der  akademische  Senat  nach  9  7  1,  c.  zwischen  Professor  N.  und  NN. 
zu  entscheiden  gehabt  hätte.  Em  neuer  Wahlgang  hätte  sohin  erst  dann 
eintreten  können,  wenn  beide  Professoren  die  Annahme  der  Wahl  abgelehnt 
hätten  und  diese  Ablehnung  vom  akademischen  Senate  gutgeheißen 
worden  wäre. 
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Nachdem  jedoch  das  Professorenkollegium  sofort  zu  einer  wciicren 
—  auf  Professor  X.  gefaiicnen  —  Waiü  geschritten  ist,  erscheint  sowohl 
diese  Wahl  wie  auch  der  gesamte  Wahlairt  als  ungültig,  und  Icann  dem- 
selben  die  Bestätigung  nicht  erteilt  werden. 


Nr.  38. 

BrtaB  les  Ministers  für  K.  n.  U.  vom  9.  Febmar  1884,  Z.  1698. 

MVBIr.  8, 

an  das  Reictorat  derlc.  Ic.  Universität  mit  böhmischer  Vortragssprache  in  Pmg, 

betreffend  die  Attslegnng  einer  Bestimmung  des  §  5  des  Ocselzes  fiber 
die  aksdcolMlien  Behörden  Tom  27.  April  1873»  ROBNr.  83.^) 

Das  Rektorat  hat  mit  Bericht  vom  24.  Jänner  1884,  Z.  4()4,  anher 
die  Anfrnec  f^erichtet,  wie  in  dem  Falle,  als  die  Anzahl  der  in  einem 
Prütessorenl<ollc'gium  befindlichen  ordentlichen  Professoren  eine  ungerade 
ist,  die  Zahl  der  in  das  Kollegium  zu  berufenden  außerordentlichen  Profes- 
soren zu  berechnen  sei. 

Da  durch  §  5  des  Gesetzes  über  die  Organisation  der  akademischen 
Behörden  ausdrfiddich  bestunmt  wird,  da6  die  Zahl  der  aufierordentUchen 
Professoren  die  HäUte  der  Zahl  der  ordentlichen  Professoren  nicht  über- 
steigen dürfe,  so  kann  im  vorausgesetzten  Falle  nur  die  Hälfte  der 
nächst  niederen  geraden  Zahl  der  ordentlichen  Professoren  als  die  Anzahl 
der  in  dns  Kollegium  ZU  berufenden  außerordentlichen  Professoren  an- 
gesehen werden. 

Es  werden  sunach  im  vorliegenden  Falle,  wo  die  An/ahl  der  ordent- 
lichen Professoren  dreizehn  bclragi,  nur  sechs  außcrürdcntiichc  Profes- 
soren in  das  Kollegium  einzuberufen  sein. 


Nr.  39. 

Ans  im  Ertasse  les  Ministers  fflr  K.  n.  ü.  vom  3.  Jnll  1891» 

Z.  13.359. 

an  das  Rektorat  der  Universität  in  Innsbruck, 

(betreffend  die  Pflicht  der  Professoren  zur  Übernahme  akademischer 

Ämter). 

Mit  Rücksieht  auf  die  an  der  rechts-  und  stn.!ts\\  issenschaftlichen 
Fakultät  vorgekommenen  Ablehnungen  der  Übernahme  des  Dekanates  kann 
ich  übrigens  nicht  umhin,  darauf  aufmerksam  zu  machen,  daß  die  eventuelle 
Übernahme  der  akademischen  Ämter  zu  dem  Pflichtenkreisc  eines  jeden 
Mitgliedes  des  Professorenkollegiums  gehört. 
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Nr.  40. 

iB  dem  Erlasse  des  Ministeriums  fQr  K.  u.  U.  vom  6.  JUnner  1892, 

Z.  27.539. 

an  das  Rektorat  der  Universität  in  Czernowitz, 

(betreffend  die  Unzulässigkeit  der  eigenmSchtigen  Verzichtleistung  eines 
akademischen  Würdenträgers  auf  diese  Funktion). 

Die  Resignation  eines  vom  Unterrichtsministerium  bestätigten  akade- 
mischen Funktionärs  Icann  nur  mit  Zustimmung  dieses  Ministeriums  er> 
toigen.1) 

Nr.  41. 

Ais  den  Masse  des  Ministers  Ar  K.  n.  U.  Ysm  26.  MIrz  1892, 

Z.  5746. 

an  den  Rektor  der  Universität  in  Wien, 

(betreffend  das  Recht  und  eventuell  die  Pflicht  des  Dekanates  zur 
Abgabt  einer  eigenen  Äußerung  bei  Erstattung  von  Berichten  über  im 
Professorenkollegium  verhandelte  Angelegenheiten). 

Es  wurde  dem  Rektorate  bemerkt,  riaR  den  Dekanaten  die  eigene 
Äußerung  in  allen  jenen  Angelegenheiten,  in  welchen  die  Einvernehmung 
des  Professorenkollegiums  angeordnet  wird,  gelegentlich  der  Erstattung  des 
Vorl2^eberichtes  selbst\'erständlich  auch  ohne  weitere  ho.  Aufforderung  oder 
Ennichtigung  jederzeit  zusteht  und  eventuell  obliegt. 


Nr.  42. 

ErlaA  des  MinisUrs  fOr  K.  n.  D.  vom  8.  m  1892,  Z.  14.625, 

an  das  Rektoiat  der  Universität  in  Innsbruck, 

(btirdleiid  die  den'  WaUm&nnem  für  die  Rektortwahl  obliegendco 

PlUeiiteii). 

Aus  dem  Berichte  vom  25.  Juni  184)2,  Z.  680,  habe  ich  ersehen,  daß 
2n  der  für  den  24.  v.  M.  anberaumten  Rektorswahl  nicht  alle  Wahlmanner 
endiienen  sind,  und  daB  nicht  alle  Wahiminner  bei  jedem  Wahlgange 
ihre  Stimmen  abgegeben  haben. 

Da  die  für  diesen  Wahlakt  von  den  Professorenkollegien  eigens  ge- 
wählten Wahlmänner  tu  dem  Erscheinen  bei  der  Wahl  gesetzlich  verpflichtet 
sind  und  bei  jedem  Wahlgange  ihre  Stimme  abzugeben  haben,  da  fetner 

')  Eine  analoge  Weisung  erging  an  das  PfoftnorenkoUegium  der  rechts-  und  Staatswissen- 
ithaftlichf!  Fakultät  drr  rnivenität  in  I.embfrs  mit  dem  Erlasse  vom  17.  März  1801,  Z.  4271. 

Dem  akademischen  Semie  steht  daher  nicht  das  Recht  zu,  über  die  Resignation  zu  ver- 
kmMu  Oer  VwdOH  mf  dtt  SIdle  Oaea  SemUws  btämf  oiM  dir  GMeAnMpMf  ^  Unii^ 
nrttaUMiftei»  fMtiAJU  Z.  9619  und  H3»  ex  /SMj;. 
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im  vorliegenden  Falle  das  Eigebnis  der  Wahl  durch  eine  Wahlenthaltung 
beeinflußt  wurde,  finde  ich  den  vofgenommenen  Wahlakt  als  ungOtttg  zu 
beheben  und  die  Wiederholung  der  Rektorswahl  anzuordnen. 


Nr.  43. 

Maß  Aas  Ministers  fflr  K.  u.  u.  vom  18.  flezsmiier  1895, 

Z.  20.848, 

an  das  Dekanat  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultlt  der 

k.  k.  Universität  In  Lemberg, 

(womit  amgesprochcn  wurde,  daS  fBr  die  Beredumig  der  Majotttit 
der  Stimmen  bei  der  Wahl  der  Wahlmänner  für  die  Rektorswahl  die 
gleichen  Omadsitze  wie  bei  der  Wam  des  Dekans  In  der  Regel  znr 

Anwendung  an  kommen  haben). 

Auf  die  vom  I>ekanate  mit  Bericht  vom  26.  Juni  1895,  Z.  1035, 
gestellte  Anfrage,  ob  bei  Vornahme  der  Wahl  der  Wahlmänner  für  die 
Rektonwahl  unausgeffillt  eingegebene  Stimmzettel  bei  Zihhuig  der  Stimmen 
zu  berflcksicfatigen  sind,  wird  dem  Dekanate  nachstehendes  eröffnet 

Nach  Weisung  des  hierortigen  Eilasses  vom  14.  Juli  1878,  Z.  11.263, 
MVBNr.  25^  haben  die  im  Gesetze  vom  27.  April  1873,  ROBNr.  63,  be- 
treffend die  Oiganisation  der  akademischen  Behörden,  für  die  Dekanswahl 

(§  7)  und  für  die  Rektorswahl  (§  10)  gegebenen  Vorschriften  auf  die  Wahl 
der  Wahlmänner  für  die  Rektorswahl  sinngemäße  Anwendung  zu  finden. 

Unter  der  nach  §  7  des  zitierten  Gesetzes  zur  Dekanswahl  erforderlichen 
Majorität  ist  nicht  die  Majorität  der  abgegebenen  Stimmen,  sondern  die 

Majorität  aller  in  der  Wahlsitzung  anwesenden  stimmberechtigten  Mit- 
glieder drs  Professorenkollegiums  zu  verstehen.  Mithin  ist  bei  der  Be- 
rechnung der  Majorität  auch  die  Zahl  jener  in  Anschlag  7U  bringen,  die 
zwar  in  der  Sitzung  ercchn  lu  ri,  sich  jedoch  entweder  der  Abstimmung 
enthalten  oder  unbeschriebene  Stirnni/.ettel  abgegeben  haben. 

Dies  geht  daran':  her\'or,  daß  nach  §  15  des  Gesetzes  jedes  Mitglied 
des  Profussorcnküllegiums  bei  den  Versammlungen  desselben  zu  erscheinen 
verpflichlei  ist  und  die  Beteiligung  am  Wahlakte  mithin  als  eine  dem  behörd- 
lichen Charakter  des  Dekans  entsprechende  Pflicht  anzusehen  ist,  wonach 
auch  bei  Berechnung  der  absoluten  Majorität  die  Zahl  aller  zur  Vornahme 
der  Wahl  Verpflichteten  und  sohin  Erschienenen  maßgebend  zu  sein  hat 

Die  gleichen  Grundsätze  haben  gemäß  der  luii  dem  eingangs  bezogenen 
Erlasse  gegebenen  Direktive  auch  bei  der  Wahl  der  Wahlmänner  tür  die 
Rektorswahl  zur  Anwendung  zu  gelangen,  es  wäre  denn,  daO  fär  jene 
Abstimmungen,  welche  nicht  bereits  gesetzlich  geregelt  eischeinen,  durch 
die  Geschäftsordnung  des  Professorenkolleghnns  ehi  abweichender  Voigang 
voigezeichnet  wird. 
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Nr.  44. 

In  tan  Eriissi  ta  HlBlstnrs  flr  E.  i.  ■.  im  20.  Io?0iiilier  1898, 

Z.  22.732, 

an  das  Dekanat  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Faicultät  der 

Universität  in  Lemberg, 
^betreffend  die  Wahl  der  Vertreter  der  PrivaAdocenten). 

Bei  der  Wahl  der  Vertreter  der  Privatdozenten  im  ProfessürenkoUegium 
Ilaben  die  Bestimmungen  des  MinErL  vom  14.  Juli  1878,  Z.  11.263, 
MVBNr.  25»),  womit  der  Vorgang  bei  der  Wahl  der  MitgUeder  des  alcade- 
misdien  Senates  und  der  Wahlmänner  für  die  Reictorswahl  geregelt  wurde, 
sinngemäBe  Anwendung  zu  finden. 


Nr.  45. 

Abs  im  Erlasse  des  MlAisters  für  K.  u.  0.  vom  8.  Jall  1899, 

Z.  16.390, 

an  das  Rektorat  der  Wiener  Universität, 
(womit  die  Vorlage  eines  einzigen  Berichtes  über  die  vollzogenen 
Wahlen  aller  akademischen  Funktionäre  sowie  der  Privatdozentenvertreter 

angeordnet  wird). 

Dem  Rektorate  ivird  eröffnet,  daß  in  Hinkunft  die  Anträge  auf  Be- 
stätigung der  Wahlen  aller  akademischen  Funktionäre  sowie  der  Privat- 
dorentenvertrcter  in  den  Professorenkollegien,  dem  an  den  übrigen  Uni- 
versitäten geübten  Vorgange  gemäß,  in  einem  einzigen  Berichte  vereinigt 
in  Vorlage  zu  bringen  sind. 


c)  Verfügungsrecht  über  die  Universitätslokalitäten. 

Nr.  46. 

Ans  dem  Erlasse  des  Staatsministeriums  K.  U.  vom  3.  April  1868, 

Z.  1390. 

an  den  akademischen  Senat  der  Lemberger  Universität, 

ijßbtt  die  Berechtij^ung   des   akademfschen  Senates  ztU*  Disposition 

über  die  akademischen  Lokalitäten). 

im  allgemeinen  kann  dem  akademischen  Senate,  welcher  das  Ganze 
der  akademischen  Angelegenheiten  tmd  das  Interesse  der  Lehrvorträge  in 
ihrer  Gesamtheit  zu  berücksichtii^^tn  hat,  das  Recht  nicht  abgesprochen 
werden,  die  durch  drängende  unabweisliche  Verh.iltnisst  pchotenen  Ände- 
rungen in  den  Dispositionen  über  akademische  Lokalitäten  zu  treffen. 

In  Fällen  unabweislicher  Notwendigkeit  muß  das  partikuläre  Interesse 
dem  aQgemeineren  Gesichtspunkte  zuweilen  weichen,  und  hieräber  zu 
urteilen,  ist  zunächst  der  akademtechc  Senat  berufen. 

5.  Sr.  3Z 
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Der  akadcmi'^chc  Senat  wird  jedoch  in  solchen  Fällen  im  allgemeinen 
und  insbesondere  dann,  wenn  es  sich  um  eine  Disposition  über  Museen» 
Laboratorien  usw.  handelt,  darauf  zu  sehen  haben,  daß  dem  durch  eine 
solche  Änderung  berührten  Professor  vorher  volle  Gelegenheit  eröffnet  werde, 
seine  gegen  die  beabsichtigte  Änderung  vorzubringenden  Bedenken  geltend 
zu  machen,  und  daß  die  Einvernehmung  desselben  in  einer  Weise  geschehe, 
welche  allen  Reklamationen  wenigstens  gegen  die  formelle  Behandlung  der 
Angel^enheit  vorzubeugen  geeignet  ist. 

Die  akademischen  Behörden  sind  in  der  Lage,  schon  bei  Feststellung 
des  Lektionsplanes  und  der  damit  verbundenen  Zuweisung^  der  Hörsäle 
durch  ang^emessene  Voraussicht  und  kollegiales  Entgegenkommen  von  vorn- 
herein ähnlichen  Kollisionen  vorzubeugen.^) 

Sollte  demnach  für  ein  Kollegium  ein  größeres  andauerndes  Audi- 
torium, als  der  angewiesene  Hörsaal  zu  fassen  vermag,  sich  finden,  so 
wird,  vorausgesetzt;  daB  der  Universität  Oberhaupt  eine  spezielle  Ffirsorge 
fOr  dieses  größeren  Andrang  zugemutet  werden  kann,  zu  sehen  sein,  ob 
nicht  durch  eine  Verlegung  der  Vorlesestunden  und  durch  so  viellelcfat 
ermöglichte  Zuweisung  eines  größeren  Hörsaales,  durch  Teilung  des  Kol- 
legiums in  zwei  Parallelvorlesungen  oder  anderweitige,  in  den  Organismus 
der  Universität  nicht  störend  eingreifende  Vorkehrungen  dem  Bedürfnisse 
abgeholfen  v>erden  kann,  wobei  es  als  selbstverständlich  anzusehen  ist,  daß 
es  bei  der  allt^ctncinen  Verpflichtung  eines  jeden  Professors,  zunächst  selbst 
für  Auirednerhaitung  der  Ordnung  in  seinem  Kuilegium  zu  sorgen  und 
Störungen  hintanzuhalten,  auch  der  betreffende  Professor  als  verpflichtet 
angesehen  werden  kann,  zu  diesem  Ende  entgegenkommend  die  Hand 
zu  bieten. 

Es  muß  hier  nur  noch  bemerkt  werden,  daß  das  Verbot,  zwei  Stunden 
hintereinander  ül>er  dasselbe  Fach  zu  lesen,  auf  den  Fall  keine  Anwendung 

findet,  wenn  dasselbe  Kollegium  etwa  zweimal  hintereinander  vor  wechseln- 
den Auditorien  gelesen  wird,  und  daß  in  derlei  besonderen  Fällen  sich  der 
akademische  Senat  als  ermächtigt  ansehen  darf,  von  obiger  Anordnung 
eine  Ausnahme  zuzugestehen. 


Nr.  47. 

Aus  dem  Erlasse  des  Ministers  f  Ur  K.  u.  U.  vom  23.  Jfinner  1896, 

Z.  29.500  ex  1895. 

an  das  Rektorat  der  Universität  in  Krakau, 
(betreffend  den  Vorgang  bei  Oberlassnng  der  Krakaner  UnlversitSts- 
atila  zur  Abhaltung  öffentlicher  Vorträge  durch  andere  Personen  als 

Universitätsprofessoren). 

Dem  Rektorate  wird  bemerkt,  daß  bei  Überlassung  der  Universitätsaula 
zur  Abhaltung  von  öffentlichen  Vorträgen')  durch  andere  Personen  als 

*)  Vgl'  §  13  der  MinVdg.  vom  X.Juni  1850,  Z.  5432  (s.  Nr.  379). 

V  Ober  die  Zuidssigkeit  der  Abhaltung  der  „volkstumlichen  Universitätsvorträge"  in  den 
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Universitubprufessoren  hierüber  in  jedem  einzcincn  Falle  eine  berichtUche 
Anieige  an  den  Herrn  Statthaltereidelegaten  in  Krakau  zu  erytatten  sein  vrird. 


Np.  48. 

Erlaß  UM  Ministers  fflr  R.  u.  U.  vom  25.  Oktolisr  mi 

i.  2im 

an  den  Statthalter  für  Böhmen, 

(«OBtt  du  Rcgntaliv  in  Benig  «nf  die  BcuAtmig  des  Pettiules  im 
Caroliinui  tfnreii  die  tieiden  Ualvenititeii  In  Prag  abgelndert  wird). 

Das  mU  MtmErt.  wom  29.  Jtuii  1882;  Z.  mtKüM  gmekuigit  ReetUtMf,  befn^fftnd  tUe 

Hßdäliiätrn  der  f;emr!n~chiiftlicf'.i\".  nrnutziirii;  c1r^~  Fr-'t^aalf^  in  Cin^h.rtum  durch  dir  bfiden 
VatreaÜättn  in  Prag,  wunie  im  tiarersiändnis  mit  den  akademischen  Senaten  dieser  L'niverzltdten 
Ml  dem  MluErL  rom  2S.  OUober  t90t,  TL  2t.9t6,  abgeändtfi  uad  hat  mm  folgenden  tt^aUt 

1.  Als  eine  ausnahmslose  Regel  güi,  daß  eine  Benützung  der  Aula 
fOr  stodeotischc  Versammlungen,  für  studentische  Vereine  und  was  immer 
für  Veranstaltungen  von  Piivatkörpersdiaften  unbedingt  ausgeschlossen  und 
ein  diesliezfigliches  Gesuch  a  limine,  ohne  jede  weitere  Veriumdlung,  ab- 
zuweisen ist 

2.  I>ie  Aula  bleibt  daher  ausschließend  vorbehalten  fflr  solche  Akte, 
welche  die  akademischen  Behörden  im  Namen  der  Universität  und  unter 
ihrer  Autorität  vornehmen. 

3.  Die  deutsche  Universität  benützt  wie  bisher  die  Aula  fflr  derartige 
Festakte  an  den  geraden,  die  böhmische  Universität  an  den  ungeraden 
Tagen  de«  Monats. 

4.  Jede  der  beiden  Universitäten  verfugt  über  die  Aula  an  den  ihr 
zustehenden  Tagen  selbständig,  ohne  Einvernehmen  mit  der  andern  Uni- 
versität. 

5.  Zu  den  akademischen  Feierlicfakeiten  gehören:  a)  die  periodisch 
wiedefkehrenden  Festakte,  ab:  die  leierliche  Immatrikulation  der  Studie- 
renden, die  Rektorsinstallation,  die  Vornahme  feierlicher  Promotksnen; 
b)  besondere,  aus  bestimmten  Anlässen  von  den  akademischen  Behörden 
onter  ihrer  Autorität  veranstaltete  Festakte,  bei  denen  durch  wissenschaft- 
liche Vorträge  seitens  der  Professoren  für  die  Studierenden  und  besonders 
geladene  Gäste  die  Bedeutung  eines  zu  feiernden  Mannes,  Oedächtnistages 
oder  Ereignisses  in  einer  an  Universitäten  herkömmlichen  Weise  erörtert 
wird,  Beispiele  solcher  Festakte  wären:  die  Ehrung  des  Andenkens  ver- 
storbener oder  sonst  aus  dem  Verbände  der  Universität  ausgeschiedener 
MHgUeder  des  Lehrkörpers;  die  Erinnerung  an  Manner,  welche  sich  um 
Staat  oder  Kirche,  Wissenschaft  und  Kunst  verdient  gemacht  haben;  die 
Feier  patriotischer  Qedäditnistage;  die  Feier  von  Gedenktagen  in  der  Oe- 
sdiichtc  der  Universität;  die  Feier  neuer  wissenschaftlicher  Errungenschaften 
oder  bedeutsamer  Ereignisse  der  Kulturiortschritte.  Auch  diese  aus  beson- 

ffL  die  BtBämiiuuiim  dar  StaäUen  /ir  die  betraJBfleiideii  „mUstSmUdtta  UatmaUOtnorMlgi^ 
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deren  Anlässen  in  der  Aula  veranstalteten  Festakte  der  Universität  bedürfen 
keiner  besonderen  Genehmigung. 

6.  Die  Sorge  ffir  die  Instandhaltung  der  Aula  fallt  emem  Rektor  der 
beiden  Universitäten  zu,  und  ist  diese  Obsoige  jährlich  abwedisehid  zu  tragen. 

7.  Veränderungen  in  dem  Stande  und  der  Einrichtung  des  Festsaales 

sind  von  dem  Einverständnisse  beider  Rektoren  bedingt. 

Beiden  Univenitäien  steht  übrisens  auf  Qrund  der  MinErl.  vom  2b.  August  1&)7.  Z.  14.7V7, 
beathungsweise  vom  27.  Jätuur  1902,  Z.  tdOO,  die  Benützung  des  Festsaales  im  Carolinum  zur 


d)  Universitätstitel. 

Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  u.  U.  vom  6.  Jännnr  1881,  Z.  110, 

MVBNr.  10. 

an  die  akademischen  Senate  sämtlicher  Universitäten, 
betreffend  die  Verleihung  des  Univeraltfttstitels. 

Anläßlich  der  in  letzter  Zeit  wiederholt  voigekommenen  Verleihungen 
des  Universitätstitels  seitens  der  akademischen  Senate  mehrerer  Universitäten 
finde  idi  dem  Senate  zu  eröffnen,  daß  das  von  den  Universitäten  vormals 
geübte  Recht  der  Verleihung  von  Universitätstiteln  mit  Rücksicht  auf  die 
derzeitige  Verfassung  der  Universitäten,  die  Stellung  derselben  als  Staats- 
anstaltcn  und  die  Bestiinmiingf  des  Art.  1  des  Staatsgrundgc^etzes  vom 
21.  Dezember  1857,  betrehend  die  Ausübung^  der  Regierungs-  und  Vollzugs- 
gewalt, als  erloschen  anzusehen  ist  und  die  Verleihung  des  Universitätstitels 
stets  die  ag.  Genehmigung  Sr.  k.  u.  k.  Ap.  Majestät  zur  Voraussetzung  hat, 
welche  im  Wege  des  Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht  einzuholen  ist 

Zugleich  bin  ich  jedoch  in  der  Lage,  dem  akademischen  Senate  mit- 
zuteilen, daß  Se.  k.  u.  k.  Ap.  JMajestät  mit  Ah.  Entscfal.  vom  1.  Jänner  Lj. 
den  bisher,  insbesondere  auch  den  seit  Wirksamkeit  des  zitterten  Staats^ 
grundgesetzes  vom  21.  Dezember  1867  von  den  akademischen  Senaten 
der  österreichischen  Universitäten  ausgegangenen  Verleihungen  des  Universi- 
tätstitels nachträjjlich  die  Ah.  Genehmigung  ag.  zu  erteilen  jreruht  haben. 

Anmerkung.  Mtt  derselben  Ah.  tnischli^ßung  wurde  der  Minister  Jür  K.  u.  U.  enaächtigt, 
in  küttfHgen  FiUen  solcher  Tttetrerteihungen  dk  €kiuhmigung  im  Ah,  Nümim  amm^Mftekaiu 


e)  Universitätskanzleifond. 
Vorbemerkung. 

Ober  die  Einnahmen  und  die  Verwendung  des  VniversHätskamUifondes  vgl.  §ß  T4  und 
18  der  römisch-katholisch- theotogischen,  §§  14  und  17  der  griechisch-orientalisch-theotogtschen, 
§§  14  and  18  der  reeUs-  and  staai«0l$»ea8ckaJUieh«nf  §§  35  and  3^  der  au^Med^  and  ^  10 
and  tS  der  pMlnopkMken  mgorpeenonbumg  (t.  Nr,  615»  620,  960,  678  and  189* 
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Nr.  50. 

Erlaß  des  Ministers  fQr  K.  u.  U.  vom  29.  April  1851.  Z.  2076;218. 

an  das  Universitätskonsistorium  in  Wien, 

(womH  anlftBlich  der  Regelang  der  Obliegenheiten  und  Nebeneinkfinfte 
dM  Untversitätspedells  Bestimmungen  über  die  Bezüge  und  Verwendimg 
des  Wiener  Universitätskaozleifondes  erlassen  werden). 

Bei  Regelung  der  Bezüge,  welche  der  neu  anzustellende  Universitäfs- 
pedeD  anzusprechen  haben  soll,  kämmt  es  darauf  an,  dieselben  schon 
vor  setner  Ernennung  in  einer  Art  festzusetzen,  welche  für  die  totale 
Reform  des  Rigorosen-  und  Promotlonswcsens  auch  in  Beziehung  auf  die 

Ziffer,  die  Art  der  Einhebung,  Verrechnung,  Abfuhr  und  Verwendung  der 
diesfälligen  Taxen  und  (lebühren  den  freiesten  Spielraum  läßt. 

Eine  nrrofte  Unzukömmlichkeit  in  der  bisherig^en  Stellung  des  Uni- 
versiiatbptdtlls  besteht  nicht  nur  in  seinem,  den  üehalt  der  meisten  Pro- 
fessoren und  aller  üniversitätsbeamten  übersteigenden  Einkommen,  sondern 
aoch  mehr  darin,  daß  seine  Stelhing  als  erster  Diener  der  Unhrersitit 
nkbt  gehörig  beachtet  war,  daß  ihm  mehrere  Funktionen  fibertragen  smd, 
wekbe  offenbar  dieser  Stellung  nicht  angemessen  erscheinen,  und  daß  semc 
Anspfüche  auf  Taxen  und  Oebfihren  für  die  meisten  dieser  Funktionen  der 
Frage  Raum  geben,  wofür  denn  eigentlich  der  Pedell  seinen  fixen,  nicht 
unbeträchtlichen  Cfeh-iU  und  seine  Naturalwohnung  genießt. 

Die  dringende  Notwendigkeit,  die  Stelle  des  Pedells  m  besetzen,  j:e- 
Stattet  es  nicht,  mit  der  Regelung  der  Verpflichtungen  dessdben  bezüglich 
der  Rigorosen,  Promotionen,  Diplomausfertigungen  und  ähnlicher  Akte  bis 
tnr  neuen  Gestaltung  des  gesamten  Vorganges  bei  Erteilung  akademischer 
Würden  zuzuwarten. 

Es  werden  daher  folgende,  sogleich  nadi  Eraennung  des  neuen  Pedells 
ins  Let»en  tretende  Anordnungen  getroffen: 

1.  Die  Einhändigung  der  Doktorsdiplome  hat  bei  Gelegenheit  der 
Ploniotion  durch  den  Rektor  oder  seinen  SteUvertreter,  die  der  sogenannten 
kleinen  Diplome,  als  der  Chiruigen,  Hebammen  usw.,  von  dem  betreffenden 
Professorendekane  in  einer  der  ordentlichen  oder  außerordentlichen  Sitzungen 
des  i^rofessorenkoltegiums  zu  geschehen. 

2  Die  Einhebung  aller  Taxen  und  Gebühren,  welche  aus  Anlaß  von 
strengen  Prüfungen,  Disputationen,  Promotionen,  der  Ausfertigung  der 
Diplome  usw.  zu  entrichten  sind,  die  Abfuhr  derselben  an  die  Perzeptions- 
berechtigten,  die  Sorge  für  die  Ausfert^ung  der  Diplome  aller  Art  geht 
an  die  Universilatskan/ki  über. 

Das  Universitätskonsistorium  liat  m  dieser  Beziehung; 

a)  die  diesfalls  bisher  größtenteils  von  dem  Pedell  besorgten  Funktionen 
in  der  am  zweckmäßigsten  erscheinenden  Weise  unter  zwei  oder  alle  drei 
Beamte  der  Universitatskanzlei  zu  verteßen; 

b)  aus  dem  zu  kreterenden  Kanzleifonde  die  mit  dieser  Einrichtung 
notwendig  verbundenen  Auslagen  zu  bestreiten; 
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c)  diesen   Beamten  die  erforderlichen  Weisung^en  zu  erteilen; 

d)  daruif  zu  sehen,  daß  die  Ausfertigung  der  Diplome  mit  \'er- 
meidung  unnötigen  Aufwandes  bewerkstelligt  werde;  die  Diplome  sind 
daher,  insofern  es  angeht  und  dadurch  eine  firsparnis  erzielt  werden  kann, 
zu  lithographieren,  soweit  sie  aber  geschrieben  werden  müssen,  hat  das 
Konsistorium  dafür  mäßige  Schreibgcbühfen  festzusetzen  und  dieselben  vor 
aOem  den  etwa  dazu  geeigneten  Individuen  der  Universitätskanzlei,  der 
Quästur  oder  den  Kanzleien  der  Doktorenlcollegien  zuzuwenden; 

e)  die  Funktionen  des  Pedells  werden  daher  in  diesen  Beziehungen 
nur  nodi  diejenigen  sein,  welche  von  seinen  bisherigen  diesfälligen  Ot>- 
liegcnhcitcn  nnrh  Atisscheidung  der  an  die  akademischen  VCürdcnträger 
oder  an  die  l crsiuitskanzlei  übergehenden  noch  erübrigen.  (»Jer  welche 
das  üniversit  itskoiisisiorium  ihm  bei  Durchführung  in  den  Anordnungen  ins- 
besondere ausdrücklich  zuzuweisen  findet. 

Für  diese  dem  Pedell  verbleibenden  Funktionen  ist  ihm  zu  seinem 
fixen  Oeiialte  von  500  Oulden  K.  M.  ein  jährliches  Pauschale  von  200  Oulden 
K.  M.p  zahlbar  in  monatlichen  anttzipativen  Raten,  aus  dem  zu  kreierenden 
KanzleHonde  zuzusichernd) 

Um  ihm  jedoch  auch  einen  Sporn  zur  pünkÜichsten  und  zuvorkom- 
menden Erfüllung  dieser  Obliegenheiten  in  seinen  verschiedenen  diesfälligen 
Berührungen  mit  den  akademischen  Behörden  und  mit  der  Universitäts- 
kanzlei  zu  geben,  wird  das  Konsistorium  ermächtigt,  ihm  am  Schlüsse 
eines  jeden  Semesters  eine  Remuneration  von  20 — 100  Gulden  K.  M.-)  aus 
dem  Kan^eifonde  anzuweisen,  in  dem  Maße,  als  er  sich  die  allseitige 
Zufriedenheit  des  Rektors»  der  Dekane  und  insbesondere  des  Kanaleidlrektors 
im  Laufe  des  Jahres  zu  erwerben  gewuBt  hat 

f)  Aus  dem  Obengesagten  ist  zu  entnehmen,  welche  von  den  bis- 
herigen Obliegenheiten  des  Pedells  an  die  Unlversitätskaiizlei  überzugehen 
haben. 

Das  Konsistorium  hat  die  zwecktnäRigstc  Geschäftszuteilung  an  die 
Glieder  Her  Universitätskanzlei  vorzunehmen  und  die  möglichst  cinfrrche 
Manipuladon  und  Modalität  der  Gebarung  mit  den  eingehenden  Taxen 
und  Gebullren  cmzutuhren. 

Die  an  den  Rektor  oder  andere  Glieder  des  Konsistoriums  oder  der 
akademischen  Behörden  oder  Wfirdenträger,  an  Witwensozietaten  usw.  ab- 
zufOhrenden  Anteile  an  den  eingehenden  Taxen  biklen  fQr  die  diesfallige 
Kanzleimanipulation  nur  durchlaufende  Posten.  Die  Bezüge  jedoch,  welche 
bisher  der  üniversitätspedell  von  Rigorosen,  Disputationen,  Promotionen 
und  Ausfertigung  der  Diplome  hatte  und  für  ihn  teils  ein  Netto-,  teils 
Bruttoeinkommen  bildeten,  gehen  an  den  hiemit  zu  kreierenden  Kanzlei- 
fond über. 

»)  In  ähnlicher  Weise  wurde  mit  MInErl.  vom  17.  November  IS53 ,  Z.  11.579,  ätm 
UniversitätssubpedeU  nebst  seinem  Gehalte  ein  jährUchcs  Pauschale  von  100  ('nihim  K.  M.  aus 
dem  UniversUätskanzleifonde  bewilligt  und  gestattet,  daß  nach  dem  Ermessen  des  Konsistoriums 
Ihm  auch  ttoch  am  Schlüsse  eines  Jsden  Semestm  eine  Remuneration  aus  demselben  Fonäe  tut- 
gewiesen  werde.    Vgl.  hirzu  die  modifizierende  Bestimmung  unter  Nr.  T/. 

■)  Vgf,  Nr.  51,  wonach  es  snr  Bewilligung  dieser  Remuneration  der  ministeriellen 
Qnsehmigung  bedarf. 
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Das  Bruttoeinkomaicii  dieses  Fondes  dürfte  sich  nach  den  von  dem 
Universitatskonsistoriiini  maeführten  Daten  jährlich  auf  mehr  als  viertausend 
Gulden  K.  M.  belaufen.  —  Es  wird  Sache  des  Universitätskonsistoriums  sein, 
durch  Vermciduria  unnötiger  Kesten  bei  Ausfertif^ung  der  Diplome  den 
reinen,  dem  Kan/lcitonde  verbleibenden  Ertrag  möglichst  günstig  zu  ge- 
stalten, um  daraus  folgende  auf  diesen  Fond  angewiesene  Entrichtungen 
aacb  der  hier  daiscstellten  Reihenfolge  zu  bestreiten.^) 

a)  Das  oben  erwähnte  fixe  jährliche  Pauschale  des  Pedells  mit  zwei' 
hundert  Ouhlcn  K.M. 

i3)  Die  bisher  aus  dem  Studlenfonde  bestrittenen  Pauschalien  für  die 
Schreibgeschäfte  und  für  Schreibmateriale  der  Professorendekane. 

T)  Nach  Zufäng^Hchkeit  dieses  Fondes  können  sohin  von  dem  Uni- 
versitätskonsistorium vom  Sommersemester  1850/51  an  aus  demselben 
angewiesen  werden : 

1.  Jn  Rc  rück  sieht  Ii,  ung  der  überhaupt  und  insbesondere  durch  gegen- 
wärtige Verfuguiiycn  \rrmehrten  Oeschäfte  Semestrairemunerationen  bis  zu 
dem  Betrage  von  einhundert  üuiden  K.  M.  an  die  Individuen  des  Kanzlei- 
personales.^) 

2l  Die  oben  sub  e)  erwähnte  eventuelle  semestrale  Remuneration  des 
Pedells  von  zwanzig  bis  hundert  Oulden  K.  M.*) 

h)  Die  Insertionskosten  für  die  Lektionskataloge  in  öffentliche  Blätter. 

e)  Endlich  gelegentliche  kleinere  Auslagen  für  das  Konsistorium  oder 
die  akademischen  Behörden,  welche  nicht  präliniiniert  Mnd  für  die  Zwecke 
derselben  wünschenswert,  wenn  auch  nicht  gerade  notwendig  sind. 

Ob  von  dem  luf  diese  Art  in  Anspruch  genommenen  K  ni/lcifonde 
noch  so  viel  erübrige,  um  das  medizinische  Lkiklureukollegiuni  m  Be- 
streitung der  Kosten  für  seine  Kanzlei  zu  unterstützen,  so  weit  dasselbe 
auch  für  Aufgal>eo  in  Anspruch  genommen  wird,  welche  eigentlich  Sache 
des  ProfessorenkoUegiums  sind,  oder  was  etwa  noch  weiter  zu  verffigen 
wäre,  um  im  verneinenden  Falle  die  Kanzlei  des  Doktorenkollegiums  von 
derlei  dasselbe  belastenden  Funktionen  zu  entbürden,  darüber  erwartet  man 
seinerzeit  einen  besonderen  Bericht  mit  Rücksicht  auf  die  von  dem  Uni- 
versitätskottsistorium  erwähnte  Elngat>e  desselben  vom  23.  Oktober  1850, 
Z.  748. 

Es  versteht  sich  übrigens  von  selbst,  daß  durch  die  hier  gelrolfenen 
Anordnungen  über  die  Bestreitung  der  oben  sub  ß,  ^  und  e  erwähnten 
Auslagen  späteren  Änderungen über  die  Bezüge  und  die  Verwendung 
des  Kanzleifondes  in  kchicr  Weise  prajudiziert  werden  soll. 

Diese  zuletzt  erwähnten  Anocdnuqgen  sind  daher  nur  transitorische 
und  werden  Modifikationen  erteMen,  sobald  mit  der  Regelung  des  Tax- 

*)  Dmnk  MbtEH.  wm  /.  Datmber  tm.  Z.  9m  fs.  Nr.       mud»  4U  QmMmig 
dtmrtiger  Entlohnungen  aus  dem  KanzUifonde  der  ministeriellen.  Otntkmfpillg  WOrMoll*», 
«)  VgL  den  MinEH.  vom  8.  März  1892,  Z.  2471  fs.  Nr.  ^4). 

*)  VgL  Nr.  51  B.  /.  —  Der  Unbfersltätskanzlei/ond  ist  eine  vom  Ministerium  Jur  KuUus 
mmä  Umitrrie/ä  im  admüUrtrBitwt  Wtgt  getrofftnt  Ebuiehhutg.    Ca  sUfä  äabtr  nuh  diesem 

'^ff'r  fv. 7.771  dJe  nähere  Bestimmung  der  Aaslagen  zu,  welche  aus  demselben  zu  bestreiten  sind, 
»ojtrn  eine  solche  niclä  geradezu  mit  dem  Viesen  eines  äerartigea  Fondes  im  Widerspruche 

4» 
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Wesens  bei  Rifroro^cn,  Promotionen  und  Diplomausferti^ng  der  Ertrag- 
dieser  Tnxcn  und  mit  dem  läntrcren  Bestände  der  Kollegiengeldcr  der  Betrag 
der  dic^ia Iiigen  Einhebungsprozente  eine  sichere  Basis  der  Berechnung 
zulassen  wird. 

Das  Unterrichtsministerium  beabsichtigt,  sobald  sich  diese  Vcrhaitnisac 
einigermaßen  konsolidiert  haben  werden,  den  Studienfond  nur  mit  den 
Auslagen  fQr  die  Besoldungen  für  die  stabil  angestellten  Beamten  der 
UnivenitSlslcaiizlei  und  für  die  systemisierte  Dicneischaft  zu  bcfaafteii,  da- 
gegen alle  Auslagen  IQr  das  Schreibgeschäft  der  Professorendekane,  fQr 
das  QuSsturspersonale,  für  'Drucksorten  und  Kanzleirequlsiteo,  für  Remunera- 
tionen an  die  Universititsbeamten  und  Diener,  ffir  Diumen  und  das  Aushilfs- 
personale  auf  einen  Fond  anzuweisen,  welcher  der  Disposition  der  aka- 
demischen Behörden  untcrlicpen  und  seine  Zuflüsse  aus  den  Kan7!ci[^chühren 
von  Rigorosen,  Proniot:  )nen  usw.  und  aus  den  Einhebungsprozenten  der 
Kollegiengelder  erhalten  wird.') 

Das  Univcrbitaiskonsistoriuni  wird  aufgefordert,  diesen  üedaaken  stets 
zu  verfoligen  und  zur  geeigneten  Zeit  seine  Ansiditen  und  Anträge  hierfiber 
dem  Unteniditsministerium  vorzulegen. 

Nach  Zustellung  dieses  Erlasses  hat  das  Univenititskonsistorium  un- 
verzügUcfa  die  Pedellstelle  zu  besetzen  und  zur  Durchführung  der  hier 
getroffenen  Anordnungen  zu  schreiten. 

In  dem  Anstellungsdekrete  sind  die  Bezüge  des  Pedells  mit  Berufung 
auf  diesen  Erlaß  anzuführen  und  ist  demselben  zu  bedeuten,  daß  ihm 
außer  denselben  kein  weiterer  Anspruch  auf  die  von  seinem  Vorgänger 
cingehübenen  Gebühren  zustehe. 

Das  fixe  Pauschale  von  zweihundert  Gulden  K.  M.  ist  ihm  in  monat> 
liehen  antizipat^ven  Raten  aus  dem  neu  kreierten  Kanzleifonde  auszuzahlen. 


Nr.  51. 

£rla£  das  MUüsUrs  für  K.  a.  D.  vom  1.  Dezemlier  1876,  Z.  9324, 

an  das  Rektorat  der  Universität  in  Wien, 
(womit  in  Ansehung  der  Verwendung  des  Kanzleifottdcs  der  Wiener 
Ualversitit  abindemde  Bestimmongen  getroffen  werden). 

Indem  Ich  den  Inhalt  des  unterm  31.  Mal  1.  J.,  Z.  993,  erstatteten 
Berichtes  Aber  den  Stand  des  Universitätskanzleifondes  zur  Kenntnis  nehme, 
genehmige  ich  die  daselbst  gestellten  Anträge  in  Betreff  der  in  Hinkunft 
aus  diesem  Fonde  zu  bestreitenden  Auslagen  mit  nadistehenden  Be- 
merkungen : 

Die  mit  dem  MinErl.  vom   29.  April  Z.  2076,-'  ^betroffenen 

Verfügungen  über  die  Verwendung  des  Kanzleifondes   zur  Entlohnung 

*)  Ober  die  Parti:ipation  dt$  UidttrÜtäMttnzleifondcs  an  den  R^ontm- aad  Promotion»* 

fürrn  itFw.  5.  die  cirKelnrn  Rigorosenordnungen .     Dit  5      tinheäattg^rattaif  4fer  KoUtgiOh' 
eeläer  fließen  in  den  Staatsschatt.    Vgl,  JVr.  391,  §§  45  und  47. 
*)  *.  Nr.  ». 
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des  Bcamtenpenoiials  für  die  infolge  dieser  Verordnuiig  eingetretene 
Vcnnelining  der  Oesdiifte  können  gegenwärtig  nicht  melir  zur  Richtschnur 
dienen,  da  die  Bezüge  der  Kanzleibeamten  durch  das  Gesetz  vom  15.  April 
1873,  ROBNr.  47,i)  sowie  durch  die  MinVdg.  vom  24.  Oktober  1875, 
Z.  17.140,2)  jene  der  Quästurbeainten  aber  durch  die  MinVdg.  vom  28.  August 
1872,  Z  10.417,3)  in  einer  den  Obliegenheiten  dieses  Beamtenpersonales 
voUlcommen   entsprechenden  Weise  geregelt  worden  sind. 

Aus  diesem  Grunde  wurde  in  §  7  der  zitierten  MinVdg.  vom  24.  Okto- 
ber V.  T.  ausdrücklich  bestimmt,  daß  die  bisher  gewährten  regelmäßigen 
Remunerationen,  msofern  sie  nicht  als  Honorare  tür  spezielle,  nicht  zu 
dea  regelmäßigen  Verpflichtungen  des  betreffenden  Beamten  gehörige 
Leistungen  anzusehen  study  zu  entfaUen  haben. 

Nach  dieser  Anordnung  erscheint  die  im  Punlcte  2  der  Anträge  des 
Senates  in  Aussicht  genommene  Bewilligung  von  regelmäßigen  Remunera» 
tionen  an  den  Offizial  und  Kanzlisten  für  die  von  denselben  besoigten 
Stipendienangelegenheiten  nicht  zulässig,  da  die  Besorgung  dieser  Geschäfte 
gemäfi  der  liierorts  genehmigten  Amtsinstniktion  für  die  Wiener  Universitäts* 
Icanzlet  zu  den  ordentlichen  Dienstesverpfüchtungen  der  genannten  Beamten 
gehört. 

In  konsequenter  Durchführung  dieser  Grundsätze  wird  demnach  be- 
stimmt, daß  es  von  der  dem  akademischen  Senate  mit  dem  MinErl.  vom 
2Q.  April  1851,  sub  y  1»  eingeräumten  Ermächtigung  zur  Bewilligung  von 
Remunerationen  aus  dem  Kanzletfonde  bis  zum  Betrage  von  hundert 
Gulden  K.  M.  an  die  Individuen  des  Kanzleipersonals  in  Hinkunft  das 
Abkommen  erhilt,  wonach  die  Gewährung  derartiger  Entlohnungen  aus 
dem  genannten  Fonde  der  ho.  Qenehm^ng  vorbehalten  wird. 

Anlangend  die  Bezüge  des  Ober-  und  Subpedells  wird  die  beantragte 
Bclassung  der  in  dem  Berichte  aufgefährten  regeknäßigen  Bezüge«)  aus 
dem  Kanzleifonde  mit  Ausnahme  der  Remunerationen  genehmigt  und  bemerkt, 
daß  in  Ansehung  der  Bewilligung  von  Remunerationen  für  diese  Individuen 
m  gleidier  Weise  voRUgehen  ist^  wie  bei  dem  Kanzleipersonale. 

Obr^ns  wird  hi  Beteeff  der  Anträge  auf  Remunerattonen  aus  dem 
Kanzleifonde  ausdrücklich  bestimmt;  daß  sie  nur  dann  gestellt  werden  dfirfen, 
wenn  zugteich  der  Nachweis  geliefert  wird,  daß  die  hiedurch  entstehende 
Auslage  in  den  bufenden  Mitteln  des  Kanzleifondes  ihre  Bedeckung  findet 

Der  Antrag,  daß  in  Hinkunft  der  Diplomsstempel  nicht  mehr  aus 
dem  Kanzleifonde  zu  bestreiten,  sondern  vom  Kandidaten  l)eizustellen  ist, 
winl  genehmigt. 


«)  «.  Nr.  206. 
•>  s.  Nr.  aS3L 
^  *.  Nr.  361. 

*)  d.  s.  210  Oulden  fl.  ö.  W.  ata  Pauschale  Jür  (Un  Oberpedell  fUniversUßtspedell}  aufOrund 
äts  HintrL  wom  29.  Aprü  1851,  Z.  2076  ($.  Nr.  SO),  105  Oulden  ß.  ö.  W.  Jür  den  UaiversUäts- 
mtptdett  pttf  Oftmä  MinErL  tom  tT.  NvmHbtr  1953,  Z.  £tJU9,  miiBO  CMtfM  id$  EafSfkädigMftg 
des  OberpedeUs  ßir  den  ihm  durch  die  neue  R/gonStnoMbUMg  tnmclMtUlt  ßntgOtlg  QH 
äakommgm  (MiuErL  vom  2S.  Mai  im,  Z.  76Si^, 
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Np.  62, 

Erlafi  des  MlBlsters  fOr  K.  u.  U.  vom  11.  Mal  1890.  Z.  7986. 

an  den  Statthalter  für  Niederösterreich, 

(betreffend  die  Heranziehung  des  Universitfitskanzleifondes  zur  Deckung 
von  Rennmeratioiieii  und  Aushilfen  für  die  Beamten  nnd  Diener  der 

liniversitätskanzlei). 

Indem  ich  den  Bericht  vom  22.  April  1890,  Z.  7996»  betreffend  die 
Bestreitung  der  Auslagen  für  Krankheit^  und  ahnliche  Aushilfen  für  die 
Beamten  und  Bediensteten  der  Wiener  Universitätskanzlei  zur  Kenntnis 
nehme,  beehre  ich  mich,  Euer  ...  zur  Berücksichtigung  für  künftige 
Fälle  zu  eröffnen,  daß  für  die  Folge  daran  festzuhalten  sein  wird,  daß 
Remunerntionen  und  Aushilfen  für  die  Beamten  und  Diener  der  Univcr§ität?- 
kan/iei  in  der  Kegel  aus  dem  Universitätskan/ieitonde,  welcher  hiezu  in 
erster  Linie  berufen  erscheint,  zu  bestreiten  sind  und  daß  die  Mittel  des 
Universitatskrcdites  tur  solche  Auslagen  nur  ausnahmsweise  in  Anspruch 
genommen  werden  können. 


Nr.  58. 

EriaA  des  Ministers  ffir  K.  a.  U.  vom  4.  Ssptemlier  1891,  Z.  t&2$L 

an  den  Statthalter  für  Niederöstenreich, 

(betreffend  die  entgeitHcbe  Abgabe  slmtltcher  Drvckaorten  an  die 
Stndlerenden  and  Oberweisvng  der  Gebamng  mit  diesen  Dmeksortea 

an  den  Univeraititskanzleifond). 

In  Erledigung  des  Berichtes  vom  15.  Juli  l  J.,  Z.  26.202»  finde  ich 
anzuordnen,  daß  vom  Studienjahre  1891/92  angefangen  von  den  im  Berichte 

vom  20.  Jänner  1.  J.,  Z.  61*379,  erwähnten  Drucksorten  auch  jener  Teil, 
welcher  bisher  auf  Rechnung  des  Unterrichtsetats  und  des  Mahikelfondes 

hergestellt  oder  von  den  verschiedenen  Fakultätsdienern  auf  eigene  Rechnunjj 
angeschafft  wurde,')  in  gleicher  Weise  wie  der  übri[?c  Teil  dieser  Druck- 
sorten  den  Studierenden  gegen  einen  die  volie  Deckung  der  Hersieilungs- 
kosten  bietenden  Betrag  im  Verkaufswege  zu  überlassen  und  daß  die 
Gebarung  mit  den  sämtlichen  in  Rede  stehenden  Drucksorten  auf  den 
Universitätskanzleifond  zu  IHicniclimen  ist,  welcher  sonadi  die  Herstellungs- 
kosten zu  beshreiten  und  den  Erlös  einzunehmen  haben  wird. 

Hienach  wollen  Euer ...  baldigst  die  nötigen  weiteren  VeranUssungen 
treffen. 


'   ,/       M.Trnkflfrlninr,  Abcan(;$zettgnisse,  Ah^clutorifri. 

MU  MintrL  vom  7.  September  tSTJ,  Z.  70.238  ex  J876,  wurde  der  LiairersUcit  in  Innsbruck 
die  Oebarung  mit  den  fSr  iÜe  UtUmvUät  benötigten  DraeHorten  aitswMhßM  äberlanen  mnd 

dem  Rektorate  zur  Bestreitung  der  Kosten  für  sämtliche  Dnickscrtm  einschließlich  der 
Vorleserer:ficltini<c  ein  Oeldbetrag,  ä$r  mit  MiaErL,  wom  17.  April  1878,  Z,  2iM6t  trhäht  MWrif. 
gegen  Verrechnung  angewiesen. 
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Nr.  54. 

Erla>  les  Ministers  für  K.  a.  V.  Tom  8.  Hin  1892,  Z.  247L 

an  das  Rektorat  der  Universität  in  Wien, 

(womit  angeordnet  wird»  für  welche  Ausgaben  aus  dem  Wiener 
Universitätskaiizleiffoiide  die  vortaerige  Oenehmigong  des  MinittorimiM 

efnzaholcii  Ist). 

In  Erledigung  des  Berichtes  vom  16.  jänner  d.  J.,  Z.  1242,  betreffend 
eine  ncueriiehe  Regelung  des  Wiener  üniversitätskanzleifondes,  dann  unter 
Bezugnahme  auf  den  ho.  Erl.  vom  6.  September  18S3,  Z.  16.209,^)  und 
anf  den  Bericht  vom  12.  Fetuuar  18S4,  Z.  125,  finde  kh  mich  bestjmmt, 
zu  gestatten,  daß  bei  Bewilligung  der  aus  dem  gedachten  Fond  in  OemäBheit 
des  MinErL  vom  29.  April  1851,  Z.  207<Sb*)  zu  bestreitenden  Auslagen  seitens 
des  akademischen  Senates  die  ho.  Genehmigung  nicht  mehr  eingeholt  zu 
weiden  braucht. 

Dieser  Ocnehmieimrr  hieiben  jedoch  vorbehaUen: 

1.  Aiisligen,  zu  dere  n  Heck  ckung  die  lantY  nden  reinen  jahrcscinnahmen 
nicht  hmrtichen,  sowie  überhaupt  Maßnahmen,  welche  eine  Veräußerung 
oder  Verminderung  der  i-ondreserve  zur  Folge  hatten. 

Z  Die  Obernahme  von  Verpflichtungen  zu  dauernden  oder  doch  wieder- 
kehrenden Ausgaben  und  Lasten. 

3.  Die  Auflassung  oder  Verminderung  der  durch  ho.  Vertilgungen  bereits 
dauernd  bewilligten  Ausgabsposten. 

4.  Remunerationen,  Aushilfen  und  sonstige  Geldbewilligungen  zu 
Gunsten  des  Personales  der  Universität. 

Ober  den  Stand  des  Fondes,  seine  Einkünfte  und  ?eine  Verwendung 
ist  dem  hc».  Ministenum  alljährlich  Nachweisunp-  vorzukgcn 

l  liri^M^ns  ist  es  selbstverständlich,  dal'»  dit  die  Verwaltung  und  Ver- 
wendung ücü  gedachten  Fondes  betreffenden  Beschlüsse  des  akadenusciien 
Senates  den  diesfalls  bestehenden  allgemeinen  Vorschriften  unterworfen  sind. 


2.  Geschäftsordnungen  der  akademischen  Behörden. 


Vorbemcrkimg. 

An  den  UiüvtnUältn  sUhtn  derzeit  fär  die  okademUehen  Senate  und  die  Professoren' 

koOegien  Geschdßscrdnungen  in  Oeltung,  denen  im  Sinne  des  §  22  des  Gesetzes  vom  27.  April  1873, 
RGBSr.  63,  beziehungsweise  des  §  f9  des  außer  Kraft  getretmen  MinEr!.  vom  30.  Septembt-r  IH49, 
Z.  6796,  RGBNr.  401,  mit  den  nachstehenden  Ministerialeriässen  die  Qenehmigung  erteiU 
wertMltt. 


')  Mit  diesem  Erlaß  wurde  an  alle  Rektorate  der  Universitäten  aus  Aniqfi  der  btabsiclttigten 
lUgelung  der  Frage  der  Veneendung  des  ümeer^tlMtttmleiJonda  die  Auffonterunc  ireriehtet, 
Anträge  zu  erstuttamt  m  Wethen  genau  zu  spezialisierenden  Zwecken  der  Universitätskaitzleifoiid 
in  Hinkattft  zu  tvnwwbw  Mte  ikM,  re^tekÜM  weleke  Auslagen  aaf  denselben  tu  Bbermisen 
sein  »erdeu. 

«)  s.  Nr.  50. 


55  Tdl:  OrgtnUatioii  uml  Venraltaar;  A.  Organlittion  der  Uaivti«itlttn. 


UmiftrsUai  in  Wi$n: 

fi8r  den  akademischen  Senat:  mit  MinErl.  vom  1.  Dezember  IS74,  Z.  11.335;  abgeändert  (§  19, 
Reihenfolge  der  VerhandluagsgegenständeJ  mit  MiaErL  vom  t3.Jäaner  t&m,  Z.274! 

fSr  das  PtvfeaorenkoUtgiBm} 

der  theologischen  FakuUät:  mit  MinErl.  vom  31.  Jänner  1874,  Z.  858, 

der  rechts-  und  staatswissenscfutftlichen  Fakultüt:  mit  MinErl.  vom  4.  MMn  §950 1  2*  I90S» 
der  medisi/iischen  Fakultät:  mit  MiaErL  vom  7.  April  t»50,  Z.  2788, 
4er  phaotopkbekem  Flakams  mU  mM  vom  23,  Neftmker  t849,  2.  »tSSt  u^geämdgrt 
dunk  MbErt  vom  at.  Mai  mi,  Z.  9853  ($  7,  Bttmuuig  mU  d*m  SduiftflBintmäis^, 

ÜHtftrstiSf  tu  Qrati 

Für  den  akademischen  Senat:  mit  MiaErL  nm  38.  NomaOor  tSti,  Z.  i0.992f 

fär  das  ProfessorenkoUet^am  .• 

der  theologischen  Fakultät:  mit  MinErL  vom  23.  Februar  1882,  Z.  19.768  ex  188t, 

4»  mMi-  mnd  ttudgedaemOrnftUdua  FOodtäts  mit  MiaBrt.  vom  iQ.JmU  t88t,  2.  82», 

der  medizinischen  Fakultät:  mit  MinErl.  vom  4.  Oktober  1904,  Z.  22.073, 

der  fMto$ophiadun  Fakaltät:  mit  MiaErL  vom  30.  Mai  1878,  Z.  4544. 

UatvtrsitSt  ia  laaobraekt 

F9r  den  akademischen  Senat:  mit  MinErL  vom  3,  April  1800,  Z.  6073;  abgeändert  mit  Min  EH. 

vom  27.  Dezember  1895,  Z.  2bJ74  (§$  25aad26,  betreffend  den  Vorgang  bei  WahUnthaltung 

odtr  Abgabe  teertr  SßaaasettH): 
ßbr  das  Professorenkollegium: 

der  theologischen  Fakultät:  mit  MinErl  vom  If  Amm^f  1003,  Z.  23.791. 

der  rechts-  und  staatswissenschOiftiichen  takuUat:  mit  MintrL  vom  23.  Februar  1873,  Z.  1519, 

der  ateditbUaeliea  Fakaiiät:  mit  MiaErL  vom  22.  Märt  mo,  Z.  2m i  ertfiatt  (im  §  tt) 

durch  MinEr!  rn-n  18.  April  18Q1,  Z.  6060. 
der  philosophischen  FakuUät:  mit  MinErL  vom  27.  Aprü  1881,  Z.  4994. 

Universität  in  Prag  (deutsch) : 

Fär  den  akademischen  Senat:  mit  MiaErL  vom  28.Jäaaer  1889,  Z.  1133; 

för  das  Pro/essorenkolUgium: 

der  ibeolotloekea  nOaUit:  mit  MiaErL  vom  17.  Jdaaer  18»,  Z.  2», 
der  rechts-  und  siaaMeuateliafUi^ea  FabaUati  mä  MiaErL  vom  25.  S^ilember  J22t, 
Z.  18.295, 

der  me^MMeäma  Fabaitü:  mä  MiaErL  vom  23.  Aagael  t89f,  Z.  9»i, 
der  pbUoeapbieeHea  FakaUdl:  mU  MiaErL  vom  8.  Mai  OOO,  Z.  8i7t. 

Uaiversitdt  ia  Prag  ßOkmise^t 
Fir  dea  akademieebeaSeaait  (ßr  deaeObea  gUt  aoelt  die  mit  MiaErL  vom  8.  JaU  1898,  Z.  5463, 

genrhmiüff  OeschäßsordoOagßt 
Jür  das  Pro/essoreakoUegium: 

4er  Iheologlsehea  FakaitOt:  mit  MiaErL  vom  2L  Mdre  1892^  Z.  S820, 

der  rechts-  and  staatswissenschaßUchen  Fakultät:  mit  Mia&t.  vom  17.  Februar  1883,  Z.  2573. 
der  medizinischen  Fakultät:  mit  MinErl.  vom  3.  Mai  1884,  Z.  7002;  abgeändert  durch 
MinErL  vom  9.  AprU  1892,  Z,  6887  (§  32,  subsidiarische  Heramiehang  des  Kamlei- 

4er  irUiaeopUeekea  FakaUM:  mä  MiaErL  vom  tZ  Märt  1989,  Z.  4548. 

UaiversHäi  ta  Lemberg: 

Für  den  akademischen  Senat:  mÜ  MIoErL  vom  II.  Febraar  1965,  Z.  909  K.  U., 
für  das  Pro/essorenkoUegium: 

4er  reehts-  und  $taai»wbsea$eki0Uehea  Fakatidiz  mit  MiaErL  vom  7.  M4ra  W6S,  Z,  t990: 

rrgänzt  auf  Qrund  MinErl.  vom  T,.  Aui^'ust  1876.  Z.  12.792  f§  3), 
der  phüosophisdtea  Fakultät:  mit  MiaErL  vom  18.  Juni  1885,  Z.  9032. 

Unlvereiiät  ia  Krakau: 

Für  den  akademischen  Senat  und  die  Ptoftstoreakolieglea  der  vier  FabalUteat  adi  MIaErt.  vom 

12  Jänner  1865,  Z.  12350. 
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UnirtrtUät  tn  Cternowtits 

Rr  den  akademischen  Senat:  mit  Min  Erl.  vom  22.  Mai  1876,  Z.  7880;  erläutert  mit  MinEfL  vom 
21.  April  1897,  7  ff^.Q4S  (§  12,  äö«r  die  ZaUttWig  dtr  ProtokoUitnuig  des  Ordmu^m^; 

Jir  das  ProJessortnkoUegtum: 

der  gHerfduh  nrtenHillifh-»eologl$ehen  PMiätz  ml»  MInBrt.  »o«  8.  OlHober  MK, 

2.  12M1. 

der  rechtS'  und  staatswissenseltqftUelien  fakuität:  mit  MiaCH.  vom  3,JaU  i876,  Z.  9760, 
der  fiUteeepkMten  MittK.-  mli  MiitBrL  fOM  a.Jta$m»  Z  «TM;  ergOiHdMnh  MInCrl, 
^    wom  SO.  Feikrwar  ntn,  Z.  2180     39»  SepartUfi^miil» 

Theologische  Fakultät  in  Olmütz: 
Ordee  Pr^eeeoetiUtoUeptutt:  mit  MinErL  vom  5.  November  189 1,  Z.  22J607. 

Theologische  Fakuität  in  Salshmrg: 
Jlr  des  JPK^fimormtotttglHm  i  eeä  MInBrL  eem  t1.  Deeember  i89t,  Z.  SSM3. 

Nr.  55. 

An  dun  Erlasse  des  Mlnisterlams  fUr  K.  a.  D.  tom  23.  Mal  1894, 

Z.  a468, 

an  den  akademischen  Senat  der  Universität  in  Prat;. 

Die  KücksteHunjy  der  Protokolle  ohne  Bemerkung  enthalt  noch  keine 
Geoehm^ng  der  dann  erwähnten  Beschlüsse.^) 


Nr.  56. 

£riatt  des  MUüsterlaiiis  for  K.  u.  U.  von  2a.  Oktolier  1857* 

Z.  18.280, 

an  das  Profesaorenkollegittm  der  medizinischen  Fakultät  in  Wien, 

(betreffend  die  AMassaiic  der  Sitnmgsprotokolte). 

Zur  ErmOgUdninff  einer  besdileunigten  Vorlage  der  SItzitngspioiokoUc, 
dann  einer  fibersiditUclieren  Fassung  derselben,  sowie  zur  Femhaltung  aller 
onajMigen  Sdireibumtriebe  sind  kOnftiglün  in  dieselben  nicht  alle  ctn- 
iaqgenden  Eingaben  und  Qeschäftsstücke  detailliert  aufzunehmen,  sondern 
dem  Geiste  und  Sinne  des  provisorischen  Gesetzes  über  die  Organisierung 
der  akademischen  Behörden  vom  30.  September  1849,^)  insbesondere  den 
Bestimmungen  der  §§  15,  17,  IS  und  10  dieses  Gesetzes,  dann  jenen  des 
ho.  Erl.  vom  24.  November  1849,  RüBSt.  VIII,  Nr.  38,  S.  66,^)  gemäß, 
blüß  eigentliche  Verhandlungsgegenstande,  welche  einer  Beratung  und  Schluß- 
fassung des  k.  k.  ProfessorenkoUegiunis  bedürfen,  in  diesen  Protokollen 
ersichtlidi  zu  madien.*) 

»)  VgL  den  Schiifßsatz  des  MinErL  4.  Februar  im,  Z.  tSJtSiiiaOex  1853  fs,  Nr.  395J, 
womuh  die  einfache  Vidtenng  des  SUsungsproMtoUs  bloß  eine  Approbaäon  des  eb^ehaOenea 

formalen  Geschäftsganges ,  nicht  aber  die  Qenehmifruns  des  sachlichen  Inhaltes  der  darin  Im 
Aassage  nicht  selten  nur  summarisch  dars^esiellten  VerhandUungen  involviert. 

^  An  die  Stelle  dieses  üesetzes  ist  gegenwärtig  das  Qesett  vom  27.  April  1873,  RüBNr.  M 
^  Nr.  I8f,  getretem  ß  tStLfJ. 

')  Auff^enommen  unier  Nr.  61. 

*)  Dm  in  eitler  anderen  als  der  deutschen  Sprache  abge/qßten  SitsungsprotoltoUen  ist  bei 
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Np.  57. 

Erlaß  des  Staatsministeriums  K.  U.  vom  16.  MSrz  1863,  Z.  3017. 

an  das  Universitätskonäistoiium  Wien  und  die  akademischen  Senate  Prag, 

Krakau,  Lemberg,  Graz,  Innsbruck, 

(betreffend  den  Vorgang  bei  Vorlage  von  Berichten,  welche  auf 

Sftzungsbeschlfissen  beruhen). 

Es  sind  von  mehreren  akademischen  Behörden  in  neuerer  Zeit  dem 
Staatsministerium  Berichte  zugekommen,  aus  deren  Stilisierung  und  Ferti> 
gung  nicht  zu  entnehmen  war,  ob  die  darin  gestellten  Antrlge  von  der 
betreffenden  akademischen  Behörde  als  Körper  infolge  Sitzungsbeschlusses, 
oder  von  dem  Rektor  oder  Dekan  als  soldiem  ausgegangen  sind. 

Es  ward  sich  oft  in  denselben  auf  keinen  Sitzungsbeschluß  berufen, 
kein  Protokoll  beigele^,  und  doch  lautete  schließlich  die  Ausfertigung  von 
Seite  des  Professorcnknlleeiums  oder  des  akademischen  Senates  gleich- 
förmig, es  mochte  sich  um  kurrentc,  in  das  Bereich  des  Vorstandes  fallende 
Angelegenheiten  oder  um  wichtigere,  der  Qremialberatung  anheimfallende 
Agenda  handeln. 

Die  akademischen  Behörden  werden  daher  hiemit  angewiesen,  ihre 
an  das  Staatsministerium  zu  leitenden  Berichte  so  zu  instruieren  und  zu 
formen,  daß  über  die  oft  sehr  relevante  Frage,  ob  der  Bericht  in  seiner 
Totalität  von  dem  ganzen  Kolleghim,  resp.  seiner  Majoritit^  oder  von  dem 
Vorstande  der  akademischen  Behörde  ausgehe,  kein  Zweifel  entstehen  kann. 

Zu  diesem  Ende  wird  es  nicht  nur  angezeigt  und  auch  aus  anderen 
Gründen  sehr  zweckdienlich  sein,  daß  bei  Berichten,  welche  auf  einem 
Sitzungsbeschlussp  beruhen,  das  betreffende  Protokoll  —  wenn  es  tunlich 
ist  —  beigeschl usxi  n  oder  doch  im  Inhalte  des  Berichtes  sich  auf  diesen 
Beschluß  ausdrücklich  bezogen  werde,  sondern  man  muß  auch  wünschen, 
daß  bei  der  Fertigung  der  Berichte  obiger  Unterschied  in  geeigneter  Weise 
berücksichtigt  und  zur  Anschauung  gebracht  wnd.') 


Nr.  58. 

£riafi  des  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  28.  MSrz  1874,  l.  4105, 

an  die  akademischen  Senate  sämtlicher  Universitäten, 

(betreffend  die  Oetaeimliattang  der  BeschlflMe  der  ekademlscfieii  Körper- 
schaften). 

Anläßlich  eines  vorgekommenen  Falles  muß  ich  dem  akademischen 
Senate  zur  eigenen  Beachtung  sowie  zur  Verständigung  der  Professoren- 

üm^  Vörü^  an  das  MtiM§rtHm  tb$e  daa$die  ObtneiMmg  OfuMehU^kti,  VgL  MImErl.  mm 

5.  Mai  1870.  Z.  0^75.  MVBS'r.  33  fs.  Sr.  T-fJ.  —  Die  Sitzut:::-rrrtckc!!r  s:':d  von  allen  in  der 
Sitzung  anwesenden  Professoren  und  Dozenten  zu  unterfertigen  (MintrL  vom  20.  Jänner  tS60, 
Z.  523J.  Siehe  die  betäifileken  Qeedtäfhordnatigefi. 

*)  Die  Bestimmungen  dieses  Erlasses  wurden  den  akademischen  Behdrätn  4v  «ieftannitm 
üniltersitäfen  mit  StaataminfiH.  vom  27.  Dezember  7806,  Z.  70.778  in  Erinnerung  gebracht. 

Vgl.  auch  Punkt  b  des  Mtntrl.  vom  3#.  November  1849,  Z.  8605,  KüBNr.  38  (s.  Nr.  &t). 
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koflegien  bemerken,  daß  alle  Beschlüsse  der  akademischen  Körperschaften 
bis  zu  ihrer  offiziellen  Verlautbarung  geheimzuhalten  sind.  Insbesondere 
ist  ober  eingeleitete  Verhandlungen  bis  zu  deren  endgültigem  Abschlüsse 

sowie  über  Anträge  an  eine  Oberbehörde  bis  zu  der  von  der  letzteren 
gdrotfenen  Entscheidung  StiUschweigen  zu  beobachten.^) 


Nr.  59. 

Erlai^  des  Ministers  für  R.  u.  ü.  vom  9.  August  1886,  Z.  16J77, 

an  die  Rektorate  sanitlieher  Universitäten, 
(betreffend  die  Pflicht  der  Professoren  und  Privatdozenten  zur  Wahrung 
des  Amtsgeheimnisses  über  amtliche  Vorgänge  innerhalb  der  alui- 

demischen  Behörden). 

Es  ist  in  neuerer  Zeit  wiederholt  der  Fall  vorgekommen,  daß  Nach- 
richten über  amtliche  Vorgänge  innerhalb  der  akademischen  Behörden  ver« 
lautbart,  ja  oft  zum  Gegenstande  publizistischer  Diskussion  gemacht  wurden, 
obschon  die  betreffende  Angelegenheit  sich  entweder  gar  nicht  zur  Ver- 
öh'entlichung  eignete,  oder  als  von  der  Entscheidung  der  l'nterrichts- 
verwaltung  abhängig,  sich  im  Stadium  einer  bloß  internen  amilichen  Ver- 
handlung befand.  Namentlich  pflegt  es  zu  geschehen,  daii  Personalfragen» 
die  doch  ihrer  Natur  nach  eme  besonders  diskrete  Behandlung  erheischen, 
in  einer  Welse  der  Publizität  überliefert  werden,  weldie  nicht  nur  manche 
dadurdi  betroffene  Personen  peinlidi  berühren  muB,  sondern  audi  die 
ruhige  sachliche  Erörterung  zu  l)eirren  im  stände  ist,  jedenfalls  aber  gegen 
die  jedem  Staatsbeamten  obliegende  Verpflichtung  der  Amtsverschwiegenheit 
verstößt.  Ich  sehe  mich  veranlaßt,  an  den  akademischen  Senat  und  die 
Professorenkollegien  unter  Bezugnahme  auf  die  in  dieser  Angelegenheit 
bereits  wiederhoH  ergangenen  ho.  Erlässe,  das  drinc^ende  Ersuchen  zu 
richten,  dem  bezeichneten  Übelstande  mit  allem  Nachdrucke  zu  begegnen 
und  dafür  Sorge  zu  tragen,  daß  den  Universitätsangckgenheiten  auch  in 
fonneller  Beziehung  jene  Behandlung  zuteil  werde,  welche  der  Stellung  der 
akademischen  Behörden  entspricht.  Ich  müßte  sehr  bedauern,  wenn  diese 
Mahnung  nicht  genilgen  sollte,  Abhilfe  zu  schaffen  und  ich  in  die  Lage 
käme,  diesfalls  zu  wetteren  Maßnahmen  schreiten  zu  müssen. 

Schließlich  bemerke  ich  noch,  daß  seltistverständlich  auch  Privat- 
domiten,  hisofeni  sie  den  Beratungen  der  akademischen  Körperschaften 
zugezogen  werden,  der  Verpflichtung  der  Amtsverschwiegenheit  In  vollem 
Maße  nachzukommen  haben. 


')  Durch  die  Hofdekreic  vom  24  Jfinr:rr  1703,  JOS  S.  63.  Sr.  8-1,  und  6.  Februar  1793, 
1*08  II,  S.  2t,  Nr,  13,  und  spätere  Normen  wurde  nachdrüdtUchst  eingnchärft,  äqß  jede 
tVätllmig  «M  AwämMtm  und  tUeaattleken  Verhandtangm  an  lUe  BtteO^ßen  »omM  in  Abfehrfft 
*it  mindlieh  mit  Ausnahme  der  Fälle,  wo  dies  vorf^esc/irieben  ist,  unter  strengte  Straft  wMm  M, 

Vgt.  muh  Minen,  wom  JO.  Angnt  t90i,  Z,  22J!a3  (s,  Nr.  iWJ. 
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Nr.  60. 

Aus  dem  £riasse  des  Ministers  fOr  K.  u.  U.  vom  28.  Februar  1887, 

Z.  2492. 

an  das  Rektorat  der  Universität  in  Wien, 

(betreffend  a)  die  Einflußnahme  des  Dekans  und  Professorenkollegiums 

auf  die  Feststellung  des  Sitzungsprotokoll  es,  b)  die  Kompetenz  des 
Prof essorenkotlegi ums  zur  Verhandlung  Uber  die  Geschäftsführung  des 
Dekans  und  c)  das  Verbot  der  Hinausgabe  von  schriftlichen  Mitteilungen 
Uber  Vorgänge  in  der  Sitzung  an  einzelne  Mitglieder  des  Professoren- 

koUegiums). 

1.  Es  entspricht  der  Natur  der  Sache,  dnß  die  Feststellung  des  Sitzungs- 
protokolles  zunächst  dem  Dekane  als  Vorsitzenden  des  Profcssorenkollcgiunis 
obliegt.  Nichtsdestoweniger  kann  das  Professorenkuliegiura  gleich  jedem 
beratenden  Körper  die  Verifizierung  des  ProtokoUes  sich  vorbehalten,  wie 
es  auch  dem  ProfessorenkoUegium  zukommt,  Anstände  und  Diveigeozen, 
die  sich  etwa  anläßlich  der  Verfassung  des  ProtokoUes  eigeben  aoUten, 
in  der  nächsten  Sitzung  in  Veihandlung  zu  nehmen  und  beizulegen.  Im 
übrigen  verweise  ich,  was  den  Inhalt  des  SitzungsprotokoUes  anbelangt, 
auf  die  Bestimmungen  der  mit  ho.  Erl.  vom  4.  März  1850,  Z. 

für  die  juridische  Fakultät  der  Wiener  Universität  genehmigten  Oeschäits» 
Ordnung. 

2.  Bel  inL,Liid  die  Geschäftsführung  des  Dekans  steht  nichts  entgegen, 
dieselbe  zum  Gegenstände  einer  Verhandlung  im  Professorenkollcgium 
zu  machen,  sofern  sich  diese  Verhandlung  innerhalb  der  dem  Professoren- 
kollegium gesetzlich  zukommenden  Kompetenz  bewegt,  also  namentttch  so- 
weit  es  sich  um  die  dem  Dekane  obliegende  VoUziehung  der  Beschlüsse 
des  Kollegiums  handelt  Dagegen  ist  eine  solche  Verhandhing  auage- 
schlossen, so  weit  hiedurdi  der  dem  Dekane  anheimgesteUte  selbständige 
Wirkungskreis  berührt  würde. 

3  Die  Frage  der  Ingerenz  des  ProfcssorenkoUegiums  auf  Disziplinar- 
angckgenhciten  hat  bereits  in  dem  ho.  an  das  rechts-  und  staatswissen- 
schaftliche ProfessorenkoUegium  gerichteten  Erl.  vom  26.  Jänner  d.  J., 
Z.  1094,1)  ihre  Erledigung  gelunden. 

4.  Ebenso  war,  wie  ich  aus  dem  SitzungsprotokoUe  des  akademischen 
Senats  vom  4.  Oktober  1.  j.  ersehe,  die  gegen  den  Dekan  wegen  angebUdier 
Verietzung  des  Amtsgeheimnisses  emgebrachte  Beschwerde  Gegenstand 
üistanzmäBiger  Entscheidung. 

Ich  fhide  mich  übrigens  bestimmt,  ffir  künftige  FäUe  anzuordnen, 
daß  zwar  sämtlidien  Mitgliedern  des  Professorenkollegiums  Einsicht  jn  die 
im  Sinne  des  Punktes  1  festgestellten  Sit/ungsprotokoUe  anstandslos  zu  ge- 
währen ist,  daß  jedoch  schriftliche  Mitteilungen  über  Vorginge  in  der 
Sitmng  an  einzelne  Mitglieder  nicht  hinauszugeben  sind. 

>)  In  dUitm  Ertasst  wurde  bemerkt:  Die  Mitglieder  der  FakaUOt  habtm  Im  gantimcliß/h 

liehen  Zusammenwirken  die  ihnen  im  Sinne  der  aAademiscfien  Gesetze  und  Einrirhhtnpen  rafitllenden 
Aufgaben  zu  erßülen,  nicht  aber  ihre  persönlichen  Differenzen  in  die  Verhandlung  luneinzutmgea 
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3.  Korrespondenz  der  akademlsclien  Behörden. 


a)  Geschäftsverkehr  der  akademischen  Behörden. 

Nr.  61. 

firtift  ies  MlnlstorliiiDs  fttr  K.  o.  D.  Yom  24.  loroidier  1840, 

Z.  8609,  ROBIr.  38, 

an  den  Landeschef  von  Niederösteireich,  Böhmen,  MShren,  Tirol,  Steiennark, 
Gallzien  und  den  Vorstand  der  Oubernialkommission  in  Krakau, 

«it  etaMT  Voradirifl,  betreffend  die  Kotrespoiidenx  der  akadeoriselieii 
Behörden  nrit  dem  Untenichtsmlnisterittm  and  den  Landeschefs,  femer 
den  Ocsdilflsgnng  bei  Eingaben  und  Reknraen  in  Stadlenangelegen- 

heitcn. 

Zur  genaueren  Regelung  der  durch  die  jüngst  cfftossenen  provi- 
soffisGhen  Gesetze  über  das  höhere  Studienwesen  den  Unhfersititen 
g^ebenen  Stellung  haben  in  Betreff  des  Verkehres  der  akademischen  Be- 
hörden mit  dem  Ministerium  des  Unterrichts  und  mit  dem  Landeschef 
(künftig  Statthalter)  nachstehende  Bestimmungen  zu  gelten  :i) 

1.  Schon  durch  den  MinErl.  vom  6.  April  1&48,  Z.  2618,  wurde  aus- 
(Tecprochen,  daß  die  Unterordnung  der  l'niversitäten  unter  die  Landes- 
iKh  rdc  in  Beziehung  auf  die  I  eitiinpf  in  Stiiciirns.ichen  aufhöre,  und  durch 
cJit  neuerlich  erflosscncn  Citsetzc,  und  zwar  in^lusondere  durch  das  provi- 
sorische Gesetz  vom  30.  September  d.  J.  über  die  Organisierung  der  akademi- 
sdien  Befadrden,^)  durch  die  provisorische  Studienordnung  für  das  Jahr  1850*) 
nnd  durch  die  Disziplinarordnung  vom  lt.  Oktober  d.  }*)  wurde  den  Hoch> 
schulen  in  ausgedehntem  Maße  Selbständigkeit  verliehen  und  anerkannt,  daft 
sie  nunmehr  in  Studiensachen  unmiltettiar  dem  Unterrichtsministerium 
untersidien. 

Insofern  aber  dem  Landeschef  als  Stellvertreter  der  Regierung  Sr. 
iWajestät  obliegt,  in  dem  Kronkuide,  welchem  er  vorgesetzt  wt,  über  die 

Befolg^ung  der  Gesetze  in  ihrem  ganzen  Umfanofe  zu  wachen  und  insofern 
er  als  das  höchste  Organ  der  Regierung  bezüglich  der  gesamten  administra- 
tiven Tätigkeit  in  dem  betreffenden  Kronlande  anzusehen  ist,  unterstehen 
ihm  in  dieser  Beziehung  auch  die  akademischen  Behörden.  Es  steht  ihm 
zu,  in  solchen  Angelegenheiten  Weisungen  an  die  akademischen  Behörden 
zn  erlassen,  sie  hatten  ihm  jede  gewfinschte  Auskunft  zu  erteilen^)  und,. 

')  Vgl.  auch  die  diese  Anordnungen  wesentlich  modifizierenden  Bestimmvn^en  der  MinErl. 
•M  14.  Juni  IS63.  Z.  6291 IKU  (s.  Nr.  63)  und  vom  lO.JaU  1875,  Z.  1 1.944,  M  VBNr.  34  (s.  Nr.  64J. 
•>  Derut  gilt  das  fhui*  wom  2r,  April  tStS,  ROBNr,  S3  f»,  Nr,  MB), 
*)  s.  Nr.  aS5. 
•)  s.  Nr.  523. 

*)  VgL  Umt  KUMEri.  vom  2.  Jnlt  19M.  Z.  23.449  (m  den  Sittttialter  fSr  Tfrol),  in  wettkem 

betreffs  der  Frage,  ob  eine  VerbindUdtkeit  des  Rektorates  atr  Berichterstattung  an  die  Landesstetle 
in  tiner  Dis:ip!innr<achf  rinf:  Dieners  bestelle,  bemerkt  uvrdf  daß  der  politischen  Landesatelle 
10  deo  Diiziplinarangelcgenheiten  des  Universitätspersonalcs  laut  §  19  des  OrganisaUonssesetzes- 
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wo  sie  des  Beistandes  der  Landesregierung  bedürfen,  sicli  berichtUch  an 

ihn  zu  wenden. 

2.  Damit  der  Landeschef  auch  in  fortlaufender  Kenntnis  der  wichtigen, 
die  Landesuniversitäten  betreffenden  Angelegenheiten  erhalten  werde  und 
in  der  Lage  bleibe,  da,  wo  es  nötig  ist,  dem  Ministerium  sein  Gutachten 
ohne  V^erzug  zu  erstatten,  ist  die  Korrespondenz  zwischen  den  ünterrichts- 
und  den  akademischen  Behörden  durch  seine  Hände  zu  leiten. 

3.  Alle  Eingaben  der  Profcssorenküllegien  sind  /war  unmittelbar  an 
das  Mmisteriuin  zu  richten,  haben  jedoch  in  ücmaühcil  des  §  20  des 
Gesetzes  vom  30.  September  d.  J.  vorerst  durch  den  akademischen  Senat 
oder  den  Rektor  als  dessen  Vorstand  zu  gehen.  Der  akademische  Senat 
oder  nadi  Umstanden  der  Rektor  hat  sie  sohtn  nach  Maßgabe  der  Wichtig- 
keit des  Gegenstandes  mit  einem  eigenen  Berichte  oder  ohne  einen  solchen 
mit  bloßer  BetfOgung  seiner  Bemerkungen  oder  einfach  mit  seinem  Vidi 
zu  versehen,  unter  Couvert  an  den  Landeschef  zu  seiner  Einsichtnahme 
und  Weiterbeförderung  an  das  Unterrichtsministerium  zu  überreichen.^) 

In  solcher  Weise  sind  auch  die  Sitzungsprotokolle  vorzulegen.  Alle 
Erledigungen  und  andere  Erlässe  des  Ministeriums  werden  den  akademischen 
Behörden  ebenso  durch  den  Landeschef  zukoniFnen. 

4.  Eine  Ausnahme  -)  findet  nur  zur  Vereinfachung  des  Gcschattsganges 
hinsichtlich  der  Wiener  Llnivcrsität  insofern  stnti,  daß  das  Konsistorium 
seine  Eingaben  unmittelbar  an  das  Ministerium  zu  uberreichen  hat,  wclüics 
in  der  Lage  ist,  den  Landeschef,  wo  es  nötig  ist,  im  kürzesten  W^c 
einzuvemehmen. 

5.  Alle  Gesuche  der  Studierenden  oder  anderer  Personen  in  Angelegen- 
heiten, welche  sich  auf  das  Studienwesen  oder  auf  die  UniversttSten  als 
Ganzes  oder  in  ihren  Gliederungen  beziehen,  sind  steis  bei  den  betreffenden 
akademisdien  Behörden,  mithin  auch  in  denjenigen  Fällen  zu  überreichen, 
in  welchen  diese  zur  definitiven  Erledigung  der  Angelegenheit  nicht  be- 
rechtigt sind,  damit  sie  Gelegenheit  erhalten,  mit  Vermeidung  jeder  unnötigen 
Verzögerun'^'-  \'nr  tkr  endlichen  Erledigung  einer  Angelegenheit  ihre  gut- 
achtliche Äußerung  über  dieselbe  abzugeben. 

von  27.  A|»r11  1873,  ROBNr.  93,  svar  dn  imteiKiniStger  Wlrlmnsikrcis  nfchl  lokoamit,  dtS 

tbcr  im  Sinne  des  .  .  .  MinF.rl.  vom  24.  November  1840,  Z.  8605,  ROBNr.  38,  der  Landeschef, 
»insofern  Ihm  als  Stellvertreter  der  Regierung  obliegt,  in  dem  Kronlande,  welchem  er  vorgesetzt 
ist.  Ober  die  Befolgung  der  Octetze  In  fhrem  gnacii  Umfange  za  «adwn",  zwcifdiot  berechtigt 
ist,  eine  ihm  zukommende  Beschwerde  —  wie  im  vorliegenden  Mk  —  an  das  Rektorat  der 
Universität  zu  Idlciit  dasselbe  cur  kompetenten  velteren  VerfBgttog  tand  zur  Beriditentattang 
aufzufordern. 

')  Nach  dem  an  die  bestandene  StaithaUereiabteiUmg  in  OJen  rri;ancenen  MinEH.  im* 
6.  Jänner  ttSt,  Z.  20AJ5  es  /856  bedürfen  die  von  den  akademischen  Behörden  an  das  Untcrrldits- 
mlnhterium  erstatteten  Berichte  keiner  Elnbcglcitung  an  die  V  V  StatthaltcrciahtLÜtinjr.  fondem 
sind  nur  durch  dieselbe  anber  vorzulegen  und  hat  der  Rektor  zur  Vermeidung  unnötiger 
Sdirelbgctdiifte  sie  ledigUrb  mit  adncr  Unlendirttt  oder  allenMl«  mit  dncr  Indonntbcnerlnuiy 
zu  verschen,  wenn  nicht  besondere  UmstiBde  dlc  N(»hreadigkdt  eine*  ebgesondcrlca  Eis- 

begieitungsberichtes  begründen. 

")  Aussedeluit  auch  auj  die  übrigen  Universitäten  mit  MiaErl.  vom  30.  Juli  1875,  Z.  J1M4, 
MVmir.  34  (s.  Nr.  64). 
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6.  Dieses  gilt  auch  in  Ansehung  der  gegen  Entscheidungen  der  akademi- 
sdKfl  Behörden  ergriffenen  Rekurse.  Dieselben  sind  bei  derjenigen  aka- 
demischen Behörde  zu  überreichen,  gegen  deren  Verfügung  rekurriert  wird.^) 

7.  An  das  Unterrichtsministerium  gerichtete  Eingaben  der  akademischen 
Senate  und  verschiedenen  Professorenkollegien  sind  nicht  kumulativ  mit 
einem  Einbegleitungsberichte,  «sondern  wenigstens  nach  den  Fakultäten  ab- 
gesondert vorzulegen.  Insbr^  lulere  aber  sind  Aktenstucke,  welche  von 
besonderer  Wichtigkeit  sind  oder  eine  eigene  Veriiandiung  erfordern,  jederzeit 
von  allen  anderen  Eingaben  getrennt  an  den  Landesdief  und  von  ihm 
wetteriiitt  an  das  Unterrichtsministerium  zu  befdrdem. 

8.  Endlich  ist  sich  im  allgemeinen  gegenwirt^  zu  halten,  daß  die 
SitzungsprotokoUe  der  akademischen  .Behörden  nur  Urkunden  über  Ver- 
handlungen  im  Innern  dieser  Kollegien,  keineswegs  aber  bestimmt  und 
geeignet  sind,  unmittelbar  in  denselben,  wie  es  schon  vorgekommen  ist, 
Beschwerden,  Anträge  oder  Anfragen  dem  Ministerium  vorzulegen. 

Cber  alle  deigleldien  Verhandlungsgegenstände  sind  selbstindige  mo- 
tivierte Eingaben  zu  verfassen  und  auf  dem  oben  angezeigten  Wege  zur 
Kenntnis  und  Entsdieidung  des  Ministeriums  zu  bringen. 


Nr.  62. 

Aas  dem  Erlasse  des  Ministeriums  fOr  K.  u.  B.  yoib  29.  Noveni' 

ber  1860,  Z.  1863/KUM. 

an  den  Vizepräsidenten  der  Stattli  alter  ei  von  Galizien, 

(über  einige  aus  Anlaß  der  Auflösung  der  Landesregierung  von  Krakau 
sich  ergebende  Umgestaltungen  im  Unterrichts wesen). 

Um  den  Interessenten  des  öffentlichen  Dienstes  in  Absicht  auf  die 
Wahrung  der  Ruhe,  Ordnung  und  Sicherheit  gerecht  zu  werden  und  sach- 
dienlichen Vereinfachungen  dc^  GeschäftsG'anf:fes  Rechnung  zu  tra^ren,  finde 
ich  dem  Krakauer  Kreishauptmanne  in  allen  auf  die  Erhaltung  der  öffent- 
lichen Ruhe  und  Ordnung  Bezug  nehmenden  Angelegenheiten  einen  impera- 
tiven Lmtiul)  namens  der  galizischen  Statthalterei  auf  die  Unterndits- 
anstalten  einzuräumen,  wonach  die  Vorstände  dieser  Lehranstalten  in  den 
gedachten  Angelegenheiten  den  Weisungen  des  Kreisvorstehers  unweiger- 
tkli  Fo^e  zu  leisten  haben,  und  diesem  das  Recht  zustehen  soll,  dem 
akademischen  Senate  und  den  Direktionen  der  übrigen  Lehranstalten  in 
Krakau  vorkommenden  Falles  ein  disziplinares  Einschreiten  aufzutragen  und 
im  Falle  der  äußersten  Notwendigkeit  selbst  zur  Schließung  der  Hörsäle 
und  zeitweiligen  Suspendierung  der  Kollegien,  gegen  unverweilte  Anzejge 
aa  das  Statthaltereipräsidium,  zu  schreiten. 

*)  KfL  ietägUeh  ätr  Rgkar^fiitteHt  f  70  der  eU^metwu  StuäUnordmuig  fa.  Nr,  36SJ 

ami  das  Gesetz  vom  12.  Mai  1896.  RGIiSr.  Wl,  MVBSr.  3S.  Momit  er(TÜn:cnde,  bedchtinf'swcisr 
ahändermU  Bestimmungen  bezüglich  des  Verjahrens  bei  Oeltenämaehung  der  Rechtsmittel  gegen 
Entscheidungen  und  Verfigungen  der  pcMUuhm  B^Mrden  getroffen  werden. 
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Desgleichen  finde  ich  der  Krakauer  Kreisbehördc  die  Erhcbunj^  der  Not- 
wendigkeit und  die  Vornahme  der  Sichcrsteliungsverhandlung  bc/u^^lich  der 
ökonomischen  Erfordernisse  der  Unterrichtsanstalten  in  Krakau  —  vorhc haltlich 
der  nachträglichen  Genehmigung  der  Landesstelle  —  dann  die  Beaufsich- 
tigung und  technische  Verwaltung  der  lur  Unterbringung  dieser  AnstaHen 
bestimmteil  eigenen  und  gemieteten  Oebiude  aftuweisen,  sohin  den  Lehr- 
anstalten die  Pflicht  aufzuerlegen,  das  Einschreiten  hinsichtlicfa  der  ökoao- 
mischen  Erfordernisse  mittelst  der  Kreisbehörde  an  die  Statthalterei  zu 
richten,  welcher  es  anheimgestellt  bleibt,  nach  Bedarf  der  ersteren  behufs 
der  schleunigen  Befriedigung  der  Unternehmer  die  Ermächtigung  zur 
Flüssigmachung  von  Vorschüssen  zu  erteilen. 

Was  den  systemmäßigen  Korrespondenz%'crkehr  der  Krakauer  akade- 
mischen Behörden  mit  dem  Unterrichtsministerium  betrifft,  so  haben  die 
gedachten  Behörden  ihre  anher  bestimmten  Eingaben  durch  die  Statt- 
halterei in  Lembag  vorzulegen,  und  auf  diesem  Wege  weiden  selbe  auch 
die  bezflglichen  Erledigungen  erhalten. 


Nr.  63. 

Ertaft  des  StaaUmliilsterliims  vom  14.  Juni  1863,  Z.  6291/K.ün 

an  die  Statthalterdprfisidien  von  Böhmen,  Steiermark,  Tirol,  Qalizien  und 
an  Jenes  der  Statthaltereikommission  in  Krakau, 

(betreffend  die  Korrespondenz  der  ekedenilsctaeo  Behörden). 

Um  den  Geschäftsverkehr  des  Staatsministeriums  mit  den  akademischen 
Behörden  zu  veremfadien  und  zu  beschleunigen,  und  zugleich  auch  die 
LanderateHen  in  Studiensachen  von  mehreren  Schreibgeschaften,  die  In  vielen 
Fällen  nur  auf  Formalitäten  hinausUiufen,  zu  entbfirden,  findet  das  Staats- 
ministerium sich  bestimmt,  folgende  Anordnungen  zu  treffen: 

I.  Obgleich  aus  den  in  den  §§1  und  2  des  Erlasses  des  Unterrichts- 
ministerium vom  24.  November  1849,  RGBZ.  38,»)  angedeuteten  Rück- 
sichten bezüglich  der  Korrespondenz  der  akademischen  Behörden  mit  dem 
Staatsminislerium  auch  in  Zukunti  als  Regel  zu  L^ritDi  haben  wird,  daß 
dieselbe  von  Seite  der  akademischen  Behörden  an  das  Stantsministerium 
durch  die  Hände  des  Landeschefs  (beziehungsweise  in  ücniaiihcii  des 
ho.  Erl.  vom  23.  Februar  1862,  Z.  1477/84,  des  Vorstandes  der  Statthaltcrei- 
kommisslon)  zu  leiten  ist,  so  werden  dieselben  doch  auch  außer  jenen 
Fällen,  In  welchen  das  Staatsministerium  eine  unmittelbare  Berichterstattung 
oder  Äußerung  anher  anordnet,  hiemit  ermächtigt,  über  Gesuche  und  Rekurse 
von  Studierenden  in  Studienangelegenheiten,  deren  Entscheidung  dem  Mini- 
sterium vorbehalten  ist,  unmittelbar  anher  zu  berichten,  und  zwar  ins- 
besondere dann,  wenn  eine  Beschleunigung  der  Verhandlung  wegen  des 
Einflusses  der  Entscheidung  auf  den  regelmäßigen  und  mögUchst  ungestörten 
Gang  und  Fortsetzung  der  Studien  von  Seite  des  Bittstellers  notwendig 

>) «.  Nr.  6t. 
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erscheint,  es  wäre  denn,  diR  die  Eigenschaft  desselben  als  Stipendisten 
oder  Sti;ilings  oder  andtrc  lusundere  Riicksichten  es  nach  dem  Ermessen 
dts  betreficndcn  Profcssorciikollegiums  zwcckinaliig  erscheinen  lassen,  die 
Verhanüiung  im  cgc  der  k.  k.  Statthalterei,  beziehungsweise  der  k.  k.  Statt- 
Uterdkcmmiitsioii,  aahcr  zu  leiten. 

Z  Was  diigcgcB  die  Erledigung  der  Beridite  der  alcademiMfaen  Beliörden 
WD  Seite  des  Staatsministeriumt  oder  andere  Erlässe  desselben  in  Uni» 
nrsititsangelegenheiten  anbelangt,  so  erhält  es  hiemit  sein  Abkommen  von 
der  im  zweiten  Absätze  des  §  3  der  obzitierten  Verordnung  diesfalls  auf- 
gestellten Regel,  daß  sie  den  akademischen  Beliörden  stets  durch  den 
Undeschef  zukommen  sollen. 

Das  Staatsministerium  behält  sich  vielmehr  vor,  je  nach  der  Be- 
sdiaffenheit  der  Wichtigkeit,  dem  objektiven  Inhalte  oder  der  Dringlichkeit 
der  Verhandlung  nach  seinem  Ermessen  entweder  den  bisherigen  Intima- 
tkmsmodus  beizubehalten  oder  seine  Erlässe  den  betreffenden  Piofessoren- 
kollegien  und  den  akademischen  Senaten  unmittelbar  zu  eröffnen  oder  sie 
den  crsteren  durch  den  akademischen  Senat  zukommen  zu  lassen. 

3.  Indem  man  das  löbliche  k.  k.  .  .  .  ersucht,  hievon  den  akademi» 
sdien  Senat  der  .  .  .  Universität  zur  Danachachtung  in  Kenntnis  zu  setzen, 
wolle  das  löbl.  .  .  .  stets  darauf  bed rieht  sein,  die  nach  diesen  Anordnungen 
in  die  Hände  desselben  gelangenden  Studienangelepenheitcn,  sei  es  im 
Wegt  von  den  akademischen  Behörden  zu  dem  St;iatsiiiinist(.riiim,  sei  es 
von  diesem  an  die  Universität  herab,  mit  grutiter  Beschleuniguiig  zu 
behandeln. 

Nr.  64. 

Eriaß  des  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  ao.  Juli  1875,  Z.  U.944, 

MYBNr.  a4. 

an  die  Statthalter  in  Böhmen,  Steiermark,  Tirol  und  Galizien  und  an  den 
Landeschef  der  Bukowina,  dann  an  die  akademischen  Senate  in  Prag,  Graz, 

Innsbruck,  Krakau  und  Lemberg, 

OietrcffeiHl  den  unmittelbaren  Verkehr  der  Universitäten  in  Stttdien- 
sachen  mit  dem  Unterrichtsministerium). 

Im  Sinne  des  Gesetzes  vom  27.  April  1873,  Z,  63  RO.,^)  betreffend 
die  Organisation  der  Universitätsbehörden  und  nach  der  ausdrücklichen 
Bestimmung  des  Min  Erl.  vom  24.  November  1849.  Z.  8605,-)  unterstchen 
die  Universitäten  la  Studieusachen,  d.  i.  in  Angelegenheiten  des  akademi- 
sdien  Unterrichtes,  unmittelbar  dem  Untetrfditsminltterinia. 

Ich  finde  nunmdir  die  Bestimmung  des  zitierten  MinCrI.  vom  24.  NoYem^ 
bcr  1849,  wonach  die  Wiener  Universität  in  den  erwähnten  Angelegenheiten 
ihre  Eingaben  unmittelbar  an  das  Ministerium  zu  überreichen  hat,  auch 
auf  die  fibrjgen  Universititen  auszudehnen. 

«>  *.  Sr.  1&, 
«)    Nr,  6t, 

*  * — >  *  *    -  ^% 
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Nr.  65. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  25.  M8rz  1896,  Z.  7299, 

an  die  Rektorate  sämtlicher  Universitäten, 

(womit  angeordnet  wird,  daß  die  Berichte  der  akademischen  Behörden 
in  Angelegenheiten  administrativer,  Alconomlscher  oder  finanzieller 
Natur  im  Wege  der  UndeMleüe  en  das  Mlnisteriiini  za  Iciteii  tliid). 

In  üeaiäßhcit  der  ho.  MinVdf^.  vom  24.  November  1849,  Z.  biyOb 
ROBNr.  38,»)  dann  der  ho.  MinCri.  vom  14.  Juni  1863,  Z.  6291/K.  U.,^) 
und  vom  30.  juii  161  L.  11.944, 3)  betreffend  die  Korrespondenz  mit  den 
aicademiKhen  Behörden,  unterstehen  die  UniversitSten  in  Sttidieiisaclien, 
d.  i.  in  Angelegenlieiten  des  alcademischea  Unterrichtes  unmittelbar  dem 
ho.  Ministerium. 

Demgemäß  können  die  Berichte  und  Eingaben  der  akademisdien 
Behörden  in  diesen  Angelegenheiten,  zu  welchen  hauptsächlich  die  Anträge 

wegen  Errichtung  und  Besetzung  von  Lehrkanzeln,  Hnbilitationen,  Berichte 
betreffend  die  Abhaltung  von  Vorlesungen,  Gesuche  von  Studierenden  u.  dgl. 
zu  zählen  sind,  auch  dann,  wenn  dic^;  nicht  speziell  angeordnet  worden  ist, 
unmittelbar  anher  in  Vorlage  gebracht  werden. 

In  jenen  Fällen  hingegen,  in  denen  es  sich  nicht  vorwiegend  um 
Angelegenheiten  des  akademtsdien  Unterriditcs,  sondern  um  Angelegen- 
heiten administrativer,  ölconomischer  oder  ünanzieUer  Natur,*}  wie  um  die 

')  s.  Nr.  6t.  —     s.  Nr.  63.  -     s.  Nr.  64. 

«)  Vgl.  Mcn  KUMEri.  vom  ».  Juni  t«M,  Z,  31.116  (ra  eile  umvcnftllmklonte):  Unter 

Bczupnahmc  3tif  den  ho.  Nnrmativ-Erl.  vom  25.  MSrz  1896,  Z.  7255,  laut  dessen  in  Arigclpvrcn 
heilen  administrativer,  Okonomisdier  und  finan;<ieUer  Natur  die  Berichte  der  akadetniscbeo 
Bchdrdcn  Im  Intcrctte  der  VeretolMlnnif  and  BefcMeuniKunK  det  OndUhagßngt»  itcta  Im 
Wege  der  Landesstelle  an  das  ho.  Ministerium  z«  leiten  find.  Rode  Ich  das  Keictor  t  d.  -. 
k.  k.  Unfv(?r*ftSt  darauf  aufmerksam  zu  machen,  da6  dieser  Vorgang  aus  7.wcckm5flJ0celts(jründcn 
insbesondere  auch  bei  allen  Anträgen  einzuhalten  ist,  welche  auf  die  iicwilligung  von  Mefar- 
«afonicniDgcii  abctelcn.  id  e«,  dtS  dtcw  wiedcrkelimidc  Anslagm  bcdfofen,  wie  Enlchtniif 
neuer  besoldeter  Professuren  oder  Dienstesstellen ,  sfindlgfe  Remunerationen  oder  Dotationen 
und  ähnliches,  sei  es,  daS  es  sich  um  grOfiere  einmalige  Beträge  fflr  die  Ausgestaltung  von 
Instituten  und  Ldiftaincln  n.  dgl.  handelt 

Um  derartige  Anträge,  deren  eventuelle  Realisierung  im  Oenehmigungsfalle  die  Inanspruch- 
nahme einer  neuen  oder  erhöhten  PrSfimfnarpost  im  Staatsvoianscblagc  crhcf'^chen  würde,  bei 
der  Zusammenstellung  des  nächstjährigen  Budgets  überhaupt  in  Kdcksicht  ziehen  zu  können, 
ist  es  notwendig,  daS  solche  AnMge  von  Sdlc  der  betreffenden  Profissorcn  oder  Initltnt»- 
vorständc,  respektive  von  den  bezflg^tlchen  Profes'!orenkolIcglen  durch  das  Dekanat  (eventuell 
Rektorat)  längstens  bis  1.  Februar  jeden  Jahres  (also  jedentalls  auf  Orund  der  im  Protessoren- 
fcoNcgtnm  wihrend  des  WInterscniestew  reebtccitig  zu  beendenden  Vcihandlnng)  tn  die  Landtn- 
steltc  ({clcitct  werden.  Anträge  der  bezeichneten  Art,  welche  infolge  der  nicht  rechtzeMgai 
Einbringung  der  PciUc  einzelner  beteiligter  Professoren  oder  infolge  der  bei  der  ßeschlufifassung 
des  Professorenkoilegiums  eingetretenen  VerzögerLug  erst  nach  dem  angegebenen  Termine  ao 
dl«  Lnndcsstetictt  gdaagcn  sollten,  werden  fOr  das  nlchstfolgcnile  Budgetjahr  gSasllch  aiiScr 
Betracht  bleiben  mOssen,  da  sonst  ein«  rechtzeitige  Fertigstellung  des  Staatsvoranschlagts  aidit 
möglich  ist 

Bei  der  Vorlage  soldier  Anträge  wird  es  sich  cmpfehten,  die  auf  jede  cinselne  Lchrhanzel 
(Institut)  bezQglichen  Desiderate  flnanaleller  Art  ann  Ocgenstand  eines  besonderen  Dekanat»- 

berichtes  zu  machen. 

Angesichts  der  schwierigen  Lage  der  btaatstinauzen  mufi  ich  übrigens  bei  diesem  Anlasse 
die  Erwartung  anssprcchcn,  daft  sich  alle  Faknillten  nnd  deren  Mitglieder  bei  ihren  etwaigen 
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BevOl^iUBg  von  Retnunerationen  oder  Aushilfen,  von  Dotationen  oder 
sonstigen  Effordernissen  handelt,  empfiehlt  es  sich  zur  Vereinfachung  und 
Beschleunigung  des  Geschäftsganges,  daß  die  bezüglichen  Berichte  der 
akademischen  Behörden  stet«;  itn  Wcfrc  der  Landesstelle  anher  geleitet 
werden,  damit  die  Landessttlie.  wckhtr  die  VerwaltunL^  und  Verrechnung 
der  für  die  Universität  bewiliiotcn  Kredite  überwiesen  ist,  in  die  Lage 
komme,  die  bezüglichen  Anträge  mit  einem  die  Bedeckbarkeit  der  iraglichen 
Audagen  UaisteUeiideD  Berichte  anher  cinziifaeglefteiL 

Ich  ersuche  demoacb  das  Rektorat,  die  Dekanate  .  .  .  hievon  zur 
«qgeinesseneii  Danachachtung  in  Kenntnis  zu  setzen. 


b)  Sonstige  Bestimmungen  über  die  Korrespondenz.  , 

Nr.  66. 

Erlaß  des  Ministers  fQr  K.  a.  U.  vom  8.  September  1889, 

Z.  15.921.  MVBNr.  46, 

an  alle  Landeschefs, 

betreffend  die  Portofreiheit  der  staatlichen  Unterrichts-  und  BUdnngs- 

anstalten. 

Das  k.  k.  Handelsministerium  hat  unter  dem  19.  Juli  1889,  Z.  29.194, 
nachfolgende  Verordnunfr,  betreffend  die  Portofreiheit  der  staatlichen 
Unterrichts-  und  Biidungsanstalten,  an  die  ausübenden  Post-  und  Telegraphen- 
ämter  erlassen: 

Nach  gepflogenem  Einvernehmen  mit  dem  Ministenum  für  Kuiius  und 
Unterriebt  werden  die  staatlichen  Unterrichts-  und  BiMungsanstalten  m 
Bezog  auf  die  Portobehandlung  ihrer  Postsendungen  unter  die  im  Aitikel  II, 
Punkt  I  des  Gesetzes  vom  Z  Oktober  1865,  ROBNr.  106;  erwähnten,  den 
Lk.  Behörden  und  Ämtern  gesetzlich  gleichgestellten  Oigane  eingereiht. 

Diesen  Anstalten  kommt  daher  im  Sinne  der  bezogenen  Gesetzesstelle 
die  unbedingte,  zufolge  der  Artikel  IV  und  VIll  dieses  Gesetzes  auch 
auf  die  Befreiung  von  der  Entrichtung  der  Rekommandationsgebühr  und 
auf  die  unentgeltliche  Versendunp:  der  im  letztbezogenen  Artikel  erwähnten 
FahrpostcrefTenstände  sich   erstreckt  ndc   Portofreiheit  zu. 

Lids  Verzeichnis')  der  derzeit  beslehendcu,  vom  Ministerium  für  Kultus 
und    Unterricht  ressorticrenden  staatlichen  Unterrichts-  und  BiMungs- 

MoH':?')! ordcningen  strcnfr^tens  da?  Ma6  des  unbedingt  nötigen  Bedürfnisse^!  ^.e^myrttÜt  bslten 
UKQ  aut  aJle,  wenigstens  zur  Zeit  entbehrlichen  Mehransprüche  verzichten  werden. 

Ick  «mcbc  du  Rektorit  der  k.  k.  Unlvcrtiatt,  bitnvf  dfc  dmdnco  Profestamikollegleii 

nr  entsprechenden  Bcachfnntr  ci"i^rinp1fch^t  aufmerksam  tu  machen. 

In  diesem  gUlchzeitig  pubiizierten  Verzeichnisse  erscheinen  die  Uiüvenitäten  (akademischen 
BMvditmß  and  tämtUeh*  dazu^ f  hörigen  Prä/ungskommiagbmett  a^^glmommglu  Lernt  Erlasaa  des 

HiaisterJtms för  K.  «.  U.  vom  22.  Februar  J900,  Z.  2991 KU M,  MVBNr.  3t,  genießen  die  an  die 

i  :i.  i.  Konsularh^hördrn  im  Aur.landf  r^frichtetm  Korresvondrnr.fn  nichi  die  Portofrf iheit  und 
und  daher  nach  den  für  du  cuizelnen  Auslanä&staaten  geUetidcn  larifsätzen  zu  Jrankieren. 

5* 
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anstalten  wird  den  Post-  und  Tclegraphenämtern  durch  die  vorgesetzte 
Post-  und  Tclcgraphendirektion  zukommen. 

Hieven  beehre  ich  mich  huer  .  .  .  mit  dem  Ersuchen  in  Kenntnis 
ZU  setzen,  die  betreffenden  in  dem  beiliegenden  Verzeichnisse  angeführten 
AniAalten  von  dem  Inhatte  jSieser  Verordnung  mit  dem  Beifilgen  zu  ver- 
ständigen, daß  sie  von  der  ihnen  eingeräumten  BcgQnstigung  der  gebfihren* 
freien  Rekommandation  ihrer  «mtüchen  Korrespondenzen  nur  in  Falles 
wiiklidier  wohlbegründeter  Notwendigiceit,  also  nur  ausnahmsweise,  Oe- 
braucfa  zu-  machen  haben*  

Np.  67. 

Erlaß  des  Mlnlsteirs  fflr  K.  u.  U.  vom  6.  Februar  189L  Z.  25illO, 

an  den  Statthalter  für  Böhmen, 

Oictreftend  die  Stelinng  der  Prager  Sternwarte  und  die  Korrespondenz 

derselben). 

Mit  Beziehung  auf  den  Bericht  vom  30.  November  1890,  Z,  06.031, 
beehre  ich  mich  Euer  .  .  .  hinsichtlich  der  Verhältnisse  der  Sternwartf 
in  Prag  zu  der  philosophischen  Fakultät  dtr  deutschen  Universität  in  Pikg 
zu  eröffnen,  daß  die  Prager  Sternwarte  gleich  den  übrigen  Universitits- 
instituten  einen  integrierenden  Bestandteü  der  deutschen  Universitit  in  Prag 
bildet  und  daß  durdi  den  ho.  Erl  vom  21  Juli  1870^  Z.  7057,  lediglich 
in  Ansehung  der  Bestdhing  der  Assistenten  an  dieser  Universitatsstemwartc 
eine  spezielle  Ausnahmsbestimmung  getroffen  wurde,  welche  sich  nur  auf 
die  in  diesem  Erlasse  bezeichneten  Punkte  erstreckt,  während  die  Stern- 
warte in  ihren  sonstigen  Beziehungen  den  übrigen  Universitätsinstituten 
gleichgestellt  ist. 

Es  entspricht  daher  auch  nur  den  Besiuumungen  des  Gesetzes  über 
die  Organisation  der  akademischen  Behörden  der  bniversitatcn,  wenn  die 
Bestdhingsdckrete  der  Assistenten,  wie  dies  auch  in  Wien  geschieht,  von 
dem  Dekane  der  philosophischen  Fakultät  mttgezeicbnet  werden. 

Auch  hinsichtlich  der  Korrespondenz  der  Prager  Universitatsstemwarte, 
insoweit  dieselbe  als  Lehrinstitut  in  Betracht  kommt,  hat  der  auch  bei 
den  anderen  wissenschaftlichen  Instituten  der  Universität  geübte  Vorgang 
in  Anwendung^  zu  kommen,  während  es  bezüglich  der  Korrespondenz  im 
Übrigen  bei  der  bisherigen  Übung  verbleiben  kann. 


Nr.  68. 

Ans  leni  Erlasee  des  MlBlsterlnms  fir  L  v.   vem  31.  Mal  ia93. 

Z.  5387, 
an  den  Statthalter  für  Böhmen, 
(betreffend  die  Beschaffung  von  Oberaetzungen  der  an  die  deutsche 
Universitit  in  Prag  einlangenden,  in  bölinilMlier  Sprache  tfigeinSten 
Znschrlften  der  böhnlaclien  Univeraitil  In  Prag). 
Zur  Vereüifachung  des  Geschäftsganges  wird  der  MinCrL  vom  26.  Okto- 
ber 1883,  Z.  19.46^  dahin  abgeändert,  daß  vom  Studienjahre  1803/94  die 
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Cberset/un^an  von  an  das  Rektorat  der  deutschen  Universität  gelangten, 
!!!  böhmischer  Sprache  abgefaßten  Zuschriften  der  akademischen  Behörden 
iier  böhmischen  Universität  in  Prag^)  ohne  Inanspruchnahme  der  Statt- 
hdterei  von  dem  Reklonte  der  deutschen  üniveraität  in  Prag  selbst  durch 
die  iliai  unterstehenden,  der  böhmischen  Sprache  Icundigen  Oigane  zu  be- 
sdnien  seht  werden. 


Nr.  69. 

EMS  tu  Ministers  fUr  K.  u.  ü.  vom  2.  Februar  1895,  Z.  27a/KUM. 

MYBNr.  9. 

an  alle  demselben  unterste hcndL'n  Bihorden  und  Anstalten, 
betreffend  die   Republizieruug   der   bezüglich   der  Zusendung  von 
Hterartedies  und  srtlstisdien  Arbeiten  nn  fremde  HOffe  durch  Offiziere, 
MtUtlr-  oder  Zivilbennte  erlassenen  Vorschriften. 

Da  es  sich  bei  verschiedenen  Anlässen  gezeigt  ha^  daß  die  mit  dem 
Ah.  Kabmetttschreiben  vom  17.  Mirz  1853  und  mit  der  Ah.  Entschl.  vom 
20l  Juli  1866  bezilglich  der  Zusendung  von  literarischen  und  artistischen 
Arbeiten*)  an  fremde  Höfe  durdh  Offiziere,  Militär-  oder  Zivilbeamten  erlas- 
seoen  Vorschriften  seitens  der  dem  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht 
uoterstehenden  Staatsbediensteten  nicht  immer  strenge  befolgt  werden,  finde 
ich  diese  Vorschriften  im  nacb<;tehenden  zur  genauesten  Danachacfatung 
neuerlich  in  Erinnerung  zu  bringen: 

Se.  k.  u.  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  Ah.  Kabinettsschreiben  vom 
17.  März  1853  aus  Anlaß  mehrfach  vorgekommener  Fälle  wiederholter  Be- 
heU^ungen  fremder  Höffe  mittelst  Zusendung  von  literarischen  und  artistischen 
Arbeiten  als  Norm  festzusetzen  geruht,  daß  kein  Offizier,  JMilitär-  oder  ZivU- 
bcamter,  er  mag  dem  Aktivitäts-,  Disponibilitats-,  Armee-,  Pensions-  oder 
Qttieszentenstande  angehören,  hgend  ein  literarisches  oder  artistisches  Pro- 
dukt ohne  vorher  eingeholte  und  erhaltene  schriftliche  Erlaubnis  seines 
vorgesetzten  Ministeriums,  respektive  Präsidiums,  Direktoriums  oder  Hofstellc 
an  auswärtige  Höfe  und  deren  einzelne  Glieder,  dann  an  fremde  Regierungen 
einsenden  darf. 

Ist  diese  Bewilligung  nach  kompetenter  Prüfung  des  Gegenstandes 
erfolgt,  so  hat  solche  im  Originale  dem  Einschreiten  (an  die  betreffende 
jkaiserlklie]  Oesandtschaft)  beigelegt  zu  werden.  Übertretungen  dieses  Ver- 
botes smd  nebst  dem  Verluste  des  eingesendeten  Oegenstandes  mit  ange- 
messener Dtszipitnarstrafe  zu  ahnden.  — 

Se.  k.  u.  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  Ah.  Entschl.  vom  20.  Juli  18ÖÖ 
y.  anzuordnen  geruht,  daß  das  in  dem  Ah.  Handschreiben  vom  17.  Marz  1853 

•)  Laut  Bericht  des  Rektorates  der  l>öhmischen  Universität  in  Prag  vom  22.  Juli  1880» 
2, 962  (MinAkt  Z.  15.427  ex  lüSOj,  uird,  mit  Ausnalime  der  Universitäten  in  Lemberg  und  Krakau, 
nädtn  irrigen  Unifenltäten  Österreicits  deutsch  korrespondiert  oder  der  böhmischen  Zuschrift 
iUte  amtlicht  dtmiteht  Obtr$*i$ung  beige/Bgt. 

Laut  Eröffnung  des  Oberstkämmereramtes  vom  27.  Jänner  18S4,  Z.  J06.  dürfen  nach  den 
äusfalis  bestehenden  und  wiederholt  publizierten  Ah.  Bestimmungen  „Manuskripte"  von  Werken 
^  tOKtUga  PMikaHonem  St.  MaJtsUt  dm  Knlnr  nida  turttrirdM  werdtn  (MbtAlä  Z,  1740 


Digitized  by  Google 


I.  Teil:  Organisation  und  Verwaltung;  A.  Organisation  der  UnivenUitCB. 


erwähnte  Einschreiten  der  k.  k.  Oesandtschafteii  wegen  Vermittlung  der 
Einsendung  literarischer  und  artistischer  Produkte  österreichischer  Offiziere 
oder  Beamten  an  fremde  Regierungen  niciit  femer  Platz  zti  greifen  habe, 
sondern  daß  es  jedem  solchen  Bittsteller  selbst  überlassen  bleiben  müsse, 
nach  vorünfiflf  eingeholter  Erlaubnis  von  Seite  der  nach  dem  vorerwähnten 
Ah.  Handschreiben  hiezu  berufenen  k.  k.  Behörden  sich  an  die  Oesandt- 
schaft  des  betreffenden  fremden  Staates  wegen  Erlangung  der  Ein- 
sendungsbewilligung  zu  wenden. 

Nr.  70. 

EriaA  des  Ministers  nr  K.  a.  D.  Yem  20.  April  1896,  Z.  9120, 

an  den  Statthalter  für  Böhmen, 
(womit  iiihero  Beatlnmrangeii  bcsigtich  des  Korretpondenzwese«  der 
Pmgtr  Univenilitiatnniwarte  gelroffta  werdeii). 

In  Erledigung  des  Berichtes  vom  II.  April  1896,  Z.  5Z606^  finde  ich 
auf  Grund  des  von  Euer  .  .  .  unterstützten  Antrages  des  akademisdien 
Senates  der  deutschen  Universität  in  Prag  die  mit  dem  ho.  Erl.  vom 

6.  Februar  1S91,  Z.  25.010  ex  1890,i)  getroffene  Bestimmung  bezüglich  des 
Korrespondenzweges  der  Prager  Universitätsstern  warft'  d;ihin  näher  zu 
präzisieren,  daß  alle  Eingaben  des  Professors  der  Astronomie  und  Direktors 
der  Sternwarte  an  der  deutschen  Universität  in  Prag,  wie  dies  bei  allen 
übrigen  Instituten  dieser  Universität  der  Fall  ist,  aui  dem  ordnungsmäßigen 
Wege  durch  die  philosophische  FalcuHät  (resp.  deren  Dekanat),  beziehungs- 
weise durch  den  akademisdien  Senat  (Rdctorat)  sowie  unter  Berücksichtigung 
der  mit  dem  ho.  Erl.  vom  25.  März  1896^  2.  775%*)  bezüglich  der  Kor- 
respondenz mit  den  akademischen  Behörden  im  allgemeinen  getroffenen 
Bestimmungen  in  Vorlage  zu  bringen  sind. 

Insoweit  es  sich  aber  um  den  Korrespondenn'crkehr  dieser  Sternwarte 
mit  fachlichen  Instituten,  Anstalten  u.  dgl.  handelt,  kann  es  bei  der  bis- 
herigen Übung  verbleiben. 

Mievon  wollen  Euer  .  .  .  das  Rektorat  der  bezeichneten  Universität 
behufs  weiterer  Verständigung  und  entsprechenden  Danachachtung  in 
Kenntnis  setzen.   

Np,  71. 

Erlafi  des  Hlnlstsrs  fllr  L  n.  0.  vom  21.  F  Aniar  1899,  Z.  344/KUII, 

an  sämtliche  Landeschefs, 

(betreffend  die  Ausdehnung  der  vom  Ministerium  des  Innern  zur  Ver- 
etatechung  des  schriftllelien  Verkehrs  zwischen  Ifen  polltischeii  BehSrdcn 
tuAtmüwn^itt  luid  mit  nnd^cn  Bdiörden  g^stroffeneii  Bcstiaininiiigcn 
Mtf  den  Bereich  des  Minlsterlanis  für  Kottns  und  Unterriciif>. 

Mit  Beziehung  auf  den  Euer  .  .  .  seitens  des  Ministeriums  des  Innern 
unter  dem  15.  Februar  1.  J.,  Z.  3t5/M.  J.,  zugekommenen  Erlaß,  mit  welchem 

»)  *.  Nr.  67. 
•)  #.  Nr.  05. 
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mchrefe  Bcttiminiiiigeii  zur  Vereinfadiuog  des  schriftlkfaea  Verkehre« 
nrisdieii  den  k.  k.  politischen  Behörden  iinteteinander  imd  mit  anderen 
L  L  Behdfden  getroffen  worden  sind,  ersuche  ich  Euer  .  .  wegen  An- 
wendung dieser  Bestimmungen  auch  für  den  Bereich  des  luu  Ressorts 
das  Erforderliche  zu  veranlassen. 


Die  MM  L  A.  MUdiiertum  äe»  iiuuni  a^fyuUU^*n 

OrvsdilUc 

fir  dt«  Vcrchificliiiiif  dn  tcbriMIchcn  Vctfcetan  der  BehSrdcd  imteKliiandcr 

Itmitn: 

1.  Die  Aavtndaac      Bezdcbatmgco  •UbHch",  »bodilftUlch',  •bochfediif  md  dfl. 

bd  dn  Titiilatur-n  hnt  in  Hinkunft  ganz  zu  entfallen. 

2.  Im  Texte  der  Oescbiftsstflcke  h«b«n  jeoe  Beisitze  wegzubleiben,  welche  nur  ein  nadi 
der  cegenscitieeii  Sietlmff  der  bctreffendcii  Bdillnlcii  ohncdle«  telbetverMindliclM  Vcr> 
yUaäa  zum  Ausdrucke  bringen,  wie  z.  B.  „dicnsihAflich*,  „ergebenst",  „gescbitzt*  elc. 

^  Fn  den  an  die  VnrsfSndp  A^t  nch^rdcn  ^gerichteten  PräsldlaIcrlS«'?en  ,  -Nnten  und 
•Beriditcfl  sind  alle  unnötigen  Titulaturen  bü  der  Adresse  wegzitUsscn ,  su  dal)  dieselben  in 
Mikuit  za  iMtaii  bitten: 

,An  den  Herrn  k.  k.  Ministerpräsidenten  alt  Lcticr  des  Mlnlfteilnnt  des  tanecit', 

,Aa  den  Herrn  k.  k.  Statthalter  in  . . 

•An  den  Herrn  PrMdenlen  der  b.  k.  Pollzeidlrektfon  in  Wien**  «tc  «Ic 

4.  Desglcidten  ist  bei  diesen  Ausfertigungen  die  eventncll  gtbcIncMicb«  ScblnflUeneel: 

gOenchnÜgen",  „Fmfjfanfren-    ftc   nicilt  mehr  in  Anwendung  zu  bringen. 

5.  Des  Datum  der  bctrciicnden  Zuschritt  wird  künitig  stets  aui  der  ersten  bcite  recbtl 
obm        Betebener),  die  Zebl  denelben  Hnbt  oben  enzngcben  teltt. 

Anmerkang:  Im  Vrrkchn-  mit  den  Hofbehörden,  den  k.  u.  k.  ^rmeirt^anen  und  den 
ungariscktn  StaatsbeMnign  und  Ämtern,  dann  ummii  ein  solcher  überhaapt  stattfindet,  im  Ker> 
Mra  Mir  mMMBsekm  BMntm  wnä  Organm  (Botschaßer,  Ktumkarpertnäu^^  ttej,  lamttkk 
im  Verkehre  mii  den  Urdüichen  Behörden  bÜbiU  die  bisherigen  Korrespondemformen  auch 
fernerhin  in  ,-1  /u  i  K.'i/f  i,'  —  SämtUrhr  I  andesousschÜSSe  der  im  Reichsrntf  vfrtr'trrtfn  Königreiche 
mä  Lanäer  haben  Uire  Zustimmung  dazu  erteilt,  daß  obige  „Grundsätze"  künftig  auch  un  dienst- 
icte  Vtfltehn  mä  den  maoHomtn  BthMtm  btobaekigt  werden. 


Nr.  72. 

Aas  dim  Erlasse  ilss  Ministers  fflr  K.  u.  U.  vom  27.  Juli  1900, 

Z.  1590/KUM. 

an  sämtliche  Rektorate  der  Universitäten,  der  technischen  Hochschulen,  der 

Hochschule  für  Bodenkulttir  sowie  die  Dekanate  der  Universitäten, 

Cl>etreffend  den  dienstlichen  Verkehr  der  k.  k.  Behörden  und  Amter 
mit  dem  k.  k.  Obersten  Rechnungshofe). 

Wie  mir  Se.  Exzellenz  der  Herr  Ministerpräsident  mit  Note  vom 
23.  Juni  1900,  Z.  702 /M.  P.,  mitteilt,  ist  seitens  des  k.  k.  Obersten  Rechnungs- 
hofes wiederholt  die  Wahrnehmung  gemacht  worden,  daß  die  k.  k  Behörden 
und  Ämter  in  ihrem  dienstlichen  Verkehre  mit  demselben  sich  nicht  jener 
Formen  bedienen,  welche  für  den  Verkehr  mit  den  k.  k.  Ministerien  vor- 
geschrieben sind. 

Nachdem  der  k.  k.  Oberste  Rechnungshof  im  Sinne  des  §  6  der  kaiser- 
Ikhen  Verordnung  vom  21.  November  1866,  ROBNr.  140,  eine  Sr.  k.  u.  k,  Ap. 
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Majcstit  iinmcttelbar  luiteii^cofdacte,  ,,setb8taixlige,  von  den  Ministerien 
ttnabhingige  und  mit  diesen  gleidie  Stellung  einnehmende  Behörde"  ist, 

erscheint  es  im  dienstlichen  Interesse  gelegen,  daß  dieser  Stellung  des 
k.  k.  Obersten  Rechnungshofes  im  dienstlichen  Verkehre  der  k.  k.  Behörden 
und  Ämter  rnit  dieser  Zentralstelle  audi  in  formeller  Beziehung  vollkommen 
Rechnung  getragen  werde. 

Hierauf  wird  das  ...  zur  Danachachtung  aufmerksam  gemacht. 


4.  Fakultätsgutachten.  ^) 


a)  Gutachten  der  medizinischen  Fakultäten.-)^) 

Nr.  73. 

Hofkanzleidekrst  vom  2.  Dezember  1S12.  Z.  18.397.  PGS  Nr.  133. 

Bd.  32.  S.  422. 
(betreffend  die  Einholung  von  Kunstnrteilen  der  medizinischen 

Professoren). 

Da  Se.  Majestät  vernommen  haben,  daH  in  Fallen,  wo  es  sich  um  Out- 
achten der  Kunst\'erständigen  handelt,  seit  einigen  Jahren  sich  an  einzelne  [Pro- 
fessoren gewendet  werde,  oder  dieselben  Kommissionen  beigezogen  werden, 
da  der  bestehenden  Ordnung  geniaü  die  uicduiniäclic  i-akuitat  einvernommen 
werden  sollte,  so  haben  Allefhftchstdieselben  zu  befehlen  geruht:  daS  dieser 
in  seinen  Folgen  schädliche  JMiBbrauch  sogleich  abgestellt  und  die  Weisung 
gegeben  werde,  daß  künftig  in  allen  Fällen,  in  welchen  ein  Kunsturteit 
der  medizinischen  Professoren  erfordert  wird,  dieses  nicht  von  einzelnen 
Professoren,  sondern  von  der  medizinischen  Fakultät  abgefordert  werde. 

Nr.  74. 

Verordnung  des  Justizministeriums  vom  21.  Oktolier  1853. 

RGBNr.  219. 

geltend  für  alle  KronLInder,  mit  Ausnahme  der  JVlilitärgrenze, 

betreffend  die  tnnllchste  Vermeidung  der  Beiziehung  der  IH-ofessoren 
der  medizinischen  Fakultäten  als  Sachverständige  zu  strafgerichtUchen 

Untersuchungen. 

Da  sich  häufig  die  Falle  ergeben,  daß  Professoren  der  medizinischen 
Fakultät  von  den  Gerichten  zur  Abgabe  ihres  (iutachtens  als  Sachverständige 

»)  In  Betrejf  der  ZuzUhung  von  SachtentämUgen  im  Strqfrer/ahren  vgl.  das  //.  haaptstück 
derSfPO  (Qetit  vom  2S,  Mät  ms,  ROBNr.  tt9J,  baketondere  Übtr  die  FatuUaiaguioeMeit,  §  t». 

•)  Entscheidung  des  Obersten  Gerichts-  als  Kassationshofes  vom  15.  Oktober  1?:^  7  ^irn 
Sammlung:  Nr  84,  Band  1 :  F!nc  ÜhcrprQfung  des  von  der  medizialscben  Fakultät  ibgegebencn 
Gutachtens  durch  der  Hauptverhandlung  beizuziehende  Arzte  Ist  unzuliaslg. 

•)  LoHi  Erlasses  des  Minbteriama  ßb-  K.  «.  U.  vom  J9.  Dezember  iBSh  2.  t2M4.  hat  dsr 
Dekan  des  medizinisch  fn  Professorf  nkoUegiums  den  Vorsitz  in  der  für  die  CrstaHaag  ton  FakaUdi»^ 
gutaehiea  einzusetunden  Kommission  zu  führen.   Vgl.  hiezu  Nr.  79. 
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bei  stra^erichtlichen  Untersudiimgen  auigcfofdert  werden;  da  es  aber  im 
Interesse  der  Pflege  der  Wissenschaft  wünschenswert  ist,  die  Tätigkeit  der 
Professoren  so  wenig  als  möglich  für  andere  Zwecke  in  Anspruch  zu 
nehmen,  so  findet  dris  Justizministerium  im  Einvernehmen  mit  dem  Mini- 
sterium für  Kuitus  und  L  nterricht  zu  verordnen,  daß  die  Zuziehung  der  Pro- 
fessoren der  medi/iniSL fien  (mediziniscli-chiruri^Mschen)  Fakultät  als  Sach- 
verständige zu  den  sLraigerichtlichcu  Uutcrsudiungcn,  insofern  es  nicht  die 
Widitigkeh  des  FaUes  oder  andere  besondere  Umstände  notwendig  machen, 
in  Znlninfl  zu  vermeiden  sei,  und  wenn  deren  Beiziehung  dennoch  für  not- 
wendig befunden  wird,  nidit  langer  zu  dauern  habe,  als  es  unumginglich 
notwendig  erscheint   

Nr.  7Ö. 

SrtaS  Iiis  Mimstoliiffls  für  K.  o.  D.  ?om  7.  Movmber  1853, 

Z.  12m 

an  das  medizhiiscbe  Professorenkollegium  in  Wien,  Prag  und  Krakau, 

(znr  Justizministerialverordnung  vom  21.  Oktober  1853,  ROBNr.  219, 
beireffend  die  tnnUehite  Vermeidung  der  Belslelmflg  von  medlzlnlsclien 
Professoren  als  Sachverstfindlge  zu  sirafgerichtUchen  Untermehnngen). 

Laut  Mitteilung  vom  21.  Oktober  1.  J.,  Z.  14.138,  hat  das  k.k.  Justiz- 
ministerium eine  Verordnung  erlassen,  wonach  die  Zuziehung  der  Pro- 
fessoren der  medizinischen  FakuHIt  als  Sachverstandige  zu  strafgericht- 
lichen Untersuchungen,  insofern  es  nicht  die  Wichtigkeit  des  Falles  oder 
andere  besondere  Umstände  notwendig  machen,  in  Zukunft  zu  vermeiden 
sei,  und  —  wenn  deren  Beiziehung  dennoch  für  notwendig  befunden  wird  — 
nicht  länger  zu  dauern  habe,  als  es  unumgänglich  notwendig  erscheint. 

Da  nach  dieser  Verordnung  in  Fällen  der  Wichtigkeit  des  (  nter- 
suchunjL^sgegenstandes  dennoch  die  Verwendung  der  bezüglichen  Professoren 
zur  Abgabe  ihres  Gutachtens  als  Sachverständige  vorbehalten  werden  mußte, 
SO  wird  über  den  weiteren  diesfäJUgen  Antrag  des  k.  L  Justizministeriums, 
und  als  der  Natur  der  Sache  angemessen  bestimmt,  daB  die  in  einzehien 
Pillen  als  Sachverstindige  verwendeten  Professoren  bei  dem  über  den- 
selben Gegenstand  sonach  eingeholten  wetteren  Outachten  der  medizini- 
schen Fakultät  weder  als  Referenten  noch  als  Stiramffihrer  verwendet  werden. 


Np.  76. 

Erlaß  des  k.  k.  Justizministeriums  vom  18.  Mal  1874,  Z.  6488.') 

an  sämtliche  Oberlandesgerichtspräsidicn, 

(betreffend  die  Abgabe  von  FakuttAtsgutachten  in  strafgerichtlichen 

Angelegenheiten). 

Es  wurde  dem  Justizministerium  zur  Kenntnis  gebracht,  daß  einzelne 
medizinische  Professorcnkollegien  wegen  Abgabe  von  Fakultätsgutachten 

Difier  Erlaß  wurde  den  Dekanaten  der  medizinischen  Fakultäitn  mit  Erißß  äes 
Mimstermmi  /ür  K.  o.  U.  vom  2».  Mai  1874,  Z.  tmi,  bekannt  gegeben. 
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in  stra^iiditUdien  Angekgenheifen  von  den  Qerichtsstellen  in  einer  Weise 
in  Anspruch  genommen  werden,  daß  daraus  die  Besorgnis  eines  nach> 
teiligcn  Einflusses  auf  die  den  ProfcssorenkolleErien  zunächst  obliegenden 
Lehraufgaben  hergeleitet  wird.  Das  Justizministerium  ist  nicht  in  der  Lage,  in 
dieser  Richtung  auf  die  Gerichte  einen  bestimmenden  riiifluß  zu  nehmen,  weil 
nach  den  Bestimmungen  der  Strafprozeßordnung  die  Lmholung  des  Fakultati,- 
gutachtcns  lediglich  in  das  Ermessen  des  Untersuchungsrichters,  beziehungs- 
weise der  Rafskammer  gegeben  ist;  und  es  wflide  das  Justiztninlsteriiim  bei 
der  hohen  Bedeutung  der  Outachten  der  Fakultät  ffir  die  Strafrecfatspflege 
auch  bedauern,  wenn  bei  wichtigen  oder  schwierigen  Fällen  von  der  Er- 
mächtigung, das  Gutachten  der  Fakultät  einzuholen,  Umgang  genommen 
werden  würde.  Da  aber  die  Behauptung  aufgestellt  wird,  daß  häufig  auch 
hei  Franken  von  untergeordneter  Bedeutung  die  Fakultät  angegangen  wird, 
ohne  dalj  /iivor  die  Beseitigung  der  obwaltenden  Bedenken  durch  die  im 
ersten  Absätze  des  §  12ö  StPO  angedeuteten  Mittel  versucht  wurde, 
so  wird  das  Präsidium  .  .  .  ersucht,  diesem  Umstände  seine  Autmcrk- 
samkeit  zuzuwenden  und  im  geeigneten  Wege  auf  die  entsprechende  An- 
wendung der  bezfiglichen  Bestimmungen  der  Strafprozefiordnung  hinzu- 
wirken. 

Eine  Absdirift  des  gegenwärtigen  Erlasses  wird  unter  einem  der 
Oberstaatsanwaltschaft  mitgeteilt. 


Nr.  77. 

Erlafi     Ja$ilzmliilsteriiims  Tom  9«  Angasl  18H  Z.  16.841, 

an  das  Oberlandcsgcricht  in  Wien, 

(womit  die  strikte  Einhaltung   der  Justizmlnisterialverordnung  vom 
21.  Oktober  1853,  RGBNr.  219,  betreffend  die  Zuziehung  von  üniversitäts- 
fimffMorett  als  Sacfrrerttindige,  in  Erioncnrng  gebracM  wird). 

Durch  Beschwerden  von  Professoren  der  medizinischen  Fakultät  in  .  .  . 
ist  dem  Justizministerium  zur  Kenntnis  gekommen,  daß  in  der  letzten  Zeit 

sich  die  Fälle  mehren,  in  welchen  Mitglieder  des  Professorenkollegiums 
von  den  Gerichten  zur  Abgabe  von  Sachverständigengutachten  in  straf- 
gerichtlichen Angelegenheiten   in   Anspruch  genommen  werden. 

Im  Hinblick  auf  den  nachteiligen  EinfluB  derartiger  Verwendung  auf 
die  eigentliche  Berufstätigkeit  der  Universitätsprotessoren  sieht  sich  das 
Justizministerium  veraniabt,  die  wiederholt  eingeschärfte  Bestimmung  der 
JMVdg.  vom  21.  Oktober  1853,  RGBNr.  219,  wonach  die  Zuziehung  der 
Professoren  der  medizuilsdien  Fakultät  als  Sachverständige  zu  straf- 
gerichtlichen  Untersuchungen,  insofern  es  nicht  die  Wichtigkeit  des  Falles 
oder  andere  besondere  Umstände  notwendig  machen,  zu  vermeiden  is^ 
neuerlküi  zur  genauesten  Beachtung  in  Erinnerung  zu  bringen. 
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Np.  78. 

Erlaß  des  Justizministeriums  vom  14.  April  1901,  Z.  6473, 

an  aUe  Oberstaatsanwaltschnften, 

(betreffs  der  Verwertuag  medizinischer  Fekultätggiitachten  im  Straf- 

verfaiiren). 

AnUBIidi  eines  voigekommenea  Fattes,  in  weldiem  sich  zwiadten  dem 
Inhalt  eines  eingeholten  Fakultätsgutachtens  und  der  reditUcben  Beurteilung 
des  Falles  ein  Widerspruch  ergeben  hat  und  in  welchem  entsprechend  den 

Anträgen  der  Staatsanwaltschaft  im  Sinne  des  §  2^8  St  P.  O.  entg^eeen  den 
Schlußfol^rerungen  des  FakultätsgutachtLns  entschieden  wurde,  eigeht  für  die 
Staatsanwaltschaften  nachstehende  Weisung: 

Es  ist  selbstverständlich  nicht  bloß  das  Recht,  sondern  auch  die  Pflicht 
der  Staatsanwaltschaften  und  der  Gerichte  in  allen  Fällen,  in  denen  ein 
Sachverständigengutachten  und  daher  auch  ein  Fakultätsgutachten  zu  Be- 
denken in  rechtlicher  Beziehung  Anlaß  gibt,  dem  Rechte  unter  entsprechen- 
der Begründung  Geltung  zu  verschaffen. 

Diese  Begründung  wird  aber  um  so  sorgfältiger  sein  müssen,  je  höher 
die  wissensdiaftliche  Autorität  der  Sachverständigen  steht  Andrerseits  ist 
aber  aUes  zu  vermeiden,  was  diese  wissensdiafUidie  Autoritit  zu  sdiidi* 
gen  geeignet  ist  und  in  dieser  Richtung  muB  darauf  auimcricsam  gemadit 
werden,  daß  Widerspruche  dieser  Art  in  der  Regel  dadurch  entstehen, 
daß  das  Gebiet  der  sadiverständigen  und  der  rechtlichen  Beurtelhmg  des 
FaUes  nicht  genau  getrennt  und  voneinander  nicht  scharf  genug  abgegrenzt 
w  ird  nie«:e  Abgrenzung  wird  in  einzelnen  Fällen  allerdings  großen  Schwierig- 
kritLFi  bei^cgncn,  weil  das  Gebiet  der  Frkläning  eines  Falles  in  jenes  der 
Entschuldigung  desselben,  also  in  das  der  rechtlictien  Beurteilung,  zu  leicht 
übergeht.  Je  größer  diese  Schwierigkeit  ist,  um  so  weniger  kann  es  aber 
dem  Sadiverständigen,  der  nicht  rechtsicundig  ist  und  auf  die  Rechtsfrage 
Icein  Bedacht  zu  nehmen  hat,  zugemutet  weiden,  die  Grenze  selbst  zu 
finden  und  es  ist  daher  um  so  mehr  die  Pflicht  der  Staatsanwaltschaft 
des  Untersuchungsricfaters  und  des  crlcennenden  Gerichtes,  diese  Grenze 
genan  festzustellen  und  insbesondere  bei  der  FragesteUung  dieselbe  so  weit 
als  nur  tunlich  zu  bezeichnen. 

Die  Staatsanwaltschaften  werden  daher  angewiesen,  in  solchen  FäU^n 

?chon  bei  ihrer  Antmgstellung  möglichst  präzise  zum  Ausdruck  zu  bringen, 
auf  welche  Fragen  nach  ihrer  Meinung  das  Outachten  der  Sachverstand iiren 
einzuschränken  sei.  Ebenso  werden  sie  bei  einer  von  der  Verteidigung 
beantragten  Begutachtung  die  entsprechende  Einschränkung  zu  bean- 
tragen haben. 

AX'urde  es  sich  trotzdem,  sei  es  infolge  nicht  genügend  klarer  Frage- 
stellung, oder  al>er  infolge  miSverständlicher  Auffassung  derselben,  ereignen, 
da6  ein  Sacfaveistandigengutachten  und  uist>esondere  ein  FakultStBgutachten 
vielleicht  unwflIkQrUch  in  die  strafrechtliche  Beurteilung  des  Falles  fiber- 
grcfft,  so  wird  die  Staatsanwaltschaft  eine  neuerliche  Begutachtung  unter 
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Ausschciiluag  der  Rechtsfrage  oder  unter  genauer  Bezeichnung  der  kritischen 
I-'unkte  zu  beantragen  haben. 

Durch  diesen  Vorgang  wird  zwar  bei  der  Mannigfalttgiceit  der  Fälle 
keineswegs  die  Möglichkeit  vollkommen  ausgeschtossen,  da6  der  Staats- 
anwalt gegen  ein  Sachverstiadigengutachten  oder  einzelne  Teile  desselben 
Stellung  nehmen  muß.  Es  kann  dies  nicht  bk>B  durch  die  Schwierigkeit 
der  Abgrenzung  des  Sachverständigengebietes  und  der  Rechtsfrage  hervor- 
gerufen weiden,  sondern  auch  durch  den  Inhalt  des  rein  sachveistindigen 
Outachtens  selbst,  so  wenn  es  sich  beispielsweise  um  noch  nicht  vollkommen 
feststehende  Fragen  der  Psychiatrie  oder  um  Schlußfolgeningen  aus  zweifel- 
haften tatsächlichen  Grundlagen  handelt. 

In  diesen  Fällen  ist  es  die  Auftrabe  der  Staatsanwaltschaft,  in  ihren 
Schiußvortragen  bei  der^  i  iauptverhandiung  cmc  Form  zu  wählen,  durch 
weldie  der  in  dem  Outaditen  gelegenen  wiMensdiaftUchen  Oberzeugung 
volle  Rechnung  getragen  wird. 


Nr.  79. 

AriaB  «es  Hlnbters  fOr  K.   u.  vom  3L  Hat  1904,  Z.  I7J28. 

an  das  medizinische  Dekanat  in  Wien, 

(womit  das  nachfolgende  Regulativ  für  den  bei  der  Abgabe  von 
Fakaltatsgutaditen  zu  beobacMenden  Vorgang  genehmigt  wird).^) 

1.  Es  sollen  für  ein  Fakultätsgutachten  in  der  Retrel  zwei  Referenten  be- 
stellt \\  cr(]i  n,  welche  beide  die  Verpflichtungf  haben,  den  ^an7en  Akt  zu 
studieren  und  die  etwaigen  Untersuchungen  am  Objekt  duicii/uluhren. 

Nur  ausnahmsweise  steht  es  dem  Dekan  frei,  von  dieser  Regel  abzu- 
weichen. 

Einer  dieser  Referenten  soll  stets  Mitglied  des  Kollegiums  sein,  während 
der  zweite  dem  Kreise  der  nicht  dem  Professorenkollegium  angehörenden 

Extraordinarien  oder  Privatdozenten  entnommen  werden  kann. 

2.  Der  Akt  und  das  Referat  sollen  durch  acht  Tage  vor  der  Sitzung 
der  Kommission  für  alle  Mitglieder  der  Komrnic<;ion,  aber  auch  nur  für 
diese,  im  Dekanate  zur  Einsicht  aufliegen,  insow  eit  hi-.  durch  die  Abgabe 
des  Fakultätsgutachtens  im  Einzelfalle  nicht  allzu  lange  hmausLjeschf  )hen  wird. 

Ad  1.  Es  si>l!  bei  der  Bestellung  von  zwei  Referenten  nicht  der  Sinn 
unterstellt  werden,  als  ob  auch  in  jedem  Falle  zwei  Outachten  erstattet 
werden  müßten;  es  wird  sich  aus  der  gemeinschaftlichen  Untersuchung 
und  Besprechung  des  Falles  voraussichtlich  meist  eine  so  weitgehende 
Obereinsämmung  der  Ansichten  herausbiMen,  daß  beide  Referenten  sich 
auf  ein  Outachten  werden  einigen  können. 

Nur  bei  vollkommener  Meinungsverschiedenheit  in  der  Hauptsache 
wird  jeder  Referent  em  Outachten  erstatten  müssen,  während  Differenzen 
in  nebensächlichen  oder  in  Teilfragen  durch  einen  Abinderungsantrag,  den 

*)  Diesem  Riegulativ.  weteha  tm  SMte  des  KUMErL  vom  28.Jamuw  1874,  2L  tSJW 
ex  i873,  genehmi^ett  getnim  Ist,  simt  auch  mehren  tmäert  medkMsehe  flakKUiten  Mgetnim* 
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der  eine  Referent  zum  Gutachten  des  anderen  stellt,  zum  Ausdrucke  gebracht 
werden  können. 

Ad  2.  Jeder  Votant  wird  dann  Gelegenheit  haben,  den  Fall  akten- 
mäßig  so  eingehend,  als  er  es  wünscht;  kennen  zn  lernen,  sich  Ober  den- 
selben ein  scIbstSndiges,  unbeeinfluStcs  Urteil  zu  bilden  und  sich  dsrfiber 
Recbenaduft  zu  geben,  ob  er  seine  Meinung  mit  der  des  Referenten 

in  Einklang  bringen  kann  oder  nicht.  Jedem  Kommissionsmitgliede  ist  bei 
Einsichtnahme  in  Gutachten  und  Akt  die  Pflicht  der  Geheimhaltung  jedesmal 
expressis  verbis  vorzuhalten  und  sind  die  Namen  der  Einsicfatneiunenden 
im  Dekanate  zu  verzeichnen. 


b)  Vorschriften  betreffs  sonstiger  Gutacliten. 

Nr.  80. 

HifjunzieUekret  vom  4.  November  1820.  Z.  d3J18,  PGS  fid.  48, 

Nr.  130.  S.  357. 

an  sämtliche  Länderstellen. 
(Renaaeration  fflr  die  Verwendung  der  Professoren  bei  «mtUchen 

Kommissionen). 

über  einen  vorgekommenen  Fall,  wo  ein  Professor  um  eine  Re- 
muneration für  seine  Verwendung  bei  amtlichen  Kcinirnissionen  angesucht 
hat,  haben  Se.  Majestät  mit  h.  Entschl.  vom  28.  Ükiobcr  1820  zu  verordnen 
geruht:  Daß,  da  Professoren  als  Staatsbeamte  im  Orte  ihrer  Anitsbestim- 
iQung  vefpflichtet  sind,  Outachten  m  ihrem  Kunstfadie  abzugeben,  ohne 
dafOr  eine  besondere  Remuneration  oder  Diäten  ansprechen  zu  können, 
die  von  dem  in  der  Rede  stehenden  Professor  angesprochene  Belohnung 
des  Beispieles  wegen  nidit  stattfinde,  wohl  ahn  seien  ihm,  wenn  mit 
seinem  Erscheinen  bei  kommissionellen  Verhandlungen  Auslagen  verbunden 
wären,  oder  ihm  sonst  ein  Taggeld  gebührte,  diese  sowohl  für  d.Ts  Ver- 
gangene, als  für  die  Zukunft,  sobald  er  diese  Auslagen,  oder  daß  ihm 
ein  Taggeld  gebührt,  erweiset,  7U  vergüten. 

Diese  höchste  Wiiiensmeitiung  wird  zur  Wissenschaft  und  Danach- 
achtung in  künftigen  ähnUchen  Fällen  bekannt  gemacht. 


Nr.  81. 

Ass  dar  Mote  das  Mlnisterlams  für  K.  u.  U.  vom  30.  Oktober  1802, 

Z.  23.572, 

an  di«  Icroatisch-slawomsch-dalmatinische  Landesregienmg, 

(betreffend  die  Frage,  ob  chembdie  UMvenftitsliisfltate  als  solche 
bereditigt  tiad,  ZengniMe  Iber  faehllcfie  Befunde  «tazusteilen). 

In  Betreff  der  gestellten  Anfrage,  ob  die  an  hierländischen  Uni- 
versititen  t>estehenden  chemischen  Institute  als  solche  berechtigt  sind,  Zeug- 
nisse über  fachliche  Befunde  auszustellen  und  ob  solche  Zeu|[nisse  auch 
seitens  der  Staatsbehörden  als  öffentliche  Urkunden  betrachtet  werden,  wird 
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nach  gcpilogenem  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  des  Innern  und  der 
Justiz  nachstehendes  eröffnet: 

Vom  ho.  Standpunkte  wiiide  es  keinem  Anstände  oder  Bedenken  unter» 
liegen,  dafi  die  an  den  ünivenitäten  bestehenden  chemischen  Institute  von 

Seite  der  staatlichen  Administrativ-  und  Justizbehörden  gegebenen  Falles 
zur  Aufnahme  fachlicher  Befunde  und  Abgabe  von  solchen  Gutachten  in 
Anspruch  genommen  werden.  Hingegen  würden  diese  Institute  mit  Rück- 
sicht auf  den  in  hrage  komirnnLlcn  Aufwand  an  Zeit,  Mühe  und  eventuell 
an  Materialien  u.  dgl.  nicht  als  berechtigt  anzusehen  sein,  sich  in  der  an- 
gedeuteten Richtung  auch  i-'nvatpersonen  zur  Verfügung  zu  stellen. 

Was  nun  die  Beweiskraft  derartiger  Gutachten  und  Befunde  anbelangt, 
sofern  sie  nicht  von  dem  betreffenden  Universitätsdozenten  und  Instituts- 
vorstand als  einer  sachverständigen  Privatperson,  sondern  namens  des  von 
ihm  geleiteten  staatlichen  Institutes  abgegeben  werden,  so  würde  hiebei  vor 
allem  in  Betracht  kommen,  daß  im  hicriändischen  Strafverfahren  eüie  Ent- 
scheid unpf  nach  gesetzlichen  Beweisregeln  überhaupt  ausgeschlossen  ist, 
wonach  die  angere^rte  Frage  nur  in  Ansehung  des  streitigen  Zivilverfahrens 
einer  Bcantwortuni;  bedarf. 

Nach  Mittfilunq-  des  Justizminibtcriunis  laßt  sich  nun  bezüglich  des 
letzterwähnten  üebictcs  nicht  iconstatiercn,  welche  Tragweite  dem  üut- 
achten  eines  chemischen  Unhrersitätsinstitutes  von  der  Judikatur  tatsächlich 
zuerkannt  wird  und  ob  Oberhaupt  ein  derartiges  Institut  als  solches  je 
von  den  Zivilgerichten  um  ein  Qutachten  ersucht  worden  ist 

SoUte  dies  der  Fall  gewesen  sein,  so  muß  es  als  ausgeschlossen 
betrachtet  werden,  daß  seitens  der  Judikatur  derartigen  Befunden  und  Out- 
achten der  Universitätsinstitutc  die  rechtliche  Wirkim^  von  „öffentlichen 
Beweisurkunden"  beigemessen  wurde,  da  solclie  Erklärungen,  unbeschadet 
der  meritorischen  Glaubwürdigkeit  ihres  Inhaltes,  doch  mit  Rücksicht  auf 
die  Aufgaben  und  die  Stellung  eines  für  den  Universitätsunterricht  be- 
stehenden Institutes,  in  dessen  eigentlichen  Wirkungskreis  die  Abgabe  von 
Outachten  und  Befunden,  somit  auch  die  Ausfertigung  von  amtlichen 
Bestätigungen  hierüber  nicht  gehört,  keineswegs  als  amtliche  Ausfertigungen 
anzusehen  smd  und  ihnen  daher  das  für  eine  „öffentliche  Urkunde"  er- 
forderliche Moment  der  formellen  Beweiskraft  gebricht. 


5.  Statistische  Ausweise. 


Nr.  82. 

Erlaß  des  Ministeriums  fflr  K.  u.  U.  vom  16.  Aprtl  1853.  Z.  563, 

an:  1.  das  UniversitätskonsistoHum  in  Wien,  2.  die  akademischen  Senate 
zu  Prag,  Krakau,  Lemberg,  Graz,  Innsbruck, 

(womit  die  Vorlage  der  Quästursergebnisse  am  Schlosse  jedes  Semesters 

angeordnet  wird). 

Nachdem  es  für  das  Unterrichtsministerium  von  Wichtigkeit  ist,  einen 
Überblick  über  den  Erlolg  der  neuen  Einrichtungen  bezüglich  der  Kollegien* 
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gdder  zu  gewinnen,  die  diesfälligen  Nachweise  aber  voo  einigeii  akadenü» 
s^ii  Behörden  bisher  entweder  gar  nidit  oder  doch  nur  in  einer  hüchst 
summarischen  Weise  ß^eliefert  wurden,  so  daß  die  verschiedenen  Verhält- 
nisse der  einzelnen  Fakultäten  daraus  nicht  ersichtlich  werden  konnten, 
so  wird  angeordnet,  daß  vom  Wintersemester  1S=>'2/53  angefangen  am 
.Schlüsse  eines  jeden  Semesters  nach  Richtigstellung  der  diesfälligen 
Rechnungen  dem  Ministerium  eine  genaue  Übersicht  über  die  Quästurs- 
eigebnisse  des  eben  abgelaiifeoen  Semesters,  gesondert  je  nach  den  ein- 
zelflea  Fakultäten  und  sohin  je  nadi  den  einzelnen  Dozenten,  und  unter 
Angahe  der  eingetretenen  gänzlichen  oder  ieilwelsen  Befreiungen  und  der 
jedem  Professor  oder  Privatdozenten  für  jedes  von  ihm  gehaltene  Kollegium 
zngeflossenen  Kollegiengelder*)  vorgelegt  werde. 

Diejenigen  akademischen  Behörden,  welche  diese  detaillierten  Nach- 
weisungen für  das  Wintersemester  1852/53  bisher  entweder  noch  gar  nicht 
oder  nur  unvollständig  geliefert  haben,  werden  angewiesen,  diese  Nach- 
weise baidmögliclist  nachzutragen. 


Nr.  88. 

Aus  dem  Erlasse  de&  SUatsministeriums  K.  V.  tbdi  28.  Juli  1863, 

2/.  5529f 

an  alle  politischen  Lätiderstellen, 

(beireffend  die  statistischen  Ausweise  über  die  Ergetinisse  des  öffent- 
lichen Unterrichtes). 

Die  k.  k.  statistische  Zentralkommission  hat  sich  über  neue  For- 
mularien  für  die  Nachweisung  der  Ergebnisse  des  öffentlichen  Unterrichtes 
geeinigt  und  das  Staatsministerium  findet  sich  bestimmt,  dieselben  schon 
bezüglich  des  Schuljahres  1803  unter  den  nachfolgenden  Modalitäten  in 
Wirksamkeit  zu  setzen,  wodurch  nicht  nur  die  Statistik  des  öffentlichen 
Unterrichtes  in  Österreich  einen  wesentliciien  Fortschritt  erzielen,  sondern 
auch  den  zur  Ausfüllung  der  Tabellen  Berufenen  eine  erhebliche  Erleich- 
terung ihrer  Arbeit  zugehen  whd. 

a)  Sämtlicfae  Tabellen  sind  jähriidh  zur  Vorlage  zu  bringen. 

b)  Die  Ic  k. .  . .  erhält  den  Auftrag,  strengstens  darfiber  zu  wachen, 
daß  die  Nachweisungen  über  die  höheren  Lehranstalten  und  Mittelschulen 
längstens  vierzehn  Tage  nach  dem  Schlüsse  der  Herbstferien,  welche  auf  das 
NachA^ri^tingsjahr  folgen,  von  den  Lehranstalten  abgeschlossen  und  zur 
Vorlage  gebracht  werden. 

c)  Alle  Tabellen  sind  in  duplo-)  vorzulegen;  ein  Pare  derselben 
bleibt  bei  der  k.  k.  .  .  .  zurück,  das  andere  ist  an  die  k.  k.  statistische 

*)  Aaf  Orand  des  MinErl.  vom  3.  Jani  7800,  Z.  fT.-f^f  S'r.  407),  hf  in  dm  .A7j-;u-risr 
tmttr  tmtr  eigenen  Hmbrik  das  aaj  den  Staatsschatz  entfaüeiuU  KolUgiengelä  bei  den  betreJJ enden 
KaOegUn  enldUUtä  m  madun. 

^)  Laut  MinErt.  vom  14.  Mai  1882.  Z.  7926,  MVBNr.  19  (s.  Nr.  87),  sind  die  statistischen 
Tillen  in  triplo  auszufertigen  und  je  ein  Exemplar  direkt  an  das  Uiütrriektsministsriumt  die 
Landesstelle  und  die  statistische  Zentratkoaunission  einzusenden. 
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Zenfralkommission  zu  leiten.  Als  unüberschreitbarer  Tenniii^)  hiefiir 
ist  bezüglich  der  höheren  und  mittleren  Lehranstalten,  deren  Herbstferien 
auf  den  September  und  Oktober  fallen,  der  30.  November,  für  alle  .indercn 
der  31.  Oktober  festzuhalten  und  jede  Kategorie  von  Lehranstalten  mit  einem 
abgesonderten  Berichte  vorzulegen.  -) 

Nr.  84. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  26.  Juni  1877.  Z.  402/KÜM. 

MYBNr.  19. 

betreffend  neue  Formulare  zu  den  statistischen  Nach  Weisungen  der 

Hochschulen. 

Ühcr  Antrag  der  k.  k.  statistischen  Zentralkommission  habe  ich  die 
AniertigunjT  eines  neuen,  wesentlich  vereinfachten  Formulares  zu  den 
statistischen  Nachweisungen  der  Hochschulen  und  verwandter  Lehranstalten 
angeordnet. 

Dieses  Formular,  wovon  die  erforderlichen  Exemplare  an  die  Rektorate 
und  Vorstände  der  Anstalten  unmittelbar  von  der  statistiscben  Zentral- 
kommisslon  werden  übersendet  werden,  ist  schon  für  die  nichstlievorsteheiide 
statistische  Aufnahme  zur  Grundlage  zu  nehmen. 

Infolge  dessen  haben  die  bisher  mit  dem  MinEri.  vom  28.  Juli  1863, 
Z.  552Q,^)    vom  3.  April  1875,   Z.  4162,*)   und  vom    11.  August  1876, 

Z.  457  KÜM  ,  vori^e/cichnetrn  «statistischen  Nachwcisun^en  völlig  zu  ent- 
fallen und  ist  tur  dr.  Ahliclerung  der  neuen  Nachweisung  der  Termin 
von  14  Tagen  nach  Abiaut  der  Herbstlerien  genau  einzuhalten. 


Nr.  85. 

ErlaO  des  Ministers  für  K.  u.  ü.  vom  29.  April  1880.  Z.  6582, 

an  die  Rektorate  sämtlicher  Universitäten, 

(betreffend  die  Vorlage  von  Semestralausweisen  über  die  ttaMgefnndenen 

Inskriptiooen). 

Ich  finde  anzuordnen,  daß  von  nun  an  in  jedem  Semester,  sobald  die 
Inskriptionen  im  wesentlichen  als  abgesdilossen  zu  betrachten  sind,^) 

')  Vel.  Nr.  84. 

<)  Mit  Erieß  des  StaatsmbUsterkm$  (AbteOung  K.  U.}  vom  tS.  Jämur  M»,  Z. 

ex  tSf^'.  iir.rfrv,  Stattttaltercirn  (l.attdesrr^irrnni^fn)  brr.vflmiri ,  das  :u  ihrem  Amisf^ebrauche 
besUmmte  Part  der  statistischen  Ausweise  des  öjfeatüchen  Unterrichtes  unbeschadet  dtr  direkten 
Eümnditng  eints  cnvAm  Pom  tut  dk  simtisfisekt  ZstäntOtommissioa  dm  StnatminisUrimm  zur 
Einsirhtnahme  gegen  KOdMiUKHg  wmttfgen.  V^.  den  nn^rAnmerleuig  %S.  19  ongiffiKhelat 

*)  $.  S'r.  Sl. 

*)  Mit  MintrL  vom  3.  April  Itf75,  Z.  4162,  wurde  die  Frist  zur  Vorlage  der  Ausweise  auj 
14  Tage  naOt  AUamf  der  Hwbs^erien  tmgeseM. 

'•)  Aln:eä'n!ert  durch  Mint'rl.  vom  17.  Mai  mOl.  Z.  //.ß75  fs.  Sr.  OtJ.  wonach  dieser  Aus- 
weis sofort  nach  Ablauf  der  dem  ProfessortnkoHegium  für  die  ßewiHiguag  von  naehträgUdteit 
Inskriptionen  eingeräumten  Frist  von  B  Tagen  vonategen  ist. 
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anmweilt  ein  summarischer  Ausweis  über  die  Anzahl  der  für  das  betreKeade^ 
Senester  an  den  einzelnen  FakuHiten  insloribierten  ordentlichen  und  außer«., 
adcnflicfaen  Studierenden  unmittelbar  anher  vorgelegt  weide. 


Nr.  86. 

MB  in  ülolstirs  für  K.  v.  V.  vam  25.  Aagiist  188t  Z.  12.731, 

MVBNr.  36, 

an  dieRtikturatc  sämtlicher  Universitäten  und  die  Dekanate  der  theologischen 

Faicultaten  in  OlmQtz  und  Salzburg, 

betreffend  die  Verwendung  eines  neues  Formulars  zur  statistischen 
Nschwelsusg  der  strengen  Prfifungen  an  den  Universitfiten,  dann  den 
aolcr  dm  Vcriiande  nit  einer  Universltit  steheiideB  theologischen 

Fakultäten. 

Mit  Berufung  auf  den  MinErl.  vom  2b.  Juni  1877,  Z.  402/KUM,i>' 
wonit  neue  Fonnularien  zu  den  statistischen  Nachweisungen  der  Hoch» 
sdiulen  vorgezeichnet  worden  sind,  wird  bekannt  gegeben,  daß  zur  Nadi^ 
veisuqg  der  strengen  Prüfungen  an  den  Universitäten,  dann  den  außer  dem 

Verbände  mit  einer  Universitit  stehenden  theologischen  Fakultäten  vom 
Stndienjahre  1880/81  an,  neu  redigierte  Formularien  zur  Verwendung  ZU 
kommen  haben,  welche  durch  die  k.  k.  statistische  Zentrallcommission  bei* 

gestellt  werden.-) 

Die  mit  MinErl.  vom  26.  Februar  1878,  Z.  3011,  für  die  Universitäten 
vorgeschricbtne  Vorlage  tabellarischer  Ausweise  über  die  an  den  einzelnen 
Fakultäten  abgelegten  strengen  Prüfungen  und  stattgefundenen  Promotionen 
bat  in  Hinkunft  gänzlich  zu  entfalten. 


Nr.  87. 

EdaA  18$  Ministers  für  K.  n.  U.  vom  14.  Mal  1882,  Z.  7926. 

MVBNr.  19. 

an  die  Statthalter  für  Niederösterreich,  Salzburg.  Steiermark,  Tirol,  Böhmen, 
MSbren,  Galfzien  und  den  Landesprasiüenien  {iir  die  Bukowina, 

betreffend  den  Vorgang  bei  Vorlage  der  statistischen  Jahresausweise 
ibcr  die  1/nlversititen,  die  aufier  dem  Verbände  einer  Hochschule 
Jldwodea  Ibeoioglselicfl  Faknltiten,  die  tedndselien  Hochsciialcfl  und 

die  HodiMirale  für  Bodenl[altiir, 

In  teilweistr  Abänderung  der  StaatsminErl.  vom  28.  Juli  1863  Z  55:Jd 
vo"»       J^er  1866,  Z.  12.256  ex  1865, finde  ich  anzuoidnen,  daß 

•)  5.  Nr.  84. 

Für  die  staäiütttM  Nachweisangen  der  strengen  Prüfangen  an  den  medHnhchen  un^ 
^MhüpiM«!»  MMA»  fmil*n  mit  MimEH,  nm  26.  September  1902,  Z,  30  4  o  T^  " 
um  fmnmelare  aufgeUgt  ^'^ 
')      Nr.  87  und  Anmutmig  ^  Ä  «0. 
UwirffTsilltiSKeMtze.  0 
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vom  Studienjahre  1S82/83  ab  die  stritistischen  Aii-^weisc  über  die  Universi- 
täten, die  außer  dem  Verbände  einer  Hochschule  stehenden  theologischen 
Fakultäten,  dann  die  technischen  Hochschulen  und  die  Hocfiscluile  für 
Bodenkultur  von  Seite  der  akademischen  Behörden  in  triplo  auszutertigen 
sind  und  daß  je  ein  Exemplar  derselben  direkt  an  das  Ministerium  für 
Kultus  und  Unterricht,  die  vorgesetzte  Landesstelle  und  die  stattsttscfae 
Zentralkommission  einzusenden  ist. 


Nr.  88. 

Erlaß  des  MinlsUrs  fOr  iL  u.  D.  vom  3.  Juni  18S4,  Z.  10.764, 

an  die  Rektorate  sämtlicher  Universit&ten, 

(betreffend  die  Erstattung  von  regelmUUgeii  Berichten  Ober  den  Beginn 

nnd  Schlaft  der  Vorlesongen). 

Ich  habe  die  Wahrnehmung^  gemacht,  daß  hinsichtlich  der  tnt<;ächlichen 
Dauer  der  Vorlesungen  an  den  Universitäten,  beziehungsweise  an  den  Fakul- 
täten derselben  nicht  durchaus  die  gleiche  Übung  besteht  und  daß  auch 
die  bestehende  Übung  nicht  überall  den  dicsfälligen  Vorschriften  entspricht. 

Ich  finde  mich  hiedurch  veranlaßt,  das  Rektorat  aufzufordern,  von 
nun  an  nicht  nur  jede  derlei  Abweichung  von  den  bestehenden  Vorschriften 
hintanzuhalten,  sondern  auch  über  jedes  solche  Vorkommnis  anher  Bericht 
zu  erstatten;  und  außerdem  auch  regelmäßig  über  den  Beginn  und  den 
Schluß  der  Vorlesungen  jedes  Semesters,  und  zwar  längstens  acht  Tage 
nach  Ablauf  der  vorgeschriebenen  Inskriptionsfrist,  beziehungsweise  mit  Ende 
des  betreffenden  Semesters  anher  Bericht  zu  erstatten. 

Zu  diesem  Behufe  ist  für  jene  Fakultäten,  an  welchen  die  Vorlesungen 
nicht  gleichzeit^  begonnen,  respektive  geschlossen  wurden,  eine  Liste  der 
einzelnen  Dozenten  sowie  der  von  denselben  angekündigten  Vorlesungen 

nach  der  in  dem  Lektionskataloge  des  betreffenden  Semesters  eingehaltenen 
Reihenfolge  anzufertigen,  in  welche  rücksichtlich  jeder  einzelnen  Vorlesung 
das  betreffende  Datum  von  dem  Dekanate  amtlich  einzutragen  ist 

In  gleicher  Weise  ist  auch  die  Dauer  der  Unterbrechung  einer  Vor- 
lesung während  des  Laufes  des  Semesters  am  Schlüsse  des  letzteren  bekannt« 
zugeben. 

Ich  ersuche  das  Rektorat,  ffir  die  genaue  Durchführung  dieser  Anord« 

nung,  welche  auf  den  Schluß  der  Vorlesungen  des  Sommersemesters 

1883/84  bereits  Anwendung  zu  finden  hat,  Sorge  ZU  tragen  und  die  Ein- 
haltung der  für  die  Erstattung  der  diesbezüglichen  periodischen  Berichte 
voigeschriebenen  Termine  in  entsprechender  Evidenz  zu  halten. 
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Nr.  89. 

ErlaB  des  Ministers  fQr  K.  u.  U.  vom  13.  Mal  1887,  Z.  9188, 

an  die  Rektorate  der  Universitäten  und  der  technischen  Hochschulen,  das 
Rektorat  der  Hochschule  für  Bodenkultur  sowie  die  Dekanate  der  evangelisch- 
tiieologischen  Fakultät  in  Wien  und  der  theologischen  Fakultäten  in  Salzburg 

und  OlmQtz, 

(bdrcffend  die  altlilirildie  Vorlage  von  Vemidinimefi  über  die  an 
den  MofTdchtodieii  Hochsclnilcii  Inskribierten  Stadlerenden  nngarisclier 

Steat8ttngehMgkelf>.  • 

Das  k.  Ungar.  UnterrKhtsministerium  hat  mit  Zuschrift  vom  6.  Mai  L  J.» 
Z.  18.S48,  das  Ersuchen  gestellt,  demselben  alljährlich  die  Zahl  der  an 
den  österreichischen  Hochschulen  inskribierten,  nach  den  Ländern  der 
ungfnrischen  Krone  zuständigen  Studierenden  nach  den  Hochschulen  und 
einzelnen  Fakultäten  gesondert  bekanntzugeben. 

Ich  ersuche  das  .  .  ein  solches  die  Studiertiidca  ungarischer  Staats« 
angehörigkeit  an  der  dortigen  Hochschule  (Fakultät)  betreffendes  Verzeich- 
nis anfertigen  zu  lassen  und  dasselbe  bis  längstens  1.  Juni  I.  J.  anher 
vomdegeo«  Ähnliche  Verzeichnisse  sind  auch  in  Hinkunft  alljihrlich  im 
Laufe  des  Monats  Mai  vorzulegen. 


Nr.  90. 

Aus  dein  Erlasse  des  Ministers  fOr  K.  a.  U.  Yom  11.  Februar  18U, 

Z.  2390, 

an  die  Rektorate  aller  Universitäten,  dann  an  die  Dekanate  der  katholisch- 
theologischen Fakultäten  in  Salzburg  und  Olmütz, 
{womit  gelegentlich  der  Brlnssnng  der  neuen  HnblUtationevorschriften 
die  JihrUche  Vorlnge  eines  Aneweises  über  die  Habllltntlonen  nnf« 

getrngen  wird)« 

Zugleich  ersuche  ich  das  ....  in  Hinkunft  am  Schlüsse  jedes  Studien- 
jahres einen  Ausweis  anher  vorzulegen,  in  welchem  (nach  Fakultäten  ge- 
ordnet) die  in  dem  betreffenden  Jahre  in  Verhandlung  genommenen  Ha- 
bilitationsbewerbungen  einzeln  anzuführen  und  die  Art  der  Erledigung, 
bezieh unL:v<^i'.e  das  Stadium,  in  welchem  die  Verhandlung  sich  befindet, 
anzugeben  smd.   

Nr.  91. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  u.  ü.  vom  17.  Mai  1901,  Z.  14.675. 

an  die  Rektorate  sämtlicher  Universitäten  und  die  Dekanate  der  theologischen 

Fakultäten  in  Salzlnirt!  und  Olmütz, 
(womit  die  Vorlage  eines  zweiten,  den  tatsächlichen  Besuch  der  Universi- 
täten [Fakultäten]  illustrierenden  Semestralauswcises  angeordnet  wird). 

Ich  finde  anzuordnen,  daß  vom  Studienjahre  1901/02  nb  nebst  dem 
auf  Grund  des  Erlasses  vom  29.  April  1880,  Z.  6582,^)  in  jedem  Semester 

s,  Nr.  $5. 
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ZU  liefernden  summarischen  Ausweise  über  die  Anzahl  der  für  das  be- 
treffende Semester  an  den  einzelnen  Fakultäten  inskribierten  ordentlichen 
und  auBeroidentlichea  Studierenden»  welcher  von  nun  an  sofort  nach  Ablauf 
der  gemaB  der  MlnVdg.  vom  24.  JSmier  1886^  Z.  1562  MVBNr.  9,^)  dem 
Professorenkollcgtum  für  die  Bewilligung  von  nachträglichen  Inskriptionen 
eingeräumten  Frist  von  acht  Tagen  zur  Vorlage  zu  gelangen  hat,  in  jedem 
Semester  ein  zweiter,  den  tatsächlichen  Besuch  der  Universität  (Fakultät) 
illustrierender  Ausweis  verfaßt  werde,  der  in  jedem  Wintersemester,  ab* 
geschlossen  mit  dem  Stande  vom  31.  Dezember,  bis  !än<7stens  8.  Jänner 
und  in  jedem  Sonuncistinester,  abgeschlossen  mit  dem  Stande  vom  31.  Mai, 
bis  längstens  8.  Juni  eines  jeden  Jahres  anher  vorzulegen  ist  Sowohl 
bei  Abfassung  dieses  sowie  des  euigangs  erwähnten  Ausweises  ist  sich 
des  beiliegenden  Formulares  zu  t>edienen,  wobei  bemerkt  wird,  daß  m  der 
Rubrik  „Frequentanten"  jene  bereits  ordnungsmäBig  absolvierten  Studieren- 
den und  Doktoren  zu  verzeichnen  sein  werden,  welche  die  Universität 
(Fakultät)  zum  Zwecke  ihrer  wissenschaftlichen  Fortbildung  weiterhin  be- 
suchen und  zu  diesem  Ende  einzehie  Vorlesungen,  SpezialkoUegien,  Kurse  etz. 
hören. 

Ich  ersuche  das  .  .  .,  für  die  genaue  Einhaltung  der  angeordneten 
Vürlagetermine  Sorge  zu  tragen. 


Nr.  92. 

ErlaB  des  Ministers  flür  K.  e.  U.  Tom  26.  Septemlier  1902, 

Z.  20.419, 

an  die  Dekanate  sämtlicher  medizinischer  Fakultäten, 

(betreffend  die  Auflage  neuer  Formutare  ffir  die  statistischen  Nach- 
weisungen über  die  medizinischen  und  pharmazeutischen  Rigorosen). 

Vom  Studienjahre  1902/03  ab  haben  ffir  die  der  statistischen  Zentral- 

kommission  in  Wien  zu  liefernden  statistischen  Nachweisungen  über  die 
medizinischen,  beziehungsweise  pharmazeutischen  Rigforosen  an  Stelle  der 
zufolge  ho  Erl  vom  9.  Mai  1893,  Z.  1905,  in  Verwendung  stehenden 
Formularien  neu  redigierte  Formularien  zur  Anwendung  zu  kommen. 

Die  diesbezii^lichcn  Blankette  werden  bei  der  statistischen  Zentral- 
kommission aufgelegt  und  Ucm  Dekanate  .  .  .  von  derselben  jeweils  nach 
Bedarf  beigestellt  werden. 


Sonstige  statistische  Nachweisungen. 

Aa/  Qrund  des  MinErL  vom  13.  November  1877,  Z.  18.^02  fs.  Sr.  433),  ist  nach  Ablauf 
eines  jeden  Semesters  ein  Verzeichnis  der  in  demselben  erteilten  BewilUfpuigen  zur  nadtträgUdun 
Inskription  unter  Angabe  des  Datums  und  des  Grundes  der  BewüJiguag  wmiügen. 

s.  Nr.  4az 
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Oemdß  Anordnung  des  MütErL  vom  8.  März  /892,  Z.  7t71  (s.  Nr.  54J,  ist  seitens  des 
RßUomtes  der  Wiener  UntrertiiOi  über  dtm  Stand  des  UuhtrtÜOtskaarieifiHuUs,  seine  EkMnßt 

Md  seine  Verwendung  dem  Ministerium  alljährlich  Nachvreisung  vorzuleben. 

Bezüglich  der  Stipendistenausweise  vgl.  die  Bestimmungen  unter  Abschnitt:  Vorschriften 
Oer  dat  Sftpendienwesen  Nr,  587  m,/.  * 

Oemdß  MinErL  vom  6.  September  1995,  Z.  17 17/ K UM,  MVBNr.  33  (s.  Sr,  5!^,  haben 
die  theologischen  Fakultäten  einen  Ausweis  (Bericht)  über  die  von  denselben  vollzogenen  Nostri' 
Jikationen  von  an  den  päpstlichen  Universitäten  und  Kollegien  in  Rom  erworbenen  theologischen 
lUMa— i^faf  am  ^'gfi'fcifff  rfwg  Jeden  ffftnlfru/Wm  nmaifgtti. 

An  der  Wiener  t'nh-rrrftät  ?ind  die  Frequentausweise  des  Kurses  für  mathematische 
Statistik  und  Versicherungswesen  aUJährUch  zu  erstatten,  (MinErL  vom  25.  September  Jd95, 
Z.  rtjm  mnä  Mi/M  Z.  »S»  «r  19024 

Über  die  promovierten  DoMoMts  äw  gßtamten  Heilkunde  sind  alljährlich  im  Jänner  dtm 
BtkUkHe^smiaMeriam  Komignatioatit  wmO^tn,  MinErL  vom  22,Jänn«r  187$,  Z.  S8Z 
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L  Universitätsprofessoren. 
!•  Vorgang  bei  Besetzung  von  Lehrkanzeln. 


Nr.  98. 

Erlaß  des  Ministeriums  fur  K.  u.  U.  vom  11.  Dezember  1S48. 
Z.  8309.  RGBNr.  20,  Ergänzungsband. 

an  die  Landespräsidien  in  Niederösterreich,  Österreich  ob  der  Enns,  Böhmen, 
Mähren,  Steiermark,  illyrien,  Küstenland,  Tirol,  Galizien  und  Dalmatien, 

womit  zur  Normierung  des  Verfahrens  bef  Wiederbesetzun^  erledi^er 
Lehrkanzeln  an  Universitäten,  Lyzeen,  Gymnasien,  technischen  Instituten 
und  Realschulen  eine  provisorische  Anordnung  getroffen  wird. 

Um  das  vorgeschriebene  Verfahren  bei  der  Wiederbesetzung  erledigter 
Lehricanzeln  an  Universitäten,^)  Lyzeen,  Gymnasien,  technischen  Instituten 

*)  RädksteMUek  des  Vorganges  bei  Ernennung  von  Professoren  an  ^tealogisdten  FakaUHen 

vgL  Nr.  605  und  607  fltathoUsch  •  theologische  Fakultäten),  Nr.  622  (griechisch'  orientalisdi* 
theologische  Fakultät  in  Czernowitz)  and  Nr.  95  ßaf haiisch  -  theologische  Fakultät  in  Lemberg).  — 
SUiD  vom  10.  Oktober  1836,  Z.  6129:  Infolge  der  Ah.  Entschl.  vom  27.  September  1.  J.  sind 
dl«  Ktffttlercii  von  der  Vtrweadmg  hi  den  Ldirlailtni  d«r  hUcrtii  Wtowiiitlnftcii  der 
Theolojfic  und  Philosophie  auch  an  solchen  öffentlichen  Lehranstalten  nicht  aaszuschliefien, 
welche  weder  deren  Orden  übergeben  sind,  noch  sich  mit  dem  Ordensbuise  in  einem  und 
dcntclbcii  Orte  bcflnden. 

Doch  dOrfen  Regnleren  ffir  solche  Lehrimter  nur  dann  in  Konkurrenz  treten ,  wenn  de 
die  schrihliche  und  von  dem  Ordinariat,  zu  welchem  das  Ordenshaus  gehört,  genehmigte 
Erlaubnis  ihrer  Ordensobem,  nämlich  des  Stifts-  oder  Provinzvorstehers  hiezu  beibringen. 

Dies«  Vonrteher  elnd  durch  die  Ordineritte  uzuwclten.  diese  Ertiobais  fflr  «o  entfernte 
Lehranstalten,  von  welchen  der  angestellte  Ordcnsmann  jahrelang  nicht  In  seine  Ordensfamilie, 
un  in  denelben  einige  Zeit  als  Regulär  zu  leben,  kommen  kann,  nicht  und  nur  ao  solche 
IndlvldtieB  zn  crtelleB,  welche  enheltend  Ihren  rccultren  Sinn  und  Wendel  so  bcwihrt  heben, 
daß  ihnen  mit  Beruhigung  gestattet  werden  kann,  durch  ev\^  l  indere  Zeit  entfernt  von  der 
unmittelbaren  Aufsicht  und  Leitung  der  Ordensobem  zu  leben.  Di  -  i'  E  mpfehlung  ihrer  Unter- 
geordneten haben  deren  Vorgesetzte  in  der  tirlaubnis  selbst  auszudrücken. 

Des  Leben  der  to  fesitMct  an  Affentlleben  Lehranstalten  angctlellten  Regntarea.  damit 
ihrem  Stande  entspreche,  ist  durch  bestehende  Vorschriften  geregelt,  deren  genaue  Befolgung 
hand^iihaben  ist.  Den  Vorstehern  der  Stifte  und  Ordensprovinzen  ist  das  Znräckbenifen  ihrer 
Untcrgcurdncten  in  Ihre  geMllche  Kontmonitil,  wenn  sie  es  fflr  nOtlg  erachten,  als  dnc  auf 
dem  OclObd«  des  Ochorsams  bcrvhcnde  J^4a6regel  unverwehrct;  doch  hat  diese  Znrflckbcrvfnng 
mit  der  anzusuchenden  Entlassung  von  Seiten  jener  Auloritit  zu  geschehen,  von  welcher  die 
Verleihung  des  Lehramtes  ausgegangen  ist. 
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und  Realschulen  genauer  zu  normieren,  wird  bis  zur  definitiven  Orgintsierung 

des  öffentlichen  Unteniditsweseos  folgendes  provisoriscfi  angeordnet: 

1.  Der  Vorschlag  zur  Wiederbesetzung  einer  Lehrstelle  geht  von  dem 

Lehrköqjer  der  Anstalt  aus,  an  welcher  das  Amt  erledigt  ist,  und  ist  durch 
das  Landespräsidium  an  das  Ministerium  zu  erstatten.  £s  ist  jedesmal  eine 
Tema  vorzulegen. 

2.  Nur  solche  Personen  können  in  Vorschlag  gebracht  werden,  tur 
deren  wissenschaftliche  Befähigung  wissenschaftliche  Arbeiten,  gedrudcte  oder 
fetdiriebene,  vorliegen,  und  deren  sonstige  Lehrfähigkeit  entweder  durch 
wirldiches  Lehren  oder  wenigstens  durch  eine  f^bevorlesung  bewihrt  ist 
Sie  l(önnen  übrigens  wirldidie,  in-  oder  auslandische  Leiter  und  Pro- 
fessoren oder  Privatdozenten  sein,  oder  Privatgelehrte,  welche  noch  nicht 
wifldich  gelehrt  haben.  ^) 

*)  MU  dem  StaatsminErt.  mm  29.  Juni  1862,  Z,  3549J90  K.  V.,  wurde  anläßUeh  der 
Sntrmhirran£  -wrirr  Professaren  mit  rutherüscher  Vorfrazssprache  an  drr  rechts-  und  staats- 
wissrnscha/Tüche/i  FakuUät  in  Lemberg  betrejjs  des  Vorganges  bei  der  Erstattung  von  üesetzungs- 
woneUSgem  folgfiidet  bemerkt: 

Se.  k.  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  Ah.  Entschl.  vom  2?  ^\'Xrx  d.  J.  die  Systcmisik  Uiit,' 
von  zwei  auOerordentlichen  Professuren  an  der  Lemberger  Universität  fOr  den  ruthenischen 
Vortraf  der  Lehrfächer  der  fudiziellen  Staatsprüfung  mit  cbier  Qesamtdotatlon  von 
tCOO  Dulden  0.  W.  zg.  zu  Kenehroigen  geruht 

Von  dlc5cf  Ah.  ScMiit'b^^ünt^  'sird  da«  .  .  .  mit  dem  Ersuchen  in  Kenntnis  g:c9etit, 
hieven  das  rechts-  und  staatswisscnschaitltche  ProfessorenlcoUegiuiii  zu  verst&ndigen  und 
dcMMlbcB  hldid  fdlfcndea  n  «rMfncn: 

Dieser  Ah.  Entschließung  liegt  die  ag.  Absicht  zu  Oninde,  der  ruthenischen  Sprache  an 
der  L^mbergcr  rechts-  und  staatswissenschaftUchen  Falcultflt  zu  ihrer  wissenschaftlichen  Ent- 
widüung  und  Fortbildung  einen  angemessenen  Spielraum  zu  gewähren  und  andrerseits  einem 
bcnoitrctcadcn  pnktiiclicii  Bedflrfnissc  entgegenzulcommen. 

Da  letzterem  lich  zunächst  in  den  juristischen  Fächern  pdtcnd  macht,  ist  hei  dieser 
Syttaai^eniiig  nithenischer  Lehrkanzeln  ftui  die  Ocgeostiode  der  Judiziellen  Staatsprüiung 
BcdMht  gtattimtd  v<»id«a.> 

In  welcher  Weise  die  vier  Hauptlehrgegenstände  dieser  Prüfung  unter  die  seiner  Zeit  zu 
ernennenden  Professoren  zu  verteilen  sein  werden ,  ob  es  nicht  rätlich  erscheinen  wird,  vorerst 
den  (Jmiang  dieser  Vorträge  auf  ein  oder  zwei  Hauptfächer  zu  beschränken,  und  denselben 
CM  fir  dl«  Folge  «uf  alle  vier  LCbrflklicr  ttmndcliiiCB«  dii  vlid  aidi  ci«t  «tdi  der  Lage  der 
Verhäitnis<ic  und  der  wtssensclialttldieii  Bild  HafoIttlaclieB  OiiallfDaMIoa  der  Beveiber  ym  dteae 
Lehrkanzeln  bestimmen  lassen. 

Den  Maren  Intentionen  der  Ah.  gcnebmlgtea  Sfaleadalerang  kann  nnd  wird  nur  dann 
entsprochen  werden,  wenn  mit  diesen  zwei  Lehrkanzeln  MftUMrlicIrant  werden,  welche  Garantien 
bieten,  dafl  sie  in  szientifhchcr  Hinsicht  den  Anforderungen  zu  entsprechen  im  Stande  seien, 
velcbe  an  Universitätsproiessoreii  unumgänglich  gestellt  werden  müssen,  und  deren  genaue 
and  Inabeaoiidcre  rfldialclitllch  der  Inrfdlaclien  Teradnologle  voUkonnncne  Kenntnis  der  mllie> 
nischen  Sprache  hinlänglich  konstatiert  ist.  um  sicher  sein  zu  dürfen.  daS  sie  der  <;pezldlcn 
Aufgabe  dieser  Lebrämter  ancb  in  sprachlicher  Beziehung  vollkommen  gewachsen  sind. 

Je  weniger  Gelegenheit  bffher  die  mthenlsche  Sprache  hatte,  rieh  wlssenschaftltdi  tn 
satwickeln,  desto  sorgsamer  wird  darauf  zu  sehen  sein,  daü  die  ihr  hiemit  zuerjt  In  reicherem 
Mafie  geH  in^ne  Ocit^tTcnhelt  zB  ihrer  FortUldUBf  auf  dem  Gebiete  der  Rechtawisscnscbait 
gcwissenhalt  benUUt  werde. 

eine  voreilicc  oder  Bbcntflrzte  definitive  Beaebcnnir  der  beiden  Ldirfcanzeln  würde  und 
raSEtc  dieser  Tendenz  der  Ah.  Entschließung  nur  /um  nachhaltigen  Abbruche  gereichen,  während 
ein  den  Verhältnissen  angemessenes  Zuwarten  bis  zu  dem  Augenblicke,  wo  sich  tUr  dieselben 
hvUldb  und  llnKufstlsch  Tollkomraen  geeignete  Vertreter  manifestieren  werden,  allein  daan 
tthren  kann,  daß  sie  in  die  rechten  Hände  Iconimen. 

Das  Staatsministerium  ist  der  Oberzeugung,  dafi  der  geeignetste  und  sicherste  Weg  zu 
diesem  Ziele  darin  gelegen  ist,  jungen  wissenschaftlich  gebildeten  Kräften  die  Gelegenheit  zu 
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3.  Sobald  ein  Lehramt  erledigt  ist,  erstattet  der  Lehrkörper  die  Anzeige 
davon  an  das  Ministerium  durch  das  Landespräsidium  und  veranlaßt  durch 

das  letztere  die  Ausschreibung^  des  Amtes  mit  Bezeichnung  des  Termines, 
bis  zu  welchem  die  Bewerber  um  dasselbe  sich,  und  zwar  bei  der  Landes- 
stelie,  zu  melden  haben.  Diese  gibt  die  Gesuche  samt  allen  Belegen  an  den 
Lehrkörper. 

4.  Der  Lehrkörper  kann  auch  Männer  in  Vorschlag  bringen,  welche 
sich  flicht  beworben  haben.  In  diesem  Falle  hat  er  jedoch  vorerst  auf 
Privafw^en  sich  darüber  Kenntnis  zu  verschaffen,  ob  der  so  In  Vorschlag 
Gebrachte  den  Ruf,  und  unter  welchen  Bedingungen  er  ihn  annehmen  wfirde; 
beides  ist  mit  dem  Vorschlage  zur  Kenntnis  des  Ministeriums  zu  bringen. 

5.  Der  Lehrkörper  ist  berechtigt,  über  Lehrer  und  Privatdozenten,  welche 
sich  beworben  halsen,  von  den  Lehrkörpern  der  Anstalten,  an  welchen  sie 
wirken,  Atiskünfte  Qt>er  ihre  Wirksamkeit  einzuholen. 

bieten,  ihre  linguistische  und  fachliche  Befähigung  zu  diesen  Lehrämtern  als  Privatdocentea 
oder  Supplenten  vorertt  darch  einige  Zdt  zu  erproben. 

E5  wird  daher,  ohne  daf5  cfnc  aügemcine  Konkurrcnzausschreibunjf  einzutreten  btt. 
einige  Zelt  abzuwarten  sein,  ob  sich  nicht  auf  dem  ordnungsmUigen  Wege  fflr  das  eine  oder 
mehrere  der  beeetcbnelen  Lchrflkber  PrIvaMoccitleii  vondirtfttmifiie  btbHilicmi,  aiif  weich« 
dann,  wenn  tie  venlgitcnv  dnnch  einige  Semester  Beweise  ihrer  diesfälligen  IchmntUcbea 
fähigfung  gegeben  h»hen  ,  naturgemäß  bei  der  definitiven  Bcsdzang  diCMr  ■.  o.  Profcmra 
besondere  Rüdcsicht  zu  nehmen  sein  wird. 

Dfce  itcht  aber  nicht  cntgeKen,  daS  in  der  Zwiechenxdt  IBr  efai  oder  nchrcre  der  ffenuintcn 

1  c*Hrf5chcr  i'insbc5on<icrr  S'rafrccht  und  Sfrnfprn7rti  i;nc1  dann  zivIIgcrichtHchc?  Verfahren)  aus 
den  längeren  Beamten  der  Gerichte  oder  Finanzprokuratur  oder  der  Advokaturskonzipienten 
Svpplenten  bestellt  werden ,  welche  wihmid  ihrer  Studien ,  towie  bei  Ablegung  von  theoretischen 
Staatsprüfungen,  anfälligen  Rigorosen  oder  prekttschcn  Prüfungen  eine  besondere  fachliche 
Befähigung  an  den  Tag  gcle^'t  hnWn  und  Ihre  wissenschaftliche  und  sprachliche  Eignung  durch 
Vorlegung  einer  in  deutscher  und  ruthenischer  Sprache  geschriebenen  Abhandlung,  endlich 
durch  Abheitanir  einer  Probevorlceanff  in  beiden  Sprachen  vor  dem  venaninidtcn  Prafeeeorea« 
kollegium  auch  ihre  Gabe  des  mündlichen,  freien  Vortrages  bekunden. 

Fflr  solche  Supplenturen  kann  dem  Kandidaten  als  Substitutionspaaschale  nicht  nur  eine 
Remuneration  von  200  bif  290  Oulden  per  Semester  in  Autsicht  geetcllt  werden ,  sondern  das 
Staatsministerium  wird  anch  geneigt  sein ,  seinen  ElnflnS  zu  verwenden ,  auf  dafi  ihnen ,  wenn 
sie  im  öffentlichen  !>icnste  angestellt  sind,  zur  Bewältigimtr  <^<yr  Schwicirkeitcn  der  VOtt  ihnen 
zu  lösenden  Aufgabe  ein  angemessener  längerer  Dienstesurlaub  erteilt  werde. 

Dt  der  bei  weitem  grOSte  Theii  der  Professoren  de«  reehts-  nnd  staatswlstensehafniehen 
Professorenkollcgiums  der  ruthenischen  Sprache  ganz  unkundig  ist,  so  wird  dasselbe  behufs 
der  Beurteilung  der  sprachlichen  Befähigung  von  Privatdozenten  oder  Supplenten  bei  WQr- 
di^uiig  der  vorgelegten  Abhandlung  und  der  Resultate  der  Probevorlesung  nicht  nur  den 
Schnlrat  .  .  .  und  den  Professor  der  mthcnischen  Sprache  und  Literatur  beizuziehen,  «ondera 
sich  auch  an  das  k.  k.  Statthalterciprü«:idium  zu  wenden  haben  .  auf  daß  durch  tcine  Vermittlung 
zu  obigem  Zwecke  zwei  oder  drei  Beamte  höheren  Ranges  aus  dem  Status  der  Gerichte  oder 
der  Finanzprokuratur  oder  andere  Fachgelehrte  dem  ProfesNrenholieginm  ad  actum  bei* 
geordnet  werden. 

Selbstverständlich  hat  auch  wegen  allflIHgcr  Fmennung  von  Supplenten  keine  Konicurs- 
ausschreibung  einzutreten,  sondern  sind,  wenn  dem  Professorenkollegium  nicht  geeignete 
Suppienlen  bekannt  sind,  Bewerbungen  abzuwarten. 

Die  Anfrage  de?  Prnfcssorcnkollegiunis  wolle  sohin  das  .  .  .  einer  eingehenden  Würdfjping, 
insbesondere  bezüglich  der  politischen  Haltung  der  vorgeschlagenen  Privatdozenten  oder 
Supplenten  nntenriehen ,  und  die  geeigneten  Vorschllge  dann  cur  ho.  Sehlufihasnng  vorfcgcu. 

RttdtsichtUch  des  Vorganges  bei  Bestellurn:  von  SuppUnten  für  Gegenstände  der  JudizUtttm 
Staafsprüfunc'  in  drn  Uindr^-^^nichen  0/1  der  Uaötrsüät  Lemberg  vgL  den  MiuErU  wem 
25.  Hätz  ltiö8,  Z.  3)2»  (s.  bir.  214). 
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6.  Bewerber,  weldie  noch  nicht  öffentlich  gelehrt  haben,  müssen,  wenn 
es  sich  um  Fakidtitsstudien  handelt,  wenigstens  diejenigen  Bedingungen 

erfüllen,  welche  in  dem  Min  Erl.  vom  19.  Dezember  1.  J.,  Z.  8175,  für  die 
Privatdozenten  vorgeschrieben  sind,*)  die  Bewerber  für  andere  Lehranstalten 
haben  nebst  der  Nachweisung  ihrer  wissenschaftlichen  Befähigung  jedenfalls 
einer  Probevorlesung  sich  7u  unterziehen.  Diese  können  sie  an  jeder 
Anstalt  halten,  welche  derjenigen  gleichartig  ist,  an  weicher  sie  angestellt 
zu  werden  w  ünschen.  Ober  den  Erfolg  derselben  wird  an  den  vorschlagenden 
Lehrlcörper  \on  derjenigen  Lehranstalt  ein  Gutachten  abgegeben,  welche  die 
Probevorlesung  vorgenommen  hat. 

7.  Da  das  Institut  der  Privatdozenten  bis  jetzt  nur  in  geringem  Grade 
entwickelt  is^  da  von  den  jüngeren  Lehramtskandidaten  gegenwärtig  nur 
wenige  schon  in  der  Lage  sind,  einen  literarischen  Ruf  nachweisen  zu 
können,  da  es  wünschenswert  ist,  daß  auch  den  von  einer  Lehranstalt 
entlegen  wohnenden  und  ihr  vielleicht  ganz  unbekannten  Lehramtskandidaten 
die  Möglichkeit  bleibe,  sich  mit  Erfolg  in  Bewerbung  zu  setzen,  so  ist  es 
den  Lehrkörpern  einstweilen  noch  gestattet,  in  jenen  Fällen,  wo  sie  nicht 
in  der  Lage  sind,  mit  voller  Beruhigung  und  unter  Beibringung  von  allgeiuein 
Überzeugenden  Lehrfähigkeitsbeweisen  einen  Kandidaten  in  Vorschlag  zu 
bringen,  subsidiarisch  von  dem  Ministerium  die  Abhaltung  einer  allge- 
meinen Konkursprfifung*)  zu  verlangen.  Auch  wird  das  Ministerium  selbst 
eine  Konkursprüfung  veranlassen,  wenn  ihm  die  gemachten  Vorschlage 
mit  Rücksicht  auf  die  erwShnten  Umstände  eine  volle  Beruhigung  zu  ge- 
währen nicht  vermögen. 

8.  Es  bleibt  den  Lehrkörpern  überlassen,  nach  Umständen  entweder 
sogleich  nach  der  Frlnh^rung  des  Lehramtes  oder  erst  nach  dem  Er- 
gebnisse der  über  die  Arikundigung  des  Erledigimcrsfalles  in  den  öffentlichen 
Blättern  eingetretenen  Kompetenz  auf  die  Luikiluug  einer  Konkursprüfung 
beim  Mmlsterium  anzutragen. 

9.  Das  Ministerium  wird  durch  die  Beschaffenheit  der  zu  beant- 
wortenden Fragen  dafür  Soige  tragen,  da6  bei  den  Konkursprfifungen  den 
Bewerbern  Gelegenheit  geboten  werde,  Talent  und  Kenntnisse  in  um- 
fassender Weise  zu  bekunden.  Zu  diesem  Ende  wird  auch  die  zur  Beant- 
wortung der  Frage  vormals  mit  einem  Tage  bemessene  Frist  auf  zwei 
Tage  ausgedehnt.  Zur  BeurteilLine  der  Konkurselaborate,  welche  dem  Mi- 
nisterium unverzüglich  einzusenden  smd,  werden  von  diesem  kompetente 
Männer  vom  Fache,  und  zwar  jedenfalls  nicht  weniger  als  drei,  ohne 
Bevorzugung  irgend  einer  Lehranstalt  bestimmt  werden. 

*)  An  die  SulU  dieses  Erlasses  ist  die  neue  habiliiationsnorm  vom  II,  t'ebruar  1666, 
ROBNr,  »  f*.  Nr,  MT),  ggMai. 

Den  der  Anstellung  eine?  Univc^ität^profcssor?  vorau!fgchendcn  schriftlichen  Ver« 
baiullotiKeti  Ober  denen  materielle  Stellung  Icontmt  der  Charakter  einer  privatrechtllcben  Ver- 
dabaniBC  nielit  t«.  Pflr  die  BcgrOndaiir  des  Aastellangweiltlltiiinct  lit  Imledsch  allein  m0- 
gcbcnd  dü  Anstelluneidekret  sowie  der  Amtsantritt  ftof  Oraiid  dCMelbcB.  ErhffmhiU  dt»  Reichs- 
gtiÜlUes  vom  18.  Oktober  im,  Z.  321  fHye  Xf.  963). 

*)  Die  Abhaltung  von  Konkursprü/ungen  Jür  das  akademische  Lehramt  findet  gegenwärtig 
imr  Mrtr  tmvmhmswelse,  und  mar  an  den  ttMldiäcftM  MmUäten  Oattt  woM  iUe  Bestimmungoi 
drr  MinVdg.  vom  30.  Juni  isv).  RORSr.  319  (s.  Nr,  Mekongufdu  wm  29,  MOn  iSM, 
ROBNr.  50  (s.  Nr.  607),  zur  Anwendung  gtlangen. 
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Desgleichen  wifd  jedem  Bewerber,  der  sich  einer  Konkursprüfuiig 
unterzogen  hsA,  auf  sein  Verlangen  zu  seiner  eigenen  Belehrung  und  zur 
Kontrolle  des  Urteils  ein  Auszug  aus  den  über  sein  Elaborat  abgegebenen 
Outachten  mitgeteilt  werden. 

Im  iibrigen  ist  sich  bezü^ich  des  Geschäftsganges  an  die  früheren^) 
Konkursvorschriften  zu  halten. 

10.  Die  Konkursarbeiten  samt  dea  über  sie  ergangenen  Gutachten 
werden  dem  Lehrkörper  eingesendet,  welcher  auf  Orundli^  derselben 
seinen  Vorschlag  zu  erstatten  hat 


Np.  94. 

BrIaB  ilas  MUüstarliims  fflr  K.  u.  D.  vom  20.  Januar  1850, 2. 396, 

an  den  theologischen  Lehrkörper  der  Qrazer  Universität, 
Qn  Betreff  der  Frage»  ob  Jene»  die»  ohne  Dolctoren  der  Theologfe  zu 
sda,  sich  zur  Koakufsprflfmig  melden»  onbedlngt  abzuweitea  teieii.) 

Auf  die  Anfrage,  ob  alle  jene,  die,  ohne  Dolctoren  der  Theologie 

zu  sein,  sich  zur  Konkuisprfifung  melden,  unbedingt  abzuweisen  seien, 
auch  soldie,  die  in  der  Lage  zu  sein  vorgeben,  sich  nachträglich  den  Doktors- 
grad erwerben  zu  können,  findet  das  Mmisterium  nachstehendes  zu  er- 
widern : 

Die  Stellung  eines  Fakultatsprofessors,  welcher  in  dieser  Eigenschaft 
zugleich  der  gesetzlich  berufene  Examiiialur  bei  den  strengen  Doktors- 
Prüfungen  ist,  macht  es  wünschenswert,  daß  auch  er  den  Doktorsgrad 
seiner  Fakultät  besitze.  Aus  diesem  Grunde  sind  zur  Bewerbung  um 
theologische  Lehrkanzehi  an  Universitäten  in  der  Regel  nur  solche  zuzu- 
lassen, welche  bereits  die  theologische  Doktorswürde  erlangt  haben.  Doch 
erscheint  es  unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  bis  zur  Entscheidung 
der  obschwebenden  Verhandlung  über  die  Otganisierung  der  theologischen 
Studien  noch  zweckdienlich,  jenen  Bewerbern,  welche  in  der  Lage  zu  sein 
versichern,  sich  nachträglich  im  gesetzlichen  Wege  den  Doktorsgrad  er- 
werben zu  können,  die  Zulassung  zur  Konkursprüiung  nicht  zu  verweigern.  ^) 


Nr.  95. 

Aus  dam  £rlass8  das  Mlnistarlums  f  ttr  K,  u.  ü.  vom  17.  f  abruar  1857, 

Z.  2076, 

an  den  Statthalter  von  Galizien, 

(betreffend  die  Besetzung  der  erledigten  Lelirimter  an  der  tlieologtselieii 

Faknltit  in  Lemlierg)^ 

Die  theologische  Fakultät  an  der  Lemberger  Universität  hat,  und 
zwar  mit  ihrer  bisherigen  Bestimmung,  fortzubestehen,  wonach  sie  als  die 

>)  StHD  vom  9.  April  1825,  Z.  2174,  POS  Bd.  53,  S.  Ä3. 

AUg  theologkclicrt  f-'aku!t(ifiprcyfc<.sort-n  sollen  nach  der  MinVdg*  vom  29.  Hän  t9S8, 
HüBNr.  50  (s.  Nr.  t07),  in  der  Heeet  Doktoren  dfr  Theologie  sein. 
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gemeüMcbaftUche  Lehranstalt  der  Alumnen  der  Lembeiger  Erzdiözesen  ohne 
Unterschied  des  Ritus  anzusehen  ist 

Die  den  Bischöfen  durch  den  Artikel  VI  des  Konkordates  in  Bezug 
auf  solche  theologische  Fakultäten,  deren  Professoren  zur  Unterweisung 
ihrer  Alumnen  verwenttet  werden,  zugesicherten  Rechte  sollen  hinsichtlich 
der  Lemberger  Fakuhat  von  beiden  Erzbischöfen  in  vollkommen  gleichem 
Maße  ausgeübt  werden.  Demzufolge  sind  die  Konkurselaborate  und  die 
sonstigen  Behelfe  der  Lehramtskandidaten  stets  beiden  Erzbischöfen  zur 
anher  vorzulegenden  Äußerung  mitzuteilen,  die  Lehramtskandidaten  mögen 
diesem  oder  jenem  Ritus  angehören.  Die  kirchliche  Ermächtigung  zur  Aus^ 
äbung  des  Lehramtes  hat  derjenige  Erzbischof  zu  erteilen,  welchem  der 
Kompetent  semem  Ritus  nach  untersteht;  diesem  Erzbischof e  steht  auch 
das  Recht  zu,  die  erwähnte  Ermächtigung  den  angestellten  theologischen 
Professoren  seines  Ritus  zu  entziehen.  Die  Berechtigung,  darüber  zu  wachen, 
daß  die  Vorträge  nicht  mit  der  Lehre  der  Kirche  in  Widerspruch  ge- 
raten, kommt  beiden  Erzbisch ofcn,  daher  auch  jenem  des  anderen  Ritus 
zu.  Es  steht  auch  dem  anderen  Erzbischofe  zu,  wenn  er  glaubt,  diR  Orund 
dazu  vorhanden  ist,  den  Erzbischof,  welchem  der  Professor  nacii  semem 
Ritus  untersteht,  aufzufordern,  daß  er  diesem  die  Ermächtigung  zum  Vor- 
tn^  des  bezilglichen  Gegenstandes  entziehe,  und  wenn  dieser  dem  An« 
sinnen  nicht  entsi>rechen  zu  können  vermeinte,  die  Entscheidung  der  höheren 
kirchlichen  Instanz  in  Anspruch  zu  nehmen.  Zu  den  strengen  Prüfungen 
der  Doktoranden  wird  jeder  der  beiden  Erzbischöfe  emen  Examinator 
aus  den  Professoren  oder  Doktoren  der  Theologie  ernennen.  —  Die  Ab- 
legung des  tridentinischen  Glaubensbekenntni-^ses  hat  vor  jenem  Erz- 
bischofe stattzufinden,  welchem  der  zu  Graduierende  nach  dem  Ritus 
untersteht. 

Bei  Besetzung  der  tlieologischen  Lehrkanzel  muß  selbstverständlich 
zunächst  auf  die  wissenschaftliche  Befähigung  und  sonstige  Eignung  der 
Kompetenten  gesehen  werden,  insoweit  es  aber  die  Beachtung  dieses  Grund- 
satzes zuläßt,  wird  dafür  gesorgt  werden,  daß  beide  Riten  im  Lehrkörper 
der  Falcultät  vertreten  seien. 

Zwischen  den  beiden  Kirchen  besteht  netist  der  vollkommensten  Über« 
einstimmung  in  der  Lehre  und  Grundverfassung  eine  Verschiedenheit  nur 
in  Bezup  ntif  die  liturgischen  Einrichtungen  und  die  Disziplinarvorschriften. 

Den  hieraus  entspringenden  Bedürfnissen  der  Theologen  beider  Riten 
wird  bei  dem  L'ntcrrichtc  Rechnung  zu  tragen  sein. 

Nach  den  Beschlüssen  der  bischöflichen  Versammlung  vom  vorigen 
Jahre  soll  die  Liturgik  im  vierten  Jahrgange,  und  zwar  durch  den  Professor 
der  Pastoralfheok^ie  vorgetragen  werden.  Die  dermalen  bestehende  Übung, 
die  Pastorahheofogie  ffir  die  ruthenischen  Alumnen  in  der  ruthenischen 
Sprache  durch  einen  Supplenten  vorzutragen,  soll  bis  aufs  weitere  bci- 
liehalten  werden.^)  Der  Professor  des  Kirchenrechtes  wird,  welchem  Ritus 
er  angehören  mag,  den  besonderen  Auftrag  erhalten,  die  Disziplinar« 

s>  Aiif  Qruad  MInErL  Pom  25.  Mal  080,  Z.         Mrnfe  an  der  Lembergs  UidwsUäi 

rine  zweite  arderitUche  Lchrtan:ft  für  Pustoraltheologlg  emdlUt  und  die  eiae  dem  UUeittUdt^, 
dit  ändert  dem  ruthenischen  Ritus  vorbeludtea. 
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Vorschriften  der  katholischen  Kirche  des  einen  wie  des  anderen  Kitus  in 
der  ganzen  Ausdehnung  zu  berücksichtigen. 

Bei  dem  Umstände,  daß  die  theologische  Fakultät  der  Lemberger 
UniveishSt  nur  zwei  Professoren  zihlt,  können  daselbst  die  Voischriftco 
rflcksicfatUdi  der  Konkursprfifungen  nicht  l>eobacfatet  werden.  Um  dieses  zu 
ermöglichen,  sind  die  beiden  iMteiligten  Erzbtscfaöfe  einzuladen,  je  zwei 
Kommissare  zu  bestimmen,  welche  abwechselnd  den  PrOfüngen  beiwohnen, 
sie  sollen  das  beendigte  Elaborat  gleich  den  Professoren  unterschreiben, 
auch  dem  mündlichen  Probevortrage  haben  diese  Kommissäre  beizuwohnen. 

Über  die  Konkursclaboratc  haben  vor  allem  die  Professoren  das 
Gutachten  zn  erstatten,  dann  sind  dieselben  samt  den  beigebrachten  Be- 
helfen der  Kandidaten  den  beiden  Erzbischöfen  rit.  graec.  et  latini  zur 
Äußerung  mitzuteilen,  worin  zugleich  bemerkt  werden  soll,  ob  und  weichem 
Kompetenten  sie  die  Ermächtigung  zum  Lehramte  zu  erteilen  gesonnen 
smd.  Sodann  sind  sämtliche  Konkursakten  nebst  der  Wohkneinung  des 
Statdialters  dem  Ministerium  vorzulegen. 


Nr.  96. 

Aus  dem  Erlasse  des  Ministers  f ur  K.  u.  D.  vom  25.  Aagost  1873, 

Z.  11.151, 

an  den  Statthalter  für  Tirol, 

(betreffend  die  Beetellmig  nad  Besfige  der  Profeuoren  an  der  theolo- 

gistbeii  Fakultät  in  Innsbrack). 

Mit  Ah.  Entschl.  vom  10.  August  1873  haben  Se.  k.  u.  k.  Ap.  Majestät 
zu  verordnen  geruht,  daß  fortan  für  den  Vorgang  bei  Besetzung  der  Lehr* 
stfihle  der  theofogischen  Fakultät  in  Innsbruck  und  ffir  die  amtlichen  Ver- 
hältnisse der  Professoren  dieser  Fakultät  die  bestehenden  Gesetze  zur 
Richtschnur  zu  dienen  haben. 

Htenach  wird  bei  der  Bestellung  der  Professoren  der  genannten  Fakultät 
nach  den  zur  Zeit  geltenden  Bestimmungen  der  MinVdg.  vom  29.  März  1858^ 
ROBNr.  50»  >)  vorzugehen  sein. 

Nach  dem  weiteren  Inhalte  der  eingangs  bezogenen  Ah.  Resolution  hat 
es  von  der  £rlolgung  des  in  der  Ah.  Entschl.  vom  4^  November  1857°) 
ausgesprochenen  Jahresbetrages  von  SOOO  Gulden  an  den  Orden  der 
Gesellschaft  Jesu  mit  dem  Beginne  des  Verwaltungsjahres  1874  abzu- 
kommen und  ist  von  diesem  Zeitpunkte  an  jedem  der  Gesellsdiaft  Jesu 
angehörenden  ordentlichen  Professor  der  Innsbrucker  theologischen  Fakultät 
ein  Jahresbezug  von  1050  Gulden  ö.  W.  (jetzt  2100  Kronen)  aus  dem  Studien- 
fonde  flüssig  zu  machen. 


«)  5.  Nr.  «07. 

*)  s.  Nr.  4  (MinErL  rom  6.  November  1857,  Z.  I9.a»5;. 
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2.  Bezüge  der  Universitätqmf essorcii. 


a)  Systemmäöige  Bezüge. 


Nr.  97. 

Gesetz  vom  19.  September  1898,  RGBNr.  167.  MYBNr.  48. 

betreffend  die  Regelung  der  Bezügt-  der  Professoren  an  Universitäten 
und  denselben  gleichgehaltenen  Hochschulen  und  Lehranstalten. 

Mit  Zustimmung  der  beiden  Häuser  des  Reichsrates  finde  Ich  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

§  1.  Die  ordentlichen  Professoren  an  allen  Fakultäten  der  Universitäten, 
an  den  technischen  Hochschulen,  dann  an  der  1  iochschuie  iur  Boden- 
koHitr  und  der  evangelisch-theologischen  Fakultät  in  Wien  stehen  in  der 
VI.  Rangsklasse  der  Staaisbeamten  und  beziehen  nebst  der  systemmäßigen 
AUinlätezulagci)  einen  Oehalt  von  3200  Oulden  {<f40Q  Kronen),  welcher 
ndi  nach  je  fflnf  Jahren  bis  einschließlich  ziun  20.  Jahre  dieser  Dienst- 
Idftaag  um  je  400  Gulden  (800  Kronen)  erhöht. 

Hieven  bleiben  jedoch  die  rücksichtlich  der  Besoldung  der  dem  Orden 
der  Gesellschrift  Jesu  angehörenden  ordentlichen  Professoren  an  der  theolo- 
!TT<;chen  Fakultät  in  Innsbruck  geltenden  besonderen  Anordnungen  un- 
berührt-) 


0  Dos  Sdkrflur  /Br  tüt  Bemesm^  der  AUMMssulagen  der  StaaMeamUn  mtrde  mit  der 

Vffvrdnans  des  Oesamtministeriums  vom  14.  Mai  1873,  ROBNr.  74,  katulgemachi  und  lautet  unter 
BerädtsuHägung  <Ur  mit  der  Verordaang  des  Qesamtmüustermms  fom  3.  Man  tS92  (M  VB  des 
mdaltriu»  ßb'  K.tuÜ.  Nr.  8)  mfOnuiä  de»  ErgeMtse*  der  t^ffieMlea  VotkeeOkbuig  9om 
31.  Dezember  1990  angeordneten  Versetzung  der  Stadt  Czemomtz  aus  der  III.  in  die  II.  Klasse 
der  AJUiatätsxalagen  in  Anwendung  qaf  die  U^rütüten  und  die  theotfigisehen  FalmOdten  in. 
Sahbarg  and  Olmäiz,  wie  folgt: 

Aa9»i|r  sn*  den  SehoBt  der  AMvIlMtznltgeii. 


I. 

Wien 


V. 

1  ^• 

vu. 
vm. 

I  DC. 

'  X. 
1  XL 


1600 
1400 
1200 
1000 

800 
600 


Klane  der  Aktivft9t»uiag;e 


Oraz.  Krakau ,  Lemberg. 
Prag,  Czemowltz 


60 


II! 

Alle  Orte ,  deren  Be- 
völkerung weniger  al3 
50.0ÜU   und  mehr 
lO.OOOEin  wohner  zählt, 
darunter  auch  Inns- 
bruck, Salzburg  und 

Ottoau 


IV. 

Alte  One  mit  einer 
Bevölkerung  unter 
10.000  Elowohner 


90 


I 


40 


Prozent  von  den  fOr  dte^ erste  Klasse  bemeasenen  Betrtgcn  in  Kronen: 


1200 

960 
840 
720 
MO 
480 
360 


1000 
800 
700 
tiOO 
500 


BOO 

640 
560 
480 
400 

320 
240 


n  Vgf,  Nr.  m. 
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Den  ordentlichen  Professoren  der  Universität  in  Wien  wird  weiters 
eine  nicht  in  die  Pension  einrecheobare  Zulage  von  jährlichen  400  Oulden 
(800  Kronen)  gewährt. 

§  2.  Die  au  Ii  erordentlichen  Professoren  an  den  im  §  1  bezeichneten 
Hochschulen  stehen  in  der  VII.  Rangsklasse  der  Staatsbeamten  und  werden 
entweder  unbesoldet  oder  mit  einem  Jahrcsgehalte  von  1800  Oulden 
(3$00  Kronen)  nebst  der  systemmäßigen  Aktivitätszulage  angestellt 

Dieser  Oehatt  wird  nach  je  fünf  Jahren  bis  einschließlich  zum  zehnten 
Jahre  dieser  Dienstleistung  um  je  200  Gulden  (400  Kronen)  (Quinquennal- 
Zulagen)  erhöht.^) 

§  3.  Nnch  Lni^e  und  Erfordernis  der  Verhnltni«;se  können  einzelnen, 
sowohl  ordentiiciien  als  außerordentlichen  Polessoren,  nnmentlich  auch 
Leitern  von  ln«;t!ti!tcn  und  Seminaren,  höhere  als  die  systemmäßigen  Be- 
ziige oder  andere  ßegunstigungcu  zugestanden  werden. 

§  4.  Die  ordenüicfaen  Professoren  an  den  theologischen  Fakultäten 
in  Salzbuig  und  Ohnfitz  stehen  in  der  VI.  Rangsklasse  der  Staatsbeamten 
und  beziehen  einen  Gehalt  von  1800  Guhlen(350l9  Kronen)  nebst  der  system- 
mäßigen Aktivitätszulage. 

Dieser  Gehalt  wird  nach  je  fünf  Jahren,  und  zwar  bis  einschließlich 
zum  zwanzigsten  Jahre  dieser  Dienstleistung  um  je  350  Gulden  (TOOKronen) 
(Quinquennalzulagcn)  erhöht. 

§  5.  Die  außerordentlichen  Profcs«;oren  an  diesen  beiden  Fakultäten 
stehen  in  der  Vll,  Rangsklasse  der  Staaibbeamten  und  beziehen  einen  Gehalt 
von  1400  Gulden  (2^  Kronenj  nebst  der  systemmäßigen  Aktivitätszulage. 

Dieser  Gehalt  wird  nach  je  ffinf  Jahren  bis  einschließlich  zum  zehnten 
Jahre  dieser  Dienstleistung  tun  je  200  OuMen  (400  Kronen)  (Quinquennal- 
zulagen)  erhöht. 

§  6.  Die  Rcinunerierung  fiir  die  Vorträge  jener  Lehrfächer,  für  welche 
keine   systemmäßigen  Lehrkanzehi  bestehen,  bestimmt  der  Unterrichts- 

minister. 

§  7.  Die  ordentlichen  und  außerordenilu  iit  ii  Professoren  an  der 
Akademie  der  bildenden  Künste  in  Wien  sind  den  in  den  §§  1  und  2 
bezcichjieten  Professoren  rücksichtlich  ihrer  Hangsklasse  und  Bezüge  gleich- 
gestellt 

§  8.  Die  ordentlichen  Professoren  der  Tierarznei-  und  Hufbeschlag- 
schule in  Lembeig  stehen  in  der  VI.  Rangsklasse  der  Staatsbeamten  und 
haben  Anspruch  auf  die  mit  dieser  Rangsktesse  verbundenen  systemmäßigen 
Bezüge. 

Auf  die  außerordentlichen  Professoren  an  dieser  Schule  haben  die  im 
§  2  enthaltenen  Bestimmungen  Anwendung. 

>)  Im  KUMEH,  vom  9.  Nwmker  tBOe,  Z.SB.143,  wurde  temeHtti  In  Eriedtgitnf  dcsBcricMcs 

vom  21.  Oktober  1.  ].,  7..  wird  der  .  .  .  crnffnci .  daß  fOr  den  Anfall  von  Quinquennal- 

zulAgen  im  Sinne  des  g  2  alinea  2  des  Gesetzes  vom  19.  September  1898.  ROBNr.  167,  nur  die 
in  der  Etgntschaft  als  besoldeter  «ufierordenHlchcrPrDfcitorzttrackgeicgte  Dienstzeit  in  Betradit 
gezogen  werden  kann,  daher  dem  mit  dem  Titel  eines  ordentlidien  Professors  bekleideten 

Bußerordentlirbcn  rrofe9«or  .  .  .  der  Anspruch  auf  Zucrkennunfif  von  Qninqucnnalzuta'.rcn  i'T^t 
mit  seiner  mit  Ah.  üntschl.  vom  .  .  .  erfolgten  ag.  Ernennung  zum  besoldeten  aufierordcntUctien 
Professor  erwaelisen  ist. 
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§  9.  Die  Dienstzeit,  welche  ein  ordentlicher  und  außerordentlicher 
Professor  an  einer  der  in  den  §§  1,  4,  7  und  8  bezeichneten  Anstalten 
zurückgelcgi  hat,  ist  im  Falle  des  Übertrittes  desselben  in  gleicher  Eigen- 
schaft an  eine  andere  dieser  Anstalten  für  die  Bemessung  des  üehalts- 
bezuges  in  Anrechnung  zu  bringen.^) 

Die  gleiche  Bestimmung  gilt  in  iictreii  der  Dienstzeit  an  anderen 
Anstalten  des  Inlandes,  insofern  dieseU>en  ihrer  Einrichtung  nach  als  Hoch- 
schulen zu  betrachten  sind  und  an  ihnen  gegenfiber  den  Professoren  der 
obbezeidineten  Anstatten  volle  Reziproxitat  besteht 

%  10.  Bei  DurchfQhrung  dieses  Gesetzes  sind  den  Professoren  die  nor- 
nierten  OchaHrteziige  nach  JMafigabe  ihrer  Dienstzeit  zuzuerkennen,  welche 
sie  in  der  gleichen  Rangsklasse  —  sei  es  vor,  sei  es  nach  Eintritt  der 
Rccbtswirksamkeit  dieses  Gesetzes  —  zurückgelegt  haben. 

§  11.  Personalzulagen  sind  den  bestehenden  Normen  gemäß  bei  An- 
weisui^  eines  höheren  Gehaltes  oder  Vorrückung  in  eine  höhere  Gehalts- 
stufe vcsllältnismäßig  oder  ganz  einzuziehen.*) 

Hievon  bleiben  Remunerationen  oder  sonstige  Zulagen  unberührt, 
welche  ein  Professor  für  eine  ihm  nbertriirene,  seine  ursprüngliche  Lehr> 

Verpflichtung  übersteigende  Mehrleistung  bezieht. 

§  12.  Professoren,  welchen  schon  vor  Beginn  der  Wirksamkeit  dieses 
Gesetzes  höhere  als  die  daseibst  normierten  Bezüge  oder  andere  Begünsti- 
gungen gewährt  worden  sind,  werden  im  Genüsse  derselben  belassen. 

§  13.  Den  ordentlichen  Professoren,  sowie  den  besoldeten  außerordent- 
lichen Professoren  an  den  Universitäten  steht  in  Hinkunft  kein  Anspruch 
auf  das  von  den  Studierenden  für  den  Besuch  von  Vorlesungen  oder  Übungen 
zu  entriditende  KoUegiengeki  zu.') 

Dasselbe  fließt  der  Staatskasse  zu. 

Den  Honorarprofessoren,  den  imbesokleten  außerordentlichen  Pro- 
fessoren, den  Privatdozenten  und  sonstigen  Lehrern  an  den  Universitäten 
Meibt  der  Bezug  des  Kollegiengeldes  im  bisherigen  Umfange  gewahrt 

Die  Befreiung  von  der  Zahlung  der  KoUegtengelder  spricht  nach  wie 
vor  das  Professorenkollegium  aus.^) 

§  14.  Den  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  dieses  Gesetzes  aktiven  ordent- 
ücfaen  und  besoUeten  außerordentlichen  Professoren  der  Universitäten  steht 


*>  Ciacm  Univenititsprofessor,  der  In  eine  andere  Staatsanstellung  der  gleichen  Kangs- 
Umw  Bbcrcctrclai  Ist.  kmi  die  in  sdncrElfntseliaft  ils  Profestor,  wcmglcfdi  In  der  betreifenden 
Rnzridane,  fedoch  nicht  im  Oehalte  derselben  verbrachte  Dienstedt  bei  Berechnung  des  Quin- 
qoenniums  für  die  Vorrflckung  nicht  fn  Anrechnunp  gebracht  werden.  (Erkenntnis  drs  ReiehS' 
gerichtet  vom  17.  Jänner  J901,  Z.  4iS8  ex  1900,  Österr.  Ztschr.  J.  Verw.  XXXIV..  S.  85J. 

^  trgL  Nr.  9$  and  die  da$tUst  Hnekkneien  EHtauiMsse  dt»  Mdugeridäes. 

*)  Honorare  fltdU  ron  besoldeten  Proftssorcn  außerhalb  ihrer LehrverpfUchtun^ abgehnlfrnen 
mehrwöckentüchen  Kons  gehören  nicht  zu  den  regelmäßigen  Linnahmen  an  KoUegiengeldern, 
wddit  dm  BnUmKumgen  des  Oe$elu$  mm  J9.  Saftend/er  1899,  ROBNr.  167,  gemäß  eiaaieiehen 
ded  (KUMBrL  Wm  2i.  Juni  190t,  Z.  4191  u.  a.J. 

Vst.  hie^a  Mini^itriaUuschriß  vom  30.  April  1999,  Z.  UMO  (s,  Nr.  406J,  betreff*  de$ 
Uatersehtedes  zwi$chen  SemestraiJtoüegien  und  Kurten. 

<)  «.  Nr.  »t. 
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es  innerhnlh  einer  im  Vcrordnungswege  festzusetzenden  sechsmonatlichen 
Frist  frei,  sich  für  den  Fortbezug  des  Kollegiengeldes  zu  entscheiden, 
in  welchem  Falle  dieselben  auch  künftighin  nach  den  bisherigen  üehalts- 
norincn ')  zu  behandeln  sind. 

>  I  DU  Danifßhmv  äUter  Bts/^mumg  erfolgte  mit  KUMErt»  tarn  St,  Stpitmttt  UBB» 

Z.  2194  KL  M. 

■)  Diese  Jrühtrtn  QthaUsnormen  sind:  Oesetz  vom  9.  April  1870,  ROBNr.  45,  MVBNr.  58, 
bctrtHcnd  dl«  Odnlte  der  Profesioren  aa  den  veltliebcn  Pdodtilta  dar  UnlvtnMttn  nnd 
dai  Qiiarticrgtld  der  NknItttqirofeMorcn  in  Wien. 

Mit  Zustimmung  beider  Hiuser  des  Reichsratc*  finde  Ich  enzuordnctt,  via  folgt : 

^  1  Die  By«temmäfligc  erste  Oehalts5tufe  der  ordentlichen  Professoren  »n  den  wcIiUchcn 
t^akultatcn  wird  iür  Wien  mit  2200  Outden  (4400  Kronen),  für  Frag  mit  2000  Oulden  (4000  Kronen) 
md  fOr  alle  Obrtgea  Orte  mit  1800  Onldcn  (3600  Kronen)  fattgeiatet  (Dk  as^tlemmßßigg  tntg 
Qfhalfssiufe  der  ordfntUchen  Professor/ a  r.'r  der  Universität  in  Czemowiiz  war  mit  Oeseh  ram 
31.  März  1875,  RQBNr.  40  (s.  Nr.  17J,  mit  I8O0  Qiüdea  {3600  Kronen/  festgtseM  worden.) 

§  2.  Dieser  tyitemmäflige  Oebalt  cfnes  feden  der  im  S  I  erwllintan  Profaaiorcn  wfnl  nach 
je  fünf  Jahren,  die  derselbe  als  ordentlicher  Professor  an  Osterreich isdien  UniTCrtilitcn  zu^^ebracbt 
hat,  bis  ein^rhüe^üHch  zum  fflnfundzwanzigsten  jabra  dieser  DianetlelitnnK  nni  je  200  Quldca 
(400  Kronen;  (Uuinqueonalzulagen)  erhöbt. 

Ebie  Dienstzeit,  weiche  diesen  BedlnKungen  nidit  entspricht,  bonant  talcbei  nur  dann  in 
Bcfraclif,  wenn  sie  durch  eine  ausdrückliche  Erlclirung  als  zum  Beliufc  der  Vorrückung  In  höhere 
Oehaltsstufen  anrechenbar  anerkannt  wurde  (Vgl.  hieztt  §§  9  und  10  des  neuen  QehaUsgesetUfJ, 

S  3.  Nach  Lage  und  Erfordernis  der  Verhältnisse  können  einzelnen  Professoren  andi 
höhere  als  die  systemmäfligen  Bezüge  und  andere  Begflnstigiingen  zugestanden  werden. 

^  4.  Die  im  §  !  erwähnten  Profe!>'5orcn  treten  in  den  Genuß  des  Oehaltes  am  1.  '^Isi  1870 
und  in  den  der  ersten  der  im  §  2  bezeichneten  Quinquennalzulagen  am  I.  Mai  1875.  Dicjcnigeo, 
welche  eine  zehnflhrlg^e  Dienstzelt  von  der  Im  $  2  bezeichneten  Beschaffenheit  berefts  am 
1.  Mai  IS70  zurückgelegt  haben  oder  innerhalb  der  nächsten  fünf  Jahre  vollenden,  treten  im 
ersten  Falle  an  jenem  Tage,  im  zweiten  nach  Vollendung  des  zehnten  Dienstjahres  in  den 
Ocnuft  der  ersten  Quinquennalzulage.  Diejenigen,  welche  eine  solche  zwanzigjährige  Dleost- 
zatt  vor  dem  1.  Mal  1875  znrOddcffen,  treten  mit  dem  vollendeten  zwanzigsten  DIenstjabre  In 
den  Ocntiß  der  zweiten  Quinquennalzulage  fV}:l.  MfTB  §§  9  und  10  des  netten  Oehnltssesetres), 

§  5.  Hat  ein  Professor  schon  vor  Beginn  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Oesetzes 
ehien  Anspruch  darauf,  In  Irgend  einer  Beziehung  gBnstlger  behandelt  zu  werden,  als  die*  in 
den  §§1,2  und  4  vorgezeichnet  ist,  so  finden  diese  Bestimmungen  nur  insofern  Anwendmif 
auf  ihn,  als  er  selbst  verlangt,  in  jeder  Beziehung  nach  denselben  behandelt  zu  werden. 

Ein  solches  Verlangen  kann  er  zu  jeder  Zeit  stellen ,  so  lange  er  sich  noch  In  aktiver 
DleasUelstttng  befindet. 

§  6.  Bei  Durchführung  der  aus  den  §§  3  und  5  entspringenden  Verhandlungen  werden 
Persoaalzuiagen,  den  batcheaden  Normen  gemftfi,  bei  Anweisung  eines  höheren  Oebaltes  oder 
der  VorrBckung  In  eine  hOhere  Oehaltsstufe  verhlltnisnlSig  reduziert  oder  ganz  eingezogen. 
(Vf^  Uettt  §  It  des  neuen  üfhaitssesetzes.} 

Remunerationen  oder  Gehaltszulagen  aber,  welche  ein  ordentlicher  Professor  für  eine 
ihm  abertragene,  seine  ursprüngliche  lehramtliche  Verpflichtung  übersteigende  Mehrleistung 
badaht,  blcfi>en  von  dieser  Besebriiiknig  nnlierfUirt. 

§  7.  Die  auficrordcnttichen  Professoren  werden  entweder  <Ane  Ochalt  oder  mit  VOO 
fall  zu  hall  zu  bestimmenden  fixen  Oehalten  angestellt. 

Die  aufierordentllchen  Professoren  haben  ^  toldic  kein  Redit  auf  Vorrflcfcung  In  bAhere 
Oabalisstufen. 

§  8,  beirrend  das  Quarüergeld  war  schon  durch  Qeuiz  vom  15.  April  1873,  RQBNr.  48, 
derogiert. 

f  9.  Die  ordentlichen  Univcrrititsprof  essoren  stehen  In  der  VI.  nnd  die  auficrordcnlUcbcD 

In  der  vii.  niütcnklasse. 

§  10.  Der  Unterrichtsminister  ist  mit  der  Ausführung  dieses  Oesetzes  beauftragt. 

Da»  Oesek  vom  19.  ßtdn  1872,  RQBNr.  30,  b^n^ffkad  dte  O^tUe  der  Prttfessomt  an  den 
theologischen  FahaUMen  ist,  da  aUe  diese  Prefessorem  flr  die  lume  Oehattsnoem  mmi 
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Auf  jene  Universitätsprofessoren,  welche  innerhalb  dieser  Frist  sich 
nicht  für  den  Fortbezug  des  Kollegiengeldes  entschieden  haben,  finden  lüde* 
sichtlich  der  Gchaltsbcmessung  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  vorn 
Beginne  der  Wirksamkeit  desselben  ohne  weitere  Ausnahme  Anwendung. 

§  15.  Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  ersten  Tacfc  des  der  Kundmachung 
nächstfolgenden  Munates  in  Wirksamkeit  und  treten  mit  diesem  Zeitpuükte 
«Qe  mit  demselben  in  Widerspruch  stehenden  Bestimmungen  früherer  Ge- 
setze und  Verocdnungen  au6cr  Kraft 

$  16.  Mit  der  Durdifuhninf  dieses  Gesetzes  ist  Mein  Minister  ffir 
Kultus  und  Unterricht  betraut 


b)  Personalzulagen. 
Nr.  dS. 

Hofkammtrtftrtt  yod  10.  Movefflber  1824.  z.  43.875, 

an  «amtliche  Lflnderstetten  und  Administrationen, 

betreffend  die  Einziehung  der  Personalzulagen  bei  Vorrückung  in  einen 

höheren  Qehalt. 

Sc.  Majestät  haben  bei  ütlc^anheit  einer  wcpen  eines  besonderen 
Falles  gemachten  Anfrage  mit  h.  1  ntsclil.  vom  '^1,  Oktober  1824  zur  künf- 
tigen allgememca  Richtschnur  zu  bestimmen  gcrulu:  daii  Persunaizulagen 
immer  nach  MaB,  als  der  damit  Beteilte  in  einen  höheren  Gehalt  rückt, 
einznziehen  seien,  wenngleich  bei  Verleihung  der  Personalzulage  nicht  eigens 
diese  ohnehin  m  den  bestehenden  Vorschriften  gegrOndete  Beschränkung 
in  Hinsicht  der  Fortdauer  des  Bezuges  beigefügt  worden  isi^) 

Jahre  1898  optiert  haben,  tatsächUch  schon  außer  Kraß  getreten,  mit  Ausnahme  des  §  6,  welcher 
flrdU  ian^ndigr  ikeotegMIg  FäbOUi  noch  gUtt  dieser  §  6  taaietf 

%  6.  Rack^ichtHch  der  Professoren  an  den  theolopfschcn  FakuttStcn  in  Innsbruck  fund 
Kraloui)  treten  die  Bcstinunuageu  des  gegenwirtigen  Gesetzes  erst  dann  in  Wirksamkeit,  wenn 
dl«*c  Lehnmstaltni  nach  den  fOr  dfc  anderen  dicologlfdicn  Fakultiten  bcitebcndeo  Ndnoiii 
neu  eingerichtet  sein  werden.  V>/.  hirzu  §  1,  Abs.  2,  4es  OekttUigieseite*  nmjokn  U08  tawle 
KüMErt.  vom  25.  Außust  187 J,  Z.  11.151  fs.  Sr.  96). 

')  Vgl-  §  «^5  Qesettes  vom  19.  September  im,  ROBNr.  167  (s,  Nr.  97J,  und  §  6  des 
früheren  (MaU^e$else$  mm  9.  Aprtt  tHJO,  ROBNr. 

Erkenntnis  des  MdtsgericMes  vom  18.  Oktober  1699,  Z.  321  (Hye  XI,  963): 
Dfc  Bestimmung  de^;  11.  .Abs.  1.  des  Ocse!zM  vom  19.  September  1R08.  ROBNr.  167, 
vonach  Personalzulagen  den  bestehenden  Normen  gemütt  bei  Anweisung  eines  höheren  Oehaltes 
vcrhiltnimilBfflr  oder  gmz  etaanildien  sind,  bcsehrlnkt  tfcli  kelnesveKi  bloft  auf  die  Individitelle 
Vorrückt! ri^  iru^crn  Int  vielmehr  auch  fan  Falle  einer  durch  ^  Ottcts  sett»tt  cingcnihrten 
Oebaltserhöhung  Anwendung  zu  finden. 

Detngemifi  steht  einem  Univeraititsprofessor  cfn  Rechtsanspruch  auf  den  fortbezug  der 
ihm  int  Anstellungsdekrete  gewUirten,  in  die  Pension  einrechenbaren  und  im  Falle  der  Vor- 
rückung in  die  gesetzlichen  Quinqucnnalzulagfcn  vcrhSltnismSfliEf  einzuziehenden  Pcntonalzufagrc 
nicht  mehr  zu,  sobajd  die  eingetretene  üehaltserhöhung  die  Höhe  der  Personalzulage  erreicht. 
ErkeimMa  des  RMtsgerkktes  wm  5.  JiOi  tm,  Z.  293  (Hye  XL  951)t 
Der  bezüglich  der  Personalzulagen  der  Staatsbeamten  geltende  Grundsatz  der  Einziehbar- 
keit derselben  nach  iviaflgabe  der  Erlangung  eines  höheren  Oehaltes  hat  ausnahmslos  für  jeden 
FaU  der  Erlangung  eines  höheren  Oehaltes,  mithin  auch  bei  genereller  Gehaltserhöhung, 

Unhrnnililicviclsc.  7 
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Wonadi  sich  die  Landesstelle  bei  vorkommenden  Fällen  zu  benehmen 
und  die  unterstehenden  Kassen  und  Amter  hievon  in  die  Kenntnis  in 
setzen  bat 


beziehungsweise  aehaltsrepilicning-  Platz  zu  ejctfcn.  Dtes  gilt  auch  bezflgiich  jener  Pcrsonal- 
zulagen,  welche  als  Anerkennung  für  besondere  ersprießliche  DicnsUeistuagen  bewilligt  wurden, 
and  zwtr  mch  diaa»  wemi  dcrta  rngta^mMmtit  Elnrtdinnf  ük  die  Ptaakm  vtifBsl  vordc 

Eine  Absorption  der  Per^nnrtlrulrt^c  durch  den  hOhereil  Ocbtlt  tritt  nur  dum  nMA  cbl,  WCU 
»  dies  bei  der  Verleihung;  im-iLlrücklich  bcstimnit  wurde. 

HUbei  wird  in  den  tMscheidungsgrünäen  insbesondere  bemerkt:  Der  üruiidsat2,  daS 
Pcfwmtlsalaffen  btl  Eriangimg  dnct  bMicren  Ochaltet  nadi  Mafl  dct  bShercii  Oetanlttt  «iB> 
zuziehen  seien ,  ist  bereit?  in  dem  Dekrete  der  vereinigten  ffofkanzlci  vom  28.  Jänner  1806 
ausgeaprocbeD.  Durch  dieses  Hofdelcret  wird  mit  Bezugnahme  auf  die  Hofvcrordniuig  von 
8.  Aagint  ISQSt  dofch  wddte  den  Profoiom  «n  den  Univcnltttcn  and  Lyzeen  generdl  dne 
Oehaltierlillfanng  bewilligt  worden  bt*  bestimmt,  daft  die  bisherigen  Penonalzulageo  der 
Profc''''orcn  von  dem  Zeitpunltte  an .  ,wo  sie  zufolge  dieser  Hofverordnung  in  den  ihnen  zu- 
gestaadeoen  erhöhten  Oehalt  einrücken,  wenn  derselbe  ihrem  dermaligen  Oehaltc  mit  inbegrit! 
der  Znlege  gleiehkoinnit  oder  fkn  Sbcntdgt,  gnns  nnihörcn»  «onet  eber  pro  nte,  olederOekalt 
gegen  den  vorigen  erhOht  worden  Ist,  vermindert  werden  müssen'.  In  dem  Hofdekrete  vom 
lo:  November  1824  wird  derselbe  Orundsau,  allerdings  anläßlich  eines  besonderen  Falles,  aber 
als  künftige  allgemclnt  Rldtedinnr  wieder ausgesprodm  md  dahh  fonwdicrt» dnS  Pinoul- 
xulagcfl  .immer  MdiMaS,«Jf  der damitBcleUte  In  dncn  hSbereaOdnlt  radtt,eia«Mtiehen  fdca'. 

Dafl  dieser  Grundsatz  für  alle  Fälle  der  Erlangung  eines  höheren  Ochaltes,  nicht  bloß 
für  den  Fall  gelte,  dal)  jemand  individuell  einen  höheren  Oehalt  erhält  oder  nur  in  eine  höhere 
Gehaltsstufe  vonückt  usw.,  kann  bei  Vergleichung  dieses  Hofdekretes  mit  dem  vondtierten, 
Imbetondcrc  euch  mit  der  Hotverordnung  vom  S.  Angnd  18SS  kdnem  Zwdfd  unterllegcs. 

Daü  dieser  Grundsatz  im  Sinne  des  Hofdekretes  vom  10.  November  1824  insbesondere 
auch  hp\  nrhsU<?r<'pulierungcn  Platz  greife,  ist  daraus  ersichtlich,  dafl  dieses  Hofdekret  dieselben 
Ausdrücke  (gebraucht,  welche  das  Hoidekret  vom  28.  Jänner  1806  anläfllich  einer  generellen, 
dicrdingt  wir  Prof cmocen  bctreHenden  Oehdlierli8hnnc  fd»imieht  hat 

Daraus  ist  ersidtHtdl,  dafl  bereits  lange  vor  der  Oehaltsregulierung  des  Jahres  1873  der 
Orunrl<:nt7  in  Oellung  war,  dafl  Pcrsonalzulai^cn  in  allen  Fällen  immer"  Hofdekret  vom 
10.  November  1824)  der  Gehaltserhöhung  nach  MaQ  derselben  einzuziehen  seien,  seibstverständlfcb 
nrit  der  Ausnahme,  wenn  bd  Veridhnng  der  Penonelznlefe  dne  btiondcrc  Eicmition  dcndbca 
von  dieser  Einzldinng  bewilligt  worden  ist. 

Das  Gesetz  vom  15.  April  1873,  ROBNr.  47,  hat  diesen  ISii>;:-t  bestehenden  Grundsatz  in 
den  g  5  seiner  .Übergangsbestimmungen*  aufgenommen  und  dadurch  klar  und  deutlich 
ansgcspradien,  diS  er  mch  bd  den  dnrdi  dtetee  Oesets  fewihrten  OeheltserhOhnnffen  snr 

AiHv.  riilung  zu  kommen  habe.  Wenn  dnq  v.och  eines  Bewei'^r=^  hcii-lrftc,  so  ücg^  derselbe  darin, 
dafi  das  Oesetz  von  dem  Vorrücken  in  den  höheren  Oehalt  spricht,  worunter  doch  nur  der 
durch  dieses  Oesetz  gewährte  höhere  Oehalt  verstanden  werden  kann.  Den  gleichen  Vorgang 
hat  endlich  auch  das  im  vorliegenden  Falle  mafigebende  Oesetz  vom  19*  September  ISBSi 
ROBNr.  172,  beobachtet,  welches  in  drm  Artikel  IV  girirbfalf«»  die  Bestimmung  auftfcnommen 
hat,  dafl  Personalzulagen  bei  der  Vorrückung  in  den  höheren  Gehalt  den  bestehenden  Vor- 
schriften entsprechend  so  vermindern,  beziehangswdte  dnzndehen  sden.  Der  Paisnt:  »den 

bestehenden  Vorschriften  cntsprccheiu!  so!!  nur  andeuten,  dafl  dri'^  Viiinc  neue  Bestimmung, 
sondern  nur  Wiederholung  und  Anerkennung  eines  bereits  bestehenden  Grundsatzes  sei.  Keines- 
falls liegt  darin  irgend  eine  Einschränkung,  da,  wfe  früher  g«iueigt  worden  ist,  die  rar  Zdt 
des  Eintrittes  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes,  ebenso  des  OcKttes  vom  15,  April  1873, 
bestehenden  Vorschriften  keine  solche  Einschränkung  kennen,  namentlich  auch  nicht  in  der 
Rlditung,  dafl  diese  Vorschriften  bei  generellen  Gehaltserhöhungen,  beziehungsweise  Gebalts- 
tvgnllenmgen  kdnc  Anwendung  linden  sollen. 

Das  von  dieser  Bcbandinng  solche  Personalzniagcn  ausgenommen  seien,  wddic  ab 

Anerkennung  fOr  besonder?  ersprießliche  Dienstleistung  bewilligt  worden  sind,  vermag  das 
k.  k.  Rdchsgericht  nicht  anzuerkennen,  da  die  zitierten  gesetzlichen  Bestimmungen  eine  solche 
Aasnahmc  nicht  ttalniercn,  sondern  ganz  allgemein  hntcn,  insbesondei«  Penonalzniagcn, 
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c)  Natur alwühnungen. 


Nr.  09. 


Tsrordnimg  Aes  Mlnlstars  fflr  K.  n.  U.  vom  16.  April  1874,  Z.  2230. 


betreffend  die  Aaweisuqg  imd  Lflschimg  der  Nataralqnartieriqnivalente. 

&  ist  Grundsatz,  daB  dcrjei^ge  Beamte,  der  im  Genüsse  einer  Natural- 
wQ^umng  steht,  dieselbe  sofort  zu  räumen  liat^  wenn  die  Funiction,  mit 
wdcher  dieser  OenuB  verbunden  ist,  erliscbt  oder  wenn  dienstUdie  R&dc- 

siebten  die  Räumung  notwendig  machen. 

Hieraus  folg^,  daß  da«;  Quartieräquivalcnt,^)  welches  im  Falle  des 
Mangels  einer  Naturalwohnung  oder  im  Falle  der  ans  Dienstesrücksichten 
erfolgten  Räumung  emer  solchen  bewilligt  wird,  ebentaiis  mit  dem  Zeit- 
punkte zu  erlöschen  hat,  mit  welchem  die  betreffende  Funktion  aufhört. 

Dementsprechend  und  im  Hinblidce  auf  den  §  1  der  Verordnung  des 
Oesaratministeriums  vom  15.  Mai  1873^  RGBNr.  75^  >)  wonadi  nunmelir 
aiclit  nur  die  Gehalte,  Adjuten,  Aktivitätszulagen,  Funktionszulagen,  son- 
dem  auch  alle  sonstigen  Zulagen  im  Gelde  monatlich  vorhinein  zu  erfolgen 

vdcfae  weiften  besonderer  Verdienste  bewilligt  worden  sind,  von  der  Absorption  durch  den 
hthcica  OdMlt  nicht  cxfanlcraL. 

Dfe  Ochaltsrcgullcnungsgcsetzc  des  Jahres  1898,  und  zwrir  die  Gesetze  vom  IQ.  Septen- 
b«r  ima,  ROBNr.  167,  172,  174,  175,  lassen  eine  ExemUon  von  der  Absorption  der  Personal- 
vüMgt  dorch  den  Mhcmi  Othatt  nitr  daan  an,  wenn  (waa  berdla  oben  angcdcnttt  wnrde)  bei 
4er  Vcrteihnng  der  Personalzulage  besondere  BttdinniunKen ,  d.  h.  solche  getroffen  worden 
«lad.  weickc  die  Pcnonalzuiag«  von  der  Mlndemag  nach  MaA  des  erlangten  bOberai  Ocbaltaa 
befrciea. 

CMtoMMs  äei  RHeHsgeHehUs  rom  9.  JmS  190/,  Z.  2nt 

Eine  einem  außfr-fidcntlichen  Professor  (an  einer  technischen  Hochschule)  bewilligte 
Pcrsonalzniage  ist  gemifi  dem  Hofdekrete  vom  10.  November  1824,  Z.  43^5,  im  Falle  des  Vor- 
rflcke»  in  hOberc  systcnmiMge  Baflg«  ▼crhUtttlinilSfg  elnzozleben,  caanl  wenn  diese 
Pachflnkung  bei  der  Bewilligung  aasdrflcklich  beigefügt  wurde.  Als  Vorrflckung  In  höhere 
tystenunäSige  Bezüge  erscheint  such  die  durch  drt«?  Gesetz  vom  19.  September  IHO**  POBNr.  167, 
bewirkte  Oehaltserhöbung.  Eine  solche  Zulage  kann  daher  bei  der  unter  der  Herrschaft  dieses 
Osertaet  «rfblfften  Pcnslonlerang  tnr  Bcmcsmng  det  Rubcfebaltc«  nicht  weifer  angcrcdinet 
werden,  und  zwar  auch  dann  nicht,  wenn  diese  Zulage  durch  Erhöhung  einer  ursprünglich 
als  zur  Pensionsbemessung  anrechenbar  verllebenea  geringeren  Zulage  entstanden  ist  und  der 
effektive  Abschlufl  der  Lehrtitigkeit  des  betreffenden  Professors  noch  vor  Wiriaamkeit  des 
iBIcrten  Gesetzes  erfolgt  ist. 

Erkenntnis  des  Reichsgerich tf<;  vom  ^«f  Oktnhfr  f890,  7..  326  (Hyr  X!  06'j}.- 

Eine  einem  Universititsprofessor  iilr  besondere  die  Lehrverpilichtung  übersteigende 
DicMacMnnccn  gcvihrle  Rcnrancradon,  die  bloS  formell  au  Onnttcn  desselben  fSr  den 
Pentionsfall  (unter  Aufrechterhaitung  des  Mchrleislungsverhaitnis?e-  "n  eine  in  die  Pension 
ciflrecfaenbare  Personalzulage  umgewandeU  wurde,  kann  bei  Erhöhung  der  OdtaltsbezOgc  dea- 
tclbeo  nicht  eingezogen  werden. 

We§g»  Anreehnang  einer  Personalzulage  fBr  die  Penatoa  ifl  Nr.  183  und  bnäifidi  äer 
Verpflichtung  zur  Zahlung  des  Pensionsbeitra^es  von  derselben  S.  Nr.  171,  Punkt  2. 

PersonaLulagen,  als  nicht  tu  den  systemisierten  Bezügen  gehörend,  unterliegen  der  Dienst' 
fug        (HtiUknt  wm  5.  Jmd  mt,  Z  i6jS94  mnd  FliuimüiErL  fwai  90,  Jtuü  JS97,  Z.  t5,19^, 

>)  VgL  du  0*$elK  fom  15.  Affftt        ROBNr.  47  {$.  Sr.  9»),  §  tZ 

s.  Nr.  267.  —  Die  Qucrfirrs^rlder  und  Naturnfijrrrrrtfrre  unterliegen  nach  dem  Wortlaute 
des  i  179  d€»  TaxgesetMes  der  Diensttaxe  nicht  (Hojdekret  vom  15.  November  1841,  Z.  38.923). 


an  alle  Länderchefs, 
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sind,  ist  künftig  auch  das  Quartieräquivalent  ia  tlMMiailiche&  Antizipativratcn 
anzuweisen  und  mit  Ende  desjenigen  Monates  einzustellen,  in  welchem  die 

betreffende  Funktion  erlischt. 

Rücksichtlich  derjenigen  Beamten,  welchen  die  Quartieräquivalente 
bisher  in  einvierteJjährigen  Antizipati\Taten  flüssig  geniacht  wurden.  !iat  es 
jedoch  für  ihre  Person  und  auji  die  Dauer  der  bezüglichen  hunküon  bei 
der  dermaligen  Anweisung  zu  verbleiben. 


Nr.  100. 

ErM  Iis  Hlilsters  für  K.  n.  D.  Tom  25.  Oktober  1888.  Z.  8759, 

an  alle  Landeschefs  fzugleich  als  Vorsitzende  des  Landesschulrates), 

(betreffend        Verbot  der  Aftervermietung  von  Natur aiwohnungen  in 

stastllclieii  Untcrriclituiittelteo.) 

Zur  Behebung  von  Obelständen,  welche  infolge  der  Aften-ermietung 
von  Bestandteilen  der  Natural  Wohnungen  in  staatlichen  Unterrichtsanstalten 
eingetreten  sind,  finde  ich  mich  veranlaßt,  nachfolgende  Anordnungen^) 
zu  treffen: 

In  allen  lur  staatliche  Unten ichtsanstaitcii  benülzien  Gebäuden,  seien 
diese  eigentliche  Ararial-  und  Fondsgebäude  oder  fOr  Untenichtszwedke 
gemietete  oder  gewidmete  Gebäude  ist  die  Aufnahme  von  Aftermietem 
in  den  dem  Dienerpersonale  angewiesenen  Naturalwohnungen  ausnahmslos. 
vert>oten. 

Desgleichen  ist  die  Aufnahme  von  Aftermietem  in  Naturalwohnungen 
der  dem  Lchrstande  angehörigen  Personen  (Direktoren,  Professoren,  Lehrer, 
Assistenten  etc.)  sowie  in  sonsti|Ten  Beamtenwohnungen  der  eingangs  be- 
zeichneten Baulichkeiten  grundsätzlich  untersagt. 

Ausnahmen  von  dieser  letzteren  Anordnung  können  in  besonders  be- 
rücksichtigungswürdigen, gehörig  klarzulegenden  Fällen  gegen  spezielles 
Ansuchen  und  auf  jedeneitigen  Widerruf  gestattet  werden. 

Zur  Erteilung  derartiger  Bewilligungen  werden  Euer  .  .  beziehung»» 
weise  der  k.  k.  Landesschulrat  nach  Anhörung  des  mit  der  Aufsicht  des 
betreffenden  Gebäudes  betrauten  Funktionärs  ermächtigt 

Dagegen  ist  es  den  Inhabern  solcher  Naturalwohnungen  gegen  genaue 
Einhaltung  der  polizeilii  fu n  Meldungsvorschriften  gestattet,  verwandte  oder 
befreundete  Personen  vorübergehend  zu  beherbergen,  oder  derartige  Per- 
sonen sowie  Pr/ieher,  Erzieherinnen  etz.  in  ihren  Hausstand  aufzunehmen, 
insofern  hicdurch  keinerlei  Mißbrauch  und  insbesondere  keine  Umgehung 
der  ob^en  Bestimmungen  Platz  greift,  und  keinerlei  dem  Zwecke  sowie 
dem  Ansehen  der  bezüglichen  Anstalt  zuwiderlaufende  Störung  eintritL 

Hienach  werden  Euer .  .  .  ersucht,  die  geeigneten  weiteren  VerfQgungeit 
unter  Berficksichtigung  der  bestehenden  Kündigungstermine  zu  treffen,  und 
die  mit  der  Aufsicht  der  einzelnen  Gebäude  betrauten  Oigane  entsprechend 

>)  Vgl.  auch  Nr,  2U  and  Nr. 
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211  wentiiidigeii  und  wird  es  die  Pflicht  der  letzteren  sein«  die  Einhaltung 
dieser  Anordnungen  im  ehizehien  zu  fiberwachen  und  die  polizeilichen  Melde- 
letid  hl  Vertretung  des  Hauseigentümers  zu  unterfertigen. 


Nr.  101. 

Erlaß  des  Ministeriums  fQr  K.  u.  U.  vom  15.  Mai  1900,  Z.  875/KUM, 

an  sämtliche  Landeschefs  (zugleich  als  Vorsitzende  des  Landesschulrates), 
(betreffend  den  Vorgang  bei  Zuweisung  von  Wohnungen  an  Beamte  in 
irarischen  oder  denselben  gleichgehaltenen  Oebänden)* 

Behufs  Erzielung  eutes  gleichmäßigen  Vorganges  bei  Zuweisung  von 
Wohnungen  an  Beamte  in  irarisdien  oder  denselben  gleichgehaltenen 
Gebäuden  sind  die  Grundsätze,  welche  diesbezüglich  im  Sinne  der  ein- 
schlägigen Normen  maßjrcbend  erscheinen,  vom  k.  k.  Finanzministerium 
einvernehmlich  mit  dem  k.  k.  Obersten  Rechnungshöfe  im  nachstehenden 
zusammengefaßt  worden. 

Die  Einräumung  solcher  Wuhnungeu  kann  in  dreifacher  Form  erfolgen, 
und  zwar; 

1.  als  Amts-  oder  Dienstwohnung  —  ohne  Abzug  an  der  Akthritili- 
oder  Funklionszulage  —  an  MUilster  und  Landeschefs,  dann  an  solche 
Beamte,  welche  des  Dienstes  wegen  im  Amtsgebäude  wohnen  müssen; 

2L  als  Naturalwohnung  —  gegen  Rücklaß  der  halben  Aktivitäts-  oder 

Funktionszulage  —  an  jene  Beamte,  welche  hierauf  systemmäßig  Anspruch 
haben,  das  i^^t  auf  einen  Dienstposten  ernannt  worden  sind,  welcher  mit 
Anspruch  aut  ein  Naturalquartier  systeniiSiert  worden  ist;  in  Ermancflung 
einer  soiclicn  Naturalwohnung  oder  im  Falle  der  Entziehung  derselben 
hat  der  Beamte  Anspruch  auf  ein  Quarücraquivaient, 

3w  als  Mietwohnung  an  Beamte,  weldie  kernen  Anspruch  auf  eine 
Wohnung  haben,  wobei  sohhi  em  Vertragsverhältnis  zwischen  Staat  und 
Beamten  zu  Grunde  liegt  und  letztere  ehien  den  Ortsverhältnissen  ange- 
nKSsenen  Mietzins  zu  entrichten  haben,  welcher  in  keinem  Zusammen- 
hange mit  der  Aktivitätszulage  steht  und  auch  nicht  durch  Abzug  von  den 
Bezügen  des  Beamten  hereingebracht  werden  soll. 

Bloß  gegen  Auferlegung  gewisser  Dienstleistungen  dürfen  Wohnungen 
(außer  Amts-  oder  Dienstwohnungen)  nicht  unentgeltlich  überlassen  werden; 
in  solchen  Fällen  würde  vielmehr,  insofern  nicht  der  Anspruch  auf  eine 
Naturalwohnung  begründet  ist,  die  Wohnung  zu  dem  ortsüblichen  Mietzinse 
an  den  Beamten  zu  vermieten  und  demsetben  ffir  die  fraglichen  Dienst- 
leistungen eine  angemessene  Remuneration  zu  gewähren  sein. 

Im  Interesse  der  einheitlichen  Regelung  der  bereits  bestehenden  ein- 
scfalägigen  Wohnungszuweisungen  beehre  ich  mich  Euer  .  .  .  über  Zu- 
schrift des  k.  k.  Finanzmmisteriums  vom  30.  März  1900,  Z.  61.415/1898^ 
m  ersuchen,  alle  derartigen,  das  ho.  Ressort  betreffenden  Fälle,  und  zwar 
1.  von  Amts-  oder  Dienstwohnungen,  2.  von  NaturaKvohnungen  und  3.  von 
Mietwohnungen  zu  erheben  und  hiebei  rücksichtlich  der  Mietwohnungen  die 
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Frage  der  Verrechniii^  der  Mieizuise  und  der  bezilgBcfaeii  Erhaltniigskosieii 
kUuziisteUea  und  die  detmaleii  fixierten  Mietzinse  einer  entsprechenden  Re- 
vision zu  unterziehen. 

Das  Ergebnis  wolle  —  getrennt  nach  den  drei  Wohnungskategorien  — 
in  Tabellen,  \ve\che  nadi  dem  zuUegenden  Formulare  zu  verfassen  sind, 
dargestellt  werden. 

In  der  Anmerkungsrubrik  sind  die  im  konkreten  Falle  vorliegenden 
näheren  Modalitäten  genau  anzugeben,  wogegen  allfällige,  nach  der  Sach- 
lage erforderliche  Anträge  im  Vorlageberichte,  dessen  Einlangen  Zuversicht- 
lidi  bis  Ende  Oktober  d.  J.  gewärtigt  wird,  zu  stellen  sind. 


Nr.  102. 

£rlaß  das  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  28.  April  1902,  Z.  691/KDM, 

an  alle  Landesstellen  und  Landesschulräte,^ 
(bdreftad  die  Elnritimtiiig  von  Nntenüwoliiitiiigeii). 

Einvemehmlich  mit  dem  k.  k.  Finanzministerium  finde  ich  mich  be- 
stimmt, der  (dem)  k.  Ic  behufs  genauester  Danachachtung  in  Erinnerung  zu 

bringen,  daB  die  Einräumung  von  Naturalwotanungen,  faOs  dieselben  nicht 
direktivmäßig  mit  einem  Posten  verbunden  sind,  grundsätzlich  nicht  mehr 

stattzufinden  hat  und  daher,  sofern  derartige  Begünstigungen  dermalen  be- 
stehen, dieselben  im  Falle  eines  Wechsels  in  der  Person  des  betreffenden 

Funktionärs  unbedingt  zu  entfallen  haben.  Sofern  nicht  ein  unabwcisliches 
Bedürfnis  besteht,  derartig  frei  werdende  Ubikationen  zu  Amtszwecken  zu 
verwenden  —  worüber  fallweise  anher  zu  berichten  ist  — ,  werden  dieselben 
im  Mielwegc  zu  verwerten  kommen. 

d)  Ergänzende  Bestimmungen. 
Np.  103. 

Briafi  dss  MinisUriiims  fOr  L  o.  D.  Yom  27.  Marz  1854,  Z.  3889, 

an  das  Universitfltskonsistorium  in  Wien,  die  akademischen  Senate  zu  Prag, 

Krakau,  Lemberg,  Innsbruck,  Graz, 

wcfea  Bcstenening  des  den  Uulversitätsmltgliedeni  ans  den  Taxen  imd 
Koltegiengeidm  aEnlU«B«nd«n  Einkommens. 

Das  k.  k.  Finanzministerium  hat  mit  Erl  vom  7.  M£iz  d.  J.,  Z.  47.315» 
in  Betreff  der  Steuerpfliditigkeit  des  Einkommens  der  Unlversitätsmitglieder 
aus  den  ihnen  zuflie6enden  Kollegiengeklem  und  Taxen  erklärt,  daB  dieses 

>)  KUMErl.  vom  5.  Juli  1903,  Z.  281  (an  alle  politischen  Undesstellen) :  Das  Finanz- 
adiibterlim  htt  tdit  den  Eriutc  mm  32.  Dminbcr  1902,  Z.  I0J22,  «nEcordnel,  dafl  In  Icnta 

Füllen,  in  welchen  das  Arar  eine  Abgabe  für  den  Wasscrkonsuni  in  nrrtri^chcn  oder  denselben 
gleicligeiialtciiai  Oebiuden  zu  cntricbtea  hat,  die  Inhaber  von  Wohnungen  in  solchen  Oeblndcn 
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Einkommen  allerdings  unter  den  —  gemäß  §  4,  Ila^)  steuerbaren  Arten 
des  Einkommens  begriffen  ist  und  a!s  solches  in  der  zweiten  Klasse  mit 
weiterer  Beachtung  der  Anordnungen  der  §§  12  und  IQ  des  Einkommeo« 
fteuergesetzes  vom  20.  Oktober  1849^)  zu  besteuern  kommt. 

Diesen  Erlaß  hat  das  k.  k.  Finanzministerium  auhcr  niil  dein  gleich« 
zeitigen  Ersuchen  mitgeteilt,  da0  vom  UnteniclitsiiiiQjstcrium  die  erforder- 
fichco  Vetfllgungen  getrofleii  weiden,  damit  von  Seite  der  mit  der  Einhebung 
und  Veiredinung  dieser  Gelder  an  den  Universitäten  beauftragten  Organe 
den  Steuerbehörden  die  zu  ihrem  Zwedce  nötigen  Daten  fiber  ihr  Veriangen 
an  die  Hand  gegeben  werden. 

Es  ergeht  demnach  der  Auftrag,  nicht  nur  die  Universitätskanzlei 
und  die  Quästur  anzuweisen,  daß  sie  den  Steuerbehörden  auf  ihr  Ver- 
langen die  zu  ihrem  Zwecke  nötigen  Daten  allenfalls  durch  Mitteilung 
von  Personalstandstabellen,  Ausziigren  aus  den  Rigorosenprütokollen, 
Quästursausweisen  u.  dgl.  an  die  Hand  geben  und  dieselben  in  ihrem  dies- 
fälligen  Wirken  auf  das  wiHfihrigste  und  p&nIctUchste  unteitt&been,  sondern 
auch  seinerseits  daffir  zu  sorgen,  daß  die  verlangten  Auskfinfte  richtig  und 
vollständig  und  mit  möglichster  Beschleunigung  erteilt  werden. 


Nr.  104. 

Eriafi  des  StaiUmiBistarloms.  Abt.  fOr  JL  b.    Yom  Ii.  Mai  ia66, 

Z.  3462, 

an  die  Statthaltereien  |n  Prag  und  Brünn, 

io  Betreff  der  Remunerationen  für  die  Vorträge  aus  den  orlentaHscbcn 
S|>racii€n  oad  ans  der  böheren  Exegese. 

Die  Remuneration  für  die  Vorträge  aus  den  orientalisdien  Sprachen  und 
ans  der  höheren  Exegese  sind  mit  den  Kanzeln  für  das  Bibelstudium 

lur  Leistung  eines  entsprechenden  EntgeUes  an  das  Arar  zu  verhalten  sind.  Vun  dieser  M&ft- 
■ahiM  werden  Icdl^ldi  die  DteaiteswohnvBfen  der  Fbiuizwediiiiuiateinft  mid  fner  Antidlener 

(P*rtiere\  welche  bisher  keinen  Wa^^enrfnf  zu  leisten  hatten,  tu5g:cnomraen. 

Die  HObe  des  zo  leistenden  Entgeltes  ist ,  wenn  nicht  der  auf  die  betreffende  Wohnung 
«Mfdicndc  Wanervcibmcii  otaacdicf  darch  cincii  besoddercn  WeMcrmciNr  reglttricrt  whd, 

ndl  der  tonst  ortsüblichen  Bemessungsweise  zu  ermitteln  und  vorschrift^mäfiig  zu  vcrrechnctt. 

Ober  Ersuchen  de«  k  k.  Finanrminifteilums  wird  die  k.  k  .  .  ini^.  laJLn  Mnsiklltlicb 
der  in  Betracht  kommenden  Objekte  des  ho.  Retsorts  analoge  Vertagungen  zu  tnji:\  n 

«)  ikvdk  AH»et  t  md  tl  des  Qaelu*  mw  fS,  OUobwr  tm,  RQBNk  220.  bein  jjcnd  dfe 
direkte  PtnonoMmern  wurde  das  kais.  Pat.  vom  29.  Oktober  1849,  ROBNr.  439,  betreffend  die 
Eirütommenslener  außer  Kmft  (gesetzt  und  es  unterUesen  derzeit  derartif^'f  vrränderliche  Bezüge 
wie  KoUügiengeiäer,  i'rujungs-  und  Promotionstaxen  der  Besteuerung  nach  den  Bestimmungen 
das  die  PignoHaMnkemmtiiHeaet  nemUnrnden  IV,  HaaptMekn  ig»  eblgm.  Qt$tlu»,  (VoUug^- 
Vorschriften  :  Erlässe  des  rinanzm-:ni>t,-riums  vom  21.  April  1997,  RQBNr.  tO& Mtld 9tm 2t,  Ntlßm' 
«er  /»7,  RQBNr.  211).   VgU  hiezu  Hr.  105  and  Nr.  109. 

Was^Prag0dtrE»tkutioHtfdhr»ngai^fKollrgiencelder,  Prüfungstaxen,  PrümoHim»* 
taxen  und  ähnliche  Emoiumenie  betrifft,  so  ist  nach  §§  1  und  3  des  üesetzes  vom  21.  April  1(^82, 
ROBSr  f23  fMVnSr.  40),  betreffend  die  Exekution  auf  Bezüge  der  im  ^ffentüchen  Dienste 
tUkenden  Perionea  uJid  ihrer  Hinterbliebenen  (s.  Nr.  106),  eine  Exekution  auf  dieselben  unzulässig 
ftr^imbd»  dt$  Obendm  (hfkUsh^  vom  IZ  Degemiir  £822,  2,  UJSM,  OL  ütig.  XX,  92t7, 
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des  alten  und  des  neuen  Bundes  systemmäßtg  verbunden  und  ohne  Rücksicht 
auf  die  an  verschiedenen  theologischen  Fakultäten  verschiedenen  Gehalte  der 
theologischen  I'r<  lessoren  bemessen,  weswegen  die  Professoren*)  keinen 
Anspruch  auf  Erhöhung  dieser  Remuneration  haben. 


Nr.  105. 

Maß  des  Hlnlsten  flbr  K.  il  0.  ?om  8.  Pibniar  1881,  Z.  580, 

HTBIr.  21 

an  die  ersten  Vorstande  sämtlicher  theoretischer  Staatsprüfungskommlssionen» 
betreffend  die  Besteaenmgr  des  Einkonniens  atts  StaatsprUfungstaxen.*) 

Das  k.  k.  Finan/ininisterium  hat  mit  Note  vom  8.  Jänner  d.  J.,  Z.  34.670 
ex  18S0,  anher  die  Mitteilung  gemacht,  daß  das  Einkommen,  welches  die 
Vorstände  und  Mitglieder  der  theoretischen  Staatsprüfungskommissionen  an 
Staatsprüfungstaxen  beziehen,  da  dasselbe  sich  als  ein  En^elt  für  eine 
Dienstleistung  darstellt,  nach  %  4  II.  a)  des  Einkommensteuerpatentes  *) 
als  der  Einkommensteuer  nach  der  zweiten  Klasse  unterliegend  anzusehen  ist 
Da  femer  bezüglich  der  Einbeziehung  dieses  Einkommens  in  die  Besteuerung 
von  den  Bemessungsbehörden  nicht  allseitig  ein  gleichmäßiger  Vorgang 
beobachtet  wurde,  so  hat  das  Finanzministerium  die  unterstehenden  Finanz- 
landesbehörden  gleichzeitig  angewiesen,  zu  veranlassen,  daß  dieses  Ein- 
kommen, jedoch  erst  von  1S81  angefangen,  nach  den  ohhc/orrciien  gesetz- 
lichen Bestimmunjren  in  die  Einkommensteuerbemessuiur  finbezogen  werde. 

Zur  Behebuiig  der  Schwierigkeiten,  welche  mit  der  Faiierung  der  be- 
treffenden Taxbezüge  zur  Einkommensteuerbemessung  für  die  einzelnen 
Bezugsberechtigten  verbunden  wären,  hat  zugleich  das  Finanzministerium 
die  Steuerbemessungsbehöfden  in  analoger  Anwendung  der  mit  der  Ab. 
Entsdd.  vom  9.  September  1855  den  Universitätspfofessoren  in  Ansehung 
der  Fatierung  und  Besteuerung  der  Kollegiengeida'  und  Rigorosentaxen  ge- 
währten Begünstigung  angewiesen,  die  Bezüge  an  Staatsprüfungsfaxen  in 
ähnlicher  Weise,  wie  die  letzterwähnten  Bezüge  für  jedes  Steuerjahr  dekursiv, 

«ntf  ErketmMs  da  VO»  vom  2S.  Mi^  im,  Z.  tOtO.  Badm,  XTV,  Nr.  smj.  VgL,  ünek  Nr.  99t 
(Anmerkung  zu  §  1). 

Orsucfir  <Ur  mit  der  Leiiunfr  von  Seminarien  betrnntrn  Hochschalprofessoren  um  Flüssig' 
madmng  der  denselben  in  ihrer  Eigensclißft  als  Semuiarleiter  zukommenden  Remunerationen 
anierägggH  mwft  einer  Eitiseheläang  des  FUuutmiaisieriBms  vom  9,  Peimutr  t903,  Z,  3796  (MinAkt 
des  Ministeriums  fnr  K.  a.  U,  Z,  4502  ex  191X3),  dtr  (MUnof^Odä  MUft  TP4it  o)  2  dt» 

Gesetzes  vom  13.  Dezember  m2.  ROBNr.  89. 

')  Dieser  Erlqß  bezieht  sich  nur  emj  die  Professoren  an  den  theologischen  t'akuUäten. 
Am  dm  DtSgesfuiMVmiMien  sind  tm  Sinne  des  MtnErL  tem  19.  Jniä  1957,  Z.  9StO  fir  Mge 
fäeher  überhaupt  keine  Remurterationen  :ti  erteilen. 

*)  An  die  Stelle  des  diesem  Erlasse  zu  O runde  liegenden  Einkommensteuerpateates  vom 
29.  Oktober  1849,  ROBNr.  439,  ist  das  Qeseh  vom  25.  OtMer  1896,  ROBNr.  220,  betreffend 
die  dMUen  Piersonableaem  flV.  Haaptstiek,  betreffend  die  Personaleinkommensteuer  und 
Besoldan^stenrr  von  höheren  Dierrstbr:ii^en) .  ^dreien.  Vijl.  auch  den  in  Erl.  vom  23.  Attest  ffiQS, 
Z.  575/ K UM  (s.  Nr.  IlOJ,  und  die  Verordnung  des  Finamministeriums  vom  IJ.  November  1998, 
ROBNr,  201  fs,  Nr,  111), 
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and  war  mit  Schluß  eines  jeden  Studienjahres  nnch  dem  wirklichen  Ertrai^'^e 
des  letzteren,  demnach  für  das  Steuerjahr  1881  nach  dem  hrtrage  des 
Studienjahres  1880  81  ohne  Einholung  spezieller  Bekenntnisse  der  Ein- 
kommensteuer zu  unterziehen. 

Zu  dem  Ende  erscheint  es  jedodi  notwendig,  dafi  die  Vofstinde 
der  eimetoea  Staatsprfifungskonunisskmen  am  Schlüsse  eines  jeden  Studien- 
jiliRS  mittelst  individttener  Verzeichnisse  die  hn  Laute  desselben  von 
den  einzelncii  Mitgliedern  der  Staatsprüftuigskomroission  bezogenen  Staats- 
prafoqgstaxen  der  betreffenden  Steuerbemessungsbehörde  zur  Anmeldung 
bringen,  welche  auf  Grund  dieser  Nachwcisung^  die  Steuerbemessung^  mit 
Ruclisicht  auf  die  anderweitigen  Bezüge  der  zweiten  Klasse  sowie  die  Aus- 
fertigung der  bezüglichen  Zahlungsaufträge  vorzunehmen  hat. 

Indem  ich  Euer  Hothwohlgeboren  hievon  mit  dem  Ersuchen  in  die 
Kenntnis  setze,  die  weitere  Verständigung  der  Vorstände  der  anderen  Ab- 
Idluiigen  der  dortigen  Staatsprfifungslcommission  zu  veranlassen,  füge  ich 
bei,  daß  hienach  die  erwShnten  PrQftingstaxenverzeichnisse  von  den  ehi- 
zdncQ  Vorstanden  mit  Schhiß  eines  jeden  Studienjahres,  und  zwar  zunächst 
für  das  Studienjahr  1880/81  sofort  nach  Ablauf  desselben  zu  verfassen  und 
der  betreffenden  Steuerbemessungsbehdide  zu  übermitteln  sind. 


Nr.  106. 
Gesetz  vom  2L  April  1882.  R6BMr.  123, 

helrellead  dl«  Exekution  anff  die  Bezflge  der  im  dffeotilehea  Dtomte 
stehenden  Personen  und  Ihrer  Hinterbliebeneii. 

Mit  Zustimmung  der  beiden  Häuser  des  Reichsrates  fmde  Ich  anzu* 

Ofdncn,  wie  folgt : 

§  1.  Von  ständigen  Dienstesbezügen,  wie  Qehalt,  Gage,  Wartegebühr, 
Personal-,  Alters-,  Funktions-,  Aktivitätszulagen  und  anderen  pleichartitren 
Bezügen  der  Milit  irpLrsoncn,  der  im  Dienste  des  Hofes,  des  Staates,  eines 
Landes,  eines  Rc/irkcs,  cintr  Gemeinde,  eines  öffentlichen  Fondes  stehenden 
Beamten  und  Üicner,  sowie  der  Seelsorger  der  gesetzlicii  anerkannten  Kirchen 
und  Religjonsgesellscbaften,  dann  von  Einkönften  aus  geistlidien  Pfründen 
tmleriicgt  der  Exekution  nur  ein  Drittel  und  auch  dieses  mit  der  Beschränkung, 
daß  dem  Exekuten  von  der  Gesamtsumme  dieser  Bezüge  em  Jahresbezug 
von  800  Gulden  frei  bleiben  muß. 

Im  Falle  einer  Exekution  auf  Leistung  des  aus  dem  Gesetze  gebühren- 
den Unterhaltes  unterliegt  aber  die  Eyckution  nnr  der  Beschränkung,  daß 
dem  Exekuten  ein  Jahresbezug  von  3tXJ  üuJden  frei  bleiben  muß. 

Zu  den  Militärpersonen  sind  insbesondere  auch  die  zur  Landwehr, 
den  Landesschützen,  der  Gendarmerie,  dem  Mihtärj^olizLuvachkorps  uiitl 
dem  Militär waehkorps  für  die  Zivilgcnclilc  gehörigen  Personen  zu  rechnen. 

Zu  den  im  öffentlichen  Dienste  stehenden  Beamten  und  Dienern  ge- 
hören hisbesondere  auch  die  Vorsteher,  Professoren,  Lehrer,  lehramtiicfaen 
Hiibpersonen  und  Diener  der  Lehranstalten  des  Staates,  eines  Landes, 
einer  Gememde,  dann  der  konfessionellen  Schulen,  welche  als  Kultusanstalten 
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ein  LT  [;<  scUlich  anerkannten  Kirche  oder  KeligionsgeseUschaft  anzu- 
sehen sind. 

§  2.  Von  Ruhegenüssen  der  im  §  1  bezeichneten  Personen,  wozu 
auch  Defizientengehalte,  Gnadengehalte,  Personalzulagen  und  andere  gleich- 
artige  Oenflsse  gehören,  dann  von  den  der  Witwe  oder  den  Kindern  einer 
solchen  Person  verliehenen  Bezt^en  unterliegt  der  Exelcution  nur  ein  Dritld 
und  auch  dieses  mit  der  Beschrinkung»  daA  dem  Exeknten  von  der  Oesamt- 
summe dieser  Bezüge  ein  Jahresbezug  von  500  Gulden  frei  bleil)en  muß. 

Von  einer  Abfertigung  kann  nur  ein  Drittel,  und  zwar  insoweit  in 
Exekution  ß^ezogen  werden,  als  dem  ExeJcuten  der  Betrag  von  500  Ouldeo 
frei  bleiben  muß. 

Wegen  eines  Anspruches  auf  Leistung^  des  aus  dem  Gesetze  ge- 
bührenden ünterhalles  kann  jedoch  aui  diese  Bezüge  ohne  Beschränkung 
Exekution  geführt  werden. 

§  3.  Der  Exekution  gSnzlich  entzogen  und  auch  bei  Berechnung  des 
der  Exelcutton  unterliegenden  Teiles  der  BezQge  nicht  in  Anschlag  zu  bringen 
shid  alle  anderweitigen  Bezüge  der  in  den  §§  1  und  2  erwähnten  Per- 
sonen, insbesondere  die  zur  Bestreitung  eines  im  öffentlichen  Dienste  zu 
machenden  Aufwandes  bestimmten  Geld-  oder  Naturalgebühren,  femer 
Diumen,  Löhnungen,  M n n n sch af t sgc h i": h r c n ,  Verpflegsgebühren  der  Invaliden, 
Zulagen  der  Verwundeicn,  mit  dem  !ksit/c  der  Tapferkeitsmedaillen  ver- 
bundenen Gebuhren  und  die  der  hamüie  einer  im  §  1  bezeichneten  Per- 
sonen als  Kondukt,  oder  Sterbequartal,  oder  aus  einem  gleichartigen  Titel 
angewiesene  Oebfflu', 

Der  Exekution  gänzlich  entzogen  shid  Überdies  Oebittuen,  welche 
den  Seelsorgern  für  die  Vornahme  geisHicher  Handlungen  von  den  Par* 
ieien  unmittelbar  entrichtet  werden.  Der  in  der  Fassion  eines  Seelsorgers 
angegebene  Betrag  dieser  Gebühren  ist  jedoch  bei  der  Berechnung  des  der 
Exekution  unterliegenden  Teiles  seiner  Bezüge  in  Anschlapf  zu  bringen. 

Auf  Quartiergelder  (Quartieraquivalente)  kann  nur  wegen  des  Mietzinses 
Fxek'Mtion  geführt  werden.  Bei  der  Berechnung  des  der  h'vekutinn  iinter- 
iiegcndeu  Teiles  der  Dienstesbezüge  sind  Quartiergelder  (Quartieraquivalente) 
nicht  in  Anschlag  zu  bringen, 

§  4.  Bei  der  Berechnung  der  der  Exekution  unterliegenden  Bezüge 
smd  Naturalbezüge,  welche  bei  der  Feststellung  eines  Dienstbezuges  in 
diesen  eingerechnet  wurden,  nach  der  hiebei  angenommenen  Bewertung 
in  Anschlag  zu  bringen.  Hat  eine  solche  Einrechnung  nidit  stattgefunden, 
so  ist  das  aus  Naturalbezügen  sich  ergebende  reine  Einkommen  mit  jenem 
Betrage,  welcher  durch  eine  zu  anderen  amtlichen  Zwecken  erfolgte  Be- 
wertung festgestellt  wurde,  bei  mehreren  voneinander  abweichenden  Be- 
wertungen aber  mit  dem  geringsten  Betrage  in  Anschlag  zu  bringen. 

§  5.  Auf  die  Zinsen  einer  Militärheiratskaution  kann  die  Exekution 
nur  wegen  sokher  VeipfUditungen  gefüJirt  werden,  welche  wihrend  der 
Dauer  der  Ehe  von  beiden  Ehegatten,  nach  dem  Aufhören  der  Ehe  aber 
von  der  den  Gatten  fiberlebenden  Witwe  emgegangen  wurden. 

*)  Auf  KolUgiengeUUr,  nr^fkag$iaxgii,  Pnmoüolukuiit  und  ÜuüUhg  EmoHuuHie  itt  «Av 
ExghMan  muMUulg     AmmgitKig    latfS,  m). 
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Der  Exekution  unterließet  nur  ein  Drittel  dieser  Zinsen  und  auch 
dieses  mit  der  Beschränkung,  dati  ein  Jahresbezug  von  500  üuiden  frei 
bleiben  muß.  Diese  Beschränkung  steht  jedoch  einer  Exekution  nicht  ent- 
gegen, wekbe  wegen  des  aus  dem  Gesetze  gebOhrenden  Unterhaltes  von 
der  Gattin  oder  von  den  in  der  Ehe,  für  welche  die  Kaution  bestellt 
woide»  erzeugten  Kindern  geführt  wird. 

Wegen  des  den  Eltern  eines  der  beiden  Ehegatten  aus  dem  Gesetze 
gebührenden  Unterhaltes  kann  die  Exekution  auf  die  Zinsen  der  Heirats- 
ksution  nur  mit  der  Be<;chrl^nkung  geführt  werdco,  daß  hievon  der  Jahres- 
betrag vou  500  fl.  frei  bleibt. 

§  6.  Die  in  den  vorstehenden  Paragraphen  bezeichneten  Bezüge  können, 
soweit  sie  der  Exekution  entzogen  sind,  auch  nicht  durch  Sicherungs- 
maßregehi  getroffen  werden. 

§  7.  Die  Anwendung  der  §§  1  bis  6  kann  durch  efai  zwischen 
dem  Exekutionsf Qhrer  mid  dem  Exekuten  getroffenes  ObereuilEommen  weder 
snsgesdilossen  noch  besdirinkt  weiden. 

Jede  den  Bestimmungen  dieser  Paragraphen  widersprechende  Ver- 
fügung durch  Zession,  Anweisung,  Verpfändung  oder  durch  ein  anderes 
I^editsgeschäft  ist  ohne  rechtliche  Wirkung. 

§  8.  Die  vor  Bcjrinn  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  erwirkten  Ver- 
bote sind,  insoweit  sie  mit  den  Bestimmuagcn  dieses  Gesetzes  nicht  ver- 
einbar erscheinen,  auf  Antrag  des  Schuidners  aufzuheben. 

Dingliche  Rechte,  welche  vor  diesem  Zeitpunkte  auf  Grund  eines 
zwischen  den  Parteien  getroffenen  Obeteinkommens  oder  durch  Exekutions- 
maSrcgdn  mit  Inbegriff  der  Exekution  zur  Sicherstellung  erworben  wurden, 
werden  in  ihrem  Bestände  sowie  in  ihrer  weiteren  Geltendmachung  durch 
die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  nicht  berührt. 

§  9.  Die  nach  den  bestehenden  Vorschriften  zulässige  Einbringung  von 
Forderungen  auf  administrativem  Wege  wird  durch  die  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes  nicht  berührt. 

Die  auf  diesem  Wege  einzubringenden  Beträere  sind  von  dem  nach 
diesem  Gesetze  der  i^xekuüon  unlerliegendea  Teile  der  Bezüge  abzuziehen. 

§  10.  Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes  ist  das  Gesamtmmisterium 
tieauftragi 


Nr.  107. 

Abs  dem  Erlasse  des  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  19.  Jänner  1887. 

Z.  24.547  ex  1886. 

an  das  Dekanat  der  philosophischen  Fakultät  der  Universität  in  Krakau, 
(betreffend  die  Bedeutung  der  an  einen  bestimmten  Termin  gekndpften 

Rechtswirksankeit  einer  Emennnng). 

In  den  Fällen,  wo  die  Rechtswirkung  einer  Ah.  Ernennung  ausdrucklich 
an  einen  bestimmten  Termin  geknüpft  ist,  haben  alle  rechtlichen  Wirkungen 
dieser  Ernennung  nicM  mit  dem  Zeitpunkte  der  Ernennung,  sondern  mit 
dem  bezeichneten  Termine  in  Kraft  zu  treten. 
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Nr.  108. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  a.  U.  vom  25.  März  1896,  Z.  7256. 

an  die  Statthalter  für  Niederösterreich ,  Böhmen,  Steiermark,  Tirol,  Qalizien 

und  Mähren,^'» 

(betreffend   die   Flüssigmachung  der   den  ordentlichen  Hochschtil- 
Professoren^)  gesetzmäßig  gebührenden  Quinquennalzulagen). 

Auf  Grund  der  bezuglichen  o^esetzlichen  Bestimmungen  finde  ich 
Euer  ...  zu  ermächtigen,  in  HiukunÜ  den  mit  den  systemmaüigen  Bezügen 
ernanuien  ordentlichen  Professoren  an  der  Universität  (technischen  Hoch- 
schule, Hochschule  für  Bodenkultur)  in  .  .  .  die  ihnen  gesetzmäßig  ge- 
bfihrenden  Quinquennalzulagen  von  je  zweihundert  (200)  Oukleo  tm  d«^ 
tigen  Wirkungskreise  vorsdiriftsniaßig  flüssig  zu  madiea  und  das  bezüg- 
I^e  Erfordernis  in  den  Voranschlag  einbeziehen  zu  lassen. 

Sollte  Euer  .  .  .  jedoch  in  dem  einen  oder  anderen  Falle  rück- 
sichtlich  des  Anfallstcrmines  für  eine  Quinquennabiilagfe  oder  be/iif^!icb 
der  eventuellen  Reduktion  einer  dem  betreffenden  Professor  bewillii^tcn 
Personal/ulape  aus  Anlaß  des  Anfalles  einer  Quinquennalzulage  oder  soiibl 
ein  Zuciäcl  bei^nindet  erscheinen,  so  wollen  Euer  .  .  .  vor  Anweisung 
der  fraglichen  Wuinqucnnalzulage  anher  berichten. 

Rücksichtlich  des  bei  der  Anweisung  von  Quinquennaizulagen  zu 
beobachtenden  Voiganges  bemerke  ich,  dad  es  hiezu  kemes  gestempelten 
Gesuches  des  bezugsberechtigten  ordentlichen  Proksaon  bedarf,  sondern 
daß  die  nach  den  bestehenden  Vorschriften  zu  liefernde  Nachweisung  des 
Bezugsrechtes  durch  einfache  Obergabe  des  Ernennungsdekretes  und  eventuell 
der  Dekrete  über  die  Anweisung-  der  fnihercn  Quinquennaizulagen  an  das 
Dekanat  der  betreffenden  Fakultät  (beziehungsweise  an  das  Rektorat  der 
technischen  Hochschule,  Hochschule  für  Bodenkultur)  zu  erbringen  i^f,  worauf 
seitens  desselben  im  aniliichcn  Wege  das  weiters  Erforderliche  einzuleiten  ist. 

Hienach  wollen  Euer  ...  die  weiteren  Verständigungen  veranlassen. 


Nr.  109. 

Erlaß  des  Ministers  ftlr  K.  u.  ü.  vom  27.  Jänner  1898, 

Z.  2555  KUM  ex  1897, 

nn  die  Rektorate  s^irntlicher  Universitäten, 
(betreffend  die  Mitteilung  des  steuerptlichtig^cn  tinkommens  an  Kollegien- 
geldeniy  Rigorosen«  und  Oradustaxen  an  die  einzelnen  bezugsberechtigten 

Personen). 

Um  eine  genaue  Obereinstimmung  zwischen  den  in  den  Personal- 
einkommenstcuerfassionen  abzugebenden  Erklärungen  der  Professoren,  Lchr- 

Eine  gleiche  Weisung  an  den  Landespräsidenten  in  der  Bukowina  entfiel  mit  Rücksicht 
tmf  dU  daselbst  bereits  im  Sinns  dieses  Erlasses  gsBMt  Praxis. 

*)  U"r;'>  Inngemäßer  Anwendung  der  Bestimmungen  dieses  Erlasses  auf  die  ordentlichen 
Professoren  der  thsoicfgischen  Fakultäten  in  St^l^burg  und  Olmütz  erging  der  Min£rL  vom 
29.  Äugast  t996,  Z  77337,  an  dCr  Lmätuhefs  für  Stdstnrg  und  MOhrsn  utut  megea  Aoa- 
dehnung  dieser  Besämouaigsa  mtf  alle  amfisroräentUehen  Fnftssonn  der  MbiErL  warn 
7.  feöntar  J900,  Z.  m. 
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personen  und  sonstigen  Funktionäre  über  ihre  veränderlichen  Bezüge  im 
Sinne  des  §  167,  Punkt  3,  des  Gesetzes  vom  25.  Oktober  1S96,  ROBNr.  220, 
über  die  direkten  F^ersonabteuern  (i.  e.  Kollegiengelder,  Rigorosen-  und 
Promotionstaxen)  mit  den  pflichtmäßigen  Anzeigen  der  zur  Auszahlung 
dieser  Bezüge  berufenen  Organe  an  die  Steuerbehörden  (§201  des  Gesetzes 
vom  25.  Oktober  1806,  ROBNr.  220,  tuid  Vorschrift  vom  27.  Oktober  1897, 
ROBNr.  252,  über  die  Manipulation  hinsichtlich  der  von  öffentlichen  Kassen 
auszuzahlenden  IMensfliezüge)  zu  erzielen,  wird  das  Rektorat  im  Sinne 
einer  aus  der  Mitle  der  beteiligten  Kreise  beim  k.  k.  Finanzministerium  ge- 
machten Aruregung  ersucht,  die  Universitätsquästur  anzuweisen,  bis  auf  weiteres 
gleichzeitig  mit  der  Vorlaufe  der  eben  erwähnten  Nachweisung  bei  der 
Steuerbehörde  auch  den  einzelnen  bezugsberechtigten  Personen 
eine  Mitteilung  über  das  in  Anscdung  derselben  ausgewiesene,  nach  §  lö3, 
P.  3,  des  Gesetzes  vom  25.  Oktober  1896,  ROBNr.  220,  in  Betracht 
kommende  steuerpflichtige  Einkommen  an  Kollcgiengeldern,  Rigorosen-  und 
Oraduataxen  zukommen  zu  lassen. 


Nr.  110. 

Erlift  des  Ministers  f  ttr  K.  u.  U.  yom  23.  August  im.  Z.  575/K1IM. 

an  die  Präsidien  sämtlicher  theoretischer  Staatsprfifungskommissionenr 

Cbetrcffentf  die  Im  Hinblick  auf  das  Gesetz  Uber  die  direkten  Personal'- 
stenem  zu  erstattenden  Ausweise  Uber  die  von  den  dnzelneii  JUitgliedem 
der  theoretischen  Staetsiirttfnngskommisstoaen  bezogenen  PrUfongs- 

tsxen). 

Ober  das  mit  Note  vom  IZ  Febraar  L  J.,  Z.  6791,  gestellte  Ersuchen 
des  k.  k.  Finanzministeriams  finde  ich  das  Prisidium  dahin  zu  verständigen,. 

daß  es  bei  der  mit  dem  ho.  Erl.  vom  8.  Februar  1881,  Z.  5fjO^)  den  Prä- 
sidien der  einzelnen  Staatsprüfungskomniissioncn  zur  Pflicht  gemachten 
Erstattung  periodischer,  am  Schlüsse  eines  jeden  Studienjahres  fällijyer 
Ausweise  an  die  Steucrbemessungsbehorde  über  die  im  Laufe  des  be- 
treffenden Studienjahres  von  den  einzelnen  Mitgliedern  der  theoretischen 
Staatspruiungskommissionen  bezogenen  Staatsprufungstaxen  auch  im  Be> 
Stande  des  Gesetzes  vom  25.  Oktober  1896^  ROBNr.  220,  betreffend  die 
direkten  Personalsteuem,  sein  Verbleiben  zu  finden  hat 

Um  jedoch  eine  genaue  Obereinstimmung  zwischen  den  in  den  Personal- 
einkommensteuerfassionen  abzugebenden  Erklärungen  der  Perzipienten  über 
ihre  aus  den  Prüfungstaxen  fließenden  veränderlichen  Bezöge  (Im  Sinne 

des  §  167,  P.  3  des  Gesetzes  vom  25.  Oktober  1896,  ROBNr.  220)  mit 
den  dienstlichen  Anzeigen  des  Präsidiums  als  des  zur  Auszahlung  dieser 
Bezüge  berufenen  Orgf.ine«  tu  erzielen,  wird  das  Präsidium  ersucht,  his, 
auf  v.  eiteres  gleichzeitig  mit  der  eben  erwähnten  Nachweisung  bei  derSteuer- 
behörde  auch  den  einzelnen  bezugsbereditigten  Perzipienten  eine  summarische 
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Mitteilung  über  das  in  Ansehung^  derselben  ausgewiesene,  nach  §  \(>% 
P.  3  des  Gesetzes  vom  25.  Oktober  1896,  RGBNr.  220,  in  Betracht  kom- 
mende stcucrptliciitige  Einkommen  an  Prüfungstaxen  jeweilig  zukommen 
ZU  lassen. 


Nr.  111. 

Ysrordnang  des  Flnanzmlnlsterlnms  vom  13.  Movemlisr  1898. 

RGBNr.  201. 

betreffend  die  Abänderung  einiger  Bestimmungen  der  mit  dem 
FinanzminErl.  vom  27.  Olrtober  1897,  RGBNr.  252,  kundgemachten  iMani- 
pulationsvorschrift  hinsichtlich  der  von  Hof  ,  Staats-  und  Öffentlichen 
Fondskassen  etc.  auszuzahlenden  Dienstbezüge  in  Absicht  auf  diePer80iuü- 
einiLommensteuer  und  Besoldungssteuer. 

Auf  Grund  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  8.  Juli  1898,  RGBNr.  120^ 
betreffend  die  teilweise  Aufhehunp  der  in  den  §§  234  und  235  des  Gesetzes 

vom  25.  Oktober  1896,  RGBNr.  2^*0,  ausgesprochenen  Verpflichtung  zum 
Steuerabzug  bei  Auszahlung  veränderlicher  Dienstbezüge,  wird  in  teil- 
weiser Abänderung,  beziehungsweise  Ergänzung  der  Bestimmungen  der  §§2 
und  4  der  Manipulationsvorschrift  vom  27.  Oktober  1897,  RGBNr.  252, 
nachstehendes  verfügt: 

1.  Die  Verpfliclitung  der  liquidierenden  Organe,  bei  der  Auszahlung 
von  Dienst-  und  Lohnbezügen,  dann  Ruhegenüssen  die  Personateinkonuncn- 
steuer  und  Besoldungssteuer  in  Abzug  zu  bringen,  tritt  bezflglich  ver- 
änderlicher Bezüge  mit  der  im  folgenden  P.  2  voigesehenen  Ausnalune 
außer  KrafL 

Als  veränderliche  Bezüge  im  Sinne  dieser  Bestimmung  gelten  Tan- 
tiemen, Präsenztaxen,  Kollegicngcidcr,  Prüfungstaxen,')  Provisionen  ii  dn^K, 
ferner  Akkord-  und  Stücklöhne  sowie  jene  Zeitlöhne,  welche  in  nicht 
längeren  als  vierwöchenlliclu  n  hristen  ausbeduns^^en  sind. 

Ebenso  sind  Diurnen  und  Kalkulantengebühren  zu  behandeln,  wenn 
sie  auch  in  längeren   Terminen   (etwa   monatsweise)   zur  Auszahlung 
gelangen. 

Die  ständigen  Bezüge  der  Finanzwache  u.  dgL  sind  auch  künftig  als 
„stehende"  BezQge  anzusehen. 

2.  Zahlen  Hof-,  Staats-  und  sonstige  Kassen,  auf  welche  die  Manipula- 
tionsvorschrift Anwendung  fuidet,  veränderlidie  BezOge  an  Personen  aus, 
welchen  sie  auch  dem  Steuerabzüge  unterliegende  stehende  Bezüge  zu 
erfolgen  haben,  so  ist  der  Steuerabzug  sowohl  von  den  stehenden  als  andi 

von  den  veränderlichen  Bezügen  zu  bewerkstelligen. 

In  gleicher  Weise  sind  Remunerationen  zu  behandeln. 
Diese  Bestimmungen  gelten  jedoch  nicht  hinsichtlich  der  Kollegien- 
gelder und  Prüfungs-(Promotion$-)taxen,  bezüglich  welcher  ein  Steuerabzug 
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tmler  keinca  Umständen  zulässig,  die  Steuer  vielmehr  vom  Steuerpflichtigen 
seltMt  unmittdbflr  bei  der  zuständigen  Steuerlcasse  zu  cntrichtöi  isi^) 

3.  Die  in  der  Manipulationsvorschrift  vom  27.  OIctober  1897,  ROBNr.  252, 

aormierte  Anzeigepflicht  bleibt  im  vollen  Umfange  aufredit  und  hat  sich 
auf  alle  siehenden  und  veränderlichen  Dienst-  und  Lohnbezi^e,  dann  Ruhe- 
genüsse  der  in  den  §§  167  und  168  des  Personalsteueigesetzes  bezeich- 
neten Art  zu  erstrecken. 

Die  Anzeigen  über  ausbezahlte  Dienstbeziige  sind  Jcänftig  nach  dem 
hier  beigegcbcncn  Formular  A  zu  verfassen. 

In  der  Spalte  6  dieser  Anzeigen  sind  nur  jene  veränderlichen  Bezüge 
nachzuviiscn,  bei  deren  Auszahlung  der  Steuerabzug  im  Sinne  der  vor- 
stehenden Bestimmungen  zu  bewerkstelligen  ist,  in  den  Spalten  15  bis  18 
aber  alle  anderen  veränderlichen  Bezüge,  von  welchen  ein  Steuerabzug  nicht 
zulässig,  die  Steuer  vielmehr  von  den  Empfängern  der  Bezüge  unmittelbar 
bei  einer  Steuerlcasse  zu  entrichten  ist 

Bis  zur  Erschöpfung  des  Vorrates  ist  die  bisherige  Dnicksorte  (For- 
nudar  A  der  Manipulationsvorschrift)  zu  verwenden,  in  weldier  die  Daten 
bezuglicfa  der  einem  Steuerabzüge  nicht  mehr  unterliegenden  veränderlichen 
Bezfige  anmerkungsweise  crsichtlidi  zu  machen  sind. 


Np.  112. 

IriaB  das  Wiilsteriiims  nr  K.  n  D.  Tom  29.  Jlimer  1M2, 

Z.  37.400  ex  1901 

an  die  Landesstellen  in  Wien,  Prag,  Graz,  Innsbruck,  Lemberg  und  Czernowitz, 

(betreffend  die  Teilung  der  Kollegiengelder  bei  von  zwei  Dozenten 

gemeinsam  abgehaltenen  Kollegien). 

Nach  §  13  des  Gesetzes  vom  19.  September  1898,  RQBNr.  167,  ist 

den  Honorarprofessoren,  unbesoldeten  außerordentlichen  Professoren,  Privat- 
dozenlen  und  sonstigen  Lehrern  an  den  Universitäten  der  Bezug  des  von 
den  Studierenden  für  den  Besuch  von  Vorlesungen  oder  Übungen  ent- 
richteten Koilegiengeides  im  bisherigen  Umfange  gewahrt  worden.  —  In 
jenen  Fällen,  in  weichen  Universitätslehrkräfte  dieser  Kategorie  gemein- 
sam mit  einem  ordentlichen  oder  besoldeten  außerordentlichen  Professor, 
weicfacr  im  Sinne  des  eben  zitierten  Paragraphen  für  seine  Person  einen 
Anspruch  auf  den  Bezug  des  Kollegiengeldes  nicht  hat,  ehi  Kollegium, 
iosbesondetc  praktische  Obungen  abhalten,  ist  den  ersteren  die  ihnen  zu- 
kommende Tangente,  und  zwar  in  der  Regel  die  Hälfte  der  für  derartige 
gemeinsame  Kollegien  eingegangenen  Kollegiengelder  in  der  flblidien  Weise 
auszufolgen  und  nur  die  andere  Hälfte  in  Abfuhr  zu  bringen. 


*)  VgL  Anmerkung  >)  au/  S.  103. 
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Z.  Staatsbfirserschaflsverhfiltiiis  unil  Beeldigmig. 


Vofl^eiiicrkiiiii^« 

Nadk  der  biaherietn  Praxis  des  UftimriehisministeriKMts  wird  dortut  fealg^aUm,  dqß 

Lfniversitätfprpfesspren ,  welche  aus  dem  Auslande  an  eine  dsterreichiscfte  Universität  berufen 
werden,  durch  die  von  Sr.  k.  u,  k,  Ap.  Majestät  vollzogene  tmenaang  zu.  U niversÜätspro/essoren 
ipso  jure  die  ÖsivreieiUsdie  SlaaiMrgmehdft  erwerben.') 

Dies  gilt  auch  bei  Berufitngen  von  an  liÖnigl.  preußischen  Universitäten  wirkenden  Prof essoren, 
da  kraß  der  zwischen  Österreich  und  Prettßen  anerkannten  Reziprozität  bloß  die  Verleihung 
des  österreichisehen  Staatsbürgerrechtes  an  einen  preußachen  Untertan  von  der  Beibringung  des 
NaOmelsee  der  Enäassung  des  Einatbärgemden  aas  seinem  bisherigen  Staatsverbande  abhängig 
gemacht  m'rd ,  der  Erwerb  der  österreichischen  Staatsbürgerschaft  aber,  welclier  ipso  jure  als 
ReclU^olge  einer  anderen  Tatsache  (des  Eintrittes  in  den  StaatsdienstJ  Platz  greift,  niütt  als  eine 
„Verteihiuiff*  des  SiaaiMfgeneektee  MgetekenwbdfMbuMZ. U95 ex i»lnndZ,3ilSee  JM19. 

Der  ernannte  Pn^et»»  ind  ge/uUten»  die  noMräf^Uäu  Bdlauang  an»  emem  bäüerigen 
Siaatsverbande  zu  erwirken. 

Was  die  Franc  der  Huckwirkung  der  vor  einem  ausländischen  Professor  durch  seine 
Emennang  erworbenen  Stterreieläedten  StaatsbSrgeredu^  tmf  die  Steataangeherigteä  seiner 
FamitienangehSrigen  Hrfh/sandere  die  im  miUtärpßichtigen  Alter  stehenden  Söhne)  anbelangt,  so 
wurde  atüqßlich  der  Berufung  eines  Professors  aus  dem  Deutschen  Reiche  in  der  ZjuscHriß  des 
k.  *.  Mbdsterhms  des  tmum  vtm  17.  April  im,  Z.  l6Sa/M»  h  (Akt  des  Ministerimns  JSr  K.  a,  (7, 
Z.  7722  ex  ]i<i?})  bemerkt,  dqß  dem  betreffenden  Professor  iber  seine  Anfrage  zu  bedeuten  wäre, 
daß  ihm  in  die  Österreichische  Staatsbürjjcrs-chaft  selbstverständlich  nur  jene  sein rr  An'^fhfSrie>?n 
folgen  können,  für  weiche  er  die  Entlassung  aus  dem  preuSischen  Staatsverbatidc  zu  cruirkcn 
nud  nachzuwtifcn  vcmfigen  wird,  und  daS  er  In  Komei|aenz  denen  iber  Mdi  Mr  «Ich «  eebie 
Frau  und  die  nicht  Im  preußischen  Staatsverbande  bleibenden  Kinder  das  oder  die  Entlassungs- 
zcrtiükale  beizubringen  haben  wird,  Uber  weiche  die  zustilndige  politische  Behörde  sodann  die 
Antdiuidlnng  zu  pflegen  haben  wird. 

Np.  118. 

Erlaß  des  Ministeriums  für  K.  u.  0.  vom  15.  Jänner  1849,  Z.  358, 

an  die  Länderchefs  zu  Linz,  Prag,  Brünn,  Lemberg»  Graz,  Laibach,  Triest, 

Innsbruck,  Zara  lUid  Krakau, 

womit  die  Eidesabnahme  der  Professoren  wie  lilslrar  den  LandeaateUen 

belaaaen  wird. 

Aus  AnlaB  einer  voricomnienden  Anfrage,  ob  die  Abnahme  der  IXenstes* 
eide  der  Professoren  zu  jenen  Angel^enheiten  in  Studiensachen  gehöre, 
welche  den  Lehricörpem  fibertragen  sind,  wird  ermnert,  daß  solche  Dienstes- 
eide fernerhin  wie  bisher  von  den  Landesstellen  abzunelunen  sind. 


»)  Auf  Grund  §  20  des  ahüB  vom  1.  Juni  ISlf ,  Sr.  946  JOS  wird  von  Fremden  die 
österreichische  Staatsbürgerschaft  durch  den  Eintritt  in  einen  öffentlichen  Dienst  erworben.  Diese 
gesetettehe  BesHtnmung  ist  durch  ArHket  S  des  SiOQ  twn  2t,  Deeember  1867»  ROBNr.  142,  über 
die  alliiemeiiien  Rechte  der  Staat sbi'irger,  wonach  für  Ausländer  der  Eintritt  in  öffentliche  Ämter 
von  der  tnr erbung  des  österreiciüsdun  Staatsbärgerrechtes  abhängig  gemacht  wird,  niclU  aitf- 
gehoben.  (  Vi^i.  hieeu  dU  Entsehdäung  des  Oben/en  OaiM^efes  wm  6.  Nofember  tW3,  Z.  t2Mt, 
Ol.  Uag.  XXI.  Bd.,  Nr.  9638,  S.  4»4;  tntschelänng  des  Ministeriums  des  Innern  vom  2o.  Okto- 
ber 1803,  z.  20.006,  Zischr.  f.  Venv.,  Jahrfrang  1894,  5. 151;  HafwhoJvr^Paee,  Handbuch  Jür  d«n 
poUtischen  Verwaltungsdienst  lim,  II.  Bd.,  S.  923.) 
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Nr.  U4. 

Ttrordnung  des  BAlnlsterlams  fflr  K.  u.  U.  vom  24.  Mai  1850, 

Z.  786.  RGBNr.  219. 

an  die  Staulialter  von  Niederösterrelch,  Österreich  ob  der  Enns,  Salzburg, 
Tirol,  Steiennafk,  Kärnten,  Kraiii,  Mähren,  Schlesien,  Böhmen,  Küstenland, 
an  den  Landespräsidiums verweser  von  Dalmatien.  den  Landeschef  von 
GaHtlCT,  den  Vorsteher  der  Qubemlalkonimissioii  in  Krakan  und  den  Krd»- 

hanptmann  in  der  Buiiovrina, 

wegen  EinfBImiig  einer  jEettgeaiUen  Efdesformei  ffir  Profeesoren  nn 
lifliieren  Lelinuietatten,  fflr  Direktoren  nnd  Leltrer  an  Oynuuulen,  Real- 

sciralen  nnd  anderen  Staatssdialen« 

Bei  der  Beeidigung  von  Professoren  an  Universitäten,  technischen 
Instituten,  Akademien,  medizinisch-diirux]gisclien  Studien,  wtssenschaftlicben 
Speziaünstituten,  von  Direktoren  und  Lelirem  an  Gymnasien,  Realsoliulen 
und  anderen  Staalssdiulen  sind  in  Zuicunft  statt  den  bislier  eingefiiiirten, 
nicht  melir  zeilgemiBen  Eidesformeln  die  beUiegenden  in  Anwendung  m 
bhMigcnJ) 


Nr.  IIB, 

£rlaß  des  Minlsterluins  fQr  K.  n.  ü.  vom  21.  Ssptsnüier  1870, 

Z.  9124.  MYBNr.  137. 

an  den  Statthalter  für  Niederösterrelch,  Böhmen,  Mähren,  Steiermark,  Tirol 

und  Galizien, 

mit  welchem  ang^eordnet  wird,  daß  die  zu  ordentHchen  Professoren 
ernannten  außerordentlichen  Fakultätsprofessoren  oder  außerordentlichen 
Professoren  einer  Hochschule  lediglich  an  den  bereits  abgelegten  Eid  zu 

erinnern  sind. 

über  die  gestellte  Anfrage,  ob  im  Falle  der  Ernennung  eines  außer- 
ordentlichen Professors  einer  Hochschule  zum  ordentlichen  Professor  eine 

•)  DU  in  der  MinVdK.  vom  2i.  Mai  18V).  Z.  786131^  figtgesetzir  Eidesformel  ist  seither 
darch  nenere  Tie^Hmmungen,  insbesondere  durch  MinErl.  vom  24.  Jänner  JHöH.  Z.  W,  mit  wtidiem 
die  Bezugnahme  au/  die  Staatsgrundgesetze  angeordnet  wurde,  wieder  rerändert  worden. 

Die  gegettmärUg  geltende  Eide^armel  Ist  diefolgeaäe: 

Eid. 

Nacbdcm  Sie  laut  hohen  Erluses  des  k.  k.  Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht 
vom  .  .  .  von  Seiner  kaiterllcbcn  und  königlich  Ar^^f^lischcn  Majestät  mit  Allerhöchster 
Eatschlieflung  voin  .  .  .  tarn  .  .  .  Professor  .  .  .  ernannt  worden  tind,  werden  Sie  einen  Eid 
n  Oott  den  AlInldttistD  tehwAmi  und  bei  Hircr  Ehre  and  Trane  geloben ,  Seiner  MafcsOt 
dem  Allerdurchlanchtigsten  Fürsten  und  Herrn,  Franz  Josef  dem  Ersten,  von  Qottes  Onaden 
Kaiser  von  Österreich,  König  von  Böhmen  etc.  und  Apostolischen  König  von  Ungarn,  und  nach 
AJIcrhöchstdemselben  den  aus  dessen  Stamme  nnd  Oeblflte  oachfolgenden  Erben,  unverbrüchlich 
tnm  nnd  gdiorttni  tn  idn ,  und  die  StuttcmndgcMlic  navcrbrüchlich  zu  beobachten ,  ferner 
werden  Sie  schwArcn .  daß  Sic  diesem  Ihnen  anvertrauten  Amte  redlich  und  pflichtgemflfi  vor- 
steben, sich  genan  nach  der  erhaltenen  Instruktion  benehmen,  ihre  Arbeiten  getreu,  fleifiig  und 
cttsif  crMlt€n,  niehli  Oodnrtdriget  lehren,  die  von  .  . .  erkillencB  Anfiriig«  |»lbiktlldi  nnd 

tlnhrcniaisgtMtec.  8 
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neuerliche    Beeidigung  desselben  stattzufinden  habe,  wird  zur  Erzielung 

eines  j^lcichförtnigen  Vergangnes  hicmit  anj^eordnct,  daß  in  Zukunft  in  aücn 
Fällen,  in  welchen  ein  außerordentlicher  Fakultätsprofessor  oder  ein  außer- 
ordentlicher Professor  einer  technischen  Hochschule  zum  ordentlichen 
Professor  ernannt  wird,  keine  neucrUche  förmliche  Beeidigung  desselben, 
sondern  bei  seiner  Meldung  zum  Dienstantritte  lediglich  eine  Erinnerung 
an  seinen  bereits  abgelegten  Eid  einzutreten  habe^  und  ist  der  Tag  der 
Vornahme  dieser  Erinnerung  auf  seinem  Anstellungsdekrete  anzumerlcen.>) 


4.  Bestätigtug  im  Lehramte. 


Nr.  116. 

AUarUctetes  KabinettscIireUwn  foin  9.  Svleniiier  1826,  z.  4412. 

(das  dreijilirlge  Provisorium  aller  neii  aiigefCeUtcii  Leturer  bctrefffett«)^ 

Da  die  Erfahrung  gelehrt  hat,  daß  Lehramtskandidaten  in  den  mit 
ihnen  voiigenommenen  Konkursprflfungen  zwar  vollkommen  bestanden,  bei 
Ausübung  des  ihnen  anvertrauten  Lehramtes  aber  den  in  sie  gesetzten  Er- 
wartungen Iceineswcgs  entsprochen  haben,  wodurch  sich  also  der  Bevireis 

dargestellt  hat,  daß  man  durch  die  Konkursprüfungen  und  vorläufigen  Er- 
hebungen noch  keineswegs  ganz  versichert  sein  kann,  ob  das  Individuum 

w  irklich  alle  zur  wahrhaft  ersprießlichen  Führung  des  Lehramtes  erforder- 
lichen Eigenschaften  besitze  oder  nicht,  so  finde  Ich  Mich  in  einstweiliger 
Erledigung  des  Vortrages  der  Studienhülkoimnission  vom  9.  April  1825 
über  die  Frage,  wie  die  Besetzung  der  Leliraintcr  mit  ganz  geeigneten 
Männern  zu  erzielen  wäre,  um  diesem  Obelstande  für  die  Zulnuift  so 
schleunig  als  mdglich  vorzubeugen,  dermalen  schon  bestünmt,  folgendes 
anzuordnen: 

Alle  von  nun  an  bei  I.  t  Lehranstalten  Meiner  Monarchie  als  Lehrer 

und  Professoren  -)  neu  angestellt  werdenden  Individuen  sind  durch  drei 
Jahre  vom  Tage  ihrer  Anstellung  an  gerechnet  nicht  als  stabil  zu  betrachten, 
sie  sollen  zwar  den,  denen  ihnen  anvertrniifen  Lehrämtern  anklebenden 
vollen  Genuß  an  Geld  und  anderen  Cmolumenten  erhalten,  müssen  sich 

gtraH  •rffillen  und  Qberhta|it  «Itci  dnitnlfc  tan  werden ,  was  dn  trtntr  nad  reditiditffiacr 
Dltocr  zu  tun  schuldig;  ist. 

Auch  werden  Sie  schwören,  dafi  Sie  einer  ausländischen,  poiitisclie  Zwecice  veriolgendcn 
Ocsdbektll  weder  gegeowirdf  aagehttren,  noch  dner  solchen  Oetellscbefi  In  Znkvnlt 
tngellOren  «- erden. 

Wu  mir  soeben  vorgclceen  worden  und  ich  in  atlem  wohl  und  deutlich  ventanden 
bebe,  dennclbcn  nll  und  wRI  tdi  gctrcn  nnd  fleißig  nadikonanen.  So  wahr  ntr  Oott  betfct 

*\  Bt  M  Mn  Ormut  voriumdm»  von  dtr  ßir  aUe  Beamte$UttaetarteH  fdteMfc» 

jb:u::c!i,^ii.  wonach  bei  einer  Obtrtragtutg  güu»  HtatH  AmU$  ouch  ntuerüch  EUa  Uisitn  ist 

(MinAkt  Z.  17.44}  ex  IHQt). 

*)  Vel'  auch  hinsichtlich  des  Probttrienniums  der  Prqfessoren  an  den  theologisdun 
FakaUmn  dU  MinVOg,  tom  29.  MOn  1958,  RQBNn  50  ($,  Nr.  Wt). 
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jedodi  inner  der  erwähnten  Periode  gefallen  lassen,  wenn  sie  in  der  Aus- 
fibitllg  ihres  Amtes  und  in  ihrem  übrigen  Benehmen  den  in  sie  gesetzten 
Envartungen  oder  überhaupt  nicht  entsprechen  sollten,  ohnewcitcrs  vom 
Amte  entfernt  zu  werden,  ohne  dafür  eine  Abfertigung  oder  Pension  zu 
erhalten;  wenn  selbe  hingegen  durch  diese  drei  Jahre  solche  Beweise 
ihrer  Brauchbarkeit  und  ihres  guten  Benehmens  in  jeder  Hinsicht  an  den 
Tag  legen,  daß  man  ihre  Anstellung  mit  voller  Beruhigung  als  definitiv 
eildiren  kann,  dann  sind  dieselben  als  stabil  zu  erklären  und  sind  ihnen 
aadi  die  drei  im  provisorischen  Zustande  zugebrachten  Dienstjahre  ebenso 
anzuiechnen,  als  wenn  sie  selbe  in  der  effektiven  Dienstleistung  zugebracht 
bitten. 

Sie  werden  infolge  dieser  Meiner  gehörig  bekanntzumachenden  WiUens- 
ffieinung  sogleich  das  Erforderliche  verfügen  und  hievon  der  ungarisdien 
nod  stebenbürgischem  Hofkanzlei  zu  gleichem  Ende  die  Mitteilung  machen. 


np,  m. 

StnUntofkoinmlssioisilekrBt  vom  18.  Septemlier  1821,  Z.  4412, 

an  samtliche  Länderstellen. 

Der  Landesstelle  wird  die  Ah.  Entschl.  vom  9.  September  1826  zur 
gehörigen  Bekanntmachung  mit  der  Weisung  bekanntgemacht,  hmsichtlich 
eines  jeden  von  nun  an  bei  landesfürstlichen  Lehranstalten  als  Lehrer 
oder  Professor  angestellt  werdenden  Individuums  nach  Verlauf  dreier  Jahre 
von  seiner  Anstellung,  gutachtlichen  Bericht  über  die  definitive  Erklärung 
oder  über  die  Entfernung  desselben  hieher  zu  erstatten. 


Nr.  m 

Stuillenliofkommisslonsdekret  vom  23.  Oktober  1829,  Z.  5510, 

an  sämtliche  Länderstellen, 
worin  bestimmt  wird,  daß  die  Verordnung  wegen  des  dreijährigen 
Provisorittms  auf  bereits  stabile  Professoren  keine  Anwendung  findet 

Zufolge  h.  Entschl.  vom  2a  Oktober  1829  hat  die  Anordnung  des 
höchsten  Kabinettsschreibens  vom  9.  September  1826,  nach  wekAer  alle 
seither  als  Lehrer  oder  Professoren  neu  angestellt  werdenden  Individuen 
drei  Jahre  vom  Tage  Ihrer  Anstellung  nicht  als  stabil  zu  betrachten  sind, 

keine  Anwendung  auf  jene  Individuen,  welche  schon  bei  einem  T  ehr.imte 
die  volle  Dienstesstabilität  haben,  und  dann  ZU  einem  anderen  Lehramte 
übersetzt  oder  befördert  werden. 


8^ 
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Nr.  119. 

Stttdlenüofkoinmlsslonsdskret  vom  16.  Septemlier  1841,  Z.  öd59/) 

an  sämtliche  Ländersteiien, 
wegen  Evldenzhaltung  der  Diensttaxen^)  der  Professoren  und  Lehrer 
während  der  Periode  ihrer  dreljähHpfen  probew  eisen  Anstellung  bis  zu 

ihrer  stabilen  Anstellung. 

Die  k.  k.  allgemeine  Hofkammer  hat  im  Einvernehmen  mit  der 
k.  k.  Studienhofkommission  unterm  30.  August  1S41  an  sämtliche  Kameral- 
gefällenverw'dtungen,  an  die  Kameralmagistmte  und  an  das  Generaihof- 
taxamt  die  Vi  rordnung  erlassen,  daß  im  Sinne  des  §  176  des  Stempel- 
und  Taxit^LSL  t/es  die  Diensttaxcn -)  der  F^ofessoren  und  Lehrer  während 
der  i^TJüdc  ihrer  drcijuhngcu  probeweisen  Anstellung  in  Vormerkung  und 
Evidenz  zu  halten  und  erst  dann  nach  Vorschrift  eingebracht  werden  sollen, 
wenn  die  stabilen  Ernennungen  erfolgt  sind. 

Diese  Verfugung  wird  der  Landesstelle  zur  eigenen  Wissenschaft  und 
Bekann^bung  an  die  betreffenden  Unterbehörden  mit  dem  Auftrage  er- 
öffnet, Sorge  zu  tragen,  daß  alle  Erlässe,  wodurch  Professoren  und  Lehrer 
als  stabil  in  ihrer  Dienstleistung  bestätii^t  werden,  7iJverlässig  von  den 
betreffenden  Behörden  den  Taxämtern  zum  Bebufe  der  Taxeinforderung 
zur  Einsicht  zugefertigt  werden. 

«)  POS  Bd.  60,  S.  290. 
//I  Baag  atf  4tt  Taxen  för  Dienstveiieihangtn  bestimmt  das  Taxgesetz  (Kais.  Fat.  rom 
21,  Jänner  tM,JOS  Nr.  40*Jt 

§  176.  Jede  stabile  Ernennung  zu  einem  Dienstplatze,  womit  ein  Oeld-  oder  Naturalg^enufi 
aus  dem  StaatsvermOgen  oder  aus  einem  demselben  gleichgehaltencn  Öffentlichen  Fonde  ver- 
bunden ist,  sowie  jede  Vermehrung  dieses  Genusses  unterliegt  der  Diensttaxe,  dafem  die  von 
dlcwm  Ocielze  stfondcrttn  B«dltiguiifcii  «oriwnden  sind. 

§  17S.  Der  Maßstab  zur  Taxcnlrichtung  h\  der  Jahrcsbetrag  aller  Geld-  und  Natural- 
geoüsse  des  Beamten,  welche  seinen  sysiemisierten  Oebalt  bilden.  Die  Naturalgenüsse  werden 
Bit  den  Betfife  In  Anschlag  gebnueht,  mit  velchcni  tic  d«ni  baren  Odudtc  de«  Bcamlta 
iVferechnet  sind. 

(Bei  allen  Zivi!-,  jMilftar-  und  Hofstaatsbcdicnstungcn  hat  die  Dlcn«rttaxc  nur  dann  einzu- 
treten, wenn  die  taxbaren  üenilsse  den  Betrag  von  3üO  Oulden  [jetzt  600  Kronen]  überschreiten, 
und  es  ttt  dieselbe  mr  von  den  Mchibctras  sn  benessen  [PinanznlnEil.  von  1^  Angnst  1SB2, 
ROBNr.  1671.) 

§  179.  Die  Diensttaxe  beträgt  bei  der  ersten  Ernennung  ein  Dritteil  des  im  $  178 
bezeichneten  Betrages  nnd  bei  feder  folgenden  Erwerbung  eines  bOberen  Bexvges  dn  DrittcQ 
des  Betrages,  welcher  nach  Abrechnung  dcsjcnit^en,  von  dem  der  Beamte  schon  voiiier  dto 
Dien<:t»n\c  entrichtet  bnttf«,  von  den  neuen  ncnüsscn  des  neniTHen  übrig  bleibt,  daher  auch  in 
dem  halle,  wenn  der  erhaltene  höhere  bczug  mit  dem  früheren  taxfreien  Oenuase  zusanunen- 
gcnonnen  den  In  g  177  insgcdrSdcte  Betrag  Obcnteigt,  die  DIenstlMC  von  dem  gM»« 
Ocnimc  xtt  entrichten  ist  (t.  den  ScblttSsnlz  des  obbexogcncn  FlnmisminEri.  vom  IS.  Angntt  ISSa; 
ROBNr.  167). 

§  221.  Die  iMcasttsxe  (§§  176  und  188)  Ist  binnen  zwSlf  Monsten  von  dem  Tage  ta,  von 
welchem  dem  Beamten  der  der  Taxe  unterliegende  Oehalt  oder  Oehaltszu wachs  gebttbrt.  In 

ebenso  vielen  gleichen  Raten  unter  der  persönlichen  Haftung  der  Beamten  der  Kasse,  ans 
welcher  der  taxbare  üchalt  oder  Oehaltszuwacbs  gezahlt  wird,  von  den  Genüssen  des  Tax- 
schuldnera  abcaalehen. 

(Gemäß  §  /8,  7..  2fi,  da  Amtsunti>rriclifts  für  die  rinanzlandnhehürdfn  vom  20.  Mai  TS74 
gehört  die  Erteilung  der  Bewilligung  zur  Abstattung  der  Diensttaxe  in  mehr  als  12,  und  zwar  bi» 
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np.  m. 

Stadleiüiofkommlssioiisiiekret  vom  8.  November  IML  Z.  7557, 

an  sämtliche  Länderstellen, 
(betreffend  das  Ansachen  der  definitiven  Bestätig^unpf  der  landesfürst- 
ttchen  Lehrer  nnd  Professoren  nach  Verlauf  der  ersten  drei  Jahre  ihrer 

provisorischen  Anstellung). 

Da  man  beobachtet  hat,  daß  sich  in  Bezug  auf  die  mit  dem  Studien- 
hofkommissionsdekrete  vom  IS.  September  1826  bekanntgemachte  Ah. 
Entschl.  vom  9.  September  lS2ö,  zufolge  welcher  jeder  Inndesfürstliche 
Lehrer  und  Professor  die  ersten  drei  jähre  seiner  An^uüung  nur  als 
provi'iorisch  anzusehen,  und  erst,  wenn  er  diese  drei  Jatire  zur  vollen 
Zufriedenheit  zurückgelegt  hat,  als  stabil  zu  erklären  ist,  nicht  uberall 
vorschriftsmäßig  benommen,  und  die  Einholung  oder  Erteilung  dieser  Be- 
stätigung hier  und  da  gändtch  außer  acht  gelassen  wurde,  so  wird  diese 
Ah.  Vorschrift  zur  allgemeinen  Danachachtung  in  Erinnerung  gebracht  und 
der  Landesstelle  bedeute^  dafi  die  definitive  Bestätigung  der  in  diesen 
Veriiältnissen  stehenden  Lehrindividuen  jedesmal  eigens  anzusuchen 
ist,  und  daß  der  definitive  Ausspruch  derselben  jener  Behörde  zusteht, 
von  welcher  die  Verleihung  des  betreffenden  Lehramtes  ausgegangen  ist 


Np.  121. 

HofkandeUeknt  Tom  24.  lOTonker  1S46,  Z.  8712,^) 

an  sämtliche  Lindefstellen, 

(betreffend  die  Bestätigung  der  Prof^ssoreo  gleich  oadi  Beendigung 

ihree  Triennliiffls). 

Aus  Anlaß  eines  speziellen  Falles  haben  Se.  k.  k.  Ap.  Majestät 
mit  Ah.  Entschl.  vom  21.  November  184ö  zu  befehlen  geruht;  es  sei 
dafür  zu  sorgen,  daß  die  Anträge  zur  Bestätigung  der  Professoren  sogleich 
nach  der  Beendigung  ihres  Triennlums  im  Lehramte  vorgelegt  werden.*) 


Np.  m. 

ins  dem  AllerbOchsten  Handscbreiben  an  den  Minister  lies  iufiern 
vom  24.  Februar  1855  (Z.  245/KüM). 

(betreffend  das  dreijährige  Provisorium  der  Professoren). 

In  Beziehung  auf  die  Ansteflung  der  Professoren  und  die  Zulassung 
von  Privatdozenten  haben  die  bestehenden  Vorschriften  m  Geltung  zu 

0  POS  Bd.  74,  S.  233, 

•)  Vgl.  muk  Nr.  t»  and  Nr.  t26. 

Die  Anordnung  des  obigen  Moßtanzteidekretes  imrde  mü  MinEfL  WM  S3,  S^Omitr  ISK» 
2L  i4jm  mnd  MinErL  vom  2t.  AprU  1665»  Z.  3888  erneuert. 
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verbleiben,  insbesondere  auch  diejenis^en,  denen  zufolge  die  erste  Anstel- 
lung von  Professoren  bis  zu  der  auf  Oruodlage  einer  dreijflhrigen,  ent- 
sprechenden EMenstleistung  erfolgenden  definitiven  Bestätigung  in  der 
Regel  als  provisorisch  zu  betraditen  ist  Jedoch  hat  diese  Bestimmung 

auf  Männer  keine  Anwendung',  welche  aus  einer  anderen  festen  Stellung^) 
an  eine  Universität  berufen  werden  oder  bereits  berufen  worden  sind, 
oder  hinsichtlich  welcher  andere  Umstände  eine  Ausnahme  begründen,  in 
welcher  Beziehung  jederzeit  bei  Erstattung  des  Vorschlages  der  Ernennung 
der  bestimmte  Antrag  zu  erstatten  und  ebenso  in  dem  Anstellungsdekrete 
sich  mit  Bestimmtheit  auszusprechen  seüi  wird. 


Np.  123, 

BrlaB  des  Hlnlsterlnnis  für  I.  v.  U.  Yom  20.  Hai  1860,  Z.  7039* 

an  den  Vizepräsidenten  der  StatthaltereiabteOung  Ofen» 

(womit  erkllrt  wird,  unter  welchen  Verhältnissen  dne  Verlängerung 
des  ProbetrfennInnM  eines  Lehrers  stattlinden  kann). 

Nach  den  bestehenden  Vorschriften  ist  das  Probetriennium  bestimmt, 
darüber  Gewißheit  herzustellen,  ob  der  bezügliche  Lehrer  auf  definitive 
Anstellung  Anspruch  habe.  Stellt  sich  während  dieser  Zeit  heraus,  daB 
er  kein  Vertrauen  verdiene,  so  soll  er  entlassen  werden.  Eine  Verlängerung 
des  Provisoriums  erscheüit  nur  angeze^  wo  Umstände  vorliegen,  die 
zu  der  Erwartung  berechtigen,  daB  sich  nach  einer  neuerlichen  f^obezelt 
ein  verläßlicheres  Urteil  werde  fällen  lassen,  und  dem  Betreffenden  Tat- 
sachen, welche  diese  dilatorische  Maßregel  rechtfertigen,  mitgeteilt  werden 
können.  Schlcchk  Oesinnung  kann  die  Entlassnn<7,  nicht  aber  die  Be- 
lassung im  L(  hr  tinte  unter  Verweigerung  der  materiellen  Vorteile,  welche 
aus  der  anrechnungsfähigen  Dienstzeit  erwachsen,  begründen. 


Nr.  124. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  1.  Juni  1871,  Z.  6031. 

MVBNr.  35, 
betreffend  die  Definitiverkiänmg  im  Lehramte. 

Aus  Anlaß  einer  voigelcommenen  Anfrage)  wem  es  obliege»  den 
Antrag  auf  die  definitive  Bestätigung  der  Professoren  im  Lehramte  zu 

stellen,  finde  ich  zu  eröffnen,  daß  die  betreffenden  Professoren  selbst  ver- 
pflichtet sind,  mit  Ablauf  ihres  Probetrienniums  sofort  um  die  definitive 
Bestätigung  einzuschreiten,  dafi  aber  auch  die  Dekane  der  Fakultäten, 

«)  IHt  JMe  SMIune  m^ß  ebit  ^fiffadüdn^  sHn  fMlnAM  Z.  4t34  es  tmj.  Im  Falb  dtr 
KnmuJientnc  der  Pr  off  nur  mit  güter  oMätren  JttUn  SMtung  ist  die  Stabiäsienutg  ttfortUrüdk 

(MinAkt  Z.  J7M3  ex  J8S0J, 
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dann  die  Vorstände  der  einzelnen  Lehranstalten  darut>er,  da6  dieses  Ein- 
schreiten in  angemessener  Frist  erfolge,  2U  wachen  und  erfonlerlidienfallB 
die  Anzeige  zu  erstatten  haben. 


Nr.  125. 

Erlaft  il«s  lUnlstirs  für  K.  n.  U.  vom  19.  Ho?  emker  1881,  Z.  16.888, 

an  alle  LandesschulbehördeUf 
(betreffTend  die  Ber«dmung  des  Pfobetriennlttms  an  Steatsleliranstniten). 

Aus  Anlaß  einer  von  einer  k.  k.  Landesschulbehörde  p^e^tellten  An- 
fragte, welche  Wirkung  die  Militärdienstleistung  eines  Miitelschullehrers  zur 
Erfüllung  der  gesetzlichen  Präsenzdienstpflicht  auf  die  Berechnung  des 
Probetrienniums  ausübe,  finde  ich  der  k.k.  Landesschulbehörde  zur  vol- 
leren Danachachtung  zu  eröffnen,  da6  es  hn  Geiste  und  Zwecke  des  In- 
stitutes des  Probetriennhims  an  StaatslefaranstaKen  (Studienhofkomniissions- 
dekret  vom  18.  September  1826,  Z.  4412)  gelegen  is^  daß  der  Probedienst 
in  dem  bestimmten  Staatslehramte  effektiv  drei  Jahre  zu  dauern  hat,  und 
daß  daher  die  in  irp^end  einem  anderen  Dienstzweige  verbrachte  Zeit  in 
das  Probetriennium  nicht  eingerechnet  werden  kann. 


Nr.  126. 

ErliB  d8s  Mlnlstm  für  I.  n.  U.  toib  20.  Juni  1889,  Z.  8321, 

an  die  Rektorate  sftmtlicher  Universitäten  und  die  Dekanate  der  theologischen 

Fakultäten  In  Olmütz  und  Salzburg, 

(womit  die  Vorschriften  Aber  die  Bestktigung  im  Lehrunte  in  Erinnerung 

gebracht  werden). 

Es  ist  die  Frage  angeregt  worden,  ob  die  durch  Ah.  Kahinettsschreiben 
vom  Q.  September  1S26  eingeführte  Einrichtung  des  dreijährigen  Probe- 
trienniums aller  neu  angestellten  Lehrer  derzeit  und  hisbesondere  im 
Hinblicke  auf  die  Bestimmung  des  zweiten  Absatces  des  §  2  des  Gesetzes 
vom  27.  April  1873^  ROBNr.  63,^)  welcher  besagt,  daB  die  ordentlichen 
und  außerordentlichen  Universitätsprofessoren  vom  Staate  bleibend  ange- 
stellt werden,  in  Ansehung  der  gedachten  Professoren  noch  zu  Recht 
l>esteht. 

Die  bisherige  konstante  Praxis  hat  sich  mit  Recht  für  die  Bejahung 
dieser  Frage  ausgesprochen. 

Die  zitierte  Gesetzesbestimmung  trifft  nämlich,  wie  sich  schon  aus 
ihrer  Fassung  ergibt,  an  den  bis  zum  Erscheinen  des  erwähnten  Gesetzes 
In  Geltung  gewesenen  Normen  für  die  bleibende  Anstellung  der  Universl- 
tatsprofessoren  kehie  Änderung»  beschränkt  sich  vielmehr  darauf,  die 
Existenz  eines  schon  vorhandenen  bezQglichen  VerhSUnisses  zu  konsta- 

»)  5.  Sr.  18. 
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tieren.  Es  ist  sonach  durch  dieses  Oesetz  der  bis  zum  Ersdieinen  des- 
selben vorgezeidinete  Vois^ang  bei  der  bleibenden  Anstellung  der  Uni- 
versitätsprofessoren unberührt  geblieben,  so  daß  die  bleibende  Anstellung 
nach  wie  vor  regelmäßig  drei  Jahre  nach  crfolßter  Ah.  Ernennung  auf 
Oriuid  einer  diesbezüglichen  besonderen  Ah.  Schlußfassung ^)  Platz  zu 
greifen  hat. 

Demgemäß  werden  die  Vorschrift  des  erwähnten  Ah  Kabinetts- 
schreibens und  die  diesem  nachgefolgten  Normen,  welche  cIlh  m  Rede 
stehenden  Gegenstand  betreffen,  insbesondere  die  Bestimmungen  des  Hof- 
icandeidekretes  vom  24.  November  1846|  Z.  8712*)  und  des  Ah.  Hand- 
sdireibens  vom  24.  Februar  1855,^  in  Erinnerung  gebradit 

Es  wird  den  Dekanaten  der  FakultSten  obliegen,  den  Ablauf  des 
Probetrienniums  in  Evidenz  zu  halten  und  erforderlichenfalls  zu  veran- 
lassen, daß  das  Einsdireiten  um  Stabilisierung  im  Sinne  des  Studien- 
hofkommissionsdekretes  vom  8.  November  1841,  Z.  7557,^)    seitens  des 

betreffenden  Professors,  und  zm'.tt  dem  HofkanzlLidckrcte  vom  24.  No- 
vember 1846,  7  .  8712,  gemäß,  unmittelbar  nach  Ablauf  des  Trienniums 
eingebracht  werde,  insofern  nicht  der  im  Ah.  Handschreiben  vom  24.  Fe- 
bruar 1855  vorgesehene  Fall  vorliegt,  daß  die  Ernennung  eines  Professors 
sofort  im  Ernennungsdekrete  ausdrücklich  als  eine  definitive  erklärt 
worden  ist 


Nr.  127. 

Erlaß  des  Ministers  nur  L  o.  U.  vom  a.  August  1389,  Z.  15.857. 

an  das  Dekanat  der  medizinischen  Fakultät  der  deutschen  Universität  in  Prag, 

(womit  ausgesprochen  wurde,  daß  selbst  die  Entrichtung  der  Diensttaxe 
oder  die  Anweisung  von  Quinquennalzulagen  von  der  Notwendigkeit 
des  BnschreKens  um  Stüiitttlennig  nicfat  entheb^. 

Auf  die  mit  Bericht  vom  24.  Juli  1889,  Z.  1190,  gestellte  Anfrage,  ob 
ein  seit  mehreren  Jahren  angestellter  Professor,  welcher  bereits  die  Dienst- 
taxe entrichtet  hat,  und  dem  auch  Quinquennalzulagen  bewilligt  wurden,  noch 
um  die  definitive  Bestälii^uniir  im  Lehramte  anzusuchen  habe,  wird  dem 
Dekanate  unter  Bezugnahme  auf  den  MinErl.  vom  20.  Juni  1889,  Z.  6321, 
eröffne^  daß  weder  der  Ablauf  einer  längeren  Dienstzeit,  noch  der  Um- 
stand, daß  die  Diensttaxe  bezslilt  oder  Quinquennalzul^en  bewilligt  wurden, 
einen  noch  nicht  stabil  angestellten  Universititsprofessor  von  der  obigen 
Verpflichtung  befreit 


')  Dir  liestätigutm  der  Universitätsprofessoren  and  der  f'r.^/rs^.oren  an  den  theolofrischen 
FakaUäten  in  Salzburg  und  Olmäts  im  Lehramte  liegt  derzeit  im  Wirkungskreise  des  Ministeriums 
ntr  KaUas  und  ünUnkht  (MMU  Z,  4mKUM  «k  /M/ 

*)  s.  Sr.  12t. 

*)  s.  Nr.  122. 

*)  s.  Nr.  ISO. 
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Nr.  128. 

Aus  dsm  Erlasse  des  Ministers  für  K.  a.  D.  vom  26.  «linaer  1890, 

Z.  1212. 

an  das  Dekanat  der  juridischen  Faktdtflt  der  Universitftt  in  Graz, 

(wonach  dardi  die  nach  Ablauf  des  Probetrienniums  erfolgte  Ernennung 
oder  Befördenmg  eines  Professors  dessen  StabUiaienuig  im  Lehramte 

noch  nicht  bewirtrt  wird). 

Was  die  in  dem  Dekanatsbericfate  cntiialtene  Bemerkung  betrifft,  daß 

einige  Mi^lteder  des  ProfcssorcnkoUegiums  zwar  im  Leliramte  noch  nicht 
bestätigt  sind,  sich  jedoch  im  Hinblicke  auf  verschiedene  nach  Ablauf  ihres 

Probetrienniums  erfoltrte  Ernennungen  und  Bcfördcningen  für  ?tnhiH?iert 
halten,  so  mache  ich  das  Dekanat  unter  Hinweis  a^f  den  ho.  Erlaß  vom 
20.  Juni  18SQ,  Z.  6321/)  zur  weiteren  Veranlassung  darauf  aufmerksam, 
daii  durch  solche,  ohne  ausdrückliche  Bestätigung  im  Lehramte  ediossene 
Ah.  Resoluttonen  eine  Stabilisierung  nicht  bewirkt  wird. 


5.  Rangordnung  und  Ehrentitel. 


Nr.  129. 

Aus  dem  Hofkaiuleldskrete  vom  16.  März  1828,  Z.  11.616  (hMm, 

ProvGS  Bd.  10,  Nr.  122K 

(betreffend  die  Berechnuni^  des  Dienstranges). 

Der  eigentliche  Dienstrang  eines  jeden  Beamten  ist  nicht  vom  Datum 
des  ihm  zugekommenen  Anstellungsdekretes,  sondern  von  dem  Tage  der 
Entschließung,  durch  welche  seine  Ernennung  ausgesprochen  wird  (welcher 
Tag  jedesmal  in  dem  Anstellungsdekrele  aufzuführen  ist),  zu  rechnen,  und 
zwischen  mehreren  Beamten,  die  an  ebendemselben  Tage-')  zu  einer  gleichen 
Kategorie  ernannt  worden  sind,  hat  derjenige  in  der  neuen  Kategorie  vor 
dem  anderen  den  Rang  zu  nehmen,  der  ihm  schon  in  der  früheren  An- 
stellung vorgegangen  ist.  (Ah.  Entschl.  vom  1.  Februar  1828.) 

»)  s.  .Vr.  735. 

•)  VgL  Nr.  13t  and  Nr.  138. 

MM  ätm  H^tantbUeMe  wnr  19. /«If  004,  Z.  tZ9Mf  POS  $Z  Bd.,  S.  3,  Nr.  3»  wurde 

frstrr<^r-fTf,  dqfi  den  Rang  anter  Beamten  gleicher  Kategorie  niehi  der       des  atgtltg^  Dtemt* 
eides,  sondern  das  Datum  des  AnsteUut$gsdekretes  zu  bestimmen  habe. 
Erk.  des  VOH  fwn  iS.  Mai  im,  Z.  9t»  (Badm.  IV,  77^: 

Von  zwei  an  demselben  Tage  eraannten  auflerordentlichen  UniversitStsprofessoren  hat 
Hntr,  der  schon  frflher  im  Staatsdienst  angrestellt  war,  g^egenQber  dem,  der  eine  solche  Anstellung 
Buch  nicht  hatte,  im  Range  vorzugehen.  Die  Privatdozentur  ist  Icelne  hienach  in  Betracht 
^iiwiiiiiB<'^  S<mwiittdlaBg„  da  die  Privitdozenten  iilclit  vom  Stute  batelHe,  Nadcin  von 

dfcscm  nur  zugelassene  Lehrer  «-ind.  Das  Hofkanrifidekret  vom  16.  M3rz  1828,  Z.  11.616 
(Mhoifchc  ProvOS  Bd.  10,  Nr.  122)  Uber  den  Rang  gleichzdtig  Ernannter  besteht  aufrecbl. 


Digitized  by  Google 


I.  Teil:  OrcmfMtf««  nid  Vcrwaltanc;  B.  Uttivcrrflitapcnoiwlt. 


Nr.  130. 

AllerbOchste  Entscblleßung  vom  22.  Februar  1833. 

(die  Rangsbestimtnung  der  Universitätsprofessoren  betreffend). 

(StHD  vom  29.  MAn  1833»  Z.  1243.) 

Der  Rang  und  die  Oehattsbemessuiigeni)  sind  den  wirklichen  Fakul- 
tätsprofessoren in  jedem  Falle,  mithin  auch  wenn  sie  von  der  Lehrkanzel 
einer  Fakultät  in  das  Lehramt  einer  anderen  Fakultät  übertreten,  nach  den 
Dienstjahren  zu  bestimmen,  welche  sie  als  wirkliche  ordentliche  Fakultäts- 
professoren zählen.') 


Nr.  13L 

Erlaß  des  Ministeriums  fQr  K.  u.  U.  vom  26.  August  1851.  Z.  8358. 

an  das  medizinische  ProfessorenkoUegium  in  Prag, 
(betreffend  die  Einreibung  der  aufterordentlichen  Professoren). 

Die  Einreihung  der  außerordentlichen  Professoren  mit  Inbegriff  jener, 
welchen  früher  der  Titel  eines  außerordentlichen  Professors  Ah.  Ortes 
verliehen  wurde,  hat  nach  dem  Zeitpunkte  der  geschehenen  Ah  Verleihung 
des  betreffenden  Charakters  oder  Titels  in  der  Art  zu  geschehen,  daß  für 
den  Fall,  als  diese  Verleihung:  p^leich/eitig  an  mehrere  erfolgte,  das  Senium 
im   Lehramte  den  Vorrang  gewalirc,"*) 


Nr.  132. 

Erlaß  des  Mlnisteriuins  für  K.  u.  U.  vom  U.  Marz  1854,  Z.  2673, 

an  den  akademischen  Senat  in  Prag, 

(womit  aus  Anlaß  ehiM  vorgekommenen  Falles  die  Rangstettiniif  der 
einzelnen  MitgUeder  des  Lehrkörpers  an  Univeraltitea  nmgespFodieB 

wird). 

Von  einer  relativen  Rangsteilung  der  einzelnen  Mitglieder  eines  Lehr- 
körpers kann  eigentlich  und  im  strengeren  Sinne  des  Wortes  nur  in  Be- 
ziehung auf  die  Kategorien  der  von  ihnen  eingenommenen  Stellung  die 
Rede  sein,  und  zeigt  sich  insofern,  als  der  fungierende  Dekan  vor  dem 
Prodekan,  dieser  vor  den  ordentlichen,  die  ordentlichen  vor  den  außer- 

Hinsichtlich  der  Oehalte  ist  diese  Scrm  durch  andere  Vorschriften  außer  Kraft  {gesetzt. 
Vgl.  insbesondere  die  Bestimmungen  der  §§  9  und  10  des  Gesetzes  vom  19,  September  iSX 
RQBNr.  167  (s.  Nr.  97). 
»)  Vgl.  Nr.  133. 

*)  Vgl.  Nr.  129,  betreffend  den  Rang  gUic/aeitiß  Ernannter  und  Nr.  138,  betreffend  die 
Einreihung  von  auf  Qrund  derselben  Ah.  Entschließung  zu  außerordentlichen  Professoren  ernanntem 
PrbaldoKenieiu 

Ober  die  akademische  Stellunff  der  mit  Titel  und  Charakter  eines  ordentlichen,  beziehungs- 
weise (oßerordentUcken  Professors  ausgezeichneten  außerordentlichen  Prqfessorm  umtPriwatdoKttUtit 
vgL  dm  MiHErt.  ttom  t4.JäM$ir  1879.  Z.  18^62  ex  im  (s,  Nr,  tSTJ. 
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ofdentUcbea  Professoren,  diese  endlidi  vor  den  Privatdozenten  und  Lehrern 
dnc  höhere  akademische  SteOiingf  inne  haben. 

Die  ordentlichen,  ebenso  wie  die  außerordentlichen  Professoren  unter 
sich  sind  einander  an  Rang  in  ihrer  akademischen  Eigenschaft  gleich. 

Insofern  es  aber  bei  akademischen  Funktionen  auch  unter  ihnen  eine 
Ordnung  des  Sitzes,  des  Votums,  des  Vortrittes  usw.  peben  mulJ,  richtet 
sich  diese  Ordnung')  laut  den  bestehenden  älteren  und  neueren  Vorschriften, 
wekfae  selbst  in  dem  provisorischen  Gesetze  über  die  ürganisierung  der 
skadcmischen  Behörden  in  den  §§  4  und  14')  ihre  Bestitigung  finden, 
lediglich  nach  der  Dienstzeit,  welche  die  betreffenden  Glieder  des 
Lehrkörpers  in  ihrer  Eigenschaft  als  ordentliche  oder  beziehungsweise  auBer- 
onlendichc  Professoren  zurückgelegt  haben,  und  es  können  andere  Mo- 
mente der  äußeren  Rangstellung,  Ehrenauszeichnungen  usw.,  welche  sidi 
nicht  auf  das  akademische  Verhältnis  des  betreffenden  Professors  zu  dem 
Lehrkörper  als  solchen  bezieben,  hiebei  nicht  in  Anschlag  gebracht  werden. 


Nr.  133. 

Erial  des  Mlilsterlfiiiis  for  K.  a.  0.  rom  10.  Dezendiir  1857, 

Z.  21.09L 

an  den  akademischen  Senat  der  Universität  zu  Pest, 
<bcfreffefid  die  Pestscfzung  des  Ranges  der  FaknltilBpnyf^sfloren). 

Nach  der  Ah.  Entschl.  vom  22.  Februar  (Studienhofkommissionsdekret 
vom  29.  .März  1833)^)  ist  der  Rnn[^  der  wirkhchen  Fakultätsprofessoren 
in  jedem  Falle  nach  den  Dienstjahren  zu  bestimmen,  welche  sic  als  wirk- 
liche ordentliche   Fakuit  ilsprofessoren  zählen. 

In  Ermanglung  den  ^  [rcnwärtipen  Universitätsverhältnissen  vollkommen 
anijepaßter  neuerer  Bestimmungen  ist  auf  diese  Ah.  Entschl.  in  allen  Fällen 
nirückzugehen,  in  welchen  nicht  Professoren  anderer  Lehranstalten  infolge 
spezieller  Ah.  sanktionierter  Bestimmungen  rficksichtlich  ihres  Dienstranges 
den  Universitätsprofessoren  ausdrficklich  gleichgestellt  worden  sind,  wie 
dies  bei  den  ehemaligen  rechts-  und  staatswissenschaftlicfaen  Professoren 
der  Theresianischen  Ritterakademie  und  den  Professoren  der  medizinisch- 
diirurgischen  l^hranstalten  der  Fall  ist 

Die  an  den  ehemaligen  ungarischen  Rechtsakademien  zurückgelegten 
Dienstjahre  können  der  an  einer  k.  k.  Universität  zurtjckgelegten  Dienst- 
zeit behufs  Rangbestimmung  nicht  gleidigeachtet  werden. 

*i  MHdgm  MbdSrt.  mm  ISL  AprtI  ms,  Z,  t30S,  wante  hemeHU,  diS  tfit  MitiM<rtinii  dlcte 

Ordnung  stets  als  eine  hmtR  Aagelegenhcit  der  betreffenden  Professorenkollegien  insolangc 
behtndcU  und  sich  jcpUchen  Klnflu^scs  insolan^e  enthalten  hat ,  als  dfc?falls  hierin  mit  voller 
Cinaifltigkeit  vorgegangen  und  von  keiner  Seite  eine  Entscheidung  des  Ministeriums  in  Anspruch 

§§  5andt$dn  Qt$Hg$t  vom  27.  Aprü  tm,  KOBNr,  63  ($.  Nr.  tBJ, 
*)  s.  Nr.  m. 
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Np.  134. 

Mal  tes  Mlnlsterliims  fnr  K,  b.  D.  vom  12.  HoTOiilier  1858. 

Z.  18.269( 

an  die  k.  k,  StatthaJtcrei  von  Mähren, 

(betreffend  den  Rang  der  Professoren  bischöflicher  theologischer  Lehr- 
anstalten, wenn  sie  als  Professoren  an  eine  Universität  berufen 

werden). 

Die  den  Professoren  der  bischotllchcn  theologischen  Lehranstalten, 
utnn  sie  als  ordentliche  Professoren  der  Theologie  an  eine  Universität 
berufen  werden,  durdi  den  Punkt  2  des  MinErl.  vom  15.  September  1851 
(RQBNr.  215)  in  Ansehung  der  Berediniing  ihrer  Dienstzeit  gewahrte  Ver- 
gOnstigung  hat^  wie  dies  aus  dem  JVlinErL  vom  3a  Juni  1852  (ROBNr.  141) 
ersichtlich  wird,  lediglich  auf  das  Vorrflckungsredit  und  den  Pensions- 
anspruch der  erwähnten  Professoren  Einfluß  und  berührt  sonach  ihren 
Rang  in  dem  ProfessorenlcoUegium,  dessen  Glieder  sie  werden,  nicht 


Nr.  135. 

Erlaß  des  Aftlnisters  fflr  K.  u.  U.  vom  14.  März  1871,  Z.  2279, 

MVBNr.  16, 

an  das  ProfessorenlcoUegium  der  philosophischen  Falniltät  der  Universität 

in  Prag, 

batreffend  die  Reihung  der  Professoren  einer  und  derselben  Fakultit 

untereinander. 

In  Erledigung  des  Berichtes  vom  6.  Februar  d.  J.,  betreffend  die 
Frage  der  Einreihung  des  von  Lemberg  nach  Prag  übersetzten  Professors 
.  .  .  im  philosophischen  ProfessorenkollcjTium,  setze  ich  das  k.  k.  Pro- 
fessorcnlvüliegium  in  Kenntnis,  daß  rücksichtlich  des  Ranges  der  Fakul- 
tätsprofessoren die  Bestimmung  des  Studienh  tkoiiunissionsdckretcs  vom 
29.  März  1833,  Z.  1243,  in  Anwendung  zu  kuninien,  demnach  die  Reihung 
im  Lektionsplanc  und  Personatstande  sowie  die  Sitzordnung  und  die  Ord- 
nung bei  Abgabe  eines  Votums,  hinsichtlich  des  Vortrittes  usw.  sidi  ledig- 
lich nach  der  Dienstzeit  zu  richten  hat,  welche  die  betreffenden  Glieder 
des  Lehrkörpers  in  ihrer  Eigenschaft  als  ordentliche  oder  au6erordentUclie 
Professoren  zurildcgelegt  haben. 

Von  dieser  Anordnung  kann  nur  dann  Umgang  genommen  werden, 
wenn  von  Seite  eines  Professors  eine  Verzichtleistung  auf  die  ihm  hie- 
nach  zukommenden  Ansprüche  entweder  ausdrücklich  voriiegt  oder  mit 
Sicherheit  vorausgesetzt  werden  kann. 
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Nr.  136. 

Erlaß  des  k.  k.  FlnanzmlBlsteriams  vom  2.  Juni  1873,  Z.  1816, 

(betrelfetid  die  mit  der  Verleihung^  des  Titels  einer  höheren  DleostM« 
kategorie  an  Staatsbeamte  verbundenen  Rechte). 

Auf  Grund  der  Ah.  Entschl.  vom  5.  April  1873  gewährt  eine  vom 
T^c  dieser  Ah.  Resolution  an  erfolgende  Verleihung  des  Titels  einer 
höheren  Dienstes knte£Torie  an  einen  Staatsbeamten  dem  damit  Beteilten 
das  Recht,  sich  nicht  nur  der  Titulatur,  sondern  auch  der  dieser  höheren 
Kat^orie  entsprechenden  Uniiormabzeichen^)  zu  bedienen. 


Nr.  m. 

Erlall  dfs  HlDlsters  flr  K.  o.  ü.  vom  14.  Jlnner  1879,  Z.  18.2S2 

ex  1878. 

an  das  Dekanat  der  philosophischen  Falcultat  Wien, 

(betreffend  die  akademische  Stellung  der  mit  Titel  und  Charakter  eines 
ordentllciien,  beziehungsweise  außerordentUcheo  Professors  ausge- 
zeichneten anierordeotUcheo  Professoreo  and  Privaidozenten). 

Die  in  den  Benduen  vom  13.  November  und  18.  Dezember  v.  J., 
Z.  630,  gestellte  Anfrage,  greift  ihrer  Natur  nach  über  den  diesmal  vof- 
iiegenden  Anlaß  ihrer  LevkruQg  hinaus,  da  die  Frage,  wie  die  mit  Titel 
und  Charakter  ordentlicher  Professoren  beklekleten  außerordentlichen  Uni- 
vcfsitatsprofessoren  in  den  akademischen  Personalverzeichnissen  rangiert 
werden  sollen,  nicht  wohl  entschieden  werden  kann,  ohne  daß  gleich- 
zeitig festgestellt  werden  wird,  welche  rechtliche  Wirkung  überhaupt  einer 
solchen  Auszeichnung,  nämlich  der  Verleihung  von  Titel  und  Charakter  eines 
ordentlichen  Professors  zuzuerkennen  sei? 

Da  hierüber  die  bestehenden  Direktiven  keine  ausdrucklichen  Be- 
stimmungen eniiialten,  finde  ich  aus  Anlaß  der  von  dem  Dekanate  gestellten 
Anfrage  nachstehendes  zu  erklären: 

JMit  der  Verieihung  von  Titel  und  Charakter  einer  staatsdienstlidien 
Stellung  sind  nach  dem  feststehenden  Wesen  dieser  Auszeichnung  alle 
mit  letzterer  Stellung  verbundenen  Ehrenvorzüge,  niemals  aber  der  An- 
spruch auf  die  Bezüge  oder  auf  die  mit  ehier  solchen  Stellung  verbundenen 
dienstlichen  Funktionen  verliehen. 

Insoweit  es  sich  (Jnhcr  bei  den  mit  Titel  und  Charakter  eine?  ordent- 
lichen Universitäts-Proiessors  bekleideten  akademischen  Lelirern  nicht  um 
bloße  Ehrenvorzüge,  sondern  um  wirkliche,  vielleicht  sogar  (wie  die  Be- 
kleidung einzelner  akademischer  Würden  und  die  Teilnahme  an  den 
strengen  Pr&fuQgen  mit  einem  gewissen  utile  verbundenen)  akademische 

't  Vgt.  hiezu  (Ü£  Bfstimmunß  drs  §  /  der  Verordnung  des  Oesamtminisf^riums  vom 
20,  Oktober  t889,  ROBNr.  t76,  womü  eine  neue  Vorsduift  über  die  Untformientng  der  k.  k.  Staats- 
hmmU  II  «rlmm  wmrtle  fs,  Nr.  I63J. 
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Funktionen  handelt,  wird  diesen  Professoren  die  GleichsteUung  mit  den 

ordentlichen  Professoren  der  Fakultät  nicht  zuzugestehen  sein,  die- 
selben können  insbesondere  die  nur  ordentlichen  Professoren  znpäng- 
iichen  akademischen  Würden  nicht  erlmiun  und  ^ie  haben  ferner,  falls 
sie  hiezu  nicht  aus  einem  anderen  Orunde  lierufen  sind,  kein  Recht 
zur  Teilnahme  an  den  Sitzungen  des  ProfessorenkoIIegiums  und  an  den 
strengen  Prüfungen  behufs  Erwerbung  des  Doktorgrades. 

In  den  akademischen  Personalvetzeichnissen  sind  diese  Professoren, 
um  Irrungen  über  ihre  Funktionen  hintanzuhalten,  unter  den  aufteroident- 
lichen  Professoren,  jedoch  unter  Anführung  des  Umstandes,  daß  ihnen  Titel 
und  Charalcter  eines  ordentlichen  Professors  veHichen  sei,  zu  verzeichnen. 

In  analoger  Weise  sind  Privatdozenten,  denen  der  Titel  eines  außer- 
ordentlichen Professors  verliehen  wurde,  im  Pcrsonalstande  der  Privat- 
dozcnlrii  oder  in  einer  abgesondcrlin  Rubrik  \(jr  (lerisclben  unter  Bemerkung 
der  ihnen  verhchcncn  Auszeichnung  autzuluhrcu.  Aul  die  mit  der  außcrurdcnt* 
liehen  Professur  verbundenen  aicademischen  Rechte  und  Funktionen  haben 
solche  Privatdozenten,  da  ihnen  überhaupt  der  Charakter  von  Staatsdienem 
fehlt,  selbstverständlich  keinen  Anspruch, 

An  diesen  aus  dem  bestehenden  Systeme  sich  ergebenden  Grund- 
sätzen ist  in  Hinkunft  ausnahmslos  festzuhatten. 


Nr.  138. 

Erlafi  des  Ministers  ftlr  K.  u.  U.  vom  27.  Juni  1891,  Z.  13.429, 

an  das  Dekanat  der  medizinischen  Fakultät  der  Universität  in  Wien, 

betreffend  die  ElnreOiiuiif  der  auf  Onuid  derselben  Ah.  Entachlleftong 
zu  anScrordenfHehen  Profeisoren  ernannten  Privatdozenten  In  das 

Profesaorenkolleglnm). 

Mit  Bcziehun^r  auf  die  mit  Bericht  vom  20.  Juni  I.  j.,  Z.  723,  gestellte 
Anfrage  in  Betreti  der  Einreibung  der  außerordentlichen  Professoren  nach 
dem  Senium  in  das  Professorenkollegium  wird  dem  Dekanate  eröffnet, 
daB  in  jenen  Fällen,  in  welchen  zwei  oder  mehrere  Dozenten  auf  Onind 
ein-  und  derselben  Ah.  Entsdil.  zu  aufierordentlidien  Universitätsprofessoren 
ernannt  worden  suid  und  kein  sonstiges  Moment  für  die  Entscheidung 
der  Frage,  welcher  von  diesen  in  Gemäßheit  des  Gesetzes  vom  27.  April 
1873*)  zuerst  in  das  Professorenkollegium  aufzunehmen  sei,  geltend  gfcmacht 
werden  kann,  die  längere  Tätigkeit  als  Privatdozent  als  maßgebend  zu  be- 
trachten ist.  -) 


')  Dk  bloß  mit  dem  Titel  eines  Umversitätsprofessors  bekleideten  Primtdozenten  sind  als 
sdldit  MUk  $  t,  M»,  4,  4»  Vawämuig  ätt  Ouamtmitiisferium  vorn  20.  Oktober  at9, 
ROWr,  in  fs.  Nr.  USJt  warn  Tfagtn  d»  StaaMeamtaau^form  tiieht  beredtUgL 

•)  s.  Nr.  IS. 

*)       Nr.  129  Mtd  SSL 
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Nr.  18». 

Erlaß  des  Ministers  far  K.  u.  D.  vom  21.  Angast  1896.  Z.  1869/KUM, 

an  das  Rektorat  der  Universität  in  Wien, 
(wonach   eine  Anrechnung   der  von  einem  in  das  Inland  berufenen 
Professor  an  einer  ausländischen  Hochschule  erworbenen  Anciennität 

nicht  stattfindet). 

Auf  die  im  Berichte  vom  27.  Juli  1896,  Z.  3406,  gestellte  Anfrage 
eröffne  ich  dem  Rektorate  .  .  daß  für  die  Rangfolge  der  von  ausländischen 
Hochsciiulon  in  das  Inland  berufenen  Professoren  in  dem  betreffenden 
Professorcnkollcgium  der  inländischen  Hochschule  in  Gemäßheit  der  hier- 
zulande bestehenden  allgemeinen  Normen  und  unbeschadet  der  den  Be- 
treffenden etwa  zugestandenen  Anredicnbtrkeit  der  im  Auslände  zurfick- 
gdegten  Dienstjahre  für  die  sekierzeitige  Pensionsbehandlung  lediglich  der 
Zeitpunkt  der  Reditswirksamkeit  der  für  eine  inlandische  Hochschule  er- 
folgten Ernennung  maßgebend  ist;  somit  eine  Anrechnung  der  an  einer 
ausländischen  Hodischule  erworbenen  Andennitat  nicht  stattfindet 


Nr.  140. 

Erlai^  des  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  17.  Februar  1S97,  Z.  17.059 

ex  1896, 

an  das  Rektorat  der  Universität  in  Wien, 

(betreffend  die  Reibung  der  ordentlichen  Professoren  im  Personalstands- 
verzeichnisse). 

Aus  Anlaß  des  Ansuchens  der  Mitglieder  der  rechts-  und  staatswissen- 
Schaft! ichen  Fakultät  der  Wiener  Universität  N.  N.  und  N.  N.  .  .  um  Zu- 
erktnnung  des  ihnen  gebührenden  Ranges,  hrw  um  Richtigstellten 57  der 
arrilichen  Personalstandsverzeichnisse  der  genannten  Universität  in  dieser 
kichtung,  hat  das  Rektorat  unter  dem  3.  Juli  1S96,  Z.  621,  über  den  an 
einzelnen  Fakultäten  dieser  Universität  bei  Reihung  der  in  das  Professoren- 
koilegium  neu  eintretenden  otdentlichen  Professoren  bisher  beobachteten 
Vorgang  Bericht  erstattet 

Mit  Beziehung  auf  diesen  Bericht  finde  ich  dem  Rektorate  nach- 
stehendes zu  eröffnen. 

Die  Reihung  der  ordentlichen  Professoren  einer  und  derselben  Fakultät 
im  Personalstandsverzeichnisse  hat,  wie  dies  auch  in  dem  MinErl.  vom 
14.  Mär?  1871,  Z.  2279  (MVRNr.  iri),*)  aus  Anlaß  oine«^  he<;onderen  Falles 
ausgesprochen  wurde,  auf  ürund  des  Studienliofkommissionsdckrctes  vom 
29.  März  1S33,  Z.  1243,')  lediglich  nach  der  Dienstzeit  zu  erfolgen,  welche 
die  betreffenden  Mitglieder  des  Lehrkörpers  in  ihrer  Eigenschalt  als  ordent- 
licfae  Professoren  zurückgelegt  haben. 

»)  *.  Nr.  m. 
^  s.  Nr.  tX. 
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Die  rechts-  und  staatswissenschaftliche  Fakultät  hat  aber  bisher  in  der 
Reihung  ihrer  Mitglieder  einen  hicvon  abweichenden  Vorgancr  eingehalten, 
wobei  sie  sich  insbesondere  auf  den  Beschluß  des  Professorenkoltegiums 
vom  15.  Jänner  1868,  Z.  308,  beruft 

Allerdings  ist  das  Ministerium  in  seinem  Erlasse  vom  18.  AprU  186^ 
Z.  1305,^)  demselben  nicht  enigegeqgetretea  und  hat  der  FakuItSt  es  Ober- 
lassen,  die  Reibung  ihrer  Mitglieder  nach  dem  Zeitpunkte  ihrer  Berufiing 
an  die  juridische  Fakuttit  in  Wien  vorzunehmen,  indem  es  das  autonome 
Vorgehen  des  Kollegiums,  sofern  es  sich  um  eine  innere  Angelegenheit 
desselben  handelte,  nicht  beschränken  und  bei  der  vollkommenen  Gleichheit 
aller  ordentlichen  Professoren  als  solcher  der  Reihenfolge  der  Namen  in 
dem  bctrcffctiden  Verzeichnisse  nicht  die  Bedeutung  einer  Rangabsiufung 
gegeben  sehen  wollte.  Dieses  Zugeständnis  ist  aber  unter  einer  bestimmten 
Voraussetzung  erfolgt,  die  nach  der  Haltung  der  beiden  beschwerde- 
führenden Professoren  nicht  mehr  existiert 

Damit  erscheint  die  Frage  der  Reihung  der  Professoren  in  dem  amt- 
lichen Personalstandsverzelcfanisse  als  euie  der  internen  Behandlung  im 
Professorenlcollegium  entrückte  Frage,  auf  weldie  aussdilteßUch  die  all- 
gemeinen Vorschriften  Anwendung  zu  finden  haben. 

Nach  dieser  aber  sind  die  ordentlichen  Professoren  N.  N.  und  N.  N  

in  dem  amtlichen  Personalstandsverzeichni«;?:c  ihrer  Fakultät  nach  MriRp^^be 
der  von  ilmen  in  der  Eigenschaft  als  ordentliche  Professoren  zurückgelegen 
Dienstzeit  einzureüien. 


6.  Sonstige  Rechtsverhältnisse.^) 


Np.  141. 

Aus  dem  Hofkanzleldokrete  vom  15.  Juni  lS27«Z.1084,PGSBd.55, 

Nr.  72.  8.  109, 

betreffend  das  Verbot  der  Anstellung  verwandter  oder  verschwägerter 
Individuen  bei  einem  und  demselben  Amte. 

Se.  Majestät  haben  mit  höchster  Entschl.  vom  1.  Mai  1S27  in 
Hinsicht  aut  das  bestehende  Verbot  der  Anstellung  verwandter  oder 
verschwäj^crter  Individuen  bei  einem  und  demselben  Amte  nachfolgende 
nähere  Bestimmungen  zur  Richtschnur  für  die  politischen  und  Kameral- 
behörden')  vorzuzeichnen  geruht: 

1.  Das  Verbot  der  Anstellung  verwandter  oder  versdiwägerter  Indi- 
viduen  bei  Ämtern  der  politischen  und  Kameralverwaltung  hat  sich  auf 

•)  Vgl.  Nr,  132  Anmerkung  '). 

■)  Ein  UnivenltUtprofenor,  der  zugleich  DIrdctor  dct  zn  dieser  UnlvenHIt  al«  Htlfntnstalt 
Kchttrendcn  botanitchen  Gartens  ist,  ist  nicht  in  dem  Orte,  wo  dieser  Oarten  liegt,  sündcm  ia 
dem  Orte,  wo  die  Univers-it-it  «irh  befindet,  walilbercch'i-^t.  da  letzterer  Ort  als*  sein  ständiger 
Amtssitz  erscheint  (Entscheidung  des  VQH  vom  19.  Janaer  lä87,  Z.  216,  Budw.  Xi,  3352,  Böhmen;. 

>)  Dieu  Vcneiaifi  gfU  taut  Hr.  t4amuhfir  ia»  Ubmui. 
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Bbtsverwandte  in  auf-  uod  absteigender  Linie,  auf  Geschwisterkinder  oder 
inf  die  in  der  SeiteoUnie  noch  näher  verbundenen  Personen,  dann  auf  aUe 
diejeBigen  zu  erstrecken,  welche  in  eben  dem  Qrade  miteinander  ver* 
sdrärigert  suid. 

Nr.  142. 

ttBdienliofkOjDuiilssiOTisdekret  vom  29.  Dezember  1828,  Z.  6729, 

PGS  Bd.  56,  Nr.  124,  S.  329, 

an  sämtliche  Landesstellen, 

srit  Wcisongcn  wegen  Vornahme  der  Prüfungen  in  Fällen  der  Verwandt- 
Schaft  der  Examinatoren  mit  den  Sciifilem. 

Se.  Majestät  haben  mit  höchster  Entschl.  vom  8.  Dezember 
}82S  zu  verordnen  geruht:  daß,  um  allen  Schein  der  Parteilichkeit  bei  etwaiger 
Verwandtschaft  der  Studiendirektoren,  Präfekten  oder  der  Professoren  mit 
den  Schülern  zu  veriTu  itlrn,  von  dem  Studiendirektor,  Präfekten  oder  Professor 
bei  den  Scmestrai-,  Jahres-  oder  strengen  Prüfune^en  sclcfier  Schüler,  welche 
nahe  Angehörige  von  ihnen  Sind,  und  zu  den  Biutsvcrwandicn  oder  ver- 
schwigerten  Individuen  gehören,  die  in  dem  Hofdekrele  der  k.  k.  vereinigten 
Hoikanzlei  vom  IS.  Juni  1827  angeführt  sind,  das  Amt  nicht  gehandelt 
werden  könne.  In  solchen  Fällen  sei  die  Prüfung  anstatt  des  ordentlichen 
Professors  von  dem  Direktor,  Präfekten  oder  einem  anderen  des  Faches 
kundigen  Professor  vorzunehmen. 

Im  Falle  eines  mit  dem  Direktor  oder  Präfekten  obwaltenden  solchen 
Verhältnisses  aber  soll  von  dem  für  :indere  Verhinderungsfälle  bestimmten 
Stellvertreter  desselben  das  Amt  übernommen  werden.  Übrigens  verstehe 
sich  von  selbst,  daß  die  Prüfungszeugnisse  in  derlei  Fällen  nicht  von  der 
verwandten  oder  verschwägerten  Person,  sondern  von  demjenigen,  der  in 
Stettvertretung  derselben  die  Prüfung  voigenommen  oder  geleitet  hat,  unter- 
fertigt werden  müssen. 

DaA  die  mit  der  erwähnten  Hofkandeiverordnung  vom  15.  Juni  1827 
bekanntgemachte  h.  Entschl.  vom  1.  iV\ai  eben  dieses  Jahres  in  Absicht 
auf  das  bestehende  höchste  Verbot  der  Anstellung  verwandter  oder  ver- 
schwäg:erter  Personen  bei  einem  und  demselben  Amte  in  ihrem  ganzen 
Umfange  auch  auf  das  bJeilHnd  angestellte  Personale  sämtlicher  Bildungs- 
anstalten anzuwenden  sei,  und  zwar  dahin  zu  gelten  habe,  daß  an  diesen 
Anstalten  auch  Personen,  die  in  dem  daselbst  bestimmten  Grade  verwandt 
oder  verschwägert  sind,  zwar  im  Verhältnisse  der  Koordination,  aber  nicht 
der  unmittelbaren  Subordination  Ixi  derselben  Anstalt,  weder  als  definitiv 
aqgeateltt  werden,  noch  als  Supplenten  dienen  können. 

Daß  eben  dieses  Verbot  auch  von  den  unbesoldeten  oder  Ehrenämtern 
eines  Studiendirektors,  sowie  von  den  Assistenten  oder  Adjunkten  in  Bezug 
auf  den  Professor  cxier  Lehrer  zu  gelten  habe,  bei  dessen  Lehrfache  sie 
äugest  eilt  sind. 

Daß  die  Anwendung  dieses  Verbotes  auf  jem  Individuen,  die  von  den 
Bisdiöfen  oder  Ordensgemeinden  über  bloße  konkursartige  Pruiung  bei  dem 
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Lchramie  oder  bei  der  Leitung  der  Lehranstahen  angesfellt  werden  und 
daher  abberufen  werden  können,  nicht  statthabe. 

Daß  diese  h.  Entschl.  auch  auf  die  Lehrer  und  Gehilfen  an  den 
bloßen  Triviaischulen  nicht  auszudehnen  sei. 

Diese  h.  Entschl.  wird  der  Landesstelle  zur  genauesten  Beobaclitunij 
und  Beauftragung  der  unterstehenden  Lehr-  und  BUdungsanstalten  hiemit 
erofinet. 


7.  LehrverplIichtiingeiL 


Nr.  143. 

BrlaB  Iis  Hbilsterliims  nr  K.  d.  D.  vom  7.  Fdiniar  1S49, 

Z.  t95/U7. 

an  den  Landeschef  von  Böhmen, 

(worin  bemerkt  wird,  daß  nur  streng  wissenschaftliche  Gegenstände  zu 
V4»rtri|^  auf  UnlverBiliten  geeignet  aeten). 

Zum  Vortrage  auf  Universitäten  sind  nur  streng  wissenschaftliche 
Gegenstände  geeignet,  deshalb  gehören  der  Sprachunterricht,  ohne  Ver- 
bindung mit  der  Literatur,  der  Unterricht  in  der  Stenographie,  Kalligraphie  etc. 
nicht  zur  Unbersität,  und  die  Lehrer^)  derselben  können  nicht  den  Rang 
eines  Dozenten  ansprechen. 


Ans  im  Erlasse  las  MiDistarivms  das  affantUehaD  Dntarrlchtas 
?am  1.  Hfln  im  Z.  1399.  RtBNr.  148, 

an  das  Professorenicollegium  der  philosophischen  Fakultät  der  Universität 

in  Wien, 

(beireffend  die  Berechtigung  der  Professoren,  Vorlemngcii  Sber  dii 
beliebiges  Fach  Ihrer  Stadienabteilimg  abziilianeii).*) 

In  diesem  Erlasse  wurde  bemerkt,  daß  die  Auffassung  des  Wiener 

philosophischen  Professorenkollegiums,  daß  jeder  Universitätsprofessor  be- 
rechtigt sei,  über  ein  beliebiges  Fach  seiner  Studienabteilung  (nebst  dem« 
jenif^en,  wo/u  er  vermöge  seines  Lehramtes  verpflichtet  ist,)  Vorlesiinpfcn  zu 
halten  und  es  darüber  ledipitrh  einer  Anzeige  an  sein  Professorengremium 
bedürfe,  und  ein  förmliches  üesuch  an  die  betreffende  Fakultät  nur  dann 

*>  VgL  Nr,  am, 

")  Für  d/i<!  Altsmaß  d.'-r  !  .-hrvfrpflichlunn  dt'r  Pro/nsorrn  nherkaapt  sind  dir"  Rest!mmuni;en 
der  §§  5,ö,  7  und  8  der  MinVd^.  vom  J2.  Juli  isso,  Z.  5097,  RQBNr,3IO  (KoUegiengeidergeseiz 
Nr.  39t),  für  dUt  Professoren  an  der  crifchtseh''OrlgntaUsdl-iheologisekeH  FakaiäU  4Ur 

Vnivenitdt  in  Czernowit:  auch  dir  Brstimmiinggn  des  §  9  der  MirtVdg.  vom  30.  August  tSTS, 
7.  FfinSr.  /ir?  (s.  Sr.  f)22),  maßgebend.    Vßl.  bezüglich  der  Professoren  dsr  Jaridischem 

fükulsui  i'urtki     des  Mm  tri.  vom  Z  September  1852,  Z.  8736  (s.  Nr.  t46J. 
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gefoidcrt  werde,  wenn  er  in  tiner  anderen  FakultitsstudienabteUung  vorzu* 
inga  wünscht  —  ganz  im  Sinne  des  MinEii  vom  19.  Dezember  1848, 
Z.  8173  (Hauptnorm),  ül>er  die  Habilitierunff  der  Privatdozenten  *)  und  dem-  • 
idbta  voUlcommen  entsprechend  wäre. 


Nr.  146. 

Ais  lern  Ertam  leslfliilstsrlimis  für  K.a.0.  vom  18.  Jlnnnr  1891 

Z.  341, 

so  das  ProtessorenkoUegium  der  rechts-  und  staatswissenschaftUchen 

Fakultät  der  Universität  in  Innsbruck, 
(betreffend  die  Befugnis  der  Professoren  zm*  Abhaltung  von  Vorlesungen 
Iber  ihrem  Nominalftiche  verwaiMite  oder  fiber  andere  Fieber  derselben 

oder  einer  anderen  Fakultät). 

Die  Anfrage,  ob  ordentliche  Professoren  auch  berechtigt  seien,  über 
andere  Fächer,  als  für  welche  sie  angestellt  sind,  auch  dann  zu  lesen,  wenn 
sie  dafür  ein  Kollegiengeld  in  Anspruch  nehmen,  muH  schon  nach  dem 
üesetze  vom  12.  Juli  1850,  RGB.,  Z.  310,-)  bejahend  beantwortet  werden. 
Um  über  verwandte  Fächer  zu  lesen,  bedarf  es  nur  der  Anzeige  an  das 
PtafessorenkoIIegium;")  um  auch  über  andere  Fächer  derselben^)  oder 
eiaer  anderen»)  Fakultät  zu  lesen,  ist  aber  die  Genehmigung  des  Unter- 
richtsministeriums einzuholen.  —  Welches  Kollegiengekl  sie  hieffir  zu  fordern 
berechtigt  sind,  ist  mit  Rücksicht  auf  ihre  lehramtlichen  Verpflichtungen  und 
auf  die  Bestimmungen  obigen  Gesetzes  ZU  entscheklen. 

>X^elche  Fächer  als  verwandte  anzusehen  seien,  hat  zunächst  das 
Professorenküllegium  zu  beurteilen  und  bei  dieser  Beurteilung  der  Lehr- 
freihcit  keine  zu  engen  Schranken  zu  ziehen;  in  zweifelhaften  Fällen  ist 
an  das  Unterrichtsministerium  von  Fall  zu  Fall  Bericht  zu  erstatten. 


Nr.  146. 

Aus  dem  Mlnlsterialerlasse  vom  2.  September  1852,  Z.  8736. 

an  das  rechts-  und  staatswissenschaftiiche  Professorenlcoliegium  der  Uni- 
versität zu  Lemberg, 
(womit  in  Bezug  auf  die  abzuhaltenden  Vorlesungen  der  Dozenten, 
insbesondere  rficltsichtlich  der  Spezialkoltegien  Bemerkungen  mitgeteilt 

werden). 

Man  sieht  sich  zu  folgenden  Bemerkungen  veranlaBt: 

1.  Dem  wissenschaftlichen  Interesse,  sowie  den  Bedürfnissen  des  lechts- 

*)  DeneU  gOt  die  HaMäatioasnorm  vom  11.  Februar  1888,  ROBSr.  19  (s.  Nr.  187). 
*)  t.  Nr.  39t  (§  7}, 

Vs^!.  Sr.  144.  Der  Erlaß  des  provisorischen  Ministeriums  des  Unterrichts  vom 
I.  Aprü  l»49  fKOBNr.  mj  bemerkt  übereinstimmend,  dßß  bei  den  wirklich  angestellten 
PnimortHt  mmn  jiv  Mer  «Ar  ivrwKiiKtfct  Faeh  Uu»  mollMi  dte  cnbmngsm^ß^  Ameige  bei 
4m  Lehrkörper  genügt,  a.  auh  Nr.  ISO. 

«)  Vgl.  Sr.  147. 

•)  Vgl.  §  3  des  Qesetzes  vom  27.  April  1873,  ROBSr.  63  (s.  Nr.  18J ,  wonach  läejür  die 
Zasämmmne  dieaer  amlenn  FakKliäi  e/fontertich  ist.  In  Ermangüuig  derselbe»  etiteeMdet  der 
akademü^e  Settal,  von  wdekem  tUe  Benffiuig  an  das  UaterrieMsmInititeriam  et^piffen  merden  kum, 

9» 
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und  staaiswisseiudiafllidicii  Untenidites  wird  mit  sogenannten  SpeziaU 
kollegien  nur  dann  entspFodien,  wenn  in  regelmäßige  wiederkehreiuten  Haup^ 

kollcgien  das  Ganze  eines  Lehrfaches  und  insbesondere  einer  positiven 
Oesct/gcbung  in  ihrem  zusammenhängenden  Systeme  als  ürundlage  ge- 
boten wird,  und  insbesondere  wird  dies  zu  einer  nützlichen  Vergleicbung 
mehrerer  Rechtssysteme  als  Vorbedingung  erforderlich  sein. 

Es  muß  daher  tbtnsu  das  römische  Recht,  wie  das  allgemeine  bürger- 
liche Gesetzbuch  in  seinem  Systeme  als  Ganzes  in  jedem  Jahrgange  von 
dem  Professor  gelehrt  werden,  welcher  dafür  angestellt  ist. 

2.  Zu  Vorlesungen  über  ein  verwandtes  Lehrfach  ist  ein  ordeutUdier 
Professor  der  rechts-  und  staatswissensdiafdidien  FakuHit  erst  dann  be- 
reditig^  wenn  er  durdi  Ankflndigung  neunstünd^;er  Vorlesungen  über  seine 
Nominalfächer  den  Verpflichtungen  genfigt,  welche  ihm  im  Sinne  seiner 
Anstellung  zunächst  und  wesentlich  obliegen.*) 

3.  So  wichtig  auch  SpezialkoUegien  sind  und  so  sehr  das  Prinzip 
der  Konkurrenz  in  dem  Geiste  des  neuen  Lehrsystemes  liegt,  so  ist  doch 
darauf  zu  sehen,  daß  der  Kampf  der  geistigen  Konkurrenz  mit  rein  geistigen 

Waffen  geführt  und  nicht  ein  fremdartiges  Element  mit  hineinbe/ocren  werde. 
Insolange  das  System  der  Kollegiengelder  noch  nicht  festere  Wurzeln  gefaßt 
hat,  kann  daher  das  Unterrichtsministerium  eine  Konkurrenz  nicht  billigen, 
bei  welcher  ein  Einfluß  der  Ziffer  des  Koliegiengeides  auf  den  Erfolg  zu 
besorgen  steht. 

tiienach  werden  solche  Vorlesungen  beurteüi  und  hmiticri  werden 
mfissen,  welche  ein  ordenflidier  Professor  fiber  das  Nominalfadi  eines  seiner 
Kollegen  ankündigt»  und  die  Stundenzahl,  welche  letsslterer  seinem  Kollegium 
wklmet,  wird  daher  als  das  Minimum  der  Stundenzahl  zu  betrachten  sein, 
welche  auch  der  erslere  der  konkurrierenden  Vorlesung  zu  geben  bat 


Np.  147. 

ins  den  Masss  tn  llliilstirliims  Nr  K.I.U.  Tom  16.  April  1858, 

Z.  5164. 

an  das  Professorenkollegium  der  rechts-  und  staatswlssenschaftllchai 

Fakultät  der  Universität  In  Graz, 

(betreffend  die  Fmge,  unter  welchen  Bedingungen  die  Ansdehnnns  der 
Lehrbefngnisse  der  «ngeitellten  Profeseoren  nnf  Lehrfächer,  welche 
Ihrem  NominaUtehe  nlctat  homogen  sind,  ansgesprodien  werden  kmin). 

Ein  angestellter  Professor  kann  nicht  zugleich  Privatdozent  sein,  und 
wenn  er  ütier  ein  seinem  Nominalfadie  femer  stehendes  wissensdiafliidies 
Gebiet  zu  lesen  die  Bewilligung  eihSit,*)  so  Hest  er  sohln  Uber  dasselbe 
in  seiner  Eigenschaft  als  Professor.  Er  kann  auch  nkht  einem  Habilitatioiis- 


»)  Vgl.  Nr,  391  fiS 

«)  Vgl.  Nr,  t44  and  t4S, 
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akte  vor  seinen  Kollegen  unterzogen  werden.  Andrerseits  kann  aber  aller- 
diags  die  Ausdehnung  der  Lehrbefugnisse  der  angestellten  Professoren  auf 
Lehrfächer,  welche  flirem  Nominalfacfae  nicht  analog  und  homogen  sind, 
doch  nicht  ausgesprochen  werden,  ehe  nicht  Beweise  von  einer  tieferen, 

w!?=cn5chaftlichon  Tätigkeit  auf  dem  Gebiete,  welchem  jene  Lehrfächer  an- 
gehören, vorliLgen.  Wenn  die  unabweisbare  Notwendigkeit  eintritt,  ein  Lehrfach 
für  eine  kur/c  Zeit  supplieren  in  Kis<;pn,  so  koruv.  n  an  denjenigen,  welcher 
damit  betraut  wird,  solche  Anturdcrungen  nicht  unbedinjgt  gesteilt  werden. 
Eben  deshalb  ist  aber  auch  die  bloBe  Tatsache  der  SuppUerung  noch  nicht 
hmreichend,  jene  Beweise  einer  wissenschaftlichen  Beherrschung  des  Faches 
zn  ersetzen,  und  können  solche  nur  in  Leistungen  gefunden  werden,  welche 
der  Beurteilung  mdki  bk>6  der  Studierenden,  sondern  auch  des  gelehrten 
PubUkums  vorliegen. 


Nr.  148. 

Briit  les  StMtsmliilsterhUBS  K.  U.  im  27.  Min  1865.  Z.  236S. 

an  den  akademischen  Senat  in  Lemberg, 

(betreffend  die  Auslegung  des  ^  8  der  Verordnung  vom  12.  Juli  1850, 
ROBNr.  310,')  fiber  die  Abhaltung  von  PnbUca). 

§  S^)  legt  dem  ordentlichen  Professor  die  Verpflichtung  auf,  von 
Zeit  zu  7eit  unentgeltliche  Kollegien  zu  lesen,  so  zwar,  daß  zwischen 
je  zwei  von  einem  Frotessor  abgehaltenen  unentgeltlichen  Kollegien  höchstens 
ein  Zwischenraum  von  je  zwei  Semestern»  in  welchen  er  kein  Publicum 
liest,  liegen  darf. 


Nr.  149. 

Clrculanduffl  des  Ministeriums  für  K.  u.  D.  vom  24.  April  1868, 

Z.  3030. 

(betreffend  den  Wirkungskreis  des  Unterrichtsministeriums  hinsichtlich 
der  Übertragung  eines  zweiten  Nominalfaches  an  einen  Universitäts- 
professor neben  seinem  bisherigen  Nominalfache). 

Se.  k.  u.  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  der  Ah  Entschl.  vom  11.  April  1868 
das  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht  zu  ermächtigen  geruht,  in  Fällen, 
in  welchen  ein  Universitätsprofessor  die  Übertragung  eines  /weiten  Pflicht- 
faches zu  seinem  bishengcxi  Nominalfache  wünscht,  diese  Übertragung 
im  eigenen  Wirkungskreise  auszusprechen,  wenn  das  (»etreffende  Professoren- 
IcoUcgium  dieseltie  unterstützt,  wenn  mit  derselben  keinerlei  Änderung  in 
Benig  auf  das  bisherige  Nominalfach  des  Professors  verbunden  ist,  und 
wenn  hiedurch  nicht  eine  Mehrbelastung  des  Studienfonds  herbeigeführt 
werden  solL 


1)  g.  Hr,  391,  —  VgL  auch  Nr.  319  (P,  t^. 
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Selbstverständlich  erwichst  hieraus  dem  betreffenden  Professor  die 
Verpflichtung,  auch  über  das  zweite  Nomlnalfach,  den  gesetzlichen  Anord- 
nungen gemäß,  regdmäSig  Vorlesungen  anzukflndigett  und  abzuhalten. 


Nr.  150. 

Aus  dem  Erlasse  des  Mlnlsterlimis  fOr  K.U.U.  Tom  28.  Mal  1888, 

Z.  4108, 

an  das  Dekanat  des  philosophischen  Professorenkollegiums  in  Wien, 

(betreffend  die  Frage  der  Zulässigkeit  von  Vorträgen  an  einer  Falniltät 
durch  Doxenten  und  Professoren  einer  anderen). 

Der  ho.  ErlaÜ  vom  1.  April  1849  (RüB.  1&4Q,  Z.  203)  geht  Icdigiidi 
von  der  Voraussetzung  aus,  daß  ein  Dozent  oder  ein  ordentlicher  oder  auficr- 
ordentlicher  Professor  an  derselben  Fakultät,  an  welcher  zu  lesen  er  berufen 
isf^  auch  Ober  analoge  und  homogene  Gegenstände  Vorträge  zu  halten 
beabsichtige,  findet  jedoch  auf  den  Fall  keine  Anwendung,  wenn  die  letzteren 
Vorträge  an  einer  anderen  Fakultät,  als  für  welche  der  betreffende  Dozent 
bestellt   ist,   abgehalten   werden  sollen. 

In  diesem  Fnlle  ist  es  Sache  df";  Profcssorenkollcgiums  dieser  Fakultät, 
uLht  die  im  allgemeinen  vollkommen  zulässif^e  Aufnahme  der  heab«:ichticrten 
Voiiräge  in  den  Lektionskatalog,  in  Berücksichtigung  ihrer  Zwcckmaliigkeit 
und  in  Würdigung  ihres  gegenständlichen  Zusammenhanges  mit  den  speziellen 
Aufgaben  der  Fakultät  in  erster  lastanz  selbständig  zu  entscheiden,  worauf 
sich  sodann  twi  Vorlage  des  Lekttonskataloges  an  das  Ministerium  zu  be- 
ziehen ist«) 


Nr.  151. 

Aus  dem  £riasse  des  Ministers  fflr  K.  h.  U.  vom  5.  Juli  1894, 

Z.  449/KUM, 

an  das  Dekanat  der  rechts-  und  staatswissenschaftUcfaen  Fakultät  der 

böhmischen  Universität  in  Prag, 

(betreffend  die  Unzulässigkeit  der  Ankfindigung  der  fiir  die  Studierenden 
der  Rechte  obligaten  Vorlesungen  in  einem  über  das  vorgeschriebeae 
Minimum  an  Wochenstunden  hinausgehenden  Ausmafie). 

Mit  Beziehung  auf  den  Bericht  vom  24.  Februar  d.  J.,  Z.  937,  womit 

im  Sinne  des  ho.  Erlasses  vom  24.  Dezember  18Q3,  Z.  2341/KUM,»)  der 
Entwurf  eines  Studienplanes  fär  die  rechts-  und  staatswissenschaftlichen 

>)  s.  Anmerkung  *)  bei  Nr.  145. 

»)  Durch  §  3  dfs  Gesetzes  über  die  Organisation  der  dtademischen  Behörden  v<m. 
27.  April  IBTi  fs.  Sr.  18J  erscheint  die  obige  Bestimmung  dahin  modifiziert,  daß  die  Entscheidung 

über  die  Zulässigkeit  solcher  Vortrüge  zuerst  jener  FakuUät,  an  welcher  sie  abgehalten  werden 

stdte»,  asMU,  In  Eman^iuig  dtur  Verslätüä^ag  enMiekttt  tAodemis^  Stttat,  gegen 
wetduf»  an  das  L'nterridlitgminisiertem  rdbirrtert  werden  Iteum. 

•>  s.  Nr.  637. 
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Studien  an  der  böhmischen  Universität  in  Prag  vorgelegt  wurde,  finde  ich 
dem  Dekanate  nachstehendes  zu  eröffnen: 

Gemäß  §  8  der  ho.  Verordnung  vom  24.  Dezember  1893,  MVBNr.  1 
ex  li?^4\),  sind  die  Vorlesungen  für  das  rechts-  und  staatswissenschaftliche 
Studium  derart  <  iri/urichten,  daß  jeder  Studierende  Gelegenheit  hat,  die 
sämtlichen  obligaten  Fächer  in  dem  Minimum  der  vorgeschriebenen  Stunden- 
zahl zu  hören. 

Hienach  erscheint  eine  Erhöhung  des  für  die  Obl^atflcher  in  den 
§1  4,  5  und  6  der  obzitierten  Durcbfuhrungsveiordnung  festgesetzten 
MinimalausmaBes  an  Wochenstunden  —  wie  dies  in  dem  vorge- 
legten Studienplane  in  Ansehung  mehrerer  Disziplinen  beabsichtigt  wird 

—  nicht  zulässig.  Wohl  aber  besteht  dagegen  kein  An'^tnnd,  daß  im 
Interesse  der  Vüllständic:kfM>  der  Lehrvorträgr  nußer  den  mit  dem  vorge- 
schriebenen Minimalstundenausmaßc  zur  Ankundifning  gelangenden,  die 
Hauptpartien  des  betreffenden  Faches  behandelnden  Obligatkollegicn,  von 
deren  Nachweisung  die  Zulassung  zu  den  Staatsprüfungen  abhängig  gemacht 
ist,  nach  Mafigabe  des  Umfanges  des  bezüglichen  Faches  und  des  Unter- 
richtsbedfirfhisses  noch  eig&nzende  Kollegien  fiber  bestimmte,  vollkommen 
abgegrenzte  Partien  der  fraglichen  Disziplin  abgehalten  werden. 

Ebenso  wurde  es  keinem  Bedenken  unterliegen,  die  Obligatkollegien  — 
und  dies  gilt  namentlich  von  dem  römischen  Rechte  —  in  Einzelkollegien 
in  der  Art  zu  7er!egen,  daß  der  Studierende  in  der  Lage  ist,  bei  entsprechender 
Auswahl  unter  denselben  innerhalb  des  vorgeschriebenen  Mmimnlstunden- 
ausmaßes  die  Hauptpartien  des  betreffenden  Obhgatfaches  ordnungsmäßig 
zu  hören.  ^) 


Nr.  152. 

Aas  dem  Erlasse  des  Ministers  fflr  K.  u.  U.  vom  26.  August  1897. 

Z.  19.562, 

an  das  Dekanat  der  theologischen  Fakultät  in  (  ilinütz, 
Ibetreffend  die  Abhaltung  von  Coliegla  pubUca  an  dieser  Falcultät). 

Den  mit  Bericht  vom  24.  Juli  1897,  Z.  31,  vorgelegten  Entwurf  der 

Vorleseordnung  für  die  theologische  Fakultät  in  Olmütz  für  das  Studien- 
jahr 1897/1898,  sowie  den  bei  diesem  Anlaß  gestellten  Antrag  des  Professoren- 
kollegiums auf  teilweise  Abänderung  des  bisher  eingehaltenen  Vorlesungs» 

*)  9.  Nr.  9». 

M  Ein  analoger  Erlaß  erginr  uitf-r  dem  Juli  1894,  Z.  557  KUM,  m  dOS  DdiOMä  4tr 
rechts-  und  staatswissenschaßUchen  Fakultät  der  Universität  in  Innsbruck. 

Amt  Antiiß  der  Verläge  des  Entwurfes  für  tBe  VoHeseerdmuig  der  Wremer  UidfentUt  pro 
Wintersemester  1884/85  wurde  in  dem  an  das  Rektorat  gerichteten  MinErt.  vom  26,  Juli  1884, 
Z.  13J947,  hinfiehtlich  der  Voriesun^en  über  österreichisches  Privntrecht  bemrrkt,  daß  das 
Uotenichtsiniaisunum  Wert  darauf  legen  würde,  wenn  schon  im  nächsten  Studienjahre  den 
Sliidicrendcn  4{e  MBsUehkcH gd»otcii  «firde,  dta  Octtmlg ebf«f  diiter Dinipitii  bei  einen 
und  drm-:!hrn  Professor  in  einem  den  Vorschriften  der  furistlschen  Studienordnung; 
vcnigatens  annähernd  entsprechenden  Stundeoausmafie  zu  hören ,  daö  aber  jedenfalls  vom 
Stnacaftbra  1885/86  ab  in  diaem  Stane  die  cntaprechendc  Vonorge  zu  U-effen  sein  wird. 
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progframmes,  und  zwar  durch  Einfügfung'  von  seitens  der  Professoren  und 
Dozenten  innerhalb  ihrer  Lehrverpflichtung  abzuhaUenden  Collcgia  publica, 
finde  ich  zu  genehmigen,  doch  setze  ich  hiebei  voraus,  daß  dem  an 
das  fürsterzbischütiiche  Ordinariat*)  gestellten  Ansuchen,  wonach  die  dem- 
selben unterstehenden  Alumnen  und  Priesterstandskandidaten  zur  Inskription 
und  Frequenz  .dieser  Publica  verpflichtet  werden  soUen,  willfahrt  werden 
wird,  da  sich  die  vorgeschlagene  Änderung  mit  Rficksicht  auf  die  hn  Berichte 
hervorgehobenen  Frequenzverhaltnisse  an  der  dortigen  Fakultät  nur  in  diesem 
Falle  als  ersprießlich  darstellen  wurde. 


8«  Zulässige  Nebenstellimgen. 


Nr.  153. 

Studleiüiof  kommlsslonsdekret  vom  19. 8epteiid»r  1835,  Z.  487S, 

PGS  Bl  63,  Ir.  153,  S.  354,«) 

an  die  niederösterreichische  Regierung, 

wonMh  eian  theologische  Profesaur  mit  efaiem  Kanonflnte  tn  Wien  in 
der  Regel  nldit  vereinigt  werden  darf. 

Se.  Majestät  haben  laut  hoher  Präsidialerinnerung  vom  8.  junt 
1834   mittelst   höchster   ut>er   einen   speziellen   AnlaB  herabgelangter 

Entschließung  vom  2.  Juni  1834  alleignadigst  zu  verordnen  geruht,  daB 
die  Beibehaltung  der  Professur,  wenn  ein  Professor  zum  Domherrn  der 

Metmpoütnnkirrhp  in  Wien  g^ewählt  wird,  keinesweg^s  als  Regel  anzusehen 
sei,  daher  die  I'rofessur  eines  zum  Domherrn  gewählten  Professors  als 
erledigt  anzusehen  sei,  wenn  nicht  die  höchste  besondere  Erlaubnis  zur 
Vereinigung  beider  Steilen  vorliegt') 


Nr.  154. 

Stadleiülofkoinmisstonsdelmrt  Tom  9.  Mflrz  1836,  Z.  1415, 

an  die  Länderstellen  von  Niederösterreich,  OberSstefreich,  Böhmen,  Mähren, 
Galizien,  Steiermark,  Ulyrien,  Kfistenland,  Tirol, 

(betrefftod  den  Vorging  bei  Ernennung  von  Profftasoren  des  getotllclien 

Stuides  XU  Ämtern  In  der  Seelaorge)* 
Infolge  Ah.  Entschl.  vom  25.  Februar  d.  J.  ist  allen  Ordinariaten  die 
Weisung  zu  erteilen,  aie  hätten  in  dem.  Falle,  wo  ein  öffentlicher,  von 

Das  fBrstenbiseMßldte  Ordinariat  hat  cUese  Andenutg  mditrägUch  zur  KtiuitiA 
genommen. 

*>  Die  Ah.  Entschl.  vom  4.  and  das  St  HD  vom  24.  Februar  1837,  Z.  887.  Ober  drnsetbm 
Gegenstand  sind  beinahe  wörtlich  gleichlautend  mit  den  oben  angeföhrten  Bestimmungen. 

■)  Die  Frage  der  ZaUsslgkeii  der  Vereinigung  der  für  die  Krakauer  UniwersHOfaprpfiessorm 

bestrhenden  Beneßzien  (§  2  des  Gesetzes  vom  18.  Mai  1881,  ROBSr.  56  [Anmerkung  bei 
Hr»  tdOjJ  mU  einer  Pr^fesaar  i$t  von  Fall  tu  Fall  der  Entscheidung  des  Unterrichtsministeriums 
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Sr.  Majestät  ag.  emaonter  Professor  eine  nicht  von  Sr.  Majestät  ver- 

L'ehenc  Pfründe  oder  anderes  Amt  erhalten  sollte,  denselben  zur  Ver- 
sehung der  Pfründe  oder  des  Amtes  nicht  eher  zuzulassen,  bis  er  nicht 
seine  Entlassung  im  ordentlichen  Wege  angesucht  und  von  Sr.  Majestät 
eilulteii  hat 


Nr.  155. 

Erlal  dis  Mlnlsfarliims  für  K.  iL  D.  vom  M.  Septinber  1848, 

Z.  8488. 

an  das  k.  k.  Vizedirektorat  der-  phOosophischen  Studienabteilung  der  Wiener 

Universität, 

(Unticlrtttcii  der  Aanalime  eines  Diploms  als  MitgUed  einer  nnslindtttclteii 

Oelelirtengesellsciiaft). 

Dem  k.  Ic.  Vizedirelctorate  wird  im  Nadihaoge  zu  dem  ho.  Erl.  vom 
IZ  September  d.  J.,  Z.  5723,  bedeutet,  daß  laut  einer  Mitteilung  des 
II  \l  Ministeriums  des  Innern  vom  18.  d.  M.,  Z.  4032,  die  Annahme  eines 

Diplomes  als  «Mitglied  einer  ausländischen  gelehrten  Gesellschaft  oder  Aka- 
demie ohne  aüe  weitjere  Bewilligung  durchaus  keinem  Anstände  unterliegt 


Nr.  156. 

£rla£  des  Ministeriums  für  K.  u.  U.  vom  18.  August  1854,  Z.  1279, 

RGBNr.  211 

^Itig  für  den  cfanzen  Umfang  des  Reiches, 

betreffend  die  Unzulässigkeit  der  Kumulierung  einer  Professur  mit 
anderen  Anstellungen  im  Staatsdienste. 

Se.  k.  k-  Ap.  Majestät  haben  mit  Ah.  Entschl.  vom  b.  und 
16.  August  d.  J.  anzuordnen  geruht,  daß  die  Kumulierung  einer  Professur 

*)  Die  obige  BesHmnmng  ist  noch  In  voller  Oeltuns.  Die  Kenninisnahme  von  einer  solchen 
Anzeisf  £il>t  Jedoch,  wie  neuerlich  mit  dem  Mi/it'r!.  vom  9.  Juli  J875,  Z.  W)^  (s.  Nr.  150)  hervor' 
gehoben  wurde,  dem  Betreffenden  noch  nicht  das  Hecht,  seine  im  Auslande  erlangte  aäadenusehe 
Wäfd0  ttm  muk  In  Ö$temiek  gtUenä  ««  maehtm  and  dem  beiniffSnuleit  (z,  B.  PnißssoiV'J 

Tiigl  :t:  /r;  hren. 

Ali  Ergänzung  m  dem  obigen  Erlasse  erging  der  Erlaß  des  Ministeriums  des  Innern 
voB  2.  Jiitii«r  1819,  Z.  12.405^  ex  184S.  ROBNr.  «3  (an  ilmHIche  Lindcntdlen  mit  Am» 
ntaBC  von  Mailand  und  Venedig): 

Ttn  Nachhange  tu  dem  Erlasse  ddo.  18.  September  I.  ].,  Z.  40?3'158,  wird  die  k.  k.  etc. 
erinnert,  dafi,  wenngleich  bei  dem  Eintritte  eines  Osterreichischen  Untcrtaacs  in  einen  aus- 
lliidiKlica  gdchrttn  Vmia  Utafttg  die  ErmMamg  der  dlMfUHgcn  BcHrltttbtwllUgimg  alCht 
mehr  erfordertfch  ist,  doch  jeder,  der  ein  Diplom  als  Mitglied  einer  solchen  OcteUtchlft 
erlialtcn  hat,  verpflichtet  ist,  die  Aoscigc  hicvoo  an  die  k.  k.  etc.  zu  macbea. 

Di*  k.  k.  etc.  bat  eodun  die  BelMtfeinscfgen  {n  dncn  Awwciee  zosamiiwiizastdtcii 
nd  dcne^cn  hieher  halbjährig  vonulcgen. 

Hlntlchtlich  der  Annahme  von  Ehrendoktoratsdiplomen  einer  usUiidlechen Hoch- 
•cholc  vg:!.  MinErl.  vom  3.  JSnner  1959,  Z.  22.600  (s.  Nr.  505J. 
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mit  einem  nicht  systemmäßig  damit  verbundenen  systemisierten  Posten 
in  einem  anderen  Zweige  des  Staatsdieastes  unzulässig  sel^) 


Np.  157. 

Mal  des  HUdslsrlimis  fOr  K.  n.  D.  todl  22.  iwA  ISN, 

Z.  1146/KÜM. 

an  die  Stattlialtereien  und  Landesregierungspräsidien  von  Böhmen,  Mähren, 
Niederösterreich,  Oberösterreich,  Stelennark,  Tirol,  Kärnten,  Krain,  KOsten- 

land,  Dalmatien,  Qalizien  und  Krakau, 

(womit  cHtffnet  wird,  dnfi  das  Verbot  der  Amiafame  ▼on  Verwaituigarnli- 
stetten  bei  ErwefbsgesellsciMftea  von  Seite  airtiver  Staatsbeamten  anf  Mit- 
glieder des  Letantandes  im  allgemeinen  keine  Anwendung  an  Inden  hat). 

Se.  k.  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  Ah.  Entschl.  vom  i.  Juni  1860 
ag.  zu  genehmigen  geruht,  daß  das  Verbot  der  A^na^nle  von  Verwaltungs- 
raissieilen  bei  Erwerbsgesellschaften  von  Seite  iver  Staatsbeamten 
auf  Mitglieder  des  Lehrstandes  im  allgemeinen  i  te  Anwendung  zu 
finden  habe,  und  daß  daher  denselben  die  Annahn  -  on  solchen  Stellen 
insofern  zu  gestatten  sei,  als  in  den  betreffenden  n  durch  r  <:  Aus* 
Übung  der  damit  verbundenen  Funktionen  die  Erffil  .  ihrer  ei«  entliehen 
Berufspflichten  nicht  gehindert  wird.**) 


Nr.  168. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  d.  ü.  vom  26.  September  1872. 

Z.  11.995. 

an  die  Rektorate  sämth'cher  Universitäten, 

(betreffend  die  Ausübung  anderer  öffentlicher  Funktionen  durch  Unl- 

versitätäprofessoren). 

Da  das  Unterrichtsministerium  seine  Aufmerksamkeit  darauf  richten 
muß,  ob  die  Professoren  den  Auff^abcn  des  ihnen  überiraLTt  iien  Lehramtes 
in  ihrem  vollen  Umfange  nachkori  inen  und  der  Pflege  des  ihrer  Vertretung 
anvertrauten  wissenschaftlichen  ucbietes  obliegen,  oder  etwa  darm  durch 

•)  In  dem  an  das  juridische  Dekanat  der  Universität  in  Czemowitz  ergangenen  MütEtL 
vom  10.  Mai  tSQ2,  Z.  7838,  wurdr  r^'rfr'^ns  bemerkt,  daß,  ohschon  latit  h  i  Erlabe«  vom 
18.  August  1854,  ROBNr.  211,  nur  die  Kumuliurung  einer  Professur  mit  einem  tucbt  systeinmäöig 
dmit  vertNiiidciieii  sytiteiiiltfertcn  Posten  in  einem  anderai  Zweige  det  Stutidteiiatct 
unbedingt  au'pc'^chtosscn  erscheint,  darau??  kcincswcg«;  zu  foI(/cm  ist,  ah  seien  die  UniversJtäts- 
proiessoren  im  Grunde  dieses  Erlasses  befugt,  nicht  systemisierte  Posten  ohne  weiters 
ansunciraiea.  Viclnehr  komneo  hlcbd  Immer  (He  Im  ho.  Erlaste  vom  26.  September  1872. 
Z.  11.995  (s.  Nr.  158J  hervorgehobenen  Momente  In  Betracht,  wotnch  in  {edcm  dnidneo  Falle 
Ini  Slanc  dieses  Erlafl^c«  die  ho.  Genehmigung  einzuholen  ist. 

«)  Vgi.  hiezu  den  Min£rl.  vom  26,  September  1872,  Z.  nS95,  6bw  die  ZtUässigkeit  dtr 
AasUmng  andtnt  ^etUUdker  Fknkdoiwt  dafdt  Umnn&OtapmßmMM  (*.  Nr»  tS8J, 
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die  Erfüllung  von  Oblteglenheiten,  welche  sie  neben  denselben  übernommen 
haben,  beint  werden,  sehe  ich  mich  bestimmt,  das  Rektorat  aufzufordern, 

mir  anzuzeigen,  ob  und  wekhe  Professoren  der  dortigen  Universität  noch 
iil^nd  eine  andere  Funktion,  sei  es  als  Mitglied  des  Landtages  oder  Reichs- 
rafes  oder  eines  Gemeinderates,  sei  es  als  Verwattungsrat  von  Erwerbs- 
Gesellschaften  u.  dgl.  ausüben. 

Ich  finde  ferner  anzuordnen,  da6  in  jedem  Falle,  in  welchem  ein  in 
einen  Verlrctungskurper  gewählter  Professor  durch  die  Ausübung  der  dies- 
fäUigen  Funktion  von  der  Erfüllung  seiner  lehramtlichen  Verpflichtungen 
zeitweilig  abgehalten  wird,  mir  angezeigt  werde,  in  welcher  Weise  für 
seine  Vertretung  un  Lehramte  Vorsorge  getroffen  worden  ist 

ScfaUefilidi  erachte  ich  es  für  nötig,  die  Aufmerksamkeit  des  Rektorates 
darauf  zu  lenken,  daß  das  Verbot  der  Annahme  von  Verwaltungsstellen 
bei  Erwerbsgesellschaften  von  Seite  aktiver  Staatsbeamten  durch  die  Ah. 
Entschl.  vom  3.  Juni  \Sf)0^)  hinsichtlich  der  iWitrrliccUr  de>^  Lehrstandes  nur 
insoweit  eine  Einschränkung  erfahren  hat,  als  letzteren  die  Annahme  von 
solchen  Stellen  gestattet  werden  kann,  wenn  in  den  betreffenden  Fällen 
durch  die  Ausübung  der  damit  verbundenen  i  unktioncn  die  Lrfullung  ihrer 
eigentlichen  Berufspflichten  nicht  gehindert  wird. 

Es  werden  daher  Professoren,  wekhe  derartige  Stellen  anzunehmen 
gesonnen  sind,  die  Bewilligung  zur  Annahme  vom  Unterrichtsministerium 
mit  dem  Nachweise  zu  erwirken  haben,  daß  durch  die  Annahme  der 
betreffenden  Funktion  ihre  lehramtliche  Tätigkeit  keine  Einbuße  erleide.') 


Nr,  169. 

Erlaü  des  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  9.  Juli  1875,  Z.  9695,') 

an  den  Statthalter  für  Niederösterreich, 
(bdrclfeBd  die  Unsvllssigkett  der  Führung  des  hn  Attalande  erlangten 
Tftela  einca  Profeaaora  ad  boaorea  in  öaterrelch). 

In  Erledigung  desBerkfales  vom  15.Mail87Sp  Z.  1735/pr.  mit  welchem 
mir  Euer  ...  die  von  Dr.  B  ...  in  Wien  unter  Berufung  auf  die  Ver- 

')  s.  Nr.  JS7, 

*)  Lami  §  Sf  da  Qesdxa  vom  23.  Miü  18J3,  ROBNr.  119,  betreff er^  die  Eb^hrmig  triner 

Stnfproztßordnang  sind  auf  ihr  Ansuehen  alle  Doktoren  der  Rechte,  welche  Mitglieder  des  Lehr* 
kdrpfrs  einer  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät  sind,  in  die  Verteidigerliste  aufzunehmen. 
Qemaß  §  13  des  Qesetzes  vom  27.  November  1696,  ROBNr.  217,  womit  Vorschriften  über  die 
Beeeimag,  innere  ^uiehtuig  and  Oaekdfleetdmmg  der  QerleMe  erlassen  werden  fOeritiiis- 
organisationsgesetz) ,  sind  :u  Prüfun{;sk  om  missären  für  d  i  Rtr'.trramtspräfungen 
auch  Vniversttäisprqfessoren  ut  bestelten.  Die  Verordnung  des  Justizministeriums  vom  1,  Novem- 
ber 1900,  ROBNr.  taZ  hesämmt  Im  §  Bt  Fallt  rieh  tm  Sttce  d«  Obcrlandctgcriciitct  etiw 
Uohrersitnt  befindet,  werden  sämtliche  oi^CBtliche  und  aufierordentliche  Profcworcn  des  östcr- 
re!ch?«;chen  Zivilrechte*^ .  de«;  Mandel?-  und  \Vcch?eIrechte? ,  des  Zivilprozes?iC9  und  Verfahren 
ander  Streimchen  suwic  des  Strafrechtes  und  Strafprozesse«,  die  sich  zur  Vornahme  von 
Rklitemiitsprflfimscil  bcrdt  crklimi,  zu  PrOfanctkoimidmiren  btttdlt.  Der  ObcrlaadcsKcrlchli- 
prlsident  hat  die  Professoren  ?ur  Erklärung  über  ihre  Zustimmung  einzuladen  und  die  zu- 
ftiaunenden  Professoren  bei  Erstattung  des  Vorschlages  dem  Justizministerium  bekanntzugeben. 
&        die  §§  5  und  27  dies»  Verordnung. 

*)  Von  diesem  btasse  wurde  das  medlsiidseke  fireifessereaMlet^um  In  Wien  In  Kenntnis 
gesetei. 
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ordaung  des  Ministeriums  des  Innern  vom  2.  Jänner  1849,  RQBNr.  63,  er» 
stattete  Anzeige,  daß  er  von  der  Universität  in  Philadelphia  zum  Pro- 
fessor ad  honorcs  ernannt  worden  ist,  zur  Entscheidung  vorgelegt  haben, 
finde  ich   Euer  .  .  .  folgendes  zu  eröffnen: 

Sofern  diese  Anzeige  nur  den  Zweck  hat,  den  Fintritt  des  Dr.  B... 
in  einen  ausländischen  Gelehrten  verein  der  Behörde  bekanntzugeben,  unter- 
liegt dieselbe  selbstverständlich  keinem  Anstände,  die  Kenntnisnahme  dieser 
Anzeige  gibt  jedoch  dem  Dr.  B  .  .  .  noch  nicht  das  Recht,  seine  im  Aiis> 
lande  erlangte  alcademische  Wfirde  etwa  auch  in  Österreich  geltend  zu 
machen  und  den  Professorstitei  zu  führen. 

Hierlands  ist  nämlich  der  Professorstitel  von  der  Lehrbefähigung 
unzertrennlich  und  wird  nur  von  Sr.  Majestät  dem  Kaiser  oder  den 
obersten  Unterrichtshehörden  an  jene  vertrauenswürdigen  Personen  ver- 
liehen, welche  ihre  Lehrbefähigung  in  evidenter  Weise  dargetan  haben. 


9.  Benrlattbtmgeii. 


Nr.  160. 

£rlafi  des  MinlsterUms  fOr  K.  a.  ü.  vom  26.AprU  1850,  Z.  2706, 

RBBMr. 

an  den  Landeschef  von  Niederflsterreich,  Österreich  ob  der  Enns,  Salzbuis» 
Böhmen,  Mähren,  Schiesten,  Steiermark,  Tirol,  KSmten,  Kraüi,  Kfistenland, 
Qaliden,  Krakau,  Dalmatien  und  der  Bukowina, 

womit  Anordmiflgcn  Iber  die  EkteUniig  eines  Urlaubes  an  Mitglieder 

des  Lebfstandes  getroffen  werden* 

Es  steht  den  IVlifgliedem  des  Lehrstandes  der  höheren  Studienanstalten 

und  der  Mittelschulen,  soweit  sie  nicht  durch  besondere  Verpflichtungen 
gebunden  sind,  frei,  die  gesetzlichen  Ferialzeiten  am  Schlüsse  eines  jeden 
Semesters  pfeq^en  hloBe  Meldung  bei  dem  unmittelbaren  Vorstande  der  Lehr- 
anstaJt  zur  Entfernung  von  dem  (  »rte  ihrer  Lehranitstatifjkeit  beliebig  zu 
benüt/en.  ohne  daß  sie  hiezu  der  besonderen  Bewilligung  einer  vorgesetzten 
Behörde  bedurften. 

Nur  diejenigen  Mitglieder  des  Lehrstandes,  welche  Rektoren,  Dekane 
oder  sonstige  Leiter  emer  Lehrabteilung  sind,  haben  bei  solchen  Anlässen 
rechtzeitig  die  Genehmigung  des  Unterrichtsministeriums  oder  der  voige- 
setzten  Schulbehörde  einzuholen  um!  darzulegen,  daß  für  die  Zeit  ihrer 
Abwesenheit  für  die  Erledigung  dringender  Angelegenheiten  die  entsprechende 
Fürsorge  getroffen  werden  könne. 

Während  der  Dauer  eines  Semesters  aber  bedürfen  die  MitL^liedcr 
des  Lehrpersonales  der  höheren  Studienanstaltcii  luul  Act  Mittelschulen  /u 
jeder  Entfernung  von  dem  Orte  ihrer  Lehraniislaiigkcit,  durch  welche 
irgend  eine  Unterbrechung  der  Vorlesungen  oder  sonst  eine  Störung  in  den 
geregelten  Verhältnissen  der  Lehranstalt  eintreten  kann,  des  Urlaubes  einer 
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vofgesdzteii  Behörde,  welchen  diese  nur  aus  sehr  wichtigen  und  nach- 
weisUch  dringenden  Gründen  erteilen  Jcann.^) 

Bei  Erteilung  dieses  Urlaubes  ist  sich  an  folgende  Bestimmungen 
zu  halten: 

1.  Fakultitsprofessoren  kann  das  betreffende  ProfessorenkoUegium  einen 
Urlaub  bis  zur  Dauer  einer  Woche,  einen  längeren  Urlaub  in  der  Regel 
nur  das  Untcrriditsministerium,  ausnahmsweise  aber  auf  die  Dauer  von 
vier  Wochen  gegen  nachträgliche  Anzeige  an  dieses  der  Statthalter  (Landes* 
chef)  erteilen,  wenn  Gefahr  im  Verzuge  ist. 

(Die  Abs.  9-4  betr^en  aaMsebU^Ukk  fie  Uhnr  4er  mteMaOenJ 

5.  Die  Vcu-stände  der  Unterrichtsanstalten  haben  genau  darüber  zu 
wachen,  daß  die  zugestandene  Urlaubszeit  nicht  fiberschritten  werde. 

6.  Diese  Vorschrift  hat  jedoch  nur  auf  solche  Unterrichtsanstalten  An- 
Wendung,  welche  unter  der  du'ekten  Leitung  der  Regierungsbehörden  stehen. 


Nr.  161. 

Clrculaniliim  des  Hinlstarf ums  für  K.  n.  V.  Tom  7.  Mai  iS52,  l. 

(wonach  Offteatllche  Lalurer,  welchen  da  Urtanb  zu  efaier  wissetuchafl- 
Uehco  Reise  !ii  das  Amland  bewUUgl  wird,  von  der  Oehaltslnurenz 

losgesShIt  werden  lidnnen). 

Se.  k.  k.  Ap,  Majestät  haben  mit  Ah,  Entschl.  vom  4.  Mai  1.  J. 
ag.  zu  bewilligen  geruht,  daß  öftentiidic  Lehrer,  weichen  ein  Urlaub  bloß  zu 
emer  wnsenschaftltehen  Reise  in  das  Ausland  iMwÜligt  wird,  von  der  Oehatts- 
fcarenz  losgezihtt  werden  können. 

Diese  Ah.  Erläuterung  des  §  3,  i,  des  Ah.  sanktionierten  „allge- 
meinen Wirkungskreises  der  k,  k.  Ministerien*'  wird  mit  dem  Be- 
deuten zur  Kenntnisnahme  und  Nachachtung  bekanntgegeben,  daß  die  er- 
wähnte  Gehaltskarenz  mit  dem  Hofkammererlasse  vom  29.  Novemt>er  1822 
(POS  1,  S.  673)  kundgemacht  wurde^  wonach  dem  zu  einer  Reise  in  das 
Ausland  Beurlaubten  für  die  ganze  Zeit  der  Abwesenheit  der  Gehalt  nur 
in  solchem  Betrage  erfolgt  werden  darf,  als  wenn  er  normalmäßig  jubiliert 
wäre,  wogegen  der  Überrest  für  das  Ärar  als  Taxe  zu  verrechnen  ist') 


*)  Die  ia  du  Abgeordnetenhaus  gewählten  öHentlichen  Beamten  und  Funktionäre  be- 
dOffc«  nr  AntObnnf  Ihrcf  Mandaltt  keintf  Uitatibet  (|  8  det  Oeselzcs  vom  21.  Dcitodier  1867, 

ROBNr.  141).  Als  Mltg^lieder  der  Landtage  sind  die  Professoren  an  die  Bestimmungen  des 
MioErl.  vom  26.  April  1850,  ROBNr.  189.  gebunden  (MinErl.  vom  13.  jMai  1861,  Z.  3426,  St.-M.\ 

>)  Vcfordoung  des  Ministeriums  ftlr  K.  u.  U.  vom  24.  Juni  1852,  Z.  5080:  Zulolge  einer 
EHdSninff  des  k.  k.  PlnmsnliiMeriaiM  vom  13.  Mal  I.  J.,  Z.  ISJ49/1143,  hat  die  im  all- 
gemeines Wirkungskreise  der  k.  k.  Ministerien  in  §  3  erwähnte  Oehaltskarenz  bei  der 
Bewilligung  von  Urlauben  an  Beamte  und  Diener  zu  Reisen  in  das  Ausland  nur  mehr  auf  «Ufr 
dem  MiUurstandc  angehOrigcn  Personen  Anwendung  zu  finden. 
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Nr.  162. 

£rla&  des  Ministeriums  für  K.  u.  U.  vom  26.  Augast  1857, Z.  13.063, 

an  den  Landespräsidenten  von  Krakau, 

(betreffend  die  Frage  der  Urlaubserteiiung  an  Unlversitfitoprofessoren 

und  akademische  Würdenträger). 

Bezüglich  der  angeregten  prinzipiellen  Frage  Aber  das  Verhältnis  des 
Erlasses  vom  26.  April  1850,  RGB,  Z.  18Q,0  zu  dem  §  20  des  MinErl.  vom 
19.  Jänner  1S53-)  entscheidet  der  Erl.  vom  24.  November  1849,  RGB.,  Z.  38, 
S.  66  ,^)  mit  welchem  das  Verhältnis  der  Universität  zu  dem  Unterrichts- 
ministerium und  zu  der  obersten  politischen  Landesbehörde  normiert  wurde. 

Da  in  demselben  aus^esprüchcii  ist,  daß  in  Studiensachen  die  Universität 
und  mit  ihr  die  akademischen  Behörden  und  ihre  Professoren  unmittelbar 
dem  Unterrichtsministerium  untergeordnet  sind,  und  da  dieses  Veihältnis 
auch  seither  Ah.  Ortes  ausdriicldich  genehmigt  worden  ist;  so  können  <iie 
Universititsprofessoren  und  alcademischen  Wfirdenträger  nicht  unter  jene 
Beamte  gezählt  werden,  von  denen  der  §  20  des  Erl.  vom  19.  Jänner 
1853,  RüB  ,  Z.  10,  S.  94^)  spricht,  sondern  bezi^lich  ihrer  hat  der  lio.  CrL  vom 
26.  April  1850^)  nach  wie  vor  in  Anwendung  zu  kommen. 


10.  Unifomi  und  Univereitiistrachteii. 


Nr.  163. 

YerorilnanQ  des  Gesamtmlnlsteriums  vom  20.  OlLtober  1889, 

RGBNr.  176,  MYBNr.  54, 

womit  eine  neue  Vorschrift  über  die  üniformierung  der  k.  k.  Stnais- 

beamten  erlassen  wird. 

Auf  Orund  Ah.  Ermächtigung  vom  15.  Oktober  1889  wird  die  nadi- 
stehende  Vorschrift  über  die  üniformierung  der  k.  k.  Staatsbeamten  erlassen. 

L  Allgemefaie  Bestlmmnigen. 

§  1.  Jeder  aktive  Staatsbeamte  ist  verpflichtet,  die  seiner  Rangsklasse 
entsprechende  vorschriftsmäßige  Uniform  bei  feierlichen  Anlässen,  bei  dienst- 
lichen VorsteUungen  und  im  äußeren  exekutiven  Dienste,  endlich  im  Amte 
bei  allen  Tagsatzungen  und  ausgeschriebenen  Verhandlungen  mit  Parteien, 

sowie  auch  überhaupt  im  ausübenden  Dienste  mit  Parteienverkehr  zu  tragen. 
Die  nähere  Regelung  der  Verpflichtung  des  Uniformtragens  im  Dienste  für 


^)  s.  A>.  /60, 

*)  Der  §  20  des  MbiErt.  vom  19.  JAmer  t8S3,  RQBNr,  JO  tautet:  Oer  StaMiaUcr  bcvtlilgt 
Urlaube  fOr  die  Rite  der  Statthaltere!  und  Krelavoffstclier  anf  lingstow  drd  Momte  nad  Ur 
«Ue  fibrigen  Beamtea  sowie  die  Dtener  auf  linKttCDS  tech«  Monate. 

»)  $.  Nr.  6/. 
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die  Beamtea  der  veischiedeaen  Ressorts  bleibt  den  betreffenden  Zentralstellen 
vorbebalten.^)  Außer  Dienst  ist  der  aktive  k.  k.  Staatsbeamte  stets  berechtigt, 
die  Uniform  zu  tragen. 

Den  mit  dem  Titel  einer  höheren  Ranglsklasse  bekleideten  aktiven 
k.  k.  Staatst>eamten  ist  das  Tragen  der  diesem  Titel  entsprechenden  Uniform 
gestattet. 

Nichtaktiven,  dann  solchen  Staatsbeamten,  welchen  bei  ihrem  frei- 
willigen Austritte  aus  dem  Siaali>dicnste  den  Titel  eines  Staatsbeamten  fort- 
zuführen ausdrücklich  gestattet  wurde,  endlich  solchen  Personen,  welche 
mit  dem  Titel  und  Charakter  eines  Staatsbeamten  bekleidet  sind,  steht  das 
Recht  zu,  die  entsprechende  Uniform  bei  feierlichen  Anlissen  zu  tragen. 

Andere  bk>8  mit  dem  Titel  emes  Staatsbeamten  bekleidete  Personen  sind 
zum  Tragen  einer  Staatsbeamtenuniform  nicht  berechtigt. 

Ausnahmsweise  kann  diese  Berechtigung  den  Oberbeamten  öffentlicher 
Verkehrsanstalten  (Fisenbahnen-  und  Oampfschiffahrts-Unteniehmungen)  für 
ihre  Person  vom  Handelsminister  ziuu  standen  werden. 

§  2.  Die  Uniform  der  Staatsbeamten  wird  nach  vier  Kategorien  getragen. 
Die  Einreihung  in  diese  Kategorien  jreschieht  in  folgender  Art: 

Erste  Kategorie; 
Erster  Orad:  Der  Ministerpräsident. 

Zweiter  Orad:  Die  Minister,  der  erste  Präsident  des  Obersten  Ge- 
richtshofes, der  Präsident  des  Obersten  Rechnungshofes,  der  Präsident  des 
Reicfaagericbtes,  der  Präsident  des  Verwaltungsgerichtshofes. 

Zweite  Kategorie: 

Erster  Grad:     Für  Beamte  der  Iii.  Rangsklasse. 
Zweiter  Grad:   „       „       „  IV.  „ 
Dritter  Grad:    „      „       „   V.  „ 

Dritte  Kategorie: 

Erster  Grad:     Für  Beamte  der  VI.  Rangäl^lasse. 
Zweiter  Grad:  „       „       „  VO.  „ 
Dritter  Grad:    „      „      „  vm.  „ 

Vierte  Kategorie: 

Erster  Grad:     Für  Beamte  der  IX.  Rangsklasse. 

Zweiter  Grad:  n      n      »  X.  ^ 

Dritter  Grad:    „      „      „  XL  „ 
wie  ffir  die  in  einer  Rangsklasse  noch  nicht  ehigeteiHen  beeideten  Konzepts- 
Praktikanten  und  Auskultanten. 

§  3.  Für  die  Beamten  der  ersten  drei  Kategorien  wird  nebst  der 
Dicnstesuniform  auch  eine  besondere  Galauniform  emgefOhrt 

Wie  die  Beamten  der  IV.  Kategorie  in  Gala  zu  erscheinen  haben, 
wird  im  §  27  bestimmt 


')  Ja  Durü^ßiirung  des  §  I  duser  Unijormurungstorschrift  wurden  hinsichtlich  der  Ver- 
ß^/Uehtatig  da  Staatslehrpersonales  an  denHocksehalen  sowie  des  Beamtenpersonales  derBüfUoiheken 

und  Kanzleien  an  diesen  Lehranstalten  :am  Vniformtratren  mit  ^UnErl.  vom  3.  Dmmter  nSOp 
Z.  222i/KUM,  MVBNr.  67  (s,  Nr.  I65J,  die  betreff  enden  Anordnungen  getroffen. 
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§  4.  Die  Qalauniforni  ist  zu  tragen: 

Beim  Erscheinen  am  Ah.  Hoflager,  beim  Emplinge  Sr.  k.  u.  k.  Ap. 
Majestät  und  von  MitgUedern  des  Ah.  Kaiserhauses;  außerdem  bei  dienst- 
lichen VorstclIunfTcn,  bei  angesagten  Amtsvisitierungen  und  Besuchen  von 
hohen  Würdenträgern  und  bei  sonstigen  offiziellen  Öffentlichen  Anlässen, 
für  welche  dies  ausdrücklich  angeordnet  wird. 

im  übrigen  wird  stets  nur  die  Dienstesuniform  getragen. 

§  5.  Zur  Unterscheidung  der  verschiedenen  Diensteszweige  werden 
fOr  den  Untfornilcragen  und  für  die  Armelaufschläge,  bzw.  für  die  an  den 
Uniformen  anzubringenden  Passepoils  und  die  Parolis  am  JMantelkragen 
nachstehende  Farben  festgesetzt: 

Dem  Ministerpräsidenten  und  den  Ministem  wird  hochrot  zugewiesen. 

Im  übrigen  bezeichnet: 

Dunkelgrün:  Rcnmtc  de«;  Ministerratsbureau,  des  Reichsgerichtes, 
des  VerwaltungsL,aTichtshofes  und  des  Obersten  Rechnungshofes. 

Pompadour:  Beamte  des  Ministenums  des  Innern  und  des  Landes- 
vcrtcidigungsniinistcriums. 

Veilchenblau:  Beamte  des  Justizministeriums. 

Lichtgrfin:  Beamte  des  Finanzministeriums. 

Kornblumenblau:  Beamte  des  Ministeriums  fflr  Kultus  und 
Unterricfai 

Orangegelb:  Beamte  des  Handelsministeriums. 

Dunkelbraun:  Beamte  des  Ackerbauministerinms. 

§  0.  Bei  den  einzelnen  Behörden  tragen  die  Beamten  die  Farbe  des 
Zentralressorts,  welchem  sie  angehören. 

§  7.  Spätestens  mit  Ablauf  des  dem  Erscheinen  dieser  Verordnung 
nächstfolgenden  Kalenderjahres  haben  die  Beamten,  auf  welche  diese  Vor- 
schrift Anwendung  findet,  mit  den  entsprechenden  Uniformen  versehen 
zu  sein. 

Bis  dorthin  bleibt  das  Tragen  der  bisher  voigescfariebenen  Uniformen 
gestattet 

Doch  ist  es  den  Beamten  auch  freigestellt,  vom  Zeitpunkte  des  Er- 
scheinens dieser  Verordnunf,^  an  schon  die  neue  Uniform  zu  tragen. 

§  8.  Zur  Erleichterung  der  Beschaffung  der  vorschriftsmäßigen  Uni- 
formen werden  von  den  Ressortministerien  geeignete  Einrichtungen  behufs 
gemeinschafiltciicr  Anschaffung  vorschriftsmäßiger  Uniformstücke  gegen 
Ratenzahlung  getroffen  werden. 

Den  Vorstinden  der  ehizelnen  Amter  obliegt  die  Verpflichtung,  dafür 
zu  sorgen,  daS  die  ihnen  unterstehenden  Beamten,  insofern  dieselben  von 
der  im  §  1  dieser  Verordnung  statuierten  Verpflichtung  getroffen  werden,  die 
vorschriftsmäßige  Uniform  in  einem  dem  Amtsansehen  entsprechenden  guten 
Zustande  besitzen  und  dieselbe  bei  allen  vorgeschriebenen  Anlässen  tragen. 

§  9.  Der  Staatsbeamte  leistet  in  Uniform  den  Gruß  durch  Salutieren 
nach  militärischer  Art.  Die  Staatsbeamten  haben,  wenn  sie  in  Uniform  er- 
scheinen, sich  beim  Zusammentreffen  oder  Begegnen  gegenseitig  zu  be- 
grüßen; mit  der  Leistung  der  Ehrenbezeigung  hat  der  untergebene  oder 
im  Range  nadisfdiende  Beamte  zu  beginnen. 
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§  10.  Alle  bisher  für  die  k.  k.  Staatsbeamten  kundgemachten  Uniformie- 
niogsvorachriftea,  mit  Ausnahme  der  ffir  Berg-  und  Fimibeamte,  dlann 
för  die  Beamten  des  uniformierten  Sicfaerlieits*  und  Finanzwachltorps,  end- 
lich für  die  Beamten  des  exekutiven  Hafen-  und  Seesanitälsdtenstes  erlassenen 
speziellen  einsdüigigren  Vorschriften  treten  mit  dem  Tage  der  Kundmachung 
dieser  Verordnung  außer  Kraft. 

A  nmrrkung.  Du  folgenden  §§  11  33  dieser  Verortbmnf!  enthftltrn  äU  BttthtMußg 
dir  Lni/orm  cUr  Beamten  (A.  Dienstuntform,  B.  üaiauntfonn,  C  Jrauerabzeiclun), 


Nr.  164. 

Brill  dn  Ministers  für  K.  a.D.  vom  9.  Oktober  1890.  Z.  1482/KüM, 

HVBNr.  57. 

an  alle  demseltien  unterstehenden  Behörden  und  Anstalten, 

betreffend  die  ffir  in  Uniform  erscheinende  Staatsbeamte  vorgeschriebene 
Ehrenbezeigung  beim  Empfange  Seiner  Majestit. 

Bezuglich  der  mi  §  9  der  Uniformierungsvorschrift  vom  20.  Oktober 
1689»  ROBNr.  176,^)  fflf  in  «Uniform  erscheinende  Staatsbeamte  vorge- 
schriebenen EhreniKzeigung  beim  Empfange  Sr.  iMajestät  suid  folgende 
Bestimmungen  zu  beotmchten: 

Nach  §  9  der  erwähnten  Uniformierungsvorschrift  haben  Staatsbeamte  In 
Uniform  den  Gruß  durch  Salutieren  nach  militärischer  Art  zu  leisten. 

Dieser  Gruß  wird  dadurch  vollführt,  d^R  bei  aufgesetzter  Kopfbedeckung 
der  rechte  Arm  erhoben  und  die  Hand  mit  der  inneren  Fläche  seitwärts 
des  Augres  derart  gegen  das  Gesicht  gewendet  wird,  daß  die  Spitzen 
der  geschlossenen,  gestreckten  Finger  den  Schirm  der  Kopfbedeckung,  bzw. 
die  Hutkrämpe  berühren.  Diese  Stellung,  bzw.  Haltung,  wird  während  der 
Dauer  von  drei  miWitlschen  Marscfatakten  betbebaHen  uml  der  Arm  soUn 
wieder  gesenkt 

Die  im  vorstehenden  beschriebene  Ehrenbezeigung  luit  beim  Empfange 

Sr.  Majestät  zu  beginnen,  sobald  sich  Se.  Majestät  Im  Bereiche  von 
dreißig  Schritt  befindet  und  ist  in  der  vorgeschriebenen  Dauer  neuerdings 
zu  leisten,  wenn  sich  Se.  Majestät  auf  eine  Entfernung  von  drei  Schritten 
nähert,  oder  wenn  der  betreffende  Beamte  einer  Ah.  Ansprache 
gewürdigt  wird.  Nach  Beendigung  dieser  Ansprache  wird  die  Ehren- 
bezeigung wiederholt.  Desgleichen  ist  dieselbe  bei  einer  Sr.  Majestät  zu 
erstattenden  a.  u.  JMeldung  u.  zw.  vor,  wie  nach  dieser  Meldung  zu 
voDfiyuen. 

Selbstverstindlich  beziehen  sich  diese  Vorschriften  nicht  auf  den 

Empfang  Sr.  Majestät  in  geschlossenen  Räumen,  wo  an  Stelle  des  mili- 
tärischen Grußes  die  Eluenbezeigung  mit  abgenommener  Kopfbedeckung 
mittelst  einer  Verbeugung  zu  leisten  ist. 

Nach  der  im  vorstehenden  angedeuteten  Art  wird  sich  auch  heim 
Empfange  Ihrer  Majestät  der  Kaiserin  und  von  Mitgliedern  des  Ah.  Kaiser- 
hauses oder  fremden  h urstlichkeiten  zu  benehmen  sein. 

»)  5.  Nr.  161. 

Unimtititsgesetze.  10 
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Nr.  166. 

Erlafi  des  Ministers  fOr  R.  u.  ü.  vom  3.  Dezember  1890, 

Z.  2226yKüM,  MYBNr.  67, 

an  die  Statthalter  für  Niederöstorreich ,  Rohmen,  Mähren,  üalizieai  TifOJ, 

SteicriTKirk  und  den  LandL-siiräsiiientcii  für  die  Bukowina, 

zur  Durchführung  der  Verordnung  des  Gesamtministeriunis  vom  20.  Okto- 
ber 1889,  RGBNr.  176,  mit  welcher  eine  neue  Vorschrift  über  die 
Uniformierung  der  k.  k.  Staatsbeamten  erlassen  wurde. 

Se.  k.  ij.  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  Ah.  Entschl.  vom  15.  Oktober  1889 
eine  neue  Uniformierunpsvorschrift  für  Staatsbeamte  ag,  zu  ge- 
nehmigen geruht,  welche  mii  der  im  LIX.  Stücke  des  KüB.  enthaltctien  Ver- 
ordnung des  Oesamtministeriums  vom  20.  Oktober  1889,  Nr.  176,^)  allgemein 
kundgemacht  worden  ist 

In  DurdrfCkhntng  des  §  1  dieser  UnifonniemngavorKlirift  finde  kh 
hinsiditlich  der  Verpflichtung  des  Uniforaitragens  für  das  Staatslehrpersonale 
an  den  Hochschulen  (Universitäten,  technische  Hochschulen,  Hochschule 
für  Bodenkultur  und  evangelisch-theologische  Fakultät  in  Wien),  sowie  für 
das  Beamtenperson^le  der  Bibhotheken  und  Kanzleien  an  diesen  Anstalten 
nadistehende  Anordnungen  zu  treffen; 

I.  Die  Verpflichtung  zum  Uniformtracfen  tritt  ein: 

1.  i  ur  die  Professoren  (ordentliche  und  außerordentliche  Professoren) 
und  Adjunkten  bei  feierlichen  Anlassen  und  dienstUchen  Vorstellungen. 

Bei  Feierlichkeiten  innerhalb  des  Anstaltsgebäudes  —  mit  Ausnahme 
jener,  welche  aus  tiesonderen  patriotisdien  Anlässen  stattfinden  —  werden 
die  genannten  Mitglieder  des  Staatslehrpersonales  von  der  Verpflichtung 
zum  Erscheinen  in  Uniform  enthoben. 

2.  Für  die  Vorstände  (Bibliothekare)  und  Kustoden  der  Bibliothelcen 
bei  feierlichen   Anlässen  und  dienstlichen  Vorstellungen.  2) 

Die  übrigen  Bibliotheksbeamten  werden  von  der  Verpflichtung  des 
Uniformtragens  enthoben.*) 

3.  Für  die  Vorstände  der  Kanzleien  (Kanzleidirektoren,  Sekretäre)  bei 
feierlichen  Anlässen  und  dienstlichen  Vorstellungen. 

Die  übrigen  Kanzleibeamten  werden  von  der  Verpflichtung  des  Unifonn- 
tragens  enthoben. 

II.  Als  feierliche  Anlässe  sind  im  Sinne  der  bestehenden  Vorschriften 
insbesondere  zu  betrachten: 

Da«  Frscheinen  am  Ah  Hoflager,  der  Fmpfang  Sr.  Majestät  des  Kaisers 
oder  einzelner  Mitglieder  des  Ah.  Kaiserhauses,  kirchliche  f  eierlichkeiten, 
an  welchen  die  offizielle  Teilnahme  herkömmlich  oder  besonders  angeordnet 
ist,  die  Ablegung  des  Diensteides  und  der  Empfang  hoher  Würdenträger. 

III.  Unter  den  dienstlichen  Vorstellungen  sind  Vorstellungen  bei  dem 
voigesetzten  Minister  oder  dem  Landeschef,  u.  zw.:  korporative  Vorstellungen 


«)  *.  Nr.  163. 

Das  Gleiche  gilt  bezüglicft  der  Vorstände,  t>r:idiuri(,f<;weise  Btiunien  der  SltuUenäibliaäUim 
(Min tri.  vom  5.  November  IS90,  Z.  21X,KUM,  MVBHr.  ööj. 
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und  jene  anläßlich  einer  Ernenoiiiig  oder  Versetzung  an  einen  neuen 
Dienstort  zu  verstehen. 

Auf  sonstige  dienstliche  Vorstellungen  sowie  überhaupt  auf  den  inneren 
Dienstverkehr  und  auf  die  gesamte  administrative  Amtstätigkeit  innerhalb 
der  Anstalten  findet  die  Bestimmung  des  §  1  der  üniformierungsvorschrift 
keine  Anwendung. 

IV.  Die  AttsObung  der  lelinutttUchen  TJptigkeit  liat  stets  in  der  ZivU- 
Ueidung  stattzufinden. 

V.  Es  bleUrt  dem  1l  k.  Ministerium  für  Kultus  und  Untcnidit  vor- 
beliatten,  einzelne  PersönUdilceitett  filier  ihr  motiviertes  Ansuchen  hi  be- 
sonders rficksichtswfirdigen  Fillen  der  Verpflichtung  zum  Tragen  der  Uniform 
ganz  zu  entheben. 

VI.  Durch  die  vorstehenden  Anordnungen  werden  die  an  einzelnen 
Universitäten  hinsichtlich  des  Gebrauches  einer  iiesonderen  Amtstracht 
(Talajc)  geltenden  Bestimmungen  nicht  berührt.  ^) 

Von  cIlih  Inhalte  dieses  Erlasses  beehre  ich  mich,  Euer  .  .  .  zur 
wetteren  geeigneten  Veranlassung  mit  dem  Beifügen  in  Kenntnis  zu  setzen, 
daß  diese  Anordnungen  auch  auf  die  k.  k.  Akademie  der  bildenden  Kfinste 
in  Wien  und  die  k.  k.  Kunstschule  in  Krakau  süingemäße  Anwendung  zu 
finden  haben. 


Nr.  166. 

BrtaB  ies  Ministers  flbr  K.  o.  U.  Tom  3L  Mal  1887,  Z.  10.879, 

an  das  Rektorat  der  Universität  in  Lemberg, 

(womit  an  der  Universität  In  Lemberg  das  Tragen  der  akademischen 
Tracht  bei  rdn  akademischen  Feterttchkeiten  gestattet  wird). 

Mit  Beziehung  auf  den  Hiricht  vom  12.  Mai  1887,  Z.  340,  eroftne  ich 
dem  Rektorate,  daß  Sc  k,  u.  k.  Ap,  .Majestät  mit  Ah.  Entschl.  vom  2Ö.  Mai 
d.  J.  ag.  zu  bewilligen  geruhten,  daii  die  aliademischen  Würdenträger  sowie 
die  fibrigen  Professoren  der  Universität  in  Lemberg  bei  rein  akademischen 
Feierlichkeiten  sich  der  an  der  Krakauer  Universität  fiblichen  akademischen 
Tracht*)  bedienen. 

Indem  ich  das  Rektorat  auffordere,  hienach  das  Weitere  zu  veran- 
lassen, füge  ich  hinzu,  daß  der  Gebrauch  der  Amtstracht  streng  auf  die 
in  dem  eingangs  zitierten  Berichte  erwähnten  akademischen  Feierlichkeiten 
und  Anlässe  interner  Art')  beschränkt  bleibt  und  daß  insbesondere  die 


•)  Derartige  Amistrachten  bestehen  an  den  UnitersUäten  tn  Krakau  and  Lemberg.  VgL 
Nr,  m  mna  Nr.  m. 

*]  Die  akademlschf  Tracht  bestand  seit  dnt  Z'^ifm  dr-  Mittelalters  in  einem  mit  farbigem 
Tqffet  ausg^ßttertea  schwarzen  MaateL  An  der  verschiedenen  Farbe  des  Ta/fets  waren  die  einzelnen 
FakaUätrn  erkemAar,  mMraid  ein  über  dem  sdkmarren  ManiH  getragenes  Mäntelchen  v<m 
fftrmelin  den  Rektor  der  Universität  auszeichnete. 

*)  Das  sind  Promotionsakte,  Feifrlirhkfitfn  zu  Beginn  und  am  finde  dfs  Stadienjahres,  bei 
ImmatrHatlationen  sowie  bei  aas  anderen  akademischen  Anlässen  abzuhalienden  Jeierliüien 

SäMMI^  IQ» 
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Vorschriften  hiedurch  in  keinerlei  Weise  berührt  werden,  welche  rück'^ichf- 
lich  des  Tragens  der  den  Universitätsprofessoren  zukommenden  Amtsunüorm 
bestehen. 

Ich  ersuche  das  Rektorat,  über  die  genaue  Belolgung  dieser  Anordnung 
zu  wachen. 

Nr.  167. 

I^fi  dsft  Ministers  fllr  K.  o.  0.  vom  31.  Jäimir  mz.  2a79/K0M. 

an  den  Rektor  der  Wiener  Universitftt, 

(womit  ausgesprochen  wird,  In  welchen  Fällen  Unlversltitsprof  essoren» 

welche  wirkliche  Mitglieder  der  kaiserlichen  Akademie  der  Wissen- 
schaften \n  Wien  sfnd,  dfe  fhnen  in  dieser  Elg^enschaft  5!i3gestandene 
Ehreannifonn  an  Stelle  der  Beamtengalauniform  zu  tragen  berechtigt 

sind). 

Unter  Bezugnahme  auf  den  Bericht  vom  19.  Dezember  1890,  Z.  1128, 
beehre  ich  mich  Euer  ...  zu  eröffnen,  daß  durch  den  ha.  Erl.  vom 
3.  Dezember  1890,  Z.  2226/KUM,  MVBNr.  67,0  die  Bestimmungen  des 
§  18  der  Statuten  der  kaiserl.  Akademie  der  Wissenschaften  in  Wien  sell>st- 
verständlich  nicht  berührt  werden. 

Die  den  wvklichen  Mitgliedern  dieser  Akademie  zitgestandene  Ehren* 
uniform  kann  von  Universitätsprofessoren  bei  feierlichen  Anlässen  stets 
dann  getragen  werden,  wenn  sie  sich  an  denselben  In  ihrer  Eigenschaft 
als  Mitglieder  der  Akademie  beteiligen,  während  bei  allen  feierlichen  An- 
lässen, bei  welchen  diese  Funktionäre  in  ihrer  Eigenschaft  als  Professoren 
der  Hochschule  m  erscheinen  verpflichtet  oder  son?;Hvje  veranlaßt  sind, 
sowie  bei  allen  dienstlichen  Vorstellungen  die  Verpflichtung  zum  Tragen 
dt  r  in  der  Verordnung  des  Gesatntministeriums  vom  20.  Oktober  ISSQ, 
KübNr.  170,  vorgcsduicbenea  Uaiauniiunu  aucli  für  Univerbitatsprofessoren 

eintritt* 


Nr.  168. 

WM  les  Mlnlsterliims  für  K.  b.  ü.  Yom  8.  Hat  IML  Z.  8923, 

an  die  Rektorate  aller  Universitäten, 

(betreffead  die  VerpfUehtnag  bei  den  Promotionen  sab  aasplcüs  Im- 
peralorlB  in  Oalaanffdrni  an  erachten). 

Es  ist  die  Frage  aufgeworfen  worden,  ob  die  Promotionen  sub  auspicias 
Imperatoris  zu  jenen  Feierlichkeiten  innerhalb  des  Anstaltsgetwudes  gehören, 

bei  denen  die  betreffenden  Funktionäre  im  Sinne  des  Punktes  I,  1,  zweiter 
Absatz  der  ho.  Verordnung  vom  3.  Dezember  1890,  Z.  2226/KUM,i)  von 

der  Verpflichtung  zum  Fr<;cheinen  in  Uniform  enthoben  sind. 

Nachdem  die  r^rüni(*t[orien  sub  auspiciis  Impcr,itor;->  nicht  bloß  von  dem 
Gesichtspunkte  rein  akademischer  Feierlichkeiten  zu  behandeln  stnd,  dieselben 

•)  s.  Nr,  m. 
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Tidmehr  ab  ein  außergewöhnlich  solenner,  auf  Ah.  Anordnung  beruhender 
Akt  encfaeinen,  bei  welchen  ein  hoher  Würdenträger  im  Namen  Sr. 
Majestät  des  Kaisers  mterveniert  und  demgemiB  zu  empfangen  ist;  so 
haben  die  bei  einer  solchen  Promotion  mitwirkenden  akademischen  Funktio- 
näre im  Sinne  der  zitierten  Vorschrift  in  Uniform  zu  erscheinen.') 

Hievon  wird  das  Rektorat  zur  Daaacbacbtung  und  weiteren  Veran- 
lassung in  Kenntnis  gesetzt   

Nr.  169. 

des  Mlnlstm  nr  £.  il  D.  Tom  4.  Septemliar  m  z.  17.899, 

an  den  akademischen  Senat  der  Universität  m  Krakau» 
(wcMiath  der  an  dir  KnkMicr  Univenitit  bettcheiide  Oebrradi  des 
Ttigens  der  akademischen  Tracht  [T^si*^]  Promotion  avb 

aaapldis  taapcratoris  anfrecht  erlialtea  wird). 

Unter  Bezugnahme  auf  den  Bericht  vom  31.  juU  d.  J.,  Z.  669,  wird 

dem  .  .  .  folgendes  eröffnet: 

Nach  Inhalt  des  Absatzes  VI  des  ho.  Erl  vom  3.  Dezember  1890, 
Z.  222Ö/KUM,*)  ^^•tIrfk■n  durcfi  die  \nordnuni^en  dieses  Erlasses  die  an 
einzelnen  Universitäten  hinsichtlich  des  üchrauches  einer  besonderen  Amts- 
tracht fTalare)  geltenden  Bestimmiinp^en  nicht  berührt. 

Insotern  also  an  der  Universität  in  Krakau  die  Bestimmung  gilt, 
daß  bei  den  Promotktnen  sub  auspiciis  Impcratoris  seitens  der  beteiligten 
akademischen  Funktionäre  die  oberwähnte  Amtstracht  zu  gebrauchen  ist, 
haben  die  Anordnungen  des  obigen  ho.  Erlasses  diese  Bestunmung  un- 
berührt gehissen  und  hat  ebensowenig  letztere  aus  AnlaB  des  in  näherer 
Ausführung  der  fraglichen  Anordnungen  ergangenen  ho.  Erlasses  vom 
B»  Mai  d.  J.,  Z.  8923,*)  eine  Änderung  zu  erfahren. 


IL  Pensionsvorschriften. 

a)  Allgemeine  Pensionsnormen. 
Nr.  170. 

Gesetz  vom  14.  Mal  1896,  RGBNr.  74,  MVBNr.  28. 

betreffend  Bestimmungen  über  die  Versorgungsgenusse  der  Zivilstaats- 
beamten (Staatslehrpersonen),  dann  der  Diener  sowie  deren  Witwen 

und  Waisen.^) 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrates  finde  Ich  anzuordnen, 
wie  folgt. 

')  Vgl.  MmUthtm  da  <Mnudm  dtr  Amtttntk»  (Tttar^  m  Ar  KnUmur  UmtMnm 

Nr.  1&9. 

«)  f.  Nr.  m. 

*)  i.  Nr.  168. 

*)  Bi$  tv  £rUu$$$iig  äüsn  Otutus  goUfiir  äU  ^aoMmmtvi  mad  iJUntr  diä  kalt,  Vdg, 
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I.  Tdl:  Ofsuinlfoii  and  VcnraltanK;  B.  Untvenltltipcnoiuil«. 


§  1.  Die  in  eine  bestimmte  Rangsklasse  eingereihten  Zivilstaatsbeamten 
und  Staatslefaipcisonen,  dann  die  in  die  Kategorie  der  Diener  gehörigen» 
in  einem  Jahresgehalte  stehenden  Staatsbediensteten  haben  Anspruch')  auf 
Ruhegenfisse,  welche  nach  ohne  Unterbrediung  vollstredcten  zehn  Dienst- 
jahren vierzig  Prozent  und  für  jedes  weitere  Dienstjahr  zwef  Prozent  des 
letzten  anrechnungsfähigfen  Aktivitätsgchaltes  betragen.  Nach  einer  Dienstzeit 
von  vierzig  Jahren  gebührt  sonach  der  voUe  anrechenbare  Qehalt  als 
Ruhegenuß. 

Der  normaimäßige  Ruhegenuß  eines  Staatsbeamten  oder  einer  Staats- 
tehrperson  darf  nicht  geringer  als  mit  dem  Betrage  von  400  Oulden 
(800  Kronen),  der  normaimäßige  Rnhegenuß  eines  Dieners  darf  nicht  geringer 
ab  mit  dem  Betrage  von  200  Oulden  (400  Kranen)  bemessen  werden. 

Die  im  §  1,  Absatz  2,  des  Oesetzes  vom  9.  April  1870^)  über  die 
Pensionsbehandlung  des  Lehrpersonales  der  vom  Staate  erhaltenen  Lehr- 
anstalten atjf^resteHten  Normen  erleiden  hiediirch  keine  Änderung. 

Bei  Bercchnunr;  der  Dienstzeit  werden  Bruchteile  eines  Jahres,  inso- 
fern sie  sechs  M( mate  uberschreiten,  als  ein  volles  Dienstjahr  angerechnet. 

§  2.  Staatsbeamte,  Staatslehrpersonen  und  Diener,  welche  infolge  Krank- 
heit oder  infolge  einer  von  ihnen  nicht  absichtlidi  herbeigeführten  körper- 
lichen Beschädigung  dienstunfähig  geworden  sind,  werden,  wenn  sie  auch 
noch  nicht  zehn,  jedoch  mindestens  fOnf  Dienstjahre  vollstreckt  haben,  so 
behanddt^  als  ob  sie  zehn  Dienstjahre  wirklich  zurückgelegt  hätten. 

§  3.  Staatsbeamte,  Staatilehrpersonen  und  Diener  (§  1),  welche  eine 
anrechnungsfähige  Dienstzeit  von  zehn  Jahren  noch  nicht  zurückgelegt  haben, 
erhalten,  sofern  sie  aus  dem  Staatsdienste  nicht  infolgre  einer  freiwillig^en 
Dienstesentsagung  oder  mfolge  einer  im  Disziplinarwege  erfolgten  Dienstes- 
entlassung scheiden,  eine  einmalige  Abfertigung,  welche  für  eine  Dienst- 
zeit bis  zu  tunt  Jahren  mit  dem  einfachen,  für  eine  Dienstzeit  von  mehr 
als  fünf  Jahren  mit  dem  zweifachen  Betrage  des  Jahresgehaltes  zu  be- 
messen ist*) 


vom  9»  Dnembtr  1866,  RQBNr.  157,  und  für  das  Lehrpersonale  das  Oeset:  vom  9,  April  t890, 
ROSNr.  47  (s.  Sr.  fSOJ,  bf:iefian(rswHif  das  Gc^ftr  vom  18.  Mai  1881,  ROBS'r.  56. 

Auf  die  dem  Orden  der  (Jeselisdia/t  Jesu  angehörenden  Professoren  der  theologischen 
FahOUU  in  tmuinuk  habin,  sew^fBr  sie  nldU  aasäriUUiek  Hfondtn  Batünmnngenp  wb  m»  B, 
rü'k':!:htj;'h  der  Ziffer  dr-  Orhalies  (2100  Kronen)  gelten,  in  allen  lieziehunsen  die  allgemeinen 
Gesetze  und  Vorschriften  Anwendung  tu  finden.  Diese  Professoren  sind  sohin  auch  berechtigt, 
den  Atispmdt  mf  ^ne»  Im  V»haM$  m  äem  ßrüefestgestMm  QOuäH  bemmtiun  Ruhegen^ft 
zu  erheben  (A. «.  Voftmg  wom  t8.  OkMv  £888,  Z,  i9J58,  und  Ah,  EnisdiL  mm  //.  NomnUr  £888, 
Z.  23.2^ J. 

')  Der  Anspruch  des  ätaatslehrpersonales  auf  einen  Ruhegehalt,  beziehungsweise  deren 
Wttwcti  tnf  dnc  Witwcnponloii  und  dncv  Enücbmifabcllnmr  <9t  dtirck  den  Bcsns  eiaes  Otlnllct 

selten*  ,^cr  Lehrperson  bedingt.  Demgemäß  hat  ein  unbesoldeter  T'nIvcr8!tät?prnf,--sor  keinen 
Anspruch  auf  eioeo  Ruhegehalt  und  folgeweise  dessen  Witwe  iieinen  Anspruch  auf  eine  Witwen- 
pcosion  (Erkcnntlrf«  des  Reichsgerichtes  vom  5.  Jult  1899,  Z.  201.  Hye  X(,  950). 

Bei  einer  Auswanderung  oder  Srwtfttng  tiner  fremden  Staatsbürgerschaft  seitens  eineg 
österreichischen  Staatspensionisten  kann  VOH  «Amm  FortäiOlg  der  Önvischen  Pension  keine  Red0 
mehr  sein  (MinAkt  Z,  lim  ex  I8Ü4J. 

•)  s.  Nr.  t80. 

»)  i'.  auch  die  nrdmmung  des  §  3  der  kais.  Vd:.  v.vn  0.  Deze-;i!',  f  ;s66,  RQBSr.  157, 
bednifend  das  Ausmqfi  der  Rnhebesüge  und  Abfftrügjungen  der  Staatsbeamlen  und  pen^on^ßhiffn 
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§  4.  Staatsbeamte,  Staatslehrpersonen,  welche  erst  nach  zurückgelegter 
vierzigjähriger  Dienstzeit  Anspruch  auf  den  vollen  anrechenbaren  Gehalt 
als  Ruhegenuß  haben,  und  Diener,  welche  das  60.  Lebensjahr  und  das 
35.  Dienstjahr  zurückgelegt  haben,  können  über  eigenes  Ansuchen  ohne  den 
sonst  erforderlichen  Nachweis  der  Dienstunfähigkeit  in  den  dauernden  Ruhe- 
stand versetzt  werden. 

§  5.  Die  fortlaufenden  Pensionen  der  Witwen  ^)  der  nach  den  §§  1 
und  2  anspnachsbefechtigten,  in  eine  bestimmte  Rangsklasse  emgeieihten 
oder  den  Titel  und  Charakter  dieser  Rangskhsse  fOhreoden  Staatsbeamten 
mid  Staatslefaipersonen  werden  in  fixea,  dieser  Rangsklasse  entsprechenden 
jahresbeträgen  festgesetzl^  u.  zw.  för  Witwen  nach  Staatsbeamten  und 
Staatslehrpersonen 


der 

L  Rangsklasse  mit . 
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*> 

n. 

M 

ft  • 

.  .  .  3(.:k>0 

IT 

(6000 

II  ? 

M 

m. 

n 

n  * 

.   .    .  3(K)0 

n 

(6000 

11  ; 

»* 

IV. 

n 

n 

.    .    .  2ÜÜÜ 

ft 

(4000 

»  ; 

»f 

V. 

tf 

n  • 

.   .   .  1500 

>» 

(3000 

»  ; 

n 

VL 

1» 

1»  • 

.  .  .  1200 

n 

(2400 

„  ; 

n 

VB. 

»  • 

.  .  .  900 

n 

(im 

„  ; 

n 

m 

» 

ft  ■ 

.  .  .  700 

n 

0400 

II  ) 

n 

IX. 

1* 

»  • 

.  .  .  600 

» 

(im 

«  ) 

t» 

X. 

tf 

II  • 

.  .  .  500 

II 

(1000 

II  ) 

»» 

XI. 

»» 

»  • 

.  .  .  400 

(800 

Eine  Ausnahme  bilden  nur  Witwen  nach  mit  den  systemmäßigen 
Bezügen  an  den  staatlichen  Lehranstalten  und  an  wissenschaftlichen  In- 
stituten anfTc<;te!!tcn  Personen,  welche  höhere  Gehalte  beziehen,  als  ihrer 
Rangbklasse  zukommen;  die  Pensionen  von  solchen  Witwen  werden  nach 
jener  Rangsklasse  festgesetzt,  welche  dem  zur  Pensionsbemessung  an- 
rechenbaren OehaHe  des  verstorbenen  Gatten  entspricht 

§  6.  Insofern  einzehie  Kategorien  von  Staatstiediensteten  oder  deren 
Witwen  nach  den  bestehenden  besonderen  Bestimmungen  in  der  einen 
oder  anderen  Richtung  günstiger  behandelt  werden,  als  dies  nadi  den 
§§  1,  2  und  5  dieses  Gesetzes  der  Fall  ist,  bleiben  diese  Bestimmungen 
aufrecht. 

§  7.  Die  W'itwen  der  in  die  Kategorie  der  Diener  gehörigen,  nach 
§§  1  und  2  anspruchsberechtigten  Staatsbediensteten  erhalten  als  Pension 
ein  Drittel  des  zur  Pensionsbemessung  anrechenbaren  Gehaltes  des  ver- 


Diaur,  wddu  bmtrtt  Imoftni  dfudac  der  In  RidMsttnd  Irttaadcn  SiMlibtiniNn  und  Diener 

dem  RuhcfTcn-j^se  eine  Abfertfgtingf  vorziehen  soHten,  kann  Ihnen  dieselbe  raft  dem  zwcf}5hrigcn 
Betrage  ihres  zuletzt  bezogenen  aor^eobaren  Aktivititsgenusses  gegen  Beibringung  eines 
gfaubwQrdigea  Oesnadbeilizeugnissefl  und  fcccn  Verzlehllelstuiic  auf  den  beUeldetcn  Staafe« 
Aemtpoeten  und  auf  alle  aus  ihrer  bisherigen  Dienstleistung  fflr  sich  und  ihre  Angehörigen 
ervorbenen  Ansprache  bcwflUgt  werden*   (VgL  Possaniur,  ,tDig  Pemioaen  uaä,  ProH^oaeit', 

lim,  S.  2ü  und  346.J 

*tDU  mU  ä«m  HofiUkni*  wm  »,JaM  JWO  fFOS  Bd.      Nr.  TT)  UOeUek  der  K«r> 

keiratvnr,  der  Staatsbeamien  trflossene  Vorschrift,  womich  den  Beamten  die  Pflicht  oblirr^.  die 
woa  ihnen  eingegangenen  Ehen  der  vorgesetzten  Behörde  anziueigen,  wurde  bisher  nicht  aufgehoben, 
VgL  mdk  4n  H^iäkni  mm  SO.Nmmb§r  183»  fPOSBA sr,Nr.  t34J  (MiiMiZ.92»e*miJ. 
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storbcnen  Qatten,  mindestens  jedoch  2Q0  QuJden  (400  KronenJ  als  Witwen- 

peosion. 

§  8.  Für  die  ehelichen  oder  durch  die  nachgefolgte  Ehe  legitimierten 
Kinder  eines  Staatsbedtensteten  gebührt  der  Witwe,  wenn  sie  selbst  auf 
eine  fortlaufende  Pension  Anspruch  hat,  ohne  Rücksicht  auf  die  Anzahl 
der  vorhandenen  Kinder  ein  Erziehungsbeitrag  in  der  Hdhe  von  einem 
FQnftel  der  Wltwenpension  für  jedes  unversoiigfte,  in  ihrer  Verpflegung 
stehende  Kind  bis  zur  Vollendung  des  24.  Lebensjahres  oder  bis  zur 
früheren  Versorgung  desselben. 

Es  darf  jedoch  der  Erziehungsbeitrag  für  ein  Kind  den  Betrag  von 
jährlichen  300  Gulden  (600  KronenJ  und  die  Summe  aller  Erziefaungsbeitrage 
den  lU  traf^  der  Witwenpension  nicht  übersteigen. 

^  y,  Litern  lost  .xier  solchen  gleichgestellie  Waisen  haben,  insofern 
sie  unversorgt  sind  und  das  24.  Lebensjahr  nicht  vollendet  haben,  Anspruch 
auf  eine  Waisenpension  in  dem  Gesamtbeträge  der  HSlfte  jener  Witwen« 
Pension,  welche  von  ihrer  Mutter  oder  ihrer  Stiefmutter  bezogen  wurde, 
bzw.  derselben  nach  §  5  gebOhrt  hätte. 

Sollte  aber  die  Summe  der  normalmäßigen  Erziehnngsbeitrige,  welche 
nach  §  8  der  Mutter  j^cbührt  hätte,  den  Betrag  der  Waisenpension  über« 
schreiten,  so  ist  der  Mehrbetrag  als  Zulage  zur  Waisenpension  nach  Köpfen 
anzuweisen,  u.  7vv  mit  der  Maßgabe,  daß  bei  dem  jedesmaligen  Austrifte 
eines  Kmdes  aus  der  Benigsberechtigiing  der  Betrag  des  auf  dasselbe 
entfallenden  Erziehungsbcitrapes  in  Abfall  kommt,  und  dies  insolange.  bis 
jener  Mehrbetrag  vollkonimeii  verschwindet  und  nur  noch  die  Waiscn- 
pension  im  vollen  Betrage  erübrigt 

Die  Waisenpension  samt  Zulagen  darf  in  keinem  Falle  die  Höhe  der 
nach  §  5  gebflhreoden  Witwenpension  fiberschreiten. 

§  10.  Die  fortlaufenden  normalmäßigen  Versorgungsgenilsse  der  Witwe 
und  Kinder  eines  im  Ruhestande  verstorbenen  Staatsbediensteten  dürfen 
zusammen  den  normalmäßig^en  RuhcgenuR  des  Verstorbenen  nicht  über- 
schreiten, dabei  aber  keinesfnll?  mit  einem  gerinc:eren  Betrage  bemessen 
werden,  als  mit  400  üulden  (WO  Kronen)  für  Witwen  nach  Staatsbeamten 
und  5taatslehrpersonen,  bzw.  mit  2ü0  Gulden  (400  Kronen j  für  Wiiwen 
nach  Dienern. 

§  11.  Nach  dem  Ableben  von  Staatsdienem,  welche  noch  keinen 
Anspruch  auf  einen  RuhegenuB  für  sich  erworben  haben  (§§  1  und  2), 
gebührt  der  Witwe  oder  den  elternlosen  sowie  den  denselben  gleichgestellten 

Waisen  unter  24  Jahren  eine  einmalige  Abfertigung  mit  dem  vierten  Teile 
des  Jahresgehahes  des  Verstorbenen. 

§  12.  Den  Hinterhüebenen  (§  13)  eines  in  der  Aktivität  oder  im 
Ruhestände  verstorbenen  Staatsbediensteten  gebührt  —  unbeschadet  aller 
sonstigen  greset/lichen  Versorgungsgenüsse  —  ein  Sterbequartal ')  in  der 
Höhe  des  dreifaciien  Betrages  der  von  dem  Verstorbenen  zuletzt  als  Gehalt 
oder  Ruhegenuß  bezogenen  Monatsgebühr. 

§  13.  Das  Sterbequartal  gebfihrt  der  Witwe  ^)  oder  in  deren  Ermange« 
lung  der  ehelichen  Nachkommenschaft  des  Verstorbenen. 

•)  Vgl,  Nr.  173. 
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Sind  in  Ermanglung  auch  der  letzteren  andere  Personen  in  der  Lage, 

nachzuweisen,  daß  sie  den  Verstorbenen  vor  dem  Tode  gepflegft  oder 
die  Begräbniskosten  aus  eigenem  gedeckt  haben,  so  kann  mit  f  jcnchmigung, 
bzw.  Zustimmung  des  Finanzministeriums  auch  diesen  Personen  das  Sterbe- 
quartai  ausgezahlt  werden. 

§  14.  Auf  das  Sterbequartal  finden  die  Bestimmungen  der  §§  3  und  6 
des  Gesetzes  vom  21.  April  1862,  ROBNr.  123,^)  Anwendung. 

§  15.  Aktive  Staatsbeamte  und  Staatslehrpersonen  haben  für  Pensions- 
zwecke an  das  Staatsärar  einen  fortlaufenden  Jahresbeitrag')  zu  leisten, 
welcher  drei  Prozent  des  für  die  Bemessung  des  Ruhegenusses  anrechenbaren 
AkttvttStigehattes  beträgt  und  in  monatlichen  Raten  bei  der  Gehaltsaus- 
zahlung eingehoben  wird.  Während  des  zur  Entrichtung  der  Diensttaxe*) 
gesetzlich  festgesetzten  Zeitraumes  ist  ein  Beitrag  nicht  zu  leisten. 

§  16  Diese«;  Oeset?  findet  auf  die  bereits  derzeit  im  Genüsse  einer 
staatlichen  Versorgung  stehciui(  n  Staatsbediensteten  sowie  auf  ebensolche 
Witwen  und  Waisen  keine   Anu  etidung.*) 

£s  sind  jedocii  die  nurmaimaßigcn  Versorgungsgcnussc  der  derzeitigen 
Vitwen  nach  Staatsbediensteten,  um  25  Prozent«)  mit  der  JVlaßgabe  zu  er- 
höhen, daß  die  Versorgungsgenüsse  der  Witwen  nach  Staatsbeamten  und 
Staatslefarpefsonen  nicht  unter  400  Gulden  (800  Kronen},  die  Versoigungs- 
genfisse  der  Witwen  nach  Dienern  nicht  unter  200  Gulden  (400  Kronen) 
betragen  sollen. 

Die  zu  der  normalmäßigen  Witwenpension  bewriUigten  Onadengaben 
werden  in  die  25  Prozent  eingerechnet. 

Die  Hinterbliebenen  nach  jenen  Staatsbediensteten,  welche  sich  derzeit 
im  Ruhestande  befinden,  werden  für  den  Todesfall  der  letzteren  nach  diesem 
Gesetze  behandelt  werden. 

§  17.  Die  bisherigen  auf  die  Versorgung  der  Staatsbediensteten,  sowie 
deren  Witwen  und  Waisen  Bezug  habenden  Bestimmungen  bleiben,  msotem 
sie  mit  den  Anordnungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes  nicht  im  Widerspruch 
stehen,  mit  folgenden  Ausnahmen  in  Kraft: 

1.  Die  aus  diesem  Gesetze  sich  ergebenden  Ansprüche  der  Witwen 
und  Waisen  nach  einem  Staatsbediensteten  werden  dadurch,  daß  der  letztere 
durch  Selbstmord  geendet  hat,    nicht  berührt. 

2.  Die  geschiedene  Frau  eines  Staatsbediensteten  verliert  ihre  aus 
diesem  Gesetze  sich  ergebenden  Ansprüche  nur  dann,  wenn  die  Scheidung 
erwiesenermaßen  aus  ihrem  Verschulden  erfolgt  ist 

§  18.  Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmachung  in 
Wiriaamkeü 

')  BetreJJtnä  die  Exekution  auj  die  Bezüge  der  im  öjjentlxchen  Dienste  stehenden  Personen 
aad  mnr  HiaUrMMeiun  fs.  Nr.  Ht6J. 

^  Vgl.  Sr.  tS5  und  1S6. 

*>  Oemäß  §  ?s,  Z.  26,  des  Amfsunterrichte'^  für  die  Finnrutandesbehörd^n  vom  20.  Mai  1874. 
gekört  die  EjieUung  der  Bewiliigung  zur  Abstattung  der  Diensttaxe  in  mehr  als  l~,  und  zwar  bis 
M  «HMWtttdlM  Itetot  sam  WiHbuigatnelu  tUr  Flmuiüand0$Mdnle. 

•1  l'j^l.  die  Oesffr,'  vnm  19.  Juli  1902,  RORSr.  220  und  221  fs.  Sr.  174  und  175). 
*}  Auf  Qniad  des  Gesetzes  vom  19.  Juü  1902,  RQßNr.  221  fs.  Nr.  176),  wurden  diese 
Vtnorgungigenitm  um  mtUmt  3  Pnwt  vMU» 
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§  19.  Mit  dem  Vollzüge  dieses  Gesetzes  ist  Mein  Finanzminister 
beauftragt 

Nr.  171. 

Yerordnung  des  Flnaiizminlsteriums  vom  22.  Mai  1896,  RßBNr.  77  ^) 

7MT  Durchführung  des  Gesetzes  vom  14.  Mai  1896,  RGBNr.  74,  betreffend 
Bestimmungen  über  die  Versorgungsgenüsse  der  Zivil  Staatsbeamten 
(Staatslehrpersonen),  dann  der  Diener  sowie  deren  Witwen  und  Waisen. 

Zum  Zwecke  eines  gleich  mäßigen  Vorganges  bei  Anwendung  und 
Durchführung  der  Bestimmungen  des  mit  dem  19.  Mai  d.  j.  in  Kraft 
getretenen  Gesetzes  vom  14.  Mai  1896,  RGBNr.  74,')  findet  das  k.  k.  Finanz- 
mmisleriuin  naclistdicndes  zu  verordnen: 

1.  Das  nach  den  §§  12  und  13  dea  Gesetzes  gebfihrende  Sterbequaital 
ist  der  Familie  des  Verstorbenen  über  ihr  Einschreiten,  gegen  Nachweisting 
der  AnqMUchsberecfatiguiig,  von  der  zur  Bewilüguog  der  Versoiiguiissgenfisse 
in  dem  betreffenden  Falle  berufenen  Behörde  binnen  kürzester  Frist  flüssig 
zu  machen. 

Der  Berechnung  desselben  ist,  insofern  es  sich  um  die  Hinterbliebenen 
eines  in  der  Aktivität  verstorbenen  Staatsbediensteten  handelt,  der  Gehalt 
und  die  allfällige  Dienstalterspersonalzulage  oder  eine  andere  in  die  Pension 
anrechenbare  Personalzuiage,  insofern  es  sich  aber  um  Hinterbliebene  eines 
im  Ruhestande  verstorbenen  Staatsbediensteten  handelt,  der  nonnalmäßige 
Ruhegenuß  zu  Grunde  zu  legen. 

Das  Sterbequartal  unterliegt  nicht  der  Einlcommcnsteuer. 

Z  Der  nach  §  15  des  Gesetzes  von  den  aktiven  Staatsbeamten  und 
Staatslehrpersonen  für  Pensionszwecke  zu  leistende  Beitrag  von  3  Prozent 
ist  von  dem  für  die  Bemessung  des  Ruhegenusses  anrechenbaren  Aktivitäts- 
gehaite,  daher  auch  von  den  Dienstalterspersonalzulagen  und  allfälligen 
anderen  für  die  Ruhegenußbemessung  anrechenbaren  Personalzulagen  ein- 
zuheben. 

Die  Einhebung  dieses  Beitrages  hat  während  des  zur  Entriciitung 
der  Diensttaxe  fes^esetzten  gesetzlichen  Zeitraumes  auch  in  dem  Falle  zu 
unterbleiben,  wenn  die  Monatsschuldigkeit  der  Diensttaxe  die  Hohe  der 
monatlichen  Beitragsleistung  nicht  erreichen  sollte. 

Auf  die  Einkommensteuerbemessung 3)  hat  die  erwähnte  Beitragsleistung 
keinen  Einfluß;  es  ist  daher  die  Einkommensteuer  ohne  Rücksicht  auf 

den  durch  die  Beiträt^e  erfolgten  Abzug  nach  wie  vor  von  dem  vollen 
der  Einkommensteuer  unterliegenden  Aktivitätshezuge  zu  bemessen. 

Die  für  Pensionszwecke  normierten  Abzüge  haben  mit  1.  Juni  1896 
zu  beginnen  und  sind  für  den  allgemeinen  Zivilpensionsetat  unter  einem 
eigenen  Titel:  „Pensionsbeiträge  der  Staatsbeamten  und  Staatslehrpersonen'' 
zu  veranschlagen,  bzw.  zu  beeinnahmen. 

EnihaUea  in  dem  VeronUmnesblatt  des  Ministeriums  für  K.  u,  U,  Nr.  32  ex  1896. 
•)  s.  Nr.  m. 

")  An  die  Siftle  di-s  Kinkommensicnrrf^esedes  fkais.  Pat.  vom  20.  Oktober  1849,  ROHSr.  419/ 
isi  das  Gesetz  vom  25.  Okiobw  1896,  RQBNr.  230,  betr^end  die  direläett  Persoaaisteium 
getreten. 
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3.  Unter  „nomialmäßigeii  Versoi^gungsgenüssen"  der  derzeitigen 
Witwen,  welche  nach  §  16  des  Gesetzes  vom  19.  Mai  angefangen  eine  Aof- 
besscning  dieser  Oenfisse  um  mindestens  25  Prozent  erfaiiren  soHei^  sind 
nur  die  In  OemiBheit  der  bisherigen  Nonnen  nach  dem  Gehalte  bemessenen 
Witwenpensionen,  sowie  die  in  fixen  Beträgen  festgesetzten  Charakter- 
pensionen bis  zum  Höchstbetrage  von  630  Gulden  (1260  Kronen),  nicht 
aber  auch  jene  Pensionen  zu  verstehen,  welche  für  Witwen  nach  Staats- 
beamten in  din  oberen  Rai^klassea  von  Fall  zu  Fall  von  Sr.  Majestät 
bewitiigl  wurden. 

Jene  Witwcnpeusionen,  deren  Anweisung  wegen  Abganges  der  zur 
nonnalmlBigen  Bewilligung  erforderlichen  Bedingungen  überhaupt  nur  auf 
Grund  einet  Ah.  Gnadenalctes  erfolgen  konnte,  sind  von  der  im  §  16,  Ab- 
satz 2,  voigesehenen  Eihdhung  ausgeschlossen. 

Erziehungsbeitrage,  selbst  wenn  dieselben  normalmäBig  bewilligt  waren, 
sind  in  die  SSprozent^e  Erhöhung  nicht  einzurechnen. 

4.  Die  sogenannten  gemeinschaftlichen  Zivilpensionen  sind  gleichfalls 
um  25  Prozent,  eventuell  auf  mindestens  400  Gulden  (800  Kroaen),  respektive 
200  Gulden  (400  Kronen)  zu  erhöhen. 

5.  Die  nach  §  16  des  Gesetzes  gebührenden  Lfhohungeii  jener  Witwen- 
pensionen, welche  nicht  bloß  zuerkannt,  sondern  auch  bereits  fl&ssig  ge- 
macht wmden  smd,  dürfen  nur  nach  Koostatierung  des  im  l'nnkte  4  dieser 
Vcrordnuqg  bezeichneten  normalmäfligen  Anspruches  erfolgen. 

Zu  diesem  Zwecke  haben  speziell  jene  Witwen,  deren  Pensionen  bereits 
angewiesen  und  flijssig  sind,  und  vrekfae  einen  gesetzlichen  Anspruch  auf 
die  gedachte  Erhöhung  zu  haben  vermeinen,  vorerst  die  in  ihren  Händen 
befindhchen  Pensionsdekrete,  womit  ihnen  der  bisherige  Pensionsbezug  be- 
willigt wurde,  entweder  im  kurzen  Wege  dem  betreffenden  liquidierenden 
Rechnungsdepartement  zu  übergeben,  oder  aber  mittelst  ungestempelter  Ein- 
gabe au  jene  Behörde,  welche  den  bisherigen  Bezug  flüssig  gemacht  hat, 
einzusenden.  Von  der  erfolgten  Anweisung  der  neuen  Pensionen  sind  die 
Parteien  mittelst  twsonderer  Dekrete  zu  verständigen. 

Bei  jenen  Witwen,  denen  die  ihnen  nach  den  bisherigen  Vorschriften 
gebOhrenden  VersorgungsgenOsse  noch  nidit  flüssig  gemacht  worden  sind, 
ist  der  Anspruch  auf  die  25prozenttge  Erhöhung  von  Amts  wegen  zu  prüfen. 


Np.  172. 

BxM  de$  Ministers  fflr  K.11.U.  Yom  28.8spt»iiilisr  1896*  Z.18J94, 

an  den  Landespräsidenten  der  Bukowhia, 

(betreffend  die  Anwendung  der  geaetzliehen  Bettfmmnngen  Iber  «fle 
Vertorgungsgenüsse  der  Zivilstaatsbeamten  [Staatslehrpersonales],  dann 
der  Diener  sowie  deren  Witwen  und  Waisen  auf  die  vom  Bukowinaer 
griechisch-orientalischen  Religionsfonde  besoldeten  Beamten,  Lehr- 
personen und  Diener). 
Mit  Beziehung  auf  den  Rericht  vom  15.  Juni  d.  ).,  7.  Q141,  beehre  ich 
mkb  beglich  der  Anwendung  des  Gesetzes  vom  14.  Mai  1690,  KüBNr.  74, 
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betreffeiid  Bestimmungen  über  die  Venorgungsgenfisse  der  Zivilstaats* 
beamten  (Staatslehrpersoneo),  dann  der  Diener,  sowie  deren  Witwen  und 
Waisen,  auf  die  vom  Bukowinaer  gr.-or.  Reiigionsfonde  besoldeten  Beamten, 

Lehrpersonen  und   Diener  folgendes  zu  eröffnen: 

Mit  dem  bereits  in  dem  ho.  Min  Fr!  vom  30.  Jänner  1891, 
Z.  25,626,  zur  Begründung  der  Pension  st  ahtgkeit  der  gr.-or.  Kathc- 
dral-Kantorswitwe  N.  N.  berufenen  Hofkan/ieidekrete  vom  13.  April 
1838  (PGS  LXVI,  S.  94),  ist  mit  Ah.  Genehmigung  ausgesprochen 
worden,  „daß  alle  Vorschriften,  welche  in  Betreff  des  Disziplinare, 
der  Pensioas-  und  Provisionsanspruche  u.  dgl.  für  Staatsbeamte  über- 
haupt erscheinen»  wenn  diesfalls  für  gewisse  Fälle  nicht  ausdrücklich  etwas 
angeordnet  ist  oder  wird,  an  und  für  sich  auch  schon  für  Beamte  jener 
Anstalten  als  gültig  anzusehen  seien,  welche  auf  Fonde  hingewiesen  sind, 
die  unter  der  unmittelbaren  Administrition  der  Staatsverwaltung,  aus  dem 
Staatsschatze  unterstützt  werden  und  daher  als  eig-entliche  Staatsanstalten 
und  die  hiebei  angestellten  Individuen  als  Stnatshcamte  zu  betrachten  sind." 

Hieraus  ergibt  sich,  daß  das  oben  bezogene  nt-ue  Pensionsgesetz 
auf  alle  jene  von  dem  Bukowinaer  gr.-or.  Reiigionsfonde  besoldeten  Personen 
anzuwenden  ist,  welche  nach  den  besteilenden,  für  Staatsbedienstete  geltenden 
Vorschriften  pensions-  oder  provisionsfähig  zu  betrachten  sind. 

Von  der  Anwendung  dieses  Gesetzes  erscheinen  demnach  insbesondere 
ausgenommen  der  Erzbischof  und  die  Konsistorlalrite,  dann  der  gesamte 
Säkular-  und  Regularklerus,  femer  das  Lehrpersonale  von  der  gr.«or.  Knaben- 
volksschule in  Czernowitz  u.  a.  m.  Dagegen  hat  das  mehrerwähnte  Gesetz 
vom  Tage  der  Wirksamkeit  desselben  Anwendung  zu  finden  auf  die 
Professoren  der  gr.-or.-theologischen  Fakultät  in  Czernowitz,  auf  das  an  den 
dortländigen  Mitlelschnlen  angestellte,  vom  gr.-or.  Reiigionsfonde  besoldete 
Lehrpersonale,  auf  die  Kan/leibeamtcn  des  erzbischotiichen  Konsistoriums, 
auf  den  Residenzgebäudeinspektor  etc.  etc. 

Hienaoh  wollen  Euer  .  .  .  wegen  Einhebung  des  im  §  15  näher  be* 
stunmten  Beitrages  vom  1.  Juni  1896  ab  das  Geeignete  verfügen. 

Diese  3pn>zentigen  Abzüge  haben  dem  gr.-or.  Reiigionsfonde  zuzufließen 
und  sind  im  Voranschlage  dieses  Fondes  bereits  pro  1897  bei  der  Bedeckung 
als  ordentliche  Einnahme  unter  abgesonderter  Rubrik  zu  präliminieren. 


Nr.  178. 

ErlaS  des  Ministers  für  K.  o.  U.  vom  7.  Dezsinber  1897,  Z.  28.990, 

an  sämtliche  Landeschefs, 

(betreVeiid  den  Anspruch  von  Witwen  nach  StaslnbedleiufeteN»  weldie 
ihren  Qntten  erst  Im  Pensiontstande  gchefratet  haben,  aal  das  Steibe- 

qaartal). 

Um  in  der  Frage  der  Anspruchsberechtigung  von  Witwen,  weidie  ihre 
Gatten  hn  Pensionsstande  geheiratet  haben,  auf  das  Stetbequartal  einen 
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einheitlichen  Vorgang  zu  erzielen,  hart  das  k.  k.  Finanzministerium  unter  dem 
7,  November  1897,  Z.  50.836,  über  Anregung  und  im  Einvernehmen  mit 

dem  Justizministerium  erklärt,  daß  den  Witwen  nach  Staatsbediensteten^ 
welche  ihren  Gatten  erst  im  Pensionsstande  geheiratet  haben,  ohne  dift 
späterhin  eine  Reaktivierung  desselben  erfolgt  wäre,  ein  rechtlicher  Anspruch 
auf  das  Sterbcquartal  nach  §  13,  Absatz  1,  des  Gesetzes  vom  14.  Mai  18%, 
ROBNr.  74,  zusteht. 

Dasselbe  kann  denigcmäß  solchen  Witwen  seitens  der  zuständigen 
Behörden  im  eigenen  Wirkuiigs kreise  bewilligt  werden,  ohne  daß  es  hiezu 
der  Zustimmang,  bzw.  Oenehmigung  de8  Finanzministeriuma  bedfirfte. 


Nr.  174. 

Gesetz  vom  19.  Juli  1902,  RGBNr.  220,  MYBNr.  50. 

betreffend  eine  teilweise  Abänderung,  beziehungsweise  Ergänzung  der 
Bestimfflttngen  über  die  Versorgungsgenfisse  der  Zivilstaatsbeamten 
(StaalslehrpersiMiM)»  der  nacli  den  Zlvtlpenslonsvorschriften  beliandelteo 
OendanncriemaniitchaftapersoBen  und  Oendarmeriekanzleidlener  sowie 
der  fa  die  Kategorie  der  Dienerschaft  gehdrlgen  peiisioiilertea  lutd. 
provisloiilerteii  ZlvilBtaetebedleiieteteD« 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrates  finde  Ich  anzuordnen,, 
wie  folgt: 

§  1.  Die  normalmäBIgen  RuhegenQsse  (Pensionen,  Quieszentenbeziige) 
der  vor  dem  1.  Oktober  1898  in  den  Ruhestand  versetzten  Staatsbeamten 
(Staatslehrpersonen)   der   fünf   untersten    Rangsklassen    (sechs  untersten 

Diätenklasscn)  werden  um  10  Prozent,  jedoch  mindestens  auf  8fX)  Kronen, 
mit  der  Einschränkung  erhöht,  daß  der  so  erhöhte  Ruhegenuß  jenen  Betrag 
nicht  iiberschreiten  darf,  welcher  sich  bei  Zugrundelegung  der  durch  die 
Gesetze  vom  19.  September  1898,  ROBNr.  172,  i)  167,^)  173  174  und  175, 
festgesetzten  anrechenbaren  Aktivitätsbezüge  und  der  Bestimmungen  des 
Gesetzes  vom  14.  Mai  1896,  ROBNr.  74,»)  ergeben  wGrde. 

§  Z  Die  »ormafanäBjgen  Ruhegenüsse  (Pensionen,  Quleszentenbezuge) 
der  nach  den  Zivilpensionsvorschriften  vor  Wirlcsamkeit  des  Oesetzes  vom 
25.  Dezember  1894,  ROBNr.  1  ex  1895^  in  den  Ruhestand  versetzten  Personen 
des  Oendarmeriemannschaftsstandes  werden  um  10  Prozent  jene  der  nadi- 
dem  erwähnten  Zeitpunkte  bis  zum  Eintritte  der  Wirksamkeit  des  Gesetzes 
vom  2t).  Jänner  1807,  ROBNr.  42,  in  den  Ruhestand  versetzten  um  8  Prozent, 
schlieBüch  die  Ruhegenüsse  der  vor  dem  1.  Jänner  1900  nach  den  Zivil- 
pensionsnornien  in  den  Ruhestand  versetzten  Gendarmerickanzkidicner  um 
8  Prozent,  alle  diese  Kategorien  von  Ruhegenüssen  jedoch  niuidestens  auf 
400  Kronen  mit  der  Einschränkung  erhöht,  daß  der  so  erhöhte  Ruhegenuli' 

»)  f.  Nr.  268. 
*)  i.  Nr.  97. 
^  «.  Nr.  J70. 
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jenen  Betr.TCf  nicht  überschreiten  darf,  welcher  den  Betreffenden  bei  An- 
wendung der  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  2Q.  Jänner  1897,  ROBNr.  42, 
und  bei  Zugrundeleg-ung  der  am  1.  Jänner  1900  in  Kraft  getretenen  anrechen- 
baren Aktivitätsbezüge  zugckoininen  wäre. 

§  3.  Die  normalmäßigen  Ruhegenüsse  (Pcn-^ionen,  Quieszentenbezüge 
und  Provisionen)  der  in  die  Kategorie  der  Dienerschaft  gehörigen,  vor 
dem  1.  September  1899  in  den  Ruhestand  versetzten  Staatsbediensteten 
werden  um  15  Prozent»  jedoch  mmdesteos  auf  einen  Jahresbetrag  von 
400  Kronen  mit  der  Einschränkung  erhöht;  daß  der  so  eihöhte  RuhegenuB 
jenen  Betrag  nicht  fil>er8chreiten  darf,  welcher  dem  betreffenden  Staats* 
diener  bei  Anwendung  der  Bestimmungen  des  Oeseties  vom  14.  Mai  1896, 
ROBNr.  74,  zugekommen  wäre,  falls  er  bei  der  Oehaltsregulierung  in  die 
im  §  2,  bzw.  6  des  Gesetzes  vom  26.  Dezember  1899,  RGBNr.  225,») 
festgesetzte  höchste  Oehaltsklasse,  bzw.  höchste  Oehaltsstufe  der  höchsten 
Oefaaltsklasse  eingereiht  worden  wäre. 

Ekzfigltoh  der  Personen  des  Mannschaftsstandes  der  uniformierten 
Sicherheitswache,  der  Mitgheder  der  ZivüpoHzeiwache  und  der  Polizet- 
agenten,  darf  der  erhöhte  Ruhegenuß  jenen  Bctrap  nicht  übersteigen,  welcher 
der  betreffenden  Person  bei  Zugrundelegung  der  im  §  5  des  Gesetzes 
vom  26.  Dezember  1899,  ROBNr.  255,  für  die  Dienstesstelle  derselben  fest- 
gesetzten anrechenbaren  Aktivitätsbezüge  unter  Anwendung  der  Be- 
stimmungen des  Oesetzes  vom  14.  Mai  1896,  ROBNr.  74^  als  Ruhegenuft 
gebührt  hätte. 

§  4.  Die  auf  Grund  alterer,  durch  das  Gesetz  vom  14.  Mai  1896, 
ROBNr.  74,  nicht  außer  Kraft  gesetzter  ZivUpensionsnormen  bemessenen 
Ruhegenfisse,  wekhe  den  Betrag  von  800  Kronen  fQr  einen  Beamten  (Staats* 
lehrperaon)  und  von  400  Kronen  für  die  in  den  §§  2  und  3  bezeidineten 

Kategorien  von  Staatsbediensteten  nicht  erreichen,  werden  —  insofern 
sich  deren  Erhöhung  nicht  bereits  aus  den  vorhexgehenden  Paragraphen  er> 
gibt  —  auf  diese  Beträge  erhöht  und  sind  in  Hinkunft  mit  Iceinem  geringeren 
Betrage  zu  bemessen. 

§  5.  Die  durch  die  Gesetze  vom  25.  Juli  1871,  RGBNr.  83  (§  2),  vom 
26.  Februar  1876,  RGBNr.  19  (§  13)  und  vom  25.  Dezember  1894,  RGBNr.  1 

ex  1895  (§  34),  dann  dns-  Gesetz  vom  27.  März  1873,  RGBNr.  50  (*>  '2). 
gewährten  Pensionserhöhungen  sowie  etwaige  gnadenweise  Erhöhun^m 
der  normalmäRigen  Ruhegenüsse  und  im  Onadenwegr  bewilligte  Zulagen  zu 
denselben  sind  m  die  in  den  §§  1  bis  4  dieses  Gesetzes  festgesetzten 
Pensionserhöhungen  einzurechnen. 

§  6.  Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  ersten  Tage  des  auf  die  Kundmachung 
desselben  nächstfolgenden  Monates  in  Wirksamkeit. 

§  7.  Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes  ist  Mein  Finanzminister 

auftragt. 


s.  Nr.  286. 
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Nr.  178. 

Tmrimi  Im  Fliuzalilttirlnns  tmi  2.  Mznlnr  1902, 

RaMr.  223.  HfBIr.  92. 

zur  Durchffihrtiiig  des  Gesetzes  vom  19.  Juii  1902,  RGBNr.  220, 
betreff ead  eine  teilweise  Abänderung,  beziehungsweise  Ergftnzung  der 
Bcttfnminigeii  Aber  die  Versorgungsgenflfte  der  ZlvltotaitibeaiiitHi 
<Stiatilfllirperaoneii),  der  nach  den  ZIvApensiensvonduifftcn  behandelten 
Oendafmeriemannechaftspefionen  and  Oendannerickanileidlener  sowie 
der  in  die  Kategorie  der  Dienerschaft  gehdrigen  penalonlerten  nnd 
lirovisioniertea  Zivilstaatsbediensteten« 

Zuni  Zwedce  eines  gleidunäfiigen  Vorganges  bei  Durdifühniog  des  am 
1.  JInaer  1903  in  Wirksamkeit  tretenden  Gesetzes  vom  19.  Juli  1902, 
ROBNr.  220,  findet  das  Finanzministerium  nachstehendes  anzuordnen: 

1.  Die  Flüssigmachung  der  nach  diesem  Gesetze  gebührenden  Er- 
höhungen der  normalmäßigen  Ruhegenüsse  hat  in  der  Weise  zu  erfolgen, 
daß  vom  1.  Jänno*  1903  angefangen  ein  nach  Maßgabe  des  Gesetzes  erhöhter 
RuhefTcnuR  anji^e wiesen,  dagegen  der  bi'^herijre  Riihef^cnuß  mit  31.  Dezember 
1902  eingestellt  wird.  Diese  Anweisung  hat  nur  über  Anlangen  des  Anspruchs- 
berechtigten nach  vorheriger  Prüfung  des  Anspruches  zu  erfolgen.  Zu 
diesem  Zwecke  liabcn  jene  im  Ruhestande  befindlichen  Staatsbediensteten, 
welche  einen  Anspruch  auf  Erhöhung  ihres  bisherigen  Ruhegenusses  zu 
haben  vermeinen,  das  Dekret,  mit  welchen  ihnen  der  bisherige  Versorgungs- 
genuß bewiOigt  wurde,  entweder  im  kurzen  Wege  der  zur  Liquidierung 
der  bezQgUchen  Quittungen  l>erufenen  Stelle  zu  flbeigeben  oder  aber  mittelst 
ungestempelter  Eingabe  an  jene  Behörde,  welche  den  bisherigen  RuhegenuB 
ursprüngUch  bewilligt  hat,  einzusenden. 

Von  Her  erfolgten  Anweisung  der  erhöhten  Pensionen  sind  die  Bezugs- 
berechtigten mittelst  besonderen  Dekretes  zu  verständigen. 

2.  Unter  „normalmäßigem"  Riihegenusse  im  Sinne  des  Gesetzes  vom 
19.  Juli  1002,  ROBNr.  220,  ist  jener  zu  verstehen,  welcher  sich  nach  den 
zur  Zeit  der  Vcfsulzung  des  betreffenden  Staatsbediensteten  in  dcji  Ruhestand 
in  Geltung  gestandenen  Normen  bei  Zugrundelegung  des  letzten  für  die 
Pensionsbemessung  anrechenbaren  Aktivitatsbezuges  und  dtr  anredieabaren 
Dienstzeit  desselben  eigibt;  ferner  ist  sIs  normalmäßig  zu  behandeln  em 
Ruhegenuß,  welcher  von  der  kompetenten  Behörde  unter  Einrechnung  einer 
\on  dem  betreffenden  Staatsbediensteten  während  seiner  aktiven  Dienst* 
leistung  bezogenen,  in  die  Pension  einrechenbaren  Personalzulage  oder  unter 
gnadenweiser  Anrechnung  einer  normalmäßig  nicht  anrechenbaren  Dienst- 
zeit, bzw.  unter  Nachsicht  einer  eingetretenen  Dienstesunterbrechung  be- 
messen wurde. 

3.  Die  im  §  1  des  Gesetzes  vorgesehene  Erhöhung  gebührt  den  Staats- 
beaniteii  (Staatslehrpersonen)  der  fünf  untersten  Rangsklassen  (sechs 
untersten  Diatenkiassen)  audi  dann,  wenn  dieselben  mit  dem  Titel  und 
Oiarakler  ehier  höheren  als  dieser  Rangs-,  bzw.  Diätenklasse  bekleidet  waren. 
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4.  Die  nach  §  3  des  Oesetzes  gebührenden  erhöhten  Provisionen  der 

in  die  Kategorie  der  Dienerschaft  gehörenden  provisionietten  Staats» 
bediensteten  sind  stets  mit  einem  Jahresbetrage  flüssig  zu  machen,  auch 
wenn  der  bisherige  Versocgungsgenufi  nur  in  Tagesbetragen  ange- 
wiesen wurde. 

5.  Auf  die  Repünstig^un(3fen  dieses  Oesetzes  haben  nach  Maßgabe  der 
besummungen  desselben  auch  jene  Bediensteten  der  bestandenen  gemein- 
samen Zentralstellen  Anspruch,  deren  Ruh^endsse  bi  der  Periode  vom 
22.  September  1848  bis  31.  Dezember  1867  zu  Lasten  des  gemcinschafOldien 
Pensionsetats  angewiesen  wurden. 

6.  Ergibt  sich,  daß  die  nach  dem  Gesetze  vom  19.  Juli  1902,  ROBNr.  220^ 
gebührende  Erhöhung  des  normalmäßigen  Ruhegenusses  (Punkt  2)  in  einem 
konkreten  Falle  mehr  beträgt  als  die  Erhöhung  auf  Grund  der  im  §  5  be- 
zojrcncn  Gesetze,  so  hat  eine  Ncubemesstinrr  des  Ruhegenusses  zu  erfnlc^cn, 
und  zwar  derart,  daß  der  ermittelte  Mehrbetrag  dem  bisherigen  Ruhegenusse 
zuzuschlagen  und  der  sich  sonach  ergebende  Oesamtbetrag  als  der  nunmelir 
gebührende  Ruhegenuß  flüssig  zu  machen  ist. 

Insofern  es  sich  um  die  Einrechnung  einer  gnadenweisen  Erhöhung 
des  normalmäBigen  Ruhegenusses  oder  einer  Im  Onadenwege  bewilligten 
Zulage  zu  demselben  handelt,  ist  an  Stelle  des  gesamten  bisherigen  Ver- 
sorgungsgenusses der  nach  Maßgabe  der  Bestimmungen  des  gegenwärtigen 
Gesetzes  erhöhte  normalmäßige  Ruhegenuß  (Punkt  2)  und  als  gnadenweise 
Erhöhung,  b^w  Onadon^ühge  nur  der  etwaige  Mehrbetrag  flüssig  zu  machen, 
um  welchtii  der  bisherige  Gesamtbezug  den  gesetzlich  erhöhten  normal- 
mäßigen Ruhegenuß  übersteigt. 


Np.  176. 

Gesetz  vom  19.  Juli  1902,  RGBNr.  221,  MVBNr.  51. 

betreffend  eine  weitere  Erhöhung  der  auf  Grund  des  §16  des  Oesetzes 
vom  14.  Mai  1896,  ROBNr.  74,  erhöhten  normalmäöigen  Versorgungs- 
genfisse  der  Witwen  nach  Zivilstaatsbeamten  und  Staatslehrpersonen. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrates  finde  Ich  anzuordnen, 

wie  folgt: 

§  1.  Die  auf  Grund  des  {5  lö  des  Oesetzes  vom  14.  Mai  189ö,  KGBNr.  74, 
erhöhten  normalmnßigen  Versorgungsgenösse  der  Witwen  nach  Zivilstaats- 
beamten und  Staatslehrpersonen  werden  um  weitere  25  Prozent  mit  der 
Maßgabe  eriiöht»  daß  die  Erhöhungen  zusammen  50  Prozent  der  ursprüng- 
lichen normalmSfilgen  Pension  nicht  Obersdirelten  dürfen. 

In  diese  50  Prozent  weiden  die  bewilligten  Gnadenzulagen  einge> 
rechnet. 

§  2.  Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  ersten  Tage  des  auf  die  Kundmachung 
desselben  folgenden  Monates  in  Wirksamkeit. 

§  3.  Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes  ist  Mein  Finanzminister  be- 
auftragt. 
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Nr,  m. 

Ymrtiuii  ta  nnauDlnisttrfns  ?»  2.  DezoOir  1M2, 

BSBIr.  224.  MYBNr.  53. 

war  DivcliflUiiiiiis  des  Oeictict  ▼om  10.Jiilil9Q2;RQBNr.221,bctr«llead 
«ine  weitere  ErliOluuig  der  aaff  Omad  des  |  16  des  Oeseties  vom 
14.  Mal  1806.  ROBNn  74,  erhUiteo  aciraMladUigeB  Versotyuigigeiriieee 

der  Witwen  nach  Zivilstaatsbeamten  und  Staatslehrpersonea» 

Zum  Zwecke  eines  gleidimäßigen  Vorganges  bei  Durchführung  des 
am  1.  Jänner  1903  in  Wirksamkeit  tretenden  Gesetzes  vom  19.  Juli  1905^ 
J^BNr.  221,  findet  das  Finanzministenum  nachstellendes  anzuordnen: 

1.  Dieses  Gesetz  findet  nur  auf  jene  Witwen  Anwendung,  deren 
nornialmäßige  Pensionen  nicht  schon  auf  Orund  des  §  16  des  Gesetzes 
vom  14.  Mai  1896,  ROBNr.  74  und  des  P.  3,  Absatz  1  und  P.  4 
der  DiifdifiUiniiigsverofdnuiiff  vom  22.  Mai  1896^  ROBNr.  77.  um  50  Pn»ent 
oder  roeiu'  crhdbt  wurden,  beziehungsweise  zu  erhöhen  waren. 

Wüwen,  deren  Pensionen  nicht  auf  Qnmd  der  vor  der  Wirksamkeit 
des  Gesetzes  vom  14.  Mai  1896,  RGBNr.  74,  in  Kraft  gestandenen  Nomen, 
sondern  aus  Ah.  Gnade  bewilligt  wurden,  sind  auch  von  der  im  Gesetze  vom 
19.  Juli  1002,  ROBNr  221,  vorjre^ehenen  Erhöhung  ausgeschlossen,  ausge- 
nommen diejenigen,  denen  durch  emen  Ah.  Gnadenakt  ausdrücklich  der 
Mangel  der  zur  normalmäßigen  BewIUi^jung  einer  Witwenpension  erforder- 
lichen Bedingungen  nachgesehen  wurde. 

Z  Die  Flüssigmachung  der  nach  dem  Gesetze  vom  19.  Juli  1902, 
ROBNr.  221,  gebührenden  Erhdhuqgcii  der  normaimäßigen  Witwenpensionen 
hat  in  der  Weise  zu  eifol^n,  dafi  vom  1.  Jänner  1903  angefangen  die  nadi 
Mafigabe  des  Gesetzes  eihöbte  Witwenpensioti  angewiesen,  dagegen  der  bis- 
heri£Te  VersorgungsgenuB  mit  31.  Dezember  1902  eingestellt  wird.  In  den 
Fällen,  in  denen  es  sich  um  die  Einrechnung  einer  gnadenweisen  Erhöhung 
der  normnlmäßigen  Witwenpensionen  oder  einer  Gnadenzulage  ru  der- 
selben in  ÜR  nach  dem  Gesetze  vom  IQ.  Juli  1902,  ROBNr.  221,  gebührende 
Erhöhung  handelt,  ist  an  Stelle  des  gesamten  bisherigen  Versorgungsgenu'^'^e«? 
die  nach  Maßgabe  dieses  Uesetzes  gebührende  Witwenpcnsion  ujid  als 
gnadenweise  Erhöhung,  beziehungsweise  Onadenzul^ge  nur  der  etwaige 
Mehrbetrag  flüssig  zu  machen,  um  welchen  der  bisherige  Gesamtbezug  den 
Betrag  der  gesetzlich  erhöhten  Witwenpension  Qbersteigt. 

3.  Behufs  Erlangung  der  nach  diesem  Gesetze  gebührenden  Pensions* 
eiiiöhung  haben  jene  Witwen  nach  Staatsbeamten  (Staatslehrpersonen), 
welche  hierauf  Anspruch  zu  haben  vermeinen,  das  Dekret,  mit  welchem 
ihnen  der  bisherige  VersorgungsgenuB  bewilligt  wurde,  entweder  im  kurzen 
Wege  der  zur  Liquidierung  der  bezüglichen  Quittungen  berufenen  Stelle  zu 
übergeben  oder  aber  mittelst  ungestempelter  Eingabe  an  jene  Behörde, 
welche  den  bisherigen  Versorgungsgenuß  ursprünglich  bewilligt  hat,  ein- 

Von  der  erfolgten  Anweisung  der  eriiöhten  Pensionen  sind  die  Bezugs- 
berechtigten mittelst  besonderen  Dekretes  zu  verstlndlgen. 

»)  «.  Nn  m, 

Uolvci  llUllgtMllC*  1 1 
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b)  Sonstige  Pensionsnormen. 
Nr.  178. 

ErtaB  das  Mlnistsriiiiiis  für  K.  a.D.  von  ao.  JoaI  1852,  ROBNr.  14L 

wirksam  für  die  Kronländer  Böhmen,  Mähren,  Qalizien,  Österreich  unter 
tmd  ob  der  Eons»  Salzbuig,  Tirol,  Krain,  Kflstenland  und  Dalmatten, 

womit  der  MinErl.  vom  15.  September  1851,  in  Betreff  der  Penslons- 
•iisprflche  der  von  einer  Diözesanlehranstalt  an  eine  Ic.  k.  Univeraitil 
befdrdeiten  theologiachen  Professoren»  erläutert  wird. 

Infolge  .Ah.  Entsdil.  vom  26.  Juni  d.  J.  wird  der  zweite  Punkt  des 
MinErl.  vom  15.  September  1851  (ROBNr.  215y)  dahin  erläutert,  daß  den 
Professoren  an  Diözesanlehranstalten,  wenn  sie  an  eine  k.  k.  Univer<;ität 
als  theologische  Professoren  befördert  werden,  die  an  der  Diözesanlehranstalt 
zugebrachte  Dienstzeit  in  jedem  Falle,  ohne  Rücksicht  auf  die  Verschieden- 
heit der  Oehriltc  an  theologischen  Fakultäten,  rücksichtlich  der 
Pensionsanspruchc  eingerechnet  wird. 


Nr.  179. 

Erlaß  des  Staatsminlsteriums.  Abt.  f Ur  K.  u.  U..  vom  12.  April  1865. 

Z.  2639, 

an  die  k.  k.  Statthalterei  für  Galizien, 
(betreffend  die  Frage  der  Einrechnung  der  an  einer  theologischen 
tfattslehranstalt  zugebrachten  Lehramtszeit  in  die  Universitätsdienstzeit)* 

Dem  Antrage  des  theologischen  Professorenkollegiums,  daß  dem  Pro- 
fessor N.  N.  seine  an  der  Hauslchranstalt  für  Klostergeistliche  zu  Lemberg 
zugebrachte  Dienstzeit  als  Lehrer  der  Bibelfächer  in  seine  Universität«dicn?t- 
zeit  eingerechnet  werde,  ist  man  nicht  in  der  Lage  eine  Folge  zu  geben, 
weil  laut  des  zweiten  Alinea  der  lit.  b.  der  kais.  Vdg.  vom  19.  März  1851 
(RGBNr.  90)  bei  Berechnung  der  Dienstzeit  der  Universitätsprofessoren  nur 
die  an  was  immer  fOr  einer  Österreichischen  Unimsität  in  der  Eigensdiaft 
als  ordentliche  Professoren  zugebraditen  Dienstjahre  in  Anrechnung  ge- 
bracht werden  und  die  mit  Ah.  Entschl.  vom  12.  September  1851  (Erlaß  des 
Ministers  für  K.  u.  U.  vom  15.  September  1851,  ROBNr.  215)  bewUligte 
Begünstigung  der  theologischen  Professoren  hinsichtlich  ihres  Pensions- 
ansprucfaes  die  Professoren  an  geistlichen  Hauslehranstaiten  nicht  erwahnL 


')  Punkt  2  äie$e$  Lriasses  lautet:  Professoren  dieser  Lebranstaltea  (d.  h,  der  theoiogiscIUit 
FakaUit  bi  SaUbarg  and  der  NstkSfUehen  DitustmlehmagtaUenJ ,  wenn  stc  alt  ordcntlidMe 

Profetsoren  der  Theologie  an  eine  Universität  berufen  werden,  an  welcher  die  unterste  Qehaltt- 
stufe  der  theologischen  Professoren  nicht  mehr  al<*  SOO  Oulden  beträgt,  sind  hineichtWrh  ihres 
Vorrüdcungsrcchtes  in  höhere  Gehaltsstufen  und  ihres  i'cnsionsansprucbes  so  zu  behandeln ,  als 
ob  tic  die  guue  Zdt  Ihres  Lehnmtcs  an  diceer  UnlvcnitU  engceteltt  gevctcn  wirai. 
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Nr.  ISO. 

Gesetz  vom  9.  April  1870.  RGBMr.  47.  MVBlIr.  59, 

fiber  die  Pcntionibeliandlung  des  Lehrpersonalee  der  7001  Staate  er- 
haltenen Lebnuistalteii. 

Mit  ZuttiinniuQg  beider  Hauser  des  Reichsrates  füide  Ich  anzuordnen« 
wie  16^: 

§  I.  Fflr  die  Pensionsbehandhing  des  Lebrpersonates  der  vom  Staate 

criialtenen  Lehranstalten,  mit  Einschluß  der  t>ei  solchen  angestellten  Oidens- 
gcistlicheii  und  mit  Ausschluß  der  Professoren  der  theologischen  Fakultät 
zu  Krakau,')  ist  die  Pensionsvorschrift  vom  9.  Deiember  1866^  ROBNr*  157, 

maßgebend. 

Dabei  ist  jedoch  die  an  den  Staatslchranstalten,  mit  Ausnahme  der 
mit  den  Lehrerbildungsanstalten  verbundenen  Obun^sschulen  oder  anderen 
Volksschulen,  zugebrachte  Zeit  in  der  Weise  zu  berechnen,  daß  je  drei  m 
dieser  Dienstleistung  vollständig  zurficiigelegte  Jahre  fiir  vier  gezahlt 
werden,*)  und  zwar  auch  dann,  wenn  ein  Obertritt  aus  einer  anderen 
Staatsanstellung  in  ein  solches  Lehramt  oder  umgekehrt  stattgefunden  hat 

§  2.*)  Für  die  Witwen  der  ordentlichen  Universitäts-  und  Fakultats- 
professcM^n,  der  ordentlichen  Professoren  der  neuorganisierten,  unter  der 
unmittelbaren  Leihinp:  der  Refricnrng  stehenden  technischen  Institute  und 
der  k.  k.  Akademie  der  biidt^ndin  Künste  in  VX-^ieii  w  ird  hieinit  unter  Voraus* 
Setzung  der  Erfüllung  der  sonstigen  normaimaliigen  Bedmgungen  eines 
Pensionsgenusses  eine  charaktermäßige  Pension  von  500  Gulden  festgesetzt. 

Eine  charakterroäBige  Pension  erhalten  ferner  noch  die  Witwen  der 
auBerordentlichen  Professoren  an  den  genannten  Lehranstalten  und  der 
Direktoren  an  Staatsmittelschulen  im  Betrsge  von  400  Oulden,  sowie  der 
Professoren  an  Staatsmitlelscfaulen  un  Betrage  von  350  Oulden. 

§  3.  Jeder  Professor,  welcher  das  siebzigste  Lebensfahr  zurückgelegt 
ba^  ist  von  Amts  wegen  mit  seinem  ganzen  zuletzt  genossenen  Oehalte 


Mit  dem  Gesetze  vom  18.  Mai  1681,  RQBNr.  5b,  MVBNr.  4  ex  1882,  betretend  die 
Pmkmbetamikuit  dtr  Pmfimaewt  m  dtr  theohgkehM FdMUI  bi  KnOm  wmnk  ditkab.  V4g. 

fuw  9.  Dezember  IB66.  HGBSr.  157,  mit  drr  im  §  1  des  Gesetzes  vom  9.  April  1870,  ROBS'r.  47. 
mtegeietutt  Modifikation  auch  tuij  diese  Prqfessoren  ousgedehttt.  Nur  bestimmt  §  2  dUsa 
Ooetta  adf  RMdbidU  auf  §  13  dir  SUWnt  der  Krakaur  VeeteertHät  «om  Jekre  t8SS:  Erltngt 
jedoch  ein  Professor  dieser  Fakultit  eines  der  den  Professoren  geistlichen  Standes  der  Krtkauer 
Universität  etiffunj^'^fremrie  vnrHehaKencn  Kuraibcnefizlen,  SO  verliert  er  ni!f  dem  Zeitpunkte  der 
Institution  aut  Ukses  bcnctizium  jeden  Anspruch  auf  einen  RuheKenuti,  und  zwar  ohne  Unter- 
•eUcd,  ob  Dm  dm  BcnefltiBU  vor  oder  nacli  den  ObertrlHe  1b  den  Ruhetfand  vcrllelica 
«eidcn  hf. 

Diese  errekUonfiDftSig  unter  dem  Patronate  der  Universität  in  KraJcau  stellenden  Kurat- 
beneflde«  dttd:  dl«  Kantpbrmi  tm  heUlgtn  Plori«n,  um  heiligen  Nlkoltn«  nnd  inr  heiligen 
Anna  in  Krakau,  dann  dl«  voB  di«««r  IcMercn  Pftrrc  «bgctrcnnl«  und  ab  ««Ibvtlodig «rrlelitelc 

Pfanpfrilndc  Zicluiikl. 

*)  An  die  Stelle  dieser  Pensioasvorsdui/t  ist  das  Gesetz  vom  14.  Mai  1996,  RQBNr.  fi 
fs.  Nr.  mß,  getreten. 

*)  Durch  §  I,  7.  Abs..  des  in  Amnrrkuns  ^)  beiOgaten  Gesetzes  aufrecht  erluiltm. 
*)  Derzeit  gelten  die  Bestimmungen  der  §§  S  a,  f.  des  Gesetzes  vom  14.  M^ti  tS96, 
RQBNr.  74  (9,  Nr.  m). 

11* 


Digitized  by  Google 


164  '*  "^^^  OtlMdiatfon  md  VcrviUmif ;  B.  UnlvtnltllqitnoDate. 


und  mit  Beibehaltung  einer  ihm  etwa  sukommendeii  Peisonalzulage  in 

den  Ruhestand  zu  versetzen, 

Er  behält  jedoch,  ungeachtet  er  aufhört  Mitglied  des  betreffenden 
ProressorenkollLLriums  zu  sein,  nicht  nur  die  passive  Wahlfahigkcit  zu  den 
akademischen  Wurden,*)  sondern  auch  das  Recht,  als  Hünorarprofessor ') 
über  seine  Nominalfächer  an  der  Universität  unter  den  von  dem  Unterrichts- 
mia^ttium  festzustdlendefl  Modalitäten  Vorlesungen  anzukündigen  mid  zu 
halten. 

Soweit  es  das  Interesse  des  forflaiifeiiden  Untcirichies  erfordert,  bleibt 
es  dem  Minister  des  Unterrichtes  vorbehalten,  den  definitiven  Euitritt  eines 
solchen  Professors  in  den  Ruhestand  erst  mit  dem  Amtsantritte  seines 
Nachfolgers,  spätestens  am  Sddusse  des  nichstfolgenden  Schuljahres«)  in 

Wirksamlceit  zu  setzen. 

§  4.  Alle  Professoren  können,  sobald  sie  das  65.  Lebensjahr  zurück- 
gelegt haben,  ebenfalls  in  der  im  §  3  bezeichneten  Art  in  den  Ruhestand 
versetzt  werden.*) 

-  I  5.  Der  Unterrichtsmmister  Ist  mit  der  Ausfühnnig  dieses  Oesclies 
beauftragt  _ 

Nr.  18L 

Mal  des  Mldtterlniiis  für  BL  n.  D.  vom  SL  Hirz  1S74,  Z.  411L 

MTBNr.  14, 

an  sämtliche  Landesscfaulbehörden, 
betreffend  die  ArnzeUung  der  Vcrsotvangegebfihren  an  Staatsbedleiistete 

und  deren  Angehörige  am  zweiten  Tage  jeden  Monats. 
Se.  k.  u.  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  Ah.  Entschließung  vom  1&  März 
1874  ag.  zu  gestatten  geruht,  daß  jene  Versorgungsgenfisse,  welche  unter 

')  Sehen  der  AUenpensionierung  der  Professcrm  ::;bt  noch  eine  normal m  aß i i:e 
Pensionierung  der  Le/upersonea,  in  welcher  diese  den  übrigen  Staatsbeamten  gleidtgehalten 
werden,  sofern  nteht  BesonäerheUeHt  e.  B.  besigUeh  der  Bereehmutg  der  tHenshdt  easib^ekUdk 
fuigesetzt  sind.  Diese  nornuilmäßige  Pensionierung  der  Professoren  ist  durch  §  /  >  Cirsctetg 
vom  9.  April  1S70,  ROßS'r.  47,  vorgeschrieben,  and  wird  durdi  die  in  den  §§  3  und  4  dieses 
Gesetzes  festgesetzte  Abart  der  Pensionierung  nicht  ausgeschlossen.  Letztere  gewäiirt  kein  Pnviieg 
der  Uitabsettbarkeä  nach  Art  des  den  Riehtem  staaisgrandgeeettttek  tsatthenden.  Da  Staattbtamte 
d;!rch  VerfS^nj^en  der  Behörden  ans  DienstesräcksUhten  in  den  Ruhestand  verrcfrf  nrnirn 
können,  gilt  das  Qleiehe  auch  von  Professoren  (MinAM  Z.  SiOlKUM  ex  t806J,  —  Auch  betreff* 
der  nnbesotdeten  aaßerordentHehen  Professoren  findet  eine  Obemahme  In  den  Rnttettamt  staM 
(MinAkt  Z.  1443  KUM  ex  fS8S). 

*)  Aufgehoben  durch  .f  S  6  u/id  10  des  Gesetzes  vom  27.  April  1873,  ROBSr.  61  Sr.  18), 
*)  In  analoger  Anwendung  der  Institution  der  „Honorarprofessoren",  wie  sie  das  Ueset* 
tom  9.  Aprü  tm,  ROBNr,  47,  HUMfiWIM  äerbtdeH  RtüMkuid  *wMm  Unb/mUUtpre^morwm 
nomueri ,  werden  auf  Orund  der  in  jedem  einzelnen  Falle  einzuholenden  Ah.  Oenehmigung  auch 
Persöiüichkdten  atr Abhaltung  von  Vorlesungen  anden  Universitäten  ats„honorarprofessoren" 
»mätkäflt,  M  denen  ab  VamuHttungen :  allgemeines,  hohes  Ansäten  in  nuhhrdsea,  fonßgUeka 
WUhsamkelt  im  Lehramte  and  ein  tu  gewäriigender  besonderer  Eutzen  für  die  betreffende  Um^ 
versitSt  sowie  für  dU  weitere  wissMsehqftliche  BetdUgaag  des  in  Frage  kommendem  Qelehriem, 
zutreffen. 

Die  MomäeAagasi  undS^ttemher  fFertenmcmUe)  k6aa*it  ideM  m  4em  nädu^ioifte»dam 

Studienjahre  gerechnet  werden,  daher  ein  Professor,  welcher  in  den  Fr'rirn  Jiis  70.  Lebensjahr 
vollendet,  mit  Sdilt0  des  auf  diese  Ferien  folgenden  Studienjahres  unbedingt  in  den  Ruhestand 
SU  übenuhmtH  Ist  fMlnEH,  warn  U,Jdaaer  1894,  Z,  2t  jm  ex  taos/. 
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dem  Titel  Qnietzenteiigehatte»  Pentioaeii,  Ptovisionen,  Onadengaben  und 
Erziehiiiigsbeiftrage  IQr  Redmung  des  Peasioasetats  der  im  Reichsrate  ver- 
tretenen Königreiche  und  Linder  erfolgt  werden  und  welche  bisher  am 
25.  jeden  Monates  für  den  laufenden  Monat  fällig  waren,  künftighin  mit 
dem  2.  jeden  Monafes  als  angefallen^)  betrachtet  und  an  die  Bezugsberech- 
tigten erfolgt  werden. 

Es  ist  somit  in  jenen  Fällen,  wo  das  Bezugsrecht  eines  Versorgungs- 
genusses am  zweiten  oder  einem  späteren  Tage  eines  Monates  erlischt,  die 
Monatsrate  mit  dem  vollen  Betrage  an  den  Bezugsberechtigten  oder  dessen 
rechtmäßigen  i^ben  auszuzaiüen.  Eine  Ausnahme  hat  nur  dann  stattzufinden, 
wenn  bcfeite  mUt  der  Anwdsung  ein  bcstinMnter  Tag  des  Eridschens  be- 
leichaet  wurde,  wie  dieses  x.  B.'  bei  Erziehungsbeltrilgen  oder  Onadengaben 
der  Fall  ist  Die  Ermittlung  der  Oebfihr  hat  in  dem  letzteren  Falle  nur 
die  Quote  vom  errien  Tage  des  Monates  bis  2U  dem  bestimmten  Tcrmuie 
zn  umfassen. 

Diese  Alt.  gewährte  Begünstigung  hat  selbstverständlich  auch  auf  jene 
Versorgungsgenüsse  Bezug,  welche  aus  vom  Staate  verwalteten  Fonden  der 
diesseitigen  Reichshälfte  bestritten  werden.  Dagegen  ist  dieselbe  auf  Ver- 
sorgungsgenüsse, 7u  welchen  die  königlich  ungarischen  Länder  beitragen, 
derzeit  nicht  auszudehnen. 

Alle  übrigen  auf  die  Liquidierung  und  Auszahlung  von  Versorgungs- 
genüssen  Bezug  nehmenden  Vorschriften  und  Bedingungen  bleiben  durch 
die  vorstehende  Verfügung,  weiche  mit  dem  Monate  April  1S74  in  Wirk- 
samkeit zu  treten  hat,  unberfihri 


Nr.  182. 

MiB  ta  Hiilslirs  (Or  L  i.  D.  vsm  9.  Jftmnr  1889,  Z.  20  J04 

n  1884. 

an  den  Statthalter  für  Mähren, 

(betreffend  die  Unzulässigkeit  der  Zusicherung  der  Einrechnuog  einer 
frfiheren  Dienstzelt  für  den  seinerzeitigen  Pensionierungsfall). 

Mit  Beziehung  auf  den  Bericht  vom  14.  Oktober  v.  J.,  Z.  26.660,  be- 
treffend das  Ansuchen  des  Professors  an  der  theologischen  Fakultät  m . . .  um 
Einrcchnung  der  Zeit  seines  Lchranites  an  der  selbständigen  direktivmäüigen 
Haupt-  und  Unterrealschule  in  .  .  .  behufs  der  seinerzeitigen  Pcnsions- 
benessung,  beehre  ich  mich  Euer ...  zu  eröffnen,  daß  nadi  den  lie- 
stdienden  Normen  eme  Zusidierung  zur  seinerzeitigen  Einrechnung  einer 
frfiheren  Dienstzeit  im  voraus  nicht  erteilt  werden  soll  und  daB  daher  auch 
im  vorliegenden  Falle  die  bezügliche  Entscheidung  dem  Zeitpunkte,  wo  es 
sich  um  die  Versetzung  des  Professors  ...  in  den  lileibenden  Ruhestand 
iiandeln  wird,  vorbehalten  bleiben  muß. 


<)  Abgeändert  durch  FinanzminEH.  vom  20.  Jänner  1996,  Z.  1758  Cs.  Nr.  194J. 
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I.  Teil:  Orgmintloa  tmd  VervalliiBK;  B.  UnlvenilMipcnoiiale. 


Nr.  m 

Aus  dem  Erlasse  des  lUnlsters  fQr  K.  tu  U.  vom  3.  Augast  1893, 

Z.  U47,  KUM. 

an  den  Statthalter  für  Gaüzien, 
(betreffend  die  Anrechenbarkeit  einer  Personalzulage  ffir  die  Pension). 

Nach  §  1  des  Gesetzes  vom  9.  Aprü  1870  (ROBNr.  47),i)  ist  für 
die  Pensionsbdiandiung  des  Lchrpcrsonales  an  staatlichen  Lehranstalten 
die  allg^emdiic  Pensionsvorschrtfl  vom  9,  Dezember  1866,  ROBNr.  157, 
maßgebend.  Da  diese  Vorschrift  nur  die  Anrecheobarkeit  des  Aldivitats- 
gehaltes  normiert,  so  mfissen,  wenn  es  sich  um  die  Anredienbarkeit  einer 
Personal  Zulage  in  die  Pensk>n  handelt  die  diesbezüglich  geltenden  spe- 
ziellen Normen  zur  Anwendung  kommen*  Nach  diesen  kommen  Personal- 
Zulagen  bei  Berechnung  der  Pension  nur  dann  in  Betracht,  wenn  dieselben 
in  der  Form  von  Ergänzungen  eines  früher  bezogenen  höheren  Gehaltes 
bewilligt  worden  sind  oder  wenn  bei  deren  Verleihung  ausdrücklich 
die  Anrechnung  in  die  Pension  bewilligt  wird. 

Wenn  diese  Voraussetzungen  nicht  zutreffen,  ist  die  Persünalzuiage 
in  die  Pension  nicht  anrechenbar. 

Von  diesen  allgcffleinen  Bestimmungen  macht  auclif  die  fQr  das 
Lehrpersonale  geltende  Spezialbestimmung  des  §  3,  dt.  I.,  keine  Aus- 
nahme, da  eben  der  §  3,  cit.  1.,  ausdrücklich  verfügt,  daß  für  die 
Pensionsbehandlung  die  allgemeine  Vorschrift  gilt.  Es  können  daher 
unter  den  dort  erwähnten,  ..etwa  zukommenden  Personalzulagen" 
wohl  nur  die  für  die  Pensionsbehandlung  anrechenbaren  Personalzulagen 
verstanden  werden.  Der  §  3  will  den  Lehrern,  welche  nach  Zurücklegung 
des  siebzigsten  Lebensjahres  von  Amts  wegen  pensioniert  werden,  nur  die 
Begünstigung  einräumen,  daß  sie  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Dienstzeit,  mit 
ihrem  vollen  Oehalte  und  mit  dem  vollen  Betrage  emer  zur  Pension 
anrechenbaren  Persooalzulage  in  den  Ruhestand  versetzt  werden. 

Würde  man  eine  weitere  Begünstigung,  nämlich:  daß  die  Personal- 
zulagen unter  aUett  Umständen  in  die  Pension  einzurechnen  sind,  aus  der 
fraglichen  Bestünmung  deduzieren,  so  würde  dies  dem  Grundsatze,  daß 
Ausnahmen  strikte  zu  interpretieren  sind,  widerstreiten. 

Nr.  184. 

Erlaß  des  Mmisters  fflr  K.  u.  D.  vom  2.  Februar  im,  Z.  ISS/KDMp 

womit  der  Erlaß  des  k.  k.  Finanzministeriums  vom  20.  Jfinoer  1606^2. 1750^ 

an  sämtliche  Finanzlandesbehörden,  betreffend  die  Versorgtingsgenüsse, 
welche  für  Rechnung  des  allgemeinen  Pensionsetats  der  Im  Refchsrate 
vertretenen  Königreiche  und  Länder  unter  dem  Titel:  Qitieszentengehalte, 
Pensionen,  Provisionen.  Unadcngaben  und  Erziehungsbeiträge  erfolgt 

werden,  verlautbart  wird. 
Se.  k.  u.  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  Ah.  Entschi.  vom  11.  Januer  d.  J. 
ag.  zu  gestatten  geruht,  daß  bezüglidi  der  Versorgungsgen üssc,  welche  ffir 

s.  JVr.  180. 
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Rechnung  des  allgcmcmen  Pensionsetab  der  im  Reichsrate  vertretenen  König- 
itidie  und  Länder  unter  dem  Titel:  Qnieszentengehalte,  Pensionen,  Pro- 
vi^men,  Onadengat>ctt  und  Endchungsbetträge  erfolgt  weiden,  die  gemäß 
den  deneit  bestehenden  Vorschriften^)  mit  dem  Z  des  Monates  als  dem  Fäilig- 

keits-  und  Zahlungstag  der  angeführten  Bezüge  eintretenden  Rechte, 
künftighin  mit  dem  1.  des  Monates  als  Fälliglceitstermin  und  unter  Bei- 
belialtungf  des  2.  Monatstagfes  als  Zahlungstag  einzutreten  haben. 

Diese  Begünstigung:  wurde  mit  der  bezogenen  Ah.  Entschließiint^  auch 
auf  jene  Versorgungsgenüsse,  welche  für  Rechnung  des  gemeinsamen 
Pensionsetats,  wovon  77  Prozent  das  diesseitige  und  23  Prozent  das  unga- 
rische Reichsgebiet  belasten,  sowie  auf  Versorgungsgenüsse  der  Organe  der 
Ah.  Kal>inettskanzlei  uad  deren  Witwen  und  Waisen,  wozu  die  beiden 
Reidi^ebiete  je  zur  Hälfte  belzulragen  haben,  ag.  ausgedehnt. 

Die  erwäluiten  Ruhe-  und  VefsoigungsgebQhren  werden  daher  in  Hhi- 
loinft  auch  in  jenen  FiBen,  wo  das  Bezugsrecht  schon  am  ersten  Monats- 
tage erloschen  ist,  noch  für  den  ganzen  Monat  auszuzahlen  sein.  Eine 
Aufnahme  hieven  tritt  nur  dann  ein,  wenn  bereits  in  der  Anweisungs- 
verordnung ein  bestimmter  Einstcllungstermin  bezeichnet  wurde. 

Die  pfarrämtlichen  Lebensbestätigungen,  weiche  am  ersten  Tage  des 
Monats  ausgestellt  werden,  suid  von  nun  an  als  vorschnitsmaüig  ausgestellt 
ZU  betmditen.  i  . 

Diese  Besthnmungen  treten  mit  dem  1.  Febiuar  1896  In  Kraft. 


Nr.  185. 

YerorüAung  das  Ministeriums  für  K.  u.U.  vom  30. Dtzemlier  1396» 

Z.  31.537.  MYBNr.  2  ex  1697. 

hflreSend  «He  Einbringung  den  drelprozentigen  Beitrages  zu  Pensions- 
zwecken, sowie  der  Elnkommenstetiem  und  Diensttaxen  aus  den  Dienst- 
l)ezigen  der  Staatsbeamten  und  Staatslehrpersonen  im  Falle  des 
Zusammentreffens  mit  Privatforderungen. 

Mit  Bezug  auf  §  15  des  Gesetzes  vom  14.  M^i  1896,  ROBNr.  74, 
womit  die  Einhebunq-  eines  dreiprozentigen  Beitrages  für  Pensionszwecke  von 
den  (jch alten  der  aiitiven  Staatsbeamten  und  Staatslehrpersonen  eingeführt 
wurde,  und  auf  die  Durchführungsvorschrift  des  k.  k.  hinanzministeriums 
vom  22.  Mai  1896,  Z.  24.800  (ROBNr.  77,  FMV BNr.  83) »)  wiid  angeordnet, 
daS  im  Falle  der  Belastung  der  Bezüge  der  Beamten  und  Lehipenonen 
mit  Privatforderungen,  der  gedachte  Pensionsbeitrag  lediglich  von  dem  nach 
dem  Gesetze  vom  21.  April  1882,  ROBNr.  123,  der  Exekution  unterliegenden 
Tefle  der  Bezüge  abzuziehen  ist. 

In  gleicher  Weise  sind  in  Hinkunft  auch  die  auf  den  Dienstbezügen 
haftenden  EinJcommensteuem  und  Diensttaxen  einzuheben,  und  tritt  sonach 

«)  VgL  Nr,  W. 

s.  Sr.  tTO, 
*)  s.  Nr.  Sil. 
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Punkt  1,  al.  1,  des  ho.  Erlasses  vom  7.  Dezember  188%  Z.  1277/KUM, 

(MVBNr.  43)  außer  Kraft. 

Diese  Verordnung  hat  auch  auf  jene  Fälle  Anwendung  zu  finden, 
in  welchen  Abzüge  zur  Hereinbringung  bereits  dermal  vorgemerkter  Privat- 
forderungen vorzunehmen  sind. 


Nr.  186. 

ErlaB  des  Ministers  fur  K.  u.  U.  Yom  17.  Februar  1900,  Z.  25.275 

ex  1899,  MYBlfr.  22, 

betreSeod  die  Verpflichtung  provisorischer   Staatslehrpersonea  zur 
Entrichtung  des  dreiprozentigen  Pensionsbeitrages. 

Es  ist  7i!r  hierortigen  Kenntnis  gelangt,  daß  in  einiofen  Fällen  die  von 
provisorischen  Staaislehrpersonen  eingezahlten  dreiprozcntigcn  l'ensions- 
beiträc^e  denselben  retundiert  wurden,  beziehungsweise  von  denselben  über- 
haupt niclit  cingehoben  wurden. 

Ein  solcher  Vorgang  ist  jedodi  in  den  bestehenden  gesetzlichen  Be^ 
stbnmungen  nkfat  begriindet 

Ich  finde  mich  daher  im  Einvernehmen  mit  dem  k.  k.  Finanzminitter 
veranlaßt»  dem  .  .  .  zur  weiteren  Danachachtung  nachstehendes  zu  erfiffaien: 

Die  im  §  15  des  Gesetzes  vom  14.  Mai  1896,  ROBNr.  74,  normierte 
Verpflichtung  aktiver  Staatslehrpersonen  zur  Entrichtung  des  dreiprozentigen 
Pensionsbcitrnpfc?  ist,  nachdem  als  Grundlage  für  die  Berechnung  dieses 
Beitrages  der  für  die  Bemessung  des  Ruhegenusses  anrechenbare  Aktivitäts- 
gehalt anzunehmen  ist,  von  der  Frage  abhängig,  ob  die  betreffende  Staats- 
lehrperson einen  gesetzlichen  Anspruch  auf  Zuerkennung  von  Ruliegeaussen 
hat  oder  nicht 

Nachdem  den  provisorischen  Staatslehrpersonen  auf  Qnind  des  §  1  der 
kais.  V4g.  vom  9.  Dezember  1866,  ROBNr.  157,*)  beziehungsweise  des  §  1 
des  Gesetzes  vom  9.  April  1870,  ROBNr.  47,9)  welche  Bestimmungen  auf 
Grund  des  §  6  des  Gesetzes  vom  14.  Mai  1896,  RGBNr.  74,  in  Kraft 

geblieben  sind,  ein  solcher  Anspruch  t:itsächlich  zusteht,  miiß  auch  die  Ver- 
pflichtung der  in  Rede  stehenden  Lehrpersonen  zur  Entrichtung  von,  Pensions- 
gebühren als  im  Gesetze  begründet  angesehen  werden. 

>)  s.  Nr.  170. 

•)  Die  kais.  Vdg.  vom  9.  Dezember  fStiö,  RGBSr.  r57,  tlher  das  Ausmaß  der  RtMetige 
und  Abjertigungen  der  Staatsbeamten  und  pensions/ähigcn  Dtencr  bestimmte  ün; 

%  1*  Die  muf  «tam  deftalllvcB  oder  provtooriicheii  Pfcwipoileii  imterBdNidilta  oder  In 
Stande  der  DIsponIbllltät  bcHndllchen  Staatsbeamten  und  Diener,  welche  weder  Infotj^s  eüicr 
Dienstes entsagUDg ,  noch  einer  nach  der  kais.  Vdg.  vom  10.  März  1860  (ROBNr.  64;  erfoictca 
Dtautascatlewuiif  über  eii^enefl  Ansnchcfi  oder  Verfflgung:  der  BdiOrde  aas  dem  Stttttdiemte 
•mtchcldcn ,  sind  nach  Maßgabe  der  Linge  Ihrer  anrechenbaren  Dlewtiell  mit  dncn  Rvhc» 
gCBflne  oder  eher  Abfertignnff  (mcli  folgenden  MeSstabe)  zit  betcUcn. 

■)  «.  Hr.  m. 
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Nr.  187, 

fsrorüniuo  lies  Ministers  fflr  R.  n.  U.  vom  11.  Feliruar  1888, 

Z.  2390.  RGBNr.  19.  MYBNr.  6. 
belKffend  «Ue  HabiUticrniig  der  Privatdozenten  an  UoiveraitAteii.^) 

Auf  Onind  Ah.  EntsdiL  vom  4  Febraar  d.  J.  wifd  verofdacft, 
wie  folgt: 

f  I.  Wer  an  einer  Universität  in  der  Eigenschaft  eines  Privatdozenten 
Vorlesungen  abhalten  will,  hat  die  Lelirbefugnis  (venia  doceodi)  auf  Onuid 
der  nachfolgenden  Bestimm «nfren  zu  erwirken.^) 

§  2.  Die  veni.i  docendi  kann  nicht  für  einen  willkürlich  begrenzten 
Teil  einer  Wissenschaft,  sondern  nur  für  den  [jan/cri  ünifang  einer  Dis- 
ziplin oder  ein  größeres  Gebiet  derselben,  weiches  als  ein  für  sich  ab- 
geschlossenes Ganzes  angesehen  wefden  Inon,  erlangt  werden.*) 

§  3.  Zur  Erlangung  der  Lehfbefugols  als  Privatdoseat  (HabiUtierung) 
M  etforderiidi,  dafi  der  Bewerber  das  Doktorat  der  FakuHii  welcher  die 
betreffende  Disziplin  zugehört;^)  erworben  hat  und  ein  durch  den  Druck 
Teröffentlichtes  Werk  oder  eine  durch  den  Druck  veröffentUcbte  größere 
Abhandlung  (Habilitationsschrift)  vorlegt,^)  welche  nach  vvissenschrjftlicher 
Methode  ein  Probiem  derjenigen  Wissenschaft  selbständig  behandelt,  für 
welche  sich  der  Bewerber  zu  habilitieren  beabsichtigt. 

Die  Zulassung  zur  Habilitierung  setzt  voraus,  daß  der  Kandidat  das 
betreffende  Universitätsstudium  vor  wenigstens  zwei  Jahren  absolviert  bat 

f  4.  Ekle  Dispens  vom  Doktorate  fiberiiauiit  oder  von  dem  Doktorate 
der  in  Frage  kommenden  Fakultät  kann  nur  bi  besonders  racksichtswfirdtgen 
Fällen*)  auf  Antrag  der  Fakultät  vom  Unterricbtsminister  gewährt  werden. 

§  5.  Die  Erteilung  der  venia  docendi  hat  der  Bewerber  bei  dem 
Profeanorenkolkgium  der  betreffenden  Fakultät  anzusuchen.  Derselbe  hat 


DüS£  Verordnung  ist  an  die  Stelie  äts  Mintrl.  vom  19.  Dezember  iS4S,  Z.  8175, 
MBNr.  37  ex  tB4Q  getttttn,  womit  ein*  ftrorlseriseht  Anofdaaag  ba^tgUeh  dtr  HttbiUtUrung  der 

MnUozenten  kund';:emachi  watfrfR, 
«)  Vgk  auck  Nr.  ISO. 
'  )  VgL  Nr.  S09. 

*)  Erläuieri  durch  MinErL  tmi      AprU  090,  Z  7SU  ff,  Nr,  »ij* 

»)  Vsl.  ^'r  -'rt5  und  194. 

*)  Erläutert  durch  MinErL  vom  10.  August  1889,  Z.  13.186  (s.  Nr.  190). 
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seinem  Gesuche  nebst  dem  Nachweise  der  im  §  3  genamitcii  Voraus- 
setzungen anzuschließen: 

a)  eine  Skizze  seines  Lebenslauf c«^  (curriculum  vitae),»)  welche  insbe- 
sondere auch  den  Gang  seiner  Studien  seit  Absolvierung  der  Universität 
zu  schildern  hat; 

bj  eine  eingehende  Darlegung  der  Art  und  Weise,  wie  der  Bewerber  seine 
Vorträge  einzurichten  gedenlct  (Programm  der  Vorlesungen). 
Bei  Fächern,  welche  einen  demonstrattvca  Unferricbt  voraussetzen, 
hat  der  Bewerber  zugleich  anzugeben,  in  welcher  Art  er  sich  die  erforder- 
liehen  Lehrmittel,  beziehungsweise  das  erforderlicfac  Materiale  zu  verschaffen 
beabsichtigt. 

§  6.  Wenn  der  Bewerber  den  Nachweis  der  obgenannten  Erforder- 
nisse nicht  geliefert  hat,  wenn  das  Professorcnkollcgium  erachtet,  daß  die 
beabsichtigten  Vorlesungen  nach  ihrem  Gegenstände  der  Fakultät  nicht 
angehören,  oder  wenn  aus  einem  anderen  in  der  Persönlichkeit  des  Be- 
werbers gelegenen  Grunde  sich  die  Erteilung  der  venia  docendi  als  un- 
zulSss^  darsfeilt,  so  ist  das  Habilitatioasgesuch  sofort  abzuweisen. 

§  7.  Eigibt  sich  kein  Anstand  der  im  §  6  bezeichneten  Art,  so  hat  das 
ProfessoreflkoUegium  eine  Prüfung  der  Habilitationsschrift  durch  aus  seiner 
Reihe  gewählte  Fadimänner  vorzunehmen  und  auf  Grund  dieser  Prüfung 
Beschluß  zu  fassen,  ob  der  wissenschaftliche  Wert  der  Habilitationsschrift 
die  Erteilung  der  venia  docendi  m  begründen  vermag. 

§  8.  Fällt  die  im  §  7  gedachte  Schlußfassung  zu  Ungunsten  des 
Habilitierungswerbers  aus,  so  ist  derselbe  zu  verständigen,  daß  dir  Habili- 
tationsschrift als  zur  Erteilung  der  angesuditen  venia  docendi  nicht  ge- 
eignet befunden  worden  ist 

Im  entgegengesetzten  Falle  Ist  der  Bewertier  zur  wissenschaftlichen 
Besprechung,  dem  sogenannten  Koltoquium,  zuzulassen  und  zugleich  auf- 
zufordern, drei  Themata  für  die  eventueU  abzuhaltende  Probevorlesung  zn 
bezeichnen. 

§  Q.  Der  Dekan  bestimmt  Ort  und  Zeit  des  Kolloquiums,  welches  in 
Gegenwart  des  Professorenkollegiums^)  stattzufinden  hat.  Das  Kolloquium 
ist  von  den  mit  der  Prüfung  der  Abhandlung  betrauten  Fachmännern  ab- 
zuhalten, doch  ist  jedes  Mitglied  des  Professorenkoliegiums  berechtigt,  sich 
an  demselben  zu  beteiligen. 

Das  Kolloquium  ist  nicht  auf  das  Thema  der  wissenscfaaftlidieii  Ab- 
handlung beschiiuilct,  sondern  soH,  vom  Inhalte  dessellien  ausgehend,  sich 
auf  das  ganze  Gebiet  erstrecken,  über  wekhes  der  Kandidat  Vorlesungen 
zu  halten  beabsichtigt. 

§  10.  Fällt  das  Kolloquium  zur  Befriedigung  des  ProfessorenkoU^;iumft 
aus,  so  ist  dem  Kandidaten  vom  Dekane  der  Tag  des  Probev  ortrag^cs 
zu  bestimmen,  welcher  vor  dem  ProfessorenkoUegium^)  über  ein  von  dem- 

')  Auf  Orund  des  an  die  Rektorate  sämtlich rr  rnhrmifdten  ergangenen  Fr!.-:?.;. es  vom 
2t,  Mai  1902t  Z.  16.440,  ist  im  FaUt  der  Habilitation  neuer  Primtdosenien  aebst  dem  nadi  der 
HabUÜaÜonsnorm  vonalegenden  ewrieakm  wäae  aadk  eine  tn  diesem  CMcHv  Mjtf  j{iHicAHIf Anw  KHi 
nach  Maßgabe  desselben  ausgefertigle  besondere  Personatstandeeiakeite  beizulegen. 

Fir/.  dea  eriduteraden  MIaBH.  unter  Nr.  muaddie  Ausnakmeu  Unm  unter  Nr.  t92 
und  Nr.  200. 
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selben  auf  Orond  des  vom  Kandidaten  gemachten  Vorschlages  gewähltes 
Thema  (§  8)  satizufinden  hat 

Zu  dem  Probevortrage  haben  alle  Professoren  und  Dozenten  der 
Universität,  sowie  diejenigen  Zutritt,  welchen  das  ProfessorenkoUegtum  den- 
seUxen  ausnahmsweise  p^estattet. 

Nach  Abhaltung  des  Probcvortra^es  hat  das  Kollegium  Beschluß  zu 
fassen,  ob  dem  Kandidaten  die  venia  docendi  zu  erteilen  ist  oder  nicht 

§  U.  Der  Beschluß  des  Professorenkollegiums  aui  Erteilung  dci  venia 
docendi  ist  dem  Unteirichtsminister  zur  Bestätigung  vorzulegen. 

Gegen  den  Beschlufi  des  ProfessorenkoUegiums,  welcher  die  Erteilung 
der  venia  docendi  verweigert,  ist  der  Rekurs  an  den  Unterricfatsminister 
zulässig.^) 

§  12.  Bei  Männern,  wdche  ein  hervorragendes  Ansehen  in  der  Wissen* 
Schaft  genießen,  kann  das  Profcssorcnkollcgium  sich  mit  der  Vorlegung 
wissenschaftlicher  Werke  begaiügen,  ohne  das  Kolloquium  und  den  Probe- 
vortrag zu  fordern. 

Der  Probcvorlrag  kann  überdies  dann  nachgesehen  werden,  wenn  die 
Befähigung  des  Kandidaten  zum  mündlichen  Vortrage  bereits  außer 
Zweifel  steht 

§  13.  jeder  Privatdozent  ist  nur  berechtigt;  ilber  dasjenige  Fach  Vor- 
lesungen  zu  halten,  für  welches  er  habilitiert  ist,  und  nur  an  jener  Fakultät, 
an  welcher  er  seine  Befähigung  nachgewiesen  hat 

Die  Ausdehnung  der  venia  docendi  auf  ein  weiteres  Gebiet  setzt  einen 
bezüglichen  Beschluß  des  Professorenkollegtums,  sowie  die  Genehmigung 
des  Unterrichtsministers  voraus. 

Ebenso  ist  ein  Beschluß  des  Pjoiessorenkollegiums,  sowie  die  Cjc- 
nehmigung  des  Unterrichtsministers  erforderlich,  wenn  ein  Pnvatdo/ent,  der 
sich  an  einer  Unhrersität  vorschriftsmäfiig  habilitiert  hat,  ohne  neuerlichen 
Habllitieniiigsakt  die  venia  docendi  an  einer  anderen  Univeisitilt  zu  erlangen 
wOnschf) 

§  14.  Die  venia  docendi  erlischt;  wenn  ein  Rrivatdozent  vier  Semester 
hindurch  kerne  Vorlesungen  angekfindigt*)  hat  oder  wenn  derselbe  seinen 
ordeotlidien  Wohnsitz  außerhalb  des  Sitzes  der  Universität  unter  solchen  Um- 
ständen verlegt,  daß  die  regelmäßige  AbhaHuqg  von  Vorlesungen  seitens 
desselben  nicht  gewärtigt  werden  kann.*) 

Hat  ein  Privatdozent  durch  vier  aufeinander  folgende  Semester  Vor- 
lesungen zwar  angekündigt,  aber  tatsächlich  nicht  gehalten,*)  so  kann  auf 
Antrag  oder  nach  Einvernehmung  des  Professorenkollegiums  die  venia  do- 
cendi vom  Unterrichtsmtnister  als  erloschen  erklärt  werden.®) 

*)  Die  Zulassung  zur  Privatdozentar  (an  einer  technls^en  Hochschule)  ist  Sache  des 
freien  Ermessens  der  akademischen  Behörden  (Beschloß  des  VQH  vom  25.  Oktober  1880,  Z.  ar72, 
Exelsdte  Sammlung,  I,  545J.  —  Ober  die  Bedeutui^  des  Rekarsrechtes  vgl.  Nr.  197,  207  und  208. 

^  VgL  Nr,  M. 

«)  V^l.  Nr.  210. 

«)  Vgl.  Nr.  211, 

■)  Vgl.  Nr,  2»ma2tO. 

•)  Mit  MinErl.  vom  12.  März  1890.  Z.  1578,  wurde  im  Hinblick  auf  das  Ergebnis  der  gegen 
eimea  PritatdOKenUn  durchgefuhrien  strftfgerichtUchen  und  dissipUnaren  Untersuchung  wur  Wahrung 
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Rflcksidrtlidi  der  WiedeicrUogutig  der  venia  docendi  iti  den  FÜleii 

dieses  Paragraphen  gilt  die  Bestimmung  des  letzten  Absatzes  des  §  13. 
§  IS.  Diese  Venndnuiig  tritt  sofort  ia  Wiricsamkeit 


Nr.  188. 

Brlal  iBs  Hlnlstsrliiiiis  flr  K.  o.  0.  Yom  3.  lUn  1880,  Z.  3238« 

an  das  Dekanat  der  philosophischen  Fakultät  der  Uitiversitit  in  hnsbrack, 

(womit bemerlct  wird,  daß  das  Kolloquium  mit  dem  Habilltatlonswerber 
in  dunr.  bctdihiSfUiigen  Sitzung  des  ProffettorMikollcgIiimt  statt* 

snllndsii  luX^* 

Mit  Beziehung  auf  die  mit  Beridit  vom  15.  Februar  d.  J.,  Z, 
gestellte  Anfrage  wird  dem  Dekanate  eröffnet^  daß  das  mit  einem 

Habilitationswerlier  abzuhaltende  Kolloquium  im  Sinne  des  al.  1,  §  9  der 
mit  MinVdg.  vom  11.  Februar  1888,  ROBNr.  19,  kundgemachten  Habili- 
tierungsvorschrift  in  einer  beschlußfähigen  Sitzung  des  Professorcnkollecfiums 
der  betreffenden  Fakultät  stattzufinden  hat,  da  eine  nicht  beschlußfähige 
Vcrsaninilung  der  Professoren  nicht  das  „Pruftsborenkuliegium"  ist  und 
daher  m  einem  solchen  Falle  nicht  gesagt  werden  könnte,  daß  das  Kollo- 
quium in  Gegenwart  des  Professorenkollegiums,  wie  die  Bestim- 
mung des  obzitierten  Paragraphen  lautet,  stattgefunden  habe.^) 
Hienach  wolle  das  Dekanat  das  Weitere  veranlassen. 


Nr.  m 

Erlafi  des  Ministers  fOr  K.  o.  U.  vom  20.  Juni  1889,  Z.  15J75 

ex  1888, 

an  das  Dekanat  der  juridischen  Fakultät  der  Wiener  Universitlt, 

betreffend  die  Habilitierung  solcher  Bewerber,  welche  frfiher  ein  aka- 
dsffllsdies  L^farnmt  an  dncr  aadsrcn  Univsrsltit  bskleidcteii. 

Auf  den  Bericht  vom  16.  Juli  1888^  Z.  757,  wird  dem  Dekanate  erdffhet, 
daB,  da  die  bestehenden  Vorschriften  über  die  HabiUtierung  von  Mvat- 
dozenten  keinerlei  besondere  Bestimmungen  zu  Gunsten  solcher  Bewerber 
en&alten,  weldie  vordem  ein  akademisches  Lehramt  an  einer  anderen 
Universität  bekleideten,  das  Professorenkoilegium  jener  Fakuhät,  bei  welcher 
ein  derlei  Kandidat  sich  um  die  venia  docendi  bewirbt,  in  der  freien 
Würdigung  der  von  diesem  letzteren  nachzuweisenden  Bedingungen  nicht 
beirrt  erscheint 


4t»  dank  dtuem  hiebet  luHttiatierUa  inkorrektes  VeHuMM  getMUlgltm  Amikem  de»  akaämbtktm 

Lehrstandes  sowie  drr  Würde  der  Universität  die  seinerzeit  aasgesproehene  Bestätigtug  dt» 
Qenannten  als  Privatäozent  einstweilen  auj  die  Dauer  ron  2  Semestern  zurückgetogea. 

MU  MbiBrt,  MMR  21.  Mal  IS90,  Z.  9t»  fs,  Nr,  199  wante  flr  HttbimaHontm  m  de» 
pUlosopUsehen  FakuUät,  und  mit  MinErl.  vom  9.  Juli  1902,  Z.  21.670  (s.  Nr.  200),  für  soldte  an 
der  mcdizinitekin  faktUät  der  Wkmr  Uffiiwvtdt  titu  Abnahmt  9on  ditttr  aUgmtiatm  Norm 
geichajjen. 
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Andrerseits  würde  durch  die  von  dem  Professorenkollegiiim  derWjencr 
rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät  anläßlich  eines  vorg^ckommenen 
Falles  einer  derlei  Habilitationswerbung-  beantragte  Einschränkung  der  Habi- 
litierunc^  solcher  Bewerber  auf  den  Fall  des  BLclurtnisses  nach  einer  aus- 
giebigeren Vertretung  des  bezü]^lichen  Faches  und  bc/ic  hunpfsweisi  durch 
die  Bedingung,  daß  eine  Schädigung  berechtigter  Interessco  dritter  Per- 
tonen ausgeschlossen  ersdieioe,  mit  dem  Wesen  der  ImtititlkMi  der  Pirivxt- 
dosenlen  dufchaus  nicbt  im  Einklänge  stehen. 

Indem  ich  aus  diesen  Qrflnden  in  die  beantragte  Abänderung  der 
bestehenden  Vorschriften  über  die  Habilitation  von  Privatdozenten  einzu» 
gehen  nicht  in  der  i^e  bin,  bemerke  ich  schlieBlich,  daß  die  ausdrück- 
liche Hervorhebunc^  der  einem  solchen  Privatdozenten  an  der  Universität 
derzeit  zukommenden  Stellung  im  Lektionskataloge  wie  im  Personalstandes- 
verzeichnisse  keiner  begründeten  Einwendung  begegnen  kann. 


Nr.  190. 

Brial  des  Mtulsters  für  K.  iL  H.  Tom  10.  Anprt  1889,  Z.  1S.18B, 

an  das  Dekanat  der  phüosophtochen  PAkattit  der  dentadien  Universität 

hl  Prag, 

(betrcViiid  dl«  Erttttiuig  dar  Nachsicht  von  dem  EHiordmlwe  dcc 
Doktorates  bei  einem  Hebilltstloiiswetter). 

Mit  Be7ichun>,^  auf  den  Bericht  vom  22.  Juni  1889,  7  507,  mit 
welchciu  das  Ausudieii  des  Professorenkollegiums  um  Mitteilung  emer  all- 
gemeinen EiUntemng  zu  §  4  der  gegenwärtig  geltenden  Habüitationa* 
vonchrift  vorgelegt  wnide,  erMfne  ich  dem  Dekanate  behufe  Bekanntgabe 
an  das  Prof essorenkdleginm,  dafl  die  von  demselben  gewfinschte  bestimmte 
Ptizisierung  der  Fälle,  welche  als  besonders  berucksicht^ngswert  zu  er- 
achten sind,  um  die  in  §  4  der  HalMlitationsvofSchrift  vorgesehene  Begün- 
stig^ung  für  einen  Habilitationswerber  7iir  Anwendung  zu  bringen,  nicht 
gegeben  werden  kann,  weil  es  sich  eben  um  die  Ausnahme  von  einer 
allgemeinen  Regel  handelt,  deren  Voraussetzungen  der  Natur  der  Sache  nach 
nicht  von  vornherein  genau  bestimmt  werden  können,  sondern  in  jedem 
einzelnen  Falle  zu  w&rdigen  sind. 

Ich  mtt6  mich  datier  auf  die  Bemeikung  besdirinken,  daß  die  akade- 
mische DoktorswOide  nidit  nur  nach  den  liet  uns  derzeit  geltenden  Vor- 
schriften, sondern  audi  nach  der  gesdiichtUcben  Entwicklung  der  Univei^ 
sitätseinrichtungen  die  regelmäßige  Voraussetzung  filr  die  Erlangung  der 
akademischen  Lehrbefugnis  bildet  und  daß  daher  von  diesem  Erfordernis 
nicbt  allzu  leicht  nb<Tcschen  werden  kann. 

Ich  weise  insbesondere  darauf  hin,  daß  in  der  früheren  Habilita- 
tionsvorschrift  ausdrücklich  bestimmt  war,  daß  von  dem  Erfordernis  des 
Doktorgrades  nur  bei  Mannern  Umgang  genommen  werden  könne,  „die 
infolge  wissenschaftUcher  Leistungen  einen  ausgezeichneten  öffentlichen  Ruf 
genieBco  oder  bei  welchen  em  besonderes,  auf  andere  Weise  nicht  leicht 
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zu  befriedigendes  Bcdürfni«;  der  Lehranstalt  dafür  spricht".  Da  mit  der 
Erlassung  der  neuen  Habilitationsvorsdirift  nicht  beabsichtigt  war,  das  Maß 
der  Anforderungen  an  einen  Habilitationswcrber  zu  verring-ern,  so  kann 
auch  gegenwärtig  von  dem  Eriurdernisse  der  Doktors  wurde  nur  in  beson- 
deren Fällen  abgesehen  weiden. 

Es  wild  daher  der  Mangel  des  vcMseschriebeneii  Doktordiploiiis  bei 
einem  Habilitationswerber  nicht  schon  dadurch  als  aufgrewogen  zu  be« 
trachten  sein,  daß  der  Kandidat  tüchtige  Leistungen  in  euiem  Spezialfache 
aufzuweisen  vermag,  weiche  die  Hoffnung  auf  weitere  wissenschaftliche 
Leistungen  desselben  begründen,  zumal  eine  solche  Anforderung  an  jeden 
Habilitationswerber  zu  stellen  ist  und  sich  hieraus  die  Konsequenz  ergeben 
würde,  daß  von  dem  Frfordernisse  des  Doktorates  eigentlich  in  jedem 
Habilitationsfalle  abgesehen  werden  könne. 

Es  werden  vielmehr  für  die  Zulassung  einer  solchen  Ausnahme  von 
der  Regel  jedenfalls  weiter  gehende  Anforderungen  zu  stellen  sein;  dieselbe 
wird  uisliesondere  dann  zu  gewähren  sein,  wenn  mit  Rilcksidit  auf  unge- 
wöhnlich tüchtige  Leistungen  eines  Kandidaten  lüe  Annahme  begründet  Ist; 
daß  durch  die  Ausschließung  desselben  von  der  Habilitation  dem  akade- 
mischen Lehramte  zum  entschiedenen  Nachteile  der  Unterrichtsinteressen 
eine  vorzügliche  Lehrkraft  entzogen  würde. 

Solche  besondere  LImstände  sind  m  dem  Falle,  welcher  Anlaß  zu  der 
vorliegenden  Anfrage  gegeben  hat,  nicht  dargetan  worden,  und  ich  war 
daher  auch  nicht  in  der  Lage,  den  betrettenden  Beschluß  zu  bestätigen. 

Es  kommt  übrigens  in  diesem  Falle  noch  dazu,  daß  dem  betreffenden 
Habilitationswerber  nidit  etwa  nur  das  Effordemis  eines  im  Inlande  aner- 
Jcannten  Doktoigrades  fehlte,  sondern  daß  dersellie  auch  wegen  des  Ab- 
ganges eines  Oymnasialmaturititszeugnisses  jene  Voraussetzungen  nicht  aus- 
zuweisen vermochte,  welche  zum  Antritte  eines  regelmäßigen  Universitats- 
Studiums  und  zur  Erlangung  des  Doktoigrades  hn  Inlande  erforderlich 
8ind.i) 


Nr.  191. 

£rlaß  des  Minlsteriiuns  für  K.  u.  ü.  vom  24.  AprU  1890,  Z.  7514, 

an  das  Dekanat  der  theologischen  Fakultflt  der  Universität  In  Wien, 
(womfC  die  Bestimmung  des  §  3  der  Habilitationsordnung  vom  11.  Fe- 
braar  1888»  Z.  2300,  ROBNr.  10,  MVBNr.  6,  erlintert  wird). 

In  Erledigung  des  Berichtes  vom  17.  April  d.  J.,  Z.  606,  wird  dem . . . 

eröffnet,  daß  die  im  §  3  der  Habilitationsordnung  vom  11.  Februar 
1888  vorkommenden  Worte:  „Zur  Erlangung  der  Lehrbefugnis  als  Privat- 
dozent ist  erforderlich,  daß  der  Bewerber  das  Doktorat  der  Falcultät,  welcher 


')  Vgl.  audt  den  MInErt  vom  1Z  Aueast  t8S9,  Z.  14.099  (s.  Sr.  51t),  wonach  die  atanakm»' 
weise  Zulassung  zur  Prifatdozentur  unter  Naclisicht  von  Bedingungen,  welclie  in  der  Reget  ttOtt 
für  die  Aufnahme  ah  ordeniticlier  Studierender  'gefordert  werden,  nicht  sclion  dann  als  (gerecht- 
fertigt angesehen  werden  kann,  wenn  tüchtige  Leistungen  eines  Kandidaten  vorliegen,  welche  an 
sich  die  ErfeHang  der  wda  legendi  aJs  begründet  erscheinen  lassen* 
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die  betreffende  Disziplin  zugehört,  erworben  hat"  in  dem  Sinne  zu  ver- 
stehen sind,  daß  das  Doktorat  derjenigen  Fakultät  erworben  sein  müsse, 
an  welcher  der  Bewerber  Vorlesungen  über  eine  bestimmte  Disziplin  zu 
eröffnen  wünscht  und  zu  welcher  daher  die  betrcftcndc  Disziplin,  wenn 
sie  auch  unter  Umständen  von  einem  anderen  Gesichtspunkte  aus  als 
gleichzeitig  in  den  Kähmen  einer  anderen  Fakultät  taiiend  angesehen 
werden  kann,  jedenfa^  als  zugehörig  angesehen  werden  nniB. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Forderun>:  k  um  hienach  nur  auf  Grund 
der  im  §  4  der  Habilitationsordnung  enthaltenen  Bestimmung  eintreten. 


Nr.  192. 

BriaB  des  Mliilstirs  f Or  L  a.  D.  vom  25.  Mal  181»,  Z.  96«2, 

an  das  Dekanat  der  phOosophisctaen  Fakultät  der  Universität  in  Wien» 

(womit  ausgesprochen  wird,  daß  die   an   der  philosophischen 
Fakultät  der  Wiener  Universität  vorznnehmendeii  Habilitations- 
akte  IKolloqidiiiii  ttod  Protievortras]  iiitlit  notwendig  in  einer  besddnft- 
fibigen  Sttznng  des  ProfessorenkoUegltuns  stnttllnden  müssen). 

Auf  Grund  der  mir  mit  Ah.  Entschl.  vom  14.  Mai  1S90  allerj^nädi^st 
erteilten  Ermächtigung  genehmige  ich,  daß  bei  den  an  der  philosophischen 
Faknltit  der  Wiener  Universität  vorzunehmenden  Habilitationen  von  Privat- 
dozenten eine  Ausnahme  von  der  geltenden  Habilitaiionsvorschrift  vom 
IL  Februar  1888^  ROBNr.  19  (§|  9  und  10)»  in  der  Richtung  eintrete, 
dan  das  mit  dem  Habilitationswerber  vorzunehmende  Kolloquium  sowie 
der  Probevortrag  desselben  nicht  notwendig  in  einer  beschlußfähigen  Sitzung 
des  Profcssorcnkollegiums  «^tnttfinde,  daH  vielmehr  die  ununterbrochene  An- 
wesenheit sämtlicher  Mitglieder  der  vom  Professorenkollegium  mit  der  Be- 
gutachtimg und  Berichterstattung  bezüglich  des  betreffenden  Habiiitations- 
gesuches  betrauten  faclunannischen  Kommission  bei  der  Vornahme  dieser 
Habilitationsakte  als  genügend  angesehen  werde,  und  dafi  sohin  über  die 
Zulassung  des  Kandklaten  zu  dem  weiteren  HabUitatmnsaJcte,  beziehungs- 
weise zur  Privaidozentur  auf  Orund  des  von  dieser  Kommissk>n  abgegebenen 
Qutaditeos  in  der  nächstfolgende  Sitzung  des  Professorenkollegiums  ord- 
nungsmäBig  BesdihiB  gefaßt  weide.^) 


'1  /M/7  dem  MinErl.  vom  4.  September  J80T ,  Z.  IS.642,  wurde  dem  Dekanate  der  philo- 
sophischen Fakultät  der  Wiener  Utmersität  eröffnet,  dafl  der  bei  einer  Habilitation  eingehaltene 
Vorgang,  vonich  dv  Profmortiikolteglum  gclcgeotlldt  dtr  Bcflditaflfnsanff  Sbcf  dte  Zolassung 
des  Habilitationswerbers  zu  den  weiteren  Habllltationnttdfen  Ira  vorhinein  der  Zalaniuig  des 
Kandidaten  zur  Prlvatdnzcntur  für  den  Fall  die  Zustimmung  erteilt  bar  dnP  derselbe  nach  dem 
Urteile  der  betretenden  Kommission  bei  dem  Kolloquium  und  der  Frobcvurlcsung  den  gesetz- 
ÜehCB  AnfordcnmgCB  gtnflet,  alt  den  bci(tliciid«ii  VondkrUtcn  oJdit  in  Einklänge  ttdit. 
.M/Y  denfc'b'"t  Erlasse  wurde  bemerkt,  dafl  im  Sinne  des  MfnErl.  vom  25.  Mal  1S90,  Z.  9662.  das 
mit  dem  Habillt»tionsw«rber  vonnnehmcnde  Kolioqnlum  sowie  die  Probevorlesung  desselben  bei 
moitirtmcheBer  AnwfHnliiH:  lintlielier  Koamhiloasniitgtlcder  etetlnttidM 
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Nr.  193. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  n.  ü.  vom  5.  Oktober  1890 ,  Z.  7919. 

an  das  Dekanat  der  theologischen  Fakultät  der  Universität  in  Wien, 

(betreffend  die  HiibiUtieniiig  von  Privatdozenten  an  der  theologischen 

Fakultät). 

In  Er!cdi>yn^  des  Berichtes  vom  24.  April  d.  J.,  Z.  623»  wird  dem 
Dekanate  folgendes  eröffnet: 

Der  Habilitierung  von  Privatdozenten  an  der  tluologischen  Fakultät  der 
Universität  in  Wien  steht  iiaxJi  den  diesfalls  maßgebenden  ailgemeincn  Vor- 
schriften nicht  mir  kein  Hindernis  entgegen,  sondern  es  ist  die  Fdiderung  dieses 
Institutes  sowohl  vom  Standpunkte  der  Forteniwicldung  der  theologischen 
Wissenschaften,  wie  im  Interesse  der  HeraobHdung  t&chtiger  alcademiscfaer 
Lehrer  auf  diesem  Gebiete  nach  Tunilchkeit  anzustreben.  Es  kann  sonüt 
das  ProfessoreokoJlegium  bei  den  dahin  zielenden  Bestrebungen  der  Unter- 
stützung seitens  der  Unterrichtsverwaltung  gewärtig  sein,  und  insbeson- 
dere werde  ich  mich  bereit  finden,  solchen  Privatdozenten,  von  denen 
eine  ersprießliche  Lehrwirksamkeit  zu  gewärtigen  steht,  im  Sinne  der  ge- 
stellten Anträge  Remunerai tonen  innerhalb  der  diesfalls  zur  Verfügung 
stehenden  Mittel  zu  gewähren. 

Hiebei  wfirde  kein  Hindemte  dagegen  obwalten,  daß,  gleichwie  die 
theologischen  Adjunkten  sich  als  theokigisdie  Privatdozenten  habilitieren 
und  in  letzterer  Eigenschaft  unter  Beibehaltung  ihrer  ersterwähnten  Stelhuig 
Remunerationen  eilialten  können,  so  auch  remunerierte  theologische  Privat- 
dozenten die  oben  bezeidinete  Stelle  erlangen  können,  ohne  deshalb  von 
der  Remunerierung  in  crsterer  Fifrenschaft  ausgeschlossen  zu  werden. 

Bezüglich  der  Vertretung  l  iics  verhinderten  Professors  der  Fakultät 
wird  von  Fall  zu  Fall  zu  ( ntscheiden,  selbstverständlich  aber  auf  die  zur 
Verfügung  stehenden  Pnvaiduzenten  stets  besondere  Rücksicht  zu  nehmen 
seht,  und  behält  sich  das  Ministerium  ffir  Kuttus  und  Unterricht  vor,  die  Be- 
willigung der  oberwihnten  Remunerationen  an  die  Bedingung  zu  knüpfen, 
daß  die  behreffenden  Privatdozenten  im  Falle  einer  an  sie  eigehenden 
Aufforderung  veibmderte  Professoren  bei  den  Vortragen  ohne  weiteres 
Entgelt  zu  suppHeren  haben. 


Nr.  194. 

EtM  des  Mimsterliims  für  K.  u.  D.  ?om  16.  Fslrar      Z.  1176. 

an  das  juridische  Dekanat  der  Universität  hi  Wien, 

(bctrcflfeod  die  Zniissigkclt  der  Vorlage  dner  anonymen  oder  pseodo» 

nymen  Arbeit  als  Habilitatlonssehrflff^. 

In  Erledigung  des  Beridites  vom  17.  Jänner  d.  J.,  Z.  451,  wird 
dem  . . .  folgendes  eröffnet: 

Bei  der  Bestunmuqg  des  §  3  der  ha  Verordnung  vom  11.  Februar 
1888,  ROBNr.  19^  wonach  der  Bewerber  um  die  Ertelhiag  der  Lehr- 
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beliqpiis  als  Privatdozent  ein  durch  den  Druck  veröffentlichtes  Werk  oder 

eine  soldie  größere  Abhandlung  vorzulegen  hat;  welche  nadi  wissenschaft- 
licher Methode  ein  Problem  derjenigen  Wissenschaft  selbständig  behandehi, 
für  die  der  Bewerber  sich  zu  habilitieren  beabsichtigt,  ist  zwar  als  der 
regelmäßige  Fall  vorausgesetzt,  daß  der  Bewerber  aul  der  betreffenden 
Druckschritt  als  Verfasser  ausdrücklich  genannt  ist. 

Doch  ist  die  Annahme  einer  anonymen  oder  Pseudonymen  Arbeit  als 
HaUIitationsschrift  durch  die  zitierte  Vorschrift  nicht  ausgesdiiusseu,  so- 
feme  die  Autorschaft  des  Habilitationswerbers  keinem  Zweüd  unterliegt. 
Unter  anderem  wird  audi  in  sotehen  Fällen  durch  das  abzuhaltende  Kolk>- 
quium  Gelegenheit  geboten  sein,  Beruhigung  darüber  zu  gewinnen,  daB 
das  vofgelegte  Werk  dem  Habilltationswerber  als  Autor  zugesdirieben  werden 
könne  und  es  bleibt  dem  Professorenkoll^ium  unbenommen,  faJls  in  dieser 
Ricbtuncr  ein  Zweifel  obwalten  sollte,  im  konkreten  Falle  die  Habilitation 
ibzulehncn. 


Nr.  19& 

itt  m  Eriasst  des  Htalsterlimis  für  LilO.  vm  12.  Oktober  189L 

Z.  2U8S. 

(betreffend  die  Benrinubnng  von  Privatdozenten). 

In  diesem  Erlasse  wurde  bemerkt,  daß  Privatdozenten  als  zugelassene 
Universitätslehrer  eines  Urlaubes  für  ein  Studienjahr  oder  ganzes  Semester 
nicht  bediirten  und  daß  demnach  gegen  die  von  einem  solchen  Fh-ivat- 
dozenten  beabsichtigte  Unterbrechung  seiner  Lehrtätigkeit  bei  Einhaltung 
der  in  der  Habültattonsnorm  liinsicfatlidi  des  Verhistes  der  vttiia  docendi 
festgesetzten  Frist  ein  Anstand  nicht  obwalteU) 


Nr.  196. 

Erlaß  des  Ministeriums  fUr  K.  u.  U.  vom  19.  April  1892,  Z.  7702, 

an  das  Dekanat  der  philosophischen  Fakultät  der  Universität  in  Lemberg, 

(betreffend  die  Erlöschung  der  venia  docendi  infolge  Nichtausübung  der- 
selben bei  Privatdozenten,  welche  für  mehr  als  ein  Fach  habilitiert  sind). 

Auf  die  mit  Bericht  vom  24.  März  d.  J.,  Z.  427,  vorgelegte  Anfrage  des 
Professorenkol leg^iums  in  Betreff  Anwendung:  der  Bestimmung  des  §  14  der 
Habilitationsnorm  vom  11.  Februar  188S,  RCiBNr.  IQ,  auf  solche  Privat- 
dozenten, welche  für  mehr  als  ein  Fach  liabiiiliert  ^uid,  wird  dem  Dekanate 
eröffnet,  daß  im  Sinne  dieser  Bestimmung  die  venia  docendi  im  vollen  Um- 

')  Nur  In  den  Falle  bedQrfen  Privatdozenten  dner UrlaubsbewDIIgang,  wenn  sie  während 

eines  Semester?  Oirp  bpreit«  begonnenen  Vorlegungen  für  eine  gewisse  Zelt  (also  fQr  eine 
kOrzere  Zeit  «Is  ein  :>cme$tcr;  unterbrechen  wollen  (MinEri.  vom  3.  April  1888,  Z.  6858). 
univciBUwinciciic.  1a 
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inngt  erhalten  bleibt;  wenii  der  betreffende  Privatdoient  auch  nur  aus 
einem  dieser  Fächer  Voriesiingen  ocdnungsmlBig  angekündigt,  beziehiings- 
weise  abgehalten  hat 


Nr.  197. 

Aus  dem  Erlasse  des  Ministeriums  fOr  K.  u.  U.  vom  23.  Jänner  1899, 

an  ein  Dekanat, 

(betreffend  das  Rekursrecht  der  Habilitationswerber  und  das  diesfalls 
dem  MinUterium  ffir  Kultaia  und  Unterricht  zustehende  Entscheidungs- 
recht).») 

Durch  das  im  §  11  der  Mabilitationsnorm  vom  11.  Februar  ISSS 
dem  Habilitationswerber  formell  eingeräumte  Rckursrecht  gegen  den  Be- 
schluß der  FakuUai  aul  Verweigerung  der  venia  docendi  ist  das  Unterrichts- 
ministerium instanzmäßig  berufen,  auch  in  merito  die  rekurrierte  Entschei- 
dung zu  prüfen  und  kann  eine  Würdigung  der  voigebrachten  RekurseinweU' 
düngen  nur  durch  ehie  wissenschaftliche  Oberfirfifung  erzielt  werden,  da 
sonst  die  dem  Ministerium  in  der  Habilitationsnorm  emgeräumte  Ingerenz 
auf  Abweisung  oder  Stattgebung  des  Rekurses  keinen  Süin  h&tte. 


Nr.  198. 

Erlaß  des  Ministeriums  fflr  K.  u.  U.  vom  3.  Juli  1899.  Z.  18.132. 

an  das  medizinische  Dekanat  in  Lemberg, 

(wonach  ein  ausländisches  medizinisches  Doktordiplom  für  die  Habili- 
tation als  Privatdozent  nicht  genügt). 

Auf  die  Anfrage  in  Betreff  der  Zulassung  von  Kandidaten,  welche  ein 
ausländisches  medizinisches  Doktordiplom  aufweisen,  zur  Frivatdozentur, 
wird  dem  Dekanate  nachstehendes  eröffnet: 

In  OenialiiiL'ii  der  MinVdg.  vom  IL  i  ebruar  iSS8,  ROBNr.  19,  §  3, 
ist  zur  Erlangung  der  Ldirbefugnis  als  Privatdozent  erforderlich,  dafi  der 
Bewerber  das  Doktorat  der  Fakultät,  welcher  die  betreffende  Disziplin  zu- 
gehört, erworben  hat. 

Ferner  bestimmt  die  Nostrifikationsvorschrift  vom  6.  Juni  I8S(^ 
RQB.,  Z.  240,  §  5,*)  daß  insolange  die  medizinisch-chirurgischen  Doktorats- 


>)  In  einem  HabiUtationsfaUe  wurde  aus  Anlqß  des  vom  HabiUtationswerber  ergriffenen 
Rekurses  gegen  den  Fakultätsbeschluß,  wonach  derselbe  wegen  UmulängUchkeit  der  ton  ihm  iw 
get^ftm  wlssetmhitfUiehen  ArbttUn  m  den  weiteren  HabiUtaüonsstadien  nidit  mgela$$en  »«nCM 
war,  vom  Ministrrittm  für  K.  u.  U.  ent'icitirdfn .  daß  nach  einem  eingeholten  Fach^tachten  dem 
HabiUtationswerber  die  wissenschqftUdie  Vorbildung  für  eine  Privatdotentur  nicht  abgesprodttH 
mträM  tu  iUfm$en  Mft«Air;  dU  FataUät  wurde  äaker  oitfjpfardeii,  Mer  4tn  wbseuselitffttikm 
Wert  der  vorgelegten  HabilitationsarMim  naterUeh  tu  beschießen  fKUMMU  Z  20jm  «r  M8J, 
VgL  hüztt  Nr.  207  und  Nr,  208. 

*)  s.  Sr.  506, 
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prafongen  in  Österreich  zqgleich  StaatsprQfungea  sind  und  das  hierüber  aus- 
grestdlte  Diplom  die  Berechtigung  zur  Praxis  gibt,  einem  an  einer  auswärtigen 
Universität  erworbenen  Doktoidiploni  nicht  dieselbe  Wirkung  eingeräumt 

werden  kann,  welche  dem  an  einer  österreichischen  Universität  erworbenen 
zukommt,  daher  der  Kompetent  sich  in  der  Regel  denselben  Bedinf^nnijicn 
m  unterwerfen  hat,  welche  der  inländische  Doktorskandidat  zu  erfüllen 
bat,  sohin  förmHch  zu  promovieren  ist  und  ein  eigenes  Diplom  der  be- 
treffenden österreichischen  Universität  erhält. 

Hieraus  folgt,  daß  ehi  in-  oder  ausländischer  HabiHtationswerber, 
wddier  ein  ausländisches  medizinisches  Doktordiplom  bat,  vorerst  den  Nostri- 
fikationsvorschriften  nachzulcommen,  beztebungsweise  eui  österreichisches 
Doktordiplom  nach  durchgeführtem  Nostrlülcationsverfahren  zu  erwerben  hat 

Nadi  erfolgter  neuerlicher  Promotion  waltet  sodann  gegen  die  sofortige 
Zulas«Hn<:'  zur  Habilitation  unter  der  VorTiissctzung  kein  Anstand  ob,  daß  der 
Bedingung  des  al.  2,  §  3  der  Habilitationsvorschrift  vom  11.  Februar  1888 
entsprochen  erscheint. 

Im  Falle  ein  ausländischer  Nostrifikationswerber  sich  über  die  öster- 
reichische Staatsbürgerschaft  nicht  auszuweisen  vermag,  ist  demselben  in 
Oemäßheit  des  MinEii  vom  9.  April  1$75,0  Z.  3524»  das  österreichische 
Doktordlptom  nur  gegen  einen  vorlaufig  ausgestellten  Revers  auszufolgen, 
in  welchem  er  zu  erklären  ha^  daß  er  die  ärztliche  Praxis  ohne  Erfilllung  der 
gesetzlichen  Bedingungen  und  Genehmigung  des  Ministeriums  des  Innern 
nicht  ausäben  werde. 


Nr.  199. 

Aus  dem  Erlasse  lies  Ministeriums  fOr  K. u.U. vom  10.  August  1901, 

Z.  22.223, 

an  ein  Dekanat, 

(wMnch  es  sieht  gestattet  Ist,  dem  Habllitatlonswerber  Einsicht  In  die 

HablHtatlonsakten  zn  gcwihren). 

Aus  Anlaß  eines  Habüttation^atles  wurde  bemerkt,  daß  die  Anschauung, 
als  ob  einem  Habilitationswerber  ein  Anredit  zukäme,  in  die  Kommissions- 
nnd  Fakultätsakten  betreffs  seiner  Habilitation,  insbesondere  aber  In  die  fiber 
seine  Arbeiten  zu  amtlichen  Zwecken  erstatteten  Referate  Einsicht  zu  nehmen 
oder  Abscfuiften  zu  begehren,  eine  vollkommen  unrichtige  ist  und  auf  einer 
irrigen  Auffassung  des  Umstandes  zu  beruhen  scheint,  daß  es  jedem  Mit- 
gliede  einer  Fakultät  selbstverständMch  unbenommen  bleibt,  sein  zunächst  in 
einem  amtlichen  keferate  niedergelegtes  Votum  über  eine  wissenschaftliche 
Publikation  eines  anderen  auch  diesem  gegenüber  und  auch  nach  Belieben 
m  der  Öffentlichkeit  als  eine  fachmännische  Kritik  zum  Ausdruck  zu  bringen. 
Mag  letzteres  auch  einer  unter  Fachgenossen  geübten  Gepflogenheft  ent- 
sprechen, so  entbehrt  doch  der  von  einem  Habilitationswerber  etwa  er- 
hobene Anspruch,  das  zu  amtlichen  Zwecken  erstattete  Referat  dem  Wort- 
laute nach  kennen  zu  lernen,  jeder  reditlicfaen  Grundlage. 

\2* 
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Nr.  200. 

BrlaB  des  lIlDlstm  für  K.  n.  D.  vom  9.  Jnll  1902,  Z.  2L670» 

an  das  medizinische  Dekanat  in  Wien, 
(betrefiend  den  Vorgang  bei  HabilitiUioneii  von  Privatdozenten). 

Auf  Grund  der  mir  mit  Ah.  EntschJ.  vom  29.  Juni  1902  allergnädigst 
erteilten  Ermächtigung  genehmige  ich,  daß  bei  den  an  der  medizinischen 
Fakultät  der  Universität  in  Wien  vorzunehmenden  Habilitationen  von  Privat- 
dozenten eine  Ausnahme  von  der  Habilititionsvorschrift  vom  11.  Pebruar 
1888,  RGBNr.  19  (§§  9  und  10),  in  der  Art  eintrete,  daß  das  mit  dem 
Habilitationswerber  vorzunehmende  Kolloquium  sowie  der  Probevortrag 
desselben  nicht  In  einer  beschlußfähigen  Sitzung  des  ProfessorcnkoUegiums, 
sondeni  in  Gegenwart  der  von  diesem  ffir  diese  Habifitationsakte  speziell 
gewählten  Kommissioa  staltfinden,  deren  JMitglieder  vollzählig  und  ununter- 
brochen anwesend  zu  sein  haben;  über  die  Zulassung  des  Kandidaten  zu 
dem  weiteren  Habilitationsakte,  beziehungsweise  zur  Privatdozentur,  wird 
sohin  auf  Grund  des  von  dieser  Kommission  abgegebenen  Gutachtens  in 
der  nächstfolgenden  Sitzung  des  ProfessorenkoUcgiums  ordnungsmäßig  Be« 
Schluß  zu  fassen  sein. 

Audi  wird  es  keinem  Anstand  unterliegen,  daß  den  Studierenden  der 
Medizin,  eventuell  auch  promovierten  Ärzten  vom  Dekan  der  freie  Zutritt 
zu  den  Probevorträgen  gestattet  wird. 


Np.  201. 

Ais  im  Briaiso  los  Mlslstorliuiis  für  K.  v.  D.  yom  18.  Fobraar  1903» 

Z.  1410, 

an  ein  philosophisches  Dekatiat, 

(wonach  dfe  vorzuleg'ende  Habilitationsschrift  das  Mindestmaß  der  ZU 
fordernden  wissenschaftlich-Uterarischen  Betätigung  bildet). 

Es  wird  bemerkt,  dafi  die  Vorlage  emer  Habilitationsschrift  im  §  3 

(der  Habilitationsnorm)  als  ein  unbedingt  zu  erfüllendes  MindestausmaB 

wissenschaftlich  literarischer  Betätigung;,  ohne  welche  ein  Habihtationsgesudl 

überhaupt  nicht  eingereicht  werden  kann,  aufgestellt  ist,  dalJ  aber  eine 
sorgfaltige  Beurteilung  dieser  Habilitationsschrift  wie  der  ganzen  wissen- 
schaftlichen Eignung  eines  Habilitanden  es  unbedingt  erfordert,  daß  aucli 
dessen  sonstige,  sei  es  frisiere  oder  spätere  Arbeiten,  mit  in  Betracht  gezogen 
werden. 
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2.  Ergänzende  Bestimniungen. 


Nr*  202. 

Aus  dem  Erlasse  des  Minlsterfoffls  fOr  K.  u.  U.  vom  5.  Jänner  1849. 

Z.  108.  RGBNr.  71. 

an  die  Landespräsidien  von  Niederüsterreich,  Österreich  ob  der  Enns,  Böhmen, 
Mähren,  Qaiizien,  Steiermark,  lUyrien,  Tirol,  Küstenland,  Dalmatien  und  an 

die  Gubernialkommission  in  Krakau, 

Aber  die  Stellung,^)  Pflichten  und  Rechte  der  Privatdozenten  an  Lehr- 
anstalten, welche  Lehr-  und  Lernfreiheit  genieBen« 

Nachdem  durch  den  ho.  Erl  vom  19.  Dezember  1848,  Z,  8175,-)  die 
nötigen  provisorischen  Anordnungen  über  Habilitieruag  von  Privatdozenten 
für  diejenigen  Lehranstalten,  welche  Lehr-  und  Lernfreiheit  genietien,  gegeben 
sind,  wollen  Euer  .  . .  den  betreffenden  Lehrkörpern  folgendes  mitteilen : 

1.  Die  Privatdozenteo,  weldie  der  obigen  Vorschrift  gemäB  sich  habi- 
litieft  und  Vorlesungen  gelullten  haben»  sind  berechtigl^  sowohl  Frequenta- 
tfoos-')  als  Forlgangszei^tsse,  wo  letztere  verlangt  werden,  auszustellen. 
Diese  Zeugnisse  haben  dieselbe  gesetzliche  Wirksamkeit,  wie  die  der  wirk- 
Ikhen  Professoren,  vorausgesetzt,  daß,  wo  es  sich  um  die  bisher  sogenannten 
Obligatlehrfächer  handelt,  die  Vorlesung^en  der  Privatdozenten  nach  Zweck 
und  Umfang  denen  der  wirklichen  Professoren  gleich  sind.  Ob  und  daß  dies 
der  Fall  sei,  darüber  hat  der  Lehrkörper  zu  entscheiden  und  zu  wachen. 

2.  Die  Lehrkörper,  welchen  die  unmittelbare  Leitung  der  Lehranstalten 
anvertraut  ist,  sind  dafür  verantwortlich,  daß,  gleichwie  jeder  wirkliche 
Ptofcssor,  so  auch  jeder  Privatdozeat  dem  Zwecke  der  höheren  Uaferridits- 
soslaKen  entsprechend  lehre,  und  in  seuien  Verhältnissen  zu  den  Studierenden 
sKh  benehme.  Der  Inhalt  der  Vorlesungen  kann  also  nicht  etwa  auf  geist* 
reiche  Unterhaltung  oder  rednerische  Erregungen  abzwecken,  sondern  er 
hat  Wissenschaft  zu  sein,  um  wissenschaftliche  Einsicht  hervorzubringen. 
Er  hat  ferner  den  Geist  echter  FreisinnigTceit  und  darum  zugleich  den  Geist 
strengster  Gesetzlichkeit,  soweit  es  in  seinem  Ciegenstande  liegt,  zu  nähren 
und  dart  diesem  nie  und  nirgends  feintUuh  entfrepentreten. 

Die  Lehrkörper  sind  bereciiügt  und  vcrpiiiciUet,  hierauf  mit  Lnist  zu 
ichen  und  nfitigenfalfs  bn  disziplinarinrhen  Wege  mit  Verwarnung,  Rüge 
nnd  sdbst  mit  sUsogleicher  Suspension  des  Rechtes  zu  lehren,  letzteres 
jedoch  unter  gleidizcitiger  Anze^e  an  das  Ministerium,  vorzugehen.*) 

»)  Vgl.  über  die  Stellung  der  Privutdozenten  das  Gesetz  vom  27.  April  1873.  RQBNr.  b3 
(s.  Nr.  ISJ.    Von  Primtdozenten  ist  nach  dem  St  HD  vom  23.  Februar  1644  eine  Angelobung 

n  Gegenwärtig  sM'.t  nn  Sfrüe  ätests  BrkuKS  dSEr  MbiV^,  mm  11,  F^nur  IMS, 
RÜBSr.  19  (s.  Nr.  /S7J,  in  Geltung, 

*)  Vgl.  MütEH,  vom  TT.  Apfü  1890,  Z.  297t,  RQBNr.  206  fs.  Nr,  204). 

•)  Die  Verantwortlichkeit  der  Lehrkörper  in  Beirr//  des  Verhaltrrts  der  Privatdozenten 
wväe  KmarUeh  htnorg^i^itt  mit  MinErL  vom  T.Jani  1649»  RQBNr,  270,  Jahrg.  1^»  S.  29b, 
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Nr.  208* 

Erlaß  des  Minlsterlams  fQr  K.  u.  U.  vom  3.  Februar  1849,  Z.  944/278, 

an  den  Landeschef  für  Niederöslerreich,  Österreich  ob  der  Enns,  Böhmen, 
Mähren,  Galizien,  Krakau,  Steiermark,  Illyrien,  Küstenland,  Tirol,  Dalmatien, 

(hinsichtlich  der  Abhaltung  von  Universit&tsvorlesangen  durch  externe 

Personen). 

Es  sind  von  Seite  höherer  Lehranstalten  Anträge  gestellt  worden,  welche 
dahin  gehen,  daß  Personen,  die  nicht  Pniftssoren  sind,  gestattet  werde,  über 
irgend  einen  Gegenstand  eine  gaiu  geringe  AnzahJ  von  Vorlesungen,  zum 
Beispiel  sechs,  2U  haften. 

Da  die  höheren  Lehranstalten  dazu  bestimmt  sind,  Wissenschaften  mit- 
zuteilen, ein  Zweck,  dessen  Efreichung  sich  bei  solcher  Beschränktheit  nicht 
leicht  erwarten  lafit,  so  sind  Anträge  zu  solchen  Vorlesungen,  \N  enn  sie  von 
Personen  herrühren,  welche  zu  öffentlichen  Vorlesungen  über  das  bezeichnete 
Gebiet  überhaupt  nicht  berechtigt  sind,  in  der  Regel  von  den  Lehrkörpern 
zurückzuweisen.  Nur  ausnahmsweise  kann  in  berücksichtigungs\s erten  Fällen 
die  Zustimmung  des  Ministeriums  dafür  eingeholt  werden,  es  haben  dann 
aber  solche  Personen  alle  Bedingungen  zu  erfüllen,  welche  nach  Maßgabe 
des  MinE^rl.  vom  19.  Dezember  v.  J.,  Z.  S175,^)  für  die  Zulassung  zur 
Privatdozentur  vorgeschrieben  sind. 

Wenn  einen  so  kurzen  Zyklus  von  Vorlesungen  Personen  zu  halten  be» 
absichtigen,  welche  bereits  zu  öffentlichen  Vortragen  über  das  einschlagende 
Gebiet  berechtigt  sind,  so  ist  es  Sache  des  Lehricörpers,  die  Zweckmäßiigkeit 
dieser  wie  aller  anderen  in  der  Studienabteilung  abzuhaltenden  Vorlesungen 
zu  beurteilen  und  danach  seine  Anordnung  zu  treffen. 

Ais  Rc(H'\  hat  zu  gelten,  daß  jeder  Zyklus  von  Vorlesungen  cm  Se- 
mester ausfülle. 


Nr.  204. 

Erlaß  des  Mlnisterliuns  fOr  K.  u.  U.  vom  27.  April  1850,  Z.  2971 

RGBNr.  208. 

an  das  Professorenkollegium  der  philosophischen  Fakultät  in  Wien, 
betreffend  eine  Erläuterung  der  Vorschriften  über  HablHtierung  d€f 
Privatdozenten  und  äber  die  Gültigkeit  ihrer  Zeugnisse. 

Ein  Bewerber  um  eme  Privatdozentur  kann,  wenn  auch  seine  Befähigung 

dazu  von  einem  ProfessorenkoHegium,  bei  welchem  er  sich  dem  dies- 
fälligen  Habilitierungsakte  unterzogen  hat,  anerkannt  wurde,  doch  dem 
anderen  ProfessorenkoUegium  nicht  als  Privatdozent  aufgedrungen  werden, 

wo  bemerkt  ist,  dqß  jene  Verantwortlichkeit  wesentlich  mit  der  Leitung  der  ^iudienabteilmng 
rtfbKnden  ist  und  fitkftsdi  an  alten  UnlversÜdien  besteht,  wo  es  Primtdeeenten  and  tine  Ltkr- 

fitäuit  gibt,  und  wo  zuclricfi  die  unmittelbare  LeHiinc  bei  dem  Lehrkörper  steht. 

')  An  die  SUUe  dieses  Erlasses  ist  die  MinVdg.  vom  Ji.  Februar  I6S6.  RGBNr,  J9 
(i,  Nr.  J87J  geMen. 
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da  jedes  ProfessorenkoOegium  nach  dem  provisorischen  Gesetze  fiber  Prtval- 
douiiten^)  einen  gewissen  Grad  von  Verantwortlichkeit  für  seine  Privat- 
dozenten trägt,  weshalb  es  auch  nicht  verpflichtet  ist,  einen  an  einer  anderen 
l'niversitäT  Habilitierten  ohneweiters  zuzulassen,  sondern  muR  diesem 
letzteren  l^rüfessorcnkoUegium  freigestellt  werden,  ob  es  den  von  dem 
ersteren  vorgenommenen  Akt  wolle  gelten  lassen  oder  nicht. 

Jeder  Privatdozent  hat  zwar  das  Recht,  gleich  den  ordenthchen  Pro- 
fessoren, Frequealationszeugnisse  auszustellen,')  wenn  aber  ein  Lehrfach 
besondere  Lehrmitte!  voraussetzt,  so  können  die  Zeugnisse  des  Privatdozenten 
nur  dann  jenen  des  ordentlichen  Professors  gleichgesteUt  werden,  wenn  er 
den  Besitz  dieser  Lehnnittel  nachweist 


Nr.  205. 

Erlaß  des  Ministeriums  für  K.  u.  ü.  vom  19.  Februar  1861,  Z.  1112. 

an  das  Dekanat  des  rechts-  und  Staats  wissenschaftlichen  Prof  essorenkoUegiums 

in  Prag, 

(womit  die  Dispens  von  der  Vorlage  einer  wissenschaftlichen  Abhandlung 
«teil  bei  Bevcfbnng  um  Zolusung  ziur  Prlvitdoieiitar  Aber  Practica 

als  mzalisdir  erlcUrt  wird). 

Das  Ministerium  kann  die  Ansicht  über  die  untergeordnete  Bedeutung 
der  coUegia  practica,  welche  das  rechts-  und  staatswissenschaftliche  Pro- 
fessorenkollegium zu  hegen  scheint,  nicht  als  die  seinige  erkennen. 

Soll  durch  derlei  Kollegien  eben  nichts  Mehreres  bezweckt  werden, 
als  Kandidaten  des  Justizdienstes  einige  Kenntnis  der  äußeren  Formen 
des  gericfatÜchen  Verfahrens,  eine  Art  Routine  in  der  Manipulation  beizu- 
bringen oder  Gelegenheit  zur  Einübung  in  schneller  Auffassung  und  ge- 
wandter Entscheidung  strafrechtlicher  Fälle  zu  eröffnen,  so  kann  man  derlei 
Unterweisungen  immerhin  einip^cn  und  nach  einer  Richtung  hin  vielleicht 
sogar  erheblichen  Nutzen  beilegen.  —  Allem  ^ifehoren  dann  nicht  auf 
die  Universität,  nicht  unter  die  Vorlesungen,  die  als  wissenschaftliche  be- 
zeichnet und  angekündigt  werden  woUen.  Sie  können  auf  diesen  Platz 
nur  dann  Anspruch  machen,  wem  sie  auf  wissenschaftlicher  Orundlage 
und  im  wissenschaftlichen  Geiste  gehatten  werdeo. 

Der  Dozent  emes  solchen  Kollegiums  muß  daher  in  der  Theorie 
des  Fadies»  worüber  er  ein  Praictikum  ankfindigen  will,  tief  bewandert  sein 
und  sie  um  so  sicherer  beherrschen,  je  mehr  er  bereit  sein  muß,  auf  sich 
ei^ebende  Zwischenfragen  in  jedem  Augenblicke  wissenschaftlichen  Bescheid 
zu  geben  und  Abschweifungen  der  Diskussion,  irrigen  Auffassungen  usw. 
en^egenzutreten. 

Aus  diesen  Gründen  und  bei  dem  allgemeinen  Wortlaute  und  der  dies- 
fälligen  Tendenz  der  Verordnung  vom  19.  Dezember  1848,*)  kann  dem  An- 


»)  VgL  Nr.  187.  Anmerkung  »). 

r)  V(^l  Sr.  202  (Punkt  1),  dann  Nr.  365  r§§  5/.  56  a.  f.). 

*)  Jetzt  du  MuiVdg.  vom  11.  Februar  1888,  HÜB  Nr,  19  (s,  Nr.  167). 
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suchen  des  Dr. . . .  um  Dispens  von  Voriesfung  einer  wissenschaftlichen  Ab- 
handlung um  so  weniger  folge  gegeben  werden,  als  er  die  venia  legendi 
nicht  bloß  über  Strafprozeß,  sondern  auch  Über  ein  Praktikum  über  Straf- 
recht zu  erhalten  wünscht. 

Sein  Gesuch  wird  vielmehr  genide  so  zu  t)ehandein  sdn,  als  ob  er  sich 

als  Privatdo/cnt  für  Strafrecht  und  Strafprozeß  im  allj^cmeinen  zu  habilitieren 
bcabsichtig^tc,  und  es  wird  zu  dem  allgemeinen  diesfälligen  Erfordernis  nur 
noch  die  Forderung  hinzutreten,  daß  außerdem  auch  auf  die  Erforschung 
seiner  praittischen  Oewandheit  Bedacht  genommen  werden  mufi. 


Nr.  206, 

BriaS  des  Miiilstirliims  fllr  K.  n.  U.  Yom  29.  Dezember  iS66, 

z.  m 

an  das  Universitätskonsistoitini  in  Wien  und  die  akademischen  Senate  der 
Univefsittten  in  Prag»  Krakau,  Lembeig»  Graz  und  Innsbrudc, 

(Mreffend  die  Frage  des  ErlOscfaeiiB  der  venia  legendi  der  Privat» 
dozenten  als  Folge  der  Ntchtablialtnng  ilirer  Voriesongen.^) 

V/enn  ein  Pri\  atciozcnt  eine  Vorlesung  angekündigt  hat  und  sie  ab- 
zuhalten bereit  war,  dieselbe  aber  nur  darum  nicht  abgehalten  wurde, 
weil  stdi  keine  Zuhörer  ffir  dieselbe  inskribieren  üeßen,  so  hat  er  das 
Seuiige  getan,  um  von  der  ilun  erteilten  Berecht^ng,  Voriesungen  zu 
hahen,  ffir  das  beh'effende  Semester  Gebrauch  zu  machen,  und  es  kann 
em  au6er  seinem  Verschulden  gelegener  Nichterfolg  seiner  Vorlesuags- 
anlcfindigung  ihm  niclit  zum  Nachteile  gereichen.') 

Indem  das  Staatsmuiisterium  übngens  bezfigUoh  des  Vorganges  und  der 
Kompetenz  zu  der  Erklärung,  daß  eine  venia  legendi  durch  NichtgetM^udi 

erloschen  und  ein  Privatdozent  aus  dem  Pcrsonalstande  des  Universitäts» 
lehrpersonalcs  zu  löschen  sei,  auf  die  §§  19  und  20  des  provisorischen  Ge- 
setzes vom  27.  30.  September  1849,  RGB.,  Z.  401,3)  verweist,  findet  es 
nur  anzuordnen,  daß  in  Zukunft  jeder  Dekan,  welcher  wahrnimmt,  em  I^rivat- 
dozent  habe  schon  durch  drei  Semester  keine  Vorlesung  angekündigt,  ihm 
in  geeigneter  Weise  die  Bestimmungen  des  MinErJ.  vom  15.  Dezember  1849, 
RQB.»  Z.  14,  vom  Jahre  1850,  >)  in  Erinnerung  zu  bringen  haben  wird. 


')  VgLS  Nder  UsMumUn  HabUitaHomfonekfiff  fs,  Nr,  tWJ. 

*)  Erläutert  durch  MinErl.  vom  20.  Mai  1879,  Z.  4456  fs.  Nr.  210J.  Auch  mit  dtm  an  das 
Dekanat  der  medizinischen  Fakultät  in  Wien  ergangenen  MinErl.  vom  4.  August  1900,  Z.  2t. 149, 
vmrde  ausgesprochen,  daß  es  für  die  Erlösclmng  der  venia  docendi  nach  §  14  der  gelUnäen. 
HtttÜUaHottsnorm  nickt  genügt,  dqß  dh  wo»  einem  PrimUeuiaM  rngMnd^fUm  Vorttmtigfn 

nmr  mangels  inskribierter  Hörer  nicht  zu  stände  gekommen  sind. 

*)  §§  "f'i  ^  dit'sfs  Oesehcs  sind  nahezu  gidMoateod  mit  den  §§  J8  und  19  des 
Gesetzes  vom  27.  April  tb73,  HüBNr.  63  fs.  iSr.  ItiJ. 

*)  Jetzt  §  Mdtt  HäbUUaäenwonchrifl  fs.  Nr.  Wl). 
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Np.  207. 

Eriaä  des  Ministers  fOr  K.  u.  U.  vom  18.  Jänner  1869,  Z.  10.462 

ex  1868.  MYBür.  15. 

(aus  Anlaß  eines  speziellen  Falles), 
ÜKsr  die  Bedeutung  des  gegen  eine  verweigerte  Habilitieniiig  als 
Privatdozent  eingeränniten  Reicursrechtes. 

Ich  Icann  dem  gegen  die  Verweigerung  der  Habilitation  eingeräumten 
Rekurse^)  nur  die  Bedeutung  beilegen,  daß  durch  rierr^elben  das  Unterrichts- 
ministerium in  die  Lage  gebracht  wird,  solchen  Beschwerden  abzuhelfen, 
welche  es  als  begründet  zu  erkennen  vermag,  ohne  das  fachmannische  Urteil 
des  Frofessorenkollegiums  einer  Überprüfung  zu  unterziehen.  In  keinem 
Falle  aber  würde  ich  das  im  Punkt  7  der  Habilitierungsvorsdirift  vom 
19.  Dezember  1848,  ROB.  ErgBdNr.  37,*)  aiudrOddldi  dem  Lehrkörper  vor- 
liefaaltene  Recht,  sich  mit  der  Vorlcgunff  wissenschaftlicher  Wcike  zu  be- 
gniigen,  ohne  das  KoUoquium  zu  fordern,  für  mich  in  Anspruch  nehmen 
und  von  dieser  Vorbedingung  dispensieren  könnm,  ohne  daß  ein  Anfrag 
des  Lehrlcörpers  vorliegt*) 


Nr.  208. 

Erlaß  des  Ministers  fQr  K.  u.  U.  vom  20.  April  1875,  Z.  5400, 

MYBNr.  24. 

mit  welcheji  anlfiBlich  eines  einzelnen  Falles  die  Kompetenzen  des 
Ministeriums  und  der  Fakaltfiten  in  HablUtierungssachen  erläutert  werden. 

Der  von  der  .  .  .  Fakultät  überreichten  Vorstellung  vom  .  .  .  gepen 
den  ho.  Ed.  vom  . . .  betrellend  die  i  labiiitici  uag  des  Dr. . . .  vermag  idi 
aus  nadistehenden  Erwägungen  keine  Folge  zu  geben. 

Die  Vorstellung  stützt  sich  auf  die  Annahme,  daß  das  Urteil,  welche 
Lehrbefähjgung  der  HabiUtaiid  ausgewiesen  hab^  ausschttefilich  der  Fakultät 
fiberlassen  bleiben  müsse.  Allein  diese  Annahme  ist  nach  den  bestehenden 
Vorschriften,  insbesondere  nach  der  MinVdg.  vom  19.  Dezember  1S48, 
RGBNr.  37  e\  18  IQ,*)  nicht  begründet.  Nach  diesen  Vorschriften  ist  die  Ent- 
scheidung in  Habilitierungssachen  keineswegs  zwischen  Fakult.it  und  Ministe- 
rium geteilt,  dergestalt,  daß  erstere  über  die  wissenschattüche  und  didak- 
tische Betahigung,  letzteres  über  „die  politische  und  soziale  Integrität'* 
des  Kandidaten  zu  urteilen  hätte,  sondern  diese  Entscheidung  steht  in 
erster  Instanz  der  Fakultät,  in  zweiter  dem  Ministerium  zu,  und  es 
kann  daher  aus  allen  Orfinden,  aus  denen  eine  Fakultät  die  Zulassung 
verweigern  kann,  auch  vom  Ministerium  die  Bestätigung  verweigert 
werden. 


VgU  S  11  der  geltemUn  HabiUtatioasnorm  (s.  Nr.  187J. 
*)  §7  der  bettandtntn  HabOUaÜoatnonn  sttmmi  mU§  tt  Oer  geUeadm  fs,  Nr.  tsrj  itittin, 

»)  s.  Nr.  197  und  Nr.  208. 

< '  An  Steile  dieser  Verordmug  ist  die  neae  H4MiitatiMstiorm  nm  Jahre  J888  fs,  Nr,  t87J 
getreUn. 
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Daß  dies  der  Sinn  der  bestehenden  Vorschriften  ist,  ergibt  sich  schon 
aus  dem  den  Kandidaten  in  der  Verordnung  vom  19.  Dezember  1848  aus- 
drücklich eingeräumten  Rckursrechtc.  Es  wäre  wahrlich  nicht  abi^uselien, 
welche  Bedeutung  dieses  Recht  haben  sollte,  wenn  die  Entscheidung  wirklich 
zwischen  Fakultät  und  Ministerium  geteilt  wäre,  wenn  also  jede  dieser 
Instanzen  fiber  etwas  anderes  zu  urteilen  hätte. 

Die  ho.  Auffassung  ist  flbngens  nicht  btoB  in  den  bestehenden  Vor- 
Schriften,  sondern  auch  In  der  deutlichen  Natur  der  Sache  begründet. 
Die  oberste  Unterrichtsbehörde  ist  nicht  bloß  für  die  „politische  und  soziale 
Integrität"  der  Dozenten,  sondern  überhaupt  für  die  Erfolge  des  öffent- 
lichen Unterrichtes  verantwortlich,  sie  hat  daher  auch  bei  Habiliticrungen 
nicht  bloß  „administrative  Belange",  sondern  die  Interessen  des  öffent- 
lichen Unterrichtes  selbst  wahrzunehmen. 

Endlich  cnlspricht  die  ho.  Auffassung  auch  der  besteheuden  Praxis. 
Es  ist  wiederholt  dem  Beschlüsse  auf  Zulassung  eines  Kandidaten  die 
Bestätigung  verweigert  worden,  weil  das  Mulisterium  die  Lehrbefähigung 
für  nicht  genügend  erwiesen  hielt  Demgegenüber  kann  sich  auf  den  in 
ehiem  speziellen  Falle  ergangenen  MbiErl.  vom  18.  Jänner  1860,  Z.  10.462; 
um  so  weniger  berufen  werden,  als  es  sich  diesmal  nicht  um  die  Zulassung 
eines  von  der  Fakultät  reprobierten,  sondern  iimir^-kehrt  um  die  (teilweise) 
Nichtzulassung  eines  von  der  Fakultät  adprobierten  Kandidaten  handelt, 
in  \ye\ch  letzterem  Falle  das  Eingreifen  der  Ministerialinslanz  offenbar  noch 
unbedenklicher  ist  als  in  dem  ersteren. 

Übrigens  wird  bemerkt,  daß  im  vorliegenden  Falle  die  Einsprache  der 
Fakultät  selbst  nach  der  von  ihr  vertretenen  Anschauung  nicht  begründet 
wäre.  Denn  diesmal  handelt  es  sich  tatsächlich  nicht  um  eine  Oberprüfung 
der  wissenschaftlichen  Leistung  des  Kandidaten,  sondern  nur  um  Wahr- 
nehmung des  bestehenden  Lchrplanes»  nach  weichem  das  dstenrelchische 
Stasftsrecht  als  sefliständige  Disziplin  gil^  für  welche  die  venia  legendi 
speziell  erworben  werden  muß. 


Nr.  209. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  n.  U.  vom  10.  Oktober  1877.  Z.  13204. 

MYBNr.  26. 

betreffend  die  Habüftiening  von  Privatdozenten  an  den  rechts-  und 

Staats  wissenschaftlichen  Fakultäten. 

Anläßlich  des  von  einer  rechts-  und  staatswissensdudtlichen  Fakultät 

gestellten  Antrags,  einem  Kandidaten  des  akademischen  Lehramtes  die  Habili- 
tierung nur  für  Spezialkollegien  aus  einem  bestimmten  Fache  (Römisches 
Recht)  zu  gestatten,  erging  der  nachfolgende  Ministerialerlaß: 

Die  Habüiiierung  eines  Privatdozenten  hat  in  Qeniäüheit  der  be- 
stehenden Vorschriften  stets  ffir  ein  bestimmtes  Fach  zu  erfolgen.  Hierunter 


>) «.  Nr.  aar. 
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kann  nach  der  Beschaffenheit  der  in  der  Studienordnung  vom  Jahre  1855^) 
au^eiahlten  juristischen  Disziplinen  in  der  Regel  nur  das  ganze  Gebiet 
einer  solchen  Disziplin  und  nur  ausnahmsweise  ein  bestimmter  Teil  dann 
verstanden  werden,  wenn  derselbe  wenigstens  nach  einem  relativen  Ge- 
sichtspunkte die  ganze  Disziplin  umfaßt  und  daher  insoweit  ein  in  sich 
abgeschlossenes  Ganze  bildet,  welches  eine  selbständige  Behandlung  zuläßt.-) 
Hienach  wird  z.  B.  eine  Habilitierung  für  römisches  Sachen-  und  Obliga- 
uoncnrccht  nicht  zulässig  und  nur  etwa  eine  solche  für  römische  Rechts- 
geschichte, älteres  römisches  Recht  u.  dgl.  zu  gestatten  sein. 

Noch  weniger  kann  die  HabOitlerung  für  ein  ganz  wUlkärlich  begrenztes 
Gebiet*)  innerhalb  eines  Faches  und  gar,  wie  im  vorli^nden  Falle,  die 
Erteilung  der  venia  legendi  bloß  für  Spezialkollegien  mit  Ausschluß  von 
allgemeinen  Vorlesungen  als  statthaft  angesehen  werden,  zumal  die  An- 
nahme nicht  begründet  ist,  daR  zur  Abhaltung  von  Spezialkollegien  eine 
geringere  Befähigung  erfordert  werde,  als  zur  Abhaltung  einer  Vorlesung 
über  das  Ganze  einer  juristischen  Disziplin. 

Unter  diesen  Umständen  sehe  ich  mich  veranlaßt,  das  Professoren- 
koilcgium  zu  einer  neuerlichen  Beschlußfassung  darüber  aufzufordern,  ob  dem 
...  die  venia  legendi  flir  römisches  Recht  ohne  Bescfarinkung  auf  Spezial- 
koOegien  zu  erteilen  ist  oder  nicht 


Nr.  210. 

Ans  ilM  BrlasN  im  Ministm  nr  K.  n.  0.  vom  20.  Mal  1S79. 

Z.  4456. 

an  das  ProfessorenkoHeglum  der  medizinischen  Fakultät  in  Wien, 
(womit  der  MinErl.  vom  29.  Desember  1866,  Z.  2410,  betreffend  die 
Fn^  der  frlAselning  der  yenla  legendi  der  Privatdozenten  eriaatert 

wird). 

Der  ho.  Erl,  vom  25.  r)czember  1866,  Z.  2410,')  betreffend  die  Frage 
der  Erlöschung  der  venia  legendi  der  Privatdo/enten,  hat  ins<>lern  zu  einer 
irrtümlichen  Auffassung  Anlaß  gegeben,  als  sicfi  infolge  der  einleitenden 
Worte  dieses  Erlasses  vielfach  die  Ansicht  gebildet  hat,  daß  ein  Privatdozent 
anter  allen  Umständen  das  Semige  getan  habe,  wenn  er  eine  Vorlesung 
ankfiadigt  und  daß  ihm  der  liili6erfoi|g  stiatr  Airicfind^gung  in  keinem  Falle 
zum  Nachteile  gereichen  könne. 

Diese  Ansicht  hat  insbesondere  an  der  hiesigen  medizinisdien  Fakultät 
den  Obelstand  zur  Folge  gehabt,  daß  die  Namen  auch  solcher  Privat« 
dozenten  noch  im  Lektionskataloge  und  im  Verzeichnisse  der  akademischen 
Behörden  geführt  werden,  wekhe  tatsächlich  seit  Jahren  ihre  Funktionen 
als  Lehrer  aufgegeben  haben  und  ausschUeßlich  einem  praktischen  Berufe 
naichgehen. 

'i  D.  i.  dfr  Minfrl.  vom  2.  Oktober  1855,  Z.  15.162,  RQBSr.  172,  an  dessen  SteUe  derzeit 
die  jurütiiche  Studien-  und  i^rujungsordnung  vom  2i.  Dezember  1893,  HüBNr.  204  (s.  Nr. 

•)  Vgl.  §  2der  MinVdg»  vom  iL  Fetnut  18»,  ROBNr,  19  fa,  Nr,  mj, 

»)  5.  Nr.  206, 
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I,'  TcU:  Orffahnnon  oiul  Vcnnltang;  B.  UnlvcnUilspcnoaal«. 


Um  diesem  mit  der  akademischen  Ordnung^  nicht  vereinbarten  Zustande 
ZU  bcig^fnen,  sehe  ich  mich  veranlaßt,  das  ProfcssorcnkoUegium  aufmerksam 
zu  machen,  daß  der  Erlaß  vom  25.  Dezember  1Rf>fi  keineswegs  in  dem 
Sinne  aufzufassen  ist,  n!s  ob  die  bloße  Ankündigung  von  Vorlesungen 
zur  Ausübunpi'  der  !)( »/ciitenbefugnis  in  jedem  Falle  j]fcnüge,  daß  sich 
dieser  Erlaß  vielüiehr  lediglich  als  eine  Erläuterung  des  daselbst  bezogenen 
MinErl.  vom  15.  Dezember  1849,  KGBNr.  14  vom  Jahre  1850»)  darstellt, 
und  daß  in  diesem  Eriasse  der  Veriust  der  Dozentenbefi^is  an  ein 
Verschulden  hinsichtlich  des  Nichfeffolges  der  Voriesungsankflndipaqg  aus- 
drficklich  geknüpft  erscheint 

Eiu  solches  Verschulden  ist  aber  jedenfalls  dann  vorhanden,  wenn 
nach  der  Lage  der  Sache  anzunehmerv  h(t,  daß  ein  Privatdozent  gar 
nicht  die  ernste  Absicht  brutto,  ein  Kolle^^ium  7U  stände  711  brinr^en,  sondern 
die  \'or icsunjycn  ruir  ankündigte,  um  der  Form  zu  genügen,  zumal  wenn 
ein  solcher  Üo/lih  cUva  durch  Jahre  ein  Kollegium  nicht  zu  stände  gebracht 
hat,  während  gleicti/citig  die  Vorlesungen  anderer  Privatdozenten  desselben 
Faches  sich  eines  entsprechenden  Besuches  erfreuten. 

In  solchen  und  ähnlichen  Fällen  hat  daher  im  Smne  der  bestehenden 
Vorschriften  ungeachtet  der  erfolgten  Ankfindigung  von  Vorlesungen  nach 
Ablauf  des  gesetzlkfaeo  Zeitraumes  der  Verhist  der  Dozentenbefugnis 
einzutreten.  Das  Professorenkollegium  ist  daher  nicht  nur  befugt,  sondem 
auch  verpflichtet,  nach  Ablauf  von  drei,  höchstens  vier  Semestern,  wenn 
ein  Privatdozent  während  dieser  Zeit  nicht  gelesen  hat,  7u  prüfen,  ob  dem 
Betreffenden  wegen  des  Nichtzustandekommens  der  angekündigten  Kol- 
legien ein  eigenes  Verschulden  zur  Last  ßfeleet  werden  könne. 

Im  Falle  die  vom  Kollegium  vorgenommene  Prüfung  den  Nachweis 
erbringt,  daß  tatsächlich  ein  eigenes  Verschulden  voriiege,  hat  sodann  das 
Professorenkollegium  vorbehaltlich  des  gesetzlichen  Instanzenganges  die  Er- 
lösdiuog  der  venia  docendi  des  betreffenden  Privatdozenten  auszusprechen. 


Nr.  2tL 

ErtaS  des  Mildsten  für  L  o.  D.  ?oiii  17.  JnU  1886.  Z.  12 J27, 

MfBNr.  49. 

an  die  Rektorate  sämtlicfaer  Universitäten, 
betreffend  die  ErfOecfamig  der  Privntdateiitar  Infolge  der  Verlegmic 

des  Wohnsitzea. 

Ein  spezieller  Fall  hat  zu  folgender  Entscheidung  Anlaß  geboten: 
Das  Wesen  der  Privatdozentur  besteht  nach  den  geltenden  Universitäts- 
einrichtungen darin,  daß  der  ais  Dozent  Habilitierte  die  Berechtigung  erlangt. 

*)  Naeh  dltstm  Erlasse  solUe  jeder  PrinMoeenf,  welcher  mm  der  Ihm  erMUen  BtnthUpmg 

Vorlesunfien  :u  halten  an  der  Lehranstalt  und  i'r  StudienabteUBllg,Jiir  welche  er  7 '•!'!/ rffrt  £5/. 
dureh  vier  at^feinanderjolgeade  Semester  keinen  Qebraudt  maekt,  sdner  Privatdozentenb^fiigius 
9»btsti£  werätn  und  wrfiaiten  $dn,  steh,  wem  er  luaenänes  wütuM  db  PrhoHtotent  a^fkiäretemt 
einem  neuen  Habiliiatiomakte  zu  unterziehen,  von  welchem  at  dbptnsieren  nur  dem  Unterrichts- 
ministerium zusteht.  —  Diese  Bestimmung  ist  analog  mit  Jener  4e$  §  t4,  bttigkangsmise  13  der 
neuen  HabUitationsnorm  fs.  Nr.  iS7J. 
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an  einer  bestunmlcn  Fakultät  Vorlesun^fen  zu  halten.  Wenn  demnach  dn 
Privatdozent  in  ein  Verhältnis  tritt,  welches  die  Annahme  des  ständigen 
Wohnsitzes  außerhalb  der  betreffenden  Unhrefsitätsstadt  zur  Voraussetzung 

hat,  und  ihm  so  die  Möglichkeit  benommen  ist,  von  der  erteilten  venia 
legendi  einen  dem  akademisdien  l  ehrrwccke  entsprechenden  üi brauch  zu 
machen,  so  erscheint  hiedurch  dessen  Verband  mit  der  Fakuhat,  für  welche 
er  habiJitiert  war,  gelöst  und  er  kann  nicht  mehr  als  Privatdozent  dieser 
Fakultät  ang eschen  werden.^) 


*iViß,ii4dtr  gOttHdm  Hamaäoiaiiem  (*.  Nr.  mj. 
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Nr.  212. 

StoiUeiiliof kommlssloiisilskret  vom  3.  Juli  1839,  PG3  BH  67.  S.  98, 

an  sSmtliche  Länderatellen, 

betreffend  die  Er  lassung  eines  Substituüonsnormales  bei  SuppUerting 

von  Lchribntcfik 

Se.  Majestät  geruhten  mit  Ah.  Entschl.  vorn  14.  Mai  1839  eine  eigene 
Substitutionsvorschrift  für  die  Supplierung  bei  Lehrämtern  ag.  zu  genehm ig^en. 
Von  diesem  SubstitutionsnormaJe  werden  der  Landessteile  .  .  .  Exemplare 
zur  Verteilung  mit  dem  Bedeuten  mitgeteilt,  daß  der  Termin  der  VB^rlcsaiiikeit 
dieses  Normales  auf  den  Anfang  des  nächsten  Schuljahres  1839/40  fest- 
gesetzt ist 

Siibfltltatiottsaomiale 

bd  SnppUcniif  von  Ldiilmleni. 

§  I.  Zur  Aufstellung  eines  eigentlichen  Substituten  oder  Supplenteni) 
wird  bei  Lehrämtern  nur  dann  geschritten»  wenn  1.  ein  Lehramt  wiriclich 

erledigt,  und  eine  neue  Besetzung  dessellien  einzuleiten»  oder  2.  wenn  in 
Fällen  der  Verhinderung  eines  Professors  oder  Lehrers,  z.  B.  bei  einem 
Diensturlaubc  desselben,  bestimmt  vorauszusehen  l^t,  die  Verhinderung  werde 
ununterbrochen  durch  längere  Zeit  dauern.  Als  längere  Zeit  wird  hiei 
die  Dauer  wenigstens  durch  ein  ganzes  Schulsemester  verstanden. 

§  II.  In  anderen  Fällen  der  Verhinderung  eines  Lehramtsindividuums 
durch  Erkrankung,  durch  eine  Reise  auf  eine  kürzere  Zeit  u.  dg!  wird 
zur  einstweiligen  Besorgung  des  Unterrichts  eine  andere  Ausliiiic  geirufien. 
Nfimlich  L  wo  bei  einer  Lehranstalt  oder  bei  einer  Siudienabteibtqg, 
gleichviel  ob  bei  dem  zu  supplierenden  oder  einem  verwandten  Lelirfacfae 
ein  Adjunict  oder  Assistent  vöilianden  ist,  wird  zuvörderst  dieser  zur  einst- 
weiligen Erteilung  des  Unterrichtes  verwendet.  2.  Bei  Haupt-  und  Real- 
schulen übernimmt  der  Direktor  und  bei  Gymnasien  der  Präfekt  die  Lehr- 
stunden des  verhinderten  Lehrers.  3.  Bei  den  höheren  Lehranstalten  eigibt 

•)  Bei  Bestellung  von  Supplenten  för  theologische  Fächer,  sofern  su  solchen  bereits  mit 
der  missio  autOttka  versehene  Lehrpersonen  ernannt  werden  sotten,  ist  die  roriiertge  Bitmmahme 

oder  Zustimmung  des  Ordinariates  nicht  erforderlich,  vielmehr  der  Unterrichtsvenvaltun^  digjlitie 
Wahl  unter  den  derart  qualifizierten  Kandidaten  anlteimgegeben  (MinAkt  Z.  5009  ex  190 JJ* 
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sich  die  emstweitige  Auslulfe,  wenn  es  sich  nur  um  einige  Tage  bandelt, 
oft  dadunii,  daß  der  eine  Professor  sein  eigenes  Lelurfach  durdi  melirere 

Stunden  als  gewöhnlich,  nämlich  auch  in  denjenigen  Stunden  vortrig^  welche 
der  verhinderte  Professor  in  demselben  Jahrgange  des  Studiums  zu  geben 
hätte,  wogegen  dieser  nach  dem  Aufhören  des  Hindernisses  seine  Vor- 
le>imf^en  um  ebenso  viel  länger  hält  und  die  anderen  unterbleiben.  4,  Wo 
endlich  keines  dieser  Mittel  angewendet  werden  kann,  werden  andere  Pro- 
fessoren bestimmt,  weiche  nebst  ihrem  eigenen  Unternchtsfache  jenes  des 
verhinderten  Professors  zu  besorgen  haben.  Bei  dieser  Besorgung  wird 
in  Pillen,  wo  der  veriiinderte  Professor  mehr  als  ein  Lehrfach  oder  in 
mehr  als  in  einem  Jahtgange  Vorlesungen  zu  geben  hat,  die  Obliegenheit 
ffir  die  andeni  Professoren  auf  eine  für  den  Unterricht  zweckmiß^e  und 
für  die  beteiligten  Individuen  billige  Art  dadurch  erleichtert,  daß  sich  mehrere 
in  die  verschiedenen  Lehrfächer  oder  Jahrgänge  teilen.  Es  gehört  zu  der 
ordentlichen  Dienstpflicht  jedes  Adjunkten,  Assistenten,  Lehrers,  Professors 
und  jedes  der  obgenannten  Vorsteher  der  Lehranstalt,  in  derlei  Fällen  die 
SuppliLTutiiT  /u  übernehmen,  insoweit  dadurch  die  Zahl  ihrer  wöchentlichen 
Unternchtsslundcn  jtucht  über  zwanzig  steigen  würde. 

§  III.  Einzelne  Dienstverrichtungen,  woran  das  hiezu  eigentlich  ver- 
pflicfatcte  Individttum  gehindert  ist,  nimhch  Erstathing  von  Outachten, 
Prüfungen,  Exhorten  u.  dgL,  werden  jederzeit  von  dem  fibrigen  hiezu  ge- 
eigneten Personale  öbemommen,  und  wird  diese  Obemahme  gleichfalls 
ffir  ordentliche  Dienstpflicht  auch  der  Lehrbeamten  angesehen. 

§  IV,  Die  Vorsteher  einer  Lehranstalt  und  die  Behörden,  welche  eine 
unnötige  Substitution,  oder  dort,  wo  die  Dienstbesorgung  durch  die  oben 
(§  II)  bemeldete  AusJiilfe  hätte  geschehen  können,  eine  förmliche  Sub- 
stiturirtn,  oder  ofint'  (jnind  anstatt  einer  minder  kostspieligen  eine  kost- 
spieligere Axt  anordnen,  oder  aber  die  Dauer  der  Substitution  verlängern, 

hkibea  daffir  und  besontos  fOr  die  dem  Fonde  dadurch  zugehenden  Kosten 
verantwortlich  und  haben  den  diesfall^n  Ersatz  ohne  Nachsicht  zu  leisten. 

§  V.  Da  es  nach  den  Orundsatzen  der  bestehenden  Substitutionsvor- 
schriften zu  der  ordentlichen  Dienstpflicht  eines  jeden  in  was  immer  für  einem 
Dienste  angestellten  oder  eines  mit  Gehalt  quieszierten  Beamten  gehört, 
die  Verrichtungen  eines  mangelnden  oder  verhinderten  Beamten  teilweise 
oder  nuf  kürzere  Zeit  auch  gaii/lich,  iTiit  oder  ohne  Beibehaltung  der  Ob- 
liegenhciicn  seines  eigenen  Diin^tplatzes  auf  sich  zu  nehmen,  so  wird 
einem  angestellten  oder  mit  üchait  quieszierten  Beamten,  wie  auch  einem 
mit  dem  Adjutum  versehenen  Leliramtsadjunkten  oder  Assistenten,  welche, 
sei  es  zu  einer  eigenen  Substitution  oder  zu  ehier  bloßen  Aushilfe,  bei 
einer  Lehranstalt  innerhalb  ihres  gewdhnlidien  Wohnortes  verwendet  werden, 
nur  dann  eine  SubstitutionsgebQhr  angewiesen,  wenn  die  Supplierung  durch 
dieselbcii  über  drei  Monate  ununterbrochen  gedauert  oder  wenn  die  Dauer 
einer  nach  §  II  eingeleiteten  Aushilfe  sich  unerwartet  länger,  nämlich  über 
drei  Monate,  verzogen  hat.  Bei  dieser  Berechnung  werden  die  Herbstferien 
oder  die  gruiien  Schulferien  nicht  mit  eingerechnet.  Jedoch  wird,  sobald 
einmal  die  Supplierung  oder  Au^^lulic  länger  als  drei  Monate  gedauert  hat, 
die  SubstitutionsgebiUir  auch  lur  die  ersten  drei  Monate  erfolgt. 
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§  VI.  Die  Substitutionsgebühr ist  verschieden,  je  nachdem  der  Sub- 
stitut oder  Supplent  bereits  einen  Gehalt,  eine  Pension  oder  ein  Adjutum 
aus  einem  öffcnth"chcn  Fondc  bezieht  oder  nicht.  Im  erstcren  Falle  wird, 
nebst  noch  einigen  anderen  Nebenumständen,  ferner  unterscliicden,  oh  der 
Supplent  während  der  Suppiierung  des  Lehramts  von  den  Dienstleistungen 
seiner  eigenen  Anbiciiung  enthoben  ist  oder  dieselben  beibehält.  Nach 
Vencliiedeiiheit  dieser  Fille  besteht  die  Subttitiitioiisgebiihr,  immer  voraus- 
gesetzt, daß  sie  nach  §  V  fiberliaupt  eintreten  icann,  entweder  in  zehn  oder 
in  dreiBig  oder  in  fünfzig  oder  aber  in  sechzig  Prozent  desjentgen 
Oehaltes,  welcher  mit  dem  supplierten  Lefaramte  in  der  untersten  Oclialts- 
stufe  systemmäßig  verbunden  ist.  Und  zwar  erhält  1.  der  Supplent,  welcher 
während  der  Supplif'ninor  eines  Lehramtes  seinen  eigenen,  mit  einem  (ieh'ihe 
verbundenen  Dienst  nicht  zu  besorgen  hat,  nebst  diesem  Cichalte  noch 
zehn  Prozent;  Z  ebenso  ein  mit  GehaJt  quicszicrter  Beamter,  welcher 
vor  Übernahme  der  Supplierung  am  Orte  der  Lehranstalt  seinen  gewohn- 
lichen Wohnort  hatte,  nebst  seiner  Pension  ebenfalls  zehn  Prozent;  3.  ein 
Adjunlct<)  oder  Assistent  eines  Lettfamtes,  solange  er  das  Adjutum  seiner 
AttsteOung  genieß^  nebst  diesem  Adjutum  noch  dreißig  Prozent;  4.  ein 
besoldeter  Vorsteher  irgend  einer  Lehranstalt;  wenn  derselbe  ein  Lehramt 
sei  es  an  der  seiner  eigenen  Leitung  anvertrauten  Lehranstalt  oder  an 
einer  andern  suppliert  und  wo  er  mit  dieser  Supplierung  auch  die  Dienst- 
verrichtungen seines  eigenen  Amtes  verrichtet,  nebst  seinem  Gehalte  noch 
dreißig  Prozent;  5.  ein  besoldeter  Beamter,  Lehrer  oder  Professor  außer 
den  hier  oben  Nr.  3  und  4  vorkommenden  Fällen,  welcher  nebst  der 
vollen  Besorgung  seines  eigenuji  Dienstes  ein  Lehramt  suppiiert,  nebst 
dem  Oehalte  dieses  seines  eigenen  Dienstes  noch  fünfzig  Prozent 
oder  die  Hälfte;  6.  ebenso  ein  mit  Odialt  quieszierter  Beamte»  welcher 
ehi  Lehramt  außerhalb  seines  gewöhnlidien  Wohnortes  suppliert,  nebst 
seiner  Pension  noch  fünfzig  Prozent  oder  die  Hälfte;  7.  ein  Supplent  eines 
Lehramtes,  welcher  keinen  Gehalt  noch  eine  Pension  aus  einem  öffentlichen 
Fonde  bezieht,  und  zwar  ohne  Unterschied,  mag  er  vor  der  übernommenen 
Supplierung  am  Orte  der  Lehranstalt  wohnhaft  gewesen  sein  oder  nicht, 
sechzig  Prozent  von  dem  systemisierten  Gehalte  des  supplierten  Lehr- 
amtes als  Substitutioiisgebühr. 

§  VII.  Im  Falle  als  von  demselben  Individuum  mehr  als  ein  Lehramt 
gleichzeitig  suppliert  würde,  hat  der  Supplent  von  dein  holur  besoldeten 
supplierten  Lehramte  die  oben  (§  Vi)  ausgesprochene  (jchulir  und  bei- 
nebst von  den  muidcr  besoldeten  supplierten  Lehramtern  im  Falle  des 
§  VI  Nr.  1  bis  4  einschUeßlich  die  Hälfte,  im  FaUe  des  §  VI  Nr.  5, 
6  und  7  dreißig  Prozent  des  mit  den  letzteren  Ämtern  systemmäßig  ver- 
bundenen Gehaltes  zu  beziehen.  Unter  verschiedenen  Lehrämtern  sind  aber 
nicht  zweierlei  Fächer,  welche  ein  und  derselbe  Professor  systemmäßig 
zu  lehren  hat,  sondern  bloß  solche  Lehrfächer  verstanden,  für  welche 
nach  dem  Status  der  Lehranstalt  zwei  Individuen  systemisiert  sind. 
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§  VlU.  VoD  den  besonderen  Remunerationen,  welche  für  einige  Neben- 
Icliriniter,  z.  B.  für  den  Unterricht  in  der  Erziehungsicunde,  m  der  gericfat- 
liehen  Arzneikunde,  in  der  arabischen,  syrischen  und  chaldäischen  Sprache 
u.  dgl.  fixiert  sind,  erhält  der  Suppletit  in  jedem  Falle  Anspruch  auf  eine 
Substitutionstrebühr,  das  ist  denselben  Betrsg,  wehrhen  der  wirkliche  Pro* 
fessor  erhalten  haben  würde. 

§  IX.  Auf  (liL-  frt'iL-  Wohnung,  welche  mit  dem  supplicrten  Dienste 
bei  Lehranstalten  etwa  verbunden  ist.  hat  der  Substitut  nur  dann  Anspruch, 
wenn  dieselbe  wirklich  zur  Verfügung  steht,  und  auf  die  Taxen  für 
Prilftingen  und  bei  Promotionen  zu  einem  akademischen  Orade  nur  insofern, 
sb  derselbe  die  Funktion,  für  welche  die  Taxe  bestimmt  is^  zu  verrichten 
geeignet  ist;  und  sie  wirklich  verrichtet  Auf  das  Quartieigekl  und  auf 
die  mit  dem  Lefaramte,  nebst  dem  Oehalte,  der  freien  Wohnung  und  den 
Taxen  etwa  verbundenen  anderen  Emolumente  hat  der  Supplent  niemals 
Anspruch.  Hinsichtlich  der  Remunerationen  oder  Emoiumente  für  Nehen- 
dienste  außerhalb  der  Lehranstalt,  welche  mit  dem  supplierten  Lehr-  oder 
Vorsteheramte  bei  Lehranstalten  verknüpft  sind,  z.  B.  für  die  mit  einer 
Lehrkanzel  des  niedizimsciicn  Studiums  verbundene  Üesuigung  eines 
Krankenhauses,  treten  die  mit  den  HoflcammererlSssen  vom  11.  April  1828 
und  vom  15^  Apdl  1835  erflossenen  Bestimmungen  Ober  Substitutfons- 
gebfthren  in  Wirksamkeit. 

§  X.  Bei  Berechnung  der  Substitutionsgebühr  nach  obigen  Vorschriften 
werden  noch  folgende  Bestimmungen  zu  Gründe  gelegt: 

1.  Bei  Geistlichen,  welche  man  zur  Supplierung  eines  Dienstes  bei 
Lehranstalten  verwendet,  wird  der  Gehalt  oder  das  Lmolument,  welche 
sie  von  ihrem  kirchlichen  Benefizium  odt  r  Kirchendienste,  sei  es  auch  aus 
einem  öffentlichen  Fonde,  beziehen,  niemals  als  eine  Berechnung  der  Sub- 
stitutionsgebuiu^  (§  VI)  in  Anschlag  kommende  Besoldung  angesehen. 

2.  Wo  der  Qehallsbetrag  des  supplierten  Dienstes  nach  Verschieden- 
heit des  geistlichen  oder  weKlidien  Standes  verschieden  ist,  wird  derjenige 
Gehaltsbetrag  zur  Berechnung  der  Sutntitutionsgebfihr  angenommen,  welcher 
dem  Stande  des  Supplenten  entspricht. 

3.  Wenn  der  Supplent  nur  einen  Teil  des  dem  Mpplierten  Professor 
für  seinen  Gehalt  obliegenden  Unterrichtes  zu  he«;orgen  hat,  wird  die 
Quote  des  Gehaltsbetrapes,  nach  welcher  die  Substitufionsgebühr  zu  be- 
rechnen i^t,  da  kein  anderer  ieicht  und  allgemein  anwendbarer  Maßstab 
angenommen  werden  kann,  nach  dem  Verhältnis  der  für  jeden  Teil  des 
Unterrichtes  systemisierten  Zahl  der  wöchentlichen  Unterrichtsstunden  be- 
stimmt und  dal>ei  insbesondere  die  sonntägliche  Exhorte  des  Religions- 
lehrers  zwei  Lehrstunden  gleich  angenommen. 

4.  Auf  die  Supplierung  besonderer  Dienstverrichtungen,  welche  einem 
Lehramtsindividuum  obliegen,  ohne  daß  demselben  dafür  nebst  dem  Ge- 
hatte  des  Lehramtes  noch  eine  eigene  Remuneration  bemessen  ist,  und 
welche  nicht  ein  Teil  des  eigentlichen  Unterrichtes  sind,  z.  B.  auf  das 
bloße  Abhalten  der  Exhorten  anstatt  des  hiezu  bestimmten  Rcligionslehrers, 
dann  auf  den  Fall,  wo  ein  Professor  seinen  Unterricht  wegen  einer  Ab- 
teilung  der  Studierenden  in  mehreren  Lehrzuumcrn  doppelt  gibt,  haben 
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die  Vorsdiriften  de»  gegenwärtigen  Normales  Ober  das  AiismaB  der  Snb- 

slHutionsgebühr  ^eine  Anwendung,  sondern  in  sokhen  Fällen  wird,  inso- 
fern die  Übernahme  der  Verrichtung  nicht  schon  nach  §§  II,  Iii  und  V  für 
Diens^flicht  des  hie/u  verwendeten  Individuums  ang^esehen  werden  muß, 
von  der  k.  k.  Studienhofkommissk>a  eine  den  Umstanden  angemessene 
Remuneration  bestimmt. 

§  XI.  Demjenigen,  wekher  zur  Suppiierung  eines  Dienstes  in  cuicn 
andern  Ort  skJi  begeben  muß,  gebührt  für  die  Reise  die  nonnalmäfiige 
Veigfitung  der  Fuhikosten,  und  für  die  Zeit,  welche  er  auf  der  Reise 
zubringt,  der  Bezug  der  normalmlBigen  Düten»  jedoch  beides  bei  einem 
Supplentcn,  welcher  schon  eine  im  Difiienschema  voricommende  Anstelluqg 
ha^  nach  der  Diätenldasse  seiner  eigenen  Dienstkategorie,  nicht  nadi  jener 
des  supplierten  Amtes,  bei  Adjunkten  oder  Assistenten  der  Lehrämter  nach 
der  zehnten,  bei  aJlen  ührio^cn  nach  der  zwölften  Diätenklasse. 

Während  der  Suppiierung  erhält  der  Supplcnt  nur  dann  die  Diäten 
und  Reisekosten  nach  dem  allgemeinen  Diätcnnonnak,  wenn  derselbe  außer- 
halb des  Ortes  dci  Lehranstalt  zu  einem  ücsdiailt  beordert  wird.  In 
diesen  letzteren  Fitten  werden  Düten  und  ReiMlcostett  immer  nach  der 
Klasse  des  suppliertes  Dienstpostens  aufmessen. 

f  XII.  Die  Subslitutionsgebfihr  wird  von  dem  Tage  angefangen  ange- 
wiesen^), an  wekhem  der  Supplent  den  Eid  als  solcher  abgelegt,  und  wo 
keine  Beeidigung  einzutreten  hatte  oder  diese  erst  später  (§  XIX)  erfolgen 
kann,  an  wekhem  er  zuerst  die  Unterrichtsstunden  oder  Vorlesungen  an- 
gefangen hat,  und  von  demjenifrcn  Tage  an  eingest^t,  wo  der  neuernannte 
Professor,  Lehrer  oder  Stif  [>lent  in  den  Genuß  tritt  oder  wo  der  Sub- 
stitutionsauftrag aufgehört  hat.  Spätere  Prüfungen  einzelner  Schuler,  die 
Ausstellung  der  Zeugnisse  und  die  Ausfertigung  der  Prüfungsakten,  dann 
die  Obeigabe  der  Lehrmittekammlungen  sind  kein  Grund,  die  SulMtitutlons* 
gebikhr  auf  längere  Zeit  anzusprechen. 

§  XIII.  Jedoch  wild  die  Substitutkmsgebflhr,  falls  der  Sufastitutions- 
auftrag  nkht  vor  oder  unter  den  Ferien  aufgehört  hat,  auch  für  die  Zeit 
der  Herbst-  oder  der  großen  Schulferien,  ebenso  wie  fiir  die  Zeit  aller 
kleineren  Ferien  erfolgt. 

Die  Vorsteher  der  Lehranstalten  und  du  Ri  Horden  sorgen  aber  dafür, 
daß  der  Substitutionsauftrag  allsoglcich  ausdrücklich  und  im  voraus  zurück- 
genommen werde,  sobald  als  es  denselben  beicanat  wird,  daß  zum  Wieder- 
anfange des  Unterrkhtes  keine  weitere  Suppiierung  nötig  sein  wird. 

Wenn  daher  schon  vor  den  Ferien  bekannt  wird,  da0  nach  denselben 
schon  der  neuemannte  oder  verhinderte  Professor  einzutreten  ha^  so  er- 
lisdit  der  Substitutionsauffarag  mit  dem  letzten  Unterrichts-  oder  Prfifungs- 
tsge  vor  den  Ferien.  Wenn  aber  erst  während  der  Ferien  der  Antritt 
eines  neuen  Lehrers  oder  Professors  bekannt  wird,  so  hört  der  Substi- 
tutionsauftrag und  mithin  das  Fortfließen  der  Sut)stitutionsgebühr  an  dem- 
jenigen Tage  auf,  wo  dieser  F.intritt  dem  unmittelbaren  Vorsteher  der 
Lehranstalt  bekannt  geworden  ist.    Wenn  endlich  ein  mit  Erlaubnis  der 

•i  l'c/.  Vrroninunt'  df^  ^U'rhtrnn'n^  fnr  K.u.  U.  vom  20.  Junt  JS92,  MVBNr,30f  beir^£mä 
den  Vorgang  bei  Anweisung  der  tiubiUiutiomgebüliren  (s.  Nr.  3UJ, 
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Bdiöide  abwesendes  Lehriadividuuiii  suppSert  wird»  so  endigt  sich  die 
etwa  auf  Kosten  des  öffentlichen  Fonds  eingeleitete  Supplierung  mit  dem 
Tage,  bis  zu  welchem  die  Absentierung  bewilligt  war.  Wenn  aber  der 

Supplent  selbst  bei  dem  Eintritte  des  neuen  Schuljahren;  die  Supr^i<*rung 
niederlegen  will,  so  hnt  er  dieses  vor  dem  Eintritte  der  Ferien  anzu- 
zeigen und  für  die  Ferienzeit  die  Substitutionsgebuhr  niclit  mehr  zu  beziehen. 

Übrigens  hat  die  Ausfolß^ung  der  Substitutionsgebühr  auch  für  die 
Ferienzeit  auch  bei  denjenigen  individuen  statt,  welche  nach  obiger  Vor- 
schriH  §  V  nur  bei  einer  ununterbrochenen  Dauer  der  Supplierung  von 
wenigstens  drei  Monaten  Anspruch  auf  eine  SubstitutionagebQhr  haben, 
wenn  nur  anders  die  daselbst  voigesehene  Bedingung  eingetreten  ist,  da6 
die  wirkliche  Dienstleistung  durch  dieselben  nach  Abschlag  der  grollen 
Schulferien  wenigstens  drei  Monate  ununterbrochen  gedauert  hat. 

§  XIV.  In  den  Fällen  einer  eipfentlichen  Substitution  (§  0  kann  die 
Substitutionsgebühr,  und  zwar  v.cnti  der  Supplent  nicht  upttr  der  Vor- 
schrift des  §  V  begriffen  ist,  gleich  anfänglich,  sonst  aber  nach  Verlauf 
der  daselbst  festgesetzten  drei  ersten  Monate  monatlich  zahlbar  ange- 
wiesen, jedoch  immer  nur  für  den  schon  ganz  abgelaufenen  Monat  und 
gegen  die  von  dem  unmittelbaren  oder,  wenn  dieser  selbst  der  Perzipient 
ist,  von  dem  mkfast  höheren  Vorsteher  der  Lehranstalt  vidierte  Quittung 
eibotien  werden. 

Dieser  setzt  seine  Vidierung  nur  dann  bei,  wenn  der  Supplent  während 
der  ganzen  Zeit,  für  welche  die  Quittung  lautet,  den  Dienst  wirklich  ver- 
sehen,  wenn  der  Stipplierungsauftrag  nrcht  früher,  als  die  Quittung  aus- 
sagt, aufgehört  und  wenn  sich  mittlerweile  die  Qualität  des  Supplenten, 
nach  w  elcher  ihm  in  Ciemäßheit  des  ^  VI  die  Gebühr  bereclinet  wurde, 
nicht  geändert  hat.  Die  Quittung  zur  letzten  Behebung  der  Substituiioiis- 
gebuhr  wird  erst  nach  vollzogener  Obergabe  der  Lehnnittelsammlungen 
und  nadi  Ablieferung  der  Studienzeugnisse  und  Kataloge  vidiert  In  andern 
Fillen  wird  die  OebQhr  erst  nach  beendigter  Supplicrui^  liquidiert  und 
angewiesen. 

§  XV.   Die  Substitutionsgebühren  werden  allemal  aus  demjenigen 

Fonde  bestritten,  aus  welchem  die  Besoldung  des  suppücrfcn  Beamten 
gef Jossen  ist  oder  fließt.  Wo  aber  durch  die  Schuld  des  supplierten  Beamten 
die  Substitution  bei  seinem  Dienste  verursacht  wird,  ersetzt  dieser  Beamte, 
wenn  er  während  der  Substitution  im  Genüsse  seines  Gehaltes  bleibt,  die 
durch  die  Substitution  vcranlaßten  Kosten  der  Kasse,  aus  welcher  sie 
gezahlt  worden  ^nd. 

§  XVI.  In  Fallen  einer  eigentlichen  Substitution  steht  die  Auswahl 
und  Aufstellung  des  Supplenten  bei  Haupt-  und  Realschulen,  welche  unter 
der  Leitung  der  Konsistorien  stehen,  dem  Konsistorium,  im  lombardisch- 
veneziaaischen  Königreiche  und  in  Dalmatien  dem  Ispettore  generale  del 
Pistruzione  elementare;  bei  Gvmnasien  dem  Direktor  der  Oymnasinlstudien 
des  Landes,  bei  den  höheren  Lehranstalten  dem  Studiendirektor,  die  Ver- 
fügung^ der  bk)ßen  einstweiligen  Dienstbesorgung  (§  II)  dem  unmittel- 
baren Vorsteher  der  Lehranstalt  zu.  Der  ausgewählte  (forniliche)  Supplent 
wird  allsogleich,  und  wo  dieses  möglich  ist,  nodi  vorläufig  der  Landesstelte 
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angezeigt,  damit  die  Oenchmigung  oder  anderweitiq-e  Anordnung  derselben 
noch  vor  dem  Eintritte  des  vorgeschlagenen  Supplenten  an  die  Lehranstalt 
gelangen  kann.  Über  die  zur  einstweiligen  Dienstbesorgung  eingeleitete 
Verfügung  ist  eine  Anzeige  an  die  Landesstelle  nur  dann  nötig,  wenn  die- 
btibe  schon  einen  ganzen  Monat  dauert.  Von  der  in  der  allgemeineil  In* 
stniiction  für  die  Studiendirektoren  (in  Wien  Vizediretrtoren)  vom  Jahre  1809, 
§  II,  Nr.  6,  vorkommenden  Anordnung,  daß  jede  eingeleitete  Supplierung 
einzeln  an  die  k.  k.  Studienhofkommission  angezeigt  werden  soll,  ist  es 
al^ekommen,  und  werden  die  im  Laufe  des  Jahres  stattgehabten  Supplle- 
rungen  oder  Dienstbesorgungen,  letztere  jedoch  nur  insoweit,  als  sie  über 
eine  Woche  dauerten,  oder  im  L^jufe  des  Schuljahres  bei  einem  und  dem- 
selben Lehrer  mehrere  Male  eintreten,  bloß  in  dem  Jahresberichte  über 
den  Zustand  der  Lehranstalt  mit  genauer  Angabe  des  Supplenten,  der 
Ursache  und  Dauer  der  Supplierung  und  des  Ausmaßes  der  angewiesenen 
Substitutionsgebühr,  unter  Anführung  des  Datum  und  Numerus  der  dies^ 
fälligen  Verordnungen  der  Landesstelle,  u.  zw.  in  der  Rubrik  der  Personal- 
verindeningen angezeigt. 

§  XVII.  Individuen,  welche  nicht  die  östeireichische  Staatsbürgerschaft 
haben,  sind  zur  Supplierung  eines  Lehramtes  gar  nicht  zu  verwenden.  Wenn 
es  nötig  sein  sollte,  eine  solche  Art  der  Supplierung  einzuleiten,  für  weiche 
da«;  aerrenwrirtip^e  Normale  eigentlidi  keine  Bestimmung  enthält,  z.  B.  daß 
cm  aus  emem  öffentlichen  Fonde  besoldeter  Beamte  oder  Lehrer,  welcher 
nicht  am  Orte  der  Lehranstalt  donn/iUcrt,  zur  Supplierung  berufen  werden 
wollte,  müßte  zur  Aufstellung  cmes  solchen  Supplenten  die  vorläufige  Ge- 
nehmigung der  Studienhofkommission  und  deren  Bestinmiung  eingeholt 
werden,  ob  einem  sofchen  Supplenten  nebst  dem  Oehalte  seines  eigenen 
Dienstes  nur  sechzig  Prozent  oder  der  ganze  Betrag  des  Gehaltes 
anzuweisen  sei,  welcher  mit  der  untersten  Gehaltsstufe  des  supplierten 
Lehramtes  verbunden  ist.  Auch  darf  ohne  vorläufige  Genehmigung  der 
Studienhofkommission  kein  Lehrer  oder  Professor  dergestalt  zum  Supplenten 
eines  anderen  Lehrfaches  aufgestellt  werden,  daß  er  sein  eigenes  Lehrfach 
nicht  zugleich  versehen,  mithin  auch  für  dieses  ein  Supplent  aufgestellt 
werden  soll.  Endlich  darf  in  Gemäßheit  der  Ah.  Entschl.  vom  L, 
kundgemacht  mit  Studienhofkonunissionsdekret  vom  17.  August  1822, 
Z.  5375/372;  kein  Lehramtsindivtduum  zum  Supplenten  aufgestellt  werden, 
welches  durch  bbemahme  der  Supplierung  mehr  als  zwanzig  Unterrichts- 
shinden  wöchentlich  erhalten  würde. 

§  XVIll.  Die  Vorschriften  dieses  Normales  haben  auch  für  die  Supplie- 
rung im  FaJle  des  Austrittes  oder  der  Verhinderung  eines  besoldeten  Vor- 
stehers einer  Lehranstalt  ihre  volle  Anwendung,  wo  dann  ein  Lehrer  oder 
Professor,  weldier  nebst  seinem  Lehramte  die  Vorsteherstelle,  gleichviel, 
üb  an  der  eigenen  oder  an  einer  anderen  Lehranstalt  versieht,  unter  der 
Bedingung  des  obigen  §  VII  eine  Substitutionsgebühr  von  dreißig  Prozent 
des  mit  der  supplierten  Stelle  systemmäßig  verbundenen  Gehaltes  erhäh. 

§  XIX.  Wenn  zur  Supplierung  eines  Lehr-  oder  Vorsteheramtes  bei 
den  Lehranstalten  ein  Individuum  verwendet  wird,  welches  noch  nicht  für 
den  Staatsdienst  vereidet  Ist:  so  wird  der  Supplent  für  die  ihm  anvertraute 


Dlgitized  by  Google 


SubsUtuÜonsQormale. 


197 


Supplieruiig  nach  der  für  die  Lehrer  oder  Vorsteher  vorgeschriebenen  Form  in 
Eid  gcnommeii.  Diese  Beeidung  findet  aber  nur  im  Falle  einer  eigentiichen 
Substitution  (§  I),  ferner  nur  bei  Supplierung  solcher  Dienststellen,  bei  ideren 
Antritt  der  wirlclicite  Vorsteher  oder  Lehrer  den  Eid  abzul^eh  hat/  end- 
lich niemals  früher  als  nach  erfolgter  Genehmigung  der  Landcsstelle  (§XVI) 
statt.  Auch  ist  der  ernannte  und  von  der  Landesstelle  genehmigte  Supplent 
nicht  früher  zur  Ablegung  des  Diensteide?  jw  verhalten,  als  unmittelbar 
ein  (liier  den  Tag  zuvor,  wo  er  den  Unterricht  oder  die  Leitung  der 
Lehranstalt  zu  übernehmen  hat. 

§  XX.  Diese  für  das  Lehrpersonale  festgesetzten  Bestiniinungen  haben 
auch  auf  das  Unterrichts-  und  Leitungspersonale  der  unter  der  Oberleitung 
der  k.  k.  Studienhofkoimniissioii  stehenden  wissenschaftlichen  Bildungs- 
mstitute,  ak  Bibliotheken,  Sternwarten,  Museen,  Konvikte  usw.  ihre  volle 
Anwendung;  dagegen  sind  alle  bei  diesen  und  bei  den  öffentlichen  Lehr« 
anstalten  angestellten  administrativen  Beamten,  als:  Kassiere,  Kanztisten  usw. 
nach  den  für  alle  anderen  öffentlichen  Beamten  bestehenden  Substitutions- 
vorschriften zu  behandeln. 

§  XXI.  Bei  den  Trivialschulen,  sowie  auch  bei  allen  denjenigen  Lehr- 
anstjlten.  deren  Personale  nicht  aus  einem  öffentlichen  Fonde  besoldet 
wird,  liat  das  gegenwärtige  Normale  keine  Anwendung,  sundern  es  wird 
sich  hinsichtlich  der  ersten  nach  den  Vorschriften  der  politischen  Verfassung 
der  Volksschulen,  hinsichtlidi  der  letzteren  nach  der  bisherigen  Observanz 
benommen.  In  dem  Falle,  wo  ein  schon  üi  Besoldung  stehender  Beamte 
zur  Supplierung  eines  der  letztgenannten  Dienstposten  verwendet  wirdi 
ist  immer  der  Grundsatz  zu  betonen,  daß  auf  den  Fond,  aus  welchem 
der  Gehalt  des  supplierten  Dienstes  fließt,  nur  soviel  als  Substitutionsgebühr 
gewiesen  wird,  als  die  eigentliche  Gebühr  für  die  Supplierung  beträgt, 
nämlich  jener  Beirag,  den  der  Supplent  nebst  dem  Gehalte  seines .  Dienst- 
postens noch  7U  be/iclien  hat. 

§  XXn.  Das  gegenwärtige  Normale  tritt  mit  dem  Anfange  des  natlisten 
Schuljahres  1839/40  sowohl  fikr  die  an  dtesem  Tage  schon  vorhandenen, 
als  auch  für  die  erst  seither  aufninehmenden  Supplenten  in  Wirksamkeit, 
und  werden  dadurch  alle  früheren  Verordnungen  fiber  die  SupplierunST 
der  Dienstplätze  des  Leitungs-  und  des  Lehrpersonales  der  Lehranstalten 
aufgehoben.  Wenn  ein  Fall  vorkäme,  welcher  in  diesem  Normale  nicht 
entschieden  ist,  muß  darüber  die  Entscheidung  der  k.  Ic  Studienhofkommis- 
sion  eingeholt  werden. 


Nr.  213. 

ErltB  M$  Minlsterliims  f Qr  JL  u.  U.  vom  30.  Jflimer  1860,  Z.  1059, 

an  das  PiofessorenkoUeghim  der  philosophischen  Fakultät  an  der  Universität 

innsbruck, 

(betreffend  die  Znzlehang  der  Supplenten  zu  den  Sltningea  des 

Professorenkollegiums). 

Man   findet    sich    veranlaßt,    dem  k.   k.   Profcssorenkollegium  zur 
genauen  I^chtscbnur  für  die  Zukunft  vorzuzeichnen,  daß  den  Supplenten 
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bei  den  Sitzungcii  des  Professorenkotlegitiiiis  in  didaktischen  Angelegen- 
heiten, welche  sich  unmittelbar  auf  das  von  ihnen  vertretene  Fach  beziehen, 
allerdings  eine  beschließende  Stimme  zusteht,  in  aUen  fibrjgen  Verhand- 
lungen aber  nur  ein  beratendes  Votum. 


Nr.  214. 

Aus  dem  Erlasse  des  Ministeriums  fQrK.a.U.vom  25.IUr2l868p 

Z.  2028, 

nn  das  Prof essorenkoUegium  der  rechts-  und  stnnt^^wissenschaftlichenFakultftt 

der  Universität  in  Lemberg, 

(betreffend  den  Vorgang  bei  Bestellung  von  Supplenten  für  d^e  Vor- 
trfige  jiber  Gegenstände  der  judizlellen  Staatsprüfung  in  den  Landes- 
sprachen an  der  Lemberger  Universität). 

Nachdem  bei  der  Einführung  der  Voriräj^e  über  die  Gegenstände  der 
judizielK  n  Staatsprüfung  in  den  Landessprachen  an  der  Lemberger  Uni- 
versität keineswegs  der  Zweck  der  akademischen  Vorträge  und  die  Be- 
stimmung der  Huchschuie  aus  dem  Auge  gelassen  werden  darf,  so  findet 
das  Ministeriom  für  KoHus  und  Untefricfat  sich  bestimmt^  anzuordnen,  daB 
von  nun  an  bei  aUfÜligen  neuen  Bestellungen  von  Supplenten  ffir  die  er> 
wihnten  Vortrage  in  pdlntsdier  oder  ruthenischer  Sprache  nur  solche  lndi> 
viduen  in  Betrachtung  zu  ziehen  sein  werden,  weldie  ihre  Befähigung  zu 
demselben  im  Wege  eines  in  Oemäßheit  der  Vorschrift  vom  19.  Dezember 
1848,  RGB.,  Z.  37,^)  bestandenen  förmlichen  Habilitationsaktes,  oder  wenig- 
stens in  der  in  dem  iMüiErL  vom  2V.  Juni  1862,  Z.  3542,")  angedeuteten 
Art  und  Weise  durch  Vorlage  einer  entsprechenden  fachwissenschaftlichen 
Abhandlung  und  durcii  eine  Probevurksung  dargetan  haben  werden,  wobei 
es  mit  Rücksicht  auf  die  Ammovibilität  von  Supplenten  selbstverständlich 
immer  vorliehahen  bleibt,  einen  Snpplenten,  vrelcher  sich  nicht  vollkommen 
als  Privatdozent  habilitiert  hat,  durch  einen  anderen  ersetzen  zu  laaseut 
der  sich  dem  Habilitationsakte  nach  der  Vorschrift  vom  Jahre  1848  mit 
Erfolg  unterzogen  hat 

Nr.  215. 

Mal  des  IHnisterliiiiis  für  K.  n.  D.  vom  S.  i|im  I8t8,  Z,  2591 

an  die  k.  k.  Statthalterel  fOr  Böhmen, 

(betreSend  denAnapruch  nicht  besoldeter  Dozenten  auf  eineSuppherungs- 

gebflhr). 

Wenn  unbesoldete  Dozenten,  welche  IQr  die  Vertretung  eines  Lehr- 
faches eine  Remuneration  t>eziehen,  aufierdem  noch  die  Supplierung  emes 

>)  Mit  früheren  MinErk  vom  15.  Jänner  1S52,  Z,  tZ740  ex  /85/  und  22.  Oktober  18», 
Z.  Vi.415,  war  den  Sapplmten  «Mr  nur  dne  henteade  Sibmu  eingeräumt  worden. 

M  An  dieSteUe  dieser  tiabimtOUateenauißktgegemHartiKdUMUiVdg.vom  tt.Pehruar  OK, 
RQBNr.  19  (s.  Nr.  187),  ijrtrrten. 

•)  *.  5.  87,  Anmerkung  'j. 
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anderen  Lehrfaches  fibemehtnen,  erhalten  sie  —  m  analoger  Anwendung 

des  Absatzes  5  des  §  VI  des  Substitutionsnormales  vom  3.  Juni  1839 — 
nebst  ihrer  Remuneration  noch  fünfzig  Prozent  desjenigen  Gehaltes,  welcher 
mit  dem  supplierten  Lebramte  in  der  untersten  Gehaltsstufe  verbunden  ist') 


Nr.  216. 

BrIaB  üs  MtaittortiM  fir  K.  i.  U.  vm  29.  Aigiit  U72, 

Z.  um  Hfllr.  68. 

aa  das  Professorenlcolle£^um  der  theologischen  Fakultät  der  Universität 

üi  Prag, 

betreffend  die  Behandlung  der  Lehrer  der  Katechetik  und  der  Methodik 

an  der  UniTerattit. 

In  Erledigung  des  Berichtes  vom  16.  Juli  d.  J.  finde  ich  nach  dem 
Antrage  des  Professorenkollegiums  der  theologischen  Fakultät  der  Prager 
Universität  zu  genehmigen,  daß  die  Lehrer  der  Katechetik  und  Methodik ') 
dem  Veii»nde  des  Lehrkdipers  der  theologischen  Fakullit  ab  itmunerierte 
Dozenten*)  ehigereiht  werden. 


Nr.  217, 

ErtaB  des  Ministers  Nr  K.  o.  U.  vom  4.  Jlniier  tS7S»  Z.  1S.S96 

ex  m 

sn  das  PtofescoraokoUegium  der  theologtochen  Fakultät  der  UniveisitSt 

hl  Prag, 

(vonatfli  die  rammarlertea  Doxentan  dar  Katachetik  and  Matkodik  als 
Lakrar  im  angaran  SInna  das  Wortas  aacosahan  und  n  bakanddn  sind). 

In  Erledigui^  des  Berichtes  vom  10.  Dezember  1872,  Z.  23,  finde  ich 
dem  ...  zu  bemerken,  daß  bei  dem  Umstände,  als  die  remunerierten 
Dozenten  der  Katechetik  und  Methodik  als  Lelirer  un  engeren  Sinne  des 
Wortes")  anzusehen  und  zu  behandeln  smd,  ffir  dieselben  die  Verpflichtung, 
dch  als  Privatdozenteo  zu  liabilitieren,  sowie  auch  die  Berechtigung; 
KonegiengeUer  abzuverhu^gen,  entfilH. 


5.  Sr.  2/2. 
*)  VfL  auch  Nr.  193. 

Oiir  A  ertääum  da  kUMuttiäMMimoAdu»  ünimkMet  an  dU  TkatOoBm  dät 
UMm  Jahres  s.  das  StHD  fom  7,Jdmm  1814,  2,  2m  {$.  Nr,  909}. 
*)  Vg^  Nr,  217. 

B»  köMoHirtir  Dmenl,  der  hmalamtt  wird,  wett  er  ein  Reidisraismaadat  ausübt,  kann 
aUU  dat  Amifimth  nif  Fortbezug  des  Honorars  erheben,  sondern  hat  entmedtt  die  '^-Hff^fmt' 
gitihr  selbst  tu  tragen  oder  dit  Vortrilg*  wtiUr  abaüiaUm  (MinMi  Z.  l7.7St  mt  IßSOj. 

•)  VgL  Nr.  aaOtt./. 
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I.  Teil:  Organisation  und  VctwalluitK;  B.  Uiilvcnftittpenoiial«. 


Nr.  218. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.u.ü.  vom  30.  Jflimer  1877.  Z.  723. 

an  den  Statthalter  für  Tirol, 

(betreffend  die  Berechnung  der  Substitution sgebühr  im  Faile  der 
SnppUening  eines  mit  einem  fixen  Gehalte  angestellten  aufterordentlichen 

oder  eines  ordentlichen  Professors). 

Auf  das  Ansuchen  tuer  .  .  .  um  eine  prinzipielle  Entscheidung  über 
den  Berechnungsmodus  der  Substitutionsgebührcn  für  den  Supplenten 
Dr.  .  .  .  beehre  ich  mich  Euer  ...  zu  eröffnen,  daß  bei  Supplierung  eines 
mit  einem  fixen  Gehalte  angestellten  außerordentlichen  Professors,  für  dessen 
Lehifadi  eine  ordentliche  Lebilcanzel  nicht  systemisiert  ist^  oder  welcher 
neben  einem  Ordinarius  ausnahmsweise  bestellt  wurde,  nur  dessen  Oehatt 
bei  der  Prozentualberecfanung  der  SupplierungsgebDhr  zur  Grundlage  ge- 
nommen werden  kann. 

Bei  der  Supplierung  einer  ordentlichen  Lehrkanzel  schreibt  jedoch 
der  §  V!  des  Sub-^titutionsnormales  vom  3.  Juni  183Q^)  ganz  bestimmt  die 
Berechnung  nach  der  untersten  Gehaltsstufe  vor,  und  kann  es  hiebei  nicht 
beirren,  daß  diese  Lehrkanzel  vor  Eintritt  der  Supplentur  von  einem  außer- 
ordentlichen Professor  mit  einem  niederen  als  dem  untersten  systemmäßigen 
Gehalte  versehen  wurde. 

Der  vorausgegangenen  Bewilligung  eines  Jahreshonorars  fär  die  Tätig- 
keit eines  Dozenten  kann  bei  der  Berechnung  der  Supplentengebühr  kein 
aherierender  Einfluß  beigemessen  werden. 


Nr.  219. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  n.  U.  vom  15.  Juli  1889.  Z.  13.959. 

an  die  Rektorate  sämtlicher  Universitäten  und  die  Dekanate  der  theologischen 

Fakultäten  in  Olmütz  und  Salzburg, 

(betreffend  die  Stempelpfiicht  der  Anstellungsdekrete  bei  SuppUeruni^eii 
von  zeitwellig  erledigten  Lehrkanzeln). 

Nach  einer  mir  zugekommenen  Mitteilung  vom  21.  Juni  1889,  Z.  15.115, 

hat  sich  das  Finanzministerium  aus  Anlaß  einer  an  dasselbe  seitens  des 
Dekanates  einer  Fakultät  gerichteten  Anfrage  bestimmt  gefunden,  grund- 
sätzlich auszusprechen,  daß  die  Anstellungsdekrete  bei  den  in  üemäßheit  des 
Substitutionsnormales  vuni  .3.  Juni  183Q')  erfolgenden  Supplierungen  von  zeit- 
weilig erledigten  Lehrkanzeln,  beziehungsweise  die  ni  diesen  Berufungs- 
schreiben gelegenen  Beurkundungen  gemlB  TP  10  (Schlagwort  „Anstellungs- 
dekrete") und  TP  40d  des  Oebührengesetzes  vom  13.  Dezember  1862  der 
Stempelpflicht  unterliegen  und  daher  mit  demjenigen  Stempel  zu  versehen  sind, 
welcher  nach  Skala  II  von  dem  Jahresbetrage  der  normalmäßigen  Substi- 
tutionsgebühr  entfälft.  Es  wurde  bei  diesem  Anlasse  seitens  des  Finanz- 

»)  s.  Nn  2IZ 
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maiisteriiims  noch  insbesondere  bemerkt,  ds6  eine  unterjihrige  Dauer  der 
Supplentur  keinen  Anspruch  bej^ründe,  um  eine  Herabsetzung  der  Gebühr, 
etwa  nach  Maßgabe  der  tatsächlich  bezogenen  monatlichen  Substitutionsraten 

zu  erwirken. 

Dementsprechend  ersuche  ich  das  .  .  .  dafür  Sorge  trafen  (beziehungs- 
weise die  Dekanate  der  einzelnen  Fakultäten  anwei<?cn)  zu  wollen,  daß  anläß- 
lich der  Intiinalion  der  ho.  Erlässe,  mit  welchen  für  zeitweilig  erledigte  Lehr- 
kanzeln Supplenten  bestellt  werden,  die  den  Angestellten  hinauszugebenden 
Anstellungsdekrete  für  Rectanting  dieser  Personen  in  Oemißhelt  obiger  Vor- 
schritt  mit  dem  erforderlichen  Stempel  versehen  werden. 


Digitized  by  Google 


IV.  Lrehrer  im  engeren  Sinne. 


Nr.  220. 

Erlaß  äes  Ministsrs  fflr  K.  u.  U.  vom  .31.  Mai  1899,  Z.  9830, 

MYBMr.  24, 

an  die  Rektorate  sfimtlicher  Univeraitflteii, 
betraffend  die  Stenmig  der  Lelurer  Im  engeren  Sinne  an  den  UnlTenltiten. 

Auf  Grund  des  §  2  (letzter  Absatz)  des  Gesetzes  vom  27.  April  1873, 
ROBNr.  63  ^)  (betreffend  die  Oisanisatioo  der  alcademisciien  Behörden)  und 
zur  Ausfflhniog  des  §  50  der  hterortigen  Ministertalverordnung  vom  12.  Juli 
1850,  ROBNr.  310<)  (beireffend  die  Koflegiengelder)  finde  ich  hmsichtlich  der 
Stdlunff  der  Lehrer  im  engeren  Sinne  an  den  Univeraititen  nachstehendes 
anzuordnen : 

1.  Die  I  ehrer  im  enn^eren  Sinne  werden  für  die  Erteilung  des  l'nter- 
richtcs  Uli  praktischen  ütbrauche  iebender  Sprachen  oder  in  einet  Kunst 
oder  Fertigkeit  vom  Protcssorcnkoileg^ium  der  philosophischen  Fakultät  mit 
Genehmigung  des  Ministers  für  Kultus  und  Unterricht  bestellt. 

Die  erlangte  Lehrbefugnis  erlischt  in  den  gleichen  FiUen,  wie  die 
venia  docendi  der  Privatdozenten. 

Die  Lehrer  ün  engeren  Sinne  haben  an  sich  keinen  Anspruch  auf  eine 
staatliche  Besoldung,  sofern  ihnen  diese  nicht  unter  Erteilung  eines  be- 
stimmten Lehrauftrages  oder  durch  ihre  AnstcUuog  im  Staatsdienste  zuge» 
standen  worden  ist. 

7  Die  Lehrer  im  engeren  Sinne  haben  ihre  Vorlesunpjen  und  i  buni^cn 
innerhalb  ihrer  Lchrbefugnis  unter  Angabe  des  gewünsclilen  Honorars  9 
der  ho.  MwVdfr.  vom  12.  Juli  1850,  RGBNr.  310)  beim  Dekanate  der 
philosophisciien  l^akultät  anzukünd^en. 

Diese  Voriesungen  nnd  Übungen  sind  (hn  Anschlüsse  an  die  Vortiige 
der  philosophiscfaen  Fakultät)  in  das  Vorlesungsverzeichnts  unter  Beachtung 
des  ho.  MinEii  vom  3.  MIrz  1851,  Z.  1505/165^*)  aufzunehmen. 

Die  Einschreibung  in  diese  Vorlesungen  und  Übungen,  sowie  die 
Einzahlung  und  Ausfolgung  des  Kollegiengeldes  für  dieselben  hat  in  teil- 
weiser Abänderung  des  ho.  Erl,  vom  4.  März  1889,  Z.  12.008,^)  nunmehr 

»)  $.  Hr,  lt. 

•)  s.  Nr.  391. 
«)  s.  Nr.  381, 

*)  Diesgr  MbtEii,  Af  «efiftcr  mdt  Im  äbrigen  gegensUmdOn  gtworUn, 
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ia  gleicher  Weise,  wie  bei  jenen  der  Professoren  und  Privaldozenten  durcb 
ilie  UniversiAitsquastiir  zu  erfolgett. 

3.  Zum  Besuche  von  Voilesungen  und  Obungen  der  Lehrer  im  engeren 
Sinne  können  aUe  an  der  UniveisiUt  inslmbierten  Ofdentlidien  und  aufier- 
oidentlichen  Hörer  und  Hörerinnen,  sowie  die  vom  PlofessorenkoUegium 
tum  Besuche  einzelner  Universitätsvorlesungen  zugelassenen  Hospitantinnen 

ngdassen  werden. 

Die  bei  den  Lehrern  im  engeren  Sinne  frequentierten  Vorlesungen  und 
Übung^en  sind  in  die  zur  Anrechenbarkeit  eine«;  Semesters  erforderliche 
Stuadeiuahi  nicht  einzurechnen,  (g  49  der  allgemeinen  Studienordnung)  ^) 


Nr.  22JU 

Erlafi  lies  Ministers  fttr  K.  n.  ü.  vom  30.  iJbmt  1895,  Z.  30^88 

ex  1894. 

an  den  Statthalter  in  Niederösterreich, 

(betreffend  die  Regelung  der  Verhältnisse  nn  der  Wiener  Unlvenititt- 

tumanstalt). 

Mit  Beziehung  auf  den  Bericht  vom  2Q.  Dezember  1894,  Z.  58.935, 
betreffend  die  Anträge  des  Leiters  der  Wiener  Universitätstumans;ta1t,  respek- 
tive des  akademischen  Senates  der  Wiener  Universität,  wegen  fiegeiung 
der  Verhältnisse  an  dieser  Turnansiait,  beehre  ich  mich  Euer  . . .  nach- 
stehendes zu  eröffnen: 

Im  Sinne  der  gestellten  Anträge  wird  genehmigt,  daß  die  ordentlichen 
Studierenden  sämtlicher  Wiener  Hochschulen  gegen  Lntfithtung  des  er- 
mäßigten UflterrichtsgeUes  von  zwei  (2)  Oulden  (4  Kronen)  pro  Semester 
als  oidentlkhe  Teilnehmer  an  den  TuraObungen  aufgenommen  wefden, 
wogegen  von  den  aufieroidentikiien  Tellnehmeni,  In  welcher  Eigenschaft 
die  im  Berichte  näher  bezeichneten  Personen*)  aufgenommen  werden  können, 
ein  Unterrichtsgeld  von  vier  (4)  Gulden  (8  Krmen)  pro  Winterseraester 
und  von  drei  (3)  Oulden  (6  Kronen)  pro  Sommersemestcr,  f;o\vic  ein 
üeräteabnütztingsbeitrag  von  fünfzig  (dO)  Kreuzer  (1  Krone)  pro  Semester 
zu  entnclitcn  ist. 

Es  unterliegt  keinem  Anstände,  die  Turnanstalt  auch  an  akademische 
Turnvereine  gegen  Entrichtung  des  für  die  ordentlichen  Teilnehmer  vorge- 
schriebenen Unterrichtsgddes  für  jedes  teilnehmende  Vereinsmitglied  zu 
überlassen,  sofern  sich  hieraus  keine  Beeinträchtigung  des  regelmäßigen 
TumuBterrichtes  eigibt  In  Betreff  der  näheren  Modalititen,  unter  welchen 
cineni  solchen  Vereine  die  Tunuuistalt  fiberiassen  werden  kann»  entscheklet 
der  akademische  Senat  nach  Anhörung  des  Leiters  der  Turnanstalt.  Die 

»)  s.  Nr.  365. 

^  Dm  ainä:  H»  oii^nnimMdim  StmUimidM  aUtr  Hoäadaüm,  dum  Ff^Smanm  ami 
Dxrnten,  DoktönO^  and  LeknuiMttiidUaitit,  Detiorm  und  d^andmrtt  TtiMk»,  StaaMtamU 
tad  Militärs. 
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Oberiassung  der  Turnräume  an  Private,  OescUsdiaften  und  Vereine  anderer 
Art  ist  ausgeacUossen. 

Die  eingdhenden  Unteiriditsgelder  sind  in  angemessenen  Terminen 
an  die  n.  ö.  Landeshauptkasse  in  Abfuhr  zu  bringen  und  vom  Leiter  der 
Tumanstalt  am  Schlüsse  jedes  Solarjahres  ordnung^smäßig  zu  verrechnen. 

Die  von  den  außtrordcntlichen  Teilnehmern  entrichteten  Geräte-Ab- 
nützungsbeiträge sind  zur  Bestreitung  der  Kegieauslagen  und  insbeson- 
dere zur  Anschaffung  der  erforderlichen  Invciitarstücke  zu  verwenden  und 
vom  Leiter  der  l  uruanblalt  ain  Sdilu^i>c  jedes  Solarjahres  ordnungsmäßig 
ZU  verrechnen.  Es  unterliegt  Iceinem  Anstände,  den  am  Jahresschluß  un- 
verausgabt  bleibenden  Rest  dieser  Beiträge  als  erste  Einnafamspost  in  die 
nächstjährige  Rechnung  zu  übertragen.  Von  der  fruditlMliigenden  Anlegung 
der  eingehenden  Oeldbetrige  ist  abzusehen. 

Hievon  wollen  Euer  .  .  .  das  Rektorat  der  Wiener  Universität  mit 
Beziehnnp;-  nrif  dessen  Bericht  vom  Q.  Juli  1S94,  Z.  1859,  welcher  nebst 
Beilagen  im  Anschlüsse  zurückfolgt,  mit  der  Aufforderung  in  Kenntnis 
setzen,  im  Sinne  der  obigen  Bemerkungen  einen  Statutenentwurf ^}  für 
die  Wiener  UniversitätsturnanstaJt  ausarbeiten  /u  lassen  und  denselben  mit 
den  bezüglichen  Beschlüssen  des  akademischen  Senates  anher  zur  Oe- 
ndimigung  vorzulegen. 


Np.  222. 

Aas  dem  Erlma  des,  Iflnisters  f  Qr  K.  a.  0.  ?om  19.  April  1900, 

Z.  7696, 

an  das  Rektorat  der  k.  k.  Universität  ht  Wien, 

(betreffend  die  Zulassung  «nswirtiger  Freqnenlanten  zur  Ilnlvenilits> 

tamunstatt  in  Wien). 

Unter  den  im  Berichte  vom  13.  März  1900^  Z.  2049,  dargesteUleo 
Veiliältnissea  genehmige  ich  auf  den  im  Einverständnisse  mit  dem  philo- 
sophischen  Professorenkollegium  gestellten  Antrag  des  akademischen  Senates 

der  Wiener  Universität,  daß  zum  Unterrichte  in  der  Wiener  Universitäts-Tum- 
anstalt  und  dem  Turnlehrerbildungskurs,  beziehungsweise  zu  den  Übungen  de? 
für  Turnen  bestellten  Lehrers  im  engferen  Sinne  außer  den  Studierenden  der 
im  ho.  Erl.  vom  31.  Mai  1899,  Z.  9S30,  MVBNr.  24,  in  Punkt  3  bezeichneten 
Kategorien  auch  noch  jene  an  der  Universität  sonst  nicht  inskribierten 
Teilnehmer  zugelassen  weiden,  weiche  vor  diesem  NurmaUv erlasse  auf- 
genommen werden  konnten,  so  daß  diesfalls  die  früheren  Normen  in  Kraft 
bleiben. 

Hingegen  wird  die  Einzahlung  des  Untenichtsgeldes  für  den  Besuch 

des  Turnunterrichtes  im  Sinne  des  PunJctes  2,  Abssktz  3,  des  zitierten 
ho.  Erlasses  bei  der  UniversitätsquästUT  unter  tunlichst  zu  vereinfachenden 
iVlodalitäten  stattzufinden  haben. 

*)  itt  MBtar  nodk  tdehi  xar  Oea^aitlgang  vorgsUgt  worden. 
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t  Allgemeine  VorachriftM  befreffend  den  akademischen 

Nachwuchs* 


Nr.  223. 

Sfndleiihofkommlsslonsdelcret  vom  20.  Ssptember  181L  Z.  1641, 

PGSNr.  37,  Bd.  37. 

an  sämtliche  LändefsteUen, 
bctreSead  die  EnrieUnnc  einer  Pflensscliiile  der  Ldver  ase  der 

Arzneilciinde. 

Um  den  an  den  UnivefBititen  zu  Wien  und  Prag  gemäß  Ah.  Ent< 
sdilieBungen  befeifs.ofS[anisierten  Pflanzschulen  zur  Bildung  künftiger  Pro- 
fessoren für  die  verschiedenen  Zweige  der  Heillcunde,  ihrer  HOfswissen- 
Kfaaftcn,  der  Wundarzneiicunst  und  der  Entbindungskunst,  jene  VervoU- 
kommnung  und  Erweiterung  zu  geben,  deren  sie  empfänp^Iich  sind,  um 
willkürlichen  Deutungen  vorzubeug^cn,  und  um  di€se  nütilichc  Einrichtung 
auch  auf  die  Lyzeen  zu  übertragen,  erhält  die  Landesstelle  die  beifolgende 
A^o^dmJni;^  welche  den  betreffenden  Individuen  gehörig  bekannt  zu  machen 
ist  und  über  deren  genaue  beobachtuii^  zu  wachen  ist. 

Anordnung 

»r  Organisierung  der  Pflanzschulen  kflnftiger  Professoren  für  dfe  verschiedenen  Zweige  der 
AnMftnMt  oBd  Ihrer  HnfnriMCBtdMftea,  dtr  Chlrarglc  md  Enlbliidinigttrantt  an  UitlvenitltCB 

nad  [jtcen. 

1.  Die  Adjunkten,  Assistenten,  Prosektoren  und  Praktikanten,  wekhe 
Professoren  zugeteilt  und  tinter.n-eordnet  sind,  die  Sckiindarär7te,  Sekundar- 
N^Tindärzte,  Assistenten  und  Praktikanten,  wekhe  in  einem  Krankenhause 
oder  in  einem  Gebärhause  angestellt  sind,  über  das  ein  Professor  die  Ober- 
leitung führt  oder  als  Primararzt  und  Primarwundarzt  dasselbe  besorgt, 
biklen  die  Individuen  der  Pflanzschule  künftiger  Professoren. 

2.  Zu  Adjunkten,  Assistenten  und  Prosektoren  können  nach  der  Er- 
foidemis  der  SteHc  nur  promovierte  Arzte  und  Wundärzte,  oder  in  deren 
Abgange  soldie  Individuen  gewählt  werden,  welche  wenigstens  eine  strenge 
Prüfung  mit  Beifall  gemacht  haben.  Die  Praktikanten  mögen  aus  den 
Schülern  auserlesen  werden. 

3.  Bei  der  Auswahl  der  Individuen,  welche  zur  Pflanzschule  (1.)  ge- 
hören, müssen  jLtiL  den  Vorzug  erhalten,  an  denen  während  ihrer  Studien- 
zeit die  Anlagen  und  Eigenschaften  zum  künftigen  Professor  am  deutlichsten 
sich  aussprachen. 

4.  Bei  der  Besetzung  der  Stellen  von  Adjunkten,  Assistenten,  Prosektoren 
und  Praktikanten,  welche  den  Professoren  an  den  Lehrämtern  zugeteilt 
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und  untergeordnet  sind,  schlägt  der  betreffende  Professor  mehrere  der  vor- 
züglichsten Individuen  dem  Studiendirektor  vor.  Dieser  (in  Wien  der  Vize- 
studiendircktor  im  E!n\ crstfindnisse  mit  dem  Direktor)  he^timmt  aus  den 
vorgeschlagenen  den  geeignetsten;  oder  (wenn  etwa  der  Vorschlag  des 
Professors  mit  den  Studienkatalogen  im  Widerspruche  stinide)  wählt  auch 
einen  anderen  und  zeigt  ihn  im  letzten  Falle  mit  Beitugung  der  Grunde, 
um  welcher  willen  er  von  dem  Vorschlage  des  Professors  abging,  der  Landes- 
stelle zur  Anweisung;  des  Oehaltes  an.  Die  Stellen  der  Sekuadarärzte  und 
Wundärzte  oder  Praktilcanten  ui  den  Spitälern,  welche  von  den  Professoren 
besoigt  werden,  weiden  nach  der  bisher  üblichen  Art;  jedoch  mit  Beob- 
aditung  der  Vorschrift  von  Nr.  3  besetzt 

5.  Die  Dauer  aller  in  Nr.  1  genannten  Anstellungen  ist  für  zwei  Jahre. 
Hat  ein  Individuum  während  dieser  zwei  Jahre  durch  vorzügliche  Ver- 
wendung sich  ausgezeichnet,  wünscht  dieses  eine  Verlängerung  der  An- 
stellung und  findet  man  sie  für  den  beabsichtigten  Zweck  \ortcilhaft,  so 
kaiui  die  Landcsstelle  nach  dem  Einralcn  des  Studiejidueklurs  (in  Wien 
des  Vizestudtendirektors  un  Einverständnisse  mit  dem  Direktor)  dieselbe 
auf  zwei  Jahre  verlängern,  nach  deren  Verbiufe  aber  unabänderlich  ein 
neues  Individuum  für  die  Stelle  ernannt  werden  muß. 

Sind  unter  den  Adjunkten,  Assistenten  oder  Spitalsärzten  (1.)  einige, 
welche  bei  ihrer  Anstellung  Dekrete  auf  mehrere  Jalire,  als  hier  bestimmt 
werden,  oder  auf  ihre  I  ebenszeit  erhielten,  so  sind  sie  in  dem  ungestörten 
Genüsse  ihrer  Anstellung  zu  lassen,  und  findet  die  neue  Ordnung  bei  den 
von  ihnen  bekleideten  Stellen  erst  nach  ihrem  Abgange  statt. 

6.  Die  Direktoren  und  Professoren  müssen  Sorge  tragen  und  darüber 
wachen,  daß  die  in  Nr.  1  bezeichneten  Individuen  in  dem  für  sie  be- 
stimmten wissenschaftüchen  Zweige  den  möglichsten  Orad  von  Ausbildung 
sich  eigen  machen. 

7.  Daher  Ihnen  keine  Beschäft^ngen  au^tmgen  weiden  dürfen,  welche 
der  Errefehung  des  Hauptzweckes  hindeiUdi  und  unter  ihren  Dicnstver> 
ridltungcn  nicht  begriffen  sind. 

8.  Zu  SuppUerungen  der  etwa  erkrankten  oder  abgängigen  Professoren 
können  sie  nur  dann  verwendet  werden,  wenn  sie  die  hiezu  erforder- 
liche Bildung  bereits  rrlingt  haben. 

9.  Zur  Erlangung  cmcr  Ldukanzcl  haben  sie  sidi  den  Konkursen  nach 
der  betreffenden  Ordnung  zu  unterziehen. 


Nr.  224. 

Auszug  aus  dem  Dekret  der  Studlenhofkommlsslon  vom  27.  Septem- 
ber 18U,  Z.  1654,  PCS  Bd.  37.  Nr.  42,  S.  136, 

an  sämtliche  Länderstetlen, 
betreffend  die  Errichtung  einer  Pflamsehnle  IcOnftiger  Lehrer  Uta*  OyiB> 

nesieii  «ad  hOhere  Lehrmstalteii. 

Um  den  Mangel  an  den  zu  Lehrämtern  hinlänglich  gebikleten 
Indivkluen  noch  mehr  zu  miklern,  haben  Se.  Majestät  die  Errichtung 
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ein^^  Pflanzschuleii  kunftigar  Lehrer  für  die  Oymnasial-  und  höheren 
Lehranstalten  zu  genehmigen  geruht,  worüber  man  die  höchsten  An- 
ordnungen samllichen  Länderstetlen  zur  Kenntnis,  zugleich  aber  mit  dem 
Auftrage  mitteilt,  daß  jede  derselben  dasjenige,  was  die  ihrer  Leitung 
anvwiraute  Provinz  betrifft,  in  Ausführung  bringe. 

2.  An  den  Universitäten  zu  Wien  und  Prag  werden 

a)  in  Hinsicht  auf  das  philosophische  Studium  zwei  Adjunkten  er- 
nannt,  ^) 

b)  für  das  jundisdi-politische  Studium  wird  ein  Adjunkt  bewilligt,*) 

c)  in  Hinsicht  auf  das  theologische  Studium')  sind  in  dem  erzbischöf- 
Ikhen  Alumnate  zwei  Individuen  nach  zurückgelegtem  theologischen 
Kurse  als  Adjunlcten  zurflckzubelialten,  welche  die  Verpflegung»  die  sie 
ehedem  erhielten»  zu  genießen  und  sich  für  die  Lehrkanzeln  der  Dogmatik, 
Moral-  und  PastoraKheoIogie  vorzubereiten  haben. 

3^  Bei  der  Auswahl  der  Adjunkten  müssen  diejenigen  den  Vorzug  er- 
halten, an  denen  wahrend  ihrer  Studienzeit  die  Anlagen  und  Eigenschaften 

zum  kijnftigen  Professor  am  deutlichsten  sich  aussprachen. 

4.  Bei  der  Besetzung  der  Adjunktenstellen  für  die  höheren  I.ehr- 
aostalten  haben  die  Professoren,  deren  Lehrkanzeln  es  betrifft,  folglich : 

c)  zu  den  Stellen  der  für  das  theol<  irische  Fach  pfe widmeten  zwei  Ad- 
junkten die  drei  Professoren  der  Üogmatik,  Moral-  und  i^astoraltheologie, 
mehrere  der  vorzüglidisten  Indivkhien  dem  Studiendireictor  vorzusdilagen, 
weldier  aus  den  Vofgeschlagenen  den  Geeignetsten  bestimmt  oder,  wenn 
etwa  der  Vorschlag  mit  den  Studienkatak)gen  im  Widerspruche  stünde»  einen 
anderen  wihtt  und  ihn,  im  letzten  Falle  mit  Beifügung  der  Gründe»  wegen 
welcher  er  von  dem  Vorschlage  abging»  der  Landesstelle  zur  Anweisung 
des  Gehaltes  anzeigt>) 

5-  Die  Dauer  aller  erw-ähnten  Anstellungen  ist  für  zwei  Jahre.  Hat 
ein  Individuum  während  dieser  Zeit  durch  vorzügliche  Verwendung  sich 
ausgezeichnet,  wünscht  dasselbe  eine  Verlängerung  der  Anstellung  und 
findet  jnan  diese  für  den  beabsichtigten  Zweck  vorteilhaft,  so  kann  die 
LandesstcUe  nach  dem  Einraten  des  Studiendirektors  dieselbe  auf  zwei 
Jahre  vetlängem»  nach  deren  Verlauf  aber  unabänderlich  ehi  neues  Indi- 
viduum für  die  Stelle  ernannt  werden  muB. 

6.  Se.  Majestät  befehlen,  daß  bei  den  Adjunkten  ganz  vorzOglidi 
auf  die  Erreichtuig  des  Hauptzweckes,  d.  i.  der  Ausbildung  zum  be- 
stimmten Lehrfncht»  gesehen  werde,  daher  alles  wegbleiben  miKse,  was 
dieser  Erreichung  hinderlich  wäre,  und  die  LehrstandskandidatLti  in  litera- 
rische Handlanger  der  Professoren,  Präfekten  oder  Direktoren  umwandelte. 

7.  Die  Adjunkten  können,  wenn  sie  dazu  geeignet  und  in  der  Bildung 
schon  weit  vorgerückt  sind,  nur  in  einzelnen  Fällen  zur  Suppliening  der 


»1  In  Betreff  der  Ai^uMen  an  den  philosophischen  Fakultäten  s.  Nr.  228  u.  /. 

*  Die  Bestellung  von  A4fiuikUa  m  de»  neMs-  and  staatswissens^ttfUidun  FakalUUtn 

fintlet  nicht  mehr  statt. 

*)  Dk  meitefwi  Bn^nmmgm  bgtnrffk  4et  A4/luikfM  tm  dtn  tAeoiogisckta  F(^bMUtn 
s.  Nr,  227. 

VgL  bleut  Nr.  605  und  607  sowie  193. 
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Professoren  verwendet  werden,  diese  Supplieniog  kann  aber  nicht  eine  att> 
gemeine  Besch äfti>iinj:f  derselben  sein. 

8.  Die  VcrgLhunq;  der  Lehrkanzeln  hat  noch  ferners  nach  der  be- 
stehenden OrdnuHj^^  zu  geschehen,  daher  haben  sich  die  Adjuaicten  zur  Er- 
langung eines  Ldiraintcs  dem  Konkurse  zu  unterziehen« 


Nr.  225. 

StmUenliofkomiilsslonsdekret  ?om  12.  April  1S33,  Z.  184b  PSt 

Bl     Ir.  57,  8. 

bdrcffeiid  die  Vtrlelliiing  toh  LdmmtBMQttnkteD-  oder  AntotentOH 

stellen  mir  an  ledige  Individnen. 

Sc.  k.  k.  Majestät  haben  mit  h.  Entsdil.  vom  7.  Februar  1833 
zu  befehlen  geruhi  daB  die  mit  h.  Entsdil.  vom  28.  Mai  1832  beziiglicb 
der  Adjunkten  und  Assistenten  am  technischen  Institute  zu  Prag  eilassene 
Anordnongp  dafi  nur  ledige  Individuen  solche  Stellen  erhalten  können,  und 

daß  von  nun  an  ein  Adjunkt  oder  Assistent,  welcher  sich  verehchcht,  von 
seinem  Posten  zu  entfernen  sei,  auf  alle  Adjunkten  und  Assistenten  aller 
öffentlichen  Lehranstalten,  mit  alleiniger  Ausnahme  eines  seichen  Adjunkten, 
welcher  etwa  mit  Dekret  und  andauernd,  nicht  aber  auf  einige  Jahre  eine 
Anstellung  erhalten  soll,  oder  früher  erhielt,  auszudehnen  und  anzu- 
wenden seL 


Nr.  226. 

Brlat  des  lUiilsters  für  K.  u.  D.  Tom  25.  Min  1875.  Z.  3118, 

an  die  akademischen  Senate  in  Wien,  Prag,  Graz,  Innsbruck,  Krakau  und 

Lemberg, 

(betreffend  die  Brteilnng  von  Staatennterstfitznngen  zur  Heranblldnns 

▼on  Lehrkriften  an  Hochsclittlen). 

In  dem  Finanzgesetze  fOr  das  Jahr  1875  ist  ein  größerer  Betragt)  als 

bisher  für  den  Zweck  der  Heranbildung  von  akademischen  Lehrkräften 
eingestellt.  Es  entsteht  damit  die  Möglichkeit,  dem  auf  einzelnen  akademi- 
schen Gebieten  herrschenden  Mangel  an  1  ehrkräften  abzuhelfen.  Zu  diesem 
Ende  fordere  ich  den  akndcmischen  Senat  auf,  den  ProfessofenkoUegien  der 
Fakultäten  nachstehendes  mitzuteilen: 

1.  Die  Regierung  wird  die  Heranbildung  von  akademischen  Lehrkräften 
auf  zweifachem  Wege  fördern,  nämlich  durch  Unterstützung  von  Kandidaten 
des  akademischen  Berufes  und  durch  Honorierung  von  Privatdozenten. 

2.  Die  Unterstützung  von  Kandklaten  wird  hi  der  Regel  nur  nach  An- 
hörung der  Fakultit  erfolgen.  Von  dem  Ministerium  für  Kultus  und  Unter- 
rieht  werden  alle  eine  solche  Unterstützung  bezielenden  Qesuche  der  Fakultit 


')  Laut  Staatsvoranschlag  des  Jahres  1905  beträgt  der  Kredit  Jär  Heranbiiäang  von  LehT' 
krtfftm  an  HcetueluUfn  84M0  Kronai. 
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zur  Auficnmg  zugestdlt  werden.  Ihrcfseits  kann  die  Fakultät  dem  Mkiisteriutn 
Kandidaten  zur  Untefstützung  vorschlagen»  oder  ihr  fiberreicbte  Oesudie 

um  eine  Unterstützung  mit  ihrem  Gutachten  dem  Ministerium  vorlegen. 

3.  Bei  den  Vorschlägen  hat  die  Fakultät  nur  solche  Kandidaten  zu  be- 
rücksichti{?en,  welche  durch  ausfrezelchncte  Anlajren,  durch  Eifer  und  wisscn- 
schafthches  Bestreben  hervorragen,  und  von  denen  zugleich  anzunehmen 
ist,  daß  sie  ohne  eine  Staatsuntcrstut/unrr  den  akademischen  Beruf  nicht 
ergiciicu  wurden.   Auch  sind  nur  Kandidaten  von  durdiaus  verläßlichem 

ttnd  ehrenwertem  Charakter  vomischlagen. 

Unter  mehreren  Bewerbern  gibt  die  höhere  TQditigkeit,  und  wenn  es 
sich  um  verschiedene  Disziplinen  handelt,  das  stirkere  Bedürfnis  nach 
Uhrem  den  Ausschlag. 

4.  Als  verläßlichste  Grundlage  für  die  Beurteilung  der  wissenschaftlichen 

Leistungsfiihipfkeit  erscheint  die  Betätigunp:  der  Kandidaten  in  Seminaren, 
Laboratorien  und  überall,  wo  ein  stärkerer  Kontakt  den  Lchicr  niit  der 
Individualität  der  Schüler  näher  bekannt  macht.  Andere  Anhall^fninkte  ge- 
währen Staatsprulungs-  und  Rigorosenzeugnisse,  Kolloquien,  literarische 
Leistungen  usw. 

5.  Die  Eignung  filr  das  akademische  Lehramt  kann  mit  desto  größerer 
Sidierlieit  beurteilt  werden»  je  weiter  der  Kandidat  in  seinen  Studien  fort- 
geschritten ist  Demzufolge  haben  Kandkiaten»  welche  bereits  den  Doktor- 
grad erlangt  haben,  vor  anderen  den  Vorzug.  Dadurch  ist  jedoch  nicht 
ausgeschlossen,  daß  besonders  ausgezeichnete  und  vertrauenswürdige  junge 
Leute  auch  in  jedem  früheren  Stadium  ihrer  Ausbildung,- selbst  auch  noch 
während  ihrer  Universitätsstudien  für  eine  Staatsunterstützung  empfohlen 
werden  können. 

6.  Die  Staatsunterstützung  wird  eniwedcr  als  Reisesupcndium  zum  Be- 
suche ausländischer  Hodisdiulen,  oder  für  ungestörte  Beendigung  der  aka- 
demischen Studien  im  Inlande,  ffir  VerlSngeruQg  des  obigsten  Aufenthaltes 
an  der  Universität  usw.  gewahrt 

7.  Bei  Bewilligung  der  UnterstQtzung  werden  die  Bedingungen  be- 
zeichnet, unter  denen  dieselbe  gewährt  wird.  Eine  allen  Kandidaten  ge- 
setzte Bedingung  ist,  daß  sich  dieselben  nach  Beendigung  ihrer  Studien  an 
einer  inländischen  Universität  habilitieren  und  durch  sechs  Jahre  an  einer 
solchen  in  der  Lehrtätigkeit  verbleiben. 

Weiters  übt-mchnien  diese  Kandidaten  die  Verpflichtung,  falls  an  einer 
inländischen  Universität  eine  vollständigere  Vertretung  ihres  Faches  er- 
fordeilicii  wird,  an  dieser  Unhrersitit  gegen  entsprechendes  Honorar  zu 
dozieren. 

&  Die  Honorierung  der  Privatdozenten  kann  von  den  FakuHiten  be- 
antragt werden,  wenn  eine  Dozentur  zur  vollständigeren  Vertretung  einer 
Disziplin  benötigt  wird,  oder  wenn  es  sich  darum  handelt,  verdiente  junge 
Gelehrte  dem  akademischen  Berufe  zu  erhalten.  Doch  haben  sich  die  Fakul- 
täten stets  p^cq^enwrirtif^  tu  halten,  daß  unserem  akademischen  Systeme  nur 
die  uncnt^alilichc  Oo/entnr  entspricht,  und  daß  daher  dic  Honoricrung  von 
Dozenten  aucit  fernerhin  nur  in  Ausnahmsfällen  Platz  zu  greiien  hat 
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I.  T«0:  OnEwiMtton  and  VcnriUnvc;  B.  UalvcwllHipcwoiiite. 


2.  AiQunkteii« 


a)  Adjunkten  der  theologischen  Fakultäten. 

Nr.  227. 

Studleiiiiof  kofflfflissionsdakret  vom  14,  Februar  1817,  Z.  114. 

betreffend  eine  Instrnktf on  für  die  AdJuafeteii  der  theolo^^echea  Stadien. 

Bei  AnstelhiQg  der  AdjunkteoO  haben  Se.  Majestät  zur  Absicht, 
Pflaozschulen  zu  emditen,  in  welchen  fähige  Subjelcte  nach  voll- 
endeten  theologischen  Studien  zu  tauglichen  Lehrern  für  die  Fächer  der 
Dogmatik,  der  Moral-  und  Pastorahheologie  gebildet  werden.  Zu  dem  Ende 
haben  dieselben  nachstehende  Vorschrift  p^pn-m  zu  hcobachtcn: 

1.  Sie  haben  die  Professoren  der  ihnen  zugeteilten  Lehrzweige  als 
ihre  unmittelbaren  Obern,  die  Direktoren  als  ihre  höheren  Obrig'keiten 
an/ustheji,  ihre  Abliangigkeit  erstreckt  sich  jedoch  bloß  auf  die  eben 
erwfihnte  Besttmmuiig  und  die  daraus  hervoigehendeo  Vertrindlidikeiten. 

2.  Sie  sollen  sich  ausschlieBungsweise  den  ihnen  angewiesenen  Lehr* 
gegenstanden  widmen.  Den  theologischen  Adjunkten  wird  daher  keine  andere 
Nebenbeschäftigung  gestatte^  als  die  Repetition  der  theologischen  Gegen- 
stände mit  den  Zöglingen  des  erzbischöflichen  (beziehungsweise  bischöf- 
lichen) Alumnnts  und  die  in  Alumnaten  vorgeschrieliene  Erklärung  der 
ganzen  Meihgen  Schrift. 

3.  Sic  sind  verpflichtet,  insoweit  die  Stunden  vereinbar  ?ind.  allen 
Vorlesungen  der  Professoren,  denen  sie  beigegeben  sind,  wahrend  der 
ganzen  Zeit  ihrer  Anstellung  beizuwohnen. 

4.  Sie  sollen  sich  itt>er  alle  in  ihrem  Fache  ihnen  aufstoßenden  Schwierig- 
keiten und  Dunkelheiten  bei  den  betreffenden  Professoren  Rats  erholen, 
welche  sie  auch  mit  den  vorzüglichsten  und  brauchbarsten  Schriftstellern 
in  diesen  Fädicrn  bekanntmachen  werden. 

5.  Um  von  den  Fortschritten  und  der  Tauglichkeit  der  Adjunkten  zum 
Lehramte  versichert  /u  sein,  haben  dieselben  einzelne  Materien  der  sie 
betreffenden  Fächer  schniUich  zu  bearbeiten,  und  unter  der  Aufsicht  der 
Professoren  einige  Vorlesungen  darüber  /u  hrilten;  desgleichen  sollen  sie  den 
Kollegialprüfungen  öfters,  den  Semestraipruiungen  immer  bcnvohaeii,  und 
wenn  es  der  Direktor  för  zweckdienlicäi  hält,  die  Schfiler  selbst  prikfen. 

6.  Die  Adjunkten  sind  ordentycherweise  nicht  Supplenten  der  Pnh 
fessoren;  doch  können  sie  in  einzelnen  Fällen  von  den  Direktoren  dazu 
verwendet  werden.*) 

7.  Wird  emem  oder  beiden  Adjunkten  ihrer  vorzuglichen  Verw  endung 
wegen,  worüber  der  Direktor  zu  wachen  und  mit  den  betreffenden  Pro- 
fessoren zu  stimmen  hat,  die  Dauer  der  Adjunktur,  für  welche  der  Kegel 
nach  zwei  Jahre  bestimmt  sind,  verlängert,  so  sind  sie  verpflichtet,  sich  den 
strengen  Prüfungen  zur  Erhaltung  der  Doktorsvvurde  zu  unterziehen. 

'}  s.  Vr.  234. 
«)  Vgl.  Nr.  m. 
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8.  Sic  sind  verbunden,  jeden  aus  den  ihnen  angewiesenen  Fächern 
abzuhaltenden  Konkurs  mitzumachen ;  jedoch  steht  es  ihnen  frei,  ihrer  Privat- 
vctUIbüsse  wegen  auf  die  eben  erledigte  Lehrkanzel  Verzicht  zu  leisten. 

9.  Damit  sie  in  der  Kenntnis  der  Einrichtungen,  welche  im  theologi- 
sdien  Studienfachc  von  Zeit  zu  Zeit  getroffen  werden,  nicbt  zurOckfateiben, 
sind  die  Verordnungen,  welche  der  Direktor  den  Professoren  mitzuteilen 
hai^  auch  den  Adjunkten  zur  Einsicht  mitzuteilen.  Diese  habca  darüber  ein 
Register  zu  fiihren,  welches  sie  am  Schlüsse  der  Adjunktur  ihren  Nachfolgern 
ai  überlassen  haben. 

10.  Endlich  können  die  Adjunkten  die  Universitätsbibliothek  ebenso 
benützen,  wie  der  Gebrauch  derselben  den  öffentlichen  Professoren  durch 
die  bestehenden  Gesetze  gestattet  ist 


b)  Adjunkten  der  medizinischen  und  philosoptiischen 

Fakultäten. 

Vorbemerkung. 

Der  Qektdt  der  Adjunkten  am  chernlsefun  Laboratorium  In  Wim  wurde  laut  Erlaß  des 
Mimteriams  Jür  K,  lu  U,  vom  20.  August  1871,  Z,  8786  (Ah.  EatsdU.  vom  SO.JuU  187 IJ  mit 
jBuUdt  9100  Knnem,  Jener  4es  Aifmnkien  an  diesem  UAoraiöHum  in  Prag  kuä  Ertßfi  nm 
M^SeptetrUttr  1873,  Z.  1Z6^0  fAh.  EntschJ.  vom  7.  August  1S73)  mit  jährlich  3000  Kronen  sysiemisieH. 

Hitstt  kommt  krßft  des  Qesettei  vom  15,  Aprü  1873,  ROBNr,  48,  die  AkUvUäUzuiage  der 
tX,  Rangsklasse  der  StttOisbeamten. 

Die  girichen  Bezüge  wurden  muk  den  später  eniekMen  AdjunktensteUen  der  mtdititdschen 
lud  pkäeepphüeken  FakaUdien  fansgenommen  die  ,tAsironomiatl(funkiea"J  saerianni, 

Nr.  228. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  o.  U.  vom  9.  Juni  1873,  Z.  6439, 

an  den  Statthalter  für  Niederösterreich, 
(betreffend  die  Stellung  des  Stemwarteadj unkten  in  Wien).*) 

In  Erledigung  des  Berichtes  vom  .  .  .  finde  ich  auf  Grund  der  Gesetze 
vom  15.  April  1873,  ROBNr.  47  und  48,  den  Direktor  der  Mniversitäts- 
Sternwarte  in  Wien  in  die  VI.,  und  den  Adjunkten  derselben,  welcher 
als  solcher  nicht  zum  Staatslehrpersonale  gehört,  in  die  IX.  Rangsklasse 
euuutcüen. 


>)  Mit  den  an  die  kelr^ffMiden  Landeseigen  ergangenen  ErUseen  des  MinUteriam  flir 

K.  a.  r.  vom  3.  Juni  IS73,  7..  6007  und  vom  22.  Juli  IS71.  7.  057^^  wurden  die  AdJunMien  an  den 
Umversiidttelernwarten  in  Prag  und  Krakau  in  die  IX.  Rangsklasse  der  Staatslteamten  eingeteilt. 
AäUySUdt  ebita  abaiM^lg  beseUedenen  Oesnäus  der  AMtronomsadJanklen  am  Wtederverleikung 
der  ihntn  vordem  zugestandenen  VlU.  Diätenklasse  (Hofkamleidekret  vom  24.  Oktober  1811, 
Z.  29.760)  wurde  im  Erlaß  vom  !0.  Afr»-  1801 ,  Z.  3SJ0  (an  die  betrefjcnden  Landesstellen),  vbr- 
bdkaltcn.  In  einzelnen,  besonders  rückskhtswürdigen  hällcn  für  jene  Adjunkten,  welche  In 
ticser  SIellmir  «hu  Vtaspx^  nnd  voRSgllchc  Diciiid«iitttiig  anbuwclscii  vcrmOEeo,  die  Ot- 
«flmnf  von  Pmoittbalftgtn  in  iiigcniciwiicii  Bctrlgvn  Ah.  Orta  »1  bcfOrwortcn. 
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Np.  229. 

£rlaft  des  Ministers  fOr  K.  u.  U.  vom  15.  Februar  1899.  Z.  3452. 

an  die  Statthalter  von  Niederösterreich  und  Böhmen, 

(betreffend  die  QttjnquemielZMhigen  der  IntCItatsadianklea  an  den  Uid- 

versltiten). 

Se.  ic.  u.  ic.  Ap.  Majestät  haben  mit  Ah.  EntschL  vom  5.  Februar  1899 
ag.  zu  genehmigen  geruht,  d:iß  der  Gehalt  der  üniversitätsndjuni<ten  (mit 
Ausnahme  der  in  die  IX.  Rangsklassc  der  Staatsbeamten  init  deren  system- 
mäßigen Bezügen  eingereihten  sogenannten  „Astronomsadjunkten")  nach 
dem  fünften  und  zehnten  üi  dieser  Eigenschaft  vollstreckten  Dienstjahre 
um  eine  Quinquennalzula^^e  von  je  zweihundert  (200)  OuTden  (400  Kronen) 
jährlich,  u.  zw.  vom  1.  Jänner  1809  erhöht^  und  den  dermaligen  Adjiinlcten 
die  bisher  in  dieser  Eigenschaft  zurfidcgelcgte  Dienstzeit  behufs  Einrfickung 
in  diese  Quinquennalzulagen  angerechnet  weide. 


Nr.  230. 

BrlaS  des  Mimstsrliuiis  fUr  E.  n.  D.  von  6.  Mal  1890.  Z.  8399, 

an  das  philosophische  Dekanat  der  deutschen  Universität  in  Prag, 
(wonach  Institutsadjunkten  einer  Bestätigung  im  Lehramte  nicht  bedürfen). 

Dem  Dekanate  wird  eröffnet,  daß  das  Hdtkanimerdeivret  vom  21.  Okiober 
1834,  Z.  42.398,  nach  seinem  klaren  Wortlaute  ebenso  wie  alle  übrigen 
hinsichtlich  der  Stabilisierung  von  Lchrpersonen,  resp.  des  Probetrienniums, 
l)estehenden  Vorschriften  lediglich  auf  Lehrer  und  Professoren  An* 
Wendung  finden,  und  dafi  sonach  N.  N.,  welchem  ...  die  Stelle  eines 
Adjunicten  am  . . .  Laboratorium  . . .  def uiitiv  verlielien  worden  is^  einer 
weiteren  Definitiverldirung  nicht  bedarf. 


Np.  231. 

BrIaO  des  Ministers  nr  K.  n.  1.  Tom  IS.  Oktober  1898,  Z.  2L8go. 

an  die  Statthalter  in  Niederösterreich,  Böhmen  und  Steiermark, 

(wonach  die  Institittsa^iiaikteii  mit  Ananaime  der  AttrosomsaiDiiflktea 

zum  Stnatelchrpenoaal  gehören). 

Ich  finde  mich  veranlaßt,  Euer  ...  in  der  Frage,  ob  die  an  einzelnen 
Instituicn  der  Universitäten  und  technischen  Hochschulen  bestellten  Adjunkten 
—  u.  zw.  mit  Ausnahme  der  in  die  Kategorie  der  Staatsbeamten  ausdrficklicfa 
eingereihten  sogenannten  „Astronomsadjunkten'*  »  zum  Bezüge  der  ffir 
Staatsbeamte  derzeit  nomiierien  Subsistenzzulagen  (eventuell  auch  Dienst* 
afterspersonalzulagen)  berechtigt  sind,  im  Einvernehmen  mit  dem  Finanz- 
ministerium nadistchcndcs  zu  eröffnen: 

Da  der  Wirkungskreis  dieser  Adiuiikten  in  der  ünterstützunef  des 
Professors  (institutsvorstandes)  in  der  Ausübung  seiner  lehramtUchen  Tätig- 
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keit  besteht,  sind  dieselben  ungeachtet  des  Mangels  eines  sellMtiodigen 
Lehnuntes  doch  als  zum  Staatslehrpeisonale  gehörig  anzusehen. 

Auf  dieselben  haben  daher  auch  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom 
9.  April  1870,  RüBNr.  47  (§  1.  2,  Absatz),  respektive  des  neuen  Pensions- 
gesetze'; vom  14.  Mai  1896,  RijBNr.  74  (§  1,  3.  Absatz)  in  Betreff  der 
Berechnung  der  im  Staatslehramte  zugebrachten  Dienstzeit  für  die  Pcn- 
sionsbemessung  Anwendung  zu  finden. 

Hhigegen  kommt  dieses  Lehramtsadjunkten  an  Hochschulen  ein  An- 
sprach auf  die  erwähnten  Zulagen  nicht  zu,  da  ein  solcher  den  an  Hoch- 
schulen wirkenden  tchikräften  in  den  betreffenden  Nonnen  nicht  zuerkannt 
worden  Ist 


3.  Asaistenteii« 

a)  Allgemeine  Normen. 
Nr.  m. 

tüitz  Tom  3L  Dmmber  1896,  RBBIr.  8  ex  1897,  HTBIr.  9 

9X  1897. 

hdMUnA  die  Regelttag  der  SteUung  der  Assistenten  an  den  Univertl- 
titen»  teehnlfctacii  Hochsdinlen  und  der  Hochschnle  fSr  Bodenknltiir  In 
Wien»  eowle  der  an  anderen  atnnHlchen  Lefaranetntten  beeteilten  Aeel- 
•t^iteoy  denn  der  Kmietnikleare  an  den  teehnlechen  Hochechnlen. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrates  finde  Ich  anzuordnen, 
wie  folgt: 

§  1.  Den  Assistenten  bei  den  Lehrkanzeln  und  Instituten  der  Universi- 
täten, technischen  Hochschulen  und  der  Hochschule  flu'  Bodenkultur  in 
Wien,  sowie  den  an  anderen  staatlichen  Lehranstalten  unter  gleichen  JVloda- 
litäten  angestellten  Assistenten,  dann  den  Konstrukteuren  an  den  techni- 
schen Hochschulen  wird,  sofern  sie  die  österreichische  Staatsbürgerschaft 
besitzen  und  allen  geforderten  Quahfikationsbedingungen  entsprechen,  für 
die  Dauer  ihrer  in  der  Regel  auf  je  zwei  Jahre  erfolgenden  Bestellung  ohne 
Einreibung  in  eine  bestimmte  kangsklasse  in  Absicht  auf  die  Ausübung  ihres 
dienstlichen  Berufes  der  Charakter  von  Staatsbeamten  eingeräumt 

§  Z  Die  ununterbrochen  vor  oder  nach  der  Wirksamkeit  dieses  Oe- 
wfzes  zurfickgelegte  Dienstzeit  dieser  Assistenten  und  Konstrukteure  ist 
im  Falle  ihres  unmittelbaren  Obertrittes  in  euie  andere,  Pensionsansprfiche 
begründende  Staatsanstellung  für  die  Pensionsbehandlung  nach  den  all- 
gemeinen Normen  anrechenbar. 

§  3.  Die  QiKiI  fikationsbedingungen  sowie  die  Modalitäten  für  die 
Bestellung  von  Assistenten  und  Konstrukteuren  werden  durch  besondere 
Bestimmungen  festgesetzt. 

Die  jahresremunerationen  der  Assistenten  und  Konstrukteure  haben  den 
Charakter  von  Adjuten. 
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§  4.  Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  1.  Januar  1897  in  Wirksamkeit. 
Mit  der  Dmchiuhnmg  des  Gesetzes  ist  Mein  Minister  für  Kuttui 
und  Unterridit  beauftragt 


Nr.  233. 

Verordnoiig  des  lilnlstsrs  fQr  K.  n.  ü.  vom  l.  Januar  1897.  RSBIr.  t 

ex  1897,  MVBNr.  6, 

belrerrciid  dl«  BcsteUanf  der  Asiifleiiten  an  den  UiiJvenltileiit  tedi- 
Btodieii  Hochschulen  und  der  Hochschule  ffir  Bodenkultiirt  dann  der 
Konftmkteinre  an  den  tediniechen  Hoehschnleii. 

Auf  Orund  des  Gesetzes  vom  31.  Dezember  1896  finde  idi  bezfigSdi 
der  Bestellung^  der  Assistenten  an  den  Universitäten,  technischen  Hochschutea 

und  der  Hochschule  für  Bodenkultur  in  Wien,  dann  der  Konstrukteure  an 
den  technischen  Hochschulen  in  teilweiser  Abänderung  der  bisherigen  Vor- 
schriften nachstehendes  anzuordnen: 

§  1.  Zur  Erlangung  einer  Assistenten-(Konstrukteur-)SteUe  ist  außer 
dem  Nachweis  der  österreichischen  Staatsbürgerschaft: 

a)  bei  den  medizinischen  Fakultäten  der  Universitäten  der  medi- 
zinische Doktorgrad, 

b)  bei  den  philosophischen  Fakultäten  der  üniversititen  der  phQo- 
sophisdie  Doktorgrad  oder  die  Approbatton  fQr  das  Lehramt  an  Gymna- 
sien und  Realschulen,^) 

c)  bei  den  technischen  Hochschulen,  sowie  bei  der  Hochschule 
für  Bodenkultur  in  Wien  der  Nachweis  über  die  mit  Erfolg  ab- 
gelegte zweite,  für  diese  Hochschulen  vorgeschriebene  Staatsprühmor 
erforderlich,  weich  letzterer  Nachweis  jedoch  auch  durch  den  philo- 
sophischen Hoktorgrad  oder  die  Approbation  für  das  Lehramt  an 
Gymnasien  und  Realschulen  ersetzt  werden  kann. 

Für  die  an  den  technischen  Hochschulen  bestehenden  Konslrulcteur- 
stellen  können  vom  ProfcssorenkoUegium  eventuell  weitergehende  Bedin- 
gungen aufgestellt  vrerden. 

§  Z  In  Ermanglung  solcher  Bewerber  können  auch  andere  wissen- 
sdiaftlich  qualifizierte  Kandidaten  aushilfsweise  zu  A^stenten  (Konstruk- 
teuren) bestellt  werden,  doch  finden  auf  diese  die  Bestimmungen  des  zitierten 
Gesetzes  (§§  1  und  2)  keine  Anwendung. 

Die  vor  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  ununterbrochen  zurückgelegte 
Vcrwcnduneszcit  von  Assistenten  (Konstrukteuren)  ist  im  Sinne  des  §  2 
des  Gesetzes  von  jenem  ZeitpunJcte  an  für  die  Pensionsbehandlung  an- 
redtenbar,  in  welchem  die  (im  %  1  des  Gesetzes  geforderten  und  im  $  1 
dieser  Verordnung  naher  ausgeführten)  Bedingungen  seitens  der  betreffenden 
Assistenten  (Konstrukteure)  zur  ErffiUung  gelangt  sind 

§  3.  Die  Bestellung  von  Assistenten  bei  den  einzelnen  Lehrkanzeln  und 
Instituten  der  medizinischen  und  philosophischen  Fakultäten  der  üniver- 
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«täten  erfolgt  über  Vorschlag  des  betreffenden  Professors  (Institutsvor- 
standes) durch  das  Professorenkolleirium  dieser  Fakultät  auf  die  Dauer  von 
zwei  Jahren  und  kann,  sei  es  bei  derselben  oder  bei  einer  anderen  Lehr- 
Icanzcl  oder  Fakultät,  auf  je  zwei  weitere  Jahre  bis  einschließlich  zum 
sechsten  Dienstjahre  erneuert  werden. 

Bei  Kandidaten,  welche  die  geforderten  Nachweise  (§  1)  nicht  er- 
bringen, kann  die  Bestellung  audi  auf  kürzere  Zeit  erfolgen  und  die  aU- 
fillige  Wiederbesteilung  von  der  Erbringung  der  fehlenden  Nachweise  ab- 
hängig gemacht  werden;  die  BesteOung  nnd  Belassung  solcher  Assistenten 
bedarf  der  speziellen  Genehmigung  des  Ministers  für  Kultus  und  Unterricht. 

Für  jede  Weiterbestellung  eines  Assistenten  über  die  gesamte  Ver- 
\vendi!n?sdauer  von  sechs  Jahren  ist  die  Oenehmigung  des  Ministers  für 
Kultus  und  Unterricht  erforderlich. 

§  4.  Bezüglich  der  Bestellung  von  Assistenten  und  Konstrukteuren 
an  den  technischen  Hochschulen,  bezidiuu^^svveisc  an  der  Uucliscliuic  iur 
Bodenkultur  ui  Wien,  bleiben  die  bisher  gültigen  Vorschriften  auch  ferner- 
hin hl  Kraft 

§  5.  In  besonders  rOdcsichtswiudigen  Fallen  kann  (im  Smne  der 
Ab.  EntscfaL  vom  6.  Oktober  1861)  die  Bestellung  und  Belassung  von 
Assistenten  (Konstrukteuren),  ungeachtet  ihrer  Verehelichung,  sowie  gegen 
Nachsicht  des  zu  dem  betreffenden  Professor  (Institutsvorstand)  bestehenden 
Verv\'andt<;t:haftsverhältnisses  vom  Minister  für  Kultus  und  Unterricht  ge- 
nehmigt werden. 

§  6.  Die  Assistentt-n  (Konstrukteure)  haben  bei  ihrem  Dienstantritte 
dem  Dekan  der  betreffenden  Fakultät,  beziehungsweise  dem  Rektor  der 
betreffenden  Hochschule  die  treue  und  gewissenhafte  PfUchteifiUlung  mittelst 
Handschlages  anzugeloben.*) 

In  disziplinarer  Hmsicfat  unterstehen  sie  denselben  Behörden  wie  die 
sonstigen  Angestellten  der  Unhrersttftt,  beziehungsweise  Hochschule. 

Verordnung  des  MJnlsters  fflr  K.  «.  U.  vom  25.  Juni  1904,  RQBNr.  70, 

MVBNr.  28,')  womit  der  §  7  der  Verordnung  vom  1.  j-innrr  ISOT,  RGTiNr  Q,  hrtrcffmd  dJc 
Bestellung  der  Anbteaten  an  den  Universitäten,  technischen  tiochschulen  undder  t  tocbscüule 
IBr  Bodcnknltnr,  dann  der  Kootbrnktettre  an  den  ttchnlKlien  Hoduchnlen  «sinst  wird. 

Der  %  7  der  auf  Orund  des  Oesetzes  vom  31.  Dezember  1896^ 

RGBNr.  8  ex  1897,  erlassenen  ho.  MmVdg.  vom  1.  Jänner  1897, 
RGBNr.  9,  betreffend  die  Bestellung  der  Assistenten  an  den  Univer- 
sitäten, technischen  Hochschulen  und  der  Hochschule  für  Bodenknltnr, 
dann  der  Konstrukteure  an  den  technischen  Hochschulen  hat  in  Hin- 
kunft zu  lauten,  wie  folgt: 

n  5.  Nr.  237  mtä^tZ 

s.  Sr. 

luezu  den  erläuternden  KUiMErl.  vom  25.  Juni  1904,  Z.  12.241  (an  die  betreifenden 
LndcmcUca):  todcm  Ich  Eocr  .  .  .  uf  dk  ini  Rdclngttetxblette  nntcr  Nr.  70  cndtlcncne  ho. 

MlnVdg.  vom  25.  Juni  1904,  Z.  12.241,  womit  der  §  7  der  Verordnung  vom  1.  Jinner  1897,  R0BNr,9, 
betreffend  die  Bestciiiuig  der  Assistenten  an  den  Universitäten,  tecJinlsctacn  Hodiscbulen  und 
der  Hodttdral«  fSr  Bodettknltar,  dum  der  Koostniktcnre  tn  den  technlKlicn  HodNcbnlcn 
c^lMt  wurde,  aufmerksam  mache,  bemerke  Ich  hiezu,  dafl  sich  die  neue  Zusatzbestlmmang 

«tif  Jene  zahlreichen  Fälle  der  Betel! unp  von  Asuistenten  (Konstrukteuren)  bezieht,  in  denen 
das  blezu  berufene  i'rotessorenkoUegiuni  eine  mit  dem  ersten  Tage  eines  späteren  Monates  zur 
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„§  7.  Die  Remunerationen  der  Assistenten*)  (Konstrukteure)  werden 
nach  den  für  Adjuten  geltenden  Normen,  u.  zw.  vom  ersten  Tage  des 

nach  dem  Dienstantritte,  beziehungsweise  der  Angelobung  beginnenden 
Monates  in  antizipativen  Monatsraten  nngc wiesen,  wonach  die  ho.  Vdgf 
vom  22.  Juni  1892,  Z.  7036,*)  rücksichtlich  dieser  Remunerationen  autier 
Wirksamkeit  tritt. 

Wenn  der  bei  der  Bestellung  eines  Assistenten  (Konstrukteurs)  fest- 
gesetzte Dienstantrittstag  auf  den  ersten  Tag  eines  nachfolgenden  A\onats 
fällt,  so  ist  die  Remuneration  schon  von  diesem  Tage  des  Dienstantrittes 
angefangen  anzuweisen." 

Diese  Zusatzbestimmung  hat  für  alle  in  Hinkunft  statifmdendcn  Be- 
stellungen von  Assistenten  (Konstrukteuren)  in  Wirksamkeit  zu  treten. 

§  S  Den  Assistenten  (Konstrukteuren)  kann  unbeschadet  des  Fort- 
bezuges ihrer  Remuneration,  welche  ihnen  auch  im  Falle  der  Erkrankung 
verbleibt,  von  dem  betreffenden  Professor  bis  zu  acht  Tagen,  vom  Pro- 
fessorenkollegium bis  zu  einem  Monate  Urlaub  erteilt  werden. 


Eritdlgang  Kclingeade  oder  ncncrrlditelc  Anirteiilctt-<Kofi«tralrtcar->Stellc  lolt  der  RcdMs- 
wlikMinkeit  von  diesem  ersten  Monatstage  als  dem  gleichzeitigen  Dienstantrittstage  verleiht. 

Es  wird  daher  kanftig  In  diesen  Fällen  die  betreffende  Remuneration  stets  antizipativ  fQr 
diesen  ersten  ganzen  Dienstmonat  und  nicht  erst  vom  ersten  Tage  des  dem  Dlenstanu^ 
folgenden  Monttci  anzuweisen  «ein. 

In  jenen  Fällen  aber,  in  denen  der  Dirn<!tantr:?t  nicht  am  ersten  Monatstagc  seihet,  sondern 
Im  Laufe  eines  Monates  stattfindet,  erfolgt  die  Remuneratioosanweisung  erat  vom  ersten  Tage 
de*  Blcbsten  Motiatcs. 

Die  Trlennalzulagen  der  Unlveraltfttsasslstenten  gemäfl  ho.  Erlasses  vom  24.  September  1900, 
Z.  24.015,  MVBNr.  52.  sind  nach  je  dreijähriger  untintcrbrnchener  Dienstleistung:  von  dem 
gleichen  Termine  gerechnet  anzuweisen,  mit  welchem  der  Assistent  in  den  Genuß  der  normai- 
niiBIgcn  Rennnerttfon  gtlanfte. 

Betreff?  der  Blennalzulagen  der  Assistenten  an  den  technischen  Hochschulen  und  der 
Hochschule  für  Bodenkultur  gemäß  dem  bo.  Erlasse  vom  12.  März  1901,  Z.  6559,  MVBNr.  13, 
wird  etee  erflaternde  Verfagung  abgeaondert  naehfolgen. 

Um  den  Beginn  der  Dienstleistung  der  Assistenten  (Konstrukteure)  und  Insbesondere  wck 
den  Zeitpunkt,  mit  welchem  ein  Assistent  Konstrukteur)  Im  Sinne  des  ü  1  dcv  Cic<ctze9  vom 
31.  Dezember  1896,  ROUNr.  8  ex  1897,  den  Staatsbeamtencharaktcr  erlangt  bat,  in  genauer 
Evtdenx  zu  helfen,  wird  Vonorgc  sn  «reffen  leln,  deA  tnf  dem  Bceldinngiddtrete  der  Attletcntcn 
'Konstrukteure  d  r  Tag  des  Dienstantrittes,  respektive  der  In  der  Reg'el  fifl elchzeitig  hicniil 
vorzunehinetiden  Angelobung  aowle  in  jenen  hallen.  In  denen  ein  Assistent  (Kooftntltteur)  die 
tut  Erlangung  des  Steetebeamtcnebantlrters  geforderte  Qmlinnllon  ent  naebtrlgllcli  vthmd 
wincr  Dienstverwendung  erworben  hat ,  auch  der  betreffende  Tag  (also  der  Tag  der  ErlM^naf 
der  Osterreichischen  StaatshürKerschaft.  des  Doktorates  uaw.)  von  der  bJezu  bemfcntn  Hedi- 
schulbehörde  eraichtUch  gemacht  werde. 

Bct  diesem  Anlasse  wird  Obrlfens  neuerlldi  uf  den  ho.  crllntcmdcn  ErlaS  vom 
1.  April  1897,  Z.  57Q3  fs.  .\r.  216J,  verwiesen  und  darauf  aufmerksam  gemacht,  daß  es  Sache 
der  zur  Bestellung  der  Assistenten  (Konstrukteure)  berufenen  ProfessorenkoUegieo  ist,  den 
bczflgffahen  Beschtufl  rechtzelt^  und  nnmendich  nicht  etwi  rUckwIricend  nll  dncm  sdK»n  ver- 
flossenen Termine  zu  fassen ,  da  in  allen  Fällen ,  auch  wenn  die  tatsächliche  Verwendung  Im 
Dienste  schon  früher  ltIdI^^I  sein  sollte,  doch  erst  die  rechtskräftige  Bestellung  und  der  danuflds 
erfolgende  Dienstantritt  für  den  Zeitpunkt  der  Remuneratlonsanweisung  maSgel>end  sind. 

Ich  evsnehe  Euer  .  .  .  hlkvoa  dk  bctcniKten  Profcssorenkollegien  znr  Danaehaditanf  an 
TtisUndigen  und  dementsprechend  bei  der  Anweisung  der  Rcomneratloacn  vomfcben. 

')  s.  Nr.  239, 

»)  j.  Nr.  31i, 
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Soll  sich  die  BeurlatllNtlv  ^^^^  einen  Monat  erstrecken,  oder  w  ird  aus 
Anlaß  der  Beurlaubung  oder  Erkrankung  eines  Assistenten  (Konstrukteurs) 
die  Bestellung  eines  honorierten  Stellvertreters  erforderlich,  so  sind  seitens 
des  Professorenkollegiums  im  Wege  der  Landcsstelle  die  entsprechenden  An- 
träge an  den  Minister  für  Kultus  und  Unterricht  7U  stellen. 

§  9.  Die  Assistenten  (Konstrukteure)  haben  un  f  alle  ihrer  Erkrankung 
Anspruch  auf  unentgeltliche  Verpflegung  und  Behandlung  in  dem  mit  der 
bdreffenden  Universität  in  Verbindong  stellenden  Kranlcenhause,  wenn  die 
Erkrankung  erwiesenermafien  nur  aus  Anlaß  der  Verrichtung  dienstlicher 
Obliegenheiten  entstanden  sein  konnte  oder  sich  doch  mit  Rücksicht  auf 
die  Art  der  dienstlichen  Beschäftigung  des  Betreffenden  mit  Grund  an« 
nehmen  läßt,  daß  sich  derselbe  diese  Erkranicung  nur  im  Dienste  zuge* 
zogen  hat. 

4^  10.')  [Den  nach  Maßf^:^abc  <ks  §  1  dieser  VcrordnunEr  bostellten  Assi- 
stenten (Konstrukteuren)  koinmcn  für  die  Dauer  ihrer  Beslclluu^  die  gleichen 
Fahr-  und  Frachtbegünstigungen  auf  Eisenbahnen  und  anderen  Transport- 
aostalten  zu  wie  den  StaatslMamten.] 

§  II.  Diese  Verordnung  tritt  gleichzeitig  mit  dem  Gesetze  vom  31.  De- 
zember 1896^  das  ist  mit  dem  1.  JSnner  1807,  ut  Wirksamkeit 


Nr.  234. 

^lafi  des  Ministers  für  K.  u.  ü.  voin  17.  Februar  1897,  Z.  3508, 

an  das  Dekanat  der  philosophischen  Fakultät  in  Innsbruck, 
(betreffend  die  Gleichwertigkeit  des  Doktorates  der  Pharmazie  mit 
anderen  Doktoraten  in  Ansehung  der  Qualifikation  zum  Assistenten- 

dienate,  sowie  betreffs  der  Angelobung  der  Assistenten). 

Mit  Beziehung  auf  den  Bericht  vom  6.  Februar  1897,  Z.  2iq,  eröffne 
ich  dem  Dekanate  .  .  .  ,  daß  das  nach  Maßgabe  der  §§  29  bis  31  des 
ho.  MinErl.  vom  14,  Juni  185Q,  ROBNr,  113,  erworbene  Doktorat  der 
Pharmazie  dem  in  §  1  der  ho.  MinVdg.  vom  1  Jänner  1897,  RCjBNr.  9, 
von  den  Universitätsassistenten  ofeforderten  Duklorau  insofern  als  gleich- 
wertig anzusehen  ist,  als  den  betreilcjidcn  Doktoren  die  von  ihnen  nacii 
den  frfiheren  ViMschriften  zurückgelegte  Assistentendienstzeit  nach  Maß- 
gabe des  §  2  des  Gesetzes  vom  31.  Dezember  1096^  ROBNr.  8»  beziehungs- 
weise des  §  2  (Absatz  2)  der  obzltlerten  Verordnung  ffir  die  Pensions- 
behaiidlung  anzurechnen  ist. 

Weiters  eröffne  ich  dem  Dekanate,  daß  die  im  §  6  der  zitierten  Ver- 
ordnung vorgeschriebene  Angelobung  sowohl  von  den  nach  §  1  als  von 
den  nach  §  2  bestellten  Assistenten  zu  leisten  ist,  da  sich  diese  Bestim- 
mung, ebenso  wie  jene  der  §§3,  5,  7,  8  und  9  der  zitierten  Verordnung 
auf  die  Universitätsassistenten  überhaupt  beziehen. 

Difsfr  §  fO  i'f  hi;it  in  f-frr.-rrrirfimen  mit  dmi  ri<,:J'  :!:ijministerium  rrj^attgrnen 
KUMEri,  vom  22.  September  nm,  Z.  ISOtiKUM,  durch  das  Aaßeriurc^Jttreten  desFahrbepUistieunp' 
nmrnalt  wem  DnttAtr  tSQi  ge^eatlaiidilM  ggmotdat. 


Digitized  by  Google 


218  '*      '  ^'■Vttiwtloa  und  Vcrvaltniif ;  B.  UafvciriaiiptnoiMlc. 


Es  bleibt  übrigens  dem  Ermessen  des  Dekanates  überlassen,  ob  mit 
den  schon  im  Dienste  befindlichen  Assistenten  nachtiiglich  ein  besonderer 
AngelobungsaJct  voizuneiunen  ist.  ^) 


Nr.  2S6. 

Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  u.  U.  vom  24.  Februar  1897.  Z.  4792, 

an  die  Dekanate  der  medizinischen  und  philosophischen  Fakultäten, 
(betreffend  das  Erfordemia  des  Doktorates  ffir  die  AssistentensteUen). 

Um  etwaigen  Bedenken  fiber  die  Bedeutung  der  §§  1  bis  3  der 

ho.  Vdg.  vom  1.  jSnaer  1897,  ROBNr.  9,  beireffend  die  Bestellung 
von  Assistenten  an  den  Universitäten  usw.  zu  begegnen,  finde  ich  dem 

Dekanate  in  Betreff  der  Qualifikationsbedingungen  für  die  AssistentensteUen 
an  den  mcdi7ini=:chen  und  philosophischen  Fnktiltätcn  und  der  hiedurch 
bedingten  Anrechenbarkeit  der  A^istentendienstzeit  nachstehendes  zu  er- 
öffnen : 

Von  den  im  §  1  der  genannten  Verordnung  bezeichneten  Quaiifi- 
kationsbedingungcn  in  Ansehung  des  Nachweises  des  Dokiordiplomes  der 
betreffenden  Fakultät  behalte  ich  mir  vor,  im  Sinne  des  §  3,  al.  2,  in 
besonders  beriicksichtigungswerten  und  nicht  die  praletiscfa-medizinischen 
Fächer  betreffenden  Fallen  auf  einen  begründeten  Antrag  des  Professoren» 
kollcgiums  von  Fall  zu  Fall  ausnahmsweise  abzusehen,  beziehungsweise 
zu  gestatten,  daß  ein  Doktor  an  einer  Fakultät,  auch  wenn  er  das  Doktor- 
diplom dieser  Fakultät  nicht  besitzt,  zum  Assistenten  bestellt  werden  kann. 


Nr.  2S6. 

ErM  des  Ministers  für  K.  u.  ü.  vom  1.  April  1897.  z.  5793, 

an  die  Dekanate  der  medizinischen  und  philosophischen  Fakultäten, 
(womit  einzelne  Bestfnmnngcn  betreffs  der  Assistenten  erllntert  werden). 

Aus  Anlaß  gesteifter  Anfragen  eröffne  ich  dem  Dekanate  zur  Er- 
läuterung der  ho.  JMinVdg.  vom  1.  Jänner  1897,  I^BNr.  9^  betreifend  die 
Bestellung  von  Assistenten  an  den  medizmlsdien  und  philosophischen  Falnd- 
täten  nachstehendes: 

Für  die  Beurteilung  der  Frage,  ob  euiem  Assistenten  ffir  die  Zeit- 
dauer seiner  Bestellung  der  Charakter  eines  Staatsbeamten  im  Sinne  des 
§  1  des  Gesetzes  vom  31.  Dezember  1896,  RGBNr.  8  ex  1S07,  zukommt 
und  ob  demnach  die  zurückgelegte  Dienstzeit  im  Sinne  des  §  2  dieses 
Gesetzes  für  die  Pensionsbehandlung  anrechenbar  ist,  erscheint  ausschh'cfl- 
lich  der  Umstand  maßgebend,  ob  der  Betreffende  unter  Anwendung  der 


>>  VeL  Utta  Nr,  SSB. 


Digitized  by  Google 


AsMlstenten  der  ncdltfailtclicii  und  pUtoiopUMlMii  Ftknltit». 


219 


BcstimmiiQgeii  des  §  1  oder  des  9  2  der  zitierteD  Ministerialverotdouiig 
bestellt  wurde,  wobei  rikksichtlich  jener  Assisteoten,  welche  nicht  das 
Doktorat  der  betreffenden  Fakultät  besitzen,  auf  den  ho.  Erl.  vom 

24.  Februar  1897,  Z  4702,  aufmerksam  gemacht  wird.  Hingegen  l<;t  es  für  die 
Frage  der  den  ernannten  Assistenten  persönlich  zukommenden  Stellung 
irrelevant,  ob  die  ihm  verliehene  Assistentenstelle  selbst  dauernd  oder  mit 
einer  zeitlichen  oder  anderweitigen  Beschränkung  errichtet  oder  wie  die 
mit  derselben  verbundene  Remuneration  bemessen  ist. 

Was  die  in  §  8  geregelte  Frage  der  Beurlaubung  von  Assistenten  an- 
langt, so  bemerke  ich,  daß  diesen  die  freie  Verfügung  über  die  geseiz- 
mäßigeii  Hochschuiicrien  un  allgemeinen  nicht  zuerkannt  werden  kann,  da 
sie  berufen  sind,  den  Institutsvorstand  im  Falle  seiner  Abwesenheit»  somit 
auch  wihrend  der  Ferienzeit  zu  vertreten.  Sofern  jedoch  die  Wirlcsamkeit 
einzelner  Lehrkanzehi  und  Institute  wihrend  der  Ferien  Oberhaupt  sistiert 
wird  und  demnach  auch  die  Voraussetzungen  fflr  eine  Betätigung  der  bei 
denselben  bestellten  Assistenten  entfallen,  unterliegt  es  selbstverstindlich 
keinem  Anstände,  diese  Assistenten  unbeschadet  des  Fortbezuges  ihrer  Re- 
muneration während  der  Ferien  insolnnfrc  als  beurlaubt  anzuseheHi  als  der 
Institutsvorstand  ihrer  zu  seiner  Vertretung  nicht  bedarf. 

Bezüglich  der  Bestimmung  des  §  7  über  den  Zeitpunict,  von  welchem 
die  Assistentenremunerationen  anzuweisen  sind,  bemerke  ich,  daß  es  vor 
allem  Sache  der  Professorenkollegien  ist,  bei  der  Besetzung  neuerrichteter 
oder  in  Erledigung  kommender  Assisttntcnstellen  dnrauf  Bedacht  zu  nehmen, 
daß  der  betrettende  Fakultätsbeschlui)  rcdilzcitig  gefaßt  wird.  Sofern  in 
jenen  Fällen,  in  denen  die  Bestellung  oder  Belassung  von  Assistenten  der 
hierortigen  Genehmigung  bedarf,  diese  nach  Lage  der  besonderen  Verhilt- 
nisse  nidit  rechtzeitiig  vor  dem  ffiir  den  Dienstantritt  in  Aussicht  genommenen 
Termine  eingeholt  wcfden  kann,  unterliegt  es  keinem  Anstände^  den  be- 
treffenden Assistenten  erforderlichenfalls  in  Anlioffung  der  hierortigen  Ge- 
nehmigung zum  Dienstantritt  zuzulassen  und  mit  ihm  sogleich  die  An- 
gelobung vorzunehmen.  Die  erteilte  hierortig"!?  Gcnchmiixtmg  greift  in  allen 
derartigen  Fällen  auf  den  Zeitpunkt  des  betreffctulen  Fakultätsbeschlusses 
zurück,  so  daß  die  Remuneration,  den  miitierwcile  faktisch  erfolgten  Dienst- 
antritt vorausgesetzt,  eventuell  nachträglich  auch  von  diesem  Zeitpunkte 
zur  Anweisung  gelangt.  < 

In  der  Bestimmung,  daß  die  Assistenten,  ebenso  wie  alle  anderen 
Staatsangesteiiten,  m  den  ücnuü  ihrer  Remuneration  erst  mit  dem  ersten 
Tage  des  nach  dem  Dienstantritte,  respelctive  der  Angelobung  beginnenden 
Monates  cmtreten  und  somit  der  Bezugsberechtigte  eventuell  fflr  einen 
Bruditeil  des  ersten  JMonates  semer  faktischen  Dienstleistung  kerne  Ent- 
lohnung erhält»  kann  um  so  weniger  eine  Unbilligkeit  erblickt  werden,  als 
dem  Betreffenden  die  letzte  gebührende  Monatsrate  auch  dann  ganz  aus- 
gezahlt wird,  wenn  er  von  seiner  Stellung  schon  im  Verlaufe  des  letzten 
Monates  enthoben  wird. 
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Np.  237, 

VM  les  miDlstertiiBs  nr  L  «.  Q.  Tom  16.  Angast  1897,  Z.  2t51L 

an  die  Dekanate  der  medizinischen  und  piitlosophischen  Fakultäten, 

(betreffend  die  Nachsicht  des  Verwandtäctiaftsverhältnisses  zum  Institut»- 
vorstände  bei  der  Btstttlhmg  von  AsiMenten).^) 

Nach  §  5  der  ho.  MinVdg.  vom  1.  Jänner  18Q7,  ROBNr.  9,  kann 
in  besonders  r  ücksichts würdigen  Fällen  (im  Sinne  der  Ah.  EntsdiL 
vom  6.  Oktober  1861)  die  Bestellung  und  Belassung  von  Assistenten  (Kon- 
strukteuren) gegen  Nachsicht  des  zu  dem  betreffenden  Professor  (Instituts- 
vorstand) bestehenden  Verwandtschaftsverhältnisses  hierorts  genehmigt 
werden. 

Diese  Vorschrift  beruht  auf  der  Voraussetzung,  daß  seitens  der  Pro- 
fessorenkoÜcpicn  die  nach  §  3  auf  Vorschlajr  des  betreffenden  Professors 
(Instilutsvorstandes)  vorzunehmende  Bestellung  von  Assistenten  gegen  eine 
derartige  Nachsicht  stets  nur  in  besonderen  AusnahfusJallen,  u.  zw.  nur 
dann  hierortigen  Genehmigung  beajmagt  werden  wird,  wenn  andere 
wissenschaftlich  qualifizierte  Bewerber  (§§  1  und  2)  um  die  betreffende 
SteUe  sich  nicht  gemeklet  haben  oder  ffir  dieseltw  nicht  zu  gewinnen 
waren  und  Dienstesrficksichten  die  sofortige  Besetzung  verlangen. 

Das  Professorenkollegium  wird  demnach  bei  aUfälliger  Einholung  der 
hierortigen  Genehmigung  fOr  eine  derartige  Besetzung  von  Asslstenten-(Kon- 
8trukteur-)StelIen  auf  die  obigen  Momente  Bedacht  zu  nehmen  und  den 
bezüglichen  Antrag  eingehend  zu  motivieren  haben. 


Nr.  238. 

Erlaß  des  Hlnlstsrs  fOr  K.  o.  B.  ?oni  7.  loTmMr  18M,  z.  2L906 

n  1897, 

an  die  Landesstellen  In  Nieder5sterrelch,  B5hmen,  Stetermark,  Tirol,  OaHzien 

und  Mähren, 

(womit  die  ModaUtiten  ffir  die  Angelobung  der  HochschnlASSIsteiiteii 

festgesetzt  werden). 

Zur  Durchführung  des  §  6  der  ho.  MinVdg.  vom  !.  Jänner  1S97. 
RGBNr.  9,  betreffend  die  Bestellung  der  Assistenten  an  den  Universitäten, 
technischen  Hochschulen  und  der  Hochschule  für  Rodenkuluir,  dann  der 
Konstrukteure  an  den  technischen  Hochschulen,  finde  ich  anzuordnen,  daB 
bei  der  Angelobung,  welche  die  Assistenten,  resp.  Konstrukteure  bei  ihrem 
Dienstantritte,  gleichviel  ob  sie  nach  Ma^abe  des  §  1  odibr  §  2  der 
zitierten  Verordnung  bestellt  wurden,  vor  dem  Dekan  der  betreffenden  Fa- 
kultät, beziehungsweise  vor  dem  Rektor  der  betreffenden  Hochschule  zu 
leisten  haben,  in  nachstehender  Weise  vorgegangen  werde: 

Seitens  des  Dekans,  respektive  Rektors  ist  an  den  Assistenten  (Kon- 
strukteur) fönende  Ansprache  zu  halten: 

>)  Vgl.  muk  Sr,  SfZ 
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y^um  Assistenten  (Konstrukteur)  bei  der  Lehrkanzel  (dem  Institute) . . . 
bestellt»  werden  Sie  mittelst  Handschlages  geloben,  daß  Sie  alle  Ihnen 
in  dieser  E^nschaft  nach  den  bestehenden  Vorsdirtften  obliegenden  Pfliditen 
stets  treu  und  gewissenhaft  erfüllen  werden." 

Unter  Vornahme  des  Handschlages  hat  hierauf  der  Assistent  zu  ant- 
worten: 

„Ich  gelobe,  alle  diese  Pflichten  stets  treu  und  gewissenhaft  zu  er- 

föUen." 

Im  Falle  der  Weiterbestellung  eines  Assistenten  (Konstrukteurs)  ist 
derselbe  an  seine,  beim  Dienstantritte  geleistete  Angelobung  zu  erinnern, 
was  aucli  dann  zu  geschehen  hat,  wenn  er  bei  ununterbrochener  Dienstzeit 
an  eine  andere  Lehrkanzel  oder  Fakultät  Qbemommen  wird. 

Die  Vornahme  der  Angelobung,  respektive  der  Erinnerung  ist  auf  dem 
Bestcllungsdekrete  des  Assistenten  (Konstrukteurs),  sowie  in  den  amtlichen 
Akten  entsprechend  anztmierken. 

Hieven  wollen  Euer  ...  die  betreffenden  Hodischulbehörden  zur 
Danachachtung  in  Kenntnis  setzen. 


Nr.  239. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  u.  0.  vom  24.  September  1900.  Z.  24.015, 

MYBNr.  52. 

an  die  Landeschefs  in  Niederösterreich,  Böhmen,  Steiermark,  Tirol,  Qalizien 

und  in  der  Bukowina, 
bdfcffeBd  die  RemnnenitlCHi  der  Assisteiiteii  in  den  nedfadiilscheii  und 
pUloioplilsGficn  Fakaltiten  der  Unfvcnltiten. 

Unter  Bezugnähme  auf  den  §  3  (2.  Absalz)  des  Oesetzes  vom  31.  De- 
zember 1896,  RQBNr.  8  ex  18971)  und  auf  den  §  7  der  ho.  MmVdg.  vom 
1.  Jinner  1897,  RGBNr.  %^  finde  ich  unter  Aufhebung  des  ho.  Erl  vom 

3.  Jänner  1899,  Z.  25.981  ex  1898  (Nr.  1  des  ho.  MVB.  ex  1899),  insoweit 
sich  derselbe  auf  die  Remunerationen  der  Universttätsassistenten  bezieh^ 
mit  der  Rechtswirksamkeit  vom  1.  Oktoi>er  1901  (eins)  nachstehendes  an- 

zuordnen: 

1.  Die  nornialmäßißfc  Remuneration  (Adjutum)  der  Assistenten  an  den 
raedizmischen  und  philosophischen  Fakultäten  der  Universitäten  wird  für 
die  ersten  drei  Verwendungsjahre  mit  eintausendvierhundert  (1400)  Kronen 
jihrlich  festgesetzt 

2l  Die  Remuneration  erhöht  sich  bei  ununterbrochener  Dienstesver- 
wendung des  Assisienten  nach  Zurficklegung  von  drei  Jahren  auf  ein* 
tansendsiebenhundert  (1700)  Kronen,  nach  Zurücklegung  des  sechsten 
Jahres  auf  zweitausend  (2000)  Kronen  und  nach  Zuriicklegung  des  neunten 
Dienstjahres  für  die  eitere  Dauer  seiner  Bestellung  auf  zweitausenddrei* 
hundert  (2300)  iCroneo  jährUch. 


O  «.  Nr.  232. 
«)     Mr.  m 
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Die  vor  dem  1.  Oktober  1901  zuröckgel^gteti  ununterbrocheneii  Ver- 
wendungsjahre  der  Assistenten  sind  für  die  Anweisiing  der  höheren  Re- 
munerationen anzurechnen. 

3.1)  Hinsichtlich  jener  Assistenten,  welche  nebst  der  Naturalwohnung 
noch  andere  Emolumente,  wie  freie  Verkostigung  in  der  Anstalt  oder 
dei^rieidien  erhalten,  oder  welche  mit  ROdcsicht  auf  andere  besondere  Ver- 
hältnisse mit  einer  geringeren  als  der  normalmäßigen  Remuneration  oder 
ohne  eme  solche  angestellt  sind,  tritt  eine  Änderung  nicht  em. 


Nr.  240. 

Brial  des  MlDlsterliiiiis  für  I.11.Ü.  ?em  S.  DezenAer  !902,  Z.  S8.89L*) 

an  die  Landesstellen  in  Prag,  Graz,  Innsbruck,  Lemberg,  Czemowitz,  Brünn, 
(betreffend  die  Reisegebühren  der  Hochschuiassiätenten). 

Aus  Anlaß  einer  von  der  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei  anher  gestellten  An- 
frage wird  der  .  .  eröffnet,  dali  die  im  §  1  des  Gesetzes  vom  31.  De- 
zember 1896,  RGBNr.  8  ex  18^7,  bL/ugenen  Assistenten  an  Universitäten 
und  technischen  Hochschulen,  Konstrukteure  usw.,  insoweit  ihnen  durch 
das  zitierte  Gesetz  in  Ausübung  ihres  dienstlichen  Berufes  der  Charakter 
von  Staatsbeamten  zuerkannt  worden  ist^  bei  der  Bemessung  der  Dilten 
und  Reisekosten  auf  Dienstreisen  den  im  §  13  des  Oesetzes  vom  15.  April 
1873,  RGBNr.  47»  erwähnten  Eleven,  Aspiranten,  Praktikanten  und  Auskul- 
tanten gleichzuhalten  sind,  daher  den  Assistenten  und  Konstrukteuren  der 
obbezeichneten  Kategorie  nach  Analogie  des  §  2,  2.  Absatz,  der  Verord- 
nung des  Ocsamtministeriums  vom  18.  Juni  1873,  RGBNr.  115,  die  Diäten 
und  Reisekosten  nach  der  XI.  Rangsklasse  der  Staatsbeamten  gebühren. 


')  Punkt  3  benchUgt  mit  Erlßß  vom  6.  Dezember  1900,  Z.  34J85.  — 

Im  Dlßß  äes  MbUtUttom  ßr  K.  u.  Ü.  vom  25.  SefOembtr  190t,  Z.  S2S8  fan  dte  n,  9. 
SiaUkaliertl)  wird  darauf  eapnuksam  gemacht,  dafi  im  Sinne  dtt  P.  3  des  obigen  Nonmtlv- 

crlafirc«  nur  jene  A9«iie»cnfen  von  Hen  Rt?fTi'mcr3tfonserhöhungen  aasgeschlossen  sind.  wptrTic 
außer  der  Remuneratlun  und  der  Natural wuhnung  in  Ihrer  Eigenschaft  als  Assistenten  und  lur 
Ibrcn  Dfcmt  tls  «oldic  noefi  «id«r«  Emolanciite,  d.  h.  Nitaimliidiciibciflcc  odw  Rdntca 
erhalten.  Die  außcrnrdcntUchcn  Professoren,  welche  mit  der  normalmäßigen  Remuneration  und 
mit  der  vollen  Dienstpflicht  bei  den  betreffenden  Instituten  als  Assistenten  angestellt  sind, 
«rhftttcn  die  lyttemmSfilgen  Bezüge  als  Exlraordlnailen  (resptMlH  ttH  Jahm^onorar)  ohne  jeden 
Zusammenhang  mit  dem  Asfiftenicn dienst  iQr  die  ihnen  nbgfcsondert  hievon  übertragene,  selb- 
ständige LehrverpfHchtung  an  der  Universität.  Es  handelt  sich  somit  bei  diesen  letzteren 
DlenstesbezUgen  nicht  um  Emolumente  der  Assistentenstelle  und  sind  daher  die  betreffenden 
Assistenten  als  eolcbe  kefneswegs  von  den  Renianc»tionseiii8h«n0en  tnsinscbUeSen. 

Im  Kl 'M  tri.  vom  20.  Mai  lOOf ,  Z.  2701  fnn  die  Shitthnlfen-i  für  Tirol)  wurde  weiters 
darauf  auftncrk^am  gemacht,  daS  die  laut  des  zitierten  Normativerlasses  für  die  Remuneratioas- 
erhOhungen  maßgebenden  Dienstestriennlen  ntcb  der  eltektivfn  Dienstzeit  zu  bcrecitnett  sind, 
glciciivi'ci  oh  der  Assistent  im  Besitze  der  Im  §  1  der  lio.  VerordnHng  vom  1.  Jianer  IS97, 
ROBNr.  9,  bezeichneten  Qualifikation  ist  oder  nicht. 

*)  Ein  gleicher  Ertqfl  trgUig  an  den  SiatthaUtr  ßr  NledtrSsterrei^  anter  dem  27.  Sattem' 

ber  1902,  Z.  28.934. 
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b)  Ergänzende  Bestimmungen. 
Nr.  241. 

Erlafl  des  Ministers  fQr  K.  u.  U.  vom  8.  Angust  1853,  Z.  7432, 

an  das  medizinische  Professorenkollci^ium  in  Prag, 

(betreffend  die  Lehrbefugnis  der  Assistenten). 

Assistenten  sind  remunerierte  Gehilfen  des  Professors,  welche  sich 
zugleich  für  das  l  ehramt  seines  Faches  unter  <;piner  Leitung  ausbilden  sollen. 
Hieraus  ci;gjbt  sich,  daß  sie  während  der  Dauer  dieser  Anstellung  nicht 
als  selbständige  Lehrer  desselben  Faches  auftreten  können,  indem  diese 
Stellung  die  Möglichkeit  in  sich  schließen  würde,  daß  sie,  statt  den  Unter- 
richt des  Professors  zu  fördern,  den  Wirkungen  desselben  auf  die  Schüler 
iföreod  entgegentreten.  Dieselben  werden  daher  als  Dozenten  in  demselben 
Fadie  nur  insofern  zugelassen  werden  können,  als  zunächst  der  Professor, 
weldiem  sie  beigegeben  sind,  es  als  vereinbar  mit  den  Obliegenheiten 
Direr  AnsteUung  findet,  und  als  sie  überdies  nur  SpezialkoUegien  über  eine 
Partie  des  Faches,  welche  abgesondert  zu  behandeln  der  Professor  nicht  in 
der  Lage  ist,  unter  seiner  Kontrolle,  d  i  in  solcher  Weise  zu  ic«;cn  geneigt 
sind,  daü  jeder  Widerspruch  ihrer  Lehre  mit  den  von  dem  Professor  vorge- 
tragenen Grundsätzen  ausgeschlossen  sei. 


Np.  242. 

AllsrliöGhste  Entsc?illeßung  vom  6.  Oktober  1861  (Erlaß  des  Staats- 
ministerlums  K.  U.  vom  14.  Oktober  1861.  Z.  98^). 

(betreffend  die  Nachsicht  des  Verwandtschaftsverhältnisses  und  der 
Verehelichnng  bei  Bestellung  von  Assistenten).  M 

(Aut  dem  bezagUchen  a.  u.  Vortrag  des  StMtsmtnbtcn  vom  9.  September  1S61 ,  Z.  8311/K.  U.) 

Nach  der  auch  für  das  Lehrpersonale  geltenden  Ah.  Entschl.  vom 
1.  Mai  1S27  -)  sollen  an  einer  und  derselben  Lehrc»nstalt  verwandte  oder 
vcrschwäfTerte  Individuen  nicht  im  Verhältnisse  der  unmittelbaren  Subordi- 
nation an^;estt!lt,  und  infol!_i;c  der  Ah.  Fntschl.  vom  7.  Februar  1833  nur 
ledige  iudiviilucu  d.U.  Assistenten  ernannt,  dagegen  jene,  welche  nach  ihrer 
Anstellung  in  ein  gesetzlich  nicht  zulässiges  Verwandtschaflsverhältnis  treten 
oder  sich  verehelidien,  von  ihrem  Assistentenposten  ohneweiters  entfernt 
werden. 

(A,  iL  Antrag)  ag.  zu  gestatten,  daß  Dr.  N.  N.  als  Assistent  der 
Klinik  .  .  .  mit  Nadisicht  des  Verwandtschaftsverhältnisses  und  dessen  Ver- 
ehelich uni;  belassen  werden  dürfe;  zugleich  aber  huldvollst  zu  genehmigen, 

(JaH  kiinftiiT  derlei  Dispensen  in  besonders  berücksichtigungswürdigen  Fällen 
von  dem  treugehorsamst  gefertigten  Staatsministcr  erteilt  werden  können. 
Ah.  CntschL  vom  6.  Oktober  1861:  „ich  genehmige  diese  Anträge." 

>)  5.  Nr.  232  and  m, 
•J  $.  Nr,  14J. 
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Nr.  243. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  u.ü.  vom  6.  Juli  1869,  Z.  5847/) 

an  die  Direktion  der  Universitätsstemwarte  in  Wien  mul  an  die  Direktion 
der  Zentralanstalt  für  Meteorologie  und  Erdmagnetismus, 

(betreffend  die  Modalitäten  für  die  Bestellung  von  Assistenten  bei  diesen 

Anstalten). 

Idi  Imdc  mich  bestimmt,  an  Stelle  des  bisherigen  Modus,  nach  welchem 
die  Assistenten  der  Sternwarte,  respelctive  der  Zentralanstalt  fOr  Meteorologie 
und  Erdmagnetismus  vom  Ministeritmi  ernannt  wurden,  ffir  die  Zukunft 
jenen  Vorgang  eintreten  zu  lassen,  welcher  rücksichtlidi  der  Bestellung  des 

Assistenten  am  k.  k.  physikalischen  Institute  in  den  §§12  und  13  des  mit 

Min  Erl.  vom  6.  Mai  1850,  Z.  23Q4,  festgestellten  Statutes  dieser  Anstalt 
bezeichnet  ist.  Nach  diesen  Bestimmungen  ist  die  Wahl  de?  Assistenten, 
sowie  das  Recht,  hierin  jederzeit,  wenn  es  das  Interesse  der  Anstalt  fordert, 
eine  Änderung  vorzunehmen,  dem  gewissenhaften  Ermessen  des  Vorstandes 
anheimgestellt,  und  kann  im  Kalle  bewiesener  Tüchtigkeit  und  unermüdlicher 
Tätigkeit  die  Anstellung  auch  über  die  für  Assistenten  fes^esetzte  Zeit 
von  [vier]  Jahren  hmaus  erstreckt  werden.  Nur  ist  über  die  geschehene  Auf- 
nahme, die  zugestandene  Dienstesverlangerung,  sowie  Ober  die  erfolgte 
Enthebung  ungesäumt  an  das  Ministerium  zu  berichten  und  hievon  der 
n.  ö.  Statthalterei  behufs  FIQssigmachung,  räcksiditUch  Einstellung  der  Be- 
züge gleichzeitig  die  Anzeige  zu  erstatten. 

In  dem  Aufnahmsdokumente,  welches  von  dem  Vorstände  auszufertigen 
unri  vom  Deknne  des  philosophischen  fVofessorenkoIlegiums  gegenzuzeichnen 
ist,  ist  austlrvicklich  die  Bcstiiiuuung  auf/uiiehmen,  dali  diese  Anstellung 
nur  eine  zeiiwt-ilige  sei  und  deren  Fortdauer  von  gewissenhafter  i-'Üiciit- 
erfüllung  abhänge. 

Hienach  steht  es  der  Direktion  selbstverständlich  frei,  die  erste  An- 
stelluag  der  Assistenten  auf  zwei  Jahre  auszusprechen  und  erst  nach  dieser 
Periode  eventuell  eine  Verlängerung  der  Dienstzeit  eintreten  zu  lassen. 


Nr.  244. 

Aus  dem  Erlasse  des  BUnisteriams  für  K.  u.  ü.  vom  22.  Juli  1870, 

Z.  7057/) 

an  die  Statthalterei  in  Prag, 
(womit  d«r  Vorgang  hol  Betteilflag  der  Asaisteotea  «a  der  Unlvcrtltlts- 

Sternwarte  geregelt  wird). 

Hienach  wird  die  Wahl  der  Assistenten,  sowie  das  Recht,  hierin 
jederzeit;  wenn  es  das  Interesse  der  Anstalt  fordert;  eine  Änderung  vor- 
zunehmen, dem  gewissenhaften  Ermessen  der  Stemwartedirektion  gegen 
dem  flberiassen,  daß  über  die  geschehene  Aufnahme,  die  zugestandene 
Dienstesverlängerung,  sowie  Ober  die  erfolgte  Enthebung  ungesäumt  an 

'  Vi^  Uta  Mr.  Str. 
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das  Ministeriiim  berichtet  und  hievon  der  k.  k.  StatÜialterej  behufs  Flüssig- 
machung,  riicksichtltch  EinsteUung  der  Remuneration  gleichzeitig  die  An- 
tagt  erstattet  werde. 


Nr.  245. 

ErlaS  «8s  Mimstm  fir  K.  iL  U.  Tom  SL  Ml  im,  Z.  10 

an  die  Statthalterei  in  Graz, 
Cbdreffend  den  Ansprach  der  Aasiatenten  anff  eine  Nalonlwoluiaiig). 

In  Erledigung  des  Berichtes  vom  15.  Juni  d.  J.,  Z.  7247,  Qber  das 
im  Anschlüsse  zurfiddolgende  Ansuchen  des  steiennarkischen  Landes- 
ansKbusses  um  Entrichtung  eines  Mietzinses  für  die  Wohnung  des  Assi- 
stenten  an  der  psychiatrischen  Klinik  in  Graz  gebe  ich  mir  die  Ehre, 
Euer  .  .  .  nachstehendes  zu  eröffnen: 

Nachdem  die  Hauptaufgabe  der  Assistenten  an  den  Kliniken  darin 
besteht,  du  Kranken  7u  Überwachen,  denselben  im  Falle  der  Not  ärztliche 
Hilfe  zu  leisten  und  den  Nachtdienst  zu  besorgen,  sie  diesen  sanitären 
Obliegcnheiien  aber  nicht  nachkommen  können,  wenn  sie  nicht  im  Kranken- 
iiause  selbst  wohnen,  so  ist  es  selbstverständlich  Sache  der  Krankenhaus- 
verwaltuqg,  in  deren  Interesse  obige  Dienste  geleistet  werden,  auch  für 
4lie  Unterbringung  und  Bedienung  derselben,  wie  fSr  die  Beheizung  und 
Beleuchtung  ihrer  Wohnung  Sorge  zu  tragen  und  aufzukommen. 

Da  an  diesem  nunmehr  fast  überall  durchgeführten  Grundsätze  auch 
in  Graz  festgehalten  werden  muß,  bin  ich  nicht  nur  nicht  in  der  Lage, 
auf  das  eingangs  erwähnte  Ansuchen  des  Landesausschusses  ein/u^^ehen, 
sondern  muß  Euer  .  .  .  auch  ersuchen,  die  für  die  Bedienung  des  Assi- 
stenten, dann  für  die  Beheizung  und  Beleuchtung  seiner  Wohnung,  wie  für 
die  Wohnung  samt  Beleuchtung  und  Beheizung  und  die  Bedienung  der 
Assistenten  an  der  medizmischen  und  der  Oebarklinik  bisher  geleisteten 
Veigfltungsbeträge  mit  Jänner  1879  eüizustellen. 

Was  die  Assistenten  der  theoretischen  Fächer  der  Medizin,  wie  der 
pathologischen  Anatomie  usw.  angeht,  so  haben  dieselben  überhaupt  keinen 
Anspruch  auf  eine  Naturalwohnung,  worauf  Euer  .  •  .  l>ei  einem  allfälligen 
Personenwechsel  gel.  Rücksicht  nehmen  wollen. 

Nr.  246. 

in  Ulm  Erlasse  fles  HUdstsiliims  nr  K.  n.  V.  ?om  16.  April  1896, 

2.8393, 

an  das  Dekanat  der  medi^nlschen  Fakultät  in  Innsbruck, 
Cbetreffcad  die  Begflnstlgnng  von  Astistenten  bei  der  Znlassnng  m 

den  Ptayailutsprflfnngen). 

Das  Ministerium  des  Innern  hat  mit  Zuschrift  vom  2.  April  18%, 
Z.  9450,  anher  bekanntgegeben,  daß  bereits  in  wiederholten  Fällen,  in 
denen  Kandidaten  behufs  Zulassung  zur  Physikatsprüfung  um  Anerkennung 

')  Von  diesem  Grundsätze  bestehen  allerdings  auf  Qrund  der  mit  den  bttr^^fluidtltSpU^- 
ßUdoren  getroffenen  Vereinbarungen  an  einzelnen  Universitäten  Ausnahmen. 

Univcrsltitsgesctze.  15 
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ihrer  in  der  Eigenschaft  von  Assistenten  bei  theoretisch-medizinischen  Lehr- 
kanzeln vollstrclcten  Dienstzeit  eingeschritten  waren,  die  angesuchte  Be- 
willigung erteilt  worden  ist  und  daß  an  dieser  Übung  auch  in  Zukunft 
iestgehalten  werden  wird. 


Nr.  247. 

BrlaB  «es  Mlnistars  f flr  I.  a.  U.  Tun  29.  MMn  1897,  Z.  5796, 

an  die  philosophischen  Dekanate  in  Wien  und  Prag  (deutschl, 
<betrcffend  den  Wirktuigskreis  des  Stemwartedirektort  bei  der  Bestel- 
lung von  Assistenten). 

Aus  AnlaH  einer  vom  Direktor  der  Prager  Universitätssternwarte  fie- 
steiltcn  Anfrage  crottne  ich  dem  Dekanate  .  .  .  ,  daß  durch  die  in  teilweiser 
Abänderung  der  bestehenden  Vorschriften  ergfangcnc  ho.  MinVdg.  vom 
1.  Jänner  1897,  KüBNr.  9,  bctrcllcnd  die  tiestciiuiig  der  Assistenten  an 
Universitäten  usw.  die  für  das  bezeichnete  Unhrersitltsüistitut  geltenden, 
von  den  aUgemcinen  Nonnen  abweichenden  Sonderbestimmungen  nicht  be< 
rührt  werden  und  daß  demnach 

(für  Wien):  der  ho.  MinErl.  vom  6.  Juli  186Q,  Z.  5847,  betreKend 
den  Vorgang  bei  der  Bestellung  der  Assistenten  an  den  dort  bezeidhneten 
Instituten  auch  fernerhin  in  Kraft  bleibt,  wobei  jedoch  im  Sinne  der  neuen 
allgemeinen  Normen  auch  hier  die  Verlängerung  der  Assistentendieastzeit 
auf  sechs  Jahre  zulässig  ist. 

(für  Prag):  die  im  ho.  Erl.  vom  22.  Juli  1S70,  Z.  7057,  enthaltene 
Bestimmung,  wonadi  der  bei  der  Assistentenbestellung  sonst  dem  Pro- 
fessorenkollegium zukommende  Wirkungskreis  dem  Sternwartedüvktor  fiber- 
tragen  vyurde,  sowie  jene  des  §  16  der  mit  ho.  Erl.  vom  22.  Juni  1896^ 
Z.  15.057,  genehm^en  Dienstesinstnxktion  rflcksichtlich  der  Beurlaubung 
der  Sternwarteassistenten  auch  femeihin  in  Kraft  bleiben. 


Np.  248. 

Aus  dem  Erlasse  des  Mlnisterlams  für  K.  u.  0.  vom  8.  Oktober  1898, 

Z.  97  ex  1897, 

an  den  Statthalter  für  Niederösterreich, 
(womit  in  Betreff  der  Einhaltung  eines  glelchmafiigen  Vorganges  bei 
der  Aittttelliuig  von  Dienst-  und  Venrendungs Zeugnissen  fflr  die  an 
den  Kliniken  der  Wiener  Unlversitit  beschütigten  HilfUfzIe  nndi- 
stehende  Bestimmnngen  getroffen  werdenV") 
1.  Die  Dienst-  und  Verwendungszeugnisse  für  die  an  den  Kliniken 
der  Wiener  Universität  fungierenden  Hilfeärzte  sind  von  den  betreffenden 

*)  Diae  BtmttUgimg  bedeM  jft*  tmf  dto  Omiftnnv  ^  Bt/ßmUgmig,  rnttehe  muk  f  7, 

Abs.  d)  der  Verordiiunfr  dfs  Minisfrniinis  des  Innern  vom  21.  Milr:  JS71,  ROHSr.  77,  betreff erul 
dü  Prüfung  der  Ärzte  und  Tierärzte  zur  triangung^  einer  bleibenden  AnsteUung  im  äjfenihchen 
Sofiitätsdiensie  bei  den  paUtisehen  BehMen  fPhysikatsprüfuneen)  äen  mit  än^ätee  Ptwds 
vtrttmdenen  DienstesstelUn  eingeräumt  worden  ist. 

*    /-»r  die  Atis/ertiuTinp  dieser  Zeris^nisse  mirdr  mit  Erln/f  dr^  ^'Ministeriums  für  K.  n.  V. 
vom  25.  Mai  IS9*^,  Z.  öO^X),  ein  Formular  genehmigt.  —  Auf  üruiiä  des  trtasses  des  Minisienams 
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Kiinikvorstanden  auf  gedruckten  und  entsprechend  kategorisierten  Formu- 
larien  auszufertigen,  welche  nach  eingeholter  ho.  Genehmigung  beim 
Dekanate  der  medizinischen  Faicultät  bereit  zu  hatten  sind.  Es  unterliegt 
jedoch  keinem  Anstände,  daß  seitens  des  Klmikvofstandes  gegebenenfalls 
auch  ausfuhrlichere  Bemerkungen  über  die  dienstliche  Verwendung  des 
betreffenden  Hilfsarztes  beigefügt  werden. 

2.  Diese  Dienst-  und  Verwendungszeugnisse  sind  rücksichtlich  jener 
an  den  Kliniken  beschäftigten  Hilfsärzte,  welche  nach  ihrer  dienstlichen 
Eigenschaft  dem  Prof essorenkolicgiuin  der  medizinischen  Fakultät 
unterstehen,  vom  Kluukvorstande  zunächst  der  Direktion  des  aligemeinen 
Krankenhauses  zu  übergeben,  welche  die  Zeugnisse,  eventuell  unter  Bei- 
fügung ihrer  Bemerkungen  zu  vidieren  und  mit  dem  Amtssiegel  zu  ver- 
sehen hat;  hierauf  sind  diese  Zeugnisse  vom  Klinikvorstande  an  das  Dekanat 
zu  leiten  und  von  diesem,  eventuell  unter  Beifügung  der  erforderlichen  Be* 
meikungen,  amtlich  7u  bestatten  und  mit  dem  Amtssiegel  zu  versehen. 

3.  Rücksichtlich  jener  an  den  Kliniken  beschäftigten  Hilfsärzte,  welche 
mch  ihrer  dienstlichen  Eigenschaft  der  Direktion  dos  TÜf^cmeinen 
Krankenhauses  unterstehen,  sind  die  von  den  Kiinikvorstanden  ausge- 
fertigten Verwendungszeugnisse  als  Vorschreiben  an  diese  Direktion  zur 
weiteren  Verfügung  zu  leiten. 

4.  Vor  Ausfolgung  der  sub  2  bezeichneten  Zeugnisse  seitens  des 
Dekanates  hat  der  Zeugniswerber  eine  Absdirift  des  für  Ihn  bestimmten 
Zeugnisses  auszufertigen,  deren  Obereinstimmung  mit  dem  Original  vom 
Dekanate  anzumerken  ist.  Diese  Zeugnisabschriften  sind  vom  Dekanate 
unter  fortlaufenden  Nummern  und  unter  Angabe  der  Klinik,  sowie  des 
Zeugnis  Werbers  zu  protokollieren  und  entsprechend  geordnet  in  der  Dekanats- 
kanzlei zu  verwahren. 

5.  Etwaige  sonstige  Bescheinigungen  der  Klinikvorstände  über  die 
W>rv,ven(iung  eines  Hilfsarztes  sind  ausdrücklich  als  Privatausweise  zu  be- 
zeichnen. 


Nr.  249. 

BrlaB  «8s  Ministers  für  K.  o.  8.  Tom  19.  April  1901,  Z.  2062, 

an  das  Kuratorium  der  zoologischen  Station^)  in  Tfiest  und  die  dortige 

Statthalterei, 

<betreftend  die  Stdlttog  des  Anittentcii  an  dieser  Statten). 

Mit  Beziehung  auf  den  Bericht  .  .  .  eröffne  ich  dem  Kuratorium .  <r . , 
daß  auf  den  bei  der  Station  bestellten  Assistoiten)  auf  weldiem  in  Oemid- 
heit  des  ho.  Erl.  vom  26.  August  1S9Q,  Z.  15.839,  die  für  Universitäts- 
assistenten geltenden  Normen  sinngemäß  anzuwenden  sind,  auch  der  ho.  Erl- 

vom  2?.  September  \m\  7  24  015  (MVBNr.  52),^)  betreffend  die  den 
Universitätsassistenten  bei  ununterbrochener  Dienstleistung  zugestandenen 

für  K.  ti.  U.  vom  21.  Februar  1900,  Z.  43tÖ,  wurde  der  gleiche  Vorgang  bei  der  Ausfertigung 
solcher  Zeugnisse  auchjür  die  klinischen  HHJsärzte  der  anderen  medisinischen  Fakultäten  eingeföiirt. 

>)  4.  Mr.  m 
")  VgL  Nr,  2». 

15* 
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Remitnerationserhöhungen  gegebenenfaUs  Anwendung  zu  finden  hat,  und 
daß  deuigemäB  die  an  der  zoologischen  Station  zurüclcgel^en  Assistenten- 
Jahre  jenen  der  Universitätsassistenten  gleichzuhalten  sind. 


4.  Demonstrator-  und  andere  Instituts-Stipendien. 


Nr.  250. 

Erlat  des  Mlnlstm  nr  K.  o.  ü.  Tom  2S.  Aipist  18SL  Z.  8288. 

an  den  Statthalter  vonNlederöstenrelch  und  an  das  medizinische  Professoren* 

koUegium  der  Wiener  Universität, 
(betreff cotf  dlsEnlcbtiuig  von  Demonstratorstipeadieii  bdni  anatomische« 

Institut  in  Wien). 

Ich  bewilliiTc,  daß  probex^oi-^e  der  Betrag  jährlicher  480  Gulden,  der 
bisher  a!s  Stipendium  (Adjutum)  des  Assistenten  der  Anatomie  systemisiert 
war,  /tir  Bildung  von  vier  Stipendien  zu  120  Oulden  für  Studierende  der 
Mcdi/iii,  Rigorosanten  oder  Doktoren,  die  sich  vorzug^sweise  mit  der  Anatomie 
beschäftigen  und  in  dieser  noch  ferner  ausbilden  wollen,  verwendet  werde. 

Der  OcnuB  dieser  Stipendien  soll  auf  zwei  Jahre  beschrSnIct  sein. 

WShrend  der  Dauer  desselben  sollen  diese  Stipendisten  verpRiditet 
sein,  bei  den  Seldionsflbungen  im  Zeigliederungsssaale  gegenwartig  zu 
sein  und  den  Anfingem  die  nötigen  Handgriffe  und  praktischen  Seirtions- 
methoden  zu  zeigen. 

Diese  vier  Stipendisten  sollen  idaher  den  Titel  «Demonstratoren**^) 
führen. 

'i  So/r'tf  .Drinonstratoren"  mit  Jahresstiprndien  wurden  seither  nach  bei  anderen  fmedl- 
zinischen  und  naturu-issenschqfUichenJ  Instituten  bestellt.  Die  Stipendien  deneiben  wurden  mä 
KUMErt.  Pom  9.  Jdimer  18»,  Z.  J9.MS  c*  »75,  JSr  Ot  mediäHttekm  md  pkHote^Uadum 
Fakultäten  in  Vritri.  Pra^ .  Graz  und  I'y-hn,ck  von  SM  €hMtn  tutfSOO  OtUOtH  tfUM,  dotk  iti 
dieser  Jahresbetrag  mcfit  überall  eingeßhn. 

Qegenwärtig  (1905)  bestehen  Demonstratorstiptndien,  and  zwar: 

t.  an  den  m^^vnmehn  FakuMUett: 

In  Wien:  beim  f.  und  II.  anatomischrn  Institute  Je  3  Stipendien  ä  600  Kronen,  beim  physiolocisehen 
Institut  4  d  600  Kronen,  beim  histologischen  Institute  3  ä  600  Kronen,  beim  medizinisch- 
chemischen Institute  4  ä  600  Kronen,  beim  pharmaMognootisehen  in$fitate  2  ä  600  Kronen, 
beim  hygienischen,  embryologischen,  neurologischen,  experimentell-pathologischen  und 
frrrichitich-medizinischen  Institute  je  I  Stipendium  äbOO  Kronen,  hei  der  l.  und  II.  Augen- 
klinik, der  OlwenUinik  je  1  Demonstratorstipendium,  beim  zahnärztlichen  Jastitute  3  ä 

000  Kronent 

in  Innsbruck:  beim  physiolof^chen  Institute  t  ä  600  Kronen .  1  ä  240  Kronen,  beim  pathologisch- 
anatomischen,  medizinisch-chemischen  und  gerichtlich- medizinischen  Institute,  bei  der 
psychiatrisdten  und  pädiaMsdten  Klinik  je  I  Stipendium,  bei  der  geburtshilflich- gjtnä- 
Mogisehen  KUnIk  2de00  Kronen  f 

im  Orot:  beim  histologisch-embryologisdien,  pathologisch- anatomischen ,  pharmakologisehen  and 
geridiiiich-inedizinischen  insittute  je  I  Stipendium  ä  600  Kronen; 

in  Prag  denteeh:  Mm  anatomisehen »  paHudogiuh-anatemisaiM  nnd  phstsiologüellen  inatUnit 
je  2,  beim  histologischen,  medizinisch-chemischen  und  gerichtlich-medizinischen  Institute  je 

1  Stipendium  ä  600  Kronen  und  bei  der  i,  meditiniseken  Klinik  t,  bei  der  il*  medttiniteken 
Klinik  2  Stipendien  ä  240  Kronen; 

in  Prag  bdltmisch:  beim  anatomieehen  3,  beim  pathologbA-onaiombAen  InsOta^  2  ä  600 
Kronent  Jlfmer  Je  t  SUfiotdinm  beim  /dIgsiologUeilient  expeHmenteU'poBiolögfMdien  md 
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Sic  werden  durch  ihre  zweijährige  Dienstleistting  Gelegenheit  erhalten, 
sidi  einen  vorzugsweisen  Anspruch  auf  Erlangung  solcher  Stellen  zu  er- 
werben, bei  denen  praktisch-anatomische  Kenntnisse  von  besonderem  Be» 
lange  sind,  z.  B.  Stellen  irn  chirurgfischcn  Opcrationsinstitute. 

Die  Verleihung  dieser  Stipendien  soll  vorläufig  über  einen  im  Ein- 
vernehmen nut  den  Professoren  der  Cliirurgic  und  Vorsiehciu  der  Operations- 
Institute  vom  Professor  der  Anatomie  erstatteten  Vorschla^^  vom  mcdi- 
zräischen  Professorcokollesiitm  geschehen. 

Von  der  geschehenen  Verleihung  ist  die  Anzeige^)  an  das  Ministerium 
fOr  Kultus  und  Unterricht  zu  machen  und  die  Plilssigmachung  der  Stipendien 
bei  der  n.  d.  Statthatterei  zu  erwirken. 


Nr.  251. 

Erlaß  des  Ministeriums  fflr  K.  u.  U.  vom  8.  Mal  1S56,  Z.  5520, 

an  die  philosophischen  Professorenkollegien  in  a)  Wien,  b)  Prag,  c)  Graz, 
d)  Innsbruck,  e)  Lembercj,  f)  Krakau  und  an  die  betreffenden  Landcs^tellcn, 
(betreffend  die  Errichtung  von  Stipendien  für  das  Studium  der  Chemie.)-; 

Se.  k.  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  Ah.  Fntsrhl.  vom  7.  April  1S56 
ag.  2U  bewilligen  geruht,  daß  unter  den  nachstchüiden  Bedingfungen  und 
Beschränkungen,  vom  Beginne  des  Studienjahres  1S5(),  57  ab,  aut  die  Dauer 
von  10  Jahren, 

hfgienischen  Institute  (u  600  Kronen),  dann  beim  nitdtzinisch •  chemischen,  genchthch- 
mudhMsehai,  paUkOUadun  and  xahnOnHUhen  InmUt  (ä  400  KrooM)  und  beim 

pkarmakolo^sehen  Institut r  fn  v>o  Kronen); 
in  Krakau:  je  1  Stipendium  ä  600  Kronen  beim phjfsiolog^dttn ,  experimsaieli-paihotogisdien, 

triscken  mnd  dermatotogiseben  fOlaat  mid  Afte  VtmUiärJmiUtd»,  daum  SAiOO  K>0MM 

beim  anatomischen  Institute; 
kl  Lemberg:  beim  anatomischen  Institute  2,  beim  pharmakologischen,  medizinisdi -chemischen, 
tJiptrimftiMl-paBuaogisdun,  pafftcio^seh-anattmis^tn  und  Ustoiagbehen  /«stfMe,  bei 
der  chin:r(rischen.  mtdkbiMum  uud  g*6mmi(fltek'gjmM0tagi$dU»  KUnlk  J»  t  Sllptmtkm 

ä  600  Kronen 
2.  an  den  philosophi&ch&n  Fakultäten: 
Im  WIemt  Je  t  SHpendhim  ä  000  Knmem  Mm  ptfkuuenphgfthtof^sAemt  mi/uraloglseh'iMirO' 

f^raffhischen  und  minerahgiscfien  Institute  sowie  beim  botanischen  Oarten; 
in  Innsbruck:  beim  botanischen  und  physikalis^en  Institute  Je  t  Stipendium  ä  600  Kronen; 
tu  Q ras:  je  1  Stipendium  d  6O0  Kronen  beim  geologischen,  zoologischen,  Chemismen  und  phyü- 

kidladken  tmMtäe  $emle  beim  ManMien  iMboratoriumf 
Im  Prag  deutsch:  Je  t  Stipendium  beim  botantsOiäM  fSOO Idronm^t  beim  pftameopl^ßiologiMChen 

und  xoolagischen  f400  Krwun)  lasHtutes 
Im  Frmg  bOkmlteh!  Je  t  Sl^iudlim  beim pflamenphgfüoh^i^en  ßOO  Kronen),  beim  botanbelun 

(500  Kronen),  beim  chemischen  und  zoologischen  fä400  Kronen)  Institute; 
in  Krakau:  Je  I  Stipendium  beim  vergl^cbend-anatomlidUnt  pflamenphfsMogisdien  nnägeolO' 

gischen  Institute  ä  600  Kronen; 
In  Lemberg:  t  SHpendkm  per  000  fyonem  beim  pbjtalk^bdken  ln$älnle, 

')  Von  der  hirr  vorgesehenen  Aoulge  der  Stipendlemerleihung  an  das  KUMIn»  hat 
e$  seither  das  Abkommen  gefunden, 

*>  Ckemleeke  Stipendien  betlebtn  gegenwärtig:  in  Wien  4  d  800  Kronen,  In  Prag 
demtsch,  Innsbrnck,  Qrat,  Lemborg,  Krakau  und  Czernowitz  l  ä  600  Kronen,  in 
PrafT  h  misch  f  ä  800  Kranit  jW»  mit  einem  für  den  Stipendisten  bestimmten  Dotations* 
Tuschujj  per  400  Kronen. 
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ad  a)  und  b) :  an  der  Wiener  und  Prager  Universität,  wo  bereits  medizi- 
nische Fakultäten  bestehen,  zur  praktischen  Ausbildunfr  in  der  Chemie  je 
zwei  Stiprntlitn  mit  jährlichen  400  üulden  kreiert  und  dem  bezüglichen 
Laboratoriiini  fm  ji.'deri  solclicn  Stipendisten  ein  Dotntii ins/uscluin  von  jähr- 
lichen 2üO  üuJdcn  /ugcslanclen   werde,    ts  wuidc  zugleich  ag.  geslallet, 

daß  unter  den  im  weiteren  Verlaufe  angedeuteten  Bedingungen  auch  Stipen« 
dien  in  grdßcrem  Betrage  zum  Besuche  auswärtiger  Laboratorien  zuericannt 
werden  dürfen. 

ad  c),  d),  e),  f) :  daß  auch  die  Universität  (zu  Graz,  Innsbruck,  Lembeig, 
Kraicau)  unter  der  Voraussetzung  eines  zweckmäßig  eingerichteten  Labora- 
toriums ermächtigt  sei,  von  Fall  zu  Fall  niisnahmsweisc  einen  hcfähit^en 
Kandidaten,  wenn  sich  eben  ein  solcher  \(»rlindet,  zur  Beteilung  mit  der- 
artigen Stipendien  im  Betrage  jährlicher  3(.KJ  Cjulden  -  unter  nachzuweisen- 
den Verhältnissen  auch  mit  jährlichen  400  Gulden  —  dem  Ministerium  in 
Vorschlag  zu  bringen,  wobei  dem  bezüglichen  Laboratorium  für  jeden  solchen 
Stipendisten  ebenfalls  da  Dotationszuschuß  von  jährlidien  200  Qulden  zu- 
gestanden ist 

ad  a)  und  b):  Für  den  Fall,  als  von  dieser  Universität  einer  oder  der 

andere  besonders  befähigte  Kandidat  im  Laufe  des  gedachten  Dezenniums 
zur  Beteilung  mit  einem  solchen  Stipendium  in  Vorschlag  gebracht  werden 

solllc.  werden  derselben  die  für  die  er^^'ähnte^  Hochschulen  ausgesetzten 
und  in  solchen  Fällen  auch  von  dieser  Universität  einzuhaltenden  Grund- 
sätze und  Bedingungen  der  Verleihung  zur  geraden  Richtschnur  bekannt- 
gegeben. 

(zu  b):  Dagegen  sind  die  mit  Ah.  Entschl.  vom  19.  November  1854 
für  die  Prager  Universität  bewilligten  zwei  Stipendien  von  je  300  Guldeo 
nach  dem  Austritte  der  gegenwärtig  im  Genüsse  derselben  befindlichen 
Stipendisten  einzuziehen;] 

ad  a)  bis  f):  Der  OenuH  eines  der  neukreierten  Stipendien  wird  einem 
einzelnen  Kandidaten  auf  die  Dauer  von  zwei  Jahren  zugestanden  und  es 
ist  hei  Verleihung  derselben  womöglich  in  solcher  Art  vorzugehen,  daß  alle 
Jahre  eine-  der  zwei  systemisierten  Sii[n  iidien  verliehen  werden  kann. 

Als  Bedingung  zur  Erlangung  eines  solchen  Stipendiums  hat  vor  allem 
eine  bereits  erprobte  Heiahigung  des  Kandidaten  für  praktische  Chemie 
zu  gelten,  wenn  nebstdem  zugleich  die  erforderliche  allgemeine  Bildung  und 
die  völlige  Tadellosigkeit  des  moralischen  und  polttisdien  Verhaltens  des 
Kandidaten  gehörig  ausgewiesen  werden  kann. 

Der  VorsdiUig  zur  Verleihung  solcher  Stipendien  bat  zunächst  von 
dem  Universitätsprofessor  der  Chemie,  der  die  bemerkte  erprobte  Befähigung 
des  Kandidaten  für  praktische  Chemie  zu  verbürgen  im  stände  ist,  auszu- 
gehen und  ist,  mit  den  erforderlichen  Nachwei-^iiniien  über  die  Erfüllung 
der  obigen  Bedingungen  ausgestattet,  im  Wege  der  bezüglichen  akademischen 
linrden  zur  Oenehmiirvmg  an  das  Kultus-  und  Unten  lehu-^iiunisterium 
zu  leiten.  Die  poiitisdie  Landesbehörde  hat  in  Betretl  der  Beschaffenheit 

des  moralischen  und  staatsbfifgerfichen  Verhaltens  der  in  Vorschlag  ge- 
braditen  Kandidaten  Auskunft  zu  erteilen.  Dem  mit  einem  solchen  Stipen- 
dium Beteiiten  steht  für  die  Dauer  des  ihm  zuerkannten  Stipendiums  die 
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Wahl  eines  anderen  chemischeo  Laboratoriums  als  jenes,  an  dem  er  das 

Stipendium  genießt,  nicht  zu. 

Zur  Rcteilung  mit  Reisestipendien  bis  zum  Betrapc  i.-ihrlicher 
1000  Oulücii  oder  ausnahmsweise  unter  besonders  rücksichtswurdigen  Um- 
standen in  einem  —  jedoch  der  besonderen  Ah.  Genehmigung  vorbehaJtenen 
—  höheren  Betrage,  um  zur  völligen  Ausbildung  in  der  Chemie  den  Besuch 
auswärtiger  Universitäten  von  gegründetem  Rufe  im  Gebiete  der  Chemie 
zu  ermöglichen,  dürfen  auf  dem  angedeuteten  Wege  nur  besonders  au^ 
gezeichnete,  bereits  durch  zwei  Jahre  im  Genüsse  eines  inlandischen 
Stipendiums  gestandene  Kandidaten  von  besonderer  BeKhigung  in  Vor* 
schlag  gebracht  werden;  der  erste  Vorschlag  hiezu  hat  zunächst  vom 
Fachprofessor  auc/ufrehen,  in  dessen  Laboratorium  der  mit  einem  <;olchen 
Ref<^e<?tipendium  zu  Heteiknde  bisher  mit  dem  Gcnt!«;se  eines  Stiiicndiums 
arbeitete.  in  den  (jcnuii  eine  solchen  Reiscstipeaiiiuiiis  (jcMtzte  hat 

die  Verptliditung,  während  seines  Aufenthaltes  im  Auslände  eben  diesem 
Professor  über  die  Art  seines  Studienganges  und  die  gewonnenen  Erfolge 
von  Zeit  zu  Zeit  die  Anzeige  zu  erstatten.  Dem  bezüglichen  Professor 
selbst,  der  durch  seinen  Vorschlag  ohnehin  für  die  fruchtbare  Verwendung 
eines  soldien  Reisestipendiums  zunächst  verantwortlich  ist,  liegt  dagegen 
ob,  von  den  wesentlichsten  Ergebnissen  der  Studien  eines  solchen  Stipendisten 
das  Ministerium  in  die  Kenntnis  zu  setzen. 

Die  politische  Landcsptelle  hat  diese  ir^'dnchten  Stipendien,  sowie  den 
tür  I  cd  i  n  solchen  Stipendisten  bewilligten  Üotationszuschuß  von  jährlichen 
2Cin  (iuldcn  über  besondere  Weisung  des  Ministeriums  aus  dem  Studienfonde 
flüssig  /in  machen. 

Beziiglich  auf  die  bemerkten  Vorbereitungs-  (nicht  audi  Reise-) 
Stipendien  hat  der  betreffende  Professor  der  Chemie  die  Quittungen  über 
die  einzelnen  Stipendiumsraten  als  Zeichen,  daß  der  Kandidat  duidi  den 
Erfo^  seiner  Beteiligung  an  chemischen  Arbeiten  des  Stipendiumsgenusses 
würdig  sei,  mit  seiner  Unterschrift  zu  versehen,  ohne  welche  eine  solche 
Rate,  mit  Ausnahme  der  Ferienmonate,  wo  eine  SOldie  Legalisierung  nicht 
erforderlich  ist,  nicht  ausgezahlt  werden  darf. 

Oer  Antrag  auf  etwaige  Entziehung  eines  solchen  bereits  verliehenen 
Stipendiums  ist  auf  demselben  Wege  hiemit  einzubringen,  auf  weichem  die 
Verleihung  stattfand. 

Nr.  252. 

ins  dem  Staatsmlnlsterlalerlasse  vom  3.  April  1864,  Z.3229/K.  U.. 

an  den  Stattiialter  tür  Niederosterreich, 
(betreffend  die  Stipendien  für  Mathematik  an  der  Wiener  Universitftt). 

Vorbemerkung:  Mit  Ah.  tntsc/d.  vom  5.  November  1816  (SiHD  vom  11.  November  1816, 
2.  asOi,  POS  Bd.  44.  Nr,  m)  wmrdtn  jt  i SÜpetiaiem  i  390  OMkir«      W,  s  taaOnUai  K.  M. 

JSr  Shidirrendf  drr  f-.^hrren  Mathematik  an:!  der  AKironomie  systemistert,  deren  WiederverleUmng 
ml^  MbtErL  vom  9.  August  1852,  Z.  75Jb,  genehmigt  und  deren  Betrag  mit  MiaErL  vom  X  April  1964 
Z.  32»  K,  V.  fAk,  EidseU.  wm  2B.  Mdn  1664)  auf  $00 Otüden  0,  W.erMMwardt,  {Ufkhuiäg 
wurden  die  vom  philosophischen  Pro/essorenkoUegiom  in  Wien  beantragen  Bedingungen  für  die 

\'fr>i'i}iunif  dieser  Stipendien  (von  denen  derzeit  mir  mehr  eines  ä  MO  Kronen  besfehfj  aenekinigit 
(Lri^/J  der  n.  ö.  StattJmUerei  vom  17.  April  1864,  Z.  14.723J.   Diese  Bedingungen  sind: 
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1.  Die  Stipendien  der  höheren  Mathematik  werden  von  Jahr  zu  Jahr 
ausgeschrieben,  wenn  der  Dekan  sich  nicht  bestimmt  findet,  auf  das  all- 
fälhge  Ciesuch  eines  bisherigen  Stipendislen  um  FortgeniiH  der  Unterstützung 
sofort  einzugehen  und  dasselbe  vor  das  Professorenkoilegium  zu  bring^en. 

2.  Ein  damit  beteHter  Hörer  kann  das  Stipendium  im  ganzen  hödisicns 
durch  sechs  Semester  genießen,  wobei  es  gleichgültig  ist,  wie  viele  Semester 
mit  oder  oline  sonst^  Unterstützung  er  außerdem  an  der  Universitit  zu- 
gebracht hat 

3.  Diejenigen  Studierenden,  wdche  um  Verleihung  eines  solchen  Sti- 
pendiums ansuchen,  müssen  wenigstens  ein  Semester  als  ordentliche  Uni- 
versitStshörer  mathematische  Kollofrien  bereits  besucht  und  ihre  rühmliche 
Verwendung;  im  hache  bewiesen  haben,  können  aber  bei  besonderer  Würdig- 
keit auch  nachträglich  für  dieses  bereits  absolvierte  Semester  die  Unter- 
stützung erhalten,  wenn  das  Stipendium  zu  jener  Zeit  schon  erledigt  war. 

4.  Zum  For^enusse  des  Stipendiums  gehört  Semester  für  Semester  der 
Nachweis  ausgezeichneten  Erfolges  in  den  hauptsachlichsten  mathematischen 
Gegenständen,  fflr  welche  der  Stipendist  insitribiert  ist 

5.  Der  Stipendist  hat  wenigstens  sechs  Stunden  wöchentlich  Kollegien 
über  reine  oder  ai^wandte  höhere  Mathematik  zu  besuchen,  wobei  auch 
wiederholt  von  ihm  frequentierte  Kollegien  unter  der  Bedingung  mitzählen, 
daß  ein  entschiedener  weiterer  Fortsdiritt  des  Petenten  in  den  betreffenden 
Materien  nachgewiesen  wird. 

6.  Die  Zuhahunsr  der  Punkte  1  niui  S  iihirwacht  der  Stipendienreferent, 
und  bezeugt  enUscdcr  deren  trlullung  durdi  seine  Unterschrift  aut  den 
bezüglidien  Quittungen,  oder  vmve^crt  diese  im  Oegenfalle  und  zeigt 
dies  dem  Dekane  an. 

7.  Der  durch  die  k.  tc  n.  ö.  Statthalterei  zu  bestätigende  Vorschlag  erfolgt 
vom  Dekane  im  Einverständnisse  mit  den  betreffenden,  d.  h.  denjenigen 
Professoren  und  Privatdozenten  mathematischer  Fächer,  deren  Vorträge  der 
Petent  im  bereits  abgelaufenen  Semester  besucht  hat,  sowie  derjenigen 
Dozenten,  deren  mathematische  Kollegien  er  etwa  zur  Zeit  seines  Ge- 
suches frequentiert. 

S.  Obige  Bestimmungen  sind  von  Fall  zu  Fall  am  schwarzen  Brette 
den  Studierenden  bekanntzugeben.^) 


Nr.  253. 

Mal  des  Ministers  fllr  K.  n.  D.  von  23.  Angnst  1870,  Z.  7844, 

an  das  Wiener  medizinische  ProfessorenkoU^um, 
(betreffend  das  Reglement  fflr  den  ehlrnrgiselienOpentlooslnirs  in  Wien). 

Se.  k.  u.  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  Ah.  Entschl.  vom  7.  August  1S70 
für  die  an  den  beiden  chirurgischen  Kliniken  der  medizinischen  Fakultät 

'  i  Drrzi'it  bestehen  für  dus  Studium  der  Mathematik  folfjende  Jahresstipendien :  in  Wien 
/  ä  600  Kronen:  in  Pran  (deutsch  und  böhmisch)  Jür  die  mathematisch-physikaiische  Fachgruppe 
je  1  ä  600  Kronen:  in  Lemberg  3  0  320  Kronen;  fermr in  Krakau  (fitrPhysikJ  1  ä  600  Kronetu 
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10  V:'ien  bestehenden  Operationsinstifute.i)  das  im  Anschlüsse  mitfolgende 
Rqilcaient  ag.  zu  genehmigen  geruht 

Reglement. 

§  1.  Jeder  Angehörige  eines  der  im  Reichsrate  vertretenen  Länder, 

welcher  sich  mit  dem  an  einer  österreichischen  Universität  erlangten  Diplom 
eine«;  Doktors  medicinae  et  chirurgiac  und  die  bei  den  beiden  chirurgischen 
Rigorosen  erhaltenen  Caiculi  „gut",  „sehr  (rut**  oder  „auspe/eichnet"  aus- 
weisen kann,  ist  berechtigt,  sich  für  die  Stelle  eines  Operateurszöglings  zu 
melden. 

^  2.  Diese  Meldung  muß  bei  dem  Dekaaale  des  medizinischen  l^ro- 
fessorenkollegiums  in  der  Zeit  vom  1.  bis  15.  Juni  schriftlich  unter  Bei- 
l^ung  des  Diploms  und  der  Zeugnisse  über  die  obengedachten  Caiculi 
geschehen.  Diejenigen,  welche  auf  emes  der  kaiserlichen  Stipendien  reflek- 
tieren, haben  dies  in  ihrem  Gesuche  ausdrücklich  auszusprechen.  Diejenigen, 

')  Operationsinstitute  an  dea  Kliniken  bestehen  mit  besondren  Statuten  (HegtemntsJ 
«Hl  liulnMhiwt  ßtr  dKr  OpmMam^ltlOim^s 

In  Wien:  bei  dtn  chirurgische n  Kliniken:  KVMErl.  vom  23.  August  1S70,  Z.  7844,  (Ah. 
EntschL  vom  7.  August  W70J,  womit  ein  neues  Reglement  fiir  den  chirurgischen  Operations^ 
kmn  erlassen  und  zugleich  (§  13)  die  früher  übliche  Diplomierung  der  Operationszögtinge 
emfgehoben  wurde;  betreffs  des  Verbotes  des  „Operateur" •Titels  vgl,  KUMBH,  «PMI 
tZ  September  tSTS.  Z.  23.130  fs.  Sr.  601);  6  ZOgUngsstipendUn  4  0)99  KfOHM  MS 
Staatsmitteln;  die  übrigen  (in  der  Hegel  9J  Steilen  ex  pn^riis; 

M  den  gtburtskn/lUhtn  KtUtUten:  KVMerL  vtm  t6j9U  t9a2,  Z,  9643,  ftspMtft 
vom  8.  Okiober  t^i ,  Z.  16.523;  Instruktion  für  die  Frequentanten :  KUHErt,  *om 
17,  Februar  1883,  Z.  1995;  abgedrueit:  österr.  Sanitätsw.,  IV.  Jahrgang.  S.  91; 

bei  dm  okuiUiisehen  Kliniken:  KUMEH.  vom  28.  Oktober  1894,  Z.  23.233,  und 
vom  19.  OUoäer  m»,  Z.  2U96  (ntodUttt  mm  I8.y««  tm,  Z,  sasOßgjt  1  Stipendium 
ä  600  Kronen; 

im  wesentliehen  mit  gleichen  Reglements  wie  in  Wien  bestehen  Operationsinstitute: 
I»  Ftag  (deut$A  wtd  bdlaribdi^t  cn  den  ektrnrgisehfn  KIMktn:  KUMEH.  vom  18.  Deum- 
ber  im,  Z.  17.516  fS/pemdbn:  Erlaß  vom  30.  JuU  1883,  Z.  ttJBS6); 

bei  der  deutschen  eebartshilflich- (rynäkologiBckait  KUlM:  KÜMEfL  wom 
9.  Apni  1900,  Z.  35.077;  1  Stipendium  ä  000  Kronen; 

bei  der  OmMuM  okuttstUeken  KUaUts  KUMEH,  tont  /.  Oktebtr  USB,  Z,  23.703,' 
bei  der  MkMteftM  okMlttHtcke/i  JCUnft.*  KÜMBet.  mm  29.  Dtuember  1902, 

m  Graz,  bei  der  chirurgischen  Klinik:  KUMErl.  vom  31.  Mai  1887,  Z.  9596;  Reglement: 
MInBrt,  MW  5.  November  tm,  2.  lOJSb,  abgeändert  mit  Bet  vom  4.  Nouomber  1892, 

Z.  24  752;  1  Stipendium  ä  <V)n  Kronen; 

an  der  okulistischen  Klinik:  KVMErL  vom  9.  Juni  mS,  Z.  10j623;  Stipendium: 
Eeb^  vom  19.  Mdn  Mfi,  Z  200:  i  Stipendkm  A  600  Krtmen; 

an  der  geburtshltflick-gfndkolo^'ischen  Klinik:  KUMErl.  vom  25.  Juli  1804, 
7  lt. 107;  Diemtordnans:  Eriaß  vom  2f).Jännet  !Q<)2,  7..  jS.&t7;  2 Stipendien  u  300  Kronen; 
in  Innsbruck:  bei  der  chirurgischen  Klinik:  KUMErl.  vom  31.  Oktober  1990.  Z.  6146 
finapekitve  vom  12  Dmember  1873,  Z  I6.2t2ff  2StlpemUmt  i  600  Kroam; 

bei  der  geburtokilfUtk^gjaakoiogistkoa  KUtOk:  Kt/Mßei.  vom 6.0ktober  tOBO, 

Z.  19.909; 

beider  okulistischen  Kiimk:  KUMEH.  vom  17.  Oktober  1890,  Z.  10.420;  1  Stipendium 
d  600  Keoativs 

im  Krakau:  bei  der  chirurgische»  XXWI;  KUMErL  vom  22  Novmber  1803,  Z.  l5J67f 
1  Stipendium  ä  000  Kronen. 
FBr  mekrere  OperatiomlmMhite  be^ekea  auch  Stipendien  aus  Landesmitteln. 
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welche  eines  der  Landesstipendien  erhalten  wollen,  haben  sich  nach  den 
in  den  betreffenden  Kronländern  diesfalls  bestehenden  Verordnungen  bei 
den  Landesausschüssen  zu  melden,  welche  alle  belegten  Gesuche  dem 
Dekanate  des  medizinischen  ProfessoienkoUegiuins  in  der  Zeit  vom  1.  bis 
15.  Juni  übermitteln  werden. 

§  3.  Alle  Kandidaten  haben  in  Gegenwart  der  beiden  Vorstände  inner" 
balb  der  Zeit  vom  15.  Juni  bis  1.  Juli  ein  Examen  aus  der  topographischen 
Anatomie  abzulegen  und  eine  Operation  an  der  Leiche  auszuführen. 
Das  Resultat  dieser  Prüfung  hat  einen  bestimmenden  Einfluß  auf  den 
Vorschlag  der  Vorstände.  Haben  sich  diese  dar&ber  geeinigt,  welche  von  den 
Kandidaten  mit  Stipendien  beteilt  werden  sollen  tmd  welche  zum  Eintritte 
in  den  Kursus  aus  eigenen  Mitteln  geeignet  sind,  so  erstatten  sie  den  Vor- 
schlag nn  dn«;  Professorenkollcgmm.  Dieses  verleiht  die  Stellen  und  legt  die 
Verhandlung  durch  seinen  Dek.in  dem  Ministerium  des  Unterrichtes,  und 
bezüglich  der  Landesstipcndierten  den  Landesausschüssen  zur  Bestätigung  vor. 

§  4.  Die  Stellen  werden  auf  ein  Jahr  verliehen,  sie  können  aber  und 
mit  ihnen  der  Oenuß  des  Stipendiums  auf  ein  zweites  und  selbst  auf  ein 
drittes  Jahr  auf  den  Antrag  des  Vorstandes  verlingert  werden.  Dieser 
Antrag  ist  für  Stipendisten  2  (zwei)  Monate  vor  Ablauf  des  Jahreskuisus 
beim  Professorenkollegium  einzubringen,  damit  der  Dekan  in  den  Stand 
gesetzt  werde,  die  Anzeige  hievon  rechtzeitig  der  StatthaUerei  und  den 
Landesausschüssen  behufs  der  Anweisung  der  Kasse  zu  erstatten. 

§  5.  Der  Antrag  auf  die  Verlängerung  auf  ein  drittes  Jahr  ist  dem 
Ministerium  des  Unterrichtes  und  bezüglich  der  Landesstipcndierten  den 
Landesausschüssen  zur  Ucnehmigung  vorzulegen. 

§  6.  ist  der  Vorstand  nicht  in  der  Lage,  in  das  Ansuchen  um  eine  Ver* 
längerung  einzugehen,  so  hat  er  beim  Professorenkollegium  den  Antrag  auf 
Abweisung  zu  stellen,  welches  hierüber  entscheidet  und  seine  Entscheidung 
durch  den  Dekan  dem  Ministerium  des  Unterrichtes  oder  bei  Landesstipen- 
dierten  dem  Landesausschusse  zur  Bestätigung  vorlegt 

§  7.  Die  Zöglinge  haben  mit  dem  1.  Oktober  ihre  Funktionen  anzu- 
treten und  sich  dem  Direktor  des  k.  k.  allgemeinen  Krankenhauses  vor- 
zustellen. 

§  8.  Dieselben  haben  allen  Anordnungen  des  Vorstandes  Folge  zu 
leisten  und  können  wegen  wiederholter  Nachlässigkeit  in  ihrem  Dienste, 
sowie  wegen  Widersetzlichkeit  und  ungebührltdien  Betragens  auf  Antrag 
des  Vorstandes  vom  Professorenkollegium  sofort  aus  ihrer  StcUung  ent> 
fcmt  werden.  Hievon  ist,  falls  es  Stipendisten  betrifft,  den  beziiglichen 
Behördej)  unter  Angabe  der  Motive  die  Anzeige  zu  machen. 

§  9.  Dieselben  sind  den  Assistenzärzten  der  Klinik,  an  welcher  sie 
funktionieren,  in  dienstlichen  Angelegenheiten  untergeordnet. 

§  10.  LJm  es  den  Vorständen  d<  i  Institute  zu  ermöglichen,  ihrer  Ver- 
pflichtung gemäß  die  Zöglinge  zu  tüchtigen  Chinirgen  heranzubilden,  und 
namentlich,  um  die  Stipendisten  nicht  durch  eine  zu  große  Anzahl  von 
Zöglingen  ex  propriis  an  Operationsmateriale  zu  beeinträchtigen,  soU  die 
Zahl  der  zu  gleicher  Zeit  auf  einem  der  Institute  fungierenden  Operateurs 
und  Zöglinge  die  Zahl  acht  in  der  Regel  nicht  überschreiten. 
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§  11.  Die  stipendierten  Zöglinge  sind  ohne  Rfldcsicht  auf  die  Ferien 
zu  ihrem  Dienste  verpflichtet  und  sind  angewiesen,  um  einen  Urlaub  bei 
ihrem  Vorstande  anzusuchen. 

§  12.  Die  kaiserlichen  Stipendien  u  (  rdcn  in  monatiichen  Raten  geg^en 
eine  von  einem  der  Vorstände  der  Institute  kontrasignierte  Quittung  aus- 
bezahlt. 

I  13.  Die  bUher  ftbliche  Diploraierunif  der  Operateurt- 
tögUngt  hat  zu  unterbleiben,')  es  ist  jedoch  den  Vorständen  der 
Institute  nicht  benommen,  ihren  Zöglingen  auf  deren  Wunsch  ein  privates 
sdirtfUidies  Zeugnis  fiber  ihre  Verwendung  am  Institute  auszustellen.') 


Nr.  254. 

Eriaft  des  Ministers  f dr  K.  u.  D.  ?oiii  5.  Jnll  1807,  Z.  17.656, 

an  die  Landesstdlen  in  NiederOsterreich,  Böhmen,  Steiermarlc,  Tirol  und 

Galizien, 

(betreffend  den  Vorgang  be?  Bestellung  von  OperatioitazögUiigea  aa 

den  Kliniken). 

Nach  den  ho.  genehmigten  Bestimmungen  (Reglements,  Statuten)  für 
die  an  einzelnen  Kliniken  bestehenden  Operationsinstitutc  bedürfen  die 
Beschfü^se  der  medi/inischen  Professorenkollegien  wegen  Verleihung  der 
Opcratjonszoglingsstcllen,  sowie  der  für  dieselben  bestimmten  Staatsstipen- 
dien  der  ho.  Bestätigung,  um  weiche  unter  Vorlage  der  Verhandlungsakten 
im  Wege  der  Ijuidesstelle  anher  einzuschreiten  ist. 

in  der  Überzeugung,  dali  seitens  der  Professorenkollegien  bei  der  Ver- 
leihung dieser  Stellen  und  insbesondere  der  liestehendcn  Operateurstipen- 
dien stets  mit  der  größten  Oewissenhaftiglceit  und  mit  Berücksichtigung 
der  tüditigsten  und  den  geforderten  Qualililcationsbedingungen  ent- 
sprechenden Bewerber  vorgegangen  wird,  finde  ich  zu  genehmigen,  daß  in 
Hinkunft  von  der  Einholung  einer  solchen  ho.  Bestattung  für  die  betreffenden 
Fakultätsbeschlüsse  abgesehen  und  den  Professorenkollegien  die  Bestellung 
der  ex  propriis-Zöglinge  und  unter  Beachtung  der  für  die  Demonstratorstipcn- 
dien^j  bestehenden  Modalitäten  auch  die  Verleihung  der  ärarischen  Üperateur- 
stipendien  überlassen  bleibe. 

Rücksichtlich  der  Verleihung  von  etwa  bestehenden  Landesstipendien, 
bei  der  aasnahmsweisen  Aufnahme  von  Bewerbern,  welche  die  geforderten 
Qualifikationsbedhigungen  nicht  vollständig  erfüllt  haben,  sowie  bezüglich 
der  etwaigen  Belassung  von  Operateurszöglingen  öber  die  normierte  Ver- 
wendungsdauer hat  es  bei  den  bisher  geltenden  Bestimmungen  zu  ver- 
bleiben. 


»)  Betreffs  des  Verbotes  der  tälirung  des  Titels  „Operateur"  s.  K  UM  tri.  vom  12.  Septem- 
ber nm,  z.  23,m  f».  Nr.  »tj, 

Üb/T  Jen  Vor(;anc  bei  Ausstellung  Solcher  VifmglldailgSUUglUs$e  $.  KUMEti,  MM 
«.  Oktober  1098,  Z.  97  ex  1697  (s.  Nr.  3i8j- 
')  Vgl.  Nr,  S». 
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Um  die  Anweisung  der  verliefaeneo  Stipendien  wird  bei  Euer  ...  un- 
mittelbar einzuschreiten  sein. 

Sollten  Iiuer  .  .  .  mit  Rücksicht  auf  das  politische  oder  moralische 
Verhalten  des  Betreffenden  Bedenken  tragen,  mit  der  Anweisung  des  Stipen- 
diums vorzugehen,  so  wird  vorerst  anher  zu  berichten  sein. 

Von  dem  Inhalte  dieses  Erlasses  wollen  Euer  .  ..  das  Dekanat  der 
medizinisdien  FakuHät ...  zur  entsprechenden  Danachacbtung  in  Kenntnis 
setzen. 


Nr.  255. 

Erlaß  des  Ministeriums  fUr  K.  u.  U.  vom  25.  Dezemlier  1897. 

Z.  31.993. 

an  den  Statthalter  für  Böhmen, 

(betreffend  den  Vorgang  bei  der  Verleihung  von  ZdgHngsstellen  und 
Staatsstipendien  an  den  klinischen  Operationsinstituten). 

Aus  Anlaß  einer  Anfrage  wird  eröffnet,  daß  der  ho.,  allen  medizinischen 
Fakultäten  zur  Kenntnis  gebrachte  Erl^H  vom  5.  juli  1897,  Z.  17.'>S6,  die 
Intention  verfolgt,  daß  bei  der  Verleihung  von  Zogimgsstellen  und  Staats- 
stipendien  bei  den  an  einzelnen  Kliniken  bestehenden  Üperations- 
instituten,  sofern  nach  den  für  diese  geltenden  Bestimmungen  (Statuten, 
Reglements),  die  Einholung  einer  besonderen  ho.  Genehmigung  eiforder* 
Uch  war,  in  Hinkunft  von  der  Erwirkung  einer  solchen  Bestätigung  der  be- 
treffenden Fakultitsbeschlflsse  Umgang  genommen  werde. 

Da  nach  den  Statuten  für  die,  an  der  dortigen  deutschen  medizinischen 
Fakultät  bestehenden  Operationsinstitute  die  obige  Voraussetzung  nicht  ge- 
geben ist,  so  hat  es  selbstverständlich  bei  dem  bisher  beobachteten  Voigang 
2U  verbleiben. 
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Nr.  266. 

Dikrat  Inr  k.  k.  lofkamiier  Tom  20.  lovemliar  1835*  Z.  45.231, 

an  aNe  politischen  Landeratellen, 
(wegen  Einfflhning  der  Kanzlelpauschallen  bei  höheren  Stndienanstalten). 

Se.  k  k  Wcijestat  haben  über  eine  gemachte  a.  u.  Anfra^u  mit 
Ah.  Lnibdii.  vom  21.  Mai  d.  J.  die  Einführung  der  Kanzleipausdialien 
aiidi  bei  allen  Unterrichts-  und  höheren  Lehranstalten  anzuordnen  geruht 

Man  Ist  nunmehr  in  Bezug  auf  die  hiebe!  zu  beobaditenden  Grundsätze 
mU  der  k.  k.  Studienhofkommission  in  fotgendem  fibercingekoromen: 

I.  Die  Pauschierung  hat  sich  nur  auf  jene  Unterrichts-  und  höheren 
Leliranstalten  zu  beschränken,  die  auf  Kosten  öffentlicher  Fonde  erhalten 
werden  und  wo  die  Bestreitung  der  Auslagen  nicht  im  Wege  der  Privat- 
kookurrenz  oder  aus  Lokalquellen  geschieht. 

1.  Zur  PauschieninET  sind  geeignet  die  in  den  §§  3  und  4  der  Ah.  sank- 
tionierten Bestimmungen  bezeichneten  Objekte i)  nebst  den  Druck-  und  Buch- 
binderarbeiten, wozu  jedoch  die  anzuschaffenden  Präniicnbücher  nicht  ge- 
hören, femer  die  in  dem  §  9  der  erwähnten  Bestimmungen  aufgeführten 
Lokalitatserfordermsse,^)  insofern  bei  diesen  Anstalten  das  Bedürfnis  derselben 
obwaltet 

3.  Von  diesen  Lokalititserfordernissen  ist  jedoch  die  Beheizung  hi  der 

Regel  ausgeschlossen,  und  nur  da,  wo  bei  den  Anstalten  ganz  eigene,  ab- 
gesonderte Knn/Ieien  besteben,  oder  die  Vorsteher  ihre  Amtsgeschäfte  in 
ihren  eigenen,  ganz  allem  lur  diese  Geschäfte  bestimmten  Zimmern  ver- 
richten, kann  auch  die  Beheizung,  soweit  bisher  die  Aulrechnung  derselben 
gestattet  oder  ein  Aversum  bewilligt  ist,  in  die  Pauschierung  einbezogen 
werden;  sowie  auch  die  übrigen  etwa  bereits  wirklich  bestehenden  Be- 
heizungspauschalien nach  Umstanden  fortbestehen  können. 

4.  Von  der  Pauschierung  sind  ferner  ausgeschlossen  jene  Kanzleierfor- 
demlsse,  welche  hie  und  da  auf  Kosten  der  Anstalt  an  die  Schüler  abgegeben 
werden. 

5.  Wo  bereits  Geldpauschalien  bestehen,  ist  nachzuweisen,  auf  welchen 
Verordnungen  und  auf  welcher  Basis  sie  beruhen,  und  ob  nicht  bei  den- 

')  In  den  §§  3  und  4  der  mit  Ah.  Entschl.  vom  S.  Sovember  1829  genehmigten  Bestimmungen^ 
betretend  die  Festsetzung  von  Oeldpauschalien  für  die  bisher  in  natura  erfolgten  Kanzlei- 
erfonUmisse  werden  die  dem  Verbrauche  und  die  blqß  einer  Abnützung  unterliegenden  Gegen- 
$tdnde  (eigentliche  KanzleierfordernisM)  «ntf  Im  $  9  ku  o^imuütM  LokaßtÜMfwdM'nUBt,  wl» 
«.  B.  dia  JSr  die  Bskeiaug,  BrteiuMm^  ui$ä  Räi^mig  benBHgltit  Uieaalttait  m^^adkU, 
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selben  mit  Rficksidit  auf  die  gegenwärtigen  Verlialtnisse  eine  Änderung 
einzutreten  hatte. 

Im  übrigen  haben  bei  Ausmittlung  der  Kanzleipausdialien  für  die  ge^ 
dachten  Anstalten  die  bereits  bestehenden  Pauschieningsvorschriften  zu  gelten, 
und  es  ist  nur  noch  7u  bemerken,  daß  bei  Rerechnunfr  der  Auslai^cn  nach 
dem  vorgeschriebenen  dreijährigen  Durchschnitte  die  letzten  drei  Jahre  1833, 
1834,  18J5,  jedoch  mit  Kucksicht  auf  die  bei  einigen  Artikeln  in  den  J. ihren 
1834  und  1835  ak  ungewöhnhcli  liuch  anzunehniLiidcn  i-'reise  als  Maßstab 
anzunehmen  sind;  wobei  es  sich  übrigens  von  selbst  vcfstehtf  daß  bei  jeder 
einzelnen  Anstalt  auch  nachzuweisen  sein  wird,  inwiefern  die  Abstellung 
der  nachmittägigen  Amtsstunden,  von  welcher  eine  bedeutende  Ersparung 
an  Beleuchtungs-  oder  Beheizui^sauslagen  abhängt,  tunlich  sei  oder  nicht 

Hienach  wird  das  (die)  ....  aufgefordert,  alsogleich  die  erforderlichen 
Erhebungen  einzuleiten  und  die  Verfügung  zu  treffen,  daß  von  der  dortigen 
Provin/i^lpauschierungskommission  in  Be/iio-  nuf  die  Bestimmung  neuer, 
oder  Regulierung  schon  bestehender  Kan/lugtldpauschalien  für  alle  in  der 
Provinz  befindlichen  Unterrichts-  und  höheren  Lehranstalten  geeignete  Vor- 
schläge erstattet  und  selbe  mit  einem  gründlichen  Gutachten,  und  zwar 
mit  tunlichster  Beschleunigung  aither  vorgelegt  werden. 


Nr-  257. 

Aas  dem  Erfasse  des  Ministers  für  K.11.D.  Toni  11.  Oktober  1850. 

Z.  8718, 

an  das  Universitätskonsistorium  in  Wien,  den  akademischen  Senat  der  Uni- 
versität zu  Prag,  ICrakau,  Lemberg,  (Olmfitz),  Innsbruck»  Graz, 

(betreffend  die  provisorische  Regulierung  der  Universitätskanzlei  und 

-Qitlstar).>) 

Die  Funktionen  des  Quastors  sind  aus  dem  Gesetze  über  die  Kollegien- 
gelder^  und  aus  der  neuen  Studienordnung*)  klar  zu  entnehmen. 

Die  Katalogisierung  und  das  Geschäft  der  Evidenzhaltung  der  Studie- 
renden sollen  hienach  von  den  Dekanaten  an  die  Quastur  übergehen, 

und  bei  der  Ausfertigung  von  Universitätszeugnissen  und  Duplikaten  (§§  67 
und  68  der  Studienurdnung)^)  das  Dekanat  die  Mitwirkung  des  Quästofs 
in  Anspruch  nehmen  können. 

Die  üebarujig  mit  den  Kollegiengeldern  und  das  sonstige  Kassa-  und 
Verrcchnungswesen  konzentriert  sich  in  der  Quästur. 

Im  übrigen  bleiben  die  Geschäfte  des  Dekanates  dieselben  wie  bisher, 
ohne  daß  die  Universitätskanzlei  und  Quästur  diesfalls  in  einem  höheren 
Grade  als  bisher  in  Anspruch  genommen  werden  darf. 

Ober  die  Natur  des  zu  treffenden  Provisoriums  weise  idi  die  akademi- 
schen Behörden  an  den  §  4S  des  provisorischen  Gesetzes  Ober  die  Kollegien- 
gelder. ^) 

*)  Ober  Me  BeeSgt  und  SUOang  dn  UiUwtUitgguärtvnpenoHiUts  s.  Nr,  3S2,  beädmi^- 
weise  für  dif  Wiener  l  'nirersität  Sr.  Ä/. 
V  s.  Nr.  Xt.  -      s,  Nr,  »5. 
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Vereinigt  dasjenige  Individuum,  welches  zum  Quästor  designiert  wird» 
etwa  derzeit  mehrere  Funktionen  in  sich,  so  ist  in  Erwägung  zu  ziehen, 
ob  und  inwieweit  dieselben  noch  fernerhin  mit  der  StelUmir  und  mit  den 
Pflichten  des  Quästors  vereinbar  sind,  und  nach  Ausscheidung  derjenigen, 
welche  sich  als  inkompatibel  darstellen,  entweder  weil  sie  selbst  zu  viele 
Zeit  in  Anspruch  nehmen,  oder  weiJ  sie  leicht  in  Kollision  mit  den  Obliegen- 
heiten des  Quästors  treten  können,  sind  über  die  Einleitungen  zur  künftigen 
Verschung  derselben  die  geeigneten  Anträge  an  das  Unterriditsministeriuni 
(nach  Umstanden  an  den  Statthalter)  zu  machen. 

Die  innere  Oeschäftseinteilung  für  die  Kanzlei  und  Quastur')  ist  in  der 
Tendenz  zu  entwerfen,  daß  sie  nicht  bloß  auf  die  Bedürfnisse  und  Verhältnisse 
des  nächsten  Studienjahres,  sondern  auf  eine  längere  Dauer  berechnet  und 
dabei  den  durch  die  zu  gewinnenden  Erlahrungen  bedingten  Verbesserungen 
leicht  zugänglich  sei. 

Der  Quästor  wird  jedenfalls,  wenn  über  seine  definitive  Stellung  ent- 
sciuccien  sein  wird,  einen  semea  fixen  jährlichen  Bezügen  glcichiiümmenden 
Betrag  als  Kauttoo  zu  erlegen  haben.*) 

Bis  dahin  kann  jedoch  nach  dem  Ermessen  (des  Universitatskonsisto- 
riums)  des  akademischen  Senates  von  einer  solchen  Kaution  Umgang  ge> 


*)  Dienstinstrukffonen  fär  das  UmivtrtitäUkuHtUi'  und  Quä9tur$per$9nolt» 
Uiii»*mtät  Wien: 

DU  deneü  fltr  dte  KamUt  der  Wiener  üniventat  geltende  AmtsinstroMon  bermht  tmf 

dem  MinErt.  vom  21.  Juni  1876,  Z.  7803.   Die  mit  MinEri.  vom  27.  Dezember  1875,  Z.  20.233, 
genehmigte  Amtsinstruktion  für  die  Universitätsquästur  wurde  durch  die  Mintrl.  vom  31.  Detern' 
btr  1888,  Z.  25.688.  und  vom  30.  April  1991,  Z.  6640,  teüweise  (§§  22,  26,  30J  abgeändert. 
UniveraUat  Orat: 

Die  Ita&dkHon  ßr  den  Vateer^Mleukretär  und  den  Unirersääitofßeial  sieht  aef  Onmd 

Beschlnsses  des  a ha dr mischen  Senates  vom  .?/  Oktober  1876  in  Oeftnn;:  Die  Amtsronchrlß 
und  Verredmungsinstruktitm  för  die  Quästur  erhielt  mit  MiaErL  vom  15.  Oktober  1881,  Z.  10.704, 
die  Oenehm^puig. 

Universität  Innsbruck : 

Die  Dienstinstmktion  für  drn  Ufüversitätssekreiär  wurde  mit  MinErt.  vom  10.  Juli 
2.  12130.  jene  für  den  Offäial  und  Kamlisten  mit  Mintrl.  vom  22.  Mai  1876,  Z.  56^,  uaa  jene 
Ar  itfr  UnhrenUdiegmätiBr  mit  dem  MinEeL  mm  tt.  August  OTS,  Z.  TMS,  genehudgß. 

Universität  Prag  fdeutseh): 

Die  fnstrukfian  für  das  Kanzleipersonale  sowie  die  AmtsinetraMiion  für  den  Quästor  und 
ein*  Vereehnungsinstruktion  für  die  Quästur  fanden  mit  dem  MinErt,  fmn  13.  April  1893,  Z.  4t55, 
diu  Oeue/unigung. 

Utdvenim  Prag  fbdkmisel^: 

Die  Amtsinstruktion  ßr  das  Kar-frrrrrsonale  f Kanzleidirektor ,  Quäker,  OJS/bbÜ  tUtd 
Kamlisien)  Wirde  mit  .'^i  in  Erl.  vom  27.  Juni  liM),  Z.  32t2,  genehmigt. 

Universität  Krakau: 

Mit  MiuBrt.  som  6,  Jmd  WU,  Z.  im,  wurde  der  wwi^^te  BuimuffriuerAmiAislnAÜeH 
ßbr  die  Krakauer  Universitdtskandei  und  Qmäslar  mr  Qenehmigang  geeignet  b^kudem. 

Universität  Lemberg: 

Die  Amtsinstruktion  für  die  akademischen  HUfsämter  (UniversUätskamleipenonaleJ  wurde 
mH  MinEri.  vom  t5.  Mal  ISSS^  Z.  7057,  genehm^. 

ünherütdt  Ceernowitt: 

n/r  fnstruktion  fBr  das  Kansiefytersönate  eelUeU  mit  MütE/t  vom  3.  Mdrs       Z.  StSO, 

die  Oenehmigung. 

^  VgL  Anmerkung     a^f  S.  347. 
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fiommen  werden,  soweit  es  sich  um  die  Verwendung  eines  Mannes  handelt,  ' 
welcher  bereits  längere  Zeit  im  Dienste  der  Universität  sich  verwendet 
hat,  oder  dessen  Verläßlichkeit  sonst  hinlänglich  bewahrt  ist 


Nr.  258. 

BrlaB  tes  Wiilstors  fllr  K.  o.  D.  Tom  24.  im  1893*  Z.  9600/40, 

an  sämtliche  Landeschefs, 
(betreffend  die  mientgeltHche  Beteilung  mit  dem  Rdchegeeetzbtatte 

nnd  den  Uuidesregienuigsblltteni). 

Um  die  nach  Vorschrift  des  Ah.  Patentes  vom  27.  Dezember  1852, 
RGBNr.  260,  mit  Rücksicht  auf  die  Beschaffenheit  und  den  Umfang  der 

Behörden  mit  Beschränkung  auf  das  streng^ste  Amtsbedürfnis  vorzunehmende 
RctcÜung  der  I.  f.  Behörden  und  sonstigen  Anstalten  mit  dem  Reichs- 
l^esetzblatte  und  den  Landesregierungsbliittern  nach  einem  gleichförmigen 
Maßstabe  zu  ordnen,  ist  zunächst  der  Grundsatz  aufgestellt  worden,  daß  die 
obgedachtc  Beteilung  nie  als  eine  Bctcilung  der  bei  der  Behörde  oder  der 
Anstalt  angestellten  Individtten,  sondern  immer  nur  als  eine  Beteiluqg  des 
Amtes  und  der  Anstalt  selbst  anzusehen  sei. 

Nach  diesem  Gesichtspunkte  ist  jede  L  f.  Behörde  und  jede  selbstindige 
Expositur  einer  solchen  mit  je  einem  Exemplar  für  den  Vorsteher,  für 
Jeden  Vizepräsidenten,  für  die  Registratur,  für  die  etwa  vorhandene  Amts- 
bibliothek, endlich  für  den  Vorsteher  jedes  bei  der  Behörde  bestehenden 
selbständigen  Geschäftsdepartements  oder  Referates,  deren  AmtsluTLii  auch 
die  Kenntnis  der  uilii  r  dem  eigenen  Kronlande  gültigen  Reichsgesetze 
und  Verordnungen  bedingt,  zu  beteiien. 

Im  Sinne  dieses  Grundsatzes  wurde  hinsichtlich  der  der  Leitung  des 
Ministeriums  fflr  Kultus  und  Unterricht  unterstehenden  Institute  und  Fuaklio- 
näre  insbesondere  anericannt,  daß  nicht  nur  jede  höhere  Unterrichtsanstalt 
als  solche  mit  je  einem  Exemplar  des  Reichagesetzblattes  zu  beteSen  sei, 
sondern  daß  auch  jedem  öffentiidien  Lehrer  der  Rechts-  und  Staatswissen- 
Schäften  ein  Exemplar  zur  Verfügtmg  gestellt  werde,  und  daß  diese  Beteilung 
auch  bis  zu  jenem  Zeitpunkte  zurück,  wo  die  Beteilung  der  genannten 
Protessoren  mit  dem  Rrn  hs.gesetzblatte  auf^rehört  hatte,  nämlich  bis  zurück 
zum  1.  Juli  1851,  auszuluhren  sei.  Demgemäß  wird  die  Beteilung  mit 
dem  Reichsgesetzblatte,  soweit  das  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht 
hierauf  Einfluß  zu  nehmen  berufen  ist,  sich  zu  «strecken  haben  auf: 

a)  alle  akademischen  Senate; 

b)  alle  ProfessorenkoU^ien  sämtlicher  Universitftten; 

c)  alle  Professoren  der  rechts-  und  staatswissenschafHichen  Fakul- 
täten; 

d)  alle  Professoren  der  k.  k.  Rechtsakademien; 

e)  alle  Universitäts-,  Rechtsakademischen  und  Landes-Bibliotheken ; 

f)  alle  theologischen  Fakultäten,  Diözesan-  und  Klosterlehranstalten 
für  den  Professor  des  Kirchenrechtes  und  sämtliche  bischöfliche  Kon- 
sistorien ; 
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g)  alle  chirurgischen  Lehranstalten; 

b)  aOe  Professoren  der  Staatsarzneikunde  an  Universitäten  und  cbirur* 
gischen  Lehranstalten; 

i)  die  evangelisch-theologische  Fakultät  in  Wien; 

k)  die  theresianische  Akademie; 

1)  da?  polytechnische  Institut  in  Wien,  die  technischen  Institute  in 
Pra^,  Brunn,  Lemberg,  Krakau,  das  Joanncum  in  Graz,  [die  Josefs-lndustrie- 
schuie  in  Pest]  und  die  n,iutr>chen  Akademien; 

tn)  die  gelehrten  ücsciiscliaiicn,  welche  Staatsinstitute  oder  mit  diesen 
in  Verbindung  sind; 

n>  die  Konsistorien  augsburgischer  und  helvetischer  Konfession  in  Wien. 

Für  die  Beteilung  mit  Exemplaren  der  Landesregieruogsblatter  ist  als 
Regel  zu  betrachten,  daß  dieselbe  hinsichtlich  des  Landesregierungsblattes 
des  respektiven  Kronlandes  in  der  Art  zur  Ausführung  zu  bringen  sein  wird, 
daß  jede  Behörde  und  jede  Anstalt,  welche  an  der  Beteilung  mit  dem 
Reichsgesetzblatte  partizipiert,  ebcnsovicle  Lxeniplare  vom  Landesrcgierungs- 
blatte  des  eigenen  Kmniandes  im  Wege  der  Beteilung  zu  empfangen  hat, 
als  sie  nach  Maßgabe  der  weiter  oben  angeführten  Bestimmungen  Exem- 
plare des  Reichsgesetzblattes  eriiaH. 

Außerdem  wird  auch  jedem  der  Departementsvorsteher  (Referenten), 
jedem  selbständigen  Funkttonir,  und  vom  Standpunkte  des  Kultus-  und 
Unterrichtsministeriums,  insbesondere  jedem  Dekanate,  jedem  Pfarramte, 
jedem  Gymnasium  und  jeder  Realschule  ein  Exemplar  des  Landesregierungs- 
blattes  in  den  entspredienden  Landessprachen  zuzuweisen  sein. 

Nachdem  es  sich  nur  um  die  Anwendung  dieser  Bestimmungen  und 
zu  diesem  Ende  um  Zusammenstellung  des  Bedarfes  des  Reichsgesetzblattes 
und  der  Landesregierungsblätter  der  der  Leitung  des  Mmisteriums  für  Kultus 
und  Unterricht  unterstehenden  Behörden  und  Anstalten  der  einzelnen 
Kronländer  und  um  Anfertigung  neuer  Bedarfskonsignationen  handelt,  nach 
welchen  die  Beteilung  schon  mit  der  eintretenden  zweiten  Jahreshälfte 
der  Publikation  des  Reichsgesetzblattes  und  der  Landesregierungsblätter 
zur  AusfQhnuig  zu  bringen  sein  wird,  so  werden  Euer  .  .  .  eingeladen, 
die  Zusammenstellung  dieses  Verzeichnisses  ungesäumt  in  der  Art  zu  ver- 
anlassen, dafi  aus  demselben  sowohl  jede  einzelne  Behörde,  Person  und 
Anstalt,  die  nach  Maßgabe  der  ohanc^eführten  grundsätzlichen  Bestimmungen 
an  der  Beteilung  mit  dem  KeichsgLsctzblattc  und  dem  Landesregierungs- 
blatte  des  Kronlandes  teilnehmen  wird,  als  auch  die  Anzahl  der  Eximplare, 
die  zur  nonnalmäßigen  Beteilung  voraussichtlich  erforderlich  ist,  mit  alier 
Bestimmtheit  und  mit  genauer  Angabe  der  Ailresse  der  Behörden  und 
des  Postamtes»  wohin  die  Sendungen  des  Reichsgesetzbiattes  künftig  zu 
gesdiehen  haben,  dann  mit  Angabe  der  Spradiausgaben,  in  weldien  das 
Landesregierungsblatt  zuzuweisen  sein  wird,  ersichtlich  sei. 

Für  die  Vollständigkeit  und  Zuverlässigkeit  dieser  Bedarfskonsignaticm 
wollen  Euer  ...  um  so  mehr  gefällige  Fürsorge  treffen,  als  eine  Abänderung 
derselben,  wenn  sie  einmal  an  das  Justizministerium  geleitet  ist,  im  kurzen 
Wege  nicht  mehr  zulässig,  sondern  durch  das  Justizministerium  oder,  wenn 
sie  Landesrcgierungsbiattcr  beträfe,  durch  das  Ministerium  des  Innern  einzu- 
Uoivenltitsgesetze.  16 
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leiten  sein  würde.  Gleichwie  übrigens  Euer  ...  für  den  Fall,  dafi  es  nadi 
den  besonderen  VetMltnissen  des  Landes  angezeigt  sdiiene,  die  besprochene 
Beteilung  mit  dem  Reicfasgesetzblatte,   dem  Landesregierungsblattc  des 

eigenen  Kronlandes  oder  auch  mit  dem  Landesregierungsblatte  angrenzender 
Kronländer  auf  Behörden,  Funktionäre  oder  Anstalten  auszudehnen,  die 
in  den  vorstehenden  Bcstimmunsren  zwar  nicht  ausdrücklich  erwähnt,  jedoch 
in  der  allgemeinen  Maxime  unzweifelhaft  inbeg^riffcn  wären,  die  motivierte 
Aufnahme  derselben  in  die  Redarfskonsißfnation  nicht  unterlassen  mögen, 
SU  wollen  Luer  .  .  .  ruckiiicliUidi  des  den  juridischen  Professoren  gemachten 
Zugeständnisses  nachträglicher  Beteilung  mit  den  vom  1.  Juli  1851  an  er* 
schienenen  Stücicen  des  Reichsgesetzblattes  die  Verfügung  treffen,  daß  der 
bezugKdic  Bedarf,  soweit  die  nachtra^che  Zusendung  in  dem  Wunsche 
der  Beteiligten  liegt  und  den  Zweck  der  Vervollständigung  einer  zwar  unter- 
brochenen,  jedoch  bestehenden  Sammlung  haben  kann,  ermittelt,  und  in 
einem  besonderen  Verzeichnis,  und  zwar  für  die  Zeit  vom  1.  Juli  1851 
bis  1.  Dezember  1852  mit  Beifügung  der  gewünschten  Sprachausgaben,  vom 
1.  Jänner  1833  angefangen  aber  bis  Ende  Juni  1.  J.  nur  in  deutscher  Allein- 
ausgäbe  ersichtlich  gemacht  wexde. 

Schliefilich  erübrigt  noch,  Euer  ...  auf  die  durch  den  nahen  Beginn 
der  Wirksamkeit  der  neuen  BeteilungsmodaUtäten  herbejgeffiJirte  Notwendig- 
keit der  tunlichsten  Beschleunigung  der  Zusammenstellung  und  Vorlage 
der  besprochenen  Verteflungsausweise  mit  dem  Beisatze  aufmerksam  zu 
machen,  daß  man  dieser  Vorlage  zuverlässig  bis  zum  25.  k.  M.  entgegensehe. 


Nr.  259. 

EriaB  dfls  Mlnisterlams  f flr  K.  u.  0.  vom  12.  AprU  im.  Z.  343/KDll, 

an  sämtliche  Statthalterelen,  Statthaltereiäbteilungen  und  Landesregierungen, 

(womit  ZOT  Erzieliifig  einer  atreogerea  Ordnung  bei  Sammlung  vnd  Anf- 
bewatanmg  des  Reichs-  nnd  Landeigesetzblattes,  sowie  zur  Regelmg 
des  Vorganges  bei  Reklamationen  einzelner  Stucke  dieser  Oeaetzeablitter 

Anordnungen  getroffen  werden). 

Infolge  gemachter  Wahrnehmungen,  daß  bei  der  Sammlung  und  Auf- 
bewahrung des  Reichs-  und  Landesgesetzblattes  häufig  nicht  mit  der  ge- 
hörigen Sorgfalt  und  Ordiumg  vorgegangen  wird  und  hiedurch  zu  späte  oder 
unberechtigte  Reklamauuaen  nach  einzelnen  Stücken  der  Gesetzblätter  ver- 
anialil  werden,  findet  man  sich  bestimmt,  zur  Hintanhaltung  dieser  Übel- 
stande und  zur  Erzielung  einer  strengen  Ordnung  bei  Sammlung  und  Auf- 
bewahrung,  sowie  zur  Regelung  des  Vofganges  bei  Reklamationen  einzelner 
Stücke  dieser  Oesetzblitter  der  k.  k. ...  zur  weiteren  Anweisung  der 
gemäß  des  hterortigen  Erlasses  vom  24.  Juni  1853,  Z.  5600,^)  mit  den 
genannten  Gesetzblättern  bcteilten  Lehranstalten,  Institute  und  Organe  analog 
mit  den  diesfalls  von  den  Ministerien  der  Justiz  imd  der  Finanzen  an  die 
denselben  untergeordneten  Behörden  und  Organe  ergangenen  Erlässen  nach- 
stehende  Anordnungen  bekanntzugeben: 

»>  s,  Nr.  258, 
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Die  zur  Verteilung  kommenden  Exemplare  des  Reichsgesetz-  und 
Landesregierungsblattes  bilden  stets  ein  Amtseigentum  der  damit  beteilten 
Lehranstalt,  des  dimit  beteilten  Institutes  oder  Ortranes.  sind  in  das  Inventar 
einzustellen  und  Diemals  als  ein  Privateigentum  dessen  zu  betrachten, 
welchem  dieselben  zur  Benutzung  übergeben  wurden.  Nach  Abiauf  eines 
Jahres  sind  die  Exemplare  einzubinden. 

Die  Vorstelier  der  Lehranstalten,  Institute  und  anderer  Organe  haben 
festzusetzen,  wer  ans  dem  ihnen  unterstehenden  Personale  für  die  Ordnung 
])ei  der  Sanimtung  und  Aufbewahrung  dieser  Gesetzblätter  verantwortlich 
gemacht  wird;  ist  keine  derlei  Bestimmung  getroffen,  so  sind  jene  Vor- 
steher für  die  Abgänge  ersatzpflichtig.  Reklamationen  sind  längstens 
binnen  vier  Wochen  nach  dem  Tage  der  Ausgabe  eines  Stückes,  von 
oder  im  Wege  jenes  Organes,  an  u'elches  die  unmittelbare  Einsendung 
von  der  Hof-  und  Staatsdruckerci  erfolgt,  an  diese  Staatsanstalt  zu  richten, 
welche  in  diesem  Falle  die  Nachlieferung  unentgeltlich  besorgen  wird. 

Nach  Ablauf  dieses  Termines  kann  das  abgängige  oder  ein  Ersatz  für 
das  mangelhafte  Stfick  nur  gegen  gleichzeitige  Entrichtung  des  VerschleiB- 
prcises  von  Seite  des  an  der  verspäteten  Reklamation  Schukitragenden  be- 
logen werden. 

Wenn  dem  Angehörigen  einer  Lehranstalt,  eines  Institutes  oder  eines 
anderen  Organes  für  Kultus  und  Unterricht  ein  Exemplar  der  genannten 
Gesetzblätter  übergeben  war,  ist  im  Falle  seine?  Dienstaustrittes  oder  seiner 
Versetzung  dafür  zu  sorgen,  daß  das  Exemplar  noch  vor  seinem  Abgänge 
vollständig  übergeben  werde,  im  Falle  seines  Ablebens  aber  ist  sich  von 
der  Vollständigkeit  des  Amtsexemplares  die  Überzeugung  zu  verschaffen 
und  nötigenfalls  zu  veranlassen,  daß  dessen  Erben  die  in  seinem  Naclilasse 
bcfindlkfaen  QesetzUätter  an  jenes  Organ,  bei  dem  sich  der  Verstorbene 
befond,  ilbeigeben  und  den  entsjirechenden  Ersatz  ffir  den  allfäUigen  Ab- 
gang leisten. 

Nach  denselben  Grundsätzen  ist  audi  bezüglich  der  übrigen  Geseiz- 
und  Verordnungsblätter  mit  den  aus  der  Natur  derselben  sich  ergebenden 
Änderungen  vorzugehen. 

Nr.  260. 

Eritf  des  Wnlstirliims  für  K.  n,  U.  Tom  IS.  Anpst 1859,  Z.  82S/nil, 

an  die  Statthalterei  fOr  Böhmen» 
(womit  der  Ministerialerlaß  vom  12.  April  1859,  Z.  343/KUM,  betreffend 
die  Sammlnng  nnd  Avlbewahning  des  Reichs-  und  Landesgcsetzblnttes, 

erläutert  wird). 

Die  der  unterm  1.  Juni  1.  J.,  Z.  21.063,  vorj^clegten,  im  Anschlüsse 
zurückfolgend cn  Eingabe  des  Professorenkollegiums  der  rechts-  und  staats- 
wissenschaftlichen Fakultät  in  betreff  der  Haftung  der  mit  dem  Reichsgesetz- 
und  Landcsrcgierungsblatte  beteilten  einzelnen  Professoren  für  die  gehörige 
Aufbewahrung  und  die  Vollständigkeit  der  gedachten  Gesetzsammlungen  zu 
Omnde  liegende  Annahme,  als  wären  die  den  einzehien  Professoren  im 
Wege  der  amtlicfaen  Verteilung  zukommenden  Exemplare  als  ihr  Privat- 
iv» 
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eigentum  zu  betrachten,  ist  nach  dem  entgegengesetzten  Aussprudle  des 
ho.  Erl.  vom  24.  Juni  1853,  Z.  5600,»)  zu  berichtigen. 

Es  hat  daher  die  ho.  Vdg.  vom  12.  April  1.  J.,  Z.  343/KÜM,-)  auch 
auf  obige  Exemplare  volle  Anwendung  zu  finden,  was  insbesondere  rück> 
sichtlich  der  obbczcichnetcn  Haftung  der  Beteilten  in  dem  Umfange  zu 
gelten  hat,  in  welcliem  die  fragliche  Zusendung  seit  dem  ho.  Erl.  vom 
24.  Juni  1853  die  Natur  und  Bestimmung  einer  Beteüung  des  Amtes  und 
der  Stelle  angenommen  und  aufgeht  hakt  persönlidic  Begünstigung 
gewisser  Angestellter  zu  sein. 

Die  beteilten  Professoren,  welche  sich  im  Besitze  der  Sammlung  befinden 
oder  deren  ordnungsmäßige  Übergabe  von  Sven  Vorgängern  im  Amte  zu 
verlangen  berechtigt  und  verpflichtet  waren,  werden  daher  f^elep'enht itlich 
der  Aufrichtung  oder  Ergänzung  des  Amtsinventars  die  VollstainJit^keit  der 
bezü{Tlicheii  Sammlungen  auf  ihre  Kosten  gegen  etwaige  Regreßnahme  im 
obbczcichnetcn  Umfange  der  Haftung  zu  vertreten  schuldig  sein. 

Betreffend  die  Anfrage  über  die  Verpflichtung,  die  Exemplare  nach 
Weisung  des  Erlasses  vom  12.  April  1.  J.  einbinden  zu  lassen,  und  wovon 
die  bczilglidien  Kosten  zu  bestreiten  sind,  ist  dem  Professorenkoll^ium  zu 
bedeuten,  dad  von  der  erstgedachten  Vorschrift  aus  Rücksicfaten  der  Evidenz- 
haltung und  Sicherung  des  Bestandes  und  der  Vollständigkeit  der  betreffenden 
Sammlungen  keine  Ausnahme  zulässig  ist. 

In  Absicht  auf  die  Deckung  des  bczunrUchen  Aufwandes  wird  sich, 
wenn  die  betcilten  Professoren  —  ungeachtet  der  überwiegenden  Vorteile, 
welche  ihnen  aus  der  geregelten  ÜbcrkoniniuncT  und  freien  Renützunp  (die 
selbst  die  Einzeichnung  von  Noten,  Verweibungeu  usv\.  niciit  ausäciilicüt) 
gegenüber  den  geringen  Kosten  des  Einbindens  erwachsen  —  die  Ober« 
nähme  oder  die  Veigfitung  der  letzteren  in  Anspruch  nehmen  sollten,  nach 
den  Bestimmungen  des  Eriasses  vom  12.  April  1.  J.,  beziehungsweise 
nach  dem  zu  richten  sein,  was  in  betreff  der  Amtsexemplare  des  akademi» 
sehen  Senates  und  der  Professorcnkollegien  eingeführt  ist. 

Anmerkung:  SämtUchr  Jahrgänge  der  deutschen  Ausgabe  des  ReidtSgesetzblaites  vom 
Jahre  1849  ab  und  sämtliche  Jahrgänge  der  anderen  sieben  Sprachausgaben  (italienisek,  böhmisch^ 
polni$eh,  mUteaiach,  tiatmUuh,  kroatisch  und  rtunäntidi)  vom  Jahre  tSTO  ab  $btä  am  4m  K«r> 
sehleiAfref*  (ein  VUrMbogen am2hJaMsdeM  Vertage defk.t.Hef-  mnäStaatadnukeretsu  taiekeiu 


Nr.  2dl. 

Aus  dem  Erlasse  des  Ministeriums  fflrK.  u.  ü.  vom  28.  August  1872» 

Z.  10.417. 

an  1 .  das  Universitätskonsistorium  in  Wien, 2.  den  Statthalter  tur  Niederösterreich, 
(betreffend  die  Organisierung  des  Beamten-*)  und  Besoldungsstatus  *} 

der  WteMT  UidTmHitsquästur). 
Se.  k.  u.  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  Ah.  Entschl.  vom  20.  August  L  J. 
ag.  zu  genehmigen  geruht,  daß  der  Beamten»*)  und  BesoMungsstatus*)  der 

*)^s.  Nr.  2S8.  -  •)     Nr.  S». 

»1  Dirser  Erlaß  wurde  durch  §  3  der  MinVdg.  vom  34.  Oktober  1875,  Z.  1TJ49,  MVBNk  4» 
fs.  Nr.  2b2),  in  Bezug  auj  den  Status  der  Qudstursbeamten  aa/rechterhaUen. 

*)  Für  äaa  Aasmqß  der  Bezüge  des  Quästurspersonales  sind  gegenwärtig  mq/B^ebendt  äl0 
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Wiener  Universitätsquistiir  definitiv  oiganisiert  und  in  nachstellender  Weise 
gigliedeit  wende: 

1.  Ein  Quistor  mit  [eintausendzweiliundert  (1200)  Oulden  Jahresgehalt 
und  250  Oulden  Quartieq;ek],  und)  dem  Range  nach  der  IX.  Diätenklasse. 

2.  Ein  QuästurskontroUor  mit  [eintausend  (1000)  Gulden  Jahresgehalt 
und  200  Gulden  Quartiergeld  und]  dem  Range  nach  der  X.  Diätenklasse. 

3.  Ein  erster  Qi!n<;tiirsoffi?in1  irrit  [achthundert  (800)  Oulden  fahrcstrchalt 
und  150  Oulden  Quartiergeld  und)  dem  Ranfre  n.ich  der  XI  Diatenklasde. 

4.  Ein  zweiter  Quästursoffizial  mit  [sechsiiundert  (oOU)  Gulden  Jahres- 
^ehaH  und  150  Gulden  Quartiergeld  undj  dem  Range  nach  der  XI.  Diäten- 
idasse  und 

5.  ein  Quästursdiener  mit  [vierhundert  (400)  Oulden  Jahresgehalt  und 
einer  Naturalwohnung  oder  100  Oulden  Quartieigeld  und]  einer  Dienst- 
kleidung.^) 


Nr.  202. 

Yerordttiug  das  Ministers  fflr  K.  u.  0.  vom  24.  Oktober  1875, 

Z.  17J40.  MfBIr.  M. 

hetrefreod  die  Bezüge  imd  Stellmig  des  Ketideipenoiiales  der  Oater- 

reiehlMtaen  Unl¥ersititen. 

Auf  Grund  der  Ah.  Entschl.  vom  23.  Oktober  1873  finde  icii  zu  ver- 
ordnen, wie  folgt: 

§  1.  Die  Kanzlei-  und  Quästursgeschäfte  an  den  österreichischen  Univer- 
sititen  werden  von  Kanzleidirelctoren,  Universitatssekretaren,  Quästoren, 
QRizialen  und  Kanzlisten  besorgt 

§  Z  Die  Kanzleidirektoren  stehen  fai  der  VIII.,  die  Universiats- 
selcretäre  und  die  Quästoren  in  der  IX.,  die  Off iziale  in  der  X.,  die  Kanzlisten 
in  der  XI.  Raogsklasse  und  genieBen  die  diesen  Rangsklassen  ent- 
sprechenden BezQge.*) 

§  3.  An  der  Universität  Wien  besteht  der  Status  der  Kanzleibeamten 
aus:  1  K.in/]cidirektor,  1  Offizial  und  1  Kanzlisten.  Rücksichtlich  der 
Quastur  verbleibt  es  bei  der  infolge  der  Ah.  Entschl.  vom  20.  August  1872 
(Min  Erl.  vom  2S.  August  1872,  Z.  10.417)^)  durchgeführten  Systemisierung. 


Bestimmungen  des  Üesetzes  vom  19,  September  1998,  RQBNr.  172  (s.  Nr.  26SJ  u/ui  die  Ver- 
ontauv  ^  ae9amimM$tertam  wom     Mai  iKS,  RQBNr.  74,  betr^ffluä  dl*  AUMtMuMtagen 

fit  Ammerkang  ')  bei  Sr.  Q7J. 

*)  VgL  Nr.  286  und  Nr.  2B9. 

*)  Dit  QtHnOtthuäg»  4tr  XiOMfltf-  Mtf  QuOstmnbeamien  simt  äareh  das  Oesetz  vom 
9*  Stfkmber  1896,  RQBNr.  172  fs»  Nr.  368)  und  die  Aktivitätszalagen  derselben  durch  die  Vtr^ 
Ordnung  det  Qe$amtmitiiiderlam  fom  14.  Mai  RQBNr.  74  fs.  Aameri^  *)  M  Nr.  91), 
aormieri. 

Der  SMte  dieser  aeatfOm  bat  im  Lia^ft  der  Jahre  an  eittseUun  UahersUdtea  eine  Ver- 
auknmg  erJahren  und.  MtftfM  «fimlw  orf  pmooaa  tn  AMffv  Rat^fsUassea  dagtrdkL 
»>  s.  Nr.  261. 
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Der  Status  der  Kanzleibeainteii  in  Prag^)  besteht  aus  1  Kaozleidirektor» 
1  Quastcr,  1  OHizial  und  1  KanzUsten. 

An  den  Universitäten  Innsbruck,  Graz,  Krakau,  Lemberg  besteht  das 
Kanzleipersonale  aus  1  Universitätssekretär,  1  Offizial  und  1  KanzUsten, 
an  der  Universität  Czernowitz  aus  1  Universitätssekretär  und  1  Kan7!isten. 

Außerdem  ist  in  Wien,  Krakau  und  Lemberg  je  ein  ständiger  Uiurnist 
zu  verwenden  und  kann  auch  an  den  anderen  Universitäten  bei  ein- 
tretendem Mehrbedarf  an  Arbeitskräften  eine  ausnahmsweise  Aufnahme  von 
Diurnisten  für  das  Schreibgeschäft  stattfinden. 

Eigene  Quästoren  bestehen  nur  an  den  Universitäten  Wien  und  Prag; 
an  den  übrigen  Universitäten  werden  die  Quastorsgesdiafte  von  dem 
OfHziale  oder  Kanzlisten  besorgt 

§  4.  Die  Kanzicidireictoren  und  Universitfitssekretire  werden  auf  Vor- 
schlag des  akademischen  Senates  vom  Minister  ffir  Kultus  und  Untenidit 
ernannt. 

Die  Ernennung^  der  übrigen  Kanzleibeamten  steht  dem  akademischen 
Senate  gegen  die  einzuholende  Bestätigung  des  Landeschefs  zu.*) 

§  5.  Die  Üisziphnargewalt  über  die  Beamten  der  Universitätskanzlei 
wird  in  erster  Instanz  vom  Rektor  und  akademischen  Senate  nach  Maßgabe 
der  Bestimmungen  über  die  Disziplinarbehandlung  der  landesfürstiicheu  und 
der  denselben  gleichgestellten  Beamten  und  Dienef*)  ausgeübt 

§  6.  Zur  Erlangung  der  SteOe  eines  Kandeidirektors  oder  Universitats- 
Sekretärs  ist  der  Nachweis  der  absolvierten  juristischen  Studien  und  der 
mit  Erfolg  abgelegten  theoretischen  Staatsprüfungen  erforderlich. 

Zur  Erlangung  der  übrigen  Beamtenstellen  genfigt  der  Nachweis  der 
absolvierten  Oymn.Tsialstudien ;  der  mit  den  Quästurgcschäften  zu  betrauende 
Beamte  hat  sich  über  die  abgelegte  Staatsprüfujig  aus  der  Staatsrechnungs- 
wissenschaft auszuweisen. 

Ausnahmen  von  den  vorstehenden  Bestinitnungen  können  nur  vom 
Minister  für  Kultus  und  Unterricht  zugelassen  werden. 

§  7.  Die  von  einzelnen  Beamten  der  Universitatskanzlei  anläßlich  von 
Promotionen  usw.  bisher  genossenen  TaxbezOge*}  werden  durch  die  gegen- 
wartige Verordnung  nicht  berfihrt;  dagegen  haben  die  bisher  gewährten 
regebnäfljgen  Remunerationen,  wie  namentlich  jene  für  die  Besorgung  der 


>)  Mit  MinErt.  vom  4.  Augast  1882,  Z.  888,  KUM,  wurde  nenehnügt,  dqß  an  der  UttinnUät 
mtl  btkmi^er  Vminigs^mälie  In  Png  mrldußg  ein  KanOeUMior,  dnQa^^ 
mU  den  Omen  systemm^ßg  noch  Maßgabe  der  Ministerialverordtmng  über  das  Kanzleipersoiudt 
an  ünivenitäten  zukommendm  Bezügen  bestellt  werde.  Im  Falle  dieses  Personale  nicht  ausreichen 
würde,  sollte  zunüclist  durch  Aujnaiune  eines  Diurnisten  fiir  die  Dauer  des  Bedarfes  entsprechend 
Vttnorge  gHnff^  werden,  ~  S»  anek  Anamrtai^  ^  «qf  S.  MS, 

Mit  Rücksicht  auf  den  Wortlaut  dieser  auf  Qrund  Ah.  Schlußfassung  beruhenden 
Mbmterialverordnung  luäerUegt  es  keinem  Zweifel^  dqß  die  dem  aAademischen  Senate  susteheaäea 
Ernennungen  der  Untrenliättkanxleibeamltn  erst  durch  die  Beaidtigm^  seitens  des  Landeeehqfi 
ihre  Rrchtsuirksmntett  rriant^en.  Hienach  bestimmt  ttadt  der  ZdtpanU  der  Anmdmag  dtr 
Beenge  fMinErl.  vom  J7.  Mai  im,  Z.  4635J. 

»)  s.  Nr.  295  und  Nr.  18  (§  I9J. 

«)  IHe  notk  dtredt  an  ebuHnen  UnIfenMSIen  be$iekenden  ToMbetig»  werden  tnecesthe 
nach  Maßsahe  der  BrUdigutg  da  beinffendtn  Dlmst/mient  mm  Onneten  dea  UtOeertUdiaati^h 

fondes  aufgelassen. 
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Quästurgeschäfte  zu  entfallen,  insofern  sie  nicht  als  Honorar  für  spezielle, 
nicht  zu  den  regelmäßigen  Verpflichtungen  des  betreffenden  Beamten  ge- 
hörige Leistungen  (Gebäudein<;pcktion  usw.)  nnznsehen  sind. 

§  8.  Die  mit  den  Quästurgeschäften  zu  betrauenden  Beamten  haben 
eine  Kaution  zu  erlegen,  deren  Höhe  vom  Landeschef  festgestellt  wird.*) 

§  9.  Diese  Verordnung  tritt  mit  1.  Jänner  1S70  in  Wirksamkeit. 


Nr.  263. 

YerordnoBfl  des  Ministers  fQr  K.  u.  ü.  vom  28.  Februar  U77, 
Z.  2mi  ex  »76,  MVBlir.  5  ex  1877, 

an  sämtUche  unterstehende  Behörden,  histltute  und  Anstalten, 

bcArcffend  die  Toradirifttiiiiftige  Befettlgnng,  ObersclireflMnig  imil 

Durchstrelchung  der  Stempelmarken. 

AnlaBlich  des  vom  k.  k.  Finanzministerium  wiederholt  wahlgenommenen 
Umstandes,  daß  von  k.  k.  Kassen  Quittungen  zur  Auszahlung  übernommen 
worden  sind,  auf  weldien  die  skalamäßigen  Stempelmarken  zwar  ange- 
bracht, aber  nicht  in  GemäRheit  des  §  3  der  Verordnung  vom  28.  März 
1854,  RGBNr.  70,  befestigt  und  überschrieben  waren,  werden  im  Einver- 
nehmen mit  dem  genannten  Ministenum  zur  Erzielung  eines  gleichmäßigen 
Vorganges  bei  Befestigung,  Oberschreibung  und  Durchstreichung  der  Stempel- 
marken die  diesfalls  besteheuden  Vorschriften  zur  genauen  Befolgung  nach- 
stdiend  m  Erinnerung  gebradtt 

OcmiB  §  21  des  OebOhrengesetEes,  §  3  der  Verordnung  vom  2&  März 
1854,  RGBNr.  70^  und  FinanzmInisterialeriaB  vom  14.  Dezember  1858» 
RGBNr.  231,  sind  die  Stempelmarken  auf  dem  Papiere  zu  befestigen,  ehe 
die  stempelpflichtige  Urkunde  niedergeschrieben  wird,  daher  jede  Stempel> 
marke,  welche  nachträglich  über  die  Schrift  selbst  befestig  wurde,  als  nicht  vor- 
handen angesehen  werden  muß.  Von  der  Schrift  muß  wenigsten'^  eine  Zeile, 
nie  aber  die  Oberschrift  (Titel)  oder  Unterschrift  über  die  iMarke  unter 
dem  Stcmpelzeichcn  in  gerader  Linie  fortlaufen,  mithin  die  Marke  auf 
dem  farbigen  Felde  überschrieben  werden. 

Beitti  Gebrauche  von  Blanketten  mufi  die  Marke  an  emer,  für  die 
Handschrift  angesparten  Stelle  so  t>efestlgt  werden,  daß  von  der  Handschrift 
wenigstens  eine  Zeile  über  die  Marke  geht 

Die  Marke  mittelst  einer  Stampiglie  zu  Überdrucken,  statt  sie  zu 
überschreiben,  ist  dem  StempelpfUchtlgen  nicht  gestattet  (Erlaß  vom  1.  De- 
zember 1854,  RGBNr.  306). 

Nach  §  14  der  Verordnung  vom  28.  März  1854  ist  die  Stcüipeimarke 
als  nicht  vorhanden  anzusehen  und  die  Quittung  als  nicht  gestempelt  zu 

')  Durch  das  Gesetz  vom  18.  Juli  1003.  ROBS'r.  203  fMVB.  des  Ministeriums  ßir  K.  a.  U. 
Sr.  46),  warde  die  Verpßiehtung  der  mit  Oeld-  und  Materialgebarung  betrauten  Staatsangestellten 
nar  Leistung  von  Diensttauttonen  und  die  VerbindlicMieit  der  Frauen  von  in  Verreehming  stehen- 
den Staatsbeamten  zur  Einlegung  von  Verzichtsarkunden  mfgehoben.  Vgl.  cmch  die  Vtrwtbuuig 
des  Finanzministeriums,  betrej^toä  die  DunhßhfUng  dtUU  QtUtU»  (MVB»  dt*  f^tÜ$t»Uaitt ßir 
K.  a.  U.  Nr.  47  ex  1903). 
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nchandcln,  wenn  die  Stempelmarke  nicht  vorschriftsmäßig  befestigt  und 
überschrieben  ist,  wenn  ein  Teil  davon  fehlt,  oder  wenn  Markenbestandteile 
getrennt  und  wieder  zusammengesetzt  worden  sind,  sie  mögen  von  derselben 
Stempelmarke  herrühren  oder  nicht 

Nach  §  8  der  angeführten  Verordnung  müssen  die  Stempelmarken 
unverletzt  sein  und  keine  Spuren  einer  bereits  gesdiehenen  Verwendung 
an  sidi  tragen. 

Ist  der  Verdacht  vorhanden,  daß  die  zu  den  Quittungen  verwendeten 
Stempelmarken  bereits  gebraucht  worden  sind,  so  sind  sie  der  k.  k.  Hof- 
und  Staatsdrückerei  unmittelbar  wegen  Prüfung  und  Abgabe  des  Befundes 
zu  übersenden  (Erlaß  vom  1.  Dezember  1855,  RüBNr.  8  ex  1856). 

Die  auf  Quittungen  vorschriftsmäßig  verwendeten  Stempelmarken  sind 
ferner  nach  dem  Finanzministerialerlasse  vom  9.  Mai  ISöO,  RüBNr.  122, 
von  den  mit  der  Liquidatur  betrauten  Beamten  der  öffentlichen  Kassen  kreuz- 
weise derart  zu  durchstreichen,  daß  die  befcien  Striche  sich  in  der  JMitte  der 
Marke  durcfaacfaneklen. 

Bei  jenen  mit  Oeldausgaben  betrauten  Amtern,  wo  die  Liquidatur 
nicht  von  eigenen  Beamten  besorgt  wird,  hat  die  Durchstreichung  der 
Stempelmarken  auf  den  Ausgabsdokumenten  von  den  die  Auszahlung 
leistenden  Beamten  zu  ereschehen. 

Die  Kassa-  und  Rcchnungsbeamten.  welche  zur  Übernahme,  Liqui- 
dation oder  Zensurierung  zunächst  verpflichtet  sind,  haben  nach  §  Q3  des 
Gebührengesetzes,  beziehungsweise  nach  dem  Unterrichte  vom  3.  Mai  1S50 
über  die  Verpflichtungen,  welche  das  Oesetz  den  öffentlichen  Behörden, 
Ämtern  und  Amtspersonen  auferlegt,  darauf  zu  sehen,  ob  die  StempelgebQhr 
vorschriftsmäBig  entrichtet  worden  ist 

Im  g^enteiligen  Falle  haben  sie  über  jede  Urkunde  abgesondert 
(ausgenommen,  es  betreffen  mehrere  Urkunden  ein  und  dieselbe  PersonJ 
einen  Befund  aufzunehmen  (Finanzministerialerlafi  vom  21.  August  1866, 
RGBNr.  98). 

In  den  Befund  ist  ein,  alle  wesentlichen  Daten  der  Urkunde  ent- 
haltender Auszug  aufzunehmen,  derselbe  mit  der  Geschaftszahl,  der  Zahl 
des  Journalartikels  oder  der  Post,  unter  welcher  die  beanständete  Urkunde 
voigekommen  ist,  zu  versehen,  und  von  dem  Amtsvorstande  oder  von  dessen 
Stellvertreter  zu  fertigen,  mit  dem  Amtsstegd  zu  versehen  und  an  die  zur 
Handhabung  des  Gebührengesetzes  berufene  Behörde  jenes  Bezirkes,  in 
welchem  der  Übertreter  wohnhaft  ist,  zu  leiten. 

Die  Aufnahme  des  Befundes  ist  auf  jeder  beanständeten  Urkunde  zur 
Begegnung  wiederholter  Beanständigungen  und  zum  Schutze  vor  der  Ver- 
antwortlichkeit wegen  AiiHerachtlassung  dieser  Vorschrift  mit  wenigen  Worten 
zu  bemerken,  diese  AnmiTkun^  von  dem  Beanständenden  leserlich  zu  fertigen 
und  das  Amtssiegel  bcizudruckcii,  das  letztere  vorzugsweise  deshalb,  um 
ZU  verhindern,  dafi  von  den  Parteien  selbst  eme  Beanständigungsanmerkung 
beigesetzt  und  dadurch  die  Aufnahme  des  amtlichen  Befundes  hintange- 
halten  werde. 

Für  die  Entrichtung  der  Stempelgebühr  und  für  den  vorschriftsmäßigen 
Gebrauch  der  Stempelmarken  haftet  nach  §  71,  Abs.  6  jdes  Gebührengesetzes 
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jedermann,  dem  eine  Schuld  oder  Tcilnehmung'  an  einer  Übertretung,  die 
das  üesetz  für  eine  Ocfällsverkürzuni^  erklärt,  zur  Last  fällt,  er  ina^r  in 
Absicht  auf  dieselbe  straffällig  sein  oder  nicht,  bezüglich  des  Betrages, 
rücksichtlich  dessen  die  Gefällsverkürzung  verübt  wurde. 

Im  Sinne  des  §  S3  des  Oebührengesetzes,  Z.  3,  tritt  die  Behandlung 
nadi  dem  S<ra^esetze  Ober  Oefällsfibertretungeii  auch  bei  den  Obertrettuigen 
durch  Fahrlässigiceit  in  der  Entdeclcung  der  Siempeltibertretungen  ein,  insbe- 
fondere  also  dann,  wenn  derjenige,  dem  das  Oesetz  die  Verbindlichiceit 
auferlegt,  über  den  richtigen  Gebrauch  des  Stempels  und  die  Befolgung 
des  Gesetzes  zu  wachen,  die  Anzeige  einer  Übertretung,  die  er  wahrge- 
nommen hat,  oder  bei  Anwendung^  der  pflichtmäßigen  Aufmerksamkeit 
hätte  wahrnehmen  sollen,  zu  machen  unterläßt.  Unter  Umständen  findet 
die  k.ii^  \'der.  vom  10-  März  !86().  ROBNr.  61,')  iihcr  die  Disziplinarver- 
handiung  der  landeslurstlichen  Beariiten  und  Diener  Anwendung. 

Im  besonderen  unterliegen  nach  §  18  der  Verordnung  vom  28*  März 
1854  Beamte,  welche  verpflichtet  smd,  darüber  zu  wachen,  daß  den  §§  8 
und  9  dieser  Verordnung  eatsprecheiid  die  amtliche  Oberstempelung  nicht 
itbersdiriebener  IMarken  nur  beim  Vorhandensein  aUer  gesetzlichen  Bedin- 
gungen vorgenommen  werde,  bei  Verabslumung  dieser  VerpfUcfatung  in 
Anwendung  des  §  83,  7.  4,  des  Gebührengesetzes  einer  Str.ifc  von  zwei  bis 
zehn  Gulden,  und  gemäß  Verordnung  vom  28.  März  ISöü  für  die  unter- 
lassene Durchstreichung  der  Sit  infnlmarken  einer  Ordnungsstrafe  von  einem 
Oulden  für  jede  nicht  durchstnchene  Stempelmarke. 


Nr.  264. 

WM  des  Ministers  fllr  IL  a.  U.  vom  24.  Jiniisr  1878,  Z.  19.982 

«  1877,  MTBIr.  8  ex  1878. 

an  alle  unterstehenden  Behörden,  Institute  und  Anstalten, 
bdrcflwd  dl«  Aawmdiiiig  der  Vore^rlfteu  Iber  dl«  Oberselirelbiiiig 
der  Stenpeiiiiarkeii  nnd  den  Vorgang  beim  Vorkonunen  stempelgebrecli^ 

Udler  Quittungen. 

Ober  Anfrage  einer  Finanzlandesdirektion  hat  das  k.k.  Finanzministerium 
in  Betreff  der  Anwendung  der  Vorschriften  &l>er  die  Oberschreibung  der 
Stempelmarken,  sowie  in  Betreff  des  Voiganges  lietm  Vorkommen  stempel- 
gebredilicber  Quithingen  unterm  26.  November  1877,  Z.  26.442,  folgende 
Bestimmungen  erlassen,  welche  im  Nachhange  zu  der  ho.  Vdg.  vom 
28.  Februar  1877,  Z.  21.091,-)  cnthnltend  den  Finanzministerialeriad  vom 
22.  Dezember  1876,  Z.  19.930,  verlautbart  werden: 

Nach  §  3  der  Verordnung  vom  28.  Marz  1854,^  über  die  Eintulirung 
von  Stempelmarken  hat  bei  Urkunden  und  Sciiniten,  welche  nicht 
unter  die  im  §  4  dieser  Verordnung  bezeichneten  gehören,  die  Oberschreibung 

»)  s.  Nr.  r^5. 
*>  *.  Nr.  262. 
ROBSr.  10  ex  mS4, 
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der  Stempelmarken  derart  stattzufinden,  dab  von  der  Schrift  wenigstens  eine 
Zeile  über  die  Marke  unter  dem  Stempelzeichen  im  farbigen  Felde  in 
gerader  Linie  fortläuft.  In  den  Worten :  „wenigstens  eine  Zeile*'  liegt 
schon  offenbar  die  Bestimmung,  daß  nicht  bloß  eine  Zeile,  sondern  auch 
mehrere  Über  den  Raum  unter  dem  Stempelzeichen  geschrieben  werden 
können. 

Bei  den  Maricen  der  Emissionen  m  den  Jahren  1854  bis  1870  befand 

sich  das  Stempelzeichen  in  einem  farbigen,  durch  Naturdruck  mit  einer 
Zeichnung  versehenem  Felde  im  olieren  Teile  der  Marke  und  erst  im 
Jahre  1865  wurde  noch  die  Reidruckunfr  de«;  Geldbetrages  bei  den  Marken 
unter  einem  Oulden  und  im  Jahfc  187Ü  die  weitere  Beisetzung  der  Jahreszahl 
bei  allen  Marken  in  dem  Räume  unter  dem  Stempelzeichen  angeordnet. 
Seit  dem  Jahre  1875  ist  an  die  Stelle  des  Feldes  mit  dem  Stempel/cichen 
das  Bildnis  Sr.  Majestät  in  Medaillonform  getreten,  an  dessen  beiden 
Seiten  die  Stempelwerte  ersichtlich  gemacht  sind. 

Es  mufi  daher  g^enwartig  jener  Teil  der  Marke»  auf  dem  rieh 
das  Bildnis  Sr.  Majestät  befindet,  da  er  nebst  dem  Hauptbilde  noch 
die  anderen  wesentHchen  Merkmale  enthält,  nämlich  den  Stempelwert  und 
die  Unterscheidung  der  Stempelklassc  durch  den  verschiedenen  Farbendruck 
als  das  eicfentliche  Stcmpelzeichen  betrachtet  werden,  während  die  Beisetzung 
des  üeldbetrages  und  die  Jahreszahl  im  unteren  Teile  der  Marke  nur  zur 
größeren  Deutlichkeit  dient,  daher  dieser  Teil  nur  ein  nebensächliches 
Knlcnum  repräsentiert. 

Demzufolge  ist  der  obere  Teil  der  Marice  mit  dem  Hauptbilde  (ab 
eigentliches  Stempelzeichen)  von  der  Obenchreibung  freizuhalten,  da  die 
Marken  an  dieser  Stelle  später  entweder  durchzuschlagen  oder  zu  durch- 
kreuzen sind,  dagegen  können  in  dem  Räume  unter  dem  Stempelzeichen 
so  viele  Zeilen  geschrieben  weiden,  als  im  Zusammnihange  mit  dem 
übrigen  Texte  der  Urkunde  ordnungsmäßig  Platz  finden. 

Man  findet  es  übrigens  bei  der  Anordnung  des  Erlasses  vom  10.  März 
1855  (FMVBNr.  10)  zu  belassen,  wonach,  sobald  die  Marke  im  unteren 
Felde  vorschriftsmäßig  überschrieben  ist,  deshalb,  weil  etwa  eine  weitere 
Zeile  des  Textes  über  das  Stcmpelzeichen  geschrieben  erscheint,  wenn 
sonst  kein  Bedenken  obwaltet,  die  Marke  als  vorschrifiswidrig  verwendet 
nicht  zu  betrachten  ist 

Was  nun  den  Vorgang  beim  Vorkommen  alempel^ebrechlichcr 
Quittungen  anbelangt,  so  ist  zu  unterscheiden,  ob  das  Stempelgebrechen 

a)  in  einer  faktischen  oder  beabsichtigten  Verkürzung  des  Stempel- 
gefälles (als  in  der  Entrichtung  einer  zu  gerincren  Gebühr  oder  in  der 
gänzlichen  Unterlassung  der  nLlnihn  ru ntrichtung,  Verwendung  von  unechten 
oder  doppelt  gebrauchten  Alarkeu  etc  )  oder 

b)  bloß  in  einer  Auüerachtlassung  der  Vorschntten  über  die  An  und 
Weise  der  Befestigung  und  Oberschreibung  der  Stempelmarken  besteht 

Ist  das  erstere  der  Fall,  so  ist  nach  §  92  des  Oebfihrengesetzes  und 
den  Erlässen  vom  21.  August  1866^  und  22.  Dezember  1876,  Z.  19.930, 
die  Aufnahme  eines  Befundes  das  Folgerichtige. 

>)  ROBNr,  96  *k  «66, 
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Was  nun  den  zweiten  Punkt  anbelangt,  so  bestimmt  der  §  14  der 
Verordnung  vom  28.  März  1854  die  Falle,  in  welchen  die  Stempebnarken 
als  nicht  vorhanden,  die  Urkunden  somit  als  nicht  gestempelt  zu  be* 
traiditeu  sind. 

Nachdem  über  eine  nicht  gestempelte  Urkunde  der  Befund  aufzunehmen 
wäre,  müßte  dies  auch  in  den  vorerwähnten  Fällen  stattfinden. 

In  den  unter  Punkt  I  bis  5  des  §  14  bezeichneten  Fällen  hat  indes 
in  der  Tat  eine  Stempelentrichtung  stattgefunden.  Daß  dieselbe  nicht  in  der 
vorgeschriebenen  Weise  geschah,  hat  seinen  Grund  gewöhnlich  nicht  in 

einer  boj^vriili^Ln  Absicht,  als  vielmehr  in  der  Unkenntnis  oder  Fahrlässig- 
kea  dts  f^ublikums,  die  zwar  allerdings  eine  strafbare  Handlungsweise,  aber 
doch  nidit  aui  gleiche  Stufe  mit  einer  eigentlichen  Gefällsverkürzung  au 
stellen  ist 

Von  dieser  Anschauung  wurde  daher  auch  bei  den  Erlässen  vom 
ia  Mirz  1855,  Z.  10l3«2  (FMVBNr.  16)  und  vom  15.  März  1865^ 
Z.  1235  (FMVBNr.  12)  ausgegangen  und  darin  angeordnet,  daß 
trotz  voisdiriftswidr^er  Ofaerscfareibung  einer  Stempebnaike  von  der 
nochmaligen  Forderung  der  ordentlichen  GebQlir  abzugehen  is^  wenn  sonst 
keine  Bedenken  oder  Vetdaditsgrfinde  obwalten. 

Die  Bemerkung  der  Finanzlandesdirektion,  daß  das  Stempelgebrechen 
einer  Quittung  für  sich  allein  die  Verweigerung  der  Liquidierung  nicht 
begründen  könne,  wäre  wohl  richtig,  wenn  die  NichtHcjuidicrung  mit  einer 
gänzlichen  Aufhebung  des  Rechtsanspruches  glcichludcutcnd  wäre.  Aber 
hei  den  hier  in  Rede  stehenden  Fällen  trifft  dies  nicht  zu,  indem  die  Er- 
luliuiig  des  Rechtsanspruches  nicht  autgehoben,  sondern  nur  bis  zu  dem 
Zeitpunkte  verschoben  wird,  wo  auch  der  Form  in  Absicht  auf  den  diesfalls 
zu  verwendenden  Stempel  Genüge  geleistet  wird. 

In  Beziehung  auf  die  bei  den  Kassen  zur  Liquidierung  produzierten 
Quittungen  und  anderen  derartigen  Dokiunente  wird  daher  mit  Rücksicht 
auf  die  vorbezogenen  Vorschriften,  dann  den  §  19  der  Zusammenstellung 
der  Kassenmanipulationsvorschriften,  femer  behufs  Vereinfachung  und  Be- 
schleiinifTun^  des  Liquidationsgeschäftes  snalofr  mit  dem  in  §  81  des  Ge- 
bührt ni^^t  st  t /es  für  Eingaben  vorgezeichneten  Vorgange  gestattet,  daß  beim 
X'orkoinincn  stcinpclocl)rL:chiicher,  d,  h.  solcher  Quittungen,  welche  zu  gering 
gestempelt  sind,  oder  zwar  mit  unbedenklichen  Stempeiniarken  im  kiasseu- 
mäß^gen  Betrage,  jedoch  ohne  vorschriftsmäßige  Überschreibung  versehen 
erscheinen,  derartige  Quittungen  nicht  zu  liquidieren,  sondern  den  Parteien 
nach  vorheriger  vorschriftsmäßiger  Durchstreichung  der  Stempelmaricen  und 
Beisetzung  der  Anmerkung: 

.Nicht  liquidiert  wegen  .  . 
(zu  gering  oder  \  orschriftswidrig  entrichteter  Stempelgebuhr  usw.)  mit  der 
entsprechenden  Belehrung  zurückzustellen  sind. 

Diese  Anmerkt! ne  hat  zum  Zwecke,  daß  hei  dem  allfälligen  späteren 
Ansuchen  der  Partei  um  Auswechslung  der  auf  der  nicht  liquidierten 
Quittung  befindlichen  Stempebnarken  Anhaltspunkte  über  die  Zulässigkeit 
derselben  vorhanden  sind. 
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Sollte  eine  Partei  aber  auf  der  Liquidierung  solcher  Quittungen  be- 
stehen, so  ist  dieselbe,  wenn  sonst  kein  anderes  Bedenken  oh\\  altet,  nicht 
zu  verweigern,  gleich/eitic^  aber  der  Befund  nach  der  im  hrlall  vom  22.  De- 
zember 1876,  Z.  19.Q30,  enthaltenen  Vorschrift  aufzunehmen  und  darin  das 
Ansuchen  der  Partei  kurz  anzumerken. 

Wird  eine  stempelgebrechliche  Quittung  nicht  zurückgeptoRen,  sondern 
ohne  Bcfund^Tufnahme  liquidiert  und  dies  erst  nachtrripfüch  bei  der  Zensur 
entdeckt.  l^t  ein  Anstand  im  Wcec  des  Rcchnuni^^spr^ /csscs  zu  erheben 
und  CS  lallt  dtin  schuldtra^taden  liquidiCTcnilrn  Beamten  der  Ersatz  zur  Last 

Wenn  jedoch  hinsichtlich  der  Stempelmarkenverwendung  der  Verdacht 
wiederholten  Gebrauches  derselben  oder  einer  anderen  Oefäüsverkurzung 
oder  strafbaren  Handlung  entsteht,  so  ist  im  Sinne  des  Erlasses  vom 
22.  Dezember  1876,  Z.  19.930,  vorzugehen,  beziehungsweise  unter  Anschluß 
der  Quittung  die  Anzeige  zu  erstatten. 


Nr.  26& 

Aus  dem  Erlasse  des  Ministers  für  K.u.U.voffll4.Noveffllierl882. 

Z.  17.868, 

an  den  Statthalter  für  Böhmen, 
(betreffend  die  Verwahrung  und  Verwaltung  des  Archives  und  der 
Registratur  der  vormals  einheitlichen  Universität  in  Prag).'; 

1.  Die  Verwahrung  und  Verwaltung  des  Ardiives  und  der  Registratur 

der  Prag  er  Universität  einschließlich  der  Akten  der  einzelnen  Fakultäten 
nach  dem  mit  Schluß  des  Studienjahres  1881/82  eingetretenem  Bestände  ist 
von  der  deutschen  Universität  zu  besorgen.  Der  böhmischen  Universität 
steht  jedoch  die  volle  und  gleichmäßige  Benützung  des  Archives  und  der 
Registratur  zu. 

2.  Von  dieser  Bestimmung  sind  jene  Akten,  welche  die  der^elt  der 
böhmischen  Universität  angehörenden  Professoren,  Dozenten  und  Amts- 
personen betreffen,  insofern  ausgenommen,  als  dieselben  der  böhmischen 
Universität,  falls  diese  es  wfinschen  sollte,  ordnungsmäi^lg  zu  tibergeben  sind. 

3.  Die  in  dem  Archive  und  in  der  Registratur  befindlichen  gedruckten 
Gesetzes-  und  Normaliensammlungen  sind  für  die  liöhmische  Universitit  neu 
anzuschaffen. 

4.  Es  steht  jeder  der  beiden  Universitäten  frei,  sich  von  den  sub  1 
und  2  begriffenen  Akten,  beziehungsweise  ProtoIcoUen,  Registern  usw.,  Ab- 
schriften oder  Auszüge  ffir  den  Amtsgebrauch  anzufertigen. 


I)  Die  MUtn  der  ffSket  MeÜädUn  UaberOm  I»  Pmt  und  deren  PtdmWUen  gekSmt 

weder  zum  Vermögen,  noch  zu  den  Insüttiten  und  Ans  falten  derselben;  ^/r  'V/  vielmehr  ledi^ylich 
als  Akten  von  k.  k.  Behörden  zu  betracfäen  und  daher  nach  den  aiigememen  Normen  übet 
Akten  dteeer  Behörden  tu  behandeln  (MtnAU  Z.  20.2»  ex  m2). 
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b)  Besoldungsverhältnisse  der  Beamten. 

Nr.  26e. 

Gesetz  vom  15.  April  1873,  RQfiNr.  47.  MVBNr.  57, 
betreffend  die  Refelims  der  Bezüge  der  aktiven  Staetabeamten. 

Mit  Zustimmung  der  beiden  Häuser  des  Rcichsraies  linde  Ich  anzu- 
otdaen,  wie  folgt: 

§  1.  Simtiicfae  mit  Oehalt  angestellte  Staatsbeamte  werden  hi  elf 
Rangsklasscn  geteilt 

Bei  dieser  Einteilung  ist  mit  Beachtung  der  im  Anhange  zu  diesem 
Gesetze  enthaltenen  Obeigangsbestimmungen')  vorzugehen  und  hat  dabei 
ferner  als  Orandsatz  zu  gelten: 

1.  daß  die  Beamten  der  Gerichtsbehörden,  sowie  überhaupt  alle  jene 
Beamten,  deren  Diatenklasse  seit  dem  31.  Dezember  1867  im  Wege  der 

Gesetzgcbiinor  ^ere^clt  wurde,  insofern  nicht  durch  ein  Gesetz  eine  Ände- 
rung eintritt,  in  jene  Rangsklassen  eingeteilt  werden,  welche  ihren  bisherigen 

Diätenklasscn  entsprechen; 

2.  daß  die  Beamten  der  übrigen  Kategorien  dermalen  durch  die  Regie- 
runcr  unter  gleichförmiger  Rcgelunjj  des  in  den  einzelnen  Verwaltungszvveigen 
Desichcnden  Persunai-  und  Gebührenstandes  einzureihen  sind,  und  daß  die 
erfolgte  Einteilung  mit  dem  nächsten  Staatsvoranschlage  dem  Reichsrate 
zur  Kenntnis  zu  bringen  ist 

Die  bisher  in  die  XIL  Diätenklasse  ehigereihten  Beamten  shul  in  die 
XI.  Rangsklasse  emzutetlen. 

§  Z  Der  Rang  des  Staatsbeamten  bestimmt  mit  der  un  §  15  dieses 
Gesetzes  gemachten  Ausnahme  das  Ausmaß  seiner  Bezfige. 

§  3.  Die  systemmäßigen  Bezüge  bestehen: 

a)  in  Gehalten,  dann 

b)  in  PunktionS"  oder  Alctivititszulagen.^) 

§  4.  Die  vorgeschriebene  Diensttaxe,  sowie  die  Cinicommensteuer 
ist  nur  von  dem  OehaNe  zu  entrichten;  hingegen  ist  auch  nur  der  Oehalt 
zur  Pension  anrechenbar. 

§  5.  Für  jede  der  vier  obersten  Rangsiclassen  werden  die  Gehalte 
nur  mit  einer  fixen  Ziffer,  für  jede  der  übrigen  Rangsklassen  mit  drei  Ab- 
stufungen festsetzt 

Die  Beilage  a)  enthält  das  Ausmaß  der  Gehalte.«) 


*)  Düse  Obergan^bestimmuneen  worden  hier  nicht  au/i^enommen. 

*)  Den  Staatsbeamten  der  drei  untersten  Rangsälassen  wurden  durch  Artikel  ttt  des  Oeseixes 
wm  t9.  September  IBM,  ROBNr,  172  fs.  Nr.  268),  <meh  DienstalterspersoHateulagem 
fttnhri. 

*)  Die  in  Beilage  a)  festgesetzten  Ausmaße  der  Qehalte  umrden  durch  Artikel  l  des  in 
Anserkung  *)  zitierten  Gesetzes  atfßer  Kraft  gesetzt  und  neu  /estgestellt. 
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§  6.  [Die  Vorrückung  in  den  höheren  Oehalf  derselben  Rangsklasse 
hat  nach  Verlauf  von  je  fünf  in  dieser  Rangsklasse  voUstredcten  Dienstjahren 
zu  erfolgen.]*) 

§  7.  Das  Ausraafi  der  BezQge  wird  nadi  dem  Raqge  bestimmt  (§  2), 
welcher  der  Stelle  zukommt,  die  der  Beamte  definitiv  einnimmt*) 

Beamten,  welche  nur  Titel  und  Charakter  einer  höheren  Dienstkategorie 
haben  oder  auf  einen  systemisierten  höheren  [)iett8tposten  nur  provisorisch 

ernannt  sind,  gebühren  die  dem  Range  dieser  höheren  Dienstcsstelle  ent- 
sprechenden Bezüge  erst  dann,  wenn  ihnen  dieser  höhere  Dienstposten 

definitiv  verliehen  wird. 

§  8.  Die  Versetzung  aus  einer  geringeren  I^ngsklasse  in  eine  höhere 
erfolgt  im  Wege  der  Ernennung. 

§  9.  Für  die  vier  obersten  Rangskiassen  werden  die  aus  Beilage  b) 
ersichtlichen  Funktionszulagen  System isiert.») 

§  10.  Für  die  übrigen  Rangskiassen  von  der  fünften  abwärts  werden 
die  aus  der  Beilage  c)  ersichtlichen,  nach  vier  Klassen  bemessenen  Alctivi- 

täUzulagcn  iesl^csclzt. ') 

Die  dieser  Rangsklassencuitcilung  zu  Grunde  liegende  Bemessung  der 
Bevölkerung  hat  auf  Grund  der  jeweiligen  letzten,  offiziellen  Volkszählung 
stattzufinden. 

Oberdies  ist  die  Regierung  ermächtigt,  einzelne  Orte  ausnahmsweise 
aus  der  vierten  in  die  dritte  und  aus  der  dritten  in  die  zweite  Klasse  zu 
versetzen. 

§  11.  Die  bisher  für  Wien  und  Triest  im  allgememen  oder  sonst  für 
emzelne  Kategorien  systemisierten  Quartietgelder,  beziehungsweise  Lokal- 
zulagen, haben  künftig,  und  zwar  die  ersteren  mit  dem  auf  den  1.  Juli 
1873  folgenden  nächsten  Fälligkeitstermine  zu  entbdlen. 

§  12.  Jenen  Beamten,  welchen  der  Anspruch  auf  eine  Naturalwohnung 
und  in  Ermanglung  derselben  auf  ein  Quartteraquivalent  zukommt,  ist  unter 


>)  #  6  lautet  in  seiner  jetzigen  Fassung  (vgU  AiüM  II  des  in  Anmerkung  *),  S.  XS, 
siäetien  Oesetzes)  Jolgendermqßem 

„Die  VorrUckunff  Iii  den  hOberen  Oehalt  einer  Rangsklasse  hat  in  der  XI..  da*  X. 
und  der  IX.  Ran^<-kla9se  nach  fe  vier,  in  den  Qbrigcn  Ran^sklancii  nacb  J«  fftnf  Jn  der 
betreffenden  Rangsklasse  vollstreckten  Dienstjahren  zu  erfolgen". 

DU  PUssigmaOaMg  der  Quin^naatsulagen  ßr  die  UnirenU^ttainnttlHdirMoren  (Utd- 
versitätssekretdre)  erfolgt  durch  die  betreffenden  Landeschefs  nach  Mqßgfibt  dt»  MÜtCsl,  W0m 
25,  März  Z.  72y6  fs.  Nr.  tOüJ.  (Min tri.  vom  -f.  Mai  VX)1,  Z.  8200). 

*)  Durch  die  Ernennung  eines  aufierordentlichen  Professors  zum  UniversitStskanzleidlrektor 
wbd  dcraclbe  «m  einer  StattolchrpcraiMi  dn  Staablwaiiiier.  Wurde  dcnisclbcii  ledodi  bei  dicfcai 
Anlasse  der  frühere  Titel  und  Charakter  belasfCB»  10  sebOhrt  Ihm  nach  Mafigabe  de«  Octctzes 

vom  15.  April  1873,  ROBNr.  47  die  FInrclhung  in  jene  Ran jfsklassc  der  Staatsbeamten,  die  «einer 
bisherigen  Diätenkla^se  entspricht  (trkenntnis  des  Reichsgerichtes  vom  20.  Juli  ItyJö,  Z.  134, 

tfye  tu,  saj. 

*)  Die  bt  Beilage  bj  festgesetzten  .Ausmaße  der  Funktionszulagen  wurden  durch  Artikel  I 
des  Gesetzes  vom  19,  SeptemHr  JS98»  RQBNr,  172  ($,  Nr,  26^  a^ßer  Knfi  geseilt  and  mm 
festgestelU. 

*)  Beilage  cj  ist  in  der  Anmerkung  '■)  tu  Nr.  97  im  Atuuage  abgedruckt 
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Bebflsuttg  dieses  Emolumeiitcs  die  Airtivitäts-  oder  Funktioiiszulage  nur  mit 
der  Hitfte  des  sonst  für  sie  entfallenden  Betrages  zu  erfolgen.  ^ 

Die  vorstehende  Bestimmung  findet  auf  Minister  und  Landesdiefs,  sowie 
auf  solche  Beamte  nidit  Anwendung,  welche  ihres  Dienstes  wegen  eine 
Amtswohnung  beziehen  mOssen. 

§  13.  Den  Eleven,  Aspiranten,  Praktikanten  und  Auskultanten  wird 
ohne  Einreihung  in  eine  Rangsklasse  in  Absicht  auf  die  Ausübung  ihres 
dienstlichen  Berufes  der  Charakter  von  Staatsbeamten  eingeriumt  Die 
Be\*en,  Aspiranten  und  Praktikanten  dürfen  jedoch  erst  nach  einer  ein- 
jihrlgen,  vollständig  befriedigenden  Probepraxis  beeidigt  werden,  welche 
ihnen  in  die  für  die  Pensionsbemessung  anrechenbare  Dienstzeit  einge- 
redinet wird. 

Bezüglich  der  Auskultanten  bleiben  die  bestehenden  Vorschriften  über 
die  Anstellung  und  Beeidigung  derselben  aufrecht 

I  14.  Jenen  Eleven,  Aspiranten  und  Praktikanten,  welche  eine  höhere 
wissenschaftliche  Vorbildung  nachzuweisen  haben,  darf  ein  Adjutum  jähr- 
licher 500  oder  600  Gulden  (1000  oder  1200  Kronen),  den  übrigen  ein 
Adjutum  von  jahrlkhen  200  bis  400  Oulden  (400  bis  800  Kronea)  bewilligt 
werden. 

Bei  den  Auskultanten  haben  an  die  Stelle  der  bisherq^  Adjuten 
von  315  und  400  Oulden  (630  und  800  Kronen)  die  Bezüge  von  500  und 
600  Gulden  (1000  und  1200  Kronen)  zu  treten  und  sind  dieselben  nach  den 
bestehenden  Vorschriften  zu  verleihen. 

§  15.  Auf  das  gesamte  Lehrpersonale  und  auf  die  Bibliotheksbeamten, 

sowie  auf  jene  Beamten,  deren  Beziiire  auf  einem  vertra^mäßigcn  Über- 
einkommen beruhen,  finden  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  keine  An- 
wendung.-) 

§  16.  Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  1.  Juli  1873  in  Wirksamkeit 
und  treten  mit  diesem  Zeitpunkte  alle  mit  demselben  im  Wide^pruche 
stehenden  früheren  Gesetze  und  Verordnungen  außer  Kraft. 

§  17.  Mit  dem  VoUzuge  wird  Mein  Gesamtministerium  beauftragt 


»  Das  Oesetz  vom  15.  April  1873,  ROBNr.  47,  ordnet  in  keiner  Weise  an,  dag  Natural- 
qnaniere,  mit  deren  Oenufi  in  Ararial-  oder  anderen  OffenlUcbcn  Gebäuden  h&ufig  allerlei  kleine 
Ocgeavcrbiiidlldiiccileii  verbanden  zu  sein  pflej^en,  ibtolot  micntgieltlldi  znitthcn  mSstcn»  um 
an  die  Stelle  der  zweHcn  HSIfte  der  AJrtlvUlt«cbQ]ir  IM  tfcten  (EHtetuOiik  ät»  tUkksgerteUf* 

nm  20.  JaU  f876,  7.  134,  Hye  III,  115). 

Wider  den  Staat,  beziehungsweise  die  Regierung  der  im  Kelchsrate  vertretenen  Königreidie 
Md  Undcr  uf  Omd  dct  die  BcsBffc  der  Steetabeemteii  ac«  rcgctadcii  OcwIms  vom  15.  AprO 

1873,  ROBNr.  47,  erhobene  AnsprQchc  shd  Ansprüche  des  Öffentlichen  Rechtes,  Ober  welche  im 
SttittieUe  das  Reiclisgerlcbt  zo  enfsclieiden  berufen  ist  (Eriuaninis  des  Reichseerichtes  vom 
SO^ßM  MTt,  z.  m,  tfy$  ttlt  ttsj, 

<>  BHnfff^  ä»  L»hfp§r»mate$  ifgl.  das  OetHs  tmn  IQ.  S^rimber  /SM.  ROBNr.  #07 

S'r.  07J,  bezirliun^Swrise  -A;;  Ofset:  vom  0.  April  1870,  ROBSr.  /5  fs.  Anmerkung  -  )  au/  S.  06) 
btzägüch  (Ur  Bibliothtksbeamten  vgL.  das  Oeuiz  vom  J5.  April  tS06,  ROBNr.  67,  biiithuagswcise 
nm  301  Aprü  IVO,  ROBNr»  67, 
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Np.  267. 

Temdnttig  des  eesamtmlnlstsmuiis  Tom  15.  Hai  1873,  K8BIr.7Sp 

MTBHr.  59, 

betreffond  die  Anwetoiing;')  toid  LAsdutog  der  Bezfigre  der  Staitedtener, 

Die  Vorschrift  vom  11.  Juli  1853  (RGBNr.  139),  betreffend  die  An- 
Weisung und  Löschung  der  Bezüge  der  Staatsdiener,  wird  infolge  Ah. 
Lntschl.  vom  10.  Mai  1873  geändert,  wie  folgt: 

§  1.  Der  Genun  der  systemmäßigen  Gehalte,  Adjuten,  Aktivitäts- 
zulagen,-) Punl<tK  nszulagen  und  sonstigen  Zulagen  im  Oelde  beginnt  in 
den  Fällen  der  Ernennung  vom  ersten  Tage  des  der  Ernennung  nächst- 
folgenden Monates^  und  es  werden  diese  sämtlichen  Bezüge  monatlich 
vorhinein  erfolgt 

Als  Tag  der  Ernennung  hat  in  den  Fällen,  In  denen  die  Er- 
nennung Ah.  Sr.  Majestät  vorbehalten  ist,  der  Tag  der  Ah.  Entschließung, 
in  den  übrigen  Fällen  der  Tag,  an  welchem  die  Ernennung  von  der 
kompetenten  Behörde  ausgesprochen  wurde,  zu  gelten. 

Von  dem  bezeichneten  Termine  hat  der  Etat  jenes  Dienstzweiges,  fOr 
welchen  die  Ernennung  erfolgt  ist,  die  neuen  Bezi^,  und  zwar  auch 
dann   zu  tragen,  wenn  der  Ernannte  den  neuen  Posten  noch  nicht 

angetreten  hat. 

§  2.  Bei  Vorrückung  der  Beamten  in  den  höheren  Gehalt  derselben 
Rangsklassc  hat  der  Bezug  des  höheren  Gehaltes  vom  ersten  Tage  des 
Monates,  welcher  auf  das  in  der  Rangsklasse  vollstreckte  Quinqucnnium  zu- 
nächst folgt,  über  die  von  den  Beamten  zu  liefernde  Nachweisung  ihres 

Anspruches  anzufangen. 

In  den  bisherigen  Normen  über  die  Vorruckung  der  Dicucrschaftsindivi- 
duen  in  den  höheren  Gehalt  oder  Jahreslohn  tritt  eine  Änderung  nicht  ein.') 

§  3.  Der  Bezug  der  Geiialte,  Aüjuten,  hunktions-,  Aktivitäts-  und 
sonstigen  Zulagen^)  im  Oelde  hört  auf  in  den  Fällen  einer  neuen  Er- 


»)  VgL  die  Vtrordamag  ägr  MItdsigrUn  der  Plaoiaett  und  dt»  Hamitig  dmmtuhmUek  mä 

dem  Obersten  Reehnungtkt^  vom  4,  September  rOOJ  fROBNr.  188/,  betreffmd  die  Renüt:ang 
des  Anweisungi(Sch*<k  und  Clearingjverkehrs  der  Postsparkassa  bei  Zahlangen 
der  SkurtsutOmikasta  mid  der  Lamtnkaneit  m  Partekn  fAtwialkciämkeaienf  O/fimaUtn  tiej 
tmd  attt  ZaUMugtn  im  Dtotittadigm  m  SittatamigutiUU. 

■  Nicht  nur  bei  mit  einem  Wechsel  des  Dicn-torlcs  verbandcncn  rrn<:nniint?;cn  \-..r- 
Beamten  und  Dieaem,  sondern  auch  bei  Versetzungen  in  gleicher  Eigenschaft  auf  einen  anderen 
Dleostort  bt  die  den  ncttcn  DIcwtort  cnttpreclieiide  AktlvItltfzuUgc  ohne  Rflckslcht  aaf 
den  Zeltpunkt  der  Enthebung  stets  vom  Enten  des  der  Ernennung,  beziehungsweise  neuen 
Dienstbestimmung  nächstfolgenden  Monates  an  fH!^;«fjj:  7ti  machen.  Einen  An^jpruch  auf  Bezahlung 
von  Di&ten  fOr  die  Zeit  der  Weiterverwendung  auf  dem  bisherigen  Dienstposten  bis  zur  Enthebung 
Ist  glniUeli  mtsnctaloeieB  fMMU  Z.  HXIKUM»  tW)  /Note  d«$  rimmmbdaMnn  wem 
»»Juni  m  Z.  37./59. 

*)  Vgl.  das  derzeit  {geltende  OrrrfT  v.^n  y^,  Dezember  J9J9,  RQBNr.  255,  betreffend  die 
Hegetang  derBesüge  der  in  die  Katedoiie  dt-r  Duiu-rjii..ift  {^ehSrityn  aktiven  Staatsdiener  (s.  fir,  2ä6J. 

*)  Wegen  Anweisung  und  Löschung  der  Naturaiquanieraquivalente  s.  Nr.  99, 
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nemiutig  mit  |eneiD  Zeitpunkte,  von  weldiem  die  neuen  OenQsse  beginnen, 
sonst  aber  mit  Ende  des  Monats,  in  weldiem  der  Dienstauslritt  auf  was 
tnuner  für  eine  Art  erfolgt 

§  4.  Diese  Bestimmungen  treten  mit  1.  Juli  1873  in  Wiilcsamkeit. 


Nr.  268. 

Olestte  vom  19.  September  1898,  R&BIr.  172.  HVBNr.  S2, 

voodt  einige  BMttaniiiiiiigen  des  Qeacties  vom  15.  April  1873,  RQBlir.47, 
bclreftend  die  R^gelmg  der  Bexilge  der  akthrea  Stutabeuittn»  al>- 

geiadert  werden. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrates  finde  Ich  anzuordnen, 
wie  folgt: 

Artikel  L 

Die  in  den  Beilagen  a)  und  b)  des  Gesetzes  vom  15.  April  1873, 
ROBNr.  47,^)  betreffend  die  Regelung  der  Bezäge  der  aktiven  Staatsbeamten, 
festgesetzten  Ausmaße  der  Gehalte  und  Funktionszulagen  treten  außer  Kraft 
und  weiden  folgendermaßen  festgestellt: 

Beilage  a), 
Oehaltsschema. 
I.  Rangsklasse  .  .  .    12.000  Gulden  (24  000  Kranen) 

IL  »  ...     10.000      ,      (20.000      ,  ) 

m.      „       ...    s.üüo    „    (lö.üoü    „  ) 

IV.  „  ...      7.000      „      (14.000      n  ) 

Für  die  V.  Rangsklasse  werden  zuci  ürhnitsstufen  festgesetzt,  und  zwar: 

{  6.000  Üulden  (12.000  Kronen) 

V.  Rangsklaase  .  .  .  n     (10.000     „  > 

Pflr  die  folgenden  Rangsklassen  werden  je  drei  Gehaltsstufen  festgesetzt, 
und  zwar: 


VL  Rangsklasse 


VB. 


VÜL 


DL 


X. 


,  .  .  <  3. 

...{ 
...{ 

•  B  «  X      1  •) 


4.000  Gulden 

(8.000  Kronen) 

3.600 

IT 

(7.200 

.  ; 

.3  200 

II 

(6.400 

.  ) 

3.rKK) 

» 

(OOfM) 

.  ) 

2.7UÜ 

m 

(5.4Ü0 

n  ) 

2.400 

n 

(4.800 

.  ; 

2.200 

n 

(4.400 

.  ) 

2.000 

» 

(4.000 

n  ) 

1^ 

II 

(3ßO0 

-  ; 

1.000 

» 

(3200 

1.500 

II 

(3Jm 

.  ; 

1.400 

II 

c2.m 

n  ; 

1.300 

» 

(2.600 

.  ) 

1.200 

m 

(2.400 

n  ) 

1.100 

m 

(2.200 

»  ) 

^  .N>.  266. 
Univenitit^mtic. 
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{1.000  Qttlden  (ZOOO  Kronen) 

900  «  (iMOO  ,  ; 

800  ^  (IM  „  } 

Beilage  b) 

Ansmaft  der  Fnnkttonsinlageii. 

Rangsklasse 
1.  Rang. 

Ministefprasident   14.000  Gulden  (28.000 

n.  Rang. 

Minister   10.000  „  (20.000 

Erster  Pritoideiit  des  Obersten  Gerichtshofes  lOOQO  »  (20.000 

PrSsident  des  Obersten  Rechnungshofes    .  10.000  „  (20,000 

Präsident  des  Verwaltungsgerichtshofes    .  10.000  „  (2OJ0O0 

lU.  Rang. 

Statthalter  in  Österreich  unter  der  Enns   .  7iX)0  «  (14.000 

,        m        »      ob  der  Enns  .  .  7.000  •  (UjOOO 

»        „  Steiermark   &000  »  (IOjOOO 

„        ,  Böhmen  ;  .  .  13.000  ,  (26.000 

„        »  Mähren   8.000  „  (16.000 

„          „  Galizien    12.(X)0  „  (2f/m 

„        im  Küstcniande   10.000  „  /  2(1.000 

„        in  Tirol   8.000  „  (16.000 

„  Dalinatien   8.000  „  (16.000 

Zweiter  Präsident  des  Obersten  Gerichts- 
hofes   4.000  „  (8.000 

Zweiter  Präsident  des  Verwaltungsgerichts- 
hofes  4.000  »  (8M0 

Oberlandesgerichtspräsident  in  Wien  .  .  .  4.000  „  (8.000 

„                 „  Prag  .  .  .  4.000  „  (8.000 

„                  „  Lemberg    .  4.000  „  fS.OOO 

„                      Zara   .   .   .  2.000  „  (4.000 

Jeder  d.  übrig.  Oberlandesgerichtspräsidenten  3.000  „  (6.000 

iV.  Rang. 

La:Klespr:isidenten   5.000  „  (WOm 

Sektionschefs  der  Ministerien   3.000  „  {6.000 

Senatspräsidenten  des  Obersten  Gerichts- 
hofes und  des  Verwaituugsgerichtshoies  3.000  „  (6.000 

Generalprolcurator   aOOO  „  (6.000 

Vizepräsident  des  Obersten  Rechnungshofes  3.000  „  (6jOOO 

Präsident  des  Evangelischen  Oberkirchen- 
rates  3.000  „  (6.000 

Polizeipräsident  in  Wien   2.000  „  (4J000 

Statthaltereivizepräsidenten  in  Wien,  Prag 

und  Lemberg   2.000  „  (4M00 


Kronen) 

n  ) 

n  ) 

n  ) 

n  ) 

n  ) 

n  ) 

n  > 

.  ) 

•  ) 

.  ) 

-  ) 

»  ) 

n  ) 


) 

) 
) 
) 
> 
) 
) 


n 
»• 
n 
>» 
»» 


» 


t* 


) 
) 
) 

) 
) 
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Vizepräsidenten  der  Finanzlandesdirektiooen 

in  W  K  [i.  Prag  und  Lemberg   2.000  Gulden  (4.000  Kronen) 

GeaeralUirektor  der  Tabakregie      ....  2.000  (4.000      „  ) 

Generalinspektor  der  Eisenbahnen     .  .  .  2JXX)     „  (4.000     „  ) 

Artikel  II. 

An  Stelle  des  §  6  des  obigen  Gesetzes  tritt  die  nachfolgende  Be- 

sümmung: 

§  6.  Die  Vörrückung  in  den  höheren  Oehalt  einer  Rangsklassc  hat  in 
der  XL,  der  X.  und  IX.  Rang&klasse  nach  je  vier,  in  den  übrigen  Kangs- 
khssen  nach  je  fünf  in  der  betreffenden  Rangsklasse  vollstreckten  Dienst- 
jahrea  zu  erfolgen. 

Artikel  III. 

Den  Staatsbeamten  der  drei  untersten  Rangsklassen  werden  nach  secfa- 
zehn  in  ein  und  derselben  Rangsklasse  vollstreckten  Dienstjahren  Dienst* 
alterspersonalzulagen  von  jährlich  100  Qulden  (200  Kronen)  und  nach  zwanzig 
in  ein  und  derselben  Rangsklasse  vollstreckten  Dienstjahren  solche  Zulagen 
von  weiteren  100  Oulden  (200  Kronen)  jährlich  gewährt. 

Artikel  IV. 

Pcrsonalzulagea  sind  bei  der  Vorrfickung  hi  den  höheren  Oehalt  den 
bestehenden  Vorschriften  entsprechend  zu  vermindern,  beziehungsweise  ein- 
zuziehen. 

Die  den  Staatsbeamten  der  vier  untersten  Rangsklassen  bisher  gewährten 
Sttbsistenzzulagen  werden  nicht  weiter  bewilligt. 

Die  mit  dem  Gesetze  vom  19.  .März  1891,  RGBNr.  53,  den  Räten  des 
Verwaltungsgerichtshofes  bewilligten  Gehaltszulagen,  sowie  die  aut  (irund 
besonderer  Vorschriften  für  einzelne  Kategorien  der  sieben  untersten  Rangs- 
klassen bestehenden  Dienstzulagen,  ferner  solche  Emolumente  und  Deputate, 
deren  Bezug  mit  einzelnen  Dienstesstellen  verbunden  ist,  werden  durch 
dieses  Gesetz  nicht  berührt 

Artikel  V. 

Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes,  welches  mit  dem  Tage  der  Kund- 
macfaung  in  Wirksamkeit  tritt,  wird  Mein  Oesamtministerium  betraut. 


Nr.  269. 

VeroninuBS  des  Flnanzministennins  vom  20.  September  1898* 

Z.  7341  FM.  KUMVBNr.  58, 

be^effend  die  Durchführung  des  Gesetzes  vom  19.  September 
RQBNr.  172,  womit  einige  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  15.  April  1873, 
ROBNr.  47,  betreffend  die  Regelung  der  Bezüge  der  aktiven  Staats- 
beamten, abgeändert  werden. 

Auf  Grund  dts  Gesetzes  vom  19.  September  1898,  RGBNr.  172,i) 
womit  einige  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  15.  April  1873,  ROBNr.  47,*') 

»)  *.  Nt.  268. 

17* 
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betreffend  die  Rt  ^aluiiL:  der  Bezüge  der  aktiven  Staatsbeamten,  abgeändert 
werden,  wird  nachslehendcs  angcordiR-t: 

1.  Im  Finvernehmen  mit  dem  k.  k.  Obersten  Rechnungfshofe  wird  be- 
stimmt, daß  die  Hill  dem  üesetze  vom  IQ.  September  ISQS,  KüBNr.  172, 
normierten  Bezüge  der  aktiven  Staatsbeamten  in  derselben  Weise  wie  die 
biiherigeu  gleichartigen  Bezfige  zu  verrechnen  sind. 

Jene  Beträge,  um  welche  die  für  persönliche  Bezüge  veranschlagten 
Summen  durch  die  eingetretene  Regelung  der  Bezüge  überschritten  werden, 
beziehungsweise  die  Differenz  der  bisherigen  und  der  neuen  Bezüge,  sind 
mittelst  besonderer  Rechnungsabschlüsse  unter  der  Bezeichnung  „Mehrauf- 
wand aus  Anlnl')  der  Rc[Te!ung  der  Bezüge  der  aktiven  Staatsbeamten"  dem 
k.  k.  Obersten  litchnungshofe  zur  Nachweisung  zu  bringen 

Weitere  \\  <  isungen  wegen  Dokumentierung  dieser  Rechnungsabschlüsse 
werden  dein  k.  k.  Obersten  Rechnungshofe  vorbehalten. 

2.  Ad  personarn  oder  extra  statum  in  eine  höhere  Rangskiassc  gereihte 
Beamte  sind  hinsichtlich  der  Erhöhung  ihrer  Beziige  ebenso  zu  behandeln, 
wie  die  einen  systemisierten  Dienstposten  derselben  iUmgsIdasse  bekleidenden 
Beamten. 

3.  Jenen  Beamten,  welche  einen  beeren  Dienstposten  provbwisch  bt' 
kleiden,  und  welche  eine  Zulage  in  der  Höhe  der  Differenz  zwischen  den 
systemmäßigen  Bezügen  der  provisorisdien  und  der  von  ihnen  definitiv 
bekleideten  Stelle  beziehen,  ist,  abgesehen  von  der  ihnen  nach  Artikel  I  zu- 
teil werdenden  Erhöhung  des  Gehaltes  auch  die  Zulage  auf  jenes  Ausmaß 
zu  erhöhen,  welches  der  nunmehrigen  Differenz  zwischen  den  Bezügen  beider 
Dienstposten  entspricht. 

In  analoger  Weise  ist  bei  den  einen  Posten  der  XI.  Rangsklasse  provi- 
sorisch innehabenden  Lkdicnsteten  vorzugehen. 

4.  Für  die  Vorrückung  in  die  höheren  Gehaltsstufen  nach  Artikel  II 
zählen  nur  die  in  einer  Rangsklasse  definitiv  voUstrekten  Dienstjahre. 

5.  Die  Dienslaiterjipersonalzuiage  von  100  Gulden  (200  Kronen)  jener 
Beamten  der  untersten  drei  Rangsklassen,  welche  noch  nicht  16  Dienst|ahre 
in  der  betreffenden  Rangsklasse  vollstreckt  haben,  ist  einstweilen  euizusteUen 
und  erst  vom  Ersten  des  auf  die  Vollendung  des  16.  Dienstjahres  folgenden 
Monats  an  wieder  flüssig  zu  machen. 

Ö.  Für  die  Einziehung,  beziehungsweise  Verminderung  von  Personal- 
zulagcn  nach  Artikel  IV  macht  es  keinen  Unterschied,  ob  dieselben  in  die 
Pension  anrechenbar  sind  oder  nicht.  Dagegen  wird  die  Anrcchcnbarkcit 
oder  iNichtanrechenbarkcit  des  eventuell  verbleibenden  Teiles  einer  Personal- 
zulage davon  abhängen,  ob  dieselbe  ursprünglich  anrechenbar  oder  nicht- 
anrechenbar gewesen  ist. 

Personalzulagen,  deren  Einziehung  nur  für  den  Fall  der  Vorrflckung 
in  eine  höhere  Rangsklasse  festgesetzt  vrurde,  fallen  nicht  unter  die  Be- 
stimmung des  Artikels  IV. 

7.  Falls  die  Einziehung  oder  Verminderung  einer  Personalzulage  im 
Zusammenhange  mit  dem  Wegfalle  der  Subsistenzzulage  zur  Folge  hätte,  daß 
der  betreffende  Beamte  an  Oehalt  weniger  beziehen  würde,  als  früher  an 
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Gehalt,  Personal-  und  Subsistenzzulag^e  zii^nmmen,  so  ist  ihm  die  Personal- 
Zulage  in  der  Höhe  dieser  Differenz  zu  belassen. 

Ob  diese  Personalzulage  ganz  oder  teilweise  in  die  Pension  ein- 
redienbar  ist,  wird  davon  abhängen,  ob  der  betreffende  Beamte  sonst  einen 
gcringereo  fOr  die  Pension  anrechenbaien  Bezug  hätte,  als  vor  der  Oelialt»- 
reguliening. 

In  analoger  Weise  ist  audi  bei  dem  gleidizeitisren  Wegfall  einer 
Personal-  und  Dienstalterspersonalzulage  vorzugehen. 

8.  In  dem  Ausmaße  der  Alimentation  von  Beamten,  wekhe  vor  dem 

1.  Oktober  1SQ8  vom  Amte  und  Gehalte  suspendiert  worden  sind,  hat  aus 
Anlaß  der  GehaltsreguUerung  eine  Änderung  nicht  einzutreten. 

9.  Insofern  Staatsbeamte,  welche  im  Bezi^  einer  Funktionszulage 

stehen,  für  Naturalwohnungen  in  Ärarialgebiiuden  bisher  die  halbe  Funk- 
tionszulage zurückgelns-^cn  hnhcn,  tritt  in  dem  Ausmaße  dieser  die  Stelle 
von  Mietzinsen  vertretenden  Rücklässe  durch  die  Erhöhung  der  Funktions- 
zulagen dermalen  keine  Änderung  ein. 

10.  Der  Rciiicssung  der  bei  Übersiedlungen  gebührenden  Möbelent- 
schad igung  sind  selbstverständlich  fortan  die  erhöhten  Gehalte  zu  Grunde 
zu  legen. 

11.  Von  einer  Erhöhung  der  mit  den  Qchaltsbezfigen  bestimmter  Rangs- 
klassen festgesetzten  Dienstkautionen  wird  bis  auf  weiteres  abgesehen. 


Nr.  270. 

farordnang  des  k.  k.  Finanzministeriums  Tom  17.  MArz  1899, 

2.  90Ji67  SX  1898, 
bctreftad  die  AnrechenbMtdt  der  im  Artikel  III  des  Oesetiee  vom 
19.  September  1806,  ROBNr.  172,  normierten  Dienstalterspersonalzningen 

bei  der  Bemessung  des  Ruhegenusses  und  des  Sterbequartales  sowie 
die  Entrichtung  der  Diensttaxe  und  des  Sperzentigen  Pensionsbeitrages 

von  denselben. 

Im  Nachhangfe  zur  Verordnung  des  Finanzministeriums  vom  20.  Sep- 
tember 1S9S,  betreffend  die  Durchführung^  des  Oesct/cs  vom  IQ.  September 
18QS,  ROBNr.  172,^)  womit  einige  Bestimmungen  des  üesct/LS  vom  15.  April 
1873,  ROBNr.  47,-)  betreffend  die  Reg^elungf  der  Bezüge  der  aktiven  Staats- 
beamten abgeändert  werden,  wird  bekannt  gemacht,  daß  die  Dienstalters- 
petsonalzulagen,  welche  nach  Artikel  III  des  bezogenen  Gesetzes  den  Staats- 
tteamten  der  drei  untersten  Rangsklassen  nach  sechzehn»  beziehungsweise 
zwanzig  in  ein  und  derselben  Rangskkttse  vollstreckten  Dienstjahren  ge- 
bühren, bei  Bemessung  des  Ruhegenusses  und  des  Sterbequartals  gleich  dem 
Gehalte  anzurechnen  sind;  dagegen  ist  von  denselben  auch  die  Diensttaxe 
gemäß  des  §  178  des  kais.  Pat  vom  27.  Jänner  1840  sowie  der  dreiprozentige 

»)  *.  Nr.  268, 
^  s.  Nr.  3B6. 


Digitized  by  Google 


262 


I.  Teil:  Organisation  und  Verwaltung i  B.  Univmititsperioaalc. 


Pensionsbeitrag  nach  Maßgabe  des  §  15  des  GescUes  vom  14.  Mai  ld96^ 
ROBNr.  74»)  zu  ciiinthtcn. 

Die  Verpflichtung  zur  Entrichtung  der  Diensttaxe  und  des  drciprozen- 
tigcn  Pensionsbeitrages  von  den  Diensialterspersonalzulagen  erstreckt  sich 
auch  auf  jene  Beamte»  welche  schon  vor  der  Wirksamkeit  des  Gesetzes 
vom  19.  Septemt>er  1896»  RGBNr.  172»  eine  Dienstalterspersonalzulage  auf 
Grund  der  Ah.  Entschl.  vom  14.  Dezember  1894  bezogen  haben. 

(Erlaß  des  Ministeriums  für  K.  u.  U.  vom  29. März  1899,  Z.685/KUJM.. 
MVBNr.  ia.)<) 


Np,  271. 

Verordnung  des  Gesamtmlnlsterluffls  vom  19.  Juli  1902,  RGBNr.  145, 
MYB.  des  Ministeriums  für  K.  u.  U.  Nr.  34, 

betreffend  das  Kanzleihilfspersonal  bef  den  staatlichen  Behörden, 

Ämtern  und  Anstalten. 

1.  Abschnitt 
Von  den  Kanzleigfehilfen» 

§  i.  BesteHmig  von  KmgldgdtlIfciL 

Im  Rechnungs*  sowie  im  Kanzlei-  und  Manipulationsdienste  der  Staat* 

liehen  Behörden,  Ämter  und  Anstalten  werden  nebst  den  Beamten  einerseits 
und  den  im  II.  Abschnitte  dieser  Verordnung  erwähnten  Kanzleihilfsarbeitcrn 
(Kalkulantcn,  Diurnistcn  etc.)  andrerseits,  männUche  Hilfskräfte  mit  der  dienst- 
lichen Be/cichnung  „Kanzleigehilfen''  bestellt. 

Die  Kanzlcigehilfenposten  werden  nicht  systemmäfiig  an  bestiinnite  Be- 
hörden oder  Ämter  gebunden,  sondern  können  innerhalb  des  betreffenden 
Dienstzweiges  und  Verwaltungsgebietes  bald  bei  diesem,  bald  bei  jenem 
Amte  zur  Besetzung  gelangen. 

Die  Zahl  der  in  den  verschiedenen  Diensizwe^en  für  je  ein  Ver- 
waltungsgebiet systemisierten  Kanzlejgchilfenposten,  sowie  das  Eifoidemls 
für  diL  ( Iben  sind  alljährlich  unter  einer  besonderen  Rubrik  in  den  Staats* 
Voranschlag  einzustellen. 

Vorbehaltlich  der  hinsichtlich  der  einzelnen  Verwaltungszweitfe  von  der 
kompetenten  Zentralstelle  zu  crlassentlcn  hesonderen  Verordnungen  gelten 
für  die  Bestellung  und  das  Dienstverhältnis  der  Kanzleigehilfen  im  allgemeinen 
die  Bestimmungen  des  1.  Abschnittes  dieser  Verordnung.  Auf  die  gericht- 
lichen Kanzleigehilfen  finden  außerdem  die  Bestimmungen  des  Oeridits» 
Organisationsgesetzes  vom  27.  November  1896^  RGBNr.  217,  über  Kandel- 
gehilfen  gegen  festen  Gehalt,  Anwendung. 

§  2.  Anwärter  auf  Kanzlelgehilfenposten. 
Zu  Kanzlcigehilfen  werden  in  der  Regel  solche  Kanzleihilfsarbeiter 
(im  Sinne  des  II.  Abschnittes  dieser  Verordnung)  bestellt,  welche  im  Zeit- 

»)  s.  Nr.  m. 

*j  Mtt  demselben  Erlasse  wurden  hinsichtüch  der  tntrichtung  der  Diensttaxe  von  den  Dunst- 
ttUenpenoMOtalageit  BrtHeMenutgeu  fcwttrf. 
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punkte  der  Besetzung  der  erlediLicn  Kanzleigehilfenposten  bei  einer  staat- 
lichen Behörde  (Amt,  Anstalt)  dos  betreffenden  Uienstzweiges  und  Ver- 
waltungsgebietes in  Verwendung  stehen. 

Es  kdnnea  aber  auch  Kanzleigehilfen  und  KanzleüiiUsarbeiter  anderer 
VerwaHungsg^elriete  und  Dienstzweige  oder  ehemals  bei  einer  staatlichen 
Behörde  (Amt,  Anstalt)  in  einer  dieser  Eigenschaften  iMdienstet  gewesene 
Personen  beim  Vorhandensein  der  allgemeinen  Aufnahmstiedingungen  (§  5) 
als  Kanzleigehilfen  bestellt  werden. 

Gewesene  Kanzleii^^ehilfcn,  welche  infolge  länger  andauernder  Dienst- 
unfähigkeit, infolge  LrfüUung  der  Militärdienstpflicht  oder  sonstiger  üienstes- 
verhinderung  ihres  Postens  verlustig  geworden  sind  (§§  28  und  30),  genießen 
bei  Besetzung  von  Kanzlcigchilfenpostcn  jenes  Dienstzweiges  und  Vcrwai- 
tungsgebietes,  welchem  sie  zuletzt  als  KanzleigehÜfen  angehört  haben,  bei 
entsprediender  Qualifikation  den  Vorzug  vor  anderen  Mitbewerbern,  sofern 
sie  binnen  drei  Monaten  nach  Wiedererlangung  der  Dienstfahigkeit,  be- 
ziehungsweise nach  Beendigung  der  aktiven  Mllitirdienstleistttng  oder  Be- 
hebui^  der  Dienstesverhinderung  ihre  Bewerbung  vorschriftsmäB^  anmelden. 

§  3.  Vorgang  bei  der  Bestellung. 

Die  Bestellung  zum  Kanzicigehiifen  erfolgt  ohne  Konkursausschreibung 
auf  Grund  der  von  der  kompetenten  Behörde  über  die  Bewerber  um  Kanzlei- 
gehilfenposlen  zu  führenden  Vormerkungen. 

Zur  Bestellung  der  Kanzleigehilfen  sind  nebst  den  Zentralstellen  nur  die 
denselben  unmittelbar  unterstehenden  Behörden  (Amter,  Anstalten),  be- 
ziehungsweise deren  Vorstände,  und  zwar  in  der  R^el  jene  berufen,  welchen 
im  betreffenden  Dienstzweige  die  Ernennung  der  Kanzlcibeamten  der 
XI.  Rajip?kla?fio  zusteht 

Dem  Kan/k  iLTch)lfen  wird  über  seine  Bestellung  nebst  einem  Fxemplare 
dtrr  Statuten  für  das  Versorgi'ungsuislitut  19)  eine  schriftliche  Ausitiiigung 
eingeiianüigt,  in  welciicr  auüer  der  Bcrulung  auf  diese  Verordnung  und  die 
für  den  betreffenden  Dienstzweig  etwa  geltende  besondere  Verordnung  der 
Diensiort,  die  anrechenbare  Dienstzeit  (§  12),  die  Höhe  des  Bezuges  (§§9 
bis  II),  der  Zeitpunkt,  von  dem  angefangen  letzterer  lauft  (%  13),  und  die 
Vcrpflklitung  zur  Entrichtung  der  DienstverleihungsgebOhr,  sowie  der  Bei- 
träge zum  Versorgungsinstitute  (§  14)  aufzunehmen  sind.  IKese  Ausfertigung 
hat  als  Beurkundung  des  privatrechtlichen  Dicnstvertrages  zu  gelten,  welcher 
mit  dem  Zeitpunkte  der  Ablegung  des  Gelöbnisses  (§  20)  perfekt  wird. 

*)  MUMInBrt,  vom  Z  Augast  t902,  Z.  tUtfKÜM  wmnle  aasgnpndMi,  dk||9  die  BotcUms 

der  Kanzleigehdfen  sowohl  bei  den  Univcr<;if  Htm  als  auch  bc!  den  technischen  Hochschulen 
in  Anwendung  des  Punktes  III,  2,  der  Durchiährungsverordnung  vom  21.  Juli  1902,  Z.  1746/KUM 
Audi  die  poUHwhe  LtndCMtdlc  n  erfolfcn  bat.  ScIbilvRitlndlfdi  Int  fedodi  die  poUtbehc 
Landesstelle  vor  der  Bestellung  von  Kanzlelgehilfen  an  der  Universität  den  akadendscben  Senat, 
beziehungsweise  bei  der  technischen  Hochschule  das  Profcss'tjrcnkollcgftum  elnrnvemchmen. 
Die  mit  der  Aofnahme  von  Dlumlsten  an  den  Universitäten,  beziehungsweise  technischen  t-ioch- 
Mfettlcii  MBlicr  bctraatco  Ofitnc  sind  Utrfgent  daraaf  aafiaerkMai  an  nadicii,  daS  bei  der  Aul* 
aahmc  von  Kan7lcrhilf<iarbeftcrn  Dlumistcn.  Kalkulantcn,  Schreiber,  Aushllfsdlumfstcn;  k0nft!g:hln 
die  VorschrUten  des  II.  Abschnittes  der  Verordnung  des  Oesamtmlnlsteriunis  vom  19.  Juli  1902, 
RQBNr.  315  ((§  33— 4^»  also  iBabctonderc  a«di  lese  dct  §  35  dieser  VerardnaBg  anft  genaoealc 
w  bedbacktea  alnd. 
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Im  Falle  der  Bestellung  eines  nicht  in  aktiver  Dienstleistung  stehenden 

oder  in  einem  anderen  Dienstbereiche  oder  Verwaltungszwcige  verwendeten 
Bewerbers  wird  in  der  Bcsteilun^urkunde  auch  die  Frist  bestimmt,  inner- 
halb deren  bei  sonstigem  Widerrufe  der  Auitiahme,  und  insoweit  e«;  sich 
um  die  Rcaktivicrung  emcs  im  Pensionsgeuusse  stehenden  Kanzlcigehiiiea 
handelt;  auch  bei  Verlust  der  Ansprüche  an  das  Versorgungsinstitut  {der 
Dteost  anzutreten  ist. 

§  4.  IMenstesinwcteiifis« 

Den  KanzteihiHsarbeitem  aus  dem  eigenen  Dienstiiereiche  der  an- 
stellenden Behörde  ist  bei  der  Bestellung  zu  Kanztelgehilfen  derjenige  Ort» 
in  welchem  sie  als  Kanzleihüfsarbelter  in  Verwendung  stehen,  als  Dienstort 
anzuweisen. 

Von  diesem  Grundsätze  kann  nur  dann  al)gegang'en  werden,  wenn 
eine  Änderung  des  Dienstortes  von  dem  Bewerber  selbst  angestrebt  wird. 

§  5.  Allgimeiae  ErfordcniisM. 

Die  allgemeinen  Voraussetzungen  für  die  Bestellung  zum  Kanzlei- 
gehilfen sind: 

1.  Die  österreichische  Staatsbürgerschaft, 

2.  die  Vollstrccicung  des  18.  und  Nichtfiberschreitung  des  40.  Lebens- 
iahres, 

3.  die  körperliche  Eignung  und  volle  Diensttauglichkeit, 

4.  Sprachkenntnisse  nach  Maiigabc  des  dienstlichen  Bedürfnisses, 

5.  eine  mindestens  dreijährige,  zufriedenstellende  Dienstleistung  bei 
staatlichen  Behörden,  Ämtern  oder  Anstalten  als  voUbcsdiäftigter,  das  ist 
während  der  ganzen  normalen  Amtsstunden  verwendeter  Kanzleihilfearbeiter. 

Die  Berechnung  dieses  Trienntums  geschieht  nach  den  Bestimmungen 
des  %  tZ 

§  6.  AtmdilteAiiiig^grilnde. 

Von  der  Bestellung  zu  Kanzleigehilfen  sind  jene  Personen  ausge- 
schlossen, weiche  wegen  eines  Verbrechens  oder  einer  aus  Gewinnsucht 

begangenen  oder  gegen  die  öffentliche  Sittlichkeit  verübten  anderen  «^traf- 
baren  hiandlung  schon  strafgerichtlich  verurteilt  oder  strafweise  aus  dem 
Staatsdienste  entlassen  worden  sind. 

§  7.  Verwandtschaft,  Schwigerschaft 

Von  der  Bestellung  zu  Kanzleigehitfcn  bei  bestimmten  Behörden 

(Amtern,  Anstalten),  beziehungsweise  bei  bestimmten  Geschäftsabteilungen 
derselben  sind  diejenigen  Personen  ausgeschlossen,  welche  mit  dem  Vor- 
stande der  betreffenden  Behörde  (Amt,  An<^tiU)  oder  mit  dem  Vorstande  der 
hetrctfi  iidcn  Oe^ichäftsabteihmg  oder  einem  andereii  Beamten  derselben  Be- 
hörde (Amt,  Anstalt),  zu  welchem  sie  in  das  Verhältnis  der  Unterordnung 
oder  Kontrolle  treten  wurden,  in  auf-  oder  absteigender  Linie,  oder  in  der 
Seitenlinie  bis  zum  vierten  Grade  verwandt  oder  verschwägert  sind,  oder  im 
Verhiltnisse  von  Wahl-  oder  Pflegeeltern,  beziehungsweise  Kindern  stehen. 

Nachträglich  eintretende  Umstände,  durch  welche  ein  derartiges  Ver- 
hältnis begründet  wird,  sind  unverzüglich  der  vorgesetzten  Behörde  an- 
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Zitzeigen,  welche  die  notwend^en  Änderungen  in  der  Diensteszuwetsung 
fominchmen  hat 

§  &  AttBüSlniien  von  den  Anordnungen  der  ||  5—7. 

Ausnahmen  von  den  Bestimmungen  des  %  S,  Z,  2,  sowie  von  jenen 
der  $§  6  luid  7  dieser  Verordnung  können  nur  unter  besonders  berikdcsichti- 
gungswfirdigen  Umständen  und  ledigiich  von  der  kompetenten  Zentral- 
steOe  bewilligt  werden. 

Die  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  dieser  Verordnung  im  Gebiete  der  Justiz- 
verwaltung gegen  festen  üehalt  aufgenommenen  Kanzlcigehiifen  können 
auch  beim  Abgange  des  im  §  5,  Z.  5,  bezeichneten  Erfurdernisses  zu 
Kanzle igehilfen  im  Sinne  dieser  Verordnung  bestellt  werden. 

§  9.  Bezüge  im  allgemeinen. 
Die  Kanzleigehiifen  erhalten  Monatsbeziige.  Dieselben  sind  nach  vier 

Ortsklassen,  welche  den  Aktivitätsznlnpfenkla'^sen  der  Staatsbeamten  ent- 
sprechen, verschieden  festgesetzt  und  mnerhalb  jeder  Ortsklasse  nach  der 
Dauer  der  anrechenbaren  Dienstzeit  fünffach  abgestuft  Diese  Monatsbezüge 
betragen: 


Dtetitt- 
alten- 

bd  ciocr  Dlautscit  von 

In  dn  Orten  der 

I.  1  n.  1  fii.  1  IV. 

AkUvltätszuUsenkUsse 

Kroiictt 

I. 

100 

90 

80 

75 

0. 

.    »  .  10   

115 

100 

«1 

8» 

m. 

.    10   ,  15   

130 

110 

100 

95 

IV. 

-    15   ,  20   

1 

140 

120 

110 

105 

V. 

1  ISO 

130 

lao 

119 

Höhere  als  die  im  vorstehenden  normierten  Bezüge  können,  abgesehen 
von  den  Fällen  der  10  und  II,  nur  von  der  kompetenten  Zentralstelle 
im  Einvernehmen  mit  dem  hinanzministenum  bewilligt  werden. 


§  la  BetBge  fSr  MNicr  qualifizierte  Posten. 

Einem  Teile  der  Kanzleigehiifen  werden  nach  Maßgabe  höher  qualifi- 
zierter Dienstleistung  anstatt  der  nach  dem  obigen  Schema  mtfaltendcn 
Entlohnungen  die  sonst  für  die  nächst  höhere  Dienstaltersklasse  normierten 
Bezüge  zuerkannt 

Solche  Kafi/:lt;igehilfen  erhalten  dalur  bei  einer  anrechenbaren  Dienst- 
zeit bis  zu  sechs  Jahren  die  in  der  Skala  für  eine  sechs-  bis  zehnjährige 
Dienstzeit  festgesetzten  Bezüge  und  bei  einer  Dienstdauer  von  sechs  bis  zu 
zehn  Jahren  die  für  eine  zehn*  bis  ffinfzehnjährige  Dienstzeit  bestimmten 
Entlohnungen  usw. 
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Bei  einer  mehr  als  zwanzigjährigen  Dienstzeit  übersteigen  die  Bezüge 
derartiger  Kanzlcigehilfen  den  in  der  Skala  fUr  die  betreffende  Ortskiasse 
angegebenen  iWaximalbetrag  um  zehn  Kronen. 

§  11.  Bewilllgiiiig  liölnrer  Anfongtbeiflge. 

Sollte  der  nach  den  vorhergehenden  Bestimmungen  ermittelte  Anfangs- 
bezug eines  Kanzleigehilfen  den  Betrag  seiner  frfiheren  Entlohnung,  aus- 
schließlich aller  Nebengebühren  (wie  Oberstundengelder,  Remunerationen, 

Aushilfen,  Qaqg-  und  Zehrgelder  etc.)  nicht  erreichen,  so  ist  ihm  der  vor 
der  Bestellung  /um  Kanzlcigehilfen  erlanf^tc  Bezug  (ohne  Nebengcbijhren) 
solange  zu  belassen,  bis  er  kraft  seines  Dienstalters  (§§  9,  10)  Anspruch 
auf  höhere  skalamäßige  Bezüge  erworben  hat 

§  12.  Ffir  die  Bemessttiig  der  Becfige  anrechenbire  Dlenttsett. 

Für  die  Bemessung  der  Bezüge  ist  die  gesamte,  in  der  Eigenschaft 
eines  vollbeschäftigten  (§  5,  Z.  5)  Kanzleihilfsarbeiters,  sowie  in  der  Eigen- 
schaft eines  Kanzleigehilfen  bei  staatlichen  Behörden,  Ämtern  oder  An- 
stalten ohne  Unterbrechung  vollstreckte  Dienstzeit  anrechenbar. 

Eine  Ausnahme  findet  nur  insofern  statt,  als  diejenigen  Zeiträume  unbe- 
rücksichtigt zu  bleiben  haben,  während  welcher  ein  Kanzleigchilfe  mit  nach- 
folgender Disziplinarbestrafung  suspendiert  {§  25)  oder  infolge  Disziplinar- 
erkenntnisscs  von  der  Vorrückung  in  höhere  Entlohnungsstufen  ausge- 
schlossen oder  in  die  nächstniedrigci  c  Lntlohnungsstufe  versetzt  gewesen 
ist  (§  21). 

Im  Falle  einer  unterbrochenen  Dienstzeit  werden  jene  Dienstperioden 
angerechnet,  welche: 

a)  einzeln  mindestens  sechs  Monate  betragen,  und 

b)  von  dem  Bewerl>er  vor  setner  Bestellung  zum  Kanzieigehilfen  in  der 
dafür  vorgeschriebenen  Form  angemeldet  und  nachgewiesen  worden  sind. 

Falls  ein  Kanzleigchilfe  oder  Kanzleihilfsarbeiter  nach  Auflösung  seines 
früheren  Dienstverhältnisses  neuerlich  bei  einer  staatlichen  Behörde  (Amt, 
Anstalt)  als  Kanzleigchilfe  oder  Kanzkihufsarbeiter  verwendet  wird,  ist  die 
Zeit  dieser  aufeinanderfolgenden  Dienstesverwendungen  dann  einer  un- 
unterbrochenen Dienstzeit  (Abs.  1  dieses  Paragraphen),  beziehungsweise 
einer  zusammenhangenden  Dienstperiode  (Abs.  3,  Iii  a)  dieses  Paragraphen) 
gleidizuhalten,  wenn  die  betreffenden  Zeitabschnitte  sich  unmittelbar  an- 
einander anschliefien,  oder  wenn  höchstens  drei  Tage  zwischen  zwei 
Dienstesverwendungen  liegen.  Die  zwischen  zwei  anrechenbaren  Dienstes- 
verwendungen verstrichene  Zeit  wird,  wenn  sie  drei  Tage  nicht  übersdureitet, 
der  anrechenbaren  Dienstzeit  zugezählt 

§  13b  Piiligkeit,  Anweisung  and  Ehistelliiiig  der  Bezflge» 

Die  Bezüge  der  Kanzleigehilfen  werden  am  ersten  eines  jeden  Monats 
im  voraus  aust>ezahlt  und  sind  mit  dem  ersten  Tage  des  dem  Dienstantritte 
folgenden  Monats  flüssig  zu  machen. 

Die  durch  Vorrückung  nach  Mafigabe  des  Dienstalters  erreichbaren 
höheren  Bezüge  gebühren  vom  ersten  Tage  desjenigen  Monats,  welcher  dem 
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Zeitpunkte  der  Vollstreckung  der  den  Anspruch  auf  eine  höhere  Entlohnung^ 
begründenden  Dienstzeit  nachfolgt,  und  \^'erden  über  die  dem  Kanzle^ehilfen 

obliegende  Anmeldung  seine«;  An«;prLiclu^  flü^sip^  premacht. 

Die  Bezüge  sind  mit  Schlut)  jenes  Monats  ein/u stellen,  in  welchem  das 
Dienstverhältnis  endet,  beziehungsweise  die  das  Aulhurcn  des  Bezuges  be- 
gründende Ereignung  eingetreten  ist. 

§  14.  Abzüge. 

Von  den  fälligen  Monatsgebühren  werden,  abgesehen  von  öffentlichen 
Abgaben,  welche  im  Abzugswege  einzubringen  sind,  sowie  von  Ansprüchen, 
zu  deren  Gunsten  eine  gerichtliche  Sicherungsmaßregel  oder  Exekution 
eni^irkt  oder  eine  rechtsbeständige  Verfügung  durch  ein  Rechtsgeschäft 
getroffen  worden  ist,  von  der  auszählenden  Kasse  vorweg  in  Abzug  gebracht: 
1.  Die  Ersätze  aus  dem  Dienstverhältnisse  (§  20), 
2l  die  statutarischen  Beiträge  der  Kanzleigehilfen  zum  Versorgungs- 
Institute  (§  19), 

3.  die  im  §  21  unter  I,  Z.  3  und  4  als  Ordnungsstrafen  aufgeführten 
Geldstrafen  und  Bezugsrücklässe, 

4.  die  Dienstverleihungsgebühr  nach  Maßgabe  der  bewilligten  Raten, 

5.  die  allfäliigen  Übergenüsse. 

§  15.  INenstesvcffhiiidcfBng. 

Im  Falle  einer  durch  Krankheit  oder  Unfall  verursachten,  gehörig 

nachgewiesenen  Dienstesverhinderung  werden  die  Bezüge  für  die  Dauer 
derselben,  jedoch  längstens  für  die  dem  Eintritte  derselben  nadifolgenden 
drei  Monate  fortbezahlt. 

>X'cnn  die  Dienstesverhinderung  innerhalb  dieser  Frist  nicht  behoben 
wird,  ist  der  Kanzleigehilfe  nach  den  Bestimmungen  der  §§  28  und  30 
zu  behandeln. 

§  16.  Milttirdleiisllelstung. 
Während  der  Dauer  der  durch  die  Ableistung  militärischer  Waffen- 
Übungen  oder  durch  die  acfatwödientliche  Ausbildung  als  Ersatzreservist 

bedingten  Dienstesverhinderungen  erhalten  die  Kanzleigehilfen  die  halben 
Gebühren.  Unter  besonders  berücksichtigungswürdigen  Umständen  Icann 
ausnahmsweise  der  Fortbezug  der  vollen  Gebühren  bewilligt  werden. 

In  allen  übrigen  Fällen  aktiver  Militärdienstleistung  werden  die  Bezüge 
mit  Ende  jenes  Monats  eingestellt,  in  welchem  die  Kanzleigehilfen  den 
Dienst  bei  der  Ziviistaatsbehorde  verlassen. 

§  17.  Urlaube. 

Den  Kanzleigehilfen  können  über  ihr  Ansuchen  nach  Zulassiglceit  des 

Dienstes  Urlaube  gewährt  werden. 

Die  Bewilligung  längerer  als  vierzehntägiger  Urlaube  kann  von  dem 
gänzlichen  oder  teilweisen  Rücklasse  der  Gebühren  abhängig  gemacht 
werden. 

§  1&  Reiscffebfiltfefi. 

Den  Kanzleigehilfen,  welche  außer  dem  Amtsorte  bei  Kommissionen 
verwendet  werden,  gebührt  unter  denselben  Voraussetzungen,  unter  denen 
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Beamte  auf  eine  Diäte  Anspruch  haben,  ein  Zehrgeld  t-^trlicher  3  Kronen; 
im  übrigen  iinJcn  die  für  Diurnisten  geltenden  Bestimmungen  Anwendung. 

Im  Falle  emer  Versetzung  von  Amts  wegen  erhalten  die  Kanzleigciulten 
außer  den  Reisegebuhren  und  dem  Zehrgelde  eine  Entschädigung  für  die 
durch  die  Übersiedlung  herbeigeführten  Auslagen  bis  zum  Höchstbetrage 
von  aoo  Kronen. 

Bei  Bestimmungr  des  Ausmafies  dieses  Eniscfaadigungspausdiales  ist  auf 
die  Entfernung,  die  Transportmittel  und  insbesondere  auf  den  Umstand 
Rflcksicht  zu  nehmen,  ob  der  von  Amts  wegen  Versetzte  mit  oder  ohne 
Familie  Ql>ersiedelt 

§  19.  Versorgungsinstitttt. 

Die  Kanzleigehilfen  sind  Teilnehmer  des  für  dieselben  errichteten  Ver- 
sorgungsinstitutes. Die  aus  dieser  Teilnehmerschaft  entspringenden  Rechte 
und  Verbindlichkeiten  sind  nach  den  einen  integrierenden  Bestandteil  dieser 
Verordnung  bildenden,  im  Anhange  folgenden  Statuten  des  Versorgungs- 
institutes zu  beurteilen,  (Diese  Statuten  wurden  hier  nicht  aufgenommen.) 

§  20.  Allgemeine  Dienstpflichten;  Gelöbnis. 

Die  Kanzleigehilfen  haben  den  Arbeiten,  welche  der  ihnen  jeweilig  über^ 
tragene  Dienst  erheischt,  mit  Treue,  Fleiß  und  Redlichkeit  nach  bestem 
Wissen  und  Können  zu  obliegen  und  sich  die  hiezu  erforderlichen  Kennt- 
nisse und  Fertigkeiten  gewissenhaft  anzueignen.  Sie  sind  für  den  raschen 
und  pünktlichen  Vollzug  der  ihnen  übertragenen  Dienstxerrichtungen  ver- 
antwortlich, haben  die  Amtsstunden  genau  einzuhalten,  nötigenfalls,  bei  außer- 
ordentlichem Bedarfe,  auch  außerhalb  derselben  Dienst  zu  leisten  und  über 
Auffarag  ihrer  Voi^gesetzten  auch  andere  als  die  ihnen  gewöhnlich  zuge* 
wiesenen  amtlichen  Arbeiten  olmc  Anspruch  auf  eine  besondere  Entlohnung 
zu  verrichten. 

Die  Kanzleigehilfen  sind  ferner  verpflichtet,  über  dienstliche  Angelegen- 
heiten gegen  jedermann  Verschwiegenheit  zu  beobachten. 

Sie  haften  für  das  ihnen  seitens  des  Dienstgebers  anvertraute  Gut  und 
für  jeden  durch  ihr  Verschulden  dem  Staate  verursachten  Schaden. 

Die  Ersätze  werden  im  Dienstwege  festgestellt. 

Ihren  Vorgesetzten  schulden  die  Kanzleigehilfen  Gehorsam  und  Achtung; 
im  dienstlichen  Verkehre  mit  anderen  Angestellten,  sowie  mit  Parteien,  haben 
sie  ein  höflidies  Betragen  zu  beobachten;  es  ist  ihnen  strengstens  verboten, 
von  Parteien  aus  Anlaß  ihrer  Dienstesverrichtungen  Geschenke  oder  sonstige 
Vorteile  anzunehmen  oder  sich  zusichern  zu  lassen. 

Die  Kanzleigehilfen  haben  sich  endlich  auch  außer  Dienst  anständig 
und  ehrenhaft  zu  benehmen  und  sich  solcher  Nebenbeschäftigungen  zu  ent- 
halten, durch  welche  ihre  Dienstleistung,  ihre  Vertrauenswürdigkeit  oder  das 
Ansehen  des  Amtes  beeinträchtigt  würden. 

Der  Kanzleigehilfe  ubernimmt  beim  Abschlüsse  des  Dienstvcriragcs 
gleichzeitig  die  Verpflichtung,  im  Falle  der  erfolgten  Obemahme  in  die  Invali- 
ditatsversorgung  bei  wieder  erlangter  Dienstfihigkeit  über  Aufforderung 
derjenigen  Behörde,  welche  die  Auflösung  des  Dienstverhältnisses  verfügt 
hat,  in  das  frühere  Dienstverhältnis  unter  Flüssigmachung  seiner  letzten 
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Aktmtätsgebfihren  wieder  einzutreten,  widrigenfalls  er  aller  Ansprflche  an 
das  Versofgungsinstttut  verlustig  wird. 

Vor  dem  Dienstantritte  haben  die  Kanzleigehilfen  das  Gelöbnis  zu 
leisten,  Ihren  Dienstpflichten  pünktlich  nachzukommen  und  sich  allen  Be- 
stimmungen dieser  Verordnung,  insbesondere  auch  jenen  der  §§  21  bis  27 
über  die  Dienststrafen  tu  unterwerfen.  Das  Gelöbnis  ist  nach  dem  eine 
Beilage  dieser  Verordnung  bildenden  Formulare  abzulegen. 

Für  die  gerichtlichen  Kanzleigehilfen  gilt  die  Bestimmung  des  §  51 
des  Gesetzes  vom  27.  November  189ö,  RGBNr.  217. 

§  21.  Ordnmigs-  und  Disziplinartlrafea. 

Gegen  Kanzleigehilfen,  welche  die  ihnen  vermöge  ihrer  diensflidien 
Stellung  obliegenden  Pflichten  durch  ihr  dienstliches  Gebaren  oder  ihr  persön- 
liches Verhalten  verletzen«  werden  Dienststrafen  verhängt. 

je  nachdem  sich  die  Pflichtverletzung  als  eine  bloße  Ordnungswidrigkeit 
oder  mit  RuekMcht  auf  die  Art  und  den  Grad  derselben,  auf  eine  allfällige 
Wiederholung  und  sonstige  erschwerende  Umstände  als  ein  strenger  zu  be- 
strafendes Dienstvergehen  darstellt,  wird  dieselbe  mit  Ordnungs-  oder  Dis* 
2iplinarstrafen  geahndet 

I.  Ordnungsstrafen  sind: 

1.  Die  mfindlidie  Verwarnung; 

Z  der  schriftliche  Verweis; 

3.  die  Geldstrafe,  welche  jedoch  Im  einzelnen  Falle  den  dreißigsten 
Teil  des  Monatsbezuges  nicht  übersteigen  und  innerhalb  desselben  AAonats 
nicht  öfter  als  dreimal  verhängt  werden  darf; 

4.  die  Entziehung  der  auf  die  Tage  ungercchtfcrtiLrtcn  Fernbleibens 
vom  Dienste,  insbesondere  auch  nicht  hinreichend  entschuldigter  Urlaubs- 
Überschreitungen  cntlaiicndcn  bczugstangcuiea. 

IL  Disziplinarstrafen  sind: 

1.  Der  Aufschub  der  Vorrflckung  in  die  höhere  Entlohnungsstufe  auf 
ein  bis  inklushre  sechs  Halbjahre; 

2.  die  Versetzung  in  die  nächst  niedrige  Entlohnungsstufe  für  ein 
bis  höchstens  sechs  Halbjahre; 

3.  die  Versetzung  zu  einer  anderen  Behörde  ohne  Anspruch  auf  irgend 
eine  Entschädigung  (§  18); 

4.  die  strafweise  Ausschhetiung  vom  Dienste;  diese  Strafe  hat  den 
Verlust  des  Postens  zur  Folge;  dem  Ausgeschlossenen,  sowie  seinen  An- 
gehörigen bleiben  jedoch  die  im  Zeitpunkte  der  Ausschheßung  etwas  bereits 
erworbenen  Anwartschaften  an  das  Versorgungstnstitut  gewahrt; 

5.  die  Entlassung;  dieselbe  kann  auf  Orund  eines  Disziplinarverfahrens 
(§  26)  oder  ohne  ein  solches  (§  27)  stattfinden  und  bat  den  Verlust  des 
Dienstpostens  und  aller  Ansprüche  an  das  Versoigungslnstitut  zm  Folge» 
mit  Ausnahme  des  Anspruches  auf  zinsenfreie  Rfickzahhutg  der  geleisteten 
Beiträge. 

Disziplinarstrafen  werden  nicht  kumuliert;  doch  schließt  die  Verhänr'ung 
einer  Disziplinarstrafe  die  gleichzeitige  Verfällung  in  eine  Ordnungsstrafe 
nicht  aus. 
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Verfahren  (§§  22-24). 
§  22.  A.  BezflgHch  der  Ordnungsstrafen. 

Die  Ordnungsstrafen  werden  von  dem  unmittelbaren  Amtsvorstande 
verhängt.  Vor  Erlassunpf  dt-r  Strafverfügung  ist  dem  Kanzleigehilfcn  Gelegen- 
heit zu  geben,  sich  über  die  ihm  zur  Last  gelegte  Ordnungswidrigkeit 
zu  rechtfertigen.  Gegen  Ordnungsstrafen  findet  die  Beschwerde  im  Sinne  des 
§  32  dieser  Verordnung  statt. 

§  23.  B.  Bezüglich  der  Disziplinarstrafen. 

Die  Verhängung  von  Disziplinarstrafen  steht  jenem  Organe  zu,  welches 
den  Kanzleigehilfen  bestellt  hat  (§  3).  Wenn  der  Kanzleigehilfe  durch  ein 
Oberlandesgericht  bestellt  worden  ist,  ist  zur  Vetfaängung  von  Disziplinar- 
strafen das  Oberlandesgeriditsprasidium  berufen. 

Das  möndlich  zu  pflegende  Untersuchungsverfahren  wird  in  der  Regel 
von  dem  unmittelbaren  Amtsvorstande  eingeleitet  und  von  diesem  oder  einem 
von  demselben  bestellten  Untersuchungskommissär  durchgeführt;  es  bleibt 
jedoch  dem  Ermessen  der  zur  Entscheidung  in  dem  Dis/iphrnffalle  berufenen 
Organe  uberlassen,  den  mit  der  Vornahme  der  Disziplinaruntersuchung  zu 
betrauenden  Beamten  selbst  zu  bestimmen. 

Über  die  niundiichc  Verhandlung  wird  ein  ProtokuU  auigcnüiiuncu. 

Dem  Bescfauld^ten  ist  das  ihm  zur  Last  gelegte  Dienstveigehen  genau 
zu  bezeichnen  und  es  ist  ihm  Gelegenheit  zu  geben,  sich  über  jeden 
Anscfauldigungspunkt  zu  rechtfertigen.  Unmittelbar  nach  der  Protokollie- 
rung seiner  Aussage  ist  Ihm  durch  Verlesung  derselben  die  Möglichkeit 
zu  bieten,  Berichtigungen  und  Ergänzungen  vorzubringen.  Nach  Abschluß 
der  Untersuchung  sind  die  Akten  der  kompetenten  Behörde  zur  Entscheidung 
vorzulegen. 

Das  Erkenntnis  wird  dem  Beschuldigten  schriftlich  zugefertigt. 

Falls  sich  der  Kanzleigehilfe  der  Einvernehmung  vorsätzlich  entzieht, 
kann  eine  Disziplinarstrafe  auch  ohne  Anhörung  desselben  verhängt  werden. 

Oegen  das  Erkenntnis  kann  der  Beschuldigte  binnen  14  Tagen,  von 
dem  der  Zustelhing  des  Erkenntnisses  folgenden  Tage  gerechnet,  die  Be- 
schwerde an  die  Zentralstelle  eingreifen.  Eine  solche  Beschwerde  hat  auf- 
schiebende Wirkung. 

§  24.  C.  Gemeinsame  Bestimmungen. 

Jede  Ordnungs-  oder  Disziplinarstrafe  ist  im  Dienst-  und  Eigenschafts- 
ausweise anzumerken;  die  Löschung  dieser  Anmerkung  kann  nach  drei- 
jähr^er  tadelloser  Aufführung  des  Kanzleigeliilfen  stattfinden. 

§  25.  Snap^nsioii  vom  Dienste. 

Kanzleigehitfen,  welche  wegen  eines  Verbrechens  «xler  einer  aus  Oe< 

winnsucht  begangenen  oder  gegen  die  öffentiiche  Sittlichkeit  verübten  anderen 
strafbaren  Handlung  in  Voruntersuchung  gezogen  wurden  oder  wider  welche 
wegren  einer  strafbaren  Handlung  die  Untersuchungshaft  verhängt  oder  über 
deren  Vermögen  der  Konkurs  eröffnet  wurde,  sind  vom  Dienste  zu  suspen- 
dieren. 

Die  Suspension  kann  aber  auch  dann  verhängt  werden,  wenn  ein 
Kanzleigehilfe  wegen  einer  anderen  strafbaren  Handlung  in  Voruntersuchung 
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gaogtn  wird,  oder  wenii  nach  der  Art  seines  pfltcMwidrigen  Verhaltens 
die  Sicherheit  oder  das  Ansehen  des  Amtes  oder  das  Interesse  des  Dienstes 

seine  Entfernung  fordern. 

Diejenigen  Umstände,  welche  zur  Verhäng^unp:  der  Suspension  Anlaß  ge- 
geben haben,  sind,  sofern  nicht  gemäß  §  27  die  Entlassung  ohne  Diszi- 
plinarverfahren eintritt,  immer  auch  zum  Gegenstände  einer  Disziplinarunter- 
suchung zu  machen. 

Zur  Verhängung  der  Suspension  ist  das  zur  Fällung  des  Disziplinar- 
ericenntnisses  berufene  Oigan  xnständig;  in  dringenden  Fällen  kann  die- 
selbe jedoch  auch  von  dem  unmittelbaren  Amtsvorstande  gegen  Einholung  der 
oachträglidien  Oenehmigung  ausgesprochen  werden. 

Während  der  Dauer  der  Suspension  erhält  der  suspendierte  Kanideigehllfe 
die  halben  Bezüge  als  Alimentation. 

Wird  der  Beschuldigte  weder  strafgerichtlich  verurteilt  noch  mit  einer 
Disziplinarstrafe  belegt,  so  ist  die  Suspension  rückwirkend  aufzuheben  und 
die  Differenz  zwischen  der  normalmaßigen  Entlohnung  und  der  bezogeneu 
Alimentation  nachiragiich  zu  vergüten.  Sonst  endigt  die  Suspension  mit 
dem  Zeitpunkte  der  Zustellung  des  Disziplinarerkenntnisses,  beziehungs- 
weise, falls  dasselbe  auf  Ausschließung  vom  Dienste  oder  auf  Entlassung 
lautet,  mit  dem  Eintritte  der  Rechtskraft  dieser  Entscheidung.  Die  Suspension 
kann  aber  auch  früher  aufgehol>en  werden,  wenn  keine  Gründe  fär  ihre 
Fortdauer  mehr  bestehen. 

Wurde  auf  eine  mildere  Disziplinarstrafe  als  die  der  Dienstesentlassung 
oder  der  Ausschließung  vom  Dienste  erkannt,  so  kann  unter  berücksichti- 
gungswürdigen Umständen  die  gänzliche  oder  teilweise  Nachzahlung  des 
zurückbehaltenen  Teiles  der  Bezüge  bewilligt  werden. 

§  26.  Enttnssoiig  attff  Qmnd  dnes  Dlszipllimnrcrfilirens. 

Die  Entlassung  kann  auf  Grund  eines  Disziplinarverfahrens  wegen 
schwerer  Verletzung  der  Dienstpfllditen,  sowie  w^en  solcher  Handlungen 
verhängt  werden,  welche  den  Kanzleigehilfen  als  vertrauensunwflrdig  oder 
seine  Belassung  im  Dienste  als  mit  den  Interessen  des  Dienstes  oder  mit 

den  Ansehen  der  Behörde  (Amt,  Anstalt)  unvereinbar  erscheinen  lassen. 

Als  schwere  Verletzungen  der  Dicn^t^;H^chten  werden  insbesondere 
angesehen:  Widersetzlichkeit  oder  Ungehorsam  im  Dienste,  Dienstesver- 
vvcigcrung,  grobe  Außerachtlassung  der  den  Vorgesetzten  schuldigen 
Achtung,  Annahme  oder  Forderung  eines  Geschenkes  oder  sonstigen  Vor- 
teiles aus  Antoß  ehier  Dienstverrichtung,  Trunkenheit  im  Dienste,  leicht- 
sinniges Schuldenmachen,  gröbliche  Verletzung  der  Amtsverschwiegenheit 

§  27.  Entlassung  ohne  Disziplinarverfahren. 

Kanzleigehilfen,  welche  eines  Verbredlens  schuldig  erkannt  oder  wegen 

einer  anderen  Gesetzesübertretung  zu  einer  wenigstens  sechsmonatlichen 
Freiheitsstrafe  veniteilt  wurden,  sind  mit  dem  Tage,  an  welchem  das  ge- 
richtliche Erkciiniiiis  in  Rechtskraft  truacliäLii  ist,  als  entlassen  ZU  behandeln. 

Sollte  es  einer  Person  gelingen,  sich  ungeachtet  des  Mangels  eines 
für  die  Aufnahme  zum  Kanzkigchilfen  aufgestellten  Erfordernisses  (§  5) 
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oder  des  Vorhandenseins  eines  AusschlieBungsgnindes  (|  6)  in  den  Dienst 

einzuschleichen,  so  kann  sie  ohneweiters  entlassen  werden,  sobald  dieser 
Umstand  offenbar  wird.  Zur  Entlassung  sind  die  in  §  23,  Abs.  1,  genannten 
Oigane  berufen. 

§  28.  Arten  der  Endigung  des  DienstverMUtnlMes. 

Das  Dienstverhältnis  endet: 

1.  Durch  Kündigung  (§  2Q); 

Z  durch  Entlassung  (§§  26  und  27); 

3.  durch  AnsschlieBung  vom  Dienste  (§  21); 

4.  durch  Auflösung  des  Dienstverhältnisses  bifolge  Dienstunfihiglceit 
oder  sonstiger  Dienstesverhinderung  oder  infolge  Erfüllung  der  Militärdienst- 
pflicht  in  den  im  §  30  angeführten  Fällen; 

5.  durch  den  Eintritt  in  die  Invaliditäts-  oder  Altersversoigung  nach 

Maßgabe  der  Stntiiten  des  Ver^^orfrungsinstitutes; 
C.  durch  den  Verlust  der  Staatsbürgerschaft; 
7.  durch  den  Tod. 

Zur  Auflösung^  des  Dienstverhältnisses  in  den  Fällen  der  Z.  4,  5 
und  6  sind  die  im  §  23,  Abs.  1,  bezeichneten  Organe  berufen. 

§  29.  Kfindigung. 

Die  Kundigfung  des  Dienstverhältnisses  kann  sowüiii  vom  Dienstf^eber 
(durch  das  ini  §  23,  Abs.  1,  bezeichnete  Organ),  als  auch  vom  Dienstnehmer 
ohne  Angabc  von  Gründen  jederzeit  vorgenommen  werden. 

Das  Dienstverhältnis  wüd  mit  Ende  desjenigen  Monats  au^ös^  m 
welchem  die  Kfindigungsfrist  abläuft 

Die  Kündigungsfrist  beträgt  fär  den  Diens^eber  drei  oder  sechs  Monate, 
je  nadidem  der  Bedienstete,  dem  gekündigt  wird,  im  Zeitpunkte  der  Kündi- 
gung eine  im  Sinne  des  §  12  anrechenbare  Dienstzeit  bis  zu  fünfzehn 
Jahren  oder  über  fünfzehn  Jahre  ziiriicki;a:lc;:^t  hat.  Für  den  kündigenden 
KanzlcjgL  hilft  II  o;ilt  eine  einmonatlich  <■  Kündigungsfrist. 

Vor  Sellin [)  tk>  Monats,  in  uelchtin  die  Kündigungsfrist  abläuft,  darf 
der  Kanzleigciuilc  uhiie  ausdrückliche  Bewilligung  des  Dienstgebers  scuica 
Dienst  nicht  verlassen. 

§  30.  Auflösung  des  Dienstverhältnisses  infolge  Dienstunfählgkeit  oder 
sonstiger  Dienstverhinderung   oder   infolge  Erfüllung  der  Militir- 

dienstpfiicht 

Wenn  die  Dienstunfähigkeit  oder  sonstige  Dienstesverhinderung  un- 
unterbrochen mehr  als  drei  Monate  dauert,  kann  das  Dienstverhältnis  ohne 
weiteres  Verfahren  mit  Ablauf  des  dritten  Monats  nach  dem  Eintritte  der 
Dienstesverhinderung  aufgelöst  werden. 

Im  Falle  der  Erfüllung  der  aktiven  MHitärdicnstpflicht,  ausgenommen 
die  Fälle  der  Ableistung  einer  Waffenubung  oder  der  Ausbildung  als  Ersatz- 
reservist, ist  das  Dienstverhältnis  mit  jenem  Zeitpunkte  aufzulösen,  in  dem 
gemäß  $  16  die  Bezüge  einzustellen  sind. 
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§  31.  Enthdniiigsiiilciiiide. 

Anläßlich  der  Aufldsung  des  Dienstverhiltnisses  wird  dem  Kanzlei- 
gdiilfen  von  dem  im  §  23,  Abs.  1,  bezeidineten  Organe  eine  Enthebungs- 
Oflcnnde  ausgestellt.  In  derselben  ist  die  Dauer  der  Venvendung  als  Kanzlei- 
Gehilfe  und  —  die  Fälle  der  Ausschließung  vom  Dienste  und  der  Entlassung 

iLK?enommen  —  auch  die  Art  der  Atiflösimg"  des  Dienstverhältnisses  anzu- 
führen. Ferner  hat  die  tinthebungsui kimde,  falls  der  Kanzlcigehilfe  sich 
im  Sinne  des  §  15  der  Statuten  für  das  Versorgungsinstitut  die  bereits 
erworbenen  Teilnehmerrechtc  vorbehalten  hat,  die  Summe  der  von  ihm 
an  das  Institut  geleisteten  Beiträge  zu  enthalten.  Erfolgt  die  Auflösung 
ans  einem  der  im  §  30  angeffihrten  Orfinde,  so  ist  in  der  Eniliebungsurkunde 
auch  auf  die  dem  gewesenen  Kanzleigeliilfen  durch  §  2  dieser  Verordnung 
gewährleistete  Begünstigung  bei  Besetzung  von  Kanzleigehilfenposten  hin- 
zuweisen. 

§  32.  Beschwerderecht 

Insofern  nicht  das  Beschwerderecht  nach  §  23  eintritt,  steht  dem  Kanzld- 

gehilfen,  wctcher  sich  durch  eine  auf  Orund  dieser  Verordnung  geg^en  ihn  er- 
gangenen Veriugung  beschwert  erachtet,  frei,  die  Entscheidung  der  höheren 
Instanz  innerhalb  vierzehn  Tagen,  von  dem  dir  Verständigung  folgenden 
Tage  an  gerechnet,  mittelst  schriftlicher  Beschwerde  anzurufen.  Diese  Be- 
schwerde hat  keine  aufschiebende  Wirkung.  Die  Beschwerde  isL  im  Dienst- 
wege einzubrfaigen. 

II.  Abschnitt 

Von  den  Kanzleihilfsarbeitem, 

§  33.   Personen,  auf  welche  die  Bestimmungen  des  11.  Abschnittes 

Anwendung  finden. 

Die  im  II.  Abschnitte  dieser  Verordnung  enthaltenen  Bestimmungen  für 
Kaozleihilfsarbeiter  haben  auf  alle  bei  staatlichen  Behörden,  Ämtern  uder 
Anslahen  im  Rechnungs-,  sowie  im  Kanzlei-  und  Manipulationsdienste  nicht 
stabil  bestellten,  zur  Besorgung  anderer  als  Dienerverriditungen  verwendeten 
und  während  der  ganzen  normalen  Amtsstunden  besdilftlgten  Hilfskräfte 
(Dhimisten,  Kaikulanten  und  die  denselben  gleichgestellten  Kategorien  nicht- 
stabiler  Kanzleihilfspersonen,  wie  gerichtliche  Kanzleigehilfen  gegen  Taggeld, 
Schreiber,  Aushilfsdiurnisten  etc.)  Anwendung  zu  finden,  soweit  diese  nicht 
zur  Kategorie  der  Kanzleigehilfen  im  Sinne  des  I.  Abschnittes  dieser  Ver- 
ordnung gehören  oder  durch  ausdrückliche  Anordnunf^  der  krmpctenten 
Zentralstelle  aus  dem  Geltungsbereiche  dieser  Verordnung  ausgeschieden 
werden. 

Von  den  die  dienstliche  Bezeichnung  „Diurnisten"  führenden  Kanzlei- 
hilfspersonen sind  vom  Geltungsbereiche  dieser  Verordnung  msbesondere 
aufgeschlossen; 

1,  Die  Diumisten  der  k.  k.  österreichischen  Staatsbahnen; 

Z  die  Manipukitionsdiumisten  der  k.  k.  Post-  und  Telegraphenanstalt 


')  Vgl.  Anmtrkung  auf  5.  263. 
UnJversiatsgesetze. 
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Das  Dienstverhältnis  dieser  beiden  Kategorien  von  Bediensteten  ridtlet 
sich  nadi  den  für  sie  jeweils  geltenden  besonderen  Vorschriften. 

§  34.  Grundlage  des  Dienstverhältnisses. 
Das  Dienstverliältnis  der  KanzleiiiiUsarbeiter  beruht  aui  dem  zvMsdien 
dem  Amts-,  beziehungsweise  Abteilungsvorstande  einerseits  und  dem  Be- 
diensteten andrerseits  mfindlich  oder  schriftlich  abgeschlossenen  Dienst- 
vertrage. 

§  35.  Allgemeine  Erfordemlase  und  AuasehHeBiingflgrBiide. 

Die  im  ^  5,  Z.  .1,  3  und  4,  sowie  ui  den  §§  6  und  7  dieser  Verord- 
nung enthaltenen  Vorschrilten  Qber  allgemeine  Erfordernd  und  Aus- 
schließungsgrande sind  kfinftighm  auch  bei  der  Aufnahme  von  Kandei- 
hiKsarbeitern  zu  beobachten. 

Die  Bewilligung  von  Ausnahmen  von  den  in  den  §§6  und  7  dieser 
Verordnung  enthaltenen  Vorschriften  richtet  sich  nach  §  8. 

§  3(3.  Dienstpflichten. 

Die  Kanzleihilfsarhciter  sind  verpflichtet,  die  ihnen  übertrae:enen  Arbeiten 
und  Verrichtungen  fleiüig  und  gewissenhaft  nach  bestem  Können  zu  voll- 
ziehen, ihren  Vorgesetzten  mit  Achtung  zu  t>egegneny  den  Anordnungen  der- 
selben zu  gehorchen,  sich  sowohl  im  Dienste  wie  außerhalb  desselben  an- 
ständig und  ehrenhaft  zu  betragen  und  das  Dienstgeheimnis  treu  zu  bewahren. 

§  37.  Taggelder. 
Dir  Kanzleihilfsarbeiter  erhallen  Taggelder,  und  zwar  in  der  für  die  Akti- 
vitätszulagen der  Staatsbeamten  festgesetzten 

I.  Ortsklasse  im  Betrage  von  3  K  —  h 
in  der  II  „      „       „  2  „  60  „ 

»»    ♦»    Hl»         i>         tt       n         t$    2  „  40 
t*   tt  IV.       ,1  „       »2  „  20» 

Die  Vereinbarung  einer  niedrigeren  Entlohnung  eines  voUbesdiiftigten 

Kanzleihilfsarbciters  ist  unzulässig. 

Höhere  als  die  oben  festgesetzten  Taggeldcr  können  nach  .Maßgabe  der 
vcrfiin-hnrcii  Kredite  zugestanden  werden;  eine  derartige  Bewilligung  bedarf 
jedoch  der  üenehmigung  jenes  Organes,  welches  lur  den  betreffenden  Dienst- 
bereich zur  Bestellung  von  Kanzleigehilfen  im  Sinne  des  I.  Abschnittes 
dieser  Verordnung  (§  3,  Abs.  2)  berechtigt  ist. 

Insoweit  dem  Oberlandesgerichte  die  Bestellung  von  KandeigehiHto 
zusteht,  ist  die  Genehmigung  des  Oberlandesgericfatspräsidenten  erforderlicfa. 

Zur  ausnahrosweisen  Gewährung  von  Taggeldem  in  einem  die  akala- 
mäßige  Entlohnung  der  Kanzleigehilfen  (§  9)  übersteigenden  Betrage  tet 
die  Entscheidung  der  kompetenten  Zentralstelle  einzuholen. 

§  38.  Zeiträume,  für  welche  die  Taggelder  gebühren. 
Das  Taggeld  gebührt  den  Kanzleihilfsarbeitern  in  der  Regel  nur  für 
jene  Tage,  an  welchen  sie  tatsächlich  ihren  Dienst  geleistet  haben,  sowie 
für  die  Ruhetage,  welche  in  die  Zeit  ihrer  dienstlichen  Verwendung  fallen. 
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Während  eines  Urlaubes  erhalten  die  Kanzleihilfsarbeilcr  die  vollen 
Bezüge,  sofern  die  Urlaubsbcwillicrung  nicht  von  dem  gänzlichen  oder  teil- 
weisen  Rücklasse  abhängig  gemacht  wurde. 

Im  Falle  einer  durch  Krankheit  venirsachten  Dienstesabwesenheit 
werden  die  Taggelder  bis  zur  A\a\nudldauer  von  drei  Monaten  fortbezahlt. 
Diese  Begünstigung  findet  auf  jene  aushilfsweise  verwendeten  Kanzleifailfs- 
arbetter  keine  Anwendung,  welche  blofi  für  einen  vorfibergehenden  Bedarf 
aufgenommen  wwden  und  nodi  nidit  einen  Monat  im  Dienste  stehen. 

Für  die  Dauer  der  durch  die  Ableistung  einer  Waffenübung  bedingten 
Dienstesverhinderung  kann  den  Kanzleihilfsarbeitem  unter  berücksicbtignngs- 
wibd^en  Umständen  die  Hälfte  des  Taggekles  belassen  werden. 

In  allen  übrigen  Fällen  des  Fembleibens  vom  Dienste  werden  die  auf  die 
betreffende  Zeitperiode  entfallenden  -Taggelder  verwirkt. 

§  39.  Endfgung  des  DimtlverliUtiiisMS. 

Das  I jienstvcrhaliMis  endet: 
1.  Durch  Kündigung, 
Z  durch  Entlassung, 

3.  durch  den  Ablauf  der  Zeit,  für  welche  dasselbe  begründet  wurde, 

4.  durch  den  Tod. 

§  40.  KflndigiiDg. 

Insofern  bei  der  Aufnahme  nichts  anderes  vereinbart  wurde,  gilt  beider^ 
seits  eine  vierzehntägige  Kündigungsfrist 

§  41.  Entlassung. 

Die  Entlassung  ohne  vorherige  Kündigung  kann  erfolgen,  wenn  der 
Kanzleihilfsarbeiter  wegen  eines  Verbrechens  oder  einer  aus  Qewinri'^ucht 
verübten  oder  gegen  die  öffentliche  Sittlichkeit  verstoßenden  anderen  strai- 
baren  Handlung  strafgerichtlich  verurteilt  wurde,  ferner  wenn  er  sich  einer 
schweren  Verletzung  seiner  Dienstpflichten  oder  einer  solchen  Handlung 
schuldig  gemadit  ha^  welche  ihn  vertrauensnnwürdig  oder  seine  Belassung 
im  Dienste  als  mit  den  Interessen  des  Dienstes  oder  mit  dem  Ansehen  des 
Amtes  unvereinbar  ersdieinen  läfit. 

Dem  KanzleihUfsarbeiter,  welcher  sich  durch  die  Entlassung  beschwert 
erachtet,  steht  das  Redlt  zu,  innerhalb  acht  Tagen,  von  dem  der  Entlassung 
folgenden  Tage  an  gerechnet,  die  höhere  Entscheidung  mittelst  schriftlicher 
Eingabe  anzurufen. 

Wird  die  Entlassung  nicht  für  gerechtfertigt  erkannt,  die  Auflösung 
des  Dicnstverhriltnisses  aber  gebilligt,  so  ist  dem  Kanzlcihilfsarbeiter  das 
Taggelü  lur  su  vjcic  Tage  nachträglich  flüssig  zu  machen,  als  die  Kündigungs- 
frist umfaßt 

§  42.  SdilnBbestimniiiiigeii. 

insoweit  das  Dienstverhältnis  der  Diumisten  und  Kaikulanten,  sowie 
der  denselben  gleichgestellten  Kanzleihilfsarbeiter  durch  die  vorstehenden  Be- 
stimmungen nicht  geregelt  ist,  bleiben  die  darauf  bezüglichen  bisherigen 
Vorschriften  in  Wirksamkeit 

18» 
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Hl.  Abschnitt. 
Beginn  der  Wirksamkeit  dieser  Verordnung, 

§  43. 

Die  Bestimmungen  des  I.  Abschnittes  dieser  Verordnung  treten  sofort, 
jene  des  II.  Abschnittes  mit  1.  August  1902  in  Wirksamkeit 


Angelobungsformular  für  Gehilfen. 

„Ich  gelobe,  die  mir  in  meiner  dienstlichen  Stellung  als  Kanzleigehiltc 
obliegenden  Pflichten  jrcwissenhaft  zu  erfüllen,  dabei  stets  nur  das  Beste 
des  Dienstes  vur  Augen  zu  haben,  den  Gesetzen,  Verordnungen,  Instruktionen 
sowie  den  Aufträgen  meiner  Vorgesetzten  willigen  Gehorsam  zu  leisten,  das 
Dienstgeheimnis  treu  zu  bewahren  und  midi  in  allen  Beziehungen  den  Be- 
stimmungen der  Verordnung  des  Gesamtministeriums  vom  19.  Juli  1900; 
ROBNr.  145,  insbesondere  auch  jenen  der  §§  21  bis  27  dieser  Verordnung 
unweigerlich  zu  unterwerfen.'' 

Dttlun:  Uatettdtrifl: 


Nr.  272. 

Veranhiimg  des  Hlnlstarliims  flir  K.  n.  D.  Tom  2L  Ml  1902, 

Z.  1746/KDM,  MVBNr.  35, 

betreffend  das  KanzleihüfspersonBl. 

Unter  Bezugnahme  auf  die  Verordnung  des  Gesamtministeriums  vom 
19.  Juli  1902,  ROBNr.  145,^)  betreuend  das  Kanzleihilfspersanal  bei  den  staat- 
lichen Behörden,  Ämtern  und  Anstalten  wird  im  Dienstbereiche  des  Mini- 
Stenums  ffir  Kultus  und  Unterricht  und  der  demselben  unterstelUen  Verwal- 
tungszweige nach  gepflogenem  Einvernehmen  mit  dem  k.  k.  Finanzministe« 
rium  nachstehendes  verordnet: 

I.  Errichtung  von  Kanzlelgehllfenposten. 

Das  Kanzleihilfspersonal  hat  in  Hinkunft  aus  KanzJeigehilfen,  Diur- 
nisten  und  Kaikulanten  zu  bestehen. 

Die  Zahl  der  Kanzleigehilfenposten  wird  für  jedes  Verwaltungsgebiet 
und  für  Jeden  Dienstzweig  vom  k.  k.  Ministerium  für  Kultus  und  Unter- 
ridit  im  Einvernehmen  mit  dem  k.  k.  Finanzministerium  fes^esetzt 

II.  Festsetzung  des  Kanzlelhilfspersonales. 

Im  Sinne  des  §  1,  Abs.  2,  Vdg.  des  GM.,  2)  wird  für 
die  einzelnen  Bt^horden  und  Ämter  nur  die  Gesamtzahl  des  ihnen  zu- 
zuweisenden Kanzlelhilfspersonales  ziffermäßig  bestimmt;  die  Zusammen- 
setzung dieses  Personales  kann  hingegen  Änderungen  erfahren,  indem  die 

•)  s.  Sr.  277. 

*)  Abkünune  für  Verordnung  des  Oesamtmimsieriums  vom  10.  Juli  1902,  ROBSr.  145 
(B,  Nr,  Snj, 
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Zahl  der  Diurnisten  und  Kalkulatiten  sich  vermindert  oder  erhöht,  je  nachdem 
bei  der  Behörde  (dem  Amte)  mehr  oder  weniger  Kanzleigehilfen  bestellt 
werden. 

ÜL  Kompetenz. 

Zur  Bestellung  von  Kanzle  ige hiUen  sind  folgende  Behörden  kom- 
petent: 

1.  Das  Ministerium  fikr  Kultus  und  Unterricht  für  den  eigenen  Dienst 
und  für  die  demselben  jeweils  unmittelbar  unterstehenden  Behörden  und 
Anstalten  (derzeit  sind  diese:  Die  Akademie  der  bildenden  Künste,  das 
Aluseum  für  Kunst  und  Industrie,  die  Kunstgewerbcschule  des  Museums 
für  Kunst  und  Industrie,  die  graphische  Lehr-  und  Versuchsanstalt,  die 
ZentralkommissK  n  für  Kunst-  und  historische  Denkmale,  die  statistische 
Zciitraikommission,  die  geologische  Kcichsanstait,  der  evangelische  Ober- 
Idrcfaenrat,  das  Zivilmldchenpensionat,  das  österreichische  Oradmessungs* 
bureau,  die  Versuchsanstalt  ffir  Lederindustrie  in  Wien,  der  Zentralspitzen- 
knrs  in  Wien,  die  Fadischulc  ffir  Kunststickerei  in  Wien,  die  Musterwerk- 
stitte  ffir  Korbflechterei  und  Musterweidenplantagen  in  Wien). 

Z  Sämtliche  Landesstellen  ffir  den  eigenen  und  den  Dienst  behn  Landes- 
scbulrate,  sowie  für  sämtliche  ihnen  unterstehende  Unterrichtsbehörden  und 

Anstalten.') 

Die  zur  Bestellung  von  Kanzleigehilfen  berufenen  Behörden  haben 
auch  die  Evidenz  über  dieselben  und  über  die  Bewerber  um  die  in  ihrem 
Bereiche  zu  besetzenden  Kanzleigehilfenposten  zu  führen  und  alle 
in  der  Verordnung  des  Gesamtministeriums  vorgesehenen  Amtshandlungen 
vorzunehmen,  welche  nicht  ausdrücklich  den  unmittelbaren  Amtsvorständen 
der  Kanzleigehilfen  überlassen  oder  dem  Ministerium  fiir  Kultus  und 
Unterricht  vorbehalten  sind. 

Bezuglich  der  Urlanbserteilung  bleiben  die  bestehenden  Kompetenz- 
bestimmungen  aufrecht 

Hinsichtlich  der  Befugnis  zur  Aufnahme  von  Kanzleihilfsarbeitern 
(Diurnisten,  Kaikulanten  etc.),  sowie  zur  Ausübung  der  dem  Dienstgeber 
gr^en  dieselben  zustehenden  Rechte  bleiben  die  bisherigen  Vorschriften  in 
Geltung,  insoweit  sie  nicht  durch  den  11.  Abschnitt,  Verordnung  des  Gesamt- 
ministcriums  und  die  gegenwärtige  Verurdnung  eine  Modifikation  erleiden. 

Zu  Kanzlcigciuilcn  können  ausnahmsweise  aucli  die  bei  einzelnen  An- 
stalten oder  Instituten  aufgenommenen  Zeichner  bestellt  werden;  dagegen 
sifld  von  der  Bestellung  zu  Kanzleigehilfen  ausgeschlossen;  Werkmeister, 
Maschinisten  oder  Maschinenwärter,  Laboranten,  Werkstättenassistenien, 
Mechaniker,  Monteure,  Gipsformer,  Kesselheizer,  Wärter,  Putzer,  Material- 
verwahrer, Vorarbeiter,  Aufseher  u.  dgl.,  sowie  überhaupt  alle  solche  Be- 
diensteten, deren  Verwendung  sich  entweder  auf  spezifische  technische 
Fertigkeiten  und  Dienstleistungen  erstreckt  oder  nur  gewöhnliche  Diener- 
obliegenheiten  in  sich  begreift. 

*)  Am/  Onma  de$  ertMerHden  Briasies  vom  2.  Aupt^  1902,  Z.  1944tKVM  kommt  4aa 

Recht  ixur  BesttUuni;  von  Kamltigehitfen  an  UnivcrsUütfri  der  Landi'Sitctle ,  und  :\var  nach  HBf^ 
gängiger  Eimtmahme  des  akademisdua  Senates  zu.  Vgl.  Nr.  271  (§  3,  Anmerkung  ^)J. 
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IV.  Bewertranir. 

Em  Karizieihilfsarbeiier,  welcher  die  im  §  5,  Vdg.  des  GM.,  normierten 
Erfordernisse  nachzuweisen  in  der  Lage  ist  und  dem  keiner  der  im  §  6, 
Vdg.  des  GM.,  oder  im  Artikel  X,  Abs.  3,  dieser  VerordDung  festgesetzten 
AiissdiHefiungsgTflnde  entgegensteht;  hat,  falls  er  die  Erlangung  einer 
Kanzleigehilfenstelle  anstrebt,  seine  Bewerbung  bei  seinem  Amtsvor- 
stande (oder  dem  mit  der  FOhrung  der  einschUIgjgen  Agenden  betrauten 
Beamten)  mündlich  anzumelden. 

über  diese  Anmeldunfr  wird  seine  Vormerlcung  in  der  Bewerberliste 
(Vormerk  I,  Artikel  VI)  eingeleitet. 

Zu  diesem  Behufe  hat  der  Bewerber  zwei  Exemplare  des  nach  dem 
angeschlossenen  Formular  A^)  eingerichteten  üedenkblattes  in  den  Spalten 
1  bis  19  wahriieitsgetreu  und  genau  auszufüllen,  zu  unterfertigen  und  die 
OedenkbUtter  samt  allen  zur  Beurteilung  der  Richtigkeit  der  Angaben  er- 
forderlichen Urkunden  dem  Amtsvorstande  (oder  dem  mit  der  Föbmiig 
der  betreffenden  Agenden  betrauten  Beamten)  zu  fiberreichen. 

Die  Eintragungen  sind  sohin  von  Amts  wegen  zu  flt>erprüfen,  etwa 
notwendige  Erhebungen  und  Richti^rstcllun^cn  zu  veranlassen  und  die 
Rubriken  20,  21  und  22  des  Gedenkblattes  auszufüllen.  Der  Vollzug  dieser 
Amtshandlungen  ist  durch  Beisetzung  der  Amtsfertigung  und  des  Datums 
zu  bestätigen. 

Nach  Abschluß  des  Gedenkblattes  hat  die  betreffende  Stelle,  wenn  sie 
zur  Bestellung  von  Kanzleigehilfen  in  dem  betreffenden  Dienstzweige 
und  Verwaltungsgebiete  berufen  ist,  die  Vormerkung  m  der  Bewerberliste 
(Vormerk  1)  nach  den  Bestimmungen  des  Artikels  VI  zu  veranlassen,  andern- 
falls aber  beide  Parien  des  Oedenkblattes  samt  den  beigebrachten  Urkunden 
an  die  zur  Bestellung  von  Kanzleigehilfen  kompetente  Behörde  zu  leiten. 

Diese  Behörde  überzeugt  sich  von  der  richtigen  und  \o!lständigen  Aus- 
füllung der  Gedenkblaitt  r,  snv.  ie  von  der  Übereinstimmung  der  beiden  Exem- 
plare, veranlaßt  die  Vormerkung  des  Bewerbers,  nimmt  ein  Pare  des  Oedenk- 
blattes in  Verwahrung  und  leitet  das  zweite  Pare  sowie  die  dem  Bewerber 
auszuhändigenden  Urkunden  zurflck. 

V.  Kompetenzgesnclie. 

Wünscht  ein  Kanzlei  hilf  sarbeiter  im  Bereiche  einer  anderen  Be- 
hörde als  derjenigen,  von  der  seine  Bewerbung  um  ein  KandeigehilfensteOe 
gemäß  der  Artikel  III  und  IV  in  Evidenz  zu  halten  Is^  eine  Kanzleigehilfen- 
stelle zu  erlangen,  so  hat  er  schriftlich  darum  anzusuchen  und  sein  Gesuch 

im  Dienstwege  einzubringen. 

Hn«;  Gesuch  wird  sohin  unter  Anschluß  einer  Abschrift  des  Gedenk- 
blattcs  unmittelbar  an  die  kompetente  Behörde  geleitet. 

Kanzleigehilfen,  welche  die  Übernahme  in  den  Dienst  eines  anderen 
Ressorts  (z.  B.  der  politischen  oder  Justizverwaltung)  oder  eines  anderen 
Verwaltungsbereiches  anstreben,  dann  gewesene  Kanzleigehilfen,  welche 
sich  um  Wiederanstellung  bewerben,  haben  gleichfalls  schriftlich,  und  zwar 


*)  Dm  FommUir  wante  in  diese  Sammlung  aidä  aMfgmommtm. 
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bei  jener  Behörde  einzuschreiten,  bei  welcher  sie  als  Kanzleigehilfen 
in  VefWcnduQg  stehen,  beziehungsweise  zuletzt  gestanden  sind. 

Von  dieser  BehOide  sind  die  Gesuche  samt  einer  Abschrift  des  IMenst- 
und  Eigenschaftsausweises  des  Bittstellers  der  zur  Entscheidung  über  das 
Gesuchsbegehren  Icompetenten  Behörde  zu  übermitteln. 

VI.  fivldenzhnltung. 

Die  zur  Bestellung  von  Kanzleigehilfen  berechtigten  Behörden 
(ArtÜcel  III)  haben  ein  Verzeichnis  aller  in  ihrem  Bereiche  bestellten 
Kanzleigehilfen  zu  föhren  und  simtüche  Bewerber  um  solche  Stellen 
mittelst  dreier  Vormerice  in  Evidenz  zu  halten,  von  welchem 

Vormerk  I  die  Im  eigenen  Vcfwaltungsbereiche  vorhandenen  Anwärter, 

Vormerk  II  die  nach  §  2,  Abs.  3,  Vdg.  des  QM.,  vorzugsweise  zu 
berücksichtigenden  ehemaligen  Kanzleigehilfen, 

Vormerk  III  alle  übrigen  zur  Aufnahme  geeigneten  Bewerber  zu  uia> 
fassen  hat. 

Die  Oedenkhlättcr  (Artikel  IV),  beziehungsweise  die  Abschriften  der 
Dienst-  und  Eigenschaltsausxs eise  (Artikel  V  und  XII)  der  Bewerber  bilden 
Beilagen  dieser  Vormerke.  Die  Vormerke  1  und  II  sind  ebenso  wie  die 
zi^ehörigen  Beilagen  durch  Eintragung  aller  sich  ergebenden  Veränderungen 
stets  in  solchem  Stande  zu  erhalten,  daß  sie  als  eine  verllBIiche  Orundlage 
für  die  Amtshandlungen  der  Behörde  dienen  können.  Der  Vormerk  III  hat 
led^lich  Namen  und  Dienstort  der  Bewerber,  sowie  Präsentatum  und  Zahl 
der  Gesuche,  welche  beim  Vormerk  aufbewahrt  werden,  zu  enthatten. 

Die  Postnummer  des  Vormerkes,  unter  welcher  ein  Bewerber  in  Evidenz 
gehalten  wird,  ist  auch  auf  dem  Oedenkblatte,  beziehungsweise  auf  der  Ab- 
schrift des  Dienst-  und  Eigenschaftsausweises  anzumerken  und  dem  un- 
mittelbaren AmtsvcM'stande  des  Bewerbers  bekanntzugeben. 

Vorfälle,  welche  eine  Berichtigung  des  Ver7eichnisses  der  Kanzlei- 
gehilfen, der  Bew  t  rherli>tfn  oder  der  Gedenkbliittcr,  beziehungsweise  der 
Dienst-  und  Eigenschaft  saus  weise  bedingen,  also  insbesondere  Änderungen 
der  Diensteigenschaft,  des  Dienstortes,  der  Bezüge,  des  Familienstandes, 
des  Militärverhältnisses  usw.,  femer  Vorkommnisse  disziplinärer  Natur,  sowie 
alle  die  Auflösung  des  Dienstverhältnisses  herbeiführenden  Ereignisse  sind 
von  den  unmittelbaren  Amtsvorstanden  der  Bediensteten  in  den  in  ihrer 
Verwahrung  befindlichen  ExempUtfen  der  Qedenkblätter,  beziehungsweise  in 
den  Dienst-  und  Eigenschaftsausweisen  der  Kanzleigehilfen  vorzumerken 
und  der  die  Evidenz  führenden  Behörde  zur  Kenntnis  zu  bringen. 

Diese  Anzeigen  sind  bei  wichtigeren  Vorfällen,  z.  B.  Disziplinarstrafen, 
Auflösung  des  Dienstverhältnisses,  sofort,  sonst  mit  Schluß  jedes  Jahres 
zu  erstatten. 

VII.  Zeit  der  Bestellung  von  Kanzleigehilfen. 

In  den  Monaten  jnni  und  Dezember  hat  regelmäßig,  sofern  eine 
genügende  Anzahl  qualifizierter  Bewerber  vorhanden  ist,  die  Besetzung 
der  bis  zum  Schlüsse  des  vorausgegangenen  Monates  (Mai  oder  November) 
in  Erledigung  gekommenen  Kanzleigehilfenposten  stattzufinden. 
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Die  Bestellung  einzelner  Kanzleigebilfen  in  der  Zwischenzeit  ist 
jedodi  nicht  ausgeschlossen  und  wird  namentlich  dann  Platz  zu  greifen 

haben,  wenn  eine  erledig^te  Stelle  einem  externen  Bewerber  (Vormerk  II 
und  III,  Artüccl  VI)  verliehen  werden  soll  und  die  Ergänzung  des  Kanzlei- 
hilfspcrsonales  der  betreffenden  Behörde  sich  als  dringend  darstellt 

vm.  Dienstesznwelattiig. 

Kanzle  ige  hilf  en,  die  nicht  dem  Dienstbereiche  der  bestellenden  Be- 
hörde entnommen  werden  (Vormeilc  II  und  III,  Artikel  VI),  sind  nach 
Mögtichiceit  einer  Behörde  zuzuweisen,  deren  Kanzleihilfspersonal- 
stand  nicht  komplett  ist,  damit  die  Enthebung  von  Kanzleihilfsarbeitem 
wegen  Oberzahligkeit  vermieden  werde  (Artikel  II). 

IX.  Vorgang  im  Falle  der  Erledigung  eines  Kanzleigehilfenpostens. 

Jeder  Amtsvorsfand,  in  des^L^  Amtsbereich  ein  Kanzleitj ehilfen- 
posten  in  Erledigung  kommt,  hat  hieven  längstens  binnen  drei  Tagen 
nach  eingetretener  Erledigung  der  mit  der  Bestellung  und  Evidenzhaltung 
der  Kanzleigehilfen  betrauten  Behörde  die  Anze^e  zu  erstatten,  sofern 
derselben  das  Ausscheiden  des  Kaji  zle  ige  hilf  en  nicht  ohnedies  bereits 
bekannt  ist. 

Dieser  Behörde  obliegt  es,  dem  Amtsvorstande  unverzüglich  bekannt- 
zugeben, ob  sie  die  Stelle  einem  auswärtigen  Bewerber  (Vormerk  II 
und  III,  Artikel  VI)  zu  verleihen  gedenke  oder  nicht. 

Verneinendenfalls  ist  zum  Ersätze  für  den  im  Ka  nzleihiifspersonale 
des  betreffenden  Amtes  entstandenen  Abgang  ein  Diurnist,  bezitluingisw  eise 
Kalkulanl  aufzunehmen;  ist  dagegen  die  Zuweisung  eines  auswärtigen  Be- 
werbers als  Kanzleigebilfen  in  Aussicht  genommen,  so  darf  nur  im  Falle 
eines  dringenden  Bedarfes  ein  Aushilfsschreiber,  und  zwar  bloB  für 
die  Zeit  bis  zum  Eintreffen  des  neu  zu  bestellenden  Kanzle^ehüfen  in 
Dienst  genommen  werden. 

X   Auswahl  unter  den  Bewerbern. 

Bei  der  Auswahl  unter  den  Bewerbern  gibt  grundsätzlich  die  Tüchtig- 
keit und  Vertrauenswürdigkeit  in  erster  Linie  den  Ausschlag,  li och  ge- 
nießen die  im  Vormerk  II,  Artikel  VI,  in  Evidenz  gehaltenen  Bewerber 
bei  entsprechender  Qualifikation  den  Vorzug  vor  allen  übrigen  Anwärtern 
und  ist  auch  auf  das  Dienstalter,  sowie  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  daß 
von  den  im  Vormerke  I  verzeichneten  Bewerbern  nach  Tunllchkeit  die- 
jenigen zuerst  berücksichtigt  werden,  welche  der  Grenze  des  Normalalters 
(§  5,  Z.  2,  Vdg.  des  OM.)  am  nächsten  stehen. 

Für  die  bis  31.  Juli  1903  stattfindenden  Bestellungen  von  Kanzleige- 
bilfen wird  von  dem  Erfordernisse  der  NichtÜberschreitung  des  40.  Lebens- 
jahres abgesehen. 

Weibliche  Kan/Ieihilfsarheiterinnen  (Diurnistinnen),  dann  Personen, 
welche  im  üenusse  cmcr  Huiicgebuhr  (i-'cnsiüu,  l-'ruvision  etc.)  aus  dem 
Staatsschatze  oder  einem  staatlich  dotierten  oder  verwalteten  Fonde  stehen, 
können  nicht  zu  Kanzleigehilfen  bestellt  werden,  wohl  aber  haben  auf 
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diesdhea  die  Bestimmtiagen  des  II.  Abschnittes  der  Vdg.  des  GM  An- 
wendung zu  finden. 

XI.  Dienstantritt 

Wird  ein  Kanzlcigehilfe  aus  einem  anderen  Verwaltungfsbereiche 
übernommen,  so  ist  mit  seiner  vorgesetzten  Behörde  weq^cn  Bestimmung 
der  Frist  zum  Dienstantritte  und  des  Zeitpunktes  der  Entiicbung  von  der 
bisherigen  Verwendung  das  Einvernehmen  zu  pflegen  und  dabei  darauf 
zu  achten,  dai^  der  Beginn  der  neuen  Bezüge  sich  an  den  Zeitpunkt 
der  Einstellung  der  bisherigen  Bezi^  unmittelbar  anschließe  (§  13,  Vdg. 
des  GM.). 

Ein  Kanzleigehtlfe,  welcher  sich  erst  nach  Ablauf  der  ihm  in  der 
Bestellungsurlcunde  erteilten  Frist  zum  Dienstantritte  meldet,  darf  zur  An- 
gelobung nur  in  dem  Falle  zugelassen  werden,  wenn  die  bestellende  Be- 
hörde dem  Amtsvor*;tande  eröffnet,  daß  sie  von  der  Berechtio^iinpf  7um 
Widerrufe  der  Aufnahme  (§  3,  Vdg.  des  GM.)  keinen  Gebrauch  mache. 

XD.  Dienst-  und  Eigenschaftsausweis. 

Sobald  der  Kanzleigehilfe  im  Sinne  des  %  20,  Vdg.  des  GM.,  das 
Gelöbnis  geleistet  hat,  ist  hievon  der  bestellenden  Behörde  behufs  der  Ein- 
tragung des  neu  Bestellten  in  das  Kanzleigehilfenverzeichnis  die  Anzeige 
zu  erstatten  und  für  denselben  von  seinem  unmittelbaren  Amtsvorstande 

ein  Dienst-  und  Figenschaftsausweis,  welcher  auch  die  für  die  Ansprüche 
an  das  Versorgungsinstitut  maBgebenden  Daten  ZU  enthalten  hat,  nacb 
dem  angeschlossenen  Formular  B')  anzulegen. 

Das  nach  den  Bestimmungen  des  Artikels  IV  ausgefertigte  Gedenk- 
blatt hat  einen  Bestandteil  des  Dienst»  und  Eigenscfaaftsausweises  zu  bilden 
und  ist  demselben  beizuheften. 

Die  Kanzleigehilfen  haben  die  Belege  für  die  im  Dienst-  und 
E^genschaftsausweise  anzufahrenden  Tatsachen  und  Verhältnisse  auf  Ver- 
langen beizubringen  und  spätere  Änderungen  der  im  Dienst-  und  Eigen- 
schaftsausweise in  Evidenz  zu  haltenden  Umstände  stets  sofort  unter  Vor- 
lage der  betreffenden  Belege  anzuzeigen. 

Der  Dienst-  und  Eigenschaftsausweis  ist  von  dem  jeweiligen  Amts- 
vorstande des  Kanzleigehilfen  stets  in  richtigem  Stande  zu  erhalten 
und  hinsichtlich  der  Qualifikation  itn  Bedarfsfälle,  mindestens  aber  jedes 
dritte  Jahr  at>zuschUe6en.  Sofern  gegenüber  der  unmittelbar  vorausgehenden 
Beschreibung  keine  Änderung  stattgefunden  hat,  ist  blo6  der  Vermerk  „Un- 
verändert" lieizusetzen. 

Xm.  Dienstzeit 

Die  im  Sinne  des  §  12,  Vdg.  des  GM.,  anrechenbare  Dienstzeit  eines 
Kanzleihilfsarbeiters  ist  im  Falle  einer  iMilitärdienstleistung  nicht  als 
unterbrochen  anzusehen,  wenn  nach  Ablauf  derselben  längstens  innerhalb 
eines  Zeitraumes  von  drei  Tagen  die  Dienstleistung  als  Kanzleihilfs- 
arbeiter fortgesetzt  worden  ist.  In  solchen  Fällen  wird  jedoch  die  militä- 
rische Dienstleistung  mit  Ausnahme  von  Waffenübungen  nicht  in  die  nach 
I  12,  Vdg.  des  GM.,  anredienlNire  Dienstzeit  einbezogen. 

*)  Das  Formular  wurde  in  diese  Sammlung  nicht  aufgenommtiu 
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Ab  voncfariftemißig  angemeldet  im  Sinne  des  §  \2,  Abs.  3,  Iii 
Vdg.  des  QM.,  haben  jene  früheren  Diensiperioden  zu  gelten,  welche 
von  dem  Bewerber  in  der  Rubrik  6  des  Oedcnkblattes  oder  im  Kompetenz- 
gesuche  (Artiicel  V  der  gegenwärtigen  Verordnung)  angeführt  worden  sind. 

XIV.  Qualifizierte  Posten. 

Das  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht  setzt  im  Einvernehmen 
mit  dem  Finanzministerium  für  jeden  Verwaltungsbereich  die  Maximai- 
zahl derjenigen  Kanzleigehilfen  fest,  welchen  im  Sinne  des  §  10,  Vdg. 
des  GM.,  die  sonst  für  die  nächst  höhere  Dienstalterskiasse  normierten 
Bezüge  zuerkannt  werden  dürfen. 

Die  Auswahl  der  mit  den  höheren  Bezügen  zu  beteilenden  Kanzlei- 
gehilfen steht  der  zur  Bestellung  der  Kanzleigehilfen  berufenen  Be- 
hörde zu,  welche  dabei  sowohl  das  Maß  der  an  die  einzelnen  Kanzlei- 
gehilfen  gestellten  Dienstesanforderungen  als  deren  persönliche  Täcbtiigkeit 
und  Wfirdjgfceit  in  Betracht  zu  ziehen  hat 

XV.  Anweisang  iiad  Eiiisteltang  der  Beacfige. 

Die  Anweisung  und  Einstellung  der  Bezüge  der  Kanzleigehilfcn 
erfolgt  durch  die  zur  Bestellung  dieser  Bediensteten  in  dem  betreffenden 
Verwaltungsbereidie  kompetente  Behörde. 

Derselben  sind  daher  auch  alle  für  die  Liquidierung  und  Ver- 
rechnung relevanten  Umstände,  dann  die  eventuelle  Verhängung  von  Geld- 
bußen, Entziehung  von  Bezugstangenten  u.  dgl.  rechtzeitig  zur  Kenntnis 
zu  bringen. 

Die  Anweisung  höherer  Bezüge  nach  Maßgabe  des  Dienstalters  ist 
über  mündliches  Ansuchen  des  Kanzleigehilfen  und  Nachweisung  seines 
Anspntches  vom  Amtsvorstandc  desselben  anzuregen  und  von  der  zur  Be- 
stellung von  Kanzleigt hilien  kompetenten  Behörde  zu  vollziehen. 

Hinsichtlich  der  Anweisung  und  Behebung  der  Taggcldcr  der  Diur- 
nisten,  Kaikulanten  etc.  verbleibt  es  bei  den  bisherigen  Bestimmungen. 

XVI.  Oeldutthllfen. 

Auf  die  Bezüge  von  Kanzleigehilfen  und  Kanzlcihilfsarbeitcrn 
werden  keine  Vorschitose^)  erteilt;  dagegen  sind  diese  Kategorien  von 
Bediensteten  bei  Qewährung  von  Oeldaushilfen  aus  den  hief&r  zur  Ver- 
fügung stehenden  Krediten  vorzugsweise  zu  beriicksichtigen. 

Insbesondere  ist  auf  jene  Kanzleigehilfen  Bedacht  zu  nehmen» 
welche  und  insc^ange  sie  infolge  Entriditung  der  Dienstverleihungsgebfliir 
sowie  des  prozentuellen  Beitrages  an  das  Versoigungsinstitut  eine  Schmile- 
rung  ihrer  früheren  Bezüge  erfahren  sollten. 

*)  A^Onnd  d$s  Ah.  Fat,  mm»,  Oktober  tm,  POS,  Bd.  13,  Nr. »  imd  der  Ah,  EniseU, 

vom  21.  Män  1819,  POS,  Bd,  47,  Sr.  52  ist  dU  Erteilung  mn  Vonchümen  nur  an  stabile  AngesteUit 
gestattet.  Dahrr  sind  Vorschnsse  auf  Adjuten  oder  Tags^lder  —  abgesehen  von  jcnfn  Fällrn.  in 
welchen  dieAh.ünaäe  angerujen  werdensoll  —  unzulässig.  (Mintrl.vom  IJ.April l900,Z.aS5i KUM.J 
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XVn.  Kündigung. 

Bei  Ausübung  das  dem  Dienstgeber  gemäß  §  29,  Vdg.  des  GM., 
zustehenden  Kündigungsrechtes  ist  mit  möglichster  Schonung  und  Rück- 
siebt  zu  verfahren. 

XVUl.  Dienstverleihungsgebfihr. 

Von  der  Bestellung  zum  Kanzicipchilfen  ist  die  (nach  TP  40, 
lit  d)  des  Gesetzes  vom  13.  Dezember  1862,  RGBNr.  89,  entfallende) 
Gebühr  nach  Skala  II  von  dem  flüssig  gemachten,  (gemäß  §  16,  lit.  e) 
des  Gebührengesetzes  vom  9.  Februar  1850,  RGBNr.  50)  mit  dem  dreifachen 
Betrage  zu  veranschlagenden  Jahresgenusse  zu  entrichten.  Bei  Erlangung 
eines  Mehrbezuges  ist  diese  Oebilhr  von  dem  Dreifachen  des  angewiesenen 
Jahresgenusses  nadi  Abschlag  des  bereits  der  Bemessung  unterzogenen 
vielfachen  Betrages  des  Genusses  zu  leisten. 

Insofern  die  EMenstverleihungsgebühr  nicht  sofort  im  vollen  Betrage 
mittelst  Stempelmarken  entrichtet  wird,  hat  die  Einbringung  unmittelbar 
im  Wege  des  Abzuges  zu  erfoltren  (§  14,  Vdg.  des  GM.). 

Zur  Bemessung  und  Einbringung  der  Dienst\'er!eihungsgcbühr  im  Wege 
des  Abzuges  ist  jenes  Organ  verpflichtet,  welchem  die  Liquidierung  des 
Bezugsanspruches  obliegt. 

Sollten  seitens  eines  Kanzleigehilfen  gegen  die  Ermittlung  der 
Dienstverleihungsgebühr  entweder  hfaisichtlich  der  OebOhrenpfUcfat  oder  hin- 
sichtlidi  des  GebührenausmaBes  Einwendungen  erhoben  weiden,  so  ist, 
wenn  es  sich  um  eine  offenbar  irrige  Gebiilirenermittlung  handelt  die 
Richtigstellung  zu  veranlassen. 

Im  anderen  Falle  ist  die  bezügliche  Eingabe  unter  Anschluß  allfälliger 
zu  Gebote  stehender,  auf  die  Gebührencrmittlung  bezugnehmender  Akten- 
stücke der  sonst  zur  Gehührenbemessung  berufenen  Fint^nzbehörde  erster 
Instanz  (Finanzbezirkstlirektion,  Oebührenbemessungsamt}  zur  weiteren  Ver- 
fügung zu  übermitteln. 

Der  Abzug  zur  Hereinbringung  der  Gebfibr  hat  von  dem  Tage  an,  von 
welchem  dem  Kanzleigehilfen  der  der  GebiUur  unterliegende  Bezug  zu> 
kommt;  in  ununterbrochenen  fortlaufenden  Monatsraten  zu  einer  Krone 
zu  erfolgen,  und  ist  ein  Restbetrag  der  Gebühr  unter  einer  Krone  mit 
der  ersten  Monatsrate  einzuheben. 

Insobnge  einem  nzleigehilf  en  aus  welchem  Grunde  immer  ein 
Bezu^  [Dcht  ausbezahlt  wird,  hat  auch  die  Einbringung  der  Dienst\'er- 
leihunpsficbühr  zu  unterbleiben. 

ßei  Bezugsüberweisungen  sind  die  rückständigen  Gebührenraten  in 
den  Schuldigkeitsextrakt  aufzunehmen. 

Die  eingebrachten  Dienstverleihungsgebühren  sind  in  den  einzelnen 
VerwaltUQgszweigen,  gleichwie  die  Diensttaxe,  zu  Gunsten  der  Finanzver- 
waltung  etatmäSig  zu  verredmen. 

Es  ist  sonadi  von  den  Rechnungsdepartements  der  politischen  Be- 
hörden der  Gebarungserfolg  allmonatlich,  und  zwar  bis  zum  15.  des  dem 
Oegenstandsmonate  nächstfolgenden  Monates,  dem  Rechnungsdepartement 
jener  FinanzUndestiehörde  nachzuweisen,  in  deren  Verwaltungsgebiet  diese 
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Gebühren  zur  Einhebung  gelangten.  Dieselbe  Nachweisung  ist  vom  Rech- 
nungsdepartement des  Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht  für  den  Ge- 
barungserfolg: bei  diesem  Mini^^ferium  dem  Rechnungsdepartemcnt  der  Finanz- 
landesdirektion in  Wien  mit/iUL ili ii.  Mit  JahrcsschliiH  i'^t  endlich  von  den 
bezeichneten  Behörden  in  dem  besonderen  Rechnungsabschlüsse,  welcher 
rücksichtlich  des  Taxgefälles  dem  k.  k.  Obersten  Rechnungshofe  vorgelegt 
wird,  aucli  der  Jahreserfolg  an  von  den  Kanzieigehilfen  eingehobenen 
DienstverleihungsgebOhren  anhangsweise  auszuweisen. 

Durch  die  vorstehenden  Bestimmungen  wird  das  Redit  der  zur  Ge- 
bührenbemessung berufenen  Finanzbehörden  erster  Instanz  zur  Kontrolle 
der  auf  die  Qebührenermittlung  bezüglichen  Akten  und  Aufochreibungen 
in  keiner  Weise  berührt  und  bleibt  daher  der  Finanzverwaltung^  die  Aus- 
übung dieses  Rechtes  geicgentlicfa  der  Vornahme  von  Stempelrevisionen 
auch  weiterhin  gewahrt. 

XIX.  Verrechnung  der  Aktivitätsbezfige. 

Die  Bezüg^e  der  Kanzleigehilf»-n  «^ind  in  don  Jahren  1902  und 
1903  wie  die  hisheriiren  Kntlohnungen  der  Diurnisten,  Kaikulanten  etc.  zu 
Lasten  der  beireffenden  Diunstzweige,  jedoch  auf  einer  neu  zu  eröffnenden 
Rubrik:  „Bezüge  der  Kanzieigehilfen**  und  nur  mit  jenem  Teilbetrage 
zu  verrechnen,  der  der  Höhe  der  früheren  Entlohnung  als  Diurnist,  Kaikulant, 
Tagschreiber  etc.  entspricht. 

Der  Mehrbetrag  ist  auf  einer  besonderen  Rubrilc:  „Mehraufwand  aus 
Anlafi  der  Regelung  der  Bezüge  und  der  Versorgungsgenüsse  nicht  stabil 
Bediensteter'*  zu  Lasten  der  allgemeinen  Kassenverwaltung  zu  buchen  und 
mittelst  eines  dieselbe  Bezeichnung  tragenden  Rechnungsabschlusses  dem 
k.  k.  Obersten  Rechnun(T*;hnfe  nnch/uwei-^en.  Diesem  bleiben  die  weiteren 
Weisungen  wegen  Dokumentierung  der  erwähnten  Rechnungsabschlüsse  vor> 
behalten. 

Das  iirfurdernis  auf  der  Rubrik  „Bezüge  der  Kanzieigehilfen**  ist 
aus  den  Ersparungen  an  den  Krediten  für  Diurnen-,  Schreiber-  und  KaUcu- 
lauten-  oder  Amtspauschalien  etc.  zu  decken;  die  letztgenannten  Pauschalien 
sind  zu  diesem  Zwecke  um  jenen  Betrag  herabzumindern,  um  die  sie  durch 
die  Bestellung  von  Kanzieigehilfen  und  die  vorstehend  angeordnete  Art  der 
Verrechnung  ihrer  Bezüge  auf  der  besonderen  Rubrik  entlastet  werden. 

Die  Bezüge  der  Kanzleihilfsarbeiter  (Diurnisten,  Kaikulanten  etc.) 
sind  mit  dem  früheren  Ausmaße  ihrer  Entlohnung  zu  Lasten  der  bisherigen 
Kredite  und  mit  den  dieses  frühere  Ausmaß  übersteigenden  Beträgen  zu 
Lasten  der  allgemeinen  Kassenverwaltung  zu  verrechnen.  Dieser  Mehr- 
betrag ist  gleichfalls  in  dem  voräleliend  erwähnten  besonderen  Rechnungs- 
abschlüsse auszuweisen. 

Die  Praliminierung  und  Verrechnung  vom  Jahre  1904  angefangen  wird 
einer  gesonderten  Verordnung  vorbehalten. 

XX.    Verrechnungsvorschrift   mit   besonderer   Berücksichtigung  der 
Gebarungen  des  Versorgungsinstitutes  der  Kanzieigehilfen. 

Die  endgültige  Vciicchming  der  dem  Versorgungsinstitutc  der  Kanziei- 
gehilfen zuflieiküden  ücidmittei        4  der  Statuten)  und  der  daraus  zu 


Digitized  by  Google 


Kuizldknfoptnoml. 


285 


leisteiidcit  Zahhingen  obliegt  der  k.  k.  StaatszentraUcasse.  Die  übrigen 

k,  k.  Zahlstellen  haben  die  für  Rechnung  des  Versorgungsinstittites  voll- 
zogenen Einnahmen  und  Ausgaben  als  kommissioneUe  Oebarungen  für  die 

Staatszentrnlkasse  zu  behandeln. 

Zu  diesem  Behulc  wird  folgendes  angeordnet: 

Die  fälligen  Monatsgebähren  der  Kanzleigehilfen  sind  von  den 
auszahlenden  Kassen  in  eigenen  Aktivitätsverzeichnissen  zu  verrechnen  und 
die  von  diesen  Monatsbezügen  nach  §  14,  Vdg.  des  OM.,  zu  lieweik- 
sleUigcnden  Abzüge  In  besonderen  Betragskotonnen  darzustellen.  Es  ist 
mifhitt  je  eine  Betragskolonne  zu  eröffnen: 

a)  Ffir  die  drei|>rozentigen  Beiträge  der  Kanzleigehilfen, 

b)  ffir  die  von  denselben  geleisteten  Nachzahlungen, 

c)  für  die  als  Ordnungsstrafen  auferlegten  Geldstrafen, 

d)  für  die  Fr(;ätze  aus  dem  Dienstverhältnisse  und  die  Otiergenüsse, 

e)  für  die  Du  nstverleihungsgebühr,  und 

f)  für  die  Pers  niakinkommensteuer. 

Die  Summen  der  unter  lit.  a,  b  und  c  aufgeführten,  zu  den  Einnahmen 
des  Versorgungsinstitutes  zählenden  Abzüge  sind  von  der  Staatszentral- 
kasse in  das  von  derselben  zu  fflhrende  „jonmal  für  die  Gebarungen 
des  Versorguflgsinstitutes  der  Kanzleigehilfen",  von  den  fibrigen  Zahl- 
stellen in  das  neu  aufzulegende  ^Kontokorrent-Subjournal  für  die  Gebarungen 
des  Versoigungstnstitutes  der  Kanzleigehilfen"  nach  den  einzelnen  Ver- 
rechnunpszweigen  spezifiziert  zu  übertragen. 

Falls  die  Aus/nhltinrj^  der  Monatsbe7Ü[Te  nicht  bei  einer  Staatskasse 
erfolirt,  müssen  die  obigen  Abzüge  an  die  zuständige  Staatskasse  bar  ab- 
geführt und  von  dieser  wie  die  von  ihr  selbst  eingehobenen  Beiträge 
und  Geldstrafen  behandelt  werden. 

Die  liquidierenden  Organe  haben  fiber  die  Monatsbeziige  der  aktiven 
Kanzleigehilfen  em  U(|uidationsbuch  zu  föhren.  Die  Rechnuugsdepar- 
tements  der  anweisenden  Behörden  verbuchen  diese  Oebarungen,  sofern  sie 
von  den  ausfibenden  Ämtern  vollzogen  werden,  Überdies  in  Kontobüchern 
unter  sinngemäßer  Anwendung  der  für  die  Fflhrung  solcher  Bücher  be- 
stehenden Vorschriften. 

In  diesem  Liquidationsbuche  sind  auf  den  einzelnen  Personalkonten 
die  dreiproxcntik^^t-n  Beiträge  und  Nach/aiilungen  vorzuschreiben  und  die 
hierauf  eriulgien  monatlichen  Abstattungen  in  gesonderten  Betragskolonnen 
zu  kontieren.  Bei  der  Liquidierung  der  Monatsbezüge  müssen  die  davon  ab- 
zuziehenden Beiträge  und  Nachzahlungen  besonders  ersicfatlidi  gemacht  und 
bei  konsignationsweiser  Behebung  der  Monatsbeziige  in  eigenen  Betrags- 
s|>alten  ausgewiesen  werden. 

Die  Behandlung  der  Geldstrafen  hat  auf  gleiche  Weise  zu  erfolgen. 

Die  von  jedem  Teilnehmer  an  das  Versorgungsinstitut  geleisteten 
Pensionsbeiträge  (dreiprozentige  und  Nachzahlungen)  sind  auf  dem  be- 
treffenden Personalkonto  des  Liquidationsbuches  fortlaufend  genauestens  in 
Lvidenz  zu  halten.  Ls  muß  daher  bei  jeder  Oberweisung  des  Monatsbezuges 
eines  aktiven  KanzleigehiHen  in  dem  Schuldigkeitsextrakte  jedesmal  auch 
der  Oetamtbetrag  der  von  ihm  bis  zum  EinsteUungstage  entrichteten  Pensions- 
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beitrige,  einschließlich  der  etwa  schon  bei  anderen  Zahlstellen  geleisteten, 
genau  und  deutlich  ersichtlich  gemacht  werden. 

Zur  Kontrolle,  ob  die  laut  der  Aktivitätsverzeichnisse  durch  Abzüge 
eing^cbrachtcn  Pensionsbeiträge  (drciprozentige  und  Nachzahlungen)  und 
Geldstrafen  in  den  Kontokorrent-Subjournalen,  beziehungsweise  im  Jour- 
nale der  Staatszentralkasse  richtig  verrechnet  sind,  haben  die  Rechnungs- 
departements der  anweisenden  Landesbehörden  monatliche  Befundsaus- 
weise Ql>er  diese  Abzüge  an  das  das  KoDtokonrent-Subjoumal  zensurierende 
Rechnungsdepartement  der  Finanziandesbehörde  und  des  Rechoungsdepar- 
tements  des  Ministeriums  fOr  Kultus  und  Unterricht,  ebensolche  Befunds- 
ausweise  an  das  das  Journal  der  StaatszentraUcasse  prüfende  Rechnungs- 
departement 3  des  Finanzministeriums  einzusenden. 

Mit  Abschluß  eines  jeden  Jahres  sind  auch  die  anfänglichen  und 
schlicßlichen  Aktiv-  und  Passivrückständc  nachzuweisen  Zu  diesem  Zwecke 
sind  dieselben  von  den  die  Liquidierung  selbst  besorgenden  Kassen  und 
Ämtern  dem  Rechnungsdepartement  der  vorgesetzten  Landesbehörde  und 
von  diesem  in  einer  Oesamtnachweisung  dem  Rechnungsdepartement  3 
des  k.  Ic.  Finanzministeriums  iMkanntzugeben.  Dieselbe  Nachweisung  ist  für 
den  Oebarungserfolg  des  Ministeriums  fQr  Kultus  und  Unterricht  vom 
Rechnungsdepartement  dieses  Ministeriums  dem  Rechnungsdepartement  3 
des  Finanzministeriums  mitzuteilen. 

XXI.  Zfnseuberechiiung  für  rückersetzte  Beiträge. 

Die  drciprozentigen  Zinsen,  die  in  den  im  4}  14  der  Statuten  bezeichneten 

Fällen  nebst  den  an  das  Versorgungsinstitut  geleisteten  Beiträgen  rückerstattet 

werden,  sind  von  diesen  Beitrügen,  und  zwar  von  jedem  geleisteten  Teil- 

u  A    c      1  ■7-       /-»V     Beitrag  (B)  X  Monate  (M)  X  3**« 
betrage  nach  dcf  Formel  Zmsen  (Z)  «   f<g"^!2  {^VtÖS}   

oder  abgekürzt:  Z  ==  — -^q— 

zu  berechnen. 

Diese  Zinsenberechnung  kann  noch  dadurch  vereinfacht  werden,  daß 
jeder  Teilbetrag  (monatlicher  dreiprozentiger  oder  nachgezahlter  Beitrag) 
mit  der  gegebenen  Anzahl  von  Monaten  multipliziert  und  bloß  die  Summe 
aller  dieser  Produkte  durch  die  Zahl  400  dividiert  wird. 

Die  Verzinsung  endet  in  jedem  einzelnen  Falle  mit  dem  letzten  Tage 
jenes  Monates,  weidier  der  Bewilligung  zur  Ruckzahlung  der  Beiträge  un- 
mittelbar vorausgegangen  ist 

Bei  Einzahlungen,  die  nach  dem  ersten  Tage  eines  Monates  geleistet 
werden,  beginnt  die  Verzinsung  mit  dem  ersten  des  nächstfolgenden  Monates. 

XXII.  Aligemeine  Bestimmung  über  den  Geschäftsverkehr. 

Die  nach  den  Bestimmungen  dieser  Verordnung  zu  Zwecken  der 
Eviden/.haltung  oder  zur  Anregung  \on  Personalverfügungen  erforderlichen 
Anzeigen  der  Amtsvorstände  der  Kanzleigehilfen  und  Hilfsarbeiter 
an  die  zur  Führung  der  Evidenz,  beziehungsweise  zur  Erlassung  der  bezüg- 
lichen Anordnui^en  kompetente  Behörde  sind  in  der  kArzesten  und  ein- 
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bchsten  Form  zu  erstatten.  Nach  Tunlichkeit  sind  hiczu  „Meldungsscheine'' 
nach  Art  der  beigeschlossenen  Muster  zu  verwenden,  welche  wie  die 
Korrespondenzkarten  oder  Kartenbriefe  auf  der  Rückseite  mit  der  Adresse 
zu  versehen  sind. 

XXUL  Begfam  der  Wlrlnamkeit  iiieser  Verordmuig* 

Diese  Verordnung  tritt  gleichzeitig  mit  der  Verordnang  des  Qesamt- 
mialsteriums  vom  19.  Juli  1902,  ROBNr.  145,  in  Wirksamkeit. 


Nr.  273. 

Ans  dem  Briasse  dst  limisterliuns  f  flr  K.  o.  D.  vom  2.  November  1903, 

Z.  1930/KDH, 

an  sämtliche  Landeschefs, 

0»drcffeBd  die  RaogbeeCiiiiniiiiig  fSr  die  glefdizeitlg  zu  Beemtea  er« 

mumtefl  Zertittladlsteii). 

In  Hininmft  ist  der  Grundsatz  zur  Geltung  zu  bringen,  daB  zertifizierte 
Unteroffiziere,  wekdie  gleichzeitig  zu  Beamten  eniannt  werden,  untereinander 
nadi  der  tatsächlich  vollstreckten  Aktivdienstzeit,  bei  Gleichheit  dieser  nach 
dem  miütartscheti  i^nge  und  in  letzter  Linie  nach  dem  Lebensalter  zu 
reihen  sind. 

Hiebe!  wird  rücksichtlich  der  Titulnrchargen  folf^ende^  bemerkt: 
Die  wirkliche  Chargen  gehen  den  Tituiarchargen  gleicher  Stufe  un- 
beding  voraus. 

Die  Tituiarchargen  einer  höheren  Stufe  rangieren  ohne  Rücksicht  darauf, 
wekhc  wirkhdie  Charge  sie  bekleiden,  vor  den  wirklichen  Chargen  niederer 
Shife,  z.  B.  ein  Infanterist-Titularfeldwebel  vor  dem  wu-ktichen  ZugsfOhrer. 

Die  Titularcfaaigen  gleicher  Stufe  rangieren  unter  sidi  —  gleichfalls 
ohne  Rücksicht  auf  die  wirkliche  Charge  —  nach  dem  bei  der  Verleihung 
des  Titels  erhaltenen  Rang,  d.  i.  nach  dem  Rangsdatum. 


2.  Universitätsgebaudeinspektion.O 


Vorbemerkung. 

FäralU  Gebäude,  in  welchen  die  Ansialten  der  k.  k.  Universität  in  Wien  untfr^ebraeM 

sind,  ist  ein  eigener  n  fbnudeinspektor  bestellt,  dessen  Wirkungskreis  durch  die  ruf  Erlaß 
des  Ministeriums  Jur  K.  u.  U.  vom  4.  Dezember  1903,  Z.  genehmigte  neuredigierte  Amts- 

Der  Inspektor  t'rf.  was  seine  amtliehe  Sfellnng  betrifft,  selbständiges  Bauergan  I.  Instant, 
aatersteht  der  k.  k.  n.  ö.  StatttuUierei,  beziehungsweise  dem  k.  k.  Ministerium  für  K.  u.  U.  als 
dm  Um  worgese/gten  BeMräen  und  erhOtt  9m  iBe»en  in  aüen  Angelegenheiten,  wetehe  sielt  auf 

'/  Vgl.  im  aligemeinen  den  MinEH,  vom  3.  April  lijOö,  Z.  1390  (s.  Nr.  46J  betreffend  die 
Vtiftgung  über  db  Lokaätättmt 
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die  Obsorse  fi'ir  die  Eriia/fang  und  Sicherheit  der  Gebäude,  der  bestehenden  technischen  Ein- 
richtungen und  der  Neuanschaffungen  beziehen,  die  Weisungen  und  Instruktionen,  Seine  Vorlagen 
hat  er  uamUMbar  m  äU  k.  k,  n,  &a(tkalferri  m  «mmsAm.  Ih  f§iim  AngdtgeaheUen,  «dcfte 
die  Benutzung;  der  Oebände  und  der  bestehenden  inneren  Einriebt!'  '! fr  fmit  Ausschluß  von  Sca- 
anschqffungen  und  baaiichen  Änderungen)  der  Umversitätsgebäaäe  in  Wien  betr^en,  ist  der 
(MAtdeinspektor  verpflkhUt,  dem  IMtor  die  fertimgte  UateniOauig  tm  tHtteu  wid  deaua 
Weisuni^en  nachzukommen;  hierauf  bezägUche  Vorlagen  hat  er  im  Wege  des  Rektorates  an  dit 
k  k  n.  6.  Staithalterei  :u  leiten  f§  /).  Oen  Wirkungskreis  des  l Jnivrr^itnt^f^ehändeinspcktom 
bildet  int  aligemeinen  du  Aufsicht  üiier  alle  Qebäude,  Uartenanlagen  und  Räume,  die  der  Universitut 
ttttd  ihren  InsÜtaiea  emgeedeeen  süuL  Ihm  etUegen  alle  aät  dieaer  AmfÜehi  In  adminütraHir- 
ökonomischer  and  technischer  Beziehung  verb-andmen  Geschäfte.  Sur  bezüglich  der  k.  k.  Zentral- 
anstatt  ßir  Meteorologie  und  Qetxfynamik  und  der  k.  k.  Sternwarte  hat  der  Inspektor  blqß 
die  baM(eäu$iuhen  Angelegenheiten  ea  besorgen ,  wdhrend  die  Besorgu/tg  der  ßtonmUeekem  and 
administraUeen  Angelegenfteiien  (nUi  Emchluß  kiänerer  HereMkmgen  und  RepanrtHrmtf  den 
lUrektionen  dieser  beiden  Anstalten  zukommt  (§  2). 

Im  einzelnen  beziehen  sich  die  Geschäfte  des  UniversitStsgebäudeinspekiors  auf  alle ,  die 
Sicherheit,  die  Erhaltung,  die  Überwac/tung,  Reinigung,  Beleuchtung  und  den  mascitineUen  Betrieb 
der  Universitdts-  and  insülitlegebdade  betrefftaden  AngdegenkeUen  eende  auf  die  Anschnffkngen 
für  diese  Qebäude,  auf  die  Evidenthaltung  über  die  in  den  H/iJurrn  unirrgebrachten  VTohnungs- 
parteien,  beziehungsweise  die  Erfüllung  der  nach  den  bestehenden  Vorschriften  dem  Hauseigentümer 
obäegemten  VerpfUehtungen ,  auf  die  LeÜang  und  Obermtdmng  dee  Betriebes  der  masekinelkn 
BeHuinuigS-  und  Ventilationsanlage,  die  Beaufsichtigung  and  Kontrolle  des  gesamten  zur  Erhaltung, 
zum  Betriebe  und  zur  Aufsicht  bestellten  Personales  Jedoek  mit  den  im  SdilitfkibiatTe  de»  $  2 
enthaltenen  Einschränkungen  (§  3J, 

Seiner  AttfsitM  sind  aaeh  die  in  den  Qebdndm  aniergebraekien  Htradle,  Kanzleien  and 
insHteisrbau  anmi  den  darin  b^lndUehen  Ebwiektnn^umOten  mdmum  ($ 

Das  gesamte  Aafsiehts-  und  Betriebspersonale  untmUM  anadU^bardm  OebOKdein^tdUor 

und  hat  von  diesem  Aufträge  entgegemanehmen  f§  tO}. 

Du  Unirenaätsdieneraehßft  (Portier,  Rektorats-,  Dekanate*  and  Institutsdiener)  hat, 
unbeeOaiM  ilirer  eoasUgen  lUeneüichen  Untenrdnnng,  fo»  dem  OM^dein^eidar  jene  Aufträge 
entgegenmnehmen  und  zu  befolgen,  welche  sieh  aaf  die  inatantßlaliai^  wnd  SltiUmng  der  ihrer 
Obhut  apetiell  amertraaten  Rdume  beziehen. 


An  den  übrigen  Universitä  ten  wird  die  O  e  bände  lnspektion  durch  baatecMsehe  Organe 
der  Landesstelle,  beziehungsweise  durch  Beamte  der  Universitätakaneiei  besorgt. 

Nr.  274. 

Studlsiiliofkomffli^ionsdekret  vom  27.  Oktober  1828,2.28.305/2154. 

an  sämtliche  Landesstellen, 

(betreffend  die  Assekariemng  von  Ärarial-  nnd  öffentlichen  Fonds- 

gebAuden). 

Die  aUgemeine  Hofkammer  findet  im  aUgemeinen  festzusetzen,  dafi 

die  Einverleibung  der  Ararial-  und  öffentlichen  Fondsgebäude  in  die  Provinz- 
Brnndschadenversicherungsgesellschaftcn  oder  Privatunternchmungen  in  der 

Regel  nicht  stattzufinden  hnt.  Im  Falle  des  Vorwaltcns  eines  besonderen 
Zweckt'S  oder  anderer  eigcntum lieber  Verhältnisse  ist  eine  Ausnahme  \on 
dem  aufgestellten  Grundsätze  zulässig,  doch  ist  diesfalls  besonders  einzu- 
schreiten.*) 


*)  VgL  Nr,  273. 
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Nr.  275. 

EriiB  las  Mimsterioms  f Or  iL  il  D.  vom  22.  Oktobar  190L  Z.  22il70, 

an  alle  Landesstetten, 

(betreffend  die  Frage  einer  Brandediadenveratclienuig  von  irarisdien 

Gebinden  nnd  Moblllen). 

Ober  Anregung  des  k.  k.  Finanzministeriums  wird  der  k.  k.  .  .  .  in 
Absicht  auf  die  Erzielung  einer  einheitUdien  Regelung  der  Frage  der  Ver- 
sidierung,  beziehungsweise  der  Nichtversicherung  der  Ararialgebäude  gegen 
Feuerschäden  fvr  den  Rahmen  des  ho.  Ressorts  nachfolgendes  eröffnet: 

Im  allgemeinen  ist  von  der  Versicherung  von  Ärarialgebäuden,  be- 
ziehungsweise ärarischen  Mobilicn  gegen  Feuerschaden  abzusehen,  indem 
der  einschlägige  Erlaß  der  a!!0:emcinen  Hofkammer  vom  27,  Oktober  1828, 
2.  28.305/2154  (Verordnung shiatt  des  jf-manzniinisteriums  Nr.  11  ex  18S4) 
auch  gegenwartig  noch  zur  Richtschnur  zu  dienen  hat. 

Ausnahmen  von  dieser  Regel  sind  nur  bei  Vorwalten  eines  beson- 
deren Zweckes  oder  anderer  e^gentfimHcher  Verhältnisse  zulässig,  und  be- 
hält skb  das  Ministerium  fQr  Kultus  und  Unterricht  die  diesbezilgliche 
Entscheidung  in  jedem  einzelnen  Falle  vor. 

Die  k.  k.  .  .  .  wird  deshalb  ersucht,  die  Verfügung  zu  treffen,  daß  um 
Bewilligting  derartiger  Ausnahmen  von  den  unterstehenden  Amtern  fall- 
^ve^se  im  Wec^e  einer  besonderen  Verhandlung  dortamts  nachgesucht  werde, 
sowiv  v.  citLTi  bei  Beurteilung  der  Ziilässigkeit  solcher  Ausnahmen  in  rip;oro- 
sesttf  Wtisi  \orzugehen  und  dementsprechend  die  erforderlichen  Antrage 
anher  zu  steilen. 

Von  denselben  Oesiditspunkten  sind  auch  simtlkhe  bereits  bestehenden 
Versicherungen  von  in  dortiger  Verwaltung  stehenden  Objekten  des 
ho.  Ressorts  einer  entsprechend  eingehenden  Revision  zu  unterziehen  und 
im  weitesten  Umfange  zu  reduzieren.  In  gleicher  Weise  ist  weiters  audi 
die  Versidierung  des  Mobilarbesitzes  zu  beurteilen. 


4 . 
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Vn.  Universitätsdienerschaft^) 


Np.  276. 

Gesetz  vom  19.  April  1872.  RGBNr.  60, 

fiber  die  Verleihung  von  Anstellungen  an  ausgediente  Unteroffiziere. 

Zur  Ausführung  der  Bestimmungen  des  §  38  des  Wehrgesetzes  vom 
5.  Dezember  1868,  RGBNr.  151  vom  Jahre  1868,  finde  Ich  mit  Zustimmung 
der  beiden  Häuser  des  Rcichsrates  zu  verordnen,  wie  fol^: 

§  1.  Unteroffiziere,  welche  zwölf  Jahre,  darunter  wenigstens  acht 
Jahre  als  Unteroffiziere  itn  stehenden  Heere,  in  der  Kriegsmarine  oder 
in  den  Stämmen  und  Abteilungen  der  Landwehr  aktiv  gedient  haben  und 
gut  konduisiert  sind,  erlangen  dadurch  den  Anspruch  auf  die  Verleihung 
von  AnsteUuagen  Im  öffentUcfaen  Dienste,  dann  bei  vom  Staate  subven- 
tionierten Eisenbahn*,  Dampfschiffs-  und  anderen  Unternehmungen  (§  3S 
des  Wehrgesetzes). 

Die  in  der  Eigenschaft  eines  Titularunteroffiziers  zurückgelegte  Dienst- 
seit  wird  in  die  achtjährige  Untcroffiziersdienstzeit  eingerechnet. 

§  2.  Den  gleichen  Anspruch,  und  zwar  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl 
der  Dienstjahre,  erlangen  ferner  jene  Unteroffiziere,  \v(  IcIk-  not  dem  Feinde 
oder  in  Ausübung  des  öffentlichen  Sicherlicilsdienstes  durch  Verletzung 
für  den  Militärdienst  untauglich  geworden  sind,  ohne  hiedurch  die  Ver- 
wendbarkeit für  Zivikfienste  verk)ren  zu  haben. 

§  3.  Zur  Befriedigung  dieser  Ansprfidie  werden  für  die  im  §  1  und  2 
bezeichneten  Unteroffiziere 

>)   Die nstinstruktionen  für  die  U niversität spedelte. 

An  den  einzelnen  Universitäten  bestehen  eigene  Diens tinstmktionen  fiir  die  PeätUt 
fUtiherslUUtoäerpedtU,  UniversltamubpedeU ,  FakuMtstt$ä*a»»  FakKtatsuApedOgßt  fir  4k 
Universität  in  Wien:  auf  Orttnd  der  MinF.ri.  vom  2!.Jtinl  f87f),  Z.  7803  und  vi-n  26.  Frbruar  I^, 
Z.  42SI,  für  die  Univenitäi  in  Graz  aaj  Qrund  des  Min  tri.  vom  21.  Mai  ism,  Z.  92i4,  för  die 
UlUfiersÜät  in  lnn$bruek  aafOrtmA  BtMMant»  des  akaäeaUtdiM  Senates  vmn  11.  Febnuar  Mt, 
beeiehungsweise  vom  20.  Juni  1881 ,  für  die  deutsche  Universität  In  Prag  auf  Qrund  MinCtL 
vom  13.  April  1893,  Z.  4JVy,  für  die  böhnmche  l'rihrrsität  in  Pro  ff  auf  O rund  MinF.rl.  vom 
29.  Apni  1902,  Z.  33M7,für  die  Uimersität  ui  Lemberg  auf  Qrund Mintri.  vom  15.  Februar  1905, 
Z.  «2005  mid  ßlr  ate  UnieenäH  In  Csemowits  an/  Onnd  des  MInBri.  mn  3.  MOn  1879, 
Z.  2860,  ohrrnrdr'^  f§  2,  Abs  7/  durch  MinFri.  vom  13.  fcinnrr  mi,  7.  2S.754ex  Ander 
Universität  m  Krakau  steht  die  DienstinsiruAtion  vom  28.  Juni  1838  in  QeUung. 

Far  den  Hans-  nnd  SthnUUener  der  Oeelegisdien  FoknOOt  In  ObnUSf  der  snglekk  tOi 
FaiuUätspedeUftuigiert»  wurde  die  DUnsänstmUhn  mU  HinCrL  vom  ILJnnl  1860,  Z,  USt* 
genehmigt. 
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1.  gewisse  Dienstposten  ausscfaliefilidi  vorbehattcn,  und 

2.  wird  ihnen  bei  Verleihung  andefer  SteUen  der  Vorzug  vor  Mit- 
Iwwerbem  eingeräumt 

§  4.  Die  für  Unteroffiziere  vorbelialtenen  Dienstposten  sind: 

a)  Alle  Dienerschafts-  und  Aufsichtsposten  bei  den  k.  k.  Behörden, 
Gerichten,  Ämtern,  Straf*  und  allen  jenen  Anstalten,  wekhe  ganz  oder 
zum  Teile  aus  Staatsmittehi  unterhalten  werden; 

b)  die  in  die  Kategorie  der  Amts-  und  Kanzlekiiener,  des  niederen 

Aufskhts-  und  Betriebsdienstes  gehörigen  Posten  bei  den  vom  Staate  sub- 
Teotioalertai  oder  garantierten  Eisenbahn-,  Dampfschiffs-  und  anderen  Unter- 
nehmung^en,  welche  entweder  erst  konzessioniert  werden,  oder  welche  schon 
konzessioniert  und  durch  ihre  Statuten,  Konzession'^tirkiindcn  oder  in  anderer 
Weise  verpflichtet  sind,  bei  Besetzung  von  Dienstposten  auf  ausgediente 
Unteroffiziere  Bedacht  zu  nehmen. 

Die  definitive  oder  provis  nische  Eigenschaft  der  Bedienstung  hat  auf 
diesen  Vorbehalt  keinen  EinflulS. 

§  5.  Bei  Besetzung  der  Hl rmitenstellen  im  Kanzlei-  und  Manipula- 
tionsfache bei  den  im  §  4  a)  und  b)  genannten  Behörden,  Gerichten, 
Ämtern,  Anstalten  und  Unternehmungen,  welche  nicht  an  Beamte,  die  schon 
m  emem  Oehattst>eziige  stehen,  oder  an  Quieszenten  verliehen  werden,  wird 
den  anspruchsberechtigten  Unteroffizieren,  deren  volle  Befahiguiig  hieffir 
nachgewiesen  ist,  der  Vorzug  vor  den  übrigen  Mitbewerbern  eingeräumt 

Den  gleichen  Vorzug  haben  sie  bei  Besetzung  der  Stellen  In  der 
k.  k.  Ziviisicherheits-  und  in  der  Finanzwacfae  zu  genießen. 

§  6.  Die  Verzeichnisse  der  vorbehaltenen  Dienstposten  und  der 
Beamtenstellen,  bei  deren  Verleihung  den  anspruchsberechtigten  Unteroffi- 
zieren der  Vor/iHT  ein<Terfiiimt  ist,  <;ind  im  Verordnungswege  zu  sammeln,  in 
Evidenz  zu  halten  und  von  Zeit  zu  Zeit  kundzumachen.') 

§  7.  Den  Unteroffizieren,  welche  nach  diesem  (iesetze  den  Anspruch 
auf  eine  vorbehaltene  Dienerstelle  oder  auf  den  Vorzug  bei  Verleihung 
von  Beamtenstellen  erlangt  haben,  wird  hierüber  vom  Kriegsministerium, 
bezieh ui^s weise  vom  Ministerium  für  Landesverteidigung,  eine  Bestätigung 
(Zertifikat)  ausgefertigt. 

Bei  jenen  Unteroffizieren,  welche  die  Befähigung  für  Beamtenstellen 
besitzen,  ist  dies  im  Zertifikate  zu  bemerkeiL 

Zur  Evidenzhaltung  der  ausgestellten  Zertifikate  werden  beim  Kriegs- 
ministerium und  l>eim  Ministerium  für  Landesverteidigung  Vormerkungen 
gefuhrt. 

§  8.  Die  anspnichsberechtigten  Unteroffiziere  haben  sich  um  die 
vorbehnitcnen  Dienstposten,  dann  um  die  Be:imten-  und  Wachmannstellen, 
rücksichtlieh  welcher  ihnen  der  Vorzug  vor  anderen  Bewerbern  zusteht, 
bei  der  verleihenden  Behörde,  Anstalt  oder  Unternehmung  zu  bewerben. 
Diese  Bewerbung  hat  bei  Jenen  Anspruchsberechtigten,  welche  schon  aus 
dem  Militirverbande  getreten  sind,  unmittelbar,  bei  jenen  aber,  welche  noch 

»)  $,  iVr.  279, 

19* 
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in  der  aktiven  Dienstleistung  stehen,  im  vorgeschriebenen  Dienstwege  zu 
geschehen. 

§  9.  Die  Bewerbung  eines  anspruchsbcrechtigten  Unteroffiziers  kann 
sich  a)  auf  eine  bestimmte,  bereits  erledigte  oder  b)  auf  eine  erst  in 
Erledigung  kommende  Dienststelle  beziehen. 

Die  letztere  erfolgt  hn  Wege  der  Vormerkung. 

§  10.  Wenn  ein  vorbehaltener  Dienstposten  oder  eine  Beamtenstelie» 
rudcsichtlicfa  welcher  den  Unteroffizieren  der  Vorzug  eiugeriumt  ist,  zu 
l>esetzen  ist,  so  ist  dies  von  der  Behörde,  Anstalt  oder  Unternehmung, 

der  das  Besetzungsrccht  zusteht,  unter  Festsetzung  eines  angemessenen 
Termine^  für  die  Bewerbung  öffentlich  bekanntzumachen,  und  überdies 
dem  Kriegsministerium  und  dem  Ministerium  fiir  Landesverteidigung  mit* 
zuteilen. 

Diese  Bekanntmaciiung  und  Miticiiung  kann  bei  den  im  ^  4,  Ut  b) 
genannten  Unternehmungen  ganz  unterbleiben,  wenn  schon  anspruchsberedi- 
tigtc  Bewerber  voigemerkt  sind  und  wenn  die  erledigte  Stelle  eüiem  solchen 
verliehen  wird. 

I  11.  Die  Behörden,  Amter,  Anstalten  und  Unternehmungen,  denen 
das  Recht  der  Verleihung  vorbehaltener  Dienstposten  oder  solcher  Beamten*, 

beziehungsweise  Wachmannstellen,  rfidcsichtlich  welcher  den  anspnichs- 
bercchtiglen  Unteroffizieren  der  Vorzug  eingeräumt  ist,  zusteht,  sind  ver- 
pflichtet, Vnrmerkung^en  über  die  bei  ihnen  einq-elanglen  Rewerhimfron  um 
solche  künttig  erst  frei  werdende  Dienststeilen  zu  führen,  und  jedem  Be- 
werber eine  Bestätigung  über  die  eingebrachte  Bewerbung,  welche  die 
Zahl  der  für  dieselbe  Stelle  früher  vorgemerkten  Bewerber  enthalten  muß, 
auszufertigen. 

§  12.  Jeder  Bewerber  muii  nebst  dem  Zertifikate  über  den  eiiaiigten 
Anspruch  (§  7)  auch  die  körperliche  Eignung  und  die  besomlefcn  Ei^ 
fordernisse')  fOr  den  angestrebten  Dienstposten  nachweisen  und  die  Staats- 
bfiigersdiaft  in  den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Lindem 
besitzen. 

§  IZ.  Die  vorbchaltcncn  Dienstposten  (§  4)  dürfen  nur  an  anspruchs* 

berechtigte  Unteroffiziere  (§§  1  und  2)  verliehen  werden,  es  wäre  denn» 
daß  sicti  ein  anspruchsberechtigter  und  für  den  betreffenden  Dtens^XMtoi 

geeigneter  Bewerber  nicht  e^emeldet  hat  ') 

Die  Auswahl  unter  den  Anspruchsberechtigten  ist  unbeschränkt. 

§  1-1.  r^ie  vorbehaltenen  Dienstposten  sind  an  die  Anspruchsberech- 
tigten in  der  Kegel  nur  in  der  ersten  AnsteUungsstufe  zu  verleihen.*) 

•)  VgL  Nr.  279  und  2.1 7. 
*)  Vgi,  Nr.  2S2  und  Si  J. 

Dem  akademischen  Senate  der  Wiener  Unbtenttät  wurde  aai^ßUch  der  Vidierung  det 
Sliaaig$proMkiMt$  pcm  i9.J4bmet  t99Z  Z.  tiOO,  bmeriU,       kSnMffliiii  bei  BcMlblflSMii  vcgci 

provisorischer  wie  auch  definitiver  AnsJeltung  von  UnivcrslLitsbcdicnsfctcn  im  Sitzungsprotokotlt 
kurz  anzugeben  Ist,  ob  der  Betreffeade  Militinertifikatitt  tst,  beziehungsweise  unter  welchen 
Uimtlnden  von  den  Bestimmangen  det  OMttzcs  vom  19.  April  1872,  ROBNr.  60,  Umgang 
gcnontmen  werden  will. 

■)  ErUatert  durch  Nr.  2n      VerleOamg  nm  DiemtpoBte^f.  Vgf,  Nr,390ff§3»  TuMttjf. 
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§  15.  Jedem  Anspruchsberechtigten  steht  das  Recht  der  Beschwerde- 
führunt:  zu,  wenn  ein  vorbehaltener  Dienstposten  oder  eine  Beamten-  oder 
Wachmannstelle,  rücksichtlich  welcher  den  anspruchsberechtip^ten  Unteroffi- 
zieren der  Vorzug  eingeräumt  ist,  gegen  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
verliehen  worden  ist. 

§  16.  Wird  ein  vorbehaltener  Dienstposten  an  jemanden,  der  den 
gesetzlichen  Anspruch  nicht  erlangt  ha^  verliehen,  ohne  dafi  die  im  §  13 
vorgesehene  Ausnahme  vorhanden  Ist,  oder  wird  eine  der  im  §  5  be> 
zeichneten  Beamten-  oder  Wachmannstellen  mit  AuBeracfatlassung  des  den 
anspruchsberechtigten  Unteroffizieren  gesetzlich  eingeräumten  Vorzuges  be- 
setzt, so  hat  das  Ministerium,  welchem  die  verleihende  Behörde,  Anstalt 
oder  Unternehmung  untersteht,  diese  üienstverlcihung  als  ungültig  zu  er- 
klären und  die  Entlassung  des  Angestellten  zu  verfügen;  ausgenommen 
den  Fall,  daß  vom  Tajrc  der  geset/.widrig  erfolt^ten  Anstellung  bis  zu  dem 
Zeitpunkte,  uu  das  bcUciicndc  Ministenum  ui  weicher  Weise  immer  hievon 
Kenntnis  erlangt,  schon  ein  Jahr  verstrichen  ist 

Gegen  die  am  §  4,  Iii  b)  genannten  Unternehmungen  Ist  auch 
dann,  wenn  die  Dienstverieihung  wegen  Abiauf  der  Zeit  nicht  als  ungültig 
erklärt  werden  kann,  für  jede  gegen  die  Vorschrift  dieses  Gesetzes  erfolgte 
Dienstverleihung  eine  Geldstrafe  von  100  bis  500  Gulden  österreichischer 
Währung  C200  bis  1000  Kronen),  welche  in  den  Armenfond  des  Ortes,  wo 
die  Unternehmung  ihren  Sitz  hat,  einfließen  soll,  zu  verhängen. 

§  17.  Der  Verlust  oder  das  Erlöschen  des  Anspruches  auf  vorbehaltene 
Dienstposten  oder  des  Vorzuges  bei  Verleihung  von  Beamten-  und  Wach- 
mannstellen  tritt  ein: 

a)  durch  freiwillige  Verzichflelstung ; 

b)  durch  eine  Verurteilung,  mit  welcher  kraft  des  Gesetzes  der  Ver- 
lust von  Staats-  und  öffentlichen  Ämtern  verbunden  Ist; 

c)  mit  Zurücklegung  des  45.  Lebensjahres  rücteichtlich  jener  Dienst- 
posten, für  welche  der  Gehalt  ganz  oder  teilweise  aus  Staatsmittebi  be- 
zahlt wird; 

d)  mit  Zurucklegung  des  37.  Lebensjahres  rücksichtiich  aller  übrigen 
nicht  vom  Staate  bezahlten  Dienstposten. 

Das  Erlöschen  des  Anspruches  ist  in  dem  Evidenzhaltungsregister 
{§  7)  ersichtlidi  zu  machen  und  das  ausgestellte  Zertifikat  ist  einzuziehen. 

Bei  teÜweiser  Erlöschung  des  Anspruches  0>L  d)  Ist  dies  im  Zertifikate 
und  im  Evidenzhaltungsregister  ersichtlich  zu  machen. 

§  18.  Die  Zertifikate  für  anspruchsberechtigte  Personen,  deren  Gesuche 
um  Verleihung  der  vorbehaltenen  Dienstposten  oder  der  im  §  5  bezeich- 
neten Beamten-  und  Wachmannstellen  und  die  Gesuche  um  Vormerkung 
genießen,  sowie  die  BcilnLun  solcher  Verleihungs-  oder  Vormerkungsgesucbe, 
die  Befreiung  von  Stt  iiqiolgebühren. 

§  19.  Bei  Verleihung  von  Konzessionen  zu  Eisenbahn-  und  Dampf- 
schiffahrtsunternehmungen, welche  für  den  öffentlichen  Verkehr  bestimmt 
suid,  ist  auch  dann,  wenn  sie  vom  Staate  nicht  garantiert  oder  subventioniert 
werden,  die  Unterwerfung  dieser  Unternehmungen  unter  die  Bestimmung 
dieses  Gesetzes  in  den  Konzessionsurkunden  auszusprechen. 


Digitized  by  Google 


294  ^*^>  OiKtirfvttioB  vnd  VcrwRltmiK;  B.  Univcnlttttp«r«oa«le. 

§  20.  Die  kais.  Verordnung  vom  W.  Dezember  1853,  RGBNr.  266,») 
tritt  außer  Kraft,  jedoch  bleiben  die  auf  Grund  derselben  bereits  erlangten 
Ansprüche  aufrecht  und  sind  die  Berechtijjten  von  Amts  wegen  mit  dem 

im  §  7  vorgeschriebenen   Zertifikate  zu  beteilen. 

§  21.  Mit  dem  Vollzüge  dieses  Gesetzes  ist  der  Minister  für  Landes- 
verteidigung im  Einvernehmen  mit  den  übrigen  beteiligten  Zentralstellen 
beauftragt. 


Nr.  277. 

Verordnung  ües  Ministeriums  fflr  Landesverteidigung  Im  Ein- 
vmeHmeo  mit  den  Obrlgen  beteiligten  ZentralstsUen  fooi  12.  Juli 

1872,  RGBNr.  98. 
zur  AmfObniiig  des  Gesetze»  vom  19.  April  1872,  über  die  Verlelliiiiig 
vott  Anstellmigen  an  ansgediente  Unteroffiziere. 

t.  BesHtigang  (Zertifikfl^ 

(§§  4^  5  und  7  des  Gesetzes.) 
Jeder  Unteroffizier,  welcher  sich  um  einen  der  vorbehattesen  Dienst- 
posten oder  um  eine  derjenigen  Anstellungen,  bezüglich  deren  den  An- 
spruchsberechtigten der  Vorzug  vor  Mitbewerbern  eingeräumt  ist,  bewirbt, 
muti  zu  diesem  Zwecke  mit  einer  vom  Reichskriegsministerium,  inscafcm 
er  aber  der  Landwehr,  der  Gendarmerie  oder  der  Militärpolizeiwache,  so 
lange  letztere  nocli  besteht,  angehört,  oder  in  derselben  die  Anspruchsherech- 
tigung  erworben  hat,  von  dem  Ministerium  für  Landesverteidigung  aus- 
gestellten Bestätiniing  (Zertifikat)  t>etei1t  sein. 

2.  Verzeichnisse  der  den  Unteroffizieren  ausschließlich  vorbehaltenen 
Dienstposten,  dann  der  Beamtens-  und  sonstigen  Stellen,  bezüglich 

deren  den  Anspruchsberechtigten  ein  Vorzug  eingeräumt  ist 

(§§  4,  5  und  6  des  Gesetzes.) 
Die  bezüglichen  Dienstposten  sind  aus  dem  hier  beUiegendea  Ver- 
zeichnisse A*)  zu  ersehen. 

3.  Anmeldung  der  Bewerber  um  die  Anerkennung  ihrer  Berechtigung. 

Die  Unteroffiziere  haben  die  Anerkennung  ihrer  Berechtigung  und 
Eriolgung  der  Zertifikate,  und  zwar  die  noch  im  Aktivitätsverbande  befind- 
lidien  im  vorgeschriebenen  Dienstwege,  die  übrigen  im  Wege  des  ihrem 
Aufenthaltsorte  nächstliegenden  Eigänzungsbeziricskommandos  (beziehungs- 
weise Landwehrevidenzhattung)  zu  erwirken. 

4.  Verfassung  und  Einsendung  der  Qualifikationseingaben  über  die 

Bewerber. 
(§§  1,  2  und  12  des  Gesetzes.) 
Die  t>etreffenden  Kommanden,  Militärbehörden  oder  Anstalten  haben 
über  die  skdi  meldenden  Bewerber,  wenn  sie  den  m  den  §§  1  oder  2 

ZMm0  V*ronbmiig  btirtift  den  „(^trtritt  gßiUmtv  ünUn^Sbdtn  mtd  Oetmgitur  Ai 

SMinstellungen". 

*.  Nr.  279, 


Digitlzed  by  Google 


UnivmitItniltneiNiwfi. 


295 


des  Gesetzes  enthaltenen  Bedingungen  entsprechen  und  die  hinlängliche 
körperliche  Eignung  für  Zivildienste  im  allgemeinen  besitzen,  Ot^i^lifikations- 
eingaben  nach  Formular  B  *1  zti  verfassen,  und  mit  denjenigen  Beilagen 
versehen,  welche  von  den  auf  diesem  Formular  antrcführtcn  hiezu  erforder- 
lich sind,  dem  Reichskncgsministerium  (Ministenuni  iur  Landesverteidigung) 
einzusenden. 

Beweriwr,  welchen  die  voreiwihnten  Bedingungen  mangeln,  sind  gleich 
von  den  betreffenden  Komnuuiden  (Militärbehörden,  Anstalten)  unter  Bekannt- 
gabe der  Gründe  zurückzuweisen. 

5.  Evidenthaltung  der  vorgemerkten  Bewerber  and  deren  Betellnng 

mit  den  Zcrtffllniteii» 

(§§  7  und  17  des  Gesetzes.) 
Ober  diejenigen  Unteroffiziere,  welchen  der  Anspruch  auf  eine  Anstel» 
lang  zuerkannt  wird,  ist  von  der  zu  diesem  Behufe  beim  Reichskriegsmini- 
sterium (Ministerium  für  Landesverteidigung)  aufstellten  Evidenzhaltung 

ein  Verzeichnis  (Register)  zu  führen. 

Die  Zuerkennung  jenes  Anspruches  hat  durch  kommissionellcn  Beschluß 
der  Evidenzhaltuno^,  bestehend  aus  dem  zu  deren  Führung  bestellten  Organe, 
dem  betreffenden  Abteiliin^^^-  oder  Departementsvorstande  und  dem  Sek- 
tionschef,  stattzufinden  und  ibt  dieser  Kommissionsbeschluß  unter  i  erti- 
gung  der  Berufenen  auf  der  Qualifikationseingabe  ersichtlich  zu  machen. 

Sollte  eine  Qualifikatfonsemgabe  bei  dem  Ministerium  einlangen,  aus 
weteher  hervorgeht,  dafi  dem  Bewerber  die  Anspruchsberechtigung  überhaupt 
nicht  zustehe,  oder  daß  er  für  die  angestrebte  Anstellung  als  Beamter 
nicht  geeignet  sei,  so  ist  audi  dieses,  beziehungsweise  die  Zurückweisung 
durch  bleichen  Kommission'^beschluß  auszusprechen,  die  diesfallige  Ver- 
ständigung aber  unter  Bekann t^^^he  der  Ahweisungsgründe  zu  veranlassen. 

Die  in  das  EvidenthaltungsverzeiLhni?  Aufgenommenen  sind  mit  dem 
im  Punkte  1  erwähnten  Zertifikate  zu  beteilen,  bei  dessen  Ausfolgung 
dasselbe  an  der  darauf  bezeichneten  Stelle  mit  der  eigenhändigen  Namens* 
fertigung  des  Ansprudisberecfatigten  versehen  zu  lassen  ist 

6k  Einbringung  der  Gesuche  der  mit  Zertifikaten  bereits  beteilten 
Unteroffiziere  um  Verleihung  von  Dienstposten. 

(§§  8,  9  und  12  des  Gesetzes.) 

Die  Kompeten/iresuche  der  mit  Zertifikaten  bereits  beteilten  Unter- 
offiziere um  Verleihung:  eines  bestimmten  erledigten  Dienstpostens  oder 
um  die  vorläufig^e  V'(>rmt:rkung  für  einen  solchen,  sind  bei  den  zur  Ver- 
leihung berufenen  Behörden,  Ämtern,  Anstalten  oder  Unternehmungen,  und 
zwar  von  denjenigen  Bewerbern,  welche  nicht  mehr  dem  JMIUtarverbande 
angehöreut  unmittell»ar,  von  den  noch  in  aktiver  Dienstleistung  Stehenden 
aber  im  Wege  ihres  voigesetzten  Kommandos  (MilitfirbehMe  oder  Anstalt) 
einzubringen. 

Ein  nicht  mehr  im  Militärverbande  stehender  Bewerber  hat  seinem 
Gesuche  nebst  dem  Zertifikate  über  den  erlangten  Anspruch  auch  ein 

*)  Dag  Fonmktn  wunt*  1»  diu*  Sammtatig  ntekt  a^l^ammn. 
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von  dem  Gemeindevorsteher  seines  dautruden  Aufenthaltsortes  ausgefertigtes 
Wohlverhaltungszeugnis,  und  bczüfrlich  seiner  körperlichen  Eignung  für  die 
angestrebte  Stelle  ein  von  einem  amtlich  bestellten  Arzte  ausgefertigtes 
Zeugnis,  eventuell  auch  die  Nachweise  Aber  den  Besitz  der  alllälligea  be^ 
sonderen  Erfordernisse  für  den  angestrebten  Dienstposten  anzuscfafiefien. 

Bezüglich  der  noch  in  aktiver  Dienstleistung  Stehenden  hallen  die 
Kommanden  (Militirbehörden  oder  Anstalten)  den  mit  den  Zertifikaten  und 
den  Nachweisen  über  den  Besitz  etwaiger  besonderer  Erfordernisse  zu 

versehenden  Gesuchen  der  ihnen  unterstehenden  Bewerber  die  betreffenden 
KonduiteUsten,  Strafextrakte  und  ärztlichen  Zeugnisse  beizulegen  und  selbe 
an  die  erwähnten  Behörden,  Anstatten  und  Unternehmungen  unmittelbar  zu 
übersenden. 

Um  den  Anspruchsberechtigten  die  Möglichkeit  mehrseitiger  gleichzeiti» 

ger  Bewerbung  zu  erleichtern,  können  sämtliche  Beilagen  ihrer  Gesuche  in  ge- 
richtlich oder  notariell  beglaubigten  Abschriften  beigebracht  werden,  bezüglich 
des  AnspruciisberechtigTjngszertifikates  ist  jedoch  zu  beobachten,  daß  auch 
jede  beglaubigte  Abschrift  desselben  mit  der  eigenhändigen  Namensferti- 
gung  des  Anspruchsberechtigten  versehen  werde. 

Übrigens  haben  die  Kommanden  (Militärbehörden  oder  Anstalten)  den 
zur  Verleihung  von  Anstellungen  an  ausjTediente  Unteroffiziere  berufenen 
Behörden  (Anstalten,  Unternehmungen)  aui  deren  jeweiliges  Vcrlaugcn  auch 
alle  erforderlichen  Auskünfte  über  Kompetenten,  wetehe  zu  ihrem  eigenen 
Stande  gehören  oder  früher  gehört  haben,  dü«kt  und  schleunigst  zu  er- 
teilen. 

7.  Vormerkung  der  Militfiraspiranten  für  Anstellungen. 

(§  U  des  Gesetzes.) 

Bei  der  nach  §  11  des  Gesetzes  zu  bewirkenden  Vormerkung  für 

eine  Anstellung,  bcziehnnrj^weise  bei  Ausfertigung  der  Bestätigung  über  die 
eingebrachte  Bewerbung  ist  dem  Bittsteller  jedesmal  dns  Zertifikat,  wenn 
er  es  aber  ausdrücklich  verlangt  hätte,  auch  die  sonstigen  Gcsuchs- 
beilagen,  jedoch  mit  Ausnahme  der  ausschließlich  zum  Zweclvc  der  Be- 
werbung niilitärischerseits  ausgefertigten  I>okumente,  zurückzustellen. 

S,  Verleihung  voo  Dleiistposteii. 

(§  U  des  Gesetzes.) 

Die  Anordnung  des  §  14  des  Gesetzes  bezeichnet  es  nur  als  die 
Regel,  daß  die  vorbehaltenen  Dienstposten  in  der  untersten  Stufe  zu  ver- 
leihen sind.  Da  sonach  Ausnahmen  von  dieser  Bestimmung  zulässig  er- 
scheinen, so  wird  es  Sache  der  verleihenden  Behörden,  Amter,  Anstalten 
und  Unternehmungen  sein,  instiesondere  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  da& 
solche  Bewerber,  weldie  durdl  ausgezeichnete  Militärdienste  oder  durch 
vorzügliche  Konduite  und  Eigenschaften  einer  besonderen  Rücksicht  würdig 
sind,  •y]p]rh  mit  besser  dotierten  Dienstposten  beteilt,  beziehungsweise  hiefür 
auch  in  Vormerkung  genommen  werden. 
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9.  KtUMhmichang  der  erledigten  Dieiistpostea. 

(§  10  des  Gesetzes.) 

Wenn  tm  Sinne  des  §  10  des  Gesetzes  die  Ausschreibung  eines  vor" 
behaltenen  Dienstpostens  oder  einer  ßeamtenstelle,  rücksichtlich  welcher 
den  Unteroffizieren  der  Vorzug  eingeräumt  ist,  dem  Kricgfsministerium  oder 
jenem  für  Landesverteidigung  zur  Kenntnh  r^ebracht  wird,  welches  stets 
unmittelbar  in  deutscher  Sprache  und  in  ta  in  II  arischer  Form  nach  dem  bei- 
liegenden Formulare  Q  zu  geschehen  hat,  ist  sich  seitens  der  anzeigenden 
Behörde  (Anstalt,  Unternehmung)  zugleidi  auszusprechen,  ob  dortselbst  an- 
sprachsbercchtigtc  und  für  den  betreffenden  Posten  geeignete  Bewerber  und 
in  welcher  Anzahl  voigemerlct  sind  oder  nicht 

Diese  Ministerien  werden  hierauf  nach  Umständen  eine  erweiterte 
Kundmachung  ungesäumt  amtlich  veranlassen  und  haben  die  unterstehenden 
Kommanden  (Behörden  oder  Anstalten),  sobald  ihnen  diese  Kundmachimg 
zukommt,  dieselbe  ohne    Verzug  mittelst  Tagesbefehl  zu  vcrlautbaren. 

Der  Rewerljungstermin  ist  nicht  unter  vier  Wochen  festzusetzen,  damit 
innerhalb  desselben  sowohl  die  eben  erwähnte  Verlautbarung,  als  auch 
die  durch  sie  veranlaßte  Einbringung  der  Gesuche  möglich  gemacht  ßci. 

In  besonders  dringlichen,  durch  unabweisliche  Dienstesrficicsichten  ge- 
botenen Fallen  iumn  ausnahmsweise  auch  ein  kürzerer  Bewerbungstermin, 
jedoch  niemals  unter  vierzehn  Tagen,  festgesetzt  Mrerden,  und  ist  dies 
jedesmal  sowohl  dem  voigesetzten  Ministerium  als  auch  gelegenheitlich 
der  oben  vorgeschriebenen  unmittelbaren  Mitteilung  dem  Reichskriegs* 
ministerium  und  dem  Ministerium  für  Landesverteidigung  begründet  zur 
Kenntnis  zu  bringen. 

1(K  Einbemfung  der  Ernannten  and  Zustellung  der  Emennungsdekrete. 

Die  Einberufui^  ehies  noch  im  MiUtar-(Landwehr-)Verl»ande  stehen- 
den Unteroffiziers  in  eine  Bedienstung,  sowie  die  Zustellung  des  betreffenden 
Emennungsdelcretes  hat  im  unmittelbaren  Korrespondenzwege  durch  Vermitt- 
lung desjenigen  Kommandos  (Militärbehörde  oder  Anstalt)  zu  gescheheHi 
durch  weiches  das  Kompetenzgesuch  eingebracht  worden  ist. 

Dieses  K<>nirtiando  (Militärbehörde  oder  Anstalt)  hat  den  ernannten 
Unteroffizier,  wenn  er  den  ihm  verliehenen  Dienstposten  aniiunnit  und  sonst 
Icein  gesetzlicher  Anstand  obwaltet,  ohne  Verzug  an  seine  neue  Bestimmung 
abgeben  zu  machen. 

Der  In  eine  erhaltene  Bedienstung  fibertretende,  noch  im  Stende  eines 
Tnippenkörpers  oder  einer  Anstalt  befindliche  Unteroffizier  ist,  falls  ihm 
eine  bleibende  Anstellung  verliehen  wurde  und  er  seiner  Wehrpflicht  voll- 
kommen Genüge  geleistet  hat,  aus  dem  Militär-(Landwehr-)Verbande  mit 
Abschied  zu  entlassen,  im  entgegengesetzten  Falle  bis  zur  seinerzeitigCi: 
bleibenden  Lnterbrmgung,  eventuell  Vollstreckung  der  WehrplUcht,  ohne 
Gebühr  zu  beurlauben. 

Wegen  der  geeigneten  Standesbehandlung  solcher  Ijnicrüliiacre  haben 
sich  die  Zivifbebörden  und  MiUtär-(Landwehr-)  Körper  in  das  Einvernehmen 
zu  setzen. 
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Wird  in  eine  Anstellung  ein  solcher  ehemaliger  Unteroffizier  einberufen, 
welcher  nicht  mehr  im  Mih'tär-(Land\vchr-) Verbände  steht,  so  ist  die  Inter- 
venierung der  Militär-(Landwehr-)Organe  nicht  erforderUch;  wenn  jedoch 
die  Dicnstverieihung  einen  Unteroffizier  betrifft,  welcher  im  Genüsse  eines 
Militärinvalidengehaltes  steht,  so  hat  die  den  Dienstposten  verleihende  Be- 
hörde (Amt,  Anstalt,  Unternehmung)  hievon  dem  betreffenden  Invalidenhaus- 
kommando  zur  eventueUen  EinsteUung  der  lovalidenbezfigc  die  Mitteilung  zu 
machen. 

11.  Probewelse  IMeiistlelBtiini;, 

Die  auf  eine  Anstellung  aspirierenden  Unteroffiziere  können,  wenn  es  in 
Bezug  auf  die  besondere  Besdiaffenheit  des  zu  besetzenden  Postens  un- 
bedingt notwendig  ist»  einer  probeweisen  Verwendung  oder  Praxis  unter- 
zogen werden,  zu  welchem  Behufe  den  im  aktiven  Dienste  befindUchen 

Bewerbern  ein  angemessener  Urlaub  bis  zu  sechs  Monaten,  und  wenn  die 
Probedienstieistung  oder  Praxis  eine  unent^reltliche  wäre,  mit  dt m  Bezüge 
der  iWilitärgebühren  im  Sinne  des  §  49,  Punkt  2c  der  Vorschrift  über  die 
Gebühren  des  Heeres,  tu  erteilen  ist. 

Den  aktiv  dienenden,  mit  einem  Zertifikate  noch  nicht  bcteiltcn  Unter- 
offizieren, welche  auf  einen  Dienstesposten  aspirieren,  zu  dessen  Erlangung 
die  Ablegung  einer  Prüfung  vorgeschrieben  is^  kann  auf  ihr  Ansuchen  auch 
behufs  ihrer  diesfäUigen  Vorbereitung  ein  Uriaub  unter  den  voigedachten 
Modalitäten,  jedoch  nur  im  letzten  Jahre  ihrer  (zwölfjährigen)  Dienstzeit, 
bewilligt  werden. 

12.  Anzeige  Aber  die  ttnttgefondene  Eraenaimg  berechtigter  Unta^ 

Offiziere» 

Jede  Ernennung  eines  anspruchsberechtigten  Unteroffiziers  ist,  mit  Hin- 
blick  auf  die  im  §  7  des  Gesetzes  vorgeschriebene  Evidenzhaltung,  gleich 
nach  erfolgtem  Dienstesantritte  dem  Kriegs-(Landesverteidigungs-) 
Ministerium  von  der  verleihenden  Behörde  (Amt,  Anstalt,  Unternehmung), 

wo  tunlich  unter  gleichzeitigem  Anschlüsse  des  Original7erTifik:it'=,  jedenfalls 
nber  unter  Anführung  der  Ausfertigungszahl  des  letzteren,  unmittclb;ir  be- 
kanntzugeben, Hienach  haben  die  bisher  üblichen  Quartalsauswei^c  über 
stattgefundene  Ernennungen  vom  1.  Juli  1872  an  zu  entfallen.  Uber  jene 
Unteroffiziere,  welche  Anstellungen  erhalten  haben,  werden  sowohl  vom 
Retchskriegsmlnisterium  als  auch  vom  Landesveiteidigungsministerium  den 
übrigen  Zentralstellen  vierteljährig  Verzeichnisse  mitgeteilt  werden,  damit 
von  letzteren  die  Richtigstellung  der  Vormerkungen  bei  den  beireffenden 
Behörden  veranlaßt  werden  könne. 

13»  Recht  der  Beschwerdeführung  gegen  ungesetzliche  Dienstes- 
verleihungen. 
(§§  15  und  16  des  Gesetzes.) 

Jedem  Anspruchsberechtigten  steht  es  frei,  wegen  einer  gegen  die  Be- 
sthnmungen  dieses  Gesetzes  stattgefundenen  Dienstesverieihong  seine  Be- 
schwerde an  jenes  Ministerium,  dem  die  Behörde  (Amt,  Anstalt,  Unterneh- 
mung), welche  das  Verleihungsrecht  ausgefibt  hat,  unteigeordnet 
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ist,  2U  richten  und  sie,  wenn  er  noch  im  Militilrverhande  steht»  im  oident- 
lidien  Dieastw^e,  sonst  aber  unmittelbar  im  Wege  des  Reichskriegsmint- 
steriums  (Ministerium  ffir  Landesverteidigung)  als  Cvidenzbebörde  emzu- 
bringen. 

14  Amtg^  der  mit  dem  Ansprnduberechfigten  vorkammenden  Ver- 

lademiigeD. 

<§§  7  und  17  des  Gesetzes.) 

Soldie  mit  einem  schon  im  Besitze  eines  Zertifikats  befindlichen,  noch 
im  AIrttvitatsverbande  stehenden  Anspruchsberechtigten  sidi  ergebende  Ver» 
inderungen,  welche  behufs  Erhaltung  der  richtigen  Evidenz  des  jeweiligen 
bleibenden  Aufenthaltsortes  zu  wissen  nötig  sind,  als  beispielsweise:  Trans- 
ferierungen, Verabschiedung,  Obersetzung  in  den  Invalidenstand  u.  dgL, 
sind  bei  gleichzeitiger  Namhaftmachung  des  künftigen  Domizils  des  Mannes 
von  dt-n  betreffenden  Kommanden  (Behörden,  Anstalten)  dem  Reichskriegs- 
minisleriunj  (MinistcriLim  für  Landesverteidigung)  anzuzeigen. 

Die  Truppenkorper  (Militärbehörden  oder  Anstahen),  aus  deren  Aktivi- 
taisvcrbaude  anspruchsberechtigte  Unteroffiziere  austreten,  haben  hievon  auch 
dem  Eiigänzungsbezirkskommando  (Landwehrevidenthaltung),  in  dessen  Be- 
reich der  Betreffende  seinen  ordentlichen  Wohnsitz  nimmt,  die  Mitteilung 
zu  machen. 

Rädesichtlich  der  nicht  mehr  im  Militärverbande  befindlichen  Bewerber 
ist  die  Anzeige  fiber  die  Veränderung  des  bleibenden  Aufenthaltes  oder 

über  das  Ableben  eines  Anspruchsberechtigten  von  dcnjeniirt^'n  Erfifnn7\in?;rc- 
bezirkskommanden  (Landwehrevidenthaltungcn)  zu  erstatten,  in  deren  Bezirk 
die  betreffenden  Individuen  ihren  bleibenden  Aufcnthnh  haben. 

Die  Ergdnzungsbezirkskommanden  (Landw  chievidenthaltungen)  sind 
demzufolge  zur  genauen  Evidenthaltung  der  in  ihrem  Bezirke  sich  bleibend 
aufhaltenden,  mit  Zertifikaten  tieteilten,  nicht  mehr  aktiv  dienenden  Anspruchs- 
tierechtigten  und  zur  bezQglichen  Führung  ehies  Evidenzregisters  verpfUchtet, 
welches  folgende  Rubriken  zu  enthalten  bat: 

a)  Vor-  und  Zuname,  dann  Charge  de»  Mannes; 

b)  Religionsbekenntnis; 

c)  den  Truppenkörper  (die  Behörde  oder  Anstalt),  wo  er  zuletzt  im 

Stande  war; 

d)  die  Nummer  des  Zertifikats,  und  von  welchem  Ministerium  das- 
selbe ausgefertigt  ist; 

e)  Tag,  Monat  und  Jahr  der  Oeburt; 

Q  an  welchem  Tage  er  hienadi  das  45.  Lebensjahr  vollstreckt; 

g)  wo  er  seinen  bleilienden  Aufenthalt  hat; 

h)  Anmericung,  in  welcher  die  allfäUtge  Veränderung  seines  Domizils, 
sowie  attcfa  die  Einziehung  seines  Zertifikats  und  der  Orund  derselben  er- 
sichtlich zu  machen  kommt. 

Die  Anspruchsberechtigten  sind  übrigens  bei  Gelegenheit  der  Aus- 
foigung  der  Zertifikate  auch  zu  belehren,  daß  sie  dauernde  Veränderung 
ihre«;  Aufenthaltes  dem  zustandigen  Ergänzungsbezirkskommando  (Landwehr- 
tviucnthaltung)  anzuzeigen  haben. 
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19»  Einzieh ungr  des  Zertifikttet* 
(§  17  des  Gesetzes.) 

Im  Falle  der  freiwilligen  Verzichtleistung  auf  die  Begfinstigung 
des  Gesetzes  vom  19.  April  1872  hat  jene  Behörde  (Gemeindeamt,  Bezirks* 

hauptmannschaft,  Ergänzungsbezirkskommando,  Landwchrcvidcnthaltung),  bei 
welcher  diese  Verzichtleistung  angemeldet  wird,  das  (3riginalzc'rtitikat  von 
dem  Betreffenden  abzufordern  und  unter  Anschluli  der  bezüglichen  Eing^Tbe 
oder  des  über  den  Akt  der  Verzichtleistung  mit  dem  Manne  auf/unehmencien 
Protokolls  an  das  Reichskrtcgsministeriuni,  beziehungsweise  Ministerium  für 
Landesverteidigung,  einzusenden. 

Tritt  der  Verlust  jener  Begünstigung  infolge  einer  straf  gericht- 
lichen Verurteilung  ein,  und  ist  der  erkennende  Strafrichter  erster  In- 
stanz in  Kenntnis  von  der  Eigenschaft  des  Verurteilten  als  ehies  im  Sinne  des 
Gesetzes  vom  19.  April  1872  Anspruchsberechtigten,  so  hat  derselbe  nach 
Rechtskraft  des  Urteiles  eine  Abschrift  desselben,  und  wenn  tunlich  auch  das 
Originalzertifilcat  unmittelbar  an  das  betreffende  Ministerium  (Reichskriegs- 
oder Landesverteidigungsministerium)  einzusenden.  In  gleicher  Weise  hat  im 
Falle  des  Ablebens  eines  Anspruchsberechtigten  die  Abhandlungsbehörde 
das  aufgefundene  Originalzertifikat  an  das  Ergänzungsbezirkskommando 
(Landwehrevidenthaltung),  in  dessen  Bereich  der  Verstorbene  seinen  ordent- 
lichen Wohnsitz  hatte,  einzusenden,  von  \\<i  aus  die  weitere  Vorlage  desselben 
an  das  Reichsknegsnauibienuni  (Ministerium  für  Landesverteidigung)  zu  ge- 
schehen hat. 

Wenn  bei  einer  Todesfallsaufnahnie  das  Zertifikat  zwar  nicht  aufge- 
funden, jedoch  der  Umstand»  daB  der  Verstorbene  anspruchsberechtigt  ge- 
wesen, auf  andere  Ait  bekannt  wird,  so  ist  von  dessen  Ableben  dem  vor- 
erwähnten Eisänzungsbezirkskommando  (Landwehrevidenthaltuqg)  unter  An- 
gabe der  obwaltenden  Umstände  die  Mitteilung  zu  machen. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Anspruchsberechtigung  im  Falle  des  %  17,  Abs.  c) 

des  Gesetzes,  hat  das  Ergänzungsbezirkskommando  (Landwehrevidenthai- 
tung),  in  dessen  Bezirke  der  Betreffende  seinen  bleibenden  Aufenthalt  hat, 
demselben  das  Zertifikat  abzufordern  und  an  das  Retchskriegsministerium 

(Ministerium  für  Landesverteidigung)  einzusenden. 

Wenn  Zertifikate  beim  Eintritte  einer  der  im  §  17,  sub  a)  und  b)  vor- 
gesehenen Fälle,  ferner  nach  erfolgtem  Ableben  des  Anspruciisberechtigten 
ihre  Ouhrgkeit  verlieren,  so  ist  dies  den  übrigen  Zentralstellen,  und  zwar 
gleichzeitig  mit  der  oben  bezüglich  der  angestellten  Unteroffiziere  ergehenden 
Mitteilung  (Artikel  12)  behufs  Richtigstellung  der  Vormerkungen  bekannt- 
zugeben. 

16.   Vorgang  im  Falle  des  Verlustes  eines  Zertifikates. 

Jeder  Verlust  eines  Zertifikates  ist  sogleich,  und  zwar,  wenn  der  An- 
spruchsberechtigte noch  im  Aktivitätsverbande  steht,  bei  seinem  vorgesetzten 
Kommando  (Militärbehürde  oder  Anstalt),  sonst  aber  bei  dein  Ergänzungs- 
bezirkskommando (Landwehrevidenthaltung),  in  dessen  Bereich  er  in  Evidenz 
steht  (Abs.  14),  anzuzeigen. 
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Dos  Kommando  (Militärbehörde,  Anstalt,  Landwehrevidenthattung),  dem 
eine  solche  Anzeige  zukommt;  hat  ohne  Veiztig  die  zur  tunUdisten  Kon- 
statierung der  Art  und  Weise  des  Abhandenlcommens  des  Zertifikats  nötigen 
Erhebungen  zu  veranlassen  und  dieselben  unter  Anführung  der  Nummer 
und  des  Datums  des  letzteren  an  das  Reichskriegsmtnisterium  (Mioisterium 
für  Landesverteidigung)  ein/usenden. 

Das  Reichskriegsmimstcnum  (Ministerium  für  LandesvertejdiLnni;^)  aber 
wird  über  das  in  Verlust  geratene  Zertifikat  den  übrigen  Ministerien  und 
Zentralstellen  zweckentsprechende  Mitteilung  machen. 

17.  WiederbctcUniig  mit  dem  Zertifikate  und  Erfolgnng  neuer  Zertifikate 

In  Fällen  des  Verlnstes* 

Ober  die  ZulSss^gkeit  der  Wtederbetciluqg  mit  einem  Zertifikate,  sowie 
der  Ausfolgung  von  neuen  Zertifikaten  In  Fällen  des  Verlustes  eines  derlei 
Dokuments  entscheidet  das  Reichskriegsministerium  (Ministerium  für  Landes- 
verteidigung)  nach   Maß   des  Ergebnisses  der  darüber  gepflogenen  Er> 

Hebungen.  Wird  die  Wiederbeteilung  mit  dem  Zertifikate  bewilligt,  so 
ist  dieses  als  Originaldokument,  jedoch  unter  einer  neuen  Zahl  nämlich 
(der  fortlaufenden  des  Evidenthaltungsregisters)  auszufertigen. 

18b  Obefigangsbeetinimaiigen  In  Betreif  derjenigen  Bewerber,  welcke 
aof  Omnd  der  kalserUchen  Verordnung  vom  19.  Dezember  1853  den 
Anspraeb  anf  eine  vorbehalteae  ZlvUbedienstnng  erlangt  beben. 

(§  20  des  Gesetzes.) 

Zur  Ausffihrung  der  Bestimmung  des  §  20  des  Gesetzes  vom  19.  April 
1672»  nadi  welcher  die  auf  Grund  der  kais.  Verordnung  vom  19.  Dezember 

1853  bereits  erlangten  Ansprüche  für  die  Betreffenden  aufrecht  erliahen 
bleiben,  wird  nachfolgendes  festgesetzt: 

A,  Jeder  für  eine  vorbehahene  Zivilbedienstung  vorgemerkte  Bewerber, 

welcher  nach  einer  der  sieben  Kategorien  A  bis  G  des  §  3  der  eben 
bezeichneten  Ah.  Verordnung  klassifiziert  wurde  und  das  45.  Lebensjahr 
noch  nicht  zurückgelegt  hat,  wird  mit  dem  im  §  7  des  Gesetzes  vom 
19.  April  1872  vorgezeichneten  Zertitikate  über  den  erlangten  Anspruch  von 
Amts  wegen  beteilt. 

Die  Behörden,  Amter,  Anstalten  und  Unternehmungen  haben  solche 
ihnen  mittelst  Qualifikationseingaben  zugewiesenen  Aspuanten  als  —  im 
Smne  des  §  11  des  vorerwilmten  Gesetzes  —  bereits  vorgemerkt  zu 
betrachten. 

Diese  Vormerkung  ist  anifreditzuerhaltcn,  entweder: 
«)  bis  zur  eventuellen  Anstellung,  oder 

b)  bis  zur  successive  erfolgenden  Beteilung  mit  dem  Zertifikate,  von 
welcher  die  Behörden  (Amter,  Anstalten,  Unternehmungen)  seinerzeit  werden 

verständigt  werden,  oder 

c)  bis  zur  Zurückiegung  des  37.  Lebensjahres  in  den  Fällen  des 
§  17  d)  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872.  oder  endUch 

d)  in  den  übrigen  Fällen  bis  zur  Vollstreckung  des  45.  Lebensjahres. 
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Wenn  wegeo  Eintrittes  einer  der  eben  angeffilulen  Bedinsfingen  diese 
Vormerkung  eines  Aspiranten  erlischt,  so  ist  dessen  instruierte  Qualifikations- 
eingabe unmittelbar  an  das  Reichskriegsministerium  zurückzuletten,  das  die 
bezügliche  Verständi^n^^  derjenigen,  weldie  das  4S.  Lebensjaiir  bereits 
vollstreckt  haben,  veranlassen  wird. 

Alle  übrigen  hier  nicht  speziell  berührten  Bestimmungen  der  £:eg:en- 
wärtig^en  Verordnunjr  sind  auch  bezüglich  dieser  Bewerber  maßgebend,  nur 
wird  bemerkt,  daß  sich  bei  der  Anzeif^e  ihrer  erfolgten  Anstellung  — 
falls  sie  das  Berechtigungszertifikat  noch  nicht  beigebradit  hätten  —  auf 
die  Zahl  ihrer  Qualifikationseingabe  zu  beruten  ist. 

B.  Alle  anderen  Aspiranten,  die  das  45.  Lebensjahr  bereits  zuri!cki:;^ele[rt 
haben,  ferner  jene,  welche  nicht  auf  Grund  der  kais.  Verordnung  vom 
19.  Dezember  1853  Ati^^pruch  auf  eine  mit  derselben  vorbchaltene  Zivil- 
bediensiung  erlangt  haben,  mithin  auch  m  kerne  der  im  §  3  bezeichneten 
Klassifikationskategorien  eingereiht  und  deshalb  nur  bedingt  klassifiziert, 
d.  h.  ohne  gesetzliche  Berechtigung  btoB  für  den  Fall  des  At)ganges  an- 
spmchsberecbtigter  Mititäraspirattten,  zur  Bedacbtnahme  bei  Besetzung  vor- 
behaltener Dienstposten  hiefür  vorgemerict  vnirden,  sind  aus  den  Vor- 
merkungen zu  löschen  und  die  instruierten  QualüOcationseingaben  an  das 
Reichskriegsministerium  zurückzusteUen. 


Np.  278. 

Terordnimii  des  Ministers  für  K.  u.  D.  vom  12.  Septonker  tt76, 

Z.  20.42«.  HfBMr.  29, 
betreffend  die  Znrflckstellnng  der  von  MilitirbehMefl  oder  Konmumden 
ansfef ertigten  SKtendoknmente  für  aktiv  dienende  UnterofBiIere»  btHnH 
Bewerbung  nm  ZivUstaatsdlenstposten. 

Es  ist  der  Fall  vorgekommen,  daß  eine  k.  k.  Behörde  aus  Anlaß  des 
im  Dienstwege  vorgebrachten  Einschreitens  eines  aktiv  dienenden  Unter- 
offiziers um  eine  Kanziistenstelle,  welchem  Einschreiten  vom  betreffenden 
k.  k.  Kommando  die  Sittendokumente  des  Bittstellers  angeschlossen  worden 
waren»  den  abschlägigen  Bescheid  auf  dieses  Gesuch  samt  allen  Beilagen, 
unter  welchen  sich  auch  obige  Sittendokumente  befanden,  dem  Bittsteller 
dhekt  zugestellt  hat 

Da  die  Ausfolgung  der  Sittendokumente  an  aktiv  dienende  JkAilltärs 
gegen  die  Grundsätze  der  militärischen  Disziplin  verstößt,  so  wird  behufs 
Vermeidung  ähnlicher  Vorgänge  nach  dem  vom  k.  k.  iViinisterium  für 

Landesvertcidin^iincr  r^c^tpllten  Ansinnen  darauf  .Tufmerk<;am  gemacht,  daß 
derlei  Dokumente  an  diejenigen  Militärbehörden  oder  Kommandeo  zurück- 
zustellen sind,  welche  dieselben  eingesendet  haben» 
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Np.  279. 

Ans  der  Kundmacbang  des  Ministeriums  fUr  Landesverteidigung 

vom  16.  Juli  1879,  RGBNr.  100. 

betreffend  das  Im  Einvernehmen  mit  den  übrigen  beteiligten  Zentral- 
stellen verfaßte  Verzeichnis  fiber  die  den  anspruchsberechtigten  Unter- 
ofBzIereii  Im  Siiute  des  Gesetzes  vom  19.  i^rll  1872,  ROBNr.  00,  vor- 
bdietteneii  Dienstposten,  dann  der  Beamten-  nnd  sonstigen  Stellen, 
bezüglich  deren  den  Anspmdisberechtigten  ein  Vorzug  dngeriont  Ist 

Ais  ^erforderliche  Kenntnisse  und  sonstige  Bedingungen"  zur  Erlangung 
eines  der  In  diesem  Verzeiclinisse^)  aufgenommenen  Dienstposten  werden 
angeführt: 

Als  Beamter  im  Kanzlei-  und  JManipulationsfachc:  beim 

Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht:  absolviertes  Obergymnasium,  Kennt- 
nis der  lateinischen  Sprache;  als  Universitätskanzlist:  absolvierte  Gymnasial- 
Studien  und  die  Prüfung  aus  der  Staatsrechnuneswissiensrhaft;  beiden  übrigen 
dem  Ministerium  iur  Kultus  und  Unterricht  unterstehenden  Behörden:  Unter- 
^vmnasium  oder  Unterrealscliule,  oder  eine  diesen  gleichzuhaltcnde  Militär 
biiuungsanstalt  (bei  Abgang  der  Studien  eine  entsprechende  Probepraxis), 
ferner  gute  nnd  schnelle  Haodscfarift,  und  die  nötigen  Fähigiceiten,  um 
eine  befriedigende  Verrichtung  des  angesuchten  Dienstes  und  ehie  ent- 
sprechende weitere  Ausbildung  im  Kanzleifache  erwarten  lassen  zu  i[önnen. 

Als  Diener:  tadeUose  Konduite,  Lesen  und  Schreiben  und  Kenntnis 
der  betreffenden  Landessprache.  Von  Saaldienern  und  Dienern  an  wissen- 
schaftlichen Instituten  und  Kabinetten  werden  überdies  spezielle  technische 
Fertigkeiten  und  einige  wissenschaftliche  Kenntnisse  in  den  betreffenden 
Fächern,  und  von  Dienern  an  Bibliotheken  einige  Kenntnis  in  den  alten 
und  neuen  Sprachen  gefordert 2)  

Nr,  280. 

Erlafi  des  Ministers  fOr  K.  a.  U.  vom  2.  Jänner  1884,  Z.  24.562 

ex  1883, 

an  die  Statthalter  für  Niederösterreich,  Steiermark, Tirol,  Böhmen  und  Galizien,^^ 
(betreffend  den  Vorgang  bei  Ernennung  der  Universitätsdiener  und  bei 

deren  Versetzung  in  den  Rahestand). 
Behufs  Erziehiqg  eines  gleichmäßigen  Vorgehens  in  der  Behandlung 
des  Dienendiaftspersonales  an  den  Ic.  k.  Universitäten  finde  ich  zur  Danach- 
acbtung  folgendes  zu  bestimmen: 

■)  Dieses  Venetehalt  whd  ruuh  dem  lewdUgen  Stande  der  IHetaUsstetteit  vom  Laades- 
seHeUU^n^ ministe rium  ergänzt. 

■  i  Mit  Erlaß  df?  Ministeriums  Jür  K.  a.  U.  vom  15.  Februar  1905,  Z.  42.995,  wurde  angeordnet, 
äqfi  künßighin  in  dit  Konäursaussehreibung  für  die  SteUe  eines  Uaiversitätspedells  (Ober- 
pedetteß  und  Unleertiidieeubpedell»  «fr  Erfindende  ebu  ,^flUUge  orthtm^htsehe 
Schrift"  und  ..Verwendbarkelt  Im  Kanzlei-  und  Marnruhitir'jii^.U'-fi-ie"  und  in  der  Konkursaus- 
Schreibung  für  Fakultätspedellenstellen  (erste  DienersteLUn  bei  den  Dekanatskamleien) 
und  für  Fakaltdissnbpedettensielten  aU  Erfordernis  eine  „gute  korrekte  Handschrift 
ßurent  und  lateinj"  nebst  den  allgemeinen  E/fordenUssen  aufgenommen  werden. 

*)  /Vr  Ceenumtli  morde  ein  MuUeher  Vcrgaim  schon  durch  die  mii  MinErL  vom  3,  Män 
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Für  alle  zu  besetzenden  DienersteDen  ist  durch  den  Rektor  der  Uni- 
versitit  der  Konkurs  unter  Angabe  der  tieaonderen  Erfordernisse  und  der  mit 

der  Stelle  verbundenen  Bezüge  gemäß  den  Bestunmungen  des  Gesetzes 
vom  19.  April  1872')  und  der  Ausführungsverordnung  vom  12.  Juli  1872, 
ROBNr.  60  und  08,')  nusziischreiben. 

Die  Ernennung  der  Diener,  einschließlich  des  Pedells,*)  erfolgt  über 
Vorschlag  des  Professorenkolleiyiiims  und  unter  Beachtung  der  vorerwähnten 
Bestimmungen  durch  den  aivademischen  Senat,  nach  vorher  eingeholter  Zu- 
stimmung des  Landeschefs.  Dem  neuernannten  Diener  ist  der  Amtseid 
vom  Rektor  alizunehmen.  Wegen  Flüssigmachung  der  Bezüge  hat  sich 
der  Rektor  an  den  Ic  k.  Landeschef  zu  wenden.*) 

Die  Verzichtleistung  auf  eine  Dienststelle  ist  beim  Rektor  vorzubringen 
und  von  diesem  dem  akademischen  Senate  vorzulegen,  welcher  selbst  die 
Verzichtleistung  annehmen  kann,  wenn  der  Verzichtende  nicht  in  einer 
DiszipünaruntersiichiincT  steht,  welche  die  Entlassung  nach  sich  ziehen  könnte. 

Die  Versetzung  eines  Dieners  in  den  zeitlichen  oder  bleibenden  Ruhe- 
stand ist  durch  den  akndcrTuschen  Senat  auszusprechen;  zum  Vollzüge  der 
Pensionierung  wird  jedudi  die  Genehmigung  des  Statthalters,  welcher  die 
Ruhegebühr  ^)  zu  bemessen  und  anzuweisen  hat,  erfordert 

Aushilfsdienei*)  mit  einem  Tagtohne  kann  im  Falle  des  Bedarfes  der 
Rektor  der  Universität  aulnehmen,  vorausgesetzt;  da0  die  hiedurch  sich 
ergebende  Auslage  in  dem  dem  Rektorate  zur  Verfügung  stehenden  Amts- 
pauschale die  Deckung  findet 


Nr.  281. 

Aus  dsm  Erlasse  lies  Ministeriums  far  &.  a.  0.  vom  4.  Mai  1889, 

Z.  24.677. 

an  alle  Landeschefs, 

(betreffend  du  Verbot  des  Haltens  von  KostzAgUngen  in  Netnr«!- 

wobsiuigea  der  Diener), 

In  Ergänzung  des  Mmisterialerlasses  vom  25.  Oktober  1688,  Z.  8759J) 
womit  das  ausnahmslose  Verbot  der  Aufnahme  von  Aftermieter  in  die  dem 
Dienerpersonale  angewiesenen  Naturalwohnungen  ausgesprochen  wurde,  wird 

angeordnet: 

Daß  in  allen  für  staatliche  Unk  rrichtsanstalten  beniitzten  Gebäuden, 
seien  diese  eigentliche  Ararial-  und  Fondsgebäude  oder  für  Unterrichtszwccke 

J879,  Z.  2860,  gtHämUgi*  tJaUnUMM  ßlr  das  KanM-  mmt  DkiwpmmiaU  ätr  CumemUur 

Uidnrsität"  gereeeU. 
')  5.  iVr.  276. 
•)    Nr»  Sm. 

•)  Vpt.  Sr.  2F  f  and  290. 

*)  BetägUch  der  Rechtiknft  der  Emeiumng  s.  Nr.  291. 

•)  8.  das  Gesetz  tom  14.  Mai  IU6,  ROBNr.  74,  betre/fead  Bettbimmgen  »er  itte  K«r> 

sorgungsgenüsse  der  ZivüsiaafsbediemUiat  (SiaaiüiAriMmonet^ ,  doim  der  Dimer  nmk  derea 
Witwen  und  Waisen       Sr.  170). 

')  Vgl.  Nr.  2<J2  und  293.  —     s.  Nr.  100. 


Digitized  by  Google 


Univenititsdieoeracbaft. 


305 


gemietete  oder  gewidmete  Gebäude,  das  Halten  von  Kostzöglingen 
in  den  dem  Dienerpersonale  angewiesenen  Naturalwohnungen  in  der  Regel 
nidit  zugelassen  wird. 


Nr.  282. 

EriiB  des  Müüsterlnffls  f Or  K.  u.  ü.  ¥om  16.  Vovemlier  1894,  Z.  18.512, 

an  sämtliche  Landesstellen, 

(betreffend  die  Beförderung  oder  Versetzung  eines  nicht  auf  Grund 
eines  Zertifikates  angestellten  Dieners  auf  einen  höheren  oder  besseren 

Dienstposten)* 

Aus  Anlaß  eines  vorgcJiommciicu  besonderen  1  alles  wud  die  .  .  .  über 
Ersuchen  des  k.  k.  Ministeriums  für  Landesverteidigung  darauf  aufmerksam 
genucbiv  daß  die  fOr  ausgediente  Unteroffiziere  vorbehaltenen  Dienstposten 
anch  an  bereits  angestellte  Diener,  welche  diese  Anstellung  nidit  auf  Grund 
eines  Zertifikats  erhalten  haben,  grundsätzUdi  nur  in  dem  im  §  13  des 
Gesetzes  vom  19.  April  1872»  RQBNr.  60^*)  normierten  Ausnahmsfalie  ver- 
liehen werden  dürfen. 

Die  Beförderung  oder  Versetzung  eines  bereits  angestellten  Dieners, 
dessen  Anstellung  im  Staatsdienste  auf  Grund  der  früheren  Normen  oder 
in  dem  obigen  Ausnahmstalie  stattgefunden  hat,  auf  einen  höheren  oder 
besseren  Dienstposten  ist  daher  nur  dann  zulässig,  wenn  sich  ein  anspruchs- 
berechtigter  und  für  den  betreffenden  Dienstposten  geeigneter  Bewerber 
nidit  gemeldet  hat") 


Nr.  283. 

£rlafi  des  Mlalstsrs  für  K.11.Ü.  vom  ao.Novemiier  1897,  Z.  29.891, 

an  den  Statthalter  für  NiederÖsterreich, 

0>etr«frend  die  BcfSrdentng  oder  Versetzung  eines  nicht  auf  Ormid 
cfaws  ZcrttHkates  angestellten  Dfeners  auf  einen  hOheren  oder  besser 

dotierten  Dienstposten). 

Mit  Beziehung  auf  den  Bericht  vom  21.  November  1897,  Z.  107.408, 
beehre  ich  mich  Etter  ...  zu  eröffnen,  daß  der  vom  akademischen  Senate 
der  Univereitat  in  Wien  beschlossenen  Verleihung  der  definitiven  Diener- 
Stelle  beim  Dekanate  der  medizinischen  f-akultät  in  Wien  an  den  laut 


*)  Im  f§dtMdsm§fßgtn  Fitten  nwnlm  obtr  AnmAmai  pm  dbttr  Anordmuif  tn^ttgL 

*)  S.  Nr.  276.  -  V^!  Sr.  !>00         ?   7  and  8J. 

*>  VgL  Nr.  2S3,  —  Ebenso  wurde  mit  dem  Mintrl.  vom  5.  März  1900,  Z.  1521,  dem  Statt- 
h^itr  Jßr  Sidmaarit  bemtrkt,  dqß  an  dan  Onmbatze  /estgehaUtn  wertUn  ku^,  diS  Nlcht- 
aoqmckbeneMIflt,  welche  eine»  bc«tliiiflittn  Dienstpoilai  ta  tegaler  Welse,  nimlich  io 
frmjnglung  anspmcbsherpchfisytcr  und  ^eelgpieter  Mitbewerber  erlangt  haben ,  auch  einen 
anderen  Dienstposten  nur  wieder  in  dem  gleichen  Falle  erhalten  können,  und  dati  daher  auch 
Mcr  nmlctet  die  Ucfttr  scdanctoi»  Im  Beitize  dnct  ZcrtUilDUet  «tehcndcn  oder  diciiiale 
tetUBzIcrten  nod  ISr  clneD  aadcrcn  Dtcnstpoftcn  cmeanleii  Bewerber  sa  bcrUcksichtifeii  liad. 
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ho.  Erl.  vom  21.  Februar  1897,  Z.  2121,  in  Ermanglung  anspruchsberechtigter 
Bewerber  definitiv  ernannten  Diener  an  der  Wiener  Universitatsbibliothelc 
N.  N.  mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  19.  April 
1872,  ROBNr.  60,0  die  Bestätigung  nicht  erteilt  werden  kann. 

Denn  im  Sinne  dieses  Gesetzes,  wonach  (§  13)  vorbclialtene  Dienst- 
posten nur  an  anspruchsberechtigte  Unteroffiziere  verliehen  werden  dürfen, 
es  wäre  denn,  daß  sich  ein  anspruchsberechtigter  und  für  den  betreffenden 
Dienstposten  geeigneter  Bewerber  nicht  gemeldet  hat,  muß  an  dem  Grundsatz 
festgehalten  werden,  daß  N ich t anspruchsberechtigte,  welche  einen  be- 
stimmten Dienstposten  in  legaler  Weise,  nämlich  in  Eirmanglung  anspruchs- 
berechtigter und  geeigneter  Mitbewerber  erlangt  haben,  audi  einen  h6ha«o 
oder  besser  dotierten  Dienstposten  nur  wieder  in  dem  gleichen  Falle  er- 
halten können  und  daß  daher  auch  bei  der  Vorrödcung  in  solche  besser 
dotierte  Dienstposten  zunächst  die  hiefür  gee^eten,  ehemals  zertifizierten 
und  für  einen  geringer  t>esoldeten  Dienstposten  ernannten  Diener  zu  berück- 
sichtigen sind. 

Der  vom  akademischen  Senate  hervorgehohrne  Umstand,  dali  die  an- 
spruchsberechtigten Bewerber  bei  Erlangung  einer  Üiensicsstelle  ihr  Zertilikat 
abzugeben  haben,  kann  nicht  dafür  gehend  gemacht  werden,  daß  bereits 
angestellte  Diener,  mag  die  Anstellung  auf  Grund  eines  Zertifikats  oder 
ohne  eui  solches  erfolgt  sein,  t>ei  der  eventuellen  Erlangung  besser  dotierter 
Dienstesstellen  gleich  zu  behandeln  seien,  weil  eben  im  Sinne  des  zitierten 
Gesetzes  eine  vortiehaltene  Dienstesstelle  an  einen  Nichtzertifikatisten  Ober- 
haupt nur  dann  verliehen  werden  kann,  wenn  sich  für  diese  betreffende 
Stelle  ein  anspnichsbereditigter  und  geeigneter  Bewerber  nicht  gemeldet 
hatte. 

Ich  ersuche  Euer  .  .  .  ,  hieven  das  Rektorat  der  Wiener  Universität  zur 
weiteren  Veranlassung  mit  dem  Beifügen  in  Kenntnis  zu  setzen,  daH  wegen 
Verleihung  der  fraglichen  Dienstesstelle  ein  neuerlicher  Beschluß  zu  fassen 
und  ffir  denselben  die  erforderliche  Bestätigung  einzuholen  sein  wird.  Diese 
Bestai^[ung  wird  zu  Gunsten  eines  nicht  anspruchsberecht^en,  wenngleidi 
schon  anderweitig  angestellten  Bewert>ers  nur  dann  zu  erteilen  sein»  wenn 
etwa  von  den  mit  Zertifikat  versehenen  oder  seinerzeit  auf  Grund  ihres 
Zertifikats  angestellten  Bewerbern  keiner  die  erforderliche  Eignung  fik  den 
fraglichen  Dienstposten  besitzen  sollte. 


Nr.  284. 

Aus  dsm  Erlasse  des  Ministers  f flr  K.  u.  U.  vom  20.  Mto  ie99, 

Z.  12.610  ex  1898, 

an  das  Rektorat  der  Universität  in  Wien, 
(betreffend  die  Führung  der  Bezeichnung  „Universitätsoberpedell"  und 

„Fakultätspedell**). 
Im  Sinne  des  vom  akademischen  Senate  der  Universität  in  Wien  laut 
Berichtes  des  Rektorats  vom  5.  Mai  1898,  Z.  2943,  gestellten  Antrages, 

•)  s.  Nr.  276. 
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genehmige  ich,  daß  an  dieser  Hochschule  von  nun  an  der  Univcr&itäts- 
pedell  die  Bezeidiating  „Uiiivenität9ol>efpedell''0  und  der  bei  jedem  De- 
kanate bestellte  erste  Diener  (Dekanatsdiener)  die  Bezeichnung  „Fakultits- 
pedell"  führe.  Von  einer  Änderung  in  der  Bezeichnung  des  Stellvertreters 
des  Universiiatsoberpedeüs  wäre  aus  dem  Grunde  abzusehen,  weil  derselbe 
ohnedies  durch  die  Benenmiqg  „Universitäts"-Subpedell  von  den  neube- 
steUten  Fakultäts^ubpedellen  genügend  unterschieden  ist. 


Nr.  286. 

ius  dem  Erlasse  des  Ministers  für  K.u.Q.  vom  9.  Dezember  1899. 

Z.  2094/KUM. 

an  die  Statthalter  in  Niederösterrcich,  Tirol,  Steiermark,  Böhmen,  Mähren. 

Gnlizien  und  den  Landcsprasidcnten  der  Bukowina, 

(betreffend  die  Einräumung  von  Dienstwohnungen  an  Diener). 

...  Ich  bemerke  schließlich  im  allgemeinen,  daß  für  die  Zuerkennung 
von  Dienstwohnungen  nur  sachliche  Bedürfnisse  und  Oründe,  nicht  aber 
persönliche:  \ VThältnisse  mafV^thcnd  sein  dürfen  und  dali  Dienstwohnungen 
im  Sinne  der  kais.  V  t  rcjrdaung  vom  19.  August  18^)9-)  überhaupt  irir  dann 
eingeräumt  werden  können,  wenn  das  Wohnen  des  Dieners  in  dem  be- 
treffenden Aml9-  oder  Schulgebaude  des  Dienstes  wegen  unerläBUdi 
ist,  daß  aber  in  allen  anderen  Fällen,  insoweit  nicht  etwa  die  Bestimmungen 
der  Finanzminlsterialveronlnung  vom  13.  Mai  18S7,  Z.  752fi^  Finanzminlsle- 
rialverordnungsblatt  Nr.  21,*)  Platz  greift  (wonach  etwa  für  Amtszwecke 
nidlt  geeignete  kleine  Wohnungen  unentgelttich,  jedoch  widerruflich  an  die 
Dienerschaft  ^eg^cn  die  Vcrpflichtiinpf  zur  Übernahme  der  Rcaufsichtiq'unq' 
des  (irh'itidfs  lind  der  Besorgung  der  li.inslirhen  Verrichtungen  in  denselben 
übt  1  lassen  \*.LTdca  können),  die  Einräumung  einer  Wohnung  in  den  bezeich- 
iitieii  (jebatiden  nur  gegen  die  Einziehung  der  Hälfte  der  Aktivitätszulage 
zulässig  ist.^} 


Nr.  286. 

Gesetz  vom  26.  Dezember  1899,  RßBNr.  255. 

betreffend  die  Regelung  der  Bezüge  der  in  die  Kategorie  der  Diener- 
schaft gehörigen  aktiven  Staatsdiener. 

V^it  Zustimmung  der  l)eiden  Häuser  des  Reichsrates  finde  Ich  an- 
zuordnen, wie  folgt; 

>)  Auk  an  anderen  UnImtUMea  p/legi  d*r  üatnrtiUU^edeU  ab  „OberpedeUf*  beeekhnet 
m  werden. 

An  StelU  dieser  kals.  Vdff.  vom  f9.  August  lim,  RQBNr.  /»,  ist  arnnmekr  das  Qesets 
wom  2b.  Dezember  IS99,  ROBNr.  255  (s.  Nr.  Sbb),  getreten. 
^  tVL  Nr.  mf$  »fand  Nr,  290  f§  tSJ, 

^  VgL  muh  Nr*  tOO  und  badgUA  dt*  Verbote*  de*  HoUea*  von  KoettögUngen  Nr,  2Bt. 

TO* 


Digitized  by  Google 


308  Orginlntloii  und  VcimHwic;  B.  Ualventnttpcnottate. 


§  1.  Die  ständ^cn  BezQge  der  in  die  iCategorie  der  DienerKliaft  ge- 
liörigen,  unmittelbar  aus  Staatsmittelii  0  entlohnten  Staaisdiencr,  auf  weldie 

sich  die  Gesetze  vom  15.  April  1873,  ROBNr.  49,  und  vom  26.  Mat 
1889,  RQBNr.  S6,')  beziehen,  sind: 

1.  der  Gehalt, 

2.  dir  I )icnstalterszulagen, 

3.  die  Aktivitätszulagc, 

4.  der  Genuß  des  Dienstkleides  oder  des  Äquivalentes  hiefür. 

1.  Oehalte  und  Dienstalterszulageii. 

Abschnitt  1. 

§  Z  Die  Oelialte  der  im  §  1  bezeichneten  Dienerschaft  mit  Ausnahme 
derjenigen,  welche  in  den  §§  6  und  6  genannt  ist,  werden  nach  vier  lOassen 

festgesetzt,  w  'w  folgt: 


 7(K) 

Gulden  (1400  Kronen) 

n.   „  .... 

„      (1200      „  ) 

III.  .... 

 500 

u      (1000      „  ) 

IV.    „  .... 

u    (  800    „  ; 

§  3.  Die  betreffenden  Ressortminister  bestimmen  im  Verordnungswege 
die  Einteilung  der  Diener  in  die  vier  OehaHsIdassen  und  setien  die  beson- 
deren Erfordernisse  für  die  Erreichung  einer  höheren  Oehattsldasse  fest*) 

§  4.  Die  Dienstalterszulagen  werden  mit  50  Oulden  (100  Kronen)  ffir 
je  fünf  in  definitiver  Eigenschaft  im  Zivilstaatsdtenste  voOstredcte  Dienst- 
jähre  festgesetzt  und  sind  in  die  Pension  einrechenbar. 

Oer  Betrag  der  Dienstalterszulagen  darf  die  Summe  von  100  Oulden 
(200  Kronen)  nicht  übersteigen. 

Für  den  Anfall  der  Dienstalterszulagen  ist  die  Gesamtdauer  der,  wenn 
aucii  vor  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  vollstreckten  definitiven  Dienst- 
leistung ohne  Rücksicht  auf  die  Oehalfsidasse  maßgebend»  so  daß  andi 
bei  Beförderung  in  eine  höhere  Oehaltsldasse  die  bereits  erworbene  Dienst* 
alterszulage  aufrecht  bleibt,  beziehungsweise  die  in  den  vorhei^gehenden  Oe> 
haltsldassen  zugebrachte  Dienstzeit  bei  der  Bemessung  der  Dienstalters* 
Zulagen  in  Anrechnung  gebracht  wird. 

Die  bei  der  k  k.  Finanzwache  ztirrebrachte  Dienstzeit  wird  für  den 
Anfall  der  Dienstalterszulagen  angerechnet^) 

Abschnitt  IL 

§  5.  (Enthält  die  besonderen  Bestimmungen,  welche  In  Bezug  atf  die  dem  Mannschaftsstaitit 

an<yeh5rigen  Mitglieder  der  uniformi^Hen  Sicherheitswachr .  dir  Mitfflieder  der  ZivilpoUzeiwache 
und  die  Polizeiagenten  hinsichtlich  des  Ausmqfles  der  Gehalte  und  der  Dienstalierstulagen  geilen  J 

'1  Laut  Erlasses  des  Mimsteriums  für  K.  n.  IL  vorn  in.  Oktober  1002,  Z.  27.702,  finden 
die  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  26.  Dezember  1S99,  RQBNr,  255  und  der  Durd^fühnutgk- 
mrdimag  wmt  6.Jiud  mS,  Z.  t354/KUM,  auf  die  Diener  dtr  griedüadi-orUittttthek-  Huotogbäum 
nibaiat  t»  Cgtnmtite  keine  Anwendung,  weil  diu€  Dttn»  ffm  Betügg  tikkt  am  StaattmitMMj 
wadefn  aas  anderen  Fanden  und  Mitteln  erhalten, 

*)  Dieses  Gesetz  bezieht  sich  auj  die  Dienerschaß  der  Post-  und  J elegrapheaanstalten, 

*)  Für  den  Bereich  des  Unterrichttrttaorts  wurden  tU*  bexägUchea  Anorinmagm  mit  dar 
MInVdg.  vom  6.  Juni  1002,  Z.  ISSttKUM  ft,  Nt.  2B0J,  gietroffen, 

*}  VgL  Nr.  2B8. 
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Diatnehttfl  der  Pw/t-  mnd  TelegnpheaattttaUen^ 

i 

2.  pie  AktivitAtsztilage. 

§"3  Die  Aktivitätsztilage^  wird  nach  der  im  §  10  des  Gesetzes  vom  15.  April 
!S73,  RUBNr.  47,^)  für  die  Staatsbeamten  festgesetzten  vier  Ortsklassen 

bemessen  und  beträß:t:  » 

für  die  1.  Ortsklasse  ^er  Aktivitätszulagen  50  Prozent  vom  Qehalte, 
für  die  II.  Ortsklasse  30  Prozent  vom  Gehalte, 
für  Jie  III.  Ortsklasse  *25  Prozent  vom  Gehalte, 
für  die  IV.  Ortsklasse   0  Prozent  vom  Gehalte. 

§  10.  Jenen  Dienern,  /eiche  im  Genüsse  einer  Naturalwohnung  stehen, 
ist  die  Aktivitätszulage  mit  uer  Hälfte  des  sonst  für  sie  entfallenden  Betrages 
lu  erfotgen.  t 

Diese  Scbmileiimg  Alftivitltszidage  findet  in  jenen  Fitten  nidit 
stati,  in  denen  die  Naturalwrohnung  des  Dienstes  wegen  zugewiesen  ist. 

3.  Das  DlemtUeld* 

§  11.  Die  niheren  Vorsdiriften  fiber  den  nach  ^  i  gebOhrenden  Bezug 
der  Dienstkleidung  oder  des  Äquivalentes  hiefür  bleilien  dem  Verordnungs* 
wcge*)  vorbehalten. 

Obergaaga-  und  SchlnAbeatlmminigen. 

f  12.  Bei  der  in  Ausffihrung  dieses  Gesetzes  vorzunehmenden  Ein- 
reihung  in  die  einzebien  OcludtsUassen  hat  als  Grundsatz  zu  gelten,  daß 
kein  Diener  einen  geringeren,  für  die  Pension  anrechenbaren  Gesamtbezug 
erhalten  darf,  als  er  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  der  kats.  Verordnung  vom 
19.  August  1809,  ROBNr.  159, bereits  erlangt  hatte. 

Sollte  ein  Diener  auf  Grund  des  gfegenwärtigen  Gesetzes  an  Gehalt, 
Aktivitätszulage  und  an  Dienstalterszulagcn  zusammen  weniger  erhalten, 
als  seine  Bczüj^c  an  Gehalt  oder  fahreslohn.  an  Aktivitatszulagc  und  an 
Ailerszulagen  zusammen  im  Zeitpunkte  des  Inkrafttretens  der  kais.  Verord- 
rang  vom  19.  August  1899,  RGBNr.  159,  betragen  haben,  so  ist  ihm 
die  Differenz  dufdi  eine  in  die  Pension  nicht  einrechenbare  Zulage  aus- 
iHgieichen,  welche  nach  MaQgatw  der  Vorrückung  des  Dieners  in  höhere 
Bezüge  emzuziehen  ist 

S  13.  Personalzutagen  sind  bei  der  Vorrflckung  in  den  höheren  Qe- 
balt,  sowie  t>ei  Erlangung  der  in  diesem  Gesetze  festgesetzten  Dienstaltcrs- 
ail^en  den  bestehenden  Vorschriften  gemäß  zu  vermindern,  beziehungs> 
weise  einzuziehen;  hiebet  sind  die  Alctivitätszulagen  nicht  in  Rechnung 
zu  bringen. 


')  Anmerkung  zu  Nr.  97. 

•)  $.  Nr,  m  fMbtVdg.  vom  2/,  Aprtt  tVO,  Z.  M/KUM  tx  JOOt,  MVBNr.  26J, 
n  Die  kais.  Vd^.  vom  19.  August  1809,  ROBNr,  tff»  f^SiUi  dl$  B$iä§f  «Efr  Diener  JBr 
dkZtitfom  I.  September  bis  3t.  Dezember  1999. 
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§  14.  Das  Gesetz  vom  14.  Mai  199^  RGBNr.  74,«)  findet  auf  die 
Diener,  deren  ßc/üge  durch  dieses  Oesetz  gej^egeit  weiden,  sowie  auf  deren 
Witwen  und  Waisen  Anwendung.  ^ 

§  15.  Die  RcfTierunjT  wird  ermachtigl,  nach  Mr^ßgabc  der  besonderen 
Verhältnisse  für  einzelne  Kategorien  von  Dienen '^ausnahmsweise  auch  höhere, 
als  die  in  diesem  Gesetze  festgestellten  Hezüpe  zu  gewähren. 

§  16.  Die  aus  Staatsmitteln  entlohnten  provisorischen  und  Aushiifsdiener 
sind  im  Sinne  des  Gesetzes  vom  30.  März  188^  RGBNr.  33,  betreffend  die 
Krankenversicherung  der  Arlieiter,  fflr  den  Kjanldieitsfail  zu  versicfacm.*) 

Die  Versicherung  Icann  dann  entfallen,  y/ftaa  den  provisorischen  und 
Aushilfsdieiiertt  mindestens  die  in  den  %%  (t  und  8  des  Gesetzes  vom 
30.  Mär/  1888,  RGBNr.  33,  voigeschriebeneV  Mininalleistungen  gewahrt 
werden.«) 

§  17.  Alle  mit  die<;ein  Gesetze  im  Widcrspiniche  stehenden  Gesetze  und 
Verordnungen  treten  mit  dem  Tage  der  Wiricsr^keit  dieses  Gesetzes  außer 
ICraft. 

§  18.  Mit  dem  Vollzüge  dieses  Gesetzes,  welches  mit  1.  Jänner  1900 
in  Wirksamkeit  tritt,  ist  Mein  Oesamtministerium  l>etraui 


Np.  287. 

Erlaft  des  Minlstartiims  f Or  K.  u.  U.  vom  3.  lUrz  1900,  Z.  2498/IDIL 

ex  im, 

an  sSmtliche  Landeschefe, 

(betreffend  den  Vorgsng  bel  Aofetellniig  besonderer  Erfordemisse  IVr 
dleErtengnngvon  den  anspniclKbereditlglenUnteroflbderen  ansschllee- 
Uch  oder  vorzngswelse  ▼ofb^altenen  Dienetposten)«. 

Anläßlich  einer  die  Verleihung  von  Anstelhugen  an  ausgediente  Unter» 

Offiziere  betreffenden  Verhandlung  wird  der  Statthalterei  (Landesregierung) 
eröffnet,  daß  eine  Änderung  der  in  den  bestehenden  Vorschriften,  insbeson* 
dere  in  der  Kundmachung  des  Ministeriums  für  Landesverteidigung  vom 
Uj.  JulilS7Q,  KORNr.  100,'*)  im  tinvernehmen  mit  den  beteiligten  Zentralstellen 
festgesetzten  allgemeinen  Erfordernisse  für  die  Erlangung  der  den  anspruchs- 

Dlg$e$  Oe»gh  ft.  Nr.  170)  efMßl  die  BuÜumuuigtm  Uer  die  VerworgmiißgeMätu  der 

ZivUsiaatsbeamten  fStaatsUhrpersciien) ,  (Linn  Dieru  r  sowir  deren  Witwrn  und  Waisen.  — 
£M0  Versetzung  eines  Dieners  in  den  Ruhestand  spridit  der  akademisclu  Staat  aas.  Vgl,  Sr.  2S0. 

*)  s.  hiezu  die  Durchführungsverordnung  des  OesanUmitttaierbuHB  ytm  5.  Februar  1900, 
RQBNr.  SS  f*.  Nr.  306)  und  die  Anmerkungen  hiezu. 

Es  ist  nicht  rultfssif^,  von  der  Kninkenversicherunfj  der  provisorischen  Dienerscfur/t  und  der 
ÄMl^ßdiener  unter  Belassung  des  Taggeldes  abzusehen,  weil  dieses  die  im  (Jesetse  vom 
JeSm  f898  wrg^ltenen  MiaimaädsItuigeH  ideht  tu  ereeiun  vermag.  ErkraidUen  Dien^  i$t  der 
Genuß  der  ihnen  eingeräumten  Naturalwohnungen  nur  dann  zu  entziehen,  wenn  die  Krankheit  drs 
Dienere  zur  Lösung  des  Dienstverhältnisses  Anlßß  gibt.  Über  die  Zulässigkeit  und  den  Zeitpunkt 
der  tinsteliung  der  monatlich  im  nadihinein  zahlbaren  Remunerationen,  sowie  der  VTochenU^ute 
derDletiersekitfl  wdlffi^  tm  KnuMeHtfBlen,  entscheiden  die  Orundlagem  des  Dienstverhmtnisaes 
und  insbesondere  die  bedumgmeH  odtr  iüädkem  Kindigunmfideten  fMinAki  Z,  tT^KUM  ex  tgOi). 

*)  s.  Nr.  279. 
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berechtigten  Unteroffizieren  ausschließlich  oder  vorzugsweise  vorbehaltenen 
Dienstposten,  beziehungsweise  die  Aufstellung  besonderer  Erfordernisse  für 
die  Erlangung  eines  Dienstpostens  der  gedachten  Art  nicht  im  WirkungS- 
ia^eise  der  Statthalterei  (Landesrei^ncrung)  gelegen  ist. 

Wenn  daher  nach  der  Anscliauung  der  Statthalterei  (Landesregierung) 
die  mit  einem  solchen  Dienstposten  verbundenen  Geschäfte  eine  höhere 
als  die  vorgesdiriebene  Qualifikatioii  oder  besondere  Kenntnisse  oder  Fertig- 
keiten erheisdien,  ist  faUweisc  die  ho.  Genehmigung  der  festzusetzenden 
Anstellungsbcdingungen  unter  Vorlage  eines  Entwurfes  der  Konkursaus- 
Schreibung  einzuholen.^) 

Nr.  288. 

Eriil  lies  lllnlstorliims  des  Innern  rem  10.  Aognst  IMO.  2.27.425* 

an  alle  politischen  Landesbehörden» 

(womit  cridirt  wird,  daß  bei  B««rtellimg  des  Anspruches  auf  Dienstalten- 
znla^eo  die  gesamte  in  der  Finaiizwadie  oder  In  dellnltiver  Elgensdiaft 
imZivlIstaatsdlenatey  wenn  auch  mit  Unterbrecliangen  vollslredrte 

IMenstzctt  zn  bcrfickslchtlgen  is^ 

Anläßlich  einer  anher  gestellten  Anfrage  über  die  Anrechnung  der  in 
der  Finanzwache  zugebraditen  Dienstzeit  bei  Bemessung  der  Dienstalterszn- 
lagen  fär  Milgtieder  der  Sicherheitswadie  wird  der  k.  k.  .  .  .  nach  ge- 
pflogenem Einvernehmen  mit  dem  k.  k.  Finanzministerium  zur  Danadi- 
achtung  mitgeteilt,  daß  die  Reihung  der  Diener  zwar  nach  Maßgabe  der 
Dauer  der  ununterbrochenen  Ziviistaatsdienstieistung  in  definitiver  Eigen- 
Schaft  vorzunehmen,  bei  Beurteilung  des  Anspruches  auf  Dienstalterszulagen 
aber  die  gesamte  in  der  Finanzwache*)  oder  in  definitiver  Eigenschaft  im 
Zivilstaatsdicnsk'  —  wenn  auch  mit  Unterbrechungen  —  vollstreckte 
Dienstzeil  zu  bcruciü-iciitigen  ist,  da  im  §  5  des  Gesetzes  vom  20.  De- 
zember 1899,  RQBNf.  255,  für  den  Anfall  der  Dienstalterszulagen  die  Oe- 
samtdauer der  vollstreckten  Finanzwachdtenstzeit,  beziehungsweise  der  defi> 
nithren  Zivüstaatsdienstzeit  (ohne  jede  Einschränkung)  als  maßgebend  be- 
zeichnet ist 

In  dem  Umstände,  daß  hienach  bei  der  Bemessung:  der  Pension  und 
bei  der  Ermittlung  der  Dienstalterszulapen  nicht  vollkommen  überein- 
stimmende Grundsätze  zur  Anwendung  kommen,  kann  kein  hinreichender 
üruncl  für  eine  einschränkende  Interpretation  der  für  den  Anfall  der  Dienst- 
alterszulagen geltenden  Anordnungen  erblickt  werden. 

Doch  ist  selbstverständlich  die  im  vorstehenden  vertretene  Kechtsan- 
schauttiig  auch  für  die  Bemessung  der  Pension')  msofem  von  Bedeutung, 
als  sich  durch  die  Zuerfcennung  einer  Dienstalterszulage  auch  die  Be- 
mcssungsgrundlage  für  die  Ermitthing  des  Ruhegenusses  erhöht. 


')  Vgl.  Nr.  290  f§  3). 
»)  *.  Sr.  286  (§4  UtzUr  Abs^. 
$,  Nr.  /TO. 
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Nr.  2S9. 

Verordnang  des  B&lJilsters  für  K.  u.  U.  vom  21.  April  1902,  Z.  S4/KUM. 

ex  1901,  MVBNr.  26/) 

mit  welcher  Vorschriften  über  den  Bezug  der  Dienstltleidung  oder  des 
Äquivalentes  hieffir  für  die  in  die  Kategorie  der  Dienerschaft  gehörigen 
aktiven  Staatsdiener  an  den  dem  Ministerium  für  Kultus  und  Unterriclit 
unterstehenden  Behörden  und  Anstalten  erlassen  werden. 

Tin  Sinne  des  §  11  des  Gesetzes  vom  26.  Dezember  1899,  RGBNr.  255, 
betreffend  die  Regelung  der  Bezüge  der  in  die  Knteiyoric  der  [Dienerschaft 
gehörigen  aktiven  Staatsdiener  werden  nachstehende  Bestimmungen  über 
den  Genuß  des  Dienstkleides  oder  des  Äquivalentes  hiefür  tur  die  Diener 
der  dem  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht  unterstehenden  Behörden  und 
Anstaltea  erlassen: 

§  1.  Den  im  Dienstbereiche  des  Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht 
angestellten,  in  die  Kategorie  der  Dienerschaft  gehörten  Staatsdienem,  aut 
welche  sich  das  Oesetz  vom  26.  Dezember  1899,  RGBNr.  255,  bezieht,  steht 
ein  Anspruch  auf  den  Bezug  eines  DiensÜcleides  oder  eines  Äquivalentes 
hiefur  nach  Maßgabe  der  nachfolgenden  Bestimmungen  zu, 

§  2.  Die  beziigsberechtigten  Diener  sind  in  der  Regel  mit  emem 
Dienstkleide  in  natura  nach  Maßgabe  der  nachfolgenden  Bestimmungen 
zu  beteilen:  diese  Diener  sind  aber  auch  verpflichte^  t»ei  ihren  dienst- 
lichen Verrichtungen  im  Diensticleide  zu  erscheinen. 

Die  Beteifimfr  mit  einem  Geldäquivalente  an  Stelle  des  Dienstkleides 
findet  nur  ausnahmsweise  in  besonder«;  berücksichtigungswürdigen  Fällen, 
und  zwar  bei  den  Dienern  der  dem  Minisitrium  unmittelbar  unterstehenden 
Anstalten  nach  vorgängiger  Bewilligung  des  Ministeriums,  bei  den  übrigen 
Dienern  auf  Orund  der  Bewilligung  der  betreffenden  Landesstelle  (Landes- 
schulrat)  statt 

Inwieweit  audi  fib  diese  Diener  die  Verpflichtung  besteht,  bei  allen 
ihren  dienstlichen  Venichtungen  das  t>estimmte  Dienstkleid  zu  tragen,  wird 


')  Zur  Durchführang  dU$tr  Vtfwdmaig  wird  Im  KÜMErL  vom  2t,  Aprü  ^902^  Z.  84/KUM 

aachsUluades  bemerkt: 

Die  VcrordniiiiK  Ist  anter  Vahniiif  der  blibcr^en  Ctnricbtungen,  towcH  dtcsdbcn  ntt 

den  Dcstiminungen  des  angeführten  Gesetzes  vereinbar  dnd,  bestrebt,  die  tunlichste  Einheltiichkefl 
und  Olcichmr<6!{fkeif  in  der  BcklcidunR  des  Dicnerpcrsnnales  des  ho.  Ressorts  herbeizuführen. 
Diesem  Zwecke  dient  besonders  die  im  g  2  der  Verordnung  dem  DIenerpersonaie  auierlegte 
Pflicht,  bei  dlciHttlcli«B  Verriciltiiafen  Im  Aariskleldc  su  crKhctmii.  «nf  dctcn  ElalMltims  dnreh 
die  k.  Ic.  (La-i  -tpllc)  sircng  zu  dringen  scfn  wird.  Demgemäß  wird  auch  die  Ocwnhrunjr  des 
Äquivalentes  an  Stelle  der  Naturalbekleidung  auf  die  unabweislichen  Ausnahmsfälle  zu 
btidirlflkcn  mIh. 

Im  Interesse  der  Gleichmäßigkeit  erscheint  es  insbesondere  geboten,  dafl,  wenn  an  einer 
der  unterstehenden  Anstalten  Diener  definitiv  angestellt  sind,  die  nicht  aus  dem  Staafs-charzc, 
sondern  von  anderen  Personen  (Gemeinden,  Korporationen  etc.)  dotiert  sind,  somit  einen 
gcf  etillclicii  Ansprach  auf  die  Dlcmtlcletdunff  nicht  besitzen,  die  dotlcrtndcii  Penoacii  ver- 
anlaßt werden,  diese  Diener  RicichfatI'?  mit  einem  dem  sfaaflichcrselts  beigestellten,  tunlichst 
gleich t^ehalteaea  Dleastkleide  zu  versehen.  Bei  kOnitigeo  diesfiUligen  Vereinbarangen  wird  da« 
Augenmerk  mch  «i4  dieitp  Pvtikl  a  rldittn  mIb. 
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sonach  vom  Ministerium,  beziehungsweise  von  der  LandessteÜe  (Landessdiul- 
rtt)  bestimmt 

§  3.  Das  Dienstkleid  der  Portiere  der  unterstehenden  Anstalten  hat 
aus  folgenden  Stücken  zu  bestehen:  aus  einem  langen  Schoßrocke  von 
mohrengrauem  Tuche  mit  konvexen  mit  dem  kaiserlichen  Adler  versehenen 
gelben  Metallknopien  und  Seidenborten;  aus  einem  langen  BeinkkitiL  von 
mohrengrauem  Tuche,  an  beiden  Seiten  mit  gelben  Seidenborten  besetzt; 
aus  einer  Klappenweste  aus  gleichem  Tuche  mit  Seidenborien,  ferner  einem 
Olittiocke  (Paletot)  und  einem  mit  Wolfe-  oder  Lammsfell  gefütterten  und  ver- 
iuimten  Pekescfa  (für  die  rauhere  Jahreszeit);  weitets  einem  goldbortierten 
Stfiiphute,  einer  Dienstlcappe^  einem  mit  Seidenborten  besetzten  Bandeüer  von 
fdiwarzem  Tuche  nebst  Portepee  und  Stockband  von  gelber  Seide,  endUcfa 
aus  Stock  und  Degen  und  weifien  Handschuhen. 

Ffir  die  Reinigungsarbeiten  wird  ein  Zwüchkittel  beigestellt 

Als  Portiere  im  Sinne  dieser  Bekleidungsvorschrift  haben  nur  jene 

Diener  zu  gelten,  deren  Dienststellen  als  Portierposten  zu  dem  doppelten 
Zwecke  der  Repräsentanz  und  Hausbewachung  ausdrücklich  systemisiert  sind. 

§  4,  Das  Dienstkleid  der  übrigen  Diener  besteht  in  einem  Oeh- 
rock  mit  kurzen  Schößen  aus  dunkelmohrengrauem  Tuche  mit  Umschlag- 
kragen und  zu'ci  Reihen  konvexer,  mit  dem  kaiserlichen  Adler  versehener 
gelber  Metallknöpfe,  dann  aus  emer  bis  /um  Halse  geschlossenen  Weste  mit 
niederem  Stehkragen  und  einer  Reihe  Knapfe  aus  Bein,  sowie  aus  einem 
Beinkleide  aus  gleichem  Stoffe  j  ferner  aus  einem  Überrock  (Paletot)  in  der- 
selben Farbe  mit  dn^ner-*  und  kombhmiettbhuem  Vorstoße  am  Umschlag- 
kr^gen  und  zwei  Reihen  gelber  Metallknöpfe  der  früher  bezeichneten  Art; 
endfich  aus  einer  Schirmkappe  aus  schwarzem  Tuch  mit  schwarzgelber 
Wollschnur  und  gleicher  Adlerrosette. 

Weiters  hat  jeder  Diener  Anspruch  auf  einen  Arbeitskittel  aus 
Zwilchstoff. 

§  5.  Die  Tragdauer  für  die  den  Portieren  zukommenden  Kleidungs- 
stücke ^^  ircl  für  den  Zwilchkittel,  das  Beinkleid,  die  Weste  und  die  Dicnst- 
ivappe  mil  emem  jähre,  für  den  Schoßrock  und  Oberrock  (Paletot)  mit  drei 
Jahren,  für  den  Pekesch  mit  vier  Jahren  festgesetzt ;  die  übrig:cn  Stücke 
werden  nach  Bedarf,  jedoch  erst  nach  mindestens  zweijähriger  Verwendung 

erneuert 

Die  Tragdauer  der  Bekleidungsstücke  der  anderen  Diener  betragt  ffir 
den  Oberrock  (Paletot)  drei  Jahre,  für  Oehiock  und  Weste  zwei  Jahre,  für 

die  übrigen  Bekleidungsstücke  ein  Jahr. 

Die  Tragdauer  des  Arbeitskittels  wird  mit  7wc\  Jahren  und  nur  für 
jene  Diener,  welchen  die  Beheizung  der  Amts-,  beziehungsweise  Anstalts- 
lokaliläten  obliegt,  mit  einem  Jahre  festgesetzt. 

Im  Bedarfsfalle  ist  überdies  denjenigen  Dienern  der  Hochschulen  und 
ihrer  Institute,  deren  dienstliche  Verrichtungen  mit  einer  besonderen  Verun- 
reinigung der  Kleidung  verbunden  ist,  wie  dies  z.  B.  bei  Leichendienern 
und  Lalwranten  der  Fall  ist,  jährlich  noch  ein  zweiter  Zwilchkittel  oder 
anstatt  dessen  eine  Zwilchbluse  samt  einer  Zwilchhose  beizustellen. 
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Insoweit  den  Dienern  der  Kliniken  bisher  sogenannte  „Operationsröcke** 
verabreicht  wurden,  sind  selbe  beizubehatten  und  anstatt  der  vorerwähnten 
ZwUchkittel  zu  verabrciciien. 

§  6.  insofern  bei  den  Landcsschulräten  eigene  Diener  angestellt 
sind,  auf  welche  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  26.  Dezember  1890, 
ROBNr.  255,  Anwendung  finden,  smd  dieselben  hinsiciniicii  der  Art  und 
Tragdauer  der  Bekleidungsstücke  den  Dienern  der  betreffenden  politischen 
Landesstelle  gleichzuhatten,  mit  dem  einzigen  Unterschiede,  daß  selbe  die 
Icomblumenblaue  Distinktion  der  Diener  der  hierortigen  Ressorts  zu 
tragen  haben. 

§  7.  Diejenigen  Kleidungsstfidce,  für  welche  eine  bestimmte  Tragdauer 
fes^esetzt  ist»  gelangen  in  das  Eigentum  des  Tragers,  wenn  «e  den  vierten 

Teil  der  festgesetzten  Tragdauer  hindurch  tatsächlich  benützt  worden  sind. 
Eine  Ausnahme  besteht  diesfalls  nur  in  Ansehung  des  Pekesch  der  Portiere, 
w  eich  er  erst  nach  Ablauf  der  vollen  Tragdauer  in  das  Eigentum  des  Trägers 
übergeht. 

In  Todesfällen  verbleiben  diese  KTeidun^slucke,  wenn  sie  auch  eine 
kürzere  Zeit  hindurch  benutzt  worden  smd,  im  Nachlasse  des  Trägers,  der 
Pekesch  der  Portiere  jedoch  nur  dann,  wenn  zum  mindesten  die  Hälfte  der 
Tragdauer  abgelaufen  ist 

Selbstverständlich  ist  bei  eventueller  Wiederverwendung  bereits  ge- 
tragener Kleklungsstflcke  auf  die  hygienischen  Anforderungen  volle  Rück- 
sicht zu  nehmen. 

§  8.  Als  erster  Beteilungstermin  mit  dem  Dienstkleidc  wird  der  1.  Ok- 
tober des  Jahres,  in  welchem  diese  Verordnung  in  Wirksamkeit  tritt,  festge- 
setzt; ebenso  hat  die  Erneuerung  der  Kleidungsstücke  in  der  R^ei  mit 
dem  1.  Oktober  stattzufinden. 

Bei  jenen  Dienern,  welche  schon  bisher  mit  einem  Dienbikltide  beteilt 
sind,  hat  die  Ncubeicilung  am  1.  Oktober  jenes  Jahres  stattzufinden,  m 
welchem  die  vorgeschriebene  Tragdauer  des  bisherigen  Dienstkleides  abläuft 
Ausnahmsweise  kann  bei  solchen  die  Tragdauer  in  dem  Falle  nach  dem 
kalendermißigen  Zeitpunkte  der  früheren  Beteilung  berechnet  werden,  wenn 
mit  der  Neubeteilung  infolge  der  Abnützung  des  iOeides  nicht  bis  zu  dem 
darauffolgenden  1.  Oktober  zugewartet  werden  könnte. 

§  9.  Die  Beistellung  der  Dienstkleidung  ist  über  Antrag  des  Vorstandes 
der  Behörde,  beziehungsweise  der  Leitung  der  Anstalt,  an  welcher  die  be» 
treffenden  Diener  angestellt  sind,  durch  die  politische  Landesstelle  zu  vcr 

anlassen. 

§  10.  In  denjenigen  Fällen,  in  welchen  bezugsberechtigte  Diener  an 
Stelle  des  Dienstkieides  in  natura  ausnahmsweise  mit  einem  ücidaquivaiente 
beteilt  werden  (§  2),  wird  die  Höhe  desselben  in  der  Hegel  mit  00  Kronen 
jShrlidi  fes^eseM. 

§  11.  Das  Äquivalent  ist  in  vier  gleichen  Raten  am  1.  Jänner,  1.  Aprü, 
1.  Juli  und  1.  Oktober  jedes  Jahres  flüssigzumachen. 

§  12.  Diese  Verordnung,  durch  welche  alle  mit  derselben  im  Wider- 
spruche stehenden,  auf  den  Gegenstand  bezüglichen  Siteren  Besthnmungen 
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außer  Kraft  gesetzt  weiden»  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Kuodmadimig  in 
Geltung. 

Die  bisherigen  Vorschriften  über  die  Galakleidung  der  Universitäts- 
pedeUe  werden  durch  diese  Verordnung  nicht  berührt 


Nr.  290. 

Ttrortnniig  des  llliilsterliims  fflr  K.  n.  D.  Yom  6.  Juni  1902, 

Z.  1SS4/KDM.  MTBMr.  3L 

wooiit  BMtfaDiBinigcii  mr  Dnrdifilirting  des  OMCiicf  vom  28»  Dcmib- 
ber  RQBNr.  29S,  betreffend  idie  Resduiig  der  Bezüge  der  in  die 
Ketcgorle  der  Dienerschaft  gehdrigen  elttiven  Staatsdiener,  getroffen 

werden* 

Auf  Grund  der  §§  3  und  18  des  Gesetzes  vom  26.  Dezember  1899, 
I^BNr.  255,1)  betreffend  die  Regelung  der  Bezüge  der  in  die  Kategorie 

der  Dienersdiaft  gehörigen  aktiven  Staatsdiener  wird  im  Einvernehmen 
mit  dem  Finanzministerium,  dem  Ministerium  für  Landesverteidigung  nnd 

dem  Ministerium  des  Innern  be/Qgh'ch  des  zum  Ressort  des  Ministeriums  für 
Kultus  unii  Unterricht  pcliorigcn  Dienerpcrsonaics  nachstehendes  verordnet: 

§  1.  Die  im  obigen  bezeichneten  Dienersteik-n  werden  in  nachstehender 

Weise  in  die  einzelnen  GehaJtskiassen  systemmaßig  eingeteilt: 

1.  Mit  den  Bezügen  der  I.  Oehaltsklasse  sind  nachstehende  spezielle 
Üienstesposte n  verbunden: 

a)  Die  Tiirhutcrpostcn  im  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht. 

b)  Die  Stelle  des  ersten  Universitätspedellen  an  jeder  der  bestehenden 
Unhrersititeii  (an  mehreren  Universitäten  „Oberpedell"  genannt).-) 

2.  Die  übrigen  Dienerposten  sind  nicht  von  vornherein  in  einer  t>e- 
sthnmtec  unveränderlichen  Gehahsklasse  systemisiert,  sondern  es  erhalten 
die  unter  einem  geschaffenen  CNeoerschaftsstande  (|  2)  die  Stellen  der  II.  und 
HL,  beziehungsweise  auch  der  tV.  Gehaltsklasse  nach  einem  festgelegten 
Prozentverhältnisse  zugewiesen,  und  zwar  stehen: 

a)  von  den  jeweiligen,  den  Dienerschaftsstatus  1  ausmachenden  Diener- 
Stellen  50  Prozent  in  der  II   und  bO  Prozent  in  der  III.  Oehaltsklasse; 

b)  von  den  jeweiligen  Dienerstellen  der  unten  angeführten  Diener- 
ichaftsstände  II  bis  XIII,  20  Prozent  in  der  IL,  20  Prozent  in  der 
in.  und  60  Prozent  in  der  IV.  Gehaltsklasse; 

c)  von  den  jeweiligen  Dienerstellen  der  übrigen  Dienerschaftsstinde 
15  Prozent  in  der  II.,  15  Prozent  in  der  III.  und  7Q  Prozent  in  der 
IV.  Oehaltsklasse. 

Die  bei  dieser  prozentuellen  Berechnung  sich  ergebenden  Bruchteile 
der  Stellenzahl  werden  der  nächst  niedrigeren  Cehaltslüasse  und  die  etwa 

>)  «.  Nr.  m. 

*)  Vgl.  Sr.  284;  daß  dm  üiUfersitdtspedelUn  ätr  Chorokttr  ton  Dienern  und  nicht  von 
Beamten  zukommt ,  wurde  im  Erkenntai»  dt*  Reiek^ttidät»  MM  4,  Jaü  1900,  Z.  196  (Zisekr. 
f.  Ver».,  XXXJIL,  S.  179)  anerkannt. 
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auch  dort  vorkommenden  Bruchteile  der  niedersten  Oehaltsklasse  zuge- 
schlagen. 

Inwiefern  einzelne  Dienerctellen  in  Erledigungsfällen  jedesmal  mit  den 
Bezügen  einer  bestimmten  höheren  üehaltsklasse  —  unbeschadet  des  weiteren 
Vorrücivune^srechtes  ihrer  Inhaber  —  mr  Ausschreibung  und  Besetomg 
zu  gelangen  iiabcn,  wird  im  §  7  bestimmt 

§  2.  Sämtliche,  dem  Ressort  des  Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht 
zugehörigen  Diener  —  mit  Ausnahme  jener,  mit  deren  Dienstposten  system- 
vMig  die  Bezüge  der  1.  Oehaltsklasse  verbunden  sind  ~  werden  in  einen 
der  nachbezeichneten  Dienerschaftsstinde  eingereiht,  nämlich: 

I.  Die  Diener  des  Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht. 

II.  Die  Diener  sämtlicher  der  Zentralleitung  jeweilig  unmittelbar  unter- 
stellten Kommissionen,  Anstalten  und  Institute;  dermalen  sohin: 

Die  Diener  der  Akademie  der  bildenden  Künste,  des  Museums  für 
Kunst  und  Industrie,  der  Kunstgewcrbeschule  des  Museums  für  Kunst  und 
Industrie,  der  graphisdicn  Leiir-  und  Versuchsanstalt,  der  Zentraikommission 
fQr  Kunst-  und  historische  Denicmale,  des  archäologischen  Institutes,  der 
statistischen  Zentralkommission,  der  geologisdien  Reichsanstal^  des  evangeli- 
schen Obeilciidienrates  und  des  Zivil-JMädchenpensionates,  sämtlich  in  Wien. 

III.  Die  Diener  der  Wiener  Hochschulen,  nämlich  der  Universität,  der 
teduischen  Hochschule  und  der  Hochschule  für  Bodenkulttu',  nebst  den 
Dienern  der  Zentralanstalt  für  Meteorologie  und  Erdmagnetismus. 

IV.  Die  Diener  der  Universität  Innsbruck. 

V.  Die  Diener  der  Universität  Graz  und  der  dortigen  technischen 

Hochschule. 

VI.  Die  Diener  der  deutschen  Universität  in  Prag  und  dtr  dculsdien 
technischen  Hochschule  daselbst 

VII.  Die  Diener  der  böhmischen  Universität  in  Prag  und  der  böhmischen 
technischen  Hochschule  daselbst 

VIII.  Die  Diener  der  Universitätsbibliothek  und  der  Bibliothek  der 
technischen  Hochschule  in  Prag,  der  Kunstakademie  und  der  Kuns^ewerbe- 
schule  in  Prag. 

IX.  Die  Diener  der  deutschen  technischen  Hochschule  in  iinini). 

X.  Die  Diener  der  böhmischen  technischen  Hochschule  in  Brunn. 

XI.  Die  Diener  der  Universität  Lemberg,  der  dortigen  technischen 
Hochschule  und  der  tierärztlichen  Hochschule  ebendaselbst. 

XII.  Die  Diener  der  Universität  in  Krakau  und  der  dortigen  Kunst- 
akademie. 

XIII.  Die  Diener  der  Universität  Czemowitz. 

Die  übrigen  Diener  bilden  weitere  sechs  Dienerschaftsstände,  und  zwar 

besteht  diesfalls  je  ein  Status 

XIV.  für  Niederösterreich, 

XV.  für  Tirol  mit  Vorarlberg,  CJberösterreich  und  Salzburg, 

XVI.  für  Steiermark.  Körnten  und  Krain, 

XVII.  für  das  Kü^lcnland  (üörz  und  Gradiska,  Istrien  und  Iricsl)  und 
Dalmatien, 

XVIII.  für  Böhmen, 
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XIX.  Kar  Mihren  und  Scbleuen, 

XX.  für  Oalizien, 

XXI.  fOr  die  Bukowina. 

§  3.  Die  innerhalb  eines  DienerschaHsstandes  jeweilig  zur  Erledi- 
gung Icommenden  Dienstposten  sind  in  der  Regel,  und  zwar  ohne 

Rücksicht  auf  die  bei  der  Konkursausschreibungf  geforderten  Qnnlifikations- 
bedingunn^en  in  der  untersten  der  dem  betreffenden  Dienerschaftsstaade  zuge- 
wiesenen Ochaltsklasscii  zu  beset/eiL^) 

Die  sofortiqt  F.rlangung  der  Bezüge  einer  höheren  Gchaltsklasse  bei 
der  ersten  Ansicilunp  erscheint  im  wesentlichen  auf  die  Fälle  der  §§  7 
und  8  dieser  Verordnung  beschrankt. 

§  4.  innerhalb  eines  jeden  Konkrefalstandes  haben  die  demselben  an- 
gehörigen  Diener  nach  Maßgabe  ihrer  Linreihung,  beziehungsweise  ihrer 
anrechenbaren  Dienstzeit  (§  6)  ein  Anrecht  auf  Vorrückung^)  in  frei- 
stehende Bezüge  der  höheren  (III.  und  II.)  Oehaltsklassen,  insofern  nicht 
diese  Beziige  bei  Wiederbesetzung  des  im  betreffenden  Dienerschaftsstande 
erledigten  Dienstpostens  unmittelbar  In  Anspruch  genommen  werden 
(§§  7  und  8). 

Inwieweit  die  Vorrfickung  fallweise  fflr  einen  einzelnen  Anwärter  aus 
persftniicfaen  Orunden  ausgeschlossen  sein  kann,  ist  im  §  10  bestimmt 

§  5.  Für  die  Beurteilung  des  Anspruches  auf  Vorrückung  in  frei- 
stehende höhere  Bezöge  (§  4)  sind  die  Verhältnisse  maßgebend,  welche  im 


•>  Hüsu  erging  in  dem  an  die  k.  k.  Siattiialterei  in  Prag  geriditeten  KU M tri.  vom 
1  Dnember  I90Z  Z.  3SMB^  aathsMtnde  ErlOOgnuirt  In  f  3  dlticr  Vcrwdnuiiff  wtrd  iw- 
ilrückllch  bemerkt  daß  die  Dienstposten  in  der  Regel,  und  zwar  ohne  Rücksicht  auf  die 
bei  der  Konkursaussclirelbuag  geforderten  Qualifikatlonsbedingungen,  io 
der  OBtcnten,  somit  vorllegendenMIs  in  der  IV.  OdHüttMam  tn  besetzen  tfad  and  diS  di« 
■ofortlge  Erlangung  der  Bezüge  einer  höheren  Oehaltsklasse  bei  der  ersten  Anstellung  Im 
wesentlichen  auf  die  Fälle  der  §§  7  und  8  beschränkt  »ei.  Nach  §  7  aber  ist  die  Zuweisungr 
einer  solchen  höheren  Oehaltsidasse  nur  dann  vorgesehen,  wenn  es  die  Kiicicsichten  des  Dienstes 
eriofdeni,  insbcMnidere  «enB  fOr  die  Venehung  einer  ipcslcllen  Dfcnentelic  eine  bOliere, 
nicht  ohne  besondere  fachliche  Au^MIdtinp  rrr^-fchhnre  Qualifikation  ge- 
fordert wird.  Dieses  entscheidende  Moment  trifft  aber  nur  dann  zu,  wenn  die  betreffende 
Diencntciie  wegen  der  ihr  lugcwiescneR  ObUegenbciten  eine  solche  bestimmte  Vorbildung 
ür  den  Dienstposten  erfordert,  so  zum  Beispiel  bei  Verwendung  eines  Pedellen  im  Kanzlei- 
geschifte  oder  bei  Anstellung  eines  gelernten  F'räzhtnnsnicchanlkcrs ,  Mn n-htncnschlosscrs  als 
solchen,  nicht  aber  in  jenen  zahlreichen  hftllen,  in  denen  bei  der  Konlcursausschreibung  regel- 
■IS(g  d9T  Nachwcb  dlcflcr  oder  |encr  Profenloa  (zun  Befiplcl  Tlidiler  oder  SehlOMCi)  oder 

aber  irgend  einer  durch  praktische  Verwendung  angeeigneten  Fertigkeit  (zum  Beispiel  als 
chemischer  Laborant)  gefordert  wird;  in  diesen  letzleren  rHMci  erfolgt  die  Anstellung  nicht  in 
der  Eigenschaft  als  gelernter  Professionist,  sondern  deraingc  Qualifikationsbedingungen  ver- 
Mgcfl  den  Zweck,  Bcverber  zu  erzielen,  welche  nebst  der  allgemeinen  Eignnnff  fir  den  Dlemt« 
p<»ten  noch  hc<?nnderc  FUilgkeiten  und  Fertijrkci'cn  nachweisen  können,  deren  Besitz  für  die 
Versefaung  des  Dienstposten!  zwedunlSlg  erscheint.  In  diese  Kategorie  scheinen  aber  alle  von 
der  PfekalMt  cnribatcn  Dienslpeatefi  zu  gcbAren,  dn  fllr  kcfncn  denclbcn  die  Erlernung  einer 
bestimmten  Profession  oder  eine  bestimmte  fachliche  Ausbildung  die  unbedingte  Voraussetzung 
bildet,  sondern  die  Quallfikttionsbediogttngen  nach  den  JevcIiigCB  Bedärfniiec  feitgcstelit  zn 
«erden  pflegen. 

^  Im  mdmnn  KüMBt  mmtU  4i»mf  aafmukum  ggma^tt  itfi  Utfotg»  des  im  $  4 

generell  geregelten  Vorrüdtangsrechtes  jede  anßertoarUche  Ad-personam'BtfiMiemig  «Aus 
JUeaen  in  eine  höhere  OehaUsUasse  grundsätzlich  aasgesehlMsen  ist. 
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Zeitpunkte  der  Ausfertigung  des  Emennttiigsdekretes  an  den  auf  den  vakanten 
Dienerposten  neu  ernannten  Diener  bestehen. 

§  6.  Als  anrechenbar  erscheint  für  die  Einreihung  im  Status  und  für 
die  eventuelle  Vorrückung  in  eine  höhere  Oehaltsklassc  rcgclmäßiiT  nur  die 
in  definitiver  Eigenschaft  ununterbrochen  vollstreckte  Ziviistaat^du  nstzeit 

Eine  Ausnahme  findet  nur  in'^ofern  statt,  als  jenen  Dienern,  welche 
auf  Grund  ihrer  Anspruchsberechtigung  im  Sinne  des  (  lesetzes  vom  19.  April 
1872,  ROBNr.  t)0/)  beziehungsweise  der  kais.  Verordnung  vom  19.  De- 
zember 1853,  ROBNr.  266,-)  einen  definitiven  Dienerposten  erlangt  haben, 
beziehungsweise  kfinftighin  angestellt  werden,  die  im  aktiven  JMilitärdiensle 
zurückgelegte  Zeit  angerechnet  wird. 

§  7.  Dem  Ministerium  für  Kultus  und  Unterridit  bleibt  es  vorbehalten, 
insoweit  es  die  Rücksichten  des  Dienstes  erfordern,  insbesondere  wenn 
für  die  Versehung  einer  speziellen  Dienerstelle  eine  höhere,  nicht  ohne 

besondere  fachliche  Ausbildung  erreichbare  Qualifikatk>n  gefordert  wird, 
die  betreffenden  Dienerstcllen  in  den  Dienerschaftsständen  II  bis  XIII  sofort 
mit  den  Bezügen  eüier  höheren  (III.  oder  II.)  Oehaltsklassc  vur  Aus- 
schreibung und  Besetzung  zu  bringen,  doch  müssen  in  jedem  dieser  Uiener- 
schaftsstände  von  den  nach  §  1  auf  die  III.,  beziehungsweise  II.  Oehalts- 
klassc jeweils  entfaiieaücn  Dienerstellen  mindestens  je  zwei  Drittel  in  jeder 
dieser  Klassen  fikr  die  statusmäßige  Vorrfickung  verfügbar  bleiben. 

Ausnahmsweise  können  auch  in  den  Dienerschaftsständen  XIV  bis  XXt 
aus  den  obengedaehten  Gründen  einzelne  Stellen  mit  Anfangsbezfigen  einer 
höheren  (III.  oder  IL)  Oehaltsklassc  dauernd  verbunden  werden. 

§  8.   Die  statusmäBige  Vorrückung  entfällt: 

a)  wenn  der  erledigte  Dienstposten  einem  nach  dem  Oesetze  vom 
19.  April  1872,  ROBNr.  60,  Anspruchsberechtigten  verhehen  wird,  welcher 
eine  längere  anrechenbare  Dienstzeit  be<;!t/t,  als  der  nach  den  obigen  Grund- 
sätzen (§  6)  zur  Vorrikkung  Nächstberuteue  der  schon  im  Status  befind- 
lichen Diener, 

wenn  ein  bereits  im  Zivilstaatsdienste  angestellter  Diener,  bei 
welchem  hinsichtlich  des  Dienstalters  dieselben  Voraussetzungen  (lit.  a)  zu- 
treffen, in  den  Status  übernommen  wird. 

§  9.  In  den  Dienerschaftsständen  des  §  2,  Z.  1  und  XVIII,  welchen 
fast  ausschließlich  ehemals  Anspruchsberechtigte  angehören,  bleiben  die  vor 
Beginn  der  Wirksamkeit  der  gegenwärtigen  Verordnung  aufgenommeneo 

Diener  von  den  Bestimmungen  des  §  6  unberührt  Die  neuen  Relhungs* 
grundsätze  finden  daher  in  den  bezeichneten  Dienerschaftsständen  nur  auf 
die  gegenseitige  Reihung  der  nach  dem  Inkrafttreten  dieser  Verordnung 

ernannten    (Liener  Anwrnilung. 

In  den  ubritjen  Kunkretafständen  sind  sofort  sämtliche  Diener  nach 
Maßgabe  der  Bestimmungen  des  §  6  zu  reihen;  doch  wird  denjenitjen 
vor  Beginn  der  Wirksamkeit  dieser  Verordnung  ernannten  Dienern,  weiciic 

«)  s.  Nr.  276. 

^  Diese  VeronUumg  btMSfi  dea  „ÖberM/t  gedieater  Unttniffi^n  umt  Omänfr  im 

ZiviiamUUuftgen". 
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nicht  tnspruchsberechtigt  im  Sinne  der  kais.  Verordnui^  vom  19.  De- 
zember 1853,  ROBNr.  266^  oder  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  RQBNr.  60, 
gewesen  sind,  zum  Zwecke  der  Bestimmung  ihres  Platzes  im  Status  eüie 
fikthre  Dienstzeit  von  sechs  Jahren  zugezählt. 

§  10.  Das  durch  das  Dienstalter  begründete  Anrecht  auf  Vorrückung 
in  die  höheren  üehaltsklassen  k:inn  im  Sinne  des  §  2c  und  §  5  der 
kais.  Vdg.  vom  10.  März  18öÜ,  KOBNr.  ö4,i)  einzelnen  Dienern  durch 
Disziplinarerivenntnis  für  bestimmte  Fälle  oder  auf  unbestimmte  Dauer  ent- 
zogen werden. 

Die  Zei^  während  welcher  ein  Diener  durch  Disztptinarerkenntnis  von 
der  Vorrückung  au^eschtossen  ist,  bleibt  auch  für  die  Bemessung  der 
Dienstzeit  in  späteren  VorrfickungsfaUen  aufier  Anschlag. 

Wenn  in  dem  Zeitpunkte,  in  welchem  es  feststeht,  daß  in  erledigte  Be- 
züge einer  höheren  Gehaltsklasse  eine  statusmäßige  Vorrfidoing  stattzu- 
finden hibe.  trerren  den  nächsten  statusmäßigen  Anw-irter  eine  Disziplinar- 
untersuchung anhangig  ist,  wird  die  Entscheidung  über  die  Vorrückungs- 
frage  bis  zur  rechtskräftigen  Austragung  der  betreffenden  Disziplmarange- 
legenheit  zu  vertagen  sein. 

§  11.  Aus  Anlaß  der  Einreihung  der  Diener  in  die  neu  gebildeten 
Konkretalstände  hat  eine  Änderung  in  den  Bezügen  der  den  einzelnen 
Oienerscbaftssiänden  zugewiesenen  Diener  giundsatzlidi  nicht  stattzufmden. 

Diejenigen  Diener,  welche  beim  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  bereits 
in  den  Bezügen  einer  höheren  Oehaltsklasse  stehen,  verbleiben  demnadi 
auf  die  Dauer  ihrer  Dienstleistung  —  unbeschadet  des  Anspruches  auf 
eine  allfällige  Vorrückung  nnch  Maßgabe  ihrer  anrechenbaren  Dienstzeit  — 
auch  in  dem  Falle  in  den  ihnen  zugewiesenen  höheren  Bezügen,  wenn 
sie  nnch  der  Reihung  im  Konkretalstatus  keinen  Anspruch  auf  dieselben 
iialten. 

Andrerseits  können  die  in  einer  niedrigeren  Oehaitskiasst  befindlichen 
Diener  aus  ihrer  Reihung  im  Konkretalstatus  (§  6)  keinen  Anspruch  auf 
höhere  Bezüge  ableiten,  so  lange  in  dem  betreffenden  Konkretalstatus  die 
Zahl  der  bereits  in  höheren  Gehaltsklassen  stehenden  Diener  ebenso  groß 
oder  größer  ist,  als  die  Zahl  der  diesem  Dienerschafisstande  zugewiesenen 
Dienerposten  höherer  Gehaltsklassen. 

Sonach  wird  mit  dem  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  eine  Vorrflckung 

der  dienstältesten  Diener  in  höhere  Bezüge  nur  in  denjenigen  Dienerschafts- 
ständen Platz  greifen  können,  welche  systemmäßig  eine  größere  Anzahl 
höher  dotierter  Dienerstellen  zugewiesen  erhalten  haben,  als  der  Znhl  der 
dem  Status  angehörigen,  bereits  in  höheren  Gehaltsklassen  stehenden  Diener 
entspricht 

§  12.  Die  f  uhruag  der  Dienerschaftsstände,  die  Einreihung  der  zuge- 
teilten und  der  neu  ernannten  Diener  In  dieselben  in  Gemäßheit  der  vor- 
stehenden Bestünmungen,  die  Evidenthaltung  der  auf  die  statusmäßigen 
Ansprüche  bezöglicfaen  Daten,  sowie  die  Führung  der  einschlagigen  Kor- 
respondenz wnd  nachstehenden  Behörden  obliegen: 
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a)  In  Ansehung  der  Dienersdiaftsstinde  1  und  II  dem  Ministerium 
für  Kultus  und  Unterricht 

b)  In  Ansehung  der  Dienerschaftsstände  III  bis  Inidusive  XIV,  XVIII, 
XX  und  XXI  den  betreffenden  politischen  LandessteUen. 

c)  Betreffs  der  Dienerschaftsstände  XV,  XVI,  XVII  und  XIX  der  Statt- 
halterei  zu  Innsbruck,  beziehungsweise  OrasE,  Triest  und  Brünn. 

Es  icann  jedoch  hinsichtlich  einzelner  der  Dienerschaftsstände  XIV 
bis  XXI  die  Rcsor^ng  der  obigen  Geschäfte  anstatt  der  politischen  Landes- 
stelle  dem  betreffenden  Landesschulrate  übertragen  werden. 

Die  näheren  Vorschriften  über  die  mit  der  Führung  der  Dienerschafts- 
ständc  in  Zusammenhang  stehenden  Geschäfte  werden  abgesondert  erlassen. 

§  13.  Die  Dien  =;tnltcrs7ii Ingen,  welche  nach  §  4  des  Gesetzes  vom 
26.  Dezember  189Q,  RüBNr.  255,  den  in  die  Kategorie  der  Dienerschaft 
gehörigen,  im  I  Abschnitte  desselben  behandelten  aktiven  Staatsdienem 
nach  fünf,  beziehungsweise  zehn  in  definitiver  Eigenschaft  im  Zivilstaats- 
dtenste  zugebrachten  iJicn^t jähren  gebühren,  smti  bei  Bemessunij;  des  Ruhe- 
gehaltes und  des  Sterbcquartales  gleich  dem  üehalle  aiizurcdiaeü;  dagegen 
ist  von  demselben  auch  die  Diensttaxe  gemäfi  des  §  176  des  kais.  Patentes 
vom  27.  JInner  1840^  JGSNr.  404^  zu  entrichten. 

Die  Verrechnung  der  Dienstalterszulagen  erfolgt  in  einer  eigenen 
Rubrik. 

§  14.  Hinsichtlich  des  Bezuges  des  Dienstkleides  oder  des  Äquiva- 
lentes hieffir  sind  die  Vorschriften  der  Verordnung  vom  21.  April  1902, 
Z,  84/KUM  ex  1901,  MVBNr.  26,0  mafigebend. 

§  15.  Die  Entscheidung  darüber,  ob  eine  Wohnung  im  Sinne  des  §  10 
des  Gesetzes  als  Natural-  oder  Dienstes wohnung  im  engeren  Sinne 
anzusehen  ist;  erfolgt  in  jedem  einzelnen  Falle  nach  Maßgabe  der  ob- 
waltenden Umstände. 

In  dem  Genüsse  jener  für  Amtszwecke  nicht  geeigneten  kleinen 
Wohnungen,  welche  etwa  einzehien  Dienern  auf  Onmd  der  Verordnung 
des  Finanzmmtsteriums  vom  13.  Mai  1857,  Z.  7526^  FinMVBNr.  21,  mit 
der  Verpflichtung  zur  Obemahme  der  Beaufsichtigung  des  Gebäudes  und 
der  Besoigung  der  häuslichen  Verrichtungen  in  demselben  ohne  Miete,  jedoch 
gegen  Widerruf  eingeräumt  wurden,  tritt  bis  auf  weiteres  Iceine  Änderung 
ein.>) 

§  16.  Bezflglich  der  im  §  16  des  Gesetzes  voigeschriehenen  Ver- 
sicherung der  aus  Staatsmitteln  entiohnten  provisorischen  und  Aushilfs- 
diener  für  den  Krankheitsfall  wird  auf  die  Verordnung  des  Oesamtministe* 
riums  vom  5.  Februar  1900,  RGBNr.  23,'^)  verwiesen. 

§  17.    Diese  Veroidnui«  tritt  mit  1.  JuU  1902  hi  Kraft 


s.  Sr.  2S9. 
*)  VgL  Nr. 
•) «.  Mr.  JM. 
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Aus  dem  Erlasse  des  Miflisterluffls  für  IL  iL  D.  vom  7.  Oktober  1902» 

Z.  30.047. 

an  den  Statthalter  für  Böhmen, 

(bdrclfeiid  die  Frage,  welcher  Tag  als  Enennungstag  der  Dieser  an 
den  k.  k.  Universiliten  anzoseben  is^ 

Da  mit  dem  ho.  Erlasse  vom  2.  jinner  1864,  Z.  24.562;^)  angeordnet 
wurde,  da0  die  Ernennung  der  m  Rede  stehenden  C^encr  durch  den  akademi- 
schen Senat  nach  vorher  eingeholter  ZustiniinnniT  des  Landeschefs  zu 
erfolgen  hat,  so  ergibt  sich  hieraus,  daß  erst  der  Tag,  an  welchem  nach 

dieser  Zustimmung  die  Ernennung  selbst  vollzofren,  beziehungsweise  das 
Ernennungsdekret  ausgefolgt  worden  ist,  als  Emeonungstag  des  betreffenden 
Dieners  anzusehen  ist 

Insofern  von  diesem  Vorgange  im  ein/einen  Falle  abgewichen  und 
dem  Diener  eine  Ernennungsurkunde  vom  akademischen  Senate  nodi  vor 
jener  Zustimmung  ausgestellt  wurde,  kann  die  Ernennung  dennoch  erst 
von  dem  Zeitpunkte  an  als  rechtswirksam  betrachtet  werden,  in  welchem 
nachtrigUche  Zustimmung  des  Landeschefs  ausgesprochen  und  auf  Orund 
derselben  dem  Diener  ein  bezügliches  Dekret  ausgefolgt  wurde.  Wenn 
die  Ausfertigung  eines  solchen  neuerlichen  Dekretes  unterblieben  ist,  kann 
ausnahmsweise  das  Datum  der  erteilten  Zustimmung  selbst  als  Emennungs- 
tag  angesehen  werden. 

Nr.  292. 

Terordnimg  des  Gesamtmlnisteriams  vom  15.  Oktober  1902, 

RCBNr.  200.  MYBNr.  46. 

betreffend  die  bei  staatlichen  Behörden,  Ämtern  und  Anstalten  ver- 
wendeten Aushilfsdiener.  ^) 

L  Abschnitt 
Das  Dienatverhältaia  der  Auahilfediener. 
§  1.  Ornndfage  des  DirattverhiUnfsses. 

Das  Dienstveifcältnis  der  bei  staatlichen  Behörden,  Ämtern  oder  An- 
stalten verwendeten  Ausbilfsdiener  beruht  auf  dem  zwischen  dem  Amts- 
voistande  einerseits  und  dem  Bediensteten  andrerseits  mfindlich  oder  scfarift- 
licfa  abgescfaktssenen  Dtenstvertrage. 

5.  iVr.  2b0. 

t  LamiMüiEfL  wom  St,  Min  m,  Z.9B0tlKVM  kabe»  die BaUiimMigta der  Venntimng 

da  Qesamtminislfriams  vom  /5.  Oktober  1902,  ROBNr.  200  auch  auf  solche  Aushilfsdiener  An- 
wendung zu  finden,  welche  nicht  österreiehisdte  Staatsbärger  sind.  Im  Bereiche  des  Ressorts  des 
tVidgMams  ßr  K.  u,  U.  und  M  de»  demaeAen  mntenMeaäm  Organen  mnd  AastaUen  Med  In 
der  Regel  nur  österreichische  Staatsbürger  als  AushiLJsdiener  aufzunehmen  und  ist  daher,  wenn  aus 
wichtigen  Gründen  Utfon  eine  Ausnahme  gemacht  werden  eoU,  die  miaaterieüe  Sehbißfaetang 
eiazuholea. 

lMvcnitil«e«wtM.  21 
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Der  Dienstvertrag  rouB  den  im  ersten  Abschnitte  dieser  Verordnung 
enthaltenen  Bestimmuiigen  entsprechen  und  darf  keine  denselben  zuwider* 
laufenden  Verabredungen  enthalten. 

§  2.  Dl€iMt|rfnditeii. 
Die  Aushilfsdiener  sind  verpflichtet,  die  ihnen  fihertragenen  Arbeiten 
und  Venrichtungen  fleißig  und  gewissenhaft  nach  bestem  Können  zu  voll- 
ziehen, ihren  Vocgesetzten  mit  Achtung  zu  begegnen,  den  Anordnungen 

derselben  zu  gfehorchen,  sich  sowohl  im  Dienste  wie  auficrhalh  desselben 
anständig  und  ehrenhaft  zu  betragen  und  das  Dienstgeheimnis  treu  zu 
bewahren. 

Dienstbezüge. 
§  3w  A.  Ausmafi  derselben. 
Die  Aushäbdiener  beziehen  Taggelder  (Taglöhne),  welche  denselben 
nachhinein  am  letzten  jeden  Monates  erfolgt  werden. 

Das  Ausmaß  der  Taggelder  (Taglöhne)  wird  vom  Beginne  der  WItIe- 
samkeit  dieser  Verordnung  angefangen  fib*  vollbeschäftigte,  das  ist  während 
der  ganzen  normalen  Amtsstunden  verwendete  Aushilfsdiener  folgender* 
maßen  festgesetzt: 

l 


Für  die  Aushilfsdiener  bei  den  staatlichen  Behörden,  Ämtern  und 
Anstalten  (mit  Ausnahme  der  k.  k.  Post-  und  Telcgraphenanstatt:  enthaUen 
sttö  Ii.  ttttd  Mer  nicht  aitfgenommenj: 


bei  einer  Dieosizeit 

in  den  Orten  der 

1. 

IV. 

Äktivitätszulagenklanc 
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Aber  10  bis  zu  15  Jibren  
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Ffir  die  Bemessung  des  Taggeldes  (Taglohnes)  kommt  nur  die  in 
der  E^enschaft  eines  vollbesdiiftigten  Aushilfsdieners  zurückgelegte  Dienst- 
zeit in  Betradit;  dabei  macht  es  jedoch  keinen  Unterschied,  ob  die  Dienst- 
zeit vor  oder  nach  Beginn  der  Wirksamkeit  dieser  Verordnung  mit  Unter- 
brechungen oder  ununterbrochen  zurückgelegt  wurde. 


Von  einer  unterbrochenen  Dienstzeit  finden  aber  nur  solche  Zeital>' 
schnitte  Berücksichtigung,  welche 

a)  einzeln  mindestens  sechs  Monate  betragen  und 

b)  von  dem  Aushilfsdiener  vor  seiner  Aufnahme  in  den  Dienst  ge- 
hörig nachgewiesen  worden  sind. 
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Höhere  als  die  vorstehend  nonoierten  Taggelder  (Taglöhne)  kdnnen 
bei  sehr  ziifriedciistellender  DienstleistUDg  nach  Maßgabe  der  verfügbaren 
Kredite  zuerkannt  werden,  die  Vereinbarung  niedrerer  Entlohnungen  für 

voUbeschäftigte  Aushilfsdiener  ist  dagegen  unzuläss^. 

Diejenigen  Aushilfsdiener,  welche  bereits  ein  höheres  Taggeld  (Tag- 
lohn) beziehen,  als  ihnen  nach  den  vorstehenden  Bestimmungen  zukommen 
würde,  sind,  solange  ihr  dermaliges  Dienstverhältnis  fortbesteht,  in  ihrem 
bisherigen  Bezüge  zu  belassen,  bis  sie  den  Ans[)rucfi  rmf  ein  höheres  Taggeld 
(Taglohn)  nach  den  Bestimmungen  dieser  Verordnung  erworben  haben. 

§  4.  B.  Zeiträume,  für  welche  dieselben  gebühren. 

Das  Taggeld  (Taglohn)  gebührt  den  Aushilfsdienern  in  der  Regel  nur 
für  jene  Tage,  an  welchen  sie  tatsächlich  Dienste  geleistet  haben,  sowie 
für  die  normierten  Kuhetage,  welche  in  die  Zeit  ihrer  Dienstleistun fallen.*) 

Während  einer  die  Dauer  von  drei  Ta^en  nicht  übersteigenden  Krankheit 
erhalten  die  Aushilfsdiener  jeduch  die  vollen  Bci^uge;  desgleichen  wahrend 
eines  Urlaubes,  sofern  die  Urlaubsbewilligung  nicht  ausdrüdclich  von  dem 
gSnzlkhen  oder  teilweisen  Rfidtlasse  der  BezQge  abhängig  gemacht  wurde. 

*)  ErUfi  des  Ministen  fOr  K.  u.  U.  vom  16.  Angust  1904,  Z.  4572.  MVBNr.  35,  an  sSmttIche 
polMfcfi««  Landentdlc» tiad  LtndcuchalbchSrden,  betreffend  die  Entlohnung  der  an  staat- 
llcfaen  Lehranstalten  bestellten  Aushilfsdiener  während  der  Fcrisixcit. 

Da  sich  bei  Anwendung  der  Vemrdnunjj  dc^  OL^amtministcriums  vom  115.  Oktober  1902, 
ROBNr.  200,  betreffend  die  bei  den  staatlicben  lietiOrden,  Ämtern  und  Anstalten  verwendeten 
AnUllfdlciicr,  ncHrbdie  Zweifel  darüber  erfebeii  heben,  ob  die  mtt  dlewr  Verordnung  (ett- 
$^c^ct2tc  Entlohnung^  drr  Aushilfsdiener  auch  für  die  Hauptferien ,  also  fflr  volle  12  Moatlt 
stattzufinden  hat,  wird  in  dieser  Hinsicht  nach  gepflogenem  Cinvemehnien  mit  den  k.  k.  Flnim« 
arfn^tcffnni  tnr  AttfUiranK  und  Danachachtung  folgendes  bemerkt: 

Aus  der  obgedachten  Verordnung,  beziehnngiwehc  ans  g  4  derselbien,  kann  an  steh  nicht 
gefolgert  werden,  dafi  die  Aushilfsdiener  auf  die  normj^emüßc  Entlohnung  auch  wShrend  der 
Ferien  unbedingt,  also  ohne  Kttcksicht  darauf,  ob  sie  während  dieser  Zeit  beschäftigt  sind  oder 
nickt.  Ansprach  hMten,  da  $  4  |ener  Vcrordttng  viehnehr  alt  Regel  anfrtdU.  daS  das  Taggeld 
den  Aushilfsdicnem  nur  für  jene  Tage  gebühre,  an  welchen  sie  tatsflchliche  Dienste  geleistet 
haben  und  nur  die  Ausnahme  sutuiert,  dafi  ihnen  dieses  Taggeld  anch  fflr  die  In  die  Zeit 
Ihrer  Dienstleistung  fallenden  Ruhetage  zuzukommen  bat. 

Ais  solche  Rnfadace,  wornnttr  nach  dletcm  Worflante  aowoM  ala  nach  dem  ganzen 
Sinne  dieser  Bestimmung  eben  nur  cinjclne  oder  mehrere  in  das  Schuljahr  fallende  Ruhetage 
^Sonn-  und  Feieruge,  kurze  Zwischenferien),  nicht  aber  eine  zwei  Scbuliahre  trennende  längere 
RMheperfode,  «le  die  Hanptierien  eine  solche  darstellen,  vcntaadoi  werden  kann,  shid  letitete, 
die  Haaptferien,  demnach  nicht  anzusehen  und  wird  es  vielnMihr  In  jedem  konkreten  Falle  daranf 
ankommen,  festzustellen,  ob  die  betreffenden  Aushilfsdiener  auch  wahrend  der  HaupfftTfen, 
eventuell  w&hrend  welchen  Teiles  derselben  in  solcher  Weise  verwendet  werden,  UaU  sie  in 
dfeter  Zeit  als  .vollbetchlMct''  <S  3  der  cltlerlen  Vcrordnmiff)  z«  betrachten  ttnd.  Nur  fflr 
die^c  Zeit  i'st  für  dieselben  daher  cfn  Anspruch  auf  die  vorThriff^R-rmSfic  Entlohnung  begrOndel 
oad  wolle  daher  kiinftighin  hienach,  nach  diesen  Ontadsätzen  vorgegangen  werden. 

Desgtcidien  bt  demnach  bcf  den  Prillmtnaranirigen  fOr  die  Bezflge  eines  an  beifellenden 
AnshObdieners  nur  dann  mit  dem  vollen  Jahresbetrage  prüliminarmäflig  vorzusorgen,  wenn  in 
dem  betreffenden  Falle  nach  Lage  der  konkreten  Verhältnisse  nachgewiesen  ist,  datJ  der  in 
Frage  kommende  Aushilfsdiener  auch  während  der  Ferialzeit  so  weit  in  Anspruch  genommen 
Min  wird,  daS  er  nnter  die  dtienc  Beatimmnng  der  Verordnung  vom  IS.  Oktober  1902  mbsnmiert 
wenjen  kann. 

Deiartige  Präliminarantrige  sind  daher  auch  stets  dementsprechend  speziell  zu  motivieren. 

fftnikhtllch  fener  AnsbOfsdlener,  wdche  berdta  bibhcr  den  vollen  Jahreabezug  genossen 
haben,  wird  anmabaMwelse  gestattet,  dafi  ihnen  dieser  Bczng  jedoch  nnr  fflr  Ihi«  Pervon»  also 
nnr  Mf  sn  dncm  ncvcn  Besetznogrfalle  gewahrt  werde. 

2\* 
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För  die  Dauer  der  durch  die  Ableistung  einer  Waffenfibung  bedingten 
Dienstesverhinderung  kann  den  Aushilfsdienem  unter  beriicksidttigUDg»- 
wfirdigen  Umständen  die  Hälfte  des  Taggeldes  (Taglohnes)  belassen  werden. 

In  allen  übrigen  Fällen  des  Fembleibens  vom  Dienste  werden  die 
auf  die  betreffende  Zeitperiode  entfallenden  Taggelder  (Taglöhne)  verwirkt 

§  5l  Voraofs«  IBr  den  KnuikltettslUL 

FOr  den  Krankheitsfall  sbid  die  Aushilfsdiener  nach  Maßgabe  der 
Bestinunungen  des  §  16  des  Gesetzes  vom  26.  Dezember  1899, 
ROBNr.  255,^)  beziehungsweise  im  Sinne  des  Gesetzes  vom  30.  März  1888; 
IKlBNr.  33,  versichert 

§  6.  AttflOsaag  des  Dleostveililltiiitscs. 

Das  Dienstverhiltnis  wird  aufgelöst: 

1.  durch  Entlassung, 

2.  durch  Kündigung, 

3.  durch  Abiciuf  der  Zeif^  für  welche  dasselbe  begründet  wurde, 

4.  durch  den  Tod. 

§  7.  A.  Entlassung. 

Die  Entirissun^  eines  vollbeschäftigten  Aushilfsdieners  ohne  vorgängige 
Kündigung  kann  nur  stattfinden,  wenn  derselbe  wegen  eines  Verbrechens 
oder  einer  aus  üewinnsucht  begangenen  oder  gegen  die  öffentliche  Sitt- 
lichkeit verstoßenden  anderen  strafbaren  Handlung  strafgerichtlich  verurteilt 
wurde,  femer  wenn  er  sich  einer  schweren  Verletzung  seiner  DienstpfUditeD 
oder  einer  solchen  Handlung  schuldig  gemacht  hat^  welche  ihn  Vertrauens- 
unwürdig  oder  seuie  Belassung  im  Dienste  als  mit  den  Interessen  des 
Dienstes  oder  mit  dem  Ansehen  des  Amtes  unvereinbar  erscheinen  läßt. 

Gegen  die  Entlassung  steht  dem  vollbeschäftigten  Aushilfsdiener  das 
Recht  der  Beschwerdeführung  an  die  höhere  Administrativbehörde  zu;  durch 
die  Beschwerde  wird  jedorh  die  Enthebung  vom  f^icnste  nicht  aufgeschoben. 

Wird  die  Entlassung;  ohiif:'  \'Orj:;'ängigc  KiiiuiiLiunL^  nicht  für  gerechtfertigt 
erkannt,  so  ist  dem  Aushiilsdicner  das  Taggcld  (Tagiohn)  lur  so  viele 
Tage  nachträglich  flüssigzumachen,  als  die  Kündigungsfrist  umfaßt,  und  das 
Dienstverhältnis  als  durch  Kündigung  aufgelöst  zu  behandeln. 

§  8.  B.  Kündigung. 

Die  Kündigung  des  Dienstverhältnisses  kann  sowohl  vom  Dienstgeber 
als  vom  Dienstnehmer  jederzeit  vorgenuniincn  werden. 

Dil  Kündigungsfrist  beträgt:  für  drn  vollbeschäftigten  Aushilfsdiener 
14  läge,  lür  den  Dienstgeber  a)  waluead  der  ersten  fünf  Dienstjahre  eines 
vollbesdiifligten  Aushflfodlaiers  14  Tage,  b)  nach  ununterbrochener  fünf- 
jihriger  Dienstleistung  eüies  solchen  AnshOfsdieners  einen  JMonai 

§  9.  C.  Zeitablauf. 

Wurde  die  Dauer  des  Dienstverhältnisses  von  vornherein  festgesetzt, 
so  endet  dasselbe  mit  dem  Ablaufe  der  Zeit,  für  weiche  es  begründet 
wurde,  ohne  daß  es  einer  Kündigung  bedürfte. 

')  s,  Nr.3B6. 
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§  la  Haag«!  eines  Recirtsmpracliet  aof  Vereorgnngegeiififi«. 

Die  DtenstldstuQg  eines  Aushüfedienen  bei  staatlichen  Befiörden, 
Ämtern  oder  AnstaKen  begrfindet  keinen  Rechtsansprach  auf  eine  Ruhe- 
gebfilir  oder  auf  eine  Witwen-  und  Waisenversoigung. 

II.  Abschnitt 

Vorsorge  für  erwerbsunfähig  gewordene  Aushilfsdiener,  dann  für 

Witwen  und  Waisen  von  Ausiiiifsdienem. 

A.  Onadengaben  an  Aushilfsdiener. 

Aushitfsdienem,  welche  während  der  Dauer  des  Dienstverhältnisses  die 
Erwcrbsfähigfceit  einbüßen,  werden,  wenn  sie 

a)  mmdestens  zehn  Jahre  in  der  E^nschaft  vollbeschäftigter  Aus- 
hilfsdiener bei  staatlichen  Behörden,  Ämtern  oder  Anstalten  in  Verwendung 
gestanden  sind,  und 

b)  ihre  Erwerbsunfähigkeit  nicht  vorsätzlich  oder  bei  Begehung  eines 
Verbrechens  herbeigeführt  haben,  ^iif  Orund  der  Ah.  Ermächtigung  vom 
14.  Oktober  1002  für  die  Dauer  ihrer  Erwerbsunfähigkeit  Gnadengaben 
bewilligt,  welche  in  der  Regel  mit  jafirlich  360  Kronen  bis  4S0  Kronen, 
bei  besonders  langer  Dienstdauer  mit  jaiiriich  46Ü  Kronen  bis  000  Kronen 
bemessen  werden. 

Die  Berechnung  der  Dienstzeit  zum  Zwecke  der  Beurteilung,  ob  die 
unter  lit  a)  dieses  Paragraphen  bezeichnete  Voraussetzung  für  die  Be- 
wüügung  von  Onadengatien  vorhanden  sei,  erfolgt  nach  den  im  §  3  auf- 
gestellten Orundsätzen. 

§  12. 

Onadengaben  ui  demselben  Ausmaße  werden  ferner  auf  Grund  der 

im  I  11  zitierten  Allerhöchsten  Ermächtigung  denjen^en  Aushilf sdienem, 
weldie  infolge  Aufkündigung  des  Dienstverhältnisses  von  Seite  des  Dienst- 
gebers aus  dem  Dien^^te  .Tiisireschieden  sind,  beim  Vorhandensein  der  im 
§  11  unter  liL  a)  und  b)  angegebenen  Voraussetzungen  im  f  alle  des  Ein- 
trittes der  Erwerbsunfähigkeit  und  für  die  Dauer  derselben  gewährt,  wenn 
sie  entweder  binnen  fünf  Jahren  nach  der  Auflösung  des  Dienstverhältnisses 
die  Erwerbsfähigkeit  einbüßen  oder  im  Zeitpunkte  der  Auflösung  des  Dienst- 
vcrhäHnisses  das  M.  Lebensjahr  bereits  fiberschritten  hatten. 

§  13. 

Die  Onadengaben  werden  im  Falle  des  §  11  von  dem  auf  die  Ein* 
Stellung  des  Taggeldes  folgenden  Tage  an,  im  Falle  des  §  12  aber  von 
dem  auf  die  gehörige  Anmeldung  der  Erwerbsunfähigkeit  nachfol^^enden 
Monate  angefangen  in  antizipativen  R.Tten  flüssig  gemacht  und  mit  dem 
Ende  desjenigen  Monates  wieder  tiiigestellt,  in  welchem  der  Perzipient 
stirbt  oder  die  hahigkeit  /u  einem  Erwerbe  wieder  erlangt,  oder  in  welchem 
ein  solcher  Umstand  eingetreten  isl;  der  nach  den  allgemein  geltenden 
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Bestimmungen  das  Erlöschen  eines  staatlichen  Versocgungsfifenusses  nach 
sich  zieht. 

Während  der  Dauer  einer  Krankcnuntcrstützungf  aus  der  gemäß  §  5 
dieser  V  rordnung  staatlicherseits  erfolgten  Versicherung  ruht  der  Bezug 
der  ünadengabe. 

B.  Onadengaben  an  Witwen  von  Aushilfsdienern. 

§  14 

Der  Witwe  eines  Aushilfsdieners,  welcher  mindestens  zehn  Jahre  (§  11) 
in  der  E^ensdiaft  eines  voUbeschäftigten  Aushilfsdieners  bei  staatlichen 
Behörden,  Ämtern  oder  Anstalten  vollstreckt  bat  und  während  der  Dauet 
des  Dienstverhältnisses  gestorben  Ist  oder  bis  zu  sehiem  Tode  eine  Onaden- 

gabe  nach  den  Bestimmungen  der  §§11  oder  12  entweder  wicklich  bezogen 
hat  oder  im  Falle  der  Erwerbsunfähigkeit  erhalten  hatien  wurde,  wird, 
sofern  der  Gatte  zur  Zeit  der  Verehelichung  das  60.  Lebensjahr  noch  nicht 
überschritten  hatte  und  die  Ehe  vor  oder  während  der  letzten  Verwendung 
des  Gatten  als  vollbeschäftigter  Aushilfsdiener  bei  einer  staatlichen  Behörde 
(Amt,  Anstalt)  geschlossen  ujid  niclil  durch  Verschulden  der  Gattin  ge- 
schieden wurde,  auf  Orund  der  Ah.  Ermächtigung  vom  14.  Oktober  1902 
fOr  die  Dauer  ihres  Witwenstandes  eine  Onadengabe,  und  zwar  hi  der 
Regel  hn  Betrage  jährlicher  300  Kronen  bewilligt 

§  15. 

Diese  Gnadengabe  wird  der  Witwe  von  dem  auf  die  EinstcUuni^'^  des 
Tag-geldcs  (Taßflohnes),  beziehungiswcisc  der  Gnadengabe  ihres  iMannes, 
falls  derselbe  aber  nicht  im  Genüsse  solcher  Bezüge  gestanden  ist,  von  dem 
auf  den  Todestag  ihres  Mannes  folgenden  Tage  angefangen  in  antizipativen 
Monatsraten  fifissig  gemacht  und  mit  dem  Ende  desjenigen  Monates  wieder 
euigestellt,  in  welchem  die  Witwe  stirbt  oder  sich  wieder  verehelicht,  oder 
in  welchem  ein  solcher  Umstand  eingetreten  ist,  der  nach  den  aHgemeui 
geltenden  Bestimmungen  das  Erlöschen  eines  staatlichen  Versoigungs- 
genusses  nach  sich  zieht. 

C  Onadengaben  an  Waisen. 

§  16. 

Den  ehelichen  oder  durch  nachgefolgte  Ehe  legitimierten  Kindtni  eines 
Aushilfsdieners,  welcher  mindestens  zehn  Jahre  (|  11)  in  der  Eigenschaft 
eines  voIll>eschiftjgten  Aushilfsdieners  bei  staatlichen  Behörden,  Ämtern  oder 
Anstalten  vollstreckt  hat  und  während  der  Dauer  des  Dienstverhältnisses 
gestorben  ht  oder  bis  zu  seinem  Tode  eine  Gnadengabe  nach  den  Be- 
stimmungen der  §§  11  oder  12  entweder  wirklich  iiezogen  hat,  oder  im 
Falle  der  Erwcrbsunfrihigkeit  bezogen  haben  würde,  werden,  falls  die  Ehe, 
aus  welcher  <w  stammen  oder  durch  welche  sie  legitimiert  worden  sind, 
vor  oder  während  der  letzten  Verwendung:  ihres  Vaters  als  vollbeschäftigter 
Aushilfsdiener  bei  einer  staatlichen  Behörde  (Amt,  Anstalt)  geschlossen 
worden  ist,  auf  Grund  der  Ah.  Ermächtigung  vom  14.  Oktober  1902  Onaden- 
gaben gewähr^  welche  in  der  Regel  für  eine  vaterlose  Waise  mit  jährlich 


Dlgitized  by  Google 


UalvtnltttidiaiciKhift. 


327 


TS  Kronen,  für  mehrere  vaterlose  Waisen  einet  Ausliitfedieners  zusammen 
mit  jähriidi  ISO  Kronen,  ffir  eine  vater-  und  mutterlose  Waise  mit  jährlich 
150  Kronen  und  für  mehrere  vater-  und  mutterlose  Waisen  eines  Aushilfs- 
dieners zusammen  mit  jährlich  300  Kronen  bemessen  werden. 

Diese  Onadeng;abLn  werden  von  dem  auf  die  tinstellung  des  Tag^ß^eldes 
(Taglohnes),  beziehun[:{>\\  t  ise  der  C  inadi.  ntjabe  de«;  verstorbenen  Eltcmtciles, 
[ails  derselbe  aber  nicht  mi  Genüsse  eines  suichcii  Bezuges  gestanden  ist, 
von  dem  auf  den  Todestag  desselben  folgenden  Tage  angefangen  in  antizi- 
pativen  Monatsraten  lIQssig  gemacht  und  regebnäBig  bis  zur  Vollendung 
des  14.  Lebensjahres  belassen. 

III  Abschnitt 

Anwendungsgebiet  und  Beginn  der  Wirksamkeit  dieser 

Verordnung. 

§  17. 

Die  Bestimmungen  dieser  Verordnung  haben  auf  alle  jene  nicht  stabilen 
Bediensteten  Anwendung-  zu  finden,  welche  vom  Zeitpunkte  des  Inkraft- 
tretens dieser  Verordnung  angefangen,  bei  staatlichen  Behörden,  Ämtern 
oder  Anstalten  in  Verwendung  stehen  und  entweder  nach  ihrLr  durisilichen 
Bc^eiLhiuing  oder  nach  der  Art  ihrer  Beschäftigung  als  Aushiltsdicner  an- 
zusehen smd. 

Ausgenommen  hlevon  sind  die  AushiHsdiener  der  k.  k.  österreichischen 
Staatsbahnen,  f&r  welche  die  hn  Bereiche  der  Staatsbahnverwaltnng  je- 
weilig hi  Kraft  stehenden  besonderen  Vorschriften  gelten. 

§  18. 

Den  kompetenten  Zentralstellen  bleibt  es  vorbehalten,  im  Einvernehmen 
mit  dem  k.  k.  Finanzministerium  auch  andere  Gruppen  nicht  stabiler  Be- 
diensteter, welche  in  die  Kategorie  der  Dienerschaft  gehören,  dieser  Ver- 
ordnung oder  einzebien  Besthnmungen  derselben  zu  unicrstdkn. 

§  19. 

Diese  Veroidnuqg  tritt  mit  I.  November  1902  in  Kraft. 


Nr.  293. 

Erlafi  des  Ministers  f  flr  K.  n.  U.  vom  12.  Novemlier  1902,  Z.2342/KDM, 

an  sämtliche  Landesstellen» 

(wegen  Durchführung  der  Verordnung  des  Oesamtministeriums  vom 
15*  Oktober  1902»  ROBNr.  200,  betreffend  die  AuahUf sdiener). 

Behufs  DurcUfihrung  der  Verordnung  des  Oesamtnünisteiiums  vom 
15.  Oktober  d.  J.,  ROBNr.  200^^)  betreffend  die  bei  den  staatlichen  Be- 

»;  s.  Nr.  29Z 
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hördeo,  Ämtern  und  Anstalten  verwendeten  Ausliüfsdiener,  finde  ich  für 
den  Amtsbereich  des  liierortigen  Ressorts  nadifolgendes  anzuofdnen: 

1.  Die  Bestimmungen  dieser  Verordnung  hat>en  in  enter  Linie  auf  alle 
jene  nidit  stabilen  Bediensteten  Anwendung  zu  finden,  welche  bei  den 

Behörden  und  Ämtern  des  ho.  Ressorts  unter  der  dienstlichen  Bezeichnung 
„Aushilfsdiener"  1)  in  Verwendung  stehen.  Im  Sinne  der  §§  17  und  18 
der  obbezogenen  Verordnung  des  Oesamtministcnunis  sind  ferner  die  an 
einzelnen  Anstalten  bestellten  Laboranten,  Kesbeiheizcr,  Kesselwärter  und 
Kesselputzer,  Mechaniker,  Monteure,  üipsformer,  Vorarbeiter,  Aufseher, 
Heizer,  Naditwächter,  Gärtner,  Haustischler  und  Hausschlosser,  Kohlen- 
fährer,  Materialverwahrer  Jiach  den  Bestinunungen  dieser  Verordnung  zu 
behandeln. 

Die  Anwendung  derselben  auch  noch  auf  etwaige  andere  Kategorien 
von  Bediensteten  bleibt  der  ho.  Schlußfassung  vorbehalten  und  ist  über> 

haiipt.  sobald  sich  ein  Zweifel  ergibt,  ob  ein  Bediensteter  zu  jenen  Kategorien 
gehört,  auf  welche  die  mehrerwähnte  Verordnung  Anwendung  zu  finden 
liat,  die  ho.  Weisung  einzuholen. 

2.  Den  bereits  in  VerwenduiiL,'^  stehenden  vollbeschäftigten  Aushilfs- 
dienern sind  die  ihnen  nach  Maßgabe  der  nach  §  3  der  Vdg.  des  GM. 
anrechenbaren,  von  ihnen  gehörig  nachgewiesenen  Dienstzeit,  im 
Sinne  des  zitierten  §  3,  Schema  I,  zukommenden  Taggelder  vom  1.  No- 
vember d.  J.  angefangen  anzuweisen. 

Wenn  einzehie  dieser  (lierelts  in  Verwcnduqg  stehenden,  voUbeschif- 
tjgten)  Aushiifsdlener  ihre  frühere  gemäß  des  zitierten  %  3  anrechenbare 
Dienstzeit  nicht  sofort  gehörig  nachzuweisen  imstande  sind,  ist  denseiben 
zur  Beibringung  der  fehlenden  Behelfe  eine  Frist  bis  Ende  Dezember  d.  j. 
zu  t)ewäl{gen  und  denselben  das  auf  Orund  der  innerhalb  dieser  Frist 


'"I  Betrrfffnd  dir  fiftnlang  der  Aüshilfsdiener  mit  einer  Arbeitskleidung  nvrde  mit 
Erlaß  des  Mirmters  Jür  K.  u.  U.  vom  14.  Mal  1903,  Z.  2238/ KUM  ex  1901,  MVBSr.  31  nach- 

Mit  Bezug  auf  den  ho.  Erlaß  vom  21.  Aprfl  1902,  Z.  M'Kl-TM  cx  1901,  betreffend  den 
Bezug  der  Dienstkleidung  für  die  in  die  Kategorie  der  Dienerschaft  gehörigen  aktiven  Staats- 
dicner  det  bo.  DieiittfMrdelies  und  Im  Naehlittifc  zxm  ho.  CrlMic  vom  12.  Novnabcr  1909. 
Z.  2342/KUM,  betreffend  die  Regelung  des  Dftnilverhilt         der  Aushiifsdlener,  finde  idi 

anzaordnen  .  dafl  auch  dfe  unter  die  Bestimmungen  <!er  V  oi  udnung  des  Qpsamfrr'iT'i^iorium« 
vom  15.  Oktober  I9Ui,  RGBNr.  200  fallenden  Aushilisdicncr  des  ho.  Kessorts  mit  einer  Arbeiti- 
klddiitic  in  natura»  bMtehcnd  In  «tucm  Klttd  «ot  ZwilelMtoif,  mwIc  aach  Bedurf  nit  dacm 
Vortnchc  vergehen  werden. 

Die  Tragdauer  dieser  Bckleidungsstflcke  wird  mit  zwei  Jahren  festgesetzt.  Ausnabms- 
w^e  kmm  für  dozeinc  Kitegorien  von  Authtlfsdleiiem,  wenn  dict  nadi  der  besonderen  Art 
der  denselben  zugewiesenen  Verrichtungen  i/um  Beispiel  bei  Monteuren,  Maschinisten)  not- 
wendig erscheint,  dir  T^>;tcilung  mit  einer  Bluse  und  einem  Rcinklnrie  nu«  7wilchst()ff  ('anstatt 
des  Kittels)  zugestanden  werden,  wozu  Jedoch  jeweils  die  ho.  Bewilligung  einzuholen  ist.  Auch 
hinsichaicli  dieser  Kieidungslficke  h«t  die  <wef}lhrlge  Tragdauer  Oeltang. 

Die  ncstlmnumKen  der  Verordnung  vom  21.  April  1Q02,  Z.  8-1  Kt.TM,  insbesondere  hin- 
sichtlich der  Beschaffung,  Ausstattung  und  des  Cigentumserwerbes,  sind  auf  die  den  Aushiifs- 
dienern  gewährte  Arbeitskleidung  analog  anzuwenden. 

Bei  der  Prillminlernng  der  Kosten  für  die  Dicnstbekleidung  der  staatlich  angestellten 
Dienerscliaft  wird  auch  der  Aufwand  fflr  die  Arbeitskleidung  der  Ansbilfsdiener  zu  bcrflcfc- 
sichtigen  und  in  der  Rubrik  .Regiekosten"  aufzunehmen  sein. 
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bdgehrachten  Bchdfe  eventuell  enifaUende  höhere  Taggeld  vom  1.  No> 
vcnbcr  an  nacMrlgUch  zunierlcennen;  zur  Beschaffung  dieser  criorder- 
liehen  Behelfe  ist  denselben  die  amtiiche  Unterstützung  zu  gewähren. 

Sollten  von  einzelnen  Dienern  diese  Belege  bis  Ende  Dezember  d.  J. 

nicht  beigebracht  werden  können,  so  ist  wegen  etwaiger  Verlängerung 
dieser  Frist  die  ho.  Weisitnpf  einzuholen.  Das  gleiche  hat  zu  geschehen, 
wenn  ohne  solche  Fristscrl  mgcrung  von  cm /(  Inen  Dienern  die  Belege  erst 
nadi  Ablauf  des  Jahres  UJ()2  beigebracht  wuiticn. 

3.  Die  nach  den  mchrerwähnten  Bestimmungen  für  die  Bemessung 
des  Taggeldes  In  Betracht  Icommende  Dienstzeit  ehies  Aushilfsdiencis  Ist  im 
faOe  einer  Müitirdienstleistung  dann  nicht  als  unterbrochen  anzusehen, 
wenn  nach  Abtauf  der  Mllitiidienstleistung  ISi^gstens  Innerhalb  eines  Zeit- 
raumes von  drei  Tagen  die  Dienstleistung  als  Aushilfsdiener  for^esetzt 
uurde;  es  darf  jedoch  die  militärische  Dienstleistung  mit  Ausnahme  von 
Waffenfibungen  nicht  in  die  nach  den  §§  3  und  11  anrechenbare  Dienst- 
zeit einbezQf^cn  werden. 

Die  im  §  4,  al.  3,  statuierte  ausnahmsweise  Belissung  der  Hälfte 
des  Taggeldes  bezieht  sich  am  auf  Fälle  der  durch  die  Ableistung  einer 
Waffeniibung  bedingten  Dienstesverhinderung  und  findet  auf  andere  Fälle 
aktiver  Milltirdienstleistung  kehie  Anv^endung. 

4.  Durch  die  Bestimmung  des  §  1,  Vdg.  des  OAl,  nach  welcher 
das  Dienstverhihnis  der  Aushilfsdiener  auf  dem  zwischen  dem  Amtsvorstande 
einerseits  und  dem  Bediensteten  andrerseits  abgeschlossenen  Dienstvertrage 
beruht,  erfahren  bei  dem  Umstände,  als  hiebei  der  Amtsvorstand  lediglich 
namen*;  der  Staatsver\valtung  interveniert,  die  bisherigen  Vorschriften  hinsicht- 
lich der  HefuL,'ni?  zur  Aufnahme  von  Aushilfsdienern  sowie  zur  Ausübung 
der  dem  Dicnstgcbcr  Liegen  dieselben  zustehenden  Rechte  keine  Änderung; 
ebenso  hat  es  bezüglich  der  Modalitäten  der  Anweisung  und  behebung 
der  Taggekler  der  Aushilfsdiener  l>et  den  bisherigen  Bestimmungen  zu 
verbleiben« 

5.  Die  ausnahmsweise  Bewilligung  höherer  ab  der  im  $  3,  Vdg. 
des  GM.,  normierten  Taggelder  bleibt  der  iio.  Scblufifassung  vorbehalten 
und  ist  diese  in  jedem  einzelnen  Falle,  wo  eine  solche  stattfinden  soll, 
speziell  einzuholen. 

6.  Die  Taggc!dbc7!if»'e  der  Aiishilfsdiencr  sind  in  den  fnhrcn  1902 
und  190J  nur  mit  jenem  Teilbeträge  zu  [.asten  des  bisherigen  Kredites  zu 
verrechnen,  welcher  der  Höhe  der  bisherigen  Entlohnung  als  Aushilfs- 
diener entspricht. 

Der  Mehrbetrag  ist  auf  der  Rubrik:  „Mehraufwand  aus  AnkiB  der 
Regehing  der  Bezüge  und  der  Versorgungsgenfisse  nicht  stabil  Bediensteter" 
zu  Lasten  der  allgemeinen  Kassenverwaltung  zu  buchen  und  mittelst  des 
diesbeziiglichen  Rechnungsabschlusses  dem  k.  k.  Obersten  Rechnungshofe 
auszuweisen. 

Wegen  Präüminierung  imd  Verrechnunpf  dieser  Bezfige  vom  Jahre  1904 
angefangen  wird  seinerzeit  eine  besondere  VerfiiLfung  erfolgen. 

7.  Zur  Gewährung  der  im  II  Abschnitte  der  Verordnung  des  Qesamt- 
ministeriums   vorgesehenen   Gnadengaben   für   erwerbsunfähig  gewordene 
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Aushilfsdiener  sowie  fflr  Witwen  und  Waisen  von  AusliiUsdteneni  bis  zu 

den  in  eben  dieser  Venntlnung  aufgestellten  Höchstbeträgen  ist  auf  Grund 
der  Ah.  Ermächtigung  vom  14.  Oktober  1902  die  ho.  Schlußfassung  ein- 
zuholen Die  diesfSlIigcn  Anträge  sind  daher  ?tets  anher  vorzulegen  und  ist 
bei  denselben  darauf  zu  achten,  daß  die  Summen  der  nach  den  §§  14  und 
16,  Vdg.  des  GM.,  den  Witwen  und  Waisen  zu  gewährenden  Gnaden^aben 
in  der  Regel  die  vom  Gatten,  bezieiiungsweise  Vater,  bezogene  Unaden- 
gabe  nicht  übersteigen  soll. 

8.  Die  Verrechnung  und  Nachweisung  der  Onadeqgaben  hat  —  analog 
wie  jene  der  Taggeldbezfige  der  AushOfsdiener  —  für  die  Jahre  1902  und 
1903  zu  Lasten  der  aUgemeinen  Kassenverwaltung  unter  der  gleidien  Rubrik 
—  jedoch  getrennt  von  den  Aktivitätsbezflgen  —  zu  erfolgen. 

Die  k.  k.  .  .  .  wird  sohin  eingeladen,  wegen  Durchführung  der  Vdg.  des 
GM.  vom  15.  Oktober  1Q02,  RGBNr.  200,  im  Sinne  der  obigen  Anordnungen 
ungesäumt  das  Erforderliche  zu  veranlassen  und  Verfügung  7n  treffen,  daß  die 
den  Bestimmungen  der  zitierten  Verordnung  unterstellten  Bediensteten  über 
den  Inhalt  derselben  von  ihren  Amtsvorständen  entsprechend  belehrt  werden. 

Hiebet  wird  bemerkt,  daß  von  dem  gemäß  §  8,  Vdg.  des  OM.,  den 
Diensfgeber  zustehenden  Kündigungsrechte  nur  bei  Vorhandensein  aus- 
reichender  Orfinde  und  mit  roäglidister  Schonung  der  materiellen  Inter- 
essen  der  Bediensteten  Gebrauch  zu  machen  ist. 

Anschließend  an  diese  Verfügungen  «rird  der  k.  k.  .  .  .  eröffnet,  daß  beab- 
sichtigt ist,  die  mit  dem  Geiste  der  Gesetze  vom  10  April  1S72,  RGBNr.  60,») 
und  vom  26.  Dezember  1899,  RGBNr.  255, nicht  im  Einklänge  stehende 
llbuTig  der  ständigen  Verwendung  von  Aushilfsdienern  durch  successive  Auf- 
lassung einer  Anzahl  solcher  Stellen  gegen  Systemisierung  definitiver  Diener- 
posten entsprechend  einzuschränken;  zu  diesem  Behufe  sollen  nach  Maßgabe 
der  alljährlich  zur  Verfugung  stehenden  JIAittel  zum  Ersätze  für  die  dtirdi 
Tod,  Entlassung,  Austritt,  Ernennung  auf  stabile  Dienerscfaaftsposten  etc.  in 
Abfall  kommenden  AushUfsdiener  definitive  Diener  unter  den  durch  das 
Oesetz  vom  19.  April  1872;  RGBNr.  60;  vorgeschriebenen  Modalitäten  an- 
gestellt werden. 

Als  Termin  für  den  Rejrinn  dieser  Umwandlungsaktion  ist  der  1.  Jänner 
1903  in  Aussicht  genommen;  bL/üp;lich  der  Ourchführungsmodalitäten  werden 
seinerzeit  die  entsprechenden  Weisungen  erfolgen. 


Nr.  294. 

ErlaB  lies  Ministers  fOr  K.  a.  0.  vom  9.  Hai  1903*  Z.  miKJm. 

an  sämtliche  Landesstellen, 
(betreffend^  eUmwattdlmig  eriedigter  Anehlfft-Dienerateneii  In  definitive). 

Zum  Zwecke  der  allmählich  durchzuführenden  UmwandUui^^  der  Aus- 
hilfsdienerstellen  in  definitive,  unter  Beobachtung  der  Vorschriften  des  Ge» 

»>  .f.  .Vr.  276. 
»)  s.  Nr.  2S6. 
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sdzes  vom  19.  April  1872,  ROBNr.  60»  zu  besetzende  DienersteUca  enudie 
ich  die  k.  k.  ...  ,  von  nun  ab  in  jedem  FaUe,  in  welchem  dortamts,  be- 
ziehufl^weise  an  einer  der  dem  ho.  Ressort  unterstehenden  Anstalten  eme 

Aushilfsdienerstelle  durch  Tod,  Entlassung,  Austritt,  allfällige  Ernennung 
auf  freiwerdende,  schon  derzeit  systemisierle  definitive  Dienerposten  oder 
sonstwie  in  Erledigung'  kommt,  vor  deren  Wiederbe^etzunfri)  unverzüg^- 
lieh  und  unter  Bezugnahme  auf  diesen  Erlaß  anher  die  AnzLif^c  zu  erstatten, 
damit  hierorts  die  Schiulifassung  erfolgen  könne,  ob  die  spezielle  Äushüfs- 
dienerstciic  in  einen  definitiven  Dienerposten  umzuwandeln  sei  oder  nicht. 

Hiel)ei  ist  sich  übrigens  lediglich  auf  diese  Anzeige  zu  beschränken, 
von  einer  ctwa^n  Antragstellung  aber  abzusehen,  da  innerhalb  einer  ge- 
wissen Reihe  von  Jahren  die  successive  Umv^andhing  der  AushUfsdiener- 
stellen  in  definitive  Dienerposten  durchgeffihrt  werden  soll  und  es  sich 
mir  darum  handelt,  daß  für  jedes  Jahr  die  auf  das  einzelne  Ressort  ent- 
fallende Zahl  an  umzuwandelnden  Stellen  eingehalten  werden  könne,  die 
innerhalb  diese?;  Rnhmens  freiwerdenden  Stellen  aller  auch  tatsächlidi  in 
definitive  Posten  umgewandelt  werden. 


>)  Eine  Wiederbesetzani;  der  betreffenden  Authilfsdienersteile  ist  nicht  statthaft,  che  nicht 
dh  obige  nrinltterlcllc  SchlnSfastaog  erfolgt  Itt.  Sollte  in  efncm  «taicliMW  ftllc  cfnc  •bwlnlc 

and  unaa^weichllcbe  Notwendi^eit  bestehen ,  fflr  den  ahj^cp:an(fcnen  Aushllfsdfcncr  einen 
omrerveilten  Ersatz  zu  tchaffea,  so  ist  höchstens  ganz  ausnahmsweise  die  vorübergehende  Auf- 
Hfeae  chicr  HlUdkraH  fSr  faMolange  (S  9  der  Vdg.  dca  OM.  von  ».  Oktober  1902,  ROBNr.  »0) 
zuliisig,  bis  die  ministerielie  Schlufifassung  Ober  die  Umwandlung,  beziehungsweise  die  DesetzuQg 
der  neuen  definitiven  Dienerttelle  erfolgt  sein  wird.  (ErlaS  des  Ministeriums  für  K<  u.  U.  von 
S.  Februar  1904,  Z.  38M4  und  26.  Mai  1904.  Z.  7187.) 
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Vorbemerkmig 

aber  die  DlssIpliiMrbcbaiidtimg  des  UnlvcisitUslcliqpcfsoiialcs. 

Nach  f  77  dct  kais.  Väg.  Vtm  10.  Mdrz  IS60 .  ROBSr.  64.')  betreffend  die  DiSilrUrutr- 
Miandlung  der  k,  M.  BeamtM  und  Diener  luU  diese  Verordnung  aaj  den  Lehrstaad  keine 
Anwendung  au  finden  und  Neiben  fir  denselben  die  bettehenden  besonderen  D^dpUaarrondtriften 

In  Wirksamkeit. 

Es  wären  somit  in  Ermanglung  neuerer  Vorschriften  die  Staats  leh rpersonen  vorkommenden- 
faUs  nach  dem  vor  Erlassung  dieser  kais.  Vdg.  geltenden  älteren  Rechte  zu  behandeln.*)  (MinAkt 
Z.  3602  und  8958  ex  1982.) 

In  Ansehung  der  Zusammensetzung  der  bezüi^Ucficn  Diszifilinarkommission  ist  für  den  FaV 
einer  in  Verhandlung  stehenden  Dienstentlassung  in  zahlreichen  h'ormen*)  die  Zuziehung 
zweier  Justizräte,  Je  nadt  dan  Orade  der  beMUgten  Behörde  IHofräte  dtr  «bmtm  JtuHS' 
stelle  (derzeit  Hofräte  des  Obersten  Oerichts-  und  Kassationsho/esJ,  AftpeUaüonsgaieJiisrdte 
(Obtrlandes^erichtsräte) ,  Justizräte  fl.andesgericMsräte))  angeordnet. 

Diese  Vorschrift  ist  in  Fällen  der  Disziplinarbehandlung  von  Staatslehrpersonen  geltendes 

Als  Disziplinarstrafen  kommen  nach  diesem  älteren  Rechte,  dessen  wesentlichste  Qrandlage 
die  auf  die  Rechte  und  Pflichten  der  Beamtenschaft  bezügliche  Beilage  des  Ah.  Kabinettschreibens 
vom  X.  Dezember  1806  (Arcldvaki  des  k.  a.  k.  Reichsfinanzministeriums  Z.  505  ex  1607,  Fase.  /., 
Com.  Reg.  Nr.  346J  blldei,  inBeingM:  der  Verweis,  der  Verweis  utaer  Andn^umg  der  Saspensiant 
die  wirkliche  Suspension  vom  Amte  und  Gehalte  tind  die  Entlassung.  Die  Strafe  der  De^radierung 
ist  zufolge  Ah.  Entsclü.  vom  13.  Juni  1859,  respektive  auf  Qrund  des  Erlasses  sämtlicher  Zentral- 
sMUn  vom  5,  Sgplmber  1899,  ROBNr.  17t,  alUn  Staabi^UaaiHtn  gegemiber  tUt  filr  tdkmat 
abgeschafft;  an  Ihrer  stelle  ist  bei  vorliegender  unehrenftafter  Handlungsweise  die  Entlassung, 
in  anderen  Fällen  s^ober  Dienstvergehen  t^er  die  Strafweise  Venelaing  (tuuh  Umständen  auek 
in  ein  anderes  KronlanäJ  getreten. 

Di*  vorstehend  erwähnte  Anf^nandgrfolge  der  DiszipUnarsirttfen  nmß  aadk  den  ^erwähnten 
Ah.  Dirrktr.Tffreln  keineswegs  immer  eingehalten  werden;  es  kann  rielmekr  bei sdMtntrtn (dtt^eHj) 
Insuborämation^äHen  sogleich  eine  strengere  Streife  verMngt  werden, 

»)  8.  Nr.  295  und  296. 
•)  #.  Nr.  296. 

*)  §  38  des  mU  Ah.  KabtnettsehreOen  vom  39.  Detember  1806  (ArOdrdesk,  n.  k.  Rddi^fbtutt' 

ministcriums  Z.  503  ex  IS07,  Fase.  I,  Cam.  Reg.  Nr.  346)  vorgezeichneten  Wirkungskreises  d^r  HoJ- 
stellen,  dann  das  Dekret  der  obersten JastissteUe  vom  3.  Febnar  1821,  JOS  Bd.  17,  S.  36  (POS 
Bd,  49,  S.  94),  ferner  die 

Hqßmeteldebme  vom  26,  November  1815,  POS  Bd.  43,  Nr.  131,  S,  318 
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f^Dos  mU  Hofkaazleidekret  vom  29,  MOrx  1821  (PQS  Bd.  49.  Nr.  47,  S.  93)  sMndte» 
Landessteilen  mitgeteilte  Httfdekret  vom  X  Februar  1821,  welches  anordnet,  dqß  der  Berehtag 

über  die  Dienstentlassung  eine^  Beamten  zwei  ftistizräte  beizuziehen  sind,  hat  durch  seine  AtffimklKe 
in  die  Justizgesetzsammlung  (Nr.  173b)  die  Kraft  eines  (Jesetzes  erfüllten. 
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DMfilharluthSrä«  /.  tnttant  flr  üaNenUMfpn^ktiemt  mnd  PrtmUouaieH  ist  gm^ 
§  N  des  Gesetzes  vom  27.  April  1873,  ROBSr.  63, dir  dtadembeh*  Sinai,  von  welchem  der 

fyeUsmifietus  an  d^n  UnierricMsminister  geht. 

Zur  Verhängiuig  der  Strqfe  der  DunstesenUassung  erscheint ,  sofern  es  sich  nicht  um  eine 
IM  Sr.  ßtßiettii  dem  Kuker  mtsgekemle  Bmummg  kmdeU,  Lehrpersonen  geget$dber  tmr  dn 
Miaistrrhim  ßr  Katttts  und  Unterricht  kompetent,'^  wie  dia  meh  im  §3 des  aA|e»M«tem  WMmigi' 
krnses  der  Ministerien  $pezieU  ausgesprochen  ist. 

Ebenso  mdßie  die  sirafmtlu  Dieasiestaeneiautg  au  einem  Krmdande  in  das  andere  der 
Natur  der  Sachf  nach  der  Kompeteae  dee  Ministeriums  vorbehalten  bleiben,  bttOweH  0$  $itlk 
uidd  un  Prrtonen  handelt,  deren  Emenmng  von  Sr.  Majestät  '^flbst  aas^in^. 

bei  der  Bemessung  der  DiszipUnarstrei/en  p/legt  im  aiigemeinen  muh  gleichen  Grundsätzen 
wgeguugem  eu  werden,  wie  sie  dank  die  kalt.  Vdg.  rtom  «K  Mdn  i960,  ROBNn  64,  mrdk 
Slaiistienmfen  und  Diener  vcr^f schrieben  sind  (vgl.  S'r.        und  206). 

DiszipUnarangetegenheiten  sind  von  der  liuständigkeit  des  Verwaliungsgericids/io/es  und 
Rädagvbdttes  aaegesddosseH  (V^l.  §  3  Ht.  g  de*  Qeulees  fon  2»,  OUaher  RMNr,  9i  tu 
1876  und  die  Erkenntnisse  des  Reichsserichtes  vom  5.  Juli  1892,  Z.  ifyt  IX,  571  UUd  WOm 
6.Juli  1008,  2.        236,  237,  236,  Hft  XI,  896,  697,  698,  699J, 

Nr,  295. 

lalserileha  f  srontanng  vom  10.  lUrz  laeo,  RQBIr. 

Iber  die  Diesiplinarbeluuulliuig  der  k.  k*  Beraten  mid  DIeiicr.*) 

Ober  die  DtszipUnarbehandlitiig  der  laDdesfQrsttidien  und  der  den- 
selben gleichgestelltea  Beamteo  imd  Diener  finde  Ich,  nacli  Vemeltmiing 
Meiner  Minister  und  Anlifirung  Meines  Reidisrates,  die  nadistefaenden  Be- 
stimmungen vorzuzeidinen: 

§  1.  Jede  Vcrictzungf  der  Pflichten,  welche  den  Angestellten  durch 
ihr  Amt,  ihren  Diensteid  oder  durch  den  allgemeinen  oder  besonderen  Dienst- 
vorschriften auferlegt  sind,  wird  als  Dienstesvergehen  durch  die  Rüge 
(das  ist  der  eindringliche  Tadel)  mit  Hinweisung  auf  die  gesetzlichen 
Folgen  wiederholter  Pflichtverletzung,  oder  durch  Disziplinarstrafen  geahndet, 
welche  mit  Rikksicht  aui  die  Art  und  den  Grad  des  Dienstvergehens, 
auf  die  aüfilllge  Wiederboliuig,  dann  auf  die  eintretenden  erschwerenden 
und  mildemden  Umstände,  zu  verhängen  shid. 

§  Z  Die  Disziplinarstrafen  sind: 

a)  der  Verweis, 

b)  die  Geldstrafe, 

c)  die  Entziehung  der  graduellen  Vorrückung, 

d)  die  strafweise  Versetzung  im  Dienste, 

e)  die  Dienstesentiassung. 

§  3.  Der  Verweis  wird  entweder  von  dem  unmittelbaren  Amtsvor- 
steher oder  von  der  vorgesetzten  Behörde  schriftlich  erteilt  und  hat 
die  Androhung  strengerer  Disziplinarbehandhing  för  den  Fall  der  Wieder- 
hohuig  zu  enthalten. 

')  s.  Nr.  18. 

*)  VgL  HoJkangUUeiftl  MM  /.  Deeember  1820,  Z.  33.H6,  POS  Bd,  48,  Nr,  144,  5.  448 
und  Hofkamleidekret  wom  II.  Mot  $632,  Z.  1SS6,  POS  Bd,  «»,  Nr.  49,  S*  120,  S,  aaelt  Nr,  296 

und  die  Anmerkung 

*)  VgL  Dr.  H.  Ritter  von  HanJUewicz,  „Die  kaiserliche  Verordnung  vom  10.  März  1860 
iber  4fc  DissipUaarMiandluttg  der  Staatsbeamten  und  Diener  in  Osterteieh  mit  ertduiemden 
Unttlmngeit*,  Wien,  1888.  K.  k.  Nqf- und  Slaalsdnukeni. 
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I.  TcU:  Orgudntlon  und  Vcrwallmc;  B.  UniTCitItllqicftoMic. 


§  4.  Die  Geldstrafe  und  insbeaondere  Jene  der  OchaHs-  oder  Lohn- 
abzflge  hat  dort  eumitreten,  wo  sie  durch  besondere  Vorschriften  ange- 
ordnet wird. 

§  5,  Der  Anspruch  auf  die  graduelle  Vorrückung  kann  für 
bestimmte  Fälle,  oder  auf  unbestimmte  Dauer  bis  zur  Aufhebuiig 
der  verhängten  Beschränkung,  entzogen  werden. 

§  6.   Die  strafweise  Versetzung  im  Dienste  kann: 

1.  in  gleicher  Eigenschaft  an  einen  andern  Dienstorl; 

a)  mit  gleicher 

b)  mit  geringerer  Besoldung; 

2.  auf  einen  andern  Dienstposten  mit  oder  ohne  Änderung  des 

Dienstortes, 

a)  mit  gleicher 

b)  mit  gerinf^erer  Besoldung  erfolgen. 

Dem  aus  Strafe  Versetzten  gebührt  keine  Entschädigung. 

Im   halle   1.  hat  das  Disziplinarerkenntnis  den  Ausspruch   zu  ent-  . 
halten,  ob  er  in  seinem  bisherigen  Range,  oder  ais  Letzter  einzureihen  ist; 

im  Falle  2.  ist  er  in  der  neuen  Diensteskat^rie  nach  dem  von  ihm 
bereits  erworbenen  Raqge  einzureihen. 

§  7.  Beamte  und  Diener, 

a)  welche  wegen  eines  Verbrechens  schuklig  erkannt  oder  bloß  wegen 
Unzuläqglichkeit  der  Beweismittel  freigesprochen  worden  sind; 

b)  welche  wegen  einer  andern  Gesetzesübertretung  zu  einer  wenigstens 
sechsmonath'chen  Freiheitsstrafe  verurteilt  mirden; 

c)  welche  m  Konkurs^)  verfallen  und  in  der  Krida  Untersuchung  nicht 
schuldlos  befunden,  oder  die  we^en  Verschwendung  unter  Kuratel 
versetzt  wurden,  sind  sogleich,  ohne  daß  es  eines  weitern  Dis- 
ziplmarstraferkenntnisses  bedarf»  vom  T^ge  der  Reditskräft^eniung 
des  gerichtlichen  Ericenntnisses  als  entlassen  zu  behandeln. 

I  8.  AuBerdem  kann  die  DIenstesentlassnng  emtreten,  wenn  em  Be- 
amter oder  Diener: 

a)  wcjgen  eines  Veigehens  oder  einer  Übertretung  des  Strafgesetzes  zu 
einer  geringeren  als  der  im  §  7,  b)  bezeichneten  Strafe  verurteilt, 
oder  bk>ß  wegen  Ujizulänglichkeit  der  Beweismittel  freigesprochen 
wurde ; 

b)  durch  suashge  und  unehrenhafte  Handlungen  die  Achtung  und  Ver- 
trauenswürdigkeit verloren; 

g)  ein  durch  besondere  Vorschriften  mit  der  Entlassung  bedrohtes  Dtenst- 
veigehen  begangen,  oder 

d)  Vernachlässigungen  oder  Verletzungen  von  Dienstpflichten,  ungeachtet 
vorausgegangener  gelinderer  Disziplinarstrafen,  wiederholt  sich  zn 
Schulden  kommen  gelassen  hat. 

9.  Wenn  ein  Beamter  oder  Diener  in  Konkurs verfällt,  wenn  er 
einer  stra^richtUchen  oder  einer  solchen  Diszipliaaruntersuchung,  welche 

*)  Im  Falle  der  Vefhäugtutg  des  Konkurses  über  elntn  ünlversitäisprofessor, 

auf  welchen  als  solchen  wegen  fiichtanwendbarkeU  der  hals.  Vdg.  vo"t  f^.  März  IS60,  ROBSr.  <M 
(§  17),  die  älteren  Disziplinarvonehriften  aofmmmUn  wärent  erscheint  weder  die  Dienstesentlasuutg 
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die  DiciutesentItssiiQg  zur  Folge  haben  könnte,  unteizogen  wiid,  oder 
wenn  die  Sicherheit  oder  des  Ansehen  des  Amtes  die  Entfernung  des 

Beamten  oder  Dieners  erfordert,  so  hat  dessen  Suspension  vom  Amte 
oder  Dienste  einzutreten,  mit  welcher  auch  stets  die  Suspension  vom  Oe- 
Jialte  oder  Lohne  zu  verbinden  ist. 

§  10.  Bevor  gegen  einen  Beamten  oder  Diener  eine  Disziplinarstrafe 
verhängt  wird,  sind  demselben  die  gegen  ihn  erhobenen  Beschuldiptinsjen, 
deren  Tatb^taiid  genügend  sicherzustellen  ist,  zu  seiner  schnülichen  oder 
mündlichen  und  im  letzteren  Falle,  insofern  es  sich  nicht  um  einen  bloßen 
Verweis  handelt,  zu  Protokoll  zu  nehmenden  Rechtfertigung  vorzuhalten. 

I  11.  Bei  jeder  pofitisdien  und  Finanzlandesbehörde  sowie  bei  jeder 
Ptovinzia]-  und  Hofataatsbuchhaltung  wird  eine  besondere,  aus  einem  Vor- 
sitzenden und  mindestens  vier  Mitgliedern  der  betreffenden  Behörde  t>e- 
stehende  Kommission  t>esteUt,  welche  bezüglich  der  Einlettuqg  und  Führung 
der  D!S7!plinar\'erhandluno-en  die  geeigneten  Verfügiing-en  zu  erlassen,  über 
die  Tr^t-bnisse  der  gepflogenen  Erhebungen  zu  beraten,  und  auf  die  Dis- 
ziplinarstrafen zu  erkennen  oder  den  diesfälligen  Antrag  höheren  Orts  zur 
kompetenten  Entscheidung  vorzulegen  haben  wird. 

Die  Bestellung  dieser  besonderen  Kommissionen  erfolgt: 

1.  l>ei  den  Provhizial-  und  Hofstaatsbuchhaltungen  für  deren  Ange- 
stellte von  der  obersten  RechnungskontroUsbehdrde; 

2.  bei  den  Finanzlandesbehörden  für  die  denselben  unterstehenden 
Individuen  von  dem  Finanzministerium; 

3.  bei  den  politischen  Landesbehörden  endlich 

a)  für  die,  dem  Ministerium  des  Innern  unterstehenden  Beamten  und 
Diener  von  diesem  Ministerium  und 

b)  für  die  Angestclltcfi,  auf  welche  die  Wirksamkeit  der  vorbezeichneten 
Kommissionen  sich  nicht  erstreckt,  von  der  betreffenden  Zentralstelle 
im  Einvetnehmoi  mit  dem  Ministerium  des  Innern. 

§  12.  Ehie  solche  besondere  Kommission  wird  fai  gleicher  Weise  auch 
bei  jeder  Zentralstelle  ffir  die  Disziplinarbehandlung  der  ihr  unterstehenden 
Beamten  und  Diener  bestellt. 

§  13.  Jede  zuerkannte  Disziplinarstrafe  ist  ui  den  zu  ffihrenden  Quali- 
fikationstabellen  anzumerken 

Diese  Anrncrkung  kann  nach  tadelloser  dreijähriger  Auffährung  wieder 

gelöscht  werden. 

noch  die  Saspensiem  WOm  Amtr  und  üf halte  gesetzlich  eeboien.  Die  StupensUm  kBiaäe  im  Sbmt 
des  Hofilekrefe^  vom  17.  Mai  1828,  PÜS  Bd.  56,  S.  J17,  nur  verhäng^  werden,  wenn  tu  besorgen 
stünde,  daß  der  betreffende  Umvenitätsprqfessor  in  der  gegen  ihn  einzuleitenden  straJgerichtUchen 
Utdauukuiii  flüMi  Vtr^tteOtM»  fbtlrägtHadki  KrkUt)  gOmtdig  trikuud  wetten  «inrfr.  XVmr  «tte 
Saspensioft  i-t  ausru-prrchen .  Kenn  es  die  SichrHirlt  des  Dienstes  oder  das  Ansehen  des  Amtes 
ttfoe4ert,  also  wenn  gegen  einen  Beamten  das  gesetzUcfte  Verfahren  wegen  einer  vorausgesetzten 
Sdlatd,  tm  AngeHmig  denn  dte  tHenetesenaatsimg  stattfinden  kann,  eingeleitet  wird.  Die  Dienstes- 
enäOMsung  müßte  stattfinden,  wenn  der  Beamte  oder  Diener  als  Verbredier  rentrteüi  mint  ffittf' 
kammerdekrei  vom  tfy.  Juli  fnf?,  poS  Hd,  39,  S.  6J.  Wurde  er  bloß  eines  Vergeherf^  ndz-r  einer 
Übertretung  für  schuldig  erkannt,  so  ist  wohl  die  Anzeige  davon  an  seine  iKV-gesetzie  Behörde  zu 
maekem,  «m  dieeer  ater  In  Benrimig  tm  eleketh  ob  d»  V»arUMe  im  mAmm  Aeü»  tm  belatsentei 
oder  nicht.  H^ßamkldeknt  wm  iB.  Newmher  IS/5,  POS  Bd.  43,  S.  m  (MimAkt  Z.  t9JS» 
ex  t879J. 
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§  14.  Gegen  Erkenntnisse  der  ünterbehörden,  durch  welche  die  Suspen- 
sion vom  Amte  und  Gehalte  oder  eine  Disziplinarstrafe  verhängt  wird, 
kann  der  Rekurs  an  die  vorgesetzte  Behörde  ergriffen  werden. 

Der  Rekurs  gegen  die  verfi^e  Suspension  liat  keine  aufscfaiebeade 

Wirkung. 

Jeder  Rekur«;  i<;t  bei  der  Behörde,  Cfecren  deren  Erkenntnis  Beschwerde 
geführt  wird,  und  hnuien  längstens  vierzehn  Tagen  nach  dem  Zustellungs- 
tage des  Erkenntnisses,  widrigens  er  wegen  Fristversäumnis  unstatthaft  ist, 
einzubringen. 

§  15.  Bezüglich  der  Beamten  und  Diener  der  gemischten  Bezirks- 
und Stuhlrichterämter  fungiert  als  DiszipUnarkommission  (§  11)  die  für 
alle  Personalangclegenheiten  dieser  gemischten  Antfer  bestellte  Landes-»  be- 
ziehungsweise Ministerialkommtssion. 

§  16.  BezflgUdi  der,  bei  der  DiszipUnarbehandlung  votkommenden 
Fragen  fiber  Odialte,  Alimentatkm  und  sonstige  OebOhren  ist  skh  an 
die  bestehenden  allgemeinen  Vorschriften  zu  halten. 

%  17.  Auf  die  Beamten  und  Diener  der  Gericbtsbehönlen  und  der 
Militärverwaltung,  auf  den  Lehrstand,  dann  die  Finanzwadie  und  die  Wachen 
der  Straf-  und  Besserungsanstalten  hat  die  gegenwartige  Verordnung  keine 
Anwendung  zu  finden  und  es  bleiben  für  dieselben  die  bestehenden  beson- 
deren  Disziplinarvorschriften  in  Wirksamkeit 


Nr.  296. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.a.D.  vem  24.  Oktober  1895,  Z.  23.404, 

an  den  Rektor  der  technischen  Hochschule  hi  Graz, 

(betreitend  den  Vorgang  bei  dem  gegen  einen  Hocbsehnlproleeaor 
dorciunffllirenden  DiisIptinanrcrfUiren). 

In  Erledigung  der  mit  Bericht  vom  2.  Oktober  1895,  betreffs  der 
wkier  Professor  N.  N.  angeordneten  Disziplinaruntersuchung  gestellten  An- 
frage wird  Euer  .  .  .  eröffnet,  dafi  Vorschriften  Ober  das  Disziplinarver- 
fahren gegen  Professoren  der  Hochschulen  nicht  bestehen  und  daß  speziell 

die  kais.  Vdg.  vom  10.  Marz  1860,  RGBNr.  64,i)  bei  derartigen  Dis- 
zipiinarf allen  auf  Grund  des  §  17  derselben  keine  Anwendung  zu  finden  hat 

Es  ist  daher  in  diesen  Fällen  von  dem  Professorenkollegium  {an 
Universitäten  -  von  dem  akademischen  Senate)  ganz  nach  allgemeinen  Grund- 
sätzen vorzugchen  und  muß  dem  Ermessen  desselben,  beziehungsweise 
der  hiczii  eingesetzten  Kommission  überlassen  bleiben,  bei  der  Untersuchung 
und  Verhandlung-)  auch  die  in  der  zitierten  kais.  Vdg.  enthaltenen  Grund- 
sitze sinngemäß  zur  Anwendung  zu  bringen. 

M  s.  S'r.  295. 

')  Die  Ausübung  der  dem  akademischen  Senate  im  §  19  des  Qesetees  vom  27.  April  1873, 
ROBNr.  63,  eingerOiuaM  JMsiipfinargtwaU  um       ^  AmU^ng  jeder  wtUrm  Strq/gewgit 
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Nr.  297. 

Aus  dem  Erlasse  des  Ministeriums  f  flr  K.  n.  U.  vom  22.  Februar  1394, 

Z.  1264. 

an  den  Statthalter  für  Böhmen, 

(betreffend  die  Verpfiictitung  des  akademischen  Senates  als  Disziplinar- 
behörde, sich  über  die  Vollziehbarkeit  des  von  ihm  zu  fällenden  Dis- 
zipllnarerkenntnlsses  zu  vergewissem). 

im  Sinne  der  bestehenden  Vorschriften  ist  es  Sache  der  Disziplinar- 
behörde, sich  bei  Verhängung  einer  DiszipHnarstrafe  auch  deren  Durch- 
führbarJceit  gegcnwartit;  zu  halten,  zumal  der  Vollzug  eines  rechtskräftig 
gefällten  Disziplinarerk(  nntms^es  nicht  von  dem  noch  Ungewissen  Mrgcb- 
nisse  der  erst  durchzuführenden  nachträglichen  Verhandlungen  abhängig 
gemacht  werden  kann.  Wenn  demnach  die  von  der  Disziplinarinstanz  in 
Aussicht  genommene  Strafe  von  derselben  nicht  unmittelbar  vollzogen  werden 
kann,  sondern  deren  DtircfafOhrung,  wie  namentlich  die  Versetzung  auf 
cioen  anderen  Dienstposten  oder  Dienstort,  außerhalb  der  Kompetenz  der 
Diszipfinarbehdide  gel^n  ist,  so  ist  es  Sache  dieser  Behörde,  sich  vor 
Verhängung  einer  solchen  Strafe  die  Gewißheit  zu  verschaffen,  daß  die 
Vollziehung  der  Strafe  nicht  einem  Anstand  oder  Hindernis  beg^^nen  wird. 

Sofern  demnach  der  akademische  Senat  als  Disziplinart>ehörde  in  Fällen, 

in  welchen  auf  die  Versetzung  auf  einen  andern  Dienstposten  als  Dis- 

ziplinarstrnfe  erkannt  werden  soll,  nicht  auch  in  der  L.qfTC  ist,  das  Erkenntnis 
innerhalb  seines  eigenen  Wirkungskreises  in  Vollzug;  zu  setzen,  und  die 
anderweitige  Unterbringung  des  Betreffenden  nicht  sichergestellt  ist,  so 
wird  \'on  der  Verhangung  einer  solchen  Strafe  abgesehen  und  sich  im 


renmi,      eine  eingeUM*  Uidenmdauig  ^Oweder  äardk  elntn  a^SmMng  buOeaden  Badduß 

oder  durch  ein  ObtT  ScHaU  and  Strafe  absprechendes  förmliches  BfkmiUid» am  Abschluß  gebracht 
A-irtl  Drr  Voreans.  wonach  sich  darauf  beschränkt  wird ,  dir  sogenannte  Qtialißknti.^n  des  Tat- 
bestandes als  Urteil  des  akademischen  Senates  und  Ergebnis  der  Disziplinaruntersucltung  vorzu- 
kgmt  kaum  nkU  alt  mä$pnt€ktiid  an^$ekeii  matten  (MlnAki  Z.  t7M$  ex  t9J9}, 

Der  ron  dem  dktdemischen  Senate  auf  Orund  der  ihm  gesetzlich  zustehenden  Disziplinar^ 
gewatt  über  das  gesamte  der  Universität  angehörende  Personale  gefaßte  Beschluß,  bei  dem 
k.  k.  UaUrricktsmittisierium  zu  beantragen ,  den  in  Disziplinaruntersuchung  gezogenen  Professor 
N.  N.  wegen  sHne»  Vefinäleta  eebiee  Amte»  m  en^eben,  Ist  lOs  das  Endergebnh  der  dareh- 
gtführten  Disziplinaruntersuchung  und  damit  als  das  von  dem  akademischen  Senate  als  Disziplinar- 
behärde  erster  Instanz  gefällte  Erkenntnis  anzusehen.  Andernfalls  wäre  der  akademische 
Senat  wpflichtet,  durch  nachträgliehe  Fällung  eines  fömüieben  DiszipUnarerkenntnbees  das 
DlsapUnanvtfahren  erster  Inslam  ordnungsmäßig  sum  Absehälß  zu  bringen.  In  jedem  Falte 
aber  erscheint  es  schon  nach  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  unerläßlich ,  daß  das  Disziplinar- 
eriienntnis  dem  davon  Betroffenen  intimiert  werde,  um  ihm  (Jetegenheit  zu  geben,  den  Rekurs  an 
des  Mtntsterlnm  all  der  eieetUn  und  telkten  Insiam  tn  EHsdpttnarsadien  sa  ergre&lsn.  Dieser 
Vorgang  stimmt  auch  mit  den  Qrundsätzen  der  kais.  Vdg.  vom  tO.  März  1860,  RQBNr.  64, 
betreffend  die  Disziplinarbehandlung  der  k.  k.  Beamten  und  Diener  überein,  deren  Bestimmungen, 
Venn  sie  auch  auf  Personen  des  Lehrstandes  eine  strikte  Anwendung  nicht  zu  finden  haben,  so 
dedt  M  dam  Abffmge  son  blonderen  Vontitr^len  äker  ttas  DitäpHnarseif^ren  gegen  Uni- 
rerütätsprofessoren  in  ihren  arundsSgen  ontOog  Ottgsmend^  s»  wütten  fifimnt  (MtnErL  tarn 
18.  Dezember  mi,  Z.  34.005J. 

Uaiversjtätsgesetze.  22 
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Sinne  der  ho.  Erlässe  vom  24.  August  1892,  Z.  16.792,^)  respektive  30.  April 
1803,  Z.  6517,  gegebenenfalls  darauf  beschränkt  werden  müssen»  dort,  wo 

die  Erteilung  eines  Verweises  ekler  die  gänzliche  Entlassung  nicht  geredit- 
fertigt  wäre,  zunächst  einen  Versveis  unter  Androhung  der  sofortigen  Ent- 
lassung bei  wiederholter  Disziplinwidrigkeit  als  Strafe  zu  verhängen. 


')  In  diesem  Erlasse  wurde  beaurlä,AaA  In  Hinkuntt  bei  anfälligen  DisziplInaruntenuchiuiKea 
gegen  die  tn  der  Unlvenitlt  ugeetdlten  Diener  nlt  der  Vcrhlagnig  der  DbciiiliBanlnfe  einer 

Versetzung  auf  einen  anderen  Dienstposten  und  eventuell  auch  an  einen  anderen  DIcnstort  im 
Hinblick  auf  die  Schwierigkeiten,  welche  der  sofortigen  Durchführung  eines  derartigen  Strmf- 
eiltenntnlwtt  cntgcgcustehen,  stets  mit  entsprechender  Vorsicht  vorzugehen  sein  wird. 
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Nr.  298. 

Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  u.  ü.  vom  10.  Dezember  1885, 

Z.  1308/KÜM.  MYBNr.  47, 

womit  der  Erlaß  des  Finanzministeriums  vom  15.  Juli  1885,  Z.  4181  ex 
1884  (an  sSnitliche  Finanzlandesdirektionen),  betreffend  den  Vorgang 
Adjustierung  von  Reisepartikularien  der  Beamten,  zur  Danachachtung 

bekanntgegeben  wird. 

Nachdem  die  Wahrnehmung  gemacht  wtu'de,  dai5  ein  verschiedener 
Vorgang  bei  Adjustierung  der  Reisepartikularien  hinsichtlich  der  Oebühren- 
auirechnung  für  Fahrgelegenheiten  stattimdet,  hat  das  k.  k.  Finanzministe- 
num im  Einvernehmen  mit  den  übrigen  Zentralstellen  mit  Erlaß  vom  15.  Juli 
1885,  Z.  4181  ex  1884^  den  samtUcfaen  Finanzlandesdirektionen  folgendes 
zur  Danacfaachtuiig  bekanntgegeben: 

Die  allgemeinen  Voraduiften  wegen  Benützung  der  Eisenbahnen  und 
Dampfschiffe  bei  Dienstreisen  und  Übersiedlungen  (RGB.  1849,  Nr.  158 
und  1S51,  Nr.  62)  haben  zum  Zwecke,  das  Staatsärar  mit  keinen  höheren 
Reiseko<=tcn  zu  belasten,  als  zur  Erreichung  des  beabsichtigten  Reisezieles 
unvermeidlich  ist.  Würde  diese  Absicht  durch  Benützung  der  Lisenbahn 
oder  des  Dampfschiffes  vereitelt,  so  versteht  es  sich  von  selbst,  daß  es 
davon  abzukummeii  hat;  ei>  sind  aucti  duicii  die  bezogenen  allgemeinen 

Vorschriften  solche  Ausnahmen  ausdrücklich  als  zulassig  bezeichnet  und 
ist  dabei  nur  erforderlidi,  daß  in  der  Reiserechnung  die  Gründe,  welche 
die  Benützung  der  Eisenl>ahn  oder  des  Dampfechlffes  nicht  gestattet  haben, 
gehörig  nachgewiesen  nnd  bestätigt  seien. 

Aus  obigem  geht  somit  hervor,  daß  die  gleiche  Bestimmung  auch 
in  denjcnii^en  Fällen  rm  Oeltung  zu  brinf^^en  ist,  wenn  durch  die  Benützung 
von  Fnhrstraßen  ein  geringerer  Reiseaufwand  erzielt  wird,  als  wenn  die 
Reise  mittelst  Eisenbahn  oder  Dampfschiff  zurückgelegt  würde. 

Überhaupt  liegt  es  in  der  Pflicht  der  dienstlich  reisenden  Beamten, 
diejenige  Route  und  Fah^elegenheit  zu  wählen,  welche,  ohne  den  Reise- 
zweck zu  beeintrichtigen,  für  das  Arar  die  mindest  kostspielige  ist  und 

»)  Betreffs  der  den  Staatsbeamten  zukommenden  Gebühren  ßr  Dienstrfhfn  und  Über- 
sieätaagen  vgL  Mayrhofer-Pace,  Handbuch  för  den  poütisehen  Verwaltungsdienst,  Bd.  l,  5.  91  //. 
—  Om  Utd»tnitätsprofessoren  kommt  aas  Anbiß  ^  ^BnA  Om  Bm^fiutg  an  *bu  amUre  ütU- 
wnädt  bedüigten  Obersitdhtng  «In  Aaspradt  mf  Fnitdtttdieuag  normälm^ßg  nicht  :n. 
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sind  solche  Aufrechntuigen»  die  sich  durch  den  Reisezwede  und  die  hier- 
fiber  beigebrachten  Belege  nicht  rechtfertigen  lassen,  nicht  zu  passieren.^) 


Nr.  299. 

Verordnung  des  Finanzministeriums  Im  Elnyemelimen  mit  särat- 
liclien  k.  k.  Ministerien  vom  16.  Juni  1887,  RGBNr.  80  (VB  lies 

Min.  fOr  iL  a.  D.  Nr.  33), 

betreffend  die  Benfitzung  von  Dampftramways  und  elektrischen  Balmeii 
bei  Kommissionsreisen  der  Staattbeamten  und  fiber  die  von  den  Dienern 
bei  dienstlichen  Verrichtungen  zu  benfltzenden  FahrbetrlebsmitteL 

Nachdem  es  in  der  Pflicht  der  dienstlich  reisenden  Staatsbeamten 
liegt,  diejenige  Route  und  Fahrgelegenheit  zu  wählen,  welche^  ohne  den 

Reisezweck  zu  beeinträchtigen,  für  das  Arar  die  mindest  kostspielige  ist» 
wird  unter  Bezugnahme  auf  die  MinVdg.  vom  10.  März  1849  (RGBNr.  158), 
3.  Juli  1854  (RGBNr.  169)  und  23.  April  1874  (ROBNr.  47)  im  Einver- 
nehmen  mit  sämtlichen   Ministerien  verfügi: 

In  allen  jenen  Fällen,  wo  St:!a<>;hüarnte,  Eleven,  Aspiranten,  Prakti- 
kanten und  Auskultanten  bei  KLnninissK  risreiscn  in  der  Lage  sind,  auf  der 
ganzen  zurückzulegenden  Strecke  oder  auch  nur  auf  einem  Teile  derselben 
eine  Dattipftramway  oder  elektrische  Bahn  zu  benützen,  dürfen  dieselben 
an  Fuhrkosten  nur  die  für  die  Benutzung  dieser  Fahrbetriebsmittel  wirklich 
auflaufenden  Kosten  verrechnen,  und  zwar  dort,  wo  nur  zwei  Wagen- 
klassen bestehen,  den  Fahrpreis  nach  der  ersten  iQasse^  wo  hingegen  mehr 
als  zwei  Wagenktassen  bestehen,  dürfen  die  Staatsbeamten  Us  einschließ- 
lich der  Vn.  Rangskiasse  die  Fahrpreise  nach  der  ersten,  die  übrigen 
Staatsbeamten,  Eleven,  Aspiranten,  Praktikanten  und  Auskultanten  nadl  der 
zweiten  Klasse  aufrechnen. 

Die  Diener  dürfen  für  dienstliche  zur  Aufrechnunpf  eines  Ganggeldes 
geeignete  Verrichtungen,  bei  welchen  ganz  oder  teilweise  eine  Dampf- 
tramway  oder  elektrische  Bahn  benützt  werden  kann,  nur  die  für  die 
betreffende  Strecke  ejitfallende  Fahrgebühr,  und  zwar  jc  nachdem  dieses 
Fahrbetriebsmittel  zwei  oder  mehrere  Kkissen  enthalt,  die  zweite,  respek- 
tive dritte  Klasse  verrechnen.  Wo  Pferdebahnen,  Omnibus  und  Stellwagen 
benfitzt  werden  können,  hat  das  Dienerschaftspersonale  die  Fahrt  mit  der- 
selben zurflckzulegen  und  die  entrichtete  Fahrgebfihr  statt  des  Oanggeldes 
aufzurechnen. 

Diese  Vemidnung  tritt  mit  1.  JuU  1887  in  Kraft 


')  Vgl.  auch  \'rrnrdnung  des  Finanzministerium?  (Im  FfT^vcrnehmen  mit  «tnrnfKchen 
k.  k.  Ministerien  und  dem  k.  k.  Oberetea  Rechnunffshofe;  vom  2U.  Juni  IWH,  KOBNr.  61,  betrettend 
die  BcnOtEaag  der  den  SlulsbedlciitMcii  cngeMiadciicii  TnntpoftbcgOiuilKiiiigtn  bd  Dlcart- 
rciscn  und  dcnffcUieii  hfanlditllch  der  KoitcttveffDIimg:  flcldt|eilelltai  ObeitbdlHiigmfico. 
(s.  S.  34t  J 
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Nr.  800. 

Erlafi  des  Ministers  fOr  K.  n.  ü.  vom  21.  Dezember  1903, 

Z.  2447  KUM.  MYBNr.  5  ex  1904, 

an  sämtliche  Landeschefs, 

betreffend  die  nach  Außerkrafttreten  des  Normales  vom  Dezember  1891 
gültigen  Vorschriften  über  die  Gewährung  von  Fahrbegfinstigtingen  an 
k.  k.,  beziehungsweise  k.  und  k.  Staats-  und  Hofbedienstete. 

Nachdem  das  Übereinkommen  östcrreichisclier  Transportunternehmungen 
vom  Dezember  1891,  betreffend  die  Gewährung  von  Fahr-  und  Fracht- 
begönstiguneen  an  die  k.  k.,  beziehungsweise  k.  und  k.  Staats-  und  Hof- 
bedienstclcti  aut  Grund  einheitlicher  Legitimationen,  infolge  des  bereits  im 
ho.  Rttodschreiben  vom  4.  Mftrz  1003^  Z.  2601/6,  erwihnten  Rficktrittes 
der  größeren  dstenreichischen  Privatbahnverwaltungen  von  demselben  auch 
von  Seite  der  übrigen  beteiligten  Verwaltungen  für  den  31.  Dezember  1903 
gekfindigt  worden  Ist,  tritt  dieses  Obereinkoramen  samt  zugehörigem  Nor- 
male —  kundgemacht  im  ho.  Verordnungsblatte  Stück  I  des  Jahiganges 
1892  —  mit  Ende  dieses  Jahres  außer  Wirksamkeit.  Demgemäß  verlieren 
die  auf  Grund  dieses  Normales  mit  Gültigkeit  für  die  Linien  der  ;in  dem 
erwähnten  Ubereinkommen  teilnehmenden  Verwaltungen  an  st^r^  ebenen 
dauernden  amtlichen  Legitimationen  für  aktive  Staats-  und  Holbedienstete 
mit  dem  genannten  Zeitpunkte  ihre  Gültigkeit  und  kann  eine  weitere  I'ro- 
tons^rtion  oder  Neuausfertigung  derselben  nicht  mehr  Platz  greifen. 

Ebenso  werden  die  im  Sinne  der  Artikel  IV  und  V  des  Normales 
anigefertigten  amtlichen  Legitunationen  für  einzelne  Fahrten  und  Ober- 
siedlungen nur  mehr  bis  31.  Dezember  1903  anerkannt  und  ist  vom  1.  jSnner 
1904  angefangen  jede  weitere  Benützung  solcher  Legitimationen  unstatthaft 

Auf  den  Linien  der  k.  k.  österreichischen  Staatsbahnen  bleiben  infolge- 
dessen weiterhu!  mir  mehr  die  laut  ho.  Erlasses  vom  14.  März  1003, 
Z.  506,  KUM.,  auf  Grund  des  bezüglichen  neuen  Reglements  vom  I.März 
1903  mit  fünfjähriger  Gültigkeit  für  diese  Linien  zur  Einführung  gelangten 
besonderen,  in  ockergelben  Ledertäschchen  enthaltenen  Legitimationen  für 
aktive  k.  k.,  beziehungsweise  k.  und  k.  Staats-  und  Hofbedienstete  in 
Oeftung.O 

Fir  dig  Wiener  Stadtbahn  haben  die  FahrbegänstigungslegUimationen  laut  KUMEri, 
fm  35.  Min  im,  Z.  ÖSBfKUM,  MVBNr.  29,  keine  OUttgkeU. 

Verordnani^  des  k.  k.  Flnanzmlnisterlams  Im  Einvernehmen  mit  sftmtlicbca 
Minfsterleo  und  dem  k.  k.  Obersten  Rechnungshofe  vom  20.  Juni  1904,  Z.  41.513, 
KüüNr.  61,  betreffend  die  BenOtzung  der  den  Staatsbediensteten  zugestandenen  Trans- 
porflKtOns^uBgeB  bei  DtemtrelwB  und  denselben  hlntlcbtllch  der  KosIcnverfOtnag 

gl  fleh  gepfeilten  Cbcr:Icd1ung5rciscn. 

Da  das  Oberein kn  III  in en  österreichischer  Transportunternehmungen  vom  Dezember  1891. 
bctrcReod  dte  Oevlbrun^  vonFshr-nnd  Frachtbegünstigungen  für  aktive  k.  k.,  beziehungsweise 
k.Mid  k.  Stuft-  und  Hofbedienstete  samt  dem  zugehörigen  Normale  mit  Ende  1903  auBer  Wirk- 
sankeft e^treten  ht,  wird  unter  Aufhebung  der  MlnVdg.  vom  29.  Mira  1903,  ROBNr.  74,  Im 
EJavernehmen  mit  siUatllchen  k.  k.  Ministerien  und  dem  k.  k.  Obersten  Rechnungshöfe  nach- 
■tdisadcs  vcrfSgt: 

I.  Bei  nicn":!  und  mit  einer  KnstcnvergQtung  verbundenen  OberriedtnngSfClMn  «nf  den 
LiDisn  der  nachstehend  genannten  Transj»ortuntemebmungen,  und  zvtr: 
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der  k.  k.  Sfterrdchlschen  Sttatsbahnen  (einscfallefillch  der  im  ReglemeDt  vom  1.  März  1903 

nUier  bezeichneten,  vom  Stttte  betriebenen  Lokalbahneii), 
der  Kaschau-Oderberger  Bnhr  ^«tprrdclilidie  Strecke), 
der  Stauding-^Stramberger  Lokalbahn, 
der  Stlzburger  Beeabthn-  und  Tramway-Oescllfckiflp 
der  Ersten  Donau-Dampfschiffahrtf-Ocsdliclnfl» 

und  vorläufig  für  das  1904: 
der  k.  k.  priv.  Eisenbahn  Wien-Aspang  (cinscbUefilich  der  bchoccbcrgbahn)  sovie 
der  Wiener  Lokalbahnen  anf  den  Strecken  Wlen-Onntransdorf  and  Ontramedorf-Badcv 

(Viadukt), 

dQrfen  von  Staattbediensteten.  welche  sich  im  Besitze  einer  auf  Orund  des  zitierten  Reglements 
ausgegebenen  Fahri>cgan«tIgung5lcgitin»tlon  befinden,  nnr  die  naefi  der  Ermifiigung  tkft 
ergebenden  Fahrpreise  fflr  die  kompetenzniftDige  Wagcnklasse  aufgerechnet  werden. 

DiV«c  Hc<;Hmmung  hat  auch  bei  Reisen  auf  den  Linien  solcher  TcMuportontcniebinnngai 
zo  gelten,  die  künftig  dem  Reglement  vom  1.  i^ärz  1903  beitreten. 

2.  jenen  Bcdienetelen »  welche  die  Stredcen  der  unter  Z.  I  genannten  Trtnspoft- 
unternchmungcn  (Tffcr  oder  In  grOSerer  Ausdehnung  dienstlich  benüt^cn  und  nicht  oJi  ru  h  in  eine 
Legitimation  besitzen,  kann  eine  lolche  fOr  die  kompetenzmlSige  oder  —  auf  Verlangen  —  lür 
die  ndisslge  niedrigere  WagenMaste  von  Anila  wegen  vnd  kostenlot  beigcelelU  werden. 

3.  Wenn  andere  als  die  unter  Z.  1  genannten  Transportuntemehmungcn  {wk  s.  8.  dfe 
k.  k.  priv.  Südbahn-OcscIl-^^rficff I  den  Staatsbcdlensteten  Fahrpreisbegünstlgungcn  gewahren,  so 
können  die  Kosten  der  allenialls  erwirkten  Legitimationen  (JahrmertUikate  etc.;  nach  Mafigabe 
der  nnler  Z.  6  folgenden  Bcitlnnnnng  enetit  werden.  Findet  ein  tolcher  K<»i(cncrMls  itattr  ao 
dürfen  bei  Dienstreisen  auf  den  betreffenden  Linien  nur  die  nach  der  F.rmäBignng  tlcb  Crgcbcndca 
Fahrpreise  filr  die  kompetenzmäSlge  Wagenklasse  aulgerechnet  werden. 

4.  Insoweit  einzelnen  Staatsbediensteten  auf  Orund  besonderer  Vorschriften  oder  mit 
Rflekaidit  anf  Ihre  amllldie  Stellung  Anwebnngen  zur  Mtn  Pabrt  anf  doi  Strecken  der  k.  k. 
Österreichischen  Staatsbahnen  oder  einzelner  Prfvattransportuntcmchniungen  zugestanden  werden, 
kOnnea  iOr  Dienstreisen  auf  den  betreffenden  Unlen  FahrgebQhren  nicht  beansprucht  werden. 

5.  In  allen  anderen  Pillen  tat  es  znllnlg,  bei  DIcnatreiaen  und  mit  einer  Kotten  vergOtniig 
veibnndenen  Übersiediungsreisen  die  vollen  tarifmUigen  Fahrpreise  aufzurechnen;  wenn  die 
Voraussetzungen  fflr  die  Benützung  einer  Tour-  und  Retourkarte  oder  eines  RundrcIsebiUela 
gegeben  sind,  gebühren  nur  die  für  diese  festgesetzten  Beträge. 

6.  PPr  die  Frage,  ob  von  Amts  wegen  Legitbnatlbnen  beizustellen  (Z.9,bezlehungsvcine  dk 
Kosten  zu  ersetzen  sind  (Z.  3>,  hat  ausschtlefllich  das  staatsffnan zielte  Interesse  maßgebend  zu  sein. 

Die  diesfalls  erwachsenden  Auslagen  sind  zu  Lasten  des  Reisekostenkredites  lenes  Aul- 
wandszweiges zn  vcnredinett,  ans  weldiem  die  BezOge  des  Bediensteten  bestritten  werden. 

7.  Der  Erapbng  der  von  Amts  w^oi  beigestellten  Lciltlmationen  (Z.  2)  ist  von  den 
Bediensteten  unter  Anföhnmg  der  Nummer  und  Wagenklassc  zu  bestätigen,  der  Empfang  der 
ersetzten  Beträge  (Z.  1}  unter  AniUhrung  der  die  Begünstigung  gewährenden  Transport- 
natemebuHing,  der  Nunmer,  WagenUaase  und  OOltigkeitsdaner  der  betreffenden  Legitimtioa 
(Zertifikat  ctc    nrdnungsmilllg  zu  quitticri-Ti 

8.  Jene  Staatsbediensteten,  denen  auf  Orund  besonderer  Vorschriften  oder  mit  Rflcksicht 
«nf  Ihre  mtlfdie  Sttünng  Begünstigungen  fflr  die  Beförderung  des  Oepl^  zugestamtai  werden, 
können  nur  den  Ersatz  der  nach  Maßgabe  der  Begünstigung  entfallenden  Oebühren  bniiqHllcIlCa* 

9.  Die  obigen  Bestimmungen  finden  aal  Dienstreisen  keine  Anwendung,  fflr  welche  den 
Bediensteten  ein  i'auschale  zugewiesen  ist. 

10.  Diese  Verordnung  tritt  sofort  In  Kraft. 

(MInErl.  vom  17.  Oktober        Z.  1486/KUM,  MVBNr.  40.) 

Erlaß  des  Ministers  ffjr  K.  n.  U.  vom  17.  Oktober  1904,  Z.  I486/KUM,  :tn  die 
Reldorate  simtlicber  Hochsdiulen):  Berdta  mit  dem  ho.  Erlasse  vom  21.  Dezember  19ü3, 
Z.  M47/KUM,  wurde  zur  Kenntnis  gcbneht,  dafl  das  Obercfnfconunen  flsterreieihisdicr  Transport- 

untemehmungen  vom  Dezember  1891 ,  betreffend  die  Qew&hrung  von  Fahr-  und  Fracht- 
begünstigungen an  Staats-  und  Hofbedienstete  samt  dem  dazu  gehörigen  im  ho.  Verordnungs- 
blatte Stück  l  des  Jahrganges  lti92,  kundgemachten  Normale  mit  Ende  1903  außer  Wirksamkeit 
getraten  fsl. 

Da  hicdurch  die  Bestimmungen  der  im  RGB  vom  31.  Mürz  1903,  Nr.  74  enthaltenen 
MinisteriaJverordnung,  welche  dem  Rektorate  mit  dem  ho.  Erlasse  vom  14.  Mai  1903,  Z.  WIjKVM, 
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Reglement  vom  1.  März  1903» 

betreffend  d!r  Au^^tellang  nnd  Attsgabe  ▼OD  Legitimationen  für  aktive  k.k.,bezlehang8- 
weise  It.  tiod  Ic.  Staat«-  «ad  Hofbedlenatete  mit  fllnfitbrtger  Gültigkeit  ffir  Linien  der 

k.  k.  totemlcIiiMbM  StMtabafeMo. 

Artikel  I. 

Vom  I.  Mine  1909  ingehnfMi  gctugen  fOr  dfe  «kUvcnO  k.  k.,  bcslchnnginrcto*  k.  «ad  k. 
Staatsbeamten  und  Sttalsdlcner»  dann  die  aktiven  Beaartcn  und  Diener  der  k.  und  k.  Hottnter 

kandffCBMdit  wnrdc,  In  wetentUdien  Punkten  obsolet  geworden  dnd,  hat  dae  k.  k.  Flnans- 

mlnisterium  im  ElnvcrtuliiiKti  mii  s.nntüchcn  Ministerien  und  dem  k.  k.  Ober  icn  Ri  L.limin^hofe 
mit  dem  Erlasse  vom  2ö.  Juni  19U4,  Z.  41J13,  FMVBNr.  96,  ROBNr.  61,  die  nunmehr  zu  beob- 
achtenden Bestimmungen  Aber  die  BenOtzang  der  den  Staatabcdlenstetcn  zag««land«nenTransport- 
bcgünstisrangen  bei  Dienstreisen  und  denselben  hinsichtlich  der  Kostenvergütung  gleichgestellten 
Obersie dhirE^<^rci';cn  und  dfc  formelle  Aufhebung  der  übzitiertenMinisterialverordnung  veriaulbart» 
Hicvun  wird  das  Kcktorat  mit  folgenden  Bemerkungen  in  Kenntnis  gesetzt: 
Die  nnter  Z.  1  der  crwihntcn  ncocn  Mlnfatcrtilvtrordnang  genannten  Pffveftrantport' 
Unternehmungen  —  mit  Ausnahme  der  beiden  letztgenannten  —  sind  dem  für  die  Linien  der 
k.  k.  Österreichischen  Staatsbahnen  geltenden  Reglement  vom  1.  Mirz  1903,  welches  im  ho. 
Verordnungsblatte  vom  15.  Jänner  1904,  StOck  II ,  enthalten  ist ,  definitiv  beigetreten  und  haben 
lieh  bereA  erklirt,  die  anf  Omnd  der  Bestimmungen  des  eben  erwihnten  Reglements  ausgegebenen 
und  wShrend  der  lautenden  fünfjährigen  Gültigkeitspcriodc  noch  -t!<;7i!f:chcntlcn  Legitimationen 
als  zur  Inanspruchnahme  der  gewährten  Fahrbegttnstigung ,  deren  Ausmafi  auf  besonderen 
Etnlagcn  n  den  $taa(üiahnlcgftiniatk»aen  enldittleh  genagt  wurde«  aadi  anf  Ihren  Linien  all 
gflldg  anzuerkennen. 

Welters  hat  die  Verwaltung  der  Eisenbahn  Wlen-Aspang  gegen  Vorweisung  der  Staatsbahn- 
legitimationen  —  vorl&uflg  fOr  das  Jahr  1904  —  den  aktiven  Hof-  und  Staatsbedlensteien  nach- 
«tcbmdc  Fabrbcganstlgangen  lugefltaodcn,  und  zwar  auf  der  Strcde  Wlan-Aapanf  in  der  I. 
und  n  Kla^^c  die  Fahrt  zum  halben  Fahrpreise,  In  der  III.  Klasse  die  Fahrt  zum  Militürfahrprcfse 
unter  Zuschlag  der  auf  ganze  Heller  aufgerundeten  Fahrkartensteuer  und  auf  der  im  gesellschaft- 
lidicn  Betriebe  ttdienden  8dmed>ergbahn  (etaiaehlleftllch  der  ^Umradttredte)  die  Fahrt  zun 
halben  einfachen  Fahrpreise.  Unter  den  gleichen  Modalitäten  gewährt  die  Verwaltung  der 
Wiener  Lokalbahnen  während  des  Jahres  1904  den  genannten  Bediensteten  die  Fahrt  zum  halben 
Preise  auf  den  Linien  Wien-Ountramsdorf  und  Ountramsdori-Baden  (Viadukt;.  Es  wird  ]edoch 
benieikt,  dafl  die  von  den  licldcn  letztgenannten  Bahnverwattungen  gewihrte  Begflnattgnng  ndt 
Ende  des  Jahres  1904  erifscht.  fiii^  keine  anidrCdÜidie  Emcuenuig  dea  Zageatlndttinea  ttr 
eine  weitere  Zeitperiode  erfolgen  sollte. 

Wae  die  Obrigen  PrlvadMhnvetwaltnngen  anlangt,  wddie  ee  almtUch  aligelduit  haben, 
dem  vorbezeichneten  Reglement  der  Osterreichischen  Staatsbahnen  beizutreten,  so  Hegt  nur  eine 
seinerzeit  !n  den  Tafrc«hlStfern  verlautbartc  Enunziatlon  der  Södhahn-Oe^eü^chaft  vor,  dcr/Tifoi^rg 
dieselbe  den  aktiven  mit  Jahresgehait  dekretmäfiig  angestellten  Staats-  und  Holbedienstetcn  tür 
das  Jahr  1904  ijcaondere  JahreaMrIiflkate  zn  LSmng  halber  Fahrkarten  aof  Ihren  (Menreichtachen 
Linien  nusfolgt.  Bei  allen  anderen  Bahnverwaltungen  blciHf  die  Hcwährung  Irgend  »clchcr 
Fahrbegdflstignng  an  Staats-  und  Hofbedieoslete  der  iodividnellen  Entscheidung  dieser  Ver- 
wallungKU  fUber  die  an  dlaselben  zn  rlditenden  Ananchcn  voibdialten. 

Bei  der  amtswegigen  Beistellung  von  Legitimationen  Im  Sinne  des  Abs.  Z.  2  der  Ver- 
ordnung sind  die  gemäß  §  12  des  Ocjetj-fs  vom  19.  Juli  1902,  ROBNr.  153,  entfallenden  und 
nach  den  Bestimmungen  des  Artikel  15  1  Ii  der  Durchfflhrungsverordaung  vom  27.  September  19Ü2, 
ROBNr.  19S,  zn  entriditeadcn  Stempetgcbdhren  nnd  die  Koaten  des  Lci^tlmatlonatisehchens 
(Artikel  V  de=;  milir/itiortcii  Ref^lcincnts)  von  der  ausstellenden  Behörde  zu  tragen. 

Der  Umfang  des  Im  Abs.  Z.  3  vorgesehenen  Kostenersatzes  erstreckt  sich  auf  die  gemäfi 
Artikel  15  I  A ,  beziehungsweise  15  II  der  Verordnung  vom  27.  September  1902 ,  ROBNr.  195, 
entfiditete  StempelgebOhr,  welche  Jedoch  das  auf  die  kompctenzmlfligc  Wagenklasse  entfallende 
AnsmaS  n:cht  flhcntc!f:cn  darf  und  auf  die  von  den  Verwaltungen  der  betreffenden  Privaf- 
tramportunteniehmungen  für  die  Ausfertiguag  der  Legitimationen  (Zertifikate  etc.)  sowie  etwa 
ihr  Portoanalagett  beanaproehten  Behlge. 

' ;  Für  die  pensionierten  k.  It.,  beziehungsweise  k.  and  k.  Zivilstaats-  and  Ho/bediensigien 
wurden  dauernde  amm/ie  legUimatwun  Umt  KÜM£rt.  vom23.JuU  1901,  Z.  1645,  MVBHr*  »» 
eiag^ßhrt 
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temporäre  Legitimationen  zur  Aasgabe,  vclchc  die  Inhaber  auf  den  I  fnfrn  der  k.  k.  öyter- 
reicblscben  Sia»Ubahnen  und  der  in  den  Legitinuitioneo  näher  bezeichneten,  vom  Staate 
betriebenen  PilvtaMbnea  bei  allen  Reiten  In  ond  anfter  Dtentt  fflr  Ihre  eigene  Perton  m 
direkten  Inanspruchnahme  der  Fahrt  gegen  Bezahlung  ermSßiglcr  Gebühren  berechtigen. 

Die  Staats-  (und  Hof-^  Beamten  der  oberen  Rangsklasscn  bis  einschließlich  der  VIII.  Klawe 
sind  berechtigt,  die  Ausstellung  von  Legitimationen  für  die  L  oder  iL  Wagealclasse ,  diejenigen 
der  IX.,  X.  and  XI.  RangiUaMe  fOr  die  II.  oder  III.  WagcnldaMe,  die  Diener  nnr  fttr  die 
ID.  Wagenktassc  zu  verlangen. 

Die  Legitimationen  berechtigen  die  Inhaber  zur  Inanspruchnahme  von  Pahrbegrflnftigungen 
In  derienigen  Wagenktane,  für  welche  sie  gentt  der  entrichteten  Stenpelgebahr  ausgestellt 
sind  und  falls  diese  für  die  hOhere  der  im  vorangefOhrten  Umfange  hre^cstcUlen  WacenldaaN 
entrichtet  vnrde,  auch  In  der  nftchst  niedrigeren  WagenUaaie. 


Die  Legitimationen  dOrfcn  nur  an  solche  Ti ciiicn-tcfc  ausgefoljjl  werden,  welchen  der 
Charakter  wirklicher  k.  k.,  beziehungsweise  k.  und  k.  Staats-,  beziehungsweise  Hofbedicnateten 
ankommt. 

Außerdem  erhalten  solche  Legitimationen  nur  noch  jene,  im  Verzeichnisse  (Beilage  A) 
angefahrten  (iffentUchcn  Pi.  ;!  t^  n-irc,  bezilplich  welcher  mit  Rücksicht  darauf,  dafi  sie  bei 
Staats-  und  HofSrotern  dauernd  angestellt,  nach  Art  der  Staatsbeamten  honoriert  und  sowohl 
hinilchtifch  Ihrer  Beeidigung,  alt  auch  hlnsfcfatllch  Ihm  allgemeinen  Rechte  und  pnichtcn  und 
somit  ihrrr  f^nnzen  amtlichen  Stellung  und  insbesondere  auch  Ihren  Versorgungsansprachen 
nach,  den  eigentlichen  Staats-,  büziehungswei<ie  Hofbediensteten  vollkommen  gleichgehalten 
sind,  ansnahmswebt  <ttc  Ausfolgung  dauernder  Fahrbegflnstigungslegitimationen  vom  Eisenbahn- 
mittlsterlnm  angestanden  wurde.*) 


»)  VgL  hiem  Eriqß  de$  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  30.  April  1986,  Z.  5071 KU M:  Von 
verschiedenen  BehSrden  und  Anstalten  sind  mir  Ocsuche  zngchommen,  In  denen  dSe  Bitte 
gestellt  wurde,  dafi  die  durch  die  Normalverordnung  des  Handeisministeriums  vom  20.  Mai  1885, 
Z.  127/HM  £.  (verlautbart  mit  dem  ho.  Erlasse  vom  3.  Juni  1885,  Z.  178/KUM,  MVBNr.  26  und 
27)  den  aktiven  Hof-  und  Staatsbeamten  und  Dienern  auf  sämtlichen  Linien  der  Osterreichischen 
Staatdiahnen  gewährten  Fahr-  und  Frachtbegflnstigungen  anefa  tnl  tolebe  Pcnonca  tmtgeddmt 
werden,  welche,  ohne  zu  den  erwJUinten  Beamtenkategoriett  an  gehören,  nlt  staaHicben  Fnnk- 
tkinen  betraut  sind. 

Die  Ansdehnnng  dieser  Bcgihistigangen  wnide  Iitfbcaonderc  fflr  die  Privatdozcnten, 

Assistenten,  Lektoren  und  jviechanikcr  der  Hochschulen,  die  vertragsmäßig  gegen  eine  Jahres- 
remuneration bestellten  Leiter  und  Lehrer  der  gewerblichen  Fachschulen,  die  Bezirksschnl- 
inspektoren,  die  nicht  zugleich  an  Staatslehranstalten  definitiv  angestellt  sind,  und  die  Professoren 
des  Technologischen  Oewerbemuseums  in  Wien  erbeten. 

Infolge  der  diesfalls  mit  dem  Handeisministerium  eingeleiteten  Verhandlung  hat  der  Herr 
Leiter  des  Handelsministeriums  mit  Zuschrift  vom  4.  April  1.  J.  Z.  39/HM  £  anber  eröffnet,  daö 
das  Handdsmlnisterlnm  nicht  In  der  Lage  sd,  diesen  Oesnchen  um  Ansddraung  der  dtferlen 
Normalverordnung  auf  die  genannten  Funktionäre  zu  willfahren,  da  die  Staatseisenbahnverwaltung 
bei  dem  immer  mehr  zu  Tage  tretenden  Streben ,  die  einer  bestimmten  Beamten-  und  Diener- 
Icategorie  eingeräumten  Begünstigungen  weiteren  Beniiskreisen  zugänglich  zu  machen,  schon 
ans  OfconomlscbeB  OrOnden  darauf  bedacht  sein  müsse,  bei  der  Beurtcllnng  solcher  Oesndie 
mit  der  grOfiten  Rigorosität  vorzugehen  und  daher  an  dem  Grundsätze  festhalten  müsse  r!n6 
die  Ausdehnung  der  gedachten  Begünstigungen  auf  Öffentliche  Funktionire,  wenn  denselben 
nicht  formell  die  Eigenschaft  wlrUIeher  Staatsbeamter  oder  Staatsdiener  zukommt,  nnr  Insoweit 
snllssig  erscheint,  als  solche  Funktionäre  doch  an  Staatsämtcm  oder  Staatsanstaltcn  dauernd 
angestellt,  daselbst  nach  Art  der  Staatsbeamten  honoriert  und  sowohl  hinsichtlich  Ihrer  Beeidigung 
als  auch  bezüglich  ihrer  allgemeinen  Pflichten  und  Rechte  und  somit  ihrer  ganzen  atotitcfaen 
Stellung  und  Insbesondere  auch  Ihrer  Vervorgnngsanspriche  nach»  den  clgentfichen  Slnni»- 
bedicnstetcn  vollkommen  gleichgehalten  sind. 

Hieven  beehre  ich  mich  Euer  .  .  .  zur  Danachacbtung  mit  dem  Ersuchen  In  Keootnis 
zu  setzen,  gciaüigst  vcraniisacn  an  wollen,  dafl  bei  inanspmdmalun«  der  fai  Rede  stehenden 
Begünstignngen  die  Bestinramogcn  der  bezogenen  Nomalvcrordnnng  cbie  strenge  Interpretation 
erfahren. 

Laut  KUMErt,  vom  20.  August  1902,  Z.  1865/ KUM,  MVBNr.  41,  där/en  insbesomUre 
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Artikel  HI. 

Die  LegltiiMlIoDcti  bcsteboi  •iii  den  Tltchcheo  und  d«r  ElaU«e.  Lebilere  wird  mdi 

dem  zuUcRendcn  Formulare  i'BclIage  n)  In  deutscher  Spriche  nufei  ti  un  t  auf  mit  farbigem 
Untcrdnicke  (Ouüloche-Zelcbnung)  versehenen  Papiere  in  einer  unter  amtlicher  Kontrolie 
ttcbcaden  Drackcrd  hergestellt.  Die  Einlagin  v«rdcii  in  Lcdertlschchen,  welche  dnea  Rahnen 
llr  die  mit  jMetallOsen  einzuheftende  Photographie  dflS  Inhabers  enthalten,  dauernd  befestigt. 

Die  Photographie  mii5  auf  Papierkarton  aufperogfen  sein  und  Visltkartcnfnmiat  '10'  .  cm 
hoch,  6Vt  cm  breit}  haben.  Auf  Blechplatten  hergestellte  Photographleo  werden  nicht  ange- 
■onaicn.  Di«  Pliotogrtplilt  d«f  tu  ilMlIchcn  Zwedten  l>iibcr  nidil  verwendet  worden  tctn 
and  muß  die  betreffe r.do  ri-rj  n  z  vclfellos  erkennen  lassen.  Sie  ist  vom  Inhaber  auf  dem  Bilde 
selbst  eigenhändig  mit  Tinte  zu  unterschreiben  und  von  der  ausfertigenden  Stelle  nach  Bcfettigung 
ÜB  Tischchen  auf  der  Bildfliche  mit  dem  Hochdruclcstempel  abzustempeln. 

Die  Einlagen  sind,  nnd  zvtr  dem  Vordrncke  cnl^rechcnd  gcnan  mid  lorgfiltlK  mifn* 
fallen  nnd  haben  an  entilaltcn: 

Auf  Seite  2  und  3. 

1.  Die  Wageaidaase,  ffir  welche  die  StempelgebOhr  entrichtet  wurde. 

2.  Die  lanfcttde  Nnntner  tn  fflnistelifger  Zaiil. 

3.  Name  und  Diensteigenschaft  des  Inhabers. 

4.  Die  handschriftliche  Bezeichnung  der  Wihl  nkfa^sr,  für  weldi«  nach  Vorstehendem  die 
rahrbegOnsdgung  in  Anspruch  genommen  werden  kann. 

$.  Das  Dnlum  der  Ansstellnag. 

6.  Die  fiiv'irrü'iicrte  Unterschrift  der  ndt  der  Amgibc  der  Legitimationen  bctnntcn 
k.  k.  ätaatsbahndirektion  Wien. 

A  (f  f  Seite  4. 

7.  Den  gesetzlich  entfaltenden  Fahrkartenstempel,  welcher  von  dem  ansstdlenden  Arote 
Ott  dem  fcndilcn  Amtssicgel  zu  entwerten  ist. 

t.  Die  cigenlübidige  ndt  Tinte  beitnielicnde  Uatcitdirifl  den  Awitcltcrs»  «owie  des 
Inhabers. 

an  unbeeideU  EUvea,  Praktikanten  u.  dgL  rahrbegünsiigangsUgitimaÜontn  nicht  ausgejertiglt 

Zufolge  KUMErl.  vom  22.  September  1904.  Z.  1801 IKUM,  ist  der  §  10  der  Vdi^.  vom  l.JSnner 
JS97f  RQBNr.  9  Nr.  233J,  wonach  den  Assistenten  (KonstmkteurenJ  der  Universitäten, 
tteMsehem  HeOadMen  «Ir.  die  gleiehm  Fahr-  und  Phuh^eeitatigitttgen  auf  EinnbiAiien  und 
anderen  TransporUuakdtai  mit  d^n  Staatsbeamten  zukommen  sollten,  durch  das  Außerkraftreten 
des Fahrbei:Qnstis;ani;^normatevom Dtzenih^r  ISOI  jrf^ienshnidslos  (reworden,  weshalb  den  AstiStMten 
(Konstrukteuren)  keine  tahrbegümtigunnsUgUimationen  auszustellen  sind. 

Betreifend  die  Am^falgMe  amtUeher  Legübnationen  JBr  Fahitegansttgangen  bei  Eisenbohn- 
Jahrien  an  die  staatlich  bestellten  Kamleigehttfen  bestimmt  der  KUMErL  tom 
27.  Mal  1903,  Z.  1056 i  KU M: 

Anlifillch  eines  konkreten  Falles  Ist  kflrzHch  die  Frage  aufgeworfen  worden  t  ob  den 
staatlich  bestellten  Kanzleigehilfen  amtHdie  Legitimadonen  nnl  Fahrbcgdostlgungen  bei  Eisen- 
laimbhrten  ausgefolgt  werden  kAnnen. 

Ana  diesem  Anlasse  hat  das  Lisenbahnminiütcnum  mit  der  Zuschrift  vom  9.  >Ui  1.  J. 
Z.  nnlier  ndtgetelit,  daB  der  Verband  fistcrreldiiseber  Transportuntcmetininngen  betreüend 
die  Fahrbegflnstigung  Jcr  Staats-  und  Hufbedlenslelen  bereit'^  in  -einer  am  20.  November  1002 
abgehaltenen  Anaschufisitzung  beschlossen  hat,  die  Anwendbarkeit  des  Fahrbeganstigungs- 
normalet  auf  das  bd  den  staatlichen  BdiSrden ,  Ämtern  und  Aostnltcn  In  Ocniflheil  der  Vdg. 
des  OM  vom  19.  Jnll  1902,  ROBNr.  145,  bestellte  Kanzlelhllfspeitontle  abznlehncn,  und  dafi 
«Ohio  die  .\usfulgting  amtlicher  Legitimationen  an  Kanzleigehflfen  anch  In  dem  Falle  «nitattbait 
ist,  wenn  es  sich  um  Dienstreisen  derselben  handelt. 

Dagegen  wird  auf  den  Linien  der  k.  k.  Ssterreiehiscbcn  Staatsbalincn  den  In  Staatsdienste 
stehenden  Kanzkigehilfen  und  Kan/Ieihilfsarbeitem  bei  Reisen  außer  Dienst  über  fallweise 
von  dem  Amtsvorstande  befürwortete  und  an  die  zuständige  k.  k.  Staatsbahndirektion  zu 
richtende  Ansuchen  eine  fOnfzigprozentige  Fahrpreberroäfiigung  fdr  einzelne  Fahrten  bewilligt. 

Die  besBglichen  Anweisungen  unterliefen  der  gCMKltdien  Sicmpdgcbahr,  sowie  der 
vnrgCBcliricbenen  AntfertigangsgcbBhr. 
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Artlktl  IV. 

Dfe  Legitimationen  werden  mit  einer  Oültfgkcitsdauer  vor:  '^  7ti  's  Kalenderjahren  Mf* 
gelegt.  Es  erlischt  sohin  die  OOltiglceit  der  entaufgelegten  Legiiimattoaea  am  31.  Dezember  1907. 
Dtcte  Lcgitlniatlonea  «Ind  Icdoch  all)ihrllch  zum  Jihrcndilnm  dcrlcnlgcn  Stell«,  vdchc  zw 

Ausstellung  berechtigt  erscheint,  zum  Zwecke  der  Bestätigung  vorzulegen,  daf)  beim  Inhaber  die 
für  die  AnwpructishcrechtifTunpr  tnaß^phcnden  Vnr3ii"'<;ct7ungcn  noch  zutreffen.  DiefC  ßc«tätJgTing 
ist  ia  der  \h  eise  zu  erteilen,  daü  aui  äcitc  I  der  Liniagc  neben  die  betreffende  Jahreszahl  das 
Anlnlegd  anfkednickt  und  unter  dlcfdbc  die  Untencbrift  dei  zw  ArntteHnne  BercchH^en 

KCtetZt  wird. 

Da^  k.  Ic  Eiscobahnminittcrium  behUt  sich  das  Recht  vor,  nach  seinem  freien  Ermessen 
In  einem  gegebenen  Zcitpanktc.  nneh  noch  vor  Abhnf  der  OaitigkeltedHier  «Ile  LegiMmatlonen 
ctnsnbemfen. 

Artikel  V. 

Zur  Ausstellung  der  Legitimationen  sind  nur  die  in  der  Beilage  C  verzeichneteii  Ic.  k.. 
beziehungsweise  k.  und  k.  obenten  S^tralttellen,  Behörden  nnd  Ämter  bemfen.^) 

Dieselben  haben  die  Ttochcben  samt  Einlagen  bei  der  k.  k.  Stnattbehndirektim  Wien 
gegen  Vergütung  dc^  mit  l  Krone  per  Stflck  fixierten  Kostenbeträge«  rn  beziehen. 

Insofeme  aber  dieser  Kostenbetrag  die  aus  der  Beschaffung  und  Evidenzhaltung  der 
LegUfniitlonen  aovte  am  der  PKUnn^  der  bectgUchen  Nnchvetangen  «tnmmenden  Aniiagcn 
nicht  decken  sollte,  behält  <;!ch  das  Eiscnbtbnndntatcrlon  das  Redit  vor,  den  Kostenbetrag  der 
Legitimationen  entsprechend  zu  erhöhen. 

Seitens  der  ausfertigenden  Behörden  und  Amter  hat  der  Erlag  des  Bezugspreises  der 
Legitimationen  an  die  Ic  k.  Staatsbahndireirtion  Wien  mittelst  Postanweisung  nnd  fdls  Ihnen 
von  derselben  F.mpfane:serlag:<?scheine  der  Postsparfcsssa  <Sdieckvcikehr)  «nr  VcrfOgnng  gestellt 
werden,  mittelst  der  letzteren  zu  erfolgen. 

Ittsotange  die  k.  k.  Staatibahndlrcklion  Wien  von  dem  Erläge  der  entfallenden  Kotten 
nicht  benachrichtigt  Ist,  vird  sie  den  Anfordeningen  nn  Zusendung  von  Lc^ttmaUoncn  nidit- 
entsprechen. 

Änderungen  der  Diensteigenscbaft  des  Inhabers  sind  auf  Seite  5  von  dem  zur  Aussteilung 
der  Legitimationen  zustlndigen  Amte  unter  Beisetzung  der  Untencbrift  und  Betdrüchnng  des 
Amtssie^cN  kurz  vorzumerken. 

Die  Legitimationeo  sind  stets  nach  der  Reihenfolge  der  vorgedruckten  Nummern  aus- 
zustellen. 

Artikel  VI. 

Die  ausslclicndcn  Behörden  und  Ämter  haben  die  bei  ihnen  zur  Ausfertigung  gelangenden 
Legitimationen  nach  den  darauf  vorgedruckten  Nummern  in  genauer  Evidenz  zu  halten  und 
Sorge  zn  tragen,  dafl  durch  Dlenstauttritt,  Versetzung  in  den  Ruhestand  oder  sonstigen  Verlust 
der  Ansprucbsbcrecbllgnng  sowie  durch  Ableben  des  inhaben  nngUtlg  gewordene  LcgfÜmatloBen 

sofort  cinge/op^cn  worden. 

Sie  haben  bis  I.  Februar,  1.  Mai,  I.  August  und  1.  November  eines  jeden  Jahres  nach 
dem  beiliegenden  Formulare  D  ebie  Nachwelsnng  Aber  die  von  Ihnen  bezogenen  Legitimationen 
an  die  k.  k.  Staatsbahndirektion  Wien  einzuigenden.  Dieser  Nachweisung  sind  die  wegen 
Dienstaustritt,  Versetzung  in  den  Ruhestand  oder  Tod  des  Inhabers  oder  wegen  Umtausches 
sowie  durch  Zeitablauf  ungültig  gewordenen  sowie  die  bei  der  Ausstellung  etwa  verdorbenen 
Legitimationen  (die  samt  Täschchen  und  der  in  denselben  zu  belassenden  Photographie  an  durch- 
lochen  oder  auszuschneiden  sind  hciVuIegen,  und  zwar  derart,  da&  die  Nummern  dieser  Legiti- 
mationen in  der  hiefür  bestimmten  Rubrik  der  Nachweisung  ausgeführt  werden. 

PBr  die  bei  der  Ausstellung  verdorbenen  Legitimationen  wird  der  bezahlte  Kostenbetrag 
nicht  rückvergätct. 

In  Verlust  geratene  oder  solche  Legitimationen ,  welche  aus  irgend  einem  Grunde  nicht 
eingezogen  werden  konnten,  sind  seitens  der  Stelle,  weidie  dieselben  ausgestellt  bat,  mit 
tnnllchster  Beschleunigung  der  k.  k.  StaatrimbndlRktfon  Wien  auf  PormuIaK  nadi  Muster  E 
mitzuteilen. 

In  dieser  Mlttciloog  sind  auch  die  Nummern  jener  Legitimationen  anzugeben,  welche  für 
die  In  Verlust  genicncn  neu  ausgestellt  wwden. 


')  7nr  AussieUang  der  Lt^UnatiOMM  flar  äas  V«tnnüäi$pm0iiaU  ist  dür  Ae<nQ0l!Mdr 

politische  LandesstelU  berufen. 
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Artik«!  m 

Die  Rechte  [ind  rtifchten  der  Inhaber  von  Lcg^itimatlonen  ^Ind  den  In  dCll  Len^tfadtttoaCB 
•bgedrucktcn  .AUgeinetnen  Bcttimntniicen"  {$.  Beilage  B)  zu  entncbmea. 

Artikel  MU 

Mit  der  Besduffusg  uod  Ausgabe  der  Legttiouttionen  an  die  ausfertigenden  Bebördeo 
«ad  Aailcr,  der  Bvidcot  der  tNenungabten  Legilinttioaea,  der  Prüfung  der  Nachvelsungcn  Ober 
ausgefertigte  Lc^timationen ,  hinsichtlich  der  Anspruchsberechtigung,  der  Durchfabrung  der 
eventuellen  Einziehung  der  LcgitfmiloiMii  und  mit  der  Kiseecebenuig  wird  die  k.  k*  Sittls- 
babndirektioQ  Wien  betraut. 

Allgemeine  Bestimmungen. 
(Duulben  süiä  dem  Formulare  der  Legitimation  betgedruckt.) 

1.  Diese  Lcgltimatton  Ist  nur  fOr  die  darin  liezeicbnete  Person  gflilig. 

Die  Letntitnation  darf  fQr  einen  Staats-,  iMeddiangnreite  Hotbeantten  der  eueren  Raag»- 
klassen  bis  einschliefilich  der  VII!.  Ran^k!a<MC  nor  für  die  I.  orii?r  If  W'apcnklassc,  für  einen 
Beamten  der  IX..  X.  und  Xi.  Kangsklasse  nur  fflr  die  II.  oder  III.  Wagenklasse,  für  einen  Diener 
nnr  ttr  die  m.  WagcnUaiie  mtgettellt  werden  nnd  bcreditigl  den  Inhdicr  nnr  cur  Inaniiynidi* 
nähme  vun  fahrbcgOnstli^ungcn  in  derjenigen  Wagenklasse,  für  welche  sie  gemftll  der  ent- 
richteten Stempelgebahr  ausgestellt  ist  und  falh  diese  für  die  hßhere  der  Im  voran  geführten 
Umfange  freigestellten  Wagenklasse  entrichtet  wurde,  auch  in  der  nächst  niedrigen  Wagenklasae. 

Die  Bcattsnnff  doer  höheren  WtgcnUnete,  nie  ttr  wtldte  die  LcgilInnItcNi  ungcttdH 
wnrde,  ist  nur  pcgcn  Zahlung  der  normalen  Zlvilfahrpreisdlffcrcnz  j^r-^tatirt 

Bd  LAiung  von  zusammenstellbarcn  PahrscheinbetteD,  Vergnügungszugs-,  Zeit-,  Tour- 
■■d  Rclnnr*  nnd  der^dckttt  tmaUigten  Karten,  «owie  bd  Benflizttne  der  Exprcfl-  und  Lnsttt» 
at|e  wird  eine  FahrgcbUlircneniUigung  auf  Grund  dieser  Legitimation  nicht  gewährt. 

2.  Behufs  Ausstellung  einer  Lcg^lflmation  hat  der  Bewerber  «eine  in  V!?itV:artcnf(jrmat 
(lOVt  cm  hoch,  öVi  cm  breit)  auf  Papierkarton  auigczugenc  i'üutugraphte,  welche  zu  ähnlichen 
Zwcdccn  bMicr  nidit  verweadd  worden  aein  darf  nnd  ihn  swdfdioe  eiltenncn  laafen  nuB, 
idner  vorgesetzten  Behörde  2u  ilbcrf^rhcn. 

Die  Photographie  hat  der  Inhaber  auf  dem  Bilde  selbst  dgenbandig  uod  mit  Tinte  zu 
unici  ulireiben« 

Die  Legitimation  ist  alljUirlich  zum  Jahresschlusw  derfcnlgCtt  Stelle,  welche  zur  Atta- 
tLÜung  berechtigt  erscheint,  zum  Zwecke  der  Bestätigung  vorzulegen,  dafi  beim  Iniiaber  dic 
tur  di«  Anspruchsberechtigung  mattgebenden  Voraussetzungen  noch  zutreffen. 

3.  Die  Legltfntttion  iit  bd  LArang  der  ndnknrte,  ferner  wlbmd  der  Fhiirt  den 
Rcvhon^personalc  inlUlldi  der  Revidon  der  Faiirkulen  und  nndi  lonit  tnf  Verinngtn  vor- 
zuzeigen. *) 


V  Betreffs  der  NaehMOkbuigtm  wäkmad  Ar  FaM  im  Zage  f|l.  KÜMBrL  tom  2ljäiimr  I90i, 

Z  S5/KiM  Ml  'ö-NV.  6. 

*)  Erlaß  des  Ministers  fQr  K.  u.  U.  vom  23.  Dezember  1896, 2. 2695,  KUM,  MVBNr.  2 
es  18t7  (in  elmllicbe  Landesdicfi}: 

Zufolge  Zuschrift  des  k.  k.  Elsenbahnministcrlums  vom  11.  Dezember  1.  J.,  Z.  14.853/1., 
mehren  sich  laut  Anzeige  der  Verwaltung  der  k.  k.  priv.  Südbahn-Oesellschaft  in  letzter  Zeit 
die  Fälle,  dafi  k.  k.  Slaatsbedienstcte  bei  Fahrten  zu  den  ihnen  abercinkommengemSfi  zuge- 
flltndcncn  «mttfgten  Prdsen  den  dfenatliabcnden  Efsenbehnrevisionsorgwien  die  Vorweisung 
Ihrer  amtlichen  !  cpitimaHon  verweigern.  Seitens  der  k.  k.  Staatisbedicn^tctcn  wird  hicbei  die 
Ansicht  zum  Ausdruck  gebracht,  daS  sie  —  wenn  sie  in  Uniform  reisen  —  nicht  verpflichtet 
•den,  ihre  aralUche  Legitimation  vomwdsen.  —  Da  diese  Anddit  irrig  Ist  md  die  Staats- 
bedienstcten  nach  Artikel  III,  Absatz  5,  sowie  Artikel  IV,  vorletzter  Absatz  des  Normales  vom 
Dc/emher  1891  unter  allen  rm-tänden  verpflichtet  «ind,  die  amtliche  Legitimation  wShrcnd  der 
Fahrt  dem  Kevisionspersunale  der  1  ransportuntenieiimung  bei  Revision  der  Fahrkarten  und 
sadi  sonst  anf  Vedangen  vonnseigcn.  so  beehre  ich  mich  Im!  gleldizdtlger  Verlanfbamng  des 
vorstehenden  im  hicrortigen  Verordnungsblatte  Euer  .  .  .  hicvon  mit  dem  Ersuchen  Mit- 
teilung zu  machen,  behufs  Hintanhaltnng  unliebsamer  KonflUcte  mit  dem  Revlsioospersonale  der 
Ttansporlaastaltcn,  dl«  dem  bterortigen  MInbterinm  nntcrdehenden  Bcdlenstdcn  gsfUtigst  ent- 
sprechend bdcbren  nnd  denselben  die  dticrien  Bcsdnummgen  des  Normdes  in  Erinnerung 
bringen  zn  wollen. 


Digitized  by  Google 


348  OfotetfM  und  Vennitiinf ;  B.  UiiivcnltttipcnoiMlc. 


Behufs  Kontrolle  kann  durch  dfe  Revldomoffliie  JcdCRdt  dic  ibcnBltige  Abfibe  der 

Unterschrift  des  Inhabers  gefordert  werden. 

4.  Der  Inhaber  der  Lcgttlinttiofi  Ist  verpfUehtct,  von  dücm  alliailiKen  Vctl«te  dcndbra 

unverzfli^Hch  der  vorgesetzten  Behörde  Anzeige  zu  eitUltett»  dtadt  lle  die  k*  k.  StltWnllB- 
dircktion  in  Wien  von  dem  Verluste  sofort  verstündi^e. 

5.  Legitimationen,  welche  erweislich  durch  eine  andere  als  die  hiezu  berechtigte  Person 
bcQAtit  werden»  anfgebcMert  oder  nulfert  lind»  denfllclie  Spuren  det  AnriMMdicfl  der  Pholo- 
gnphie  zeigen,  werden  von  den  Rcvislonsorgancn  abgenommen. 

Von  dem  Anstände  wird  der  k.  k.,  beziehungsweise  k.  u.  k.  obersten  Zentralstelle,  oder 
dem  obenten  Hofenrtc  die  Anzeige  cntattet. 

Legitimationen,  welche  nicht  in  allen  Teilen  vurschriftsmäflig  ausgefflllt  oder  adjustiert 
sind,  welche  nicht  alle  durch  Vordruck  vorgeschriebenen  Unterschriften  tragen  oder  nicht  für 
das  BenUtzungsjabr  mit  der  Bestätigung  der  Fortdauer  der  fflr  die  Anspruchsberechtigung  mafl* 
ffd»cndett  Voraunettancen  verseilen  sind,  deren  Ptotoginplile  von  den  Inbibcr  nicht  nnler' 
<;chrichen  oder  nicht  mit  dem  äradtehcn  Hodidrackstcmpel  •bgcstcnpelt  tot,  «erden  von  den 
Revisionsorganen  zurückgewiesen. 

In  beiden  micn  vird  der  Betreffende  so,  als  ob  er  ohne  gültige  Pahiterte  bcIreSen 
worden  wäre,  behandelt 

6.  F-Jnc  Rflcla'ergötung  der  Differenz  zwischen  der  vollherahlten  ZivilgcbQhr  und  den  auf 
Orund  der  Legitimation  zu  bezahlenden  Oeb&hren  findet  ausschliefllich  nur  in  dem  Falle  statt, 
wenn  nadigewicsencmaficn  ein  Vcndinldca  der  Organe  der  Tmnsportnntemchninng  die  Ucsadie 
davon  bildet,  daß  die  anspruchsberechtigte  PersoH  dcT  gebührenden  Fahrbcgflnstlgnng  In  den 
vorgekommenen  Falle  nicht  teilhaftig  wurde. 

Infolge  Verlustes  der  Anspruchsberechtigung  des  Inhabers,  t.  B.  Austritt  aus  dem  Dienst* 
verlnnde,  Versetaung  in  den  Rubcstand  oder  infolge  Ablebens  des  Inhabers  ungflltig  gewordene 
Legitimationen  (Tüschchen  samt  Photojrraphie  und  Einlage)  sind  durch  den  Betreffenden  selbst, 
rcsp.  durch  die  Hinterbliebenen  der  vorgesetzten  Stelle  sofort  zurQckzustellen. 

Im  Falle  von  Änderungen  In  Dienstcharakter  des  Inhabers  Ist  die  Legitimation  behnb 
Eintragung  der  Änderungen  der  vorgesetzten  Stelle  vorzulegen. 

Sowohl  wenn  von  der  Legitimation  aus  irgend  einem  Grunde  kein  Gebrauch  mehr 
gemacht  werden  will,  als  auch  nach  Ablaui  der  Gültigkeitsdauerist  die  Legitimation  (Täschchen 
samt  Photographie  und  Einlage)  der  vorgesetzten  Stelle  einzusenden. 

7.  Im  Falle  nachträglich  gewünschter  ITmänderung  der  LegiUnntiOn  h&islcllilltcii  derWagCD- 
klasse  mufl  stets  eine  neue  Legitimation  ausgefertigt  werden.. 


Ai{fdenUiU£uder  k,  k,  Osterreichlsehen  Sfaaisbahnen  werden  den Sinditrtnden 
der  Heek'  und  Mittelschulen,  wenn  sie  vom  Schul-  oder  KoUegiengeUU  gane  bttfreit  sind, 
stempelfreie ,  und  für  den  Fall  nur  teilweiser  Befreiung  stempelpfUcMise  Anweisungen  auf  eine 
SIfilJge  Fahrpreisermqßgßi^  für  die  Fahrten  aus  dem  Heimatsorte  nach  dem  Orte  der  Unter- 
rieUsunstatt  und  umgekehrt  za  Beginn  und  am  Ende  der  Schuleeä  sowie  gelegentäeh  der  grilfteren 
Zwischenferien,  endlich  für  sonstige  von  ihnen  M»  untemetUnende  nalmeadig»  Reisen  iber  ent^ 
sprechend  instruierte  Ansuchen  ausgefolgt. 

Für  gemeinsclutftüche,  unter  Aufsicht  der  Professoren  unternommene  Exkursionen  wird  den 
genannten  Stadimaden  normalmdßig  eine  SPf^ge  Ermdßigung  der  Personenxugfithrpteise,  Sber' 
dies  aber  in  berücksichiigungswilrdi^'en  Fällen  ausnahmsweise  für  w!-;':er:srh(\fttiche  Exkursionen 
die  freie  Fahrt  bis  zur  MaximaUiöhe  von  einem  Drittel  der  (Jesamtteüneluner  bewiUigt. 

DttS  asaOiAttmbUstalttm  pflegt  diese  Begünstigung  in  besonders  rSek^MswMigen  Äus- 
nahmsfällen  noch  dahin  eussudelmen ,  daß  dieselbe  bei  Führten  auf  Entfernungen  über  tOO  km 
in  der  II.  Waf^enklasse  auch  für  SchneUzüi^e  zuj^estanden  wird,  snferne  die  betreffende  F-xkursion 
außerhalb  der  Zeit  vom  15.  Mai  bis  15.  September  stattfituiet  und  eine  Bestätigung  des  Rektorates, 
beziehungsweise  der  Direktion  der  Lehranstalt  darüber  beigelegt  wird,  dqß  der  exkunimnpUm  den 
Uttienicht^Twecken  entspreche. 

Was  dir  Privatbahnen  betrifft,  sind  dieselben  ftinstchtüch  der  Erteiiung  soidier  Faht- 
begunstigu/igen  völlig  cigcnberecUigi. 

(Ertqß  de*  Eisenbtthnmlnistertnms  fout  27.  JAmer  1905,  Z,  2367,  an  dte  StaUk/üier  fib 
Bähmen,J 
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Np.  301. 

EtM  des  MlnUters  f&r  K.  n.  U.  ?om  19.  «iflnner  1892.  Z.  17J55 

ex  im 

an  sämtliche  Landesstellen, 

(betreffend  die  Unfallvenicherungspilicht  der  zu  Zwecken  der  wissen- 
•chaftliclien  Forschung  und  des  Unterrichtes  bestimmten  Laboratori«! 
der  Hochschtden  and  anderer  Lehranstalten). 

Ober  eine  Anfrage  hat  das  k,  Ic  Ministerium  des  Innern  mit  Zu- 
schrift vom  2.  August  1891,  Z.  sich  dahin  ausgesprochen,  daß  die 

zu  Zwecken  der  wissenschaftlichen  Forschung  und  des  Unterrichtes  be- 
stimmten Laboratorien  der  Hochschulen  und  anderer  Lehranstalten  unter 
das  Unfallversicherungsgesetz  zu  subsumieren  sind,  wenn  in  denselben 
die  im  §  1,  Abs.  3,  Punkt  1  und  2  UO.*)  bestimmten  Merkmale  der  Ver- 
sicherimgspflicht,  nämlich  die  Erzeugung  oder  Verwendung  explodierender 
Stoife  oder  die  Verwcndan^  eines  Motors  voriiaiidcn  sind. 

Alle  jene  Laboratorien,  bei  welchen  diese  Voraussetzungen  nicht  zu- 
treffen, unteriiegen  der  Unfallversicherungspflicht  nicht 

Hienacfa  beehre  idi  mich  Euer  ...  zu  ersuchen,  falb  es  noch  nicht 
geschehen  sein  sollte,  mit  Berücksichtigung  der  obigen  Grundsätze  die 
Anmeldung  der  einschlägigen  versicherungspflichtigen  Betriebe  der  Lehr- 
anstalten bei  der  Versicherungsanstalt  durch  die  Vorstände  der  Lehr- 
anstalten sofort  zu  veranlassen,  wobei  daran  festzuhalten  sein  wird,  daß 
behufs  Bestimmung  der  Arbeitstage  und  Berechnung  des  Arbeitsverdienstes 
genau  anzugeben  ist,  an  welchen  Tagen  das  Laboratormm  usw.  im  Be- 
triebe steht,  beziehungsweise  an  welchen  Tagen  ein  etwa  verwendeter 
Motor  sich  in  Tit^gkeit  befüidet  «) 

Personen,  welche  mit  Rficksidit  auf  ihre  Dienstzeit  bereits  pensions- 
berechtigt sind,  sind  in  das  Vencichnls  der  Versicherungspflichtigen  nicht 
aufzunehmen. 

Die  den  einzelnen  staatlichen  Instituten  vorgeschriebenen  Versiche- 
rungsbeiträge werden  zur  Gänze  seitens  des  Staatsschatzes  gt  trajren  \\  erden 
und  wird  daher  eine  Rückvergütung  des  Zehntels  derselben  von  den  Ver- 
sicherten nicht  zu  beanspruchen  sein. 

')  Gesetz  vom  2S.  Dezember  1887,  ROBNr.  /  ex  1888. 

^  EnreiUrt  durch  äM  MinErL  vom  13.  Jrnni  iS03,  Z.  3000  fs,  Nr,  30^, 
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SchlieBUdi  etsucfae  ich  zu  veranlassen,  daß  die  rechtskräftig  gewordenen 
Entscheidungen  und  vorgeschriebenen  Beträge  hieher  mitgeteilt  und  für 
die  Bedeckuos,  beziehungsweise  Präliminiening  rechtzeitig  vorgesorgt  werde. 


Nr.  a02. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  u.  U.  vom  I3.  Juni  1893.  Z.  3009, 

an  sämtliche  I-andeschefs  mit  Ausnahme  jenes  von  Dalmatien, 

(betreffend  die  Durchführung  der  Unfallversicherung  bei  den  zu  Zwecken 
der  wissenschaftlichen  Forschung  und  des  Unterrichtes  bestimmten 
Laboratorien  der  Hochschulen  und  anderer  Lehranstalten). 

Unter  Bezi^ahme  auf  den  ho.  Erlaß  vom  19.  Jänner  1892,  Z.  17.155 
ex  1891,1)  beehre  ich  mich  Euer  .  .  .  ju  eröffnen,  dnR  die  mit  dem  ho. 
Erlasse  vom  29.  Juli  1892,  Z.  4715,*)  bekanntgegebenen  Weisungen  bezüg- 
lich der  Durchführung  der  Unfallversicherung  bei  den  Lehrwerkstätten  der 
gewerblichen  Untcrrichtsanstalten  auch  auf  die  zu  Zwecken  der  wissen- 
schaftlichen Forschung  und  des  Unterrichtes  bestimmten  Laboratorien  der 
Hochschulen  und  anderer  Lehranstalten  Anwendung  zu  finden  haben. 

Hiedurch  erleidet  der  ho.  Erlaß  vom  19.  Jänner  1892,  Z.  17.155  e.\ 
1891,1)  insofern  eine  Abänderung,  als  behufs  Bestimmung  der  Arbeitstage 
und  Berechnuiigf  des  Arbeilsvefdienstes  nicht  nur  jene  Aibeltstage  am  be* 
rucksichtigen  sind»  an  welchen  ein  im  Laboratorium  etwa  verwendeter 
Motor  tatsächlich  in  Verwenduqg  steht,  sondern  auch  jene  Tage,  an  welchen 
Oberhaupt  Laboratoriunisarbeit  stattfindet 

Ich  ersuche  sonach  Euer  . .  das  Erforderliche  zu  veranlassen,  damit 
die  mit  dem  zitierten  ho.  Erlasse  vom  29.  Juli  1802,  Z.  4715,^  bdcannt- 
gegebenen  Grundsätze  auf  sämtliche  der  Verslcheningspflicht  unterliegende 


')  s.  Nr.  30t. 

*1  Aus  dem  Frlae^c  des  Ministers  für  K.  ii.  U.  vom  y>.  jnii  Z.  4715.  an  die 

Statthalter  in  Böhmen  und  Oberöslerreich ,  betrtjjend  die  Urunäsatze  Jur  die  Versicherung  ton 
im  4*H  gtmtrbUch*»  LgktwuMOttm  gtgttt  Entiokmuv  taekUftfgU»  Penoaen  und  dk  B^fwekimmg 

des  Versicherun^beitrases : 

Bei  dieser  Octcuenheit  werden  Fiipr  .  .  im  N'achhatiffe  711  dr:n  ho  h'rta«!sc  vom  8.  Min 
1891,  Z.  327,  und  in  tdlweiser  Abänderung  der  mit  demselben  erteilten  Weisungen  in  Kenntnis 
fewizt,  diS  laut  eliicr  intiSlich  efnaa  tpnlcllcii  Pallci  gtflUltcn  Entodiffldiine  dca  k.  k.  MM- 
slcriurn"^  d .  -  Ir.rrni  die  in  den  gewerblichen  Lchrwerkstättett  gegen  F.nftohnung  bcschSftigicn 
Personen  nicht  nur  für  die  Dauer  des  Motorenbetriebes,  sondern  tflr  die  ganze  Dauer  des 
Betriebet  dieser  Werlntitte  za  venldwni  ilad,  und  dtS  dcnuiacb  bcf  der  Bdtraasbei  ediu«ag: 
nicht  nur  fcn«  ArbdMage  zu  berflcksidittgcn  afnd,  «d  welchen  der  Motor  tatsächlich  in  Vev^ 
wendtinjr  steht,  sondern  nnrh  jene  Tage,  an  welchen  nur  Handarbeit  stattfindet.  Ea  haben  dict* 
bezaglich  sonach  nachstehende  Orundsitze  maSgebend  zu  sein: 

1.  Die  ndt  der  Beaufsiditiginiff  der  LchrwcrhatitteB  betrau len  Lchrtr,  vcfdte  «Mb 

theoretischen  Unterricht  erteilen,  sind  in  allen  Fällen  cntsch.ndigiingsberecbtiiyt .  .vriir  ^tc  cfawn 
Uolall  bei  dieser  dienstlichen  Obliegenheit,  das  ist  bei  dieser  Beaufsichtigung  erleiden. 

Bei  der  Beitragsberechnung  ist  filr  sie  Jener  Teil  des  Ocbaltet  anrechenbar,  welcher  dem 
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Laboratorien  der  im  dortigen  Verwaltuiigsgebiete  gelegenen  Lehranstalten 
a^gcwendet  werden. 


Nr.  303. 

firiaft  des  HInlstm  für  K.  a.  D.  Yom  22.  Mal  1M7,  Z.  6559, 

an  die  Statthalterei  für  NiederÖsteireidi, 

(womit  dnige  Fragen  betreffeiid  die  Uofeilverslclienuig  der  bei  den 
mlallvcnichenmgspfllchtlgen  Betrieben  an  Hochathnlen  angestellten 

Personen  beantwortet  werden). 

\m  Verfolge  des  ha.  Erlasses  vom  6.  September  1895,  Z.  16.741,  wird 
öber  die  mit  dem  Berichte  vom  24.  November  I99i,  Z,  80.023»  aufge- 
worfenen Frafren  betreffend  die  l  ^nf anversicherung-  der  bei  den  unfall- 
versicheningspflichtigen  Betrieben  an  1  iochschulen  angestellten  Personen, 
der  ...  im  Einvernehmen  mit  dem  Mmisterium  des  Innern  und  der  Finanzen 
nadistehendes  bekanntgegeben: 

„Noch  nicht''  pensionsfähige  Staatsbedicnstctc,  das  ist  solche  besoldete 
Siaatsbedienstete,  welche  mit  Radcsidit  auf  die  Kürze  ihrar  Dienstzeit  in 
keinem  Falle  pensionsberechtigt  sind,  gibt  es  nach  den  derzeit  geltenden 
Pensionsvofsdiriften  nidit,  denn  für  die  Frsge  der  Pensionsberecht^ng 
der  Staatsbeamten,  Staatslehrpersonen  und  Diener  ist  gegenwärtig  das  Gesetz 
vom  14.  Mai  1896,  ROBNr.  74,^)  maßgebend.  Nun  tritt  einerseits  nach 
§  1  dieses  Gesetzes  die  Pensionsfähi^keit  zwar  erst  nach  ununterbrochener 
Vollstreckuns^  von  zehn  Dienstjafiren  ein,  es  werden  aber  nach  §  2  die- 
jenigen Staatsbi  atnttii,  Staatslchrper sc nen  und  Diener,  welche  infolge  einer 
von  ihnen  nicht  absidiüidi  herbeigeführten  körperlichen  Beschädigrung  dienst- 
uniahig  geworden  sind,  wenn  sie  auch  noch  nicht  zehn,  jedoch  mindestens 
ffinf  Dienstjahre  vollstreckt  haben,  so  behandelt,  als  ob  sie  zehn  Dienst- 
jahre wirklich  zurüd^elegt  hitten.  Filr  diejenigen  dagegen,  welche  noch 
nicht  ffinf  Dienstjahre  zurückgelegt  haben,  bleiben  andrerseits  im  Sinne 
der  generellen  Bestimmung  des  §  17  des  Gesetzes  vom  14.  Mai  1896, 
ROBNr.  74,  die  älteren  Vorschriften  in  Kraft.  Diesbezüglich  bestimmt  wieder 
der  Punkt  5  des  Pensifm^nnrinales  vom  5.  März  17S1:  „Jener,  welcher 
wegen  Wahnwitz,  zugtstoliener  Krankheit  oder  Erblindung  ohne  sein  Ver- 
schulden auch  vor  gedienten  zehn  Jahren,  also  auch  vor  p^cdienten  fünf 
Jahren,  zu  allem  Brotverdienst  unfähig  wird,  dcui  wird  ein  Viertel  von 
seinem  Oehalt  Massen,  ausgen<Mnmen,  dafi  einem  solchen  dieses  Unglück 
in  Amtsverrichtungen  zugestoßen  wire,  in  welchem  Falle  derlei  nach  Billig- 

Verhältaisse  der  von  ihnen  lür  die  Beauisichtigung  angereciineten  Slundeoanzahl  zur  Oesamt- 
vcnffllchtang:  «atgpfkht. 

Dasselbe  glti  Mluichtticb  Jener  Diener,  «eldie  nnr  nni  Teile  In  der  LehnrerfcstUtt 

btKkiftigt  werden. 

2.  Werkmeister,  Vorarbeiter  und  Werkstättendiener,  weldie  tttsscbUeSlIch  oder  doch  fast 
«■achlfeSUcli  In  der  LchrwerlatlHe  bcsdilfllct  werden ,  sind  fOr  den  giazen  Unfuf  dlcier 

ihrer  dienstlichen  Tätigkeit  versichert  und  i^t  daher  such  das  gesamte  Diensteseinkommen  bis 
zoBi  gesetzlichen  Höchitbetrage  der  Berechnung  des  Venicbernngsbeitraget  zu  Orunde  zu  legen. 
')  $.  Nr.  170. 
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keit  und  Befund  auch  besser  behandelt  werden,"  wobei  zu  bemerken  ist, 
daß  einer  „Krankheit*'  im  Sinne  dieser  ßcstiiiiinung'  auch  jeder  die  Dienst« 
fähigkeit  aufhebende  Unfall  gleichzustellen  ist,  wie  dies  auch  tatsachlich 
in  der  Praxis  geschieht. 

Aus  dem  Gesagten  ergibt  sich,  daß  nach  den  derzeit  geltenden  gesetz- 
lichen Bestimmujigen  jeder  besoldete  Staatsbeamte  und  Staatsdiener  für  den 
Fall  eines  seine  Dienstunfähigkeit  herbeiffihrenden  Unfalles  den  Anspruch  auf 
den  Bezug  eines  dauernden  Ruhegenusses  besitzt. 

Hiezu  wird  jedoch  hemerlct»  daß  nach  den  Bestimmungen  des  §  4 
UVG.i)  auch  die  pensionsberecht^n  Staatsbediensteten  nur  insoweit  von 
der  Unfallversicherung  ausgenommen  sind,  als  ihnen  und  ihren  Ange- 
hörigen beim  Eintritte  eines  Betriebsunfalles  der  Anspruch  auf  eine 
Pension  zusteht,  welche  die  Höhe  der  in  den  §§  6  und  7  fes^esetzten 
Rente  erreicht. 

Was  die  weiteren  Frag^epiinkte  betrifft,  so  wird  bemerkt,  daß  alle 
o'ejTen  Unfälle  versicherten  Personen  aucli  psv'en  den  Krankheitsfall  ver- 
sichert werden,  insoweit  es  sich  nicht  um  Bedienstete  handelt,  welche 
in  einem  Betriebe  des  Staates,  des  Landes  oder  eines  öffentlichen  Fondes 
mit  festem  Gehalte  angestellt  sind. 

Aus  den  Worten  „mit  festem  Oehaite  angestellt"  muß  geschlossen 
werden,  daB  es  sich  hiebei  nur  um  Personen  handeln  kann,  deren  Be- 
schäftigung nicht  auf  einem  privatrechtlichen  kflndbaren  Dienstvertrage  beruht, 
denen  vielmehr  eine  SteOe  verliehen  worden  ist,  mit  welcher  nach  den 
bestehenden  Normen  ein  bestimmter  Oehalt  fest  verbunden  ist  Diese  Aus- 
nahme von  der  regelmäßigen  Versicherungspflicht  beruht  wohl  nach  der 
Absicht  des  Gesetzes  auf  der  Voraussetzung,  daß  derartig  Bedienstete  auch 
im  Krankheitsfälle  im  Besitze  der  ihnen  verliehenen  Stelle  tind  der  mit 
dieser  verbundenen  Be/uge  bleiben,  beziehungsweise  daß  ihnen  diese  Stelle 
nur  unter  normativ  bestimmten  Voranssetzun|?cn  entzogen  werden  kann 
und  es  wird  daher  die  Ausnahme  iunsichiiidi  solcher  provisorisch  oder 
gegen  Kündigung  angestellter  Bediensteter  nicht  Platz  greifen,  welchen 
die  ihnen  mit  ihrer  Anstellung  verliehene  Stelle  nach  freiem  Ermessen 
entzogen  werden  kann. 

Was  endlkh  die  Frage  der  individueUen  Befreiung  von  versicherungs- 
pflichtigen Personen  von  der  Versicherungspflicht  betrifft,  so  kann  dieselbe 
allerdings  von  der  politischen  Behörde  I.  Instanz  im  Falle  der  Zustimmung 

der  zu  befreienden  Personen  unter  der  Voraussetzung  bewilligt  werden, 
daß  ihnen  der  Anspruch  auf  Fortzahlung  des  Gehaltes  oder  Lohnes  für 

20  Wochen  im  Krankheitsfälle  zugesichert  wird. 

Da  nhcr  im  Interesse  des  Bestandes  der  nuf  dem  nnmdc  der  Gegen- 
seitigkeit beruhenden  Kassen  Privatunteniehmungen  gegenüber  eine  der- 
artige Begünstigung  nur  in  besonders  rücksichtswürdigen  Fällen  erteilt  wird, 
wäre  es  kaum  angezeigt,  staatlichen  Betrieben  gegenüber  von  diesem  Grund- 
sätze abzugehen. 


QaHM  vom  jS.  DaaiAtr  1967,  RQBNr*  i  «r  /S8S. 
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Nr.  304. 

EriaS  ies  lUnlstan  für  K.  jl  0.  t om  25.  Juni  1897,  Z.  15.371, 

an  die  Sattfaalter  in  Niederdsterreich,  Böhmen,  Steiermark,  Tirol  und  Qalizien, 

(betreffend  die  freiwillige  Unfallversichening  bei  den  mit  Mensdien-  und 
TIerlefchen  mairipnllerenden  Intlltaten). 

Unter  Bezug^nahme  auf  den  Bericht  .  .  .  beehre  ich  mich  Euer  .  .  . 
in  Betreff  der  Einbeziehung  jener,  einer  Unfallvcrsicherungspflicht  nicht 
unterli^ejnden  Personen  aii  Universitätsinstituten,  weldic  daselbst  mit 
Mensdien-  oder  Tierleiclien  manipulieren  und  liiedurdi  der  Gefahr  einer 
lofelction  ausjgesetzt  sind,  in  die  dnidt  das  Oesetz  vom  20.  Juli 
IKiBNr.  168,  aonnierte  freiwillige  Unfaliveisicherung  nach  gepflogenem  Ein- 
vemeiimen  mit  dem  Ministerium  des  Innern  nachstehendes  zu  eröffnen: 

Im  Sinne  dieses  Gesetzes  müßte  jedes  einzehie  Universüätsinstitut, 
respektive  jede  einzehie  Anstalt,  deren  Bedienstete  versichert  werden  sollen, 
für  sich  als  ein  „Betrieb"  aufgefaßt  werden  und  der  betreffende  Instituts- 
vorstand als  Repräsentant  des  Betriebsunternehmens  angesehen  werden, 
dem  also  alle  aus  der  Versicherung  entspringenden  Verpflichtungen  (zur 
Lieferung  von  Anzeigen,  Berechnungen  usw.,  §§  18,  19,  21,  29  UVG.) 
obliegen. 

Da  nach  Art  VI,  AI».  3  des  zitierten  Gesetzes  die  freiwillig  Unfall- 
versidierung  von  Betrieben  korporativ  für  alle  in  dem  betreffenden  Be- 
triebe  beschiftjgten  Arbeiter  und  Betriebsbeamten  erfolgen  muB,  wird  sich 
die  Versicherung  gegebenenfalls  nicht  auf  die  Institutsdiencr  allein  zu  be- 
schränken haben,  sondern  alle  dem  betreffenden  Institute  angehörigen  An- 
gestellter (also  auch  Assistenten,  Demonstratoren  usw)  iimfas<;en  müssen. 
Au^enomincn  hlcvon  sind:  1.  der  als  Repräsentant  des  Betriebes  an- 
zusehende, daher  als  solcher  in  die  Verpflichtung  zur  Versicherung  nicht 
einbezogene  Vorstand  des  Institutes,  2.  alle  jene  Personen,  welche  zufolge 
der  Bestimmungen  des  §  4  des  Gesetzes  vom  28.  Dezember  1887,  RGBNr.  1 
ex  1888,  von  der  Versicfaerungspflicht  im  allgemeinen  ausgenommen  sind, 
im  Sinne  des  Art  VI,  Abs.  1  und  4  de«  Gesetzes  vom  Jahre  1894,  kann 
zwar  die  ffreiwill^e  Unfallversicherung  auch  auf  die  vorstehend  genannten 
Personen  ausgedehnt  werden,  doch  ist  deren  korporative  Anmeklung  nicht 
erfoitlerlich. 

In  OemäBheit  dieser  Bemerkungen  wird  daher  zunächst  zu  konsta- 
tieren sein,  welche  wissenschaftliche  Institute  durch  korporative  Annirkiung 
in  die  freiwillitre  Versicherung  ein/ubeziehcn  wären,  und  namens  dieser 
Institute  wird  sodann  mit  der  Unfallversicherungsanstalt  selbst  in  Ver- 
handlung zu  treten  sehi,  um  die  Gefahrenkbwse  festzustellen,  in  welche 
diese  Institutsbetriebe  einzureichen  wären. 

Ober  die  hienach  eingeleiteten  Verhandlungen  wollen  Euer  .  .  .  unter 
Darlegung  der  auf  den  Unterrichtsetat  zu  übernehmenden  Prämienzahlung 
anher  antragstellend  berichten,  wobei  die  im  AH.  VI,  Abs.  6  vorgesehene 
staatliche  Genehmigung  der  Ocfahrenklassenbestimmung,  eventuell  die  im 
Art  VI,  Abs.  5  t>egrüadete  Feststellung  besonderer  Gefahrenklassen  im 
Univcnititsgciclfc.  23 
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Veranlnungswege,  und  zwar  im  Interesse  eines  mdglicfast  ^leidmiäfiigea 
Voi^gehens  der  einzelnen  Vcrsidierungsanstatten  nodi  vorbehalten  bleilit 
und  demnach  auch  von  einer  endgültigen  Anmeldung  zur  Versicherung 
bis  zum  Einlangen  dieser  Oeneämigung  zuzuwarten  ist.') 


Nr.  SOS. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  u.  U.  vom  22.  Juni  1899,  Z.  5176, 

an  das  Rektorat  der  Wiener  Universität, 
(betreffend  die  Unfallversicherung  der  Studierenden).^ 

Aus  dem  Berichte  vom  21.  Februar  d.  J.,  Z.  2046,  habe  ich  ent- 
nommen, daß  der  akademische  Senat  der  Wiener  Universität  sich  veran- 
laßt gefunden  hat,  den  Studierenden  dieser  Hochschule,  insbesondere  den 
Hörern  dvY  Medizin,  Chemie  und  Physik,  welche  bei  ihrer  Beschattigung 
mannigladicn  körperlichen  Verletzungen  ausgesetzt  sind,  sowie  den  in  gleicher 
Lage  befindUchen  Assistenten  und  Demonstraioren  das  Eingehen  von  Unfall- 
versicherungsvertragen  auf  Grund  von  mit  einer  PrivatversidierungsgeselK 
Schaft  getroffenen  Vereinbarungen  zu  ermöglichen,  beziehungsweise  zu  er- 
leichtern. 

Indem  ich  diese  von  der  regen  Fürsorge  der  akademischen  Behörden 

für  die  Interessen  der  !>fudierenden  und  der  Angehörigfen  der  Universität 
zeugende  Maßnahme  mit  Befriedigung  zur  Kenntnis  nehme,  ersuche  ich 
das  Rektorat,  über  das  Ergebnis  der  von  der  Universitätsquästur  entgegen- 
genommenen Versicherungsanträge  seinerzeit  zu  berichten. 

Hinsichtlich  des  vom  akademischen  Senate  gestellten  Antrages  auf 
Einführung  der  obligatorischen  Versicherung  sämtlicher  UniversitStshörer 
behalte  ich  mir  die  SchluBfassung  vor. 

*)  Diese  Qenehmigung,  iiisbesondere  beirejjs  der  Qefahreiüdassenbestimmung,  wurde  mit  den 
M  die  StaWlaUeni  in  NietUrMtrrdeh,  BOhmeHt  Stdtmark,  Tinl  and  Oalkien  gerichteten  (im 
wnentlkhen  gtäeUantenden)  KUMErL  vorn  6.  März  im»  Z  4m  frUiU;  der  andUn,9, 
SMttulterei  ergangenr  hrl'iß  hmtei: 

Unter  Bezugnahmi:  aui  den  ho.  Erlaß  vom  25.  Juni  1897,  Z.  15.371,  betreticnd  die  in 
Aufsicht  gcnonmicBe  freiwillige  Unfaiivenichcniiig  der  Angettelltca  fmcr  UnivcrsHllaiiistitate, 
an  denen  mit  Menschen-  oder  Tierlelchcn  manipuliert  wird,  bcelire  ich  mich  Euer  ...  zu 
eröttnen,  daS  nach  einer  mir  zugckoraroeoen  Mitteilung  des  Ministeriums  des  Innern  die  laut 
«inet  dorthin  gerlcbteten  Berichtet  Eaer  .  .  .  von  der  Arbeiter- Unfellversicherangnnftait  In 
Wien  beabsichtigte  Anwendung  der  Gefahrenklasse  IX,  Oefahrenprozent  4S  mit  dem  Bdtrage- 
«at7<<  vnr  j  Prozent  der  Lohn^iirame  für  dic^c  Katef^nriL^  von  Angestellten  mit  ROdoicht  auf  die 
obwaltenden  Verhältnisse  als  angemessen  erachtet  werden  kann. 

Ich  genehnifKe  deber,  daS  die  fragUchen  AnsestelKcn  der  Wiener  Univerritit  unter  dicecn 
Bedingungen  zur  freiwüligcn  l 'nfnlKcrsIcherung  angemeldet  werden,  und  daO  die  hezQglichcn 
Versicherungsbeiträge  aui  den  ünterrichtsetat  abenionunea>  respektive  aus  dem  Regiekosten- 
kredite der  bezeichneten  Unlversltlt  fedeckt  werden. 

•)  Der  akadfmische  Senat  der  Innsbrucker  UniverstUi  hat  in  seiner  Sitzung  vom  27.  Juni  1899 
firscfilossfn ,  sic/i  für  die  ZiiUissigkelt  der  freiwilUf^en  Unfallvrrsiciieruns  der  Studierenden, 
Assistenten  und  Demonstratoren  dieser  Universität  nach  den  Antrügen  einer  Privatversicherungs- 
geseUuhilfi  In  Wien  mutatpreehen,  und  xmar  wder  den  ifietehen  ModaUtäient  wie  aaleke  Mnelda-' 
lieh  der  in  Frage  stdkautett  Ver^dtenu^  bereite  an  der  Wiener  Uniruttiäi  beelehen.  fKUMZ,  NJSM 
ex  ism.j 
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Nr.  a06. 

Tsrordnimg  des  Cesamtmliilsterliim^  Tom  5.  Februar  1900, 

RGBNr.  23. 

betreffend  die  Versicherung  der  aus  Staatsmitteln  entlohnten  provi- 
sorischen und  Anshilffsdiener  für  den  Krankheitsfall. 

Zur  Durchführung  des  §  16  des  Gesetzes  vom  26.  Dezember  1899, 
RGBNr.  255/)  betreffend  die  Re^ehmg  der  Bezüge  der  in  die  Kategorie 
der  Dienersdiaft  gehörigen  aktiven  Staatsdiener,  findet  das  Oesamtministe- 
rium folgendes  zu  verordnen: 

§  1.  Die  im  §  16  des  Gesetzes  vom  26.  Dezemlwr  1809,  ROBNr.  255^ 
vofgesdiriebeae  Versicherung  der  aus  Staatsmittehi  entlohnten  provisori- 
schen und  Aushitfsdiener  für  den  Krankhettsfall*)  erfolgt  durch  die  im 
Sinne  des  Gesetzes  vom  30.  März  1888^  RGBNr.  33,  betreffend  die  Kranlcen- 
versidierung  der  Arbeiter,  errichteten  Bezirkskrankenkassen. 

Von  dieser  Art  der  Krankenversicherung  sind  nur  jene  aus  Staats- 
mittehi entlohnten  provisorischen  und  Aushiifsdiener  ausi^an oiTniKn,  denen 
infolge  ihrer  Zugehörigkeit  zu  einer  staatlichen  Betriebskrankcnka«;se  oder 
aus  einem  anderen  Grunde  der  Anspruch  auf  die  in  den  §§  6  und  d  des 
Gesetzes  vom  30.  März  1888,  RGBNr.  33,  vorgeschriebenen  Minimal- 
leistungen  zusteht 

§  2.  Zu  den  im  §  1  erwähnten  Versicfaerungspfltditigen  gehören  jene 
bei  staatlichen  Behörden,  Ämtern,  Anstalten  und  Betrieben  Bediensteten, 
welche  in  die  Kategorie  der  Dienerschaft  fallen,  jedoch  !;cinc  ständigen 
Bezijge  im  Sinne  des  §  1  des  Gesetzes  vom  26.  Dezember  1899,  HOBNr.  255^ 
genießen. 

§  3.  Die  den  Staat  als  Arbeitgeber  zufuli^e  des  Gesetzes  vom  30.  März 
1S8S,  RGBNr.  33,  In  ffcnden  An-  und  Abuicldungen  der  Versicherungs- 
pfUchtigen  bei  den  örtlich  zuständigen  Bezirkskrankenkasstn  haben  die  be- 
treffenden Amtsvorstände  vorzunehmen,  welche  für  die  pünktliche  Erfüllung 
dieser  Obliegenheiten  verantwortlich  sind. 

Die  erste  Anmeldung  hat  unbeschadet  der  mit  1.  Jänner  1900  ein- 
getretenen Versicherungspflicht  bis  längstens  Ende  Februar  1900  zu  erfolgen. 

>)      Nr.  2S6. 

■)  Dit  Veniektmngi^i^Beki  ätr  an  SiaaimUidm  «nHohn^  pnvboHsekeH  and  AuU^ 

diener  für  den  KratikheitsfaU  im  allgemeinen  (demnach  ohne  Unterschied  zwischen  zeit' 
weise  oder  ersatzweise  au/genommenen  AushllJsdieneraJ  ist  bereits  durch  das  Qeaete 
MW  ai.  DetetiAer  1999,  ROBNr.  IBS,  tuitkwigtweist  bt  Dan^ßhnuig  dme&en  erßntai* 
Verordnung  des  Oesamtminisieriums  vom  5.  Februar  t900,  ROBNr.  32  vorgeschrieben,  so  daß  tUt 
seit  dem  Instebentreten  dieses  Gesetzes  ergangenen  Weisangen,  insbesondere  der  MinEri.  vom 
3t.  Dezember  1900,  Z.  2523iKUM  lediglich  als  die  Durch/üiirung  dieses  Gesetzes  regelnde, 
betiehangsmäse  da$$Me  mt^egtndie  NprmtMnmfi^ungM  anaaekett  sM,  fMüt&i,  mn  3t.  OUo- 
btr  mi,  Z.  JdbtiKUM.) 

MU  dem  oberwdhnten  MinErL  vom  3t.  Deumöer  i900,  Z.  Z23;KUM  wurde  bemertd,  dqß 
dk  Vtnkkmmgspßiehi  für  den  KnutkkeltifiiU  Im  Sbme  des  §  16  de»  eUletfen  Oaeius  sieh  auf 
alle  provisorischen  mnd  J^lshUfsdiener  zu  erstredten  hat,  insoferne  dieselben  nicht  auf  ürund  des 
II.  Absatzes  des  bezogenen  <F  /ö,  bedeiiunzsweise  des  die  Durchführung  dieser  gesetzticiien  Bestim- 
mungen regelnden  h.  o.  triasses  vom  20.  Februat  1900,  Z.  3081  KU M  (s.  Nr.  307),  von  der  Ver- 

skkeeang  atutantiunen  tind. 

23* 
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§  4.  Die  Krankenversicherungsbciträge  werden  zur  Gänze  vom  Staate 
übernommen.  Im  übrigen  finden  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom 
30.  Min  1888,  ROBNr.  33,  volle  Anwendung. 


Np.  307. 

Ans  dun  Irlasse  des  Ministers  f fir  K.  u.  U.  fem  20.  Febniar  1900, 

Z.  S08/KDM. 

an  sämtliche  Landeschefs, 

(wegen  Dnrdiffihrung  des  |  IS  des  Gesetzes  TOm  SS.  Dezember  1809, 
ROBNr.  255»  betreffend  die  Verslchenniff  der  ras  Staatsmitteln  enttohnten 
proTtsorisehen  mid  Anslifltadlener  fOr  den  Krankbeltsfall  sowie  der  dies- 
bczflClidien  Verordnong  des  Gcsamtminlsterlmns  vom  5»  Fcbroar  leSS, 

HQBHu  23>. 

Hinsichtlich  der  Durchfuhnuig  der  im  §  16  des  Gesetzes  vom  26.  De- 
zember 1899,  RGBNr.  25V)  normierten  Versicherung  der  aus  Staatsmitteln 
entlohnten  provisorischen  und  Aushilfsdiener  für  den  Krankheitsfall  werden 
Euer  .  .  .  auf  die  zur  Verlautbarung  gelangte  Verordnung  des  Gesamt- 
ministeriums vom  5.  Februar  1900^)  verwiesen  und  hiezu  folgendes  bemerkt: 

Die  im  §  3  dieser  Verordnung  erwähnten  An-  und  Abmeldungen  der 
Versicherungspflichtigen  bei  den  örtlich  zuständigen  Bezirkskrankenkassen 
sowie  allföUjge  andere  auf  Onmd  des  Gesetzes  vom  30.  Marz  1888, 
RGBNr.  33,  betreffend  die  Krankenversicherung  der  Arbeiter  oder  zufolge 
der  Statuten  der  Bezirkskrankenkasse  den  Arbeitgeber  treffende  Handlnngcn 
sind  von  dem  Vorstande  jener  Stelle  vorzunehmen,  bei  wekher  die  der 
Versicherungspflicht  unterliegenden  provisorischen  und  Aushilfsdiener  in 
Verwendung  stehen. 

Versicherungsptiichtig  sind  nur  die  provisorischen  und  Aushilfsdiener,') 
nicht  aber  auch  die  bloß  zur  Vornahme  einzelner  Verrichtungen 
Aufgenommenen  und  auch  nicht  die  Diurnisten. 

Hinsichtlich  der  letzteren  bleiben  vielmehr  die  getroffenen  VerfQgungen 
Über  die  Fortbelassung  des  Taggeldes  in  Erkrankungsfällen  bis  zur  Maximal- 
dauer  von  drei  Monaten  in  Wirksamkeit.^) 

Zum  Zwecke  der  AnmeMnng  haben  sich  die  Amtsvorstinde  unver- 
züglich die  Statuten  der  einsdilagigcn  Bezirkskrankenkassen  sowie  die  er- 
forderlichen Anmeldungsbehelfe  zu  verschaffen  und  die  Anmeldung  aller 
derzeit  in  Verwendung  stehenden  provi^jorischen  und  Aushilfsdiener,  und 
zwar  vom  1.  Jänner  1900  ab  ordnungsmaliig  vorzunehmen.  Die  erste  An- 
meldung hat  bis  spätestens  letzten  Februar  J.  J.  zu  erfolgen,  die  weiteren 
Anmeldujigcn  sowie  die  Abmeldungen  suid  mnerhalb  der  in  den  Statuten 
vorgesehenen  Frist  vorzunehmen.  Insofern  diese  Amtshandhingen  im  Sinne 

»)  s.  Nr.  2S6. 
»)  s.  Nr.  306. 

VgL  muh  §  5  der  V4g»  dt$  QM  wn  15.  OkMet  1902,  ROBNr.  S»  {$.  Nn  JBI^. 
«)  I^Ct  f  JS  der  Väg.  de»  OH  mn  19.  y«tf  WO,  ROBNr.  t45  f$.  Nr.  SftJ. 


Digrtized  by  Google 


Knnkn-  and  Uofdlvenlchcnutf. 


357 


obiger  Bestimmuagen  nkht  in  den  Wirkungskreis  der  mit  dem  Anweiswigs* 
rechte  atu^estatteten  Behörden  fallen,  sind  Abschriften  aller  An-  und  Ab- 
meldungen sowie  auch  die  Zahlungsaufträge,  und  zwar  letztere  mit  den 
zur  Beurteilnnor  der  Richtigkeit  des  bemessenen  Kassenheitrages  erforder- 
lichen ßem(Tkun)Tcn  unverzüglich  der  anweisenden  Behörde  zur  Zahlungs- 
veranlassung vorzuiepen. 

Ein  besonderes  Augenmerk  ist  der  richtigen  Einreümng  der  proviso- 
rischen und  Aushilfsdiener  in  die  t>ei  den  einzelnen  Bezirkskrankenkassen 
feslscsctzten  Kategorien  der  Versidieningspllichtigen  (§  7  des  Gesetzes  vom 
30.  März  1888^  RGBNr.  33)  zuzuwenden  und  wird  erforderlidienfalls  sofort 
di«  Intervention  der  kompetenten  politischen  Behörde  I.  Instanz  in  An- 
spruch zu  nehmen  sein  (§  41  KVO.). 

Mit  dem  Tage  der  Erkrankung  eines  der  Versicherungspflicht  unter- 
lie^renden  provisorischen  oder  Aushilfsdieners  ist  dessen  Taglohn  einzu- 
stellen.*) 

Rücksichtlich  der  übrigen  Bestimmungen  dL>  Gesetzes  vom  26.  De- 
zember 1899,  ROBNr.  255,  welche  mit  jenen  der  kais.  Vdg.  vom  19.  August 
18QQ,  ROBNr.  159,  gleichlautend  sind,  hat  der  zu  deren  DurchfQhrung  er- 
gangene ho.  Erlafi  vom  7.  September  1899,  Z.  1856/KUM.,  bis  auf  weiteres 
sinngcmlBe  Anwendung  zu  finden.*) 

AbgeämUrt  durch  $4  der  Vdg,  des  QM  vom  15.  Okiober  1902,  ROBNr.  200  (s.  Nr.  292}. 
^        mtk      Vdg,  vom  6.  Jmü        IXt/KUM»  MVSNr.  3J  ft.  Nr.  MtJ  «mT  vom 
2t.  Ap*a  toet  Z.  9HKVM^  MVBNr.  2ß  ft.  Nr,  3»), 
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Nr.  308. 

Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  u.  U.  vom  12.  Mal  1886.  Z.  8861 

an  aile  pülitischcn  Laadessteilen, 

(wonach  Anschaffungen  für  Universitatsinstitnte  ohne  vorherige  Qe- 
nehmigung  unzulässig  sind,  wenn  sie  nicht  aus  den  bewilligten  Dotationen 

gezahlt  werden  kOnnen). 

Es  sind  neuerdings  Fälle  vorgekuiiuncn,  daß  von  Vorständen  und  dem 
Lehrpersonale  an  staatlichen  Unterriditsanstalten  eigenmächtis^  ohne  Vor- 
wissen und  üeneiinug^ung  der  vorgesetzten  Behörde  Anschailungen  luid 
Bestellungen  för  die  unterstehenden  Lehranstalten,  respektive  Lehrkanzeln 
gemacht  wurden,  für  deren  Kosten  weder  in  den  betreffenden  Jahresdotationen 
noch  in  einer  anderen  Weise  votgesoigt  war  und  daß  erst;  nachdem  bereite 
die  Tatsache  vorlag  mit  dem  Ansinnen  an  die  Unterriditsvcrwaltung  heran- 
getreten wurde,  nachtriglich  die  sich  ergebene  Auslage,  beziehungsweise 
Kreditüberschreitujig  zu  genehmigen  und  zu  begleichen. 

hcdarf  keiner  weiteren  Erörterung,  daß  ein  derartiger  Vorgang  mit 
einer  i.u  irducleii  Finanzgeharnnpf  und  mit  der  Einhaltung  der  mit  den 
jährlichen  t  inanzge setzen  festgestellten  Erfordernis-  und  bedeckungssuramen 
nicht  vereinbar  ist. 

Ich  sehe  mich  demnach  mit  Beziehung  auf  die  ErÜsse  vom  21.  April 
1883,  Z.  413/iaJM  und  vom  17.  April  1885,  Z.  368/KUiVI,  veranlafit,  das 
Ersuchen  zu  stellen,  sämtlichen  im  dortigen  Verwaltungsgebiete  befindlichen 
staatlichen  Unterrichtsanstalten  im  voigesduriebenen  Wege  zur  strengen  Da- 
nachachtung in  Erinnerung  zu  bringen,  daß  sidi  die  Vorstände  und  das 
Lehrpersonale,  welchen  Kredite  oder  Dotationen  zur  selbständigen  Gebarung 
und  Verrechnung  zugewiesen  sind,  bei  Anschaffungen  und  Bestellungen 
strenge  innerhalb  der  Orenzen  dieser  Kredite  und  Dot.itiotien  zu  halten  haben, 
daß  über  dieselben  hinaus  keinerlei  Anschaffungen  und  Bestellungen  citek- 
tuiert  werden  dürfen,  bevor  hiczu  die  höhere  Genehmigung  eingeholt  und 
erteilt  wurde,  und  daß  ohne  Genehmigung  der  kompetenten  Behörde  ge- 
machte Anschaffungen  und  Bestellungen,  durch  welche  die  bezQglichen  Kredite 
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überschritten  wurden,  für  die  Unterrichtsverwaltung  nicht  3!«^  bindend  und 
verpflichtend  angesehen  und  die  Schuldtragenden  als  persönlich  haftbar  und 
verantwortlich  erklärt  werden. 


Nr.  309. 

Aas  im  Masse  ilss  Ministers  für  K.  o.  U,  ?em  18.  Mflrz  »89, 

Z.  2589, 

an  die  Landesstellen  in  Niederöslenelchp  Böhmen,  Steiennark,  Tirol,  QaUzlen 

und  für  die  Bulcowina» 

(bctnifend  die  Wediselbeiieliungen  der  elnxeliien  Uwtltats-  md  Senrionr- 
MbHolheken  m  der  Unlversttltibibllolliek). 

Mit  Beziehung^  auf  den  Bericht  vom  .  .  .  betreffend  die  eventuelle 
Regelung  des  Verhältnisses  der  einzelnen  Instituis-  und  SeminarbibUotheken 
ZU  der  Universitätsbibliothek  beehre  icli  mich  Eaer  ...  zu  eröffnen,  dafi 
ich  ui  Würdigung  der  bei  dieser  Frage  in  Bedacht  leonmenden  Momente 
davon  absehe,  rücksiditiich  der  Wechselbeziehungen  dieser  Bibliotheken  zu- 
einander spezielle  Bestimmungen  zu  treffen. 

Es  wird  jedoch  der  Vorstehung  der  Universitätsbiblkythek  wie  auch 

den  Vorständen  der  einzelnen  Instituts-  und  Seminarbibliolheken  behufs  tun- 
lichster Ausnützung  der  für  Bücheranschaffungen  zur  Verfügung  stehenden 

Mittel  die  Aufgabe  erwachsen,  hei  Anschnffiinjr  namentlich  von  selten  ge- 
suchten und  kostspieligeren  Werken,  deren  doppelte  Anschaffung  nicht  er- 
forderlich erscheint,  möglichst  im  gegenseitigen  Einvernehmen  vorzugehen 
und  sich  gegebenenfalls  die  Überzeugung  zu  verschaffen,  ob  das  betreffende 
Werk  etwa  schon  vorhanden  ist. 

Ohne  den  Instituts-  und  Seminarvorständen  in  dieser  Richtung  eine 
direlde  Vetpfliditung  aufzuerlegen,  wird  femer  die  Erwartung  ausgesprochen, 
dnß  sich  dieselben  jederzeit  bereit  finden  werden,  einzekie  Werke,  sofern 
sie  in  den  Insiitutsbibikilheken  nicht  zum  Handgebrauche  erlöiderlich  sind, 
auf  eine  vom  Institutsvorstande  zu  bestimmende  Zeit  an  die  Universitits- 
bibliotfaek  behufs  fienfitzung  in  deren  Räumen  leihweise  zu  fiberlassen. 

Die  Feststellung  der  näheren  Modalitäten  des  bisher^en  Verkehres 
zwischen  den  Instituts-  und  Seminarbibliotheken  mit  der  Univenitätsbibliothek, 

insbesondere  hinsichtlich  der  Art,  wie  sich  die  Oberzeugung  von  der  be- 
absichtigten Anschaffung  oder  dem  Vorhandensein  eines  Werkes  in  einer 
anderen  Bibliothek  zu  verschaffen  ist,  wird  zunächst  dem  Einvernehmen  der 
betreffenden  Bibliotheksvorstehungen  überlassen. 

SchlieRÜch  finde  ich  anzuordnen,  daß  solche  ältere  Weri<e,  welche 
einem  Insütuic  nicht  mehr  dienen,  von  dem  Vorstande  desselben  der  Uni- 
versüStsbibUothek  anzubieten,  eventuell  an  dieselbe  unentgeltlich  abzutreten 
und  alsdann  im  Inventare  des  Institutes  abzuschreiben  sind. 

Auch  unterli^  es  andrerseits  keinem  Anstände,  daS  die  zur  Aus- 
scheidung bestimmten  Doubletten  der  Untversttfitsbibliothek  vorerst  den 
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Vorständen  der  in  Betracht  kommenden  Institute  und  Seminare  angeboten 
werden.  *) 


Np.  310. 

EriaA  des  Ministers  fOr  K.  u.  D.  vom  28.  Novemlier  1889,  Z.  22A/IL 

MYBNr.  57. 

an  sämtliche  Landeschefa, 

womit  elae  WtMuDg  des  k.  k«  Flnaiizmiiilsterliuiis  la  Betreff  lies  Vor- 
ganges bei  dem  Bezüge  von  al^gabefrelem,  nicht  denaturiertem  Brannt- 
wein für  staatliche  wissenschaftliche  Institute  bekannt  gemacht  wird* 

Nach  einer  anber  gelangten  Mitteilung  des  Ic.  k.  Finanzministeriums  vom 
25.  Oktober  1889,  Z.  37.465,  wufden  anläBlich  eines  meinerseits  an  dasselbe 
gerichteten  Ersuchens  an  sämtliche  Finanzhindesbehörden  Weisungen  er- 
lassen, wonach  bei  der  Bewilligung  zum  Bezüge  von  abgabefreiem,  nicht 
denaturiertem  Branntwein  für  staatliche,  wissenschaftliche  Institute  von 
der  Forderung  einer  Kautionskistung  abgesehen  werden  kann. 

Zugleich  hat  das  Finan7mini?terium  anläßlich  einer  gleichzeitig  an  das- 
selbe gestellten  bezüglichen  Anfrage  nachstehendes  bemerkt: 

Die  Pauschalierung  des  abpnbt'freien,  nicht  denaturierten  Branntweins  ist 
in  dem  bezüglichen  Regulativ  nur  hinsichtlich  des  von  Apothekern  zu  Heil- 
zwecken bezogenen  Branntweins  gegen  Erfüllung  bestimmter  Voraus- 
setzungen vorgesehen. 

Hingegen  wird  für  wissenschaftliche  Institute,  welche  die  Bewilligung 
zur  abgabefreien  Verwendung  nicht  denaturierten  Branntweins  erlangt  haben, 
keineswegs  gefordert,  daß  sie  die  in  dem  Regulativ  für  den  zur  abgabefreien 
Verwendung  bestünmten  Branntwein  sub  IV,  Z.  6  bezüglich  der  Apotheker 
voigezeichneten  genauen  Aufschreibungen  ffihren. 

Gänzlich  kann  auf  die  Fiihrung  von  Aufschreibungen  fiber  den  Bezug 
und  die  Verwendung  des  abgabefreien  Branntweins  fitar  wissenschaftliche 
Zwecke  im  Interesse  der  Kontrolle  aHerdings  nicht  verzichtet  werden  und 
wird  die  Form  dieser  Aufschreibungen  von  den  Verliältnissen  im  emzelnen 
Falle  abhängen. 

Aus  demselben  Gründe,  sowie  um  die  Sicherheit  zu  erhalten,  daß  die 
bewilligte  Menge  des  zur  abgabefreien  Verwendung  bestimmten  Branntweins 
jederzeit  dem  tatsächlichen  Bedürfnisse  entspreche,  erscheint  es  notwendig, 
die  bezüglichen  Bewilligungen  für  eine  bestimmte  Zeitdauer,  am  besten  für 
ein  Jahr  zu  erteilen. 

Im  übrigen  kann  der  Bezug  des  abgabefrei  zu  verwendenden  Brannt- 
weins zu  jeder  Zeit  und  je  nach  Bedarf  stattfinden,  jedoch  mit  Rücksicht 
auf  die  Bestimmung  des  §  66  des  Branntweinsteueigesetzes  nicht  in  Meugen 
unter  einem  Hektoliter. 


>)  Vgl.  KUMVdg.  vom  8.  Mai  1897,  Z.  3320,  MVBNr.  34,  betreffend  den  kOnfUgen  Voigang 
bei  Vcnrcrhmi;  von  Donblcltea. 
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Nr.  811. 

Tinrdnnng  dM  Mlatoton  flr  1. 1.  D.  vn  22.  Jml  1882,  Z.  7036. 

MTBIIr.  30. 

an  alle  politischen  Landeschefs  und  an  sämtliche  Landcsschulralc, 

betreflend  denVorgangbei  Anweisungderständigenjahresremunerationen 

und  Substitutionsgebühren.^) 

Behufs  Erzielunfif  eines  gleichmäßic^cn  Vorganges  bei  Anweisunjf  der 
ständigen  Jahresremunerationen  und  Substitutionsgebühren  finde  ich  nach- 
stehendes anzuordnen: 

1.  äbnllichc  Jahrearemuiierationen,  welche  auf  RechnUQg  der  im 
Kapitel  IX,  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht  Abteilung  C,  Unterricht; 
bewilligten  bezüglichen  Kredite  bisher  in  JMonatsraten  erfolgt  wurden,  sind 
vom  Studienjahre  18Q2/Q3  an  bis  auf  weiteres  grundsätzlich  in  zwölf  anti- 
zilMtiven,  am  ersten  jeden  Monates  fälligen  Raten  flüssig  zu  machen. 

Der  Genuß  der  vollen  Remunerationsraten  hat  am  ersten  des  der 
Ernennung;  ndchstfolgcndcTi  Monates  zu  beginnen 

2.  In  allen  Fällen,  in  welchen  der  Tag  des  lai<tischen  Dienstantrittes 
mit  diesem  Zeitpunkte  nicht  zusammcaiallt,  sind  die  bis  zur  Fälligkeit  der 
ersten  vollen  Remunerationsrate  geleisteten  Dienste  pro  rata  temporis  zu 
entlohtten. 

3.  Falls  Emennungen  erst  nach  dem  unter  Punkt  1,  Abs.  2  bezeichneten 
Zeitpunkte  wirksam  werden  sollen,  ist  der  Dienstantrittstag,  sowie  der  Beginn 

des  Remunerationsgenusses  entsprechend  zu  bezeichnen. 

4.  Bei  Abgang  eines  remunerierten  Lehrers  im  Laufe  des  Monates 
hat  die  Bestellung  des  Nachfolgers,  wenn  nicht  Dicnstecrücksichten  die 
sofortige  Verwendung  eines  solchen  erheischen,  erst  von  jenem  Zeitpunkte 
an  stattzufinden,  welcher  eine  Doppelzahlung  für  die  Unterrichtserteilung 
in  demselben  i  ache  ausschließt. 

5.  Die  letzte  Rate  der  jahresremuneration  ist,  wenn  die  Weitcrver» 
Wendung  des  Bezugsberechtigten  nidit  im  voihinein  gesichert  ist,  in  den 
FSOen,  in  welchen  das  Studienjahr  einschließlich  der  Ferialmonate  nicht 
mit  dem  letzten  Monatstage  endet,  nur  mit  der  bis  zum  Beginne  des  nächst 
anschließenden  Studienjahres  pro  rata  temporis  fallenden  Quote  anzuweisen, 
beziehungsweise  zu  liquidieren. 

6.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  haben  in  gleicher  Weise  auf  alle 
jene  Sub-^titutionsgebühren  Anwendung  zu  finden,  welche  nach  dem  Snb- 
stitutionsnorniale  vom  3.  Juni  1S39  nicht  erst  nach  Aufhören  des  Sub- 
stitutionsauftrages zu  berechnen  sind. 

7.  Alle  ^e  Jahresremtmerationen,  weide  bish»  nidit  In  Monatsraten 
erfolgt  wurden,  sind  vom  Studienjahre  1892/93  an  in  zwei  Dekursivraten 
zu  Ende  jedes  Studiensemesters  vorschriftsmäßig  flüssigzumachen. 

8.  Eine  eventuelle  Änderung  in  Ansehung  der  monatlichen  oder 
semestralen  Anweisung  der  Jahresremunerationen  (Punkt  1  und  7)  wird 
der  hierortigen  Verfügung  vorbehalten. 

')        jedoch  betreffs  der  Anweisung  der  Assistentenremunerationen  Nr  2J3. 


Digitlzed  by  Google 


T*^*  Otfubtlieii  and  VerviUMnc;  C.  AUfondiic  VcrwaltaagivondirUtca. 

9.  Alle  anderweitigen  hierortigen,  den  Bezug  der  Jahresremuneratioitcn 
betreffenden  Bc'^timniungen,  welche  mit  dieser  Verordnung  nicht  im  Ein« 
klänge  stellen,  treten  außer  Kraft 


Nr.  312. 

Terortnong  des  llbdsttrs  für  K.  n.  D.  vom  10.  Febmar  1895,  Z.  29.852 

ex  1894.  MYBNr.  8  ex  1895. 

an  alle  Laiideächefs,  sämtliche  Landcsschulbehörden  und  die  unterstehenden 

Behörden,  Institute  und  Anstalten, 

In  Betreff  der  Behebung,  Verwendung  und  Verrechnung  der  Jahres* 
tlotalioiieii  ttad  0«ldverllge  fflr  Unterriditseffordeniine  «nd  gleidiartige 

wissensetaaftUcfae  Zwecke. 

Durch  den  Artikel  Vi  des  Rnanzgeietzes  vom  29.  Mai  1894,  ROBNr.97, 
ist  die  Bestimmung  getroffen,  dafi  die  fik  das  Jahr  1894  bewilligten  Kredite^ 
abgesehen  von  den  daselbst  bezeichneten  Ausnahmen,  mit  Ende  Dezember 

1894  erlöschen. 

Nachdem  somit,  insolange  diese  Bestimmung  aufrecht  bleibt,  eine 
Verrechnung^  für  den  Dienst  des  Vorjahres  nicht  mehr  stattfinden  kann,  finde 
ich  zur  Erzielung  eines  gleichmäßigen  Vorj^an-^^es  bei  der  Behebung,  Ver- 
wendung und  Verrechnung  der  jahresdotationen  und  Geldverläge  nach- 
stehendes anzuordnen: 

1.  Alle  systemisierten  Jahresdotationen  und  Geldverläge  für  Unterrichts- 
erfordemisse  und  gleichartige,  nicht  speziell  unter  dieser  Rubrik  prälüninierte 
Auslagen  ffir  wissenschaftliche  Zwecke,  welche  auf  Rechnung  der  im 
Kapitel  IX,  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht,  mit  einjähriger  Ver- 
wendungsdauer bewilligten  Kredite  erfolgt  werden,  sind,  vom  Jahre  1895 
angefangen,  jährlich  in  antizipativen  Quartalsraten  gegen  Verrechnung  an- 
zuweisen, be/iehünnr^vveise  zu  beheben. 

Hinsichtlich  der  Anweisung  der  Dotationen  für  l  nlcrricht-erfordernisse 
im  Titel  „Industrielles  Büdungswesen^'  bleiben  jedoch  die  bisherigen  Be- 
stimmungen aufrecht 

Unbehoben  gebliebene  Dotationen  verfallen  nach  den  Bestimmungen 
des  Finanzgcsetzes  mit  Ende  Dezember  jenes  Jahres,  für  welches  die 
beziiglichen  Kredite  bewilligt  sind. 

Im  Falle  der  Erhöhung  systemisierter  Jahresdotationen  kann  der  Mehr- 
betrag erst  nach  finanzgesetzUdier  Bewilligung  der  beziigli^n  Kreditpost 
erfolgt  werden. 

2  Bei  Verwendung  der  Dotationen  haben  ?ich  die  Rechnungsleger 
unter  persönlicher  Haftung  strenge  innerhalb  der  Grenzen  der  bewilligten 
Kredite  zu  halten  und  dürfen  weitergehende  Anschafhin^cn  und  Bestellungen 
vor  Einholung  und  Erteilung  einer  diesfälligen  Genehmigung  der  vorgesetzten 
Adminisfamtivbehdrde  nidit  effdctuiert  werden. 

3.  Die  Rechnungen  über  die  Verwendung  der  Dotationen  und  Oekl- 
verlige  smd  für  das  Solarjahr  zu  legen,  fOr  welches  dieselben  bestimmt  und 
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aqgcwieten  wurden,  und  haben  nur  die  im  Laufe  des  Jahres  bis  Ende 
Deieniber  erfo]|gten  Zahlungen  zu  umfassen,  wonach  es  von  der  bisherigen 
Vorlage  von  Nachtragsrechnungen  das  Abkommen  zu  finden  hat 

4.  Um  jedoch  erforderlichenfalls  die  volle  Ausnützung  der  bewil- 
ligten Geldmittel  für  die  bestimmten  Zwecke  zu  ermöglichen,  wird  gestattet, 
daß  am  Schlüsse  des  Sobrjahrcs  verbleibende  bare  Qeldreste  vom  Jahre  1894 
ane^efanL^cn  in  die  Rechnung  des  nächstfolgenden  Jahres  übertragen  werden 
kuJiucn,  in  wLlchem  Falle  diLsclben  als  erste  Einn.!hins[iost  in  Empfang 
zu  stellen  und  als  Zuschuß  zur  Dotation  iür  dieses  Jahr  zu  behandeln  sind. 

Die  weitere  Erfordeiliciikeit  namhafterer  derartiger  Reste  ist  bei  Vor- 
Uige  der  Rechnung,  aus  welcher  dieselben  herrühren,  zu  begründen.  Im 
FaOe  der  Entbehrlichkeit  der  erütirigten  Beträge  ist  die  Weisung  der  Vor- 
gesetzten Admuiistrativbefafinle  emzuholen. 

5.  Demgegenfit>cr  smd  geringfi^gige  Mehrerfordemtsse  Ober  die  für 
ein  Jahr  bewilligten  Geldmittel  auf  die  Dotation  des  folgenden  Jahres  zu 
übernehmen  und  In  der  Rechnung  als  erste  Ausgalispost  ersichtUch  zu 

machen. 

In  solchen  Fällen  wird  dafür  Sorge  /ii  tragen  sein,  dal'i  der  Abgang 
durch  entsprechende  Sparsamkeit  in  der  Dotation  des  Pol|gejahres  zuverlässig 
gedeckt  werde. 

6.  Die  Dotationsrechnungen  smd  im  Laufe  des  Jahres  nach  Maßgabe 
der  voriaiicnden  Einnaiimcn  und  Ausgaben  zu  verfassen,  mit  Ende  Dezember 
alizuschlleBen  und  einschlieBUch  der  Inventarien  (Nachtragsinventare)  späte- 
stens bis  Ende  Janner  des  nächstfolgenden  Jahres  an  die  kompetente  Behörde 
zur  Prfifungsveranlassung  vorzulegen. 

7.  Falls  bei  Abschluß  der  Jahresredinungen  mit  Ende  Dezember,  oder 
im  Falle  eines  Wechsels  in  der  Person  des  Rechnungslegers  bei  Obeigabe 
der  Dotation  unbeglichene  Beträge  für  bereits  erfolgte  Lieferungen  oder 
Bestellungen  aushaften,  ist  dieser  Umstand  bei  sonstiger  persönlicher  Haf- 
tungspflicht des  Rechnungslegers  in  der  Dotationsrechnung  ziifermäßig  genau 
ersichtlich  zu  machen. 

8.  Die  vorblchenücn  Bestimmungen  haben  sinngemäß  auf  alle  jene 
ebenen  Einnahmen  der  Anstalten,  Institute  usw.  Anwendung  zu  finden, 
welche  denselben  zur  Bestreitung  von  Unterrichlserfordemissen  oder  gleich- 
art^en  Auskigen  (für  Bibliotheken,  Lehrmittelsammlungen  usw.)  zugewendet 
weiden. 

9.  Eventuelle  Auanahmen  von  vorstehenden  Anordnungen  werden  der 
hicrortigen  Genehmigung  vorbehalten. 

10.  Für  die  Verwendung  und  Verrechnung  der  Dotationen  für  Uni- 
versitäts-  und  Stiidienhihliotheken  bleiben  die  bezugnehmenden  Bestimmungen 
der  Bibhothcksinsiruktion  vom  Jahre  1826^)  in  Geltung;  dagegen  haben 
die  Bestimmungen  des  Artikels  VI  des  Finanzgesetzes  iur  das  jalir  1S94 
über  die  Verwenduqgsdauer  der  bezOglichen  Kredite,  sowie  die  unter  Punkt  1 
rficksichtlich  der  Behebung  der  bewilligten  Kredite  getroffenen  Anordnungen 
auch  auf  diese  Dotationen  Anwendung  zu  fuiden.' 

')  Wurde  hier  nicht  anfgenommtiu 
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11.  Alle  anderweitigen  hierortigen  Anordnungen,  welche  die  Behebung, 

Verwendunpf  und  Vcrrwhnunc:  von  Dotationen  und  Gcldvcrlärren  für  Unter- 
richtserfordernisse und  gieiciiartige  wissenschaftliche  Auslagen  betreffen  und 
mit  den  vorstehenden  Verfügungen  nicht  im  Lmklange  stehen,  treten  auUer 
Kraft. 


Nr.  313. 

Erlafi  des  Ministers  ffir  K.  u.  U.  Yom  30.  Jflnner  1896,  Z.  4671 

n  1896,  MYBNr.  10  61  1896. 

an  die  Chefs  der  politischen  Landesstellen  in  Wien,  bmsbradCr  Graz,  Prag, 

Brfinn,  Lemberg  und  Czemowitz, 

in  Betreff  der  Evidenz  nnd  Instandhaltung  des  Inventarbestandes  der 
Lehmitt^tsammlnngen  an  den  Hochsehnlen« 

im  Interesse  der  Regelung  und  der  Einhaltung  eines  gleichmäßigen 
Vorganges  bei  der  Evidenz  und  Instandiialtung  des  Inventarbestandes  der 
Lefarmittelsammluiigea  an  den  Hochschulen  habe  ich  mich  bestimmt  gefunden, 
die  mitfolgende  bistniktion  ffir  den  internen  Betrieb  der  einzelnen  Samm- 
lungen zu  erlassen  und  beehre  mich  Euer  ...  zu  ersuchen,  wegen  genauer 
Durchführung  derselben  bei  den  im  Verwaltungsbereiche  Euer  .  .  .  befind» 
lidien  Hochschulen  das  Erforderliche  zu  veranlassen. 

In  Eigänzung  dieser  Verfügungen,  beziehungsweise  zur  Schaffung  einer 
im  Interesse  der  Erhaltung  und  Evidenthaltung  des  Staatseigentumes  ge- 
legenen administrativen  Kontrolle  finde  ich  weiters  anzuordnen,  dnR  vom 
Jahre  1806  angefangen  in  Zeiträumen  von  längstens  fünf  zu  füiit  Jahren 
amtliche  Revisionen  des  Bestandes  der  Lehrmittelsammlungen  bei  sämtlichen 
dem  hierortigen  Ressort  zugehörigen  Hochschulen  vorzunehmen  sind. 

Diese  Revisionen  werden  durch  eine  Kommission  zu  vollziehen  sein, 
welche  einerseits  aus  einem  Administrativbeamien  als  Leiter  und  einem, 
erforderlichenfalls  mehreren  Rechnungsbeamten  der  Ic.  k.  .  .  andrerseite 
aus  dem  verantwortlichen  Instituts- oderSammlungsvorstande,  eventuell  dessen 
bevollmächtigten  Verh'eter  und  bei  den  Universitäten  aus  dem  Fakultäts- 
dekan, bei  den  technischen  Hochschulen  und  bei  der  Hodischule  für  Boden- 
kultur in  Wien  aus  dem  Rektor;  eventuell  an  dessen  Stelle  aus  einem  vom 
ProfessorenkoUegium  zu  delegierenden  Mitgliede  desseltien  zusammenzu- 
setzen ist. 

Die  amtlichen  Revisionen,  welche  keine  unvermuteten  Skontricrungen 
sein  sollen,  sind  auf  Grund  der  Invcntare  unter  Beobachtung  der  in  der 
mitfolgtiiik II  Instruktion  enthaltenen  Direktiven  in  der  Regel  stichproben- 
weise Uiiii  \or  Ablauf  des  Sommersemesters  (somit  ohne  Beeintraclitigung 
der  gesetzlichen  1  cricn)  zu  einem  vom  Kommissionsleiter  im  kurzen  Wege 
mit  den  betreffenden  akademischen  Funktionären  zu  verembarenden  Zeit- 
punkte vorzunehmen,  in  welchem  die  Lern-  und  Lehrtätigkeit  keine  oder 
doch  nur  eine  tunlichst  geringe  Einschränkung  erleidet 
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Dem  Kommissionsleiter  einerseits  und  dem  verantwortlichen  Instituts- 
oder Sammlungsvorstande  andrerseits  soll  es  in  b^grfliideteii  Fillen  un- 
benommen sein»  eine  vollständige  Revision  der  Inventarbestande  zu  verlangen. 

Ober  das  Ergebnis  der  amtlichen  Revision  ist  ein  Protokoll  aufzu- 
nehmen, von  jedem  Kommi^ionsmitgliede  zu  fertigen  und  vom  Kommis- 
sionsleiter berichtlich  zur  Beamtshandlungf  der  Landesstelie  vorzulegen, 
welche  bei  eventuellen  größeren  unaufgeklärten  Differenzen  die  Entscheidung 
des  Ministeriums  einzuholen  haben  wird. 

Die  gemäß  §  10  der  uiitfclgcnden  Instruktion^)  für  den  Fall  des 
Wechsels  m  der  Pcrsofi  des  verantwortlichen  Sammlungs-  oder  Instituts- 
vonrtandes  vorzunehmenden  Revisionen  haben  in  gleicher  Weise  stattzu- 
finden und  als  amtliche  Revisionen  hn  Sinne  der  vorstehenden  Verfügungen 
zu  gelten. 

Hieven  wollen  Euer  ...  die  Rektorate  der  dortUndigen  Hochschulen 
entsprechend  In  Kenntnis  setzen. 


Nr.  814. 

Terordnong  des  Ministers  fQr  R.  u.  U.  vom  30.  Jflimsr  1S96,  Z.  4671 

ex  1895.  MVBNr.  11  ex  1896, 

mit  welcher  die  nachfolgende  Instruktion  in  Betreff  der  Evidenz  und 
Instandhaltung  des  Inventarbestandes  der  Lehrmittelsammlungen  an  den 

Universit&ten  erlassen  wird. 

§  1.  Über  die  an  den  Universitäten  bestehenden  Lehrmittelsammlungen 
sind  orrinungsmäßige  Inventare  zu  führen. 

Die  luventarisicrunjT  obliegt  dem  die  unmittelbare  Aufsicht  über  die 
betrciiende  Sammiuiig  luhrenden  Fachprofessor. 

§  2.  Gegenstände  der  Inventarislenmg  sind  alle  zur  Aufbewahrung 
geeigneten  naturhistoriscfaen  Objekte,  natürliche  und  künstliche  Präparate, 
plastische  Lehrmittel,  Modelle,  Sammlungen  aus  dem  Bereiche  der  histo- 
rischen HiHswisseoschaften,  numismatische,  sphragistische  Sammlungen,  In- 
strumente, Apparate,  Zeichnungen,  Karten,  Tabellen,  Einrichtungsstücke, 
diverse   Hüfsgegenstände  zoologischer  und  botanischer  Institute  usw. 

Nur  üegenstände,  welche  zum  täglichen  Verbrauche  dienen,  z.  B. 
Chemikalien,  einer  raschen  Abnützung  unterliegende  Gerätschaften  usw. 
sind  nicht  zu  inventarisieren.  Gefälie,  welche  durch  ihre  eigentümliche 
Beschaffenheit  oder  nur  durch  ihre  Zahl  einen  Wert  repräsentieren,  sind 
summarisch  anzuführen. 

§  3.  Die  Inventarien  sind  in  zwei  Parien  zu  fuhren,  von  weldien 
eines  In  dem  Archive  der  betreffenden  Lehrmittelsammlung  zu  hinterlegen, 
das  zweite  mit  dem  Visum  des  Dekanes  der  betreffenden  Fakultit  der 
Landesstelle  vorzulegen  ist. 

Die  zur  Kontrolle  des  Inventars  dienenden  Akten,  wie  Dotations- 
anwcisiing.  Jahresrechnuni^,  Journale  usw.,  ferner  ein  hxenijiljr  dieser  In- 
struktion, sowie  die  Fachkataloge  sind  gleichfalls  im  Archive  aufzubewahren. 


Digitized  by  Google 


366    ^        O'S'o'otioii  «ad  Vcfwaltaac;  C.  AllKcnciiic  Vcrwaltmigsvondirificii. 

§  4.  SämtUdie  im  Laufe  eines  Solarjahres  voricommeade  Änderungen 
des  Bestandes  einer  Sammlui«,  einsdiliefilidi  eventueller  Schenkungen,  sind 
sogleich  nach  Vorfall  in  ein  Nachtragsuiventar  ehizuslellen. 

Das  Nachtragsuiventar  hat  sich  rudcsichtlidi  der  Form  an  das  Haupt- 
inventar anzuschließen;  von  demselben  ist  nach  Ablauf  des  Jahres  ein 
Pare  ebenfalls  der  Landesstelle  vorzulegen,  während  das  zweite  bei  der 
betreffenden  Sammlung-  m  verbleiben  hat.  Objekte,  welche,  wie  z.  B.  Drogen, 
von  Zeit  zu  Zeit  erneuert  werden  müssen,  sind  in  das  Nachtragsinventar 
jenes  hhre';,  in  welchem  die  Nachschaffung  erfolgte,  mit  der  Ursprung- 
liehen  i iu eniaraummer  und  der  Bemerkung  „Ersatz"  versehen,  icrner  mit 
der  Angabt  der  Akquisitionsart  und  Preisbezeichnung  einzustellen. 

Allfällige  Abgänge  sind  in  einer  besonderen  Kubnii.  ersichtlich  zu 
machen. 

§  5.  Von  fünf  zu  tun!  Jaliren  hat  der  betreffende  Fadiprofessor  eme 
inventarmäßige  Revision  der  ganzen  Sammlung  vorzunehmen  und  hierüber 
dem  Dekanate  Bericht  zu  erstatten. 

§  6.  Die  Iflventare  shtd  mit  fortlaufenden  Nummern  zu  fOhren,  welche, 
wo  es  tunlicfa  ist,  auf  den  Stocken  deutlich  ersichtlich  zu  machen  ist  Ferner 
haben  diese  Inventare  die  OathJng  und  Zahl  cter  Stücke,  die  Zeit  und 
Art  der  Erwerbung,  bei  Schenkungen  den  beiläufigen  Wert,  bei  angekauften 
Gegenständen  den  F^eis  und  den  Hinweis  auf  die  betreffende  Ausgabspost 
in  der  Geldrechnung  zu  enthalten. 

In  dieser  Rechnung  selbst  ist,  wo  es  noch  nicht  der  Fall  sein  sollte, 
eine  Kokuine  zu  eröffnen,  in  wekher  die  Postnummern  des  Inventares 
anzusetzen  sind. 

Am  Schltts?c  der  Oeldrechnimgen  ist  die  ausdrückliche  Bestätigung  des 
verantwortliLlien  Kechnungslegers  beizufügen,  daß  sämtliche  erworbene 
Gegensiandc,  einschließlich  eventueller  Schenkungen,  in  das  Inventar,  be- 
ziehungsweise in  das  Nachtragsinventar  richtig  einbezogen  worden  sind. 

§  7.  Die  Inveintaie  sind  möglichst  übersichtlich  und  fachgemäü  an- 
zulegen. Umfaßt  eine  Sammlung  Lehrmittel  diverser  Art,  z.  B.  Präparate, 
Instrumente,  Budier  usw.,  so  kann  das  Hauptinventar  aus  Teillnventaren 
zusammengesetzt  sein,  deren  jedes  die  Gegenstände  derselben  Art  umfaßt, 
mit  laufender  Nummer  zu  führen  ist  und  in  allem  ülnrigen  den  Bestimmungen 
der  §§  1  bis  6  unterliegt 

§  8.  Der  betreffende  Fadiprofessor  ist^  gleichwie  dies  rücksichtUch 

der  Einhaltung  der  bewilligten  Jahresdotationen  mit  dem  hierortigen  Erlasse 
vom  10.  Februar  1893,  Z.  2Q.852  ex  1894  (MVBNr.  8  ex  1895)i)  normiert 
wurde,  für  die  entsprechende  Aufbewahrung  und  Erhaltung  der  seiner 
Obsorge  anvertrauten  Lehrmittel  verantwortlich  und  haftet  für  jeden  durch 
sein  Verschulden  veranlaßten  Schaden;  er  fungiert  im  Falle  der  Vornahme 
amtlicher  Revisionen  der  ihm  zi^ewiesenen  Sammlung  nebst  dem  FakuUäts- 
dekan  als  Mitglied  der  hiezu  eingesetzten  Kommuslon  und  ist  verpf&litet, 
alle  erforderlichen  Auskünfte  und  AufklSrungen  zu  erteilen. 

»)  s.  Nr.  3JZ 
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§  9.  Die  Anlage  wissenschaftlicher  Kataloge  bleibt  dem  Leiter  der 
Samrahing  fiberbtssen,  doch  mfissen  die  lavetttarBttummera  auf  den  Samm- 
tungsgegenständcii  vttbteiben. 

§  10.  Im  FaOe  cmes  Wechsels  m  der  Person  des  nach  %  6  ver- 
autwortlichcfi  Fadiprofesaon  hat  der  FakultiUsdekan  das  Inventar  nach 
der  letzten,  vom  frisieren  Voistande  gemachten  Eintragung  durch  sein 
Visum  abzuschließen  und  zum  Zwecke  der  Revision  des  Inventars,  be- 
ziehungsweise der  protokollarischen  Übergabe  und  Übernahme  der  Samnilunp 
die  Delegierung  einer  Kommission  im  Sinne  der  für  die  amtlichen  Revisionen 
der  Lehrmitteisanimlungen  bestehenden  Vorschrittcn  bei  der  Landessteile  in 
Anspruch  zu  nehmen. 

§  11.  Die  von  einem  interimisiischen  Leiter  einer  Sammlung  in  was 
immer  ffir  einer  Weise  akquirlerten  Oegenstinde  sind  in  das  Inventar  der 
betreffenden  Lehrkanzel  nach  den  angegebenen  Bestimmungen  einzutragen. 

§  12.  Sollte  sich  bei  dem  Ableben  eijies  Professors  ein  Abgang  In  der 
8un  anvertrauten  Sammlung  ergeben,  so  wird  im  geeigneten  Wege  aus  dem 
Vermögen  des  Vcf^torbenen  die  gebührende  Entschädigung  hereinzubrinj^en 
sein  rinden  sich  im  Inventar  (§  6)  Ocgenstande  bezeichnet,  über  deren 
Akqujsition  kein  Nachweis  vorli^^  so  ist  die  Einlieterung  der  Rechnungen 
von  Seite  der  Lieferanten  oder  der  Erben  des  Professors  zu  veranlassen 
und  hierüber  der  Landessteile  zu  berichten. 

§  13.  Ffir  die  BibUoHieken  bleiben  die  Bestimmungen  der  Bibliotheks- 
instruktion vom  Jabre  1826,  sowie  die  hiezu  erfk)ssenen  Nachtragsverord- 
nungen in  Geltung. 

§  14.  Eventuelle  Ausnahmen  von  vorstehenden  Anordnungen  werden 
der  hierortigen  Genehmigung  vorbehalten. 

§  15.  Der  Dekan  der  betreffenden  Fakultät  hat  diese  Instniktion  in 
zwei  Fvemplaren  jedem  Vorstande  einer  Sammhinj^  bekanntzugeben  und  ist 
die  Instruktion  dase]b^,t  tut  aligcinciiien  Einsicht  aut/uUiren. 

§  16.  Alle  anderweitigen,  mit  dieser  Instruktion  niclit  im  Einklänge 
stehenden  Vercndnungen,  insbesondere  die  mit  dem  hierortigen  Erlasse 
vom  3.  Juni  1877,  Z.  ia802  ex  1875,  erlassene  Instruktion  in  Befawff  der 
Inventansieruqg  der  Lehrmittelsammhingen  an  den  philosophischen  und  medi- 
ztnisdien  Fakultäten  treten  außer  Kraft^) 


Np.  315. 

£rlaft  des  Ministers  fQr  K.  u.  U.  vom  24.  Juni  1898, 2. 13.816. 

an  die  Statthalterei  in  Graz, 
(zur  Erläuterung  des  Erlasses  vom  30.  Jänner  18%,  MVBNr.  10,  betreffend 
die  amtlichen  Revisionen  der  Lehrmittelsammlungen  an  Hochschulen), 

Mit  Beziehung  auf  den  Bericht  vom  .  .  .  betreffend  die  Unzukömm- 
lichkeiten, welche  sich  bei  der  DurchführunL^  der  mit  dem  ho.  Erlasse  vom 
30.  Jänner  18Q6.  Z.  4671  (cx  1895),  MVBNr.  10,  angeordneten  amtlichen  Re- 

')  Lxmt  trlqß  des  Ministerütms  Jür  K,  u.  U.  vom  2t.  Mai  1902,  Z.  6119,  haben  die  Bestim- 
mmtigm  ditaer  ttisirmktiM  ank  dKr  ^imAiarMIIIMIfiM  düHgem^ße  Ammubtng  zu  finden; 
ümdk  wileribigf  a  Mnem  JUabuiA,  dtfi  bd  der  Hen/nMugung  der  aas  dm  SemitiarMbtlo^ekeH 
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Visionen  der  Lehrmittelsammlungen  an  den  Hochsdittlen  ergeben  haben, 
beehre  kh  mich  Euer  .  .  .  nachstehendes  zu  eröffnen. 

Im  Sume  dieser  Vorschrift  ist  zu  beachten,  daß  bei  jeder  dieser  Ldir« 
mittelsam mlungen  (vom  Jahre  1896  angefangen)  in  Zeiträumen  von  längstens 
fünf  zu  fünf  Jahren  eine  amtliche  Revision  stattfinde.  Da  diese  Revisionen 
keine  unvermuteten  Sknntricrungen  sein  sollen,  sondern  an  zu  vereinbarenden 
Terminen  vorzuncimiL  n  iind,  so  erscheint  bei  Einhaltung  emes  entsprechenden 
Turnus  die  Möghchkeit  geboten,  innerhalb  eines  Zeitraumes  von  je  fünf 
Jahren  jede  einzelne  Lehmiittelsanimlung  einer  solchen  amtlichen  Revision, 
sofern  diese  nicht  schon  aus  Anlaß  des  Wechsels  in  der  Person  ihres  Leiters 
stattfinden  mußte,  zuzuföhren,  ohne  daß  hiebet  die  beteiligten  Funktionäre 
in  übermäßiger  Weise  in  Ansprudi  genommen  würden.  Es  wären  demnach 
mit  den  Rektoraten  der  beiden  dortigen  Hochschulen  Vereinbarungen  darüber 
anzustreben,  in  welcher  Reihenfolge  und  an  welchen  Terminen  diese  perio- 
dischen amtlichen  Revisionen  bei  den  einzelnen  Instituten  nach  Maßgabe 
der  für  jedes  derselben  relevanten  Verhältnisse  am  zweckmäßigsten  und 
in  der  Art  vorgenommen  werden  können,  daß  die  Tätigkeit  des  Vor- 
standes der  betreffenden  Lehrkanzel  durch  diese  innerhalb  je  fi'mf  Jahren 
einmal  staltfindende  Revision  eine  möglichst  geringe  Einschränkung  erleide. 

Es  wird  hiebei  sdbstverstiUidUch  keinem  Anstände  imterliegen,  daß 
solche  Revisfonen  im  Einverständnisse  mit  den  betreffenden  Funktionären 
der  Hochschulen  auch  während  der  Ferienzeit  stattfinden,  wo  sich  dies  am 
besten  empfehlen  sollte. 


Nr.  316. 

Erlaß  ües  Ministers  fflr  K.  u.  U.  vom  4.  September  1898,  Z.  29.533 

ex  1897.  MYBNr.  50  ex  1898, 

an  die  Chefs  der  politischen  Landcssteilen,  mit  Ausnahme  von  Dalmatien 

und  Schlesien, 

In  Betreff  der  Behebung,  Verwendaiig  nudVerrediniug  der  eystendnlerten 
Jalvesdotstionen  der  UnIversttItB-  und  Stndlenlilbliotlieken  fttr  wissen* 

sduftHcfae  Zwedce. 

Mit  dem  Erlasse  vom  10.  Februar  1895,  Z.  29.8S2  ex  1894,  betreffend 
die  Behebunfif,  Verwendung  und  Verrechnung  der  Jahresdotationen  und 
Oeldverläge  für  Unterriditserfordernisse  und  gleichartige  wissenschaftliche 

Zwecke  (MVBNr.  8)*)  wurde  die  Anweisung  und  Behebung  der  systemi- 
sierten  Jahresdotationen  für  die  Univefsitäts-  und  Studienbibliothekeo  in 
antizipativen  Quartalsraten  angeordnet. 

Ich  finde  mich  nunmehr  in  Ergänzung  dieser  Verfügung  bestimmt, 
vom  Jahre  18Q8  angefangen  auc^i  die  übrigen  Anordnungen  des  bezeichneten 
Erlasses  auf  die  systemisierten  Jahresdotationen  der  Universitäts-  und  Studien- 
bibliotfieken  ffir  wissenschaftliche  Zwecke  in  nachstehender  Weise  aus- 
zudehnen: 

«tf/Mff  ^«  BSehgr  nach  dt»  flir  die  UaiwsUitsblUMMai  gtUtHdm  Vpruk^^k»  worjgteane*» 
werde        ^r.  33Q/. 
»)  s,  Nr,  3JZ 
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1.  Dotstioneo,  welche  im  Laufe  des  Jahres  nicht  zur  Anweisung 
gdaageii,  vcffaDen  nach  den  Botimiiiiiiigcii  des  Finanzgetetzet  mit  Ende 
Dezember  jenes  Jahres,  ffir  welches  die  bezi^Uchen  Kredite  bewilligt  sind. 
In  Falle  der  Erhöhung  ^stemisierter  Jahresdotationen  kann  der  Mehr- 
bdn^  nach  f inanzgesefzllcher  Bewilligung  der  bezQglichen  Kreditpost  erfolgt 
werden. 

2.  Bei  Verwendung  der  Dotationen  haben  sich  die  Rechnunp^slegrer  unter 
persönlicher  Haftung  strenge  innerhalb  der  Grenzen  der  bewilligten  Kredite 
zu  halten  und  dürfen  weitergehende  Anschaffungen  und  Bestellungen  vor 
Einholung  und  Erteilung  einer  diesfälligcn  Genehmigung  der  vorgesetzten 
Admioistrativbehörde  nicht  effektiuert  werden. 

3w  Die  Rechnungen  fiber  die  Verwendung  der  Dotationen  sind  fOr 
das  Sohujahr  zu  Iq^en,  fOr  welches  dieselben  bestUnmt  und  angewiesen 
wuiden,  und  haben  nur  die  nn  Laufe  des  Jahres  bis  Ende  Dezember 
erfolgten  2^Iungen  zu  umfassen,  wonach  es  von  der  Vorlage  von  Nach- 
tragsrechnungen das  Abkommen  zu  finden  hat. 

4.  Am  Schlüsse  des  Jahres  verbleibende  bare  Geldreste  können  in  die 
Rechnung  des  nächstfolgenden  Jahres  übertragen  werden,  in  welchem  Falle 
sie  als  erste  Einnahmspost  in  Empfang  zu  stellen  und  als  Zuschuß  zur 
Dotation  für  dieses  Jahr  zu  behandeln  sind. 

5.  Demgegenüber  sind  eventuelle  gcnngfügige  Mehrerfordemisse,  welche 
jedoch  ein  Zwanzigstel  (5  Prozent)  der  systemisierten  Jahresdotation  nicht 
übersteigen  dfirfen,  auf  die  Dotation  des  folgenden  Jahres  zu  fibemehmen 
und  in  der  Rechnniig  als  erste  Ausgabspost  ersichtlich  zu  machen.  In  solchen 
FiUen  wird  dafür  Sorge  zu  tragen  sein,  daß  der  Abgang  durch  entsprechende 
Sparsamkeit  in  der  Dotation  des  Folgejahres  zuverlässig  gedeckt  werde. 

6.  Die  Dotationsrechnungen  sind  im  Laufe  des  Jahres  nach  Maßgabe 
der  vorf^dllcüilcii  Einnahmen  und  Ausgaben  zu  verfassen,  mit  Ende  Dezember 
abzuschließen  und  spätestens  bis  Ende  Jänner  des  nächstfolgenden  Jahres 
an  die  kompetente  Behörde  zur  Prüfungsveranlassung  vorzulegen. 

7.  Falls  bei  AbsdiluB  der  Jahresrechnungen  mit  Ende  Dezember  oder 
im  Falle  eines  Wechsels  hi  der  Person  des  Rechnungslegers  bei  Obergabe 
der  Dotation  unbeglichene  Betrage  für  bereits  erfolgte  Lieferungen  oder 
Bestellungen  au^aften,  ist  dieser  Umstand  bei  sonstiger  persdnlidier 
ffalhuigspflicht  des  Rechnungslegers  in  der  Dotationsrechnung  ziffermäßig 
genau  ersichtlich  zu  machen. 

8  Die  vorstehenden  Bestimmungen  haben  sinngemäß  auf  die  eigenen 
Finriafimen  der  Bibliotheken  für  wissenschaftliche  Zwecke  (Matrikeltaxen, 
üeschtnke  usw.)  Anwendung  zu  finden. 

Q.  Eventuelle  Ausnahmen  von  vorstehenden  Anordnungen  werden  der 
ho.  Genehmigung  vorbehalten. 

10.  Alle  anderweitigen  ho«  Anordnungen,  welche  die  Behebung,  Ver- 
wendung und  Verrechnung  der  Bibliotheksdotationen  für  wissenschaftliche 
Zwecke  betreffen  und  mit  den  vorstehenden  Verfiigungen  nicht  im  Einklänge 
stehen,  treten  außer  Kraft 
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1.  Wissenschaftliche  Seminare* 

a)  An  den  theologischen  Fakultäten; 

o)  An  den  ri^ndecb-kafholischen  Falndtftten. 

Nr.  317. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  15.  September  1899,  Z.  17.814. 

an  das  Dekanat  der  theologischen  Fakultät  der  Universität  in  Wien,») 

(betreffend  die  Errichtung  eines  wissenschaftlich-theologischen  Seminars 
an  der  theologischen  Fakultät  der  Universität  in  Wien). 

In  Erledigung  des  Berichtes  vom  .  .  .  genehmige  ich  unter  Bezugnahme 
auf  den  Erlaß  vom  8.  Dezember  1898,  Z.  21.762,  daß  das  an  der  theologischen 
Fakultät  flcr  nniversität  in  Wien  vom  Studienjahre  1899  IQOO  ab  zu  er- 
richtende Scnunii  mit  Beginn  des  bezeichneten  Studienjahres  in  nachfolgfenden 
fünf-)  Abteilun!j;L'n,  und  zwar  in  einer  neutestamentlichen,  einer  kirchcnrccht- 
liciicn,  einer  rn oraltheologischen,  einer  alttestamentiichen  und  einer  kirchen- 
historischen aktiviert  werde. 

Gleichzeitig  finde  ich  den  vorgelegten  Statuten  des  genannten  Seminars 
die  Oenehmigtmg  zu  erteilen. 

Bereits  mit  MiaErL  vom  10.  März  1888,  Z.  34.169  ex  1867,  ward*  äie  Aktirieruttg  eines 
klrdtengeaOtidtfUdtea  stmk  eines  Seminars  fir  ehrisükhe  mtosopMe  an  dertheotogisehen  FahUUt 

der  Universität  in  Krakau  und  ein  provisorisches  Statut  fitr  das  ersterwähnte  Seminar  genehmigt. 
Mit  MinErl.  vom  19.  Antust  ISSS,  Z.  14.559,  erfolgte  die  Oenttunigaag  tints  pnms^ristktn 
Statutes  für  das  philosophisch-scholastische  Seminar  daselbst. 

Vom  Stuält^faiav  t90t/5  ab  wurdt  die  EinrüMmig  vom  »i$»etadiu^lXdi''1k«oloeiiekm 
Seminaren  an  der  Universität  in  Graz  mit  zwei  Abtri!i:':;irn,  und  zwar  einer  moraltheotogb^chen 
und  einer  kirxhenhistorischen  (MinErl.  vom  Z  November  1904  ad  Z.  29.415),  an  der  Universität  in 
innsbrack  mit  drri  AMkettangen,  and  zwar  atOer  AasgistaHang  dta  an  tHeser  VahtnUdi  bertUs 
bOBlmtägnen  dogmatischen,  biblisch-patristischen  und  kirchengeschichtliehen  Seminars  (MinErL  vom 
2.  Novemhfr  7004,  Z,  31.687J,  und  an  der  deutschen  UniversifJf  in  Prn^  mit  drei  Abtei- 
lungen, und  zwar  einer  pltHosoplUsch-theologischen,  einer  alttestamentiichen  und  einer  ncuustament' 
Uekea  (MinErt,  vom  2  November  1904,  Z.  3tM8J  mm*  Mqffgabe  der  gMekeeHig  affpnMertea 
SMate  genehmigt. 

An  den  übrigen  im  Verbände  einer  Universität  stehenden  katholisch-theologischen  Fcüaüiäien 
ht  die  BrHcktung  von  »oldien  Seadnaren  im  Zage. 

Mit  MinErl.  vom  8.  OäMer  1901,  Z.  12.309  wurde  vom  Studiet^fObr  t90Sl3  ab  oadk  eine 
pastonUheoiogiscke  and  eine  apol^eiisehe  SetaiaartMeilaag  eniektet. 
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üuses  Statut  wurde  nachträgUch  einer,  mit  MinErL  tom  2t.  Jänner  1905,  Z.  44.503, 
gmtkmti^  Andtnmg  mnUn^m  »ad  tmUi  in  ttintr  t^^mmSF^ttn  Fasaang  wkjügtt 

Statot 

des  wissensctaaftllch-lheologischeB  Seminars  an  der  theolo- 
gischen Faicultat  der  k.  Ic.  Universit&t  in  Wien; 

§  1.  An  der  Iheoiogisdien  Faloiität  der  Univenität  Wien  wird  ein 

wissenschaftlidi*theok}gisches  Seminar  eingerichtet,  dessen  Tätigiceit  mit  dem 
Wintersemester  beginnt  und  das  in  eine  vom  Ministerium  für 

Kultus  und  Unterricht  festzusetzende  Anzahl  von  Abteilungen  verfällt. 

§  2.  Zweck  des  wissenschaftlich-theologischen  Seminars  ist  die  Ein- 
führung der  Theologtestudierenden  in  die  wissenschaftliche  Methode  und 
den  literarischen  Betrieb  derjenigen  Fächer  der  Theologie,  deren  Erforschung 
sie  zu  ihrer  wissenschaftlichen  Lebensarbeit  machen  wollen,  sowie  die  Heran- 
bildung von  wtssenschaffiichen  Fadiminnem  und  literarischen  Vertretern  der 
Theologie. 

§  3.  Die  Vorstinde  der  einzelnen  Abteilungen  des  Semwars  sind  die 

jeweiligen  Fachprofessoren. 

§  4.  Jede  Abteilung  des  Seminars  ist  in  ihrer  näheren  inneren  Organi- 
sation itnc!  in  ihrem  spezifischen  Betriebe  selbständig.  Auf  Onind  der 
Einheit  der  Theolon-ic  als  Wissenschaft  bilden  aber  alle  einzelnen  Abteilungen 
zusammen  ein  einheitliches  Institut,  dessen  gemeinsame  Interessen  durch  die 
Gesamtheit  der  einzelnen  Seminarvorsteher  unter  dem  Vorsitze  des  jeweiligen 
Dekans  wahrgenommen  werden.  Der  Jeweilige  Dekan  ist  auch  das  Organ 
des  Seminars  gegenüber  dem  Ministerium  in  gemehisamen  Angelegenheiten, 
während  jeder  ehizelne  Seminarvorsteher  die  Befugnis  besitzt,  in  Angelegen- 
heiten  seines  Seminars  durch  den  I>ekan  an  die  vorgesetzten  Behörden 
sich  zu  wenden. 

§  5.  Mitglied  einer  beliebigen  Abteilung  des  Seminars  kann  jeder 
Tlieoloce  werden,  der  als  ordentlicher  Hörer  an  der  theolofrischen  Fakultät 
inskribiert  oder  an  der  Universität  immatrikuliert  ist.  Die  Zulassung  anderer 
Hörer  der  Universität  und  auswärtiger  Oäste  hängt  von  der  Genehmigung 
des  einzelnen  Seminarvorstehers  ab. 

§  6.  Die  von  den  Seminarvorstehern  geleiteten  Übungen  ^  dürfen  nicht 
weniger  ab  eine  und  nicht  mehr  als  zwei  Stunden  wöchentlich  In  Anspruch 
nehmen. 

§  7.  JMlt  dem  Seminar  ist  eine  Handbibliothek  verbunden,  die  in  ebcnso- 

vielc  selbständige  Abteilungen  als  das  Gesamtseminar  zerfällt.  Jede  Ab- 
teilung erhält  eine  Jahresdotation  von  300  K.  Jeder  Seminarvorsteher  ent- 
scheidet selbständig  über  die  Anschaffung  der  Bücher  für  sein  Fach.  Die 
versammelten  Seminarvorsteher  entscheiden  unter  Vorsitz  des  Dekans  über 
die  Ergänzung  einer  gemeinschaftlichen  Seminarbibliothek,  sowie  über  die 
Bestreitung  der  jährlichen  Verwaltungskosten.  Der  von  der  Gesamtheit 
der  Seminarvorsteher  auf  drei  Jahre  gewählten  Bibliothekskommission  obliegt 
die  Wahrnehmung  der  gemeinsamen  Bibtiotheicsgeschafte,  sowie  die  Ober- 

*)  DUs€  Obaagen  werden  an  der  Universität  in  Wien  und  Innsbruck  den  Seminarieitem  in 
Zahl  Ourtr  VoHtsesüuuUn  und  den  Studierenden  in  die  Zahl  der  von  ihnen  eu  hörenden  Vor- 

24« 
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wachung  der  von  dci  OesamUieit  der  Seminarvorstciicr  festzustellenden 
Bibliotlicksordnung. 

§  8.  Jede  Abteilung  eiliilt  eine  Jahresdotation  von  400  K  zum  Zwecke 
der  Prämüerang  der  besten  scfariftlidien  Arbeiten. 

Die  Zuwendung  von  Prämien  erfolgt  auf  Vorsdilag  der  einzelnen 
Seminarvorsteher  durch  das  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht  l>er 
nach  der  Zuwendung^  der  Prämien  verbleibende  Rest  der  Jahresdotation 
kann  mit  Genehmigung  des  Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht  für  die 
Bibliothek  und  sonstige  Seminarbedürfnissc  auf  Grund  gemeinsamen  Be- 
schlusses der  Seminarvorsteher  verwendet  werden. 

§  9.  Die  Feststellung  besonderer  Statuten  für  jede  einzelne  Abteilung 
innerhalb  des  Rahmens  dieses  Nomialstatiites  stellt  den  einzelnen  Seminar* 
vorstdiem  frei.  Diese  besonderen  Statuten  sind,  falls  deren  Feststellung 
wünschenswert  erscheint,  der  Plenarversammlung  der  Senünarvorsteber  zur 
Begutachtung  und  dem  Ministerium  f&r  Kultus  und  Unterricht  zur  Oe- 
ndim^ng  vorzulegen. 

§  10.  Am  Schlüsse  des  Studienjahres  erstattet  jeder  Seminarvorsteher 
einen  Bericht  über  die  Tätigkeit  seines  Seminars  mit  Einschluö  der  Pramien- 
vorschläge  an  das  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht  durch  das  Dekanat 

ß)  An  der  griechisch-orientalisch-theologischen  Fakultftt  in  Czemowitz. 

Nr.  318. 

Erlaß  des  Ministeriums  fOr  K.  u.  U.  vom  6.  Juli  1877.  Z.  9761  ex  1876, 

an  das  Professorenkoüegtum  der  theologischen  Fakultät  in  Czemowitz  und 

den  l.andcsprrisidentcn  der  Ruknwinn, 
^betreffend  dieErrichtung  eines  theologischen  Seminars  an  der  griecliiadi- 
orientalisch-theologischen  Falcultät  in  Czemowitz). 

Mit  dem  zitierten  Erlasse  wurde  d!>  Errichiunc  eines  tfieo^cfjhchrr  Srr:inr}r<;  an  der 
griechisch  -  orientalisch  •  theologischen  FakuUat  in  Czemowitz  au/  Qrunä  der  nachstehenden  provi- 

Proviaorlsdie  Statuten 

dcitheotoglic]iaS«nli»n  $n  dtr  gricchisch-orientalisch-thcologlidi«ttFalDillitdtrlE.lc.UaIvtniai 

in  Czemowitz. 

§  1.  Zweck. 

Das  theologische  Seminar  ist  eine  mit  der  theologischen  Falcultit  der 

k,  k.  Franz  Josefs-Universität  verbundene  Anstalt,  die  zum  Zwecice  hat: 
die  Erweiterung  und  Vertiefung  des  in  den  theologischen  Kollegien  gewon- 
nenen Wissens,  die  Anleitung  der  Studierenden  zu  selbsttätifrer  wissenschaft- 
licher Arbeit,  zum  Teil  auch  die  Vorbereitung  für  die  theologische  Praxis. 

§  2.  Einteilung, 

Dieses  theologische  Seminar  zerfällt  nach  den  widltigeren  Disziplinen 
des  Lehrplanes  der  Fakultät  in  acht  Abteilungen,  nämlich  in  die  Seminar- 
abteilungen  für: 
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I.  Die  «Ittestamentliche  exegetische  Theologie; 
Z  die  neutestamentliche  exegetische  Theologie; 

3.  die  historische  Theologie,  mit  einer  besonderen  Unterabteilung  f6r 

die  Patrok>gie; 

4.  die  dogmatische  Theologie; 

5.  die  Moraltheolog^ie ; 

6.  die  praktische  Theologie; 

7.  das  Kirchenrecht; 

8.  die  Katechetik. 

Das  ProfessorenkoUegiun  soigt  bei  der  Feststeltmig  der  Vorleseoidnung 
daffir,  daß  in  jedem  Semester  so  viele  Abteilungen  tatig  seien,  als  die  Ver- 
hältnisse der  Fakult&t  und  der  Zweck  der  Seminaieinrichtungen  es  erfordern. 

§  3.  Leitung  der  Seminarubungen. 

Die  Seminarübungen  werden  von  den  betreffenden  ordentlichen  und 
außerordeniiichen  Professoren  geleitet.  Ausnahmsweise  können  vom  Pro- 
fessorenkollegium zur  Leitung  derselben  Privatdozenten,  welche  sich  hiczn 
eibieten,  zugebttsen  werden. 

Die  katechetiscfaen  Obungen  leitet  immer  der  Dozent  der  Katechetik. 

§  4.  Verwaltung  des  Seminars. 

Die  Verwaltung  der  Seminarangelegenheiten  wird  durch  die  üesamtheit 
der  an  dem  Seminar  beschäftigten  akademischen  Dozenten  unter  dem  Vor- 
sitze des  jeweiligen  Dekans  twsorgt. 

Bei  allen  Beschlossen  der  Seroinarverwattung  entscheidet  die  Mehrheit 
der  Stimmen,  bei  Stimmengleichheit  der  Vorsitzende. 

§  5.  Mitglieder. 

An  den  Seminarübungen  können  alle  an  der  theologischen  Fakultät 
inskribierten  ordentlichen  und  auSeroidentUchen  HOier  sich  beteil^n.  Wirk- 
liche Mitglieder  des  Seminars  aber  können  nur  ordentliche  Hörer  der  theo- 
logiscfaen  FakuHit  sehi  und  bduilten  dieses  Recht  noch  ebi  Jalv  nach 
erlangtem  Absolutorium. 

Die  Aufnahme  als  wirkliches  Mitglied  in  eine  Seminarabteilung  ist 
an  die  Bedingung  geknöpft,  daß  der  Aufnahmewerber  die  Hauptvorlesung 
über  die  Disziplin,  mit  welcher  sich  die  Abteilung  beschäftigt,  wenigstens 
durch  cif!  Semester  besucht  habe. 

Ausnaiimcn  hievon  kumicii  von  dem  Leiter  der  Abteilung,  in  wekhe 
die  Aufnahme  gewünscht  wird,  dann  zugelassen  werden,  wenn  auch  ohne 
den  Besuch  der  oben  bezeichneten  Vorlesung  der  Besitz  genügender  Vor- 
kenntnisse aqgenommen  werden  kann.  In  einem  solchen  Falle  ist  der  Auf- 
nahmewerber  gehalten,  über  Verbingen  des  Leiters  der  Seminarabteilung 
leine  Vorkenntnisse  durch  eine  mundliche  oder  schriftliche  Prüfung  aus- 
zuweisen. Abgesehen  von  dem  Grunde  mangelnder  Vorkenntnisse  kann  die 
Aufnahme  in  eine  Seminarnbteüuniy  in  der  Repfel  nur  wehren  beharrlichen 
Unfleißes  in  dem  Besuche  der  Vorlesungen  oder  früheren  Seminarübu:iL;un 
verweigert  werden  Aus  diesem  Grunde  kann  auch  die  Ausschließung  bereits 
aufgenommener  Mitglieder  erfolgen. 
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Die  Aufnahme  der  Mi^lieder  ins  Seminar  findet  durch  den  Leiter  der 
betreifenden  SemtnarabteÜung  statt  Ober  dieselben  ist  ein  besonderer  Vor- 
merk  zu  führen. 

§  6.  Seminarübungen. 

Die  Seminarübungen  bestehen  teils  in  mündh'chen  Vorträgen  und  Er- 
örterungen, teils  in  schriftlichen  Ausarbeitungen,  und  wirkliche  Mitglieder 
sind  verpflichtet,  sich  an  allen  Übungen  tätig  zu  beteiligen.  Ist  einer  aber 
Mitglied  meltrerer  Semisiarabteihuigen,  so  ist  er  zu  sdiriftlidien  Ausarbeitungen 
nur  in  einer  Abteilung  gehalten. 

Die  Obungen  sind  so  einzurichten,  daS  sie  stets  ffir  ein  Semester 
ein  gleichartiges  Ganzes  bilden. 

Die  Ankündigung  und  das  Abmelden  der  Seminarübungen  erfolgt  in 
derselben  Weise  wie  hinsichtlich  der  öffentlichen  Vorlesungen. 

Die  Seminarübungen  werden  den  Studierenden  m  das  vorj^cschriebenc 
Minimum  der  in  einem  Semester  zu  frequentierenden  Stundenzahl  ein- 
gerechnet. 

Die  vom  Leiter  einer  Seminarabteilung  ausgestellte  Bestätigung  der 
eflölgreicfaen  Teihiahme  an  den  Seminarfibungen  gilt  in  derselben  Weise, 
wie  die  Kolloquienzeugnisse  als  Nadiweis  entsprechender  Verwendung. 

Der  Unterricht  im  Seminare  ist  unentgeltlich. 

§  7.  Prämien. 

Gelungene  schriftliche  Arbeiten  werden  prämiiert 

Zu  diesem  Zwecke  bezieht  die  Seminaranstalt  aus  dem  Bukowinaer 
griechisch-orientalischen  Religionsfonde  jihrlioh  einen  Betrag  von  zwei- 
hundert Oulden  (400  Kranen), 

Das  Prämium  darf  nicht  fünfzig  Gulden  (100  Kronen)  überschreiten. 

Die  Primien  werden  durch  die  Seminarverwaltung  verliehen. 

§  8.  Seminarbibliothek. 

Das  Seminarinstitut  hat  eine  eigene  Bibliothek,  welche  den  Mitgliedern 
zu  mdglichst  freier  Benfitzung  zur  Verfügung  gestellt  wkd. 

Als  Dotatk>n  erfiält  die  Semtnarbibliothek  aus  dem  Bukowinaer 
griechisch-orientalischen  Religionsfonde  jährlich  den  Betrag  von  dreihundert 
Oulden  (600  KronerO, 

Das  Geld  wird  zu  Händen  des  jeweiligen  Dekans  angewiesen  und 
von  der  Verwaltung  unter  die  im  betreffenden  Schuljahre  fungierenden 
Seminarabtc-i langen  verteilt. 

Die  Verrechnung  der  Dotation  der  Seminarbibliothek  liegt  dem 
Dekan  ob. 

Derselbe  hat  die  diesbezüglichen  dokumentierten  Rechnungen  der 
Leiter  der  einzelnen  Seminarabteilungen  dem  L  k.  Bukowinaer  Landespräsi- 
dium vorzulegen. 

§  9.  Schlttfibestimmung. 

Am  Schlüsse  des  Sommersemesters  hat  die  SeminarverwaKufl;g  einen 
eingehenden  Bericht  über  die  Arbeiten  und  Leistungen  des  Seminars  im 
al^eiaufenen  Studienjahre  an  das  k.  k.  Unterrichtsministerium  zu  erstatten. 
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b)  An  den  rechts-  und  $taatswissenschaftlichen 

Fakultäten. 

Nr.  319. 

Tmrfiimi  les  MUilstere  flr  I.  n.  D.  Tom  27.  Septimbor  1873, 

Z.  12m  HVBVr.  9L 

betreffend  die  Errlditaiig  von  redite-  und  etaatswissensctaaftlldien 

Senilneren* 

Auf  Ontnd  der  mit  der  Ah.  EntschL  vom  23.  September  1873  erteitten 
Ermlcbtjgutig  zur  Erriditung  von  rechts-  und  staatswissensdiaftlichen  Semi- 
narea  an  den  Universitäten  finde  ich  nachfolgendes  zu  verfügen: 

1.  An  sämtlichen  rechts-  und  staatswissenschaftiichen  Fakultäten  haben 
künftig  rechts-  und  staatswis^ensschaftliche  Seminare  zu  bestehen. 

2.  Der  Zweck  dieser  Seminare  ist:  Die  Erweiterung  und  Vertiefung 
des  in  den  rechts-  und  staatsvvisscnschaftlichen  Kollegien  gewonnenen 
Wissens,  die  Anleitung  der  Studierenden  zu  selbsttätiger  wissenschaftlicher 
Arbeit,  zum  Teile  auch  die  Vorbereitung  für  die  rechts-  und  staatswiuen- 
schaftÖche  Praxis. 

3.  An  jeder  FakuHlt  hallen  zv^ei  Seminare,  ein  rechtswissenschaftliches 
und  ein  staatswissensdiaftliches,  zu  bestehen,  deren  jedes  nach  dem  Gegen- 
stände der  Seminarübungen  in  mehrere  Abteihingen  zerfällt. 

4.  Die  Verwaltung  der  Seminarangelegenheiten  wird  in  der  Regel 
durch  die  Gesamtheit  der  an  dem  Seminare  beschäftin^ten  akademischen 
Lehrer  besorgt.  Es  kann  jedoch  durch  besondere  Festsetzung  (17)  bestimmt 
werden,  daß  diese  Verwaltung  von  einem  eigenen  Seminar\'orstande  zu 
führen  ii>t,  welchen  das  ProfessorenkuUegium  für  eine  gewisse  Zeit  aus  den 
am  Seminare  beschäftigten  ordentlichen  Professoren  wählt. 

Die  Vertretung  des  Seminars  nach  auBen  obliegt  dem  jeweiligen  Dekan. 

5.  Zur  Leitung  der  Seminararbeiten  sind  die  ordentlichen  und  auBer- 
ofdentlicfaen  Professoren  der  rechts-  und  Staats wissensdiaftlichen  Fakultät 
berufen. 

Ausnahmsweise  können  von  dem  Professorenkollegium  zur  Leitung 
der  Seminararbeiten  auch  Privatdozenten,  welche  sich  dazu  erbieten,  zu- 
gelassen werden. 

6.  Es  ist  Sorge  zu  tragen,  daß  an  beiden  Seminaren  In  jedem  Semester 
Abteilungen  in  solcher  Zahl  gebildet  werden,  wie  es  den  Verhältnissen 
der  einzelnen  Fakultät  und  dem  Zwecke  der  Seminareinrichtung  entspricht 

7.  Zur  Teilnahme  an  den  Seminararbeiten  können  in  der  Regel  nur 
ordentliche  Hörer  der  l>etreffenden  Fakultät  zugelassen  werden. 

Doch  ist  die  Teilnahme  an  den  Seminararbeiten  auch  noch  durdi  ein 
Jahr  nach  erlangtem  Absolutorium  gestattet 

8.  Die  Aufnahme  in  eine  Seminarabteilung  ist  in  der  Regel  an  die 
Bedingung  geknüpft,  dali  der  Aufnahmewerber  die  f  iauptvorlesung  über 
die  Disziplin,  mit  welcher  sich  die  Abteilung  beschäftigt,  frequentiert  habe. 

Ausnahmen  hievon  können  von  dem  Leiter  der  Abteilung,  in  welche 
die  Aufnahme  gewünscht  wird,  dann  zugelassen  werden,  wenn  auch  ohne 
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den  Besuch  der  im  vorigen  Absätze  bezeichneten  Vorlestiqg  der  Besitz 
genügender  Vorkenntnisse  angenommen  werden  kann. 

In  einem  solchen  Falle  ist  jedoch  der  Aitfnahmewerber  gehalten,  über 
Verlangen  des  Leiters  der  Seminarabteilung  seine  VorJcenntnine  durch  eine 
mündliche  oder  schriftlicfae  Prüfung  auszuweisen. 

Q.  Abgesehen  von  dem  Grunde  mangelnder  Vorkenntnisse  kann  die 
Aufnahme  in  eine  Seminarabteilung  in  der  Ref:^e!  (17)  nur  wegen  beharr- 
lichen Unfleißes  in  dem  Besuche  der  Vorlesungen  oder  früherer  Seminar« 
Übungen  verweigert  werden. 

Aus  diesem  Grunde  kann  auch  die  Ausschließung  Ijereits  aufgenommener 

Mitglieder  erfolgen. 

10.  Die  Übungen  im  Seminare  bestehen  teils  in  mündlichen  Vorträgen 
und  Eioiicfungen  (Konversatorien,  Disputatorien,  Praktika  usw.),  teils  in 
sdirifUidien  Ausarbeitungen.  Die  Übungen  sind  so  einzurichten,  daß  sie 
stets  für  einen  Semester  ein  gleichartiges  Ganze  umfassen. 

11.  Die  Ankündigung,  das  An-  und  Abmehlen  der  Seminarübungen 
erfolgt  in  derselben  Weise,  me  hinsichtlich  der  öffentlichen  Vorlesung«n. 

Ober  die  IMitgUeder  des  Semmars  ist  ein  besonderer  Vermerk  zu  ffihivn. 

12.  Der  Unterricht  im  Seminare  ist  unentgeltlich. 

I>urch  die  Abhaltung  von  Seminarfibungen  wird  seitens  der  Professoren 
der  Pflicht  geni^  öffentliche  Vorlesungen  (GoUegia  publica)  zu  halten.^) 

13.  Die  Seminarfibuqgen  werden  den  Studierenden  fai  das  vorge- 
schriebene Minimum  der  in  einem  Semester  zu  frequentierenden  Sttmden- 

zahl  eingerechnet^) 

14.  Die  von  dem  Leiter  einer  Seminarabteilung  ausgestellte  Bestäti- 
gung*)  der  erfolgreichen  Tcilnnhme  an  den  Seminarübungen  gilt  in  der- 
selben Weise,  wie  die  KoUoquieazeugnisse,  als  Nachweis  entsprechender 
Verwendung. 

15.  Die  zur  Prämiierung  wissenschaftlicher  Arbeiten  der  Studierenden 
zu  Gebote  stehenden  Geldmittel  werden,  insoweit  es  die  rechts-  und  staats- 
wissenschaftlichen Fakultäten  betrifft,  zu  Prämien  für  die  Arbeiten  der 
Semmaristen  verwendet 

Ober  die  Aierkeanuqg  dieser  Prämien  entscheidet  die  Gesamtheit  der 
Leiter  der  Seminarabteiluqgen. 

16.  Am  Schlüsse  des  Sommersemesters  hat  die  Seminarleitung  (4) 
einen  eingehenden  Bericht  über  die  Art>eiten  und  Leistungen  des  Seminars 
im  abgelaufenen  Jahre  im  Wege  des  Dekanats  dem  Unterrichtsmüiisteiium 

vorzulegen. 

Das  Dekanat  hat  diesen  Bericht  mit  seinem  Gutachten  zu  begleiten. 

17.  Innerhalb  der  vorstehenden  Grundsätze  sind  von  den  Professoren- 
kollegien der  einzelnen  Fakultäten  Seminarstatuten  auszuarl>elten,  wckfae 

*)Vgl.§aäe$  KofUgtameldergtseha  (s.  Nr.  99t). 

*)  Vgl.  §  3  der  juristischen  StudOrdg.  fs.  Sr.  ö'JöJ. 

^)  Lauf  MinF.rl.  vom  0.  Mai  1876,  7..  73i8,  All'ß.Vr.  2?  f<t.  Sr.  482)  vntpHif^en  Zeugnisse 
älter  die  Verwendung  in  akademischen  Seminaren  der  Stempelpjticlä  von  /5  Kreuzern  (30  Htüer). 
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die  ofiheren  Bestimmungen  über  die  Einrichtung  und  Verwaltung  der  Semi- 
nare,  über  die  denselben  zu  Gebote  stehenden  Lehr-  und  Geldmittel, 
dann  über  die  Beschaffenheit  und  die  Verteilung  der  Prämien  für  die 
Scininararbeiten  zu  enthalten  haben. 

Diesen  Statuten  wird  insbesondere  vorbehalten,  zu  bestimmen,  ob 
zu  den  Seminarübungen  außer  den  ordentlichen  Scminarmitgliedem  auch 
Zuhörer,  wekhe  zur  Mitwirkung  bei  den  Übungen  weder  berechtigt  noch 
verpfUcIrtet  wiren,  zugelassen  werden  Icönnen. 

Desgleiclicn  wird  In  den  Seminarstatitten  bestimmt  werden,  ob  dem 
Leiter  einer  Seminarabteilung  das  Recht  zuifioramen  soll,  die  Aufnahme  in 
die  Abteilung  von  vornherein  auf  eine  bestimmte  ZM  ordentlicher  oder 
auBerordentlkher  Mitglieder  (Zuhörer)  zu  beschränken. 

Die  Statuten  sind  dem  Unterrichtsministerium  zur  Genehmigung  vor- 
zulegen. 

18.  Die  rechts-  und  staatswissenschaftUchen  Seminare  treten  mit  dem 
Studienjahre  1873/74  ins  Leben. 


Nr.  320. 

ins  dm  Erlasse  des  Mlolsters  Ar  K.  o.  D.  Tem  2.  September  1898» 

1. 19.600, 

an  die  Landesrejgierung  für  die  Bukowina, 

(bdrcffoid  die  Vcrwaltiiiig  dar  den  Senrinami  der  plillosopliisclieii  «nd 
JwIditGbeii  Fakidtit  der  CieniowICser  Unlvcrsltit  gemetaisamen  Senliinr* 

lolnUtiten). 

Antäfilkh  derZuwdsttngjfongemänsamm  ArbttbrämaenfSr  die  Seminare 
der  phUoMptüachen  and  iuridischen  FaktUidt  in  Czemowiiz  wurde  f  tagendes 
angeordnet: 

*>  Die  itathMi0gabe  dtt  P.  t7  magtaft^UtUm  StminorttaiuU,  wOekt  in^Sekwetdaardü 

Sammlunt:  der  für  die  österreidiisehen  Univenitäten  gfütigen  Gesetze  und  Verordnungen",  II.  Bd., 
ims,  S.  950  II.  /.,  tuUuMU  foUtOklig  migtaumaun  *nekeüiai,  ertdeUtndU  mMsterietU  Qmfhml- 
gßutg,  und  zwar: 

m  4tr  Uulwtim  in  Wita  mü  Minen,  vom  S».  Ntnmitr  WO,  Z.  tSAK;  mf  Ommt  4t$ 

MinErl.  vom  St).  Juni  J800,  Z.  11.377  wurde  an  der  Wiener  Univrr^.ität  mit  Beginn  des 
Studienjahres  JtM/0/9l  ein  Staatswissenschaf tUches  Institut  errichtet  und  das  vor- 
gelegte Statut  ßir  dUte  Anstatt  gfiuhm^t 

4M  der  Universität  in  Qraz  mit  MinErl.  vom  26.  November  1373,  Z.  N.759; 

am  der  Universität  In  Innsbruck  mit  MlnEH,  fom  36,  November  1873,  Z.  I5m4,  betiektmei- 
weise  vom  27.  September  1997,  Z.  5048s 

am  der  deuieehen  UideersUSt  In  Prag  mU  MiaErL  vom  36.  November  1873,  Z.  15.702;  dieses 
Seminarstatut  steht  auch 

an  der  böhmischen  Universität  in  Prag  In  Kraft;  mit  MinErl,  vom  21.  September  1997, 
Z.  if 4S9  mmfe  an  der  dtui$«kan  VtOetnUß  In  Pmg  mü  Btgfnn  dt*  SHMet^f^ms  1898/90 
tin  staatswlssenschafttlekgf  hulUni  ntdtr  gtekMttgtr  OanäMgang  dir  ttdlg- 

tichen  Statuten  errichtet; 
an  der  Universität  in  Lemberg  mit  MinErL  vom  2b.  November  1873,  Z.  14J08; 
an  d$r  Uniwm  In  Kraknm  mU  MlnEH,  wwn  36,  November  183%  Z.  UjS93; 
am  der  Universität  in  CTrrnowitz  mit  MinErt.  vom  '    Man  1B76,  Z.  SBQS  Obgtändert  m 

MinErL  vom  ZJuni  1877,  Z.  3866  (§  4  Iii.  b,  zweiter  Absatz/. 
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Die  VerwalüintT  dieser  Seminarlokalitäten  wird  einer  nach  Durch- 
führung der  Herstellungen  und  Anschaffungen  7u  aktivierenden  Kommission 
übertra!7en,  für  deren  Zusammensetzung  und  Wirkuiigskreis  ich  unter  Ab- 
andciuiig  des  mit  dem  Benchte  vom  27.  März  18Q8,  Z.  5165,  vorgelegten 
Entwurfes  nachstehende  Bestimmungen  zu  gfenehmigen  finde: 

§  1.  Die  den  wissenschaftlichen  Seminaren  der  juridischen  und  philo- 
sophischen Fakultät  der  Universitit  in  Czemowäz  zur  gemdaschaftUchca 
Benützung  zugewiesenen  Lokalitäten  weiden  von  einer  ständigen  Kommission 
verwaltet,  welche  aus  dem  Rektor  der  Universität  und  den  Dekanen  der 
beiden  genannten  Fakultäten  besteht 

Im  Verhinderungsfalie  hal>en  die  gesetzlichen  Vertreter  dieser  Funlctio- 
näre  einzutreten. 

§  2.  Die  Kommission  hat  nach  Bedarf  unter  dem  Vorsitz  des  Rektors 
Beratungen  abzuhalten,  welche,  wenn  sie  nicht  bloß  vorübeigehende  Wirk- 
samkeit  haben,  zu  protokollieren  sind. 

Die  Beschlüsse  werden  mit  absoluter  Majorität  ^refaßt. 

§  3.  in  den  Wirkungskreis  dieser  Kommission  gehört  die  Handhabung 
der  Seminarordnung,  die  Vertretung  der  gemeinsamen  Seminarinteressen 
bei  den  akademischen  Behörden,  die  Bestimmung  der  Stunden  und  kaum» 
lichkeiten  für  die  Übungen  im  Seminar,  die  Zuweisung  der  Plätze  an  die 
Shidierenden  im  Einvernehmen  mit  den  einzelnen  Dozenten,  überhaupt 
alles,  was  nicht  der  einzelne  Seminarvorstand  im  eigenen  Wirkungskreise 
verfugen  kann. 

§  4.  Die  statutarischen  Rechte  der  einzelnen  Seminaivorstände  hin- 
siditlich  ihrer  Seminare  werden  dadurch  nicht  beriihrt. 

Indem  ich  noch  bemerke,  daß  die  im  §  3  erwähnte  „Seminarordnung" 

von  der  Kommission  auszuarbeiten  und  vom  akademischen  Senate  zu  ge- 
nehmigen sein  wird,  stelle  ich  die  Herichtsbeilagen  im  Anschlüsse  zur  ge- 
fälligen  weiteren  Veranlassung  zurück. 


c)  An  den  philosophischen  Fakultäten. 

Vort>enei1niiig. 

Dnich  KUMErl.  vom  IQ.  Oktober  1878,  Z.  16J62,  wurde  mf I  RSdoIchl  anf  die  Plminltce 

eine  Reduzierung  der  fOr  die  Scmlnaricn  hcsn'mmtcn  Sn'pcndlen  in  der  Weise  vorgenommen .  daß 
zunAchst  durchgängig  der  Semestraibetrag  eines  Stipendiums  auf  30  Oulden  redukrt  und  in 
ctnigeR  rUlen  auch  die  Anzahl  der  bcstehcndeB  Stipendien  vermindert  wurde. 

Derzeit  bestehen  folf^rnde  Seminarien  (mU  St^ui$älai  A  dO  KnKUn  pfoStmnter,raptU^ 
mü  Jahre^irdgtn  für  SehüUfprämitnf: 

Wien. 

t.  Pädagogium  Seminar;  (6  StipmuÜM),  /tretitorisOit  Staiaimt  KUMErt,wom^,J4imer 

1877,  Z.  341; 

2.  PhÜolotiMhts  Semümr  mnä  Prostmbuwt  f12  Sti/wuUen),  Stetef  .*  KUMBrL  vom  3t.  JaU 

WJS,  Z.  J1.160;  für  dar  Pro'^r'ni'iijr:  kT.^Trrl.  vom  16.  Juni  /875,  Z.  S90J; 

3.  Archäologisch- epip^phisciies  Semiaar:  (4  StipendienJ,  Statuten:  KUMErL  vom  U  Mai 
tm,  Z.  7060f 
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4.  Seminar  Jür  deutsche  PMlolof^e:  Statut:  KUMErl.  vom  29.  November  1S80,  Z.  t8Jt9l 

5.  Seminar  für  romanische  Philologie:  Statut    Kl'MErL  vom  5.  Mai  mi,  Z.  öO&i; 

6.  Seminar  för  englische  Phiioiogie:  f2tO  K  jur  l^ramien),  Statut:  KUMtri.  vom  5.  Mai 
m»  Z  e064t 

7.  Semlfuw  flr  Umktkt  PkOoto^s  fS  SUpmOuiJ,  hat  bUktr  Mt  fanM  ge- 
aeäjuigtes  Statut; 

a.  HbtofMie$SmbHar:  f8  Stipendien),  SiaM:  KUMErL  vom  t9,  OUoäer  wn,  Z,  t2M2; 

9.  Mathematisdia  Seminar  und  Proseminar:  (10  Stipendien) ,  provisorisches  Statut: 
KUMErL  vom  1Z  Pebrmor  W»,  Z,  »72;  fif  das  Proaembmrt  StaMt  KUMßri,  npoi  31,  Aagusi 
im»  Z.  i3.m. 

Prag,  deutsch. 

1.  Ptdlotopldscha  Smtnar:  StaM:  KÜMEH.  wem  6.  April  mS»  Z  2lJ5IOt 

Z  Pädagogi$gku  Sminar:  (6  Stipendien),  Statut:  KUMErL  vom  14.  Jlüi  i9B7,  Z.  5703; 

auf  Omnd  de$  KVMFrl.  vom  27.  Juli  1801,  Z.  J0.8'''S.  sind  an  diesem  Seminar  unter  Mitwirkung 
nm  MUtelsclmiiehrkra^ea  praJttisch-pädagogische  Übungen  einge/üitri,  welche  beim  Unterrichte 

3.  Philologisches  Srminnr  und  Proseminar:  (8  Stipendien),  &aMt  KÜMEft,  «OM  tS,  No- 
tmöer         Z.  7/22  und  vom  19.  Oktober  1857»  Z.  17J2i; 

4.  ArtUotogisch-epigraphisches  Stmiaart  f400  K  /Br  PfäKUeiif,  Siatiät  KUMErL  wm 
SwOAMflr  lOM«  2.  24392; 

5.  Smbiar  JSr  dmisdU  Pbäohgiet  (6  SÜiunäl^,  Staiai:  KUMErl,  vom  IL  Mai  1874, 
2,6064; 

tf.  Seminar ßb^  fimafybtk*  aaä  «aglbehe  Sßmehe:  fi  SßjpeadkiO,  StaMs  KUMErL  vom 

2  September  IS75,  Z.  1 3.940; 

7.  Historisches  Seminar:  (6  Stipendien),  Statut:  KUMErL  vom  3.  Dezember  1890.  Z.  17.027; 

8,  Mathematisch-physikalisches  Seminar:  (6  StipeadienJ,  Statut:  KUMEri.  vom  S2,  AprÜ 
7815,  2.  52BS. 

Prag,  bökmtsek, 

f.  Philo$epkbeke$  Sembur.'  fStO  Kroata  >Br  Mntoi/p  SMW;  KUMErL  mm  6,  Aprü 
1883,  Z,  2S44; 

2.  Püiagoffiadus  Stmimtr:  (4  Stipendien),  SiaäH:  KVMErL  vom  29.  Deetmber  7882, 
Z.  i9J8t2: 

3.  Philologisches  Semtaar  and  Prmemlaar:  (8  Sti/teudieiO,  Stataiea:  KUMErL  vom 
30.  März  1883,  Z.  5140; 

4.  Sradtaar  fiir  üavbek*  PMM^ßet  fS  SÜpmuBeeJ,  SMai:  KUMErL  vom  27.  Jämur 
7tS0„Z.  4SQ; 

5.  Oermanistisches  Seminar:  f6  Stipendien),  Statut:  KUMtrL  tom  3.  November  1887, 
21  /5S58,  modtfuiert  mit  ErU^  vom  3.  Dezember  1897,  Z,  30.909; 

6.  Semkw  flir  ramaatadm  PUMogUt  (4  SUpmdlta),  Statat:  KUMErL  vom  8.  Oktober 
1882,  Z.  iSATOt  praUbeke  AMeOaagJBrJhmMiehe  Spiwhes  KUMErL  vom  74,  Deumber  1903, 
Z.  3S340; 

7.  Hbterlsehee  Semlaar :  (6  StipeadtenJ,  ShOaf:  KUMErL  vom  TT.Amgast  7882,  Z.  992 KUM; 

8.  Geographisches  Seminar:  (4  Stipendien),  Statuten:  KUMErl.  vom  8.JaU  1887.  Z.  5588; 
0.  Matitemati^rh  -  physikalisches  Sfminnr:  (6  Stipendien),  Statut  mit  Jenem  des  gleichen 

Seminares  der  deutschen  Universität  identisch ;  Statut  für  das  mathematische  Proseminar: 
KUMErL  vom  99,  Jaal  7880,  Z,  72062, 

Orate, 

7,  Phttoeeßkliebet  Seminar  t  (800  Kronen  flr  PrOmUtif,  Slaiats  KUMErL  vom  7,  Sep' 
lamiber  1897.  z.  21.810; 

Z  Philologisches  Seminar  und  Proseminar:  (6  Stipendien),  Staiat;  KUMErL  vom  22.  Jänner 
7209,  Z,  688: 

X  Arciiäoiogisc/t-epigraiMteba  SfMiiMP;  f240  Kreaea  JQr  PtämlaiJ,  KUMErL  vom 
7X  Jänner  1900,  Z.  3r       «  /SOS; 

4.  Seminar  Jur  deutsche  Philologie:  (400  Kronen  Jür  Prämien),  Statut:  KUMEri.  vom 
79,  JrOl  787$,  Z,  8804; 

5.  Seminar  Jür  romanische  Philologie:  p  Stipendien),  Errichtung  genehaTIgll KUMErL  VW 
23.  April  1901,  Z.  11,145;  Statut:  KUMErL  vom  29.  April  1903,  Z.  13.181; 
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6.  Seminar  Jür  englische  yhitologie:  f3  StipeadUnJ,  StaMi  KUHEH,  vom  aSw  Sepiemtv 
ms,  Z.  19J70f 

7.  SemUmrfl^  simüeke  PUtOoelet  (4  S«<pi«Mfl^,  SMät  KUMBrt.  tw«  Z  April  m2, 

Z.  n.734: 

8.  Historisches  Seminar i  (6  Sti/iemagi^,SÜUut:  KUMUrl.  vom  30.  /November  tm,  Z.  afJMfi>; 

9.  OMcnvAlMte  Obrntgen:  (^SOpenOeH),  Siatats  KUMCrt,  vom  ZJanl  MB,  Z,atJtl7: 
tO,  Seminar  für  Mathemaäk  und  ni.-.'fiu'.-ri.i fische  A^puft;  (3  St^endkiff,  proHsoHsekea 

Stglat!  KUMErL  vom  23.  Oktober  i»4,  Z.  J8MS0. 

I nnsbruck: 

1.  Philologisches  Seminar  und  Proseminar:  (6  Stipendien),  Statuten  für  das  Semümr; 
KUMBt  vom  20.  Mai  J865,  Z.  779, /Br  das  Proseminar  vom  23.  Augu^  1874,  Z.  U.m; 

Z  OememMaekM  Semhwt  (4  SUpenOlmti,  SUms  KUMZrt.  vom  m.  StpImeSbtt  tm, 

Z.  /5.J80: 

3.  Seminar  für  englische  Sprache:  (3  StipendienJ,  Statut:  KUME/i.  vom  29.  Jänner  im, 
Z.  St3t6  er  n06t 

4.  Historisches  Seminar:  (4  Stlpemüen),  provisorische  Stattttut:  KOMEtI,  vom  18,  Atffai 
J87tf  Z.  9287;  abgeändert  mit  KUMErt.  vom  7.  Mär:  1904,  Z.  2882; 

5.  Seminar  für  Mathematik  und  maüumatisclte  Pf^ysik:  (3  Stipendien),  provisorische  Statuten: 
KUMErt.  vom  t9.  Jdmmr  uM  1U  Mnae  Oßt»  Z.446midZ,  i9J9i 

6.  Arehäologtiek'tpIgrapUMtha  Semburt  (439  Kntmm  ßlr  PrtbiUmtf.  KUMErt.  wom  UMoi 

/902,  Z.  10.450. 

Krakau: 

I.  Philosophisches  Semtatw:  (400  Knmmi  flr  Pribmimif,  Statnit  KUMErt.  vom  V. 
tember  1901,  Z.  t6.060; 

Z  PkOotegUehes  Semümr  mut  Proomlünart  (5  Süpendlea),  Sfataii  KUMErt.  vom  20.  MOn 
i05t,  Z.  2575;  Proseminar,  Statut:  KUMErt.  vom  2b.  August  1874,  Z.  11.849; 

3.  Seminar  JBr  $kui$ehe  PhUoiogfes  (tO  Stlpeadiea),  Statut:  KUMErL  vom  ZJmü  1887, 
Z.  17.018  ex  1884; 

4.  Oermtudrtbeket  Semtnar:  ß  SttpeadUa),  SMb/.*  KUMErt.  vom  M^JoUtm»  Z.  mJt»; 

5.  Seminar  für  romaaiedte  IHdMogU:  fSOO  Kronen  JBr  PribtOatf,  Statut:  KUMErt.  vom 

le.JuU  1897,  Z.  17.098; 

6.  HIrtortselmtSmbiar:  ß  Stipendien),  Siatiat  KUMErt.  vom  14.  Novemöortm,  Z.maO0s 

7.  MtMmnaHtekof  Semtmrt  ß  SHpen^,  SMat:  KUMErt.  vom  6.  Otäohtr  UN, 

Z.  I3J903: 

8.  Qeograpläsche  Übungen:  (2 Stipendien),  Statut:  KU M Erl.  vom  13.  Februar  1890,  Z.  2340. 

Lemberg: 

1.  Philosophisches  Seminar:  (400  Kronen  für  Prämien),  Statut:  KLMiwi.  vom  14.  Sep' 
ftMter  tOO^  Z.  t5j09$t 

2.  Philologisches  Sembiar  und  Proseminar:  ß  Stipendien),  Statut:  KUM^k  9mt SS.  Sep^ 
tember  1873,  Z.  9740;  Proseminar,  Statut:  KUMErL  vom  15.  Detember  1879,  Z,  tOJMs 

3.  Seminar  für  polntseke  Philologie:  (400  Kronen  J2r  Pvämlet^,  SMntz  KUMErt.  vom 
Ki.JaU  1887,  Z.  14.414; 

4.  Seminar  für  ruthenisehe  Philologie:  (400  Kronen  Or  PrämienJ,  Sttttnt:  KUMErL  vom 
10.  Juli  1887,  Z.  14.414; 

5.  OeemanMitehei  Semtnart  (S  SUptn^u^,  SttAtf;  KUMErL  vom  1.  Novomhee  l&fX 
Z»  14,568 : 

6.  Historisches  Seminar:  (6  Stipendien),  Statut:  KUMErl,  vom  23.  September  1873,  Z.  9740; 
1.  MatkmtadMdme  Semlnart  ß  Stipendien),  Slalais  KUMErt,  vont  t.  Detanber  1803, 

Z.  2SJms  ettgeOndert  mit  KUMErL  vom  tS,  Mai  1904,  Z.  »JS». 

CeernowUei 

1.  Philologisches   Seminar   und   Proseminar:  (6  Stipendien),  Stadam:   KUMErl.  vom 
29.  Februar  187Ö,  Z.  2n.30t,  ,  v  rsr^,  für         Pro$f minor:  KUMErl.  vom  2.      ;/  J879,  Z.  4075; 
Z  Historisches  Seminar:  (4  i>tipenäien),  Statut:  KUMErL  vom  29.  Februar  1876,  Z,  2>Mi 

OK  jmt 

3   nrrrr7'7n!'^fi-r/ies  Seminar:  Statut:  KUMErl.  vom  20.  Frhru-ir  fS7f),  Z.  20.306  ex  /575; 

4.  Seminar  Jür  ruthenische  Philologie:  (200  Kronen  Jür  Prämien),  Statut:  KUMErL  vom 

st.jutt  nm,  z.  toj/2t 
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5.  Seminar  ßt  ivmMMk»  PUMogkt  (300  Krwun  ßt  PMen^,  SMui:  KÜMEH,  vom 
3l,Jmttt»7,  Z.  19^2; 

6.  Stminar  für  Maihematik  und  mathematische  Physik:  (4  Stipendien),  Statut:  KUMErt. 
vom  4.  Deumber  1676,  Z.  18,253,  Statut  Jur  das  mathematische  Proseminar:  K  UM  tri.  vom 


Anmerkung.  Die  einzelnen  Seminarstataten  sind  größtenteils  in  , ^hweickhardts  Samm- 
taHg  der  ßr  Me  MmeHMedun  VidrerüUtau  gültigen  Qeeetae  und  Veroriimitgeif*  L  Bd^ 


Nr,  321. 

Briat  des  Mlidstm  fttr  K.  u.  U.  fom  25.  Hin  1896.2. 7253. 

an  alle  philosophischen  Fakultäten, 
<befr«ffeiid  den  Vorgang  bei  Verleihung  der  Semfnarttipendleii). 

Mit  Rücksicht  auf  die  bisherige  erfolgreiciie  Betätigung  der  an  den 
philosophischen  Fakultatiti  bestehenden  wissenschaftlichen  Seminare  finde 
kh  mich  bestimmt,  den  den  Scminardirektiuncn  m  den  einzelnen  Statuten 
zügewiescnen  Wirkungskreis  in  der  Richtung  zu  erweiteni,  daß  es  den- 
telbeo  überlassen  wird,  fiber  die  Aufnahme  ordentlicher  SeminamiHglieder, 
sowie  über  die  Verleihung  der  in  den  Statuten  systemisierten  Stipendien 
(respektive  Rrimien)  an  dieselben,  sofern  dies  nach  dem  Stetute  nicht  schon 
derzeit  der  Fall  ist,  selbständig  zu  entscheiden. 

Hiebe!  sind  dieselben  innerhalb  der  für  diesen  Zweck  bestimmten  Mitte! 
an  die  durch  die  Statuten  normierte  Zahl  und  Höhe  der  Stipendien  nicht 
gebunden,  SO  daß  auf  Grund  besonderer  Verwendung  einzelner  Mitglieder 
auch  hülicre,  aber  den  Betrag  von  50  fl.  im  Semester  nicht  überschreitende 
Stipendien  oder  Prämien  bewill^  werden  können. 

Im  Falle  der  Nichtverleihung  von  Stipendien  kann  der  in  Ersparung 
gebraichte  Betrag  gegen  Veirechnung  fOr  Zwecke  der  Seminarbibliothek 
verwendet  werden. 

Um  die  vorschriftsmäßige  Anweisung  des  für  Stipendien  systemisierten 
Betrages  und  der  den  einzelnen  Seminarvorständen  für  ihre  Mühewaltung 
in  Aussicht  gestellten  üblichen  Remunerationen  ist  bei  der  k.  k.  (Landesstelle) 
am  Schlüsse  des  Semesters  oder  des  Studienjahres  im  Wege  des  Dekanates 
anzusuchen. 

Über  die  Tätigkeit  des  Seminares,  sowie  über  die  Verwendung  der 
systemisierten  Stipendienbetr%e  ist  von  den  Seminarieitern  in  der  bis- 
herig^en  Weise  mit  Anschluß  der  eingelieferten  Seminararbeiten  am  Ende 
des  Studienjahres  anher  zu  berichten«  Diese  Berichte  sind  im  Wege  des 
Dekanates  nadi  Tunlichkeit  kumulativ  vorzulegen. 

Etwaige  besondere  Anträge  der  Seminardirektionen  sind  mittelst  etees 
ahgesonderten  Berichtes  in  Vorlage  zu  bringen. 

Hievon  wolle  das  Dekan.it  die  einzelnen  Seminardirektionen  behufs 
entsprechender  Danachachtung  in  Kenntnis  setzen« 
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L  Tdl;  OrgtiilMttoa  und  Vcnraltnnf ;  D,  UnivtnitililiiitHiilc. 


2.  Medizinische  (klinische)  Institute 

(und  deren  Beziehungen  zu  anderen  Anstalten). 

a)  Allgemeines. 
Nr,  822.0 

Terordninig  desMhilstsriiims  nrK.n.ir.  vom5.  Jiiiiierl854,Rafllir.9. 

gültig  für  den  ganzen  Umfang  des  Reiches, 
womit  die  EinseiKlung  von  pathologisch -anatomischen  Präparaten  miil 
MiSgebiirten  an  die  LandesnniversitSteii  bestimmter  geregelt  wird. 

Um  zu  vermeiden,  daß  der  Staatsschatz  bei  ungenauer  ErfäUuQg  des 
§  7  der  in  der  POS  37,  S.  160  enthaltenen  Studienhofkommissionsverordnung 
vom  18.  Oktober  1811,  Z.  1818,  mit  Transportkosten  für  an  die  patholofrischen 
Museen  eingesendete,  entweder  zur  BerLiehLrung  derselben  nicht  geeignete, 
oder  weil  sie  schlecht  konserviert  einlanucn,  unbrauchbare,  daher  wertlose 
pathologisch-anatomische  Präparate  belastet  werde,  findet  man  den  §  7 
obigen  Hofdekretes  dahin  abzuändern,  daß  die  in  diesem  Paragraphen  an« 
geffibrten  Arzte  und  Wundärzte,  wenn  sie  einem  pathologischen  Museum 
ein  pathologisch-anatomisches  Präparat  zuzusenden  gedenken,  den  Vorstand 
der  betreffenden  Anstalt  vorläufig  über  den  Gegenstand  schriftlich  in  Kenntnis 
zu  setzen  haben,  damit  dieser  das  Präparat,  falls  er  es  für  das  Museum 
geebnet  hält,  requirieren  könne. 

Nur  in  diesem  Falle  und  wenn  das  Präparat  nach  dem  Erkenntnisse 
des  Vorstandes  des  pathologischen  Museums  in  emem  gut  konservierten 
Zustande  cinjjelangt  ist,  oder  wenn  das  etwa  eingetretene  Verderbnis  des- 
selben nicht  dem  Einsender  zur  Last  fällt,  hat  dieser  auf  Ersatz  der  bezüg- 
lichen, im  §  7  der  gedachten  Verordnung  angedeuteten  Kosten  aus  dem 
Studienfonde  Anspruch.  HInsiditlich  der  Zusendung  von  Mißgeburten  hat 
es  bei  der  Anordnung  des  §  7  des  obzitierten  StHD.  sein  Verbleiben  und 
werden  daher,  wenn  die  Einsendungen  gut  konserviert  emlangen,  jedesmal 
die  betreffenden  Kosten  ersetzt  werden. 


Nr.  32S. 

Erlaß  des  Ministers  fUr  K.  u.  ü.  vom  17.  Juli  1885,  Z.  U.782, 

MVBNr.  32. 

an  die  Dekanate  äämtiicher  niedi/.iniächer  Fakultäten, 
betreffeud  die  HlntaiilMttttiig  dues  MlSbrancheSy  beziehangswelse  einer 
zu  weit  goiieadeii  Anwendung  der  Versnclie  m  lebenden  Tinren  (Vivi- 
sektionen)* 

Im  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  des  Innern  finde  ich  nadi- 
stehendes  anzuordnen: 

»)  Vgl.  triaß  des  Mmisteriutns  des  Innern  vom  3.  September  1893,  Z.  2^27  a/t  die  k.  k. 
StaMoUenl  in  Wim,  Prag,  Ontt  ImOnu*  mdLmiAerg  fdt«  aMgtHpüÜÜtOtnLttiiäi^tUMtit 

zur  analogen  Verantasstinsi  in  Kenntnis  gesetzt},  betreffend  die  Zufuhr  von  auswärtigem  Leiche«' 
materiale  tu  den  anatomischen  Universitätsüatituten:  Österr.  Saaädtswesen,  V.Jahrg,,  S.  387. 
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1.  Versuche  an  lebenden  Tieren  (Vivisektionen)  dürfen  nur  zum  Zwecke 
ernster  Forschung  und  ausnahmsweise,  wenn  unumgänglidi  notwendig,  audi 
zu  Unterrkhtszwecken  voigenommen  werden. 

2.  Solche  Versuche  können  nur  in  den  vom  Staate  autorisierten  medi- 
zinischen Instituten  ausgeübt  werden. 

3.  Nur  Jnstitutsvorstände  und  Dozenten  (Assistenten)  sind  berechtigt, 
Vivisektionen  vorzunehmen  oder  sie  unter  ihrer  Aufsicht  und  Verantwortung 
auch  von  wissenschaftlich  bereits  Vorgeschrittenen  (Ärzten  und  Kandidaten 
der  Medizin)  vornehmen  zu  lassen. 

4.  Die  zu  Versuchen  verwendeten  Tiere  müssen,  wenn  immer  es,  ohne 
den  Zweck  des  Versuches  zu  beeinträchtigen,  möglich  ist,  stets  wie  bisher 
tief  betäubt  werden. 

5.  Zu  Vefsudien,  welche  auch  an  niederen  Tieren  ausfeföhrt  werden 
icdnnen,  sollen  nur  diese  und  keine  Tiere  höherer  Art  verwendet  werden. 


Nr,  324. 

Yerordniing  des  Ministeriums  des  Innern  im  Einvernelimen  mit  dem 
HInlstertnm  fOr  K.  n.  D.  vom  IL  Mal  i90L  RGBMr.  49. 

mit  wddier  sanltttepolIienicfieVonchflften  nrVeflriitaiigvoiibitelrtiofien 
tnllBlich  der  fachtechnischen  Untersuchung  und  Verwertung  von  Objekten» 
welche  Keime  der  auf  Menschen  allgemein  iU)ertragbaren  Ansteeicnnge- 
krankheiten  enthalten,  erlassen  werden. 

EolaahiM  imd  bclttccludttlic  VtnreHBnf  tefdcUBscr  UttltnnclwngMd»ieklt. 

1.  Die  Entnahme  und  fachtecfaniscfae  Verwertung  von  üntersuchungs- 
objekten  von  Kranken,  welche  der  Ansteckung  mit  allgemein  übertragbaren 
Infektionskrankheiten,  wie  Blattern,  Schirlach,  Masern,  Diphtherie,  Keuch- 
husten, Bauch-,  Fleck-  und  Rückfalltvphus,  Pest,  Cholera,  Lepra,  Ruhr, 
Gelbfieber,  Milzbrand,  Rotz,  Lyssa,  Kotlauf,  epidemischer  Genickstarre,  ver- 
dächtig oder  mit  solchen  behaftet  sind,  ferner  von  Leichen  an  derlei  In- 
fektionskrankheiten Verstorbener,  von  Tieren,  tierischen  Kadavern  und 
Gcgenstinden,  welche  mit  auf  Menschen  allgemein  Qbeft|agbaren  Ansteckungs- 
keimen infiziert  erachtet  werden,  darf  nur  durch  die  hiezu  berufenen  Arzte, 
bezicbungsweise  Tierärzte  unter  genauer  Beobachtung  der  hinsichtlich  der 
betreffenden  Infektionskrankheit  erlassenen  Vorschriften  und  unter  Anwen- 
dung aller  von  der  Wissenschaft  get>otenen  Vorsichten  erfolgen,  durdi  welche 
sowohl  die  Infektion  der  eigenen  Person,  als  auch  jene  anderer  vermieden 
werden  kann. 

Einfache  mUcroskopische  Untersuchung. 

2.  Die  unmittelbare  mikroskopische  Untersuchung-  der  entnommenen 
Untersuchungsobjekte  zu  diagnostischen  Zwecken  ist  womöglich  am  Orte 
der  Entnahme  des  Untersuchungsmateriales  selbst  oder  doch  an  isolierter 
Stelle  und  in  isolierter  Weise  derart  vorzunehmen,  daß  sofort  nach  voll- 
zogener Untersuchung  alle  Reste  und  Spuren  infizierten  Materiales  durch 
thermische  oder  chemische  Vernichtung  der  Krankheitskeime  verläßlich  un- 
schädlich  gemacht  werden. 


Digitized  by  Google 


384 


f.  Teil:  OtfUlintioii  and  Vtrwaltttnc;  D. 


QeschiftsmUiger  Privatbetrieb  mikroskopiach-diagnostischer  Untenuchungen. 

3.  Die  geschäftsmäßige  Vornahme  einfacher  mikroskopischer  Untef- 
suchungen  zu  diagnostischen  Zwecken,  und  zwar  mit  Ausschluß  aller  Kultur- 
und  Tierversuche,  ist  nur  über  besondere  Bewülijrnng  des  Ministeriums  des 
Innern  jenen  Fnchmännern  gestattet,  welche  nach  dem  Gutachten  desCibcrsten 
Sanitätsrates  luezu  die  vollständige  wissenschaftliche  Qualifikation  besitzen 
und  nachgewiesen  haben,  daß  sie  Aber  die  geeigneten  Untenudiungslokafi- 
täten  verfügen. 

MUcroskopisdie  Untersuchungen  fiber  die  Erreger  der  Pest,  Cholera, 
des  Gelbfiebers,  der  Blattern  und  des  Fleddyphus  sind  von  dieser  Bewilligung 
ausgeschlossen. 

Baktcrioloi^fdi«  Unttmchugni  mit  Knltar-  und  TlMVCimchcB. 

4.  Mit  Kultur-  und  Tierversuchen  verbundene  bakteriologische  Unter- 
suchungen von  Materialien,  welche  infektiöse  Mikroorganismen  enthalten, 
dürfen  grundsätzlich  nur  in  hteffir  besonders  eingerichteten  Institutslokalitäten 

vorgenommen  werden. 

Derlei  Institute  bedürfen,  insofern  dieselben  nicht  als  Staatsanstalten 
durch  staatliche  Behörden  im  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  des  Innern 
als  oberster  Sanitätsbehörde  errichtet  sind,  euier  besonderen,  nach  Einholung 
des  Fachgutaditens  des  Obersten  Sanitatsrates  erteilten  Oendimigung  des 
Minisferiums  des  Innern. 

LcltMif  der  Inttllate  fftr  biidciioloslKli«  UntciMchiiiiKcii. 

5.  Vorstand  eines  Institutes  für  die  im  Punkt  4  bezeichneten  bakterio- 
toglschen  Untersuchungen  kann  in  der  Regel  nur  eui  arztlicher  Fachmann 

sein,  welcher  nebst  der  erforderlichen  theoretischen  und  praktischen  bakterio- 
logischen Ausbildung  die  in  das  Gebiet  der  Infelrtionskrankheiten  einschlä- 
gigen Kenntnisse  besitzt. 

Die  ausnahmsweise  Zulassung  nichtärztlithir  Personen  bleibt  dem  Mi- 
nisterium des  Innern  nach  Einholung  des  Outachtens  des  Obersten  Sanitäts- 
rates vorbehalten. 

Der  Vorstand  ist  für  den  gesamten  Betrieb  des  Institutes  und  für  die 
Beobachtung  aller  bezüglichen  Vorschriften  persönlich  verantwortlich. 

In  jeder  solchen  Anstalt  mufi  für  den  Fall  der  zeitweisen  Abwesenheit 
oder  einer  Verhinderung  des  Vorstandes  ein  fachlich  vollkommen  qualifi- 
zierter Vertreter  desselben,  welcher  der  vorgesetzten  politischen  Behörde 
namhaft  zu  machen  is^  zur  verantwortlichen  Leitung  des  Institutes 
bestellt  sein. 

BedienstLtL  des  Institutes. 

6.  Ais  Hilfs-  und  Dienstpersonale  dürfen  nur  physisch  k,a'sunde,  intel- 
ligente und  durchaus  verläßliche,  von  moralischen  Gebrechen,  insbesondere 
von  Tmnksudit  freie  Personen  verwendet  werden. 

InttTtiktioncn. 

7.  Der  Wirkungskreis  dieses  Hilfs-  und  Dienstpersonales  ist  vom  Vor- 
stande in  besonderen  Instruktionen  genau  zu  begrenzen  und  ist  die  pünkt- 
liche Befolgung  der  Vorschriften  vom  Vorstande,  t>eziehungsweise  von  dessen 
Stellvertreter  zu  fiberwachen. 
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Diese  Instruktionen,  welche  in  der  Anstalt  an  gfecigfneter  Stelle 
zu  affichieren  sind,  müssen  die  zur  Vermeidung  von  Inieictiunen  bei  den 
bakteriologischen  Untersuchungen  und  Manipulationen  zu  beobachtenden 
Vortiditsniaßfegebi  enthatten. 

Einrichttingf  und  Betrieb  der  Institute. 

8.  Die  Einrichtung  der  Anstalt  muß  so  beschaffen  und  ihr  Betrieb 
derart  geordnet  sein,  dali  einerseits  eine  Gefährdung  der  daselbst  beschäftigten 
Personen,  andrerseits  eine  Verschleppung  von  Infektionsstoffen  nach  außen 
aiveilissisr  hintangehatteo  wird.  Die  Anstaltsräume  dflrfen  nicht  in  Wohn- 
gebäuden,  und  in  Spitälern  nicht  neben  Krankenzimmern  oder  Wohnungen 
untergebracht  sein  und  müssen  nadistehende  besondere  Einrichtungen 
besitzen: 

a)  Ffir  die  bakteriologischen  Arbeiten  mit  Kultur-  und  Tierversuchen 
mflssen  in  der  Regel  mehrere  isolierte  Räume  2ur  Verfügung  stehen, 
welche  von  fremden  Personen  nicht  ohne  Wissen  des  Vorstandes,  lie- 
ziehungsweise  seines  Stellvertreters  betreten  werden  können. 

b)  Diese  Räume  müssen  gut  ventilierbar  sein.  Der  Fußboden,  die  Tische 
für  die  Tierversuche  und  Tiersektionen,  sowie  die  GcfnBe  für  die 
Aufnahme  von  Abfällen  und  sonstigen  nicht  mehr  gebrauchten  in- 
fizierten Ubjtkten  müssen  aus  undurchlässigem  Materialc  bestehen, 
welches  leicht  gereinigt  und  desinfiziert  werden  kann.  Auch  die  Wände 
der  Arbeitsräume  sind  so  herzustellen,  daß  sie  leicht  desinfiziert  weiden 
können. 

c)  Es  muB  Vorsorge  getroffen  sein,  daB  tnifizierte  Objekte  in  undes- 

infiziertem  Zustande  aus  diesen  Räumen  nicht  hinausgelangen  können. 

Die  Kadaver  sowohl  der  infizierten  als  aller  in  den  Untersuchungs- 
räumen gehaltenen  Tiere  sind  entweder  chemisch  oder  durch  Kochen 
zu  sterilisieren  oder  sofort  zu  verbrennen.  Zu  letzterem  Zwecke  soll 
ein  geci^'neter  Verbrennungsofen  zur  Verfüj^ung  stehen. 

d)  Die  in  den  bakterioiogischcn  Arbeitsräumen  beschäftigten  Personen 
haben  geeignete  Überkleider  zu  tragen,  wekhe  vor  dem  Verlassen  der 
Arbeitsräume  abzulegen  und  sofort  in  eigenen  Schränken  zu  ver- 
wahren sind. 

Diese  OberUetder  sind  nach  jeder  wahrnehmbaren  Verunremigung 
mit  Infektionsstoffen  und  außerdem  jedesmal,  bevor  sie  gewaschen, 
beziehungsweise  gewechselt  werden,  der  zuverlässigen  Desinfektion 

zu  unterziehen 

Die  in  dm  erwähnten  Arbeitsräumen  beschäftigten  Personen  dürfen 
dieselben  erst  nach  vollständiger  Reinigung  der  unbckkidetcn  und  nach 
Desinfektion  der  mit  infektiösen  Substanzen  in  Berührung  gekommenen 
Körperteile  verfassen.  Essen,  Trhiken  und  Rauchen  ist  in  diesen  Räumen 
verboten. 

c)  Infizierte  Tiere  sind  derart  zu  verwahren,  daB  ein  Entkommen  der- 
selben unter  allen  Umständen  vollkommen  ausgeschlossen  ist 

Die  zur  Verwahrung  derselben  dienenden  Käfige  oder  Behälter 
mässen  so  beschaffen  sein,  daß  ein  Verschleudern  und  Verstauben  in- 
IMifcnItfligctclic  25 
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fektiöser  Abfälle  sicher  vermieden  wird.  Dieselben  müssen  ferner  leicht 
ZU  reinigen  und  zu  desinfizieren  sein.  Falls  deren  Unterbringung  nicht 
Innerhalb  des  Laboratoriums  stattfindet,  müssen  hidür  isolierte,  fremden 
Personen  nicht  zugängliche  Stallungen  mit  undurchlässigem  und  leicht 
desinfizierbarem  Boden  vorhanden  sein. 

Vorgehen  bei  Oteanlranfeii  dtt  Antlallspcrioiwlcs. 

9.  Die  in  bakteriologischen  Instituten  beschäftigten  Personen  suid  ver- 
pflichtet, jede  Erkrankung  sofort  dem  Vorstande  anzuze^en  und  bis  zur 
Feststellung  der  Diagnose  und  Entscheidung  Qber  ehie  etwaige  sanitäts- 

pc^izeilichc  Anordnung  in  isolierter  Pflege  zu  verbleiben. 

In  diesem  Falle  ist  der  Vorstand,  beziehungsweise  dessen  Stellvertreter 
verpflichtet,  ?!rh  sofort  durch  ärztliche,  beziehungsweise  bakteriologische 
Untersuchung  v  on  tK  r  X  itur  der  Krankheit  die  Überzeugung  zu  verschaffen 
und  im  Falle  des  Verdachtes  einer  Infektion  die  Anzeige  an  die  politische 
Behörde  zu  erstatten. 

Kann  der  Verdacht  auf  eine  Infektionskrankheit  nicht  mit  voller  Sicher- 
heit aufschlössen  werden,  so  ist  der  Erkrankte  sofort  unter  strenge 
Isolierung  und  BeotMchtung  zu  setzen,  und  müssen  auch  nebst  der  unver- 
züglichen Anzeige  des  verdächtigen  Falles  an  die  zuständ^e  politische 
Behörde,  bis  zur  Verfügung  durch  dieselbe,  alle  jene  Maßregeln  eingeleitet 
werden,  welche  bei  Verdacht  auf  eine  Infektionskrankheit  in  sanitätqx>lizei* 
lieber  Beziehung  vorgeschrieben,  beziehungsweise  angezeigt  sind. 

In  jenen  Fällen,  in  welchen  sich  der  Laboratoriumsvorstand  selbst  an 
den  Untersuchungen  betciiie't,  gelten  in  sinngemaücr  Weise  auch  für  ihn 
die  in  den  vorstehenden  Absatzen  angeführten  Anordnungen. 

AntttUca  Mr  btlttcrtolocftdie  UultniichunKen  auf  Chol«»,  Pcit»  Otlbfiebcr,  Blttten  und 

Flecktyphus. 

10.  Bakteriologische  Untersuchungen  jeder  Art  über  die  Erreger  von 
Cholera  und  Pest,  sowie  von  Gelbfieber,  Blattern  und  Flecktyphus,  mit 
Ausnahme  der  im  §  2  angeführten  diagnostischen  Untersuchungen,  dürfen 
nur  in  hief&r  bestimmten  staatlichen  oder  staatlich  autorisierten  Instituten 
vorgenommen  werden. 

Für  den  Betrieb  dieser  Anstalten  sind  außer  den  sub  8  und  9  auf- 
gezählten Bedingungen  nodi  nadistehende  vorgeschrieben: 

a)  Hie  Arbeiten  müssen  in  besonderen  Untersuchungsräumen  vorge- 
nommen werden,  welche  durch  eine  Haupttüre  abschlicf^bar  sind  und 
zu  welcher  der  Vorstand  oder  dessen  Stellvertreter  den  bloli  für  diese 
Türe  passenden  Schlüssel  zu  verwahren  hat. 

Diese  Räume  müssen  ferner  für  sich  allein  mit  allen  denjenigen 
Einrichtungen  und  Instrumenten  ausgestattet  sein,  welche  fflr  die  Unter- 
suchungen  von  Mikroorganismen  der  vorerwähnten  Art  und  fOr  die  Vor- 
nahme von  einschlägigen  Tierversuchen  erforderlich  sind. 

Die  Ventilationsöffnungen  sind  durch  engmaschige  Drahtschutzgitter 
gegen  das  Eindringen  kleiner  Tiere  zu  versichern,  desgleichen  die 
Fenster  durch  entsprechenden  Gitterstoff  gegen  das  Eindringen  von 
Insekten  verwahrt  zu  halten. 
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b)  Alle  eiforderlkhen  £)esijifektioiieii  sind,  soweit  infizierte  Objeicte  in 
Betracht  kommen,  durch  die  für  das  Institut  bestellten  Ärzte  selbst 
unter  Verantwortung  des  Lat>oratoriumsvofstandes,  beziehungsweise 
seines  Stellvertreters  auszuführen. 

Diener  dürfen  nur  unter  Aufsicht  und  Verantwortung  der  unter- 
suchenden  Ärzte  zu  Verrichtungen  herangezogen  werden,  bei  denen 
sie  eventuell  mit  infektiösen  Objekten  in  Berührung  kommen  können. 

c)  Die  bei  den  Untersuchungen  beschäftigten  Personen  sind,  fnlls  eine 
wirksame  und  ungefährliche  Art  der  Schutzimpfung  bekannt  ist,  in  ent- 
sprechenden Intervallen  einer  solchen  zu  unterziehen. 

d)  Die  in  diesen  Anstalten  beschäftigten  Personen  haben  auBer  den  Ober" 
Meidem  auch  Überschuhe  zu  trageUi  welche  in  gleicher  Weise  wie 
die  Dberklcider  zu  behandeln  sind. 

e)  Dem  verwendeten  Hilfspersonale  (Laboranten,  Diener)  sind  während 
der  ganzen  Dauer  seiner  Zuweisung  zur  Dienstleistung  in  solchen 
Instituten  vollkommen  isolierte  und  mit  einem  eigenen  Aborte  ver- 
sehene Wohnungen  mncrhalb  des  Institutes  oder  möglichst  nahe  am 
Institute  anzuweisen.  Keinesfalls  dürfen  diese  Personen  während  der 
genannten   Zeit  in  einem   Privathause  wohnen. 

Versendung  von  infektiösen  Untersuchungsobjekten  an  Institute. 

11.  Objekte,  welche  für  Menschen  infektiöse,  noch  virulente  Keime 
enthalten,  dürfen  nur  von  den  hiezu  berechtigten,  im  Punkte  1  angeführten 
ärztlichen  Organen  oder  von  den  zur  Untersuchung  autorisierten  Instituten 
aa  die  amtlich  bezeichneten  Untersuchungsstellen  oder  an  autorisierte  Unter- 
suchungsinstitute versendet  oder  von  letzteren  an  andere  derartige  Institute 
abgegeben  werden« 

Dit  Versendung  dieser  Objekte  darf  nur  in  einer  solchen  Verpackung 
stattfinden,  durch  welche  eine  Beschädigung  beim  Transporte  sicher  aus- 
geschlossen und  die  Gewähr  geboten  ist,  daß  bei  einem  etwaigen  Zerbrechen 
der  Gefäße  ihr  Inhalt  nicht  fiber  die  UmhiUlung  nach  außen  gelangen  kann. 

Hiezu  eignen  sich  dickwandige  Qlasgefäße  mit  eingeschh'ffenem  Gbs- 
Stöpsel,  welcher  mit  feuchter  Tierblase  oder  Kautschukstoff  zu  überbinden 
ist    Die  das  infektlöse  Objekt  einschließenden  Gefäße  sind  deutlich  zu 

sienieren  und  mit  einem  von  Desinfektionsflüssigkeit  durchtränkten  Stoffzeuge 
umhüllt  unter  Benüt7tin<T  eines  elastischen  Verpackungsmateriales  (Watte, 
Holzwolle,  Häcksel,  Stroh  usw.)  in  einem  festen,  undurchlässigen  Behälter 
bruchsicher  zu  verpacken. 

Für  die  Ausfolgung  der  bei  den  Zollämtern  aus  dem  Auslande  ankom- 
menden derartigen  Sendungen  an  die  Institute  gelten  die  diesfalls  erlassenen 
Vorschriften  und  Vorsichtsmaßregeln. 

Der  Inhalt  der  Sendung  ist  stets  zu  deklarieren  und  der  Name  des 
Absenders  anzngelten. 

Verkehr  mit  Präparaten  aus  nicht  virulenten  Mikroorgranismcn. 

12.  Zum  Vertriebe  angefertigte  mikroskopische  Bakterienpräparate 
(Deckglaspräparate)  und  Bakterienkulturen,  welche  keine  virulenten  infek- 
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tifisen  Mikroorganismen  enthalten,  jedocK  aus  infektiösem  Mateiiale  her- 
gestellt werden,  dfirfen  nur  in  den  autorisierten  Instituten  erzeugt  weiden. 

Stnfbestimniunscn. 

13.  Übertretungen  dieser  Verordnung  werden,  insofern  nicht  Bestim- 
mungen des  Strafgesetzes  Anwendung  finden,  nach  Maßgabe  der  MinVdg. 
vom  30.  Septeml»er  18S7,  ROBNr.  198,  geahndet 

Schtuüb£stmimutisen. 

14.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  in  Kraft 


Np.  325. 

BriaB  des  üliüstBrs  fQr  K.  u.  0.  vom  18.  Jännsr  1909.  Z.  510/nil 

ex  m  MVBHr.  10, 

an  die  Dekanate  sflmtlicher  medizinischer  FakultSten, 

betrdteiid  den  Verkelir  mit  nimtoailtchcii,  ans  Mentcliealeliften  hcr^ 

gestellten  Prlparatten. 

Zur  Regelung  des  Verkehres  mit  anatomischen,  aus  Menschenleichen 
hergestellten  Präparaten  finde  ich  im  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium 
des  Innern  nachstehendes  anzuordnen: 

1.  Knochen-  und  anderweitige  anatunusche,  aus  Mensehenieiclien  her- 
gestellte Präparate  dfirfen  nur  von  den  Vorständen  öffentlicher  Institute 
zu  Lehr-  und  Lemzwecken  und  behufe  wissenschaftlicher  Forschung  an 
andere  Personen  und  Anstalten  abgegeben  werden,  wie  an  Mediziner,  Aizte^ 
Naturforscher,  Künstler,  an  klinische  Institute,  an  Schulen,  an  Akademien 
für  Maler  und  Bildhauer^  sowie  für  den  humanitären  Zwecken  dienenden 
Unterrkht  über  „erste  Hilfe"  bei  Unfällen. 

Diese  Abgabe  von  Präparaten  kann  unter  Anwendung  entsprechender 

Vorsicht  auch  durch  Vermittlung  vertrauenswürdiger,  mit  «^tiatlichen  Unter- 
richtsanstaiten  in  Verbindung  stehender  Lehrmittelfirmcn  erfolgen. 

2.  Die  Abgabe  von  solchen  Präparaten  an  das  Ausland  ist  nur  dann 
zulässig,  wenn  sie  im  Interesse  wissenscliaftlicher  Forschung  geschieht  oder 
wenn  es  sich  unter  Wahrung  der  Reziprozität  um  die  auf  dem  Tauschwege 
zu  erreichende  gegenseitige  Komplettierung  wissenschaftlicher  Sammlungen 
handelt. 

3.  Den  Dienern  von  institutea  ist  es  unterlagt,  derartige  Präparate 
abzugeben  oder  zu  verkaufen;  doch  kann  der  institutsvorstand  bei  der  Ab- 
gabe von  Präparaten  an  auswärtige  Interessenten  <Punkt  1  und  2)  ausbe- 
dingen, daS  ein  angemessener  Betrag  gezahlt  weide,  weldier  zur  Entiohnung 
der  Diener  fflr  die  bei  der  Herstellung  der  Präparate  geleistete  dienstlicfae 
Mehrarbeit  zu  verwenden  ist 
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b)  Die  klinischen  Institute. 
Nr.  S26. 

iHszttg  aus  dem  Hofkan2leldekr6t  vom  5.  März  1817,  Z.  5394, 

an  das  böhmische  üubernium, 
(womit  auf  Grund  Ah.  Entschl.  vom  1.  März  1817  allgemeine  Grundsätze 
für  die  staatliche  Beitragsleistung  zu  den  Kosten  der  in  dffentUchen 
Heilanstalten  befindlichen  Universitätskliniken  aufgestellt  werden).^) 

Infolge  dieser  Ah.  Entschl.  wird  dem  nubernlum  hinsichtlich  der  ^e- 
troffencn  ruTkitun^i^,  dnß  der  weltliche  Stittungsfond  für  die  Fol^c  von 
der  Bestreitung  dir  Auflagen  für  die  chirurgisch-praktischen  imd  chirur- 
gisch-medizinisch-praktischcn  Schulen  entledigt,  und  diese  Auslagen  künftig 
aus  dem  Studienfond  bestritten  werden»  bedeutet,  daB  In  Wien  und  den 
öbrigen  Provinzen  der  betreffende  Spitatfond  während  des  Schuljahres 
die  Kosten  dieser  Anstalten  trage,  am  Ende  des  Jahres  liquidiert  werde 
und  der  Studienfond  den  Obersatz  leiste,  dieser  Fond  jedoch  berechtigt  sei, 
von  der  Summe  der  Auslagen  für  jeden  in  der  klinischen  Schule  verpflegten 
Kranken  die  Verpflegungsgebühr-)  nach  der  dritten  Klasse  abzurechnen, 
deren  Bestreitung  dem  Spitalfond  zufällt,  welcher  diese  Kranken,  wenn 
sie  auch  nicht  in  die  klinische  Schule  aufgenommen  worden  wären,  hätte 
verpflegen  müssen. 

')  Di^  Universitätskliniken  sind  (mit  Ausnahme  von  Krakau)  in  dffentUchen 
Heilanstalten  organisiert,  wobei  die  staatlichen  Beitragsieistangen  durch  besondere  Verein- 
barungen mit  den  betreffenden  Spital^onden  etc.  geregelt  sind;  in  Krakau  ist  die  medizinische, 
tUnvgbehet  ckaüstiscke  and  geburtshüfiich-gyndJkologische  Klinik  tu  eitur  stattüieh  «hMSfMMii 
and  rerwaiteten  ,,Klinischen  f  ■nivmitähntrftnlt"  administrativ  vereinig,  für  wrhhr  mif 
MinErL  vom  20.  September  1S94,  Z.  14.772  Instruktionen  für  das  daselbst  angestellte  VerwaUungs-, 
iMemt^  mnd  Wart^rentuud  fi9i>H$ertsek  gnukinigt  wmktt. 

Auch  bei  den  anderen,  in  öffentlichen  Heilanstalten  organisierten  Kliniken,  wie  auch  betreffs 
des  den  pathologiseh-anatomisehen  Universitätsinstituten  übertragenen  Prosektursdienstes  bestehen 
sowohl  hinsichtlich  der  Beziehungen  zur  Spitalsdirekäon  wie  betreffs  des  ärztlichen  und  Warte- 
Hcntfrt  wultt  btiomttrM  gwnehmiglt  SintMttiit  KegutaUK  luut  itßtftMloiten. 

!m  Akte  des  Minhtrriums  für  K.  u.  U.,  Z.  27.631  ex  1808.  warde  zu  dem  Akt  des  Ministeriums 
da  Innern,  Z.  30.72t  ex  in  der  Frage,  ob  eine  konzessionierte  Privatheilaustalt  die 
Jifliam— If  „Ktimitf*  Jl^wt  dürfe,  ftOgemUa  bemaktt 

Was  die  Benennung  der  von  Dr.  N.  N.  geleiteten  Heilanstalt  als  „Privatkllnik"  anbdaaft, 
so  ist  e«  allerdingf-i  u«uc!!.  mit  dem  Ausdruclc  „Klinik"  nv.r  fene  Heilanstalten  /u  hp7eiclincn,  an 
welchen  Unterricht  erteilt  wird,  allein  es  dOrfte  in  Betracht  zu  ziehen  sein,  daü  bcdauerücher- 
vdM  aMdrSdiUclic  Nonnen,  durch  vclcbc  diew  Bctddmnnr  den  s(Mdteli«n  Ulnlsclicn 
Unterrirht'Jin'itituten  vorbehalten  ACrde.  derzeit  bei  uns  nicht  bestehen,  wie  ja  auch  tats.1chlich 
andere,  nicht  staaUlcbe  Heilanstaiten,  z.  B.  die  Allgemeine  Polilctinilc  in  Wien,  sich  einer  solchen 
Bdtidinanff  bcdloMB  dbfni.  Ob  vtitni  dnrdi  die  Bezeichnung  .Prlvatklfaük*  don  etwaigen 
Scheine ,  als  ob  ei  tfdi  ra  eine  staatliche  Anstalt  handeln  wttrdc,  vorgebeugt  tat,  fo  dOrfle  et 
«ich  empfehlen,  sich  bei  der  abweislichen  Erledigung  des  Rekurses  nur  daran  zu  halten,  daS  dem 
{(ekurrenten  bei  der  Erteilung  der  KonzcssioD  die  Berechtigung  zur  POhrung  einer  pPrivatbeil- 
aHtalf  (»Sflanlorlnm«"),  nlchl  aber  diicr  nPrivtlUliiIk*  ncrtannt  wnrte  nad  keliM  antttldMiidcn 
Orflnde  für  die  vom  Rekurrenten  veilMiciic  Annahme  bestehen,  dafi  die  letztere  Besdcbainic 
iapUcite  mitgenehmigt  worden  sei. 

*)  Betreffs  der  Bemessung  der  Verpflegsgebühren  in  den  öffentlichen  Heilanstalten  tgl. 
MfafiC  wom  n,  Aprtt  mr,  Z.  nsa  t»  mt  (Mi^rk^Paet,  HatMHdi  fltt  dmt  poUibekm 
VerwaUMngtäkaa,  Bd»  ttl»  S.  m). 
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Nr.  327. 

ErlaA  des  k.  k.  Ministers  des  Innern  und  des  Ministers  fttr  &.  o.  D« 
vom  IL  Juli  1872,  Z.  10.355,  MVBNr.  61,') 

an  den  Statthalter  für  NiederÖsteiTeich, 

dnrdi  welchen  die  Bezlchnngeii  der  Unlversititslditilkcii  nun  allgenieiiicii 

Krankenluuise  geregelt  werden« 

Instruktion  über  das  Verhältnis  der  Universitätskliniken  zum 
k.  k.  allgemeinen  Krankenhause  in  Wien. 

Etalelniiiff. 

Das  Wiener  k.  k.  allgemeine  Krankenhaus,  fiber  dessen  Pforte  in 
goldenen  Lettern  die  Inschrift  „Saluti  et  solatio  aegrorum"  prangt,  hat  vor 
allem  die  Bt-stimmunp^,  die  humanen  Intentionen  des  erhabenen  Stifters 
getreulich  zu  erfüllen  und  allen  daselbst  Aufnahme  findenden  Kranken  die 
nötige  ärztliche  Hilfe  angedeihen  zu  lassen. 

Insofern  es  aber  der  Anstalt  selbst  nur  zum  Nutzen  und  überhaupt 
allen  Kranken  inner-  und  außerhalb  derselben  zum  Heile  gereicht,  wenn  durch 
den  Unterricht  am  Krankenbette  unter  der  Anleitung  erfahrener  Lehrer 
möglichst  viele  und  tüchtige  HeilSrzte  praktisch  ausgebildet  werden,  so 
steht  es  mit  der  engeren  Widmung  derselben  sicherlich  nicht  im  Widerspruche, 
ja  es  wird  im  Gegenteile  gerade  dadurdi  den  Intentionen  des  Stifters  die 
segenbringendste  Ausdehnung  gegeben,  wenn  das  allgemeine  Krankenhaus, 
soweit  diec  mit  seinem  eigentlichen  Widmungszwecke  nur  immer  verein- 
bar ist,  zugleich  in  ausgedehnter  Weise  als  Unterrichtsanstalt  benützt  wird. 

Und  indem  das  Wiener  allgemeine  Krankenhaus  semen  Doppcl/w  eck 
als  Heil-  und  ünterrichtsanstalt  erfüllt»  ergeben  sich  die  Rechte  und  Pflichten 
der  an  dieser  Anstalt  in  verschiedenen  Richtungen  wirkenden  Arzte,  sowie 
auch  die  Rechte  und  Pflichten  der  auf  die  Behandlung  und  Verpflegung 
daselbst  Ansprudi  habenden  Kranken  von  selbst: 

§  1.  Um  dem  ersten  und  Hauptzwecke  der  Anstalt,  das  ist  dem  Heil- 
zwecke der  Kranken  alleui  zu  genügen,  werden  von  derselben  auf  Kosten 
des  eigenen  Fondes  die  erforderliche  Anzahl  von  Anstaltsärzten  (Primär-  und 
Sekundararzte)  besoldet,  welche  den  ärztlichen  Dienst  auf  den  versdiiedenen 
Krankenabteilungen  auf  Orund  der  betreffenden  Dienstinstruktion  verschen. 

»)  Mit  den  Erlässen  des  Ministerium  lUs  Innern  wm  28,  Juni  und  22.  Juli  vy^2,  Z.  3S.2» 
ex  1901  and  Z.  30.992  ex  1902,  datui  vom  21.  Jänner  /903,  Z.  54.631  ex  1902  wurden  ,fiestim- 
auutgen  über  die  Zuiastang  von  Hoapiiaitien  und  Über  das  DiiuiStwerhdUnit  der  H^fsdrtte  in  dem 
Wiener  k.  k.  Krankenanstalten"  kundgemacht. 

Mit  Ertqfi  des  Ministeriums  des  Innern  (im  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  für  K.  u. 
vom  21.  Aprtt  1896,  Z.  tOJ84  wurde  eine  „Instruktion  für  die  den  Prosekturdienst  im  Wiener  k.  k. 
ABgmeinen   Krankeldumte  heeorgeaden  FaiMonäre"   genehm^  fChierr.  SmiiUttmu»» 
Jakrg»  IX,  S.  44.) 

Erlqft  des  Ministeriums  des  Inaern  vom  17.  Dezember  1994,  Z.  939  ex  1993,  an  alU  poü- 
tischen  Landesstellen,  betreffend  die  (tu  beeddeunigendej  Obemahme  von  g^steskrankem  Lanäee- 
angehörigen  aus  der  psychiatrischen  BeobachtungstatiM  des  Wiener  k,  k.  Attgemeilum  Knudkem' 
Hauses.  (Österr,  SonUdtsmtsen,  Ja/irg,  VII,  S.  6^ 
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Dieselben  untetstehen  unmittelbar  der  Direktion  der  Anstalt  und  haben  allen 
dienstlichen  Anforderungen  derselben  Folge  zu  leisten. 

§  Z  Was  die  Unterrichtszwecke  der  Anstalt  betrifft,  so  werden  dieselben 
durch  die  vom  Staate,  respektive  vom  Unterrichtsministerium  für  die  ver* 
schiedenen  allgemeinen  und  speziellen  Zweige  der  Heilkunde  bestellten  kU- 
nischen  F^nfcssorcn  und  Dozenten  besorgt. 

InsoftTn  denselben  auch  die  är/tliche  Obsorge  der  ihnen  zu  Unter» 
richtszw ecken  übcrlassenen  Kranken  obliegt,  SO  sind  sie  in  ihrem  Berufe 
nach  zwei  Riehlungen  zugleich  tätig. 

Mit  Bezug  auf  diesen  Doppelberuf  hat  auch  ihre  dienstliche  Stellung 
und  ihre  amtliche  Tätigkeit  eine  zweifache  Beziehung. 

Wihrend  sie  als  klinische  Professoren  oder  Dozenten  in  allem,  was 
Personal-  und  Unterrichtsangelegenheiten  betrifft,  ausschließlich  niv  dem 
Dekanate  des  medizinischen  Professcrenkollegiums,  respektive  dem  Unter- 
richtsministerium unterstehen  und  von  dort  ihre  bezüglichen  Weisungen  er- 
halten, sind  sie  als  Vorstände  der  klinischen  und  insbesondere  der  Reserve- 
krankenabteiiungen  mit  Rücksicht  auf  die  eigentlichen  Atistalts/w ecke,  wie 
die  ijbrigen  Abteilungsvorständc  des  k.  k.  allgemeinen  Krankenhauses,  ge- 
halten, die  für  das  Krankenhaus  bestehenden  Vorschriften  zu  beobachten. 

§  3.  Ebenso  haben  die  Assistenten,  unbeschadet  des  Umstandes,  daß 
sie  in  Bezug  auf  ihre  Personal-  und  Unterrichtsangelegenheiten  nur  ihrem 
Jeweiligen  klinischen  Vorstande,  respekthre  dem  medizinischen  Professoren- 
dekanate unterstehen,  die  für  das  Krankenhaus  bestehenden  Vorschriften 
zu  beobachten. 

S  4.  Das  den  KUniken  zugewiesene  und  dem  betreffenden  klinischen 
Vorstande  selbstverständlich  im  Dienste  unbedingten  Gehorsam  schuldige 

Wartpersonale  untersteht,  wie  das  übrige  Wartpersonale  der  Anstalt,  aus- 
schließlich der  Direktion,  welche  die  Disziplinargewalt  über  dasselbe  ausübt, 
dasselbe  im  Einvernehmen  mit  dem  klinischen  Vorstande  anstellt,  entlaßt 
und  in  die  verschiedenen  Lohnesstufen  emreiht. 

Zu  diesem  Behufe  sind  auch  die  vorgeschriebenen  Wärterkonduitelisten, 
gewissenhaft  ausgefertigt  und  von  dem  betreffenden  Vorstande  eigenhändig 
unterzeichnet,  für  jeden  Monat  bis  längstens  3.  des  nächstfolgenden  Monates 
der  Direktion  emzusenden. 

Für  das  Wartpersonale  der  Kliniken  hat  die  f&r  das  Wartpersonale  der 
Anstalt  überhaupt  bestehende  Instruktion  gleiche  Geltung. 

I  5.  Zum  Unterrichte  kann  jeder  Kranke  verwendet  werden,  den  der 

klinische  Vorstand  oder  sein  Stellvertreter  hiezu  geeignet  findet  und  der 
dagegen  keine  Einsprache  eihebt 

§  6.  Die  auf  den  Kliniken  und  Reserveabteilungen  behandelten  Kranken 
dürfen  zu  Lehrzwecken  nur  vom  Vorstande  oder  dessen  Assistenten  verwendet 

werden. 

Andere  Dozenten  bedürfen  hitzu  über  Erlaubnis  des  Idinischen  Lehrers 
der  Bewillipnnp  des  Unterrichtsministeriums. 

Die  außerordentlichen  Professoren  und  Dozenten,  welche  an  kemer 
Universitätsklinik  dozieren,  und  als  Primär-  und  ordinierende  Arzte  des 
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allgemeinen  Krankenhauses  funktionieren,  haben  aus  ihren  respektiven  Ab- 

teilungssälen  zwei  zu  bestimmen,  in  welchen  sie  zufolcre  der  bereits  be- 
stehenden Normierung  durch  das  Ministenum  des  Innern  ihre  Vortrage  und 
Demonstrationen  an  den  Kranken  ihrer  Abteilung  abzuhalten  willens  sind 
Durch  dic*^e  den  Unterrichtszweckcn  überhaupt  nur  in  besonderen 
berücksichtigung^wiirJit^'-en  Fällen  zu  erteilenden  Zugeständnisse  werden 
jedoch  die  Abieüuugen  dieser  betreffenden  Primarärzte  keineswegs 
in  die  Kaiegorie  der  Universitätskliniken  eingereiht,  und  sind  auch  die  zu 
Lehrzwecken  gestatteten  einzelnen  Zimmer  solcher  Abteilungen,  nach  wie 
vor,  immer  nur  als  Abteilungslokalitäten  des  k.  k.  allgemeinen  Krankenhauses 
zu  behandeln. 

Allen  übrigen,  außer  dem  Verbände  des  k.  k.  allgemeinen  Krankenhauses 
stehenden  Professoren  und  Dozenten  kann  das  Dozieren  am  Krankenbette 
einer  Abteilung  nur  mit  Einwilligung  des  betreffenden  Abteflungsvorstandes 

und  der  Direktion,  und  dies  gleichfalls  nur  auf  jenen  Kr:inkensälen  einzelner 
Abteilungen  gestattet  werden,  deren  Benützung:  vu  diesem  Unterrichtszwecke 
über  ein  diesfälliges  Einschreiten  vom  Ministerium  des  Innern  speziell  be- 
willigt wurde. 

§  7.  Den  klinischen  Abteilungsvorständen  ist  das  Recht  eingeräumt, 
eben  nur  solche  Krnnke  nuf  ihren  Kliniken  aufzunehmen,  welche  sich  nach 
ihrem  Ermessen  zur  klinischen  Demonstration  am  besten  eicfnen. 

Aus  diesem  Grunde  dürfen  die  Kliniken  vom  Journale  aus  nicht  wie 
andere  Spitalsabtcilungen  im  fortlaufenden  Turnus  belegt  werden,  und  steht 
den  klinischen  Vorständen  das  Recht  zu,  sich  schon  vom  Journale  aus  durch 
ihre  Assistenten  oder  Operationszöglinge  die  geeigneten  FftUe  für  ihre  Klinik 
auswählen  zu  lassen. 

Desgleichen  haben  sie  das  Recht,  derlei  Fälle,  wenn  sie  bereits  vom 
Journale  aus  auf  eine  gewöhnliche  Spitalsabteüung  zugewiesen  worden  waren. 
Innerhalb  der  ersten  24  Stunden  von  dort  ausztdieben.  Nadi  Ablauf  von 
24  Stunden  kann  eine  solche  Transferierung  auf  eine  Klinik  nur  mit  Zustim« 
mung  des  betreffenden  Abteilungsvorstandes  stattfinden. 

Ebenso  können  Kranke  auf  eigenes  Verlangen  nur  mit  ausdrücklicher 
Zustimmung  des  betreffenden  klinischen  Vorstandes  auf  Kliniken  zur  Auf- 
nahme gewiesen  werden. 

§  8.  Obschon  es  den  Vorständen  der  Universitätskliniken  unbenommen 
bleiben  muß,  über  die  zur  Behandlung  und  Verpflegung  der  auf  den  klinischen 

Sälen  untergebrachten  Kranken  für  zweckdirnürh  erachteten  Medikamente, 
Nahrungsmittel  und  sonstige  Erfordernisse  nach  eigenem  Ermessen  zu  ver- 
fügen, so  ist  es  doch  selbstverständlich,  daß  jeder  klinische  Vorstand  sich 
sowohl  bei  seinen  Ordinationen  der  möglichsten  Sparsamkeit  befleißigen 
werde,  als  auch  die  an  seiner  Anstalt  funktionierenden  Arzte  und  Wart- 
personen in  deren  fibcrtragenen  Wirkungskreis  flberwachen  soll 

Bei  den  Verschreibungen  fär  die  an  den  Reserveabteilungen  behandelten 
Kranken  gelten  die  Normen,  welche  fiberhaupt  im  k.  k.  allgemeinen  Kranken* 
hause  bei  nach  der  dritten  lOasse  verpflegten  Kranken  systemlsiert  sind. 
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%  9.  Wann  und  wie  laqge  die  klinischen  Lelirer  Oire  Vorträge  am 
Kranlccnbette  und  in  den  Hörsälen,  sowie  die  Visiten  in  den  Reserveab* 
teilnngen  zu  lialten  haben,  ist  denselben  einerseits  durch  gesetzliche  Bestim- 
muDgen,  andrerseits  durch  das  jeweilige  Bedärfnis  zur  Erreichung  des  Heil- 
Zweckes  vorup^eichnet. 

Die  administrativen  Verrichtungen,  als:  Erstattung  der  Tages-,  Monats- 
tind  Jahresrapporte,  die  Abfassung  der  Speisen-  und  Medikamentenanweisun- 
gen, der  Belcgraumausweise,  der  Gutachten,  Anzeigen,  Totenzettel  usw. 
haben  die  den  Kliniken  adjungierten  Hilfsärzte  unter  der  Verantwortung 
ihrer  Vofstinde  zu  jener  Zeit  zu  vollziehen,  welche  von  der  Krankenhaus* 
dhektion  hiezu  bestimmt  wird. 

Die  Nachmittagsvisiten  sind  von  den  Assistenten  der  ordentlichen  Kli- 
niken nach  den  von  den  Vorständen  festgesetzten  Normen  und  bestimmten 
Stunden  abzuhalten.  Die  Krankenhausdirektion  ist  von  den  auf  jeder  Klinik 
eingeführten  Bestlmmimfren  in  Kenntnis  zu  setzen. 

§  10.  Zu  den  unter  Verantwortung  des  klinischen  Vorstandes  von  den 
Hilfsärzten  der  diversen  Kliniken  und  Reserveabteilungen  zu  vollziehenden 
Funktionen  gehört: 

a)  Die  richtige  Führung  der  Zimmerprotokolle; 

b)  die  Abfassung  der  Krankengeschichten  und  deren  Aufbewahrung; 

c)  die  Ausfertigung  der  Kopfzettel  beim  Abgange  der  Kranken,  es 
nuig  derselbe  durch  Austritt  aus  dem  Krankenfaause,  durch  Transferieruqg 
oder  durch  Ableben  erfolgen; 

d)  die  Führung  eines  eigenen  OestionsprotokoUes,  worin  alle  Anzeigen, 
Berichte,  Parere  usw.  nach  fortlaufender  Nummer  einzutränken  sind ; 

e)  die  Führung  eines  Zustellung?httchc?,  in  welchem  die  von  dem 
betreffenden  Institute  ablaufenden  Schriflslu  kc  \er/eichnet  werden; 

f)  die  Verfassung  der  Anzeigen  bei  vorkommenden  Verletzungen,  Ver- 
giftungen, Selbstmorden,  Geistesstörungen,  Wutkrankheit  und  epidemisch 
auftretenden  Krankheiten; 

g)  Anzeigen  über  zur  sanitätspolizeilichen  und  gerichtiichen  Sektion 
geebnete  Fälle,  die  stets  innerhalb  24  Stunden  der  Krankenhausdirektion 
mit  Benützung  der  vorgedruckten  Formularien  bekanntzugeben  sind; 

h)  Bekanntgebung  der  auf  den  Reserveabteilungen  befindlichen,  zur 
ferneren  Pflege  nicht  geeigneten  Kranken,  die  entweder  für  eine  Ver- 
sorgungsanstalt taugen  oder  die,  an  iin(»eilbaren  Übeln  U  iclcnd,  ?rhon  länger 
al*:  drei  Monate  in  ärztlicher  Behandlung  des  betreffenden  klinischen  Vor- 
standes sich  befinden. 

§  11.  Alle  wichtigen  Schriftstücke  sind  von  den  Vorständen  der  Kliniken 
eigenhändig  zu  fertigen. 

§  12.  Bei  der  jeden  Monat  abzuhaltenden  Spitalssitzung  wird  der 
Kliniker  in  die  Lage  versetzt,  von  den  ökonomischen  Resultaten  des  Gebarens 
auf  seiner  Klinik  und  Abteilung  Einsicht  zu  nehmen.  Es  liegt  demnach  nur 
im  Interesse  der  Sache,  wenn  die  Kliniker  bei  diesen  Sitzungen  voUzähl^ 
erscheinen. 
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3.  Naturwlssefischaftliclie  Instltiite  der  phflosophbcheii 

Fakultäten. 


Voflieiiiertniiic. 

Die  Benützung  <Ur  Institute  and  ihrer  Einrichtungen  steht  den  in  <Ue  betreffenden  Vor' 
!fmn{ren  und  Öburtfren  inskribierten  Siudiernden  in  der  Regel  ohne  besondere  Zahlung  frei;  an 
einzeüien  Instituten  und  Laboratorien  werden  jedoch  von  den  Studierenden  (die  mittellosen 
amtgtnouuMiO  Mek  nebH  dtm  KcUegltitg«U  btsämiHie  Taxen  dHgdMM,  mdekt  die  Kt^em 
der  ihnen  beiget^Ültn,  verbratirh'-rjr/'n  Materialien  (Reagentien  etc.)  decken  sollen.  Die  Ein- 
gänge an  sokhm  Taxen,  welche  bisher  dem  Institutsvor$taad£  im  Laafe  Jedn  Semesters  von  der 
QaMmr  wmr  Bestreitung  der  für  die  ShuämadM  erforderttdtm  MäMaltM  tte^  msg^o^  tmrtln, 
tM  QÜjährlicli  gleichzeitig  mit  der  InsäluMokition  W  WVncklUll, 

SoLffir  Tax  tri  ^ind  rinrrrfri'irf  : 
an  den  chemischen  Laboratorien  der  philosophischen  Fakultät  in  Wien:  für  den  gamuigi^en 

ArMtiplaiB  SO  Kronat  pro  Semtster  (KUMErL  nmi  2S.  Seplemier  M9,  Z.  MJ39J,  daam 

wurden  fir.y^u-fnhrl  Tr.xni  für  die  halbtägige  Benützunj  per  tO  Kronen,  für  das  Utdt 

pharmazeutische  Semester  20  Kronen,  für  die  Übungen  der  Mediziner  6  Kronen; 
am  eh§ml»ehen  Laboratoriwn  der  pMlosopUsekta  FdkaUät  tn  Prag  (deutsch):  fünfstündige 

i^ngen  10  Kronen,  dreiständige  4  KroOM  pro  Semester; 
am  ehr  mischen  Labonaotium  der  phUee^Msdien  Fabiität  in  Prag  (bOhm^t  pro  Semeeier 

10  Kronen; 

am  ehemieeken  LiAen^rlmn  äer/thOoeopUseken  AteltfV  Ai  Qraet  flr  gewtkalieke  Maieriallea 
für  Vorgeschrittene  und  Pharmoteoiea  90  Knoea,  fSr  Lekramtekandiäaten  mnd  Medblner 

10  Kronen  pro  Semester; 
am  chemischen  Laboraioriam  der  philosophischen  FakaUät  in  Innsbraek  (Eriqft  des  Mbd' 
sterinms  für  K.  u.  U.  vom  18.  Nonmber  1991,  Z.  SHXt),  und  tmsrt  Jtr  die  gemöknUekea 

Reagentien  und  sonstigen  Verbraaehsartikel  mit  Ausnahme  des  salpetrrsntiren  SilbertugrdS 
und  des  Platinchlorids  bei  den  tSstüadigen  Obuagen  20  Kronen,  bei  den  sechstäadigen 
Otaagea  4  Kronen  pro  Semetier» 

Aaeh  an  einigen  anderen  inetthUen  werden  solche  Laboratoriaetstaxai  eingtkoben. 


Physikalische  Institute  In  Wien. 

Für  das  auf  Ontnd  Ah.  EntschL  vom  17.  Jänner  1650  eirichieie  „Physikalische  Instttut' 
wurden  mU  KUMErL  wom  0L  /tof  SBM,  Z,  2m,  beeoadere  „Stalaieit"  genehmigt.  In  «dUtof 

f§  tj  als  Zweck  des  Institute»  beeelcknei  wird,  den  Lehramtskandidtten  der  Physik,  Chemie  und 
Physiologie  nclctronhoit  7m  verfchaffen,  sich  die  7"  einem  erfolgreichen  Lehren  nöHgcn  und 
gehörig  begründeten  pnysikalitcben  Kenatniite,  und  insbesondere  die  mechanische  OeschJck- 
Hcbtelt  Im  phyiflnllflclitn  Expcrlncntfcrai  umidcDcn;  sagleleb  toll  nmcn  die  crfordcrUdw 
Aolcltung  zu  «clbstüTii^ipfn  Forschunj^cn  Im  Gcbfcle  der  Physik  gcgch,:ii  worden. 

Es  werden  ordentliche  Zöglinge  (6  Stipendien  ä  60  Kronen  pro  Semester),  welche  schon  ein 
fahr  an  der  Universität  oder  Technik  Vorlesungen  über  Physik  und  Mathematik  gehört  haben 
müssen,  und  außerordentlidie  Zöglinge  aufgenommen;  ersten  sind  als  solche  von  der  Entrichtung 
des  betreffenden  Kollegiengrldrs  befreit.  Abgesehen  von  der  mit  KUMErL  vom  22.  Febmar  IS^. 
Z.  964,  genehmigten  Teilung  des  theoretischen  und  praktischen  Unterrichtes  in  der  Ptg^sik  sind 
»eMer  In  der  EütridUnng  des  phsf^udlsAm  UiOmtddet  ft.  and  H.  pUgsäkObehes  lastUai  and 
Institut  für  theoretische  Physik)  wesentliche  Änderungen  eingetreten,  so  dttß  di$  oUgen  Slaleten 
in  vielen  Punkten  den  deneidgen  Einrichtungen  nicht  mehr  entspreduui. 


Zentralanstalt  ffir  Meteorologie  ttnd  Geodynamik  in  Wien. 

.tls  ,,2entralanstali  für  Meteorologie  und  Erdmagnetismus"  errichtet  auf  Grund  Ah.  EntschL 
vom  23.  Juli  1851,  (KUMErt.  vom  8.  August  J851,  Z.  7104);  der  Direktor  derselben  steht  in  der 
VI.  Rangskiasse  der  Staatsbeamten  und  ist  zugleich  ordentlicher  Professor  der  P/^ysik  der  Erde 
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art  der  Wiener  Universität;  das  Personal  derselben  besfrht  aas  einem  Vizrdirektor,  Sekretären 
fVlIL  R.  KL)  und  Adjaakttn  (IX.  R,  Ki^  somit  Aa$iat§nUni  tufßtrdem  ist  das  erJordtrlkkM 
Hüjspersoncd  angesteUt. 

Ein  bes<mdere$  StoMßir  äi$  ZeatrcOanstaU  bettM  tMU.") 

Mit  K UM  Erl.  vom  26.  Februar  1904,  Z.  3381,  wurde  dU  B$»ikkmuig  ttte$e$  t/aälaiu 
in  „ZentralaastaU  für  Mtitor<dogü  nod  Qeo^namik"  abgtänätrt. 


4.  Selbständig  organisierte  Institute. 


a)  Institut  für  österreichische  Geschichtsforschung 

in  Wijsn. 

Nr.  328. 

KttDimachnng  des  mit  Erlaß  des  Ministers  für  K.a.U.  vom  21.Febniar 
1899,2.4046,  MVBNr.  6,  genefimlgten  neuen  Statutes  fQr  das  InsUtttt 
fOr  Osterrslclilsclis  Gsscliiciitsforsclkttng  In  Wien.') 

Statut 

§  1.  Zweck  des  Institatt. 
1.  Das  Institut  für  österreichische  Geschichtsforschung  ist  eine  mit 
der  philosophischen  Fakultät  der  Wiener  Universität  verbundene,  dem 
k.  Ic  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht  unmittelbar  unterstehende  Anstalt 

'>  ErlaS  des  Ministers  ffir  K.  n.  U.  vom  23.  Pebrumr  1901,  Z.  374/KUM,  MVBNr.  10,  womit 
da  SItlat  fOr  die  Eracanmc  von  Kormpondentcn  ImI  der  ZentnttnfHdl  fOr  Meteorologe  md 
Erdmagnetlsinns  erlatsen  wird. 

Auf  Orund  der  mir  mit  All.  JSnttdii.  von  19.  Fcbmar  1901  eg.  erteilten  Emiciitlgnnc 

linde  ich  dis  nachfolgende 

Stntttt 

fflr  die  EmennflSf  «onKorrcfpoodciilcabcIdcrZcnlnduislilt  Mir  Meteorologie  nndErdflMgnctftimii 
za  «rlencn. 

S  I.  Personen ,  welche  «of  den  OeMete  der  Meteorologie  oder  des  Erdmagnetitat«» 
wissenschaftlich  tätig  sind  oder  durch  Ausfahrong  eingehender  fUbidlger  Beobachtungen  der 

meteorologischen  und  erdma^ctHchen  Erscheinungen  die  wIssenschaffHchen  Forschungen  aaf 
diesen  Gebieten  in  besonderem  Matte  iördcrn,  können  zu  Korrespondenten  der  Zentralanstalt 
fttr  Meteorologie  nnd  ErdnugneHtnae  ernannt  werden. 

§  2.  Thre  Ernennung  erfolg!  durch  den  Minirier  Mr  KoUnt  nnd  Unterrldit  Mdl  ElnvenMbme 
des  Direktors  der  erwUintco  Zentraianstalt. 

S  3.  Den  Kormfiottdentcn  der  Zentretanttalt  fOr  Meteorologie  nnd  Erdnegnetteniot  kann  fOr 
Ihre  wisscnschaftiichen  Zweclce  die  Entlehnung  vun  BQchem  aus  der  Bibliothelc  der  Zentralanstalt 
bewilligt  werden.  Sie  sind  berechtigt,  nach  Maßf^bc  des  Platzes,  beziehungsweise  der  verfflg^ 
baren  Mittel,  das  Archiv,  Laboratorium  und  OlMervatorium  dieser  Anstalt  zu  t>enfltzen. 

Ulfe  an  die  k.  k.  Zentralanttalt  etegeeendelen  wieiensckaldldien  Arbeilen  finden  nach 
Tnnlldikeit  Aufnahme  in  den  „Jahrhachern"  dieser  Anstalt. 

§  4.  Au6er  der  Förderung  der  Ziele  der  Ic.  Ic.  Zentraianstalt  fQr  Meteorologie  und  Erd- 
magnetismus durch  ihre  wissensdiaftlichen  Arbeiten  und  Beobachtungen  nehmen  die  Korre- 
«pondcaten  die  Pflicbt  aaf  tidi,  der  Aaatalltdifeklloa  fflier  Cnncben  Ontacbten  al»ageben, 
derselben  wichtige,  den  meteorologischen  und  crdraagnetischen  Beobachtungsdienst  betreffende 
Wahrnehmungen  mitzuteilen  und  gegebenenfalls  Vorschläge  zur  Verbesserung  nnd  Ausgestaltung 
dieaet  Dienste«  zu  erstatten. 

*)  Die  Errichtung  dieses  Institutes  wurde  auf  Orund  Ah.  Entschl.  vom  20.  Oktoitr  t9S4 
mU  EHqfi  de*  Miaisteriaau  fSr  K.  ».  U,  rom  //.  Nonmbtr  1654,  Z.  i6J63,  genehmigt. 
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2.  Errichtet  zu  dem  Zwecke,  die  Erforschung  der  österreichischen  Ge- 
schichte zu  fördern,  hat  das  Institut  vor  allem  die  Aufgabe,  Studierende, 
welche  sich  eingehenderen  historischen  Studien  zuwenden  wollen,  mit  den 
Quellen  und  Denkmälern  im  weitesten  Umfange,  sowie  mit  ihrer  wissen- 
schaftlichen Behandlung  vertraut  zu  machen. 

Eine  weitere  Aufgabe  des  Institutes  ist  es,  die  laehminnische  Heran- 
bildung von  Beamten  für  Afdiive,  Bibliotheicen  und  Museen  zu  erzielen. 

AuBerdem  finden  am  Institute  die  EigänzungsprOfungen  für  den  staat- 
lichen Arcbivdienst  statt 

§  2.  Institutsstudien. 

1.  Der  Kursus  im  Institute  zerfällt  in  ein  Vorbcreltunesjahr  und  7wei 
Jahre  wirklicher  Mitgliedschaft  Anfang  und  Lude  der  Jaiirgan^e  fallen 
mit  der  Dauer  des  Universitätsstudienjahres  zusammen. 

2.  Die  Studien,  welche  im  Vorbereitungsjahre  behufs  der  Aufnahme 
in  das  Institut  und  in  den  zwei  folgenden  Jahren  der  Mitgfliedschaft  betrieben 
weiden  sollen,  sind  teils  obligate,  teils  wünschenswerte. 

3.  Die  obligaten  verteilen  sich,  wie  folgt: 

a)  Im  Vorbereitunffs jähre: 

1.  Quellenkunde  der  österreichischen  Geschichte. 

2.  Paläographie. 

3.  Chronologie. 

4.  Allgemeine  Kunstgeschichte. 

b)  Im  ersten  Jahre  der  Mitgliedschaft: 

1.  Geschichte  der  Verfassung  und  Verwaltung  Österreichs  (mit 
Übungen). 

2.  Diplomatik  (Kaiser-  und  Papsturicunden). 

3.  Sphraglstik  und  Heraldik. 

4.  Kuns^eschichte  mit  Übungen  (Mittelalter). 

c)  Im  zweiten  Jahre  der  Mitgliedschaft: 

1.  Lektüre  und  Kritik  österreidiischer  Geschichtsquellen. 

2.  Diplomatik  (Privaturkunden  und  pralctische  Übungen). 

3.  Archiv-  und  Rihliothekskunde. 

4.  Kunstgeschichte  mit  Übungen  (Renaissance  und  Neuzeit). 

4.  Wünschenswerte  Studien  und  Kenntnisse: 

a)  Mittelhochdeutsche  Sprache,  deutsche  Rechts-  und  Verfassungs- 
geschichte; Kirchenrecht;  Wlrtschaftsgcscliichte,  Literatur  und 
Alterluiner  des  Mittelalters,  historische  Geographie,  Numismatik. 

b)  Die  Kenntnis  moderner  Sprachen  (Französisch,  Italienisch,  Eng- 
lisch,  slavische  Sprachen). 

§  3.  Institutsunterricht  und  Leitung. 

Der  Unterricht  in  den  oben  aufgezählten  obligaten  Gegenständen  wird 

von  Dozenten  der  L^niversität  in  den  Institutslokalitätcn  erteilt.  Die  Vor- 
lesungen sind  allgemeine  Univers!tnt<;vorlcsungcn ;  in  Bezug  auf  die  prak- 
tischen Übungen  kann  aber  jene  Beschränkung  eintreten,  die  der  Raum  des 
Lokales  und  die  Natur  der  Übungsgegenstände  bedingen. 


Digitized  by  Google 


Inititnt  fir  OttcrrddUiekc  OcfcMebtsfonchaiic  In  Wien* 


397 


Einem  der  Dozenten  wird  die  geschäftliche  Leitung  des  Institutes 
Qbertragen,  welche  durch  eine  besondere  Instruktion  geregelt  ist 

§  4  Die  Atifnaluae  In  das  Institiit. 

1.  Die  Zahl  der  Teilnehmer  an  den  einleitenden  Studien  des  Vor- 
bereitungsjahres  wird  nicht  beschränkt.  Die  Kandidaten  haben  sich  am 
Beginne  des  Vorbereitungsjahres  bei  der  Leitung  des  Institutes  zu  melden. 

2.  Alle  zwei  Jahre,  und  zwar  am  Schlüsse  des  Vorbercitungsjahres, 
findet  die  Aufnahme  von  ordentlichen  Mitgliedern  des  Institutes  für  die 
weiteren  zwei  Jahre  des  Kursus  statt  Die  Zahl  der  ordentlichen  Mit- 
glieder ist  auf  sechs  beschränkt. 

3.  Die  Meidungen  zur  Aufnahme  sind  spätestens  bis  zum  15.  Juni 
des  betreffenden  Jahres  bei  der  Institutsleitung  eiii/ureichcn. 

Bedingungen  der  Aufnahme  sind,  daß  die  Bewerber  mindestens  im 
sechsten  Semester  der  Universitätsstudien  stehen,  vorzi^wclse  historischen 
Studien  obgelegen  sind,  falls  sie  der  Wiener  Universität  Angehören,  an  den 
oben  (§  2)  aufgezählten  Vorbereltungsstudien  mit  Erfolg  teilgenommen 
haben. 

Ober  die  Aufnahme  der  ordentlichen  Mitglieder,  welche  ihre  Befähigung 

durch  eine  AufnahmsprüfiinR:  darzutun  haben,  entscheidet  auf  Antrag  des 
Lehrkörpers  das  Ministerium.  Dieser  Aufnahmsprufung  haben  sich  auch 
Studierende  anderer  österreichischer  Universitäten,  die  sich  um  die  Auf- 
nahme bewerben,  zu  unterziehen. 

4  Es  werden  überdies  auch  außerordentliche  Mitglieder  zu  den  In- 
stituisstudien  zugelassen,  das  heißt  solche,  die  kein  Institutsstipendium  be- 
ziehen, aber  an  allen  Vorlesungen,  Übungen  und  Arbeiten  im  Institutslokale 
teflzunehmen  und  die  Instttutssammlungen  zu  t>enfitzen  berechtigt  werden. 
Ober  die  Zulassung  von  auBeroidentilcfaen  Mitgliedern  entscheidet  von  Fall 
za  Fan  der  Lehrkörper  des  Institutes.  Er  Ist  auch  berechtigt,  die  den 
auf^erordentiichen  Mitgliedern  eiugeräumten  Befugnisse  zu  jeder  Zeit  zu 
widerrufen. 

§  5u  Von  den  Stipeodi«ii. 

1.  Dem  Institute  ist  ffir  Stipendien  derzeit  eine  jahressumme  von 
3880  fl.  zugewieMn,  aus  welcher  sechs  Stipendien  für  ordentliche  Mitglieder 
im  Jahrefbetr;»j7e  von  je  480  fl.  (960  Kronen)  und  je  nach  Umständen 
Reiscstipendien  bis  zum  Gesamtbeträge  von  jährlich  1000  fl.  (2000  Kronen) 
bestritten  werden. 

2.  Gleichzeitig  mit  der  Aufnahme  der  ordentlichen  Mitglieder  durch 
das  Ministerium  wird  denselben,  und  zwar  auf  die  Dauer  von  zwei  Jahren,  das 
Institutsstipendium  von  4fl0  fl.  zugesprochen. 

3.  Die  Stipendien  werden  in  zehn  Bezugsraten  zu  48  ft  (96  Kronen) 
eihoben,  je  efaie  nach  Ablattf  der  Monate  Oktober  bis  Juli.  Die  Quit- 
tungen  über  die  einzelnen  Bezflge  müssen  von  der  Leitung  des  Institutes 
vidiert  werden. 

4.  Stipendium  kann  von  dem  Vorstande  durch  Verweigerung 
seiner  zur  Behebung  desselben  erforderlichen  Unterschrift  zeitweilig  ein- 
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gestellt  und  über  Antrag  des  Lehrkörpers  von  dem  Unterrichlsnimisteriuin 
ginzUch  entzogen  werden. 

5.  Wird  ein  Stipendium  infolge  der  Entziehung  oder  des  freiwilligen 
Rücktrittes  oder  in  anderer  Weise  erledigt,  so  bleibt  es  entweder  bis  zur 
nächsten  Verleihung  unbesetzt  oder  es  kann  von  der  Leitung  bei  dem 
Unlerrichtsministerium  der  Antrag  auf  Verleihung  desselben  an  eines  der 
außerordentlichen  Mi^lieder  gestellt  wenien. 

§  6.  Von  dn  Pfflditen  der  Miti^edtf . 

1.  Alle  Mitglieder  des  Institutes  müssen  an  der  Wiener  Universitit 
inskribiert  sein  und  unterstehen  den  akademischen  Behörden.  Ordentliche 
jMit£r!ieder  dec  Institutes  sollen  in  der  Regel  auch  als  ordentliche  Universttäts- 
hörer  immatrikuliert  sein;  nur  in  dem  Falle,  daß  «ie  behufs  Ablegung  der 
Staatsprüfungen  oder  behufs  Erwerbung  des  Doktorgrades  bereits  die  Ab- 
solutorien  erhalten  haben,  genügt  es,  daß  sie  sicik  tür  die  weitere  Dauer 
der  Institutsstudien  als  außerordentliche  Hörer  der  Universität  inskribieren 
lassen.  Auch  von  den  außerordentlichen  Mitgliedem  des  Institutes  wiid 
mindestens  die  Inskription  als  auBerordentliche  Hörer  verlangt 

Z  Durch  die  erlangte  Aufoahme  fibernimmt  jedes  ordentliche  und  auBer- 
ordentlidie  Mitglied  die  Verpflichtung  zur  regelmäßigen  Teilnahme  an  den 
Vorlesungen  und  Übungen  des  Institutes  nach  dem  für  dieselben  auf- 
gestellten !  chrplane,  sowie  zur  Beobachtung  der  disziplinaren  Vorschriften. 
Die  ordentlichen  Mitglieder  sind  verpfhchtet,  sich  am  Schlüsse  des  zwei- 
jährigen Kursus  der  Institutsprüfung  zu  unterziehen.  Den  Mitgliedern  wird 
überdies  die  Betreibung  der  im  §  2,  Alinea  4,  aufgezählten  wünschens- 
werten Studien  empfohlen. 

3,  Den  ordentlichen  Mitgliedern  des  Institutes  wird  als  unvertraglich 
mit  der  Erfüllung  der  Pflichten,  welche  sie  dem  Institute  gegenüber  auf 
sich  nehmen,  untersagt^  das  Lehramtsprobejahr  abzulegen  oder  Steilen  als 
öffentliche  Lehrer  oder  als  Beamte  zu  bekleiden«  Jedodi  behält  sidi  das 
Ministerium  vor,  in  ganz  besonderen  fällen  Dispens  von  dieser  Bestimmung 
zu  erteilen. 

4.  Kommt  ein  Mitglied  den  oben  bezeichneten  Pflichten  nicht  nach 
oder  entspricht  es  mit  seinen  Leistungen  nicht  den  gestellten  Anforderungen, 
so  wird  es  der  MilgiitU^chaft  verlustig.  Die  Entscheidung  darüber  steht 
bei  außerordentlichen  Mitgliedern  dem  Lehrkörper,  bei  ordentlichen  Mit- 
gliedern auf  Antrag  des  Lehrkörpers  dem  Ministerium  zu. 

§  7.  Von  der  Institutsprfifung. 

L  Die  Prüfung  findet  nm  Schlüsse  des  zweijährigen  Kursus  vor  einer 
vom  Ministerium  ernannten  Kommission^)  statt 

•>  Laut  KVMErl.  vom  5.  Juli  IS61,  7  f^l^,  ist  hinsirfifürh  der  Entrichtung  der  Prüfungi- 
taxen  nach  den  für  dit  (Qymnasial-/  Lehramtskandidaten  geltenden  Voncltriften  vorzugehen  and 
ist  Bber  das  Ergebnis  der  Prüfungen  an  das  MbUsterüm  ßr  K.  ».  U,  zu  btridUrit.  (M^t 
KC'MF.rl.  vom  34.  Mdr:  ti>7Q.  Z.  3488  wurde  ausgesprochen,  daß  die  Vorschriften  betreffs  dtt 
Erhöhung  der  Taxe  filr  die  Lehramtskandidaten  auf  das  Institut  für  österreichische  OrtehirkiS' 
/orschung  siangemqße  Anwendung  zu  finden  /taben.J  In  Betreff  der  Taxen  vgL  KUM  Vdg.  vom 
30.  Ai^ßst  im,  ROBNr.  222  ßetrt/ftad  äU  Pr^fiutg  der  KanäUtaten  des  Ofmaasial^  und  Am^ 
uhalUHramiesJ  Art.  XXVI  OebShrtat  tUet*  Taxe  heMgt  im  (Jansen  60  Kraam. 
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Z  Dieselbe  bestellt: 

a)  in  einer  schriftlichen  Prfifnngs arbeit  (Hausarbeit)  über 
ein  freigewähltes  Thema,  welches  mit  den  am  Institute  be» 

triebencn  Studien  in  Zusammenhang  steht; 

b)  in  schriftlichen  Klausurprüfungen  über  Fragen  aus: 
Quellenkunde  der  österreichischen  Geschichte  oder  Verfassungs- 
und Verwaltungsgeschichte  österreidis;  Paläographie;  Diplo- 
matik;  Kunstgeschichte; 

c)  einer  mündlichen  Prüfung  aus:  Paläographie;  Diplomatik 
und  Sphragistik;  Chionologie;  Archivkunde;  Quellenkunde  der 
österreichiscfaen  Geschichte;  Geschichte  der  Verfassung  und  Ver- 
waltung Österreichs;  Kuns^feschichte. 

3.  Die  Kommission  stellt  über  das  Ergebnis  dieser  Prüfung  Staats- 
gültige  Zeugnisse  aus,  welche  die  Befähij^^nj?  zuni  Dienste  in  Archiven, 
Bibliotheken  und  Museen  aussprechen.  Im  Falle  nicht  genügenden  Ergeb- 
nisses der  Prüfung  kann  die  Kommission  im  Sinne  des  Mm  Erl.  vom 
13.  März  1878,  Z,  2795,0  über  eine  eventuelle  Wiederholung  der  Prüfung 
entscheiden. 

4.  Auch  außerordentliche  Mitglieder  des  Institutes  können  diese 
Plrüfun?  ablegen.«) 

')  Mit  diesem  MinErL.  vom  13.  März  1878,  Z.  2795,  wurde  in  teilweiser  Abänderung  der 
hetrtffendvi  Vortthriflen  ßr  dU  Ofmnasiallthrami^frßfiutg  fiflgmde  BesHaamuig  genghnügt: 

Wenn  die  wissenschaftlichen  Leistungen  eine«  Examinanden  den  gesetzlichen  Forderung^en 
nicht  entsprechen,  aber  zaglelch  hoffen  lassen,  daS  es  ihm  bei  fortgesetztem  Studium  gelingen 
verde,  dies  zu  erreichen ,  so  hat  die  Prüfungskommission  zu  bestimmen ,  ob  der  Kindidtt  nach 
abcnniUgcr  Mcldon^  und  Crlccniig  der  PrSfangilixe,  einen  Teil  der  Prilfangsstadien  in  efnem 
h-!lh(?n  oder  spütestcns  In  einem  Jahre  zu  reparieren  oder  ob  sich  derselbe  sämtlidlClt  SttdiCIl 
der  Prüfung  in  allen  Fächern  nach  zwei  Jahren  noch  einmal  zu  unterziehen  habe. 

Im  enteren  Falle  fnnclert  alt  Komndtflion  blofl  der  Lehrkörper  des  Inattlnii,  Im  anderen 
erfolgt  die  Prüfung  vor  der  ohnedict  regelodSIg  nadi  svcl  Jahren  naammentntenden  ver* 
Stirktcn  Kommission. 

Sobald  die  Prüfung  nur  in  einem  Stadium  oder  in  einem  Zweigfache  ungenflgend  abgelegt 
wwdc,  «rtdlt  die  Konnninlon  Icdn  Zcivri*. 

Die  crfolfTtc  Rcptiratur  oder  die  Wiederholung  der  Prüfung  wird  in  dem  schliefSIich 
erteilten  Zeugnisse  zum  Ausdrucke  gebracht.  Eine  zweite  Reparatur  oder  Wiederholung  der 
PMUung  ist  nicht  zttliattg. 

<)  ErlaS  dcf  MinistcrB  fOr  K.  n.  U.  vom  4.  JInner  1093,  Z.  26.209,  an  den  Vontand  des 

lTi<tt!nitc^  für  österreichische  Gesrhlehtafoifdinng  In  Wien,  lietreKend  die  Initltntsprfllnac  der 
Offiziere  des  k.  u.  k.  Kriegsarchivs. 

Anf  den  mit  Bericht  vom  7.  DezeOber  1891,  Z.  264,  gestellten  Antrag  flade  Idi  zn 
senehndfcn,  dafl  die  zur  Freqocntlerung  dea  Instttntea  fflr  Satemrichlsche  Oeschicbtsforschung 

in  WtVn  entsendeten  Offiziere  de«!  k.  u.  k.  Kriegsarcbiv«  nach  Abschluß  ihre«  r^Acijährigen 
Kurses  auf  spezielles  Ansuchen  der  Direktion  des  k.  u.  k.  Kriegsarchivs  zur  Abkgung  einer  der 
InstHntaprSInnff  Ibniidien,  fedoch  nach  dem  praktischen  BcdflrfniMe  det  genannten  Kriegaarehlve 
enger  begrenzten  Prüfung  vor  einer  hiezu  hierorts  besonders  bestellten  Prüfungskommission 
oder,  falls  in  dem  betreffenden  Jahre  die  regelmäßige  Institutsprüfung  stattfindet,  vor  derselben 
Prüfungskommission  und  zu  demselben  Termine  wie  die  ordentlichen  InstitutsmitgUeder,  zu- 
Cdnasctt  werden« 

Die  bezOgttchf  P-üfung  hat  nach  Analogie  der  für  ordcntlfchc  Instittitsmitgliedcr  geltenden 
Prflfung  in  drei  Stadien  zu  zerfallen:  1.  in  eine  schriftliche  Hausarbeit,  2.  in  eine  schriftliche 
Klnaanraibcil  nnd  3.  In  dne  mündliche  PrOfnnff. 

Die  fchrlftliche  Hausarbeit  hat  nach  freier  Wahl  des  Kandidaten  ein  geschichtliches 
Thema  wiaaenachaftlich  au  behandeln.  Die  Klaoanrarbeit  ist  dem  Gebiete  der  Paläographie  und 
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§  8.  Von  d«r  ErußaxtmgßpMttng  für  dco  itutlldien  ArdihrdieiuiL 

Die  Efgfänzungsprüfung  für  den  staatUdien  Archivdienst  findet  gemäB 
den  Beschlüssen  des  Ic.  k.  Archivrates  (in  der  6.  nnd  7.  SitzuQg  vom 

11.  und  13.  Februar  1896,  vgl.  „Wiener  Zeitung"  vom  20.  Febniar  1806, 
Punkt  1  a,  b)^)  von  Fall  zu  Fall  vor  der  hiezu  bestellten  Kommission  statt 
Dieselbe  soll  das  sprachliche  und  sachliche  Verständnis  der  Archivalien 

erweisen.  Sie  besteht- 

a)  aus  einer  schriftlichen  (Klausur-)  Prüfung  aus  Palaographic  und 
Urkundenlehre.  Von  dieser  kann  ein  Bewerber  bei  Vorlegung  einer  ent- 
sprechenden gedruckten  Arbeit  aus  dem  Gebiete  der  historischen  Hilfs- 
wissenschaften entbunden  werden; 

Diplomatlk  zu  entoehmen.  Hinsichtlich  de«  Umfanges  dieser  Kitusurprflfung  sowie  der  Oeg;en- 
stlade  flnd  dcfl  Unfansn  dtr  ialladlidi«n  PrOfnnff  Itt  von  Filt  tv  Pill  da«  Efaverachncn  oit 
ÖMT  Direktion  des  k.  u.  k.  Kric^archivs  zu  pflegen. 

Was  die  PrQfungstaxen  betrifft,  dürfte  es  sicii  empfelilen,  die  diesbezflglicti  für  die 
Präfungen  der  ordentliclien  Institutsmitgiieder  bestehenden  Voradiriften  in  analoger  Weise  in 
Anwendung  zu  bringen,  in  welcher  Richtung  die  entsprechenden  Antrige  ge wirtigt  werden. 

Ober  die  abgelegte  Prafung  werden  antlog  wie  den  ofdcnlUchcn  InetltntfiBitgliedcni 
Früfungszeugnisse  auszufolgen  sein. 

Wegen  Betlelinng  der  «Htn  evcntndl  In  Anetlcht  gcnennncnca  buondercn  Prifnngi- 
konnnlssion  wird  es  Euer  .  .  .  flbcriMicn,  im  Fell«  dci  efch  ergclicndtn  Beduto  die  gccig- 
neten  Anträge  anlier  zu  erstatten. 

Hievon  werden  huer  .  .  .  mit  dem  Beifügen  in  Kenntnis  gesetzt,  diä  von  dem  Inliaiu 
dlettt  Erimvn  vaUr  ctoeni  den  k.  n.  Ii.  RtfchflkricgtnriidMerfann  snr  vcKercn  VcnHadignag 
der  Direktion  des  k.  u.  k.  Kriegsarchivs  Mittellang  gemacht  wird. 

•)  Die  Beschlü'^'s«»  d?«  Archivrates,  betreffend  die  Archlvprüfiinp  lasJtei  • 
1.  Die  in  den  ürundsäLzen  über  die  Vorbildung  der  Beamten  in  den  staatlichen  Archiven 
vorgciehene  erglneendc  Prfllung  aas  den  historleclicn  Hilinrfaaensdiaften  hal»en  nbcnlcgen : 
aj  alle  dortsclbst  unter  !I  ?  hi«;  5  genannten  Bewerber  fdis  sirtd  iiioicnfKen,  welche  '2'  die 
Prüfung  für  das  Lehramt  an  vollständigen  Mittelschulen,  und  zwar  in  der  Geographie  und 
Octditebte  ilt  Hanptficher,  oder  (3)  die  reebtfliletoritciic ,  Jndizlelle  und  staatswimen* 
scbaftliche  Staatsprüfung  mit  entsprechendem  Erfolge  abgelegt  haben,   oder  (4)  das 
Doktr>rnt  der  Rechte,  oder  (5)  das  Doktorat  der  Philosophie  in  der  Fachgruppe:  Oeschichte 
in  Verbindung  mit  der  griechischen  und  lateinischen  Philologie  an  einer  Inländischen  Uni- 
venitit  erworiien  liaben)  vor  einer  deHnfdven  AnMeilnng  in  einer  Konsiplstcn-  oder  liOtea 
Stelle,  sofern  nicht  die  ebendort  »igclasacnett  AimMliBmi  bct  fldlOB  pnMtodi  btwibrten 
Archivbeamten  zutreffen ; 
bj  Jene  Personen,  welche  die  vorgeschriebene  QoaliHkatlon  nicht  besitzen,  aber  in  besonders 
rflcksichtswflrdigcn  Pillen  trotzdem  In  den  ArcliiviUenst  aufgenommen  werden  kOmiCB. 
?   nie  Prüfung  timfaflt  die  Clement?  der  Paliographie ,  der  1 'rkundpnirhrc  nnd  der 
Chrunulugie,  aufierdem  noch  Archivkunde,  und  soll  Oberhaupt  du  sprachliche  und  sachliche 
Verttlndnis  der  Ardilvalicn  erweiten. 

3.  Die  Prüfung  besieht  aus  einer  schriftlichen  (Klausur-)  und  einer  mündlichen  Prüfung; 
bei  Vorlegung  einer  entsprechenden  gedruckten  Arbeit  aus  dem  Gebiete  der  historischen  Hilit- 
wissenschaften  kann  ein  Bewerber  von  der  schriftlichen  PrUfung  entbunden  werden. 

4.  Zur  Abhaltung  Aeacr  Prflfnug  wird  vorlMIg  titie  Knundirion  ndt  dem  Sitae  in  Wlca 
zusammengesetzt.  Die  Kommission  hat  aus  fünf  ständigen  Mitirltcdcm  ru  bestehen,  und  zwar 
ans  dem  Leiter  und  aus  Lehrkräften  des  Institutes  für  österreichische  Oesduchttforachung,  aaa 
einem  höheren  Arefitvbcamten  and  einem  Mitgliede  des  Arebivratce.  Im  BcdirfniffBlIe  kam  die 
Kommi'^sion  ver  tü  ki  werden. 

'  nie  fVuiijnj,'-kft!Tnni«5inn  «teilt  amtliche  Zeugnisse  über  die  abgehaltene  Prüfung  aof. 
welche  die  Leistungen  in  den  einzelnen  Fichem  zusammenfassend  qualitiziercn  und  als  Oesamt- 
ergebnia  avssprccben,  ob  die  Prilfung  mit  achr  gntem,  gutem,  genügendem  oder  nngcnigendeni 
Erfolge  bestanden  wurde. 

6.  Der  Prüfungstermin  ist  in  der  Regel  Mitte  Oktober  in  jedem  Jahre. 
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b)  aus  einer  mündlichen  Prüfung,  welche  die  Elemente  der  Paläo* 
graphie,  Urkundenlehre  mit  Sphragistik,  Quonologie  und  Archivkunde  umfaßt 

Die  Prüfungskommission  stellt  über  das  Ergebnis  der  Prüfung  amt- 
Sehe  Zeugnisse  aus,  wekhe  bd  entsprechendem  Erfolge  zur  Anstellung 
in  staatlkfaen  Archivdieaste  befihigen. 


Nr.  820. 

£riafi  des  Miiüstsrs  fOr  K.  u.  U.  vom  29.  Aopst  1900,  Z.  2USSs 

MYBNr.  a4, 

womit  das  naclittehende  stattit  der  Kommission  ffir  üMcn  Geschichte 

Österreichs  genehmigt  wird.0 

Statut 

der  Kommission  für  ncut^re  üeschichte  Österreichs. 

1. 

Zur  Herausgabe  von  Akten  und  Korrespondenzen  zur  neueren  Ge- 
schichte Österreichs  wird  eine  dem  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht 
unmittelbar  unterstehende  Konimission  eingesetzt,  welche  die  Aufgabe  hat, 
die  in  öffentlichen  und  Privatarchiven  vorfmndenen  Urkunden,  Akten,  Kor- 
respondenzen und  sonstigen  deren  Zwecken  als  Quellen  dienenden  Ma- 
terialien zu  ermitteln,  von  denselben  je  nach  ihrer  Bedeutung  Abschriften, 
Auszi^  oder  Regesien  anzufertigen  und  aus  den  gewonnenen  Sammlungen 
kritisch  ausgewählte  VerOffentUdiungen  zu  veranstalten. 

II.  Zasammensetziuig. 

Die  Kommission  besteht  aus  mindestens  zwölf  Mitgliedern,  darunter 

dem  Vorstande  des  Institutes  für  österreichische  Gesdilchtsforschung,  femer 
aus  je  einem  Vertreter  des  Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht  und 
der  kais.  Akademie  in  Wien.  Die  Bestellung  der  einzelnen  Mitglieder 
erfolgt  auf  die  Dauer  von  fünf  Jahren  durch  das  MinistLnum;  die  Vor- 
schläge im  Falle  einer  Erledigung  oder  des  Ablautes  der  Mandate  erstattet 
die  Kommission. 

Werden  von  Seite  einer  anderen  Körperschaft  der  Kommission  namhafte 
Unterstützungen  zur  Verfügung  gestellt,  so  kann  die  Kommission  Vertreter 
dieser  Körperschaften  kooptieren. 

DL  Vsrsamnliiikgsa. 

Die  Komniissioo  hält  jedes  Jahr  mindestens  eine  Vollversammlung  ab. 
AnBerdem  kann  der  Vorstand  des  Institutes  aus  RQdcsichten  der  Geschäfts- 


>)  Diese  Bezekhnang  der  Kommission  (früher  ,Jür  die  Herausgabe  von  Akten  und  Korre- 
spondenzen zur  neueren  OesMchte  Österreichs")  wank  mit  KUMErl,  vom  23,  Märs  1903,  Z.  8383» 


UilwerilUUatmln,  26 
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leitunßf  oder  auf  Wunsch  von  mindestens  fünf  Konimis:>ic)nsmitgUedern 
außerordentliche  Versammlungen  und  Ausschußsitzungen  einbcruien. 

IV.  Oeschiftaftthnnv. 

Die  Qeschäftsfühmiig  der  Kommissioii  besoi^  der  Vonkand  des  In- 
stitutes, er  beruft  die  Versammlungen,  übernimmt^  verwahrt  und  verrechnet 
die  Dotationen  und  sonstigen  OeMmittel,  von  ihm  gehen  aUe  Auszah- 
lungen aus. 

Zur  Leitung  der  Verhandlungen  wird  ein  Vorsitzender  und  ein  Stell- 
vertreter gewählt.  Der  jeweilige  Vorsitzende  zeichnet  die  Protokolle  und 
unterschreibt  mit  dem  Vorstande  des  Institutes  die  von  der  Kommission 

bcschlüssciicii  Schriftstücke  (Referate).  Zur  \^orberr?tiinf:f  und  Durchführung 
aller  die  Kommission  betreffenden  Angelegenheiten  wird  dem  Institutsvor- 
stande  ein  engerer  Ausschuß  von  drei  Mitgliedern  an  die  Seite  gestellt 
Der  Institutsvorstand  kann  zur  Besorgung  der  Schreibgeschäfte  eine  hono- 
rierte Hilfskraft  bestellen. 

V.  Archivnliaclie  ArMtes. 

Die  Kommission  veranUBt  und  leitet  die  archivalischen  Arbeiten  durdi 
Ihre  Mitglieder.  Zur  Ausführung  derseltMtt  können  außer  den  Mitgliedern 
auch  Mitarbeiter,  welche  die  Kommission  wählt,  und  Hilfsarbeiter,  die  den 

Komm!S«ionsmitgliedern  beigeofeben  werden,  zur  Verwendiinpf  kommen.  Die 
Mitarbeiter  können  zu  Versammlungen  und  Ausschußsitzungen  zugezogen 
werden,  während  die  Hilfsarbeiter  mit  der  Kommission  nur  durch  die  Mit- 
glieder, denen  sie  beigegeben  sind,  verkehren. 

Bei  Auswahl  du  Miifsarbeiter  wird  in  erster  Linie  auf  die  Zöglinge 
des  Institutes  Rucksicht  zu  nehmen  sein,  doch  kann  die  Kommission  auch 
besonderen  Wünschen  der  Mitglieder  Rechnunßf  tragen. 

Die  im  Auftrage  der  Kommission  hergestellten  Aus/ugt  und  Absciinllcn 
von  Arcfaivalien,  die  Reiseberi^le  und  dergleichen  shid  Eigentum  der  Kom- 
mission und  nach  deren  Auflösuqg  des  Institutes;  sie  werden  nach  einer 
besonders  zu  erlassenden  Instruktion  angefertigt  und  im  Institute  in  einem 
ebenen  Kasten  aufbewahrt  Ihre  Benützung  durch  andere  Personen  als 
die  Mitglieder  und  Mitarbeiter  der  Kommission  ist  an  die  Zusttmmung 
der  Kommission  gebunden. 

VI.  VerWfentHdinngen. 

Die  Kommission  veröffentlicht  eine  fortlaufende  Quellensammlung-  zur 
neueren  österreichischen  Geschichte,  welche  folgende  Abteilungen  zu  um- 
fassen hat: 

1.  Die  Korrespondenzen  österreichischer  Herrscher  und  Mitglieder 
des  kaiserlichen  Hauses; 

Z  die  Instruktionen  und  Korrespondenzen  österreichischer  Stastsminner; 

3.  die  österreichischen  StaatsvertrSge; 
'  4.  die  Berichte  fremder,  beim  österreichischen  Hofe  beglaubigter  Ge- 
sandten; 
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5.  Veidffcntlkhuiigett  zur  inneren  Geschichte  Österreichs  In  neuerer 

Zeit;») 

6.  Mitteilungen  iUier  t>esonders  Interessante  Materialien  aus  einzekien 
Aidüven. 

Die  wörtliche  Wiedergabe  von  Urkunden  und  Aktenstficken  wird  auf 
dss  historisch  Bedeutungsvolle  beschränkt 

Vn.  Geldmittel. 

Die  Geldmittel  der  Kommission  bestehen  aus  der  Jahresdotation  des 
Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht,  aus  Dotationen  und  Spenden  von 
Körperschaften  und  Interessenten  und  aus  dem  allfälligen  Ertrage  der  Ver- 
öffentiicliuagen.  Die  der  Kommission  gewidmeten  Beträge  übernimmt  und 
verwendet  der  Institnisvontand  als  Oeschiftsleiter  gemU  den  Kommissions- 
beschlässen.  Der  von  der  Kommission  gepritfte  Verwendungsausweis  wird 
alljahrfich  dem  Ministerium  voigel^;  die  Spender  von  Dotationen  eriuüten 
Abschriften  desseltien. 

Kassareste  werden  in  das  nSchste  Jahr  fibertragen.  Mitglieder  eriialten 
fiv  alle  Reise-  und  Arbeitstage,  die  sie  auBeriialb  ihres  Wohnortes  im  Auf- 
trage der  Kommission  voiher  bestimmten  Au^aben  oder  der  Telhiahme 
an  Versammlungen  und  Sitzungen  widmen,  16  Kronen  Diäten  und  die  Ent- 
schädigung für  wirklich  aufgewendete  Fahrtauslagen.  Für  Arbeiten  am 
Wohnorte,  sowie  für  die  Mitarbeiter  und  Hilfsarbeiter  werden  besondere 
EntbhnunE^cn  verembart  Die  Hooorarsätze  der  Veröffentlichungen  bestimmt 
die  Kommission.^) 

Vlli.  Beziehungen  zu  anderen  Instituten. 

Twr  Vermc  iclunp^  von  wiederholten  Durchforschungen  derselben  Archive 
und  der  Rcarhcitunq;  ahnlicher  Materialien  wird  die  Kommission  mit  ver- 
wandten Körperschaften  und  Instituten,  namentlich  der  historischen  Kom- 
mission der  kaiserlichen  Akademie  der  Wissenschaften  in  Wien,  in  Fühlung 
bleiben.  Da  es  sich  bei  manchen  öffentlichen  und  Privatarchiven  zur  Er- 
mdglichung  der  Durchforschung  um  eine  vorausgehende  Herstellung  der 
Ordnung  in  denselben  handefai  wird,  so  empfiehlt  sich  auch,  mit  andeleii 
Akademien  und  ahnlicfaen  Instituten,  sowie  von  Fall  zu  Fall  mit  dem 
Archivate  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innern  und  mit  den  Besitzern  der 
Archive  iüber  gemeinsame  Aktionen  in  Verhandlung  zu  treten.  Audi  werden 
Vereinbarungen  mit  auswärtisfen  historischen  Kommissionen,  namentlich  der 
bayrischen,  badischen  und  sächsischen,  wegen  Austausches  gewonnener 
Materialien,  die  sich  ihrem  Inhalte  nach  zur  Verwertung  oder  Veröffentlichung 
durch  eine  kartelUerte  Kommission  eignen,  anzubahnen  sein. 

<)  Die  BtnhedOauig  da  PiuiUti  5  mvde  m»  MbiErt,  tom  St.  DeggaOer  1909,  Z.  4fMt, 

s^enehmifst,  durch  welchen  auch  besondere  Regulative  für  die  Bestellung  ständiger  Hilfsarbeiter 
and  für  die  Bemessung  der  AmtorBOhononre  M  dm  Vtr^etM^mgen  der  Koaaaiatioa  geaehm 
gehaUen  wurden. 

26» 
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h)  Istituto  austriaco  di  studii  storici  in  Rom. 

Nr.  880. 

Kundmacbimg  des  Ministers  fQr  K.  u.  U.  vom  26.  März  1901, 

Z.  628/KUM.  MVBNr.  14, 

betreffend  diis  teilweise  modifizierte  Statut  für  das  istituto  austriaco  di 

studii  storid  in  Rom.^) 

§  1.   Das  Istituto  austriaco  di  studii  storici  in  Rom  untersteht  der 

tinmittelbaren  Leitung  des  Ministers  für  Kultus  und  Unterricht.  Dasselbe 
bezieht  auf  Grund  Ah.  Entschl.  vom  1.  Juni  1890  behufs  Förderung  seiner 
wissejischaftlichen  Zwecke  eine  fixe  £)otation,  weldie  alljalirUcb  durch  das 
Finanzgesetz  bewilligt  wird. 

Diesem  Institute  sind  in  Rom  entsprechend  eingerichtete  Lokalitäten 
zugewiesen. 

§  2.  Vorstand  des  Institutes  ist  ein  in  Rom  ansässiger  Dirclctor,  welcbo* 
vom  Minister  für  Kultus  und  Unterriebt  auf  einen  Zeitraum  von  je  ffinf 
Jalifen  ernannt  wird. 

Derselbe  hat  von  Anfang  Oktober  bis  JMitte  JMal  jeden  Jahres  seinen 

ständigen  Wohnsitz  in  Rom  zu  nehmen,  ist  mit  der  Führung  aller  das 
Institut  und  dessen  Angehörige  betreffenden  Geschäfte  betraut  und  hat 
dem  Minister  die  bezüglichen  Anträge  und  Berichte  zu  erstatten. 

§  3.  Die  römischen  Stipendien  sind  für  Gelehrte  bestimmt,  welche 
sich  dem  Studium  der  Geschichte  des  Mittelalters  und  der  folgenden  Jahr- 
hunderte (politische  Geschichte,  Kirchen-,  Kultur-,  Rechts-,  Kunstge- 
schichte usw.)  zugewendet  haben  und  zur  Ausführung  wissenschaftlicher 
Arbeiten  liit  in  Rom  oder  in  anderen  Städten  Italiens  befindlichen  Samm- 
lungen (Bibliotheken,  Archive,  Museen  usw.)  benützen  wollen. 

§  4.  Die  römischen  Stipendien  werden  vom  Minister  für  Kultus  und 
Unterricht  in  der  Regel  nach  vorangegangener  Konkursausschreibuqg 
verliehen. 

Bedingungen  der  Erlangung  ehies  sokfaen  Stipendiums  sind: 
Die  österreichische  Staatsbfiigenchaft,  Nacfaweisung  der  absolvierten 
Univerritatsstudien  und  der  mit  Erfolg  abgetegten  Staats-  oder  Lefarsmts- 

prüfung  oder  des  erlangten  Doktorgrades,  vollständ^e  Vertrautheit  mit  den 
historischen    Hilfswissenschaften,   Kenntnis  der  italienischen  Sprache  und 

Vorlaffe  einer  wissenschaftlichen  Arbeit  Bewerber,  welche  bereits  an^restcllt 
sind,  haben  überdies  die  Zulässigkeit  ihrer  zeitweisen  Beurlaubung  nach- 
zuweisen.  Bewerber,  welche  noch  keine  Anstellung  haben,  können  über 

')  Mit  KUMErl.  vom  20.  JuU  /883.  Z.  9f6I,  MVBNr.  3i,  wurde  (a%f  Orund  Ah.  EntsehL 
vom  19.  Juli  1882)  ein  provisorisches  Statut,  betreffend  die  Erriehfang  von  Stipendien  tum  Betritbe 
mssensdtaßlicher  Studien  in  Rom  (rSmisehe  StipendUi^  genehmigt.  Mit  Ah.  En^schL  vom  1.  Juni 
taoe  fKUMBfL  WM  d.Jvdim,  Z.  IIMt)  tmräe  tO»  Amguimutt  UHM»  amtr.  4i  tLA. 
in  Rom  und  sohin  mit  KUMErl.  vom  30.  September  !S93,  Z.  20J5f  (Ah.  Enhrhl.  vom  1.  Sep- 
tember 1993J  das  im  M  VB.  ex  tm,  S.  293  kundgemacht*  Statut  für  dieses  Institut  geaehmigt, 
wMu$  duxh  das  obige  mut  SiaM  a^fler  lOvtft  geseht  M. 
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Oven  Wunsch  all  nicht  adjutierte  Praktikanten  an  eine  Universitäts-  oder 
Studienbibliofhek  gegen  gleichzeitige  Beurlaubung  auf  die  Dauer  des  Sti- 
pendiengenusses aufgenommen  werden. 

§  5.  Die  Anträge  auf  Verleihung  der  römischen  Stipendien  werden 

—  unbeschadet  des  sonstigen  Wirkungskreises  des  Institutsdirektors  —  von 
einer  Kommission  gestellt,  welcher  außer  dem  Direktor  des  Istituto  der 
Vorstand  des  Institutes  für  österreichische  Geschichtsforschung  in  Wien, 
sowie  vier  vom  Minister  für  Kultus  und  Unterricht  für  eine  fünfjährige 
Funktionsdauer  zu  erneanende  Mitglieder  angehören,  von  denen  eines  zu- 
giek:h  als  Vertreter  des  Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht  hingieri 
Den  Vorsitz  in  der  Kommission  fuhrt  der  Direktor  des  Istituto.  Der- 
selbe ist  stimmberechtigt  wie  die  übrigen  Mjgtlieder  und  gibt  l>ei  Stknmen* 
gleicbheit  den  Ausschlag. 

Die  Kommisstett  beschließt  ihre  Anträge  mit  Stimmenmehrheit,  doch 
sind  auch  die  nidit  zur  Annahme  gelangten  Vorschtilge  zur  Kenntnis  des 
Mhusteriums  fOr  Kultus  und  Unterricht  zu  briqgen. 

Die  Kommission  versammelt  sich  ndtjgenfalls  einmal  hn  Jahre^  und 
zwar  am  Schlüsse  der  Forschungsperiode  in  Wien  behufs  der  für  die  nfichsle 
zu  stellenden  StipendienantrSge.  Im  übrigen  werden  die  Beratungen  im 
schriftlichen  (Zirkulations-)Wege  gepflogen. 

§  6.  Die  römischen  Stipendien  werden  in  der  Regel  für  die  Zeit  von 
Anfang  Oktober  his  Ende  Juni,  d.  i.  für  etwa  neun  Monate  veriieheUi 
können  aber  ausnahmsweise  auch  auf  kürzere  Zeit  \erliehen  werden. 

Gesuche  um  Stipendien  sind  dem  Ministerium  für  Kultus  und  Unter- 
richt bis  zum  vorausgehenden  1.  Mai  zu  überreichen.  Später  einlaufende 
Gei>uchc  können  nur  nach  Zulaß  der  Umstände  berücksichtig  werden. 

Das  Stipendium  kann  nach  Umständen  verlängert  oder  einem  Bewerber 
wiederholt  zuerkannt  werden. 

§  7.  Der  Stipendienbetrag,  welcher  die  Kosten  der  Reise  nach  Rom 
nnd  zurück«  sowie  des  Aufenthaltes  dasellMt  zu  decken  bestimmt  ist^  wird 
«m  Fall  zu  Fall  festgesetzt 

Mit  dem  Bezüge  eines  römischen  Stipendiums  ist  zugleich  der  Genuß 
aller  Begünstigungen  verbunden,  wekhe  die  österreichische  Regierung  hin- 
sicbflicli  des  Besuches  und  der  Benützui^  der  wissenschaftlichen  Samm- 
lungen erwirkt  hat^) 

nicsir  ncg-an'sllfjtjnjjcn  bestehen  'laut  de?  KUMErl.  vom  20.  Jufl  1883,  Z.  9161)  In  fol- 
gendem, und  zwar:  I.  seitens  der  königlich  italienischen  Reslerung;:  1.  In  der  Erlaubnis  zum 
uentgeltlkhen  Besuche  der  tteatlichen  Sammlungen,  als:  Museen,  Galerien  etc.,  2.  tn  der 
BchfBb,  ans  den  MtaMdun  Slaatsbtbllotbeken  Bücher  zu  entlehnen;  II.  seitens  der  pipstUcbcn 
Kurie  1  in  der  7ula«r«!un^  7um  valfkanlschen  Archfvc,  verbunden  mit  der  BcwnUj^tmff ,  von  den 
beueiieoden  Urkunden  selbst  Abschriften  zu  nehmen,  wobei  JihrUcb  für  Jeden  Stipendisten  an 
de  pipilllcbcn  Ardilvwe  alt  Enlicliidlkwif  Mr  Speeeti  der  Betriff  vmi  400  Lire  zu  bczablcn 
U\,  2.  In  der  Zulassung  zum  Besuche  der  vatfkanfschen  Bibliothek,  und  zwar  vom  15.  September 
jedes  Jahres  angefangen  von  9  bis  I  Uhr  und  vom  15.  Oktober  von  9  bis  2  Uhr,  eventuell  auch 
a  gttdcren,  speziell  anzugebenden  Stunden.  Diese  Begünstigungen  sind  den  Stipendisten  ~ 
MÜMvenllBdlich  gegen  gentac  Beobachtung  der  lOr  dl«  bctrefftndcB  SammlMBgeii  bcttdiciidcii 
Normen  —  zug-e^t'cherf,  Di?  Lpf^Itfmatfonskarten  der  MltgUedtr  dC9  lltftllto  tlod  bei  den 
it.  0.  k.  Botsctiahen  in  Rom  der  Legalisierung  zu  unterziehen. 
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Um  den  päpstlichen  oder  königlich  italienischen  Behörden  gegenüber 

den  Anspruch  iiif  die  betreffenden  Befrünstigungen  geltend  machen  zu  können» 
erhält  jeder  Stipendist  die  Jeweilig  üblichen  Legitimationskarten  als  Socio 
deir  Istituto. 

§  S.  Das  Stipendium  kann  verliehen  werden,  um  es  einem  Bcwi  rber 
zu  cniioglichen,  ein  freigewähltes,  jedoch  vom  Ministerium  gu^eheiikncs 
Tiicma  selbständig  zu  bearbeiten. 

Als  Regel  gilt,  daß  das  AAuiisterium  für  Kultus  und  Uatenidit  diiidi 
den  Institutsdirektor  den  Stipendisten  bestimmte  wissensdiaftlldie  Auf- 
gaben zuweist,  welche  die  Stipendisten  auf  Grund  reversmIBiger  Verpflichtung 
innerhalb  einer  bestimmten  Zeit  feit^zustellcn  haben. 

Der  Minister  für  Kultus  und  Unterricht  behält  sich  die  Entscheidung 
über  die  Art  der  Verwertui^f  und  Veröffentlichung  der  gewonnenen  Re- 
sultate vor. 

§  9.  In  der  Regel  werden  solche  Aufs^nben  gesfell!  werden,  welche  auf 
Benützung  der  Sammhingen  Roms  hinzielen,  somit  bleibenden  Aufenthalt 
der  Stipendisten  in  Rom  bedingen  und  die  Möglichkeit  der  unmittelbaren 
Leitung  der  Arbeiten  durch  den  Direktor  bieten. 

Erfordert  eine  Arbeit  zeitweiligen  Aufenthalt  in  anderen  Städten  Italiens, 
so  ist  hiezu  die  Genehmigung  des  Direktors,  eventuell  des  Ministers  für 
Kultus  und  Unterricht  einzuholen.  Von  der  Verpflichtung  des  dauernden 
Aufenthaltes  in  Rom  sind  nur  diejenigen  ausgenommen,  welche  das  Sti- 
pendium behufs  Betriebes  kunsthistorisdier  Studien  erhalten  haben. 

§  10.  Die  Stipendisten  unterstehen  wihrend  ihres  Aufenthaltes  in 

Italien  rücksichtlich  aller  den  Betrieb  ihrer  wissenschaftlichen  Arbeiten  be- 
treffenden Angelegenheiten  der  Leitung  des  Direktors  und  haben  seinen 
bezüglichen  Anordnungen  Folge  zu  leisten.  Sie  haben  insbesondere  dem 
Direktor  monatlich  kurze  Berichte  über  den  Fortgang  ihrer  Arbeit  in  der 
von  diesem  vorgeschriebenen  Form,  ferner  am  Ende  ihres  Aufenthaltes 
in  Rom,  beziehungsweise  Italien,  und  zwar  spätestens  bis  Ende  Juni  umen 
ausführlichen  Bericht  über  ihre  Tätigkeit  und  deren  Ergebnisse  unter  Vor- 
lage des  gesamten  gewonnenen  Materiales  zu  erstatten. 

§  IL  Das  Istituto  austnaco  wird  nach  Tunlichkeit  auch  fiateireicliisGhen 
wissenschaftlichen  Korporationen  oder  Vereinen  und  einzehien  Gelehrten 
durch  Erteilung  von  Auskünften  oder  Besorgung  von  Abschriften  oder 
Kollatk»nen  behilflich  sein. 

Alle  dahbi  zielenden  Gesuche  sind  an  den  Direktor  zu  richten,  welcher 

einerseits  zu  entscheiden  haben  wird,  ob  dieselben  sofort  oder  gelegentlich 
berücksichtigt  werden  können,  sei  es  unentgeltlich,  sei  ts  gegen  Ersatz 

der  durch  die  (gewünschten  Arbeiten  verur'^^rhten  Kosten,  und  welcher 
andrerseits  befugt  ist,  solche  Arbeiten  einzelnen  Stipendisten  zuzuweisen. 

§  12.  Einer  der  Stipendisten  wird  vom  Direktor  zum  Bibliothekar  des 
Istituto  bestellt.  Außer  der  Fürsorge  für  die  Bibliothek  und  der  Aufsicht 
im  Bibliothekzimmer  liegt  ihm  ob,  den  Direktor  während  dessen  Verweilen 
in  Rom  in  der  Leitung  der  Arbeiten  und  Besorgung  lautender  Oeschäfte 
zu  unterstützen  und  in  dessen  Abwesenheit  zu  vertreten. 
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Im  letzteren  Falle  hat  er  insbesondere  den  Verkehr  mit  den  beiden 
Botschaften,  sowie  den  päpstlichen  und  italienischen  Behörden  in  der  her- 
könim liehen  Weise  zu  pflegen,  die  Korrespondenz  zu  führen  und  dem 
I^cktor  über  alle  Vorgänge  zu  berichten. 

^  13.  Personen,  welche  auf  die  Beteiiung  mit  einem  ordtmlichen 
römischen  Stipendium  keinen  Anspruch  erheben,  aber  der  dem  Istituto 
eiagefimnten  Bc|[fiii8tigungen  teilhaftig  zu  wercten  wOntdien,  könaen,  wenn 
sie  eine  entstmchende  Quafif ikatioD  nachweisen  und  sich  den  Anordnungen 
des  Direktors  des  istituto  (§  10)  zu  fügen  erklären,  mit  Bewilligung  des 
Ministers  für  Kultus  und  Unterricht  und  auf  Wklemif  als  Sodl  stra- 
ordinarii  in  den  Verband  des  Istituto  aufg-enommen  werden.^) 

Sie  erhalten  ah  solche  ebenfalls  die  üblichen  Lenfitim.ition^karten,  dazu 
das  Recht,  die  Verwendung  des  Direktors  bei  den  römischen  Behörden  in 
Anspruch  7u  nehmen,  sowie  die  Erlaubnis,  das  Istituto  zu  besuchen  und 
dessen  bammiungen  zu  benützen. 

c)  Zoologische  Station  in  Triest 
Nr.  m. 

Maß  lies  Ministers  für  £.  u.  U.  vom  15.  August  189a,  Z.  20^67, 

MVBKr.  46, 

betreffend  die  Oenehmi^ng  efner  neuen  Gcschaftsordilttllg  ffir  die 

k.k.  zoologische  Station  in  Triest.'^) 

§  1.  Die  k.  k.  zoologische  Station  in  Triest  hat  zur  Förderung  der  bio- 
logischen W!><^enschaften  die  Aufgabe,  in-  und  ausländischen  Gelehrten 
und  Studierenden  eins  erforderliche  Material  fiir  wi^sen'^chaftliche  Forscluinnren 
und  Untersuchungen  auf  dem  üebiete  der  Zoologie  und  anderer  biologischer 
Wissenschaften  durch  Zuweisung  von  Arbeitsplätzen  zu  bieten,  ferner  die 
an  uilindischen  Universitäten  bestehenden  Institute  für  diese  Disziplinen  mit 
dem  für  Forschungs-  und  Unterrichtszwecke  nötigen  Material  an  lebenden 
und  toten»  respektive  konservierten  Seetieren  und  dergleichen,  sowie  mit 
Präparaten  zu  versehen. 

Die  zoofogische  Station  hat  überdies  selbständige  wissenscfaaftUche 
Aufgaben  zu  verfolgen:  in  erster  Linie  die  Erforschung  der  marinen  Fauna 
mit  Berücksichtipunpr  des  örtlichen  und  zeitlichen  Vorkommens,  sowie  der 
For^llanzungszeit  der  einzelnen  Tieriormen^  sie  hat  ferner  wissenschaftliche 

*>  Als  SocU  straordinarü  werden  Insbestmdtn  auch  die  SUpetidigltn  dt»  ägL  MfeaabellM 
Laaäesausschusses  sowie  der  Akademie  der  Wissenschaften  in  Krakau  aafgenommen. 

DU  Erriditmg  der  toologisehen  Station  in  Trie$i  wurde  mit  Ah,  EnischL  vom  23.  Juli  J&74 
(MlmeH.  vom  Va.JoM  tVH,  Z.  WXS)  gaiehm^. 

An  der  zoologischen  Station  in  Neapel  sind  vertragsmäßig  (auf  je  drei  Jahre)  zwei 
Arbeitsplätze  gemietet,  bezüglich  deren  der  Erlqß  des  Ministeriums  für  K.  a.  U,  vom  4.  Dezem- 
ber 1887,  Z.  23.736  bemerkt,  daß  Jene  Professoren  oder  Dozenten,  welche  einen  solchen  Arbeits- 
plßb  zu  wisgeasehqfülehen  Studien  benäizen  wollen,  ihre  Qesaeke  anier  Angabe  des  Arbeits- 
progra"Tm^  mindestem  sechs  Wochen  vor  dpn  ZU^HtaUe  der  rrMnWtt  BmMuu^  OH  das  MM- 
tterium  für  K.  u.  U.  zu  richten  haben. 
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Arbeiten,  die  auf  das  Fischereiwesen  Bezug  haben,  auszuführen  und  zu 
unterstützen. 

A.  Verwaltung  der  Station. 

§  Z  Die  Verwaltung  der  Station  wird  von  einem  dem  Minister  für 
Kultus  und  Unterricht  unmittelbar  unterstehenden  Kuratorium  geführt,  dessen 
Mitglieder  vom  Minister  für  Kultus  und  Unterricht  aus  der  Reihe  der 
an  inländischen  Universitäten  wirkenden  Professoren  der  Zoologie  und 
anderer  biologischer  Disziplinen  mit  einer  Funktionsdauer  von  je  fünf  Jahren 
bestellt  werden. 

Das  jeweilige  Kuratorium  ist  berechtigt,  die  Bestellung  weiterer  Mit- 
glieder zu  beantragen. 

g  3.  Das  Kuratorium  wählt  aus  seiner  Mitte  für  jedes  Solarjahr  einen 
Obmann  zur  Besorgung  der  ihm  nach  dieser  Geschäftsordnung  zugewiesenen 
Agenden. 

Die  Wahl  erfolgt  mittelst  Stimmzetteln  durch  die  absolute  Mehrheit 
der  stimmenden  Mitglieder;  bei  Stimmengleichheit  entscheidet  das  Los. 

Dasselbe  Mitglied  ist  nur  für  ein  zweites  Funktionsjahr  wieder  wählbar. 

Die  Wahl  des  neuen  Obmannes  ist  dem  Ministerium  für  Kultus 
und  Unterricht  zur  Kenntnis  zu  bringen. 

§  4.  Zur  unmittelbaren  Leitung  der  Station  nach  Maßgabe  der  Be- 
stimmungen dieser  Geschäftsordnung  wird  vom  Minister  für  Kultus  und 
Unterricht  auf  Vorschlag  des  Kuratoriums  ein  lokaler  Leiter*)  aus  der 
Reihe  der  an  inländischen  Universitäten  wirkenden  Fachmänner  mit  einer 
fallweise  bestimmten  Funktionsdauer  bestellt. 

Derselbe  ist  als  solcher  Mitglied  des  Kuratoriums  und  hat  seinen  Wohn- 
sitz in  Triest  zu  nehmen. 

Wirkungskreis  des  Kuratoriums. 

§  5.  Das  Kuratorium,  beziehungsweise  dessen  Obmann  vertritt  die 
Station  nach  außen  hin.  Dem  Kuratorium  liegt  es  ob,  die  Durchführung 
dieser  Geschäftsordnung  zu  überwachen,  eventuelle  Änderungen  derselben 
zu  beantragen  und  die  Hausordnung  für  die  Station  festzusetzen. 

§  6.  Das  Kuratorium  hat  nach  Einholung  einer  Äußerung  des  lokalen 
Leiters  die  Bestellung  der  wissenschaftlichen  Hilfskräfte  (Assistenten,*)  Prä- 
paratoren usw.)  und  des  Dienstpersonales  vorzunehmen,  beziehungsweise 
diesfalls  die  erforderlichen  Anträge  an  das  Ministerium  für  Kultus  und 
Unterricht  zu  erstatten. 

§  7.  Das  Kuratorium  hat  über  die  Tätigkeit  der  Station  nach  Ablauf 
jedes  Solarjahres  einen  Bericht  nebst  einem  Ausweise  über  die  Verwendung 
der  Dotationen  an  das  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht  vorzulegen. 

§  8.  Das  Kuratorium  hat  die  vom  lokalen  Leiter  abzufassenden  Ab- 
rechnungen über  die  Dotationen  der  Station  zu  prüfen  und  dieselben  an 
die  k.  k.  Statthalterei  in  Triest  zu  leiten. 

«)  Der  lokale  Leiter  führt  auf  Qrund  des  KUMErl.  vom  Z  Juni  1902,  Z.  15.728,  die  dienst- 
Udie  Bezeichnune  „Direktor". 

•)  VgL  hierüber  die  Vorscftriften  für  Universtiätsassistenten  Nr.  232  u.  ff. 
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§  9.  Dem  Kuratorium  ist  vorbehalten,  betreffs  solcher  Unternehmungen, 
welche  in  den  Benützungsvorschriften  nicht  vorgesehen  sind,  z.  B.  wissen- 
schaftlicher Expeditionen  und  anderer  größerer  oder  kostspieligerer 
Forschungsuntemehmungen  die  geeigneten  Anträge  beim  Ministerium  für 
Kultus  und  Unterricht  zu  stellen.  Ebenso  ist  dem  Kuratorium  die  Ver- 
wendung außerordentlicher  Dotationen  oder  die  Beantragung  solcher  vor- 
behalten. 

§  10.  Die  Agenden  des  Kuratoriums  werden  entweder  durch  schrift- 
liche Abstimmung  im  Zirkulationswege  oder  in  den  auf  Grund  einer  vorher 
bekanntgegebenen  Tagesordnung  einzuberufenden  Sitzungen  erledigt. 

Sokhe  Sitzungen  haben  regelmäßig  am  Schlüsse  jedes  Vcrwaltungs- 
jahres  stattzufinden  und  können  zur  Beratung  wichtiger  Angelegenheiten 
auch  im  Laufe  des  Jahres  anberaumt  werden. 

Die  Sitzungen  finden  in  der  Regel  in  Wien  oder  in  Triest  statt  und 
werden  von  dem  Obmanne,  beziehungsweise  auf  Antrag  von  mindestens 
einem  Drittel  der  Kuratoriumsmitglieder  einberufen. 

Die  Protokolle  über  die  Sitzungen  des  Kuratoriums  sind  dem  Ministerium 
für  Kultus  und  Unterricht  zur  Einsichtnahme  vorzulegen. 

§  11.  Die  Beschlüsse  des  Kuratoriums  werden  mit  Stimmenmehrheit 
gefaßt;  bei  gleicher  Stimmenzahl  entscheidet  die  Stimme  des  Obmannes. 

§  12.  Anträge  eines  Mitgliedes  des  Kuratoriums  sind  spätestens  in 
drei  Wochen  der  Verhandlung  zuzuführen. 

§  13.  Dem  Kuratorium  wird  vierteljährlich  eine  Abschrift  des  Gestions- 
protokolles  im  Zirkulationswege  zur  Kenntnis  gebracht 

Wirkungskreis  des  Obmannes  des  Kuratoriums. 

§  14.  Der  Obmann  ist  Geschäftsführer  des  Kuratoriums  und  hat  den 
Verkehr  mit  dem  Ministerium  und  anderen  Behörden  zu  besorgen. 

Er  führt  den  Vorsitz  bei  den  Sitzungen,  welche  er  nach  §  10  ein- 
zuberufen hat.  Im  Falle  seiner  Verhinderung  übernimmt  der  nächstfrühere 
Obmann  des  Kuratoriums  den  Vorsitz,  welcher  auch  sonst  als  Stellvertreter 
des  Obmannes  zu  fungieren  hat. 

§  15.  Der  Obmann  hat  die  Beschlüsse  des  Kuratoriums  auszuführen 
und  insbesondere  die  Verleihung  der  Arbeitsplätze  namens  des  Kuratoriums 
nach  Maßgabe  der  Benützungsvorschriften  vorzunehmen. 

§  16.  Der  Obmann  hat  ein  mit  fortlaufenden  Nummern  versehenes 
Gestionsprotokoll  zu  führen  und  mit  Beihilfe  des  Stationsleiters  (§  4)  den 
Jahresbericht  auszuarbeiten. 

Wirkungskreis  des  lokalen  Leiters. 

§  17.  Der  lokale  Leiter  hat  sämtliche  auf  den  Betrieb  und  die  un- 
mittelbare Verwaltung  der  Station  bezüglichen  Arbeiten  zu  übernehmen, 
und  zwar  unter  der  Aufsicht  und  Oberleitung  des  ihm  vorgesetzten  Kura- 
toriums, respektive  des  dasselbe  repräsentierenden  Obmannes. 

§  18.  Demselben  liegt  insbesondere  die  Führung  der  Inventare  über 
die  zur  Station  gehörige  Einrichtung  und  Ausstattung,  sowie  die  Obsorge 
über  die  Bibliothek  und  die  sonstigen  Sammlungen  ob. 
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Die  für  Universitätsinstitute  geltenden  Vorschriften  haben  sinngemäß 
Anwendung  zu  finden. 

§  19.  Derselbe  hat  über  die  beim  Betriebe  der  Station  sich  ergebenden 
wissenschaftlich  relevanten  Wahrnehmungen  Aufzeichnungen  zu  führen. 

Insbesondere  hat  er  in  kurz  skizzierter  Darstellung  in  Form  eines  Tage- 
buches die  Objekte  der  Ausbeute  regelmäßig  zu  verzeichnen  und  Notizen 
hinzuzufügen  über  Zeit,  örtlichkeit,  Tiefe  usw.  des  Fanges,  sowie  über 
Ernährungsweise,  Geschlechtsreife,  Eierlage  usw.  usw.;  ebenso  sind  die 
auf  die  Fischerei  Bezug  habenden  Witterungsverhältnisse  zu  verzeichnen. 

§  20.  Derselbe  hat  wöchentlich  einen  Bericht  über  den  Stand  der 
Fischerei  und  der  Aquarien  an  sämtliche  zoologischen,  eventuell  auch  an 
andere  Universitätsinstitute  zu  senden. 

§  21.  Derselbe  hat  die  nach  §  1  bezugsberechtigten  Institute  nach 
Wunsch  ihrer  Vorstände  mit  Sendungen  von  lebenden  Seetieren  und  sonstigem 
marinen  Untersuchungsmateriale  nach  Möglichkeit  zu  versehen  und  jeder- 
zeit für  die  Beschaffung  zweckmäßig  zu  verwendenden  Untersuchungs- 
materialcs  zu  sorgen. 

§  22.  Den  im  Institute  mit  wissenschaftlichen  Arbeiten  beschäftigten 
Gelehrten,  beziehungsweise  Studierenden  hat  derselbe  nach  Tunlichkeit  be- 
hilflich zu  sein,  ihren  Wünschen  bezüglich  der  Beschaffung  eines  bestimmten 
Materiales  wenn  möglich  nachzukommen  und  ihre  Arbeiten  zu  unterstützen, 
wobei  die  Bestimmungen  der  §§  27  u.  ff.,  sowie  die  Hausordnung  zu 
beachten  sind. 

§  23.  Derselbe  ist  verpflichtet,  wissenschaftliche  Fragen,  welche  auf 
das  öffentliche  Fischereiwesen  Bezug  haben,  nach  Kräften  zu  fördern. 

§  24.  Derselbe  hat  dem  Obmanne  des  Kuratoriums  bei  Abfassung 
des  Jahresberichtes  (§§  7  und  14)  über  die  Tätigkeit  der  Station  be- 
hilflich zu  sein. 

§  25.  Derselbe  hat  während  der  Monate  Juli  und  August  Ferien, 
wenn  nicht  wegen  außergewöhnlicher  Umstände  dessen  Anwesenheit  in 
Triest  auf  Antrag  des  Kuratoriums  durch  das  Ministerium  für  Kultus  und 
Unterricht  verfügt  wird.  Er  soll  während  seiner  Ferien  womöglich  durch 
einen  Assistenten  vertreten  werden. 

[Wirkungskreis  des  Inspektors. 

§  26.  Solange  die  Stelle  eines  Inspektors  der  zoologischen  Station 
besteht,  wird  sein  Wirkungskreis  besonders  geregelt.] 

B.  Vorschriften  für  die  Benützung  der  Station. 

Verteilung  der  Arbeitsplätze. 

§  27.  Für  die  Arbeitsplätze  der  Professoren  und  selbständigen  Forscher 
(Zoologen  oder  Vertreter  anderer  biologischer  Disziplinen)  sind  andere 
Räume  als  für  die  Arbeitsplätze  der  Studierenden  zu  bestimmen. 

Keiner  Universität  kommen  jedoch  besondere  reservierte  Arbeitsplätze 
für  Forscher  oder  Studierende  zu. 

§  28.  Für  den  Besuch  der  Station  während  der  Osterferien  und 
Herbstferien  haben  folgende  Bestimmungen  zu  gelten: 
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Die  Gesuche  um  Arbeitsplätze  für  Studenten  sind  an  den  lokalen 
Leiter  zu  richten,  und  zwar  für  die  Osterferien  bis  zum  1.  Februar, 
für  die  Herbstferien  bis  zum  15.  Juni.  Diese  Termine  werden  für  alle 
Gesuche  als  Einreichungstermine  gelten. 

Die  Verteilung  der  Arbeitsplätze  für  Studenten  geschieht  daher  ohne 
Rücksicht  auf  die  Priorität,  aber  proportional  nach  dem  Bedürfnisse  der 
einzelnen  Universitäten. 

Die  Anmeldungen  um  Arbeitsplätze  für  Professoren  und  selbständige 
Forscher  haben  ebenfalls  beim  lokalen  Leiter  zu  erfolgen.  Dieselben  sind 
an  keinen  Termin  gebunden;  die  Zuweisung  dieser  Plätze  erfolgt  in  der 
Regel  nach  der  Priorität  der  Einreichung. 

Die  Anmeldungen  sind  tunlichst  rasch  zu  erledigen.  Die  Zuweisung 
der  Arbeitsplätze  erfolgt  auf  Grund  des  Berichtes  des  lokalen  Leiters  der 
Station  namens  des  Kuratoriums  durch  seinen  Obmann. 

Im  Falle  der  Bewerber  verhindert  ist,  den  ihm  verliehenen  Arbeits- 
platz zu  benützen,  ist  hievon  dem  lokalen  Leiter  sobald  als  möglich  die 
Anzeige  zu  erstatten. 

§  29.  Für  kurze  Zeit,  d.  i.  bis  14  Tage,  kann  ein  freier  Arbeitsplatz 
vom  lokalen  Leiter  an  Forscher  auch  unmittelbar  unter  gleichzeitiger  An- 
zeige an  den  Obmann  vergeben  werden. 

§  30.  Den  Bewerbern,  eventuell  ihren  Institutsvorständen  steht,  falls 
sie  sich  durch  die  erfolgte  Verteilung  von  Plätzen  verkürzt  finden,  ein  beim 
lokalen  Leiter  einzubringender  Rekurs  frei,  welcher  durch  das  Kuratorium 
an  das  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht  zu  leiten  ist 

Bezug  von  lebenden  und  konservierten  Seetieren  und  Pflanzen. 

§  31.  Die  Bestellung  der  Sendungen  an  Seetieren  und  sonstigem  marinen 
Untersuchungsmaterial  von  Seite  der  bezugsberechtigten  Institute  (§  1)  erfolgt 
durch  die  Institutsvorstände  bei  dem  lokalen  Leiter  in  Triest,  welcher 
direkt  mit  denselben  korrespondiert.  Der  lokale  Leiter  erstattet  wöchentliche 
Berichte  über  die  ausgeführten  Sendungen  an  den  Obmann.  Diese  werden 
monatlich  den  Kuratoriumsmitgliedern  im  Zirkulationswege  mitgeteilt,  denen 
dadurch  eine  Einflußnahme  auf  die  proportionale  Verteilung  der  Sendungen 
ermöglicht  werden  soll. 

§  32.  Behufs  Ermöglichung  einer  entsprechenden  Bestellung  von 
Sendungen  ist  von  dem  lokalen  Leiter  der  zoologischen  Station  wöchentlich 
ein  Ausweis  über  die  Ergebnisse  der  Fischerei  und  den  Stand  der  Aquarien 
in  hektographischer  Vervielfältigung  an  alle  zoologischen  Institute  der  in- 
ländischen Universitäten  zu  versenden.  Dieser  Ausweis  wird  auch  allen  jenen 
botanischen  und  niedizinischen  Instituten  der  inländischen  Hochschulen  zu- 
gesendet, welche  denselben  wünschen. 

§  33.  Privatpersonen  und  ausländische  Institute  können  nur  mit  Be- 
willigung des  Kuratoriums,  beziehungsweise  des  Obmannes  durch  die  Station 
regelmäßige  Sendungen  von  Material  beziehen. 

§  34.  Wenn  irgend  ein  Bezugsberechtigter  bei  der  Verteilung  der 
Sendungen  sich  verkürzt  glaubt,  so  steht  ihm  ein  beim  lokalen  Leiter  ein- 
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zubringender  Rekurs  zu,  welcher  durch  das  Kuratorium  an  das  MinistertiiiB 

für  Kultu«;  und  Unterricht  zu  leiten  ist. 

§  15.  Von  den  Auslagen,  welche  mit  den  Sendungen  verbunden  sind, 
sind  von  dem  Empfänger  zu  tragen  und  nach  Empfang  der  Sendung  sofort 
zu  begleichen:  die  Kosten  für  die  Fracht  und  die  Transportgefaße,  bei 
konserviertem  Materiale  auch  für  den  Alkohol  oder  andere  Reagentien  und 
für  die  Qefifie,  in  welchen  die  Objekte  zur  Veisendung  gelangen,  ebenso 
die  Kosten  fttr  teure  Objekte,  namenfUch  solche,  wekhe  auf  dem  Fisch- 
markte gekauft  werden. 

§  36.  Alte  früheren  Bestimmungen  für  die  loologische  Station  (In- 
struktion des  Inspektors,  MinErl.  vom  15.  £>ezember  1874,  Z.  17.570;  Be- 
nutzungsnormativ, MinErl.  vom  4.  November  1875|  Z.  17^1)  werden  hie» 
mit  außer  Kraft  gesetzt 
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Anhang. 

Voischriften  Ober  die  Benlllzung  der  OffentUclieii  (UniverBlttte- 

imd  StndleiH)  Miliotheken. 


Vorbemerkung. 

Im  Arisrhliissf  an  die  Vnhenltäien  bc^tthen  fiffrnHichr  Vnhrr^ifätsbiblictheken  In  Wien, 
in  Prag  (gemeinsam  för  beide  Utmeniiätenj ,  in  Üraz,  Innsbruck,  Lembergs  Krakau 
aatf  Ctrrnowttz;  Lyceal'  edar  wb  sie  gegenwärtig  genamdimüen,  StwMmUblMkteii  btidkm 
inOlmutt,  Saltburg,  Line,  Ktagen/urt,  Laibaeh  und  QÖrt,  Zur  Verwaltung  dieur 
BihUc-tJieken  ist,  mit  Ausnahme  von  l  inr  und  Qdrz ,  ein  eif^rnrs  Bfamffnpersonale  bestellt;  in 
BcireJJ  der  Einflußnahme  der  akademischen  Behörden  auf  du  Besetzung  der  BeamtensteUen  an 
dum  ÜHhtnUdMMMMtm  nß,  Nr^Si,  kt  Butnft  ^  inggnm  dtr  alodkintaelm  BMrdem  «mi 
m  Vtrmdtmig  dUur  BOttoUukm  wgL  Nr,  27. 

Zur  Staiusregulierung  an  den  Universitäts •  und  Siudlenblblioihekrn  bestimmt  die 
VcrordDimg  dc<  Miniitcriums  für  K.  u.  U.  vom  18.  Oktober  1871»  Z.  9910  (MVBNr.  59):  der 
Vonlnd  dncr  UnfvcnlliliUbUollidc  itthtt  des  TIM  dnci  k.  k.  BlUlotlitlnn»  d«r  Voninid 
dMT  StadloblfaltoaidE  lesen  cb»  k.  k.  Knttot. 

Die  Einteitung  drr  BibUrrfhfHbramfrn  in  dir  Rnn^^klirssrn  der  Stnntsbramtrn  (BibUofhekare 
VI,,  Kugtoden  Vtl.,  Skriptoren  VIIL,  Amanuensen  IX.  RangsklasseJ  normieren  die  Gesetze  vom 
30.  AprO  tnVt  ROBNr.  67  and  irom  15.  April  IMt  KOßHr.  67 ;  at^  Onad  dn  §6  dn  antunn 
Gesetzes  werden  in  den  BibUoiheksdiensi  nach  B&Utfnis  (im  Sinne  des  Oesetees  vom  15.  April  1873, 
ROBS'r.  47,  §§  13  und  t4)  Praktikanten  aufgenommen ;  dir  rur  Aufnahme  in  den  Bibliotßteksdienst 
geJorUerte  Qualifikation  normiert  der  ErliS  des  Miaistcrs  iUr  K.  o.  U.  vom  28.  November  1895» 
Z.  27.tM  (MVBNr.  4D:  In  AnrfOinniff  d«  |  6  da  OcMbtt  wm  30.  April  18W,  ROBNr.  «7, 
betreffend  den  Rang  und  die  BczOpc  der  BibHothelc^heamtcn,  finde  ich  auf  Orund  der  mir  mit 
Ah.  Eotscfal.  vom  12.  November  1895  ag.  erteilten  Ermächtigung  riirk'^ichtllcb  der  Aufnahme 
HOB  PnktflEUiten  m  dfe  Unlvenftlt»-  and  StudienUbllotbeken  nachstehendes  tnzaordaen: 
AalmkMiwerbcr,  vdche  nditt  der  österreichischen  StutsbQrgerscbait  die  Erlangung  des  Doktor- 
gridp?  ST!  einer  tn15ndf«»rhen  Unfvcrsität  oder  die  Approbation  für  das  Lehramt  an  Gymnasien 
oder  Kealscbulen nachzuweisen  vermögen  und  die  erforderiichen  Sprachkenntnisse ,  sowie  die 
•OBittge  Eignung  ffir  den  BlbUodickadl«mt  bcritictt»  vtrdcn  nick  Maflgabc  dca  Bcduics  and 
ohne  Beschränkung  auf  cfne  bestimmte  Anzahl  als  nicht  adjuticrte  Praktikanten  bestellt,  doch 
sind  dieselben  im  Sinne  des  §  13  des  Gesetzes  vom  15.  April  1873,  ROBNr.  47,  erst  nach  einer 
ein]Uirlgen,  vollstindig  beMedigenden  Probepraxis  zu  beeidigen.  Wegen  Ernennung  der 
Aofnabmswerber  zu  Praktikanten ,  sowie  wegen  Vcridknng  der  an  den  cfancltttn  BUrilotkckcn 
je-Tcih  <;ystemlslerten  Adjutcn  an  die  Praktikanten  sind  seitens  der  Bibliotheksvorstehungcn  Im 
Wege  der  Landcsstelle  die  entsprechenden  VoncblAge  zu  erstatten.  Die  Aufnabme  von  Volon- 
ttitn  kil  B«r  dam  ililtnllndm,  wtim  die  betreflknden  Anlaakn«wcrbcr  ckie  draende  AntleUung 
Im  BiblioOtfbdltnete,  »ovte  tfaie  HbanrleniDf  Ikrcr  AriwMridihing  dberiiMipt  nitkt  onilrekea 


^  Auch  Juristen,  welche  die  drei  theoretischen  i>taatspru/ungen  bestanden  haben,  können 
idi  PnMBkluridm  atiflguiommeit  wutdut,- 
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oder  wenn  dieselben  den  vorgeschriebenen  Qualiflkationsbedingnngen  nicht  oder  nicht  vOllig 
entsprechen ,  endlich  wenn  ihrer  Verwendung  an  der  Bibliothek  dienstliche  Rücksichten  nicht 
entgegenstehen;  für  die  Aufnahme  solcher  Volontäre  ist  die  ho.  Genehmigung  einzuholen. 

An  der  StudienbibUothek  in  Linz  sind  derzeit  Meine  staatlichen  Beamten  angestellt;  gemäß 
dem  StHD  vom  7.  April  J783,  Z.  121,  steht  diese  Bibliothek  noch  in  der  Verwaltung 
des  Benediktinerstiftes  Kremsmünster,  von  welchem  der  Kustos  bestellt  wird.  An  der  Studien- 
bibliothek in  Qörz  wird  die  Verwaltung  von  Lehrkräften  des  dortigen  Staatsgymnasiums  geführt. 

Die  Vorschriften  über  die  Organisation  und  Verwaltung  der  öffentlichen  Universitäts-  und 
Studienbibliotheken  (insbesondere  betreffs  der  bibliothekstechnischen  Führung  und  des  internen 
Dienstes)  werden  als  außerhalb  des  Rahmens  dieser  Sammlung  gelegen  nicht  aufgenommen  und 
wird  sich  hier  auf  die  Wiedergabe  der  Benützungsvorschriften  beschränkt.  Hiebei  ist  zu 
unterscheiden: 

1.  die  interne  B  enützung  der  Bibliothek  (im  Lesesaal,  KatalogzimmerJ ; 

2.  die  Bücherentlehnung  zur  häuslichen  Benützung  im  Standorte  der  Bibliothek; 

3.  die  Bücherentlefuwng  außerhalb  des  Standortes  der  Bibliothek  und  zwar  im 
Inland,  und 

4.  die  Bächerentlehnung  von  und  an  Bibliotheken  des  Auslandes. 


1.  Benützung  der  Bibliotheken  in  den  Lesesälen  und 

allgemeine  Normen. 


Nr.  332. 

Aus  dem  Studlenbof kommlsslonsdekrete  vom  23.  Juli  1825,  Z.  2930. 

(betreffend  die  provisorisch  erlassene  „Bibliotheksinstraktion/'  und 
zwar  Vorschriften  über  die  Beniitzung  der  Bibliotheken). 

iV.  Titel:  Von  dem  öffentlichen  Gebrauche  der  Bibliothek. 

§  82.  Der  öffentliche  Gebrauch  der  Bibliothek  zerfällt  hauptsächlich 
in  zwei  Arten: 

a)  durch  Ausleihen  der  Bücher  zur  Benützung-  außerhalb  der  Bibliothelc 
und  des  Lesezimmers; 

b)  durch  Herausgabe  derselben  zur  Benützung  im  Lesezimmer. 
Hinsichtlich  beider  Arten  wird  zuvorkommende  Bereitwilligkeit  und 

gefällige  Dienstfertigkeit,  Vermeidung  alles  dessen,  was  die  Benützung  der 
Bibliothek  unangenehm  und  beschwerlich  machen  könnte,  selbst  auch 
Herablassung  zu  der  beschränkteren  Kenntnis  und  zu  dem  Bedürfnisse 
mancher  Leser  besonders  aus  der  studierenden  Jugend,  nicht  bloß  als  Er- 
fordernis des  geselligen  Anstandes  unter  Gebildeten,  sondern  auch  als  be- 
sondere Dienstpflicht  des  Bibliothekpersonals  angesehen. 

§  83  ff.  (betrifft  die  Entlehnung  von  Büchern  zur  Benützung  außerhalb  der  Bibliothek ;  vgL 
hierüber  Nr.  334  ff). 

§  86.  Das  Lesezimmer  zur  Benützung  der  Bücher  in  demselben  ist 
mit  der  erforderlichen  Anzahl  Tische  und  Sessel,  dann  mit  Tinte  und  Streu- 
sand zu  versehen.  Andere  Schreibmaterialien  für  die  Leser  werden  von 
der  Bibliothekverwaltung  nicht  verabreicht. 
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§  87.  Über  die  Dauer  der  Zeit,  in  weicher  das  Lesezimmer  zum 
öffeatiichen  Gebrauche  der  Bibliothek  offen  zu  halten  ist,  werden  hier  nur 
aOgemeine»  bloß  das  Miainutm  und  Maximum  bestimmende  Voiscfarttten 
gegeben,  und  es  wird  dem  Einverständnisse  des  Bibliotheicsvorstebers  mit 
dem  akademischen  Senate  oder  an  Lyzeen  mit  dem  Rdctor,  nach  Rüdcsprache 
mit  den  Vorstehern  der  Studienzweige  fiberlassen,  zwischen  jenen  Grenzen 
die  nähere  Bestimmung  festzusetzen,  wie  auch  das  von  ihnen  Festgesetzte, 
aber  gleichfalls  nur  zwischen  jenen  Grenzen,  abzuändern.  Diese  näheren 
Bestimm  LI  n>TLn  bctrcflen  insbesondere:  a)  die  Anzahl  der  Stunden,  während 
derer  das  Lesezimmer  täglich  offen  gehalten,  wie  avd\  b)  die  Bestimmung 
der  Stunde,  zu  welcher  dasselbe  nach  Verschiedenheit  der  Jahreszeit  täglich 
eröffnet  werden  soll;  c)  die  Frage,  ob  an  den  Tagen  der  Schulferien  oder 
ist  Sommer  das  Lesezimmer  nicht  länger  oder  zu  einer  anderen  Zeit  offen 
m  halten  is^  als  an  Schultagen  und  in  anderen  Jahreszeiten;  d)  die  Be- 
sümmuqg  des  wöchentlichen  Ferialtages  für  die  Bibliothek;  endlfeh  e)  die 
Frage,  ob  auch  nicht  und  in  welchem  Maße  während  der  Herbstferien 
der  Lehranstalten  das  Lesezimmer  offen  zu  halten  wäre. 

^  88.  Das  Lesezimmer  ist  für  den  öffentlichen  Gebrauch  der  Bibliothek 
iäg\i<:h  durch  wenigstens  vier  und  längstens  durch  sechs  Stunden  offen 
zu  halten. 

§  89,  Ferialtage  für  die  Bibliotheken,  an  welchen  das  Lesezimmer 
derselben  für  den  öffentlichen  Gebrauch  geschlossen  bleibt,  werden  blofi 
folgende  gestattet: 

a)  die  Sonntsge  U0d  gebotenen  Feiertage; 

b)  in  jeder  VE^oche,  in  welcher  nicht  ohnehin  schon  an  einem  Arbeitstage 
ein  Bibliothekferialtag  fällt,  ein  Tag,  welcher  vorzüglich  zur  Hauptreinigung 
des  Lesezimmers  und  zur  Herstellung  der  Ordnung  in  demselben  bestimmt 

i?t  und  wozu  möglichst  ein  Tag  gewählt  werden  soll,  wo  in  allen  Studien- 
abteilungen des  Ortes  Unterricht  gegeben  wird  oder  Vorlesungen  gehalten 
werden : 

c)  der  24.  und  31.  Dezember; 

d)  der  Fastnachtsmontag  und  -Dienstag,  wie  auch  der  Aschermittwoch; 

e)  vom  Mittwoch  in  der  Karwoche  bis  zum  Osterdienstage,  beider- 
seits einschließlich;  endlich 

Q  das  Oeburtsfest  Sr.  Majestät  des  Kaisers. 

§  90.  Wo  es  bereits  eingeffihrt  ist,  daß  das  Lesezimmer  der  Bibliothek 
auch  während  der  Herbstferien  der  Studienanstalten  offen  gehalten  wird, 
hat  es  dabei  zu  verbleiben.  Wo  aber  diese  Erweiterung  des  Oehr;ujchcs 
der  Bibliothek  noch  nicht  besteht,  soll  dieselbe  eingeführt  werden,  sobald 
als  m  hoffen  steht,  daß  sich  auch  während  dieser  Ferien  eine  hinlängliche 
Zahl  Leser  einfindet.  Nur  müssen  auf  jeden  Fall  acht  bis  vierzehn  Tage 
zur  Hanptreinigung  der  Bibliodiek  während  der  Ferien  frei  bleiben. 

§  91.  Ober  die  zur  Benützung  auf  dem  Lesezhnmer  herausgegebenen 
Verl»  wird  eine  Vormerkung,  nämlich  ein  Lesejoumal  geführt  Dieses 
Journal  hat  nebst  der  Vormerkung  des  Tages  folgende  Rubriken:  a)  Zu- 
namen und  Vornamen  des  Lesers;  b)  Studienjahrg^ang  oder  (bei  Nicht- 
studierenden)  Stand  des  Lesers;  c)  Titel  und  Teil  des  (verabfolgten)  Werkes; 
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d)  Zahl  der  (verabfolgten)  Bände.  Jeder  Leser  füllt  diese  Rubriken,  nötigen- 
falls nach  der  Anleitung  des  Bibliotheksbeamten,  selbst  aus.  Für  distin- 
guierte Personen,  welche  ein  Werk  auf  dem  Lesezimmer  benützen,  wird 
ein  eigenes  Journal,  übrigens  mit  gleicher  Einrichtung,  von  einem  Bibliotheks- 
beamten selbst  geführt.  Wo  eine  zu  große  Anzahl  Leser  noch  besondere 
Vorsichten  notwendig  gemacht  hat,  können  dieselben  beibehalten  werden. 

§  92.  Die  Benützung  auf  dem  Lesezimmer  ist  hinsichtlich  der  Beschaffen- 
heit der  Werke  unbeschränkt,  so  daß  an  jedermann,  welcher  hievon  Gebrauch 
zu  machen  versteht,  auch  unersetzbare  und  kostbare  Werke  herausgegeben 
werden,  welche  außerhalb  des  Lesezimmers  auszuleihen  verboten  sind. 

Nur  solche  Werke,  deren  Gebrauch  nach  den  Zensurvorschriften*) 
verboten  oder  beschränkt  ist,  dürfen  auch  auf  dem  Lesezimmer,  unter 
Kassationsstrafe  des  dawiderhandelnden  Beamten,  nur  an  Personen  ver- 
abfolgt werden,  welche  die  hiezu  nach  der  im  §  83  gedachten  Vorschrift 
erforderliche   Erlaubnis  beibringen. 

Die  Bibliotheksbeamten  sind  nebstdem  verpflichtet,  auch  solche  Bücher, 
deren  Gebrauch  nach  den  Zensurvorschriften  nicht  ausdrücklich  verboten 
oder  beschränkt  ist,  welche  aber  dennoch  für  jüngere  und  minder  gebildete 
Leser  bedenklich  oder  offenbar  zweckwidrig  wären,  an  derlei  Leser  nicht 
zu  verabfolgen,  sondern  deren  Wahl  in  soküien  und  ähnlichen  Fällen 
auf  eine  nützlichere  Lektüre  zu  leiten. 

§  93.  In  der  Regel  wird  zum  Benützen  auf  dem  Lesezimmer  an  jede 
Person  nur  ein  Band  verabfolgt.  Wo  jedoch  zur  gehörigen  Benützung 
eines  Werkes,  z.  B.  bei  Werken,  welche  zum  Nachschlagen  verlangt  werden, 
mehrere  oder  alle  Bände  desselben,  oder  wo  nebst  dem  einen  Werke 
noch  ein  oder  zwei  andere,  z.  B.  Lexika,  Kommentare,  Grammatiken, 
notwendig  sind,  wird,  besonders  bei  distinguierten  Lesern,  kein  Anstand 
genommen  werden  dürfen,  auch  mehrere  Bände  und  Werke  gleichzeitig 
herauszugeben. 

§  94.  Es  ist  selbst  auch  zu  gestatten,  nacheinander  an  demselben  Tage 
zwei  oder  einige  verschiedene  Werke  zur  Benützung  auf  dem  Lesezimmer 
zu  verlangen.  Wo  sich  aber  gänzliche  Planlosigkeit  oder  bloßes  Tändeln 
in  diesem  Anverlangen  zeigt,  hätte  die  erforderliche  Belehrung  oder  Zurecht- 
weisung einzutreten. 

§  95.  Aus  jedem  verabfolgten  Werke  und  daher  auch  aus  Manu- 
skripten wird  das  Exzerpieren  auf  dem  Lesezimmer  ohne  Beschränkung 
gestattet. 

§  96.  Bei  den  Lesern  auf  dem  Lesezimmer  muß  überhaupt  auf  ein 
anständiges  Betragen  und  insbesondere  darauf  gesehen  werden,  daß  die 
anderen  Personen  im  Lesezimmer  nicht  im  mindesten  gestört,  die  Bücher 
nicht  beschädigt,  nichts  in  Unordnung  gebracht  und  die  herausgegebenen 

')  Laut  Erlq/3  des  Ministeriums  für  K.  u.  U.  vom  1.  April  1848,  Z.  2284  (an  die  Landes- 
stellen  in  Wien,  Linz,  Prag.  Brünn,  Lemberg,  Orot,  Laibach,  Triest  und  Innsbrudt),  hat  infolge  der 
Aufhebung  der  Zensur  zur  Richtschnur  zu  dienen,  daß  wissenschaftliche  Werke,  wenn  sie  auch  bisher 
verboten  waren,  unbedenklich  zur  Benützung  in  den  Lesesälen  der  öffentlichen  Bibliotheken  auszu- 
folgen und  nur  offenbar  unsittliche  oder  irreligiöse  Werke  wie  auch  jene,  welche  zur  Nichtbeach- 
tung der  Gesetze  aufreizen,  tu  verweigern  sind.   Vgl.  hiezu  auch  Nr.  333. 
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Bücher  ordentlich  zurückgestellt  werden.  Zur  Sicherunff  eines  solchen  Be- 
tragens ist  einerseits  Aufsicht,  Anleiliinß^  und  Erinnerung  durch  das  Hiblio- 
thekspersonal,  andrerseits  Festsetzung  und  Kundgebung  der  auf  lIcju  Lese- 
zimmer von  den  Lesern  zu  beobachtenden  Vorschriften  erforderlich. 

§  97  Daher  muß  in  dem  Lesezinmier  während  der  Lesestunden  jeder- 
zeit wenigstens  ein  Indhridumn  des  BibUothekspefsonales  zugegen  sein. 

§  98.  Da  die  VeranUssuiigeii  zu  Unfiigr,  die  Arten  desselben  und  die 
sitzen  Vorsicliten  zu  dessen  Verhinderung  nach  Ort-  und  Zeitumständen 
vcfsdiieden  sind,  so  wird  es  den  Bibliotheks Vorstehern  überiassen,  im 
Einverständnisse  mit  dem  akademischen  Senate  oder  an  Lyzeen  mit  dem 
Rektor  und  den  Vorstehern  der  Studienzweifre  die  Vorschriften,  welche 
auf  dem  Lesezimmer  von  den  Lesern  zu  beobachten  sind,  zu  verfassen, 
und  die  einmal  verfaßten  nötigenfalls  späterhin  abzuändern.  Eine  Abschrift 
dieser  Vorschriften  ist  im  Lesezimmer  zu  jedermanns  Einsicht  immerfort 
affigiert  zu  halten.^) 

§  99.  Professoren  und  anderen  Männern  von  wissensdiaftUcher  Bildung, 
sdbst  auch  Studierenden  der  höheren  Studien  ist  auf  dem  Lesezimmer  die 
Elnsicbt  und  der  Oel^rauch  der  Kataloge  nicht  zu  versagen,  wovon  jedoch 
diejenigen  Kataloge  ausgenommen  sind,  welche  bloB  zur  Bibliotheksmani- 
pnlation  dienen.*) 

19  100  bifl  108  (Htr^ffin  dU  Btnätamg  »ärbotgaer  Dnuksehrineas  ifgL  Nr,  SXjf, 


Nr.  333. 

TinriiiiBii  ta  MUüsters  fOr  K.  n.  ü.  vom  25.  Februar  laSQ,  Z.  26^10 

ex  im.  M¥BMr.  21  ex  1889, 

betreffend  die  Behandlung  der  verbotenen  Druckschriften  in  den  im 

S  8  der  Amtslnstniktion  ztim  Vollzuge  des  Preßgesetzes  bezeichneten 
Landesbibliotheken,  nämlich  in  den  Universitäts- und  Studienbibfiotheken, 
dann  in  der  Bibliothek  des  Gymnasiums  in  Zara  und  des  Gymnasial* 
ffltiseums  in  Troppan,  endlich  in  der  örarischen  Abteilung  der  öffentlichen 

Bibliothek  in  Triest. 

Zur  Regelung  des  Vorganges  bei  der  Aufbewahrung  und  ausnahms- 
weisen  BeniHzung  verbotener  Drudcsduiften  in  den  dffentUchen  Bibfiotheken 
Win]  nachstehendes  angeordnet: 

')  Ab/  Qrwut  dieser  Bestimmungen  bestehen  an  den  eintelnen  BibUothekfn  besondere 
JLtMaatordnangen",  in  wdeken  aach  fad  §  87)  die  ^Uiaaer  der  O/Jenhattunc  jeder 
WUbAil  (aUgemeine  L  etettanden,  FeriattageJ  sowie  die  ModattfUfen  der  Bidiehnung  und  Räck- 
sUUang  Ton  Buchern  genauer  geregelt  werden.  Solche  Bestimmangen  wurden  getroffen  für  Wien: 
KVMtrt,  vom  28.  November  Ji»l,  Z.  2/.500  (ununterbrochene  Offenhaltung  des  allgemeinen  Lese- 
MBin  fni9  UhrJM^  hl»  S  Uhr  «Aeads  in  den  Monaten  OkMer  M»  &ide  Jani;  in  den  SMgen 
Monaten  von  9  Uhr  früh  bis  5  Uhr  nachmitiafis;  an  Sonn-  und  allgemeinen  Feiertagen  geschlossen)  ; 
Prag:  KUMEri.  vom  15.  Mai  1899,  Z.  11.713;  Lemberg:  KUMErL  vomö.Aprü  1887»  Z,4S38, 
uä  vom  2ZJani  1805,  Z.  f2M8  u.  A. 

*)  Mit  Ertßß  de$  Ministeriums  für  K.  a.  U.  vom  21.  August  1874,  Z.  6371  (TItoD  wurde 
aaeh  den  Stadirrmden  der  Zatrttt  tn  dm  in  der  BiUiafkek  la^fli^ndeu  ßulMseensekßfUieluit 
Zeitschriften  gestattet. 

*)  VgL  amek  Nk  SSf  umU  Ämn,  t)  ea  §  i9  imt  Nr.  SN;  der  tamUtgltare  2Urm  an  dm 
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1.  Als  verbotene  und  daher  dem  allgemeinen  Leserkreise  entzogene 
Werke  sind  bei  den  im  §  8  der  Amtsinstruktion  zum  Vollzuge  des  Preß- 
gesetzes bezeichneten  Landesbibliotheken,  nämlich  bei  sämtlichen  Universi- 
täts-  und  Studienbibliotheken,  dann  bei  der  Bibliothek  des  Gymnasiums  in 
Zara  und  des  Gymnasialmuseums  in  Troppau,  endlich  bei  der  ärarischen 
Abteilung  der  öffentlichen  Bibliothek  in  Triest*)  alle  jene  auf  mechanischem 
oder  chemischem  Wege  vervielfältigten  Erzeugnisse  der  Literatur  und  Kunst 
zu  behandeln,  welche  mit  einem  für  die  im  Reichsrate  vertretenen  König- 
reiche und  Länder  gültigen  amtlichen  Verbote  belegt  sind;  sonach  ins- 
besondere jene  dem  Verfall  unterliegenden,  verbotenen  oder  zur  Vernichtung 
bestimmten  Druckschriften,  welche  diesen  Bibliotheken  nach  Maßgabe  der 
Verordnung  des  k.  k.  Justizministeriums  vom  14.  Dezember  1888,  Z.  21.137, 
von  der  Staatsanwaltschaft  zur  Aufbewahrung  übergeben  werden. 

2.  Die  verbotenen  Druckschriften  sind  unbeschadet  ihrer  ordnungs- 
mäßigen Katalogisierung  und  Signierung  vom  Bibliotheksvorstande  auf  einer 
besonderen  Etikette  mit  einer  fortlaufenden  Nummer  zu  versehen  und  unter 
dieser  in  ein  besonderes  Verzeichnis  einzutragen,  welches  der  Bibliotheks- 
vorstand abgesondert  zu  verwahren  hat. 

Die  betreffende  Nummer  ist  bei  jedem  derartigen  Werke  auch  in  das 
ßibliotheksinventar  und  in  alle  anderen  Bibliothekskataloge  einzutragen,  um 
hiedurch  die  Aufstellung  dieses  Werkes  unter  den  verbotenen  Büchern  er- 
sichtlich zu  machen. 

I 

3.  Die  mit  Verbot  belegten  Druckschriften  sind  aus  dem  allgemeinen 
Bücherbestande  der  Bibliothek  auszuscheiden  und  formatweise  geschieden, 
in  einem  eigenen,  für  sie  bestimmten  Räume  aufzubewahren,  welchen  der 
Bibliotheksvorstand  selbst  unter  stetem  Verschluß  zu  halten  hat. 

4.  Bezieht  sich  das  Verbot  nur  auf  einzelne  Teile  eines  Werkes,  ins- 
besondere auf  einzelne  Nummern  oder  Hefte  einer  periodisch  rrscheinenden 
Druckschrift,  so  sind  die  verbotenen  und  daher  auszuscheidenden  Teile  mit 
einer  gemeinschaftlichen  Nummer  zu  bezeichnen  und  sowohl  auf  der  Titel- 
kopie des  Werkes  als  auf  der  Innenseite  des  Vorderdeckels  jenes  Bandes, 
zu  dem  sie  gehören,  als  „verboten"  anzumerken;  diesem  Vermerke  ist  auch 
die  Nummer  des  Verzeichnisses  beizusetzen. 

Die  einzelnen  verbotenen  Nummern  oder  Hefte,  welche  für  sich  keinen 
Band  bilden,  sind  chronologisch  geordnet  in  Mappen  einzulegen,  welche 
mit  der  betreffenden  Nummer  des  Verzeichnisses  zu  bezeichnen  sind. 

5.  Die  Benützung  einer  verbotenen  Druckschrift  kann  nur  vom  Biblio- 
theksvorstande selbst  den  ihm  als  unbedingt  vertrauenswürdig  bekannten 
Personen  zu  rein  wissenschaftlichen  Arbeiten  und  ausschließlich  in  den 
Räumen  der  Bibliothek  ausnahmsweise  gestattet  werden. 

In  jedem  Falle  der  Benützung  einer  verbotenen  Druckschrift  hat  der 
Entlehner   seinen   Namen   und   Stand,   sowie   den   Titel   der  entlehnten 

Handsehrißensammlangen  einer  Bibliothek  und  die  Durchsicht  derselben  an  Ort  und  Stelle  wurde 
fallweise  einzelnen  Professoren  und  Qelehrten  gestattet.  (KUMErl.  vom  26.  September  1879, 
Z.  H.829.J 

*)  Nunmehr:  Bibliothek  der  Handels-  und  nautischen  Akademie  in  Triest. 
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Drackschrift  und  den  Ta£^  der  Benützung  eigenhSndlg  in  ein  Protokoll 
eluutrugcB,  In  welchem  der  Blbtiotheksvorstand  die  erfolgte  unbeanständete 

Rückstellung  der  Druckschrift  anzumerken  hat, 

6.  Der  Bibliotheksvorstand  hat  für  die  genaueste  Einhaltung  aller  Vor- 
sichten bezüglich  der  Aufbewahrung  und  Benützung  verbotener  Druckschriften 
zu  sorgen  und  ist  für  jeden  durch  geringere  Soigfalt  entstehenden  Miß- 
brauch persönlich  verantwortlich. 

7.  Eine  Versendung  einer  verbotenen  Druckschrift  findet  nur  dann 
statt,  v^enn  eine  Staatsbehörde  die  Entlehnung  zum  Amtsgcbrauchc  ansucht 

8.  Wird  das  fiber  eine  Drucksdirift  verhängte  Verbat  in  der  Folge 
angehoben,  so  ist  dieselbe  in  dem  Verzeichnisse  zu  löschen  und  in  den 
aOgemehiett  Bflcherstand  der  Bibliothek-  entsprechend  einzuffigen. 

9.  Durch  die  vorstehenden  Bestimmungen  treten  die  §§  100  bis  lOB 
der  mit  der  StHD.  vom  23.  Juli  1825,  Z.  2930,  kundgemachten  provi- 
sorischen Amtsinstruktion  für  die  Universität»-  und  Studienbibiiothekcn  außer 
Wirksamkeit 


2*  Entlehnung  von  Büchern  zur  häuslichen  Benützung  im 

Standorte  der  Bibliothek* 


Nr.  m. 

Erlaß  des  Ministers  des  K.  q.  ü.  vom  20.  Dezember  1849.  Z.  6244. 

RGBNr.  30  ex  1850, 

an  die  Herren  Statthalter  von  Niederösterreich,  Österreich  ob  der  Enns, Salzburg, 
Böhmen,  Mähren,  Steiermark,  Ulyrien,  Kärnten,  Tirol  und  Tiiest,  dann  an  den 

Herrn  Landeschef  von  Galizien, 

womit  die  Vorschrift  über  das  Ausleihen  der  Bücher  aus  Universitits- 
und  Lyzealbibüotheken  mitgeteUt  wird.'] 

Vorschrift  über  das  Ausleihen  der  Bücher  aus  Universitäts-  und 

Lyzeaibibliotheicen. 

§  1.  Es  bat  skh  die  Notwend^keit  herausgestellt,  die  Universitäts- 
luid  ehemaligen  Lyzealbibliotheken,  welche  bisher  schon  als  öffentliche  ge- 
golten haben,  dadurch  nutzliarer  zu  machen,  daß  «die  Entlehnung  von  Büchern 

*)  ßm  Brkfß  du  MMsMamflb-  K,  m.  U.  mm  ti.  Ne9emb§r  m2,  TL  ItAM»  wmtidtn  die 

Vonchrifien  über  das  Ausleihen  von  Büchern  auch  ßir  die  Lembrrger  Universitätsbibliothek  ein- 
Vßhrt.  Insbesondere  wird  daselbst  bemerkt:  Da  es  wanschenswert  ist,  die  BibUotheksbeamten 
■it  den  hiebet  vorkommenden  Oeldgeschiften  nicht  zu  belasten ,  so  liat  «ich  zu  Lemberg,  wie 
a  tnderwirts  der  Fall  Ist,  die  Einrichtung;  Platz  zu  greifen,  daB  die  Kutioncn  bei  jenem  Beamten 
n  beheben  9'md,  welcher  die  Kassagetchäfte  der  Bibliothek  besorgt.  Das  Hinausgeben  der 
BOcbcr  tn  die  Studiereadeo  ohne  Kaation  kann  nicht  stattündeni  aus  RQckaicht  »ui  die  Lokal- 
mUHnitie  wird  fedoeh  alt  Mlnlmam  der  Kaotfon  ttleht  IS,  wndcm  nor  zehn  Oolden  K.'M. 
f«tgesetzt.  Was  die  Behandlung  der  in  dem  iMinErl.  vom  1.  April  1848,  Z.  2284,  bezeichneten 
BAcher  aabciangt*  lo  tiiid  de  cbcnaowcoig  geeignet  «ttsgciidien,  alt  im  Lesesaale  ausgelegt  «n 

27» 
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für  den  häuslichen  Gebrauch  erleichtert  wird.  Da  diese  Bibliotheken  zwir 
niemandem  verschlossen  sein  sollen,  zunächst  aber  doch  für  die  Lehranstalt, 
von  der  sie  den  Namen  haben,  bestimmt  sind,  so  sind  künftig  folgende 
Personen')  berechtigt,  aus  ihnen  Bücher  zu  entlehnen,  um  dieselben  zu  Hause 
zu  benützen - 

I.  An  Universitäten  und  höheren  Studienanstalten  die  Professoren, 
Privatdozenten  und  Lehrer,  ferner  die  Assistenten,  Adjunkten  und  Supplenten, 

II.  An  Gymnasien  und  Realschulen  sowohl  die  ordentlichen  Lehrer 
als  die  Hilfs-  und  Nebenlehrer. 

III.  Die  immatrikulierten  Studenten  der  Universitäten. 

IV.  Die  Mitglieder  der  Doktorenkollegien  an  den  Universitäten  von 
Wien  und  Prag. 

§  2.  Außerdem  haben  noch  dieses  Recht: 

\.  Ministerien  und  öffentliche  Behörden  zum  Amtsgebrauche  gegen 
Empfangsbestätigungen,  die  mit  der  Unterschrift  eines  Oberbeamten  und  dem 
Amtssiegel  der  betreffenden  Behörde  versehen  sind. 

II.  Die  Mitglieder  der  kais.  Akademie  der  Wissenschaften. 

III.  Die  Vorsteher  derjenigen  gelehrten  Gesellschaften,  denen  über  An- 
suchen beim  Landeschef  dieses  Recht  ausdrücklich  zugestanden  ist,  für 


werden.  Die  Beurteilung,  welche  Bücher  In  diese  Kategorie  gehOren,  sowie  die  Einleitungen, 
welche  zu  treffen  sind,  um  eine  verderbliche  Benutzung  derselben  zu  verhüten,  glaubt  du 
Ministerium  im  allgemeinen  den  Bibliotheksvorstchem  überlassen  zu  kOnnen. 

Mii  Erlaß  des  Mutisteriums  für  K.  u.  U.  vom  7.  JuU  1856,  Z.  5820  (an  die  LandessteUe  in 
Lemberg)  wurden  die  für  das  Ausleihen  der  Bücher  bestehenden  Vorschriften  auf  die  Universitäts- 
bibliothek in  Krakau  ausgedehnt, 

•)  Die  in  den  §§  1  und  2  zugestandene  Äusleihbefugnis  erhielten  durch  spätere  Sormen: 
aj  Studierende  der  evangelisch- theologischen  Fakultät  in  Wien:  mit  KUMErl.  vom  27.  Februar 

1897,  Z.  1127,  für  Werke  aus  der  Wiener  Universitätsbibliothek  nach  den  für  ordentliche 

Universitätsstudierende  bestehenden  Vorschriften,  insoweit  die  betreffenden   Werke  nicht 

ohnehin  in  der  FakuUätsbibliothek  vorhanden  sind; 
bj  Doktorats-  und  Prüfungskandidaten:  Nr.  335  (§  1)  und  Nr.  353,  vgl.  auch  Nr.  357  und 

Nr.  363: 

c)  Studierende  an  theologischen  Lehranstalten,  höheren  Spezialschulen,  an  Obergymnasien  und 

Oberrealschulen:  Nr.  336; 
dj  Pharmazeuten  und  außerordentliche  Hörer  (Realschulabiturienten):  Nr.  355; 

e)  Lehrpersonal  an  Lehrer-  und  Lehrerinnenbildungsanstalten :  Nr.  350; 

f)  Mitglieder  des  Dominikanerkonventes  in  Wien:  Anmerkung  zu  §  2; 

g)  Mitglieder  des  Lehrkörpers  des  Institutes  für  bosnisch-herzegowinische  Hochsdiüler  in  Wien : 
Anmerkung  bei  Nr.  350; 

h)  Mitglieder  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Seminare:  Nr.  351,  und  amUrer  Semi- 
nare: vgl.  Anmerkung  hiezu  ; 

i)  Lehrpersonal  an  staatlichen  Gewerbeschulen:  Nr.  352; 

k)  Lehrpersonal  der  höheren  Handelsschulen :  Nr.  354  und  360,  und  der  zwelktasslgen  Handels- 
schulen: Nr.  362; 

t)  Lehrpersonal  der  Bergakademien,  landwirtschaftlichen  und  forstlichen  Lehranstalten,  der 
önologisch-pomologischen  Lehranstalt  in  Klosterneuburg:  Nr.  356; 
m)  Mitglieder  der  rec/its-  und  staatswissenschaftlichen  Süiatspri^fungskommissionen  in  Wien: 

Nr.  358; 

n)  Präfekten  der  Theresianischen  Akademie  in  Wien:  Nr.  350; 
o)  Beamte  des  naturhistorischen  Hofmuseums  in  Wien:  Nr.  361. 


BibliotheksbeaatzunK  im  Standorte. 


421 


sich  und  die  Mitglieder  der  Gesellschaft,  jedoch  jederzeit  unter  der  Haftung 
des  Vorstehers.*) 

IV.  Die  Bibliotheksbeamten. 

Anderen  Personen  steht  das  Recht,  Bücher  zu  entlehnen,  in  der  Regel 
nicht  zu,  doch  kann  es  ihnen  von  dem  Landeschef  nach  Einvernehmung  des 
Bibliotheksvorstandes  ausnahmsweise  zugestanden  werden. 

§  3.  Die  §  1,  III.  bezeichneten  Studenten,  sowie  die  unter  I.  und  II. 
bezeichneten  Glieder  der  Lehrkörper,  welche  keine  bleibenden  oder  zeit- 
weiligen Bezüge  aus  einer  öffentlichen  Kasse  genießen,  endlich  die  Mit- 
glieder der  Doktorenkollegien  an  den  Universitäten  von  Wien  und  Prag, 
können  von  dem  Rechte,  Bücher  nach  Hause  zu  entlehnen,  nur  unter  der 
Bedingung  Gebrauch  machen,  daß  sie  eine  angemessene  Kaution*)  erlegen. 
Zum  Erläge  der  Kaution*  können  nach  Umständen  auch  diejenigen  Personen 
verpflichtet  werden,  welche  von  dem  Landeschef  das  Recht,  Bücher  zu 
entlehnen,  ausnahmsweise  erhalten.  Der  Betrag  der  Kaution  darf  an  den 
größeren  und  besuchteren  Bibliotheken  nicht  unter  15  fl.,  an  den  minder 
besuchten  nicht  unter  10  fl.  K.  M.  (21  Kronen)  sein;  es  kann  jedoch  auch 
ein  größerer  Betrag  erlegt  werden. 

Der  Erlag  der  Kaution  gibt  das  Recht  der  Entlehnung  für  so  lange, 
als  die  Kaution  erliegt.  Die  Kaution  zurückzuziehen  ist  jederzeit  gestattet, 
doch  kann  in  einem  solchen  Falle  in  demselben  Semester  des  Studienjahres 
eine  neuerliche  Kautionierung  nicht  mehr  stattfinden. 

§  4.  Die  Kautionen  sind  nicht  zu  Händen  der  Bibliotheksvorsteher, 
sondern  bei  jenem  Beamten  zu  erlegen,  welcher  die  Kassegeschäfte  der 
Lehranstalt,  zu  welcher  die  Bibliothek  gehört,  besorgt. 

Ober  diese  Kautionen  sind  amtliche  Erlagscheine  auszufertigen,  welche 
mit  fortlaufenden  Nummern  zu  verzeichnen  sind.  Beim  Entlehnen  der  Bücher 
werden  die  Erlagscheine  bei  dem  Vorsteher  der  Bibliothek  hinterlegt,  und 
beziehungsweise  gegen  die  vom  Bibliotheksvorstande  einzuhändigenden 
Bibliotheksscheine  (§  6)  eingewechselt. 

§  5.  In  allen  vorgedachten  Fällen  wird  vorausgesetzt,  daß  die  Ent- 
lehner in  der  Stadt,  wo  sich  die  öffentliche  Bibliothek  befindet,  oder  doch 
nahe  an  derselben,  ihren  ordentlichen  Wohnsitz  haben,  indem  an  Auswärtige 
in  der  Regel  keine  Bücher  verabfolgt  werden. 

Ausnahmen  von  dieser  Regel  können  in  besonderen  Fällen  von  den 
Landeschefs  nach  Einvernehmung  der  Bibliotheksvorstände  gestattet  werden. 

§  6.  Wer  ein  Buch  entlehnen  will,  hat  das  erste  Mal  sem  Recht  dazu 
nachzuweisen. 

Diejenigen,  weküie  das  Recht  zur  Entlehnung  von  Büchern  ohne 
Kautionsleistung  zusteht,  haben  sich  durch  einen  dem  Bibliotheksvorsteher 
bekannten  Mann  vorstellen  zu  lassen. 

Die  Entlehner  gegen  Kaution  legitimieren  sich  mit  den  Erlagscheinen. 

•)  Den  Mitgliedern  des  Dominikanerkonvenies  In  Wien  wurde  mit  KUMErl.  vom  28.  Juli  1883, 
Z.  14.077,  die  EniUhnung  von  Werken  der  theologischen  und  einschlägigen  Literaturfächer  aus 
der  Wiener  Universitätsbibliothek  gegen  Haftung  des  Jeweiligen  Priors  zugestanden. 

*)  In  Betreff  der  Verpflichtung  zum  Erlag  der  Kaution  s.  Nr.  335 ,  ferner  bezüglich  der 
Befreiung  vom  Erläge  einer  solchen  Nr.  33b  und  338, 
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Die  einen  wie  die  anderen  erhalten  nach  vorläufiger  Angabe  Ihrer 
Wohnung  von  dem  Bibiiotheksvorsteher  Karten  (Bibliotheksscheine),  worauf 
der  Name  und  Stand  des  Berechtigten,  so  wie  der  Empfang  des  Erlag- 
scheines Aber  die  erlegte  Kaution  anzumerken  ist 

Um  ein  Buch  wirklich  auszuleihen,  hat  der  Entlehner  in  der  Repel 
einen  Tag  früher  oder  mindestens  bei  Zeilen  an  demselben  Tage  bei  der 
Bibliotiiek  einen  Begehrzettel  abzugeben,  welcher  den  Titel  des  zu  ent- 
lehnenden Buches  genau  zu  enttialten  hat  und  mit  seiner  Namensfcfti- 
gung  versehen  sein  mufi.  Zur  Erleiditerung  der  Manipulation  kann  bei 
jenen  Bibliotheken,  bei  denen  der  Andrang  der  Geschäfte  solches  wünschens- 
wert macht,  an  einem  passenden  Orte,  allenfalls  neben  oder  vor  dem  Ein- 
gange des  Bibliotheksaales  ein  gehörig  verwahrterScbalter  angebracht  werden, 
in  welchen  die  Bejjchrzettel  hineinzuwerfen  sind.  Am  folß^enden  Tapfe  oder, 
dafern  der  Dienst  dies  möfj^lich  macht,  zu  einer  späteren  Stunde  desselben 
Tages  werden  die  Bücher  jenen,  die  sich  mit  den  Karten  ausweisen, 
ausgefolgt. 

Die  Begehrzettel  werden  als  Rezepisse  zurückbehalten. 

Da  jeder  Überbringer  der  Karte  als  Bevoilmachtigter  desjenigen  be- 
trachtet wird,  auf  dessen  Namen  sie  lautet,  so  wird  die  sorgfältigste  Ver- 
wahrung derselben  empfohlen.  Im  Falle  des  Verlustes  würde,  um  jedem 
Mi6brauche  vorzubeiigen,  die  unverweilte  Anzeige  an  den  Vorsteher  der 
Bibliothek  im  eigenen  Interesse  der  Entiehner  angezeigt  sein. 

§  7.1)  Die  Bücher  werden  in  der  Regel  auf  die  Dauer  eines  Monates 
hinausgeliehen.  Nach  Ablauf  dieser  Frist  kann,  wenn  sich  inzwischen  heu 
anderer  um  das  Buch  gemeldet  hat,  eine  neuerliche  Frist  erteilt  werden. 

§  a«) 

§  9.  Wer  ein  Buch  beschädigt  oder  verliert,  hat  den  volI$tiiildiga^ 
von  dem  Bibliothekvorsteher  zu  bestimiueiuli^  ii  Hr-  it/  /u  kitten. 

Rücksichtlich  der  Beschädigung  eines  Buchen  hat  jt;der  Latiehner  sein 
Interesse  selbst  zu  wahren  und  sogleich  beim  Empfange  einen  allfälUgea 
Defekt  zu  erheben  und  anzuzeigen.  Die  nachträgliche  Angabe,  das  Bwk 
sei  schon  beim  Empfange  beschädigt  gewesen,  kann  nidit  beriicktichtigt 
werden. 

§  10.  Wenn  der  zum  Ersätze  Verpflichtete  der  Aufforderung  dam 
nicht  nachkommt,  so  hat 

1.  im  Falle  ein  Bürge  vorhanden  ist,  derselbe  sogleich  die  voDe  Gat- 
Schädigung  zu  leisten.  Der  Regre6  an  jenem,  für  den  er  sich  Yttttkf^  bil, 
bleibt  ihm  selbst  überlassen. 


'1  Dieser  Paragraph  sowie  §§  ft ,  13  und  19  mirden  mit  Verordnung  des  MinisUriams  ßr 
A'.  u.  U.  vom  3.  März  1870,  Z.  I95S,  MVDSr.  39, /är  die  Professoren  und  Dote&ten  an 
den  UnbwäMen  aafiv  Kmft  gtsrtxtj  re^tekihg  tMdffUtri     Nk  StF/, 

-1  §  8  ist  abgeändert,  und  zwar  in  Bezufj  auf  die  Entlrh-innc^befugnis  der  Professoren  and 
Dotenten  an  /Un  Uniferuiättn  durch  Verordnuns  des  Hinuteriums  Jär  K,  «.  U.  9omS./iinitX, 
TL  1958,  MVBNr,  »  (*,  Nr.  S37J.  In  Bezua  auf  andän  EntUhagr  ätttk  Eflqß  m  /IMIftlfclii 
ßr  K,  «.  ü,  wm  m,Junl  itß3,  Z.  lUW,  ROBNr,  m»  MVBNr,  »  (t,  Nr,  mj. 
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2.  Falls  der  Entlehner  eine  Kaution  erlegi  hat,  erhebt  dieselbe  der 
Bibliothekar  gegen  Ausfolgung  des  Erlagscheines,  leistet  damit  den  Ersatz 
und  deponiert  den  allfälligen  Geldrest  wieder  bei  der  Kasse. 

Die  Bibliothekare  werden  solche  Vorgänge  in  Evidenz  halten  und 
Sorge  tragen,  damit  bei  einem  weiteren  Entlehnen  darauf  Rücksicht  ge- 
nommen werde,  daß  die  Kaution  verringert  worden  ist 

3.  Bezieht  der  Entlehner  aus  einer  öffentlichen  Kasse  einen  Gehalt 
oder  eine  Gebühr,  so  vertritt  diese  die  Stelle  der  Kaution,  und  es  ist  das 
Erforderliche  bei  der  Kasse,  aus  welcher  der  Gehalt  erhoben  wird,  ein- 
zuleiten. 

§  11.  Wer  für  längere  Zeit  als  für  acht  Tage  verreist,  hat  die  ent- 
lehnten Bücher  zurückzustellen. 

§  12.  Wer  seine  Wohnung  verändert,  hat  hievon  dem  Vorsteher  der 
Bibliothek  die  Mitteilung  zu  machen  und  ihm  die  neue  Wohnung  anzu- 
zeigen. Wer  es  unterläßt,  hat  für  den  Fall,  daß  an  ihn  eine  Mahnung  zu 
erlassen  wäre,  das  Doppelte  des  mit  §  8  festgesetzten  Botenlohnes  zu 
entrichten. 

§  13.')  Vor  Eintritt  der  Herbstferien  der  Bibliothek  sind  alle  entlehnten 
Bücher  zurückzustellen. 

Doch  können  sie,  insofern  die  vorzunehmende  Revision  des  ganzen 
Bücherstandes  solches  gestattet,  für  die  Dauer  der  Ferien  neuerdings  hinaus- 
gegeben werden. 

§  14.  In  den  seltenen  Fällen,  wenn  hinausgeliehene  Bücher  nachmals 
dringend  benötigt  werden,  sind  sie  über  eine  vom  Bibliothekvorsteher  zu 
erlassende  schriftliche  Einladung,  wofür  kein  Botenlohn  zu  entrichten  ist, 
auch  vor  Ablauf  der  Frist  zurückzustellen. 

§  15.  Handschriften,  besonders  kostbare  Bücher,  Bücher,  die  zum 
Bibliothekdienste  und  zum  beständigen  Gebrauche  im  Lesesaale  nötig  sind, 
insbesondere  Wörterbücher,  ferner  Nachschlagewerke,  wie  Zeitschriften, 
Jahresberichte  und  alphabetisch  geordnete  Werke,  endlich  belletristische 
Werke,  die  man  sich  leicht  auf  anderem  Wege  verschaffen  kann,  werden 
in  der  Regel  nicht  ausgeliehen. 

§  16.  In  Betreff  der  laufenden  Zeitschriften,  sowie  anderer  im  Er- 
scheinen begriffener  Werke  ist,  um  einerseits  deren  Benützung  im  Lesesaale 
nicht  zu  lange  aufzuhalten,  andrerseits  deren  Abnützung  im  ungebundenen 
Zustande  zu  verhüten,  nach  Tunlichkeit  dafür  Sorge  zu  tragen,  daß  sie 
heftweisc  oder  sonst  nach  gewissen  Partien  kartoniert  werden  und  so  noch 
vor  dem  ordentlichen  Einbinden  dem  Lesepublikum  in  die  Hände  gegeben 
werden  können. 

Auch  ist,  wo  möglich,  eine  Einrichtung  zu  treffen,  wodurch  Zeit- 
schriften unmittelbar  nach  ihrem  Erscheinen  in  einem  von  dem  allgemeinen 
Lesesaale  abgesonderten  Lokale  der  Bibliothek  aufgelegt  und  wenigstens 
den  Mitgliedern  der  Lehrkörper  und  der  im  §  2  genannten  gelehrten  Ge- 
sellschaften die  sogleiche  Einsicht  und  Durchsicht  derselben  möglich  ge- 
macht würde. 


')  Vg{.  Bemerkane  ra  §  7  (s.  Nr.  337). 
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§  17.  Die  Bestimmung  der  Zahl  der  Bände,  welche  jedem  einzelnen 
Entlehner  zugleich  hinausgegeben  werden  kann,  ist  dem  Ermessen  des 
Bibliothekvorstandes  mit  Rücksicht  auf  die  Bedürfnisse  anderer  Entlehner 
und  die  Höhe  der  etwa  erlegten  Kaution  anheim  gestellt 

§  18.  Neu  angeschaffte  Bücher  müssen  durch  zwei  Monate  zum  Ge- 
brauche im  Lesesaale  zurückbehalten  werden. 

Eine  Ausnahme  hievon  kann  nur  in  Betreff  derjenigen  Personen  gemacht 
werden,  welche  die  Anschaffung  eines  bestimmten  Buches  selbst  veranlaßt 
haben. 

§  19.  Wenn  Professoren  oder  andere  Männer,  die  mit  einer  wissen- 
schaftlichen Arbeit  beschäftigt  sind,  zu  deren  Vollendung  sie  besondere 
literarische  Nachforschungen  anstellen  wollen,  für  den  gedachten  Zweck 
das  Recht  der  Benützung  der  inneren  Bibliothek,  das  ist  das 
Recht,  die  in  der  Bibliothek  aufgestellten  Bücher  und  die  Bücher- 
verzeichnisse der  Bibliothek  persönlich  und  unmittelbar  durchzusehen,  zu 
erlangen  wünschen,  so  müssen  sie  darum  durch  den  Landeschef,  der  dies- 
falls den  Bibliothekvorsteher  einzuvernehmen  hat,  beim  Ministerium  des 
Unterrichtes  einkommen.^ 

§  20.  Die  Herren  Landeschefs  werden  Sorge  tragen,  daß  diesen  Vor- 
schriften genau  nachgekommen  und  daß  allfälligen  Beschwerden  über  Nicht- 
beobachtung  derselben  unverzüglich  abgeholfen  werde. 


Nr.  335. 

Erlaß  des  Ministeriums  fflr  K.  u.  U.  vom  12.  Juni  (respektive  9.  Februar) 
1854,  RGBNr.  144  (MZ.  9853  ex  1853). 

an  die  Statthalter  für  Niederösterreich,  Österreich  ob  der  Enns,  Böhmen, 
Mähren,  Galizien,  Steiermark,  Krain,  Kärnten,  Triest,  Tirol  und  an  den  Landes- 
präsidenten von  Salzburg, 

womit  die,  im  XIX.  Stücke  des  RGBNr.  30,  vom  Jahre  1850,  enthaltene 
Vorschrift,  über  das  Ausleihen  der  Bucher  aus  Universitäts-  und  Lyzeal- 
bibüotheken  teilweise  ergänzt  und  modifiziert  wird. 

§  1.  Das  im  §  1  der  Vorschrift  vom  20.  Dezember  1849  bezeichnete 
Recht,  aus  den  Universitäts-  und  Lyzealbibliothekcn  Bücher  zu  entlehnen, 
und  dieselben  zu  Hause  zu  benützen,  wird  auch  auf  Doktoranden  aus- 

>)  Vei.  hiezu  den  erläuternden  MinErl.  vom  11.  April  1862,  Z.  2928:  Aus  Anlaß  eines  vor- 
gekommenen Zweifels  Uber  die  Anwendung  des  g  19  des  Erlasses  des  Ministeriums  für  K.  u.  U. 
vom  20.  Dezember  1849,  Z.  6244,  wird  dieser  Paragraph  In  der  Welse  erläutert,  daß  die  darin 
geforderte  Ministerialbewilligung  nur  dann  nötig  ist,  wenn  die  bezügliche  Person  eine  noch 
weiter  gehende  Benutzung  der  Kataloge  in  Anspruch  nehmen  sollte,  als  durch  den  §  99  der 
Instruktion  fOr  Bibliotheken  vom  23.  Juli  1825,  Z.  2930,  ohnehin  schon  gestattet  ist.  Hiebei 
wird  bemerkt,  daB  der  alphabetische  und  wissenschaftliche  Katalog  in  vorzQglicher  Weise  zn 
Jenen  Katalogen  gehören,  deren  Einsicht  den  im  §  99  erwähnten  Personen  nicht  zu  versagen 
Ist,  und  daS  unter  den  hievon  ausgenommenen  Katalogen  nur  jene  Kataloge  gemeint  sein  können, 
welche  z.  B.  Lokalrepertorien,  Lokalzettelkataloge,  den  Gelehrten,  welche  literarische  Nachweise 
suchen,  zu  keinem  Gebrauche  dienen  können. 
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gedehnt,  für  welche  daher  die  Notwendigkeit  ausmhmsweiscr  Ermächtigung 
durch  den  Landeschef  zu  entfallen  hat 

§  2.  Die  unter  I.  und  IL  des  §  1  der  obzitierten  Vorschrift  genannten 
Glieder  der  Lehrkörper,  welche  keine  bleibenden  oder  zeitweiligen  Beziige 
aus  öffentlidien  Kassen  genieflen,  ferner  die  Milglieder  der  Doktorenkol- 

legien  an  den  Universitäten  in  Wien  und  Prag,  endlich  die  immatrikulierten 
Studierenden  der  Universitäten  und  die  Ooktoranden  können  von  dem 
ihnen  eingeräumten  Rechte  nur  dann  Gebrauch  machen,  wcnn  sie  die 
voigeschriebene  Kaution  (§  4)  erlegt  haben. 

Die  Kaution  ist  mch  Umständen  auch  von  Personen  zu  erlegen,  welchen 
das  Recht,  Bücher  zu  entlehnen,  ausnahmsweise  von  dem  landescbef  zu- 
gestanden wurde. 

§  3.  Von  dem  Erläge  der  Kaution  sind  außer  den  im  Erlasse  vom 
20.  Dezember  1849  in  dieser  Beziehung  ausdrücklich  Begünstigten  auch 
noch  befreit: 

a)  Studierende,  welche  die  Maturitätsprüfung  oder  eine  der  theo- 
retisdien  Staatsprüfungen  mit  Auszeichnung  abgelegt  haben,  für  die 
Kgefanäflige  Dauer  der  Universitätsstudien; 

b)  Doktoranden,  welche  in  einer  strengen  Prflfung  mit  $timmenehi< 
hdligkeit  approbiert  wurden,  für  das  Jalir,  in  welchem  sie  das  nächste 
Rigorosum  zu  bestehen  in  der  Lage  sind,  sofern  sie  die  Empfehlung  eines 
ihrer  Professoren,  welche  in  der  Mitfert^ung  des  ersten  Begehrszettels 
bestehen  kann,  beibrine^cn,  und  von  dieser  Begünstigung  nach  dem  Er- 
messen des   Bibliothekars  keinen  tadelnswerten  Gebrauch  machen;^) 

c)  Studierende,  die  zwar  in  die  Kategorie  a)  nicht  gehören,  jedoch 
ia  Ansehung  ihrer  wissenschaftlichen  Strebsamkeit  und  ihres  soliden  Cha- 
rakters von  einem  der  Universitätsprofessoren  dem  Bibliothekvorstande  be- 
Muders  empfohten  und  von  letzterem  dieser  Begünstigung  würdig  erachtet 
werden. 

4.  Die  Kautionseinluge  hat  in  der  Regel  bei  sämtlichen  Bibliotheken 
gleidunäßig  zehn  Oulden  IC  M.  (21  Kronen)  zu  betragen,  kann  jedoch 
ttach  Beschaffenheit  der  Umstände  mit  Rücksicht  auf  die  Menge  oder  den 
Wert  der  t>egehrten  Bücher  von  dem  Vorstande  der  Bibliothek  auch  hdher 
beme^(;cn  werden,  wo  dann  der  hdhere  Erlag  als  Bedingung  der  Aus- 
leihung zu  gelten  hat. 

§  5    Wie  das  Zurückziehen  der  haftungsfreien  Kaution,  80  ist  audi 

die  neuerliche  Kautionierung  jederzeit  gestattet. 

Immatrikulierte  Studierende  der  Universitäten  und  Doktoranden  sind 
jedoch  zur  Erneuerung  der  Kaution  im  Laufe  des  Studienjahres,  in  welchem 
die  Zurückziehung  derselben  stattgefunden,  nur  dann  berechtigt,  wenn  der 
Bibliothekvorstand  sich  hiemit  einverstanden  erklärt  und  die  unmittelbar 
vorangegangene  Erhaltung  der  Kaution  für  gerechtfertigt  hält. 

§  6.  Die  durch  gegenwärtigen  Erlab  nicht  berührten  Bestimmungen 
der  Vorschrift  vom  20.  Dezember  1849  bleiben  aufrecht 

*)  ÄbgtOiidui  dank  Sr.  SSS. 
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Nr.  336. 

Erlaft  tes  Mlnlstirliims  flUr  K.  o.  D.  Tom  8.  Jonl  1856»  Z.  5217, 

an  die  Statthaltereien  in  Triest,  Oberdstenreicli,  Mittlren,  die  LandeBregieniQc 

in  Krain,  Kärnten,  Saldnirg, 

(womit  der  IfUii&l.  vom  flL  Febrnar  IBH  Z.  96S3;  betreffeod  das  Aotlciliett 
von  Bfldieni  ans  flffentUclicn  BibUotlicken  ram  Idbulidieii  Odirancbe 

efginxt  wird). 

Man  findet  die  mit  Erlaß  vom  9.  Februar  1854,  Z.  9653,  gegebene 
Vorschrift  Ober  das  Ausleilien  von  Bfichem  zum  hauslichen  Oebrauche  aus 
Universitilts-  und  Lyzeaibibliotheicen  fo|gendennafien  zu  erginzen: 

1.  An  Orten,  wo  sich  eine  Ic.  Ic  dffenttiche  Studien-(Lyzeal-)Biblioäiei(, 
und  zwar  zugleich  Iceine  Universitit,  aber  eine  theologische  oder  ic  k.  mcdi- 
ziniscfa-chiruigische  Studienanstalt  oder  ein  Obergymnashim  oder  aber  eine 
Oberrealschuie^)  oder  sonst  eine  höhere  SepziaUehranstalt  befindet,  wird 
die  Befugnis,  Bücher  aus  der  genannten  Bibliothek  zu  entlehnen,  um  die- 
selben zu  Hause  zu  benützen,  auch  den  Zöglingen  dieser  Lehranstalten, 
jedoch  mit  Ausschluß  der  üntergymnasiai-  und  Unterrcalschüler,  zugestanden. 

Z  Die  Befreiung  vom  Erläge  der  Kaution  kommt  auch  diesen  ZSg-  ; 
lingen  zu  statten,  wenn  sie  von  dem  Vorsteher  der  Lehranstalt,  an  welcher 

sie  eingeschrieben  sind  und  ihren  Studien  obliegen,  in  Ansehiinpf  ihrer 
Strebsamkeit  und  ihres  soliden  Charakters  dem  Rihlinthp]c<:vorstnndc  be- 
sonders empfohlen  und  von  letzterem  dieser  Begünstigung  wurdjg  craditet 
werden. 


Np.  837. 

Verorilattüg  des  Mlflisters  für  K.  u.  ü.  vom  3.  Mir2 Z.li5& 

MVBNr.  39.') 

betreffend  einige  Abänderungen  des  KÜMErl.  vom  20t.  Dm^^  tM^ 
Z.  6244,  über  das  Ausleihen  der  Bücher  aus  den  Uhlvmltäts-  und  Studie» 
bibiiothelceo  zu  Gunsten  der  UniveraititasMrof esaoreii  vnd  PrivstdocaatM» 

Um  den  Professoren  und  Dozenten  an  den  Universitäten  die  mfi^^dut 

freie  Benutzung  der  Universitätsbibliotheken  einzuräumen,  finde  idh  ftr 

_ — . —  ( 

*)  Laut  trlqß  tks  Müihteriums  Jür  K.  u.  U.  vom  29.  April  1&54,  Z.  Ö75/,  ist  M  ufötiigt 
de»  QfmnasiabdtaUm,  namentUeh  iotdun,  M  mldiM  sdutn  tin  otcftr  whutm  k^fUMtdi  SMW 

voran Sj^rsetzt  werden  muß,  die  Bcriützuns  der  Uttivfr -''''''::.■■{'.'■(■,-!       r  statten;  die  Lthnr  i 
sollen  den  Schülern  je  nach  der  BescfutJJenheit  des  Lehreegenstandes  and  der  Unterrichtsstafe 
diejenifjen  Werke  zar  Privatlektäre  empfehlen,  welche  sieh  Insbesondere  Jür  die  Jagend  e^mi; 
gleiehes  hat  bezüglich  der  Schüler  an  Oberrealschulen  zu  gelten, 

l  aut  des  KUMF.rL  \c>m  27.  Auf/ust  /857,  Z.  5770,  sind  Schüler  der  unteren  vier  Klassen 
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dieselben  die  bisherigen  Bestimmungen  der  §§  7,  8,  13  und  IQ  des 
üaterrichtsminErl.  vom  20.  Dezember  1849,  Z.  6244,  über  das  Ausleihen 
der  Bücher  aus  den  Universitäts-  und  Studienbibliotheken  außer  Kraft  zu 
setzen  und  an  deren  Stelle  nachfolgende  Anordnungen  zu  treffen: 

§  7.  Die  Frist  für  Entlehnung  eines  Werkes  verlängert  sich  für  Pro- 
fessoren und  Dozenten  stillschweigend  von  einem  Monate  zum  andern, 
wenn  sich  inzwischen  kein  anderer  Bezugsberechtigter  um  dasselbe  ge- 
meldet hat. 

§  8.  Wenn  nach  Ablauf  eines  Monates  Bücher,  welche  Professoren 
und  Dozenten  entlehnt  haben,  von  einem  anderen  Bezugsberechtigten  dringend 
gewünscht  werden,  so  sind  die  Entlehtier  durch  ein  Schreiben  des  Biblio- 
theksvorstandes zur  Rückstellung  aufzufordern.  Im  Falle  diese  Aufforde- 
rung ohne  Erfolg  bleibt,  hat  der  Bibliotheksvorstand  nach  Ablauf  von  acht 
Tagen  dem  betreffenden  Dekanate  Anzeige  zu  erstatten,  welches  dann 
die  ihm  geeignet  scheinenden  Schritte  behufs  Reklamation  der  entlehnten 
Werke  zu  veranlassen  hat 

§  13.  Professoren  und  Dozenten  sind  berechtigt,  auch  während  der 
Herbstferien  die  von  ihnen  entlehnten  Werke  zu  benützen,  und  nur  in 
dem  Falle^  als  diese  für  die  Vornahme  der  Bibliotheksrevision  dringend 
benötigt  werden,  zur  Rückstellung  auf  deren  Dauer  zu  verhalten. 

§  19.  Professoren  und  Dozenten  haben  das  Recht,  mit  Zustimmung 
des  Bibliotheksvorstandes  die  in  der  Bibliothek  aufliegenden  Kataloge  per- 
sönlich und  unmittelbar,  die  in  derselben  aufgestellten  Bücher  jedoch  nur 
unter  Intervenierung  eines  Bibliotheksbeamten  durchzusehen. 


Np.  338. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  u.  U.  vom  28.  Dezember  1880,  Z.  19.171 

MYBNr.  9  ex  1881. 

betreffend  eine  Abänderung  des  §  3  der  Vorschrift  fiber  das  Ausleihen 
von  Bfichem  aus  Universitätsbibliotheken  vom  20.  Dezember  1849,  RGBNr.  30. 

In  teilweiser  Abänderung  des  §  3  der  Vorschrift  über  das  Ausleihen 
der  Bücher  aus  Universitätsbibliotheken  vom  20.  Dezember  1849,  ROBNr.  30, 
finde  ich  anzuordnen,  daß  Universitätsprofessoren  und  Privatdozenten  an 
Universitäten,  auch  wenn  dieselben  keine  Bezüge  aus  öffentlichen  Kassen 
genießen,  von  dem  Rechte,  Bücher  nach  Hause  zu  entlehnen,  unter  den 
diesfalls  festgesetzten  Modalitäten  Gebrauch  machen  können,  ohne  fernerhin 
zu  dem  Erläge  einer  Kaution  verpflichtet  zu  sein. 
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Nr.  339. 

Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  u.  U.  vom  24.  Juni  1893,  Z.  11.096. 

RGBNr.  115.  MVBNr.  29. 

betreffend  die  Abänderung  des  §  8  der  mit  hierortigem  Erlasse  vom 
20.  Dezember  1849,  RQBNr.  30  ex  1850.  verlautbarten  Vorschriften  fiber 
das  Ausleihen  von  Büchern  aus  Universitäts-  und  Studienbibliotheken. 

Der  §  8  der  mit  ho.  Erlasse  vom  20.  Dezember  1849,  RGB.  ex  1850, 
Nr.  30,^)  verlautbarten  Vorschriften  über  das  Ausleihen  von  Büchern  aus 
Universitäts-  und  Studienbibliotheken  wird  in  nachstehender  Weise  ab- 
geändert: 

§  8.  Wer  ein  entlehntes  Buch  nach  Ablauf  der  Leihfrist  nicht  zurück- 
stellt, ist  durch  ein  amtlich  rekommandiertes  Schreiben  an  seine  Verpflich- 
tung zu  erinnern. 

Wenn  diese  Erinnerung  binnen  drei  Tagen  (von  dem  auf  die  Zu- 
stellung folgenden  Tage  an  gerechnet)  ohne  Erfolg  bleibt,  so  ist  der  säumige 
Entlehner  in  einem  Mahnschreiben  zur  Zurückgabe  aufzufordern  und  hat 
dem  Boten,  welcher  ihm  das  Schreiben  zustellt,  aber  weder  zur  Empfang- 
nahme des  Buches  noch  zur  Zurückstellung  des  Rezepisses  ermächtigt  ist, 
eine  Botengebühr  zu  entrichten. 

Dieselbe  wird,  von  dem  im  §  12  vorgesehenen  Falle  abgesehen,  für 
Wien,  und  zwar  in  den  Bezirken  1 — IX  mit  30  kr.  (60  Heller),  in  den 
Bezirken  X— XIX  mit  40  kr.  (80  Heller),  für  die  anderen  Universitäts- 
städte mit  30  kr.  (60  Heller)  und  für  Orte,  an  welchen  sich  Studienbibiio- 
theken  sowie  die  zur  amtlichen  Büchervermittlung  aus  öffentlichen  Biblio- 
theken berufenen  Lehranstalten  (Min  Erl.  vom  22.  Mai  1868,  §§  2,  4,  5) 
befinden,  mit  20  kr.  (40  Heller)  festgesetzt. 

Wird  dieser  Aufforderung  binnen  weiterer  drei  Tage  nach  Zustellung 
des  Mahnschreibens  nicht  entsprochen,  so  ist  an  jenen  Orten,  an  welchen 
sich  eine  Polizeidirektion  befindet,  an  diese,  in  anderen  Orten  hingegen 
an  die  politische  Behörde  erster  Instanz  die  Anzeige  zu  erstatten,  worauf 
von  Seite  dieser  Behörde  die  zwangsweise  Restitution  des  entlehnten  Buches 
zu  veranlassen  ist. 

Bei  Entlehnem,  gegen  wefche  in  dieser  Weise  eingeschritten  wurde, 
hat  die  Ausleihebefugnis  fortan  nur  mehr  bedingte  Gültigkeit.  Dieselbe  erlischt 
für  die  Dauer  eines  Jahres  gänzlich,  wenn  ein  Entlehner  nochmals  wegen 
Rückstellung  entlehnter  Bücher  gemahnt  werden  mußte. 

Es  ist  den  Bibliotheksvorständen  ausdrücklich  untersagt,  von  diesen 
Weisungen  aus  Rücksicht  auf  die  Person  des  Entlehners  oder  anderer  Um- 
stände halber  Umgang  zu  nehmen. 

Zur  näheren  Ausführung  dieses  Ministerialerlasses  wurde  den  einzelnen  LandessteUen  zur 
Verständigung  der  betreffenden  Bibliotheksvorstehungen  noch  folgendes  bemerkt: 

Es  wird  den  Bibliotheksvorstehungen  überlassen,  das  erste  Schreiben,  mit  velchcni  der 
sSumi^e  Entlehner  an  seine  Verpflichtung  erinnert  wird,  den  s&umigen  Entlehner  in  jenen  Fällen, 
in  welchen  sich  dies  nach  den  lokalen  Verhältnissen  als  einfacher  und  zweckmäßiger  darstellt, 
statt  mittelst  amtlich  rekommandierter  Briefe  durch  einen  Bibliotheksboten  gegen  Rczepisse 
zustellen  zu  lassen,  wofür  jedoch  eine  Botengebühr  nicht  zu  entrichten  Ist. 

»)  *.  Nr.  334;  vgl.  hiezu  auch  Sr.  337  und  340. 


Bibliotheksbenfltzung  im  Standorte. 


429 


Die  festgesetzten  BotengebQhren  haben  in  der  bisherigen  Welse  den  betreffenden 
Bibliotheksdienern  zuzukommen ,  doch  haben  diese  die  erforderlichen  Botenginge  unbeschadet 
ihrer  sonstigen  Obliegenheiten  auszuführen. 

Seitens  der  Bibiiothcksvorstehungen  ist  darauf  zu  achten,  daS  die  Bestimmungen  dieses 
Erlasses,  für  dessen  eventuelle  sonstige  Verlautbarung  Euer  .  .  .  Sorge  tragen  wollen,  den  Ent- 
lehnem  von  Büchern  in  geeigneter  Weise  zur  Kenntnis  gebracht  und  in  Erinnerung  gehalten 
werden. 

In  Ansehung  der  in  diesem  Erlasse  vorgesehenen  zwangsweisen  Eintreibung  zurück- 
zustellender Bücher  wollen  Euer  ...  die  zur  Erzielung  einer  tunlichst  baldigen  RQck- 
gtbe  dienlichen  Maßnahmen  anordnen  und  hievon  der  Bibliotheksvorstehung  rUcksichtlich  des 
bei  Erstattung  der  Anzeigen  einzuhaltenden  Vorganges  Mitteilung  machen. 


Nr.  340. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  12.  Oktober  1893  Z.  19.698. 

an  ein  Dekanat  aus  Anlaß  eines  speziellen  Falles, 

(betreffend  die  Mitwirkung  der  Dekanate  bei  der  Hereinbringung  der  von 
Universitätsprofessoren  entlehnten  Bibliothekswerke  nach  Maßgabe  der 
MinVdg.  vom  3.  März  1870,  Z.  1958,  beziehungsweise  vom  24.  Juni  1893, 

Z.  11.096). 

Aus  Anlaß  einer  berichtlichen  Anzeige  des  Universitätsbibliothekars 
in  .  .  .,  daß  sich  das  Dekanat  zur  Veranlassung  der  Rückstellung  eines 
vom  Universitätsprofessor  .  .  .  entlehnten  Werkes  .  .  .  auf  Grund  des 
MinErl.  vom  24.  Juni  1893,  Z.  11.096,  MVBNr.  29,  nicht  für  kompetent 
erklärt  habe,  bemerke  ich  dem  Dekanate,  daß  durch  den  zitierten  MinErl. 
die  Bestimmungen  der  MinVdg.  vom  3.  März  1870,  Z.  1958,  hinsichtlich 
des  Entlehnens  und  Rückstellens  von  Büchern  für  Universitätsprofessoren 
und  Privatdozenten  nicht  aufgehoben  wurden,  da  die  MinVdg.  vom  3.  März 
1870,  Z.  1958,  sich  als  Spezialnorm  darstellt  und  es  allgemeine  Regel  ist, 
daß  die  Änderung  einer  generellen  Norm  Spezialnormen  unberührt  läßt. 

Hienach  wird  das  Dekanat  ersucht,  auf  Grund  des  mehrzitierten  MinErl. 
in  Entsprechung  des  Ansuchens  der  Universitätsbibliothek  das  Amt  zu 
handeln. 

Nr.  341. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  u.  ü.  vom  26.  April  1894.  Z.  8325, 

an  alle  Landesstellen, 
(betreffend  die  Portobehandlung  von  Mahnschreiben  zur  Hereinbringung 

entlehnter  Bücher). 
Aus  Anlaß  einer  speziellen  Anfrage  beehre  ich  mich  Euer  ...  in 
Betreff  der  Portobehandlung  jener  Mahnschreiben,  welche  seitens  der 
Universitäts-  und  Studienbibliotheken  in  Gemäßheit  des  ho.  Erlasses  vom 
24.  Juni  1893.  Z.  11.096,  an  die  bezüglich  der  Rückstellung  der  Bücher 
säumigen  Entlehner  zu  versenden  seüi  werden,  zur  Kenntnis  zu  bringen, 
daß  es  nach  der  diesfalls  beim  Handelsministerium  eingeholten  Entschei- 
dung nicht  angeht,  den  Universitäts-  und  Studienbibliotheken  die  Porto- 
freiheit nach  Art.  II,  Abs.  1  des  Gesetzes  vom  2.  Oktober  1865,  RGBNr.  108, 


430  Oifantoatfoa  tmd  Vcnrtltanc; 


fflr  BUdiotbetai. 


zuzuerkennen,  da  dieselben  nicht  unter  die  ui  dieser  Qesetzesstelle  an- 
geführten Behörden,  Organe  und  Korporationen,  sondern  vielmehr  unter 
die  in  Art.  II,  Abs.  9  cit  erwähnten  wissenschaftlichen  Anstalten  einzu- 
reihen erscheinen. 

Es  haben  sonach  die  Universttäts-  und  Studienbibliotheken  für  ihre 
an  in  der  Rückstellung  der  Bücher  säumige  Entlehner  rekommandiert  ver- 
sandten Mahnschreiben  die  Rekommandationsgebühr  gleich  bei  der  Aufgabe 
zu  entrichten. 

Dagefen  kann  das  Porto  für  diese  Schreiben  nach  Art  VI,  Abb  1  dt, 
mit  dem  einfachen  Betrage^  d.  L  ohne  Zutaxe^  zu  Lasten  der  Empfänger 

in  Anrechnung  gebracht  werden. 

Im  Stadtpostverkehr,  beziehungsweise  in  Städten  mit  mehreren  Post- 
bestellbezirken (Wien,  Prag,  Lemberq-),  bei  Vermittlung  innerhalb  jene? 
Bestellbezirkes,  in  dem  die  betreffende  Bibliothek  ihren  Sitz  hat,  unter- 
liegen jedoch  die  fragüchen  Korrespondenzen  im  Hinblicke  auf  die  Be- 
stimmungen des  Art.  IV  des  Portofreiheitsgesetzes  und  der  Verordnung 
des  Handelsministeriums  vom  1.  November  1886,  Z.  23.390  (P.  u.  TVBNr.  122) 
der  gewöhnlichen  Portobehandlung. 

Hüisichtlich  der  detaillierten  Bekannigabe  der  Einteilung  der  Stadt  hi 
Postbestellbezirke  und  der  allfäDIg  hierin  eintretenden  Änderungen  wird 
sich  die  Bibliotheksvorstehung  mit  der  zustandigen  Post-  und  Telegraphen- 
direktion ins  Einvernehmen  zu  setzen  haben. 

Hievon  wollen  Euer  .  .  .  die  Vorstehung  der  Univcrsitäts-,  respektive 
St-;d;cnbibliothck  zur  entsprechenden  Beachtung  mit  dem  Btilugcn  m  Kennt- 
ni-^  -etzen,  daß  es  derselben  ijberlassen  wird,  in  jenen  Frillen,  ni  \v eichen 
luclii  besondere  Gründe  entgcgcnstehcu  sollten,  von  ciaui  Ivci^ümiuaiidalion 
der  fraglichen  Mahnschreiben  behufs  Vermeidung  größerer  Auflagen  ab- 
zusehen und  diese  Mahnschreiben  als  einfache  (nicht  rekommandierte)  und 
unfrankierte  Briefe,  auf  welchen  die  Bibliothek  als  Absender  ersichtliidi  m 
machen  und  deren  Aufgabe  in  besonderer  Evidenz  zu  fiUuen  sein  wiid, 
zu  versenden. 


3.  Entlehnung  von  Bücliern  außerhalb  des  Standortes  der 

Bibliothek. 

Nr.  M2. 

Erlau  ies  MlBlstertnms  flr  K.  n.  ü.  vom  14bFd«niartt8L  2.1555,') 

an  die  Statthaltereien  von  1.  Niederdsterreich,  2.  OherBsteireidi,  X  TM, 

4.  Steiermark,  5.  Triest,  6.  Böhmen,  7.  Mähren,  8.  Galizien» 
(betreffend  die  Befugnis  der  Professoren  an  Hochschulen  und  der  Lehrer 
nn  Mittelschulen  zur  Entlehnung  von  Büchern  aus  den  außerhalb  ilms 
Aufenthaltsortes  befindlichen  öffentlichen  Bibliotheken). 
Um  nicht  in  jedem  einzelnen  Falle,  wo  tien  Professoren  an  Hoch- 
sduilen  und  Lehrern  an  Mittelschulen  die  Benutzung  einer  oder  mehrerer 

'I  Tfilwci^e  modifiziert  durch  Mitihrl.  vom  22.  Mai  lim,  Z.  2562  (s.  Sr. 

Vom  Itütalie  des  obigen  Lrlasses  wurde  tiut  trkiß  des  MitUsteriums  Jur  h..  u.  U,  vom 
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außerhalb  ihres  Aufenthaltsortes  befindlichen  k.  k.  öffentlichen  Bibliotheken 
vom  Staatsministerium  über  deren  besonderes  Ansuchen  mit  oder  ohne  Be- 
schränkung auf  eine  bestimmte  Zeitdauer  gestattet  wird,  die  diesfalls  zu 
beobachtenden  Vorsichtsmaßregeln  wiederholen  zu  müssen,  findet  man  zur 
Danachachtung  der  Vorsteher  der  k.  k.  öffentlichen  Bibliotheken  nach- 
stehendes zu  erlassen: 

1.  Die  Benützung  der  Werke  ist  auf  die  Verfolgung  des  wissenschaft- 
Ikhen  Zieles  oder  des  Fachgebietes,  für  welches  der  Gesujchswerber  die 
ministerielle  Bewilligung  erhalten,  und  auf  verwandte  Lehrzweige  zu  be- 
schränken. 

2.  Sie  hat  mittelst  amtlicher  Korrespondenz  zwischen  dem  Bibliothekar 
derjenigen  Unterrichtsanstalt,  bei  welcher  der  benützende  Professor  oder 
Lehrer  in  Verwendung  ist,  und  sollte  sich  daselbst  keine  Bibliothek  befinden, 
zu'ischen  der  Direktion  und  dem  Vorsteher  der  Bibliothek,  aus  welcher  die 
gewünschten  Werke  entlehnt  werden,  und  zwar  in  der  Weise  zu  geschehen, 
daß  der  Entlehner  dem  Bibliothekar  oder  der  Direktion  seiner  Anstalt  die- 
jenigen Werke  namhaft  macht,  welche  er  auf  Grund  der  ihm  erteilten  ministe- 
riellen Bewilligung  (1)  in  seinem  Aufenthaltsorte  zu  benützen  wünscht. 
Der  Bibliothekar  oder  die  Direktion  vermittelt  sofort  die  Entlehnung  und 
erfolgt  die  eingelangten  Werke  gegen  Empfangsbestätigung  dem  Entlchner. 
In  gleicher  Weise  geschieht  die  Rücksendung  der  benützten  Werke. 

4.  Die  Bibliothekare  und  Direktionen,  durch  deren  Vermittlung  die 
Hin-  und  Rücksendung  der  entlehnten  Werke  zu  erfolgen  hat,  sind  gehalten, 
darüber  zu  wachen,  daß  die  Werke  unbeschädigt  und  rechtzeitig  an  den 
jeweiligen  Bestimmungsort  gelangen. 

5.  Im  übrigen  haben  in  dieser  Beziehung  dieselben  Vorsichten  und 
Vorschriften  zu  gelten,  welche  über  die  Entlehnung  der  Werke  aus  den 
k.  k.  öffentlichen  Bibliotheken  überhaupt  bestehen. 


Nr.  343. 

Erlaß  des  Ministeriums  für  K.  u.  U.  vom  22.  Mal  1868,  Z.  2562, 

an  alle  politischen  Länderstellen, 

(betreffend  die  Entlehnung  von  Werken  aus  öffentlichen  Bibliotheken 
außerhalb  des  Standortes  derselben). 

Um  die  wissenschaftliche  Tätigkeit  an  den  höheren  und  mittleren  Lehr- 
anstalten zu  heben  und  insbesondere  den  Mitgliedern  des  Lehrkörpers  der- 
selben die  für  ihre  wissenschaftlichen  Studien  und  Arbeiten  nötigen  Behelfe 
leichter  zugänglich  zu  machen,  findet  das  Ministerium  für  Kultus  und  Unter- 


4.  Dezember  1862,  Z.  12977  (an  die  LarnUsstelUn)  auch  das  Lehrpersonal  der  Mittelschulen  in 
Kenntnis  gesetzt. 

»)  Abgeändert  durch  Erlaß  des  Ministeriums  für  K.  u.  U.  vom  25.  Jänner  1886,  MVBNr.  11 
(t.  Nr.  3i5J. 
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rieht  rficksichtUch  der  Entlehnung  von  Wericen  aus  offentlidten  Bibliotheken 

außerhalb  des  Standortes  derselben  nachstehende  Verordnung  zu  erlassen, 
durch  welche  die  Bestimmungen  des  Erlasses  des  bestandenen  Staats- 
mini«;teriunis  vom  14.  Februar  1861,  Z.  1555,  eine  teilweise  Modifikation 

erleiden. 

§  1.  Den  Mitgliedern  des  Lehrkörpers  an  den  Hoch-  und  Mittelschulen 
(Professoren,  Lehrern,  Dozenten,  Assistenten,  Supplcnten),  ferner  Lehramts- 
kandidaten und  solchen  Fachschriftstellern,  welche  an  dem  Sitze  der  be- 
zeichneten Unterrichtsanstalten  sich  befinden,  steht  das  Recht  zu,  nicht  nur 
aus  der  hi  ihrem  Wohnorte  befudllchen,  sondern  auch  aus  anderen  inUo- 
dischen  Biblk)theken  die  ffir  ihre  wissenschaftlichen  Studien  und  Arbeiten 
nötigen  Bficher  zu  entlehnen. 

Dieses  Recht  erstreckt  sich  jedoch  nur  auf  die  zu  streng  Wissenschaft- 
liehen  Zwecken  beabsichtigte  Entlehnung  solcher  Werke,  welche  mit  dem 
Fache,  das  der  Entlehn  er  an  der  betreffenden  Lehranstalt  vertritt  oder  SOttSt 
mit  Erfolg  betreibt,  in  näherer  Beziehung  stehen.') 

§  2.  Die  Vermittlung  der  fjfewünschten  Werke  hat  mittelst  amtlicher 
Korrespondenz  zwischen  dem  Bibliothekar  derjenigen  Unternchtsanstalt,  bei 
welcher  der  benützende  Professor  oder  Lehrer  in  Verwendung  steht,  und 
sollte  sich  daselbst  keine  dffent&che  BibUoÜiek  befinden,  zwischen  der 
Direktkui  der  Lehranstalt  und  dem  Vorsteher  der  Bibliothek,  aus  welcher 
die  gewünschten  Werke  entlehnt  werden,  und  zwar  in  der  Weise  geschehen, 
daß  der  Entlehner  dem  Bibliothekar  oder  der  Direktion  seiner  Anstalt  die» 
jenigen  Werke  namhaft  macht,  welche  er  in  seinem  Aufenthaltsorte  zu 
benützen  wünscht. 

In  gleicher  Weise  bedient  sich  der  Fachschrittstcllci  der  Intervention 
der  Vorstehung  der  in  seinem  Wohnorte  befindlichen  l^ibliothek  oder  Lehr- 
anstalt. Der  Bibliothekar  oder  die  Direktion  ubergibt  die  eingelangten  Werke 
gegen  Empfangsbestätigung  dem  Entlehner. 

§  3.«) 

§  4.  Die  Bibliothekare  und  Direktionen,  durch  deren  Vermitttuqg  die 
Hin-  und  Rücksendung  der  entlehnten  Werke  erfolgt^  haben  dafür  Soige 
zu  tragen,  daß  diese  Werice  uniMSchidigt  und  rechtzeitig  an  den  jeweifigen 

Bestimmungsort  gelangen. 

§  5.  In  Betreff  der  Dauer  und  de?  Umfanges  der  Benützung^,  wie 
auch  in  allen  hier  nicht  naher  aii;^^cfuhrten  Beziehungen  haben  jene  Vor- 
sichten und  Vorschriften  zu  gelten,  welche  über  die  Entlehnung  der  Werke 
aus  öffentlichen  Bibliotheken  überhaupt  bestehen  (MinErL  vom  20.  De- 
zember 1849,  RGB.  1850,  Z.  30), 

§  6.  Gegen  die  Weigerung  der  Ausfolgung  eines  verlaugten  Werkes 
kann  bei  der  betreffenden  Landesstelle  Beschwerde  geführt  weiden. 


')  Laut  fn'.i  r-5  vom  13.  April  mi,  2.  7544  (an  die  Wiener  Universitätsbiblioihek)  hSnnen 
von  der  Vorschrift  des  obigen  Erlasses ,  wonach  MittelschuUehrern  nur  Bächer  aas  ihren  fächern 
und  verwandten  Gebieten  darzuleihen  sind,  failweise  Ausnahmen  zugestanden  werden^  wenn  es  sich 
toittt  tun  muU  wissenschaftliche  Studien  tunäett.   Vgl.  auch  Nr.  353. 

*)  AbgiOttdeit  dank  Brkifi  4t»  MMtttrttmu  flir  K.  «.  V.  km*  S5.JdMurttd6,  MVBNr.  tt 
(»,  Nr.  3i5J. 
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Die  Mitwirkung  des  Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht  hat  in 
jenen  Fällen  einzutreten,  wenn  der  Entlehner  ein  Ausländer  ist  oder  wenn 
ein  Inländer  ein  Werlc  aus  einer  Bibliotiiek  des  Auslandes  zu  erhalten 
wünscht^) 


Nr.  344. 

BrlaB  des  übdstm  für  K.  n.  U.  vom  2.  Jflnner  1886,  Z.  887L 

MYBNr.  7. 

an  die  Direktion  der  Universitätsbibliothek  in  Czemowitz, 

betreffend  die  Verpflichtung  der  Entlehner  zur  Vergütung  der  mit  dem 
Entleihen  von  Büchern  aus  fremden  Bibliotheken  verbundenen  Kosten. 

Auf  die  gesteilte  Anfrage  eröffne  ich  der  Direktion,  daß  bei  dem  Um- 
stände, als  das  Ausleihgeschäft  nicht  zu  den  Zwecken  gehört,  für  welche 
nach  dem  StMinErl.  vom  5.  März  1862,  Z.  166/K.  U.  die  Bibliotheksdotation 
in  Anspruch  genommen  werden  dar^  die  mit  dem  Enfleüien  von  Drudc- 
wcrlwn,  Handsdiriften  usw.  aus  fremden  Bibliotiieken  verimndenen  Kosten 
in  den  Fallen,  in  weldien  Icelne  Portofreilieit  besteht,  vom  eigentlichen  Ent- 
lehner der  Bibliothek,  welche  das  Ausleihen  vermittelt,  jedesmal  zu  veigfiten 
sind,  und  zwar  ohne  Unterschied,  ob  es  sich  hiebei  um  die  Entlehnung  von 
Büchern  aus  ausländischen  oder  inländischen  Bibliotheken  handelt. 

Was  die  weitere  Frage  in  Ansehung  der  Modalitäten  bei  Versendung  von 
Handschriften  anbelangt,  so  bemerke  ich,  daß  die  Versendung  von  Hand* 
schritten  in  allen  Fällen  unter  Angabe  des  Wertes  zu  erfolgen  hat 


Nr.  345, 

Mas  üs  Ministers  fir  E.  n.  U.  yom  25.  Jautr  1886,  Z.  14S9, 

HTBHr.  11, 

wegen  Abindemiig  dM  1 3  des  MiiiErl.  vom  2L  Mai  1808»  Z.25t2,  bdrcflted 

das  Ausleihen  von  Dntclnverken  nnd  Handschriften  aus  Unlversitäts-  und 
StadienbibttatMen  an  auBerhalb  des  Standorten  deradbea  wohnhafte 

Entlehner  im  Inlande. 

Ich  finde  mich  bestimmt,  den  §  3  des  ho.  Eil  vom  22.  Mai  1868, 
Z.  2562,-)  betreffend  das  Ausleihen  von  Druckwerken  und  Handschriften  aus 

<)  AbgtaHdtfi  ämth  Brtßfl  de»  MMtMmu'ßlt  K.  tu  U.  vom  tZ  Män  1883,  MVBNr.  9 
^  Nr,  Ur). 

Im  Siaae  des  KUMÄkUs  Z.  14M5  ex  im  buieht  sich  oMgtr  Ertqß  nur  auf  dU» 
AagekSrlgm  tUr  im  Reiehsrate  vertretenen  Königreiche  mut  LOnder,  so  dqfi  Angehörige  der 
Iteder  der  nngqrtMken  Krone  ais  Austdnder  at  behandeln  sind. 

*)  *.  Sr.  343.—  Mit  Erlaß  des  MinisteHums  für  K.  u.  ü.  vom  12.  Jänner  1900,  Z.  1032,  (an  aUe 
VatKrsÜätS'  and  StudienbiblioihelunJ  wurde  obige  Vorschrift  dahin  ergänzt,  dqß  Handschriften, 
rilMBiai  und  »nms  gtetehgekaHetu  seUene  Werke  oknt  bt$aiidtr*  OMrtw^pwyrfw  MkMertuu 
ßr  Kultus  und  Unterricht  auch  an  die  k.  k.  HofbUtUoAek  sowie  an  die  beiden  k.  k.  Hofinuseen 
u  Wien  unter  den  gUidien  ModaUtOien  wie  an  UnivereUdts-  und  StudieiMbUotheken  verUeheu 
•wtoi  därfen. 
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1(3^    I.  Teil:  Organimtion  und  Verwaltung;  B>gflti)iiigfvnT|rhiiii|i|^^ 

Univcrsitäts-  iiiui  Studienbibiiothcken  an  aulicrhalb  de-s  Standorte« 
wohnhafte  Etitlchncr  itn  Inlaiidc  in  nachstehender  Weise  abzuä 

„§  3.  Ob  ejn  Wcfk  übtrUaupt  enUebat  werden  und  wie  vi 
zvgleich  ausgeHchen  wcfdcn  können,  hat  der  Vorstand  der 
Icflien  ertuditen  BibUothek  mit  ROcksicbt  auf  den  Wot  dir 
Werke  und  auf  die  BedOrfhiase  des  eigenen  Lcteitoeiaea  m-i 

Handschriften,  Inkunabeln  und  ihnen  gleidigehaltene  selii 
diMen  ohne  besondere  Genehmigung  des  Ministeriunp|;>||f||[.2^ 
an  Univcrsitäts-  und  Studicnbihliotheken  verliL-hcn  werden;  die«: 
dnselb«;!  sicher  zu  verwahren,  :msschhelilich  in  den  Le<?eräumen  n 
und  nach  X  crlauf  von  linListeii^;  drei  Monnten  wieder  zurück/us 
Hin-  utui  Rucks«. iidiiiig  dt.T>elben  hat  jedesmal  unter  Wertversicl 
Kosten  der  Ueuul/er  zu  erfolgen."  -  " 


Nr.  346. 

Erlitt  des  Mlnlstfrs  fOr  K.  o.  0.  nm  16.  Jul im^i 

an  alle  politischen  LandessteUen, 

(bcMIfe  des  Vorgaagts  bei  Entlehming  von  pcriodisciMDiriK 

wm  den  WTentUcheD  BIbllothalMii), 

Aus  Anlad  der  erfo^n  Verdffentlichung  des  MOeocfallEali 
laufenden  periodischen  Druckschriften  an  den  österretchiadiea.U 
und  Studienbibliotheken  usw.''  finde  ich  in  Ansehung  des  ni 

Enttehnungsverkehres  zum  Zwecke  einer  prompteren  Bedienung^  i 
einer  teilweise  Enllii'^tuti^:  der  Universitätsbibliothek  in  \X'ien  ai 
daß  künftighm  bei  Lniltbuung  solcher  iJriick-chriften  sich  der  I 
EnÜehner  an  jene  n;ufi-^t.  hezvv.  zweitnäeli-t.  event,  drittnachsi 
uÜenUiehe  BibUothek  zu  vveudca  habe,  in  welcher  laui  Ausweis  de 
kataloges  die  fragliche  Druckschrift  vorhanden  ist. 


4.  Büctierentlehniuig  aus  und  nach  dem  Ausla 


Nr,  347. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  12.  Maiz  la^a,  ; 

ex  1882.  MVBNr.  9,  ' 

betreffend  eine  Abänderung  des  6,  a!.  2,  der  Vorschrift  vom  22 
Z.  2562,  über  das  Ausleihen  von  Büchern  aus  dffentlichail 

außerhalb  des  Standortes  derselben.  - 

In  teilweiser  Abänderung  des   §   6,   nl.  2.  des  MinErl.  vo 
1863,  Z,  2562,^)  finde  ich  in  Ansehung  der  Entiehnuog  von  Wefkcusi^ 


BIdMrcalMiinif  am  und  nadi  dm  Amland. 
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Biblioiheken  nach  oder  aus  dem  Auslande  zur  Vereinfachung  des  diesfalligen 
bisher  voi^schriebenen  Verfahrens  folgendes  anzuordnen: 

1.  Druckwerke  inländischer  öffentUcher  Bibliotheken  können  künftighin 
mit  der  sub  3  ersichtlichen  Ausnahme  an  öffentliche  Bibliotheken  des  Aus- 
landes verliehen  werden,  ohne  daß  es  hiezu  im  einzelnen  Falle  einer  beson- 
deren speziellen  Bewilligung  des  k.  k.  Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht 
bedürfte. 

2.  Dasselbe  gilt  von  Handschriften,  Inkunabeln  und  denselben  gleich- 
gehaltenen Werken;  es  ist  jedoch  in  Ansehung  derselben  die  Entlehnung 
stets  an  die  ausdrückliche  Bedingung  der  feuer-  und  einbruchsicheren  Ver- 
wahruqg  und  der  aussdilieBlichen  Benfitzung  innerhalb  der  Räume  der 
Bibliolhek  zu  knfipfen. 

3.  Wenn  die  Entlehnuqg  von  Werken  von  Privalgelehrten  zur  Benützung 
derselben  auSerhalb  der  Räume  einer  Bibllotfaek  angesucht  wird,  wenn 
rücksichtlich  der  sub  2  bezeichneten  Werke  den  daselbst  erwähnten  Be- 
diqgmigen  nicht  entsprochen  werden  kann,  endlich  wenn  es  skh  um  be- 
sonders kostbare  Werke  handelt,  ist  auch  fernerhin  in  jedem  einzelnen  Falle 
die  Genehmigung  des  k.  k.  Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht  zur 
Verleihung  einzuholen. 

4.  Die  Versendung  der  entlehnten  Werke  hat  stets  durch  die  Post 
unter  Angabe  des  Wertes  und  auf  Kosten  des  tntlehners  stattzufmden. 

5.  Bei  Entlehnung  von  Werken  aus  öffentlichen  Bibliotheken  des  Aus- 
landes zur  Benützung  im  Inlande  ist  die  Intervention  des  Ministeriums  für 
Kultus  und  Unterricht  nicht  erforderlich,  falls  dieselbe  nicht  von  der  be- 
treffenden ausländischen  Behörde  oder  Anstalt  ausdrücklich  zur  Bedingung 
der  Entlehnung  gemacht  wird. 


Nr.  348, 

Erlaß  des  Ministers  ffir  K.  u.  U.  vom  21.  Februar  1890.  Z.  2432, 

an  alle  Landesstellen, 

(womit  den  Bibliotheksvorstehungen  der  im  Wege  des  Ministeriums 
des  Änfiern  mitgeteilte  Erlaß  des  k5n.  preußischen  Ministeriums  für 
geistliche,  Unterrichts-  und  Medizinalangelegenheiten  vom  8.  Jänner  1890, 
Z.  l4JS2Sf  betreffend  die  Verleihung  von  Druck-  und  Handschriften  aus 
des  dteMi  ÜHiriitwIimi  «BteraMcadea  Blliliottiekea  Im  Aoslaad  bekannt- 
gegeben wird,  wie  folgt:) 

Ich  ermächtige  hiedurch  die  königliche  Bibliothek  zu  Berlin  und  die 
sämtlichen  Universitätsbibliotheken,  einschließlich  der  Paulinischen  Bibliothek 
zu  Münster  und  der  Lyzealbtbliothek  zu  Braunsberg,  ihre  Druck-  und  Hand- 
schriften, soweit  deren  Verleihung  nicht  ausnahmsweise  durch  besondere 
Voischriften  untersagt  ist,  an  Staats-  oder  unter  staatlicher  Aufsicht  stehende 
BSiliothekcn  von  anderen  deutschen  Landern  sowohl  wie  des  Auslandes 

28» 
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nadi  Maflgabe  der  fotgcodco  Bcilimmingea  dank 

1.  Die  colieiheiufe  Biblkittick  hat  tlch  aar  Qcsi|«|iMfa 

aut  den  Verleihungsbedingungen  (2 — 6)  einverstanden  zu  C|j^p|fi|r 

2.  Die  Versendung  erfolgt  in  sorgfältiger  Verpackung 
^emes^^ener  Weildekkratioii  auf  Kostea  und  Qd^tf  4erl^ 

Bibüothek.  ^ 

3.  Die  Entleihun^^sfrist  betrii^'^t  ausschließlich  der  Hin- und  Rü 
wenn  der  Vorsteiicr  der  verleihenden  ßibliotlick  für  den  eint 
nichts  anderes  bestimmt,  sechs  Wochen  für  Druck-  und  drei  A 

HandachrifteB. 

4.  Die  enfOebenen  Druck-  und  Haodachrifiea  aiad  anf  'äitk  ki 
Biblioäiek  soigfaltig  aufzubewahren  und  dflifen  nur  k  den  VOk 
aelben  zur  Benützung  ausgelegt  werden;  bei  Orucksdiriften  steht 
dem  Vorsteher  der  verleihenden  Bibliothek  frei,  deren  Aufbewü! 
Renütznnp:  außerhalb  der  Räume  der  entleihenden  BibUothdc  I 
antwortlichkeit  der  letzteren  zu  ^^estatleri. 

Zu  Nachbikiim^en  ist,  wctm  mehr  nls  eine  Schriftprobe  od< 
zelnes  Blatt  nachgebildet  werden  soll,  bewundere  Lrkubnis  eiforc 

5.  Die  Rücksendung  hat  in  gleicher  Verpackung  und  mindes 
deraelben  Wertdeklaration  wie  die  Veraendung  auf  Koalai  imd'l 
entleihenden  BibUothek  zu  erfolgen. 

6.  Im  Falle  der  Beschidiguog  oder  det  Verlustes  der  entttefaei 
oder  Handschriften  ist  seitens  der  entleihenden  Bibliothek  als  Sdb 
derjenige  Betrag  zu  leisten,  welchen  der  Vorsteher  der  verleihenden 
im  Einvernehmen  mit  «meiner  vort^esctztcn  Dienstbehörde  für  an^er 
achtet,  selbst  wenn  dieser  Betrag  die  Wertdcklaraüon  über$te%ea 


Nr.  348. 

Ei  laij  üBs  Ministeriums  für  K.  u.  ü.  vom  22.  September  1891, 

an  die  Landesstellen,  in  deren  Vervvaltungsgebiet  Universität^-  un« 

bibliotheken  bestehen, 

(mit  welchem  eine  Abschrift  des  im  Wege  des  k.  u.  k.  Mlnista 
Auflern  mitgeteilten  Erlasses  des  kön.  bayrischen  Staatami« 
daa  Imicni,  für  Kirchen^  luid  Sdifllangelegeidialfeea  i9m 
Z.  2768,  betreffend  die  Verleilmiig  von  Dmcfc«  und  IMn 
bayilacber  BlbUofheken  an  f^eoide  BibUothekea  nr  RMiiiiit 

wird:) 

Auf  Orund  der  zum  Vollzuge  der  MinEntschL  vom  1^  |li 

Nr.  17.873,  eingekommenen  gutachtlichen  Berichte  wird  genelq 
die  für  die  größeren  preußischen  Bibliotheken  In  Ansehung  der  \ 
von  Druck-  und  Handschriften  an  außerpreußische  Bibliotheken  bes 

in  der  eingangs  genannten  MinEntschl.  bekanntgepfchcnen  Orum 
auf  weiteres  gleichmäßig,  insoweit  dies  nic3it  ohoebin  schQA  ^ 
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auch  b«i  der  Verleihung  von  Druck-  und  Handschriften  aus  der  k.  Hof- 
und  Staatsbibliothek  den  Bibliotheken  der  drei  Landesuniversitäten,  der 
k.  Bibliotheken  in  Bamberg  und  Eichstätt  und  der  Kreisbibliothek  in  Augsburg 
an  außerbayrische  Bibliotheken  zur  Anwendung  kommen. 

Unter  der  in  Z.  2  der  Grundsätze  vorgeschriebenen  „sorgfältigen  Ver- 
packung'' wird  regelmäßig  eine  Holzverpackung  zu  verstehen  sein.  Auch 
wird  es  einer  besonderen  Hervorhebung  kaum  bedürfen,  daß  Unika,  Zimelien, 
überhaupt  solche  Handschriften,  die  wegen  ihres  künstlerischen  oder  lite- 
rarischen Wertes  von  jeder  Benützung  außer  dem  Hause  ausgeschtossen  sind, 
von  vornherein  nicht  unter  die  neuen  Versendungsbestimmungen  fallen. 


5.  Entlehnungsbefugnis  einzelner  Leserkategorien. 


Nr.  350. 

Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  u.  ü.  vom  30.  Oktober  1872.  Z.  13.603, 

MVBNr.  83, 

an  sämtliche  Statthalter  und  Landespräsidenten, 

betreffend  die  Benützung  der  Universitäts-  und  Studienbibliotheken  von 
Seiten  des  Lehrpersonales  der  Lehrer-  und  Lehrerinnenbildungsanstalten. 

Ich  finde  micfi  bestimmt,  den  Lehrern  der  Lehrer-  und  Lehrerinnen- 
bildungsanstalten die  Entlehnung  der  für  ihre  Studien  und  Arbeiten  nötigen 
Bücher  aus  den  k.  k.  Universitäts-  und  Studienbibliotheken  unter  denselben 
Bestimmungen  zu  gestatten,  unter  denen  die  Lehrer  an  den  Mittelschulen 
diese  Anstalten  nach  den  diesfalls  geltenden  Verordnungen  benützen 
können.^) 

Nr.  351. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  a.  U.  vom  22.  Dezember  1873,  Z.  17.181. 

an  die  Dekanate  sämtlicher  rechts-  und  staatswissenschaftlicher  Fakultäten 
und  an  sämtliche  Universitätsbibliotheken, 

(betreffend  das  Recht  der  Mitglieder  der  rechts-  und  staatswissen- 
Bchaftlichen  Seminare  zur  Entlehnung  von  Büchern  aus  den  Universitäts- 
bibliotheken ohne  Erlag  einer  Kaution).') 

Um  den  ordentlichen  Mitgliedern  der  neu  errichteten  rechts-  und  staats- 
wissenschaftlidhen  Seminare  die  literarischen  Hilfsmittel  zu  einer  erfolgreichen 

»)  MU  KUMEH.  fom  21.  Dezember  1899.  Z.  34.539,  wurde  der  Uitung  des  Institutes 
fir  bosniseh-herzegowinische  Hochschüler  In  Wien  die  Entlehnung  von  Werken  aus 
der  Wiener  Universitätsbibliothek  sowie  den  Bibliotheken  der  technischen  Hocfischule  und  der 
Hochschule  für  Bodenkultur  in  Wien  nach  den  fiir  die  Mitglieder  der  Mittelschullehrkörper 
bestehenden  Vorschriften  gestattet. 

•)  Den  Mitgliedern  des  germanistischen  Seminars  in  Wien  wurde  mit  KUMErl.  vom 
IS.  April  1897,  Z.  9177,  die  Entlehnung  der  Jür  ihre  Arbeiten  und  Studien  auf  dem  Gebiete  der 
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Teilnahme  an  den  Seminarübungen  und  insbesondere  zu  den  im  : 
stattfindenden  schriftlichen  Ausarbeitungen  zu  gewähren,  wird  densc 
Recht  zugestanden,  ohne  Erlegung  einer  Kaution,  sonst  jedoch  n- 
achtung  der  übrigen  allgemeinen  Bibliotheksstatuten,  aus  der  Uni 
bibliothek  wissenschaftliche  Werke  in  der  den  Zwecken  des  E 
entsprechenden  Anzahl  und  Auswahl  zum  häuslichen  Gebrauche 
lehnen.  Die  Entlehner  haben  behufs  Geltendmachung  dieses  Rech 
Empfangsschein  mit  der  Unterschrift  eines  Seminarleiters  versehen  2 
durch  welche  letzterer  bestätigt,  daß  der  Empfänger  ordentliches 
des  rechts-  oder  des  staatswissenschaftlichen  Seminars  ist 


Nr.  352. 

Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  u.  U.  vom  19.  Jänner  1879, . 

MVBNr.  8. 

an  sämtliche  Landeschefs  mit  Ausnahme  jener  von  Schlesien  und  C 

betreffend  die  Ausdehnung^  der  den  Mitgliedern  des  Lehrkö 
JVlittelschuIen  zustehenden  Berechtigung  zur  Entlehnung  von 
aus  den  Universitäts-  und  Studienbibliotheken  auf  die  Mitglii 
Lehrkörpers  der  staatlichen  Gewerbeschulen. 

Ich  finde  mich  bestimmt  anzuordnen,  daß  die  rücksichtlich  de 
tigung  der  Mitglieder  des  Lehrkörpers  an  Mittelschulen  zur  Ei 
von  Büchern  aus  Universitäts-  und  Studienbibliotheken  geltenden  Vc 
auf  die  Mitglieder  des  Lehrkörpers  an  staatlichen  Gewerbeschulet 
Anwendung  zu  finden  haben. 


Nr.  353. 

Erlaß  des  Ministers  fQr  K.  u.  U.  vom  17.  Mal  1884.  Z. 

MVBNr.  24. 

an  die  Statthalter  für  Niederösterreich,  Böhmen,  Galizien,  Steierm 
und  den  Landespräsidenten  der  Bukowina, 

betreffend  die  Modalitäten,  unter  welchen  die  Kanditaten  der 
würde,  sowie  die  im  Prüfungsstadium  befindlichen  Kandid 
Lehramtes  an  Mittelschulen  zum  Entlehnen  von  Büchern  aus  Uni 

bibliotheken  berechtigt  sind. 

Um  den  Kandidaten  der  Doktorswürde,  sowie  den  im  Prüfun 
befindlichen  Kandidaten  des  Lehramtes  an  Mittelschulen  die  häus 

deutschen  Philologie  und  Literaturgeschichte  benötigten  Werke  aus  der  Wiener  UnirersU 
ohne  Erlag  der  Kaution  gestattet.  Auch  die  Mitglieder  anderer  wissenschaßUeher  5 
philosophischen  Fakultäten  haben  auf  Orund  der  betreffenden  Seminarstatute  da, 
B&cherentlehnung  ohne  Kautionseriag. 


Elnidin  EaadmutrtniiigiiltK. 
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nützung  der  Universitätsbibliotheken  zu  erleichtern,  finde  idi  in  teilweiser 
Abänderung  der  Bestimmung  des  §  3  des  Min  Erl.  vom  9.  Februar  1854, 
ROBNr.  1441)  und  mit  Beziehung  auf  den  Min  Erl.  vom  22.  Mai  1868,  Z.  2562«) 
anzuordnen,  daß  die  bezeichneten  Kandidaten  in  Hinkunft  zur  Entlehnung 
von  Büchern  aus  Universitätsbibliotheken  ohne  Erlag  einer  Kaution  als  be- 
rechtigt anzusehen  sind,  daß  sie  jedoch,  um  von  diesem  Rechte  Oebrauch 
zu  machen,  das  Maturftitszeugnit  und  das  Absolutorium  über  die  zurück- 
gel^ften  akademischen  Studien  bei  der  betreffenden  UniversititsbibUoihefc 
m  Originale  zu  hinterlegen  haben.  Falls,  wie  dieses  in  der  Regel  der  Fall 
sein  wird,  diese  Zeugnisse  sich  bei  dem  Dekanate  der  betreffenden  Fakultät, 
beziehungsweise  tei  der  Prüfungskommission  in  Aufbewahrung  befinden, 
hat  an  Stelle  derselben  ein  von  dem  Dekanate  der  Fakultäten,  beziehungsweise 
den  Direktoren  der  Prüfungskommission  ausgestellte  Bescheinigung  /u  treten, 
in  welcher  bestätigt  wird,  daß  ihre  Zeugnisse  bei  dem  Dekanate,  respektive 
der  Prüfungskommission  erliegen. 

Hievon  setze  ich  Euer  ...  zur  weiteren  Verstindigung  der  BÜAo- 
tlieksvorstehung  in  Kenntnis. 

Behufs  Hintanhaltung  etwaiger  Mißbriuche  und  Sidierung  der  Bibliothek 
vor  Schaden  werden  die  Dekanate,  sowie  die  Direktoren  der  Prflfuqgskom- 
nüssionen  für  das  Leluamt  an  Mittelschulen  gleidizeit^  angewiesen,  die 
erwähnten,  von  denselben  auszustellenden  Bescheinigungen  in  Evidenz  zu 
halten  und  die  bei  ihnen  hinterlegten  Zeugnisse  nur  g^en  Rückstellung 
dieser  Bescheinigungen  auszufolgen. 


Nr.  354. 

Briall  Im  Hlnlstirs  nr  K.  o.  D.  vom  8.  Jlnntr  18B6,  Z.  18  J74^ 

«X  188S,  MTHr.  8  IX  1888, 

beMIM  Iii«  Antdclmung  dar  den  MltgUedeni  des  Lehrkörpers  an 
üittelschHlen  msldieiiden  Bereehtigung  zur  Eütlctaiiiing  von  Bftdicni 
ans  den  Universitits-  und  StttdienblbUotheken  an!  die  Mitglieder  des  Lehr- 
kflfpefB  der  hOheren  HandelslehranstaKen  in  Wien,  Qrai»  Uns,  Prag  md 
ChriidiB,  sowie  der  Haiidelshodischide  ,;smuag  Revoltelte"  in  Triest*) 

Ich  finde  midi  bestimmt  anzuordnen,  daß  die  rücksiditlich  der  Be- 
rechtigung der  JMilgUeder  des  Lehrkörpers  an  Mittelsdiulen  zur  Entlehnuqg 
von  Büchern  aus  Unhreisitits-  und  StudienbibUolheken  geltenden  Vorschriflen 

audi  auf  die  Mitglieder  des  Lehrkörpers  der  höheren  Handelsschulen 
(Handelsakademien)  in  Wien,  Graz,  Linz,  Prag  und  Chrudim,  sowie  der 
Handelshochsdiuie  „Stiftung  Revoltella'*  in  Triest  Anwendung  zu  finden 
haben. 

Bei  diesem  Anlasse  wird  jedoch  daran  erinnert,  daß  das  nach  dem  ho. 
Erl.  vom  22.  Mai  1868,  Z.  2562,  bestimmten  Personen  zustehende  Recht, 

')  s.  Sr.  77';. 
^  t.  Nr.  M3. 


Digitized  by  Google 


440  Orgtnisitlon  und  Verwaltung;  BenÜUungsvorschriftcn  für  BibliotheL 

Werke  auch  aus  den  Bibliotheken  des  Inlandes  außerhalb  ihres  \X' 
zu  entlehnen,  sich  nur  auf  die  zu  streng  wissenschaftlichen  Zwecl, 
sichtigte  Entlehnung  solcher  Werke  erstreckt,  welche  mit  dem  Fj 
der  Entlehner  an  der  betreffenden  Lehranstalt  vertritt  oder  sonst  n 
betreibt,  in  näherer  Beziehung  stehen. 

Auch  liegt  es  im  Sinne  der  bestehenden  Vorschriften,  daß 
Werke  aus  auswärtigen  Bibliotheken  entlehnt  werden  sollen,  welcl 
Bibliothek  des  Aufenthaltsortes  des  Entlehners,  beziehungsweise 
treffenden  Kronlandes  nicht  zur  Verfügung  stehen. 


Nr.  355. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.u.ü.  vom  10.  September  1886  Z. 

MVBNr.  56, 

an  die  Landeschefs  für  Niederösterreich,  Böhmen,  Galizien,  Steiermi 

und  für  die  Bukowina, 
betreffend  die  Benützung  der  Universitätsbibliotheken  von  S 
Studierenden  der  Pharmazie  und  der  auf  Grund  eines  an  der  Re 
erlangten  Maturitätszeugnisses  nach  der  MinVdg.  vom  7.  Febn; 
Z.  2117,  (Art.  II.  P.3),\)  Inskribierten  außerordentlichen  Studiere 

den  Universitäten. 
Ich  finde  mich  bestimmt,  den  Studierenden  der  Pharmazie,  dai 
außerordentlichen  Studierenden  an  den  Universitäten,  welche  auf  Gm 
an  der  Realschule  erlangten  Maturitätszeugnisses  behufs  Vorberei^ 
die  Lehramtsprüfung  aus  den  mathematisch-naturwissenschaftlichen 
an  Realschulen  inskribiert  sind,  die  Entlehnung  der  für  ihre  Fach; 
nötigen  Bücher  aus  der  betreffenden  Universitätsbibliothek  unter  d 
Bestimmungen  zu  gestatten,  unter  denen  die  an  den  Universitäten  im 
Herten  Studierenden  diese  Anstalt  nach  den  diesfalls  geltenden  Vor 
zu  benützen  berechtigt  sind. 


Nr.  356. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  u.  ü.  vom  28.  Juni  1887.  Z. 

MVBNr.  30, 

an  sämtliche  Landeschefs,  außer  jenen  für  Dalmatien, 
betreffend  die  Ausdehnung  der  den  Mitgliedern  des  Lehrkön 
Hoch-  und  Mittelschulen  zustehenden  Berechtigung  zur  Entlehnt 
Büchern  aus  den  Universitäts-  und  Studienbibliotheken  auf  c 
glieder  des  Lehrkörpers  der  beiden  Bergakademien  In  PHbn 
Leoben,  dann  der  landwirtschaftlichen  und  forstlichen  Mittelschule! 
der  önologischen  und  pomologischen  Lehranstalt  In  Klosternei 
Ich  finde  mich  bestimmt  anzuordnen,  daß  die  rücksichtlich  der  E 
gung  der  AAitglieder  des  Lehrkörpers  an  den  Hoch-  und  Mittelschu 

')  Vgl.  die  derzeit  geltende  Prüfungsvonchrift  für  das  MiUelschuUehramt :  Min 
30.  August  1897,  ROBSr.  220  (Art.  II,  P.  3),  5.  Nr.  098. 


Einzelne  Entlehnungsbefupilsse. 


441 


Entlehnung  von  Büchern  aus  Universitäts-  und  Studienbibliotheken  geltenden 
Vorschriften  unter  Beachtung  der  Weisung  des  ho.  Erl.  vom  8.  Jänner  1886, 
Z,  13.574,*)  wegen  der  Beschränkung  auf  streng  wissenschaftliche  und  solche 
Werke,  die  in  einer  öffentlichen  Bibliothek  des  betreffenden  Kronlandes 
nicht  zur  Verfügung  stehen,  auch  auf  die  Mitglieder  des  Lehrkörpers  der 
beiden  Bergakademien  in  Pfibram  und  Leoben,  dann  der  landwirtschaftlichen 
und  forstlichen  Mittelschulen,  sowie  der  önologischen  und  pomologischen 
Lehranstalt  in  Klosterneuburg  analoge  Anwendung  zu  finden  haben. 


Nr.  357. 

ErlaB  des  Mlnlsterloms  fflr  K.  u.  U.  vom  27.  Juni  1893»  Z.  13.783, 

an  den  Statthalter  für  Niederösterreich, 

(betreffend  den  Umfang  des  den  Studierenden  zustehenden  Rechtes  znr 
Bflcherentlehnung  behufs  häuslicher  Benützung). 

Es  wird  eröffnet,  daß  hinsichtlich  der  Entlehnung  von  Werken  aus 
der  Wiener  Universitätsbibliothek  seitens  Studierender  dieser  Universität 
zur  häuslichen  Benützung  auch  in  Hinkunft  an  der  bisherigen  Übung  fest- 
zuhalten ist^  wonach  diese  Entlehnungen  in  der  Regel  auf  solche  Werke 
zu  beschränken  sind,  die  mit  dem  Fakultätsstudium,  welches  der  betreffende 
Studierende  betreibt,  in  näherer  Beziehung  stehen. 

Selbstverständlich  werden  auch  in  Zukunft,  wie  bisher,  in  allen  berück- 
sichtigungswürdigen Fällen  Ausnahmen  von  diesem  Grundsatze  zuzu- 
lassen sein. 


Nr.  358. 

Erlaß  des  Ministeriums  fflr  K.  u.  U.  vom  2.  September  1893.  Z.  18.874, 

an  die  Universitätsbibliothek,  die  Präsidien  der  theoretischen  Staatsprüfungs- 
kommissionen und  das  rechts-  und  staatswissenschaftliche  Dekanat  in  Wien, 

(betreffend  die  Befugnis  der  Mitglieder  der  rechts-  und  staatswissen- 
schaftlichen Staatsprüfungskommissionen  zum  Entlehnen  von  Büchern 

aus  der  Universitätsbibliothek). 

Es  unterliegt  keinem  Anstände,  jenen  Mitgliedern  der  rechts-  und  staats- 
wissenschaftlichen  Staatsprüfungskommissionen  in  Wien,  welche  nicht  als 
Professoren  oder  Dozenten  der  Universität  angehören,  die  Begünstigung  ein- 
zuräumen, Bücher  ohne  Verpflichtung  zum  Erläge  einer  Kaution  aus  der 
Wiener  Universitätsbibliothek  entlehnen  und  das  Professorenlesezimmer  dieser 
Bibliothek,  sowie  die  daselbst  aufliegenden  ungebundenen  Zeitschriften- 
nummern, ferner  den  bibliographischen  Apparat  und  die  Kataloge  der  Biblio- 
thek in  gleicher  Weise  benützen  zu  dürfen,  wie  dies  den  Professoren  und 
Dozenten  der  Wiener  Universität  gestattet  ist. 


*)  ».  Nr.  354. 
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Nr.  359.  .wf- 


(  Bria«  itt  HliMin  flr  K.  f .  TM  IL  Mir 

^  an  die  Landcssfeellea  (mit  Ausoaline  von  Sddcilea.lai^ 


Mm 


(beIrdlMd  die  BeiRgiiis  der  Im  Veibeade  der' 
ta  Wien  sielieiideii  Pfüekten  nor  EMI^mii^  vea  BSiillHIMipi 

Udico  BlbUoHiekeiL  r  .f  •  j 

Idi  finde  midi  bestimm^  dea  im  VcAande  der  II  k 
Alndemie  in  Wien  stehenden  Prif dcten  die  EnHeliniuitf  der  für  ihr 

und  Arbeiten  notigen  Bücher  aus  den  UniversitiUs-  und  Staidienbit 

unter  denselben  Be«;tiTnmungen  zu  gestatten,  unter  denen  die  Mitg^ 
Lehrkörpers  in  Alittcl-clmlen  diese  Anstalten  nach  den  diestaUs  . 
Verordnungen  benüUen  können.  '  •    y  ^ 

BrIal  lasMInlstm  fllrlLo.U.  ?aiii  S.llal  I8MpZ.M7t;l|| 

betreflend  die  Ausdehnung  der  den  Mltgliedera  dee  LdtoMi 
höhereaNandeitlehreiutalten  in  Wien,  Qrai,Unz,  Pvif  «nd  CMi 
der  Hendelshodiechnle  „Stiftung  Remdtrtln««  ta  Trieat,  ndt  #Ü 

vom  8.  Jänner  18S6,  Z.  13.574  ex  1885,  MVBNr.S  ex  188e»<)  zi«gi 
Begünstigung  hinsichtlich  der  Entlehnung  von  Büchern  aus 

versltäts-  und  Studfenbfbliotheken  auf  dfe  Mitglieder  des  Leh 
der  seit  dem  Jahre  1885  neu  errichteten,  eventuell  in  Hialaaa, 
richtenden  höheren  Handelslehran&talten.  ' 

Ich  frndr  mich  bestirimil  ;jii/unrdnen,  daß  die  den  Mitfrlicdcrn 
körpcrs  der  höheren  Handcl->sLfiHlLii  (Handelsakademien)  in  Wi 
Lin7,  Prag  und  Chrudim,  sowie  Uci  Handelshodischulc  „Stift uni;  H 
in  Inest,  mit  dem  ho.  Erl.  vom  8.  Janner  1886,  Z.  13.574 
zugestandene  Begünstigung  hinsichtlich  der  Entlehnung  von  Bdi 
den  Univcrsitits-  und  Siudienbibliothelcen  auch  den  Mi^Ucdcni  i 
Icörpers  der  seit  dem  jalve  1885  neuerricbteten,  eventuell  In  ffl 
erriditenden  höheren  Handelsschulen  unter  den  gleidiettp  im  ,< 
ho.  Erl  festgesetzten  Modalitäten  gewährt  werde. 


36L 

*  4 

Erlaß  des  Ministers  fQr  K.  u.  ü.  vom  5.  Mal  1890,  IL! 

an  die  üiuversitätsbiblintiiek  in  Wien, 

(betreffend  die  Befugnis  der  Beamten  des  nattirhistorischen  Hof 
in  Wien  zum  Ausleihen  von  Büchern  aus  öffentlichen  Bibli 

Ich  finde  zu  gestatten,  daß  den  Beamten  des  k.  k.  naturl^ 

Hofmuseums  in  Wien,  insofern  dieselben  nicht  bereits  nach  den 

^  

*i  9,  Nr,  $H  md  362. 


Einzelne  Entlehnungsbefugnisse. 
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Ausleih  Vorschriften  zum  Entlehnen  von  Büchern  aus  den  Universitäts-  und 
Studienbibliotheken  berechtigt  sind,  bei  der  Entlehnung  der  für  ihre  wissen- 
schaftlichen Arbeiten  nötigen  Werke  aus  der  Universitätsbibliothek  in  Wien 
dieselben  Begünstigungen  gewährt  werden,  unter  denen  nach  den  diesfalls 
geltenden  Vorschriften  die  Mitglieder  des  Lehrkörpers  an  Mittelschulen  diese 
Bibliothek  benützen  können. 


Nr.  362. 

Erlafi  des  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  27.  September  1897.  Z.  23.944. 

MYBNr.  55. 

betreffend  die  Ausdehnung^  der  den  Mitgliedern  des  Lehrkörpers  der 
höheren  Handelsschulen  mit  den  ho.  Erlässen  vom  8.  Jänner  1886,  Z.  13.574, 
ex  1885,  MVBNr.  8  ex  1886,  und  vom  5.  Mai  1896,  Z.  9972,  MVBNr.  31, 
zugestandenen  Begünstigung  hinsichtlich  der  Entlehnung  von  Büchern 
aus  den  Universitäts-  und  Studienbibliotheken  auf  die  Mitglieder  des 
Lehrkörpers  der  zweiklassigen  Handelsschulen. 

Ich  finde  mich  bestimmt,  anzuordnen,  daß  die  den  Mitgliedern  des  Lehr- 
körpers der  höheren  Handelsschulen  (Handelsakademien)  mit  den  ho.  Erl. 
vom  8.  Jänner  1886,  Z.  13.574  ex  1885,  und  vom  5.  Mai  1896,  Z.  9972, 
zugestandene  Begünstigung  hinsichtlich  der  Entlehnung  von  Büchern  aus 
den  Universitäts-  und  Studienbibliotheken  auch  den  Mitgliedern  des  Lehr- 
körpers der  zweiklassigen  Handelsschulen  unter  den  gleichen,  in  den  ob- 
zltierten  ho.  Erlässen  festgesetzten  Modalitäten  gewährt  werde. 


Nr.  363. 

Erlaß  des  Ministers  fUr  K.  o.  U.  vom  19.  Oktober  1897.  Z.  26.534, 

an  alle  Vorstehungen  der  Universitätsbibliotheken  und  (in  Abschrift)  an  die 
Direktionen  der  Prüfungskommissionen  für  das  Lehramt  an  Gymnasien  und 

Realschulen, 

(wonach  den  Lehramtskandidaten  bei  der  Entlehnung  von  BQchem  zur 
häuslichen  Benützung  Erleichterungen  zu  gewähren  sind). 

Mit  Rücksicht  darauf,  daß  Kandidaten  für  das  Mittelschullehramt  häufig, 
wenn  sie  noch  im  Prüfungsstadium  sind  oder  die  Prüfung  noch  nicht  voll- 
endet haben,  in  das  Lehramt  treten  und  daher  die  für  das  Studium  erforder- 
lichen Hilfsmittel  an  ihrem  Aufenthaltsorte  gewöhnlich  nicht  zur  Verfügung 
haben,  ersuche  ich  die  Vorstehung,  um  solchen  Kandidaten,  wenn  sich  die- 
selben mit  einer  Empfehlung  der  Prüfungskommission  ausweisen,  den  Ab- 
schluß der  Prüfung  tunlichst  zu  erleichtern,  bei  Anwendung  der  Ausleihvor- 


lioüicktt 


Schrift  vom  20.  Dezember  1549,  Z.  6241,  eine  den  Bedürfnissen  dt 
didaten  mofjUchst  entgc^^enkonimende  Auslegung  insbesondejCfl^ißj^l 
zttierlca  V'^crordnungf  walten  zu  lassen. 

Die  Vorstehun|(  wolle  daher  darauf  Bedacht  nehmen,  daß,  wenn 
tunlich,  von  der  bisher  üblichen  Bedin^^ung,  wonach  Kandidaten  t 
lehmcs  Druckwerk  oder  eine  Zeitschrift  nur  in  der  üfkiitlichca  Anstai 
welche  die  Sendung  vermittelt,  benutzen  dürfen,  abgesehen  werde 


6.  Entlehnungsvorechfifteii  für  die  k.  k.  HofUbte 

in  Wien. 


Nr.  364. 

Bsstlmmiiiiien  für  das  Entlehnen  von  Werken  ans  ler  k  i 

bllülothck  In  Wien. 

k.«.lc  Obct«atiiMMrcnuBl»vBitrd«n^Mnar]MI4 


(OcncbniKt 

L  Dw  EMI«iiii«i  von  WaikMi  la  Wlcfl« 

§  1.  Gegen  eigenhändige  Unterschrift  auf  den  «nliiiaigigeBilfl 
fOllieii  Ausleihscheinen  Icdnnen  Werke  aus  der  1l  L  Hofbiblioaidc  ^ 

a)  Die  Wtirdeotrager  uod  Beamtea  des  Je  iL  Ic.  HofMaalet.  di 
der  obersteii  Staatsämter  und  Zentralstellen. 

b)  Die  Mitsrlieder  beider  Hluser  des  Retdisrates  und 
österreichischen  Landtages. 

c)  Die  diplomatischen  Vertreter  der  fremden  Midite. 

d)  Die  wirklichen  und  korrespondierenden  Mitglieder  der' lÜ 
Akademie  der  Wissensdiaften.  ;  '* 

e)  Die  Professoren,  Privatdozenten,  Adjunkten,  AssiMeflllB 
Sektoren,  Konstrukteure  der  Hochschulen,  sowie  die  Direkloreii,  Pn 
und  Supplenten  simtllcher  öffentlichen  Mittelschulen  und  hn  RüB« 
stehenden  Öffentlichen  Lehranstalten.  ^(^ 

f)  Die  Beamten  der  öffentlichen  Bibliotheken,  Archive  db^, 

§  2.  Gegen  eigenhändige  Untersdirift  auf  den  AiisleihseMne^ 
femer  die  nacfabenannten  Personen  unter  der  Bedinguqf  Wellie 
k.  k.  Hofbibliothek  entlehnen»  daß  durch  AufdrflckuQg  des  AMi 
od  I  i  d  u-ch  Untersdirift  des  Amtsvorstandes  die  Mithaftting  der  iM^ 
Behörde  nachgewiesen  werde : 

a)  Alle  aktiven  Staats*,  Landes*  und  Kommunalhnmlwi;-  >' 
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b)  Die  Offiziere  und  Beamten  des  k.  u.  k.  Heeres  und  der  Kriegs- 
marine, sowie  der  k.  k.  österr.  und  kg\.  ung.  Landwehren. 

c)  Die  Leiter  und  Lehrkräfte  sämtlicher  öffentlichen  Bürger-  und  Volks- 
icbideii. 

d)  Die  Funktionäre  der  kirchlichen  Behörden  und  Anstalten. 

e)  Die  Demonstratoren,  die  Mitglieder  der  Institute  und  Seminare  der 
Hodischulen. 

§  3.  Gegen  eigenhändige  Unterschrift  kann  die  Direktion  auch  Per- 
sonen, welche  nicht  den  in  den  §§  1  und  2  aufgezählten  Kategorien  an- 
gehören, das  Ausleihrecht  unbeschränkt  oder  von  Fall  zu  Fall  zugestehen. 
Diese  Bestimmung  wird  nameniUch  auf  solche  Persönlichkeiten  Anwendung 
finden,  die  vennöge  ihrer  sozialen  oder  wissensdiafttichen  Stellung  die 
Oewihr  fOr  eine  entsprechende  Benfitzuqg  bieten. 

§  4.  Die  zugestandene  Begünstigung  für  die  in  den  §§  1—3  aiif- 
geziUten  Persönlicfakeiten  setzt  den  stindjgen  Aitfendialt  derselben  hi  Wien 
voraus.  Personen  dieser  Kategorien,  welche  sich  nur  zeitweilig  m  Wien 
anflialten,  können  nur  mit  besonderer  Bewilligung  der  Direktion  derselben 
BcgQnsttgung  teilhaltig  werden. 

§  5u  Wer  ein  Werk  aus  der  k.  k.  HofbibUothek  entlehnen  will,  hat 
das  erste  Mal  der  Direktion  sein  Recht  mit  RQdcsicfat  auf  die  Besthnmuqgen 
der  §§  1  und  2  nachzuweisen. 

§  6.  Zum  Abholen  und  Zurfickstellen  der  entlehnten  Bflcher  und  zur 
Zwücknahme  der  Ausleihscheine  sind  an  den  Ti^en,  an  denen  die  k.  k.  Hof- 
bihfothdc  geöffnet  ist,  die  Stunden  von  9—1  Uhr  bestimmt  Nach  t  Uhr 
bestellte  Werke  sind  am  folgenden  Tage  zu  beheben.  Bücher,  die  binnen 
zwei  Tagen  nach  ihrer  Bestellung  nicht  abgeholt  sind,  werden  wieder  ein- 
gestellt und  müssen  neuerdmgs  verUingt  werden. 

§  7.  Die  Bestimmung  der  Zahl  der  Bände,  die  dem  ehizebien  Entlehner 
gleichzettig  hinausgegeben  werden  kann,  ist  dem  freien  Ermessen  der  Di- 

fdction  anheimgesteUt 

§  8.  Die  Entlehnuflgsdauer  beträgt  in  der  Regel  einen  Monat,  doch 
bleibt  es  der  Direktion  vorbehalten,  von  Fall  zu  Fall  längere  oder  kürzere 
Fristen  zu  bestimmen.  Ist  die  Frist  abgelaufen,  so  kann  das  Werk,  wenn  es 
inzwischen  von  niemand  anderem  verlangt  wurde,  demselben  Entlehner 
neuerdings  hinausgegeben  werden.  In  diesem  Falle  kann  aber  die  Direktion 
veriangen,  daß  das  betreffende  Buch  in  die  Bibliothek  gebracht  und  vor- 
gewiesen werde.  AlljihrfiGh  sind  fai  der  letzten  Juliwocfae  simtUche  ent- 
kbnlen  Werke  zurfldcznstellen,  damit  die  voigeschrlebene  Bficherrevisfon 
aastandsfos  vorgenommen  werden  könne.  Auf  die  Dauer  der  Bibliotheks- 
ferien und  während  derselben  werden  keine  Werke  ausgeliehen.  Nur  beim 
Nachweise  dringender  wissenschaftlicher  Arbeiten  kann  die  Direktion  eine 
Ausnahme  hievon  gestatten. 

Wenn  ein  bibliothekarisches  Interesse  es  erheischt,  können  Werke 
auch  vor  Ablauf  der  t>ewi]Iigten  Frist  zurückveriangt  werden.  Von  einer 
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Wohnungsänderung  hat  der  Entlehner  unverzüglich  der  Direktion  M 
zu  machen.  Wer  für  längere  Zeit  als  eine  Woche  verreist,  hat  s; 
entlehnten  Werke  zurückzustellen. 

§  9.  Wer  den  Ausleihtermin  überschreitet  oder  vor  den  großer 
die  entlehnten  Werke  nicht  einliefert,  erhält  bis  zur  Rückgabe  d« 
keine  weiteren  Werke  aus  der  k.  k.  Hofbibliothek  und  wird  durc 
mittelst  Post  abzusendenden  Mahnbrief  an  seine  Verpflichtung  • 
Hat  diese  Mahnung  binnen  drei  Tagen  keinen  Erfolg,  so  ergeht  eini 
briefliche  Mahnung.  Sollte  auch  acht  Tage  nach  der  zweiten  Mahn 
Buch  nicht  zurückgestellt  worden  sein,  so  händigt  ein  Bibliothcksdiei 
Entlehner  persönlich  ein  drittes  Mahnschreiben  ein.  In  diesem  f 
dem  Diener  das  entlehnte  Werk  zu  übergeben,  sowie  ein  Botenlohn  v 
Krone,  und  falls  der  Entlehner  inzwischen  ohne  Anzeige  an  die  C 
die  Wohnung  gewechselt  haben  sollte,  der  doppelte  Betrag  zu  en 
Bleibt  auch  die  dritte  Mahnung  unbeachtet,  so  werden  gegen  den  s. 
Entlehner  die  entsprechenden  behördlichen  Schritte  eingeleitet.  C 
lehner,  der  es  zu  diesem  letzten  Schritte  kommen  läßt,  verliert  sc 
leihrecht  für  immer. 

§  10.  Der  Entlehner  hat  sich  von  dem  Zustande  des  entlehnten 
sofort  zu  überzeugen  und  etwa  vorhandene  Verunreinigungen  und 
unverzüglich  anzuzeigen.  Die  Direktion  behält  sich  vor,  für  verlöre 
beschädigte  Bücher  von  dem  Entlehner  den  vollkommenen  Schad 
anzusprechen. 

§  11.  Von  der  Entlehnung  ausgeschlossen  sind: 

a)  Alle  Werke,  von  denen  mit  Grund  anzunehmen  ist,  daß 
Verlustfalle  gar  nicht  oder  nur  schwer  ersetzt  werden  können. 

b)  Landkarten,  kostbare  Atlanten,  Flugblätter,  kostbar  ausg 
Bilderwerke. 

c)  Die  Kunstblätter  der  Kupferstichsammlung. 

d)  Die  urkundlichen  und  literarischen  Objekte  der  Papyrussa: 

e)  Bibliographische  und  literarische  Nachschlagewerke  und 
bücher. 

f)  Alle  Werke,  die  zur  Benützung  im  Lese-  oder  Handschrifte 
reserviert  sind,  ferner  solche,  die  zum  amtlichen  Gebrauche  der 
dienen. 

g)  Werke,  deren  Benützung  anderweitig  leicht  zu  ermöglic 
namentlich  solche  belletristischen  Inhaltes. 

§  12.  Nur  in  besonders  berücksichtigungswerten  Fällen  kann  die  [ 
die  Entlehnung  von  Werken  der  im  vorhergehenden  Paragraphen  ang 
Kategorien  gestatten.  Die  Objekte  der  Papyrussammlung  können  unti 
Bedingung,  die  Kunstblätter  nur  unter  ganz  besonderer  Sicherstell 
liehen  werden. 
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II.  Das  Entlehnen  nach  auswärts. 

A.  Für  Österreich-Ungarn. 

§  13.  Das  Entlehnen  von  Druckwerken  oder  Handschriften  außerhalb 
Wiens  erfolgt  nur  auf  ein  schriftliches  Ansuchen,  das  durch  Vermittlung  einer 
Akademie  der  Wissenschaften  oder  ihr  gleichstehenden  gelehrten  Gesellschaft, 
einer  öffentlichen  oder  Stiftsbibliothek,  eines  Archivs,  Museums  oder  einer 
höheren  Lehranstalt  an  die  Direktion  der  k.  k.  Hofbibliothek  zu  richten  ist. 

Die  Direktion  kann  in  berücksichtigungswerten  Fällen  den  Bezug  von 
Handschriften  und  Druckwerken  auch  durch  Vermittlung  einer  Bezirkshaupt- 
mannschaft, eines  Bezirksgerichtes,  Pfarramtes,  einer  Oemeindevorstehung, 
Schulleitung  oder  Militärbehörde  gestatten. 

Das  Gesuch  hat  den  Namen  und  die  Adresse  des  Gesuchstellers,  den 
genauen  Titel  der  gewünschten  Werke,  bei  Handschriften  die  Bezeichnung 
der  Nummer  und  des  Textes  zu  enthalten. 

§  14.  An  die  k.  k.  Hofbibliothek  sind  in  der  Regel  nur  solche  Gesuche 
zu  richten,  welche  nicht  durch  eine  dem  Petenten  zunächst  gelegene  Bibliothek 
befriedigt  werden  können. 

§  15.  Spricht  sich  die  Direktion  für  Bewilligung  des  Ansuchens  aus, 
so  werden  unter  Beilage  der  entsprechenden  Ausleihscheine  die  gewünschten 
Druckwerke  oder  Handschriften  an  diejenige  Anstalt  gesendet,  welche  die 
Entlehnung  vermittelt.  Die  Ausleihscheine  sind  dann  von  der  betreffenden 
Vorstehung  zu  unterfertigen  und  an  die  k.  k.  Hofbibliothek  zurückzu- 
schicken. 

§  16.  Die  Kosten  des  Verpackungsmateriales  und  der  Versendung  hat 
der  Entlehner  zu  tragen.  Die  Form  der  Verpackung  und  Versendung,  eventuell 
die  Höhe  der  Versicherungssumme,  bestimmt  die  Direktion  der  k.  k.  Hof» 
bibliothek. 

§  17.  Die  Benützung  von  Handschriften  darf  nur  in  den  Räumen  der 
Anstalt  stattfinden,  welche  die  Entlehnung  vermittelte.  Auch  für  die  Benützung 
von  Druckwerken  kann  die  Direktion  im  erforderlichen  Falle  diese  Ein- 
schränkung festsetzen. 

§  18.  Die  Rückstellung  hat  nach  Ablauf  der  in  jedem  einzelnen  Falle 
bewilligten  Frist,  in  der  Regel  spätestens  einen  Monat  nach  dem  Empfange 
zu  erfolgen.  Um  Verlängerung  der  Benützungsfrist  muß  der  Entlehner  bei 
der  Direktion  der  k.  k.  Hofbibliothek  besonders  ansuchen.  Die  Druckwerke, 
Handschriften  und  Kunstblätter  müssen  in  derselben  Verpackungsweise,  in 
der  sie  abgeschickt  wurden,  und  mit  derselben  Wertangabe  zurückgesendet 
werden. 

§  19.  In  allen  hier  nicht  näher  bezeichneten  Fällen  haben  bei  der 
Entlehnung  nach  auswärts  dieselben  Vorschriften  zu  gelten,  wie  bei  der 
Entlehnung  in  Wien. 
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B.  Für  das  Ausland. 

§  20.  Für  die  Versendung  ins  Ausland  ist  der  Grundsatz  mj 
daß  dieselbe  nur  an  solche  Bibliotheken  und  Anstalten  stattfindet, 
seits  der  k.  k.  Hofbibliothek  volle  Gegenseitigkeit  gewähren. 

m.  Allgemeine  Bestimmungen. 

§  21.  Die  Direktion  behält  sich  vor,  die  Entlehnung  von  Büc 
Handschriften  sowohl  in  Wien  als  auch  auswärts,  allenfalls  ohne 
von  Gründen,  zu  verweigern. 

§  22.  Durch  Unterzeichnung  des  Ausleihscheines  unterwirft 
Entlehner  bedingungslos  den  Bestimmungen  der  gegenwärtigen 
Ordnung. 


IL  Teil. 


Studienvorschrifteti. 


A.  Allgemeine  Bestimmungen. 

1.  Allgemeine  Studienordnung  und  Nachträge. 

Nr.  365. 

EriaS  «es  MHistiriiins  fOr  K.  u.  U.  vom  1.  Oktohir  1890, 

Z.  8214/269,  ReBIr.  370, 

woott  Infolge  Ah.  EotsdiL  voiii  29.  September  1890  die  ellgeiieiiien 
Aflordnoiigeii  Aber  die  FalmltiEtsstadieii^)  der  Universitttteii  xn  Wleo, 
Prag,  Lembeig,  Kraken,  [Olniliti],  Qrez  nnd  tamstMiiek  kandgMMClit 

werden. 

Seine  Majest&t  haben  auf  den  Antrag  des  Mimsten  det  Knttus  und 
dffentUcfaeii  Unterrichts  mit  Ah.  Entsdll.  vom  29.  September  1850  nach- 
stehende allgemeine  Anordnungen  über  die  Fakultätsstudien  der  Universi- 
täten zu  Wien,  Prag,  Lembeig,  Krakau,  [Olmütz],  Graz  und  Innsbruck  zu 
genehmigen  geruht: 

Allgemeine  Anordnungea 

über  die  Fakultätsstudien  i)  der  Universitäten  zu  Wien,  Prag,  Lemberg, 

Krakau,  [Olmütz],  Graz  und  Innsbruck. 

L  Von  der  inmudrlkttlnllon.«) 

§  1.  Die  Hörer  der  FakuUätsvorlesungen  an  den  UniversüSten  sind 
entweder  inunatiikuUerte  (oideotUche)  oder  nicht  Immatrikulierte  .(außer^ 
ordentliche). 

§  2.  Die  Aufnahme  der  Studierenden  in  die  Zahl  der  akademischen 
Bürger  geschieht  durch  die  Immatrikulation.^)  Diese  wird  im  Namen  des 
Rektors  durch  den  Dekan  des  Professorenkolleg^iums  derjenigen  Fakultät 
voigenommen,  in  welche  der  Studierende  einzutreten  beabsichtigt. 

§  3.  Der  zu  Immatrikulierende  wird  zunächst  in  die  Fakultätsmatrikel 
eingetragen,  und  aus  dieser  geschieht  sodann  die  Übertragung  in  das  Album 

•)  Am/  das  theologische  Fakultätsstudium  sind  die  Bestimmungen  dieses  Erlasses  nur  nach 
Maßgabe  de$  MiaErL  vom  16.  September  185t,  Z,  6165,  RQBNr.  216,  (s.  Nr.  60bJ  anwendbar. 
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der  Universität.  Doch  wird  in  Zukunft  nur  ein  Matrikelschei; 
ausgestellt  und  auch  nur  eine  Matrikeltaxe  entrichtet  (§  18).  Der 
Werte  nimmt  Teil  an  den  den  akademischen  Bürgern  überhaupt  zuk 
Rechten  und  Pflichten,  und  wird  durch  die  Aufnahme  in  die  Fakult 
zunächst  der  speziellen  Leitung  und  Aufsicht  eines  bestimmten  L 
und  seines  Dekans  unterstellt. 

Nur  die  immatrikulierten  Studierenden  können  die  Zulassu 
strengen  Prüfungen  oder  zu  solchen  Staatsprüfungen  erlangen,  ■ 
Fakultätsstudium  voraussetzen. 

§  4.  Jeder  Studierende  kann  zu  derselben  Zeit  nur  bei  eine 
zu  verschiedenen  Zeiten  aber  bei  verschiedenen  Fakultäten  imi 
Sehl.  Es  steht  ihm  jedoch  frei,  auch  in  jeder  andern  Fakultät,  als  < 
welcher  er  immatrikuliert  ist,  Kollegien  zu  hören. 

§  5,  Jeder  Studierende,  welcher  nach  erlangter  Universitä 
dem  Vorbereitungsstudium,  oder  von  einer  andern  Universität 
ihr  gleichgesetzten  Lehranstalt  an  einer  Universität  neu  eintrit 
ihr  von  einer  Fakultät  zur  andern  übertritt,  ist  verpflichtet,  sich 
Heren  zu  lassen. 

§  6.  Die  geschehene  Immatrikulation  an  einer  Fakultät  1 
Wirksamkeit,  bis  der  Studierende: 

a)  die  Universität  verläßt,  oder 
,      b)  an  eine  andere  Fakultät  derselben  Universität  übertritt,» 

c)  oder  seine  Studien  an  der  Fakultät  durch  längere  Zeit  als 
Semester  unterbricht.^) 

§  7.  Jeder  zur  Immatrikulation  nach  §  5  verpflichtete  S 
hat  sich  zu  diesem  Behufe  an  den  drei  (jetzt  acht)  *)  Tagen  v 
oder  innerhalb  der  ersten  vierzehn  (jetzt  acht)^)  Tage  des 
persönlich  an  den  Dekan  des  betreffenden  Professoren kolh 
wenden  und  ihm  die  Belege  seiner  Universitätsreife  und  sein  \o 
eigenhändig  geschriebenes  und  unterschriebenes  Nationale  in  i 
zulegen. 

§  8.    Die  Rubriken  des  zu  überreichenden  Nationales  sin 

I.    In  der  ersten  Abteilung: 

a)  Vor-  und  Zuname, 

b)  Geburtsort,  Alter  und  Religion, 

c)  Wohnung  des  Studierenden, 

d)  Name,  Stand  und  Wohnort  seines  Vaters,  und 

e)  wenn  dieser  nicht  mehr  am  Leben  ist,  des  Vormundes, 

^)  An  den  Universitäten  hat  sich  die  Obung  eingebürgert,  daß  bei  einem  den 
trifte  keine  neuerliche  förmliche  und  feierliche  Immatrikulation  vorgenommen  wird, 
damit  begnügt  wird,  diesen  Obertritt  in  der  allen  Fakultäten  gemeinsamen  Matrikel 
den  Universität  anzumerken.    Die  Entrichtung  einer  neuen  Taxe,  sowie  die  Aus/ 
Matrikelscheines  entfällt  hiebei.    Vgl,  §  18  dieser  allgemeinen  Studienordnung.  (Min 
ex  1887). 

»)  Diese  Bestimmung  wurde  durch  die  Verordnung  des  Ministeriums  für  K.u.  U. 
1889,  RGBNr.  46  (§§  1  und  2)  fs.  Sr.  550),  bezüglich  der  Einjährig- Freiwilligen, 
Präsemdienst  während  der  Studien  ableisten,  erweitert. 

•)  Auf  Grund  MinVdg.  vom  3t.  Jänner  1896,  Z.  1562.  MVBNr.  9  (s.  Nr.  422, 
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BeieidiiiiiQg  der  Lehranstalt,  von  welcher  der  Studierende  an  die 

Universität  fibertritt, 

g)  falls  er  Stipendist  ist,  die  Benennung^  des  Stipendiums  oder  der 
Stiftung",  welche  er  genießt,  Angabe  des  jährlich  damit  verbundenen  Geld- 
betrages und  das  Datum  der  Verleihung  mit  Angabe  der  verleihenden  Instanz, 

h)  Anführung  der  Grundlage,  auf  welcher  er  die  Immatrikulation  oder 
Inskription  ansprechen  zu  können  glaubt,  z.  B.  Maturitätszeugnis. 

II.  In  der  zweiten  Abteilung: 

Anführung  der  Vorlesungen,  welche  er  in  dem  beginnenden  Semester 
hören  will,  mit  namentlicher  Anführung  der  betreffenden  I>ozenten,  und 
seiner  eigenhändigen  Fertigung  bei  jeder  derselben. 

§  9.  Als  hinreichende  Belege  der  Universitätsreite  werden  angesehen: 

a)  Zeugnisse  über  die  entsprechend  bestandene  Maturitätsprüfung,  oder 

b)  Universitätszeugnissc  über  den  Abgang  von  einer  Universität,*)  oder 
[c)  Zeugnisse  der  beiden  Universititcn  Padua  und  Pavia  über  die 

Imber  an  denselben  Ober  die  höheren  Fakultätsstudien  bestandenen 
Prüfungen!, 

d)  Darlegung,  daB  der  Studierende  in  dem  nächstvorhergehenden 
Semester  einer  andern  Fakultät  derselben  Universität  immatrikuliert  war,  oder 

(e)  Zeugnisse  über  die  an  den  Akademien  zu  Preßburg,  Kaschau, 
Großwardein,  Agram,  Klausenburg  und  Hermannstadt  oder  an  anderen  diesen 
durch  nachträgliche  Verfügungen  gleichzustellenden  Rechtsakademien  oder 
an  dem  zu  Zara  in  den  Jahren  1848 — 1850  bestandenen  Privatstudium 
zurückgelegten  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Studien). 

§  10.  In  zweifelhaften  Fällen  hat  das  betreffende  Professoren- 
kollegium zu  entscheiden,  ob  der  Studierende  ohneweiters  zu  immatriku- 
lieren oder  abzuweisen  [oder  zu  verhalten]  sei,  [sich  vorher  in  üemäßheit 
des  MinErl.  vom  3.  Juni  1850-)  einer  Maturitätsprüfung  an  der  philosophi- 
schen Fakultät  zu  unterziehen]. 

§  11.  Angehörige  fremder  Staaten  können  an  österreichischen  Uni- 
versitäten immatrikuliert  weiden,  wenn  sie  nach  dem  Urteile  des  immatriku- 
lierenden Dekans  im  allgemefaien  denjenigen  Orad  von  Vorbihiung  besitzen, 
welcher  von  den  österreichischen  Studierenden  bei  ihrer  Immatrikulatkm 
gefordert  wird,  oder  falls  sie  von  einer  auswärtigen  Universität  kommen, 
ein  genügendes  Universitätszeugnis  vorweisen.^ 

§  IZ  O^en  ein  Erkenntnis  der  ProfessorenkoUegien  fiber  den  Ab- 
gang der  Universitätsreife  findet  kein  Rekurs  statt. 

§  13.  Steht  der  Immatrikulation  kein  Bedenken  im  Wege,  so  erklärt 
der  Dekan  den  Studierenden  als  aufgenommen,  fertigt  ihm  einen  Interims^ 
aufnabmsschein  aus,  behält  ein  Exemplar  des  Nationales  für  sich,  stellt  itun 

>)  Vgi,  den  Ertaß  des  MUüsteriams  für  K.  «.  U.  vom  29,  Män  im,  Z,  mt»  MVBNr,  4P, 
betreffend  den  Vorgang  bei  der  Immatrikalaäoit  vtm  tmUndv»  tmf  Qnu$i  du  AhgngUtMgHinn 
tiner  auswärtigen  UniversUdt  (s.  Nr.  4i9), 

^  KOBNr.  m  «r  MM.  —  DU  AtkHImig  telfhrr  MajurtkUtprUfkagen  ßndei  nUki  aiehr  statt, 
*)  Betreffend  die  Aufnahme  von  Ausländem  bt  St  UaiHnUMuMItm  S,  AMWidlerwi 
Bertimmumggn  Jgr  AuMUbtäit*  unter  Nr.  #4/  «./. 

29» 
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das  andere  mit  seinem  Vidi  versehen  zurück  und  weist  ihn  an,  n 
Zahlung  der  Matrikeltaxe  und  wegen  der  Inskription  zu  den  Vc 
sich  an  die  Quästur  zu  wenden.  Die  Interimsaufnahmsscheine  i 
Studierenden,  welche  bereits  in  dem  verflossenen  Semester  ein« 
derselben  Universität  immatrikuliert  waren  und  nunmehr  nur  in  ei 
Fakultät  übertreten  wollen,  sind  zur  Unterscheidung  auf  blauer 
vorzudrucken  und  auszufertigen. 

§  14.  Der  Studierende  hat  sollin  bei  der  Quästur  die  Mai 
und  den  diesfälligen  Stempelbetrag  zu  entrichten  und  mit  den 
ausgefüllten  Meldungsbuche,  dem  Interimsaufnahmsscheine  und  den 
Nationale  versehen,  sich  zur  Inskription  bei  der  Quästur  zu  meldi 
bis  27).  Der  Erlag  des  Tax-  und  Stempelbetrages  wird  auf 
nahmsscheine  bestätigt  und  erst  hicnach  die  Inskriptionsverhand 
genommen.         .     •  •  . 

§  15.  Bereits  immatrikulierte  Hörer,  welche  ihre  Studien 
selben  Fakultät  fortsetzen,  bedürfen,  wenn  keine  länger  als  ein 
dauernde  Unterbrechung  eingetreten  ist,  in  dem  folgenden  Semes 
neuen  Immatrikulation,  sondern  nur  der  Einschreibung  in  die  Vc 
(Inskription). 

§  16.  Die  Dekane  der  Professorenkollegien  und  die  Quästo 
darauf  zu  sehen,  daß  Studierende  nicht  gegen  den  Inhalt  rech 
Erkenntnisse,  durch  welche  sie  von  jeder  oder  von  einer  bestimm 
reichischen  Universität  ausgeschlossen  worden  sind,  immatrikul 
inskribiert  werden.')  Dasselbe  gilt  auch  von  den  gänzlich  oder 
bestimmte  Zeit  relegierten  Studierenden  auswärtiger  Universitäten, 
Regierungen  ein  Übereinkommen  über  diesfalls  zu  beobachtend 
seitigkeit  besteht. 

Eine  gegen  den  Inhalt  solcher  Erkenntnisse  erschlichene  Imma 
oder  Inskription  ist  in  jeder  Beziehung  als  ungültig  zu  betrachten. 

§  17.  Einige  Zeit  nach  Ablauf  des  Termines  zur  Imma 
bestimmt  der  Rektor  einen  Tag,  an  welchem  die  Immatrikuliert 
scheinen  haben,^)  um  die  Matrikelscheine  in  Empfang  zu  nehm 

•)  Das  behafs  Evidemhaltung  der  Vemfeisangserkenntnlsse  Österreichischer  ur 
Universitäten  zu  beobachtende  Verfahren  wurde  mit  Erlaß  des  Ministeriums  für  A 
76.  Jutü  1851,  Z.  5126  ex  1850  (s.  Hr.  S24J  geregelt, 

*)  Einem  Antrage  auf  Einführung  einer  Straf taxe  für  Jene  Studierende ,  we 
feierlichen  Immatrikulation  ohne  vorgängig  angemeldeten  und  cutsreichenden  Entschult 
ferne  bleiben,  Hvrde  mit  MinErl.  vom  18.  September  1895,  Z.  15.148,  keine  Folge  j 
den  akademischen  Behörden  in  der  bestehenden  Disziplinarordnung  genügende  Mittet 
gegeben  sind,  um  dem  gerügten  Unfuge  mit  Erfolg  zu  steuern. 

Mit  MinErl.  vom  2t.  Oktoker  1878,  Z.  16.887,  wurden  die  vom  akademischen 
Universität  in  Lemberg  gefaßten  Beschlüsse  betreffend  die  Behandlung  derjenigen  !. 
welche  zur  Übernahme  der  Matrikelscheine  am  festgesetzten  Termine  nicht  erst 
genehmigend  zur  Kenntnis  genommen.  Diese  Beschlüsse  gehen  dahin:  1.  daü  für 
an  die  neuerliche  Aufforderung  der  betreffenden  Studierenden  der  Beisatz  zu  V 
wird,  dafi  die  Immatrikulation  dieser  Studierenden  im  Falle  Ihres  abermaligen  Nich 
als  unwirksam  zu  betrachten  ist,  2.  daß  Im  Wintersemester,  in  welchem  die  fi 
matrikulation  um  den  20.  Dezember  stattfindet,  die  Frist  zur  Nachholung  derselben  (n 
auf  die  Inzwischen  eintretenden  Weihnachtsferien)  auf  einen  Monat  festgesetzt  wird 
Sommersemester  die  ordentliche  Immatrikulation  am  3.  Tage  nach  dem  letzten  zu 
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einer  von  dem  Rektor  oder  von  einem  der  Dekane  an  sie  gerichteten 
Ansprache  legen  die  neu  Immatrikulierten  ausdrücklich  oder  durch  Vor- 
nahme eines  symbolischen  Aktes  das  Gelöbnis  ab,  daß  sie  den  akademischen 
Gesetzen  gewissenhaft  nachleben  und  den  akademischen  Behörden  stets 
Gehorsam  und  Achtung  bezeigen  wollen  und  erhalten  hierauf  nach  Abgabe 
des  von  der  Quästur  vidierten  Aufnahmsscheines  den  von  dem  Rektor 
und  dem  Professorendekan  unterzeichneten  Matrikelschein  und  ein  Exemplar 
der  Studien-  und  Disziplinarordnung  und  des  Gesetzes  über  die  KoUegien- 
geWer.') 

§  18.  Die  Immatrikulationstaxe  beträgt  2  fl.  K.  M.  (jetzt  acht  Kronen)*) 
und  ist  zugleich  mit  dem  Stempelbctrage  von  15  kr.  K.  M.  (jetzt  zwei  Kronen)*) 
bei  der  Quästur  (§  14)  zu  erlegen.  Ein  immatrikulierter  Studierender  einer 
Fakultät,  welcher  zu  einer  andern  Fakultät  derselben  Universität  übertritt, 
hat  bei  diesem  Obertritte  keine  Matrikeltaxe,  sondern  nur  den  Stempel- 
betrag zu  erlegen.'^)  Von  der  Entrichtung  dieser  Tax-  und  Stempelbeträge 
findet  in  Hinkunft  keine  Ausnahme  oder  Befreiung  statt.') 

§  19.  Von  dem  Gesamtertrage  der  Matrikeltaxen  einer  Fakultät  werden 
vorweg  die  Kosten  der  Auflage  der  im  §  17  erwähnten,  den  Immatriku- 
lierten unentgeltlich  zu  übergebenden  akademischen  Gesetze  abgezogen. 

Ober  die  Verwendung  des  Restes  werden  nachträgliche  Bestimmungen 
erfolgen. ') 

§  20.  Die  Gebarung  mit  den  Matrikeltaxen  besorgt  die  Quästur  und 
legt  ihre  Rechnungen  darüber  dem  akademischen  Senate  vor.**) 

II.  Von  der  Einschreibung  der  immatrikulierten  Hörer  in  die  Vorlesungen 
(Inskription,  Anmeldung  der  Vorlesungen). 

§  21.  Die  Einschreibung  in  die  Vorlesungen  findet  für  jedes  Semester 
insbesondere  statt. 

Die  Grundlage  der  Einschreibung  in  die  einzelnen  Vorlesungen  bildet 
für  die  immatrikulierten  Hörer  das  Meldungsbuch.») 

der  Kolleglengeldcr  besHinmten  Tage  (Abs.  3  der  MlnVdg.  vom  30.  April  1871,  Z.  8825  ex  1870) 
«tittfinden  wird ,  4.  dafl  für  die  Nachholung  dieser  Immatrikulation  ein  achttägiger  Termin 
gesuttet  Verden  soll. 

>)  s.  Nr.  523. 

•)  j.  Nr.  391. 

*)  Au/  Ontnd  der  MlnVdg.  vom  9.  April  1896,  Z.  4528,  MVBNr.  21  fs.  Nr.  423). 
«)  TP  116,  a)  aa)  des  Oebährengesetzes. 

•)  Studierende,  welche  sich  exmatrikulieren  lassen,  haben  bei  ihrem  Wiedereintritte  an 
derselben  Universität  die  Immatrikulationstaxe  neuerlich  zu  entrichten.    Vgl.  Nr.  420. 

•)  Bezüglich  der  Befreiung  der  Theologen  von  der  Entrichtung  der  Immatrikulationstaxe 
s.  §  4  der  MinVdg.  vom  16.  September  1851,  Z.  6165  fs.  Nr.  606). 

')  Diese  Bestimmungen  wurden  mit  der  Verordnung  des  Staatsministerixuns,  Abi.  für 
K.  tt.  U.  vom  30.  November  1862,  Z.  10.184,  ROBNr.  91  (s.  Nr.  418),  getroffen.  Vgl.  auch  Nr.  425  b 
(littkriptionsgebührenj. 

•)  s.  den  MinErL  vom  26.  Mai  1854,  Z.  6039/335  (s.  Nr.  396). 

•)  s.  die  Vorschriften  über  „Meldungsbücher  und  Meldungsbogen"  anter  Nr.  470  u.  f.  VgL 
OMdt  Nr.  426  u.  f. 

Mit  Erlaß  vom  9.  Mai  1892,  Z.  10.193,  wurden  sämtliche  Rektorate  angewiesen,  nach  dem 
an  der  Wiener  Universität  bestehenden  Vorgange  die  Herstellung  einer  neuen  Auflage  der 
Blankette  für  Meldungsbücher  und  Absolutorien  der  Studierenden  auf  einem  Fälschungen  wesentlich 
trschwerenden  Sicherheitspapier  durchzi^führen. 
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Das  Meldungsbuch  samt  dem  Blankett  zur  Ausfertigung  des  1 
hat  der  Studierende  gegen  Erlag  eines  Betrages,  der  die  Druck-  i 
binderkosten  zu  decken  bestimmt,  und  demgemäß  von  dem  aka« 
Senate  festzusetzen  ist,  bei  dem  Universitätspedell  oder  dem  be 
Fakultätsdiener  zu  erheben. 

§  22.    Der  Studierende  hat  das  Meldungsbuch  wohl  aufzu! 

Es  soll  ihm  für  die  ganze  Zeit,  durch  welche  er  seine  Ur 
Studien  fortsetzt,  mithin  auch  bei  seinem  Übertritte  von  einer  l 
an  eine  andere  zur  Anmeldung  der  Vorlesungen,  zur  Aufnahme 
stätigung  über  die  gehörige  Frequentation,  über  das  bezahlte 
geld  und  seinerzeit  zur  Grundlage  des  auszufertigenden  Universitäts: 
dienen. 

§  23.  Das  Meldungsbuch  besteht  aus  zwölf  Quartblättern, 
ersten  Seite  des  ersten  Blattes  ist  der  Vor-  und  Zuname  des  Stu 
sein  Geburtsort,  Name  und  Stand  des  Vaters  von  dem  Studiereni 
zu  schreiben,  die  andern  vier  Rubriken  dieser  Seite,  betreffend  se; 
trikulation  sind  von  der  Quästur  bei  der  ersten  sich  darbiete 
legcnheit  der  Bestätigung  über  das  Kollegiengeld  gegen  Vorwe 
Matrikelscheines  auszufüllen.  Auf  der  letzten  Seite  ist  für  den  Sti 
eine  kurze  Anweisung  über  die  Art  und  den  Vorgang  bei  der  I 
lation,  Inskription  und  Bezahlung  der  Kollegiengelder  zu  drucl- 
dem  übrigen  Räume  sind  je  zwei  Seiten  der  Anmeldung  und  ß 
der  Vorlesungen  in  je  einem  Semester  mit  folgenden  Rubriken  zi. 

a)  Die  nähere  Bezeichnung  des  Semesters  und  der  Universität 
sondere  der  Fakultät,  an  welcher  er  dasselbe  zubringt,  bildet  den 
je  zwei  Seiten. 

b)  Bezeichnung  des  Gegenstandes  und  des  Lehrers. 

c)  Zahl  der  wöchentlichen  Stunden  der  angemeldeten  Vc 

d)  Bestätigung  der  Quästur  über  diese  Meldung  und  übe 
schehene  Eintragung  der  Meldung  in  den  Hauptkatalog. 

e)  Bestätigung  des  Lehrers  über  die  persönliche  Meldung  d 
renden  bei  ihm. 

f)  Nummer  des  Platzes,  wenn  der  Studierende  auf  seinei 
für  ein  Kollegium  einen  bestimmten  Platz  erhalten  hat  (§  28). 

g)  Bestätigung  der  Quästur  über  das  bezahlte  Kollegiengelc 
gänzliche  oder  teilweise  Befreiung  von  demselben. 

h)  Bestätigung  des  Lehrers  über  die  Frequentation. 

i)  Anmerkungen. 

§  24.  Die  Meldungsbücher  werden  in  lateinischer  Sprac 
fertigt,  nur  der  Inhalt  der  Vorlesungen  kann  in  derjenigen  Spra 

'  )  Qegenwäriig  werden  an  den  Universitäten  mit  deutscher  Vortragsspraehe  a 
bücher  in  dieser  Sprache  ausgefertigt.  An  der  böhmischen  Universität  in  Prag  wer. 
die  weltlichen  Fakultäten  in  böhmischer  und  lateinischer  Sprache,  für  die  theologii 
aber  in  lateinischer  Sprache  ausgestellt.  (MinErl.  vom  2t.  August  1896,  Z.  45/KUM 
weise  MinErl.  vom  21.  Mai  1897,  Z.  3980  (s.  Sr.  476  und  477.)  An  der  Universii^ 
vmrde  auf  Orund  des  MinErl.  vom  20.  März  1902.  Z.  583  KUM  (s.  Nr.  16),  die  laietn 
für  die  Meldungsbücher  wieder  eingeführt.  Für  die  Meldungsbücher  der  UniversiA 
hat  noch  derzeit  der  §  24  Geltung. 
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schrieben  werden,  in  welcher  sie  gehalten  werden,  und  in  welcher  sie 
daher  auch  in  dem  Lektioiiskataloge  «ngekHiHligt  wunten. 

§  25.  Bevor  der  Studierende  zur  Einschreibinv  ^  einzelnen 
Kollegien,  die  er  In  was  inuner  fiir  einer  FakuHit  zu  liören  beabtichtigt, 
lidi  bei  der  Quistur  meldet,  hat  er  vollkommen  gleichlautend  diese 
Kollegien,  sowohl  in  der  zweiten  Abteilung  des  Nationales  (§  8),  als  in 
dem  Meklungsbuche  unter  Anführung  des  Gegenstandes  genau  so,  wie 
er  in  dem  Lektionskataloge  bezeichnet  ist,  des  Namens  des  Dozenten  und 
der  wöchentlichen  Stundenzahl  derselben  eigenhändig  einzuschreiben. 

§  26.  Der  Quästor  hat  zu  untersuchen,  ob  das  Nationale  gehörig  aus- 
gefüllt ist  und  ob  die  Aufzahlung  der  Vorlesungen  auf  demselben  mit  der 
des  MeUungsbucbes  fibereinsttnunt  Im  bejahenden  Falle  bestätigt  er  die 
AnmeUung  der  einzelnen  Vorlesungen  in  dem  MeUungsbuche  durch  seine 
UnterKfarift,  behält  das  Nationale  zurück  (§  39)  und  erinnert  den  Studie- 
renden, sich  nunmehr  allen  denjenigen  Dozenten,  deren  Vorlesungen  er  an- 
gemeldet hat,  vorzustellen.*) 

§  27.  Die  Dozenten  bestätigen  diese  Vorstellung  durch  ihre  Unter- 
schrift in  der  vierten  Rubrik  des  Meldungsbuches,  weisen  den  Studierenden 
an,  seinen  Vor-  und  Zunamen  und  seinen  Geburtsort  in  eine  aufliegende 
Liste  einzutragen  und  füllen,  wenn  der  Studierende  die  Zuweisung  eines 
bestimmten  Platzes  in  dem  Hörsaale  wünscht,  die  fünfte  Rubrik  des  Meldungs- 
bnches  entsprechend  ans.  EM  mit  dieser  persönUcfaen  Mekiung  bei  den 
Dozenten  ist  die  Ehischreilmng  in  efai  Kollegium  als  gehörig  vollendet  anzu- 
sehen. Von  der  Vofschrift,  dafi  der  Studierende  sich  zur  Immatrikulation 
und  zur  Inskription  persfiolich  zu  melden  habe,  darf  unter  keinem  Vorwande 
eine  Ausnahme  gemacht  werden.*) 

')  An  einigen  Universitäten  erhOlt  der  Hörer  bei  seinem  Eintritte  In  die  UnttenMbutbtdUn, 
iaiehangsweise  bei  Beginn  eines  Jeden  Studienjahres  durch  die  Unitersitätsquästar  gdtgentlidi 
der  laskriptioa  ttneatgeltiieh  eine  Legitimationskarte  aasg^olgt,  weldie  vorsttgsweise  in  der 
AbMU  tkiißflSat  wmtl»,  mubantflm*  Btmiul»  «on  dlMi  BtIrtUm  der  Wbui»  der  VidmtUti  mu- 
zuschließen.  Die  Einßihrung  solcher  Legitimationskarten  wurde  genehmigt:  ßir  die  Universität  In 
Wien  mit  MinErL  vom  i.  November  i883,  Z.  1092iKUM,ßir  die  ordentlichen  und  atfderordent- 
Bdken  StsuUerendeH  der  drei  wdäMen  FakMUen  fStatut  gendkmigt  mit  MbiEri.  vom  29,  Novem- 
her  im.  Z.  11441KUM.  §§  3  und  5  des  Statutes  abgeändert  mit  MinErL  vom  14.  August  1884, 
Z.  715iKUM):  für  die  Universität  in  Innsbruck  mit  MinErL  vom  4.  Februar  1894,  Z.  366, /är 
die  drei  weltlichen  FakuUäten  (Statut  genehmigt  mit  MinErL  vom  20.  März  1895,  Z.  5415J;ßlr 
dk  Wbertim  Im  Qrue  mM  MbiBrU  umt  12  Devember  ms,  Z,  2SM»,  ßr  die  ordenHtekenmmd 
aaßerordentlichen  Studierenden  sämtlicher  Fakultäten;  fiir  die  böhmische  Universität  in 
Prag  mit  MinEti,  vom  2t.  August  t999,  Z.  aSJOSI»  Jdr  sämtliche  ordentliche  Studierende  und  die 
ntuwmwtin;  ßr  dl»  ütämnim  C*trm«mUM  mU  MinDfL  fOM  IS.  Mdrt  t894,  Z.  5048,  fit 
db  «rdentlichen  und  mifltnrdentUchen  Hdrtt  der  drei  weltlichen  Fakultäten.  An  der  deu  tsekam 
Unlversitä t  in  Prag  wurden  bereits  auf  Orund  Beschlusses  des  akademischen  Senates  vom 
M.Juai  1880,  beziehungsweise  vom  30.  Marx  1881  für  sämtliche  Fakultäten ,  jedoch  nur  för  die 
eeAnOlkkem  Hdrtr  mnd  ßr  dm  bttmtm  aMembekm  VertMr  mm  WMu»me$ler  ttnßt  äb 
Legitimationskarlen  eingefilhrt;  ebenso  an  der  Universität  In  Lemberg  ßlr  die  ordemttkkem. 
HCrtr  auf  Orund  Beschlusses  des  akademischen  Senates  vom  1.  Mai  1889. 

Die  Bestimmungen  der  SialaieH  sind  im  wesentlichen:  Der  Studierende  hat  die  Karte  stets 
bei  sieh  tu  Jähren  und  den  Behörden  oder  deren  Organen  auf  Verlangen  vortaweisen,  besiehungs- 
Weise  abeugeben.  Der  Mißbrauch  oder  die  Fälschung  der  Karten  wird  wie  der  MySbrauch  oder  die 
fUsdmmg  öj^eniUäter  Urkunden  und  überdies  von  den  akademischen  Behörden  im  Disziplinar- 
snge  btsln^ftm 

*)  Vgl,  MImErt,  wom  18,  NonmUr  ttU,  Z.  ZUm  fi.  Nr»  mj. 
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II.  Teil:  Studienvorschiiften ;  A.  Allgemeine  Bestimmungen. 


§  28.  Die  Numerierung  der  Plätze  in  den  Hörsälen  ist  d 
stimmt,  dem  Studierenden,  welcher  einen  bestimmten  Platz  zugewi 
hielt,  ein  Recht  auf  denselben  einzuräumen. 

Diejenigen  Studierenden,  welche  sich  früher  bei  den  Dozenten 
melden,  haben  Anspruch  auf  die  Auswahl  des  Platzes. 

§  29.  Um  Irrungen  und  nachträgliche  Reklamationen  vorzL 
werden  die  Dozenten  verpflichtet,  einen  Tag  vor  und  zwei  Ta| 
Ablauf  des  ordentlichen  Inskriptionstermines  die  Namen  der  bei  ihnen 
eingetragenen  Studierenden  zu  dem  Behufe  in  dem  Kollegium  voi 
damit  bei  etwa  unterlaufenden  Irrungen  den  Studierenden  Gelegen 
geben  werde,  sich  noch  rechtzeitig  inskribieren  zu  lassen. 

§  30.  Wenn  ein  Studierender  seine  Wohnung  wechselt,  so  ha 
neugewähltc  Wohnung  binnen  drei  Tagen  der  Quästur  anzuzeigen. 

§  31.  Die  ordentliche  Frist  der  Immatrikulation  und  Inskrip' 
drei  (jetzt  acht)^)  Tage  vor,  und  vierzehn  (jetzt  acht)^)  Tag 
dem  gesetzlichen  Beginne  eines  jeden  Semesters  (§  7).  Nach  Ablai 
Frist  darf  die  Quästur  nur  gegen  Vorweisung  einer  besonderen  Bev 
des  Professorenkollegiums  oder  des  akademischen  Senates  eine  J 
annehmen. 

§  32.  Nur  aus  sehr  erheblichen  Gründen  kann  binnen  der  i 
acht  Tage  bei  dem  Professorenkollegium-)  um  eine  nachträgliche  A' 
eingeschritten  werden,  bei  deren  Verweigerung  der  Rekurs  an  den  a 
sehen  Senat  offen  steht.  Spätere  Aufnahmsgesuche  sind  von  den  Pro! 
kollegien  dem  akademischen  Senate  vorzulegen,  welcher  nur  dam 
die  offenbarsten  Billigkeitsrücksichten  für  den  Bittsteller  sprechen 
sondere,  wenn  er  die  Ursachen  einer  unverschuldeten  Verspätung 
zweifelhafter  Art  nachweist  und  die  Vorlesungen  nicht  schon  zu  vs 
gerückt  sind,')  um  mit  gehörigein  Erfolge  gehört  zu  werden,  sold 
suchen  stattzugeben,  übrigens  strengstens  darauf  zu  sehen  hat,  d; 
durch  zu  häufige  Nachsicht  die  akademische  Disziplin  von  vornhe 
lockert  werde,  und  diese  nur  in  den  seltensten  Fällen  zu  erteilend 
nahmen  zur  Regel  erwachsen.*) 

«)  Auf  Orund  MinVdg.  vom  2t.  Jänner  1886,  Z.  1562,  MVBNr.  9  (s.  Nr.  42^. 

•)  Mit  MinErl.  vom  19.  Februar  1853,  Z.  338  fs.  Nr.  21) ,  wurde  die  FestsetM 
Kompetemlinie  zwischen   dem    akademischen    Senate  und  den  Pro/essorenkollegiet 
Entscheidung  über  derartige  Aufnahmsgesuche  abgelehnt.   Laut  MinErL  vom  31.  Au 
Z.  34.755  ex  1884  (s.  Nr.  435),  steht  in  Ansehung  jener  Studierenden,  welche  an  der 
beiden  in  Prag  bestehenden  Universitäten  immatrikuliert  sind  und  an  der  anderen 
Vorlesungen  als  außerordentliche  Hörer  besuchen  wollen,  das  Recht  zur  nachträglichen 
in  diese  Vorlesungen  dem  Delta ne  Jener  Fakultät  zu,  an  welcher  die  nachträgliche 
angestrebt  wird. 

*)  Die  Aufnahme  von  Studierenden  nach  Ablauf  von  mehr  als  des  halben  Ser 
nach  dem  StaatsminErl.  Abt.  für  K.  u.  U.  vom  23.  März  1865,  Z.  3i59  (s.  Nr.  430),  in 
unzulässig;  s.  auch  Nr.  431. 

*)  Vgl.  MinErl.  vom  13.  November  1877,  Z.  18.392  fs.  Nr.  433),  betreffend  die  j 
einer  strengeren  Handhabung  der  Inskriptionsvorschriften. 

Bezüglich  der  nachträglichen  Inskription  jener  Studierenden,  die  während  der 
ihres  Einjährig-  Freiwilligenpräsenzdienstes  wegen  Dienstuntauglichkeit  entlassen  wurd 
MinErl.  vom  29.  April  1893,  Z.  20  KL'M,  MVBNr.  17  fs.  Nr.  599)  und  hinsichtlich  jer. 
hörer  der  Wiener  Universität,  die  sich  zu  Beginn  eines  Semesters  der  rechtshistoriscf. 
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Gegen  Entscheidungen  des  akademischen  Senates  findet  kein  weiterer 
Rekurs  statt. 

III.  Von  den  außerordentlichen  Hörem. 

§  33.  Wer  ohne  einer  Fakultät  immatrikuliert  zu  sein,  als  außer- 
ordentlicher Hörer  ein  oder  mehrere  Kollegien  zu  hören  >\ünscht,  hat  sich 
persönlich  bei  dem  Dekane  des  Professorenkollegiums  der  Fakultät,  an  der 
er  ein  Kollegium  zu  hören  beabsichtigt,  zu  melden,  und  sein  Nationale  mit 
Angabe  der  Vorlesungen  zu  übergeben. 

Er  kann  eingeschrieben  werden,  wenn  er 

1.  wenigstens  16  Jahre  alt  ist,  und 

2.  einen  Grad  geistiger  Bildung  besitzt,  welcher  den  Besuch  der  Vor- 
lesung für  ihn  wünschenswert  und  nutzbar  erscheinen  läßt.  Zweifel,  welche 
über  die  Aufnahme  außerordentlicher  Hörer  entstehen,  sind  vom  Professoren- 
kollegium in  erster  und  letzter  Instanz  zu  entscheiden.*) 

§  34.  Der  außerordentliche  Hörer  erhält  von  dem  Dekane  einen  auf 
grünem  Papiere  vorgedruckten  Aufnahmsschein,  und  bei  dem  Pedell  anstatt 
eines  Meldungsbuches  einen  Meldungsbogen*)  in  Folioformat,»)  gültig  für 
zwei  Semester. 

Der  Meldungsbogen  hat  ähnliche  Rubriken  wie  das  Meldungsbuch  der 
ordentlichen  Hörer. 

Doch  entfallen  die  Rubriken  für  die  Immatrikulation  und  der  außer- 
ordentliche Hörer  ist  als  solcher  ausdrücklich  zu  bezeichnen. 

Ober  die  Benützung  und  Ausfüllung  des  Meldungsbogens  gelten  im 
allgemeinen  dieselben  Anordnungen,  welche  oben  in  Ansehung  der  Meldungs- 
bücher getroffen  wurden. 

§  35.  Die  Einschreibung  der  außerordentlichen  Hörer  in  die  Vor- 
lesungen geschieht  bei  der  Quästur  und  bei  den  betreffenden  Dozenten  auf 
dieselbe  Weise  wie  bei  den  ordentlich  Studierenden.*) 

§  36.  Unter  die  außerordentlichen  Hörer  gehören  insbesondere  die 
Pharmazeuten.*)  Im  übrigen  gelten  in  Ansehung  der  Bedingungen  der 
Aufnahme  der  Pharmazeuten  und  ihrer  Zulassung  zu  den  strengen  Prüfungen 
die  bisherigen  Bestimmungen.*) 

prüfang  mit  oder  ohne  Erfolg  unterzogen  haben,  s.  den  MlnEri.  vom  27.  September  1998, 
Z.  2t. 714  (s.  Nr.  438). 

')  Im  Erlaß  des  Ministeriums  für  K.  u.  U.  vom  17.  Februar  1892,  Z.  2879  (an  das  mediz. 
M.  In  Wien)  wurde  bemerkt:  Der  Umstand  allein,  dafi  ein  Aufnahmswerber  das  Unter- 
Gymnasium  nicht  zurückg^eleKt  hat,  ist  für  die  Präge  der  Zulassung  eines  aufierordentlichen 
Studierenden  im  Sinne  des  §  33  der  allgemeinen  Studienordnung  nicht  als  ausschlaggebend 
tiunsehen. 

*)  MU  MinErl.  vom  11.  November  1990,  Z.  15.491  fs.  Nr.  475),  wurde  die  Einfuhrung  von 
MeUHungsbüchem  für  die  Pharmazeuten  der  Wiener  Universität  genehmigt.  Auch  an  anderen 
VnitertUäten  sind  Meldungsbücher  für  Pharmazeuten  eingeführt.  Vgl.  auch  MinErl.  vom 
lt.  Dezember  1889,  RQBNr.  200  (s.  Nr.  708) ;  femer  Nr.  2,  wonach  bestimmten  außerordent- 
lichen Hörem  der  Prager  Universitäten  Meldungsbücher  auszufolgen  sind. 

*)  An  Stelle  der  in  Folioformat  ausgefertigten  Meldungsbogen  wurden  vom  Studienjahre 
1998/99  ab  solche  im  Oktavformat  eingeführt.   Vgl.  MinErl.  vom  31.  Juli  1998,  Z.  818  fs.  Nr.  479). 

•)  Vgl.  die  MinVdg.  vom  25.  Februar  1905,  RQBNr.  51  (s.  Nr.  425b),  beireffend  die  Ein- 
hebung einer  Inskriptionsgebühr  von  den  außerordentlichen  Studierenden  sowie  von  den  Frequentanten 
(Hospitantinnen)  an  den  Universitäten. 

»)  J.  Nr.  708  II.  /. 
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II.  Teil:  Studienvorschriften;  A.  Allgemeine  Bestimmungen. 


§  37.  Die  außerordentlichen  Hörer  sind  ebenso  wie  die  immatrikulierten 
zur  Beobachtung  der  akademischen  Gesetze  und  zum  Gehorsame  und  zur  Ehr- 
erbietung gegen  die  akademischen  Behörden  verpflichtet. 

IV.  Von  der  Evidenzhaltung  der  Studierenden. 

§  38.  Die  Evidenzhaltung  der  ordentlichen  und  außerordentlichen  Hörer 
der  Universität  ist  Sache  der  Quästur.  Dieselbe  hat  für  jeden  Semester 
folgende  Kataloge  neu  anzulegen  : 

1.  Einen  Hauptkatalog  der  immatrikulierten  Studierenden  für  Jede 
Fakultät. 

2.  Einen  Hauptkatalc^,  welcher  alle  außerordentlichen  Hörer 
der  Universität  umfaßt. 

3.  Einen  besonderen  Katalog  für  die  Pharmazeuten. 

§  3Q.  Die  Grundlage  der  Abfassung  dieser  Kataloge  bilden  die  bei 
Gelegenheit  der  Inskription  zurückbehaltenen  Nationalien  der  gemeldeten 
Zuhörer  mit  allfälliger  Benützung  der  Kataloge  des  vorhergehenden  Semesters. 

Die  Rubriken  dieser  Kataloge  sind: 

a)  Vor-  und  Zuname,  Alter,  Religion  und  Wohnung  des  Studierenden. 

b)  Vaterland  und  Geburtsort. 

c)  Namen,  Stand  und  Wohnort  des  Vaters,  und  wenn  dieser  nicht  mehr 
am  Leben  ist,  des  Vormundes. 

d)  Alle  von  ihm  angemeldeten  Vorlesungen. 

e)  Wöchentliche  Stundenzahl  derselben. 

f)  Namen  der  Dozenten. 

g)  Bestätigung  des  Besuches  der  Vorlesungen. 

h)  Stipendium  oder  Stiftung,  welche  der  Studierende  genießt 

i)  Erteilte  Befreiung  von  der  Honorarpflicht 
k)  Vorschreibung,  und 

1)  Abstattung  des  Kollegiengeldes, 
m)  Anmerkungen. 

§  40.  In  die  Rubrik  der  Anmerkungen  ist  aufzunehmen: 

a)  Daß  der  Studierende  etwa  im  letzten  Semester  an  einer  andern 
Universität  studiert. 

b)  Das  Datum  und  die  Zahl  des  Universitatszeugnisses,  wekJies  er 
allenfalls  am  Schlüsse  des  Semesters  erhebt,  um  die  Universität  zu  verlassen. 

c)  Ob  gegen  ihn  eine  Disziplinaruntersuchung  gepflogen  worden,  und 
mit  welchem  Erfolge,  unter  Hinweisung  auf  das  darüber  geführte  Proto- 
koll, und 

d)  die  Ursache,  aus  welcher  ihm  ein  Besuchszeugnis  von  der  Fakultät 
versagt  worden  ist 

e)  Im  Falle  der  Studierende  erst  nachträglich  aufgenommen  worden 
ist,  das  Datum  seiner  Meldung  bei  der  Quästur,  und  das  Datum  und  die 
Zahl  der  die  nachträgliche  Aufnahme  bewilligenden  Entscheidungen  der 
betreffenden  akademischen  Behörde  (§  31). 

§  41.  Nach  Abfassung  dieser  Kataloge  hat  die  Quästur  jedem  Dekane: 
a)  ein  Parc  des  Kataloges  über  die  seiner  Fakultät  immatrikulierten 
und  inskribierten  Hörer, 
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b)  ein  Pare  des  Kataloges  der  außerordentlichen  Studierenden  der 
ganzen  Universität,  und 

c)  nach  dem  Formulare  des  Hauptkataloges  einen  Katalog  derjenigen 
ordentlichen  Hörer  zu  verfassen,  welche  andern  Fakultäten  immatrikuliert 
sind,  welche  aber  in  der  seiner  Leitung  unterstehenden  Fakultät  Kollegien 
hören. 

§  42.  Sechs  Wochen  vor  Ablauf  des  Semesters  hat  die  Quästur  ferner 
jedem  Dozenten  einen  Katalog  der  für  jedes  seiner  Kollegien  gehörig 
eingeschriebenen  Hörer,  und  zwar: 

a)  der  ordentlichen,  und 

b)  der  außerordentlichen  zu  übergeben,  und  in  denselben  die  den  ein- 
zelnen Hörern  zukommende  gänzliche  oder  teilweise  Befreiung  von  der 
Honorarpflicht  anzumerken. 

§  43.  Ersieht  ein  Dekan  aus  diesen  Katalogen,  daß  ein  immatriku- 
lierter Studierender  seiner  Fakultät  in  kein  Kollegium  eingeschrieben  ist, 
so  hat  er  denselben  nach  vorausgegangener  Einvernehmung  von  der  Univer- 
sität wegzuweisen;')  hört  ein  Studierender  in  der  Fakultät,  in  welcher  er 
immatrikuliert  ist,  kein  Kollegium,  oder  ergibt  sich  aus  der  Richtung  seiner 
Studien,  daß  er  einer  andern  Fakultät  angehört,  so  ist  er  dieser  andern 
Fakultät  zuzuweisen. 

V.  Von  den  Studien. 

§  44.  Den  Studierenden  steht  es,  unbeschadet  der  Anforderungen, 
welche  an  sie  bei  der  Meldung  zu  den  Staats-  und  zu  den  strengen  Doktorats- 
prüfungen gestellt  werden,  im  allgemeinen  frei,  zu  wählen,  welche  Vor- 
lesungen und  bei  welchem  Lehrer  sie  dieselben  hören  wollen.') 

§  45.  Um  den  in  eine  Fakultät  neu  Eintretenden  einen  Überblick 
über  das  Gesamtgebiet  derselben  und  die  Einsicht  in  die  zweckmäßigste  An- 
ordnung und  Auswahl  der  zu  hörenden  Vorträge  zu  verschaffen,  haben 
die  Lehrkörper  dafür  zu  sorgen,  daß  von  Zeit  zu  Zeit  kurze  enzyklopädische 
und  hodegetische  Vorträge  als  allgemeine  Einleitung  in  das  Fakultätsstudium 
gehalten  werden.  Es  ist  eine  Pflicht  sowohl  der  Dekane,  als  der  einzelnen 
Lehrer,  denjenigen  Studierenden,  welche  in  dieser  Hinsicht  eine  Belehrung 
wünschen,  mit  ihrem  Rate  an  die  Hand  zu  gehen. 

§  46.  Es  ist  den  österreichischen  Staatsangehörigen,  welche  die  gesetz- 
Ikhen  Eigenschaften  besitzen,  um  an  einer  österreichischen  Universität 
immatrikuliert  zu  werden,  gestattet,  solche  nicht  österreichische  Universitäten, 
an  welchen  Lehr-  und  Lernfreiheit  besteht,  zu  besuchen,  und  es  soll  ihnen 
die  an  denselben  zugebrachte  und  ausgewiesene  Studienzeit  unter  den 

>)  Eine  Ausnahme  wurde  durch  die  MinVdg.  vom  12.  April  1889,  ROBNr.  46,  MVBNr.  25. 
fSr  die  Studierenden  an  Hochschulen,  welche  den  Präsenzdienst  als  Einjährig- FreiwiUige  ableisten, 
geschaffen  fs.  Nr.  550J. 

«)  Erläutert  durch  MinErt.  vom  5.  JuU  1851,  Z.  6485/584  (s.  Nr.  366).  Die  Vorlesungen 
und  Obungen  der  Lehrer  im  engeren  Sinne  können  alle  an  der  Universität  inskribierten 
ordentlichen  und  außerordentlichen  Hörer  und  Hörerinnen  sowie  die  vom  Professorenkollegium  tum 
Besuche  einzelner  Universitätsvorlesungen  zugelassenen  Hospitantinnen  besuchen.  VgL  Punkt  3 
des  MinErl.  vom  31.  Mai  1809,  Z.  9830.  MVBNr.  2t  fs.  Nr.  220). 
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H.  Tdl:  StBdiCQVOnclitlflai;  A.  Aligcmdiic  Bcstlamungcii. 


im  §  47  aufgestellten  Beschränkungen  ebenso  angerechnet  weiden,  als  wäre 
sie  an  einer  teterreidiiscfaen  Univeisltilt  zugebradit^} 

Sie  unterliegen  dabei  den  allgemeuien  Oesetzen  und  Veroidnungen, 
welche  sich  auf  das  Reisen  und  den  Aufenthalt  hn  Auslande  beziehen. 

Ebenso  können  Angehörige  anderer  Staaten  an  österreichischen  Univer- 
sitäten  immatrikuliert  werden  (§  11).')  Übrigens  haben  sie  den  Gesetzen 
fiber  den  Aufenthalt  Auswärtiger  in  Osterreich  zu  genügen. 

^  47.  Um  künftig  zu  strengen  Prüfungen  wegen  Erlangung^  des  Doktor- 
graÜLb  einer  österreichischen  Universität  oder  zu  einer  Staatsprüfung,  welche 
ein  Fakuliatsstudmm  voraussetzt,  zugelassen  zu  werden,  ist  die  Nachweisui^ 
eines  Universitätsbesuches  von  einer  bestimmten  Dauer*)  ndwendig,  und 
zwar  fOr  das  philosophische  Doictorat  von  drei,^)  fOr  das  medizhilsche  von 
fünf  Jahren,^  für  das  juridische  Doktorat  und  fOr  die  Staatsprüfungen, 
welche  das  rechts-  und  staatswrissensohaitlidie  Studium  voraussetzen,  im 
allgemeinen  von  vier  Jahren,")  [worüber  die  näheren  Bestimmungen  in  dem 
Gesetze  vom  29.  Juli  IdSO  (Reichsgesetz-  und  Regierungsblatt  Nr.  327) 
enthalten  sind]. 

[Von  den  für  das  medizinische  Doktorat  ^L"f(irilertf'n  liünf  Universitäts- 
jahren müssen  wenigstens  vier  an  der  mcdi/iin^chun  Fakultät  zugebracht, 
und  zwei  Jahre  zum  Besuche  der  Kimikcn  verwendet  worden  scin.J 

Ein  Jahr  der  geforderten  Universitätszeit  kann  der  Kandidat  des  (medizi- 
nischen und)  juridischen  Doictorates,  sowie  der  rechts»  und  staatswisscn* 
sdiaftllchen  Staatsprfifung  auch  ausschließend  an  der  philoaophiaoiien  Fakullit 
zugebracht  haben.^ 

(Die  bis  zum  Jahre  1848  bestandenen  zwei  philosophischen  Jahrgänge 
sind  in  die  für  das  rechis-  und  staatswissenschaftliche  und  medizinische 
Doktorat  und  für  die  rechts-  und  staatsvvissenschaftliflhen  Staat8|M:ä|m^cn 
geforderten  Universitätsjahre  nicht  einzurechnen.] 

§  IS.  Von  den  im  vorigen  Paragraphen  festgesetzten  ( ^nivensitäts jähren 
muß  ein  Teil  an  einer  österreichischen  Universität  verwcjiUei  weiden,  und 
zwar  von  den  für  das  philosophische  Doktorat  vorgeschriebenen  werngstens 
ein  Jahr,  von  den  fibrigen  wenigstens  zwei  Jahre.*) 

')  Obrr  (iif  Frage,  inwiefern  die  an  einer  ausländischen  Universität  zurückgeUgtt  Siaäitn- 
zeit  angerecluict  werden  kaim ,  vgL  Jär  Juristen  §  10  der  Müi  Vdg.  vom  2L  Des^emher  iS83, 
ROBNt.  204  fs.  Nr.  636),  für  MediMiner  §  3  4er  MütVOg.  nun  14,  Aprü  JMSl  JKlBMr.  JBS 
/2t»  Sr.  678):  >%'/.  auch  §  4S,  Anmerkung 

In  üetug  attj  die  Immatrikulaüon  von  Ausiändtm  t.  „/die  betonäum  ftwrtwipmy  fir 
AttsUitäet"  (Nr.  441  u,  f.). 

)  Vgl  StHD  vom  W.  Sovember  IS12,  POS  S  r.  132,  Dd.  32,  S.  422,  wonach  eine  AhkürzBOg 
UMt  Ziisanimen^iffiunij  der  Lehr-  und  Sttidien-i'it  hri  den  Faktiliätsstudien  verboten  wartte. 

*}  üegenudrlig  „von  4  Jaliren",  vgL  (üe  plulosophische  Higoroseacrdauag  fs.  *>ir, 

*)  ygi*  S  f     f'  4er  meäixlniMehen  Higorosenordming  (*»  Nk  Sft^. 

")  V^l.  die  juristische  StsuUeU"  ttod  Pr^/kn^ordmutg  ($,  Nr»  636  M»/<J  i 
Rigorosenordtmng  fs.  Nr,  600), 

*)  Vgl.  die  medizinische  Rigorosenordmn^  §  3  fs.Nr.678),  besirfiunc^welse  §  9  der ^ 

StiuUettOnbtuni:  fs.  Sr.  h  th). 

")  s.  §  I  der  philoscphtschen  Rii;prosenc>rdJitinß  fSr.   702)  und  §  "      '  medieinisihfft 
Rigorciowrä/uiiig  f.\r,  (>7a).   t  iir  die  tMireciuiung  der  von  Kedits/törer»  im  Auslände  m^ßbßaebtea 
Säidienteit  Ut  gegeii»drüg  §2  des  Situüengeutus  (*.  Nr.  63S)t  hetUmgmuim  |  JS  äm 
Stadiestordmae  fs.  Nr.  636)  und  §  t  der  ßtristisehen  Rigorie»ei$«rdimig  /k.  Mr,  Mtjf . 
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§  49.  Damit  einem  Studierenden  ein  Semester  in  seine  gesetzliche  Uni- 
versitätszeit eingerechnet  werden  könne,  wird  in  der  Regel  zukünftig  die 
Anmeldung  und  der  Besuch  von  so  vielen  Kollegien*)  gefordert,  daß  durch 
dieselben  (ungerechnet  die  Unterrichtsstunden  der  Lehrer  im  engeren  Sinne) ') 
«MientUdi  wenigstens  idm  Stuodea*)  atufefOltt  Mrerden.  Eine  Ausnahme 
iit  in  Ansehung  derjenigen  in  machen,  welche  mit  besonderer  Verwendung 
sidi  emem  emzdnen  Lehigcgenstande  vofzugaweise  widmen,  und  hi  dem- 
fdben  mtenstvere  Studien  machen  <§  55). 

I  5a  Das  Privatstudium  hn  Sinne  der  bisherigen  Anordnung  ist  uiso- 
fene  aufgehoben,  daß  ein  Studium  ohne  Besuch  der  öffentlichen  Vor- 
lesungen icünftig  weder  zur  Ablegung  einer  strengen  Prüfung,  nodi  zur 
Bestehung  einer  StaatsprufuQg,  welche  ein  Fakultätsstudium  voraussetzt 

befähigt.*) 

§  51.  Die  früher  bestandenen  Annual-  und  Semcstraiprüfungen  zur 
Erlangung  eines  öffentlichen  Zeugnisses  über  den  Fortgang  der  Studierenden 
ia  den  Wissenschaften  sind  von  dem  Studienjahre  1850/51  an,  in  Ansehung 
aller  Studierenden  dieser  Fakultäten  aufhoben.*) 

Bedarf  ehi  Studierender  eines  Zeugnisses  Aber  sebie  wissenschaftliche 
BiMuog  von  irgend  einem  Dozenten,  so  Ist  dies  eine  (Privatangelegenheit 
hekler,  und  das  ausgestellte  Zeugnis  hat  in  jeder  Beziehung  als  Privat- 
zcqgnis  zu  gelten.  Dasselbe  gilt  von  schriftlichen  oder  mündlichen  Prüfungen, 
wddie  etwa  zum  Zwecke  der  Erlangung  oder  Beibehaltung  eines  Stipen- 
diums oder  der  Befreiung  von  der  Honorarpflicht  vorgenommen  werden. 

Über  den  Erfolg  einer  solchen  Prüfung  wird  entweder  ohne  Aus- 
stellung eines  Zeugnisses  nur  an  den  Lehrkörper,  der  sein  Urteil  über  die 
Würdigkeit  des  Studierenden  abzugeben  hat,  berichtet,  oder  das  ausgestellte 
Zei^gnis  hat  den  Zweck,  für  weichen  es  gewOnscht  worden  Ist^  ausdrücklich 
zu  bezeichnen. 

Zur  Abhaltung  solcher  Prüfungen  während  der  Dauer  des  Semesters 

zur  Veranstaltung  von  Disputatorien,  Kolloquien  usw.,  insofern  dieselben, 
insbesondere  bei  größeren  Auditorien,  als  das  unentbehrliche  Mittel  er- 

*)  tJSmdmrütmngenf*  wträm  äm  KmUMAfwm  einserechiut  (s.  Nr.  St9),  tUekt  «Icr  4&» 
Hörem  ätr  PhüosophU  (s.  Nr.  694J;  wohl  aber  sUidfltr  tfto  Utämm  dl$  ab  SmmhmtkeBttfmt 
akglkaUaien  ,, praktischen  Obungen"  einrechenbar. 

^  VgL  den  Schlußsatz  des  MinErL  vom  3t.  Mal  1899,  Z,  9830,  MVBNr.  24  (s.  Nr.  2XJ. 

^  KfL  kkm  M»  StmäkH-  mmt  KgotouiMdimiigm, 

*)  Das  Privatstudium  der  Theologen  wurde  mit  Staats  min  Erl.  vom  24.  Februar  1863, 
Z.  11601 K.  U.,  als  unstatthqft  erklärt  (vgL  Nr.  61^.  Laut  §  11  der  MinVdg.  vom  24.  Detember 
nB3,  RQBNr.  204  fs,  Nr,  636),  sind  dU  BuUmmungen  über  ü*  Zaimang  m  de»  Jarktisektn 
Staatsprüfungen  auf  Ormnd  wom  PrtmtistBdten  ta^fgehobtn;  kUrnÜ  sind  amek  aUe  älterem  Vor- 
Schriften  über  die  Zulassung  von  Personen,  welche  nicht  die  im  §  3  des  Gesetzes  vom  20.  April  1993, 
RQBNr.  68  (s.  Nr.  63SJ ,  geforderte  Absotvierung  der  vorgeschriebenen  Unlversitdtsstudien  nach- 
wästm  ktnmm,  ätm  woMm  Vmfiutgß  tmtk  mifitr  Kftfl  cfwM  wortmt  räum  natk  dsm  MbiBrt, 
vom  30.  Juni  1877,  Z.  10.017,  durfte  PrtvaHsten  ktin  Abwbdorbm  ausgestellt  werden.  An  den 
medäinlsehen  Fakultäten  war  das  Privatstadlm»  sOsm  Imi  Mq/kamltUsM  vom  13,  HOn  1905 
fPQS  Nr.  30,  Bd.  24,  S.  63J,  unxuldsslg. 

J.  die  Bestimmungen  des  §  15  des  MinErl.  vom  16.  September  1851,  Z.  6165,  RQBNr.  216 
fi.  Nr.  606J  und  die  mä  Mln£rL  vom  21.  Mdn  1902,  Z,  3SS44  (s.  Nr.  606),  vtrlautbartett 
BntUtm  dt»  Episkopam, 
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scheinen,  über  die  wissenschaftliche  Verwendung  von  Stipendisten  und 
Befreiten  ein  gewissenhaftes  Urteil  abgeben  zu  können,  sind  die  Dozenten 
nicht  nur  berechtigt,  sondern  gesetzlich  verpflichtet.*) 

VI.  Von  dem  Besuche  der  Vorlesungen. 

§  52.  Die  Studierenden  sind  zu  einem  regelmäßigen  Besuche  der  von 
ihnen  angemeldeten  Vorlesungen  verpflichtet.  Er  ist  die  Bedingung  der  Ein- 
rechnung  eines  Semesters  in  ihre  gesetzliche  Universitäts-  oder  Fakultätszeit. 

§  53.  In  der  Mitte  eines  jeden  Semesters  versammelt  der  Dekan  des 
Lehrerkollegiums  einer  jeden  Fakultät  sämtliche  Professoren  und  Privat- 
dozenten derselben  zu  einer  Besprechung  über  die  Frequentation  der  dieser 
Fakultät  immatrikulierten  Studierenden,  bei  welcher  sie  ihre  hierüber  ge- 
machten Erfahrungen  gegenseitig  austauschen.  Ergibt  sich  hiebei,  daß  ein- 
zelne Studierende  nachlässig  frequentieren,  so  ist  es  die  Pflicht  des  Dekans, 
diese  vorzurufen,  sie  darüber  zu  hören,  und  Ermahnungen  oder  Rügen 
auszusprechen  oder  die  Sache  vor  das  Professorenkollegium  zu  bringen. 
Wegen  beharrlichen  Unfleißes  kann  ein  Studierender  zu  jeder  Zeit  von  der 
Universität  weggewiesen  werden.') 

§  54.  Die  Dozenten  sind  verpflichtet,  bei  dieser  Gelegenheit,  sowie  bei 
Bestätigung  des  Besuches  überhaupt,  gewissenhaft  in  Anschlag  zu  bringen, 
was  ihnen  über  den  Besuch  ihrer  Kollegien  durch  die  Studierenden  im  Laufe 
des  Semesters  bekannt  geworden  ist.*) 

§  55.   Kurz  vor  dem  Schlüsse  des  Semesters  versammelt  der  Dekan 
abermals  die  Professoren  und  Privatdozenten  seiner  Fakultät  zur  Beratung,  ob 
einem  Studierenden  die  Besuchszeugnisse  zu  versagen  seien,  und  der  ab- 
gelaufene Semester  daher  einem  immatrikulierten  Hörer  in  seine  Fakultätszeit 
.  eingerechnet  werden  könne  oder  nicht.*) 

Ergibt  sich,  daß  das  letztere  der  Fall  sei,  so  ist  dies  in  dem  Hauptkatalog 
vom  Dekan,  sowie  von  jedem  betreffenden  Dozenten  in  seinem  Handkataloge 
vorzumerken. 

Hat  der  Studierende  nur  über  ein  einziges  Kollegium  ein  Besuchs- 
zeugnis zu  bekommen,  so  hat  der  Dekan  ihn  vorzurufen,  die  Art  seiner 
Studien  zu  untersuchen,  und  das  Professorenkollegium  entscheidet  darüber, 
ob  der  Semester  in  seine  gesetzlichen  Fakultätsjahre  einzurechnen  sei 
oder  nicht. 

»)  Vel.  den  MinEri.  vom  31.  Aaeusi  1853,  Z.  9656/876  (s.  Nr.  367)  und  MinErl.  fom 
2t.  März  1859,  Z.  4430  (s.  Nr.  370). 

*)  Vi^'  §  4  der  provisorischen  DisapÜnarordtmng  vom  13.  Oktober  1849,  RQBNr.  416 
(s.  Nr.  523). 

*)  £s  kann  keinem  Dozenten  verwehrt  werden,  die  Ihm  im  Interesse  der  Hebung  des  Besuehs- 
fleißes  zweckmäßig  erscheinenden  Mittel  zu  ergreifen  und  selbst  durch  Aufruf  der  Namen  seine 
Schüler  kennen  zu  lernen  und  sich  von  ihrer  Anwesenheit  zu  überzeugen.  VgL  III  des  MinErL 
vom  5.  JuU  1851,  Z.  6485/584  fs.  Nr.  366). 

*)  Auf  die  Oberwachung  der  Frequenz  der  Vorlesungen  beziehen  sich:  II.  and  III.  des 
MinErl.  vom  5.  fuli  1851,  Z.  6485/584  fs.  Nr.  366),  MinErL  vom  31.  August  1853,  Z.  9656  876. 
RQBNr.  196  fs.  Nr.  367),  MinVdg.  vom  28.  September  1874,  Z.  13.633,  MVBNr.  47  (s.  Nr.  373). 
Vgl.  auch  §  17  des  Gesetzes  vom  27.  April  1873,  RQBNr.  63  fs.  Nr.  18). 
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Der  Dekan  ligt  die  Pfftdit,  nötigenfalls  ia  Betreff  der  Frequentation 
•kh  auch  mit  dem  Dekane  oder  den  Dozenten  einer  andern  Fakuttit, 
in  wefcher  der  Studierende  Kollegien  hdrt,  ins  Einvemelunen  zu  setzen. 

§  56.  Um  die  Bestätigung  des  Bcsudies  hat  sidi  der  Studierende  binnen 

der  letzten  drei  Wochen  (jttzt  nicht  früher  als  innerhalb  der  letzten  acht 
Tage)^)  des  Semesters  persönlich*)  bei  den  betreffenden  Dozenten  und 
bei  dem  Dekane  des  Professorenkollegiums  zu  melden,  nachdem  er  vorher 
seiner  Honorarpflicht  gehörig  nachgekommen  ist,  und  hierüber  oder  über 
seine  gänzliche  Befreiung  von  der  Entrichtung  des  Honorars  für  alle  von 
ihm  angemeldeten  Kollegien  die  gehörige  Bestätigung  von  der  Quästur 
erhalten  liat  (§  61). 

§  57.  Die  einfache  Bestätigung  des  Besuches  durch  die  Einzeichnung 
des  Wortes  ^besucht"*)  in  das  Anmeldungsbuch  hat  den  Sinn:  der  Studie- 
rende sei  fOr  das  benannte  Kollegium  eingeschrieben  gewesen,  und  es  sei 
nicht  bekannt,  daß  er  so  wenig  frequentiert  habe,  daß  der  Zweck  des 
Kollegienbesuches  dadurch  nicht  habe  erreicht  werden  können. 

§  58.  Die  Bestätigung  der  Frequentation  geschieht  im  Meldungsbuche 
oder  Meldungsbogen  in  der  vorletzten  Rubrik. 

§  59.  Nach  eingeholter  Besuchsbestätigung  von  Seite  der  einzelnen 
Dozenten  hat  der  Studierende  sein  Meldungsbuch  oder  seinen  Meldungs- 
bogen dem  Dekan  zur  Vidierung  vorzulegen.  Wenn  Aber  einen  Studierenden 
efaie  DiszipUnarstrafe  verhingt  wurde,  so  ist  dies  bei  dieser  Gelegenheit  in 
dem  IMehlungsbuche  mit  Hinweisung  auf  das  betreffende  ProtokoD  zu 
bemerken. 

In  dem  Falle,  als  einem  Studierenden  das  ablaufende  Semester  aus 
was  immer  für  einem  Grunde  nicht  in  seine  üniversitätszeit  einzurechnen 

is^  hat  der  Dekan  dies  in  der  Rubrik  „Anmerkung**  zu  notieren. 

Kommt  eine  solche  Anmerkung  nicht  vor,  so  hat  die  Unterschrift 
des  Dekans  die  Bedeutung,  daß  dem  Studierenden  das  betreffende  Semester 
im  allgemeinen  in  seine  Universitätszeit  eingerechnet  werden  könne. 

§  60.  Meldet  sich  ein  Studierender  bis  zum  Schlüsse  des  Semesters 
okht  um  ein  Besuchszeugnis,  so  ist  es  so  anzusehen,  als  hätte  er  die  Uni- 
versHit  im  Laufe  des  Semesters  verlassen,  und  dieses  wird  ihm  in  sem 
Fakidlitsstudhnn  nicht  eingerechnet,  ausgenommen,  wenn  bei  einer  nach- 
tiiglidiett  Mekhing  um  das  Besuchszeugnis  der  Studierende  hhdangliche, 

0  A^r  Qrund  dts  §  3  der  MinVdg.  vom  2t.  Jänner  18b6,  Z.  1562,  MVBNr.  9  (s.  Nr.  422^, 
mrdt  äU  Im  §  56  der  aügtmeiiun  StaäUnerdmttg  ßr  dl»  ieixUn  drei  Wochen  du  Semetten 
festgesetzte  und  mit  Min  Erl.  vom  tS,  November  1881,  Z.  17.003,  MVBNr.  46,  ßr  dh  ttieim 
14  Tage  anberaumte  Frist  auf  die  leMen  acht  Tage  des  Semesters  eingeschränkt. 

Studierenden  der  Medizin,  welche  während  ihrer  medizinischen  Studien  den  halbjährigen 
Prdsentdietut  im  SoidatemtamU  am  1.  April  antreten,  ist  die  Frtqami^sIMtßHg  JMr  das 
Wintersemester  jedenfalls  schon  In  den  letzten  acht  Tagen  des  MOHOiS  Märe  XU  erttÜem,  KfJL 
§4  der  MinVdg.  vom  12.  April  1869,  RQBNr.  46  (s.  Nr.  550). 

^  Di»  ptrMdkh»  BiiMung  der  Pirtqßmi^eMiigttng  stUua  dät  SMUtniidM  tmnU 
nnerdings  durch  die  MinErL  vom  28.  September  1874,  Z.  13MS,  MVBNr»  47  fs,  Nr.  Sl^f  Und 
vom  18.  November  1886.  Z.  23J030  (s.  Nr.  377J,  eingeschärft. 

>)  Bei  Bestätigung  der  Frequenz  ist  die  Anwendung  von  Beisätzen  als:  „mit  besonderen, 
mä  mugtutUMem  m(ß,  adi  kmorraggudtr  VerweHduug  mm.**  mOMg.  Vgl,  dbtrkmpi  Iii' 
du  MbiBrL  wou  5,JbU  mt,  Z.  HKßH  fi.  Nr,  S6^, 


üiyilizcQ  by  GoOgle 


StudlenvonchrUten ;  A.  Allgemeine  Bestimmungen. 

seine  Verspätung  rechtfertigende  Gründe  nachweist,  und  wenigstens  ein 
Dozent,  und  zwar  in  diesem  Falle  nicht  bloß  negativ  in  der  oben  §  57 
angegebenen  Weise,  sondern  positiv,  aus  eigenem  bestimmten  Wissen  be- 
stätigt, daß  der  Bittsteller  seine  Vorlesungen  fleißig  besucht  habe.  Wird 
ihm  aus  Ursache  der  nicht  rechtzeitig  und  nicht  persönlich  geschehenen 
Meldung  von  einem  oder  mehreren  Dozenten  die  Bestätigung  der  Fre- 
quentation  verweigert,  so  steht  ihm  zu,  sich  an  das  Professorenkollegium 
zu  wenden,  welches  das  Recht  hat,  außerordentliche  und  nachgewiesene 
Billigkeitsrücksichten,  insbesondere  bei  sonst  notorisch  ausgezeichneten 
Studierenden  in  Anschlag  zu  bringen. 

Gegen  die  diesfällige  Entscheidung  des  Professorenkollegiums  findet 
kein  weiterer  Rekurs  statt 

§  61.  Keinem  Studierenden  darf  von  irgend  einem  Dozenten  der  Besuch 
eines  Kollegiums  bestätigt  werden,  bevor*  er  in  dem  Meldungsbuche  oder  in 
dem  Meldungsbogen  die  Bestätigung  des  Quästors  über  die  Bezahlung  des 
Kollegiengeldes  für  sämtliche  von  dem  Studierenden  angemeldeten  Kolle- 
gien, oder  über  die  gänzliche  Befreiung  von  der  Entrichtung  desselben 
vorgemerkt  gesehen,  und  ihm  derselbe  im  ersten  Falle  zugleich  eine  den 
legalen  Beweis  des  Honoraranspruches  des  Dozenten  liefernde  ungestem- 
pelte Spezialquittung  der  Quästur  über  das  von  ihm  bezahlte  Honorar  für 
die  betreffende  Vorlesung  des  Dozenten  eingehändigt  hat 

§  62.  Die  in  jedem  Meldungsbuche  oder  Meldungsbogen  enthaltenen 
Bestätigungen  über  den  Besuch  der  Vorlesungen  unterliegen  zusammen  für 
jedes  Semester  einem  Stempel  von  6  kr.  (jetzt  30  Heller).  Die  gehörige 
Stempelung  der  einzelnen  Blattseiten  des  Meldungsbuches  hat  der  Studierende 
selbst  zu  besorgen. 

§  63,  Über  den  Betrag  und  die  Zeit  der  Entrichtung  der  Kollegien- 
gelder und  über  den  Vorgang  bei  Erteilung  einer  gänzlichen  oder  teilweisen 
Befreiung  sind  die  näheren  Bestimmungen  in  dem  mit  Ah.  Entschl.  vom 
12.  Juli  1850  sanktionierten  Gesetze  über  die  Einführung  der  Kollegien- 
gelder enthalten  (Reichsgesetz-  und  Regierungsblatt  Nr.  310).i) 

VII.  Von  den  Ferien. 

§  64.  Das  Studienjahr  zerfällt  in  das  Winter-  und  Sommersemester. 
Jenes  beginnt  am  1.  Oktober  eines  jeden  Jahres  und  dauert  bis  exklusive 
zum  Donnerstag  vor  dem  Palmsonntag  des  gregorianischen  Kalenders. 

Dieses  beginnt  mit  dem  Donnerstage  nach  den  Osterfeiertagen  und 
dauert  bis  zum  letzten  Juli.  Die  großen  Herbstferien  betragen  somit  zwei 
Monate,  die  Osterferien  14  Tage.«) 

«)  s.  ditses  Qesetx  anter  Nr.  391  sowie  VII.  des  MlnErl.  vom  5.  Juli  1851,  TL  6485/584 
(s.  Nr.  366). 

»)  Mit  MUtErl.  vom  5.  November  1857,  RQBNr.  2f9  fs.  Nr.  368) ,  wurden  die  Herbstferien 
und  die  Zwischenferien  definitiv  geregeU;  zugleich  wurde  die  Omer  der  Weihnachts-  und 
Faschingsferien  bestimmt.  Mit  MinErt.  vom  1.  Februar  1858,  Z.  21.777  ex  1857  fs.  Nr.  369). 
erfolgte  eine  Reduktion  der  kollegienfreien  Tage  an  der  Universität  Lemberg.  Hinsichtlich  der 
Einteilung  des  Studienjahres  an  der  Universität  in  Czernowitz  s.  den  MinErl.  vom  18.  Septem- 
ber 1875,  Z.  1Z266,  MVBNr.  37  (s.  Nr.  374);  die  Ordnung  der  Ferien  an  dieser  Universität 
beruht  auf  dem  MinErl.  vom  14.  Dezember  1878,  Z.  19.535,  MVBNr.  4  ex  1879  fs.  Nr.  375). 
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§  66.  RficksiditUGb  der  Feiertage  ist  ekh  an  die  bisher  bestandenen 
VoTKliriften,  oder  In  Ermanglung  ausdrücklidier  gesetzlicher  Bestimmiuigen 
an  die  an  jeder  Univeiiitit  beobachtete  Obung  zu  halten. 

%  66.  Was  den  an  den  UniveraitSten  bisher  in  jeder  Woche  noch 
anfier  dem  Sonntage  zugestandenen  Ferialtag  anbelangt»  so  ist  es  Sache 

eines  jeden  Professoren  kollegiums,  zu  bestimmen,  ob  ein  solcher  und  aUen> 
falls  welcher  Wochentag  hiezu  auch  noch  in  Zukunft  fortbestehen  soll.*) 
Der  an  einigen  Fakultäten  an  jedem  Dienstag  Nachmittag  eingeführte 
halbe  Ferialtag  wird  aufgehoben. 


§  67.  Verläßt  ein  immatrikulierter  Studierender  die  Universität,  ent- 
weder weil  seine  Studien  beendet  sind  oder  um  sich  an  eine  andere 
Universität  zu  begeben,  so  ist  er  verpflichtet,  ein  Universitats/eugnis  zu 
verlangen.  Ohne  ein  solches  Universitatszcugms  (Abgangszeugnis)*}  darf 
er  weder  an  ehier  andern  Universitit  definitiv  aufgenonnaen,  noch  zu  den 
Dokloratsprafungen  oder  zu  der  letzten  theoretischen  Slaatsprilhing  zuge- 
httsen  weiden. 

Er  hat  sich  zu  diesem  Behufe  bei  dem  Dekane  zu  meklen,  seine . 
frfihcren  Zeugnisse  und  sein  Meldungsbnch  demselben  zn  öbeigeben. 

§  68.  Die  näheren  Bestimmungen  fiber  die  Unlvcrsitatszeugnisse  snid 
ui  dem  MInErL  vom  10.  JVUrz  1850,  Z.  1565,*)  enthalten  (Reidisgeseb- 

und  Regierungsblatt  Nr.  117).  Die  Ausfertigung  derselben  gesdiieht  hntl' 
halb  der  ersten  acht  Tage  der  Oster-  und  der  Herbstferien. 

Für  die  Avisfertigung  dieser  Zeugnisse  ist  außer  dem  gesetzlichen 
Stempel  eine  Schreibgebühr  von  1  fl.  K.  M.  (Jetzt  2  Kronen  10  h)  bei  der 
Einhändigung  derselben,  welche  durch  die  Quästur  geschieht,  zu  entrichten. 

Dieselbe  Gebühr  ist  zu  entrichten  bei  Ausstellung  eines  Duplikates,  eines 
Melduügsbudies  oder  Meldungsbogens  oder  eines  Abgangszeugnisses  oder 
Absolutoriums. 

>)  VeL  auch  §  6  der  MinVdg.  vom  X.Jmü  tSSO,  Z.  5432fl7§  (s.  Nr.  mj;  baägUeh  der 
Befegiäs  des  JewtUigen  RüdMt  tat  Bestimmung  eines  besonderen  FeriaUages  s.  Nr.  372  und  die 
Aumerltung  hiezu. 

5.  die  Vorschriften  über  die  Ab^nn^Tfu^^nisse  (AbsoMcrifn)  unter  Nr.  4^  a.  f.  Wegen 
Ausjertigung  der  Absolutorien  au/  Sürherheiispapier  s.  Anmerlmng  *)  bei  §  21  der  aligemeinen 

*}  Mit  diesem  Erlasse  (s.  Nr.  486)  wurde  ein  Formular  der  Abgangsteugnisse  mit  einer 
Vonckrift  Über  ihre  Au^ßUang  hinausgegeben.  Im  Sinne  dieser  Vorschrift  ist  laut  MinErL  vom 
29.  Mai  1894,  Z.  9050  (s.  Nr.  488J  and  vom  t.  Dezember  1902,  Z.  3aJ91  (s.  Nr.  491 J, 
■mr  Ar  AmnMtuig  nm  muäfMUtik  «fi  »^telrigirteB^  Beakkneitm  AttaagiUKgHlHm  am 
Studier rndr  der  philosophischen  FakalMt  abzusehen.  Mit  MinErl.  vom  3.  April  1856, 
Z.  5m,  RQBNr.  41  (»,  Nr.  4S7J  erfolgte  die  Ei^ßhnutgvon  Absolutorien /är  Reehtshörer  als 
legales  Bemeisdokmmetti  äber  die  VoUendang  der  vorgeseMebenen  Studien  and  tße  BesUmmang 
des  Veriiältnisses  derselben  tu  den  bisher  üblichen  Abgangszeugnissen.  Der  nach  §  27  des  Wehr- 
geseilt  geforderte  Nachweis  der  Absolvierung  der  medizinische n  Studien  wird  'Kir  durch  ein 
Abgangszeugnis  erbracht,  durch  welches  die  Zurücklegung  von  wenigstens  zelin  anrechenbaren 
mitHiialtektm  Semeetem  and  die  Frequemt  derinderRlgorosenofttnungbese/ehneten  O^iga^Mer 
bestdficrt  mrd  f*>UnAkt  Z.  13.210  ex  t?^}.  Diese  Abgangszeugnisse  sind  gemäß  MinErL  fam 
4.  Septfmher  /MV/,  Z.  16.636  (s.  Nr.  490),  ausdrücUich  als  Absolutorien"  tu  bezeicfmen. 

Universitäugesetzc.  30 


VIII.  Von  dem  Abgange  von  der  Universität 


Digitized  by  Google 


466 


II.  Teil:  Studienvorschrlften ;  A.  Allgemeine  BesÜmtnungea. 


Für  die  Duplikate  anderer  Art  ist  die  Hälfte  obiger  Schreibgebühr 
zu  bezahlen. 

Die  Hälfte  des  Ertrages  dieser  Schreibgebühr  fällt  dem  Dekan  des 
betreffenden  Professorenkollegiums,  die  andere  Hälfte  den  Kanzlei-  und 
Quästursbeamten  zu. 

IX.  Von  der  Anbringung  von  Gesuchen  und  Beschwerden  der 

Studierenden. 

§  69.  Hat  ein  Studierender  ein  Gesuch  oder  eine  Beschwerde  anzu- 
bringen,*) so  hat  er  sich  zuerst,  und  soweit  nicht  eine  schriftliche  Ein- 
gabe ausdrücklich  durch  das  Gesetz  gefordert  wird,  mündlich  an  den  be- 
treffenden Dekan  zu  wenden.  Dieser  bescheidet  ihn  mündlich  oder  weist 
ihn  an,  eine  schriftliche  Eingabe  an  das  Professorenkollegium  zu  richten. 

§  70.  Fühlt  sich  der  Studierende  durch  den  erhaltenen  mündlichen  oder 
schriftlichen  Bescheid  des  Dekans  oder  des  Professorenkollegiums  nicht 
zufriedengestellt,  so  steht  es  ihm  frei,  soweit  das  Gesetz  nicht  einen  solchen 
Rekurszug  ausdrücklich  abgeschnitten  hat,  den  Rekurs  an  den  akademischen 
Senat  zu  ergreifen,  an  welchen  er  auch  in  dem  Falle  seine  Eingabe  zu 
stilisieren  hat,  wenn  die  Gewährung  irgend  eines  Gesuches  in  erster  Instanz 
dem  akademischen  Senate  vorbehalten  ist. 

Doch  ist  jedenfalls  ein  solches  Gesuch,  sowie  jeder  Rekurs  an  den 
akademischen  Senat  oder,  soweit  er  zulässig  ist,  an  das  Unterrichtsministe- 
rium, bei  dem  betreffenden  Professorenkollegium  zu  überreichen,  und  von 
diesem  mit  seinem  Berichte  weiter  zu  befördern. 

Die  Rekursfrist  beträgt  in  der  Regel  acht  Tage,  von  dem  Tage  an  ge- 
rechnet, an  welchem  der  rekurrierte  Bescheid  dem  Studierenden  mündlich 
gegeben  worden  oder  schriftlich  von  ihm  in  der  Universitätskanzlei  zu 
erheben  war. 

§  71.  Der  Studierende  hat  in  der  Regel  keine  Zustellung  von  Seite 
der  Universitätskanzlei  zu  erwarten,  sondern  die  ihn  betreffenden  Erledi- 
gungen selbst  oder  durch  einen  Stellvertreter,  welcher  sich  über  den  er- 
haltenen Auftrag  zu  legitimieren  hat,  bei  der  Universitätskanzlei  abzuholen. 

Die  Verständigung,  daß  die  einen  Studierenden  betreffende  Erledigung 
in  der  Kanzlei  zu  erheben  sei,  geschieht  durch  Anschlag  auf  dem  schwarzen 
Brette.-) 

§  72.  Nur  in  besonders  dringenden  oder  wichtigen  Fällen  kann  der 
Dekan  oder  Rektor  eine  Zustellung  zu  Händen  des  Studierenden  durch  den 
Universitäts-  oder  Fakultätsdiener  anordnen. 

Die  Studierenden  haben  von  den  Anschlägen  auf  dem  schwarzen  Brette 
Kenntnis  zu  nehmen,  und  alles,  was  von  Seite  der  akademischen  Behörden 
oder  der  Quästur  auf  demselben  angeschlagen  worden  ist,  als  gehörig 
kundgemacht  und  als  diejenigen,  die  es  angeht,  verpflichtend,  anzusehen. «) 

«)  Vgl.  Punkt  5  und  6  des  MinErl.  vom  2t.  November  1849,  Z.  8605  (s.  Nr.  6t J. 
•)  Betreffend  die  Umulässigkeit  der  Verwendung  des  schwarzen  Brettes  tarn  Anschlag  von 
Plakaten  s.  Nr.  376. 

»)  Der  MinErl.  vom  28.  Februar  1865,  Z.  1280  (s.  Nr.  371),  erklärt  die  Kundmachung 
einer  Anordnung  mit  verpflichtender  Kraft  für  die  Studierenden  durch  mündliche  Mitteilung  seitens 
eines  Professors  an  sein  Auditorium  für  zulässig. 
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X*  Von  der  Beziehung  dieser  Vorschrift  auf  die  Studierenden  der 
Theologie  und  auf  die  nicht  immatrikulierten  Hörer  von  solchen  Lehr- 
vorträgen, welche  nicht  Fakultätsvorlesungen  sind. 

§  73.  Die  Anwendbarkeit  dieser  Vorschriften  auf  die  Studierenden  der 
Theologie  bleibt  näheren  Bestimmungen  vorbehalten.*) 

§  74.  Für  diejenigen,  welche  sich  für  die  Kollegien  der  Lehrer  im 
engeren  Sinne  des  Wortes  oder  in  Vorlesungen  von  Lehrabteilungen  ein- 
schreiben lassen,  welche  keine  eigentlichen  Fakultätsstudien  umfassen,  son- 
dern diesen  nur  aggregiert  sind,  gelten  die  bisherigen  Vorschriften,  sowohl 
über  die  Aufnahme  als  über  ihren  Studiengang,  über  die  von  ihnen  ab- 
zulegenden Prüfungen  und  über  ihre  sonstigen  Beziehungen  zur  Univer- 
sität und  zu  ihren  Professoren  und  Lehrern.*) 


Nr.  366. 

Erlaß  des  Ministeriums  fflr  K.  u.  U.  vom  5.  Juli  1851  Z.  6485/584. 

an  das  Universitätskonsistorium  in  Wien  und  die  akademischen  Senate  der 
Universitäten  in  Prag,  Lemberg,  Krakau,  [Olmütz],  Graz  und  Innsbruck, 

(betreffend  einige  Bemerkungen  und  Weisungen  in  Bezug  auf  die 
Durchführung  der  allgemeinen  Studienordnung). 

Ungeachtet  das  Unterrichtsministerium  nicht  den  eifrigen  Willen  ver- 
kennt, mit  welchem  die  akademischen  Behörden  im  allgemeinen  dasselbe 
bei  Ein-  und  Durchführung  der  neuen  Organisation  der  Fakultätsstudien 
unterstützten,  und  so  freudig  es  vielfältige  Anlässe  ergriff,  mehreren  der- 
selben seine  besondere  Anerkennung  darüber  auszusprechen,  so  sind  doch 
nicht  alle  Anordnungen  des  neuen  Systems  überall  mit  gleichem  Erfolge,  nicht 
überall  in  vollkommenem  Einklänge  mit  den  hierortigen  Intentionen  durch- 
geführt worden. 

Hier  nachzuhelfen,  soweit  es  nötig  erscheint,  hie  und  da  entstandene 
Zweifel  zu  lösen,  den  akademischen  Behörden  in  einigen  Punkten,  wo 
nicht  alle  den  wahren  Gesichtspunkt  gewonnen  zu  haben  scheinen,  das  Ver- 
ständnis zu  erleichtern,  und  selbst  die  von  einigen  begangenen  Mißgriffe 
offen  darzulegen,  um  sie  auf  die  richtige  Bahn  zu  bringen  und  die  übrigen 
vor  ähnlichen  Klippen  zu  wanien,  dies  ist  der  Zweck  folgender,  an  die 
akademischen  Behörden  der  Universitäten  zu  Wien,  Prag,  Lemberg,  Krakau, 
[Olmütz],  Graz  und  Innsbruck  gleichmäßig  gerichteten  Bemerkungen. 

Diejenigen  akademischen  Behörden,  welche  sich  allenfalls  durch  den 
einen  oder  andern  Punkt  berührt  fühlen,  mögen  in  denselben  zunächst 
nicht  mehr  als  eine  wohlmeinende  Aufklärung  über  die  Absichten  des 
Unterrichtsministeriums  erblicken,  welches  eben  darum  nicht  Ursache  zu 
haben  glaubt,  die  eine  oder  andere  dieser  Bemerkungen  an  das  eine  oder 

»)  Die  bezüglichen  Anordnungen  wurden  mit  MinErl.  vom  16.  September  1851,  Z.  6/65, 
RQBNr.  216  (s.  Nr.  606),  getroffen. 

*)  VgL  die  Vorschriften  in  Betreff  der  „Lehrer  im  engeren  Sinne"  unter  Nr.  220  u.  f. 
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andere  Professorenkollegium  namentlich  zu  richten,  weil  es  an  dem  recU 
liehen  Willen  aller,  das  Beste  der  höheren  Bildung  und  das  Oedeiben  der 
Universitäten  zu  fördern,  nicht  zweifelt. 

/.  (Lernfreiheit) 

Es  ist  von  mehreren  Seiten  der  Zweifel  angeregt  worden,  ob  einem 
Dozenten  das  Recht  zustehe,  die  Meldung  eines  Studierenden  für  eines 
seiner  Kollegien  nicht  anzunehmen,  für  welches  dieser  die  unumgänglich 
nötigen  Vorstudien  nicht  gemacht  hat,  z.  B.  wenn,  wie  es  an  den  rcchts- 
und  staatswissenschaftlichen  Fakultäten  vorkam,  Studierende  die  politischen 
Wissenschaften  hören  wollen,  ohne  früher  Rechtsphilosophie  studiert  zu 
haben,  oder  einige  Finanzpolitik,  ohne  nationalökonomische  Vorstudien» 
gerichtliches  Verfahren  ohne  Vorkenntnisse  des  Zivilrechtes  frequentieren 
wollen. 

Das  Recht  der  Lernfreiheit  kann  nicht  als  ein  Recht  zum  absolut  Un- 
vernünftigen aufgefaßt  werden.  Der  §  44  der  Studienordnung  stellt  es 
zwar  den  Studierenden  frei,  zu  wählen,  welche  Vorlesungen  und  bei  welchem 
Lehrer  sie  dieselben  hören  wollen.  Allein  der  ebenda  vorkommende  Aus- 
druck „im  allgemeinen"  deutet  schon  darauf  hin,  daß  dieses  Recht  kein 
unbeschränktes  sei.  Diese  Beschränkungen  liegen  eben  sowohl  in  positiven 
Verfügungen,  z.  B.  in  den  Bestimmungen  über  die  theoretischen  Staats- 
prüfungen,!)  als  auch  in  einer  natürlichen  Stufenfolge  der  wissenschaft- 
lichen Disziplinen,  soweit  diese  eine  rein  objektive  und  mithin  so  evidente 
ist,  daß  nur  offenbarer  Unverstand  sie  ignorieren  kann. 

Gleichwohl  ist  nicht  zu  verkennen,  daß  eine  zu  weit  gehende  Be- 
vormundung zuletzt  zu  dem  Aufdringen  eines  Studienplanes  führen,  somit 
das  Wesen  der  Lemfreiheit  zerstören  und  dessen  eigentlichen  Nutzen, 
nämlich  die  strebsamen  Studierenden  gewährte  Möglichkeit,  ihre  Studien 
ihren  individuellen  Bedürfnissen,  Neigungen  und  Vorkenntnissen  gemäß  ein- 
zurichten, vernichten  würde. 

Es  ist  zu  bedauern,  daß  noch  keine  für  die  Studierenden  der  ver- 
schiedenen Fakultäten  berechneten  hodegetischen  Anweisungen  über  die 
zweckmäßige  Verwendung  der  Universitätszeit  bisher  im  Drucke  erschienen 
sind,  und  daß  auch  derlei  Vorlesungen  nicht  allgemein  in  einer  solchen 
Art  abgehalten  werden,  daß  sie  noch  rechtzeitig  zu  Führern  der  studie- 
renden Jugend  bei  Auswahl  der  Vorlesungen  werden  könnten. 

Die  Zukunft  wird  vielleicht  auf  diesem  Wege  den  wirklichen  Bedürf- 
nissen ohne  direktes  Einschreiten  des  Unterrichtsministeriums  abhelfen.  Bis 
dies  jedoch  geschieht,  will  dasselbe  den  akademischen  Behörden  und  Pro- 
fessoren die  Ermächtigung  nicht  vorenthalten,  gegen  schreiende  Mißgriffe 
der  Studierenden  wirksam  eintreten  zu  können. 

Derlei  Mißgriffe  kommen  nicht  an  allen  Fakultäten  in  gleichem  Maße 
vor,  und  die  Notwendigkeit  der  Abhilfe  dürfte  nicht  überall  gleich  drin- 
gend sein. 

*)  Vgl.  den  Schlußsatz  des  §  4  und  dtn  vorletzten  Absat*  des  §  5  der  jaristischen  Stadien^ 
Ordnung  vom  2t.  Dezember  1893,  ROBNr.  204  (s.  Nr.  6»), 
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Diejenigen  Fakultäten,  bei  welchen  sie  aber  nach  den  bisherigen 

Wahrnehmungen    sich    häufiger  und  entschiedener  herausgestellt  haben, 

werden  hiemit  aufgefordert,  dies  unverzüglich  zum  Gegenstände  ihrer  Be- 
ratung zu  machen. 

Spricht  sich  die  Majorität  eines  Kollegiums  dahin  aus,  daß  es  an  der 
betreffenden  Fakultät  notwendig  sei,  einigen  Professoren  außer  dem  Rechte 
der  Belehrung  und  des  Abratens  das  Recht  zur  Verweigerung  der 
Inskription  einzuräumen,  so  haben  sie  diesfalls  die  Lehrfächer  zu  be- 
zeichnen,  in  Ansehung  derer  eine  Beschränkung  der  freien  Wahl  einzu- 
treten  habe,  die  Bedingungen  der  Anmeldung  solcher  Vorlesungen  zu 
bestimmen  und  zur  Handhabung  dieser  Bestimmungen  die  Ermächtigung 
von  Seite  des  Unterrichtsministeriums  einzuholen. 

//.  (Wahl  und  Besuch  der  Vorlesungen.) 

Zu  einer  vernünftigen  Wahl,  sowie  zu  einem  fleißigen  Besuche  der 
Vorlesungen  können  namentlich  an  den  rechts-  und  Staats  wissen- 
schaftlichen Fakultäten  zwei  Umstände  beitragen: 

a)  eine  solche  Ordnung  der  Vorlesungen  bei  Entwerfung  des  Lek- 
tionskataloges,  welche  sich  mit  den  Anforderungen  des  Staatsprüfungs- 
gesetzes und  dem  hieraus  entspringenden  natürlichen  Streben  der  Studie- 
renden, vor  allem  die  Erfüllung  dieser  Anforderungen  sicherzustellen,  in 
Einklang  setzt,^) 

b)  eine  solche  Methodik  der  Vorträge,  wodurch  diese  für  den 
Studierenden  möglichst  fruchtbar  werden. 

ad  a):  Es  ist  ein  natürlicher  und  gerechtfertigter  Wunsch  der 
Studierenden,  durch  die  Anordnung  der  Vorlesungen  in  ihrer  fortlaufenden 
Vorbereitung  für  die  Staatsprüfungen  nicht  nur  nicht  gestört,  sondern  viel- 
mehr möglichst  gefördert  zu  werden.  Der  größte  Teil  der  Studierenden 
der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät  wünscht  daher,  diejenigen 
Lehrfächer,  welche  Prüfungsgegenstände  einer  Prüfungsabteilung  sind,  mög- 
lichst gleichzeitig  in  einigen  fortlaufenden  Semestern  hören  zu  können. 

Es  ist  nun  nicht  genug,  daß  derlei  Kollegien,  insofern  sie  zweck- 
mäßig in  einem  Semester  gehört  werden  können,  in  der  Anordnung  der 
Stunden  nicht  kollidieren,  sondern  es  ist  auch  wünschenswert,  daß  sie  sich 
ohne  Zwischenräume  aneinanderreihen,  um  nicht  die  Zeit  der  Studierenden 
zu  zersplittern. 

Es  ist  begreiflich,  daß  keine  Lektionsordnung  den  Wünschen  aller 
vollkommen  entsprechend  sein  kann.  Namentlich  wird  man  darauf  Ver- 
zkht  leisten  müssen,  denjenigen  hierin  vollkommen  gerecht  zu  werden, 
welche  das  Erscheinen  des  Staatsprüfungsgesetzes  bereits  im  vorgerückteren 
Stadium  ihrer  Studienzeit  angetroffen  hat. 

Desto  mehr  gerechtfertigt  ist  aber  die  Erwartung  der  Neueintre- 
tenden, ihre  Wünsche  diesfalls  berücksichtigt  zu  sehen  und  zum  Teile 

*)  Gegenwärtig  sind  hujür  die  Bestimmangen  der  JurisÜsehen  Studiert'  und  Prüfungs- 
ordnung f§  8)  Nr.  636  und  des  MinErl.  vom  3t.  Dezember  1893,  Z.  234I/KUM  (s.  Nr.  631), 
maßgebend. 
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schon  in  der  Stundenanordnung  einen  Fingerzeig  für  den  von  ihnen  zu 
verfolgenden  Studiengang  zu  erhalten. 

Der  Umstand,  daß  die  drei  Abteilungen  der  Staatsprüfungen  in  be- 
liebiger Reihenfolge  abgelegt  werden  können,*)  erschwert  zwar  die  Zu- 
sammenstellung nach  einem  bestimmten,  für  die  Mehrzahl  berechneten  Plane, 
macht  sie  aber  nicht  unmöglich. 

In  Zukunft  werden  die  hierüber  zu  machenden  Erfahrungen  den 
Professorcnkollegien  zu  Hilfe  kommen.  Aber  auch  schon  jetzt  dürfte  nichts 
im  Wege  stehen,  teils  auf  gewisse,  in  der  Natur  der  Sache  liegende 
Voraussetzungen,  teils  auf  die  bisher  schon  gemachten  Erfahrungen  ge- 
stützt, die  Lektionskataloge  in  einen  näheren  Zusammenhang  mit  dem 
Studiengange  zu  bringen,  welchen  die  Mehrzahl  der  Studierenden  dieser 
Fakultät  vermöge  des  Staatsprüfungsgesetzes  einschlagen  dürfte  und  ver- 
nünftigerweise sollte. 

ad  b):  Es  ist  mir  von  mehreren  Seiten  mündlich  berichtet  worden, 
daß  an  einigen  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultäten  die  Kollegien 
von  den  dafür  inskribierten  Hörern  nicht  mit  dem  Fleiße  besucht  werden, 
welcher  in  wissenschaftlicher  und  insbesondere  auch  in  disziplinarer  Hin- 
sicht zu  wünschen  ist. 

Hierauf  ein  besonderes  Augenmerk  zu  richten,  ist  eine  Pflicht  der  akade- 
mischen Behörden,  und  den  Fleiß  in  dem  Besuche  und  in  der  Benützung  der 
Vorlesungen  zu  steigern,  sei  ein  Gegenstand  ihrer  sorgfältigsten  und  fort- 
gesetzten Beratung. 

Es  ist  nun  allerdings  zu  erwarten,  daß,  je  mehr  die  Nachwehen  der 
Jahre  1848  und  184Q  sich  verlieren,  und  je  mehr  das  Gesetz  über  die 
theoretischen  Staatsprüfungen  und  über  die  KoUcgiengelder  ihre  Wirksam- 
keit zu  äußern  Zeit  und  Gelegenheit  finden  werden,  desto  mehr  auch  der 
Fleiß  in  Besuch  und  Benützung  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen 
Kollegien  sich  steigern  werde. 

Allein  der  Umstand,  daß  die  diesfälligen  Klagen  sich  vorzugsweise 
nur  auf  die  für  die  Hörer  der  Rechts-  und  Staatswissenschaften  bestimmten 
Kollegien  beschränken,  enthält  einen  nicht  zu  übersehenden  Fingerzeig. 

Wenn,  wie  berichtet  wurde,  die  Vorlesungen  an  den  medizinischen 
Fakultäten  im  allgemeinen  fleißiger  besucht  werden,  so  hat  dies  einen 
Grund  gewiß  mit  in  der  durchdringenden  Oberzeugung,  daß  dem  Studie- 
renden der  Besuch  der  Vorlesungen  ein  notwendiges  Förderungsmittel 
seiner  Ausbildung  und  durch  bloßes  Selbststudium  nicht  zu  ersetzen  sei 
und  einen  zweiten  darin,  daß  durch  die  Natur  dieser  Vorlesungen  die 
Studierenden  fortwährend  in  nähere  Berührung  mit  den  Dozenten  gebracht 
werden. 

An  dieser  näheren  Berührung  fehlt  es  nun  großenteils  an  den  rechts- 
und  staatswissenschaftlichen  Fakultäten,  und  es  muß  sonach  dahin  gestrebt 
werden,  diese  Berührungen  zu  vervielfältigen  und  den  Impuls,  der  bei  der 
medizinischen  Fakultät  in  der  Natur  demonstrativer  Kollegien  liegt,  bei  der 
rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät  auf  andere  Weise  zu  ersetzen. 


')  Vgl-  §  "  elf  Juristisehen  Studienordnang  fs.  Nr.  636). 
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Diesen  Ersatz  können  Examinatorien,  Repetitorien  oder  Konversa- 
toricn  weni£[stens  zum  Teile  bilden,  insofern  sie  dem  Studierenden  etwas 
bieten,  was  er  als  Autodidakt  in  Bfidiem  und  SdirtftenO  nicht  linden  kann, 
insofeni  sie  wiikUdi  geeignet  sind,  die  Vortrige  w  eiginzen,  zu  be* 
leuditen  und  dem  Studierenden  einen  Maltetab  der  Selbslbeurteilung  zu 
gellen,  ob  er  jene  richtig  aufgefaßt  und  sich  wenigstens  in  dem  Maße 
angeeignet  liabe^  welches  das  Staatsprfifungsgesetz  von  den  ICandklaten 
fofdert. 

Daß  derlei  Übungen  in  den  Lektionskatalogen  der  rechts-  und  staats- 
wissenschaftlichen Fakultät  so  sparsam  erscheinen,  hat  vielleicht  darin  seinen 
Grund,  daß  man  besoigt,  durch  diese  Form  gegen  die  wissenschaftliche 
Würde  der  Universität  zu  verstoBen  und  den  Schein  einer  schulmäßigen 
Ffliirung  der  Studierenden  zu  veranlassen. 

Ein  Nick  in  die  Lektkmskatafoge  deutscher  Universitäten,  an  welchen 
die  Lehr-  und  Lemfireiheit  iSngst  eingebOigert  ist,  dürfte  jedoch  geeignet' 
sein,  hierüber  zu  beruhigen. 

Der  Nutzen  solcher  Examinatorien  kann  und  wird  auch  von  den  Studie* 
renden  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät  um  so  weniger  ver- 
kannt werden,  je  mehr  schon  jetzt  der  Einfluß  sich  geltend  macht,  den 
das  Staatsprüfungsgesetz  auf  alle  diejenigen  übt,  welche  sich  dem  Staats- 
dienste widmen  wollen,  und  es  bedarf  kaum  einer  Erwähnung,  daß  durch 
flire  Vervielfältigung  die  Professorenkollegien  auch  mehr  Mittel  an  die 
Hand  bekommen  werden,  die  Wfirdigkeit  von  St^iendisten  und  Beireiten 
zu  beurteilen,  eine  genauere  Kenntnis  der  Indivklualltiten  emes  jeden 
Kollegiums  zu  erlaqgen  und  die  EtffiUuQg  jener  Verpflichtnng  zu  erleich- 
tern, welche  der  §  54  der  Studienordnung  ihnen  aufericgi 

///.  (Form  der  Fregaentationsbestätigung.) 

Es  ist  vorgekommen,  daß  einige  Professoren  bei  Bestätigung  der 
Frequentation  Beisätze,  als:  mit  besonderem,  mit  ausgezeichnetem  Fleiße, 
mit  hervorragender  Verwendung  usw.,  gemacht,  ihre  Kollegen  aber  die 
Gesetzlichkeit  eines  solchen  Vorganges  bezweifelt  haben.  —  Solche  Bei- 
sitze  sfaid  in  der  Studienordnung  weder  anbefohlen,  noch  verboten. 

Es  steht  daher  den  Professoren  fiel,  dieselben  zu  machen,  wenn 
sie  skh  zur  Markierung  ausgezeichneter  Studierender  dazu  aufgefordert 
fühlen,  und  es  läßt  sich  nidit  leugnen,  daß  die  Einfühnmg  und  zweck- 
mafl^e  Handhabung  einer  solchen  Praxis  ihre  Vorteile  haben  kann.  — 

0  Wäg  den  Unfug  betrifft,  dqß  VorUsingen  rff r  Drafnmrm  vm  Iflirflf fiiMlirii  irwif  muff rw 
Personen  ohne  Zastimmung  der  betreffenden  Professoren  verrielfäUigt  and  vertrieben  werden, 
wurde  anläßlich  einer  Klage  mehrerer  Universädtsprofessoren  mit  Urteil  des  k.  k.  Lanäesgeriehtes 
Wien  ab  Slr^iitfkki  mm  9.  Aprü  1904,  OZ.  Vr.  tt.  ausgesprochen,  dqfi  die  bei  dtn 

AHgMatßen  beschlagnahmten  Druckschriften  (Scripta)  durch  Lühographie  vervielfSUigte  Naek- 
Ukriflen  von  Vorlesungen  sind,  welche  von  den  Privatkldgem  an  der  Universität  gehalten  wurden 
Nie*«  als  Vortrüge  tum  Zwecke  der  Belehrung  gemäß  §  4,  Z.  4,  des  Urhebergesetees  als 
mWsrik  4er  Literatur  Im  Sinne  dieses  Qesetsei^  mmuakM  «M,  dtrm  VtrWMUeknng,  Vtf 
vielfälti^n^  und  Vertrieb  gemäß  §  23  VO  ausschließlich  den  Urhebern  vorbehalten  ist.  Dawider- 
liandelnde  machen  sieh  des  Vergehens  wider  das  Qesetx  betreffend  das  Urheberrecht  im  Sinne  der 
Hi»  Z.  4,  ai  maä  51  dt§  Qa$ak«9  warn  36»  DauAw  i8K,  ROBNr,  197,  tniekangsm^  dtr 
McnMnir  dtsiasdts  Pfnßts$else§  mm  /7.  Deumber  ma,  ROBNr,  6  e»  tatS,  ukaldig. 
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Das  Unterrichtsministerium  ist  daher  weit  davon  entfernt,  der  Heranbildung 
einer  solchen  Übung  ein  Hindernis  in  den  Weg  legen  zu  wollen,  sowie 
es  denn  überhaupt  seinen  Intentionen  nicht  widerstrebt,  sondern  ihnen 
sogar  entgegenkommt,  wenn  die  akademischen  Behörden  und  die  einzelnen 
Professoren  in  ihren  Kollegien  auf  eigene  Verant\vortung  innerhalb  der  gesetz- 
lichen Schranken  Einrichtungen  treffen,  die  sie  für  die  Förderung  des 
Fleißes,  Aufrechterhaltung  der  Ordnung,  zur  Hintanhaltung  jeder  Umschiffung 
des  Gesetzes  oder  jeder  Vereitlung  seiner  klaren  Absicht  für  zweckmäßig 
oder  notwendig  erachten. 

Wenn  auch  der  §  57  der  Studienordnung  vom  1.  Oktober  1850 
dem  Ausdrucke  der  Frequentationsbestätigung  nur  eine  mehr  negative  Be- 
deutung gibt,  so  ist  doch  jeder  Dozent  schon  durch  die  Natur  der  Sache 
der  akademischen  Disziplin  und  den  §  54  derselben  Studienordnung  nicht 
.nur  berechtigt,  sondern  sogar  verpflichtet,  diejenigen  Maßregeln  zu  hand- 
haben, welche  er  selbst  (insbesondere  bei  einem  auffallend  lückenhaften 
Besuche  seiner  Kollegien)  für  notwendig  erachtet,  um  die  Bestätigung  der 
Frequentation  nicht  zu  einer  bloß  leeren  Formel  herabsinken  zu  lassen. 
Die  Lemfreiheit  darf  nicht  als  eine  gesetzliche  Gestattung  akademischer 
Indolenz,  als  die  Freiheit  des  literarischen  Müßigganges  aufgefaßt  oder 
vielmehr  zu  ihr  herabgewürdigt  werden.  Es  kann  daher  keinem  Dozenten 
verwehrt  werden,  zu  diesem  Behufe  die  ihm  zweckmäßig  erscheinenden 
Mittel  zu  ergreifen  und  selbst  durch  Aufrufen  der  Namen  seine  Schüler 
kennen  zu  lernen  und  sich  von  ihrer  Anwesenheit  zu  überzeugen. 

N.  (Frist  zur  Frequentationsbestätigung.)^) 

Wenn  von  mehreren  Seiten  darüber  geklagt  wurde,  daß  die  Studie- 
renden im  Laufe  der  letzten  drei  Wochen  des  abgelaufenen  Semesters 
die  Vorlesungen  sichtlich  vernachlässigt  haben,  wenn  der  Grund  hievon 
in  der  Bestimmung  des  §  56  der  Studienordnung  gesucht  und  die  .Auf- 
hebung oder  Einschränkung  der  diesfälligen  Frist  gewünscht  wurde,  so 
zeugt  dies  von  einer  nicht  ganz  richtigen  Auffassung  dieses  Paragraphen. 
Der  §  56  ordnet  an,  daß  um  die  Bestätigung  des  Besuches  der  Studie- 
rende sich  binnen  der  letzten  drei  Wochen  zu  melden  habe.  Damit  ist 
nur  gesagt,  daß  der  Studierende  sich  in  keinem  Falle  früher  diesfalls 
melden  dürfe.  Es  folgt  aber  keineswegs  daraus,  daß  der  Dozent,  welcher 
noch  volle  drei  Wochen  zu  lesen  hat,  noch  weniger  aber,  daß  der  Dekan 
ihm  auch  sogleich  die  Bestätigung  geben  und  ihm  das  Meldungsbuch  ohne 
weitere  Vorkehrung  gegen  einen  Mißbrauch  ausfolgen  müsse. 

Soweit  durch  eine  konsolidierte  Führung  der  Quästursgeschäfte  und  in- 
folge der  Einbürgerung  der  Koilegiengclder  nicht  zu  besorgen  ist,  daß  aus 
der  Einschränkung  der  Meldungsfrist  Störungen  bei  der  Quästur  entstehen, 
steht  es  den  akademischen  Behörden  frei,  bestimmte,  kürzere  Termine 
der  Meldung    zur   Frequentationsbestätigung    festzusetzen.  Insbesondere 

')  Dieser  Absatz  IV.  erseheint  darch  die  bei  §56  der  allgemeinen  Stmdienordnane  angejührte 
MinVdg.  vom  St.  Jänner  1886,  Z.  1562,  MVBNr.  9  (s.  Nr.  422).  welche  die  Frist  zur  Einholmng 
der  Frequenzbestätigung  auf  die  letzten  acht  Tage  eines  jeden  Semesters  beschränkt,  wesentlich 
modifiziert. 
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werden  die  einzelnen  Dozenten  als  berechtigt  anzusehen  sein,  den  ihnen 
bekannten  fleißigen  Studierenden  die  Frequentation  schon  mit  Beginn  des 
dreiwöchentlichen  Termines  zu  bestätigen,  andere  aber,  von  welchen  sie 
Besorgnis  eines  Mißbrauches  der  früheren  Bestätigung  hegen,  vorläufig 
ab-  und  anzuweisen,  sich  um  dieselbe  erst  einige  Tage  vor  Ablauf  des 
Semesters  neuerdings  zu  melden.  Die  dreiwöchentliche  Frist  des  §  56  be- 
steht dessenungeachtet  in  dem  Sinne  fort,  in  welchem  sie  gegeben  ward, 
nämlich  als  der  allgemeine,  für  alle  Universitäten  in  gleicher  Weise  bestimmte 
Zeitraum,  vor  welchem  in  keinem  Falle  eine  akademische  Behörde  oder 
ein  Dozent  die  Bestätigung  erteilen  darf. 

Wie  enge  innerhalb  dieser  Frist  die  akademischen  Behörden  den 
Termin  ziehen  wollen,  ist  als  ein  Gegenstand  der  akademischen  Disziplin 
ein  Gegenstand  ihrer  autonomen  Anordnung,  und  wird  sich  nach  den  Ver- 
hältnissen der  einzelnen  Universitäten  richten. 

V.  (Verantwortlichkeit  der  akademischen  Behörden.)^) 

Bei  mehreren  Anlässen  haben  einige  akademische  Behörden  im  all- 
gemeinen eine  zu  große  Ängstlichkeit  in  dem  Gebrauche  der  ihnen  durch 
die  neue  Gesetzgebung  eingeräumten  größeren  Freiheit  und  ein  zu  weit 
gehendes  Streben  gezeigt,  jede  Verantwortlichkeit  für  ihre  Geschäftsführung 
von  sich  abzuwälzen. 

Die  den  akademischen  Behörden  zugestandene  freiere  Bewegung  ist 
von  einer  größeren  Verantwortlichkeit  untrennbar,  und  es  liegt  in  der  Natur 
der  Sache,  daß  jene  zu  einem  bloßen  Scheine  wird,  wenn  sie  sich  bei 
vielen  in  ihr  eigentümliches  Gebiet  gehörigen  Dingen  durch  Anfragen  an 
das  Ministerium,  durch  Vorlegung  der  Akten  zum  Behufe  der  hierortigen 
Entscheidung,  durch  Bitten  um  hierortigc  Weisungen  usw.  zu  decken  suchen. 

Abgesehen  davon,  daß  ein  Eingehen  auf  alle  solchen  Anträge,  An- 
fragen, Bitten  um  Weisungen  und  Ministerialentscheidungen  zu  einer  un- 
absehbaren Vermehrung  der  Geschäfte  führen  und  ein  Vielregieren  zur  Folge 
haben  müsse,  welches  durch  die  neue  Organisation  der  akademischen  Be- 
hörden eben  vermieden  werden  soll,  kann  eine  solche  zu  weit  getriebene 
Ängstlichkeit  auch  nicht  der  Hebung  des  Ansehens  der  akademischen  Be- 
hörden weder  dem  Studierenden,  noch  den  Staatsbehörden  gegenüber  förder- 
lich sein. 

Die  akademischen  Behörden  dürfen  überzeugt  sein,  daß  das  Unter- 
richtsministerium selbst  bei  allfälligen  Mißgriffen  von  ihrer  Seite  die  mög- 
IkJistc  Berücksichtigung  für  die  äußere  Schonung  ihrer  Autorität  nicht 
außer  Acht  lassen  werde. 

Allein  je  weniger  es  möglich  ist,  von  hier  aus  die  DetaUieitung  der 
Universitäten  erfolgreich  zu  besorgen,  desto  mehr  muß  das  Unterrichtsministe- 
rium wünschen  und  darauf  dringen,  daß  die  akademischen  Behörden  sich 
in  dem  ihnen  anvertrauten  Wirkungskreise  mit  Mut  und  Entschiedenheit 
bewegen,  daß  sie  bei  eklatanten  Fällen  nicht  zurückschrecken,  die  Miß- 

>)  VgL  die  §§  14  flS)  und  19  (21)  des  Gesetzes  vom  27.  April  1873,  RQBNr.  63,  MVBNr.  54 
Mnffend  die  Organisation  der  akademischen  Behörden  (s.  Nr.  18). 
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Stimmung,  welche  sich  zuweilen  notwendig  an  eine  strenge  Handhabung 
der  Gesetze  knüpft,  auf  sich  zu  nehmen,  und  daß  sie  selbst  durch  Rück« 
sichten  der  Kollegialität  niemals  die  strenge  Wahrhaftigkeit  und  volle  Ver- 
läßlichkeit ihrer  Äußerungen  und  Anträge  beeinträchtigen  lassen. 

Nur  unter  dieser  Voraussetzung  können  die  Anträge  der  akademischen 
Behörden  dem  Unterrichtsministerium  bei  der  Leitung  der  Studienangelegen- 
heiten und  insbesondere  der  Personalfragen  jene  wirksame  Beihilfe  ge- 
währen, welche  es  von  denselben  wünschen  und  erwarten  muß,  während 
es  durch  eine  sichtbare  prinzipielle  Überordnung  des  Gesichtspunktes  der 
Kollegialität  gewiß  zu  seinem  Bedauern  jenes  Momentes  verlustig  würde, 
welcher  in  der  Einbegleitung  der  akademischen  Behörden  bei  solchen  An- 
lässen liegen  könnte  und  liegen  sollte. 

VI.  (Abweichungen  vom  Lekfionskataloge.)^) 

Es  hat  sich  ereignet,  daß  einige  in  Lektionskatalogen  angekündigte 
Vorlesungen  nicht  so  gehalten  worden  sind,  wie  sie  angekündigt  wurden, 
einige  aber  wegen  Mangel  an  Teilnahme  ganz  unterbleiben  mußten. 

Es  hätte  sich  in  Fällen  der  letzten  Art  ohne  besondere  Anordnung 
von  selbst  verstanden,  daß  hierüber  Anzeigen  an  das  Unterrichtsministerium 
erstattet  werden,  da  es  sonst  natürlich  ist,  daß  dieses  voraussetzt,  die 
Vorlesungen  würden  dem  Kataloge  gemäß  gehalten,  es  aber  andrerseits  un- 
geziemend ist,  das  Unterrichtsministerium  hierüber  in  einem  Irrtume  zu  lassen. 

Besteht  jedoch  die  Änderung  einer  angekündigten  Vorlesung  in  einer 
eigenmächtigen  Verminderung  der  Stundenzahl  solcher  Kollegien,  zu  welchen 
ein  Dozent  verpflichtet  ist,  oder  in  einer  auffallenden  Abkürzung  der  ein- 
zelnen Vorlesestunden,  so  geht  ein  solcher  Vorgang,  abgesehen  von  der 
darin  liegenden  widerrechtlichen  Beeinträchtigung  der  Studierenden,  in  eine 
eigentliche  Vernachlässigung  der  Lehramtspflichten  über,  und  der  be- 
treffende Dekan  und  der  Rektor  sind  dafür  verantwortlich,  daß  einem 
solchen,  dem  Kredite  eines  Professors  und  selbst  der  ganzen  Universität 
gefährlichen  Vorgange  Einhalt  getan,  derselbe  in  den  Sitzungsprotokollen 
zur  Kenntnis  des  Unterrichtsministeriums  gebracht  werde,  und  sie  es  nicht 
darauf  ankommen  lassen,  daß  selbes  zu  dieser  Kenntnis  erst  im  Wege 
der  Presse  gelange. 

VII.  (Kollegiengeldbefreiungen.) 

Es  ist  die  Frage  angeregt  worden,  ob,  ungeachtet  des  §  21  des 
Gesetzes  über  die  Kollegiengelder,*)  den  ProfessorenkolJegien  einer  Univer- 
sität die  Ermächtigung  zukomme,  unter  sich  nach  gepflogenem  Einvernehmen 
untereinander  zu  beschließen,  daß  die  von  einer  Fakultät  ihren  ordentlichen 
Hörern  erteilten  ganzen  oder  halben  Befreiungen  mit  gleicher  Wirkung 
auch  für  die  von  denselben  an  andern  Fakultäten  besuchten  Vorlesungen 
gültig  sein  sollen. 

')  s.  tUe  Vorschriften  über  die  Vorleseordnungen  (Lektionskataloge)  Nr.  379  u.  f. ;  ins- 
besondere  MinErl.  vom  27.  März  1854,  Z.  13.25711142  ex  1853  (s.  Nr.  384J  und  vom  9.  Mai  1857, 
Z.  7081  fs.  Nr.  386J. 

*)  5.  Nr.  391  und  Nr.  397. 
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Eb  wurde  hiefOr  zur  Unterstützung  angeführt: 

1.  Daß,  wenn  eine  Fakultät  ihren  hnmatriicuUerten  Studierenden  befreit^ 
ihn  scmiit  fOr  wihdigf  und  ffir  dfirftig  erldSrt  hat,  es  ohnehüi  jeder  andern 
Falndtit;  an  der  er  die  eine  oder  andere  Vorlesung  besucht,  um  so  schwieriger 
sein  wurde,  ihm  die  Befreiung  zu  verweig^ern,  als  ja  eben  jene  als  seine 
eigene  Fakultät  am  besten  seine  Würdigkeit  beurteilen  kann. 

2.  Es  wurden  durch  einen  solchen  Beschluß  sowohl  den  akademischen 
Behörden  als  den  Studierenden  eine  Menge  von  Schreibereien  und  den 
ersteren  die  unangenehmen  Kollisionen  erspart,  die  daraus  hervorgehen 
können,  daij  ein  Professorenkollegium  einem  Studierenden  die  Befreiung 
verweigert,  das  andere  sie  Ihm  gewährt. 

3.  Sei  auch  die  entgegengesetzte  Ansicht  nicht  sehr  praktisch.  Denn 
wflrde  die  gesteifte  Anfrage  auch  verneint,  so  wären  die  Professoren- 
kollegien als  erste  und  letzte  Instanzen  in  dieser  Frage  doch  nur  in 
ihrem  Rechte,  wenn  sie  in  jedem  Einzelfalle  die  Befreiung,  die  ihre  Neben- 
fakultät erteilt  hat,  respektieren.  Das  Resultat  würde  daher  das  näm- 
liche sein,  ohne  die  Vorteile  der  Geschäftsvereinfachung  für  die  Fakultäten, 
die  Studierenden  und  die  Quästur  erzielt  zu  haben. 

In  Würdigung  dieser  Gründe  und  der  gemachten  Erfahrung,  daß  an 
allen  Universitäten  die  ProfessorenkoUegien  bei  Erteilung  der  Befreiungen 
von  ziemlich  gleichen  Anhaltspunkten  ausgegangen  sind,  nunmt  das  Untere 
ricfatsminisierium  kehien  Anstand,  diese  Frage  unter  der  Voraussetzung 
bejahend  zu  beantworten,  daß  dieser  Beschluß  gegenseitig  von  allen  Pro- 
fessorenkollegien derselben  Universität  gefaßt  und  in  dem  Lektionskatatoge 
unter  den  allgemeinen  Anordnungen  mit  gehöriger  Klarheit  und  Deutlichkeit 
als  solcher  infolge  hiezu  von  Seite  des  Unterrichtsministeriums 
erteilter  Ermächtigung  gefaßter  Beschluß  den  Studierenden  und 
der  Quästur  bekannt  gegeben  werde.  ^) 


Nr.  367. 

Mall  des  Mlnlsterliuns  fflr  K.  a.  U.  yom  3L  Aiptt  1853, 

Z.  9656/376.  ReBIr.  196. 

an  die  Universitatskonsistorien  in  Wien  und  Prag  und  an  die  akademischen 
Senate  der  Universitäten  in  [Olmütz],  Qraz,  Innsbruck,  Lemberig  und 

Krakau, 

betreffend  die  Überwachung  der  Frequentation  und  der  Verwendmig 
der  Hörer  der  Falodtitastttdien  an  den  Unlversiaten.*) 

Das  Oesetz  vom  1.  Oktober  1850,  Z.  370, >)  enthält  in  seinen  §§  51— «3 
diejenigen  Bestmunungen,  welche  zum  Zwecke  haben,  auf  fleiß^e  Frequen- 

*)  Dmeem4ß  muda  adt  MbiErL  mm  St,  Aagast  18/9,  2.  iSJtS,  dm  BadOnu  4tr 

ProfessorenkoUegien  der  Präger  Universität  auf  gegenseitige  Alurkmmiig  dtr  KottiglmgtU^ 
b^rtiung  zwischen  allen  vier  Fakultäten  die  Oenehmigung  erteilt. 

*)  Dieser  Erlaß  wurde  im  Reichsgesetzblatte  des  Jahres  1853  unter  Nr.  196  in  gekürzter 
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tation  und  den  wissenschaftlichen  Fortgang  der  Studierenden  einzuwirken,  *) 
dem  Lehrerkollegium  die  Möglichkeit  einer  Kontrolle  und  sohin,  bei  aller 
Rücksichtnahme  auf  den  nach  Beruf  und  besonderer  Neigung  zu  ge- 
währenden freien  Spielraum  für  echt  wissenschaftliche  Bildung,  die  Mittel 
an  die  Hand  zu  geben,  um  vorfallende  Mißbräuche  zu  beseitigen. 

Die  notwendige  Vorbedingung  für  den  wirksamen  Erfolg  dieses  vom 
Gesetze  vorgesehenen  Mittels,  um  Individuen,  die  nur  Studierende  scheinen 
wollen,  ausfindig  zu  machen,  und  sofort  von  der  Universität  zu  entfernen 
und  um  auf  die  Studierenden  überhaupt  einen  heilsamen  disziplinaren  Ein- 
fluß zu  üben,  liegt  in  der  Verläßlichkeit,  Unparteilichkeit  und  Rechtzeitig- 
keit ihrer  Anwendung. 

Zu  diesem  Behufe  sehen  die  §§  53  und  55  der  ebenerwähnten  allge- 
meinen Verordnung  über  die  Fakultätsstudien  vor,  daß  um  die  Mitte  und 
noch  einmal  kurz  vor  dem  Schlüsse  des  Semesters  der  Dekan  des  Lehrer- 
kollegiums sämtliche  Professoren  und  Privatdozenten  zu  einer  Besprechung 
versammle,  im  ersten  Falle,  um  über  die  Frequentation  der  Studierenden 
die  gemachten  Erfahrungen  gegenseitig  auszutauschen,  auf  Grund  deren 
mit  Ermahnung  oder  Rügen  gegen  die  Nachlässigen,  bei  beharrlichem 
Unfleiße  auch  mit  der  Wegweisung  von  der  Universität  vorgegangen  werden 
kann.  Die  zweite,  am  Schlüsse  des  Semesters  abzuhaltende  Besprechung 
aber  hat  zum  Zwecke,  zu  beraten,  ob  einem  Studierenden  die  Besuchs- 
zeugnisse und  sohin  die  Einrechnung  des  Semesters  in  die  Fakultätszeit 
zu  versagen  sei  oder  nicht. 

Diese  Bestimmung  über  den  Zeitpunkt  und  die  Zahl  der  vom  Pro- 
fessorenkollegium vorzunehmenden  Besprechungen  hat  sich  jedoch  nach 
der  bisherigen  Erfahrung  nicht  als  ausreichend  erwiesen,  um  der  Ab- 
sicht des  Gesetzes  zu  entsprechen. 

Derjenige  Studierende,  welcher  bereits  die  Hälfte  eines  Semesters  ver- 
geudet und  sich  sohin  eine  ernste  Mahnung  zur  Besserung  zugezogen 
hat,  wird  in  der  zweiten  Hälfte  das  Versäumte  gänzlich  wieder  einzuholen 
kaum  im  stände  sein.  Dennoch  wird  der  zum  Unfleiße  Geneigte  in  der 
Mahnung  und  Rüge,  welche  ihm  in  der  Mitte  des  Semesters  zukommen 
kann,  kein  hinreichendes  Compelle  für  diese  erste  Hälfte  der  Semestral- 
zeit  erblicken;  er  wird  vielmehr  die  Erteilung  dieser  Warnung  vorläufig 
abwarten  und  höchstens  nachträglich  zu  einer  fleißigeren  Frequentation 
sich  herbeilassen,  weil  er  weiß,  daß  er  erst  dann,  wenn  er  nach  erhaltener 
Verwarnung  sich  nicht  bessert,  die  Verweigerung  des  Besuchszeugnisses  zu 
gewärtigen  hat. 

Obige  Maßregel  leidet  daher  zuvörderst  an  dem  Gebrechen,  daß  sie  in 
vielen  Fällen  zu  spät  kommen  kann. 

Es  fehlt  ihr  aber  überdies  an  der  vollen  Verläßlichkeit,  weil  es, 
namentlich  an  stark  frequentierten  Universitäten,  den  Lehrkörpern  nicht 
möglich  ist,  auf  Grundlage  einer  nur  ein-  oder  zweimaligen  Besprechung 
mit  gehöriger  Übersichtlichkeit  über  das  Urteil,  welches  über  den  Fleiß 

•)  Vgl.  auch  II.  und  III.  des  MinErl.  vom  5juU  185 1.  Z.  6485  584  (s.  Nr  366)  und  MütVdg. 
vom  28.  September  1874,  Z.  13.633,  MVBNr.  47  (s.  Nr.  373), 
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der  Schüler  gefSUt  werden  und  ab  ein  Oeaunturteil  der  betreffenden  Doaenten 
lidi  dtrtteUen  aot^  sich  ai  verstindifen. 

Am  diesen  OrOnden  sieht  sich  das  MhiiiteriiuB  veranlsfN;  zu  be- 
ithnmen,  daß  fai  Hlnlnuft  das  LehrericoOegfaHn  wenigstens  ehinial  hi  jeden 
Monate  nach  erdfhieteni  Stndienjahre  zusammentrete,  über  den  Besuch- 

fleiB  der  SchiUer  die  gemachten  Beobachtungen  austausche,  darüber  berate 
und  aohin  zu  jenen  Maßnahmen  schreite,  welche  das  mehrerwähnte  Gesetz 
über  die  Fakultätsstudien  daran  knüpft.  Diese  Verfügung  hat  mit  dem  Be- 
ginne des  eben  bevorstehenden  Schuljahres  in  Wirlcsamkeit  zu  treten. 

Die  Art  und  Weise,  in  welcher  die  Dozenten  mit  Rfidcsicht  auf  die  ZaIiI 

ihrer  Hörer  und  andere  spezielle  Verhältnisse  die  Frcquentation  zu  über- 
wachen haben,  ist  bereits  durch  MinErl.  vom  5.  Juli  1851,  Z.  6485,i) 
in  ihr  Ermessen  gelegt  worden.  Sie  werden  jedoch  besondere  Aufmerksam- 
keit denjenigen  Studierenden  zu  widmen  haben,  welche  sich  im  ersten  Jahre 
des  Universitätsstudiums  befinden,  oder  welche  ein  Stipendium  genieiien  oder 
cidlicb,  dcfttt  Betragen  bereits  Ursache  gegeben  hat,  ihren  Fleifi  zu  be- 
zweifeln. 

Die  blofie  Frcquentation  ohne  eifrige  Verwendung  wirc  nur  ebi  sehr 
iuSerlicher  Oewhin;  und  von  dem  AugenbUdce  an,  als  man  die  erstere 
einer  Beaufsichtigung  unterzieht,  Icann  man  auch  gegen  den  wissensdiaft- 

liehen  Fortgang  der  Frequentanten  und  gegen  eine  Erprobung  dessell>en 
nkiht  gleichgtiltig  sein.  Es  wird  daher  allen  Lehrerkollegien  der  §  51  des 
Gesetzes  vom  1.  Oktober  1850  in  Erinnerung  gebracht,  welcher  sagt,  daß 
es  die  Pflicht  der  Dozenten  ist,  über  die  wissenschaftliche  Verwendung 
ihrer  Hörer  sich  ein  Urteil  zu  bilden. 

Hiezu  werden  sich  nicht  nur  Kolloquien  der  Dozenten  mit  den  Studie- 
renden, sondern  auch  Disputatorien  der  Studierenden  untereinander  unter 
der  Leitung  des  Dozenten  und  über  von  ihm  gegebene  Themata,  sowie 
schriftliche  Ausarbeitungen  vorzugsweise  eignen,  welche  Mittel  bereits  von 
mehreren  Professoren  mit  vorzüglichem  Erfolge  angewendet  werden,  und 
deren  allgemeinere  Anwendung  daher  dringend  empfohlen  wird. 

Damit  diese  Einrichtung  gedeihe,  ist  allerdings  eine  glückliche  und  takt- 
volle Art  der  Ausführung  und  Leitung  solcher  Erprobungen  die  einzig  sichere 
Gewahr.  Mechanische  Methode,  Unfruchtbarkeit  des  gewählten  Stoffes,  Un- 
«iwenschaftliEhkeit  der  Behandlung  ust  wMcn  dm  Zweck,  der  eneicM 
wtnien  soll.  In  gleicher  Weise  gefährden.  Ehie  wechselBeitige  Verstindigimg 
der  Dozenten  unter  Mittelfaing  der  eingehaltenen  Methode  und  ihrer  Erfolge 
wird  das  l>este  Mittel  sein,  um  nach  allen  Seiten  Überflüssiges  oder  Schad- 
liebes  zu  beseitigen  und  sohin  eine  Art  geistiger  Auagieichung  für  die 
wissenschaftliche  Richtung,  der  hiebei  zu  folgen  ist,  und  mit  ihr  den 
rechten  Weg  zu  treffen.  Jeder  Dozent  wird  sich  dadurch  nicht  nur  über 
seine  Aufgabe,  sondern  auch  durch  die  Darlegung  und  Vergleichung  der 
von  mehreren  erlangten  Erfolge  über  das  Urteil,  das  er  in  Betreff  der 
I.cistui^en  dieses  oder  jenes  Studierenden  sich  bilden  soll,  aufklären. 
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Das  Ministeritim  findet  daher  211  verfOgen,  daß,  gleichfaib  mit  dem 
Beginne  des  nächsten  Schuljahres,  bei  den  früher  erwähnten  alhnonatiichen 
Konferenzen  der  LehrerlioUegien  auch  die  Angelegenheit  der  Disputatorten 
und  Kolloquien  lur  Sprache  komme.  Hiebei  hat  jeder  Dozent  die  Themata 

und  Hauptfragen,  die  er  zu  Disputatorien  oder  zum  Gegenstände  schrift- 
licher Ausarbcihinticn  der  Studierenden  wählte,  dem  Konferenzprotokolle, 
das  in  der  vorgeschriebenen  Weise  mit  ikschieunigung  an  das  Ministerium 
zu  leiten  ist,  beizulegen. 

iiä  bedarf  i<emcr  besonderen  Lrwahnung,  daß  die  in  den  §§  73  und  74 
des  Gesetzes  vom  1.  Oktolier  1850  >)  enthaltenen  Restriktionen  sich  auch 
auf  die  gegenwirtig  erlassenen  Verfügungen  zu  erstrecken  haben. 


Nr.  368. 

BriaB  des  Hlnlsterliims  fllr  K.  n.  U.  Tom  5.  HoYemkcr  ltS7, 

Z.  16.914/933,  RfiRlr.  »9, 

wirksam  für  den  ganzen  Umfang  der  Monarchie, 

womit  infolge  der  Ah.  Entschl.  vom  2ö.  September  1857  die  Herbstferien 
und  die  Ferien  zwischen  dem  Winter*  nnd  Sommersemester  nn  den 
fc.  k.  österreidrischen  Unlyersititen  deünltiv  geregelt  werden. 

In  G(  ]ii;ißheit  der  Ah.  Entschl.  vom  28.  September  d.  J.  werden  über 
die  Herbsticnen  und  über  die  Ferien  zwischen  dem  Winter-  und  Sommer- 
semester an  den  k.  k.  österreichischen  Universitäten  folgende  Bestimmungen 
gefraffen: 

§  1.  Das  Studienjahr  beginnt  am  1.  Oktol)er  und  dauert  bis  letzten  JnlL 

§  Z  Die  akademischen  Ferien  zwischen  dem  Winter-  und  Sommer- 
Semester  eines  jeden  Studienjahres  dauern  ui  der  Regel  zwei  Wochen 
und  nehmen  mit  dem  Donnerstage  vor  dem  Pahnsonntage  des  gregoria- 
nischen Kalenders  ihren  Anfang^. 

§  3.  An  der  Universität  in  LemlKTi::  hat  die  m  dcfn  vorhergehenden 
Paragraphen  getroffene  Anordnung  nur  iti  denjenigen  Jahren  /u  gelten,  in 
welchen  die  griechischen  Ostern  niii  den  lateinischen  zusammtnldUen. 

In  denjenigen  Jahren,  in  wekhen  dies  nicht  der  Fall  ist,  beginnen 
die  alcademischen  Zwiscfaenferlen  mit  dem  Pahnsonntage  nadi  dem  gregoria- 
nischen Kalender  und  dauern  sohin  17  oder  nur  10  Tage,  je  nachdem  die 
griechischen  Ostern  unmittelbar  in  der  nädisten  Woche  sich  an  die  latehii- 
sehen  Ostern  anschließen  oder  erst  später  fallen. 

§  4.  Diese  Bestimmungen  treten  mit  dem  Studienjahre  1857/58  in  iCraft 
und  Anwendung. 

OUiefueitiß  erging  folgender  £rtqfi  an  «U§  RMotatt  äer  ütdtmUält»  in  VFie$t,  Pn^ 
Krakau,  Innxbrack  und  Qraz: 

Indem  man  die  akademischen  Behörden  aul  den  unter  einem  im  Reichs- 
gesetzblatte eingeschalteten  hierortigen  Erlaß  äber  definitive  Regelung  der 


»)  *.  Nr.  365. 
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Herbst-  und  der  Zwischenfferien  an  den  östendchischen  Univeisititen  auf- 
merlBim  macht,  wird,  UMgt  der  mit  der  Ah.  EntscfaL  vom  28.  September 
1857  dem  Unterrichtsministerium  hiezu  erteilten  Ermächtijguig,  bestimmt, 
daß  andi  an  den  Tagen  vom  24.  Dezember  bis  ioJdusive  zum  Neujabrs- 
tage,  ferner  an  den  drei  letzten  Tagen  des  Fasdiiiigs  und  am  Aschermitt- 
woche keine  Vorlesunf^en  zu  halten  sind. 

Ob  an  diesen  Taigen  Rigorosen  oder  sonstige  Doktoratsakte  vorzu- 
nehmen seien,  wird  der  Bestimmung  der  akademischen  Behörden  anheim- 
gestellt.^) 

ScfalieBlicfa  wird  dem  Rektorate  eröffnet,  daß  Se.  k.  k.  Ap.  Majestät 
unter  eüicm  das  Unterrkhtsmmisterium  aUeisnädlgst  ermichtlgt  haben,  inso* 
fem  etwa  ehizehie  Kollegien  wegen  zu  kurzer  Dauer  des  Sommersemesters 
ihrer  Aufgabe  nicht  sollten  genügen  können,  die  entsprechenden  Ände- 
rungen in  der  semestralen  Stellung  oder  Ausdehnung  der  betreffenden 
Lehrfächer,  soweit  dadurch  ein  gesetzlich  bestehender  Studienplan  nicht 
in  seinem  Wesen  alteriert  wird,  anzuordnen. 

Eine  solche  Anordnung  erfolgt  unter  einem  bezüglich  des  römischen 
Rechtes  und  der  österreichischen  Geschichte,  und  es  bleibt  jeder  Fakultät 
vorbehalten,  derlei  Änderungen  jederzeit,  wenn  sie  durch  die  Kürze  des 
Sommersemesters  dringend  erscheinen  sollten,  im  geeigneten  Wege  bei 
dem  Untemchtsministerium  zu  beantragen. 


Nr.  d69. 

BrM  Iis  lüDlstsrlnns  flr  K.  v.  D.  vm  L  FikniarttSS.  Z.  2L777 

ex  1857. 

an  die  Statthalterei  von  Qatizien, 
(bdrsltad  die  Redaktion  der  kollegleiifrelen  Tage  an  der  Unlversitit 

Lenbeiig).«) 

In  Erledigung  des  Berichtes  des  akademischen  Senates  vom  4.  De- 
zember V.  J.,  Z.  74,  wird  folgendes  angeordnet: 

1.  An  der  theologischen  Fakultät  ist  sich  nach  wie  vor  rficksichtUcfa  der 
kollegienfreien  Tage  an  die  bisher  t>estehende  Obung  zu  halten. 

<)  lorf  MbiErt.  wom  tÖ.Janl  n»,  Z.  4909,  HVBNr.  »  fs.  Nr.  494),  kamt  Mh  Professor 
mttUen  werden,  sieh  während  der  Feriensdt  M  tiner  Dokioratsprü/ang  zu  beMUgm. 

^  Diese  Revision  der  kollesien/reien  Tape  an  der  Lemberger  Vnivtrsität  hatte  darin  ihren 
Qnndt  dq/J  daselbst  den  Vorlesungen  durch  die  doppelte  t'eier  der  kirchUclien  Festtage  nach  den 
käden  RUen  mthr  Tag*  ab  an  anderen  öaferreldtisehen  UiUitertiidten  tnigthen, 

Laat  Rerichtrs  des  Rektorates  der  Lemberger  Universität  vom  5.  Dezember  1875,  Z.  172 
(HZ,  J9.535  ex  1875J,  werden  an  dieser  Universität  nachstehende  Tage  als  koUegienfrei  behandelt: 
U  ier  ar.,  25.  und  SK.  Dumhtrf  2.  dem  analog  der  5.,  6.,  7.  und  8.  Jänner,  das  ist  der  griechisch- 
katholische  Weihnachtsabend  und  die  drei  Wtihnachtsjeleriage ;  3.  der  AschemUtimoek  sauä  den 
3  vorhergehenden  Tagen;  4.  tl  respektive  !^  Tage  Ferien  zwischen  dem  Winter-  und  Sommer- 
Semester;  5.  im  letzteren  Falle  3  griechisch-katholische  OsterJeiertage ;  6.  die  römisch-katholischen 
Mtf  grfHUuMUOuUttlUn  Pflngstfeiertage,  moM  »lek  b^blg»  kan^mrlgtr  (^lug  4er  IMtort- 
ferialtag  an  die  lateinischen  Pfingsten  anzuschließen  pflegt;  7.  nUr  ^(\n■^ti£fn  iÜUittun  loMMttfhtH 
iMd  griediisdun  Feiertage;  8.  die  ZeU  vom  /.  Utgast  bis  sum  30.  September, 
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2.  Dasselbe  gilt  auch  von  solchen  Kollegien  an  andern  Fakultäten,  deren 
Zuhörer  wenigstens  zu  einem  Dritteil  aus  Studierenden  der  theologischen 
Fakultät  bestehen. 

3.  An  der  juridischen  und  phik)sophischen  Fakultät  haben  folgende 
bisher  als  kollegienfrei  behandelte  Tage  als  Ferialtage  zu  entfallen: 

a)  der  27.  Dezember, 

b)  der  31.  Dezember, 

c)  der  12.  Jänner, 

d)  die  drei  Bittage, 

e)  der  Markustag, 

f)  der  Pfingstdienstag. 

Hievon  ist  der  akademische  Senat  zur  weiteren  geeigneten  Verfügung 
zu  verständigen. 


Nr.  370. 

Erlaß  des  MlnlstBrloms  fflr  K.  u.  U.  vom  24.  Mflrz  1859.  Z.  4430. 

an  das  Dekanat  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät  in  Graz, 
(betreffend  die  Abhaltung  von  Kolloquien). 

Es  liegt  im  Sinne  der  bestehenden  Normen,  daß  die  Professoren  nur 
mit  ihren  eigenen  Zuhörern,  und  zwar  nur  über  Materien  jener  Vor- 
lesungen, für  welche  diese  bei  ihnen  inskribiert  sind,  Kolloquien  abhalten 
dürfen. 


Nr.  371. 

Erlafi  des  Staatsmlnlsteriums.  Abt.  K.  U..  vom  28.  Februar  1865, 

Z.  1280. 

an  das  rechts-  und  staatswissenschaftliche  Professorenkollegium  in  Krakau, 

(betreffend  die  Frage  der  Zulässigkeit  der  Republikation  von  in  Ver- 
gessenheit geratenen  Verordnungen). 

Gegen  den  über  Antrag  des  Professors  F  gefaßten  Beschluß, 

daß  in  die  neue  Auflage  der  den  Studierenden  bei  ihrer  Immatrikulation 
zu  übergebenden  Studienordnung  vom  1.  Oktober  1850  die  Bestimmungen 
des  auf  Grundlage  der  Ah.  Entschl.  vom  28.  September  1857  erflossenen 
MinErl.  vom  5.  November  1857,  Z.  16.914, über  die  Dauer  der 
Weihnachtsferien  am  passenden  Orte  aufgenommen  werden,  ist  nicht 
nur  nichts  zu  erinnern,  sondern  es  wäre  wünschenswert  gewesen,  daß 
dies  schon  früher  geschehen  wäre.  Denn  da,  wie  aus  dem  Protokolle  zu 
entnehmen  ist,  sich  auf  die  bisherige  Übung,  nach  welcher  die  Weihnachts- 
ferien in  Krakau  vom  21.  Dezember  bis  zum  6.  Jänner  währten,  berufen 
wurde,   so    muß  man  annehmen,  daß  die   Bestimmungen  des   Min  Erl 


»)  s.  Nr.  368. 
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fom  S.  November  1857  niemals  kundgemacht  oder  wirksam  republiziert, 
oder  wenn  dies  geschah,  doch  nicht  beobachtet  worden  suid. 

Der  Beruf  des  Rektors  und  der  Dekane,  einer  solchen  Nichtachtung 
einer  bestehenden  Vorschrift  entgegenzutreten,  kann  nach  den  §§  22  und  29 
des  Gesetzes  vom  30.  September  1849,  ROBZ.  401,^)  keinem  Zweilei 

unterliegen. 

Insofern  nun  der  Rektor  nach  den  zitierten  gesetzlichen  Bestimmungen 
för  die  Voll/ichung  der  sich  auf  die  Universität  beziehenden  Gesetze  und 
Verordnungen  zunächst  verantwortlich  ist,  war  er  eben  dadurch  auch  voll- 
kommen berechtigt»  die  Republizierung  des  bisher  nicht  beachteten 
MinErl  vom  5.  November  1857  zu  veranlassen  und  hiezu  jenen 
Weg  zu  Wahlen,  der  ihm  nach  Lage  der  Verhaltnisse  als  der  hiezu  geeignete 
erschien. 

Als  einer  dieser  Wege  ist  auch  die  Publizierung  einer  Anordnung 

durch  die  Professoren  an  ihre  Auditorien  anzusehen,  und  es  läßt  sich 
nicht  verkennen,  daß  dieser  Weg,  namentlich  wenn  er  in  geeigneter  Weise 
und  nicht  zu  häufii?  betreten  wird,  in  manchen  Fällen  dem  Anschlage  am 
schwarzen  Brette  insofern  vorzuziehen  ist,  als  die  Professoren  hiedurch 
Gelegenheit  und  impUcite  die  Aufiorderung  erhalten,  den  Studierenden  die 
Orfinde  und  Tendenz  ehier  Anordnung  darzulegen,  und  als  diesen  dadurch 
die  pflichtmäBige  Mitwhkung  des  F>lofessors  zur  Handhabung  der  kund- 
gemachten Anordnung  ersichtlidi  gemacht  wird. 

Allerdings  bestimmt  der  §  72  der  Studienordnung,  daß  »alles,  was  von 
Seite  der  akademischen  Behörden  auf  dem  schwarzen  Brette  angeschlagen 
worden  ist,  als  gehörig  kundgemacht  und  als  diejenigen,  die  es  angebt, 
verpflichtend  anzusehen*'  sei. 

AHein  weder  hier  noch  anderswo  ist  gesagt,  „daß  ntir  dasfemVe,  was 
auf  dem  schwarzen  Brette  affigiert  ist,  als  gehörig  kundgemacht  zu  be- 
trachten ist." 

Es  muß  befremden,  daß  dieser  Unterschied  von  dem  Antragsteller 
übersehen  oder  verkannt,  und  von  keinem  der  MitgUeder  des  Professoren- 
kollegiums bemerklich  i^cmacht  wurde. 

r^ie  Kundmachung  luucr  wichtigerer  Verordnuns^en,  Erinnerunjj^en  und 
Maiinungcn  an  die  Studierendefi,  uaiuentiidi  in  Fällen,  wo  sicii  erwarten 
lieBb  durch  das  lebendige  Wort  geachteter  Lehrer  auf  sie  in  eindringlicher 
und  nachhal^ger  Welse  zu  wirken,  waren  daher,  teils  verbunden  mit  gleich- 
zeitigem  Anschlsge  am  schwarzen  Brette,  teils  ohne  denselben,  seit  jeher 
an  den  österreichischen  Universitäten  in  Gebrauch,  und  ist  dieser  Ge- 
brauch weder  durch  die  bestehenden  Gesetze,  noch  durch  die  seitherige 
Obung  außer  Anwendung  gekommen. 

Besonders  zweckmäßig  aber  erscheint  eine  solche  Art  der  Kundmachung 
dann,  wenn  es  sich,  wie  im  vorliegenden  Falle,  darum  handelt,  den  Studie- 
renden eine  nicht  beachtete,  entweder  gar  nicht  gehörig  bekannt  gegebene 
oder  in  Vergessenheit  geratene  höhere  Anordnung  in  Erinnerung  zu  bringen, 

')  Gleichlautend  mit  den  gegenwärtig  geltenden  §§  18  bis  2i  des  Gesetzes  vom  21t,  AprB  1873, 
ROBSr  e>3,  betreffend  dit  Organisation  der  akndemluken  BeMnUn  ($,  Nr,  iSJ. 
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und  zwar  namentlich,  wo  es  sich  um  Abstellung  einer  eingewurzelten 
normalwidrigen  Übung  handelt 

Werden  diese  den  bestehenden  Gesetzen  und  der  an  allen  österreichi- 
schen Universitäten  eingeführten  Übung  entnommenen  Bemerkungen  berück- 
sichtigt, so  wird  es  sicK  kaum  treffen  können,  daß  ein  Professor  durch 
Anfragen  über  die  Art  der  Republikation  älterer  Gesetze  oder  Verordnungen 
wirklich  in  Verlegenheit  versetzt  wird,  sowie  sich  andrerseits  dem  Übel- 
stande, daß,  wenn  alle  Dozenten  eine  Anordnung  in  ihren  Kollegien  kund- 
machen, manche  Hörer  sie  drei-  bis  viermal  zu  hören  bekommen,  dadurch 
größtenteils  abgeholfen  werden  kann,  daß  die  Republikation  an  der  theok>- 
gischen,  juridischen  und  medizinischen  Fakultät,  an  welchen  eine  Ein- 
teilung der  Studien  nach  Jahrgängen  besteht,  in  jedem  Jahrgange  nur 
durch  einen  hiezu  bestimmten  Professor  geschieht. 


Nr.  372. 

Erlaß  des  Ministeriums  fflr  K.  u.  U.  vom  3.  September  1870. 

Z.  8579. 

an  den  akademischen  Senat  der  Krakauer  Universität, 
(betreffend  das  Recht  des  Rektors  zur  Bestimmung  eines  Ferialtages). 

In  Erledigung  des  Berichtes  vom  18.  v.  M.,  Z.  660,  und  unter  Rück- 
schluß der  Beilage  desselben  wird  dem  .  .  .  bedeutet,  daß  von  Seite  des 
Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht  kein  Anstand  obwaltet,  wenn  der 
jeweilige  Rector  magnificus  von  dem  ihm  nach  Absatz  5  des  Studien- 
Hofkommissionsdekretes  vom  17.  Oktober  1818  eingeräumten  Rechte, ^)  einen 
besonderen  Ferialtag  zu  bestimmen,  keinen  Gebraucht  macht. 


Nr.  373. 

Verordnung  des  Ministeriums  fOr  K.  u.  U.  vom  28.  September  1874. 

Z.  13.633.  MYBNr.  47. 

an  die  Dekanate  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  und  der  philo- 
sophischen Profcssorenkollegien  der  Universitäten  in  Wien,  Prag,  Graz, 

Innsbruck,  Krakau  und  Lemberg, 
(betreffend  die  Überwachung  der  Frequenz  der  juristischen  Kollegien). 

Anläßlich  des  beginnenden  Studienjahres  finde  ich  die  Dekanate  der 
rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultäten  neuerlich  auf  die  notorische 
Tatsache  aufmerksam  zu  machen,  daß  die  Frequenz  der  juristischen  Kolle- 
gien einen  weit  geringere  ist,  als  die  an  den  andern  Fakultäten.  Worin 
immer  die  Ursachen  dieser  bedauerlichen  Erscheinung  liegen  mögen,  so 
ist  es  jedenfalls  die  Pflicht  der  Unterrichtsverwaltung  und  ihrer  Organe, 
derselben  nach  Kräften  entgegenzuwirken.  Ich  überlasse  gerne  den  einzelnen 

')  Laut  Punkt  5  des  an  sämtliche  Landesstellen  ergangenen  StHD  vom  17.  Oktober  I8I8. 
Z.  2651/605,  POS  Bd.  46.  S.  342.  ist  Jedem  neugewäfilten  Rektor  der  Universität  oder  des  Lyzeums 
gestattet,  einen  besonderen  Ferialtag  zu  bestimmen.  Durch  die  späteren  Normen,  betreffend 
die  Ferialzeit  an  den  Universitäten,  ist  dieses  Recht  nicht  ausdrücklich  aufgehoben  worden ,  daher 
dasselbe  noch  derzeit  besteht  (MinAkt  24.729  ex  1888). 
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Dozenten  die  Auswahl  unter  den  Mitteln,  durch  welche  der  Besuchsfleiß  der 
Zuhörer  konstatiert  werden  kann,  aber  ich  muß  darauf  bestehen,  daß  diese 
Konstatierung  nicht  überhaupt  unterlassen  wird,  und  dati  insbesondere  in 
jenen  flagranten  Fällen,  wo  sich  der  Unfleiß  der  Studierenden  den  Do- 
zenten ganz  imverkennbar  vor  Augen  stellt,  von  dea  durch  die  Studien- 
ofdDung  an  die  Hand  gegebenen  Disziplinarmittdn  rfickhattsloser  OebiaiiGh 
gemacht  werde.  Wenn  also  ^  wie  dies  an  mehreren  Fakultäten,  und  zwar 
znmeiit  bei  den  coU^is  pubUcis  geschehen  ist  —  100  bis  200  Zuhdrer 
eingesdirieben  und  nie  mehr  als  10  bis  20  im  Kollegium  anzutreffen 
sind,  wenn  bekannt  wird,  daß  Studierende  sich  außerhalb  des  Universitäts- 
ortes aufhalten  und  dergleichen  mehrcres,  so  ist  es  die  unzweifelhafte 
Obliegenheit  des  Dozenten  wie  des  Dekans,  sofort  zu  erheben,  wem  eine 
derartige  Pflichtvergessenheit  zur  Last  fällt  und  sind  hienach  die  gesetzlichen 
Folgen  un nachsichtlich  zu  verhängen.  Es  ist  in  solchen  Fällen  auch  nicht 
notwendig,  daß  mit  der  im  §  53  der  Allerhöchst  genehmigten  Studienordnung 
vom  29.  September  1850,  ROBNr.  370,^)  vorgeschriel>enen  Verwarnung  bis 
zur  Mitte  des  Semesters  zugewartet  .werde,  es  erhellt  vielmehr  aus  dem 
Schlufisatze  dieses  Paragraphen,  dafi  eine  solche  Verwarnung  und  selbst 
die  RelegieruQg  eines  Studierenden  wegen  Unfleißes  zu  jeder  Zeit  er- 
fofgen  kann. 

Zugleich  bringe  ich  in  Erinnerung,  daß  nach  §  56  der  zitierten  Studien- 
ordnung die  Frequenzbestätigung  bei  den  betreffenden  Dozenten  und  dem 
Dekan  persönJich')  nachzusuchen  ist,  welcher  Anordnung  die  an  einigen 
Fakultäten  bestehende  Übung,  wonach  die  Meldungsbücher  in  größerer  Anzahl 
auf  efaunal  zur  Frequenzbestätigung  vorgelegt  werden,  direkt  widerspricht. 

Es  ist  mein  eifriges  Bemflhen,  die  Grundlagen  festzuhalten,  auf  denen 
das  gegenwärtige  akademische  Wesen  beruht  und  ich  bin  insbesondere 
weit  entfernt  davon,  nur  durch  Zwang  herbeiführen  zu  wollen,  was  besser 
die  freie  Einsicht  und  das  PfUch^efühl  der  Studierenden  bewirkt  Allein 
eben  deshalb  erscheint  es  geboten,  alle  Mittel  zu  erschöpfen,  welche  bei 
den  gegenwärtigen  Einrichtungen  zur  Erzielung  einer  besseren  Frequenz  zur 
Verfügung  stehen,  damit  die  Notwendigkeit  durchgreifender  Änderungen 
vermieden  bleibe.  Lernfreiheit,  akademisches  Wesen,  wissenschaftliche  Hal- 
tung, all  dies  kann  bewahrt  bleiben,  ohne  daß  deshalb  die  Universitäten 
fnr  einen  Teil  ihrer  Besucher  zu  Freistätten  des  Müßigganges  gemacht 
werden  müssen.   

Nr.  374. 

Erlaß  (Los  Ministers  für  K.  a.  U.  vom  18.  September  1875.  Z.  12266, 

MYBNr.  37. 

an  den  Landespräsidenten  der  Bukowina, 
betreffend  die  Einteilung  des  Studienjahres  an  der  k.  k.  Franz  Josefs- 
Universität  zu  Czemowitz. 

Se.  k.  u.  k,  Ap.  Majestät  haben  mit  Ah.  Entschl.  vom  5.  August  d.  J. 
ag.  zu  genehmigen  geruht,  daß  an  der  Universität  Czemowitz  das 
Studienjahr  aus  zwei  gleich  langen  Semestern,  von  denen  das  erste  vom 

*) «.  Nr,  dtff . 
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1.  Oktober  bis  letzten  Februar,  das  zweite  aber  vom  1.  März  bis  31.  Juli 
zu  dauern  hat,  zu  bestehen  habe,  wodurch  für  die  gedachte  Universität 
eine  teilweise  Abänderung  des  §  64  der  mit  Ah.  Entschl.  vom  29.  Sep- 
tember 1850  genehmigten  akademischen  Studienordnung  Platz  greift. 

Euer  .  .  .  wollen  gefälligst  Fürsorge  treffen,  daß  die  akademischen 
Behörden  der  Universität  Czernowitz  sofort  nach  ihrer  Konstituierung 
von  dem  Inhalte  dieser  Allerhöchsten  Entschließung  in  Kenntnis  gesetzt 
werden.   

Nr.  375. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  u.  U.  vom  14.  Dezember  1878.  Z.  19.535. 

MVBNr.  4  ex  1879. 

betreffend  die  Ordnung  der  Ferien  an  der  Czemowitzer  Universität 

Zur  Ordnung  des  Ferienwesens  an  der  Universität  Czernowitz  inner- 
halb des  Studienjahres  vom  1.  Oktober  bis  Ende  Juli  finde  ich  nachfolgende 
Bestimmungen  zu  treffen: 

1.  An  der  theologischen  Fakultät  ist  sich  rücksichtlich  der  kollegienfreien 
Tage  an  die  bisher  bestehende  Übung  zu  halten. 

2.  An  den  weltlichen  Fakultäten  haben  die  Sonn-  und  die  gebotenen 
Feiertage  sowohl  nach  dem  katholischen  als  nach  dem  griechischen  Kalender 
als  Ferialtage  zu  gelten;  ausgenommen  hievon  sind  jedoch:^) 

1.  der  7.  November  (griechisch  St.  Demetrius), 

2.  der  21.  November  (griechisch  St.  Michael), 

3.  der  11.  Februar  (griechisch  3  Bischöfe), 

4.  der  5.  Mai  (griechisch  St.  Oeorg), 

5.  der  6.  Juli  (griechisch  Geburt  Johannis). 

3.  Rücksichtlich  der  übrigen  Ferien  an  den  weltlichen  Fakultäten  wird 
folgendes  festgesetzt: 

a)  Als  Weihnachtsferien  werden  nur  die  Tage  des  24.  bis  26.  De- 
zember, dann  des  5.  bis  8.  Jänner,  d.  h.  der  Weihnachtsabend  und  die  sich 
anschließenden  Feiertage  sowohl  nadi  katholischem  als  nach  griechischem 
Ritus  frei  gegeben. 

b)  Als  Osterferien  gelten  die  Tage  vom'  Mittwoch  der  Charwoche  bis 
einschließlich  zum  Osterdienstag,  und  zwar  nach  beiden  Kalendern. 

c)  Zwischenferien  zwischen  Winter-  und  Sommersemester  haben  nur 
insofern  stattzufinden,  als  dies  Testicrung  und  Inskription  unvermeidUch 
machen.   

Nr.  376. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  u.  U.  vom  20.  JSnner  1880.  Z.  1005. 

an  die  Rektorate  der  Universitäten  in  Wien,  Graz,  Innsbruck,  Prag  und  Czernowitz, 
(betreffend  die  Unzulässigkeit  der  Verwendung  des  schwarzen  Brettes 

zum  Anschlagen  fremder  Plakate). 

Es  ist  zu  meiner  Kenntnis  gelangt,  daß  sich  die  Herausgeber  der  vom 
19.  Jänner  1.  J.  ab  in  Berlin  erscheinenden  „Allgemeinen  deutschen  Studenten- 

')  Die  hier  angejührien  Monafsdaten  fallen  nach  dem  jetzigen  griechischen  KairmUr  um 
einen  Tag  später. 
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Zeitung'*  an  das  Rektorat  einer  österreichischen  Universität  mit  dem  Er- 
suchen  gewendet  haben,  den  Anschlag  mehrerer  zur  Mitarbeiterschaft  wie 
zum  Aboanement  auffofdemder  Plakate  am  schwaizeo  Brette  der  Universitit 
2U  gestatten.  Obwohl  ich  voraussetze,  daß  das  Rektorat  einem  ähnlichen 
Ansuchen,  falls  ein  tokhes  an  das  Rektorat  gestellt  werden  sollte,  keine 
Folge  geben  würde,  sehe  ich  mich  dodi  veranlaßt,  das  Rektorat  aus 
diesem  Anlasse  darauf  aufmerksam  zu  machen,  daß  das  schwarze  Brett 
der  Universität  nicht  zur  Aufnahme  derart^er  oder  ähnlicher  Kundgebungen 
bestimmt  ist 


Nr.  877. 

Erlaß  des  Ministers  fQr  K.  u.  U.  vom  18.  November  1886.  Z.  23.030. 

an  die  Rektorate  sämtlicher  Universitäten, 

(womit  die  Verpflichtung  der  Studierenden  zur  persönlichen  Erwirkung 
der  Inskription  und  der  Testierung  neuerlich  eingeschärft  wird). 

In  Oemäßheit  der  §§  26  und  27  der  allgemeinen  Studienord niing 
vom  1.  Oktober  1850^)  haben  die  Studierenden  behufs  der  Inskription  in 
die  Vorlesungen  bei  den  einzelnen  Dozenten  persönlich  zu  erscheinen. 
Ebenso  sind  dieselben  nach  §  56  der  Studienordnung  verpflichtet,  sich  wegen 
der  Bestätigung  des  Besuches  der  Vorlesungen  bei  den  betreffenden  Do- 
icoten  persönlich  zu  melden. 

Ungeachtet  dieser  ausdrfiddichen  und  Uaren  BestimmuQg  der  Studien- 
Ordnung  suid  doch  in  letzterer  Zeit,  wie  zu  memer  Kenntnis  gehmgt  ist, 
wiederholt  die  Fälle  vorgekommen,  daß  Studierende  die  Inskription  oder 
die  Testierung  nicht  persönlich,  sondern  durch  Mittelspersonen  erwirkten; 
ja  an  einzelnen  Fakultäten  geschieht  es  sogar  nicht  selten,  daß  die  Meldungs- 
bücher  in  größerer  Anzahl  durch  die  Fakuitätsdicner  übernommen  und 
den  Dozenten  behufs  Eintragung  ihrer  Namen  vorgelegt  werden. 

Ich  ersuche  das  Rektorat,  dafür  Sorge  zu  tragen,  daß  ein  solcher  mit 
den  Bestimmungen  der  Studiengesetze  und  der  akademischen  Ordnung 
im  U^erspruche  stehender  Vorgang  mit  allem  Nachdrucke  hintangehalten 
werde  und  die  Bestimmungen  des  akademischen  Gesetzes  zur  genauen 
Durchfflhruqg  gelangen.   

Np.  878. 

Erlaß  des  Minlsterliims  fQr  K.  u.  U.  vom  5.  November  1900,  Z.  6964. 

an  das  Dekanat  der  rechts-  und  staatswissen schaftlichen  Fakultät  der 

Universität  in  Innsbruck, 

(betreifend  die  Befugnis  zur  Entgegennahme  von  Besuchsabmeldungen 

seitens  Studierender). 

Auf  die  mit  Bericht  vom  11.  März  d.  J.,  Z.  411,  gestellte  Anfrage, 
ob  die  Dekane  der  Fakultäten  berechtigt  sind,  Studierenden  in  Fällen  drin- 

0  V«t  Nr.  388, 
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gender  Notwendigkeit  und  für  die  Dauer  der  Verhinderung  über  deren  An- 
suchen die  Absenz  von  den  Vorlesungen  und  vom  Orte  der  Universität 
zu  bewilligen,  wird  dem  Dekanate  nachstehendes  eröffnet 

Gemäß  §  52  der  allgemeinen  Studienordnung  sind  die  Studierenden 
zum  regelmäßigen  Besuche  der  von  ihnen  inskribierten  Vorlesungen  ver- 
pflichtet. Die  ordnungsmäßige  Erfüllung  dieser  Verpflichtung  ist  eine  der 
Voraussetzungen  für  die  Anrechnung  des  betreffenden  Semesters. 

Nachdem  die  Kontrolle  über  den  tatsächlichen  Besuch  der  Vorlesungen 
in  erster  Linie  den  betreffenden  Dozenten  selbst  überwiesen  ist,  muß  es 
den  Studierenden  überlassen  bleiben,  etwaige  Mitteilungen  über  Verhinde- 
rungen am  Besuche  der  Vorlesungen  persönlich  den  einzelnen  Dozenten 
zu  machen.  Diesen  kommt  es  sohin  zu,  die  Stichhältigkeit  der  vorgebrachten 
Gründe  unter  Einsichtnahme  allfäUiger  Belege  zu  prüfen  und  die  Abmeldung 
zur  Kenntnis  zu  nehmen  oder  deren  Annahme  abzulehnen.  Den  Dekanen 
könnte  in  dieser  Richtung  eine  gleiche  Ingerenz  nur  dann  eingeräumt 
werden,  wenn  nach  der  gegebenen  Sachlage  eine  unmittelbare  Verständi- 
gung der  einzelnen  Dozenten  von  der  eingetretenen  Verhinderung  seitens 
der  Studierenden  ausgeschlossen  sein  oder  doch  unter  den  obwaltenden 
besonderen  Umständen  untunlich  erscheinen  sollte.  In  diesem  Falle  würde 
es  keinem  Bedenken  unterliegen,  daß  an  Stelle  der  einzelnen  Dozenten  der 
betreffende  Dekan  die  Meldung  des  Studierenden  entgegennimmt  und  die 
Dozenten  hievon  nachträglich  in  Kenntnis  setzt. 

Im  Interesse  der  Wahrung  der  Disziplin  muß  jedoch  Wert  darauf 
gelegt  werden,  daß  derartige  Fälle  von  Besuchsabmeldungen  seitens  Studie- 
render auf  Fälle  dringender  Notwendigkeit  beschränkt  bleiben  und  daß 
mit  allem  Nachdrucke  der  sich  etwa  geltend  machenden  Auffassung  ent- 
gegengetreten werde,  als  würde  Studierenden  ein  Anspruch  auf  solche  „zeit- 
weilige Beurlaubungen''  zustehen. 


2.  Vorschriften  über  die  Vorleseordnungen. 


Nr.  379. 

Verordnung  des  Ministeriums  fflr  K.  u.  U.  vom  30.  Juni  1850. 

Z.  5432/178, 

an  das  Universitätskonsistorium  in  Wien,  den  akademischen  Senat  der 
Universität  zu  Prag,  Lemberg,  Krakau,  [Olmütz,]  Graz,  Innsbruck, 

(betreffend  eine  Instruktion  über  den  Vorgang  bei  Anordnung  der  Vor- 
lesungen und  bei  Abfassung  und  Veröffentlichung  der  Lektionskataloge). 

Vorschrift 

Qber  die  Anordnung  der  Vorlesungen  an  den  Universitäten  und  die  Abfassung  und 

VerOffentliciiung  der  Lektionslcataloge. 

Um  den  Vorgang  bei  Abfassung  und  Veröffentlichung  der  Vorlese- 
ordnungen an  den  österreichischen  Universitäten  auf  eine  den  neuen  Studien- 
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einrichtungen  entsprechende  Weise  zu  regeln  und  die  auch  hiebe!  wünschens- 
werte Gleichförmigkeit  zu  erzielen,  werden  folgende  Anordnungen  getroffen: 

§  1.  Beiläufig  in  der  Mitte  ^)  eines  jeden  Semesters  haben  sämtliche 
Mitglieder  des  Lehrstandes  2)  einer  Fakultät  ihrem  Dekane  eine  kurze  schrift- 
liche Erklärung  zu  übergeben,  über  welche  Gegenstände  und  in  welcher 
Ausdehnung  sie  in  dem  nächsten  Semester  zu  lesen,  was  für  ein  Kollegien- 
geldsie  für  diese  Vorlesungen  zu  fordern  gedenken  und  welche  Lokali- 
täten^) sie  für  dieselben  wünschen. 

§  2.  Hierüber  ist  von  dem  Dekane  oder  von  einem  hiezu  in  Ge- 
mäßheit der  Geschäftsordnung  bestellten  Referenten  ein  Entwurf  der  Vor- 
leseordnung mit  Beschleunigung  zu  verfassen  und  in  einer  allgemeinen 
Versammlung  aller  Mitglieder  des  Lehrkörpers  zum  Vortrage  zu  bringen, 
um  allen  die  Gelegenheit  zu  eröffnen,  die  Interessen  der  von  ihnen  ver- 
tretenen Lehrfächer  in  Darlegung  ihrer  Wünsche  und  Anträge  geltend  zu 
machen. 

Die  Entscheidung  kommt  aber  nur  den  in  Gemäßheit  des  provisorischen 
Gesetzes  über  die  Organisierung  der  akademischen  Behörden^)  stimmberech- 
tigten Mitgliedern  des  Professorenkollegiums  zu. 

§  3.  Bei  kollidierenden  Ansprüchen  sind  vor  allem  die  Bedürfnisse 
des  Unterrichtes,  das  organische  Ineinandergreifen  der  Vorlesungen  und 
die  Rücksicht  auf  die  natürlichen  Wünsche  der  Studierenden  zur  Grund- 
lage der  Entscheidung  zu  machen. 

Erst  wenn  diese  Rücksichten  ihre  gehörige  Würdigung  gefunden  haben, 
können  persönliche  Rücksichten  auf  die  lehramtliche  oder  sonstige  Stellung 
der  Dozenten  oder  individuelle  Verhältnisse  derselben  in  Betrachtung  ge- 
zogen werden,  und  es  ist  unter  dieser  Voraussetzung  daran  zu  halten, 
daß  bei  Kollisionsfällen  im  allgemeinen  die  Hauptkollegien  ^)  der  angestellten 
Professoren  vor  denjenigen  Kollegien,  welche  zu  halten  sie  nur  berechtigt, 
aber  nicht  verpflichtet  sind,  ferner  die  Wünsche  der  ordentlichen  Professoren 
vor  denen  der  außerordentlichen,  imd  die  Wünsche  beider  vor  denen  der 
Privatdozenten,  und  dieser  vor  denen  der  Lehrer  im  engeren  Sinne  den 
Vorzug  haben. 

§  4.  Bei  der  Anordnung  der  Vorlesungen  ist  darauf  Rücksicht  zu 
nehmen,  daß 

1.  Vorlesungen,  welche  denselben  Gegenstand  behandeln,  sowie  die- 
jenigen, von  welchen  eine  die  andere,  um  mit  Nutzen  und  gehörigem 
Verständnisse  gehört  zu  werden,  voraussetzt  oder  bedingt,  von  denen  daher 
nicht  zu  erwarten,  ja  nicht  zu  wünschen  ist,  daß  sie  zugleich  von  denselben 

»)  Abeeändgrt  durch  Punkt  1  und  2  des  MinErl.  vom  17.  Mai  1894,  Z.  220IKUM  (s.  Nr.  388). 
*)  Bezüglich  der  Ankündigung  der  Vorlesungen  und  Übungen  seitens  der  Lehrer  im  engeren 
Sinne  8.  Punkt  2  des  MinErl.  rom  31.  Mai  1999,  Z.  9830,  MVBNr.  2t  (s.  Nr.  220). 
*)  VgL  §  10  des  KoUegiengeldgesetzes  (s.  Nr.  391). 

*)  Ober  die  Abhaltung  von  Vorlesungen  in  den  Privatwohnungen  der  Professoren  und 
Privatdmenten  s.  Nr.  382. 
•)  5.  Nr.  18. 

•)  Welche  Kollegien  als  Hauptkollegien  anzusehen  sind,  s.  §  5  der  MinVdg.  vom  12.  Juli 
1950,  Z.  5697/187.  ROBNr.  310  (s.  Nr.  391). 
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Hörern  besucht  werden,  in  ihrer  Vorlesezeit  zusammenfallen  und  sich  decken 
können,  daß  dagegen 

2.  diejenigen,  welche  voraussichtlich  und  mit  Erfolg  zugleich  gehört 
werden  dürften,  zweckmäßig  an  und  nach  einander  gereiht  werden. 

§  5.  Es  ist  festzuhalten,  daß  jede  einzelne  Vorlesung  für  sich  in  der 
Regel  die  Dauer  einer  Stunde  nicht  überschreite,  ausgenommen  in  jenen 
seltenen  Fällen,  wo  eine  längere  Dauer  durch  die  besondere  Nafur  des 
Lehrfaches  oder  durch  die  besonderen  Verhältnisse  der  Hörer  desselben 
geboten  und  keine  störende  Einwirkung  auf  den  Besuch  anderer  Vorlesungen 
hieraus  zu  besorgen  ist. 

Insoweit  hienach  eineinhalbstündige  Vorlesungen  ausnahmsweise  als 
zulässig  sich  darstellen,  sind  sie  den  übrigen  Vorlesungen  so  anzureihen, 
daß  die  halbe  Stunde  den  für  die  Vorlesungen  bestimmten  Zeitraum  des  Vor- 
oder Nachmittags  beginnt  oder  schließt. 

Mehr  als  zwei  Sfunden  im  Tage  darf  ein  Kollegium  nicht  in  Anspruch 
nehmen.  In  diese  Zeit  sind  aber  die  Arbeiten  und  Übungen  in  den  wissen- 
schaftlichen Lehr-  und  Übungsanstalten  nicht  eingerechnet. 

Fordert  es  die  Ausdehnung  eines  Lehrfaches,  daß  ein  Dozent  hier- 
über an  einem  oder  an  mehreren  Tagen  der  Woche  zweimal  liest,  so  ist 
in  der  Regel  eine  Stunde  des  Vormittags  und  eine  des  Nachmittags  hiezu 
zu  widmen. 

§  6.  Die  Bestimmung,  ob  außer  den  Sonn-  und  Feiertagen  noch  ein 
wöchentlicher  Ferialtag  allgemein  bei  Anordnung  der  Vorlesungen  einer 
Fakultät  beibehalten  werde,  und  welcher  Tag  im  bejahenden  Falle  hiezu 
der  geeignetste  sei,  wird  jedem  Professorenkollegium  anheimgestellt.-) 

§  7.  Ist  nach  diesen  Grundsätzen  bei  sämtlichen  Fakultäten  einer 
Universität  der  erste  Entwurf  ihrer  Vorleseordnung  zu  stände  und  in  eine 
Obersicht  gebracht,  so  haben  die  Dekane  der  Professorenkollegien  sich 
hierüber  in  einer  unter  dem  Vorsitze  des  Rektors  abzuhaltenden  Ver- 
sammlung zu  besprechen  und  sich  ihre  Bemerkungen  und  Wünsche  wegen 
möglichster  Übereinstimmung  und  des  zweckmäßigen  Ineinandergreifens  der 
verschiedenen  Fakultätsvorlesungen  mitzuteilen. 

Es  ist  hiebei  besonders  der  Umstand  zu  beachten,  daß  es  zum  Teile 
notwendig,  jedenfalls  aber  sehr  wünschenswert  ist,  daß  die  Vorlesungen 
der  philosophischen  als  der  allgemeinen  Fakultät  den  immatrikulierten  Hörem 
aller  Spezialfakultäten  nach  Möglichkeit  zugänglich  gemacht  werden. 

§  8.  Das  Resultat  dieser  Besprechung  ist  von  jedem  Dekane  einer 
zweiten  allgemeinen  Lehrerversammlung  seiner  Fakultät  vorzulegen,  über 
die  beantragten  Änderungen  zu  beraten  und  die  sohin  revidierten  Entwürfe 
sämtlicher  Fakultäten  sind  unter  Einbegleitung  des  akademischen  Senates 


')  Für  die  Vorlesungen  über  Staatsrechnungswissenschaft  wurde  eine  Dauer  von  andert/uM 
bis  zwei  Stunden  als  zulässig  erklärt:  MinErl.  vom  15.  Mai  1850,  Z.  3863,276.  VgL  auch  die 
Instruktion  zur  medizinischen  Rigorosenordnung  Nr.  679. 

*)  Vgl.  §  66  der  allgemeinen  Stuäienordnung  fs.  Nr.  365). 
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im  Manuskripte^)  längstens  sechs  Wochen  vor  Ausgang  eines  jeden  Se- 
mesters dem  Unterrichtsministerium  zur  Einsicht  und  Genehmigung  vor- 
zulegen. 

§  9.  Erst  nachdem  diese  Genehmigung  erfolgt  oder  die  Entwürfe 
aOcniaUs  auf  Grundlage  der  von  dem  Unterrichtsmiiiisterium  gemacfateii 
Bemerkungen  abgeändert  worden,  sind  dieselben  in  Druck  zu  legen  und 
Uevon  dem  Unterriditsministerium  zwdif  Exemplare  und  jeder  österreidii* 
idien  Universität  sechs  Exemplare  zuzusenden. 

Der  akademische  Senat  bestimmt,  mit  welchen  auswärtigen  Universi- 
täten ein  Austausch  der  Lektionskataloge  einzutreten  habe. 

§  10.   Die  Vorlesungen  sind  in  den  Lektionskatalogen  nach  einem 

doppelten  Gesichtspunkte: 

a)  dem  der  Fakultät, 

b)  dem  der  Vorlesestunden  in  getrennte  Obersichten  zu  bringen. 

§  11.  In  der  ersten  Übersicht  sind  die  Vorlesungen  nach  den  einzelnen 
Fakultäten  gesondert  in  derjenigen  gegenstandlichen  Ordnung  anzuführen, 
welche  dem  Professorenkollegium  im  allgemeinen  als  die  zweckmäßigste  für 
seine  Fakultit  ersdieini 

§  12.  Diese  Anffihrung  ist  die  eigentlich  maBgebende,  fiber  die  Be- 
leidmung  des  angekündigten  Lehrfaches,  iiber  die  Ausdehnung  und  fit>er 
die  Natur  des  Kollegiums.  —  Sie  ist  die  e^gentUdie  Ankündigung  der 
Vorlesung. 

Sie  ist  in  jener  Sprache  zu  geben,  in  welcher  der  Vortrag  gehalten 
wird,  und  hat  zu  enthalten: 

a)  die  genaue  gegenständliche  Bezeichnung  des  Inhaltes  der  Vor- 
lesung in  derjenigen  Ausdehnung,  welche  der  Dozent  ihr  in  dem  nächsten 
Semester  zu  geben  beabsichtigt; 

b)  an  wekhen  Tagen  und  zu  wekhen  Stunden  das  Kollegium  ge- 
lesen wird; 

c)  die  namenttidie  Anfährung  des  Dozenten  und  seiner  lehramtlichen 
Stellung. 

d)  Wird  ein  Kollegium  unentgeltlich  gelesen,  so  ist  dies  ausdrücklidi 
zu  bemerken.  Wird  es  um  ein  höheres  als  das  gesetzliche  Minimum 
des  Kollegiengeldes  gelesen,  so  ist  dies  durch  ein  besonderes  Anführungs- 
zeichen, z.  B.  durch  das  Zeichen  eines  Sternes  anzudeuten,  und  auf  der 
zweiten  Seite  des  ersten  Umschlagblattes  anzumerken,  daß  die  auf  diese 
Art  bezeichneten  Kollegien  um  ein  höheres,  alle  übrigen,  nicht  als  unent- 
geltlich angezeigten  Kollegien  aber  um  das  gesetzliche  Mmimum  des 
KoBegieqgeldes  gelesen  werden.*) 

e)  In  ahnlicher  Weise  sind  z.  B.  mit  zwei  Sternen  diejenigen  Kolle- 
gien besonders  zu  bezeichnen,  weldie  ab  HauptkoUegien  der  ordentlicfaen 


Lmt  MittErU  vom  17.  Mai  IS04,  Z.  220IKUM  (s.  Nr.  388J  sind  die  VorUstonimutgett 
wumüu  Im  BürtUmabtttfe,  and  «war  JBr  dn  Sommmmattr  vor  l.Jdnnw  Mitd  Jir  du 
Wbdtnemester  vor  t.  Jani  dem  Ministerium  vorzulegen.  Der  üidmdläl  Im  Kntoi  iti  dit  Kiv*> 
im»  im  Manuskripte  gestattet,   s.  Anmerkung  *)  bei  Nr.  388. 

*)  Abgeändert  durch  MinErL  vom  3.  März  J851,  Z.  1505/165  (s.  Nr.  361) ,  betrejjend  du 
idiamiis  dtr  UkUomlulatatt,  —  Vgl,  §  H  da  KoUggleiigMngutUa  fs.  Nr.  »IJ, 
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^QQ  II.  Teil:  Studienvorschriften;  A.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Professoren,  oder  infolge  der  ausdrücklichen  Zustimmung  der  betreffenden 
Dozenten  den  von  der  Honorarpflicht  ganz  oder  teilweise  befreiten  Studie- 
renden ganz  unentgeltlich  oder  gegen  die  Hälfte  des  KoUegiengeldes  zu- 
gänglich sind.  Erklärende  Bemerkungen  hierüber  sind  mit  Hinweisung 
auf  die  betreffenden  Paragraphen  des  Gesetzes  über  die  Kollegiengelder 
an  dem  oberwähnten  Orte  beizufügen.^) 

§  13.  Ist  ein  Lehrfach,  für  welches  eine  Lehrkanzel  systemisiert  ist, 
nicht  besetzt,  und  dasselbe  auch  durch  keinen  Privatdozenten  vertreten,  so 
ist  am  Schlüsse  der  Vorlesungen  der  betreffenden  Fakultät  der  Umstand 
zu  bemerken,  daß  jene  Lehrkanzel  erledigt  sei. 

Inzwischen  ist  bei  der  Zuweisung  der  Vorleselokalitäten  auf  solche 
Vorlesungen  Rücksicht  zu  nehmen,  wenn  mit  Grund  erwartet  werden  kann, 
daß  diese  Lücke  auf  irgend  eine  Weise  bei  Beginn  des  nächsten  Semesters 
ausgefüllt  sein  werde. 

§  14.  Die  Vorlesungen  der  Lehrer  im  engeren  Sinne,  femer  über 
besondere,  an  einigen  Universitäten  bestehende  Unterrichtsabteilungen,  z.  B. 
für  Chirurgen,  Hebammen,  sind  bei  den  betreffenden  Fakultäten  in  einer 
besonderen  Unterabteilung  anzuführen. 

§  15.  Am  Schlüsse  der  Übersicht  einer  jeden  Fakultät  ist  ein  Ver-  * 
zeichnis  der  ihr  eigentümlichen,  und  am  Schlüsse  der  ganzen  ersten  Ober- 
sicht ein  Verzeichnis  der  wissenschaftlichen  Institute,  Sammlungen  und  son- 
stigen literarischen  Hilfsmittel  unter  Angabe  der  Zeit  und  Gelegenheit  ihrer 
Benützung  beizufügen,  welche  der  ganzen  Universität  angehören,  oder 
welche  sonst  den  Studierenden  der  Universität  allgemein  zugänglich  sind 
und  deren  Benützung  zum  Zwecke  der  wissenschaftlichen  Ausbildung  der 
Studierenden  als  wünschenswert  erscheint. 

§  16.  Die  zweite  Übersicht  umfaßt  alle  an  der  Universität  gehaltenen 
Vorlesungen  und  ist  bestimmt,  einerseits  den  Studierenden  bei  der  Wahl  der 
Vorlesungen,  andrerseits  den  Professoren  bei  Ausstellung  der  Besuchszeug- 
nisse die  Eruierung  der  kollidierenden  Vorlesungen  zu  erleichtem. 

Sic  ist  nach  dem  beispielsweise  beigefügten  Formulare  2)  in  tabella- 
rischer Form  zu  entwerfen  und  enthält  die  Bezeichnung  des  Dozenten, 
eine  kurze  Bezeichnung  des  Lehrfaches  und  die  Stundenzahl. 

Sie  wird  ganz  am  Schlüsse  des  Lektionsverzeichnisses  gedruckt. 

§  17,  Mit  der  Vorleseordnung  ist  zugleich  entweder  in  einem  eigenen 
Hefte  oder  jener  vorangedruckt  eine  Übersicht  der  akademischen  Behörden, 
der  den  einzelnen  Fakultäten  zugehörenden  Dekane,  Prodekane,  Professoren, 
Privatdozenten  und  Lehrer  unter  Angabe  der  Lehrfächer,  für  welche  sie 
angestellt  sind  oder  worüber  sie  lesen,  dann  der  Mitglieder  der  Universitäts- 
kanzlei und  der  akademischen  Institute  zu  veröffentlichen. 

Alle  diese  Mitglieder  des  Universitätsstatus  sind  mit  Angabe  ihrer 
Titulatur  und  ihrer  Wohnung,  und  die  Glieder  des  Lehrpersonals  auch 
dann  anzuführen,  wenn  sie  etwa  in  dem  betreffenden  Semester  nicht 
lesen.  —  Doch  ist  dieser  letzte  Umstand  ausdrücklich  zu  bemerken. 

*)  5.  Anmerkung  *)  auf  S.  489. 

•)  Das  Formular  wurde  in  diese  Sammlung  nicht  aufgenommen. 
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§  18.  Nach  erfolgter  Drucklegung  dieser  Übersichten  hat  der  akade- 
mische Senat  wegen  Kundmachung  der  in  den  §§  11  und  12  erwähnten 
ersten  Übersicht  durch  Anschlag  derselben  auf  dem  schwarzen  Brette,  in 
den  betreffenden  offiziellen  Landetzettungen  und  in  dem  AmteUatte  der 
„Wiener  Zeitunfi;''  die  geeigneten  Einleitnngen  zu  treffen.^) 

§  19.  Ergeben  sich  in  dem  Zeiträume  von  der  Druddegung  des 
Kataloges  t»is  tum  Beginne  des  nidisten  Semesters  in  dem  lesenden  Lehr- 
personale  oder  in  der  Ankündigung  der  Vorlesungen  ein  Zuwadis  oder 

Abgang,  oder  sonst  eine  wesentlidie  Änderung,  so  ist  dies  in  der  offiziellen 
Landeszeitung  mit  kurzen  Worten,  soweit  eine  sokiie  Notiz  für  die  Studie- 
renden zur  Richtigstellung-  des  Leseverzeichnisses  zu  wissen  notwendig  ist, 
nachträglich  bekannt  zu  machen,  nach  Erfordernis  allenfalls  auf  einem  be- 
sonderen Blatte  zu  drucken  und  dies  Blatt  den  Lelctionskatalogen  bei- 
zugeben. -) 

§  20.  Sowohl  die  Vorlescordnungcn  als  die  Darstellung  des  Personal- 
standes der  Universität  sii\d  um  einen  billigen  Preis,  durch  welchen  die 
Hereinbringung  der  Oruckkosten  erzielt  werden  soll,  den  Studierenden  zu- 
gänglich zu  machen.*) 

Nr.  380. 

Erlafi  des  Ministers  fQr  K.  u.  U.  vom  3.  Febniar  1851,  Z.  1147  125, 

an  das  Wiener  Universitätskonsistorium,  den  akademischen  Senat  der 
Universität  zu  Prag,  Lemberg,  Krakau,  [Olmütz],  Graz,  Innsbruck, 

(betreffend  die  Abfassung  der  Lelttionslcataloge). 

Bei  dem  Herannahen  des  Zeitpunktes,  in  welchem  dem  Untenichts- 
ministerium  der  Entwurf  der  Lektionskataloge  für  das  Sbmmersemester 
1850/51  vorzulegen  ist,  findet  dasselbe  den  akademischen  Behörden  der  Uni- 
versitäten Wien,  Prag,  Lemberg,  Krakau,  [OJniüt/,j,  Graz  und  Innsbruck 
im  allgemeinen  folgende  Erinnerungen  zu  machen: 

')  Rücksichtüch  des  Zeitpunktes  der  Ausgabe  der  vom  Mtnisterlam  approbierten  Voriese- 
ordmuigen  s.  Pankt  3  des  MinErL  vom  17.  Mai  1804,  Z.  2301 KU M  (t.  Nr.  388J,  Ober  4U  Ein- 
«eManv  dtrselben  In  die  öJfentUOun  Blätter  vgl,  Ab$.  5  und  0  des  MbtErL  vom  3.  Februar  i95i, 
2.  tl47ft25  (s.  Nr.  360J.  Die  Voriesewerreiehnisse  der  Universitäten  mit  deutscher  Veriragt^imhe 
werden  seit  dem  Jahre  1895  in  dem  von  den  „MSnekeaer  HodUehuUiaeMeMei^*  henmagegtbemm 
Qeneralvorteseltataloge  ver6ffentUää  (s.  Nr.  380J, 

^  Belr^ffk  det  EfwMei^puig  des  abadeudeeken  Senutes»  Mber  gsrtugfl^lgen  Venduderungsn 
im  Lektionskataloge  nach  dem  Druek  desselben  im  eigenen  Wirkungskreise  zu  entscheiden,  s.  Nr.  396, 
Naehträgliehe  Altänderungen  im  Lekäoaskaialoge  sind  zur  Kenntnis  des  Ministeriums  zu  bringen 
(VI.  des  MlnOi.  vom  5.  JaU  IBSI,  Z.  6485/584  [s.  Nr.  366JJ.  Nachträgliche  Abmeldungen  bereits 
ugekiadigter  Kottegfem  slud  Mtebsi  su  wemeUen.  MMfL  veui  ST.  Htm  mt,  Z.  SSJB7fiUM 
SS  J853  (S.  Nr. 

0  MU  MinErL  vom  22.  Jtüi  1886,  Z.  18.180  ex  1885,  wurde  gestattet,  dqß  vom  Studienjahr 
tttbß?  ab  M»  auf  weiteres  die  gedrwebUm  Vertekhnisse  der  Vorlesungen  and  des  Persontdatandes 

an  ^  Studierenden  der  Universität  in  Lemberg  unentgeltlich  verabfolgt  werden.  Dabei 
hat  jedoch  die  akademische  Bchördf  Vorsorge  zu  treffen,  daß  in  dieser  Beziehung  kein  Mißbrauch 
Plate  greife,  daß  namentlich  die  lieteiiung  wirklich  nur  an  inskribierte  Studierende  der  Universität 
sifsige  und  die  Auflage  dem  BeObfidsse  genau  angspqfll  werde. 
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II.  Teil:  Stndlenvonclirlllen;  A.  AllgcindiBC  Bcftimiditiigcii. 


1.  Bei  den  Lektionskatalogeit  fOr  das  Wintersemester  1850/51  wurde 
die  Vorschrift  vom  30.  Juni  1850^)  nicht  von  allen  FakultSten  der  ge- 
nannten Universitäten  gehörig  beobachtet,  selbst  mitunter  nicht  in  Punicten» 
bei  welchen  ihre  genaue  Beachtung  ohne  alle  Schvderigkeiten  möglich 
gewesen  wäre.  —  Das  Unterrichtsministerium  ist  überzeugt,  daß  die  akade- 
mischen Behörden  es  sich  nunmehr,  wo  die  Abfassung  und  Drucklegung 
derselben  im  allgemeinen  mit  geringeren  Hindernissen  zu  kämpfen  hal^ 
angelegen  sein  lassen  werden,  die  UnvoUkommenheiten  der  Lektionskataloge 
des  Wintersemesters  zu  verbessern. 

2.  In  mehreren  Lektionskatalogen  wurde  der  so  wesentliche  Unter- 
schied zwischen  Professoren,  Phvatdozenten  und  Lehrern  nicht  gehörig 
fes^ehalten. 

Statt  des  Ausdruckes  „Privatdozent"  kommt  häufig  das  Wort  „Dozent" 
vor.  —  Dies  ist  unzulässig,  denn  Dozenten  sind  auch  die  Professoren. 

Es  ist  ierntrr  euic  unntiilige  Muinung,  daÜ  der  Professor  einer  hakullat, 
welcher  auch  eine  Vorlesung  an  einer  zweiten  Fakultät  hält,  an  dieser  nur 
als  „DozenP  oder  ,*Privatdozent''  aufzuffihren  seL  —  Durch  ehie  solche 
Vorlesung  wird  zwar  der  betreffende  Professor  nicht  Mitglied  des 
Professoreakollcgiuffls  der  zweiten  Fakultät,  aber  er  bfißt  seinen 
Titel  als  Professor  diesfalls  nicht  ein,  er  ist  —  eben  ein  Professor  der 
Fakultät  Af  welcher  auch  ein  Kollegium  an  der  Fakultät  B  UesL 

3.  Die  im  f  12  angeordneten  Bezeichnungen  der  Kollegien  mit  Rück- 
sicht auf  ihre  EntgeltUchkeit  oder  Unentgeltlichkeit  wurden  von  mehreren 
Professorenkollegien  gar  nicht,  von  den  meisten  aber  wenigstens  nicht  in 

der  Art  angewendet,  daß  es  den  Studierenden  und  dem  Quästor  möglich 
wäre,  unmittelbar  hieraus  zu  cntnchnu  n.  v.  rlchrr  Studierende  durch  e  ine 
cih  iltcne  Befreiung  auch  bei  jedem  emzelnen  Kollegium  sich  als  beUeit 
ansehen  dürfe. 

Es  ist  notwendig,  daß  sich  die  Dekane  dci  1  akuitaten  über  gemeinsame 
hicfür  einzuführende  Bezeichnungen  verständigen. 

4.  Man  hat  Ursache,  mehreren  Universitäten  eine  genauere  Beob- 
achtung der  §§  14,  15  und  lu  aii/ucmpfchlen. 

Bei  dem  zu  entwerfenden  Stundenkataloge  ist  sich  genauestens  aa  das 
zu  §  16  mitgeteilte  Formular  zu  halten. 

5.  Der  im  §  8  gegebene  Termin  der  Vorlegung  an  das  Untetrichls* 
ministerlum  ist  nur  so  gemeint,  daß  sie  in  keinem  FaUe  später  geschehen 
dürfe,  aber  nicht  so  zu  verstehen,  als  ob  sie  unter  gewisser  Voraussetznog 
nicht  früher  erfolgen  mOsse.  Das  letztere  wird  dann  der  Fall  sein,  wenn 
etwa  durch  die  unvermeidliche  Verzögerung  des  Geschäftsganges,  der  Druck- 
legung, der  Vcrsendunrf  it<:\v.  mit  Grund  zu  besorgen  wäre,  d  iR  die  I  ektions- 
kataloge  widrigen«^  ni(lit  eine  geraume  Zeit  vor  Beginn  des  Däffaflfa 
Semesters  zur  Publizität  kommen. 

Eine  Einschaltunpf  der  Lcktionsk.3taloge  in  die  öncaUichen  Blätter  ist 
ganz  ubciilüssig,  wcnu  sie  nicht  \venigj>iens  3—4  Wochen  vor  Begion  des 
nächsten  Semesters  erfolgen  kann. 

»)  *.  Nr.  379. 
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Ich  empfehle  daher  den  akademischen  Behörden  die  größte  Energie 
in  der  Zusammenstellung,  Einsendung  und  Drucklegung  der  Lektionskataloge. 

6.  Bei  der  Einschaltung  der  Vorleseordnung  in  die  öffentlichen  Blätter 
ist  über  den  Zweck  derselben  nicht  hinauszugehen.  Sie  hat  zu  unterbleiben, 
wenn  sie  durch  unvermeidliche  und  unvorhergesehene  Hindernisse  nicht 
rechtzeitig  geschehen  kann.  —  Es  ist  aber  auch  hiebei  alles  zu  vermeiden, 
was  ihr  ein  unverhältnismäßiges  Volumen  gibt:  hiezu  gehören  die  vollen 
Titulaturen  der  Dozenten.  Der  Inhalt  der  Vorlesungen  ist  hiebei  abgekürzt, 
wie  im  Stundenkataloge,  zu  geben,  und  auch  rücksichtlich  der  Honorar- 
pflicht genügt  es  hier  vollkommen,  wenn  nur  die  Publica  als  solche  bezeichnet 
werden.  Die  Zeitungsannonce  soll  dem  Studierenden  die  Anschaffung  oder 
wenigstens  die  Einsicht  in  den  eigentlichen  Lektionskatalog  nicht  entbehrlich 
machen. 


Nr.  381. 

Erlaß  des  Ministeriums  fflr  K.  u.  U.  vom  3.  März  1851.  Z.  1505/165, 

an  das  Wiener  Universitätskonsistorium, 

(womit  bezfiglich  der  Abfassung  des  Lektionskataloges  Weisungen 

erteilt  werden). 

I.  Es  ist  sowohl  für  die  Studierenden  ajs  für  die  Quastur  von  größter 
Wichtigkeit,  die  Kollegien  in  Ansehung  ihrer  Honorarpflichtigkeit  so  zu 
bezeichnen,  daß  darüber  und  insbesondere  über  die  Wirksamkeit  der 
erteilten  Befreiungen  kein  Zweifel  entstehen  kann. 

Die  Eingangsbemerkungen  haben  daher  allenfalls  folgendermaßen  zu 
lauten,  und  es  sind  sohin  die  betreffenden  Abänderungen  der  Zeichen  in 
den  einzelnen  Vorleseordnungen  der  Fakultäten  zu  veranstalten: 

1.  „Bei  denjenigen  Kollegien,  welche  ganz  unentgeltlich  gelesen  werden, 
ist  dies  ausdrücklich  bemerkt." 

2.  „Diejenigen  Kollegien,  welche  um  das  gesetzliche  Minimum  des 
Kollegiengeldes  gelesen  werden,  und  welche 

a)  den  von  der  Honorarpflicht  ganz  oder  teilweise  Befreiten  ganz 
unentgeltlich  oder  beziehungsweise  gegen  die  Hälfte  des  Kollegiengeldes 
zugänglich  sind,  sind  mit  *, 

b)  wekhe  von  den  ganz  oder  teilweise  Befreiten  nur  gegen  Entrichtung 
des  halben  Kollegiengeldes  besucht  werden  können,  mit  **, 

c)  endlich  diejenigen,  für  welche  auch  die  sonst  Befreiten  jedenfalls 
das  ganze  Kollegiengeld  zu  bezahlen  haben,  mit  bezeichnet." 

3.  „Diejenigen  Kollegien,  welche  um  ein  höheres  als  das  gesetzliche 
Minimum  des  Kollegiengeldes  gelesen  werden,  sind  mit  t  je  nach 
dem  oben  sub  a)  bis  c)  angeführten  Unterschiede  noch  dazu  mit  *,  **  oder 

bezeichnet." 

Das  Universitätskonsistorium  hat  darauf  zu  dringen,  daß  diese  Bezeich- 
nungen (natürlich  mit  allfälliger  Weglassung  des  Zeichens  wenn  sich 
kein  Fall  dieser  Art  ergeben  sollte)  von  allen  vier  Professoren kollegien 
an  ihren  Vorleseordnungen  genau  vorgenommen  werden. 


494 


n.  Teil:  Stiidicavonclirlficii;  A.  Allcemebi«  BatfamuigMi. 


II.  In  dem  voigelegtea  Verzeichnisse  kommen  bei  der  medizinischen 
und  pbilosophisdien  Fakultät  Publica  von  wöchentlich  drei  Stunden  vor, 
zu  deren  Abhaltung  keine  besondere  ho.  Genehmigung  angesucht  wurde* 
Dies  verstößt  gegen  die  klare  Bestimmung  des  Gesetzes.  Diese  Kollegien 

sind  daher  auf  zwei  Stunden  zu  beschränken  oder  als  entgeltlich  zu  lesen. 

III.  Es  erscheinen  ferner  viele  Kollegien,  welche  gar  keine  der  in 
der  Eingangsanmorkimßf  erwäiinten  Bezeichnungen  füiiren.  ts  wäre  dies- 
falls in  dieser  Anmerkung  darauf  hiruiuituten  ffewesen,  was  für  eine  Be- 
wandtnis es  mit  solchen  nichtbezeiduieteji  Kuilegicn  habe. 

Nach  der  oben  getroffenen  Verfügung  erhält  jedoch  dieser  Anstand 
sehie  Erledigung,  indem  hienach  jedes  Koüeghmi  eine  besümmte  Bezeich- 
nung erhalten  wird. 

Diese  fast  für  alle  FäUe  ausreichende  Bezeichnung  ist  auch  für  die 
Folge  beizubehalten. 

IV.  Die  auBerordentlichen  Professoren  sind  als  solche  zu  bezeichnen, 
und  dem  Ausdrucke  „Dozent^*  der  richtige  „Phvatdozenf'  fiberall  zu  sub- 
stituieren.   

Nr.  382. 

Erlaß  des  Ministeriums  fflr  K.  u.  U.  vom  15.  Juni  1851,  Z.  5399/496, 

an  das  Wiener  Universitätskonsistorium, 
(betreffend  die  Abhaltung  von  Vorträgen  in  den  Privat  Wohnungen  der 

Dozenten). 

Die  akademischen  liehöfdcn  werUca  als  Kegel  zu  betiaducn  haben, 
daß  die  in  dem  Lektionskataloge  angekündigten  Vorlesungen  nur  in  solchen 
Lokalitäten  abzuhatten  sind,  welche  Im  aUgemehien  oder  durch  besondere 
Weisungen  zu  den  üniversitätsvoriesungen  bestimmt  wurden,  und  daß  zur 
Abhsltung  von  Vortragen  in  Privatwohnungen  der  Dozeaten  von  FaU  zu 
FaU  eine  spezielle  Bewilligung  des  Ministeriums  erforderlich  ist  Die  akade- 
mischen I^chörden  werden  daher  bei  Habilitationsgesuchen  von  Privatdozenten 
oder  bei  Vorlegung  des  Entwurfes  der  Lektionskatalc^e  die  Gründe,  welche 
für  eine  solche  ausnahmsweise  Qcstattung  sprechen,  zu  erwägen  und  danach 
ihre  Anträge  zu  stellen  haben.  ^) 

Np.  383. 

Erlaß  des  Ministeriums  für  K.  u.  ü.  vom  21.  August  1851 1. 6S04  632. 

an  das  Universitätskonsistorium  zu  Wien,  den  akademischen  Senat  der 

Universität  in  Prag,  Krakau,  Lemberg,  [Olmütz],  Graz  und  Innsbruck, 
(womit  den  betreffenden  Professorenkollegien  Bemerkungen  hinsichtlich 
der  Eröffnung  der  Vorlesungen  zur  Danachachtung  mitgeteilt  werden).'-) 

I^as  Untcrrichtsmini'^terium  sieht  sich  veranlaßt,  die  akadeniischcn 
Behörden  darauf  aufmerksam  /n  machen,  wie  wichtig  es  sei,  bei  den  Studie- 

')  Die  derart  speziell  ge ruhmigte  A  biiaitung  von  Vorlesungen  in  der  Wohnung  eines 
Mmtäounten  ist  selbstverständlich  stets  im  LeltUonskataloge  ersichtlich  zu  machen,  (MinErl  rom 
at,  Dezember  tm,  Z.  19.948.) 

»)  V^!.  auch  die  die  gleich?  Tendenz  verfolgenden  MinEH.  fOlR  19.  AprU  ttST,  Z,  03S7 
fi.  Nr.  42SJ  und  vom  30.  September  1874,  Z,  13,741  (s,  Nr.  432), 
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reodeii  nicht  die  irrige  Ansicht  auflcommen  zu  lassen,  als  ob  die 
ersten  vierzehn  Tage  nur  zur  Inskription,  nicht  aber  zum  Be- 
ginne der  Vorlesungen  bestimmt  seien. 

Abgesehen  davon,  daß,  wenn  die  Unsitte,  den  Beginn  der  Vorlesungen 
von  dem  zahlreicheren  Erscheinen  der  Studierenden  abhingig  zu  machen, 
sich  festsetzte,  das  natürliche  Verhältnis»  wonach  die  Studierenden  sich 
nach  den  Professoren  und  nicht  diese  nadi  ersteren  sich  zu  richten  haben, 
verkehrt  würde,  —  abgesehen  davon,  daß  durch  den  verspäteten  Beginn 
der  Vorlesungen  das  Recht,  zu  hospitieren,  den  Studierenden  verkürzt  wird, 
—  abgesehen  davon,  daß  die  Professoren  auch  den  Schein  vermeiden 
sollen,  als  wären  ihnen  die  Vorschriften  des  Gesetzes  minder  heilig  — 
mögen  die  akademischen  Behörden  erwägen,  welche  Nachteile  für  die  ganze 
Ordnung  der  StudiLii  und  tur  die  Disziplin  daraus  notwendig  hen^orgehen 
muß,  wenn  die  Studierenden  in  der  Meinung  bestärkt  werden,  daß  es  nur 
bei  ihnen  stehe,  sich  die  Ferienzeit  um  vicT/ehn  Tage  und  dann  vielleicht 
imiiicr  mehr  und  mehr  zu  verlängern,  und  wenn  durch  das  Nadigeben 
der  Professoren  in  diesem  Punkte  auch  der  lieiliige  Studierende  bei  bestem 
Villen  in  den  ersten  acht  oder  vierzehn  Tagen  kehie  Kollegien  besudien 
kann,  weil  keine  gehalten  werden. 

Es  versteht  sich  wohl  von  selbst,  daß  auf  eine  Differenz  von  zwei 
oder  drei  Tagen  bei  einzelnen  Kollegien,  besonders  wenn  eigentümliche 
Umstände  obwalten,  es  biebei  nicht  ankommt  Aber  gegen  das  Streben, 
die  Inskriptionszeit  gleichsam  in  emen  Anhang  der  Fcrialzeit  umzugestalten, 
gegen  eme  Lauigkeit  im  Kollegienbesucfae  selbst  schon  beim  Beginne  der 
Studienzeit  nnifi  eneigisch  angekämpft  werden. 

Das  Unterrichtsministerium  macht  für  die  Eigreifung  der  hiezu  dien- 
Ucfaen  Mittel  die  akademischen  Behörden  und  die  betreffenden  Professoren 
vcrantwortUch,  und  wird  diesem  wie  jedem  Gegenstande,  der  mit  der 
Wiederherstellung  der  gelockerten  Universitätsdisziplin  in  unmittelbarem 
Zusammenhange  steht,  seüie  besondere  Aufmerksamkeit  widmen. 

Den  betreffenden  PiofessorenkoHegien  sind  diese  Bemerkungen  durdi 
die  Dekane  mitzuteilen. 


Nr.  384. 

in  lim  Erlasse  des  Mbilsterlmiis  fltr  K.  il  V.  Tom  27.  Min  1894. 

Z.  lS.297/tt42  ex  1S93, 

an  den  akademischen  Senat  der  k.  k.  UnhrersItSt  in  Prag, 
Qn  Betreff  angekiuidigter  und  später  nicht  abgehaltener  Kollegien). 

Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  daß  es  dem  Ansehen  und  der  Würde 
einer  Lehranstalt  wesentlich  zum  Abbruche  gereicht,  wenn  angekündigte 
Kollegien  nicht  eingehalten  werden,  und  daß  dieser  Übelstand  noch  be- 
deutend erhöht  wird,  wenn  eine  Mehrzahl  von  derlei  Fällen  gleichzeitig 
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II.  Teil:  Studienvorschriften;  A.  Allgemeine  Bestimmungen. 


vorkommt.  Es  erweckt  dies  den  Schein,  als  ob  man  den  Lektionskatalog 
sozusagen  auf  das  Geratewohl  mit  einer  Fülle  von  Ankündigungen  habe 
ausstatten  wollen,  um  ihn  in  den  Augen  der  Welt  reicher  erscheinen  zu 
lassen,  als  er  sich  dann  in  Wirklichkeit  erweisen  kann.  Es  Läßt  sich  auch 
nicht  übersehen,  daß  in  solchem  Falle  manche  Studierende  gerade  um 
die  Vorlesungen  gebracht  werden  können,  um  derentwillen  sie  eine  bestimmte 
Universität  aufsuchten;  und  daß  sie,  wenn  die  Einsteilung  der  beantragten 
Kollegien  erst  im  letzten  Augenblicke  bekannt  wird,  mit  einer  passenden 
Kombinierung  der  auszuwählenden  Kollegien  nicht  mehr  gut  zurecht  kommen 
können.  Wenn  daher  auch  das  Ministerium  im  allgemeinen  es  willkommen 
heißt,  daß  die  Professoren  von  dem  Rechte,  ihre  Hauptfächer  durch  Vor- 
träge über  einschlägige  Materien  zu  vervollständigen,  Gebrauch  machen, 
so  muß  es  doch  auch  nicht  minder  darauf  bestehen,  daß  hiebei  mit  Ernst 
und  Bedacht  vorgegangen  und  nicht  aufs  unbestimmte  hin  Ankündigungen 
gemacht  werden,  welche  zu  realisieren  sich  hinterher  als  schwierig  oder 
als  unmöglich  erweist. 

Was  aber  insbesondere  den  Umstand  betrifft,  daß  wegen  geringer 
Zahl  der  Inskribierten  angekündigte  Kollegien  nicht  zur  Eröffnung  gelangen, 
so  muß  das  Ministerium  die  Erwartung  aussprechen,  daß  Professoren,  die 
von  ihrem  Berufe  durchdrungen  sind,  es  nicht  unter  ihrer  Würde  finden 
werden  —  namentlich  über  Gegenstände,  für  welche  das  Interesse  der 
Studierenden  erst  geweckt  werden  muß  —  auch  vor  einem  wenig  zahlreichen, 
wenn  nur  strebsamen  Auditorium  vorzutragen,  indem  widrigenfalls  der 
Verdacht  nahe  liegt,  daß  die  Absicht,  den  wissenschaftlichen  Unterricht 
zu  fördern,  der  Rücksicht  auf  den  Ertrag  der  Kollegiengelder  in  unerfreu- 
licher Weise  nachstehe. 

Der  Senat  hat  dies  den  Professorenkollegien  zu  eröffnen  und  in  Zukunft 
darüber  zu  wachen,  daß  Kollegien,  die  einmal  angekündigt  waren,  wenn 
nicht  besonders  triftige  Gründe  und  gebieterische  Umstände  es  erheischen, 
nicht  rückgängig  gemacht  werden. 


Nr.  385. 

Erlaß  des  Ministeriums  fflr  K.  u.  U.  vom  7.  Juli  1856,  Z.  9657  533. 

an  das  Wiener  Universitätskonsistorium, 

(betreffend  die  Unzulässigkeit  der  Aufnahme  von  Privatissima  in  den 

Lektionskatalog). 

Aus  Anlaß  der  von  .  .  .  beabsichtigten  Privatissima*)  wird  bemerkt, 
daß  derlei  Kollegien  ihrer  Natur  nach  gar  nicht  in  den  Lektionskatak>g 
aufzunehmen  sind,  sondern  es  den  Professoren,  die  solche  abhalten  wollen, 
überlassen  bleibt,  ihre  Absicht  auf  eine  andere  geeignete  Art  zur  Kenntnis 
der  Studierenden  zu  bringen. 


*)  Betreffs  des  Honorarbezuges  für  derartige  „Privatissinut'  vgl.  Nr.  677. 
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Nr.  386. 

Erlaß  des  Ministeriums  fflr  K.  u.  U.  vom  9.  Mal  1857.  Z.  7081. 

an  das  Universitätskonsistorium  in  Wien, 
(betreffend  die  Befugnis  zur  Qenehmigtingr  geiingfQgiger  Änderungen 

im  Lelctlonskataloge). 

Das  k.  k.  Universitätskonsistorium  wird  ermächtigt,  über  gering- 
fügigere Veränderungen^),  weiche  sich  in  einem  Semester  nach  der  Druck- 
legung des  betreffenden  Lektionskataloges  hinsichtlich  desselben  ereignen, 
im  eigenen  Wirkungskreise  und  ohne  hieher  gerichtetes  Einschreiten  zu 
entscheiden. 


Nr.  387. 

Erlaß  der  n.  0.  Stattbalterel  vom  31.  März  1894.  Z.  20.867. 

(betreffend  die  Modalitäten  fflr  die  Abhaltung  von  Unterrichtskursen 
in  den  Wiener  k.  k.  Krankenanstalten). 

Das  k.  k.  Ministerium  des  Innern  hat  laut  Erl.  vom  13.  März  1894, 
Z.  3368,  dem  Ansuchen  der  Arzte  (der  k.  k.  Krankenanstalt  Rudolfstiftung) 
zur  Abhaltung  praktischer  Kurse  .  .  .  gegen  Einhaltung  der  dem  MinErl. 
vom  16.  Jänner  1892,  Z.  21.618,  entsprechenden,  von  der  k.  k.  Statthalterei 
festgesetzten  Bestimmungen  gewährende  Folge  zu  geben  gefunden. 

IDiese  Bestimmungen  sind: 

1.  Die  Ärzte  der  Anstalt  besuchen  diese  Kurse  unentgeltlich. 

2.  Die  Zahl  der  am  Kurse  teilnehmenden  auswärtigen  Arzte  und  der 
im  Spitale  nicht  bediensteten  Doktoren  und  Doktoranden,  die  wenigstens  ein 
Rigorosum  mit  Erfolg  abgelegt  haben,  ist  beschränkt  und  dem  Ermessen 
der  Direktion  anheimgestellt. 

3.  Die  Kurse  dürfen  nicht  zur  Zeit  der  normierten  Krankenvisiten  ab- 
gehalten werden. 

Zur  Abhaltung  der  systematischen  Vorträge  sind  Nebenzimmer  oder 
ppimarärztliche  Zimmer  zu  verwenden,  Krankenzimmer  dagegen  nur  in  jenen 
Fällen,  in  welchen  Demonstrationen,  Untersuchungen  oder  Operationen  an 
Kranken  notwendig  sind. 

Die  Verwendung  eines  Kranken  zur  Demonstration  ist  nur  dann  zulässig, 
wenn  der  Kranke  gegen  diese  Verwendung  keine  Einsprache  erhebt. 

Die  Verwendung  des  Wartepersonales  bei  der  betreffenden  Abteilung 
bei  den  Kursen  darf  nur  insoweit  stattfinden,  als  dadurch  weder  dessen 
Dienst  noch  dessen  nötige  Erholung  beeinträchtigt  wird. 


>)  Hinsichtlich  des  Vorganges  bei  nachträglichen  Abänderungen  der  genehmigten  LeJttioas- 
kaialoge  vgl.  Vi.  des  MinErl.  vom  5.  JuU  1851,  Z.  64851584  (s.  Nr.  366J  und  Nr.  379. 
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4.  Von  der  Ankündigiuig  und  dem  Beginne  des  Kurses,  von  der 
Zahl  und  Art  der  Teilnehmer  an  demselben,  sowie  von  dem  Orte  der 
Abhaltung  des  Kurses  ist  der  Direktion  die  Anzeige  zu  erstatten.  Außerhalb 
des  Verbandes  der  Anstalt  stehende  Dozenten  sind  zur  Abhaltung  von 
Kursen  in  derselben  nicht  berechtigt. 

Im  übrigen  wird  die  Direktion  aui  den  im  Jahrbuche  der  Wiener 
k.  k.  Krankenanstalten  Jahrg.  I  [III,  160]  enthaltenen  Normalerlaß  zur  genauen 
Danachachtung  verwiesen.  Hievon  wird  die  Direktion  mit  dem  ausdrück- 
lichen Beisatze  in  Kenntnis  gesetzt,  daß  sie  selbstverständlich  dafür  Sorge 
zu  tragen  hat,  daß  die  Heranziehung  einzelner  Kranker  zu  Demonstrations- 
zwecken nicht  durch  irgend  eine  ungehörige  Beeinflussung  ihres  Willens 
und  nicht  etwa  durch  Zuwendung  von  Benefizien  auf  Kosten  des  Wiener 
k.  k.  Krankenanstaltenfondes  erfolge. 


Nr.  388. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  u.  U.  vom  17.  Mal  1894.  Z.  220/KUM. 

an  die  Rektorate  sämtlicher  Universitäten, 

(betreffend  den  Zeitpunkt  der  Feststellung,  Vorlage  und  Ausgabe  der 

Lektionskataloge). 

Um  das  Erscheinen  der  Lektionskataloge  künftighin  rechtzeitig  und 
zu  gleichen  Terminen,  sowie  rechtzeitig  auch  im  Auslande  die  wünschens- 
werte Verbreitung  derselben  zu  ermöglichen,  finde  ich  in  teilweiser  Ab- 
änderung der  Bestimmung  des  §  8  der  Verordnung  des  Ministeriums  für 
K.  u.  U.  vom  30.  Juni  1850,  Z.  5432,i)  betreffend  die  Abfassung  und 
Veröffentlichung  der  Lektionskataloge  anzuordnen  und  ersuche  das  Rektorat, 
demgemäß  Vorsorge  zu  treffen,  daß 

1.  zu  Beginn  eines  jeden  Semesters  die  Lektionsverzeichnisse  des 
folgenden  Semesters  festgestellt  und  sofort  in  Druck  gelegt  werden, 

2.  die  Verzeichnisse  in  mehreren  Bürstenabzügen,-)  und  zwar  für  das 
Sommersemester  vor  1.  Jänner,  für  das  Wintersemester  vor  dem  1.  Juni 
dem  Ministerium  zur  Approbation  vorgelegt  werden, 

3.  die  approbierten  Verzeichnisse  für  das  Sommersemester  spätestens 
am  15.  Februar,  für  das  Wintersemester  am  15.  Juli  zur  Ausgabe  gelangen. 

Diese  Bestimmung  hat  mit  dem  Studienjahre  1894/Q5  in  Wirksamkeit 
zu  treten  und  ist  hievon  jedem  Dozenten  der  Universität  zur  Danach- 
achtung die  Mitteilung  zu  machen. 


»)  s.  Nr.  379. 

*)  Mit  MinErl.  vom  7.  Juli  1809,  Z.  15.490,  wurde  der  Universität  in  Krakau  die  Vortagt 
des  Jeweiligen  Entwurfes  der  Vorleseordnung  im  Manuskripte  mit  dem  Bemerken  gestattet, 
daß  es  im  übrigen  bei  den  Anordnungen  des  obigen  Erlasses  zu  verbleiben  habe. 
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Nr.  389. 

Im  dem  Erlasse  des  Ministers  f  flr  K.  a.  0.  vom  6.  Angnst  18S4, 

Z.  1930/KDM. 

an  die  Rdctorale  der  UnivenltSten  in  Wien,  Prag  (deuttcli)^  Graz,  lanabruck 

und  Czernowitz, 

(betreffend  die  VeröffentHchung  der  Vorleseverzeichnisse  der  Öster- 
reichisctien  Universitäten  mit  deutscher  Vortragssprache  in  dem  von 
den  MMflncbncr  Hocbschulnachrichten"   herattsgegebenea  Oeneral- 

vorlesungskataloge). 

Ich  finde  mich  bestimmt,  in  einem  gleichzeitig  an  die  Redaktion  der 
„Münchner  Hochschulnachrichtcn"  ergehenden  Erlasse  die  Veröffentlichung 
der  Vorleseverzeichnissc  der  hicrländigen  Universitäten  mit  deutscher  Vor- 
tragssprache, d.  i.  in  Wien,  Prag,  Graz,  Innsbruck  und  Czemowitz,  in 
dem  üeneralvorlesekataloge^)  vom  Jahre  1895  zu  genehmigen: 

Hievon  setze  ich  das  Relctorat  zur  entsprechenden  weiteren  Ver> 
aolassung  mit  dem  Ersodien  in  Kennteis,  mit  der  Vorlage  eines  BOrsten« 
abzuges  der  betreffenden  Vorleseveizeidiiiisse  audi  ein  Insertionsmanu- 
sicript  zur  Vorlage  zu  bringen,  und  zwar  mit  den  gleichen  Ablcfirzungen 
(die  Stundenzahl  in  arabischer  Ziffer  hinter  den  efaizehien  Vorlesungen  und 
ein  g  bei  Gratisvorlesungen)  versehen  und  in  der  gleichen  kompendiösen 
Weise  redigiert,  wie  das  Vorleseverzeichnis  der  Berliner  Universität  in 
den  Hodisdiuinachriditen  erscheint 


Nr.  890. 

Aas  dem  Erlasse  des  Mlnlstei^  fflr  K.  a.  D.  vom  22.  Juli  1897« 

Z.  18.780, 

an  das  Rektorat  der  Wiener  Universität, 
(womit  die  gMume  Eiahattnng  der  ffflr  die  Vorlage  der  ßitwfirfe  der 
Vorleeeorditaageii  vorgescliflebeiieii  Teneliie  elogescliirft  wurde). 

Die  Wahrnehmung,  daß  der  Weisung  des  ho.  KUMErl.  vom  17.  Mai 
Z  220,^  wonach  die  Entwürfe  der  Vorteseordnungen,  und  zwar  ffir 
das  Sommersemester  vor  dem  1.  jloner,  fOr  das  Wintersemester  aber  vor 
dem  1.  Juni  anher  zur  Approbation  vorzulegen  sind,  bisher  nicht  ent- 
sprochen wurde,  veranlaßt  mich,  das  Rektorat  zu  ersuchen,  mit  allem 
Nachdrucke  auf  die  Einhaltung  des  vorgeschriebenen  Vorlagetermines  hin- 
zuwirken und  im  Falle  bei  Eintritt  des  bezüglichen  Endtermines  gleichwohl 
einzelne  Professoren  oder  Dozenten  mit  der  Anmeldung  ihrer  Vorlesungen 
etwa  noch  im  Rückstände  sein  sollten,  ohne  Rücksicht  auf  diese  Säumigen 
mit  der  Vorlage  der  Vorleseordnuiig  vorzugehen. 

')  Dieser  vor  Beginn  eines  jeden  Semesters  von  der  Redaktion  der  Zeitschrift  über  das 
tßttmU  Hoehsehuiwesen  „Hochsehulnachrichien"  in  München  herausgegebene  Katalog  füM  den 
TlUt  ttVertmutgs-Venddutisst  dtr  VidwsUäten,  technischen  und  Fach- Hochschulen  von 
Dmhefdand,  Dml$ek-^ktunkh  mtd  der  Sekmek-: 

0 1.  Nn  3ML 
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3.  Kollegiengeldvorschriften. 


Nr.  391. 

Verordnung  des  Mlnlsterlonis  fflr  K.  u.  U.  vom  12.  Joil  1850. 

Z.  5697/187.  RGBNr.  310. 

über  die  Einführung  von  Kollegiengeldern  an  den  Universitäten  zu  Wien, 
Prag,  Lemberg,  Krakau,  [Olmütz],  Graz  und  Innsbruck. 

In  Gemäßheit  der  bereits  mit  Ah.  Entschl.  vom  30.  September  1849 
genehmigten  Grundsätze  über  die  Einführung  von  Kollegiengeldern  an  den- 
jenigen Universitäten,  an  welchen  die  Lehr-  und  Lernfreiheit  eingeführt  ist, 
haben  Se.  Majestät  über  Antrag  des  Ministers  des  Kultus  und  Unterrichtes 
mit  Ah.  Entschl.  vom  12.  Juli  18S0  nachstehende  provisorische  Vorschrift 
zu  genehmigen  geruht: 

§  1.  Mit  dem  Studienjahre  1850/51  wird  an  allen  österreichischen 
Universitäten,  an  welchen  die  Lehr-  und  Lernfreiheit  eingeführt  ist,  d,  L 
an  den  Universitäten  zu  Wien,  Prag,  [Pest,]  Lemberg,  Krakau,  (Olmütz,) 
Graz  und  Innsbruck,  das  Unterrichtsgeld,  insoweit  es  gegenwärtig  besteht, 
aufgehoben,  und  es  ist  im  allgemeinen  von  den  Studierenden  für  jedes 
einzelne  Kollegium,  wekhes  sie  besuchen,  ein  Kollegiengeld  zu  entrichten, 
welches  dem  betreffenden  Professor  oder  Privatdozenten  zufällt,*) 

§  2.  Die  Kollegien  sind  in  Betreff  der  Honorarpflicht  entweder  un- 
entgeltliche (publica)  oder  entgeltliche.  Die  letzteren  werden  entweder  gegen 
Entrichtung  des  geringsten  vom  Gesetze  als  zulässig  erklärten  Kollegien- 
geldes oder  gegen  ein  höheres  gelesen. 

§  3.  Das  geringste  Kollegiengeld  beträgt  für  jedes  Semcstralkollegium 
so  viele  Gulden  K.  M.  (jetzt  so  viele  2  Kronen  10  Heller),  wie  viele 
Stunden  das  Kollegium  wöchentlich  ausfüllt. 

§  4,  Das  Recht  der  Dozenten  auf  Kollegiengelder  steht  im  Zusammen- 
hange mit  den  Verpflichtungen  ihres  Lehramtes.  Es  ist  verschieden,  je 
nachdem  dieselben  mit  Gehalt  angestellt  sind  oder  nicht 

§  5.  Jeder  mit  Gehalt  definitiv  oder  provisorisch  angestellte  Professor 
hat  seine  Kollegien  über  diejenigen  Lehrfächer,  für  welche  er  angesteUt 
ist,  in  einer  angemessenen  (§  6)  Anzahl  von  wöchentlichen  Vorlesungen 
um  das  oben  §  3  bezeichnete  Kollegiengeld  zu  lesen.  Er  hat  diesen  Kollegien, 
welche  seine  Hauptkollegien  heißen,  vorzugsweise  seine  Lehramtstätigkeit 

«)  Abgeändert  durch  §  13  des  Gesetzes  vom  19.  September  1898,  RQBSr.  167,  betreffend 
die  Regelane  der  Bezüge  der  Professoren  an  Universitäten  und  denselben  gleichgehaUenen  Hoch- 
schulen  und  Lehranstalten  (s.  Nr.  97). 

Die  Kollegiengelder  der  Universitätsprofessoren  sind  als  Amtsbezflge  von  den  Oemeinde- 
zuschlägen  zur  Einkommensteuer  befreit.  (Erlcenntnis  des  VOH  vom  28.  März  1890,  Z.  lOIO, 
Budw.  XIV,  5227.) 

Eine  Exelcution  auf  Kollegiengelder,  Prflfungstaxen,  Promotionstaxen  und  ähnliche  Emolo- 
mente  ist  nach  §§  1  und  3  des  Gesetzes  vom  21.  April  1882,  ROBNr.  123  (s.Nr.  106),  unzulässig. 
(Erkenntnis  des  Obersten  Gerichtshofes  vom  12.  Dezember  1882,  Z.  14^,.01.Ung.  XX,  92174 

Vgl.  auch  Anmerkung  «)  auf  S.  103. 
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zuzuwenden.  In  diesen  Hinsichten  sind  ihnen  auch  die  nur  Remunerationen 
beziehenden  Dozenten  gleich  gehalten. 

Nur  Supplenten,  welche  etwa  noch  nach  besonderen  obwaltenden  Ver- 
hältnissen gegen  Bezug  der  gesetzlichen  Substitutionsgebühr  zur  Ausfüllung 
einer  erledigten  Lehrkanzel  verwendet  werden,  haben  auf  die  für  ihre 
Kollegien  zu  bezahlenden  Kollegiengelder  keinen  Anspruch,  sondern  diese 
fließen  in  denjenigen  Fond,  aus  welchem  die  Substitutionsgebühr  be- 
zahlt wird.^) 

§  6.  Bei  der  Beurteilung,  auf  wie  viele  Stunden  in  der  Woche  ein 
angestellter  Professor  seine  Hauptkollegien  auszudehnen  verpflichtet  sei, 
haben  folgende  Bestimmungen  als  Anhaltspunkte  zu  dienen: 

a)  Zuerst  ist  das  Anstellungsdekret  oder  die  der  Berufung  eines  Pro- 
fessors vorausgegangene  Verhandlung  zur  Grundlage  der  Entscheidung  zu 
nehmen ; 

b)  sohin  ist  bei  bereits  längere  Zeit  angestellten  Professoren  auf  die 
bisherigen  gesetzlichen  Bestimmungen  oder  auf  die  Übung; 

c)  auf  das  objektive  Bedürfnis  des  Gegenstandes  und  Herstellung 
eines  gewissen  Ebenmaßes  in  der  extensiven  Behandlung  gleich  wichtiger 
Lehrfächer,  endlich 

d)  darauf  zu  sehen,  daß  es  dem  Studierenden  im  allgemeinen  möglich 
gemacht  werden  müsse,  während  seiner  gesetzlichen  Universitätszeit  wenig- 
stens alle  Hauptfächer  seiner  Fakultät  oder  bei  der  philosophischen  Fakultät 
doch  die  Hauptfächer  seiner  speziellen  wissenschaftlichen  Richtung  bei 
Professoren,  und  ohne  offenbare  Überbürdung  seiner  Kräfte  zu  hören. 

§  7.  Neben  diesen  Kollegien,  durch  welche  ein  angestellter  Professor 
der  bei  seiner  Anstellung  übernommenen  Verpflichtung  genügt,  ist  er  be- 
rechtigt, noch  ein  oder  mehrere  Kollegien  über  sein  ganzes  Lehrfach  oder 
einzelne  Teile  desselben  oder  über  solche  Fächer,  über  welche  zu  lesen 
er  bei  seiner  Anstellung  oder  späterhin  zwar  nicht  verpflichtet,  aber  berechtigt 
wurde,  um  das  geringste  oder  um  ein  beliebig  höheres  von  ihm  fest- 
gesetztes KollegiengeW  zu  lesen. 

§  8.  Jeder  ordentliche  Professor  ist  ferner  verpflichtet,  wenigstens 
in  jedem  dritten  Semester")  ein  unentgeltliches  Kollegium  (Publicum)  von 
wöchentlich  einer  oder  von  zwei  Stunden  über  einzelne  Partien  seines 
Hauptgegenstandes  oder  über  ein  anderes  Fach,  worüber  zu  lesen  er  zwar 
nicht  verpflichtet,  aber  berechtigt  wurde,  zu  geben. 

Diese  Publica  hat  er  neben  seinen  ordentlichen  Kollegien  zu  lesen, 
doch  darf  er  sich  die  hierauf  verwendeten  Stunden  bei  Berechnung  der 
pflichtmäßigen  Stundenzahl  seiner  Hauptkollegien  zu  Gute  rechnen.') 

At^esehen  von  diesen  Kollegien  darf  ein  Professor  unentgeltlich  nur 
mit  Genehmigung  des  Unterrichtsministeriums  in  dem  Falle  lesen,  wenn 

»)  Vgl.  MtnErL  vom  16.  Februar  1867,  Z.  833  (s.  Nr.  399).  Mit  Erlaß  vom  27.  Juli  1900, 
Z.  17 J35 2,  wurtU  über  eine  Anfrage  ausgesprochen ,  daß  durch  das  neue  Oehaltsgesetz  (s.  Nr.  97) 
in  den  Bestimmungen  des  §  5  des  KolUgiengeldergesetzes  eine  Änderung  nicht  eingetreten  ist. 

*)  Erläutert  durch  MinErl.  vom  27.  März  1865,  Z.  2368  (s.  Nr.  148). 

*)  Durch  Abhaltung  von  Seminarübungen  wird  seitens  der  Profrssoren  der  Juridischen 
Fakultäten  der  Pjüdtt  genügt,  öffentliche  Vorlesungen  (coUegia  publica)  zu  halten  (s.  Nr.  319, 
Punkt  12). 
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nach  der  eigentümlichen  Beschaffenheit  eines  Lehrgegenstandes  der  Besuch 
eines  Kollegiums,  dessen  Zustandekommen  wünschenswert  ist,  durch  die 
Forderung  eines  Honorars  wesentlich  beeinträchtigt  würde. 

Das  Unterrichtsministerium  wird  bei  Erteilung  einer  solchen  Geneh- 
migung darauf  sehen,  daß  durch  dieselbe  nicht  ein  in  diesem  Fache  heran- 
strebender Privatdozent  unterdrückt  werde. 

§  9.  Privatdozenten  und  unbesoldete  außerordentliche  Professoren 
dürfen  alle  ihre  Kollegien  entweder  um  das  gesetzliche  Minimum  des 
Kollegiengeldes,  oder  um  ein  höheres,  unentgeltlich  aber  nur  unter  den 
im  vorigen  Paragraphen  gestellten  Bedingujigen  lesen.*) 

§  10.  Jeder  Professor  oder  Privatdozent,  welcher  ein  Kollegium  um 
ein  höheres  Kollegiengeld  lesen  will,  hat  dies  bei  Entwerfung  des  Lektions- 
kataloges  dem  Professorenkollegium,  und  den  Betrag  des  Honorars  vor 
Beginn  des  Aufnahmstermines  der  Universitätsq'uästur  anzuzeigen.  Unter- 
läßt er  es,  diese  Anzeige  rechtzeitig  zu  erstatten,  so  wird  angenommen, 
daß  er  sich  mit  dem  gesetzlich  normierten  Kollegiengelde  begnüge. 

§  11.  In  den  Vorleseordnungen  sind  diejenigen  Kollegien  besonders 
ersichtlich  zu  machen,  welche  unentgeltlich  oder  als  Hauptkollegien,  oder 
gegen  ein  höheres  als  das  im  §  3  angeführte  Honorar  gelesen  werden.-) 

§  12.  Zur  Zahlung  des  Kollegiengeldes  für  ordentliche  oder  außer- 
ordentliche Kollegien  sind  sowohl  die  immatrikulierten  als  nicht  immatriku- 
lierten Hörer  einer  Fakultät  verpflichtet,  soweit  sie  nicht  eine  gesetzliche 
Befreiung  genießen  oder  die  Befreiung  davon  nach  Inhalt  dieses  Gesetzes 
erwirkt  haben.') 

§  13.  Die  zu  erteilende  Befreiung  kann  sich  entweder  auf  das  Ganze 
oder  auf  die  Hälfte,  unter  keiner  Voraussetzung  aber  auf  irgend  einen 
anderen  Bruchteil  des  Kollegiengeldes  erstrecken. 

§  14.  Einen  direkten  gesetzlichen  Anspruch,  von  dem  Kollegiengelde 
ganz  befreit  zu  sein,  haben  nur  folgende  Studierende  der  Theologie: 

a)  Vom  Sekularklerus : 

die  dürftigen  Diözesanseminaristen  und  Externisten,  welche  für  das 
Bedürfnis  der  Diözese  notwendig  sind,  und  dem  Diözesanklerus  entweder 
wirklich  schon  einverleibt  sind  oder  wenigstens  die  bestimmte  Zusicherung 
der  Aufnahme  in  denselben  erhalten  haben.  Der  Bischof  hat  mit  Anfang 
jedes  Studienjahres  ein  Verzeichnis  dieser  Studierenden  unter  Bestätigung 
ihrer  Dürftigkeit  dem  theologischen  Professorcnkollegium  zu  übermitteln. 

b)  Vom  Regularklerus : 

alle  diejenigen,  wekhe  einem  Orden  angehören,  der  aus  einem  öffent- 
lichen Fonde  eine  Dotation  bezieht. 

»)  Bezüglich  der  „Lehrer  im  engeren  Sinne"  vgl.  Punkt  J  des  MinErL  vom  31.  Mai  1899, 
Z.  9830.  MVBNr.  2i  (s.  Nr.  220). 
«)  Vgl.  Nr.  381. 

*)  Betreffend  die  Verpflichtung  der  Hospitantinnen  zur  Entrichtung  des  Kollegiengeldes 
und  deren  Befreiung  vom  ganzen  oder  halben  Kollegiengelde  vgL  Nr.  409. 

Für  die  Ausschließung  von  außerordentlichen  Hörem  von  der  Kollegiengeldbefreiung  bietet 
§  12  der  MinVdg.  vom  12  Juli  1850,  ROBNr.  310,  keinen  Anhaltspunkt.  (MinErl.  vom  9.  August 
1901,  Z.  16.483.J 
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Auf  alle  diese  Studierenden  der  Theologie»^)  solange  sie  ihre  Studien 
mit  genügendem  Eiic^  fortsetien»  liaben  dalier  die  weiter  fol^fenden  Be- 
stimmuqgen  Iceine  Anwendung. 

§  15.  Bei  dem  innigen  Zusammenhange  zwischen  der  Entrichtung 

von  Kollegiengeldern  und  dem  ganzen  Systeme  der  Lehr-  und  Lernfreiheit 
gilt  als  Regel,  daß  jeder  Studierende  für  jedes  KoUegium,  welches  er 
hört  und  wekhes  kein  Publicum  is^  ein  KoUegiengeld  nach  Inhalt  dieses 
Gesetzes  zu  bezahlen  hat. 

Eine  Befreiung  von  der  Entrichtung  des  ganzen  oder  halben  Kollegien- 
geldes kann  nur  ausnahmsweise,  und  zwar  nur  an  Studierende  a)  von 
tadellosem  Benehmen  stattfinden,  welche  b)  ihre  wahrhafte  Dürftigkeit  und 
c)  eine  au^ezeichnete  wissenschaftliche  Verwendung  nachweisen  können.') 

Ausländer,  welche  österreidusche  Universititen  benfltzen,  können  unter 
denselben  Bedingungen  wie  österreichische  Studierende  befreit  werden,  wenn 
ähnliche  Befreiungen  an  den  Universitäten  des  betreffenden  Staates  auch 
Gsteneichischen  Studierenden  zuteil  werden  können. 

%  lö.  Stipendisten  und  StiftUnge  haben  als  solche  im  aUgemehien 
keinen  Ansprudi  auf  Befreiung  von  Entrichtung  des  Kollegiengekles,  sondern 
haben  daräitun,  daß  sie  ungeachtet  des  dtesfäOigen  Genusses  ab  dfirftig 
anzusehen  sind. 

§  17.  In  Ansehung  der  von  einem  Gymnasium  oder  von  einer  früher 

sogenannten  philosophischen  Lehranstalt  an  die  Universität  übertretenden 
Studierenden  gilt  es  als  Regel,  daß  sie  in  dem  ersten  Semester  ihrer 

Universitätszeit  zur  Zahlung  des  Kollegiengeldcs  verpflichtet  sind  und  erst 
im  zweiten  Semester  um  die  Befreiung  einschreiten  können,  wenn  sie  die 
im  §  16  vorgeschriebenen  Bedingungen  nachzuweisen  vermögen. 

Nur  diejenigen  können  auch  schon  im  ersten  Semester  ihrer  akade- 
mischen Studien  um  die  Befreiung  einkümmen,  welche  die  Maturitätsprüfung 
mit  ausgezeichnetem  Erfolge  abgelegt  haben.*) 

[§  18.  Diejenigen  Studierenden,  welche 

a)  im  Jahre  1849/50  schon  an  einer  der  drei  Universitäten  zu  Pest, 
Krakau  und  Innsbruck  fanmatrikuliert  waren,  oder 

b)  an  ehier  anderen  österreichischen  Unhrersität  hnmatrikuliert  und 
ao  derselben  gesetzlich  zur  2^huig  des  Unierrichtsgekies  nicht  verpflichtet 
oder  davon  durch  Ausspruch  der  kompetenten  Behörde  befreit  waren, 
haben  Anspruch,  auf  Grundlage  dieser  gesetzlichen  oder  besonders  erteilten 

Au/  ürund  des  MiaErU  vom  9.  Oktober  1852,  Z.  /0./2/  (s.  Nr.  393J,  haben  die  Zöglinge 
im  PrtesitrhadiuigsImtUai»»  M  Si,  AagnOn  bt  WUn  Ampnuh  mf  KolUgleiiggUb^fMnig, 

^}  Durch  MlnErl.  vom  Z  Oktober  1855,  Z.  15.162.  RQBSr.  172  (s.  Nr.  397),  wurde  dem 
ReäUshörem  für  die  Erlangung  der  Befreiung  vom  halben  J(olie£'rngflde  Erleichterungen  gewährt. 

Die  auf  Qruttd  eines  Rettlsdaümaturitätszeugnisses  an  den  pfülosophischen  Fakultäten  ats 
LehramiskanäUaitm  Mtai^  aeinerzeitiger  Zulassung  zur  Pr9fiuig  ßr  das  Lehraaä  an  RealsetmU» 
als  außerorde  niliche  Hörer  inskribierten  Studierenden  werden  gemäß  M  irr  Erl.  vom  2ZJttU  1998, 
Z,  lOjQZ,  MVBNr.  39  (s.  Nr.  405J,  in  Ansehung  der  Befreiung  vom  KoUegiengeide  den  ordeut^ 
StkeuSiadkrtmUn  dieser  FakuUät  gletaigthaUen. 

DU  KoUegiengeldbefreiung  von  Söhnen  der  UniversiUispro/essoren  ist  nur  unter  denselben 
Bedingungen  zulässig,  wie  sie  §  15  des  KoUegiengeldergeseiUi  wonekrtUti,  (MnEH»  M«  9,  Aagui 
mi,  Z.  16.463  und  vom  19,  November  1903,  Z.  37.231 J 
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Befreiung  durch  die  Studienjahre  1850/51  bis  inklusive  1852/53  ohne  einen 
anderen  Nachweis  als  den  eines  tadellosen  Benehmens  während  des  Studien- 
jahres 1849/50,  von  dem  halben  Kollegiengelde  aller  von  ihnen  zu  be- 
suchenden Kollegien  befreit  zu  werden,  und  es  durch  diese  drei  Jahre  zu 
bleiben,  solange  sie  durch  tadelloses  Benehmen  und  fleißige  Verwendung 
sich  dieser  Begünstigung  nicht  unwürdig  machen  (§  25).] 
(§  19  und  20  Übergangsbestimmungen.) 

§  21.  Keine,  auf  was  immer  für  einem  Titel  beruhende  gänzliche 
oder  teilweise  Befreiung  geht  Jedoch  von  einer  Universität  auf  eine  andere 
über,  noch  gilt  die  an  einer  Fakultät  erhaltene  Befreiung  für  den  Besuch 
von  Vorlesungen  an  einer  anderen  Fakultät  derselben  Universität. 

Nur  die  den  Studierenden  der  Theologie  aus  dem  Gesetze  zustehenden 
Befreiungen  haben  auch  für  andere  Fakultäten  volle  Gültigkeit^) 

§  22.  Jeder  Studierende,  welcher  auf  eine  gänzliche  oder  teilweise 
Befreiung  Anspruch  machen  zu  können  glaubt,  hat  in  den  ersten  vierzehn 
Tagen  (jetzt  acht  Tagen)-)  des  Semesters  bei  dem  betreffenden  Professoren- 
kollegium um  dieselbe  schriftlich  einzukommen. 

Dieses  entscheidet  darüber  nach  reiflicher  Prüfung  der  Grundlage  des 
Gesuches  und  seiner  Behelfe.*) 

Gegen  diese  Entscheidung  findet  kein  Rekurs  statt. 

§  23.  Wird  einem  Gesuche  gar  nicht  oder  teilweise  stattgegeben, 
so  hat  der  Studierende  für  alle  entgeltlichen  Kollegien,  für  welche  er  sich 
hat  einschreiben  lassen,  im  ersten  Falle  das  ganze,  im  zweiten  Falle  das 
halbe  Kollegiengeld  zu  entrichten. 

§  24.  Jede  erteilte  Befreiung  erstreckt  ihre  Wirksamkeit  zunächst  nur 
auf  zwei  Semester. 

Nach  Ablauf  derselben  muß  der  Studierende,  welcher  Anspruch  zu 
haben  glaubt,  sie  fort  zu  genießen,  um  ihre  Erneuerung  einschreiten. 

»)  Weitere  Aasnahmen  bestehen :  a)  nach  MinErL  vom  5jaU  1851,  Z.  6485/584  fs.  Nr.  366.  VIIJ. 
wenn  die  Professorenkollegien  derselben  Universität  beschließen,  dqß  die  von  einer  Fakultät  erteilten 
KolUgiengeldbefreiungen  wechselseitig  für  aUe  Fakultäten  Geltung  haben  sollen;  b)  für  die  von 
den  Professorenkollegien  der  rechtS'  und  staatswissenschaftlichen  Fakultäten  den  immatrikulierten 
Rechtshörem  auf  Qrund  des  MinErL  vom  2.  Oktober  1855,  Z.  15.162,  ROBNr.  172  (s.  Nr.  397J, 
erteilten  Befreiungen. 

Bezüglich  der  Rückwirkung  der  Kollegiengeldbefreiung  auf  die  Befreiung  von  den  Prüfungs- 
taxen vgl.:  hinsichtlich  der  Rechtshörer:  §§  9,  10  und  11  der  MinVdg.  vom  10.  März  1856.  Z.  952, 
ROBNr.  37  fs.  Nr.  642)  und  den  MinErL  vom  27.  August  1858,  Z.  12.988  (s.  Nr.  643),  rück- 
sichtlich der  Studierenden  der  griechisch- orientalischen  Theologie:  den  §  3ß  der  PrüfungsinstmktioK 
(s.  Nr.  623). 

Vgl.  Nr.  422.  Verspätet  eingebrachte  Befreiungsgesuche  sind  nach  Maßgabe  des  MinErL 
vom  30.  AprU  1871,  Z.  8825,  MVBNr.  26  fs.  Nr.  401),  tu  behandeln.  Für  die  Kandidaten  der 
rechtshistorischen  Staatsprüfung  an  der  Wiener  Universität  wurde  die  Frist  auf  Qrund  MinEri, 
vom  27.  September  1898,  Z.  21.714  fs.  Nr.  438),  erweitert. 

•)  Ober  die  Frist,  innerhalb  welcher  die  Befreiungsgesuche  vom  ProfessorenkoUegium  a 
erledigen  sind,  s.  Nr.  401. 

Einzelne  Professorenkollegien  haben  für  den  von  ihnen  bei  Erteilung  von  Befreiungen  tu 
beobachtenden  Vorgang  insbesondere  rücksichtlich  der  zu  fordernden  Bedingungen  fStndier\fortgang, 
Stipendiengenuß  u.  a.  m.)  Regeln  (Qrundsätze)  aufgestellt. 

Im  §  13  des  Qesetzes  vom  19.  September  1898,  ROBNr.  167  fs.  Nr.  97),  wurde  bestimmt, 
daß  die  Befreiung  von  der  Zahlung  des  KoUegiengeläes  nach  wie  vor  das  ProfessorenkoUegiam 
auszusprechen  hat. 
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Die  Bcdingungeii,  diese  Eraettening  zu  eriulten,  sind  vendiieden  bd 
denjenigen,  welche  auf  Qrundlage  des  §  18  die  Bdiniung  von  der  Hitfie 
des  Kollegieqgeldes  angesprochen  haben  und  zueikannt  erhielten,  und  bei 
allen  übrigen. 

§  25.  Diejenigen,  welche  auf  Grundlage  des  §  IS  von  der  Hälfte 
des  Kollegicngeldes  befreit  wurden,  haben  zwar  ebenfalls  von  Jahr  zu 
Jahr  um  die  Erneuerung  ihrer  Befreiung  anzusuchen,  allein  dieselbe  kann 
ihnen  bis  inklusive  zum  Studienjahre  1852/53  nicht  verweigert  werden,  solange 
sie  sich  tadellos  benehmen  und  sonst  nichts  vorkommt,  wodurch  sie  dieser 
Begünstigung  unwürdig  erscheinen. 

§  26.  Die  übrigen  vom  Kollegiengelde  teilweise,  sowie  alle  vom 
ganzen  Kollegiengelde  befreiten  Studierenden  haben  sich  in  ihrem  Gesuche 
um  Erneuerung  der  Befreiung  bei  ihrem  Ehrenworte  zu  erklären,  daß  ihre 
pekuniären  Verhältnisse  sich  seit  der  erhaltenen  Befreiung  nicht  verbessert 
liabeo,  es  darf  ferner  nicht  nur  rücksichtlich  ihres  Benehmens  nichts  zu 
Beanstibidendes  gegen  sie  voigekommen  sein,  sondern  es  muß  wenigstens 
einer  der  Professoren,  deren  Vorlesungen  sie  in  dem  letzten  Semester  be- 
suchten, aus  eigener  Oberzeugung  ihre  ausgezeichnete  wissenschaftUcfae 
Verwendung  zu  bezeugen  im  stände  sein. 

9  27.  Ober  jede  Erneuerung  der  Befreiung  entscheidet  das  Protessoren- 
kollegium.  EHe  Form,  in  welcher  sie  gewährt  wird,  besteht  in  einer  eüi- 
fachen,  infolge  Kollegialbeschlusses  von  dem  Delcan  auf  das  Befreiungsdekret 
geschriebenen  und  unterschriebenen  Bemerkung,  daß  diese  Befreiung  audi 

für  die  zwei  nächsten  (namentlich  und  mit  der  Jahreszahl  anzugebenden) 
oder  nach  Umständen  auch  nur  für  das  nächste  eine  Semester  gültig  sd. 

§  28.  In  welcher  Weise  die  Professorenkollegien  sich  die  Überzeugung 
von  der  Dürftigkeit  des  um  Befreiung  ansuchenden  Studierenden  verschaffen 
wollen,  hängt  innerhalb  der  Grenzen  folgender  Beschränkungen  von  ihrem 
Ermessen  ab: 

1.  Sie  haben  es  als  eine  Pflicht  anzusehen,  sowohl  bei  Prüfung  der 
Dürftigkeitsausweise  und  Beurteilung  ihrer  Glaubwürdigkeit,  als  bei  Beur- 
teilung der  wissenschaftKcben  Verwendung  mit  gewissenhafter  Strenge  vor- 
zugehen, und  das  mit  dem  ganzen  Systeme  der  Lemfreiheit  verbundene  In- 
stihit  der  KoUc|^eng^er  durch  eine  mißverstandene  Nachsicht  nicht  zur 
Täuschung  zu  machen. 

2.  Die  Studierenden,  welche  auf  Befreiung  Anspruch  machen,  haben 
skh  mit  Ausnahme  der  im  §  18  erwähnten  Fälle  nicht  bloß  im  allgemetnen 
auf  ihre  Dürftigkeit  oder  auf  den  Umstand,  daß  ihnen  schon  vordem  auf 
Grundlage  eines  Armutszeugnisses  eine  Befreiung  oder  ein  Stipendium  ver- 
liehen worden  sei,  zu  berufen,  sondern  positiv  diejenigen  Verhältnisse  wahr- 
heitsgetreu anzuführen  und  nach  Möglichkeit  zu  belegen,  deren  Darlegung 
zur  Beurteilung  ihrer  und  der  Mittellosigkeit  ihrer  Eltern  notwendig  ist. 

3.  In  der  Regel  haben  sie  auf  Beibringung  öffentlicher  Zeugnisse 
von  Oemeindevorständen,  M^istraten  oder  Stadthauptmannschaften  usw., 
in  weichen  positive  Daten  zur  Beurteilung  der  Dürftigkeit  des  Bewerbers 
enthalten  sind,  zu  dringen. 


Digitized  by  Google 


506 


II.  Teil:  Studienvorschriften;  A.  Allgemeine  BestlmmunKen. 


4.  Privatzeugnisse  können  nur  dann  zur  Grundlage  der  Befreiung 
genommen  werden,  wenn  die  Aussteller  vollkommen  Vertrauen  verdienende 
Personen  und  in  den  Zeugnissen  ix)sitive  Anhaltspunkte  der  diesfälligen 
Beurteilung  enthalten  sind,  und  der  Aussteller  ausdrücklich  sie  „aus  eigenem 
Wissen  und  unter  eigener  Dafürhaftung''  als  wahr  bestätigt 

§  29.  Die  Befreiung  wird  sokhen  Studierenden  zu  versagen  sein, 
deren  Eltern,  oder  welche  selbst  durch  ihre  Lebensweise  dartun,  daß  sie 
die  Mittel  für  unnötige  Ausgaben  besitzen  oder  herbeizuschaffen  vermögen. 

§  30.  Die  Dozenten  haben  nicht  nur  das  Recht,  sondern  auch  die 
Pflicht,  sich  über  die  wissenschaftliche  Verwendung  der  Befreiten  auf  jede 
ihnen  zweckmäßig  erscheinende  Weise,  sei  es  durch  Vornahme  von  Kol- 
loquien oder  Privatprüfungen,  oder  Veranstaltung  schriftlicher  Ausarbeitungen, 
Gewißheit  und  mit  ihr  die  erforderliche  positive  Grundlage  zur  Beurteilung 
ihrer  Würdigkeit,  eine  Befreiung  zu  erhalten  oder  sie  fortzugenießen,  zu 
verschaffen.^) 

§  31.  Die  von  einem  Professorenkollegium  erteilten  Befreiungen  haben 
volle  Gültigkeit  nur  für  die  Hauptkollegien  der  mit  Gehalt  angestellten 
Professoren  oder  remunerierten  Dozenten. 

Für  die  Vorlesung  der  Privatdozenten  und  auch  für  die  von  Pro- 
fessoren neben  ihren  Hauptkollegien  angekündigten  entgeltlichen  Vorlesungen 
erlangen  sie  die  Gültigkeit  nur  dadurch,  daß  diese  hiezu  ihre  ausdrückliche 
Zustimmung  entweder  bei  Abfassung  der  Lektionskataloge  vor  3em  ver- 
sammelten Professorenkollegium,  oder  nachträglich,  jedoch  jedenfalls  vor 
Beginn  des  Termines  zur  Aufnahme  der  Studierenden,  bei  der  Universitäts- 
quästur  abgeben. 

§  32.  Während  der  ersten  zehn  Tage  eines  Semesters  steht  es  jedem 
Studierenden  frei,  in  jedem  Kollegium  der  Universität  zu  hospitieren,  das 
ist  sie  als  Gast  zu  hören,  ohne  daß  dadurch  eine  Verpflichtung  zur  Zahlung 
des  Kollegiengeldes  begründet  wird. 

§  33.  Nach  Ablauf  dieser  Frist  wird  es  als  unehrenhaft  anzusehen 
sein,  ein  entgeltliches  Kollegium  regelmäßig  zu  besuchen,  ohne  gebührender- 
maßen dem  Dozenten  das  ihm  zukommende  Kollegiengcld  zu  entrichten. 

§  34.  Es  ist  dem  Dozenten  untersagt,  das  Kollegiengeld  von  den 
Studierenden  unmittelbar  in  Empfang  zu  nehmen.  Zur  Einhebung,  Abfuhr 
und  Verrechnung  der  Kollegiengelder  ist  die  Quästur  bestimmt.*) 

[§  35.')  Der  Studierende  kann  das  Kollegiengeld  für  alle  von  ihm 
angemeldeten  Kollegien  auf  einmal  oder  für  jedes  einzeln  im  vorhinein  oder 
dekursiv  entrichten.  Die  Einrichtung  muß  jedoch  vor  Ablauf  desjenigen 
Termines  geschehen,  welcher  am  Schlüsse  eines  jeden  Semesters  zur  Be- 
stätigung des  Kollegienbesuches  bestimmt  ist.) 

')  ygi'  §§  10  und  11  der  MinVdg.  vom  IZ  April  1889,  RQBNr.  46  (s.  Nr.  550J,  betrtffeni 
die  den  Studierenden  an  Hochschulen,  welche  den  Präsemdienst  als  Einjährig- FreiwilUge  abUisten, 
tu  gewährenden  Begünstigungen. 

»)  Vgl.  Nr.  2i7.  —  Die  Einzahlung  und  Aus/olgung  des  Kollegiengeldes  für  die  Lehrer 
im  engeren  Sinne  hat  gemäß  §  2  des  MinErl.  vom  3t.  Mai  1S99,  Z.  9830,  M  VBSr.  2t 
(s.  Nr,  220),  durch  die  Quästur  zu  erfolgen. 

»)  §  35  erscheint  durch  die  MinVdg.  vom  13.  September  1870,  Z.  8825,  RQBNr.  118 
s.  Nr.  400J,  aufgehoben,  wodurch  auch  die  folgenden  §§  36 — 38  wesentlich  modifiziert  sind. 
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§  36.1)  Kein  Dozent  darf  einem  Studierenden  am  Schlüsse  des  Seme- 
mesters ein  Kollegium  als  besucht  bestätigen,  wenn  ihm  nicht  die  Bescheini- 
gung vorgelegt  wird,  daß  derselbe  für  alle  von  ihm  angemeldeten  Kollegien 
bei  der  Quästur  das  Kollegiengeld  bezahlt  oder  sich  bei  ihr  gehörig  über 
die  Befreiung  ausgewiesen  hat 

Die  Quiftur  haftet  ebenso  für  die  Riditiglfelt  Üirer  Besdieinigung 
wie  jeder  Dozent  daf  fir,  daß  er  nicht  oline  dieselbe  voreiUsf  dem  Studierenden 
sein  Besucfaszeugniß  ausfertige. 

§  37.^)  Auch  ehi  Al^gangszeugnis  darf  einem  von  der  Universitit 
abgehenden  Studierenden  nicht  eher  ausgefertigt  werden,  bis  er  alle  seine 
Verpflichtungen  in  Beziehung  auf  Zahlung  von  Kollegiengeldcm  vofflcommen 
erfüllt  hat. 

§  38.1)  Studierende,  welche  der  durch  die  Einschreibung  oder  durch 
regelmäßigen  Besuch  eines  Kollegiums  begründeten  Honorarpflicht  nicht 
in  der  gehörigen  Zeit  nachgekommen  sind,  sind  von  der  Quästur  besonders 
vorzumerken.  Dieselben  süid  für  das  nächste  Semester  nur  gegen  Nach- 
zahlung des  rückständigen  Kollegiengekies  und  gegen  Vorausbezahlung  der 
Kollegiengelder  ffir  das  nSdiste  Semester  zu  inskribieren.*) 

§  39.  Wenn  ein  angekOnd^gies  Kollegium  nicht  zu  stände  kommt, 
so  sind  die  allenfalls  vorausbezahlten  Kollegiengelder  zurückzuerstatten. 

§  40.  Wild  efai  KöÜeghnn  durch  Eriminkung  oder  sonstige  Ver- 
hinderung des  Dozenten  nur  zeitweilig,  aber  nkht  auf  so  lange  unterbrochen, 
daß  dadurch  der  angekündigte  Gegenstand  der  Vorlesung  einen  wesent- 
lichen Abbruch  erlitte,  so  hat  dies  auf  sein  Recht  zum  Bezüge  der  KoUegien- 
geWer  keinen  hemmenden  Einfluß. 

§  41.  Im  Zweifel  wird  bei  diesen,  sowie  bei  anderen  Veranlassungen 
zur  Unterbrechung  eines  Kollegiums  daran  zu  halten  sein,  daß  das  Kollegien- 
geld dann  nicht  zu  entrichten  und  das  allenfalls  vorausbezahlte  zurückzu- 
erstatten sein  wird: 

a)  wenn  die  Unterbrechung  länger  als  acht  Wochen  dauert, 

b)  oder  wenn  die  Ursache  einer  ttiiger  als  vier  Wochen  dauernden 
Unterbrechung  in  der  eigenen  Entschließung  des  Dozenten  gelegen  ist 

§  42.  Ober  alle  entstehenden  Zweifel,  ob  in  den  Pillen  der  vorher- 
gehenden Paragraphen  ein  KoUegiengeM  zu  bezahlen  sei  oder  nicht,  ent- 
scheklet  nach  eingeholtem  Berichte  des  betreffenden  Professorenkollegiums 
in  erster  Instanz  der  akademisdie  Senat. 

§  43.  I>ie  Zurückerstattung  eines  für  ein  Semester  vorausbezahlten 
Kollegiengeldes  muß  jedoch  längstens  vor  Ablauf  des  nächsten  Semesters 
verlangt  werden,  widrigens  angenommen  wird,  daß  der  hiezu  Berechtigte 
hierauf  zu  Gunsten  des  betreffenden  I>ozenten  verzichtet  habe. 

Wenn  der  Fall  einer  Zurückerstattung  eintritt,  so  ist  dies  alsbald 
durch  Kundmachung  am  schwarzen  Brette  zur  Kenntnis  der  Studierenden 
zn  bringen. 

§  44.  Eine  Vormerkung  der  Kollegiengelder  für  die  befreiten  Studieren^ 
den  zum  Behufe  einer  nachtriglichen  Eintreibung  derselben,  falls  sich  die 

')  VgL  Antfurkung  ')  bei  §  35. 
•>  Vgl,  Nr,  3t5. 
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Vermögensverhältnisse  der  Befreiten  in  der  Folge  bessern  sollten  (Stundung 
der  Honorare),  findet  nicht  statt 

§  45.  Der  mit  der  Einhebung  und  Verrechnung  der  Kollegiengelder 
beauftragte  Universitätsbeamte  hat  die  für  Rechnung  der  einzelnen  Dozenten 
eingehobenen  Honorare  nach  Abzug  der  Einhebungsprozente  an  sie  gegen 
ihre  Empfangsbestätigung')  abzuführen  und  dem  akademischen  Senate  am 
Schlüsse  eines  jeden  Semesters  Rechnung  zu  legen.*) 

§  46.  Die  von  der  Quästur  den  Studierenden  über  die  bezahlten  Kotle- 
giengelder  ausgestellten  Bestätigungen  sind  stempeJfrei. 

§  47.  Die  im  §  45  erwähnten  Einhebungsprozente')  sollen  dazu 
dienen,  die  durch  die  neue  Einrichtung  der  Universitätskanzlei  und  Quästur 
entstehenden  Auslagen  ganz  oder  doch  teilweise  zu  decken. 

Sic  werden  vorläufig  auf  fünf  Prozent  festgesetzt  und  fließen  in  den- 
jenigen Fond,  aus  welchem  die  Universitätsbeamten  ihren  Gehalt  beziehen.*) 
Nach  Ablauf  eines  jeden  Semesters  haben  die  akademischen  Senate  das 
Recht,  auf  angemessene  Remunerationen  für  das  Kanzlei-  und  Quästur* 
personale  aus  den  Einhebungsprozenfen  bei  dem  Unterrichtsministerium  an- 
zutragen. 

§  48.  Das  Geschäft  der  Quästur  ist  vorläufig  von  den  akademischen 
Senaten  einem  der  bisher  angestellten  Universitätsbeamten,  welcher  den 
Namen  Quästor  führt,  als  widerrufliches  Amt  zu  übertragen,  und  umfaßt 
nicht  nur  die  Einhebung,  Abfuhr  und  Verrechnung  der  Kollegiengelder, 
sondern  auch  das  damit  im  wesentlichen  Zusammenhange  stehende  Geschäft 
der  Inskription  zu  den  Vorlesungen,  Führung  der  verschiedenen  Katatoge, 
der  Evidenzhaltung  der  Studierenden,  der  Einhebung  und  Verrechnung  aller 
anderen  Gebühren  und  Zahlungen  zur  Universitätskasse.'^) 

[§  49.  Auf  die  Studierenden  an  den  chirurgischen  Studienabteilungen 
hat  dies  Gesetz  keine  Anwendung.) 

§  50.  Über  die  Honorare  der  Lehrer  im  engeren  Sinne  werden  zu- 
gleich mit  der  umfassenden  Regulierung  ihres  künftigen  Verhältnisses  zu  den 
Universitäten  besondere  Bestimmungen  erfolgen.') 

')  Wegen  der  Stempelpßichtigkeii  der  Emofangsbestätigungen  s.  Nr.  392,  dann: 

Erlaß  des  Ministeriums  fflr  K.  n.  U.  vom  7.  Oktober  1851,  Z.  9608,  an  dea 
akademischen  Senat  der  Universität  zu  Innsbruck. 

Ober  den  vom  akademischen  Senate  in  dem  Berichte  vom  17.  v.  M.,  Z.  536,  gestellten 
Antrag  wird  demselben  die  Ermächti|jung  erteilt,  nach  Anhörung  und  Bestimmung  der  Pro- 
fessorenkollegien die  von  dem  dortigen  Universitätsquästor  aberreichten  Vorschllge  —  wegen 
Beseitigung  der  Spezialquittungen  über  die  einbezahlten  Kollegiengelder  und  Ersatz  derselben 
durch  Zahlungslisten  —  für  die  Dauer  der  zwei  Semester  des  kommenden  Studienjahres  versuchs- 
weise in  Ausführung  zu  bringen.  Es  versteht  sich  von  selbst,  daS  auch  bei  dieser  Manipulatioos- 
weise  die  Stempelvorschriften  genau  zu  beobachten  sind. 

•)  Die  Qudstursausweise  sind  gemäß  MinErt.  vom  16.  April  1853,  Z.  563  (s.  Nr.  8^.  am 
Schlüsse  eines  jeden  Semesters  dem  Unterrichtsministerium  vorzulegen. 

•)  Vgl.  Nr.  396. 

*)  d.  i.  in  die  Staatskassa. 

*)  Vgl.  hiezu  die  durchführenden  Bestimmungen  des  MinErl.  vom  11.  Oktober  JS50,  Z. 
fa.  Nr.  257)  und  den  MinErl.  vom  28.  August  1872,  Z.  10.417,  betreffend  die  Organisation  and 
Besoldung  der  Wiener  UnitersUätsquästur  fs.  Nr.  261),  dann  die  MinVdg.  vom  34.  Oktober  1875, 
Z.  17.140,  MVBNr.  49,  betreffend  die  Bezüge  und  Stellung  des  Kamleipersonales  der  öster- 
reichischen Universitäten  fs.  Nr.  262). 

•)  VgL  den  MinErl.  vom  31.  Mai  1899,  Z  9830,  MVBNr.  21  fs.  Nr.  220). 


KDlI^UafildvofKMItan. 


609 


Nr.  892. 

Erlat  des  HlBlstsniuiis  für  IL  o.  D.  vom  17.  Juli  isa.  Z.  6632, 

aa  das  Wiener  Univentütskoiisistorium,  an  den  alcademisdien  Senat  der 
Uaivenität  zu  Prag,  Lembeig,  Krakau,  [dmfltz),  Graz  und  Innsbruck, 

(Iber  die  StempelplUclitigkeltder  QnHtangcii«  welche  die  Dosentea  dem 
Qiistor  über  die  ihnen  eusgexihlten  Kolleglengelder  anssnitellen  ludwn). 

Ober  den  angeregten  Zweifel,  ob  mit  Hinblick  auf  die  §§45  und  46 
des  KoUegiengeldergesetzes  vom  12.  Juli  1850,  Z.  310,^)  RGB.,  die  Emp- 
fangsbestätigungen, weldie  die  Dozenten  dem  Quistor  fiber  die  Ihnen  aus- 
gezahlten Kollegiengelder  auszustellen  haben,  einer  Stempelpflicht  unterliegen 
oder  nkh^  findet  man  ün  Einvernehmen  mit  dem  Finanzministerium  zu 
bemerken,  daA,  nachdem  fai  dem  Gesetze  fiber  die  Kollegiengelder  und  hi 
der  neuen  Studienordnung  ausdrücklich  nur  diejenigen  Empfangsbestäti- 
gungen fihr  die  bezahlten  Kollegiengelder  als  stempelfrei  erklärt  werden, 
wek^e  von  dem  Quastor  den  Studierenden  ausgefertigt  werden,  es  gar 
keinem  Zweifel  unterliegen  kann,  daß  diejenigen  Quittungen,  welche  die 
Professoren  und  Privatdozenten  bei  Gekgenheit  der  Auszahlung-  der  ihnen 
zukommenden  Kollcgiengelder  durch  die  Quästur  an  diese  auszustellen  haben, 
nach  dem  Stempelpatente  vom  9.  Februar  1850  stempelpflichtig  sind.-) 


Nr.  393. 

Briat  des  Mlnlsterluiis  flr  K.  a.  D.  vom  9.  Oktober  1852,  z.  10  J2i, 

an  das  theologische  Professorenkollegium  der  Wiener  Universität, 

(betreffend  die  Befreiung  der  Zöglinge  des  Priesterbildungsinstitutes  bei 
St  Augustin  in  Wien  von  der  Entrichtung  des  Kolleg^engeldes). 

Ober  das  Einschreiten  der  Studiendirektion  des  hiesigen  Bildungsinsti- 
tutes „zum  heiligen  Augustin"  um  Befreiung  der  Institutszöglinge  von  der 
Entrichtung  des  Kollegiengeldes  hat  das  Professorenkollegium  um  die  Be- 
stimmung gebeten,  ob  die  Mitglieder  dieses  Institutes  überhaupt  als  von 
der  Entrkhtung  des  Kollegiengeldes  befreit  zu  betrachten  oder  ob  sie  in 
dieser  Beziehung  den  Diözesanseminaristen  gleichzustellen  und 
daher  nach  §  14,  lü  a  der  MhiVdg.  vom  IZ  Juli  1850,  Z.  5097 
(ROB.  1850,  Nr.  310),i)  zu  behandefai  sind. 

Da  für  die  Befreiung  von  der  Entrichtung  des  Kollegiengeldes  zu 
Onntten  der  Institutszögitnge  die  nämlichen  Gründe  sprechen,  welche  für 
die  Alumnen  is  DiOzesansendnarien  geltend  gemacht  vräfden  sind,  so  thid 
dieselben  m  dieser  Hmsicfat  den  letzteren  gldchzuhalten. 


*)  *.  Nr.  XI. 

*)  KfL  0«Mltaiw«wte  und  Afimtrimng  M  Nn  39i  (KUMErL  vom  7.  OUMcr  tW, 

z.  9m). 
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Von  dieser  Wohltat  sind  daher  nur  jene  Institutszöglinge  ausgenommen, 
die  etwa  einem  Orden  angehören,  der  aus  einem  öffentlichen  Fonde  keine 
Dotation  bezieht,  oder  überhaupt  vermöglich  sind. 

Der  Obervorsteher  des  gedachten  Institutes  wird  gleichzeitig  aufge- 
fordert, mit  Anfang  eines  jeden  Studienjahres  ein  Verzeichnis  der  Zöglinge 
des  seiner  Leitung  anvertrauten  Institutes  unter  Bestätigung  ihrer  Dürftig- 
keit oder  beziehungsweise  ihrer  Zahlungsfähigkeit  dem  theologischen  Pro- 
fessorenkollegium  zu  übermitteln  und  beim  Eintritte  eines  Zöglings  während 
des  Studienjahres  demselben  nachträglich  namhaft  zu  machen. 


Nr.  394, 

Verordnung  des  Ministeriums  fOr  K.  u.  U.  vom  27.  Februar  1853. 

Z.  637,  RGBNr.  37, 

an  die  akademischen  Behörden  der  Universitäten  in  Wien,  Prag,  Krakau, 

Lemberg,  Graz,  Innsbruck  (und  Olmütz], 

betreffend  die  (antizipative)  Entrichtung  der  Kollegiengelder  von  Seite 

der  außerordentlichen  Hörer. 

Die  akademischen  Behörden  mehrerer  Universitäten  haben  den  Antrag 
gestellt,  daß  die  außerordentlichen  Hörer  gleich  bei  der  Inskription  ver- 
halten werden  mögen,  die  Kollegiengelder  im  vorhinein  zu  entrichten,  insoweit 
dies  als  notwendig  und  zweckmäßig  erscheint,  um  die  Wirksamkeit  des 
§  12  des  Gesetzes  vom  12.  Juli  18S0,  Z.  310,»)  zu  sichern,  der  An- 
häufung von  Rückständen  und  den  daraus  entstehenden  Übelständen  vor- 
zubeugen, endlich  auch  den  Zudrang  solcher  außerordentlicher  Hörer  hintan- 
zuhalten, welche  ohne  ernsten  Beruf  sich  in  die  Vorlesungen  einschreiben 
lassen,  sie  aber  bald  vernachlässigen  und  sich  sodann  unter  dem  bk}ßen 
Vorwande  des  Studierens  beschäftigungslos  in  der  Universitätsstadt  aufhalten. 

Nachdem  einerseits  der  Ausdruck  „Studierende"  im  §  35  des  zitierten 
Gesetzes,  wie  sich  aus  dem  zweiten  Satze  dieses  Paragraphen  ergibt,  sich 
nicht  nur  auf  die  ordentlichen,  sondern  auch  auf  jene  außerordentlichen 
Studierenden  bezieht,  welche  zur  regelmäßigen  Fortsetzung  oder  zum  Be- 
hufe  eines  Ausweises  bei  dem  Abschlüsse  ihrer  Universitätsstudien  einer 
ordentlichen  Bestätigung  des  Kollegienbesuches  bedürfen;  andrerseits  aber 
die  Zahl  der  nicht  in  diese  Kategorie  gehörigen  außerordentlichen  Hörer 
im  Zunehmen  begriffen  ist,  und  die  Erfüllung  des  §  12  des  Gesetzes  vom 
12.  Juli  1850  von  Seite  derselben  jener  Sanktion,  welche  in  dem  zweiten  Satze 
des  §  35  vorgesehen  ist,  großenteils  ganz  entbehrt,  so  wird  in  Erledigung 
obiger  Anträge  zur  Hintanhaltung  der  erwähnten  Unzukömmlichkeiten  an- 
geordnet : 

Die  durch  die  bestehenden  akademischen  Gesetze  als  außerordent- 
liche Hörer  bezeichneten  Studierenden  an  den  Universitäten  haben  in  der 
Regel  das  Kollegiengeld  für  alle  von  ihnen  angemeldeten  Kollegien,  vom 


»)  s.  Nr.  391. 
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B^inne  des  Sommersemesters  1853  angefangen,  sogleich  bei  der  Inskription 
für  ein  Semester  antizipativ  zu  entrichten,*)  soweit  sie  sich  nicht  schon 
bei  der  Inskription  über  eine  erwirkte  Befreiung  ausweisen  können.  Von 
dieser  Vorschrift  sind  jedoch  ausgenommen: 

1.  Diejenigen  Theologen,  welche  wegen  Abgangs  der  Maturitätsprüfung 
im  Sinne  des  MinErl.  vom  16.  September  1851,  ROBNr.  216,  als  aiifier- 
ordentUche  Hörer  an  der  theologisdieii.  Faktiltit  zugelassen  werden. 

2.  Die  Pharmazeuten. 

3.  Fflr  das  Sommersemester  1853  jene  auBerordentlidien  Hörer  der 
Staatsrechnungswissensdiaft»  welche  bereits  Im  Wintersemester  1852/53  in- 
skribiert waren  und  Ihrer  Honorarpfliclit  gehdrtg  nachgekommen  sind. 


Nr.  SOS. 

£rlaß  des  Ministeriums  fOr  K.  u.  U.  vom  4.  Feliraar  1854. 

Z.  13.713/1180  ex  1853. 

an  das  Wiener  Universitätskonsistorium, 
(womit  a)  die  Zurückstellung  eines  nach  §  38  des  Gesetzes  vom  12.  Juli  1850 
erlegten  Kollegiengeldes  bei  später  eingetretener  teilweiser  Befreiung 
fnr  statthaft  erlclärt,  und  b)  die  Frage,  ob  aus  dem  Umstände,  daß  ein 
Sitzungsprotol^oll  ohne  Bemerkung  zurfickgefolgt  sei,  auf  die  sactiliche 
Genehmigung  der  darin  bezogenen  Verhandlungen  geschlossen  werden 

könne,  verneint  wird). 

In  Erledigung  des  Berichtes  vom  .  .  .  wird  bemerkt:  Der  §  38  des 
Gesetzes  vom  12.  JuJi  1850,  Z,  310/)  stellt  sich  nur  als  eine  teilweise 
Ausnahme  der  Bestimmungen  des  §  35  dar,  und  beabsichtigt  durch  die 
dem  zahlungssäumigen  Studierenden  auferlegte  Verpflichtung,  die  Kollegien- 
geUer  voraiiszubezalden,  nicht  jene  Modifikationen  auszuschließen,  welche 
der  Betrag  der  Koflegiengelder  durch  eine  bereits  bewilligte  oder  etwa 
weiterhin  zu  bewilligende  halbe  oder  ganze  Befreiung  eileiden  wfirde. 

In  diesem  Sinne  hat  daher  das  Wiener  Universitätskonsistorium  die 
PA>fessorenkoilegien  über  die  Bedeutung  des  §  3S  des  Gesetzes  vom  12.  Juli 
1850  aufzuklären.  Um  jedoch  andrerseits  eine  unzeitige  Konnivenz  und  die 
Etentualität,  daß  vielleicht  manche  Studierende  auf  Rechnung  der  später 
zu  erwirkenden  Befreiung  gegen  ihre  Honorarpflicht  sidi  säumig  erweisen, 
hintanzuhalten,  ist  den  Professorenkollegien  zur  strengsten  Pflicht  zu  machen, 
daß  sie  bei  Bewilligung  von  Honorarsbefreiungen  solcher  Studierender  von 
der  durcli  den  §  22  des  Gesetzes  vom  12.  Juli  ihnen  eingeräumten  Be- 
fugnis nur  bei  besonders  rücksichtswürdigen  Gründen  Gebrauch  machen 
und  hiebei  mit  Strenge  vorgehen. 

Das  Konsistorium  hat  bei  diesem  Anlasse  ferner  die  Bedeutung  der 
dem  Mhiistertum  voi:gelegten  und  von  da  zurödfgestelften  SitningsprotokoIIe 

'  i  Mit  MinViifT.  vom  13.  September  1870.  Z.  8825,  RüBSr.  118  fs.  Nr.  400),  Wardt  di» 
anüupatne  Zaiihing  des  KolUgiengeldes  ausnahmslos  au/  alle  Studierenden  ausgedehnt. 
<)  9.  Nr.  39i. 
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und  sohiii  die  Frage  zur  Sprache  gebracht,  ob  aus  dem  Umstände,  daß 
ein  Sitzungsprotoicoll  ohne  Bemerken  zurückfolgt,  auf  die  sachliche  Ge- 
nehmigung alier  darin  bezogenen  Verhandlungen  von  Seite  des  Ministeriums 
geschlossen  werden  könne  und  solle  oder  nicht. 

Das  Ministerium  hat  schon  mehrmals  erklärt,  daß  diese  Sitzungspro- 
tokolle nicht  der  Ort  sind,  um  darin  Angelegenheiten,  Vorschläge  usf.  vor- 
zubringen, welche  ein  besonderes  Eingehen  in  ihren  Inhalt,  eine  spezielle 
Verhandlung  und  Entscheidung  erheischen. 

Die  Vorlage  der  Protokolle  hat  nur  den  Zweck,  eine  Obersicht  des 
Geschäftsganges  im  allgemeinen  zu  bieten,  und  die  Zurücksendung  derselben 
ohne  Bemerkung  involviert  daher  auch  weiter  nichts,  als  eine  Approbation 
des  eingehaltenen,  formalen  Geschäftsganges.  Die  Genehmigung  des  sach- 
lichen Inhaltes  der  darin  im  Auszuge  nicht  selten  nur  summarisch  darge- 
stellten Verhandlungen  kann  daraus  allein  niemals  gefolgert  werden.  — 
Das  Wiener  Universitätskonsistorium  hat  dies  den  Professorenkollegien  nach- 
drücklichst in  Erinnerung  zu  bringen.^) 


Nr.  396. 

Aus  dem  Erlasse  des  Ministeriums  für  K.  u.  D.  vom  26.  Mal  1854. 

Z.  6039/335, 

an  den  Statthalter  von  Mähren, 

(betreffend  die  Verwendung  der  Einhebungsprozente  der  Kollegiengelder 
und  die  Prüfung  und  Erledigung  der  Matrikeltax-  und  Kollegiengelder- 
rechnung). 

Was  die  in  den  §§  45  und  47  des  Gesetzes  vom  12.  Juli  1850, 
Z.  310,*)  erwähnten  Einhebungsprozente  der  Kollegiengelder  anbelangt,  so 
bestimmt  der  §  47  zwar,  daß  sie  dazu  dienen  sollen,  die  durch  die  neue 
Einrichtung  der  Universitätskanzlei  und  Quästur  entstehenden  Auslagen  ganz 
oder  teilweise  zu  decken,  und  der  §  45  verfügt,  daß  die  Quästur  am 
Schlüsse  eines  jeden  Semesters  dem  akademischen  Senate  Rechnung 
zu  legen  hat. 

Allein  damit  ist  nicht  ausgesprochen,  daß  der  akademische  Senat  be- 
rechtigt sei,  Auslagen,  wenn  auch  für  Quästurs-  oder  Kanzleizwecke,  propria 
auctoritatc  auf  diese  Einhebungsprozente  bei  der  Quästur  ohne  Genehmi- 
gung der  Statthalterei  anzuweisen. 

Was  die  Bemerkung  der  k.  k.  Staatsbuchhaltung,  daß  weder  ein  Emp- 
fang noch  eine  Ausgabe  bei  dem  Studienfond  ohne  eine  Statthaltereiverord- 
nung und  ohne  vorhergegangene  Rechnungsprüfung  von  Seite  der  Staats- 
buchhaltung stattfinden  soll,  und  den  hieran  geknüpften  Antrag  anbelangt, 
daß  sowohl  die  Matrikeltax-  als  auch  die  Kollegiengelderrechnung  derselben 
zur  Prüfung  und  Erledigung  zukommen  mögen,  so  kann  das  Ministerium 


>)  Vgl.  Nr.  55. 
*)  s.  Nr.  39L 
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diesem  Antrage  seine  Zustimmung  darum  nicht  geben,  weil  der  §  45 
des  Gesetzes  vom  12.  Juli  1850,  Z.  310,  und  der  §  20  der  Studienordnung 
vom  1.  Oktober  1850,  Z.  370,*)  den  akademischen  Senat  ausdrücklich  und 
aossdiHefifidi  ab  diejenige  Instanz  bezekduiet,  wddicr  die  Prfifung  und 
Efledigung  der  Qiilstunrechnungen  zukommt 

Es  kann  jedoch  hiebe!  hnmerhin  die  von  der  k.  k.  StaatsbuchhaHuflg 
erwihnte  Anoidnung,  da8  kein  Empfang  bei  dem  Studienfonde  ohne  eme 
Statthaltereiverordnung  stattfinde,  dadurch  aufrecht  erhalten  werden,  'daß 
der  akademische  Senat  nach  erledigter  Rechnung  der  Quastur  den  an  den 
Studienfond  entfallenden  Betrag  an  Einhebungsprozenten  oder  an  Kollegien- 
geldern der  Supplenten  der  Statthalterei  berichtlich  zu  dem  Bchufe  anzeigt, 
daß  diese  an  die  Landeshauptkasse  sohin  den  Auftrag  erlasse,  von  der 
Quästur  den  erwähnten  Betrag  für  Rechnung  des  Studienfonds  in  Empfang 
zu  nehmen.^) 


Np.  397. 

Iis  ttiiiBriisss  Iis  Hlnlttsrliims  flr  K.i.D.yom  2.  Oktober  18SS. 

Z.  UU62,  B6Blr.  172,") 
betreffend  die  den  Studlcreaden  der  Rechte  zum  Zwecke  der  Erlangung 
der  Beirelviig  Ton  ImSben  Kolleglengelde  gewihrten  Ertdchtemnge«.  ' 

Mit  Rücksicht  aul  die  erhöhte  Stundenzahl  des  obligaten  Kollegien- 
besuches wird  hiemit  fleißigen  und  armen  Studierenden  von  tadellosem 
akademischen  Benehmen  die  Erlangung  der  Befreiung  vom  halben  Kol- 
legiengeldc  mit  teilweiser  Aulhebung  der  betreffenden  Bestimmungen  der 
§§  15b  17  und  26  des  Gesetzes  vom  \Z  JuU  1850»  Z.  310^«)  dadurch 
erieichtert,  daß: 

1.  soweit  es  sich  nur  eben  um  die  Befreiung  vom  halben  KoUegien- 
geUe  handeity  es  von  der  im  §  15  enthaltenen  Bedingung  einer  aus- 
gezeichneten wissenschaftiidien  Verwendung  sein  Abkommen  eriialt,  und 
es  zu  diesem  Behuf e  fortan  genügt»  wenn  die  Bittsteller  in  ihrer  vorher- 
gegangenen Universitätszeit  sich  fleißig  verwendet  und  ein  tadelloses  akade- 
misches Benehmen  an  den  Tag  gelegt  haben ; 

2.  daß  auch  die  neu  immatrikulierten  Studierenden  schon  für  das 
erste  Semester  ihrer  Universitätszeit  von  dem  halben  Kollegiengeide  befreit 
werden  können,  wenn  sie  auch  kein  ausgezeichnetes  Maturitätszeugnis, 
wohl  aber  genügende  Beweise  ihrer  Dürftigkeit  beibringen; 

3.  daB  sowohl  bei  Pr^ng  der  formellen  Hmianglichkeit  der 
Dfirftigkeatsausweise  als  auch  bei  Auslegung  des  Begriffes  Diirftigkeit  mit 
billiger  Berücksichtigung  der  Verhältnisse  vorzugehen  ist 

»)  s.  Nr,  365. 

^  Ober  Mt  Ai^fiUir  der  KotUgUngelder,  hedäkmgtmelee  der  Rnkebungsprotente  f.  Nr.  407. 

*)  Mit  diesem  EHasse  wurden  die  Bestlmmangen  der  Ah.  Enischl.  vom  Z.  September  7655 
«Afr  die  Regelung  der  recMs-  and  staatsmssenschaftUchen  Studien  an  den  österreichischen  Uni- 
tenUdtea  kuidgemacht  und  einige  aus  denselben  zunächst  sich  ergebende  VoUsiehungivorscIuißen 

«.  Nr.  m. 
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Die  von  den  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Professorenkollegien 
den  immatrikulierten  Rechtshörern  erteilten  Befreiungen  von  dem  halben 
oder  ganzen  Kollegiengelde  haben  von  nun  an,  ebenso  wie  die  den  Studie- 
renden der  Theologie  aus  dem  Gesetze  zustehenden  Befreiungen,  auch  für 
die  von  ihnen  an  anderen  Fakultäten  besuchten  Kollegien  volle  Gültigkeit, 
und  werden  hiemit  für  sie  die  entgegenstehenden  Bestimmungen  des  ersten 
Absatzes  des  §  21  des  Gesetzes  vom  12.  Juli  1850,  Z.  310,i)  außer  Wirk- 
samkeit gesetzt 


Nr.  398. 

Erlaß  des  Ministeriums  rar  K.  u.  U.  vom  2.  April  1856.  Z.  4443. 

an  die  Statthalterei  von  Böhmen, 

(in  Betreff  derKoUeg^engeldbefreiung  solcher  Theologen,  welche  während 
des  Studienjahres  als  Alumnen  in  das  Seminar  aufgenommen  werden, 
dann  jener,  welche  während  des  Studienjahres  das  Seminar  verlassen 

und  Extemisten  werden). 

Ober  gestellte  Anfragen  wird  auf  Grundlage  des  Gesetzes  vom  12.  Juli 
1850  (RGBNr.  310)^)  bemerkt:  Für  einen  Extemisten,  welcher  während 
des  Studienjahres  als  Alumnus  in  das  bischöfliche  Seminar  aufgenommen 
wird,  tritt  die  Befreiung  von  dem  Kollegiengelde  ein,  wenn  derselbe  dürftig 
ist  und  sich  hierüber  mit  dem  Ordinariatszeugnisse  ausweist.  Dagegen 
ist  ein  gewesener  Seminarist,  welcher  die  Theologie  als  Extemist  fort- 
studiert, von  dem  Kollegiengelde  nur  dann  als  befreit  zu  betrachten,  wenn 
er  in  der  Lage  ist,  nebst  seiner  Dürftigkeit  sich  darüber  auszuweisen, 
daß  er  von  einem  Bischöfe  die  bestimmte  Zusicherung  der  Aufnahme  in 
dessen  Diözese  erhalten  hat,  oder  daß  er  Kandidat  einer  unbemittelten 
religiösen  Ordensgenossenschaft  geworden  ist. 


Nr.  399. 

Aus  dem  Erlasse  des  Staatsministeriums.  Abt.  K.  U.  vom 

16.  Februar  1867.  Z.  833. 

an  die  Krakauer  Statthaltereikommission, 

(betreffend  den  KoIIegiengeldbezug  eines  inmitten  des  Semesters  zum 

Professor  ernannten  Supplenten). 

Es  wird  genehmigt,  daß  die  Verteilung  der  fraglichen  Kollegiengelder 
pro  rata  in  der  Art  erfolge,  daß  dieselben  für  die  Dauer  der  von  Dr.  .  .  . 
als  Dozenten  besorgten  Supplicrung  an  den  Studienfond  abzuführen,  für 
jene  Periode  aber,  während  welcher  derselbe  als  außerordentlicher  Professor 
fungiert,  an  den  letzteren  auszufolgen  sind. 


>)  5.  Nr.  391. 
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Nr.  400. 

Tirardniuv  des  Ministers  fOr  K.  u.  D.  vem  13.  Septendwr  1870. 

mUUlr.  US.  MVBNr.  135, 

betreffend  die  Einfühning  der  antizipativen  Zahlung  der  KoUeglengelder 
am  dea  Universitäten  zu  Wien,  Prag,  ICrakau,  Lemberg,  Graz  und  lans- 
brnck  vom  Beginne  des  Stadienjahree  1871/72  an. 

Se.  Ic.  u.  Ic.  Ap.  Majestät  habeti  mit  der  Ah.  EntsdiL  vom  2.  September 
1870  zu  genehmigen  geruht,  daß  die  mit  dem  MinCrL  vom  27.  Feiniuir  1853 
(ROBNr.  37)^)  bezüglich  der  außerordentlichen  Hörer  angeordnete  semestrale 
VorauszahlunjT  der  Kollegiengglder  vom  Studienjahre  1871/72  an  mit  Auf- 
hebung der  Bestimmungen  des  §  35  der  provisorischen  Vorschrift  vom 
12.  Juli  1850  (ROBNr.  310)«)  auf  alle  Studierenden  der  Universitäten  der 
im  Reichsratc  vertretenen  Königreiche  und  Länder  ausgedehnt  werde. 

Es  werden  daher  vom  Beginne  des  Studienjahres  1871/72  an  alle 
ordentUciiea  und  «ifieiordentiidien  Hörer,  welche  nicht  schon  bei  der 
losicription  sich  Aber  die  vorher  erwiricte  Befreiung  oder  über  den  ihnen 
nach  §  14  der  zitierten  provisorischen  Vorsdirift  zuicommenden  gesetzlichen 
Anspruch  auf  gänzliche  Befreiung  von  Zahlung  des  Kollegiengeldes  aus- 
weisen können,  das  Kollegiengeld  für  alle  von  Ihnen  angemeldeten  Kollegien 
sogleich  bei  der  Inskription  fOr  das  betreifende  Semester  antizipativ  zu  ent- 
richten haben. 


Nr.  40L 

BrUI  «et  MlBlston  flr  L  iL  D.  rai  30.  AihtU  Itn,  Z.  8825 

ex  1870.  mBWr.  28  ex  1871. 

an  das  ünivcrsitätskonsistorium  in  Wien  und  die  akademischen  Senate 
in  Prag,  Lemberg,  Krakau,  Graz  und  Innsbruck, 

in  Betreff  der  Durchführung  der  mit  der  Ah.  Entschl.  vom  2.  September 
(MinErl.  vom  13.  September  1870,  ROBNr.  118)»)  angeordneten  Antizipativ- 

Zahlung  der  Kollegiengelder. 

In  Ausführung  der  mit  der  Ah.  Entschl.  vom  2.  September  (iio.  Vdg. 
vom  13.  September  1870,  RGBNr.  118)')  genehmigten  Ah.  Anordnungen 
fiber  die  Einfiihrung  der  antizipativen  Zahlung  der  Koliegiengelder  an  den 
Unhrersitaten  zu  Wien,  Prag,  Krakau,  Lembefg,  Graz  und  Innsbruck  vom 
Beginne  des  Studienjahres  1871/72  an  whd  folgendes  angeordnet: 

1.  Jene  Studierenden,  welche  emen  gesetzlichen  Anspruch  auf  die 
Befreiung  vom  Kollcgiengekle  zu  haben  glauben  und  um  dieselbe  entschreiten, 
haben  sich  zur  lnskriptk>n  gemäß  §  26  der  MmVdg.  vom  1.  Oktober 
18S0  (ROBNr.  370)«)  bei  der  Quästur  zu  meMen  und  deren  Bestätigung 

•)«.Nr.  3M. 
<) «.  Nr,  »i. 

^  «.  Nr.  400. 
^  »,  Nr.  365. 
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darüber  zu  empfangen,  ohne  daß  sie  zur  sofortigen  Bezahlung  des  Kollegien- 
geldes verpflichtet  sind.  Sie  haben  sich  auch,  gemäß  §  27  dieser  MinVdg., 
sofort  den  betreffenden  Dozenten  vorzustellen  und  sich  in  deren  Hörerliste 
einzutragen;  die  Unterschrift  der  Dozenten  jedoch  im  Meldungsbuche  kann 
erst  nachträglich  gegeben  werden,  wenn  sich  diese  Studierenden  über  die 
erlangte  Befreiung  oder  geleistete  Zahlung  des  Koilegiengeldes  durch  Be- 
stätigung der  Quästur  ausweisen.') 

2.  Die  im  §  22  der  MinVdg.  vom  12.  Juli  1850  (RGBNr.  310)») 
für  die  Einbringung  der  Befreiungsgesuche  bestimmte  Frist  der  ersten  vier- 
zehn (jetzt  acht)^)  Tage  des  Semesters  ist  eine  Fallfrist,  so  daß  ein  aus 
was  immer  für  einer  Ursache  verspätet  angebrachtes  Gesuch  weder  anzu- 
nehmen noch  zu  berücksichtigen  ist.  Studierende,  die  sich  erst  nach  diesem 
Termine  zur  Inskription  in  der  Quästur  melden,  sind  unbedingt  zur  anti- 
zipativen  Zahlung  des  Kollegiengeldes  zu  verhalten.  Dies  ist  den  Studierenden 
im  letzten  Monate  jedes  ablaufenden  Semesters  mit  Angabe  des  Kalendertages 
des  nächsten  Semesters,  bis  zu  welchem  Befreiungsgesuche  angenommen 
werden,  von  Seite  des  Dekans  durch  Anschlag  am  schwarzen  Brette  be- 
kanntzugeben und  die  gleiche  Kundmachung  mit  Beginn  jedes  neuen  Se- 
mesters zu  veranlassen. 

3.  Die  Erledigung  der  eingebrachten  Befreiungsgesuche  hat  von  Seite 
der  Professorenkollegien  mit  tunlichster  Beschleunigung,  jedenfalls  aber  inner- 
halb 14  Tagen  nach  Ablauf  obiger  Fallfrist,  zu  erfolgen.  Die  erfolgte  Erledi- 
gung ist  sofort  am  schwarzen  Brette  bekanntzugeben  und  beizufügen,  daß 
die  betreffenden  Studierenden  längstens  binnen  14  Tagen  nach  dieser  Kund- 
machung ihre  definitive  Inskription  in  der  Quästur  und  bei  ihren  Dozenten 
durch  den  Ausweis  der  erlangten  Befreiung  oder  Zahlung  des  Kollegien- 
geldes zu  bewü-ken  haben,  widrigenfalls  ihre  Inskription  für  dieses  Seraester 
in  keinem  Falle  mehr  zugelassen  wird. 

4.  Änderungen  in  der  Manipulation  der  Quästuren,  welche  aus  Anlaß 
der  Einführung  der  allgemeinen  Antizipativzahlung  der  Kollegiengelder  etwa 
nötig  erscheinen,  bleiben  vorläufig  der  autonomen  Regelung  durch  die  aka- 
demischen Behörden  überlassen. 


Nr.  402. 

Erlaß  des  Ministeriums  fQr  K.  u.  U.  vom  20.  Jänner  1874» 

Z.  13.210  ex  1873. 

an  den  akademischen  Senat  der  Universität  Krakau, 
(betreffend  die  Evidenzhaltung  des  Anmeldungstages  der  Kollegien  bei 
Studierenden,  die  um  Befreiung  vom  Kollegiengeide  eingeschritten  sind). 

Auf  die  mit  Bericht  vom  .  .  .  gestellte  Anfrage,  in  welcher  Weise 
die  Bestimmung  des  MinErl.  vom  10.  April  1S57,  Z.  6367,*)  betreffend  die 

')  Ober  die  Evidemhaltung  des  AnmeUUtages  der  Kollegien  s.  MinErL  vom  23,  Jänner  J874, 
Z.  13.210  ex  1873  fs.  Nr.  402). 
«)  5.  Nr.  391. 
«)  Vgl.  Nr.  422. 
«)  i.  Nr.  428. 
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Evidenzhaltung  des  Anmeldungstages  der  KoUegien  mit  jener  des  NormativErl. 
fOm  30.  April  1871,  Z.  8825,')  über  die  Antizipativbezahlung  der  Kollegien- 
gelder in  Einklang  zu  bringen  sei,  wird  dem  .  .  .  eröffnet,  daß  im  Sinne  des 
ersteren  Erlasses  bei  der  Unterschrift  der  Dozenten  im  Meldungsbuche  jeden- 
falls der  Tag  der  Anmeldung  des  Kollegiums  beizusetzen  ist,  und  daß  es 
lediglich  dem  Dozenten  freisteht,  neben  diesem  auch  den  Tag  der  Beisetzung 
ihrer  Unterschrift  anzumerken. 


Nr.  403. 

Mal  Iis  IMtniln  Mmitm  flbr  L  i.  P.  vn  28.  Dundnr  1879, 

Z.  19^97.  HTBIIr.  2  «X  1880. 

an  samtliche  Landesschulbeliörden, 

betreffend  die  Qebührenfreihelt  der  Mittellosigkeitszeugnisse  sowie  der 
Oesttche  am  Befreiuog  vom  Schill-  oder  Unterrichtsgelde. 

Des  k.  k.  Finaniminirteiiiim  hat  aus  Anlaß  einer  an  dasselbe  gericfateten 
Anfrage  ausgesprochen,  daß  die  Zeugnisse^  in  welcben  die  MitteOosigkeit 
emer  Person  bestitigt  wtid,  den  Bestimmungen  fOr  Armutszeugnisse  Unter- 
lizenz und  daß  daher  die  mit  einem  Mittellosigkeitszeugnisse  belc^^cn  Ge- 
suche um  die  Befreiung  vom  Schul-  oder  Unterriditsgekle  nach  T.-P.  44^ 
Ut  b  des  Oeböhrengesetzes  stempelfrei  sind. 


Nr.  404. 

Aas  dem  Erlasse  des  Ministers  für  K.  o.  D.  vom  3L  August  1897, 

Z.  2700, 

an  das  Rektorat  der  Wiener  Universität, 

ÜMMtttad  dl«  Frist  rar  Elnbringniig  der  Qeradie  um  Kollegiengeld- 

bnfr^flngy» 

Dem  Rektorate  wurde  bemerkt,  daß  durch  die  Bestimmung  des  §  2 
der  ho.  MinVdg.  vom  24.  Jänner  1886,  MVBNr.  9,«)  die  für  die  Ein- 
bringung der  Gesuche  um  KoUegiengeklliefreiung  festgesetzte  Fallfrist  auf 
die  ersten  acht  Tage  des  Semesters  beschränkt  worden  ist  und  daher 
gleichzeitig  mit  der  hn  §  1  dieser  Verordnung  restringierten  Inskriptions- 
frist zu  Ende  gebt;  so  daß  im  Sume  des  MmErL  vom  3a  April  1871, 
Z.  8S25  ex  1870,  (Abs.  2)  die  nach  Ablauf  dieser  normalen  Inskriptions- 
frist einlangenden  Befreiungsgesuche  überhaupt  nicht  mehr  m  Verhandlung 
zn  nehmen  sind. 


")  «.  Nr.  40t. 
^  9.  Nr.  422. 
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Nr.  405. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  u.  U.  vom  22.  Juli  1898.  Z.  10.027. 

MYBNr.  39. 

an  die  Dekanate  sämtlicher  philosophischen  Fakultäten  der  Universitäten, 

betreffend  die  Gleichstellung  der  auf  Orund  eines  Realschulmaturitlts- 
zeugnlsses  als  Lehramtskandidaten  an  den  philosophischen  Fakultäten 
inskribierten  außerordentlichen  Studierenden  mit  den  ordentlichen  Stu- 
dierenden in  Ansehung  der  Kolleg^engeldbefreiung  und  des  Stipendien- 
bezuges. 

Ich  finde  anzuordnen,  daß  vom  Studienjahre  18Q8/QQ  an  jene  außer- 
ordentlichen Studierenden,  welche  auf  Grund  ihres  Realschulmaturitätszeug- 
nisses an  den  philosophischen  Fakultäten  der  Universitäten  als  Lehramts- 
kandidaten behufs  seinerzeitiger  Zulassung  zur  Prüfung  für  das  Lehramt 
an  Realschulen  im  Sinne  der  ho.  MinVdg.  vom  30.  August  1897,  RGBNr.  220, 
(Art.  II,  3),^)  inskribiert  sind,  in  Ansehung  der  Befreiung  vom  Kollegien- 
gelde  den  ordentlichen  Studierenden  dieser  Fakultäten  gleichgehalten  werden. 

Auch  sind  die  außerordentlichen  Studierenden  für  die  Dauer  ihres  zu 
dem  obigen  Zwecke  in  Gemäßheit  der  erwähnten  Vorschrift  an  der  Uni- 
versität ordnungsmäßig  zurückzulegenden  Studiums  hinsichtlich  des  Genusses 
von  Studienstipendien,  sofern  nicht  ausdrückliche  stiftsbriefmäßige  Bestim- 
mungen entgegenstehen,  den  ordentlichen  Studierenden  einer  Universität 
oder  k.  k.  technischen  Hochschule  gleichzustellen. 


Nr.  406. 

Aus  der  Zuschrift  des  Ministers  fflr  K.  u.  ü.  vom  30.  April  1899. 

Z.  11.840. 

an  das  Finanzministerium, 
(womit  erklärt  wird,  welche  akademischen  Vorträge  im  Sinne  des  §  13 
des  Gesetzes  vom  19.  September  1898.  RQBNr.  167  als  ..Vorlesungen'« 
und  „Übungen"  und  welche  als  „Kurse"  anzusehen  sind). 

In  Beantwortung  einer  bezüglichen  Anfrage  wurde  erklärt,  daß 
unter  „Vorlesungen"  und  „Übungen"  solche  akademische  Vorträge  zu 
verstehen  sind,  welche  durch  wenigstens  eine  Stunde  wöchentlich  während 
des  ganzen  Semesters  abgehalten  werden,  wogegen  „Kurse"-)  solche, 
meist  mit  praktischen  Übungen  verbundene  und  für  eine  beschränkte  Hörer- 
zahl bestimmte  Lehrvorträge  sind,  welche  nicht  ein  ganzes  Semester,  sondern 
nur  mehrere  (vier  oder  sechs)  Wochen  dauern,  gegen  Zahlung  eines  im 
voraus  bestimmten  Honorars  bei  der  Quästur  inskribiert  werden  können, 
aber  in  die  von  den  Studierenden  per  Semester  belegte  Anzahl  von  Vorlese- 
stunden nicht  einzurechnen  sind. 


')  5.  Nr.  m. 

«)  Vgl.  Anmerkung  *)  auf  S.  95. 
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Np.  407. 

firia»  das  Ministen  flr  iL  o.  D.  vom  3.  Jiuü  1899,  Z.  aMl 

an  die  Rektorate  simtlidier  Universttaten, 

(womit  in  Bezug  auf  die  Abfuhr  der  auf  Omnd  des  Gesetzes  vom 
19.  September  1808,  ROBNr.  167,  In  die  Stiatikme  lliefteiitfai  Kollegien- 
gelder und  Elnhebungsproxente  Welemgen  erteüt  werden). 

Indem  ich  voraussetze,  daß  die  schon  bisher  dem  Staatsschatze  zu- 
fließenden Kollegiengelder  (für  supplierte  Ldirkanzeln)  sowie  die  Ein- 
hebungsprozente  nach  Maßgabe  der  für  die  Quästuren  bestehenden  Instruk- 
tionen für  das  Wintersemester  1898/9Q  bereits  zur  Abfuhr  gelangt  sind, 
erfibrigt  gegenwirtig  nur  die  Veranlassung  der  Abfuhr  jener  Kollegien- 
gelder, welche  auf  Orund  des  §  13  des  Gesetzes  vom  19.  September  1S96 
(ROBNr.  lüT)*)  der  Staaldcasse  zuflieBen  und  gemiß  ho.  Erl  vom  24.  Sep- 
tember 1896^  Z.  2194/KUM.  bei  den  Quästuren  zurOcfczubehalten  waren. 

Ich  ersuche  daher  das  Rektorat,  wegen  ungesiumter  Abfuhr  dieser 
für  das  Wintersemester  1898/99  eingezahlten  KoUegiengekler  an  die  be- 
treffende Staatskasse  gegen  Erlagschein  unter  Anschluß  einer  nach  dem 
mitfolgenden  Formulare")  verfaßten  Verrechnung  das  Erforderliche  zu  ver- 
solassen. 

Zugleich  finde  ich  rücksichtlich  der  für  das  Sommersemester  1899  und 
weiterhin  einfließenden  gleichartigea  KoUegiengelder  und  Einhebungsprozente 
nachstehendes  zu  verfügen. 

Die  dem  Staatsschatze  im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  September 
1898  (RGBNr.  167)  zulließenden  Kollegiengelder  sind  sechs  Wochen^)  nach 
Beguin  eines  jeden  Semesters  in  nach  hunderten  von  Dulden  abgerundeter 
Summe  gegen  Erlagschem  an  die  hiezu  berufene  Staatskasse  in  Abfuhr 
m  bringen. 

Aus  dem  hei  der  QuSstur  zurückbehaltenen  Reste  sowie  aus  den 
oach  diesem  Zeitpunkte  einfließenden  KollegiengeMem  sind  im  Laufe  des 
Semesters  die  eventuellen  Kolkgiengeklrückzahlungen  zu  bestreiten;  der  hie- 

nach  verbleibende  Restbetrag  sowie  die  Einhebung^prozente  von  den  auch 
weiterhin  den  Dozenten  zufließenden  Kollegiengeklern  sind  mit  Schluß 
jedes  Semesters  an  die  Staatskasse  abzuführen. 

Dem  Erlagscheine  über  die  jeweiligen  mit  Schluß  des  Semesters  er- 
folgenden Abfuhren  ist  eine  nach  dem  beiliegenden  Formulare  verfaßte 
Verrechnung  über  die  samtlichen  im  Laufe  des  betreffenden  Semesters 
ttr  den  Steatsscbatz  eingehobenen  Kollegiengelder  imd  Einhebungsprozente 
anznschliefien. 

Die  bisherigen^  Bestimmungen  über  die  Einhebung  und  Verrechnung 
iler  den  Dozenten  auch  weiteilun  verbleibenden  KoUegiengekler  bleiben 
in  Oeltaing. 

>) «.  Nr.  97. 

Dm  Fonmhr  wudt    dKctcr  Smu^iig  tUeM  mtflimimmtm, 

s.  Nr.  408,  womit  für  die  Wiener  Universität  eine  besondere  Anortbamg  ^HlNffUi  mnfff. 
VgL  dU  §§  45  bis  48  dts  KoUegUngtUergtutu»  fs,  Nr,  MJ. 
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In  dem  gemäß  dem  ho.  Erl.  vom  16.  April  1853,  Z.  563,^)  am 
Schlüsse  eines  jeden  Semesters  anher  vorzulegenden  detaillierten  Ausweise 
über  die  Quästursergebnisse  in  diesem  Semester  wird  unter  einer  eigenen 
Rubrik  das  auf  den  Staatsschatz  entfallende  Kollegiengeld  bei  den  betreffenden 
Kollegien  ersichtlich  zu  machen  sein. 

Hienach  wolle  das  Rektorat  die  entsprechenden  Weisungen  an  die 
Quastur  sofort  erlassen. 

Np.  408. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  7.  Mal  1900,  Z.  2465. 

an  den  Statthalter  für  Niederösterreich, 

(womit  für  die  Wiener  Universltfit  der  zar  Abfuhr  der  Kollegiengelder 
vorgeschriebene  Termin  ausnahmsweise  abgeändert  wird). 

In  Erledigung  des  Berichtes  vom  27.  Jänner  1900,  Z.  4759,  finde  ich 
in  Berücksichtigung  der  im  Berichte  des  Rektorates  der  Universität  in  Wien 
vom  11.  Jänner  1900,  Z.  1733,  dargestellten  Verhältnisse  in  teil  weiser  Ab- 
änderung des  ho.  Erl.  vom  3.  Juni  1899,  Z.  13.451')  ausnahmsweise  bis 
auf  weiteres  zu  gestatten,  daß  die  dem  Staatsschatze  im  Sinne  des  Gesetzes 
vom  19.  September  1898,  ROBNr.  167,')  zufließenden  Kollegiengelder,  welche 
in  den  ersten  sechs  Wochen  vom  Beginn  der  ordentlichen  Inskriptions- 
frist ab  zur  Einzahlung  gelangt  sind,  zwei  Monate  nach  Beginn  eines  jeden 
Semesters  durch  die  Universitätsquästur  an  die  n.-o.  Landeshauptkasse  ab- 
geführt werden. 


Np.  409. 

ErlaB  des  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  27.  Juni  1900 ,  Z.  3838, 

MVBNr.  39. 

betreffend  die  Verpflichtung  der  zum  Besuche  einzelner  Universitäts- 
Vorlesungen  zugelassenen  Hospitantinnen  zur  Entrichtung  von  Kollegien- 

geldem. 

In  Betreff  der  Frage,  ob  jene  Frauen,  welche  im  Sinne  des  ho.  Min  Erl. 
vom  6.  Mai  1878,  Z.  5385  (MVBNr.  15),*)  vom  Professorenkollegium  im 
Einverständnisse  mit  dem  betreffenden  Dozenten  zum  Besuche  einzelner 
Universitätsvorlesungen  zugelassen  werden,  zur  Entrichtung  des  KoUegien- 
geWes  verpflichtet  sind,  finde  ich  zur  Erzielung  eines  gleichmäßigen  Vorganges 
an  allen  Universitäten  nachstehende,  mit  dem  Studienjahr  1900/1901  in 
Kraft  tretenden  Bestimmungen  zu  erlassen: 

1.  Hospitantinnen  der  bezeichneten  Art  haben  ein  Kollegiengeld  im 
gleichen  Ausmaße  zu  entrichten,  wie  dies  für  ordentliche  oder  außerordent- 

»)  *.  Nr.  ez 

*)  s.  Nr.  407. 
*)  s.  Nr.  97. 
*)  5.  Nr.  458. 
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liehe  Hörer  oder  auch  Hörerinnen  vorgeschrieben  ist.  Den  Professoren- 
Kollegien  bleibt  es  überlassen,  zu  bestimmen,  ob  und  unter  welchen  Be- 
dingungen solchen  Hospitantinnen  etwa  die  Nachsicht  vom  ganzen  oder 
halben  Kollegiengelde  gewährt  werden  soll. 

2.  Sobald  die  Zulassung  von  Hospitantinnen  zum  Besuche  bestimmter 
Vorlesungen  vom  Professorenkollegium  im  Einverständnisse  mit  dem  be- 
treffenden Dozenten  ausgesprochen  ist,  hat  die  Universitätsquästur  über 
Mitteilung  der  betreffenden  Fakultätsdekane  ein  Verzeichnis  der  zuge- 
lassenen Hospitantinnen  mit  Angabe  der  ihrem  Besuche  freigestellten  Kol- 
legien und  mit  einem  Vormerke  über  die  etwa  erfolgte  KoUegiengeldbefreiung 
zur  Einsichtnahme  aufzulegen. 

3.  Innerhalb  einer  mit  längstens  drei  Wochen  vom  Zeitpunkte  der 
erfolgten  Zulassung  an  zu  bestimmenden  Frist  ist  das  zu  entrichtende  Kol- 
legiengeld bei  der  Quästur  einzuzahlen,  widrigens  die  Zulassung  erlischt 

Über  den  Erlag  des  Kollegiengeldes  wird  den  Hospitantinnen  von  der 
Quästur  eine  Empfangsbestätigung  ausgefolgt ;  die  Ausfertigung  anderweitiger 
Atteste,  insbesondere  solcher  seitens  der  Dekane  oder  Dozenten  über  die 
Zulassung  oder  über  die  Frequenz  findet  nicht  statt. 


Nr.  410. 

Erlaß  des  Ministeriums  fflr  K.  u.  U.  vom  25.  September  1900.  Z.  15.179. 

an  das  Rektorat  der  deutschen  Universität  in  Prag, 
(betreffend  die  Kompetenz  zur  Prüfungr  und  Erledigung  der  Quästurs- 

rechnungen  fiber  die  Kollegiengelder). 

Mit  Beziehung  auf  den  Bericht  vom  21.  Mai  1900,  Z.  510,  wird 
dem  .  .  .  eröffnet,  daß  im  Sinne  des  an  das  Rektorat  der  deutschen  Uni- 
versität in  Prag  ergangenen  ho.  Erl.  vom  3.  Juni  189Q,  Z.  13451,  für 
die  Prüfung  der  Kollegiengeldrechnungen  bis  auf  weiteres  die  Bestimmungen 
der  MinVdg.  vom  12.  Juli  1850,  RGBNr.  310,2)  wonach  die  Prüfung  und 
Erledigung  der  Quästursrechnungen  ausschließlich  dem  akademischen  Senate 
zukommt,  maßgebend  erscheinen.^) 


Nr.  411. 

Erlaß  des  Ministeriums  für  K.  u.  U.  vom  4.  Oktober  1901  Z.  26.041, 

an  die  Rektorate  sämtlicher  Universitäten, 
(womit  die  genaue  Beachtung  der  geltenden  Vorschriften  bei  Behandlung 
von  Gesuchen  um  Kollegiengeldbefreiung  in  Erinnerung  gebracht  wird). 

Aus  den  seit  dem  Studienjahr  1898/99  vorgelegten  Quästursausweisen 
wurde  die  Wahrnehmung  gemacht,  daß  der  Eingang  an  Kollegiengeldern, 

»)  j.  Sr.  407. 
•)  5.  Nr.  39t. 

»)  5.  auch  MinErl.  vom  26.  Mai  1854,  Z.  6039  335  fs.  Nr.  396). 
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welche  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  19.  September  1898,  RGBNr.  167,^) 
zum  überwiegenden  Teile  in  den  Staatsschatz  zu  fließen  haben,  vom  ge- 
dachten Studienjahre  ab  an  einzelnen  Universitäten  und  Fakultäten  eine 
auffallende  Differenz  im  Verhältnisse  zur  Frequenz  und  im  Vergleiche  mit 
den  früheren  Studienjahren  aufweist. 

Da  der  Grund  für  diese  Verminderung  des  Kollegiengeldeinganges, 
welche  Einnahme  zur  teilweisen  Bedeckung  des  durch  das  obbezogene  Gesetz 
sich  ergebenden  Mehraufwandes  zu  dienen  hat,  abgesehen  von  anderen  Ur- 
sachen, wie  die  vorgelegten  statistischen  Ausweise  dartun,  in  einer  weiter- 
gehenden Ausdehnung  der  Begünstigung  der  Kollegiengeldbefreiung  zu 
suchen  ist,  wird  das  Rektorat  ersucht,  die  Professorenkollegien  der  welt- 
lichen Fakultäten  aufzufordern,  sich  bei  Behandlung  der  Gesuche  um  Be- 
freiung vom  KoUegiengelde  die  geltenden  Vorschriften  auf  das  genaueste 
gegenwärtig  zu  halten. 


4.  Aufnahme  in  die  Universitätsstudien. 


a)  Vorbildung.-) 
Nr.  412. 

Aus  dem  Erlasse  des  Ministeriums  für  K.  u.  D.  vom  30.  Oktober  1852, 

Z.  11.122, 

an  die  Statthaltereien  von  Niederösterreich,  Österreich  ob  der  Enns,  Salzburg, 
Tirol,  Böhmen,  Mähren,  Küstenland,  Dalmatien,  Steiermark,  Kärnten,  Krain 
und  Galizien;  an  die  Gubemialkommission  in  Krakau  und  den  Kreispräsidenten 

in  der  Bukowina, 

(wonach  zur  Aufnahme  in  einen  geistlichen  Orden  oder  in  die  theo- 
logischen Studien  mindestens  ein  Zeugnis  der  ersten  Fortgangsklasse 
über  das  zweite  Semester  der  VI.,  beziehungsweise  VIII.  Qymnasial- 

klasse  erfordert  wird). 

Wenn  ein  Gymnasialschüler  zu  Ende  des  zweiten  Semesters  nicht  wenig- 
stens ein  Zeugnis  der  ersten  Klasse  erhält,  so  kann  er  in  eine  höhere 
Gymnasialklasse  oder,  wenn  es  sich  um  die  achte  Gymnasiaiklasse  handelt, 
in  die  höhere  Studienabteilung  der  Theologie  nicht  aufgenommen  werden. 
Das  letztere  steht  ganz  im  Einklänge  mit  dem  Ministerialerlasse  vom 
30.  Juni  1850  (RGBNr.  319),^)  wonach  in  die  theologischen  Studien  nur 

')  s.  Nr.  97. 

•)  Ober  du  allgemeinen  Bedingungen  der  Aufnahme  von  Hörem  in  die  UniversUätsstndiea 
vgl.  die  allgemeine  Studienordnung  (s.  Nr.  365  f/.J ;  rücksichtlidi  der  besonderen  VorschrifUn  für 
Frauen  vgl.  Nr.  458  u.  f. ;  bezüglich  der  Ausländer  vgl.  Nr.  441  u.  f. 

')  5.  Nr.  605.  Ober  die  Zulassung  zu  dem  theologischen  Fakuliäisstudium  auf  Grund 
von  SemestraUeugnissen  über  die  VI  II.  Oymnasialklasse  vgl.  §  2  des  MinEri.  vom  16.  September  1851, 
Z.  6165 ,  ROBNr.  216  (s.  Nr.  606)  und  auf  Orund  eines  Maturitätszeugnisses  §  1  dieses  Erlasses. 
—  Nach  Punkt  2  der  MinVdg.  vom  30.  Juni  1850,  ROBNr.  319  (s.  Nr.  605)  und  §  1  der  MinVdg. 
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solche  Kandidaten  aufzunehmen  sind,  welche  das  Unter-  und  Obeigymnasium 
mit  genügendem  Eifo^e  zurückgelegt  haben.  Danach  vefsteht  sich  auch 
von  selbst,  daß  jene  Orden,  denen  gestattet  ist,  Individuen  nach  der 
zurfid^egten  sedisten  Gymnasialldasse  in  das  Noviziat  aufeunefamen,  nur 
sdche  aufnehmen  dfirfen,  welche  im  zweiten  Semester  der  sechsten  Klasse 
das  Zeugnfe  der  ersten  Klasse  erhalten  haben,  indem  sie  nach  zurückgelegtem 
Noviziate  nur  mit  einem  solchen  Zei^piisse  in  die  siebente  Gymnasial* 
Idasse  aufgenommen  werden  können. 

Danach  ist  sich  in  Hinkunft  bei  der  Aufnahme  in  einen  Orden, 
l)eziehungsweise  in  die  theologischen  Studien,  zu  benehmen. 


Nr.  413. 

Yerordnang  des  Ministers  fQr  K.  u.  ü.  vom  22.  Jänner  1869, 

Z.  11.264  ex  1868.  MYBNr.  17  ex  1869, 

an  sämtliche  politische  Landesstellen,  das  Universitätskonsistorium  in  Wien, 
die  akademischen  Senate  in  Prag,  Graz,  Innsbruck,  Lemberg,  Krakau;  dann 
an  die  theologischen  Fakultäten  in  Olmütz  und  Salzburg, 

betreffend  den  Übertritt  von  bischöflichen  Knabenseminarien  an  die 
theologischen  FalLultäten  und  Diözesanlelu'anstalten. 

In  Beantwortung  einer  an  mich  gerichteten  InterpeUation  habe  ich 

im  Abgeordnetenhause  des  Reichsrates  nachstehende  amtliche  Erklärung 
betreffend  den  Übertritt  von  bischdflicfaen  Knabenseminarien  an  die  theo- 
k)gtschen  Fakultäten  und  Diözesan-Lehranstalten  abgegeben: 

„Der  Unterricht  in  Knabenseminarien  ist,  insolange  dieselben  das 
Recht,  staatsgijltige  Zeugnisse  auszustellen,  nicht  erlangt  haben,  als  Privat- 
unterricht zu  betrachten. 

Hieraus  folgt: 

1.  daß  die  von  der  Direktion  der  erwähnten  Oymnasialsdittlen  aus* 

gestellten  Zeugnisse  nicht  die  Stelle  jener  Semestraizeugnisse  zu  vertreten 

geeignet  sind,  auf  Grund  deren  Studierende  nach  §  2  der  MinVdg.  vom 
16.  September  1851  (RCiBNr.  210)  ^)  ausnahmsweise  zu  den  Studien  an 
einer  theologischen  Fakultät  zugelassen  werden  können. 

Es  folgt  aber  noch 

2.  das  weitere  daraus,  daß  diese  Zeugnisse,  da  sie  überhaupt  der 
Regierung  die  Überzeugung  nicht  zu  verschaffen  vermögen,  daß  jene,  welche 
sie  beibringen,  das  Unter-  und  Obergymnasium  mit  hinreichendem  Er- 

9m  m  ßUbm  JMS,  Z,  »tlKUM,  ROBNr.  30  ft.  Nr.  WT),  können  In      iktotagbchtn  Stndün 

mr  solche  Studierende  aufgenommen  werden,  welche  das  Unter-  und  Obergymna^um  mit  hin- 
reißendem Erjolge  xaräekgelegt  habtn.  Die  Frage  des  Nadtwtises  der  wisseasehqftUdiM  Vor- 
Udang  von  AnsUndtm,  wtleh*  m  4m  theologisdien  StuB§n  in  Österreich  tugelassen  werden 
woOen,  behandeU  der  MttErL  vom  SB.  MOn  Om,  Z.  SM  ($,  Nr.  44fJ. 
0  «.  Nr,  606. 
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folge  zurückgelegt  haben,  auch  nur  zur  Aufnahme  in  theologische 
Diözesananstalten  im  Sinne  der  Ministerialverordnung  vom  29.  März 
1858,  RGBNr.  50,*)  nicht  genügen,  welche  verfügt,  daß  „in  die  theo- 
logischen Studien  nur  solche  aufzunehmen  seien,  welche  das 
Unter-  und  Obergymnasium  mit  hinreichendem  Erfolge  zurück- 
gelegt haben".  Denn  die  Überzeugung  hievon  ist  eben  für  die  Re- 
gierung nur  durch  ein  staatsgültiges  Zeugnis  zu  gewinnen. 

Nur  wird,  was  die  Durchführung  der  letzteren  Vorschrift  anbelangt, 
der  wesentliche  Unterschied,  welcher  zwischen  den  theologischen  Fakul- 
täten und  den  Diözesananstalten  besteht,  maßgebend  sein.  Insofern  die 
letzteren  rein  kirchliche  Institute  sind,  hat  auch  die  Ah.  Entschl.  vom 
8.  März  1858,  mit  welcher  die  in  der  MinVdg.  vom  Jahre  1858')  ent- 
haltenen Bestimmungen  über  das  theologische  Studium  genehmigt  worden 
sind,  lediglich  die  Zuversicht  ausgesprochen,  daß  die  in  derselben 
genehmigten,  von  den  Bischöfen  im  Jahre  1856  vereinbarten  Bestimmungen 
genau  in  Ausführung  kommen  werden,  und  ist  ein  direkter  Zwang  auch 
nicht  wohl  zulässig. 

Allein,  so  wenig  die  Tüchtigkeit  des  Priesterstandes  und  somit  seine 
vollkommene  Durchbildung  der  Regierung  überhaupt,  und  so  wenig  ihr 
somit  die  Einrichtung  der  bischöflichen  Seminarien  und  theologischen  Diö- 
zesananstalten —  welche  zudem  aus  dem  vom  Staatsschatze  namhaft 
subventionierten  Religionsfonde  dotiert  sind  und  den  Priesterstandskandi- 
daten der  sogenannte  Tischtitel  fast  ausnahmslos  (Salzburg)  aus  dem 
genannten  Fonde  zugesichert  wird  —  gleichgültig  sein  kann,  ebenso 
wenig  kann  sie  sich  des  indirekten  Einflusses  auf  diese  Studien  ent- 
schlagen, soweit  derselbe  nur  irgend  mit  der  grundgesetzlich  anerkannten 
Unabhängigkeit  der  Kirche  vereinbar  ist.  Aber  auch  hiefür  hat  bereits 
die  oben  erwähnte  Ah.  Entschl.  vom  8.  März  1858  vorgesorgt,  insofern 
sie  androht,  daß,  falls  ihre  Bestimmungen  nicht  eingehalten  werden  sollten, 
bei  Besetzung  von  geistlichen  Pfründen,  welche  dem  landesfürstlichen  Patro- 
nate  oder  dem  eines  öffentlichen  Fondes  unterstehen,  wie  auch  bei  der 
Verwendung  von  Priestern  zu  öffentlichen  Lehrämtern  auf  den  Umstand 
Rücksicht  zu  nehmen  sein  werde,  ob  die  Bewerber  ihre  Studien  nach 
den  erwähnten  Bestimmungen  zurückgelegt  haben. 

Die  Regierung  wird  darüber  wachen,  daß  an  den  theologischen 
Fakultäten  die  oben  erörterten  Bestimmungen  strenge  eingehalten  werden; 
sie  wird,  soweit  erforderlich,  von  den  eben  angeführten  Mitteln,  um  indirekt 
auf  ein  gleiches  Verfahren  an  den  theologischen  Diözesananstalten 
hinzuwirken,  Gebrauch  machen,  und  sollten  dieselben  nicht  zum  Ziele 
führen,  nötigenfalls  mit  Entziehung  der  Dotation  aus  dem  Religionsfonde 
vorgehen.*' 

Von  dieser  meiner  Erklärung  setze  ich  die  sämtlichen  Landesbehörden 
und  akademischen  Senate  mit  dem  Auftrage  in  Kenntnis,  im  Sinne  derselben 
vorzugehen  und  die  nötigen  Verständigungen  zu  veranlassen. 


»)  s.  Nr.  607. 


Aufnahme  in  die  Universltitsstudien ;  Vorbildung. 


525 


Nr.  414. 

Yerordnung  des  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  8.  März  1869,  Z.  86, 

RGBNr.  31  MVBNr.  28. 

betreffend  die  von  Angehörigen  der  im  Reichsrate  vertretenen  Länder 
außerhalb  derselben  erworbenen  Maturitätszeugnisse.*) 

Angehörige  der  im  Reichsrate  vertretenen  Länder  können  in  der  Regel 
nur  an  einer  innerhalb  der  letzteren  befindlichen  Anstalt  sich  der  Maturitäts- 
prüfung wirksam  unterziehen. 

Maturitätszeugnisse,  welche  dieselben  an  einer  auswärtigen  Anstalt 
erlangt  haben,  sind  daher  an  den  Anstalten  der  im  Reichsrate  vertretenen 
Länder  als  ungültig  zu  behandeln,  sofern  nicht  der  Unterrichtsminister  aus- 
nahmsweise dem  Schüler  die  Ablegung  der  Prüfung  an  einer  auswärtigen 
Anstalt  vorher  gestattet  oder  das  Zeugnis  nachträglich  als  gültig  aner- 
kannt hat.   

Nr.  415. 

Aas  dem  Erlasse  des  Ministers  fQr  K.  u.  U.  vom  3.  November  1891, 

Z.  21.220, 

an  den  Statthalter  für  Galizien, 
(wonach  die  zu  ihrer  theologischen  Ausbildung  nach  Rom  entsendeten 
griechisch-katholischen  Priesterstandskandidaten  mindestens  alle  acht 
Oymnasialklassen   an   einem   österreichischen   Gymnasium   mit  ent- 
sprechendem Erfolge  absolviert  haben  sollen). 

Bei  diesem  Anlasse  ersuche  ich  Euer  .  .  .  ,  die  dortländigen  griechisch- 
katholischen Ordinariate  in  entsprechend  erscheinender  Weise  aufzufordern, 
künftighin  zur  Vermeidung  von  Unzukömmlichkeiten  nur  solche  Priester- 
standskandidaten in  das  CoUegium  Graecorum  et  Ruthenorum  ad  St.  Athana- 
sium  in  Rom  zu  entsenden,  welche  zum  mindesten  alle  acht  Oymnasial- 
klassen an  einem  österreichischen  Gymnasium  mit  entsprechendem  Er- 
folge absolviert  haben.   

Nr.  416. 

Terordniing  des  Ministers  fQr  K.  u.  U.  vom  14.  Juli  1004,  Z.  4500, 

MVBNr.  32. 

betreffend  die  Zulassung  der  Realschulabsolventen  zu  den  Universitäts- 
studien. 

Die  seitens  der  Unterrichtsverwaltung  in  der  Frage  der  Zulassung 
von  Realschulabsolventen  zu  den  Universitätsstudien  in  letzterer  Zeit  ver- 

')  Anbelangend  die  Bettrtellang  der  von  Inländern  beigebrachten  Abgangszeugnisse  einer 
auswärtigen  Universität  als  Belege  der  Universitäisreife  s.  die  MinErl,  vom  25.  März  1870,  Z.  t974, 
MVBNr.  49  (s.  Nr.  419)  und  vom  9.  Mai  1882,  Z.  7601,  MVBNr.  18  fs.  Nr.  421). 

Betreffs  der  Aufnahme  von  Ausländem  in  die  Universitätsstudien  s.  Nr.  441  a.  f. 

Ober  die  Zulassung  von  bei  der  Maturitätsprüfung  reprobierten  Studierenden  als  außer- 
ordentliche Hörer  vgL  den  MinEri.  vom  29.JuU  1860,  Z.  7372  fs.  Nr.  429)  und  die  MinVdg. 
vom  I.Juni  1880,  Z.  8258,  MVBNr.  19  fs.  Nr.  434). 
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anlaßten  Beratungen  von  Schulmännern,  sowie  die  in  derselben  Sache  ein- 
geholten Äußerungen  der  Universitäten  haben  ergeben,  daß  die  Ansichten 
über  die  Zulassung  der  Realschüler  zur  Universität  und  im  Zusammen- 
hange damit  über  eine  weiter  gehende  Aus-  und  Umgestaltung  des  Mittel- 
schulwesens so  sehr  voneinander  abweichen,  daß  eine  definitive  Rege- 
lung dieser  Frage  die  allgemeine  Befriedigung  nicht  erzielen  könnte. 

In  Würdigung  dieser  Verhältnisse  finde  ich  in  Absicht  einer  Erleichte- 
rung des  Übertrittes  von  Realschülern  zur  Universität  im  Rahmen  der 
gesetzlichen  Bestimmungen  bis  auf  weiteres  nachstehendes  zu  verordnen: 

1.  Die  iji  der  MinVdg.  vom  28.  April  1885,  Z.  7553  (MVBNr.  24), 
vorgesehene  Maturitätsprüfung  für  Universitätsstudien  der  Realschulabsol- 
venten hat  sich  in  Hinkunft  nur  auf  Latein,  Griechisch  und  philosophische 
Propädeutik  zu  beschränken.  Bei  der  Beurteilung  des  Prüfungsergebnisses 
ist  auf  die  durch  das  Realschulmaturitätszeugnis  dokumentierte  Gesamt- 
bildung des  Kandidaten  entsprechende  Rücksicht  zu  nehmen. 

Zur  Abhaltung  dieser  Ergänzungsprüfungen  werden  in  Universitäts- 
städten über  Antrag  der  Landesschulbehörde  besondere  Prüfungskommis- 
sionen eingerichtet.  Diese  Prüfungskommission  tritt  erforderlichenfalls  jähr- 
lich zweimal  (im  März  und  Oktober)  zusammen  und  besteht  aus 

a)  dem  zuständigen  Landesschulinspektor  oder  dessen  Stellvertreter  als 
Vorsitzenden, 

b)  dem  vom  akademischen  Senate  zu  nominierenden  Vertreter  der 
Universität, 

c)  den  von  der  Landesschulbehörde  zu  bestimmenden  Fachlehrern 
als  Examinatoren  der  bezeichneten  Prüfungsgegenstände. 

Für  die  Anmeldung  und  Durchführung  dieser  Prüfung  haben  die  für 
die  Abhaltung  der  Maturitätsprüfung  an  Gymnasien  gültigen  Normen  sinn- 
gemäße Anwendung  zu  finden,  doch  darf  ein  Kandidat  erst  nach  Ablauf 
eines  Jahres  vom  Zeitpunkte  der  Erwerbung  des  Realschulmaturitätszeug- 
nisses zur  Ergänzungsprüfung  zugelassen  werden. 

Wird  die  Prüfung  für  bestanden  erklärt,  so  ist  dem  Reifezeugnisse 
des  Kandidaten  ein  Vermerk  beizufügen,  der  unter  Bezugnahme  auf  diese 
Verordnung  angibt,  wann  und  mit  welchem  Erfolge  sich  der  Examinand 
der  Prüfung  in  den  bezeichneten  Fächern  unterzogen  hat. 

Dieser  Vermerk  ist  mit  den  Worten:  „Da  hienach  der  Examinand 
den  normierten  Forderungen  .  .  .  entsprochen  hat,  so  wird  ihm  hiedurch 
das  Zeugnis  der  Reife  zum  Besuche  einer  Universität  ausgestellt"  abzu- 
schließen, von  den  Mitgliedern  der  Prüfungskommission  zu  unterfertigen 
und  mit  dem  Amtssiegel  zu  versehen. 

Für  die  Wiederholung  der  ganzen  Prüfung  oder  der  Prüfung  aus  einem 
einzelnen  Gegenstande  gelten  die  für  die  Maturitätsprüfung  an  Mittel- 
schulen bestehenden  Normen. 

Als  Taxe  für  das  Examen  hat  der  Kandidat  24  Kronen  vor  dem 
Beginne  der  schriftlichen  Prüfung  zu  erlegen. 

2.  Es  bleibt  den  Realschulabiturienten  überlassen,  sich  die  zur  Ab- 
legung dieser  Ergänzungsprüfung  erforderlichen  Kenntnisse  durch  Privat- 
studium zu  erwerben.    Doch  wird  an  einzeüien  Realschulen  oder  auch 
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an  einzelnen  Gymnasien  nach  Maßgabe  des  Bedarfes,  sowie  nach  Zu- 
lässigkeit  der  budgetären  Mittel  ein  nicht  obligater  Unterricht  aus  Latein, 
eventuell  auch  aus  Griechisch  für  Realschüler  eingerichtet  werden. 

Ferner  kann  erforderlichenfalls  auch  an  Universitäten  für  den  Unter- 
ridit  in  Latein,  eventuell  auch  in  Griechisch,  behufs  Vorbereitung  von 
Realschulabiturienten  zur  Ablegung  der  Ergänzungsprüfung  Vorsorge  ge- 
troffen werden. 

3.  Das  Realschulmaturitätszeugnis  in  Verbindung  mit  dem  Nachweis 
über  die  mit  Erfolg  bestandene  Ergänzungsprüfung  berechtigt  zur  Inskrip- 
tion als  ordentlicher  Hörer  an  einer  Universität. 

Die  eventuell  vorher  in  der  Eigenschaft  eines  außerordentlichen  Hörers 
an  einer  Universität  zurückgelegte  Studienzeit  kann  in  die  ordentliche  Studien- 
dauer nicht  eingerechnet  werden.  Die  Begünstigungen  aber,  welche  den 
Realschulabiturienten  als  außerordentlichen  Hörem  an  einer  philosophischen 
Fakultät  bezüglich  der  Zulassung  zur  Lehramtsprüfung  im  Sinne  der  MinVdg. 
vom  30.  August  18Q7  (RGBNr.  220),  betreffend  die  Prüfung  der  Kandi- 
daten des  Gymnasial-  und  RealschuUehramtes,  eingeräumt  sind,  werden 
hiedurch  nicht  berührt. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Studienjahre  1904/05  in  Kraft. 


b)  Immatrikulation  (Inskription)  und  Aufnahmsgebühren. 

Np.  417.  ' 

Studlenbofkommissionsdekret  vom  13.  Februar  1830.  Z.  688. 

an  sämtliche  Länderstellen, 
(wonach  die  Ausschließung  wegen  Vergehen  aus  geistlichen  Seminarien 
auch  die  Attsschließung  von  den  theologischen  Studien  zur  Folge 

haben  soll). 

Se.  k.  k.  Majestät  haben  mit  Ah.  Entschl.  vom  31.  Jänner  1.  J. 
anzuordnen  geruht,  daß  Zöglinge,  welche  wegen  was  immer  für  Ver- 
gehungen aus  einem  geistlichen  Seminarium  entlassen  worden  sind,  für 
die  Hinkunft  dadurch  auch  von  den  theologischen  Studien  als  ausge- 
schlossen anzusehen  seien.  Welches  sämtlichen  Ordinariaten  und  den 
theologischen  Direktoren  zur  weiteren  Verfügung  bekannt  zu  machen  ist. 


Nr.  418. 

Verordnung  des  Staatsmlnlsterlums.  Abt.  fQr  K.  u.  U.  vom 
30.  November  1862.  Z.  10.184.  RGBNr.  91. 

in  Betreff  der  Verwendung  der  nach  der  Studienordnung  vom  1.  Okto- 
ber 1850,  RGBNr.  370,  zu  erlegenden  Matrikeltaxen. 

infolge  Ah.  Genehmigung  vom  15.  September  1862  wird  die  im  §  19 
der  Studienordnung  vom  1.  Oktober  1850^)  vorbehaltene  Normalbestim- 


>)  *.  Nr.  365, 
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niung  dahin  getroffen,  daß  an  den  Universitäten  zu  Wien,  Prag,  Krakau, 
Lemberg,  Graz  und  Innsbruck  die  disponiblen  Matrikelgelder,  und  zwar 
die  angesammelten  und  die  bar  erliegenden,  wie  die  künftig  eingehenden 
Taxbeträge,  den  betreffenden  Universitätsbibliotheken,  unbeschadet  der 
ordentlichen  Dotation,  für  Anschaffungen  zugewiesen  werden,^)  über  deren 
Beschaffenheit  und  Kontrolle  durch  eine  eigene  Belehrung  und  bis  eine 
solche  vom  Staatsministerium  ergeht,  gelegentlich  der  bezüglichen  Bewilli- 
gung das  Geeignete  zu  bestimmen  sein  wird. 


Nr.  419. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  u.  U.  vom  25.  März  1870.  Z.  1974. 

MVBNr.  49. 

an  das  Wiener  Universitätskonsistorium  und  die  akademischen  Senate  in 
Prag,  Krakau,  Lemberg,  Graz  und  Innsbruck, 

betreffend  den  Vorgang  bei  der  Immatrikulation  von  Inländern  an! 
Orund  des  Abgangszeugnisses  einer  auswärtigen  Universität. 

Durch  vorgekommene  Fälle  sehe  ich  mich  veranlaßt,  den  akademi- 
schen Behörden  über  die  Anwendung  der  Verordnung  vom  8.  März  186Q, 
RGBNr.  31,«)  und  der  lit.  b  des  §  9  der  Studienordnung  vom  1.  Oktober 
1850,  RGBNr.  370,3)  folgendes  zu  eröffnen: 

Im  §  9  der  Studienordnung  vom  1.  Oktober  1850  sind  zwar  als 
hinreichende  Belege  der  Universitätsreife  neben  den  Maturitätszeugnissen 
auch  Universitätszeugnisse  über  den  Abgang  von  einer  Universität  aner- 
kannt. Allein  diese  Bestimmung,  bei  welcher  man  zunächst  jene  vor  Augen 
hatte,  welche  bereits  vor  Einführung  der  Maturitätsprüfungen  an  eine  Uni- 
versität aufgenommen  waren,  kann  und  darf  nicht  so  ausgelegt  werden, 
daß  sie  die  Umgehung  der  für  die  Maturitätsprüfungen  der  Inländer  er- 
lassenen Vorschriften  möglich  macht.  Daß  übrigens  das  Abgangszeugnis 
einer  Universität  nicht  unbedingt  die  Immatrikulation  ermögliche,  geht 
schon  daraus  hervor,  daß  im  §  11  der  Studienordnung  selbst  von  den 
Angehörigen  fremder  Staaten  ein  „genügendes  Universitätszeugnis"  ge- 
fordert wird. 

Die  Dekane  der  Professorenkollegien  werden  daher  angewiesen,  in 
allen  jenen  Fällen,  wo  Inländer  auf  Grund  des  Abgangszeugnisses  einer 
auswärtigen  Universität  die  Immatrikulation  nachsuchen,  dieselbe  nur  dann 
zu  gewähren,  wenn  sie  sich  davon  überzeugt  haben,  daß  der  Studierende 
die  Maturitätsprüfung  in  gültiger  Weise  (MinErl.  vom  8.  März  1869, 
RGBNr.  31,  MVBNr.  28)  abgelegt  habe. 


>)  Diese  Bestimmung  wurde  durch  die  MlnVdg.  vom  9.  April  1886,  Z.  4528,  MVBNr.  2t, 
(i.  Nr.  423),  aufrechterhalten.  —  Vgl.  auch  Nr.  425  b. 
»)  s.  Nr.  414. 
»)  s.  Nr.  365. 


ImmBtiHcuIatlon  (Inskription)  und  Aufnahmsgebahren. 


529 


Nr.  420. 

Erlaß  des  Ministers  fQr  K.  n.  U.  vom  12.  November  1874,  Z.  15.867« 

an  das  Dekanat  der  medizinischen  Fakultät  der  Universität  in  Innsbruck, 

(betreffend  die  Verpflichtung  eines  exmatrikulierten  Studierenden  zum 
abermaligen  Erläge  der  Immatrikulationstaxe  im  Falle  der  Fortsetzung 
seiner  Studien  an  derselben  oder  an  einer  andern  Universität). 

Auf  die  mit  dem  Berichte  vom  31.  Oktober  1.  J.,  Z.  44,  gestellte 
Anfrage  eröffne  ich  dem  Dekanate  .  .  .  ,  daß  Studierende,  welche  sich 
am  Ende  eines  Semesters  in  der  Absicht,  den  nächsten  Semester  eine 
andere  Universität  zu  besuchen,  exmatrikulieren  lassen,  später  jedoch  ihren 
Entschluß  ändern  und  an  derselben  Universität  verbleiben,  allerdings  zum 
neuerlichen  Erläge  der  Matrikeltaxe  zu  verhalten  sind,  da  solche  Studie- 
rende, sobald  sie  das  nach  dem  MinErl.  vom  1.  Oktober  1850,  Z.  8214 
(§  erforderliche  Abgangszeugnis  besitzen,  für  solange  als  keiner  Uni- 

versität angehörig  zu  betrachten  sind,  bis  sie  die  neuerliche  Immatrikulation» 
wenn  auch  an  derselben  Universität,  erwirkt  haben,  womit  jedoch  auch  die 
Verpflichtung  zum  abermaligen  Taxerlage  verbunden  ist. 


Nr.  421. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  9.  Mal  1882,  Z.  7601. 

MYBNr.  18, 

an  die  Dekanate  sämtlicher  rechts-  und  staatswissenschaftlicher  Fakultäten, 

betreffend  die  Immatrikulation  von  Studierenden  österreichischer  Staats- 
angehörigkeit an  einer  Universität  der  im  Reichsrate  vertretenen  König- 
reiche and  Länder  auf  Grund  eines  Abgangszeugnisses  der  Agramer 

Universität. 

(Mit  dem  auf  Grund  Ah.  Entschl.  vom  19.  September  1868  ergangenen 
MinErl.  vom  28.  September  1868,  Z.  8318,  wurde  gestattet,  daß  die 
absolvierten  Studierenden  der  Agramer  Rechtsakademie  an  jeder  Univer- 
sität der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  ohneweiters 
zu  den  Rigorosen  und  zur  Promotion  zugelassen  werden,  und  daß  der 
Übergang  von  Studierenden  dieser  Rechtsakademie  an  eine  österreichische 
Universität  ohneweiters  und  nur  mit  Wahrung  des  rechtmäßig  erreichten 
Jahrganges  stattfinden  kann,  eine  Bestimmung,  die  in  Qemäßheit  des  zu- 
folge Ah.  Entschl.  vom  16.  Oktober  1878  erflossenen  MinErl.  vom  30.  Ok- 
tober 1878,  Z.  17,238,  auch  rücksichtlich  der  an  Stelle  der  Rechtsakademie 
getretenen  juristischen  Fakultät  in  Agram  unverändert  zu  gelten  hat.]') 

')  5.  Nr.  365. 

«)  Die  hier  angeßUirten  MinErl.  vom  28.  September  1868,  Z.  8318  und  vom  30.  Oktober  1878, 
Z.  17.238,  welche  auch  auf  die  die  Agramer  Universität  besuchenden  Rechtshörer  aus  1  Strien 
and  Dalmatien  volle  Anwendung  zu  finden  hatten,  haben  seit  dem  Instebentreten  der  neuen 
juristischen  Studienordnung  [durch  §  2  des  Gesetzes  vom  20.  April  1893,  RQBNr.  68  fs.  Nr.  635) 
und  §  10  der  MinVdg.  vom  24.  Dezember  1893,  RQBNr.  204  (s.  Nr.  636)}  ihre  Wirksamkeit  ver- 
loren. Gegenwärtig  gelten  in  dieser  Beziehung  die  MinErl.  vom  10.  Oktober  1902,  Z.  3Z212  und 
vom  24.  April  1904.  Z.  34.288  ex  1903  (s.  Nr.  639  und  659J. 
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Durch  diese  Bestimmung  sind  jedoch  die  übrigen  für  die  Zulassung 
zum  Studium  an  einer  österreichischen  Universität  bestehenden  Anord- 
nungen selbstverständlich  in  keiner  Weise  berührt  worden,  und  es  besteht 
daher  insbesondere  auch  die  Vorschrift,  daß  österreichische  Staatsange- 
hörige, welche  die  Maturitätsprüfung  nicht  an  einem  hierländigen  Gym- 
nasium bestanden  haben,  nur  ausnahmsweise  mit  hierortiger  Bewilligung 
als  ordentliche  Studierende  aufgenommen  werden  können  (MinErl.  vom 
8.  März  186Q,  ROBNr.  31),')  auch  hinsichtlich  der  von  der  Agramer  Uni- 
versität übertretenden  Studierenden  in  voller  Kraft. 

Da  nun  in  letzter  Zeit  Fälle  vorgekommen  sind,  daß  solche  Studie- 
rende, ungeachtet  sie  die  Maturitätsprüfung  an  einem  Gymnasium  der  im 
Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  nicht  bestanden  haben,  sofort 
an  einer  hierländigen  Universität  immatrikuliert  wiu'den,  so  sehe  ich  mich 
veranlaßt,  daß  Dekanat  aufmerksam  zu  machen,  daß  Studierenden  der 
Rechte,  welche  österreichische  Staatsangehörige  sind,  die  Immatrikulation 
an  einer  Universität  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder 
auf  Grund  eines  Abgangszeugnisses  der  Agramer  Universität  nur  dann 
zu  gestatten  ist,  wenn  die  erwähnten  Studierenden  entweder  die  Maturitäts- 
prüfung an  einem  hierländigen  Gymnasium  bestanden  oder  die  ausnahms- 
weise Anerkennung  ihres  anderwärts  erworbenen  Maturitätszeugnisses  im 
Sinne  des  MinErl.  vom  8.  März  1869,  RGBNr.  31,  erwirkt  haben. 


Nr.  422. 

Verordnung  des  Ministers  fflr  K.  u.  U.  vom  24.  Jflnner  1886. 

Z.  1562.  MYBNr.  9. 

betreffend  die  Regelung  der  Fristen  ffir  die  Immatrikulation  und  Ins- 
kription der  Universitatsstudierenden ,  sowie  für  die  Einholung  der 

Frequenzbestätigung  seitens  derselben. 

Auf  Grund  Ah.  Entschl.  vom  23.  Jänner  1886  werden  die  nach- 
stehenden Anordnungen  getroffen: 

§  1.  Die  ordentliche  Frist  zur  Immatrikulation  und  Inskription  wird 
in  Abänderung  der  §§  7  und  31  der  allgemeinen  Studienordnung  vom 
1.  Oktober  1850,  RGBNr.  370,2)  auf  acht  Tage  vor  und  acht  Tage  nach 
dem  gesetzlichen  Beginne  eines  jeden  Semesters  festgesetzt. 

Nach  Ablauf  dieser  Frist  darf  die  Quästur  nur  gegen  Vorweisung 
einer  besonderen  Bewilligung  eine  Meldung  annehmen.  Diese  Bewilligung 
hat  in  den  nächsten  acht  Tagen  das  Professorenkollegium,  weiterhin  aber 
der  akademische  Senat  unter  Beachtung  der  diesfalls  bestehenden  Vor- 
schriften zu  erteilen. 

§  2.  Die  im  §  22  der  MinVdg.  vom  12.  Juli  1850,  RGBNr.  310,») 
für  die  Einbringung  der  Gesuche  um   Befreiung   vom  Kollegiengelde  fcst- 

»)  $.  Nr.  414. 
•)  s.  Nr.  305. 
»)  S.  Nr.  391. 
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gesetzte  Frist  von  vierzehn  Tagen  wird  auf  die  ersten  acht  Tage  des 
Semesters  beschränkt.  Bezüglich  der  verspätet  angebrachten  Gesuche  haben 
die  Bestimmungen  des  hierortigen  Erlasses  vom  30,  April  1871,  Z.  8825/) 
Abs.  2,  Anwendung  zu  finden. 

§  3.  In  Abänderung  der  mit  dem  hierortigen  Erlasse  vom  13.  No- 
vember 1881,  RGBNr.  131,*)  getroffenen  Anordnung  wird  bestimmt,  daD 
sich  die  Studierenden  um  die  Bestätigung  des  Besuches  der  Vorlesungen 
nicht  wie  bisher,  binnen  der  letzten  vierzehn  Tage,  sondern  von  nun 
ab  nicht  früher,  als  innerhalb  der  letzten  acht  Tage  des  Semesters  bei 
den  betreffenden  Dozenten  und  bei  dem  Dekane  des  Professorenkollegiums 
zu  melden  haben. 

§  4.  Diese  Verordnung  hat  sofort  in  Wirksamkeit  zu  treten. 


Nr.  423. 

Terordnung  des  Ministers  fQr  K.  u.  U.  vom  9.  April  1886.  Z.  4528. 

RGBNr.  57.  MYBNr.  21 

betreffend  die  Erhöhung  der  Immatrikulationstaxe  an  den  Universitäten. 

Auf  Grund  der  mir  mit  Ah.  Entschl.  vom  Q.  März  d.  J.  ag.  erteilten 
Ermächtigung  finde  ich  in  Abänderung  des  §  18  der  allgemeinen  Studien- 
ordnung vom  1.  Oktober  1850,  RGBNr.  370,*)  anzuordnen,  daß  vom 
Studienjahre  1886/87  ab  die  Taxe  für  die  Immatrikulation  als  ordentlicher 
Studierender  an  einer  Universität  auf  vier  Gulden  ö.  W.  (8  Kronen) 
erhöht  werde. 

Bezüglich  der  Verwendung  dieser  erhöhten  Taxe  bleiben  die  Be- 
stimmungen des  §  19  der  allgemeinen  Studienordnung  und  der  Verordnung 
des  bestandenen  Staatsministeriums  vom  30.  November  1862,  RGBNr.  91,*) 
in  Kraft. 

Nr.  424. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  4.  Oictober  1889.  Z.  18.979, 

an  das  Dekanat  der  medizinischen  Fakultät  der  Universität  in  Wien, 

(womit  angeordnet  wird,  daß  von  einer  anderen  Universität  fibertretende 
Studierende  nur  in  dem  Falle  als  ordentliche  Hörer  aufzunehmen  sind, 
wenn  sie  innerhalb  der  vorgeschriebenen  Inskriptionsfrist  das  Abgangs- 
zeugnis der  betreffenden  Universität  beibringen). 

Indem  ich  den  Bericht  vom  28.  August  d.  J.,  Z.  1200,  betreffend 
den  an  der  medizinischen  Fakultät  der  Wiener  Universität  geübten 
Vorgang  bei  der  Immatrikulierung  von  solchen  Studierenden,  welche 
von  einer  anderen  Universität  an  jene  in  Wien  übertreten  und  das  Ab- 
gangszeugnis der  ersteren  Universität  nicht  sofort  beizubringen  vermögen, 

»)  5.  Nr.  401. 

•)  VgL  Anmerkung  ^)  eo  §  56  der  allgemeinen  Studienordnung  (s.  Nr.  365J. 
*)  5.  Nr.  365. 
«)  s.  Nr,  418. 
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zur  Kenntnis  nehme,  fordere  ich  das  Dekanat  auf,  in  Hinkunft  Studierende, 
welche  bereits  eine  andere  Universität  frequentiert  haben,  im  Sinne  der 
diesfalls  bestehenden  Vorschriften  nur  in  dem  Falle  als  ordentliche  Studie- 
rende aufzunehmen,  beziehungsweise  denselben  den  Interimsauf nahmsschein 
auszufertigen,  wenn  sie  rechtzeitig,  d.  i.  innerhalb  der  vorgeschriebenen 
Inskriptionsfrist  außer  den  sonst  erforderlichen  Belegen  auch  das  Abgangs- 
zeugnis der  betreffenden  Universität  beizubringen  in  der  Lage  sind.') 


Nr.  425a. 

Aus  dem  Erlasse  des  Ministers  fOr  K.  u.  n.  vom  5.  Aognst  1892, 

Z.  16.712. 

an  das  Dekanat  der  medizinischen  Fakultät  der  Universität  in  Graz, 

(wonach  in  jenen  Fällen,  wo  die  Immatrikulation  auf  Orund  eines  aus- 
ländischen Maturitätszeugnisses  angesucht  wird,  zunächst  die  Staats- 
angehörigkeit des  Immatrikulationswerbers  festzustellen  ist). 

Was  die  im  Berichte  enthaltene  Anregung  anbelangt,  daß  die  Studie- 
renden zu  verhalten  wären,  zum  Zwecke  ihrer  Immatrikulation  auch  einen 
Zuständigkeitsnachweis  vorzulegen,  so  wird  bemerkt,  daß  es  ohnehin  Auf- 
gabe des  immatrikulierenden  Dekans  ist,  sich  in  jenen  Fällen,  in  welchen 
die  Immatrikulation  auf  Grund  eines  ausländischen  Maturitäts- 
zeugnisses angesucht  wird,  behufs  strenger  Einhaltung  der  bestehenden 
Vorschriften  zunächst  die  Überzeugung  zu  verschaffen,  ob  der  Immatriku- 
lationswerber Inländer  oder  Ausländer  ist,  und  die  Immatrikulation  nur 
dann  vorzunehmen,  wenn  der  Betreffende  auch  den  Nachweis  seiner  aus- 
ländischen Staatsangehörigkeit  erbracht  hat.*) 


Nr.  425b. 

Verordnung  des  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  25.  Februar  1905, 

RGBNr  51,  MVBNr.  21, 

betreffend  die  Einhebung  einer  InskriptionsgebQhr  von  den  außer- 
ordentlichen Studierenden  sowie  von  den  Frequentanten  (Hospitantinnen) 

an  den  Universitäten. 

Auf  Grund  Ah.  Ermächtigung  vom  8.  Februar  1905  finde  ich  unter 
Bezugnahme  auf  §  18  der  allgemeinen  Studienordnung  vom  1.  Oktober 

»)  Mit  MinErl.  vom  8.  September  1899,  Z.  t6.825  fs.  Sr.  447)  wurde  bemerkt,  daß  es  bei 
dem  Obertritte  eines  Studierenden  von  einer  Fakultät  an  eine  andere  dem  betreffende* 
Dekane  der  letzteren  zusteht,  sich  von  dem  Vorhandensein  der  gesetzlichen  Voraussetzungen  für 
die  Aufnahme  als  ordentlicher  Studierender  die  Überzeugung  zu  verschaffen  und  eventuell  die 
Entscheidung  des  akademischen  Senates  einzuholen. 

*)  Laut  MinErl.  vom  7.  Juni  1889,  Z.  10.595  (ergangen  an  das  Dekanat  der  philosophischen 
Fakultät  in  Krakau)  hat  sich  das  Dekanat  vor  Aufnahme  eines  Studierenden  als  ordentlicher 
Hörer  stets  über  die  Staatsangehörigkeit  desselben  sowie  über  dessen  durch  Ablegung  der  Qymnasial' 
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1850,  RGBNr.  370,i)  sowie  auf  die  hierortige  MinVdg.  vom  9.  April  1886, 
ROBNr.  57,*)  betreffend  die  von  den  ordentlichen  Universitätsstudierenden 
zu  entrichtende  Immatrikulationstaxe,  anzuordnen,  daß  vom  Studienjahre 
1905/06  ab  in  analoger  Weise  von  den  anderen  Kategorien  der  Universitäts- 
studierenden eine  Inskriptionsgebühr  nach  Maßgabe  folgender  Bestimmungen 
einzuheben  ist: 

1.  Die  außerordentlichen  Studierenden  der  Pharmazie  haben  bei  ihrer 
Aufnahme  in  das  zweijährige  Universitätsstudium  (Studien-  und  Prüfungs- 
ordnung vom  16.  Dezember  1889,  ROBNr.  200)')  eine  Inskriptionsgebühr 
von  fünf  (5)  Kronen  zu  entrichten. 

Bei  einem  Wechsel  der  Universität  oder  bei  einer  allfälligen  Studien- 
unterbrechung findet  ein  neuerlicher  Erlag  dieser  Gebühr  nicht  statt. 

2.  Die  außerordentlichen  Hörer,  sowie  die  außerordentlichen  Hörerinnen 
haben  bei  ihrer,  für  zwei  Semester  gültigen  Zulassung  zur  Inskription  in 
die  Universitätsvorlesungen  eine  Gebühr  von  drei  (3)  Kronen  zu  entrichten. 

3.  Andere,  zum  Besuche  einzelner  Universitätsvorlesungen  zugelassene 
Studierende  (Frequentanten  und  Hospitantinnen)  haben  bei  ihrem  An- 
suchen um  Zulassung  zur  Inskription  für  ein  Semester  eine  Gebühr  von 
zwei  (2)  Kronen  zu  erlegen,  welche  ihnen  im  Falle  der  Abweisung  ihres 
Zulassungsgesuches  rückerstattet  wird. 

4.  Befreiungen  von  den  obigen  Inskriptionsgebühren  finden  nicht  statt. 
Die  für  die   Entrichtung  der  Immatrikulationstaxe  der  ordentlichen 

Uaiversitätsstudierenden  geltenden  Vorschriften  haben  sinngemäße  Anwen- 
dung zu  finden. 

5.  Die  eingehenden  Inskriptionsgebühren  haben  die  gleiche  Verwen- 
dung zu  finden  wie  die  Immatrikulationstaxen  der  ordentlichen  Univer- 
sitätsstudierenden (§  19  der  allgemeinen  Studienordnung,  dann  Ministerial- 
verordnungen  vom  30.  November  1862,  RGBNr.  91,*)  und  vom  9.  April 
1886,  RGBNr.  57).*) 

mataritätsprüfung  nachzuweisende  Unhenitätsrei/e  Gewißheit  zu  verschaffen  und  sich  bei  der 
Immatrikulation  von  Ausländern  genau  an  die  Vorschriften  des  Erlasses  vom  31.  März  1881, 
Z.  2X9  (s.  Nr.  442)  zu  haUen. 

»)  s.  Nr.  365. 

«)  5.  Nr.  423. 

*)  s.  Nr.  708. 

*)  s.  Nr.  418. 

')  Zur  Durchführung  der  obigen  Ministerialverordnang  wurde  mit  dem  KUMErl.  vom 
25.  Februar  1905,  Z.  4657,  den  Rektoraten  der  Universitäten  nachstehendes  eröffnet: 

Ad  I.  Die  Inskrlptionsg^ebQhr  per  5  Kronen  wird  nur  von  den  vom  Studienjahre  lOOS/XMi 
angefangen  in  den  ersten  Jahrgang  der  pharmazeutischen  Universitatsstudicn  neu  eintretenden 
Sedierenden  der  Pharmazie  einzufordern  sein,  nicht  aber  auch  von  jenen,  welche  ihre  Studien 
fortsetzen  oder  wieder  aufnehmen. 

Ad  2.  Die  Inskriptionsgebahr  per  3  Kronen  ist  nur  von  jenen  aufierordentlichen  Hörem 
und  Hörerinnen  einzufordern,  welchen  vom  Studienjahre  1905/06  angefangen  die  für  zwei 
Semester  gültigen  Meldungsbogen  (§  34  der  allgemeinen  Studienordnung)  ausgestellt  werden, 
nicht  aber  auch  von  jenen,  die  auf  Orund  des  schon  erhaltenen  Meldungsbogens  während  des 
Wintersemesters  1905/06  als  zweiten  Semesters  Kollegien  belegen  wollen. 

Ad  3.  Frequentanten  und  Hospitantinnen  haben  die  vorgeschriebene  Gebühr  per  2  Kronen 
pro  Semester  sogleich  bei  ihrem  Ansuchen  um  Zulassung  zur  Inskription  zu  erlegen,  widrigen« 
das  Ansuchen  als  mangelhaft  instruiert  nicht  anzunehmen  ist;  die  Rückerstattung  der  Gebühr 
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c)  Einschreibung  und  Löschung  von  Kollegien. 

Nr.  426. 

Erlaß  des  Ministeriums  für  K.  u.  U.  vom  22.  Dezember  1850.  Z.  10.827. 

an  das  rechts-  und  staatswissenschaftliche  Professorenkollegium  der  Prager 

Universität, 

(womit  bestimmt  wird,  daß  die  Löschung  eines  Kollegiums  In  dem 
Meldungsbuche  nur  mit  Zustimmung  des  betreffenden  Dozenten  er- 
folgen darf). 

Sobald  sich  ein  Studierender  zu  einer  Vorlesung  vorschriftsmäßig  ge- 
meldet, kann  die  Ausstreichung  dieses  Kollegiums  aus  seinem  Meldungs- 
buche, falls  er  zur  Zahlung  des  Kollegiengeldes  verpflichtet  ist,  nur  mit 
Zustimmung  des  betreffenden  Dozenten  erfolgen,  da  dieser  durch  die  An- 
meldung des  Kollegiums  ein  Recht  auf  das  Kollegiengeld  erworben  hat, 
worüber  die  Majorität  des  Professorenkollegiums  nicht  ohne  seine  Zu- 
stimmung disponieren  darf. 


erfolgt  nur  dann ,  wenn  dem  Zulassungsgesuche  keine  Folge  gegeben  wird ,  nicht  aber  auch 
dann,  wenn  ohne  rechtzeitige  Zurückziehung  des  Zulassungsgesuches  von  der  fflr  das  betreffende 
Semester  erteilten  Erlaubnis  zum  Besuche  von  Universltfttsvorlesungen  aus  welchem  Grunde 
immer  kein  Gebrauch  gemacht  wird. 

Ad  4.  Nach  Analogie  der  fQr  die  Immatrikulationstaxe  der  ordentlichen  Studierenden 
bestehenden  Vorschrift  (§  14  der  allgemeinen  Studienordnung)  ist  der  Erlag  der  Inskriptions- 
gebühr bei  den  aufierordentlichen  Studierenden  (ad  1  und  2  der  Verordnung)  auf  dem  Aufnahms- 
scheine (§  34  der  allgemeinen  Studienordnung)  seitens  der  Quästur  zu  bestätigen. 

Den  Prequentanten  und  Hospitantinnen  ist  über  den  Empfang  der  Gebühr  ein  Empfang- 
schein auszufolgen,  welcher  bei  Rückerstattung  der  Gebühr  wieder  einzuziehen  Ist. 

Die  Einhebung,  Evidenzhaltung  und  Verrechnung  der  Inskriptionsgebflhren  obliegt  der 
Universitätsquftstur  (§  20  allgemeine  Studienordnung),  welche  hiebei  in  analoger  Weise  vor- 
zugehen hat  wie  bei  den  Matrikeltaxen  der  ordentlichen  Studierenden. 

Ad  5.  Die  InskrlptionsgebOhren  sind  dem  Ertrage  der  Matrikeltaxen  zuzurechnen  und 
daher  ebenso  wie  die  Restbeträge  dieser  (§  19  der  allgemeinen  Studienordnung)  ihrer  Bestimmung 
fflr  die  dortige  Universitfttsbibliothek  unter  den  bisher  eingehaltenen  Modalitäten  zuzuführen. 

Nach  Abschluß  der  Immatrikulationen  und  Inskriptionen  fflr  jedes  Semester  ist  vom 
Rektorate  der  Landesstelle  ein  Ausweis  vorzulegen,  in  welchem,  nach  Fakultäten  geordnet, 

a)  die  Immatrikulationstaxen  der  ordentlichen  Studierenden, 

b)  die  Inskriptionsgebflhren  der  Studierenden  der  Pharmazie,  ^ 

c)  die  Inskriptionsgebflhren  der  aufierordentlichen  Hörer  und  Hörerinnen, 

d)  jene  der  Trequcntanlen, 

e)  jene  der  Hospitantinnen, 

dem  eingegangen  Betrage  nach  anzuführen  sind;  bei  der  Oesamtsumme  dieser  Taxen  und 
Gebflhren  ist  der  fflr  Universitätszwecke  (§  19  der  allgemeinen  Studienordnung)  vorweg  be- 
haltene Betrag  in  Abzug  zu  bringen  und  sohln  der  für  Bibliothekszwecke  entialieade  Restbetrag 
zu  beziffern. 

Im  Interesse  der  Universitätsbibliothek  wolle  das  Rektorat  im  Einverständnisse  mit  den 
übrigen  akademischen  Behörden  dafür  Sorge  tragen,  dafi  der  für  Unlversititszweckc  vorweg 
zu  behaltende  Teil  dieser  Tax-  und  Oebflhrenerirägnisse  durch  rationelles  Vorgehen,  insbesondere 
bei  der  Drucklegung  der  akademischen  Gesetze,  möglichst  reduziert  werde. 
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Nr.  427. 

ErlaA  des  Aftinlsterlams  fflr  K.  u.  U.  vom  29.  September  1856, 

Z.  14.709,  RGBNr.  177, 

wirksam  für  alle  Kronländer, 

womit  die  Bestimmungen  der  Ah.  Entschl.  vom  17.  September  1856, 
betreffend  die  Zulassung  von  Individuen,  die  bei  einer  öffentlichen 
Behörde  in  Verwendung  stehen  oder  praktizieren,  zur  Aufnahme  als 
ordentliche  oder  außerordentliche  Hörer  öffentlicher  Vorlesungen  über 
rechts-  und  staatswissenschaftliche,  sowie  auch  fiber  technische  Gegen- 
stände, kundgemacht  werden. 

Se.  k.  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  Ah.  Entschl.  vom  17.  September 
1856,  unter  Aufhebung  der  diesfalls  bestehenden  älteren  Vorschriften,  ag.  zu 
bestimmen  geruht,  daß  alle  bei  was  immer  für  einer  öffentlichen  Behörde 
bleibend  oder  provisorisch,  mit  oder  ohne  Gehalt  angestellten  und  in  Ver- 
wendung befindlichen  Beamten  und  praktizierenden  Individuen  zur  Auf- 
nahme als  ordentliche  oder  außerordentliche  Hörer  und  sohin  zum  Be- 
suche der  Vorlesungen  über  rechts-  und  staatswissenschaftliche  Studien  auf 
Universitäten  und  Rechtsakademfen,  sowie  auch  über  technische  Studien  an 
Oberrealschulen  und  höheren  technischen  Lehranstalten  zuzulassen  sind, 
insofern  sie  nach  den  durch  die  allgemeinen  Studiengesetze  diesfalls  vor- 
gezeichneten Vorbedingungen  hiezu  geeignet  erscheinen,  und  nicht  die 
Pflichten  ihrer  amtlichen  Stellung  durch  den  Besuch  der  Vorlesungen  eine 
Beeinträchtigung  erleiden.^) 

')  Vgl.  auch  Nr.  440.  Die  Immatrikulation  und  fnsAription  kann  nur  dann  erfolgen,  wenn 
der  Bewilligung  der  kompetenten  öffentlichen  Behörde  kein  Vorbehalt  himugefügt  wird,  welcher 
die  Frequenz  der  Kollegien  beeinträchtigen  könnte.  Letzteres  wäre  insbesondere  der  Fall,  wenn 
die  Bewilligung  mii  dem  Vorbehalte  erteilt  würde,  daß  durch  den  Kollegienbesuch  der  amtlichen 
Verpflichtungen  kein  Abbruch  geschehen  dürfe  (MZ.  11.882  ex  1889). 

In  diesem  Sinne  hat  das  k.  k.  Handelsministerium  unier  dem  7.  August  1891,  Z.  17.008, 
die  Post-  und  Telegraphendirektiontn  angewiesen,  in  Hinkunft  die  Im  MinErL  vom  29.  Sep- 
tember 1856,  ROBNr.  177,  vorgesehene  Bewilligung  zur  Fortsetzung  der  Juristisch  -  politischen 
sowie  der  technischen  Studien  an  den  Universitäten,  beziehungsweise  technischen  Hochschulen 
solchen  Beamten  (Praktikanten)  nicht  mehr  zu  erteilen,  deren  Dienstleistung  den  vorgeschriebenen 
regelmäßigen  Besuch  der  Vorlesungen  von  vornherein  ausschließt. 

Auf  Orund  des  Erlasses  des  k,  k.  Handelsministeriums  vom  5.  Dezember  1900,  Z.  54.961, 
sind  die  Post-  und  Telegraphendirektionen  angewiesen,  im  Laufe  des  Monates  September  eines  Jeden 
Jahres  den  MinErl.  vom  29.  September  1856,  ROBNr.  177,  zu  republizieren.  —  Eine  ähnliche 
Weisung  erging  mit  dem  Erlaß  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  2.  Oktober  1903,  Z.  46.829, 
an  die  Postfachrechnungsdepartements  sowie  einzelne  andere  zur  Post-  und  Telegraphenzentrat- 
leitung  gehörige  Dienstesstellen. 

Laut  Note  des  k.  k.  Finanzministeriums  vom  10.  Februar  1904,  Z.  5000,  wurden  sämtliche 
Finanzbehörden  zur  entsprechenden  Verlautbarung  und  Evidenthaltung  des  obigen  MinErl.  vom 
S.  September  1856,  ROBNr.  177,  angewiesen. 

Die  Bestimmungen  des  MinErL  vom  29.  September  1856,  Z.  14.709,  ROBNr.  177,  haben 
gemäß  MinErL  vom  14.  Februar  1898,  Z.  1801,  auch  auf  das  Studium  aktiver  Offiziere  sinn- 
gemäfie  Anwendung  zu  finden. 

Auf  eine  Anfrage  des  Finanzministeriums  wurde  Im  KU M Akt  vom  7.  Dezember  1904, 
Z.  41.276,  bemerkt,  dafl  die  Bestimmungen  des  luf  Orund  Ah.  Entschl.  vom  17.  September  1856 
verlantbarten  Erlasses  vom  29.  September  1856,  ROBNr.  177,  aber  die  Zulassung  von  Staats- 
tngestellten  zum  juridischen  UniversitStsstudium  und  zu  den  technischen  Studien  mit  Rücksicht 
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In  letzterer  Beziehung  werden  sie  bei  ihrer  Meldung  zur  Immatriku- 
lation oder  Inskription  die  amtliche  Bewilligung  des  Chefs  der  betreffenden 
Landesbehörde,  in  den  Fällen  aber,  wenn  ein  Bewilligungswerber  im  Gremium 
einer  Zentralstelle  angestellt  ist,  verwendet  wird  oder  praktiziert,  des  Chefs 
der  bezüglichen  Zentralstelle  beizubringen  haben. 

Diese  Bewilligungen  haben  stets  zunächst  nur  auf  ein  Studienjahr 
zu  lauten. 

Nach  Erfordernis  des  Dienstes  wird  die  erteilte  Bewilligung  jederzeit 
wieder  zurückgenommen  werden  können. 

Sollte  die  Immatrikulation,  Inskription  oder  ein  Studienzeugnis  ohne 
die  gedachte  amtliche  Bewilligung  erlangt  werden,  so  sind  dieselben  für 
null  und  nichtig  anzusehen. 

Die  Vorsteher  der  betreffenden  Lehranstalten  oder  Lehrabteilungen, 
sowie  die  Dozenten  haben  die  bezüglichen  Daten  in  ihren  Registern  oder 
Katalogen  genau  vorzumerken. 

Diese  Anordnung  hat  mit  dem  Studienjahr  1856/57  in  Wirksamkeit 
zu  treten. 

Nr.  428. 

Erlaß  des  Ministeriums  fflr  K.  n.  U.  vom  10.  April  1857,  Z.  6367/354. 

an  das  Universitätskonsistorium  zu  Wien  und  an  die  akademischen  Senate 
der  Universitäten  zu  Prag,  Krakau,  Lemberg,  Graz  und  Innsbruck, 

(betreffend  Maßregeln  zur  rechtzeitigen  Eröffnung  der  Vorlesungen). 

Es  wurde  die  Wahrnehmung  gemacht,  daß  an  mehreren  österreichi- 
schen Universitäten  die  Vorlesungen  erst  gegen  Ende  des  Inskriptions- 
termines  allgemein  ihren  regelmäßigen  Anfang  zu  nehmen  pflegen,  und 
daß  hieran  hauptsächlich  die  Saumseligkeit  vieler  Studierender  Schuld  trägt, 
welche  sich  eben  erst  wenige  Tage  vor  Ablauf  der  gesetzlichen  Inskrif)- 
fionsfrist  an  der  Universität  einfinden  und  inskribieren  lassen. 

Die  akademischen  Behörden  haben  es  vom  Studienjahre  1857/58  an 
zu  ihrer  angelegentlichen  Sorge  zu  machen,  diesem  Unfuge  mit  größerer 
Energie  als  dies  bisher  von  den  meisten  akademischen  Behörden  ge- 
schehen zu  sein  scheint,  entgegenzutreten. 

Zu  diesem  Ende  haben  sie  den  Studierenden  zu  bedeuten,  daß  sie  es 
als  ihre  akademische  Pflicht  anzusehen  haben,  schon  an  dem  ersten 
Tage  des  gesetzlichen  Beginnes  eines  jeden  Semesters  in  der  Universitäts- 
auf die  allsremeinen  Bestimmun gfen  des  Hofkanzleidekretes  vom  23.  September  1835,  Z.  25.149 
(POS  Bd.  63,  Nr.  155,  S.  359),  Punkt  3,  sinngemäfi  auch  für  die  anderen  Zweite  des  Universitits- 
studiums  zur  Anwendung  gelangen ,  da  Staatsangestellte  sonst  unter  UmstSnden  die  von  ihnen 
inskribierten  Universitätsvorlesungen  nicht  ordnungsmftBig  frequentieren  könnten  oder  ihre 
Dienstesobliegcnheiten  vernachlässigen  mflssten.  —  Der  Besuch  von  Universititsvorlesungcn 
wird  aber  bewilligt  werden  können,  wenn  dies  für  die  weitere  Ausbildung  des  Staatsangestcllten 
nfltzlich  sein  kann  und  wenn  konstatiert  ist,  dafi  durch  den  regelmäßigen  Besuch  der  Vorlesungen 
die  Erfüllung  der  dienstlichen  Obliegenheiten  nicht  beeinträchtigt  wird. 

Die  Erteilung  einer  solchen  Bewilligung  erfolgt  nur  betreffs  der  unmittelbar  unterstehenden 
Behörden  und  Ämter  von  der  Zentralstelle,  im  übrigen  aber  von  der  Landcsstelle,  und  zwar  in 
der  Regel  auf  die  Dauer  eines  Jahres. 
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ibult  einzutreffen,  und  sofort  die  Vorlesungen  anzumelden  und  zu  be- 
sucbeo»  die  zu  hören  sie  verpflichtet  sind  oder  die  sie  als  freie  Kollegien 
za  hören  wfinsdien,  und  daß  zur  ernsten  Aufrechterhaltung  dieser  Ver- 
pflichtung sowohl  von  den  Quästuren,  als  von  den  Dozenten  die  nötige 
Vorsorge  werde  getroffen  werden,  den  Tag  der  Anmeldung  der  Kollegien 
in  Evidenz  zu  halten. 

Die  Professoren  ihrerseits  werden  (soweit  sie  nicht,  wie  dies  bei  den 
Vorständen  und  Prüfungskommissaren  der  reditshistorisclien  Staatsprüfung 
der  Fall  ist,  hieran  amtlich  verhindert  sind)  hiemit  ausclnicklich  verpflichtet, 
ihre  Vorlesungen  am  dritteti  oder  vierten  Tage  des  beginnenden  Semesters 
zu  eröffnen/)  und  sie  sowohl  als  die  Quästoren  haben  in  den  Meldungs- 
ilflehem  der  Studierenden  an  dem  betieffenden  Orte  den  Tag  der  ge- 
schehenen Anmeldung  zu  notieren,  erstere  ihn  auch  in  den  Insleriptions* 
fisten  vorzumeifcen.^ 

Wild  aoliIn^1>emerkt,  daß  ein  Studierender  mehr  als  einmal  verab- 
siumt  ha^  sich  allsogleich  in  den  ersten  Tagen  des  Semesters  zur  Inskrip- 
tion zu  melden,  so  ist  eine  solche  Lauiglceit  in  Erfüllung  einer  zur  Auf- 
rechterhaltung der  akademischen  Ordnung  gehörenden  Verpflichtung  bei 
sich  ergebenden  Gelegenheiten,  als  Verleihung  von  Stipendien,  Kollegien- 
gelderbcfreiungen  oder  bei  Gesuchen  um  sonstige  Begünstigungen  oder 
Nachsichten,  m  'geeigneter  Weise  in  Anschlag  zu  bringen. 

Dies  ist  den  Studierenden  gegen  Ende  des  Semesters  in  p^cci^nL'ter 
Weise  mit  dem  Beisatze  zur  Kenntnis  zu  bringen,  daß  das  Unterrichts- 
ministerium bei  den  sich  nur  zu  häufig  ergebenden  Anlässeoi  wo  es  um 
Nadisicbten  oder  sonstige  Begünstigungen  von  Seite  der  Studierenden  an- 
gegangen whd,  stets  auf  die  Zeitpunkte  der  Inskriptk>nen  Rücksicht  nehmen 
und  sie  als  Momente  der  Beurteilung  der  Pünktlichkeit  des  Kandulaten  hi 
Erfüllung  seiner  akademischen  Verpflichtungen  in  Betrachtung  ziehen  werde. 

Endlich  wird  sämtlichen  Quisturen,  Dozenten  und  Dekanaten  auf- 
getragen, auch  bei  den  Bestätigungen  und  Vidierungen  am  Schlüsse  eines 
jeden  Semesters  das  Datum  beizusetzen. 

Über  den  Vollzug  und  Erfolg  dieser  Anordnungen  ist  nach  Ablauf 
von  drei  Wochen  des  nächsten  Wintersemesters  anher  zu  benchten. 


Nr.  429. 

Erlafi  des  Ministeriums  fQr  K.  u.  D.  vom  29.  Juli  1860.  Z.  7372, 

an  das  Universitatskonslstoflum  in  Wien  und  den  akademischen  Senat  zu 

Prag,  Krakau»  Lemberg,  Graz  und  hmstmick, 
(über  die  Frage,  ob  dta  Stndlereader,  welcher  bei  der  Maitiirltitaprfifiiiig 
ftpffobiert  worden  ist,  unter  keiner  Bedingung  als  anAefordentiidier 
HOrcr  an  einer  FnknHIt  nnfgenommen  werden  dürfe). 
Ober  die  gestellte  Anfrage  eines  rechts-  und  staatswissenschaftlichen 
Professorenkollegiums,  ob  ein  Studierender,  welcher  nach  zurückgelegten 

VgL  Sr*  432»  wmU  Otn  HMomtin  Wäintm  UrnkhOtek  4m  nOOagmgm  Begimm 
ätr  VorUsungen  ertdU  WWätH, 
^  Vgl,  Nr.  40Z 
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achtjährigen  Gymnasialstudien  bei  der  Maturitätsprüfung  reprobiert  worden 
ist,  unter  iceiner  Bedingung  als  außerordentlicher  Hörer  an  einer  Fakultät 
aufgenommen  werden  dürfe,  wird  folgendes  bemerkt: 

Die  mit  gutem  Erfolge  bestandene  Maturitätsprüfung  bildet  nach  dem 
Gesetze  die  Cynosur  der  Beurteilung,  ob  ein  Studierender  die  gehörige  Reife 
besitze,  um  mit  Erfolg  das  ordentliche  Fakultätsstudium  anzutreten. 

Wem  bei  dieser  Prüfung  diese  Reife  nicht  zuerkannt  wurde,  der  kann 
zwar  in  Anwendung  des  §  33  der  Studienordnung  vom  1.  Oktober  1850 
in  einzelne  Vorlesungen  an  der  philosophischen  Fakultät  oder  auch  in  die 
eine  oder  die  andere  Vorlesung  an  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen 
oder  an  der  medizinischen  Fakultät,  für  welche  Vorlesung  er  nach  Ausweis 
seiner  Gymnasialzeugnisse  eine  hinlängliche  Vorbildung  besitzt,  als  außer- 
ordentlicher Hörer,  jedoch  nur  mit  dem  ausdrücklichen  Bedeuten,  daß  ihm 
das  betreffende  Semester  in  seine  akademische  Studienzeit  in  keinem  Falle 
werde  eingerechnet  werden,  niemals  aber  in  zwei  oder  mehreren  derjenigen 
Kollegien  inskribiert  werden,^)  durch  deren  Anmeldung  er  in  der  Hoff- 
nung könnte  bestärkt  werden,  daß  er  nur  der  äußeren  Form  und  Be- 
nennung nach  nicht  zu  den  ordentlichen  Studierenden  der  Fakultät  zähle, 
und  daß  es  ihm  gelingen  werde,  nachträglich  die  Einrechnung  des  be- 
züglichen Semesters  zu  erwirken.*) 


>)  5.  Nr.  365. 

»)  Au/Orund  der  noch  in  Kraft  stehenden  Bestimmung  des  §  I  der  MinVdg.  vom  I.Juni  1880, 
Z.  8258,  M  VBNr.  19  (s.  Nr.  434)  können  solche  Studierende  gegenwärtig  in  beliebige  Gegenstände 
des  I.  Jahrganges  der  rechts-  und  staatswissenschaftlkhen  Studien  als  außerordentliche  Studierende 
inskribiert  werden. 

*)  Daß  das  vor  bestandener  Maturitätsprüfung  als  außerordentlicher  Hörer  frequentierte 
Semester  in  die  gesetzliche  Studienzeit  nicht  einzurechnen  ist,  wurde  auch  mit  dem  MinErl.  vom 
19.  Jänner  1877,  Z.  16.776  ex  1876,  ausgesprochen. 

Betreffend  die  Aufnahme  von  solchen  absolvierten  Qymnasialschüiem  ais  außerordentiiche 
Hörer  bemerkt  der  MinErl.  vom  17.  April  1855,  Z.  5170: 

Der  Umstand,  daß  die  vorausgegangene  Maturitätsprflfung  nach  den  bestehenden  Vor- 
schriften nicht  erforderlich  ist,  um  an  einer  der  nach  dem  neuen  Systeme  organisierten  Uni- 
versitäten  oder  k.  k.  Rechtsakaderaien  als  „außerordentlicher  Hörer"  aufgenommen^  zu  werden, 
bat  zu  der  Inkonvenienz  Veranlassung  gegeben ,  daß  OymnasialschQIer  auf  Orundlage  der 
Zeugnisse  des  zurückgelegten  achtjährigen  Oymnasialstudlums  an  den  genannten  Lehranstalten 
ihre  Aufnahme  als  außerordentliche  Hörer  in  der  Hoffnung  erwirkten,  es  werde  ihnen  nach 
nachträglich  abgelegter  Maturitätsprüfung  die  als  außerordentliche  Hörer  zugebrachte  Studienzeit 
in  ihre  akademische  Studienzeit  eingerechnet  werden. 

In  dieser  Hoffnung  mußten  sie  sich  aber  gewöhnlich  getäuscht  sehen,  da  das  Unterrichts- 
ministerium an  dem  Orundsatze,  daß  die  iVlaturltätsprQfung  dem  Eintritte  in  die  höheren  Studien 
vorauszugehen  habe,  umso  mehr  festhalten  muß,  als  alle  Ursache  vorhanden  ist,  anzunehmen, 
daß  diese  Studierenden  das  betreffende  Semester  mehr  zur  Vorbereitung  fflr  die  IMaturitätsprflfung 
als  zu  den  gelehrten  Fachstudien  benutzen  werden. 

Demnach  wird  den  betreffenden  Dekanen,  Direktoren  und  Professoren  zur  Danachichtung 
aufgetragen,  jeden  absolvierten  Oymnasialschülcr ,  der  sich  mit  Vorweisung  seiner  Oymnasial- 
zeugnisse,  aber  ohne  Maturitätszeugnis,  zur  Aufnahme  als  außerordentlicher  Hörer  meldet.  Ober 
seine  hiebei  gehegte  Intention  zu  vernehmen  und  dabei  zu  warnen ,  sich  der  Hoffnung  hin- 
zugeben, daß  die  von  ihm  als  außerordentlicher  Hörer  verwendete  Studienzeit  werde  ein- 
gerechnet werden. 


ElBSdntiboDg  und  Löschung  von  Kollegien. 
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Nr.  430. 

SriiB  des  Staatsnlilstsrliims,  AblfOr  K.ilD.toii  2S.llin  186S, 

Z.  2489, 

(betrdlM  die  Anftudm«  voo  StadferaideB  in  eiiw  Fikoltil^  nudkdiBm 
berdts  mdir  üs  das  luübe  Semetter  verstriclien  tof). 

Die  Aufnahme  von  Studierenden  in  eine  Fakultät,  naciidem  bereits 
mehr  als  das  halbe  Semester  verstrichen  ist,  ist  in  didaktischer  Hinsicht 
mit  den  Intentionen  des  §  32  der  Studienordnung  ^)  kaum  zu  vereinigen 
und  es  muß  daher  den  akademischen  Senaten  in  Zukunft  bei  ähnlichen 
Fillen  größere  Strenge  anempfohlen  werden. 


Nr.  431. 

Aus  dem  Erlasse  des  Staatsmlnlsterfnms  Abt.  fflr  K.  a.  U.  vom 

18.  Dezember  1865,  Z.  11.027, 

an  das  Rektorat  der  Universität  in  Prag, 

(betreffend  die  ünstatthaftigkeit  einer  nachträglichen  Inskription  in  neue 
Kollegien  ohne  Zustimmung  des  Dekans). 

Nachträgliche  Inskriptionen  in  neue  Kollegien  sind,  wie  Inskriptionen 
überhaupt  in  den  einzelnen  Fällen  an  die  spezielle  Zustimmung  des  Dekans 
gebunden,  wefche  Zustimmung  übrigens  zur  Vermeidung  jeder  Weitwendig- 
keit  mündlich  angesucht  und  in  den  zur  Gewährung  geeigneten  Fällen 
durch  eine  einfache  Anmerkung  des  Dekans  in  der  betreilenden  Rubrik 
des  Mekiungsbuches  erteilt  werden  kann. 


Np.  432. 

Erlaß  des  Hlnlsters  fflr  K.  a.  U.  vom  30.  September  1874,  Z.  13.74t 

an  die  Rektorate  sämtlicher  Universitäten, 
(b^trdfMid  den  r^ditititis^o  Begüiii  der  Voftcsniigwi)« 

Anläßlkh  des  beginnenden  Studienjahres  finde  ich  die  Universitäts- 
rektorate neuerjkh  daran  zu  erinnern,  daß  die  Vorlesungen  regelmäßig 
in  den  ersten  Tagen  nach  Beginn  des  Semesters  zu  eröffnen  sind  und 
daß  in  keinem  Falle  der  Anfang  iigend  emes  Kollegiums  ohne  spezielle 
Oenehmjgimg  des  Unterrichtsministeriunis  iiibef  den  vierzehntägigen  (Jetzi 
oMägigen)  Inskriptionstermin  verschoben  werden  darf. 

Es  wird  dem  Rektorate  zur  Pflicht  gemacht,  über  die  genaue  Beob- 
achtung dieser  bereits  mehrere  Male*)  wiederholten  Anordnung  zu  wachen. 

•)  «.  Nr.  sts, 

^  KfC  OMtk  dlt  MbtBrt,  mämr  Nr.     «wf  Nr.  «8. 


Digitized  by  Google 


540 


n.  Teil:  Studienvorscbriften ;  A.  Allgemeine  Bestimmungen. 


I 


Nr.  433. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  u.U.  vom  13. November  1877.  Z.  18.392. 

an  die  akademischen  Senate  der  Universitäten, 

(womit  ein  strengerer  Vorgang  bei  Handhabung  der  Inskriptions- 
vorschriften und  die  Vorlage  von  Semestralausweisen  über  die  be- 
willigten nachträglichen  Inskriptionen  angeordnet  wird). 

Bei  wiederholten  Anlässen  ist  zu  meiner  Kenntnis  gelangt,  daß  an 
einigen  Universitäten  in  den  letzten  Jahren  die  nachträglichen  Inskriptionen 
von  Studierenden  in  ungewöhnlich  großer  Anzahl  vorgekommen  sind,  und 
daß  sokhc  nachträgliche  Inskriptionen  selbst  noch  unmittelbar  vor  Schluß 
des  Semesters  stattgefunden  haben. 

Ein  solcher  Vorgang  steht  mit  der  akademischen  Ordnung  und  den 
bestehenden  Studienvorschriften  (§  32  der  allgemeinen  Studienordnung  vom 
1.  Oktober  1850)  nicht  im  Einklänge.  Es  ist  hiebei  auch  ohne  ent- 
scheidenden Belang,  daß  von  den  Studierenden  häufig  der  Mangel  der 
nötigen  Geldmittel  zur  Zahlung  des  Kollegiengeldes  als  Ursache  der  Ver- 
säumnis der  Inskriptionsfrist  angeführt  wird,  zumal  dürftigen  und  würdigen 
Studierenden  die  Erwirkung  der  Befreiung  vom  KoUegiengelde  ermöglicht 
ist  und  die  ausgedehnte  Zulassung  nachträglicher  Inskriptionen  bloß  auf 
Grund  des  angedeuteten  Umstandes  nur  geeignet  wäre,  die  Vorschriften 
über  die  Vorausbezahlung  des  Kollegiengeldes  illusorisch  zu  machen. 

Ich  fordere  sonach  den  akademischen  Senat  zu  größerer  Strenge  in 
Handhabung  der  Inskriptionsvorschriften  auf.  Es  ist  als  Grundsatz  fest- 
zuhalten, daß,  was  immer  der  Grund  der  Versäumnis  der  ordentlichen 
Frist  war,  eine  nachträgliche  Inskription  nur  in  den  ersten  Wochen  nach 
Ablauf  dieser  Frist,  „wo  die  Vorlesungen  noch  nicht  zu  weit  vorgerückt 
sind,  um  mit  gehörigem  'Erfolge  gehört  zu  werden"  (§  32  cit),  bewilligt 
werden  darf.^) 

Ich  ersuche  zugleich  den  akademischen  Senat,  mir  nach  Ablauf  eines 
jeden  Semesters  ein  Verzeichnis  der  in  demselben  erteilten  Bewilligungen 
zu  nachträglicher  Inskription,  unter  Angabe  des  Datums  und  Grundes  der 
Bewilligung,  vorzulegen. 

Nr.  434. 

Aus  der  Verordnung  des  Ministers  fflr  K.  u.  U.  vom  1.  Juni  1880, 

Z.  8258.  RGBNr.  60.  MYBNr.  19. 

betreffend  die  Behandlung  jener  Studierenden  der  rechts-  und  staats- 
wissenschaftlichen Fakultät,  welche  ihre  ordentlichen  juristischen 
Studien  mit  einem  Sommersemester  beginnen  oder  von  einer  anderen 

Fakultät  übertreten. 

Auf  Grund  Ah.  Entschl.  vom  28.  Mai  1880  finde  ich  zu  verordnen, 
wie  folgt : 

>)  s.  Nr.  365. 

•)  5.  bezüglich  der  nachträglichen  Inskription  von  während  ihres  Präsemdienstes  wegen 
Dienstantaugllchkeit  entlassenen  Einjährig-Freiwilligen  Nr.  599. 
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§  1.  Studierende,  wekhe  die  Maturitätsprüfung  vor  Beginn  des  Winter- 
semesters nicht  mit  Erfoig  abgelegt  haben,  können  zwar  in  beliebige 
Gegenstände  des  I.  Jahrganges  der  rechts-  und  staatswissenschaftUchen 
Studien  als  außerordentliche  Studierende  inskribiert  werden,  das  in  dieser 
Eigenschaft  zugebrachte  außerordentliche  Semester  ist  ihnen  aber  in  keinem 
Falle  in  die  gesetzliche  Studienzeit  einzurechnen.^) 


Nr.  435. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K. u.U.  vom  31.  Anpst  1885,  Z. 24.755  ex  1884, 

an  die  Rektorate  der  deutschen  und  böhmischen  Universität  in  Prag, 

(betreffend  den  Vorgang  bei  der  Inskription  jener  Studierenden,  welche 
an  der  einen  der  beiden  in  Prag  bestehenden  Universitäten  immatrikuliert 
sind  und  an  der  anderen  im  Sinne  des  §  2  des  Gesetzes  vom  28.  Fe- 
bruar 1882,  RQBNr.  24  Vorlesungen  als  außerordentliche  Hörer  besuchen 

wollen). 

Die  Bestimmungen  der  allgemeinen  Studienordnung  vom  1.  Oktober 
1850*)  über  die  Inskriptionsfristen  und  über  die  ausnahmsweise  gestattete 
nachträgliche  Inskription  (§§  31  und  32)  beziehen  sich  zunächst  nur  auf 
die  ordentlichen  Studierenden  und  haben  daher  auf  diejenigen,  welche 
ohne  immatrikuliert  zu  sein,  nur  einzelne  Vorlesungen  als  außerordentliche 
Hörer  besuchen,  keine  Anwendung  zu  finden. 

Es  ergibt  sich  hiedurch  die  Notwendigkeit,  in  Ansehung  jener  Studie- 
renden, welche  an  der  einen  der  beiden  in  Prag  bestehenden  Universitäten 
immatrikuliert  sind  und  an  der  anderen  im  Sinne  des  §  2  des  Gesetzes 
vom  28.  Februar  1882,  RQBNr.  24,»)  Vorlesungen  als  außerordentliche 
Hörer  besuchen  wollen,  eine  Verfügung  zu  treffen,  da  diese  Vorlesungen 
den  gedachten  Studierenden  gesetzlich  so  anzurechnen  sind,  als  ob  sie  die- 

^)  An  die  Stelle  der  folgenden  §§  2—5,  welche  sich  auf  die  Behandtang  solcher  RechtshBrer^ 
die  ihre  ordentlichen  juristischen  Studien  mit  einem  Sommersemester  beginnen,  beziehen  und  schon 
durch  die  MinVdg.  vom  1.  August  1885,  Z.  13.996,  MVBNr.  31,  außer  Wirksamkeit  gesetzt 
worden  sind,  sind  die  Bestimmungen  der  MinVdg.  vom  3i.  Dezember  1893,  ROBNr.  204  (s.  Nr.  636), 
getreten. 

Ebenso  ist  der  §  6,  welcher  das  Professorenkollegium  ermächtigte,  die  an  einer  anderen 
als  der  Juristischen  Fakultät  zugebrachten  Semester  in  die  vorgeschriebene  juristische  Studienzeit 
zum  Zwecke  der  Studienkamalierung  im  I.  Biennium  einzurechnen,  durch  die  Bestimmung  des 
§  2,  letzter  Absatz  des  Gesetzes  vom  20.  April  1893,  ROBSr.  68  fs.  Nr.  635)  und  §  9  der  zitierten 
Ministeriaiverordnung,  wonach  nunmehr  dem  Unterrichtsminister  die  Entscheidung  über  die  Ein- 
reehenbarkeU  derartiger  Semester  zukommt,  außer  Kraß  getreten. 

Als  Voraussetzung  für  die  Einrechenbarkeit  forderte  §  6:  daS  das  bisher  betriebene 
Studium  wenigstens  einigeimafien  und  nach  einer  gewissen  Richtung  als  eine  Vorbereitung  für 
die  juristischen  Studien  angesehen  werden  kann,  da8  femer  für  jedes  fehlende  juristische 
Semester  wenigstens  zwei  an  einer  anderen  Pakultät  zugebrachte  Semester  in  Anrechnung 
gebracht  werden  und  dafi  endlich  sämtliche  obligate  Gegenstände  des  ersten  Bienniums  ordnungs- 
mifiig  frequentiert  wurden.  Lediglich  der  Besuch  der  an  der  philosophischen  Pakultät  zn 
hörenden  Kollegien  kann  auch  dem  zweiten  BlenDtum  vorbehalten  werden. 

•)  *.  Nr.  365. 

*)  s.  Nr.  1. 
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selben  an  jener  Universität  frequentiert  hätten,  an  welcher  sie  immatriku- 
liert sind.^) 

Ich  finde  mich  hienach  bestimmt,  folgendes  anzuordnen: 

Studierende,  weiche  an  der  einen  der  beiden  in  Prag  bestehenden 
Universitäten  immatriituliert  sind,  und  an  der  anderen  Universität  im  Sinne 
des  §  22  des  Gesetzes  vom  28.  Februar  1882,  RGBNr.  24,  Vorlesungen 
als  außerordentliche  Hörer  besuchen  wollen,  haben  die  Inskription  in  diese 
Vorlesungen  innerhalb  der  im  §  31  der  allgemeinen  Studienordnung  vom 
1.  Oktober  1850  für  die  Inskription  der  ordentlichen  Studierenden  vorge- 
schriebenen Frist  zu  erwirken. 

Nach  Ablauf  dieser  Frist  ist  für  die  nachträgliche  Inskription  solcher 
Studierender  als  außerordentliche  Hörer  die  Bewilligung  des  Dekans  jener 
Fakultät  einzuholen,  an  welcher  die  nachträgliche  Inskription  angestrebt  wird. 

Der  Dekan  hat  sich  erforderlichenfalls  vor  Erteüung  der  Bewilligung 
mit  dem  betreffenden  Dozenten  in  das  Einvernehmen  zu  setzen. 

Gegen  die  Verweigerung  der  nachträglichen  Inskription  bleibt  der 
Rekurs  an  den  akademischen  Senat  vorbehalten,  welcher  hierüber  endgültig 
entscheidet. 


Nr.  436. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  11.  August  1886,  Z.  14.724. 

MYBNr.  54. 

an  das  medizinische  Professorenkollegium  der  k.  k.  Universität  in  Wien, 

womit  der  Erlaß  des  bestandenen  k.  k.  Staatsministeriums,  Abt  f&r 
K.  u.  U.  vom  20.  Juni  1865,  Z.  3805,  betreffend  die  den  promovierten 
Doktoren  bei  der  Inskription  als  außerordentliche  Universitätshörer 
gewährten  Erleichterungen,  außer  Kraft  gesetzt  wird. 

Der  Erlaß  des  bestandenen  Staatsministeriums,  Abteilung  für  Kultus 
und  Unterricht  vom  20.  Juni  1865,  Z.  3805,  durch  welchen  den  promo- 
vierten Doktoren-)  bezüglich  der  Inskription  als  außerordentliche  Universitäts- 

»)  Vgl.  auch  Nr.  2  (Punkt  2). 

*)  VgL  hiezu  den  an  die  medizinischen  und  philosoptdsAen  FakuUdien  In  Wien  und  Prag 
ergangenen  KU M  Erl.  vom  6.  Jänner  1851,  ROBNr.  18: 

Da  bekanntlich  alljährlich  zahlreiche  ausländische  Arzte  die  Universitäten  zu  Wien  and 
Prag  besuchen,  um  sich  da  teils  in  den  naturhistorischen,  teils  In  den  eigentlich  medizinischeti 
Wissenschaften  zu  vervollkommnen,  diese  Arzte  aber  sowohl  rflcksichtlich  des  zu  realisierenden 
Zweckes,  als  der  ihnen  diesfalls  zu  Oebote  stehenden  Zeit  in  die  Lage  gesetzt  werden  sollen, 
zu  jeder  Zeit  in  die  Semestralkollegien  aufgenommen  werden  und  selbe  durch  eine  ihnen 
beliebige  Zeit  frequentieren  zu  können,  so  werden  bezQglich  der  Aufnahrae  dieser  Arzte  folgende 
Modalitäten  festgesezt : 

1.  Selbe  sind  als  außerordentliche  HOrer  zu  betrachten. 

2.  Ihre  Aufnahme  findet  durch  den  Dekan  des  betreffenden  Professorenkollegiums  zn 
Jeder  Zeit  des  Semesters  statt. 

3.  Ihre  Einschreibung  in  die  Vorlesungen  geschieht  bei  der  Quästur  und  bei  den  betreffen« 
den  Dozenten,  wie  bei  den  aufierordentlichen  Studierenden. 

4.  Sie  haben,  gleichviel  durch  wie  lange  Zeit  im  Samester  sie  die  Vorlesungen  besuchen, 
jedenfalls  das  Kollegiengeld  für  einen  ganzen  Semester  im  vorhinein  zu  entrichten. 

5.  Ihre  Aufnahme  für  besondere  Kurse,  sowie  die  Bestimmung  des  für  diese  zu  entrichtenden 
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hörer  gewisse  Erleichterungen  eingeräumt  wurden,  war  vorzugsweise  durch 
die  damals  bestandenen  Verhältnisse  lokaler  Natur  begründet. 

Da  dieses  Motiv  für  die  gedachte  Ausnahmsbestimmung  seither  im 
wesentlichen  entfallen  ist,  und  der  Fortbestand  dieser  Bestimmung  sich 
den  allgemeinen  akademischen  Einrichtungen  als  abträglich  erwiesen  hat, 
so  finde  ich  den  MinErl.  vom  20.  Juni  1865,  Z.  3805,  außer  Kraft  zu 
setzen  und  anzuordnen,  daß  vom  Studienjahre  1886/1887  ab  bezüglich  der 
Inskription  der  außerordentlichen  Universitätshörer,  sowie  bezüglich  der 
Zahlung  des  Kollegiengeldes  seitens  derselben  die  Bestimmungen  der  all- 
gemeinen Studienordnung  vom  1.  Oktober  1850,  insbesondere  der  §§  33 
bis  35  derselben  wieder  ausnahmslos  zur  Geltung  zu  kommen  haben. 

Hienach  hat  in  Zukunft  ohne  Ausnahme  jeder,  der  eine  der  im  Lektions- 
kataloge angekündigten  Vorlesungen  als  außerordentlicher  Hörer  zu  fre- 
quentieren beabsichtigt,  nach  der  vorgeschriebenen  Meldung  beim  Dekane 
die  ordnungsmäßige  Inskription  bei  der  Universitätsquästur  zu  erwirken, 
bei  welcher  auch  die  Einzahlung  des  Kollegiengeldes  stattzufinden  hat. 
Die  persönliche  Entgegennahme  des  Kollegiengeldes  durch  den  Dozenten 
ist  in  allen  Fällen  als  unbedingt  unstatthaft  zu  betrachten. 

Für  die  genaue  Durchführung  dieser  Bestimmungen  wolle  das  Dekanat 
im  Einvernehmen  mit  dem  Rektorate  entsprechende  Vorsorge  treffen. 


Np.  437. 

ins  dem  Erlasse  des  Ministeriums  fflr  K. u.U. vom  30.Aprlll892, 

Z.  8649, 

an  das  Dekanat  der  philosophischen  Fakultät  der  böhmischen  Universität 

in  Prag, 

(betreffend  die  vom  Dekane  aus  Anlaß  der  Absage  oder  des  nicht  recht- 
zeitigen Beginnes  einer  Vorlesung  zu  treffenden  Vorkehningen). 

Es  ist  im  Sinne  des  ho.  Erl.  vom  26.  September  1872,  Z.  11.995,0 
gelegen,  daß  wenn  eine  von  einem  Dozenten  angekündigte  Vorlesung 
abgesagt  oder  nicht  rechtzeitig  begonnen  wird,  seitens  des  Dekanates  dafür 
vorzusorgen  ist,  daß  eine  Supplierung  Platz  greift,  oder,  sofern  dies  nicht 

Hononre  and  die  Einhebung  dei  letzteren  bleibt  dem  Kursgeber  und  seinem  allfllligen  Privat- 
fibcrcinkommen  mit  der  Quistur  vorbelialten. 

6.  Denselben  werden  auf  ilir  Verlangten  Zeug^nisse  über  den  stattsefundenen  Kollegien- 
besucb  ausgestellt,  in  welchen  die  Zeit  des  Besuches  genau  ersichtlich  gemacht  ist. 

Bezüelich  der  Inskription  promovierter  Ärzte  für  „Kurse"  an  der  medizinischen  Fakultät 
in  Wien  wurden  mit  dem  an  das  Universitätsrektorat  gerichteten  KUMErl.  vom  3.  Jänner  1893, 
Z.  28.576  ex  1892,  wieder  Erleichterungen  gewährt,  indem  bestimmt  wurde:  Auf  den  Antrag  des 
Professorenkollegiums  der  medizinischen  Fakultät  in  Wien  genehmige  ich,  daS  vom  Sommer- 
leraester  1893  ab  die  Bestimmungen  des  MinErl.  vom  11.  August  1886,  Z.  14.724,  MVBNr.  54, 
In  Ansehung  der  Inskription  promovierter  Doktoren  aus  dem  Inlande  oder  Auslande,  welche 
bloB  sogenannte  „Kurse*  zu  hören  beabsichtigen,  insbesondere  hinsichtlich  der  persönlichen 
Anmeldepflicht  beim  Dekan  keine  Anwendung  mehr  zu  finden  haben,  sondern  dafi  hiebei  nach 
Maflgabe  der  von  der  Universitätsquästur  gemachten ,  auf  eine  Erleichterung  der  Inskription 
folcher,  bereits  promovierter  Arzte  abzielenden  Vorschläge  vorgegangen  werde. 

')  5.  Nr.  158. 
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notwendig  ist,  die  Einschreibung  der  in  die  fragliche  Vorlesung  etwa 
inskribierten  Studierenden  in  die  Parallelvorträge  ermöglicht,  beziehungs- 
weise veranlaßt  werde,  wonach  sohin  eine  besondere  Anzeige  hieher  zu 
erstatten  ist. 

Nr.  438. 

Erlaß  des  Ministeriums  fQr  K.  u.  U.  vom  27.  September  1898.  Z.  21.714. 

an  das  Rektorat  der  Universität  in  Wien, 

(womit  jenen  Rechtshdrern ,  welche  sich  in  einem  Termine  zu  Beginne 
eines  Semesters  der  rechtshistorischen  Staatsprüfung  unterzogen  haben, 
die  Frist  zur  Inskription  sowie  zur  Überreichung  der  Gesuche  um 
Kollegiengeldbefreiung  verlängert  wird). 

Mit  Beziehung  auf  die  Berichte  vom  9.  Juli  und  3.  August  18Q8, 
Z.  246()  und  3804,  wird  im  Sinne  des  vom  akademischen  Senate  der 
Universität  in  Wien  über  Anregung  des  ProfessorenkoUegiums  der  rechts- 
und  staatswissenschaftlichen  Fakultät  unter  dem  8.  Juli  1.  J.  gefaßten  Be- 
schlusses ausnahmsweise  gestattet,  daß  jenen  Rechtshörern,  welche  sich 
in  einem  Termine  zu  Beginn  eines  Semesters  der  rechtshistorischen  Staats- 
prüfung mit  oder  ohne  Erfolg  unterzogen  haben,  seitens  des  Dekanates 
der  rechts-  und  staatswissenschaftlichcn  Fakultät  die  Bewilligung  zur  nach- 
träglichen Inskription  in  das  betreffende  Semester  innerhalb  eines  Zeit- 
raumes von  acht  Tagen  nach  Ablegung  dieser  Prüfung  erteilt  werde,  sowie 
daß  Gesuche  um  KoUegiengeldbefreiung,  welche  von  den  erwähnten  bei 
der  genannten  Prüfung  approbierten  Studierenden  innerhalb  dreier  Tage 
nach  abgelegter  Prüfung  ordnungsmäßig  eingebracht  werden,  angenommen 
und  der  vorgeschriebenen  Behandlung  unterzogen  werden. 


Nr.  439. 

Erlaß  des  Ministeriums  fflr  K.  u.  U.  vom  24.  Juli  1901.  Z.  20.873. 

an  die  Rektorate  sämtlicher  Universitäten, 
(betreffend  die  Inskription  aktiver  Offiziere  und  Militärbeamte). 

Mit  Rücksicht  auf  einige  vorgekommene  Unzukömmlichkeiten  hat  sich  das 
k.  u.  k.  Reichskriegsministerium  mit  dem  Ersuchen  anher  gewendet,  das 
Rektorat  darauf  aufmerksam  zu  machen,  daß  aktive  Offiziere  und  Militär- 
beamte nur  dann  zu  inskribieren  sind,  wenn  sie  sich  mit  der  Bewilligung 
des  k.  u.  k.  Reichskriegsministeriums  auszuweisen  vermögen. 

Ohne  diese  Bewilligung  ist  nur  den  Militärärzten  und  den  Militär- 
medikamentenbeamten  die  Inskription  an  der  medizinischen  Fakultät  gestattet. 

')  Vom  Standpunkte  des  Unterrichtsressorts  und  der  einschlägigen  Studienvorschrißen 
erscheint  die  Inskription  eines  k.  u.  k.  O/fbiers  als  ordentlicher  Studierender  einer  hierldndigen 
Hochschule  im  Prinzipe  statthaft  and  es  kommt  bei  der  Qestattung  einer  solchen  Inskription  nur 
in  Betracht,  ob  der  Bewerber  in  der  Lage  ist,  auf  Orund  der  ihm  von  seiner  kompetenten  vor- 
gesetzten Dienstesinstanz  erteilten  Erlaubnis  die  Vorträge  vorschrißsmäßig  zu  besuchen  fMZ.  2722 
ex  m2). 
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Hievon  wolle  das  Rektorat  die  Dekanate  der  weltlichen  Fakultäten 
zur  Danachachtung  in  Kenntnis  setzen. 


Nr.  440. 

Erlaß  des  Ministsrs  fflr  K.  u.  U.  vom  15.  JSnner  1904.  Z.  1531. 

an  die  Dekanate  sämtlicher  juridischer  Fakultäten, 

(betreffend  die  Weisung  zur  Republilcation  des  MinErl.  vom  29.  Sep- 
tember 1856.  Z.  14.709.  RQBNr.  177>)  zu  Beginne  eines  jeden  Semesters). 

In  der  letzten  Zeit  haben  sich  die  Fälle  gemehrt,  daß  Staatsbeamte 
(insbesondere  Post-  und  Rechnungsbeamte)  ungeachtet  der  Bestimmung 
des  MinErl.  vom  29.  September  1836,  Z.  14.709,  ROBNr.  177,i)  ohne  amt- 
I  liehe  Bewilligung  ihrer  vorgesetzten  Behörde  und  zum  Teile  selbst  ohne 
{  ihren  Amtssitz  in  der  betreffenden  Universitätsstadt  zu  haben,  sich  an 
rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultäten  inskribierten  und  sich  den 
juridischen  Staatsprüfungen  und  Rigorosen  unterzogen. 

Da  nach  der  Anordnung  des  obigen  Ministerialerlasses  die  auf  solche 
unrechtmäßige  Weise  erlangte  Immatrikulation  und  Inskription,  sowie  er- 
worbenen Studienzeugnisse  null  und  nichtig  sind,  anderseits  nach  §  52  der 
allgemeinen  Studienordnung  vom  1.  Oktober  1850,  ROBNr.  370,  der  regel- 
mäßige Besuch  der  inskribierten  Vorlesungen  die  Vorbedingung  für  die 
Einrechnung  eines  Semesters  in  die  gesetzliche  Studienzeit  bildet,  und 
gemäß  §  11  der  MinVdg.  vom  24.  Dezember  1893,  ROBNr.  204,  die  Zu- 
lassung zu  den  theoretischen  Staatsprüfungen  auf  Orund  von  Privat- 
studien, wekhen  derartige  in  absentia  betriebene  Fakultätsstudien 
gleichzuachten  sind,  ausgeschlossen  ist,  so  wird  das  Dekanat  ersucht,  im 
Interesse  der  Studierenden  selbst  die  Bestimmungen  des  ho.  Erl.  vom 
29.  September  1856,  Z.  14.709,  ROBNr.  177,  zu  Beginn  jeden  Semesters 
zur  strikten  Danachachtung  zu  verlautbaren  und  die  Studierenden  darauf 
aufmerksam  zu  machen,  daß  eine  etwaige  nachträgliche  Anerkennung  der 
obgedachten  als  ungültig  anzusehenden  Studien  und  Prüfungen  unter 
I    keinen  Umständen  zu  gewärtigen  ist. 

d)  Besondere  Bestimmungen  für  Ausländer.-) 

Nr.  441. 

Erlaß  des  Mlnlstenams  fflr  K.  n.  U.  vom  28.  Marz  1859.  Z.  334/KUM. 

an  den  Bischof  von  St.  Pölten, 
(betreffend  den  Nachweis  der  wissenschaftlichen  Vorbildung  von  Aus- 
ländem, welche  zu  den  theologischen  Studien  in  Österreich  zugelassen 

werden  wollen). 

Die   Feststellung  der  Bedingungen,  unter  denen   Personen,  welche 
im  Auslände  geboren  und  dahin  zuständig  sind,  dem  Stande  der  Welt- 

•)  5.  Sr.  427. 

')  Betreffs  der  Zulassung  von  Auständerinnen  zu  den  Universitätsstudien  vgl.  Nr.  458  a.  f. 
Univenititsgesetze.  35 
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priester  in  einer  österreichischen  Diözese  einverleibt  werden  können,  ist 
im  Zuge  der  Verhandlung.  Vorläufig  wird  es  zur  Hintanhaltung  von 
Schwierigkeiten  geraten  seui,  daß  Euer  . .  .  jene  auslindischen  Priester 
oder  Priesterstandslcandidaten,  welche  in  den  Stand  des  SelnilarUenis  der 
St.  Pöttener  Diözese  au^enommen  weiden  wollen,  anweisen,  sich  die 
österreichische  Staatsbfiigerscfaaft  zu  erwerben,  deren  Verteilung  zu  der 
Kompetenz  des  Ministeriums  des  Innern  gehört.  Übrigens  wird  es  genügen, 
wenn  das  Erfordernis  der  österreichischen  Staatsbürgerschaft  von  ausländi- 
schen Priesterstandskandidaten  vor  Erlangung  der  höheren  Weihen  nach- 
gewiesen wird,  wenn  dieselben  bis  dahin  den  Gesetzen  Über  den  Auf- 
enthalt von  Ausländern  in  Österreich  nachkommen. 

Was  ferner  den  Nachweis  der  wissenschaftlichen  Vorbildung  jener 
Ausländer  anbelangt,  welche  in  die  theologischen  Studien  an  einer  bischöf- 
lichen Lehranstalt  aufgenommen  oder  zur  Fortsetzung  dieser  im  Auslande 
begonnenen  Studien  zugelassen  werden  wollen,  so  müssen  hierwegen,  sowie 
in  dem  Falle  der  Aufnahme  eines  Ausländers,  der  die  theologischen  Studien 
im  Auslande  vollendet  haik,  unter  die  Priesteistandskandidaten  oder  unter 
den  Sekularldenis  ehier  österreichischen  Diözese  die  Bestimmungen  der 
Ah.  genehmigten  MinV4g.  vom  29.  Marz  1858»  ROBNr.  50,^)  im  Auge 
behalten  werden.  Diese  verhingen,  daß  In  die  theologischen  Studien  nur 
solche  aufgenommen  werden,  welche  das  Unter-  und  Obergymnasium  mit 
hinreichendem  Erfolge  zurfidqgfelegt  haben,  dann  daß  die  Kandidaten,  welche 
der  Bischof  zu  Priestern  zu  weihen  beabsichtigt,  durch  vier  Jahrgänge 
in  den  von  der  bischöflichen  Versammlung  des  Jahres  1856  bezeichneten 
ordentlichen  Lehrfächern  unterrichtet  seien,  und  hierüber  auf  ürund  genau 
zu  überwachender  ganz-  oder  halbjähriger  Prüfungen  in  bisheriger  Weise 
ausgestellte  Zeugnisse  vorliegen. 

Hienach  muß  von  den  Herren  Bischöfen  in  Anspruch  genommen 
werden,  daß  sie  in  die  theologischen  Studien  nur  solche  Ausländer  auf- 
nehmen, welche  Zeugnisse  über  das  mit  hinreichendem  Erfolge  zurück- 
gelegte Unter-  und  Obergymnasium  beibringen.*)  Sollten  sie  aus  einem 
Lande  kommen,  wo  nach  österreichischer  Weise  organisierte  Unter-  und 
Obergymnasien  nicht  bestehen,  so  würde  sich  der  aufnehmende  Bischof 
wenigstens  die  grundhältjge  Oberzeugung  darüber  verschaffen  müssen,  daB 
solche  Ausländer  jenen  Grad  von  Vorbildung  besitzen,  welcher  von  öster- 
reichischen Priesterstandskandidaten  nach  Maßgabe  der  bezogenen  Mini- 
steriaKerordnungen  behufs  ihrer  Aufnahme  in  die  theologischen  Studien 
verlangt  wird. 

Wenn  Ausländer  Zeugnisse  über  die  ganz  oder  teilweise  im  Aus- 
lande zurückgelegten  theologischen  Studien  beibringen,  und  auf  Grund 
solcher  Zeugnisse  die  Studien  in  einer  bischöflichen  Anstalt  fortsetzen 
oder  zu  Priestern  geweiht  werden  wollen,  so  wird  von  jedem  Bischöfe 
zu  erwarten  sein,  daß  er  über  die  Gymnasial-  und  theologischen  Studien 
eines  solchen  Kandidaten,  dann  über  den  Vorgang  bei  diesen  Studien 


>)  1.  Nr,  «7. 

'^Vgß.dk  Äimertng  •)  bei  Nr,  4IZ 
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und  bei  der  Erlangung  der  äber  dieselben  beigebrachten  Fortgangszeugnisse 
genaue  Nachforschungen  pflege  und  die  Oberzeugung  zu  gewinnen  suche, 
inwieweit  die  Studien  eines  solchen  Kandidaten  dem  entsprechen,  was  in 
Beziehung  auf  die  Gegenstände  desselben,  die  Dauer  der  ihnen  zu  widmenden 
Zeit  und  die  aus  denselben  abzulegenden  Prüfungen  durch  die  in  Oster- 
reich besiehenden  Vorschriften  angeordnet  ist 

Von  dem  Ergebnisse  dieser  Nachforschungen  ist  das  Ministerium  in 
jedem  einzelnen  Falle  mit  der  Äußerung  über  jene  Bedingungen  zu  ver- 
stand if,^cn,  dcTLH  Erfüllung  von  Seite  des  aufzunehmenden  Auslanders 
der  betreffende  l'^i^chof  für  notwendig  erkennt,  damit  den  Bestim- 
mungen der  bezo^ancii  MinisterialverordminL;  entsprochen  werde; 
worauf  das  Ministerium  mcht  säumen  wird,  sich  darüber  auszusprechen, 
ob  und  was  der  aufzunehmende  Ausländer  zu  leisten  habe,  damit  er  bei 
der  Besetzung  von  geistlichen  Pfründen,  welche  dem  landesffirstlichcn  Patro- 
nate  oder  dem  eines  öffentlichen  Fondes  unterstehen,  wie  auch  bei  der 
Verwendung  zu  öffentlichen  Lehrämtern  nicht  unberfidnicfat^  bleibe. 

Die  Verleihung  des  Tischtitels  für  die  Priesterstandskandidaten  aus  dem 
Religionsfonde  ist  eine  Angelegenheit,  welche  zunächst  in  den  Wirkungs- 
kreis  der  politischen  Landesstelle  gehört,  welche  hiebei  nach  den  ihr  vor- 
gezeichneten Direktiven  vorzugehen  hat 


Nr.  442. 

Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  u.  D.  vom  31.  Min  mi  Z.  2909, 

an  das  Dekanat  der  medizinischen  Fakultät  der  Universität  Prag, 

(womit  ilie  Bcstfanmiingea  des  |  11  der  allgerndneii  Stadlenordnimg 
vom  1.  Oktober  1800  Über  die  Bedingungen  der  Immatrikulation  von 
Ansliodem  an  einer  Oeterreidiischen  Univereitftt  ertttitert  werden). 

In  Erledigung  des  Berichtes  vom  .  . .  finde  ich  dem  Antrage  des 
Piofessorenkolfeghims  auf  ausnahmsweise  Zulassung  des  Studierenden  der 
JMedizitt  N.  N.  zu  den  medizinischen  Rigorosen  an  der  Universität  Prag 
keine  Folge  zu  get)en. 

Hiezu  bestimmt  mich  die  Erwägung,  daB  die  Aufnahme  des  N.  N. 
als  ordentlicher  Studierender  im  Sinne  der  bestehenden  Vorschriften  nicht 
hätte  stattfinden  sollen,  da  im  §  11  der  allgemeinen  Studienordnung  vom 
1.  Oktober  1850^)  zwar  die  Beurteilung,  ob  ein  Ausländer,  welcher  die 

Aufnahme  als  ordentlicher  Studierender  an  einer  österreichischen  Universität 
anstrebt,  die  erforderliche  Vorbildung  besitze,  dem  immatrikulierenden  Dekan 
überlassen,  diese  Immatrikulation  jedoch  zugleich  an  die  ganz  bestimmte 
Voraussetzung  geknüpft  ist,  daß  der  betreffende  Studierende  im 
allgemeinen  denjenigen  Grad  von  Vorbildung  besitzt,  welcher 
von  den  österreichischen  Studierenden  bei  ihrer  Immatrikula- 
tion gefordert  wird. 

35* 
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Durch  die  gedachte  Bestimmung  der  Studienordnung  wurde  hienach 
keineswegs  die  subjektive  Anschauung  des  Dekans  über  die  individuelle 
Reife  des  einzelnen  Kandidaten  für  maßgebend  erklärt,  sondern  es  wurde 
vielmehr  offenbar  mit  Rücksicht  darauf,  daß  die  Verschiedenheit  der  Studien- 
einrichtungen in  den  einzelnen  Staaten  die  Feststellung  einer  allgemeinen 
Regel  diesfalls  nicht  zulässig  erscheinen  läßt  —  zunächst  der  Beurteilung 
des  Dekans  anheimgegeben,  ob  die  von  den  Studierenden  beigebrachten 
Zeugnisse  auswärtiger  Anstalten  dasjenige  Maß  von  Vorbildung  garantieren, 
welches  von  den  einheimischen  Studierenden  als  Vorbedingung  der  Imma- 
trikulation gefordert  wird,  ob  mithin  diese  Zeugnisse  nach  der  Einrichtung 
der  betreffenden  Lehranstalt  als  dem  Maturitätszeugnisse  eines  österreichi- 
schen Gymnasiums  gleichwertig  angesehen  werden  können  oder  nicht. 

Es  wird  nun  allerdings  im  §  11  1.  c.  das  Abgangszeugnis  einer  aus- 
wärtigen Universität  als  für  die  Immatrikulation  zureichend  erklärt,  allein 
es  ist  schon  in  dem  ho.  Erlasse  vom  25.  März  1870,  Z.  1974,i)  darauf 
hingewiesen  worden,  daß  ein  solches  Zeugnis  nicht  unbedingt  die  Im- 
matrikulation ermögliche,  sondern  nur  dann,  wenn  es  „als  genügend"  an- 
zusehen sei.  Dieses  wird  aber  dann  nicht  der  Fall  sein,  wenn  an  der  be- 
treffenden auswärtigen  Universität  bezüglich  der  Aufnahme  von  ordent- 
lichen Studierenden  im  wesentlichen  andere  Grundsätze  befolgt  werden, 
als  welche  hier  in  Kraft  stehen,  insbesondere  also,  wenn  daselbst  der 
Nachweis  einer  Maturitätsprüfung  nicht  gefordert  wird,  wobei  allerdings 
nicht  ausgeschlossen  ist,  daß  unter  besonderen  Umständen  auch  in  solchen 
Fällen  die  ausnahmsweise  Zulassung  der  Immatrikulation  mit  ho.  Zustim- 
mung stattfindet. 

Regelmäßig  sind  jedoch  in  Hinkunft  nur  solche  Ausländer  als  ordent- 
liche Studierende  aufzunehmen,  welche  ein  Maturitätszeugnis  oder  ein 
diesem  gleichwertiges  Dokument  vorzuweisen  vermögen.*) 


>)  s.  Nr.  419. 

■)  Analoge  Erlässe  ergingen  aus  Anlaß  spezieller  Fälle  auch  an  andere  Dekanate,  so  der 
MlnErl.  tont  15.  Juni  1681,  Z.  8301,  an  das  Dekanat  der  medizinischen  Fakultät  Krakau  und  der 
MinErl.  vom  28.  Juni  188t,  Z.  9053,  an  jenes  der  medizinischen  Fakultät  Innsbruck.  Auch  in  dem 
an  das  Dekanat  der  medizinischen  Fakultät  in  Wien  gerichteten  MinErl.  vom  7.  Dezember  1878, 
Z.  18.509,  wird  der  gleiche  Qrundsatz  ausgesprochen  und  weiters  Uber  die  vom  ProfessorenkoUegium 
angeregte  Frage,  ob  es  nicht  zulässig  sei,  Ausländer,  welche  die  genügende  Vorbildung  nicht 
nachzuweisen  vermögen,  mit  der  Beschränkung  zu  immatrikulieren,  daß  denselben  die  Ablegung 
der  Rigorosen  nicht  gestattet  wird,  folgendes  verfügt:  Was  die  Frage  der  Zulassung  zu  den 
Rigorosen  anlangt,  so  ist  in  der  medizinischen  Rigorosenordnung  vom  15.  April  1872,  ROBSr.  57 
(jetzt  medizinische  Rigorosenordnung  vom  14.  April  1903,  ROBNr.  102  (s.  Nr.  678 J,  eine  Äe- 
schränkung  rücksichtUch  der  Zulassung  der  ordnungsmäßig  aufgenommenen  ordentlichen  Studieren- 
den zu  den  strengen  Prüfungen  nicht  ausgesprochen  und  kann  insbesondere  aus  dem  §  2,  Abs.  2, 
dieser  Rigorosenordnung  (jetzt  §  3  der  neuen  Rigorosenordnung),  wonach  behufs  dieser  Zulassung 
auch  die  Zeugnisse,  auf  deren  Grundlage  die  Immatrikulation  stattgefunden  hat,  vorzulegen  sind, 
nicht  abgeleitet  werden,  da  diese  Bestimmung  offenbar  nur  den  Zweck  hat,  die  Oberprüfung  za 
ermöglichen,  ob  bei  der  Immatrikulation  im  Einklänge  mit  den  bestehenden  Vorschriften  vor- 
gegangen vfurde.  Hienach  sind  alle  diejenigen,  welche  die  vorgeschriebene  Studienzeit  als  ordent' 
liehe  Studierende  zurückgelegt  und  die  sonstigen  in  der  Rigorosenordnung  vorgeschriebenen 
Bedingungen  erfüllt  haben,  vorausgesetzt,  dq/3  bei  der  Immatrikulation  ordnungsmäßig  vorgegangen 
wurde,  anstandslos  zu  den  strengen  Prüfungen  zuzulassen.  Es  erseheint  demnach  auch 
nicht  zulässig,  bei  der  Aufnahme  eines  ordentlichen  Studierenden  einen  be- 
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Nr.  443. 

£rlaA  il8s  Ministsrs  fflr  K.  u.  U.  vom  8.  Dszsmbsr  1882.  Z.  20.097, 

an  das  Dekanat  der  philosophischen  Fakultät  Czeraowitz,  sowie  in  Abschrift  an 
die  phitosopliische  Fakultät  in  Lembeig  und  an  die  medizinischen  Fakultäten, 

(bdrvltad  d«i  Vorgang  bei  Aufnahme  von  Ausländern  In  die  pfaMUh 

zenlladien  UniverattUsstiidieii). 

Auf  die  Anfrage  vom  21.  Oktober  d.  J.,  Z.  29,  betreffend  den  Vor- 
gang bei  Aufnahme  von  ausländischen  Kandidaten  der  Pharmazie,  in  die 
pharmazeutischen  Uaiversititsstudien  wird  dem  Dekanate  nachstehendes 
eröffnet : 

Ausländer  können  das  Magisterium  der  Pharmazie  an  einer  öster- 
reichischen Universität  erwerben,  wenn  sie  die  vorgeschriebenen  Studien 
und  strengen  Prüfungen  im  Sinne  der  mit  Ah.  Entschl.  vom  29.  Mai 
1859  genehmigten  Studien-  und  Prüfungsordnung  ordnungsmäßig  zurück- 
gelegt und  den  sonstigen  in  dieser  Studien-  und  Prüfungsordnung  gestellten 
Anforderungen  entsprochen  haben. 

Die  im  Auslände  abgelegte  Tirozinalprüfung,  sowie  die  fan  Auslände 
an  einer  Apotheke  ingebrachte  Servierzeit  können  behufo  Aufnahme  in 
die  pharmazeutischen  Universitätsstudien  als  'Ersatz  fflr  die  im  Inlande 
abzulegende  Prflfung,  resp.  nadizuweisende  Servierzeit  anerkannt  werden, 
sofern  kein  ZweÜel  darüber  besteht,  daß  dieselben  mit  Rücksicht  auf  die 
io  dem  betreffenden  auswärtigen  Staate  diesfalls  bestehenden  Einrichtungen 
im  Zusammenhalte  aller  Umstände  im  wesentlichen  als  gleichwertig  an- 
zusehen sind. 

Die  Entscheidung  hierüber  anläßlich  der  Gesuche  von  ausländischen 
Kandidaten  um  Aufnahme  in  die  pharmazeutischen  Universitätsstudien  liegt 
im  Wirkungskreise  des  Professorenkollegiums,  sobald  sich  dasselbe  die 
Oberzeugung  verschafft  hat,  daß  die  Vorkenntnisse  und  Bedingungen  der 
Aufnahme  (absolviertes  [Unter-]Gymnaalum,  Lehr«  und  Servieczei^  Tiro- 
prfifung)  mit  jenen  im  wesentlichen  fibereinkommen,  welche  fOr  die  Auf- 
nahme der  Inländischen  Kandidaten  vorgeschrieben  sind.  In  dem  Falle, 
als  sich  das  Professotenkollegium  diese  Oberzeugung  nicht  vollends  zu 
versdiaffen  vermöchte,  es  sich  aber  nur  um  kleinere  Mängel  (Mangel  der 
griechischen  Sprachkenntnis,  teilweisen  Abgang  der  dreijährigen  Lehr-  [oder 
zweijährigen  Servier-]zeit  usw.)  handelt,  gleichzeitig  aber  befürwortende 
Gründe  für  die  Aufnahme  vorliegen  sollten,  ist  die  hieramtliche  Genehmi- 
gung von  Fall  zu  Fall  einzuholen. 

Mit  Rücksicht  jedoch  darauf,  daß  das  Verbot  der  Verwendung  aus- 
ländischer Pharmazeuten  als  Gehilfen  in  inländischen  Apotheken  noch  der- 
malen aufrechterhalten  ist  (Ah.  Entschl.  vom  12.  Jänner  1834,  Studien-Hof- 
kommissionsdekret vom  15.  Jänner  1834,  Z.  125),  erscheint  es  auch  nicht 

»ckränkänden  Zusatz  rücksichtlich  der  Zulassung  zu  den  Rigorosen  auszu- 
iprtekga,  VgL  hUtu  jedoch  Nr.  452,  betr^gnd  die  ZaUusang  von  Studierenden  aus  den 
BtMamtaaien  m  4m  mttthMtckem  Ritan$§n, 

0  Vgl.  dk  dmätl  geUendt  pkarmauBiüeke  Süidlen»  md  Pr^fiuigiwdMuig  vom  Jahn  IM9 
($.  Nr.  mj. 
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zulässig,  daß  ausländische  Pharmazeuten  auf  Grund  ihres  an  inländischen 
Universitäten  erworbenen  Diplomes  Dienstverhältnisse  in  österreichischen 
Apotheken  eingehen. 

Zu  diesem  Ende  wird  den  an  Ausländer  auszufolgenden  Magister- 
diplomen eine  Stilisierung  zu  geben  sein,  welche  von  vornherein  jede  Zu- 
erkennung  einer  Berechtigung  zur  Ausübung  der  pharmazeutischen  Praxis 
im  Inlande  ausschließt,  wie  auch  die  mit  dem  ha.  Erlasse  vom  27.  De- 
zember 1855,  Z.  19.631,*)  vorgeschriebene  Eidesabnahme  auf  die  Apo- 
thekerinstruktion gegenüber  den  zu  graduierenden  Ausländem  zu  ent- 
fallen hat. 

Nr.  444. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  u.  ü.  vom  19.  Juli  1885.  Z.  13.408. 

MYBNr.  33, 

an  die  Dekanate  sämtlicher  rechts-  und  staatswissenschaftlicher  Fakultäten, 

betreffend  die  an  den  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultäten 

studierenden  Ausländer. 

Gemäß  §  11  der  allgemeinen  Studienordnung  vom  1.  Oktober  1850*) 
können  Angehörige  fremder  Staaten  an  österreichischen  Universitäten  im- 
matrikuliert werden,  wenn  sie  nach  dem  Urteile  des  immatrikulierenden 
Dekans  im  allgemeinen  denjenigen  Grad  von  Vorbildung  besitzen,  welcher 
von  den  österreichischen  Studierenden  bei  ihrer  Immatrikulation  gefordert 
wird,  oder,  falls  sie  von  einer  auswärtigen  Universität  kommen,  ein  ge- 
nügendes Universitätszeugnis  vorweisen. 

Diese  Bestimmung  hat  hinsichtlich  der  ausländischen  Studierenden 
der  Rechte  durch  die  Durchführungsvorschrift  zur  juristischen  Studienord- 
nung vom  2.  Oktober  1855,  Z.  15.162,  RGBNr.  172,»)  insofern  eine  Ein- 
schränkung erfahren,  als  solche  Studierende  in  dem  Falle,  als  bei  ihrer 
Immatrikulation  eine  ausdrückliche  Erklärung  vorlag,  daß  sie  die  öster- 
reichische Universität  zu  dem  Ende  besuchen,  um  sich  für  einen  öffent- 
lichen Dienst  in  Österreich  zu  befähigen  oder  den  rechts-  und  staats- 
wissenschaftHchcn  Doktorgrad  einer  österreichischen  Universität  zu  er- 
werben, in  jeder  Beziehung  nach  den  für  Inländer  geltenden  Vorschriften 
zu  behandeln  sein  werden. 

Da  Inländer,  um  zum  Universitätsstudium  zugelassen  zu  werden,  ein 
in  Österreich  gültiges  Maturitätszeugnis  vorzuweisen  haben,  so  werden 

»)  5.  Nr.  708  und  7lZ 
«)  5.  Nr.  365. 

*)  An  deren  Stelle  ist  die  Juristische  Studienordnung  vom  3t.  Dezember  1893,  ROBNr.  204 
(s.  Nr.  636),  getreten.   Die  oben  bezogene  Durchführungsvorschrift  enthält  folgende  Bestimmung: 

Die  an  Österreichischen  Universitäten  studierenden  Ausländer  unterliegen  weder  einem 
Kollegien-  noch  einem  PrQfungszwange,  sondern  nur  den  akademischen  Disziplinarordnungen. 
Nur  in  dem  Falle,  wenn  bei  ihrer  Immatikulierung  eine  ausdrOckliche  Erklärung  vorlag,  dafi  sie 
die  Osterreichische  Universität  zu  dem  Ende  besuchen,  um  sich  für  einen  öffentlichen  Dienst  in 
Osterreich  zu  befähigen  oder  den  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Doktorgrad  einer  öster- 
reichischen Universität  zu  erwerben,  werden  sie  in  jeder  Beziehung  nach  den  fQr  Inländer 
geltenden  Vorschriften  zu  behandeln  sein. 
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auch  ausländische  Studierende,  welche  die  ehen  erwähnte  Erklärung  ab- 
gegeben haben,  falls  sie  nicht  ohnehin  die  Maturitätsprüfung  an  einem  öster« 
reichischen  Gymnasium  bestanden  haben,  vorerst  die  Anerkennung  ihres 
im  Auslande  erworbenen  Maturitätszeugnisses  im  Sinne  der  ho.  Verordnung 
vom  8.  März  1869,  RGBNr.  31/)  zu  erwerben  haben.  Insolange  solche 
Studierende  diese  Anerkennuni»^  nicht  erlanirt  haben,  <i\nd  dieselben  von 
der  Zulassung^  zu  den  theoretischen  Staatsprüfunircii,  sowie  zu  den  strengen 
Prüfun^'cn  behufs  Erlangung  des  juristischen  Doktorgrades  unbedingt  aus- 
geschU)ssen,  worauf  bei  Erledigung  der  betreffenden  Zulassung^esuche 
strenge  zu  achten  sein  wird. 


Nr.  445* 

Erlafi  äss  Minlstfurs  f  Qr  K.  o.  U.  vom  21.  Mai  1887,  Z.  9684,  MVB.  ex 

1887,  8. 131, 

(befartftad  die  Aneikennong  der  am  Oyinnaslum  In  Sari^evo^  er- 

wocbenen  Matturitfitszengniase). 

Der  Minister  IQr  Kulfus  und  Unterricht  hat  den  vom  Gymnasium 
zu  Sarajevo  ausgcsteitten  Maturitätszeugnissen  die  OQItigIceit  ffir  die  im 
Reicfasrate  vertretenen  Kdn^relche  und  Lander  zuerkannt. 


Nr.  446. 

Erlau  des  Mtaieters  für  I.  n.  0.  fem  29.  Jnnl  1889,  Z.  1L048, 

an  die  Rektorate  sämtlicher  Universitäten, 

(womit  angeordnet  wurde,  daß  die  der  mohammedanischen  Religion 
angehörenden  Abltnrieaten  das  Oymnaalnnis  in  Sarnievo,  weldia  die 
Matnrititspraflnig  an  dleeem  Oynmasfaini  atatt  ans  der  grieddtchea 
aat  der  arabischen  Spradie  bestanden  haben,  als  ordentlldie  Uni* 
versititshSrer  angenommen  werden  dfirfen). 

Es  besieht  die  Absicht,  an  dem  Gymnasium  in  Sarajevo  die  Luirich- 
tung  zu  treffen,  jenen  Sch&lem  dieses  Gymnasiums,  weiche  der  moham- 
medanischen Religfon  angehören  und  die  Erlernung  der  arabischea  Sprache 
anstreben,  freizusteflen,  sich  von  der  dritten  OymnasiaUdasse  angehngen 
entweder  für  das  Studium  der  griechisdien  oder  atier  der  araiiisdien  Spradie 
zu  entsdieklen. 

Ich  linde  midi  nun  bestimmt;  die  Anordnung  zu  treffen,  dafi  das 
Maturitätszeugnis  sokher  Studierender  nn  Shme  des  filr  die  lmmatrikuhtk>n 

auslandisclier  Studierender  geltenden  §  11  der  allgemeinen  Studienordnung 
wm  1.  Oktober  185(V  RGBNr.  370,*)  als  ein  geniigender  Nachweis  für 

>)  «.  Mr.  4f4. 

«)  Ve!.  Sr.  45S  md  456, 
*)  s,  Nr.  365. 
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die  erforderliche  Vorbildung  für  den  Besuch  einer  Universität  angesehen 
werde,  und  daß  daher  die  der  mohammedanischen  Religion  angehörenden 
Abiturienten  des  Gymnasiums  in  Sarajevo,  welche  an  Stelle  der  griechi- 
schen die  arabische  Sprache  für  die  Gymnasialstudien  gewählt  und  dem- 
gemäß die  Maturitätsprüfung  am  gedachten  Gymnasium  aus  der  letzteren 
Sprache  bestanden  haben,  auf  Grund  des  bezüglichen  Maturitätszeugnisses 
als  ordentliche  üniversitätshörer  aufgenommen  werden  dürfen. 


Nr.  447. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  u.  U.  vom  8.  September  1889.  Z.  16.825. 

an  das  Rektorat  der  Universität  in  Innsbruck, 

(betreffend  die  Voraussetzungen  für  die  Immatrikulation  von  Ausländem 
und  das  Recht  des  Dekanes  zu  deren  Überprüfung  im  Falle  des  Über- 
trittes eines  Studierenden  von  einer  Fakultät  in  eine  andere). 

Mit  Beziehung  auf  den  Bericht  vom  21.  März  1889,  Z.  438,  in  Sachen 
der  Immatrikulation  ausländischer  Studierender  wird  dem  .  .  .  nachstehendes 
eröffnet: 

Der  §  11  der  allgemeinen  Studienordnung  vom  1.  Oktober  1830*) 
bestimmt,  daß  Angehörige  fremder  Staaten  an  österreichischen  Universi- 
täten immatrikuliert  werden  können,  wenn  sie  nach  dem  Urteile  des  imma- 
trikulierenden Dekans  im  allgemeinen  denjenigen  Grad  von  Vorbildung  be- 
sitzen, welcher  von  den  österreichischen  Studierenden  bei  ihrer  Immatri- 
kulation gefordert  wird. 

Hierin  ist  ausgesprochen,  daß  zwar  bezüglich  ausländischer  Studie- 
render eine  vollständige  Übereinstimmung  des  Studienganges  und  der  er- 
langten Vorbildung  mit  den  diesfalls  an  inländische  Studierende  gestellten 
Anforderungen  nicht  zur  Bedingung  der  Immatrikulation  gemacht  ist,  daß 
aber  auch  von  solchen  Studierenden  zu  diesem  Behufe  im  allgemeinen 
derselbe  Grad  der  Vorbildung  zu  fordern  ist,  wie  von  einheimischen 
Studierenden. 

Es  ergibt  sich  hieraus,  daß  ausländische  Studierende,  welche  zweifellos 
das  eben  bezeichnete  Maß  der  Vorbildung  nicht  erlangt  haben,  zur  Imma- 
trikulation ohne  ho.  ausnahmsweise  Genehmigung  nicht  zugelassen 
werden  dürfen. 

Zugleich  bemerke  ich,  daß  es  bei  dem  Obertritte  eines  Studierenden 
von  einer  Fakultät  an  eine  andere  dem  betreffenden  Dekane  der  letzteren 
zusteht,  sich  von  dem  Vorhandensein  der  gesetzlichen  Voraussetzungen 
für  die  Aufnahme  als  ordentlichen  Studierenden  die  Oberzeugung  zu  ver- 
schaffen, und  eventuell  die  Entscheidung  des  akademischen  Senates  ein- 
zuholen. 


>)  s.  Nr.  365. 
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Nr.  448. 

£riafi  des  Ministers  f flr  K.  u.  U.  vom  2.  Dezember  1891 Z.  25.720. 

an  das  Rektorat  der  Wiener  Universität, 

(betreffend  das  Erscheinen  der  mohammedanischen  Studierenden  mit  be- 
decktem Haupte  in  den  Hörsälen,  Kanzleien,  Blbliotbeksfitimeii  etc  der 

Wiener  Universität). 

Laut  Mitteilung  des  k.  u.  k.  gemeinsamen  Finanzministeriums  vom 
28.  Noveml>er  d.  J.,  Z.  11.219/B.  H.  I.  haben  die  aus  Bosnien  und  der 
Herzegowina  stammenden  mohammedanischen  Studierenden  der  Wiener 
Universität  durch  zwei  Vertreter  an  die  Landesregierung  in  Sarajevo  die 
Bitte  gestellt,  es  möge  ihnen  die  Erlaubnis  erwirkt  werden,  daß  sie  in 
Gemäßheit  ihrer  religiösen  Sitte,  nach  welcher  das  Entblößen  des  Hauptes 
sowohl  für  die  Umgebung  des  Baarhäuptigen,  als  auch  namentlich  für 
diesen  selbst  als  ein  schwerer  Schimpf  angesehen  wird,  in  den  Hörsälen, 
Kanzleien  und  sonstigen  Räumen  der  Universität,  sowie  in  der  Univefsitäts- 
btbliotiiek  bedeckten  Hauptes  erscheinen  dilifen. 

Diese  Bitte  Ist  didufch  hervorgerufen  wofden,  daß,  obwohl  die  er- 
wihnten  Studierenden  von  ehizelnen  Prafesioren  efaie  entsprechende  Er- 
laubnis bereits  erhalten  haben,  sie  dennoch  wiederholten  Bemänglungen, 
namentlich  seitens  der  Studentenschaft  auagesetzt  waren. 

Die  erwähnte  religiöse  Sitte  hat  mit  Rücksicht  auf  die  grofie  Bedeu* 
tuqg,  welche  ihrer  strengsten  Einhaltung  seitens  der  gesamten  mohammeda* 

oischen  Bevölkerung  Bosniens  und  der  Herzegowina  beigemessen  wird, 

sowohl  in  den  für  das  Militär,  als  auch  in  den  für  die  amtlichen  Funktionäre 
bei  den  Zivilbehörden  der  gedachten  Länder  geltenden  Vorschriften  volle 
Beachtung  gefunden,  so  daß  der  mohammedanische  Bewohner  derselben, 
auch  der  Offizier  und  Beamte  dieses  Glaubens  mit  dem  Fez  auf  dem 
Haupte  auch  dort  erscheint,  wo  alle  übrigen  das  Haupt  entblößen. 

Demzufolge  hat  das  erwähnte  k.  u.  k.  Ministerium  sich  veranlaßt  ge- 
sehen, hierorts  um  die  geeigneten  Maßnahmen  zu  ersuchen,  daß  diese 
Sitte  auch  in  Ansehung  der  mohammedanischen  Studierenden  an  der  Wiener 
Universität  volle  Berficksiditigung  finde. 

Ich  beehre  mich  demgemäß,  das  Rektorat  zu  ersuchen,  an  das  be- 
tieffende  Amtspersonale  die  Weisung  eigehen  zu  hissen,  daB  das  Er- 
scheinen der  mohammedanischen  Studierenden  mit  bededrtem  Haupte  in 
den  Hörsälen,  Kanzleien,  Bibliotheksräumen  etc.  der  Wiener  Universität 
seitens  der  an  dieser  Hochschule  amtlich  Wirkenden  in  keiner  Weise 
beanständet  werde.  Daß  seitens  sämtlicher  Dozenten  in  Würdigung  der 
obdargelegten  Sachlage  in  dieser  Beziehung  kein  Anstand  erhoben  werden 
wird,  läßt  sich  als  selbstverständlich  voraussetzen.  Es  wäre  aber  höchst 
erwünscht,  wenn  in  geeigneter  Weise  und  bei  passender  Gelegenheit  auch 
auf  die  Studentenschaft  dahin  gewirkt  würde,  daß  die  in  Rede  stehende  Sitte 
mit  dem  Wohlwollen  und  der  Toleranz  geistiger  Hochbildung  berücksich- 
tigt werde. 
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Nr.  449. 

Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  u.  U.  vom  29.  Dezember  1891  (respek- 
tive vom  15.  Jänner  1892).  Z.  2149/KUM  ex  1891 ') 

an  die  Rektorate  sämtlicher  Universitäten  und  die  Präsidien  der  judiziellen 
Staatsprüfungskommissionen  sowie  die  Dekanate  der  theologischen  Fakultäten 

in  Salzburg  und  Olmütz, 

(womit  hinsichtlich  der  Behandlung  jener  ungarischen  Studierenden, 
welche  bei  der  Maturitätsprüfung  ein  Examen  aus  der  griechischen 
Sprache  nicht  abgelegt  haben,  in  Ansehung  ihrer  Zulassung  zu  den 
Fakultätsstudien,  Staatsprüfungen  und  Rigorosen  Weisungen  erteilt 

werden). 

In  Gemäßheit  des  ungarischen  Oesetzartikels  XXX  vom  Jahre  1890 
ist  die  griechische  Sprache  und  Literatur  bei  den  Maturitätsprüfungen  an 
ungarischen  Gymnasien  nicht  unter  allen  Umständen  obligater  Prüfungs- 
gegenstand, sondern  kann  durch  eine  Prüfung  aus  anderen  Gegenständen 
ersetzt  werden. 

Es  ergibt  sich  hienach  die  Frage,  wie  jene  dem  ungarischen  Staats- 
verbande angehörigen  Studierenden,  welche  bei  der  Maturitätsprüfung  an 
einem  ungarischen  Gymnasium  ein  Examen  aus  der  griechischen  Sprache 
nicht  abgelegt  haben,  in  Ansehung  der  Zulassung  zu  den  Studien  an  einer 
Universität  der  im  Reichsratc  vertretenen  Königreiche  und  Länder,  sowie 
zu  den  Rigorosen  und  den  durch  ein  Universitätsstudium  bedingten  Staats- 
prüfungen zu  behandeln  sind. 

Auf  Grund  Ah.  Ermächtigung  vom  1.  Dezember  1891  finde  ich  an- 
zuordnen, daß  die  in  Frage  stehenden  Studierenden  an  den  rechts-  und 
staatswissenschaftlichen,  sowie  an  den  medizinischen  Fakultäten  der  Uni- 
versitäten der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  als  ordent- 
liche Studierende  zugelassen  und  immatrikuliert  werden  können  und  daß 
auf  dieselben  sohin  die  für  die  ordentlichen  Studierenden  bestehenden 
Vorschriften  zur  Anwendung  zu  kommen  haben. 

Diese  Studierenden  sind  jedoch,  auch  wenn  sie  die  sonstigen  Vor- 
aussetzungen erfüllen,  zu  den  strengen  Prüfungen  behufs  Erlangung  des 
Doktorgrades  der  Rechte  oder  der  gesamten  Heilkunde  nicht  zuzulassen; 
ebenso  sind  dieselben  von  der  Zulassung  zu  den  rechts-  und  staats- 
wissenschaftlichen theoretischen  Staatsprüfungen  ausgeschlossen. 

Bei  der  Immatrikulation  solcher  Studierender  ist  der  Umstand,  daß 
dieselben  bei  der  Maturitätsprüfung  ein  Examen  aus  der  griechischen 
Sprache  nicht  abgelegt  haben,  in  Vormerkung  zu  nehmen  und  ist  derselbe 


'1  Laut  des  im  Einvernehmen  mit  dem  k.  a.  k.  gemeinsamen  Finanzmlnisteriam  (Abt.  ßr 
Bosnien  und  Herzegowina)  ergangenen  Erlasses  des  Ministeriums  für  K.  u.  U.  vom  15.  Juni  1901, 
Z.  15.593,  kann  ein  von  einem  bosnisch-herzegowinisehen  Landesangehörigen  an  einem  Qymnasiam 
in  Serbien  erworbenes  Maturitätszeugnis,  zumal  wenn  es  eine  Note  aus  der  griechischen  Spradu 
nicht  aufweist,  für  die  im  Reichsrate  vertretenen  Länder  nicht  als  gültig  anerkannt  werden.  Solche 
Studierende  können  daher  zu  den  juristischen  Staatsprüfungen  nicht  zugelassen  werden. 
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auch  in  den  Meidungsbüchern  und  den  sonst  in  Betracht  kommenden  Univer- 
sitätszeugnissen  dieser  Studierenden  entsprechend  ersichtlich  zu  machen. 

Von  der  Immatrilnilation  an  der  theologischen  und  pliUosophiscfaen 
Fakultät  sind  die  in  Rede  stehenden  Studierenden  ausgeschlossen. 

In  Ansehung  der  dem  österreichischen  StaatsveriNuide  angehdngen 
Studierenden,  welche  die  JMaturitätsprfifung  an  einem  ungarischen  Oymna- 
shim  abgelegt  haben,  tritt  in  den  bestehenden  Vorschriften  keine  Ände- 
rung ein. 


Nr.  460. 

Aus  dem  Erlasse  des  Ministers  fflr  K.u.D.  vom  4.  Dezember  1893, 

Z.  26.366, 

an  das  Dekanat  der  philosophischen  Fakultät  in  Wien, 

(betreffend  die  ausnahmsweise  Zulassung  von  Studierenden  aus  den 
Balkanländem  zur  Immatrikulation  als  ordentliche  Hörer  der  philo- 
sophischen Fakultät  und  zur  Ablegung  der  Rigorosen). 

Indem  ich  den  Bericht  vom  .  .  .  ,  betreffend  die  von  Seite  des  Pro- 
fessorenkollegiums angeregte  Gewährung  von  Erleichterungen  bei  Aufnahme 
von  Studierenden  aus  den  Balkanländern  als  ordentliche  Hörer  der  philo- 
sophischen Fakultät  in  Wien,  sowie  in  Betreff  der  Zulassung  solcher  Studie- 
render zu  den  philosophischen  Rigorosen  zur  Kenntnis  nehme,  eröffne 
ich  dem  Dekanate  .  .  .  ,  daß  ich  unter  den  dargelegten  Verhältnissen  ge- 
neigt bin,  solche  aus  den  erwähnten  Ländern  stammende  Studierende, 
bezflglich  deren  es  zweifelhaft  ist,  ob  sie  auf  Orund  ihrer  Vorstudien  nach 
Mafigabe  der  bestehenden  Vorschriften  als  ordentliche  Hörer  immatrikuliert 
werden  können,  auf  Orund  eines  bezQgUchen  Antrages  des  Professoren- 
kollegiums zur  Immatrikubition  als  ordentliche  Studierende  der  philosophi- 
schen Fakultät;  sowie  seinerzeit  im  Sinne  des  §  1  (Abs.  S)  der  philosophi- 
schen Rigorosenordnung  auch  zu  den  strengen  Prüflingen  behufs  Erlangung 
des  phik>sophischen  Doktorgrades  ausnahmsweise  zuzulassen,  wenn  diese 
Studierenden  nach  den  in  ihrem  Heimatlande  geltenden  Vorschriften  die 
Qualifikation  zum  Besuche  einer  Hochschule  besitzen  und  wenn  die  von 
ihnen  nachgewiesene  Vorbildung  wenigstens  im  allgemeinen,  weim  auch 
nicht  in  jeder  Richtung  den  an  inländische  Kandidaten  gesteilten  Anforde- 
rungen entspricht. 

Eine  allgemeine  Ermächtigung  in  diesem  Sinne  vermag  ich  jedoch 
dem  Dekanate  ...  mit  ROcksidit  auf  die  Mannigfaltigkeit  der  In  Frage 
kommenden  Falle  und  zur  Vermefclung  von  Beispielsfbrderungen  nicht  zu 
erteilen,  viefanehr  muß  die  hierortige  Entscheidung  hi  jedem  emzehien 
solchen  Falle  vorbehalten  werden. 

Ich  bemerke  jedoch,  daß  in  Aussicht  genommen  wird,  den  erwähnten 
Studierenden  unter  den  bezeichneten  Voraussetzungen  eine  solche  Aus- 
nahmsbewilligung auf  Orund  der  bezüglichen  motivierten  Anträge  des  Pro- 
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fessorenkollegiums  regelmäßig  zu  erteilen,  wenn  nicht  besondere  Umstände 
entgegenstehen. 

Es  wird  sohin  dem  Dekanate  .  .  .  überlassen,  jene  Studierenden,  welche 
sich  zum  Behufe  ihrer  seinerzeitigen  Zulassung  zum  philosophischen  Dokto> 
rate  um  die  Immatrikulation  an  der  philosophischen  Fakultät  in  Wien  be- 
werben, im  Sinne  dieses  Erlasses  zu  informieren. 


Nr.  451. 

Aus  der  Note  des  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  4.  Jall  1894,  Z.  12.667. 

an  das  k.  u.  k.  Ministerium  des  kaiserlichen  und  königlichen  Hauses  und  des 

Äußern, 

(betreffend  die  Zulässigkeit  der  Inskription  von  Ausländem  In  die 
Gegenstände  des  zweiten  juristischen  Studien  ab  Schnittes,  ohne  die  rechts- 
historische Staatsprüfung  abgelegt  zu  haben). 

Aus  Anlaß  eines  speziellen  Falles,  in  welchem  serbischen  Staatsange- 
hörigen  das  von  ihnen  in  ihrer  Heimat  erworbene  Maturitätszeugnis  nicht 
anerkannt  werden  konnte,  wurde  bemerkt,  daß,  sofern  diese  Studierenden 
nicht  gesonnen  sind,  die  Befähigung  zu  einer  Staatsanstellung  oder  einen 
akademischen  Grad  zu  erwerben,  dieselben  als  Ausländer  im  Sinne  der 
Verordnung  vom  2.  Oktober  1855,  RGBNr.  172,  und  des  Ministerial- 
erlasses  vom  15.  April  1857,  Z.  4102,i)  einem  Prüfungszwange  nicht  unter- 
liegen und  daher  zur  Inskription  in  die  Fächer  des  zweiten  ßienniums  der 
rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Studien  anstandslos  zugelassen  werden 
können.^) 


Nr.  452. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  u.  U.  vom  10.  März  1896.  Z.  30.843 

ex  1895. 

an  die  medizinischen  und  philosophischen  Fakultäten, 

(betreffend  die  Grundsätze  für  die  Zulassung  von  Studierenden  aus 
den  Balkanländem  zu  den  medizinischen  und  pharmazeutischen  Studien). 

Aus  Anlaß  eines  speziellen  Falles  finde  ich  dem  Dekanate  ...  im  Ein- 
vernehmen mit  dem  Ministerium  des  Innern  zu  eröffnen,  daß  in  Aussicht 
genommen  wird,  ausländische,  aus  den  Balkanländern  (Bosnien,  Serbien, 
Bulgarien  und  Rumänien)  stammende  Studierende,  wenn  sie  rücksichtlich 
ihrer  im  Auslande  an  einem  Gymnasium  oder  an  einer  Anstalt  ähnlicher 

*)  5.  Anmerkune  bei  Nr.  444  und  §  I  letzter  Abs.  des  Gesetzes  vom  20,  April  1993, 
RQBNr.  68  (s.  Nr.  635J. 

»)  Ein  analoger  Erlaß  erging  unter  dem  3.  Juni  1886.  Z.  9620.  an  das  Dekanat  der  juridi' 
sehen  Fakultät  in  Wien. 
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Oigiaisatioii  genossenen  Vorbildung  den  hieztilande  geltenden  Vorsdirifien 
mcbt  vollkommen  entsprechen,  ausnahmsweise  aiif  Orund  eines  vom  Pro- 

fessorenkoUeginm  von  Fall  zu  Fall  gestellten  Antrages  im  Einvernehmen 
mit  dem  bezeichneten  Ministerium  zur  Immatrikulation  als  ordentliche  Stu- 
dierende der  Medizin  und  sohin  zur  Ablegunq^  der  medizinischen  Rigorosen 
behufs  Erlangung  des  medizinischen  £)oktoigrades  an  einer  inländischen 

Universität  zuzulassen. 

Bei  der  Aufnahme  solcher  Kandidaten  ist  denselben  jedoch  ausdrück- 
lich zu  bedeuten,  daß  sie,  auch  im  Falle  der  nachträglichen  Erwerbung 
der  österreichischen  Staatsbürgerschaft,  zur  Ausübung  der  ärztlichen  Praxis 
in  den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern  auf  Grund 
ihres,  an  einer  inländischen  Universität  erlangten  medizinischen  Doktor- 
diploms nicht  zugelassen  werden  können. 

Den  diesen  Kandidaten  auszustellenden  Doklordipiomen  wird  dem- 
nach eine  Klausel  beizufägen  sein,  worin  diesem  DIptome  jede  Gültig- 
keit fOr  das  Inland  abgesprochen  wird. 

Auch  wird  dafür  Vorsorge  zu  treffen  sein,  daß  das  Studium  der  ein- 
heimisdien  lUndidatea  an  der  Univenttit  durch  die  Teilnahme  soldier 
auslindischer  Kandidaten  in  keiner  Weise  beeinträchtigt  werde. 

Unter  den  gleidiea  Bedingungen  kOnnen  solche  ausländische  Kandi- 
daten zu  den  pharmazeutischen  Universitilsstudien  und  seinerzeit  zu  den 
FrOfungen  behufs  Erlangung  des  pharmazeutischen  Magisterdiptoms  an  einer 
inländischen  Universität,  und  zwar  unter  gleichzeitiger  Anerkennung  ihrer 
im  Ai|shinde  bestandenen  Tirozinalpritfung,  zugelassen  werden. 

Wenn  diese  Kandklaten  im  Auslande  nur  eine  im  wesentlichen  den 

vier  Untergymnasialklassen  gleichartige  Vorbildung  genossen  haben,  so 
werden  sie  auch  die  Kolloquien  im  Sinne  der  Obergangsbestimmungen 
(§  30)  zur  pharmazeutischen  Studienordnung  vom  Jahre  1889^)  abzulegen 
haben. 

Da  jedoch  eine  verlaßliche  pharmazeutische  Tätigkeit  ohne  die  Fähig- 
keit, lateinische  Rezepte  zu  lesen  und  zu  verstehen,  nicht  gedacht  werden 
kann,  wird  in  zweifelhaften  hallen  der  Nachweis  von  nicht  ausgewiesenen 
Kenntnissen  namentlich  der  lateinischen  Sprache  in  dem  bczcichnetcTi  Um- 
fange im  kurzen  Wege  zu  konstatieren  und  die  eventuelle  Nachholung 
des  Erforderlichen  vor  Zulassung  des  Kandidaten  zu  den  i^rüfungen  zu 
fordern  sein. 

Bei  der  Aufnahme  ist  solchen  Kandidaten  ausdrücklich  zu  bedeuten, 
dafi  sie,  auch  im  Falle  der  nachträglichen  Erwerbung  der  österreichischen 
SiaatsbQrgerKiiaft»  zur  pharmazeutischen  Praxis  weder  seinerzeit  als  Ma* 
fister  der  Pharmazie,  noch  in  anderer  Eigenschaft;  somit  auch  nicht  zum 
zeitweiligen  Konditiottieren  m  den  inlandischen  Apotheken  zugelassen 
weiden  können. 

Dero  Magisteidtptom  solcher  auslandiscfaer  Kandidaten  ist  ehie  m 
obiger  Weise  abgefaßte  lOausel  beizusetzen. 

>)  s.  Nr.  708. 
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Nr.  453. 

Erlaß  des  Ministers  fQr  K.  u.  U.  vom  22.  März  1896,  Z.  710 /KUM. 

(betreffend  die  Anerkennung  der  von  den  Abiturienten  des  erzbischöflichen 
Privatgymnasiums  zu  Travnilc  erworbenen  Maturitätszeugnisse). 

Der  Minister  für  Kultus  und  Unterricht  hat  den  Maturitätszeugnissen, 
welche  von  der  Maturitätsprüfungskommission  des  Gymnasiums  zu  Sarajevo 
über  die  von  fhr  an  dem  erzbischöflichen  Privatgymnasium  zu  Travnik 
(Bosnien)  mit  den  Abiturienten  dieses  Gymnasiums  abgehaltenen  Maturitäts- 
prüfungen ausgestellt  werden,  auf  die  Dauer  von  weiteren  fünf  Jahren, 
d.  i.  bis  inklusive  Schuljahr  1899/1900,^)  die  Gültigkeit  für  die  im  Reichsrate 
vertretenen  Königreiche  und  Länder  zuerkannt. 


Nr.  454. 

Erlaß  des  Ministeriums  fflr  K.  u.  U.  vom  20.  Juli  1904.  Z.  22.178, 

an  die  Rektorate  der  Universitäten,  der  technischen  Hochschulen  sowie  der 

Hochschule  für  Bodenkultur, 

(betreffend  die  rumänischen  Mittelschulzeugnisse). 

In  der  Anlage  wird  dem  Rektorate  eine  Abschrift  des  von  der  könig- 
lichen rumänischen  Regierung  anher  mitgeteilten  Auszuges^)  aus  dem  Ge- 


»)  Mit  Erlaß  des  Ministeriums  für  K.  u.  U.  vom  27.  Jänner  1904,  Z.  982,  MVB  ex  J904, 
S.  108,  wurde  diesen  Maturitätszeugnissen  die  Qültigkeit  auf  die  Dauer  von  weiteren  zehn  Jahren, 
das  ist  bis  inklusive  Schuljahr  1909/10  zuerkannt. 

*)  Auszug  aus  dem  Gesetze  Ober  Mittel-  und  Hochschuluntcrricht:  Artikel  3. 
Die  Gymnasien  (Lyzeen)  bestehen  aus  acht  Klassen,  deren  Dauer  auf  je  ein  Jahr  berechnet  ist. 
Der  Lehrplan  der  vier  unteren  Klassen  umfaflt  folgende  Gegenstände:  Religion,  rumänische, 
lateinische,  französische  und  deutsche  Sprache;  allgemeine  Geschichte  und  Geschichte  Rumäniens; 
allgemeine  Geographie  und  Geographie  Rumäniens;  Grundelemente  der  Mathematik  mit  An- 
wendung von  Fcidmessen,  Nivellieren,  Be-  und  Entwässcrungsprobicmen ;  GrundzQgc  der 
Hygiene;  GrundzQge  der  Buchführung;  Grundzüge  des  Gewohnheitsrechtes  und  Unterweisung 
in  der  Erfüllung  der  Bürgerpflichten;  Schönschreiben,  Zeichnen,  Vokalmusik,  Turnen.  Der 
Lehrplan  ist  derart  zusammengestellt,  daS  der  vierjährige  Unterricht  in  obgenannten  Oescn- 
ständen  ein  abgeschlossenes  Ganze  ergibt.   Diese  Lehrgegenstände  sind  obligat. 

In  den  vier  oberen  Klassen  sind  folgende  Gegenstände  obligat:  Religion,  rumänische 
Sprache,  französische  und  deutsche  Sprache;  allgemeine  Geschichte  und  Geschichte  Rumäniens; 
Grundzüge  der  Logik,  der  Psychologie  und  der  Volkswirtschaftslehre;  Gewohnheitsrecht  und 
Unterweisung  in  der  Erfüllung  der  Staatsbürgcrpflichtcn ;  Vokalmusik  und  Gymnastik. 

Aufierdem  wird  jener  Teil  der  Schüler,  der  sich  den  humanistischen  (klassischen)  Studium 
widmet  und  daher  die  humanistische  (klassische)  Abteilung  bildet,  noch  folgende  Gegenstande 
weiter  fortsetzen:  Lateinische  und  griechische  Sprache,  Wiederholungen  in  Mathematik,  Physik. 
Naturgeschichte  und  Zeichnen;  jener  Teil  dagegen,  der  die  Realsektion  bildet,  folgende:  Englische 
oder  italienische  Sprache;  Geographie;  rationelle  Mathematik«  Algebra  sowie  ebene  und  sphärische 
Trigonometrie,  mit  Ergänzungen  aus  der  „Lehre  von  den  Gleichungen  mit  einer  Unbekannten", 
einschliefilich  der  Grundelcmente  der  Theorie  dieser  letzteren;  Anwendungen  derselben  auf 
Topographie,  Nivellicrungsarbeiten,  Drainage,  Bewässerungen ;  Elemente  der  analytischen  Qeo- 
metrie  mit  zwei  Dimensionen;  Elemente  der  rationellen  Mechanik  und  der  Technologie;  Elemente 
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setze  über  den  dortigen  Mittel-  und  Hochschuiunterricht  zur  Kenntnis- 
nahme mitgeteilt  und  hiezu  bemerkt,  daß  die  Belege  über  die  Absolvierung 
rumänischer  Mittelschulen  einem  Gymnasialmaturitätszeugnis,  wie  es  zur 
Aufnahme  als  ordentlicher  Hörer  einer  Universität,  beziehungsweise  einem 
Realschulmaturitätszeugnis,  wie  es  zur  Aufnahme  als  ordentlicher  Studie- 


der  beschreibenden  Oeometrie) ;  Physik,  Chemie,  Kosmog^phie,  Naturwissenschaften,  Hygiene, 
Linearzeicbnen. 

Die  Schüler  der  .Iclassischen"  Abteilung  können  anstatt  des  Studiums  des  „Griechischen" 
das  der  Physik,  Chemie,  Naturwissenschaft,  Hygiene  und  Oeographie  wthlen  und  genießen 
diesfalls  den  Unterricht  aus  obgenannten  Gegenständen  gemeinsam  mit  den  Schülern  der 
„Realsektion". 

Artikel  19.  Nach  Absolvierung  der  letzten  Gymnasialklasse  (respektive  Lyzealklasse  oder 
höheren  Tßchterschulklasse  ersten  und  zweiten  Grades)  unterziehen  sich  die  Schüler  einer 
allgemeinen  Prüfung,  die  insbesondere  den  Zweck  verfolgt,  den  Einfluß  der  zurückgelegten 
Studien  auf  deren  Oedankenbildung  zu  erweisen. 

Diese  Prüfungen  werden  in  der  Zeit  vom  20.  bis  25.  Juni  (Inklusive),  und  zwar  in  der 
betreffenden  Schule  selbst  vor  einer  vom  Ministerium  eingesetzten  Kommission  abgelegt.  Die 
Kommission  besteht  aus  vier  Personen  der  betreffenden  Schule.  Den  Vorsitz  führt  in  Gymnasien 
und  höheren  Töchterschulen  ersten  Grades  ein  Universitäts-  oder  Lyzealprofessor ,  in  Lyzeen 
und  höheren  Töchterschulen  zweiten  Grades  ein  Universitätsprofessor.  Die  Schüler,  welche 
diese  Prüfung  bestehen,  erhalten  darüber  ein  Zeugnis  mit  besonderem  Vermerke  der  Sektion, 
welcher  sie  während  der  Studienjahre  angehört  haben.  Bei  jenen  Schülern,  welche  wie  oben 
erwähnt  statt  der  Studien  der  griechischen  Sprache  das  der  Physik,  Chemie,  Naturwissenschaft, 
Hygiene  und  Geographie  gepflogen  haben,  trägt  das  Zeugnis  das  Speziaivermerk :  „Moderner 
Klassizismus". 

Jedes  dieser  Absolvierungszcugnisse  enthält  ferner  einen  Matrikelauszug  mit  den  Prüfungs- 
klassifikationen der  letzten  vier  Jahre. 

Artikel  57.  An  der  Universität  können  sich  nur  jene  Schüler  einschreiben  lassen,  die  ein 
Lyzeum  mit  Erfolg  zurückgelegt  haben.  (An  der  theologischen  Fakultät  auch  jene,  welche  ein 
Diplom  eines  Seminars  vorzuweisen  in  der  Lage  sind.) 

Artikel  110.  Diese  Neueinrichtungen  der  Mittelschulen,  (Artikel  3  bis  6  inklusive  dieses 
Gesetzes)  sollen  allmählich  in  folgender  Weise  In  Anwendung  gebracht  werden.  Die  in  Ober- 
einstimmung mit  diesem  Gesetze  am  I.  April  1899  sanktionierten  Programme  müssen  vom 
1.  September  1901  angefangen  allmählich  in  Anwendung  gebracht  werden,  auch  in  jenen  Mittel- 
schulklassen, in  denen  sie  bis  zu  dieser  Zeit  nicht  in  Anwendung  gewesen  waren. 

Die  Maturitätsprüfung  ist  und  bleibt  definitiv  aufgehoben. 

Für  die  Schüler  der  staatlichen  Lyzeen,  welche,  gemäß  dem  vorhergehenden  Absätze,  die 
Lyzealklassen  nach  dem  Programme  von  1881  vollenden ,  gilt  das  Abgangszeugnis  an  Stelle  des 
abgeschafften  Maturitätszeugnisses. 

Bis  zur  Abhaltung  der  ersten  Prüfung  zur  Absolvierung  des  Lyzeums  gemäß  oberwähnten 
Artikels  19  dieses  Gesetzes  müssen  Lyzealschüler  die  zu  Hause  oder  in  Privatanstalten  ihre  Vor- 
bereitung genossen  haben,  sich  in  einem  staatlichen  Lyzeum  einer  Prüfung  über  die  7.  Klasse 
vor  Professoren  dieses  Lyzeums  und  einem  Delegierten  des  Ministeriums  unterziehen.  Das 
Zeugnis,  welches  sie  nach  Ablegung  derselben  erhalten,  gilt  für  sie  als  Maturitätszeugnis. 

Bis  zur  Abhaltung  der  ersten  Prüfung  zur  Absolvicrung  des  Lyzeums  (konform  dem 
gegenwärtigen  Gesetze)  werden  jene  Schüler,  die  zu  Hause  oder  in  Privatanstaltcn  ihre  Vor- 
bereitung genossen  haben  und  das  Lyzeum  vor  dem  I.  September  1898  vollenden,  jedoch  weder 
infolge  einer  in  einem  staatlichen  Lyzeum  über  die  7.  Klasse  abgehaltenen  Prüfung,  noch  nach 
Erbalt  eines  Maturitätszeugnisses  an  der  Universität  eingeschrieben  werden  können,  sich  zur 
Aufnahrae  auf  die  Universität  einer  Aufnahmsprüfung  zu  unterziehen  haben. 

Diese  Prüfung  umfaßt:  Zur  Einschreibung  auf  der  juridischen  Fakultät  sowie  auf  der 
philosophischen  (klassische  Sektion)  rumänische,  lateinische,  griechische  und  französische  Sprache; 
für  die  medizinische  sowie  für  die  philosophische  Fakultät  (Realsektion),  femer  für  die  pharma- 
zeutische und  zahnärztliche  Abteilung:  Rumänische  und  französische  Sprache,  Mathematik, 
Physik  und  Naturwissenschaft. 

Die  Kommission  besteht  aus  dem  Dekan  und  drei  Professoren  der  betreffenden  Fakultät. 
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render  einer  technischen  Hochschule  (beziehungsweise  zur  Aufnahme  an 
die  Hochschul«  für  Bodenkultur)  erforderlich  ist,  nicht  für  gleichwertig  zu 
halten  sind. 

Die  für  Studierende  aus  den  Balkanstaaten  bestehenden  Sonderbestini- 
mungen  betreffs  der  Zulassung  zum  medizinischen  und  pharmazeutischen 
Studium  (ho.  Normativerlaß  vom  10.  März  18Q6,  Z.  30.843  ex  18Q5,») 
sowie  zum  philosophischen  Doktorate  (ho.  Erlaß  vom  4.  Dezember  1SQ3, 
Z.  26.366  für  Wien)  ^)  bleiben  unverändert. 


Np.  455. 

Erlaß  des  Ministers  fQr  K.  a.  U.  vom  4.  August  1900.  Z.  203U 

an  die  Rektorate  der  sämtlichen  Universitäten,  der  technischen  Hochschulen 
und  an  das  Rektorat  der  Hochschule  für  Bodenkultur  in  Wien, 

(womit  aus  Anlaß  der  im  Bereiche  der  königl.  kroatisch -slawonisch- 
dalmatinischen  Landesregierung  durchgeführten  Reform  des  Mittelschul- 
wesens in  Ansehung  der  Aufnahme  (Immatrikulation)  von  dem  öster- 
reichischen Staatsverbande  nicht  angehörenden  Abiturienten  der 
betreffenden  reformierten  Mittelschulen  Anordnungen  getroffen  werden). 

Mit  Ah.  Entschl.  vom  24.  September  1894  geruhten  Se.  k.  u.  k.  Ap. 
Majestät  ag.  zu  genehmigen,  daß  die  Oberrealschule  in  Agram  vom  Schul- 
jahre 18Q4/95  angefangen  in  ein  Realgymnasium  mit  fakultativ  obligatem 
Unterrichte  in  der  lateinischen,  französischen  und  ungarischen  Sprache  nebst 
deskriptiver  Geometrie  umgewandelt,  daß  dieselbe  Einrichtung  nach  und 
nach  auch  bei  anderen  im  Bereiche  der  königlich  kroatisch-slawonisch- 
dalmatinischen  Landesregierung  gelegenen  Realschulen  und  Realgymnasien, 
sobald  es  die  lokalen  Verhältnisse  erheischen,  durchgeführt  und  daß  die 
Abiturienten  des  derart  reformierten  Realgymnasiums,  welche  sich  aus  der 
lateinischen  Sprache  der  Maturitätsprüfung  mit  gutem  Erfolge  unterzogen 
haben,  der  Zutritt  zu  den  weltlichen  Fakultäten  der  Universität  in  Agram 
ohneweiters,  der  zu  der  theologischen  Fakultät  nur  nach  eingeholter  Ein- 
willigung der  bischöflichen  Ordinariate  gestattet  werden  kann,  während 
Abiturienten  ohne  die  lateinische  Sprache  auf  Grund  ihres  Maturitätszeug- 
nisses nur  in  die  mathematisch-naturwissenschaftlichen  Abteilungen  der 
Agramer  Universität  als  ordentliche  Hörer  aufgenommen  werden  dürfen. 

Auf  Grund  dieser  Ah.  Entschl.  wurde  im  Jahre  1894  mit  der  stufen- 
weisen Umwandlung  der  Oberrealschule  in  Agram  und  im  folgenden  Jahre 
mit  jener  der  Oberrealschulen  in  Essek  und  Semlin  und  der  realistischen 
Abteilung  des  Oberrealgymnasiums  in  Rakovac  begonnen.  Diese  Umwand- 
lung ist  gegenwärtig  an  der  Agramer  Anstalt  bis  zur  8.,  an  den  übrigen 
erwähnten  Anstalten  bis  zur  7.  Klasse  gediehen  und  es  wird  demnach 
die  erste  Maturitätsprüfung  mit  den  Abiturienten  der  neuen  Realgymnasien 
im  Jahre  1900,  respektive  1901  abgehalten  werden. 


«)  5.  Sr.  452. 
*)  5.  Nr.  450. 
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In  Anbetracht  dieser  im  Bereiche  der  königlich  kroatisch-slawonisch- 
daimatinischen  Landesregierung  zur  Durchführung  gelangten  Reform  des 
Mittelschulwesens  finde  ich  in  Ansehung  der  Aufnahme  (Immatrikulation) 
von  dem  ötterreichisdien  Staatsverbande  nicht  angehörenden  Abiturienten 
der  obgedacfaten  reformierten  Mittelschulen  an  den  Hochschulen  (Univer* 
sititen,  technischen  Hochschulen,  Hochschule  für  Bodenkultur)  der  un 
Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Linder  nachstehendes  anzuordnen: 

1.  Studierende,  welche  ein  Zeugnis  der  Reife  an  der  gymnasialen  Ab- 
teilung (Obergymnasiuro)  des  Oberrealgymnasiums  in  Ralcovac  erlangt  haben, 
sind  so  zu  behandeln  wie  jene  Aufnahmswerber,  welche  ein  im  Auslande 
erworbenes  ü\ mnasialmaturitätszeugnis  aufweisen. 

2.  Studierende,  welche  ein  Zeugnis  der  Reife  an  der  realpymnasialen 
Abteilung  (mit  Latein,  jedoch  ohne  Griechisch)  eines  der  Realgymnasien 
zu  Agram,  Essek  oder  Semlin  erlangt  haben,  sind  so  zu  behandeln,  wie 
die  dem  ungarischen  Staatsverbande  angehörigen  Aufnahmswerber,  die  bei 
der  Maturitätsprüfung  an  einem  ungarischen  Gymnasium  ein  Examen  aus 
der  griechischen  Sprache  nicht  abgelegt  haben.  (MinErL  vom  29.  Dezember 
1891,  Z.  2149/KUM.)i) 

3.  Studierende,  welche  ein  Zeugnis  der  Reife  an  der  reaUstiscfaen 
Abteilung  des  Oberrealgymnasiuras  zu  Rakovac  oder  an  der  realistischen 
Abteilung  eines  der  Realgymnasien  zu  Agram,  Essek  oder  Semlin  erlangt 
haben,  sind  so  zu  behandeln,  wie  jene  Aufnahmswerber,  welche  an  einer 
Oberrcalschule  des  Auslandes  ein  Maturitätszeugnis  erworben  haben. 

In  Ansehung  der  dem  österreichischen  Staatsverbande  antrehörigen 
Studierenden,  wekhe  die  Maturitätsprüfunfx  an  einer  der  in  l^cdc  stehen- 
den reformierten  Mittelschulen  abgelegt  haben,  tritt  in  den  bestehenden  Vor- 
schriften keine  Änderung  ein. 

Hienach  wolle  das  Rektorat  das  weiter  Entsprechende  veranlassen. 


Nr.  456. 

ErliB  des  Ministers  fflr  K.  a.  0.  vom  15.  MArz  1901,  Z.  5770, 

an  die  Rektorate  sämtUcher  Universitäten, 

(b«treffeod  die  Ansddniiing  der  Anordnimg  des  MliiErL  vom  29.  Juni  1880^ 
Z.  11.040,^  auf  die  der  mohamoiedaitlsctaeii  Religion  angeliSreiideiiAlil- 
tnrienten  des  Obergynrnasfams  io  Mostar). 

Laut  Zuschrift  des  gemeinsamen  Finanznunisteriums  vom  26.  Februar 
1901,  Z,  lOO^B.  H.,  wurde  mit  Beghin  des  Studienjahres  1900/01  das  Ober- 
gymnasiuro in  Mostar  vervoUstandigl;  so  daß  mit  Schluß  dieses  Studien- 
jahres daselbst  die  ersten  MaturititsprCtfimgen  abgehalten  werden. 

In  Berücksichtigung  dessen,  daß  dieses  Obeigymnasium  mit  jenem  in 
Sarajevo  gleich  organisiert  ist,  finde  ich  die  Anordnuqg  des  ho.  Erlasses 
vom  29.  Juni  1889,  Z.  11.049,*)  wonach  die  der  moluimmedanischen  Religion 

<> «.  Nr,  U9, 
^i,  Nr,  446. 
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angehörenden  Abiturienten  des  Obergymnasiums  in  Sarajevo,  welche  an 
Stelle  der  griechischen,  die  arabische  Sprache  für  die  Gymnasialstudien 
gewählt  und  demgemäß  die  Maturitätsprüfung  an  diesem  Gymnasium  aus 
der  letzteren  Sprache  bestanden  haben,  auf  Grund  des  bezüglichen  Maturi- 
tätszeugnisses als  ordentliche  Universitätshörer  aufgenommen  werden  dürfen, 
auf  die  gleichartigen  Abiturienten  des  Obergymnasiums  in  Mostar  aus- 
zudehnen. 


Nr.  457. 

Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  u.  U.  vom  2.  Janner  1902,  Z.  36.711. 

ex  1901  MYB  ex  1902.  S.  77. 

(betreffend  die  Anerkennung  der  am  Gymnasium  in  Mostar  erworbenen 

Semestrai-  und  Maturitätszeugnisse). 

Der  Minister  für  Kultus  und  Unterricht  hat  den  vom  Gymnasium  in 
Mostar  ausgestellten  Semestrai-  und  Maturitätszeugnissen,  welche  eine 
Note  aus  Griechisch  als  Obiigatfach  aufweisen,  die  Gültigkeit  für  die  im 
Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  zuerkannt. 


e)  Besondere  Bestimmungen  für  Frauen. 

Nr.  458. 

Verordnung  des  Ministers  fflr  K.u.U.  vom  6.  Mal  1878.  Z.  5385.  M 

MVBNr.  15. 

an  die  Rektorate  sämtlicher  Universitäten, 
betreffend  die  Zulassung  von  Frauen  zu  Universitätsvorlesungen. 

Es  sind  wiederholt  Anfragen  seitens  der  akademischen  Behörden  anher 
gerichtet  worden,  wie  sich  mit  Zulassung  von  Frauen  zu  den  Universitäts- 
vorlesungen zu  verhalten  sei. 

*)  Dieses  Normale  ist  durch  die  nachfolgenden  Vorschriften,  betreffend  das  Fraaenstudiam, 
wesentlich  modifiziert.  —  Betreffs  der  Zahlung  des  Kollegiengeldes  seitens  der  zum  Besuche 
einzelner  Universitätsvorlesungen  zugelassenen  Hospitantinnen  vgl.  MinErl.  vom  27.  Juni  1900, 
Z.  3638,  MVBNr.  39  fs.  Nr.  409). 

Betreffs  der  Zulassung  von  Frauen  zu  den  Vorlesungen  und  zur  Staatsprüfung  ans  der 
Staatsrechnungswissenschaft  fs.  Nr  .704  u.ff.J,  wird  im  KUMAkt  Z.  3852ex  1900  bemerkt: 
Bisher  war  es  den  Frauen  unter  den  Voraussetzungen  der  MinVdg:.  vom  6.  Mai  1878.  Z.  5385. 
also  mit  Zustimmung  der  Pakultät  und  des  Dozenten  gestattet,  die  Vorträge  über  Staatsrechnungs- 
wissenschaft zu  besuchen,  ohne  jedoch  über  diesen  Besuch  eine  amtliche  Bestätigung  zu  erhalten. 
Sie  waren  somit  jenen  gleichgestellt ,  welche  sich  aus  Handbüchern  der  Staatsrechnungskunde 
Ihre  Kenntnisse  autodidaktisch  angeeignet  hatten. 

Zu  der  Staatsprüfung  aus  der  Staatsrechnungskunde  konnten  aber  Kandidatinnen,  welche 
der  Gelegenheit  zum  Besuche  von  Vorlesungen  ermangelten,  nach  der  in  den  letzten  fünf  Jahren 
geübten  Praxis  im  Sinne  des  §  5  des  Erlasses  des  bestandenen  Generalrechnungsdirektorium» 
vom  II.  November  1852,  ROBNr.  1  ex  1853,  dann  zugelassen  werden,  wenn  sie  sich  darüber 
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Ich  habe  ia  dieser  Angelegenheit  auch  bereits  an  einige  Universititen 
Weisungen  erlassen  und  finde  mich  dermalen  besthnmt,  um  einen  gleich- 
mlBigen  Vorgang  zu  erzielen,  nachfolgende  allgemeine  Grundsätze  lör  aUe 
Univeisitaten  vorzuschreiben.  .  . 

Von  einer  allgemeinen  Zulassung  der  Frauen  zu  dem  akademischen 
Studium  kann  im  Geiste  der  bestehenden  Normen  zwelfeUos  nicht  die  Rede 
sein,  da  es  ein  durchgreifender  Grundsatz  unseres  Unterriditswesens  ist, 
daß  mindestens  der  höhere  Unterricht  stets  unter  Trennung  der  tieidea 
Oesdilechter  erteilt  wird. 

Hienach  kann  die  Zulassung  von  Frauen  zu  Universitätsvorlcsungen 
nur  ganz  ausnahmsweise  und  nur  bei  besonderen  im  einzelnen  Falle  zu 
würdigenden  Umstünden  Platz  greifen. 

Eine  solche  Ausnahrae  wird  zunächst  in  der  Weise  möghch  sein, 
daß  ausschheßlich  für  Frauen  bestimmte  Vorlesungen  abgehalten  werden 
(MinVd^-.  vom  5.  Februar  1819,  Z.  falls  sich  dies  irgendwie  als  ganz 

unbeüenküch  und  durch  besondere  ürundc  gerechtfertigt  darstellen  sollte. 

Auch  dann  aber  müßte  in  jedem  einzelnen  Falle  vor  Abhaltung  solcher 
Vorlesungen  erst  die  ho.  Genehmigung  eingeholt  werden. 

I^agegen  wird  der  Zutritt  von  Frauen  zu  den  regelmäßigen  fflr  die 
minnlicfae  Jugend  bestimmten  UniversitStsvorlesungen  nur  in  ganz  seltenen 
Fällen  zu  gestatten  sem.  Die  Entsdieidung  aber,  ob  ein  solcher  Fall  vor- 
handen ist,  wird  zunächst  die  Fakultät  im  Einverständnisse  mit  dem  Do- 
zenten zu  treffen  haben,  dergestalt,  daß,  falls  eine  Einigung  zwischen  der 
Fakultät  und  dem  Dozenten  nicht  erzielt  wird,  die  Zulassung  nicht  statt« 
finden  kann. 

IniHiLr  wird  ferner  auch  dem  akademischen  Senate  zustehen,  durch 
eigenen  Beschluß  den  Besuch  der  Vorlesungen  durch  Frauen  an  der  ganzen 
Universität  vollständify  auszuschließen. 

Alle  über  eine  derarLigc  Frage  getroftenen  Bestimmungen  sind  in  den 
Sitzungsprotokollen  der  Professorenkollegien  und  des  Senates,  unter  Er- 
sichtlich machung  der  für  die  Anordnung  maßgebend  gewesenen  OrOnde 
anzumerken,  und  ich  behalte  mir  vor,  anläßlich  der  Einsicht  in  diese  Proto- 
kolle auch  memerseits  die  mir  angemessen  erscheinende  Anordnung  zu 
treffen. 


auszuweisen  vermochten,  daü  sie  fich  Im  Kassen-  und  Komptabilitätsdlenste  der  Offeatlichen 
oder  diMr  ttidiiMlicii  OcndiidcvervaltasK  bcrdts  vcnrcndct  liabco. 

Diese  Bestinrmung  wurde  seitens  des  .Ministeriums  des  Innern,  in  de^en  Ressort  dis 
Prflhms^esen  in  Ansehung  der  Staatsrcchnun^swlssenschaft  gehOrt,  zu  Gunsten  der  Frauen 
vescntlicb  erweitert,  indem  es  die  Anschauung  vertrat ,  dafi  es  keinem  Anstände  unterliege,  die 
«Ufc  BMtiaminiv  «neb  mf  private  Imtftnte  oder  Verein«  (etldtfsclie  Sperlmeii,  VorMhaS- 
vereinc),  welche  von  ihren  ü:  jfcnstctcn  den  Nachweis  Ober  die  irit  pfiitcm  ErfoIg^e  abgclcj^tc 
Prüfung  aus  der  Staatsrechnungswissenschaft  fordern,  in  Anwendung  zu  bringen,  fails  die  behufs 
ZiUaMnDg  zu  der  gedachten  Prüfung  gesetzte  Bedingung  der  Verwendung  im  Kancn-  und 
KonquabilttilidlcnMe  im  wesentUchcn  erfallt  vird  und  falls  derlei  Kandldetea ,  wenn  «te  aach 
nicht  im  Staats-  oder  Oemeindedienste  stehen,  doch  Oberhaupt  ihre  Eignung  rum  nuchhalfunt^-?- 
dienste  erprobt  haben,  wobei  selbstverständlich  die  Ableguug  dieser  Prüfung  einen  Anspruch 
auf  Erlangung  einer  Stenidkcdlenetung  nicht  begründet. 

Dem  Ministerium  dcf  Inneni  steht  ei  Übricens  zu,  «nck  noch  wellcrgdiende  BcKünttiguBgeB 
im  einzelnen  Falle  zn  gewlbrcn. 

36» 
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Selbst  aber  in  jenen  Ausnahmsfällen,  wo  der  Besuch  von  Vorlesungen 
den  Frauen  gestattet  wird,  sind  dieselben  weder  zu  immatrikulieren,  noch 
als  außerordentliche  Hörerinnen  aufzunehmen,  sondern  es  ist  denselben 
lediglich  die  faktische  Frequenz  (das  Hospitieren)  und  immer  nur  für 
einzelne,  bestimmt  bezeichnete  Vorlesungen  zu  gestatten. 

Selbstverständlich  ist  denselben  daher  auch  kein  amtliches  Dokument 
über  die  Zulassung  zu  der  Vorlesung  und  keine  amtliche  Bestätigung 
des  Besuches  derselben  auszufertigen. 


Nr.  459. 

Yerordnung  des  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  9.  Marz  1896.  Z.  1966. 

MYBNr.  18. 

an  alle  Landesschulbehörden, 
betreffend  die  Maturitätsprüfungen  für  Frauen. 

In  Abänderung  der  MinVdg.  vom  21.  September  1878,  Z.  1d.551,i) 
betreffend  die  Maturitätsprüfungen,  welchen  sich  weibliche  Kandidaten  zu 
unterziehen  beabsichtigen,  finde  ich  mich  bestimmt,  nachstehende  Ver- 
fügungen zu  treffen: 

Dieselben  können  zur  Maturitätsprüfung  an  den  Gymnasien  zugelassen 
werden,  wenn  sie: 

1.  das  18.  Lebensjahr  vollendet  haben,  oder  in  dem  betreffenden 
Kalenderjahre  vollenden,  und 

2.  den  Nachweis  liefern,  daß  sie  entweder  ein  Privatg>'mnasium  oder 
als  Privatistinnen  ein  öffentliches  Gymnasium  absolviert  haben,  oder  eine 
Bescheinigung  beibringen,  daß  sie  unter  geeigneter  Anleitung  den  Gymnasial- 
Unterricht  in  dem  erforderlichen  Umfange  genossen  haben. 

Die  Kandidatin  hat  behufs  Zulassung  zur  Prüfung  ein  Gesuch,  wie  es 
für  die  externen  Prüfungskandidaten  vorgeschrieben  ist,  und  zwar  in  der 
Regel  innerhalb  der  ersten  vier  Wochen  desjenigen  Sommersemesters,  an 
dessen  Schlüsse  sie  sich  der  Maturitätsprüfung  zu  unterziehen  beabsichtigt, 
an  den  Landesschulrat  desjenigen  Landes  zu  richten,  in  welchem  sie  sich 
der  Prüfung  unterziehen  will. 

Die  Landesschulbehörde  hat  diese  Nachweise  zu  prüfen,  und  wenn 
dieselben  als  entsprechend  befunden  worden  sind,  die  Zulassung  im  eigenen 
Wirkungskreise  auszusprechen. 

')  Diese  frühere  Verordnung  (MVBNr.  34  ex  J878)  bestimmte:  Es  wird  auch  ferner  Frauen, 
welche  den  Besitz  der  bei  einer  Maturitätsprüfung  auszuweisenden  Kenntnisse  darzulegen  wünschen, 
die  Abicgung  dieser  Prüfung  in  der  für  die  männliche  Jugend  vorgeschriebenen  Form  nicht  zn 
verwehren  sein ,  jedenfalls  ist  aber  in  dem  hierüber  ausgestellten  Zeugnisse ,  die  sonst  vor- 
geschriebene Schluflklausel :  dafi  Examinand  seine  Reife  zum  Betriebe  höherer  Studien  dargetan 
habe  oder  dergleichen,  wegzulassen  und  an  Stelle  dessen  lediglich  anzumerken,  dafi  Examinandin 
denjenigen  Anforderungen  genügt  habe,  welche  bei  einer  Maturitätsprüfung  an  die  männliche 
Jugend  gestellt  werden.  Das  Zeugnis  ist  auch  im  Eingange  nicht  als  Maturitätsprüfungszeugnis, 
sondern  einfach  als  Zeugnis  zu  bezeichnen. 
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Gegen  die  Abweisung  eines  solchen  Gesuches  steht  der  Rekurs  an 
das  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht  offen. 

Id  rficksichtswfirdigen  Fällen,  namentlich,  wenn  eine  Kandidatin  die 
in  Sommertennine  bereits  begonnene  Prüfung  zu  Ende  zu  führen  vet^ 
hindert  war,  Icann  die  Ablegung,  beziehungsweise  Fortsetzung  der  Prüfung 
im  Herbsttermine  bewilligt  werden. 

FOr  die  schriftlichen  und  für  die  mündlichen  Prüfungen  der  Kandi- 
dathinen  sind,  insofern  eine  größere  Zahl  von  Anmeldungen  dies  er- 
heischt, besondere  Prüfungstage,  und  zwar  für  die  mündlichen  Prüfungen 
im  unmittelbaren  Anschlüsse  an  die  mündlichen  Prüfungen  der  Abiturienten 
festzusetzen. 

Zur  Vornahme  dieser  Maturitfitsprüfungen  werden  folgende  Gymnasien 
bestimmt: 

In  Niederösterreich:  Das  k.  k.  akademische  Gymnasium  in  Wien. 
In  Oberösterreich:  Das  Staatsgymnasium  in  Linz. 

In  Salzburg:  Das  Staatsg^ymna!?ium  in  Salzbui^. 

In  Tirol:  Das  Staatsgymnasium  in  Innsbruck  für  deutsche,  die 
ita!ieni<;che  Abteilung  des  Staatsgymnasiums  in  Trient  für  italienische  Kan- 
didatinncn. 

In  Steiermark:    Das  I.  Staatsgymnasfum  in  Graz, 

In  Kärnten:    Das  Staatsgymnasium  in  Klagcniurt. 

In  Krain:  Das  Staatsgymnasium  in  Laibach. 

Im  Küstenlande:  Das  Staatsgymnasium  in  Triest  für  deutsche  und 
das  Staatsgymnasium  in  Capo  d'lstria  für  italienische  Kandidatinnen. 

In  Böhmen:  Das  Staatsgymnasium  mit  deutscher  Unterrichtssprache 
in  Prag-Kleinseite  für  deutsche,  und  das  akademische  Gymnasium  in  Prag 
für  böhmische  Kandidatinnen. 

In  Mähren:  Das  I.  deutsche  Staat^mnasium  in  Brünn  für  deutsche 
und  das  böhmische  Staatsgymnnsirim  in  Brünn  für  böhmische  Kandidatinnen. 

In  Schlesien:    Das  Staatsgymnasium  in  Troppau. 

In  Galizien:  Das  Staatsgymnasium  bei  St  Anna  in  Krakau  und 
das  Franz- Josef-Oymnasium  in  Lemberg  für  polnische,  das  II,  Staatsgymna- 
sium in  Lemberg  für  dtuische  und  das  akademische  Gymnasium  in  Lemberg 
für  nithenlsche  Kandidatinnen. 

In  der  Bukowina:  Das  Staatsgymnasium  in  Czemowitz. 

In  Dalmatien:  Das  Staatsgymnasium  in  Zara  für  italienische  und 
das  Staatsgymnasium  in  Spalato  für  serbo-kroatische  Kandidatinnen. 

Die  Prüfungen  sind  nach  den  für  die  JMaturitatsprfilungen  an  den 
Gymnasien  bestehenden  Vorschriften  durchzuführen,  jedoch  mit  der  Ab- 
iflderung,  daß  sich  die  mfindHche  Prüfung  auf  sämtliche  Prüfungsgegen- 
stände mit  Ausnahme  von  Religion,  Naturgeschichte  und  phitosophische 

iHx)pädeutik  erstreckt 

Die  mündliche  Prüfung  aus  den  drei  letztgenannten  Gegenständen  ist 
im  Sinne  der  MinVdg.  vom  28.  AprU  1885,  Z.  7553,  MVBNr.  24, vor 
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der  schriftlichen  Maturitätsprüfung,  und  zwar  alsbald  nach  der  erfolgten 
Zulassung  zur  Ablegung  der  Maturitätsprüfung  vor  einer  Prüfungskommis- 
sion, bestehend  aus  dem  Direktor  als  Vorsitzenden,  dem  Lelirer  des  be- 
treffenden Faches  und  einem  zweiten  Lehrer,  abzuhalten.  I>as  über  den 
Vertauf  und  den  Erfolg^  der  Prüfung  angenommene  Protokoll  ist  dem 
Maturitatsprufungsakte  einzuverleiben. 

Besteht  eine  Kandidatin  bei  der  Vorprüfung  aus  zwei  Gegenstanden 
nicht,  so  ist  sie  zu  der  schriftlichen  Prüfung  nicht  zuzulassen.  Erstreckt 
sich  die  nicht  genügende  Leistung  nur  auf  einen  Gegenstand,  so  kann 
die  Prüfungskommission  die  Wiederholung  dieser  Prüfung  in  angemessener 
Frist  gewähren.  Das  Mißlingen  derselben  hat  die  Ausschließung  von  der 
Maturitätsprüfung  im  laufenden  Prüfungstermine  zur  Folge, 

Bei  einer  eventuellen  neuerlichen  Zulassung  behalten  die  bei  dieser 
Vorprüfung  erworbenen  günstigen  Noten  ihre  Gültigkeit. 

Eine  Dispens  von  der  mündlichen  Prüfung  aus  der  Oeschldite  und 
Physik  in  Oemäßheit  des  MinErl  vom  22.  Jänner  1879,  Z.  803,  MVBNr.  9,*) 
ist  ebensowenig  statthaft,  wie  die  aus  einem  anderen  Gegenstande. 

Die  mundliche  Maturitätsprüfung  hat  stets  unter  dem  Vorsitze  eines 
Luidesschulinspektors  für  Mittelschulen  stattzufinden. 

Kandidatinnen,  welche  die  Prüfung  bestanden  haben,  erhalten  Maturitäte- 
zeugnisse  nach  dem  für  die  Maturitätsprüfung  an  den  Gymnasien  vorge- 
schriebenen Formulare,  jedoch  mit  Hinweglassung  der  Bemerkung  über 
die  Reife  zum   Besuche  einer  Universität.') 

Die  Taxen  für  die  Vorprüfung  betragen  6  Gulden  (12  Kronen),  für 
die  Maturitätsprüfungen  gilt  die  für  externe  Kandidaten  bestehende  Vorschrift 


Nr.  460. 

Terordfluno  des  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  19.  M&rz  1896, 

RGBNr.  45,  MVBNr.  20, 

betreffend  die  Nostrifikation  der  von  Frauen  im  Auslände  erworbenen 

medizinischen  Doktordiplome. 

In   Ergänzung  des   Erlasses  des  Ministeriums  für  K.  U.  U.  vom 

6.  Juni  1850,  Z.  1513,^)  womit  provisorische  Bestimmungen  über  die 
Nostrifikation  ausländischer  medizinischer  Doktordiplome  getroffen  wurden, 
finde  ich  anzuordnen,  daß  künftig  auch  Frauen  zur  Nostrifikation  solcher 
ausländischer   Doktordiplome   zuzulassen  sind. 

Hiebei  sind  jedoch  nachstehende  Bestimmungen  zu  beobachten: 
§  1.  Die  Kandidatin  hat  behufs  Zulassung  zur  NostrifUcation  nadi- 
zuweisen : 

')  Dieser  Erlaß  (betreffend  den  Vorgang  bei  der  mündlichen  Maiuriiätsprüfung  ait 
Oymnaslen  und  eine  besondere  Bestimmung  hinsichtlich  dgr  Fri^ftuigtgegMStdmU:  QuckkkU  and 
P/gfsikJ  wurde  hier  nicht  at{/genommen, 

<)  AbißMimißt  InUHdtrtiuun:  ifgL  Nr,  4Sr, 

•) «.  Nr,  SM, 


I 


Besondere  BestimmutiKen  für  Frauen.  567 

a)  die  österreichische  Staatsbürgerschaft, 

b)  das  zurückgelegte  24.  Lebensjahr  oder  dessen  Vollendung  in  jenem 
Kalenderjahr,  in  welchem  die  Nostrifikation  angesucht  wird, 

c)  die  erfolgreiche  Ablegung  der  in  der  MinVdg.  vom  21.  September 
1878  (MVBNr.  34),  respektive  der  MinVdg.  vom  9.  März  1896,»)  näher 
bezeichnete  Prüfung  (Reifeprüfung)  an  einem  inländischen  Staatsgymnasium, 

d)  eine  Studienzeit  von  10  Semestern  an  der  medizinischen  Fakultät 
einer  ausländischen  Universität,  deren  Studieneinrichtungen  jenen  der  öster- 
reichischen  Universitäten  im  wesentlichen  gleichkommen. 

Außerdem  hat  die  Kandidatin  nachzuweisen,  daß  gegen  ihr  Verhalten 
während  der  Studienzeit  im  Auslande  kein  Anstand  erhoben  wurde. 

§  2.  Über  die  Zulassung  oder  Nichtzulassung,  sowie  über  etwaige 
ausnahmsweise  Gewährung  von  Erleichterungen  oder  Begünstigungen  hat 
das  Professorenkollegium  der  medizinischen  Fakultät  derjenigen  Univer- 
sität, an  welcher  die  Betreffende  die  Nostrifikation  anstrebt,  Beschluß  zu 
fassen. 

Der  Beschluß  des  Professorenkollegiums  auf  Zulassung  zur  Nostri- 
fikation ist  in  jedem  einzelnen  Falle  dem  Ministerium  für  Kultus  und 
Unterricht  zur  Genehmigung  vorzulegen,  wobei  die  etwa  zu  gewährenden 
Erleichterungen  oder  Begünstigungen  näher  zu  motivieren  sind. 

Gegen  den  Beschluß  auf  Nichtzulassung  steht  der  Rekurs  an  das 
Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht  offen. 

§  3.  Im  Falle  der  Zulassung  hat  sich  die  Kandidatin  sämtlichen 
(praktischen,  wie  theoretischen)  strengen  Prüfungen  mit  Ausschluß  der 
naturhistorischen  Vorprüfungen  zu  unterziehen,  ä) 

Die  Anforderungen,  welche  bei  jedem  einzelnen  Prüfungsakte  zu  stellen 
sind,  haben  jenen  an  männliche  Kandidaten  vollkommen  gleich  zu  sein. 

§  4.  Hat  die  Kandidatin  diesen  Anforderungen  entsprochen,  so  ist  die- 
selbe zu  promovieren  und  ihr  das  Diplom  auszufolgen. 

§  5.   Diese  Verordnung  tritt  sofort  in  Kraft. 


Nr.  461. 

Verordnung  des  Ministers  fOr  K.  u.  U.  vom  23.  März  1897.  Z.  7155, 

RGBNr.  84.  MVBNr.  19. 

betreffend  die  Zulassung  von  Frauen  als  ordentliche  oder  außerordentliche 
Hörerinnen  an  den  philosophischen  Fakultäten  der  k.  k.  Universitäten. 

§  1.  Frauen  können  als  ordentliche  Hörerinnen  an  den  philosophischen 
Fakultäten  der  Universitäten  gegen  Erfüllung  nachstehender  Bedingungen 
zugelassen  werden: 

§  2.  Die  Kandidatin  hat  behufs  Zulassung  zur  Inskription  nach- 
zuweisen : 

«)  5.  Nr.  459. 
•)  5.  Nr.  678. 
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a)  die  österreichische  Staatsbürgerschaft ; 

b)  das  zurückgelegte  18.  Lebensjahr  oder  dessen  Vollendung  in  dem 
Kalenderjahre,  in  welchem  die  Inskription  angesucht  wird; 

c)  die  erfolgreiche  Ablegung  der  in  der  MinVdg.  vom  Q.  März  1806, 
Z.  1966,2)  näher  bezeichneten  Prüfung  (Reifeprüfung)  an  einem  inländi- 
schen oder  einem  vom  Minister  für  Kultus  und  Unterricht  als  gleich- 
wertig erkannten  ausländischen  Staatsgymnasium. 

§  3,  Über  die  Aufnahme  oder  Nichtaufnahme  von  Frauen  als  ordent- 
liche Hörerinnen  entscheidet  der  Dekan  der  philosophischen  Fakultät 

Im  Falle  der  Nichtzulassung  zur  Inskription  steht  der  Aufnahms- 
werbcrin  der  Rekurs  an  den  Minister  für  Kultus  und  Unterricht  offen. 

§  4.  Die  geltenden  Vorschriften  über  die  Inskription  und  Immatrikulation, 
Frequenz  von  Vorlesungen  und  Befreiung  vom  Kollegiengelde,  sowie  die 
geltenden  Disziplinarvorschriften  haben  auch  hinsichtlich  der  Frauen  als 
ordentliche  Universitätshörerinnen  sinngemäß  Anwendung  zu  finden. 

§  5.  Verläßt  eine  ordentliche  Hörerin  der  philosophischen  Fakultät 
die  Universität,  entweder  weil  sie  ihre  Studien  beendet  hat  oder  sich  an 
eine  andere  Universität  begeben  will,  so  ist  ihr  vom  Dekan  ein  Abgangs- 
zeugnis auszufertigen. 

Ohne  ein  solches  Universitäts-(Abgangs-)Zeugnis  darf  dieselbe  an  einer 
anderen  Universität  nicht  aufgenommen  werden. 

§  6.  Hinsichtlich  der  Zulassung  von  ordentlichen  Hörerinnen  zu  den 
philosophischen  Rigorosen  haben  die  Bestimmungen  der  philosophischen 
Rigorosenordnung  vom  15.  April  1872,  beziehungsweise  der  MinVdg. 
vom  11.  Februar  1888'')    zur  Anwendung  zu  kommen. 

§  7.  Frauen,  welche  zwar  die  Bedingung  des  §  2,  nicht  aber  jene 
der  lit.  c.  (Ablegung  der  Reifeprüfung)  nachzuweisen  vermögen,  können 
als  außerordentliche  Hörerinnen  an  den  philosophischen  Fakultäten  auf- 
genommen werden,  wenn  sie  mindestens  die  Lehrerinnenbildungsanstalt  oder 
eine  von  jenen  Schulen  für  Mädchen  (höhere  Töchterschulen,  Lyzeen, 
Gymnasien),  welche  der  Minister  für  Kultus  und  Unterricht  hiefür  von  Fall 
zu  Fall  als  gleichwertig  bezeichnet,  mit  Erfolg  absolviert  haben.*) 

•)  s.  Nr.  462  (betreffs  der  Aufnahme  von  Ausländerinnen).  —  »)  s.  Nr.  459. 

•)  Vgl.  die  nunmehrige  philosophische  Rigorosenordnung  sab  Nr.  702. 

«)  Im  KUMErl.  vom  18.  April  1902.  Z.  11.353.  wird  bemerkt,  daß  zur  Aufnahme  außer- 
ordentlicher Hörerinnen  (an  den  philosophischen  Fakultäten)  eine  bestimmte  Vorbildung  (§  7 
der  MinVdg.  vom  23.  März  1897,  ROBNr.  84)  gefordert  wird,  welche  durch  eine  mifilungeae 
Maturitätsprüfung  nicht  ersetzt  werden  kann. 

Vgl.  betreffs  der  höheren  Unterrichtsanstalten  für  Mädchen:  Erlaß  des  Ministeriums  für 
K.  II.  U.  vom  11.  Dezember  1900,  Z.  34.551,  MVBNr.  65,  betreffend  die  Mädchenlyzeen  und 
Verordnung  des  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  3.  Oktober  1901.  Z.  27.915,  MVBNr.  39.  womit  eine 
Vorschriß  über  die  Abhaltung  von  Reifeprüfungen  an  Mädchenlyzeen  erlassen  wird. 

Im  Sinne  des  §  7  wurde  für  gleichwertig  erkannt:  das  öffentliche  deutsche  Mädchenfyzeum 
des  Wiener  Frauenerwerbvereines,  sofern  sich  die  Absolventinnen  der  Reifeprüfung  unterzogen 
haben  (KUMErl.  vom  23.  Oktober  1902,  Z.  3Z282J;  ebenso  das  öffentliche  deutsche  Mädchen- 
lyzeum  in  Prag  (KUMErl.  vom  6.  Dezember  1902,  Z.  37.644);  das  städtische  öffentliche  Mädchen- 
lyzeum in  Graz  (KUMErl.  vom  23.  Oktober  1902.  Z.  33.000);  das  öffentliche  Mädchenlyzeum  in 
Linz  (KUMErl.  vom  27.  November  1903,  Z.  33.810);  das  städtische  öffentUche  Mädehenlyzeum 
in  Tri  est  (KUMErl.  vom  28.  März  1903,  Z.  8423);  das  städtische  öffentliche  Mädchenlyzeum 
in  Czernowitz  (KUMErl.  vom  10.  Februar  1903,  Z.  3282). 
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Solche  außerordentliche  Hörerinnen  haben  jedoch  mindestens  zehn 
Vorlesestunden  pro  Woche  zu  inskribieren. 

Die  Erlaubnis  zum  Besuche  einzelner  Vorlesungen  kann  Frauen  nur 
ausnahmsweise  in  Gemäßheit  der  MinVdg.  vom  6.  Mai  1878^)  auf  Antrag 
des  betreffenden  Dozenten  von  dem  Professorenkollegium  gestattet  werden. 

§  8.  Die  außerordentlichen  Hörerinnen  sind  ebenso  wie  die  ordent- 
lichen Hörerinnen  zur  Beobachtung  der  akademischen  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen verpflichtet 

§  9.  Die  Bedingungen  der  Zulassung  ordentlicher  oder  außerordentlicher 
Hörerinnen  zu  Lehramtsprüfungen  für  höhere  Töchterschulen,  eventuell 
Mädchenmittelschulen  werden  in  einer  besonderen  Verordnung  geregelt.*) 

§  10.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Studienjahre  1897/98  in  Kraft. 


Nr.  462. 

Erlaß  des  Ministers  f Or  K.  u.  U.  vom  15.  September  1898,  Z.  23.397, 

an  den  Statthalter  für  Galizien,*) 

(betreffend  die  Aufnahme  von  Ausländerinnen  als  ordentliche  und 
außerordentliche  Hörerinnen  der  philosophischen  Fakultäten). 

Mit  Beziehung  auf  den  Bericht  .  .  .  finde  ich  auf  den  bezüglichen 
,  Antrag  zu  genehmigen,  daß  an  den  philosophischen  Fakultäten  der  Univer- 
sitäten in  Krakau  und  Lemberg  vom  Studienjahre  1898/99  an  nach  Maßgabe 
der  Bestimmungen  der  §§  2  und  7  der  ho,  MinVdg.  vom  23.  März  1897, 
RGBNr.  84,  auch  Ausländerinnen,  welche  die  erfolgreiche  Ablegung  der 
Reifeprüfung  an  einem  inländischen  oder  einem  für  gleichwertig  erkannten 
ausländischen  Gymnasium  nachzuweisen  vermögen,  respektive  der  im  §  7, 
Abs.  2,  ausgesprochenen  Bedingung  entsprechen,  in  berücksichtigungswerten 
Fällen  ausnahmsweise  auf  Grund  einer  vom  Professorenkollegium  einzu- 
holenden speziellen  ho.  Genehmigung  zur  Inskription  als  ordentliche,  be- 
ziehungsweise außerordentliche  Hörerinnen  der  philosophischen  Fakultät 
zugelassen  werden. 

Derartige  Gesuche  von  Ausländerinnen  werden  daher,  eventuell  kumu- 
lativ, vom  Professorenkollegium  mit  dessen  Äußerung  durch  Vermittlung 
Euer  .  .  .  anher  zu  leiten  sein. 


')  5.  Nr.  458. 

*)  Vgl.  den  Erlaß  des  Ministeriums  für  K.  u.  U.  vom  11.  Dezember  1900.  Z.  31.551. 
MVBNr.  65.  betreffend,  die  Mädchenlyzeen,  für  welche  zugleich  A.  ein  provisorisches  Statut, 
B.  ein  Lehrplan  und  C.  eine  Prüfungsvorschriß  für  Kandidatinnen  des  Lehramtes  an  Mädchen- 
fyzeen  kundgemacht  wurde  (s.  Nr.  466  b). 

Auch  an  anderen  philosophischen  Fakultäten  wurde  die  Zulassung  von  Ausländerinnen 
fallweise  vom  Unterrichtsministerium  genehmigt. 
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Nr.  463. 

Verordnung  des  Ministers  fQr  K.  u.  U.  im  Einvernehmen  mit  dem 
Ministerium  des  Innern  vom  3.  September  1900,  RGBNr.  149, 

MVBNr.  49. 

betreffend  die  Zulassung  von  Frauen  zu  den  medizinischen  Studien  und 
zum  Doktorate  der  gesamten  Heilkunde. 

Auf  Grund  Ah.  Ermächtigung  vom  31.  August  1900  wird  im  Einver- 
nehmen mit  dem  Ministerium  des  Innern  in  Betreff  der  Zulassung  von 
Frauen  zu  den  medizinischen  Studien  und  zum  Doktorate  der  gesamten 
Heilkunde  an  den  inländischen  Universitäten  nachstehendes  angeordnet: 

§  1.  Den  Dekanen  der  medizinischen  Fakultäten  der  Universitäten  wird 
es  vorbehaltlich  der  Zustimmung  des  Professorenkollegiums  gestattet,  Frauen, 
welche  die  im  nachstehenden  bezeichneten  Bedingungen  erfüllen,  über  ihr 
schriftliches  und  ordnungsmäßig  belegtes  Ansuchen  zur  Immatrikulation  als 
ordentliche   Hörerinnen  der  medizinischen   Fakultät  zuzulassen. 

Im  Falle  der  Nichtzulassung  steht  der  Aufnahmswcrberin  der  Rekurs 
an  den  Minister  für  Kultus  und  Unterricht  offen. 

§  2.  Als  Bedingungen  zur  Aufnahme  haben  zu  gelten: 

1.  Die  österreichische  Staatsbürgerschaft. 

2.  Die  erfolgreiche  Ablegung  der  in  der  ho.  MinVdg.  vom  9.  März 
1896,  MVBNr.  18,^)  näher  bezeichneten  Prüfung  (Reifeprüfung)  an  einem 
öffentlichen  inländischen  oder  vom  Minister  für  Kultus  und  Unterricht 
für  gleichwertig  erkannten  ausländischen  Gymnasium;  auch  in  letzterem 
Falle  muß  die  Reifeprüfung  frühestens  im  Laufe  des  18.  Lebensjahres 
abgelegt  worden  sein, 

§  3.  Die  hinsichtlich  der  Immatrikulation  sowie  der  Inskription  ordent- 
licher Hörer  geltenden  Vorschriften  haben  auch  auf  die  Hörerinnen  An- 
wendung zu  finden. 

§  4.  Sofern  diese  immatrikulierten  Frauen  auf  Grund  ihrer  Studien 
die  Erwerbung  des  Doktorgrades  der  gesamten  Heilkunde  anstreben,  haben 
sie  behufs  Erlangung  des  Absolutoriums  den  vorgeschriebenen  Studiengang 
einzuhalten. 

Ausnahmsweise  können  hiebei  in  derselben  Weise  wie  bei  Studie- 
renden einzelne  Vorlesungen  oder  Semester,  welche  Frauen  an  in-  oder 
ausländischen  Fakultäten  besucht  haben,  vom  Minister  für  Kultus  und 
Unterricht  nach  Anhörung  des  Professorenkollegiums  angerechnet  werden. 

§  5.  Behufs  Erwerbung  des  Doktordiploms  und  der  damit  verbundenen 
Berechtigung  zur  Ausübung  sämtlicher  Zweige  der  ärztlichen  Praxis  nach 
Maßgabe  der  diesfalls  erlassenen  besonderen  Bestimmungen  haben  sich  die 
Kandidatinnen  unter  Beibringung  der  vorgeschriebenen  Belege  den  strengen 
Prüfungen  nach  der  geltenden  medizinischen  Rigorosenordnung  zu  unter- 
ziehen. 


»)  5.  Nr.  459. 
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§  6.  Die  ho.  MinVdg.  vom  19.  März  1896,  RGBNr.  45/)  betreffend 
die  Nostrifikation  der  von  Frauen  im  Auslande  erworbenen  medizinischen 
Doktordiplome,  wird  durch  diese  Verordnung  nicht  berührt. 

§  7.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Studienjahre  1900/01  in  Kraft. 


Nr.  464. 

Verordnung  des  Ministerpräsidenten  als  Leiters  des  Ministeriums 
des  Innern  sowie  des  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  3.  September  1900. 

RGBNr.  150.  MVBNr.  50. 

betreffend  die  Zulassung  von  Frauen  zum  pharmazeutischen  Berufe. 

Auf  Grund  Ah.  Ermächtigung  vom  31.  August  1900  wird  von  den 
Ministerien  des  Innern  und  für  Kultus  und  Unterricht  in  Betreff  der  Zu- 
lassung von  Frauen  zum  pharmazeutischen  Berufe nachstehendes  ange- 
ordnet : 

§  1.  Frauen  können  unter  den  im  nachstehenden  aufgestellten  Be- 
dingungen zur  Ausübung  des  pharmazeutischen  Berufes  zugelassen  werden. 

§  2.  Als  allgemeine  Voraussetzungen  für  den  Eintritt  von  Frauen  in 
diesen  Beruf  haben  zu  gelten: 

1.  Die  österreichische  Staatsbürgerschaft, 

2.  der  Nachweis,  daß  die  Aufnahmswerberin  zur  Zeit  ihres  Eintrittes 
in  den  pharmazeutischen  Beruf  mindestens  das  16.  Lebensjahr  vollendet 
hat,  und 

3.  daß  sie  laut  eines  beizubringenden,  vom  Amtsarzte  der  politischen 
Behörde  des  Wohnortes  ausgestellten  oder  eines  von  diesem  bestätigten 
ärztlichen  Zeugnisses  die  entsprechende  physische  Eignung  besitzt. 

§  3.  Rücksichtlich  der  Vorbildung  ist  für  die  Aufnahme  von  Frauen 
in  den  pharmazeutischen  Beruf  erforderlich: 

a)  Der  Nachweis,  daß  die  Aufnahmswerberin  die  ersten  sechs  Klassen 
eines  öffentlichen  inländischen  Gymnasiums  oder  einer  solchen  Realschule 
als  Privatistin  mit  Erfolg  absolviert  hat;  fallweise  können  die  an  einer 
solchen  Anstalt  des  Auslandes  zurückgelegten  Studien  vom  Minister  für 
Kultus  und  Unterricht  im  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  des  Innern 
als  gültig  anerkannt  werden;  oder 

b)  die  erfolgreiche  Ablegung  einer  Prüfung  im  Ausmaße  der  Forde- 
rungen der  ersten  sechs  Klassen  eines  Gymnasiums  oder  einer  Realschule, 
und  zwar  an  einem  öffentlichen  inländischen  oder  vom  Minister  für  Kultus 
und  Unterricht  im  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  des  Innern  für 
gleichwertig  erkannten  ausländischen  Gymnasium,  beziehungsweise  einer 
Realschule. 

Wenn  in  diesen  beiden  Fällen  Realschulzeugnisse  beigebracht  werden, 
so  ist  auch  eine  an  einem  öffentlichen  Gymnasium  mit  Erfolg  abgelegte 

•)  s.  Nr.  460. 

•)  Vgl.  Nr.  m  a.  ff. 
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Prüfung  aus  der  lateinischen  Sprache  im  Umfange  der  Anforderungen 
für  die  ersten  sechs  Gymnasialklassen  auszuweisen. 

Die  Einrichtung  dieser  besonderen  Prüfungen  wird  durch  eine  be- 
sondere Verordnung  bestimmt  werden.^) 

§  4.  Auf  Grund  der  in  den  §§  2  und  3  angeführten  Belege  kann  die 
Aufnahmswcrberin  mit  Zustimmung  des  betreffenden  Apotheken-Filial-  und 
Hauptgremiums,  beziehungsweise  in  Tirol,  Vorarlberg  und  Dalmatien  mit 
Zustimmung  der  politischen  Landesbehörde  in  die  Apothekerlehre  eintreten. 

§  5.  Vorbehaltlich  der  für  die  Ausübung  des  Ap>othekendienstes  durch 
Pharmazeutinnen  erlassenen  besonderen  Bestimmungen  finden  auf  dieselben 
alle,  die  Apothekerlehre  und  die  Tirozinalprüfung,  das  pharmazeutische 
Universitätsstudium  und  die  Prüfungen  zum  Magisterdiplome  geltenden  all- 
gemeinen Vorschriften  gleichmäßige  Anwendung. 

§  6.  Das  nach  Absolvicrung  des  pharmazeutischen  Universitätsstudiums 
und  nach  Ablegung  der  vorgeschriebenen  Prüfungen  erworbene  Magister- 
diplom berechtigt  die  Inhaberin,  sich  im  Apothekendienste  als  diplomierter 
pharmazeutischer  Assistent  zu  verwenden. 

Zur  Erlangung  der  Berechtigung  zur  selbständigen  Leitung  einer  öffent- 
lichen AiK)theke  ist  außer  der  Zurücklegung  des  vorgeschriebenen  Quin- 
quenniums  die  besondere  Bewilligung  des  Ministeriums  des  Innern  er- 
forderlich. 

§  7.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  1.  Oktober  1900  in  Kraft, 
wonach  die  Aufnahme  von  Assistentinnen  in  die  pharmazeutischen  Uni- 
versitätsstudien frühestens  mit  dem  Studienjahre  1903/04  stattzufinden  hat. 


Nr.  465. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  3.  September  1900,  Z.  25.331. 

an  die  Dekanate  der  medizinischen  Fakultäten, 

(zttr  Durchführung  der  MinVdg.  vom  3.  September  1900,  ROBNr.  149, 
und  Nr.  150,  betreffend  die  Zulassung  von  Frauen  zu  den  medizinischen 

und  pharmazeutischen  Studien). 

Das  Dekanat  wird  hiemit  auf  die  im  Reichsgesetzblatte,  sowie  im 
ho.  Ministerialverordnungsblatte  zur  Verlautbarung  gelangten  beiden  Ver- 
ordnungen vom  3.  September  1900,  ROBNr.  149  und  150,  und  zwar: 

1.  betreffend  die  Zulassung  von  Frauen  zu  den  medizinischen  Studien 
und  zum  Doktorate  der  gesamten  Heilkunde,  und 

2.  betreffend  die  Zulassung  von  Frauen  zum  pharmazeutischen  Be- 
rufe aufmerksam  gemacht. 

Zur  Durchführung  dieser  beiden  Verordnungen,  welche  mit  dem 
1.  Oktober  1900  in  Kraft  treten,  eröffne  ich  dem  Dekanate  nachstehendes: 

Im  Sinne  der  Verordnung  1.  werden  bei  den  medizinischen  Studien 
der  Frauen,  welche  ihre  Immatrikulation  erwirkt  haben,  in  jeder  Beziehung 

»)  5.  Nr.  466  a  und  469. 
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die  gleichen  Vorschriften,  wie  sie  für  ordentliche  Studierende  männlichen 
Geschlechtes  gelten,  zur  Anwendung  zu  bringen  sein. 

Sollte  sich  der  bei  der  bisherigen  Stellungnahme  des  einen  oder 
anderen  Dozenten  zu  der  Zulassung  von  Frauen  nicht  undenkbare  Fall 
ergeben,  daß  solchen  ordentlichen  Hörerinnen  der  Besuch  einzelner,  für 
die  Rigorosen  obligater  oder  sonst  zum  ordnungsmäßigen  Betriebe  der 
medizinischen  Universitätsstudien  gehöriger  Kollegien  dadurch  unmöglich 
gemacht  würde,  daß  sich  die  betreffenden  Dozenten  mit  der  Inskription 
der  Hörerinnen  in  ihre  Vorlesungen  nicht  einverstanden  erklären,  so  werden 
diese  Hörerinnen  vom  Dekanate  anzuweisen  sein,  die  fehlenden  Kolle- 
gien je  nach  der  Lage  der  Verhältnisse  an  einer  anderen  Fakultät  oder  in 
einem  späteren  Semester  zu  frequentieren  oder  durch  adäquate  Kollegien 
bei  anderen  Dozenten,  insbesondere  bei  Extraordinarien  oder  Privatdozenten 
zu  ersetzen;  hiebei  erkläre  ich  mich  im  Prinzipe  bereit,  solche  Vor- 
lesungen auf  einen  fallweise  unter  Berücksichtigung  der  tatsächlichen  Um- 
stände gestellten  Antrag  des  Professorenkollegiums  als  genügenden  Er- 
satz für  die  normal  vorgeschriebenen  Kollegien  anzuerkennen,  wie  dies 
auch  hinsichtlich  der  männlichen  Studierenden  unter  Umständen  ausnahms- 
weise bewilligt  worden  ist. 

Es  wird  demnach  zum  Beispiel  das  obligate  klinische  Kollegium  über 
Chirurgie  bei  Befürwortung  durch  das  Professorenkollegium  durch  ein  im 
gleichen  Umfange  abgehaltenes  Kollegium  eines  als  Extraordinarius  oder 
Privatdozent  wirkenden  Vorstandes  einer  nicht  klinischen  chirurgischen  Ab- 
teilung und  dergleichen  ausnahmsweise  ersetzt  werden  können. 

Die  Professorenkollegien  wollen  es  sich  aber  gegenwärtig  halten,  für 
die  Anrechnung  solcher  Ersatzkollegien  nur  in  jenen  Fällen  einzutreten, 
in  welchen  die  Hörerinnen  tatsächlich  nur  infolge  ihrer  Zurückweisung 
seitens  des  betreffenden  Dozenten  an  der  ordnungsmäßigen  Einhaltung  des 
Studienganges  verhindert  worden  sein  sollten;  hingegen  werden  solche  Aus- 
nahmen nicht  zu  gestatten  sein,  wenn  eine  selbstverschuldete  Außeracht- 
lassung der  gebotenen  Gelegenheit,  die  erforderlichen  Kollegien  zu  hören, 
vorliegeil  sollte. 

Obzwar  die  fragliche  Verordnung  erst  mit  dem  1.  Oktober  1900  in 
Rechtskraft  tritt  und  demnach  die  Zulassung  von  Frauen  zu  den  medizini- 
schen Universitätsstudien  mit  dem  Studienjahre  1900/01  nur  für  den  ersten 
Jahrgang  erfolgen  kann,  wäre  ich  dennoch  unter  billiger  Berücksichtigung 
der  gegebenen  Verhältnisse  nicht  abgeneigt,  jenen  Frauen,  welche  bisher 
in  der  Eigenschaft  als  Hospitantinnen  einzelne  Kollegien  des  medizini- 
schen Studienganges  frequentiert  haben  und  sich  hierüber  entsprechend 
auszuweisen  vermögen,  diese  Kollegien  auf  einen  Antrag  des  Professoren- 
kollegiums ausnahmsweise  anzurechnen,  sofern  die  betreffenden  Frauen 
im  übrigen  den  Bestimmungen  der  obigen  Verordnung  entsprechen. 

Die  im  §  5  dieser  Verordnung  erwähnten  besonderen  Bestimmungen 
für  die  Zulassung  von  Frauen  zur  Ausübung  der  ärztlichen  Praxis  im  In- 
lande  werden  seitens  des  Ministeriums  des  Innern  seinerzeit  verlautbart 
werden. 
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Zu  der  Verordnung  2.*),  wonach  bei  der  Zulassung  von  Frauen  zum 
pharmazeutischen  Berufe  die  bestehenden  Vorschriften  gleichmäßig  zur  An- 
wendung zu  gelangen  haben,  bemerke  ich,  daß  diese  Verordnung,  durch 
welche  die  medizinischen  Fakultäten  in  Ansehung  des  Unterrichtes  in  der 
Pharmakognosie,  sowie  bezüglich  der  Abhaltung  der  strengen  Prüfung  be- 
rührt werden,  zunächst  in  der  Richtung  in  Wirksamkeit  tritt,  daß  Frauen, 
welche  den  geforderten  Bedingungen  entsprechen,  in  die  dreijährige  Apo- 
thekerlehre eintreten  können ;  die  Zulassung  von  Frauen  in  die  zweijährigen 
Universitätsstudien  wird  sich  daher  frühestens  mit  dem  Studienjahre  1903/04 
vollziehen  können. 

Die  besonderen  Bestimmungen  über  die  im  §  3  erwähnte  Ausnahms- 
prüfung über  die  ersten  sechs  Klassen  eines  Gymnasiums  oder  einer  Real- 
schule, sowie  über  die  Ergänzungsprüfung  aus  lateinischer  Sprache-),  ferner 
die  dem  Ministerium  des  Innern  laut  §  5  vorbehaltcnen  besonderen  Be- 
stimmungen für  die  Ausübung  des  Apothekendienstes  durch  Pharmazeu- 
tinnen werden  seinerzeit  verlautbart  werden. 


Nr.  466a. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  9.  Oktober  1900.  Z.  28.432. 

MVBNr.  59. 

an  sämtliche  k.  k.  Landesschulbehörden, 

betreffend  die  Zulassung  von  Frauen  zu  auBerordentlichen  Prüfungen 
an  Gymnasien  und  Realschulen  behufs  Eintrittes  in  das  pharmazeutische 

Studium. 

Nach  §  3  der  Verordnung  des  Ministerpräsidenten  als  Leiters  des 
Ministeriums  des  Innern,  sowie  des  Ministers  für  Kultus  und  Unterricht  vom 
3.  September  1900  (MVBNr.  50)3)  ist  rücksichtlich  der  Vorbildung  für 
die  Aufnahme  von  Frauen  in  den  pharmazeutischen  Beruf  erforderlich: 

a)  der  Nachweis,  daß  die  Aufnahmsbewerberin  die  ersten  sechs  Klassen 
eines  öffentlichen  inländischen  Gymnasiums  oder  einer  solchen  Realschule 
als  Privatistin  mit  Erfolg  absolviert  hat;  fallweise  können  die  an  einer 
solchen  Anstalt  des  Auslandes  zurückgelegten  Studien  vom  Minister  für 
Kultus  und  Unterricht  im  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  des  Innern 
als  gültig  anerkannt  werden,  oder 

b)  die  erfolgreiche  Ablegung  einer  Prüfung  im  Ausmaße  der  Forde- 
rungen der  ersten  sechs  Klassen  eines  Gymnasiums  oder  einer  Realschule, 
und  zwar  an  einem  öffentlichen  inländischen  oder  vom  Minister  für  Kultus 
und  Unterricht  im  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  des  Innern  für 
gleichwertig  erkannten  ausländischen  Gymnasium,  beziehungsweise  einer 
Realschule. 

Wenn  in  diesen  beiden  Fällen  Realschulzeugnisse  beigebracht  werden, 
so  ist  auch  eine  an  einem  öffentlichen  Gymnasium  mit  Erfolg  abgelegte 

')  Ein  analoeer  Erlaß  erging  gleichzeitig  an  die  Dekanate  der  philosophischen  Fakultäten. 
•)  s.  Nr.  466a  und  4Ö9. 
»)  s.  Nr.  464. 
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Prüfung  aus  der  lateinischen  Sprache  im  Umfange  der  Anforderungen  für 
die  ersten  sechs  Gymnasialklassen  auszuweisen. 

Bezüglich  der  Vornahme  solcher  außerordentlicher  Prüfungen  finde 
ich  nach  Maßgabe  der  für  Aufnahmsbewerber  geltenden  Normen  und  unter 
der  Voraussetzung,  daß  bezüglich  der  Realschulen  die  Landesgesetze  nicht 
anders  verfügen,  folgendes  anzuordnen: 

1.  Kandidatinnen,  welche  sich  zum  Zwecke  des  Eintrittes  in  das  pharma- 
zeutischc  Studium  einer  Prüfung  im  Ausmaße  der  Forderungen  der  ersten 
sechs  Klassen  eines  Gymnasiums  oder  einer  Realschule  unterziehen  wollen, 
müssen  das  16.  Lebensjahr  vollendet  haben  oder  noch  in  demselben  Kalender- 
jahre, in  dem  sie  die  Prüfung  ablegen,  vollenden  und  beim  Ministerium 
für  Kultus  und  Unterricht  um  die  Zulassung  zur  Ablegung  der  bezeich- 
neten Prüfung  und  um  die  Bestimmung  des  Gymnasiums,  beziehungs- 
weise der  Realschule  ansuchen. 

In  diesem  klassenmäßig  gestempelten  Gesuche,  welches  im  Wege  der 
Landesschulbehörde  einzubringen  ist,  ist  das  Alter,  das  Religionsbekenntnis 
und  der  Wohnort  der  Bittstellerin,  dann  Name  und  Stand  des  Vaters  oder 
Vormundes  mit  beglaubigten  Zeugnissen  nachzuweisen,  endlich  aufzuklären, 
auf  welche  Weise  und  binnen  welcher  Zeit  die  Kandidatin  die  Vorbildung 
zu  dieser  Prüfung  erlangt  hat. 

2.  Das  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht  entscheidet  nach  Anhörung 
der  Landesschulbehörde  über  das  Gesuch  und  bestimmt  die  Anstalt,  an 
welcher  die  Prüfung  abzulegen  ist.  Ohne  besonderen  Auftrag  ist  kein 
Gymnasium,  beziehungsweise  keine  Realschule  berechtigt,  Prüfungen  dieser 
Art  vorzunehmen.  Prüfungen,  welche  ohne  besondere  Ermächtigung  vor- 
genommen werden,  sind  ungültig  und  wirkungslos. 

3.  Von  der  getroffenen  Entscheidung  wird  im  Wege  der  Landesschul- 
behörde auch  die  Direktion  des  betreffenden  Gymnasiums,  beziehungsweise 
Realschule  verständigt  und  diese  zugleich  ermächtigt,  der  Bittstellerin  über 
das  Ergebnis  der  Prüfung  ein  Zeugnis  auszustellen,  in  welchem  der  be- 
treffende Erlaß  des  Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht  und  der  spezielle 
Zweck  der  Prüfung  anzuführen  ist. 

4.  Für  diese  Prüfung  ist  eine  im  voraus  zu  entrichtende  Taxe  von 
24  Kronen  einzuheben,  für  deren  Verteilung  der  Min  Erl.  vom  29.  August 
1851,  Z.  8778  (Marenzeller,  Normalien  für  die  Gymnasien  und  Realschulen, 
1.  Teil,  Nr.  271),  maßgebend  ist. 

Die  Anerkennung  ausländischer  Zeugnisse  über  die  Ablegung  solcher 
Prüfungen  erfolgt  nur  ausnahmsweise  und  in  besonders  rücksichtswürdigen 
Fällen. 

RücksichtUch  der  Vornahme  der  Ergänzungsprüfung  aus  der  lateini- 
schen Sprache  im  Ausmaße  der  Forderungen  der  ersten  sechs  Klassen 
eines  Gymnasiums  haben  die  mit  dem  ho.  Erlasse  vom  31.  .Mai  1890, 
Z.  9524  (MVBNr.  40), für  Realschüler  getroffenen  Verfügungen  auch  für 
die  bezeichneten  Kandidatinnen  zu  gelten  mit  dem  Zusätze,  daß  auch  das 


«)  *.  Nr.  711. 


576 


II.  Teil:  Studlrnvorschriften;  A.  Allgeineine  Bestimmungen. 


Zeugnis  über  die  erfolgreiche  Abicgung  einer  außerordentlichen  Prüfung 
der  oben  bezeichneten  Art  die  Zulassung  zu  dieser  Ergänzungsprüfung 
begründet. 


Nr.  466b. 

Aus  dem  Erlasse  des  Ministers  fflr  K.u.U.  vom  11.  Dezember  1900. 

Z.  34.551  MYBNr.  65. 

an  sämtliche  k.  k.  Landesschulbehörden, 
betreffend  die  Mädchenlyzeen.  ^) 

C.  Prüfungsvorschrift  für  Kandidatinnen  des  Lehramtes  an  Mädchen- 
lyzeen. 

Artikel  I.  Prüfungskommission. 

Die  Lehrbefähigung  für  das  Lehramt  an  Mädchenlyzeen  wird  durch 
eine  Prüfung  dargetan,  zu  deren  Vornahme  zunächst  die  wissenschaftlichen 
Prüfungskommissionen  für  das  Lehramt  an  Gymnasien  und  Realschulen 
berufen  sind. 

Denseiben  werden  nach  Bedarf  als  Examinatoren  (Examinatorinnen) 
Mitglieder  beigegeben,  die  der  Unterrichtsminister  für  die  gleiche  Zeitdauer 
wie  die  anderen  Mitglieder  der  Kommission  ernennt. 

Die  Examinatoren  für  das  Lehramt  an  Mädchenlyzeen  bilden  eine 
selbständige  Abteilung  der  Prüfungskommission  für  das  Lehramt  an 
Gymnasien  und  Realschulen  mit  dem  Vorsitzenden  der  letzteren. 

Artikel  II.  Meldung  zur  Prüfung. 

1.  Um  zur  Prüfung  zugelassen  zu  werden,  hat  die  Kandidatin  das 
Gesuch  an  den  Direktor  derjenigen  Prüfungskommission  zu  richten,  vor 
welcher  sie  die  Prüfung  zu  bestehen  beabsichtigt. 

Dem  Gesuche  ist  beizulegen: 

a)  Der  Tauf-  oder  Geburtsschein  als  Nachweis  des  vollendeten 
22.  Lebensjahres. 

b)  Das  Zeugnis  der  Reife,  das  an  einer  Mittelschule,  an  einer 
LehrerinnenbiWungsanstalt  oder  an  einem  Mädchenlyzeum  erworben  wird. 

c)  Der  Nachweis,  daß  die  Kandidatin  sechs  Semester  an  einer  Univer- 
sität und  hicvon  wenigstens  fünf  Semester  in  der  philosophischen  Fakultät 
als  ordentliche  oder  außerordentliche  Hörerin-)  zugebracht  und  während 
dieser  Zeit  ihre  Fachstudien  betrieben  habe.  Auch  hat  dieselbe  außerdem 
Vorlesungen  über  Pädagogik  und  über  ihre  Unterrichtssprache  auszuweisen. 

Zugleich  wird  bei  der  Zulassung  zur  Prüfung  vorausgesetzt,  daß  ihr 
staatsbürgerliches  und  sittliches  Verhalten  unbescholten  war. 

')  Dieser  Ministerialerlaß  enthält  nebst  einer  allgemeinen  EinUitang  über  die  Organisation 
von  höheren  Mädchenschulen  und  deren  Lehrziele  A.  ein  provisorisches  Statut,  betreffend  die 
Mädchenlyzeen,  und  B.  den  Lehrplan  für  sechsklassige  Mädchenlyzeen.  Vgl.  auch  die  Ver- 
ordnung des  Ministerium  für  K.  u.  U.  vom  3.  Oktober  1901.  Z.  27.915,  MVBNr.  39,  womit  eine 
Vorschrift  über  die  Abhaltung  von  Reifeprüfungen  an  Mädchenlyzeen  erlassen  vmrde. 

')  s.  Nr.  461 . 
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Kandidatinnen  der  modernen  Sprachen  haben  sich  über  die  Teilnahme 
an  praktischen  Sprechübungen  in  den  betreffenden  Kursen  oder  Seminarien, 
wenn  solche  bestehen,  auszuweisen. 

Kandidatinnen  der  naturwissenschaftlichen  Lehrfächer  haben  sich  über 
die  Teilnahme  an  den  praktischen  Arbeiten  in  den  betreffenden  Instituten 
und  Laboratorien  auszuweisen. 

d)  Eine  Darstellung  ihres  Lebenslaufes,  worin  sie  vorzüglich  den  Gang 
ihrer  Bildung,  die  Richtung,  den  Umfang  und  die  literarischen  Hilfsmittel 
ihrer  speziellen  Studien  mit  derjenigen  Genauigkeit  anzugeben  hat,  durch 
welche  die  Prüfungskommission  in  den  Stand  gesetzt  wird,  zu  entscheiden, 
ob  die  wissenschaftliche  Vorbereitung  der  Kandidatin  den  gesetzlichen  An- 
forderungen entspricht. 

e)  Sonstige  Atteste. 

2.  Bei  Kandidatinnen  für  das  Lehrfach  der  modernen  Sprachen  kann 
ein  in  Frankreich,  England  oder  Italien  zum  Zwecke  der  Spracherlernung 
zugebrachtes  Jahr  in  die  Studienzeit  eingerechnet  werden. 

3.  Kandidatinnen,  namentlich  solchen,  welche  eine  längere  und  viel- 
seitige Praxis  nachzuweisen  vermögen,  kann  über  Antrag  der  Prüfungs- 
kommission vom  Minister  für  Kultus  und  Unterricht  die  Erfüllung  obiger 
Bedingungen  ganz  oder  zum  Teile  ausnahmsweise  nachgesehen  werden. 

4.  Ausländerinnen  können  nur  mit  Genehmigung  des  Ministers  für 
Kultus  und  Unterricht  zur  Prüfung  zugelassen  werden. 

Artikel  III.  Gruppen  der  Prfifungsgegenstände. 

Die  Prüfung  hat  außer  dem  Nachweise  über  eine  ausreichende  Kenntnis 
der  Unterrichtssprache  eine  der  folgenden  Gruppen  von  Fachdisziplinen 
zum  Gegenstande: 

a)  Eine  der  modernen  Sprachen:  Französisch,  Italienisch,  Englisch, 
für  gewisse  Anstalten  mit  nicht  deutscher  Unterrichtssprache  auch  Deutsch, 
in  Verbindung  mit  Deutsch  oder  irgend  einer  Landessprache  (Unterrichts- 
sprache). 

b)  Geographie  und  Geschichte. 

c)  Mathematik,  Naturgeschichte  und  Naturlehre. 

d)  Freihandzeichnen  und  geometrisches  Zeichnen. 

Der  Kandidatin  steht  es  frei,  gleichzeitig  oder  später  außer  den  Gegen- 
ständen der  von  ihr  gewählten  Gruppe  sich  auch  noch  aus  irgend  einem 
anderen  Gegenstände  der  Prüfung  zu  unterziehen. 

Artikel  IV.  Teilung  der  Prüfung. 

Nach  Approbation  der  Hausarbeiten  kann  die  übrige  Prüfung  in 
zwei  Terminen  innerhalb  der  zulässigen  Frist  geteilt  werden.  Die  Zeit 
zwischen  den  beiden  Prüfungen  darf  in  der  Regel  nicht  mehr  als  ein 
halbes  Jahr  betragen. 

Artikel  V.  Forderungen  der  Prüfung. 

In  der  Unterrichtssprache  hat  die  Kandidatin  in  einer  mündlichen, 
eventuell  wenn  die  Haus-  und  Klausurarbeiten  in  dieser  Hinsicht  kein 

üniversüitsge^etze.  37 
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sicheres  Urteil  ermöglichen,  auch  in  einer  besonderen  Klausurprüfung  Kor- 
rektheit und  Gewandtheit,  Verständnis  der  wichtigsten  grammatikalischen 
Gesetze  und  stilistischen  Formen  sowie  eine  ausreichende  Vertrautheit 
mit  den  Hauptwerken  der  Literatur  nachzuweisen. 

Kandidatinnen  der  Gruppe  a)  sind  von  dieser  Prüfung  befreit. 

Fachdisziplinen. 

Hinsichtlich  der  Gegenstände:  deutsche  Sprache  und  Landes- 
sprachen, moderne  Sprachen  (Französisch,  Italienisch,  Englisch), 
Geographie  und  Geschichte  gelten  im  allgemeinen,  aber  unter  Würdi- 
gung des  speziellen  Lehrplanes  für  Mädchenlyzeen,  dieselben  Bestimmungen 
wie  für  die  gleichen  Disziplinen  als  Hauptfächer  an  den  Mittelschulen  nach 
der  Prüfungsvorschrift  für  das  Lehramt  an  Gymnasien  und  Realschulen 
(MinVdg.  vom  30.  August  18Q7,  RGBNr.  220),»)  jedoch  ist  in  Geschichte 
von  der  speziellen  philologischen  Bildung  abzusehen,  dafür  aber  eine  ein- 
gehendere Kenntnis  der  Kunstgeschichte  zu  fordern, 

Mathematik:  Kenntnis  der  Elementarmathematik,  insbesondere  der- 
jenigen Teile,  welche  am  Mädchenlyzeum  zu  lehren  sind;  vollkommene 
Sicherheit  und  Fertigkeit  in  der  Anwendung  der  auf  diesem  Gebiete  vor- 
kommenden Methoden  der  Rechnung  und  Konstruktion,  sowie  der  Ver- 
wendung derselben  im  praktischen  Leben. 

Naturgeschichte:  Übersichtliche  auf  Anschauung  und  Übung  im 
Bestimmen  begründete  Kenntnis  der  drei  Naturreiche,  Bekanntschaft  mit  den 
wichtigsten  naturhistorischen  Systemen  und  mit  den  wichtigsten  anatomi- 
schen und  physiologischen  die  Pflanze  und  das  Tier  betreffenden  Tatsachen. 
Allgemeine  Kenntnis  über  den  Bau  und  die  Veränderung  der  Erdrinde. 
Kenntnis  der  praktischen  Verwertung  der  Naturprodukte,  insbesondere  in 
der  Hauswirtschaft.  Kenntnis  des  Menschen  nach  Bau  und  Tätigkeit  der 
Organe  in  Bezug  auf  deren  Gebrauch  und  Pflege  der  Gesundheit,  sowie 
der  ersten  Hilfeleistung  bei  körperlichen  Unfällen. 

Naturlehre:  Prinzipielle  Kenntnis  der  Experimental-  und  der  elemen- 
taren mathematischen  Physik  mit  Einschluß  der  mathematischen  Geographie. 
Kenntnis  der  wichtigeren  chemischen  Grundstoffe.  Vertrautheit  mit  der 
Bedeutung  der  physikalischen  und  chemischen  Gesetze  in  Bezug  auf  ihre 
Anwendung  im  praktischen  Leben  (in  der  Hauswirtschaft). 

Nachweis  praktischer  Beschäftigung  durch  je  ein  Semester  im  chemi- 
schen und  physikalischen  Laboratorium.  Praktische  Kenntnis  der  chemischen 
und  physikalischen  Schulexperimente. 

Freihandzeichnen  und  geometrisches  Zeichnen:  Hier  gelten 
die  Bestimmungen  der  MinVdg.  vom  29.  Jänner  1881,  Z.  20.485  ex  1880 
(MVB.  1881,  Nr.  18),  beziehungsweise  des  Min. Erl.  vom  29.  September  1897, 
Z.  16.206  (MVB.  1897,  Nr.  56). 

Rücksichtlich  des  geometrischen  Zeichnens:  Kenntnis  der  wich- 
tigsten Lehren  der  darstellenden  Geometrie,  insofern  sie  sich  auf  empiri- 
schem Wege  durch  Anschauung  erläutern  lassen  unter  besonderer  Rücksicht 
auf  die  Bedürfnisse  des  Unterrichtes  in  der  geometrischen  Anschauungslehre. 

»)  s.  Sr.  Ö08. 
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Form  «ter  Prllfiuig. 

Jede  Prfifung  umfaßt  drei  Abteilungen:  Die  Hausariwiten,  die  Klausur- 
arl>eiten,  die  mflndlidie  Prüfung. 

Artikel  VI.  Hausarbeiten. 

1.  Wenn  die  Bedingungen  der  Zulassung  zur  Prüfung  erfüllt  sind, 
so  stellt  die  Prüfungskommission  der  Kandidatin  die  Aufgaben  zur  häus- 
lichen Bearbeitung  zu. 

Die  häuslichen  Arbeiten  haben  die  speziellen  Gegenstände  der  Prüfung 
m  der  Art  zu  umfassen,  daß  der  Kandidatin  ausreichende  Gelegenheit  gegeben 
werde,  die  OrQndllchkdt  und  Tiefe  ihrer  Fachkenntnisse,  sowie  die  Fähig- 
keit der  Darstellung  zu  beweisen. 

Kandklatinnen  f&r  eine  moderne  Spradie»  bezieliungsweise  Landet- 
spracbe,  haben  die  hiusliche  oder,  wenn  dies  zweckmäßiger  erscheint; 
wenigstens  die  Klausurarbeit  In  der  betreffenden  Sprache  auszuarbeiten. 

2.  Jede  Kandidatin  hat  zwei  Hausaufgaben  aus  den  Gegenständen 
der  von  ihr  gewählten  Gruppe  zu  lösen. 

Bei  Kandidatinnen  der  Gruppe  c)  erstreckt  sich  die  eine  Hausaufgabe 
auf  Naturgeschichte,  die  zweite  auf  Naturlchre  oder  Mathematik. 

3.  Zur  Bearbeitung  der  Hausaufgaben,  deren  Umfang  einen  bis  höch- 
stens drei  Druckbogen  betragen  soll,  wird  der  Examinandin  ein  Zeitraum 
von  drei  Monaten  für  jede  Aufgabe  gewährt.  Diese  Frist  kann,  wenn  die 
Kandidatin  vor  ihrem  Ablauf  um  Verlängerung  nachsucht,  von  der  Kom- 
missioa  erstreckt  werden. 

Der  früheren  Ablieferuug  der  Arbeiten  seitens  der  Kandidatin  steht 
nichts  bn  Wege,  doch  suid  dieselben  nicht  einzeln,  sondern  zusammen 
der  Kommission  zu  Ubeigeben. 

4.  Bei  der  Ausarbeitung  der  häuslichen  Arbeiten  ist  der  Kandidatin 
nidit  nur  die  Benützung  der  ihr  bekannten  literarischen  Hilfsmittel  gestattet, 
sondern  es  ist  die  notwendige  Kenntnis  der  Literatur  des  Gegenstandes  zu 
fordern.    Die  benützten  Hilfsmittel  sind  gewissenhaft  anzugeben. 

5.  Wenn  die  Examinandin  zugleich  mit  ihrem  Lebenslaufe  eine  von  ihr 
verfaßte  größere  wissenschaftliche  Arbeit  (wie  eine  approbierte  Doktor- 
dissertation, eine  in  einem  Seminare,  beziehungsweise  Institute  oder  Labora- 
torium ausgeführte  und  von  der  Leitung  bestätigte  Spezialarbeit)  ein- 
reicht^ SO  ist  es  dem  Ermessen  der  Prüfungskommission  überlassen,  diese 
statt  ehier  häuslichen  Prfifiingsarbeit  gelten  zu  lassen  und  als  solche  zu 
beurteilen  oder  bei  den  sonst  gesetzlichen  Forderungen  zu  beharren. 

6.  Die  eingelieferten  Arbeiten  weist  der  Direktor  den  betreffenden 
Fachexammatoren  zur  Abgabe  ihres  Urteiles  zu. 

Dem  charakterisierenden  Gutachten  über  den  Wert  der  Leistui^fen 
der  Kandidatin  ist  der  bestimmte  Ausspruch  anzufügen,  ob  die  Arbeit  zur 
Fortsetzung  der  Prüfung  m  vorzüglicher  oder  befriedigender  oder  genügender 
Weise  entspricht. 

7.  Wenn  die  schriftlichen  Arbeiten  bereits  genügend  erweisen,  daß  die 
Kandidatin  den  gesetzlichen  Forderungen  nicht  entspricht,  so  hat  sie  die 
Prüfungskommission  von  der  Fortsetzung  der  Prüfung  auszuschließen  und 
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auf  eine  bestimmte  Zeit  zu  reprobieren,  wovon  die  übrigen  Prüfungs- 
kommissionen amtlich  zu  verständigen  sind. 

Hat  keine  der  schriftlichen  Hausarbeiten  Anlaß  zur  Zurückweisung 
gegeben,  so  erhält  die  Kandidatin  die  Vorladung  zur  Klausurarbeit  und  zur 
mündlichen  Prüfung. 

8.  Die  Gültigkeit  der  Hausaufgaben  erlischt,  wofern  die  Kandidatin  nicht 
innerhalb  der  nächsten  zwei  Jahre  nach  deren  Approbation  sich  zur 
Klausur-  und  mündlichen  Prüfung  gestellt  hat. 

Artikel  VII.  Klausurarbelten. 

Die  Klausurarbeiten  dienen  vornehmlich  dazu,  zu  ermitteln,  wieweit  die 
Examinandin  in  ihrem  Studienkreise  auch  ohne  Hilfsmittel  ein  promptes 
und  sicheres  Wissen  besitzt. 

1.  Für  jeden  Gegenstand  der  Prüfung,  die  Unterrichtssprache  ausge- 
nommen (vgl.  Art.  V),  ist  eine  Klausurarbeit  durchzuführen.  Die  Arbeits- 
zeit beträgt  rücksichtlich  der  im  Artikel  II  sub  a)  und  b)  bezeichneten 
Fächer  acht  Stunden.  Diese  Arbeitszeit  wird  in  der  Art  geteilt,  daß  jeder  der 
zwei  Teile,  in  die  die  Klausuraufgabe  zerfällt,  in  vier  Stunden  bearbeitet 
werden  kann.  Die  Partialaufgaben  werden  der  Kandidatin  nicht  gleichzeitig, 
sondern  je  eine  bei  Beginn  der  vierstündigen  Frist  eingehändigt. 

2.  In  Betreff  der  „Geschichte"  gilt  die  besondere  Bestimmung,  daß 
für  jede  der  beiden  Disziplinen:  allgemeine  Geschichte  und  österreichische 
Geschichte  eine  Klausurprüfung  vorzunehmen  ist,  und  zwar  eine  bloß  vier- 
stündige für  diejenige  Disziplin,  deren  Gebiete  die  Hausaufgabe  entnommen 
war,  hingegen  eine  achtstündige  für  die  andere.  Auf  das  die  Geschidite 
begleitende  Fach  der  Geographie  entfällt  eine  vierstündige  Klausurprüfung. 
Für  die  Bearbeitung  der  Klausurarbeit  aus  den  Gegenständen  der  Gruppe  c) 
sind  der  Kandidatin  je  fünf  Stunden  zu  gewähren.  In  der  Naturgeschichte 
haben  die  schriftlichen  Prüfungen  verschiedene  Gebiete  zu  umfassen. 

Die  Klausurarbeit  darf  auch  den  Charakter  einer  praktischen  Prüfung 
in  einem  Laboratorium  annehmen. 

3.  Der  Examinator  ist  verpflichtet,  sein  Urteil  über  die  Klausurart>eit 
dem  Direktor  vor  dem  für  die  mündliche  Prüfung  angesetzten  Tage  mitzu- 
teilen, und  nur  wenn  sämtliche  Klausurarbeiten  der  Kandidatin  genügend 
befunden  wurden,  darf  zur  mündlichen  Prüfung  geschritten  werden. 

Artikel  VIII.  Mundliche  Prüfung. 

1.  Die  mündliche  Prüfung  erstreckt  sich  auf  die  Gegenstände,  für 
welche  die  Kandidatin  die  Lehrbefähigung  anstrebt  und  hat  in  diesen  das 
Ergebnis  der  vorhergehenden  Prüfungsstadien  zu  vervollständigen  und  zu 
sichern.  Überdies  ist  für  alle  Kandidatinnen  die  Unterrichtssprache  Gegen- 
stand der  mündlichen  Prüfung  (Art.  V). 

2.  Wünscht  eine  Kandidatin,  welche  bereits  eine  volle  Approbation 
erworben  hat,  nachträglich  auch  die  Befähigung  zu  erlangen,  sich  beim 
Unterrichte  einer  anderen  Sprache  als  der  ursprünglich  gewählten  zu  be- 
dienen, so  hat  sie  sich,  wofern  sie  nicht  früher  wenigstens  eine  Klausurarbeit 
in  dieser  anderen  Sprache  geliefert  hat,  vor  der  mündlichen  Prüfung  noch 
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einer  dreistündigen  Klausurprüfiing  zu  unterziehen.   Hiebei  hat  die  Kandi- 
datin entweder  ein  ihre  Lehrfächer  betreffendes  Thema  frei  zu  bearbeiten 
oder  einige  Stellen  aus  Lehrbüchern  dieser  Fächer  zu  übersetzen. 
Über  jede  mündliche  Prüfung  ist  ein  Protokoll  zu  führen. 

Artikel  IX.  Beurteilung  des  Prfifungserfolges,  Wiederholangsprilfiiiig, 
Zengnisse,  Oebfihren,  Oescliiftsffiliniiig. 

In  Betreff  des  Vorganges  bei  Beurteilung  der  Leistungen  der  Kandidatin, 
bei  Wiederbolliogsprüfungen,  bei  Ausstellung  der  Zeugnisse,  Bemessung 
der  Gebühren,  sowie  überhaupt  in  Bezug  auf  die  Qeschäftsgebarung  finden 
die  Bestimmungen  für  die  Prüfung  der  Kandidaten  des  Lehramtes  an  Oymna" 
sien  und  Realschulen  sinngemäße  Anwendung. 

Artikel  X.  PrObeJalir. 

Das  Zeugnis,  daB  eine  Examinandin  die  Prüfung  vollständig  be- 
standen hat,  berechtigt  sie  zuerst,  das  Probejahr  an  einem  Mädchenlyzeum, 
fOr  gewisse  Fächer  mit  Zustimmung  des  Ministeriums  ffir  Kultus  und 
Unterricht  auch  an  einer  anderen  höheren  Lehranstalt,  zu  bestehen,  an 

welcher  die  Unterrichtssprache,  für  weiche  die  Kandidatin  approbiert  wurde, 
in  Anwendung  ist,  und  macht  sie  dann  fähig,  falls  die  für  jedes  Gebiet 
der  Prüfungsgegenstande  gestellten  Bedingungen  (erfüllt  sind,  an  Mädchen« 
lyzeen  zu  lehren. 

Für  die  Ablegung  des  Probejahres  haben  die  Bestimmungen  des 
Artikel  XXV  der  Prüfungsvorschrift  für  das  Lehramt  an  Gymnasien  und 
Realschulen  sinngemäße  Anwendung  zu  finden. 

Eventuell  wird  für  eine  .weitere  gesonderte  Ausbildung  im  praktischen 
Lehramte  an  Mädchenlyzeen  Vorsoige  getroffen  werden. 

Kandklatinnen,  welche  eine  mindestens  eujährige  bekibte  lehramt* 
liehe  Verwendung  an  einer  höheren  Schule  nachzuweisen  vermdgen,  kann 
vom  Minister  für  Kultus  und  Unterricht  die  Ablegung  des  formellen  Probe- 
jahres nachgesehen  werden. 


Nr.  467. 

VerordAimg  des  Ministeriums  fOr  K.  u.  U.  vom  28.  April  1901. 

Z.  9834.  MVBNr.  20. 

betreffend  die  Ausstellung  von  Oymnasialmaturitätszeugnissen  für  Frauen. 

In  teilweiser  Abänderunjr  des  vorletzten  Alinea  der  MinVdjr.  vom 
9.  Mär/.  18%,  Z.  i960  (MVBNr.  18),i)  betreffend  die  Maturitätsprüfungen 
der  Frauen,  finde  ich  rücksichtlich  jener  Frauen,  welche  die  österreichische 
Staatsbürgerschaft  nachzuweisen  vermögen  und  auf  Grund  der  im  Sinne 
dieser  Verordnung  abgelegten  Reifeprüfung  nach  Maßgabe  der  jeweilig 
bestehenden  besonderen  Vorschriften  (iVlinVdg.  vom  23.  März  1897, 
Z.  7155,  ROBNr.  84  und  MinVdg.  vom  3.  September  1900,  RQBNr.  149) 
als  ordentliche  Hörerinnen  an  den  Universitftten  immatrflculiert  werden 
können,  nachstehendes  anzuordnen: 

*)  s.  Nr,  4», 
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Die  Schlußbemerkung  der  den  bezeichneten  Kandidatinnen  auszu- 
stellenden Maturitätszeugnisse  hat  zu  lauten:  „Da  hienach  die  Examinandtn 
den  gesetzlichen  Forderungen  .  .  .  entsprochen  hat,  so  wird  ihr  hiedurch 
das  Zeugnis  der  Reife  zum  Besuche  einer  Universität  (soweit  dieser 
nadi  den  bestehenden  Vorschriften  den  Frauen  gestattet  ist)  ausgestellt" 

Rücksichtlich  der  Kandidatinnen,  welche  die  österreichische  Staats- 
bürgerschaft nicht  nachweisen  können,  bleibt  die  bisherige  Bestimmung 
in  Kraft,  nach  welcher  auf  dem  Maturitätszeugnisse  die  Bemerkung  über 
die  Reife  zum  Besuche  einer  Universität  wegzulassen  ist. 


Nr.  468. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.u.U.  im  Einvernehmen  mit  demMlnlsterliun 
des  Innern  vom  18.  März  1902.  Z.  12.683.  MVBNr.  24. 

an  die  Dekanate  sämtlicher  medizinischer  Fakultäten, 

betreffend  die  Zulassung  von  Frauen  als  außerordentliche  Hörerinnen 

der  medizinischen  Fakultäten. 

Zur  Ergänzung  der  MinVdg.  vom  3.  September  1900,  ROBNr.  149,») 
betreffend  die  Zulassung  von  Frauen  zu  den  medizinischen  Studien  und 
zum  Doktorate  der  gesamten  Heilkunde,  finde  ich  im  Einvernehmen  mit 
dem  Ministerium  des  Innern  nachstehendes  bezüglich  der  Zulassung  von 
Frauen  als  außerordentliche  Hörerinnen  der  medizinischen  Fakultäten  an- 
zuordnen : 

1.  Frauen,  welche  auf  Grund  der  zitierten  Ministcrialverordnung  an 
einer  inländischen  medizinischen  Fakultät  das  vorgeschriebene  Quinquennium 
absolviert  oder  bereits  den  medizinischen  Doktorgrad  erworben,  oder  welche 
die  Nostrifikation  ihres  ausländischen  medizinischen  Doktordiploms  an  einer 
inländischen  Universität  nach  Maßgabe  der  ho.  MinVdg.  vom  19.  März 
1896,  RGBNr.  45,^)  erlangt  haben,  können  von  den  Dekanen  der  medizini- 
schen Fakultäten  vorbehaltlich  der  Zustimmung  des  Professorenkollegiums 
auf  ein  schriftliches  und  ordnungsmäßig  belegtes  Ansuchen  behufs  ihrer 
weiteren  Ausbildung  als  außerordentliche  Hörerinnen  zum  Besuche  ein- 
zelner Vorlesungen  an  den  medizinischen  Fakultäten  zugelassen  werden. 

2.  Jene  Frauen,  welche  im  Auslande  ein  hierzulande  nicht  nostrifi- 
ziertes medizinisches  Doktordiplom  oder  die  ärztliche  Approbation  erlangt 
haben,  können  behufs  ihrer  weiteren  Ausbildung,  auch  wenn  sie  die  öster- 
reichische Staatsbürgerschaft  nicht  besitzen,  auf  ein  schriftliches  und  ord- 
nungsmäßig belegtes  Ansuchen  vom  Professorenkollegium  mit  fallweise 
einzuholender  hierortiger  Genehmigung  zum  Besuche  einzelner  Vorlesungen 
der  medizinischen  Fakultät  als  außerordentliche  Hörerinnen  zugelassen 
werden,  wenn  sie  rücksichtlich  ihrer  Vor-  und  Fachstudien,  auf  Grund 
deren  sie  im  Auslande  den  Doktorgrad  (die  Approbation)  erlangt  haben, 
den  für  die  Erwerbung  des  medizinischen  Doktorgrades  an  den  inländischen 
Fakultäten  vorgeschriebenen  Anforderungen  entsprechen. 


»)  5.  Nr.  463.  —  *)  s.  Sr.  460. 
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3.  Auf  solche  außerordentliche  Hörerinnen  der  medizinischen  Fakul- 
täten haben  die  allgemeinen  Studienvorschriften,  insbesondere  auch  der 
ho.  Erl.  vom  6.  Jänner  1851,  RGBHr.  18,  Punkte  3  bis  6  (betreffend  die 
Inskription  ausländischer  Arzte) ^)  sinngemäß  Anwendung  zu  finden. 

4.  Die  Zulassung  von  Frauen,  bei  welchen  die  in  Punkt  1  und  2  dieses 
Erlasses  bezeidineten  Voraussetzunsfen  nicht  zutreffen,  zum  Besuch  ein- 
zelner Vorlesungen  der  medizinischen  Fakultäten  kann  nur  nach  Maßgabe 
der  ho.  Vdg.  vom  &  Mai  1878,  Z.  5385  (MVBNr.  15)  (Hospitantuinen)«) 
erfolgen. 


Nr.  469. 

Tsronhuug  der  Mlidstsrlni  les  Inntni  sowie  flr  K.  n.  U.  Ym 

7.  April  1904.  RCBHr.  40,  MVBNr.  21, 

bdreffMid  dieZtdaisung  vonAbltarientiaiieii  WtatUdicrMIdclieniyiMii 
zoin  pharmazeutlsdiMi  Beraffe  (Apothckei^sewerbe). 

Auf  Orund  Ah.  Genehmigung  vom  22.  März  1904  wird  von  den 
Ministerien  des  Innern  und  für  Kultus  und  Unterricht  in  Ergänzung  des 
I  3  der  Vdg.  vom  3.  September  1900,  ROBNr.  150,*)  betreffend  die 
Zulassung  von  Frauen  zum  pharmazeutischen  Berufe,  angeordnet,  daß 
Frauen  unter  Erfüllung  der  in  den  übrigen  Paragraphen  dieser  Verordnung 
angegebenen  Bedingungen  zur  Ausübung  des  pharmazeutischen  Berufes 
zugelassen  werden,  wenn  sie  sich  der  mit  der  MinVdg.  vom  3.  Oktober 
1901,  Z.  27.Q15,  MVBNr.  39,  S.  381,  normierten  Reifeprüfung  an  einem 
öffentlichen  Mädchenlyzeum  mit  Erfolg  unterzogen  haben  und  sich  über 
eine  an  einem  öffentlichen  Gymnasium  mit  Erfolg  abgelegte  Prüfung  aus 
der  lateinischen  Sprache  im  Umfange  der  Anforderungen  für  die  ersten 
sechs  Oymnasialklassen  ausweisen  Icönnen. 


5.  Universitätsdokumente. 


a)  Meldungsbücher,  Meldungsbogen,  Matrikelscheine. ^) 

Nr.  470. 

SrlaS  des  Müüstsjlaiiis  fOr  K.  u.  U.  vom  12.  Jiimor  1852,  Z.1L435 

ex  1851, 

an  den  akademischen  Senat  der  Krakauer  Universität, 
(betreffend  die  Stempel|ilUcht  für  Meldungsbogen  and  InterimMiihudin»- 

scheine). 

Es  ist  nach  den  §§  14  und  18  der  Studienordnung  vom  1.  Oktober 
1850,  Z.  370,  keinem  Zweifel  zu  unterziehen,  daß  der  zu  erlegende  Stempel- 

»)  s.  Anmerkung  »)  au/  S.  54Z  —  *)  s.  Nr.  458.  —  ')  s.  Nr.  464. 

*)  Vgl.  aUgemeüu  StudienordniMg,  §§  2i  ff.  sowie  §  34.  /errur  §  17  (s,  Nr.  365J  und  die 
V«n€k^0m  abtr  dit  immaMMoHM  (Inkrifittoit)  und  AiifiukmigMaum  ft,  Nr.  4n  Jf4,  —  Am 
ätaMtaw  Cfaftwiitttej»  mrdim  die  MMuigtbieker  mit  dtr  Photographie  dts  StuttenmUn  vtfuk§m. 
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betrag  von  15  Kreuzer  IC-M.  Qetzt  2  Knma^  zur  Stempehiag  dcr 
Matrikelscheine  mit  dem  15  Kreuzer-Stempel  (jeizt  2  Kranm-^empel)  xu 
verwenden  sei 

Rficksichflich  der  Frage,  ob  auoh  die  auBerordentlidien  Hörer  zur 

Stempelentrichtung:  verpflichtet  sind,  ist  zwischen  dem  Aufhahmsscheioe 

(§  34,  Abs.  1)  und  dem  Meldungsbogen  zu  unterscheiden.  Die  auf  letzterem 
enthaltenen  Bestätigungen  über  das  bezahlte  KoUegiengeld  oder  die  er- 
haltene Befreiung"  und  die  Frequentation  machen  diese  Meldebogen  zu 
förmlichen  Studien/eijn^nissen,  und  der  §  62  verflicht  amdrücklich,  daß  die- 
selben für  jedes  Semester  mit  einem  Stempel  von  6  Krcu/cr  (]ct:t  30  Heller} 
zu  versehen  seien,  und  daß  die  Studierenden  diese  Stempirlung  selbst  [und 
zwar  vor  ilirer  diesfälligcn  Meldung  bei  der  Quästur')]  zu  besagen  haben. 

Die  Aufnahmescheine  der  außerordentlichen  Hörer  aber,  sowie  .Tuch 
die  Interimsaufnahmsschcine  der  ordentlichen  Hörer  (§  13),  welche 
späterhin  gegen  den  gestempelten  Matrücelschein  umgewechselt  werden, 
sind  von  der  Studienordnung  dem  Stempel  nicht  unterworfen  worden.  Sie 
sind  auch  nidit  wie  die  Matrikelscheine  zu  einer  Legitimation  der  Stu- 
dierenden über  ihr  alcademisches  Bürgerrecht  in  allen  Fallen, 
somit  auch  gegen  außenhin,  sondern  nur  zur  Verständigung  der  Pro- 
fessoren und  der  Qnästur,  mithin  zur  Manipulation  im  Innern  des  akademi- 
sehen  Lebens  bestimmt  und  sollen  nicht  mehr  bedeuten,  als  daß  der  außer- 
ordentliche Hörer  nach  den  Bestimmungen  des  §  33  von  den  Dozenten 
lind  der  Quästur  als  Frequcntant  einp^ctraj^en  werden  könne.  Sic  sind  daher 
bis  7X1  einer  etwa  sich  hierüber  besonders  aussprechenden  Weisung  des 
Finanzministeriums  stenipelfrei  zu  behandeln,  so  lange  sie  nicht  als  eine 
Beilage  eines  Exhibites  dem  Beilagenstempel  zu  unterziehen  sind. 


Nr.  471. 

Erlaß  des  Ministeriums  für  K.  u.  U.  vom  26.  Mai  1856.  Z.  7874. 

an  die  Kommission  der  theoretischen  Staatsprüfung  in  Wien,  Prag,  Lemt>erg, 

Krakau,  Graz,  hinsbnick, 

(wonach  die  st  ein  p  e  1  fr  e  i  e  Eintragung  des  Zeitpunktes  einer  abgelegten 
Staatsprüfung  und  des  Prüfungsergebnisses  in  das  Originalmeldungsbucfa 
des  Studierenden  für  zulässig  erklärt  wird.) 

Um  dem  von  mehreren  Vorstanden  der  theoretischen  Staatsprfifungs- 
kommission  angeregten  Bedenken,  daß  die  im  §  31  der  Verordnung  vom 

16.  April  d.  J.,  RGB.  7.  51,-)  an^jcordncte  Eintragung  des  Prüfunirscrgeb- 
nisscs  in  das  Mcldungsbuch  des  1 'ruiuiiL^  krinciidaten  von  den  Finanzbehörden 
etwa  nachträglich  als  stempelpfliciitiges  Zeugnis  betrachtet  werden  könnte, 


^)  Dies  geschieht  jetzt  anläßlich  der  tinhoiung  der  Vidierung  des  Semesters  durch  den  Dekan. 

der  derzeit  f^elfendert  Prn/urifjslnstrukfion  vom  23.  September  1806.  RClBSr.  183  fs.  Sr.  MO),  die 
Eintragung  des  wesentlichen  Inhaltes  d4$  Prü/ungszeugnisses  in  das  Meläung^ach  des  Kandidatta. 


Mcldungsbacher,  Meldungsbogen,  Matrikeitcheine. 
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zu  begegnen,  hat  das  Unterrichtsministerium  diesfalls  mit  dem  k.  k.  Finanz- 
ministerium das  Einvernehmen  gepflogen,  und  dieses  hat  sich  hierüber 
in  seiner  Zuschrift  vom  17.  Mai  d.  J.,  Z.  16.361,  dahin  ausgesprochen, 
daß  es  die  stempelfreie  Eintragung  des  Zeitpunktes  einer  abgelegten 
Staatsprüfung  und  des  Prüfungsergebnisses  in  das  Original-Meldungsbuch 
des  Studierenden  unter  der  Voraussetzung,  daß  dem  letzteren  ein  besonderes 
Prüfungszeugnis  ausgestellt  werde,  und  folglich  die  Eintragung  in  das 
Meldungsbuch  die  Stelle  eines  Zeugnisses  nicht  zu  vertreten  habe,  für  zu- 
lässig erachte,  da  dieser  Vorgang  dann  sich  nur  als  eine  amtliche  Kontrolls- 
maßregel  im  Interesse  des  Dienstes  darstelle. 

Zugleich  hat  das  k.  k.  Finanzministerium  die  unterstehenden  Finanz- 
behörden im  Wege  des  Verordnungsblattes  hievon  verständigt. 


Nr.  472. 

Erlaß  des  Ministeriums  fflr  K.u.ü.  vom  26.  Februar  1857.  Z.2685. 

an  das  rechts-  und  staatswissenschaftliche  Professorenkollegium  in  Wien, 

Prag,  Lemberg,  Graz,  Innsbruck,  Krakau, 

(betreffend  die  Vidierung  der  Meldungsbficher  der  Rechtshörer). 

Aus  Anlaß  eines  angeregten  Zweifels,  wie  sich  der  Dekan  in  dem 
Falle  zu  benehmen  habe,  wenn  ein  Studierender  am  Schlüsse  des  Semesters 
um  die  Vidierung  des  Meldungsbuches  ansucht,  und  der  Dekan  wahrnimmt, 
daß  in  dem  zu  bestätigenden  Semester  ein  vorgeschriebener  Obligatgegen- 
stand nicht  gehört  wurde,  wird  folgendes  bemerkt: 

Aus  der  Festsetzung  eines  bestimmten  Studienplanes  und  aus  der 
Verpflichtung  der  Rechtshörer  zu  einem  wöchentlichen  Kollegienbesuche 
von  20  und  beziehungsweise  12  Stunden^)  resultiert  nicht  bloß  für  die 
Studierenden  die  Obliegenheit,  sich  bei  der  Anmeldung  der  Kollegien  diesen 
gesetzlichen  Bestimmungen  gemäß  zu  benehmen,  sondern  auch  für  die 
Dozenten,  von  ihrer  Seite  zur  Beachtung  und  Befolgung  dieser  Vorschriften 
durch  angemessene  Weisungen  an  die  Studierenden  mitzuwirken,  um  eben- 
sowohl die  Erreichung  der  Absichten  des  Gesetzes  sicherzustellen,  als 
auch  die  Studierenden  vor  den  nachteiligen  Folgen  eines  aus  Unacht- 
samkeit, Leichtsinn  oder  Unkenntnis  des  Gesetzes  begangenen  Versehens 
nach  Tunlichkeit  zu  bewahren. 

Es  haben  daher  alle  Dozenten,  in  deren  Vorlesungen  sich  ein  Rechts- 
hörer mit  Beginn  eines  Semesters  inskribieren  läßt,  bei  Gelegenheit  der  In- 
skription darauf  zu  sehen: 

a)  ob  der  Studierende  für  das  beginnende  Semester  alle  bezüglichen 
Obligatkollegien  angemeldet  habe,  und 

b)  ob  der  angemeldete  Kollegienbesuch  das  gesetzliche  wöchentliche 
Stundenmaß  wenigstens  erreiche. 


')  Dieselbe  Verpflichtung  liegt  den  Rechtshörern  auch  nach  §  3  der  neuen  juristischen 
Studienordnung  ob  (s.  Nr.  63b j. 
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Ist  diesen  gesetzlichen  Anforderungen  nicht  entsprochen  worden,  so 
wifd  es  derjenige  Professor  oder  PrJvitdozeiit  der  rechts-  und  stiatswisseii- 
sdiaftlichen  Fakultät,  dessen  Konegium  in  dem  Meldungsbudie  als  das 
zuletzt  angemeldete  erscheint,  für  seine  Pflicht  anzusehen  haben,  den  Studie* 
renden  auf  die  von  ihm  nicht  gehörig  beachtete  gesetzliche  Anordnung 
und  die  ihm  hieraus  möglicherweise  erwachsenden  nachteiligen  Folgen 
aufmerksam  zu  machen.  Zum  Beweise,  daß  diese  Mahnung  an  den  Studie- 
renden erfolgt  sei,  ist  bei  dem  Vkli  der  Meldung  eine  entsprechende  Be- 
merkung zu  machen. 

Für  die  Beachtung  dieser  Anordnung  sind  die  betreffenden  Dozenten 
verantwortlich. 

Beachtet  der  Studierende  diese  ihm  gegebenen  Andeutungen  nicht,  so 
Itann  sohLii  der  Strenge  des  Gesetzes  ohne  weitere  Rücksicht  gegen  ihn 
voller  Lauf  gelassen  und  die  Nichteinrechnung  des  betreffenden  Semesters 
von  den  akademischen  Behörden  ohne  Anstand  ausgesprochen  werden.  ^ 


Np.  473. 
fEatfälU.] 


Nr.  474. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  u.  U.  vom  29.  Februar  1888,  Z.  2808, 

an  sämtliche  Universitatsri-ktorate. 

(wonach  die  im  Meldungsbuche  eingetragene  Bestätigung  über  den 
Erfolg  eines  Kolloquiums  der  Stempelpflicht  unterliegt). 

Aus  Anlaß  eüies  voigekommenen  Falles  finde  ich  dem  Rektorate  .  .  . 
nach  gepflogenem  Einvernehmen  mit  dem  k.  k.  Finanzministerium  zu  eröffnen, 
daß  die  von  einem  Dozenten  in  das  MeMungsbudi  eines  Studierenden  in 
der  Rubrik  „Anmerkung''  eingetragene  Bestätigung  über  den  Erfolg  eines 
Kolloquiums  ebenso  wie  ein  förmlich  ausgestelltes  Kolloquiumzeugnis  (MinErL 
vom  9.  Mai  1876,  Z.  7248,  MVBNr.  22)*)  der  StempelpfUdit  von  15  Kreuzeni 
(jetzt  30  HeUer)  unterliegt 

Hievon  wolle  das  Rektorat  den  Dekanaten  der  einzefaien  Fakuttiten 
Mitteilung  machen. 


')  In  den  Übergangsbestimmungen  tu  dem  MinErt.  vom  2.  Oktober  1855,  Z.  15.162, 
RQBNr.  172,  wurde  bemerkt:  Wenn  der  Dekan  bei  der  am  Schlüsse  des  Semesters  vorza- 
ndunendeoVIdfeniiiirdcrMddiiiicsbaclicrwahniliiiiirttdftS  derKonecicnbcn^  efacsStadleraidca 

unter  dem  gesetzlichen  Ausmafie  von  wöchentlich  20  Stunden  geblieben  is!,  so  isf  die  Vidicrunj 
nur  dann  ohne  Anstand  vorzunehincn,  wenn  der  Studierende  in  dem  v  or  h  ergegan  g  e  n  en 
Semester  durch  eine  entsprechend  größere  Stundenanzahl  die  Vorlesungen  besucht  hat.  VgU 
auk  $  3,  wmäer  Staate  der  gdimdui  ßultUsektm  ^adUnonimuig  (s.  Nr*  63^* 
<} «.  Nr.  ua. 


Meldun^bQcher,  Meldungsbogen,  Matrikelscheine. 
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Nr.  475. 

Erlafi  des  Ministers  fOr  K.  u.  U.  vom  11.  November  1890.  Z.  15.491 

an  das  Rektorat  der  Universität  in  Wien, 

(betreffend  die  Einführung  vonMeldungsbfictiem  für  die  außerordentlichen 
Studierenden  der  Pharmazie  an  der  Wiener  Universität). 

Mit  Beziehung  auf  den  Bericht  vom  21.  Juli  18Q0,  Z.  25 IQ,  eröffne 
ich  dem  Rektorate,  daß  gegen  die  vom  akademischen  Senate  beschlossene 
Einführung  von  MeWungsbüchern  ^)  an  Stelle  der  bisher  gebräuchlichen 
Meldungsbogen  für  die  außerordentlichen  Studierenden  der  Pharmazie  kein 
Anstand  besteht,  wobei  bemerkt  wird,  daß  in  Ansehung  der  Anbringung 
der  Photographie  des  betreffenden  Studierenden  in  dem  Meldungsbuche 
die  hierortigc  Entscheidung  vorbehalten  wird.*) 

In  Ansehung  der  Meldungsbogen  für  die  übrigen  außerordentlichen 
Studierenden  hat  es  bis  auf  weiteres  bei  den  derzeit  geltenden  Bestimmungen 
zu  verbleiben. 


Nr.  476. 

Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  u.  U.  vom  21.  August  1896.  Z.  45/KUM. 

an  den  Statthalter  für  Böhmen, 

(betreffend  die  Sprache,  in  welcher  die  Meldungsbficher  für  die  drei 
weltlichen  Fakultäten  der  böhmischen  Universität  in  Prag  sowie  die 
Zeugnisse  über  die  von  den  Rechtshörem  dieser  Universität  in  Prag 
abgelegten  judiziellen  und  staatswissenschaftlichen  Staatsprüfungen  aus- 
zufertigen sind). 

In  Erledigung  der  Berichte  vom  28.  September  1895,  Z.  145.849  und 
Z.  145.858,  sowie  vom  6.  Jänner  1896,  Z.  143.320  ex  1895,  betreffend  den 
Antrag  des  akademischen  Senates  der  böhmischen  Universität  in  Prag  auf 
Einführung  von  Meldungsbüchern  mit  böhmischem  Texte  an  den  drei  welt- 
lichen Fakultäten  derselben  und  den  Antrag  des  Professorenkollegiums 
der  juridischen  Fakultät  daselbst  auf  Einführung  böhmischer  Zeugnisse 
über  die  judizielle  und  staatswissenschaftliche  Staatsprüfung  böhmischer 
Kandidaten  und  auf  in  böhmischer  Sprache  abzufassende  Vermerke  über 
diese  Prüfungen  in  den  Meldungsbüchern  finde  ich  auszusprechen,  daß 
im  Prinzipe  kein  Anstand  dagegen  obwaltet,  daß  wie  auf  Grund  des  ho. 
Erlasses  vom  4.  August  1882,  Z.  12.209,»)  die  Meldungsbücher  an  der 

•)  Meläangsbucher  wurden  seither  auch  für  Pharmazeuten  an  anderen  Universitäten  einge- 
führt; ebenso  erhatten  Meldangsbüeher  die  im  MinErl.  vom  31.  August  1882,  Z.  885'KUM, 
MVBNr.  33  (s.  Nr.  2),  genannten  außerordentlichen  Hörer  der  beiden  Prager  Universitäten. 

•)  Auf  Orund  der  Erlässe  vom  15.  Jänner  1891,  Z.  968,  beziehungsweise  vom  25.  Februar  1891, 
Z.  3375,  wurde  die  mit  Erlaß  vom  28.  November  1800,  Z.  22.847,  för  die  ordentlichen  Hörer 
In  Wien  genehmigte  obligatorische  Maßnahme,  betreffend  die  Anbringung  der  Photographie  im 
Meldungsbuche,  auf  die  Pharmazeuten  ausgedehnt. 

*)  Mit  diesem  Erlasse  wurde  genehmigt,  daß  die  Meldungsbücher  (Indices  lectionum)  und 
die  Universitätsabgangszeugnisse  an  der  deutschen  Universität  in  Prag  in  deutscher  Sprache 
herausgegeben  werden.   Ebenso  werden  an  den  Universitäten  in  Wien,  Oraz,  Innsbruck  und 
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deutschen  Universität  in  Prag  in  deutscher,  so  die  der  böhmischen  Universität 
für  die  drei  weltlichen  Fakultäten  in  böhmischer  Sprache  ausgegeben  werden, 
wobei  der  Text  so  zu  stilisieren  sein  wird,  daß  die  Ausfüllung  der  ersten 
Innenseitc  und  des  Vorderdeckels  im  Nominativ  erfolgen  kann.  Gleichwohl 
wird  der  akademische  Senat  der  genannten  Universität  sich  zuvor  noch 
darüber  zu  äußern  haben,  ob  er  nicht  im  Interesse  der  Kontinuität  der 
Hochschulen  und  der  Freizügigkeit  der  Studierenden  den  an  den  Universi- 
täten mit  polnischer  Unterrichtssprache  Krakau  und  Lemberg  ^)  üblichen 
Modus  den  Vorzug  gebe,  daß  neben  dem  polnischen  der  lateinische  Text 
zu  stehen  komme,  wie  ja  auch  zum  Teil  in  dem  Lektionskataloge  der 
böhmischen  Universität  neben  dem  böhmischen  Text  der  lateinische  seine 
Stelle  hat.  2) 

Was  aber  die  Sprache  der  Staatsprüfungszeugnisse^)  betrifft, 
so  wird  angeordnet,  daß  die  Präsidien  der  beiden  Staatsprüfungskommissionen 
in  Prag  künftighin  die  Zeugnisse  jener  Kandidaten,  welche  an  der  juridi- 
schen Fakultät  der  böhmischen  Universität  ihre  Studien  absolviert  und 
in  der  Mehrzahl  der  Fächer  ihre  Prüfung  in  böhmischer  Sprache  abgelegt 
haben,  in  böhmischer  Sprache  auszustellen  haben,  in  welcher  Sprache  auch 
die  Vermerke  über  die  Ablegung  dieser  Prüfungen  in  den  Indices  einzutragen 
sein  werden,  sowie  auch  der  Vermerk  in  den  betreffenden  Zeugnissen  über 
die  in  deutscher  Sprache  abgelegten  Prüfungen  aus  einzelnen  Gegenständen. 


Nr.  477. 

Erlaß  des  Ministers  fQr  K.  u.  U.  vom  21.  Mal  1897,  Z.  3980. 

an  das  Rektorat  der  böhmischen  Universität  in  Prag, 
(betreffend  die  Einführung  von  Meldungsbüchem  [Indices]  mit  böhmisch- 
lateinischem  Texte  an  den  drei  weltlichen  Fakultäten  der  böhmischen 

Universität  in  Prag). 

Den  laut  Berichtes  vom  29.  Jänner  d.  J.,  Z.  206,  vom  akademischen 
Senate  der  böhmischen  Universität  in  Prag  im  Sinne  des  ho.  Erlasses 
vom  21.  August  1896,  Z.  45/KUM*)  gefaßten  Beschluß,  wonach  die  an 
den  drei  weltlichen  Fakultäten  der  genannten  Universität  neu  einzuführenden 
Meldungsbüchcr    (Indices)    mit    böhmisch-lateinischem  Texte  ausgestattet 

Czemowitz  die  Metdungsbücher  und  (mii  Ausnahme  der  theologischen  Fakultät)  auch  die  Abgangs- 
zeugnisse in  deutscher  Sprache  ausgefertigt. 

^)  An  der  Universität  in  Krakau  sind  die  Meldungsbücher  in  lateinischer  Sprache  abgefaßi, 
<Üe  Eintragungen  geschehen  im  Sinne  der  Bestimmungen  des  §  24  der  allgemeinen  Studie nordruing 
(s.  Nr.  365J  in  lateinischer  (theologische  Fakultät),  beziehungsweise  polnischer  Sprache.  Amf 
Qrund  des  Mintrl.  vom  20.  März  1902,  Z.  583  KU M  fs.  Nr.  16),  werden  an  der  Universität  in 
Lemberg  die  Meldungsbücher  nach  Maßgabe  des  §  3t  der  allgemeinen  Studienordnung  (lateinischer 
Text  mit  Eintragungen  in  der  Sprache,  in  welcher  die  Vorlesungen  gehalten  und  in  dem  Lektions- 
kataloge angekündigt  werden)  ausgefertigt. 

')  5.  den  in  diesem  Sinne  gefaßten  Beschluß  des  akademischen  Senates  unter  Nr.  477. 

»)  Betreffs  der  Zeugnisse  über  die  rechtshistorische  Staatsprüfung  vgl.  Nr.  484, 

•)  5,  Nr.  476. 


MeldungsbQcber,  Meldungsbogen,  Matrikelscheine. 
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werden,  und  zwar  in  der  Weise,  daß  der  böhmische  Text  als  Hauptlext 
mit  fetten,  der  lateinische  aber  als  Übersetzung  eingeklammert  mit  kleinen 
Lettern  gedruckt  wird,  habe  ich  genehmigend  zur  Kenntnis  genommen. 


Np.  478. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  o.  U.  vom  22.  Februar  1898,  Z.  3175, 

an  das  Rektorat  der  böhmischen  Universität  in  Prag, 

(betreffend  die  Einführung  von  Matrikelscheinen  mit  böhmisch-lateini- 
schem Texte  an  der  böhmischen  Universität  in  Prag). 

Den  laut  Berichtes  vom  23.  Juli  1897,  Z.  1036  Sen.,  vom  akademischen 
Senate  der  böhmischen  Universität  in  Prag  in  seiner  Sitzung  vom  20,  Juli 
1897  gefaßten  Beschluß,  wonach  an  Stelle  der  an  dieser  Universität  bisher 
in  Verwendung  gestandenen,  ausschließlich  in  lateinischer  Sprache  abge- 
faßten Matrikelscheine  für  die  Hörer  der  sämtlichen  Fakultäten  der  ge- 
nannten Universität  nunmehr  Matrikelscheine  eingeführt  werden,  bei  welchen 
der  böhmische  Text  als  Haupttext  mit  fetten  Lettern,  der  lateinische  aber 
eingeklammert  mit  kleineren  Lettern  gedruckt  erscheint,  habe  ich  genehmigend 
zur  Kenntnis  genommen. 

Mit  der  Ausgabe  der  neuen  Matrikelscheine  wird  jedoch  bis  zum  Ver- 
brauche des  etwa  vorhandenen  Vorrates  von  Matrikelscheinen  alter  Textie- 
rung  innezuhalten  sein.*) 


Nr.  479. 

Ans  dem  Erlasse  des  Ministeriums  fOr  K. u.U. vom  31.  Julll898,  Z.818, 

an  die  Rektorate  sämtlicher  Universitäten, 
(betreffend  die  Einführung  von  Meldungsbogen  im  Oktavformat). 

In  Erledigung  des  Berichtes  vom  .  .  .  wird  im  Sinne  des  vom  akademi- 
schen Senate  der  k.  k.  Universität  in  .  .  .  gefaßten  Beschlusses  genehmigt, 
daß  an  Stelle  der  gemäß  §  34  der  allgemeinen  Studienordnung-)  für  die 
außerordentlichen  Studierenden  in  Verwendung  stehenden,  in  Folioformat 
ausgefertigten  Meldungsbogen  vom  Studienjahre  1898/99  ab,  solche  im 
Oktavformat  nach  dem  vom  Rektorate  der  k.  k.  Universität  in  Wien  vor- 
gelegten Muster  in  Gebrauch  genommen  werden. 

Die  neuen  Meldungsbogen  werden  auf  möglichst  haltbarem  Papier 
und  in  gleicher  Weise  wie  die  Meldungsbücher  der  ordentlichen  Hörer  auf 
Sicherheitspapier')  herzustellen  sein. 


')  An  den  Universitäten  in  Wien,  Innsbraek  and  Prag  (deutsch)  werden  die  Matrikelscheine 
aasschließlich  in  deutscher  Sprache,  in  Graz  in  lateinischer  Sprache  ausgefertigt. 
*)  5.  Nr.  365. 

*)  Vgl.  Anmerkung  ^  zu  §  21  der  allgemeinen  Studienordnung  fS.  453). 
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b)  Prüfungszeugnisse  und  Diplome. 


Nr.  480. 

Verordnung  der  n.  0.  Landesregierung  vom  5.  Dezember  1833, 

Z.  64.450, 

an  die  Wiener  medizinische  Fakultät, 
(betreffend  die  Ausstellung  von  Diplomsduplikaten). 

Da  Amortisierungen  bloß  bei  jenen  Urkunden  üblich  sind,  welche  über- 
tragbare Rechte  begründen  und  durch  deren  Übergang  an  eine  zweite 
Person  der  Eigentümer  derselben  beeinträchtigt  werden  könnte,  wie  dies  bei 
Privat-  und  öffentlichen  Obligationen  der  Fall  ist,  von  einem  in  Verlust  ge- 
ratenen Diplom  aber  nicht  leicht  in  Bezug  auf  die  Privatrechte  des  Eigen- 
tümers ein  Mißbrauch  gemacht  werden  kann,  dieser  aber,  wenn  er  gemacht 
werden  sollte,  durch  die  erfolgte  Amortisierung  nicht  immer  verhindert 
werden  kann,  und  der  dabei  Betretene  ohnehin  den  gesetzlichen  Strafen 
unterliegt,  da  ferner  auch  bei  ähnlichen  Urkunden,  wie  bei  in  Verlust 
geratenen  Tauf-,  Trau-  und  Totenscheinen,  Pässen,  Adelsdiplomen  die 
Amortisierung  zur  Erhaltung  eines  Duplikates  nicht  notwendig  ist,  so  ist 
zur  Ausstellung  eines  Diploms  -  Duplikates  keine  vorläufige  Amortisie- 
rung des  in  Verlust  geratenen  Diploms  im  allgemeinen  notwendig. 
Sollte  jedoch  in  einzelnen  besonderen  Fällen  nach  dem  Dafürhalten  des 
Universitätskonsistoriums  oder  einer  einzelnen  Fakultät  diese  Umsicht  er- 
forderlich und  somit  denselben  daran  besonders  gelegen  sein,  die  ver- 
meintliche Amortisierung  des  in  Verlust  geratenen   Diploms  einzuleiten, 


')  Mit  StaatsmütVdg.  vom  22.  Juni  1866,  Z.  3771  K.  U.,  wurde  diese  Verordnung  aus  Anlaß 
eines  speziellen  Falles  dem  akademischen  Senate  in  Krakau  zur  Danacliachtung  mitgeteilt. 

Mit  MinErl.  vom  15.  Juni  1871,  Z.  5708,  wurde  der  Statthalterel  in  Tirol  über  ihre  Anfrage, 
betreffend  den  Vorgang  bei  Ausfertigung  von  Duplikaten  von  Universitätszeugnissen  and  Diplomen 
eröffnet,  daß  spezielle  Vorschrißen  (außer  dem  §  68  der  allgemeinen  Studienordnung  und  den 
obigen  Verordnungen  vom  Jahre  1833  und  1866)  nicht  bestehen  und  zufolge  der  an  der  Wiener 
Hochschule  herrschenden  Gepflogenlieit  für  die  Ausfolgung  eines  derartigen  Duplikates  nur  die 
Nachweisung  von  dem  wirklichen  Verluste  des  betreffenden  Dokumentes  erforderlich  ist.  Hiebet 
wurde  vorausgesetzt,  daß  über  die  erstatteten  Anzeigen  wegen  strafgerichtlicher  Verurteilung, 
respektive  Diplomsverwirkung  Vormerkungen  geführt  werden  (MZ.  12.464;89J.  —  Über  die  für  die 
Ausfertigung  der  Duplikate  von  Diplomen,  Meläungsbüchern,  Meldungsbogen,  Abgangszeugnissen. 
Absolutorien  und  anderen  Dokumenten  zu  zahlenden  Taxen  vgl.  §  68  der  allgemeinen  Studien' 
Ordnung  (s.  S.  465), 

Die  Legalisierung  der  Unterschriften  auf  Doktordiplomen  und  Zeugnissen  pflegt  in  der 
Regel  durch  den  Statthalter  f Landespräsidenten)  als  Chef  der  politischen  Landesstelle  zu  geschehen, 
wobei  die  Superlegalisierung  der  Unterschriß  des  Landeschefs  durch  das  Unterrichtsministerium 
erfolgt.  In  Wien  wird  die  Legalisierung  derartiger  U nterschrißen  vom  Unterrichtsministerium 
unmittelbar  vorgenommen. 

Auf  Orund  der  Verordnung  des  Justizministeriums  vom  12  Februar  1881,  RGBSr.  13, 
betreffend  die  Ausführung  des  Artikels  IV  des  mit  dem  Deutschen  Reiche  gesc/äossenen  Legat- 
sierungsvertrages  vom  25.  Februar  1880,  RQBSr.  85,  bedürfen  die  Urkunden  der  Rektorate  und 
akademischen  Senate  der  Universitäten  in  Wien,  Prag,  Oraz,  Innsbruck,  Krakau,  Lemberg  und 
Czernowitz  einer  weiteren  Beglaubigung  überhaupt  nicht. 
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so  kann  diese  bisherige  Obung  auch  fernerhin  gegen  dem  beobachtet 
werden,  daB  statt  des  Wortes  „Amortisierung"  die  Oberschrift  „üngültig- 
keitserlelarung"  zu  wählen  ist 


Nr.  481. 

firlaß  des  Staatsmlilstiriiims,  AbtfQr  K.U.U.,  vom  4.  November 1863. 

Z.  11.642. 

an  die  k.  k.  Statthalterei  für  Böhmen, 
<bc!treffeoil  die  Form  der  theologltcheii  PrUiuigsfengnlsae). 

Mit  Rückblick  auf  die  am  Schlüsse  der  MinVdg.  vom  2Q.  März  1858 
(ROBNr.  50)  grundsätzlich  penchmii^te  Berechtigung  der  bischöfe  erhebt 
das  Ministerium  ge^en  die  l  onii,  in  welcher  das  Professorenkollegium 
der  theologischen  Fakultät  der  Präger  Universität  den  Erfolg  der  ganz-  oder 
halbjährigen  Prüfungen  der  in  eine  bischöfliche  Diözese  oder  in  eine  reguläre 
Genossenschaft  aufgenommenen  Studierenden  der  Theologie  zu  dem  in 
der  bezogenen  Ministerialverordnung  bezeichneten  Zwecke  nachweist,  in 
der  Voraussetzung  keine  Einwendung,  daß  den  Theologen,  wenn  sie  die 
Universität  verlassen,  auf  ihr  Verlangen  nach  Maßgabe  des  IMinErl.  vom 
16.  September  1851,  RQBNr.  216^)  (§  20),  Abgangszeugnisse  ausgefertigt 
werden,  welche  jedoch  von  den  betreffenden  Ausstellern  nicht  als  Pro- 
fessorc nkollegium  der  theologischen  Fakultät,  sondern  als  Lehr- 
körper der  Diözesan-Lefaranstalt  auszufertigen  sein  werden. 


Nr.  482. 

Erlaft  des  Mioisters  für  K.  u.  U.  vom  9.  Mal  1876.  Z.  7248, 

MYBNr.  22, 

an  sämtliche  akademische  Senate, 

betreffend  die  Stempelpflicht  der  KoUoqulenzengnlsse,  sowie  der  Ver- 
wendongszeugnlMe  in  ekndemlscheii  Semlnerlen. 

Anläßlich  eines  vorgekommenen  Zweifels  finde  ich  nach  gepflogenem 

Einvernehmen  mit  dem  k.  k.  Finanzministerium  zu  erklären,  daß  Zeugnisse 
über  Kolloquien,  sowie  über  die  Verwendung  in  akademischen  Seminarien 
nach  Tarifpost  llö,  lit.  c  des  üesetzes  vom  9.  Februar  1850,  RGBNr.  50, 
der  Stempelpflicht  von  15  Kreuzer  (j^tzt  30  Heller)  unterliegen.') 


»)  9.  Nr,  6S7. 
*)  5.  Nr,  MS. 
•)  Vg^  Nr,  474, 
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Np.  483. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  n.  D.  Tom  12.  AprU  1892,  Z.  70M, 

an  sämtliche  medizinische  Delcanate, 

(betreffend  die  Stempelpfliclit  von  Rigorosen-  und  ähnlichen  Prfifiing»- 

zeugnissen). 

Aus  Anla0  einer  anher  gerichteten  Anfrage  finde  Ich  dem  Delouiate  ia 

Betreff  der  Anwendung  der  Stempelvorschriften  auf  die  dea  Studierenden 
der  Medizin  auszustellenden  Zeugnisse  über  abgelegte  Rigorosen  und  ins- 
besondere über  die  naturhistorischen  Vorprüfungen  nach  gepflogenem  Ein- 
vernehmen mit  dem  k.  k.  Finanzministerium  hchufs  Erzielung  eines  gleich- 
mäßigen Vorganges,  nachstehendes  zu  eröffnen: 

Die  von  den  landcsfiirsllichcn  Behörden  oder  Ämtern  ausgestellten 
Zeugnisse  unterliej^en  in  der  Ret^el,  insoweit  sie  nicht  ausdrücklich  einer 
höheren  oder  niederen  üebuhr  zugewiesen  sind,  nach  Tarifposl  116.  lit.  a.  aa 
des  Gesetzes  vom  13.  Dezember  1862,  KüBNr.  89,  der  Gebühr  von  1  Gulden 
(2  Kronen). 

Als  eine  solche  Ausnahmsbestimmung  kommt  vorliegend  nur  die  Tarif- 
post llö,  lit.  c  des  Gesetzes  vom  9.  Februar  1850,  RGBNr.  50,  in  Frage, 
wonach  Schul-  und  Studienzeugnisse,  welche  über  den  Erfolg  einer  oder 
mehrerer  am  Schlüsse  eines  Semesters  oder  Jahrganges  abgelegter  Prüfungen 
von  öffentlichen  Lehranstalten  ausgefertigt  werden,  dem  Stempel  von  our 
15  Kreuzer  (30  Heller)  per  Bogen  unterliegen. 

Die  Zeugnisse  Ober  die  naturhistorischen  Vorprüfungen  können  zu  den 
erwähnten  Studienzeugnissen  über  den  Erfolg  einer  am  Schlüsse  eines 
Semesters  oder  Jahrganges  abgelegten  Prüfung  schon  aus  dem 
Grunde  nicht  gezahlt  werden,  weil,  nach  §  2  des  Anhanges  zur  Rigorosen- 
ordnung  für  die  medizinische  Fakultät,  zu  diesen  Vorprüfungen  jeder  ordent- 
liche Hörer  der  Medizin  gegen  Beibringung  des  Maturitätszeugnisses  oder 
eines  demselben  glcichgehaltenen  Zeupfnisscs  zugelassen  wird,  und  es  dem 
Ermessen  des  Studierenden  überlassen  ist,  in  welcher  Reihenfolge  und 
in  welchen  Semestern  er  diese  Vorprüfungen  ablegen  will,  während  die 
Tarifpost  116,  lit,  c,  nur  Semestrai-  und  Jahresprüfungen  im  Auge  hat. 

Es  kann  daher  auf  die  Zeugnisse  über  die  vorstehend  erwähnten 
Vorprüfungen  nur  die  allgemeine  Vorschrift  der  Tanfpost  llö.  lit.  a,  aa 
des  Gesetzes  vom  13.  Dezember  1862,  RGBNr.  89,  Anwendung  finden. 

Bei  Ausstellung  sowohl  der  Zeugnisse  über  medizinische  Rigorosen, 
eventuell  auch  über  einzelne  Teile  derselben  (praktische  Prüfungen),  als 
auch  über  die  naturhistorischen  Vorprüfungen  ist  demnach  ausnahmslos 
ein  Stempel  per  1  Gulden  {2  Kronen)  per  Etogen  im  Sinne  der  Tarifpost  116^ 
lit  a,  aa  des  zitierten  Gesetzes  zu  verwenden. 
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Nr.  484. 

Erlaß  des  Ministsrs  für  K.  u.  U.  vom  8.  Oktober  1896.  ad  Z.  45/KUM, 

an  den  Statthalter  für  Böhmen, 

(betreffend  die  Ausdehnung  der  Bestimmungen  des  MinErl.  vom 
21.  August  1896,  Z.  45/KUM,  auf  die  Zeugnisse  über  die  von  Rechts- 
hörem der  böhmischen  Universität  in  Prag  abgelegte  rechtshistorische 

Staatsprüfung). 

Im  Nachhange  zu  dem  ho.  Erlasse  vom  21.  August  d.  J.,  Z.  45/KUM.i) 
finde  ich  anzuordnen,  daß  die  Bestimmungen  des  eben  zitierten  Erlasses, 
betreffend  die  Sprache,  in  welcher  die  Zeugnisse  über  die  judizielle  und 
staatswissenschaftliche  Staatsprüfung,  sowie  die  Prüfungsvermerke  in  den 
Meldungsbüchem  auszufertigen  sind,  auch  auf  die  Zeugnisse  über  die 
rechtshistorische  Staatsprüfung  und  deren  Vermerke  in  den  Indices  sinn- 
gemäße Anwendung  zu  finden  haben. 


Nr.  485. 

Aus  dem  Erlasse  des  Ministeriums  des  Innern  vom  7.  Dezember  1900. 

Z.  42.151. 

an  die  n.  ö.  Statthalterei, 
(betreffend  die  Rfickstellung  ärztlicher  Diplome  bei  strafgerichtlicher 

Verurteilung). 

Das  Ministerium  des  Innern  hat  im  Einvernehmen  mit  dem  Mini- 
sterium für  Kultus  und  Unterricht  eröffnet,  daß  jedes  Diplom,  welches  einem 
Arzte  oder  einer  Hebamme  wegen  Verlustes  der  Praxisberechtigung  infolge 
gerichtlicher  Verurteilung  wegen  Verbrechens  von  der  politischen  Behörde 
abgenommen  wurde,  unter  entsprechender  Verständigung  von  dem  Sach- 
verhalte jener  Lehranstalt  zurückzustellen  ist,  von  welcher  das  betreffende 
Diplom  ausgestellt  wurde. 

c)  Abgangszeugnisse  und  Absolutorien. 

Nr.  486. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  10.  März  1850.  Z.  1585. 

RGBNr.  117. 

an  das  Wiener  Universitätskonsistorium,  an  den  akademischen  Senat  der 
Universität  zu  Prag,  [Olmütz],  Graz,  Innsbruck,  Lemberg,  Krakau, 

womit  ein  Formular  der  Universitätsabgangszeugnisse  mit  einer  Vor- 
schrift über  ihre  Ausfüllung  hinausgegeben  wird. 

Zur  Erzielung  der  erforderlichen  Gleichförmigkeit  in  der  Einrichtung 
und  Ausfüllung  der  in  den  §§  23  und  24  der  provisorischen  Studienord- 

*)  5.  Nr.  476,  betreffend  die  Sprache,  in  welcher  die  Meldungsbächer  an  der  böhmischen 
Universität  in  Prag  sowie  die  Zeugnisse  über  die  judizieUe  und  staatswissenschaßliche  Staats- 
prüfung auszufertigen  sind. 
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nung^)  erwähnten  Universitätszeugnisse  für  diejenigen  Studierenden,  welche 
eine  österreichische  Universität  verlassen,  entweder  weil  ihre  Studien  beendet 
sind,  oder  weil  sie  sich  an  eine  andere  Universität  begeben  wollen,  teile  ich 
dem  (Rektorate)  ein  Formular  mit,  nach  weichem  diese  Universitätszeugnisse 
auszustellen  sind. 

Bei  ihrer  Ausfüllung  werden  folgende  allgemeine  Weisungen  zu  beob- 
achten sein: 

1.  Diese  Universitätszeugnisse  treten  teilweise  an  die  Stelle  der  an 
mehreren  Fakultäten  bisher  bestandenen  Absolutorien,  von  deren  Ausfertigung 
es  nunmehr  abzukommen  hat.') 

2.  Dieselben  werden  an  allen  österreichischen  Universitäten  in  lateini- 
scher') Sprache  nach  dem  beigeschlossenen  Formulare  ausgestellt.*) 

3.  Sie  sind  bestimmt,  einen  vollständigen  Überblick  über  die  akademische 
Verwendung  des  von  der  Universität  abgehenden  Studierenden  für  den- 
jenigen Zeitraum  zu  geben,  welchen  er  an  dieser  Universität  ohne  alle 
Unterbrechung,  oder  wenigstens  ohne  in  der  Zwischenzeit  eine  andere 
Universität  besucht  zu  haben,  zugebracht  hat. 

4.  In  der  allgemeinen  Überschrift  ist  nach  den  Worten  „quum  se  dignum 
civitate  academica  praestitisset^'  anzumerken,  ob  der  Studierende  auf  Grund- 
lage eines  Abgangszeugnisses  von  einer  anderen  Universität  [oder  der  Studien- 
zeugnisse der  früher  bestandenen  zwei  philosophischen  Jahrgänge]  oder  eines 
Maturitätszeugnisses  eines  Gymnasiums  immatrikuliert  worden  ist.  Die  be- 
treffenden Lehranstalten  sind  dabei  individuell  zu  bezeichnen. 

[5.  Zur  Aufnahme  in  diese  Zeugnisse  als  akademische  Studienzeit  sind 
nicht  geeignet  die  bis  inklusive  zum  Jahre  1848  bestandenen  zwei  philoso- 
phischen Jahrgänge.] 

6.  Im  allgemeinen  sind  die  betreffenden  Lehrgegenstände  in  chronolo- 
gischer Ordnung  der  an  der  Universität  zugebrachten  Semester,  und  zwar 
dadurch  besonders  übersichtlich  zu  machen,  daß  in  der  zweiten  Kolumne 
vor  der  Aufzählung  der  einzelnen  Lehrfächer  in  hervortretender  Schriftart 
Studienjahr  und  Semester  hervorgehoben  werden.*) 

[7.  Da  jedoch  die  jetzt  oder  in  mehreren  der  nächsten  Semester  von 
einer  Universität  abgehenden  Studierenden  Zeugnisse  vorweisen  werden,  in 
welchen  mehrere  Gegenstände  nach  den  früheren  Studienanordnungen  nicht 
nach  Semestern,  sondern  nach  Jahrgängen  aufgeführt  sind,  so  wird  auch 
noch  einige  Zeit  hindurch  in  diesen  Zeugnissen  eine  oft  wenigstens  teil- 
weise Anführung  der  Lehrgegenstände  nach  Jahrgängen  zulässig,  ja  selbst 
notwendig  sein. 

In  diesen  Fällen  sind  nach  der  Bezeichnung  des  Studienjahres  zuerst 
a)  die  ganzjährigen,  b)  die  halbjährigen  Gegenstände  besonders  anzuführen.] 

•)  Den  §§  23  und  34  der  provisorischen  Studienordnung  vom  Jt./I3.  Oktober  1849  ent- 
sprechen die  §§  67  und  68  der  allgemeinen  Studienordnung  vom  1.  Oktober  1850  fs.  Nr.  3b5J. 

«)  Absolutorien  wurden  eingeführt  für  Reehtshörer  fs.  Nr.  487)  und  Mediziner  fs.  Nr.  499). 
*)  Vgl.  Anmerkung  »)  auf  S.  587. 

*)  Das  Formular  wurde  in  diese  Sammlung  nicht  aufgenommen. 
»)  Abgeändert  für  Rechtshörer  vgL  Nr.  487  f§  9). 
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[8.  Die  an  der  Wiener  Universität  in  dem  abgekürzten  Studienjahre 
1849,  in  welchem  iceine  Semestraiabteilung  statt  hatte,  gelesenen  Kollegien 
sind,  ohne  sie  in  halb-  oder  ganzjährige  zu  scheiden,  anzusetzen.] 

9.  Die  Aufzählung  der  Lehrgegenstände  hat  sich  in  jedem  Semester, 
oder  nach  Umständen  in  jedem  Jahrgange  auf  alle  zu  erstrecken,  welchen 
der  Studierende  in  dem  betreffenden  Semester  oder  Jahrgange  in  einer 
oder  mehreren  Fakultäten  sich  gewidmet  hat.^) 

10.  Die  Rubrik  der  Fortgangsklasse  ist  für  diejenigen  bestimmt,  welche 
aus  früheren  Jahren  oder  aus  dem  Jahre  1850  als  Privatisten  der  rechts- 
und  staatswissenschaftlichen  Fakultät  Fortgangszeugnisse  vorweisen.  — 
Kommen  in  denselben  wiederholte  Prüfungen  vor,  so  sind  dieselben  durch 
den  Beisatz  rep.  ex  ersichtlich  zu  machen.^) 

11.  Ein  besonderer  Frequentationskalkul  ist  nur  insofern,  und  zwar  in 
der  Rubrik  der  Anmerkungen  aufzunehmen,  als  er  auf  „minder  fleißig'' 
oder  „nachlässig"  lautet. 

(12.  Außerdem  ist  unter  der  Anmerkungsrubrik  zu  bemerken,  daß  der 
Studierende  in  dem  einen  oder  anderen  Semester  oder  Jahrgange,  oder  einen 
einzelnen  Gegenstand  als  „Privatist"  studiert  habe.] 

13.  Nach  Aufzählung  sämtlicher  an  der  Universität  gemachten  Studien 
und  Durchstreichung  des  allenfalls  unausgefüllt  bleibenden  Raumes  sind 
auf  der  letzten  Seite  rücksichtlich  seines  akademischen  Benehmens  jedenfalls 
zuerst  die  ki  seinem  von  einer  anderen  Universität  etwa  mitgebrachten 
Universitätszeugnisse  enthaltenen  Angaben  über  sein  akademisches  Verhalten 
an  dieser  ihrem  wesentlichen  Inhalte  nach  und  sohin  die  Bemerkung  über  sein 
Betragen  an  der  das  neue  Universitätszeugnis  ausstellenden  Universität 
beizufügen.  1) 

Kam  an  dieser  gegen  ihn  kein  Anstand  vor,  so  wird  die  diesfällige 
Bestätigung  dahin  lauten,  daß  sein  Betragen  während  seines  Aufenthaltes 
an  dieser  Universität  den  akademischen  Oesetzen  „vollkommen  gemäß" 
oder  bei  geringeren  Vergehen,  welche  nach  §  19  der  Disziplinarordnung*) 
nicht  besonders  in  das  Universitätszeugnis  aulzunehmen  sind,  denselben 
^emäß"  war. 

Im  entgegengesetzten  Falle  ist  zu  bemerken:  sein  Benehmen  sei  den 
akademischen  Gesetzen  insoferne  zuwidergelaufen,  daß  gegen  ihn  folgende 
Disziplinarerkenntnisse  eintraten;  diese  sind  sohin  ihrem  wesentlichen  Inhalt 
nach  mit  Verweisung  auf  das  betreffende  Protokoll  anzuführen.*) 

14.  Das  Universitätszeugnis  wird  von  dem  Dekan  des  betreffenden 
Professorenkollegiums  zusammengestellt,  welcher  in  dem  Falle,  als  der 
Kandidat  bereits  gehörig  ausgestellte  Universitätszeugnisse  oder  Studienzeug- 
ntsse  zum  Belege  seiner  akademischen  Verwendung  beibringt,  aus  diesen 

»)  Vgl.  ßir  Reehtshörer  Nr.  487. 

*)  In  den  Abgangszeugnissen  der  Theologen  sind  gemäß  §  30  des  Min  Erl.  vom  16.  Sep- 
tember 1851,  Z.  6165,  RQBNr.  216  (s.  N.  606J,  auch  die  in  den  Annual-  oder  Semestralpri^fungen 
erhaltenen  Klassißkationen  ersichtlich  zu  machen. 

*)  Ober  die  Aufltebung  des  „Privatstudiums"  vgl.  Anmerkung  ♦)  au/S.  461.  —  «)  s.  Nr.  523. 

»)  Vgl.  auch  Absatz  6  des  Min  Erl.  vom  16.  Juni  1851,  Z.  5136  ex  1850,  betreffend  die 
Etidenzhaltung  der  gegen  Studierende  ergangenen  Verweisungserkenntnisse ,  beziehungsweise  die 
Aufnahme  solcher  Erkenntnisse  in  die  Abgangszeugnisse  (s.  Nr.  524J. 
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die  Zusammenstellung  verfassen  kann,  ohne  sich  erst  insbesondere  mit  den 
Dekanen  anderer  Fakultäten,  deren  Vorlesungen  der  Studierende  besucht 
hat,  in  das  Einvernehmen  setzen  zu  müssen. 

15.  Daß  der  gesamte  Inhalt  des  Universitätszeugnisses  von  dem  be- 
treffenden Dekane  eigenhändig  geschrieben  sei,  ist  nicht  notwendig,  doch 
haftet  er  für  die  Richtigkeit  der  darin  enthaltenen  Angaben. 

16.  Das  Universitätszeugnis  wird  von  dem  Dekane  des  Professoren- 
kollegiums derjenigen  Fakultät,  an  welcher  der  Studierende  zuletzt  immatri- 
kuliert war,  und  von  dem  Rektor  unter  Beidrückung  des  Universitätssiegels 
unterschrieben. 

17.  Die  in  jedem  Jahre  an  einer  Universität  ausgestellten  Universitäts- 
zeugnisse sind  mit  durch  alle  Fakultäten  durchlaufenden  Nummern  zu  be- 
zeichnen und  in  der  Universitätskanzlei  in  einem  eigenen  Register  in  Evi- 
denz zu  halten. 


Nr.  487. 

Erlaß  des  Ministeriums  für  K.  n.  U.  vom  3.  April  1856.  Z.  5169. 

RGBNr.  47. 

wirksam  für  den  ganzen  Umfang  der  Monarchie, 

womit  die  Einführung  von  Absolutorien  als  der  legalen  Beweisdokumente 
fiber  den  Umstand,  daß  ein  Studierender  einer  rechts-  und  staatswissen- 
schaftlichen Fakultät  oder  Rechtsakademie  seine  akademischen  Studien 
den  bestehenden  Gesetzen  gemäß  zurückgelegt  habe,  angeordnet  und 
das  Verhältnis  dieser  Absolutorien  zu  den  bisher  üblichen  Abgan^rg- 

Zeugnissen  bestimmt  wird. 

Um  in  Hinkunft  und  insbesondere  in  der  ersten  Periode  der  Durch- 
führung des  neuen  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Studienplanes  den 
Staatsbehörden,  Staatsprüfungskommissionen  und  rechts-  und  staatswissen- 
schaftlichen Fakultäten  eine  feste  und  sichere  Cynosur  der  Beurteilung  dar- 
zubieten, ob  ein  Kandidat,  welcher  sich  bei  ihnen  zur  Aufnahme  in  die 
Konzeptspraxis  oder  zu  einer  die  volle  Absolvierung  des  akademischen 
Studiums  voraussetzenden  Prüfung  meldet,  diese  Bedingung  den  bestehenden 
Oesetzen  gemäß  erfüllt,  d.  i.  sein  akademisches  Quadriennium  [oder  be- 
ziehungsweise Triennium]  gültig  vollendet  habe,  wird  hiemit  folgendes  an- 
geordnet: 

§  1.  Für  die  ordentlichen  Rechtshörer  der  Universitäten  Wien,  Prag, 
[Pest],  Krakau,  Lemberg,  Graz  und  Innsbruck,  [und  der  bestehenden 
k.  k.  Rechtsakademien]  welche  mit  dem  Sommersemester  1855/56  oder 
späterhin  ihr  akademisches  Quadriennium  [oder  Triennium]  vollenden  und 
nach  den  bestehenden  Anordnungen  eines  Beweises  hierüber  zu  was  immer 
für  einem  praktischen  oder  akademischen  Zweck  benötigen,  werden  hiemit 
eigene  Absolutorien  als  das  diesfällige  legale  Beweisdokument  eingeführt. 

§  2.  Diese  Absolutorien  sind  den  öffentlichen  Rechtshörern  der  Fakul- 
täten [und  den  öffentlichen  oder  privatim  studierenden  Schülern  der  k.  k. 
Rechtsakademien]  auf  eigens  dazu  vorgedruckten  Blanketten  auszufertigen. 


Abgangszeu^isse  und  Absolutorien. 


597 


§  3.  Diese  Absolutorien  haben  zum  Unterschiede  von  den  Abgangs- 
zeugnissen (Universitätszeugnissen) : 

1.  die  Aufschrift:  „Absolutorium"  zu  führen; 

2.  die  Anführung  aller  Kollegien  zu  enthalten,  welche  der  Kandidat 
während  seiner  ganzen  akademischen  Studienzeit  an  einer  und  derselben, 
oder  an  den  verschiedenen  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Lehranstalten, 
an  denen  er  studiert  hat,  gehört  [oder  aus  welchem  er  als  Privatstudierender 
einer  k.  k.  Rechtsakademie  die  Prüfungen  abgelegt]  hat; 

3.  im  Eingange  den  ausdrücklichen  Beisatz  zu  enthalten,  daß  derselbe 
seine  volle  akademische  Studienzeit  den  bestehenden  Anordnungen  gemäß 
zurückgelegt  habe. 

Im  übrigen  sind  sie  im  wesentlichen  nach  den  bisher  für  die  Abgangs- 
zeugnisse geltenden  Anordnungen  ^)  auszufertigen. 

§  4.  Ob  ein  Kandidat  während  und  nach  seiner  vollendeten  Studien- 
zeit auch  die  ihm  obliegenden  theoretischen  Staatsprüfungen  abgelegt  habe, 
darüber  hat  das  Absolutorium  nichts  zu  enthalten,  sondern  hierüber  ist  der 
Beweis  durch  die  Staatsprüfungszeugnisse  herzustellen. 

[§  5.  Solche  Absolutorien  beizubringen,  sind  nur  diejenigen  zur  Auf- 
nahme in  die  Konzeptspraxis  oder  zur  letzten  Staatsprüfung  sich  meldenden 
Kandidaten  nicht  verpflichtet,  welche  ohne  regelmäßigen  Besuch  der  Univer- 
sitätsvorlesungen den  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Studien  auf  Grund- 
lage des  ho.  Erlasses  vom  2.  Oktober  1855,  RGB.  Z.  172,  Abs.  7,  sich 
gewidmet  haben. 

Dieselben  werden  sich  bei  ihrer  Meldung  zur  Konzeptspraxis  ledig- 
lich mit  der  bezüglichen  Bewilligung  des  Unterrichtsministeriums  und  mit 
den  Zeugnissen  über  die  mit  gutem  Erfolge  abgelegten  theoretischen  Staats- 
prüfungen auszuweisen  haben.]  ^) 

§  6.  Diejenigen  Studierenden,  welche  ein  Absolutorium  zu  erhalten 
wünschen,  dürfen  um  dasselbe  sich  schon  im  Laufe  ihres  letzten  Studien- 
semesters bei  dem  betreffenden  Dekanate  [oder  Direktorate]  melden. 

Sie  haben  hiebei  ihre  sämtlichen  Studiendokumente  (Maturitätszeugnis, 
Meldungsbuch,  Prüfungszeugnisse  aller  Art  usw.)  im  Originale  oder  in 
Duplikaten  beizubringen. 

§  7.  Die  Beurteilung,  ob  der  Kandidat  nach  den  bestehenden  Vor- 
schriften seine  Studien  vollgültig  absolviert  habe,  steht  zunächst  den  Dekanen 
der  Professorenkollegien  (und  Direktoren  der  Rechtsakademien]  zu. 

[In  zweifelhaften  Fällen  aber  und  insbesondere,  wenn  es  sich  um  solche 
Kandidaten  handelt,  welche  sonst  ordentlich  und  fleißig  ihre  Studienzeit 
verwendet,  welche  aber,  sei  es  in  ihrem  Studiengange,  sei  es  in  der 
Stundenzahl  der  von  ihnen  gehörten  Kollegien,  namentlich  in  der  Obergangs- 
periode nicht  vollkommen  den  bestehenden  Anordnungen  gemäß  ihre  Studien 
eingerichtet  haben,  wird  hiemit  die  Entscheidung  einer  Kommission  über- 
tragen, welche  an  den  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultäten  aus 

•)  5.  Nr.  486. 

*)  Der  §  5  dieses  Erlasses  ist  durch  §  1  des  Gesetzes  vom  20.  April  tS93,  RQBNr.  68 
(s.  Nr.  635)  und  die  §§  1  und  11  letzter  Absatz  der  MinVdg.  vom  24.  Dezember  1893,  RQBNr.  204 
(s.  Nr.  636),  außer  Kraß  gesetzt. 
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dem  fungierenden  Dekane  und  zwei  Dekanen  der  nächstvorhergegangenen 
Dekanatsperioden,  an  den  Rechtsakademien  aus  dem  Direktor  und  zwei 
speziell  von  dem  Unterrichtsministerium  hiezu  bestimmten  ordentlichen  Pro- 
fessoren zu  bestehen  hat.  Auch  in  Pest  und  Krakau  hat  letztere  An- 
ordnung insolange  zu  gelten,  bis  die  Einsetzung  der  ordentlichen  akademi- 
schen Funktionäre  die  Möglichkeit  bieten  wird,  an  ihnen  die  Kommission 
in  gleicher  Weise  wie  an  den  übrigen  Universitäten  zu  organisieren.] 

(§  8.  Findet  die  betreffende  Kommission  die  Ausfertigung  eines  Absolu- 
toriums  unzulässig,  so  hat  der  Vorstand  derselben  dies  dem  Kandidaten 
schriftlich  unter  beigefügter  Motivierung  zu  eröffnen,  wogegen  diesem,  je 
nachdem  er  an  einer  Fakultät  oder  an  einer  Rechtsakademie  zuletzt  studiert 
hat,  der  Rekurs  an  die  akademische  Oberbehörde  oder  an  das  Ministerium 
offen  steht.]!) 

§  9.  Die  bisher  bestandenen  Abgangs- (Unlversitäts-)  Zeugnisse  sind 
weiterhin  nur  für  solche  Rechtshörer  auszustellen,  welche  von  einer  rechts- 
und  staatswissenschaftlichen  Lehrabteilung  (Fakultät  [oder  Rechtsakademie]) 
an  eine  andere  behufs  der  Fortsetzung  ihrer  Studien  überzutreten,  oder  aus 
letzteren  vor  Vollendung  derselben  auszutreten  gedenken.  Für  dieselben 
werden  neue  Formularien  unter  einem  hinausgegeben.  Bei  der  Ausfertigung 
dieser  neuen  Abgangszeugnisse  hat  die  detaiUierte  Aufzählung  der  gehörten 
Kollegien  zu  entfallen  und  sich  das  Zeugnis  lediglich  auf  die  Bestätigung  der 
geschehenen  Aufnahme,  der  an  der  Lehranstalt  zugebrachten  Studienzeit 
und  auf  die  Bemerkungen  bezüglich  des  akademischen  Benehmens  des 
Kandidaten  zu  erstrecken.  —  im  übrigen  sind  sie  auch  fernerhin  nach 
den  mit  den  ho.  Erlässen  vom  10.  [und  29.]  März  1850,  RGB.  Z.  117') 
[und  144]  >)  getroffenen  Anordnungen,  soweit  dieselben  durch  die  voran- 
stehenden Verfügungen  nicht  aufgehoben  oder  abgeändert  sind,  auf  den 
hiefür  bestimmten  und  zur  Hervorhebung  ihres  Unterschiedes  von  den 
Absolutorien  in  kleinerem  Formate  vorgedruckten  Blanketten  auszufertigen. 

§  10.  Absolutorien  und  Abgangszeugnisse  der  genannten  Universitäten 
[und  Rechtsakademien]  sind  fortan  in  der  Sprache  auszustellen,  in  welcher 
die  Formularien  hinausgegeben  werden. 

§  11.  Von  jedem  Abgangszeugnisse  und  jedem  Absolutorium  ist  das 
Konzept  oder  ein  Pare  bei  den  akademischen  Akten  in  eigenen  Faszikeln 
wohl  aufzubewahren,  um  nötigenfalls  hienach  Duplikate  ausfertigen  zu 
können. 

§  12.  Auf  [die  absolvierten  Rechtshörer  der  Universitäten  Padua  und 
Pavia,  sowie  auf]  die  theologischen,  medizinischen  und  philosophischen  ^) 
Fakultäten  *)  der  [übrigen]  Universitäten  haben  diese  Bestimmungen  vor- 
läufig noch  keine  Anwendung. 


•)  Die  Entscheidung  über  die  Zulässigkeit  der  Ausfolgung  des  Absolutoriums  im  Falle  ron 
Abweichungen  von  der  juristischen  Studienordnung  kommt  derzeit  dem  Unterrichtsministerium  ol 
^  s.  Nr.  486. 

*)  Dieser  Erlaß  erging  an  den  akademischen  Senat  der  Universität  Pest. 
*)  Vgl.  Nr.  489  und  490. 
»)  s.  Nr.  488  und  491. 
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Nr.  488. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  a.  U.  vom  29.  Mal  1894.  Z.  9059, 

an  das  Dekanat  der  philosophischen  Fakultät  der  Universität  in  Wien, 
(womit  in  Bezug  auf  den  Vorgang  bei  Ausstellung  von  Abgangszeugnissen 
an  Studierende  der  philosophischen  Fakultät  nähere  Bestimmungen 

getroffen  werden).^) 

In  Erledigung  des  Berichtes  vom  19.  April  1894,  Z.  759,  eröffne  ich 
dem  Dekanate  .  .  .  ,  daß  im  Sinne  der  bestehenden  Vorschriften  (ho. 
MinErl.  vom  10.  März  1850,  Z.  1585)')  von  der  Ausstellung  von  aus- 
drücklich als  „Absolutorien^'  bezeichneten  Abgangszeugnissen  an  Studie- 
rende der  philosophischen  Fakultät  in  Hinkunft  abzusehen  sein  wird. 

Die  Abgangszeugnisse  werden  vielmehr  in  Gemäßheit  der  zitierten 
Vorschrift,  sowie  den  bestehenden  Bedürfnissen  entsprechend,  entweder  als 
interimistische,  namentlich  behufs  Fortsetzung  der  Studien  an  einer  anderen 
Universität  erbetene  Zeugnisse  nach  dem  sub  2  vorgelegten  Formulare  ') 
ohne  spezielle  Angabe  der  frequentierten  Vorlesungen,  oder  aber  als  eigent- 
licher Beleg  über  die  vom  Studierenden  tatsächlich  zurückgelegten  Univer- 
sitätsstudien nach  dem  Formulare  sub  4  auszustellen  sein,  wobei  unter 
Weglassung  des  Passus,  wonach  über  die  Einrechnung  der  frequentierten 
Vorlesungen  in  das  gesetzliche  Triennium,  rücksichtlich  Quadriennium  seiner- 
zeit erkannt  werde,  lediglich  zu  bestätigen  sein  wird,  daß  der  Studierende 
die  betreffenden  Vorlesungen  ordnungsmäßig  besucht  hat. 

Es  werden  demnach  in  diese  letzteren  Abgangszeugnisse  nur  jene 
Vorlesungen  aufzunehmen  sein,  für  welche  der  Studierende  die  vorge- 
schriebene Frequentationsbestätigung  erhalten  hat. 

Es  unterliegt  keinem  Anstände,  in  diese  Abgangszeugnisse  eventuell 
auch  jene  Vorlesungen  einzubeziehen,  welche  der  Studierende  in  der  Eigen- 
schalt eines  außerordentlichen  Studierenden  ordnungsmäßig  frequentiert  hat, 
nur  wird  dieser  Umstand  in  der  Rubrik  „Anmerkung"  ausdrücklich  er- 
sichtlich zu  machen  sein. 

Auf  Grund  dieser,  die  tatsächlich  zurückgelegten  Universitätsstudien 
detailliert  nachweisenden  Abgangszeugnisse  wird  in  jedem  einzelnen  Falle 
zu  beurteilen  sein,  ob  den  in  Frage  kommenden  Anforderungen  wirklich 
entsprochen  wurde  oder  nicht. 

Hienach  wolle  das  Dekanat  .  .  .  das  weiters  Erforderliche  veranlassen. 


Nr.  489. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  u.  U.  vom  21.  Mal  1897,  Z.  12.256, 

an  die  Dekanate  sämtlicher  medizinischer  Fakultäten, 
(betreffend  die  Ausstellung  von  Univer8itäts-(Abgang8-)Zeugni88en  an 
Studierende  der  Medizin  für  Militärzwecke). 
Da  der  im  §  27  des  Wehrgesetzes  verlangte  Nachweis  über  die 
Vollendung  der  medizinischen  Universitätsstudien  nur  durch  ein  Absolutorium 

»)  Vgl.  auch  Nr.  491.  —  »)  5.  Nr.  486. 

*)  Die  Formulare  wurcUn  in  die  Sammlung  nicht  au/genommen. 
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erbracht  wird,  durch  welches  die  Zurücklegung  von  wenigstens  zehn  an- 
rechenbaren medizinischen  Semestern  und  die  Frequenz  der  in  der  Rigorosen- 
ordnung  vorgeschriebenen  Obligatfächer  bestätigt  wird,  werden  von  Seite 
der  Militärbehörden  nur  jene  den  Studierenden  der  Medizin  ausgestellten 
Universitäts- (Abgangs-)  Zeugnisse  als  zur  Erbringung  des  erwähnten  Nach- 
weises geeignete  Absolutorien  behandelt,  welche  die  ausdrückliche  Bestäti- 
gung enthalten,  daß  der  Betreffende  die  medizinischen  Studien  ordnungs- 
mäßig vollendet  hat  und  daß  demnach  gegen  dessen  Zulassung  zu  den 
Rigorosen,  beziehungsweise  wenn  das  erste  Rigorosum  schon  während  des 
Quinquenniums  abgelegt  worden  ist,  zum  zweiten  und  dritten  Rigorosum 
kein  Anstand  obwaltet. 

Nr.  490. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  n.  U.  vom  4.  September  1897,  Z.  16.636. 

an  das  Rektorat  der  Universität  in  Graz, 

(betreffend  die  Ausfertigung  von  als  ,,Absolutorlen"  bezeichneten  At>- 
gangszeugnissen  an  ordentliche  Studierende  der  medizinischen  Fakultät). 

In  Erledigung  des  Berichtes  vom  21.  Juni  1897,  Z.  1548,  genehmige  ich, 
daß  für  die  ordentlichen  Studierenden  der  medizinischen  Fakultät  zum  Zwecke 
des  Nachweises  der  ordnungsmäßigen  Vollendung  der  medizinischen  Studien 
in  Hinkunft  ausdrücklich  als  „Absolutorien^'  bezeichnete  Abgangszeugnisse 
nach  dem  Muster  des  an  der  Wiener  Universität  gebräuchlichen  Formulares 
ausgefertigt  werden,  wobei  ich  jedoch  bemerke,  daß  von  diesen  Formularien 
im  Sinne  des  hierortigen,  über  Veranlassung  des  k.  u.  k.  Reichskriegs- 
ministeriums an  sämtliche  medizinischen  Dekanate  ergangenen  Erlasses  vom 
21.  Mai  1897,  Z.  12.256,*)  nur  in  dem  Falle  Gebrauch  zu  machen  ist, 
wenn  der  betreffende  Studierende  wenigstens  zehn  anrechenbare  medizinische 
Semester  zurückgelegt  hat  und  die  Frequenz  der  in  der  Rigorosenordnung 
vorgeschriebenen  Obligatfächer  auszuweisen  vermag. 

Dagegen  bin  ich  nicht  in  der  Lage,  den  weiteren  Antrag  betreffend 
die  Verwendung  von  gleichen,  ausdrücklich  als  „Absolutorien"  bezeich- 
neten Formularien  für  die  ordentlichen  Studierenden  der  philosophischen 
Fakultät  zu  genehmigen,  da  die  Ausstellung  von  solchen  „Absolutorien** 
für  Studierende  der  Philosophie  im  Sinne  der  bestehenden  Vorschriften 
(MinErl.  vom  10.  März  1850,  Z,  1585)')  auch  an  der  Wiener  philosophischen 
Fakultät  auf  Grund  des  ho.  Erl.  vom  29.  Mai  1894,  Z,  9059,»)  nicht  mehr 
stattfindet  und  die  Ausstellung  von  Abgangszeugnissen  über  die  von  solchen 
Studierenden  tatsächlich  zurückgelegten  Universitätsstudien  mit  Benützung 
von  Formularien  erfolgt,  in  welchen  unter  Weglassung  jedes  Passus  über 
die  Anrechenbarkeit  von  Semestern  lediglich  bestätigt  wird,  daß  der  Studie- 
rende die  im  Abgangszeugnisse  angeführten  Vorlesungen  ordnungsmäßig 
frequentiert  hat. 

•)  5.  Nr.  489. 
•)  s.  Nr.  496. 

•)  s.  Nr.  488  und  401. 


Abgingszeugnisse  und  Absolutorien;  Erwerbung  und  Verlust  des  Doktorates. 


Nr.  491. 

Erlal  des  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  1.  Dezember  1902,  Z.  38.391, 

an  alle  Universitätsrektorate  (außer  Wien), 
(betreffend  die  Abgangszeugnisse  an  den  philosophischen  Fakultäten). 

In  der  Anlage  übersende  ich  dem  Rektorate  eine  Abschrift  des  an  das 
Dekanat  der  philosophischen  Fakultät  in  Wien  gerichteten  ho.  Erl.  vom 
29.  Mai  1894,  Z.  9059,*)  betreffend  den  bei  der  Ausstellung  von  Abgangs- 
zeugnissen für  die  Studierenden  der  Philosophie  zu  beobachtenden  Vorgang 
mit  dem  Ersuchen,  hievon  das  Dekanat  der  philosophischen  Fakultät  in 
Kenntnis  zu  setzen  und  zur  Erzielung  eines  einheitlichen  Vorganges  an  den 
philosophischen  Fakultäten  die  Ausstellung  der  Abgangszeugnisse  künftig 
nach  diesem  Erlasse  einzurichten,  sofern  bisher  etwa  eine  andere  Übung 
bestandeu  -haben  sollte. 

Hienach  sind  den  Studierenden  der  Philosophie  teils  intermistische,  die 
frequentierten  Vorlesungen  nicht  im  einzelnen  anführende  Abgangszeugnisse 
(namentlich  zum  Obertritt  an  eine  andere  Universität),  teils  aber  Zeugnisse 
auszustellen,  welche  nach  Beendigung  der  Universitätsstudien  in  ähnlicher 
Weise,  wie  die  an  anderen  Fakultäten  eingeführten  Absolutorien,  jedoch  ohne 
eine  formelle  Bezeichnung  als  „Absolutorien"  über  Verlangen  ausgefolgt 
werden  und  die  gesamten  tatsächlich  zurückgelegten  Universitätsstudien  in 
detaillierter  Weise  ersichtlich  machen. 

Hiedurch  erscheint  namentlich  den  Interessen  jener  Studierenden  gedient, 
welche  ihre  Universitätsstudien  teils  als  ordentliche,  teils  als  außerordentliche 
Hörer  absolviert  haben  und  auf  Grund  dieser  die  ausnahmsweise  Zulassung 
zu  den  philosophischen  Rigorosen  oder  zur  Mittelschul-Lehramtsprüfung 
anstreben. 

Je  ein  Exemplar  dieser  an  der  Wiener  Universität  eingeführten  Zeugnis- 
formularlen  folgt  mit. 


6.  Allgemeine  Vorschriften  über  das  Doktorat. 


a)  Erwerbung  und  Verlust. 
Vorbemerkung. 

Betreffend  die  Bedingungen  für  die  Erwerbung  des  Doktorgrades  an  den  einzelnen 
Fakttliäten  vgl.:  Nr.  615  fkaihoUsch-theologischJ,  Nr.  628  (griechisch-orientalisch-theologisch), 
Nr.  660  (rechts-  und  staatswissensc/taftlichj,  Nr.678  (medizinisch)  und  Nr.  702  (philosophisch) ,  femer 
Nr.  634  (evangelisch- theologisch). 


»)  5.  Nr.  488  und  490. 


II.  Teil:  Studienvorschriften;  A.  Allj^etneine  Bestimmungen. 


Ober  den  Vertust  des  Doktorgraäts  infolge  einer  straf eerichtliehen  Verurteilnng  wäre 
folgendes  zu  bemerken: 

Auf  Qrund  §  26  Iii.  b  des  allgemeinen  Strafgesetzes  vom  27.  Mai  1852,  RQBNr.  117  und 
§  6  des  Gesetzes  vom  15.  November  1867,  ROBSr.  131  fStrafgesetznovelle),  tritt  durch  die  Verurteihing 
wegen  eines  Verbrechens  „der  Verlust  aller  .  .  .  akademischen  Qrade  und  Würden"  ein. 

Nach  dem  Wortlaute  des  §  6  dieser  Strafgesetznovetie  würde  auch  im  Falle  der  Ober- 
tretungen  der  §§  460,  461,  463,  464  StO,  dann  wegen  des  Vergehens  des  Wuchers  (§  1,  beziehungs- 
weise 6  des  Gesetzes  vom  28.  Mai  1881,  RQBNr.  47)  und  des  Vergehens  oder  der  Übertretung 
der  Vereitlung  einer  Zwangsvollstreckung  (§§  1  und  2  des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1863,  RQBNr.  78) 
die  gleiche  Urteilsfolge  eintreten,  doch  nimmt  eine  mildere  Auffassung  und  die  Praxis  des 
Obersten  Gerichts-  und  Kassationshofes  (Entscheidung  vom  16.  November  1878,  Z.  7561,  Nowaksche 
Sammlung  Nr.  187)  an,  daß  hier  die  im  §  26  lit.  b  des  Strafgesetzes  erwähnten  Berechtigungen 
und  Würden  nicht  verloren  gehen. 

Mit  der  strafgerichtlichen  Verurteilung  ist  nach  dem  Gesetze  in  den  dort  normierten  Fällen 
auch  „die  Unfähigkeit  zur  Erlangung  dieser  Vorzüge  und  Berechtigungen^'  verbunden.  Diese 
Unfähigkeit  dauert  nur  beschränkte  Zeit  und  „hat  aufzuhören"  je  nach  der  Art  des  Deliktes  ent' 
weder  mit  dem  Ende  der  Strafe  oder  ,  eine  bestimmte  Zeit  nach  dem  Strafende  (tO,  5  oder  3  Jahre). 

Weder  durch  die  Strafverbi^ßung,  noch  durch  den  Ablauf  dieser  Zeiträume  „werden  diese 
Vorzüge  und  Berechtigungen  wieder  erlangt". 

Auf  Grund  der  Entscheidung  des  k.  k.  Verwaltungsgerichtshofes  vom  6.  Juli  1904,  Z.  7376, 
ist  zur  Wiedererlangung  des  Doktorgrades  die  neuerliche  Ablegung  der  Rigorosen  nicht  erforderlich. 
Die  betreffende  Fakultät  ist  jedoch  im  Hinblick  auf  das  noch  derzeit  geltende  Hofdekret  vom 
23.  März  1791,  POS  Bd.  2,  S.  144,  Nr.  46,  nicht  gebunden,  einen  solchen  Kandidaten  zum  Doktor 
sa  promovieren.^)   (Vgl.  Nr.  499b.) 

Der  verloren  gegangene  Doktorgrad  kann  in  dem  Falle  vrieder  aufleben,  wenn  im  Wege 
der  Ah.  Gnade  dem  Verurteilten  nicht  nur  die  allgemeinen  Rechtsfolgen,  sondern  auch  der  im 
besonderen  Falle  eingetretene  Verlust  des  akademischen  Grades  (oder  einer  besonderen  Berech- 
tigung) nachgesehen  werden.   (MinAkt  Z.  11.641  ex  1887.) 

Ober  den  Einfluß  einer  strafgerichtlichen  Verurteilung  auf  die  Fortsetzung  der  Rigorosen 
vgl.  Nr.  499  b. 


Nr.  492. 

Stndlenhofkommlsslonsdekret  vom  23.  Mal  1829,  Z.  2592, 

an  sämtliche  Länderstellen, 

(womit  die  Zurficklegung  sämtlicher  Doktoratsakte  an  einer  und  der- 
selben Universität  und  die  Verständigung  aller  Universitäten  von  der 
Ausschließung  eines  reprobierten  Kandidaten  von  der  Erlangung  des 

Doktorgrades  angeordnet  wird). 

Se.  Majestät  haben  mittelst  Ah.  Entschl.  vom  7.  d.  als  allgemeine 
Norm  zur  Erteilung  des  Doktorgrades  für  alle  Fakultäten  festzusetzen 
und  zu  verordnen  geruhet,  daß,  nachdem  die  Erteilung  des  Doktorgrades 
nicht  der  stückweise  Akt  mehrerer  Universitäten  sein  kann,  von  den  Kandi- 
daten an  einer  Universität  alles  geleistet  und  von  den  Prüfern  begutachtet 
werden  muß,  ob  der  Geprüfte  in  jeder  Hinsicht  zur  Erlangung  des  Doktor- 

')  In  den  Entscheidungsgründen  zum  Erkenntnisse  des  k.  k.  Verwaltungsgerichtshofes  vom 
6.  Juli  1904,  Z.  7376,  wird  bemerkt: 

Schon  die  historische  Entwiclclungr  des  Doktorates,  welches  aus  der  ZugehOrl^eit  zu 
einer  privilegierten  Korporation  sich  in  einen  Ehrentitel  verwandelte,  legt  die  Vermutung  nahe, 
daS  die  Abicgung  der  Rigorosen  einen  voraussetzungslosen  Anspruch  auf  Promotion  zum 
Doktor  nicht  gewährt  und  dafi  die  den  Doktorgrad  unter  AutoritSt  der  Universität  verleihende 
Fakultät  (§  14,  Ziffer  4,  des  Gesetzes  vom  27.  April  1873,  ROBNr.  63)  die  Möglichkeit  haben 
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grades  geeignet  sei.^)  Um  daher  allen  Unfug  wirksam  hintanzuhalten, 
haben  die  sämtlichen  Studienzeugnisse,  welche  der  Kandidat  der  Doktors- 
würde vor  der  Zulassung  zur  ersten  strengen  Prüfung  beizubringen  hat,  so 
lange  bei  dem  betreffenden  Dekane  zu  erliegen  und  sind  in  keinem  Falle 
dem  Kandidaten  zurückzustellen,  als  nachdem  er  alles  mit  Approbierung 
geleistet  hat,  was  zur  Erhaltung  des  Doktorgrades  erfordert  wird. 

Wird  ein  Kandidat  gänzlich  verworfen  und  für  unfähig  zum  Doktor- 
grad erkannt,  so  müssen  ihm  zwar  die  Studienzeugnisse  aus  der  Theologie, 
der  Rechtsgelehrtheit  und  Philosophie,  welche  für  denselben  auch  in  anderer 
Hinsicht  Wert  und  Anwendung  haben,  zurückgestellt  werden,  es  ist  aber 
gleichzeitig  allen  Universitäten  bekanntzugeben,  daß  der  berührte  Kandidat 
für  immer  von  der  Erlangung  des  Doktorgrades  ausgeschlossen  und  daher 
an  keiner  Universität,  wenn  er  dies  mit  Beibringung  seiner  Studienzeugnisse 
nachsuchte,  zu  einer  strengen  Prüfung  zuzulassen  sei.  Diese  Ah.  Entschl. 
ist  den  gesamten  Studienanstalten  und  überhaupt  allgemein  zur  genauesten 
Befolgung  bekanntzumachen.^) 


Nr.  493. 

Erlaß  des  Staatsministeriums.  Abt.  K.  ü..  vom  31.  Jänner  1866. 

Z.  12.407  ex  1865. 

an  das  Universitätskonsistorium  in  Wien  und  die  akademischen  Senate 

in  Prag,  Lemberg,  Graz,  Innsbruck,  Krakau, 
(betreffend  den  Vorgang  im  Falle  der  Ausschließung  eines  Kandidaten 
von  der  Erlangung  des  Doktorgrades  oder  des  Verzichtes  eines  repro- 
bierten Kandidaten  auf  die  Fortsetzung  der  Rigorosen).=>) 

Wenn  ein  Doktorand  seine  in  Oemäßheit  der  bestehenden  Vorschriften 
bei  der  Meldung  zu  den  Rigorosen  deponierten  Zeugnisse  zurückverlangt, 

mufi,  den  Kandidaten  auch  auf  seine  WUrdiKkeit  hin  zu  beurteilen.  Dies  w&re  nun  vielleicht 
aus  der  Geschichte  der  Universitäten  In  einer  zwingend  schlüssigen  Welse  darzutun ;  allein  es 
ist  gerade  für  das  juristische  Doktorat  In  einer  bindenden  Norm  ausdrücklich  gesagt. 

Das  auf  einer  Ah.  Entschließung  beruhende  Hofdekret  vom  23.  März  1791,  POS  Bd.  2, 
S.  114,  Nr.  46,  verfügt,  die  Universitäten  anzuweisen,  „dafi  sie  bei  Verleihung  der  Doktorwürde 
aus  der  Rechtsgelehrsamkeit  strenge  zu  Werke  gehen  und  nebst  dem  gründlichen  Studium  auch 
auf  die  echten  Grundsätze  der  Sittlichkeit  und  Rechlschaffenhelt  der  Kandidaten  Rücksicht 
nehmen*. 

Diese  Norm  gilt  noch  heute;  denn  derogiert  ist  sie  nirgends  ausdrücklich,  eine  abroga- 
torische  Klausel  aber,  welche  Utere  Vorschriften,  welche  sich  auf  das  Doktorat  beziehen,  In 
complexu  aufier  Kraft  setzen  würde,  findet  sich  auch  nicht. 

Es  existiert  also  eine  bindende  Verpflichtung,  den  Kandidaten  auf  Orund  der  abgelegten 
Rigorosen  zu  promovieren,  für  die  Fakultät  nicht,  und  diese  Fakultät  hat  das  volle  Recht,  die 
Würdigkeit  jedes  Kandidaten,  somit  auch  die  eines  strafgerichtllch  Verurteilten  zu  prüfen  und 
auf  Orund  dieser  Prüfung  die  Promotion  zu  bewilligen  oder  zu  verweigern. 

*)  Dieser  Qrundsatz  ist  in  den  Rigorosenordnungen  der  einzelnen  Fakultäten  berücksichtigt. 
—  Die  bereits  auf  Orund  des  StHD  vom  24.  April  1830,  Z.  2132  (s.  Nr.  618J,  den  Zöglingen  des 
höheren  Priesterbildungsinstitutes  zu  St.  Augustin  in  Wien  zugestandene  Ausnahme  wurde  im  §6 
der  theologischen  Rigorosenordnung  (s.  Nr.  615)  aufrecht  erhalten. 

»)  Weiter  ausgeführt  durch  den  StaatsminErt.  vom  31.  Jänner  1866,  Z.  12407  ex  1865 
($.  Nr.  493). 

■)  VgL  Nr.  496. 
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II.  Teil:  Studienvorschriften;  A.  Allsfemeine  Bestimmung^en. 


entweder  a)  weil  er  bei  einem  Rigorosum  zum  zweiten  Male  reprobiert 
und  er  sonach  von  der  weiteren  Fortsetzung  und  von  der  Erlangung  des 
betreffenden  Doktorates  an  sämtlichen  Universitäten  der  Monarchie  aus- 
geschlossen ist,i)  oder  b)  weil  er  nach  erfolgter  erster  Reprobation  bei 
einem  Rigorosum  von  der  Fortsetzung  der  strengen  Prüfungen  abstehen 
zu  wollen  erklärt,  so  ist 

1.  dieser  Mißerfolg  und  bezüglich  des  Falles  b)  auch  die  betreffende 
Erklärung  in  dem  Originalmeldungsbuche  am  Schlüsse  des  letzten  Semesters, 
in  Abgang  desselben  aber  auf  dem  vorgelegten  Original-Absolutorium  oder 
auf  dem  letzten  Abgangszeugnisse,  oder  nach  Umständen,  falls  seine  Zu- 
lassung zu  den  Rigorosen  zuletzt  auf  Grundlage  einer  speziellen  Bewilligung 
der  obersten  Unterrichtsbehörde  erfolgt  ist,  auf  dem  betreffenden  Original- 
dekrete anzumerken. 

2.  Sind  sämtliche  Universitäten  der  Monarchie  von  jedem  solchen 
Vorkommnisse  alsogleich  in  Kenntnis  zu  setzen,  und  sind  diese  Mitteilungen 
in  eigens  dazu  bestimmten,  oder  falls  sie  nicht  schon  bestehen  sollten,  an- 
zulegenden genauen  Registern  in  steter  Evidenz  zu  halten. 

3.  Sollte  sich  ungeachtet  dieser  Vorkehrungen  gegen  einen  von  einer 
anderen  Universität  kommenden  Kandidaten  Bedenken  ergeben,  ob  er  nicht 
in  eine  der  oben  sub  a)  und  b)  erwähnten  Kategorien  falle,  so  wird  von 
der  Zulassung  desselben  im  geeigneten  Korrespondenzwege  sich  die  Gewiß- 
heit zu  verschaffen  sein,  daß  gegen  ihn  keiner  der  oben  berührten  Anstände 
obwalte. 


Nr.  494. 

Erlaß  des  Ministeriums  für  K.  u.  U.  vom  16.  Juni  1869.  Z.  4508. 

MYBNr.  66. 

an  das  rechts-  und  staatswissenschaftliche  Professorenkollegium  in  Krakau 

(aus  Anlaß  eines  speziellen  Falles), 
betreffs  der  Abhaltung  von  Doktoratsprüftingen  während  der  gesetz- 
lichen Ferien. 

Während  der  gesetzlichen  Ferien  kann  kein  Professor  verhalten  werden, 
sich  an  einer  Doktoratsprüfung  zu  beteiligen;  wenn  sich  aber  nach  Schluß 
des  Sommersemesters  die  zur  Abhaltung  einer  bestimmten  Doktoratsprüfung 
Berufenen  freiwillig  in  der  erforderlichen  Vollzähligkeit  versammeln,  so  ist 
gegen  die  Vornahme  der  Prüfung  vom  Standpunkte  des  Unterrichtsministe- 
riums nichts  einzuwenden.  Übrigens  wird  selbstverständlich  jedes  Kollegium 
Sorge  tragen,  jeden  Verdacht  ungerechtfertigter  Begünstigung  einzelner  fern- 
zuhalten.*) 

')  Vgl.  die  bezüglichen  derzeit  geltenden  Bestimmungen  der  Rigorosenordnungen  (§  13  der 
theologischen  Rigorosenordnung :  Nr.  6/5;  §  13  der  juristischen  Rigoros enordnung:  Nr,  660; 
§  30  d£r  medizinischen  Rigorosenordnung:  Nr.  678  und  §  9  der  philosophischen  Rigorosen- 
ordnung: Nr.  702.) 

*)  Vgl.  Nr.  368,  wonach  es  der  Bestimmung  der  akademischen  Behörden  anheimgesteUt 
wird,  ob  während  der  Weihnachts-,  Neujahrs-  und  Faschingsferien  Rigorosen  oder  sonstige 
Doktoraisakte  vorzunehmen  seien. 
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Nr.  495. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  17.  Oktober  1873,  Z.  11.914, 

an  die  akademischen  Senate  der  Universitäten  in  Wien,  Graz,  Prag,  Innsbruck, 

Lemberg  und  Krakau, 

(womit  die  nach  iMaßgabe  der  iVlinVdg.  vom  15.  April  1872,  RQBNr.  57, 
abgeänderten  Diploms-,  Sponsions-  und  Eidesformeln  bei  Erwerbung 
der  Doktorswflrde  an  den  weltlichen  Fakultäten  kundgemacht  werden). 

Da  die  bisherigen  Diploms-,  Sponsions-  und  Eidesformeln  bei  Er- 
werbung der  Doktors  würde  an  den  weltlichen  Fakultäten  den  Bestimmungen 
der  MinVdg.  vom  15.  April  1872,  RQBNr.  57,»)  über  die  Erwerbung  des 
Doktorates  nicht  mehr  entsprechen,  so  wurden  dieselben  in  der  erforder- 
lichen Weise  geändert  und  haben  demzufolge  von  nun  an  naciistehend 
zu  lauten: 

Doktordiplomsformulare : 

Q.  F.  F.  F.  Q.  S. 

Summis  ausplcils 
Augustisslm!  Imperatoris  ac  Regls 

Francisci  losephi  I. 

Nos 

N.  N.  (Name  und  Titel  des  Rektors)  h.  t.  UniversltaÜs  N.  N. 

Rector  Magnificus, 

N.  N.  (Name  und  Titel  des  Dekans) 

Ordinls  lurlsconsultorum  /  Mediconim/Phllosophorum/  h.  t.  Decanus  et 
N.  N.  (Name  und  Titel  des  Promotors) 

Promotor  rite  constitutus 
in 

Vlrum  Clarissimum 
(Name  und  Herkunft), 

(fflr  Juristen)  postquam  examlnibus  legitimis  laudabilem  in  universo  iure  doctrinam  probavlt, 
Doctoris  iuris  nomen  et  bonores  iura  et  privilegia; 

(fQr  Mediziner)  postquam  examinibus  legitimis  cum  doctrinam,  tum  facultatem  artis  medicae 
probavlt,  Doctoris  universae  medicinae  nomen  et  honores  potestatemque  artem  tam  medicam 
chirurgicamque,  quam  ophtlialmicam  atque  obstetrlciam  exerceqdl; 


*)  j.  die  jetzigen  Rigorosenordnungen :  Nr.  660,  678  und  702. 

An  den  katholisch-theologischen  Fakultäten  wurden  mit  dem  Erlasse  des  Ministeriums 
för  K.  u.  U.  vom  13.  April  1905,  Z.  19.505  ex  1904,  einheitliche  Diploms-,  Sponsions-  und  Pro- 
motionsformeln bei  Erwerbung  des  theologischen  Doktorgrades  eingeführt,   (s.  Nr.  499  c.J 

An  der  griechisch-  orientalisch  - theologischen  Fakultät  der  Universität  in  Czer- 
nowitz  steht  für  die  Doktordiplome  die  an  den  übrigen  Fakultäten  dieser  Universität  gebräuchUche 
Formel  in  Anwendung. 

An  einigen  Universitäten  (beispielsweise  in  Wien)  wird  es  in  besonders  rüeksichtswürdigen 
Fällen  als  zulässig  angesehen,  daß  im  Falle  der  Verhinderung  des  Promovenden  der  formelle 
Promotionsakt  mit  einem  mit  legaler  Vollmacht  ausgewiesenen  Stellvertreter,  der  jedoch 
bereits  zum  Doktor  promoviert  sein  muß,  vorgenommen  wird.  —  Der  vom  akademischen  Senat 
der  Universität  in  Oraz  beschlossene  Vorgang  bei  Doktorpromotionen  durch  Stellvertretung  wurde 
mit  MinErt.  vom  4.  August  1882,  Z.  11.700,  genehmigend  zur  Kenntnis  genommen. 
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(für  Philosophen)  postquam  et  dissertatione  de  (Titel)  conscripta  et  examinibus  legitlndi 
laudabilem  in  (Spezialfach)  doctrinam  probavit,  Doctoris  philosopbiae  nomen  et  honores  Inn 
et  privilegia 

(an  alle)  contuliraus 
In  elasque  rei  fidem  hasce  litteras  Universitatis  sigillo  sandendas  curavimus. 

Datum   .   .  . 

L.  S. 

Untenchrift: 

des  Rektors  des  Dekans  des  Promotors 


Sponsionsf  ormel : 

Promotor: 

(fOr  alle)  Examinibus,  Doctorande  clarissime,  quae  ad  eorum,  qul  in  iure /arte  media/ 
philosophia/  Doctoris  nomen  ac  honores  consequi  Student  doctrinam  (für  Mediziner:  et 
facultatem)  explorandam  lege  constltuta  sunt,  cum  laude  superatis,*)  nos  adilsti,  ut  te  eo  honore 
quem  appetiisti,  in  hoc  solcmni  consessu  omemus.  Sed  prius  fides  est  danda,  te  talem  sestper 
futurum,  qualem  te  esse  iubebit  dlgnltas,  quam  obtinebls  et  nos  te  fore  speramus. 

Spondebls  Igitur, 

primum  te  huius  Universitatis,  in  qua  summum  in  iure/arte  medica/phDosophia/ gradom 
ascenderls,  piam  perpetuo  memoriam  habitunim  eiusque  res  ac  ratlones,  quoad  poteris,  adintunim; 

dein  honorem  eum,  quem  in  te  conlaturus  sum,  integrum,  incolumemque  senratumm, 
neque  umquam  pravis  moribus  aut  vitae  infaraia  commaculaturum; 

(fflr  Juristen)  postremo  doctrinam  iuris,  qua  tu  nunc  polles,  impigro  labore  culturum  etio 
vitae  usum  et  commoda  ita  conversurum,  ut  aequitas  iuris  ac  iudicii,  qua  salus  civitatis 
continetur,  quantum  in  te  est,  usque  quaque  conservetur; 

(fflr  Mediziner)  postremo  doctrinam,  qua  tu  nunc  polles,  cum  industria  tua  culturum  tum 
Omnibus  incrementis,  quae  progrediente  tempore  haec  ars  ceperit,  aucturum,  usum  et  facultatem 
tuam  ad  salutem  et  prosperltatera  bominum  studiose  conversurum,  denique  cunctis  officiis,  quae 
probum  medicum  decent,  ea  qua  par  est  humanitate  erga  quemcunque  functurum  esse; 

(fflr  Philosophen)  postremo  studia  humanitatis  impigro  labore  culturum  et  provectumm 
non  sordidl  lucri  causa,  nec  ad  vanam  captandam  gloriam,  sed  quo  magis  veritas  propagetorct 
lux  eius,  qua  salus  humani  generis  continetur,  darius  effulgeat; 

(fflr  alle)  haec  tu  ex  animi  tui  sententia  spondebls  ac  pollicebere? 

Docto  rand  us: 

Spondeo  ac  polliceor. 

Promotor: 

Itaque  iara  nihil  impedit,  quominus  honores,  quos  obtlnere  cupis,  tibi  impertiamus. 

Ergo  ego  Promotor  legitime  constitutus  te  (Name  und  Herkunft  des  Doktoranden)  ex 
decreto  ordinis  mei  iuris /universae  medicinae/philosophiae/  doctorem  creo,  creatum  renuntio 
omniaque  iuris/ philosophiae/  doctoris  iura  ac  privilegia 

(für  Mediziner:  potestatemque  artem  tam  medlcam  chinirgicamque,  quam  ophthalmican 
atque  obstetriciam  exercendi) 

(fär  alle)  in  te  confero  in  eiusque  rel  fidem  hoc  diploma,  Universitatis  sigillo  inslgnituni 
tibi  in  manus  trado. 

SchluS: 

Qratiarum  actio  des  neu  kreierten  Doktors. 


•)  Mit  MinErt.  vom  17.  Dezember  1904.  Z.  39.255,  wurde  eine  vom  Pro/essorenkoOegaa 
der  juridischen  Fakultät  der  Universität  in  Lemberg  beschlossene  unwesentliche  Ändenmi 
der  vorgeschriebenen  Formel  für  die  Ansprache  des  Promotors  genehmigend  zur  Kenntm 
genommen. 
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Nr.  496. 

Aus  dem  Erlasse  des  Ministers  fflr  K.  a.  U.  vom  10.  Oktober  1890, 

Z.  15.492. 

an  das  Rektorat  der  Universität  in  Wien, 

(womit  ausgesprochen  wurde,  daß  der  von  einem  reprobierten  Kandi- 
daten des  Doktorates  freiwillig  kundgegebene  Entschluß,  die  Rigorosen 
nicht  weiter  fortzusetzen,  ihn  von  der  späteren  Zulassung  zur  Fort- 
setzung der  Rigorosen  nicht  ausschließt). 

In  den  Fällen,  in  welchen  ein  Kandidat  nach  erfolgter  Reprobation, 
ohne  von  der  Fortsetzung  der  Rigorosen  ex  lege  ausgeschlossen  zu  sein, 
seine  beim  Dekanate  hinterlegten  Dokumente  zurückverlangt,  ist  im  Sinne 
des  Erlasses  des  Staatsministeriums  vom  31.  Jänner  1866,  Z.  12.407/KU.i) 
ein  förmlicher  Verzicht  des  Kandidaten  auf  das  Recht,  den  Doktorgrad  zu 
erwerben,  nicht  zu  verlangen;  die  betreffende,  von  ihm  abzugebende  Er- 
klärung hat  vielmehr  nur  zu  besagen,  daß  der  Kandidat  den  Entschluß  ge- 
faßt habe,  die  Rigorosen  nicht  weiter  fortzusetzen. 

Diese  Erklärung  schließt  somit  nicht  aus,  daß  der  betreffende  Kandidat 
in  der  Folge  dennoch,  die  Erfüllung  aller  gesetzlichen  Bedingungen  voraus- 
gesetzt, wieder  zur  Fortsetzung  der  strengen  Prüfungen  behufs  Erlangung 
des  Doktorgrades  selbstverständlich  an  jener  Universität,  an  welcher  er 
dieselben  begonnen  hat,  zugelassen  werde. 

Die  Anmerkung  der  in  Rede  stehenden  Erklärung  in  den  betreffenden 
Dokumenten,  sowie  die  Verständigung  der  übrigen  medizinischen  Fakul- 
täten hat  in  diesen  Fällen  nur  den  Zweck  zu  verhüten,  daß  der  Kandidat  im 
Widerspruche  mit  den  bestehenden  Normen  zur  Ablegung  der  strengen 
Prüfungen  behufs  Erwerbung  des  Doktorates  an  einer  anderen  Fakultät, 
als  an  welcher  er  diese  Prüfungen  begonnen  hat,  zugelassen  werde. 


Nr.  497. 

Erlaß  des  Ministeriums  fOr  K.  u.  U.  vom  12.  August  1893,  Z.  6384, 

an  das  Dekanat  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät  der 

Universität  in  Innsbruck, 

(betreffend  die  strafweise  Einziehung  der  erlegten  Rlgorosentaxe  im 
Falle  des  ungerechtfertigten  Ausbleibens  oder  Rücktrittes  des  Kandidaten 
von  dem  ihm  bestimmten  Prüfungstermine). 

Mit  Beziehung  auf  den  Bericht  vom  8.  Dezember  1892,  Z.  5471,  wird 
dem  Dekanate  eröffnet,  daß  die  vom  Professorenkollegium  gegebene  An- 
regung, die  Fälle  des  ungerechtfertigten  Ausbleibens  der  Kandidaten  von  den 
strengen  Prüfungen  durch  strafweise  Einziehung  der  erlegten  Rigorosentaxe 

»)  *.  Nr.  493. 
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möglichst  hintanzuhalten,  an  anderen  Universitäten,  so  an  der  medizinischen^) 
Fakultät  in  Wien  und  an  der  medizinischen  und  philosophischen  Fakultät 
der  deutschen  Universität  in  Prag  bereits  tatsächlich  zur  Verwirklichung 
gelangt  ist.^) 

Zu  diesem  Behufe  bedarf  es  aber  vor  allem  der  Festsetzung  der 
Modalitäten,  unter  denen  im  Falle  des  ungerechtfertigten  Ausbleibens 
oder  Rücktrittes  eines  Kandidaten  von  dem  ihm  bestimmten  Prüfungs- 
termine die  bereits  erlegte  Prüfungstaxe  für  verfallen  erklärt  werden  kann. 
Die  vom  Professorenkollegium  in  dieser  Beziehung  zu  fassenden  Beschlüsse 
unterliegen  der  ho.  Genehmigung. 

Was  dagegen  die  Frage  der  Verwendung  der  hienach  für  verfallen 
erklärten  Taxen  anbelangt,  so  bleibt  die  Bestimmung  hierüber  dem  Pro- 
fessorenkollegium überlassen. 

Hiebei  wird  bemerkt,  daß  nach  dem  an  den  obgenannten  Fakultäten 
beobachteten  Vorgange  diese  Prüfungstaxen  Studenten-Unterstützungsver- 
einen zugewendet  werden.  Es  dürfte  sich  demnach  empfehlen,  eventuell 
auch  an  der  Universität  Innsbruck  die  fraglichen  Beträge  dem  daselbst 
bestehenden  akademischen  Unterstützungsvereine  etwa  mit  der  ausdrücklichen 
Weisung  zuzuwenden,  dieselben  dürftigen  und  würdigen  Studierenden  zur 
Bestreitung  von  Prüfungstaxen  zukommen  zu  lassen. 


Nr.  498. 

Aus  der  Note  des  Ministeriums  für  K.  u.  U.  vom  4.  Oktober  1895, 

Z.  22.412, 

an  das  Ministerium  des  Innern, 

(betreffend  die  Führung  des  Doktortitels  bei  einem  schriftstellerischen 

Pseudonym). 

Nach  den  bestehenden  Vorschriften  sind  in  Osterreich  zur  Führung 
des  Doktortitels  nur  diejenigen  Personen  berechtigt, 

1.  welche  an  einer  inländischen  Universität  das  Doktorat  rite  er- 
worben haben, 

2.  denen  das  an  einer  ausländischen  Universität  erworbene  Doktorat 
an  einer  inländischen  Universität  ordnungsmäßig  nostrifiziert  und 

3.  denen  seitens  einer  inländischen  Fakultät  mit  Ah.  Genehmigung  ein 
Ehrendoktorat  verliehen  wurde. 

Da  N.  N.  auf  keine  der  angegebenen  Arten  den  Doktortitel  erworben 
hat,  ist  derselbe  nach  ha.  Anschauung  auch  nicht  berechtigt,  diesen  Titel 
seinem  schriftstellerischen  Pseudonym  beizulegen. 

')  Vgl.  hiezu  §  33  der  neuen  medizinischen  Rigorosenordnung  Nr.  678. 

•)  Zu  jenen  Fakultäten,  an  denen  derartige  zweckdienliche  Vorkehrungen  zur  Steuerung  des 
Unfuges  des  ungerechtfertigten  Ausbleibens  der  Kandidaten  vom  Prüfungstermine  bestehen,  gehören 
auch  die  rechts-  und  staatswissenschaßlichen  Fakultäten  In  Wien  und  Czernowitz,  sowie  die  drei 
weltlichen  Fakultäten  in  Innsbruck. 


Erwerbung  und  Verlust  des  Doktorates  im  allgemeinen. 
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Nr.  499  a. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  u.  U.  vom  15.  Jänner  1897.  Z.  1754/KUM 

ex  1896.  MVBNr.  10. 

an  die  Rektorate  sämtlicher  Universitäten. 

betreffend  das  Verbot  der  Führung  der  Bezeichnung  ..Doktorand" 
seitens  der  Studierenden  und  Rigorosanten. 

Es  wurde  die  Wahrnehmung  gemacht,  daß  Studierende,  welche  sich 
im  Stadium  der  Ablegung  der  strengen  Prüfungen  behufs  Erlangung  des 
Doktorgrades  befinden,  sich  die  Bezeichnung  „Doktorand"  als  einen  ihnen 
angeblich  gebührenden  Titel  beilegen  und  sich  desselben  öffentlich  bedienen. 

Da  diese  Übung  in  den  bestehenden  Universitätseinrichtungen  nicht 
begründet  ist  und  unter  Umständen  zu  Mißverständnissen  Anlaß  geben 
kann,  finde  ich  die  Führung  der  Bezeichnung  „Doktorand"  seitens  der 
Studierenden  überhaupt  und  der  Rigorosanten  insbesondere  zu  untersagen. 

Zuwiderhandelnde  sind  nach  Maßgabe  der  geltenden  Disziplinarvor- 
schriften zur  Verantwortung  zu  ziehen. 

Das  Rektorat  wird  angewiesen,  das  ErforderUche  zu  veranlassen,  damit 
dieses  Verbot  ohne  Verzug  zur  Kenntnis  der  Studierenden  gebracht  werde. 


Nr.  499  b. 

Erlaß  des  Ministeriums  fflr  K.  u.  U.  vom  2.  November  1904.  Z.  31.479, 

an  die  Rektorate  sämtlicher  Universitäten, 

(betreffend  die  Rückwirkung  einer  strafgerichtlichen  Verurteilung  auf 

die  Erlangung  des  Doktorgrades). 

Aus  Anlaß  einer  bei  dem  k.  k.  Verwaltungsgerichtshofe  erhobenen 
Beschwerde,  betreffend  die  Wiedererlangung  des  durch  strafgerichtliche  Ver- 
urteilung verlorenen  Grades  eines  Doktors  der  Rechte,  hat  der  genannte 
Gerichtshof  in  dem  Erkenntnisse  vom  6.  Juli  d.  J.,  Z.  7376,  seine  Rechts- 
anschauung dahin  ausgesprochen,  daß 

1.  durch  die  strafgerichtliche  Verurteilung  und  die  Verwirkung  des 
Doktorgrades,  beziehungsweise  durch  die  Verwirkung  der  Fähigkeit,  den 
Doktorgrad  zu  erlangen,  wohl  der  Verlust  der  Fähigkeit,  promoviert  zu 
werden,  eingetreten,  nicht  aber  auch  die  Tatsache  der  abgelegten  Rigorosen 
aus  der  Welt  geschafft  ist,  daher  zur  Wiedererlangung  des  Doktorates 
die  neuerliche  Ablegung  der  Rigorosen  nicht  erforderlich  ist,  und  daß 

2.  im  Hinblicke  auf  das,  auf  einer  Ah.  Entschließung  beruhende,  noch 
derzeit  geltende  Hofdekret  vom  23.  März  1791,  POS  Bd.  2,  S.  114,  Nr.  46,i) 


>)  Hofdekret  vom  23.  März  1791  (POS  Bd.  2,  S.  lU,  Nr.  46)  an  die  Länderstelten,  wo 
Universitäten  sind :  ^iner  von  Sr.  Majestfit  erlassenen  Entschliefiung^  zufolge  hat  die  Landes- 
stelle die  Universität  anzuweisen,  dafi  sie  bei  Verleihung  der  Doktorswürde  aus  der  Rechts- 
gelehrsamkeit  strenge  zu  Werke  gehe  und  nebst  dem  gründlichen  Studium  auch  auf  die  echten 
Onindsätze  der  Sittlichkeit  und  Rechtschaffenheit  der  Kandidaten  Rücksicht  nehme. 

Vgl.  die  Entscheidungsgründe  zu  obigem  Verwaltungsgeiichtsho/erkenntnis  in  Anmerkung ') 
aaf  S.  60Z 

Univenititsgesetze.  39 
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eine  bindende  Verpflichtung,  einen  Kandidaten  auf  Grund  der  abgelegten 
Rigorosen  zu  promovieren,  für  die  Fakultät  nicht  existiert  und  daß  diese 
Fakultät  das  volle  Recht  hat,  die  Würdigkeit  jedes  Kandidaten,  somit  auch 
die  eines  strafgerichtlich  Verurteilten  zu  prüfen  und  auf  Grund  dieser 
Prüfung  die  Promotion  zu  bewilligen  oder  zu  verweigern. 

Weiters  ergibt  sich  aus  der  Begründung  des  oberwähnten  Erkenntnisses, 
daß  Kandidaten  der  Rechte,  welche  nach  Ablegung  eines  oder  zweier 
Rigorosen  strafgerichtlich  verurteilt  wurden,  noch  während  der  durch  §  6 
des  Gesetzes  vom  15,  November  1867,  RGBNr.  131,  festgesetzten  Frist  zur 
Fortsetzung  der  Rigorosen  zugelassen  werden  können,  wogegen  mit  der 
Vornahme  der  Promotion,  sofern  nach  dem  oben  Gesagten  eine  solche 
seitens  der  Fakultät  gestattet  wird,  bis  nach  Ablauf  dieser  Frist  auszu- 
setzen ist. 

Was  die  Frage  betrifft,  ob  eine  Fakultät  gehalten  ist,  einen  strafgericht- 
lich verurteilten,  noch  im  Prüfungsstadium  befindlichen  Kandidaten  zur  Fort- 
setzung der  Rigorosen  zuzulassen,  wird  nachstehendes  bemerkt: 

Den  akademischen  Behörden  kann  unabhängig  von  der  ihnen  zu- 
stehenden eigentlichen  Disziplinargewalt  im  allgemeinen  die  Befugnis  nicht 
abgesprochen  werden,  gegen  Besucher  der  Universität,  sowie  gegen 
Prüfungskandidaten  und  Rigorosanten  entsprechend  vorzugehen,  wo  dies  im 
Interesse  der  Ordnung  und  Disziplin  oder  überhaupt  des  Zweckes  der  Uni- 
versität erforderlich  erscheint. 

Es  bleibt  daher  den  akademischen  Behörden  unbenommen,  Personen, 
deren  Verhalten  die  akademische  Disziplin  zu  gefährden  geeignet  ist,  von  der 
Universität  fernzuhalten,  beziehungsweise  denselben  die  Teilnahme  an  den 
Einrichtungen  der  Universität  auf  bestimmte  Zeit  oder  auf  immer  zu 
versagen.^) 

Die  akademischen  Behörden  sind  somit  in  jedem  Falle,  in  welchen 
ihnen  die  rechtskräftige  Verurteilung  eines  Kandidaten  des  Doktorates  zur 
Kenntnis  gelangt,  in  der  Lage,  demselben  die  Fortsetzung  der  Rigorosen 
auf  bestimmte  Zeit  oder  auch  für  immer  zu  verweigern. 


Nr.  499  e. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  13.  April  1905.  Z.  19i05 

ex  1904. 

an  die  Dekanate  sämtlicher  katholisch-theologischer  Fakultäten, 
(betreffend  die  Diploms-,  Sponsions-  und  Promotionsformeln  bei  Er- 
werbung des  theologischen  Doktorgrades). 

Da  es  wünschenswert  erscheint,  daß  die  an  den  katholisch-theologischen 
Fakultäten  derzeit  im  Gebrauche  befindlichen  Diploms-,  Sponsions-  und 
Promotionsformeln  bei  Erwerbung  des  theologischen  Doktorgrades  eine 
einheitliche,  den  Bestimmungen  der  neuen  theologischen  Rigorosenordnung 
vom  8.  April  1903,  RGBNr.  97,-)  angepaßte  Fassung  erhalten,  finde  ich 
anzuordnen,  daß  in  Hinkunft  an  sämtlichen  in  und  außer  dem  Verbände  einer 

•)  Vgl.  Nr.  536.  —  •)  s.  Nr.  615. 
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Universität  stehenden  katholisch-tlieologischen  Fai<ultäten  die  nachfolgenden 
Formeln  in  Anwendung  zu  gelangen  haben. 

I.  Doktordiplomsformulare: 

A.  Für  die  im  Verbände  einer  Universität  stehenden  theologischen 
Fakultäten: 

Q.  F.  F.  F.  Q.  S. 

Summls  auspicils 
Augustissimi  Imperatoris  ac  Regis 

Frandsci  losephl  I. 

Nos 

N.  N.  (Name  und  Titel  des  Rektors)  h.  t.  Universitatis  N.  N.  (Name  der  Universität) 

Rector  MagnlHcus, 

(fflr  Wien  und  Prag):  N.  N.  (Name  und  Titel  des  Kanzlers)  Ordinis  Theologorum  Canceliarlus, 

N.  N.  (Name  und  Titel  des  Dekans) 
b.  t.  Ordinis  Theologorum  Decanus, 
N.  N.  (Name  und  Titel  des  Promotors) 
Promotor  rite  constitutus, 
in 

Virum  Clarissimum 
N.  N.  (Name  und  Herkunft), 

postquam  et  dinertattone,  cui  inscribitur  ,N.  N."  (Titel  der  wissenschaftlichen  Abhandlung)  et 
examinibus  legltimis  laudabilem  in  universa  Theologia  doctrinam  probavit  iideique  professionem 
emisit,  Doctorls  ss.  Theologiae  nomen  et  honores,  iura  et  prlvllegla,  quae  ab  Augustissimo 
Imperatore  ac  Rege  atque  a  Pontlficibus  Romanis  concessa  sunt,  contulimus  in  eiusque  rei  fidem 
hasce  litteras  Universitatis  sigillo  sanciendas  curavimus. 

Datum   .   .   .  (Unterschriften) 

(L.  S.) 

B.  Für  die  außer  dem  Verbände  einer  Universität  stehenden  theologi- 
schen Fakultäten  (Olmütz  und  Salzburg): 

Q.  F.  F.  F.  Q.  s. 

Summis  auspiciis 
Augustissimi  Imperatoris  ac  Regis 

Francisci  losephi  I. 

_    in  c.  r.  Facultate  Theologica  Olomucensi  /Salisburgensl/ 

Nos 

N.  N.  (Name  und  Titel  des  Dekans) 
h.  t.  Ordinis  Theologorum  Decanus, 
N.  N.  (Name  und  Titel  des  Prodekans) 
h.  t.  Ordinis  Tbeologonim  Prodecanus, 
N.  N.  (Name  und  Titel  des  Promotors) 
Promotor  rite  constitutus 
In 

Vinim  Clarissimum 
N.  N.  (Name  und  Herkunft), 

postquam  et  dissertatione,  cui  inscribitur  „N.  N."  (Titel  der  wissenschaftlichen  Abhandlung)  et 
examinibus  legltimis  laudabilem  in  universa  Theologia  doctrinam  probavit  fideique  professionem 
emisit,  Doctoris  ss.  Theolog^iae  nomen  et  honores,  iura  et  privilegia,  quae  ab  Augustissimo 
Imperatore  ac  Rege  atque  a  Pontlficibus  Romanis  concessa  sunt,  contulimus  in  eiusque  rei  fidem 
bas  litteras  Facultatis  Theologicae  sigillo  sanciendas  curavimus. 

Olomucil  (Sallsburgi)   .   .   .  (Unterschriften) 

(L.  S.) 

39* 
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II.  Teil:  StudlenvorschrUten ;  A.  Allgeineine  Bestimmungen. 


II.  Sponsionsformel: 

Promotor: 

Doctorende  clarissime, 

Dissertatione  composita  et  cxaralnibus,  quae  ad  eorum,  qui  fn  ss.  Theologia  Doctoris  nomn 
atque  honores  consequl  Student,  doctrinam  explorandam  lege  constituta  sunt,  cum  laude 
superatis,  nos  adilsti,  ut  te  eo  honore,  quem  appetiisti,  in  hoc  solemnl  consessu  omemus.  Std 
prlus  fides  est  danda,  te  talem  Semper  futurum,  qualem  le  esse  iubeblt  dignitas,  quam  obtinebts 
et  nos  speramus  te  fore. 
Spondebis  igitur: 

Primum  te  huius  Universitatis  (fUr  OlmQtz  und  Salzburg:  Facultatis),  in  qua  summum  in 
SS.  Theologia  gradum  ästendes,  piam  perpetuo  memoriam  habiturum,  eiusque  res  ac  rationes, 
quantum  poteris  adiuturura;  dein  honorem  eum,  quem  in  te  conlaturus  sum,  integrum  incoln- 
memque  servaturura,  eaque  Semper,  quae  sacerdotem  decet,  vita  omaturum;  postremo  ss. 
Theologiae  studia  adsiduo  et  Impigro  labere  cutturum  ac  provecturum,  quo  veritas  a  lesu  Christo 
in  aetemam  humani  generis  salutem  coelitus  allata  et  in  sinu  Ecciesiae  reposita  ab  hominibui 
In  dies  clarius  cognoscatur  et  propensius  moribus  servetur. 

Haec  tu  ex  animi  tui  sententla  spondebis  et  pollicebere? 

Doctorandus: 

„Spondeo  ac  polliceor." 

III.  Promotionsformel: 

Itaque  iam  nihil  impedit,  quominus  sumraos,  quos  obtinere  cupis,  honores  tibi  impertiamus. 

Ergo  ego  Promotor  legitime  constitutus  te  (Name)  .  .  .  oriundum  ....  ex 
decreto  ordlnis  mei  ss.  Theologiae  doctorem  creo,  crcatum  renuncio  omniaque  ss.  Theologiu 
doctoris  iura  et  privilegia,  quae  Augustorum  et  Pontificum  munificentia  littcrarum  fovendarum 
causa  huic  academicae  dignitati  concessit  vel  concedet,  in  te  confero  in  eiusque  rei  fidem  hoc 
diploma  Universitatis  (Facultatis)  sigillo  insignitum  tibi  in  manus  trado. 

Tuum  nunc  erit,  locum,  ad  quem  bonarum  artium  studio  evectus  es,  iisdem  artibus  tuen, 
rei  tum  christianae  tum  publicae,  littcrarum,  ordiais  denique,  in  quem  adlectus  es,  utilitatcm, 
incrementum,  decus  promovere. 

Sofern  auf  Grund  des  §  20  der  geltenden  theologischen  Rigorosen- 
ordnung  noch  Promotionen  nach  Maßgabe  der  außer  Kraft  getretenen 
MinVdg.  vom  16.  Jänner  1894,  Z.  73/KUM.,  RGBNr.  27,  vorgenommen 
werden  sollten,  hat  in  den  vorstehenden  Formeln  die  Bezugnahme  auf  die 
durch  die  neue  Rigorosenordnung  vorgeschriebene  wissenschaftliche  Ab- 
handlung zu  entfallen. 


b)  Promotio  sub  auspiciis  Imperatoris. 

Nr.  500. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  o.  U.  vom  28.  August  1888.  Z.  17^91. 

MVBNr.  33. 

an  die  Rektorate  sämtlicher  Universitäten, 

betreffend  den  Vorgang  bei  Stellung  der  Anträge  auf  ag.  Oewähmng 
der  Promotion  sub  auspiciis  Imperatoris. 

Zur  Regelung  des  Vorganges  bei  Stellung  der  Anträge  auf  ag.  Ge- 
währung der  Promotion  sub  auspiciis  Imperatoris  finde  ich  nachstehendes 
anzuordnen : 


Promotio  tub  auspicUs  Impermtorls. 
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1.  Der  Vorschlag  auf  Gewährung  dieser  Ah.  Auszeichnung  ist  von 
dem  akademischen  Senate  im  Wege  der  k.  k.  Statthalterei  (für  Czerno- 
witz  Landesregierung)  an  das  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht  zu 
erstatten,  wobei  die  bei  dem  akademischen  Senate  unmittelbar  überreichten 
oder  im  Wege  des  Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht  an  denselben 
gelangten,  an  Se.  k.  u.  k.  Ap.  Majestät  gerichteten  Gesuche  in  Verhandlung 
zu  nehmen  sind. 

2.  In  einem  Studienjahre  kann  an  den  sämtlichen  Fakultäten  der  Uni- 
versität Wien  für  höchstens  drei,  an  sämtlichen  Fakultäten  jeder  anderen 
Universität  für  einen  Studierenden  die  Gewährung  dieser  Ah.  Auszeich- 
nung in  Antrag  gebracht  werden. 

3.  Der  bezügliche  Antrag  des  akademischen  Senates  ist  regelmäßig 
für  jedes  Studienjahr  am  Schlüsse  desselben  gegen  Ende  der  Rigorosen- 
termine oder  zu  Beginn  des  nächstfolgenden  Studienjahres  zu  stellen. 

4.  In  den  Vorschlag  sind  nur  solche  Bewerber  einzubeziehen,  welche 
die  Gymnasial-  und  Universitätsstudien  durchaus  mit  vorzüglichem  Erfolge 
zurückgelegt  und  die  strengen  Prüfungen  zur  Erlangung  der  Doktorswürde 
durchaus  mit  Auszeichnung  bestanden  haben.  ^) 

Außerdem  wird  ein  stets  tadelloses  moralisches  Verhalten  erfordert. 
Unter  gleichen  Umständen  erhalten  jene  Studierende  den  Vorzug,  deren 
Väter  sich  um  den  Staat  Verdienste  erworben  haben. 

5.  Bei  den  betreffenden  Vorschlägen  ist  auf  ein  entsprechendes  Alter- 
nieren zwischen  den  einzelnen  Fakultäten  tunlichst  Bedacht  zu  nehmen. 

6.  Sind  mehrere  Kandidaten  vorhanden,  welche  der  beantragten  Aus- 
zeichnung würdig  erscheinen,  so  hat  der  akademische  Senat  bei  Vorlage 
des  im  Sinne  des  Punktes  2  zu  stellenden  Antrages  sich  stets  zugleich 
darüber  auszusprechen,  in  welcher  Reihenfolge  er  dieselben  als  würdig 
erachtet. 

7.  Falls  in  einem  Studienjahr  kein  Kandidat  vorhanden  ist,  welcher  der 
Ah.  Auszeichnung  in  vollem  Maße  würdig  erscheint,  so  hat  die  Stellung 
eines  Antrages  zu  entfallen. 

8.  Während  des  Studienjahres  kann  ein  Gesuch  um  Gewährung  der 
Promotion  sub  auspiciis  nur  über  besondere,  infolge  Ah,  Auftrages  erflossene 
Anordnung  des  Unterrichtsministeriums*)  in  Verhandlung  genommen  werden. 

Die  vorstehenden  Bestimmungen  haben  vom  Studienjahre  1888/89  ab 
in  Geltung  zu  treten.   

Nr.  501. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  u.  U.  vom  26.  MSrz  1893,  Z.  1904, 

an  das  Rektorat  der  Universität  in  Wien, 
(betreffend  die  Behandlung  von  der  Ah.  Bezeichnung  gewürdigten  Ma- 
jestätsgesuchen um  Gewährung  der  Promotion  sub  auspiciis  Imperatoris). 

Auf  die  mit  Bericht  vom  24.  Jänner  1.  J.,  Z.  1344,  gestellte  Anfrage 
hinsichtlich  der  Behandlung  von  der  Ah,  Bezeichnung  gewürdigten  Majestäts- 

»)  Vgl.  auch  Nr.  502  und  503.  —  •)  5.  über  die  Behandlung  derartiger  Majestätsgesuche  Nr.  501. 
Gemäß  dem  Min  Erl.  vom  8.  Mai  1891,  Z.  8923  (s.  Nr.  168),  haben  die  bei  einer  Promotion 
sab  auspiciis  Imperatoris  mitwirkenden  akademischen  Funktionäre  in  Galauniform  zu  erscheinen. 
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II.  Teil:  Studienvorschriften;  A.  Allgemeine  Bestimmunsen. 


gesuchen  um  Gewährung  der  Promotion  sub  auspiciis  Imperatoris  wird 
dem  Rektorate  nachstehendes  eröffnet: 

Nach  den  bestehenden  Vorschriften  verpflichtet  die  Ah.  eigenhändige 
Bezeichnung  von  Majestätsgesuchen  in  allen  Fällen  zur  alleruntertänigsten 
Erstattung  einer  Auskunft  oder  eines  Antrages. 

Dementsprechend  ist  derartigen  Majestätsgesuchen  jederzeit  eine  be- 
sondere Aufmerksamkeit  zuzuwenden  und  bei  der  amtlichen  Behandlung 
derselben  mit  tunlichster  Beschleunigung  vorzugehen. 

Es  erscheint  daher  vollkommen  angemessen,  daß  die  der  Ah.  eigen- 
händigen Bezeichnung  gewürdigten  Majestätsgesuche  um  Bewilligung  der 
Promotion  sub  auspiciis  Imperatoris  im  Sinne  der  Bestimmung  des  Punktes  8 
des  ho.  Erl.  vom  28.  August  1888,  Z.  17.291,  MVBNr.  33,»)  während  des 
Studienjahres  abgesondert  in  Verhandlung  genommen  werden,  es  wäre 
denn,  daß  die  Vorlage  der  vom  akademischen  Senate  nach  Maßgabe  des 
Punktes  3  des  zitierten  Erlasses  am  Schlüsse  eines  jeden  Studienjahres 
oder  zu  Beginn  des  nächstfolgenden  Studienjahres  zu  stellenden  Anträge 
ohnedies  in  verhältnismäßig  kurzer  Frist  zu  gewärtigen  stehen  und  hienach 
eine  wesentliche  Verzögerung  in  der  Ah.  Ortes  angeordneten  Berichterstattung 
über  die  Ah.  signierten  Majestätsgesuche  nicht  zu  besorgen  ist. 

Auf  derartige,  im  Laufe  des  Studienjahres  bereits  begutachtete  Majestäts- 
gesuchc  wird  jedoch  der  akademische  Senat  bei  seinem  nach  Punkt  3  des 
bezogenen  Erlasses  zu  unterbreitenden  Vorschlage  entsprechend  Bedacht 
zu  nehmen  haben  (Punkt  2  des  zitierten  Erlasses). 

Indem  ich  bemerke,  daß  in  Hinkunft  die  der  Ah.  eigenhändigen  Be- 
zeichnung gewürdigten  Majestätsgesuche  um  Gewährung  der  Promotion  sub 
auspiciis  Imperatoris  dem  akademischen  Senate  unter  ausdrücklicher  Be- 
ziehung auf  Punkt  8  des  mehrerwähnten  Ministerialerlasses  zukommen 
werden,  ersuche  ich  das  Rektorat,  den  akademischen  Senat  der  Wiener 
Universität  von  dem  Vorstehenden  zur  Danachachtung  und  weiteren  Ver- 
anlassung in  Kenntnis  zu  setzen. 


Nr.  502. 

Erlaß  des  Ministers  fQr  K.  u.  U.  vom  29.  August  1901,  Z.  26.33L 

an  die  Rektorate  sämtlicher  Universitäten, 

(womit  ausgesprochen  wurde,  daß  bei  Kandidaten  der  Philosophie  die 
einfache  Approbation  ihrer  wissenschaftlichen  Abhandlung  (Dissertation) 
für  die  Bewerbung  um  die  Promotion  sub  auspiciis  Imperatoris  nicht 

als  ausreichend  anzusehen  ist). 

Die  Wahrnehmung,  daß  bei  Prüfung  der  nach  Punkt  4  des  MinErL 
vom  28.  August  1888,  Z.  17.291,  MVBNr.  33,»)  für  die  Gewährung  der 
Promotion  sub  auspiciis  Imperatoris  vorgeschriebenen  Erfordernisse  bei 
Kandidaten  der  Philosophie  die  einfache  Approbation  der  von  diesen  zur 
Erlangung  des    Doktorates    überreichten    wissenschaftlichen  Abhandlung 


»)  5.  Sr.  500. 


Promotio  sub  tuspiclls  Imperiioris. 
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(Dissertation)  für  die  Bewerbung  um  die  obgedachte  Auszeichnung  als  aus- 
reichend angesehen  wurde,  veranlaßt  mich,  dem  Rektorate  nachstehendes 
zu  eröffnen: 

Gemäß  §  1  der  früher  geltenden  Rigorosenordnung  für  die  philosophi- 
schen Fakultäten  vom  15.  April  1872,  ROBNr.  57,  sowie  der  derzeit  be- 
stehenden Rigorosenordnung  vom  16.  März  1899,  RGBNr.  56,*)  ist  zur 
Erlangung  des  IDoktorates  an  dieser  Fakultät  die  Vorlage  einer  wissenschaft- 
lichen Abhandlung  und  die  Ablegung  zweier  strenger  Prüfungen  (Rigorosen) 
erforderlich.  Die  wissenschaftliche  Arbeit  bildet  sonach  einen  wesentlichen 
Teil  der  Oesamterfordernisse  für  die  Erlangung  des  philosophischen 
Doktorates. 

Im  Sinne  des  Erlasses  vom  28.  August  1888,  Z.  17.291,  MVBNr.  33, 
kann  daher  für  die  Gewährung  der  Promotion  sub  auspiciis  Imperatoris 
bei  Kandidaten  der  Philosophie  nur  ein  solcher  Bewerber  in  Betracht 
kommen,  welcher  nicht  bloß  die  strengen  Prüfungen  mit  einstimmig  er- 
teilter Auszeichnung  abgelegt  hat,  sondern  auch  nachzuweisen  vermag,  daß 
seine  Abhandlung  vermöge  ihrer  wissenschaftlichen  Qualität  das  Maß  des 
Gewöhnlichen  weit  übertrifft  und  seine  Eignung  zur  selbständigen  Forschung 
in  exzeptionell  ausgezeichneter  Weise  dartut. 

Hie  von  wolle  das  Rektorat  den  akademischen  Senat,  sowie  das  Pro- 
fessorenkollegium der  philosophischen  Fakultät  zur  Danachachtung  in 
Kenntnis  setzen. 

Nr.  503. 

Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  u.  U.  vom  4.  Mal  1903,  Z.  14.706. 

an  die  Rektorate  sämtlicher  Universitäten, 

(womit  Punkt  4  des  MinErl.  vom  28.  August  1888,  Z.  17.291,  MVBNr.  33, 
hinsichtlich  der  Erfordernisse  zur  Bewerbung  um  die  Promotion  sub 
auspiciis  Imperatoris  erläutert,  beziehungsweise  ergänzt  wird). 

Behufs  Erzielung  eines  gleichartigen  Vorganges  bei  Beantwortung  der 
Frage,  ob  in  einem  Falle  die  im  Punkte  4  des  MinErl.  vom  28.  August  1888, 
Z.  17.291,  MVBNr.  33,')  für  die  Gewährung  der  Promotion  sub  auspiciis 
Imperatoris  festgesetzten  Bedingungen  zutreffen,  finde  ich  mich  bestimmt, 
in  Wiederholung  der  bereits  an  einzelne  Rektorate'*)  und  Fakultäten*)  aus 
bestimmten  Anlässen  ergangenen  Weisungen  nachstehendes  zu  bemerken: 

Mit  dem  oberwähnten  Erlasse  ist  bezüglich  der  Gymnasial-  und 
Universitätsstudien  kein  bestimmtes  Kalkül  als  Bedingung  für  die  in  Rede 
stehende  Begünstigung  aufgestellt,  sondern  nur  im  allgemeinen  vorgeschrieben 
worden,  daß  dieselben  insgesamt  (durchaus)  mit  „vorzüglichem  Erfolge" 
zurückzulegen  seien.  Ob  letzteres  der  Fall  ist,  ob  somit  der  Erfolg  der 

»)  5.  Nr.  702. 
•)  5.  Nr.  500, 

•)  MinErl.  vom  19.  September  190t,  Z.  27.179  (CzemowitzJ,  und  MinErl.  vom  26.  Okiober  1901, 
Z.  29.745  (Prag,  böhmisch). 

*)  MinErL  vom  3.  November  1888.  Z.  21.689  (Innsbruck). 
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n.  Tdl:  StaficBvondirlflen;  A.  AllgtnclBt  BwHlmmaiifMi. 


Studien,  beziehungsweise  der  Universitatsprüfungen  als  ein  „vorzfigliclier^ 
bezeidinet  werden  kann,  wird  danadi  in  jedem  konkreten  Falle  bei  Er- 
stattung des  Vorsdilages  zu  beurteilen  sein.  Dagegen  ist,  was  die  strengen 
Prflfungen  anbelangt,  in  dem  genannten  Erlasse  die  besondere  Anordnung 

getroffen,  daß  die  Bewerber  dieselben  durchaus  „mit  Auszeichnung"  be- 
standen haben  mijssen,  daher  ist  in  dieser  Beziehung  jedenfalls  dieser 
Kalkül  erforcJerlich  und  es  entspricht  auch  der  Tendenz  des  Erlasses,  auf 
die  in  Stirn  migkeit  des  diesfälligen  Votums  maßgebendes  Gewidit 
zu  legen. 

Zugleich  finde  Ich  die  Bestimmung  des  Punktes  1  des  bezogenen 
Erlasses  dahin  zu  erweitern,  daß  die  Bewerber  um  die  1-romotion  sub 
auspiciis  Imperatoris  an  jenen  hakullaten,  an  denen  Seminare  bestehen, 
auch  nachzuweisen  haben,  daß  sie  sich  an  diesen  mit  Fleiß  und  günstigem 
Erfolge  beteiligt  haben. 

Ich  ersuche  das  Rektorat,  von  dem  Inhalte  dieses  Erlasses  den  akademi- 
schen Senat,  sowie  die  einzelnen  Fakultäten  behufs  Oanaobachtung  zn  ver- 
standigen und  in  geeigneter  Weise  Sorge  zu  tragen,  daß  die  Studierenden 
davon  in  Kenntnis  gesetzt  werden,  daß  htenach  von  den  Bewerbern  um  die 
gedachte  Ah.  Auszeichnung  der  Nachweis  der  einstimmig  mit  Auszeicbsung 
erfolgten  Ablegung  sämtlicher  Rigorosen,  sowie  der  fleißigen  und  erfolg- 
reichen Betätigung  In  den  Seminaren  gefordert  wird. 

c)  Ehrendoktorat 
Np.  504. 

StiiUeiiliQfkoiii]id$stoiisil8knt  vom  27.  Dezenter  1819*  Z.  S364/11I0, 

an  simtliche  LSbiderstdlen, 

(wonach  keine  Dispens  von  den  strengen  Prüfungen  stattfinden  darf 
und  die  Ausfolgung  der  Ehrendiplome  der  Ah.  Bewilligung  bedarf). 

Se.  Majestät  haben  unter  dem  13.  Dezember  1819  und  mit  Beziehung 
auf  die  frühere  höchste  Entschließung  vom  9.  August  1814*)  neuerdings  an- 
geordnet, daß  bei  keiner  Fakultät  weder  eine  Nachsicht  von  den  strengen 
Prüfungen  statthaben,  noch  ein  Ehrcndtplom  ohne  erhaltene  Ah.  Bewilligung^ 
verabfolgt  werden  dürfe,  wie  auch,  daß  zur  i>tcilung  von  Ehrendiplomen 
nur  für  solche  Individuen  einzuschreiten  sei,  denen  vermöge  des  Postens, 
den  sie  bekleiden,  der  Doktorgrad  einigermaßen  nötig  ist,  und  welche  zur 
Erlangung  desselben  auf  ordentlichem  Wege  nicht  mehr  wohl  verhalten 
werden  können.*) 

*j  Die  Ah.  Entschl.  vom  9.  August  1814  heht.  oknt  eine  meritorisciu  Entscheidung  a 
treffen,  übt  UntmehUd  hervor,  daß  damals  wii^tn  der  Verieihaag  von  EhreadokioraUm  b 
d*r  mtdlxiHlteke»  Ftdadtät  tMi  die  AUtrtOdut»  EiOteka^^  «bigthelf,  M  4tr  theo- 
logischen Fakultät  Jedoch  von  der  Studienhofkommission  die  Erlaubnis  -r:r  Frfeilung  r?.? 
Ehrendoktoraten  gegeben  wurde,  was  eben  zvjolge  Ah.  Entschl.  vom  13,  Dezember  1819  (SttiD 
vom  27.  Deumber  laiOJ  aUgemetn  alt  tuubMh^  heedehnet  wird, 

*)  DU  Fortdauer  dar  Qd/Mog  dieeee  ^Kdleahoflkommlsaloiudekntee  lat  d»tk  die  tr^ 
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Nr.  606. 

Eria^  des  Mlnistfirluins  fllr  K.  u.  ü.  vom  a.Mai  ias9.  Z.  22.600/1343 

ex  1858p 

an  das  Wiener  Universitälskonaistorium, 
(betreOeDd  die  AmuAiiie  «»wirtiger  Doktordlploaie). 

Ober  die  vom  Konsistorium  gestellte  Anfrage,  ob  durch  die  in  den 
§§  1  und  2  des  MinErl.  vom  6.  Juni  1850  (RGB.  Z.  240)0  enthaltenen 
Bestimmungen  nicht  jedem  österreichischen  Untertanen  die  Annahme  aus- 
wärtiger Doktordiplome  unbedingt  gestattet  sei,  wird  demselben  zur  künf- 
tigen Riclitfclinur  bedeutet,  da8  laut  der  von  der  bestandenen  Studien-Hof- 
kommission unterm  9.  Dezember  1819,  Z.  8027/813,*)  bekanntgegebenen 
Ah.  Entschl.  vom  1.  Dezember  1810  keinem  Untertanen  der  fisterreidii- 
sdien  Monarchie  zu  gestatten  sei,  ein  Doktordtptom  von  einer  fremden 
Universität  anzunehmen,  daß  mit  der  unterm  19.  Februar  1834,  Z.  1004/251,*) 
bekanntgegebenen  weiteren  Ah.  Entschl.  vom  17.  April  1832  dieses  Verbiot 
auch  auf  die  Ehrendiplome  ausländischer  Universitäten  ausgedehnt  und 
zufolge  des  unterm  28.  Jrinner  1850,  Z  178  10,*)  verlautbarten  Ministerrats- 
beschiusses  vom  3.  Jänner  1850  erkannt  wurde,  daß  der  Frage  wep^en  An- 
nahme von  Doktordiplomen  auswärtiger  Hochschulen  keine  weitere  Folge 
zu  geben  ist,  daß  sonach  zur  Geltendmachung  eines  derartigen  an  einen 
östcrrt  ichischen  Untertan  \  erlielient-n  Diploms  einer  auswärtigen  Hochschule 
derinaleii  nur  der  mit  dem  berufenen  AUnErl.  vom  6.  Juni  1850  geregelte 
Weg  der  Nostrifikation  erübrigt. 


imm§rmiig  dinObem  Anerdnmig  mU  äm  MInEtk  vom  i0.  Min  Z  t75i  fimek  KnAat), 
rn^ßtr  Zweifel  gesteUi. 

MU  MinErl.  vom  20.  Nrvrmhrr  1880,  Z.  27.3/0,  nitrde  dem  juridis^en  Dekanate  der 
äemischen  Universität  in  Prag  bemerkt,  äqß  Ehreaäoktorate  an  den  österreichischen  Universitäten 
üi  4tr  Regel  allerdings  nar  M  betondm  >UM&ftm  AiUässeu  verttehen  iMrden,  daß  jedoch  keine 
Vcmiirijt  besteht,  wonach  dergleichen  Verleihungen  sonst  unstatthaft  wären;  vielmeht ttnd däeidbM 
mAm  wiederholt  Ah.  Ortes  gestattet  worden,  ohne  daß  ein  solcher  Anlaß  gegeben  gewesen  wäre, 

Heß  Ehrendiplome  aw^fändisrher  Universitäten  van  keinem  üsterreichlsehen  Untertan 
behu/s  tuiirung  des  üoktorUtels  angenommen  werden  dürfen,  wurde  mit  Ah.  Entschl.  vom 
n.  Apm  I8S2  fH^JkuuldMni  vom  f6.JAm»r  IB»,  POS  M  tfS^  5. 0,  Nr.  Bjimdtndtr  NoH 
äorlLk.  StMäUnh^hamMon  vom  19.  Fobnur  iSJI,  Z  taH/SSI,  tmgttpnekoiu 

»)  s.  Nr.  506. 

Dekret  der  Sttidlenhofkommisslon  vom  9.  Dezember  1819,  Z.  8027/813,  an  die 
Oubemien  von  Ob  der  Enns,  Böfamra,  M&bren,  Niederösterreich,  Oalizien,  Tirol,  Steiermark, 
niyrien  vod  Kflstcnlrad:  Sdac  Maicstll  haben  aiittd«!  H5c1i«ter  Eulidil.  vom  I.  d.  M.  sn 
befehlen  geruht,  dail  von  nun  an  kdarai  Untertane  der  Österrelchfochai  Monarchie  zu  gestatten 

sei,  ein  Doktordiplom  von  einer  fremden  Unlvcr^ftSt  an7unchnien,  wovon  die  Regiemag  (dai 
Otibernlum)  zur  Wissenschaft  und  genauen  Befolgung  in  Kenntnis  gesetzt  wird. 

*)  *.  Anmerkung  ')  bei  ,Vr.  504. 

*)  Erlafi  des  Ministeriums  ffir  K.  u.  U.  vom  28.  Jänner  1850,  Z.  478/10,  an  die 
StntUwHer  von  Nledertttemtdi »  BOImicn,  Mihrca,  Steiermark,  Tirol,  an  den  Landeidief  von 

Oallzlen,  betreffend  die  Annahme  von  Doktordiploircn  auswärtiger  Universitäten :  Mit  Beschlufl 
des  Ministerrates  vom  3.  J&nner  1850  wurde  der  in  Anregung  gelcommenen  Frage  wegen  Annahme 
von  Doktordiplomen  auswärtiger  HoclMdwlen  keine  wdtcn  Folge  gegeben. 
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d)  Nostrifikationsvorschriften. 
Nr.  606. 

ErlaA  des  Ministers  fllr  K.  u.  U.  vom  6.  Juni  1850,  Z.  4513/153, 

RßBMr.  240, 

an  alle  Ostefrdcliiacheii  Universitäten» 

betrellentf  die  Odtims  mswirtiger  Doktondiploine  f8r  den  Untaas  der 

Memiddachen  Monarchie. 

Ober  die  angeregte  Frage»  unter  welchen  Bedingungen  ein  In-  oder 
Ausländer,  welcher  an  einer  auswirt^en  Universität  den  Doktorsgrad  er- 
worben hat,  auf  Orundhige  desselben  in  den  Besitz  derjenigen  akademi- 
schen Bereditigung  gelangen  kann,  welche  den  Doktoren  einer  österreichi* 
sehen  Universität  zukommt,  werden  folgende  provisorische  Bestimmungen 
getroffen : 

§  1.  Hat  ein  In-  oder  Ausländer  an  einer  auswärtigen  Universität 
das  theologische/)  juridische  oder  philosophische  Duiitorat  er- 
worben und  wünscht  er  auf  Grundlage  desselben  an  einer  österreichischen 
Universität  diejenige  Stellunj^  einzunehmen,  welche  der  von  ihr  verliehene 
Doktorsgrad  erteilt  (Nostntiication),  so  hat  er  sich  lu  diesem  Beliule  an 
das  betreffende  ProfcssorenkoUegium  zu  wenden  und  sich  bei  demselben 
Ober  seine  Vor-  und  Universitätsstudien  und  fiber  den  Vorgang  bei  Er- 
werbung semes  Diploms  auszuweisen.*) 

%  Z  Dieses  hat  zu  beurteilen,  ob  er  in  der  ersten  Beziehung  den  für 
die  Erwerbung  des  österreichischen  Doktorates  bestehenden  Anordnungen 
über  die  Dauer  und  Verwendung  der  Universitätszeit  in  einer  dem  Zwecke 
genflgenden  Weise  entsprochen  und  dann  [in  Wien  und  Prag  nadi  ge- 
pflogenem Einvernehmen  mit  den  betreffenden  Doktorenkollegien]  3)  die  Be- 
dingungen zu  bestimmen,  von  deren  Erfüllung  es  die  Gewährung  seines 
Ansuchens  abliatigig  macht.*) 

§  3.  Der  Bewerber  kann  angewiesen  werden,  sich  den  strengen  Prü- 
fungen in  den  übrigen,  für  das  österreichische  Dokfoiat  vorgeschriebenen 
Vorbedingungen  zu  unterziehen.  Soll  hievon  ganz  oder  zum  Teile-)  Um- 
gang genommen   werden,    so    ist    unter  Auseinandersetzung   der  dafür 

^)  Ober  den  Vorgartfr  der  Nostrißkntion  von  an  ßf^tstiichm  üntrenifäUn  md  KeUegßm 
erworbenen  theologischen  DoktordipUtmen  s.  Nr.  512, 

^  OB»r  iUe  UmtidssigkeU  tUr  Nostrifikation  eüm  Im  AmsUuide  ermorbentn  Dokiontiplomrt 
im  Falle  wiederholter  Reprobation  eines  Kandidaten  im  Inlande  und  sohin  Aasschüfßvig  desselben 
von  der  Erlangung  des  Doktorgrades  im  Inlande,  vgl*  dU  be:tniffendm  BesÜmmMngtm  dtrtjmHMM 
Higorosenordnungen  (s,  Nr.  615,  6öO,  678  und  70^, 

*)  Dweh  §  23  da  Qaefets  tom  27.  April  1873,  ROBNt.  69  fs.  Nr.  18),  außer  Krtfß  gatUU 

*)  Vgl-  ^'f-  5W  und  510  sowie  511.  Die  Ablehnung  des Nostrifikationsbegehrens  seitens  eimt 
Universität  schließt  die  Durchführung  der  NosififikaÜM  tut  einer  andren  Uatiersitdt  nidä  em, 
(MiaErU  vom  21.  Juni  im,  Z.  5763.J 

')  Die  Kombination  von  Pr^fiixgsgegensidnden  verschiedener  JurlsHseher  Rigoreeen  mm  einer 
besonderen,  in  derRigorosenordnang  nidä  vorgesehenen  Ergänzungsprüfitng  sowie  die  Einschränkung 
der  Prüfung  aus  ein7flnen  Prüfiingsge^enständen  auf  bestimmte  Pariier  dfrselhen  t*t  mit  dm 
Bestimmungen  der  geltenden  juristischen  Rigorosenordrmng  nicht  in  tinklang  zu  bringen.  (Miaiji. 
vom  ai,Jiua  1904,  Z.  £9,999 J 
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sprechendeu  Gründe  von  dem  Professorenkollegium  Bericht  an  das  Unter- 
richtsministerium zu  erstatten  und  dessen  Genehmigung  einzuholen. 

[Das  wird  in  Wien  und  Pra^  insbesondere  auch  dann  zu  geschehen 
haben,  wenn  über  die  Frage,  ob  und  welche  Erleichterungen  dem  Kandidaten 
zu  erteilen  seien,  zwischen  dem  Professoren-  und  Doktorenkollegium  eine 
Meinungsverschiedenheit  obwaltet.]^) 

§  4.  Nach  Erffillun^;  der  aulerlegten  Bedingungen  oder  nach  erteilter 
Dispens  von  denselben  ist  von  Seite  des  Universititsrektors  ohne  Vornahme 
eines  Promotionsaktes  und  ohne  Ausfertigung  eines  Diploms  zu  bestätigen, 
daß  seinem  an  der  auswärtigen  Universität  erworbenen  Diplom:  a)  unbedingt, 
oder  b)  nach  Erfüllung  der  \on  der  betreffenden  österreichischen  Fakultät 
ihm  auferlegten  Leistungen  dieselbe  akademische  Berechtigung  zuerkannt 
weide,  welche  die  Diplome  dieser  Fakultät  in  Österreich  haben. 

§  5.  Insolange  die  medizinisch-chirurgischen  Doktoratsprüfungen  in 
Österreich  zugleich  Staatsprüfungen  sind  und  das  hierüber  ausgestellte 
Diplom  die  Berechtigung  zur  Praxis  gibt,  kann  eiiicm  an  einer  auswärtigen 
Universität  erworbenen  Doktordiplome  nicht  dieselbe  Wirkung  eingeräumt 
werden,  welche  dem  an  einer  österreichischen  Universität  erworbenen  zu- 
kommt, sondern  der  Kompetent  hat  sidi  In  der  Regel  denselben  Bedin* 
gungen  zu  unterwerfen,  welche  der  inländische  Doktoratskandidat  zu  er- 
füllen hat,  ist  sohin  förmlich  zu  promovieren  und  erhält  em  eigenes  Diplom 
der  betreffenden  österreichischen  Universität 

§  6.  In  Ansehung  der  solchen  Kandidaten  allenfalls  zu  gewahrenden 
Erleichterungen  und  des  Verfahrens  bei  dieser  Angelegenheit  ist  sich  im 
allgemeinen  nach  den  Bestimmungett  der  vorigen  Paragraphen  zu  benehmen. 

§  7.  Wird  ein  Professor  von  einer  auswärtigen  Universität  an  eine 
österreichische  Hochschule  zu  einer  Professur  berufen,  für  welche 
das  Doktorat  als  Bedingung  gesetzlich  oder  herkömmlich  mft»rdcrt  wird,  so 
ßfilt  ihm  sein  an  einer  auswärtigen  Hochschule  erworbenes  Doktorat  unbe- 
dingt in  dieser  Beziehung  ebenso,  als  ob  er  dasselbe  an  einer  österreichischen 
Universität  erworben  hätte.*) 


Nr.  507. 

Brian  les  Staatsmlnlsterfiiffls,  Abt  f Qr  K.  u.  D.,  fön  t  Sspteni'- 

ber  188S,  Z.  «HL 

an  die  Statthalterei  für  Steiermark, 

(betreffend  die  Bedeutung  des  vom  Papste  verliehenen  Titels  „doctor 

in  sacris  canonibus«'  in  Österreich). 

Se.  k.  k.  Ap.  Maiestät  haben  mit  Ah.  Entschl.  vom  25.  August  I.  J. 
ag.  zu  bewilligen  geruht,  ddi  der  Domkapitular  .  .  .  den  ihm  von  Sr.  Heilig- 
IceiL  F  i  pst  Pius  IX.  vLfliehcncn  Titel  eines  IDoktors  in  bacris  canunibus  führe. 

'>  üegenstandsias ;  5.  Anmerkung  *)  at^/  S.  6J8, 

^  in  dem  MütErL  vom  3.  Mal  1900^  Z.  9tSB,  wmr4»  tmerkt,  dqfi  sieh  iffesr  Besämmmng 

limgimßß  zunächst  auf  Aasländer,  dann  aber  eventuett  auch  auf  solche  Inländer  br:irJ:t .  welche 
unter  analogen  Veriiättnissen  wie  Ausländer  an  eine  inländische  Universität  berufen  werden;  In 
solchen  Fällen  ist  also  ein  besonderes  NostrifütationsverfaJiren  überhaapt  nicht  eif orderlich. 
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Hlevon  ist  der  Genannte  mit  dem  Bedeuten  ia  Kenntnis  za  setzen,  daß 
er,  falls  er  sich  der  Rechte  und  Vorzuge  teilhaftig  machen  wSI,  welche  m 
Österreich  den  Doktoren  des  Icanonischen  Rechtes  zustehen  oder  künftig 
zustehen  werden,  die  Nostrifikation  des  erlangten  Doktorates  an  einer  öster- 
reichischen Universität  zu  erwirken  haben  werde.  ^) 


Nr.  hOS. 

Aus  dem  Erlasse  des  Ministers  fur  K.  n.  D.  vom  16.  August  1874, 

Z.  10.310. 

an  den  Statthalter  in  Triest, 

(betreffend  die  Unzulässigkeit  der  Führung  des  Titels  eines  Doktors 
der  Medizin  ohne  vorher  erlangte  Nostrifikation  des  bezüglicheOt  aa 
einer  ausländischen  Universität  erworbenen  Doictordlploms). 

Aus  Ankffi  ä€s  Mtams  eüm  Waaä-,  O^ntrts-  und  Zaknanstes  wegen 

Nkhigestattung  der  Führung  des  Titels  eines  Doktors  der  Medizin  der  Uni- 
versität Gießen  wurde  unter  Abweisung  der  erhobenen  Beschwerde  bemerkt: 

Es  liegt  schon  in  dem  Begriffe  öffentlicher  Titel  und  Würden,  daS 
dieselben  ausschließliche  sind  und  daß  die  Staatsgewalt,  welche  sie  aner- 
kannte, sei  es  im  allß^emeinen  durch  Gesetze,  oder  durch  spezielle  Kon- 
zession, diese  Ausschließüchkcit  zu  schützm  hat. 

Nach  der  österreichischen  Gesetzgebung  gibt  es  für  du  im  Reichs- 
rate vertretenen  Königreiche  und  Länder  nur  ein  auf  inländischen  Universitäten 
erworbenes,  oder  ein  zwar  im  Auslände  cilangtes,  aber  im  liilande,  sei  es 
durch  Nostrifikation,  sei  es  durch  eine  Anstellung  in  einem  üniversiläts- 
lehramte  anerkanntes  Doktorat.  Jedes  andere  ist  hierlands  als  nidit  existent 
zu  betrachten  und  daher  auch  die  FQhrung  des  Doktortitels  nicht  ge- 
stattlich,^)  und  zwar  ui  dem  gegebenen  Falle  um  so  weniger,  als  das  Doktorat 
der  Medizin  noch  immer  in  gewisser  Beziehung  spezielle  Berechtigungen 
den  einfachen  wundarztk'chen  Diplomen  gegeniU>er  gewahrt. 


Nr«  509. 

ErlaB  las  Hlalstm  fOr  K.  o.  U.  ?om  SO.  April  1884,  Z.  7286. 

an  die  Dekanate  der  medizinischen  FakultSten, 

(womit  den  Professorenkollegicn  der  medizinischen  Fakultäten  über 
den  Vorgang  bei  Erledigung  von  Gesuchen  um  Nostrifikation  aos- 
lltuHscher  medizfaiischer  Doktordlplome  Wdsmigm  ctteOt  werden). 

Es  haben  sich  in  letzterer  Zeit  die  Fälle  vermehrt,  in  welchen  Ärzte 
aus  dem  Auslände  um  die  Bewilligung  zur  Ausübung  der  ärzüiclicn  i^iaxis 

')  Es  handfltf  sich  hier  nicht  um  ein  im  sewdhnUchen  irv^.'  rnvorb-nes  -^kadernischrs 
Doktorat,  sondern  um  die  Führung  eines  vom  Papste  verUehenen  Titels  (jedoch  mit  den  damit 
verbamUaen  Rechten,  Privilegien  und  Vcni^en).  —  Vf^  tuuh  Nr,  5tZ 

^  Vgf,  auch  Nr,  5/3, 
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in  Österreich,  beziehungsweise  um  die  Nostrifikation  ihrer  an  einer  aus- 
wärtigen  Universität  erworbenen   Doktordipiume  nachsuchten. 

Uni  solchen  Bestrebungen  gegenüber  keine,  durch  die  Umstände  nicht 
gerechtfertigte  zu  milde  Behandlung  zur  Geltung  gelangen  zu  lassen  und  um 
überhaupt  einen  möglichst  einheitlichen  Vorgang  bei  Nostrifikationen  aus- 
ländischer medizinischer  Doktordiplome  an  allen  österreichischen  Univer- 
sitäten zu  sichern,  ersuche  ich  das  Professorenkollegium,  sich  bei  Er- 
ledigung von  Nostrifikationsgesuchen  die  Bestimmungen  der  diesfalls  be- 
stehenden Normen,  insbesondere  des  Min  Erl.  vom  6.  Juni  1850,  Z.  4513,^) 
genau  zur  Richtschnur  zu  nehmen,  bei  Beurteilung  der  Vor*  und  Universi- 
täts^tiidien  der  No<?trifikationswerber  mit  der  entsprechenden  Strenge  vor- 
zugehen, endlich  auch  bezuglich  der  eventuellen  Anträge  auf  ausnahms- 
weise Dispens  von  der  Ablegung  einzelner  oder  aller  strengen  Prüfungen 
mit  Rucksicht  auf  den,  den  medizinischen  Rigorosen  in  Österreich  inne- 
wohnenden Charakter  von  Staatsprüfungen  die  gebotene  Rigorosität  walten 
zu  lassen. 

Indem  ich  mich,  was  die  Frage  der  Vorstudien  anlangt»  noch  auf 
die  speziell  in  dieser  Richtung  ergangenen  ho.  ErÜsse  vom  31*  März, 
15.  und  28.  juni  1881,  ZZ.  2909,>)  8301«)  und  9053^)  beziehe  und  schließlich 
m  Ansehung  der  Ausfolgung  der  Doktorsdiplome  an  Ausländer  auf  den 
diesfalls  in  Kraft  stehenden  Min  Erl.  vom  24.  September  1854,  Z.  13.567,«) 
verweise,  bemerke  ich,  daß  sich  das  Ministerium  des  Innern  vorbehalten 
hat,  ausländischen  Ärzten  die  Zulassung  zur  ärztlichen  Praxis  in  Osterreich 
nur  dann  zu  erteilen,  wenn  die  vollständige  Erfüllung  aller  darauf  bezüg- 
lichen ^tsctzüchen  Bedingungen,  insbesondere  auch  die  vorgängif:e  Er- 
werbung der  österreichischen  Staatsbürgerschaft,  von  den  Oesuchstellern 
nactigewiesen  wird.^) 


Nr.  610. 

Aus  dem  Erlasse  des  Ministers  fOr  K.  u.  U.  vom  10.  August  1889, 

Z.  13.183, 

an  das  Dekanat  der  philosophischen  Fakultät  der  deutschen  Universität 

in  Prag, 

(betreffend  die  Nostrifikation  von  im  Auslande  erworbenen  philoso- 
phischen Doktordiplomen). 

D;!  durch  die  Nostrifikation  eines  an  einer  ausländischen  Univcf^ität 
erworbenen  Doktordiploms  dessen  vollständige  Oleichsteilung  mit  einem  an 
einer  inländischen  Universität  erworbenen  bewirkt  wird,  so  ist  es  unbedingt 
erforderlich,  die  gesamte  Studienlaufbahn  und  die  wissenschaftlichen 
Leistungen  eines  Nostrifikationsvverbers  der  genauen  Prüfuncr  nach  der  Rich- 
tung zu  unterziehen,  ob  der  Kandidat  den  behufs  Erlangung  des  Doktorgrades 
im  Inlande  gestellten  Anforderungen,  und  zwar  sowohl  hinsichtlich  der 

>)  s.  Nr.  506.  ~  *)  s.  Nr.  442. 
*)  mul*)  s.  Arwuiiaute  «)  bei  Nr.  442  (S.  548), 
9,  Nr.  68$.  —  •)  Vgl.  auk  Nr.  m        »tr  dia  Bmehtigung  mr  änmdm  Anafe 
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Vorstudien  als  der  fadiwissenschaftUchen  Studien  vollkommen  entsprodicn 
hat;  mit  anderen  Worten,  ob  demselben  auf  Orund  der  von  Ihm  nach- 
gewiesenen Studien,  Präfungen  und  sonstigen  wissenschaftUcfaen  Leistungen 
auch  mi  Inlande  der  Doktoigrad  hätte  zuerkannt  werden  kdnnen. 

Nach  der  ffir  die  Erlangung  des  phitosophischen  Doktoigiides  deneit 
geltenden  Rigorosenordnung  ist  2ur  Erwerbung  des  Doktorgrades  in  der 
Regel  der  Nachweis  erforderlich,  daß  der  Kandklat  eine  in-  oder  ausUndisdie 
Universität  als  ordentlicher  immatrikulierter  Hörer  durch  vier  Jahre 
besucht  hat.^)  Es  können  daher  auch  bei  Erfüllung:  der  sonstigen  An- 
forderungen unter  Bedachtnahme  auf  diese  Vorschrift  in  der  Regel  nur  jene 
im  Allslande  erworbenen  philosophischen  Doktordiplome  unbedinq^t  nostri- 
fiziert werden,  cicrcn  Inhaber  iiaeh  ihren  Vorstudien  als  ordentliche  imma- 
trikulierte Studierende  einer  inländischen  Universität  hätten  aufgenommen 
und  nach  Absoivierung  des  vorgeschriebenen  Universitatsstudiums  zu  den 
philosophischen  Rigorosen  hätten  zugelassen  werden  können,  zumal  es 
nicht  zu  reciüftrtigen  wäre,  an  auslandische  Kandidaten  oder  bezüglich  der  im 
Auslande  zurückgelegten  Studien  geringere  Anforderungen  zu  stellen,  ab 
an  inländische  Kandidaten  und  bezüglich  der  im  Inlande  absolvierten 
Studien. 

Hinsichtlich  aller  jener  Kandklaten,  bei  denen  die  obige  Voraussetzung 
nicht  zutrifft,  insbesondere  also  hinsichtlich  jener,  welche  wegen  des  Ab- 
ganges des  zur  Immatrikulation  erforderlichen  Qymnasialmaturitätszeugnisses 
nach  den  hierlands  geltenden  Vorschriften  eine  einheimische  Universität 
nicht  beziehen  könnten,  kann  lediglich  die  im  §  1  der  erwähnten  Rigorosen- 
ordnung*) voigeschene  ausnahmsweise  Zulassung  zu  den  philosophi- 
schen Rigorosen  in  Betracht  kommen,  daher  die  von  derartigen  Kandidaten  an 
ausländischen  Universitäten  erworbenen  philosophischen  Doktordiplome  nur 
ausnahmsweise  und  nur  dann  nostrifiziert  werden  können,  wenn  nicht  nur 
die  Annahme  einer  beabsichtigten  Umgehung  der  im  inlande  bestehenden 
Vorschriften  ausgeschlossen  ist,  sondern  wenn  überdies  besonders  berück- 
sichügungs werte  Umstände  es  als  gerechtfertigt  erscheinen  lassen  würden, 
einen  solchen  Kandidaten  mit  Nachsicht  der  ihm  fehlenden  voi^eschriebenen 
Vorstudien  an  einer  inländischen  Universität  ausnahmsweise  zu  der  Er- 
werbung des  Doktoigrades  durch  Ablegung  der  Rigorosen  an  derselben  zu- 
zulassen. Ob  solche  besonders  berflckslchtigungswerte  Umstände  vorliegen, 
muß  der  Beurteilung  des  ehizehien  konkreten  Falles  vorbehalten  und  kann 
daher  im  allgemeinen  nur  bemerkt  werden,  daß  eine  zu  weitgehende  Nach- 
sicht in  dieser  Beziehung,  uisbesondere  was  die  mangelnde  Kenntnis  der 
klassischen  Sprachen  anlangt,  schon  aus  dem  Grunde  nicht  gerechtfert^ 
wäre,  weil  die  Kenntnis  dieser  Sprachen  nach  den  bei  uns  geltenden  Vor- 
schriften die  unerläßliche  Voraussetzung  für  die  Zulassung  zu  den  akademi- 
schen Studien  bildet  und  daher  refT^elmäRip^  auch  fÜT  die  Erlangung  der 
akademischen  Grade  gefordert  werden  muß. 


')  Vgl.  die  netif  philosophische  Rii^orosenordnting  vom  Jnhrr  f899  fs.  tSr.  702}. 

Analog  mit  der  Besiünmung  des  §  I  (Abs.  4J  der  neuen  philosophischen  Rigorosm' 
ortbmng  (9,  Nr.  709. 
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Nr.  511. 

iBS  dem  Brlassa  ilis  Mlnisttrs  für  K.  u.  0.  vom  12.  Angnst  1889. 

Z.  14.059. 

an  das  Dekanat  der  philosophischen  Fakultät  der  Universität  in  Graz, 

(demznfolge  ein  Nostrifikationswerber  auch  jene  Qualifikation  nachzu- 
weisen hat,  welche  nach  den  hierlands  in  Kraft  stehenden  Vorschriften 
ztun  Bebnfe  der  Immalriknlation  als  ordentlicher  Studierender  gefordert 

wird). 

Im  Sinne  des  §  11  der  «Ugemeinen  Studienordnung  vom  1.  Olctober 

18501)  und  der  ho.  MinErl.  vom  25.  März  1870,  Z.  1974,?)  und  vom 
31.  März  1881,  Z.  2909,^)  hat  der  Dekan  einer  inländischen  Fakultät  bei 
Vornahme  der  Immatrikulation  eines  Ausländers  als  ordentlichen  Studierenden 
behufs  Feststellung:  der  Frage,  ob  dieser  den  von  österreichischen  Studie- 
renden bei  ihrer  Immatrikulation  geforderten  Grad  von  Vorbildung  besitzt, 
vorerst  zu  prüfen,  ob  die  von  demselben  vorgewiesenen  Zeugnisse  nach 
der  Einrit-hmng  der  betreffenden  Lehranstalt  als  cicm  Maturitätszeugnisse 
eines  österreichischen  Gymnasiums  gleichwertig  angesehen  werden  können 
oder  nicht. 

Da  das  von  N.  N.  voigewieeene  Abiturientenzeugnis  sdion  wegen 
des  Mangels  einer  Prüfung  aus  griechischer  Sprache  mit  einem  inUlndischen 
Oymnasialmataritatszeugttisse  nicht  als  gleichwertig  angesehen  werden  kann, 
so  w1h!de  eine  eventuelle  Immatrikulation  des  Genannten  als  ordentlichen 
Studierenden  einer  inländischen  Fakultät,  wenn  dieselbe  von  dem  betreffenden 
Ddcan  ohne  vorherige  Einholung  der  ausnahms weisen  ho.  Genehmigung 
vofsenommen  worden  wäre,  mit  den  bestehenden  Vorschriften  nicht  im  Ein- 
klänge  gestanden  sein;  der  Genannte  würde  sonach  niemals  in  die  Lage 
[gekommen  sein,  ohne  spezielle  ho.  Genehmifi^iing  das  zur  regelmäßigen  Er- 
werbung des  Doktorgrades  erforderliche  ünivcrsitätsstudium  im  liilarulc 
anzutreten  und  zu  absolvieren.  Hie  geltende  philosophische  Kigorosenurdiiung 
fordert  nun  aber  behufs  Zulassung  zu  den  Rigorosen  den  Nachweis,  daß  der 
Kandidat  des  philosophischen  Doktorgrades  eine  in-  oder  ausländiscii  c 
Universität  als  ordentlicher  immatrikulierter  Studierender  besuclit  iiat. 
Aus  dieser  Bestimmung  muß  gefolgert  werden,  daß  von  dem  Kandidaten 
auch  jene  Qualifikation  nachzuweisen  ist^  welche  nach  den  hierhinds  in 
Kraft  stehenden  Vorsdiriflen  zum  Behufe  der  Immatnkuhition  als  ordent- 
licher Studierender  zu  fordern  is^  zumal  es  in  keiner  Weise  zu  rechtfertigen 
wäre,  an  Ausländer  oder  bezfiglich  der  Im  Auslandis  zugebrachten  Studien 
geringere  Anforderungen  zu  stellen,  als  an  inländische  Kandidaten  oder  be- 
züglich der  im  Inlande  zugebrachten  üniversitätsstudien,  und  doch  dem  unter 
verschiedenen  Voraussetzungen  erworbenen  Doktorate  vollkommen  gleiche 
Wirkung  zuzuerkennen. 


>) «.  Nn  JOS. 
<9  Nr,  419. 
«) «.  Nr.  UZ 
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Da  ferner  bei  der  Nostrifikation  eines  im  Auslande  erworbenen  Doktor- 
diploms,  weldte  die  vollständige  OleidisteUung  desselben  mit  einem  In- 
landischen bewirken  soll,  stets  darauf  zu  aditen  is^  ob  der  Bewerber 
sowohl  hinsichtlich  seiner  Vor-  als  seiner  fachwissenschaftiichen  Studien 
den  an  inländische  Kandidaten  des  Doktoisrades  gestellten  Anforderungen 
entspricht,  N.  N.  aber  nach  dem  Bemerkten  wegen  des  Mangels  der 
erforderlichen  Vorstudien  von  der  regelmäßigen  Erwerbung  des  philosophi- 
schen Doktorgrades  im  Inlande  ausgeschlossen  i^t,  so  ergibt  sich,  daß  die 
erbetene  Nostrifikation  des  von  N  N.  vorgelegten  ausländischen  Doktor- 
diploms jedenfalls  nur  ganz  ausiiahinsweise  unter  Nachsicht  der  erforder- 
lichen Vürsludien  g^ewährt  werden  kunnte.  Aus  din  vorliegLiuIcn  Berichten 
habe  ich  nun  nicht  cnluurnitien,  daß  solche  bcbondere  Momente  vorhanden 
sind,  welche  eine  derartige  Ausnahme  rechtfertigen  würden.  Vielmehr  muß 
berücksichtigt  werden,  dad  N.  N.  die  Nostrifikation  anstrebt,  um  dem  Er> 
fordernisse  des  Doktorates  behufs  seiner  Zulassung  ab  Privatdozent  an  der 
philosophischen  Fakultät  zu  genOgen.  Eine  solche  ausnahmsweise  Zu- 
lassung zur  Dozentur  unter  Nachsicht  von  Bedingungen,  welche  in  der  Regel 
selt)st  für  die  Aufnahme  als  ordentlicher  Studierender  gefordert  werden, 
kann  aber  nicht  schon  dann  als  gerechtfertigt  angesehen  werden,  wenn  tüch- 
tige Leistungen  eines  Kandidaten  vorliegen,  welche  an  sich  die  Erteilung  der 
venia  legendi  als  begründet  erscheinen  ließen,  zumal  dann  jedem,  der  über- 
haupt für  die  Habilitation  geeignet  ist,  diese  Ausnahme  gewährt  werden 
müßte.  Vielmehr  werden  hinsichtlich  eines  solchen  Bewerbers  besondere 
berücksichtigungswerte  Umstände  nachgewiesen  werden  müssen,  welche  eine 
Ausnahme  von  der  sonst  strenge  festzuhaltenden  Regel  rechtfertigen.  Es 
wird  insbesondere  die  Gewährung  einer  solchen  Naciisicht  dann  als  be- 
gründet anzusehen  sein,  wenn  zu  besorgen  ist,  daß  durch  den  Ausschluß 
des  Habilitatk>nswerbers  zum  Nachteile  der  Unterrichtsinteressen  eine  vor- 
zügliche Lehrkraft  dem  akademischen  Lehramte  entzogen  würde. 


Nr.  S12. 

Erlatt  d8$  Leiters  des  Minlsterlams  fOr  K.  n.  U.  vom  6.  SeptaD' 

tar  1895,  Z.  1717/KDH,  MVBNr.  33, 

an  die  Dekanate  der  katholisch-theologischen  Fakultäten» 

betrdfend  di«  NoitriHIntfon  voo  tu  den  pftpsilicbes  UohrmNiteo  and 
KoH^cn  in  Rom  crwofbenen  tkeolc^BChen  Doktordiplonien. 

Behufs  Erzielung  eines  einheitlichen  Vorganges  bei  Festsetzung  der 
Bedingungen  für  die  nach  iVlaBgabe  der  Bestimmungen  des  ho.  Erl  vom 
6.  Juni  1850,  Z.  4513,  ROBNr.  240,^)  vorzunehmende  Nostrifikation  von 
an  den  päpstlichen  Universitäten  und  Kollegien  in  Rom  erworbenen  theolo- 
gischen Doktordiplomen  finde  ich  nachstehendes  zu  erlassen: 

Die  theologischen  Fakultäten  sind  ermächtigt,  die  an  der  Oregoriani- 
sehen  Universität,  am  römischen  Seminar  bei  St  ApolUnar  und  an  dem 

*)  4.  Nr.  500. 
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CoUegium  UrbaDum  de  Propaganda  fide  erworbenen  Dokioidiplome  ohne 
Embohuig  der  gemäß  §  3  des  obzitierten  Erlasses  votgeschriebenen  ho.  Oe- 
aehnigiuig  zu  nostrifiziefen,  wenn  die  Bewerber 

1.  das  Gymnasium  ordnungsmäßig  absolviert  und  ein  staatsgültiges 
Maturitätszeugnis  vorgelegt, 

Z  die  theologischen  Studien  entweder  an  einer  österreichischen  theolo- 
gisdien  Faicuitat  oder  an  einer  der  obgenannten  theologischen  Anstahen  in 
Rom  ordnungsmäßig  zurückgelegt  hal>en,  und 

3.  sich  an  jener  theologisclien  Falcult&t,  an  welcher  sie  die  Nostri- 
fikation anstreben,  nach  Maßgabe  der  geltenden  theologischen  Rigorosen- 
Ordnung  einer  strengen  Prfifung  aus  dem  Kirchenrecht  und  der  Kirchenge- 
sdiidite  oder»  sofern  sie  das  Doktorat  oder  Licentiat  des  Kirchenrechtes 
nachweisen,  lediglich  aus  Kirchengeschichte  mit  gutem  Erfolge  unterziehen. 

Im  Falle  des  Vorhandenseins  der  unter  1  und  2  angeführten  Voraus- 
setzungen wird  Kandidaten,  welche  an  dem  E)ominikanerkolleglum  bei  Santa 
Maria  sopra  Minerva  den  theologischen  Doktorgrad  erlangt  haben,  das 
Rigorosum  aus  der  Fundamentaitheologie  und  Dc^matik,  und  jenen,  welche 
an  der  juridischen  Fakultät  bei  St.  Apollinar  oder  an  der  Gregorianischen 
Universität  d^^;  Doktorat  iuris  canonici  erworben  haben,  die  strenge  Prüfung 
aus  dem  Kirchenrechte  erlassen. 

In  besonders  rücksichtsvverten  Fällen,  wie  insbesondere  bei  Nach- 
weis hervorrajTcndcr  wissenschaftlicher  Leistungen,  können  weitergehende 
Bcgünstio^u[ii!en  hierorts  in  Antrag  gebracht  werden. 

Ifbtr  die  von  den  theologischen  Fakultäten  hienach  vollzogenen  Nostri- 
fikationen ist  am  Schlüsse  eines  jeden  Studienjahres  anher  zu  berichten. 


Nr.  613. 

las  im  Erlasse  des  Ministers  für  K.  u.  D.  vom  27.  Kovemiier  1896, 

Z.  28.534, 
an  den  Statthalter  in  Salzburg; 

(betreffend  die  Rechtsgfiltigkeü  eines  an  einer  ausländischen  Universität 
▼on  dnen  In-  oder  Aaslftoder  crwofbenen  Doktordlplons  im  Inlaadey. 

Im  Sinne  des  MinErL  vom  6.  Juni  1850,  ROBNr.  240,^)  kann  ein  In- 
oder  Ausländer,  welcher  an  einer  auswärtigen  Universität  den  Doktorgrad 
erworben  hat,  auf  Grundlage  desselben  in  den  Besitz  derjenigen  akademi- 
schen Berechtigung,  welche  den  Doktoren  einer  Österreichischen  Universität 
zukommt,  somit  auch  in  den  Besitz  der  Berechtigung  zur  Führung  des 
Doktortitels  nur  dann  gelangen,  wenn  der  Betreffende  den  in  dem  obigen 
Ministerialerlasse  hiefür  vorgeschriebenen  Bedingungen  Genüge  geleistet  hat, 
beziehunt^swei^e  wenn  die  ordnungsmäßige  Nostrifikation  des  auswärtigen 
Doktordiploms  erfolgt  ist 

0  9.  Nr,  306, 

Uaivcnllittgctctfe.  40 
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DemgemSß  kommt  einem  an  einer  ausündiscfaen  Universität  von  einem 
In-  oder  Auslander  erworbenen  Doktordtplom  ohne  dessen  voriier  erfolgte 
Nostrifikation  schlechterdings  keine  rechtliche  OQitigkeit  zu  und  somit  andi 
nicht  die,  den  Doktortitel  zu  führen.  Wenn  es  gleidiwohl  dem  Aus- 
länder nicht  untersagt  ist,  im  privaten  und  geselligen  Verkehre  von  einem 
solchen  Titel  Gebrauch  zu  m neben,  so  beruht  dieser  Usus  gewissermaßen 
auf  einem  stillschweigenden,  für  das  öffentliche  Recht  nicht  maßgebenden 
Übereinkommen,  wonnch  auch  dem  Österreicher  als  Besitzer  eines  inländi- 
schen Diploms  im  Ausland  sein  Titel  Ejefrcbcn  7U  werden  pflegt.  Die 
Führung  des  auslandischen  Doktortitels  über  diese  Grenze  hinaus  oder 
gar  in  der  Absicht,  den  Schein  zu  erwecken,  ein  im  Iniande  gültiges 
Diplom  mit  seinen  Voraussetzungen  und  Berechtigungen  zu  besitzen,  würde 
nicht  unbeanstandet  bleiben.^) 


Nr.  514. 

Aus  dem  Erlasse  des  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  9.  Jinner  1897, 

Z.  31.433  ex  1896, 

an  die  n.  ö.  Statthaiterd, 

(woaach  die  gnadenweise  Zuerkennung  des  l>olrtoftttels  nidit  slat^ 

Huden  lumn). 

Mit  Beziehung  auf  den  Bericht  vom  ...»  betreffend  das  Majeslits- 

gesuch  des  ...  um  die  gnadenweise  Bewilligung,  den  von  ihm  an  der 
Universität  in  .  .  .  (Ausland)  erworbenen  Titel  eines  Doictors  der  l?liilO' 

')  RücMsichiUch  der  an  ungßrUdun  Ualvenitäten  erworbeuM  philosophischen  Doktontiplome 
vgl.  Nr,  Btr, 

Aus  An^ß  eines   Gesuches  um  Bewilligung  zur  Annahme  und  Führung  de»  warn 
„Facultr  ilrs  !^rlences  de  Paris"  verliehenen  Titels  and  Orades  eines  ,,Dodeur  H  Sciences  mathe- 
matiques"  wurde  mit  EHqß  des  Handelsmiaisteriums  vom  30.  November  1895,  Z.  3172,  bemeritu 
daß  es  keinem  Anstände  unieröegt,  wenn  der  Qesadisieller  seinem  Ntunen  and  Charaktt^  di*  Um 
verliehene  Auseelchnung  beiföge,  beziehungsweise  nachsetze ,  dagegen  dürfe  er  drn  Uim  veriiehentn 

Dokfortitel  ^.einfm  Namen  nicht  vorsetzen,  da  A><^  rtir  Vr>rav^Sft7;!nr^  !int1r ,  daß  ibn  das 
ausländische  Doktordiplom  an  einer  inländischen  Fakultät  nostrifiziert  worden  sei,  was  im  vor* 
tiegwäeit  Falle  nkM  erreMAar  kt,  ihU  in  ö$Urr^  tin  «AntemMker  Dokiargmit  Mmiehttiti 
einzelner  fachwissensditt/llUhtr  DkdpOnan  (Me  DMoT  dir  AMktmoilkß  tdOd  txmtrt,  (MhML 

Z.  aS.638  ex  J8()5.J 

Betreffs  der  Führung  ausländischer  akademischer  Titel  wurde  im  KU M Erl.  vom  2b.  Fe- 
bmar  1904,  Z.  4Z7W  e*  t903  (an  di*  SiamaUerel  In  Prag}*  bemertd,  dafi  et  keinen  Amlni 
unterliegt,  wenn  der  Badearzt  .  .  .  die  von  ihm  in  En([land  erworbenen,  von  wissenschaitllcbai 
Korporationen  verliehenen  akademischen  Orade,  als  „Licentiat  .  .  sowie  den  von  ihm  an  eirtt-r 
reichsdeutschen  Universität  erworbenen  Ooktortitel  .  .  .  außer  dem  rite  erworbenen  inländisches 
nwdtfinlMbcit  Doktorcrade  «nf  «cineii  OcseUflslifelii,  Rezepten  v.  dgl.  adwnhcr  anfOhrt»  dt « 
sich  hlcbei  um  auslHndischc  akademi^rhr  Oradc,  nicht  aber  um  frei  vcrtfrhc-nc  eigentliche  Titel 
handelt ;  e«  muö  hiebei  allerdings  vorausgesetzt  werden ,  dafi  die  Aniülirung  solcher  ordnnngs- 
mäfllg  erworbener  und  genau  alt  tolcbe  bezeichneter  ausländischer  akademischer  Orade  in  der 
Welte  erfolge,  dafi  dnrdi  die  Art  der  AnkAndlgunf  die  Wflrdc  und  dai  Anieheii  des  indklMi 
Standes  r§§  3  und  12  dc«  Oeacte«»  vom  22.  Deicnber  1891,  ROBNr.  6  ex  1892)  nldkt  vcAer 
berflhrt  werde. 

Aua  Ankffi  tinea  anäerm  apeddlen  Fallsa  mudt  Uita  in  der  KUM  Nots  an  das  Mini- 
sttrbm  de»  inneru  vom  14.  Märt  1904,  Z.  8887  ergänzend  bemerldi  Ändert  veriilH  et  aldi  ak 
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Sophie  ohne  vorhergegangene  Nostrilikdtiun  des  bezüglichen  Doktordiploras 
auch  weiterhin  im  geschäftlichea  und  geselligen  Verkehre  fähren  zu  dürfen, 
beehre  ich  mich  ...  zu  eröffnen,  daß  ich  mich  ...  mit  Rücksicht  auf  die 
bestehenden  Vorschriften  und  die  eventuell  zu  befürchtenden  Beispiels- 
folgerungen nicht  In  der  Lage  sehe,  das  erwähnte  Gnadengesuch  Aller- 
hfichflten  Ortes  zu  befürworten. 

HIefur  ist  insbesondere  die  Erwägung  maßgebend,  daß  die  Berechtigung 
zur  Führung  eines  Doktortiteis  den  Besitz  eines  im  Inlande  gpitigen  Doktor- 
diploms  zur  unerläßlichen  Voraussetzung  hat  und  demnach  eine  solche 
Titelführung,  durch  welche  der  Besitz  eines  gültigen  Diploms  nach  außen 
zur  Geltung  kommt,  ohne  diese  Grundlage  auch  im  Gnadenwege  nicht 
zuerkannt  werden  kann. 


Nr.  515. 

Aus  Aeiii  Erlasse  des  Ministeriums  for  K.  n.  D.  vom  3.  Mai  1900» 

Z.  8120, 

in  das  Dekanat  der  phUoaophischen  Fakultät  der  deutschen  Universität 

in  Prag, 

(betreffend  die  PfUciit  der  Proffessorenkollegleii  fiber  Jedes  «ii  sie  ge- 
rlditete,  ordsmigsniBIg  belegte  NostrHUntloiiHresaeh  nAdi  dessen 
neritoriscber  Priifaog  eiaeii  entsprecheitden  BescUnS  »i  ftasen). 

Im  Sinne  des  §  2  des  ho.  MinErl.  vom  6.  Juni  1850,  RGBNr.  240,^) 
stellt  es  den  Professorenkollegien  keineswegs  zu,  die  an  dieselben  geridi- 
teten,  ordnungsmäßig  belegten  Nostrifikationsgesuche  a  limine  abzuweisen, 
vielmehr  ist  über  jedes  derartige  Gesuch  nach  dessen  meritorischer  Prüfung 
eui  entsprechender  FakuitatsbeschluB  zu  fassen;  Insbesondere  geht  es  nicht 
an,  die  Nostrifikationen  ohneweiters  auf  jene  FaUe,  in  denen  gleichzeitig 
die  Habilitation  als  Privatdozent  angestrebt  wird,  zu  beschränken  und 
außerdem  in  diesen  Fällen  andere  Momente,  als  sie  dem  zitierten  Normal- 
erlasse entsprechen,  für  ausschlaggebend  zu  erachten.  Es  werden  vielmehr 
in  dieser  Frage  jene  Erwägungen  in  berücksichtigen  sein,  welche  in  dem 
an  das  dortige  Dekanat  gerichteten  ho.  Erlasse  vom  10,  August  1889, 
Z.  13.183,*)  dargelegt  worden  sind;  auch  wird  in  Betreff  der  Nostrifikation 
ausländischer  Doktorate  aus  Anlaß  von  Habilitationen  auf  den  ho,  Eri  vom 
10.  August  ISSQ,  Z.  U.186,3)  verwiesen. 

rfcr  F-lhninfT  der  fim  Ausland  erlangten  Lizenz  zur  Ausübung  der  zahnärztlichen  Praxis,  respek- 
tive mit  der  Führung  der  Bezeichnung  aJf  „registrierter  Zahnarzt  im  Siaatc  . .  und  „American 
dentitf,  denn  biedurch  ist  kein  akademischer  Orad  oder  Tlcel,  sondern  i^dJglich  eine  nur  iUr 
dm  Antlaiid  gSltlff»  PnxiAcrMMganc  ucrionnt  worden,  dcrni  Ertcllmir  In  fcdcr  Hüitiebt 
für  das  Inland  Irrelevant  In;  die  öffentliche  FQhrung  einer  derartigen  Bezelchnunji  Nvßrdc 
daher  den  nnberechtigten  Anschein  erwecken,  als  ob  es  sich  bei  dieser  Bezeicbnuug  nicht  blofi 
mm  eist  Zaitssung  zur  IttaicbUclien  AusObuog  einer  Praxis  in  etnem  bestimmten  ausländischen 
SteligtMete,  sondern  vm  etncn  «nrorbcnen  aloidcnibdicn'TItd  oder  Qrnd  hinddn  würde.  ' 

»)  s.  Nr.  506. 

•>  *.  Nr.  5t0, 

•)  s.  Nr,  m* 

40» 
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II.  Teil:  Studienvorschriften;  A.  Allgemeine  Bestimmungen. 


Nr.  516. 

Erlaß  des  Minlsterlams  fOr  K.  u.  U.  vom  11.  Jall  1902.  Z.  17.827. 

an  das  Rektorat  der  technischen  Hochschule  in  Wien, 

(wonach  nur  ^gleichartige  ausländische  Doktordiplome  nostrifiziert 

werden  können). 

Aus  Anlaß  eines  Ansuchens  um  Nostrifizierung  eines  an  der  Universität 
in  Zürich  erworbenen  Doktorates  der  Philosophie  und  Gleichwertigerkiärung 
desselben  mit  dem  Doktorate  der  technischen  Wissenschaften  wurde  er- 
öffnet, daß  sich  die  Nostrifikation  ausländischer  Doktordiplome  der  Natur 
der  akademischen  Grade  nach  nur  auf  die  Gleichstellung  derselben  mit  in- 
ländischen Doktordiplomen  derselben  Art  beziehen  kann,  so  daß  also  eine 
Gleichstellung  eines  ausländischen  Doktorates  der  Philosophie  mit  einem 
inländischen  Doktorate  der  technischen  Wissenschaften  ausgeschlossen  ist 


7.  Reziprozitätsverhältnisse. 


a)  Zu  Ungarn.*) 
Nr.  517. 

Ans  dem  Erlasse  des  Ministeriums  fnr  K.  n.  U.  vom  18.  Februar 

1896.  Z.  2010. 

an  den  Statthalter  für  Mähren, 

(betreffend  die  Berechtigung  zur  Führung  des  Titels  eines  Doktors  der 
Philosophie  auf  Grund  eines  an  einer  ungarischen  Universität  erworbenen 

Doktordiploms). 

Aus  Anlaß  eines  speziellen  Falles  wurde  dem  Statthalter  eröffnet, 
daß  in  der  ungarischen  Reichshälfte  laut  einer  durch  das  königlich  ungarische 
Unterrichtsministerium  zugekommenen  Mitteilung  auf  Grund  eines  alten 
Usus  die  an  den  Universitäten  der  diesseitigen  Reichshälfte  erworbenen 
philosophischen  Doktordiplome  als  gültig  betrachtet  werden. 

Mit  Rücksicht  hierauf  wird  in  Ansehung  der  an  ungarischen  Universitäten 
erworbenen  philosophischen  Doktorate  bis  auf  weiteres  in  der  Weise  Rezi- 
prozität zu  beobachten  sein,  daß  gegen  die  Führung  eines  solches 
Doktortitels  kein  Einwand  erhoben  werde. 


')  Betreffend  die  Anerkennung  der  in  Ungarn  erlangten  Zeugnisse  Ober  die  Prüfung  «i 
der  Staatsrechnungswissenschaft  vgl.  Nr.  706. 
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Np.  518. 

Teronbrnng  der  Ministerien  des  Innern  und  für  K.  o.  D.  yom 

30.  iognst  1898.  RttBKr.  ISO,  MYBNr.  43. 

bcMfcnd  «He  Bedingmigcii  der  gegemdtlgcii  Zfllmaag  der  an  Mer- 
rdeUeciiea,  bezlelmiigsweise  migafleeheii  oder  feroaflsch-slavoirisclieii 
Uidverettiten  gradnlerten  Ante  und  dlf^lomlerten  Hebammen  au:  Ans- 
iUnmg  der  Praxis  in  den  Ländern  der  ungarischen  Krone,  beziehungs- 
weise in  den  Im  Reidisrate  vertretenen  Königreichen  nnd  Lindem. 

Auf  Grund  elnei  Obereinkommc  ns,  welches  einerseits  zwischen  der 
Regierung  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder»  andrerseits 
der  Regierung  der  Länder  der  ungarischen  Krone  —  hinsichtlich  Kroatien- 
Slavonien  auf  Oiuad  der  zustimmenden  Erldärung  des  Banus  ^  getroffen 
wurde,  werden  nachstehende  Verfügungen  erlassen: 

§  1.  Jene  Arzte  und  Wundärzte,  welche  in  einem  der  beiden  Staaten- 
der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  vor  dem  1.  Jänner  1899  die  Be- 
rechtigung zur  Ausübung  der  Praxis  in  vorschriftsmäßiger  Weise  erlangt 
haben,  sind  nach  wie  vor  im  Gebiete  des  anderen  Staates  gleich  den  in- 
ländischen Ärzten  und  Wundärzten  zur  Ausübung  der  ärztlichen  Praxis 
zugelassen. 

Die  vorstehende  Bestimmung  findet  auch  Anwendung  auf  solche 
Ärzte,  welche  mit  Sciiiuß  des  Studienjahres  1897/98  ihre  mirdi/jnischen 
Studien  vollendet  oder  wenigstens  ein  medizinisches  Rigorosuni  abgelegt,  das 
Diplom  jedoch  erst  nach  dem  1*  Jänner  1899  erworben  haben,  insofern 
dieselben  fiir  die  Praxis  in  den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und 
Ländern  die  Bewilligung  des  k.  k.  Ministeriums  fflr  Kultus  und  Unterricht 
ün  Einvernehmen  mit  dem  k.  k.  JMinisterium  des  Innern  und  in  den  Ländern 
der  ungarischen  Krone  die  Bewilligung  des  königlich  ungarischen  Unter- 
richtsministeriums, für  Kroatien-Slavonien  aber  die  BewilUgUttg  des  Banus 
von  Kroatien-Slavonien  und  Dalmatien  erlangen.^) 

§  2.  Andere,  als  die  im  §  1  bezeichneten,  zur  Ausübung  der  ärztlichen 
Praxis  befugten  Ärzte,  nämlich  solche,  welche  in  der  Grenzzone  des  einen 
Staatsgebietes  ansässip^  sind,  sind  berechtigt,  ihre  Berufstätigkeit  auch  in 
der  Gren//one  des  anderen  St:iates  auszuüben  und  auf  privatem  Überein- 
kommen beruhende  ärztliclie  Leistungen,  wie  zum  Beispiel  bei  Industrie- 
ünterntliniungen  und  dergleichen  zu  ubernehmen. 

§  3.  Als  beiderseiuge  Grenzzone  im  Sinne  des  §  2  ist  in  jedem  der 
benachbarten  Staaten  jenes  Gebiet  anzusehen,  innerhalb  dessen  die  bis 
zur  Grenze  reichenden  Amtsbezirke  der  politischen  Behörden  L  Instanz 
(Bezirkshauptmannschaften,  Stuhklchterämterp  Bezirksbehörden),  beziehungs* 
weise  dazwischenliegende  Teile  l>enacfabarter  politischer  Amtsbezirke  ge- 
legen sind. 

*)  in  Qemß/^^  dkm  Ptiragrophtn  haben  ungiu1$eht  Siaat»angeh6rige ,  Hviflite  m 
österreichischen  Universitäten  d*n  audisinisehen  Doktorgrad  erlangt  hab$np  am  dtt  Zulassung  zur 

ärztlichen  f^raxis  in  den  im  Reichsrate  vertretener  K  '^nii^reichen  und  Ländern  anzusacken,  f  ^nimrisehe 
Staatsangehörige,  welche  nach  den  obigen  Terminen  ein  österreichisches  Diplom  erlang 
kiibm,  ainä  mätrmt  AmMtOKm  ^MOualuak»,  VgiU  dm  tHät^mOm  EHtiß  Nr*  599. 
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II.  Teil:  Stadienvorschriften;  A.  Allgemeine  Bestimmungen. 


§  4.  Die  in  §  2  bezeichneten,  zur  Führung  einer  Hausapotheke,  be- 
ziehungsweise liandapotheke  befugten  Ärzte  sind  berechtigt,  bei  Ausübung 
ihres  Berufes  in  der  Grenzzone  des  anderen  Staatsgebietes  Medikamente  aus 
ihren  Hausapotheken,  beziehungsweise  Handapothelcen  unter  Ausfolgung 
ebies  Rezeptes  an  die  hi  ihrer  irztllchen  Behandlung  stehenden  Parteien 
abzugeben,  hisofcm  sie  sich  genau  an  die  beziiglich  der  Abgabe  von 
Medilcamenten  durch  Arzte  gfilt^n  Vorschriften  jenes  Staatsgebietes  halten, 
in  welchem  die  Behandlung  des  betreffenden  Kranken  stattfindet 

§  5.  Arzte,  welche  äre  Praxis  in  der  Grenzzone  des  anderen  Staats- 
gebietes ausüben,  haben  sich  hiebel  nach  den  dortselbst  in  Beziehung  anf 
die  Ausübung  der  Srztllchen  Titigfceit  geltenden  Vorschriften,  wie  insbe- 
sondere nach  den  Vorschriften  Ober  die  Anzeige  von  infektiösen  Erkran- 
kungen, von  strafigerichtlichen  fällen  und  dergleichen  zu  richten. 

§  6.  Die  politischen  Behörden  unmittelbar  benachbarter  Bezirke  der 
beiderseitigen  Grenzgebiete  haben  einander  Verzeichnisse  fiber  die  in  ihren 
Amtsbezirke  zur  irztllchen  Praxis  berechtigten  Arzte  sowie  Änderungen  dc^ 
selben  mitzuteilen. 

Ein  in  der  Grenzzone,  jedoch  in  einem  nicht  bis  zur  Grenze  reichenden 
politischen  Bezirke  ansässiger  Arzt  hat  die  Ausübung  der  ärztlichen  Pnudi 
im  jenseitigen  Grenzgebiete  im  Wege  seiner  vorgesetzten  politischen  Behörde 
dem  Amisvorstande  des  jenseitigen  polltischen  Bezirkes,  in  welchen  sich 
die  Ausübung  seiner  ärztlichen  Praxis  erstreckt,  zur  Anzeige  zu  bringen. 

§  7.  In  Kurorten,  welche  von  Angehörigen  beider  Staaten  der  öster- 
reichisch-ungarischen  Monarchie  besucht  werden,  ist  es  zulässig,  daß  von 
der  betreffenden  Regierung  bn  Interesse  des  dem  anderen  Staate  der  öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie  angehörenden  Kurpublikums,  Ärzten  des 
anderen  Staatsgebietes  Über  deren  Ansuchen  die  zeitweilige  Ausübung  der 
Kurpraxis  Im  Kurorte  selbst  während  der  Saison  gestattet  wade. 

§  8.  Die  Ausübung  der  Konsillarpraxis  der  in  bestimmten  Fällen  am 
dem  anderen  Staatsgebiete  berufenen  Arzte  bleibt  unbehindert 

§  9.  Die  Bestimmungen  des  §  1,  Absatz  1  und  der  §§  2  und  3  finden 
auf  die  gegenseitige  Zulassung  diplomierter  Hebammen  zur  Ausübung  der 
Praxis  im  anderen  Staatsgebiete  analoge  Anwendung. 

§  10.  Die  Bestimmungen  dieser  Verordnung,  durch  welche  die  Aus- 
übung der  ärztlichen  Praxis  beschränkt  wird,  haben  für  aktive  k.  u.  k. 
Militärärzte  nicht  in  Geltung  zu  treten. 

§  11.  Diese  Verordnung  tritt  mit  1.  Jänner  1899  in  Wirksamkeit 

§  1Z  GlelchmäBIge  Verfügungen  werden  gleldizeitig  von  der  kön^- 
lich  ungarischen  Regierung,  wie  auch  vom  Banus  von  Kroatien-Slavonien 
und  Dabnatien  erlassen. 
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Np.  619. 

Aas  dem  Erlasse  des  Ministeriums  für  K.  u.  U.  vom  27.  Juni  1900. 

Z.  17.707. 

an  das  philosophische  Dekanat  in  Wien, 

(betreffend  die  Zulassung  von  ungarischen  Staatsangehörigen  zu  den 
pharmazeutiscbeii  Studien  wegen  des  bestehenden  Reziprozitfttsverhftlt- 

nisses). 

Dem  Dekanate  wird  eröffnet,  daß  mit  Rücksicht  auf  das  zwischen 
Ungarn  einerseits  und  den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und 
Ländern  andrerseits  noch  bestehende  Reziprozitätsverhältnis  hinsichtlich  der 
Ausübung  der  pharmazeutischen  Praxis  gegen  die  unbedingte  Zulassung 
der  Pharmazeuten  . . .  aus  Siebenbürgen  zu  dem  pharmazeutischen  Universitäts- 
studium in  Wien  ein  Anstand  nicht  besteht. 

Auch  in  anderen  analogen  Fällen  wird  mit  Rücksicht  auf  das  bestehende 
Reziprozitilivefliiltnis  gegen  die  Aufnalime  ungarischer  Studsangehöriger 
in  die  phannazeutischen  Univeisititsstudien  nichts  einzuwenden  sein. 


Nr.  620. 

Brlaft  des  Mlnlsterittins  f  Qr  K.  u.  D.  vom  27.  lUbrz  1902.  Z.  8U9, 

an  alle  medizinischen  Dekanate, 

(arit  Erliatenuigen  betreffs  der  Behandlung  der  zu  Doktoren  der  ge- 
samten HaUkoiMte  n  promovierendeii  Angakerigaa  der  Lloder  der 

ttQgtfisciicii  Krone). 

Aus  Anlaß  eines  speziellen  Falles  wird  das  Dekanat  rficksichtUch  der  Be- 
handlung der  zu  Doktoren  der  gesamten  Heilkunde  zu  promovierenden  Ange- 
hörten der  Länder  der  ungarischen  Krone  darauf  aufmerksam  gemacht,  daß 
laut  der  Verordnung  des  Ministeriums  des  Innern  und  für  Kultus  und  Unter- 
rkht  vom  30.  August  1898,  RQBNn  150  (MVBNr.  43),i)  die  früher  zwischen 
den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern  und  den  Ländern 
der  ungarischen  Krone  geübte  Reziprozität  bezüglich  der  gegenseitigen  An- 
erkennung der  medizinischen  Doktordiplome  und  der  hierauf  gegründeten 
Praxisberechtigung  nunmehr  mit  den  in  der  zitierten  Verordnung  angeführten 
Ausnahmen,  respektive  Beschränkungen  aufgehoben  erscheint 

Hiemit  ist  auch  der  den  Fortbestand  der  Reziprozität  voraussetzende 
ho.  Erlaß  vom  27.  Juni  1882,  Z.  9817,  gegenstandslos  geworden  und  hat 
bei  der  Promotion  von  ungarischen  Staatsangehörigen  zu  Doktoren  der  ge- 
samten Heilkunde  an  den  hierländischen  Universitäten  ebenso  wie  bei 
anderen  Ausländern  der  ho.  Normativerlaß  vom  24.  September  1854,  Z.  13.567,-) 
zur  Anwendung  zu  kommen,  wonach  auch  von  diesen  der  vorgeschriebene 

»)  5.  Nr.  5/8. 
•)  *.  Nr.  683. 
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n.  TcO:  StvdlcBvondirlMai;  A.  Allgontlst  Bctttaumuiffen. 


Revers  abzufordern  sein  wird,  in  welchem  —  iuil>esGfaadet  der  m  der  ol)- 
zltierten  Verordnung  voigeselienen  Ausnalinufille  —  die  Erlangung  der 
Praxisbereditigung  von  dem  vorlicrigen  Nachweis  der  österreichischen  Staats- 
angehöriglceit  abhängig  zu  machen  ist 


b)  Zum  weiteren  Ausland. 
Nr.  521. 

Erlaft  «es  Mililstoriiims  für  K.  o.  D.  Yom  4.  iprü  im,  Z.  3102, 

an  das  alcademische  Universitätslconsistoflum  in  Wien,  an  die  alcademisdieD 
Senate  bi  Prag,  in  Graz  und  in  innsbmclc, 

(Aber  di«  prenBltdicii  Stnillerendcii  mgestuMlene  WbarttSumag  der  md 
den  Unlveraititea  tu  Wten^Prag»  Qraz  nndlnnsbracic  xiig«bniditeii  Stmllei- 
zdt  in  dat  gesctzUdi  Torgeadiriebene  Trlenniam,  retpektive  Qudilca* 

olimi  des  Univeraititattndtiuiis)* 

Das  ic  Ic  Ministerium  des  Aufiem  hat  mit  Note  vom  2&.  Min  L 
Z.  3257,  anher  die  Mitteilung  gemacht,  daB  die  Kuratoren  simtücher  preuBi- 
scher  üniversiUlten,  sowie  die  wissensdiaftlidien  Pritfungsicommissionen  und 
die  Provinziaiscfaulkollegien  durch  den  IcOniglich  preußischen  Minister  der 
geistlichen  und  Schulangelegenheiten  in  Kenntnis  gesetzt  worden  sind,  dsB 
(unter  Aufrechthaltung  der  Icöniglichen  Ordre  vom  30.  Juni  1840,  GesetZ' 
Sammlung,  Seite  139,  nach  welcher  Studierende,  die  dereinst  eine  Anstellung 
im  Staatsdienste  oder  die  Approbation  als  praktische  Ärzte  erhalten  wollen, 
in  der  Regel  mindc«;tens  drei  Semester  auf  preußischen  Universitäten  studiert 
haben  müssen)  preußischen  Studierenden  ihre  auf  der  Universität  zu  Wien, 
Prag,  Oraz  und  Innsbruck  zugebrachte  Studienzeit  in  das  gesetzlich  vor- 
geschriebene Triennium,  respektive  Quadriennium  des  Universitätsstudiums 
einzureciinen  sei.  Eine  Ausnahme  wird  hicbei  nur  in  Ansehung  der  Medi- 
ziner gemacht,  welche  die  Universitäten  von  Oraz  und  Innsbruck,  an  denen 
eine  medizinische  Falcultät  nicht  besteht,  besucht  haben.  ^) 

Hievon  wird  (das  —  der)  in  Kenntnis  gesetzt. 

M  Ausgedehnt  auf  die  medkinlschen  Fakulti^ten  in  Graz  und  Innsbruck  s.  Nr.  '<22.  ~  Ass 
Anlaß  der  Bestimmung  des  §  4,  Abs.  2,  des  vom  Bundesrate  Jür  das  Deutsche  Reich  im  Jahre  IS^ 
ttUmmw  RMifiemmä      dU  inttidiM  Prßfim^t,  wonadi  bglatfi  tnhnmtig  m  den  b&Ingfmim 

Prüfungen  das  medizinische  Studium  auf  einer  Universität  aaßerhalb  des  Deutschen  Reiihf- 
nur  ausnahmsweise  teilweise  oder  ganz  in  Anrechrmng  gebracht  werden  kärmc,  wurde  in  Folgt 
einer  Anfrage  des  österreichischen  Unterrichtsministerium  vom  Ministerium  des  Äqßem  eriffMi, 
ekiß  duth  diese»  RegUmeiit  k§tne  Atidenuig  de»  »tkon  ^e^fidl»  fl»  Atadmag  der  Ebmtla»^ 
der  an  auswärtigen  Univrrs;  täten  zugebrachten  Stadien)  bestehenden  ZutaHde»  »emibfii  weide» 
ist,  (MZ.  9l4tKUM  ex  ISS-t  und  HZ.  2bljKUM.  ex  t8S5.J 

In  Bezug  auf  die  Anrechenbculteit  im  Auslande  atrüdkgelegterStudien :  vgL  §  10  derJurieaMtm 
Shtdlenordaang  f»,  Nr.  §  3  d»  medMiiteken  Rigon»ent»rdmu^ ./k,  Nr,  ST^  mnd  f  I  ir 
pkUosophisehen  Rigorosenordnung  fs.  S'r.  702). 

Die  Dinüssion  oder  Relegation  eines  Hörers  von  den  kön,  Ix^erischen  Unurersitäten:  Mönchen, 
Würtbura  und  Erlangen  hat  fiir  den  Ber^  d»  öeiurelelduken  t/nlmsiM»»  die  WMnng,  daß 
ein  »Mter  Studierender  an  dieten  Unt/eedtdten  dterhauffi  oder  wMread  der  Sintfkdt  mdd 
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Nr.  522. 

MaA  in  Hlnlstsriimtt  fir  E.  i.  0.  tib  22.  HSTSiBlMr  1871, 

Z.  13^.  MTBIr.  66. 

an  d!e  akademischen  Senate  der  Univeraltäten  in  Graz  und  Innsbntclc, 

betreffend  die  preußisclien  Studierenden  der  Medizin  zugestandene  £in- 
redmong  der  auf  den  Universitäten  Graz  und  Innabmck  zugebraditen 
Zeit  in  das  gesefziieh  vorgeschriebene  UnlveraitltMtudiiim. 

Das  Ministenum  des  Äußern  hat  mit  Note  vom  11.  November  d.  J., 
Z.  15.111,  hieher  die  Mitteüiuig  gemacht,  daß  die  Kuratoren  sämtlicher 
preußischer  Universitäten  durch  den  königlich  preußischen  Mimstir  der 
geistlichen,  Unterrichts-  und  Medizinalangelcgenheiten  mittelst  Zirkularvcrord- 
nung  vom  12.  Oktober  d.  J.  in  Kenntnis  gesetzt  worden  sind,  daß  die  hin- 
sichtlich der  preußischen  Studierenden  der  Medizin  auf  den  Universitäten 
Wien  und  Pnig  eingeschränlcte  Anordnung,'}  nach  welcher  ihnen  die  au! 
diesen  Hochschulen  ziigebrachte  Zdt  in  das  gesetzlich  vorgeschriebene 
Universititsstudiuni  eingerechnet  wird,  nunmehr  auch  auf  die  Universitäten 
Innstmidc  und  Graz  ausgedehnt  ist 

Diese  Verordnung  wurde  durch  die  Universttätskuratoren  auch  den 
Reictoren,  Senaten  und  Studierenden  der  preußischen  Hochschulen  zur 
Kenntnis  gebracht 
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Np.  623. 

Eim  des  Ministers  f  flr  K.  u.  U.  vom  13.  Oktoiier  im.  Z.  7215, 

RCBNr.  416, 

an  den  Landescfaef  von  Niederösterreich,  Steiermark,  Tirol,  Böhmen,  Mähren, 
Oalizien,  den  Vorstand  der  Kralcauer  Gubemialkommission,  (an  das  Wiener 
Universitätskonsistorium,  den  akademischen  Senat  der  Universitäten  in  Prag, 
[Olmütz],  Innsbruck,  Graz,  L^mbeig,  iCrakau,) 

(wodurch  die  provleoriiebe  DiszipUnarordnang  tOr  die  UnivenliSien 

belnumt  gemacht  wird). 

Provisorische  Disziplinarordnung  für  die  Universitäten. 

$  1.  Die  akademisdien  Behörden  haben  die  Pflicht,  die  Freiheit  des 

akademischen  Unterrichtes  und  Lebens  im  Einklänge  mit  dem  Zwecke 
der  Universitäten,  welcher  zu  oberst  in  der  Pflege  echter  WissenschaftUcfa- 

immairiktüUrt  oder  auch  nur  aJs  oi^ßerordeniüeha^  Hirtr  tttskrlbUrt  winL  (Erlqß  des  Ministeriums 
ftr  Hr.  «.  U.  vom  M,Jmi  mt,  Z.  SSM  mt  1850,  «.  Nr,  SSiJ 

F;;/.  nurh  hefrrffT  dfr  Rr-irrn-rifntri-rHiältrth^r  für  är^iilchc  Diplnmr  gegenüber  dem  Ausland 

den  Abschnät:  „besondere  Bestimmungen  über  die  Berechtigung  zur  äntiichen  Praxis"  fs.Nr.660JfJ, 
«.  Nr.  52t, 
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keit  und  wahrer  Charakterbildung  besteht,  kräftig  zu  schützen,  zugleich  aber 
dea  Mifitiraiidi  jener  Freiheit  und  die  Qefihrdung  dieses  Zweckes  VBk  Eni- 
scfaiedenhei(  hintanzuhalten. 

Die  ihnen  zustehende  Diszipiinaigewalt  hat  sich  zu  äußern  in  der 
Aufsicht  und  in  Anordnung  und  Vollziehung  derjenigen  Maßregeln,  weldie 
allgeniein  oder  durch  jeweilige  Umstände  geboten  erscheinen,  um  Ord- 
nung  und  Anstand  auf  den  Hochschulen  aufrecht  zu  erhalten,  den  Charakter 
derselben  als  wissenschaftliche  Lehranstalten  auf  das  strengste  zu  bewahreo 
und  die  Ehre  und  Würde  der  ganzen  Anstalten  sowohl  als  ihrer  Gliederungen 
rein  zu  erhalten. 

§  2.  Die  akademischen  Behörden  sind  für  die  Erfüllung  ihrer  dies- 
fälligen  Obliegenheiten  verantwortlich,  daher  sind  auch  nlle  Angfehörigen 
der  Hochschule  verpflicfiict,  nicht  nur  den  Anordnungen  derselben  auf 
das  pünktlichste  Folge  zu  leisten,  sondern  in  ihrer  Sphäre  denselben  auch 
unaufgefordert  auf  das  tätigste  Beistand  zu  leisten. 

§  3.  Alle  Studierenden  unterstehen  in  Ansehung  ihrer  bürgerlichen 
Verhältnisse,  sowie  der  burgerlicli  strafbaren  Handlungen  den  aligemeinen 
Gesetzen  und  Behörden,  in  Ansehung  ihres  akademischen  Verhaltens*) 
aber  noch  fiberdies  den  besonderen  akademischen  Anordnungen  und  Dfni- 
plinarvorschriften  und  den  akademischen  Behörden. 

§  4.  Die  Studierenden  sind  im  allgemeinen  zu  dem  aus  der  Natur 
ihres  Verhältnisses  als  akademische  Bürger  fließenden  anständigen  Be- 
nehmen und  zur  Befolgung  der  bestehenden  akademischen  Gesetze  oder 
der  besonderen  Anordnungen  der  akademischen  Behörden  verpflichtet 

Wer  sich  dagegen  vergeht,  wer  sich  insbesondere  auffallender  Störungen 
der  akademischen  Ruhe  und  Ordnunfr  oder  einer  Verletziino^  der  für  Studien- 
zweeke  bestehenden  In^tittife,  SamniliitiL^tn,  Utensilien  schuldig  macht,  wer 
durch  beharrlichen  Unileiü-)  oder  unanständiges  Betragen,  durch  unsittliche 
oder  Ärgernis  erregende  Handlungen  Anstoß  gibt,  wer  sich  Beleidigungen 
gegen  die  akademischen  Behörden  oder  Lehrer  oder  ihre  im  Interesse  der 
Ordnung  und  Ruhe  einschreitenden  Organe  oder  gegen  seine  Kollegen  er- 
laubt, wird  nach  Maßgabe  der  Größe  seines  Vergehens  zur  Verantworhiqg 
gezogen. 

§  5.  Wird  ein  Studierender  wegen  einer  Obertretung  der  bestehenden 
allgemeinen  Gesetze  von  anderen  als  den  akademischen  Behörden  in  Unter- 
suchung gezogen,  so  ist  hievon  der  akademische  Senat  zu  verstSndigen  nnd 
demselben  nach  voUführter  Untersuchung  das  erflossene  Urteil  bekanat- 

zugeben.') 

Der  wesentliche  Inhalt  desselben  ist  in  den  Universitätsakten  vorzu- 
merken, und  es  kann  bei  einem  Einflüsse  der  begangenen  Übertretung  auf 
die  akademische  Ordnung  oder  auf  die  Ehre  der  Universität  dem  Schuldigen 
von  Seite  der  akademischen  Behörden  eine  Warnung,  ein  Verweis  erteilt, 
oder  die  allfäliige  Befreiung  von  Bezahlung  des  Unterrichtsgeldes  oder 

'}  Sätdiereiule  als  VereinanUtißeder  können  für  das,  was  sit  In  diaer  Blguachaß  unter- 
nehmen,  von  ihren  akademischen  Behörden  in  DlszipUnarbeha  tdlur!^  ^?ropen  werdeiu  K^NaSA 
*)  Vgl.  §  53  der  allgemeinen  Studienordnang  (s,  Nr.  JÖ5J  und  Ar.  366. 
<)  VgL  Nr.  529  and  520, 
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ein  Stipendiengenuß  entzogen,  oder  nach  Umständen  auf  Wegweisung 
von  der  Universität  erkannt  werden. 

§  6.  Die  Studierenden  einer  Universität  oder  Fakultät  in  ihrer  Ge- 
samtheit sind  keine  Korporation;  sie  können  daher  weder  regelmäßige 
Vcmmmlungeii  halteo,  noch  bleibende  Oesdiifttffihrer  oder  itänd^  Re- 
prisentantea  haben,  noch  andere  nur  ehier  Korporation  zustehende  Funk- 
tkmen  ausüben. 

I  7.  Versammlungen  der  Studierenden  an  dffentlichen  Orten 

außerhalb  des  Universitätsgebäudes  zu  anderen  als  geselligen 
Zwecken  sind  nicht  gestattet,  wohl  aber  können  Studierende  in  den  Lokali- 
taten des  für  den  Unterricht  bestimmten  Gebäudes  und  in  nicht  regel- 
mäßig wiederkehrenden,  sondern  nach  dem  speziellen  Bedürfnisse  veranstal- 
teten Versammlungen  bestimmte,  sie  betreffende  akademische  Angelegen- 
heiten beraten.  1) 

§  8.  Zu  einer  jeden  solchen  Versammlung  ist  unter  bestimmter  Angabe 
des  Beratungsgegenstandes  die  Zustimmung  des  Rektors  einzuholen. 

Dieser  hat  zu  beurteilen,  ob  der  Gegenstand  dem  §  7  entspricht, 
und  wenn  er  ihn  als  solchen  anerkennt  und  durch  die  Versammlung 
die  akademisdie  Ordnung  nicht  gefährdet  scheint,  ein  Versammlungslokale 
anzuweisen. 

Oiejen^fen,  welche  um  diese  Zustimmung  ansuchen,  fibemehmen  den 
akademischen  Behörden  gegenüber  die  Bfiigschaft  für  die  Aufreciithaltung 
der  Ordnung  in  der  Versammlung  und  für  die  genaue  Befolgung  der  akade- 
mischen Gesetze. 

§  9.  Der  Rektor,  der  Prorektor  und  jeder  Dekan  eines  Professoren- 
kollegiums haben  das  Recht,  den  Versammlungen  der  Studierenden  beizu- 
wohnen; sie  können  Erinnerungen  machen  und  auch  die  Begleiche  Aufhebung 
der  Versammlung  verfügen,  sobald  dieselbe  von  den  akademischen  Oe- 
setzen oder  von  dem  angegebenen  Zwecke  abweicht. 

§  10.  Nur  immatrikulierte  Hörer  sind  berechtigt,  an  Versammlungen 
Studierender  teilzunehmen,  nicht  immatrikulierten  Hörern  und  allen  anderen 
Individuen,  mit  Ausnahme  der  akademischen  Lehrer,  ist  jede  Beteiligung, 
daher  auch  die  Gegenwart  bei  denselben  untersagt  Die  Veranlasser  von 
Versammlungen  (§  8)  smd  für  die  Beachtung  dieser  Vorschrift  verant- 
wortlich. 

[§  11.  Studentenverbindungen  süid  nicht  gestattet*) 

Die  Exekution  dieses  Verbotes  steht  nicht  den  akademischen,  sondern 

den  allgemeinen  bürgerlichen  Behörden  zu.] 

§  12.  Der  akademische  Senat  kann  den  Studierenden  die  Teilnahme 
an  bestimmten  Versammlungen  oder  bestimmten  Vereinen  NichtStudierender, 
wenn  die  Zwecke  der  Universität  es  erheischen,  untersagen.*) 

*)  Die  §§  7  bU  HnsdiUeßlich  tO  dieser  Disziplinarordnung  wurden  durch  das  Gesetz  über 
das  VersamnUangßntlli  vom  15.  NoHmber  1867,  RQBNr.  135,  nicht  außer  Kntft  gesetzt.  Vgl, 
Nr.  543  u.  /. 

^  §  II  bi  dank  §  3B  de$  Vtnlm^ieltn  vom  IS.  Nwember  1887,  ROBNr,  IJf,  dengkrt 

VgL  Nr.  543  tt.  f. 

§t  12  ist  durch  das  Oesetz  über  das  Vereins-,  beziehungsweise  Versammlungsrecht  nicht 
als  ai^/gehoben  zu  betrachten.    Vgl.  Nr.  545.  Anbelangend  die  Teilnahme  von  Studierenden  an 
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§  13.  Die  Arten  der  Ahndung  disziplinarer  Vergehen  nach  Maßgabe 
der  Größe  und  Wiederholung  derselben  sind: 

1.  Ermahnung  und  Verwarnung  durch  den  Dekan  allein  oder  vor 
dem  Lehrkörper;*) 

2.  Rüge  durch  den  Rektor  vor  dem  akademischen  Senate;  sie  kann 
verschärft  werden  durch  die  Drohung,  daß  im  Falle  einer  wiederholten, 
wenn  auch  geringen  Straffälligkeit  die  Verweisung  von  der  Universität 
unnachsichtlich  erfolgen  werde  (consilium  abeundi); 

3.  Verweisung')  von  der  Universität  auf  1  bis  4  Semester; 

4.  Verweisung  von  der  Universität  für  immer; 

5.  Verweisung  von  allen  österreichischen  Universitäten  für  immer. 

Der  Verlust  eines  Stipendiums,  einer  Stiftung  oder  der  Befreiung  vom 
Unterrichts-  oder  Kollegiengelde  ist  nicht  als  Strafe,  sondern  als  die  natür- 
liche Folge  eines  Betragens  anzusehen,  welches  den  akademischen  Oe- 
setzen nicht  vollkommen  entspricht;  er  hat  daher  in  jedem  Falle  einzu- 
treten, wo  der  Genuß  einer  solchen  Wohltat  an  die  Bedingung  eines  un- 
tadclhaften  Betragens  geknüpft  ist. 

§  14.  Die  Verweisung  von  allen  österreichischen  Universitäten  schließt 
die  Immatrikulation  des  Verurteilten  an  einer  derselben  für  die  Zukunh 
gänzlich  aus.  Sie  kann  nur  vom  Ministerium  des  Unterrichts  auf  Antrag 
einer  akademischen  Behörde  verfügt  werden.  3) 

Ob  ein  von  einer  Universität  Verwiesener  an  einer  anderen  zur  Fort- 
setzung seiner  Studien  zugelassen  werde,  hängt  von  dieser,  beziehungs- 
weise von  dem  Professorenkollegium  gegen  Berufung  an  den  akademischen 
Senat  ab. 

§  15.  Die  gegen  die  Studierenden  verhängten  Disziplinarstrafen  sind 
in  einer  steten  Evidenz  zu  erhalten.^) 

§  16.  Nichtimmatrikulierte  Hörer,*)  sowie  Gäste,  welche  einzelne  Vor- 
lesungen besuchen,  sind  zur  Beobachtung  der  akademischen  Ordnung  ver- 
pflichtet. Machen  sie  sich  einer  Verletzung  derselben  schuldig,  so  sind 
sie  nach  Umständen  zu  ermahnen,  oder  von  dem  Besuche  der  Vorlesung 
oder  der  Universität  überhaupt  auszuschließen.*) 


politischen  Vereinen  sind  die  Bestimmungen  des  II.  Absatzes  des  Vereinsgesetzes,  insbesonden 
§  30  desselben  maßgebend. 
>;  Vgl.  Nr.  54 Z 

•)  Die  rechtskräftig  ausgesprochene  Verweisung  eines  ordentlichen  Hörers  von  der  einen  der 
beiden  Prager  Universitäten  gilt  auch  für  die  andere  Universität.  Vgl.  Nr.  2.  Nach  §  X  der 
juristischen  Studien-  und  Prüfungsordnung  fs.  Nr.  636)  kann  ein  bei  der  Staatsprüfimg  reprobierter 
Rechtshörer,  welcher  die  21ulassung  zur  Wiederholungsprüfung  vor  der  bestimmten  Zeit  oder  bei 
einer  anderen  als  der  kompetenten  Kommission  erschlichen  hat,  relegiert  werden.  Vgl.  auch  §  1 
der  MinVdg.  vom  2.  August  1889,  MVBNr.  44,  betreffend  die  gegen  das  Verbot  erwirkte  In- 
skription  eines  Einjahrig-Freiwilligen  (s.  Nr.  551J. 

»)  Ober  den  Vorgang  bei  Schöpfung  derartiger  Erkenninisse  s.  Nr.  525  und  532. 

*)  s.  Nr.  52t  und  533. 

')  Qemäß  §  3  der  pharmazeutischen  Studien-  und  Prüfungsordnung  (s.  Nr.  708J  haben  die 
für  die  ordentlichen  Universitätsstudierenden  geltenden  Disziplinarvorschriften  hinsichtlich  der 
Studierenden  der  Pluxrmazie  sinngemäße  Anwendung  zu  finden. 

*)  Vgl.  Nr.  536  und  540. 
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§  17.  Sowohl  der  akademische  Senat  als  die  Lciirkorper  der  einzelnen 
Studienabteilungen  liahcn  in  ihren  Wiri<ungskreisen  die  Pflicht,  die  nach 
den  Umständen  nui wendig  erscheinenden  Verfügungen  zu  treffen  und 
Disziplinarvorschriften  zu  erlassen. 

Von  allen  solchen  Anordnungen,  wenn  sie  nicht  bloH  exekutiver  und 
vorübergehender  Natur  sind,  ist  sogleich  Anzeige  an  den  Minister  des 
Unterrichtes  zu  machen. 

§  18.  Jeder  Dekan  eines  Lehrkörpers  und  jedes  Mitg^üed  des  Lehr- 
kollegiums hat  die  Pflicht,  seinen  Linfluß  gehend  zu  machen,  um  die 
Studierenden  zu  einer  besonnenen  Benützung  ihrer  Bildungszcit  zu  ver- 
anlassen, disziplinare  Verg^eben  tiurch  Rat,  Zuspruch,  Vermittlung  oder 
hrmahnung  zu  verhindern,  und  im  freundschaftlichen  Verkehr  das  Verhältnis 
gegenseitiger  Achtung  und  I  cilnahme  zu  pflegen. 

Leichtere  Vergehen  sind  von  dem  Dekane  oder  Profcssorenkollegiura 
durch  Frmnhnunp:,  Warnung  oder  Rüge  aup/u^kichen,  Vergehen,  welche 
um  ihrer  (jrölie  oder  um  der  Rückfällirjkcit  dc>  Scliuldigen  willen  eine  Strafe 
erheischen,  sind  dem  akademischen  Senate  [in  Wien  dem  Univcrsitätskonsi' 
storiuni]  zuzuweisen. 

§  IQ,  Die  disziplinare  Strafgewalt  übt  der  akademische  Senat  (in 
Wien  das  UniversitätskonsistoriumJ.  ihm  steht  es  zu,  Rügen  und  Ver- 
weisungen von  der  Universität  auszusprechen  und  die  Verweisung  von  allen 
österreichischen  Universitäten  zu  beantragen.*)  Alle  von  ihm  verhängten 
Straten  und  nur  diese  sind  in  die  Universitätszeugnisse  der  Studierenden 
aufzunehmen.-) 

§  20.  Jeder  akademische  Senat  hat  auf  Grundlage  dieser  allgemeinen 
Disziplinarordnung  eine  besondere,  den  Verhältnissen  seiner  Universität 
entsprechende  Disziplinarordnung,  wenn  er  eine  solche  für  wünscfietiswert 
erachtet,  auszuarbeiten  und  dem  Unterrichtsministerium  zur  Genehmigung 
vorzulcgcn.3) 


')  Eine  MUdtrung  oder  Aufhebung  einer  zuerkannten  DistipUnarahndung  kann  im 
Wege  der  Berufung  oder  aber  gnadenm^t»  vom  flitieerteklsmMsMnn  ausgesprodkett  wmim. 
(MZ.  24.8/7  ex  1888.)  Dem  akadenmehen  Suiate  Steht  es  nicht  zu,  eine  von  ihm  zwar  im  eigenm 
Wirkan (TS kreise  verhängte,  aber  im  Rekurswe^e  vom  Unterrichtsministerium  besiäfig^te  Di^Tirünar- 
sbrttfe  auf  Qrund  eütes  Onadengesuches  des  disziplinierten  Studierenden  nachträglich  zu  müdem 
oder  gam  ta  o/tauen;  die  SeMi^ßfiatmag  9ber  ebi  derartiges  Onadengesudt  kommt  vteimekr  dem 
Unterrichtsministerittm  zu.  (MinAki  Z.  40.158  ex  1903).  Die  Relegation  eines  Universitätshörers 
ist  als  Disziplinarsache  vor  dem  Vrnt  altungsgerichtshofe  rächt  a^eeUbar»  (Beschließ  des  VQU 
forn  /7.  Oktober  1887.  Z.  2ö3i.  Kxrlsch^  Sammlung  II,  1988.) 

*)  Über  die  Anmerkung  des  akademischen  Betragens  in  den  Universitätsabgangszeugnissen 
(AbeekOorten^  $,  Nr.  496  fP,  1^.  Wegen  Ebdnieung  der  EHsMfpOnarHrqfem  im  da»  MeUMgMbaek 

M,  Nr,  ses  ß  m}. 

*'\  Mti  Erlaß  des  Mini^ieriums  für  K.  u.  U.  vom  14.  April  1904,  Z.  802  KUM,  mtrdr  der 
Entwurf  einer  Ordnung  für  das  Diuiplinarverfahren  an  der  Universität  in  Wien,  womit  auf  Qrund 
des  §  20  der  prodsoria^en  Dkdplbtttrordmutg  Bestimmuagen  über  dl«  Ebueixung  und  die  Fiudh 
Momea  einer  besondren  Erkebungskommissien  (Dise^Mnarkomadnltui)  im  IMsäfMnarvetfiihrm 
zürnen  wmrie,  genelaidgmti  «ar  Knudub  gmemmetu 


« 
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Nr.  524. 

Erlaß  des  Ministeriums  fflr  K.  u.  ü.  vom  16.  Juni  1851,  Z.  5126 

ex  1850. 

an  die  Universitäten  zu  Wien,  Prag,  Olmütz,  Krakau,  Lemberg,  Graz, 

Innsbruck, 

(womit  eine  Instruktion  für  das  Verfahren  bei  der  im  §  16  der  Stndien- 
ordnung  vom  1.  [und  8.]  Oktober  1850,  ROß.  Z.  370  [und  430],  ange- 
ordneten Evidenzhaltung  der  gegen  Studierende  ergangenen  Verweisungs- 
Erkenntnisse  gegeben  wird). 

Infolge  einer  auf  Anregung  der  königlich  bayerischen  Regierung  ge- 
pflogenen Verhandlung  haben  Se.  Majestät  der  König  von  Bayern  an  die 
königlich  bayerischen  Universitäten  unter  dem  17.  Februar  1850  den  Auftrag 
ergehen  lassen,  den  von  sämtlichen  Universitäten  der  k.  k.  österreichischen 
Staaten  relegierten  Studierenden  die  Immatrikulation  zu  versagen. 

In  Erwiderung  dieser  Maßregel  haben  Se.  k.  k.  Ap.  Majestät  das 
Unterrichtsministerium  beauftragt,  sämtliche  österreichischen  Universitäten  an- 
zuweisen, daß  die  in  Oemäßheit  der  §§  51  und  52  der  revidierten  Satzungen 
für  die  bayerischen  Hochschulen  von  den  königlich  bayerischen  Universitäten 
zu  München,  Würzburg  und  lirlangen  relegierten  oder  dimittierten  Studie- 
renden auch  an  keiner  österreichischen  Universität  zugelassen  werden. 

Nach  den  bezogenen  Paragraphen  der  bayerischen  Universitätssatzungen 
besteht  die  Dimission  in  einer  zeitweise  ein  bis  vier  Jahre  dauernden 
Ausschließung  von  den  Universitätsstudien,  die  Relegation  in  der  Erklärung, 
daß  der  Straffällige  für  immer  unfähig  sei,  einer  deutschen  Universität 
anzugehören. 

Nachdem  nun  im  weiteren  Verfolge  der  Verhandlungen  zwischen  der 
kaiserlich  österreichischen  und  der  königlich  bayerischen  Regierung  das  Über- 
einkommen getroffen  wurde,  daß  die  diesfällige  Korrespondenz  zwischen 
den  österreichischen  und  königlich  bayerischen  Hochschulen  unmittelbar  ge- 
pflogen werde  und  in  Anbetracht  der  Notwendigkeit  hierüber,  sowie  auch 
wegen  Handhabung  und  Evidenzhaltung  der  Disziplinarerkenntnisse  der 
österreichischen  Universitäten  ein  gleichförmiges,  genaues  Verfahren  ein- 
zuleiten, wird  die  in  dem  beiliegenden  Erlasse  enthaltene  Instruktion  erlassen. 

Instruktion. 

Zum  Behufe  einer  gleichförmigen  und  genauen  Handhabung  und  Evi- 
denzhaltung der  gegen  Studierende  rechtskräftig  gefällten  Verweisungserkennt- 
nisse werden  auf  Grundlage  der  allgemeinen  Disziplinarordnung  vom  13.  Ok- 
.  tober  1849  (der  §§  64  bis  82  der  Studienordnung  vom  8.  Oktober  1850, 
Z.  430  (für  die  Universität  zu  Pest  der  Ah.  Entschl.  vom  24.  April  1850)],»)  der 
von  der  königlich  bayerischen  Regierung  an  die  Universitäten  zu  München, 
Würzburg  und  Erlangen  unter  dem  17.  Februar  und  4.  Juni  1850  ergangenen 
Erlässe  und  des  §  16  der  Studienordnungen  vom  1.  [und  8.]  Oktober  1850, 


')  d.  i.  die  für  die  Pester  Universität  ergangene  allgemeine  Studienordnung. 
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Z.  370  [und  430],  dem  Universitätskonsistorium  zu  Wien  und  den  akademi- 
schen Senaten  der  übrigen  geBamiteii  Qstenreidiitdien  Hodudiiden  folgende 
Weisungen  gegeben,  beziehungsweise  die  früher  hierüber  bereits  erflossenen 
Anordnungen  in  Erinnerung  gebracht: 

1.  An  jeder  der  genannten  Universitäten  ist  unter  Überwachung  von 
Seile  lies  jeweiligen  Rektors  von  dein  Quästor  ein  genaues  Verzeichnis 
mit  einem  alphabetischen  Naniensregister  als  Anhang^  fiber  alie  Verweisungs- 
erlienntnisse  zu  fiihfen,  welche  die  betreffende  österreichische  Universität 
selbst  gefällt  hat,  oder  welche  ihr  von  der  akademischen  Oberbehörde  einer 
anderen  österreichischen  Universität  oder  von  dem  Rektorate  einer  der 
königlich  bayerischen  Universitäten  zu  München,  Würzbuig  oder  Erlangen 
mitgeteilt  werden. 

2.  Kein  Studierender,  welcher  nach  einem  von  dem  Unterrichtsministe- 
rium bestätigten  Disziplinarerkenntnis  von  allen  österreichischen  Uni- 
versitäten verwiesen,  und  kein  Studierender,  welcher  von  einer  der  ge- 
nannten königlich  bayerischen  Universitäten  dimittieri^  d.i.  von  den  Univer- 
sitätsstudien temporär  auf  ein  bis  vier  Jahre,  oder  relegiert,  d.  i.  auf  immer 
aufgeschlossen  ist,  darf  liberhaupt  oder  (bei  dimittierten)  während  der 
Dauer  der  Strafzeit  an  einer  österreichischen  Universität  immatrikuliert  oder 
auch  nur  als  außerordentlicher  Hörer  (§§  33  bis  37  der  Studicnordnung) 
inskribiert  werden.  Eine  gegen  den  Inhalt  solcher  Erkenntnisse  geschehene 
Immatrikulation  oder  Inskription  ist  in  jeder  Beziehung  als  ungültig  an- 
zusehen (§16  der  Studienordnung). 

3.  Die  österreichischen  Universitäten  haben  die  von  ihnen  beantragten 
und  von  dem  Unterrichtsministerium  bestätigten,  auf  Verwei'^unj:^  von  allen 
österreichischen  Universitäten  lautenden  Firkenntnissc  nicht  nur 
sämtlichen  österreichischen  Universitäten  und  den  Rektoraten  der  königlich 
bayerischen  Universitäten  Munclicn,  Würzburg  und  Erlangen  [sondern  auch 
den  Direktoraten  der  k.  k.  Rechtsakademie  zu  Agrani,  Preßburg,  Kaschau 
und  GroßwardeinJ  in  Abschrift  mitzuteilen,  und  die  Urteile  so  genau  ab- 
zufassen, daB  daraus  Vor-  und  Zuname,  Alter,  Geburtsort,  Name  und  Stand 
des  Vaters»  die  Ursache  der  Verweisung,  die  erteilte  Bestätigung  des  Untei^ 
richtsministeriums  zur  Verweisung  von  allen  österreichischen  Universitäten, 
sowie  der  Tag  des  Erkenntnisses  zweifellos  zu  ericennen  ist 

4.  Bevor  über  einen  dies  fäll  igen  Antrag  einer  österreichischen  Uni- 
versität der  Ausspruch  des  Unterrichtsministeriums  erfolgt  ist,  darf  ihm  Icein 
Abgangszeugnis  von  der  Universität  ausgefertigt  werden. 

5.  Son  ic  die  österreichischen  Universitäten  von  den  Dimissions-  und 
Relegationscrkennlnissen  der  königlich  bayerischen  Universitäten  durch  un- 
mittelbare Zuschriften  der  betreffenden  Rektorate  verständigt  werden,  so 
haben  auch  die  akademisdien  C^eibehörden  der  österreichischen  Univer- 
sitäten die  Mitteilung  der  Verweisungserkenntnisse  an  die  Rektorate  der 
Universitäten  München,  Wörzbuig,  Erkmgen,  sowie  an  sämtliche  östet^ 
reichischen  Universitäten  [und  die  Direktorate  der  k.  k.  Rechtsakademien] 
unverzüglich  im  unmittelbaren  Korrespondenzwege  zu  richten,  so- 
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bald  die  Bestätigung  des  allgemeinen  Verweisungserkenntnisses  vom  Unter- 
richtsministerium herabgelangt  ist 

6.  Läßt  sich  ein  Studierender  einer  österreichischen  Universität  ein 
solches  Benehmen  zu  Schulden  kommen,  welches  zwar  nicht  die  Aus- 
schließung von  allen  österreichischen  Universitäten,  aber  die  Verweisung 
von  einer  bestimmten  Universität  auf  1  bis  4  Semester  oder  auf  immer 
zur  Folge  hat,  so  darf  ihm  während  der  Dauer  der  Untersuchung 
kein  Abgangszeugnis  ausgefertigt  werden.  Ist  jedoch  das  Straferkenntnis 
gefällt,  so  ist  der  wesentliche  Inhalt  desselben  nach  der  Vorschrift  vom 
10.  März  1850,  Z.  117,*)  in  das  Abgangszeugnis  aufzunehmen.  Der  Um- 
stand, daß  der  Verurteilte  gegen  das  Erkenntnis  allenfalls  den  Rekurs  an 
das  Unterrichtsministerium  angemeldet  hat,  hindert  nicht,  daß  ihm  auf  Ver- 
langen das  Abgangszeugnis  in  der  erwähnten  Art  ausgestellt  werde,  doch 
ist  in  einem  solchen  Falle  der  Umstand,  daß  er  dagegen  den  Rekurs  er- 
griffen und  derselbe  bei  dem  Abgange  des  Studierenden  noch  schwebe,  aus- 
drücklich zu  bemerken. 

7.  Auf  die  genaue  Erfüllung  dieser  Weisung  haben  die  akademischen 
Oberbehörden  um  so  mehr  zu  sehen,  als  von  Verweisungserkenntnissen 
vor  deren  Bestätigung  durch  das  Ministerium  keine  Mitteilung  an  andere 
akademische  Behörden,  weder  der  königlich  bayerischen  Hochschulen  noch 
der  österreichischen  höheren  Unterrichtsanstalten  zu  machen  ist.  ' 

8.  Findet  sich  eine  königlich  bayerische  oder  österreichische  Univer- 
sität bei  der  Meldung  eines  solchen  Studierenden  zur  Immatrikulation  durch 
die  Einsicht  in  den  Inhalt  des  Abgangszeugnisses  veranlaßt,  die  betreffende 
österreichische  akademische  Oberbehörde,  von  welcher  das  Verweisungs- 
erkenntnis ausging,  um  genauere  Aufklärung  über  das  ihm  zur  Last  fallende 
Benehmen  oder  über  seine  sonstige  Charakteristik  anzugehen,  um  mit 
mehr  Beruhigung  darüber  absprechen  zu  können,  ob  es  rätlich  sei,  ihn 
aufzunehmen,  so  ist  dieselbe  verpflichtet,  einem  solchen  Ansuchen  auf  das 
schleunigste  und  gewissenhafteste,  sei  es  durch  Auszüge  aus  den  Verhand- 
lungsakten oder  durch  sonstige  geeignete  Mitteilung  nachzukommen. 

9.  Das  oben  sub  1  erwähnte,  von  dem  Quästor  zu  führende  Verzeichnis 
der  von  österreichischen  oder  bayerischen  Hochschulen  Verwiesenen  hat 
folgende  Rubriken  zu  enthalten: 

a)  Vor-  und  Zuname  des  Studierenden, 

b)  Vaterland  und  Geburtsort, 

c)  Alter, 

d)  Religion, 

e)  Name  und  Stand  des  Vaters, 

f)  Angabe  der  Universität,  von  welcher  er  verwiesen  wurde, 

g)  Datum  des  Erkenntnisses, 

h)  Ursache  der  Verweisung, 

i)  Dauer  und  Art  derselben, 

k)  allenfalls  hierüber  getroffene  Verfügung, 
1)  Anmerkung. 


«)  s.  Nr.  486. 
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10.  Zur  genauen  Aufrechthaltung  der  mit  auswärtigen  Regierungen 
und  zunächst  mit  der  königlich  bayerischen  Regierung  wegen  gegenseitiger 
Anerkennung  der  Verweisungserkenntnisse  der  beiderseitigen  Landesuniver- 
sitäten getroffenen  Verabredungen  werden  die  Dekane  der  Professoren- 
kollegien infolge  des  §  16  der  Studienordnung  verpflichtet,  sich  über  die 
von  auswärtigen  Universitäten  mitgeteilten  Verweisungserkenntnisse  einen 
besonderen  Auszug  aus  dem  allgemeinen  Verzeichnisse  zu  verfassen,  um 
bei  den  Meldungen  von  Studierenden,  die  von  solchen  auswärtigen  Univer- 
sitäten kommen,  zur  Immatrikulation  oder  zur  Aufnahme  als  außerordent- 
liche Hörer  ohne  weitere  Verhandlungen  mit  der  Quästur  durch  die  Ein- 
sicht in  diese  Auszüge  unmittelbar  den  Studierenden  zurückweisen  und  sohin 
auch  die  Quästur  instruieren  und  überwachen  zu  können. 


Nr.  525. 

£rlaß  des  Ministeriums  fflr  K.  u.  U.  vom  24.  Mai  1853.  Z.  5013, 

an  den  akademischen  Senat  der  Lemberger  Universität, 
(betreffend  den  Vorgang  bei  Schöpfung  von  Verweisungserkenntnissen). 

Die  akademischen  Behörden  sind  verpflichtet,  bei  ihren  Amtshandlungen 
und  Anträgen  vor  allem  den  klaren  Wortlaut  der  Gesetze  ins  Auge  zu 
fassen  und  danach  ihr  Amt  zu  handeln. 

Nach  den  §§  13,  14  und  19  des  Disziplinargesetzes  vom  13.  Oktober 
1849 >)  haben  die  akademischen  Senate  das  Recht  und  die  Pflicht,  nach 
Beschaffenheit  der  Umstände  einen  Studierenden 

a)  von  der  Universität  auf  1  bis  4  Semester  oder  auf  immer  zu  ver- 
weisen, oder 

b)  die  peremtorische  Verweisung  von  allen  österreichischen  Univer- 
sitäten zu  beantragen. 

In  den  Fällen  sub  a)  hat  der  akademische  Senat  das  Erkenntnis 
zu  fällen  und  den  Studierenden  hievon  zu  verständigen. 

Glaubt  jedoch  der  akademische  Senat,  daß  die  Umstände  von  der 
Art  sind,  daß  die  Zulassung  eines  solchen  Studierenden  an  irgend  einer 
anderen  österreichischen  Hochschule  Bedenken  unterliegen  könnte,  so  hat 
er  gegen  denselben  kein  Erkenntnis  zu  schöpfen,  sondern  bei  dem  Unter- 
richtsministerium unter  Vorlegung  der  Akten  die  Verweisung  von  allen 
österreichischen  Universitäten  zu  beantragen,  wobei  es  ihm  jedoch  aller- 
dings unbenommen  ist,  die  allenfalls  für  Milderung  der  Strafe,  auf  Zulassung 
zum  Besuche  einer  von  dem  Ministerium  speziell  zu  bezeichnenden  Uni- 
versität, sprechenden  Gründe  anzudeuten. 

Sache  des  Unterrichtsministeriums  ist  es  sohin,  zu  beurteilen  und  zu 
entscheiden,  ob  in  derlei  Fällen  der  Antrag  unbedingt  zu  bestätigen  sei  oder 
dem  zu  Relegierenden  die  eine  oder  andere  Universität  offengelassen 
werden  könne. 


>)  j.  Nr.  523. 
UniverfitiltsKesetze. 
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In  allen  derlei  Fällen  hat  jedoch  jede  Intimation  der  Verweisung  an 
den  Releganden  solange  zu  unterbleiben,  bis  die  Entscheidung  des  Ministe- 
riums herabgeiangt  ist,  und  daher  das  kundzumachende  Erkenntnis  seinen 
rechtskräftigen  konkreten  Inhalt  bekommen  hat.») 


Nr.  526. 

Verordnung  des  Justizministeriums  vom  27.  Februar  1855. 

RGBNr.  39. 

wirksam  für  alle  Kronländer  [mit  Ausnahme  der  Militärgrenze], 

wodurch  im  Einvernehmen  mit  dem  Unterrichtsministerium  angeordnet 
wird,  daß  von  jeder  wider  einen  Studierenden  oder  Schüler  einer 
öffentlichen  Lehranstalt  eingeleiteten  strafgerichtlichen  Spezialunter- 
suchung und  von  dem  über  dieselbe  erfolgten  Enderkenntnisse  die 
Mitteilung  an  den  Vorsteher  der  betreffenden  Lehranstalt  zu  geschehen 

habe. 

Um  die  für  einige  öffentliche  Lehranstalten  bereits  bestehenden  Vor- 
schriften über  die  Disziplinarbehandlung  solcher  Studierender,  die  in  eine 
strafgerichtliche  Untersuchung  verfallen,  oder  von  einem  Strafgerichte  von 
einer  ihnen  angeschuldigten  strafbaren  Handlung  nicht  gänzlich  schuldlos 
gesprochen  werden,  künftig  allgemein  in  Anwendung  bringen  zu  können, 
verordnet  das  Justizministerium  im  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  für 
Kultus  und  öffentlichen  Unterricht,  wie  folgt: 

So  oft  wider  einen  Studierenden  oder  Schüler  was  immer  für  einer 
öffentlichen  Lehranstalt  wegen  eines  Verbrechens,  Vergehens  oder  einer 
Übertretung  die  Spezialuntersuchung  eingeleitet  wird  [§§  415  und  416  der 
neuen  Strafprozeßordnung],*)  so  ist  dies  von  dem  Untersuchungsgerichte 
dem  Vorstande  der  Lehranstalt,  an  welcher  der  Studierende  oder  Schüler 
als  solcher  eingetragen  ist,  zur  Kenntnis  zu  bringen.  Diesem  Vorstande  haben 
die  Strafgerichte  auch  jedes  wider  einen  Studierenden  oder  Schüler  einer 
öffentlichen  Lehranstalt  wegen  eines  Verbrechens  oder  Vergehens  oder 
wegen  einer  Übertretung  ergangene  Enderkenntnis,  sobald  dasselbe  in  Rechts- 
kraft erwachsen  ist  [§§  283,  287,  289  und  416  der  Strafprozeßordnung],«) 
unter  Anschluß  einer  beglaubigten  Abschrift  des  Erkenntnisses  samt  Ent- 
scheidungsgründen bekanntzugeben,  ohne  daß  übrigens  deshalb  der  Vollzug 
eines  wider  einen  Studierenden  etwa  ergangenen  Strafurteiles  aufgeschoben 
werden  darf. 

*)  In  dem  an  das  Rektorat  der  deutschen  Universität  in  Prag  ergangenen  Erlasse  rom 
29.  März  1888,  Z.  3f.lt3  ex  1887  (s.  Nr.  532)  wurde  in  Abänderung  dieser  Anordnung  die  intimation 
des  vom  akademischen  Senate  als  erste  Instanz  in  Disziplinarsachen  gefaßten  Beschlusses  anter 
Einräumung  des  Rekursrechtes  angeordnet.  Wie  im  MinErl,  vom  15.  April  1877,  Z.  2542  fs.  Nr.  S30J, 
wurde  auch  im  Erlasse  vom  31.  März  1884,  Z.  5387,  bemerkt,  daß  es  als  ein  Omnäsats  im 
Disziplinarverfahren  zu  gelten  hat,  daß  jedem  durch  ein  Disziplinarerkenntnis  Betroffenen  die 
Möglichkeit  des  Rekurses  an  die  höhere  Instanz  offen  gehalten  ist. 

•)  Derzeit  steht  die  Strafprozeßordnung  vom  23.  Mai  1873,  ROBNr.  119,  in  Geltung, 
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Nr.  627. 

Brill  dn  MUlstnmm  fBr  E.  i.  U.  na  14.  Dmulnr  1899. 

Z.  11.044/1190, 

an  das  Universitätskonsistorium  in  Wien, 

(betreffend  die  Mitteilung  der  von  österreichischen  Universitäten  ge- 
fällten Verweisimgserkenntnisse  an  deutsche  Universitäten). 

In  Beantwortung  einer  gestellten  Anfrage,  ob  die  Verweisung  eüies 
wegen  iViitschuld  am  Hochverrate  verurteilten  Studierenden  von  den  Uni* 
versitäten   der   östeneiduschen  Monarchie   sämtlichen   im   Gebiete  des 

Deutschen  Bundes  gelegenen  Universitäten  bekanntzugeben  sei,  wird  über 
gepflogene  Rückspraclie  mit  dem  Ministerium  des  Äuliern  eröffnet,  daß 
bei  dem  Umstände,  als  die  Bundesbeschlüsse  vom  Jahre  1819  als  nicht 
mehr  bestehend  anzusehen  sind,  eine  Verständigung  von  den  auf  öster- 
reichischen Universitäten  gefällten  VerweisungsLrkL'nntnisäen  nur  t^e^^Lnüber 
jenen  deutschen  Universitäten  statt^utindea  habe,  mit  deren  Regierungen 
hierüber  eine  neue  Vereinbarung  getroffen  wurde,  wie  dies  seither  nur  mit 
Bayeni^)  im  Jahre  1850  geschah. 


Nr*  628. 

Erlaß  des  Hlnlsterlums  für  K.  u.  U.  vom  28.  Feliraar  1860, 

Z.  2786. 

an  das  k.  Ic.  Universitatskonsistoriuni  in  Wien, 

(wdgen  der  von  den  Dekanaten  an  die  Polizeidirektion  zu  leitenden 
Ausweite  fiber  die  von  der  Uiriveraitit  abgeliendea  Studierenden). 

Es  ist  wiedeifaolt  voigekommen,  daß  junge  Leute,  welche  nicht  oder 
nicht  mehr  als  Studierende  an  der  Universität  inskribiert  sind,  sich  m  Gest- 
und Kaffeehäusern  henuniriebcn  und  durch  die  Art  ihres  Auftretens  zu  un* 
liebsamen  Wahrnehmungen  Anlaß  gaben,  welche  der  Universität,  als  deren 

Angehörige  sie  sich  selbst  ausgaben  oder  vom  Publikum  angesehen  wurden, 
zur  Unehre  gereichen  und  Üble  Nachreden  über  die  Studierenden  im  allge- 
meinen verursachen. 

Solchem  Unfuge  zu  steuern,  liegt  nicht  in  der  Macht  der  akademischen 
Behörden,  welchen  kein  Mittel  zu  Gebote  steht,  auf  Per«;nnen  der  bezeich- 
neten Art  einzuwirken,  es  muß  daher  der  l-*üiizcibchürdc  überlassen  bleiben. 
Damit  aber  diese  letztere  ihre  Aufgabe  in  der  angedeuteten  Richtung  er- 
fBlIen  könne,  ist  es  notwendig,  ihr  die  genaue  Evidenz  Ober  jene  Indi- 
viduen, welche  freiwilljg  oder  unfreiwillig  vor  Vollendung  ihrer  Studien* 
zeit  aus  der  Reihe  der  der  hiesigen  Universitit  .angehörigett  Studierenden 
austraten,  zu  verschaffen.  Zu  dem  Ende  ist: 

1.  Von  jedem  Falle  der  Relegation  ehies  Studierenden  der  hiesigen 
Universität  der  Polizeidirektion  alsogleich  Mittething  zu  machen. 

*)  VgjL.  den  MinErt.  vom  16,  Juni  1851,  Z.  5/ J>  ex  1850  (s.  Nr.  52t). 
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2.  Derselben  ist  von  Semester  zu  Semester  ein  Ausweis  derjenigen 
Studierenden  zu  fibergeben,  welche  vor  Vollendung  ihier  akademischen 
Studienzeit  ihren  Austritt  aus  der  Universität  anzeigen,  sei  es,  um  angeblich 
eine  andere  Universität  zu  beziehen»  sei  es,  weil  sie  ihren  Lebensberaf 
ändern  und  die  akademischen  Studien  aufgeben  wollen. 

3.  Sind  die  Dei<ane  der  Professoren  kollegten  anzuweisen,  am  Schlüsse 
jedes  Semesters  diejenigen  besonders  in  Evidenz  zu  halten,  welche  sich  zur 
Bestätigung  der  Frequentation  nicht  gemeldet  haben,  oder  welchen  dieselbe 
W^en  Nachlässigkeit  im  Kollegicnbcf;iiche  verweigert  wurde. 

Nach  Ablauf  der  ersten  vier  Wochen  des  Semesters  sind  diese  gleich- 
falls in  alphabetisch  geordneten  Verzeichnissen  der  Polizeidirektion  mit 
dem  Bemerken  anzuzeigen,  welche  von  denselben  sich  zu  neuerlicher  In- 
skription rechtzeitig  wieder  gemeldet  haben  und  welche  nicht 

Nr.  629. 

Aus  dem  Erlasse  des  8taatsmlnlsterliim$  K.  U.  vom  10.  August  1861 

Z.  6510. 

an  das  Univcrsaatskonsistorium  in  Wien  und  die  akademischen  Senate  zu 
Prag,  Krakau,  Innsbruck,  Graz  und  Lemberg, 

(betreffend  das  bei  polizeilichen  Verhaftungen  der  Studierenden  m 

beobachtende  Verfahren). 

Aus  Anlaß  der  im  April  d.  J.  hier  vorgefallenen  Straßenexzesse  und 
der  hiebet  vorgenommenen  Verhaitung  einiger  Studierender  hat  das  \C  itner 
Üniversitätskonsistorium  sich  inhcr  mit  der  Bitte  gewendet,  den  Vorgang 
der  Polizeibehörden  bei  Verhallungen  von  Studierenden  in  der  KichUuig 
genauer  zu  bestimmen,  daß  die  akademischen  Behörden  von  derlei  Ver- 
haftungen auf  das  schleunigste  m  Kenntnis  gesetzt  werden,  um  zu  Gunsten 
der  Verhafteten,  soweit  sie  es  verdienen,  sich  bei  den  PolizeibehMen 
verwenden  zu  können,  und  daß  den  Veriiafteten  jene  mit  dem  Gesetze 
vereinbaren  Erleichterungen  ihrer  Haft  zu  teil  weiden,  auf  welche  unter 
gleichen  Verhältnissen  auch  andere  Verhaftete  aus  den  gebildeten  Ständen 
billigerweise  Anspruch  haben. 

Das  Staatsministerium  hat  sich  über  die  diesfälligen  Anträge  der  aka- 
demischen Behörde  der  Wiener  Universität  mit  dem  k.  k.  PoUzeiministerium 
in  das  FinvenuiiDien  g(^sv{7i. 

hit  iliadessen  werden  dem  akademischen  Senate  jene  Anordnungen 
bekanntgegeben,  welche  laut  der  anher  gelangten  Note  vom  13. /15.  Juli  1S61, 
Z.  4275/P.  M.  das  k.  k.  Polizeirainisterium  in  einem  unter  demselben  Datum 
an  die  Polizeidirektoren  von  Wien,  Prag,  Krakau,  Lemberg,  Graz  und 
Innsbruck  gerichteten  Zirkulare  Qber  das  bei  polizeilichen  Veihaftuqgen 
von  Studierenden  zu  beobachtende  Verhalten  getroffen  hat: 

1.  Von  jeder  Verhaftung  ehies  Studierenden  sind  längstens  binnen 
48  Stunden  die  akademischen  Behörden  zu  verständigen; 

2.  dem  Rektor,  Dekane  des  betreffenden  ProfessorenkoIIqg:titms*oäer 
einem  von  diesen  delegierten  Professor  steht  im  FalK  ^..-^Jißnjl^ißKtt^ 
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eines  Studenten  das  Recht  zu,  Auskunft  von  der  Behörde  zu  erbitten, 
sowie  jene  Umstände,  die  ihnen  aus  dem  benifsmäßig^en  Verkehre  mit 
Studierenden  etwa  bekannt  geworden,  zur  geeigneten  BerQcksichtigung 
zn  empfehlen; 

3.  die  verhafteten  Studierenden  sind  anstindig  zu  l>ehandefai  und  nach 
aller  Tunlichkeit  von  gewöhnlichen  Arrestanten  aus  den  unteren  Volks- 
Idassen  abgesondert  zu  halten  und 

4.  die  verliafteten  Studierenden  sind  in  allen  jenen  Fällen  auf  freiem 
Fuße  zu  untersuchen,  in  welchen  auch  andere,  nicht  den  untersten  Volks- 
klassen angehörende  Personen  unter  gleichen  Umständen  und  in  gleichen 
Fällen  auf  eine  solche  Begünstigung  gesetzlichen  Anspruch  haben. 

Unter  einem  hat  das  k.  k.  Polizeiministerium  die  genannten  Direktoren 
darauf  aufmerksam  gemacht,  daß  die  akademischen  Senate  und  Professoren- 
kollegien als  wirkliche  Behörden  anzusehen,  und  daher  ihre  Vorstände  mit 
ämtlicher  Autorität  ausgerüstet  sind. 

Der  oben  sub  2  erwilmte  Verkehr  der  Rektoren,  Professorendekane  oder 
der  von  dem  Dekane  ad  actum  ausdrücklich  delegierten  Professoren  mit 
den  Polizeidirektionen  sei  daher  ehi  amtlicher,  bei  welchen  es  nur  in  dem 
Interesse  der  hi  solchen  Pillen  wünschenswerten  Beschleunigung  liegen 
könne,  wenn  nach  Zulaß  der  Umstinde  statt  ehies  schriftlichen  Verkehres 
ein  mündlidies  Einvernehmen  gepflogen  wird. 

Indem  man  den  (Senat)  von  diesen  Resultaten  des  über  diese  Angelegen- 
heit von  dem  Staatsministerium  mit  dem  Polizeiministerium  gepflogenen 
Einvernehmens  in  Kenntnis  setzt,  wird  der  (Senat)  beauftragt  hievon  die  be- 
treffenden Professorenkollegien  zu  verständigen. 

Es  versteht  sich  übrigens  von  selbst,  daß  das  sub  2  des  Zirkuläres 
den  akademischen  Funktionären  zuerkannte  Recht  des  Einschreitens  für 
verhaftete  Studierende  die  Pflicht  in  sich  begreife,  hiebei  mit  Umsicht 
und  strengster  Gewissenhaftigkeit  vorzugehen. 

Abgesehen  davon,  daß  die  nachhaltige  Bedeutung  dieses  Einschreitens 
notwendig  beehitrtchttgt  werden  mfißte,  wenn  es  häufiger  unter  den  Im- 
puben  unzeitiger  Nachsicht  oder  Abel  verstandener  MiMe  zn  Gunsten  un- 
wfinUger  Glieder  der  Studentenschaft,  oder  auf  unzureichende  Motive  ge- 
stützt stattfände,  ist  gerade  der  Umstand  von  besonderer  Wichtigkeit,  daß 
dieses  Einschreiten  als  ein  ämtliches  anzusehen  kommt  und  daher  die  bei 
demselben  erstatteten  Auskünfte  und  die  geltend  gemachten  Motive  der 
Verwendung  als  Angaben  in  einer  Amtssache  zu  betrachten  sind. 


Nr.  530. 

ins  dn  Erlasse  des  Mmisterliiiiis  fttr  L  a.  D.  Tom  15.  April  1877, 

Z.  2542, 

an  das  Rektorat  der  Universität,  in  Prag, 
Cb«lr«ir«id  das  MaumtdA  dar  Stndlmiiden  gegen  DlszIptiiMrerkciui^ 

niste  des  «ksdtmfsdien  Senates). 

Die  vom  Senate  verhandelte  allgemeine  Frage,  ob  gegen  Disziplinar- 
cflttnntnisse  des  akademischen  Senates  der  Rekurs  zulässig  sei,  muß  wohl 
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bejaht  werden,  da  die  Zullssigkeit  des  Rekurses  Oberhaupt  die  Regel  bÜdc^ 
eine  spezielle  Ausnahme  ffir  akademische  Diszipiinanadien  nirgends  aus- 
dracfclid]  gemacht  ist  und  auch  schon  mit  Rücksicht  auf  die  Wichtigkeit 
von  DiszipUnaraussprflGhen  ffir  den  Betroffenen  die  InappeUabilität  derselben 
nicht  gerechtfertigt  werden  könnte. 

Von  selbst  versteht  sich  hiebet,  daB  der  Rekurs  nicht  etwa  auch  bei 
Ermahnungren  oder  Verwarnungen  zul&ssig  ist,  welche  der  Rektor  oder  der 
Dekan  einzelnen  Studierenden  ohne  Disziplinarverhandlung  zu  erteilen  finden, 
daß  vielmehr  nur  pc(_ycn  form  Ii  che  Straferkenntnisse  rekurriert  werden  ksauk, 
welche  nach  durchgeführter  Untersuchung  geschöpft  werden. 


Nr.  531. 

Brill  in  Hlnlstirltuit  nr  E.  d.U.  tob  6.  Aiiiit  isn.  Z.  tLUt. 

an  dns  Rektorat  der  Wiener  Universität, 

(betreffend  den  Einfluß  der  auf  Grund  eines  Ah.  Gtiadenaktes  erteilten 
Nachsicht  der  Folgen  einer  strafgerichtlichen  Verurteilung  auf  die  Ein- 
leitung und  Durchführung  des  Disziplinarverfahrens). 

In  Erledigung  des  Berichtes  vom  4«  Juli  1881,  Z.  1179,  wird  dem 

Rektorate  nach  gepflogenem  Einvernehmen  mit  dem  Justirmtnisterium  er- 
öffnet, daß  die  mit  Ah.  Entscbl,  vom  11.  Mai  1881  dem  Studierenden  der 
Medizin  N.  N.  allerjrnädipst  gewährte  Nachsicht  der  Folgen  seiner  mit  Urteil 
des  Wiener  I.andcsgcrichtes  vom  22.  März  1881  wegen  Übertretung  des 
Diebstahls  erfolgten  Verurteilung,  die  Einleitung  und  Durchführung  eines 
Disziplinarverfahrens  wider  denselben  nicht  behindert,  da  die  Disziplinar- 
verfügung sich  im  vorliegenden  Falle  nicht  als  eine  nachteilige  Folge 
dsrstellt,  welche  mit  dem  Strafurteile  Icraft  emer  gesetzlichen  Vtffsdnift 
verbunden  ist  (§  6  des  Gesetzes  vom  15.  November  1867,  ROBNr.  131).^) 


Nr*  682. 

Aus  dem  Erlasse  des  Ministers  fQr  R.  u.  U.  vom  29.  März  1888, 

Z.  24.113  ex  1887. 

an  das  Reictorat  der  deutschen  Universität  in  Prag, 

(betreffend  d«n  bei  Stellung  des  Antrages  auf  Verweisung  eines 
Stndiemden  von  simtUctaea  Universitäten  xn  beobnditvnden  Vorgang). 

Kach  §  13,  Punkt  5  der  Disziplinarordnung^)  ist  die  Verweisung  eines 
Studierenden  von  sämtlichen  Universitäten  eme  selbstfindige,  und  zwar  die 
schwerste  Disziplhiarstrafe.  Es  Icann  daher  diese  Strafe  nicht  ausgesprochen 
werden,  ohne  daO  dem  Studierenden  die  JMöglichkeit  gel>oten  wäre,  gegen 

*)  Das  DiszipUnarvcrfahren  ist  von  dem  stn^fgeridiiUehen  vollkommen  tutabhängig  (HZ.  tOJSi 
«*  t883J.  VgL  aath  Nr,  S37  Mtf  Oi  Anm&tmg  kUm, 

«)  $.  Nn  m  —  Dwck  ottgm  ennfi  wwie  ^fiOun  NamNr,S»Uämb»db»aHkn. 
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die  Verhängung  dieser  wie  der  übrigen  Disziplinarstrafen  das  zuständige 
Rechtsmittel  zu  ergreifen. 

Da  nach  dem  letzten  Absätze  des  zitierten  §  13  die  in  Rede  stehende 
Strafe  au[  Antrag  der  akadtniischen  Behörden  vom  Ministerium  für  Kuhus 
und  Unterricht  zu  verhangen  ist,  so  ist  in  dem  Falle,  als  der  akademische 
Senat  die  bezeichnete  Stnfe  als  gerechtfertigt  erkennt,  dieses  in  dem  be- 
treffenden Disziplhiarerlcenntnisse  auszusprechen  und  dem  Studierenden  zu* 
gleich  befnnntzugcben,  da6  der  Senat  den  bezilgUchen  Aatng  behn  Unter- 
richtsministerium zu  stellen  beschlossen  hat  und  daß  es  dem  Studierenden 
freisteht»  gegen  diesen  vom  akademischen  Senat  als  erste  Instanz  In  Diszi* 
plinaisachen  gefaßten  Beschluß  den  Rekurs  an  das  Ministerium  zu  «greifen. 

Es  unterliegt  übrigens  keinem  Anstände,  daß  der  akademische  Senat 
pleichzeitip  mit  dem  Beschlüsse  auf  Stellun|T  des  bezüglichen  Antrages 
an  das  Ministerium  auch  sofort  auf  die  in  der  bezeichneten  Strafe  in- 
begriffenc  und  in  der  Kompetenz  des  akadetnischen  Senates  gelegene  Strafe 
der  Verweisung  von  der  betreffenden  Universität  erkennt,  um  deren  Aus- 
dehnung auf  sämtliche  Universitäten  es  sich  sohin  bei  dem  Antrage  an  das 
Ministerium  handeln  würde.  Nur  ist  in  diesem  Falle  sowohl  der  Beschluß 
auf  Veriiängung  dieser  Strafe,  als  auch  der  BesdihiB  auf  den  beim  Mhilste- 
rium  zu  stellenden  Antrag  dem  Studierenden  bekanntzugetien  und  demselben 
anhehnzugeben,  In  beiden  Rlditungen  den  Rekurs  an  das  Mmisterium 
zu  eigreifen. 


Nr.  68S. 

Erlaß  des  MiBlsters  fttr  K.  n.  ü.  vom  19.  Dezember  1888,  Z.  26il87, 

MYBMr.  10  ex  1889, 

an  die  Rektorate  simfUcher  Universititen  i) 

btlrelfead  die  Effdendudtnng  von  IMsilplliMniiifmadiangen  gegen 

Stndtefende* 

Infolge  der  in  mehreren  Fällen  gemachten  Wahrnehmung,  daß 
Studierende  der  Hochschulen  sich  der  disziplinären  Ahndun|r  von  Ver- 
gebungen gegen  die  akademischen  Vorschriften  dadurch  entziehen,  dafi  sie 
sich  noch  vor  der  Einleitung  der  Disziplinaruntersuchung  das  Abgangs» 
Zeugnis  verschaffen  oder  auch  ohne  em  solches  die  Hochschule  veriassen 
und  sodann  die  Studien  an  einer  anderen  Hochschule  neu  aufnehmen, 
finde  ich  mich  veranlaßt,  folgendes  anzuordnen: 

1.  Sobald  ein  Vorfall,  welcher  den  Tatbestand  einer  disziplinar  zu 
aimdenden  Veigehung  eines  der  aicademischen  DiszipUnaigewalt  Unter- 

>>  Dtufr  eHqfi  ward*  dm  SteMtoJfcm  ßtr  NMmMtmUk»  SMtrmaHt,  Tirol,  Btkmen, 

QaUtitn  und  dem  LandespräsUUnUn  ßtr  dU  Bukowina  mit  dem  Ersuchen  mitgeteilt,  dafür  Vor- 
torge  treffen  zu  wollen,  dafi  da<«  an  die  Potlzeldirelrtlünen  gerichtete  Zirkulare  des  bestandenen 
Polizeiministcrlunis  vom  IJ.  juli  iboi,  Z.  4275  fs.  Nr.  529,  3.  Abs.),  und  der  ao  die  Universitlten 
«IKKgaw  EM  da  bdtandcncii  Slu(inliibltfl«M  vmb  tO.  Aosnt  186t,  Z.  SSIO     Nr,  S29J» 

stet"?  5trfktc  jjchnndhaht  wird  und  daß  fn  Ffiflcn,  in  welchen  gegen  Studierende  eine  Untcr- 
SüdiaDg  eingeleitet  wird,  hicvon  demRektorate  der  betreffenden  Hochschule  seitens  der  politischen 
•öcr  PoUzelbcbOrde  immer  ungesSumt  die  vorgesdiriebene  Mitteilung  gemacht  werde. 
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stehenden  in  sich  zu  schließen  scheint,  dem  Rektorate  bekannt  wird, 
ist  die  Ausfoigung  von  Abgangszeugnissen  an  die  Beteiligten  sofort  zu 
sistieren,  und  der  betreffende  Fall  zum  Behufe  eventueller  Einleitung  der 
Disziplinaruntersuchung  in  geeignete  Evidenz  zu  nehmen.  Dies  hat  ins- 
besondere auch  dann  zu  geschehen,  wenn  die  akademische  Behörde  von 
der  Einleitung  eines  polizeilichen  oder  strafgerichtlichen  Verfahrens  gegen 
einen  Studierenden  in  Kenntnis  gesetzt  worden  ist 

2.  Erscheint  nach  den  vorliegenden  Umständen  die  Annahme  begründet, 
daß  sich  ein  der  akademischen  Disziplinargewalt  Unterstehender  der  Durch- 
führung der  wider  ihn  einzuleitenden  Disziplinaruntersuchung  dadurch  ent- 
ziehen werde,  daß  er  zur  Vernehmung  nicht  erscheint,  von  der  Hochschule 
wegbleibt  und  die  Studien  an  einer  anderen  Hochschule  neu  beginnt,  so 
ist,  sofern  es  sich  nicht  um  Vorfälle  ganz  untergeordneter  Bedeutung  handelt, 
der  Name  und  das  Nationale  des  Betreffenden  unter  Darlegung  des  Falles 
den  übrigen  Universitäten  mitzuteilen. 

3.  Hat  sich  ein  Studierender,  gegen  welchen  die  Einleitung  der 
Disziplinaruntersuchung  beschlossen  oder  in  Evidenz  genommen  worden  ist, 
nach  einer  allfälligen  Unterbrechung  seiner  Studien  an  derselben  Univer- 
sität inskribiert,  so  ist  das  Disziplinarverfahren  gegen  denselben  wieder 
aufzunehmen. 


Nr.  534. 

Erlafi  des  Ministeriums  für  K.  u.  U.  vom  29.  März  1889.  Z.  5794. 

an  das  Dekanat  der  medizinischen  Fakultät  der  Universität  in  Graz^ 

(betreffend  den  Einflufi  der  Relegation  auf  die  Ablegung  der  strengen 

Prüfungen). 

Auf  die  mit  Bericht  vom  21.  Februar  d.  J.,  Z.  369,  gestellte  An- 
frage wird  dem  Dekanate  eröffnet,  daß  Studierende  der  Medizin,  welche 
von  der  Universität  relegiert  wurden,  zur  Ablegung  der  strengen  Prüfungen 
behufs  Erlangung  des  Doktorates  der  gesamten  Heilkunde  während  der 
Dauer  ihrer  Relegation  nicht  zuzulassen  sind,  weil  die  durch  ein  rechts- 
kräftiges Disziplinarerkenntnis  ausgesprochene  Verweisung  von  einer  Uni- 
versität der  Natur  der  Sache  nach  auch  die  Ausschließung  von  allen  an  dieser 
Universität  vorzunehmenden  Prüfungen^)  auf  die  bezeichnete  Zeitdauer  zur 
Folge  hat. 

Hienach  wolle  das  Dekanat  in  künftigen  Fällen  ausnahmslos  vor- 
gehen. 

•)  D.  h.  akademischen  Prüfungen;  s.  die  Anmerkung  bei  MinErt.  vom  23.  Februar  J 801, 
Z.  J71  (s.  Nr.  536,  S.  650). 

Im  Erlasse  des  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  6.  Mal  1892,  Z.  8^70  (an  das  Dekanat  der 
rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät  der  Universität  in  Wien),  wurde  betreffend  die  Rück- 
wirkung der  Relegation  auf  die  Ablegung  der  judiziellen  und  staatswissenschaftlichen  Staatsprüfung 
bemerkt:  Der  Ablegung  der  theoretischen  Staatsprüfungen  judizieller  und  ttaatswissenschaftlicher 
Abteilung  seitens  eines  relegierten  Studierenden  vor  der  betreffenden  Staatsprflfungskommlssion 
jener  Universität,  von  welcher  derselbe  dauernd  verwiesen  worden,  steht  in  Oemäfiheit  der 
bestehenden  Vorschriften  die  dauernde  Relegation  desselben  nicht  entgegen,  weil  die  judiziellen 
und  staatswissenschaftlichen  Staatsprüfungen  keine  Uni versitfttsprafungen  sind. 
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Nr.  535. 

Aas  dem  Erlasse  des  Ministeriums  f Qr  K.  o.  U.  vom  24.  JSnner  1890 

Z.  647. 

an  das  Rektorat  der  Universität  in  Wien, 
(betreffend  die  Disziplinargewalt  der  akademischen  Behörden  Aber 
immatrikulierte,  aber  nicht  zugleich  inskribierte  Studierende). 

Nach  den  bestehenden  Vorschriften  unterstehen  auch  solche  Studierende, 
welche  bloß  immatrikuHert  und  nicht  zugleich  inskribiert  sind,^)  der  Diszi- 
plinarjurisdiktion  der  betreffenden  Universität  und  es  wird  daher  in  Hin- 
kunft bei  Disziplinarvergehen  solcher  Studierender  sofort  in  Gemäßheit 
des  Ministerialerlasses  vom  19.  Dezember  1888,  VBNr.  10,^)  vorzugehen  sein. 


Nr.  536. 

Erlaß  des  Ministers  f flr  K.  u.  U.  vom  23.  Februar  1891.  Z.  171 

•  an  das  Rektorat  der  Universität  in  Wien, 

(betreffend  die  zeitliche  Begrenzung  der  den  akademischen  Behörden 

zustehenden  Disziplinargewalt).') 

Unter  Bezugnahme  auf  den  Bericht  vom  24.  Dezember  v.  J.,  Z.  1113, 
betreffend  das  vom  Professorenkollegium  der  rechts-  und  staatswissen- 
schaftlichen Fakultät  erstattete  Outachten  über  die  Frage  der  zeitlichen 
Begrenzung  der  den  akademischen  Behörden  nach  der  provisorischen  Diszi- 
plinarordnung für  die  Universitäten  vom  13.  Oktober  1849,  ROBNr.  416,*) 
zustehenden  Disziplinargewalt,  dann  mit  Beziehung  auf  den  vom  akademi- 
schen Senate  in  der  Sitzung  vom  15.  Juli  v.  J.  hinsichtlich  der  Kandidaten 
der  Rechte  N.  N.  und  N.  N.  gefaßten  Beschluß^)  wird  dem  Rektorate 
folgendes  eröffnet : 

Dem  oben  erwähnten  Beschlüsse  des  akademischen  Senates  kann 
nicht  die  Bedeutung  zukommen,  daß  hiedurch  dem  Rechte  und  der  Pflicht 
der  akademischen  Behörden,  die  Orenzen  ihrer  Disziphnargewalt  in  jedem 
einzelnen  Falle  zu  prüfen,  irgendwie  präjudiziert  würde.  Es  hegt  demnach 
auch  für  das  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht  kein  Anlaß  vor,  in 
eine  nähere  Erörterung  der  in  dem  Outachten  der  rechts-  und  staatswissen- 
schaftlichen Fakultät  geltend  gemachten  Anschauung  einzugehen. 

»)  VgL  die  Bestimmuneen  bezüelieh  der  Einjährig- Freiwilligen  Nr.  550  f§  1)  und  Nr.  551 
(§§  1  und  2). 

*)  s.  Nr.  533. 

«)  Ein  Studierender  kann  vom  akademischen  Senate  einer  Universität,  an  der  er  immatrikuliert 
ist,  auch  für  solche  Handlungen  disziplinariter  verantwortlich  gemacht  werden,  die  er  an  einer 
anderen  Universität,  an  der  er  früher  immatrikuliert  war,  oder  während  der  Zwischenzeit  zwischen 
beiden  Immatrikulationen  begangen  hat.  (MinAkt  Z.  2661  KU M  ex  1891  und  MinAkt  Z.  19.166 
ex  1891.) 

«)  s.  Nr.  523. 

•)  Dieser  Beschlaß  lautete  auf  Einsteilung  des  Disziplinarverfahrens,  weil  die  Betreffenden  das 
Juristische  Quadriennium  bereits  absolviert  haben  und  in  der  Ablegung  der  Rigorosen  begriffen  seien. 
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Indes  kann  ich  nicht  umhin  zu  bemerken,  daß  unabhängig  von  der  Aus- 
übung der  eigentlichen  Disziplinargewalt  den  akademischen  Behörden  im 
allgemeinen  die  Befugnis  nicht  abgesprochen  werden  kann,  gegen  Besucher 
der  Universität,  sowie  gegen  Prüfungskandidaten  und  Rigorosanten  ent- 
sprechend vorzugehen,  wenn  dies  im  Interesse  der  Ordnung  und  Disziplin 
oder  überhaupt  des  Zweckes  der  Universität  erforderlich  erscheint.^) 

Was  aber  insbesondere  die  Nichtzulassung  relegierter  Studierender 
zu  akademischen  Prüfungen  an  jener  Universität,  von  der  sie  relegiert 
worden  sind,  anbelangt,  so  muß  wohl  berücksichtigt  werden,  daß  sich  die- 
selbe nicht  als  eine  neuerliche  Äußerung  der  akademischen  Disziplinar- 
gewalt, sondern  als  einen  von  selbst  sich  ergebende  Wirkung  einer 
früher  verhängten  Strafe  darstellt,  und  somit  die  zeitliche  Grenze  der 
Disziplinargewalt  in  dieser  Beziehung  nicht  ausschließlich  maßgebend 
sein  kann.   

Np.  537. 

Aus  dem  Erlasse  des  Ministers  fflr  K.  u.  D.  vom  18.  März  1892. 

Z.  442/KUM, 

an  das  Rektorat  der  Universität  in  Lemberg, 
(betreffend  den  Einfluß  eines  freisprechenden  strafgerichtlichen  Urteils 

auf  das  Disziplinarverfahren).^) 

Ein  freisprechendes  strafgerichtliches  Urteil  involviert  schon  nach  der 
inneren  Verschiedenheit  der  bei  dem  einen  und  dem  anderen  Verfahren  in 
Betracht  kommenden  entscheidenden  Momente  keineswegs  auch  die  diszi- 
plinare Straflosigkeit,  vielmehr  kann  gerade  ein  solches  Urteil  je  nach  Um- 
ständen geeignet  sein,  den  Unterrichtsbehörden  die  erhöhte  Pflicht  um  so 
strengerer  disziplinärer  Ahndung  aufzuerlegen. 


Nr.  538. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  o.  U.  vom  2.  Dezember  1892,  Z.  2236yMM. 

an  das  Rektorat  der  Universität  in  Krakau, 
(betreffend  die  Wirkung  einer  strafgerichtlichen  Ausweisung  anf  die 
Immatrikulation  und  die  Durchführung  des  Disziplinarverfahrens). 

Die  Immatrikulation  eines  Ausländers  kann  infolge  des  Umstandes 
allein,  daß  gegen  denselben  durch  Strafurteil  die  Ausweisung  ausgesprochen 

')  Aach  nach  (Um  heutigen  Stande  der  Qesetzgebung  ist  es  nicht  als  geradezu  ausgeschlossen 
tu  bezeichnen,  daß  die  akademischen  Behörden  einen  Rigorosanten  quasi  im  Disziplinarwege  ron 
der  Fortsetzung  der  Rigorosen  ausschließen,  von  dem  üesichtspunkte  atisgehend,  daß  wer  zur 
Strafe  relegiert  werden  könnte,  überhaupt  nicht  die  an  der  Universität  bestehenden  Einrichtungen 
behufs  Erlangung  akademischer  Berechtigungen  für  sich  in  Anspruch  nehmen  dürfe.  (MinAkt 
Z.  21.304  ex  1899.J  —  Vgl.  auch  den  MüiErl.  vom  Z  November  1904,  Z.  31.479  (s.  Sr.  4ff)h). 
betreffend  die  Frage  der  Zulassung  eines  strafgerichtlich  verurteilten,  noch  im  Prüfangssi^iam 
befindlichen  Kandidaten  des  Doktorates  zur  Fortsetzung  der  Rigorosen. 

«)  Laut  MinErl.  vom  11.  Dezember  1891,  Z.  2155/KUM,  ist  der  Umstand,  daß  die  strvj- 
gerichtliche  Untersuchung  gegen  einen  Studierenden  über  Ah.  Entschließung,  beziehungsweise  über 
Antrag  der  Staatsanwaltschaß  eingestellt  wurde,  an  sich  nicht  geeignet,  die  Umgangnahnu  rm 
der  Einleitung  der  Disziplinaruntersuchung  zu  begründen.  —  Vgl.  auch  Nr.  53t. 
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wurde,  weder  als  nichtig,  noch  mit  dieser  Ausweisung  erloschen  angesehen 
werden.  Vielmehr  besteht  die  Wirkung  der  gerichtlichen  Ausweisung  auf 
die  Immatrikulation  nur  darin,  daß  die  mit  der  Immatrikulation  verbundenen 
Rechte  auf  die  Dauer  der  Ausweisung  tatsächlich  nicht  ausgeübt  werden 
können. 

Bezüglich  des  Studierenden  N.  N.  ergibt  sich  ferner  aus  dem  Umstände, 
daß  derselbe  noch  im  Sommersemester  1892  rite  inskribiert  war  und  daß 
das  laufende  Wintersemester  das  erste  Semester  ist,  in  welchem  er  seine 
Studien  unterbrochen  hat,  wonach  also  seine  Immatrikulation  im  Sinne  des 
§  6,  lit.  c  der  allgemeinen  Studienordnung ^)  noch  nicht  erloschen  ist,  daß 
der  Genannte  der  Jurisdiktion  des  akademischen  Senates  der  Krakauer 
Universität  noch  für  die  ganze  Dauer  des  laufenden  Wintersemesters  unter- 
steht, daß  also  das  Disziplinarverfahren  wider  denselben  jederzeit  ein- 
geleitet werden  kann. 

Es  wird  sohin  Sache  des  akademischen  Senates  sein,  bei  seiner  be- 
züglichen Judikatur  zu  entscheiden,  ob  die  durch  das  strafgerichtliche  Ver- 
fahren wider  N,  N.  erwiesenen  Tatsachen  nicht  schon  für  sich  allein  und 
ohne  eine  weitere  Vernehmung  desselben  zu  erheischen,  zur  Fällung  eines 
Disziplinarerkenntnisses,  respektive  zur  Verhängung  einer  Disziplinarstrafe 
wider  ihn  genügen,  wobei  nicht  außer  acht  bleiben  darf,  daß  die  Unmög- 
lichkeit der  Einvernehmung  an  sich,  zumal  sie  durch  den  Inkulpaten  ver- 
schuldet ist,  der  Durchführung  des  Disziplinarverfahrens  nicht  im  Wege  steht. 

Die  eventuell  auf  Grund  dieses  Verfahrens  auszusprechende  Disziplinar- 
strafe wäre  nach  §  19  der  provisorischen  Disziplinarordnung*)  für  die 
Universitäten  in  die  Universitätszeugnisse  aufzunehmen,  so  daß  dieselbe 
keineswegs  als  wirkungslos  und  unvollstreckbar  bezeichnet  werden  kann. 

Sollte  das  durch  die  gerichtliche  Strafuntersuchung  erlangte  Material 
zur  Durchführung  der  Disziplinaruntersuchung  im  obigen  Sinne  keine  ge- 
nügende Handhabe  bieten,  so  bliebe  nichts  übrig,  als  es  bei  dem  Be- 
schlüsse der  Einleitung  einer  Disziplinaruntersuchung  bewenden  zu  lassen 
und  den  ho.  Erl.  vom  19.  Dezember  1888,  Z.  26.087,  MVBNr.  10  ex 
1889,*)  sinngemäß  zur  Anwendung  zu  bringen. 

Nr.  539. 

Aus  dem  Erlasse  des  Ministers  fOr  K.  u.  U.  vom  29.  Juni  1803, 

Z.  1131/KUM. 

an  den  Rektor  der  Wiener  Universität, 
(betreffend  den  Einfluß  einer  gegen  einen  Studierenden  eingeleiteten 
strafgerichtlichen  Untersuchung  auf  die  Durchführung  des  Disziplinar- 
verfahrens). 

Nach  dem  von  Euer  .  .  .  erstatteten  Berichte  vom  24.  Juni  1893, 
Z.  2803,  hat  der  akademische  Senat  der  Wiener  Universität  den  Beschluß 

»)  Nr.  365. 
•)  s.  Nr.  523. 
»)  *.  Nr.  533. 
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gefaßt,  mit  der  Durchführung  des  Disziplinarverfahrens  gegen  jene  Studie- 
rende, welche  an  der  .  .  .  Demonstration  teilgenommen  haben,  bis  zu  dem 
Zeitpunkte  zuzuwarten,  in  welchem  ihm  das  Ergebnis  der  aus  dem  gleichen 
Anlasse  gegen  die  genannten  Studierenden  eingeleiteten  strafgerichtlichen 
Untersuchung  vorliegen  wird. 

Diesen  Beschluß  des  akademischen  Senates  vermag  ich  nur  unter 
der  Voraussetzung  als  in  den  bestehenden  Disziplinarvorschriften  begründet 
zu  erkennen,  daß  dem  akademischen  Senate  ein  genügendes  Material  zur 
endgültigen  Beurteilung  des  im  Disziplinarwege  zu  ahndenden  Vergehens 
nicht  vorliegen  würde,  zumal  der  Gebrauch,  die  Durchführung  der  Disziplinar- 
untersuchung wider  Studierende  im  Falle  einer  strafgerichtlichen  Prozedur 
gegen  dieselben  bis  zur  Finalisierung  der  betreffenden  Strafverhandlung 
zu  vertagen,  lediglich  auf  Zweckmäßigkeitsgründen  beruht,  deren  Abgang 
in  einzelnen  Fällen  ein  Abgehen  von  diesem  Gebrauche  von  selbst  geboten 
erscheinen  läßt.^) 


Nr.  540. 

Aus  dem  Erlasse  des  Ministers  f Or  K.  u.  U.  vom  28.  November  1893. 

Z.  2083/KUM. 

an  das  Rektorat  der  Universität  in  Innsbruck, 
(betreffend  die  Einschränkung  der  den  akademischen  Behörden  za- 
kommenden  Disziplinarbefugnisse  auf  den  Bereich  der  eigenen  Uni- 
versität). 

Es  bleibt  den  akademischen  Behörden  unbenommen,  Personen,  deren 
Verhalten  die  akademische  Disziplin  zu  gefährden  geeignet  ist,  von  der 
Universität  fernzuhalten,  beziehungsweise  denselben  die  Teilnahme  an  den 
Einrichtungen  der  Universität  auf  eine  bestimmte  Zeit  oder  für  immer  zu 
versagen. 

Diese  den  akademischen  Behörden  zustehende  Befugnis,  für  die  Auf- 
rechthaltung der  akademischen  Ordnung  und  Disziplin  zu  sorgen  und  Ver- 
letzungen derselben  nach  Umständen  durch  entsprechende  Maßnahmen 
hintanzuhalten,  kann  sich  jedoch  schon  ihrem  Zwecke  nach  nur  auf  die 
eigene  Universität  erstrecken.  Dagegen  läßt  sich  in  den  derzeit  bestehenden 
Vorschriften  kein  genügender  Anhaltspunkt  für  eine  Ausdehnung  dieser 
Befugnis  in  der  Richtung  finden,  daß  einer  außerhalb  der  eigentlichen 
Disziplinarstrafgewalt  der  akademischen  Behörde  stehenden  Person  die  Fort- 
setzung der  Studien  oder  Prüfungen  an  einer  anderen  Universität  verwehrt 
werde.  Vielmehr  geht  auch  aus  der  Bestimmung  des  §  16  der  provisori- 
schen Disziplinarordnung")  klar  hervor,  daß,  insofern  es  sich  um  nicht 
immatrikulierte  Hörer  oder  Besucher  einzelner  Vorlesungen  handelt,  deren 

>)  Im  MinErl.  vom  8.  November  189 f,  Z.  19.166,  an  den  StaWialter  für  Tirol  wurde  bemerkt, 
daß  der  Erlaß  des  Justizministeriums  vom  27.  Februar  1855,  RQBNr.  39  (s.  Nr.  526),  durckams 
nicht  ausschließt,  gegen  einen  Studierenden  nach  Maßgabe  der  Disziplinarvorschriften  auch  vor 
dem  Abschlüsse  eines  gleichzeitig  gegen  ihn  etwa  anhängigen  strafgerichtlichen  Verfahrens  vor' 
zugehen,  insofern  dies  als  sachdienlich  angesehen  wird. 

•)  5.  Nr.  523. 
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Ausschließung  nur  für  jene  Universität  ausgesprochen  werden  kann,  an 
welcher  sie  sich  eine  Verletzun^r  der  akademischen  Oidnung  haben  zu 
Schulden  kommen  lassen.   

Nr.  64L 

MtB  IIS  Hlnlstirs  flr  K.  n.  ü.  Tom  25.  Mal  1894.  Z.  »m. 

an  die  Rektorate  der  Universititen  in  Wien,  Onz,  Innsbraclc  und 

Czeraowitz, 

(bdrdtaid  die  na  die  boniisdi-hemipyTtfllscIiea  LaadesttlpeiidifteB 
cfgaogeae  Wdswig»  sicii  Jeder  (NfeatUciieii  poUttsdien  Kttndgebinif  tu 

eotlietteo). 

Das  k.  u.  k.  gemeinsame  Finanzministerium  hat  infolge  Zuschrift  vom 
7.  Mai  1894,  Z.  ad  66/Pr.  B.  H.  anläßlich  eines  vorgekommenen  Falles  be- 
schlossen, den  sämtlichen  bosnisch-herzegovinischen  Landesstipendisten  die 
Weisung  zu  erteilen,  sich  bei  sonstiger  Entziehung  ihrer  Stipendien  jeder 
öffentlichen  politischen  Kundgebung  zu  enthalten,  wobei  nachdrückhchst 
hervorgehoben  wurde,  daß  der  meritorische  Inhalt  solcher  Kungebungen 
hiebei  vollkommen  irrelevant  sei,  daß  also  alle  derartigen  Kundgebungen 
auch  ganz  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Tendenz  in  das  obige  Verbot  ein- 
begriffen sind. 

Das  Rektorat  wird  ersucht»  dieses  Verbot^ 
(für  das  Uidvenäät^ektorat  Wien:)  welches  den  an  der  dortigen  Hoch- 
schule derzeit  studierenden  bosnisch-herzegovinischen  ljuidcsstipendisten  un- 
mittelbar seitens  des  k.  u.  k.  gemeinsamen  Finanzmhiisteriums  mitgeteilt 
worden  ist,  vom  nächsten  Semester  ab, 
(für  die  übrigen  Rektorate:}  sofort  und  künftighin* 

(für  alle:)  im  Anfange  eines  jeden  Semesters  in  entsprechender  Weise 

zu  verlautbaren  und 

(für  die  Rektorate  Graz,  Innsbruck  und  Czernowitz:)  den  Vollzug  der  Ver- 
lautbarung im  gegenwärtigen  Semester,  sowie 

(für  alle.j  die  wegen  weiterer  Sicherstellung  dieser  Bekanntmachung  ge- 
troffenen Maßnahmen  anher  anzuzeigen. 

Zugleich  wird  das  Rektont  ersucht,  BeteiUgungen  von  unterstehenden 
bosnisdi-herzegovinischen  Landesstipendisten  an  Öffenflichen  polittschen 
Kundgebungen,  welche  zur  dort^n  Kenntnis  gelangen,  jedesmal  unge- 
säumt der  kompetenten  Landesstelle  mitzuteilen. 


Nr.  S42. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  25.  Juni  1899.  Z.  3333, 

an  die  Rektorate  der  Universitäten  in  Innsbruck,  Czernowitz  und 

Prag  (deutsch), 

(womit  das  Recht  des  akademischen  Senates,  die  im  §  13  der  Disziplinar- 
ordnung unter  Zahl  1  angeführte  Art  der  Ahndung  disziplinärer  Ver- 
gehen als  Strafe  zu  verhängen,  anerkannt  wird). 
Die  mit  ho.  Erl.  vom  22.  Marz  1898,  Z.  898,  an  sämtliche  hierländige 
Universitäten  [mit  Ausnahme  von  jener  in  Innsbruck]  ergangene  Anfrage, 
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ob  der  akademische  Senat  mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmungen  der  §§  18 
und  19  der  provisorischen  Disziplinarordnung^)  für  die  Universitäten  sich 
berechtigt  halte,  die  im  §  13  unter  Z.  1  daselbst  angeführte  Art  der  Ahn- 
dung disziplinärer  Vergehen  „Ermahnung  und  Verwarnung  durch  den  Dekan 
allein  oder  vor  dem  Lehrkörper"  als  Strafe  zu  verhängen,  wurde  von  der 
überwiegenden  Zahl  derselben  bejahend  mit  dem  Bemerken  beantwortet, 
daß  die  Disziplinarordnung  bereits  bisher  in  diesem  Sinne  gehandhabt 
wurde  und  daß  nur  bei  leichteren  Vergehen  die  Überweisung  der  Angelegen- 
heit an  den  Dekan  der  betreffenden  Fakultät  zur  Amtshandlung  im  Sinne 
des  §  18  der  Disziplinarordnung  erfolgte. 

Hievon  wird  das  Rektorat  mit  Beziehung  auf  den  Bericht  vom  .  .  . 
mit  dem  Ersuchen  in  Kenntnis  gesetzt,  in  geeigneter  Weise  dafür  Vorsorge  zu 
treffen,  daß  der  obgedachte,  mit  den  bestehenden  Vorschriften  vollkommen 
in  Einklang  stehende  Vorgang  auch  an  der  Universität  in  .  .  .  gegebenen- 
falls eingehalten  werde. 


9.  Studentenvereine  und  -Versammlungen.^ 


Nr.  543. 

Erlaß  des  Ministeriums  fflr  K.  u.  ü.  vom  10.  September  1854. 

Z.  13.748. 

an  das  Universitätskonsistorium  zu  Wien  und  die  akademischen  Senate  zu 
Prag,  Krakau,  Lemberg,  [Olmütz],  Graz,  Innsbruck, 

(womit  angeordnet  wird,  daß  von  dem  Stattfinden  gesetzlich  zulässiger 
Versammlungen  der  Studierenden  in  jedem  einzelnen  Falle  die  k.  k. 

Polizeibehörde  zu  verständigen  ist). 

Aus  Anlaß  der  in  einem  speziellen  Falle  entstandenen  Frage,  ob 
und  in  welcher  Weise  die  k.  k.  Polizeidirektionen  von  Versammlungen 
der  Studierenden,  insofern  solche  überhaupt  gesetzlich  zulässig  sind,  vor- 
läufig zu  benachrichtigen  seien,  wird  im  Einverständnisse  mit  der  k.  k. 
Obersten  Polizeibehörde  angeordnet,  daß  in  Gemäßheit  der  Bestimmungen 

§§  7  bis  10  der  für  die  k.  k.  Universitäten  geltenden  Disziplinar- 
ordnung vom  13.  Oktober  1849 zu  den  innerhalb  der  Grenzen  dieser 
Paragraphen  abzuhaltenden  Versammlungen  der  Studierenden  zwar  nur  die 
Bewilligungen  des  Rektors  einzuholen,  daß  jedoch  in  jedem  einzelnen  Falle 
die  k.  k.  Polizeibehörde  davon,  daß  eine  solche  Versammlung  stattfinden 
werde,  in  kurzem  Wege  zu  verständigen  und  ihr  hiebei  auch  der  Gegenstand 
der  Beratung  bekanntzugeben  sei. 


«)  5.  Nr.  523. 

*)  Vel.  huzu  die  Gesetze  vom  15.  November  1867,  RQBNr.  134  und  135. 
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Nr.  544. 

BrlaB  des  Ministers  des  bmern  yem  10.  April  18B8,  Z.  iWßL  L, 

an  die  Siatlhalterei  in  Böhmen,  Galizien,  Mähren,  Steiermark  und  TiroV) 
(betreffend  die  Bebandltuig  der  StndentengeselUgkeitsvereine). 

Aus  Anlaß  eines  vorgekommenen  Falles,  wo  eine  Studentenverbindung 
förmliche  Statuten  für  einen  Geselligkeitsverein  der  Landesstelle  zur  Be- 
stätigung vorgelegt  hatte,  gebe  ich  mir  die  Ehre,  Euer  ...  im  Einver« 

nehmen  mit  dem  Minister  für  Kultus  und  Unterricht  7ur  ^effllH^en  Danach- 
achtung  zu  eröffnen,  daß  in  jenen  Fallen,  wo  es  sich  nicht  um  cmc  den 
Behörden  nicht  zur  Kenntnis  ^T(-brachte,  bloß  gesellige  Verbindung  der 
Studenten  handelt,  sondern  die  üriindung  eines  förmlichen  Vereines  beab- 
sichtigt, und  die  nach  §  4  des  Vereinsg;esetzes*)  vorg-cschri ebene  Anzeige 
unter  Vorlage  der  Statuten  erstattet  wird,  ein  solches  Linschreiten  nach 
Maßgabe  des  Vereinsgesetzes  vom  15.  November  1867<)  zu  behandeln  sei, 
durch  dessen  §  38  die  Bestimmung  des  §  11  der  Disziplinarordnuiig  vom 
11  Oktober  1849*)  m  dieser  Beziehung  derogiert  erscheüit 


Nr.  646. 

Aas  dem  £riasse  des  Minlsterlnms  für    u.  ü.  vom  10.  Juli  1888. 

Z.  4873. 

an  die  Statthalter  in  Böhmen,  Mihren,  Steiermaiky  Tirol  und  Galizien« 

(bcirdfciid  das  Vcriilltiils  des  Vereins-  und  Versammlungsgescfies  vom 
11  Novciiiber  1887,  ROBNr.  134  niid  135^  m  der  IMsziplImtfordnuiig 

vom  13.  Oktober  1840,  ROBNr.  41^ 

Durch  den  §  38  des  Vereinsgesetzes-)  ist  der  ^  12  der  iJisziplinar- 
<wdoung,')  insoweit  er  sich  auf  die  TeiUiahme  von  Studierenden  der  Hoch- 
schulen an  Vereinen  Nichtstudierender  bezieh^  nicht  als  au^ehoben  zu 
befrachten. 

In  Beziehung  auf  politische  Vereine  sind  die  Bestimmungen  des 
II.  Absatzes  des  Vereinsgesetzes,  insbesondere  der  f  30  desselben  maß- 
gebend.^ 

Was  jedoch  die  Versammlungen  von  Studierenden  anbelangt  so  bleiben, 
da  dss  Gesetz  Qber  das  Versammlungsrecht  vom  15.  November  1867^) 
keUie  dem  obzitierten  §  38  des  Vereinsgesetzes  analoge  allgemeine  dero- 


')  DU  Orundzäge  dieses  Erlasses  wurden  mier  ttatm  dtm  SMOi^Ur/Sr  NMudthrrHck 

an  Anlaß  eines  bfiondfren  Falles  mitgeteilt. 

«)  Gesetz  vom  15.  November  1867,  RGBNr.  134. 

*)  Sach  §  30  des  Vereinsgesettes  dürfen  Ausländer,  FrauensptnoimimidMii$d$fJährigt 
uichi  als  Mitglieder  politischer  Vereine  aufgenommen  werden, 
*)  QeseU  fom  15.  November  1867,  RQBNr.  135. 
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gatorische  Anordnung  enthält,  nicht  nur  die  bezüglichen  Bestimmungen 
der  §§  7  bis  10,  sondern  auch  des  §  12,  soweit  sich  dieselben  auf  das 
Recht  des  akademischen  Senates  beziehen,  den  Studierenden  die  Teilnahme 
an  bestimmten  Versammlungen  NichtStudierender  zu  untersagen,  nach  wie 
vor  in  Geltung. 


Nr.  546. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  o.  ü.  vom  20.  Juni  1876.  Z.  7914, 

MYBNr.  24. 

an  die  Rektorate  aller  Universitäten,  technischen  Hochschulen,  der  Aka- 
demie der  bildenden  Künste  und  der  Handelshochschule  in  Wien, 
mit  Weisungen  in  Sachen  der  Studentenverbindungen. 

In  der  Anlage  erhält  das  Rektorat  einen  Erlaß  des  Herrn  Ministers 
des  Innern  in  Sachen  der  Studentenverbindungen,  welcher  unter  einem 
an  sämtliche  Landeschefs  ergeht. 

Das  Rektorat  wird  aufgefordert,  diesen  Erlaß  den  Studierenden  bekannt- 
zugeben und  die  Befolgung  desselben,  soweit  dies  in  den  Wirkungskreis 
der  akademischen  Behörden  gehört,  strenge  zu  überwachen. 

Bei  diesem  Anlasse  bringe  ich  zugleich  in  Erinnerung,  daß  zwar  die 
Studentenverbindungen  als  solche  nicht  der  akademischen,  sondern  der  all- 
gemeinen Vereinsauf  sieht  unterliegen,  daß  aber  die  Studierenden  persön- 
lich auch  für  jenes,  was  sie  in  der  Eigenschaft  als  Mitglieder  eines 
Vereines  unternehmen,  ihren  akademischen  Behörden  verantwortlich  bleiben 
und  hiefür  in  Disziplinarbehandlung  gezogen  werden  können. 

Eine  solche  Disziplinarbehandlung  wird  insbesondere  stets  dann  ein- 
zuleiten sein,  wenn  dem  Rektorate  seitens  der  politischen  Behörde  die 
Anzeige  zukommt,  daß  einer  Studentenverbindung  eine  Verwarnung  erteilt, 
oder  daß  die  Auflösung  einer  solchen  Verbindung  rechtskräftig  beschlossen 
wurde. 

Endlich  ist  bei  diesem  Anlasse  den  Studierenden  bekanntzugeben,  daß 
sich  in  Hinkunft  als  „Studentenverbindungeil"  oder  als  „akademische*^  Ver- 
bindungen nur  solche  Vereine  werden  konstituieren  dürfen,  welche  aus- 
schließlich aus  Studierenden  bestehen. 

Anmerkung.    Der  mitgeteilte  Erlaß  des  Ministers  des  Innern  lautet: 

Erlaß  des  Ministers  des  Innern  im  Einvernehmen  mit  dem  Minister  für 
K.  tt.  U.  ddto.  1.  Juni  1876,  Z.  2209/M.  1.,  an  alle  Landeschefs  in  Sachen 

der  Studentenverbindungen. 

Im  Einvernehmen  mit  dem  k.  k.  Ministerium  für  Kultus  und  Unter- 
richt findet  das  Ministerium  des  Innern  in  der  Erwägung,  daß  weder  das 
Gesetz  über  das  Vereinsrecht  vom  15.  November  1867,  RQBNr.  134,  noch 
auch  ein  anderes  seither  erflossenes  Gesetz  Sonderbestimmungen  über 
Studentenvereine  enthalten,  hiemit  anzuordnen,  daß  alle  bereits  bestehenden 
Studentenverbindungen,  welche  als  Vereine  im  Sinne  des  Gesetzes  vom 
15.  November  1867,  RGBNr.  134,  anzusehen  und  nicht  bereits  nach  den 
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Vorschriften  dieses  Gesetzes  gebildet  sind,  sich  bei  Vermeidung  der  gesetz- 
lichen Folgen  binnen  drei  Monaten  vom  Tage  der  Verlautbarung  dieser 
Anordnung  den  gedachten  Vorschriften  gemäß  zu  benehmen,  somit  um- 
zubilden, oder  aber  aufzulösen  haben,  daß  ferner  alle  künftig  entstehenden 
solchen  Verbindungen  nur  nach  den  Bestimmungen  des  mehr  bezogenen 
Gesetzes  sich  konstituieren  dürfen. 

Die  akademischen  Behörden,  namentlich  die  Rektorate  der  Universitäten, 
der  technischen  Hochschulen,  der  Akademie  der  bildenden  Künste  und  der 
Handelshochschule  in  Wien  sind  durch  das  k.  k.  Ministerium  für  Kultus 
und  Unterricht  angewiesen  worden,  den  Studierenden  der  Hochschulen  diese 
Anordnung  durch  Anschlag  auf  dem  schwarzen  Brette  bekanntzugeben. 
Dabei  wird  auch  verlautbart,  daß  die  Studierenden  für  ihre  Haltung  als 
Angehörige  eines  Vereines  —  unabhängig  von  den  im  Vereinsgesetze  ge- 
setzten Folgen  —  auch  ihrer  akademischen  Disziplinarbehörde  verantwort- 
lich bleiben,  weshalb  immer,  wenn  gegen  einen  derartigen  Verein  eine 
Verfügung  nach  dem  Vereinsgesetze  Platz  greift,  davon  die  betreffende 
akademische  Disziplinarbehörde  in  Kenntnis  zu  setzen  sein  wird. 

Ich  ersuche  nun  Hochdieselben  die  mit  der  Durchführung  des  Vereins- 
gesetzes und  der  bezüglichen  staatlichen  Aufsicht  betrauten  Organe  hievon 
entsprechend  zu  verständigen,  die  genaue  Durchführung  der  getroffenen 
Maßregeln  zu  überwachen,  und  über  diesen  Gegenstand  bis  1.  September  d.  J. 
zu  berichten. 

Übrigens  möchte  ich  bei  diesem  Anlasse  nicht  unbemerkt  lassen,  daß 
Vereine,  welche  sich  als  Studentenverbindungen  bezeichnen  oder  gerieren, 
z.  B.  das  Prädikat  „akademisch",  oder  ein  analoges  führen,  nur  aus 
Studierenden  bestehen  dürfen. 


Nr.  547. 

Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  u.  U.  Im  Elnvernebmen  mit  dem 
Minister  des  Innern  vom  26.  Februar  1881.  Z.  2202.  MYBNr.  24, 

an  die  akademischen  Senate  der  Universitäten  und  die  Rektorate  der 

technischen  Hochschulen, 

betreffend   die  Einflußnahme  der  akademischen   Behörden  bei  der 

Gründung  von  Studentenvereinen. 

Anläßlich  eines  speziellen  Falles  hat  sich  das  Ministerium  für  Kultus 
und  Unterricht  veranlaßt  gesehen,  bei  dem  Ministerium  des  Innern  die 
Frage  anzuregen,  ob  nicht  den  akademischen  Disziplinarbehörden  bei  der 
Gründung  von  Studentenvereinen  eine  angemessene  Einflußnahme  einzu- 
räumen wäre. 

Das  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht  hat  bei  der  Erörterung 
dieser  Frage  hervorgehoben,  daß  es  in  manchen  Fällen  bedenklich  sei, 
wenn  bei  Bildung  von  Studentenvereinen  einerseits  das  Prinzip  der  staat- 
lichen Genehmigfung  ausgeschlossen  ist  und  andrerseits  den  akademischen 
Behörden  keinerlei  Einflußnahme  auf  diese  Vereine  zukommt,  weil  es  auf 

Universitfttsgesetze.  42 
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diese  Art  möglich  wird,  daß  ein  Studentenverein,  dessen  Bestand  und  Statuten 
mit  der  akademischen  Disziplin  und  den  Aufgaben  des  akademischen  Lebens 
nicht  im  Einklänge  stehen,  zur  Bildung  gelangt,  ohne  daß  der  akademischen 
Disziplinarbehörde  auch  nur  Gelegenheit  gegeben  würde,  sich  diesfalls  aus- 
zusprechen. 

Wenn  nun  gleich  die  Studentenvereine  als  solche,  sowohl  was  ihre 
Gründung,  als  die  Aufsicht  über  dieselben  anbelangt,  nach  den  diesfalls  vom 
Ministerium  des  Innern  im  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  für  Kultus 
und  Unterricht  festgestellten  Grundsätzen  nicht  unmittelbar  unter  die  akade- 
mischen, sondern  zunächst  unter  die  allgemeinen  Vereinsvorschriften  fallen, 
so  schließt  dies  doch  keineswegs  aus,  daß  auch  den  akademischen  Be- 
hörden innerhalb  des  Rahmens  des  Vereinsgesetzes  eine  entsprechende 
Ingerenz  vom  Standpunkte  der  Disziplinarvorschriften  eingeräumt  werde, 
wie  denn  auch  bereits  mit  dem  Erlasse  des  Ministeriums  des  Innern  vom 
1.  Juni  1876,  Z.  2209/M.  I.,  ausgesprochen  wurde,  daß  die  Studierenden 
für  ihre  Haltung  als  Angehörige  eines  Vereines  auch  ihrer  akademischen 
Disziplinarbehörde  verantwortlich  bleiben. 

In  Übereinstimmung  hiemit  findet  demnach  das  Ministerium  des  Innern 
einvernehmlich  mit  dem  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht  nadv 
stehendes  anzuordnen : 

In  jedem  Falle  der  Erstattung  einer  Anzeige  über  die  beabsichtigte 
Gründung  eines  Studentenvereines  ist  vorläufig  der  akademische  Senat  unter 
Übermittlung  eines  Exemplares  der  vorgelegten  Statuten  um  seine  Äußerung 
vom  Standpunkte  der  akademischen  Disziplinarvorschriften  anzugehen. 

Die  bezügliche  Anfrage  ist  im  Hinblicke  auf  die  im  §  6  des  Vereins- 
gesetzes vorgezeichnete  Untersagungsfrist  von  vier  Wochen  mit  größter 
Beschleunigung,  und  zwar  womöglich  binnen  drei  Tagen,  an  den  akade- 
mischen Senat  zu  leiten. 

Erklärt  die  akademische  Behörde  innerhalb  einer  Frist  von  acht  Tagen, 
daß  der  projektierte  Verein  im  Hinblicke  auf  seine  Statuten,  nach  seinem 
Zwecke  oder  nach  seiner  Einrichtung  gegen  die  bestehenden  akademischen 
Disziplinarvorschriften  verstößt,  so  hat  die  Landesstelle  unter  entsprechender 
Rücksichtnahme  auf  diesen  Anspruch  nach  §  6  des  Gesetzes  vom  15.  No- 
vember 1867  über  das  Vereinsrecht  instanzmäßig  das  Amt  zu  handeln. 

Wenn  binnen  acht  Tagen  nach  Übermittlung  der  Statuten  an  den 
akademischen  Senat  derselbe  eine  Äußerung  nicht  erstattet,  so  hat  die 
Landesstelle  ohneweiters  mit  der  instanzmäßigen  Amtshandlung  unter  der 
Annahme  vorzugehen,  daß  der  projektierte  Verein  vom  Standpunkte  der 
akademischen  Disziplinarvorschriften  nicht  als  gesetzwidrig  sich  darstellt 

Indem  ich  den  akademischen  Senat  hievon  in  Kenntnis  setze,  fordere 
ich  denselben  zugleich  auf,  dafür  Sorge  zu  tragen,  daß  die  bezüglidie 
von  der  Vereinsbehörde  gewünschte  Äußerung  vorkommendenfalls  stets 
binnen  längstens  acht  Tagen  abgegeben  werde. 
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Nr.  548. 

tarnt  ans  dem  Gesetzi  Tom  iL  April  1889,  ROBlr.  4L  MfBNr.  27, 

betreffend  die  Einffihnmg  eines  neuen  Wehrgesetzes. 

Artikel  I. 

Die  Bestinmiuigeo  des  mit  dem  Gesetze  vom  5.  Dezember  1868 
(RGBNr  151),  womit  für  die  im  Reidisrate  vertretenen  Königreicbe  wid 
linder  die  ErfQllmig  der  Wehrpflicht  geregdt  wird,  eingeffihrten  und  durah 
das  Gesetz  vom  2.  Oktober  1882  (RGBNr.  153)  teilweise  abgeänderten 
„Wehrgesetzes''  werden  hiemit  außer  Kraft  gesetzt  und  haben  in  Hinkunft 
zu  lauten*  wie  folgt: 

Artikel  11. 
Wehrgesets. 

§  24.  Inlindem,  welche  die  in  den  nachfolgenden  Paragraphen  25, 
26^  27,  28  und  29  festgestellte  VorbiMung  nachweisen,  wird  im  Frieden  die 
Begünstigung  eines  nur  einjShrigen  Prasenzdienstes  zuerkannt 

Von  dieser  Begfinstigung  ist  ausgeschlossen  derjenige,  welcher  wegen 
eines  Verbrechens  oder  wegen  aus  Gewinnsucht  verübter  Vergehen  oder 
Übertretungen,  oder  wegen  eines  die  öffentliche  Sittlichkeit  verletzenden 
Veigehens  rechtskräftig  verurteilt  ^vt^rde. 

Nach  Ableistung  des  einjährigen  Präsenzdienstes  werden  jedoch  nur 
diejenigen  in  die  Reserve  übersetzt,  welche  den  m  den  erwähnten  Para- 
graphen noch  weiters  festgestellten  Anforderungen  enteprochen  haben. 

Der  einjährige  Präsenzdierist  kann  entweder  im  Soldatenstande  oder 
als  Mediziner,  Pharmazeut  oder  Veterinär  abgeleistet  werden. 

§  25.  Die  Begünstigjjn*^  des  einjährigen  Präsenzdienstes  im  Soldaten- 
Stande  des  Heeres  und  der  Landwehr  erlangen  ohne  Rücksicht,  ob  die 
Assentierung  freiwillig  oder  im  Wege  der  Haupt-  oder  gerechtfertigten 
Nachstellung  erfolgt,  diejenigen  Inlinder,  die: 

a)  spätestens  am  1.  JMirz  jenes  Jahres,  fOr  welches  ihre  Stellung 
erfolgt^  em  öffentliches  oder  mit  dem  Rechte  der  Öffentlichkeit  ausgestattetes 
hilandisches  Obeigymnasium,  eine  solche  Oberrealschule  oder  eine  diesen 
gleichgesteUte  Lehranstalt  mit  Erfolg  absolviert  haben; 

b)  am  1.  JMärz  jenes  Jahres,  fOr  welches  ihre  Stellung  erfolgt,  im 
letzten  Jahrgange  einer  achtklassigen  öffentlichen  oder  mit  dem  Rechte 
der  Öffentlichkeit  ausgestatteten  Mittelschule  des  Inlandes  sich  befanden 
und  dieselbe  spätestens  bis  1.  Oktober  desselben  Jahres  mit  Erfolg  absol- 
viert haben; 

c)  bis  zum  1.  März  jenes  Jahres,  in  welchem  sie  das  21.  Lebensjahr 
vollenden,  eine  Prüfung  vor  einer  hiezu  bestellten  gemischten  Kommission 
mit  entsprechendem  Erfolge  abgelegt  haben. 

42* 


Digitized  by  Google 


660 


II.  Teil:  Studlenvonchriften ;  A.  Allgemeine  Bestimmungen. 


Welche  öffentlichen  oder  mit  dem  Rechte  der  Öffentlichkeit  ausge- 
statteten Lehranstalten  des  In-  und  Auslandes  den  inländischen  Oberg^m- 
nasien  und  Oberrealschulen  als  gleichgestellt  zu  betrachten  sind,  dann  in 
welcher  Weise  die  wissenschaftliche  Befähigung  zum  einjährigen  Präsenz- 
dienste vor  der  gemischten  Prüfungskommission  nachzuweisen  ist,  bestimmt 
der  Minister  für  Landesverteidigung  im  Einvernehmen  mit  dem  betreffenden 
Fachminister  und  mit  Zustimmung  des  Reichskriegsministers. 

§  27.  Einjährig-Freiwillige,  welche  den  medizinischen  Studien  ob- 
liegen und  die  Ernennung  zu  Reserveärzten  anstreben,  haben  ein  halbes 
Jahr  im  Soldatenstande,  und  zwar  bei  der  Infanterie-  oder  Jägertruppe,  ein 
zweites  halbes  Jahr  nach  Erlangung  des  Doktordiploms  als  Assistenzarzt- 
Stellvertreter  bei  Militärsanitätsanstalten  aktiv  zu  dienen. 

Der  Dienst  im  Soldatenstande  kann  nur  am  L  April  angetreten  werden, 
und  zwar  spätestens  in  dem  Jahre,  in  welchem  der  Aspirant  das  25.  Lebens- 
jahr vollendet.  Der  Dienst  als  Arzt  kann  entweder  am  L  April  oder  am 
1.  Oktober  angetreten  werden,  und  zwar  spätestens  am  1.  April  des  Jahres, 
in  welchem  der  Aspirant  das  28.  Lebensjahr  vollstreckt 

Nach  entsprechend  voUstrecktem  Präsenzdienste  werden  diese  Ein- 
jährig-Freiwilligen zu  Assistenzärzten  in  der  Reserve  ernannt,  sonst  aber 
als  Assistenzarztstellvertreter  in  die  Reserve  übersetzt 

Jene  Einjährig-Freiwilligen,  welche  die  medizinischen  Studien  auf- 
geben oder  bis  zum  oben  festgesetzten  Termine  nicht  vollenden,  haben  den 
ein-,  beziehungsweise  zweijährigen  Präsenzdienst  im  Soldatenstande  — 
unter  Anrechnung  der  etwa  bereits  zurückgelegten  aktiven  Dienstzeit 
—  abzuleisten.  Dagegen  sind  Einjährig-Freiwillige,  welche  die  medizi- 
nischen Studien  vollenden,')  das  Doktordiplom  bis  zum  vorerwähnten  Zeit- 
punkte jedoch  nicht  erlangen,  zur  Ableistung  eines  zweiten  Präsenzjahres 
nicht  zu  verhalten. 

Im  übrigen  finden  die  Bestimmungen  des  §  25  sinngemäße  An- 
wendung. 

§  28.  Pharmazeuten,  die  längstens  bis  zum  1.  März  jenes  Jahres, 
für  welches  ihre  Stellung  erfolgt,  entweder 

a)  sechs  Gymnasial-  oder  Realschulklassen  absolviert  und  die  Tirozinal- 
prüfung  mit  Erfolg  bestanden  haben  oder 

b)  vier  Gymnasialklassen  absolviert  und  die  Universitätsstudien  bereits 
begonnen  haben,  ist  die  Begünstigung  des  einjährigen  Präsenzdienstes  als 
Pharmazeuten  zuzuerkennen. 

Sie  haben  diesen  Dienst  jedoch  erst  als  diplomierte  Magister  der 
Pharmazie  abzuleisten  und  werden  nach  entsprechend  voUstrecktem  Präsenz- 
dienste  auf  den  nach  der  Organisation  erforderlichen  Bedarf  zu  Medikamenten- 
akzessistcr  in  der  Reserve  ernannt,  sonst  aber  als  Medikamentenpraktikanten 
in  die  Reserve  übersetzt. 

•)  Laut  Akt  des  Ministeriums  für  K.  u.  U.,  Z.  34.066  ex  1901,  kann  die  Anerkenmn^  eines 
von  einem  Inländer  im  Auslande  erworbenen  medizinischen  Doktordiplomes  zum  Zwecke  der 
Erlangung  der  Berechtigung  zur  Ableistung  des  einjährigen  Präsenzdienstes  als  Mediziner  nur  igt 
Wege  der  vorschriftsmäßigen  Nostrifikation  erwirkt  werden.  Verordnung  vom  6.  funi  tSSO, 
ROBNr.  240  (s.  Nr.  506J. 

*)  Vgl.  hiezu  Erlaß  des  Ministeriums  für  K.  u.  U.  vom  21.  Mai  1697,  Z.  12JS6  fs.  Nf.  489), 
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Für  jene  Pharmazeuten,  welche  ihre  Studien  aufgeben  oder  bis  zum 
1.  Oktober  jenes  Jahres,  in  welchem  sie  das  26.  (Punkt  a),  beziehungs- 
weise das  24.  (Punkt  b)  Lebensjahr  vollenden,  das  Diplom  nicht  erlangt 
haben,  erlischt  diese  Begünstigung,  und  sie  sind  —  vorbehaltlich  ihrer 
eventuellen  Ansprüche  auf  den  einjährigen  Präsenzdienst  im  Soldatenstande 
—  zur  nachträglichen  Ableistung  des  gesetzlichen  Präsenzdienstes  heranzu- 
ziehen. 

Im  übrigen  finden  die  Bestimmungen  des  §  25  sinngemäße  An- 
wendung. 

§  29.  Studierenden  der  Tierarzneikunde,  die  längstens  bis  zum  1.  März 
jenes  Jahres,  für  welches  ihre  Stellung  erfolgt,  die  tierärztlichen  Studien 
begonnen  haben,  ist  die  Begünstigung  des  einjährigen  Präsenzdienstes  als 
Veterinäre  zuzuerkennen. 

Sie  haben  diesen  Dienst  jedoch  erst  nach  Erlangung  der  tierärztlichen 
Diploms  bei  der  Kavallerie,  Feldartillerie  oder  Traintruppe  abzuleisten  und 
werden  nach  entsprechend  vollstrecktem  Präsenzdienste  auf  den  nach  der 
Organisation  erforderlichen  Bedarf  zu  Untertierärzten  in  der  Reserve  er- 
nannt, sonst  aber  als  tierärztliche  Praktikanten  in  die  Reserve  übersetzt. 

Für  jene,  welche  die  tierärztlichen  Studien  aufgeben  oder  bis  zum 
1.  Oktober  jenes  Jahres,  in  welchem  sie  das  24.  Lebensjahr  vollenden,  das 
tierärztliche  Diplom  nicht  erlangt  haben,  erlischt  diese  Begünstigung,  und 
sie  sind  —  vorbehaltlich  ihrer  eventuellen  Ansprüche  auf  den  einjährigen 
Präsenzdienst  im  Soldatenstande  —  zur  nachträglichen  Ableistung  des  ge- 
setzlichen Präsenzdienstes  heranzuziehen. 

Im  übrigen  finden  die  Bestimmungen  des  §  25  sinngemäße  An- 
wendung, mit  der  Ausnahme,  daß  mittellose  Tierärzte  auch  bei  der 
Kavallerie  den  Präsenzdienst  auf  Staatskosten  ableisten  können. 

§  31.  Die  Kandidaten  des  geistlichen  Standes  jeder  gesetzlich  an- 
erkannten Kirche  und  Religionsgesellschaft  sind,  wenn  sie  zur  Zeit 
der  Stellung  in  diesem  Verhältnisse  sich  befinden  und  assentiert  werden, 
über  ihr  Ansuchen  in  die  Ersatzreserve  einzuteilen  (§  18  a).  Sie  sind  zur 
Fortsetzung  der  theologischen  Studien  im  Frieden  und  im  Kriege  von  jedem 
Präsenzdienste,  von  der  militärischen  Ausbildung,  von  den  periodischen 
Waffenübungen  und  von  den  Kontrollversammlungen  enthoben. 

Die  gleiche  Begünstigung  wird  außerdem  zuerkannt: 

a)  jenen,  welche  zur  Zeit  ihrer  Einreihung  (1.  Oktober)  entweder  die 
theologischen  Studien  beginnen  oder  Novizen  eines  geistlichen  Ordens  sind; 

b)  jenen,  welche  nach  vollstrecktem  Präsenzdienste  in  die  theologi- 
schen Studien  eintreten  oder  dieselben  fortsetzen  und  sich  —  wie  die 
unter  a)  angeführten  Studierenden  der  Theologie  —  dem  geistlichen  Stande 
widmen  wollen. 

Nach  Erhalt  der  priesterlichen  Weihe,  beziehungsweise  nach  erfolgter 
Anstellung  in  der  Seelsorge  werden  sie  aus  dem  Stande  der  Ersatzreserve 
in  die  Evidenz  derselben  übersetzt. 
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Alle  ausgeweihten  Priester,  beziehungsweise  Seelsorger  sind  während 
ihrer  Dienstpflicht  in  der  Evidenz  der  Ersatzreserve  zu  führen  und  können 
im  Mobilisierungsfalle  innerhalb  ihrer  Dienstpflicht  zum  Seelsorgedienste  für 
die  gesamte  bewaffnete  Macht  verwendet  werden. 

Diejenigen,  welche  vor  Erhalt  der  höheren  Weihen  den  geistlichen 
Beruf  aufgeben,  sowie  Kandidaten  des  geistlichen  Standes,  welche  in  einer 
von  den  beteiligten  Ministern  einvernehmlich  mit  dem  Reichskriegsminister 
festzusetzenden  Zeit  ein  geistliches  Amt  nicht  erlangen,  sind  —  insofern 
sie  nicht  ihrer  Losreihe  nach  oder  nicht  als  Mindertaugliche  der  Ersatz- 
reserve angehören  —  aus  derselben  auszuscheiden  und  zur  sofortigen  Ab- 
leistung des  gesetzlichen  Präsenzdienstes  verpflichtet.  Bleiben  sie  ihrer  Los- 
reihe gemäß  in  der  Ersatzreserve,  so  sind  sie  sofort  der  militärischen 
Ausbildung  beizuziehen.  Hatten  sie  bei  der  Stellung  den  Anspruch  auf 
die  Begünstigung  des  einjährigen  Präsenzdienstes,  so  bleibt  ihnen  dieser 
gewahrt. 


Nr.  549. 

Auszug  aus  der  Verordnung  des  Ministeriums  f.  Landesverteldlgnog 
vom  15.  April  1889.  RGBNr.  45.  MYBNr.  28. 

zttr  Durchführung  des  Gesetzes  vom  11.  April  1889  (ROBNr.  41),  be- 
treffend die  Einführung  eines  neuen  Wehrgesetzes. 

HL.  Abschnitt. 

Verzeichnung  der  Wehrpflichtigen  und  Vorbereitungen  zur  Stellung. 

§  26.  Einbringung  der  Ansuchen  um  Zuerkennung  einer  Begün> 
stigung  in  der  Erfüllung  der  Dienstpflicht 

1.  Stellungspflichtige  Kandidaten  des  geistlichen  Standes,  Unterlehrer 
und  Lehrer,  dann  Besitzer  ererbter  Landwirtschaften,  welche  die  in  den 
§§  31,  beziehungsweise  32  und  33  des  Wehrgesetzes  angeführte  Begün- 
stigung anstreben,  ferner  unterstützungsbedürftige  Angehörige  oder  deren 
Bevollmächtigte,  welche  für  Stellungspflichtige  die  im  §  34  des  Wehr- 
gesetzes bezeichnete  Begünstigung  beanspruchen,  haben  die  diese  Begün- 
stigungen begründenden  Verhältnisse  in  den  Monaten  Jänner  oder  Februar 
bei  der  politischen  Bezirksbehörde,  spätestens  aber  zur  Zeit  der  Haupt- 
stellung bei  der  Stellungskommission  geltend  zu  machen  und  nachzuweisen. 

2.  Jene  Stellungspflichtigen  hingegen,  welche  nebst  einer  dieser  Be- 
günstigungen, auch  um  die  Bewilligung  zur  Stellung  außerhalb  des  zu- 
ständigen Bezirkes  ansuchen  (§  27),  können  gleichzeitig  mit  letzterem  An- 
suchen die  im  Punkte  1  bezeichnete  Begünstigung  geltend  machen  und 
nachweisen  (§  22:2  b). 

5.  Die  Ansuchen  um  Zuerkennung  der  Begünstigung  des  einjährigen 
Präsenzdienstes  sind  nach  den  Bestimmungen  des  V.  Abschnittes  einzubringen. 


WchrpäicbtvorachrifteD  fflr  Studiereade. 


663 


IV.  Abschnitt 
Bcgfinstlgni^n  In  der  Erfftllmg  d«r  Dicnttplliciit 

§  44.  Im  allgemeinen.^) 

1.  Auf  eine  Begünstigung  in  der  Erfüllung  der  DienttpfUcht  können 
Anspruch  erheben: 

a)  die  Kandidaten  des  geistlichen  Standes,  die  ausgeweihten  Priester 
und  angeslellien  Seelsorger  (Wehrgesetz  §  31); 

b)  die  Unteriehrer  und  Lehrer,  sowie  die  LehramtszögUnge  (Wehr- 
gesetz  §  32): 

c)  die  Besitier  cteibter  Landwirtediaften  (Wehisesetz  |  33); 

d)  jene  Assentierten,  deren  IramilienverfaUtnisse  die  Befreiung  vom 
fegelmafiigen  Prisenidienste  im  Frieden  bedingen  (V^etaigesetz  §  34). 

Z  Die  Begünstigung  bestellt  im  allgemeinen  in  der  Widmung  für 
die  Ersatzreserve,  dann  in  der  Befreiung  von  der  Einberufung  zur  ausnalims- 

weisen  aktiven  Dienstleistung  im  Frieden  (Wehrgesetz  §  12,  IV.  Absatz); 
bei  Kandidaten  des  geistlichen  Standes  überdies  in  der  Enthebung  von 
jedem  Präsenzdienste  im  Frieden  und  im  Kriege,  in  der  Enthebung  von  der 

miHtärischcn  Ausbildiinp^,  von  den  periodischen  Waffenübungen  und  von  den 
Kontrollversammlungcn ;  bei  ausgeweihten  Priestern  und  angestellten  Seel- 
sorgern in  die  Übersetzung  aus  dem  Stande  der  Ersatzreserve  in  die  Evidenz 
derselben.  An  Stelle  der  Widmung  für  die  Ersatzreserve  tritt  bei  Lehr- 
amtszögUnge n  und  bei  dcti  auf  die  Übersetzung  in  die  Ersatzreserve  keinen 
Anspruch  besitzenden  Familienerhaltem  (§  öü)  die  dauernde  Beurlaubung  ein. 

Bcgflnstlgaiig  lir  Kandidaten  des  geistlichen  StandaSt  tBr  aoigewcihttt 

Priester  und  angestellte  Seelsorger. 

§  45.  Anspruch  auf  die  Begünstigung  und  Art  derselben. 

1.  Als  Kandidaten  des  geistlichen  Standes  der  katholischen  Kirche 
des  idmischen,  armenischen  und  griedtiscfaen  Ritus  und  der  griechisch- 
orientalischen  Kirche  sind  hinsichtlich  des  Anspruches  au!  diese  Be> 
gfinst^gung  anzusehen: 

a)  jene,  welche  zur  Zeit  der  Stellung  in  ein  Prieslerseminar  aufge- 
nommen oder  In  einem  von  der  Kirche  approbierten  Orden  emgeldeidet 
sind,  in  beiden  Fällen,  wenn  sie  Theologie  studieren  und  hierüber  eine 
schriftliche  Bestätigung  des  Seminar-,  beziehungsweise  iOostervorstandes 
lieibringen ; 

b)  jene,  welche  zur  Zeit  der  Stellung  Thcoiot^en  sind,  wenn  sie  nach- 
weisen, daß  sie  den  theologischen  Studien  an  einer  öffcnUichcn  Lehr- 
anstalt mit  Erfolg  obliegen  und  die  schriftliche  Zusicherung  eines  Diözesan* 

*)  Den  Gesuchen  um  BcgfUntlgmiKeB  In  dtr  ErfOllung  der  Dieastpfllcht  and  um  die  Be- 

ginsttgun^if  dc^  efnj'ihrif^pn  Prisenzdienste«  kommt  —  fnsofcm  mittelst  derselben  ein  schon  ftn 
Omise  begrflndetes  Recht  in  Anspruch  genommen  wird  —  ebenso  wie  den  Berufungen  wider 
die  EalKhcidanctn  ttbcr  tolche  Ociacbe»  cndtidi  dtn  m  Acftn  OcMchtn  vnd  Bcraltiiigw 
notwendigen  Belegen  —  letzteren  zu  dem  bezeichneten  Oebimnche  —  die  Stempelfrdtaclt  xn. 

Aüe  anderen  Gesuche  um  eine  ausnahmsweise  Bcgiln^tifrunp:.  deren  Gewährung  von  den 
^nneasen  der  administrativen  Behörden  abhSngt»  onteriiegen  dagegen  der  Stempeipflicht. 


Digitized  by  Google 


664 


n.  Teil:  Studlenvonchriften ;  A.  Allgemeine  Bestlmmungren. 


Vorstandes  beibringen,  daß  er  sie  nach  beendeten  Studien  in  seinem  Diözesan» 
klerus  aufnehmen  wird; 

c)  jene,  welche  zur  Zeit  der  Einreihung  (1.  Oktober)  Novizen  eines 
geistlichen  Ordens  sind,  wenn  sie  die  schriftliche  Bestätigung  des  Kloster- 
vorstandes beibringen,  daß  sie  in  den  Orden  aufgenommen  sind  und  nach 
Beendigung  des  Noviziates  den  theologischen  Studien  sich  widmen  werden; 

d)  jene,  welche  zur  Zeit  der  Einreihung  (1.  Oktober)  die  theologischen 
Studien  beginnen,  wenn  sie  sich  hierüber  ausweisen  und  die  schriftliche 
Zusicherung  eines  Diözesanvorstandes  beibringen,  daß  er  sie  nach  beendeten 
theologischen  Studien  in  seinen  Diözesanklerus  aufnehmen  wird; 

e)  jene  Kandidaten  des  geistlichen  Standes  des  griechisch-katholischen 
Ritus  und  der  griechisch-orientalischen  Kirche,  welche  ihre  theologischen 
Studien  bereits  vollendet,  aber  die  Weihen  noch  nicht  empfangen  haben, 
wenn  sie  ein  Zeugnis  ihres  Diözesanvorstandes  vorweisen,  daß  sie  noch 
Kleriker  der  Diözese  sind. 

2.  Als  Kandidaten  des  geistlichen  Standes  der  Augsburger  und 
helvetischen  Konfession,  dann  des  unitarischen  Glaubensbe- 
kenntnisses sind  hinsichtlich  des  Anspruches  auf  diese  Begünstigung  an- 
zusehen : 

a)  jene,  welche  sich  mit  einem  von  ihrem  Superintendenten  bestätigten 
Zeugnisse  einer  öffentlichen  Lehranstalt  darüber  ausweisen,  daß  sie  mit 
Erfolg  den  theologischen  Studien  obliegen; 

b)  jene,  welche  ein  Zeugnis  ihres  Superintendenten  beibringen,  daß 
sie  die  theologischen  Studien  mit  Erfolg  beendet  haben,  noch  unter  die 
Kandidaten  des  geistlichen  Standes  gehören  und  alles  nach  Vorschrift  er- 
füllen, um  eine  Anstellung  in  der  Seelsorge  erhalten  zu  können. 

3.  Als  Kandidaten  des  Rabbinats  sind  anzusehen: 

a)  jene,  welche  sich  im  vierten  oder  in  einem  höheren  Jahrgange 
einer  von  der  Regierung  als  öffentliche  Anstalt  anerkannten  Rabbinat- 
schule  befinden  und  mittelst  eines  vom  Regierungsvertreter,  welcher  den 
Prüfungen  beiwohnt,  gegengezeichneten  Zeugnisses  den  günstigen  Fort- 
gang ihrer  Studien  nachweisen; 

b)  jene,  welche  nach  beendeten  Studien  das  Zeugnis  eines  Rabbiners, 
über  ihre  Eignung  als  Rabbiner  angestellt  zu  werden,  dann  ein  Zeugnis 
der  politischen  Bezirksbehörde  ihres  Aufenthaltsortes,  daß  sie  noch  unter 
die  Kandidaten  des  Rabbinats  gehören,  beibringen. 

4.  In  jenen  Fällen,  in  welchen  das  Studium  der  Theologie  (des 
Rabbinats)  durch  Zeugnisse  von  ausländischen  Lehranstalten  nach- 
gewiesen wi|-d,  ist  von  der  politischen  Bezirksbehörde  die  Entscheidung  des 
Landesverteidigungsministeriums  einzuholen,  welches  dieselbe  im  Einver- 
nehmen mit  dem  Reichskriegsministerium  trifft.  Diese  Zeugnisse  müssen 
von  der  betreffenden  k.  u.  k.  Vertretungsbehörde  bestätigt  sein. 

5.  Alle  vorstehend  bezeichneten,  im  Wege  der  Stellung  assentierten 
Kandidaten  des  geistlichen  Standes  sind  nach  erfolgter  Assentierung,  auch 
wenn  sie  außer  der  Altersklasse  und  Losreihe  gestellt  werden,  über  ihr 
Ansuchen  für  die  Ersatzreserve  zu  widmen. 
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6.  Die  gleiche  Begünstigung  erlangen  über  ihr  Ansuchen  diejenigen 
freiwillig  oder  im  Wege  der  Stellung  Assentierten,  welche  nach  voUstrecktem 
PritoenzdieoBte  die  theologischen  Studien  lieginneii  oder  dieselben,  be- 
zieliuiigsweise  die  Rabbinatsstudien,  fortsetzen  und  sich  hierOber  nach  den 
vorstehenden  Bestimmungen  ausweisen. 

§  46.    üeltendmachung    und    Zuerkennung   der  Begünstigung. 

1.  Der  Anspruch  auf  die  Begünstigung  i^t  während  der  Datier  der 
Stclluno^<;pflicht  alljährlich  in  den  Monaten  Jänner  und  Februar  bei  der 
politischen  Hezirksbehörde,  spätestens  aber  zur  Zeit  der  Hauptsteliung  bei 
der  Steliungskommission  geltendzumachen  und  nachzuwcjscn. 

Jene,  weiche  um  die  Bewilligung  zur  Stellung  außerhalb  des  zu- 
ständigen Bezirkes  ansuchen  (§  27),  können  gleichzeitig  auch  den  An- 
spruch auf  die  B^flnstigung  als  Kandidat  des  geistlidien  Standes  gehend 
machen  tmd  nachweisen. 

§  4d.  Nachweisung  des  Fortbestandes  der  Begünstigung;  Er- 
löschen  und   Aberkennung  derselben. 

1.  Der  Fortbestand  des  die  Begünstigung  als  Kandidat  des  geistlichen 
Standes  begründenden  Verhältnisses  ist  während  der  Dauer  der  Ge- 
samtdienstpflicht in  jedem  der  Zuerkennung  des  Anspruches 
folgenden  Jahre  im  Monate  Juni  in  der  für  die  Dokumentierung  des  An- 
Spruches  vorgeschriebenen  Art  der  zustandigen  politischen  Bezirksbehörde 
nachzuweisen. 

2.  Die  Begünstigung  erlischt: 

a)  wenn  der  geistliche  Beruf  vor  Erhalt  der  höheren  Weihen  auf- 
gegeben wird; 

b)  wenn  Kandidaten  des  geistiichen  Standes  nicht  innerhalb  vier  Jahren 
nach  Absolvierung  der  theologischen  Studien  ein  geistUches  Amt  erlangen 

oder  bis  dahin  durch  ein  Zeugnis  des  nach  der  Verfassung  der  betreffenden 
Religionsgesellschaft  hie7ii  berufenen  Organes  nicht  nachzuweisen  vermögen, 
daß  sie  dem  Verbände  derselben  als  Kandidaten  des  geistlichen  Standes, 
beziehungsweise  einer  ß[^eistlichen  Korporation  noch  angehören. 
Die  Ausstellung  dieser  Zeugnisse  erlolift: 

in  der  katholischen  und  griechisch-orientalischen  Kirche  durch  den 
Diözesanbischof,  beziehungsweise  Klostervorstand; 

In  der  protestantischen  Kirche  der  Augsburger  und  helvetischen  Kpn- 
fession durch  den  Superhitendenten; 

hl  der  Israelitischen  Religionsgesellschaft  durch  die  politische  Bezirks- 
behöcde; 

c)  wenn  der  Nachweis  des  Fortbestandes  des  Anspruches  ohne  ge> 
nugende  Entschukiigung  nicht  rechtzeitig  beigebracht  wird. 

§  49.  Begünstigung  der  ausgeweihten  Priester  und  angestellten 

Seelsorger. 

1.  Ab  ausgeweihte  Priester  und  angestellte  Seelsoiger  sind  insbe- 
sondere anzusehen  und  während  ihrer  Dienstpflicht  In  der  Evidenz  der 
Enatzreserve  zu  ffifaren: 
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a)  die  Kandidaten  des  geistlichen  Standes  der  katholischen  und 
griechisch-orientalischen  Kirche  nach  erhaltener  Priesterweihe,  wenn  sie 
hierüber  die  Bestätigung  des  Diözesan-  oder  Klostervorstandes  beibringen; 

b)  die  Kandidaten  des  geistlichen  Standes  der  Augsburger  und  helveti- 
schen Konfession,  dann  des  unitarischen  Glaubensbekenntnisses,  wenn  sie 
die  Bestätigung  ihres  Superintendenten  vorlegen,  daß  sie  ein  geistliches 
Amt  und  welches  erhalten  haben; 

c)  die  Kandidaten  des  Rabbinats,  wenn  sie  das  von  der  politischen 
Bezirksbehörde  bestätigte  Dekret  über  ihre  Anstellung  als  Rabbiner  vor- 
weisen. 

2.  Stellungspflichtige,  welche  bei  der  Stellung  eines  der  vorbezeichneten 
Verhältnisse  nachweisen  und  tauglich  oder  mindertauglich  sind,  werden 
assentiert  und  mit  zwölfjähriger  Dienstpflicht  unmittelbar  in  die  Evidenz  der 
Ersatzreserve  aufgenommen,  wobei  denselben  eine  Bescheinigung  nach  dem 
Muster  12  auszufolgen  ist. 

Die  Zuerkennung  der  Begünstigung  erfolgt  nach  den  Bestimmungen 
des  §  46,  und  zwar  ohne  Rücksicht  auf  die  Art  der  Assentierung  des  Be- 
werbers —  auch  wenn  derselbe  außer  der  Altersklasse  und  Losreihe  ge- 
stellt wird  —  und  im  allgemeinen  ohne  Rücksicht  auf  den  Zeitpunkt,  zu 
welchem  die  Verhältnisse,  die  den  Anspruch  begründen,  eingetreten  sind. 

3.  Jene  im  Stande  der  Ersatzreserve  befindlichen  Kandidaten  des  geist- 
lichen Standes,  welche  in  eines  der  im  Punkte  1  erwähnten  Verhältnisse 
gelangen,  haben  die  bezüglichen  Nachweise  im  Wege  der  zuständigen 
politischen  Bezirksbehörde  der  zuständigen  militärischen  Ergänzungsbehörde 
erster  Instanz  einzusenden. 

Gleichzeitig  mit  der  Einbringung  dieser  Nachweise  haben  die  Be- 
treffenden auch  anzumelden,  ob  sie  die  Ernennung  zum  Militärseelsorger 
in  der  Reserve  des  Heeres,  beziehungsweise  in  der  Landwehr,  anstreben. 

Die  zu  Militärseelsorgern  nicht  Ernannten  sind  sofort  in  die  Evidenz 
der  Ersatzreserve  zu  übersetzen  und  mit  der  Bescheinigung  nach  dem 
Muster  12  zu  beteilen. 

Die  zu  Militärseelsorgem  Ernannten  sind  bei  Aufhören  dieser  Eigen- 
schaft innerhalb  ihrer  Dienstpflicht  ebenfalls  in  die  Evidenz  der  Ersatz- 
reserve zu  übersetzen. 

4.  Alle  in  der  Evidenz  der  Ersatzreserve  stehenden  Wehrpflichtigen 
haben  bis  zur  Vollstreckung  ihrer  zwölfjährigen  Dienstpflicht  jährlich  im 
Monate  Dezember  bei  der  zuständigen  politischen  Bezirksbehörde  nach- 
zuweisen, daß  sie  noch  in  einem  der  im  Punkte  1  bezeichneten  Verhält- 
nisse sich  befinden.  Die  politische  Bezirksbehörde  teilt  diese  Nachweise 
nach  vorgenommener  Prüfung  der  betreffenden  militärischen  Ergänzungs- 
behörde erster  Instanz  mit. 

Kann  obiger  Nachweis  seitens  des  Wehrpflichtigen  nicht  erbracht 
werden,  so  ist  die  Entscheidung  des  Landesverteidigungsministeriums  ein- 
zuholen, welches  dieselbe  hinsichtlich  der  in  der  Evidenz  der  Ersatzreservc 
des  Heeres  Stehenden  im  Einvernehmen  mit  dem  Reichskriegsministe- 
rium trifft. 
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V.  Abschnitt. 
Begünstigung  des  einjährigen  Präsenzdienstes. 

§  62.    Im  allgemeinen. 

1.  Um  einerseits  den  volkswirtschaftlichen  Interessen  Rechnung  zu 
tragen,  andrerseits  dem  Heere,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr  den 
im  Kriege  erforderlichen  Mehrbedarf  an  Offizieren,  Kadetten,  Ärzten  und 
Militärbeamten  zu  sichern,  wird  Inländern,  welche  den  in  den  nachfolgenden 
Paragraphen  näher  festgestellten  Anforderungen  entsprechen,  im  Frieden 
die  Begünstigung  eines  nur  einjährigen  Präsenzdienstes  zuerkannt. 

Diese  Begünstigten  führen  die  Bezeichnung  „Einjährig-Frei- 
willige". 

2.  Dem  Einjährig-Freiwilligen-Aspiranten  steht  es  nach  Wahl  und  Be- 
fähigung frei,  den  Präsenzdienst  entweder  im  Soldatenstande  oder  als  Medi- 
ziner, Pharmazeut  oder  Veterinär  abzuleisten. 

3.  Einjährig-Freiwillige-Mediziner  haben  ein  halbes  Jahr  im  Soldaten- 
stande und  ein  zweites  halbes  Jahr  nach  Erlangung  des  Doktordiploms 
als  Assistenzarztstellvertreter  aktiv  zu  dienen  (§  76). 

Pharmazeuten  und  Veterinäre  haben  den  einjährigen  Präsenzdienst 
erst  nach  Erlangung  des  Magister-,  beziehungsweise  des  tierärztlichen 
Diploms  abzuleisten. 

4.  Einjährig-Freiwillige  des  Soldatenstandes,  welche  die  Ernennung  zu 
Militärverpflegs-  oder  Militärbau-Rechnungsbeamten  in  der  Reserve  anstreben, 
werden  nach  der  achtwöchentlichen  militärischen  Ausbildung  über  ihre 
Bitte  und  je  nach  Bedarf  zur  Ausbildung  für  eine  dieser  Dienstleistungen 
zugelassen  (§  75). 

5.  In  die  Landwehr  werden  jene  Einjährig-Freiwilligen  eingeteilt,  welche 
im  Wege  der  Stellung  assentiert  wurden,  und  nach  dem  Ergebnisse  der 
Rekrutenrepartition,  beziehungsweise  Kontingentsabrechnung,  ihrer  Alters- 
klasse und  Losreihe  gemäß  zur  Landwehr  entfallen;  ferner  jene  Einjährig- 
Freiwilligen,  welche  infolge  Meinungsverschiedenheit  oder  mit  Rücksicht 
auf  ihre  Körpergröße  (§  94)  in  der  III.  oder  in  einer  höheren  Altersklasse 
vom  Vertreter  der  Landwehr  als  tauglich  assentiert  wurden;  endlich  jene 
bei  der  Stellung  assentierten  Einjährig-Freiwilligen  —  mit  Ausnahme  der 
Pharmazeuten  —  welche  sich  zur  Einteilung  in  die  Landwehr  gemeldet 
haben,  bis  zur  Erreichung  der  im  §  130  festgesetzten  Zahl. 

Aspiranten,  welche  im  Landwehrgebiete  Süddalmaticns  (§  1:4)  heimats- 
berechtigt sind,  können  als  Einjährig-Freiwillige  auch  in  das  Heer  (Kriegs- 
marine) eintreten. 

6.  Im  Heere  und  in  der  Landwehr  ist  der  einjährige  Präsenzdienst  in 
der  Regel  auf  eigene  Kosten  abzuleisten.  Mittellose  können  denselben 
ausnahmsweise  auf  Staatskosten  ableisten.  Die  §§  67  und  76  ent- 
halten hierüber  die  näheren  Bestimmungen. 

Hinsichtlich  des  einjährigen  Präsenzdienstes  in  der  Kriegsmarine  ist 
der  §  74  maßgebend. 
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§  63.  Allgemeine  Bedingungen  zu  dem  Ansprüche  auf  die 

Begünstigung. 

1.  Die  Begünstigung  des  einjährigen  Präsenzdienstes  kann  sowohl 
den  freiwillig  eintretenden  (XI 1,  Abschnitt)  als  auch  jenen  zuerkannt  werden, 
welche  im  Wege  der  Stellung  assentiert  wurden. 

2.  Für  die  Zuerkennung  der  Begünstigung  ist  erforderlich: 

a)  die  Staatsbürgerschaft  in  einem  der  beiden  Staatsgebiete  der 
Monarchie; 

b)  die  moralische  Befähigung  (Punkt  4); 

c)  die  wissenschaftliche  Befähigung  nach  §  64; 

d)  die  Anmeldung  des  Anspruches  bis  spätestens  bei  der  Hauptstellung 
im  zuständigen  Stellungsbezirke; 

e)  die  Eignung  für  den  gewählten  und  zur  Annahme  berechtigten 
Truppenkörper,  endlich 

f)  bei  den  freiwillig  eintretenden  Minderjährigen  die  Zustimmung 
ihres  Vaters  oder  Vormundes. 

3.  Stellungspflichtigen,  welche  sich  am  1.  März  jenes  Jahres,  für 
welches  ihre  Stellung  erfolgt,  im  letzten  Jahrgange  einer  achtklassigen 
öffentlichen  Mittelschule  des  Inlandes  oder  einer  dieser  gleichgestellten 
Lehranstalt  (§  64:5)  befinden  und  assentiert  werden,  wird  die  Begünsti- 
gung des  einjährigen  Präsenzdienstes  nachträglich  zuerkannt,  wenn  sie  den 
Anspruch  bei  der  Hauptstellung  angemeldet  und  spätestens  bis  1.  Oktober 
desselben  Jahres  ihre  Studien  mit  Erfolg  absolviert  haben. 

Die  Zuerkennung  dieser  Begünstigung  kann  nur  nach  Beibringung  des 
durch  die  Vollendung  der  Studien  erlangten  Nachweises  der  wissenschaft- 
lichen Befähigung  erfolgen. 

4.  Von  der  Begünstigung  des  einjährigen  Präsenzdienstes  sind  jene 
ausgeschlossen,  welche  wegen  eines  Verbrechens  oder  wegen  aus  Ge- 
winnsucht verübter  Vergehen  oder  Übertretungen  oder  wegen  eines  die 
öffentliche  Sittlichkeit  verletzenden  Vergehens  rechtskräftig  verurteilt  wurden. 

§  64.    Nachweis    der   wissenschaftlichen  Befähigung. 

1.  Als  Nachweis  der  wissenschaftlichen  Befähigung  für  Aspiranten, 
welche  den  einjährigen  Präsenzdienst  im  Soldatenstande  auf  eigene 
Kosten  abzuleisten  wünschen,  gelten: 

a)  das  Studienzeugnis  über  den  mit  entsprechendem  Erfolge  absol- 
vierten letzten  Jahrgang  eines  öffentlichen  oder  mit  dem  Rechte  der 
Öffentlichkeit  ausgestatteten  inländischen  Obergymnasiums  oder  einer  solchen 
Oberrealschule,  oder  einer  diesen  gleichgestellten  mit  dem  Offentlichkeits- 
rechte  ausgestatteten  Lehranstalt,  worunter  auch  die  öffentlichen  oder  mit 
dem  Rechte  der  Öffentlichkeit  ausgestatteten  Lehrerbildungsanstalten  be- 
griffen sind,  oder 

b)  die  Auszüge  aus  den  Klassifikationslisten  über  die  vom  Aspü'anten 
etwa  abgelegte  Prüfung  zum  Berufskadetten. 

Die  nach  a)  oder  b)  nachgewiesene  wissenschaftliche  Befähigung  muß 
spätestens  am  1.  März  jenes  Jahres  erlangt  worden  sein,  für  welches  die 
Stellung  des  Aspiranten  erfolgt  (Ausnahme  §  63:3). 
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c)  das  Zeugffiis  der  Prüfungskommission  für  Einjährig-Freiwilligen- 
Aspiranten;  die  bezügliche  Prüfung  muß  wenigstens  bis  zum  1.  März  jenes 
Jahres,  in  welchtiii  der  Aspiraiit  das  21.  Lebensjahr  vuliendei,  mit  ent- 
sprechendem Erfolge  abgelegt  werden. 

2.  Als  Nachweis  der  wissenschaftlichen  Befähigung  für  Aspiranten, 
welche  den  einjährigen  Präsenzdienst  im  Soldatenstande  auf  Staats- 
kosten <§  67)  ableisten  wollen,  gelten: 

t)  die  im  Punkte  1  a)  bezeichneten  Studienzeugnisse,  wenn  sie  ent- 
weder die  allgemeine  Vorzugsklasse,  oder,  wo  eine  solche  Klasse  nicht 
gegeben  wird,  mindestens  Vorzugsklassen  in  den  von  der  Studienanstalt  zu 
beieichnenden  Hauptgegenständen  nachweisen ; 

b)  die  im  Punkte  1  b)  angeführten  Zeugnisse. 

3.  Maturitits-  (Reife-,  SchluBprüfungs-)  Zeugnisse  der  hn  Punkte  la) 

bezeichneten  Lehranstalten,  endlich  Zeugnisse  über  eine  mit  dem  Cigebnisse 
der  Befähigung  zurückgelegte  Staatsprüfung,  wenn  letztere  Studien  an  einer 

Hochschule  bedingt,  gelten  als  Nachweise  der  wissenschaftlichen  Befähigung 
zum  einjährigen  Präsenzdienste  auf  eigene  und  auf  Staatskosten. 

Reife-  und  Schhißprüfungszeugnisse  der  g:lejchgestel!ten  Lehranstalten 
gelten  jedoch  als  Nachweise  der  wissenschaftlichen  Befähigung  zum  ein- 
jährigen Präsenzdienste  auf  Staatskosten  nur  dann,  wenn  sie  vom  Schul- 
inspektor oder  Rcgierungskommissar  gegengezeichnet  sind. 

4.  Die  den  Oberg)  iiinasien  und  Oberrealschuicn  dermalen  gleichge- 
stellten inländischen  Lehranstalten  sind  im  Verzeichnisse,  Beilage  II  a), 
enthalten. 

5.  Einer  achtklassigcn  öffentlichen  Mittelschule  des  Inlandes  sind  der- 
malen in  Betreli  der  Zuerkennung  der  Begünstigung  des  einjahngen  Präscnz- 
dienstes  (Wehrgesetz  §  25,  erster  Absatz  b)  an  die  im  §  63:3  erwähnten 
Stellungspflichtigen  die  in  der  Beilage  IIb)  angeführten  Fachlehranstalten 
gleichzuhalten. 

6.  Die  Stttdienzengnisse  von  auslindischen  Lehranstalten  berech- 
tigen nur  zur  Ableistung  des  einjährigen  PrSaenzdienstes  auf  eigene  Kosten 
und  dies  auch  nur  dann,  wenn  sie  vom  Landesverteidigungsmhifsterium  im 
Einvernehmen  mit  dem  betreffenden  Fachministerium  und  mit  Zustimmung 
des  Reicfaskriegsministeriums  den  diesbezüglichen  Zeugnissen  der  inKndl- 
sdien  Lehranstalten  (Punkt  1  a)  und  5)  als  gleichwertig  anerkannt  werden« 

Die  Bewerber  haben  ihren  Gesuchen  die  in  iCraft  stehenden  Statuten 
der  betreffenden  Studien nnstnlt  und  die  Prüfungszeugnisse  aller  absolvierten 
Klassen  (Jahrgänge)  und  Schulen  beizulegen. 

Die  Gesuche  um  Anerkennung  der  Gleichwertigkeit  von  derlei  aus- 
ländischen Studieri/eugiiisscn  sind  seitens  der  Ergänzungshe/irkskommanden 
dem  Reichskriegsininisterium,  seitens  der  politischen  Behörden  dem  Landes- 
verteidigungsministerium fallweise  vorzulegen. 

7.  Wel^flichtigen,  welche  in  einem  Zweige  der  Kunst  oder  der 
Wissenschaft  besonders  hervorragen,  kann  die  Begünstigung  des  einjährigen 
Piisenzdienstes  »  auch  in  Ermanglung  der  in  den  vorstehenden  Bestün- 
mungen  geforderten  formellen  Nachweise  der  wissenschaftlichen  Befähi- 
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gung  —  vom  Landesverteidigungsminister  im  Einvernehmen  mit  dem  Reichs- 
kriegsminister zuerkannt  werden. 

8.  Die  Nachweise  der  wissenschaftlichen  Befähigung  für  den  einjährigen 
Präsenzdienst  in  der  Kriegsmarine  sind  im  §  74  vorgezeichnet. 

9.  Die  für  Einjahrig-Freiwillige-Mediziner,  -Pharmazeuten  und  -Vete- 
rinäre erforderliche  wissenschaftliche  Befähigung  ist  nach  §  76  nachzu- 
weisen. 

10.  Wegen  Unkenntnis  der  deutschen  Sprache  kann  niemand  vom 
Einjährig-Freiwilligendienste  ausgeschlossen  werden. 

§  72.  Aufschub  des  Präsenzdienstes  der  Einjährig-Freiwilligen 

des  Soldatcnstandes. 

1.  Der  einjährige  Präsenzdienst  ist  in  der  Regel  an  dem  der  Assentierung 
nächstfolgenden  1.  Oktober  anzutreten.  Am  1.  Oktober  Assentierte  treten 
den  Präsenzdienst  sofort  an. 

2.  Nur  jenen  Aspiranten,  welche  den  Nachweis  liefern,  daß  sie  ihre 
Studien  an  höheren  Lehranstalten  fortsetzen,^)  ist  es  gestattet,  das  Jahr  für 
den  Antritt  des  einjährigen  Präsenzdienstes  zu  wählen;  der  Aufschub  des 
Präsenzdienstes  über  den  1.  Oktober  jenes  Jahres,  in  welchem  sie  das 
24.  Lebensjahr  vollenden,  ist  jedoch  nicht  zulässig. 

3.  Die  Begünstigung  des  Präsenzdienstaufschubes  ist  gelegentlich  des 
Aufnahmseinschrcitens,  beziehungsweise  bei  der  Zuerkennung  der  Begün- 
stigung bei  der  Stellung,  spätestens  aber  bis  zu  dem  der  Assentierung 
nächstfolgenden  1.  September  geltend  zu  machen. 

Einjährig-Freiwillige,  welchen  der  Aufschub  des  Präsenzdienstes  ge- 
währt wurde,  haben  jährlich  bis  1.  September  durch  Frequenzzeugnisse 
oder  andere  staatsgültige  Dokumente  die  Fortsetzung  ihrer  Studien  an 
höheren  Lehranstalten  nachzuweisen.  Können  sie  diese  Nachweise  nicht 
liefern,  so  haben  die  den  Präsenzdienst  mit  dem  nächsten  1.  Oktober  an- 
zutreten und  sind  hiezu  einzuberufen. 

4.  Hat  ein  Einjährig-Freiwilliger  den  Antritt  des  Präsenzdienstes  nicht 
bis  zu  der  zulässigen  Grenze  (Punkt  2)  aufgeschoben,  so  kann  demselben 
zum  Zwecke  der  Studienfortsetzung,  bei  jährlicher  Nachweisung  derselben, 
innerhalb  der  gesetzlichen  Grenze  von  seinem  Standeskörper  ein  weiterer 
Aufschub  bewilligt  werden. 

5.  Einjährig-Freiwillige,  welchen  der  Aufschub  des  Präsenzdienstan- 
trittes bewilligt  wurde,  sind  bis  dahin  dauernd  zu  beurlauben.  Es  steht  ihnen 
jedoch  frei,  den  Dienst  in  einer  früheren  Präsenzdienstperiode  abzuleisten; 
haben  sie  jedoch  den  Präsenzdienst  innerhalb  der  zulässigen  Aufschub- 
grenze nicht  abgeleistet,  so  sind  sie  zur  Ableistung  desselben,  sobald  die 
Ursache  der  Verhinderung  behoben  ist,  jedenfalls  aber  innerhalb  der  ge- 
samten Dienstpflicht  zu  verhalten. 

•)  Laut  des  an  alle  MiUtärterritorialkommanden  ergangenen  Erlasses  des  k.  u.  k.  Reichs- 
kriegsministeriums  vom  5.  Februar  1903,  Z.  847,  wurde  im  Einvernehmen  mit  dem  k.  k.  Ministeriaa 
Jür  LMndrsverteidigung  und  dem  königl.  ungarischen  Landesverteidigangsminister  angeordnet,  daß 
die  von  den  Einjährig- Freiwilligen  nach  Abschluß  üirer  Universitätsstudien  beigebrachte  Be- 
stätigung über  die  noch  abzulegenden  Rigorosen  als  Nachweis  der  Fortsetzung  der 
Studien  an  einer  höheren  Lehranstalt  im  Sinne  des  §  72  der  Wehrvorschriften,  I.  Teil,  zu  gelten  hat. 
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6.  Die  Truppenkörper  haben  eine  Vormerkung  über  jene  Einjährig- 
Freiwinigen  zu  führen,  welchen  ein  Aufschub  des  Präsenzdienstes  gewährt 
wurde,  und  in  derselben  auch  den  jähriichen  Nachweis  der  Studienfort- 
setzung einzutragen. 

§  73.    Anspruch   der  Einjährig-Freiwilligen  auf  eine  sonstige 
Begünstigung  in  der  Erfüllung  der  Dienstpflicht 

t.  Den  Einjahrig-FreiwiDigen,  welche  durch  Erbschaft  in  den  Besitz 
einer  Landwirtschaft  gelangten  (§  53)  oder  deren  Familienverliiltnisse  die 

Befreiung  vom  regelmäßigen  Präsenzdienste  im  Frieden  begründen,  kann 
diese  B^fünstigung  zuerkannt  werden;  den  freiwillig  Eingetretenen  jedodi 
nur  dann,  wenn  der  Anspruch  nach  der  Assentierung  eingetreten  ist 

2.  Die  Begünstigung  als  Kandidat  des  geistlichen  Standes  kann  nur 
jenen  im  Wege  der  Stellung  assentierten  Einjährig- Freiwilligen  zuer- 
kannt werden,  welche  zur  7eit  ihrer  Einreihung-  (1.  Oktober)  entweder 
die  theologischen  Studien  beginnen  oder  Novizen  eines  geistlichen 
Ordens  sind. 

3.  Die  bezüglichen  dokumentierten  Gesuche  sind  nach  den  einschlägigen 
Bestimmungen  des  IV.  Abschnittes  ein/ubfingen  und  auszutragen, 

4.  Jenen  Stellungspflichtigen,  welche  auf  die  Begünstigung  des  ein- 
jährigen Präsenidienates  und  auf  jene  ab  Unterlehrer  und  Lehrer  An- 
spruch haben,  steht  es  frei,  sich  für  die  eine  oder  die  andere  Begünstigung 
zu  entscheiden;  haben  sie  sich  für  die  Begünstigung  des  einjährigen  Msenz- 
dienstes  erkürt,  so  hat  der  Anspruch  auf  die  andere  Begünstigung  zu  ent- 
fidlen. Eine  nachtriglicfae  Zuerkennung  derselben  kann  nur  in  besonders 
rücksichtswürdigen  Fillen  bis  1.  Oktober  des  Assentjahres  in  der  obersten 
Instanz  erfolgen. 

Einjahrigf-Freiwülio^e,  welche  in  dns  Verhältnis  als  Unterfehrer  und 
Lehrer  erst  nach  der  Hauptstelluntr,  zu  welcher  sie  berufen  sind,  gelangen 
und  solche,  welche  freiwillig  eingetreten  sind,  haben  aut  die  Begünstigung 
als  Unterlehrer  und  Lehrer  keinen  Anspruch. 

§  7(1.  Begünstigung  des  einjährigen  Präsenzdienstes  als 
Mediziner,  Pharmazeut  und  Veterinär.^). 

1.  Die  aflgemeüien  Bedingungen  für  den  Anspruch  auf  die  Begünsti- 
gung des  einjährigen  PfSsenzdienstes  im  Soldatenstande  (§63:1,  2  und  4) 
gelten  audi  für  Mediziner,  Pharmazeuten  und  Veterinäre. 

2.  Den  Nachweis  der  wissenschaftlichen  Befähigung  bilden: 

A.  Für  Mediziner: 

die  amtliche  Bestätigung  des  Dekans  des  medizinischen  Professoren- 
koUcgiums  einer  inländischen  Universität,  daB  der  Aspirant  als  ordentlicher 
Hörer  und  für  welchen  Jahrgang  inskribiert  ist  und  die  Kollegien  tatsäch* 
lieh  besuch^  oder 

das  Diplom  als  Doktor  der  Medizin  ehier  üiländischen  Universität 

Für  Pharmazeuten  und  Veterinäre  abgeändert  durch  die  Kundmachung  des  Ministeriums 
Ar  iMimmUidignng  fom  2S.  Män  ISMf»  ROBNr,  «  ft»  Nr,  mj. 
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B.  Für  Pharmazeuten: 

das  Zeugnis  über  die  entsprechende  Absolvierung  der  sechsten  Gym- 
nasial- oder  Realschulklasse  und  das  Zeugnis  über  die  mit  Erfolg  bestandene 
Tirozinalprüfung,  oder 

das  Zeugnis  über  die  entsprechende  Absolvierung  der  vierten  Gymnasial- 
klasse und  die  amtliche  Bestätigung  des  Dekans,  daß  der  Aspirant,  wenn 
auch  als  außerordentlicher  Hörer  der  Universität,  so  doch  als  ordentlicher 
Hörer  der  Pharmazie  inskribiert  ist  und  die  Kollegien  tatsächlich  be- 
sucht, oder 

das  Diplom  als  Magister  der  Pharmazie. 

Doktoren  der  Chemie  haben  auf  die  Begünstigung  gleichfalls  An- 
spruch, wenn  sie  Magister  der  Pharmazie  sind. 

C.  Für  Veterinäre: 

die  amtliche  Bestätigung  des  Direktors  des  k.  u.  k.  Militärtierarznei- 
institutes in  Wien,  des  kön.  ungar.  Tierarzneiinstitutes  in  Budapest  oder  der 
Tierarznei-  und  Hufbeschlagsschule  in  Lemberg,  daß  der  Aspirant  als  ordent- 
licher Hörer  und  für  welchen  Jahrgang  er  inskribiert  ist  und  die  Kollegien 
tatsächlich  besucht,  oder 

das  tierärztliche  Diplom. 

3.  Für  die  Ableistung  des  Präsenzdienstes  auf  eigene  oder  auf  Staats- 
kosten gelten  die  Bestimmungen  des  §  67:1  und  8  mit  nachstehenden  Ab- 
weichungen : 

Die  auf  eigene  Kosten  dienenden  Einjährig-Freiwilligen-Mediziner 
werden  während  des  ersten  Halbjahres  ihrer  Präsenzdienstpflicht  —  wenn 
sie  darum  bitten  —  seitens  des  Arars  bekleidet  und  erhalten  die  Waffen 
und  die  Ausrüstung,  gleich  den  Einjährig-Freiwilligen  auf  Staatskosten, 
ohne  Vergütung. 

Mittellose  Veterinäre  können  den  Präsenzdienst  auf  Staatskosten  auch 
bei  der  Kavallerie  ableisten. 

Für  die  ausnahmsweise  Zuerkennung  der  Begünstigung  des  einjährigen 
Präsenzdienstes  auf  Staatskosten  haben  Mediziner  vor  Antritt  des  halb- 
jährigen Präsenzdienstes  als  Assistenzarztstellvertreter,  Pharmazeuten  und 
Veterinäre  schon  vor  Antritt  des  einjährigen  Präsenzdienstes  nachzuweisen, 
daß  ihr  monatliches  Einkommen  weniger  als  30  Gulden  beträgt  (§  69:5). 

Die  Gebühren  der  auf  Staatskosten  dienenden  Einjährig-Freiwilligen- 
Mediziner,  -Pharmazeuten  und  -Veterinäre  sind  durch  die  Gebührenvor- 
schrift für  das  Heer,  beziehungsweise  für  die  Landwehr  festgesetzt 

4.  Den  Medizinern  steht  die  Wahl  des  Truppenkörpers  in  der  Infanterie- 
und  Jägertruppe,  den  Pharmazeuten  die  Wahl  der  Sanitätsabteilung  und 
den  Veterinären  die  Wahl  des  Kavallerie-,  Korpsartillerie-  oder  Train- 
regimentes frei. 

Bei  der  Landwehr  können  Einjährig-Freiwillige-Mediziner  und  -Pharma- 
zeuten nur  die  Fußtruppe,  -Veterinäre  eine  berittene  Landwehrtruppe  wählen. 

5.  Die  Einbringung  und  Dokumentierung  der  Gesuche  erfolgt  im  all- 
gemeinen nach  den  Bestimmungen  des  §  69. 
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Mediziner  haben  in  ihren  Aufnahiiisgesuchen  anzugeben,  in  welchem 
Jahre  sie  den  halbjährigen  Präsenzdicnst  im  Soldatenstande  anzutreten 
wünschen.  (P.  6  bis  9  betreffen  den  Wirkungskreis  der  MUilarbchörden.) 

10.  Einjährig-Freiwillige-Mediziner  haben  den  halbjährigen  Dienst  im 
Soldatenstande  nur  am  1.  April,  und  spätestens  in  dem  Jahre  anzutreten, 

in  welchem  sie  das  25.  Lebensjahr  vollenden. 

Der  halbjährip^c  Dienst  als  Assistcnzarzt-Stel[\  crtrctir  bei  einer  Militär- 
Sanitätsanstalt  ist  an  dem  der  Erlangung  des  Doktordiploms  nächstfolgenden 
1.  April,  beziehungsweise  1.  Oktober  anzutreten;  es  wäre  denn,  daß  der 
Prisesudieiist  im  Soldatcnstandc  noch  nidit  abgdeistet  wurde,  in  welchem 
Falle  dieser  vorher  zu  vollstrecken  ist 

E)er  Dienst  als  Assistenzaizt-Steltverireter  kann  sich  an  den  Dienst  im 
Soldatenstande  unmittelbar  anschliefien. 

Einjährig-FreiwiUige-Pharmazeuten  und  •Veterinäre  haben  den  ein- 
jährigen Prfisenzdienst  an  dem  der  Erlangung  des  Diploms  nächstfolgenden 
1.  Oktober  anaitreten. 

Das  Recht  der  Wahl  des  Truppenkdtpers  erstreckt  nich  nicht  auch  auf 
die  WaU  der  Sanitätsanstalt 

Einjährig-Freiwiltige-Pharmazeuten  der  Ljmdwehr  leisten  den  Präsenz- 
dienst in  den  Militärapotheken  ab;  für  die  auf  Staatskosten  Dienenden 
findet  eine  Refundierung  der  Auslagen  seitens  der  l^dwehr  nicht  statt 

11.  Einjahrig-Freiwillige-Mediziner,  -Pharmazeuten  und  -Veterinäre 
haben,  insolange  sie  ihren  Fachstudien  obliegen,  alljährlich  bis  längstens 
Ende  Dezember  die  Fortsetzung  derselben  ihrem  Standeskörper  nachzuweisen. 

12.  Die  genannten  drei  Kategorien  Einjährig-Freiwilliger  haben  un- 
mittelbar nach  Erlangung  des  Diploms  eine  beglaubigte  Abschrift  desselben 
und  eventuell  auch  die  Nachweise  der  Mittellosigkeit  ihrem  Standeskörper 
vorzulegen. 

n.  Wünscht  der  Einjährig-Freiwillige-.Mediziner  den  halbjährigen  Prä- 
senzdienst als  Arzt  bei  der  Kriegsmarine  abzuleisten,  so  hat  er  dies  bei  der 
Vorlage  des  Diploms  anzugeben. 

14.  Jene  Einjahrig-Freiwilligen-Mediziner,  welche  die  medizinischen 
Studun  aufgeben  oder  bis  zum  1.  April  jenes  Jahres,  in  welchem  sie  das 
28.  Lebensjahr  vollstrecken,  nicht  vollenden,  haben  den  ein-,  beziehungs- 
weise zweijährigen  iscn/tlienst  im  Soldatenstande,  unter  Anrechnung 
der  etwa  bereits  zuruck^^clegien  aktiven  Dienstzeit,  abzuleisten.  Dagegen 
sind  Einjährig-Freiwillige,  welche  die  medizinischen  Studien  vollenden,  das 
Ooktordiplom  bis  zum  vorerwähnten  Zeitpunkte  jedoch  nicht  erlangen,  zur 
Ableistung  eines  zweiten  Präsenzjahres  nicht  zu  verhalten« 

15.  FGr  Einjährig-Freiwillige-Pharmazeuten  und  -Veterinäre  erlischt  die 
Begünstigung  des  einjährigen  Präsenzdienstes  in  ihrer  Eigenschaft: 

a)  wenn  sie  ihre  Studien  aufgeben; 

b)  wenn  Fharmazeuteii  mit  einer  Vorbildung  von  sechs  Gymnasial- 
(Realschul-)Klassen  bis  zum  1.  Oktober  jenes  Jahres,  m  welchem  sie  das 
26.  Lebensjalu'  vollenden,  das  Diplom  nicht  eriangt  haben; 
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c)  wenn  Pharmazeuten  mit  einer  Vorbildung  von  vier  Gymnasial- 
klassen und  Veterinäre  bis  zum  1.  Oktober  jenes  Jahres,  in  welchem  sie 
das  24.  Lebensjahr  vollenden,  das  Diplom  nicht  erlangt  haben. 

Hatten  diese  Einjährig-Freiwilligen  bei  der  Stellung  den  Anspruch  auf 
die  Begünstigung  des  einjährigen  Präsenzdienstes  im  Soldatenstande,  so 
bleibt  ihnen  dieser  gewahrt;  entgegengesetztenfalls  sind  sie  zur  nachträg- 
lichen Ableistung  des  regelmäßigen  Präsenzdienstes  heranzuziehen.^) 

16.  Einjährig-Freiwillige  des  Soldatenstandes,  welche  die  Ableistung 
des  einjährigen  Präsenzdienstes  als  Mediziner  anstreben,  haben  das  mit 
dem  Militärpasse  und  dem  Nachweise  der  wissenschaftlichen  Befähigung 
belegte  Gesuch  spätestens  zwei  Monate  vor  dem  Präsenzdienstantritte  bei 
ihrem  Standeskörper  einzubringen. 

17.  Einjährig-Freiwillige  des  Soldatenstandes,  welche  nach  absolviertem 
Obergymnasium  sich  der  Pharmazie  widmen  und  die  Ableistung  des  ein- 
jährigen Präsenzdienstes  als  Pharmazeuten  anstreben,  haben  das  mit  dem 
Militärpasse  und  dem  Nachweise,  daß  sie  Tironen  sind,  belegte  Gesudi 
beim  zuständigen  Ergänzungsbezirkskommando,  beziehungsweise  bei  der 
zuständigen  Land  wehre  videnthaltung  —  bereits  eingereihte  Einjährig-Frei- 
willige beim  Standeskörper  —  einzubringen,  von  welchem  das  Gesuch 
dem  Rcichskriegs-,  beziehungsweise  Landesverteidigungsministerium  vor- 
zulegen ist. 

Im  Falle  der  Bewilligung  sind  solche  Einjährig-Freiwillige  vorlaufig 
zum  Präsenzdienste  nicht  heranzuziehen,  und  es  ist  denselben  nach  be- 
standener Tirozinalprüfung  die  Begünstigung  als  Einjährig-Freiwilliger-Phar- 
mazeut  zuzuerkennen. 

Diese  Begünstigung  können  jedoch  nur  solche  Einjährig-Freiwillige 
des  Soldatenstandes  beanspruchen,  welche  bis  zum  1.  Oktober  jenes  Jahres, 
in  dem  sie  das  26.  Lebensjahr  vollenden,  das  Magisterdiplom  erlangen 
können. 

18.  Jenen  Medizinern,  Pharmazeuten  und  Veterinären,  welche  während 
eines  Krieges  (Mobilitätsverhältnisses)  auf  die  regelmäßige  Dienstzeit  als 
Freiwillige  oder  im  Wege  der  Stellung  assentiert  wurden,  kann  nach  Be- 
endigung des  Krieges  (Mobilitätsverhältnisses)  die  Begünstigung  des  ein- 
jährigen Präsenzdienstes  in  ihrer  Eigenschaft  zuerkannt  werden,  wenn  sie 
den  Anspruch  hierauf  zur  Zeit  der  Assentierung  gehabt  haben. 

Das  Gesuch  ist  behufs  weiterer  Veranlassung  vom  Standeskörper 
dem  Militärterritorialkommando,  beziehungsweise  Landwehrkommando  vor- 
zulegen. 

Die  vor  der  Zuerkennung  der  erbetenen  Begünstigung  zurückgelegte 
aktive  Dienstzeit  wird  den  Medizinern  in  den  halbjährigen  Präsenzdienst 

')  /4u/  Ontnd  der  Verordnung  des  Ministeriums  für  Landesverteidigung  vom  13.  Februar  1904. 
ROBNr.  19,  betreffend  eine  Abänderung  der  Wehrvorschriften,  I.  TeU,  hat  der  §  76,  Punkt  15, 
nachstehende  Ergänzung  als  Schlußabsatz  erhalten: 

Gegen  den  die  Aberkennung  der  Begünstigung  infolge  unterlassener  Beibrin^ng  dtt 
Nachweises  der  Studienfortsetzung  aussprechenden  Beschluß  (Punkt  14)  steht  den  EinjShrig- 
Freiwilligen-Medizinem,  -Pharmazeuten  und  -Veterinären  die  Berufung  nach  §  71  zu;  diese 
Berufung  hat  jedoch  nur  insofern  aufschiebende  Wirkung,  als  dadurch  der  festgesetzte  letzte 
Termin  zum  Antritte  des  Präsenzdienstes  (WO.  §§  27,  28  und  29)  nicht  flbertchritten  wird. 
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im  Soldatenstande,  den  Pharmazeuten  und  Veterinären  in  den  einjährigen 
Präsenzdienst  eingerechnet 

IQ.  Im  Mobiiisierungsfalle  werden  die  Einjahrig-Freiwilligen-Mediziner, 
•Pharmazeuten  und  -Veterinäre,  welche  das  Diplom  noch  nicht  erlangten, 
zur  Dienstleistung  im  Soldatenstande  in  ihrer  Einteilung  herangezogen. 
Von  diesen  Einjährig-Freiwilligen  sind  jene,  welche  vermöge  ihrer  bis 
dahin  erworbenen  Eignung  zum  Sanitäts-,  beziehungsweise  Medikamenten- 
oder Veterinärdienste  beigezogen  werden  können,  zu  diesen  Diensten  zu 
verwenden. 

Jenen  Einjahrig-Freiwilligen-Medizinern  und  -Veterinären,  welche  die 
Studien  bereits  beendet,  das  Diplom  jedoch  noch  nicht  erhalten  haben, 
ist  es  gestattet,  die  bezüglichen  Nachweise  bei  ihrem  Standeskörper  ein- 
zubringen, welcher  dem  Akte  eine  Abschrift  des  Grundbuchblattes  beizu- 
schließen und  denselben  sodann  dem  Reichskriegs-(Landesverteidigungs-) 
Ministerium  vorzulegen  hat. 


Nr.  550. 

Verordnung  des  Ministers  fflr  K.  u.  U.  vom  12.  April  1889, 

RGBNr.  46,  MYBNr.  25, 

betreffend  die  den  Studierenden  an  Hochschulen,  welche  den  Präsenz- 
dienst als  Einjährig-Freiwillige  ableisten,  zu  gewährenden  Begfinstigungen. 

Nach  §  25  des  Wehrgesetzes  vom  11.  April  \889^)  bleibt  die  aktive 
Dienstzeit  der  Einjährig-Freiwilligen  ausschließlich  der  militärischen  Aus- 
bildung gewidmet.  Die  Inskription  an  einer  Hochschule  bei  gleichzeitiger 
Ableistung  des  Präsenzdienstes  wird  daher  in  Zukunft  nicht  mehr  zu- 
lässig sein. 

Um  nun  Studierenden,  welche  vor  Abschluß  ihrer  Studien  den  Präsenz- 
dienst ableisten,  jenes  Maß  von  Berücksichtigung  angedeihen  zu  lassen, 
welches  mit  den  allgemeinen  Grundsätzen  der  Studienordnungen  und  dem 
gemeinsamen  Endziele  einer  gleichmäßigen  wissenschaftlichen  Ausbildung 
vereinbar  ist,  finde  ich  auf  Grund  der  mir  mit  Ah.  Entschl.  vom  26.  März 
1S89  erteilten  Ermächtigung  nachstehende  Bestimmungen  zu  erlassen: 

I.  Betreffend  die  Immatrikulation. 

§  1.  Die  Bestimmung  des  §  6,  Iii  c,  der  allgemeinen  Studienordnung 
für  Universitäten  vom  1.  Oktober  1850  (RGBNr.  370),*)  wonach  die  ge- 
schehene Immatrikulation  an  einer  Fakultät  so  lange  ihre  Wirksamkeit 
behält,  bis  der  Studierende  seine  Studien  an  der  Fakultät  durch  längere 
Zeit  als  durch  ein  Semester  unterbricht,  wird  bezüglich  der  Einjährig-Frei- 
willigen, welche  ihren  Präsenzdienst  während  der  Studien  ableisten,  dahin 
erweitert,  daß  die  Immatrikulation  durch  das  ganze  erste  Präsenzjahr  ihre 
Wirksamkeit  behält 

')  s.  Nr.  548. 
•)  s.  Sr.  365. 
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Den  gedachten  immatrikulierten,  aber  nicht  inskribierten  Studierenden 
kommen  während  dieser  Zeit  —  unbeschadet  ihres  militärischen  Verhält- 
nisses —  alle  Rechte  und  Pflichten  akademischer  Bürger  zu  (§  3  der 
allgemeinen  Studienordnung),  soweit  dieselben  durch  die  Inskription  für 
einzelne  Gegenstände  nicht  bedingt  sind.  In  die  vorgeschriebene  Studien- 
zeit ist  jedoch  das  betreffende  Jahr  nicht  einzurechnen. 

§  2.  Um  auch  solche  Studierende,  welche  ihren  Präsenzdienst  als 
Einjährig-Freiwillige  unmittelbar  nach  mit  Erfolg  abgelegter  Maturitäts- 
prüfung ableisten,  gleich  den  im  §  1  erwähnten  Studierenden  während 
dieses  Präsenzjahres  der  Rechte  und  Pflichten  akademischer  Bürger  teil- 
haftig werden  zu  lassen,  wird  denselben  gestattet,  die  Immatrikulation 
an  einer  Universität  ohne  gleichzeitige  Inskription  für  einzelne  Gegenstände 
zu  erwirken. 

Eine  derartige  Immatrikulation  behält  während  der  Dauer  des  ersten 
Präsenzjahres  ihre  Wirkung. 

§  3.  Auf  die  Studierenden  der  technischen  Hochschulen  und  der 
Hochschule  für  Bodenkultur  haben  die  im  vorstehenden  für  Universitäts- 
studierende getroffenen  Bestimmungen  sinngemäße  Anwendung  zu  finden. 

Hienach  sind  insbesondere  die  ordentlichen  Studierenden  dieser  Hoch- 
schulen, welche  den  Präsenzdienst  als  Einjährig-Freiwillige  während  ihrer 
Studienzeit  ableisten,  während  des  ersten  Präsenzjahres  als  immatrikulierte 
ordentliche  Studierende  der  betreffenden  Hochschule  anzusehen. 

Femer  ist  es  den  Studierenden,  welche  in  dem  auf  die  mit  Erfolg 
abgelegte  Maturitätsprüfung  unmittelbar  folgenden  Jahre  den  Präsenzdienst 
als  Einjährig-Freiwillige  ableisten,  gestattet,  ihre  Immatrikulation  als  ordent- 
liche Studierende  an  einer  dieser  Hochschulen  ohne  Inskription  für  ein- 
zelne Gegenstände  zu  erwirken. 

Solche  Studierende  haben  für  das  betreffende  Jahr  kein  Unterrichts- 
geld zu  entrichten. 

II.  Betreffend  die  Frequenzbestätigung  für  Studierende  der  Medizin. 

§  4.  Studierenden  der  Medizin,  welche  \vährend  ihrer  medizinischen 
Studien  den  halbjährigen  Präsenzdienst  im  Soldatenstande  am  1.  April  an- 
treten, ist  die  Frequenzbestätigung  für  das  Wintersemester  jedenfalls  schon 
in  den  letzten  acht  Tagen  des  Monates  März  zu  erteilen,  auch  wenn  der 
regelmäßige  Termin  für  die  Einholung  der  Frequenzbestätigung  seitens 
der  übrigen  Studierenden  mit  einem  späteren  Zeitpunkte  beginnt. 

III.  Betreffend  die  Stipendien^)  und  die  Befreiung  vom  Kollegiengelde, 
dem  Unterrlchtsgelde  und  den  Prüfungstaxen. 

§  5.  An  Hochschulen  immatrikulierte  Einjährig-Freiwillige  verbleiben 
während  ihres  ersten  Präsenzjahres  im  Genüsse  der  ihnen  verliehenen  und 
für  die  Studien  an  den  betreffenden  Hochschulen  bestimmten  Stipendien. 

M  Betreffend  die  Evidenthaituns  von  Stipendisten  mit  Rücksicht  auf  die  AbUistang  des 
EinJährig-FreiwiUigen-Präsenzdienstes  s.  den  an  die  Hochschulrektorate  ergangenen  MinErL  rcwr 
20.  Mai  1892,  Z.  804  K  UM  und  den  gleichzeitig  an  alle  politischen  Landesstetlen  gerichteten,  im 
M  VBNr.  23  ex  1892  verlautbarten  Erlaß  (s.  Nr.  597J,  sowie  den  MinErL  vom  29.  Aprü  NSk 
Z.  20:KUM,  MVBSr.  17  (s.  Nr.  599J. 
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Die  Ausfolgung  der  fälligen  Stipendienquoten  geschieht  gegen  Quit- 
tungen, welche  zunächst  von  der  dem  Stipendisten  vorgesetzten  Militär- 
behörde  und  sohin  in  der  bisher  vorgeschriebenen  Weise  von  der  akademi- 
schen Behörde  vidiert  werden. 

§  6.  Die  Ableistung  des  einjährigen  Präsenzdienstes  steht  bei  immatri- 
kulierten ordentlichen  Studierenden  der  Hochschulen  der  Verleihung  von 
Stipendien  nicht  entgegen. 

§  7.  Jenen  Einjährig-Freiwilligen,  welche  im  Sinne  des  §  25  des  Ge- 
setzes vom  11.  April  1889  ein  zweites  Jahr  präsent  zu  dienen  haben,  steht 
es  frei,  in  den  ersten  vier  Wochen  des  zweiten  Präsenzjahres  mittelst 
von  ihrer  vorgesetzten  Militärbehörde  vidierten  Gesuches  um  die  Sistie- 
rung der  Weiterverleihung  des  von  ihnen  genossenen  Stipendiums  bei  der 
akademischen  Behörde  anzusuchen,  welche  diese  Eingabe  mit  ihrem  Gut- 
achten an  die  Landesstelle  als  Stiftungsbehörde  zur  Entscheidung  zu  leiten 
haben  wird. 

Setzen  sie  nach  Ableistung  des  zweiten  Präsenzjahres  die  Studien 
unmittelbar  fort,  so  wird,  sofern  dem  Sistierungsansuchen  Folge  gegeben 
worden  ist,  vom  Beginne  des  Studienjahres  das  Stipendium  wieder  an- 
gewiesen. 

§  8.  Stipendisten,  welche  den  Präsenzdienst  als  Einjährig-Freiwillige 
erst  nach  Beendigung  der  Studien  ableisten,  bleibt  das  Recht  auf  den 
Bezug  eines  Jahresbetrages  ihres  Stipendiums  für  den  Fall  der  Ablegung 
der  strengen  Prüfungen,  beziehungsweise  der  Prüfung  für  das  Lehramt 
an  Gymnasien  und  Realschulen  unter  den  bisher  vorgeschriebenen  Modali- 
täten gewahrt.  Die  diesfalls  festgesetzten  Fristen  sind  von  der  Zeit  der 
Beendigung  ihrer  Präsenzdienstleistung  zu  rechnen. 

§  9.  Die  Bestimmungen  der  §§  5  bis  8  haben  nur  insoweit  Anwen- 
dung zu  finden,  als  denselben  nicht  besondere  stiftungsmäßige  Anord- 
nungen entgegenstehen. 

§  10.  Im  übrigen  bleiben  die  für  die  Verleihung,  den  Fortbezug  und 
die  Entziehung  der  Stipendien  geltenden  Vorschriften  auch  rücksichtlich 
der  Einjährig-Freiwilligen  mit  der  Maßgabe  in  Kraft,  daß  hinsichtlich  jener 
Studiennachweise,  welche  den  tatsächlichen  Studienbetrieb  voraussetzen 
(Prüfungs-  und  Kolloquienzeugnisse  usw.),  nicht  die  Zeit,  während  welcher 
der  Stipendist  oder  der  Stipendiumswerber  den  Präsenzdienst  ableistete, 
sondern  die  der  Militärdienstzeit  unmittelbar  vorangehende  Periode  in  Be- 
tracht zu  ziehen  ist. 

§  11.  Für  die  Befreiung  vom  Kollegien-,  respektive  Unterrichtsgelde 
und  den  Prüfungstaxen  haben  rücksichtlich  der  erforderlichen  Studiennach- 
weise die  betreffenden  Bestimmungen  des  §  10  Anwendung  zu  finden. 

IV.  Betreffend  die  Prüfungen,  und  zwar: 

A.  Die  theoretischen  Staatsprüfungen  an  den  rechts-  und 
Staats  wissenschaftlichen  Fakultäten. 

§  12.  Kandidaten  der  rechtshistorischen  Staatsprüfung,  welche  mit 
dem  auf  die  Absolvierung  ihres  vierten  Semesters  nächstfolgenden  Oktober 
den  Präsenzdienst  als  Einjährig-Freiwillige  antreten  und  denselben  außerhalb 
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der  betreffenden  Universitätsstadt  abzuleisten  haben,  ist,  wenn  sie  diesen 
Umstand  gehörig  bescheinigen,  über  ihr  Ansuchen  statt  des  Oktobertermines 
ein  Prüfungstermin  zwischen  dem  20.  und  28.  September  zu  bestimmen. 

Die  Zulassung  zu  dieser  Prüfung  ist  im  übrigen  in  derselben  Weise 
wie  für  den  Oktobertermin  anzusuchen. 

§  13.  Bei  Festsetzung  des  Prüfungstages  für  jene  Kandidaten,  welche 
die  rechtshistorische  Staatsprüfung  während  ihres  Präsenzdienstes  abzulegen 
beabsichtigen,  ist  innerhalb  der  ordentlichen  Prüfungstermine  auf  das  militä- 
rische Dienstverhältnis  derselben  und  ihre  darauf  gegründeten  Wünsche 
tunlichst  Rücksicht  zu  nehmen. 

Auf  eine  solche  Berücksichtigung  haben  jedoch  nur  jene  Kandidaten 
Anspruch,  welche  ihre  Eigenschaft  als  Einjährig-Freiwillige,  beziehungs- 
weise ihren  bevorstehenden  Dienstantritt  bereits  in  dem  Meldungsgesuche 
gehörig  bescheinigt  haben. 

Der  Dekan  hat  diese  Kandidaten  in  ein  besonderes  Verzeichnis  zu 
bringen  und  dieses  dem  Präses  der  Prüfungskommission  in  kurzem  W^e 
einzuhändigen. 

§  14.  Studierende,  welche  den  Präsenzdienst  als  Einjährig- Freiwillige 
abgeleistet  haben  oder  denselben  mit  dem  auf  die  Vollendung  ihrer  Studien 
nächstfolgenden  Oktober  antreten,  sind  schon  im  Juli  des  betreffenden 
Jahres  zur  judiziellen  Staatsprüfung  zuzulassen. 

§  15.  Studierende,  welche  den  Präsenzdienst  als  Einjährig-Freiwillige 
mit  dem  auf  die  Vollendung  ihrer  Studien  nächstfolgenden  Oktober  an- 
treten, sind,  wenn  sie  auf  Grund  des  §  14  die  judizielle  Staatsprüfung 
mit  Erfolg  abgelegt  haben,  zwischen  dem  20.  und  28.  September  zur  staats- 
wissenschaftlichen Staatsprüfung  zuzulassen. 

B.  Das  zweite  Rigorosum  an  den  medizinischen  Fakultäten. 

§  16.  Studierende  der  Medizin,  welche  den  im  §  27  des  Gesetzes  vom 
11.  April  1889  vorgeschriebenen  halbjährigen  Präsenzdienst  im  Soldaten- 
stande abgeleistet  haben,  sind,  wenn  sie  das  erste  medizinische  Rigorosum 
mit  Erfolg  abgelegt  haben  und  den  Nachweis  liefern,  daß  sie  durch  vier 
Semester  die  medizinische  Klinik  besucht  und  daselbst  praktiziert  haben, 
schon  im  Laufe  des  zehnten  Semesters  ihrer  Studien  zur  Ablegung  des 
zweiten  medizinischen  Rigorosums  zuzulassen.^) 

C.   Die  Prüfungen  für  das  Lehramt  an  Gymnasien  und 

Realschulen. 

§  17.  Lehramtskandidaten,  welche  den  Präsenzdienst  als  Einjährig- 
Freiwillige  abgeleistet  haben,  können  schon  im  Beginne  des  siebenten 
Semesters  der  in  Artikel  II  der  MinVdg.  vom  7.  Februar  1884  (RGBNr.  26),«) 
betreffend  die  Prüfung  der  Kandidaten  des  Gymnasial-  und  des  Realschul- 
lehramtes vorgeschriebenen  Hochschulstudien  um  Zustellung  der  Aufgaben 
zur  häuslichen  Bearbeitung  ansuchen,  wenn  sie  im  übrigen  den  Forderungen 
der  bezogenen  Ministerialverordnung  rücksichtiich  der  Zulassung  zur  Prüfung 
für  das  Lehramt  an  Gymnasien  und  an  Realschulen  entsprochen  haben. 

»)  Vgl.  hUxu  §11  derneuen  medu.  Rigorosenordnung  vom  14.  April  1903,  ROBNr.  102 fs.  Sr.  67S). 
Vgl.  die  Jetzige  PrUfungsvorschrift  vom  30.  August  1897,  ROBNr. 220,  M  VBNr.  50  (s.  Nr.tM). 
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Zur  Ktausur-  imd  mflndlicfacn  Prüfung  sind  jedoch  auch  solche  Ldtr- 
amtekandidaten  erst  nach  VoOendttqg  der  in  der  MinVd^.  vom  7.  Februar 
1884  (ROBNr.  26),  voi^escfariebenen  Studien  zuzulassen. 

D.  Die  Fortgangs-  und  Staatsprüfungen  an  den  technischen 
Hochschulen  und  der  Hochschule  für  Bodenkultur.  §§  18—20. 

V«  Obefsaiigibeftliiiiimngeii.  §§  21—22. 


Nr.  561. 

Tmrlimiii  dis  HUdstm  fir  K.  v.  ü.  vom  2.  Angust  1889, 

RSBHr.  125.  MYBNr.  44, 

betreffend  die  Nachwelsungen  über  die  Ableistung  des  militärischeti 
Präsenzdienstes,  welche  von  den  Studierenden  der  Hochschulen  mit 
RflckticfaA  an!  I  25  des  Gesetzes  vom  U.  April  1888  (RQBNr.  41) 

zu  erbflttipen  4nd» 

§  1.  Nach  §  25  des  Gesetzes  vom  11.  April  1889  (ROBNr.  41),i) 
bleibt  die  aktive  Dienstzeit  der  Einjährig-Freiwilligen  ausschließlich  der 
militärischen  Ausbildunj?  gewidmet.  Es  wird  daher  seitens  der  akademischen 
Behörden  den  tinjähng-Preiwiliigen  die  Inskription  überfiaupt  nicht  zu 
gestatten  und  unbeschadet  der  Disziplinaii)ehandlung  eine  mit  Verletzung 
dieser  Anocdnun|^  erwirkte  Inskription  als  ungültig  zu  behandeki  sehi,  so 
daB  das  betreffende  Semester  m  die  erforderliche  Studiendauer  nicht  em- 
zurechnen  ist  Sofern  dies  tiei  der  Zulassung  zu  einer  Prüfung  dennoch  ge- 
schehen wiie,  ist  das  Resultat  deiseiben  für  nicfatig  zu  erklären  und  das  aus- 
gestellte Zeugnis  einzuziehen. 

§  2.  Jeder  Studierende  einer  Hochschule,  welcher  die  Ausfertigung 
eines  Absolutoriums  verlangt,  oder  nach  Maß^nbe  der  bestehenden  Vor- 
schriften vor  Erlan^ng  eines  Absolutoriums  zur  Ablegung  einer  der  theore- 
tischen Staatsprüfungen  an  den  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakul- 
täten, von  Rigorosen,  der  Prüfung  im  das  Lehramt  an  Gymnasien  und 
Realschulen,  einer  Fortgangs-  oder  Staatsprüfung  oder  der  Diplomsprüfung 
an  den  technischen  Hochschulea  oder  der  Hochschule  für  Bodenkultur 
ZHgriasscn  werden  will,  hat  darzutun,  daB  er  die  erforderlidie  Studienzett 
ohne  Kumulicruiig  der  Hochschulstudien  mit  der  militSrischen  PrSsen^ 
dienstieistung  absolviert  hat 

Er  wird  somit  nachzuweisen  luben,  entweder  1.  durch  eine  Bestiti- 
gung  im  Sinne  des  §  3  a)  dieser  Verordnung,  daß  er  dem  Verbände  des 
Heeres  (Kriegsmarine)  bder  der  Landwehr  nicht  angehöre,  oder  2.  durch 
den  Militärpaß  oder  durch  eine  Bestätigung  im  Sinne  des  §  3  b),  daß  er 
seinen  Präsen^dienst  ah  Finiähngf-Freiwillijrpr  noch  nicht  angetreten  habe, 
oder  3.  durch  eine  Bestätigung  im  Sinne  des  §  3  c)  oder  d),  daß  er  den 
Präsenzdienst  als  Einjährig-Freiwilliger  innerhalb  eines  Zeitraumes  abge- 

*)  «.  Nr.  MBL 
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leistet  hat,  welcher  nicht  in  die  auszuweisende  Studienzeit  fällt,  oder  4. 
durch  eine  Bestätigung  im  Sinne  des  §  3e),  daß  er,  auf  drei  Jahre  assen- 
tiert, in  dem  Zeiträume^  wahrend  dessen  er  an  einer  Hochschule  immatri- 
kuliert war  und  um  dessen  Anrechenbarkeit  es  sich  handelt,  nicht  in 
militärischer  Dienstleistung  oder  doch  nur  in  einer  solchen  miUtarischeo 
Dienstleistung  stand,  weldie  die  Anrechenbarkeit  des  Semesters  nicht 
ausschlie&i 

Die  sub  1  und  2  erwähnten  Besütigungea  sbid  nur  dann  geeignet  des 

vorgeschriebenen  Nachweis  zu  liefern,  wenn  mit  Rücksicht  auf  den  Zeit- 
punkt ihrer  Ausstellung  zweifellos  ist,  daß  der  Antritt  des  Präsenzdienstes 

in  der  Zwischenzeit  überhaupt  nicht  oder  doch  erst  in  einem  Zeitpunkte 
erfolgt  sein  kann,  in  welchem  die  Bedinqam2:cn  für  die  Ausfolgung  des 
Absolutoriums  oder  die  Zulassung  zur  Prüfung  bereits  gegeben  waren, 

§  3.  Zum  Zwecke  der  Durchführung  dieser  Anordnung  sind  den 
die  Immatrikulierung  an  einer  Hochschule  anstrebenden  oder  bereits  immatri- 
kulierten Studierenden  nach  Inhalt  des  §  28  des  zweiten  Teiles  derWchr- 
vorschniten  nachstehende  Bestätigungen  zu  erteilen: 

a)  Den  die  Immatrikulierung  an  einer  Hochschule  anstrebenden  oder 
bereiU  immatrikulierten  Studierenden,  welche  dem  Verbände  des  Heeres 
(Kriegsmarine)  oder  der  Landwehr  nicht  angeiioren,  ist  über  diesen  Um- 
stand auf  ihr  Ansuchen  von  der  zuständigen  poUtischen  Bezirksbehörde 
efaie  Bestätigung  zu  erteilen,  in  welcher  auch  anzugeben  ist,  weshalb  sie 
dem  Heere  (Kriegsmarine),  kieziehungsweise  der  Landwehr  nidit  angehören. 

Diese  Bestätigung  bleibt  fOr  spätere  Anlässe  wiricsam,  wenn  auf  der- 
selben der  unveränderte  Fortbestand  des  Verhältnisses  oder  die  einge- 
tretenen Veränderungen  neueriich  bestätigt  werden. 

b)  Den  die  Immatrikulierung  an  einer  Hochschule  anstrebenden  oder 
bereits  immatrikulierten,  noch  nicht  eingereihten  Einjährig-Freiwilligen  ist 
auf  Ihr  Ansuchen  vom  zuständigen  Eigänzungsbezirkskommando  zn  be- 
stätigen, wann  sie  den  Piräsenzdienst  anzutreten  haben,  eventuell  bis  zu 

welchem  Termine  ihnen  der  Aufschub  des  Präsenzdienstes  gewährt  wurde. 
Solchen  bereits  eingereihten  Einjährig-Freiwilligen,  welche  den  Präsenz- 
dienst noch  nicht  angetreten  haben,  ist  diese  Bestätigung  —  wenn  sie  dea 
Militärpaß  aus  irgend  einem  Grunde  nicht  in  Händen  haben  sollten  — 
vom  Stnndesknrper  zu  erfolgen.  Jede  Änderung  des  Zeitpunktes  für  den 
Präsenzdicnstaiitritt  ist  im  Miiitärpaö  unter  den  Zusätzen  zu  den  F^rsonai- 
notizen  ersichtlich  zu  machen. 

c)  Den  an  einer  Hochschule  immatrikulierten,  den  Präsenzdienst  ab- 
leistenden Einjährig-Freiwilligen  ist  der  Zeitpunkt  des  Antrittes  des  Präsenz- 
dienstes und  jener  des  Austrittes  aus  demselben  vom  Kommando  des 
Truppenkörpers  (Truppenteiles,  Anstalt)  auf  ihr  Ansuchen  zu  bestätigen. 

d)  Den  an  eker  Hochschule  immatrikulierten  Studierenden,  weldie 
den  Präsenzdienst  bereits  vollstreckt  haben,  ist  hierfiber  auf  ihr  Ansuchen 
vom  Standeskörper  eine  Bestät^pmg  zu  erteilen«  aus  welcher  auch  der 
Zeitpunkt  des  Antrittes  des  Präsenzdienstes  und  des  Austrittes  aus  dem- 
selben zu  entnehmen  ist 


uiyitiZüü  by  Google 


Wehrpflichtvorschriften  für  Studierende. 


681 


e)  Jenen  Studierenden  der  Hochschulen,  welche  in  den  vorstehenden 
Absätzen  a)  bis  d)  nicht  inbegriffen  sind,  tatsächlich  aber  in  einem  militäri- 
schen Dienstpflichtverhältnisse  stehen,  ist  auf  ihr  Ansuchen  vom  Kommando 
des  Truppenkörpers  (Truppenteiles,  Anstalt)  eine  Bestätigung  darüber  zu 
erteilen,  daß  sie  während  des  Zeitraumes,  für  welchen  diese  Bestätigung 
behuis  Ausweises  bei  den  Studienbehörden  erbeten  wird,  nicht  in  militärischer 
Dienstleistung  gestanden  sind,  oder  wenn  dies  der  Fall  gewesen  sein 
sollte,  welcher  Natur  und  Dauer  die  bezügliche  militärische  Dienst- 
leistung war. 

§  4.  Gemäß  Artikel  III,  Punkt  4,  Alinea  2  des  Gesetzes  vom 
11.  April  1889,  RGBNr.  41,  findet  die  Bestimmung  des  §  1  dieser  Verord- 
nung auf  jene  Studierende  keine  Anwendung,  welche  mit  Beginn  der  Wirk- 
samkeit dieses  Gesetzes  ihren  Präsenzdienst  als  Einjährig-Freiwillige  bereits 
angetreten  oder  selben  überhaupt  schon  abgeleistet  haben;  für  jene  Ein- 
jahrig-Freiwilligen-Mediziner, welchen  der  Antritt  des  halbjährigen  Präsenz- 
dienstes im  Soldatenstande  im  April  1889  bewilligt  wurde  (IV,  6  der  Ver- 
ordnung des  k.  k.  Ministeriums  für  Landesverteidigung  vom  18.  April  1889, 
RGBNr.  48)  haben  jedoch  die  vorstehenden  Bestimmungen  ihre  volle 
Gültigkeit. 


Nr.  552. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  u.  ü.  vom  27.  März  1892.  Z.  490/KUM, 

MYBNr.  14. 

an  sämtliche  Landeschefs, 

betreffend  die  Anrechnung  der  von  Studierenden  zurflckgelegten  Frel- 

willigenjahre. 

Es  "wurde  die  Frage  aufgeworfen,  ob  denjenigen  absolvierten  Rechts- 
hörem, die  das  Freiwilligenjahr  nach  den  Bestimmungen  des  geltenden 
Wehrgesetzes  ohne  Kumulierung  mit  den  Studien  zurückgelegt  haben,  dieses  • 
Freiwilligenjahr,  respektive  die  Freiwilligenjahre,  in  die  Gesamtstaatsdienst- 
zeit einzurechnen  wären. 

Diese  Frage  erscheint  jedoch  durch  die  bestehenden  Normen  bereits 
gelöst 

Zur  Vermeidung  einer  etwaigen  unrichtigen  Versorgungsbehandlung 
der  Beteiligten  hat  das  k.  k.  Finanzministerium  den  in  Abschrift  mitfol- 
genden Erlaß  vom  7.  Februar  1.  J.,  Z.  4847,  in  der  Nummer  17  des  Verord- 
nungsblattes für  den  Dienstbereich  des  k.  k.  Finanzministeriums,  Jahrgang 
1892,  veröffentlicht. 

Indem  ich  Euer  .  .  .  hievon  zur  Kenntnisnahme  und  allfälligen  weiteren 
Verfügung  verständige,  bemerke  ich  gleichzeitig,  daß  unter  einem  dieser 
Erlaß  im  Verordnungsblatte  für  den  hieramtlichen  Dienstbereich  verlaut- 
bart  wird. 
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Erlaß  des  k.  k.  Finanzministeriums  vom  7.  Februar  1892,  Z.  4847, 

lo  Betrefl  der  Anrechnung  der  von  Studierenden  zur&ckgelegten  Frei- 
willigenjahre. 

In  Betreff  der  angeregten  Frage,  ob  denjenifjen  absolvierten  Rechts- 
hörtjrn.  die  das  Freiwilligenjahr  nach  den  Bestimmungen  des  gehenden 
Wehrgesetzes  ohne  Kumulierun^  mit  den  Studien  zurückgelegt  liaben,  das 
Freiwilligenjahr,  respektive  die  h  reiwilligenjahre,  m  die  üesamtitaaisdienst- 
zeit  einzurechnen  seien,  wird  nachstehendes  bedeutet: 

Nach  den  gegenwärtififen  Normen  (§  8  des  JMilitirveraorgungsgesetzes 
vom  27.  Dezember  1875,  ROBNr.  158»  mid  MinVdg.  vom  28.  Febntw 
1878,  Z.  1683,  FinanzMVBNr.  3»  Alinea  1  nnd  4)  unterliegt  es  keioem 
Zweifel,  dafl  die  sogenannten  Freiwilligenjahre  Oberhaupt  ffir  die  Be- 
messung der  aus  dem  Zivilpensionsetat  ZU  leistenden  Versoigung  anrechenbar 
erscheinen,  falls  der  Betreffende  nur  vor  seiner  definitiven  Entlasstivg 
aus  dem  Militärdienste  in  den  Zivilstaatsdienst  eintritt. 

Es  hat  demnach  unter  dieser  Voraussetzung  auch  denjenigen,  welche 
ohne  Kumulierung  mit  ihren  Studien  das  Freiwliiigenfahr,  respektive  die 
zwti  Freiwilligenjahre  abdienen,  diese  Präsenzzeit  bei  der  Anrechnung  der 
Dienstzeit  für  den  Pensionsanspruch  zu  gute  zu  kommen.  In  jenen  Fällen 
dagegen,  in  denen  der  Beireifende  erst  nach  seinem  deiiiiiiiven  Aus- 
tritte aus  dem  MiHtirverbande  (z.  B.  nach  Ablauf  der  zwötfjährigco 
Dienstzelt  oder  hifolge  einer  Superari>itrjerung)  m  den  Zivilstaatsdlenst 
eintritt^  kann  die  bezögliche  Prisenzdtenstzelt  wegen  der  erfolgten  Unter- 
brechung normalmifilg  nicht  aqgerechnet  und  könnte  eine  Nachsicht  der 
Wirkungen  dieser  letzteren  nur  durch  Allerhöchste  Onade  gewihrt  werden. 


Nr.  553. 

Erlau  des  Hliilstsrs  für  K.  v.  D.  fom  n.  Aapst  1892.  Z.  OJU/k 

MVBNr.  45. 

an  sämtliche  Landeschefs  und  Landesschulräte, 

betreffend  die  Bedingungen,  unter  welchen  Onadengaben,  welche  auf 
die  Dauer  der  ordnungsmftfiigen  Stadien  nnter  der  Bedingung  eines 
guten  Studienfortganges  und  einer  tadellosen  Aufführung  oder  bis  zur 
früheren  Versorgung  Ah.  Orts  bewilligt  wurden,  liquid  zu  erhalten  sind, 
wenn  der  Onndenbetettte  teintr  Priscnzdlenstpfllctat  als  Einjihrig- 

Fr«lwilllg«r  obU«gt 

Anläßlich  eines  konkreten  Falles  hat  eine  Finanzdirektian  bei  dem 
k.  k.  Finanzmmisterium  um  die  Entscheidung  in  der  Frage  gebeten,  unter 
welchen  Bedingungen  Onadengaben,  welche  auf  die  Dauer  der  ordniingt- 
m&ßigen  Studien  unter  der  Bedingung  eines  guten  Studienfortganges  und 
ehier  tadellosen  AuffOhrung  oder  bis  zur  froheren  VeiBOCgung  Allerfaöchnten 
Ortes  bewilligt  wurden,  liquid  zu  erhalten  seien,  wenn  der  Qnadenbetetlle 
seiner  Präsenzdienstpflicht  als  Einjährig-Freiwilliger  obliegt  - 
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Hierüber  hat  das  genannte  Ministerium  nachstehende  Weisung  erlassen : 

Leistet  eine  mit  einer  Gnadengabe  unter  den  bereits  erwähnten  Modali- 
täten beteilte  Waise  das  Einjährig-Freiwilligenjahr  auf  eigene  Kosten  ab,  so 
ist  der  Bezug  der  Qnadengabe  mit  jenem  Zeitpunkte  einzustellen,  mit 
welchem  die  betreffende  Waise  ihre  Präsenzdienstleistung  beginnt. 

Das  Finanzministerium  wird  jedoch  eventuell  bei  dem  Fortbestande 
der  früheren  rücksichts würdigen  Verhältnisse  über  konkretes  Ansuchen 
auch  für  die  Zeit  dieser  Präsenzdienstleistung,  insofern  dieselbe  noch  vor 
Vollendung  der  ordnungsmäßigen  Studien  stattfindet,  die  Belassung  der 
Qnadengabe  Allerhöchsten  Ortes  in  Antrag  bringen. 

Sollten  diesbezügliche  Gesuche  direkt  bei  der  Finanzlandesbehörde 
überreicht  werden,  so  sind  darüber  die  entsprechenden  Erhebungen  zu 
pflegen  und  selbe  sodann  unter  Stellung  eines  meritorischen  Antrages  anher 
vorzulegen. 

Bei  der  Neuerwirkung  von  Gnadengaben  auf  die  Dauer  der  Studien 
ist  auf  den  Umstand,  daß  der  Gnadenbezug  auch  für  die  Dauer  des 
Präsenzdienstjahres  als  Einjährig-Freiwilliger  auf  eigene  Kosten  verbleiben 
solle,  bereits  in  dem  diesbezüglichen  Antrage  entsprechend  Rücksicht  zu 
nehmen,  wie  z.  B.  durch  nachstehende  Stilisierung  des  Antrages:  „bis  zur 
ordnungsmäßigen  Vollendung  der  Studien  unter  der  Bedingung  eines  guten 
Studienfortganges  und  einer  tadellosen  Aufführung,  eventuell  auch  auf  die 
Dauer  der  Präsenzdienstleistung  als  Einjährig-Freiwilliger  auf  eigene  Kosten, 
insofern  diese  Dienstleistung  noch  vor  ordnungsmäßiger  Beendigung  der 
Studien  stattfindet,  oder  bis  zur  anderwärtigen  Versorgung.'' 

Wie  bereits  erwähnt,  ist  in  dem  Falle,  als  ein  derzeit  bereits  mit 
einer  Gnadengabe  Beteilter  seiner  Präsenzdienstpflicht  als  Einjährig-Frei- 
williger auf  eigene  Kosten  obliegt,  der  Bezug  der  Gnadengabe  einzustellen. 

Der  Bezug  erlischt  jedoch  nicht,  lebt  vielmehr  dann  wieder  auf,  wenn 
die  ursprünglichen  Verleihungsbedingungen  wieder  existent  werden,  d.  i. 
im  vorliegenden  Falle,  wenn  die  betreffende  Waise  nach  abgeleisteter  Prä- 
senzdienstpflicht —  dieselbe  mag  nun  im  Sinne  des  Gesetzes  vom  11.  April 
1889,  RGBNr.  41,  eine  einjährige  oder  gemäß  §  25  dieses  Gesetzes  eine 
zweijährige  sein  —  unmittelbar  ihren  Studien  weiter  obliegt. 

Jedoch  sind  in  dergleichen  Fällen  darüber  Erhebungen  zu  pflegen, 
ob  sich  die  Vermögensverhältnisse  der  Waisen  rücksichtlich  ihrer  Alimen- 
tationspflichtigen nicht  in  günstiger  Weise  geändert  haben  und  ist  sodann 
wegen  Wiederanweisung  des  Gnadenbezuges  die  hierortige  Schlußfassung 
einzuholen. 

Dieser  letzterwähnte  Vorgang  ist  auch  bezüglich  jener  Waisen,  welche 
das  Einjährig-Freiwilligen-Präsenzdienstjahr  auf  Staatskosten  ableisten  und 
im  Genüsse  derartiger  Gnadengaben  stehen,  in  analoger  Weise  anzuwenden. 
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Nr.  554. 

Brial  «es  Ministers  f er  K.  e,  V.  Tom  2S.  Joll  1893,  Z.  14^2. 

an  aOe  medizinischen  Dekanate^ 

(wegen  rediteeltiger  Zalatsung  von  Militirrlgoroinntin  m  d«n  PrO- 

fiingen). 

Seitens  des  k.  k.  Landcsverteidigungsmiaisteriiiais  wurde  darauf  «tif- 
merksam  gemacht,  daß  jenen  Kandidaten  der  medizmiscfaen  Rigorosen, 
welche  sich  m  Oemaßheit  des  §  27  des  Wehijgesetzes  bei  sonstigem  Ver- 
luste der  Begfinstigung  als  Ehijihrig-Freiwillige-Mediziner  längstens  bis 
zum  1.  April  über  die  Erlangung  des  medizbiischen  Doktordiploms  auszu- 
weisen haben,  die  fragUdie  Begünstigung  aberkannt  werden  müßte,  wenn 
sie  sich  der  letzten  strengen  Prüfung  nicht  noch  rechtzeitig  vor  dem 
1,  Apri!  nnterj'Ofren  und  sohin  das  Doktordiplom  erhalten  haben. 

Zur  Hintanhaltung  der  nnchteiligen  Folgen,  welche  solchen  Prüfungs- 
kandidaten durch  eine  verspätete  Ablegung  der  letzten  strengen  Prüfung 
erwachsen  würden,  finde  ich  das  Dekanat  .  .  .  aufzufordern,  dafür  Sorge 
zu  tragen,  daß  Pruiaiigswerber  der  erwähnten  Kategorie  rechtzeitig  und 
nötigenfalls  auch  außerhalb  des  für  die  Abhaltung  von  strengen  Prüfungen 
in  der  Regel  eingehaltenen  Zeitraumes,  in  beriicksichtigungswürdigen  Fällen 
seibat  während  der  Osterferien,  und  zwar  noch  vor  dem  1.  April  zur 
Ablegung  ihrer  letzten  strengen  Prüfung  zugelassen  und  hiedurch  üi  die 
Lage  gesetzt  werden,  durch  rechtzeitige  Erwerbung  des  medizinisdien 
Doktordiploms  von  der  im  Wehrgesetze  vorgesehenen  Begünst^ung  für 
Ehijährig-Freiwillige-Mediztner  in  vollem  Umfange  Gebrauch  zu  machen. 


Nr.  556. 

Kundmachung  des  Ministeriums  für  Landesverteidigung  vom 
23.  März  1895.  RGBNr.  46,  MYBNr.  15. 

betreffend  Abänderungen  des  4j  76  der  Wehrvorschriften,  erster,  nn<l 
der  |§  24,  25  und  26  der  Wehrvorschriften,  zweiter  Teil. 

Die  ün  Einvernehmen  mit  dem  k.  u.  k.  Reichskriegsministerium  fest- 
gestellten neuen  Bestimmungen  über  die  Ableistung  des  Präsenzdienstes 
seitens  der  Einjährig-FreiwUligen-Pharmazeuten  und  -Veterinäre  werden 

nachstehend  verlautbart : 

1.  Die  Ein  jährig-Frei  willigen-Pharmazeuten  und  -Veterinäre  haben,  und 
zwar  erstere  vom  1.  Oktober,  letztere  vom  1.  April  1895  angefangen,  den 
einjährigen  Präsenzdienst  in  der  Chartre  i  iiies  „Pharmazeuten",  beziehungs- 
weise „Veterinärs"  abzuleisten,  welche  Ciiarge  in  die  Gruppe  der  „Soldaten" 
(Dienstrcglemcnl  für  das  k.  u.  k.  Heer,  I.  Teil,  S.  3Q1)  ciiigcreilii  u  ird. 

Z  Für  die  Ableistung  des  Präsenzdienstes  dieser  Einjährig-Freiwilligen 
auf  Staatskosten  gelten  alle  für  die  Einjährig-Freiwilligen  des  Soklaten- 
Standes  bestehenden  Bestimmungen  mit  der  Abweichung,  daß  dieselben 
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nicht  auf  den  normierten  Präsenzstand  der  Truppe  zählen,  und  daß  mittellose 
Veterinäre  hinsichtlich  der  Wahl  des  Truppen körpers  nicht  beschränkt  sind, 
vorausgesetzt,  daß  bei  demselben  Einjährig-Freiwillige-Veterinäre  den  Prä- 
senzdienst überhaupt  vollstrecken  dürfen. 

Die  bis  zum  Antritte  des  Präsenzdienstes  beurlaubten  Einjährig-Frei- 
willigen-Pharmazeuten  und  -Veterinäre,  welche  die  ausnahmsweise  Zuer- 
kennung  der  Begünstigung,  den  Präsenzdienst  auf  Staatskosten  ableisten 
zu  dürfen,  anstreben,  haben  ihre  vollständig  belegten  Gesuche  bei  dem 
zuständigen  Ergänzungsbezirkskommando  ehestens  einzubringen. 

3.  Die  Einjährig-Freiwilligen-Pharmazeuten,  welche  in  Hinkunft  auch 
während  des  Präsenzdienstes  im  Stande  der  Sanitätstruppe  (in  der  Landwehr 
bei  ihrem  Truppenkörper)  verbleiben,  haben  unmittelbar  nach  Erlangung 
des  Magisterdiploms  eine  beglaubigte  Abschrift  desselben  dem  Gamisons- 
spitale,  zu  welchem  ihre  standeszuständige  Sanitätsabteilung  gehört  (in  der 
Landwehr  ihrem  Standeskörper)  einzusenden;  das  Garnisonsspital  hat  die 
Dipiomsabschrift  unter  Anschluß  einer  Abschrift  des  Grundbuchsblattes  sofort 
im  Dienstwege  dem  Reichskriegsministerium  (Ministerium  für  Landesver- 
teidigung) vorzulegen.  Letzteres  bestimmt  die  Sanitätsanstalt,  beziehungs- 
weise Apotheke,  bei  welcher  der  betreffende  Einjährige-Freiwillige  den 
Präsenzdienst  abzuleisten  hat. 

4.  Die  Einjahrig-Freiwilligen-Veterinäre  haben  eine  beglaubigte  Ab- 
schrift des  tierärztlichen  Diploms  sofort  nach  dessen  Erlangung  dem  zu- 
ständigen Ergänzungsbezirkskommando  einzusenden. 

Dieses  hat  mit  Rücksicht  auf  den  §  76:15  der  Wehrvorschriften  L  Teil 
zu  beurteilen,  ob  der  Betreffende  zur  Ableistung  des  Präsenzdienstes  als 
Einjährig-Freiwilliger- Veterinär  berechtigt  ist,  und  das  Ergebnis  dem  Standes- 
körper (in  der  Landwehr  dem  Ministerium  für  Landesverteidigung)  bei 
Übermittlung  der  Diplomsabschrift  mitzuteilen. 

Diese  Diplomsabschrift  ist  nach  Einsichtnahme  durch  den  Cheftierarzt 
beim  Standeskörper  aufzubewahren. 

5.  Die  Einjährig-Freiwilligen-Pharmazeuten  und  -Veterinäre  sind  zum 
Präsenzdienste  nach  den  für  die  übrige  Mannschaft  geltenden  Bestimmungen, 
und  zwar  die  Pharmazeuten  zu  jenem  Garnisons-(Truppen-)Spitale  (in 
der  Landwehr  auch  die  Veterinäre  zu  jenem  Truppenkörper)  einzuberufen, 
bei  welchem  sie  nach  der  Weisung  des  Reichskriegsministeriums  (Ministe- 
riums für  Landesverteidigung)  den  Präsenzdienst  abzuleisten  haben. 

Die  Einberufung  für  den  1.  Oktober  hat  sich  unbedingt  auf  alle  Ein- 
jährig-Freiwilligen zu  erstrecken,  welche  in  dem  betreffenden  Jahre  das 
24.,  beziehungsweise  —  wenn  sie  Pharmazeuten  mit  einer  Vorbildung  von 
sechs  Gymnasial-  oder  Realschulklassen  sind  —  das  26.  Lebensjahr  vollenden. 

6.  Hinsichtlich  derjenigen  Einjährig-Freiwilligen,  welche  bei  ihrer  Ein- 
rückung zum  Präsenzdienste  noch  nicht  im  Besitze  des  Diploms  sind,  ist  zu 
erheben,  ob  auf  dieselben  der  §  76:15  der  Wehrvorschriften  L  Teil  An- 
wendung findet.  Im  bejahenden  Falle  ist  nach  demselben  —  im  ver- 
neinenden je  nach  der  Sachlage  vorzugehen. 

7.  Die  Einjahrig-Freiwilligen-Pharmazeuten  und  -Veterinäre  haben 
während  des  Präsenzdienstes  die  Uniform  ihres  Truppenkörpers  zu  tragen 
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und  erhalten  als  besonderes  Abzeichen,  ein  Zentimeter  oberhalb  des  Arm- 
Streifens  des  Einjährig-Freiwilligen,  eine  Ärmelborte  aus  Seide. 

8.  Den  Einjährig-Freiwilligen-Pharmazeuten  und  -Veterinären  kann  bei 
entsprechender  Verwendung  nach  Ablauf  eines  sechsmonatlichen  Präsenz- 
dienstes die  Auszeichnung  eines  Korporals,  und  zwar  den  Pharmazeuten 
über  Antrag  der  Sanitätsanstalt  vom  Sanitätstruppenkommando  (Standes- 
körper) verliehen  werden;  dieselben  gehören  sodann  zu  der  Gruppe  der 
Korporale  (Dienstreglement  für  das  k.  u.  k.  Heer,  I.  Teil,  S.  389). 

9.  Nach  Vollstreckung  des  einjährigen  Präsenzdienstes  werden  die  Ein- 
jahrig-Freiwilligen-Pharmazeuten und  -Veterinäre  in  die  Reserve  (nicht- 
aktiven Stand)  übersetzt  und  je  nach  ihrer  Verwendung  und  den  nach  der 
Organisation  erforderlichen  Bedarf  vom  Reichskriegsministerium  zu  Akzes- 
sisten,  beziehungsweise  Untertierärzten  oder  zu  Praktikanten  ernannt 

Auf  die  zu  Praktikanten  bereits  ernannten  Einjährig-Freiwilligen  haben 
vorstehende  Bestimmungen  keine  Anwendung. 

Np.  556. 

Erlaß  des  Ministers  fQr  K.  u.  U.  vom  16.  JSnner  1899,  Z.  34.168. 

an  das  Rektorat  der  Universität  in  Wien, 
(betreffend  die  Frist  für  die  Erlangung  des  medizinischen  Doktor- 
diploms  zur  Ableistung  des  zweiten  Militärhalbjahres  als  Assistenzarzt- 
Stellvertreter). 

JVlit  Beziehung  auf  den  Bericht  vom  .  .  .  eröffne  ich  dem  Rektorate 
im  Einvernehmen  mit  dem  k.  u.  k.  Reichskriegsministerium,  sowie  mit 
dem  k.  k.  Landesverteidigungsministerium  zur  weiteren  Verständigung,  daß 
der  Berücksichtigung  der  von  mehreren  Militär-Rigorosanten  der  medizini- 
schen Fakultät  gestellten  Bitte,  es  möge  auch  jenen,  welche  das  medizinische 
Doktordiplom  erst  im  Laufe  des  Monates  April  erlangen,  die  Ableistung 
des  zweiten  Halbjahres  als  Assistenzarzt-Stellvertreter  in  den  Sommermonaten 
desselben  Jahres  gestattet  werden,  die  Bestimmungen  des  §  27  (erster  und 
zweiter  Absatz)  des  Wehrgesetzes  entgegenstehen. 


11.  Vorschriften  fiber  das  Stipendienwesen.^) 


Nr.  557. 

Studlenhofkommisslonsdekret  vom  4.  Oktober  1811  Z.  1721  (Ah. 

Entschl.  vom  26.  September  1811), 

an  das  böhmische  Qubemium, 
(betreffend  die  Belassung  der  Stipendien  im  sechsten  Jahre  der  medi- 
zinischen Studien). 
Bei  den  besonderen  Umständen,  die  bei  den  Medizin  Studierenden 
obwalten  und  in  der  Hinsicht,  daß  das  sechste  Jahr  von  selben  auch  zur 

•)  In  diese  Sammlung  wurden  nur  die  allgemeinen  Stipendienvorschriften  aufgenommen, 
namentlich  insoweit  sie  den  Wirkungskreis  der  akademischen  Behörden  berühren. 
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Vorbereitung  zu  ihren  Bcrufspfiichten  und  respektive  zum  Studieren  ver- 
wendet wird,  gestatte  ich,  daß  ihnen  solche  Stipendien  beibelassen  werden, 
deren  Beibelassung  der  Eigenschaft  des  Stipendiums  oder  der  klaren  Vor- 
schrift der  Stiftung»  m  welcher  die  Stipendien  gehören,  nicht  mwiderläuft*) 


Nr.  558. 

StaMenliof  kommlssionsdekret  vom  16.  Angnst  1837,  Z.  4893. 

an  die  Linderstetlen  von  Niedcrosterreicfa,  Böhmen,  Mähren,  Oalizien,  Ober- 
östeireich,  Sfeiermarfc,  Tirol,  Illyiien  und  Küstenland, 

(belreffcad  den  ForigaiiiA  von  Stipendicii  nach  Tolleiidetefl  jiifldlscheii 
Stndleo  behnfi  Erwerbong  des  Doktorgrades).*) 

Mit  Ah.  Entschl  vom  5.  August  1.  j.  habeu  Se.  k.  k.  Majestät  geruht, 
die  den  Medizfaiem  mit  Ah,  Entschl.  vom  26.  September  1811  (StHD  vom 
4.  Oktober  1811,  Z.  1721)^  und  den  Chinugen  mit  Ah.  Entschl.  vom 
28.  April  1832,  Z.  1940,  ausnahmsweise  gewährte  alleignädigste  Begünstigung» 
ihre  Stipendien  noch  durch  ein  weiteres  Jahr  nach  beendigten  Studien  bei- 
behalten zu  dürfen,  auch  auf  die  mit  Stipendien  betcilten  Doktoranden 
unter  folgenden  Bedingungen  alieignädigst  auszudehnen: 

a)  dafi  die  Belassuqg  des  Stipendiums  weder  der  Eigenschaft  des- 
sdbca,  noch  der  klaren  Stiftung  zuwkler  ist;  , 

b)  daß  der  Fortbezug  nur  auf  jenes  Studienjahr  beschränkt  wild» 
weldies  unmittelbar  auf  die  Vollendung  der  jurfdisch-poUtischen  Studien  folgt; 

c)  da6  der  fragliche  Stipendienbetrag  immer  an  den  Dekan  der  juri- 
dischen Fakultät  verabfolgt  werde,  und 

d)  daß  die  Zahlungsanweisung  erst  dann  geschieht,  wenn  der  Kandidat 
im  erwähnten  Schuljahre  zwei  strenge  Prüfungen  mit  Erfolg  abgelegt  hat*) 


Nr.  550. 

Stodlenbofkommlsslonsdekret  vom  13.  Juni  1842,  Z.  3571, 

(betreffend  den  Fälligkeitstermin  neu  verliehener  Stipendien). 

Nach  den  bestehenden  Grundsätzen  sind  Stipendien  Unterstützun- 
gen, mit  welchen  der  Schüler  seine  laufenden  Bedürfnisse  zu  befriedipfen 
in  den  Stand  gesetzt  werden  soll.  Aus  diesem  (irunde  haben  dieselben, 
wenn  aueh  die  Verhandlung  wepcn  deren  VerleihimL;  sich  in  das  Schuljahr 
hinein  erstreckt,  dennoch  vom  Anfang  des  Schuljahres,  nicht  aber  erst 

*)  Vgl.  Nr,  564.  576  und  587. 

Vgl.  Nr.  564  und  566. 
^  ».  Nr.  557. 

«)  Akgtaadert  mä  MbtEfU  mw  1.  Fttnuar  mS,  Z.  1797,  MVBNr.  iS  fi,  Nr,  9Sr). 
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vom  Tage  der  Verleihung  zu  laufen,  und  es  hat  auch  deren  Anweisung 
nicht  zu  verfollea  (dectirsive),  sondern  in  der  Regel  halbjährig  im  vorfaincm 
zu  geschehen.^) 


Nr.  560. 

firlaA  des  Hlnisters  für  K.  u.  U.  vom  3.  Jlnner  1848.  Z.  7703. 

BSBIr.  68. 

an  die  Landesstellen  von  Niederöstefrdch»  Oberösteneidi,  Böhmen, 
Miluen,  Oalizien,  SteiermariCi  lllyrien,  Küstenland  und  Urolp 

bez8|;IIcfa  der  Wflrdigkeiteanswelse  der  Stediereiideii  IBr  den  Fortgeml 
der  Stipeadieii  und  der  Beireituig  vom  Unterrlditagelde.*) 

Obgleich  es  keincrdidSfs  in  der  Absicht  lieget,  den  aus^esprocheoen 
Grundsatz  der  Lemfreiheit  lur  hakuliatsstudierende  und  Studierende  sonstiger 
höherer  Studienabteilungen  irgend  in  Frage  zu  stellen,  so  erscheint  es 
doch  notwendig,  den  Lehrkörpern  die  Mittel  in  die  Hand  zu  geben,  bin- 
sichtlich  jener  Studierenden,  welche  besondere  Begünstigungen  zum  Zwcdte 
des  Studiums,  und  zwar  insbesondere  Stipendien  oder  die  Befrdung  von 
Entrichtung  des  Untenichtsgeldcs  geniefien,  über  ihre  Viirdigkett  in  Hin» 
sieht  auf  sittliches  Verhalten  und  ihre  Fortschritte  eine  befriedigende  Nadi- 
weisung  sich  zu  verschaffen.  Insbesondere  was  Stipendien  betrifft,  steUt 
sich  dies  um  so  wünschenswerter  dar,  als  in  den  Stiftbrtefen  fast  duidi- 
gehcnd?,  sowohl  was  Verieihungf,  als  wns  Fortbelassung  betrifft,  wissen^ 
schaftliche  Ausbildung  und  sittliche   Autführung  gefordert  werden. 

Was  in  dieser  Hinsicht  die  Gymnasial-  oder  Lyzealschüler  betriff^ 
so  werden  in  beiden  Beziehungen  die  bisherigen  Vorselinüen  hierüber 
aufrecht  erhalten.  Für  die  Studierenden  der  höheren  Fächer  aber  wird 
folgendes  festgesetzt: 

1.  Ober  dte  Frage,  ob  derlei  Studierende  der  Erlangung  oder  Bei» 
behaltung  der  Stipendien  w&rdig  sind,  haben  die  betreffenden  Lehrkörper 
zu  entscheiden.  Letztere  haben  mit  Rücksicht  auf  alle  ihnen  zur  Kenntnis 
gekommenen  Umstände  in  reife  und  gewissenhafte  Erwägung  zu  ziehen, 
ob  die  Studierenden  der  erwähnten  Begünstigung  in  Hinsicht  auf  ihr  Be- 
tragen und  auf  ihre  wissenschaftlichen  Fortschritte  völlig  würdig  seien 
oder  nicht. 

2.  Sind  Studierende  dem  betreffenden  Lehrkörper  nicht  fi^enug  bek-inrt. 
um  sich,  vorzüglich  was  Verwendung  und  Fortgang  betrifft,  mit  Bestimmt- 
heit aussprechen  zu  können,  so  steht  es  dem  Lehrkörper  frei,  zu  ver- 
langen, daß  sich  selbe  einer  Prüfung  unterziehen,  nach  deren  Ergebnis 

')  Vgl.  auch  Nr.  581  und  insbesondere  Nr.  587. 

SfJtdirnstipendien  sind  auf  Grund  des  FtnanzminErl.  vom  22.  Jänner  1904,  Z.  82.000  ex  /aij, 
in  allen  FäUen  rentensteuerfrei  zur  Aussahlung  zu  bringen,  Stipendien,  welche  aas  staatiichn 
odtr  Staat  dJ^^enUlehen  MUtetn  gewdhrt  werden,  «tatf  natgrgem^ß  den  aa  Sl^tm^m  utwAtm 
Stipendien  analog  zu  beliandeln.  Somit  werden  insbesondere  die  seitens  der  Staatskassen  xar 
Auszahlung  gelangenden  Stttdienstipeadien  oime  Rentenstnenbaig  aaseatalden  sein,  (MinAkt 
Z.  2532  ex  1904.) 

•}  VgL  Utm  Nr,  S63,  507  and  574, 
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und  mit  Rücksicht  auf  die  sonstigen,  dem  Lehrkörper  bekannten  Verhält- 
nisse der  Lehrkörper  über  die  Würdigkeit  der  Studierenden  zur  Erlangung 
oder  zum  Fortbezuge  von  Stipendien  zu  entscheiden  hat. 

3.  Der  Grundsatz  der  Lernfreiheit  wird,  wie  schon  bemerkt,  bezüglich 
der  Stipendisten  zwar  keineswegs  aufgehoben,  und  sie  können  daher  keines- 
wegs zur  Beobachtung  der  früher  bestandenen  Studienordnung  und  Ab- 
teilung in  Jahrgänge  verhalten  werden.  Wenn  sie  aber  eine  längere  Zeit, 
als  nach  dem  Studienplane  notwendig  ist,  in  den  Studien  zubringen,  so 
können  sie  deshalb  nicht  auch  eine  längere  Dauer  des  Stipendiengenusses 
in  Anspruch  nehmen.^) 

4.  Zur  Erlangung  oder  Beibehaltung  der  Befreiung  von  Entrichtung 
des  ünterrichtsgeldes  ist  es  für  Studierende  der  höheren  Studienabteilungen 
genügend,  wenn  der  betreffende  Lehrkörper  bestätigt,  daß  in  Beziehung 
auf  Verhalten  und  Fortgang  kein  ihm  bekannter  Anstand  obwaltet,  und 
wenn  die  Dürftigkeit  gehörig  nachgewiesen  ist. 

Von  dieser  Administrativmaßregel  hat  die  Landesstelle  alle  Lehrkörper 
in  Kenntnis  zu  setzen. 


Np.  561. 

Verordnung  des  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  25.  April  1851 

Z.  6739  ex  1850,  RGBNr.  106, 

gültig  für  die  Kronländer  Österreich  unter  und  ob  der  Enns,  Salzburg,  Tirol, 
Steiermark,  Kärnten,  Krain,  Triest  und  Küstenland,  Dalmatien,  Böhmen, 
Mähren,  Schlesien,  Galizien  mit  dem  Krakauer  Gebiete  und  für  die  Bukowina, 

betreffend  die  Frage,  wie  Stiftungen  und  Stipendien  zu  behandeln  sind, 
welche  für  die  früheren  philosophischen  Studien  bestimmt  waren. 

Es  ist  der  Zweifel  angeregt  worden,  ob  der  Genuß  von  Stiftungen 
und  Stipendien,  welche  nach  der  vorbestandenen  Einrichtung  der  Studien 
für  die  Dauer  der  philosophischen  Studien  verliehen  wurden,  nunmehr 
auch  während  der  Universitätsstudien  genossen  werden  können. 

Bei  Entscheidung  dieser  Frage  ist  im  allgemeinen  an  der  Regel  fest- 
zuhalten, daß  an  die  Stelle  der  früheren  philosophischen  Jahrgänge,  wie 
sie  an  österreichischen  Lyzeen  und  Universitäten  bestanden,  jetzt  die  VII. 
und  VIII.  Klasse  des  Gymnasiums  getreten  sind,  und  daß  daher  der 
Genuß  von  Stipendien,  welche  früher  nur  auf  die  Dauer  jener  philosophi- 
schen Jahrgänge  verliehen  werden  konnten,  auch  jetzt  nicht  über  die 
Dauer  der  Gymnasialstudien  hinaus  gestattet  werden  kann. 

Wenn  hingegen  der  Genuß  eines  Stipendiums  nicht  wegen  einer  in 
der  Stiftung  hierüber  enthaltenen  Bestimmung,  sondern  nur  deshalb  auf 
die  Dauer  der  früheren  philosophischen  Jahrgänge  beschränkt  war,  weil 
die  Einrichtung  der  österreichischen  Studienanstalten  ein  längeres  Verweilen 
bei  den  philosophischen  Fakultätsstudien  nicht  möglich  machte,  so  ist  jetzt 
ein  längerer  Genuß  eines  solchen  Stipendiums  nicht  ausgeschlossen. 


»)  Vgl.  Nr.  564. 
Universitätsgesetze. 


« 
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Demgemäß  wird  von  fall  zu  Fall  mit  Berücksichtigung  der  speziellen 
Bestimmungen  oder  cfer  atisgesprochenen  Zwecke  der  einzelnen  Stiftungen 
zu  entscheiden  sein. 


Nr.  562. 

Yerordnong  des  llinlsteriums  für  K.  u.  U.  vom  28.  Februar  1S52, 

Z.  1260,  RCfiJir.  6U 

flbcf  den  Bnflnft  def  Rcprvfbitioii  bei  eiiief  flicordisdicn  StetttsfU'Bfung 
auf  den  Fortgennfi  von  Stipendien  oder  Sflftongen.^) 

Nachdem  Zweifel  über  die  Frage  rege  geworden  sind,  welchen  Ein- 
fluß die  erste  oder  wicdcrhoiic  Reprobation  bei  einer  theoretischen  Siaai>- 
prüfung  auf  den  Fortgenuß  von  Stipendien  oder  Stiftungen  zu  nelimen  habe, 
so  wird  hierüber  nachstehendes  verordnet: 

Die  wiederholte  Reprobation  bei  einer  und  derBe&)en  Staatsprfifungs- 
Abteilung,  ebenso  wie  zwei  Reprobationen  bei  zwei  verschiedenen  Al»- 
teihugen  der  theoretischen  Staatsprüfung  ziehen  unbedingt  den  Vcrinst 
des  Stipendiums  nach  sich. 

Bei  einer  ersten  Reprobation  aber  tritt  dieser  Verlust  nur  dann  mit  unbe- 
dingter Notwendigkeit  ein,  wenn  der  Kandidat  mit  Stimmeneinhelli^^eit 
reprohiert  wurde.  —  Frfolgte  die  Reprobation  nur  mit  Stimmenmehrheit 
oder  Stimmengleichheit,  so  hat  das  Professorenkollegium  der  F.ikul^it, 
welcher  der  reprobierte  Kandidat  immatrikuliert  ist,  die  ihm  anzuzeigende 
Rcprubation  in  Gemäßheit  des  hierortigen  Erlasses  vom  3.  Jänner  1S49-) 
zum  Anlasse  einer  sorgtaiügeu  ücfalung  in  machen  und  aut  Grundlage  der- 
selben sohin  zu  entscheiden,  ob  der  Studierende  ungeachtet  der  ersten 
Reprobation  bei  einer  bestimmten  Staatsprüfungsabteilung  noch  des  Fort- 
bezuges seines  Stipendiums  würdig  sei  oder  nicht 

Hiebet  wird  auf  sein  akademisches  Betragen,  auf  seinen  Fleiß  im  Be- 
suche der  Vorlesungen,  auf  seine  durch  Kolloquien*)  oder  Piivatprüfungen, 
oder  eine  vorausgegangene,  mit  gutem  Erfolge  abgelegte  Staatsprüfung  dar> 
gelegte  wissenschaftliche  Verwendung  und  auf  die  besonderen  Bemerkungen 
zu  sehen  sein,  mit  welchen  die  Anzeige  der  erfolgten  Reprobation  voo 
Seite  der  betreffenden  Staatsprufungskommission  an  das  ProfessorenkoUegiuo 
begleitet  ist. 

Zur  Aufrechthaltung  dieser  Entscheidung  werden  die  Vorstände  sämt- 
licher theoretischen  Staatspi iitungskommissionen  hiemit  verpfiichict,  aiie 
Fälle  einer  ersten  oder  wiederholten  Reprobation  dem  i^rofessorenkollegium 

»)  Vel.  auch  Nr.  995, 
«)  s.  Nr.  560. 

')  Mit  dem  MüiEri.  vom  12.  JuU  1860,  Z.  9909,  an  das  Dekanat  des  rechU-  und  Staats- 
wIstetadu^f^tiiM  PntftmtrmiltdU^m»  im  Wiett  wurde  dMudbrn  btdtaUi,  dßß  dU  Profuaenm 
die  KoUoquienzfu^ntsse  fauch  die  zum  Brhnfe  der  Befreiung  von  der  Rekrutierung  auszustellenden} 
ebensogut  wie  andere  als  in  Amtssachen  ausgestellte  Bestätigungen  zu  betradUeu  haben,  tutd  daker 
M  tUr  WM  dir  AuaOrM*  §ber  den  Lrjolg  eetdier  Kolloquien  niehi  mtiid^td»  bei  Jedem  amderem 
Prßfitngsakte  tmr  strengsten  Oewieeeuhe^ligteit  vernfltdUei  erseheinen. 
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derjenigen  Fakultät  ungesäumt  mitzuteilen,  an  welcher  der  Kandidat  die 
Vorlesungen  besucht  [oder  falls  er  bereits  in  dcni  freigegebenen  achten 
Semester  seiner  Studienzeit   stünde,  zuletzt  besucht  hat].*) 

Diese  Mitteilung  hat  außer  dem  Vor-  und  Zunamen  und  Geburtsort 
des  Kandidaten,  der  Art  der  mißlungenen  Staatsprüfung  und  dem  Umstände, 
üb  die  Reprobation  eine  erste  oder  bereits  wiederholte  war,  auch  noch  das 
Resultat  der  Abstimmung,  eiue  nähere  Schilderung  der  mißlungenen  Prfifung 
zunichst  in  der  Richtung  zu  enthalten,  dafi  das  betreffende  Professorenkol* 
leghun  fOr  den  Fall,  als  der  Kandidat  Stipendist  oder  Stiftitng  ist,  bei  der 
oberwähnten  Beurteilung  Aber  seine  Würdigkeit  oder  Unwärdigkeit  zum 
Fortgenusse  des  Stipendiums  in  dieser  Mitteilung  genauere  Anhaltspunkte 
cuter  allen  Umständen  angemessenen  Entscheidung  erhalte. 


Np.  568. 

L  ErlaS  des  Wnlsterliiiiis  für  K.  v.  D.  vom  20.  Ittrz  1852,  Z.  0.381 

ex  1891 

an  das  Universitätskonsistorium  in  Wien  und  die  akademischen  Senate  in 

Prag,  KrakaUj  Lemberg,  [Olmütz],  Graz,  Innsbruck, 
womit  der  MiiiErl.  vom  3.  JImior  1849,  ROBNr.  6Q,  betreffcod  doo  Foit- 
gcnuB  von  Stadienstlpendlofl,  orllntert  wird. 

Da  sich  in  der  Ausführung  des  ho.  Erlasses  vom  3.  Jänner  1849, 
Z.  7703«)  (RGB.,  Ergänzungsband  Nr.  68,  S.  76),  an  den  Universitäten 
»ehr  verschieden  benommen  und  die  Evidenz  der  Stipendisten  und  Stift- 
finge  nicht  fiberall  in  emer  solchen  Weise  eriialten  wird,  daB  die  betreffenden 
Oberbehörden  zeitiich  genug  in  die  Möglichkeit  der  Beurteilung  versetzt 
weiden,  ob  einem  Stipendisten  sein  Stipendium  noch  foriznbezahlen  oder 
ihm  dasselbe  wegen  Unwfirdigkeit  oder  wegen  Ablaufes  der  Zeit  zu  ent- 
ziehen sei,  wird  angeordnet: 

I.  Jedes  Professorenkollegium  hat  sogleich  nach  Ablauf  eines  jeden 
Semesters^)  an  die  Stntthalterei  einen  genauen  tabellarischen  Ausweis  über 
alle  bei  der  betretfenden  Fakultät  immatrikulierten  Stipendisten  und  Stift- 
ünge  mit  folgenden  Rubriken  zu  überreichen: 

1.  Vor-  und  Zuname  und  Geburtsort: 

2.  Art  und  Betrag  des  Stipendiums  oder  Sliftungsgenusses; 

3.  Angabe  der  verleihenden  Behörde,  Datum  und  Zahl  des  Verleihungs- 
dekretes: 

4.  Fakutttt^  an  welcher  der  Stiftling  immatrikuliert  ist; 

5.  im  wie  vielten  Jahre  semer  Universititsstudien  er  sich  befinde; 

6.  Anführung  der  Kollegien  (mit  ihrer  Stundenzahl),  welche  der  Studie- 
rende In  dem  abgelaufenen  Semester  besucht  hat; 

')  Dieser  Beisatz  ftat  schon  sea  dem  MinErL  vom  20.  Oktober  1855,  Z,  15.162,  RQBNr.  172, 
»ubm  Odüuig  weilormi. 
*t  t.  Nr.  560. 

Ö  AbgeäMUrt  äunh  MinErL  vom  X.JuU  1969,  Z.  6535      Nr.  5^f, 

44» 
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7.  Antrag  auf 

a)  Fortbelassung, 

b)  Entziehung  des  Stipeiidiums  mit  kurzer  Anführung  derjenigen 
gesetzlichen  oder  faktischen  Grundlagen,  auf  die  sich  der  Antrag  stutzt; 

8.  Anmerkungen. 

II.  Jeder  Dozent  hat  über  die  in  seine  Vorlesungen  in^lvribicrten  Stipen- 
disten, sowohl  in  Beziehung  auf  ihr  akademisches  Verhalten  als  ihren 
Fleiß  Im  Besuche  der  Vorlesungen  und  Ihre  wissenschaftliche  Verwendung 
die  fifenaueste  Aufsidit  zu  pflegen  und  gegen  den  Schluß  des  Semesfen 
fiber  dieselben  sein  Votum  schriftlich  an  den  lieireffenden  Referenten  (siehe 
unten  sub  IV)  zu  fibeigeben.^) 

III.  Es  ist  darauf  zu  sehen,  daß  jeder  Stipendist  der  betreffenden 
Fakultät  gehörig  immatrikuliert  sei. 

IV.  In  jeder  Fakultät  ist  ein  eigener  Referent  für  das  gesamte 
Stipendienwesen  zu  bestellen.-)  —  An  diesen  ist  alles  zu  leiten,  was  in 
jedem  Semester  auf  die  endliche  Entscheidung  über  For^enuß  oder  Ent- 
ziehung der  Stipendien   Einfluß  nehmen  kann. 

Derselbe  hat  über  alle  Stipendisten  seiner  Fakultät  ein  genaues  Re- 
gister zu  luhren.  Ls  durlte  sich  als  zweckdienlich  darstellen,  jedem  StiJt- 
linge  in  alphabetischer  Ordnung  einen  eigenen  Bogen  zu  widmen  und  in 
gleicher  Ordnung  In  einem  gesonderten  Faszikel  die  sich  auf  jeden  ein- 
zelnen beziehenden  Privatzeugnisse,  Äußerungen  der  einzehten  Dozenten  usw. 
aufzubewahren. 

Der  Referent  bat  die  Quittungen  nach  Einsicht  in  seine  Vormerkungen 

zu  vidieren,  bevor  der  Dekan  dieselben  vidiert  und  besiegelt 

Er  erstattet  am  Schlüsse  des  Semesters  dem  ProfessorcnkoIIegium 

das  Hauptreferat  und  entwirft  den  Schlußbericht  an  die  Statthalterei,  in 
welchem  die  nähere  Auseinandersetzung  der  frestellten  Anträge  und  ihre 
Begrutuiiing,  soweit  sie  in  der  Überaichtstabelle  nicht  hinlänglichen  Raum 
finden  konnte,  enthalten  sein  muß. 

Es  ist  die  Sache  des  Referenten,  sich  <ni\  kurzem  Wege  von  den 
einzelnen  Dozenten  durch  unmittelbare  Einsicht  in  die  Register  der  Referenten 

»)  Vcl.  S'r.  567. 

«)  Mit  MinErl.  vom  IZ  Februar  1807,  Z.  2352,  wurde  auseesprochen,  daß  Im  Sinne  der 
l»estebendeD  Vonchriften  nod  der  bisher  geübten  Praxis  die  Bestellang  des  Stipendicni cleicum 
u  dtm  Pfllclitenkrcl««  dci  ProfcssorcakoUccIniiii  slbll  und  daS  dieses  sonach  —  inaobnie  d« 

Stlpendlcnwescn  an  den  Universitäten  nicht  eine  anderweitige  Regelung  erfährt  —  ohne  Anfter- 
«cbtlassung  dieser  Pflicht  sich  der  Vornahme  der  Wahl  eines  Stipendienreierentea  nicht  ta 

Fenur  wurde  mit  dem  AUnEfU  vom  8.  April  1897,  Z.  577iKUM,  bemeiitt:  Di«  Uüterrich»- 
verwalttin^  kann  die  Auff3<i9(inpf  der  Fakultät,  dafi  die  Beteiligung  der  akademischen  Behörde« 
und  ihrer  Mitglieder  an  der  Verwaltung  des  Stipendien wesens  eine  blofi  freiwüliee  sei,  tui 
Onrnd  der  derzeit  nodi  In  Geltung  stehenden  Vonchriften  nnd  der  to  Oberetnstfmniimc  daait 
geQbten  Praxis  nicht  teilen.  Die  Mltwfakung  dCS  Professorcnkollegiums  und  seiner  MHgHtdCr 
bei  der  Verwaltung  des  Stfpcndfcnwesens  bat  —  von  besonderen  stiftsbrieflichen  Bc^tiramtinireo 
abgesehen  —  lediglich  in  der  Unterstützung  der  staatlichen  StütungsbehOrde  zu  bestehen. 
Letztere  soll  dadnrcb  In  die  Lage  vendst  werden,  i«  benrtcilen,  ob  der  Stlpcadfat  die  fO^ 
schrlftsmäfilgcn  Eigenschaften,  soweit  sie  das  Verhalten  und  das  Studium  betreffen,  besitzt  oder 
nicht,  um  «ohin  Stiftunfi^aubichtsbebOrde  die  Entscheidung  Aber  Fortbeaug  oder  Entaiebnc 
des  Stipendiums  zu  ulicu. 
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der  fibröses  Fakii]tilte%  in  die  ProtolcoUe  der  theoretischen  Staalt|irQfiiiigs* 
kommltsionen  (insbesondere  in  F&llen  angezeigter  Reprobationcn)  alle  ihm 
dienlich  oder  notwendig  scheinenden  Angaben  und  Auskflnfte  einzuholen» 
welche  er  zur  Stellung  gewissenhafter  Antrige  bendtigi^) 

Wenn  die  Zahl  der  einer  Fakultät  immatrikulierten  Stipendisten  SO 
groB  Sehl  sollte,  daß  die  dadurch  veranladten  Geschäfte  von  einem  Re- 
ferenten nicht  füglich  besorg^  werden  können,  so  wird  das  Professoreti- 
koUegium  das  Erforderliche  veranlassen,  um  ihm  die  nötige  Unterstützung 
zu  gewähren,  ohne  die  notwendige  Übersicht  zu  gefährden. 

Es  wäre  übrigens  zu  wünschen,  daß  der  Referent  wenigstens  anfäng- 
lich nicht  v(m  Jahr  zu  Jahr  wechsle,  süiidcrn  für  zwei  oder  drei  Jahre 
aufgestellt  werde.  Er  wird  dadurch  in  die  Lage  kommen,  die  unentbehr- 
lichen Materialien  zu  einer  zweckmäßigen  Regelung  des  Stipendienwesens 
zu  sammdn,  die  in  mehrfacher  Beziehung  sehr  wohltätig  werden  könnte. 

Es  wird  daher  von  dem  Professorenkollegium  mit  Zuversicht  erwartet, 
dafi  es  bei  der  Wahl  des  Referenten  mit  gewissenhafter  Umsicht  vorgehen 
werde;  das  Ergebnis  derselben  wird  durch  die  Protokollsvorlage  zur  hier« 
Ott^n  Kenntnis  zu  bringen  sein. 

Die  Schlußberichte  der  einzelnen  Professorenkollegien  sind  durch  die 
akademische  Oberbehörde  an  die  Statthalterei  desjenigen  Kronlandes  zu 
leiten,  in  welchem  die  Universität  gelegen  ist.  Diese  Statthalterei  wird 
sohin  nach  Beschaffenheit  dcT  Umstände  die  aiienfails  noch  weiter  nötigen 
Mitteilungen  machen. 

Mit  Ausführung  gegenwärtiger,  an  die  Universitäten  zu  Wien,  Prag, 
Lemberg,  Krakau,  fOlmütz],  Graz  und  Innsbruck  ergehenden  Anord- 
nungen ist  sogleich  mit  Emtnlt  des  Sommersemesters  i651/ö2  der  An- 
fang zu  machen. 


Np.  664. 

n.  EriaA  des  MlnUtsrlams  fBr  K.  a.  U.  vom  20.  lUjrz  1892.  Z.  10.381 

n  im 

an  die  Statthalter  von  Böhmen,  Oalizien,  Niedei^terreich,  Mihren,  Schlesien, 
Oberösterreich,  Salzbuig,  Tirol,  Steiermark,  Kirnten,  Krain,  Kfistenland, 

Dahnatien, 

wontt  ille  Vorscbrlffceii  Aber  den  OeaaB  von  Stndleiiftipcodlen  criinteit 

werden« 

Zur  Beseitigung  mehrerer  Ober  die  Dauer  des  Stipendiums«  und 
Stiftungsgenusses  von  Studierenden  durch  die  Emführung  der  neuen  Stndien- 
gesetze  entstandenen  Zweifel  wurden  folgende  MaBregehi  m  Antrag  ge- 
bracht: 

a)  Über  die  Dauer  des  Stiftungsgenusses  von  Seite  der  Universitäts- 
hörer haben  vor  nüem  nach  wie  vor  die  speziellen  Bestimmungen  der  be- 
treffenden Stiftsbriefe  maßgebend  zu  bleiben. 

^i,dM  «fiAwMA«  MiuCrt.  fMi  7.  Dmtmttr  m  Z,  67tS  ($.  Mr.  967), 
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IL  Tctt: 


;  A.  Attgcneliic  BdÜnningcii. 


b)  Zum  Genüsse  von  Stiftungen,  bei  welchen  eine  Beschränkung  der 
Dauer  nicht  stiftsbriefmSfiig  bestimmt  ist,  sind  Universltitsstudierende  nur 
so  lange  berechtigt,  als  sie  ihre  Studien  ordentlich  fortsetzen  und  sich  der 
Beibehaltung  des  Stipendiums  oder  der  Stiftung  nicht  nach  Befund  des 
Lehrkörpers  wegen  minderer  Verwendung  und  tadeUiaflen  Benehmens  un* 
wfirdig  machen. 

c)  Eine  in  iigend  einem  Semester  stattfindende  Unterbrechung  hat  zur 
Fo^e,  daß  der  betreffende  Stiftungsplatz  als  erledigt  zu  behandeln  komm^ 
und  zur  anderweitigen  Besetzung  desselben  geschritten  werden  könne. 

d)  Der  Oenuß  der  Studienstiftungen  hat  bei  Universitatshörem : 

a)  welche  sich  bei  dem  Obertritte  auf  die  Universität  bereits  in 
Genüsse  einer  Stiftung  befinden,  oder 

ß)  im  Laufe  des  Universitätsbesuches  eine  solche  erlangen,  unter 

den  sub  a)  und  b)  bezeichneten  Modalitäten  in  der  Regel  nur  bis  zur 
Beendigung  einer  bestimmten  Dauer  des  ordentlichen,  d.  i.  semesterweise 
nicht  unterbrochenen  Universitätsbesuches  zu  gelten,  welche  Dauer  nach 
Analogie  des  §  47  der  Studicnordnungi)  bei  den  Studierenden  der  ju- 
ridischen Fakultät  auf  vier,  bei  den  Studierenden  der  medizinischen  Fakul- 
tät auf  fuut  nacht'inanderfolpende  Universitätsjahre  festgesetzt  wird.-) 

e)  Wünscht  ein  Studieren  der  nach  Beendigung  dieser  vier-,  respektive 
[unljährigen  üniversitätszeit  an  Oenusse  der  Stiftung  während  der  Vor- 
bereitungszeit zur  Erlangung  des  juridischen  oder  medizinischen  Doktor- 
grades zu  verbleiben,  so  hat  derselbe  bei  der  Stiftungsbehörde  um  die  Be- 
willigimg  dieser  Begünstigung  auf  die  Dauer  des  unmittelbar  auf  die  gesetz* 
Uefa  festgesetzte  Universitätsbesuchszeit  folgenden  Studienjahres  spezieü  em- 
zuscfareiten,  und  es  ist  diese  Beibelassung  noch  durch  ein  Jahr  f&r  den 
Fall  zu  bewilligen,  wenn  selbe  nicht  der  Eigenschaft  des  Stipendiums 
oder  der  klaren  Vorschrift  der  Stifttmg  zuwiderläuft,  und  nach  der  bisherigen 
Richtung  der  Studien  des  Stiftlings  anzunehmen  ist,  daß  derselbe  dieses 
Jahr  wirklich  3)  7ur  Vorbereitung  für  seine  Icünftigen  BenifspfUchten  ver« 
wenden  dürfte;  dagegen  hat 

f)  eine  Verlängerung  des  Stipendien-  oder  Stiftungsgenusses  selbst 
über  die  Dauer  dieses  Begünstigimgsjahres  nicht  weiter  Platz  zu  greifejL 

»)  s.  Nr.  365. 

«)  Erlafl  des  Ministeriums  für  K.  n,  U.  vom  14  NJnvpmbcr  l^'P^,  Z  ?fi  6^^,  sn  die  Rck-torttc 
fimtlicher  Universitäten,  betreffend  die  tiintanhaliung  ungebührlichen  Bezuges  vun  Qnadengaben: 
AaliSUeh  da  vorcdconnencii  Fallet,  diS  elnffli  StadlcreadcOt  den  dat  Onadtsgibe  bis  tv 
Vollendung  der  Studfcn  bewilligt  worden  war,  seitens  eines  Dekanates  eine  bezQglichc  Quittung 
noch  nach  Beendigung  der  Univercftstssfudien  zu  einer  Zeit,  wo  der  betreffende  Studierende 
sich  bereits  im  Stadium  der  Ablcguug  der  strengen  Prüfungen  bctand,  vidiert  wurde,  und  bie- 
diifdi  ein  iiiicd>Blirllclier  Bczaif  der  Ovadengabe  hervorgeraten  warde,  «frd  das  Rdttocaf 
ersucht,  die  Bes-fimmung  dc^  Hnfkammcrdckrcfe'!  vom  21.  Februar  1835,  Z  T?"!")  VC\S  Bd.  61, 
S.  25)  aber  die  Hintanhaltung  ungebührlicher  Verabfoigung  der  bis  zur  Vollendung  der  Stodica 
bewilligten  Onadengaben  den  Dekanaten  in  Erinnerung  zu  bringen. 

•)  HItateMÜtk  der  ZalOssigkeä  des  Fortttnuges  von  Säffemdien  äber  äU  ShuUaaeä  hlam 
:um  Zwecke  der  Erwerbung  des  Doktorates,  bezirftL  nr^-^-.veise  der  Lekrbefähigung  ßir  das  Iw/iraynt 
an  Mittelsdmlen  sind  mit  MinErL  vom  1.  Febru  ar  iss2,  Z.  1797  (s.  Nr.  5Ö7>,  rücksüMlick  der 
ttndUedenen  Fakultäten  dngetunäe  BtsSmmungen  getroffen  worden.  Hieduth  wvdtm  mtk  4k 
nadifcigmden,  a  oL  4f  tmd  t)  erUttsmen  Betttmmmgei*  wmentlick  mod&Uirt* 
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Das  Unterrichtsministerium  findet  auf  die  Publizierung  einer  all- 
gemeinen Norm  des  vorerwähnten  Inhaltes  gegenwärtig  aus  dem  Grunde 
nicht  einzugehen,  weil  vor  Erscheinen  der  Rigorosenordnungen  für  die 
verschiedenen  Fakultäten  die  Studienreformen  nicht  als  abgeschlossen  ange- 
sehen werden  können,  die  Regulierung  des  gesamten  Stipendienwesens  dann 
ohnehin  Gegenstand  umfassender  neuer  Normen  werden  dürfte,  bis  dahin 
aber  das  Unterrichtsministerium  wünschen  muß,  die  Zahl  der  vielfältigen 
hierüber  bestehenden  Vorschriften  nur  in  dem  Falle  der  dringendsten  Not- 
wendigkeit, welche  jedoch  für  die  oben  erwähnten  Anträge  keineswegs 
vorhanden  ist,  durch  neue  Anordnungen  vermehrt  zu  sehen. 

Mit  Zuhilfenahme  der  Analogie  und  unter  Ziehung  der  notwendigen 
Konsequenzen,  welche  sich  aus  dem  Verhältnisse  des  neuen  zu  dem  früheren 
Studiensysteme  ergeben,  wird  es  den  Statthaltereien  um  so  weniger  Schwie- 
rigkeiten darbieten,  mit  den  bisher  erschienenen  älteren  und  neueren  Norma- 
lien über  das  Stipendienwesen  auszulangen,  als  die  Reformen  des  Studien- 
wesens gerade  an  den  Grundsätzen  der  Stipendienbeteilung  und  der  Be- 
dingungen ihres  Fortgenusses  im  allgemeinen  und  zunächst  keine  so  weit- 
gehenden Änderungen  notwendig  machen,  als  häufig  behauptet  wird. 

Der  oben  sub  a)  enthaltene  Grundsatz  durchzieht  sowohl  die  älteren 
als  neueren  Vorschriften  über  das  Stiftungswesen  als  leitender  Grund- 
gedanke. Er  ist  in  der  Natur  der  Sache  gelegen  und  eine  wiederholte 
Erklärung  hierüber  überflüssig. 

Ad  d)  und  e).i)  Ebenso  liegt  es  in  der  Natur  der  Sache  und  wird 
von  der  bisherigen  Gesetzgebung  als  maßgebendes  Prinzip  angesehen,  daß 
ein  Studierender  dadurch,  daß  er  die  Universität  länger  als  die  für  den  be- 
treffenden Studienzweig  gesetzlich  vorgeschriebene  Zeit  besucht,  sich  keinen 
Anspruch  auf  eine  längere  Fortdauer  des  Stipendiengenusses  einseitig  ver- 
sichern kann.  Die  regelmäßige  Universitätszeit  ist,  mit  Ausnahme  der 
philosophischen  Fakultät,  durch  die  neueren  Gesetze  nicht  alteriert  worden. 
Sie  ist  dieselbe  wie  früher.  Allerdings  steht  es  jetzt  einem  Studierenden 
frei,  noch  ein  oder  mehrere  Jahre  darüber  hinaus  die  Universität  zu  be- 
suchen. Allein  dasselbe  war  ihm  auch  nach  dem  früheren  Studiensysteme 
nicht  absolut  verwehrt.  Denn  ein  Jurist  z.  B.  durfte  immerhin  den  vierten 
Jahrgang  der  Rechte,  wenn  er  wollte,  wiederholen,  oder  in  seinem 
fünften  Jahre  dem  Besuche  außerordentlicher  Vorlesungen  sich  widmen  usw. 
Tut  daher  jetzt  ein  Studierender  ein  Ähnliches,  so  kann  kein  Zweifel 
darüber  obwalten,  daß  er  sich  ebensowenig  jetzt  wie  früher  durch  einen 
solchen  Jahrgang  die  Verlängerung  des  Stipendiums  einseitig  erwerben 
kann.  Stand  früherhin  einem  solchen  Ansprüche  die  aus  der  ganzen  Gesetz- 
gebung hervorleuchtende  Tendenz  entgegen,  daß  die  extensive  Wirkung 
gestifteter  Genüsse  nicht  durch  zu  lange  Dauer  derselben  von  Seite  der 
beteilten  Individuen  den  Ansprüchen  anderer  Anwärter  entzogen  werde, 
so  wurde  hieran  durch  die  neueren  Gesetze  nichts  geändert. 

*)  Vgl.  hifzu  die  Anmerkune  *)  (S.  694J  za  al.  e)  dieses  Erlasses.  Mit  Rücksicht  auf  das 
dort  Ängeföhrte  erscheinen  die  ad  d)  und  e)  erlassenen  Vorschriften  nur  noch  insofern  in  Oeltung, 
als  bei  längerem  als  dem  rorgeschriebenen  Fakultätsstudium  der  Stipendiengenuß  tu 
erlöschen  hat. 
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IL  Teil:  ätudienvorschriiten;  A.  Allgemeine  Bestimmungen. 


Alles  dies  ist  in  der  Ah.  Entschl.  vom  5.  August,  StHD  vom  16.  August 
1837,  Z.  4993,^)  rucksichtlich  der  absolvierten  Juristen,  welche  sich  dem 
Doktorate  imtendehen  wollen,  klar  genug  ausgesprochen,  um  auch  noch 
fortan  In  kongruenten  und  analogen  Fällen  zur  Riditsdmur  zu  dienen. 

Indem  in  Iii  d)  dieser  Ah.  Entschl.  ausdrücklich  verfiigt  wird,  „daB 
die  Zahlungsanweisung  erst  dann  geschieht,  wenn  der  Kandidat  im  er- 
wähnten  Schuljahre  (i.  e.,  welches  unmittelbar  auf  die  Vollendung  der 
juridisch-politischen  Studien  folgt)  zwei  strenge  Prüfungen  mit  trfole  ab- 
gelegt", so  ergibt  sich  hieraus  ebenso  von  selbst,  daß  ein  gewisser  lan^jercr 
Zwischenraum  zwischen  seinem  Quadriennium  und  der  Ablegung  der 
Rigorosen  ihn  dieser  Begünstigung  verlustig  machen  würde,  als  daß  er,  ura 
sich  dieselbe  zu  sichern  und  die  Verleihung  des  bei  seiner  Studienvoliendung 
erledigten  Stipendiums  an  einen  anderen  von  Seite  der  Stiftungsbehörde  zu 
verhüten,  speziell  bei  dieser  um  die  Bewilligung  dieser  Begflnsttgun^  euh 
zuschreiten  habe. 

Sollte  dies  nach  den  gemachten  Erfahrungen  nicht  geschehen,  so  be> 
darf  es  zur  Bewerkstelligung  dieser  speziellen  Gesuche  nicht  einer  all^ 
meinen  jresetzlichen  Norm,  sondern  nur  eines  Erlasses  der  Stitth.Tlterei  an 
die  betreffenden  Studieninstanzen,  um  die  Lehrkörper  und  die  Studierenden 
auf  die  Unerlaßiichkeit  eines  solchen  hinschreaens  aufmerksam  zu  machen. 

Außerdem  verordnet  aber  das  sich  auf  eine  Ah.  Entschl.  stützende 
Hofdekret  vom  30.  Juni  1802  ausdrücklich:  „Sc.  Majestät  haben  sich  be- 
wogen gefunden,  dem  eingeschlichenen  Mifibrauche,  den  Stiftungen  die 
Stipendien  nach  vollendeten  Studien  noch  auf  ein  Jahr  zu  lassen,  Einhalt 
zu  tun;  Allerfaödistdieselben  verordnen  daher,  daß  sowohl  der  OenuB 
der  Stiftungen  (wenn  die  Stifter  nicht  insbesondere  anders  verfügt  haben), 
als  der  Genuß  der  Unterrichtsstipendien  mit  eben  dem  Jahre,  in  welchem 
die  Jünglinge  ihre  Studien  nach  den  bestehenden  Vorschriften  vollendeten, 
aufzuhören  hnhe 

Endlich  wurde  auch  mit  dem  Erlasse  vom  3.  Janner  1849,  Z.  7703 
ex  1648")  (Supplement  zum  l^GB.,  Z.  68,  S.  76),  ausgesprochen:  „wenn 
Studierende  eine  längere  Zeit  als  nach  dem  Studienplane  notwendig  ist, 
hl  den  Studien  zubringen,  so  können  sie  deshalb  nicht  auch  eine  l&ngere 
Dauer  des  Stipendiengenusses  in  Anspruch  nehmen.'' 

Ad  b)  und  c).  Was  die  ununterbrochene  Fortsetzung  der  Studien 
antielang^  so  fordern  die  älteren  Gesetze  dieselbe,  und  zwar  unter  gleich- 
zeit^em  öffentlichen  Besuche  der  Lehranstalten  mit  soldher  Strenge,  daß 
sogar  das  früher  gesetzlich  gestattete  Privatstudium  den  Verlust  des 
Stipendiums  nach  sich  zop:  —  Diese  Forderung  ist  eine  Cfin/  nntilrüche 
Folgerung  des  Grundprinzips,  d.iR  die  Stipendien  für  Studierende  und  lui 
Unterstützung  des  öffentlichen  Univtrsitätsbesuchcs  bestimmt  smd.  Wer 
aber  seine  Studien  unterbricht,  ist  kein  Studierender  mehr. 

Schon  die  Hofentschließung  vom  4.  Juli  1786  enthält  die  Destlmmung, 
daß  die  Stiftlinge  bei  Verlust  der  Stipendien  an  dffentUdiett  Lehranstalten 
den  Unterricht  zu  nehmen  haben.  Ebenso  veiffigen: 

»)  *.  Nr.  558. 
^  ff.  Nr,  SSO, 
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Das  StucUciihofkoiiiiiiitsioiudekrtt  vom  25.  Mai  1822:  „Der  Bezug 
daes  Stipendiums  von  dem  Zeitpunkte,  in  weldiem  ein  Stiftimg  das  öffent- 
liche Studium  aufgegeben  hat  und  privatim  studiert,  ist  demselben  nicht 
mehr  zu  verabfolgen." 

Das  Studienhofkommissionsdekret  vom  4.  April  1827:  „Diejenigen, 
welche  den  Studien  obliegen,  ohne  eine  öffentliche  Lehranstalt  als  ordent- 
liche Hörer  zu  besuchen,  können  kein  Stipendium  genießen  und  verlieren 
dasselbe  von  dem  Anfang^e  desjenigen  Semesters  an,  in  welchem  sie  die 
öffentliche   Lehranstalt   \LTiasscn  usw." 

Weichen  i_intiuß  die  durch  wirkliche  Krankheit  eingclreleue  üntcr- 
bfcchung  der  Studien  auf  den  For&ezug  der  Stipendien  nimmt,  entscheidet 
das  Studienhofkommissionsdekret  vom  11.  April  1836,  Z.  1804,  dahin,  dafi 
in  der  Regel  Repetenten  zum  FortbezHge  des  Stipendiums  nicht  geeignet 
sind,  und  in  solchen  FIHen  Jünglinge  nur  dann  sie  beibehalten  können, 
wenn  Krankheiten  sie  gänzlich  hindern,  die  Kollegien  zu  besuchen  (und 
die  Prüfung  zu  machen),  und  wenn  die  Krankheit  nicht  über  ein  Jahr  dauert. 

Wie  sich  somit  sämtliche  in  obioren  Antrrigren  berührten  Punkte  des 
StipcndiLiniw  csciis  durch  Handhabung  der  bcstciictiden  Vorschriften  ntul  ihre 
alienlalls  in  analoger  Weist'  eintretende  Anwendung  beantworten  durften, 
so  ist  dies  auch  in  Ansehung  anderer  angeregter  Zweifel  der  Fall: 

a)  ob  durch  Reprobation  bei  einer  Maturitätsprüfung, 

b)  durch  Fortsetzung  der  Studien  an  einer  auswärtigen  Universität; 

c)  durch  den  Obertritt  an  eine  verschiedenartige  Lehranstalt  z.  B. 
an  eine  UKmtanistische  Schule,  ein  Stipendimn  verioren  gehe. 

Hierfiber  wird  vorläu%  und  unbeschadet  späterhin  allenfalls  für  not- 
wendig erachteter  Änderungen  oder  genauerer  Bestimmungen  nur  bemerkt: 

Ad  a).  Ober  den  FinflüR,  welchen  die  Reprobrifion  bei  der  Maturitäts- 
prüfung auf  den  Fortgenuü  der  Stipendien  nimmt,  enthält  der  ho.  Erl.  vom 
1.  Februar  1852,  Z.  1373,*)  über  die  Vornahme  dieser  Prüfungen  die  den 
Unterbehorden  zur  Richtschnur  dienende  Anordnutig. 

Ad  b).  Durch  den  Übertritt  an  eine  ausländische  Universität  wird 
schon  darum  ein  Stipendium  verk>ren  gehen  mfissen,^)  weil  ein  solcher 
Studierender  nicht  wohl  die  Bedingungen  des  For^nusses,  d.  i.  seme 
ausgezeichnete  wissenschaftliche  Verwendung  In  einer  solchen  Weise 
darzutun  im  stände  sein  wird,  wie  dies  die  bestehenden  Anordnungen 
von  Studierenden  österreichischer  Universitäten  fordern. 

Auch  spricht  dagegen  das  Dekret  der  Hofkommission  in  Konvikts- 
sachen  vom  16.  Juni  1807,  wonach  Se.  Majestät  m  Hinsicht  auf  die  Bei- 
belassung  der  Unterrichtsgelderstipendien  für  diejenigen  Stipendisten,  welche 
zur  Fortsetzung  ihrer  Studien  sich  in  ein  anderes  Erbland  zu  begeben 
gezwungen  sind,  zu  beschließen  geruht  haben,  „daß  nur  in  dem  einzigen 

»)  Da^rlbst  fsHfft  es:  Du  Mlfllln^en  einer  Maturitätsprüfung  zfeht  Jedenfalls  den  Verlust 
de«  Stipendiums  nach  sich.  Im  Falle  freiwilliger  Verschiebung  der  MaturiUUsprüfung  um  dB 
ScflMfltcr  ist  den  SttpcndiilCD  der  Portbcnif  dw  Stlpcndlttnit  cnt  mdl  Ablurf  dct  Scswslcn 

lad  Venn  sie  die  MgtarHUiprftfung  mit  gutem  Erfolge  bestanden  haben,  anzuweisen. 

Dir  Bestimmungen  tn  nl.  h).  wonach  der  Siipendienbezug  im  Auslände  unzulässig  ist, 
sind  durch  neuere  Vorschnfun  auj gehoben,  VgL  oL  e)  des  MintLrL  vom  19.  Juni  1852,  Z.  3920 
($.  Nr,  96^  mnd  Nr.  SU, 
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Falle  demjenigen,  der  ein  Unterrichtsstipendium  bezieht,  dasselbe  auch 
anderwärts  belassen  werden  dürfe,  wenn  in  dem  Lande,  wo  ihm  das 
Stipendium  zu  teil  geworden  ist,  die  nämliche  Lehranstalt  zur  Fortsetzung 
der  Studien  nicht  besteht  usw." 

Ad  c).  Was  diesen  Punkt  anbetrifft,  so  ist  sich  an  den  Inhalt  der 
Stiftsbriefe  und  die  bisher  diesfalls  von  den  Länderstellen  beobachtete  Übung 
zu  halten. 

Um  übrigens  die  Statthaltereien  überhaupt  in  eine  genauere  Kenntnis 
über  die  Würdigkeit  oder  Unwürdigkeit  der  einzelnen  Stipendisten  oder 
Stiftlinge  zu  setzen  und  ihnen  vorkommendenfalls  die  Beurteilung  zu  er- 
leichtern, ob  dem  einen  oder  anderen  wegen  Ablauf  der  Zeit  sein  Stipendium 
einzustellen,  oder  wegen  schlechter  Sitten,  nachlässiger  Frequcntation  oder 
schlechter  Verwendung  seiner  Universitätszeit  dasselbe  zu  entziehen  sei, 
habe  ich  unter  einem  an  sämtliche  akademische  Behörden  der  Universitäten 
Wien,  Prag,  Lemberg,  Krakau,  [Olmütz],  Graz  und  Innsbruck  den  in 
Abschrift  beiliegenden  Erlaßt)  gerichtet,  und  ich  hoffe  durch  die  darin 
angeordnete  Zentralisation  der  Überwachung  der  Stipendisten  jeder  Fakultät 
ein  dem  Bedürfnisse  der  Statthaltereien  bei  der  diesfälligen  Beurteilung  ent- 
sprechendes Resultat  zu  erzielen. 

Werden  die  in  diesem  Erlasse  angeordneten  tabellarischen  Übersichten 
und  semestralen  Schlußberichte  in  der  anbefohlenen  Weise  erstattet,  so 
dürfte  die  Entscheidung  über  den  Fortgenuß  oder  die  Entziehung  der 
Stipendien  keine  besonderen  Schwierigkeiten  veranlassen. 

Da  übrigens  diese  Übersichten  und  Berichte  nur  an  die  Statthalterei  des- 
jenigen Kronlandes  erstattet  werden,  in  welchem  die  betreffende  Univer- 
sität gelegen  ist,  so  wird  es  dieser  Statthalterei  obliegen,  in  den  Fällen,  wo 
in  dem  Verzeichnisse  Stipendisten  vorkommen,  über  welche  die  Entschei- 
dung über  den  Stipendiums-  oder  Stiftungsfortgenuß  einem  anderen  Landes- 
chef oder  überhaupt  einer  anderen  Instanz  zusteht,  durch  zweckmäßige 
Auszüge  aus  den  Übersichten  und  Schlußberichten  die  dienliche  Mitteilung 
mit  der  nötigen  Beschleunigung  zu  pflegen. 


Nr.  565. 

Aus  dem  Erlasse  des  Ministeriums  fOr  K.  u.  U.  vom  19.  Juni  1852. 

Z.  3920, 

an  die  Statthalterei  in  Tirol  und  Vorarlberg, 

(a)  wegen  Dauer  des  Stipendiengenusses  an  der  philosophischen  Fakultät« 

b)  wegen  Dauer  des  Stipendiengenusses  In  den  medizinischen  Studien, 

c)  wegen  Übertragung  des  Stipendiengenusses  beim  Übertritte  von  einer 
Fakultät  an  eine  andere,  d)  wegen  Dauer  des  Stipendiengenusses  bei 
Aufschiebung  der  Maturitätsprüfung,  e)  wegen  Zulässigkeit  des  Genusses 
inländischer  Stipendien  an  ausländischen  Universitäten,  f)  ob  die  Qym- 


0  s.  Nr.  563. 
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naaial.  md  «He  fflr  das  Yomudige  philosopUtchc  Studitun  besttmiiiteii 
$tip«idleii  Micli  in  der  vn.  imd  VIII.  Oynmatbüklasse  genossen  werden 
dirfen  nnd  warnt  die  bei  ebrigeo  dortllodlgen  Stipendleo  fBr  das 
ehemalige  ptallosophlscbe  Stndlttni  snllssige  ETbOhnng  einsntreCen  bebe). 

Ad  a)  und  c).  Durch  die  neue  Staidienordnung^)  ist  die  Univenitili" 

zeit  der  philosophischen  Fakultät  auf  drei  Jahre  festgesetzt  worden;  e$ 
Icann  daher  mit  Rücksicht  hierauf  der  Stipendiengenuß  für  die  Akademiker 

der  philosophischen  Studien  sich  jetzt  bis  zu  drei  Studienjahren  erstrecken, 
auf  das  Jahr  der  Qradiiierung  und  der  strengen  Prüfungen  aber,  wie  bisher, 
nicht  ausgedehnt  werden.-) 

Rücksichtlich  der  Obertrafrunp  des  Stipendiengenusses  luirii  Übertritte 
von  einer  f^akultat  an  eine  andere  isl,  bis  auf  weitere  Anordnung,  die 
diesfällige  früher  bestandene  Obung  festzuhalten. 

Ad  b).    Da  durch  die  neueren  üeseUe  die  akademische  Studienzeit 

beun  med^nisdi-düniigisdien  Stadium  keine  Änderung  erlitten  ha^  so 
haben  die  bisherigen  Vorschriften  rflckslchillch  der  Dauer  des  Stipendien- 
genusses bei  JMedünnem  sowohl  wahrend  der  gesetzlichen  Universitätszeit^ 
als  auch  wihrend  der  Vorbereitung  zu  den  strengen  Prüfungen  keine 
Modifikati(Mi  zu  erleiden  nötig,  sondern  sind  in  vorkommenden  FflUen 
nach  wie  vor  ungeändert  in  Anwendung  zu  bringen.') 

Ad  d).  Die  hier  enthaltene  Anfrage  findet  in  dem  MlnErL  vom 
1.  Febniar  d.  J.,  Z.  1373,*)  an  die  Landesschulbehörde  ihre  Beantwortung. 

Ad  e)  wird  bemerkt,  daß  gegen  den  Qenufi  von  Privatstipen- 
dien an  austiuidischen  Universitäten  für  den  Fall  nichts  erinnert  wird,  wenn 
der  Genuß  im  Auslande  mit  den  Bestimmungen  des  Stiftungsbriefcs  ver- 
einbarlich  ist  und  mit  Zustimmung  der  Kuratoren  und  Administratoren  der 

betreffenden  Stipendien  stattfindet.  Der  Fortbczug  eines  land  es  fürst- 
lichen Stipendiums  ist  jedoch  beim  Übertritte  an  eine  ausländische  Univer- 
sität für  die  Zukunft  stets  an  eine  spezielle,  über  Antrag  der  Statthalterei 
von  dem  Ministerium  zu  erteilende  Bewilligung  gebunden.*) 

Ad  f).  Rücksichtlich  der  hier  enthaltenen  Anfrage  wird  die  k.  k.  Statt- 
halterei auf  den  Min  Erl.  vom  25.  April  1851,  Z.  6739,*)  mit  dem  Bemerken 
hingewiesen,  daß  bei  jenen  dortländigen  Stipendien,  bei  welchen  der 
Stipendiengenuß  in  den  philosophischen  Studien  erii5ht  werden  darf,  diese 
Erhöhung  nunmehr  nur  in  der  philosophischen  Fakultät  einzutreten  habe,  da 
die  ehemaligen  Lyzealklassen  nicht  mehr  zum  philosophischen  Studium 
gezahlt  werden,  sondern  einen  integrierenden  Teil  des  Gymnasiums  biMen. 


s.  S'r.  365. 

'j  Sunmehr  besteht  ein  philosoptusches  Quadrunmum ;  vgl.  §  1  der  piidosophischen  Rigorosen- 

ofdmmg (9.  Nt,K^miiddit  PH(fiuigf9oneluift  fir  Uhrwtattuimam  ($,  Nr,        vgl,  fttmr 

Ur,  587  fAb$,$m»i  4). 

*)  Vgl,  Hr.  587  (Abs.  ^. 

*}  V(rL  Nr.  S0i,  Anmerkung     S.  W7. 

•)  Vgl  Nr.  564  fS.  697,  ad  bj.  Zufolge  MlnErL  vom  St.  Mal  Sm,  Z.  7923  fi,  Nr,  590J, 
ist  auch  bei  Prlvatstlpend i r n  d<'r  Ocmiß  im  Aaslimde  MM»  dfr  vwUtT^n  B*wlUtguig 4e$ 
MinisUriums  für  KaUus  imd  Unierricht  abhängig. 

^  «.  Nr.  S6h 
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Nr.  566. 

Erlaß  des  Ministeriums  fflr  K.  u.  U.  vom  26.  Juni  1852.  Z.  6140. 

an  die  Landesschulbehörde  von  Kärnten, 

(wonach  der  Fortbezug  von  Stipendien  zur  Vorbereitung  auf  die  Staats- 
prüfung nach  zurückgelegten  Studien  unzulässig  ist). 

Die  k.  k,  .  .  .  wird  in  die  Kenntnis  gesetzt,  daß  die  Vorschrift  über 
den  Fortgenuß  der  Stipendien  durch  Doktoranden  eine  ausnahmsweise 
ist,  somit  einschränkend  ausgelegt  werden  muß,  und  deshalb  auf  jene  Indivi- 
duen, welche  nach  zurückgelegten  Studien  sich  noch  für  eine  Staatsprüfung 
vorbereiten,  keine  Anwendung  findet,  daß  femer  eine  Parallele  mit  den 
Doktoranden  in  dem  angeregten  Punkte  schon  darum  nicht  gezogen  werden 
kann,  als  nach  Inhalt  der  über  die  Staatsprüfungen  erflossenen  Bestim- 
mungen die  ersten  zwei  im  Laufe  der  Studienzeit,  die  dritte  unmittelbar  nach 
Vollendung  derselben,  ja  sogar  noch  in  den  letzten  sechs  Wochen  vor 
Schluß  des  achten  Semesters  bestanden  werden  kann.-) 


Nr.  567. 

Aus  dem  Erlasse  des  Ministeriums  fUr  K.  u.  U.  vom  7.  Dezember  1852. 

Z.  6715. 

an  das  Profcssorenkollegium  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät 

der  Wiener  Universität, 
(betreffend  1.  die  Überwachung  der  Stipendisten  zum  Behuf e  der  Fort- 
belassung  oder  Entziehung  ihrer  Stipendien;  2.  die  Nichtanwendbarkeit 
der  die  Dauer  des  Stipendien- und  Stiftungsgenusses  regelnden  MinVdg. 
vom  20.  März  1852.  Z.  10.381  (!.»))  auf  die  der  rechts-  und  staats- 
wissenschaftlichen Fakultät  immatrikulierten  Zöglinge  der  k.  k.  Ttaere- 

sianischen  Akademie). 

Was  das  vom  Professorenkollegium  geäußerte  Bedenken  betrifft,  daß 
nämlich  viele  Stipendisten,  sofern  sie  aus  allen  Disziplinen,  deren  Vor- 
träge sie  besuchen,  Beweise  ihrer  wissenschaftlichen  Verwendung  zu  liefern 
verpflichtet  sind,  ihren  Besuch  der  Vorlesungen  auf  das  gesetzliche  Minimum 
beschränken  dürften,  eine  Gefahr,  deren  Abwendung  nach  dem  Dafürhalten 
des  Profcssorenkollegiums  durch  die  Anordnung  beseitigt  werden  könnte, 
daß  es  zum  Fortbezug  des  Stipendiums,  soweit  es  sich  hiebei  um  die  wissen- 
schaftliche Tätigkeit  des  Stipendisten  handelt,  hinreiche,  wenn  die  Do- 
zenten in  jedem  Semester  die  erfolgreiche  wissenschaftliche  Verwendung 
hinsichtlich  zweier  Lehrgegenstände,  deren  Vorträge  sie  während  des 
Semesters  besucht  haben,  bestätigen,  so  wird  hierauf  nachstehendes 
bemerkt: 

«)  Vgl.  Nr.  558  und  564. 

•)  Oe/tüOS  §  5  des  Gesetzes  vom  20.  April  1993,  RQBNr.  68  (s.  Nr.  6JS).  kann  nur  die 
judizielle  oder  die  staatswissensehaßUche  Staatsprüfung  in  den  letzten  vier  Wochen  des  letzten 
Semesters  abgelegt  werden. 

*)  s.  Nr.  563. 
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Jeder  Dozent  ist  verpflichtet,  über  die  in  seine  Vorlesungen  inskri- 
bjerten  Stipendisten,  was  ihr  akademisches  Verhalten,  ihren  Fleiß  und  ihre 
wisteoschaftliche  Verwendung  anbelangt,  die  genaueste  Aufsicht  zu  pflegen 
und  darüber  am  Schlüsse  des  Semesters  dem  Stipendienreferenten  sein 
Outachten  zu  erstatten. 

Es  ist  Sache  des  Stipendienreferenten,^)  sich  auf  Orund  dieser  Out- 
achten oder  auf  sonst  eine  ihm  zweckmäßig  scheinende  Art  eine  bestimmte 
Ansicht  über  die  wissenschaftliche  Tätigkeit  jedes  einzelnen  Stipendisten  zu 
bilden  und  daraufhin  seinen  Antrag  auf  den  Fortgenuß  oder  die  Entziehung 
des  Stipendiums  zu  stellen. 

Es  ist  gleichgültig,  ob  der  StijTcndienreferent  zu  diesem  Resultate 
auf  Grund  der  üutachieii  .zweier  oder  mehrerer  Dozenten  gelangt,  wenn  er 
nur  die  feste  Oberzeugung  gewinnt,  dafi  der  betreffende  Stipendist  durch 
sein  Betragen,  seinen  FleiB  im  Besuche  der  Vorlesungen  und  seine  wissen- 
schaftliche Verwendung  sich  nach  den  Aber  Stipendien  bestehenden  Vor- 
sdviften  des  Forlgenusses  der  ihm  veillehenen  Stiftung  wfirdtg  ge- 
macht habe. 

Eine  besondere  diesfällige  Anordnung  stellt  sich  demnach  als  nicht 
durch  die  Notwendigkeit  geboten  dar. 

Schließlich  wird  bemerkt,  daß  die  besonderen  lur  Stipendisten  und 
Stiftlinge  getroffenen  Anonliiungen  nicht  auf  die  der  rechts-  und  staats- 
wissenschaftlichen Fakultät  ininiatrikulierten  Zöglinge  der  k.  k.  Theresiani- 
schen  Akademie  zu  beziehen  sind,  nachdem  für  dieselben  besondere  Maß- 
regeln der  Oberwachung  ihres  Eifers  und  ihrer  Fortschritte,  sowie  überhaupt 
ihrer  Würdigkeit  zum  Fortgenusse  ihrer  Stiftungsplatze  getroffen  sind  und 
von  Seite  der  Direktion  der  Akademie  gehandhabt  werden.*) 


Nr.  568. 

Aas  dem  Erlasse  des  Mlnlsterlams  fOr  K.  u.  0.  vom  21  Juni  1855, 

Z.  8617, 

an  die  Statthalterei  von  Bdhmen, 

(womit  dl«  tnnllchnto  Bcrflckslchtigniig  der  Antrige  der  ProfeMurcifr- 
koUegfen  hinslcfatllch  der  Behandlung  der  Stipendisten  und  Stiftliiige 

empfohlen  wird). 

Jene  Anträge,  welche  nach  Ablauf  eines  jeden  Semesters  von  den 

Professorenkollegien  in  Gemäßheit  der  Vorschrift  vom  20.  März  1852, 
Z.  10.381,3)  über  die  Behandlung  der  Stipendisten  und  Stiftlinge  erstattet 
werden,  werden  den  Statfhaltereien  unter  der  Voraussetzung  zur  tun- 
lichsten Berücksichtigung  empfohlen,  daß  ihre  Obereinstimmung  mit  den 

•)  Vgl.  den  MInErL  nun  20.  März  1852,  Z.  J0J8S  tx  mt,  I  fs.  Nr.  563). 

^  Von  der  voranstehenden  Schlußbemerkun^  wurde  unter  einem  die  Direktion  der  There- 
üemischen  Akademie  mit  dem  Anfirage  verständigt,  durch  eine  zweckmqßge  Leitung  der  Zöglinge 
diMn  »  wMken,  sie  4unh  Hure  Venmubmg  In  dun  pu-UbeHutShaUam  denPn^monit  tmä 
Miischäiern  bewelsm,  «s  MoM»  AtImm  Zma/tt  wUnüggeit,  äßfi  <ir  ifaf  WoUtai,  dkOgguO^m, 
miräig  seien. 

•)  s,  Nr.  563. 
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gesetzlichen  Vorschriften  keinem  Bedenken  unterliege  und  überhaupt  kein 
Grund  bestehe,  das  strenge  und  gewissenhafte  Vorgehen  der  akademi- 
schen Behörde  bei  der  Würdigung  der  entscheidenden  Momente  des  Ver- 
haltens, der  Verwendung  und  des  Fortganges  der  Studierenden  zu  bezuciiein. 


Nr.  569. 

SriaB  Im  MUistmun  fir  K.  l  0.  ?nil9.  Min  »SS,  Z.  »JSa 

«  1897. 

an  die  Statttialtereiabteilung  von  Ofen, 

(fiber  die  gestellte  Anfrage,  wie  sich  in  Fällen  vorkommender  Oesnche 
vom  ZdgUiigMi  lEitholi«eher  Sendnariea  tun  Massnng  im  Qeniitse  der 
lluieii  vor  der  Aufnaliiiie  In  ein  gefstUdiet  Altuniuit  vcrlleliefiea  Stlfiendlcn 

«I  benehmen  sei). 

Ober  die  gestellte  Anfrage,  wie  sich  in  Fällen  vorkommender  Oesudie 
von  Zöglingen  katholischer  Seminarien^)  um  Belassung  im  Oenusse  der 

ihnen  \  (  r  der  Aufnahme  in  ein  geistliches  Alumnat  verliehenen  Stipendien 
zu  benehmen  sei,  wird  bedeutet,  daß  auf  die  bezeichneten  Fälle  die  wegen 

UnStatthaftigkeit  des  gleichzeitigen  Genusses  zweier  Stipendien  bestehenden 
gesetzlichen  Vorschriften  mit  der  Vorsicht  Anwendung  zu  finden  haben, 
daß,  wo  die  Bestimmung  oder  die  Eigenschaft  der  Stiftung  oder  auch  r.ur 
besondere  Verhältnisse  für  eine  Ausjiahme  von  dem  Verbote  der  Kuniulierung 
sprechen,  über  das  diesfäilige  Begehren  des  Beteilten  die  höhere  Ent- 
sdieklttng  einzuholen  sein  wird. 


Nr.  570. 

Erlaß  dfis  Ministeriums  fOr  K.  u.  u.  vom  6.  Februar  1360,  Z.  19,522 

ex  1859. 

an  die  kroatisch-slavonische  Statthalterei, 
(betreffend  die  Kumuliemng  eines  Stipendiums  mit  dem  Genüsse  einer 
Stlltnng  oder  eines  Frefplatzes  in  einer  Anstalt,  welcher  für  sich  aeUMt 
als  ein  Stipendium  angesehen  werden  luuin). 

Die  Kumulierung  ehies  Stipendiums  mit  dem  Oenusse  ehier  Stif- 
tung oder  eines  Freiplatzes  in  einer  Anstalt,  welcher  für  sich  selbst 
als  ein  Stipendium  angesdicn  werden  kann,  ist  im  Sinne  der  Hofdekrele 

vom  4.  Juli  17S(),  Z.  267,  und  13.  März  1795,  Z.  1371,  als  unzulässig  zu 
betrachten,  und  demgemäü  von  der  Stipendienbehörde  die  zur  Hintanhaltung 
des  Doppclgenusses  erforderliche  Vorkehrung,  jedoch  mit  der  Vorsicht 
zu  treffen,  daß,  wo  die  Bestimmung  oder  die  Figfenschaft  der  Stiftung 
oder  auch  nur  bcbuiidcre  Verhältnisse  tur  eine  Ausuahnie  des  allgemeinen 

')    Vgl.  bezüglich  der  Behandhins  der  Stfß$t^ni*ll8sM  M  TU^tblgm  WOH  Kttrtkai 

Seminarua:  Nr,  57/,  579,  586,  590,  592  und  604. 
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Verbotes  der  Kumtdierung  sprechen,  über  das  diesfällige  Einschreiten  der 
Beteitten  die  höheie  Entscheidung  gntächtUch  einzuholen  sein  wird.^) 


Nr.  571. 

Erlaß  (ies  Staatemlnisteflums,  Abt.  fflr  K.  u.  0.,  ?om  18.  April 

1865.  Z.  3382. 

an  samtüche  Lnndesbehörden, 
(In  Betreff  der  Behandlung  der  in  ein  bischöfliches  Alumnat  eintretenden 
Stipendisten  vom  Standpunkte  der  die  KumuUerung  eines  Freiplatzes 
mit  dem  Genüsse  eines  Stipendiums  untersagenden  Vorschriften).^) 

Aus  Anlaß  einer  vorgekommenen  Anfrage  hat  sich  das  Staatsministe- 
rium bestimmt  i^eiundt^n,  zu  erklären,  daß  Stipendisten,  welche  in  ein 
bischoliidies  Alumnat  behuiä  der  theologischen  Studien  treten  und  daselbst 
einen  Freiplatz  erhalten,  wenn  das  Institut  aus  dem  Religionsfönde  Dota- 
tionsbeiträge und  letzterer  Subvention  aus  dem  Staatsschatze  empfängt^  das 
Stipendium  hi  der  Weise  und  zu  dem  Ende  zu  belassen  sei,  damit  das 
Kostgeld  des  Freipiaties  hieraus  bestritten  und  der  etwaige  Mehrbetrag 
dem  Beteilten  zur  eigenen  Disposition  erfolgt  werde. 

Hiebei  wird  jedoch  vorausgesetzt,  daß  die  Bestimmungen  der  be- 
treffenden Stiftune^  oder  die  spezielle  Eifrcnschaft  des  bezüglichen  Stipen- 
diums obiger  Verfügung  nicht  widurstnitLn  und  daß  der  fragliche  Zufluß 
bei  der  Inanspruchnahme  der  Religionstondbeiträge  vollständig  in  Rechnung 
gebracht  werde.   

Nr.  672. 

Erlafi  des  Hlnlstertains  fOr  K.  n.  0.  vom  9.  Juli  1867.  Z.  4938. 

an  die  niederösterreirlii<;chp  Stntthaltcrci, 
(betreffend  den  Zeltpunkt  der  Vorlage  des  Stlpendistenvcrvvendungs- 
ausweises  seitens  des  Dekanates  der  rechts-  und  Staats  wissenschaftlichen 
Fakultät  in  Wien  und  die  Entlastung  der  Dekanate  von  Schreibgeschftften 

in  Stiftungssachen). 
In  Erledigung  des  Berichtes  vom  22.  Juni  1.  J.,  Z.  16.584,  betreffend 
die  Vorlegung  der  Stipendistenverwendungsausweise  wird  der  k.  k. .  .  . 
nachstehendes  eröffnet: 

')  MU  dem  Erlasse  des  Ministeriums  für  K.  u.  U.  vom  20.  Oktober  1868,  Z.  9367, 
müde  die  Aabaßauuig  einer  griUuUlehen  Reform  der  das  SHfitmtteramen  befreffmäm  BlurkUiuigM 
von  Seite  des  Unterrichtsministeriums  mit  Rücksicht  auf  die  geänderten  sozialen  Verhältnisse  und 
die  (Jmgesiaiäing  des  gesamten  Unterrichtswesens  als  notweaä^  bezeicfmet  und  namentlich  l.  die 
tCumuiierang  kleiner  SHpeitäten  bis  »u  einer  dem  wirkliehen  Bedürfnisse  ent" 
sprechenden  Höhe  und  II.  die  Ausßndigmachung  von  Vorkekrungen,  welche  dafür  bUrgenf 
daß  jfde^  Stipendium  demjeni'jcn  unter  mehreren  Bewerbern,  welcher  sich  durch  seine  Leisfu/njen 
als  der  Würdigste  erwiesen  liat,  zu  teil  werde,  als  die  wichtigsten  Mqßregeln  zu  diesem  Zwecke 
erklärt.  Nach  beiden  Seiten  hin  worden  in  dem  sUleeten  erlasse  sämUkhe  StaUhaUereien  and 
ci-n.irmtschen  Senate  am  Erstattun-;  von  eingehenden  Gutachten  als  Orundlagr  u  rifrrrr  le^islatirer 
und  administrativer  Verhandlangen  über  den  Gegenstand  angegangen.  Ad  i  (Kumuüeruag  von 
SOpen^nJ  vgl  Nr,  m  and  591 

>)  VJ^  aaek  Nr.  ABS. 
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Bei  den  von  dem  Dekanate  der  rechis-  und  staatswissenschaftliclien 
Fakultät  in  Wien  mit  dem  Berichte  vom  13.  Mai  L  j.,  Z.  445,  dai^g^elegten 
Verhältnissen  und  in  Anbetracht  des  Umstandes,  dafi  die  rechts-  und  staats- 
wissenschaftliche Fakultät  in  Wien  die  bei  weitem  am  zahlreichstell  be> 
suchte  unter  den  österreichischen  Fakultäten  ist  und  daher  der  Professoren- 
dekan  ebenso  wie  der  Fakultätsstipendienreferent  mit  einer  sehr  bedeutenden 
Geschäftsführung  bebürdet  ist,  daß  andrerseits  aber  auch  die  Professoren 
dieser  Fakultrit.  insbesondere  gegen  Ende  der  Semester  durch  Abhaltung 
von  Staatsj)ruiungen  und  Rigorosen  im  hohen  Grade  so  in  Anspruch  ge- 
nommen werden,  daß  sie  in  diesen  Zeiträumen  zur  Vornahme  von  Kolloquiea 
nur  wenig  Zeit  erübrigen,  findet  sich  das  Ministerium  für  Kultus  und 
Unteiricht  bestimmt,  bis  auf  weiteres  zu  genehmigen,  daß  die  in  Oemäßbeit 
der  MhiVdg.  vom  20.  März  1852»  Z.  10381,1)  von  dem  Dekane  des  hiesigen 
rechts-  und  staatswissenschaftlicfaen  Professorenkollegiums  vorzulcgeoden 
tabellarischen  Ausweise  über  die  immatrikulierten  Stipendisten  und  Stift- 
linge  binnen  der  ersten  vier  Wochen  des  nächstfolgenden  Semesters  der 
k.  k.  .  .  .  vorgelegt  werden. 

Es  wird  Aufgabe  der  k.  k.  .  .  .  sein,  die  ihr  m  Stipendien*  und  Stif- 
tungsangelegenheiten im  Gründe  dieser  Ausweise  obliegenden  Verfügungen 
sohin  mit  tunlichster  Beschleunigung  zu  treffen  und  selbe  mit  der  in  Rede 

stehenden  Mndifikition  des  Abs.  I  der  MinVdg.  vom  20.  März  1852. 
Z.  10.3S1,  in  den  dem  Interesse  des  Dienstes  entspredienden  Einklang  zu 
bringen. 

Was  den  zweiten  von  dem  Dekanate  der  rechts-  und  staatswissen- 
schaftiichen  Fakultät  in  Wien  zur  Sprache  gebrachten  Gegenstand,  die  Ent- 
lastung der  Dekanate  von  ungehöriger  Überhäufung  mit  Schreibgeschäften 
in  Stiftungsangelegenheiten  betrifft,  so  nimmt  das  Unterrichtsministerium  die 
schlieBliche  Bemerkung  der  k.  k.  .  .  .  ,  daß  dieselbe  sdion  bisher  hierauf 
Bedacht  genommen,  und  den  an  die  Dekanate  m  Stipendiensachen  ergebenden 
Dekreten  die  beziigliche,  für  den  Studierenden  berechnete  schriftliche  Aus- 
fertigimg behufs  Veranlassung  der  Zustellung  beigeschlossen  hat>e,  mit 
Befriedigung  zur  Kenntnis. 

Indem  bezilglich  des  ersten  Punktes  dieses  Erlasses  das  Dekanat  des 
rechts-  und  staatswissenschaftlichen  ProfessorenkoUegiums  in  \X'ien  unter 
einem  verständigt  wird,  ergehen  bezüglich  des  zweiten  am  Schlüsse  des 
Dekanatsberichtes  vom  13.  März  d.  J.,  Z.  141,  berührten  Gegenstandes 
(tntl  ictitng  der  Dekanate  von  Schreibgeschäften  in  Stiftungsarigele£:cn- 
heiten)  die  entspredienden  Weisungen  an  die  übrigen  politischen  Landes- 
sielien.*) 


*)  t.  5». 

■}  MU  äemsMM  Brüme  wurden  die  paUlluken  Laadeseietteti  (tM  Aasngkme  d»m.9, 

Statthatterei)  angewiesen,  bei  Stipendien-  und  Stiftunirsiin^flei^enfieHen  von  Studierfnden  an  L'iti- 
veniftften  in  Fällen,  wo  eine  mündliche  Eröffnung  der  von  einer  LanäessteUe  getroffenen  Vn- 
fitgung  von  Seite  des  Dekanates  an  den  betreffenden  Studierenden  nidii  genügen  würde,  senden 
der  Meten  hierüber  einer  idtrifUi^n  Au^altpmg  beduf,  diese  dem  an  das  Dekanet  m 
eriassendea  Dekm*  (behnjk  der  Zasteüang  an  den  Stn^Uerenden)  h^^ßgen. 
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Np.  678. 

Erlaß  des  Mlalsteriums  lUr  K.  u.  U.  vom  19.  Jänner  1868,  Z.  10.610 

ex  1867, 

an  die  Statthaltereien  für  Niederösterreich,  Böhmen,  Steiermark  und  üalizicn, 
(wegen  der  Obcrsendims  ^on  Answelseo  seitens  der  Dekanate  der 
Jiirfdtodien  ProfeMoreskoUegien  in  Wien,  Prag,  Qran  und  Krakau  an 
das  Krlegsmfnlaterlnni  fiber  die  Verwendung  der  an  diesen  Unlversttiten 
studierenden  Orensauditoriatsstipendlsten). 

Das  k.  k.  Reichskriegsministerium  hat  unterm  9,  v.  M.,  Z.  2000,  Ab- 
teilung 14,  nachstehendes  anher  eröffnet:  Es  habe  sieb  zu  wiederholten 
Malen  bemüßigt  gesehen,  die  Oeneralkommanden  anzuweisen,  die  Ver- 
mittlung^ der  k.  k.  Statthaltereien  dahin  in  Anspruch  zu  nehmen,  daß  die 
Ausutise  über  die  Verwendung  der  Grenzauditoriaissiipendisten  von  den 
Dekanaten  der  juridischen  Frofessorenkoliegien  nach  Ablauf  eines  jeden 
Semesters  verfaBt  und  eingesendet  werden. 

Demungeachtet  langen  diese  Ausweise  größtenteils  nur  erst  dann 
ein,  wenn  eine  Betreibung  der  Dekanate  verfGgt  worden  sei. 

Da  jedoch  dem  Kriegsministerium  daran  liegen  mOsse,  die  Verwendung 
dieser  Grenzauditoriatsstipendisien  gehÖr^  fiberwachen  und  verhindern  zu 
können,  daß  unwürdige  Studierende  nicht  im  Genüsse  der  Stipendien  l>e- 
lassen  und  NK  Ürdicere  hievon  ausgeschlossen  werden,  da  weiters  das  Kriegs- 
ministerium nur  durcfi  die  fraglichen,  mit  den  Anträgen  auf  Belassung,  Sistie- 
rung oder  Entzichunn  der  Stipendien  versehenen  Ausweise  der  Dekanate 
in  die  1  at^c  vLTSLt/t  werde,  diesfälligc  Vorkehrungen  zu  treffen,  so  finde 
es  sich  vcraiilaüt,  die  iiu.  Vcrraitiiuiig  dahin  in  Anspruch  zu  nehmen,  daß 
die  Dekanate  der  juridischen  ProfessorenkoHegien  an  den  Universitäten  zu 
Wien,  Prag,  Oraz  und  Krakau,  wo  sich  Orenzauditoriatsstipendisten  befinden, 
angewiesen  werden  m^n,  diese  Ausweise  nach  Ablauf  eines  jeden 
Semesters  binnen  eines  bestimmten  Termines  an  die  Statthaltereien  und 
von  diesen  an  die  Generalkommanden  gelangen  zu  lassen. 

Da  die  beklagten  Verzögerungen  nicht  vorkommen  können,  wenn 
die  mit  dem  Unterrichtsministerialerlnssc  vom  20.  März  1852,  Z.  10.381,i) 
diesfalls  festgesetzten  Bc«;timmiin[;cn,  bc/ieliungsweisc  Termine,  einge- 
halten werden,  so  wird  die  k  k.  .  .  .  von  obiger  Mitteilung  AnliR  lu  tunen, 
das  Geeignete  zu  verfügen,  damit  dem  Wunsche  des  k.  k.  Keichskriegs- 
ministeriums  vollkommen  entsprochen  werde. 

Nr.  674. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  30.  Juli  1869.  Z.  6535, 

MYBNr.  80. 

an  sämtliche  Länderstellen  und  akademische  Behörden, 
betreffend  die  von  den  Professorenkollegien  zu  erstattenden  Stipendisten- 

ausweise. 

Infolge  der  gemachten  Wahrnehmung,  daß  bei  Vollziehung  der  In 
dem  MmErl.  vom  20.  MIrz  1852,  Nr.  ^0,m,^)  ia  Beziehung  auf  Stiftungs- 

*)  f.  Nr.  963, 
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und  Stipendiengenüsse  der  Universitätsstudierenden  enthaltenen  Anordnung 
nicht  überall  ofleichförmig  vorgegangen  wird,  und  im  Interesse  tunlichster 
Vereinfachung  der  betreffenden  Qeschäftsbehandlung  finde  ich  folgendes 
zu  bestimmen: 

Da  es  sich  von  selbst  versteht,  daß  ein  Stipendiutns-  oder  Süitungs- 
genufi  für  den  Beteilten  so  lange  dauert,  als  nicht  die  hiefür  festgesetzte 
Zeit  abgelaufen  oder  UnstiUide  eingetreten  sind,  welche  eine  frühere 
Entziehung  desselben  zur  Fol^  haben  mflssen,  ist  es  nicht  notwendig, 
dafi  Anttige  auf  Forfbelassung  eines  solchen  Genusses  gestellt  und  Ent- 
scheidungen über  sie  gefällt  werden.  Ein  AnUfi  zu  Verfügungen  wird  nur 
durch  den  Ablauf  der  Zeit  oder  den  Eintritt  von  Umständen  der  erwähnten 
Art  geboten. 

Ich  finde  es  daher  von  den  in  dem  bezeichneten  Ministerialerlasse 
vorgeschriebenen,  alle  bei  einer  Fakultät  iramatrikuHertcn  Stiftlmge  und 
Stipendisten  umfassenden  Scmestralausweisen  abkommen  zu  lassen  und 
die  von  den  Professorenkollegien  nach  Weisung  dieses  Erlasses  an  die 
k.  k.  Statthalterei  als  Stiftungsoberaufsichtsbehörde  zu  erstattenden  Anträge, 
t>eziehttngswelse  die  derselben  zu  überreichenden  Verzeichnisse  auf  jene 
Fälle  zu  l>eschränken,  in  welchen  es  sich  darum  handelt,  daß  ein  Stiftunga- 
oder  StipendiumagenuB  sistiert,  vor  Ablauf  der  Zeit  aus  irgend  einem  Grunde 
gänzlich  entzogen  werde  oder  überhaupt  aufauhörcn  habe.*) 

Indem  ich  von  dieser  Anordnung,  welche  mit  dem  kommenden 
Stndieninhre  in  Wirksamkeit  zu  treten  hat,  sowohl  die  Länderstellen  als 
die  akatic  mischen  Senate  in  Kenntnis  setze,  gl  iuhe  ich  nicht  erst  daran 
erinnern  zu  dürfen,  daß  die  genaue  Evidenzhaltiin^^  sinitücher  bei  einer 
Fakultät  imraatrikulierteii  Supeuüisleu  uud  SUlÜmge  von  Seile  des  betreffen- 
den Professorenkoltegittffls,  beztehungsweise  des  von  ihm  bestellten  St^en- 
dienreferenten  mit  dem  Eintritte  der  erwähnten  Änderungen  nur  um  ao 
dringender  geboten  sein  wird. 


Np,  576. 

£riaß  des  Minlstars  f (ir  K.  u.  U.  vom  2.  Dszamliar  im,  UMA 

MYBNr.  96, 

an  das  Universitätskonsistorium  in  Wien  und  die  akademischen  SMÜUe  In 

Prag,  Lembeig,  Krakau,  Graz  und  Innsbruck, 
betreffend  die  von  den  Professorenkollegien  zu  erstattenden  Ausweise 
fiber  die  an  einer  österreichischen  Universität  studierenden  dQgirtMM^ 
siebenbfirgischen  und  kroatischen  Stipendisten. 

Nachträglich  zu  meinem  Erlasse  vom  30^  Juli  d.  J.,  Z.  6535,^  mcfc 

welchem  die  in  der  Verordnung  vom  20.  März  1S52,  Z.  10.381,«)  VhflH^- 
zeichnete  Vorlage  von  halbjährigen  Ausweisen  über  samtliche  an  chier 

*)  Vgl.  funskhiUeh  der  tuigttrisehttt,  sie&enMIrgtsekM  und  litoati$eh4M  &|MadUM  M^SK 

s.  .S>.  57/. 

*}  «.  Nr.  563.  ^ 
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Fakultät  immatrikulierten  Stiftlinge  und  Stipendisten  fernerhin  nicht  mehr 
stattzufinden  hat,  sehe  ich  mich  veranlaßt,  folgendes  zu  eröffnen: 

Bei  dem  Umstände,  als  der  königlich  ungarische  Minister  für  Kultus 
und  Unterricht,  welchem  ich  von  dem  Inhalte  des  ersterwähnten  Erlasses 
Mitteilung  gemacht  habe,  mir  die  Notwendigkeit  dargelegt  hat,  daß  hin- 
sichtlich der  ungarischen,  siebenbürgischen  und  kroatischen  Stipendisten, 
welche  an  einer  österreichischen  Universität  ihre  Studien  fortsetzen,  eine 
Ausnahme  im  Sinne  der  früheren  Vorschrift  eintrete,  finde  ich  anzuordnen, 
daß  über  die  Stipendisten  der  bezeichneten  Kategorie  nach  dem  Schlüsse 
des  Studienjahres,  und  zwar  längstens  bis  Ende  des  Monates  Oktober, 
genau  nach  der  bisherigen  Übung  ausgefüllte  Tabellen  an  den  königlich 
ungarischen  Minister  für  Kultus  und  Unterricht  unmittelbar  eingesendet, 
außerdem  aber  dann,  wenn  es  sich  um  außergewöhnliche  Sistierung  oder 
Entziehung  eines  Stipendiums  handeln  wird,  nach  Maßgabe  der  mit  dem 
Erlasse  vom  30.  Juli  d.  J.,  Z.  6535,  getroffenen  Anordnung  demselben 
die  entsprechenden  Vorlagen  gemacht  werden.  Hievon  wolle  den  Pro- 
fessorenkollegien die  geeignete  Mitteilung  gemacht  werden. 


Nr.  576. 

Erlaß  des  Ministeriums  fflr  K.  u.  U.  vom  12.  Juli  1872.  Z.  7896, 

MYBNr.  57. 

an  sämtliche  politischen  Landesstellen, 

nach  welchem  mit  Stipendien  bedachte  Hörer  der  Medizin  im  Genüsse 
derselben  im  allgemeinen  nicht  länger  als  ein  Jahr  nach  Vollendung 
des  medizinischen  Quinquenniums  zu  belassen  sind. 

Da  nach  der  mit  Ah.  Entschl.  vom  11.  April  d.  J.  (ho.  Verordnung 
vom  15.  April  d.  J.,  ROBNr.  57)  genehmigten  Rigorosenordnung  für  die 
medizinische  Fakultät  es  nur  mehr  ein  Doktorat  der  gesamten  Heilkunde 
gibt,  und  zur  Erlangung  desselben,  sowie  der  damit  verbundenen  Berech- 
tigung zur  Ausübung  sämtlicher  Zweige  der  ärztlichen  Praxis,  die  Ablegung 
von  nur  drei  strengen  Prüfungen,  zu  deren  ersterer  der  Kandidat  bereits 
vor  zurückgelegtem  medizinischen  Quinquennium  zugelassen  werden  kann, 
erforderlich  ist:  so  besteht  im  allgemeinen,  insoweit  nämlich  die  be- 
treffenden Stiftsbriefe  nicht  anders  verfügen,  kein  Grund,  die  absol- 
vierten Hörer  der  Medizin  im  bisherigen  Stipendiumsgenusse  länger  als 
ein  Jahr  nach  Vollendung  des  gedachten  Quinquenniums  zu  belassen.-) 

(Selbstverständlich  gilt  Voranstehendes  nur  bezüglich  jener  mit  Stipen- 
dien beteilten  Mediziner,  auf  welche  die  neue  Rigorosenordnung  Anwendung 
findet,  wogegen  solche  Stipendisten,  welche  bereits  im  Studienjahre  1871/72 
ein  medizinisches  Rigorosum  abgelegt,  oder  das  Doktorat  der  Medizin  er- 
langt haben,  in  Betreff  der  Erstreckung  des  Stipendiumsgenusses  zum  Zwecke 

*)  An  Stelle  dieser  Verordnung  ist  die  neue  medizinische  Rigorosenordnung  vom  t4.  April  1903, 
ROBNr.  102,  getreten  fs.  Nr.  678). 
«)  VgU  Nr.  557. 
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der  Erlangung  des  Doktorates  der  Chirurgie  und  des  Magistenums  der 
Geburtshilfe  nach  den  früheren  Bestimmungen  lu  behandeln  sein  werden.] 
Hievon  beehre  ich  mich,  dem  löblichen  Präsidium  zur  Richtschnur 
in  vorkommenden  Pillen  Mitteilung  zu  madien. 


Np.  577. 

Erlaß  des  Ministeriums  fOr  K.  n.  U.  vom  15.  April  1874,  Z.  3822, 

an  den  Siatthaltcr  für  Iirol, 

(womit  der  Fortbezug  eines  Stipendiums  nach  absolviertem  Juristischen 
Quadrlennium  behufs  Abiegung  der  11.  und  III.  theoreüscben  Staats- 
prfifung  als  nnznlftssig  bezeichnet  wird). 

Die  auf  Ah.  Entschließungen  beruhende  Begünstigung  der  Mediziner 
und  Rechtshörer,  nach  welcher  dieselben  im  Genüsse  des  bis  zur  Studien- 
vollendung bezogenen  Stipendiums  auf  ein  weiteres  Jahr  behufs  Erwerbung 
des  Doktorgrades  belassen  werden,  kann  auf  Juristen,  welche  nach  Absol- 
viemng  der  Studien  sich  der  zweiten  und  dritten  theoretischen  Staatsprüfung 
unterziehen  wollen,  um  so  weniger  Anwendung  finden,  als  im  entgegen- 
gesetzten Falle  nur  eine  Prämie  für  den  Aufschub  dieser  Prüfungen 
stahiiert  wfiide.*)  ' 


Np.  578. 

Erlafi  da»  Ministsrs  f  flr  K.  o.  D.  vom  16.  Oktolier  1877,  Z.  3751. 

an  den  akademischen  Senat  der  Universität  Wien, 
(bdrclfeDd  die  Kompetenz  bei  BewilUgniig  ▼onStlpendieakttmaliemiigcfl). 

Der  akademische  Senat  hat  unter  dem  .  .  .  den  Antrag  gestellt,  es 
möge  demselben  die  ErmSchtigung  erteilt  werden,  Kumulierungen  solcher 
Stipendien,  welche  sich  in  der  eigenen  Administration  der  Universitit  be- 
finden, innerhalb  der  Maximalbeträge,  welcher  der  an  die  niederosler- 

reichischc  Statthalterei  unter  dem  20.  Mai  1876,  Z.  7864,*}  ergangene  JVlhii- 
sterialerlaß  festsetzt,  im  eigenen  Wirkungskreise  zu  bewilligen.*) 

Diesem  Antrage  vermag  ich  nach  Anhömnq:  der  niedcrösterreichischen 
Statthalterei  nicht  zu  willfahren,  indem  die  Kumuiierung  von  Stipendien 

»}  i.  Nr.  557  Md  S58. 

•)  Vgl.  Nr.  566. 

*)  Der  MinEri,  vom  26.  Mai  1876,  Z.  7864,  lautet:  Unter  Bezugnahme  auf  den  Beridit 
vom  .  .  .  «nnidillfe  tdt  Euer ...  In  Ablndertrar  des  MlitCil.  von  3.  Mal  1871,  Z.  4833,  ztr 

OenehmiguiiK  von  StlpendientaiaMdicmig  fflr  Studierende,  und  zwar  bei  SchOlem  der  MMd* 
schulen  bi?  zum  Maximalbctrag'e  von  zweihundert  (200),  bei  Hörem  der  Hoch«:chnlc  bi>  ram 
Maximalbetrage  von  dreihundert  ^iUU;  üuidcn,  soweit  die  Bestimmungen  der  bezuglichen  Sdhs- 
bdefe  ffoldicti  Ktimallcnmgta  nicht  cnlgcctnitdien. 

Dii'  gleiche  ErmJchtigm^  wttfiäe  sämükkem  Laitäaeh^  nUi  MInBrt  vom  Ift.  Aprü  W9, 
Z.  532i  fs.  Nr.  579J,  ertelU, 

*)  VgU  oueh  Nr,  90»  wirf  5P#. 


r->;-.:.  i  / 
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nicht  als  Ausfluß  des  Verleihungsrechtes  einzelner  Stipendien  aufgefaßt 
werden  kann,  sondern  vielmehr  als  eine  Amtshandlung  gelten  muß,  die  der 

StiftiinjTshehörde  aus  dem  Tite!  der  Oberaufsicht  und  der  Fvidenzhaltung 
vorzubehalten  ist  Dazu  kommt,  daß  Beispielsfolgerungen  unausbleiblich 
wären. 

In  der  Sache  selbst  wird  dem  akademisdien  Senate  der  itihalt  des 
bezogenen  Ministerialerlasses  zu  dem  Ende  in  Abschrift  mitgeteilt,  daß 
Antrige  wegen  KurauUertmgen  im  Sinne  dieses  Normales  jedenfalls  gestellt 
werden  können.  Auch  wird  die  Statthalterel  im  Sinne  dieses  Normales  das 
Amt  zu  bandeln  haben. 


Nr.  579* 

Brlat  in  Uidsters  flr  L  a.  ü.  t«  16.  April  1879,  Z.  5324, 

an  sämtliche  politischen  Landesstdien, 

(betreffend  die  Kompetenz  der  politischen  Landesstellen  zu  Kumulierungen 

TOD  Studentenstipendien). 

Ich  ermächtige  die  Statthaltereien  und  Landesregierungen  als  Stiftungs- 
behörden der  Studcnienstipendieii-Süttungen  Kumulierungen  von  Studenten- 
Stipendien  für  Studierende  der  Mittelschulen  bis  zum  Maximalbetrage  von 
200  Gulden  (400  Kronen),  ffir  Hörer  der  Hochschulen  aber  (mit  Aus- 
nahme der  theologischen  Studien)  bis  zum  Maximalbetrage  von  300  (dul- 
den (600  Kranen),  soweit  die  Bestimmungen  der  bezflglichen  Stifts- 
briefe solchen  Kumulierungen  nicht  entgegenstehen,  im  eigenen  Wirkungs- 
kreise zu  genehmigen,  während  für  Kumulierungen  über  diese  Betrage 
hinaus  die  Zustimmung  des  Ministeriums  einzuholen  ist.i) 

Hiebei  wird  ausdrücklich  bemerkt,  daß  Staatsunterstützungen,  welche 
in  Gestalt  von  Stipendien  verliehen  werden,  bei  vorkommenden  Kumulie- 
rungen den  eigcnüichen  Stiicictitctistipendien  gleichzuhalten  sind  und  daß 
daher  bei  vorkommender  KunmUeiung  von  Genüssen  dieser  zwei  Kategorien 
nach  der  gleichen  eingangs  gegebenen  Norm  vorzugchen  ist 


Nr.  580. 

Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  u.  U.  vom  24.  Mal  1879.  Z.  7923. 

an  sämtliche  l^deschefs,  sowie  an  die  Rektorate  aller  Universitäten  und 

technischen  Hochschulen, 

(betreffend  die  iHodalitäten  des  Genusses  von  Privatstipendien  an  aus- 
ländischen Lehranstalten). 

Um  beurteilen  zu  können,  ob  bei  denjenigen  Studierenden  der  Hoch- 
schulen, welche  sich  als  Inländer  im  Oermsse  eines  Pri vatstudentenstipen- 
diums  befinden,  im  Falle  sie  ilu^e  Studien  an  einer  außerhalb  der  öster- 

')  Vgl.  Nr,  Sn  und  die  unter  Nr,  9Sf2mnd  504  aufgenommtmn,  4ie  Kompetenz  der  politischen 
I  nndesuftPen  In  BtMUa  ob/  KuautUtruiur  YOtt  SttidmitKitHintnilftn  etmiitmdän  H  f n/tfarf irf irrfifMig 
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reichisch-ung^arischen  Monarchie  bestehenden  Hochschule  fortsetzen,  alle 
Forderungen  erfüllt  werden, .  welche  an  Stipendisten  beim  Besuche  einer 
inländischen  Hochschule  vorschriftsgemäß  gestellt  werden,  finde  ich  zu 
verordnen,  daß  die  Hcstitnmung  des  MinErl.  vom  IQ.  Juni  1852,  Z.  3920,^) 
wonach  der  Fortbezug  cmcs  iandesi urstlichen  Stipendiums  beim  Über- 
tritte an  eine  auslfindisdie  Hochschule  stets  an  die  spezieile,  über  Antrag 
der  StatthaKcrei  oder  Landcsr^enuig  von  dem  Ministerium  filr  Kititiis  lud 
Unterricht  zu  erteilende  Bewilliguqg  gebunden  ist,  auch  auf  Privat*' 
Stipendien  volle  Anwendung  finde. 

Das  gleiche  hat  auch  beim  Besuche  ehier  m  den  Lindem  der  ungari- 
schen Krone  gelegenen  Hochschule  zu  gelten. 

Selbstverständlich  bleiben  jene  Fälle  aufgenommen,  wo  der  Genuß 
des  Stipendiums  ausdrücklich  an  das  Studium  an  einer  inländischen  Hoch- 
schule gebunden  ist.  Diese  Verfügung  hat  sofort  in  Wirksamkeit  zu  treten 
und  hat  dieselbe  auch  auf  jene  Stipendisten  Anwendung  zu  finden,  welche 
—  im  Oenusse  eines  Privatstipendiums  stehend  —  ihren  Studien  an  Hoch- 
schulen des  Auslandes,  beziehungsweise  innerhalb  der  Uoder  der  ungariscfaen 
Krone  obliegen  und  bezl^lich  deren  eine  ministerielle  Genehmigung  nocb 
nicht  erteilt  ist 


Nr.  581. 

BriaB  les  Ministers  fOr  K.  b.  U.  Yom  10.  Jmü  1879,  Z.  9375, 

an  simtBcfae  Umdeschels  und  das  Rektorat  der  Wiener  Universiti^ 
{bctTfffnBd  cll0  r^chtEcltictt  Vcrl^ihwif  cff cwttctvr  8tndwitciiittp<ndteii)»*) 

Anläßlich  eütiger  wahrgenommener  Fälle,  daB  Verhandlungen  über 
Verleihung  von  Studentenstipendien,  welche  bereite  mit  Beginn  des  .  * . 
Studienjahres  zur  Erledigung  gelangt  waren,  erst  nahezu  am  Sddusse 
des  Studienjahres  zum  Austrage  gelangt  sind,  ersuche  ich,  die  geeigneten 
MaBnahmen  zu  treffen,  daß  solche  Verhandlungen,  wenn  tunlich,  schon  in 
den  ersten  drei  Monaten  jedes  Studienjahres  zum  Abschlüsse  gelangen,  auf 
daß  die  Wohltat  des  Stipendiums  dem  Studierenden  rechtzeitig  zu  teil  werde. 


Np.  582. 

BriaB  des  Mliilsfirliiffls  flir  K.  o.  ü.  Tom  30.  Jiml  1879.  Z.  9848« 

an  das  Rektorat  der  V^iener  Universitil; 

(b«lr«fleiid  den  QmaB  ^oes  Uolvenltilwtlpeodlaiiit  Miteas  einet  Au» 

ISflden  Im  Avslaade).*) 

Mit  Bezug  auf  den  Bericht  vom  .  .  .  ,  dessen  Inhalt  zur  Kenntnis 
genommen  wird,  ergeht  an  das  Rektorat  das  Ersuchen,  die  Einleitung  zu 

»)  5.  Nr.  565. 

*)  VßL  Nr.  559  imd  588  (Paakt  VlilJ, 
Sr,  4M,  Sfif  «Ml  m 
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treffen,  daß  in  FäUen,  wo  ein  Ausländer  sich  um  ein  Universitätsstipendium 
bewirbt,  jedesmal  genau  untersucht  werde,  ob  ein  solches  Stipendium  Stifts* 

bricftnäRig  von  einem  Ausländer  im  Ausinndc  penos5;en  werden  darf,  welcher 
Umstand  auch  schon  in  der  Konicursausschreibung  mit .  möglichster  Klar- 
heit ersichtlich  zu  machen  sein  wird. 

Die  Frage  über  Erteilung  von  [)ispensen  vorn  Studium  im  Inlande 
ist  gegebenenfalls  vor  der  Verleihung  des  Süpciidiums  dem  Ministerium 
mr  Entscheidmig  vorzulegen. 


Nr.  583, 

BriaB  des  Ministers  fOr  K.  a.  0.  jom  3.  Febraar  1880,  Z.  862. 

an  sämtliche  politischen  Landesstellen, 
(betreffend  den  Vorgang  bei  der  Veranlagung  von  Stiftungakapitallen), 

Aus  Anlafi  einzelner  Obelstinde,  welche  bei  der  Veranlagung  von 

Stiftungskapitalien  wahrgenommen  worden  sind,  ersuche  ich  Euer  .  .  .  ,  in 
Bezug  auf  die  in  das  ho.  Ressort  gehörenden  Stiftungen  über  die  ^renaue 
Befolgung  der  für  die  Verwaltung  von  Stiftungskapitalien  bestehenden  Vor- 
schriften, insbesondere  aber  darüber  wachen  zu  wollen,  daß  bei  der  Elo- 
zierung  von  Stiftungskapitalien  die  gesetzmäßige  Sicherheit  stets  auf  das 
eingehendste  geprüft  werde. 

Ist  das  Stiftungsvenndgen  in  hierzu  direktivmäßig  geeigneten  Wert- 
papieren angelegt;  so  ist  für  sofortige,  genaue  Vuikulienmg  derselben  Soige 
m  tragen  und  auch  darauf  zu  achten,  daß  nicht  zu  einer  Konversion  des 
Kapitales  ein  ungünstiger  Zeitpunkt  gewählt  und  die  Stiftung  auf  diese  Art 
Verlusten  am  Kurse  ihrer  Effekten  ausgesetzt  wird. 

Im  Interesse  des  Staatskredite«;  wollen  Euer  .  .  auch  darauf  hin- 
wirken, daß  disponible  Stiftungsgelder  möglichst  ott  in  k.  k.  Staatspapieren 
angelegt  werden. 

In  allen  bedenklichen  oder  zweifelhaften,  die  Verwaltung  einer  Stif- 
tung berührenden  Angelegenheiten  von  größerer  Wichtigkeit  wird  stets 
die  hierortige  SchluBfassung  chizuholen  sein. 


Nr.  584. 

£riafi  des  Ministers  fQr  R.  u.  U.  vom  30.  Juni  1880.  Z.  851/IOM, 

ROBMr.  98,  liVBlir.  25, 

womit  die  Bewerbung  um  ausländische  Staatsstipendien  seitens  flster- 
reichischer  Studierender  überhaupt  und  die  Annahme  eines  solchen 
Stipendiums  ohne  ausdrückliche,  zuvor  zu  erwirkende  Bewilligong  der 

Regierung  untersagt  wird. 

Da  sich  aus  der  Annahme  eines  ausländischen  Staatsstipendiuras 
seitens  eines  österreichischen  Staatsangehörigen  möglicherweise  Anlaß  zu 
Konflikten  mit  den  staatsbürgerlichen  Pflichten  des  Stipendiaten  eigeben 
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kann,  so  wird  die  Bewerbung  um  ausländische  Staatsstipendien  seitens  öster- 
reichischer Studierender  überhaupt  und  die  Annahme  eines  solchen  Stipen- 
diums ohne  ausdrückliche  vorher  zu  erwirkende  Bewilligung  der  Regierung, 
welche  im  Wege  des  Vorstandes  der  Lehranstalt,  welcher  der  Studie- 
rende angehört,  bei  der  Landesstelle  anzusuchen  ist,  untersagt 

Diese  Vorschrift  hat  auf  Privatstipendien,  sowie  auf  jene  Staatsunter- 
stützungen, welche  diesseitigen  Staatsangehörigen  seitens  der  ungarischen 
Regierung  verliehen  werden  sollten,  keine  Anwendung  zu  finden. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  in  Wirk- 
samkeit. 

Nr.  585. 

Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  u.  U.  vom  1.  Juli  1880,  Z.  9659. 

MVBNr.  24, 

an  sämtliche  Landeschefs, 
betreffend  die  Verleihung  von  Stipendien,  insbesondere  von  Privat- 
und  Familienstiftungen  an  schweizerische  Staatsangehörige. 

Aus  Anlaß  eines  speziellen  Falles  hat  der  schweizerische  Bundespräsi- 
dent auf  die  Anfrage  der  k.  u.  k.  Regierung:  ob  in  Betreff  der  Zulassung 
von  Österreichern  zum  Genüsse  von  in  der  Schweiz  bestehenden  Stipendien- 
stiftungen, speziell  dortländiger  Privat-  und  Familienstiftungen  Reziprozität 
geübt  würde,  —  die  Erklärung  abgegeben,  daß  sowohl  der  Regierungsrat 
des  Kantons  Zürich  für  diesen  Kanton  als  auch  der  Bundesrat  für  das  Gebiet 
der  ganzen  Eidgenossenschaft  dem  Willen  eines  Testators  auch  dann  Nach- 
achtung verschaffen  würden,  wenn  der  nach  den  Bestimmungen  des  Testa- 
mentes zu  berücksichtigende  Bewerber  kein  Schweizerbürger  wäre. 

Hievon  setze  ich  Euer  .  .  .  mit  dem  Beifügen  in  die  Kenntnis,  daß 
hierauf  in  Fällen  der  Bewerbung  schweizerischer  Staatsangehöriger  um 
hierländige  Stipendien,  insbesondere  um  Privat-  und  Familienstiftungen  Rück- 
sicht zu  nehmen  sein  wird. 


Nr.  586. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  u.  U.  vom  18.  Jänner  1882.  Z.  941. 

MYBNr.  12. 

an  sämtliche  politischen  Landesstellen, 
betreffend  die  Behandlung  von  Stipendien  bei  Zöglingen  der  Klerikal- 

seminarien. 

Mit  Staatsministerialerlaß  vom  19.  April  1865,  Z.  3382,»)  ist  als  Norm 
ausgesprochen  worden,  daß  Stipendisten,  welche  in  ein  bischöfliches  Alumnat 
behufs  der  theologischen  Studien  treten  und  daselbst  einen  Freiplatz  er- 
halten, wenn  das  Institut  aus  dem  Religionsfonde  Dotationsbeiträge  und 
letzterer  Subventionen  aus  dem  Staatsschätze-)  empfängt,  das  Stipendium 

«)  5.  Nr.  57/. 

•)  Nach  dem  MlnErL  vom  1.  März  1883,  Z.  10,  MVBNr.  4  (s.  Nr.  590J,  haben  die  Paukte 
t,  2  and  4  des  obigen  Min  tri.  vom  18.  Jänner  1882,  Z.  941,  auch  auf  Jene  Fälle  Anwendung  zujiitdea, 
die  in  Ländern  vorkommen,  wo  der  Religion^ond  eine  Subvention  aus  dem  Staatsschätze  nickt 
empfängt. 
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in  der  Weise  und  zu  dem  Ende  zu  belassen  sei,  damit  das  Kostgfeld  des 
Freiplatzes  hierr^us  bestritten  und  der  etwaifi^e  Mehrbetrag  dem  Beteiiten 
zur  eigenen  Disposition  erfolgt  werde. 

Aus  Anlaß  zahlreicher  Gesuche  um  Ausfolgung  der  Stipendienbeträge 
an  die  mit  Stipendien  beteilten  Alumnen  zu  deren  eigenen  Händen  finde 
ich  die  vorstehende  Norm  abzuändern  und  folgendes  anzuordnen: 

1.  In  den  obbezeidmeten  Fallen  sind  Stipendien,  deren  jährlicher  Er- 
trag sich  auf  höchstens  50  Gulden  (100  Kranen)  bellnft;  den  stipendierten 
Alumnen  zur  Gänze  auf  die  Hand  auszufolgen,  während  bei  Stipendien 
höheren  Jahresbetrages  der  Rest  über  fünfzig  Gulden  nach  dem  eingangs 
zitierten  Mintsterialerlasse  zu  behandeln  ist,  es  wäre  denn,  daß  besondere 
Gründe  für  eine  Ati<^nahme  von  dieser  Regel  Sprechen,  in  welchen  Fällen 
an  das  Ministerium  zu  berichten  ist 

2.  Sind  die  Stipendien  ausdrücklich  oder  ausschiieliiich  für  theologische 
Studien  bestimmt  und  die  Stiftlinge  im  Seminare  oder  Alumnate  untergebracht, 
so  ist  nach  dem  Ministerialerlasse  vom  16.  April  1879,  Z.  5324,^)  betreffend 
die  Kumulierung  von  Stipendien  mit  Staatsunterstätzungen,  beziehentlich 
Stift-  oder  Freiplätzen,  vorzugehen,  wobei  der  Freiplatz  im  Alumnate  nach 
Sehlem  Geldwerte  anzurechnen  ist 

3.  Jene  Stipendien,  welche  von  Hörem  der  Theologie  außerhalb  des 
Alumnates  genossen  werden,  mögen  dieselben  lediglich  für  theologische 
Studien  bestimmt  oder  allgemeine  llnivcrsitätsstipendien  sein,  bleiben  von 
den  vorstehenden  Anordnungen  unberührt. 

4.  Dagegen  sind  jene  Stipendien,  deren  (icnuß  ausdrücklich  m  theo- 
logische Alumnate  (Klenkalscniinarien)  gebunden  ist,  zur  Deckung  der 
Kosten  des  Freiplatzes  zu  verwenden,  wobei  genau  wahrzunehmen  ist, 
welche  Bedürfnisse  speziell  aus  dem  Stipendienertrage  zu  Gunsten  des 
Stipendisten  zu  decken  kommen.  Gegebenenfalls  Ist  die  Ausfolgung  eines 
Teilbetrages  des  Stipendienerträgnisses  bis  zur  Höhe  von  jährlichen  50 
Gulden  (700  XrdiMii^  als  HandgeM  an  den  Stipendisten  zur  Deckung  solcher 
Bedfirfoisse  nicht  ausgeschlossen. 


Nr.  587. 

Brlafi  des  MlnlstBrs  für  K.  u.  ü.  vom  L  Fabrnar  1882,  Z.  1797, 

H¥BNr.  13, 

an  sämtiicfae  politischen  Landesstellen,  die  Rektorate  aller  Universitäten, 
technischen  Hochschulen  und  der  Hochschule  für  Bodenkultur, 

womit  die  Attiidigaiig  von  Stipendlcaniten  bei  Sflpendlen,  deren  OemiB 
Aber  lüe  Studienzeit  taiiuu»  mm  Zwecke  der  Erlengung  des  DbktoN 
grades  oder  des  Diplomes  an  einer  Hocliecihnlet  bezfefaentlich  der  Lehr- 
befähignng  ffir  dae  Lelmunt  an  Mittelscholen  zogestaiiden  ist,  aormlert 

wird. 

Die  k.  k.  Statthaltcrei  erhält  hiemit  nachfolgend  eine  Norm  über  die 
Ausfolguug  der  Stipeudienraten  bei  Stipendien,  deren  Genuß  über  die 

*)  s,  Nr,  579. 
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Studienzeit  hinaus  zum  Zwecke  der  Erlangung^  des  Doktorgrades  oder  des 
Diploms  an  einer  Hochschule^  beziehenthch  der  Lehrbefähig:iing  für  das 
Lehramt  an  Mittelschulen  zugestanden  wird,  zur  Kenntnisnahme  und  Da> 
nadiachtung: 

Um  in  jenen  Fällen,  wo  der  OeniiB  eines  Stipendiums  über  die 
ordnungsmäßi^j^c  Studienzeil  hinaus  zum  Zwecke  der  tiLintrunp  des  Doktor- 
gfrades  oder  des  Diploms  an  einer  Hochschule,  beziehentlich  der  Lehrhefähi- 
gung  für  das  Lehramt  an  Mittelschulen  zugestanden  wird,  die  Ausfciltjung 
der  Stipendienraien  in  Obereinstimmung  mit  den  bezüglich  der  sirengen 
oder  Diplomprüfungen,  bezieheafUdi  der  Lehnnitsprüfungen  geltcaden  Vop- 
sdiriften  allgemein  zu  regeln,  finde  ich  zu  verordnen,  wie  folgt: 

1.  Wird  der  Genuß  eines  Stipendiums  einem  absolvierten  Hörer  der 
Rechte^)  zum  Zwecke  der  juridischen  Rigorosen  und  zur  Erlangung  des 
juridischen  Dolctorgrades  auf  ein  weiteres  Studienjahr  nach  Ablauf  der 
ordnungsmißigen  Studiendauer  bewilligt,  so  ist  der  auf  dieses  Studien* 
jähr  entfallende  Stiftendienbetrag  in  drei  gleichen  Raten,  imd  zwar  nach 
jeder  der  drei  mit  günstigem  Erfolge  abgelegten  strengen  Prüfungen  nach 
Vorweisung  der  bezüglichen  Originalprüfungsbestätigung  flüssig  zu  machen. 

2.  Stipendisten,  welche  dem  medizinisch-chiruigischen  Studium-)  ob- 
liegen,  und  "bei  welchen  der  Doktorgrad  als  Bedingung  zur  Ausübung  der 
ärztlichen  Praxis  gilt,  haben,  um  im  Bezüge  ihres  Stipendiums  während 
des  auf  das  letzte  ordnungsmäßige  Studienjahr  unmittelbar  folgenden  Studien- 
jahres zu  verbleiben,  mindestens  di*.  \ or^'c/ciciinetcn  drei  Vorprüfungen') 
nocii  innerhalb  der  Studienjahre  abzulegen,  so  üaü  sie  nach  Absolvienuig 
der  Studienjahre  sich  nur  noch  den  eigentlichen  strengen  Prüfungen  m 
unterziehen  haben.  Der  Stipendienbctrag  ist  denselben  sodann  in  drei 
gleichen  Raten»  zahlbar  nach  erfolgter  günstiger  Ablc^^ung  jeder  der  drei 
strengen  Prüfungen,  anzuweisen.«) 

3.  An  Stipendisten  der  philosophischen*)  FakultSt,  weiche  den  Dolrtor- 
grad  zu  erlangen  wünschen,  ist  das  auf  ein  weiteies  Studienjahr  zuge- 
standene Stipendium  in  drei  gleichen  Raten  ausfolgen  zu  lassen,  und  zwar 
so,  daß  die  erste  Rate  nach  der  auf  Grund  der  wissenschaftlichen  Ab- 
handlnnp^  erfolgten  Zuhssnnpf  zur  ersten  strengen  Prüfung,  die  zweite  und 
dritte  aber  nach  Ablegung  jeder  der  zwei  strengen  Prüfungen  |iüss^ 
gemacht  wird. 

4.  Wenn  sich  ein  Hörer  der  philosophischen  Fakultät,  der  sich  der 
Lehramtsprüfung  für  das  Gymnasiallehramt  unterziehen  will,  im  Genüsse 
eines  Stipendiums  befindet,  so  ist  das  Stiptndiutn,  wenn  er  in  dessen  i3ezuge 
ZU  dem  angegebenen  Zwecke  belassen  wird,  in  drei  gleichen  Raten  aus- 
zufolgen, und  zwar  die  erste  nach  Obemahme  der  Auijgaben  zur  hiiia- 


»)  Vgl.  Nr.  558,  564  und  599. 

"j  V£L  Nr.  557  tind  W  smrir  575. 

*)  AbgeämUrt  äurüi  die  meduuiiuhe  Rigorosenordtmng,  $.  Nr,  091. 
«)  BrgOmi  äanh  ä$u  MInErt,  nm  32, Detambtr  OST,  Z.  3SSt  fa,Nr,59V  mtd  ätjtditättt 
dank  MinErl.  vom  17.  Män  WO,  Z.  SSW,  MVBNr,  15  ($.  Nr,  9M(f, 
»)  VgL  Nr,  565. 
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liehen  Bearbeitung,  die  zweite  nach  bestandener  Klausuxprüfiuig,  die  dritte 

endlich  nach  bestandener  mündlicher  Prüfung,^) 

Das  gleiche  gilt  von  den  Kandidaten  des  RealschuUehrarates. 

5.  Den  Stipendi<:ten  der  technischen  Hochschulen,  welche  ein  Diplom 
erwerben  wollen,  ist  tier  nach  Vollendung  der  lehrplanmäßigen  Studien 
jeder  Fachschule  für  ein  folgendes  Jahr  zugestandene  Jahresbetrag  in  drei 
gleichen  Raten  auszufolgen,  und  zwar  so,  daß  die  erste  Rate  nach  der 
Ablegung  der  ersten  Abteilung  der  strengen  Prüfung,  beziehungsweise  nach 
Beibringung  des  Nachweises  fiber  die  auf  Qnind  vorzüglicher  Semestnl* 
prühingeo  erfolgte  Nachsicht  der  Ablegung  dieser  Prüfungsabteilung»  die 
zweite  nach  Al>legiiiig  der  schriftlichen  (graphischen)  Prühing  der  zweiten 
Abteilung,  hei  Chemiicem  nach  Lösung  der  praktischen  Aufgabe,  die  dritte 
endlich  nach  Ablegung  der  mflndlichen  Prüfung  der  zweiten  Abteilung 
flüssig  zu  machen  ist. 

6.  Bei  Stipendisten  der  Hochschule  für  Bodenkultur,  welche  das  Diplom 

anstreben,  ist  der  auf  ein  den  lehrplanmäßigen  Studien  folgendes  Jahr  zuge- 
standene Jahresbetra^  ebenfalls  in  drei  Raten,  und  zwar  die  er?tc  nach 
Ausweis  über  die  abgelegte  erste  Gruppenprüfung,  beziehungsweise  Bei- 
bringung des  Nachweises  über  die  auf  Grund  vorzug-licher  Fortgangs- 
klassea  erfolgte  Nachsicht  der  Ablegung  dieser  Prüfung,  die  zweite  nach  Ab- 
Icgung  der  schriftlichen  Klausurprülung  und  die  dritte  nach  Ableguiig  der 
nfindllchen  zweiten  Abteilung  der  strengen  Prüfung  auszufolgen. 

7.  Die  Ausfolgung  des  über  die  ordnungsmäßige  Studienzeit  hinaus 
zugestandenen  Stipendhims  für  Dolctoranden  der  römiscfa-liatholisdien  Theo- 
logie ist  derart  ehizurichten,  daß  nach  jeder  der  vorgeschriebenen  nit  Erfolg  ab- 
gelegten vier  strengen  Prüfungen*)  ein  Vierteil  des  Stipendtenbetraget  flüssig 
gemacht  werde.  Wird  aber  der  Bezug  eines  Stipendiums  behufs  Erlangung 
des  bezeidineten  theologischen  EXoktorgrades  zum  voraus  auf  die  Dauer 
von  zwei  unmittelbar  auf  die  Studienzeit  folgenden  Studienjahren  zugestanden, 
so  sind  die  Stipendienrrtten  in  Vierteilen  nach  jedem  mit  Eriolg  abgelegten 
Rigorosum  zur  Ausfolgung  anzuweisen. 

8.  Sollte  der  Fall  vorkommen,  daß  ein  Zögling  der  k.  k.  evangelisch- 
theologischen  Lehranstalt  in  Wien,  der  das  Doktorat  anstrebt,  im  Genüsse 
ein  Stipendiums  steht,  so  ist  der  Stipendienbetrag  7ij  gleichen  üäiften  nach 
Ablegung  der  vorgezeichneten  zwei  Rigorosen  auszufolgen. 

Das  gleiche  hat  auch  bezüglich  der  Kandidaten  des  griechisctK>rientali- 
sehen  theologischen  Doktorates  an  der  Universität  in  Czernowitz  zu  gelten. 

9.  Selbttverstindlich  hat  diese  Vorschrift  anf  Fälle,  wo  der  Stiftbrief 
andere  Bestimmungen  trifft,  keine  Anwendui^. 

10.  Auch  wird  dadurch  an  den  beziiglich  der  Zugestehung  des  Stipen- 
diengentisses  über  die  Studienzeit  hinaus  bestehenden  Nonnen  nichts 
geändert 


>)  A bgeandert  darth  MiuErt.  vom  33.  Deumher  im,  Z.  aSM,  MVBNr,  3  ex  im  (i.  Nr,  S93jf, 
•)  VgL  Nn  615. 
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Nr.  588. 

£rlafi  des  Ministsrs  für  K.  u.  U.  vom  17.  Febiw  1882,  Z.  2753. 

MYBMr.  a 

an  sämtUdie  politischen  Landesstellen,  die  Rektorate  aller  Univeisitilteii, 
tedmisdien  Hodischidcii  uod  der  Hochschule  für  Bodenkuitur, 

bttMtend  die  Regelimg  dnlgor  Süpindlcn-SllftiiiigMiigelcgciibeiteo. 

Die  k.  k.  Statthalterei  erhält  hiemit  Normen  Über  euiige  bei  Studentcn- 
Stipendienstifhmgen  vorkommende  Fragen,  bezüglich  weicher  sich  eine 
Regelung  als  erforderlich  herausgestellt  hal^  zur  Kenntnisnahme  und  Danadh 
aditung  in  vorkommenden  Fillen. 

L 

So  oft  es  sich  um  die  Konstituierung'  und  Formalisierung  neugegrün- 
deter  Studentenstipendien-  oder  akademischer  Preis-Stiftungen  handelt,  ist 
zur  Vornahme  und  Durchführung  aller  Maßnahmen,  welche  bis  zur  Aus- 
fertigung des  Stiftsbriefcs  und  AkUvierung  der  Stiftung  erforderlich  sind. 
Jene  politische  Landesstelle,  in  deren  Verwaltungsgebiete  die  Stiftung  ge- 
gründet wurde,  als  die  kompetente  Stiftungsbehdide  selbst  dann  berufen, 
wenn  die  Stiftung  für  das  Verwaltungsgebiet  einer  anderen  politisclicn 
Landesstelle  bestimmt  ist  Selbstverständlich  ist  in  solchen  Fillen  das  er- 
forderliche Einvernehmen  mit  der  politischen  Landesstelle  dieses  anderen 
Verwaltungsgebietes  im  Korrespondenzwege  zu  pflegen  und  sind  auch  die 
betreffenden  Finanzprokuraturen  zur  rrpclirnetcn  Mitwirkung  verpflichtet. 

Erst  wenn  die  Stiftung  förmlich  und  endgültig  konstituiert  ist,  tritt 
bezüglich  der  wi  ilcren  Verwiltnng  und  Gebarung  die  Kompetenz  jener 
politischen  Landesstelle  in  Wirksamkeit,  tur  deren  Verwaltungsgebiet  die 
Stiftung  bestimmt  ist 

D. 

Sdtte  der  Fan  vorkommen,  dafi  Siudenteastipendien-  oder  akademisdie 

Preis-Stiftungen  im  Inlande  mit  der  Bestimmung  für  ausländische  Institute 
oder  fürs  Ausland  überhaupt  gegründet  werden,  so  ist  vor  Beginn  der 
Stiftungsverh^indlung  über  die  Annehmbarkeit  einer  solchen  Stiftung  aa 
das  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht  zu  berichten. 

m. 

Bei  Ausschreibung  der  Konkurse  zur  Wiederverleihung  von  Stipendien 

oder  zur  crctcn  Verleihung  neugegründeter  Stipendien  sind,  um  einerseits 
unberufene  Bewerbungen  zum  voraus  auszuschließen,  andrerseits  aber  Be- 
schwerdeführungen gegen  erfolgte  Verleihungen  tunlichst  hintanzuhalten, 
die  wesentUchen  und  entscheidenden  besummungen  der  Stiftsbncic  bezug- 
lich der  Kompetenz  genau  zu  verlauti>aren. 

!V. 

Wenn  sich  der  Fall  ergibt  daß  eine  Studentenslipcndien-Stiftung  wegen 
andauernden  Mangels  von  berechtigten  oder  befähigten  Bewerbern  nidit 
persolviert  werden  kann,  so  ist  dies  dem  Ministerium  für  Kultus  und 
Unterricht  zur  Kenntnis  zu  bringen,  um  eventuell  eine  Permutierung  der 
Stiftung  ins  Werk  zu  setzen. 
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V. 

Bei  Veigebiing  freiverleihbarer  Studentenstipendien  oder  bei  Bestäti- 
gung anderweitiger  Verleihungen  ist  nut  Sofgfalt  darauf  zu  aditen,  ob  nicht 
schon  andere  Mitglieder  einer  und  derselben  Familie  (Brüder)  im  Genüsse 
von  Stipendien  stehen,  und  ist  in  solchen  Fällen  unter  motivierter  Dar* 

Ic^ng^  der  obw  iltenden  Verhältnisse  die  Gestattiing  oder  Verweigeninfr 
einer  solchen  Kumulicrunf;  in  einer  Famiin  ')  beim  Ministerium  für  Kultus 
und  Unterricht  in  Anir  ig  zu  bringen,  jene  Falle  selbstverständlich  ausge- 
nommen, wo  der  gleichzeitige  Genuß  von  Stipendien  seitens  metverer 
Brüder  stiftbrieflich  gestattet  ist 

VL 

Die  Landesstelle  ist  ermächtigt.  Studierende  der  Mittelschulen,  welche 

nach  Absoivierung  des  Untergymnasiums  oder  der  ünterrealschule  an  ehie 

Staatsgcwerbeschulc  oder  an  eine  andere,  vom  Staate  erhaltene  oder  an 
eine  mit  dem  Rechte  zur  Ausstellung  staatsgültiger  Zeugnisse  ausgestnttcfe 
Privatfachlehranstalt  übertreten,  im  weiteren  Genüsse  von  Studienstipendien 
in  jenen  Fällen  zu  belassen,  wenn  bei  Aufnahme  in  diese  Fachlchranstalten 
der  Nachweis  über  das  absolvierte  Untergymnasium  oder  über  die  absolvierte 
Unteireahidiule  als  Bedingung  gilt.  Selbstverständlich  wird  in  jedem  ein- 
zehien  Falle  genau  zu  untersuchen  seui,  ob  ehi  solches  Zugeständnis 
nicht  etwa  ausdrQcklich  durch  den  Stiftsbrief  ausgeschlossen  ist  oder  der 
Bestimmung  der  Stiftung  nicht  geradezu  widerstreitet 

vn. 

Nachdem  es  vorkommen  kann,  daS  die  von  Behörden  oder  von  anderen 
kompetenten  Oiganen,  als  z.  B.  akademischen  Senaten  oder  Professoren* 
kollegien,  erfolgten  Verleihungen  von  Studentenstipendien  infolge  beredi- 
tjgter  VcMVtellungen  bei  der  höheren  Instanzbehörde  rückgängig  gemacht 

werden,  so  wird,  um  den  in  solchen  Fällen  durch  vorzeitige  Flüssig- 
machung der  Stipendicnratcn  sich  ergebenden  Schwierigkeiten  zu  hecren-nen, 
angeordnet,  daR  bei  Stipendien,  welche  nicht  in  die  Kategorien  der  frei- 
verlcihbaren  gehören,  die  Stipendienraten  erst  dann  flüssig  zu  machen  sind, 
wenn  die  Verleihung  binnen  der  zur  Anbringung  von  Beschwerden  und 
Vorstellungen  in  politisch-administrativen  Angelegenheiten  vorgczcichneten 
Rekursfrist*)  nicht  angefochten  wird  und  sonach  in  Rechtskraft  tritt. 

In  sonstigen  Fällen  ist  die  Ausfolgung  von  Stipendienraten  vorläufig 
wieder  zu  sistieren,  wenn  innerhalb  der  obbezeichneten  Frist  eine  Vor- 
stellung von  berechtigter  Seite  bei  der  verleihenden  Behörde  oder  dem 
verlettienden  Organe  eingebracht  wird. 

VDL 

Um  die  Wohltat  des  Stipendienbezuges  den  Studierenden  tunlichst 
bald  zukommen  zu  lassen,  ist  sorgfältig  darauf  zu  achten,  daß  die  Aus- 
schreibung zur  Bewerbung  erledigter  oder  neugegründeter  Stipendien  nicht 
unnötigerweise  zu  weit  hinausgeschoben  und  daß  die  Verleihungsverhand« 
lung  soviel  als  möglich  beschleunigt  werde. 

>)  5.  den  MinErU  wom  April  tm^  Z.  m2»  HVBNr,  32  ($.  Nr,  39^,  womU  Paukt  V 
abgeändert  ward*. 

^YgLäM  Qtult  WM  i2.  Mal  SW,  lUWNf,  WU 
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Nr.  589. 

Aus  dem  Erlasse  des  Ministeriums  für  K.  a.  D.voml5.  August  1882. 

Z.  13.752. 

an  den  Statthalter  lur  Böhmen, 

(betreffend  den  Stipendienbezng  seitens  der  Kaadldateii  des  jorisfischca 

In  diesem  Erlasse  wurde  bemerkt,  daß  der  im  Min  Erl.  vom  1  Februar 
1882,  Z.  1797/)  bti  dem  weiteren  Stipendienbezuge  pro  docloratu  gemachte 
Vorbehalt  lediglich  der  Jahresrate  des  Stipendiums  gilt,  daß  jedoch  bei 
solchen  Stipendisten  im  Hinblick  auf  $  6  der  Rigoroseoordnung  für  die 
juristischen  FakulUten  (MinVdg.  vom  11  Aprü  1872»  ROBNr.  57)*)  auf 
die  beschleunigte  Ablesung  der  Rigorosen  gedrungen  weiden  müsse,  um  die 
Evidenz  der  Stipendiengebühr  nicht  unnötigerweise  zu  erschweren. 

Diesem  nach  unterliegt  es  auch  keinem  Anstände,  dergleichen  Stipen- 
disten (deren  Stiftungsgenuß  bis  zur  Vollendung  der  Studienzeit,  nicht 
aber  über  das  24.  Lebensjahr  hinaus  zugestanden  werden  kann),  eine  un- 
überschreitbare  Frist  von  andenhalb  (IV?)  Jahren,  d.  i.  drei  Semester  nach 
Ablauf  der  ordnungsmäßigen  Studiendauer  zur  Ablegung  der  Rigorosen 
vorzuzeichnen. 


Nr.  590. 

Erlaß  des  Ministers  fiir  &.  u.  U.  vom  1.  März  1883.  Z.  10,  MVBNr.  4. 

betreffend  den  MinErl.  vom  18.  Jänner  1882,  Z.  941,  über  die  Behandlag 

der  Stipendien  von  Zdglingen  der  Klerlkalseminarien.  ^ 

Unter  Hinweisung  auf  den  MinErl.  vom  18.  Jänner  1882,  Z.  Q41,«) 
betreffend  die  Behandlung"  von  Stipendien  bei  Zöglingen  der  Klerikal- 
seminarien,  fmde  ich  zu  verordnen,  die  Punkte  1,  2  und  4  dieses  Er- 
lasses auch  a!if  jene  Fälle  Anwendung  finden,  die  in  laiulLni  vorkomme?!, 
wo  der  Religionstond  eine  Subvention  aus  dem  Staatsschätze  nicht  empfangt 


Nr.  59L 

£rlaß  aes  Ministers  fflr  K.  u.  U.  vom  25.  im  18a4,  Z.  9349, 

MVBNr.  28. 

betreffend  den  Vorgang  be!  Verleihung  von  Stipendien  an  Hörer  der 
Hochschulen  als  angehende  Lehramtskandidaten. 

Anläßlich  der  infolge  der  MinVdg.  vom  7.  Februar  1664,  RGBNr.  2t),' 
(betreffend  die  Prüfung  der  Kandidaten  des  Ovmnnsi  il-  und  Realschullehr- 
amtes) aufgeworfenen  Frage,  wie  es  bei  Voraussetzung  einer  vierjährigen 

»)  5.  Nr.  587. 
*)  s.  Nr.  660. 
•)  S.  Nr.  586. 

*)  MVBNr.  3  Mg  UM;  dmtU  gOi  au  Prilfkugiwonekrift  9om99.Aaent  im, 
MV  mit,  50  ($.  Nr,  SOBJ, 
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Studiendauer  für  Lehramtskandidaten  an  den  Hochschulen  bezüglich  des 
Stipendiengenusses  zu  halten  sei,  wird  verfügt,  daß  bis  zum  Ablaufe  des 

Studienjahres  1886/87  die  MinVdg^.  vom  4.  März  1866,  Z.  83,  wonach  die 
Landcsstcllen  ermächtigt  sind,  Gesuche  von  Studierenden  der  philosophischen 
Fakultät  um  Belassung  im  Ocnusse  eines  Stipendiums  auf  die  Dauer  des 
7.  und  8.  Semesters  im  eigenen  Wirkungskreise  zw  erledigen,  weitere 
Geltung  habe. 

Vom  Sfiidienjahre  1887/88  ab  wird  die  Oenußdauer  von  Stipendien 
fttr  solche  Studierende  auf  vier  Jahre  erstredEt,  und  es  werden  bezflgllche 
Stipendien  auf  diese  Zeitdauer  zu  verleihen  sein. 

Selbsfverstindiidi  darf  eine  solche  Verleihung  weder  der  Eigenschaft 
des  Stipendiums,  noch  der  klaren  Absicht  der  Stiftung  widerstreiten. 


Nr.  592. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  u.  U.  vom  15.  Novemlier  1887,  Z.  8560* 

an  sämtliche  Landeschefs, 
(betreffend  «Ue  Ermlchtigung  der  politischen  Undeschefk  zar  Kttm«- 

llcrung  von  Stedentenstlpeadien). 

Ich  finde  mich  besthnml^  unter  Modifizierung  des  ho.  Erl  vom  16.  April 
1870,  Z.  5324,1)  £uer  ...  zu  ermächtigen,  KumuUerungen  von  Studenten- 
stipendien für  Studierende  der  J^ttelscbulen  bis  zum  Maximalbetrage  von 
250  Gulden  (500  Kronen),  für  Hörer  der  Hochschulen  aber  (mit  Aus* 

nähme  der  theologischen  Studien)  bis  zum  Maximalbetrage  von  400 
Gulden  (800  Kronen J,  bei  Nachweis  besonders  guter  Befähigung  und 
Verwendung  des  KumliHerunp-<;vv erbers  über  Antragr  des  betreffenden  Pro- 
fessorenkollej^iiims-)  und  nach  Finvernahme  der  S!itinnL[s\ orleiher,  soweit 
die  BcstimmuiiLjcn  der  bezüglichen  Stiftsbriefe  solchen  Kumuiierungen  nicht 
en^egenstehea,  im  eigenen  Wirkungslu'eise  zu  genehmigen.') 


Nr.  693. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  22.  Dezember  1887,  Z.  3698, 

MYBNr.  3  ex  1888. 

an  alle  Länderchefs, 
bezüglich  der  Kompeteu  der  betreftenden  Professorenkoliegien  der 
Hocbselraleii  bei  Beleesuig  von  Stipeadleii  en  Lefaramtekendldateii  anf 
ein  Jahr  ttber  die  ordmoigemlBtge  Sindlendeiier  tum  Beimfe  der  Ab- 
legung der  Lehramts-,  Staats-  oder  strengen  Prüfungen. 
Idi  linde  mich  bestimm^  der  k.  k.  .  .  .  die  Entscheidung  über  An- 
suchen wegen  Belassung  von  Kandidaten  für  das  iMittelschuilehramt^)  im 

0  9.  Nr,  599. 

«)  Mit  MtnErl.  vom  16.  Jänner  J^5,  Z.  ^.877  rx  1894,  wurde  in  Ansehung:  drr  Sfudi.Ti'nifen 
an  der  Wiener  Universität  angeordnet,  daß  an  die  Stelle  eines  Antrages  des  kompetenten  Pro- 
J^nomdboBegkuns  In  MMmnß  tUt  BtstätigunE  des  wuiMigen  Ddtem»  mnä  des  SUpmdtennfereiäm 
9ker  die  besonders  gute  Befähigung  und  Verwendung  de$  KMmtihrtfmmr^ert  m  tnitn  Aste. 

•)  VgL  MM*  /i^A  SM.  —  <)  «.  aaeh  jVr.  60h 
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Genüsse  eines  Stipendiums  auf  ein  Jahr  über  die  ordnungsmäflige  Studien- 
dauer zum  Behufe  der  Ablegung  der  Lehramtsprüfung  nadi  Anhörung 
des  betreffenden  ProfessorenkoUegiums  jener  Hochschule,  an  welcher  der 

Kandidat  das  letzte  Studiensemester  zugebracht,  in  dem  Falle  im  eigenen 
Wirkungskreise  zu  überlassen,  als  diese  Bclassung  weder  der  Eigensdiait 
des  Stipendiums,  noch  der  klaren  Absicht  des  Stifters  jtu widerläuft. 

Zugleich  ordne  ich  in  Abänderung  des  Punktes  4  des  ho.  Erl.  vom 
1.  Februar  1882,  Z.  1191,^ i  an,  daß  das  belassene  Stipendium  dem  Lchr- 
amtslcandidaten  in  drei  gleichen  Raten,  und  zwar  die  erste  nach  Obemahme 
der  Au^aben  zur  häuslichen  Bearbeitung,  die  zweite  nach  Approbation  der- 
selben und  die  dritte  nach  bestandener  mündlicher  Prüfung  anzuweisen  ist 

Der  zum  Behufe  der  Abl^gung  der  Lehramtsprüfung  über  die  ordnungs- 
mäßige Studiendauer  bewilligte  Jahresbetrag  des  Stipendiums,  respektive 
die  bezüglichen  Raten  sind  als  verfallen  zu  erklären,  wenn  der  Kandidat  die 
Lehramtsprüfung  nicht  binnen  anderthalb  Jahren  nach  Vollendung  der  ord- 
nungsniä Bicken  Studien  mit  Erfolg  abgelegt  hat. 

Diese  letztere  Pastiiniiiung  finde  ich  auch  auf  jene  Fälle  auszudehnen, 
in  welchen  Kandidaten  der  strengen  Prütungen  der  Stipendiengenuß  zum 
Behufe  der  Ablegung  dieser  Prüfungen  auf  ein  Jahr  über  die  ordnungsmäßige 
Studiendauer  zi^estanden  wird,  während  bei  den  Kandidaten  der  Staats* 
Prüfung,  insoweit  die  Erstreckung  des  Stipendiengenusses  über  die  ordnungs- 
mäßige Studiendauer  bei  denselben  Obeihaupt  zulässig  ist,  die  Frist  zum 
Bezüge  des  Stipendiums  auf  längstens  ein  Jahr  bestimmt  wird. 

Schließlich  wird  zur  Ergänzung  des  Punktes  2  der  obzitierten  ho.  Ver- 
ordnung bemerkt,  dafi  jenen  mit  Stipendien  bcteilten  Kandidaten  des  Dok"^- 
rates  der  gesamten  Heilkunde,  welche  die  erste  strenge  Prüfung  noch 
vor  Ablauf  des  Quinquenniums  bestanden  haben,  das  Stipendium  in  zwei 
gleichen  Raten  nach  erfolgter  günstiger  Ablegung  der  zweiten  und  dritteA 
strengen  Prüfung  tiussig  zu  machen  sein  wud.-j 


Np.  594. 

Erlaß  des  Mlaistsrs  fUr  K.  u.  U.  vom  24.  April  1889,  Z.  8082, 

MVBNr.  ^2, 

an  samtiiche  politischen  Landesstellen, 

betreffend  die  eventuelle  Kumnllerung  zweier  oder  mehrerer  StadicfK 

Stipendien  in  einer  Familie. 

In  Abänderung  des  Punktes  V  der  der  k.  k.  . .  .  mit  dem  ho.  ErL  vom 
17.  Februar  1882,  Z.  2753  (MVBNr.  14),«)  mllgeteilten  grundsätzSchen  Be- 
stimmungen über  Studienstipendien-Stiftungen  ermächtige  Ich  die  politischen 

»)  s.  Nr.  587. 

^  VgL  Oeti  MinErL  vom  /7.  MOn  /8»,  Z.  »tO  fs.  Nr.  998).  ~  MÜ  MitiEH.  vom  2S.  S^tta»- 

ber  1879,  Z.  948,  wurde  den  Landeschefs  nahe  sctegi,  bei  Verleihung  von  Sraafs-.  landesfürsiUchen 
oder  von  sonstigen  iStudenienstipenäie/t,  welche  Uberae  coüationis  sind,  <mf  Kaaäulaten  des  Lt^ 
amies  JBr  Mittelschulen  nach  TunUtiikeit  besondere  Rücksicht  zu  netmeiu 
«)  9.  Nr.  588. 


.  kj.  i^cd  by  GüOgl 
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Laodesstellen  als  Stiftungsbehörden  über  die  Zulässigkeit  der  evcnluelkn 
Kiunulieruiig  von  Studienstipendien  in  einer  Famiii«  in  jenen  Fällen 
im  eigenen  Wirkungskreise  zu  entscheklen,  in  weldien  denselben  die  analoge 
Entscheidung  rficksichtlidi  des  eventuelien  gleichzeitigen  Genusses  zweier 
oder  mehrerer  solcher  Stipendien  in  der  Person  eines  und  dessefben 
Studierenden  zusteht  (MinErl.  vom  15.  November  1887,  Z.  8560).^) 

Hienach  wolle  die  k.  k.  .  .  .  gegebenenfalls  entsprechend  des  Amtes 
handeln. 


Nr.  595. 

Brial  MsHimstm  nrK.ii.D.Tom  CHal  1889,Z.S0a6,HVBRr.41. 

an  das  Dekanat  der  redits-  und  staatswissentchaftlichen  Fakultät  der 

Universitit  in  .  .  . 

HMtend  die  BelHUidlaiig  von  bei  «hier  themtitchwi  Staatsprfifnng 

reiirobicrteii  Stipendisten. 

Mit  Beziehungr  auf  den  Bericht  vom  .  ,  .  wird  dem  .  .  .  eröffnet,  daß 
dem  aus  diesem  Berichte  ersichtlichen  Vorgange  bei  Behandlung  der 
Stipendisten,  welche  bei  ehier  theoretischen  Staatsprüfung  reprobiert  worden 
sind,  in  Absicht  auf  die  eventuelle  weitere  Belassung  im  Stipendiengenusse 
hierorts  nicht  durchaus  zugestunrat  werden  kann. 

In  dieser  Beziehung  ist  zunächst  zu  bemerken,  daB  die  Modalitat 
der  Sistierung  des  Stipendiums  solcher  Studierender  bis  zur  erfoHgreichen 
Wiederholung  der  mißlungenen  Prüfung  durch  die  MinVdg.  vom  28.  Februar 
18$2,  Z.  1260;  RGBNr.  61, welche  lediglich  die  eventuelle  weitere  Be- 
lassung solcher  fitudicrendcr  im  Bezüge  ihrer  Stipendien  im  allgemeinen 
im  Auge   hat,   mciit  ausdrücklich   aufgestellt  erscheint. 

Die  fr  iglichc  Modalität  könnte  jedenfalls  insofern  überhaupt  nicht  zu- 
gelassen vvcidci],  al^  hiebei  etwa  die  seinerzeitige  Nachzahlung  der  sistierten 
Stipendienbc trage  verstanden  wäre,  weil  hienach  dem  reprobierten  Stipen- 
disten aus  dem  MiBerfolge  seiner  Prüfung  gegenilber  den  nicht  reprobierten 
SQgar  ein  Vorteil  erwüchse. 

Insofern  diese  letztere  Eventualität  als  angeschlossen  vetstanden  wäre, 
das  ist  also  unter  Voraussetzung  des  definitiven  Verlustes  der  sistierten 
Stipendienbeträge,  könnte  die  Sistierung  des  Stipendiums  bis  zur  gelungenen 
Wiederholung  der  Prüfung  im  einzelnen  Falle  immerhin  als  die  den  l'm- 
ständen  nnpemessenste  Behandlung  des  betreffenden  Stipendisten  erscheinen, 
und  würdL  sohin  ein  fallweiser  diesbezüglicher  Antrag  des  betreffenden 
Profcssc  rtfikoilegiums  seitens  der  berufenen  Behörde  entsprechend  zu  er- 
wägen sein. 

Eine  generelle  Anwendung  der  fraglichen  Modalität  auf  alle  Fälle 
der  nicht  mit  Stimmeneinhelligkeit  erfolgten  Reprobation  erscheint  jedoch  als 
unzulässig,  da  die  Behandlung  der  repfobierten  Stipendisten  im  Sinne  der 

0  s.  Nr.  S9Z 
«)  «.  Nr.  S6Z 

ÜBlvenltllaicacIse.  46 


Digitized  by  Google 


Slodtcnvondiclfteii;  A.  AUgradBC  BcilIiiiiniBgcn. 

VeroidnuDg  vom  28.  Febniar  1852  einer  individiialisiereDdcn  Bcurteihiiig 
in  jedem  einzelnen  Falle  unter  Berücksichtigung  der  daselbst  besonden 
angedeuteten  Momente  überwiesen  erscheint. 

Auch  ist  zu  bemericen,  daß  diese  Beurteilung  nach  Alinea  3  der  obigen 
Verordnung  ausdrücklich  dem  Professorenkollepiurn  der  betreffenden  Fakultät 
auf  Cjrund  der  demselben  seitens  der  bezüglichen  Staatsprüiuogskommission 
zugegangenen  Mitteilungen  vorbehalten  ist. 

Ich  ersuche  das  ...  zu  veranlassen,  daß  in  Hinkunft  rücksichtlich 
der  Frage  der  eventuellen  Belassung  von  reprobierten  Stipendisten  im 
Genüsse  ihrer  Stipendien  unter  genauer  Beachtung  der  ßestinunungen  der 
mehrgedachten  MinVdg.  vom  28.  Febniar  1852^)  voi^gangen  werde. 


Nr.  596. 

Erlaß  des  Ministers  fQr  K.  u.  U.  vom  2.  September  ia90.  Z.  2818. 
MVBMr.  ö4,  elnvemehmlich  mit  dem    k.  Ministerium  des  Innern, 

an  sämtliche  Landcsstcllcn, 

betreffend  die  genaue  Aufrechterhaltung  der   stifterischen  WÜlens- 
erklinmgen  in  den  von  den  kompetenten  Behörden  zu  erricbtendeif 
beziehungsweise  zu  genehmigenden  Stiftbriefen. 

Aus  Anlaß  der  wiederholt  gemachten  Wahrnehmung,  daß  sich  bei 
Errichtung  von  Stiftungsurkunden  nicht  immer  mit  der  nötigen  Strcng^e  an 
die  Anordnungen  der  Stifter  gehalten  wird,  finde  ich  im  Einvernehmen  mi' 
dem  k.  k.  Ministerium  des  Innern  den  Landessteüen  als  Sliftungsbehörden 
die  diesfalls  bestehenden  gesetzlichen  Normen  und  insbesondere  die  mii 
Hofkanzleidekret  vom  16.  November  1826  (PGS,  Band  54,  Nr.  8Q)  publi- 
zierte Ah.  Enlschl.  vom  11.  November  1826  in  Erinnerung  zu  bringen,  wonach  | 
der  Wille  des  Stifters,  sofern  er  nichts  Gesetzwidriges  enthält;  »g^au  zu  ] 
befolgen"  ist. 

Diese  Ah.  Weisung,  welche  im  striktesten  Sinne  zu  verstehen  ist 

bedingt,  von  der  darin  zugelassenen  Ausnahme  abgesehen,  die  völlig  unver- 
änderte Aufrechthaltungf  der  stiftcrischen  Willenscrklänmgen  über  den  Zweck 
der  Stiftung  und  die  Verwendun^r  ihrer  Einkünfte  in  den  von  der  zuständijjen 
Behörde  zu  errichtenden,  beziehungsweise  zu  genehmigenden  Stiftbriefen 
und  schließt  jedwede  Abänderung  selbst  des  Wortlautes  derselben  aus, 
welche  nicht  etwa  bloß  die  Richtigstellung  eines  offenbaren  Irrtums,  die 
Verdeutlichung  eines  nicht  prägnanten  Ausdruckes,  oder  ihnliche  das  Wesen 
der  Sache  nicht  berührende  Erläuterungen  zum  Gegenstände  hat 

Weiters  erscheint  es  nach  JMafigabe  der  zitierten  Ah,  Norm  als  durch- 
aus unstatthaft,  zu  den  eigenen  Dispositionen  des  Stifters  in  den  obigen  Be- 
ziehungen irgend  etwas  hinzuzufügen,  oder  von  denselben  etwas  hinweg* 
zulassen,  sofern  durch  einen  derlei  Vorgang  jene  Dispositionen  in  einer  von 
dem  Stifter  selbst  nicht  beabsichtigten  Art  ergänzt,  erweitert,  eingeschränkt 
oder  sonst  wie  modifiziert  würden. 

Nr.  502 
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Die  Stittungsbchordcn  sind  gehalten,  die  denselben  zur  Genehmi- 
gung vorgclep^tcn  StifthriLientwürfe  in  den  obigen  Rucksichten  einer  snrg- 
filtigen  Prutung  zu  unterziehen  und  vor  Erteilung  der  landesfursliiclien 
Genehmigung  eventuell  auf  die  Vornahme  der  erforderlichen  Richtigstellungen 
zn  dringen. 

Die  genaue  Befolgung  der  vorstehenden  Erinnerungen  wird  um  so 
gewisser  gewärtigt;  als  selbst  anscheinend  unwesentliche  Änderungen  an 

den  eigenen  Willenserklärungen  der  Stifter  bei  näherer  Betrachtung  sich 
oftmals  als  nicht  belanglos  erwiesen  und  die  nicht  völlige  Kongruenz  jener 
Erkläninofen  mit  den  Festsetzungen  der  Stiftbriefe  wiederholt  AnlaB  zu  un- 

liebsamcn  Schwierigkeiten  gab. 

In  jenen  Fällen,  wo  eventuell  eine  Anordiiung"  des  Stifters  sich  als 
ungesetzlich  oder  unausführbar  erwiese,  sowie  wenn  über  den  eigentlichen 
Inhalt  des  stifterischen  Willens  sich  Zweifel  ergeben,  ist  unter  Stellung  der 
geeigneten  Anträge  die  Schlußfassung  der  kompetenten  Zentralstelle  ein- 
zuholen. 

Vorstehenden  Erlaß  wolle  die  k.  k.  .  .  .  auch  dem  k.  k.  Landesschul^ 
rate  entsprechend  mitteilen. 


Nr.  597. 

Erlafi  des  Ministsrs  fflr  K.  u.  U.  vom  20.  Mai  1892,  Z.  804/KUM, 

MYBNr.  23, 

an  die  Rektorate  aller  Universitäten, 
betreffend  die  Evidenthaltung  von  Stipendisten  mit  Rücksicht  auf  die 
Ableistung  des  Einjährig-hreiwilligen-Präsenzdienstes. 

Zur  Aufrechthaltung  der  notwendigen  Evidenz,  sow  ie  um  Irrungen 
bei  der  Verwaltung  und  insbesondere  auch  bei  der  Wicdrrverleihung  von 
Stipendien  iiintanzuhalten,  wird  angeordnet,  daß  jene  im  (ienusse  von 
Stipendien  stehenden  imtnatrikuliertcn  Studierenden,  welchen  im  Sinne  der 
bestehenden  Vorschriften  (ho.  Verordnung  vom  12.  April  1889,  RGBNr.  46,*) 
2.  Oktober  und  1.  August  1889,  RGBNr.  158  und  124)  der  Stipendiengenuß 
wäfirend  des  ersten  Jahres  des  Einjährig-Freiwilligen-Prasenzdienstes  zustehe 
den  f  aktuchen  Antritt  dieses  Dienstes  unter  Vorlage  der  bezüglichen  Be- 
stätigung des  voigesetzten  Truppenkommandos  und  der  betreffenden  Stipen- 
dienverieihungsdekrete  im  Wege  der  vorgesetzten  Dekanate  unverzfiglich 
an  das  Rektorat  anzuzeigen  haben. 

Eine  analoge  Anzeige  verbunden  mit  dem  Ansuchen  um  den  ent- 
sprechenden Vorbehalt  des  StifK-ndiums  haben  jene  stipendierten  Studierenden 
zu  erstatten,  welche  den  Euijahrig-Frciwilligen-Präsenzdienst  erst  nach  Be- 
endigung der  Studien  ableisten  und  den  seinerzeitigen  Fortbezug  des  Stipen- 
diums behufs  Ablegung  der  strengen  Prüfungen  und  beziehungsweise  der 
Prfifiitig  fOr  das  Lehramt  an  Gymnasien  und  Realschulen  anstret>eo  (§  3 
der  Veroninung  vom  1Z  April  1889,  RGBNr.  46).*) 


*)  MVBNr,  25  ($.  Nr.  550J,  -  •)  *.  Nr.  550. 
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Das  Rektorat  hat  den  Inhalt  dieser  Anzeigen  in  hlezu  bestioimten  be- 
sonderen  Evidenzverzeichnissen  vermericen  zu  lassen  und  sohin  bei  Stipendien, 

welche  nicht  von  den  akademischen  Behörden  selbst  verliehen  werdea, 
die  Anzeigen  unverweilt  derjenigen  Behörde  oder  Körpeiscliaft  mttzuteileii, 
von  welcher  die  Verleihung^  ausgeganjren  ist. 

Jene  immatrikulierten  Studierenden,  welche  5;ich  bei  Ableistung  des 
Einjähri^-Freiwilligen-Prasenzdienstes  um  ein  Stipendium  bewerben  (§  6  der 
Verordnung  vom  12.  April  1S89),  haben  in  ihren  Kompetenzgesuchen  die 
Tatsache,  daß  sie  diesem  Präsenzdienste  obliegen,  unter  Beibringung  des 
bezüglichen  Attestes  des  Tnippenicommandos  aiisdrOcUich  anzufahren  und 
smd  diese  Studierenden,  sofern  sie  das  erbetene  Stipendhim  criangten,  glcicb- 
falls  in  besonderen  Verzeichnissen  evident  zu  halten.  Zu  diesem  Zwecke 
wird  bei  Stipendien,  welche  von  den  politischen  Landesstellen  verliehea 
werden,  die  bezitglidie  ausdruckliche  Verständigung  der  akademischen  Be- 
hörde erfolgen. 

Die  vorstehenden  Anordnungen,  soweit  sie  die  Studierenden  angehen, 
sind  gegen  Ende  jedes  Semesters  durch  Anschlag  am  schwarzen  Brette  zu 
verlautbaren.i) 


Nr.  598. 

Erlaß  des  Ministers  mr  K.  u.  ü.  vom  17.  März  1893,  Z.  3510, 

MYBNr.  15. 

womit  die  Bestimmung  des  Punktes  2  des  Erlasses  vom  1.  Februar  1882, 
Z.  1797,  betreffend  die  Ausfolgung  von  Stipendienraten  bei  Stipendien, 
dMfl  OemiS  flb«r  dl«  SfiidleiUEctt  Mmmm  »üb  Zweckt  der  Erlangung 
des  Doktorgradee  oder  des  INploms  einer  Hodisdrale,  beiieheiillicli 
der  LebfbeHWgung  fflr  das  Lehramt  an  Mittelscholen  zugestände«  ist, 

abgeändert  wird« 

An  die  Stelle  des  Punktes  2  des  ho.  Erl.  vom  1.  Februar  1882;  Z.  1797, 
ho.  VB.  Nr.  13,*)  hat  vom  Studienjahre  1894/95  ab  die  folgende  Bestimmung 

zu  treten: 

Die  Stipendisten  der  medizinischen  Fakultät  müssen,  um  behufs  Er- 
langung des  Doktorates  im  Bezüge  ihres  Stipendiums  während  des  auf 
das  letzte  ordnungsmäßige  Studienjahr  folgenden  Studienjahres  zu  ver- 
bleiben, die  vorgeschriebenen  drei  VorprüfunG^en  und  die  erste  streute 
Prüfung  noch  innerhalb  ihrer  ordnungsmäßigen  Studienzeit  abgelegt  haben, 
so  daß  sie  nach  Absolvierung  dieser  letzteren  sich  nur  noch  der  zweiten  und 
dritten  strengen  Prüfung  zu  unterziehen  halien.') 

Der  Stipendienbetrag  ist  denselben  sohin  in  zwei  gleichen  Raten, 
zahlbar  je  nadi  erfolgter  giinst^er  Ablegung  der  zwei  strengen  Prüfungen, 
anzuweisen.*) 

'}  Hn  nahem  gUUMautender  Eriqß  er^pig  gleicftzeUg  an  alle  polUisäien  UuideseUUm; 
f|t  auch  den  ergänzenden  Eriqß  wm  39,  Aprtl  WO,  Z.  »/KUM,  MVBNr,  17  (s,  Nr.  599J, 
«)  *.  Nr.  587, 

^  VgL  4tr  MW  ßtedixinlsebe  Rigtfroeencntnang  fe,  Nr. 
•}  f.  St.  S93  fleUUt  AbeaieJ, 
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Nr.  699. 

Srlat  des  MlnlstArs  fflr  K.  u.  ü.  vom  29.  AprU  1893,  Z.  20/KOIi 

MVBNr.  17. 

an  ilie  Rektorate  sämtlicher  Universitäten  und  alle  politischen  Landesstellen, 

womit  im  Nachhange  ZU  dem  Erlasse  TOm  20.  Mal  1892,  Z.  804/KUM, 
MVBNr.  23,  betreffend  die  Evidenthaltmig  von  Stipendisten  mit  Raclc- 
Sicllt  md  die  Ableistung   des  Einjährig-FrefwilHgen-Priseiizdieiittes 

weitere  Vorschriften  erlassen  werden. 

/An  die  Landessietten  und  Rektorate:] 

Im  Nachhange  zum  ho.  Erl.  vom  20.  Mai  1892»  Z.  804/KUM.,  hier- 
ortiges  VBNr.  2'j,i)  betreffend  die  Evidenthaltung  der  Stipendisten  mit  Rück- 
sicht nuf  die  Ableistung  des  Einjährig-Freiwilligen-Präsenzdienstes  wird 
folgendes  an^^eordnet: 

Die  Beslimmungen  des  zitierti  n  trlasst  s  sind  auch  auf  die  Studierenden 
der  Medizin,  welche  den  halbjährigen  Prascnzdienst  im  Soldatenstande  ab', 
leisten,  suingemäß  anzuwenden. 

Bei  den  hi  Oemaßhelt  des  gedachten  Erlasses  vorzulegenden  Anzeigen 
haben  jene  Studierenden  der  Rechte,  welche  den  freiwilligen  Msenzdienst 
mit  dem  auf  die  Absolviening  ihres  vierten  Studiensemesters  nächstfolgenden 
1.  Oktober  antreten,  auch  den  Nachweis  zu  erbringen,  daß  sie  die  rechts- 
historische Staatsprüfung  mit  Erfolg  abgelegt  und  sonach  ülicrhaupt  auf 
den   Fortbezug  ihres  Stipendiums  Anspruch  haben. 

[An  die  Rektorate. J  Gleichzeitig  wird  bestimmt,  daß  es  jenen  Studie- 
renden, welche  während  der  Ableistung  ihres  Präsenzdienstes  wegen  Dienst- 
untaugiichkeit  entlassen  werden,  und  sohin  um  die  Inskription  einschreiten, 
wegen  Verspätung  des  bezüglichen  Gesuches  aber  seitens  der  akademischen 
Behörden  nach  den  bestehenden  Vorschriften  nicht  mehr  berüdcsichtigt 
weiden  können,  vorbehalten  bleibt;  im  Wege  ihres  zuständigen  Dekanates 
und  beziehungsweise  des  akademischen  Senates  um  die  Bewilligung  ihrer 
nachträglichen  Inskription  einzuschreiten,  woriiber  die  ho.  ScfaluBfassung 
von  Fall  zu  Fall  erfolgen  wird. 

fZii<;afz  für  Innsbruck:/  Betreffs  des  im  Berichte  vom  4  Jänner  1801, 
Z.  26Q,  besprochenen  Vorganges  hinsichtlich  jener  Studierenden,  weiche  ihr 
Präsenzjahr  unmittelbar  nach  Ablegung  der  Maturitätsprüfung  ablegen  und 
sich  wegen  zu  weiter  Entfernung  ihres  Standortes  nicht  persönlich  beim 
zuständigen  Dekane  behufs  der  Immatrikulation  melden  können,  ist  zu 
bemerken,  daB  die  Zulassung  einer  solchen  Ausnahme  mit  Rücksicht  auf 
die  den  Ehijährig*Freiwil]igen  vor  Antritt  ihres  Präsenzdienstes  mit 
1.  Oktober  immerhin  noch  zur  Verfögung  stehende  Immatrikulationsfrist 
von  acht  Tagen  eigentlich  nicht  geboten  erscheint. 

Es  wird  jedoch  gegen  diesen  Vorgang  unter  der  Voraussetzung  nichts 
eingewendet,  daß  die  Verhinderung,  persönlich  zu  erscheinen,  entsprechend 
dargetan  und  der  bezügliche  Verhinderungsgrund  vom  Dekane  als  genügend 
erachtet  wird, 

*)  9.  Nr.  m. 
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Nr.  600* 

Aus  dem  Erlasse  des  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  14.  Februar  iSH 

Z.  28.20a  ex  1893, 

an  die  Statthalterei  für  Nicderösterrcicfi, 

(betreffend  den  Fortgenuß  eines  Studentenstipendlums  während  der 
Präsenzdlenftleifltnng  eines  Studierenden  der  Medizin  als  Eiaiahrig' 

Freiwilliger). 

Die  Gewährung  des  Fortgenusses  eines  Studenfenstipendiunis  während 
der  Präscnzdicnstleistung  des  Stipendisten  als  Einjährig-Freiwilliger  hat  zur 
Voraussetzung,  daß  der  Perzipient  tatsächlich  noch  ein  Studierender  ist,  was 
bei  der  zweiten  Haitte  des  Frciwilligenjahres  der  Mediziner  deshalb  nicht 
zutrifft,  weil  dasselbe  erst  nach  Erwerbung  des  Doktorgrades  der  Medizin 
abgelegt  werden  kann. 

Obrigens  steht  nach  den  geltenden  Vondiriflen  nichls  cnlg^a,  da6 
auch  jenen  Studierenden  der  Medizin,  welche  nach  ZulaB  des  §  16  der 
ho.  Verordnung  vom  12.  April  1889,  RGBNr.  46,^)  das  zweite  Rigorosum 
bereits  im  zehnten  Studiensemester  abgelegt  haben,  der  ganze  einjähr^ 
Sfipendienbetrag  für  das  Doktorat  vorbehalten  werde,  welcher  ihnen  sodann 
nach  erfolgreicher  Ablegung  des  letzten  Rigorosums  auf  einmal  auszu- 
folgen ist. 

Hienach  liegt  es  regelmäßig  an  den  betreffenden  Stipendisten,  die  Ab- 
legung ihrer  Rigorosen  so  einzurichten,  daß  die  Zeit,  während  welcher  sie 
das  zweite  Halbjahr  als  Einj&hfig-Freiwillige  präsent  dienen,  in  jenes  Jahr 
Üll^  iQr  welches  ihnen  der  ForigenuB  des  Stipendiums  pro  doctoralu 
bewilligt  wird,  wonach  sie  dann  des  Stipendiums  wahrend  des  gedachen 
Halbjahres  tatsachlich  nicht  entraten. 


Nr.  601. 

£rlaß  das  Ministers  fOr  K.  u.  U.  vom  13.  November  1894.  Z.  20.536. 

MYBNr.  43. 

an  alle  l-andessteikn, 

betreffend  die  Modalitäten  der  Ansfolgung  der  zur  Ablegung  der  Lehr- 
amtsprüfung und  beziehungsweise  des  Doktorates  der  Rechte-'  vor- 
behaltenen Jahresbetrige  der  Stipendien  im  Falle  des  Beginnes  der 
Prfifungsablegung  während  der  Hochschulstudien. 

Tni  Nachhange  zum  ho.  Frl.  vom  22.  Dezember  1887,  Z,  3/608  (hier- 
ortiges  MVBNr.  3  cx  ISSS),  j  wird  folgendes  nnj^eordnet: 

Jenen  im  Genüsse  cKies  Stipendiums  stcliLiiden  Kandidaten  für  das 
Lehramt  an  Gymnasien  und  Realschulen,  welciie  aul  ürund  des  §  17  der 
ho.  Verordnung  vom  12.  April  1889,  ROBNr.  46,')  die  Ablegung  der  Ldr- 
amtsprfifung  noch  wihrend  der  voigeschriebenen  Hochschulstudien  dnrdi 

0  *.  Nr.  550.  -  •)  *.  Nr.  581.  —  »)  $.  Nr.  593. 
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Obernahmc  der  Aufgaben  zur  häuslichen  Bearbeitung  beginnen,  ist  der 

zur  Abicgung  der  gcd:?chfen  Prüfung  vorbchaltene  Jahresbetrag  ihres  Stipen- 
diums in  zwei  gleichen  Raten  auszufolgen,  deren  erste  nach  Approbation  der 
Hausarbeiten  und  deren  zweite  nach  bestandener  mündlicher  Prüfung  an- 
zuweisen ist.*) 

Zugleich  wird  in  teilweiser  Abänderung:  des  Punktes  1  des  ho.  Erl. 
vom  1.  Februar  1882,  Z.  1797  (ho.  MVBiNr.  13),')  bestimmt,  daß  jenen  im 
Genüsse  eines  Stipendiums  stehenden  Studierenden  der  Rechte,  welche 
auf  Onmd  des  ho.  Erl  vom  13.  August  1894,  Z.  15.646  (ho.  MVBNr.  39),*)  ehie 
der  zur  Erlangung  des  Doktorates  der  Rechte  vorgeschriebenen  steogen 
Prüfungen  schon  im  VIll.  Semester  ihrer  rechts-  und  staatswissensdiaft- 
lidien  Studien  erfolgreich  abgelegt  haben,  der  ihnen  pro  doctoratu  vor- 
behaltene Jahresbetrag  ihres  Stipendiums  in  zwei  gleichen  Raten,  zahlbar 
je  nach  erfolgter  günstiger  Ablegung  des  zweiten  und  beziehungsweise 
des  dritten  Rigorosums  auszufolgen  ist 


Nr.  602. 

Aes  dam  £rlasse  des  MlHlsters  für  K.  n.  U.  vom  L  Juni  1895. 

Z.  7654, 

an  die  Statthalterei  für  NlederSsterreicfa, 

(betreffend  die  Verlenmng  oder  den  Fortbenf  eines  Studenten- 
tllpeodituns  im  Felle  des  Oennsses  oder  der  Bewillignng  stnelliclier 

Versergangsbezflge). 

Es  besteht  keine  allgemeine  Vorschrift,  wonach  die  Verleihung  und 
beziehungsweise  der  Foi1l>ezug  eines  Studentenstipendiums  im  Falle  des 
Genusses  und  t>eziehungsweise  der  Bewilligung  staatlicher  Versorgungsbe- 
züge von  einer  besonderen  Qestattung  abhängig  wäre,  vielmehr  kommt 
dicsbe/üfTüch  nur  der  Inhalt  der  im  einzelnen  Falle  etwa  bestehenden 
besonderen  Stiftungsbestimmungen  in  Betracht. 

Die  umgekehrte  Frage,  ob  nicht  die  Versorpungsbczüge  der  be?eich- 
neten  Art  einzustellen  seien,  wenn  dem  PcrzifHcnicn  ein  Studentenstiptndium 
verliehen  wird,  ist  durch  das  auf  ürund  der  Ah.  Entschl.  vom  27.  Februar 
182S  ergangene  Hofkammerzirkulandum  vom  17.  Marz  io26,  L.  10.053, 
verneinend  entschieden  worden. 

Aus  dem  Vorsteilenden  ergibt  sich,  daß  aucii  ini  vorliegenden  1  aiie, 
in  welchem  die  Ah.  Bewilligung  der  Onadengabe  un  Laufe  des  Stipendien- 
genusses erfolgt  ist^  die  Emholung  einer  besonderen  Qestattung  der  Kumu- 
liemng  des  emen  mit  dem  anderen  Beziige  nicht  geboten  erscheint 


■)  s.  Nr.  587. 

•)  Dle$er  Ert^  nmrde  tUurk  MbtEH.  tom  35,  Augtaf  190t,  Z         MVBNr,  31  (9.  Nr,  610), 

auf  gehoben,  daher  der  dritte  Absatz  des  obigen  MinErl.  vom  13.  Nawnbtr  Mi,  Z.  XjSX, 
MVBNr.  43»  vom  SUuUen/aikr  mij2  ab  Wirktamkät  gßtrtUn  Ist, 
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II.  Teil:  Stndltavomliriftcii;  A.  AUgentlae  BcstfBMtoflfca. 


Nr«  603. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  u.  ü.  vom  27.  Novemlier  1897.  Z.  28.730, 

MYBNr.  61 

an  alle  politischen  Landesstellen, 

betreffend  die  Modalitäten  der  Ausfolgung  der  zur  Ablesung  der  Prüfung 
für  das  Lehramt  an  Gymnasien  und  Realschulen  vorbchaltenen  Jahres- 
beträge der  Stipendien  im  Falle  des  Beginnes  der  Prüfung  nach  ZurfiCk- 
legung  von  sl^en  Semestern  der  Unlversitfttsstndien  auf  Qnind  der 
Verordomig  des  Mlnltters  fSr  K.  n.  U.  rwn  SO.  Angtut  1S87,  VBNr.  90. 

Die  mit  dem  ho.  Erl.  vom  13.  November  ISQ  l,  Z.  20.536,  VBNr.  4J}) 
für  die  1  alle  der  Aiuvcuduag  der  Bestnnniuiig  des  §  17  der  ho.  Verordnung 
vom  12.  April  1889,  RGBNr.  46,  VBNr.  25,^)  normierten  besonderen  Aus- 
folgungsmodaütiten  der  behufs  Ablegung  der  Prüfung  für  das  Lebrant  an 
Gymnasien  und  Realschulen  vorbehaltenen  Jahresbetrage  der  Stipendien 
werden  auf  alle  Fälle  ausgedehnt,  in  welchen  die  fragliche  Prüfung  nun^ 
mehr  auf  Grund  des  Artikels  II  der  ho.  Verordnung  vom  30.  August  1897, 
RGBNr.  220,  VBNr.  50,9)  bereits  nach  Zurficklegung  von  sieben  Semestern 
der  erforderlichen  Universitatsstudien  begonnen  wird. 


Nr.  604. 

£rlaS  das  Ministers  fOr  JL  u.  U.  vom  25.  Nof embsr  1898,  Z.  16m 

MYBIlr.  7U 

an  sämtliche  Laudesstellen, 

betreffend  die  Behandlimg  der  SUftmigageaflsse  bei  ZögUngen  tob 

KlerikaleeiBiiiarlea. 

Ich  finde  mich  bestimmt,  in  Betreff  der  Behandlung  der  Stiftungsgenusse 
bei  Zöglingen  von  Klerikalseminarien  unter  Abänderung  des  Staatsmintsterial- 
erlasses  vom  19.  April  1S65,  Z.  33S2/KUM/)  dann  der  ho.  Erlässe  vom 
18.  Jänner  18S2,  Z.  941,  AAVBNr.  12,=^)  vom  1.  März  1883,  Z.  10,  MVBNr.  4,«) 
vom  16.  April  1879,  Z.  5321  ex  1877')  und  vom  15.  November  1887, 
Z.  8560, ''j  anzuordnen,  wie  folgt: 

Für  den  gleichzeitijren  Genuß  eines  Freiplatzes  in  einem  bischoiiiciien 
Seminare  mit  einem  anderweitigen  Stiftungsbezuge  haben  die  allgemeinea 
Bestimmungen  über  die  Kumulientng  von  Freiplätzen  mit  Stipendien  jedoch 
mit  der  Maßgabe  in  Anwendung  zu  kommen,  daS  in  jedem  emzebien  Falle 

»)  s.  Nr.  601. 
•)  5.  Nr.  550. 

».  Nr.  6B8. 
♦)  s.  Nr.  57/. 
»)  s.  Nr.  586. 

S.  Nr.  300. 
^  9.  Nr,  579. 
^  *.  Nr»  592. 
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die  Zustimmung  des  Icompetenien  Ordinariates  zu  dieser  Kumuliening  aus- 
gewiesen wird. 

Es  ist  demnach,  wenn  die  Stiftungsaufsichtsbehörde  die  Kumuliening 
für  zulässig  erlclärt,  die  Zustimmung  des  Ordinariate?  voraiiprresetzt,  dem 
im  Genüsse  eines  Scminarfreiplatzes  stehenden  Alumnen  fortan  der  ganze 
Sinuingsgenuß  auszufolgen,  entgegengesetztentails  aber  nach  Maßgabe  der 
geltenden  Vorschriften  die  anderweitige  Verleihung  der  Stiftung  zu  ver- 
anlassen. 

Dai>ei  maclit  es  iceinen  Untersdiied,  ob  die  fragliclie  Stiftung  ffir 
Studierende  im  allgemeinen  oder  aber  speziell  für  das  tfieologische  Studium 
stiftbriefUdi  bestimmt  ist 

Nur  wenn  eine  Stiftung  nach  der  ausdröcklichen  Anordnung  des  Stifts- 
briefes die  Schaffung,  beziehungsweise  Dotierung  eines  Freiplatzes  in  einem 
bestimmten  Klerikalseminare  zum  Gegenstand  haben  würde,  wird  der 
Siiftungsbetrag,  unbeschadet  anderweitiger  Anordnungen  des  Stiftsbrit-fcs, 
zu  diesem  Zwecke  der  Seminarverwaltung  zur  Verfügung  zu  steilen  sein. 

Bei  der  Entscheidung  über  die  Zulässigkeit  der  Kumulierung  eines 
Seminarfreiplatzes  mit  einem  Stipendium  wird  die  Stiftungsaufsichtsbehörde 
vor  allem  darauf  das  Augenmerk  zu  richten  haben,  ob  die  Kumulierung 
mit  Rfidcsicfat  auf  die  Anordnungen  des  Stiftsbriefes  und  auf  die  besonderen 
Verfailtnisse  des  dieselbe  anstrebenden  Alumnen  geboten  erscheuit 

Hmsichtlicfa  der  Kompetenz  der  Stiftungsaufsichtsbehörden  haben  auch 
bei  Kumuliening  eines  Fieiplatzes  in  einem  bischöflichen  Seminare  mit 
einem  anderweitigen  Stiftungsgenusse  die  Vorsrhriften  des  ho.  Erl,  vom 
15.  November  1887,  Z.  8560,*)  in  Anwencluii^T  yu  kommen,  wobei  der  Frei- 
piatz  im  Seminare  mit  dem  Betrage  der  Kopldolation  anzurechnen  ist 

Diese  Verordnung  tritt  mit  1.  Jänner  1899  in  Wirksamkeit. 

«)  «.  Nr.  99Z 
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B.  Die  vier  Fakultätsstudleti. 


I.  Theologisches  Studium. 
1.  Römisch-katholisch-theologisches  Stttdium. 


a)  Studienordnung  und  Nachträge, 
aa)  Studienordntuig. 

Nr.  605. 

farordmuMi  des  Ministers  für  K.  u.  D.  vom  ao.  Joni  1850, 

RGBNr.  319. 

wifksam  fOr  alle  Kronländer,  für  welche  das  Ah.  Pat.  vom  4.  MSn  1619^ 

RGBNr.  151,  erflossen  ist,') 
die  katholisch-theologischen  Diözesan-  und  Klosterlehranstalten nnil 

Fakultäten')  betreffend. 

Durch  die  kaiserliche  Verordnung"  vom  23.  April  1.  J.  (Reichsgesctz- 
und  Regierungsblatt,  L.  Stück,  Nr.  157)/)  sind  die  wesentlichen  Qnmdsätze 

1)  Dt»  vnHbamMi  dl$$tr  Vtrordmuit  mmii  mK  MbUSrt,  iwn  S9,  MOn       Z.  XifKVM, 

RQBHr.  50  (s.  Nr.  607).  auf  den  ganzen  Umfang  des  Reiches  ausgedehnt. 

*)  DU  kathoUseh'theologischen  DiOzesanlehranttaitttt,  welche  nach  Aaßulmng 
dir  Qeitefttliemiaarien  auf  Onuid  tfet  Hcftkkrtigs  vom  4*JttU  t790,  POS  LtcpoM  Bd.  t, 
Nr.  S9  ex  1790,  von  den  Rischöfm  in  ihren  Diözesen  bei  ihren  Senünarien  errichtet  wurden, 
können  drrrrit  nicht  als  öffentliche  Lehranstalten  angesehen  werdm;  <;ii-  sind  bischößiche  Pritat- 
Ichraastalten  und  werden  auch  von  den  Qesetzea  hin  und  wieder  ausdrücklich  als  solche  bezeichaeL 
Dm  Lehrern  an  soteken  Änstatten  vmrd*  daher  auek  Ma  in  die  jüngste  Zelt  derCharA^9ffe^ 
Udler  Lehrpersonen  nicht  zuerkannt. 

Die  theologischen  Hauslehranstalten  der  Stifte  und  Klöster  zerfaUen  in zva 
Kategorien:  a)  in  solche,  welche  in  Qem^ftheit  des  Ahi.  t  der  MlnVdg.  vom  30.  fuiü  ISSD. 
RQBNr.  3t9  (s.  Nr.  605J,  organisiert  ^luts  b)  I«  Jmu,  bei  denen  dies  nicht  zutrifft.  Die  erstrrtn 
stehen  aaf  gleichem  Fuße  mit  den  Dlözesanlehranstatten,  bei  den  übrigen  ist  dies  nicht  der  Fall 
Das  authentische  Verzeichnis  der  Hauslehranstalten  der  ersteren  Kategorie  enthält  der  MintrL 
tm  M.  Stfrtember  t»2,  Z.  WM»  f*.  Nr.  b2t). 

Auf  die  Diözesan-  und  Klosterleliranstalten  findettt  wm»  4Er  OividUmg  dt$  AediafiMl« 
Unterrichtes  betrifß,  nachstehende  Vorschriften  Anwendung: 

Die  kais.  Vdg.  vom  23.  April  J850,  RQBNr.  157  (Anmerkung  ^)  zu  Nr.  606,  §  I3J,  ät 
MlnVdg,  wmn  SKjani  JSSO,  RQBNr,  St9  fs.  Nr.  m,  §  M  dtaMbiErL  vom  M.  Sepitmkwr 
RQBNr.  216  fs.  Nr.  606J,  die  MlnVdg.  vom  20.  Mdr:  /SW.  RQBNr.  50  fs.  Nr.  607 j.  §  n  des 
Qesetzes  vom  7.  Mai  1874,  RQBNr.  50,  der  Mintri.  vom  JZ  Oktober  1882,  Z.  13.621,  MVBNr.  37. 

Anf  die  materietle  Stellung  der  Professwm  an  den  DiSsesantehransiatteH  betiehem  ädk: 

Das  ürset:  vom  1.  Mai  1899,  RQBNr.  68.  die  MinVdg.  vom  18.  Febrmr  1895,  Z.  23M4 
«X  1894,  RQBNr.  36,  MVBNr.  U,  das  Oese!»  vom  2b*Jdmw  1902,  RQBNr.  25,  MVBNr.  n. 
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festgrestellt  worden,  welche  kfinftig  hinsichtlich  des  Unterrichtes  in  der 
katholischen  Religion  an  allen  öffentlichen  Lehranstalten  und  insbeson- 
dere hinsichtlich  der  theologischen  Studien  zu  gelten  haben.  Gleichzeitig 
haben  Se.  Majestät  zu  genehmigen  geruht,  daß 

1.  die  vollständige  Durchführung  der  Beschlüsse,  welche  die  im  vorigen 

Jahre  in  Wien  versammelt  gewesenen  Bischöfe  über  die  Einrichtung  der 
theologischen  Diözesan-  und  Klosterlehranstalten  gefaßt  haben, 
kein  Hindernis  finde,  unter  dem  Vorbehalte,  daß  keine  Abänderung  ohne 
mit  der  Regierung  gepflogene  Rücksprache  verfügt  werde,  daß  aber  dort, 
wo  und  insoweit  als  Diözesan-  und  Kiosterlehranstalten  diese  Beschlüsse 
nicht  zur  Riditschnur  nehmen,  nach  den  bisherigen^)  Bestimmungen  vor- 
gegangen werde; 

2.  da0  da,  wo  in  Zukunft  eine  theologische  Fakultät  bestehen  wird, 
zugleich  eme  IKözesanlehranstalt  eingerichtet  werde. 

Die  erwihnten  Besdilfisse  der  bischöflichen  Versammlung  hi  Betreff 
der  theologischen  Diözesan-  und  Klosterlehranstalten  smd  folgende: 

„In  die  theologischen  Studien  smd  nur  solche  Kandhiaten  aufzunehmen, 
welche  das  Unter-  und  Obeigymnasium  mit  hinreichendem  Erfolge  zurück- 
gelegt haben.*) 

Die  Theol<^e  zerfällt  in  vier  Jahigänge  und  wird  von  wenigstens 
sechs  Professoren  vorgetragen. 

Allgemeui  verbindliche  l.chi]^enstande  sind:  hebräische  Sprache,  Bibel- 
kunde des  alten  und  neuen  Bundes,  Kirdienj^esdilcfate,  Patrologie,  Kirchen- 
recht,  Dogmatik,  Moral,  Pastoral,  Katedietik  und  Unterrichtslehre.  Doch 


und  die  MinVda  vom  /  ?  Februar  1902,  RQBNr,  3S,  MVBNr,  tutd  fom  22.  I^aabar  1902, 
RQBNr.  3,  MVBt^r.  3  ex  1903. 

Kfl.  dea  HäktuM!  MofrKoftT'Paet,  Hmdbueh  ßlr  äm  peläiaekM  YtnmUMgaiBemt, 
IV.  Bd.,  S.  21Q  u.  f.  und  BtunMuvd,  CI«m6«  tmd  V»onbauigM  In  KaUmaekefh  Mtuu, 
Ta$ehenaasgabe,  S.  161  u.  f. 

*)  Nach  §  30  des  Qe$etgu  vom  7.  Mai  Ii74,  RQBNr.  SO,  wodurch  Bestimmangen  zur 
Rtgttatg  der  äußeren  RuMtwerhättnisMe  der  kaihoUeehen  Kirche  ertasten  worden,  eoUie  dU  Ein' 
rtehtung  der  kath  ollseh-theologisehen  Fakultäten  darch  ein  besonderes  Of^ffz  seregett 
und  in  gleicher  Weise  durch  ein  Spezialgesetz  bestimmt  werden,  inwieweit  der  Staat  den  Kandidaten 
des  geistUehen  Stande»  «Aw  beündm  Art  der  HeranhUdang  vondvMis  dUae  SpeziaigesHu 
tbid  nicht  erschienen.  Es  gelten  demnach  dermalen  noch  die  äiieren  Vorschriften,  aad 
zwar:  in  Ansehung  der  Ori^animtion  der  katholisch-theologischen  Faktiltätfn r  die  grund- 
legende MinVdg.  vom  30.  Juni  1850,  RQBNr.  319  (s.  Nr.  605J  und  die  diese  teiiweise 
modißdtrwiidt  and  ergäntmde  MlnVdg.  vom  29.  Märt  1858,  Z.  2S4fKUM,  ROBNr,  50 

fs.  -Vr.  607J,  and  hhi<-dchtUch  drr  t.':ro!o;^isdirn  Studicf:-  und  Prüfungsordnung:  der  M::iErl.  vom 
iO.  September  1851.  Z.  6165,  RQBNr.  216  (s.  Nr.  606),  beiielumgsweise  die  letzterwähnte  Ministerial- 
werordmutg.  —  K^.  ouA  dl*  Be»ehUt$e  der  Qeaerainrsammlung  des  Memleklsc^  Episkopates 
vom  13.  NovanBtr  198t,  babr^wd  die  R^orm  d»  ^itoU^bdi§n  Slndim^  and  Prtlfiuignnbmng 
fg,  Hr.  608J. 

*)  Aif/genommen  in  der  Anmerkung  *)  zu  Nr.  606  bei  §  t3. 

•)  Hefrtskrifti  vom  4.  Jatt  mo  fKropatseMtaOU  Sammlung  v.J.  1798)  POS  UoßeU  I., 

S.  59;  Hofkanzleidekret  vom  2.  April  1802.  POS  Leopold  /.,  Bd.  XVII,  S.  54;  SMD  VOM 
S.  Februar  ffir,  POS  Bd.  XXXVl,  S.  27:  St  HD  vom  18.  März  JS43.  POS  Bd.  7t. 

*)  VgL  Nr.  607  (§  1),  606  (§  2J  und  412  u.  JJ.  Du  Aufnahme  als  ordentlicher  (imma- 
trOniterler)  Hönr  an  den  iheetogüeken  Fakatläfen  ist  von  der  BelMngang  de»  Mainrlldts- 
eemgnleset  oMän^, 
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steht  es  den  Bischöfen  frei,  einzelne  Kandidaten  vom  Studium  der  hebräi- 
schen Sprache  loszuzählen.*) 

Das  Studium  der  semitischen  Sprachen  und  der  höheren  Exegese 
ist  für  alle  erfurderlich,  welche  die  theologische  Doktorswürde  zu  er> 
langen  v. unschrn.'^) 

Überdies  sollen  außerordentliche  Lehrfächer,  wie  christliche  Archäo- 
logie, Apologetik,  Geschichte  der  Offenbarung,  Synodologie,  Dogmenge« 
schichte,  Symbolik  nach  Maßgabe  der  Lehrkrifte  vorgetragen  werden.*) 

Jenen  Hörem  der  Theologie»  welche  Metaphysik  und  Moralphilosophie 
vor  ihrem  Eintritte  in  das  theologische  Studium  nicht  gehört  haben,  wird 
Gelegenheit  geboten  werden,  in  diesen  Wissenschaften  durch  einen  Pro- 
fessor der  Theologie  Unterricht  m  erhalten. 

Die  Bischöfe  behalten  sich  vor,  die  Reihenfolg^c  der  ordentlichen  Lehr- 
vortrSgc  zu  bestmimcn;  sie  beabsichtigen  aber  hierin  nach  Jurchiichen  Pro- 
vinzen eine  Gleichförmigkeit  herbeizuführen. 

Als  Proicssoren  der  Theologie  sollen  in  der  Regel  nur  sl  iche 
angestellt  werden,  welche  ihre  Befähigung  durch  eine  schriftliche  und  mund- 
liche PrQfung  ausgewiesen  haben;  doch  kann  mit  den  Minnem,  weldie 
ihre  Kenntnisse  bereits  durch  ausgezeichnete  wissenschaftliche  Leistungen 
bewährt  haben,  eine  Ausnahme  gemacht  werden. 

Bei  der  Erledigung  von  Lehrkanzeln  ist  die  Konkursprfifung*)  von 
dem  Ordinariate  wenigstens  in  der  ganzen  Diözese  auszuschreiben.  Bei 
Lehranstalten,  welche  mehreren  Diözesen  gemeinsam  sind,  soll  die  Aus- 
schreibung in  allen  betreffenden  Diözesen  veranlaßt  werden. 

Die  Ordinariate  werden  die  geschehene  Erledigung  und  Ausschreibung 
der  Lehrkanzel  der  obersten  Landesbehörde  bekannt  geben. 

Die  Prüfungsfragen  werden  von  dem  Bischofe  bestimmt,  in  dessen 

Diözese  die  Lchrkan/e!  erledigt  ist. 

Die  Konkurspriiiung  wird  stets  hti  der  Lehranstalt  gehalten,  an 
welcher  die  Lehrkanzel  erledigt  ist. 

Der  Bischof  wird  über  die  schriftliche  Prüfung  das  Gutachten  der 
Professoren  sowohl  der  betreffenden  als  einer  anderen  theologischen  Lehr- 
anstalt einholen. 

Die  Beurteilung  der  mündlichen  Prüfung  ist  von  den  Profes-^oren  der 
Lehranstalt,  an  welcher  dieselbe  gemacht  wurde,  und  einem  Ordinariats- 
kommissäre  vorzunehmen. 

Vgl.  hUzu  Nr*  «n  Ot  9)  uad  dU  Bm*ie$a  du  EpMopatu  wom  IJ,  Nemmbtt  mt, 

Nr.  OOS  unter  /.  /. 

^  VgL  §  5  der  Oeologluhen  R/goresautrdimng  f$.  Nr,  6t5). 

*)  Vgl.  hiau  Nr.  607  (§  4)  und  608  (I.  2.J. 

*)  Besetzung  der  Lehrkanzeln  an  den  theolo^hrhefi  Faktil  täten  wird  derzeit  der 

gleiche  Vortiang  wie  an  den  weltlichen  Fakultäten  (vgL  Nr.  vjy  nur  mit  dem  UniertätUde  beob- 
adiM,  dtfi  SbiT  dem  wm  PreiflmorudMeg^  entaäeten  Bnetmngmonddag  dat  titfi%ßimdi 
hlschößkhe  Ordinariat  behufs  Feststelhtn^:  dr~   l'ntstandes.  dnß  'cifem  fffffffffff  dtm  tM 
nennenden  die  missio  canonica  erteilt  werden  würde,  eiiwemommen  wird. 

*)  Derartige  Konkunprüjungen  für  das  tdkadeaduhe  Lekrmd  an  ^oiogischem  FakmttMiea 
finden  gegenwifrn;:  nur  mehr  ausnahmsweise  statt  und  ist  an  deren  W§*  an  den  wMHelBi 
FakaUdien  die  Benii^ng  getreUn,  VgL  kieen  aaeh  Nr.       &  7i5. 
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Nachdem  die  Beurteilung  der  Prüffungsleistungen  ordnungsmäßig  vor 
sich  gegangen  is^  wählet  der  Bischof  aus  den  Bewerbern  jenen,  welcher 
am  meisten  Bfiigsdiaften  für  eine  heilbringende  Wirksamkeit  darbietet, 
und  macht  denselben  der  Staatsgewalt  unter  Beifügung  der  Gründe  namhaft, 
auf  weldien  seine  vorzugsweise  Würdigkeit  beruht.  Erhebt  diese  nidit 
von  ihrem  Standpunkte  aus  wider  den  Bezeichneten  eine  Einwendung, 
oder  sind  die  gemachten  Einwendungen  behoben,  so  verleiht  ihm  der 
Bischof  das  Lehramt.  Dasselbe  ist  zu  beobachten,  wenn  der  Bischof  einen 
Wann,  welcher  durch  wissenschaftliche  Leistungen  hervorragt,  ohne  voraus- 
gegatigtiK:  Konkursprüfung  als  Professor  bezeichnet. 

Die  theologischen  Lehranstalten  der  Klöster  unterstehen  in  gleicher 
Weise  wie  die  übrigen  der  Leitung  und  Beaufsichtigung  von  Seite  der 
Bischöfe.  Auch  haben  simtltche  Bestimmungen  über  die  Lehrgegenstande 
und  die  Zahl  der  Jahrgänge  und  Professoren  für  diesell^en  Geltung. 

Die  Piofcssofcn  an  Klosterlehranstalten  weiden  von  dem  betreffenden 
Ofdensvorsteher  dem  Bischöfe  vorgeschlagen,  welcher  die  wissenschaft- 
liche Befähigung  der  Bezeichneten  einer  konkursartigen  Prüfung  unterzieht. 

Wenn  der  Erfolg  ein  entsprechender  ist  und  der  Kandidat  sich  auch 
in  den  übrigen  Beziehungen  als  zum  Lehramte  geeignet  darstellt,  so  zeigt 
er  den  ihm  gemachten  Vorschlag  der  Staatsgewalt  an  und  teilt  die  Gründe 
mit,  auf  welche  seine  Outheißung  sich  stützt.  Wenn  von  Seite  der  Staats- 
gewalt eine  Beanständigung  nicht  erfolgt  oder  die  sich  ergebenden  Schwierig- 
keiten behoben  werden,  so  verleiht  der  Rischof  dem  Kandidaten  die  Er- 
mächtigung zum  Lehrvortrage  der  Theologie. 

Der  Bischof  hat  von  sämtlichen  Profcs'^oren  und  Lehrern  der  Theo- 
logie die  Gewährleistung  kirchlicher  Ciesmnung  zu  fordern,  ihren  Wandel, 
ihre  Lehre  und  gesamte  Amtstätigkeit  fortwährend  zu  überwachen,  und 
wenn  sie  in  einer  dieser  Beziehungen  sich  ihres  Berufes  unwürdig  erweisen 
sollten,  die  Ermächtigung  zum  Vortranc  der  Theologie  zurückzunehmen. 

Die  Bischöfe  werden  sich  über  die  Fortschritte  der  Schüler  in  sämt- 
lichen Lehrfächern  durch  genau  zu  überwachende  Prüfungen  Gewißheit 
verschaffen.  Olier  den  Erfolg  der  ganz-  oder  halbjährigen  Prfifungen  sollen 
in  bisheriger  Weise  Zeugnisse  ausgestellt  werden.i) 

Das  Latein  ist  die  ordentliche  Sprache  der  theologischen  Lehrvorträge. 
Inwieweit  die  Anwendung  der  Landessprachen  notwendig  sei,  um  den  Seel- 
sorger zu  seinem  heiligen  Berufe  zu  befähigen,  bleibt  der  Vereinbarung 
zwischen  den  Bischöfen  derselben  Kirchenprovinz  überlassen. 

An  allen  Lehranstalten,  wo  bisher  der  theologische  Doktorgrad  erteilt 
wurde,  behalten  sich  die  Bischöfe  das  Recht  vor,  wenigstens  die  Hälfte 
der  Examinatoren  bei  strengen  Prüfungen  aus  Professoren  oder  Doktoren 
der  Theologie  zu  ernennen,  und  bei  der  Promotion  von  dem  zu  Graduie- 
renden die  Ablegung  des  tridentinischen  Glaubensbekenntnisses  zu  ver- 
langen."*) 

')  Ober  die  Vornahme  von  Semestrai-  und  Annuatprüfunsen  fFaehprUfiPIf^liif  tgi.  Nr*  606 
15J  und  608  (SchiußJ.   Aas/ertigung  der  Zeugnisse  s.  Nr.  461. 

^  VfL  §8  wo»Nr,6ntmdAMUfkuigmit69omNr*6tS. 
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Zur  Durchführung  der  eingangs  erwähnten  Ah.  Bestimmungen  wird 
nachstehendes  angeordnet: 

1.  In  Betreff  der  Diözesan-  und  Klosterlehranstalten. 

Wo  solche  Anstalten  dermalen  bestehen  oder  künftig  errichtet  werden 
solhen,  hat  der  Statthalter  dem  betreffenden  Bischöfe  mitzuteilen,  daß  die 

Regierung  Sr.  Majestät  von  der  Voraussetzung  ausgehe,  er  werde  die 
Lehranstnit  nnch  den  voranstehenden  Beschlüssen  der  bischöflichen  Ver* 
sammhing  einrichten  und  leiten.') 

In  dieser  Voraussetzung  wird  künftig  in  Betreff  der  genannten  Anstalten 
nur  über  die  Einhaltung  dieser  Einrichtung  zu  wachen  und  diejenige  Ober- 
aufsicht zu  üben  sein,  welche  der  Regie ruüg  durch  §  4  des  Ah.  Patentes 
vom  4.  März  1849  über  alle  Lehranstalten  gewahrt  und  als  Pflicht  auf- 
erlegt ist.  Zu  dem  Ende  werden  von  dem  betreffenden  Bischöfe,  und  wo 
ehi  Kloster  eine  theologische  Hauslehranstalt  besitzt,  von  dem  Ordensvor- 
Steher  im  Wege  des  bischöflichen  Ordinariates  m  Anfang  jedes  Studien- 
jahres, und  zwar  längstens  bis  Ende  des  ersten  Monats  nach  Eröffnung 
der  Studien  eine  Personalstandstabelle  in  der  bisher  üblichen  Weise,  ^ 
dann  in  einer  abgesonderten  Eingabe  ein  Verzeichnis  der  Gegenstände  der 
gehaltenen  Vorträge  mit  Angabe  ihrer  Stundenzahl,  sowie  ein  nach  den 
JahrgänsTcn  geordnetes  Verzeichnis  der  Schüler  dem  Ministerium  durch 
Vermittlung  des  Statthalters  einzusenden  sein. 

Wenn  es  sich  um  Besetzung  einer  erledigten  Lehrkanzel  an  solchen 
Anstalten  handelt,  so  ist  die  Anzeige  des  Bischofs,  wem  er  dicst  Ihi.  zu 
verleiheil  gedenke,  samt  den  l-'rulungselabüratcn,  oder  wenn  die  Berufung 
eines  bereits  erprobten  Mannes  stattfinden  soll,  den  anderweitigen  Belegen 
seiner  Befähigung  an  den  Statthalter  des  Kronlandes,  in  weldiem  sich  die 
Anstalt  befindet,  zu  leiten.  Sollten  letzterem  Umstände,  welche  abgesehen 
von  der  wissenschaftlichen  Beföhigung,  den  Kandidaten  des  Lehramtes  nicht 
wfirdjg  erscheinen  lassen,  bekannt  sein,  so  hatte  er  dieselben  zunächst  dem 
Bischöfe  mitzuteilen;  wenn  dieser  aber  die  erhobenen  Umstände  nicht  als 
entscheidend  anerkennen  sollte,  hierüber  an  das  Ministerium  des  Kultus  und 
Unterrichts  zu  berichten. 

Ist  zu  Bedenken  der  bezeichneten  Art  kein  Anlaß  vorhanden,  so  hat 
der  Statthalter  die  Mitteilung  des  Bischofs  sogleich  an  das  Ministerium 
zu  leiten. 

U.  In  Betreff  der  theologischen  Faknitftten.») 

Die  theologischen  Fakultäten  waren  bisher  ebenso  wie  die  Diözesao- 

lehranstalten  lediglich  dazu  eingerichtet,  den  Kandidaten  des  geistlichen 
Standes  die  ihnen  für  ihren  praktischen  Beruf  unerlädliche  Bildung  zu  ge- 

*)  Das  VavekhiUa  der  gemäß  dits»  Vtiw/bmng  orgaßUshfiea  Geologischen  Kievterkaa^ 
Ukrwtstaiteri  ist  in  Nr.  62t  enthalten. 

«)  StHD  vom  16.  August  1811.  Z.  t4€7i  wm  ia,JmU  1913^2,  t3t9tvomt7,S*pUmUr  1939» 
Z.  6355  und  vom  M.  Mai  1830.  Z.  2320. 

•)  Mod&likrt  dank  MbiBrL  vom  IS.  S0ifimbtr  tast,  Z.  6165,  ROBNr,  m  (»,  Nr,  66^ 
und  MlnVdg.  mm  29,  MOrw  /8SB,  Z.  MIKÜM,  RQBNr.  SO  fs,  fir,  60TJ. 
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wüiren.  Es  ist  ein  tief  bcgrOndetes  Bedürfnis,  daß  sie  fortan  die  tlieolo- 
giscfae  Wtssensdiaft  in  einem  MaOe  föidera,  weMies  die  gemeinsamen  Be« 

dürfnissc  der  Bildung  aller  für  die  Secisorge  bestimmten  Geistlichen  über- 
steigt, und  es  wird  die  Sache  der  Regierung  sein,  nach  Zulaß  der  Um- 
stände für  die  m  dem  Ende  erforderliche  Vermehrung  der  Lehrkräfte  zu 
sorgen.  Damit  wird  es  aber  in  den  meisten  Palien  sehr  wohl  vereinbar 
sein,  daß  die  Professoren  der  Fakultät  oder  einige  aus  ihnen  jene  Vorträge 
halten,  deren  nächster  Zweck  die  Bildung  der  Kandidaten  des  geistlichen 
Standes  für  ihren  praktischen  Bcrui  ist,  und  daLi  daher  die  Diözesanlchr- 
anstalt  von  den  Pakultatsprofessoren  mit  besorgt  werde. 

Hiezu  wird  zunächst  die  Zustimmung  des  Bischofs,  dessen  Alumnen 
bisher  ihre  Bildung  an  der  Fakultät  erhielten,  einzuholen  sein.  Sollte  sie 
verweigert  werden,  so  wird  es  dem  Ministerium  des  Kultus  und  Unterrichts 
zustehen,  zu  beurteilen,  ob  die  fragliche  Fakultät  neben  einer  abgesonderten 
Diözesanlehranstalt  neu  zu  organisieren  sei  oder  einzugehen  habe.  Wird 
die  Zustimmung  des  Bischofs  nicht  verweigert,  so  werden  jene  I^fessoren 
der  theologisdien  Fakultät,  welche  bisher  die  von  der  bischöflichen  Ver- 
sammlung den  Kandidaten  des  geistlichen  Standes  und  der  theologischen 
Doktorwürde  vorgezeichneten  Fächer  vorgetragen  haben,  sich  als  Lehr- 
körper der  DiÖ7csnnlehrnnstalt  »nsütuiercn,  und  die  theologischen  Wissen- 
schaften für  die  Kandulatin  tlts  ^geistlichen  Standes  nach  den  Beschlüssen 
der  bischöflichen  \'cr^ uniiihMi^  \()itra[Ten.  Diese  Vorträge  werden  in  den 
Lektionskataiogcn  der  Fakultät  ausdrücklich  als  zunächst  für  die  Kandidaten 
des  geistlichen  Standes  bestimmt  zu  bezeichnen  sein. 

Die  Professoren  behalten  ihren  Rang,  ihren  Gehalt  und  ihre  Stellung 

als  Fakultätsprofessoren  bei. 

Inwiefcrne  ihre  Verpflichtungen  als  Lehrer  der  Diözesanlchranstalt  sie 
daran  nicht  hindern,  bleibt  es  ihnen  unbenommen,  an  der  Fakultät  noch 
andere  Vorträge  nach  den  akademischen  Oesetzen  zu  halten.  Auch  behält 
die  Regierung  sich  vor,  dort,  wo  es  zweckmäf5ig  erscheint,  Fakultäts- 
professoren zu  ernennen,  welche  an  der  üiözesajilehranstait  keine  Dienste 
ztt  leisten  haben. 

Koramt  die  Stelle  eines  Fakultätsprofessors,  welcher  zugleich  dem 
Lehrkörper  der  Diözesanlehranstait  angehört,  in  Erledigung,  so  steht  es 
zwar  dem  Bischöfe  frei,  die  Stelle  nach  den  für  Diözesanlehranstalten 
gehenden  Bestimmungen  zu  besetzen,  in  welchem  Falle  eine  Verhandlung 
wegen  Ausmittlung  eines  Gehaltes  aus  dem  Religionsfonde  fQr  den  anzu- 
stellenden Diözesanprofessor  vorauszugehen  hat;  doch  wird  das  Ministe- 
rium  mit  dem  Bischöfe  von  Fall  zu  Fall  Rücksprache  pflegen,  um  sich 
womöglich  über  einen  Mann  zu  vereinigen,  welcher  die  nötigen  Eigen- 
schaften besitzt,  um  zugleich  als  Fakultätsprofessor  angestellt  zu  werden. 
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Nr.  606. 

ErlaS  des  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  16.  September  mu  Z.  6165, 

RGBNr.  216. 

an  das  üniversitäfskonsistorium   in  Wien  und  die  akademischen  Senate 

der  Universitäten  zu  Praj:;,  Krakau,  Lemberg,  [Olmüt/]  und  Graz, 
womit  die  Anwendung  der  allgemeinen  Anordnungen  vom  I.Oktober  1850 
Uber  die  Fakttltätsstudiea  auf  die  Studierenden  der  Theologie  näher 

bestimmt  wird. 

In  den  mit  Erlaß  vom  1.  Oktober  1850,  RGBNr.  370,i)  kundcrcmachten 
illoemcinen  Anordnungen  über  die  FakuUatsstudien  der  Univcrsaaten  zu 
Wien,  l-'rag,  Krakau,  Lemberg,  [OlmützJ,  Graz  und  Innsbruck  wurde  laut 
f  73  die  Anwendbarkeit  derselben  auf  die  Studierenden  der  Theologie 
näheren  Bestimmungen  vorbehalten.  Indem  diese  Bestimmtiqgeo  nunmehr 
getroffen  werden,  ist  es  notwendig,  die  verschiedenen  Vcrhiltnisse  der 
Studierenden  der  Theologie  zu  unterscheiden. 

A. 

In  Betreff  der  DIözesan Zöglinge  in  den  Scminarien  und  der  den 
letzteren  gleichzuhaltenden,  in  eine  Diözese  auigcnommcnen  exiemiercridtu 
Kandidaten  des  geistiichen  Standes,  sowie  der  Kleriker  geistlicher  Kom- 
munitäten, welche  an  einer  theologischen  Fakultät  den  Studien  ob> 
liegen,  hat  die  erwähnte  Studienoidnung  vom  1.  Oktober  1850  nur  mit 
nachstehenden  Modifikationen  in  Anwendung  zu  kommen: 

1.  Von  der  Immatrikulation. 
(§§  1-20  der  StO.) 

§  1.  Die  ordentlichen  Zuhörer  der  Theologie  sind  zu  immatrikulieren, 
wenn  sie  die  hiezu  erforderlichen  Eigenschaften  besitzen.  Hiezu  gehört 
namentlich,  daß  sie  das  Maturitätszeugnis  beibringen,  wenn  in  dem  Kron- 
lande, in  welchem  sie  Ihre  Vorbereitungsstudien  gemacht  haben,  zur  Zeit, 
als  sie  diese  beendigten,  die  iVlaturitätsprüfung  bereits  eingeführt  war. 

§  2.  Jene  Studierenden,  welchen  in  Gemäßheit  des  MinEil.  vom 
26.  Mai  1.  J.,  Z.  5123,*)  die  Aufnahme  in  die  theologischen  Studien  von  den 

»)  5.  Nr.  365. 

•)  Mit  dieser  MinVdg.  vom  26.  Mai  f85r.  Z.  5123,  vmrde  vom  Sindifnjahre  185  fi 2  ab,  die 
vorher  mit  tr/olg  abgelegte  Maturitätsprä/ang  als  ein  unerläßliches  Erfordenäs  fir 
dit  ImmatriJMatüfn  an  «iwr  UidvenUät  oder  Faltitüdt,  ßr  die  Anrtehmatg  km  am  «teer  on- 
tändischen  Universität  zugebrachten  Stadiemeit,  ßir  die  Bewerbung  um  StiptllMtlt,  für  die  Melda^ 
eu  Staatspriifungen,  welche  Universitätsstudien  voraussetzen  und  für  Bewerbungen  um  Habilitationen 
und  um  die  erste  Anstellung  im  Staatsdienste  erklärt.  QleichzeUig  wurde  jedoch  beaieriU,  dqß  die 
At^liakme  In  äU  theologischen  StadUm,  wo  e$  vwt  den  On^mrkäm  pnakäsdktt  BaiSsfklar 
wegen  für  notarendig  erkldrt  wird,  ausnahmsweise  noch  elnselnen  absolvierten  Qymnasialschätert 
mit  Nachsicht  der  Maturitätsprüfung  auf  der  Qrunälage  bloßer  Semcstralzeugalsse  über  die  Vlll. 
Kiasse  bewilligt  werden  kann.  —  V/i.  Nr.  412  (Awmakang  *)  auf  5.  522). 

In  dem  MinEri.  vom  17.  Juni  1851,  Z.  6013,  wurde  angeordnH,  dtfi  die  Ordinariate  all- 
Jährlich  die  V^erzeichnisse  der  in  das  theof^fn'^rhr  Sfmlium  aufgenommenen  Indiridnei  mit  der 
Angabe,  ob  sie  die  Maturitätsprüfung  bestanden  haben  oder  nicht,  verfassen  und  üem  Mimsterimm 
worUgm  wtten,  weidu  Bmerlmng  äbr^fne  Mdk  dmm  MInEH,  wem  4.Mait9S2,Z,$Bßir,  k^^Uk 
eine  etttüttisehe  Aastautft  und  keine  Printtptenfruge  betr&fl. 
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Ofdioartaten  ausnahmsweise  mit  Nachsicht  der  Maturititsprüftmgf  auf  der 
Orandlage  bloßer  Semestraizeugnisse  über  die  achte  Oytnnasialldasse  be- 
willigt worden  iat,  sind  zwar  ohne  Anstand  zu  den  Studien  an  einer  theolo- 
gischen FaltuHit  zuzuhtssen;  sie  Icönnen  aber  nicht  immatriiculiert  werden, 

sondeni  sind  als  außerordentliche  Zuhörer  zu  behandeln,  und  Icönnen  daher 
weder  in  andere  Falcultäten  übertreten,  noch  zu  den  strengen  Prüfungen 

nigelassen  werden. 

§  3.  Die  Meldung  behufs  der  Immatrikulation  hat  durch  den  Studie- 
renden persönlich  zu  g^eschehen.  Das  dem  Dekane  in  duplo  /u  über- 
reichende Nationale,  welches  auch  anzugeben  hat,  ob  der  Aul/unthmende 
Seminarist,  Externist  oder  Ordenszogling  ist,  muß  iedoch  mit  dem  Vidi 
des  Diözesan-,  beziehungsweise  des  OrdcnsvorsUndcs  udct  desjenigen, 
welchem  er  die  Leitung  seiner  Alumnen  oder  Ordenskleriker  übertragen 
hat^  versehen  sein. 

§  4.  Jene  Theologen,  die  in  Qemäßheit  der  MinVdg.  vom  12.  Juli 
1850^  RGBNr.  310^^)  von  der  Enhichtung  des  Kollegiengeldes  befreit  sind, 
können  auch  nicht  zur  Entrichtung  der  Immatrikulationstaxe  von  2  Gulden 
(Jeizi  8  Kronet0  *)  verhalten  werden,  sondern  haben  nur  die  Stempetgebfihr 
von  15  Kreuzer  (feizt  2  Kronen^  zu  bestreiten. 

II.  Von  der  Inskription. 

f§§  21—32  der  StO.) 

§  5.  Auch  die  Diozesan-  und  Ordenslheoiogen  müssen  mit  dem 
Meldungsbuche,  beziehune^svveise  Meldungsbogcn  versehen  sein.  Diese 
Dokumente  haben  jedoch  cmc  Kubnic  tur  die  tiiueichnung  der  Fort- 
gangsklassc  zu  enthalten. 

Insofem  es  an  In  solcher  Weise  für  die  Theologen  eingerichteten 
Meldungsbfichem  und  Meldui^bogen  mangelt,  können  auch  die  allgemem 
eingeführten  angewendet  werden,  in  welchem  Falle  die  For^gangsklassen 
hl  die  Rubrik  ,»AnmerInuig"  emzutragen  sind. 

§  6.  Bei  Beginn  eines  jeden  Semesters  haben  die  oben  bezeichneten 

Studierenden  der  Theologie,  deren  größere  Zahl  vom  Kollegiengelde  be- 
freit ist,  nicht  bei  der  Quästur,  sondern  bei  dem  Dekane  die  zu  hörenden 

Kollegien  anzumelden.  Der  Dckm  vidiert  diese  Anmeldung  in  der  sonst 
für  den  Quästor  bestimmten  Rubrik  des  Meldungsbuches  oder  Meldungs- 
bogens und  weist  die  Studierenden  an,  sich  den  einzelnen  Dozenten  vor- 
zustellen. 

§  7.  Di  r  Dekan  verfaßt  und  übergibt  dem  Quästor  ein  Verzeichnis 
der  honorarpilichtigen  ordentlichen  und  außerordentlichen  Hörer  seiner 
Fakultät. 

§  8.  Alle  m  diesem  Verzeichnisse  nicht  Enthaltenen  hat  der  Quästor 
als  ginzlich  befreit  anzusehen  und  ilinen  diese  Befreiung  mit  Berufung 
auf  obige  Dekanatszuschrift  (§  7)  in  den  Meldungsbücfaern  und  Meldungs- 
bogen  zu  testleren. 

»)  5.  Nr.  391. 
s.  Nr.  4S»  and  355  fS  tB). 
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§  9.  Dk  Nationalien  zum  Behufe  der  Abfassung  des  Haupflcatalo^es 
werden  von  dem  Dekane  gesammelt  und  gleichfalls  dem  Quästor  fibeigebcn. 

§  10.  Für  die  Verfassung  der  Handkataloge  zum  Gebrauche  der 
Professoren  ist  auf  die  bisher  übliche  Weise  zu  soigen. 

DI.  Von  den  anßerordentUdien  Znhdrcrn. 

(§§  33-37.) 

§  11.  Die  ohne  Maturitätszeugnis  in  das  theologische  Studium  auf« 
genommenen,  als  außerontentiiche  Zuhörer  an  der  Universitilt  zu  behanddn- 
den  Alumnen  und  Ordenskleriker  haben  sich  mit  dem  voigeschrtebenen 
Meldungsbogcn  zu  versehen,  Aber  dessen  Ausfüllung  und  Benutzung  ini 
allgemeinen  dieselben  Anordnungen  gelten,  welche  oben  in  Ansehung  der 
Theologen  vorgeschrieben  sind.  Die  Bestimmungen  der  obigen  §§  7 — 10 
fmden  auch  auf  die  Theologen  dieser  Kategorie  ihre  Anwendung. 

IV.  Von  der  Efidenzhattoflg  der  Stiutterendeo« 

(§§  38-43.) 

§  12.  Für  die  nicht  immatrikulierten  Theologen,  von  welchen  in  den 
vorigen  Paragraphen  die  Rede  ist,  mufi  ein  besonderer  Katalog  angelegt 
werden,  so  zwar,  daß  diese  nicht  m  dem  allgememen  Kataloge  der  außer- 
ordentlichen Zuhörer  erscheinen,  sondern  daß  der  Katalog  der  Theologen 
in  zwei  Abteilungen  (ordentliche  und  außerordentliche)  zerfällt 

V.  Von  den  Studien. 

(§§  44-^1  der  StO.) 

§  13.  Die  Kandidaten  des  geistlichen  Standes  sind  verpflichtet,  durch 
vier  Jahre,  d.  L  acht  Semester,  die  theologischen  Vorträge,  wie  sie  in  den 
von  den  Bischöfen  getroffenen  und  mit  Ah.  EntschL  vom  23.  April  1850^ 
ROBNr.  157,^)  genehmigten  Bestimmungen  bezeichnet  wurden,  zu  hören. 
Die  Wahl  von  anderen  Vorträgen,  welche  sie  nebstbci  an  der  theologischen 
oder  an  einer  anderen  l^akultät  hören  wollen,  steht  ihnen  frei,  jedoch  haben 

>)  Kais.  Vde.  vom  23.  April  1850.  ROBNr.  157.  wlrtmiB  fOr  illc  im«  KronlSnder. 
für  welche  das  Ah.  Pat.  vom  4.  März  IS49  erflossen  ist,  mit  wdckcr  dic  Bczleliaasen  der 
katlioliscben  Kirche  /um  flffentlichen  Unterrichte  nShcr  bestimmt  werden. 

In  Erwäguni;  der  §g  2.  3  und  4  def  Patentes  vom  4.  Mlirz  1844  genehmige  Ich.  nach  den 
Autngf  Mcincf  Mhilstcii  dct  Kitltut  und  Unterrichts  nnd  Ober  Elantttn  Meines  Ministamica. 
fOr  alle  Kronländer,  für  welche  jenes  Patent  erflossen  ist.  nachstehende  Bestimmungen: 

§  I.  Niemand  kann  an  niederen  oder  höheren  öfitrntiichen  Lehranstalten  als  kathoIt<?chcr 
Religion!$Uhrer  uder  Professor  der  Theologie  wiriccn,  ohne  die  trm&chtigung  biezu  von  dem 
Bischöfe  crhaltea  zu  haben.  In  dcssea  Diftzcsc  sich  die  Anstslt  bcKndct. 

§  ?  Der  Bi«chof  kann  die  jemandem  erteilte  Frmächtlg^ung:  jederzeit  wieder  cnt7ichcn. 
die  blofle  Entziehung  dieser  Ermächtigung  macht  jedoch  einen  von  der  Regierung  angestcUtea 
Lehrer  nicht  des  ihm  gesetzlich  zustehenden  Anspruches  auf  einen  Ruhegehalt  verlnstlB- 

§  3.  Es  bleibt  Sache  der  Regierung,  Männer,  welche  vom  Hischofe  die  Eradchlicnc 
/um  Vortni'/i-  der  Theologie  erhalten  haben,  an  den  theulopi^chcn  Kak'ultSten  7U  Prr>fe«orfm 
zu  ementuL:».  uder  als  Hrivatdozcnten  zuzulassen,  und  diese  verwalten  ihr  Amt  nach  Mafigabe 
der  aladenilschen  Oesetze. 

^'  4.  Dem  nisclii>fe  sieht  es  frei,  seinen  .Munmcn  dic  Vorträge,  welche  sie  an  der  l'niversitit 
zu  besuchen  haben  und  deren  Reihenfolge  voreuzeichnen,  und  sie  darüber  in  seinem  Seminarhua 
prfliea  zu  lassen. 

9  5.  Zu  den  itrengcn  PrOfangen  der  l^dtdatcn  der  Ifacolocischcn  DokiomrBfde  cncnnt 


Digitized  by  Google 


ROmiich-kattiolifch-UiCologifchc  Sludienordnung. 


739 


Sie  hic/u  die  Outhcißung  desjenigen,  welcher  von  ihrem  Bischöfe  oder 
( )rdrtisvorstande  mit  der  Leitung  ihrer  Studien  beauftragt  ist,  einzuholen 
und  sich  hierüber  bei  der  Anmeldung  der  Kollegien  (§  6)  mit  seinem  Vidi 
auszuweisen. 

§  14.  Jene  Individuen,  die  an  einer  gesetzmäßig  organisierten  Diözesan- 
oder  Kloiterieluraiittah*}  die  Theologie  absolviert  haben,  können  an  einer 
Universität  nach  vorlAufiger  Immatrikulation  zu  den  strengen  Prüfungen 
und  zur  Erlangung  der  theologischen  Doktorswfirde  zugelassen  werden, 
wenn  sie  in  das  Studium  der  Theologie  auf  Grundlage  eines  Maturitäts- 
zeugnisses aufgenommen  worden  sind,  worOber  sie  sich  gehörig  auszu- 
weisen haben. 

§  15.  Die  Theologen  aus  dem  Sekular-  und  Regularklerus  sind  auf 
Verlangen  aus  jenen  Lehrgegenständen,  die  von  der  bischöflichen  Ver- 
sammlung laut  MinErl.  vom  30.  Juni  1850,  RGBNr.  319,'-  als  allgemein  ver- 
bindlich bezeichnet  werden,  den  Semestrai-  oder  Annualprüfungen  zu  unter- 
ziehen, und  ist  der  Erfolg  der  Prüfung  in  dem  Meidungsbuche  oder  Meldungs- 
bogeii  anzuiiurkcn. 

§  16.  Rucksichtlich  anderer  von  ihnen  besuchten  Kollegien  sind  sie  nach 
der  im  §  51  der  Studienordnung  vom  i.  Oktober  1850*)  enthaltenen  Vor- 
schrift zu  behandeln. 

VI.  Von  dem  Besuche  der  Vorlesungen. 

(§§  52-63,) 

§  17.  Die  theologischen  Professoren  sind  verpflichtet,  darüber  zu 
wachen,  daß  die  eingangs  bezeichneten  Studierenden  die  Kollegien,  in 
welche  sie  inskribiert  sind,  regelmäBifr  frequentieren,  und  wegen  beobachteter 
Vernachlässigung  mit  demjenigen,  der  mit  der  Leitung  ihrer  Studien  beauf- 
tragt ist,  sich  ins  Einvernehmen  zu  setzen. 

Ebenso  ist  von  der  allfälligen  Wegweisung  eines  solchen  Theologen 
von  der  Universitit  der  bezflgliche  geistücfae  Vorsteher  in  die  Kenntnis 
zu  setzen. 

I  18.  Der  Besuch  der  Vorlesungen  ist  in  dem  Meldungsbuche  oder 
Meldungsbogen  zu  bestätigen. 

VII.  Von  den  Ferien. 

(§§  64-60.) 

§  19.  Die  in  der  Studienordnung  vom  1.  Oktober  [S50  vorkommenden 
Bestimmungen  über  die  Ferien  gelten  auch  tur  die  Studierenden  der  Theo- 

der  Bischof  die  Hälfte  der  PrQfungfskommissHrc  aus  MSnnCfll,  welcbc  tclbtt  dttX  ffatOlOfttcbcn 
Doktorgrad  erlang  haben.  fVei.  hiexu  §  8  von  h'r.  615.) 

9  6.  Es  kaon  niemand  die  theologische  I>oirtorrwarde  erlangen,  der  nicht  vor  dem  Bischöfe 
oder  den  von  ihm  daza  Beauftragten  da*  tridcntlnische  OlaubcnsbckeimlBis  abgclegl  tat. 

Mit  dtr  DnrchHUininc  dieser  BeHtanimgeii  ist  Mein  Minister  des  KnUns  nnd  Unterrichts 
beauftragt 

•)  *.  Nk  6». 

«)  5.  Nr.  605  rs.  7S3J,  —  Vgl,  muA  dk  BntMBm  dt$  Bßükeßotu  mm  13.  Ntntmbtr 
i90i  (t.  Nr.  608.  Schü^fiJ. 
•)  *.  Nr.  »5. 
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logle.  statt  des  bisher  in  jeder  Woche  auBer  dem  Soontage  zugestandenen 
Ferialtages  können  zwei  halbe  Ferialtage  eingeführt  werden. 

Vni.  Von  dem  Abgange  von  der  Universitlt* 

(§§  67  und  68.) 

§  20.  Den  Theologen,  mögen  sie  immatrikuliert  sein  oder  in  die 
Kategorie  jener  Zuhörer  gehören,  von  welchen  in  den  §§  2  und  11  die 
Rede  is^  wenn  sie  die  Universität  verlassen,  sind  auf  ihr  Verlangen  Uni- 
vcfsitäts-  oder  Abgangszeugnisse  auszufertigen.  In  denselben  ist  die  in  den 
Annual-  oder  Semestralprfifungen  erhaltene  Klassifilcation  ersidiüich  zu 
machen.^) 

§  21.  In  Ansehung  der  Schreibgebfihr  von  1  Gulden  (jetzt  2  Kronen) 
hat  bei  Ausstellung  des  Universttätszeugnisses  für  Theologen  dieselbe  Nach- 
sicht^ wie  bei  der  Matrtkeltaxe  (f  4)  Platz  zu  greifen. 

B. 

Bisher  haben  sich  den  theologischen  Studien  auch  an  den  Universitäten 
nur  diejenigen  gcvsidniet,  welche  sich  dadurch  zum  Eintritte  in  den  geist- 
lichen Stand  vorbereiteten.  Es  ist  aber  nicht  nur  gestattet,  sondern  auch  sehr 
wünschenswert;  daB  die  Vorträge  an  theologischen  Falnütäten  auch  von 
anderen  Studierenden  besucht  werden,  sei  es  von  solchen,  die  —  ohne  sich 
dem  geistlichen  Stande  zu  widmen  ~  in  theologischen  Wissenschaften 
unterrichtet  zu  sein  wflnsdien,  sei  es  von  solchen,  die  dem  geistUdien 
Stande  schon  angehören,  aber  eine  höhere  theologische  Bildung^)  an* 
streben,  n!s  die  ist,  welche  als  unentbehrlich  für  jeden  Priester  erkannt 
wird.  Hmsichtlich  solcher  Studierenden  der  Theologie  findet  die  Stiidicn- 
ordnung  vom  1.  Oktober  1850  volle  Anwendung,  sie  mögen  der  theologi- 
schen oder  einer  anderen  Fakultät  angehören. 


Nr,  607. 

Terontaang  des  Hlnlstars  fir  K.  «.  V.  Yom  29.  Hirz  1858, 

Z.  264/KUM.  RGBNr.  50. 

wirksam  für  den  ganzen  Umfang  des  Reiches, 
die  Durchfahrung  der  Artilcel  VI  und  XVII  des  Konkordates')  bezfigüch 

der  theologisclieii  Stv<fleii  betrelfetid. 

Über  die  Regelung  des  Unterrichtes  in  den  theologischen  Wissen- 
schaften wird  mit  Hinsicht  auf  die  Bestimmungen  des  Konkordates')  und 
infolge  der  Ah.  Entsdil.  vom  8.  März  1858  nachstehendes  bekannt  gemacht: 

•)  1^^/.  über  die  Atisfertisang  der  Abgcuiipzeugnisse  für  Theo^opfn  .N'r  fSf. 

*>  Über  die  Errichtung  tkeolofpsclur  mssenschajtliclicr  6enunare  an  den  tiuolopschea 
FakaUätm  vgL  Nr,  3nmul60B  (lt.  t4J. 

*)  Artikel  VI  und  XVII  des  Konkordates  vom  25.  September  r555  fROBNr,  m)  lauteten: 

Artikel  VI.  Niemand  wird  die  beilige  Theologie,  die  Katecfaetik  oder  die  Religionslclare 
in  was  ImMr  fBr  diwr  öffeaflldicii  oder  HHeolUdicii  Amlilt  vortragen,  wcoa  er  dm 
nickt  von  dem  Bltcboic  dcf  betreffenden  Klrchemprengcli  di«  Swdiing  nad  EntfdAlcnnK 
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Nach  dem  siebzehnten  Artikel  des  Kuiikordates  steht  es  den  Bischöfen 
frei,  den  Unterricht  der  Zöglinge  ihrer  Seminarien  nach  Richtschnur  des 
Kirchengesetzes  mit  volter  Freiheit  zu  leiten.  Die  Bischöfe  der  im  Jahre 
1866  zu  Wien  gehaltenen  VerBammlung  liaben  es  jedoch  als  wichtig  und 
heilsam  anerkannt;  bei  Einrichtung  ihrer  theologischen  Didzesanlehranstalten 
gemeinsam  zu  Werke  zu  gehen,  und  sich  daher  für  dieselben  zu  den 
folgenden  Bestimmungen  geeinigt,  welche  sie  bei  den  Verfügungen  der 
Provinzialkonzilien  im  Auge  zu  l>eliaiten  tieahsichtigen. 

§  1.  In  die  theologischen  Studien  smd  nur  soldie  anliainehmen,  welche 
das  Unter-  und  Obeigymnasium  mit  hinreichendem  Erfolge  zurückgelegt 
haben.i) 

empfang cn  hat,  welche  dcndbe,  venn  er  et  fflr  zwedonifilg  hält,  zu  wlderrttfcn  btrtchllgt  Ut. 

Die  öffentlichen  Professoren  der  Theologie  und  Lehrer  der  Kitechetik  werden,  uchdcni  der 
Bischof  über  den  Glauben,  die  Wissenschaft  und  Frömmigkeit  der  I^rwcrhcr  sfch  ausgesprochen 
hat,  aus  jenen  ernannt  werden,  welchen  er  die  Sendung  und  Vollmacht  des  Lehramtes  zu  erteilen 
bereit  Ist.  Wo  aber  efnlge  Profenoren  der  tbcolositdien  Pakttltlt  töh  den  BiMhofc  verwendet 
zu  werden  pflegen,  um  die  Zöglinge  des  bischöflichen  Seminars  in  der  Theologie  zu  unterrichten, 
werden  zu  solchen  Professoren  immerdar  Minner  bestellt  werden,  welche  der  Bischof  zur  Ver- 
waltung des  gedachten  Amtes  für  vorzugsweise  tauglich  hält.  Bei  Prüfung  derjenigen,  welche 
•Idi  fBr  dai  Doktorat  der  Theologie  oder  dce  kBWwbdicfl  Rechtet  bellh^CB  wollen,  wird  der 
Bischof  die  HSifte  der  Prafenden  «ot  Doktorcit  der  Theologie  oder  besicbinigiwclee  dct  kano- 
nischen Rechtes  bestellen. 

Artikel  XVII.  Die  UsdhAfUdien Seminare  werden  anBracbl  eThelteB,aadwo  IhrEtakomnwn 
für  den  Zwttk»  welchem  sie  im  Sinne  des  heiligen  Konalllitna  von  Trient  dienen  tollen,  nicht 
vollkommen  gcnOcft,  -ylTd  für  Heesen  Vermehrung  in  anjfcmcssener  Weise  pcsorgfi  werden.  Die 
Bischöfe  werden  dieselben  nach  Kicbtschnur  der  heiligen  Kirchengesetze  mit  vollem  und  freiem 
Rechte  leiten  und  verwallen.  Daher  werden  rie  die  Vorsteher  und  Profestoren  oder  Lehrer 
gedachter  Seminare  ernennen,  und  wann  immer  sie  es  für  notwendig  oder  nQtzllch  halten,  wieder 
entfernen,  auch  Jünglinge  und  Knaben  zur  Heranbildung  in  dieselben  aufnehmen,  sowie  sie  zum 
Prommen  ihrer  Kirchensprengei  im  Herrn  es  für  dienlich  erachten.  Diejenigen,  welche  ihren 
Unterricht  In  diesen  Seninarlen  empfangen  haben,  werden  nach  vorantgegaagener  Prflfnag 
ihrer  BcfShigunfir  in  all  und  jede  andere  Lehranstalt  eintreten  und  mit  I?cohachtung  der  be- 
treffenden Vorschriften  um  jede  Lehrkanzel  auSer  dem  Seminare  sich  bewerben  können. 

Duräk  das  nacVolgimlt  AUerMehsU  HmOadvwIbm  Mm  30.  JmU  1870  Ist  das  KwAordat 
«H^cftoA««  worden: 

Sc  V.  und  k.  Apostolische  Ma|estit  haben  nnchsteheades  AUeriiftchstea  Handschreiben 

allcrgnädigst  zu  erlassen  geruht: 

Lieber  Minister  von  Stremayr! 

Nachdem  das  mit  Meinem  Patente  vom  5.  November  1855,  Z.  1V5  KO.,  kundgemachte, 
nrit  Sr.  Helligkeit  Papst  Pins  IX.  an  18.  Angutt  1855  cn  Wien  abgcsdilossene  Obcrcinkonnnen 
(Konkordat)  durch  die  neueste  Erklärung  dc<^  heiligen  Stuhles  über  die  Machtvollkommenheit 
des  Oberhauptes  der  katholischen  Kirche  hinfällig  geworden  ist  und  dcm/ufolge  Mein  Minister 
des  Anflern  die  eriorderlichen  Schritte  eingeleitet  hat,  um  die  formelle  Aufhebung  dieses  Über- 
einkommcos  dem  filpsfllchen  Stuhle  an  noHHalereo,  so  (ordere  Ich  Sie  aof,  die  entsprechenden 
Verfügungen  zu  treffen  und  insbesondere  diejenigen  Oesetzesvortagen  für  den  Reichsrai  vor- 
zubereiten, welche  sich  als  notwendig  darstellen,  um  die  noch  geltenden  Vorschriften  Meines 
Pslcntes  vom  5.  November  I85S  znr  Regelung  der  Angelegenheiten  der  kathoHachen  Kirche  In 
Meinem  Reiche  nach  Maflgabc  der  Slaalsgmndgesetsc  und  mit  Rflcksidit  aal  dte  hlsiofltdi  ge- 
gebenen Verhüitnisse  abzuändern. 

Wien,  den  30.  Juli  1870. 

Frani  Joseph  ra.  p. 

Stremayr  m.  p. 

')  VgU  Anmeiiang  <)  bei  Nr.  412,  dann  Nn  605  (Z,  dritter  Absott),  Nr.  606  (§§  i  und  ^) 
und  Nr.  4tX 
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§  2.  Die  Theologie  zeifillt  in  vier  jahrginge^  iiod  wiid  von  scdis 
oder  wenigstens  vier  Professoren  voigetragen. 

§  3.  An  allen  theologischen  Lehranstalten  mfissen  Dogmatik,  Moral 
und  Pastoral,  Kircfaengeschichte,  Kirchenrecfat,  die  Heilige  Schrift  des  alten 

und  neuen  Bundes  und  hd>nUsche  Sprache  gelehrt  werden;  doch  kann  der 
Bischof  die  Zöglinge  von  Erlernung  der  hebräischen  Sprache,  insoweit  es 

üun  zweckmäßig  scheint,  loszählen.-) 

§  4.  Insoweit  es  nach  Maßgabe  der  Verhältnisse  möglich  ist,  sollen 
vorzüglich  über  die  Väterkunde,  doch  auch  über  andere  dem  Diener  der 
Kirche  nützliche  Gegenstände  außerordentliche  Vorlesungen  gehalten 
werden.») 

§  5.  Die  Bischöfe  beabsichtigen  bei  dem  Unterrichte  ihrer  Seminariums- 
zöglinge  die  Reihenfolge  der  ordtiitliclien  Lehrfächer  nach  lolgendem  Ent- 
würfe ZU  bestimmen:*) 

Erster  Jahrgang. 

Allgemeiner  Teil  der  Dogmatik, 
Einleitung  in  die  Heilige  Schrift, 

Erklärung  der  Heiligen  Schrift  des  alten  Bundes  aus  der  Vulgata, 
Hebriische  Sprache, 

Zweiter  Jahrgang. 
Besonderer  Teil  der  Dogmatil^ 

ErkÜrung  der  Heiligen  Schrift  des  neuen  Bundes  aus  der  Vulgata,  mit 
fortlaufender  Rücksicht  auf  die  Begründung  der  Glaubenslehre, 
Erklärung  des  Urtextes. 

Dritter  Jahrgang. 

Kirchengeschlchte  mit  vorherrschender  Rücksicht  auf  Dogmen  und 
Verfassungsgescfaichte, 

iMoraltheol<^e  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  Bedürfnisse  des 
Beichtvaters. 

Vierter  Jahrgang. 

Pastoraltheologie  im  engeren  Shine^ 

Liturgik, 

Geistliche  Beredsamkeit, 
Katechetik,  Unterrichtslehre, 
Kirchenrecht. 

§  6.  Das  Latein  ist  die  orckniliche  Sprache  der  theologischen  Lehr- 
vorträge. Eine  Ausnahme  soll  nur  für  einzelne  Lehrfächer  und  aus  wich- 
tigen Gründen  gemacht  werden. 

»)  In  diesem  Sinne  erging  aach  der  Erlaß  des  Staatsminisieriums,  Abt.  K.  U.,  vom  HJati 
1664,  Z.  ÖJ06/KUM,  an  den  akademischen  Senat  der  ünlversiiät  zu  Innsbruck,  wonach  die 
Theologie  jenen  Hörem,  die  In  Hinkunft  in  Österreich  als  Seelsorger  verwendet  werden  woOea, 
dem  Betanünaagtm  Ur  MUiVd^.  kam  29,  Mdn  IS»,  ROBNr,  90,  gmßß*  dank  Herjakr9  ä  icr 

Jlr  die  theolof^sche  FakuUSt  der  Universität  genehmigen  Weise  vorzutragen  tiL 
*)  I  V/-  die  Reschlüsse  des  Episkopates  vom  Jahre  i90J,  Nr.  608  (i.  JJ» 
*  Vgl.  Nr.  m  (I.  Z). 
«)  Vgt,  Nr,  «OS  fit,  8J. 
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§  7.  Als  Professoren  der  Theologie^)  sollen  nur  solche  angestellt 
wetdcfi,  welche  ihre  Befähigung  durch  eine  scbrfftUche  Pr&fting  und  ehiea 
mündlichen  Probevoitraf^  ausgewiesen  haben,  doch  kann  mit  Mfinnern,  welche 
ihre  Fihigkeit  durch  Leistungen  als  Lehrer  oder  Schriftsteller  bereits  hui- 
reidicnd  bewihrt  haben,  eine  Ausnahme  gemacht  werden. 

§  8.  Bei  Eriedigung  von  Lehrkanzehi  an  Diözesanlehranstalteo  ist  die 

Bewerbung  von  dem  Bischöfe  wenigstens  in  der  ganzen  Diözese  auszu- 
schreiben. Bei  Lehranstalten,  welche  mehreren  Diözesen  gemeinsam  sind, 
SoU  die  Ausschreibung  in  allen  diesen  Diözesen  veranlaßt  werden. 

§  9.  Wo  der  Religionsfond  für  den  Gehalt  des  Professors  Sorge  trägt, 
wird  der  Bischof  die  eingetretene  Erledigung  der  Lehrkanzel  der  obersten 
Landesbehörde  bekannt  geben. 

§  10.  Der  Bischof  bestimmt  die  Fragen  und  trägt  Sorge,  daß  die 
schritthche  Prüfung;  der  Re^^■iTb(  r  unter  einer  jeden  Mißbrntich  nii?;schl!eRcn- 
den  Aufsicht  gtiialten  werde.  Uber  das  Ergebnis  derselben  wird  er  nebst 
dem  Outachten  der  Diözesanlehranstalt  auch  das  einer  anderen  theologischen 
Lehranstalt  einholen. 

§  11.  Die  Beurteilung  des  Probe  Vortrages  ist  von  einem  Ordinariats- 
kommissar und  den  Professoren  der  Theologie  vorzunehmen. 

§  12.  Sollte  keine  Hoffnung  vorhanden  sein,  durch  eine  Ausschreibung^ 
der  Lehrkanzel  befähigte  Bewerber  zu  gewuiuen,  so  wird  der  Biscliuf  für 
den  Vortrag  des  erledigten  Lehrfaches  Vorsoige  treffen.  Wenn  der  supplie- 
rende  Lehrer  ehi  Jahr  hindurch  den  in  ihn  gesetzten  Erwartungen  ent- 
sprochen hat,  so  kann  der  Bischof  denselben  zu  einer  sdiriftlidien  und 
mündlichen  Prüfung  zulassen,  bei  deren  Beurteilung  nach  den  §§10  und  11 
vorzugehen  ist. 

§  13.  Nach  vorgenommener  Beurteilung  der  Prüfungsleistungen  wählt 
der  Bischof  aus  den  Bewerbern  jenen,  welcher  nm  meisten  Bürg.schaften 
für  eine  heilbringende  Wirksamkeit  darbietet,  und  versichert  sich  mittelst 
einer  an  den  Statthalter  gerichteten  Anfrage,  daß  demselben  kein  politi- 
sches Bedenken  im  Wege  stehe,  worauf  er  ihm  das  Lehramt  verleiht.  Das- 
selbe ist  zu  beobachten,  wenn  der  Bischof  einen  Mann,  welcher  durch, 
seine  Leistungen  ab  Schriftsteller  oder  Lehrer  sich  auszeichnet,  ohne  vor- 
ausgegangene Konkursprfifung  als  Professor  bezeichnet 

g  14.  Wo  die  theologische  Lehranstalt  für  zwei  oder  mehrere  Diözesen 
gemeinsam  ist,  witd  zwischen  den  betreffenden  Bischöfen  eine  Oberem- 
kunft  zur  Besetamg  der  theologischen  Lehrämter  zu  schließen  sein. 


Se.  k.  k.  Ap.  Majestät  haben  diese  Bestimmungen  als  den  im  Kon- 
kordate auigestclHen  Grundsätzen  vollkommen  entsprechend  zu  genehmigen 
geraht  und  erwarten,  daB  dieselben  bei  der  Wichtigkeit^  welche  die  Heran- 
bildung der  durch  Seelsorge  und  Unterricht  wirkenden  Oeistiichkeit  auch 
für  den  Staat  hat,  ohne  Vorwissen  der  kaiserlichen  Regierung  nicht  abge- 
ändert werden.  Allerhöchstdieselben  setzen  voraus,  daß  die  Bischöfe  bei 

>)  VgL  Nr.  60i,  S,  7S2  und  die  AnmeHoutgen  hUra. 
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Oberleitung  und  Beaufsichtigung  der  tiieologischen  Lehraostatten  jener 
.  Ordensgeistlichen,  weldie  einem  Oeneialoberen,  der  bei  dem  Heiligen  Stuhle 

seinen  Wohnsitz  hat,  nicht  ttntefstehen,  an  den  vorgelegten  zweckmäßigen 
Anordnungen  in  allen  wesentlichen  Punkten  festhalten  werden.  In  Betreff 
der  Männer,  welche  an  solchen  Anstalten  das  Lehramt  übernehmen 
sollen,  werden  die  Bi<;rhöfe  sich  in  derselben  Weise  wie  bei  den  Pro- 
fessoren ihrer  Diözesankhi anstalten  die  Überzeugung  verschaffen,  daß  den- 
selben kein  politisches  Bedenken  im  Wege  stehe. 

Zugleich  haben  Se.  k.  k.  Ap.  Majestät  anzuordnen  geruht,  daß  die 
MinVdp.  vom  30.  Juni  1850,  RüBNr.  319,^)  nachdt  m  dieselbe  die  setbstän- 
digfe  kirchliche  Leitung  der  betreffenden  Lehranstalten  nicht  beirrt,  auf 
den  ganzen  Umfang  des  Reiches  ausgedehnt  werde,  demnach  haben  die 
Bischöfe  von  den  ihrer  Leitung  unterstehenden  theologischen  Diözcsan- 
und  Klosterlehranstalten  zu  Anfang  jedes  Studienjahres,  und  zwrar  längstens 
bis  Ende  des  ersten  JMonats  nach  Beginn  der  Vorlesungen,  eine  Personal- 
standstabelle  des  Lehrkörpers,  dann  In  einer  gesonderten  Eingabe  ein  Ver> 
zeichnis  der  Lehigegenstände  mit  Angabe  der  Stundenzahl,  wie  auch  ein 
nach  Jahrgängen  geordnetes  Verzeichnis  der  Schüler  mit  Angabe  ihres  Alters 
und  bei  denen  des  ersten  Jahrg-ang^es  mit  dem  Nachweise  ihrer  Vor- 
studien, dem  Ministerium  im  Wege  der  politischen  Landesstelle  einzusenden. 

An  den  theologischen  Fakultäten  ist  bei  Anstellung  der  von 
Sr.  Majestit  zu  ernennenden  Professoren  in  nachstehender*)  Weise  vor- 
zugehen: 

Wird  an  einer  theologischen  Fakultät  die  Stelle  eines  Professors  erledigt, 
dessen  Lehrtätigkeit  notwendig  ist,  damit  die  Zöglinge  des  bischöflichen  Semi- 
nars in  Oemäßheit  des  Sr.  Majestät  voi^elegten  Lehrplanes  unterrichtet  werden, 

und  wünscht  der  Bischof  für  dieselbe  einen  Mann,  welcher  seine  Befähigunp 
bereits  durch  Leistungen  im  Lehrfache  ocirr  n!s  Schriftstclicr  hinreichend 
bewährt  hat,  so  bleibt  es  demselben  unbenommen,  sich  nach  Anhörung 
des  theologischen  Lehrkörpers  mit  dem  k.  k.  Unterrichtsministerium  in? 
Einvernehmen  zu  setzen.  Wünscht  der  Bischof  keine  Berufung,  oder  sollte 
Über  dieselbe  ein  Einvernehmen  nicht  hergestellt  werden  können,  so  ist 
durch  das  Unterrichtsministerium  mittelst  der  öffentlichen  Blätter  eine  Be* 
Werbung  auszuschreiben.  Die  zur  schriftlichen  Priifung  erforderlichen 
Fragen  bestünmt  der  Bischof  und  übergibt  dieselben  dem  genaimten  JMini- 
sterium,  welchem  es  voriiehalten  ist,  einem  Bewerber  zu  gestatten,  der 
Konkursprüf  im  g  sich  an  einer  in  der  Ausschreibung  nicht  bezeidineten 
theologischen  Lehranstalt  zu  unterziehen  Der  Probevortrag  wird  im  Beisein 
eines  bischöflichen  Kommissärs  gehalten. 

Die  Beurteilung  des  wissenschaftlichen  Wertes  der  l^rufungsarbeiten 
wird  das  Ministerium  in  der  bisher  üblichen  Weise  veranlassen,  und  sod.inn 
unter  Mitteilung  sämtlicher  Gesuche,  der  Prüfungsarbeiten  und  der  Be- 
urteilung des  Probevortrages  sich  mit  dem  betreffenden  Bischöfe  ins  Ein- 

■)  s.  Nr.  605, 

■)  Vgi-  Nr,  605»  S.  732, 
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vernehmen  setzen,  damit  die  Wünsche  desselben  im  Sinne  des  sechsten 
Konkordatsartikels  berücksichtigt  werden  können.  In  letzterer  Beziehung 
iimßte  eine  Ausnahme  eintreten,  wenn  einem  Manne,  welchen  der  Bischof 
zur  Verwaltung  des  erledigten  Lehramtes  für  vorzugsweise  tauglich  hielte, 
ein  politisches  Bedenken  im  Wege  stünde. 

Wird  an  einer  tiicu logischen  Fakultät  die  Stelle  euies  Prufcssürs  er- 
ledigt, dessen  Lehrtätigkeit  nldit  notwendig  ist,  damit  die  Zöglinge  des 
bisdidflicfaen  Seminais  in  Qemißlieit  des  Sr.  Majestät  vorgelegten  Lehr- 
planes unterriditet  werden,  so  steht  es  dem  Bischöfe  der  Diözese  frei, 
auf  die  Benthmg  eines  befihjgten  Mannes  anzutragen,  sowie  auch  das 
k.  k.  Ministerium  dem  Bischöfe  einen  solchen  bezeichnen  kann.  Wird  es 
als  notwendig  anerkannt,  eine  Bewerbung  auszuschreiben,  so  sind  die 
obigen  Bestimmungen  zu  beobachten.  Die  Ernennung  wird  stets  einem 
aus  jenen  zu  teil  werden,  \\-elchen  der  Bischof  die  Sendung  und  Voll- 
maclit  des  Lehramtes  zu  i  rti  ilen  bereit  ist. 

Alle  theologischen  h  akultätsprofessoren  sollen  übrigens  in 
der  Regel  Doktoren^)  der  Theologie  sein  und  ihre  Anstellung 
ist  wie  bisher  durch  drei  Jahre  als  eine  provisorische  zu 
betrachten,  wenn  sie  nicht  gleich  bei  der  Ernennung  für  definitiv  er- 
klärt wird.») 

Dem  Bischöfe  der  Diözese,  in  welcher  sich  die  Lehranstalt  befindet, 
stellt  es  zu,  von  sämtiicheo  Professoren  und  Lehrern  der  Theologie  die 
Gewährleistung  kirchlicher  Oesinnung  zu  fordern,  ihren  Wandel,  ihre  Lehre 
und  gesamte  Amtstätigkeit  fortwährend  zu  fiberwachen  und,  wenn  sie  in 
einer  dieser  Beziehung  sich  ihres  Berufes  unwürdig  erweisen  sollten,  die 
Ermächtigung  zum  Vortrag  der  Theologie  zurückzunehmen. 

Im  übrigen  haben,  hiwieweit  durch  die  gegenwärtige  Verordnung  nicht 
anders  verfügt  wml,  für  die  Wirksamkeit  der  theologischen  Fakultatsprofes* 

soren  die  Bestimmungen  der  Kultusminlsterialerlässe  vom  30.  Juni  1850, 
ROBNr.  319,»)  und  vom  16.  September  1851,  RQBNr.  216,*)  zu  gelten, 

durch  welchen  letzteren  die  Anwendung  der  allgemeinen  Anordnungen  vom 
l.  Oktober  1850  über  die  Fakultätsstudicn  auf  die  Studierenden  der  Theologie 
ihre  nähere  Bestimmung  erhält  und  dem  Vorhaben  der  Bischöfe  Genüge 
geschieht,  sich  über  die  Fortschritte  der  Schüler  in  sämtlichen  Lehrfächern 
durch  genau  zu  überwachende  Prüfungen  Gewißheit  zu  verschaffen  und 
über  den  Erfolg  der  ganz-  oder  halbjährigen  Prüfungen  in  bisheriger  Weise 
Zeugnisse  ausstellen  zu  lassen. 


')  Bereäs  mit  dem  StHD  vom  26.  Jänner  ISM,  POS  vom  Jahre  1834,  S.  II,  wurde  dü 
FJf^enschaß  eines  Doktors  der  T/teolasir  für  Professoren  an  öffentlichen  theolorhchen  Lehranstalten 
geordert,  —  Laut  des  an  das  theoiogisehe  Dekanat  in  Krakau  ergangenen  MinErL  vom  3.  Okto- 
ber  tWO,  Z.  6095,  wird  durrh  dU  VgHrihustg  d*s  Titeta  eitm  Doktors  der  Thtologie  sdteas  des 
heiligen  Stuhles  die  im  Sinne  der  bestehenden  Vorschriften  gefofdtfie  VWf^UtMaiig  tat  Enmtang 
des  Doktorates  der  Theologie  nicht  erßllt.  —  Vgl.  Nr.  507. 

')  Die  Bestimmungen  über  die  Bestätigung  im  Lehramie  (s.  Nr.  IJö  u.  f.J  finden  auf 
Proßmenn  dtr  TVotofito  raEEt  4inwa4MV« 

*)  5.  Nr.  006, 
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Nr.  608. 

Aus  dem  £riasse  des  Ministers  fdr  K.  u.  0.  vom  2L  Hirz  1902, 

Z.  35.944. 

an  die  ProfessorcnkoUcfricn  der  thcnlof^ischen  Fakultäten  in  Wien,  Graz, 
Prag  (deutscfa)j  Frag  (böhmisch),  Lemberg  und  Krakau,  sowie  Salzburg 

und  Olmütz,!) 

(womit  die  Beschlösse  der  Generalversammhing  des  österreichischen 
Episkopates  rit.  lat.  in  Bezug  auf  eine  angeregte  Reform  der  theologischen 
Studien-  und  Prfifungsordnung  mitgeteilt  werden). 

Aus  Anlaß  einer  von  der  thcoIofT-ischen  Fakultät  der  Universität  in 
Wien  ausgegangenen  AnrepfnnLT  betreffend  eine  Reform  der  katholisch- 
theologischen Studien-,  Prüfiinji^s  und  RifTorosenordnung;  hat  der  Gesamt- 
episkopal  rit.  lat.  der  im  Rcidisrate  vertretenen  Königreiciie  und  Lander 
Veranlassung  genommen,  sich  mit  dieser  Frage  zu  befassen  und  dicsdbe 
zum  Gegenstände  eingehender  Beratungen  zu  machen.  Hiebei  war  für 
den  Episkopat  der  Grundsatz  maßgebend,  daB  alles,  was  sich  bisiier  als 
gut  und  zweckdienlich  bewährt  hat  und  den  Zeitverfaältnissen  noch  eotspricM; 
beizubehalten,  was  aber  reform-  oder  ausgestaltungsbedfirftig  ersdiein^  ab- 
geändert und  vervollkommnet  werden  soll. 

Indem  ich  die  demf]^emfiß  von  der  Oeneralversammluncf  des  Episkopates 
zu  Wien  am  13.  November  1901  getaüten  Besciiiusse  in  der  Anlage  dem 
Professorenkollegium  übermittle,  ersuche  ich  dasselbe  einerseits  von  den 
den  Lehr-  und  Studienhctrich  betrctictidun  Anregungen  und  Wünschen 
Kenntnis  zu  nehmen  und  über  etwaige  zu  deren  Durchführung  notwendige 
Maßnahmen  zu  berichten,  andrerseits  aber,  indiesoiidere  was  die  Frage  der 
Vennehrung  der  Lehrkräfte  und  die  Sicherstellung  von  als  wünschenswert 
bezeichneten  Vorträgen,  sowie  die  der  wissenschaftlichen  Aus-  und  Fort- 
bildung der  Theologen  dienenden  Emrichtungcn  anbelangt,  unter  Bedacht- 
nahmc  auf  die  Bedürfnisse  der  Fakultät  die  an  derselben  bestehenden 
Personalverhältnisse  und  die  verfügbaren  qualifizierten  Kandidaten  ent- 
sprechende Anträge  zu  stellen. 

In  Ansehung  der  Frage  der  Reform  der  theologischen  Rigorosen- 
Ordnung  wird  eine  weitere  Mitteilung^)  nachfolgen. 

Beschlüsse 

der  OeaeralvcmmmlBBf  dct  OftcrrefcMvcbcn  Eptskopaict  es  Wfea  m  13.  Novcn^bcr  MI. 

Zur  Studienordnung: 
I.  lo  Bczitf  aaf  die  Lelirgecenetlnde  «d  den  thcoloclscken  Fakvlttten  und 

Lcbraofltaltco: 

1.  Die  bisher  fQr  das  tticolf  ^ri^chc  Sfudii.ra  In  ösfcrrcfch  als  obHgn 
rrc f  n rderten  Lehrgegenstände,  nämlich:  Funduoentaltheologie  (beziehungsweise  A(>o- 
iogctik),  Bibeiatadlum  det  alten  Bundes  mit  HebriUsdi  nad  HermcncBtlkt  Bibdetiidiiun  de*  «ence 
Bniidct,  tllceincfait  KirchcngctcUchte  nit  DogmeiifMeMcfate,  altditlillicke  UtetalUfcicMdKe 

*)  Dem  Pn^essoreakoUegium  der  theohgisdua  FakaUät  in  InnstnukwmfdenMeBncMiui 
dt*  EßMapatai  mU  äimtMat  Eilatu  mr  Ktmäduiahm»  ibtmUtelt, 
^  A,  Nr,  615. 
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(beziehungsweise  Patrologie),  Dognuitik,  Moraltheologie,  Pastoraitheologie,  geiatUche  Bered- 
sunkeit,  Utaisik,  Klrcbciirtclit,  PUtafogik  (nH  Mettodlk)  und  Katecbedk,  CDdllcb  lllr  die 
Doktoranden  noch  dazu:  die  semitischen  Dialekte  und  die  hflhcrc  Exegfesc  des  allen  und 
neuen  Bundes  sind  unter  EiniQgung  der  christlichen  Philosophie  auch  in  Zu- 
knnft  als  tolcbe  an  belassen  und  die  crfordcrllcbeii  Lehrkanzeln  für  die- 
selben zu  errichten. 

2.  Zur  zeitgemäßen  Erweiterung  und  Ausgestaltung  der  theologischen  Wissenschaften  ist 
es  notwendig,  dafi  an  derselben  nebst  den  bisherigen  obligaten  Lehrfächern  für  die  Studierenden 
der  Theologie  tudi  sTkeenschaftllcbe  Vorlesungen  Ober  nedifolgende  anflerordentlidie  Ldir- 
gegenstände  gehalten,  beziehungsweise  akademische  Lehrkanzeln  für  folgende  Fächer  errichtet 
werden:  1.  christliche  Oesellschaiislebre,  2.  kirchliche  Kunstgeschichte,  3.  christliche  Arch&ologie, 
4.  theologische  Enzyklopädie,  5.  vergleichende  Religionswissenschaft,  6.  MoraiplUIosopbie,  wenn 
de  nicht  schon  in  der  christlichen  Pbilosoplile  vorgetragen  werden  kam. 

Da^  k-  k  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht  wird  deshalb  ersucht,  an  den  k.  k.  theo- 
logischen Fakultäten  und  theologischen  Lehranstalten  Österreichs  zur  besseren  Entwicklung  und 
Pflege  der  Theologie  die  Erriefatong  obiger  Ldiflankeln  In  wohlwollende  Erwägung  zn  liehen 
nnd  «acccnlv«  In  obiger  Reihenfolge  bnldnOtf  idut  f  n  verwirklichen. 

II.  In  Bezug  auf  den  Studtenbetrieb. 
3.)  Allgemeine  Grundsätze: 

1.  Zun  Stttdinm  der  Theologie  tn  den  dicologfedien  Lchrauliltcn  können  in  der  Regel 

nur  ii?nc  ;"jo^rla?<^pn  werden,  welche  ein  hutnanlltlSdies  OjmniMiuni  odCT  ciUC  gldchtltlge  Amtalt 
mit  genügendem  Eriolge  absolviert  haben. 

2.  Der  Betrieb  des  theologischen  Stndluius  sowohl  an  den  theologischen  Fakultäten  als 
anch  an  den  DIfizesanlebFaMtalten  mnfi  Jedem  ICandidaten  des  geistlichen  Standes  die  MOgllchkeU 
g^wShren,  die  allgemeine  standesmSflige  theologische  Bildung  sich  anzueignen.  Das  Streben 
begabterer  Hörer  nach  hOherer  theologischer  Bildung  und  die  besondere  Pflege  einzelner  theo- 
logbcAer  Wlsscnsnrc^  soll  wibrend  des  allgemeinen  theotogfschen  Stndlnms  wobl  angeregt 
und  eingeleitet  wcvdsn,  kann  aber  im  allgemeinen  erst  ntcb  der  Vollendung  desselben  mit 
Erfolg  aufgenommen  «nd  mit  Hilfe  be^Jondcrtr  Vorkehrungen  systematisch  betrieben  werden. 

3.  Da  in  Österreich  die  große  Mehrzahl  der  Hörer  an  den  theologischen  Fakultäten 
Alnmncn  der  blschttfUchen  Seminaifen  oder  anderer  geistlicher  Konviktc  shidt  so  mnS  der  Lehr- 
betrieb und  besonders  die  Vorle^ertrdnung  so  eir^rrichtet  werden,  dsft  dadurch  dic  Bcobodltnng 
der  Hausordnung  iür  die  Zöglinge  noch  möglich  bleibt. 

b)  Die  Lehrkräfte: 

4.  An  den  dieologtscbcn  FakultUen  nnd  nseh  MSgUcbkelt  andi  an  anderen  gröflcren 

Lehranstalten  empfiehlt  sich  zum  Behufe  eines  intensiveren  Lehrbetriebes  die  Doppclbesetznng 
der  Lehrkanzeln  mit  qualifizierten  (d.  h  wissenschaftlich  geeigneten  and  kirchlich  appro- 
bierten) Professoren  wenigstens  für  die  Hauptfächer,  wie  es  ja  seit  langem  an  den  weltlichen 
ramlfliten  sdion  gesdilebt,  damit  für  die  Docenten  Zelt  »nd  Kraft  für  die  akademisdien  Vor* 
tifge,  fflr  die  Seminararbeiten  und  für  die  literarische  Tätigkeit  gewonnen  werden. 

5.  FQr  die  nichtobligaten  oder  auflerordentlichen  Lehrgegenstände  sind,  soweit 
dieselben  nicht  etwa  von  den  Lehrpersonen  der  Hauptfächer  mitprovidiert  werden,  gleichfalls 
bcnoadere  qualUlzlerte  Prolessoren  sn  bestdien,  deren  UnterrlditsMifgabe  von  Fall  an  Fall  lest« 
ansetzen  sein  wird 

6.  Auch  honorierte  oder  in  besonderen  Fällen  Privat- Dozenten  können,  wie  an  den 
weltlldictt  FaknlMten,  unter  bcslimnrien  Bedingungen  zo  Lehrvortrigen  tufetaasen  werden. 

7.  Es  ist  höchst  wünschenswert,  dafi  in  den  bischöflichen  Priesterseminarlcn  der  FakultätS» 
Städte  von  der  Regierung  wenigstens  zwei  oder  drei  Freiplätze  zur  Anstellung  von  Repetitoren 
(Studienpräfekten)  zum  Behufe  der  Wiederholung  des  Lernstoffes,  der  Unterstützung  und  Supplie- 
tnng  der  Pakntmqprofssioren  nnd  der  OnaUHslenmg  fUr  Professuren  errkhtct  nnd  dotiert  werden. 

e)  Die  Dauer  des  Studienbetriebes. 

8.  FQr  das  allgemeine  theologische  Studium  ist  der  Zeitraum  von  vier  Jahren  fest- 
gesetzt, innerhalb  dessen  alle  obligaten  OegenstSnde  ganz  vorgetragen  und  von  jedem  ICan- 
didaten das  Pricstertnms  gehört  sowie  deren  Aneignung,  bedehnngsweise  Kenntnisse  durch 
PrSfungen  erwiesen  werden  müssen. 

l  'm  eine  gewisse  Gleichförmigkeit  des  Studiengange«  an  allen  !  cbran-^tnlten,  wenigstens 
an  allen  Fakultäten,  zu  ermöglichen,  empfiehlt  es  sich,  im  allgemeinen  dic  gegenwärtige  Keihen- 
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folge')  auch  in  Zukunft  beizubdialfea.  Ob  auch  der  bbhtr  Übliche  Abschlufl  der  Oe^enstindt 
mit  dem  F.ndc  der  betreffenden  Kurse  und  Jahrgänge  zusammenfallen  k«nne,  muß  dem  Urteilt 
der  einzelnen  Ordinarien  im  Einvernehmen  mit  den  betreffenden  ProfessorenkoUegien  Oberiassca 
werden.  Jcdocb  tat  ee  der  elnsttinnlce  Wnmcb  des  fMerreidifochen  EptakofMict,  daft  «llc  Vor- 
trlce  der  speziellen  Dogmatik  auf  zwei  Jahre  oder  vier  Semester  ausgedehnt  werden. 

9.  Zur  Verticfung^  in  den  theologischen  Wissenschaften  und  zur  Vorbereitung  für  di« 
theologischen  Rigorosen  hält  es  der  Episkopat  für  notwendig,  daU  iiir  die  begabteren  und  streb- 
nmercB  langen  Priester  Prclpiftlsc  in  den  biseböflldien  Priestencnlnerien  der  UnlwuHtt»-. 
bc2!chung3wefsc  PakultätsstSdte  von  der  hoher;  Regierung  errichtet  und  dotiert  werden,  dan-i' 
dieselben,  sei  es  sogleich  nach  der  Absoivierung  des  IV.  Jahrganges  oder  sei  es  nadi  ein-  oder 
zweijähriger  Seelsorge,  Spezialstudles  In  der  Diaer  von  ein  bis  dref  Jftltrtn  betrüben«  Vortrlgc 
aus  den  theologischen  Hilfswissenschaften  und  den  anflerordentlichen  Lehrfächern  besuchen, 
die  wissenschaftlichen  Seminare  frequentieren  lud  nnter  der  Ldtnng  der  Fachprofeanoren  fir 
die  literarische  Tätigkeit  sich  ausbilden  können. 

d)  Die  Art  und  Mittel  des  ünterrichtsbetriebes: 

10;  Die  ordendlcbe  Vortragsspracbe  für  die  fbeologiaciben  Hanpiflklicr  blcibf  anct 

In  Zukunft  die  lateinische. 

Ausnahmen  können  nur  für  einzelne  Lehrfieber  und  nur  aus  wichtigen  Orflnden  za- 
gestanden  werden. 

11.  Fflr  Jedes  Hauptfach  ist  ein  vollständiger,  den  ganzen  Oegcnstand  umfassende 
Kurs  zu  bieten,  so  daß  jeder  Studierende  den  ganzen  Lernstoff  innerhalb  der  dazu  bestimmfa 
Zeit  in  akademischen  Vorträgen  zu  hören  in  die  LJige  kommt.  Den  Vorträgen  ist  in  der  Rcgtl 
dn  entsprediendes  Lehrbuch  m  Omnde  zn  legen,  damit  der  tfOrer  nidkt  dnrdi  gdfIHMtudes  Nach' 
schreiben  um  die  Frucht  und  Anregung  des  lebendigen  Lehrvortrages  des  Dozenten  verkarzt  werde. 

12.  Ober  den  vorgetragenen  Stoff  sind  in  gewissen  Zwi'chciraumt-n,  ptwa  wRchcnnfch 
oder  wenigstens  monatlich,  Kolloquien  abzuhalten,  damit  Lehrer  und  ;3ciiuier  die  Mögticfakdt 
ethaltcn,  Tiefe  nnd  Umfang  des  Vortragsstoffes  an  crglnsen. 

13.  Zur  Anregung  des  Fleißes  und  des  wi3s»'n~rhnf;lrchrn  Ströhens  sind  fShrlich  von  der 
Falcttltät  oder  Lehranstalt  Preisaufgaben  aoszoschreibeo,  die  schriftlich  zu  beari>eiten  und  dem 
Profetsorenhonegtum  zur  Beurteilung  zu  tbeiitlditn  sind. 

14.  FQr  die  höhere  Pflege  der  theologischen  Wissenschaften  und  Aneignung  der  wiaMn> 
schaftlichen  Form  und  Methode  sollen  weniV^tcns  an  allen  theologischen  Fakultäten  wissen- 
schaftliche Seminare  eingerichtet  werden,  damit  tetts  die  begabteren  Studierenden  der 
Theologie  mit  Eriaubiri*  Ihrer  gciafllchen  Oberen,  teils  die  absolvierten  HSrcr  (sldhe  oben  ad  9)  and 
Aspiranten  des  Doktorates,  wie  auch  andere  lernbegierige  Priester  eine  formgeredite  und  tiefere 
theologische  Bildung  gewinnen  und  Anleitung  7iir  litprsn'srhi^n  Produktivität  erhalten  k^>nf.i 

Der  Episkopat  gibt  sich  der  sicheren  Erwartung  hm,  doli  die  Unterrichtsvcrwaltung  Ci^ 
Ausstattung  dieser  Sendnare  flbemehmcn  werde. 

15.  Endlirh  ist  die  Unterrichtsverwaltung  zu  ersuchen,  da&  sie  die  wisscnschaftlicbe 
Fortbildung  des  Klerus  auch  dadurch  begünstigen  möge,  dafi  sie  denjenigen,  welche  sich  ifir  dB 
akadenilache  Ldmnrt  voibereltcn,  Stufen-  nnd  Rcbcsdpcndtctt  gewlhr^  daadl  iBcadbcn  ancft 
anallndlsdic  Univenitttcn  bcsndicn  nnd  an  berlUunlen  Bltdungssliltca  tInger  vcrwdIcD  iflnaea. 

Zur  Prfifungsordniiiig: 

Der  Merrdcbbche  Episkopal  kann  die  vorgeschlagene  Piflfnngsordnnng,  nach  welcher 

von  den  Hörem  der  Theologie  nur  drei  Qualifikationsprüfungen  abzulegen  wircn,  oldrt 
aweckdienlich  erkennen  und  spricht  sich  fQr  die  FachprQfungen  aus. 

Den  einzelnen  Ordinarien  bleibt  es  aber  unbenommen,  auch  Semestrai-  uod  AaouaJ- 
prOfnngen  fOr  Ihre  Alnmnen  anzuordnen,  zn  dem  Zwedie,  den  PIdfi  atds  rege  zn  crinlien  and 

dem  VcrsLIndnissc  nachzuhelfen.  Nach  Ah-^chlufl  des  Oegensfandes  findet  dann  die  Fachprüfung 
statt,  welche  sich  aber  den  ganzen  Lebrgegenstand  zu  erstrecken  und  die  wissenschaftliche  Be- 
fähigung de«  Kandidaten  nacftznwdsen  bat.*) 

^)  Für  den  Vortrag  der  Obligat/äciter  wird  die  BeibehaUttng  der  bisherigen  Reihea/oifc 
aar  empfohUn;  mühin  werden  tmek  Abweiekustgen  utgetaum,  wie  soUke  sekon  bisher  am  e/maettea 
LekranstaUen  zur  Einßihrunt;  ßelanfrt  ^/v,/. 

*j  Danach  und  die  bisherigen  Semestrai-  und  Anmu^frßfangm  auf  ihren  eigentlichen,  dm 
LekrMrM*  dienenden  Zmedk  awäeäfj^ßM  mnd  «s  wwd»n  fbrtan  nar  noek  Ufr  den  Erfolgder 
Paehpr^angen  ZeagnU»e  mä  amitidUr  Oetiang  aveusteUen  sein. 
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bb)  Erglniende  Vorsctirilteii. 
Nr.  609. 

Studienliofkommlssioiisdekret  vom  7.  Jänner  1814,  Z.  2771, 

an  alle  Lioftentellen, 

betreffend  die  Ertettiuv  des  katechetisch- pädagogisdiea  Unterrlciitet 

an  die  Theologen  des  letzten  Jeliree. 

Die  Wichtigkeit  des  katechetisch-pidagogischen  Studiums  fOr  die 
Bildung  des  Seelsoigeis  ist  unverkennbar.  Oer  bloBe  Vortrag  von  Orund- 
satzen  ist  liier  nicht  hinreichend,  sondern  der  junge  Geistliche  muß  seinen 

Lehrer  selbst  mit  Kindern  voigehen  sehen,  und  unter  dessen  Leitung  eigene 
Versuche  mit  Kindern  anstellen.  Da  diese  wichtigen  Zweige  der  Bildung 
des  künftigen  Seelsorgers  nicht  durchaus  entsprechend  behandelt  werden, 
haben  Se.  Majestät  über  alleruntertänigsten  Vortrag  zu  entschließen  geruht: 

1.  Der  katholisch-pädagogische  Unterricht  soll  an  allen  Diözesanlehr- 
anstaltcn  der  Theolojrie,  bei  der  alldi  bestehenden  Normalhauptschule  oder 
Hauptschulc  durch  das  ganze  Schuljahr  den  Theologen  des  letzten  Jahrganges 
dergestalt  erteilt  weiden,  daB  drei  Mröcbentltche  Stunden  dem  katechetischen 
und  zwei  Stunden  in  der  Woche  dem  pädagogischen  Unterrichte  gewidmet 
werden.  Dieser  katechetische  Unterricht  soll  nicht  bloB  in  der  Darstellung 
der  allgemefaien  OrundsStze  und  der  Anwendung  derselben  auf  die  einzelnen 
Religionslehren  bestehen,  sondern  zum  größeren  Teile  praktisch  sehi,  so  daß 
häutig  von  dem  Lehrer  in  Gegenwart  der  jungen  Kleriker  praktische 
Übungen  mit  Kindern  vorgenommen,  dann  von  dm  Klerikern  selbst  unter 
der  Anleitung  und  Berichtigung  des  Lehrers  solche  Übungen  mit  Kindern 
abgehalten  werden.^) 

2.  Hienach  hat  der  Professor  der  Pastt  raltheologie  sich  mit  der  Be- 
handlung der  Katcchetik  nicht  mehr  zu  befassen,  dafür  aber  die  ihm  dadurch 
in  Eiepaning  kommende  Zeit  auf  häufigere  praktische  Obungen  durch  Ver- 
fassung von  allerlei  Vorträgen,  Behandlung  allerlei  Pastoralfällen  und  der- 
gleichen zu  verwenden. 

3.  Auch  der  pädagogische  Unterricht  muB  die  Behandlung  der  Jugend 
m  den  Schulen,  sowohl  in  Ansehung  der  Lehrgegenstande,  als  in  Ansehung 
der  Schulzucht  praktisch  darstellen,  und  durch  diese  praktische  Tendenz 
sich  von  dem  an  den  prößeren  Lehranstaltcti  vorgeschriebenen  Unter- 
richte über  die  L  r/iLhuny;skiinde,  der  die  Grundsätze  zur  Ausbildung  der 
Jugend  im  allgemeinen  wissenschaftlich  enthält,  wesentlich  unterscheiden. 

4.  Für  den  Unterricht  aus  der  Katcchetik  wird  eine  Kcniuneraiion 
jährlicher  200  Gulden  aus  dem  Religionsfonde,  und  für  den  Unterricht 

')  Mit  MinErL  vom  ^.JSnncr  fom,  7  r'o  f ?v,  ut/rrfe  gestattet,  daß  die  Studifrenden  der 
Tluiologie  im  IV.  Jahr^nge  an  der  Wiener  Universität  im  Interesse  ihrer  praktischen  Ausbildung 
ani  4*m  O^ete  dtr  KaUduM  an  pnMbeliiH  Obangem  fMasierMUhntn)  in  der  KaUehese  an 

der  Otungsschute  der  Lehrerbiidangsanstitit  (im  III.  Wirncr  OemeindebezirkeJ  teilnehmen.  Eine 

analovf  W'rf'ti^unff  frfrinff  mit  Min  tri  vom  4.  April  1903,  7.  4782,  für  di>  Theoloarn  der  Uni- 
vertitai  in  üraz  und  mit  Mi/ttri.  vom  20.  Juni  1903,  Z.  20.026,  für  die  f  heoiogen  der  Umversuat 
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aus  der  Pädagogik  eine  Beloboiing  jährlicher  100  Oulden  aus  dem  Normal- 
schulfonde^)  bewilligt.  Insoweit  die  betreffenden  Fonde  diese  Auslage  nicht 
tragen  können,  ist  dieselbe  aus  dem  Kamerale  gegen  RQcIcersatz  aus  jenen 
Fonden,  sobald  sie  ihn  zu  leisten  Im  stände  sind,  vomiscfaießen. 

5.  Man  wird  sich  angelegen  halten,  sobahl  als  möglich  eigene  Vor- 
lesebücher für  diese  Ficher  auszumitteln,  welche  zum  Lettfaden  des  Unter- 
richtes dienen  können. 

6.  /nr  Krkilung  dieses  Unterrichtes  sind  in  der  Regel  die  Katecheten 
der  Normaihauptschule  des  Landes  und  der  Hauptschnlen  an  den  Orten  der 
Diözcsaiiscrninarien  /u  vcrvvenden,  sobald  mau  von  ihrer  Tauglichkeit  über- 
zeugt ist.  Jedoch  kann  derselbe  auch  anderen  Männern,  deren  vorzüglichere 
Brauchbarkeit  zu  diesem  Geschäfte  bekannt  ist,  mit  Zuwendung  der  be- 
sagten Remuneration  an  dieselben  fiberlassen  werden.*) 


Np.  610. 

VeroniBong  des  Ministers  für  K.  u.  ü.  vom  16.  Jaaaer 
Z.  10.950  (ex  1850K  ROBNr.  19. 

gültig  für  die  Kronländer  Niederosterreich,  Böhmen,  Mähren»  Oalizien 

und  Steiermark, 

bclrafl'en4  die  ibgeBonderte  Erteflimg  des  Unfertf cbtet  In  IDitdieiirccIite 
I8r  Theologeti  an  Orten,  wo  Unlirerflltitea  bestehen. 

Die  Theologen,  welche  ihre  Studien  an  jenen  Orten  zurücklegen,  wo 
sich  Universitäten  befinden,  waren  bisher  angewiesen,  das  Ktrchenrecht 
an  der  juridischen  Fakultät  zu  studieren.  Es  ist  aber  ein  durch  die  Natnr 
der  Sache  begründetes  Bedürfnis,  da8  das  Kirchenrecht  den  Theologen 
in  einer  anderen  Weise  voigetragen  werde  als  den  Juristen,  teils  wegen 
der  Verschiedenheit  ihrer  juridischen  Voibildung,  teils,  weil  manche  Partien 
des  Kirchenrechtes  für  die  Theologen  von  ungleich  größerer  praictischer 
Bedeutung  als  für  die  Juristen  sind,  und  daher  ihnen  ausführUcher  vor- 
getragen werden  müssen.  Eben  deshalb  kann  der  Gegenstand  für  die  Juristen 
ganz  zweckmäßig  auch  fernerhin  in  einem  Semester  behandelt  'a  erden. 
Für  die  Theologen  erscheint  es  dagegen  in  jeder  Beziehung  zweckmatiiger, 
das  Kirchenrecht  durcii  em  ganzes  Jahr  in  fünf  Stunden  wöchentlich  vor- 
zutragen, wie  es  bereits  bisher  in  den  Diözesananstalten  geschehen  ist 
Aus  diesen  Gründen  haben  Se.  Majestät  mit  Ah.  EntschL  vom  20.  v.M. 
zu  genehmigen  geruht,  dafi  den  Theologen  auch  da,  wo  das  Kirchenrecht 
an  der  juridischen  Fakultät  gelehrt  wird,  eigene  Vorträge  darüber,  und  zwar 
—  insolange  nicht  an  den  theok^gischen  Fakultäten  Professoren  dieses  Faches 
aufgestellt  sind  —  von  einem  der  vorhandenen  theologischen  Professoren 

■)  MU  dem  MinErL  vom  21.  September  tm,  Z.  6613  ex  1968,  wurde  muh  diese  Remunerttßam 
mf  den  ReUsions/ond  Bher^gen. 

ffinsichflich  der  akademischen  SteHtirtfr  der  Lehrer  der  Katechetih  und  Methodik  ?.  den 
Mintrl.  vom  26.  August  1872,  2.  /0.//9,  M  VBNr.  68  (s>  Nr.  216)  und  MinEH.  vom  4.  Jänner 
Z.  t6J96  ex  /872  fe.  Nr,  2i7J, 
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oder  von  einem  amh  rfn  geeigneten  Manne  in  wöchentlich  fünf  Stunden 
durch  das  ganze  Studienjahr  gegen  eine  Remuneration  aus  dem  Studien« 
fondc  gehalten  weiden.  Diese  Remuneration  hat  in  der  Hälfte  des  geringsten 
systemisierten  Oelialtes  eines  Professors  an  der  theologischen  Falndtftt 
des  Ortes  zu  bestehen. 


Nr.  611. 

Erlafi  «es  IflnisUriums  für  K.  a.  U.  fom  14.  Joli  1853.  Z.  3457 

ex  1892, 

an  die  k.  k.  Statthalterei  für  Dalmatieni 
(bcflrefteiHl  das  Stndiiim  der  Theologie  von  ötterreldieni  im  AwUmdeV) 

Das  mit  Ah.  Entschl.  vom  27.  Juli  1829  ausgesprochene  strenge  Verbot, 
im  Auslande  zu  studieren,  wurde  zwar  durch  den  MinErl.  vom  14.  Juli  1848, 
Z.  4484,  aufgehoben;  allein  durch  die  späteren  Ministerialverordnungen 
vom  1.  Oktober  1850,  ROBNr.  370^*)  und  16.  September  1851,  RGBNr.  216,») 
wurde  der  Besuch  von  auslindtschen  höheren  Lehranstalten  nur  unter  ge- 
wissen Bedingungen  gestattet,  welche  hinsichtlich  des  Studiums  hl  dem 
Kollegium  von  Loretto  keine  Anwendung  finden.  Der  Besuch  der  dortigen 
theologischen  Lehranstalt  ist  daher  bisher  den  österreichischen  Untertanen 
geset7l!ch  nicht  frcijrcNtcIlt.  Sollten  gleichwohl  besondere  Gründe  es  einem 
oder  dem  anderen  Bischöfe  Dalmatiens  wünschenswert  erscheinen  lassen, 
daß  der  Besuch  auswärtiger  theologischer  Lehranstalten  seinen  Klerikern 
gestattet  werde,  so  halle  derselbe  unter  Darstellung  ihrer  wesentlichen 
Einrichtung  und  der  für  seinen  Wunsch  sprechenden  Gründe,  sowie  der 
Bedingungen,  an  welche  etwa  die  Oestattung  zu  knüpfen  sein  dürfte,  im 
Wege  der  k.  k.  .  .  .  um  dieselbe  einzuschreiten,  weldies  Gesuch  sodann 
zur  weiteren  Verhandlung  mit  einem  gründlichen  Outachten  anher  vor- 
zulegen wäre. 


Nr.  612. 

Aas  dem  Erlasse  Aas  Staatsmliilsterliims,  Akt.  nr  K.  o.  D.,  Tom 

24.  Februar  186S.  Z.  1180, 

an  die  Statthalterei  in  Dalmatien, 
(betreffend  das  Privatstudium  der  Theologie). 

I>eni    Antrage,   daß   dem    Priesterstandskandidaten   N.  N.,  welcher 

privatim  den  theologischen  Studien  obliccft.  drts  für  externe  studierende 
Schüler  dtr  Theologie  bestimmte  Stipendium  monatlicher  10  Gulden 
50  Kreuzer  ö.  W.  angewiesen  werde,  vermag  man  in  Anbetracht  dessen 
keine  Folge  zu  geben,  da  es  den  Bestimmungen  der  MinVdg.  vom  29.  März 

*)  über  die  Zulonmg  von  A  mgiän  ätrn  tum  ituotegtuhm  Studium  im  /«teodlr  fsü  Nr,  4tt, 

*)  s.  Nr.  365. 
*)  5.  Nr.  606, 
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1858,  RGBNr.  50,^)  widerstreitet,  zu  gestatten,  daß  die  für  die  Seelsoige 
lieranzubildenden  Priesterstandskandidaten  die  Theologie  privatim  studieren 
und  es  nicht  angeht,  einem  solchen  ganz  unstatthaften  Voi^ange  durch 
Subventionen  aus  öffentlichen  Fonden  Vorschub  zu  leisten. 


Nr.  613. 


an  das  Dekanat  der  theolo^ ischcn   hakultät  der  Wiener  Universität, 

(betreffend  die  Einführung  von  Vorträgen  über  pliilosophisch-theologisdie 

Propädeutik). 

Ich  finde  mich  bestimmt,  an  der  theologischen  Fakuhät  der  Wiener 
Universität  vom  Studienjahre  1880/81  ab  Vorträge  über  „Philosophisch- 
theologische Propädeutik"  einzuführen,  weiche  in  sieben  wöchentlichen 
Stunden  durdi  das  ganze  Studienjaiir  abzuhalten  sein  werden. 

Diese  Vorträge  haben  ein  Kollegium  über  den  spekulativen  Teil  dieses 
Gegenstandes  (Logik,  Erlcenntnisiehre,  Metaphysik  mit  der  weiteren  Gliede- 
rung: Ontologie,  Kosmologie,  spekulative  Anthropotogie»  natürliche  Theo- 
logie und  Moralphilosophie)  und  ehi  solches  über  Geschichte  der  christ- 
lichen Philosophie  zu  umfassen,  und  wird  das  erstere  in  vier,  das  letztere 
in  drei  Wochenstunden  zu  lesen  sein. 

Das  erstgedachte  Kollegium  ist  für  die  Studierenden  des  ersten  Jahr- 
ganges der  Theologie  als  obligat  zu  betrachten,-)  während  die  Vorlesungen 
über  Geschichte  der  christlichen  Philosophie  als  CoUegium  publicum  sämt- 
lichen Studierenden  der  Theologie  zugänglich  zu  machen  sind. 


Nr.  614. 

Erlafi  dn  Ministers  flr  K.  a.  0.  Ton  Sl.  Mal  1897,  Z.  m. 

an  das  Dekanat  der  theologischen  Fakultät  der  böhmischen  Universität 

in  Prag, 

(belreftad  «He  Einrelliiitig  der  „ctaristlldieii  Soziologie''  iiiifer  die  filr 
das  theologische  Stadlmi  obligaten  Lehrfichef). 

Auf  den  vom  Professorenkollcgium  der  theologischett  Fakultät  der 
böhmischen  Universität  in  Prag  mit  Bericht  vom  26.  Oktober  1896^  Z.  4ti^ 
gestellten  Antrag  finde  ich  im  Einvernehmen  mit  dem  fürsterzbischdilidien 

»)     Nr,  607. 

*)  MU  MlnErt,  vom  18.  MÜn  t88f.  Z.  3410.  umfde  dm  Rektor  des  PäantUiuhäM  Kctttgiam 

in  Wien  eröffnet,  d(\ß  seitens  der  Unterrichtsveruvltung  kein  Anstand  dagegen  obwaltet,  difi  die 
mit  dein  Erlasse  vom  23.  September  1880,  Z.  14.756,  an  der  Wfcner  thcologn'schen  FaknItSt  ein- 
geführten, für  die  hierländigen  Seiuinarzöglinge  als  obligat  zu  betrachtenden  Vortrage  äber 
•pUUMopUscb'llicoloKiwIie  Propldnillk'  (wOdit  in  dtuiu^  Sj/fraeh*  tOtekaUgit  Msnfa^/  voo 
den  Zfi^fümg^  des  PIzminsdMii  Kollegittim  nfcbl  frequcotfert  werden. 
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Qfdinaiiate  in  Prag  zu  genelimigen,  daB  vom  Studienjahie  1897/98  ab  an 
der  genannten  Fakulüt  das  Fach  der  christiichen  Soziologie  unter  die  im 
§  5  der  lio.  Veroidnimg  vom  29.  Min  185%  Z.  2A4/KUM,  ROBNr.  50,^) 
angcffihrten,  iUr  das  üieologische  Studimn  obligaten  Lehrlicher  einge- 
reiht werde. 

Hienach  werden  die  Studierenden  der  Theologie  an  der  böhmischeii 
Universität  in  Prag,  und  zwar  die  ordentlichen  Hörer  des  dritten  Jahrganges 
der  Theologie  verpflichtet,  jene  des  zweiten  und  vierten  Jahrganges  aber 
berechtiget  sein,  die  Vorlesungen  über  christliche  Soziologie  zu  besuchen. 

Von  dieser  Verfügung  wolle  das  Dekanat  die  Studierenden  der  Theologie 
in  entsprechender  Weise  sofort  zur  Danachachtung  in  Kenntnis  setzen.^) 


b)  Doktoratsvorschriften. 

aa|  Rigoro8enordnung. 

Nr.  615. 

Ysrordnunii  des  Ministsrs  fDr  K.  u.  U.  vom  a.  April  1903,  RfiBIr.  97, 

MYBMr.  zu 

durcti  welche  fSr  die  tlieologischen  FaknKftten  der  k.  k.  Unlverslt&ten 
in  Wien,  Prag,  Graz,  Innsbntclc,  Kralcan  und  Lemberg  sowie  die  k,  k. 

theologischen  Fakultäten  in  Olmütz  und  Salzburg  bezüglich  der  Erlangung 
des  tlieoiogiactien  Dolftoratea  neue  Beatimmungen  erlassen  werden. 

Auf  Grund  der  mit  Ali.  Enischl.  vom  1.  Aprii  1903  erhaltenen  Er- 
mächtigung erlasse  ich  für  die  obengenannten  katholisch-theologischen  Fakui' 
ttten  bezfiglich  der  Erlangung  des  theologischen  E)olctorates  die  nach* 
folgenden  Bestimmungen : 

§  1.  Zur  Frlanpfung  des  Doktorates  der  katholischen  Theologie  ist 
die  Vorlage  einer  wissenschaftlichen  Abhandlung  und  die  Ablegung  von 
drei  strengen  Prüfunjjen  (Rigorosen)  erforderlich. 

Zweck  dieser  Prüfungen  ist,  festzustellen,  üb  und  in  weichem  ürade 
eine  grflndliche  Kenntnis  der  theologischen  Hauptßlcher  und  die  Befähigung 
zu  wissenschaftlicher  Forschung  erreicht  wurde. 

Sie  umfassen  daher  folgende  Fachgruppen: 

a)  die  spekulative  und  positive  Dogmatik  mit  Apologetik; 

b)  die  biblischen  Fächer; 

c)  Kirchengeschichte  und  Kirchenrecht; 

d)  Moral-  und  Pastornltheolofrie, 

Die  /ulassung  zu  diesen  Prüfungen  ist  von  dem  Nachweise  abhangig, 
daß  der  Kandidat  die  theologischen  Studien  als  ordentlicher  Hörer  an  einer 

')  s.  Nr.  607. 

Mit  dem  MtnErl  vom  6.  August  ISf)?,  Z.  6288,  wurde  genehmigt,  daß  an  der  thedotrtrchen 
fakuUät  der  Universität  ui  Wien  vom  Studienjahre  1897/98  ab  in  Jedem  Semester  ein  zwei- 
stSadiges  mfflgrordeneiam  KolUgiutt  iöer  eMsäieh*  SotMogU  utggkuttgn  wtrde* 
UalvtralilligtitUt.  48 
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theologischen  Fakultät  ordnungsmäßig  absolviert  hat  und  der  Voisdirift 
des  zweiten,  beziehungsweise  dritten  Absatzes  des  §  5  dieser  VenAdniiiig 
nachgekommen  ist 

Die  ausnahmsweise  Zulassung  solcher  Kandidaten,  welche  diesen  Nach- 
weis nicht  zu  liefern  vermögen,  kann  au!  Antrag  des  betreffenden  Pro- 
fessorenkollegiums von  dem  Unterrichtsminister  bewilligt  werden. 

Den  Zöglintren  des  Pazmaneums  in  Wien  bleibt  die  AblejTimg  des 
Rigorc^ums  aus  dem  Bibclstudium  im  vierten  Jahrgänge^)  des  tluologischen 
Studiunis  wie  bisher  gestattet;  sie  haben  jedoch  vor  Zulassung  zu  dem 
nächsten  Rigorosum  die  vorgeschriebene  wissenschaitiiche  Abhandlung  vor« 
zulegen. 

Kandidaten,  welche  die  theologisches  Studien  an  einer  gesetzmäßig 
organisierten  Diözesan-  oder  Klosterlehranstalt*)  absolviert  haben,  köoncn 
an  einer  Universität  oder  theologisdien  Falodtät  nach  vorläufiger  Imroatii- 
kulation*)  zu  den  strengen  Prüfungen  zur  Erlangung  des  Doktorgrades  zu- 
gelassen werden,  wenn  sie  in  das  Studium  der  Theologie  auf  Grundlaigc 
eines  staatsgültigen  Maturitätszeugnisses  aufgenommen  worden  sind. 

Wenn  ein  Kandidat  an  einer  theologischen  Fakultät  bereits  immatrikulier* 
war,  ist  eine  neutrlicJic  Immatrikulation  an  jener  Fakultät,  an  welcher  er 
die  Rigorosen  abzuif  iitri  beabsichtig;!,  nicht  mehr  erforderlich. 

§  2.  Die  geschriebene  oder  gedruckte  Abii mdluntj;  hat  mindestens 
drei  Druckbc  t^en  zu  umfassen,  und  muß.  da  die  FnchL;TLi[)pe  der  Dogmatik 
mit  Apologelik  stets  der  niuiidüciien  l^rufung  vorbehalten  bleibt,  emc  wissen- 
schaftliche Untersuchung  üt>er  ein  freigewähltes,  vom  Dekane  nach  Ein- 
vernahme der  betreffenden  Fachprofessoren  bestätigtes,  eventuell  näher  be- 
stimmtes Thema  aus  emcr  der  im  §  1  genannten  Fadigiuppen  b),  c) 
und  d)  enthalten. 

Das  Thema  ist  in  der  Regel  so  zu  wählen  oder  zu  formulieren^  daß 
die  Abhandlung  die  Vertrautheit  des  Kandidaten  mit  der  ganzen  Fachgruppe, 
der  es  entnommen  i^^t,  oder  wenigstens  mit  einem  Hauptgegenstande  der- 
selben erweisen  kann. 

§  3.  Die  vorgelegte  Abhandlung  wird  von  dem  Dekane  zwei  Refe- 
renten zur  Begutachtung  zugewiesen,  und  zwar  den  ordentlichen  Professoren 
und  in  deren  Ermanglung  den  außerordentlichen  Professoren  des  betreffenden 
Faches.  Eventuell  kann  der  zweite  Referent  ein  ordentlicher  oder  außer- 
ordentlicher Professor  jenes  Faches  sein,  dem  die  Abhandlung  aacii  inrem 
Inhalte  zunächst  steht. 

Der  Dekan  bestimmt  für  die  PrQfung  des  wissenschaftlichen  Wertes 
der  Abhandlung  einen  entsprechenden  Zeitraum. 

§  4.  Die  zur  Beurteilung  der  Abhandlung  berufenen  Professoren  er- 
statten ein  motiviertes  schriftliches  Gutachten  fiber  diesellie  an  das  Pko> 


*)  a.  Nr.  6/7.  —  Die  at^/  Qrunä  tUs  Staatsmintrt.  (Abt.  für  K.  u.  UJ  vom  31.  März  law. 
Z.  9679,  dtm  0a^ogi$ehen  PivtfessmwikoUegtan  nngenSmiide  Bfßtgnis,  tuuh  anden  Tkeatogm 
tar  Able^jufi^r  fi„gg  Rigorosums  bereits  im  vierten  Jahre  ihres  theologischen  Studimmt  wuatauta, 
ist  mit  den  Bestimmungen  4*r  luutn  Rigoroseaortbmng  amertMart  tUUuw  triostkem, 

«)  5.  Sr.  621, 

•)  M.  Nr,  tfSt». 
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fessorenkolitgium,  welches  auszusprechen  hat,  ob  der  Kandidat  zu  den 
mündlichen  strengen  Prütungcji  /ii/.ulassen  sei  oder  nicht. 

Der  Rcprubation  der  Abhandlung  kommt  die  gleiche  Wirkung  wie 
jener  bei  einer  strengen  Prüfung  zu  (§§  13  und  14). 

§  5.  Gegenstand  der  drei  mundlichen  strengen  Prüfungen  sind: 

a)  die  spekulative  und  positive  Dogmatik  mit  Apologetik, 

b)  die  anderen  im  §  1  aufgezählten  Fachgruppen  b),  c)  und  d),  je- 
doch stets  mit  AtisscMuO  derjenigen,  welcher  das  Thema  der  schriftlichen 
Abhandlung  entnommen  worden  war. 

Um  zu  dem  Rigorosum  aus  den  biblischen  Fächern  (das  gesamte 
Bibelstudium  des  Alten  und  Neuen  Testamentes)  zugelassen  zu  werden, 
muR  der  Kandidat  die  Vorlesungen  über  die  semitischen  Dialekte,  näm- 
lich Syrisch-Chaldäisch  und  Arabisch,  sowie  über  die  höhere  Exegese  des 
Alten  und  Neuen  Testamentes  wenigstens  durch  je  ein  Semester  mit  gutem 
Erfolge  besucht  liaben.*) 

Von  dcfii  Ik'suche  der  eben  genannten  Vorlesungen  kann  der  Minister 
für  KuHus  und  Unterricht  in  rücksichtswürdipfcn  Fällen  nach  Einvernehmung 
des  theologischen  ProfessorcnkoUcgmnis  eine  Ausnahme  gestatten ;  in  diesem 
Falle  hat  jedoch  der  Kandidat  an  der  theologischen  Fakultät,  an  welcher 
er  die  Rigorosen  ablegen  will,  sich  einer  Prfifung  aus  den  semitischen 
Dialekten,  beziehungsweise  aus  der  höheren  Exegese  des  Alten  und  Neuen 
Testamentes  zu  unterziehen. 

Die  mit  Eriaß  vom  6.  September  1895,  Z.  1717/KUM,  MVBNr.  33,*)  er- 
flosscnen  Anordnungen,  betreffend  die  Nostrjfikatian  von  an  den  pipstiidien 

Universitäten  und  Kollegien  in  Rom  erworbenen  theologischen  Doktor- 
diplomen haben  auch  weiterhin  mit  der  JVlodifikation  in  Geltung  zu  bleiben, 

daß  die  Nostrifikationswerher,  welche  sich  nach  Punkt  3  des  obigen  Er- 
lasses einer  stren^an  Prüfung  aus  dem  Kirchenrechlc  und  der  Kirchin- 
geschtchte  oder  aus  der  Kirchengeschichte  allein  zu  unterziehen  haben, 

»)  Der  MinErL  vom  16.  J arm  er  IS04,  Z.  73/KUM,  bemerkt  diesbezai^Uks  0««49  tfff 
Besti'mmuriff  des  (mit  obiger  Anordrnya^  i  le!cMautend«n)  §  2  der  theologischen  Rigoros fnordniin<r 
9,  Ib.  Jawier  J8(H,  Z.  73iKUM,  RüB.Sr.  JJ,  M  VBNr.  7,  bat  in  Hlnkunh  die  »trenge  l'rülung  aus 
den  drei  tenUbditii  Dfalektcn  Syritch.  Chtldibch  and  Anbtodi  bd  den  Rigofomtn  «ut  den 

Dibel<ttud!um  zu  entfallen,  an  ^ctvu  Stelle  die  hi  her  Oblichr  Srmcstralprüfung  zu  treten  hat, 
bei  welcher  der  Kandidat  seine  Kenntnisse  aus  den  orientalischen  Sprachen  darzutun  in  der  Lage 
sein  wird.  Dvith  dict*  Verminderung  der  Zahl  der  Prflfung^jgcgenttiodc  bei  dem  obgedachten 
Rigorosum  soll  elncndts  dem  Kandidaten  die  Gelegenheit  znr  grtWtren  Vcrtiefinv  ta  die 
Studium  der  Qbrigen  zum  Bibelstudium  des  Alten  und  Neuen  Testamentes  gehörigen  Qeg:en<?tllndc 
geboten,  andrerseits  aber  auch  den  Examinatoren  eine  angemessene  Erweiterung  der  PrQfungszeit 
bdnft  scnmer  Erprobung  des  Wtstent  des  Ktttdldaten  In  diesen  Dbilpitnen  gewUrt  werten. 

Erlaß  des  Ministeriums  fQr  K.  u.  U.  vom  16.  Februar  1905,  Z.  2442.  an  die  Dekanate 
sämtlicher  theologischer  paktiltüten :  Da  sich  in  Icl/tcr  Zeit  die  Gesuche  um  Nachsicht  von  dem 
Besuche  der  Vorlesungen  Uber  semitische  Dialekte  behufs  Erlangung  des  theologischen  Dotctor- 
indct  mlBlIlff  ncbren,  wird  das  Delnut  lur  DMieebachtanir  in  vorkomncnden  Pillen  dtnnf 
aufmerksam  gemacht,  daß  an  der  Forderung,  daß  bischöfliche  Alumnen  wShrcnd  ihrer  Studien- 
zeit geoiäS  der  Bestimmung  des  §  5  der  MioVdg.  vom  8.  April  1903,  ROBNr.  97  die  Vorlesungen 
Iber  flcnitftdic  Dialekt«  m  besncben  baben,  ttreBg«  fcsiza halten  Ist,  ladctt  aar  gönn 
aamabanweite  lü  bcsondciw  bcrOdkildtUinBifwitadiccn  FUlcn  die  Diipcat  Ucvoa  crtcllt 
werden  kann* 

^  «.  Nr,  5/a 
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vor  ihrer  Zulassung  zu  diesen  Rigorosen  eine  wissenschaftliche  Abhand* 
luog  nach  Mafigabe  der  Bestimmungen  dieser  Verordnung  vorzulegen  haben. 

§  6.  Die  drei  Rigorosen  können  in  beliebiger  Reihenfolge,  doch 
mOssen  sie  slmfUdi  an  derselben  Fakuliät  abgclcg^t  werden.^) 

Ausnahmsweise  kann  die  Fortsetzung  der  Rigorosen  an  einer  aadcien 
tlieologisdiea  Faknlfä^  als  an  der  sie  begonnen  wuiden,  vom  Minister  Hr 
Kultus  und  Unterricht  nach  Einvernahme  der  betreffenden  Professorea* 
kollegien  gestattet  werden. 

Für  die  Zöglinge  des  höheren  Priesterbildungsinstitufes  zu  St.  Augfuslin 
in  Wien  bleiben  die  bestehenden  besonderen  Vorschriften^)  in  Geltuqg^ 

wonach  sie  die  an  einer  anderen  theologischen  Fakultät  begonnenen 
Prüfungen  zur  Erlangung  des  Doictorates  der  Theologie  an  der  Wiener 
Universität  fortsetzen  diirfen. 

§  7.  Der  Zutritt  zu  den  Rigorosen  steht  nach  MaBpsbe  des 
Raumes  allen  Professoren  und  Doktoren  der  Theologie,  sowie  den  Kandi- 
daten des  theologischen  Doktorgrades  frei  utid  kann  vom  Vorsitzenden  der 
Prüfungskommission  auch  anderen  Personen  gestaltet  werden. 

Jedes  Rigorosum  dauert  zwei  Stunden. 

§  8.  Der  Dekan  des  ProfessorenkoUegiuras  führt  in  der  Pruiungs- 
kommission  den  Vorsitz.  Im  Verhinderungsfälle  wird  er  von  dem  Pro- 
dekan, und  wenn  auch  dieser  verlimdert  is^  von  dem  rangiltesten  Professor 
vertreten. 

Die  Pr0fungskommission  besteht  für  jedes  Rigofosum  außer  dem  Vor* 
sitzenden  aus  vier,  beziehungsweise  (§  9)  drei  Mitgliedern,  nämlich  aus 
den  betreffenden  Fachprofessoren  und  noch  zwei  anderen  Prüfungskommis- 
sären  als  Examinatoren.  Letztere  werden  in  OemälJheit  des  Min  Erl.  vom 
30.  Juni  1850,  RüBNr.  319,3)  von  den  betreffenden  Diözesanbischöfcn,  jn 
deren  Diözese  die  Universität  oder  Fakultät  sich  befindet,  aus  den  Pro- 
fessoren oder  Doktoren  der  Theologie  nach  Einven.ahme  des  theologi- 
schen Professorenkollegiums  bestellt. 

In  Ermanglung  eines  ordentlichen  Professors  fiir  ein  Prüfimgsfach 
oder  bei  Verhinderung  desselben  ist  der  aufierofdentUciie  Professor  dieses 
Faches  und  lieim  Abgange  eines  solchen»  der  mit  der  Suppliemng  beauf- 
tragte Dozent,  wenn  er  Doktor  der  Theologie  isi^  andernfalls  der  Professor 
des  nichstverwandten  Faches  beizuziehen. 

§  9.  Der  Vorsitzende  hat  immer  das  Recht,  aber  nur  dann  die  PfKdi^ 

zu  examinieren,  wenn  er  Fachprofessor  eines  Prüfungsgegenstandes  ist 
Im  letzteren  Falle  hat  die  Prüfungskommission  nebst  dem  präsidicrendcfl 
Dekan  nur  aus  drei  Mitgliedern  zu  bestehen. 

§  10.  >X^ird  die  Zahl  der  Examinatoren  durch  die  im  §  8,  beziehungs- 
weise §  9  berufenen  Vertreter  der  Prüfungsfächer  nicht  erschöpft,  SO  ist 
dieselbe  aus  der  Reihe  der  ordentlichen  Professoren  zu  ergänzen. 

Db9db9  Vtrfigvig  vähUU  btrtUs  dtr  SlaakmImEfL  ffom  tf.         1864,  Z.  t297, 

«)  S.  Vr  6t8  und  610. 

■)  5.  Nr.  605.  —  Bezüglich  der  Entsendung  von  bischöflidun  Examinatoren  mu  den  Rigorat*» 
m  der  LaOtrga'  UtdmsitSi  s.  tUtt  MinErt  vom  17,  FOraar  1857»  Z  Sm  (s.  Nr»  95ß» 
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§  11.  Jedes  Miiglied  der  Prfifiuigskommiitioii  hat  dem  Rfgorosimi  vom 
Anfange  bJs  zum  Ende  beizuwohnen. 

Der  Abstimmung  und  SdiluBfaasutig  geht  eine  Besprechung  Ober  das 
Ergebnis  der  Prüfung  voraus. 

Die  Abstimmung  von  Seite  jedes  einzelnen  Mitgliedes  erfolgt  sodann 
mit  dem  Kalkül  eminenter  oder  bene  oder  insufficienter.  Der  Oesamtkalkfil 
ist  durch  die  entsprechenden  Beisätze  auszudrücken. 

§  12.  Die  lateinische  Sprache  ist  als  Prüfungssprache  bei  den  strengen 
Prüfungen  aus  der  Dogmatik  und  Moraltheologie  jederzeit,  aus  den  übrigen 
Gegenständen  aber  in  der  Regel  anzuwenden.  Letzteres  gilt  auch  von  der 
Sprache,  in  welcher  die  wissenschaftliche  Abhandlung  abzufassen  ist 

Ausnahmen  können  von  der  Prüfungskommission  aus  wichtigen  Oriinden 
gewährt  werden. 

§  13.  Wird  ein  Kandklat  bei  einem  Rigorosum  reprobiert;  so  Innn 
er  zu  keinem  weiteren  R^orosum,  sondern  nur  zur  Wiederiioluiig  desselben 
Rigorosums,  und  zwar  nicht  vor  Ablauf  von  drei  Monaten  zugelassen  werden. 

Wird  er  hiebei  abermals  reprobiert,  so  ist  nur  noch  eine  Wiederholung 
des  Rigorosums,  und  zwar  nicht  vor  Ablauf  eines  Jahres  zulässig.  Bei  noch- 
maliger (dritter)  Reprobation  ist  der  Kandidat  von  der  Erlangung  des  theologi- 
schen Doktorgrades  an  einer  theologibciicn  1  akultät  der  im  Reichsrate 
vertretenen  Königreiche  und  Länder,  wie  auch  von  der  Nostriiikauun  eines 
im  Auslande  erworbenen  Doktordiploms  für  immer  ausgeschlossen. 

§  14.  Die  Taxe  für  die  Begutachtung  der  vorgelegten  Abhandlung 
beträgt  4Q  Kronen  und  wird  zwischen  den  Begutachtern  derselben  zu 
gleichen  Teilen  geteilt 

Die  Taxe  für  jedes  Rigorosum  beträgt  80  Kronen.  Der  Vorsitzende 
erhält  hievon  12  Kronen,  jedes  Mitglied  der  Kommission  10  Kronen.  Weiteis 
sind  dort,  wo  ein  Kanzleifond  besteht,  4  Kronen  in  denselben  abzuführen. 

Der  Vorsitzende  erhält,  v.enn  er  zugleich  Fachexaminator  ist,  auch 
die  für  einen  solclun  entfallciuie  Taxe. 

Bei  Wiederholung  eines  Rif^orosums  ist  nur  die  Hälfte  der  Taxe  zu 
ciilnchten;  hievon  erhält  jedes  beteiligte  Mitglied  der  Prüfungskommission 
die  Hälfte  des  oben  angegebenen  Taxbetrages.  Der  Betrag  für  den  Kanzlei- 
fond entfillt  bei  Wiederholungen. 

Der  Rest  aller  Rigorosentaxbezfige  wird  unter  simtliche  ordentliche 
Professoren  der  Faknltiit  verteilt 

§  15.  Die  Einzeltaxbezüge  haben  die  Natur  von  Präsenzgddem  und 
können  daher  auch  nur  für  wirkliche  Funktionen  in  Anspruch  genommen 
werden. 

§  10.  Nach  mit  Erfolg  bestandenem  dritten  Riporosum  hat  der  Kandidat 
das   tridentinisch  -  vatikanische   Glaubensbekenntnis^)  vor  dem  Diözesan- 

5.  S'r.  605,  S.  733.  -  Das  tridentinisch'Vatikanische  Qlaubensbekenntnis, 
wtlchts  in  Lemberg  vor  jenem  Lrzbischo/e  abuäegen  ist,  dem  der  zu  (Jraduierende  nach  dem 
JUS»  tmUnltki  (%.  Nr,  95J,  iaOeti 

FIDEI  PR0FES5I0. 

V^r>  firma  fldc  crcdo  et  profJtcor  omnia  et  «Infftila,  qtiac  fn  Hdef  contfncntur  «ymbolo, 
quo  saacta  romana  ecdesla  utitur  in  mlssa,  videlicet:  Credo  in  unum  DEUM  patrem  omni- 
poteBtem,  fKtormi  codi  et  tcme,  vltibSiBB  MmlmH  et  Inviiibiillttai.  Et  in  umam  doainfliB 
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bischofe  oder  in  Wien  und  Prag  vor  dem  Kanzler  der  theologischen 
Fakultät  abzulegen  und  sich  hierOber  beim  Dekane  des  Piofessorenkoll^riimis 

auszuweisen. 

§  17.  Die  Promotion  erfolgt  unter  dem  Vorsitze  des  Rektors  und  im 
Beisein  des  Dekans  des  ProfessoienkoUegiums,  dann  in  Wien  und  Prag  auch 


lESUM  Christnoi  UUum  DEI  unigenttum  et  ex  patre  natum  ante  omnla  saecula,  DEUM  de  DEO, 
temn  de  tmninc,  DEUM  vcmm  de  DEO  vcro.  gfenitam,  wm  fMctoni,  coimtbilanlitlc»  patri» 
per  qaen  oamlK  Itcta  sunt.  Qui  propter  nos  homin«  et  proptar  aoetnin  aalotem  descendit  de 

coelis,  f.i  Incarnaftis  c^t  de  fpiritu  sancto,  cx  MARIA  virpne,  et  homn  raciii-«  c<«  Crwcifixai 
etiam  pro  nobis  sub  Pontio  l'Hito,  pastus  et  sepultus  est.  Et  resurrcxit  tcrtiä  die  sccundam 
tcrlptam.  El  eseendn  In  codim,  tedet  «d  dcstran  pttarli.  Et  Iteraai  Tcntam  est  cm  ntori* 
iudicarc  vivo?  et  raortuos,  culus  regnl  non  crit  ffni?  Ft  in  spldtum  sancfum,  J  iminum  et  vivi- 
ilcanteta,  qui  ex  patre  filioqtie  procedit.  Qui  cum  patre  et  Hllo  simul  adoratur  et  conglori- 
ticatur,  qut  locutus  est  per  propbetas.  Et  unam  sasctam,  catboUcam  et  apostoUcam  ecdesiauBB. 
CooUtcor  umm  beptlsma,  in  rcmtaloiiem  peccaloram.  Et  eaipecio  remmctloiicia  mortnonm. 
Et  vitam  ventnH  ^accuti.  Amen. 

Apostolicas  et  ecciesiasticas  traditiones,  reliqueaque  eiusdem  ecciesiae  obeenratioDes  et 
constitatlooci  flrniKlnc  edarilto  et  «nplcctor.  Ilcn  MCiam  »eriptimiii  f nzte  enai  eeinui,  <|ttca 
fcnuit  et  teoct  sancta  mater  cccicsia,  coins  est  Indicare  de  vero  sensu  et  Interpretadone  sacramm 
Fcripttirarum,  admitto:  Bcc  ctn  umgaem,  olel  laxta  ananimem  ooBseaniat  patraa^  meei^Mm 
et  interprctabor. 

Piofiteor  qaoqae  teptem  cne  vere  et  preprie  eaeiaaicata  novae  legii»  a  lESU  CbifMa 

domino  nostro  insiituta  atquc  ad  salulem  human!  gencris  licet  nnn  nmnia  singulis)  ncces^aria, 
sdlicet  baptismum,  cuniirtnatioDem,  eucbaristiam,  poenitentiatn,  extremam  aoctionem,  ordinem 
et  BMtrfaioBimn ;  iiiaqae  graHiia  eoaierre  et  ex  Ith  baptbaiani,  coafimalkHiem  et  MÄatai  «jae 
eacrllegio  reNcrari  hob  poaec*  Reeeptos  qaoque  et  approbatos  ecdeilae  cadiollcae  ritaa  Im 
aBpradictorum  omnium  sacramcBtoiVBi  aotcami  adrainlstrationc  recfplo  et  admitto. 

Onwta  et  tingula,  quae  de  peccila  originali  et  de  iitstiticatione  in  sacrotancta  Tridaitina 
«yaodo  dcfhiita  et  dcdarata  fiierant,  amplcctor  et  redplo. 

Profiteor  pariter  in  missa  offeri  DEO  verum,  proprium  et  propitiatorium  sacriflciam  pro 
vivi^  et  dcfuncth:  atque  in  sanctissimo  eucbaristiae  sacramcnto  esse  vere,  realftcr  er  «uh^fgn- 
tiaiiler  corpus  et  sanguinem  unacura  anima  et  divinitate  Domini  Nostri  ILSU  Christi  tienque 
coBvenloBeai  totlat  aabetaatiae  paala  ia  cofpat  et  totlas  sobslaatia«  vIbI  Ib  saagnlBeBa,  qBBBi 
eonversionem  catholfca  ccctcsla  transsubstantiationem  oppcllat. 

Fatcor  etiam  sub  altera  tantum  spede  totum  atque  integrum  Christum  verumque  sacra- 
aicntum  suml. 

Constanter  ItBCO,  parsatorlam  esse,  animasqae  Ibl  ddeBtas  fidcUom  soffragils  iavari. 

Sfmiüter  conHteor,  sanctos  unacum  Christo  rcgnantc«  vcncrandos  atque  iaTOcandOO  C8M 
eosque  urationes  pro  nobls  DEO  ofterre  atque  eorum  reliquias  esse  veneraiülas. 

Pinalter  qooqae  aasero,  iaiatiaca  Christi  ac  ddpatac  seBqicr  vlrctais  aee  bob  alionn 
saactorum  habendas  et  retincndas  esse  ;  atque  eis  debitum  honorem  ac  veneratlonem  impertieadaaB. 

Indulgentiarum  etiam  potestatem  a  Christo  in  ecclesia  relfctam  fuisse  itlarumquc  nram 
chrlstiano  populo  maxlme  salutarem  esse  afflrmo.  Sanctam  catboUcam  et  apostolicam  Romana« 
ccdcslsBi,  oaminai  ecdcsfaniBi  Btttrem  et  anglstnuB  agnosco;  Romanoqoe  PoaUfld,  beatl  Pctoi 
apostolorum  prfndpis  succcssorl  ac  lESU  Christi  vicario  vcram  nhedientiam  spondeo  ac  i'uro. 

Caetera  item  onmia  a  sacris  caaonibua  et  oecumeoids  conciliis  ac  pracdpuc  a  sacrosancta 
TrldeBtlaa  sjraodo  et  ab  oecameBlco  CoBdllo  VaHcaao  tradita,  deffadla  ac  dcdarata.  praes«rtiai 
de  RoiaaBi  Pontifids  Primatu  et  iBfidUblU  HiaglBtcrio,  indubitanter  redplo  atqne  ptofHoar: 
slmulquc  contraria  atnnta  atque  haereses  quascumque  ab  cociesia  et  relactaa  et  aaB- 

ttiematizatas  ego  pariter  damno,  relldo  et  anatbematizo. 

Haoc  vcranB  cafliollcaai  lldeai,  cxtia  qaaat  aeaio  sdva«  esse  potest,  qaani  ta  piaiKHll 
sponte  profiteor  et  vcracitcr  tencu,  eandem  integram  et  inviolatam  usque  ad  extremam  vlMB 
spiritum  constantissime  (DEO  adiuvante;  retinere  et  confiteri  atque  a  meis  suhdi»;«  crn  nti«, 
qaoram  cura  ad  me  in  munere  meo  spectabit,  teneri,  doceri  et  praedicari,  quanium  in  mc  crit. 
Bie  caiatandB  proBÜtto. 

Ifaae  et  oautia  sapndlda  ae  scrvaInntBi  spondeo,  voveo  ac  iam*  sie  me  DEUS  BdiBvcL 
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des  Kanzlers  der  theologischen  Fakultät,  durch  einen  ordentlichen  Pro- 
fessor (per  turnuni)  in  Form  der  herkömmlichen  Sponsionen.^) 

Wenn  der  Rektor  nicht  der  römisch-katholischen  Kirche  angehört,  so 
hat  die  PromotSon  unter  dem  Vorsitze  des  Prorektors,  beziehungsweise  des 
Dekans  der  Fakultät^  aus  welcher  der  Rektor  hervoigegangen  is^  oder  des 
gesetzlichen  Vertreters  dieses  Dekans  zu  geschehen,  und  diese  Funktiottäre 
haben  dann  auch  das  Diplom  zu  unterschreiben. 

An  den  theologischen  Fakultäten  in  Olmütz  und  Salzburg  erfolgt  die 
Promotion  unter  dem  Vorsitze  des  Dekans  im  Beisein  des  Prodekans  durch 
einen  ordentlichen  Professor  (per  tumum). 

§  18.  Die  Promotionstaxe  beträgt  an  allen  theologischen  Fakultäten 
120  Kronen. 

Hievon  beziehen  der  Rektor  30  Kronen,  der  Kanzler,  der  Dekan  und 
der  Promotor  je  10  Kronen;  an  den  theologischen  Fakultäten  in  Ohnfltz 
und  Sal^uig  bieziehen  der  Dekan  30  Kronen,  der  Prodekan  und  Promotor 
je  10  Kronen.  Femer  sind  von  dieser  Taxe  10  Kronen  an  den  Kanzleifond, 
wo  ein  soldier  besteht,  abzuführen,  aus  welchem  die  an  den  verschiedenen 
Universitäten  bisher  bestehenden  Zahlungen  für  die  Anfertigung  des  Diploms 
und  die  bisherigen  Bezfige  des  iCanzleipersonals  und  der  Dienerschaft  zu 
bestreiten  sind. 

Der  Rest  aller  Promotionstaxbezüge  wird  unter  sämtlidlti  ordenfliche 
Professoren  der  Fakultät  zu  gleichen  Teilen  verteilt. 

§  19.  An  jenen  Universitäten,  an  weichen  bisher  feierliclie  Proraotions- 
formen  üblich  waren,  bleibt  es  dem  Kandidaten  freigestellt  statt  der  ein- 
fadien  diese  feierliche  Promotionsform  gegen  die  hiefür  üblichen  Entrich- 
tungen fOr  sich  in  Ansprach  zu  nehmen.  Doch  kommt  der  im  vorher- 
gehenden Paragraphen  bestimmte  Taxbetrag  auch  in  diesem  Falle  zu  der 
dort  angeordneten  Verwendung  und  Verteilung. 

§  20.  Diese  RigorosenordnuQg  tritt  mit  Beginn  des  Studienjahres 
1903/04  in  Kraft. 

Jene  Knndidnten,  welche  sich  bis  dahin  den  Rigorosen  nach  den  bisher 
bestandenen  Vorschriften^)  bereits  ganz  oder  teilweise  unterzogen  haben, 
sind  auch  fernerhin  nach  diesen  Vorschriften  zu  behandeln. 

•)  s.  Nr.  499c.  —  *)  Die  frühere  Rigorosenordnangvom  t6,Jiiuur  t994,Z,7^KUMt 
RQBNr.27,  MVBNr.  7,  enthiett  folgende  abweichende  Bestimmungen: 

9  I.  Zar  Cflailirmf  d«f  DoktomtM  der  kadtollsdica  TkcotoKle  lit  dt«  AMcgntr  von  vier 
•tfCngen  Prüfu'ijjcn  'Ri^^oroscn)  erfordcrifch. 

Die  Zulassung  zu  den  Risorosen  ist  von  dem  Nachweise  abhängig;,  dafi  der  Kandidat  die 
ÜieologbefacB  Stadien  als  ordenttlcher  HOrer  an  einer  theologischen  Falnaltit  ordnungsgemifl 
abeitfviert  hat  ond  den  Vorscbrtftcn  des  6  2  dieser  Verordnung  nadigckonuiicn  Ist. 

r>)?n  ZöglfnE^en  des  Pazmanenms  in  Wien  bleibt  die  Ablegnnfr  de«  Rlgorotuioi  aot  den 
Bibelstudium  im  vierten  Jahrgänge  des  theologischen  Studiums  wie  bisher  gestattet. 

9  2.  Die  vier  tUgorosea  aoihssefl  lölfende  PrflfnngsgegenstiBde: 

1.  Das  gesamte  Bibelstadinm  des  Alten  and  Neuen  Testamentes. 

Um  zu  dem  betreffenden  Rigorosum  rugelassen  zu  werden,  mn!}  der  Kandidat  die  Vor- 
lesungen (Uier  die  semitischen  Dialekte,  ninüich  Syrisch-Chaldäisch  und  Arabisch,  sowie  über 
die  WMkcre  Exegese  des  AMcn  nnd  Ncncn  Tcslunentas  wenigileas  dnrdt  fe  ein  Seamter  mit 
gntem  Erfolge  besucht  haben. 

Von  dem  Besuche  der  eben  genannten  Vorlesungen  kann  der  Minister  iür  Kultus  und 
Untcnfcbt     rBekildilivIltdIgeB  niten  mcb  Clnvcmehauing  des  Ideologischen  Protessoren- 
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IX.  TcO:  SUMUcavortchfillai;  B*  DIt  «tar  MnUllMMIti« 


bb)  Erginzeade  Vorschrlfteii. 

Nr.  616. 

£rlafl  des  StaaUminlsteriums.  Abt.  ftlr  K.  a.  0.«  vom  4.  Juli  1M6. 

Z.  S620/L  0., 

an  die  Sfattfaalterd  fOr  Tirol  und  Voraribeis', 

(betrallMid  dl«  V«rfdhung  des  Pronotloamclitef  an  dem  tlieoiogtoclica 
Doktorgrade  aa  die  tlieologleciie  Fakaltit  derUalversitlt  lnlna«bnidE>. 

Se.  k.  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  Ah.  Fntsch!.  vom  26.  Juni  1S66 
der  theologischen  r  akultat  der  Universität  zu  Innsbruck  die  Ausübung  des 
Proraotionsrechtes  zu  dem  theologischen  Doktorg^rade  gegen  dem  ag.  zu 
gestatten  geruht,  daß  hinsichtlich  der  Erfordernisse  zur  Erlangfungf  dieses 
akademischen  Grades  und  der  Verleihung  desselben  die  bestehenden  V'or- 
schriften  genau  in  Erfüllung  kommen. 

Die  Abnahme  des  bisher  bloß  den  Kandidaten  des  theologischen 
Doktorgrades  auferlegten  Gelöbnisses^)  bei  der  Promotion  kann  uotetbleiben. 


koUcgininfl  dne  Aoimhm«  gnltttcB;  In  dicww  Mlc  liat  |edodi  der  KuuBdit  tat  der  thmto- 

gischen  Fakultät,  ui  welcher  er  die  Rigorosen  ablegen  will,  sich  einer  PrOfang  aus  den  semi- 
tischen Dialekten,  beslehnogiwcifc  ans  der  liAlierm  Exegese  de«  Altea  und  Neaca  Titiaiimito 
zu  unterziehen. 

3.  Oenerellc  und  •pezicllt  Dofnatlk. 

3.  Kirchen  g-c?rh  irMe  und  KIrchenrtCllt 

4.  Moral-  und  Pastoraitheologle. 

§  5.  Zwischen  Je  swei  Rigoroten  hat  ein  Zeitraum  von  mindestens  drei  Monaten  zn  ver> 
streichen.  Hat  Jedoch  der  Kandidat  du  Rlgororam  mit  sdir  guten  Erfotfe  ibsdcg^  so  kann 

Jim  der  Dekan  für  das  nrich<!te  Rigorosnm  auch  einen  kflrzcren  Termin  gewihicn. 
$  10.  SimtUcbe  Rigorosen  sind  in  der  lateinischen  Sprache  abzulegen. 
Von  diceerBcatliiamnit  let  nw  bei  der  Pafftonltficolofie  chte  Abweidiiuig  znliede*  weaa 

dieser  Gegenstand  an  der  betreifenden  Fakultit  In  einer  anderen  Sprache  vorgetragen  wird»  and 
der  Kandidat  das  Frsuchen  stellt,  ilic  PrOfimp  fn  der  V'orfrapssprache  ablegen  zu  dürfen. 

§  12.  für  jedes  Kigorusum  bat  der  Kandidat  eine  Taxe  von  36  fl.  (Jitzi  72  KrtmenJ  zu 



minuiwn. 

§  14.  Nach  Ablegung  der  vier  Ri^^tao^cii  hat  der  Kandidat  eine  größere  g«chrieb«ne 
Abhandlung  (Dissertation)  vurzulegiii  Das  Thema,  welches  aus  einem  der  dem  Bereiche  der 
Geologischen  Fakultit  angehörigcn  Fächer  xa  nelimen  ist,  bestimmt  der  Dekan  im  Einver- 
nebnen  mit  dem  Professor,  aus  dessen  Fache  das  Thenn  gevililt  wird.  Ntdi  ApptobatlM  der 
Dissertation  erfolgt  die  Abtcfrtinp:  dc5  tridcntinisch-vatikanischen  Olaubensbekenntnissc;  vor  dem 
DiAzesanbischof  oder  in  Wien  und  Prag  vor  dem  Kanzler  der  tbeologiicben  Pakultil;  der 
Kanddat  hat  «Idi  iiierttcr  beim  Ddiaa  de«  Professorcnkoneclttiiit  auzuweben. 

(Bis  zur  Eriassung  dieser  Verordnung  vom  Jahre  1894  galten  bezüglich  der  Erlangung  des 
theologischen  Doktorgrades  die  Bestimmungen  des  Hoßtamleidekretes  vom  7.  Jänner  T809,  Z.  391: 
dann  die  MintH.  vom  20.  Dezember  1853,  Z.  13.100  und  vom  22.  Februar  1S70,  Z.  5W  MVBNr.  36.J 

>)  Es  war  dlt$  dU  aaf  Qrmd  des  HttfiUknUs  vom  27,  April  1785  für  Thtologen  ein^ßkrU 
Sponsion^ormel,  welche  neben  der  gletehtettig  JSr  aile  PtiMälenßulgetthim  fimmia  tpmitktde 

solemnis  (Promofionsformel,  vgl.  Sr.  500,  für  die  Theologen)  Anwendung  zu  finden  hatte,  .Hit 
derselben  Alt.  EntsctiL  vom  2b.  Juni  1866  war  dem  Unterrichtsmlnister  die  ErmäcMigtuig  erteiä 
wordtn,  oHgetSoMdengeiMiik  aber  gteteUle»  Ammke»  ow*  Ht  Mtarw  meolegfaekm  n^mm 
bs  We0Ut  kmme*  w  Iomcw. 
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Nr.  617. 

Studienbofkonimlsslonsciekret  vom  4.  November  1815,  Z.  2588, 

an  die  nicderdsienrcidiische  Regienimg, 

(womit  dea  Zöglingen  des  Paananitenkolleginnis  die  Ablcgong  der 
strengen  Prtttnng  ane  den  Bibelfichern  nach  znrflciigelegtem  zweiten 

Jahrgänge  gestattet  wlr«^ 

Se.  k.  k.  Ap.  Majcstit  haben  Sich  vermöge  Ah.  EntscU.  vom  27.  Ok- 
tober d.  J.  bewogen  gefunden,  der  Bitte  des  Vontehen  des  hiesigen  Paz- 
raanitenkollcgiunis  .  . . ,  seine  Zöglinge  nach  zurflckgelegteni  zweiten  Jalir- 
gange^)  zur  strengen  Prfifung  aus  den  Bibelfächern  des  Alten  und  Neuen 
Testamentes  zuzulassen,  zu  willfahren.  Welches  der  Regierung  .  .  .  zur 
weiteren  Vertilgung  tiekannt  gemacht  wird. 


Nr.  618. 

Studlenliofkommissionsdekret  vom  24.  April  1830,  Z.  2132. 

an  sämtliche  Landerstellen, 

(womit  z«  Gunsten  der  Zöglinge  des  höheren  Priesterbildungsfnstitutes 
bei  St.  Augustin  eine  Ausnahme  von  der  Vorschrift  eröffnet  wird,  daA 
sämtliche  Doktoratsakte  an  ein  und  derselben  Universität  geleistet 

werden  mfissen). 

Da  laut  Ah.  Kabinettsschreit>ens  vom  20.  April  d.  J.  Se.  k.  k.  Majestät 

ienen  hoffnungsvollen  Priestern,  welche  Ah.  Sr.  Majestät  von  Bischofen 
zur  Aufnahme  in  das  höhere  weltpriesteriiche  Bildungsinstitut  bei  St.  Auc;ustin 
in  Wien  in  Antrag  gebracht  werden  dürften,  die  Oelegenheit,  ein  oder 
das  andere  Riß^orosum  an  der  Universität  ihres  Vaterlandes  vor  ihrer 
wirklichen  Auinahuie  m  die  gedachte  Anstalt  abzulegen,  in  der  Absicht, 
die  Fortbildung  fähiger  und  fleißiger  Individuen  nach  ihrem  Austritte  aus 
dem  theologischen  Lehrkurse  zn  fördern,  belassen  wollen»  so  wird  darum 
hn  Nachhange  zu  der  unterm  23.  Mai  1829,  Z.  2592/148,*)  eröffneten 
Ah.  Entscfal.  vom  7.  Mai  1829  erkttrt;  daß  die  von  Sr.  Majestät  in  das  er* 
\vähnie  Institut  aufgenommenen  Zöglinge,  wenn  sie  gleich  einen  Teil  der 
Erfordernisse  zur  Erlangung  des  theologischen  Doktorgrades  an  einer  anderen 
inländischen  Universität  geleistet  haben,  doch  7ur  Fortsetzung  und  Beendi- 
gung der  diesfällig  vorgeschriebenen  Leistun^^cn  an  der  Wiener  Universität 
zugelassen  werden  mögen,')  und  daß  die  betreffenden  Dekane  an  den 
Universitäten,  wo  sulche  Individuen  ihre  strengen  Prüfungen  angefangen 
haben,  die  Zeuguiäse  sowohl  über  die  Schul-,  als  die  bereits  abgelegten 
strengen  Prüfungen,  über  die  emgesehene  Bestätigung  des  Ordinariates,  daß 

■   nri  'rnwäHig  wird  das  I,  Rfggtvmm  fmu       BiMtiaäUunf  im  HerimJdUgan^ 
gtUgt.  s.  iVr.  615  (§  t,  6.  A^. 
«)  s.  Nr.  49Z 
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Ilm  Aufnahme  eines  derlei  Pifesteis  in  die  hdhcie  Bildungsaiistalt  etnge- 
schritten  weiden  wolle,  herauszugeben  berechtigt  sein  sollen. 

In  Ansehung  jener  derlei  Priester  aber,  welche  in  die  gedachte  An- 
stalt nicht  aufgenommen  werden  sollten,  hat  es  bei  dem  bereits  Angeord- 
neten zu  bleiben.  Der  LandessteUe  wird  aufgetragen,  von  dieser  Ah.  Ent- 
schließung die  Ordinariate  und  theologischen  Fakultften  ihres  Oouveme- 
mentibezhics  in  die  Kenntnis  zu  setzen.^) 


Nr.  619. 

Erlaß  des  Ministeriums  fQr  K.  u.  U.  vom  12.  Mal  1854,  Z.  7214. 

an  das  theologische  Professorenkoliegium  der  Cirnzcr  Universität, 

(womit  die  strikte  Auslegung  der  zu  Gunsten  der  Zöglinge  der  höheres 

Blldufigsanstalt  zum  heiligen  Atigustfn  in  Wien  gemachten  Ausnahme, 
wonach  sie  die  an  einer  anderen  Hochschule  begonnenen  Prüfungen 
zur  Erlangung  des  Doktorgrades  an  der  Wiener  Hochschule  fortsetzen 

dürfen,  angeordnet  wird). 

Zur  Vermeidung  von  JMiBbraudien  haben  Se.  Majestät  mit  Ah.  EntadiL 

vom  7.  Mai  1829  (StHD  vom  23.  des  nämlichen  iVlonates  und  Jahres, 
Z.  2592)')  als  altgemeine  Norm  zur  Erteilung  des  Doktorgrades  für  alle 
Fakultäten  zu  verordnen  geruht,  daß,  nachdem  die  Erteilung  de?  Doktor- 
grades nicht  der  stüclcweise  Akt  mehrerer  Universitäten  sein  kann,  von 
den  Kandidaten  an  einer  Universität  alles  geleistet  und  von  den  I^rüfem 
begutaciitet  werden  muß,  ob  der  Geprüfte  in  jeder  Hinsicht  zur  Lirlangnng 
des  Doktorgrades  geeignet  sei.  Von  dieser  allgemeinen  Vorschfiil  wurde 
durdi  das  Ah.  Handschreiben  vom  20.  Aprü  1830  (StHD  vom  24.  April  d. 
Z.  2132)*)  in  der  Art  euie  Ausnahme  gemacht^  daß  die  von  Sr.  IMajestü 
hl  das  höhere  BOdungsinstitut  zum  hciUgen  Augustin  üi  Wien  auJgenommenen 
Zöglinge,  wenn  sie  gleich  einen  Teil  der  Erfordernisse  zur  Erianguns  der 
theologischen  Doktorswfirde  an  einer  anderen  inländischen  Universität  ge> 
leistet  haben,  doch  zur  Fortsetzung  und  Beendigung  der  diesfiaUigea 
Leistungen  an  der  Wiener  Universität  zugelassen  werden  mögen. 

Diese  Ausnahme  von  der  Regel,  weldie  durch  den  Zweck  den  er- 
wähnten Institutes  gerechtfertigt  erscheint,  mu0  strenge  ausgelegt  und  darf 
nicht  auf  jene  Institutszöglinge  ausgedehnt  werden,  die  vor  Beendigung 

der  strengen  Prüfungen  etwa  wegen  Mangel  an  Talent  oder  Verwendung,  odtr 
weil  sie  einen  Dien'^t,  wozu  das  Doktorat  nicht  erforderlich  ist,  übemehmea 
sollen,  von  ihren  Bischöfen  aus  dem  Institute  abberufen  werden. 

Danach  hat  sich  das  ProfessorenIcoUcgium  in  Zukunft  zu  benehmen. 


'}  s,  auch  Nr.  619, 
^  «.  Nr.  49Z 
*)  9.  Nr,  6tS, 
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Np.  620. 

Erlaß  des  Minlsterlams  f  Or  K.  n.  0.  vom  19.  AprU  im.  Z.  5792, 

an  das  kafhoUsch-theologische  Dekaiut  der  Univenittt  in  Wien, 

(bdrdleiid  die  Fngt  der  nenerllchen  lomatrilnlallon  von  Kaadldnten 

des  flieoioglscfaen  Doklorgnules). 

Auf  den  Bericht  vom  21.  März  l.  J.,  Z.  479,  wird  dem  Dekanate 
eröffnet,  daß  die  neuerliche  Immatrikulation  eines  Kandidaten  des  Doktor- 
gradcs  an  jener  Univenittt  oder  beziehungsweise  flieologisdien  FakuHit, 
an  weicher  derselbe  die  strengen  PrQfnngen  abzulegen  beabsiditigt» 
nidit  crforderlidi  ist;  wenn  der  Kandidat  die  für  die  Zulassung  zu  den 
strengen  Prflfiuigen  vorgeschriebenen  Studien  in  der  Eigenschaft  eines  ordent- 
lichen Studierenden  absolviert  hat,  daher  an  emer  Fakultät  immatriku< 
Uert  war.i) 

Da^epfen  kann  von  der  Bestimmung  des  §  3,  Alinea  2  der  allgemeinen 
Studienordnung  vom  1.  Oktober  IRSO,-)  wonach  nur  i  m  m  n  t  r i k ii  1 1  c r  t  e 
Studierende  zu  den  strengen  Prüfungen  zugelassen  werden  koniu  n,  auch  bei 
süichcii  Kandidaten  nicht  Umgang  genommen  werden,  wetclie  ihre  Studien 
an  einer  gesetzmäßig  organisierten  Diözesan-  oder  Klosterlehranstalt  absol- 
viert haben,  und  wird  in  dieser  Beziehung  auf  §  14  der  theologischen 
Stttdienordnung  vom  16.  September  1851*)  verwiesen,  wonach  sokhe  Kandi- 
daten an  einer  Universittt  (und  beziehungsweise  Falcultit)  nach  vor- 
läufiger Immatrikulation  zu  den  strengen  Mfiugen  und  zur  Er- 
langung der  theologischen  Doktorswürde  zugelassen  werden  können,  wenn 
sie  in  da<  Studium  der  Theologie  auf  Grundlage  eines  Maturitätszeugnisses 
aufgenommen  worden  sind. 

Nr.  621. 

Erlaß  des  Ministsrs  fOr  IL  u.  U.  vom  14.  September  1892,  Z.l6il08,, 

an  die  Dekanate   der  theologischen  Faloilttten  samtlicher  Universitäten 
(mit  Ausnahme  jener  in  Czemowitz),  dann  an  die  Dekanate  der  theologi- 
schen Fakultäten  in  Salzbuig  und  Olmütz, 

(womit  ein  Verzeichnis  jener  Uösterlfchen  theologischen  Lehranstalten 
niHgCfteilt  wird,  welche  im  Sinne  des  Abs.  I  der  MinVdg.  vom  30.  Juni 

1850^  RQBNr.  311^  organisiert  sind). 

Nach  den  das  theologische  Fakultttsstudium  regcfaiden  Bestimmungen, 
insbesondere  nach  §  14  der  MinVdg.  vom  16.  September  1851,  RGBNr.  216,*) 
hängt  die  Zulassung  zu  den  strengen  Prühingen  und  zur  Erlangung  der 
theologischen  Doktorswürde  bezüglich  jener  Kandidaten,  welche  keine  theo- 
logisdien  Fakulstätsstudien  nachweisen,  unter  anderem  davon  ab,  daß  die- 

')  Diese  BmUmamug  M  In  dlt  ülMlcfbete  Kgonuiunbmi^  Umummm  wonien. 

(».  Nr.  615,  §  1.) 

»)  $.  Nr.  365. 
0  «.  Na  «W. 
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seUwfl  die  Theologie  an  einer  gesetzmäßig  oiganisierteii  Diozesan-  oder 

Klosterlehranstalt  absolviert  haben. 

In  ähnlicher  Weise  können  theologische  Studien,  welche  an  den  im 
Absätze  I  der  ho  Verordnung  vom  30.  Juni  1850,  ROBNr.  319,')  bezeich- 
neten Anstalten  zurückgelegt  worden  sind,  an  einer  theologischen  Fakultät 
im  Sinne  des  §  13  der  obzitierten  MinVdg.  vom  10.  September  1S51  nur 
dann  gullig  fortgesetzt  Vierden,  wenn  die  betreffenden  Anstalten  im  Sinne 
des  erwähnten  Absatzes  1  organisiert  sind. 

Da  die  Beantwortung  der  sich  hlenacfa  eigebenden  Vorfrage  bd 
euizebien  theoiogischeti  Klosterhauslehnuistaltea  zu  Schwierigkeiten  und  weit- 
wendigen  Erhebungen  Anlafi  geboten  hat,  so  habe  ich  mich  veranlagt 
gesehen,  die  maOgebenden  Daten  durch  Einvernehmung  -der  Icompetentcn 
bischöflichen  Ordinariate  in  authentischer  Weise  festzustellen. 

Hienach  können  als  klösterliche  theologische  Lehranstalten,  welche  im 
Sinne  des  mebrfredachten  Absatzes  I  organisiert  sind,  nur  die  im  mitfolgenden 
Verzeichnisse  angeführten  Anstalten  betrnchtet  werden,  an  welches  sieb 
das  Deicanat  gegebenenfalls  zu  halten  haben  wird. 

VerzelchiilB 

der  In  OtnUlwU  des  Abs.  I  der  MlnVdg.  vom  30.  Juni  1^,  ROBNr.  319,  OifuMotaB 
theologischen  Klosterhauslehrtnttftltes. 

r  N f e d er östcrrcJ ch : 
1,  Anstalt  im  Stifte  der  regulierten  Augustinerchurherm  in  Klostemeuburg; 
3,  AmMt  In  ZitlCRlciucnllite  Helllcniknas; 
3.  Anitalt  Im  BoMdiMflcnllfle  OOttwelg. 

a.  Obcrdttcrrcicli: 

AnHalt  Im  Stifte  St.  Ploriin. 

m.  Salzburg 

Anstalt  der  Franziskaner  in  Salzburg,  1.  theologischer  jahrgajig. 

IV.  Tirol  und  Vorarlberg: 

1.  Anilalt  fan  Bcncdikllatrrtlflc  MurloOrlct; 

2.  Anstalt  des  Benediktinerstiftes  in  Marienberg; 

3.  An<!tftlt  der  Frsinziskaner  in  Hall,  2.  theologischer  Jahrgang; 

4.  Anstalt  der  hranziskaner  in  KalterDi  3.  theologischer  Jahrgang; 

5.  AmMt  der  Prenzfikaner  In  Bozen,  4.  thcologlfdicr  Jabrgtng, 

sämtlich  der  nnrdÜrnlischcn  Provinz; 

6.  Anstalt  der  Kapuziner  in  Brixen,  1.  theologischer  jaiirK^ng; 

7.  Auftalt  der  Kepazlncr  In  iontbruck,  2.  theologischer  Jahrgang; 

8.  Anstalt  der  Kapuziner  in  Mcran»  3.  theologischer  Jahrgeng; 

9.  Anstalt  der  Kapuziner  in  Bozen,  4.  theologlsdicr  Jaluglflg» 

simtlicb  der  nordtiroUtchea  Provinz. 

V.  Steiermark: 
I.  Anstalt  Im  Bcncdlklinerstifle  AdmonI; 
3.  Anstalt  der  RcdenptotMcn  In  ^fautem. 

VI.  Kirnten:  Keine. 

VII.  Kraln: 

Anstalt  der  Tranziskancr  in  btem,  1.  und  2.  theologischer  Jahrgang. 

VIII.  Triest  und  Dftlmatien:  Keine. 
DC.  BAhmen: 

Anstalt  btt  Prbnonttratensentifte  Tepl,  I.  nnd  2.  thcologlsehcr  jihrgmif. 

X.  Mlhren,  Schlesien,  Onlialen  nnd  Bnkowine:  Kein«. 

«TtTf^döS. 
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2.  Griechisch-orientalisch-theologisches  Studium. 

a)  Studienordnung. 
Np.  622. 

Ttrortnimg  flts  Ministers  für  K.  iL  S.  Tom  30.  iignst  1875, 
1. 13.240.  ROBHr.  122.  MTBIr.  SS. 

betreffend  die  Anfliebiuig  der  griechisch-orieiitallsch-theologisciien  Lehr- 
anstalt in  Cieniowitz  oad  dieErrlditaiig  nndEinrlclitnagdergrleeiiiacli- 
orientnüscii-theolQclsctaen  Faknltit  aa  der  Cseraowttser  Fnuut  Joseplis- 

Unlversitlt 

Auf  Orund  der  Ah.  Entschl.  vom  29.  August  1S75  fmde  ich  anzuordnen, 
wie  folgt: 

§  1.  Die  in  Czernowitz  bestehende  griechisch-orientalisch-tfaeolo- 
gisciie  Lehranstalt  ist  aufgehoben. 

An  ihre  Stelle  tritt  die  griechisch-orientalisch-tbeologische  Fakultät  der 

k.  k.  Czernowitzer  Fran?  Josephs-Universitnt. 

§  2.  Insoweit  nicht  nachstehend  besondere  Bestimmungen  getroffen 
werden,  gelten  für  die  genannte  theologische  Fakultät  die  allgemeinen 
akademischen  Vorschriften  und  Einrichtungen. 

Die  besonderen  Bestimmungen,  welche  für  die  katholisch-theologi- 
sdien  FakuitSten  gelten,  haben  auf  die  Czernowitzer  griechiach-orientalMi- 
theoiogische  Fakultät  keine  Anwendung. 

§  3.  An  der  Czernowitzergriediisdi-orientallecfa-tfaeologischen  Faktd- 
tat  werden  nachfolgende  ordentliche  Lehrkanzebi  systemisiert: 

a)  Für  das  Bibelstudium  und  die  Exegese  des  alten  Bundes; 

b)  für  das  Bibelstudium  und  die  Exegese  des  neuen  Bundes; 

c)  für  Dojrmatik; 

d)  für  Woraltheologie; 

e)  tur  Kirchengeschichte; 

f)  für  Kirchenrecht; 

g)  für  die  praktische  Theologie ;  ^) 

h)  für  orientalisdie  Sprachen.-) 

Die  sonstiigen  Lehigegenstände,  deren  Studium  nach  dem  Lehrplane 
obUgat  ist^  werden,  so  weit  es  die  Qualifikation  der  emzelnen  Persönlich- 
keiten zuläßt;  mit  je  einer  der  systemisierten  Kanzeln  verbunden. 

Nach  derselben  Mafigabe  kann  den  Professoren  auch  auferlegt  weillen, 
über  nicht  obligate  Lehrgegenstände  zu  lesen. 

*)  Aaf  Omnä  Ah.  BiOidd.  wm  t8.  NtHMiuber  tBM  fMtnBrt  wm  24.  Nonrnher  tW, 

Z.  28.772J  wurde  eine  ordentliche  Lehrkanzel  der  praktischen  Theologie  mit  ruihenischer 
Vortraip$pradic  und  mit  Ah.  Entschl.  vom  t6.  Februar  1800  (MinErl.  vom  27.  März  1899,  Z.  4511) 
eine  solche  für  kirciienslavisctie  Sprache  und  Literatur  systemisiert.  —  Bezüglich  der  Vortrags' 
tfimekt  wgL  Anhang  A,  §  9  d,  Vdg.      8,  1»). 

't  Diese  Lehrkanzel  wurde  auf  Cimnd  Ah.  F.ntscM.  vom  l.  Septembrr  lOOn  fMifiFr!.  VOM 
8.  September  1900,  Z.  2SJ77J  mit  der  Lelirkanzel  des  Bibelstudium  A,  B.  verbunäen  und  an  SttUt 
der  tnUnn  Ldlvhatiut  eint  solche  för  ^eztetle  DopnaUk  ßystenMtrt. 
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Nur  insoweit  das  eine  oder  andere  itntnalicb  erscheint,  wird  für  die 
Vertretung  der  obligaten  Nebenfädier,  dann  derjenigen  Speyialdjsrlpiinen, 
deren  Vertretung^  wünschenswert  ergdieint,  durdi  BesteHung  von  au6er- 
ordentlichen  Professoren  oder  Zulassung  von  Pdvafdozentcn  gesoigt 

§  4.  Ober  alle  Vorschläge  der  FakuHit  wegen  Ernennung  von  Pro- 
fessoren, sowie  über  die  Anträge  derselben  auf  Zulassung  von  Privatdozenten 
hat  der  Landespräsident  vor  der  Vorlage  an  das  Ministerium  das  Gutachten 

des  Czernowitzer  Erzbischofs*)  einzuholen. 

Das  Gutachten  des  Erzbischofs  wird  auch  seitens  des  Ministers  tur 
Kultus  und  Unterricht  eing^cholt,  wenn  derselbe  eine  von  der  Fakultät  nicht 
vorgeschlagene  Persönlichkeit  für  eine  Professur  in  Antrag  bringen  wilL 

§  5.  In  Fällen,  In  denen  die  Besetzung  einer  Professur  im  Be- 
rufungswege nicht  mögiidi  ist,  kann  mit  Genehmigung  des  Munsters  für 
Kuhus  und  Unterricht  ausnahmsweise  eine  schriftliche  Konkursprufung  aus- 
gescfariet>en  werden. 

Die  Prfifungsffragen  bestimmt  die  Fakultät 

Die  Ausschreibung  des  Konkurses  erfolgt  durch  das  Alinisterium  ftir 
KuHus  und  Unterricht 

Die  Elaborate  sind  an  die  Fakultät  emzusenden,  welche  dieselben 
beufteilt  und  sohin  die  ihr  geeignet  erscheinenden  Bewerber  zu  einem 
Kolloquium  und  einer  Probevorlesung  beruft.  Nach  dem  Ergebnisse  dieser 
letzteren  erstattet  die  Fakultät  ihren  Besetzungsvorschlag  (§  4). 

In  besonderen  Fallen  kann  das  Kolloquium  und  die  Probevorlesung 
erlassen  oder  zur  Abhaltung  cit  rselben  eine  andere  theologische  Lehranstalt 
delegiert  werden,  doch  bedarf  es  hiezu  der  Genehmigung  des  Ministers 
für  Kultus  und  Unterricht,  welcher  auch  hierüber  das  Outachten  des  Erz- 
bischofs abverlangt. 

§  6.  Die  Bestellung  von  Suppknten  für  erledigte  Lehrkanzeln  erfolgl 
durch  die  Fakultät,  doch  ist  hievon  dem  Erzbischofe  An/cige  zu  machen, 
und  die  Bestätigung  des  Ministers  für  Kultus  und  Unterricht  einzuholen. 

§  7.  Die  in  Gemäßheit  des  Gesetzes  vom  27.  April  1873,  RuBNr.  63,^) 
von  der  Fakultät  vorgenommenen  Wahlen  sind  dem  Erzbischofe  anzuzeigen. 

§  8.  Der  Erzbischof  ist  berechtigt,  sich  von  der  Pflege  der  theolugischeu 
Wissenschaften  an  der  Fakultät  und  von  dem  For^ange  der  Studien  Kenntnis 
zu  verschaffen,  und  die  ihm  hienacfa  erforderlich  scheinenden  Antrage  an 
den  Mhiister  för  Kultus  und  Unterricht  zu  richten. 

§  9.  Für  den  Umfang  der  den  ordentUchen  und  auBeroidenHidien 
Professoren  obliegenden  Verpflichtung,  ihr  Lehrfach  ordnungsmäßig  zu  ver- 
treten, sind  die  jeweiligen  S^dieneinrichtungen  mal^bend. 

Ein  <mlentlicher  Professor  muß  mindestens  neun,  ein  aufierordentlicher 
mindestens  sieben  Stunden  wöchentlich  lesen. 

»)  Anf  Qiwid  Ak.  EahM,  vom  23»  Jim»  m$  tmnie        dte  gfUehitäi'cHnriBliwtm 

Bistümer  in  der  Bukowina  und  DalmaiUn  eine  selbständige,  der  serbiseken  mnd  romanischen 
Aoordinierte  MetropoUe  errichtet  und  die  bischöfliche  Kirche  in  der  BtUtowimt  mt  Metnpdiiuh 
würde  erhoben  (MinErL  vom  3t.  Jänner  IS73,  Z,  93iKUMJ. 
*)  t.  Nr.  it. 
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%  la  Der  Umstand,  daß  ein  Studierender  der  Fakultit  dem  Diözesan- 
seminar  angehört^  kann  seinen  akademischen  Rediten  und  Pflichten  nicht 
Abbruch  tun. 

Doch  ist  die  Anzeige  an  den  Vorstand  des  Seminais  zu  eratatten, 
sobald  einem  Seminarzöglinge  ein  pflichtwidriges  Benehmen  zur  Last  fäH^ 
oder  gegen  ihn  eine  Diaziplinaruntersudiuiig  eingeleitet,  oder  eine  Disziplinar^ 
strafe  verhängt  wird. 

Die  gleiche  Anzeige  ist  an  die  betreffende  Diözcsanbehörde  zu  er- 
statten, wenn  der  gedachte  Fall  sonst  hinsichtlich  eines  in  den  Klerus  einer 
in-  oder  ausländischen  Diözese  aufgenommenen  PriesterstandskancUdaten 
eintritt. 

§  11.  [)fr  1  rhrplan  und  die  Pruiungsordriung  für  die  theologische 
Fakultät  sind  an  Anhange  A  und  B  beigegeben. 

Dieselben  gelten  zunächst  provisorisch  für  die  nächsten  drei  Studien- 
jahre.i) 

§  12.  Die  Geschäftsordnung  für  seine  Verhandlungen  entwirft  das 
Professorenk  illcgium  selbst  und  legt  dieselbe  dem  Minister  für  Kultus 
und  Unterricht  zur  BcsUhgung  vor.') 

§  13.  Diese  Verordnung  tritt  mit  1.  September  1.  J.  in  Kraft. 

Die  Obergangsbestimmungen  enthält  der  Anhang  C. 

Anhang  A. 

Provisorischer  Lehrplan  der  griechisch-orientallsch-theologischen  Fakul- 
tät der  k.  k.  Czernowitzer  Franz  Josephs-UniversitAt. 

§  1.  Unbeschadet  der  akademischen  Lcrnfr«  iheit  gelten  für  diejenigen 
Studierenden  der  grjcchisch-orientalisch-theologischcn  Fakultät,  welche  sich 
auf  Grund  ihrer  theologischen  Studien  dem  Staats-  oder  Kirchendienste 
widmen  oder  den  theologischen  Doktoigrad  erlangen  wollen,  nachstehende 
Vorschriften: 

§  2.  Diese  Studierenden  müssen  die  Fakultät  durch  mindestens  vier 
Jahre  besuchen,  und  während  dieser  Zeit  nachfolgende  Gegenstände  hi 
nachstehender  Reihenfolge  hören: 

Im  ersten  Jahre: 

im  ersten  Semester: 
Enzyklopädie  und  JVtethodologie  der  theologischen  Studien,  wöchent- 
lich 2—3  Stunden. 

In  beiden  Semestern: 
Hebräische  Sprache,  BÜKlstudium  und  Exegese  des  alten  Bundes, 
zusammen      9  Stunden. 

Im  zweiten  Semester: 
Bibelstudium  und  Exegese  des  neuen  Bundes,  3—4  Stunden. 

Lthrptan  und  Fru/ungsordnang  stehen  noch  derzeit  in  Geltung. 
^  Dit  wom  Pn^imomaoUegbm  ttUmoifnu  Q^tMflwfdnung  waH*  mtt  dem  MtnJBti, 
wem  $,  OkMtr  UK,  Z,  i2M7,  gmtkmigt. 
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Im  zweiten  Jahre: 
im  ersten  Semester: 
Bibelstudium  und  Exegresc  des  alten  Bundes  (Fortsetzung),  3—4  Stunden. 

In  beideji  Semestern: 
Bibclstudium  und  Exegese  de«  neuen  Bundes  (For1?et7ung),3--4SUindeo, 
Kirchengcschichte  und  Icirchliche  Statistik,  7—8  Stunden. 

Im  dritten  Jalire: 

in  beiden  Semestern: 
Dogmatik,  7 — 8  Stunden,  Moralttict  [oL^ie,  7—8  Stunden. 

Im  vierten  Jahre: 
in  beiden  Semestern: 
Praktische  (Pastorai-)  Theologie,  einschließlich  der  Katechetik,  Homi- 
letik, Liturgik  und  der  dazu  gehörigen  Übungen,  zusammen  im  ersten 
Semester  10—12  Stunden,  im  zweiten  Semester  7—8  Stmiden,  Kircbenredit 
und  kirdilichen  Oesdiäftsstit  5—6  Stunden. 

§  3.  Außer  den  vorangeffihrten  Gegenstanden  sind  die  im  §  1  ge- 
nannten Studierenden  noch  zu  hören  verpflichtet: 

1.  An  der  philosophischen  Fakultät: 

a)  binnen  der  ersten  drei  Jahre  ein  Kollegium  über  Philosophie, 

b)  binnen  allen  acht  Semestern  ein  Kollegium  über  östeneltlusche 
Geschichte. 

2.  An  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät: 
im  siebenten  Semester: 

üeschichte  und  InstitunnuLri  des  römischen  Rechtes.^) 

§  4.  Welche  Kollegien  aulkr  den  vorangetuiirten  von  den  Kandidaten 
des  theologischen  Doktorgrades  auszuweisen  sind,  bestimmt  die  theologische 
Rigorosenordnung.^) 

§  5.  Die  Professoren  der  theologischen  FakuUit  haben  ihre  Vor- 
lesungen so  einzurichten,  da6  es  den  im  $  1  genannten  Studieieoden 
möglich  ist,  ihren  hier  normierten  Verpflichtungen  nachzukommen. 

Es  sind  daher  die  im  §  2  bezeichneten  Kollegien  alljährlich  (beziehungs- 
weise jeden  Semester),  und  zwar  ungefähr  in  der  oben  bestimmten  wöchent- 
lichen Stunden/.*h1  7u  lesen  und  ist  jede  Stundenkollision  zwischen  obligaten 
Fächern  desselben  Semesters  hintanzuhaltcn. 

§  6.  Außer  den  im  §  2  bezeichneten  sind  in  angemessenen  Zeit- 
räumen noch  nachstehende  Kollegien  zu  lesen: 

a)  Über  Grammatik  des  neutestamentlichen  Sprachidioms, 

b)  fiber  biblische  Geschichte:  Archäologie, 

c)  über  biblische  Hermeneutik, 

d)  fiber  Geschichte  des  neuen  Bibelkanons, 

e)  fiber  Patrologie, 

*)  An  SUlU  dieses  Kollegiums,  das  nach  dem  MinEri,  vom  16.  Oktober  1875,  Z.  löJOO, 
nach  WM  deg  SMitrmä*n  im  5.  odtr  7.  Sw—rier  gMrt  mmttn  komät,  Ist  immfkr  m/ 

Grund  des  MinErL  vom  V.  Juli  1900,  7..  20.9S6  fs.  Nr.  627)  ein  solches  über  römisches  Pechi  k 
seinen  Qrunäzügen  und  seiner  byzantinischen  Forientmddang  (grieehisdi'rlSmisches  Recht)  getreten, 

^  9,  Nr*  62$, 
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f)  über  Dogmengeschichte  und  Apologetiki 

g)  aber  kirdieiidaviadie  %iradie, 

h)  Aber  Symbolik  der  orientalischen  Kirche, 

1)  Crtdärung  eines  Nomokanons  (insbesondere  des  Nomokanonos  XIV 
titadofuin). 

§  7.  Hinsichtlich  aller  widitigen  Disziplinen  sind  in  angemessenen 
Zwischenräumen  Seminarübutigen  (Konversatorien  etc.)  an  der  Fakultät  ab- 

ziihalfcn.  deren  Einrichtung  in  einem  von  dem  Professorenkollegium  ver- 
faßten und  von  dem  Minister  für  Kultus  und  Unterricht  bestätigten  Statute 
bestimmt  wird.*) 

§  8.  Die  ordentliche  Vortragssprache  der  theologischen  FakuHät  ist 
wie  an  den  weltlichen  Fakultäten  der  CzemowiUer  Universität  die  deutsche. 
Eine  Ausnahme  Mtt  nur  hinskhiliGh  der  praktisdien  Theologie  —  Pastoral, 
Katechetik,  Homiletik,  Litufgik  und  der  dazu  gehörigen  Obungen  —  ein» 
für  weiche  das  Rumänische  und  Ruthenische  als  ordentliche  Vortrags- 
spracfac  gilt. 

Ausnahmsweise  wird  zur  Erleichterung  des  Oberganges  gestattet,  daß 
vorerst  der  deutsche  Vortrag  auf  Kirchengeschichte,  Kirchenrecht  und  die 
theologischen   Hilfsdisziplinen  beschränkt  bleibt 

§  9.  Den  Studierenden  der  theologischen  Fakultät  wird  cm  Semester 
nur  dann  angerechnet,  wenn  sie  in  einem  Jahre  obligate  oder  nichtoblijrate 
Kollegien  in  solcher  Anzahl  frequentiert  haben,  daß  bei  gleicher  Teilung 
auf  ein  Semester  mindestens  20  (auf  das  vierte  und  achte  Semester 
mindestens  12)  Stunden  wöchentlich  entfallen.  Bei  dieser  Berechnung  zähten 
auch  an  anderen  Fakultäten  frequentierte  Kollegien. 

Anhang  B. 

Provisorische  Prüfungsordnung  der  griechisch-orientalisch-theologischen 
PakaKit  der  k.  k.  Czemowftzer  Franz  Joscphs-Unlversltit. 

§  1.  nitji  nigcn  Studierenden  der  gricchisch-ortentalisch-theologischen 
Fal<ultai,  welche  sich  auf  ürund  ihrer  theologischen  Studien  dem  Staats- 
oder Kirchendienste  widmen  oder  den  theologischen  Doktorgrad  erlangen 
wollen,  haben  sich  zu  Ende  des  vierten  und  zu  Ende  des  achten  Semesters 
einer  Prüfung  zu  unterziehen. 

§  Z  Die  Prüfung  am  Ende  des  vierten  Semesters  Ist  eine  exege- 
tisch-historische, welche  vofgenommen  wird: 

a)  aus  dem  Bibelstudium  und  der  Exegese  des  alten  Bundes, 

b)  am  dem  Bibelstudium  und  der  Exegese  des  neuen  Bundes, 

c)  aus  der  Kirchengeschichtc  und  der  kirchlichen  Statistik. 

§  3.  Die  Prüfung  am  Ende  des  achten  Semesters  ist  eine  systema- 
tisch-praktische, welche  voigenommen  wird: 

a)  aus  der  Dogmatik, 

b)  aus  der  Moraltheologie, 

'1  Dir  Errichfanf;  rinr^  Iheoloßischen  Srrumr'  nn  drr  rrrierhisch-orlfritaHsch-theoIOfn'^rhFn 

Fakultät  in  Czernomtz  erjolste  unter  gleichzeitiger  Genehmigung  der  vorgelegten  provisorischen 
SmUtn  mU  MbüäfU  mn  tf.  JaU  /S77,  Z  9Mt  «c  JS»  (9.  Nt.  3ISJ. 
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c)  aus  der  praktischen  Theologie, 

d)  aus  dem  Kirchenrechte. 

§  4.  Das  Aufsteigen  in  den  dritten  theologischen  Jahrgang^  ohne 
Ableg^ng  der  im  §  2  bezeichneten  Prüfung  gilt  als  Verzicht  auf  die  An- 
stelUnig  im  Staats-  oder  Kircheadienste,  sowie  auf  Erlangung  des  theologi- 
schen Doktorgrades. 

Eine  nachträgliche  Ablegung  der  Prüfung  wird  nicht  gestaltet,  und  euae 
Nachsicht  derselben  nicht  gewährt. 

Die  im  §  3  bezeichnete  Prüfung  kann  auch  nach  absolvierten  theologi- 
schen Studien  abgelegt  werden. 

Inwiefern  diese  Prüfung  durch  den  erlangten  theologischen  Doktoigrad 
ersetzt  werden  kann,  wird  bei  Erlassung  der  theologischen  Rigoroseo- 
ordnung  bestimmt  (§  12). 

§  5.  Die  Anmeldung  zur  exegetisch-historischen  Prüfung  erfolgt  bd 
dem  Dekanate,  jcnt-  zur  systematisch-praktischen  Prüfung  bei  dem  Vorstände 
der  betreffenden  Prutungskomniission.  Dem  Anmeldungsgesucbe  muß  das 
Maturitätszeugnis  und  der  Index  beiliegen. 

§  6.  Die  Pi  iiiiitig  wird  in  jener  Sprache  vorgenommen,  welche  für 
den  betreuenden  Prutungsgegenstand  die  ordentUche  Unterrichtssprache  isL 

§  7.  Die  Approbation  der  Prüfungskandidaten  (§§  2  und  3)  erfolgt  mit 
Zuerkennung  des  Kalküls  „genügend"  aus  allen  oder  mit  Zuerkcnnung 
des  Kalküls  „ausgezeichnet"  aus  allen  oder  einzelnen  Prnfung^egenstanden. 

Die  Reprobation  (Kalkül  „ungenügend")  erfolgt  auf  ein  halbes  oder 
ein  ganzes  Jahr, 

§  8.  Kandidaten,  welche  bei  der  exegetisch-historischen  Prüfung  auf 
ein  halbes  Jahr  reprobiert  v. urden,  können  in  die  Oejift'nstände  des  dritten 
Jahrganges  provisorisch  unter  der  Bedingung  inskribiert  werden,  daß  sie 
bei  wiederholter  Prüfung  bestehen. 

Kandidaten,  welche  bei  der  exegetisch-historischen  Prüfung  auf  ein 
ganzes  Jahr  reprobiert  wurden,  sind  verpfUchtet,  während  desselben  Kollegien 
über  die  Piüfungsgegenstände  zu  frequentieren,  woliei  sie  die  zur  Anrech* 
nung  der  Semester  des  zweiten  Jahrganges  erforderliche  Stundenzahl  ein- 
zuhalten  haben. 

§  9.  Bei  wiederholter  Reprobation  sind  die  Kandidaten  stets  auf  da 

ganzes  Jahr  zurückzuweisen. 

öfter  als  zweimal  kann  eine  Prüfung  nicht  wiederholt  werden. 

§  TO.  Vhcr  das  Prüfungsresultat  ist  den  Kandidaten  ein  Zeugnis 
auszufertigen  und  dasselbe  samt  dem  allfälligen  Wiederholungstermine  auch 
im  Index  anzumerken. 

Der  Wiederholungsiermin  ist  auch  im  Zeugnisse  ersichtlich  /ii  machen 

§  11.  Die  Zusammensetzung  der  Prüfungskommissionen  und  die  in- 
struktion  für  dieselben  werden  in  einer  besonderen  Verordnung  nonniot 

§  12.  Die  Einrichtung  der  strengen  theologischen  Doktoratsprüfunges 
wml  auf  Grund  der  Anträge  des  Professorenkollegiums  in  einer  besondem 
Verordnung*)  normiert 

*)  «.  Nr.  923, 
*> «.  Nr.  6SB. 
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Anhang  C. 

ÜberganjGfsbestimmungen  zu  der  Verordnwn^^  vom  30.  August  1875, 
betreffend  die  Aufhebung  der  griechisch-orientalisch-theologischen  Lehr- 
anstalt in  Czernowitz  und  die  Errichtung  und  Einrichtung  der  griechisch- 
orientalisch-theologlschen  Fakultät  an  der  Czeraowitzer  Franz  Josephs- 
Universität. 

§  1.  Den  i-'rotcssoren  der  griechisch-orientalisch-thcolopischen  Lehr- 
anstalt in  Czernowitz,  welche  als  ordentliche  oder  außerordentliche  Pro- 
fessoreu  an  die  gricchisch-orientalisch-tlieoiogischc  Fakultät  der  Czerno- 
whzer  Franz  Josephs-Universität  berufen  werden,  wird  in  Ansehung  aller 
mit  ihrer  neuen  Stellung  verbundenen  Rechte  und  Ansprüche  die  an  der 
Lehranstalt  zurfidcgelegte  Dienstzeit  so  angerechnet,  als  ob  sie  dieselbe 
in  gleicher  Eigenschaft  an  einer  k.  Ic.  Universität  zurQckgelegt  hätten. 

§  2.  Studierenden,  welche  auf  Grund  eines  alcademisch  gültigen  iVlatu- 
ritätszcugnisses  an  der  Czernowitzer  griechisch-orientalisch-theologischen 
Lehranstalt  angenommen  worden  sind,  werden  die  daselbst  ordnungsmäßig 
zurudcgelegten  Studienjahre  in  das  tiieol<^rische  Faicultälsstudium  an  der 
Czernowitzer  Universität  eingerechnet. 

Diese  Studierenden  können  daher  sofort  in  die  Lehigegenstande  des 

nächst  höheren  theologischen  Jahiganges  insicribiert  werden,  sie  haben 
jedoch  jene  obligaten  Fächer  früherer  Jahigange,  welche  sie  etwa  nn  der 
theologischen  Lehranstalt  nicht  gehört  haben,  an  der  Fakultät  nach  Mög- 
lichkeit nachzutragen. 

§  3.  Hat  ein  solcher  Studierender  der  griechisch-orientalischen  Lehr- 
anstalt (§  2)  die  daselbst  zur  ordnungsmäßigen  Zurücklcgung  eines  Jahr- 
ganges erforderliche  Prüfung  nicht  bestanden,  so  hängt  es  von  dem  nach 
Beschaffenheit  des  Falles  zu  schöpfenden  Urteile  des  PrnfcssorcnkoUegiums 
ab,  ob  ihm  die  Inskription  in  den  nächst  höheren  Jahrgang  der  Fakultät 
unbedingt  oder  nur  gegen  eine  besondere  Aufnahnisprüfung  zu  gestatten  ist, 

§  l.  Studierende,  welche  etwa  ohne  ein  akademisch  gültiges  Maturitäts- 
zeugnis an  der  griechisch-orientalischen  Lehranstalt  aufgenommen  wf^rden 
sind,  können  an  der  Fakultät  nur  als  aul'jerordentliche  Hörer  inskribiert 
werden  und  die  RLchtc  der  ordentlichen  H()rcr  nur  mit  ausdrücklicher  Be- 
willigung des  Muiibters  lur  Kultus  und  L'nterricht  erlangen. 

§  5.  Studierende,  welche  die  griechisch-orientalisch-theologische  Lehr- 
anstalt ordnungsmäßig  absolviert  haben,  können  auf  (arund  ihrer  dortigen 
Studien  zu  den  strengen  Prüfungen  an  der  theologischen  Fakultät  dann  zuge- 
lassen werden,  wenn  ihre  Aufnahme  an  der  erstgenannten  Lehranstalt  auf 
Orund  eines  akademisch  gültigen  iS^aturitätszeugnisses  erfolgt  ist 

§  6.  Ein  Studierender  des  letzten  Jahrganges  der  theologischen  Lehr- 
anstalt, welcher  im  Studienjahre  1874/75  die  zur  ordnungsmäßigen  Absol- 
vierung desselben  erforderliche  Prüfung  nicht  bestanden  hat,  kann  diese 
Prüfung  während  des  Studienjahres  187S/76  vor  den  bctrcffeoden  Fadi- 
professoren  der  Fakultät  wiederholen. 

49* 
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Besteht  er  diese  Prüfung  mit  Erfolg,  so  wird  angenommen,  daß  er 
das  theologische  Studitiin  an  der  griechisch-otienialiscfa-fheologischen  Lehr- 
anstalt ordnungsmißig  absolviert  halie  (§  5). 


Np.  62a. 

Teronhumg  ilts  Ministers  für  K.  o.  D.  tm  L  Jniii  1876»  Z.  8288, 

HTBIr.  2L 

woflii  chic  Pritfmigikoiiiniitttoii  fBr  die  nach  der  MloVdg.  vom  30.  AiigMt 
1835  (RGBNr.  122)  Anhang  B  von  Studierenden  der  griechisch-orientall- 
•chcn  Theologie  der  k.  k.  Universität  in  Czemowitz  abznlegendic 
PrSfimgcii  efaigesetit  und  eine  Instruktion  ffir  die  Abhaltsflg  dieser 

Prüfungen  erlassen  wird. 

Zur  Ausführunfj  der  Bestimmungen  der  MinVdg.  vom  30.  August 
1875,  RGBNr.  122,  Anhang  B,')  wird  verordnet,  wie  folgt: 

§  1.  Zur  Abhaliung  der  in  Oemaßheit  dieser  Ministerialverordiuin^, 
Anhang  B,  von  Studierenden  der  griechisch-orientalischen  Theologie  üex 
k.  k.  Universität  in  Czernowitz  abzulegenden  Prüfungen  wird  eine 
Prfiflingskommissioii  in  Czernowitz  nicdeigesetzl^  welche  aus  zwei  Ab* 
teilungen  besteht,  von  denen  die  eme  die  exegetisch-historischen,  die  andere 
die  systematisch-praktischen  Prüfungen  abhiü 

§  2.  Vorstände  und  Mitglieder  beider  Abteilungen  dieser  Prüfungs- 
kommission werden  —  in  der  Regel  auf  Antrag  des  LandcspräsideiiteB 
der  Bukowina  —  vom  Minister  für  Kultus  und  Unterricht  ernannt. 

Derselbe  bemff  in  diese  Kommission  die  ordentlichen  Professoren 
der  griechisch-orientalisch  flu ologischen  Fakultät  der  Czernowitzer  Uni- 
versität, andere  Lehrkräfte  dieser  Universität,  sowie  sonstige  geeignete 
Persönlichkeiten  geistlichen  und  weltlichen  Standes. 

§  3.  Die  Prüfungskommission  führt  als  Siegel  den  k.  k.  Adler  mit 
der  Umschrift:  K.  k.  Prflfungskommission  für  Studierende  der  griechisdi- 
orientalischen  Theologie  in  Czernowitz. 

§  4.  Die  Prüfungskommission  untersteht  unmittelbar  dem  Minister  für 
Kultus  und  Unterricht,  der  Landespräsident  hat  jedoch  auf  die  Angelegen> 
betten  der  Kommission  denjenigen  Einfluß  zu  nehmen,  welchen  das  Inter* 
esse  des  Staats-  und  Kirchendienstes  im  Lande  erfordert. 

Wegen  des  an  diesen  Prüftingen  beteiligten  kirchlichen  Interesses 
ist  auch  der  Erzbischof  von  Czernowitz  und  das  erzbischöfliche  Konsi- 
storium berechtigt,  auf  die  Prüfungen  den  hier  näher  bestimmten  Einflufi 
zu  nehmen. 

§  5.  In  Qemäßheit  des  im  |  4  normierten  Grundsatzes  verkehren  die 
Vorstände  der  Prüfungskommission  —  und  zwar  jeder  für  sich  io  Angelegen- 
heiten seiner  Abteilung  ~  m  der  Regel  dfaekt  mit  dem  Ministerium  für 
Kultus  und  Unterricht^  welches  seinerseits,  so  oft  es  dies  erfotdcrikh  findet 
die  Äußerung  des  Landespräsidenten  oder  des  Erzbisdiofs,  beziehungsweise 
des  er /.bischöflichen  Konsistoriums  abverlangt 

*)  t.  Nr, 
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Nur  in  Angelegenheiten  von  allgemeinem  Interesse  fOr  den  Stsste- 
oder  Kirchendienst  Italien  die  Vorstände  der  Mfungskommission  ihre  Be- 
richte an  das  Mmisterittni  dureh  den  Landesprandenten  vorzul^n,  welchem 
sollin  freisteht;  seine  AuBenuig  beizufiigen,  oder  auch  die  der  kirchlichen 
Behörde  abzuverlangen. 

Der  allfällige  Verkehr  zwischen  der  Prüfungskommission  und  dem 
Crzbischofe  wird  «^tet«;  durch  den  Landespräsidenten  vermittelt. 

§  6  Der  Landespräsident  sorgt  für  Lokalitäten,  ICanzleieriordernisse 
und  anderen  äußeren  Bedarf  der  Kommission. 

§  7.  Gemeinsame  Angelegenheiten  beider  Abteilungen  der  Prüfungs- 
kommission werden  nach  gemeinschaftlicher  Beratung  der  Abteilungsvor- 
stinde  durch  den  rangilteren  Vorstand  dem  Ministerium  (oder  dem  Landes- 
prisldenten)  vorgelegt 

Ab  rangälterer  Vorstand  gilt,  wenn  beide  Professoren  sind,  jener,  der 
langer  ordentlicher  Professor  ist,  sonst  jener,  der  früher  zum  Kommissions- 
vorstande ernannt  wurde. 

Der  rangältere  Vorstand  nimmt  auch  jene  Zuschriften  und  Gesuche 
entgegen,  welche  nn  die  Kommi-^sion  überhaupt  (ohne  Beisatz)  gerichtet 
sind  und  erledigt  sie  je  nach  dem  Gegenstände  entweder  selbst  oder  ver- 
weist sie  an  den  anderen  Vorstand. 

§  8.  Im  Verhinderungsfälle  wird  der  Abtcilungsvorstand  durch  den 
rangältestcn  der  Kommission  angehörenden  ordentlichen  Professor  vertreten. 

§  9.  jeder  der  beiden  Kommissionsvorstände  ist  für  den  Zustand  des 
Prflfungswesens  in  seiner  AbteUnng  verantwortlich. 

§  10.  Jeder  Kommissionsvorstand  führt  ein  OestionsprotokoU  &ber 
die  In  seiner  Abteilung  einlangenden  Oeschäftsstflcke,  der  rangältere  Vor- 
stand auch  ein  solches  fiber  die  Oeschäftsstflcke,  weldie  beide  Abteilungen 
der  Kommission  betreffen. 

§  11.  Wo  nicht  ein  gemeinsame?  Vorgehen  heider  Kommissionsvor- 
stände vori/t schrieben  ist,  entscheidet  jeder  Abtei lungsvorstand  über  die 
in  seiner  Abteilung  cmp^elangten  Angelegenheiten.  Es  steht  ihm  indessen 
frei,  zur  Entscheidung  schwieriger  und  wichtiger  Angelegenheiten  eine  Kon- 
ferenz aller  Mitglieder  der  Abteilung  einzuberufen,  welche  dann  unter  seiner 
Leitung  berät 

Der  rangähere  Vorstand  kann  auch  eine  Konferenz  sämtlidier  IWit- 
glieder  der  Prüfungskommission  einberufen,  wenn  es  sich  um  die  Ent- 
Scheidung  einer  wichtigen  Angelegenheit  für  beide  Abteilungen  der  Kom- 
mission handelt. 

Involviert  die  Entscheidung  des  Vorstandes  oder  der  Konferenz  einen 
Absprijch  i'iber  Rechte  oder  Interessen  von  Parteien  (z.  B.  über  die  Zu- 
lassung^ /iir  f'rüfung),  SO  ist  in  der  Entscheitinii^  der  binnen  14  Tagen 
zu  crgrcifenclc   Rekurs  an  das   Unterrichtsminisienum  vorzubehalten. 

§  12.  Die  Abteilungsvorstände  haben  das  Recht,  dem  Landespräsi« 
denten  die  Personen  namhaft  zu  machen,  deren  Ernennung  zu  iVlitgliedem 
ihrer  Abteilung  sie  anstreben  (§  2). 

Sie  sind  zu  emem  solchen  Vorschlage  verpflichtet,  wenn  infolge  Ab- 
ganges von  Kommissionsmilgliedem  eine  Lficke  in  der  Kommission  ent* 
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Standen  ist  oder  sonst  das  Bedfirfhts  nach  Vermehrung  der  Prüfungskommts- 
säre  eintritt 

§  13.  Die  Abteilungsvorstände  haben  durch  geeignete  von  Zeit  zu  Zeit 
zu  veranlassende  Kundmachungen  in  der  amtlichen  Czernowitzer  Zeitung 
dafür  zu  soigen,  daß  die  Prüfungskandidaten  in  die  Kenntnis  desjenigen 
gelangen,  was  ihnen  bezi<glich  der  Vornahme  der  Prühingen  zu  wissen 

notwendig  ist. 

§  11.  Wo  sich  die  Kandidaten  /ur  Prüfung  zu  melden,  und  welche 
Belege  sie  beizubringen  haben,  bestimmt  die  provisorische  Prüf  uns;«;  Ord- 
nung (§  5).  Die  Anmeldung  hat  mittelst  eines  kurzen  schriftlichen  üe- 
suches  zu  geschehen,  die  Belege  sind  im  Orij^inal  beizubringen. 

Für  den  ordentlichen  Termin  der  exegetisch-historischen  Prüfung  (unten 
§  17)  muß  die  Anmeldung  bis  längstens  1.  Juli  erfolgen. 

Die  Zulassung  oder  Nichtzulassung  zur  Prüfung  wird  mittelst  Indorsat- 
bescheides  auf  das  Anmeldungsgesuch  ausgesprochen,  wobei  im  Fatle  der 
Zulassung  die  Beilagen  zurfidczubehalten  sind,  im  Falle  der  Nicfatmlassung 
die  Rekursfrist  zu  bestimmen  ist 

§  15.  Bei  der  exegetisch-historischen  Prüfung  übermittelt  der  DelEan 
der  griechisch-orientalisch-theologtschen  Fakultit  nach  Ablauf  des  MeldungB- 
iermines  das  alphabetisch  geordnete  Verzeichnis  der  Zugelassenen  samt 
ihren  Belegen  im  kurzen  Wege  dem  Vorstande  der  betreffenden  Prufungs- 
abteilung. 

§  16.  Der  Abteilungsvorstand  bestimmt  Tag  und  Stunde  der  Prüfungen 

und  setzt  die  Spezialkommission  zur  Abhaltung  derselben  zusammen. 

Bei  der  exegetisch-historischen  Prüfun^^  werden  die  festgestellten 
Prüfungstage  und  die  für  sie  nach  der  Urdnung  des  Alphabets  bestimmten 
Kandidaten  dem  Dekane  der  theologischen  Fakultät  zur  Verlautbanmg  am 
schwarzen  Brette  bekanntgegeben. 

§  17.  Die  exegetisch-historische  Prüfung  wird  in  den  letzten  14  Tagen 
des  Monats  Juli  abp:chalten. 

Ausnahmsweise  Iconnen  Kandidaten,  welche  ihre  Vorbereitung  bis  zu 
diesem  Termine  nicht  zu  voliendtn  vermochten,  auch  in  den  ersten  Tagen 
des  JWonats  Oktober  zur  Prüfung  zugelassen  werden. 

Kandidaten,  welche  bei  ihrer  ersten  i-'ruiung  tur  ein  halbes  Jahr  zurück- 
gewiesen wurden,  haben  die  Prüfung  in  den  letzten  14  Tagen  des  darauf- 
folgenden  Wintersemesters  zu  wiederholen. 

§  18.  Für  die  systematisch-praktische  Prüfung  werden  eigcntlicbe 
Termine  nicht  bestimmt,  doch  sind  Kandidaten,  weldie  sich  während 
der  letzten  sechs  Wochen  des  achten  Semesters  zu  dieser  Prüfung  gcmehlet 
haben,  zu  derselben  noch  vor  Ausgang  des  Schuljahres  zuzulassen. 

Kandidaten,  welche  sich  spiter  melden,  hat  der  Kommissionsvontand 
—  mit  Ausnahme  der  Ferienmonate  —  längstens  drei  Wochen  nach  der  An* 

meidung  zur  Prüfung  zuzulassen. 

Solche  Kandidaten  müssen  ihrem  Anmeldungsgesndie  auch  das  Absohn 
torium  beilegen. 
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§  19.  Bei  Zusammensetzung^  der  Spezialkommissionen  haben  die  Ab- 
teilungsvorstinde  darauf  zu  achten,  da6  alle  Mi^fieder  der  Kommission 
möglichst  gleichviel  in  Anspruch  genommen  werden. 

Die  Mitglieder  der  Prüfungsicommission  dürfen  nur  in  jenen  Fächern 
prfifen,  für  welche  sie  zu  Examinatoren  ausdräcklich  ernannt  sind,  was  bei 
Zusammensetzung  der  Spezialkommissionen   /ii  berücksichtigten  ist. 

Mitglieder,  v.clche  wegen  Vcrv/nndtschatts-  oder  nndcrer  Verhältnisse 
zu  Pi  ufungskandKlaten  nicht  unbciangeri  erscheinen,  dürfen  in  die  betreffenden 
Spezialkommissionen  nicht  berufen  werden. 

Die  Zusammensetzung  der  Spezialkommissionen  darf  nicht  verlauten. 
Oie  Kommissionsvorstände  haben  sich  daher  zur  Einladung  der  Kommissäre 
nur  des  amtlichen  Weges  zu  bedienen; 

§  20.  Da  stets  einzelne  Prüfungskommissäre  beiden  Abteilungen  der 
Kommiitioa  angehören  dürften,  so  haben  die  Abteilungsvorstinde  sich  Über 
Tag  und  Stunde  der  Prüfungen  im  Einvernehmen  zu  erhalten,  um  Kollisionen 
zu  vermeiden. 

9  21.  Die  Spezialkommissionen  fOr  die  exegetisch-historischen 
Prüfungen  bestehen  aus  einem  Vorsitzenden  und  zwei  Examhiatoren, 
jene  ffir  die  systematisch-praktischen  Prflfungen  aus  einem  Vor- 
sitzenden und  drei  Examinatoren. 

Der  Vorsitzende  knnn  ebenfalls  aus  einem  Fache  examinieren,  er 
kann  jedoch  die  Kommission  auch  SO  zusammensetzen,  daß  er  sich  am 
Prüfeil  nicht  beteiUgt. 

Ls  steht  nichts  im  Wege,  daß  ein  Examinator  auch  aus  zwei  Prüfungs- 
fächern examiniert. 

§  22.  Der  Erzbischof  von  Czcrnowitz  hat  das  Recht,  bei  jeder 
Prulung  entweder  selbst  zu  erscheinen  oder  einen  Abgeordneten  zu  derselben 
ZU  entsenden. 

Er  und  sein  Abgeordneter  ist  auch  berechtigt;  einzelne  Fragen  an  die 
Kandidaten  zu  riditen. 

Auf  die  Beratung  und  Abstimmung  der  Pr&fungskommission  nimmt  der 
Erzbischof  oder  sein  Stellvertreter  keinen  Einfluß. 

I  23.  Die  Prüfungen  werden  öffentlich  und  mundlich  abgehalten. 

I  2  t  Der  Vorsitzende  hat  dafür  zu  sorgen,  daß  auf  dem  Prüfungstische 
alle  Bücher  erliegen,  die  etwa  bei  der  Prüfung  aus  einzelnen  Fächern  (z.  B. 

der  Exep^ese)  zum  Nachschlniren  benötinrf  werden.  Desgleichen  tntissen  die 
Beilagen  der  Annieldungsgesucbe  der  Kandidaten  den  Prüfungskommissären 
zur  Hand  sein. 

§  25.   Für  die  Dauer  der  einzelnen  IViifuni?  ist  maßgebend,  daß  die- 
selbe so  lange  fortzusetzen  ist,   bis  die  Kommission  ein  sicheres  Urteil 
über  die  Befähigung  und  Kenntnisse  des  KaiKÜdaien  erlangt  hat 
Als  Minimum  der  Prüfungsdauer  wird  angenommen: 
a)  bei  der  exegetisdi-hlstorisdien  PrQfiing: 
ffir  drei  Kandidaten  zusammen  Stunden, 
für  zwei  Kandidaten  3  Stauden, 
für  einen  Kandidaten  IVt  Stunden; 
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b)  bei  der  systematisch-praktisclien  Prüfung: 
für  drei  Kandidaten  zusammen  6  Stunden, 
für  zwei  Kandidaten  zusammen  4  Stunddii 
für  einen  Kandidaten  2  Stunden. 
§  26.  Mit  u  K  viel  Kandidaten  die  Prüfun)2^  ziij^Wich  vorzuncliiiR n 
bestimmt  der  Abteilungsvorstand  anläßlich  der  Zusammensetzung  der  Speziai- 
kommissionen.  In  der  Regel  sollen  zwei  Kandidaten  zusammengenommen 
werden,  nur  wenn  die  Zahl  der  Kandidaten  eine  ungcvvdlinUch  große  ist, 
können  auch  je  drei  gleichzeitig  examiniert  werden. 

§  27.  Die  Prüfung  darf  nicht  unterbrochen  werden.  Nur  wenn  den 
Kandidaten  ein  Unwohlaein  Qberfiillt,  das  ihn  nach  Ermessen  des  Vor- 
sitzenden an  der  Fortsetzung  der  Prüfung  hindert,  kann  der  Vorsitzende 
einen  zweiten,  möglichst  nahen  Tennin  zur  FortsetzuQg  der  Prüfung  an- 
beraumen. 

§  28.  Die  Prufimgskommissäre  examimeron  in  der  vom  Vorsitzenden 
bestimmten  Reiheiif  olgL«.  Der  Vorsitzende  jirutt  immer  zuletzt.  Er  bestimmt 
die  Dauer  der  Piutung  aus  dem  einzelnen  Gegenstände,  jeducli  rnil  der 
Beachtung,  dafi  in  der  Regel  für  jeden  Gegenstand  die  gleiche  Prüfun^^dauer 
Platz  zu  greifen  hat 

Der  Vorsitzende  ist  auch  berechtigt^  Fragen,  die  ihm  ungebdrig  er- 
scheinen, zu  inhibieren* 

%  29.  Wird  ein  Prüfungskommissär  durch  Unwohlsein  oder  aus  einem 
anderen  Grunde  an  der  Portsetzung  der  Prüfung  gehindert,  so  bestimmt 
der  Vorsitzende,  ob  ein  anderer  Kommissär  einzutreten  hat,  oder  die  Prüfung 
in  einem  anderen  Termine,  der  womöglich  aocb  auf  denselben  Tag  ZU  be- 
stimmen ist,  fortgeset?!  werden  soll. 

§  30.  Der  Vorsitzende  sorgt  für  die  Handhabung  der  Ordnung  im 
Prüfungssaale. 

Lassen  sich  die  Zuhörer  üngehörigkeiten  zu  Schukien  kommen,  so 
kann  der  Vorsitzende  nach  fruditloser  Abmahnung  den  Saal  räumen  lassen. 

§  31.  Zeigt  sich  schon  in  der  ersten  Stunde  der  Prüfung,  daß  der 
Kandidat  Jedenfalls  zu  reprobieren  Ist,  so  kann  ihm  der  Vorsitzende  dieses 

—  nach  kurzer  Umfrage  bei  den  Kommissären  —  bekannt  geben  und 
kann  alsdann,  jedoch  nur  mit  Zustimmung  des  Kandidaten,  die  Prüfung  nach 
der  ersten  Stunde  geschlossen  und  die  Reprobation  sofort  ausgesprodieM 
werden. 

Dieser  Vorgang  ist  Im  Prüfungsprotokolle  anzumerken. 

§  32.  Abgesehen  von  dem  im  vorigen  Paragraphen  erwähnten  Falle 
zieht  sich  die  Kommission  nach  geschlossener  l^rulung  zur  Beratung  und 
AlMBtimmung  übet  das  Prfifungsergebnis  zurfick. 

§  33.  jeder  Prflfungskommissar  hat  seine  Stimme  nach  dem  Oesanil> 
ergebnisse  der  Prüfung  abziehen.  Der  Kandidat  ist  daher  zu  reproblercn, 
wenn  er  auch  nur  aus  euiem  einzigen  Prfifungagegenstande  ungenügende 
Kenntnisse  an  den  Tag  gelegt  hat 

§  34.0  i>er  iCandidat  ist  approbiert,  wenn  die  absolute  Mehrheit  der 

>)  Oi*u  Tuäinmg  des  $  3t  btnbi  atf  dir  MbtVdg»  iwm  15.  Ntftmber  tMt,  Z.  19^01^ 
MVBNr.  Jf. 
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Mitglieder  der  Pififtingskomiiiission  einsddieBUdi  des  Vorsitzenden,  dessen 
Stimme  stets  mitzililt,  sidi  für  die  Approliation  ausgesprodien  liat 

Ober  die  Fniee,  ob  einem  Kandidaten  der  KaUcfil  ^Ausgezeichnet" 
aus  einzehien  oder  aus  allen  Gegenständen  zuzuerkennen  sei,  kann  erst 
beraten  werden,  wenn  die  einstimmige  Approbation  des  Kandidaten  feststeht 
Ober  die  Art  des  Kalküls  aus  den  einzelnen  Oegenstlnden  wird  ebenso 
wie  über  Approbation  und  Reprobation  abgestimmt 

Bei  allen  sonst  sich  ergebenden  Fragen,  wie  z.  B.  hinsichtlich  der 
Zeit,  auf  welche  die  Reprobation  auszusprechen  ist,  gibt  die  Stimme  des 
Vorsitzenden  bei  gleichgeteilten  Stimmen  den  Ausschlag. 

§  35.  Sofort  nach  vorgenommener  Abstimmung  wird  das  Resultat 
in  dem  Prüfungsprotokolle  und  dem  Inde-x  angemcrict  und  das  Zeugnis  aus- 
gefertigt und  dieses  letztere,  sowie  das  Protokoll,  von  den  Mitgliedern 
der  Kommission  unterzeicbnet 

CKe  Anmerkung  im  Index  unterfertigt  nur  der  Vorsitzende. 

Das  AbstimmungsverilÜtnis  ob  nimlidt  Stimmeneinhelligkeit  oder 
Stimmenmehrheit  vorhanden  war  —  wird  nur*)  im  Protokolle  angefiUirt^ 
Kalkül  und  Reprobationstermin  aber  auch  im  Zeugnis  und  Index. 

Dem  Zeugnis  sowie  der  Anmerinmg  im  Index  wird  das  Kommissions- 
stegel  beigedrückl 

§  36.  Nach  Ausfertigung  der  im  vorigen  Paragraphen  bezeichneten 
Aicte  begibt  sich  die  Prüfungskommission  in  das  Prüfungslokal  zurück,  wo 
alsdann  das  Urteil  der  Kommission  vom  Vorsitzenden  öffentlich  ver- 
kündigt wird. 

Hiebei  wird  ausdrücklich  bemerkt,  ob  das  Urteil  mit  StimmeneinhcUigkeit 
oder  Stimmenmehrheit  beschlossen  wurde. 

Nach  der  Verkfindigung  werden  den  Kandidaten  die  Zeugnisse  und 
die  Beilagen  des  Anmeldungsgesuches  behändigt 

%  37.  Gegen  das  Urteil  der  Kommission  findet  kein  Rekurs  statt. 

§  38.  Von  jeder  Reprobation  ist  das  I>ekanat  zu  verständigen,  damit 
dieselbe  in  den  Katalogen  angemerkt  und  in  eventuell  ausgefertigte  Index* 
dupltkate  aufgenommen  werde. 

Auch  bei  der  Prufungskommisskin  suid  die  Reprobierten  von  den 

Abteilungsvorständen  in  Evidenz  zu  halten. 

§  39.  Für  die  Prüfung  ist  eine  Taxe  von  12  Gulden  (/eizt  24  Kronen) 
zu  entrichten,  welche  samt  dem  Stempel  für  das  Prüfungszei^is  längstens 
24  Stunden  vor  Abhaltung  der  Prüfung  zu  erlegen  ist. 

Die  fkfreiung  vom  ganzen  oder  halben  Koilcgiengcldc  befreit  ent- 
sprechend auch  von  der  Prüfungstaxe. ^)  Andere  Befreiunpfen  werden  nicht 
gewährt,  auch  ist  bei  wiederholter  Prüfung  die  Taxe  in  jedem alle  zu  entrichten. 

Die  eingegangenen  Taxen  werden  unter  den  Vorsitzenden  und  die 
Prflfungskommtssäre  nach  Verhältnis  der  Zahl  der  Kandidaten,  bei  deren 
Prüfung  diesell)en  fungiert  halten,  verteilt 

*}  Die  Tatsache  der  einstimmig  erfolgten  Approbation  ist  auch  in  dem  Pr^fungtumguiss* 
am^ßlinn  /3r.  Nr,  69tJ. 

<>  Ofar  di*  wdttkh»  BodMnlMV         TtuttlMtutg  s.  Nr.  tfSSL 
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§  40.  Nach  Schluß  eines  Jedeo  Schuljahres  erstatten  die  Abteilung«- 
vorstände  Bericht  an  das  Ministerium  fiber  die  im  Veriaufe  des  Jaliies 

abgehaltenen  Prüfungen,  woraus  zu  entnehmen  sem  muß: 

a)  die  Gesamtzahl  der  Geprüften, 

b)  die  Zahl  der  Approbierten  und  der  Reprobierten,  der  Kalkül  der 
Approbation  und  der  Termin  der  Reprobation,  dann  ob  das  Urteil  der 
Kommission  mit  Stimmeneinhelligkcit  oder  Stimmenmehrheit  ßfefällt  wurde, 

c)  wie  viele  der  Kandidaten  sich  der  Prüfung  zum  ersten  und  wie 
viele  zum  wiederiioltea  Male  unterzogen  haben. 

Bei  diesem  Anlasse  haben  die  Kommissionsvorstände  auch  ihre  sonstigeo 
Wahinehmungen  Ober  Fähigkeit  und  Fleiß  der  Kandidaten,  fiber  den 
Stand  des  Früfungswesens  im  allgemeinen,  über  die  Notwendigkeit  von 
Reformen  in  den  Pruhtngs-  oder  Studieneinrichtungen  usw.  darznlcigea. 

§  41.  Gleichzeitig  mit  dem  Berichte  an  das  Ministerium  haben  die 
Abteilungs vorstände  einen  solchen  auch  durch  den  Landesprasidenten  an 
das  erzbischöfliche  Konsistorium  zu  leiten. 

In  diesem  Berichte  sind  die  Kandidaten  mit  Vor-  und  Zunamen  und 
Geburtsort  anzuführen  und  bei  jedem  einzelnen  die  oben  sub  b)  und  c) 
bezeichneten  Daten  beizufügen. 

Außerdem  haben  die  Kommissionsvorstände  bei  diesem  Anlasse  über 
alles  zu  berichten,  was  für  die  kirchliche  Behörde  von  Interesse  sein  kann. 

%  42.  Die  Priifungszeugnisse  sind  nach  dem  beifolgenden  Pormularei) 
auszufertigen. 

In  dem  Prüfungsprotokolle  sind  die  Prüfungen  nach  fbrtianfenden 

Nummern  anzuführen ;  dasselbe  muß  die  oben  im  §  31  und  35  angefiüirten 
Daten  und  eine  Rubrik  für  Anmerkungen  enthalten. 

Das  Protokoll  ist  nur  einfach  zu  führen,  doch  h^hen  die  Kommifsions- 
vorständc  ein  amtUches  Verzeichnis  der  Geprüften  anzulegen,  in  welchem 
bei  jedem  derselben  Jahr  und  Tag  der  Prüfung  angegeben  und  die  Nummer 
des  Protokolls,  unter  der  die  Prüfung  emgetragen  wurde,  bezogen  ist 

*)  Zahl  de«  PrMmigsprotokoni. 


ordentlicher  Studierender  der  gricchlscb-orieatalisdben  Theologe  an  der  k.  k.  fma 


Josepbs-Univenlt&t  in  Czemowitz  hat  am  

vor  der  miteifcrtiglen  k.  k.  PrafungskominlMion  In  OemftlUielt  der  Mlnisterialverordnung  von 
30.  Altgnst  1875,  ROBNr.  122  Anhang  B  die 

cxcfretisch-hlsfurischc  (>?y9tcmat{«rch-prattfschc'i 
PrOfung  BUS  der  griechisch-orientalischen  Theologie  abgelegt  und  Ist  bei  derselben 

approbiert  (rcprobicrt) 
worden  (mit  Aus2eichnung  aus  •  •  •) 


Von  der  k.  k.  PrOfungskonimission  für  Studierende  der  griedi.-oricntal.  Theologie 
Csernowlts,  den  


PrMnngtzeiigiifs. 


Herr    .  . 
8d>oren  zu 
denelt  -i 

zulclzt    /  ^ 


(Wiederholungstermin 


L.  S. 


N.  N., 
VorsitE  ender. 

N.  N.  —  N.  N.  - —  N.  Ni 
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Nr.  624. 

£rlafi  des  Ministers  fflr  K.  u.  ü.  vom  20.  JuU  1881,  Z.  9410, 

MVfiNr.  35. 

an  den  Vontand  der  Prüfungskommission  für  Studierende  der  griechiscfa- 

orientalischcn  Theologie  in  C^ernowitz, 
betreffend  die  Ausfertigung  der  Zeugnisse  für  die  bei  einer  Plüfimg 
mit  Stimmeneinheiligkeit  approbierten  Kandidaten. 

Ich  finde  anzuordnen,  daß  in  den  Fällen,  wo  ein  Kandidat  bei  einer 
der  Prüfun^Tfcn  für  Studierende  der  frriechisch-orientalischcn  Tlieolog-ie  mit 
Stinimeneinlielligi<eit  (wenn  auch  u[inc  Aus/  ichnung)  approbiert  wird,  die 
Tatsache  der  einstimmig  ertolgtcn  Approbation  in  dem  betreffenden 
Prüfung^s^eug^nisse  ausdrucklich  anzuführen  ist. 

in  die  Prüfungszeugnisse  der  mit  Stimmenmehrheit  approbierten  Kandi- 
daten ist  ein  bezilgiicher  Beisatz  nicht  aufzuneiimen. 

Im  fibrigen  bleiben  die  bestehenden  Vorschriften  unverändert 


Nr.  625. 

Verordnimg  des  Ministers  for  K.  u.  U.  Yom  31.  Oktoker  1881, 

Z.  U.507.  MVBNr.  40, 

betreffend  die  Voraussetzungen  der  den  PrQfun^skandidaten  der  grie- 
dllSClKorfentalischen  Theologie  an  der  Universität  Czernowitz  zustehen- 
den Befreiung  von  der  Entrichtung  der  Prfifungstaxe. 

Ich  finde  mich  bestimmt  nn/uordnen,  daß  die  in  GemäBheit  des  §  39 
der  MinVdg.  vom  1.  Juni   1876,  Z.  6208,0   den  Prüfungskandidaten  der 

griechisch-orientalischen  Theolofrie  rin  der  Universität  C/ernowitz  aus  dem 
Titel  einer  Befreiung  vom  KoUc^iengelde  zustehende  Befreiung  von  der 
pfanzen  oder  halben  Prüfungstaxe  nur  bezü^hch  jener  Prüfungen  geltend 
gcmachl  werden  kann,  welche  der  Kandidat  innerhalb  des  auf  sein  letJttes 
Studien  Semester  nächstfolgenden  Studienjahres  ablegt.  Für  später  abgelegte 
Ptfifungen  ist  der  Kandidat  unbedingt  zur  Entrichtung  der  vollen  Taxe 
verpIlicfateL 

Nr.  626. 

Aus  dem  Erlasse  des  Ministers  für  K.  u.  ü.  vom  9.  Mflrz  1885, 

Z.  3467. 

an  den  I  nndt  spräsidenten  in  Czernowitz, 
(betreffend  die  Behandlung  jener  Zöglinge  des  Czernowitzer  griechisch- 
orientalischen  Klerilterseminars,  welche  die  zweite  theologische  Staats- 
prüfung imerlialb  eines  Jahres  natih  AbsdilaS  des  aditen  tlieologisclien 

Semesters  nicht  ablegen). 
Ich  genehmige  den  von  Euer  .  .  .  gestellten  Antrag,  daß  den  Zöglingen 
des  Czernowitzer  griechisch-orientalischen  Klerikersemhiars  zur  Abl^ung 
*) «.  Nr.  tfSSL 
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der  zweiten  theologischen  Staatsprüfung  auch  weiterhin  ein  Präklusivtermin 
nicht  vorgezeichnet  werden  solle.  Dagegen  ist  die  MinVdg.  vom  31.  Oktober 
1881,  Z.  11.507,1)  betreffend  die  Verpflichtung  zur  Entrichtung  der  Prüfungs- 
taxe nach  Verlauf  eines  Jahres  genau  anzuwenden  und  wird  jenen  Zöglingen 
des  genannten  Seminars,  welche  die  zweite  Staatsprüfung  innerhalb  eines 
Jahres  nach  Abschluß  des  achten  theologischen  Semesters  nicht  ablegen, 
das  Austrittsgeld  per  208  Gulden  4  Kreuzer  (4J6  Kronen  8  Heller)  vor- 
zuenthalten sein,  es  wäre  denn,  dafi  sie  an  der  Ablegung  der  Prüfung  inner- 
halb dieses  Zeitraumes  durch  langer  andauernde,  ausreichend  erwiesene 
Krankheit  verhindert  worden  sein  sollten. 


Np,  627. 

Aus  dem  Erlasse  des  Ministers  fflr  K.  u.  ü.  vom  30.  üoU  1899. 

Z.  20.986, 

an  den  Landespräsidenten  für  die  Bukowina, 
(womit  ffir  die  Studierenden  der  griechisch-orientalischen  Theologie 
das  Kollegium  über  „Römisches  Recht  in  seinen  Grundzügen  und  seiner 
byzantinischen  Fortentwicklnng^*  als  obligat  erklärt  wird). 
In  Erledigung  des  Benclilcs  vom  22.  Juni  ISQQ,  Z.  10.115,  finde  ich 
im  Sinne  des  vom  Professorenkollegium  der  griechisch-orientalisch-theolc^- 
schen  Fakultät  der  Universität  u  Czemowitz  unter  dem  27.  Juni  1896^  Z.  161, 
gestellten  Antrages  zu  genehmigen,  daß  vom  Wintersemester  1899/1900 
ab,  an  der  rechts-  und  staatswissenschafütchen  Fakultät  der  genannten 
Universität  in  jedem  Wintersemester  ein  vierstündiges  Kollegium  fiber 
„römisches  Recht  in  seinen  Grundzügen  und  seiner  byzantinischen  Fort- 
ent\vicklun{^*'  (fTriechisch-römisches  Recht)  abgehalten  werde,  welches  von 
deij  Studierenden  der  griechisch-orientalischen  Theologie  an  Stelle  des  von 
denselben  gemäß  §  3,  Absatz  2  des  im  Anhanpi^e  A  zur  ho.  Verordaung 
vom  30.  August  1875,  Z.  13.240,  RüüNr.  122,«)  kundgemachten  provisorischen 
Lehrplanes  zu  hörenden  Kollegiums  über  „Geschichte  und  Institutionen  des 
r&nischen  Rechtes"  hn  siebenten  Semester  ihrer  Studien  zu  hdren  sein  wird. 


b)  Doktoratsvorschriften. 
Nr.  628. 

Erlaß  dos  lUnlstors  für  K.  u.  U.  vom  29.  AprU  1879,  Z.  im, 

MYBNr.  35. 

an  d:is-   Rektorat  der   Frin/   josephs-Universität  in  Czemowitz, 
mit  welchem  die  Ah.  genehmigte  Rigurosenordnung  für  die  griechisch- 
orientalisch-theologische Fakultät  in  Czemowitz  Icundsemacht  wird. 

Sc  k.  u.  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  Ah.  Entschl.  vom  14.  April  d  J. 
die  nachstehende  Rigorosenordnung  für  die  p:riechisch-orientaUscJl-thcolo- 
gische  Fakultät  in  Czemowitz  ag.  zu  genehmigen  geruht: 

*)  «.  JVr.  «0.  —  <)  «.  Nr.  «tt 


üigiiized  by  Google 


Oriechisch-orienlaJiscb-theoloKlsches  DoktoraL 


781 


Rigorosenordnung 

ffir  die  griechisch- orientalisch -theologische  Fakultät  der  k.  k.  Franz 

Josephs-Universität  In  Czernowitz. 

§  1.  Das  Doktorat  der  Theologie  kann  an  der  griechisch-orientahsch- 
thcologischen  Fakultät  der  üniversHät  Czernowitz  von  Anirehörigen  der 
griechisch-orientalischen  Kirche  durch  Ablegung  von  zwei  strengen  Prüfungen 
unter  nachfolgenden  Voraussetzungen  erworben  werden. 

§  2.  Die  Zulassung  zu  den  strengen  Prttfungen  ist  durch  den  Nachweis 
bedingt  daß  der  Kandidat  die  theologischen  Studien  an  der  theologischen 
Fakultilt  in  Czernowitz  oder  an  einer  anderen  österreichischen  theologi- 
schen Fakultit  in  der  Eigenschaft  eines  ordentlichen  Hörers  vorschrifts- 
nißig  absolviert  hat 

Die  Ablegung  der  systematisch-pralctischen  Prüfung  aus  der  griechisch- 
orientalischen  Theologie  (§  3  der  provisorischen  Prüftinp^sordnung  für  die 
griechisch-orienlalisch-theologische  Fakultät)')  ist  keine  notwendige  Vor- 
bedingung für  ciic  Zulassung  zu  den  Rigoroscn,  vielmehr  wird  diese  Prüfung 
durch  den  erlangten  Doktorgrad  ersetzt. 

Mit  Genehmigung  des  Ministers  für  Kultus  und  ünternclit  kann  die  Ab- 
legung der  R^orosen  auch  Studierenden  gestattet  werden,  welche  ein 
ininde,^ten8  dreijälir^;es  theologisches  Studium  an  eüier  griechisch-orienta- 
lischen Lehranstalt  der  Monarchie  zurfidcgelegt  haben,  dafem  diese  Kan- 
didaten sich  mit  ehiem  akademisdi  gültigen  Maturitätszeugnisse  ausweisen 
können  und  außerdem  durch  eine  entsprechende  Anzahl  von  Semestern 
Kollegien  an  einer  theologischen  Fakultät  frequentiert  haben. 

Studierende,  welche  die  bestandene  griechi<?cb-orientnh<^ch  theolofrischc 
Lehranstalt  in  Czernowitz  ordnungsmäßig  absolviert  haben,  sind  von  der 
Fakultät  zu  den  strengen  Prüfungen  zuzulassen,  dafern  ihre  Aufnahme  an 
der  erstgenannten  Lehranstalt  auf  Grund  eines  akademisch  gültigen  Matu- 
ritätszeugnisses erfolgt  ist  (§  5  des  Anhanges  C  zu  der  ho.  Verordnung 
vom  30.  August  1875,  Z.  13^).*) 

§  3.  Das  Gesuch  um  Zulassung  zu  den  strengen  Prfiftingen  ist  an 
den  Delcan  zu  richten,  welcher  dasselbe  nach  Lage  der  Sache  im  eigenen 
Wirkungskreise,  eventuell  nach  Beschluß  des  ProfessorenkoUegiuras  eried^ 
oder  dem  Ministerium  vorlegt  (§  2). 

Das  Maturitätszeugnis,  das  Absolutorium,  sowie  die  übrigen  Dokumente, 
auf  Grund  deren  die  Zulassung  zu  den  Rigorosen  erio)gt,  sind  beim 
Dekane  zu  hinterlegen. 

§  4.  Die  zwei  Rigorosen  (§  1)  timfassen  folgende  Prüfuni^SLn-genstände; 

I.  Bibelstudinm  und  Lxegeyc  des  alten  Bundes,  f^ibelstudium  und  Exe- 
gefic  des  neuen  Bundes  (die  Exegese  sowohl  des  alten  als  des  neuen  Bundes 
im  Urtexte),  Kirchengeschichte. 

II.  Dogmatik,  Moraltheologie,  praktische  Theologie,  Kirchenrecht. 
Die  Rigorosen  sind  in  der  vorstehend  bezeichneten  Reihenfolge  ab- 
zulegen. 

>)  «.  Nr.  622  (Anhang  B,  §  ^, 
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§  5.  Die  Rigorosen  werden  offentUch  abgehalten;  jedes  deisdbcn 
dauert  mindestens  zwei  Stunden. 

Die  Prüfung  wird  in  jener  Sprache  vorgenommen,  welche  für  den  be- 
treffenden Gegenstand  an  der  theologischen  Fakultät  in  Czemowitz  die 
ordentliche  Vortragssprache  ist.  Ausnahmen  können  nur  für  Kandidaten 
zugelassen  werden,  welche  ihre  Studien  nicht  an  der  ?riechisch«orientaiiscfa* 
theologischen    hakultät  in   Czernowitz  absolviert  haben. 

§  6.  Zwischen  den  zwei  Rigorosen  soll  in  der  Regel  ein  Zeitraum 
von  drei  Monaten  verstreichen.  Wurde  jedoch  der  Kandidat  beim  vorher- 
gehenden Rigorosum  einstinimig  approbiert,  so  kann  ihm  der  E>ekan  f&r  das 
nächste  Rigorosum  auch  einen  Iciifzefen  Termin  gewahren. 

I  7.  Die  Prüfungsicommission  besteht  bei  jedem  Rigorosum  aus  den 
Dekan  (in  dessen  Verhinderung  dem  Prodekan)  des  Professorenkollegiums 
als  Vorsitzenden  und  vier  Professoren,  welche  in  der  Regel  die  ordentlichen 
Professoren  der  Prüfungsfächer  sein  sollen  (§§  8  und  9),  als  Examinatoren. 

^  8.  In  Ermanghing  eines  ordentlichen  Professors  für  ein  Prüfungs- 
fach oder  bei  Verhinderung  desselben  ist  der  außerordentliche  Professor  dieses 
Faches  und  in  Ermanghing  oder  Verhinderung  auch  eines  solchen  jener 
ordentliche  oder  aulkrordcntlichc  Professor  beizuziehen,  der  den  betreffenden 
Gegenstand  faktisch  lehrt  oder  dessen  Fach  demselben  am  nächsten  steht 

§  9.  Wird  die  oben  bestimmte  Zahl  von  vier  Examinatoren  durch  die 
hienacfa  (§§7  und  8)  berufenen  Vertreter  der  Prüfungsfächer  nicht  erschöpf!^ 
so  ist  dieseilie  aus  der  Reihe  der  ülMigen  ordentlichen  Professoren  zu  er- 
gänzen. Diese  zur  Ergänzung  der  Kommission  beigezogenen  Mitglieder  haben 
jedoch  nur  das  Rech^  nicht  die  Flicht,  zu  examinieren. 

Die  Bestimmung  derselben  bleibt  zunächst  dem  Obereinkommen  des 
ProfessorenkolU  eninis  überlassen,  welches  dem  Unterrichtsminister  zur  Ge- 
nehmigung vorzulegen  ist. 

§  10.  Würde  bei  mehrfacher  Rcset/ung  eines  Prühmgsfaches  mit  ordent- 
lichen Professoren  durch  die  Beiziehung  aller  die  Zahl  von  vier  Examma- 
toren  überschritten,  so  haben  dieselben  in  der  Teflnahme  an  dem  be- 
treffenden Rigorosum  zu  alternieren. 

§  11.  Der  Vorsitzende  hat  immer  das  Recht,  aber  nur  dann  auch  die 
Pflicht,  selbst  zu  examinieren,  wenn  er  Nominalprofessor  emes  Prüfungs- 
faches ist  und  ihn  im  Falle  des  Alternierens  mit  anderen  Professoren  die 
Reihe  trifft  In  solchem  Falle  hat  die  Prüfungskommission  aus  noch  drei 
Mitgliedern  zu  bestehen;  der  Vorsitzende  bezieht  in  diesem  Falle  den 
doppelten  Taxbctrng. 

§  12.  Jedes  .Witghed  der  Prüfungskommission  hat  dem  Rigorosum 
vom  Anfange  bis  zum  tnde  beizuwohnen.  Der  Abstimmung  und  Schluß- 
fassung geht  eine  Besprechung  über  das  Ergebnis  der  Prulung  voraus. 

Die  Abstimmung  jedes  Mitgliedes  erfolgt  auf  Grund  des  Gesamtergeb- 
nisses der  Prüfung  mit  dem  Kalkül:  „ausgezeichnet",  „genügend"  oder  „un- 
genügend". Der  Oesamtkalkül  wird  nach  der  Stunmenmehrhelt  geschöpft, 
im  Falle  etwaiger  Stimmengleichheit  (§  11)  nach  den  ungünstigeren  Stimmen. 

§  13.  Erhält  ein  Kandidat  den  Gesamtkalkül  „ungenügend'',  so  kann 
er  zu  keinem  weiteren  Schritte  behufs  Erlangung  des  Doktoigrades,  Sooden 
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nur  zur  Wiederholung  desselben  Rigorosums,  und  zwar  nicht  vor  Abtauf 
von  drei  Monaten  zugelassen  werden.  Wird  er  hiebet  abermals  reprobiert, 

so  ist  nur  mehr  eine  Wiederholung  zulässig.  Bei  nochmaliger  (dritter)  Re* 
probation  ist  der  Kandidat  von  der  Erwerbung  des  Doktorgrades  der  Theo- 
logie an  einer  Universität  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und 
Lünder  für  immer  au?;^eschlosscn. 

§  14.  Für  jedes  Rigorosum  hat  der  Kandidat  eine  Taxe  von  30  (julden 
ö.  W.  (jetzt  60  Kronen)  zu  entrichten.  Hievon  erhält  der  Vorsitzende  und 
jedes  Mitglied  der  Kommission  5  Guiden  (10  Kronen);  die  erübrigenden 
5  Gulden  (10  Kronen)  sind  an  den  Universitätskanzleifond  abzuführen. 

Ffir  jede  Wiederholung  eines  RIgorosums  ist  die  halbe  Oesamttaxe 
mit  15  Gulden  5.  W.  (30  Kronen)  zu  entrichten.  Hievon  erhält  der  Vor- 
sitzende und  jedes  Kommissionsmitglied  je  3  Oulden  (6  Kranen).  Der  Bei- 
trag für  den  Universitatskanzleifond  entfällt  bei  Wiederholungen. 

§  15.  Die  Einzelntaxbezüge  haben  die  Natur  von  Präsenzgeldem 
und  können  daher  nur  für  die  wirkliche  Funktion  in  Anspruch  genommen 
werden.  I^^t  ein  Konimissionsniitgflicd  aus  was  immer  für  einem  (jrunde 
hieran  verhindert,  so  hat  der  Dekan  für  dessen  Ersatz  nach  den  Bestimmungen 
der  §§  8  bis  10  zu  sorgen.  Ist  dieses  nicht  mehr  luniicii,  die  Abhaltung 
des  Rigorosums  mit  den  übrigen  Kontmissionsniitgliedcrn  aber  doch  noch 
möglich,  so  ist  der  erledigte  Taxbetrag  als  ein  sich  ergebender  Rest  zu 
betrachten,  dessen  Verwendung  der  Bestunmung  des  Professorenkollegiums 
vorbehalten  bleibt 

§  16.  Die  Promotion  erfolgt  unter  dem  Vorsitze  des  Rektors  und  im 
Beisein  des  Dekans  durch  einen  ordentlichen  Professor  (per  tumum)  als 
Promotor  in  Form  der  üblichen  Sponsionen.^) 

§  17.  Die  Promofionstaxe  beträgt  40  Gulden  ö.  W.  rjetzt  80  Kronen).  Hie- 
ven beziehen  der  Rektor  15  Gulden  ö.  W.  (30  Kronen),  der  Dekan  und  der 
Proniütor  je  5  Gulden  (10  Kronen),  der  Rest  ist  an  den  Universitats- 
kanzleifond abzuführen,  aus  welchem  die  7.Miuniivn  lur  die  Ausfertigung 
des  Diploms  und  sonstige  mit  der  Promotion  zusaniineiihangeude  i\uslagen 
zu  bestreiten  sind. 

§  18.  Diese  Rigorosenordnung  tritt  sofort  in  Kraft 

Insoweit  dieselbe  keine  besonderen  Bestimmungen  enthält^  finden  die 
allgemeinen  akademischen  Vorschriften,  welche  die  Erwerbung  des  Doktor- 
grades betreffen,  auch  auf  die  Erwertmng  des  Doktorates  der  griechisch- 
orientalischen  Theologie  Anwendung. 

>j  Die  ßr  die  weUttektm  FahOUien  der  ütdvenHäten  mit  MtnEH,  vom  17.  Oktober  im, 
HJfU  (s.  Nr.  495)  eing^fi^rUn  DMonUploms-  and  Sp0nsions(Proinotions)Jormeln  ste/icn  — 
mit  ti/mesentiidiea  Abdnderai^en  —  aach  an  der  grieekisch-orieataiiseh'theolo^aeken  Fakultät  in 

Anwendung, 


üigitized  by  Google 


Anhang. 

Die  k.  k.  evangelisch-theologische  Fakultät  in  Wien. 


Nr.  629. 

Hofkanzleidekret  vom  29.  Dezember  1819.  Z.  IL 

an  sämtliche  Länderstellen, 

betreffend  die  Errichtung  einer  theologischen  Lehranstalt  für  dfe  ReH- 
gioiKverwandten  des  AugsborgUchen  nnd  Helvetisciieit  Bekenntnisses. 

Se.  Majestät,  Hochstdereo  landesviterliche  Sorgfalt  Sich  auf  alleiOasscB 
ihrer  Untertanen  verbreitet,  haben»  da  die  Religionsgenoasen  der  Ai^gsbuigi- 
sehen  und  Helvetischen  Konfession  bei  dem  Mangel  emer  vollstüu%ai 

Lehranstalt  im  Inlande  ihre  Bildung  für  das  Seelsorgeramt  im  Auslande  m 
erreichen  suchen  mußten,  für  Ihre  sich  den  Studien  widmenden  Untertanen 
der  oben  genannten  Bekenntnisse,  und  um  die  Oberzeugung  zu  erhalten,  daß 
die  Volkslehrer  dieser  Ihrer  Untcrtiiien  ihrem  Berufe  vollständifr  entsprechen, 
die  Errichtung  einer  theologischen  Lehranstalt  für  beide  ersterwähnte  Kon- 
fessionsverwandtc  in  der  Haupt-  und  Residenzstadt  anzuordnen  geruht 

An  dieser  LehranstRlt,  welche  alle  Zweige  des  theologischen  Studiums 
umfaßt,  ist  der  Kurs  auf  drei  Jahre  ibtTL teilt;  dcj^^elbe  wini  für  den  ersten 
Jahrgang  in  den  ersten  Monaten  des  Jahres  1S2Ü  eroiliiel,  der  Tag  ihrer  Lr- 
öffhung  aber  erst  naditriglidi  bestimmt  bekannt  gemacht  werden. 

Um  bei  dieser  Lehranstalt  als  ordentlicher  Zuhörer  aufgenommen  zu 
werden,  muB  sich  bei  der  Direktion  derselben  von  den  Kandklaten  Übet  die 
Zurficklegung  der  Oymnasiabtiidien  und  eines  vollständigen  Kunes  der 
phOosopbischen  Wissenschaften,  sowie  über  die  eriangten  wissenschaftUcheB 
Kenntnisse  der  deutschen  und  lateinischen  Sprache,  endlich  über  die  Kennt- 
nisse der  ersten  Elemente  der  griechischen  und  hebrüscfaen  Sprache  und 
über  untadelhafte  Moralitit  ausgewiesen  werden.^) 


*)  DU  Aujnahmsbeäinguneen  worden  modifiziert  durch  §§  20  und  2t  dts  MinErL  tom 
8,  Oktober  J850,  ROBNr.  3S8  ($,  Nr.  6XJ,  beirrend  dU  Organisation  der  erangeUsdk-iheolcgisdm 
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Nr.  eSO. 

Erlaß  das  MlDlsUrloms  fOr  K.  o.  U.  vom  8.  Oktober  1850.  Z.  3425, 

RGBNr.  388, 

die  OrgaolMtioii  der  Ic  k.  evangelteeh-theologiMlieii  Lehranstelt  In 
Wien,  das  Stndienweseii  an  derselben  und  die  Dlnlplfiurordniiiig 

betreffend. 

Um  die  evangelisch-theologische  Lehranstalt  in  Wien  jener  Ireieren 
Gestaltung  teilhaftig  zu  machen,  welche  den  Fakultätsstudien  an  den 
Österreichischen  Universitäten  mit  Ah.  EntscM.  vom  11.  Oktober 
1849  gewährt  worden  ist,  und  damit  auch  ihr  die  Entwicklung  eines  kräftigeren 
wissenschaftlichen  Lebens  möglich  weide,  wird  infolge  Ah.  EntschL  vom 
3.  1.  M.  nachstehendes  verordnet: 

L  Von  der  akademlsehen  Verftosnng  md  der  Leitung  der  Lefaranstnit 

§  1.  Die  k.  k.  evangelisch-theologische  Lehranstalt  ist  berufen,  die 
evangelisch-theologische  Wissenschaft  zu  pflegen  und  die  Kandidaten  des 
Predigeramtes  für  ihren  Beruf  vorzubereiten. 

Es  finden  auf  dieselbe  im  allgemeinen  die  für  die  Fakultitsstudien 
an  den  österreichischen  Universitäten  erflieBeuden  Nonnen  insoweit 
Anwendung,  aU  die  Sonderstellung  derselben  es  zuläßt.^) 

%  2.  Die  evangelisch-theologische  Lehranstalt  in  Wien  steht  unmittelbar 
unter  dem  Ministerium  des  Kultus  und  Unterrichtes  und  wird  von  ihrem 
Lehrkörper  geleitet 

§  3.  Der  leitende  Lehrkörper  besteht  aus  sämtlichen  Professoren, 
sie  mögen  als  ordentliche  oder  außerordentliche  angestellt  sein. 

§  4.  Privatdozenten  können  sich  an  der  evangelisch-theologischen 
Lehranstalt  nach  den  für  die  österreichischen  Universitäten  geltenden  Vor- 
schriften habilitieren. 

§  5.  Um  die  Interessen  der  Priva1dozenten*im  leitenden  Lehrkörper 
zu  vertreten,  haben  zwei  derselben  ui  Ihm  Sitz  und  beratende  Stimme  in  allen 
zu  verhandelnden  Angelegenheiten. 

Es  müssen  jedoch  diese  Privatdozenten  bereits  wenigstens  durch  zwei 
Semester  an  der  Anstalt  lehren  Sind  der  in  solcher  Weise  mm  Eintritte 
f^u  faiiigten  mehr  als  zwei  vorhanden,  so  wählen  sämtliche  habilitierte  Privat- 
dozenteii  aus  den  zum  Eintritte  Befähigten  jährlich  ihre  beiden  Vertreter  in 
den  leitenden  Lehrkörper. 

§  6.  Der  leitende  Lehrkörper  wählt  jährlich  aus  den  ordenüichen 
Professoren  seinen  Vorstand,  welcher  den  Namen  „Dekan''  führt 

Die  Genehmigung  der  Wahl  bleibt  dem  Ministerium  des  Kultus  und 
Unterrichts  voriiehalten. 

Es  ist  gestattet,  zu  dieser  Würde  auch  einen  Mann  zu  wählen,  welcher 
nicht  mehr  ordentlicher  Professor  dieser  Lehranstalt  ist,  der  es  aber  ffrflher 
gewesen. 

'iVgLdU  im  SMiwtage  der  k,  k,  emngOliek'meotaBhikgm  FUmtUU  m6  tneUMtn 
UnlTCnHUsKmfM.  50 
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An  der  Wahl  sind  auch  die  beiden  Privatdoienten,  welche  im  Lehr- 
körper sitzen,  sich  zu  beteiligen  berechtigt.  Der  Dekan  tritt  an  die  Stelle 

des  bisherigen  Direktors,  dessen  Würde  erlischt 

§  7.  Zur  Gültigkeit  der  Wahl  ist  absolute  Stimmenmehrheit  erforderlich; 
kommt  sie  bei  zweimaligem  Wählen  nicht  zu  stände,  so  wird  zur  engeren 
Wahl  geschritten,  auf  welche  diejenigen  gesetzt  werden,  welche  in  der 
/weiten  Wahl  die  höchste  Stimmenzahl  hatten,  vorausgesetzt,  daß  deren 
mehrere  waren.  Fand  dieser  hall  iucht  statt,  so  kommen  diejenigen, 
welche  die  beiden  höchsten  Stimmenzahlcn  hatten,  auf  die  engere  Wahl 

Ffihrt  auch  sie  nach  dreimaligem  Wählen  zu  kemem  Resultate,  so 
entscheidet  das  Ministerium  zwischen  denjenigen,  auf  welche  die  engeie 
Wahl  sich  bezogen  hatte.  Der  abtretende  Dekan  kann  wieder  gewählt  werden. 

§  8.  Nur  der  abtretende  Dekan  und  solche  Personen,  welche  nicht 
mehr  ordentliche  Professoren  sind  (§  6),  können  die  Wahl  ohne  Angabe  von 
Gründen  ablehnen,  jede';  andere  Mitglied  hat  die  Gründe  seiner  Ablehnung: 
anzugeben,  über  den  n  /ulässigkeit  die  Wählenden  ohne  Debatte  abstimmen. 
Pällt  die  Abstimmung  gegen  den  Ablehnenden  aus,  so  kann  er  Berufung 
:)n  das  Ministerium  einlegen,  welches  über  die  Zulässigkeit  der  Ablehnung 
deiuiilv  entscheidet. 

§  9.  Wenn  wegen  Zerwilriiiissen  im  Innern  des  Lehrkörpers  oder  am 
anderen  Ursachen  die  Leitung  der  Anstalt  durch  den  Lehrkörper  die  Intcr* 
essen  des  Unterrichtes  ernstlich  bedroht,  so  bleibt  es  dem  Unterricht»» 
ministerium  vorbehalten,  auf  bestimmte  oder  unbestimmte  Zeit  einen  Dekan 
aufzustelleii  und  mit  den  zur  Leitung  der  Lehranstalt  nötigen,  den  Umständen 
angemessenen  Vollmachten  auszurüsten. 

§  10.  Die  Wahl  des  Dekans  geschieht  für  jedes  Studienjahr  im  letzten 
Monate  des  vorangehenden  Studienjahres,  sie  ist  mit  den  Wahiprotokoilen 
unverzüglich  dem  Ministerium  des  Unterrichts  zur  Bestätigung  vorzulegen 

Der  Dekan  tritt,  wenn  er  die  Bestätigung  erhalten  hat,  acht  läge  vur 
dem  Beginne  des  neuen  Studienjahres  in  Amtstätigkeit;  bis  zu  seinem 
Eintritte  fungiert  sein  Vorgänger. 

§  II.  In  Verhinderungsfällen  wird  der  Dekan  durch  den  Prodekan, 
dieser  aber  durch  den  im  Amte  ältesten  ordentlichen  Professor  ersetzt 

§  12.  Der  Lehrkörper  der  evangelisch>theologischen  Lehranstalt,  welcher 
unter  dem  Dekane  sich  regelmäßig  versammelt  oder  von  diesem  außer- 
ordentlich berufen  wird,  leitet  unmittelbar  alle  Unterrichts-  und  Disziplinar- 
angelegenhcitcn  der  Anstalt,  insofern  diese  letzteren  nicht  ausdrücklich  der 
Entscheidung  des  Ministeriums  vorbehalten  sind  Pr  hat  darauf  zu  achten, 
daß  die  Lehrfäclier  genügend  vertreten  seien,  und  nötigenfalls  Anträge  über 
die  Ausfüllung  vorhandener  Lücken  an  das  Ministerium  zu  stellen.  Er  hat 
insbesondere  das  Vorleseverzeichnis  für  jedes  Semester  so  zu  ordnen,  daß 
jeder  Studierende,  welcher  die  gesetzliche  Zeit  an  der  Lehranstalt  zubringt, 
Gelegenheit  habe,  die  sämtlichen  Hauptfächer,  und  zwar  bei  Professores 
zu  hören. 

§  13.  Jeder  Professor  hat  als  JMitglted  des  Lehrkörpers  die  Pflicht, 
bei  den  Versammlungen  desselben  zu  erscheinen  oder  sein  Wegbleiben 
zu  entschuldigen.  Über  die  Zulässigkeit  der  angeführten  Entschuldigungs- 
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gründe  urteilt  der  Lehrkörper  ohne  Debatte;  das  Urteil  wird  im  Protokolle 
verzeichnet,  tirscheint  ein  Professor  in  drei  aufeinanderfolgeruirri  Sitzunfren 
nicht,  ohne  daß  seine  Abwesenheit  dem  Lehrkörper  gerechtfertigt  erscheint 
oder  bleibt  er  überhaupt  häufig  weg,  so  ist  der  Dekan  verpflichtet,  ihn 
schrifllidi  zum  Encheinen  aufntfordeni  und  wenn  dies  ohne  Erfolg  ist,  dem 
Ministerimu  die  Anzeige  zu  machen. 

§  14.  Zu  einem  gültigen  Beschlüsse  ist  die  Anwesenheit  der  Hälfte 
der  Professoren,  welche  Mi^lieder  des  Kollegiums  sind,  notwendig.  Vcr- 
handlungsg^fenstände,  bei  denen  es  sich  um  die  Interessen  eines  Itestimmten 
Lehrfaches  handeil,  sind  dem  betreffenden  Professor  zum  voraus  anzuzeigen. 

§  15.  Gegen  das  Ende  eines  jeden  Studienjahres  beruft  der  Delcan 

samtliche  Lehrer  mit  Einschluß  aller  Privatdozenten  zu  einer  allgemeinen 
Versammlung,  in  welcher  die  Wünsche  und  Anträge  aller  O^enwärtigen 
in  Betreff  des  Unterrichtes  und  der  Disziplin  vorzubringen  und  zu  be- 
sprechen sind. 

Das  Protokoll  der  Versammlung,  über  dessen  Inhalt  der  leitende  Lehr- 
körper in  einer  darauffolgenden  Sitzung  ein  Outachten  abzugeben  ha^  wird 
mit  diesem  Gutachten  an  das  Ministerium  einpfcsendet. 

§  16.  Die  Stellung  des  Dekans  zum  Professorenkollegium  ist  im 
allgemeinen  durch  die  bisherige  Stellung  des  Direktors  bezeichnet.  Ins- 
besondere aber  trägt  der  Dekan  zunächst  die  Verantwortung  für  die  Voll- 
ziehung aller  Ute  Anstalt  betreilenden  Gesetze  und  \  erurdnungen ,  er  hat 
daher  die  Pflicht,  diese  Vollziehung  zu  beaufsichtigen,  auf  JMängel  in  der- 
selben aufmerksam  zu  machen,  sie  zu  rügen  und  nötigenfalls  dem  Ministerium 
zur  Kenntnis  zu  bringen. 

Glaubt  er  die  Ausführung  eines  Beschlusses  des  Kollegiums  nicht  ver- 
antworten zu  können,  so  legt  er  den  Fall  dem  Ministerium  vor. 

Kurrenie  Oeschäftsstficke  und  alle,  welche  nur  einer  einfachen  An- 
wendung bestehender  Vorschriften  in  unzweifelhafter  Weise  bedörfen,  er- 
ledigt er  selbst  und  macht  darüber  dem  ProfessorenkoUegium  in  der  nächsten 

Sitzung  Mitteilung;  wo  Gefahr  am  Verzuge  ist,  ordnet  er  selbständig  an; 
leichtere  DiszipUnariälle  der  Studierenden  erledigt  er  durch  Ermahnung 
oder  Rüge. 

Ls  ist  Sache  des  Lehrkörpers,  für  seine  Verhandlungen  eine  Geschäfts- 
ordnung zu  entwerfen  und  dem  Ministerium  zur  Bestätigung  vorzulegen.*) 

§  17.  Dem  Dekan  unterstehen  die  Diener  und  etwaigen  Beamten  der 
Lehranstalt. 

§  18.  Zweifel  über  den  Wirkungskreis  des  Dekans  und  des  Lehr* 
körpers  sind  an  das  Ministerium  zu  leiten. 

§  19.  Im  übrigen  bleiben  die  bisherigen  Einrichtungen,  soweit  sie 
durch  die  gegenwärtigen  Anordnungen  nicht  abgeändert  werden,  in  Kraft. 

Es  steht  jedoch  der  evangelisch-theologischen  Lehranstalt  frei,  die  Ab- 
änderungen derjenigen,  welche  unpassend  scheinen,  zu  beantragen. 

')  Gegenwärtig  steht  die  mU  MkiErL  «Mi  10.  Jml  1904,  Z.  4t3B9  tx  JMS  gmthHltgi* 
Otsc/ul^ftsordaung  in  Anweadu/qg, 

50* 
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n.  Von  dem  Stadlcoweteii.') 

§  20.  Die  Hörer  an  der  evangelisch-theologischen  Lehranstalt  sind 
immatriktdterte  oder  ordentUcbe  und  niclitiinmatrikulicrte  oder  «tiBerordait- 
Uche  Hörer. 

Niemand  kann  immatrikuliert  werden,  der  nicht  die  Bedingungen  nach- 
zuweisen vermag,  welche  erforderlich  sind,  um  an  einer  österreidiisdien 
Untversitilt  immatrikuliert  zu  werden.*) 

§  21.  Die  Vorlesungen  an  der  evangelisch-theologischen  Lehranstalt 

werden  künftig  nach  Semestern  geordnet,  so  daß  mit  jedem  Semester  ein 
selbständiger  Zyklus  von  Vorlesungen  beginnt.  Dies  schließt  zwar  nicht 
aus,  daß  Wissen  schiften  von  größerem  Umfange  in  einem  durch  mehrere 
Semester  fortlaufenden  Kurse  gelesen  werden;  in  diesem  Falle  ist  aber 
dafür  zu  sorgen,  daß  in  jedem  Semester  eine  Hauptabteilung  des  ganzen 
Gegenstandes  abgeschlossen  werde.  Die  Aufnahme  in  die  Studien  findet  lur 
jedes  Semester  statt. 

§  22.  Die  Aufnahme  in  das  cvaiigeiiscii-thculugische  Studium,  mit 
welcher  zugleich  die  Immatrikulation  verbunden  ist,  besoigt  der  Dekan. 

Er  erteilt  darüber  dem  Aufgenommenen  ehien  Immatrikulatioiisscliein  ■) 
oder  auch  emen  interimistischen  Aufnahmsscfaein. 

Diese  Aufnahme  hat  bei  jedem  Studierenden  stattzufinden,  wekher 
nidit  bereits  im  Ictztvcrflossenen  Semester  der  Lehranstalt  immatrikulieft 
war  und  durch  Zeugnisse  nachweisen  kann,  daß  er  Kollegien  derselben 
besucht  habe.*) 

§  23.  Jeder  immatrikulierte  Studierende  hat  für  die  Kollegien,  welche 
er  zu  hören  wünscht,  sich  persönh'ch  beim  Dozenten  zu  melden,  sein  Natio- 
nale abzugeben-'')  und  durch  den  Immatrikulationsschein  oder  durch  Zeug- 
nisse des  letztverfiossenen  Semesters  nachzuweisen^  daß  er  in  das  evan- 
gelisch-theologische Studium  aufgenommen  ist 

<)  äif  im  Selbsherta^r  der  k.  k.  evanaelisch-Oeotagßehen  FakMSi  t96  «rscMMMm 

ttVorschfiften  für  die  StuäierenderV'  an  dieser  Fakultät. 

*)  Ober  die  Vonuxssettungen  der  tmmaMMuIation  an  einer  ösie/reichiscitem  ünirersität  s, 
dtt  aOgemeUu  SiMälenordmtng  mmr  /.  Oktober  1890  ($,  Nr,  mj»  VgL  Utsa  tmA  Stdm  Mim£A 
Mm  16.  September  r867,  ROBSr.  m  ($,  Nr,  6$IJ, 

*)  Stempel  von  2  Kronen. 

*)  Findet  der  Dekan  die  ZmUnigkeU  der  Immatr&aiaHon  Hgrtbidet,  $o  mUgt  d$r  m 
immatrikulierende  SäuBtnuä»  muh  der  bMtrigett  OiMg  ä  /Ow§en  and  40  HgUtr  «  Dakn 

der  Fakuliätsbibliothek. 

Nach  Ablauf  der  gesetzlich  bestimmten  Frist  f§  7  der  aUg.  StOdg.  vom  /.  Oktober  tbSOJ  kasa 
aar  aas  sakr  orMOekea  Qründtn  bümea  d»  nädu^  0  Tage  M  dem  fVijAMWMliiiffisiiw  der 
Fakultät  um  eine  nachirä(;Uche  Aufnahme  ein£.'-sr/:n'ffr/'.  wirdrri.  Smlfrr.--  Gesuche  hjf  des 
Professorenkollegium  der  sirengsten  Prüfung  zu  unterwerfen  und  nur  dann,  wenn  du 
offenbartim  BtlttgkeMsrÜetalMea  ßU'  den  BMtMler  »ftrttSien,  la»be$oadere  mmm  der  Bitttteätr 
dU  Urtaekea  einer  aawaekakteten  Ventpätaag  in  unzweifelhafter  Art  natkenbt  aad  äla  V«r^ 
lesungen  nicht  schon  tu  wfit  vor^rrSckt  sind,  am  mit  fyehdri^em  Erfolge  gehört  za  werden .  soidum 
Gesuchen  stattzugeben.  Gegen  die  Entscheidung  des  Professorenkollegiums  in  Betreff  der 
terwdgwiea  At^imäuat  aas  RteksleM  tier  tsesMeksaea  fU^lialua^f^  ßad$t  keim  Rekmrs  «ML 

*)  fede  Wohnungsveränderung  ist  sogleich  dem  Dekan  anzuzeigen.  Kein  Studierender  darf 
im  Laafe  des  Semesters  ohne  BewUli^unn  des  Dekans  sieh  auf  länger  als  2t  SiamläM  aa$  d$a 
Gebiete  der  ütadt  Wien  entfernen:  §§  46  und  49  der  „Vorschriften", 

«)  Mm*  dem  MbiBfL  «om  ».Jdaaer  mr,  Z.  3t9K,  U. 
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Das  Nationale  hat  neben  seinem  gewöhnlidien  Inhalte  auch  anzugeben, 
im  wievielten  Jahre  der  Studierende  in  dem  evangeltschvtheologischen  Studium 
sich  befindet. 

§  24.  >X^er,  ohne  an  der  Lehranstalt  immatrikuliert  zu  sein,  als  außer- 
ordentlicher Hörer  ein  Kollegium  zu  hören  wünscht,  hat  sich  persönlich  beim 
betreffenden  Do/entcn  zu  melden  und  sein  Nationale  ZU  übergeben. 

Er  kann  eingeschrieben  werden,  wenn  er: 

1.  wenigstens  16  Jahre  alt  ist; 

2.  einen  Grad  geistiger  Bildung  besitzt,  welcher  den  Besuch  der  Vor- 
lesung für  ihn  «rfinschensweit  und  nutzbar  erscheinen  liBt; 

3.  wenn  seme  Aufnahme  nicht  der  Benützung  der  Vorlesungen  durch 
die  immatrikulierten  Hörer  hinderlich  zu  werden  droht  Zweifel,  welche  filier 

die  Aufnahme  außerordentlidier  Hörer  entstehen,  sind  von  dem  Lehrkörper 
zu  entscheiden.  Glaubt  dieser  nicht  mit  Sicherheit  entscheiden  zu  können, 

so  ist  sich  an  das  Ministerium  zu  wenden. 

§  25.  Am  Schlüsse  des  gesetzlichen  Aiifnahm^tcrmines  übersendet  jeder 
Dozent  die  Nationale  der  von  ihm  eingeschriebenen  Hörer  dem  Dekane, 
welcher  daraus  zwei  Hauptkataloge  anfertigen  läßt. 

1.  Der  Katalog  der  immatrikulierten  Hörer. 

Er  kann  ein  einziges  Verzeichnis  bikien  oder  in  mehreren  Abteilungen 
die  Hörer  nach  den  J  )hren,  welche  sie  an  der  Lehranstalt  bereits  zugebracht 
haben,  gesondert  aufführen. 

Er  enthält  nebst  den  bisher  übliciien  i^uhriken  die  Angabe,  im  wievielten 
Jahre  jeder  Hörer  bereits  das  evangelisch-theologische  Studium  betrieben  und 
die  Aufzahlung  der  Kollegien,  in  welche  dieser  cmgeschrieben  ist. 

Die  Rubrik  der  Anmerkungen  ist  dazu  bestimmt,  daß  in  ihr  bemerkt 
weide,  ob  gegen  den  Hörer  eine  Disziplinaruntersudiung  gepflogen  worden 
und  mit  welchem  Erfolge,  unter  Hmweisung  auf  das  etwa  darfiber  gefutnte 
Protokoll,  und  ob  und  für  welche  Kollegien  ihm  Besucfaszeugnisse  für  das 
Semester  verabfolgt  oder  ob  ihm  jedes  Besuchszeugnis  versagt  worden  seL 

II.  Der  zweite  Katalog  der  auBerordentlichen  Hörer,  d.  i.  aller, 
welche  der  Anstalt  nicht  immatrikuliert  sind. 

Er  kann  als  ein  einziges  Verzeichnis  oder  nach  Lehrfächern  abgesondert 
geführt  werden  und  enthält  die  bisher  üblichen  Rubriken  mit  besonderer 
Bezeichnung  des  etwa  gleichzeitig  an  der  Wiener  Universität  gemaditen 
Fakultätsstudiums  oder  der  sonstigen  Beschäftigung  der  Hörer. 

In  die  Rubrik  der  Anmerkungen  sind  die  Ausfolgung  oder  Verweigerung 
des  Besuchszeugnisses,  sowie  etwa  vorkommende  Disziplinarstrafen  ein- 
zutragen. 

§  26.  Diese  Kataloge  bilden  die  itißere  Grundlage  der  Disziplinar- 
leituog  der  Hörer  durefi  die  Profmsort  u  und  den  Dekan. 

§  27.  Die  an  der  tvangcUsch-thcologischen  Lehranstalt  Studierenden 
genieüen  die  Lernfreiheit,  d.  i.  die  Freiheit,  die  Fächer  welche,  die  Zeit 
wann  und  die  Lehrer,  bei  welchen  sie  hören  wollen,  zu  wählen.^) 

*)  Eine  AusaakiM  gOi  hiaskhOkh  der  StipenäiaUti  oder  Beweröer  mm  MMmI#.*  Alk, 
wtldic  mf  cfo  k.  fc.  Sttpcndlna  od«r  cintn  k.  k.  PrcHitdi  Anspruch  naChni,  irad  bl«r  den  theo- 
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§  28.  Doch  müssen  diejenigen,  welche  sich  für  den  Eintritt  in  das 

evangelische  Predigeramt  qualifizieren  wollen,  sich  über  die  Vollendung  eines 
als  ordentliche  Hörer  durch  eine  bestimmte  Zeit  gehörten  theologischen 
Kurses,  über  die  gehörige  Verwendung  dieser  an  der  Lehranstalt  zugebrachten 
Zeit,  sowie  über  den  Besuch  aller  für  ihren  künftigen  Beruf  nötigen  Hau|)t> 
fächer  auszuweisen  im  stände  sein. 

Insolange  hierüber  un  ordcnthchen  Wege  der  kirchlichen  Gesetzgebung 
nichts  festgesetzt  worden  ist,  haben  in  jenen  Kronländern,  über  weicht 
sich  die  Wirksamkeit  der  beiden  evangelischen  Konsistorien  Augsburger 
und  Helvetischer  Konfession  in  Wien  erstreckt,  folgende  Bestimmungen 
zu  gelten:^) 

%  29.  Die  Zulassung  zur  Kandidatur  fQr  das  evangelische  Prediger- 
amt setzt  den  Ausweis  Ober  einen  ordentlich  gehörten  theologischen  Kurs 
von  drei  Jahren  oder  sechs  Semestern  voraus»  von  welchem  mindestens  zwei 
Jahre  oder  vier  Semester  an  der  evangelisch^heologisdien  Lehranstalt  in 
Wien  zugetiracht  worden  sein  mQssen.*) 

§  30.  In  diese  Besuchszeit  können  nur  jene  Semester  eingerechnet 
werden,  in  welchen  der  Immatrikulierte  zum  mindesten  15  Stunden  in  der 

Woche  frequentiert  hat,  von  denen  12  Stunden  den  eigentlichen  theologischen 
Kollegien  gewidmet  sein  müssen,  die  inderen  auch  auf  Kollei^ien  in  nnderen 
Fakultäten,  namentlich  der  philosophischen,  verwendet  werden  können,  j 

§  31.  Die  an  einer  auswärtigen  Fakultät  oder  an  einer  anderen  in- 
ländischen evangelisch-theologischen  Lehranstalt  zugebrachte  Zeit  kann  in 
keinem  Falle  länger  als  für  ein  Jahr  (§  29)  und  in  der  Regel  nur  iintir 
der  Bedingung  angerechnet  werden,  daß  die  dort  zugebrachte  Zeil  aui  uje 
im  vorigen  Paragraphen  angeführte  Art  verwendet  worden  ist. 

§  32.  Die  Fächer,  über  deren  ürdenüicliea  besuch  wahrend  der  DautT 
des  evangelisch-theologischen  Studhnns  sich  durch  Besudiszeugnisse  aus- 
gewiesen werden  mufi,  sind:  Einleitung  in  die  Schriften  und  Exegese  des 
alten  Bundes,  Einleitung  in  die  Schriften  und  Exegese  des  neuen  Bundes, 
bibtisdie  Archäologie,  Kirchengeschichte,  Dogmatik  und  Symbolik,  tbcolo> 
gische  Moral,  Kifthenrecht,  praktische  Theologie  (Homiletik,  Katechctik, 
Liturgie  im  engeren  Shine). 

§  33.  Außerdem  muß  zur  Vervollständigung  des  im  Gymnasium  ge- 
nossenen philosopiiisch-propädeutischen  Unterrichts  jedenfalls  ein  KoUegiim 

logisdieit  Kurs  •nbttgeii,  tlnd  verpfUdittt,  dtc  ttieotocitclicn  Mripnncn  in  ebner  hnSmm» 

Reihenfolge  m  li5reo.  Haben  einige  Stndierende  einen  Teil  oder  alle  theologischen  Stadien 
bereit«  an  einer  ungarischen  oder  sicbcnbflrfrischcn  Lehranstalt  oder  an  einer  ainwärtifcn  Uti- 
versität  absolviert,  so  hat  der  Jedesmalige  üelcan  die  von  dem  betreffenden  Siudicrcoden  nodi 
tu  besadrandcn  Vorietangcn  nft  RQckitdit  mf  dfc  von  dtescn  berdla  EriUtcr  «bMttitfta 

Stadien  festzustellen.    (MinErl.  vom  2S.  Mai  1851,  Z.  3287!. 

*)  tiM  Modifikation  dieser  Bestimmungen  erfolgte  durtii  die  Ah.  tntschl.  vom  8,  S^tai- 
ber  1867,  MinErL  vom  16.  September  1867,  RQBNr.  120  fs.  Nr.  63tJ,  womit  dU  iOtmrim 
Qnmdsäis*  Mtr  die  Bibüutg  mnä  Pfßfiutg  der  evaitgetischen  Theologen  kandgemadä  Mvdat 

■>  Nach  §  2  des  Min  Frl.  vom  16.  September  1867.  RGBNr.  f2n  ($.  S'r.  63fJ,  müssen  tm 
äiesttt  sechs  Semestern  nur  zwei  an  der  eva/jgelisch-theoiogischen  Fakultät  in  Wien  zagebraeta  setn. 

AmA  Berniter  am  SifptiidiM  mässsn  tuek  MInErt,  wtm  9,  Ssptm^  MfT,  Z  SM, 
4is  KcUtgßen  in  der  oben  angt^ßhrten  StundenatatOd  fre^aet^ertn. 
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über  Metaphysik,  sowie  über  praktische  (Moral-  und  Rechts-)  Philosophie 
an  der  philosophischen  Fakultät  ausgewiesen  werden.*) 

§  34.  Es  kann  jedenfalls  nur  wfinschenswert  sein  und  zur  Anempfehlung 
dienen,  wenn  neben  diesen  Hauptfächern  auch  die  wicfat^];eren  Neben- 
zweige der  evangelischen  Theologie,  Insoweit  sie  an  der  evangelisch-theo- 
logischen Lehranstalt  werden  vertreten  werden,  nicht  vernachlässigt,  sowie 
wenn  neben  den  theologischen  Kollegien  auch  ein  oder  das  andere  philoso- 
phische, historische  oder  philolog^ischc  Fach  ß^chört  wird. 

§  35.  Wenn  sich  aus  den  Katiln^^Ten  cr^-iht,  daß  ein  der  evnnrrclisch- 
theol'^Ln^chen  Lehranstalt  immatrikuiierter  Studierender  in  kein  Kollegium 
eingeschrieben  ist,  so  ist  er  von  der  Lehranstalt  wegzuweisen. 

§  36.  Amtlich  wird  den  Studierenden  am  Schlüsse  eines  jeden  Semesters 
bezeugt,  ob  sie  in  dem  abgelaufenen  Semester  sich  so  verwendet  haben, 
daß  dasselbe  ihnen  in  die  gesetzliche  Studienzeit  (§  29)  eingerechnet  werden 
könne  oder  nicht 

Dies  geschieht  hi  Form  von  Besuchszeugnissen,  welche  für  die  Kollegien, 
fiir  welche  ein  Studierender  eingeschrieben  war,  Ihm  ausgestellt  oder  ver- 
sagt werden. 

§  37.  Die  Dozenten  sind  verpflichtet,  bei  Ausstellung  der  Besuchs- 
7fi!fTni?sc  ^gewissenhaft  in  Anschlag  zu  bringen,  was  ihnen  über  den  Resuch 
ihrer  Kollegien  durch  die  Studierenden  im  Laufe  des  Semesters  bekannt  ist. 

§  38.  In  der  Mitte  eines  jeden  Semesters  versarnmelt  der  Dekan  der 
evangelisch-theologischen  Lehranstalt  samilichc  i^rolcssorcn  und  Privat- 
dozenten derselben  zu  einer  Besprechung  über  die  Frequentation  der  dieser 
Lehranstalt  Immatrikulierten  Studierenden,  bei  welcher  sie  ihre  hierüber 
gemachten  Erfahrungen  gegenseitig  austausdien. 

Ergibt  sich  hiebei,  daß  einzelne  Studierende  nachlasse  frequentieren, 
so  ist  es  Pflicht  des  Dekans,  diese  vorzurufen,  sie  darüber  zu  hören  und 
Ermahnungen  oder  Rügen  auszusprechen,  oder  die  Sache  vor  das  Pro- 
fessorenkollcgium  zu  bringen.  Wegen  beharrlichen  Unflcißcs  kann  ein 
Studierender  lu  jeder  Znt  von  der  Lehranstalt  weggewicsen  werden. 

§  39.  Kurz  vor  detn  Schlüsse  des  Semesters  versammelt  der  Dekan 
abermals  die  Professoren  und  Privatduzenten  der  Lehranstalt  zur  Beratung, 
ob  einem  immatrikulierten  Hörer  die  Besuchszeugnisse  zu  versagen  seien 
und  das  abgelaufene  Semester  ihm  daher  hi  seine  Studienzeit  nicht  einge- 
rechnet werden  kdnne. 

Etgibt  sich,  daß  es  so  sei,  so  ist  dies  m  den  Hauptkatalog  vom 
Dekane  einzutragen. 

§  40.  Die  Besuchszeugnisse*)  werden  von  di  n  Dozenten  auf  persön- 
liche Meldung  der  Studierenden  ausgestellt,  vom  Dekane  im  Kataloge  vor- 
gemerkt und  unterschrieben.   Es  hindert  nichts,  daß  mehrere  Kollegien 

*)  Nach  dem  Prüfungsstatut  für  äie  tmmgtlkekin  Theologen  Augsburger  and  Helvetischer 
Konfession  Im  Amisberficf. '  des  k.  k.  evanfjefhrhen  Oberkirchenraies  vom  30.  Juni  1873,  7.  907 
(gweüer,  vermehrter  Abdruck),  §  4  und  iSachlrag  1,  ist  der  Besuch  über  wenigstens  zwei  an  die 
Thtologit  mgmutHd»  plätoaophUdu  wtä  an  tbm  phäoaophtsdien  FakuUOt  gehörte  VorUsMiigen 
tuuhtuwelsen. 

*)  Mit  MtnErl.  vom  19.  Jänner  1867,  Z.  3t2,  wurde  die  vom  ProfessorenkoUegiam  beantragte 
Eb^Blamag  dsg  /nä€*  Ucitomum  an  Stell»  der  bis  dahin  an  der  evangelisch-theologischen 
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und  Kollegien  mehrefer  Dozenten  auf  einem  und  demselben  Zeugnisse 
bezeugt  werden. 

§  41.  JMddet  sich  ein  Studierender  nicht  bis  zun  Schlüsse  des  Semestcfs 
um  ein  Besuchszeugnis,  so  ist  es  so  anzunehmen,  er  habe  die  Lehranstalt 

im  Laufe  des  Semesters  verlassen  und  dieses  wird  ihm  in  sein  evangeliscii- 
theologisches  Studium  nicht  eingerechnet.   Meldet  er  sich  nur  um  das 

Bcsiich'^zciitifni*;  für  ein  cinziß^es  Kollegium,  so  i«;t  ihm  dieses  zwar  auszu- 
stellen, jedoch  anzunehmen,  daß  er  auf  die  tinrechnung  dieses  Semesteis 
in  seine  Besuchszeit  Verzicht  geleistet  habe  (§  39).*) 

§  42.  Die  Besuchszeugnisse  außerordentlicher  Hörer  enthalten  die  Be- 
merkung, daß  die  Empfänger  außerordentliche  Hörer  seien. 

§  43.  Es  werden  künftig  an  der  evangelisch-theologischen  Lehranstalt 
über  den  Fortgang  der  Studierenden  Semestrai-  oder  Annualprüiungen  nicbt 
mehr  abgehalten. 

Inwiefern  diejenifron,  die  sich  um  ein  geistliches  Amt  bewerben  wolleo, 
nach  Vollendung  ihrer  Studien  ihre  Befähi^uni^  durch  eine  Prüfunc^  nach- 
zuweisen haben,  bleibt  besonderen  Bestimm unircn  vorbehalten.-')  Bedarf 
ein  Studierender  zu  anderen  Zwecken  eines  Zeugnisses  über  seine  wissen- 
schaftliche Bildung  von  irgend  einem  Dozenten,  so  ist  dies  eine  Privat- 
angelegenheit l>eider,  und  das  aufstellte  Zeugnis  hat  in  jeder  Beziehung 
als  em  Privatzeugnis  zu  gelten.  Dieses  gilt  auch  von  PrQfungen,  wddie 
etwa  zum  Zwecke  der  Eriangung  oder  Beibehaltung  eines  Stipcndiiuns 
voigenomraen  werden.*) 

Ober  den  Erfolg  einer  solchen  PrfifUng  wird  entweder  ohne  Aus- 
stellung eines  Zeugnisses  nur  an  den  Lehrkörper,  der  sein  Urteil  Sber  die 
Würdigkeit  des  Studierenden  abzugeben  hat,  berichtet,  oder  das  ausgestellte 
Zeugnis  h:\\  den  Zweck,  für  welchen  es  gewünscht  worden  ist,  ausdr&ddich 

zu  bezeichnen.') 

§  M.  Verläßt  ein  Studierender  die  evangelisch-theologische  Lehranstalt, 
entweder  weil  seine  Studien  beendet  sind,  oder  um  sich  an  eine  andere 
Lehranstalt  zu  begeben,  so  ist  er  berechtigt,  ein  Abgangszeugais  zu  ver- 
langen.  Das  Zeugnis  hat  zu  enthalten: 


Fahauu  Mlkhtn  FrequtmaUottsuugidtte  bewOBgt,  itt^Br  von  /Mto»  SiaMutmit«  19  Krtmtt 

fSO  Heller)  eingehoben  werden. 

>)  Die  Studierenden  sind  verpflichtet,  ihre  Studienzeuirnisse  (den  Index)  in  den  Iriztest 
7  Tagen  jedes  Semesters  persönlich  vom  Dekanate  abzuholen,  widrigenfalls  ihnen  das  Studienjahr 
atehi  angerechnet  werden  würde. 

•  I  Diese  Besiimmungt-n  wurden  dank  dU  §§  S  Ut  9  ^  MMBtL  MM  /6.  SqiiUlAer  JSfT, 
ROBNr.  120  fs.  Nr.  631),  getroffen. 

»)  MinErl.  vom  28.  Mai  1853,  Z.  3287,  4.  JmU  1854,  Z.  tOJ55.  7.  April  1839,  Z.  SJ/i, 
SBL  Ftbruar  und  25.  September  1865,  Z.  1825  und  2151. 

*)  Wünschen  einige  Studierende,  daß  in  einem  bestimmten  Si^nester  über  eine  im  Ffeymrian 
nicht  angekündigte  Wissenschaft  von  einem  bestimmten  Dotenten  oder  über  eine  im  Homriam 
angezeigte  Wissettadutft  kni  tinem  ttndem  Douaient  tO»  dort  angekündigt  t$i,  Vortegmagm 
g^laUaa  werden,  so  ist  das  ihre  Privatangelegenheit  mit  dem  betreffenden  Dozenten,  WU^  mm 
diesem  Ihrem  Wunsche  willfahrt,  so  bestimmt  er  im  Einverständnisse  mit  ihnen  die  Bedmjrnn^n. 
Der  Dozent  teilt  dieses  dem  Dekan  mit  und  nur  mit  der  Zustimmung  desselben  oder  eveatueU  gut 
der  da  PnffSeaeorenk^eglaau  kßaaen  stMU  VarUma^  stat^fladeat  $  33  der  „Vaeukr^ßm^, 
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1.  Eine  Aidzihlun^r  der  Semester,  welche  der  Stndierende  an  der  Lehr- 
ajistalt,  und  zwar  so  zugebracht,  daß  sie  ihm  in  seine  Studienjahre  ein- 
zurechnen sind; 

2.  eine  Aufzählung  der  Kollegien»  welche  er  in  jedem  Semester  gehSrt, 

und  über  welche  er  Besuchsxeugnisse  empfangen  hat; 

3.  ob  sein  Betragen  den  akademischen  Gesetzen  entsprochen  habe, 
('her  Antrap  des  f  ehrkörpers  vom  Ministerium  verhängte  ?>trnfen  sind  darin 
samt  den  Vergehen,  w  cncn  welcher  sie  verhängt  wurden,  mit  Verweisimg 
auf  die  Protokolle  anzuführen. 

§  45.  Um  ein  Abgangszeugnis  zu  erhdUen,  hat  der  Studitrtiide  sich  an 
den  Dekan  des  PrulessorenkoUegiums  der  evangelisch-theologischen  Lehr- 
anstalt zu  wenden,  welcher  aus  den  Katalogen  der  Lehranstalt  das  Zeugnis 
zusammenstellen  Üßt  und  unterfertigt. 

§  46.  Das  AligangszeHgnis  vertritt  vorlaufig:  die  Stelle  der  frikheren 
Prüfungszeugnisse,  hisoweit  diese  bisher  behufs  der  Zulassung  zur  Kandidatur 
und  dem  Predigeramt  erforderlich  waren. 

Ul.  Disziplinarordnung. ') 

§  47.  Der  Dekan  und  da«;  Professorenkollegium  bilden  die  akademische 
Behörde  der  evangelisch  theologischen  Lehranstalt  und  haben  die  Pflicht, 
die  Freiheit  des  akademischen  Unterrichts  und  Lebens  im  Einklänge  mit 
dem  Zwecke  jeder  höheren  Bildungsanstalt  kräftig  lu  schützen,  zujj^leich 
aber  den  Mißbrauch  jener  Freiheit  und  die  Gefährdung  dieses  Zweckes  mit 
Entschiedenheit  hintanzuhalten.  Die  ihn«i  zustdiende  Disziplinaigewalt  hat 
sich  zu  äußern  in  der  Aufsicht  und  in  Anordnuog  und  Vollziehung  derjenigen 
Maßregeln,  welche  allgemein  oder  durch  jeweilige  Umstände  geboten  er<- 
sdieinen.  um  Ordnung  und  Anstand  an  der  Lehranstalt  auft^cht  zu  erhalten, 
den  Charakter  derselben  als  eines  wissenschaftlichen  Institutes  und  höheren 
Studiums  auf  das  strengste  zu  bewahren,  und  ihre  Ehre  und  Würde  rein 
zu  erhalten. 

§  48.  Die  akademische  Behörde  der  evang^elisch-theologischen  Lehr- 
anstalt ist  für  die  Erfüllung  ihrer  diesfäl!i?en  Obliegenheiten  verantwortlich, 
daher  sind  alle  Angehörigen  der  Lehranstalt  verpflichtet,  nicht  nur  den 
Anordnungen  derselben  auf  das  pünktlichste  Folge  zu  leisten,  sondern 
in  ihrer  Sphire  derselben  auch  unaufgefordert  auf  das  tttigste  Beistand  zu 
leisten. 

§  49.  Alle  Studierenden  der  evangelisch-theologischen  Lehranstalt  hi 
Wien  unierstehen  in  Ansehung  ihrer  bürgerlichen  Verhältnisse,  sowie 
der  bürgerlich-strafbaren  Handlungen  den  allgemeinen  Gesetzen  und  Be- 
hörden, in  .\nsehung  ihres  akademischen  Verhaltens  aber  noch  iibcrdies 
den  besonderen  akademischen  Anordnungen  und  Disziplinarvorschriften  und 
ihrer  akademischen  Behörde. 

§  50.  Die  Studierenden  sind  im  allgemeinen  zu  dem  aus  der  Natur 
ihres  Veriiäitiiisses  als  akademische  Bürger  fließenden  anstandigen  Benehmen 

»)  r/7/,  zu  diesem  Abschnitte  auch  dir  m  -lplinarordnunf;  für  die  Universitäten  fs.  Nr.  52JJ. 
Die  Voncluiften  über  Studenienvereine  und  -  Versammlungen  haben  auch  auf  die 
näHgUkeh-üuologische  FalmUM  Anwendung  ($.  Nn  543  m. 
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und  zur  Befolgung  der  bestehenden  akademischen  Gesetze  oder  der  be- 
sonderen Anordnungen  ihrer  akademischen  Behdrde  verpflichtet 

Wer  sich  dagegen  veigeht,  wer  sich  insbesondere  at^allender  Störungen 
der  akademischen  Ruhe  und  Ordnung,  oder  einer  Verletzung  der  für  Studien- 

zwecko  hectchendcn  Institute,  S.imrnlunc^en,  Utensilien  schuldig  macht,  wer 
durch  beharrlichen  Unfleiß  oder  un;)nst;iiidiiTes  Betragen,  durch  unsittliche 
oder  Ärgernis  erregende  Handlungen  Anstoß  gibt,  wer  sich  Beleidigungen 
gegen  die  akademische  Ikhorde,  gegen  die  Professoren  und  Lehrer  oder 
ihre  im  Interesse  der  Ordnung  und  Ruhe  einschreitenden  Organe,  oder 
gegen  seine  Kollegen  erlaubt,  wird  nach  MaBgabe  der  Größe  seines  Ver- 
gehens zur  Verantwortung  gezogen. 

§  51.  Wird  eui  Studierender  wegen  einer  Übertretung  der  bestehenden 
allgemeinen  Gesetze  von  einer  anderen  als  seiner  akademischen  Behdrde 
in  Untersuchung  gezogen»  so  Ist  hievon  der  Dekan  der  evangelisch-theolo- 
gischei  Fakultät  zu  verständigen  und  demselben  nach  vollführter  Unter- 
suchung das  erflossene  Urteil  bekannt  zu  geben.  Der  wesentliche  Inhah 
desselben  ist  in  den  Akten  der  Lehranstalt  vorzumerken  und  es  kann  bei 
einem  Einflüsse  der  begangenen  Übertretung  auf  die  akademische  (^rdnunj,^ 
oder  auf  die  Ehre  der  Anstalt  dem  Schuldigen  von  Seite  der  akademischen 
Behörde  eine  Warnung,  ein  Verweis  erteilt  oder  die  allfällige  Befreiung 
von  Bezahlung  des  Koliegiengeldes,  oder  ein  Stipendiengeniifi  entzogen, 
oder  nach  Umstanden  auf  Wegweisung  von  der  Lehranstalt  erkannt  werden. 

§  5Z  Die  Studierenden  der  evangelisch-theologischen  Lehranstalt  m 
ihrer  Gesamtheit  sind  keine  Korporation,  sie  können  daher  weder  regel- 
mäßige Versammlungen  halten,  noch  bleit>ende  Geschäftsführer  oder  ständige 
Repräsentanten  hat>en,  floch  andere  nur  einer  Korporation  zustehende  Funk- 
tionen ausüben. 

§  53.  Versammlungen  der  Studierenden  an  öffentlichen  Orten  außer- 
halb der  Lokah'täten  der  Lehranstalt  zu  anderen  als  geselligen  Zwecken 
sind  nicht  gestattet;  wohl  aber  können  Studierende  in  den  Lokalitaten  des 
für  den  Unterricht  bestimmten  Gebäudes  und  in  nicht  regelmäßig  wieder* 
kehrenden,  sondern  nach  dem  speziellen  Bedfirinisse  veranstalteten  Ver* 
Sammlungen  bestimmte,  sie  betreffende  akademische  Angelegenheiten  beraten. 

§  54.  Zu  einer  jeden  solchen  Versammlung  ist  unter  bestimmter  An> 
gäbe  des  Beratungsgegenstandes  die  Zustimmung  des  Dekans  einzuholen. 

Dieser  hat  zu  beurteilen,  ob  der  Gegenstand  dem  §  53  entsprich^ 
und  wenn  er  ihn  als  solchen  anerkannt  und  durch  die  Versammlung  die 
nk  iflemischc  Ordnung  nicht  gefährdet  scheint,  ein  Versammlungslokal  an« 
zuweisen.  Diejenigen,  welche  um  diese  Zustimmung  ansiirhcn,  übernehmen 
der  akademischen  Iklioiclc  gegenüber  die  Fiürgscli.itt  für  die  Auirechthaltune 
der  Ordnung  in  der  Verbuuiuiiuug  und  lur  die  genaue  Befolgung  der  akadenu- 
sdien  Gesetze. 

§  55.  Jeder  Professor  der  evangelisch-theologischen  Lehranstalt  hat 
das  Recht,  den  Versammlungen  der  Studierenden  beizuwohnen;  er  kann 
Erinnerungen  machen  und  auch  die  sogleiche  Aufhebung  der  Veisamm- 
lung  verfügen,  sobald  dieselbe  von  den  akademischen  Gesetzen  oder  von 
dem  angegebenen  Zwecke  abweicht. 
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§  56.  Nur  immatrikulierte  Hörer  sind  bereciitigt,  an  Versammlungen 
Studierender  teilzunehmen»  nichtimmatrikulierten  Hörem  und  aOen  anderen 
Individuen,  mit  Ausnahme  der  akademischen  Lehrer,  ist  jede  Beteiligung, 
daher  auch  die  Oeg^enwart  bei  denselben  untersagt.  Die  Veranlasser  von  Ver> 
Sammlungen  (§  54)  sind  für  die  Beachtung^  dieser  Vorschrift  verantwortlich. 

f§  57.  Studentenverbindungen  sind  nicht  gestattet. 

Die  Exekution  dieses  Verbotes  steht  nicht  den  akademischen,  sondern 
den  allgemeinen  bürjEferltchen  Behörden  zu.]^) 

§  5S.  Der  Dekan  für  sich  allein,  sowie  der  Lehrkörper  können  den 
Studierenden  die  Teilnahme  an  bestimmten  Versammlungen  oder  bestimmten 
Vereinen  Nicfatstudierender,  wenn  die  Zwecke  der  Lehranstalt  es  erfaeisdien, 
untersagen. 

§  59.  Die  Arten  der  Ahndung  disziplinärer  Veigehen  nach  Mafigabe 
der  Größe  und  Wiederholung  derselben  sind: 

1.  Ermahnung  und  Verwarnung  durch  den  Dekan  allein  oder  vor 

dem  Lehrkörper; 

2.  Rüge  durch  den  Dekan  vor  dem  Lehrkörper;  sie  kann  verschärft 
werden  durch  die  Drohung^,  daß  im  Falle  einer  wiederholten,  wenn  auch 
geringen  Straffälligkeit,  die  Verweisung  von  der  Lehranstalt  unnachsichtlich 
erfolgen  werde  (Consilium  abcundi); 

3.  Verweisung  von  der  Lehranstalt  auf  1  bis  4  Semester; 

4.  Verweisung  von  der  Lehranstalt  IQr  immer; 

5.  Verweisung  von  der  Lehranstalt  und  zugleich  von  allen  österreichi- 
schen  Universitäten. 

Der  Verlust  eines  Stipendiums,  einer  Stiftung  oder  der  Befreiung  vom 
Kollegicngelde  ist  nicht  als  Strafe,  sondern  als  die  natürliche  Folge  eines 
Betragens  anzusehen,  welches  den  akademischen  Oesetzen  nicht  vollkommen 
entspricht;  er  hat  daher  in  jedem  Falle  einzutreten,  v.o  der  Genuß  einer 
solchen  Wohltat  an  die  Bedingung  eines  untadelhaften  Betragens  geknüpft  ist. 

§  60.  Die  Verweisung  von  allen  österreichischen  Universitäten  kann 
nur  von  dem  Munsicriuiu  des  Untcrriclits  vertügt  werden. 

Wer  von  allen  österreichischen  Universitäten  verwiesen  ist,  kann  auch 
in  die  evangelisch-theologische  Lehranstalt  nicht  aufgenommen  werden. 

Ob  ein  von  einer  Universität  Verwiesener  an  der  evangelisch-theo- 
kigisclien  Lehranstalt  zur  Fortsetzung  seiner  Studien  zugelassen  weide, 
dar{U)er  entscheidet  das  Ministerium  nadi  Anhörung  des  Lehrkörpers. 

§  6L  Die  gegen  die  Studierenden  verhängten  Disziplinarstrafen  sind 
in  einer  steten  Fvidenz  zu  halten. 

§  62.  Nichtimmatrikulierte  Hörer,  sowie  Gäste,  welche  einzelne  Vor- 
lesungen besuchen«  sind  zur  Beobachtung  der  akademischen  Ordnung  ver- 
pflichtet. 

Machen  sie  sich  einer  Verletzung  derselben  schuldig,  so  sind  sie 
nach  Umständen  zu  ermahnen  oder  von  dem  ^mdw  der  Voiriksungen  oder 
der  Lehranstalt  überhaupt  auszuschliefien. 

%  63.  Der  Lehrkörper  der  evangelisch-theologischen  Lehranstalt  hat 
in  seinem  Wiilnugskreise  die  Pflicht,  die  nach  den  Umständen  notwendig 

*)  Vgl.  AnmerimMg  ^  mifS,  Ä35. 
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ersdieinenden  Verffigungen  zu  treffen  und  Disziplinarvorschriften  zu  er- 
lassen. 

Von  allen  solchen  Anordnungen,  wenn  sie  nidit  bloß  exekutiver  und 
vorüberg^eh ender  Natur  sind,  ist  sogleich  Anzeige  an  den  Minister  des 
Unterrichts  zu  machen. 

§  64.  Der  Dekan  und  jedes  Mitglied  des  Lehrerkollegiums  hat  die 
Pflicht,  seinen  EinfluU  geltend  zu  machen,  um  die  Studierenden  ru  einer 
besonnenen  Benützung  ihrer  Biiduiigszeit  zu  veranlassen,  disziplinare  Ver- 
gehungen durch  Rat,  Zuspruch,  Vermittlung  oder  Ermahnung  zu  verhindern, 
und  im  freundschaftlichen  Verkehre  das  Verhältnis  gegenseitiger  Achtung  und 
TeUnahme  zu  pflegen.  Leichtere  Veigehen  shid  Tom  Dekane  oder  dem 
Professorenkollegium  durch  Ermahnung»  Warnung  oder  Rüge  ansmgleichcn 
und  wegen  Vergehen,  welche  um  ihrer  Größe  oder  Rückfälligkeit  des 
Schuldigen  willen  eine  Strafe  crheischeni  dieselbe  nach  den  Bestimmungen 
der  §§  59  und  60  auszumessen  und  mit  einem  begründeten  Antrage  dem 
Ministerium  vorzulegen. 

§  65.  Die  so  erkannten  Strafen,  und  nur  diese  sind  in  die  At>gaiigs- 
Zeugnisse  der  Studierenden  aufzunehmen. 

§  66.  Der  evangelisch-tiicüiogischen  Lehranstalt,  beziehungsweise  ihrer 
alcademischen  Ekhörde  bleibt  es  überlassen,  falls  sie  den  Verhältnissen  der 
Anstalt  entsprechende  Änderungen  an  den  vorstehenden  Oiundsätzen 
wünschenswröt  erachtet,  geeignete  Antrige  diesfalls  dem  Unteirichts^ 
ministerium  vorzulegen. 

Np.  631. 

Bdüuutmacliiuig  des  Ministeriums  für  K.  u.  D.  fem  16.  SvImh 

ber  1867,  RBBNr.  120, 

beirefffeiid  die  Bildwig  nnd  Prilfitiig  der  evangelltcfaeii  Theologen  ia 
Amtsbereiche  des  k.  k.  evaageUscheB  Obertdrcbemtes  Augtirargisctacr 

und  Helvetlicher  KonffeHion  In  Wien. 

Se.  k.  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  Ah.  EntschL  vom  8.  September  1867 
die  nachfolgenden,  von  den  evangelischen  Oeneralsynoden  Augsbuigischen 
und  Helvetischen  Bekenntnisses  im  Jahre  1864  beschlossenen  m>Qk^^>ko 
Grundsätze  für  die  Bildung  und  Prüfung  der  evangelischen  Theologen" 
auf  Grundlage  des  §  9  des  Ah.  Patentes  vom  a  April  1861,  RGBNr.  41,  zu 
bestätigen  geruht 

Allgemeine  Ornndeilze  fflr  die  Bildung  und  Prfifnng  der  evengeliscIicH 

Theologen. 

1.  Zur  Aufnahme  als  ordentÜckcr  Hörer  (Immatrikulation)  an  der  evan- 
gelisch-theologischen Fakultät  Ist  ein  von  einem  öffentlichen  Gymnasiiim  des 
In-  oder  Auslandes  ausgestelltes  Maturitifszeugnis  erfoideriich. 

Studierende,  welche  von  einer  ui-  oder  ausländischen  UniversitSt  oder 
theologischen  Lehranstalt  kommen,  bedürfen  auBerdem  zur  Immatrilodation 
eines  Abgangszeqgnisses. 
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2.  Die  Btidungszeit  der  Studiereodeii  der  Theologie  hat  miodeatens 
drei  Studienjahre  (sechs  Semester)  an  einer  evangelisch-theologischen  Falailtit 
des  In-  oder  Auslandes  zu  betragen,  von  denen  jedoch  wenigstens  ein  Jahr 
(zwei  Semester)  an  der  evangelisdi-theologischen  Fakultät  in  Wien  zu 

veibringen  sind,*) 

3.  Sämtliche  Studierende  der  Theologie  aus  dem  oberkirchenrätlichen 
Sprengel  haben  sich  nach  Vollendung  ihrer  gesetzlichen  Studienzeit  einer 
doppelten  Prüfung  zu  unterziehen.^) 

4.  Die  erste  Prüfung  (cxanien  pro  candiüatura)  hndet  statt  bei  der 
theologischen  Prühingskommission  in  Wien. 

Diejenigen  Kandidaten^  welche  ihre  letzte  Studienzeit  im  Auslände 
yeibradit  und  dort  ehie  Prüfung  bestanden  haben,  sind  von  der  ersten 
Prfifimg  ausgenommen. 

5.  Die  Prüfungskommission  besteht  1.  aus  den  Superintendenten  der 
beiden  Wiener  Diözesen  Augsburgischen  und  Helvetischen  Bekenntnisses, 
wenn  diesellien  ihren  Amtssitz  in  Wien  haben,  im  entgegengesetzten  Falle 
aus  je  einem  vom  Oberkirchenrate  ernannten  Wiener  Pfarrer  Augsburg!« 
sehen  und  Helvetischen  Bekenntnisses;  2.  aus  samtlichen  ordentlichen  Pro- 
fessoren der  cvanf^etiscb-the< )l(:i[^isclicii  Fakultät. 

6.  Die  Pnifung  ist  überwiegend  wissenschaftlich  und  erstreckt  sich  auf 
sämtliche  Hauptfächer  des  theologischen  Studiums. 

7.  Die  Anstellungsfähigkeit  im  geistlichen  Amte  wird  von  den  ge- 
prliften  Kandidaten  der  Theologie  erst  durch  die  zweite,  bei  dem  Super- 
intendenten der  betreffenden  Diözese  zu  bestehende,  der  Ordination  voran- 
gehende Prüfung  (examen  pro  mutisterio)  erbngt 

8.  Die  Prüfung  bei  dem  Superintendenten  erstreckt  sich  vorzugsweise 
auf  die  Gebiete  der  praktischen  Theologie. 

9.  Die  näheren  Bestimmungen  über  das  Prüfungswesen  werden  vom 
Oberkirchenrate  nach  eingeholtem  Gutachten  der  evnnfreüsch-theologischen 
Fakultät  in  einem  besonderen  Prüfungsstatute  festn^estcllt.  Bis  zur  Her« 
Stellung  desselben  bleiben  die  bisher  gültigen  Vorschriften  in  Kraft") 


Nr.  632. 

Erlat  des  Ministers  f  Or  K.  u.  ü.  vom  12.  JuU  1905,  Z.  22iS0. 

MVBIr.  36. 

an  das  Prvfessorenkollegiura  der  k.  k.  evangelisch-theologischen  Fakultilt 

in  Wien, 

betreffend  die  Hinausgabe  einer  neuen  Stitdienordnung  ffir  diese  Fakultät. 

Gemäß  den  im  Dekanatsberichte  vom  29.  März  1Q05,  Z.  284,  enthal- 
tenen Vorschlägen  des  ProfessorenkoUegiums  finde  ich  an  Stelle  der  mit 

Hiedurch  wurde  §  39  de»  Orgmä9aHoimlahU$a  4kr  tm»ttOs^ikiolosjMun  PakaUät 

(i.  Nr.  630)  modifuiert. 

•)  Vgl.  hiezu  §  43  (s.  Nr.  630), 

*)  Das  Prüfuitfpstatut  ist  unter  dem  30.  Jttiü  1873,  Z.  9B/r,  9om  k.  k.  evangtÜMChett  Obtr* 
Urehenrate  /estaf stellt  und  in  der  Sammlung  der  allgemeinen  kirehliehen  Verordnungen  df^  *.  k. 
evangelischen  Oberkirchenrates,  Jahrgang  XV,  Heß  I,  vom  30.  Juni  I88tf  tum  tweiten  Male  mit 
Amßttkmgm  md  «Cmm  Nadibug  vetmeket  mm  Abdeadt  gtbnuM  mwdeit. 
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dem  h.  o.  Erlasse  vom  16.  August  1S94,  Z.  16.214,  MVBNr.  40,  hiaaus- 
gegebeneo  folgende  neue  Studienordnung  für  die  Ic.  Ic  evao- 
gelisch-t-heologische  Fakultät  in  Wien  m  erlassen: 


I.  Semester. 

Theologische  Enzyklopidic   3  ^andn 

iQreheiiKMchichte,  I.  Teil   S  « 

Griechische  Sprache  und  Hemcocatlk   2  , 

NeutestaJuentUche  Exegese   3  , 

HCbrIiKlic  SpruktO                                                                        .  S  , 

Snutt  .  .iSSimdCB 

II.  Stntfltcr. 

Ki^chc^Ere^chichte,  II.  Teil   S  SiBidai 

Neutestamentliche  Exegese   4  . 

BlUtfdic  Archlotogl«   3  . 

AUtcttenenOlch«  EzegeM                                                            .  2  , 

Smnnc  .  .  15  SIm^ 

III.  StmctUr. 

Kirchengeschichte,  III.  Teil   $  Stunden 

EltUeituiig  in  das  Neue  Testunent,  beziehungsweise  ncttlnttOMiiittidie  ThMloglc 

(konblnicrt  nll  V.  Scn.)   4  . 

Kfrchcnrccht  ....   5  > 

Alttestamentliche  Theologie,  beziehungsweise  Einleitung  In  du  Alte  Testament 

(konbiflleit  mit  V.  Scn.)                                                         .  4  , 

Smc  .  .  ISStaadcB 

IV.  S«ncstcr. 

NeutestamenfUche  Exegese   4  jtniki 

Einfflhrung  in  die  praktische  Theologe   1  . 

Hoaitlctlk  und  Geschichte  der  Predigt   5  , 

AlttnlMiicatllchc  Excg«tc                                                                 .  5 

V.  Stmeiter. 

Do^matik  (A.  B.  —  H.                                                                   ....  7  Slra4ci 

Neutestamentliche  Theologie,  beziehungsweise  Einldtviqi  in  das  Neue  Testament 

(koiiiblalcrt  mit  III.  Sem.)   4  . 

Katcchctik   3  , 

Hoinilcii?ch-kirchenrech(Iichcs  Scmtntr   2  • 

Einleitung  in  das  Alle  Testament,   beziehungsweise   alttestamentliche  Theologie 

(konbiniert  mit  III.  Sem.)   .4 

Saamc  .  .  20  Slinlai 

VI.  Seneitcr. 

Symbolik  (A.  B.  —  H.  B.)   5  StondOl 

Ethik   5  . 

Knltmitbrc  <A.  B.  —  H.  B.)   3  » 

Spezielle  Seelsorge   2  p 

Katecbetisch-iiturgisches  Seminir                                                    .   .  .  .  2 

Summt  .  .  17  Stuadca 


Diese  neue  Studienordnung  hat  mit  Beginn  des  Studienjahres  1905/\W 
gleichzeitig  für  die  Studierenden  aller  3  Jahiginge  in  Wirksamlceit  zu 

treten. 


*)  Mii  dem  eUgm  Brtam  wmäe  zugleiek  vom  SftNtof/Ukrv  t909f6  m  41g  Ei^ßJirwag 
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Nr.  eaa. 

Tmrdnuig  las  Ministers  fflr  K.  o.  D«  vom  12.  NoYember  1895. 

Z.  2123/KUM.  MYBNr.  46, 

womit  eine  Vorschrift  über  die  Amtstracht  der  Professoren  der  k.  k. 
evangelisch-theologischen  Fakultät  in  Wien  erlassen  wird. 

Auf  Grund  Ah.  Ermächtigung^  vom  4.  November  1805  finde  ich  hin- 
sichtlich einer  Amtstracht  für  die  Professoren  der  k.  k.  evangelisch-theolo- 
gischen Fakultät  in  Wien  nachstehendes  zu  verfügen. 

Die  Professoren  der  k.  k.  evangelisch-theologischen  Fakultät  in  Wien 

\\ erden  von  der  Verpflichtung  zum  Trafiken  der  mit  MinVdg.  vom  20  (^)ktober 
1>S'',  R(  iHNr.  176,1)  vorgeschriebenen  Beamtenuniform  befreit,  dagegen  haben 
haben  sie  Ihi  jenen  feierlichen  Anlässen,  bei  welchen  das  Traden  der 
Staatsbeamtenuniiorm  vorgeschrieben  ist,  in  der  nachfolgend  beschriebenen 
Anitstracht  zu  erscheinen. 

Die  Amtstracht  wird  über  dem  Ocscllschaftskleide  (Frack-  oder  Salon« 
anzug)  getragen  und  besteht  aus  dem  Talarc  uiul  dem  Barette. 

Der  Talar  ist  aus  schwarzem,  dünnen  I  uche  angefertigt  und  besteht 
aus  dem  Stocke,  dem  Sattel,  dem  Kragen  und  den  beiden  Ärmeln. 

Der  Siock,  d.  i.  der  untere  Teil,  reicht  bis  an  die  Fußknöchel,  ist 
drei  Stoffbreiten  (zirka  4  Meter)  weit  und  an  seinem  oberen  Ende  in  kleine, 
eng  aneinander  gereihte  Falten  gezogen. 

An  diesem  in  Falten  gezogenen  finde  ist  der  obere  Teil  des  Talars, 
der  Sattel,  angenäht,  welcher  die  Schultern,  den  Rücken  und  die  Brust 
bis  zur  mittleren  Brusthöhe  deckt. 

An  den  Sattel  ist  an  dem  Halsende  ein  Kragen  aus  kornblumen- 
blauem Samt  angenäht,  welcher  umgelegt  rfickwärts  eine  Breite  von  4  cm 
und  an  den  beiden  vorderen  rechtwinkligen  Ecken  nächst  den  Reversteilen 
eine  Breite  von  6  cm  hat  und  einen  kleinen  Teil  von  dem  vorderen  Ende 

des  Sattels  bis  zur  Ansatznaht  mit  umfaßt.  An  den  vorderen  Enden  des 
Umlegkragens  sind  die  für  den  Kragen  des  Oalauniformrockes  der  Staats- 
beamtenuniform der  betreffen(!en  Rangsklassc  vorgeschriebenen  Distinktions- 
/cichcn  (i?  21,  Absatz  2  und  §  25  der  MinVdjr.  vom  20  (Oktober  1889) 
m  ähnlicher  Weise  wie  auf  Uniformblusen  ersiclniich  zu  machen. 

An  den  beiden  Seiten  des  Talars  befinden  sich  die  beiden  zirka  T35ni 
weiten  Ärmel,  welche  mittelst  eines  quadratisch  geformten  Zwickeis  in 
den  Stock  eingenäht  sind. 

Die  Ärmel  sind  mit  einem  7  cm  breiten  Aufschlage  aus  kornblumen- 
blauem Samt  versehen  und  werden  an  einem,  an  den  beiden  Ecken  des 
vorderen  Teiles  des  Sattels  befindlichen  Knopf  aufgeknöpft. 

Vorne  ist  der  Talar  offen  und  wird  durch  zehn  enge  aneinander 
gereihte  Knöpfe  geschlossen. 


<)  f,  Nr,  m 
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Das  Barett  ist  steif  gearbeitet  und  besteht  aus  dem  Kopfreife  aus 
kornMumeoblauem  Samte  und  dem  in  vier  Eckeo  auslaufenden  Olieiteile 
aus  schwarzem  Samte.   

Nr.  634« 

Kundmacliung  des  Ministers  fDr  K.  a.  V.  Tom  S.  Hin  1902. 

Z.  6267.  MVBMr.  19, 

betreffend  das  modifizierte  Promotionsstatut  der  k.  k.  evangeliscli-ttaeo- 

logischen  Fakultät  in  Wien. 

Se.  k.  u.  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  Ah.  Entschl.  vom  26.  Februar  d  J. 
das  nachstehende  modifizierte  Promotionsstatut  der  k.  k.  evangelisch^theolo- 
gischen  Fakultät  in  Wien  ag.  zu  genehmigen  geruht. 

Hiedurch  treten  die  bisherigen,  mit  Ah.  Resolution  vom  18.  Juli  1S61 
genehmigten  Statuten  dieser  Fakultät  „in  Betreff  der  Erteilung  der  evan- 
gelisch-theologischen Würden"  außer  Kraft. 

Promotionsstatut  der  k.  k.  evangelisch-theologischen  Fakultät 

1.  Die  theologischen  Grade  und  deren  Erteilung  Im  Allgemeinen. 

§  1.  Die  k.  k.  evangelisch-theologische  Fakultät  (im  engeren  Sinne^ 
bestehend  aus  den  ordentlichen,  mit  dem  Doktorgrade  bekleideten  Pro- 
fessoren) hat  das  Recht  zur  Erteilung  des  Qrades  eines  Ltzentiaten  und 
eines  Doktors  der  Theotogie. 

§  2.  Die  Erteilung  der  genannten  theologischen  Orade  erfolgt  entweder 
aus  eigener  Entschließung  der  Fakultät  (uhro^  honoris  causa)  oder  auf 
Ansuchen. 

§  3.  Über  die  Erteilung  ist  ein  Diplom  auszufertigen,  welches  nach 
seiner  Drucklegung  durch  Anschlag  am  schwarzen  Brette  kundgemacht  wird. 

Die  Namen  der  Promovierten  sind  unter  Angabe  von  Datum  und 
Eiogiuni  in  ein  Album  einzutragen. 

n.  Die  Erteflmig  der  Hieotogischen  Qrade  ans  eigener  EnttcUleftnag 

der  Fakultät 

§  4.  Die  Erteilung  der  theologischen  Orade  aus  eigener  EntschUc&mg 
(ultro,  honoris  causa)  ist  durch  allgemein  anerkannte  Verdienste  um  die 
theologische  Wl«;senschaft  oder  um  die  evangelische  Kirche  bedinijt  und 
soll  insbesondere  bei  feierlichiri  Anlassen  vor  sich  ptlicri,  immer  unter 
Beobachtung  der  Ah.  Entschließungen  vom  9.  Ai^ust  1814  und  vom  13.  De- 
zember 1819. 

§  5.  Der  gemäß  §  4  begründete  Antrag  auf  Promotion  ultro  oder 
honoris  causa  muß  von  einem  ordentUdien»  mit  dem  Doktofgrade  beUeUdeo 
Professor  der  FakulÜt  ausgehen  und  schriftlich  an  die  FakuKät  (siehe  §  1) 
gerichtet  werden.  Letztere  unterzieht  denselben  in  einer  hiezu  einberufenen 
Sitzung  emer  vertraulichen  Besprechung.  Der  Antrag  gilt  als  abgelehnt,  wenn 
bei  der  geheimen  Abstimmung  mehr  als  ein  Stimmzettel  gegen  denselbcs 
abgaben  wird. 
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§  6.  Die  mit  der  Erteilung  der  theologischen  Grade  aus  eigener 
Entschließung  verbundenen  Kosten  werden  aus  dem  Kanzlei-,  beziehungs< 
weise  Dekanats-Funktionspauschale  bestritten. 

UL  Erteilaiig  der  theologiachea  Orade  auf  Aosucheo« 

%  7.  Die  Erteilung  der  theologischen  Grade  auf  Ansuchen  erfolgt: 
a)  wenn,  unter  der  Voraussetzung  der  sittlichen  Würdigkeit,  die  wissen- 
schaftliche Qualifikation  des  Bewerbers  nachgewiesen  erscheint,  und 
h)  die  in  den  nachfolgenden  Paragraphen  aufgezählten  formalen  Be- 

liingungen  erfüllt  sind. 

§  S.  Die  Erteilung  kann  erfolgen  entweder  in  praesentia  oder  in 
absentia  des  Bewerbers. 

A.  Erteilung  des  Lizentiaiengrades  in  praesentia. 

§  9.  Der  Bewerber  hat  ein  vorschriftsmäßig  gestempeltes  Gesuch  an 
die  Fakultät  (siehe  §  1)  zu  richten  mit  dem  urkundlichen  Nachweise, 

a)  daß  er  mindestens  drei  Jahre  als  ordentlicher  Immatrikulierter  Hörer 

den  theologischen  Studien  obgelegen, 

b)  daß  er  die  Kandidatenprüfung  mit  gutem  Erfolge  abgelegt, 

c)  daß  zwischen  der  abgelegten  Kandidatenprüfung  und  der  Einreicliung 
des  Bewerbungsgesuches  ein  Zwischenraum  von  wen^stens  drei  Jahren  liegt. 

Dem  Gesuche  ist  ferner  anzuscliließen: 

d)  eine  lateinisch  veriaßie  Narraiio  de  vita  et  studiis, 

e)  eine  selbstverfaßte  und  als  solche  bezeichnete,  wenigstens  drei  Druck- 
bogen starke,  wissenschaftlich-theologische  Probearbeit,  in  deutscher  oder 
lateinischer  Sprache.  Wird  eine  andere  Sprache  gewählt,  so  ist  eine  deutsche 
oder  lateinische  Obersetzung  beizulegen.  Die  Probearbeit  wird  im  Fakultäts- 
arcliive  aufbewahrt  und  kann  nur  mit  Genehmigung  der  Fakultät  (§1) 
dem  Drucke  übergeben  werden. 

§  10.  Der  Dekan  setzt  die  Fakultät  (siehe  §  1)  von  dem  eingelangten  Ge- 
suche samt  dessen  Beilagen,  unter  Namhaftmachung  etwaiger  formaler  Beden- 
ken in  Kenntnis.  Liegen  solche  nicht  vor  oder  sind  die  vorhandenen  auf  Ver- 
langen der  Fakultät  behoben  worden,  so  wird  die  eingereichte  Arbeit  dem 
betreffenden  Fachprofessor  zum  Referate  übergeben.  Das  schriftlich  zu  er- 
slatlcndc  Kcterat  hat  mit  einem  Urteile  über  die  Zulängiichkeit  Ucr  Probe- 
arbeit abzuschließen. 

Das  Referat  wird  mit  der  Probearbelt  bei  den  MHgliedem  der  Fakultät 
(§  1)  in  Umlauf  gesetzt,  und  die  letzteren  haben  ihre  zustimmenden  oder 
motiviert  abweichenden  Vota  beizusetzen.  Kein  Mitglied  darf  sich  der  Ab- 
siimmung  enthalten,  ausgenommen,  es  wäre  mit  dem  Bewerber  verwandt 
Die  Entscheidung  erfolgt  durch  absolute  Mehrheit  der  Stimmen.  Bei  Stimmen- 
gleichheit ist  die  Stimme  des  Dekans  ausschlaggebend.  Das  Ergebnis  der 
Abstimmung  hat  der  Dekan  dem  Bewerber  bekannt  zu  geben. 

§  11.  Durch  die  von  der  Fakultät  (siehe  §  1)  ausgesprochene  Billi- 
gung der  Probeschrift  wird  die  Zulassung  zu  den  Rigorosen  erlangt,  deren 
z\M:i  vor  dem  gesamten  Professorenkollegium  unter  dem  Vorsitze  des  Dekans 
abzulegen  sind. 
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Das  erste  Rigorostttn,  dessen  Zeitpunkt  gleichzeitig  mit  dem  auf  Zu- 
lassung lautenden  AlMtimmungsresultate  (§  10)  dem  Bewerber  mitgeteilt 
wird»  erstreckt  sich  auf  das  Gebiet  der  exegetischen  und  kirchenhlstorisciien, 

das  zweite  auf  das  Gebiet  der  systematischen  und  praktischen  Theologie. 
Die  Gegenstände  werden  in  der  soeben  angegebenen  Reihenfolge  vorge- 
nommen, und  für  jeden  derselben  ist  wenin^stens  eine  halbe  Stunde  bestimm» 
Zwischen  beiden  Rigorosen  soll  ein  Zeitraum  von  einem  halben  Jahre  liegen, 
dessen  Verkürzung  nur  aus  berücksichtigungs werten  Gründen  zugestanden 
werden  l<ann. 

§  12.  Nach  Beendigung  des  ersten  Rigorosums  stellt  das  Professorca- 
koUegium  sofort  das  Resultat  desselben  fest  und  beschließt  Ober  die  Zu- 
lassung zum  zweiten  Rigorosum.  Kann  letztere  wegen  Mifierfolges  nicht 
ausgesprochen  werden,  so  ist  eine  ehimalige  Wiederholung  m  einer  fest- 
zusetzenden Frist  gestattet 

Nach  Abschluß  des  zweiten  Rigorosums  wird,  sofern  nicht  eine  Wieder- 
holung  desselben  anzuordnen  befunden  wird,  vom  Dekan  nach  einer  kurzen 
Ansprache  durch  Abnahme  des  mittelst  Handschlages  zu  bekräftigenden 
Lizentiateneides  die  Promotion  vor  versammeltem  ProfessorcnkoUegium 
vollzogen. 

Das  Diplom  (§  3)  wird  nach  dessen  Drucklegung  dem  Promovierten 
zugestellt. 

B.  Die  Erteilung  des  Doktorates  in  praesentia. 

§  13.  Die  Erteilung  des  Doktorates  kann  erst  fünf  jahce  nach  Er* 
langimg  des  Uzentiatengrades  angesucht  werden.  Eine  Verkürzung  dieser 
Frist  ist  nur  aus  besonders  berücksichttgungswürdtgen  Gründen  zuzugcsteben. 

Die  Bewerbung^  geschieht  in  analoger  Weise,  wie  diejenige  um  den 
Lizentiatengrad  (§  9),  nur  daß  die  einzureichende,  übrigens  denselben  Be> 
stimmiinß^en  wie  die  Probeschrift  zum  Lizentiateng-rnd  unterliegende  Ab- 
handlung mindestens  sechs   Druckbogen  umfassen  soll. 

Der  Vorgang  mit  den  ücsuchen  um  Verleihung  des  Doktorates  ent- 
spricht dem  mit  den  Gesuchen  um  den  Lizentiatengrad  (§  10). 

§  14.  Wird  der  Bewerber  auf  ürund  seiner  eingereichten  Abhandlung 
zur  Graduiening  zugelassen,  so  hat  er  seine  Schrift  in  Druck  zu  geben  und 
mit  sechs  aus  den  verschiedenen  Disziplinen  der  Theologie  aufzusteUendcn 
und  vor  der  Drucklegung  dem  Professorenkolleghun  vorzulegenden  Thesen 
in  emer  öffentlichen  Disputation  in  deutscher  oder  lateinischer  Sprache  m 
verteidigen.  Den  nicht  über  sechs  Monate  zu  verschiebenden  Termin  der- 
selben setzt  der  Dekan  im  Einvernehmen  mit  dem  Prcrfettorenkollegium 
fest  Als  Opponent  hat  an  erster  Stelle  der  Fachprofessor  aufzutreten. 

Auf  die  Disputation  folgt,  insofern  sich  nicht  noch  eine  Beratung 
des  Professorenkollegiums  als  notwendig  herausstellt,  der  Akt  der  Pro- 
motion nach  Analogie  des  §  12. 

C  Erteilung  der  theologischen  Orade  in  absentia. 

§  15.  Die  Fakultät  erteilt  die  theologischen  Orade  m  absentia,  das  t« 
mit  Nachsicht  der  Rigorosen  (§  11)  und  der  Disputation  (§  14),  an  Männer, 
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die  sich  schon  länger  in  einem  kirchlichen  oder  Lehr-Amte  befinden,  unter 
folgenden  Bedingungen: 

a)  wenn  der  Ansuchende  durch  ein  gfediegenes  theologisches  Werk 
sich  bekannt  gemacht  hat; 

b)  wenn  der  noch  nicht  als  theologischer  Schriftsteller  hervoigetretene 
Bewerber  durch  eine  selbstverfaßte  wissenschaftiich-theologische  Abhand- 
lung —  für  die  Erlangung  des  Doktorates  mindestens  sechs,  des  Lizentiaten- 

gradcs  mindestens  drei  Druckbogen  stark  —  sich  nach  dem  .im  Sinne  von 
§  10  zu  schöpfenden  Urteile  der  Fakultät  ausreichend  beglaubigt  oder  aus- 
gewiesen hat.   Für  diese  Abh.iiullung  gelten  die  Bestimmungen  des  §  9e). 

Dem  Gesuche  ist  eine  Narratio  de  vita  et  studiis  beizuschließen. 

§  16.  Die  Promotion  in  absentia  geschieht  in  der  Weise,  daü  dem 
Ptoraovenden  das  Diplom  ausgefertigt  und  zugestellt  whd. 

IV.  Rechte  eines  von  der  k.  k.  evangeliadi-tlieologUclien  Fakult&t 

Graduierten. 

§  17.  Der  von  der  k.  k.  evangelisch-theologischen  Fakultät  Graduierte 
hat  das  Recht 

a)  auf  die  Fülirung  des  Titels; 

b)  zur  Bewerbung  um  die  Habilitation  an  der  Fakultät,  im  Falle 
die  Promotion  in  pracsenua  und  cum  elogio  erfolgt  ist; 

c)  die  2U  Doktoren  Promovierten  nehmen  an  allen  Rechten  und  Vor- 
zügen teil,  welche  der  Staat  den  Doktoren  überhaupt  und  die  evangelische 
Kirche  den  Doktoren  der  Theologie  im  besonderen  (Verf.  der  evangeli« 
sehen  Kirche  A.  und  H.  B.  vom  9.  Dezember  1801,  §  40,  2)  gewährt  hat 
oder  ihnen  sonst  durch  den  Gebrauch  zukommen. 

§  18.  Das  an  einer  auswärtigen  theologischen  Fakultät  erlangte  theo- 
logische Doktorat  hat  für  einen  an  die  k.  k.  evangelisch-theologische  Fakultät 
zu  einer  ordentlichen  Professur  Berufenen  dieselbe  Giftigkeit,  als  ob  er 
dasselbe  an  der  hiesigen  Fakultät  erlangt  hätte. 

Besitzt  cm  Berufener  noch  nicht  das  [Joktorat,  so  hat  er  dasselbe 
binnen  zwei,  spatestenb  drei  jalircu  nacli  seiner  Beiutung  zur  orderiiliclien 
Professur  zu  erwerben.  Hiezu  bedarf  es  bei  der  hiesigen  Fakultät  ledig- 
lich der  Einreichung  euier  zu  diesem  Zwecke  verfaßten  und  gedruckten 
Abhandlung  von  mindestens  sechs  Druckbogen,  wenn  der  Betreffende  sich 
nicht  schon  durch  wlssenschaftlich-lheologjsdie  Werke  ausreichend  bekannt 
gemacht  hat 

V.  Von  den  Tazeii. 

§  19.  Die  Gebühr  für  die  Erteilung  des  angesuchten  Lizentiaten* 
grades  einschließlich  der  Druckkosten  des  Diploms  nebst  25  Abzügen  be- 
trägt 250  Kronen,  des  Doktorates  500  Kronen. 

Von  diesen  Beträgen  sind  sofrleich  hei  ^:inreichung  des  Gesuches 
lÜÜ  Kronen  wenn  es  den  Lizenti aicngrad,  150  Kronen  wenn  es  das  Doktorat 
betrifft,  zu  erlegen,  welche  Teilsiiniinen  auch  bei  Abweisung  des  Ansuchens 
verfallen.  Im  Falle  der  Gewährung  ist  der  übrige  1  til  der  Taxen  vor 
Vollziehung  des  Prcmiotionsaktes,  beziehungsweise  vor  der  Disputation  zu 
erlegen. 
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I  20.  Die  Taxen  werden,  nachdem  die  Drackkosten  für  das  Diplom 
(siehe  $  19)  und  für  die  Kanzleigeschifte  bei  der  Bewerbimg,  heziehungs- 
weise  ErteÜimg  des  Lizentiatengrades  ein  Betrag  von  20  Kronen,  det 
Doklorates  von  24  Kronen  in  Abzug  gebracht  worden  ist,  in  der  Art 

unter  die  bei  den  Promotionsarhcitcn  beteiligten  Mitglieder  des  Professoren- 
kollcgiuins  verteilt,  daß  Dekan  und  Referent  das  Doppelte  der  auf  die 
Übrigen  Mitglieder  des  FrofessorenkoUegiums  entfallenden  Quote  erhalten. 


Eid. 

Ego  —  N.  N.  —  iuro,  me  doctrinam  scripturae  sacrae  secundura 
confcssiüiicni  ecclesiae  evangclicac  (A.  C.  vel  H.  C.)  bona  fide  profiieri 
et  proinitto  eam  constaiUtr  seuuluruiii,  ad  eius  verilaieni  dcfendendam 
docendo  vel  scribendo  pro  viribus  coUattirum,  vitamque  theologo  christiano 
dignam  actunun  aique  ita  huius  Utterarum  fheologicanim  academiae,  tum 
ecclesiae  evangelicae  commoda,  luvante  Deo,  promotimim,  ipsique  oidiai 
amoreffl  et  sinceram  fidem  seraper  praestiturum  esse.  Ita  rae  Detis  adiuvet 
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1.  Studienordnung. 


Nr.  636. 

Gesetz  vom  20.  April  1893,  RCBNr.  68,') 

betreffend  die  rechts«  und  staatswissensdiaftUcben  Studien  und  Staats- 
prüfungen. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrates  finde  Ich  anzuordnen, 

wie  folgt: 

§  1.  Die  rechts-  und  stnatswissenschaftlirlu  n  Studien  sind,  sofern 
durch  dieselben  die  Qualifii<ation  für  den  ötientlichen  Dienst  erworben 
werden  soll,  an  einer  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät  in  einer 
bcstitnmten  Dauer  zurückzulegfen.  Der  Erfolg  derselben  ist  durch  die  Äb- 
legung  der  Üieoretischen  Staatspruiungcii,  namhch  der  rechtshistorischen, 
der  judiziellen  und  der  staatswissenschaftUchen  Staatsprüfung,  nachzuweisen. 

Die  Regelung  der  Erfordernisse  zur  Erlangung  des  Doictoigrades  erfolgt 
im  Verordnungswege.*) 

RücIcsichtUdi  jener  Studierenden,  welche  weder  die  QualiiUcation  für 
den  öffentlichen  Dienst,  noch  die  Erlangung  des  Doktorgrades  anstreben, 
haben  ausschließlich  die  Bestimmungen  der  allgememen  Studienordnung^)  ' 
zur  Anwendung  zu  kommen.  • 

§  2.  Die  Studiendauer  beträgt  mindestens  acht  Semester,  von  welchen 
mindestens  drei  vor,  die  übrigen,  jedoch  mirnKstcns  vier,  nach  Ablegung 
der  rechtshistorischen  Staatsprüfungr  zurück/iilL nen  sind. 

Liii  Ücmester  ist  jedoch  in  diese  Studiendauer  nur  dann  eui/urtchfica, 
wenn  die  im  Verordnungswege  *)  festzusetzende  Anzahl  der  Vorlesestunden 
eingehalten  ist 


»)  Enthalten  im  MVBNr.  16  ex  1893. 

*)  s.  MüiVdg.  vom  15.  Aprü  Z.  4X8,  ROBNr»  57.  MVBNr,  $i  ($,  Nr.  660). 
»)     Nr.  365. 

'^V0.§3det  MtnVdg.  wm  9t.  DueaAtr  laos,  RQBNr.  304  (s.  Nr.  636J. 
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Inwiefern  die  an  einer  anderen  als  der  rechts-  und  staatswtssensdiaft- 
liehen  Fakultät*)  oder  die  an  einer  ausländischen  Universität  zugebrachte 
Studienzeit  in  die  Studiendauer  eingerechnet  werden  Icann,  bestimmt  der 

Unteirichtsm  inister. 

§  3.  Die  Zulassung^  zu  den  theoretischen  Staatsprüfungen  hat  nebst 
der  Studiendauer  den  Besuch  der  vnrireschriebenen  Vorlesungen  (Obhgat- 
koHegien),  die  Zulassung  der  judiziellcn  und  staatswissenschaftlichen  Staats- 
prüfung überdies  den  Nachweis  der  mit  Erfolg  abgelegten  rechtshistonächen 
Staatsprüfung  zur  Voraussetzung. 

§  4.  Obligat  sind  nachfolgende  Disziplinen: 

I.  Behufs  Zulassung  zur  rechtshistoriscfaen  Staatsprüfung: 

a)  römisches  Rechti 

b)  Kirchenrecht, 

c)  deutsches  Recht  (Geschichte  der  Recfatsquellen  und  des  öffentlichco 

Rechtes,  Geschichte  und  System  des  Privatrechtes), 

d)  österreichische  Reichsgeschichte  (Geschichte  der  Staatsbildung  und 
des  öffentlichen  Rechtes). 

II.  Behufs  Zulassung  zur  judiziellen  und  zur  staatswissenschaftlicfaeo 
Staatsprüfung: 

a)  österreichisches  Privatrecht, 

b)  österreichisches  Handels-  und  Wechselredit, 

c)  Österreichisches  zivilgerichtliches  Verfahren, 

d)  österreichisches  Strafrecht  und  Strafprozeß, 

e)  allgemeines  und  österreichisches  Staatsrecht, 

f)  Verwaltungslehre  und  österreichisches  Verwattungsrecht, 

g)  V^otkswirtschaftslehre  und  Volksw  irtschaftspolitik, 

h)  Finanzwissenschaft  mit  Iwsonderer  Berücksichtigung  der  österreicfai- 
sehen  Finanzgesetzgebung. 

Die  Vürlesunf^^en  über  die  sub  II  genannten  Disziplinen  sind  vorbe- 
haltlich der  Bestimmung  tie^  §  5,  al.  1,  nur  dann  anrechenbar,  wenn 
sie  nach  Ablcgung  der  rcchtslustorischen  Staatspriifuiig  gehori  worden  sind 

Sämtliche  sub  1  und  II  genannten  Disziplinen  sind  zugleich  Prüfungs- 
gegenstände, und  zwar  die  sub  I  bezeichneten  bei  der  rechtshistoriscfaen, 
die  sub  II  Iii  a  bis  d  bezeichneten  bei  der  judiziellen,  die  ilbrigen  bd 
.  der  staatswissenschaftlichen  Staatsprikfung. 

HI.  Außerdem  haben  die  Studierenden  der  Rechte  zu  hören: 

a)  vor  der  rechtshistorisdien  Staatsprüfung  eine  Voriesung  an  der 
philosophischen  Fakultät  aus  dem  Gebiete  der  Philosophie, 

b)  vor  oder  nach  der  rechtshistorischen  Staatsprüfung  noch  eine  Vor* 
lesung  an  der  phih^-^ophischen  Fakultät,  femer  eine  Vorlesung  über  Ge- 
schichte der  Rechtsphilosophie  und  eine  Vorlesung  über  aUgemeiue  ver- 
gleichende und  österreichische  Statistik. 

In  besonders  berticksichtigiingswerten  Fällen  kann  der  Untcrrichts- 
minister  von  dem  Besuche  einzelner  obligater  Vorlesungen  Naciisichi  er- 
teilen. 

*)  s,  §  9  der  Durc^ührtMgsverordntutg  (s.  Nr.  6J6J» 
■)  s,S  lOvon  Nr.  636, 
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§  5.  Die  rcditshistorisGhe  Staatsprfifitng  kann  in  den  vier  ersten 
Wodicn  des  vierten  Semesters  abgelegt  werden. 

Die  judiziellc  und  die  staatswissenschaftliche  Staatsprüfung  können  in 
beliebiger  Folge  abgelegt  werden,  und  zwar  eine  derselben  bereits  in  den 
letzten  vier  Wochen  des  letzten  Semesters. 

§  6.  Die  Bestimmung,  wonach  der  an  einer  österreichischen  Universität 
erlangte  Grad  eines  Doktors  der  Rechte  gleiche  Wirkung  mit  den  voll- 
ständig abgelegten  Staatsprüfungen  hat,  bleibt  fortan  nur  hinsichtlich  jener 
Kandidaten  in  Kr  alt,  welche  bei  Beginn  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes 
den  Doktorgrad  bereits  erworben  haben.^) 

§  7.  Auf  Orund  vorstehender  Bestimmungen  wird  die  rechts-  und 
staafswissensdiaftliche  Studien-  und  Prüfungsordnung  vom  Unterrichtsminister 
fes^esetzt.*) 

§  8.  Dieses  QesetE  tritt  mit  dem  Beginne  des  Studienjahres  1804/95 

in  Wirksamkeit. 

§  9.  Mit  dem  Tage  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  treten  alle  mit 
diesem  Gesetze  im  Widerspruche  stehenden   Bestimmungen  außer  Kraft. 

Hinsichtlich  jener  Studierenden,  welche  ihre  Studien  vor  diesem  Zeit- 
punkte bereits  begonnen  haben,  sind  vom  Unterrichtsminister  entsprechende 
Übergangsbestimmungen  zu  erlassen. 

§  10.  Mit  der  Durchführung  dieses  Gesetzes  wird  Mein  Münster  für 
Kultus  und  Unterricht  beauftragt. 


Nr.  636. 

Vsrordnimg  les  Ministers  f ar  L  o.  D.  Yoin  24.  Oezember  1893, 

RBBVr.  204.  HTBMr.  1  ex  UM, 

betreffend  die  Regelang  der  rechts-  imd  staatswiwensdiaftllcfaen  Stndieii 

und  der  theoretischen  SteatsprAfangen* 

Auf  Grund  des  Gesetzes  vom  20.  April  1893,  RQBNr.  68,  finde  ich 
anzuordnen,  wie  folgt: 

§  1.  Studierende  der  Rechte  haben,  insoweit  sie  die  Qualifikation 
für  den  öffentlichen  Dienst  anstreben,  ihre  rechts-  und  staatswissenschaftlichen 
Studien  in  OemäBhett  der  folgenden  Bestimmungen  einzurichten  und  drei  * 
theoretische  Staatsprüfungen,  die  rechtshistoriscfae,  judiziellc  und  staatswissen* 
sdiafdidie  abzulegen. 

'i  Hiemit  erscheint  die  mmelst  Note  des  Ministeriums  Jür  K.  u.  U.  vom  16.  Mai  /859 
Z,  74S/t  RQBNr,  9h  beirtfftnd  dm  EUtfli^  d»  AMeemte  der  UuonUu^ta  SiMa»trßfiMgen  mtf 

den  Eintritt  In  die  Konzeptspraxis  kund(;fmachte  Br^ffmmunf^  der  fr7;>  Vd:^.  vom  6.  Apri!  is^^o^ 
wonach  dem  Uatenichtsministerium  die  Entscheidung  über  die  Frage  zukam,  ob  und  Uvmejem  der 
Ahgana  einer  od»  d»  oudereH  iheoreltuNen  Staatsprüfung  duth  Htw  od»  m^rere  wm  einem 
Kandidaten  an  einer  MaveicMschen  Universität  mit  gfiHdgettdfm  trftdg  idtgelegte  strenge 
Doktoratsprüfunf^n  ersetzt  wird,  aufgehoben.  Die  Anerkennan;^  eines  (UgOTOeUttS  OlS  EfSOtt  für 
die  fehlende  gleichartige  Staatsprüfung  ist  daher  gesetzUch  unzulässig. 
«) «.  Nr,  tf». 
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A.  Studien. 

§  2.  Die  Minimaldauer  der  Studienzeit  beträgt  acht  Setnester,  und 
zwar  mit  der  Maßgabe,  daß  vor  der  rechtshistorischen  Staatsprüfung  (erster 

Studienabschniti)  mindcitens  drei,  nach  der  rechtshistorischen  Sta-itsprüfung^ 
(zweiter  Studienabschnitt)  mindestens  vier  Semester  zurückzulegen  sind. 

Der  /weite  Studienr^bschnitt  dauert  sonach: 

a)  mindestens  fünf  Scnustcr  für  Studierende,  weiche  die  rechtstiisto 
rische  Staatsprüfung  bereits  nach  drei  Semestern  ablegen, 

b)  mindestens  vier  Semester  für  Studierende,  welche  vor  der  rechts- 
historischen Staatsprüfung  vier  oder  mehr  Semester  absolviert  haben. 

§  3.  Ein  Semester  ist  in  die  vorgeschriebene  Studiendauer  nur  dann 
einrechenbar,^)  wenn  für  dasselbe  ein  Kollegienbesuch  von  mindestens 
20  Stunden  nachgewiesen  wird.  Es  genügt  jedoch  ein  Koilegienbesuch  von 
12  Stunden 

a)  für  das  vierte  Semester,  falls  dasselbe  vor  der  rechtshistorischen 
Staatsprühing  zurückgelegt  wird, 

b)  für  eines  der  Semester  des  zweiten  Studienabschnittes,  wenn  dieser 
fünf  Semester  umfaßt. 

In  demselben  Studienabschnitte  kann  die  mangelnde  Stundenanzahl  eines 
Semesters  durch  den  Überschuß  in  einem  anderen  ausgeglichen  werden. 

Die  rechts-  und  stt-Kitswis-^enschaftlichcn  Stuiücn  können  SOWOhl  mit 
einem  Winter-,  wie  mit  einem  Sommersemester  begonnen  werden. 

§  4.  In  dem  ersten  Studienabschnitte,  das  ist  vor  der  rechtshistori^chen 
Staatsprüfung  (§  2),  sind  Vorlesungen  über  nachstehende  Gegenstände 
(Obligatkoliegien)  in  dem  angegebenen  Minimalausmaße  an  Wochen- 
stunden  zu  hören: 

1.  Römisches  Recht  durch  20  Stunden,  verteilt  auf  mindestens  zwei 

Semester. 

Es  bleibt  dem  Ermessen  des  Dozenten  des  römischen  Rechtes  anheun- 
gestellt,  ob  er  die  historische  mit  der  dogmatischen  Darstellung  verbinden 
oder  in  der  üblichen  Weise  Instituttonen  und  Pandekten  getrennt  vor* 
tragen  will. 

Wenn  die  historische  Darstellung  mit  der  systematischen  verbunden 
werden  soll,  so  ist  dieses  bei  der  Ankündigung  des  Kollegiums  in  ent* 
sprechender  Weise  ersichtlich  zu  machen;  die  für  ein  Semester  in  Aus- 
sicht genommenen  Abschnitte  sind  in  allen  Fällen  genau  zu  bezeichnen. 


*)  Vgt-  §  2,  zweiter  Absatz  des  Gesetzes  vom  20.  April  jm,  RQBNr.  6S  (s,  Nr,  63SJ.  — 
Hlti^^ßkk  dir  EbtntfietAtfflaU  ebtea  SuM$ltrs  vgl.  §  m  4tr  tMgmebuH  STrrrtffumiJW^ 

(s.  Nr.  365J.  Bezüglich  der  Einrechnung  der  Stundemahl  idM  obligater  KolUgtem  S,  A 
Aameritung^  au/S.  Sio  und  betreffs  derSichteinrechenbarkeit  der  sogenannten  Reprobationssrmrster 
dU  MinEjrl.  vom  17.  Februar  JS99,  Z.  2340,  MVBNr.  5  (s,  Nr.  653)  und  vom  ll.JuU  1902, 
Z,  SiJSU  (9,  Nr.  658J. 

Ein  von  einem  Studierendfu  an  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakaltäi  als  au ßet' 
ordentlicher  Hörer  vor  mit  trfolg  bestandener  Maturitätsprilfttng  zugebrachtes  SemestiT  tsnn 
In  keinem  Falle  in  die  gesetzliche  Studienzeit  eingerechnet  werden  (s.  Nr.  4J4J.  Über  dir  Nwa- 
dnrechenbarktU  der  Semesier,  in  wetekat  der  PneetutOeMi  dl$  Et^ßkr^FrwMtt^  nhgiieütrt 
wirdt  s.  Nr.  551. 
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2.  Kirchea recht  durch  sieben  Stuiuleii  in  einem  Semester  oder  ver- 
teilt auf  zwei  Semester. 

3.  Deutsches  Recht  (Geschichte  der  Rechtsquellen  und  des  öffent- 
lichen Rechtes,  Geschichte  und  System  des  Privatrechtes)  durch  zehn  Stunden, 
verteilt  auf  zwei  Semester. 

4.  Osterreichische  Reichsgeschichte  (Geschichte  der  Staatsbil- 
dung  und  des  öffentlichen  Rechtes)  durch  fünf  Stunden  in  einem  Semester; 

an  Universitäten,  nn  welchen  hiefür  ein  Bedürfnis  vorhanden  ist,  wird  bei 
dieser  Vf  rlcsuni;  die  Rc cfitsentwidfluflg  in  den  betreffenden  Territorien  be- 
sonders zu  btriKksichti^an  sein. 

Diese  Vorlesung  kann  sowohl  an  der  rechts-  und  slaatswissensdiaii- 
liehen,  als  an  der  philosophischen  Fakultät  gehört  werden. 

5.  Eine  Vorlesung  an  der  philosophischen  Fakultät  aub  dem  Gebiete 
der  Philosophie  durch  vier  Stunden  in  einem  Semester. 

Eine  bestbnmte  Reihenfolge  fOr  den  Besuch  dieser  Vorlesungen  Ist  nicht 
vorgeschriel>en;  das  Studium  der  Rechts*  und  Staalswissenscliaften  hat 
jedoch  mit  einer  Vorlesung,  in  welcher  die  Instttuttonen  des  romischen 
Rechtes  zum  Vortrage  gelangen,  zu  beginnen.^) 

§  5.  In  dem  zweiten  Studienabschnitte  sind  Vorlesungen  fiber  nach- 
stehende Gegenstände  in  dem  angegebenen  Minimalausmaße  an  Wodien- 
stunden  obligat  und  bilden  die  Voraussetzung  für  die  Zulassung  zur  judi- 
ziellen  und  zur  staatswissenschaftlichen  Staatsprüfung: 

1  österreichisches  Privatrecht  durch  18  Stunden,  verteilt  auf 
zwei  Semester. 

2.  österreichisches  Handels-  und  Wechselrecht,  entweder  ge- 
trennt oder  in  einer  Vorlesung  vereinigt,  durch  sieben  Stunden  in  einem 
Semester  oder  verteilt  auf  zwei  Semester. 

3.  Österreichisches  zivilgerichtliches  Verfahren  durch  zwölf 
Stunden,  verteilt  auf  zwei  Semester. 

4.  Österreichisches  Strafrecht  und  Strafprozeß  durch  zehn 
Stunden,  verteilt  auf  zwei  Semester. 

5.  Allgemeines  und  Österreichisches  Staatsrecht  durch  fflnf 
Stunden  in  einem  Semester. 

6.  Verw  MUt?n,<Ts!ehre  und  österreichisches  Verwaltungsrecht 
durch  sechs  Stunden  in  einem  Semester. 

7.  Volkswirtschaftslehre  und  Volks  Wirtschaftspolitik,  ent- 
weder getrennt  oder  in  einer  Vorlesung  vereinigt,  durch  zehn  Stunden  in 
zwei  Semestern. 

8.  Finanzwissenschaft,  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  öster- 
reichischen Finanzgesetzgebung,  durch  fünf  Stunden  in  einem  Semester. 

Eme  bestimmte  Reihenfolge  für  den  Besuch  dieser  Vorlesungen  ist 
nicht  vorgeschrieben. 

Die  in  diesem  Paragraphen  bezeichneten  Kollegien  können  vor  Ab- 
legung der  rechtshistorischen  Staatsprüfung  in  anrechenbarer  Weise  nicht 
gehört  werden. 

»)  VgL  Nr.  «S. 


Digitized  by  Google 


810 


n.  Tdh  StttdlcDvondirUitiij  B.  Die  vier  Pekollltetadlcii* 


§  6.  Außeidem  haben  die  Studierenden  der  Rechte  behufs  Zulassung 

zur  judiziellen  und  zur  staatswissenschaftlichen  Staatsprüfung  nachzuweisen, 
daß  sie,  sei  es  vor,  sei  es  nach  der  rechtshistorischen  Staatsprüfung  nebst 

der  im  §  4,  Z  5,  he/cichneten  Vorlesung-  nachstehende  Vorlesungen  in 
einem  Semester  und  in  dem  angegebenen  Minimaiausmaße  an  Wodien&ttmden 
gehört  haben,  nämlich  eine  Vorlesung' 

a)  an  der  philosophiSLlieii  i  akultai  durch  drei  Stiuulen: 

b)  über  Gcbchichle  der  Reciitsphilosophie  durtli  vier  Stunden; 

c)  äber  allgemeine  veigleichende  und  österreichische  Statistik  durch  vier 
Stunden. 

§  7.  Außer  den  hl  den  §§  4,  3  und  6  bezeichneten  obligaten  Vor- 
lesungen ist  an  den  rechts-  und  staatswissenschaftiichen  Fakultäten  die 
regelmäßige  Abhaltung  von  Vorlesungen  Aber  nachstehende  Disziplinen 
sicherzustellen  :i) 

1.  Enzyklopädie  der  Rechts-  und  Staatswissenschaften; 

2.  österreidiisches  Bergrecht; 

3.  Völkerrecht; 

4.  gerichtliche  Medizin; 

*)  Obtr  die  Frequenz  ntehiobllgaier  Vorlesungen  seitens  der  ReeMsk^tr  öemeMt 

der  MinErl.  vom  Z  Oktober  /855.  Z.  15.162,  ROBNr.  172:  Oberhaupt  aber  haben  die  StsdicccMlCB 
sich  nicht  auf  die  ihnen  ausdi ilcVrlich  vori?e<5chriebcncn  Kültegien  zu  bcschrlnfccn.  cnndcrn 
noch  andere  nach  ihrer  eigenen  Wahl  an  was  immer  für  einer  UniveraititsUkiUt&t  zu  besuchen. 

IMe  Dur^Bhnuig9rorsehr(ft  sm  eUgem  Erlasse  Jugt  beit  Es  t tcht  fhaen  fedocb  aacb 
fernerhin  frei,  wenn  ein  Oegenstand  von  mehreren  Dozenten  (ordentlichen  oder  aufierordentlicfaeo 
Professoren  oder  Prlvatdozcnten^  vf)rpptrap:en  wird,  unter  denselben  zu  \v:iht:n  u^d  neben  den 
vorgezeichneten  Kollegien  noch  andere  an  üer  rechts-  und  staatswissenscbahiichcn  oder  einer 
anderen  Paknltlt  zu  beraebtn  and  aucli  die  Stuadenzthl  der  an  aaderca  PaknltitCB  besncfelcn 
KoNcfien  ist  in  das  gesetzliche  Minimum  der  Stundenzahl  einzurechnen. 

Übrigens  wird  auch  die  Wahl  der  nicht  obligaten  Kollegien  unter  die  Aufsicht  der 
Dekane  and  der  betreffenden  Dozenten  Insofern  gestellt,  dafi  den  Studierenden  die  Inskription 
hl  Vortrige,  zn  detan  Venündnls  Ihnen  offenbar  die  nStfccn  Voretadlcn  minffda,  nicht  ta 
gcttatten  ist. 

Der  MUiErL  vom  Z  Okiober  1855,  Z.  15J219,  besagt:  Wie  sehr  es  wOnschenswert  Ut,  daS 
dletcr  Bcendt  freiwiltlg  gewihlter  Kollegien  befördert  verde,  gebt  «chon  ans  der  BctradMaaf 
hervor,  dafi  der  allen  Studierenden  gemeinsam  vorgezeichnale  Plan»  ohne  Rflcksicht  anf  den 

speziellen  Beruf,  dem  sich  der  eine  oder  der  andere  zuwendet,  eben  nur  umfaßt,  was  rar 
allgemeinen  rechts-  und  staatswissenschaftiichen  Bildung  fur  notwendig  erachtet  wird,  wahrend 
fSr  Jeden  dmtClncn  eine  «allere  Ai^ldnns  nach  dner  oder  der  andern  Richtnng  hin  BcdSrfnb 
' ,  in  wird.  Das  Ocfülil  des  BcdOrfnisscs  und  selbsttltii^cs  Streben  nach  Befriedigung  desselben 
anzuregen,  ist  eine  der  wichtigsten  Aufgaben  jede?  öffentlichen  Unterrichte«.  Die^e  Sefbst- 
titigkelt  wird  aber  In  der  studierenden  Jugend  kaum  geweckt  werden  können,  wenn  nicht  der 
Wahl  Ihrer  Bescblftlgnng  auch  ein  angemenanar  Splelranm  gtlaiecn  wird.  Dan  LdirfcSrpara 
wird  daher  angelegentlich  empfohlen,  bei  der  ihnen  anvertrauten  Leitung  und  (?ber*'3chaTif 
des  Studienganges  der  Jugend  hierauf  Bedacht  zu  nehmen.  So  sehr  es  im  Interesse  der 
Studierenden  Hegt,  dafl  ein  ganz  unvereHhtdlger  Oebrandi  der  geslattetea  Wahl  der  Kollegiea 
gar  nicht  zugelassen  werde,  ebensosehr  ist  auch  andrerseits  daran  gelegen,  dafl  der  Elfer  aad 
dio  !  embegierde  nicfat  darch  onnAtige  Beachrinlcung  der  eigenen  Wahl  gelibmt  und  Baln>> 
drückt  werde. 

Betreffs  der  Blnr^tiAarbOt  der  an  ^  reehis'  und  staotswtssenscha/Hiekeu 

Seminaren  abgehaltenen  Obangen  in  die  vorgeschriebene  Stundemahl  vgl.  Nr,  3/9,  Punkt  Ii 
Die  bei  den  Lehrern  im  engeren  Sinne  (Lektoren)  frequenti^rien  Vorlesunf^rn  und 
Übungen  sind  in  die  zur  Anrechenbarkelt  eines  Semesters  erjorderiiche  i>iundenanxahl  mckt  ein- 
emhutui  MinBrL  wm  3t.  Hat       Z,  0809,  HVBNr,  2t,  Paukt  3  fs.  Nk  2aoj, 
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5.  Staaterechnuiigswissenschaft ;  <) 

6.  österreichische  Agraigesetzgrebiuig  mit  besonderer  Berücksichtigung 
der  historischeil  Entwicldunsr  der  Agrarverhältnisse; 

7.  österretchiscbes  Finaozrecht 

Femer  ist  für  Abhaltung  von  Vortragen  über  veigleichende  Rechts- 
wissenschaft nach  Tiinlichiceit  Sorge  zu  tragen.*) 

Hinsichtlich  der  Vortrage  über  polnisches  Recht  3)  an  den  Universitäten 
in  Krakau  und  Lembeig  bleiben  die  bisherigen  Bestimmungen  aufrecht 

§  8.  Die  Professorenkollegien  der  rechts-  und  staatswisscnschaftitchcn 
Folcullatcu  sind  verpflichtet,  für  die  Vollständigkeit  der  Lehrvorträge  auf 
dem  Gebiete  der  Rechts-  und  Staatswissenschaften  zu  sorgen  und  die  Vor- 
lesungen so  einzurichten,  daB  jeder  Studierende,  welcher  die  zur  staats- 
gültigen Vollendung  seiner  Studien  vorgeschriebene  Zeit  an  der  FakuHit 
zubringt,  Gelegenheit  hat,  die  samtlichen  obligaten  Fächer,  und  zwar  in  der 
Regel  bei  Professoren,  in  dem  iVUnimum^)  der  vorgeschriebenen  Stunden- 
zahl zu  hören. 

§  9.  Ob  und  in  welchem  Umfange  ein  oder  mehrere  an  einer  anderen 
als  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät^)  zugebrachte  Semester 

in  die  gesetzliche  Studiendauer  eingeredmet  werden  können,  entscheidet 
der  Unterrichtsminister  nach  Einvernehmung  des  ProfessorenkoUegiums  der 
rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät 

§  10.  Inwiefern  die  an  auswärtigen  Hochschulen  dem  rechts-  und 
staatswissenschaftlichen  Studium  gewidmete  Studienzeit  in  die  nach  §  2 
vorgeschriebene  Semesterzahl  einzurechnen  oder  einzelne  daselbst  frequen- 
tierte Vorlesungen  als  anrechenbar  anzusehen  sind,  entscheidet  unter  Be- 

rücksichtigun<T  der  betreffenden  Studieneinrichtun*Ten  und  des  Umfanges  des 
nachgewiesenen  KoUegieobesuches  der  Unterrichtsminister. 


>)  Vgl.  Vorbemerkung  bei  Nr.  7af. 

*)  Bezüglich  der  Vorträge  über  üe/ängniskande  wurde  mä  demMinErL  vom2i.JiuU 
ISflP,  Z.  6f04,  bemerktt  Ite  du  W«tettllf dnic  «ns  dem  Oebicte  der  OeHnKnldnnide  in  den  Obllgat- 
kollegien  Ober  Strafrecht  und  Strafprozefl  stun  Vortra^rc  zu  gelangen  bat,  so  erscheint  die  Ein- 
fSbrnni:  von  Obligatvorlesungen  über  die  ersterwähnte  Disziplin  nicht  geboten. 

Es  muß  jedoch  mit  Rflcksicht  auf  die  Bedeutung,  welche  der  Oefängniskunde  auch  vom 
SttBdimnkt  der  prektecben  Stnfreclrti|»Bee«  mkorant,  denn!  Wert  gelegt  werden,  dtS  Ober 
die  gedachte  Dhziplin  in  angemessenen  Zwischenräumen  Vorträge  abgehalten  werden. 

Indem  Ich  demnach  mit  Anerkennung  zur  Kenntnis  nehme,  daß  die  beteiligten  Fach- 
professoren simtlicher  Universitäten  sich  zur  Abhaltung  der  gedachten  Vorträge  bereit  erlclärt 
haben,  eprccfac  ich  die  Oeac^elt  nns,  ctwnigen  Antrigcn  wegen  Renmnerlemnf  tolcher  Vor- 
Mge  von  fall  zu  Fall  die  tunlichste  Berücksichtigung  zu  teil  werden  zu  laüüen. 

MU  Erkifi  vom  15.  Februar  1882,  Z.  61,  wurde  angeordnei,  daß  vom  Studienjahre  188^83 
ab  tut  der  ünUwslUt  In  Lemberg  in  Jedem  Semester  ein  wier-  bis  fönßtändiges  KoUegiam  Bber 
polnisches  Pri va  tre ch  t  und  Geschichte  desselben  gelesen  werde.  Seit  IB^  besieht  daselbst  eine 
ordMtiiche  Lehrkamel  die$0$  Faäm,  wit  dies  auA  an  der  UaiMnitdi  in  Krakau  der  FaU  ist. 

*)  V0.  Nr.  151. 

*)Vgß.  §  2  des  Qestiges  vom  X.  Aprü  1993,  HOBNr.  tfS  (§.  Nr.  63SJ.  —  Die  gesetsttehe 
BssdV^nkung  der  Elnrechenbarkeit  auf  das  FakultätsstutUum  SefUi^  die  Einrechnung  von  an 
anderen  I  ehranstalfen.  wie  z.  B.  an  frchiischen  Hochschulen,  OU  d$r  HctkSdlMlS  JÜT  BodenkoUUT, 

an  DiozesanUiiranstalten  usw.  zurückgelegten  Semestern  aus. 
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Obrigens  werden  rücksichtlich  der  Behandlung  der  an  einzelnen  Um* 
versitäten  des  Auslandes  zugebrachten  Studienzeit  generelle  Wetsungen  vor- 
behalten.^ 

In  jedem  Falle  müssen  wenitrstcns  ein  Semester  vor  Ahlefriing'  der 
rechtshistorischen  und  wenigstens  zwei  nach  derselben  an  einer  österreichi- 
schen Universität  zugebracht  werden. 

B*  StMltipfBflUIgML 

§  11.  Die  rechtshistorische  Staatsprüfung  kann  frühestens  in  den  vier 
ersten  Wochen  des  vierten  Semesters  abgelegt  werden. 

Die  judizielle  und  staatswissenschaftliche  Staatsprüfung  können  in  be- 
liebiger Reihenfolge  abgelegt  werden,  und  zwar  eine  derselben  bereits 

in  den  vier  letzten  Wochen  des  achten  Semesters. 

Im  übrigen  setzt  die  Zulassung  zu  den  theoretischen  Staatsprüfungen 
die  Erfüllung  der  im  voranstchenden  hinsichtlich  der  Studiendauer  und  der 
Obligatkollegicn  festgesetzten  Bedingungen  voraus.^) 

Die  Bestimmungen  über  die  Zulassung  zu  den  Staatsprüfungen  auf  Grund 
von  Privatstudien  sind  aufgehoben.^) 

I  12.  Gegenstände  der  rechtsliistori sehen  Staatsprüfung  sind: 

1.  römisches  Recht; 

2.  Kirchenrecht; 

3.  deutsches  Recht  (Geschichte  der  Quellen  und  des  dffentlidien 
Rechtes,   Geschichte  und  System  des  deutschen  Privatrechtes); 

4.  österreichische  Reichsgeschichte  (Geschichte  der  Staatsbildung  und 
des  öffentlichen  Rechtes). 

§  13.  Gegenstände  der  judiziellen  Staatsprüfung  sind: 

1.  österreichisches  Frivatrecht; 

2.  österreichisches  Handels-  und  Wechselrecht; 

3.  österreichisches  zivilgerichtUches  Verfahren; 

4.  österreichisches  Strafrecht  und  Strafprozeß. 

§  14.  Gegenstände  der  staatswisseaschaftlichen  Staatsprüfung 

sind: 

1.  allgemeines  und  österreichisches  Staatsrecht; 

2.  Verwaltungslehre  und  österreichisches  Verwaltungsrecfat; 

3.  Volkswirtschaftslehre  und  Volkswirtschaftspolitik; 

4.  Finanzwissensch  ift,  mit  besonderer  Berüdcsichtigung  der  Öster- 
reichischen Finanzgesetzgebung. 

>)  Beti^iekä^AnreehMuigderait  4tr  UiUwtUdUnAgram  nm  Siadi^tndtm  ambtim 

Mtf  Dalmatien  zurück^de^en  Rechtsstudien  und  bestandenen  Staatsprüfungen  vgL  Nr.  639  and  659. 

*)  Nach  Punkt  3  des  MinErL  vom  JO.  Oktober  1902,  Z.  3Z2i2  (s.  Nr.  639J  sind  Reektt- 
Mrer  der  A  gramer  ünberUtät,  »»JSdhe  M  dir  reeMOütorlseheii  Staatsprüfung  dta^bei  Im  JA 
Termine  reprobiert  wurden  und  diese  Pf^fiutg  im  darauffolgenden  Oktober-Termine  mä  Erfetg 
wiederholt  haben,  gehnlien,  vor  Zulassnnc  tu  der  judiziellen  oder  siaatswissenschapüchen  SUint- 
Prüfung,  beziehungsweise  trgänzungsprüfung  (Punkt  4,  Abs.  I  des  triassesj  und  tu  den  Rigorosn 
Sick  über  wäten  finf  am  der  rtddS'  und  stuatswiasenstki^flileken  FakmUdt  ttaeh  mit  Erfolg  ek- 
§ütgler  rechtshistorischer  Staatsprüfung  zugebrachte  Semester  auszuweisen. 

*)  Auf  die  ausnahmsweise  Zulassung  von  Kanzlei-  oder  Manipulationsbeamten  za  dm 
theoretischen  Staatsprüfungen  mit  Nachsicht  der  vorgeschriebenen  Stadien  bezogen  sich  die  MiaErt. 
»am  tS.  Oktober  1857,  Z,  töStS,  aadvomiO,  Okiobtr  t896,  Z,  906X 
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§  15.  Zm  Abhahung  der  von  den  Studierenden  der  Rechte  abzu- 
legenden theoretischen  Staatsprüfungen  werden  an  jedem  Sitze  einer  Uni- 
versität eigene  Prüfungskonunissionen  vom  Unterriditominister  bestellt 

I  16.  jede  Kommission  besteht  aus  einem  Präses,  einem  oder  nach 
Umständen  mehreren  Präses-Stellvertretern  (Vizeprasides)  und  der  erforder- 
lichen Anzahl  von  Prüfungskommissären. 

Aus  ihnen  setzt  der  Präses  nach  seinem  Ermessen  die  Kommissionen 
für  die  einzelnen  Prüfungsakte  (Spezialkommissionen)  zusammen.  Sie  haben 
bei  jeder  der  drei  thL'oreti';chen  Staatsprüfungen  aus  dem  Vorsitzenden 
und  drei  Korninissären  zu  bestehen.  ) 

Bei  der  rechtshistorischen  Staatsprüfung  sind  die  Gegenstände  12) 
unter  die  drei  Prüfungskoiinmssare  in  der  Weise  zu  verteilen,  da!l  K  iiiisLhes 
Recht  jedenfalls  von  einem  Examinator  zu  prüfen  ist,  einer  der  beiden 
übrigen  Examinatoren  sonach  zwei  Gegenstände  fibemimmt. 

§  17.  Alle  ordentlichen  und  auUerordentUchcn  Professoren  der  rcchts- 
und  staalswissenschaftlichcn  Fakultäten  sind  kraft  ihres  Lehramtes  Prfifungs- 
kommissäre  für  ihr  Nomtnalfadi  bei  der  betreffenden  Staatsprfifungskommis- 
sion.  Sic  können  aber  auch  für  andere  Fächer  und  andere  Kommissionen 
als  Prüfer  ernannt  werden. 

Aufierdem  sind  auch  andere  Fachmänner  nach  Maßgabe  des  Erforder- 
nisses vom  Unterrichtsminister  zu  Präfungskommissären  zu  ernennen. 

§  18.  Der  Vorsitzende  der  Prüfungskommission  kann  sidi  am  Prüfungs- 
akte durch  einzelne  Fragen  beteiligen.  Bei  der  judiziellen  und  staatswissen- 
schaftlichen Staatsprüfung  kann  er  auch  als  Examinator  für  ein  bestimmtes 
Prüfungsfach  funfrieren. 

In  Verhinderung'sfällen  wird  der  Präses  durch  den  Vizepräses,  oder 
falls  für  die  Kommissiün  kein  solcher  ernannt  oder  auch  dieser  verhindert 
ist,  durcii  den  nacii  den  Dienstjahren  ältesten  der  Kommission  als  Mitglied 
angehörigen  Professor  2)  vertreten. 

§  19.  Zur  Abhahung  der  rechtshistorischen  Staatspruiung  werden  jähr- 
lich drei  Termine  bestünmt,  und  zwar  zu  Beginn  und  am  Schlüsse  des 
Sommersemesters,  dann  zu  Begmn  des  Wmtersemesters, 

Die  judiziellen  und  die  staatswissenschaftlichen  Staatsprüfungen  werden 
mit  Ausnahme  der  Haupt-  und  Zwischenferien  das  ganze  Jahr  hindurch 
abgehalten. 

§  20.  Die  rechtshistoriscfae  Staatsprüfung  kann  nur  vor  der  Kommission 

an  dem  Sitze  der  Universität,  an  welcher  der  Kandidat  zur  Zeit  der  Prüfung 
inskribiert  ist  (oder  im  Falle  emer  Studienunterbrechung  zuletzt  inskribiert 
war)  abgelegt  werden. 

Dasselbe  gilt  auch  von  der  judiziellen  und  staatswissenschaftlichen 
Staatsprüfung,  wenn  dieselben  im  Laufe  des  letzten  Semesters  (§  11)  ab- 
gelegt werden.  Nach  Absolvierung  der  Studien  steht  die  Wahl  der  Prüfungs- 
kommission dem  Kandidaten  frei. 

')  Vgl-  §8  der  Prüfunf^irtsirukfion  fs.  ,N>.  610). 

*)  Qem4ß  §  4  der  Präßingsütstruition  fs.  Nr.  640J  wird  vomas geseilt,  dqft  äiestr  Prqfiessor 
sich  noch  in  Aktivität  befindet  und  ordentlicher  Professor  ist. 
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Wer  reprobiert  worden  ist,  hat  jedoch  die  Prüfung  vor  derselben 
Kommission  zu  wiederholen,  von  welcher  er  reprobiert  worden  ist 

Ausnahmen  von  den  in  dem  Vorstehenden  entlialtenen  Bestimmungen 
zu  gestatten,  ist  dem  Unterrichtsminister  vorbehalten. 

§  21.  Die  Meldung  der  Kandidaten  zu  den  theoretischen  Staatsprüfungen 

erfolgt  mittels  eines  gehörig  belegten  Gesuches,  welches  bei  der  rechts- 
historischen Staatsprüfung  dem  Dekan,  bei  den  beiden  anderen  dem  Präses 
der  bezüglichen  Prüfungskommission  unmittelbar  zu  überreichen  ist 

Dem  ücsuchc  ist  beizulegen: 

a)  für  die  rcchtslusKjnsche  Staatsjirufung  das  MaturitatszeugniSy  der 
MairikcLscIiein  und  das  AlcldiiiiL^sbucti,  und 

b)  für  die  zweite  und  dnlle  Staatsprüiung,  sci  dies  die  judizielle  oder 
die  staatswissenschaftliche,  noch  überdies  das  Zeugnis  über  die  mit  Erfo^ 
abgelegte  rechtshistorische  Staatsprüfung. 

§  22.  Die  Meldungen  für  die  rechtshistonsche  Staatsprüfung  haben  für 
den  Termin  zu  Anfang  des  Semesters  bis  zum  Schlüsse  des  vorangegangenen 
und  für  die  Termine  zum  Schlüsse  des  Semesters  spätestens  30  Ta^e  vor 
dem  letzteren  zu  erioigen.^) 

§  23.  Die  Meldung  zu  den  t>eiden  anderen  Prüfungen  ist  an  keine 
bestimmte  Frist  gebunden.*)  Die  Festsetzung  der  Prufungstage  erfolgt  hier 

von  Fall  zu  Fall  durch  den  Präses. 

Derselbe  hat  sich  hiebei  jedoch  im  allgemeinen  an  die  Ordnung  zu 
halten,  in  welcher  sich  die  Kandidaten  bei  ihm  zur  Prüfung  meldeten. 
Bei  demselben  Prüfun^^^r^kt  können  nicht  mehr  als  drei  Kandidaten  der 
Prüfung  unterzogen  werden. 

§  2}  Jeder  Kandidat  hat  sich  an  dem  ihm  bestimmten  Tage  tut 
Prüfung  einzufinden.  Erscheint  er  aus  was  immer  für  einem  Grunde  nicht, 
so  muß  er  bei  der  rechtshistnn sehen  Prüfung  gewärtigen,  in  demselben  Ter- 
mine nicht  mehr  zugelassen  zu  wcidLii,  bei  den  beiden  anderen  Staats- 
prüfungen aber  erst  nach  allen  übrigen  bereits  angemeldeten  Kandidaten 
wieder  an  die  Reihe  zu  kommen  *) 

§  25.  Die  Prüfungen  werden  mündlich  und  öffentlich  abgehalten;  die 
Beratung  und  Abstimmung  über  das  Efgebnis  der  Prüfung  erfolgt  in  nicht 
öffentlicher  Sitzung  der  Prüfungskommission. 

Die  Beschlüsse  der  Kommission  werden  mit  absoluter  Majorität  gefaßt; 
der  Präses  übt  das  Stimmrecht  ebenso  wie  die  übrigen  Kommissionsmit« 
glieder  aus. 

Im  Falle  der  Stimmengleichheit  ist  die  für  den  Kandidaten  ungünstigem 

Meinung  als  beschlossen  anzusehen. 

§  26.  Die  Prüfungskommission  hat  zuerst  dnrütier  Beschluß  zu  fassen, 
ob  der  Kandidat  den  vorgeschriebenen  Anforderungen  entsprochen  oder 
nicht  entsprochen  hat 

*)V8t.§9  Oer  PrBfung$instruktUm  (u  Nr.  640J. 

^)  I  V'.  §  JO  der  Prüfungsinstruktion  {s.  Nr.  640). 

')  Über  die  tolgen  eigenmächtigen  NichtencheineHS  bei  der  Prüfung  M.§  12  der  /V^/taya- 
iMMItfm  (s,  Nr.  640). 
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Eine  Abstimmung  daräber«  ob  ein  Kandidat  in  einem»  mehieren  oder 
allen  Prüfungsfädiem  den  KaOcfil  „Auszeidmmig"  erhalten  soll,  darf  nur 
unter  der  Voraussetzung  eingeleitet  werden,  dafl  der  Kandidat  mit  Stimmen- 
einhelligkeit approbiert  worden  ist 

Die  in  den  §§  12  bis  14  unter  einzelnen  Buchstaben  angeführten 
Disziplinen  sind  bezüglich  des  KaUcöls  „Auszeichnung^^  als  ein  Fach  an- 
zusehen. 

Im  Falle  der  Reprobation  ist  über  den  Termin  abzustimmen,  vor  dessen 
Ablauf  der  Kandidat  zur  Wiederholung  nicht  zugelassen  werden  darf. 

Gegen  den  Ausspruch  der  Prüfungskommission  ist  weder  ein  Rekurs, 
noch  sonst  ein  Kechtsinittel  statthaft. 

§  27.    Bezüglicli  der  Wiederholung  gelten  fulgende  Bestunniungen : 

a)  die  Reprobation  bei  der  rechtshistorischen  Staatsprüfung  erfolgt  auf 
zwei  Semester.^)  Der  Reprobierte  hat  Vorlesungen  aus  dem  Kreise  der 
Prfifungsgegenstände  im  JMinimalausmafie  von  zehn  Stunden  in  der  Woche 
zu  besuchen; 

b>  die  Reprobation  bei  der  judiziellen  und  bei  der  staatswissenschaft- 
lichen StaatsprQfung  erfolgt  auf  mindestens  sechs  Monate  und  höchstens 

ein  Jahr.3) 

Es  bleibt  dem  Ermessen  der  Priifimcfskommission  überlassen,  dem 
Kandidaten  den  wiederholten  Besuch  von  Vorlesungen  vorzuschreiben. 

Bevor  der  Kandidat  die  Prüfung  mit  Erfolg  wiederholt  hat,  ist  er  zur 
Ablegung  einer  andi  rcn  Staatsprüfung  nicht  zuzulassen. 

§  28.  Das  Resultat  der  Abstimmung  wird  in  das  Protokoll,  sowie 
in  das  Meldungsbuch  des  Kandidaten  eingetragen,  öffentlich  kundgemacht 
und  dem  Kandidaten  das  Zeugnis  sofort  eingehändigt. 

§  29.  Von  jeder  Reprobation  eines  Kandidaten  ist  mit  Angabe  des 
Wiederholungstennines  sogleich  das  Dekanat  der  rechts-  und  staatswissen- 
schaftlichen Fakultät,  an  welcher  der  Kandidat  laut  seines  Meldungsbuches 
oder  Absolutoriums  studiert  oder  zuletzt  stwliert  ha^  in  Kenntnis  zu  setzen ;  *) 
die  Reprobation  ist  in  den  Katalogen  vorzumerken  und  ist  bei  allfälliger 
spätf-rer  Ausfertigung  eines  Duplikates  des  Meldiini]fsbiiches  die  Mitteilung 
Über  den  Reproliationsfall  in  das  Duplikat  zu  übi  rtragen. 

Die  Dekanate  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultäten  sind 
verpflichtet,  die  Übertragung  dieses  Vormerkes  in  die  Duplikate  der  Mel- 
dungsbücher sorgfältig  zu  überwachen. 

§  30.  Wenn  ein  reprobierter  Kandidat  die  Zulassung  zu  der  Wiederw 
hotung  der  Prüfung  vor  der  bestimmten  Zeit  oder  bei  einer  anderen  als 
der  kompetenten  Kommission  erschticfaen  hat,  so  ist  nicht  nur  die  etwa 

>)  MU  MinErl.  vom  17.  Februar  1899,  2,2340,  MVBNr,  5  (s.  Nr,  653J  wurde  unter  be- 
tUmmim  Voraussetzungen  dtt  aasn^uiamin  AUOmuig  der  Rt^fnbailoni^IrM  mtf  sin  Semesitr 
gesMtet.  Dieses  Semester  ist  wie  Jedes  Rmirebatlomssmesisr  In  ^  mr§tsduF§^stts  Stmttsmsä 
MkUt  siaredunbar.   V^.  bir.  653  and  658. 

«)  A^f  Qnutd  des  Min  tri.  vom  10.  Juni  1899,  Z.  1Z282,  MVBHr.  28  («.  Nr.  654J  kann  dis 
JBr  dießttdlxüiU  und  staaiswisstascfi^ftliche  Siaalspr^fnng  fesfgessMt  Reprobaitonsfriat  ausmduuS' 
wdSS  auch  auf  vier  Monate  abgekürzt  werden. 

*)  Vgl.  auch  die  MinVdg.  vom  28.  Februar  JS52,  Z.  1360  ROBNr.  61  (s.  Nr.  562),  betreffend 
die  Reprobation  von  im  Oenttsse  eines  Stipendiums  oder  einer  Stiftung  sich  befindenden  Kandidaten. 


Digitized  by  Google 


816 


II.  Tdl:  Stndicnvonelirlhtii;  B.  Die  vier  PiknUilMlBdlcn. 


mit  guns%eiii  Erfolge  abgelegte  Prfifung  ungültig,  sondern  er  kann  auch, 
abgesehen  von  den  sonstigen,  ihn  nach  den  allgemeinen  Strafgesetzen 
etwa  treffenden  Folgen,  falls  er  noch  in  den  akademischen  Studien  sich 
befindef,  von  allen  rechts-  und  staatswissenschaftUchen  Falniltäten  auf  einige 
Zeit  oder  auf  immer  ausixeschlossen  werden.*) 

§  31.  Nähere  Be^tiit  :iiungen  über  die  Vornahme  der  Staatsprüfung-en 
und  die  Amtsführung  der  Staatsprüfungskonunissionen  werden  in  einer 
besonderen  Instrukiion  erlassen.*) 

§  32.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Studienjahre  1894/95  in  Wirk- 
samiceit 

Mit  diesem  Zeitpunkte  treten  die  Bestimmungen  des  auf  Grund  Ah. 
Entschließung  vom  29.  September  1855  ergangenen  Mtntsterialerlasses  vom 
2.  Oktober  1855,  RGBNr.  172,  fiber  die  Regelung  der  rechts-  und  staats- 
wissenschaftlichen Studien,  sowie  der  zur  Erläuterung  und  Vollziehung  der- 
selben erlassenen  Vorschriften  außer  Kraft,  soweit  sie  mit  den  Bestunmungen 
dieser  Verordnung^  nicht  im  Einklänge  stehen. 

§  33.  Studierende,  welche  in  dem  im  §  32  bezeichneten  Zeitpunkte 
wenig^stens  zwei  nach  den  bisherißfen  Vorschriften  anrechenbare  Semester 
zurückgelegt  haben,  kDrincii  zur  rcchi^liistorischen  Staatsprüfung^  auch  dann 
zugelassen  werden,  wenn  sie  den  nach  den  bisherigen  Bcbiunnmngcn  gel- 
tenden Voraussetzungen  entsprochen  haben.  FQr  dieselben  entfiUlt  die 
Prfifung  aus  der  österreichischen  Reichsgeschichte. 

Ebenso  kann  auf  Grund  der  bisherigen  Vorschriften  die  Zulassung 
zur  judizidlen  und  staatswissenschaftlichen  Staatsprüfung  in  Ansehung  jener 
Studierenden  erfolgen,  welche  mit  Ende  des  Studienjahres  1893/94  wenig- 
stens zwei  nach  erfolgreich  abgelegter  rechtshistorischer  Staatsprüfung  absol- 
vierte Semester  nachweisen. 


Nr.  687. 

Erlaß  des  BAiAisters  für  K.  n.  U.  vom  24.  Dezember  1893, 

Z.  2341/KüM. 

an  sämtliche  Professorenkollegien  der  rechts-  und  staatswissenschaftUchen 

Fakultäten, 

(womit  ans  Anlaß  der  Erlassung  der  Durchffihrungsverordnung  zu  dem 
Gesetze  vom  20.  April  1803^  ROBNr.  ee,  betreffend  die  Regstanff  der 


>)  Gemäß  §  1  der  MmVdg.  vom  Z  August  im,  HQBNr.  125  (s,  Nr.  551)  ist  das  Resuttat 
einer  Prüfung  fär  ftiehlig  tu  erUären  und  das  ausgestellte  Zeugnis  einzuziehen,  imomi  äte  Zu- 
lassang  at  der  Präßmg  auf  Qnad  eines  Semesters  erfolgt  ist,  Ai  welehem  der  Kandidat  dem 
Prifn  e  nzdicntt  a!s  Einjährig-FreiwiHii^er  ahfrttei-^fi-f  hnf.  Die  gleichen  Rccftf^/i^^xr: 
treten  im  Sinne  des  MinEri.  vom  29.  September  1S56,  Z.  14,709,  RQBNr^  177  (a,  Nr.  427/.  in  dem 
Palte  ein,  wenn  sieh  etn  M  eUurOffen^Oten  BMMe  ttHtefteUteraderlm  Vermmdeutg  beßndttdtet 
Beamter  (Praktikant)  auf  Orund  von  ohne  ErtmiM»  scbwr  MfiCMMf»  0«Mrrfr  bttriebmem 
Faiutltöts'>fui:!iiri  i'iiiiT  Stiuiifprüfuns  unterzieht. 

*)  Diese  Instruktion  wurde  mit  dem  MinEri.  vom  23.SeptemberlSQ6,Z,2t6l!KUM,RQBNr.  183, 
MVBHr,  51,  (s  Sr.  6tOJ  /mNkiert, 
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rechts*  iiiidstAatswissenschaftllcheii  Stadien  und  der  theoretischen  Staats- 

prüfuni^en  die  Gesichtspunkte  dargelegt  werden,  welche  die  Unterrichts- 
verwaltnng  für  die  Durchfuhnuig  der  Reform  als  mafigebend  erachtet). 

Mit  dem  Studienjahre  1894/95  tritt  das  Gesetz  vom  20.  April  1893,») 
betreffend  die  Regelung  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Studien 
und  der  theoretischen  Stant^iprfifnnj^'^cn  in  Wirk«;amkeit.  Indem  ich  zur  Durch- 
führung desselben  die  beitolgcndc,  gleichzeitig  im  Reichsgcsetzblatte  kund- 
gemachte Verordnung  vom  24.  Dezeinht  r  1SQ3-)  erlasse,  ist  es  an  der  Zeit, 
darzulegen,  weiche  Gesichtspunkte  die  Uiiternchtsverwaitung  für  die  Durch- 
führung der  Reform  als  maßgebend  erachtet. 

Das  Oesetz  vom  2a  April  1893  hat  nur  «He  gnmdlegenden  Prinzipie& 
des  rechts-  und  staatswissenschaftlidicn  Stiidienwesens  vorgezeichnet  und 
es  im  fibrigen  der  Exelnitive  fll>eriassen,  innerhalb  dieser  allgemeinen  Um- 
risse die  Studienoffdnnng  festzusetzen.  Von  dieser  gesetzlichen  Volhnadit 
fand  kk  vorerst  möglichst  beschrSnkten  Gebrauch  zu  machen;  die  Durch- 
führungsverordnung enthält  nur,  was  derzeit  unerläßlich  schien,  um  das 
Oeset/  in  Wirksamkeit  treten  ru  lascien.  und  so  mag  manche  Restimmnngf 
in  Hinsicht  auf  Studiengang,  Umfang  und  Folge  der  Disziplinen  vermißt 
werden. 

Dieser  Weg  wurde  eingeschlagen  nicht  nur  deshalb,  weil  für  die 
Lösung  von  Einzelfragen  erst  die  im  Gefolge  der  iicucii  Regelung  zu  ge- 
winnenden Erfahrungen  abgewartet  werden  wolHen,  sondern  noch  mehr 
in  der  Oberzeugung,  dafi  die  Besonderheit  der  Verhältnisse  der  einzehien 
FakuHiten,  wie  sich  solche  namentlich  aus  der  versdiiedenen  Zusammen- 
setzung des  Lehrkörpers  ergibt,  die  untfotme  Emrichtung  des  Fakultit»- 
studiums  oschwert,  aber  auch  nur  bis  zu  einer  gewissen  Grenze  wünschens- 
wert erscheinen  läßt.  Ungleich  wertvoller  aJs  eine  bis  ins  einzelne  reichende 
Gleichförmij^kpit  ist  eine  Oestnltunf::  ^"r  Studieneinrichtungen,  welche  einer- 
seits jedem  der  Lehrenden  eine  seiner  Veranlaguniy  und  Leistungsfähigkeit 
möglichst  entsprechende  Wirksamkeit  zu  finden  gestattet,  andrerseits  die  so 
geartete  Lehrtätigkeit  einzelner  in  einen  den  Bildungsgang  der  Studierenden 
kräftigst  fördernden  Zusammenhang  bringt.  Dieser  Rücksicht  gebührend 
Rechnung  zu  tragen,  also  den  Studienplan  der  Eigenart  der  Fakultät  anzu- 
passen, dazu  bedarf  es  der  planmäßigen  JMitwirkung  der  Professorenkolle- 
gien  selbst 

Ich  werde  dieselbe  üi  vollem  MaBe  in  Anspruch  nehmen.  Den  Inten- 
tionen der  Untenicbtsverwaltung  entspräche  es  nicht,  wenn  bei  Verfassung 
des  Lektionsprogrammes  das  Augenmerk,  wie  bisher,  nur  darauf  gerichtet 

würde,  die  von  den  Dozenten  ffir  das  nächste  Semester  angekündigten  Vor- 
lesungen in  eine  gewisse  äußere,  Ort  und  Zeit  berücksichtigende  Ordnung 

zu  bringen.  Es  wird  vielmehr  Aufgabe  des  Professorenkollegiums  sein, 
im  Rahmen  des  Gesetzes  und  der  Durchführungsverordnung  und  mit  Rodncht 
auf  die  Pcrsonalvcrhältnissc  im  Lehrkörper  einen  Studienplan  zu  entwerfen, 
der  von  vornherein  die  Gesaratdauer  der  dem  Rechtshörer  obliegenden 


^  9,  Nr.  m. 
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Studienzeit  in  Betracht  zieht  und  ihm  ermöglicht,  das  Beste,  was  die  Fakultät 
zu  bieten  vermag,  für  seine  fachliche  und  allgemeine  Bildung  auszunützen. 

Ich  lade  die  Professorenkollegien  ein,  die  Lösung  der  cbenbezeirhn^ten 
Aufgabe  sofort  ins  Auge  zu  fassen  und  habe  in  dieser  Beziehung  nur  noch 
nachstehendes  zu  bemerken: 

Eine  vvtstntliche  Änderunef  der  neuen  Studien  Ordnung  besteht  in  der 
nunmehr  gesdiaffenen  MöglidiiiLL-it,    den  ersten  Studienabschnitt  in  drei 
Semestern  zu  absolvieren.  Daß  damit  eine  Verkürzung  der  geschidrtUcben 
Grundlage  des  Rechtsstudiums  keineswegs  beabsichtigt  war»  daB  vieimdir 
auch  im  Geiste  der  neuen  Studienoidnung  den  rechtshistorisclien  Disziplinen 
das  größte  Gewicht  beizumessen  sein  wird»  wurde  im  Laufe  der  parlamen- 
tarischen Verhandlungen  seitens  der  Unterrichtsverwaltung  wiederholt  geltend 
gemacht  und  soll  hier  noch  einmal  mit  allem  Nachdrucke  hervorgehoben 
werden.  Nicht  um  das  rechtsgeschichtlichc  Studium  zu  beschränken,  «sondern 
um  es  begabten  und  fleißigen  Studierenden  zu  ermöglichen,  ihre  Studienzeit 
vollauf   auszunützen,   wurde  die  Ablegung  der  rechtshistorischen  Staafs- 
priifuuy   ti;ich  drei  Semestern  zugelassen.    In  gleichem  Sinne  welle  auch 
das  in  der  Ijurchiülirungsverordnung  fixierte  Slundenausinal!  für  die  Obiigat- 
koUegien  beurteilt  werden.  Wenn  künftighin  einzelne  Kollegien  nicht  mehr 
in  der  Ausdehnung,  die  sie  —  allerdhigs  nicht  nach  der  Vorschrift  der  Studien- 
ordnung,  aber  durch  langjährige  Übung     angenommen,  abgehalten  werden 
soUen,  so  findet  diese  Bestimmung  ihre  Begründung  in  der  nach  reiflicher 
Erwägung  und  auf  Grund  eingehender  fachmännischer  Prüfung  rücksichtUch 
jeder  einzelnen  Disziplin  gewonnenen  Überzeugung,  daß  auch  innerhalb 
des  festgesetzten  Stundenausmaßes  dem  Zwecke  des  akademischen  Unter- 
richtes genügt  werden  könne.   Ich  erwarte  sonach  zuversichtlich,  daß  die 
Anordnung   des    §  8   der  Durchführungsverordnung  in  keiner  Richtung 
Schwierigkeiten  bieten  werde. 

Dttn  üeseize  entsprechend,  muß  der  Studienplan  nunmehr  so  einge- 
richtet werden,  daß  es  den  Studierenden  ermöglicht  sei,  sämtliche  für  die 
reciitshistorisdie  Staatsprüfung  vorgescfariebaiea  Disziplinen  während  dreier 
Semester  zu  absolvieren.  Diese  werden  obschon  der  Beginn  der  redils- 
imd  staatswissenschaftlichen  Studien  mit  emem  Sommersemester  nicht  ans> 
geschlossen  ist  —  doch  in  der  Regel  aus  zwei  Winter-  und  einem  Sommer- 
Semester  bestehen.  Daran  knüpft  sich  die  Frage,  wie  sich  das  Studium  in 
dem  vierten  (regelmäßig  Sommer-)  Semester  zu  gestalten  haben  wird,  und 
zwar  einerseits  für  jene,  welche  die  rechtshistorische  Stn-it«:prüfung  nach 
drei  Semestern  abgelegt,  andrerseits  für  jene,  welche  von  dieser  Befugais 
keinen  Gebrauch  gemacht  haben. 

Anlangend  die  letztgenannte  Kategorie,  ist  es  gesetzlich  ausgeschlossen, 
daß  ihnen  Vorlesungen  über  Fächer  des  zweiten  Studienabschnittes  ange- 
rechnet werden;  es  erübrigt  somit  für  diese  Studierenden  außer  einer  all- 
fiUligen  Belegung  rechtshistorischer  Kollegien  die  Inskription  m  jene  Fächer, 
welche  nach  dem  Gesetze  sowohl  vor  als  nach  der  rechtshistorischen  Staats- 
prüfung gehört  werden  können  <§  6  der  Durchführungsverordnung).  Dies 
wird  ihnen  um  so  mehr  zu  statten  kommen,  als  sie  den  zweiten  Studienab- 
schnitt in  der  Regel  in  vier  Semestern  werden  absolvieren  wollen,  daher  eine 
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Etttlastung  derselben  wfinscfaenswert  eischeini  Danach  empfiehlt  es  sich, 
die  firaglidien  Vorlesungen  in  ein  Sommersemesier  zu  verlegen. 

Studierend^  welche  die  rechtshistorische  Staatsprühing  nach  drei  Se- 
mestern absolvieren,  sind  formell  bei  der  Wnh!  der  I^isziplinen  nicht  be- 
schränkt. Es  wird  jedoch  durch  den  Studienplan  für  sie  die  Möglichkeit 
zu  schaffen  sein,  in  dem  vierten  Semester  Vorlesungen  zu  hören,  die  eine 
abgeschlossene  Disziplin  zum  Gegenstande  haben,  und  deren  Verständnis 
nicht  etwa  ein  von  den  belreifcndcn  Studierenden  noch  nicht  gehörtes 
Kolleg  voraussetzt  Es  wird  sich  also  darum  handeln,  für  den  zweiten  Ab- 
sdmitt  einen  Studienplan  zu  entweifeni  welcher  beide  Kategorien  von  Stu* 
dierenden  berficksichtigl^  nimlicfa  jene,  welche  den  zweiten  Studienabschnitt 
in  vier  Semestern  absolvieren  und  in  denselben  mit  emem  Wintersemester 
eintreten,  und  jene,  die  hiefür  fünf  Semester  zur  Vcrfiigung  haben  und  mit 
einem  Sommersemester  anfangen. 

Ohne  in  dieser  Beziehung  eine  bindende  Norm  aufstellen  zu  wollen, 
wird  der  Fr  wägung  des  ProfessorenkoUegiums  nachstehendes  Schema  an- 
heimgegeben : 

Es  wäre  zu  lesen: 

1,  Im  Wintersemester: 
Österreichisches  Privatrecht,  1.  Teil, 
Österreichisches  Strafrecfat, 

Volkswulscbaftslehre  (beziehungsweise  Volkswirtschaftslehre  und  Volks- 
wirtschaftspoUtik,  1.  Te»), 
Finanzwissenschaft, 

Zivilgerichtliches  Verfahren,   1.  Teil, 

Handels-  (eventuell  Handels-  und  Wechsel-)  Recht 

2.  Im  Sommersemester: 
Österreichisches  Privatrecht,  2.  Teü, 
österreichischer  Strafprozeß, 

Volkswirtschaftspolitik  (beziehungsweise  Volkswirtschaftslehre  und 
Volkswirtschaftspolitik,  2.  I  eil). 

Zivilgerichtliches  Verfahren,  2.  Teil,  eventuell  Wecbselrecbt, 

Staatsrecht, 

Verwaltungsrecht, 

(Geschichte  der  Rechtsphilosophie), 

(Statistik). 

In  dieser  Weise  könnten  die  in  einem  Sommersemester  eintretenden 
Studierenden  in  demselben  Vorlesungen  über  Staatsrecht,  Verwaltungsrecht, 
eventuell  über  Geschichte  der  Rechtsphilosophie  und  über  Statistik  hören. 

In  dem  ersten  Studienabschnitt  wird  als  neuer  Obligatgegenstand  die 
österreichische  Reichsgeschichte  eingeführt.  Ich  ergreife  schon  diesen  Anlaß, 
um  zu  erklären,  daß  die  ünterrichtsverwaltung  dieser  Disziplin  ihr  besonderes 
Augenmerk  zuwenden  wird,  zumal  insbesondere  am  Anfang  der  richtigen 
Behandlung  derBell)en  nicht  unerhebliciie  Sdiwietigkeiten  entgegenstehen 
dürften.  Ich  muß  in  dieser  Beziehung  weitere  Anordnungen  einem  späteren 
Zdtpunlrte  voibehalten,  weil  ich  vorerst  die  einscfaligigen  PersonaKnigen 
der  Erledigung  zuzuführen  gedenke.  Ich  ersuche  sonach  das  Ptolessoran- 
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koUegiuni,  mit  tunlichster  Beschleunigung  —  und  zwar  spätestens  bis  Ende 
Februar  1894  —  Vorschläge  darüber  zu  erstatten,  in  welcher  Weise  für  die 
Vorlesungen  über  die  österreichische  Reichsgeschichte  vorzusorgen  sein  wird. 

Außerdem  gewärtige  ich  seitens  des  Proies-^orenkollegiums  die  Vorlaac 
eines  den  Bestiniiinnuxen  des  Gesetzes  und  (Jlt  DurchführungsvLrurJnung 
entspreciiciidcii  und  den  Verhältnissen  der  hakuilat  angepaiitcn  Studien- 
planet  nach  den  obea  angedcutdieii  Qeskfatspuokteii.  In  demselben  wird 
^  vorbehaltlich  der  seinerzeit  fOr  jedes  Senesler  zu  fixierenden  VoricM* 
Ordnung  —  im  allgemeinen  anzugeben  sein,  welche  Vorlesungen  an  der 
FakuUät  im  Winter'^  welche  im  Sommersemester  abgehalten  wcrdeo  soBcn, 
dann  in  welcher  Weise  die  einzelnen  Disziplinen  unter  die  Mitglieder  des 
Lehrkörpers  zu  verteilen  sein  werden.   Hiebet  wird  zugleich  eingehend 
darüber  zu  berichten  sein,  welche  Maßnahmen  das  Professorenkollegium 
mit  Rücksicht  nuf  die  Personalverh:i!tnisse  der  Fakultät  für  notwendig  er- 
achtet, um  den  Anforderunn^en  des  üesetzes  und  der  zur  Durchführung  des- 
selben erlassenen  Verordnung  vom  neuen  Studienjahre  an  tunlichst  gerecht 
zu  werden.    In  erster  Reihe  kunnnen  in  dieser  Beziehung  die  Obligat« 
koUegien,  dann  die  Vorlesungen  über  die  im  §  7  der  Verordnung  genanntes 
Disziplinen  in  Betracht;  dies  schließt  selbstverstindlich  keineswegs  aus, 
daO  auch  für  andere  wichtige  Zweige  der  Rechts-  und  Staatswisscnschafloi 
besondere  Vorlesungen  sicheigestellt  «reiden»  Namentlidi  aber  würde  kh 
es  nu't  Befriedigtmg  begrüßen,  wenn  die  un  Zuge  befindlichen  groBco 
kodifikatorisdwa  Reformarbeiten  —  wie  insbesondere  au!  dem  Gebiete 
des  Zivilprozesses,  des  Strafrechtes,  sowie  der  Sozialpolitik  —  im  Plane  der 
Fakultätsvorlesungen  die  (yehiihrende  Bcachtuncif  in  der  Art  fänden,  d3B  die 
entsprechend  vorgebildeten  Studierenden  Gelegenheit  erhielten,  die  Bedeu- 
tung dieser  Reformen  wissenschaftlich  erfassen  und  würdigen  zu  lernen. 

Ich  kann  indes  im  allgemeinen  die  Bemerkung  nicht  uriRrl  isscn,  daß, 
wenn  auch  die  Unterrichtsverwaltung  nichts  unterlassen  wird,  um  dxe  im 
Geiste  des  neuen  Gesetzes  gelegene  Ausgestaltung  des  rechts-  und  staats- 
wissenschaftlichen Studiums  zu  fördern,  die  tmerlißlich  gebotene  Schonung 
des  Staatsschatzes  bei  allen  mit  Ausgaben  verbundenen  JMafinahmca  grolk 
Zurückhaltung  gebietet  Diese  Notwendigkeit  wolle  sidi  das  Professorai- 
kollegium  bei  seinen  Vorschlägen  emstlich  gegenwärtig  hatten. 

Nr.  688. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  12.  April  1900.  Z.  6878. 

an  die  Dekanate  der  rechts-  und  Staats  wissenschaftlichen  Fakultäten  der 
Universitäten  in  Innsbruck,  Graz,  Prag  (deutsch),  Prag  (böhmisch),  Czerao- 

witz,  Lemberg  und  Krakau, 
(«onit  dies«  Dekurte  «nnicUlgt  wtr&mk,  onter  bartmmtBfl  Von» 
aetzongen  von  der  Veriilllditanif,  das  reeMs-  aad  staatnrlneiiselulllMit 
Stadium  alt  einer  Vorleemii;  Aber  Institutloiien  dee  rMadieii  RedM 

anzufangen,  Nachsicht  i«  erteOeo). 
Ich  finde  das  Dekanat  bis  auf  weiteres  zu  ermädhtigcn,  jenen  Studie* 
renden,  welche  die  rechts-  und  staatswissenschafthchen  Studien  au  der  UDi> 
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versität  in  .  .  .  mit  einem  Sommersemestcr  beginneii,  jedoch  der  ihnen 
nach  §  4,  letzter  AbsaU  der  MinVdg.  vom  24.  Det«iiibcria93,  RQBNr.  204,«) 
obliegenden  Verpflidrtiing,  dieses  Studium  mit  einer  Vorlesung  Ober  In* 
sfitiitionett  des  r5misdies  Rechtes  «uufangen,  aus  dem  Onmde  nadizu* 
Icommen  nicht  m  der  Lage  shid,  weil  ehi  solches  Kollegium  an  der  rechts* 
und  staattwissenschaftlichen  Fakultät  daselbst  nicht  gelesen  wird,  über  Ihr 
Ansuchen  unter  Berufung  auf  diesen  Erlaß  die  Nachsicht  von  der  obigen 
Verpflichtung  mit  der  Auflage  ausnahmsweise  zu  gewähren,  daß  sie  das 
ihnen  fehlende  institutionenkoUegium  im  Verlaufe  des  ersten  Abschnittes 
ihrer  juristischen  Studien  nachtragen. 

Die  vom  Dekanate  auf  Onmd  dieser  Ermächtigung  erteilte  Nachsicht 
samt  Auflage  wird  unter  Bezugnahme  auf  diesen  Erlaß  im  Meldungsbuche 
entsprechend  anztunerken  sein. 


Nr.  eS9. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  10.  Oktober  lfl02.  Z.  32.212, 

(betreffend  die  Anerkennung  der  von  Studierenden  ans  Istrien  und 
Dalmatlen  an  der  rechts-  und  staatswissenschaftHchen  Fakultät  der 
Uttiversitit  in  Agram  betriebenen  Stadien  und  abgelegten  Prüfungen), 

Unter  Bezugnahme  auf  §  2  des  Gesetzes  vom  20.  April  1803, 

ROBKr.  68,2)  und  §  10  der  Durchfuhrungsveroidnung  vom  24.  Dezember 
18Q3,  RGBNr.  204,*)  betreffend  die  Regelung  der  rechts-  und  staatswissen- 
schaftHchen Studien  und  der  theoretischen  Staatsprüfungen,  finde  ich  mich 
bestimmt,  rücksichtlich  der  Anerkennung  der  von  Studierenden  aus  Istrien 
und  Dalmatien  an  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät  der 
Universität  in  Agram  betriebenen  Studien  und  abgelegten  Prüfungen  bis 
auf  weiteres  nachstehende  Weisungen  zu  erlassen : 

1.  Die  Anerkennung  der  von  den  Hörem  aus  Istrien  und  Dalmatien 
an  der  rechts-  und  staatswissenschatthchen  hakultät  in  Agram  zurückgelegten 
Studien  und  bestandenen  Prüfungen,  sowie  die  Zulassung  zur  Fortsetzung 
dieser  Studien  an  einer  hierlAndischen  rechts-  und  staalswissenschafOichen 
Fakultit  und  zur  Ablegung  von  PrQftingen  vor  einer  hierl&ndischen  Mfungs- 
kommission  unter  den  weiter  unten  angegebenen  ModalitSten  ist  vor  allem 
von  dem  Nachweise  abhängig,  daß  die  betreffenden  Studierenden  vor  Be- 
ginn ihrer  Rechtsstudien  sich  der  MaturitiUsprQhmg  an  einem  hierländischen 
Gymnasium  mit  Erfolg  unterzogen  haben  oder,  sofern  den  von  ihnen  im 
Auslande  erworbenen  Maturitätszeugnissen  nicht  bereif«;  auf  Grund  einer 
besonderen  Verfügung  die  Qleichwertigkcit  mit  einem  hierländischen  zu- 
erkannt worden  ist,  die  Anerkennung  der  Oühigkeit  dieses  Zeirf^nisscs  im 
Sinne  der  JViinVdg.  vom  8.  Marz  1869,  RGBNr.  31,»)  erwirkt  haben.*) 


')$.  Nr.  636. 
•)  s.  Nr.  635. 

»)  S,  Sr.  4U. 

«)  Vgl.  auch  Nr.  42t. 
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2.  Solche  Studierende,  welche  an  der  rechts-  und  staatswissenschaftiidica 

Fakultät  in  Agram  ein  oder  mehrere  Semester  des  ersten  Studienabschnittes 
(1.  Biennium)  nach  den  daselbst  derzeit  geltenden  Vorschriften  in  anrechen- 
barer Weise  zurückgelegt  haben,  können  behufs  Fortsetzung  ihrer  rechts- 
historischen Studien  an  einer  hierländischen  Universität  rechtsv.  irksam  im- 
matrikuliert, beziehungsweise  inskribiert,  sowie  nach  Maßgabe  der  Bestim- 
mungea  der  MhiVlIct.  vom  24.  Dezember  1893,  RGBNr.  204,  zur  rechls- 
histurischen  Staatsprüfung  vor  einer  hierländischen  Prütungskommission  zu- 
gelassen werden. 

Hat  ein  Studierender  den  vorgeschriebenen  ersten  Abschniii  der  Recfafs- 
Studien  (I.  Biennium)  an  der  Agramer  Universität  nach  den  daselbst  be- 
stehenden Normen  ordnungsmäßig  absolviert,  so  kann  derselbe  auf  Grund 
dieser  Studien  zur  Ablegung  der  rechtshistorischen  Staatsprüfung  vor  einer 
hierländischen  PrOfungskommission  ohne  weiteres  zugelassen  werden. 

3.  Die  an  der  Agramer  Universität  rite  erworbenen  Zeugnisse  ilber  die 
mit  Erfolg  bestandene  (I.  und  II.)  theoretische  reditshistorische  Staatsprüfung 
oder  über  die  daselbst  im  Sinne  des  §  2  der  Verordnung  der  königlich  kroatiscb- 
slavonisch*dalmatinischen  Landesregierung  (Abteilung  für  Kultus  und  Unter- 
richt) vom  1  Juli  1805,  Nr.  818Q,  unter  Beruhmg  auf  §  57,  Alinea  2  des 
ITniversitätsgesetzes  \om  6.  Oktober  1SQ4  mit  Erfolg  abgelegte  einheitliche 
thtoretische  rechtshistorische  Staatsprüfung  berechtigen  zur  rechts  wirksamen 
Inskription  in  die  Gegenstände  des  zweiten  Abschnittes  (II.  Biennium)  der 
rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Studien  an  einer  hierländischen  Uai- 
venitit 

Wurde  ein  Rechtshörer  der  Agramer  Universität  bei  einer  der  ob- 
crwihnten  Staatsprüfungen  im  Juli-Termine  reprobiert  and  hat  derselbe  diese 
Prfifung  im  darauffb^nden  Oktotier-Tennine  mit  Erfolg  wiederholt,  so 
steht  zwar  seiner  rechtswtrksamen  Inskription  in  die  Oegensfande  des  zweiten 
Stildienabschnittes  (II.  Biennium)  an  einer  hierländischen  Universität  kern 
Hindernis  entgegen,  derselbe  ist  jedoch  im  Hinblicke  auf  die  Bestimmungen 
des  §  27,  lit.  a  der  MinVdg.  vom  24.  Dezember  18Q3,  RGBNr.  204,  und 
des  MinErl.  vom  17.  Februar  1899,  Z.  2340,  MVBNr.  5,m  <Tph-,iten.  sich  vor 
Zulassung  zu  der  judi/iellen  oder  staatswisscnschaftiichen  Staatsprüfung, 
beziehungsweise  Erganzungsprüfung  (Punkt  4,  Absatz  1  dieses  Erlasses)  und 
zu  den  Rigorosen  (Punkt  5  dieses  Erlasses)  über  weitere  fünf  an  einer 
rechts-  und  staatswissenschaftUchen  Fakultät  nach  mit  Erfolg  abgelegter 
recfatshistorisclier  Staatsprfihmg  zugebrachte  Semester  auszuweisen. 

Die  Zulassung  zur  judlziellen  und  staatswissenschafUldien  Staatsprfihnig 
ist  von  dem  Nachweise  abhängig,  daß  den  Bestimmungen  des  §  3  des  Ge- 
setzes vom  20.  April  1893,  RGBNr.  68,  beziehungsweise  des  §  11  der 
MinVdg.  vom  24.  Dezember  1893,  ROBNr.  204,  entsprochen  wurde. 

Wenn  ein  Studierender  den  ganzen  zweiten  Abschnitt  (II.  Biennium) 
der  juristischen  Studien  oder  wenigstens  das  letzte  Seinester  an  der  Agramer 
Universität  nach  Maßgabe  der  daselbst  geltenden  Vorschriften  ordnungs- 
mäßig zurückgelegt  und  dortselbst  das  Absolutorium  erhatten  hat,  so  steht 

*)  $,  Nr.  «SX 
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der  Zulassung  desselben  zur  Ablegung  der  judizieUett  oder  staatswtssenscfaaft- 
lichen  Staatsprüfung  vor  einer  hierlfindisclien  Priifuasskomniission  nichts 
im  Wege,  wobei  jedoch  gegebenenfalls  auf  die  Bestimmung  des  zweiten 
Absatzes  dieses  Punldes  Bedacht  zu  nehmen  sein  whd. 

4.  Jene  Studierende,  welche  sich  der  judiziellen  oder  staatswissen- 
schaftlichen Staatsprüfung  oder  beiden  Prüfungen  an  der  Agramer  Uni- 
versität mit  Erfolg  unterzof^en  hnben,  hriben  sich,  falls  sie  die  Qualifikation 
für  den  öffentlichen  Dienst  «nstreben,^)  unter  Nachsicht  der  neuerlichen 
Ablesung  einer  von  diesen  oder  beider  Staatsprüfungen  vor  einer  zu  diesem 
Zwecke  besonders  eingfesetzien  staatHchen  Prüfungskommission  mit  dem 
Sitze  in  Wien  einer  Ergajizungsprüf ung  in  kroatischer  Sprache  aus 
jenen  Gegenstinden  des  geltenden  österreidiischen  positiven  Rechtes  zu 
unterziehen,  welche  an  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultit  in 
Agram  entweder  gar  nicht  oder  in  unzureichendem  MaBe  vorgetragen 
werden  und  aus  welchen  demgemifi  daselbst  entweder  gar  nicht  oder 
nicht  im  Sinne  der  hierländischen  Anforderungen  geprüft  wird.  Das  Zeugnis 
über  diese  mit  Erfolg  abgelegte  Exgänzungsprüfung  befreit  von  jedem 
weiteren  Ansuchen  um  Anerkennung  der  an  der  Agramer  Universität  ab- 
gelegten Staatsprüfungen. 

Über  Gegenstand  und  Umfang  dieser  ErtjRnzimcfsprüfung'  und  über 
die  Vorn  ihrnc  derselben  werden  besondere  Vorsclinften-)  erlassen  werden. 
Bis  dahin  sind  die  vorgenannten  Rechtshörer  gehalten,  die  judizicllc  und 
staatswissenschaftliche  Staatsprüfung  wie  bisher  vor  einer  hierländischen 
Staatsprülungsliommtssion  abzulegen,  wobei  sie  hinsiclitlicb  der  Zulassung 
zu  diesen  Prfifungen  in  analoger  Weise  wie  die  im  Punkte  3  dieses  Erlasses 
erwähnten  absolvierten  Rechtshörer  der  Agramer  Universität  zu  be- 
handeln sind. 

5.  Auf  Grund  des  an  der  Agramer  Universität  erworbenen  Absolu- 
toriums  über  die  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Studien  kann  der  absol- 
vierte Studierende  an  einer  hierländischen  Universität  zu  den  strengen 
Prüfungen  (Rigorosen)  behufs  Erlangung  des  juri'^tischen  Doktorates  unter 
Berücksichtigung  der  Bestimmung  des  Punktes  3,  Absatz  2,  dieses  Erlasses 
zugelassen  werden. 

Eine  Anerkennung  von  einzelnen,  an  der  Agramer  Universität  be- 
standenen strengen  PrQfungen  (Rigorosen)  fmdet  nicht  statt 

Das  an  dieser  Universität  rite  erworbene  Diplom  ehies  Doktors  der 
Rechte  bedarf  zu  seiner  Gültigkeit  für  die  hn  Reichsrate  vertretenen  König' 

*)  Am  dem  Erlasse  des  Min.  ffir  K.  tt.  U.  vom  22.  September  1904,  Z.  15.895,  an  den 
Prises  der  juridischen  In  kroatischer  Sprache  amtierenden  Staatsprafungskommfsslon  In  Wien: 

Gemäß  den  Eriässen  vom  10.  Okiober  1902,  Z.  32.212  und  vom  24.  April  1904,  Z.  34.288,  wird 
darch  die  Erg:änzung>praf  ung  der  formelle  Nactiweis  der  für  den  Eintritt  In  den  Staats- 
komcptadlcosl  fcfordcrtcn  fadillclieii  QnalKIkatiiMi  crbtsdit,  Jene  bei on deren  Erfordsraint 

aber,  von  denen  der  Eintritt  in  den  Staatskonzeptsdienst  bei  den  verschiedenen  Dicnftawcigai 

der  einzelnen  Verwaltiingsgebiete  und  dfc  Verwendung  bei  den  Zentralstellen,  namentlich 
auch  in  sprachlicher  Beziehung,  abhängig  ist,  werden  durch  diese  Erlässe  in  keiner 
Weise  berOhrt. 

Darauf  werden  die  Ksndldstcn  In  Omni  sifenen  Intenm  bcsondtrs  snineclMni  m 

machen  sein. 

•}  s.  den  MtoErL  wem  2t,  ÄfitU  1904,  e*  tm  (s.  Nr.699J. 
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reiche  und  Lander  der  Nostrifikation  nach  Maßgabe  der  Bcstünnittiiifen  des 
MinErl.  vom  6.  Juni  1850,   Z.  4513.  ROBNr.  240.i) 

Die  Dekannte  der  rechts-  und  staats\vi<?s!er!<:chaft!ichen  Fakultäten,  be- 
ziehungsweise die  ['r.isiciicn  der  theoretischen  Staalspruiungskommissioncn 
werden  autgetordert,  bc/uqlich  aller  Studierenden  aus  Istrien  und  Dal- 
matien,  welche  sich  vom  Studienjahre  1Q02/1903  ab  zur  insknption  oder 
zur  Ablegung  von  Prüfungen  melden,  nach  Maßgabe  der  vorstehendeii 
WeisuDgcn  vorzugehen. 


2.  Staateprfiffungswesen. 

a)  Instruktion  für  die  Staatsprüfungen. 

Nr.  640. 

Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  u.  U.  vom  23.  Septeoüier  1896, 
Z.  2161/KUM,  RGBNr.  183.  MVBNr.  51. 

an  die  Dekanate  der  rechts-  und  staatswissenschaftücben  Fakultäten,  sowie 
an  die  Präsidien  der  theoretischen  Staatsprüfungskommissionen, 

womit  eine  Instruktion  für  die  Vornahme  der  von  den  Studierenden  der 
Rechte  abzulegenden  theoretischen  Staatsprüfungen  und  die  Amtsfübniag 
der  theoretischen  StMtsprfifnngsltoniiiiissionen  erlassen  wird. 

Im  Sinne  des  §  31  der  zu  dem  Gesetze  vom  20.  April  1893,  RGBNr.  68.*) 
betreffend  die  Regelung  der  rechts-  und  stastswissenschaftUcben  Studien 

und  Staatsprüfungen  erlassenen  Durchführungsverordnung  vom  24.  De- 
zember 1803  MVBNr.  T  ex  1804,  ROBNr.  204  ex  1893,»)  finde  ich  nach- 
stehende iiuhere  Bestimmungen  über  die  Vornahme  der  Staatsprüfungen  und 
die  Anilsiuiiiurig  der  Staatsprüfungskoinimssionen  zu  erlassen. 

§  1.  Die  theoretischen  Staatsprüfungen  werden  mündlich  und  öffent- 
lich abgehalten.  In  der  Regel  fin(kn  die  rechtshistorischen  Staatsprvifuneen 
an  der  Universität,  die  judiziellen  und  staatswissenschattlichen  StaatsprutungcQ 
im  Amtsgebäude  der  politischen  Landesstelle  oder  einer  anderen  öffent- 
lichen Behörde  und  nur  dann  an  der  Universität  statt,  wenn  zu  Prfifungs- 
zwedcen  geeignete  Lokalitäten  in  den  vorhin  genannten  Amtsgebaudco 
nicht  zur  Verfügung  stehen. 

§  2.  Die  sadilichen  Erfordernisse  werden  der  Prüfungskommissk» 
auf  ihr  mündliches  oder  schriftliches  Ansuchen  durch  die  politische  Land^s- 
stelle  beigestellt,  welche  auch  wegen  aushilfsweiser  Zuweisung  der  nötigen 
Kanzlcikrafte  und  Diener  das  Erforderliche  veranlaßt.  Für  die  an  der 
Universität  abzuhaltenden  Staatsprüfungen  besorgen  die  akademischen  Be- 


»)  s.  Nr.  506. 
•)  9.  Nr,  6as. 
■)  «.  Nr,  636, 
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lifiiden  das  Kanzlei-  und  Dienerpefsooale»  sowie  Beteuchtimfif  tmd  Beheizung 
der  PräfimsskdnUtiten. 

I  3.  Bei  der  judiziellen  und  staalswissensdiaftliclien  Staatspffifungs- 

kommission  sind  je  zwei  Protokolle  zu  führen,  ein  Einreichungsprotokott 
für  die  Anmeklungen  mit  den  Rubriken:  Geschäftszahl,  Tag  der  Anmeldung. 
Name  des  Kandidaten,  Tnxvorschreibung  und  Zahlung,  Prüfungstermin  und 
Prüfungserfolg,  und  ein   Prasidialprotokoll  für  alle  anderen  Einlaufe. 

Bei  der  rechtshistorischen  Staatspruiungskommission  bedarf  es  bloß 
der  Führung  des  Präsidialprotokolls. 

Diese  Protokolle  werden,  lasulange  sie  zur  Besorgung  der  laufenden 
Geschäfte  von  der  Kommisston  benötigt  werden,  gleidiwie  aUe  übrigen  Akten 
der  PrOfungskonunission  von  dem  Pkisea  aulbewalirt»  und  sodann  an  die 
Registratur  der  politisdien  Landesstelle  allgegeben. 

Bezüglich  der  portofireien  Behandlung  der  Konespondenz  der  Staats- 
prüfungskommissionen im  Verkehre  unter  sich  und  mit  den  k.  k.  Behörden 
gelten  die  Bestimmungen  des  MinErl.  vom  16.  Oktober  1850,  Z.  8308»*) 
beziehungsweise  des  Gesetzes  vom  2.  Oktober  1865,  RQBNr.  108.-) 

§  4.  Dem  Präses  jeder  der  drei  Staatsprüfungskommissionen  kommt 
die  selbständig^c  LciiiuKT  und  Geschäftsführung  rücksichtlich  der  ihm  unter- 
stelietidcii  Prutun|(^ki iinniission  7u.  Er  trägt  in  Ansehung  derselben  die 
Verantwortung  im  eine  der  Absicht  des  Gesetzes  entsprechende  Einrich- 
tung und  Durchführung  des  Staatsprüfungswesens.  Es  obliegt  ihm  insbe- 
sondere aueh,  die  einschlägigen  Gesetze»  Verordnungen  und  Erlässe  sorg- 
fiUtig  zu  sammeln  und  in  Evidenz  zu  halten. 

Im  Falle  der  Verhinderung  wird  der  Präses  durch  den  rangättesten 
Vizepräses,  oder  falls  kein  solcher  ernannt  oder  auch  der  ernannte  verhindert 
ist,  durch  den  nach  den  Dienstjahren  ältesten»  der  Kommission  als  Mitglied 
angehörenden  ordentlichen  Universitätsprofessor  vertreten  (§  IS,  Durch- 
führungsverordnung), wobei  vorausgesetzt  wird,  daß  derselbe  sich  noch 
in  Aktivität  befindet. 

§  5.  Alle  ordentlichen  und  außerordentlichen  Professoren  der  rechts-  und 
Staatswissenschailiichen  Fakultät  sind  kraft  ihres  Lehramtes  I'rulungskom- 
missäre  für  ihr  Nominalfach  bei  der  betreffenden  Staatsprüfungskommission. 
Sie  können  aber  auch  für  andere  Ficfaer  und  andere  Kommissionen  als  PtvS^r 
ernannt  weiden. 

Außerdem  werden  auch  andere  Fachmänner  nach  Mafigabe  des  Er- 
fordernisses zu  Prufungskommissaren  ernannt  (§  17,  Durchführungsver- 
ordnung). 

Die  Prüfung^kommissäre  werden  für  bestimmte  Fächer  oder  ohne  jede 
Beschränkung  für  alle  Fächer  der  betreffenden  PrüfiHi<7  auf  die  Funktions- 
dauer von  drei  Jahren  ernannt,  nach  deren  Ablauf  sie  neuerdings  zum  Prüfer- 
amte berufen  werden  können. 

Für  die  bei  Erlassung  dieser  Instruktion  bereits  ernannten  Prüfungs- 
kommissäre ist  die  dreijährige  Funktionsdauer  derselben  vom  Zeitpunkte 
der  Wiricsamkeit  dieser  Instruktion  ab  zu  beliehnen. 

»)  s.  Nr.  641. 
«)  Vgl.  Nr.  «6. 


Digitized  by  Google 


826 


II.  TcU:  Stadkavoncbrtilta;  B.  Die  vier  Fkknltflntadicn. 


Die  Ernennung  zum  Mitgliede  der  Prüfungskommission  erfolgt  in  der 
Regel  auf  Vorschlag  des  Präses  derselben  durch  den  Minister  für  Kuttus 
und  Unterricht  (bei  Beamten  im  Einvernehmen  mit  der  denselben  vorge- 
setzten Zentralstelle). 

§  6.  In  der  Rep^e!  h?t  der  Prüfirnorskommissär  dasjenige  Fach,  für 
welches  er  ernannt  ist,  und  für  den  Fall  der  Ernennung  für  mehrere  F.icher 
oder  ohne  jede  Beschränkung  jene  von  ihnen  zu  prüfen,  welche  ihm  seitens 
des  Präses  beim  Prüfungsakte  zugeteilt  werden.  Ausnahmsweise  kann  je- 
doch ein  lur  ein  bestimmtes  Prüfungsfach  ernaiinieb  Mitglied  der  Prüfungs- 
kommission mit  seiner  Zustimmung  vom  Präses  auch  für  einen  aodeicn 
Prüfungsgegenstand  in  Anspruch  genommen  werden. 

Bei  der  rechtshistorischen  Staatsprüfung  sind  gemäß  §  16,  Durdi- 
führungsverordnung,  die  Prufungsgegenstande  unter  die  drei  Prfifungskom- 
missäre  in  der  Weise  zu  verteilen,  daß  römisches  Recht  jedenfalls  von  eineoi 
Examinator  zu  prüfen  ist,  einer  der  beiden  übrigen  Examinatoren  sonach 
zwei  Gegenstände  übernimmt. 

§  7.  Die  Prüfungskom missäre  sind  verpflichtet,  iäber  Einladung  des 
Präses  bei  den  anberaumten  Prüfungen  pünktlich  zu  erschLincn. 

Im  Falle  der  Verhindening  am  Erscheinen  durch  Krankheit  f>der  be- 
sonders dringende,  unaufschiebbare  ßerufsgeschäfte  haben  sie  dies  dem 
Präses  ohne  Verzug  anzuzeigen.  Ebenso  ist  demselben  von  einer  längeroi 
Abwesenheit  vom  Prfifungsorte  Anzeige  zu  machen. 

I  8.  Der  Präses  setzt  gemäß  §  16,  Durchführungsverordnung,  die  Koni» 
missionen  für  die  einzelnen  Prüfungsakte  (Spezialkoaunissionen)  nach  seinem 
Ermessen  zusammen.^)  I>iese  haben  bei  jeder  der  drei  theoretischen  Staats- 
prüfungen aus  dem  Vorsitzenden  und  drei  Kommissären  zu  bestehen.  Nur 
in  dem  Falle,  wenn  ein  zur  Teilnahme  an  einer  Spezialkommission  berufenes 
JVlitglied  am  Erscheinen  verhindert  wird  und  dem  Präses  besondere 
Schwierigkeiten  darbietet,  noch  rechtzeitig  einen  anderen  Examinator  zu 
substituieren,  ist  der  Präses,  sofern  er  in  der  Lage  ist,  seibsi  als  Prüfer 
für  ein  Prüfungsfach  zu  fungieren,  ermächtigt,  die  Prüfung  ausnahmsweise 
bloß  mit  zwei  Prüfungskommissären  gültig  vorzunehmen.-') 

Bei  der  Zusammensetzung  der  Spezialkommissionen  hat  der  Pritecs 
nach  Tunlidikeit  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  daß  bei  jeder  staatswisseo- 
schaftlichen  Staatsprüfung  mindestens  ein  Professor,  bei  jeder  rechtshistori- 
schen und  judiziellen  Staatsprüfung  mindestens  zwei  Professoren  mitwiricai, 
wobei  ausnahmsweise  an  Stelle  eines  Professors  auch  ein  der  Kommissioo 


•>  Ober  die  Zasammensetzang  der  Spezialprüfunf^kommissionrn  hfi  Sf.iatsprüfungen  bt 
böhmischer  und  deutscher  Sprache  (Prag)  s.  Anmerttang  *)  bei  Nr.  648  und  in  ualienischrr  Spracht 
s.  Nr.  6S7  flMubnd^  und  Nr.  645  (Qrm). 

^  Mit  MinErl.  vorn  2.  Juli  1902,  Z.  20.845,  wurde  in  Würdigung  der  vom  Professorer.- 
koUeeium  der  rechtS'  und  staatswissenschaftüchen  Fakultät  der  Wiener  Universität  mit  Bericht 
vom  30.  Mai  1902,  Z.  2609,  geltend  gemachten  Motive  dem  Präses  der  rechtshisiorisckea 
StaatsprUftutgAomaOsabm  im  WUn  bt  Brwtttim^  dlir  ttm  wtf  thumi  §  B,  maUtr  Abtak  ür 
Prüfun^instruktion  zustehenden  Befugnis  bis  auf  weiteres  die  Ermächtif^ng  erteilt,  bei  Vor- 
handensein zahlreicher  Prüfungskamiidaten  die  Kommissionen  für  die  einzelnen  Pri^fiugmkk 
fSpnkUkommisstoiut^  au  4m«  VonÜKmden  md  ff  y«— üf*i»»i—  «»fi>fT»f<^fj 
dgr  Ver$ÜMmäe  al$  Pr^trfir  ein  Prtlfkim^iuh  mfiuigltrgn  hat 
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angehörender  Dozent  treten  kann.  Es  ist  dafür  Soige  zu  tragen,  daß  durch 
die  Vornahme  der  Staatsprüfungen  die  dabei  beschäftigten  Professoren  ihrem 
mraiittelbaren  Lehrberufe  nicht  länger,  als  unumgänglich  notwendig  ist, 
entzogen  werden. 

Unter  den  Kommissären  soll  ein  öfterer  Wechsel  stattfinden,  jedoch 
in  der  Weise,  daß  alle  Mitglieder  der  Kommission  im  allgemeinen  ziemlich 
gleichmäBig  in  Anspruch  g^enommen  werden. 

§  9.  Die  Meldung  der  Kandidaten  zur  rechtshistorischen  Staatsprüfung 
erfolgt  nach  Maßgabe  der  Bestimmungen  des  §  21,  Durchführungsverord- 
nung, und  abgesehen  von  dem  im  fo!(^cnden  §  10  vorgesehenen  Falle 
innerhalb  der  im  §  22  jener  Verordnung  festgesetzten  Frist  bei  dem  Dekan. 
Dieser  hat  das  Gesuch  und  die  Beilagen  zu  prüfen*)  und,  wenn  die  Zu- 
lassung zur  Prüfung  nach  den  bestehenden  Vorschriften  keinem  Anstände 
unterliegt,  dasselbe  durch  kurze  Indorsierung  der  Bewilligung  zu  erledigen. 
Das  Oesnch  samt  Beilagen  Ist  dem  Kandidaten  einzuhändigen  und  von 
diesem  bei  der  Ablegung  der  Prüfung  dem  Präses  der  Kommisston  vorzu- 
legen. 

Bei  geringeren  Anständen,  welche  von  dem  Kandidaten  sofort  behoben 
werden  können,  sind  diesem  die  entsprechenden  Weisungen  zu  erteilen,  in 
zweifelhaften  Fällen  aber,  wenn  der  Kandidat  von  dem  Gesuche  nicht  ab- 
steht, ist  hierüber  die  Schlußfassung  des  Professorenkollegiums  einzuholen. 

Nnch  Ablnuf  der  Meldungsfrist  hat  der  Dekan  du  /ur  Prüfung  zuzu- 
lassenden Kandidaten  in  ein  nach  ihren  Familiennamen  alpliabetisch  geord- 
netes Verzeichnis  zu  bringen  und  dieses  im  kurzen  Wege  dem  Präses  der 
Prulungskummission  einzuhandigen. 

Letzterer  hat  nach  der  Zahl  der  Kandidaten  und  der  ihm  beigegebenen 
Prfifungskommissäre  im  Einvernehmen  mit  dem  Dekane  die  Prülungs- 
termine  zu  bestimmen,  worauf  der  Dekan  dieselben  am  schwarzen  Brette 
verlautbart. 

Bei  Festsetzung  der  Prfifungstage  für  jene  Kandidaten  der  rechtshistori- 
schen Staatsprüfung,  welche  mit  dem  auf  die  Absolvierung  ihres  vierten 
Semesters  nächstfolgenden  Oktober  den  Präsenzdienst  als  Einjährig-Frei- 
willige antreten  und  denselben  außerhalb  der  betreffenden  Universitätsstadt 

abzuleisten  haben,  sowie  für  jene  Kandidaten,  welche  die  recht'>hi<;tori«che 
StRnfsprüfiing  während  ihres  Präsenzdienstes  als  Einjahrig-Freiwillige  ab- 
zuksTcii  beabsichtigen,  finden  die  Bestimmungen  der  §§  12  und  13  der 
MinVdg.  vom  12.  April  188Q,  MVBNr.  25,-)  Anwendung. 

Die  Zuweisung  der  Kandidaten  an  zwei  gleichzeitig  fungierende 
Spezialkommissionen  hat  nach  Maßgabe  des  alphabetischen  Namensver- 
zeidinisses  in  der  Reget  in  der  Weise  zu  erfolgen,  daß  die  Kandidaten  nach 


')  MU  MinErl.  vom  30.  Män  1905,  Z.  4863  wardt  Ott  Anlaß  eines  speziellen  Falles  aas- 
iftpro^n,  (laß  das  von  einer  ■^tnrifMch  clngrsctzfcn,  wenn  auch  fremden  Prüfung^skommfssfon 
vondbiiftsmäfilg  abf^egebeoe  Votum  Ober  die  Befähigung  oder  Nicbtbelähigung  eines  Kandidaten 
ta  Icdcm  Fklle  Aatprach  mf  volle  BertciDfditIgang  hat  und  diS  dcnnach  die  bctrcffcndca 
akademischen  Punktionäre  nicht  ennBchtigt  erscheinen,  derartige  au-;  den  Studicnbelcgen  de« 
Kandidaten  rt:  entnehmende  EnnollatioQCii  fremder  StaataprOlungskommistloaen  zu  Ignorieren, 

»>  s.  Nr,  550. 
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ihrer  Rettienfo)ge  abwechaelnd  der  einen  und  der  anderen  KomnuMioii  za- 
geteilt  werden.  In  analoger  Weise  ist  bei  der  Zuweisung  der  Kandidaten  an 
drei  SpeaaUcommissionen  vorzugehen. 

§  10.  Die  Meldung  der  Kandidaten  zur  judiziellen  und  staatswissen- 
schaftlichen Staatsprfihing  findet  nach  Maßgabe  der  Bestimmungen  der  §§21 
und  23,  Durchführungsverordnung,  bei  dem  Präses  der  betreffenden  Prüfuni^s- 
kommission  statt.  Sie  ist  zwar  an  eine  bestimmte  Frist  nicht  c;fbunLiL-n. 
jedoch  werden  Kandidaten,  welche  sich  einer  dieser  Pruiungen  bereits  in 
den  vier  letzten  Wochen  des  Monates  Juli  zu  unter/ithen  beabsichtigten, 
sich  spätestens  bis  15.  Juni  zu  mclilen  haben,  uidn^ans  sie  gewartigen 
müssen,  erst  im  Oktober  zur  Ablegung  der  Prüfung  zugelassen  zu  werden.^) 
Dasselbe  gilt  von  jenen  Studierenden,  welche  im  Süuie  des  §  12  der  MinV^g. 
vom  12.  AprU  1860,  MVBNr.  25,<)  die  reditshistoiische  StaatsprOiung  zwi- 
sehen  dem  20.  und  28.  September  ablegen  woUcn. 

Bei  jeder  Meldung  ist  an  der  Hand  des  Mekiungsbuches  die  Erfüllung 
der  hinsichtlich  der  Studiendauer,  der  ObUgatkollegien  und  der  Anredien- 
barkeit  der  einzelnen  Semester  vorgeschriebenen  Bedingungen  und  bei  rc- 
probiertcn  Kandidaten  überdies  der  Ablauf  der  Reprobationsfrist  und  die  tr- 
füUung  der  denselben  nach  §  27,  I)urchfuhrun<T';verordnung,  etwa  aufer- 
legten VerpfUcbtung  zum  wiederhohen  Besuche  von  Voriesungen  zu  koa- 
statieren.*) 

Kandidaten,  welche  die  judiziellc  oder  Staats wissenschalthche  Staats- 
prüfung in  den  vier  letzten  Wochen  des  aditen  Semesters  iiver  juiintischen 
Studien  abzulegen  beabsichtigen,  haben  eine  Bcstitigung*)  des  Dekans 
beizubringen,  daB  der  Kandidat  sich  in  dem  letzten  Semester  der  votge- 
sdiriebenen  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Studien  befindet  und  simt- 
liche  Obligatkollegien  ordnungsmäßig  inskribiert  hat  und  daß  gegen  die  An- 
rechenbarkeit  der  absolvierten  Semester  auf  Qrund  der  bestehenden  Vor- 
schriften kein  Anstand  vorliegt. 

trgibt  sich  gegen  die  Zulassung  des  Kandidaten  kein  Bedenken,  so 
kann  der  Präses  demselben  sofort  den  Tag  zur  Prüfung^  bestimmen,  ihm  die 
Ik\\  illigung  auf  einem  dazu  bestimmten  Blankette  austeriigen  und  sogleich 
emiiandigcn  oder  nachtraglich  zustellen  lassen. 

Das  Gesuch,  dem  die  Bewilligung  kurz  indorsiert  wird,  ist  samt  Bd> 
lagen  bei  deo  Akten  zurfidczubehalten;  die  Beilagen,  welche  bei  der 
Prüfung  zur  Einsichtnahme  der  Prfifungskommtesäre  vorUcgeu  müssen, 
werden  erst  nach  abgelegter  Prüfung  zurückgestellt 

Bei  geringeren  Anstanden,  welche  vom  Kandidaten  sofort  behoben 
werden  können,  bat  der  Präses  die  entsprechenden  Weisungen  zu  erteilen, 
in  zweifelhaften  Fallen  jedoch  über  das  Ansuchen  durch  sdiriftlichen  Be> 


<)  VgL  Nr.  6S5  mmt  aar  Witit}  M7. 
•)  «.  Nr,  550. 

>)  Vet,  Mlgm  4gr  RtdäHUnr  4tr  Agfmmar  UtUttnUtl  4it  BmUmmamg  äu  MMnS 

4t»  MinEH,  V.  10.  Oktober  1902.  Z.  3Z2t2  ($.  Nr.  6XJ. 

*)  Diese  BestJtigvn^en  ant erliegen  nach  Tarif post  116  lif.  e  des  Gesetzes  vom  n.  Dezember 
1662,  RQBNr.  ^  der  ÜUmpelgebiUir  von  30  HelUr  (FimuuminErl.  vom  21.  Aprü  1903,  Z.  27.mj. 


Digitized  by  Googl( 


Rcdrti-  wid  «taadwiNCMclNlIUdic  StMlipiiingCB. 


829 


scheid  aater  Vorbehalt  des  Rekurses  an  das  Untefrichtsnunisterium  zu  ent- 
scheiden. 

Nach  MaBgabe  der  Anmeldungen  bestimmt  der  Präses  von  Fall  zu 
Fall  die  Prüfungstage,  wobei  er  sich  im  allgemeinen  an  die  Ordnung  zu 
halfen  hat,  in  welcher  sich  die  Kandidaten  bei  ihm  zur  Prüfung  meldeten 
(§  23,  DurchführungsverordnunfT). 

Je  nach  Bedarf  können  zwei  Spcziatkommissionen  derselben  Prüfungs- 
kommission gleichzeitig  fungieren.  Bei  demselben  Prüfungsakte  können  je- 
dodi  nicht  mehr  als  drei  Kandidaten  der  Prüfung  unterzogen  werden. 

§  11.  Wird  einem  Kandidaten  die  Zulassung  zur  Staatsprüfung  ver- 
weigert, so  ist  Outt  hicrfiber  efai  kuiz  motivierter  schriftlicher  Bescheid  hinaus- 
zugeben.  Gegen  diesen  abweisUchen  Bescheid  steht  demselben  hinerhalb 
acht  Tagen  der  an  das  Unterrichtsrnmisterium  zu  ricfatende  Rekura  zu» 
weicher,  sofern  es  sich  um  die  rechtshistoriache  StaatsprOfimg  handelt, 
bei  dem  Dekanate,  in  Ansehung  der  beiden  anderen  Staatsprüfungen  aber 
bei  dem  Präses  der  betreffenden  Prüfungskommission  zu  überreichen  und 
vom  Dekanate,  beziehungsweise  Preises  unter  Stellung  eines  bestimmten 
Antrages  an  das  Unterrichtsministerium  zu  leiten  ist. 

§  12.  Alle  Kandid.iten,  welchen  zur  Abk-p^ung  der  rechtshistorischen 
Staatsprüfung  ein  und  tlerselbe  Tag  anberaumt  \Mirde,  haben  an  diesem 
Tage  vor  iScginn  der  Prüfung  zu  erschemcu  und  gegenwärtig  zu  sein, 
bis  sie  die  Prüfung  abgelegt  haben. 

Ein  Tausch  der  Prfilungstage  zwischen  Kandidaten,  sowie  das  Eintreten 
ebies  zur  Prüfung  bereits  angemeldeten  an  Stelle  eines  nicht  erschienenen 
oder  zurficirtretendcn  Kandidaten  ist  nur  mit  Bewilligung  des  Prfises  zulässig. 

Ein  Kandidat,  der  eigenmächtig  von  der  Prüfung  wegbleibt,  hat  nebst 
dem  Verluste  der  Prüfungstaxe,  welche  zu  Gunsten  der  Kommission  verfällt, 
zu  gewärtigen,  im  Falle  der  rechtshistorischen  Staatsprüfung,  daß  er  nicht 
mehr  in  demselben  Termine,  bei  der  judiziellen  oder  staatswissenschaftlichen 
Staatsprüfung  aber,  daß  er  erst  nach  allen  bereits  angemeldeten  Kandidaten 
und  unter  Umstanden  auch  zu  einer  noch  späteren  Zeit  zur  Prüfunjr  wieder 
zugelassen  wird.  War  die  Taxe  im  Zeitpunkte  des  versäumten  rcmiincs 
noch  nicht  eingezahlt,  so  erfolgt  die  neuerliche  Zulassung  zur  Prüfung 
nur  gegen  Erlag  des  doppelten  Taxbetrages;  der  von  der  Taxe  ganz  oder 
zur  Hälfte  befreite  Kandidat  aber  kann  fOr  den  neuen  Termin  auf  diese 
Begfinstigung  nicht  mehr  Anspruch  erheben. 

Nur  wenn  das  WegbleÄen  vom  Präses  als  vollständig  gerechtfertigt 
erkannt  wird,  steht  es  diesem  zu,  den  Verlust  der  Taxe  oder  Taxbefrehang 
nachzusehen. 

§  13.  Die  Prüftmgstaxe  >)  ist  von  dem  Kandidaten  vor  Ableirungr  der 
Prüfung  zu  entrichten.  Darüber  oder  über  die  ihm  zukommende  Befreiung 
hat  der  Kandidat  sich  längstens  24  Stunden  vor  der  Prüfung  bei  dem  be- 
treffenden Präses  auszuweisen. 

*)  DU  ¥*r§fiu^taxe  beträgt  2t  Kronen  f$.  Nr.  64^/.  —  Betr^Js  der  Besteuerung  des  Eät- 
tmmem  aa»  SiaaiiprtfkngHaxen  vgL  MbtErt.  wom  B.  FOnar  mt,  Z.  StOp  MVSNr.  3i  f$,  Nr.  tOS} 

«Mtf  bezttgUeh  der  von  den  Präsidien  an  die  Steuerbehörde  tu  Uefemdm  Aaswelse  vgt.  MinErU 
vom  23.  Aueast  189^.  7.  'i75  KUM  (s.  Nr.  tWJ.  —  Über  dU  B4ffttiwig  fon  der Pr^ftuiggtaxf  i,  dk 
§§  9  bis  14  bei  Nr.  ö42,  dann  Nr,  643, 
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Der  Zeugnisstempei  ^)  ist  von  dem  Kandjdafen  zur  Mhuig  mitn- 
bringen. 

Der  bei  Einhebung,  Verrechntmg  und  Verteilung  der  Prufungstaxen 
zu  beobachtende  Voigang  ist  durch  die  JMinVdg.  vom  10.  Marz  1856»  Z.  952, 
RQBNr.  37,«)  geregelt. 

§  14.  Die  Prüfungen  werden  m  deutscher  Sprache  abgehalten,  in- 
soweit nicht  für  einzelne  Staatsprflfungskommissionen  in  dieser  Beziehung 
besondere  Vorschriften  bestehen.*) 

§  15.  RÜcksichtUch  der  Dauer  der  mit  den  einzehien  Kandidaten  vor- 
zunehmenden Prüfungen  hat  als  Grundsatz  zu  gelten,  dafi  auf  jede  dciselbea 
nicht  mehr,  aber  auch  nicht  weniger  Zeit  verwendet  werden  soll,  als  er- 
forderlich erscheint,  um  über  die  Befih^^ung  des  Kandidaten  und  deren 
Grad  ein  gewissenhaftes  und  sicheres  Urteil  abzugeben.  Die  Entscheidang 
hierüber  steht  dem  Präses  zu. 

Als  Regel  ist  festzuhalten,  daß  die  Gesamtprüfungsdauer  für  drei  Kan- 
didaten bei  der  rechtshistorischen  Staatsprüfung:  nicht  über  21/^  Stunden  und 
bei  den  beiden  anderen  Staatsprüfungen  nicht  über  3  Stunden  ausg^edeimt 
werden  soll. 

Jede  der  in  den  §§  12  bis  14,  Durch! iilirungs Verordnung,  unter  Zuhl  \ 
bis  4  angeführten  vier  Disziplinen  ist  als  ein  I-'rufunq-si^cc^cnstand  anzusehen. 

Im  Falle  das  Frp;chnis  der  Prüfung  heim  Abschlüsse  derselben  noch 
zweifelhaft  sein  sollte,  bleibt  es  riern  Ermessen  des  i-*rases  überlassen, 
einen  oder  den  anderen  Prüfungskommissär  einzuladen,  noch  eine  oder  einige 
Fragen  zu  stellen. 


*)  Lmt  dt$  im  Elnwntkmm  mli  dem  FiaatatnbUsierbm  ergangene»  EHatse*  des  SImA> 

ministeriums  (Abi.  KU.)  vom  21.  Juni  1865,  Z.  5260,  unterliegen  die  von  den  theoretischen  Staats- 
Prüfungskommissionen  über  die  abgelegten  Staatsprüfungen  and  die  dabei  bewiesenen  FähigimUm 
ausgestellten  Zeugnisse  einem  Stempel  von  einem  Quläen  (2  Krone nj  für  jeden  Bogen. 

•) «.  Nr.  H2, 

>)  DU  B^S^rtuig  der  ItalieMiaehtn  Sptmht  M  dtn  fmriMtdkm  Siaaitftrt^kitgm  mai 

Rigorosen  in  Gras  beruht  bezüglich  dtr  Staatsprüfungen  at^f  den  interimistischen  Verfugungendes 
KUMErt.  vom  23. November  1858,  Z.  19.872 und  der  StaatsminF.rl.  vom  1 T.  September  186 J,  Z.  7m  KU 
(s.Nr.645J,  29.  Oktober  1861,  Z.  lOJnjKU,  21.  Dezember  1661,  Z.  11.879/ KU,  28.  September  180i>, 
Z,  mi/KU  and  SS.NQ9tmb*r  m6.  Z.  WSBfKU,  and  Uasidum  dtrKtonaen  mfdmSiaait$»kat 
R0M  9.  Mai  1863,  7.  ris,  r-).  Oktober  1866,  7.  8270  KU,  und  10.  November  1866.  7.  Tr)  KL'. 

Betreffs  der  Vornahme  von  Staatsprüfungen  in  itaiienischer  Sprache  in  Innsbruck  rgL 
Nr.  7,  8  f Punkt  5J  Wtd  M7. 

Die  bei  den  theoretischen  Staatsprüfungen  in  Wien  laut  MinErL  MMN  J6.  Augasi  t8B^ 
Z.  7767,  ausnahmsweise  gestattete  Anwendung  der  lialienischen  Sprache  hörte  auf  Orund  dn 
MinErL  v.  14.  April  1877,  Z.  4192,  MVBNr.  10  mit  dem  I.Jänner  1878  attf.-  Die  in  Zara  be- 
standate  theoretische  SiaahprSfüngakommisalon  JtuüeteUer  und  siaatswiMSeMehqftOeker  Abteitu^ 
mit  italienischer  Prüfungssprache  wurde  auf  Qrund  Ah.  Ermächtigung  vom  8.  Mai  1880  mOkU 
MiaVdg.  vom  28.  Mai  1880,  Z.  8650,  MVBSr.  is.  RCiRSr.  92,  aufgelöst. 

Ober  die  Ablegung  der  theoretischen  Staatsprüfungen  in  böhmischer  Sprache  in  Prag 
9^  dtn  MImBfL  vtm  29.  Jmtd  Sa2,  Z  758fKUM,  MVBNr,  29  f*.  Nn  648}  and  dl*  MimVdg.  tm 
1.  Juli  1889,  MVBSr.  39  f^.  Sr.  6^);  in  r  o  f  n  i  ch  e  r  oder  ruthc  ni'chrr  Sprache  it 
L  emberg:  die  MinErL  vom  9.  Oktober  1866,  Z.  8608,  fs.  Nr.  11)  und  vom  il.JuU  1871,  Z.  52i;Präs. 
f$»  Nr.  13J:  in  polnliehtr  Sprache  in  Krakau:  vgL  MinErL  vom  9.  Oktober  1868,  Z  8818 
(8.  Nr.  UJ»  etMde  den  MinErL  vom  ß.  S^rtemher  mh  Z I0J38  ($.,  Nr.  80J, 
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Wenn  ein  Kandidat  sofort  bei  der  Prüfung  aus  dem  ersten  Prüflings- 
gegeostande  einen  solchen  JMangel  an  Kenntnissen  an  den  Tag  1^  daß 
seine  Reprobation  unbedingt  erfolgen  muß,  kann,  nachdem  dem  Kandidaten 
dies  eröffnet  wurde,  mit  Zustimmung  desselben  die  Prüfung  mit  ihm  ge* 
schlössen  und  zum  Ausspruche  der  Reprobation  geschritten  werden. 

§  16  Ore  Reihenfolge,  in  welcher  die  einzelnen  Prüfungskommissäre 
zu  prüfen  haben,  bestimmt  dtr  I^rascs,  welcher  als  Examinator  für  ein 
bestimmtes  Fach  (§  18,  Durch! ührungs Verordnung  und  §  8,  Instruktion)  zu- 
letzt prüft. 

§  17.  Bei  jeder  Prüfung  ist  soweit  als  möglich  zu  erforschen,  ob  sich 
der  Kandidat  des  ganien  Prdfungsgegenstandes  bemichtigt  hat  Es  ist  ins- 
besondere durch  eine  größere  Anzahl  von  Fragen,  welche  verschiedene 
Gebiete  berfihren,  dem  Unfuge  zu  steuern,  daß  die  Kandidaten  die  Vor* 
bereituttg  aus  ganzen  Abteilungen  eines  Prilfungsgegenstandes  unterlassen. 

Bei  allen  Prüfungen  ist  vorwiegend  danach  zu  forschen,  ob  der  Kan- 
didat die  genügende  formale  juristisdie  Bildung  erlangt  habe,  ob  er  also 
scharfer  juristischer  Auffassung,  eines  selbständit^'^en  Urteils,  einer  korrekten 
juristischen  Ausdrucksweise  fähig  sei,  ob  er  die  Systematik  des  Gegen- 
standes erfaßt  habe  und  ob  es  ihm  gelinge,  vermittels  der  erlangten  Kennt- 
nisse auch  solche  Fragen  zu  beantworten,  für  welche  eine  besondere  Vor- 
bereitung nicht  möglich  war. 

Dagegen  ist  kein  ausschließliches  Gewicht  auf  bloßes  Gedächtnis* 
werk  zu  legen,  welches  nur  für  die  Prüfung  erworben  und  nach  der  Prüfung 
wieder  vergessen  wird. 

Hienach  ist  msbesondere  bei  der  rechtshistortschen  Staatsprüfung  fest- 
zuhalten, daß  es  sich  erst  in  zweiter  Linie  um  die  positiven  Einzelheiten 
des  römischen,  kanonischen  und  deutschen  Rechtes,  in  erster  Linie  aber  darum 
handelt,  zu  konstatieren,  ob  der  Kandidat  an  diesen  Modellen,  insbesondere 
an  den  klaren  und  reinen  Formen  des  römischen  Rechtes  die  juristischen 
Grundbegriffe  erfaßt  hnbe.  Kandidaten,  welche  in  dieser  Richtung  nicht 
genügen,  sind  unbedingt  zufuck/uweisen,  wenn  sie  auch  noch  so  genaue 
Detailkenntnisse  dargetan  hätten.  Bei  der  Prüfung  aus  der  österreichischen 
Reichsgeschichte  sind  die  elementaren  Tatsachen  der  äuüeren  Reichsge- 
schichte zu  fordern  und  ist  das  Schwergewicht  auf  die  Geschichte  des 
Öffentlichen  Rechtes  m  legen. 

Bei  der  judiziellen  Staatsprüfung  ist  zwar  vollständige  Kenntnis  der  dort 
zur  Prüfung  gelangenden  positiven  Fächer  zu  fordern,  doch  ist  auch  hier 
auf  untergeordnetes  Detail  nicht  einzugehen,  sondern  mehr  danach  zu 
forschen,  ob  der  Kandidat  sich  Fertigkeit  im  juristischen  Denken  erworben 
habe  und  einer  freieren  Behandlung  des  Prüfungsstoffes  f;ihip^  sei. 

Desgleichen  ist  bei  der  Staats  wissenschaftlichen  Stiitsfifufung  bei  der 
Prüfung  aus  „Volkswirtschaftslehre  imd  Volkswirtschaftspoiitik",  sowie  aus 
„Finanzwissenschaft**  vor  allem  zu  konstatieren,  ob  der  Kandidat  die  volks- 
und  staatswirtschaftlichen  Grundbegriffe  klar  und  präzise  erfaßt  habe  und 
ZU  einer  selbständigen  Anschauung  vorgedrungen  sei;  in  derselben  Weise 
ist  bei  der  Prüfung  aus  dem  Staats-  und  Verwaltungsrechte  zunächst  auf 
Kenntnis  der  Systematik  des  Gegenstandes  und  der  grundlegenden  allge- 
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meineo  Lehren  Wert  zu  legen;  hinsichtlich  der  staatUcben  Praxis  sind  dann 
vor  allem  die  Österreichischen  Vertialtnisse,  also  die  Kenntnis  der  öster- 
reichischen Finanzgesetzgebung  und  der  positiven  ösieneidiisclien  StJurts* 
und  Verwaltungseinrichtungen  zu  berücksichtigen. 

Im  allgemeinen  ist  bei  jeder  Prüfung  der  Gesichtspunkt  festzuhalten, 

daß  nur  solche  Frajren  s^estellt  werden  sollen,  welche  den  Gegenstand 
selbst  betretten  und  bei  regelmäi'ieem  BildunL'sgange  beantwortet  werücti 
können.  Fragen,  welche  eine  speziell c  Richtung  der  Vorbereitung  voraus- 
setzen, z.  B.  nach  besonderen  Einteilungcfi,  besonderen  Definitionen  u.  dgl., 
welche  nur  dieser  oder  jener  Autorität  angehören,  nur  in  diesem  oder  jenem 
Lehrbuche  gefunden  werden  können,  sind  nach  Mög'lkhkeit  zu  vemteidea. 

§  18.  Überfällt  den  Kandidaten  während  der  Prüfung  ein  sichtliches 
Unwohlsein,  aus  dessen  Veranlassung:  er  die  Prüfung  abzubiechea  wünscht; 
so  ist  es  Sache  der  Kommission,  zu  beurteilen,  ob  auf  Grundlage  seiner  bis 
dahin  gegebenen  Antworten  mit  Rfidcsicht  auf  sein  Unwohlsein  ein  ganz 
entschiedenes  und  begründetes  Urteil  sich  abgeben  lasse  oder  nicht  Im 
ersten  Falle  wird  das  Erkenntnis  gefällt,  im  zweiten,  sofern  es  tunKcb  is^ 
ihm  ein  möglichst  naher  Termin  zur  Fortsetzung  der  Prüfung  gegeben. 

§  19.  Der  Präses  sorgt  für  die  Aufrechterhaltung  der  Ruhe  und  Ord- 
nung im  Prüfungssaale.  Er  hat  jede  Störung  des  Prüfungsaktes  seitens  der 
Zuhörer  mit  Strenge  hintan/nhalten,  und  eventneH  die  Entfernung  einzelner 
Ruhesturer  oder  nach  Erfordernis  sämtlicher  Zuhurcr  zu  verfügen. 

^  20.  Die  Grundsätze  des  bei  der  Beratung  und  Abstimmung  über 
das  Prüfun^ergebnis  zu  beobachtenden  Verfahrens  sind  in  den  §§  25 
und  26,  Durchführungsverordnung,  enthalten. 

Die  Abstimmung  der  Kommissäre  über  das  Prüfungsresultat  erfolgt 
in  nichtöffentlicher  Sitzung  in  der  Weise,  daß  jeder  Examinator,  der  dem 
Range  nach  jüngere  vor  dem  Siteren,  der  Vonitzende  zuletzt,  nach  dem 
Oesamteindnicke  der  Prüfung  erklart,  ob  er  den  Kandidaten  approbieft 
oder  reprobiert 

Prflfungskommissire,  welche  in  keiner  staatlichen  Rangsklasse  stehen, 
geben  ihre  Stimme  vor  den  übrigen  Kommissären  ab,  der  jüngere  vor  dem 
älteren;  ebenso  stimmt  bei  in  gleicher  Rangsstufe  stehenden  Kommissirai 

der  dem  Dienstalter  nach  jüngere  vor  dem  älteren. 

Zur  Wahrung  dieser  Reihenfolge  hat  der  Präses  der  Kommission 
samlliche  Kommissionsmitglieder  in  einem  Verzeichnisse  entsprechend  zu 
reihen  und  dasselbe  stets  in  Evidenz  zu  halten.  Dieses  Verzeichnis  hat  im 
Beratungszimmer  autzuliegen  und  bildet  die  Grundlage  für  die  Absumraiuags- 
ordnung. 

Da  jeder  Prüfungskommissär  seüi  Votiun  nach  dem  Gesamtresultate  der 
Prüfung  abzugeben  hat,  so  wird  ehi  Kandidat,  welcher  auch  nur  aus  euMS 
einzigen  Gegenstände  oder  selbst  auch  nur  aus  ehier  wicfaligeren  Abteflmig 
eüies  solchen  nicht  entsprochen  hat,  zurückzuweisen  sein,  mag  er  auch  anf 
anderen  Gebieten  noch  so  vorzügliche  Kenntnisse  daigetan  haben. 

Es  ist  daran  festzuhalten,  daß  auch  die  richtige  Beantwortung  aller 
gestellten  Fragen  noch  keinen  Anspruch  auf  „Auszeichnung''  gewährt,  sondern 
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da6  bkzu  ein  das  Ma6  einer  guten  Voibereitung  erheblich  fibersteigendet 
Wissen  und  eine  voizQgltche  fonnelle  Schulung  verlangt  werden  mufi. 

PersSnliche  Verhiltnisae  der  Kandidaten,  welche  auf  das  PrOfungsre- 
soltat  einwirken,  z.  B.  ungenügende  Kenntnis  der  Prüfungssprache,  Er^ 
krankung  während  der  Vorbereitung  zur  Prühug  u.  dgL,  können  nicht  be- 
rücksichtigt werden.^) 

§  21.  Wurde  ein  Teil  der  Prüfung  in  einer  nicht  allen  Prüfungs- 
kommissären  verständlichen  Sprache  (§  14,  Instruktion)  abgelegt,  so  hat 
der  betreffende  Kommissär  über  diesen  Teil  der  Prüfung  den  übrigen  zu  re- 
ferieren. Diese  haben  sich  in  solchen  Fällen  zunächst  an  den  ihnen  verständ- 
lichen Teil  der  Prüfung  zu  halten  und  nur,  soweit  ihr  Urteil  noch  schwankt, 
die  Mitteilung  ihres  Kollegen  in  Anschlag  zu  bringen. 

%  22.  Der  Erfolg  der  Prüfung  ist  durch  Beschluß  der  Prafungskommis- 
sion  mit  dem  Kalkül  „gut",  „geniigettd"  oder  „nicht  genügend"  zu  be- 
zeichnen, wotiei  der  Kalkül  >igut"  nur  dann  als  beschlossen  anzusehen  ist^ 
wenn  kein  Prüfungskommissär  für  den  Kalkül  „nicht  genügend"  gestimmt  hat 

Der  Kalkül  „mit  Auszeichnung"  kann  durch  weiteren  Beschluß  der 
Prüfungskommission  einem  Kandidaten  nur  dann  erteilt  werden,  wenn  der 
Kalkül  im  übrigen  mit  Stimmeneinhelüfrkcit  auf    .rynt"  festgesetzt  wurde. 

Der  Erfolg  der  Prüfung  ist  im  /ciiLiniiSe  unter  Angabe  des  erworbenen 
Kalkulf  /LI  hcstätipcn.  wobei  die  erworbene  Auszeichnung  durch  den  Zusatz 
„und  zwar  mit  Auszeichnung  aus  .  .       zu  vermerken  ist. 

Der  Präses  fertigt  hienach  die  Zeugnisse  unter  Angabe  der  Art,  des 
Tages  und  Erfolges  der  Prüfung  aus,  fügt  bei  Reprobationen  den  gestatteten 
Wiederholungstermin  und  die  nach  §  27,  Durchführungsveiordnung,  auf- 
erlegte Verpflichtung  zum  wiederholten  Besuche  von  Vorlesungen*)  l>ei  und 


•)  Die  immer  wifdetltehrenden  Kla(;en  über  die  ungfnünendfn  Resultate  dr!^  rechts^  nnd 
itaattmistenschqftUchtn  FalmUdUstudiums  haben  den  Minister  für  K.  u.  U.  bestimmt  mit  äem 
ErUttu  fom  SB,  Sipttmber  «74,  Z,  §3.634,  MVBNr,  48,  an  die  Prltldini  der  ihcorcttocliM 
Staatsprflfungskomminlonen  die  nachdrflckliche  AuHordcniaK  tu  richten,  dahin  zu  wirken,  dafl 
:)i '  StantsprüfunKen  mit  gfrSfierer  Strenge  als  bisher  vorpenomracn  werden.  Die  StaatsprOfungs- 
kummissionen  haben  sich  vor  Augen  zu  halten,  dafi  es  in  der  rechts-  und  staatswissenscbaft- 
llcbcn  Pmds  kdnctwcp  an  N«dk«ttd»  ttbcriianpt,  wohl  tb«r  in  tttehtlc  vorKcblldcIciB  Nicli- 
vuchs  fehlt,  und  dal}  daher  den  obwaltenden  Bedürfnissen  nur  durch  strengste  Sichtung  der 
Prafungskandldaten  and  unaadisiclitUdie  Zorflckwelsuag  jeder  nnKcnflgcnden  Lclstang  ent- 
sprochen wird. 

fDie  besonderen  Anordmutgen  dieses  Erlassts  sind  in  die  wliegsnde  Prßfitngsindrvidion 
Mater  §§  S,  15,  t7  und  ?n  übernommen  worden.) 

Zum  Schlüsse  bemeriit  der  Minister  in  diesem  Erlasse:  Ich  beschrftnke  mich  auf  diese 
BemeHcongcn,  d«  ich  Sberzeagt  bin,  daft  c*  d«r  «isgezeichneten  Leltong  der  Herren  Korn- 
ulsriontvorstiiidc,  wie  der  bewahrten  Elntdit  der  Herren  Prüfungskommissäre  auch  ohne 
weitere  Weisungen  gelingen  wird,  die  von  mir  gewünschten  Resultate  zu  erzielen.  war 
lediglich  meine  Absicht,  die  Mitglieder  der  FrtUungskommisslonen  aufmerksam  zu  machen,  daS 
ftc  fleh  nicht  darch  dn  —  gcwiS  sehr  begreiflichct  —  Wohlwollen  und  MitgcfOhl  abhalten 
lassen  sollen,  diejenigen  Anforderungen  zu  stellen  und  diejenigen  Urteile  zu  fällen,  welche  sie 
«etb^t  al5  die  richtiffcn  und  verdienten  erkennen.  Bei  Verwaltung  eines  flffentlichen  Interesses 
dürfen  wir  nicht  so  vorgehen,  wie  es  unsere  subjektive  Gesinnung,  sondern  nur  so,  wie  es  das 
nnfl  envertnate  SIfentUehe  Anrt  vcriaagt. 

Dirrrr  f-rlaß  wurde  auch  den  juridischen  Dekanaten  mr  Kumbd»  g^nidd.  Beirrend 
den  Vorgang  bei  wiederholter  Reprobation  s.  Nr.  644. 

*>  Vgl.  MInErU  fWW  26,  September  1900,  Z.  27.292  (s,  Nr.  656J. 
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unterfertigt  das  Zeugais  zugleich  mit  den  übrigen  beim  Prüfungsakte  be- 
teiligten  Kommissären  und  unter  Beidrfidaing  des  Kommissionssiegids. 

Das  Zeugnisblankett  hat  in  einer  SchhiBbemerkung  die  Abstufung 
der  Kalküle  ersichtlich  zu  machen. 

Wenn  die  Prüfung  ganz  oder  teilweise  in  einer'  anderen  als  der 
deutschen  Sprache  (§  14,  Instruktion)  abgelegt  wild,  so  ist  in  das  Zeugnis, 
falls  nicht  dasselbe  den  bestehenden  Vorschriften  gemäß  ohnedies  in  der 
anderen  Sprache  ausgestellt  wird,  ein  bezüg^licher  Vermerk  aufzunehmen,  h 

Der  wesentliche  Inh'ilt  dt";  /eiifTni^-scs  ist  in  das  Aleldungsbuch  des 
Kandidaten  unter  Bcidruck  des  Komimssiüiissiegels  einzutragen.*) 

Die  Zeugnisse  werden  den  Kandidaten  vom  Präses  nach  öffentlicher 
Verkündigung  des  Prüfungsrcsultates  sofort  behäudigt  (§  2S,  Durchführungs- 
verordnung). 

§  23.  Von  jeder  Reprobation  eines  Kandidaten  ist  im  Sinne  des  §  29, 
Durchführungsverordnung,  unter  Angabe  des  Wiederbolungstennines  sogleich 
das  Dekanat  der  rechts-  und  staatswissensdiafOichen  Fakultät^  an  weldier  der 
Kandidat  laut  seines  Meldungsbuches  oder  Absolutoriums  studiert  oder  zuletzt 
studiert  hat^  behufs  Evidenzhaltung  der  Reprobationen  in  Kenntnis  zu  setzen. 

§  24.  Ober  jeden  Kandidaten  führt  der  Präses  der  S|>ezialkoinmissioa 
ehi  Prüfungsprotokoll,  welches  alle  Daten  des  Prüfungszeugnisses,  das  Re- 
sultat der  Abstimmung  (mit  Stimmeneinheit,  -Mehrheit  oder  -Gleichheh) 

und  einen  Raum  für  besondere  Anmerkungen  zu  enthalten  hat 

Auf  Grund  dieses  Protokolles  erfolgt  durch  den  Präses  gegebenenfalb 

die  Ausstellung  von  Zeugnisduplikaten,  welche  am  Kopfe  des  Blank ettcs  aus- 
drücklich als  solche  zu  bezeichnen  sind.  Über  die  Ausstellung  und  Ausfoli^ung 
solcher   üiijilikate   ist  in  das  Meldunn-^huch  ein   Vermerk  aufzunehmen. 

Sämtliciic  bei  einer  Staatsprüfungskummission  geprüiic  Kandidaten  sind 
vom  Präses  dieser  Kommission  in  ein  alphabetisches  Register  unter  Bei- 
setzung der  Jahreszahl  der  Prüfung  und  der  Nummer  des  Prüfungsprotokolls 
einzutragen. 

§  25.  Zu  Beginn  emes  jeden  Kalenderjahres  erstattet  der  Präses 
den  Hauptliericht  über  die  Tätigkeit  der  Staatsprflfungskommlssion  in  den 
abgelaufenen  Kalenderjahre  an  das  Unterrichtsministerium  und  schließt  eine 
tabellarische  Nachweisung  über  die  bei  dieser  Prüfungskommission  gc> 

prüften  Kandidaten  bei.  Diese  Nachweisung,  von  welcher  gleichzeitig  eil 
Exemplar  an  die  k.  k.  statistische  Zentralkommission  einzusenden  ist,  bat 
folgende  Rubriken  zu  enthalten: 

a)  Art  der  Prüfungskommission, 

b)  Termin  der  vorgenommenen  Prüfungen, 

c)  Gesamtzahl  der  geprüften  Kandidaten, 


*)  In  Ansehung  der  Zeugnisse  über  die  von  Heehtshörern  dtr  böitmischen  Untrersität 
gOegtM  ihtortHtehen  Staatapr^fia^gen  s.  Nr,  476  mtA  484.  —  BcrwO»  mii4em  MinBrt,  rom  JDL  Ä'<> 

vember  1863,  Z.  12.0S3  wunir  l  infresrftärß,  daß  die  Pntfiirtsssprache  nicht  bloß  in  den  eigenibdtn 
Pn^ungueugnissen  amumerken,  sondern  auch  bei  der  Eintragung  des  f^tiftuigsergebnissts  ät  das 
Metäangsbudt  beitu/ägen  ist. 
•)  ».  Nr.  47  h 
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d)  Zahl  der  Approbierten  mit  den  Unterrubriken :  ^) 

1.  einfach:  mit  dem  Kalkül  „gut''  und  mit  dem  Kalkül  „genügend'', 

2.  mit  Auszeichnung:  mit  dem  Kalkül  ,.p:ut,  mit  Auszeichnung": 
aus  allen  Fächern  und  nus  einem  oder  mehreren  h'ächem, 

e)  Zahl  der  Reprobierten  mit  den  Unternibriken : 

1.  zum  ersten  Male:  auf  ein  Jahr,  und  auf  sechs  Monate  bis  ein  Jahr/) 

2.  zum  zweiten  Male:  (wie  oben), 

3.  zum  dritten  Male:  (wie  oben), 

f)  Gesamtzahl  der  Approbierten  und  der  Reprobierteo, 

g)  Prfihingssprache, 

h)  Anmerkungen.*) 

§  26.  Diese  Instruktion  tritt  mit  dem  1.  Oktober  1896  in  Wirksamkeit 
Hicmit  treten  die  Bestimmungen  der  MinVdjr.  vom  16.  April  lS5f),  ROBNr.  54, 
und  des  Ministerialschrcibcns  vom  20.  Juni  1856,  Z.  9576,  sowie  alle  den 

gleichen  Gegenstand  betreffenden  Vorschriften,  insoweit  <;ie  mit  den  Be- 
stimmungen dieses  Ministerialerlasses  in  Widerspruch  stehen,  außer  Kraft 


b)  Ergänzende  Vorschriften. 

Nr.  641. 

Erlaß  des  Ministers  fUr  K.  u.  U.  vom  16.  Oktober  1850.  Z.  8308/601. 

an  die  Statthaher  für  Niederösterreich,  Böhmen,  Mähren,  Qalizien,  Steier- 
mark und  Tirol, 

(betreffend  die  Portofreiheit  der  Korrespondenz  der  theoretischen 

Staatsprüfungskommissionen). 

Zufolge  einer  Zuschrift  des  k.  k.  Ministeriums  für  Handel,  Gewerbe 
und  öffentliche  Bauten  vom  29.  September  1850,  Z.  4Q65,  wird 
den  Kommissionen  fär  die  rechts-  und  staatswissenschaftiichen  theo- 
retischen Staatsprüfungen  in  Wien,  Prag,  Lemberg,  Krakau,  [Ohnfitz], 
Oraz,  Innsbrudc,  [Zara],  für  die  Korrespondenz  unter  sich  und 
mit  den  k.  k.  Behörden  die  Portofreiheit  hinsichtlich  der  Beförde- 
rung und  Bestellung  mittels  der  Postanstalt  unter  der  Bedingung 
zugestanden,  dnß  die  Korrespondm/en  mit  dem  Amtssiegel  ver- 
schlossen und  Ulf  der  Adresse  mit  der  Bemerkung  „ex  offo  in  Angelegen- 
heiten der  k.  k.  Staalsprufungskommission"  bezeichnet  sind.  Diese  Porto- 
freiheit bezieht  sich  auch  auf  die  Benützung  der  Stadtpost  ia  jenen  Orten, 
wo  eine  solche  AnstaU  eingerichtet  ist,  jedoch  nur  auf  den  Verkehr  der 

>)  Rubrik  dj  erhielt  ihre  dermaUge  Fassung  auf  ürunä  des  Mintri.  vom  Jl.  Dnember  tS97, 
Z,  2MtZ 

~)  Mit  RUdksIr/i!  an/  die  abstattete  Abknr:uns  der  Reprobations fristen  auf  ein  Semester, 
beziehungsweise  au/  vier  Monate  (s.  Nr.  653  und  654J  ist  auch  die  ZaJü  der  attf  diese  Zeit  repro- 
bierien  Prüfitngikandidaien  besonders  aaszamism. 

■)  In  der  staHtlbekea  Naäimlsang  Ist  ohc*  die  Oesamtutht  Jt/ur  KamUdaten  atimtrhuigi- 
weise  ersichtlich  zu  machen,  welche,  obschon  zar  Prü/unir  zucehssen,  sich  derselben  nicht  unter- 
zogen  haben:  MinErt.  vom  3t,  Märt  t905,  Z.  44.028  ex  J904  (rechtsliistorische  StaatsprUfiuigS' 
kommis^piij,  MütBrL  vom  $t,         Iva,  Z.  /5S7  (finähUU*  Siaat^rüfungsktmimMo^  and  mm 
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Staatsprüfungskommissionen  mit  den  k.  k.  Behörden.  Ich  ersuche  hievoo 
seinerzeit  die  der  Oberleitung  Euer  .  .  .  unterstehende  k.  k.  Staats- 
Prüfungskommission  in  Kenntnis  zu  setzen. 


Nr.  642. 

YerortBiuig  des  Hlnlsterliiiiis  für  l.  o.  D.  Tom  n.  Hirz  18W. 

Z.  952,  RGBNr.  37. 

an  alle  Länderchefs,  in  deren  Verwaltung'Sg'ebiete  Kommis^i  ir n  tür  die 
theoretischen  Staatsprüfungen  bestehen,  au  die  Vorstände  bauiiliclicr  m 
Qemäfiheit  des  Erlasses  vom  2.  Oktober  1855,  RGBNr.  172,  eingerichteten 
rechts-  und  staatswissenschafflichen  Lehranstalten  imd  an  alle  Kommissloaen 

der  theoretischen  Staatsprüfungen, 

wodiit  in  Ebnrmehiiien  mit  dem  Finanzmiidsterlam  neue  Bestlmmungea 
Aber  di«  von  den  KwuUdaten  der  theoretlscbeii  Steatsprüfungen  xn  cil> 
richtenden  Prfifnngstazen  getroffto  werden. 

Nachdem  durch  die  Ah.  Fn Ischl  vom  25.  September  1S55  (ho.  Erlaß 
vom  Z  Oktober  1855,  UüB.  Z.  172)^)  mehrere  Änderungen  in  dem  Systeme 
der  theoretischen  Staatsprüfungen  eingeführt  worden  sind,  werden  über  den 
Betrag  und  über  die  Art  der  Einhebung  der  diesfalls  zu  entrichtenden  Taxen, 
sowie  über  die  Befreiung  von  denselben  nach  gepflogenem  Einvernehmen 
mit  dem  k.  k.  Finanzministerium  folgende  Anordnungen  getroffen; 

§  1.  Der  ho.  Erlaß  vom  11.  November  1850,  ROBNr.  449,  wird 
hiemit  außer  Kraft  und  Wirksamkeit  gesetzt  und  hat  die  Taxentrichtung  rüde- 
sichtlich aller  theoretischen  Staatsprüfungen,  welche  nach  Kundmachung 
dieses  Erlasses  vorgenommen  werden,  nach  folgenden  Bestimmungen  zu  ge- 
schehen. 

§  2.  Auf  Grund  der  MinVdg.  vom  26.  November  1884,  Z.  2L7t)S, 
RGBNr.  189,  MVBNr.  39,  lautet  dieser  Paragraph,  wie  folgt: 

Die  für  die  rechtshistorische,  judizielle  und  Staats wisscnschaftlidie 
Staatsprüfung  zu  entrichtende  Prufungstaxe  wird  mit  je  zwölf  (12)  Gulden 
(fetzt  vlentttdzwanzig  KronmO  festgesetzt 

§  3.») 

§  4.  Die  Staatsprflfttngstaxe  ist  von  dem  Kandidaten  stets  vor  Ab- 
legung der  Prüfung  zu  entrichten,  und  bei  dieser  Gelegenheit  auch  da* 
Betrag  für  den  Stempel  des  Prüfungszeugnisses  zu  berichtigen.') 

ß  5.  Die  Finhebung  der  Tnxen  und  Stempelbeträge  ist  eine  An- 
gelegenheit der  einzelnen  PrütimL^skomniissionen,  welche  hiezu  einen  The- 
saurar,  und  zwar  in  der  Regel  aus  ihrer  Mitte,  zu  bestellen  haben  werden. 


»)  An  dit  stelle  dieses  Erlasses  ist  das  Qesett  vom  20.  April  1893,  RQBSr.  68  (s,  Nr.  63SJ 
bmtUhunssweise  du  MinVdg.  nm  2t.  Deumh»  tm,  ROBNr» 294  (u  Nr.  tfSVy  getnUm. 

*)  §  3,  betreffend  die  Prtvaistttdierenden,  wurde  durch  die  MinVdr  Sorember  l^, 

Z.  21.768  abgeändert  und  durcft  $  11  der  MinVdg.  vom  24.  Desember  1993,  RQBNr.  204  (s.  Nr.  636^ 
mtß«r  Krüft  gesetzt,  NkOmth  Ist  auh  §  u  gegensbmd$tu  gewo/äau 

*)  DtrSiempHMNlgttwd Kmun.  VgL Uem § tSbeiNr, ötOmutAnmeritMg') mfS, $». 
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§  6.  Längstens  24  Stunden  vor  der  Pr&fting  hat  sich  der  Kandidat 
bei  dem  betreffenden  Ptises  Aber  die  Berichtigung  der  Tax-  und  Stempel- 
gebfihr  oder  über  die  ihm  zulcommende  Befreiung  von  der  Taxe  auszu- 
weisen.^) 

Die  beigebrachten  Quittungen  sind  von  den  Kommissions  vorständen 
zum  Behufe  der  Kontrolle,  der  schließlichen  Verrechnung  und  Verteilung 
aufzubewahren.  Auf  den  Quittung^cn  der  Hnlhbcfrciten  oder  auf  den  den 
gänzlich  Befreiten  auszustellenden  Quittungen  über  die  Stempelgebühr  ist 
Datum  und  Zahl  desjenigen  Dokumentes  anzumerken,  auf  dessen  Grund- 
lage der  Präses  die  Taxbcfreiungf  eines  Kandidaten  anerkannt  hat. 

§  7.  Am  Schlüsse  cuies  jeden  ötudiensemeäierü  wird  der  üesamtcrtrag 
der  für  jede  Priifungsabteilung  eingeflossenen  Taxen,  sowohl  der  öffentlichen 
(als  au«di  der  Privatstndierenden  (siehe  oben  §  2  uiid  3)]  unter  den  PrSses 
und  die  PrQfungsIcommissäie  der  betreffenden  Kommission  nach  der  Anzahl 
der  Kandidaten  verteilt;  deren  Prüfungen  jedes  Kommissionsmitglied  wirk* 
lieb  beigewohnt  hat 

§  8.  Der  Präses  jeder  Kommission  hat  am  Schlüsse  den  Oesamt^ 
ertrag  der  eingeflossenen  Taxen  von  dem  Thesaurar  in  Empfang  zu  nehmen, 
die  Reparation  zu  entwerfen,  sie  in  einer  Sitzung  oder  im  Zirkulationswege 
den  Kommissären  bekannt  zu  gcbrfi,  und  die  auf  jeden  entfallende  Quote 
auf  kurzem  Wege  ihm  zukommen  /u  l  issen.-) 

§  9.  Jeder  ordentliche  Studiciuiide  einer  rechts-  und  staatswissen- 
schaftlichen Fakultät,  weicher  in  demjenigen  Semester,  in  dem  er  sich  einer 
Staatspriifung  unterzieht,  von  dem  rechts-  und  staatswissensdiaftlklien  Pro- 
fessorenkoUegium  die  Befreiung  von  dem  ganzen  oder  halben  KoUegiengelde 
erhalten  hat,*)  ist  eben  dadurch  auch  schon  von  der  ganzen  oder  halben 
Prüfuogstaxe  ipso  facto  befreit  Bei  denjenigen  Studierenden,  welche  sich 
einer  Staatsprüfung  binnen  der  ersten  vier  Wochen  eines  Semesters  unter- 
ziehen, kann  in  dieser  Beziehung  auch  die  in  dem  nächst  vorbeigegangenen 
Semester  erlangte  Befreiung  vom  KoUegiengelde  zur  Cynosur  genommen 
werden. 

§  10.  Die  aus  dem  Titel  einer  Bctreiung  vom  Kollegien-  [oder  Unter- 
nchts-J  Oelde  einem  Kandidaten  während  seines  letzten  Studiensemesters  zu- 
kommende Befreiung  von  der  Prüfungstaxe  erstreckt  ihre  Wirksamkeit  auch 
noch  auf  jene  Staatsprüfungen,  welche  derselbe  während  des  darauf  fol- 
genden Studienjahres  ablegt. 

Für  später  abgelegte  Prüfungen  aber  ist  er  unnachsichtlich  zur  Tax- 
zahlung verpflichtet 

§  11.  In  der  Regel  hat  es  von  nun  an  von  eigenen  Gesuchen  um  Be- 
freiung von  der  ganzen  oder  halben  Prüfungstaxe  ganz  abzukommen.  Die 
bisher  den  Länderchefs  allgemein  in  erster  Instanz  vorbehaltene  Wirk- 
samkeit, über  Bcfreiimgsgesuche  von  den  Stnatspriifungstaxen  zu  entscheiden, 
hat  somit  zu  entfallen,  doch  bleiben  selbstverständlich  diejenigen  Befreiungen, 
welche  dieselben  in  Oemäßheit  des  ho.  Erlasses  vom  11.  November  1S50 

>)  VfL  hieza  §  13  M  Nr.  940, 

*)  Ober  die  Besteuerung  des  Einkommens  aas  drii  PrüfundStaxen  vgl.  Nr.  105  und  ItO* 
^  s.  die  Bestimmungen  der  §§  12  bis  31  des  Kollegiengeldgesetzes  Nr.  301  und  397, 
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bei  Kundmachung  dieser  Verordnung  an  Kandidaten  für  das  Studienjatar 
1855/56  bereits  erteilt  liaben,  für  dieses  Studienjahr  in  Kraft 
[§§  12  und  13.)') 

§  14.  Alle  aus  was  immer  für  einem  Titel  entspringenden  Taxbe- 
fireiungeii  haben  für  Wiederholungsprüfungen  keine  Anwendung. 

§  15.  Glaubt  sich  ein  Kandidat  durch  die  Taxforderung"  von  Seite 
des  Kommissionspräses  beschwert,  so  steht  ihm  der  Rekurs  an  den  L^des- 
cbef  zu. 

§  16.  Gegen  die  in  solchen  Fällen  von  dem  Landeschef  gefallicn 
Entscheidungen  [sowie  gegen  Entsclicidungen  derselben  in  dem  i  aiic  des 
§  12  dieser  Verordnung],  findet  kein  weiterer  Rekurs  statt 


Np,  643. 

Ans  dam  Erlasse  Has  Minlstennms  für  K.  il  D.  vam  27«  Aagnst  im 

Z.  12.988, 

an  das  Präsidium  der  Staatsprüfungskommission  für  die  judtziellea  Staats- 
prüfungen in  Krakau, 

(uromlt  Weisniigeii  in  Betreff  der  Befkelang  vom  ErInge  der  Prüftange» 

faxe  erteilt  werden). 

Die  auf  Orund  des  §  9  des  Gesetzes  vom  10.  Marz  1856^  ROBNr.  37,«) 
erlangte  Befreiung  von  dem  Erläge  der  Prfifungstaxe  hört  dadurch  nicht  anl^ 
daß  der  Befreite  die  Prüfung  nicht  an  dem  Orte  ablegt^  an  welchem  er 
die  Befreiung  von  dem  KoUegieagelde  erlangt  hat 


Nr.  044. 

Erlaß  des  Ministeriums  fflr  K.  u.  U.  vom  7.  Oktober  1859.  Z.  12.661 

an  die  Präsidien  der  theoretischen  StaatsprüfungskommiSM  nen. 

(betreffend  die  Aufhebung  des   bisher  bestandenen  Verbotes,  einen 
Kandidaten,  der  bei  einer  theoretischen  Staatsprüfung  zweimal  reprobiert 
wurde»  zur  weiteren  Wiederholung  derselben  zuzulassen). 

Im  Anschliisse  erhält  das  Präsidium  eine  Abschrift  eines  unter  einem 
im  Keichsgcsctzblatte  (Nr*  186)  eingeschalteten  Erlasses,')  betrettend  die 


^)§§  12  undlisindimHutblkk  au  f  die  durch  die  neue  Juristische  StudienordmutgausgesprocHeai 

QMune  getreten. 

•)  s.  Nr.  64Z 

DI*  Moän  maä  Wdsangm  dieses  Masses  AoAm  meJi  gr^enn-ärtig  insofern  An  Wf^ 
samkeit  nicht  verloren,  als  die  geltende  juristische  PrUfiutgserünan  i'  (s.  Sr.  (tXmtäStOJ  die  ZaU 
der  Wiederholungen  bei  den  theoretischen  Staatsprüfungen  nicht  einschranit. 

DerEHqß  vom  7.  Oktober  J859,  Z.  12.661,  RüBNr.  186,  hat  folgenden  Wortlaut: 
DI«  BciUimiiaBCta  der  H  33  und  34  des  ho.  Erliste»  von  16.  AprU        ROB.  Z.  III, 
dnicB  infolge  Kaiididftlin»  welche  bei  einer  and  derKlben  StuteprOfnng  wledcrliolt  reprobkft 
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Aufhebung^  des  btsheiigen  Verbotes,  einen  Kandidaten,  der  bei  einer  theore* 
tischen  Staatsprüfung  zweimal  reprobiert  wurde,  zur  weiteren  Wiederholung 
derselben  zuzulassen. 

Diesem  Erlasse  liegt  die  Absicht  zu  Grunde,  jene  moralische  Zwangs- 
lage zu  beseitigen,  in  welche  die  Prflfungskommissare  durch  den  Umstand 
versetzt  waren,  daß  die  wtederfaolte  Reprobation  nicht  bloB  die  ungenügenden 
Kenntnisse  des  Kandidaten  konstatierte,  sondern  zugleich  ihn  unwiedei^ 
bringlich  von  der  bereits  durch  viele  Jahre  verfolgten  Laufbahn  ausschloß. 
Durch  diese  Zwangslage  mochten  sich  die  Prfifungskommissäre  mitunter 
bewogen  gefunden  haben,  bei  Wiederholungspriifungen  Kandidaten  zu  appro- 
bieren, deren   Leistungen  bei  einer  ersten  Prüfung  durchaus  nicht  für 
genügend  erklärt  worden   vi  rcn.    Solche  Fälle  sind  aber  nur  zu  sehr 
geeignet,  auch  andere  leicht  innipe  Studierende  zu  dem  Versuche  zu  ver- 
leiten, sich  oltiiL  ernstliche  Vurbticiiung  der  Prüfung  zu  unterziehen.  Indem 
nun  fernerhin  auch  eine  wiederholte  Reprobation  keine  Folgen  nach  sich 
ziehen  wird,  die  sich  bei  genügenden  Fähigkeiten  durdi  emstlichen  Fleiß 
nicht  wieder  fiberwinden  ließen,  werden  die  Prüfungskommissionen  in  die 
Lage  versetzt,  unbeurt  von  Rücksichten  des  JMitleides  ihr  Urteil  auf  rein 
ob|ektive  Grundlage  zu  stützen  und  bei  Wiederholungsprüfungen  den* 
selben  Maßstab  wie  bei  ersten  Prüfungen  anzulegen,  zumal  auch  die  Be- 
fangenheit der  Kandidaten  nunmehr  bei  Wiederholungsprüfuii^[ai  in  keinem 
höheren  Grade  als  bei  ersten  Prüfungen  als  Entschuldigfungsgnind  un7U- 
reichender  Prüfungsrcsultate  angeführt  werden  kann.  Das  Ministerium  glaubt 
unter  diesen   Umständen  erwarten  zu  können,  daß  Studierende,  welche 
nicht  die  Kraft  in  sich  fühlen,  die  Prüfungsgegenstände  sich  gehörig  anzu- 
eignen, von  selbst  davon  abstehen  werden,  die  i^rulung  nnnicr  wieder  von 
neuem  zu  versuchen.  Wer  es  gleichwohl  wagen  sollte,  die  Prüfungskommis- 
sion  nur  ermüden  und  dadurch  zur  Nachsicht  zwingen  zu  wollen,  den 


worden  "^ird  zur  Wiederholung  derselben  nicht  mehr  zugelassen  werden  dürfen  und  von  der 
Aufnahme  als  ordentliche  KechtsbOrer  an  einer  österreichitchea  Universität  [oder  RechtsaJcademie] 
■nagctdiltMMii  iliid,  werden  hienitt  Infolge  d«r  den  UnterriditminltfaMlitiB  htesa  mit  Ah. 
EnlMibl.  von  ANgaft  Itufcndcn  jKhm  erteilten  Ennldittgvng  MifgtiiobeD. 

Dagegen  wird  den  Staatsprflfungskonimissloncn  zur  strengen  Pflicht  gemacht,  gewissen- 
baft  darauf  zu  besteben,  daS  bei  allen  Wiederholungsprüfungen  denselben  Anforderungen  ent- 
epncbcn  verde,  wcidie  ui  die  ddt  zum  ersten  Meie  einer  Prflfaitc  nnterdehendm  KendldeieD 
xn  ttellcn  find. 

übrigens  sfnd  Kandidaten,  welclic  schon  zweimal  bei  einer  und  derselben  Stnat-prüfung 
reprobiert  worden  sind,  zu  ferneren  Wiederholungen  derselben  in  keinem  halle  in  kürzerer 
Zeit,  als  nach  Verlauf  von  xwei  akademischen  Semestern  und  nur  unter  der  Bedingung  zuzulassen, 
dafi  sie  den  Weteungen,  welche  Urnen  die  Prflfnngdioinndsoionen  «Uenfalls  bezllglieh  des  wieder- 
holten Besuches  von  Vorteinngcn  9heT  gewine  Fidier  sn  erteilen  finden,  getreulich  nach- 
gekommen sind. 

Von  der  im  g  33  des  ho.  Erlasses  vom  16.  April  1856,  RGB.  Z.  54,  angeordneten  Mitteilung 
wiederholter  Reprobationcn  n  slnttlche  rcditi-  «nd  staafswiMcnecbeftliche  Fakultäten  [und 

Recht^akadcmlcn]  erhält  es  hlcmit  sein  Abkommen;  dagegen  blcllien  die  ncstlmmungcn  dc5  §32 
desselben  Oesetzes  aber  die  Eintragung  jeder  Staatsprüfung  in  das  jvieldungsbucb  des  Kandidaten 
in  Kraft  und  Anwendung  und  werden  den  Staatsprafungskommissionen  hleniil  zur  genauen 
Beobachtung  eingeschlrft. 
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werden  sie  durch  Verlängerung  des  Terniines  zur  abennaligen  Wiederholung 
hintanhalten  können.  Sollte  übrigens  die  Erfahrung^  noch  andere  Maßr^eln 
litlich  erscheinen  lassen,  so  wäre  hierüber  anher  zu  berichten. 


Nr.  645. 

Ans  dem  Erlasse  des  Staatsministers  (K.  u.  D.)  vom  IL  Septem- 
ber 1861  Z.  7684/498, 

an  den  Statthalter  in  Steiermark, 

Ibetreffend  «He  Ablegnng  der  judizlellen  Staatsprflfung  in  italieidMlMr 
Siwaehe  vor  der  jndizlelleii  Staatsprfifmigtkominieeion  in  Graz). 

Ober  den  Präsidialbericht  vom  11.  August  d.  j.,  Z.  2745,  mid  in 
Erledigung  der  mit  demselben  voigelegten  Berichte  des  Präses  der  judi- 
ziellcn  Staatsprfifungskommisslon  genehmige  ich,  da0  denjen|geii  Kandi- 
daten der  judiziellen  Staatsprühing  italienischer  Zunge,  welche  durch  die 

Beschränkung  des  Besuches  der  Universität  Padua  auf  die  Landesa ngehörlgcfl 
des  lombardisch-venezianischen  Königreiches  veranlaßt  worden  sind,  ihre 
rechts-  und  staatswissenschaftliche  Studicnlaufbahn  an  der  Grazer  Univer- 
sität zu  betreiben  und  welche  der  deutschen  Sprache  nicht  in  hinrcicbcndem 
Grade  mächug  sind,  bis  auf  weitere  Anordnung  gestattet  werde,  über  ihr 
diesfalls  an  den  Präses  der  Kommission  gestelltes  Ansuchen  diese  Prüfung, 
sowie  dies  mit  dem  Erlasse  des  bestandenen  üalcrnchtsministeriums  vom 
23.  November  1858,  Z.  19.872,^)  bezüglich  der  reditshistorisdiea  Prüfung 
zugestanden  wurde,  in  italienischer  Sprache  abzulegen. 

Es  versteht  sich  hiebei  von  selbst,  daß  diese  ihnen  in  sprachlidier 
Beziehung  zugewendete  Rflcksicht  in  keiner  Weise  dahin  ausgebeutet  werden 
dürfe,  solchen  Kandidaten  auch  in  Ansehung  des  JMaßes  ihrer  Kenntnisse 
und  der  diesfälligen  Beurteilung  ihrer  wissenschaftlidien  Befähigung  eme 
den  Absichten  des  Staatspröffungsgesetzes  zuwiderlaufende  Begiinstigung  zu 
teil  werden  zu  lassen. 

Im  Gegenteile  muß  eben  der  Umstand,  daß  derlei  Kairildaten  der 
Natur  der  Sache  nach  aus  dem  Anhören  der  deutschen  Vorlesungen  einen 
verhältnismäßig  gerinpercn  Nutzen  gezognen  haben,  als  ein  Grund  mehr 
angesehen  werden,  zwar  nicht  sie  intensiv  strenger  7u  prüfen,  als  ihre 
deutschen  Mitschüler,  wohl  aber  die  Prufiintr  doch  so  eingehend  vorzunehmen, 
daß  am  Schhisse  derselben  mit  Beruhigung  iibor  d.Ts  Resultat  ihrer  akade- 
mischen Verwendung  und  das  Maß  der  angeeigneten  Kenntnisse  abgesprochen 
werden  kann. 

Die  Hauplbedingung  zur  Erreichung  dieses  Zieles  liegt  in  dem  Vor- 
handenseüi  von  Prfifungskommissaren,  welche  nicht  nur  hhilängUche  Fach- 
kenntnisse und  die  richtige  Methode  des  Examinierens,  sondern  auch  eine 
hinreichende  Kenntnis  der  italienischen  Sprache  besitzen. 


t.  Nr.  640  f§  14,  Anme/iuiie  *»' 
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Np.  646. 

Erlafi  des  BAlnisters  für  K.  u.  U.  vom  19.  September  1871,  Z.  10.598, 

an  die  k.  k.  Statthalterci  für  Qalizien, 
(betreffend  die  Einführung  der  polnischen  Sprache  als  Geschäftssprache 
bei  den  theoretischen  Staatsprfifungskommisslonen  in  Krakau). 

Dem  vom  juridischen  Professorenkollegium  imd  dem  ersten  Präses  der 
Staatsprüfungskommission  in  Krakau  gestellten  und  von  dem  Statthalterei- 
präsidium mit  dem  Berichte  vom  5.  September  d.  J.,  Z.  5U2/pr.  befür- 
woricfcn  Antrage  entsprechend  genehmige  ich,  daß  die  polnische  Sprache 
bei  den  Staatsprufungskommissionen  als  Gcsciiafts:»prache  eingeführt,  die 
Prüfungsprotokolle  in  dieser  Spradie  geführt  und  die  Zeugnisse  je  nach  dem 
Wunsche  der  Prfifungskaodidaten  in  der  polnischen  oder  m  der  deutschen 
Sprache  ausgefertigt  werden. 


Nr.  647. 

Eriaft  des  Ministers  fOr  K.  a.  U.  vom  5.  Aasust  1880.  Z.  U.747, 

MVBNr.  27, 

an  das  Präsidium  der  stäatswissenschafdichen  StaatsprQfungskommission 

hl  Wien, 

betreffend  den  Zeitpunkt,  bis  zu  welchem  in  Jedem  Studienjahre  die 
staatswisseiischaftlichen  StaatsprUfiuigeii  vofzanehmen  sind. 

Auf  den  Bericht  vom  23.  Juli  d.  J.,  Z.  142,  finde  ich  anzuordnen, 
daß  künftighin  die  staatswissenschaftlichen  Staatsprüfungen  an  der  Univei^ 
sitat  Wien  mit  15.  Juli  abgeschlossen  werden.^) 


Nr.  648. 

Erlafi  äes  Ministers  für  K.  u.  u.  vom  29.  Juni  1882.  Z.  758/KDM, 

RQBMr.  95,  MYBNr.  29, 

an  den  Statthalter  in  Böhmen  und  das  Präsidium  der  theoretischen  Staats- 
prüfungskommission in  Prag, 
betreffend  die  aus  Anlaß  der  Aktivierung  der  Univenitfit  mit  böhmischer 

Vortragssprache  in  Prag  erforderlichen  Bestfmmtingen  über  Ablegung 
der  theoretischen  Staatsprüfungen  in  deutscher  und  böhmischer  Sprache. 

In  OemäBheit  der  Ah.  Entschl.  vom  11.  April  1881,  betreffend  die 
Aktivierung  der  Universität  mit  böhmischer  Vortragssprache  ist  die  Sprache 

der  Staatsprüfungen  in  Prag  in  der  Weise  zu  regeln,  daß  bei  den  Prüfungs- 
kandidaten  die  vollkommene  Kenntnis  der  deutschen  Sprache  und  die 
Fähigkeit,  sich  ihrer  zu  bedienen,  sicheigestellt  werde. 

»)  Gemäß  §  5  des  Qesetm  tom  20.  April  1893,  RQBNr.  68  (s.  Nr.  635),  kann  die  Staats* 

wissenschajtliche  F^innt'r'-ilfung  nunmehr  in  den  letzten  vier  Wochen  des  letzten  fVHI.) 
Semesters  abgeUgt  werden.   Die  Anmeldung  Jür  den  Julitermin  hat  spätestens  bis  15.  Juni  zu 

mfettm  (§  fO  bei  Nr.  640). 
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Idi  finde  hienach  auf  Grund  Ab.  Ermächtigung  vom  27.  Juni  1882  in 
dieser  Riditung  nachstellendes  anzuordnen: 

1.  Die  Staatsprüfungskommission  in  Prag  hat  auch  nach  Aktivierung 
der  Universität  mit  böhmischer  Vortragssprache  als  eine  einheitliche  in 
allen  ihren  Abteilungen^)  fortzubestehen. 

Die  nach  den  bestellenden  X'nrschriften  dem  Dekane,  beziehungsweise 
dem  Professorenkol lei^n um  der  rechts-  und  staatsu  issenschaftlichen  Takulrät 
zukommenden  Fuukuunen  bezüglich  der  Meldung  und  der  Zulassun;^  der 
Kandidaten  der  rechtshistorischen  Staatspruiung  sind  in  iluikunft  von  den 
Dekanen  und  den  Professorenkollegien  der  beiden  Fakultäten  für  die  der 
betreffenden  Fakultät  angehörigen  ordentlichen  Studierenden  ansznfiben.  Der 
Präses  der  rechtshlstorlschen  Staatsprfifungskommission  hat  sohin,  wie  bisiicr, 
die  Verweisung  der  zugelassenen  Kandidaten  zu  den  Spezialkommissionen 
vorzunehmen. 

2.  Jedem  Kandidaten,  weicher  eine  Staatsprüfung  vor  der  Prüfungs- 
kommission in  Prag  ablegt,  ohne  Unterschied,  an  welcher  Universität 

er  die  Vorlesungen  frequentiert  hat,  steht  es  frei,  dieselbe  entweder  aus- 
schließlich in  deutscher  oder  in  deutscher  und  böhmischer  Sprache 
abzulegen. 8) 

3.  im  Falle  die  Prüfung  in  deutscher  und  böhmischer  Sprache 
abgelegt  wird,  muß  dieselbe  mindestens  aus  einem  Prüfungsfache  in 
deutscher  Sprache  abgelegt  werden. 

Die  Wahl  der  Prüfungsfächer,  beziehungsweise  des  Prüfungsfaches 
bleibt  In  allen  Fällen  dem  Kandidaten  freigestellt*) 

Bei  der  judizlellen  Staatsprüfung  sind  die  in  der  juristischen  Studicn- 
ordnung  vom  2.  Oktober  1855  angeführten  \icr  Disziplinen  (österreidii> 
schcs  bürgerliches  Reclit,  Handels-  und  Weehselrecht,  Zivilprozeß  und  Ver- 
fahren auikr  Streitsachen»  Strafrecht  und  -Prozeß)  als  je  ein  Fach  zu  be- 
trachten.*) 

')  ßr  .'■  ..  .'/; '/  drr  r  f  r  h  ( s  fi  i s  1 0  r i s c h  r  n  $taatspräfungskotnmi5Si(yn  abst  ünden  durch  ErlaS 
des  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  2.  August  1905,  RQBNr.  131,  MVBNr.  42:  Auf  Orund 
Ah.  Ennlcbtlgiinc  vom  SS.  JnU  1909  finde  fdi  dtc  Bestlmmaiis  des  Ponktcs  1  dci  MinErl.  vom 
29.  Juni  1882,  ROBNr.  95,  bctrcffetid  die  theoretischen  StaatsprQf uneen  in  Prag  dahin 
abzufindern,  dafi  unter  Aufrechterhaltung  der  bisherigen  Einheitlichkeit  bei  der  judiziellen  and 
staatswIssenscbafUichen  StaatsprOfungskommlssioo  In  Prag  fflr  jede  der  dortigen  UnlversUiteo 
clac  elffcne  rcchUbtttorlt ehe  Staatf pratnnfekonmlsslon  ntt  eisem  seihMliidlgai 
PrIfCS  tind  Vlzcpräscs  vom  Studienjahre  1905*6  ab.  bestellt  werde. 

Die  Bestimmungen  der  mit  dem  MinErl.  vom  23.  September  18%.  ROBNr.  lnfid> 
gcnMchten  Prflhingsfiistnikllon  haben  tuf  fcde  der  beiden  reehdhbforlicbcn  SlmtopriBAmf*- 
konmissionen  volle  Anwendung  zu  finden. 

«)  Diese  Bestimmung  erfuhr  durch  die  MinVds-  vom  1.  Juli  1889,  MVBNr,»  räcksiekäkk 
drr  rechtshistorischen  Staatsprüjungen  eine  Abänderung.  (Vgi.  Nr.  649^ 

*)  Mli  KVMEH.  vom  17.  September  1882,  ad  Z  7S8/KUM,  wmrde  Mgeorttnei,  dnS  ab 
Vorsitzender  bei  den  zur  Abhaltung  der  Prüfung  In  deutscher  und  böhmischer  Sprache  zusammen- 
zusetzenden Spezialkommissionen  ebenso  wie  als  Examinatoren  für  die  hiebei  in  deutscher  Sprache 
zu  prüfenden  Fächer  stets  nur  }ene  Vorstände,  beziehungsweise  jvutglteder  der  betretfendea 
AbtctlttUK  der  Staatsprafungskommlaslon  au  fungieren  kibcn,  wcidi«  der  bShmlsdicn  Sptncfac 
wcnljj^ten?  in5nwcft  mächtljr  sind,  um  dem  Oangc  der  PrOfung  In  bAhudsdier  SpndlC  ftolgen 
und  sich  ein  Urteil  Uber  das  Ergebnis  derselben  bilden  zu  können. 

<>  Oberebi^miHend  mü  §  15,  drüter  AHute»  der  dmdt  geUaden  Prüjuagsinstrmkäem 
fi,  Nr,  640J.  VgL  hlem  muh  Nr,  6»  f§  26,  drüter  AMe), 
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4.  Wenn  cm  Kandidat  bei  der  Prüfung  zwar  hinreichende  i  achkennt- 
nisse  ausweist,  seine  Kenntnis  der  deutschen  Sprache  aber  bei  der  hier- 
über gesondert  vorzunehmenden  Abstimmung  als  unzureichend  erlcannt  wird, 
so  hat  derselbe  die  Prüfung  aus  dem  in  deutscher  Sprache  geprüften  Fache, 
beziehungsweise,  wenn  deren  mehrere  sind,  aus  einem  derselben  in  dem 
von  der  Kommission  nach  Mafigabe  der  bestehenden  Vorschriften  zu  be- 
stimmenden Termine  in  deutscher  Sprache  zu  wiederholen.  Bevor  diese 
Wiederholungsprüfung  mit  Erfolg  bestanden  ist,  hat  die  abgelegte  Staats- 
prüfim»^  keine  rechtliche  Wirkung^.  Die  Kommission  für  die  Wiederholungs« 
Prüfung  ist  in  der  sonst  üblichen  Weise  zusammenzusetzen.*) 

[5.  Das  an  der  Universität  mit  böhmischer  Vortragssprache  erlangte 
Üüktorat  der  Rechte  hat  nur  dann  gleiche  \X  irkung  mit  den  voUkonunen 
abgelegten  Staatsprüluugcii,  wenn  jedes  der  Rigorosen  innidestens  aus 
einem  Prüfungsfache  in  deutscher  Sprache  mit  gutem  Erfolge  abgelegt 
worden  ist  (§  3).]') 

6.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  treten  mit  1.  Oktober  1882  in 
Kraft;  alle  mit  denselben  nicht  im  Widerspruche  stehenden  Vorschriften  über 
die  Staatsprüfungen  bleiben  auch  ferner  in  Wirksamkeit. 


Nr.  649. 

Terordnimg  des  Hinlstsn  für  K.  n.  D.  vom  1.  Mi  im,  Z.  UTO/KDü, 

RBBIr.  ns.  MYBIr.  S9, 

betrcffcttd  die  Prflfasgiapracfae  bei  dco  tbeorctisdieii  Staatsprüftingen 

in  Png. 

Auf  Grund  Ah.  Ermacht^ng  vom  30.  Juni  188Q  finde  ich  in  tcitweiser 
Abänderung  des  Min  tri.  vom  29.  Juni  1882,  Z.  758/KUM.,a)  betreffend  die 
Prüfungssprache  bei  den  theoretischen  Staatsprüfungen  in  Prag  nachstehendes 

anzuordnen : 

1.  Bei  der  rechtshistorischen  Staatsprüfung  steht  dem  Kandidaten 
die  Wahl  der  Prüfungssprache  in  der  Weise  frei,  daß  sie  die  Prüfung 
ausschiicßiich  in  deutscher  oder  ausschließlich  in  bohnusciier  oder  je  nach 
den  einzelnen  Prüfungsfächern  in  deutscher  und  böhmischer  Sprache  ab- 
legen können. 

Hinsichtlich  der  Reprobation  und  des  Wiederholungstermines  gelten 
bei  der  reditshlstorischen  Staatsprüfung  ohne  Rücksicht  auf  die  Prüfungs- 
sprache die  allgemeinen  Bestimmungen. 

2.  In  Betreff  der  judiziellen  und  der  staatswissenschaftlichen 
Staatsprüfung  bleiben  die  Bestimmungen  des  Erlasses  vom  29.  Juni  1SS2 
mit  der  Maßgabe  in  Kraft,  daß  Kandidaten,  welche  wegen  unzureichender 

^MU  dem  EHtt$$0  nm  29.  Jwü  ma,  Z.  758/KUM.  womU  der  oNge  Mütert,  üiHmkrt 

vurd".  [ivrd,'  rs  den  Vorstanden  der  Staafs-prüfun(j"^I<t)mmIssi(m n  /ur  Pflicht  gemacht,  auf  dfc 
genaue  Handhabung  der  obigen  Vorschriften  bedacht  zu  sein,  und  insbesondere  dafür  Sorge 
«u  tragen,  diA  kein  Kandidat  bei  der  Staatsprüfung  die  Approbation  erh&lt,  ohne  die  volle 
Kenntnis  der  deutschen  Sprache  nachgewiesen  zu  haben« 

*)  Au/gehoben  äareh  $  6  de»  Oneites  vom  20.  Afirü  003,  ROBNr,  69  (s,  Nr,  635J, 

*)  s.  Nr.  648. 
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Kenntnis  der  deutschen  Sprache  leprobiert  worden  sind,  nicht  vor  Ablatif  von 
sechs  Monaten  zur  Wiederholung  der  Prüfung  ziigelassen  werden  können. 

Die  Bestimmungen  des  Punlctes  1  dieser  Verordnung  treten  sofort 
und  jene  des  Punlctes  2  mit  1.  Janner  1890  in  WkksamkeÜ 


Nr.  650. 

ErlaB  des  Mliüstsrs  für  K.  d.  U.  Yom  15.  liflrz  1396,  Z.  27.813  ex  1M5, 

an  alle  Dekanate  der  rechts-  und  staalswtssenschaftlichen  Fakultiteo, 
(belreireiid  die  Zulasuuig  vom  Retfatnhdrm  nlt  mehr  «In  drei  Semesten 
mr  recfatsUstorisehen  StaatsfHüfnni^  Im  Termiiie  xtt  Begfam  des  Sommer^ 

Semesters). 

Aus  Anlaß  einer  Anfrage,  ob  Studierende  der  Rechte,  welche  mehr 
als  drei  Semester  aufweisen,  im  Sinne  des  §  11  der  Verordnung  vom 
21.  Dezember  1893,  RGB  Nr.  201/)  zu  dem  nach  §  10  dieser  Verordnung 
zu  Beginn  des  Sommersemesters  festgesetzti n  Termine  zur  rechtshistori- 
schen Sta^fspriiiiinw^  zuzulassen  sind,  finde  ich  dem  Dekanate  nachstehen- 
des zur  Danadiaciiiung  zu  eröffnen: 

Durch  die  Bestimmung  des  §  5  des  Gesetzes  vom  20.  April 
1893,  RGBNr.  t8,^)  und  des  damit  gleichlautenden  §  11  der  ob- 
zitierten  Durchführungsverordnung  soll  Studierenden  der  Rechte,  welche 
fleißig  und  befähigt  genug  sind,  um  sich  m  einem  Zeitraum  von 
drei  Semestern  den  gesamten  ffir  die  lechtshlstorische  Staatsprfifung  vor- 
geschriebenen Lehrstoff  anzueignen,  die  Möglichkeit  geboten  werden,  skh 
dieser  Prüfung  schon  in  den  ersten  vier  Wochen  des  vierten  Semesters 
ihrer  juristischen  Studien,  und  zwar  in  der  Regel  zu  Beginn  des  Sommer- 
semesters zu  unterziehen.  Hiedurch  erwächst  solchen  Studierenden  der 
wesentliche  Vorteil,  in  dem  zweiten  Studienabschnitte  sich  dem  Studium 
des  geltenden  österreichischen  Rechtes  und  der  Staatswissenschaften,  sowie 
der  Vorbereitung  zu  den  betreffenden  Pruiiuigcn  imi  der  nach  iler  Be- 
deutung und  dem  Umfange  dieser  Disziplinen  wünschenswerten  Intensität 
innerhalb  der  normaimäßigen  Studiendauer  durch  f&nf  Semester  widmen 
zu  können.  Diese  den  derart  qualifizierten  Studierenden  durch  die  bestehende 
Studien-  und  Prüfungsordnung  eingeräumte  Begünstigung  schließt  jedoch 
keineswegs  aus,  daß  auch  Studierende  mit  vier  und  mehr  Semestern»  wo- 
fern sie  nur  die  für  die  Zulassung  zur  rechtshistorischen  Staatsprüfung 
normierten  Rcdingung:en  erfüllt  haben,  zur  Ablc^un^r  dieser  Prüfung  in  dem 
zu  Beginn  des  Som mersemesters  angeordneten  Termine  zugel  isscn  werden. 

Dies  erhellt  auch  aus  der  Bestimmuiii;  des  §  19  der  znierten  Durch- 
führungsverordnung, der  /uiulge  der  in  Rede  stehende  Prüfungstermin  dem 
Juli-  und  Oktobertermine  gleichgestellt  ist,  sowie  aus  der  Anordnung  des 
§  3,  Schlußsatz,  in  Verbindung  mit  §  2  dieser  Verordnung. 

Selbstverständlich  sind  aber  Studierende,  welche  sich  auf  Grund  des 
§  33  der  obgedachten  Durchführungsverordnung  der  rechtshistorischen  Staats* 
piüfung  nach  Maßgabe  der  früher  geltenden  Nonnen  unterziehen  woUeo, 

*)  «.  Nr,  das.  —  •)  «.  Nk  63S, 
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im  Sinne  des  dem  Dekanate  mHgeteUfen  Erlasses  vom  16.  Oktober  1894, 
Z.  23.801,*)  von  dem  erst  durch  die  neue  juiistisdie  Studien-  und  PrQfungs- 
ordnunfif  einseffihrten  Termine  zu  Beginn  des  Sommersemesters  ausge- 
schlossen. Diese  Studierenden  können  daher  ohne  besondere  hierortige 
Genehmigung  zur  Ablegung  der  rechtshistonschen  Staatsprüfung  in  dem 
bezeichneten  Termine  nicht  zugelassen  werden. 


Nr.  651. 

Erlafi  des  Ministers  fOr  K.  u.  U.  vom  23.  Jänner  1897.  Z.  29.569 

ex  1896.  MYBNr.  12. 

an  die  Dekanate  der  rechts-  und  staatswisscnschalilichen  f  akultäten  und 

die  Präsidien  der  judiziellen  Staatsprüfungskommissionen, 
betreffend  die  Einbeziehung  der  neuen  Zivilprozefigesetze  unter  die 
PrflfnngsgegensMiide  der  JvdlädlMi  8taats|irftfnng  vad  des  Jadiilelleii 

RIgorosiiins. 

Mit  Rücksicht  auf  die  mH  1.  Jänner  1898  eintretende  Wirksamkeit 
der  neuen  Zivilprozefigesetze  finde  ich  anzuordnen,  daB  vom  15.  Mai  1897 
ab  bei  der  judiziellen  Staatsprfihmg  von  der  Prüfung  des  bisher  geltenden 

österreichischen  zivilgerichtlichen  Verfahrens  abgesehen  werde,  an  dessen 
Stelle  die  neuen  Zivilprozeßgesetze,  und  zwar  die  Gesetze  vom  1.  August 
1895,  RQBNr.  110  und  111  (jiirisdiktionsnorm),  die  Gesetze  vom  1.  August 
1895,  RQBNr.  112  und  1 1 J  (Zivilpro/eHordnung),  die  Gesetze  vom  27.  Mai 
1090,  RQBNr.  7S  und  79  (txekutionsordnung)  und  das  Gesetz  vom  27.  NO' 
vembcr  18Q6,  RGBNr.  217  (Gerichtsorganisationsgesetz)  gemäß  §  Ii,  Punkt  3 
der  MuiVdg.  vom  24.  Dezember  1893,  RGBNr.  204,-)  als  Prüfungsgegen- 
stand  zu  treten  haben. 

Aus  den  neuen  Zivilprozefigesetzen  sind  von  dem  gedachten  Zeit* 
punkte  ab  ausnahmslos  nicht  nur  jene  Studierenden  zu  prüfen,  welche 
sich  der  judiziellen  Staatsprüfung  zum  ersten  Male  unterziehen,  sondern 
auch  jene,  die  vor  dem  15.  Mai  1897  bei  dieser  Prüfung  reprobiert 
vrurden. 

Der  gleiche  Vorgang  ist  bei  den  judiziellen  Rigorosen  zu  beobachten. 

Bis  zum  15.  Mai  1897  ist  es  den  Studierenden  frLi[:cstellt,  die  Prüfung 
aus  dem  noch  derzeit  in  Geltung  stehenden  Zivilproz.eßrechte  oder  aus 
dem  neuen  Zivilprozeßrechte  abzulegen;  dieselben  sind  jedoch  gehalten, 
die  in  dieser  Hinsicht  getroffene  Wahl  in  ihrem  Gesuche  um  Zulassung 
zu  der  judiziellen  Staatsprüfung,  beziehungsweise  zu  dem  judiziellen  Rigo- 
rosum  bestimmt  anzugdien,  widrigens  angenommen  wird,  daß  sie  sich 
für  die  Prüfung  aus  dem  neuen  Zivilprozeßrechte  entschieden  haben, 

')  ßUt  i^lgtm  Ertmst  tmrdt  angemdnet,  dqß  e»  SiadUfiemten,  weleHe  tU»  in  §  33  dtr 

MinVde.  vom  24.  £><  /  ;^  r  1893,  RGBNr.  304  bezeichnete  StudiemeUEmBOgeiggtliabgn,  frei  steht, 
sf'rh  dfr  Staafsprüßt  i::  t  utweder  nach  den  früheren  odrr  nach  dfn  gfffenwüfiif^  f^cttfnden  Normen 
zu  unterziehen;  Je  nach  der  getro/Jenen  Wahl  sind  dieselben  nicht  nur  bezUj^Uch  der  Voraus' 
tthau^m  der  Zaitnniig,  »oadvn  aadt  In  Jidtt  andettn  BnUkmig,  nanuiOUtk  tn  Btiniff  dtr 
PrüfiutgsgegmMndt  Mnd  d»  HfprptaUoiatemlng  naeh  den  beinsßmdm  Beetbnmmgen  m 
behandeln, 

«) «.  Nr.  636. 
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II.  Teil:  Stttdlmvondtriften;  B.  Die  vier  FtkuHltntadBcn. 


Nr.  652. 

Erlaü  des  Ministers  [iir  K.  u.  U.  vom  20.  September  1897, 2.23.879. 

MVBMr.  54, 

an  sämtliche  Präsidien  der  staatswi^^^enschaftlichen  Staats* 

Prüfungskommissionen, 

(betreffend  die  Berücksichtfgun^  der  neuen  Gesetzgebung  über  dfe 
Personalsteueni  bei  der  staatswissenschaftUchen  Staatspröfttag). 

Mit  Rücksicht  auf  die  mit  1.  Janner  im  eintKtende  Wnksamkeit  des 
Gesetzes  vom  25.  Oktober  1896,  RQBNr.  220,  betreffend  die  direkten 
Personalsteuern,  finde  ich  anzuordnen,  daß  vom  1.  November  1897  ab 
bei  der  Prüfung  aus  der  Finanzwrssenschaft  die  neue  Gesetzgebung  über 
die  Personaisteucrn  nn  Stelle  der  früheren  diesfäUigen  gesetzlichen  Be- 
stimmungen den  PruUmgsgegenstand  zu  bilden  hat. 

Aus  diesem  Gesetze  sind  von  dem  gedachten  Zeitpunkte  ab  aus- 
nahmslos nicht  nur  jene  Studierenden  zu  prüfen,  welche  sich  der  &taats- 
wissenschaftlichen  Staatsprüfung  zum  ersten  Maie  unterziehen,  sondern  auch 
jene,  welche  vor  dem  1.  November  1897  bei  dieser  Prüfung  reprobiert 
wurden. 


Nr.  663. 

Erlau  las  Ministers  f flr  K.  a.  D.  vom  17.  Februar  1899.  Z.  2349, 

MTBRr.  5. 

an  die  Dekanate  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultäten  und 
an  die  Präsidien  der  rechtshistorischen  Staatsprüfungskommissionen, 

betreffend  die  ausnahmsweise  Abkürzung  der  für  die  Reprobation  bei 
den  rechtshistorischen  Staatsprüfungen  vorgeschriebenen  Frist  von  zwei 

S€lll68t€ni. 

Ich  finde  zu  gestatten,  daß  die  Reprobation  eines  Kandidaten  bei 
der  rcchtshistorischcn  Staatsprüfung  ausnahmsweise  auch  aut  die  Dauer 
eines  Semesters  festgesetzt  werde. 

In  diesem  Falle  hat  die  im  Juli-  oder  Oktobertermine  erfolgte  Repcobatioa 
bis  zum  Termine  zu  Beginn  des  nächsten  Sommersemesters  und  die  Repio- 
bation  in  .diesem  Termine  bis  zum  nächsten  Okbd>ertermine  zu  dauern  and 
wird  der  Kandidat  zu  verpflichten  sein,  während  dieser  Zeit,  welche  wk 
bisher  in  die  für  die  juristischen  Studien  vorgeschriebene  Studiendauer 
nicht  einrcchenbar  ist,""),  im  Sinne  des  4>  27,  iit.  a  der  MinVdg.  vom  24.  De- 
zember 1893,  MVBNr.  1  ex  1694,-)  Vorlesungen  aus  dem  Kreise  der  Prüiungs- 
gegenstände  im  Minimalausmaße  von  1ü  Stunden  in  der  Woche  zu  be- 
suchen. Von  der  hienach  zulässigen  Abkürzung  der  vorgeschriebenen  Ke- 
probationsfrist  auf  ein  Semester  wird  jedoch  nur  in  besonders  rücksichi»- 


den  MInBrL  vom  n.JuU  1902,  Z,2SJ54  fs.  Nr.ÖS^. 
•)  ».  Nr,  ß». 
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würdigen  Fällen  nach  rigoroser  Abwägung  aller  in  Beü'acht  kommeoden 
Vcfliältnisse  Gebrauch  zu  machen  und  sich  gegenwärtig  zu  halten  sein, 
daß  auch  In  Hinkunft  die  un  §  27,  lit  a  der  obbezogenen  Verordnung 
festgesetzte  Frist  von  zwei  Semestern  als  die  regefanäB^e  Reprobations- 

frist  zu  gelten  hat,  daher  eine  zu  weit  gehende  Milde  in  der  Bemessung 
der  Rcprobationsfrist  der  Intention  dieses  Erlasses  nicht  entsprechen  würde. 

Gleich/eitiff  ermächtige  ich  das  Dekanat  der  rechts-  und  stnntswissen- 
schaftlichen  Fakultät  der  Universität  in  ,  .  .  im  fiinvernehmen  mit  dem 
Präsidium  der  rechtshistorischen  Staatsprüfungskommission  solche  Kan- 
didaten, welche  im  Juli-  odi  r  ( )ktobcrtermine  bei  der  rcchtshistorischen 
Siaatsprulung  reprobiert  wurden,  sofern  sie  darum  ansuchen,  und  bei  den- 
selben die  oben  angedeuteten  Voraussetzungen  für  eine  Abkürzung  der 
Reprobationsfrlst  zutreffen,  ausnahmsweise  bereits  in  dem  Termine  zu  Beginn 
des  Sommersemesters  1899  zur  Wiederholung  der  Prüfung  zuzulassen. 


Np.  654. 

Erm  das  Ministers  fOr  K.  u.  U.  vom  10.  Juni  1899,  Z.  12.282. 

mm.  28, 

an  die  Präsidien  der  judiziellen  und  staatswissenschaftUchen  Staats- 
prüfungskommissionen, 
betreffend  die  ausnahmsweise  Abkürzung  der  für  die  Reprobation  bei 
den  judiziellen  und  staatswissenschaftlichen  Staatsprüfungen  vorge- 
schriebenen Frist. 

Ich  finde  zu  gestatten,  daß  die  Reprobation  eines  Kandidaten  bei  der 
judiziellen  und  staatswissenschaftlichen  Staatsprüfung  ausnahmsweise  auch 
auf  die   Dauer  von  vier  Monaten  lestgcsetzt  werde. 

Von  der  hienach  zulässigen  Abkürzung  der  vorgeschriebenen  Repro- 
bationsfrlst wird  jedoch  nur  in  besonders  rücksichtswürdigen  Fallen  nach 
rigoroser  Abwägung  aller  in  Betracht  kommenden  Verhältnisse  Gebrauch 
zu  machen  und  sich  gegenwärtig  zu  halten  sein,  daß  auch  in  Hinkunft 
die  im  §  27,  Ht.  b  der  MinVdg.  vom  24.  Dezember  1893,  MVBNr.  1  ex 
1894,1)  festgesetzte  Frist  von  sechs  Monaten  bis  zu  einem  Jahre  als  die 
regelmäßige  Rcprobationsfrist  zu  gelten  hat,  daher  eine  zu  weitgehende 
Milde  in  der  Bemessung  der  Rcprobationsfrist  der  Absicht^)  dieses  £r* 

')  s.  Sr.  636. 

»)  Mit  dem  Min  Erl.  vom  30.  Oktober  1900,  Z.  29.909,  vmrde  dem  Präsidium  der  Judizielten 
Stm^pr^IrngdumnUt^n  in  Onu  btmerlU,  di^  dem  Anaaehai  det  «iMOlvterteii  RediMiSrers 

N.  N.  um  Abkürzung  der  ihm  gesetzten  sechsmonallicbcn  Reprobationsfrlst  zur  Wiederholung 
der  von  ihm  mit  ungünstigem  Erfolge  abgclef^cn  Judiziellen  Staatsprüfung  (jewShrende  Folge 
nicht  gegeben  werden  kann,  weil  ea  im  Sinne  des  Erlasses  vom  10.  Juni  1894,  Z.  12.282, 
MVBNr.  28,  dem  Ennctteii  der  Prflfaiifakoiitndssloa  Bberluien  wtr,  im  Ftlle  d«9  Obwaltcnt 
besonders  rncksIchf-'wdrdiKcr  UmstHndc  eine  Rcprobationsfrist  von  vier  Monaten  /u  hr-t-mnicn. 
Nachdem  die  Prüfungskommission  von  dieser  Befugnis  keinen  Gebrauch  gemacht  hat,  ist  es 
offcniNur,  dafl  das  Ergebnis  der  PrOfitnff  etn  so  ungünstiges  war,  dafi  elttc  kfltzere  als  die 
•echsmonatliche  Frist  zur  Ergänzung  der  mangelnden  Kenntnisse  des  Kandidaten  nicht  als  aus- 
reichend befunden  wurde.  Die  Staftgebung  der  Gesuchsbitte  würde  Obrißens  auch  der  Tendenz 
des  obzitierten  Erlasses  widerstreiten,  derzufolge  der  Wiederkehr  derartiger  Gesuche  um  Ab- 
Mrsttiig  von  Rcprobattonafristen  lar  dl*  Zukunft  vorgebeugt  werden  aollte. 
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lasses  nicht  entsprechen  wufde.  Demgemäß  weiden  auch  Kandidaten,  welche 

bei  der  Wiederholung  der  mit  ungünstigem  Effo(ge  abgelegten  judizielien 
oder  staatswissenschaftlichen  Staatsprüfung  den  vorgeschriebenen  Anfofde- 
rungen nicht  entsprechen,  auf  mindestens  sechs  Monate  zurückzuweisen  sein. 

Falls  das  linde  der  einem  Kandidaten  gesetzten  Reprobationsfrist  etwa 
in  die  Haupt-  oder  Zwischenferien  fiele,  in  denen  gemäß  §  19  der  bezogenen 
Verordnung  Staatsprüfungen  nicht  abgehalten  werden,  verlängert  sich  die 
Reprobationsfrist  über  die  Dauer  dieser  Ferien  hinaus. 

Ich  ermächtige  ferner  das  Präsidium,  jenen  Kandidaten,  welche  bereits 
vor  Wirksamkeit  dieses  Erlasses  bei  der  judizielien,  beziehungsweise  staats- 
wissenschaftlichen Staatspr&fung  auf  sechs  JMonate  reprobiert  wurden,  so- 
fern sie  darum  ansuchen  und  bei  Ihnen  die  oben  angedeuteten  Voraus- 
setzungen zutreffen,  die  Wiederholung  der  Prüfung  noch  vor  Ablauf  der 
Ihnen  gesetzten  Frls^  und  zwar  unter  Abkürzung  derselben  auf  vier  Monate 
zu  gestatten. 


Nr.  055. 

Erlaü  les  Ministers  fQr  K.  o.  D.  Tom  22.  Jniü  im.  Z.  17.409, 

an  das  Präsidium  der  judizielien  Staatsprfifungskommission  in  Lemberg, 
(betreffend  die  Folgen  der  Versäumung  der  Anmeldefrist  zur  AblegunK 
der  judizielien  Steatsprfifung  Im  Julitemine). 

Auf  die  mit  Bericht  vom  18.  Juni  d.  J.,  Z.  6,  gestellte  Anfrage  wird 
dem  Präsidium  eröffnet,  daß  das  von  demselben  beobachtete  Vorgehen, 
wonach  einem  unbeachtet  der  ordnungsmäßig  erfolg^ten  Kundmachung  der 
Anmeldefrist  zur  Ablegung  der  judizielien  Staatsprnfum:  erst  nach  dem 
15.  Jnni  sich  meldenden  Kandidaten  die  Zulassung  zu  dieser  Prüfung  im 
Julitermine  verweigert  vsurde,  mit  der  Vorschrift  des  §  10  der  Prüfuugs- 
Instruktion  vom  23.  September  1896,  MVBNr.  51, i)  welche  die  Bestimmung 
des  §  23  der  JVUnVdg.  vom  24.  Dezember  1893,  MVBNr.  1  ex  1894,«)  in 
Ansehung  der  Anmeldefrist  für  den  Julitermin  modifiziert,  vollkommen  im 
Einklang  steht.  Dem  Präsidium  bleibt  es  selbstverständlich  unbenommen,  in 
rücksichtswürdigen  Fällen  auch  nach  Ablauf  der  gesetzten  Frist  steh  mel- 
denden Kandidaten  die  Ablegung  der  Prüfung  im  Julitermin  zu  gestatten. 


Nr.  656. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  a.  D.  vom  26.  September  1900.  Z.  27^92. 

an  die  Präsidien  der  K^clitsln-^tonschen  Staatsprüfuni^^sk(iniiniSi.i()iK'n  in  Wien, 

(it.j/,  InnsbiLuk,  l*r.i^,  Lemberg,  Krakau  und  Czernouitz, 
(wonach  in  das  Prufungözeugnis  eines  bei  der  rechtshistorischen  Staats- 
'    prfifung  reprobierten  Kandidaten  ein  Vermerk  ober  die  demselben  ob- 
liegende Verpfficbtnng  zum  wlederfiolteii  Bcevehe  von  Vorleenogeo 

nofznnehmen  Ist), 
Es  hat  sich  in  einzelnen  rechtshistorischen  Staatsprilfungskommissloaen 
der  Vorgang  eingebürgert,  bei  Ausfertigung  der  Prüfungszeugntsse  repro- 
Ö^.  N*r«o.  -  •)  f.  Nr.  m. 
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liierter  Kandidalen  die  Aufnahme  eines  Vermerkes  fiber  die  ihnen  nach 
S  27,  fit  a  der  MuVdg.  vom  24.  Dezember  1893,  RQBNr.  204,^)  obliegende 
Verpflichtung  zum  wiederholten  Besuche  von  Vorlesungen  aus  dem 
Kreise  der  Prüfungsgegenstande  im  MinimalausraaOe  von  10  Stunden  in  der 

Woche  zu  unterlassen,  wobei  von  der  Annahme  ausgegangen  wurde,  die 
dicsfällige  Bestimmung  des  §  22  der  Prüfungsinstniktion  vom  23.  Sep- 
tember 1896,  RüBNr.  183,-)  bezöge  sich  bloß  auf  Llcrjrlua'  Zeugnisse  der 
judiziellen  und  staatswissenschaftlichen  Staatsprulungskuniiiiibsion. 

Die  Wahrnehmung,  daij  iiilolge  dieser  Unterlassung  Zweifel  an  dem 
aufrechten  Bestände  der  im  §  27,  lü  a  der  zitierten  Verordnung  nor- 
mierten Auflage  bei  den  reprobierten  Kandidaten  hervoigerufen  und  diese 
im  Falle  der  Niditerf&llung  ob^r  Verpflichtung  der  Gefahr  ausgesetzt 
wurden,  von  der  Zulassung  zur  Wiederholungsprafung  in  dem  ihnen  ge- 
setzten Termine  ausgeschlossen  zu  werden,  veranlaßt  mich,  das  Präsidium 
darauf  aufmerksam  zu  machen,  daß  die  Vorschrift  des  vierten  Absatzes 
des  §  22  der  Prüfungsinstruktion  für  eine  solche  Exemption  der  rechts- 
historischen Staatsprüfungszeugnisse  einen  genügenden  Anhaltspunkt  nicht 
bietet,  indem  daselbst  ganz  aligcnu  in  von  der  nach  §  27  der  Durchführungs- 
verordnung auferlegten  Verpflichtung  zum  wiederholten  Besuche  von  Vor- 
lesungen gesprochen  wird,  oime,  wie  dies  andernfalls  hätte  geschehen  müssen, 
das  von  den  Reprobationsfolgen  bei  der  judiziellen  und  staatswissenschaft- 
ficfaen  Staatsprfifung  handelnde  Almea  b  des  §  27  der  zitierten  Verordnung 
ausdrficklich  zu  beziehen. 

Nr.  657. 

£rla0  des  Ministers  für  K.  n.  U.  vom  8.  März  1902,  Z.  562/KUM, 

an  die  Präsidien  der  theoretischen  Staatsprüfungskommissionen  in  Innsbruck, 
(betreffend  die  Zusammensetzung  der  Spezialkommissionen  für  die  in 
Innsbruck  in  italienischer  Sprache  vorzunehmenden  Staatsprüfungen). 

Im  Hinblicke  auf  die  mit  dem  ho.  Erlasse  vom  8.  März  1.  J., 
Z.  562/KUM,')  getroffenen  provisorischen  Maßnahmen,  betreffend  die  Zu- 
ziehung der  Professoren  der  Rechte  mit  deutscher  und  mit  italienischer 
Vortragssprache  an  der  Universität  in  Innsbruck  zu  den  strengen  Prüfungen 
behufs  Erlangung  des  Doktorates  der  Rechte  und  den  Promotionen,  finde 
ich  das  Präsidium  der  (rechtshistorischen,  judiziellen,  sUalswissenschait- 
fichea)  StaatsprQfungskommission  in  Innsbrudc  m  Ergänzung  der  Bestim- 
mungen des  §  8  der  mit  dem  JMinErl  vom  23.  September  18Q6,  Z.  2161/KÜM., 
ROBNr.  183,^)  Icundgemachten  Prüfungsinstniktion  in  Ansehung  der  Zu- 
sammensetzung der  Spezialkommissionen  anzuweisen,  in  Hbikunft  ordent* 
iidie  und  außerordentliche  Professoren  sowohl  in  ihrem  Nominalfache,  ab 
auch,  wenn  sie  für  ein  anderes  Prüfungsfach  ernannt  sind,  grundsätzlich  nur 
zu  jenen  Staatsprüfungen  zuzuziehen,  die  in  der  ihrer  Lchrverpflichtung 
entsprechenden  Sprache  abgehalten  werden,  wogegen  die  übrigen  Mitglieder 

>)  *.  Nr.  636, 
■)  5.  Nr.  640. 
«)  «.  Nr. «». 

Uiilvci«liiticc«elzt.  54 


Digitized  by  Google 


860 


n.  Tdl:  StndlcttvofMbriflttt;  B.  Die  vier  FtknltllMtadlai. 


der  Staatsprflfiiiig8koiiinii88io&  ohne  Rficksicht  auf  ihre  Natioiialität  nach  dm 

Ermessen  des  Präses  zu  jenen  Prfifiingen  zu  verwenden  sind,  deren  Sprache 
sie  in  einem  für  den  Prfifungszwedc  senfigendem  Maße  behemchcn. 


Nr.  658. 

BrIaB  les  Hlnlsters  für  K.  n.  V.  yom  17.  Juli  1902,  Z.  2MS4. 

an  die  Dekanate  s;i  null  eher  rechls-  und  Staats  wissenschaftlichen  Fakultäten, 

(betreffend  die  Nichteinrechenbarkeit  der  sogenannten  MReprobations» 

Semester"), 

Seitens  einer  reciits-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät  wurde  meine 
Aufmerksamkeit  darauf  p^elenkt,  daß  der  Manjrel  einer  ausdrijcklichen  Be- 
Stiiiiinung  in  cJnr  juristischen  Studienorduung  vom  24.  De/cinbL-r  1S93, 
RüBNr.  204,^)  über  die  jNichicmrechciibarkeit  euies  uu  Sinne  des  ^  27, 
Ut  a  dieser  Verordnung  nach  erfolgter  Reprobation  bei  der  rechtsbistori- 
schen  Staatsprüfung  und  vor  mit  Erfolg  wiederholter  Prüfung  an  der 
rechts-  und  staatswissenschaftUcfaen  FakuMt  zugebrachten  Scmestm  (Re- 
probationsscmester)  in  die  voigeschriebcne  juristische  Studienzeit  die  Stn- 
dierenden  und  namentlich  jene,  die  sich  der  rechtshistorischen  Staatsprüfung 
nach  drei  absolvierten  Semestern  unterziehen,  leicht  zur  Annahme  der  Ein« 
rechenbarkeit  eines  solchen  Semesters  verleiten  könnte  und,  wie  FiUe 
aus  jüngster  7cit  beweisen,  auch  tatsächlich  verleitet  hat. 

Obwohl  diL  NichteinrechLiibarkLit  eines  solchen  Reprobationssemesters 
aus  dem  /us.inimenhalte  der  Bestimnumiren  des  §  27,  lit.  a  der  erwähnten 
Verordnung  nm  den  Vorschriften  der  §§2  und  J,  lit.  a  derselben  Verord- 
nung und  aus  der  natürlichen  Bestimmung  dieses  Semesters  sich  unschwer 
entnehmen  laßt  und  sich  als  eine  selbstvers^ndliche  Folge  der  von  der 
Prüfungskommission  ausgesprochenen  Nichtbefähigung  des  Kandklaten  dar- 
stellt, finde  ich  mich  doch  zur  Vermeidung  jedes  weiteren  MiBverstindnisses 
veranlaßt,  das  Dekanat  zu  ersuchen,  die  Studierenden  durch  eine  ent- 
sprechende Kundmachung  am  schwarzen  Brette  auf  die  Nichteinrechenbarkeit 
der  in  der  Zwischenzeit  zwischen  ihrer  Reprobation  und  der  mit  Erfolg 
wiederholten  rechtshistorischen  StaatsprüfnrjT  7urückgeleg"ten  Semester  unter 
gleichzeitigem  Hinweis  auf  die  Bestimmungen  des  MinErl.  vom  17.  Februar 
1899,  Z,  2340,  MVBNr.  5,-')  aufmerksam  zu  machen  und  zugleich  Vorsorge 
zu  treffen,  daß  —  wie  dies  an  einzelnen  rechts-  und  stnatsu  issenschaft- 
lichen  Fakultäten  bereits  geübt  wird  —  anldülicii  der  Vidierung  des  be- 
treffenden Semesters  durch  den  Dekan  der  Vermerk  „nicht  einrechenbar'* 
In  dem  Meldungsbuche  angebracht  werde. 


V  Dit  Bt$amnamgm         Brku$n  wanden  mU  Otm  KUMEH.  «mv  2SL  SvUiiAer  mt, 

Z.  2007  Kl' M.  bftrrffend  die  provisorische  rechts-  und  staaiswissenschqfiUeh$  FatmUtt  aäHUk^ 
scher  Vortragsspracht  in  Innsbruck  (s.  Nr,  9»  Punkt  5J  mfrtM  trMUtiu 

*)  5,  Hr.  696. 

•)  s.  Nr.  Ö3& 
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Nr.  669. 

Erlaß  das  Müiistars  fflr  K.  u.  D.  vom  24^  April  1904^  Z.  34.288 

8X  1903t 

betreffend  provisorische  Bestimiiiiugw  über  die  Im  Sinne  des  MlnErL 
von  10.  Oktober  1902,  Z.  32.212,  von  den  atii  Iftrlen  und  Dalmatien 

stammenden  absolvierten  Rechtshörern  der  Agramer  Universität  ab- 
zulegende Ergänzungsprfifung  aus  den  Fächern  der  judiziellen,  be- 
ziehungsweise staatswissenscbaftUcben  Staatsprfifung). 

Gemäß  Punkt  4  des  ho.  Erlasses  vom  10.  OIctober  1902,  Z.  32.212»^) 
haben  jene  Studierenden  aus  Istrien  und  Oahnatien,  welche  sich  .der  judiziellen 

oder  staatswissenschaftlichen  Staatsprüfung  oder  beiden  Prüfungen  an  der 
A  gram  er  Universität  nach  den  dort  ^^eltenden  Vorschriften  mit  Erfolg 
unterzogen  haben,  falls  sie  die  Qualifikation  für  den  öifciulichcn  Dienst  in  den 
im  Keichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern  anstreben,-)  sich  einer 
Ergänzungsprüfung  in  kroatischer  Sprache  aus  jenen  Gegenstanden 
des  geltenden  österreichischen  positiven  Rechtes  zu  unterziehen,  welche 
an  der  rechts*  und  staatswissenschaftiichen  Fakultät  in  Agram  entweder 
gar  nicht  oder  In  unzureichender  Weise  vorgetragen  weiden  und  aus  welchen 
den^mäB  daselbst  entweder  gar  nicht  oder  nicht  im  Shine  der  hicrländi- 
schen  Anforderungen  geprüft  wird. 

Ober  die  Vornahme  dieser  EigänzungsprOfiing  und  den  Gegenstand 
und  Umfang  derselben  finde  ich  folgende  provisorische  Verfügungen 
zu  treffen: 

1.  Zur  Vornahme  der  Ergänzungsprüfung  aus  den  Gegenstanden  der 
judiziellen  oder  staatswissenschaftlichen  Staatsprüfung  oder  beider  Prüfungen 
wird  vom  Studienjahre  1904/1905  ab  eine  für  beide  Arten  der  Ergänzungs- 
prüfiin^  oremeinsame,  in  kroatischer  Sprache  amtierende  Staatsprüfungskom- 
mission  mit  dem  Sitze  in  Wien  bestellt.^) 

2.  Die  auf  die  judiziellen  und  staatswissenschaftUchen  '>taa*«;priifungen 
und  Staatspruiungskommissionen  sich  bi/Klicnden  Bestimmungen  der 
MinVdg.  vom  24.  Dezember  1893,  ROBNr.  204,  und  des  Min  Erl.  vom 
23.  September  1S96,  Z.  2161/KUM.,  ROBNr.  183,*)  haben  auch  auf  diese 
Ergänzungsprüfung  und  die  zu  deren  Vornahme  bestellte  Staatsprüfungskom- 
mission Anwendung  zu  finden,  sofern  sie  nicht  durch  die  nachfolgenden  Ver- 
fügungen eine  Andenuig  erfahren  oder  der  Natur  der  Sache  nach  eme  analoge 
Anwendung  ausschließen. 

3.  Gegenstand  der  Ergänzungsprfifiiiig  bilden  die  hi  den  angeschlossenen 
Verzeichnissen  I,  beziehungsweise  11^  angeführten  Gesetze  und  Verord- 


»)  5.  Nr.  639. 

*i  s,  den  MinEH.  vom  22.  September  1904,  Z.  15.995  (Anmertamg  >)  aaf  S.  823J,  betreffend 

*)  Dlt  BnMbmg  diaer  Priffiu^fikomMUgUM  nfolg^  mtf  MiitBrL  wom  22  SqtUfAtr  i904, 

Z,  i5JS95. 

*)  s.  Nr.  640. 

■)  IXtM  VteatUMm  dnd  am  StMnge  dlem  Briaam  aag^igt. 
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nimgen  aus  dem  Gebiete  des  deraeit.getteadcn  östetreichischcn  positiven 
Redites. 

Durch  etwa  nachfolgende,  in  den  Kreis  der  judizieJlen  oder  Staats- 
wissenschaftlichen  Staatsprüfung  fnllendc  Gesetze  und  Verordnungen  erfährt 
der  in  den  Verzeichnissen  aufgcnomnicne  Prüfungsstoff  von  selbst  die  eot* 
entsp!  cclicndc  Abänderung,  beziehungsweise  Erweiterung. 

Die  Verzeichnisse  werden  nach  Erfordernis  einer  Revision  unter- 
zogen werden. 

4.  Soweit  nicht  bereits  in  diesen  Verzeichnissen  selbst  bei  den  ein- 
zelneo  Oesetzen  und  Verordnungen  das  Ausmaß  der  an  den  Kandidaten  zu 
stellenden  Anforderungen  durch  besondere  Beisitze  voigexeichnet  erscheint» 
ist  unter  strenger  Bedachtnahme  auf  den  eigentlichen  Zweck  der  Eiginzungs- 
prfifung  und  der  theoretischen  Slaats|vfifungen  überhaupt  zur  Richtschnur 
zu  nehmen,  daß  die  Anfordeningen  an  den  Kandidaten  jenes  Maß  nidit 
überschreiten  sollen,  das  bei  Ablegung  der  judiziellen  oder  staatswissen- 
schaftlichen Staatsprüfung  vor  einer  hicrländischcn  St:intspriifunfT?knrnmission 
nach  Maßgabe  der  Bestimmungen  des  §  17  der  Prutungsmstruktion  (MinErl. 
vom  23.  September  1896,  RGBNr.  183)  an  das  Wissen  des  Kandidaten  zu 
legen  ist. 

5.  Die  Prüfungskommission  besteht  aus  einem  Präses,  einem  Präses- 
Stellvertreter  (Vizepräses)  und  der  erforderlichen  Anzahl  von  Prühugs- 
kommissaren,  deren  Ernennung  durch  den  Unterrichtsminister  in  der  Regel 
auf  Vorschlag  des  Präses  aus  dem  Kreise  von  der  kroatischen  Sprache 
vollkommen  macht^en,  nn  öffentlichen  Dienste  stehenden  Persönlichkeilen, 
und  zwar  im  Falle  dieselben  einer  Zentralstelle  unterstehen,  im  Einver* 
nehmen  mit  dieser  erfolgt 

Sofern  es  sich  um  eine  Frp^rjn/iint^sprüfnnpf  bloß  aus  den  judiziellen 
oder  aus  den  staatswissenschaftlichcn  l  achcrn  handelt,  hat  die  von  dem 
Präses  zusammenp^esetztc  SpezialkonDinsbion  aus  dem  Vorsitzenden  und 
zwei  Prüfungskuinmissarcn  m  bc^trlif  n;  umfaßt  jedoch  die  Ergänzuugs- 
prütung  sowohl  die  judi/ieUen  als  die  6 laats wissenschaftlichen  Fächer,  ist 
ein  dritter  Prüfungslcommissär  zuzuziehen. 

Der  Vorsitzende  kann  sich  am  Prflfungsakte  durch  einzehie  Fragen 
beteiligen  oder  auch  als  Exammator  fungieren,  ohne  daß  jedoch  im  letzteren 
Falle  die  Zahl  der  Prüfungskommisslre  tia/t  Verminderung  zu  erfahren  hat 

Im  Verhinderungsfalle  wird  der  Präses  durch  den  Vizeprases  nnd 
letzterer  durch  das  dem  Range  nach  älteste  Mitglied  der  Prüfungskom- 
mission vertreten. 

6.  Die  Meldunq^  der  Kandidaten  zur  Ergänzungspnitung  geschieht  mittels 
eines  «gehörig  belegten  Gesuches,  das  beim  Präses  der  Staatsprüfungs- 
koramission  zu  überreichen  ist. 

Dem  Gesuche  sind  anzuschließen: 

a)  der  Heimatschein, 

b)  gemäß  der  Bestimmung  des  Punktes  1  des  MinErL  vom  10.  Oktober 
1902,  Z.  32.212,  das  an  einem  hierländischen  Qjfmnasium  erworbene  Ma- 
turitätszeugnis oder  das  zwar  im  Auskinde  erlangte,  aber  auf  Grund  emer 
besonderen  Verfügung  als  gleichwertig  mit  einem  hierländischen  anerkannte 
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MaturHilszeugnis  oder  der  Bescheid  Ober  die  ministerielle  Aneifcennung 
der  Gültigkeit  des  ausiäodisdien  MaturitStszeugnisses  im  Sinne  der  MinVdg. 
vom  8.  März  1869,  RQBNr.  31, 

c)  das  Meldungsbuch  (Index  lectionum), 

d)  das  AlMolutortum  über  die  icdifs-  und  staatswissenschaftiidien 

Studien, 

e)  das  Zeugnis  über  die  an  einer  hierlandischen  Universität  abgelegte 
reditshistorische  Staatsprüfung,  beziehungsweise  wenn  der  Kandidat  sich 
dieser  Prüfung  an  der  Agramer  Universität  nach  den  daselh'?t  geltenden 
Vorschriften  unterzogen  hat,  die  Zeugnisse  über  die  i.  und  il.  theoretische 
rechtshistorische  Staatsprüfung  oder  über  die  daselbst  —  im  Sinne  des  §  2 
der  Verordnung  der  IcönigUch  kroatiSch-slavonlsdmialmatinisGhen  Landesr^e* 
ruttg  (Abteihmg  für  Kultus  und  Unterricht)  vom  1.  juii  1895^  Nr.  8180,  unter 
Berufting  auf  §  27,  al.  2  des  UniversitSt^esctzes  vom  6.  Oktober  1804  — 
abgelegte  einheitliche  theoretische  rechtshistorische  Staatsprüfung  and 

{)  das  Zeugnis  über  die  mit  Erfolg  bestandene  judizielle  oder  Staats^ 
wissenschaftliche  Staatsprüfung,  beziehungsweise  die  Zeugnisse  über  diese 
tieiden  Prüfungen. 

7.  Die  Prüfune:stixe  beträgt  für  die  hrgan/ungsprüfung  aus  den  judi- 
ziellen  oder  staatswisst-nschaftlichen  Fächern  zwan/i?  (20)  Kronen,  für  jene 
aus  beiden  Fächern  füntundzwanzig  (25)  Kronen.  Hu  von  hat  der  Vorsitzende 
in  jedem  Falle,  mag  er  zugleich  als  Prüfungslcommiäsar  fungieren  oder  nicht, 
zehn  (10)  Kronen,  jeder  Prflfungskommissir  aber  fünf  (5)  Kronen  zu  beziehen. 

8.  Im  Falle  der  Reprobation  eines  Kandidaten  bei  der  Eiginzungsprüfung 
kommen  die  Bestunmungen  des  §  27,  Iii  b  der  MinVdg.  vom  24.  Dezember 
1893,  RQBNr.  m,  bezidwngsweise  des  JVUnErL  vom  10.  Juni  1800,  Z.  1Z282, 
MVBNr.  28,^)  mit  der  Einsdvlnkung  zur  Anwendung,  daß  eine  Verpflich- 
tung  zum  neuerlichen  Besuche  von  Vorlesungen  nicht  aufzuerlegen  ist 

Q.  Die  Prüfiinq^s/eiit^nisse  werden  in  kroatischer  Sprriche  aiisp^estellt,  in 
welcher  Sprache  auch  der  Vermerk  über  die  Ablenkung-  der  rrgänzun^fS.]irufiincT 
(§  22,  7.  Absatz  der  Prüfungsinstruktion)  in  das  Meldungsbuch  eingetragen 
wird. 


L  Vendetants 

der  OcmHc  «nd  Vtrordumcm,  wddic  CkgtuHiiid  der  ErgSosmgiprtfiiiig  aii»  den  Flclum 

der  IttdUlellen  Slietiprafaiag  find. 

(Die  ■!!  elM«  aicfiidie«  *)  veneheaeB  Honun  wetdea  mar  In  OiPeB  Onmdrtgen  geprtit) 

I.  östeneichlsches  Privatrechi 

1.  Kundmachung  der  Gesetze  und  Verordnungen: 

tc  Ka-^^TlIches  Patent  vom  27.  Dezember  1852,  ROBNr.260,  wodurch  mehrere  Abänderungen 
an  der  Linrichtung  des  Reichsgesetz-  und  Rcgienmgsbiattcs  und  der  Landesgesetz-  und 
ReglemiigibtiHcr  ravle  neue  BesÜMMOfci  Sber  die  Kandmedittiiir  «<m  Ocectaccii  ud  Ver* 
Ordnungen  angeordnet  werden. 

(Die  Kenntnis  dieses  Patentes  ist  crfordcrifch  (n  den  dordl  |  5  de*  keif«  Pet.  VOB 
1.  JInner  1860,  ROBNr.  3,  aufrecht  erhaltenen  Umiange.) 


')  «.  Nr,  04. 
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n.  Ten:  Stadltavoftdlifflni;  B.  Oft  fkr  FfekalllliMiidlcii. 


b)  Kais.  I  nt  von  1.  Jlmtr  1860,  ROBNr.  3,  wodurch  in  der  Art  der  Kndmdmnc  te 
Gesetze  und  Verordn untren  mehrere  Abänderanftn  tofconllict  werden« 

(Die  Kenntnis  der  §§  4  und  5  Kc^aflgt.) 

e)  lüde.  Vdg.  vom  17.  Pcbnnr  ISO,  ROBNr.  19,  bctrdtaid  die  Kmdmdiwic  «ad  dce 
Begtan  der  verbindenden  Kraft  der  Landesgesetre. 

d)  Oesetz  vom  10.  Juni  1869,  ROBNr.  113,  Ober  dk  Kaadmcliaiig  voa  Oceettcn  aad 

Verordnungen  durch  das  Rekhsgesetzblatt. 

2.  Ebereeht: 

a)  Oesetz  vom  25.  Mai  1S68,  RGBNr.  47,  wodurch  die  Vorschriften  des  zweiten  Hanfrt- 
sfückr<5  dp«  Allgemelnpri  hörgcrlichcn  nesct/biirhe?  Ober  das  Ehcrecht  für  KatholiktT»  '»•Jeder 
hergestellt,  die  Oerichtsbarkeit  in  Ehesachen  der  Katholiken  den  weltlichen  Oerichtsbeb&rdco 
IbcnricNa  «nd  Bcetfaniuicea  Hber  die  bedlnctt  ZoUnl^cit  der  OMMhlieflang  vor  weHSdMi 
BdiSrden  erlassen  werden. 

Gcftetz  vom  25.  Mai  1866,  ROBNr.  -to.  wodurch  die  inicrlconfesdonellen  VerlÜltoiaK 
der  Staatsbürger  In  den  darin  angegebenen  Beziehungen  geregelt  werden. 

c)  Verofdaimg  der  Mtshter  der  Jnilb,  dce  KuHat  ud  Ualenlehlee  oBd  dct  Ionen  ««• 
1.  J«H  1868,  ROBNr.  80,  beireffend  des  VoUn«  dce  Oeeebee  In  EheMcbcn  von  3S.  Mii 
ROBNr.  47.  *) 

d)  Onetz  von  9.  April  1870,  ROBNr.  51,  Ober  die  Eben  von  Personen,  wdcfte  ktlMt 
gesetzlich  anerkannten  Kirche  oder  Religionsgeseliscfeell  engebBren  nad  Iber  die  FObraof  der 

Odbnrts-,  Ehe-  und  Sterberegister  Mr  dieselben.  *) 

3.  OrundbuchsrecJi  t- 

a)  Ocsetz  vom  6.  Februar  1869,  ROBNr.  18,  betreftend  die  Hechte  und  das  Vcrtahrcti  bi£i 
der  tnindbflcbcrIlcbcB  ZerteUnag  einer  UcfenscbilL  *) 

h  Ocicti  von  39.  Juli  1871,  R(0Nr.  9S,  Ober  die  Bnfnbrang  einee  allgenelnen  Orand- 

bnciisgeseizes. 

c)  Oesetz  vom  19.  Mal  1874,  ROBNr.  70,  betreHend  tfe  Anleitung  von  Ebeabebnbdcbcra, 
die  Wlrfcong  der  an  einer  Eisenbahn  eingeräumten  Hypothekarrechte  und  die  bBcbcttkbe 
Slcbemng  der  Pfandrechte  der  Besitzer  von  Eisenbahn-Prioritfttsobiigationen.  *> 

d)  Oeseu  vom  11.  Mai  1884,  ROBNr.  71,  womit  im  Königreiche  Oalizlcit  nad  Lodomerica 
stnl  den  Oroflbersogtonc  Kreban  md  bn  Hcixoglnne  Bnkowlna  das  RtiM  aar  Oewienirag 
der  wegea  Ibrct  Odialln  an  Eidban  benUibam  MfaMnHtn  geregdl  wird.  *) 

4.  Eisenbshnh  aftpfifcht: 

a)  Ocsetz  vom  5.  März  1869,  ROBNr.  27,  betreffend  die  iiaituiig  der  Eisenbafanunter- 
nebronngen  fOr  die  durch  Ereignungen  aui  Eisenbahnen  herbeigefflhrten  kOrperlicbcn  Ver* 
leleangen  oder  TAtaagea  von  Menschen. 

b)  Oesetz  vom  12.  Juli  1902,  ROBNr.  147,  betreffend  die  Haftpflicht  der  Eisenbahnen. 

5.  Syndikatsgesetz: 

Ocsetz  vom  12.  Juli  1872,  ROBNr.  112,  womit  das  Kiagerecht  der  Pancicn  wegea  der  vo« 
tlcblcrlidien  BeinicB  In  AnsObBng  Ihrer  aartUcbcD  Wlrfcianibcit  aageMgtea  ReAtavecIclmag 
geregelt  wird. 

6.  Pfan  dbricf  gesetz: 

a)  Oesetz  vom  24.  April  1874,  ROBNr.  48,  betreffend  die  Wahrung  der  Rechte  der  Besitzer 
von  Ptattdbilcfen.  *) 

b)  Ocseta  vom  5  n./ember  1877,  ROBNr.  III,  womit  ergänzende  Bcstinunaagea  ta  dn 
Gesoffen  vom  24.  April  1874,  RORNr.  4a  und  49,  betreffend  die  Vertretung  der  Besitrer  tob 
Ffandbrieien  oder  von  anf  Inhaber  lautenden  oder  durch  Indossament  übertragtiaren  Teilschuld- 
vendürelbttngen  eitaMea  werden.  *) 

7.  W  u  ch  erges  e  t  z  : 

a)  Oesetz  vom  19.  Juli  1877.  ROBNr.  66. 

b)  Oesetz  vom  28.  Mai  1881,  ROBNr.  47, 

betnHend  Abhflfe  wMer  nnradlkbe  Vorginge  bei  KradllgeidüUltn. 

c)  Gesetz  v  ni  V.  Mai  1885,  ROBNr.  77,  betreffend  die  Abladenmg  der  §|  2  nad  9  dit 

Oesctzes  vom  14.  Juni  1868,  KOBNr.  92. 

8.  Enteignungsgeselz: 

Oeeefai  von  18.  Pebraar  1878,  RQBNt,  90,  betttffcnd  die  Enteignung  znn  Zwack»  d» 
Heittellnng  nnd  des  Belridief  von  Ebenbabaea.  *) 
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9.  Tedeicrfcliriiiif ; 

Oesetz  vom  16  Februar  1883,  ROBNr.  20,  bdrcflcnd  dw  Vcrfahna  sun  Zvtdtt  der 
Todetcrkl&ntDg  and  der  BeweisfObrung  des  Todct. 

10.  Konnitttatioiiif  ctcis: 

a)  Oesetz  vom  7.  Jani  1881,  ROBNr.  9i,  btMcnd  dl«  ZaMimacnlccmit  IndvirtMlMfl- 
Uchcr  OnindstQcke.  *) 

b)  Oetetz  vom  7.  Jnni  1883,  ROBNr.  94,  betreffend  die  Teilung  gemeinscbaftlicher  Grund- 
•ttckt  oad  die  RecaUcnuig  der  blertnl  baOgUdmi  gundimdiattHdita  BcnOtnuti^  and  Vcr- 

waHoagwcchte.  *) 

11.  Anfechtungsgesetz: 

Oesetz  vom  16.  AUrz  1884,  ROBNr.  36,  Qber  die  Anfechtung  von  Rechtshtndlungen,  velche 
das  VcmSgen  da«  aalilmiffniiiflUilgcii  Sdmldncft  bttrcnn. 

1?  Höferecbt; 

Oesetz  vom  1.  April  1889,  ROBNr.  52,  betreffend  die  Einfttbrung  besonderer  Erbtellungs- 
▼ondirlft«n  Mr  taadwfrlidnftlfcbe  Bciltzungen  mittlerer  OrMe.  *) 

13.  Entichädigung  unschuldig  Verurteilter: 

Oesetz  vom  16.  mn  1892,  ROBNr.  64,  betreffend  die  Eatecbidignng  f Or  nngcrecbtfcrtigt 
erfolgte  Verurteilung.  *) 

14.  Urhcbcrreeltt: 

Oesetz  vom  26.  Dezember  1895,  RCffiNr.  197,  MnUmA  äm  Uriitbontiht  aa  WcriNa  dar 

Literatur,  Kunst  und  Photographie.  *) 

15.  Ratengesetz: 

aeMte  vMB  27.  April  1898,  ROBFfr.  78,  bcbreflead  Rateageecblfl». 

16.  Notwcj^c- 

Oesetz  vom  7.  Juli  1895,  ROBNr.  140,  betreffend  die  Einräumung  von  Notwegen.  *) 

17.  Palcatgcacis: 

OtMte  vcNB  II.  Jlaiier  1897,  ROBN.  30,  balraMead  d«a  Scfeala  voa  Erttutaagaa. 
fl.  österreichisches  Handels-  und  Wechselrecht. 

1.  Gewerb  crcchf  ■ 

a)  kais.  Fat.  vom  20.  Dezember  1859,  ROBNr.  227,  womit  eine  Oewerbeordnung  er- 
laaaea  vM.  *> 

b)  OoetS  WOm  15.  März  1883,  ROBNr.  39, 
C)  Oesetz  vom  8.  MSri  18g5,  ROBNr.  22, 

d)  Oesetz  vom  23.  Februar  1897,  ROBNr.  63, 
«)  Ocaeta  vom  38.  Pcbraar  1902,  ROBNr.  49,  aad 
fl  Oesetz  vom  22.  Juli  1902,  ROBNr.  155, 
womit  die  Oewerbeordnung  abgeändert  wird.  *) 

g)  Oesetz  vom  16.  J&nner  1895,  ROBNr.  21,  betreffend  die  äoan-  und  heiertagsrube.  *) 

h)  Oaaete  von  4w  JvU  1896,  ROBNr  209,  bctraHad  dca  Uaibaf  der  Ddallbaadela- 
Ccwerbe.  *) 

i)  Oesetz  vom  27.  November  1896,  ROBNr.  218,  Oeverbegericbtsgesetz.  *) 
X  Aaeliadlffcbe  Aktfcagaicllflcliaftcn: 

Kais.  Vdg.  vom  29.  November  1865,  ROBNr.  127,  Ober  die  Zulassung  ausländischer  Aktien» 
ge«ellschaffen  und  Kommandlt^re'tellschaftcn  auf  Aktien  aiit  AotSChlaA  voa  Vertlcbcniagl^ 
gesellscbaften  zum  Oesdiättsbethebe  in  Österreich.  *) 

a.  Erwerb«-  aad  Wlrtichaltif  eaoaeaBichafUa: 

Oesetz  vom  9.  April  1873,  ROBNr.  70,  ttb«r  ErweriM-  niid  WlrUcbaflwtaoiaeafdiaftcn,  *) 

4.  Börsengesetz: 

a)  Oesetz  vom  l.  April  1875,  KüB.Nr.  67,  betreliend  die  Organisierung  der  Börse.  *) 

b)  Ocaelz  vom  4.  Jlaaer  1908,  R<nNr.  10,  adt  weicbcm  einige  abladarade  aad  ergfu- 
zende  Bestimmungen  ju  dem  Oesctec  vom  1.  April  t87S,  ROBNr.  67,  betreffend  die  OrgaaUaraaf 
der  Börsen,  erlassen  werden.  *) 

9.  Handeltmikler: 

Oesetz  vom  4.  April  18»,  ROBNr.  «S,  bctecffead  dfe  Hindelsmlldcr  and  Scmala.  *) 

6.  I  a  erhansgesctz: 

Geseu  vom  28.  April  1889,  ROBNr.  64,  betreffend  die  Errichtung  und  den  Betrieb  öffent- 
licher Lagethlater  aad  die  voa  dcaialbca  aafgattalltca  LagertebelDe. 
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II.  TtO:  Stadteavonehriflai;  B.  Ole  vter  PtkoillMwUai. 


7.  Marken tcbittz: 

«)  Owete  vom  6.  JInner  1890,  ROBNr  19,  betreffend  den  Marken^chut? 
b)  Oesetz  vom  30.  Juli  1895,  ROBNr.  108,  womit  du  QeuU  vom  6.  Jinner  1890.  ROBNr.  19, 
tiiinzt,  iMzidiimgsvebe  tbffelBdert  vird.  *) 

8.  Elsenbahn-Betrlebsrestement: 

Verordnung^  de«?  Handehmim^feriums  fm  Eftivemehmen  mff  dem  Justizminlsterinin  tow 
10.  Dezember  imi,  ROÜNr.  2u7,  betreiiend  das  Uetriebsregicment  tür  die  Eisenbalinea  der  in 
Rckhinte  vcrtoctcntB  KSalgrdcihe  uid  Llndtr. 

Nur  in  seinem  das  HandtbcCMldMeb  «itattCiid«  TcHe  vud  obat  tu  tteict  EtoJilWjM 
In  das  Kasuistische  zu  prOfcn.) 

9.  Aktlenreffolatltr: 

VerordBung  der  Ministerien  des  Inaem,  der  Finanzen,  des  Handels,  der  Justiz  nad  d« 
Ackerbaues  vom  20  September  180<5.  ROBNr  175,  mit  welcher  ein  Regulativ  für  die  Errich!i:r!r 
OBd  Uabildaag  von  AlcUeogesellscliaitea  aul  dem  Oebiete  der  Industrie  und  des  Handels  vcr- 
ItBlbart  wild.*) 

III.  österreichisches  Strafrecht  und  Strafprozeßrecbt 

1.  Immunität  der  Abgeordneten: 

Oeflc«x  VOM  3.  Oktober  18U,  ROBNr.  9B,  ta  BcM  der  Unvedetilicfekelt  mui  UmmaA- 

vortitchkeft  der  Mltrriicdcr  des  Refcbsralm  nod  der  Landlagt. 

2.  Persönliche  Freiheit: 

Oesetz  vom  37.  Oktober  1862,  ROBNr.  87,  ssm  Sebatte  der  persOnlicheo  Freiheit. 

3.  Hantrecht: 

Oesetz  vom  27.  Oktober  18M»  ROBNr.  88,  nun  Scbtttie  des  HuurccMee. 

4.  Preftrccbt: 

«)  Ocflcte  von  17.  Dcsciober  1863,  ROBNr.  6  ex  18»,  Prcflgeadz.  *) 

b)  Oesetz  vom  15.  Oktober  1868,  ROBNr.  142, 

c)  Oesetz  vom  9.  Juli  1894,  ROBNr.  161,  Abindcmogco  dcs  Pccftgcflctses.  *) 

5.  Allgemeines  Stratgesetz: 

Ocfcle  von  17.  Dcienbcr  1863,  ROBNr.  S  ex  1863»  betrcOend  eln^  EiBteaaten  dct 

^llj^emctncn  Straf ^jc=;.:t/e^ 

6.  Ministerverantwortlichkeit: 

Oeiets  vom  3S.  Juli  1867,  ROBNr.  101,  Ober  die  VennNrortUchkcit  der  Minister  fOr  die 
in  Reiebaraie  vertretenen  Kttfllgrelchc  nnd  Uadcr.  *) 

7.  Straf  folgen: 

Oesetz  vom  15.  November  1867,  ROBNr.  131,  wodurch  mehrere  Bestimmungen  des  all- 
gcaelnen  Strafgcsetzce  nnd  anderer  denll  In  Zmwnacnbance  itAcndcn  Aaotdnngea  nbge* 
Indeit  werden.  (Strafgesetxnovdte.) 

8.  Vereinsgesetz: 

Oesetz  vom  15.  November  1867,  ROBNr.  134,  über  das  Vereiosrecht. 

9.  Verennmlnnir>reeht: 

Oesetz  vom  15.  November  1867«  RCMBNr.  139,  Aber  dal  VemomduicaradM. 

10.  Ausnahmszustand: 

Oesetz  vom  5.  Mai  1869,  ROBNr.  66,  womit  die  Befugnisse  der  venuttwortlichea  Rc- 
glennifeKewalt  tnr  Vecflcnnc  xeltwelUfer  nnd  örttkber  Anmabncn  von  den  bcetebnndee 
Oaeetzen  bestimmt  werden. 

11.  Schutz  des  Briefgeheimnisses: 

Oeietz  vom  6.  AprO  1870,  ROBNr.  43,  niffi  Sdratee  det  Brief-  und  ScbrlfteasdicinidaBes. 

12.  Koalitionsrecht: 

nc-?pi7  vom  7.  April  1870,  ROBNr.  43,  wodurch  unter  Aufhebung  der  §§479.  480  und  481 
des  allgemeinen  ötraigesetzes  in  Betreff  der  Verabredungen  von  Arbeitgebern  oder  AriMäi- 
aAmeni  ear  Ertwinfnng  von  Aibcttabedii^pMBett  und  von  Oevcibslenlen  nur  EiMknai^  des 
Preises  einer  Ware  zum  Naebfdla  daa  PnUlknau  baiondere  Beatfannnngan  ariaiaan  weiden. 

13.  Einzelhaft: 

Oesetz  vom  1.  April  1872,  ROBNr.  43,  betrefiend  die  Vollziehung  von  Freiheitsstralcn  in 
CInielhaN  and  die  BeateHanff  von  Sbifvolltngibonnniarfonen.  *) 

Ii.  PoHzcfaufslchf: 

Oesetz  vom  10.  ivial  1873,  ROBNr.  106,  womit  polizeistrafrechtlicbe  Bestimmungen  wider 
Arbdmebene  und  Undelreldicr  eitaaten  veidcn.  (Vagabundengesetz).  *) 


Digitized  by  Google 


Kccilif-  vnd  tlMtawincndalllldt  SlntiprSlMiflcn. 


857 


15.  Oes  ch  w  0  rcn  c n  gcs ctz; 

a)  Oesetz  vom  23.  Mai  1873,  ROBNr.  121,  betretfmd  die  Bildung  der  Ueschworeoentisten.  >) 

b)  OcMts  vom  23.  Mai  1873,  ROBNr.  120.  bctrafitnd  die  zeitweise  EinsteUuag  der  Oe- 
•ckvorcacBgcfichtc.  *) 

16.  Vereitlung  der  Z'«' a  n     v  o  1  Istre  cV n n  p • 

Ocsetz  vom  25.  Mai  1883,  KOBNr.  78,  Ober  atrairechtliche  üeslimmungea  gegen  Ver- 
ddrag  von  ZvaagnrotlitnclniMccit. 

17.  Zwangsarbeitsgesctz: 

Gesetz  vom  ?4  Maf         RGRNr.  R9,  womit  strafrechtliche  Bestfmmtinp^en  in  Betreff  der 
Zulässigkeit  der  Anhaltung  in  Zwangsarbeits-  oder  Besserungsanstalten  getrofica  werden.  *) 

b)  Ootti  vom  a«.  Mai  1888»  ROBNr.  80^  bttKÜnid  dl^  ZwanfMrtMlti-  and  BtMcnuigi- 
niHlalten.  *) 

18.  Lebensm ittelverkehr. 

Omtz  vom  16.  Jilnner  18%,  ROBNr.  bv  ex  181)7,  betreffend  den  Verkehr  mit  Lebensmitteln 
IV.  österreicfiisches  zivilgenchüiches  Verfahren. 

1.  Verfahren  in  Ehesachen: 

ÜDiddntl  von  2S.  Angntt  1818»  JOS.  Mr.  1998,  womit  infolge  ttAchflcr  Entichllcftnng  vom 
7.  September  1818  du  Verfcbrcn  In  Ehcmchen  ger^t  wird. 

2.  Verfahren  außer  Streitsachen: 

Kais.  Pat  vom  9.  August  1854,  ROBNr.  208,  wodurch  ein  neues  Oesetz  (Iber  das  gericbt- 
liefet  Verinlircn  In  Rccbttangelegenlieltcn  enflcr  Streitsachen  eingefObrt  wird.  *) 

a.  Konknrtordnnng: 

Oetete  vom  38.  Denniber  1808.  ROBNr.  1  ex  1888,  anr  Untthrnng  einer  K^nknnofdanng.  *) 

4.  Mahn  ver  f ah  rc n  ■ 

Oesetz  vom  27.  April  1873,  ROBNr.  67,  aber  das  jviahnverfahren. 

5.  OcbaiCspflndung: 

a)  Oesetz  vom  28.  April  1873,  ROBI^.  88,  betreffend  die  SehenteUnng  nnd  Exdntlon 

Onl  die  Bezflgf  aus  rfem  Arhcft^-  und  DirnftvcrhSltni^^c.  ') 

b)  Oesetz  vom  21.  April  1882,  KOBNr.  123,  betreffend  die  ^ekution  auf  die  Bezage  der 
Jm  Aftenüldicn  Dienste  ttebenden  Pertonen  nnd  ihrer  ranteibllAcncn.  *) 

c)  Oesetz  vom  26.  Mal  1888,  ROBNr.  75,  betreffend  die  Exekution  auf  die  Bezüge  der 
Im  Priv5!tdirn«tc  dauernd  Angestellten  und  ihrer  Hinferhliehencn,  ferner  auf  Pensionen.  Pro- 
visionen, Unterhalts-  und  Lrziehungsgelder,  welche  von  Anstalten,  Vereinen  oder  Oeseilschahen 
JBI  Ibr»  Mitglieder  end  deren  MnterMld»enen  verilchen  werden.  *) 

6.  Konsulargerichte: 

Ocsete  vom  30.  August  1891,  ROBNr.  136,  womit  Bestimmungen  Ober  die  Ausübung  der 
KoastUargericlitiberfceil  getroffen  werden.  *) 

7.  Elnffthrnngtgeietz  zur  Jurisdiktionsnorm: 

Oesete  vom  1.  Au?r"«f  ROBNr  nn  betreffend  die  Einführung  des  Oesetzes  Ober 
die  Ausflbung  der  Oericbtsbarkeit  und  die  Zuständigkeit  der  ordentlichen  Ocrlcbtc  in  bttrger- 
dl^cn  RedItiMtlictt.  (jnrltdlktfoiiffnom.) 

8.  Juritdiktlonsnorm: 

Oe?et7  vom  1.  Außu^t  ^ms,  ROBNr.  III,  über  die  Ansübunj^  der  Gerichtsbarkeit  und  die 
.Znstindigkcit  der  ordentlicben  Oerichte  in  bürgerlichen  Kechtssacben.  (Jurisdiktionsnorm.) 

9.  EIntBbrnagegeeett  anr  ZIvllproseSordnnng: 

Gesetz  vom  1.  August  1S95,  ROBNr.  112.  betreffend  die  Einführung:  des  Ocscfzea  Ober 
dne  gerichtliche  Verfahren  in  bürgerticbea  RechtMtreiti^eiten.  (ZivUprozefiordnung.) 

10.  Zivilprozeßordnung: 

OetetK  vom  I.  Angnat  1809,  ROBNr.  113,  Ober  des  gcrtchtllcbe  VerbAren  bi  bOrgerllcben 

RMfetastreitlgkeiten.  (Zlvilpro^cSordnung.) 

11.  Ein! Qhrungsgesetz  zur  Exekutionsordnung: 

Ocsetz  vom  27.  Mal  1896,  ROBNr.  78,  betielliend  die  QnfOhmng  det  Oeteliee  Ober  du 
CadmUons-  nnd  Sicherungsveifibrcn. 

12.  Exckiitionsordnung: 

Ocseu  vom  27.  Mai  1896,  ROBNr.  79,  Ober  das  Exekutions-  und  Sicherungsvertahren. 
(ExAntloneofdnnng.) 
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n.  T«D:  SlodlciivonclitlfttB;  B.  DIt  vtar  nkilUilMMdIcn. 


11.  O erich t so r gan Isaf  io  n  T c  5  et  z : 

Oesetz  vom  27.  November  16%,  ROBNr.  217,  womit  Vorscbrihen  äbcr  die  Befctzsiig, 
Efailditung  und  OcKhlflwNrdiimig  der  Ocrfdltt  «ftauMa  wtnIcB.  (OnkMioivMdnlioM- 

14.  O  c\v  e  rbcgcrichtigetet«. 

OeseU  vom  27.  November  1896,  ROBNr.  218,  betretleod  die  Einiflhmng  von  Oewerbe- 
gcricbten  und  dTc  OcricbltbMrkcH  Iii  StreM^neHtn  um  dem  gcvcitliclicii  Aibcft»-,  Ldir*  md 
•) 


U.  Verzeichnis 

der  Ocietae  and  Verordnungen,  welche  Gegenstand  der  HrginzungeprQfung  tm  den  FidKn 
der  Staats wissenschaftlicbeD  Staatsprflfang  siad. 

(Ok  mit  docm  Stemcbcn  *)  vcnchencn  Normen  werden  nor  in  ilircn  Omndsllgen  geprifL) 

I.  österreichisches  Staatsrecht. 

.  1.  Kundmachung  der  Gesetze  und  Verordnungen: 
•)  Kab.  PftL  vom  27.  Deiembcr  1S52,  ROBNr.  7W,  wodnrcb  mArere  AUndemnffcn  in 

der  Einrichtung  des  Rcichsgcsct?  und  Rc^yrcninfT^blnttGS  und  der  Landesgesetz- und  Reglemng«- 
blltter,  sowie  neue  EestlmmungeD  über  die  Kundmacbung  von  Oesetzen  und  Verordnungen  an- 
geordnet werden. 

(Die  Kenntnis  dieses  Patentes  ist  erforderlfck  In  dem  dnreh  |  S  dta  fallt.  Pfet.  vom  1.  Jinner 
l60Of  ROBNr.  3,  aufrecht  erhaltenen  Umfsns^e.) 

b)  Kais.  Fat.  vom  I.  Jänner  1860,  ROBNr.  3,  wodurch  in  der  Art  der  KuDdmacbuog  der 
OiNlee  md  Verardamgcn  mdircre  AMnderangtn  «ngcordnet  werden. 

(Die  Kenntnis  der  §§  4  und  5  genügt.) 

c)  Kais.  Vdg.  vom  17  Febnisr  186?,  ROBNr.  19,  betreffend  die  Knndmadiung  nnd  des 
Beginn  der  verbindenden  Krait  der  Landesgesetze. 

d)  Ocicls  vom  10.  Jnal  1M9,  ROBNr.  113,  Aber  die  Knadmadinng  voa  Octetsca  md 
Verordnungen  dnreh  des  Retehegcactiblitt. 

2.  Pebruarpatent: 

Kais.  Pat.  vom  26.  Februar  1861,  ROBNr.  20. 

(Die  Kennlub  der  BcBife  1  dieect  Piitiilcn  (Qrandgcmlz  Iber  die  RnicliivcrlrelnBcl  wM 
nicht  gefordert  und  die  tfpSa^  Kenntnie  von  Beitace  II  (LindcMrdnnngcn  nnd  LnndlnCMvaldr 

ordnnngen]  genügt.) 

3.  Immunitit  der  Abgeordneten: 

Oeaefa  vom  3.  Oktober  18S1,  ROBNr.  98,  In  Bctrcll  der  Unverictttlchkelt  nnd  Unvcnnl- 

wortifchkcit  der  Mitglieder  de$  Retehemtw  nnd  der  Landlnge. 

4.  Ocmcindewesen: 

Oesetz  vom  5.  März  1862,  ROBNr.  18,  womit  die  grundsalzlichen  Bestimmungoi  lai 
RCgdmif  det  Oemelndewecene  vorgezelcimct  werden. 

.'S.  Persönlich  c  Frrihcft- 

Oesetz  vom  27.  Oktober  1862,  ROBNr.  87,  zum  Schutze  der  persönlichen  Freiheit. 
A,  Hnnt reeht; 

Gesetz  vom  27.  Olrtober  1882,  ROBNr.  88,  warn  Sdmlic  dce  Hunrechtci. 

7.  Heimatrecht: 

a)  Oesetz  vom  3.  Dezember  1863,  ROBNr.  105,  betreitend  die  Regelung  der  HcimalK 
verhSIInlme.  *) 

b)  Oesetz  vom  5.  Dezember  1896,  RGBNr.  222,  wodurch  einige  Bestimmungen  des  OcedW 
vom  3.  Dezember  1863,  ROBNr.  105,  betreffend  die  Regeionc  dtr  HetantsvcrhiltniMC  ntfe- 
ändert  werden.  *) 

8.  Minlfllerverantworttlehkelt: 

Gesetz  vom  25.  Juli  1867,  RGBNr.  101,  aber  die  VcmilwortUchkdt  der  MfaMr  fOr  dte 
im  Reichsmte  vertretenen  Königreiche  und  ULnder.  *) 

9.  Vtrtlflirtelit: 

Oeeeti  vom  IS.  November  18S7,  ROBNr.  13«,  Ober  des  VcrciBsredit. 
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10.  Vcrsaiiiiii1nii(fr«clit; 

Oe«ctz  vom  IS.  November  1M7,  RQBNr.  139,  Ober  das  VcmauolnBftrcdrt. 

11.  Orundgresetz  Ober  die  Reichsvertretang^: 

•)  Ocsetz  vom  21.  Dezember  1867,  KOÜNr.  141,  wotoit  das  Onindgesetz  über  die  Reicbs- 
vcrtrclMif  von  26.  Fcbmr  tWl  (m,  «udhr  2,)  abfciadcrt  «M. 

b)  Ocsetz  vom  2.  Aprfl  1873,  ROnS'r.  40, 

c)  Ocsetz  vom  12.  November  18S6,  ROBNr.  162, 

d)  Octctf  von  34.  Juni  1896,  ROBNr.  16B, 

wodnrdi  das  OnindfCMti  Aber  die  Reichsvertretung  abgtlndcrt  »Inl. 
(ZiHermUige  Details  werden  nicht  gefordert.) 

12.  Allf^cmeine  Rechte  der  SlaatsbOrgcr: 

a)  Staatsgrundgesetz  vom  21.  Dezember  1867,  RGBNr.  142,  tibcr  die  allgemeinea  Rechte 
der  SlMialHbitr  Mr  die  (oi  RdditrMe  fwlreteuca  KOalgrcIdic  und  Uadcr. 

bi  Oc-ct^  vnm  Mal  1869,  ROBNr.  66,  womit  die  Be?Lipni?-c  der  verantwortlichen  Rc- 
gieningsgewalt  zur  VeriUgung  xcitwciUger  und  ArtUcher  Ausnahmen  von  den  bestehenden  Oe- 
•ctxen  bcstiadiit  werden. 

13*  Relchifcrlelit: 

a)  staatsgnindfwcli  vo»  tl*  Dcscmbtr  1867,  ROBNr.  t43,  aber  die  dnicfaniair  dM* 

Reichsgerichtes. 

b)  Oesetz  vom  18.  Aprfl  1869,  ROBNr.  44,  betreffend  die  Organisation  des  Reichsgericht», 
dm  VeitthrcB  vor  denselben  und  die  VdtcMittRff  ickicr  ErkcmibilMC.  *) 

c)  Oesetz  vom  3?  Oktnhrr  1875,  ROBNr.  37,  wodurch  Bestfmmurcfcrt  dhcr  dfe  Entscheidung 
von  Kompetenzkonflikten  zwischen  dem  Verwaltongsgerichtshofe  und  den  ordenttichen  Ge- 
richten, sowie  swbdMD  den  VerwiMnngsgericbMkole  «d  dem  Rrfclngcrldile  gttroficn  werden; 

14^  RIchterllcbc  Oewnit: 

a)  Staatsgrundgesetz  vom  21.  Dezember  1867,  ROBNr.  144,  (Iber  die  richterliche  Gewalt. 

b)  OmcU  vom  23.  Mai  1873,  ROBNr.  120,  betreffend  die  zeitweise  Einstellung  der  Oe- 
tcfc  wo  wiiemerldite. 

15.  Ref  tervngt-  nnd  Vollsnf  tf  ewnlt: 

Staatsgrundgesetz  vom  21.  Dczcnber  1867,  ROBNrt  14B,  ibcr  die  Atliflbmf  der  Regto- 
rmi£S-  and  Vollzug^gf^ewalt. 

16.  Verhiltnis  zu  den  Ländern  der  ungarischen  Krone: 

•)  OeNtt  von  21.  Dcscnber  1867,  ROBNr.  146,  betreffend  die  ■Ucn  Linden  der  Ssler- 
rdchischen  Monardrfe  gemeinsamen  Angelegenheiten  und  die  Art  Ihrer  Behandlung. 

b)  Gesetz  von  21.  Mal  1887,  ROBNr.  48,  betreffend  die  VerlingenniK  des  Zoll-  und 
Handelsbandnisses  nlt  Ungarn. 

c)  KÜt.  Vdf.  von  21.  Septeibber  M99,  ROBNr,  176, 1,  TeU,  bdrcilend  dat  wlitidlaliUclie 
VciUlliis  in  den  Lindern  der  angwiichcn  Kroos^ 

17.  Aktivierung  der  Dczcmbcrvcrfassan  g: 

Oesetz  vom  21.  Dezember  1867,  ROBNr,  147.  (Festsetzung  des  Beginnes  der  Wirksamkeit 
der  vnicr  11  Us  15  ingeRUirten  Staatsgmndgesetze  und  des  unter  16  liL  a)  genannten  Oe- 
•ctMi  von  21.  Dcieaibcr  1867.) 

18.  Staatskirchenrecht. 

ai  G<^>ct7  vom  25.  Mai  1%.«,  ROßNr.  49  wudarch  gmndsUzUcbe  Bettlnnnngen  Ober  dtt 
Verhiltnis  der  Schule  zur  Kirche  erlassen  werden. 

b)  Ossete  von  29.  Mai  1868,  ROBNr.  49,  wodnfdi  die  Interkonfessionellen  Veridltnlese 
der  Staat sb Arger  in  den  d^n'n  angegebenen  Beziehungen  geregelt  werden. 

c)  Ocsetz  vom  20.  Mai  1874,  ROBNr.  66,  betreifend  die  gesetzliche  Anerkennung  von 
Religionsgesellschaften.  *) 

19.  Staateschold: 

a)  Oesetz  vom  24.  Dezember  1867,  ROBNr.  3  cx  1868,  betreffend  die  Staatsschuld. 

b)  Oesetz  vom  10.  Juni  1868,  ROBNr.  53,  aber  die  Oebamng  nnd  Kontrolle  der  genein- 
samen schwebenden  Staatsschuld.  *) 

e)  Oesel*  von  10.  jnof  1888,  R<ttNr.  S4,  Aber  die  Oebnranc  nnd  Kontrolle  der  kon* 
•olldkrten  Staatsschuld  und  der  nicht  geroeinsamen  schwebenden  Schuld.  *) 

d)  Gesetz  vom  13.  April  1870,  ROBNr.  57,  Ober  die  Oebanrog  und  Kontrolle  der  kon- 
solidierten Staatsschuld.  *) 
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0.  Teil;  StadlcnvondiriftCB;  B.  Die  vier  Fakallilsitudicii. 


30.  Briefgeheimnis: 

Oncta  vom  6.  April  1870,  ROBNr.  42,  zum  Schatze  des  Brief-  and  SehrUteageheliimiiae*, 

31.  Reicliiritsvftblordniiiig: 

a)  Oesetz  vom  2.  April  1873,  RQBNr.  41,  bcfriflaid  dl«  Wild  der  Mitglieder  dei  Ab- 
geordnetenhauses des  Reichsrates.  *) 

b)  Oesetz  vom  14.  Juni  18%,  ROBNr.  169,  wodurch  dl«  Rdchsratsuaiiiordnuag  abfe- 
indert,  beildiaiigiwdte  «igfaxt  wird.  *) 

23.  VerweltBBf  flgerlclitiliot: 

Oenetz  vom  22.  November  1879,  ROBNr.  36  ex  106,  beltellettd  die  ErrldktnBg  dMi 

Verwaltungsgerichtshofes.  *) 

23.  Verhiltnis  zu  Bosnien  und  der  Herzegowina: 

•)  Art.  35  dct  BciUncr  Vertn«ci  vom  13.  JaH  1878,  ROBNr.  43  ex  1879. 

b)  Konvention  zwischen  Österreich-Ungarn  und  der  TOrkei  vom  21.  April  IS79. 
{Rccucfl  d«  Traftös  et  ConvenHon?  cnnclus  par  I'Autriche.  par  Leopold  Baron  de 

Neumann  et  Adolphe  de  Plasoa  Tome  XVII;  Nouvelle  suite,  Tome  11,  Vienne  1864, 
NT.  1187  p.  174.) 

c)  Oesetz  vom  22.  Februar  18S0.  ROBNr.  18,  betreffend  die  durch  den  Berliner  Vertrag 
vom  13.  JnlJ  1878  an  Österreich-Ungarn  Obertrsgcne  Verwaltung  Bosoiena  md  der  Herzegowiaa. 

n.  österreichisches  Verwaltungsrecht. 

1.  Jagdreckt: 

Kels.  Pit  vom  7.  Min  184»,  ROBNr.  154,  Ober  dei  Jagdrecbt.  •) 
(BeadMong  dci  deneltigcn  Oeltnu^Uelei  diocs  OeietKi  etfoidcrHdi.) 

2.  H  Ä  11  s  i  c  r  '.V  c    e  n  ■ 

a)  Kais.  Pat.  vom  4.  September  1852,  ROBNr.  252,  wodurch  ein  neues  Oesetz  Ober  dca 
Henilcrtiandel  eriassen  wird.  *) 

b)  Gesetz  vom  2i.  Min  18n,  ROBNr.  37,  betretfend  die  Kompetem  der  BebBzdeo  bd 
Übertretungen  des  Haus!ergfe;ctzc$.  ') 

c)  Oeecte  vom  28.  April  1895,  ROBNr.  60,  betreffend  die  Aosdehaung  der  Soontagsrnhe 
tat  den  Hamlerbandel.  *) 

3.  Waffenpollsel: 

Kais.  Pat.  vom  24.  Oktober  1852.  ROBNr.  223  betreffend  die  Bestimmun^r^n  aber  dir  Er- 
zeugung, den  Verkehr  und  den  Besitz  von  Waffen  und  Mnnitionsgegenständen,  dann  das 
Waffentragen.  *) 

4.  Verelneveeen: 

a)  Kais.  Pat.  vom  36.  November  1852,  POnNr.  253.    (Vereinsgesetz.)  •) 

b)  Kais.  \dg.  vom  29  Novc>mber  1865,  ROBNr,  127,  Ober  die  Zalanimg  amOndischcr 
Akttengesellschaiten  etc.  in  Österreich.  *) 

c)  Oesets  vom  9.  April  1873,  ROBIfr.  70,  iber  Erverba-  md  WIrlsebaftsgeaoiaeMdnftea.  *) 

d)  0eset2  vom  16.  Juli  1892,  ROBNr.  202,  betreffend  die  registrierten  Hilfskassen.  * 

e)  Oesetz  vom  10.  Juni  1903,  ROBNr.  133,  betreffend  die  Revision  der  Erwerb»-  and  Wirt- 
schaftsgeno»enachaften.  *} 

5.  Foretreebt; 

Kais.  Pat.  vom  3.  Dezember  1852,  ROBNr.  250, woderdi  ein  neues  Foiilgeeeti  criamea  vML*) 

6  Amtsgewalt  der  politischen  und  Polizeibehörden: 
Kais.  Vdg.  vom  20.  April  1854,  ROBNr.  96,  wodurch  eine  Vorschrift  für  die  VollstrcckBog 
der  Vertfigsngtn  und  Eritentalsee  der  taadedOnttIctacn  poUtledicn  mid  poMieiHchen  BcMrdca 

eriassen  wird. 

7.  Eisenbahnrecht: 

a)  MinVdg.  vom  14.  September  1854,  ROBNr.  258.   Eisenbahnkoniessionsgesetz.  *} 

b)  Oeaeti  vom  lt.  Pebnar  1878,  ROBNr.  30^  belrePend  die  Entdgmng  vm  Zwedte  d« 
Henteltang  und  des  Betriebes  von  Elecnblbiun.  *) 

8.  Polizeistraf  recht: 

a)  MinVdg.  vom  3.  April  1855,  ROBNr.  61,  vodartb  die  BebOrdcn  bestimmt  weidm, 
welchen  die  Untersudiung  und  Bestrafung  derjenigen  Oeaetietibertretungcn  zukummt,  wddk« 
nicht  in  dem  Strafgeaetzc  vom  27.       18S2  als  straUiare  Handlnngen  erUirt  sind.  *) 
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hl  MinVdc:  vom  30  September  1857,  ROBNr  wnrnit  eine  allgemcfnc  Vorschrift  für 
die  Bcftniung  jener  geriugereii  Oesetzesflbcrtretungeo  bekannt  genudit  wird,  fOr  welche  weder 
in  dem  atlgcmcliitB  Strafgesetze,  noch  In  btiondcrtn  Vciordunnftn  dt<  Stnft  btncnai  UL 

c)  MfnVdg.  vom  5.  Mlrz  1858,  ROBNr.  34,  womit  Vorschriftm  Iber  dM  Vtrldira  In  4cn 
snr  poHtIfchen  Amtshandlung  gch'^ripcn  Ohertrctun^^fältcTi  crb-^^sen  werden. 

d)  MioVdg.  vom  31.  JInner  1860,  KOBNr.  31,  womit  Bestimmungen  Ober  den  Rekurs  und 
Ober  dtt  tafitfordcnttldie  Smlorildennigt-  vnd  Nidwldilmdil  In  den  tnr  polMflchcn  Avrtf- 
handtnng  gckOrigcn,  Im  StrB^eictxe  nicht  btcriflkncn  Obcrtretamgcn  trlMtcn  werden. 

*>  Musterschutz: 

Kais.  Pat.  vom  7.  Dezember  1858,  ROBNr.  237,  womit  ein  Oesetz  zum  Schutze  der  Muster 
nnd  Modelle  fOr  ladattricerzcugntec  criMScn  wird.  *) 

10.  Ocwerberecbt: 

a)  Kais.  Pat.  vom20.  Dezembcria59.  ROBNr.  227,  womit  dkl«  OcwcrbcordnnngcrlMMnwItd.*) 

b)  Oesetz  vom  15.  Mnrr  RORNr,  19, 

c)  Oesetz  vom  8.  Marz  isaö,  KUi^Nr.  22,  , 

d)  Ottclz  wo«  33.  Pebmar  1M7,  ROBNr.  AI, 

c)  Gesetz  vom  25.  Februar  1902,  ROBNr.  49  ond 

f)  Oesetz  vom  22.  Juli  1902,  ROBNr.  155, 
womit  die  Oewerbeordnung  abgeändert  wird.  *) 

g)  Oesetz  vom  16.  Jänner  1805,  ROBNr.  21, 
betreffend  dt>  Snnn-  und  Feiertagsruhe.  •) 

b)  Gesetz  vom  4.  Juli  1896,  ROBNr.  205,  betreifend  den  Umiang  der  Detallhandelagewerbe.  *) 
I)  Oceels  von  27.  Novenber  18M,  RCfflNr.  218.  Oeweibc|criditq[CMlf .  *) 

11.  Prcfirecht: 

a)  Gesetz  vom  17.  Dezember  1862,  RGBNr.  6  ex  1803.   PreflfeiCll.  *) 

b)  Oesetz  vom  15.  Oktober  1868.  ROBNr.  142, 

c)  Ocfctz  vom  9.  Joll  189«,  ROBNr.  161, 
Ablmdetnng  dee  PtcBgteetsee. 

12.  Siaatsvoranschlag: 

Verordnung  des  Pinanzmlni<»terftiTn«i  und  df«<!  Obersten  Rechnungshöfe:  vom  17.  Oktober 
1863,  FMVBNr.  46,  betrefietid  die  Qrundsäuc  tUr  die  Verfassung  des  Staatsvoranschlages. 

13.  Pafiwesen: 

Kundmachnng  vom  10.  Mai  1867,  ROBNr.  80,  Ober  die  dcrm«lea  In  Kreit  etehenden 
poflpolizeilichen  Vorschriften.  *) 

14.  Organisation  der  politischen  Verwaltung:: 

Oesetz  vom  19.  Mal  1868,  ROBNr.  44,  betreffend  die  Linricbtung  der  politischen  Ver- 
waltnngibehOrden. 

CDer  .Anhang*  lit  in  llbcrfdicn.) 

15.  Handeis-  und  Oewcrbckaramcr: 

a)  Oesetz  vom  29.  Juni  1868,  ROBNr.  85,  betreffend  die  Organisierung  der  Handels-  und 
Ocweibekanmem.  *) 

b)  Oesetz  vom  30.  Juni  1901,  ROBNr.  103,  womit  deiOeieli  vom  29.  Juni  186B,  ROBNr.  85, 
lictreffend  die  Organisierung  der  tiandcti*  nnd  OeweAdauaneni,  tcilwelie  abgeiodett  wird. 

16.  Volksz&hlung: 

Oesds  vom  Vk  Min  1869,  ROBNr.  67,  Iber  die  VoIhKihfnng.  •) 

17.  Schulwesen: 

3  f>(.<'ct7  vom  14.  M^i  ROHNr  62,  durch  welchca  die  Omndsflgc  de«  CJntcnIchtl- 
wceens  bezüglich  der  Volksschule  testgestellt  werden.  *) 

b)  Oceete  vom  2.  Mal  1883,  ROBNr.  93,  woodt  dnige  BeattaMmvn  die  Octetics  vom 
14.  Mal  1969,  ROBNr.  62,  abgdndeft  werden.  *) 

IB.  Wasserrecht: 

Gesetz  vom  30.  Mal  \&m,  KGBNr.  93,  betreffend  die  der  Keichsgesetzgebung  vurbeliailcnen 
PealimuiHngen  de*  Waaaerreehte«.  *) 

19.  Sanltltswc^rn  - 

Oeietz  vom  30.  April  1870.  ROBNr.  68,  betreffend  die  Organisatioo  des  Ottcntllcben  Sanitila- 
diesfltee.  *) 

(Orgnbatotteehe  Delallt  elnd  en  flbetfdiea.) 
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II.  T«D:  8lu4i«nvon«hrifttt;  B«  DIt  vitr  FhknlllMadla. 


20.  Schubwesen: 

Oesetz  vom  27.  Juli  1871,  ROBNr.  88,  in  Betreff  der  R^eiung  der  {Mlizeiltcbeo  Abschaftang 
vwl  det  Sdtnbvcf  mt.  *) 

21.  Polizeiaufsicht: 

Oesetz  vom  in  Mai         RCiBNr  im,  womit  poirzef^trafrechtliche  BattamaigHi  wUcr 
Arbeltsscbeue  und  Landstreicher  erlassen  werden*   (Vagabundcagesetz«)  *) 

(Die  KennCDlt  der  Bcetinunoiicen  Ober  die  PoilscIanMdit  vird  vertatigt.) 

22.  Rechtsverhältnisse  der  Ica  th  o  I  Is  ch  en  Kirclic: 

Oesetz  vom  7.  Mai  1874,  ROBNr.  50,  wodurch  Bestimmungen  zur  Regelung  der  äufterca 
Rechtsverhältnisse  der  katholischen  Kirche  erlassen  werden.  *) 

23.  PIselicreIrccht: 

Gesetz  vom  25.  Aprfl  I88S,  ROBNr.  96»  bctreSciid  die  RegctaB^  der  ffgclMni  ta  dca 
BlnnengewSssem.  *) 

M.  Zwangetrbeitttttftftltcii: 

Oesetz  von  24.  Mal  18»,  ROBNr.  90,  bitreBcnd  die  Zvingnibclti-  md  Pfwrnngi- 

■Aitalten.  *) 

25.  Sprengmittet V erkehr: 

Octcte  von  27.  Mal  IMS,  ROBNr.  131,  betreBead  Asoidnangca  C^ia  dco  gcaMia- 

BcOhrlichcn  Gebrauch  von  Sprengstoffen  Ufld  die  geaielpgfttlnllcli»  Oebaomg  Mit  dentrtbCH.  *> 

26.  A rbei  t  erv ersieh  crung: 

a)  Oesetz  vom  28.  Dezember  1887,  ROBNr.  1  ex  1888,  betreffend  die  Unfallversicherung 
der  Aifeclter.  •) 

b)  Oesete  vom  30.  Min  IBM,  ROBNr.  33,  bttreReBd  die  KfankeavcnklMmig  der 

Arbeiter.  •) 

c)  Ocedz  von  4.  April  1889,  ROBNr.  3^.  (Aadcnng  da«  vorkergahcttdav  Oaaalaaa.)  *) 

d)  Oesetz  vom  301  JaU  IBM,  ROBNr.  160,  betreffend  die  AadduiBaff  der  Uofallsvcr- 

aicherung  der  Arbeiter.  •) 

27.  Marlte  nschutz: 

a)  Oeaets  von  6.  Jloacr  1890,  ROBNr.  19,  betrcBand  den  Maricemdwla.  *) 

b)  Gesetz  vom  30.  Juli  1895.  ROBNr.  108,  wonit  daa Ocaelt  von JlraerMOO, ROBNr.  19, 
ergänzt,  beziehungsweise  abgeiodert  wird.  *) 

28.  Urheberrecht: 

Oeaets  von  a6w  Dcscnber  1895,  ROBNr.  197,  bctraOcad  daa  Uctacbcnrecht  an  Waten  dar 

LitCralur,  Kunst  und  Photographie.  *) 

29.  Lebensmittelverlcehr: 

Ocfletf  von  M.  Jlnner  1896,  ROBNr.  89  ex  1897,  betraffend  den  Varhair  nit  Lebeni 
ndttetn  und  einigen  OebraucbsgegenilladaB.  *) 

3f>.  Rechtsmittel  verfahren: 

Oeseu  vom  12.  Mal  1896,  ROBNr.  101,  womit  erginzendc,  beziehungsweise  abinderade 
Bettiinraangen  bezOgUcb  des  Verfahrens  bd  OeHendnachnof  dar  Rechtsinittcl  gefan  Eni- 
idicidnngen  und  VerfOgungen  der  polltlichan  BcbOrdan  gatroflien  werden. 

31   Schutz  von  lirffndungen: 

Gesetz  vom  11.  Jänner  1897,  ROBNr.  30,  betreffend  den  Schatz  von  Erfindungen.  (Fttent- 
geMlt.)*) 

32,  Finanzproknratttren: 

Verordnung  des  Oesamtmini^iprlums  vom  9.  Min  1898,  ROBNr.  41,  betreffend  die  OfcnMes- 
instruktion  lür  die  k.  k.  Finanzprokuraturen. 
(Keaalnb  der  M  l  nnd  3  gtaOgt.) 

iU.  Finanzwissenschaft.  (österreichische  Finanzgesetzgebung.) 

1.  Grundsteuer; 

a)  Oesetz  vom  24.  Mal  1869,  ROBNr.  88,  Ober  die  Rcgelnng  der  Onudsteucr.  *) 
(Ohne  Beilagen.) 

b)  Oasais  von  7.  jnnl  1881,  ROBNr.  99,  batraBand  die  FeiMellnng  der  OmndHanv- 

Hanptsummen.  *) 

c)  Oesetz  vom  23.  Mai  1883,  ROBNr.  83,  betreffend  die  Evidenzhaltung  de«  Orandsteaer- 
kalaiten.  *) 

(Cime  Beilagen.) 
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dl  Oesetz  vom  12.  Juli  1896.  RQBNr.  121,  IxlitÜBid  die  RcvMon  dtt  OnuidftCMriataften. 

(Kenntnis  de«  §  31  genOgU) 

2.  Oebäudestcuer: 

•)  Kita,  Pwk,  m  33.  Pd>rmr  1830,  POS  Bd.  47.  S.  bcMend  die  Bnfttnnff  der 
Odiiodesteuer. 

b)  Gesetz  von  9.  Fcbmar  1882,  ROBNr.  17,  betreffend  clniK«  Ablndcropgea  der  Od^lnde- 
steuergesetze.  *) 

(Ohne  BeUeffea.) 

Qesets  von  39.  Min  1880,  ROBNr.  39^  betrcHcni  die  Sieuericelhett  voo  Nev-i  Um-  md 
Zabautco.  ' 

3«  Personalsteuern: 

Oesefs  von  2S.  Oktober  1896,  ROBNr.  320,  betxcfleiid  dl«  dürektai  PeraenalKcHeni.  *} 

4.  Vertehrnnceeteaer: 

a)  Kai?.  Pat.  vom  ?V  Maf  ir'?o,  POS  Bd.  57,  1.  Teil,  Nr. 74  (PMioCxl.  VOn  15.  Joill  1829), 
betreffend  die  Regeloog  der  allgemeinen  Verzelirungssteuer. 

(Soweit  dicf et  Pitenl  tich  mI  die  Vertehnmgntcner  von  Welii,  Webmott,  Obstmoft  and 
■■f  die  Unienverzehrungssteuer  in  den  gtechlossenen  Stftdten  bezieht.) 

b)  D«f  Kapitel  VII  des  Regolamcnto  dazlari»  für  Dalmaticn  vom  "5  April  1830  (Raccolta 
delle  leggi  ed  ordinanze  deiraano  1830  per  la  Datmatia  Nr.  42,  S.  UO),  betreffend  die  Ein- 
nimmf  efaier  Versdinngnieaer  in  nchrcren  Orlen  DilmlteBe.  *) 

c)  Oesetz  vom  16.  Juni  1877,  ROBNr.  60,  bctrettend  die  Bericncmng  von  Flelich  anfltr- 
kalb  der  geschlossenen  Orte.  *) 

(Oboe  Beilage.) 

d)  OeeehE  von  36.  Md  1883,  ROBNr.  95,  betreOcnd  dl«  EinlUinnff  ^er  Verbrtnche- 

•laaer  von  Mineral  ßl.  *) 

e)  1.  Oesetz  vom  20.  Juni  1888,  ROBNr.  95,  betreffend  den  Zoll  von  gebrannten  geistigen 
Flllssiglteiten,  die  Bcttenerang  des  Branntweines  and  die  mit  der  Branntweinerzeagung  ver- 
bnndcae  Prefihefeerzeugung.  (BramtwciBsteuer.) 

2.  II.  Teil  der  kals.  Vig.  von  17.  JaU  1899,  ROBNr.  120,  betreffend  die  AbSndemnB 
des  obigen  Oesetz  es.  *) 

f)  1.  Oeseis  vom  30.  Jaal  1888»  ROBNr.  «7,  beireffSnd  die  Zackeisteacr.  ») 

2.  tV.  Teil  der  kais.  Vdff.  von  17.  Jall  1899,  ROBNr.  130,  beircffcnd  die  Abindemnc 

des  Zuckpr«tei!erpe?et7C«;,  *) 

g)  1.  l&ii  der  kais.  Vdg.  vom  17.  Juli  1899,  KQBNr.  120,  wegen  Abänderung  der  Gesetze, 
bdrcffend  die  mit  der  indastriellen  ProdaktloD  In  enger  VctWndnnff  stehenden  Indirekten  Ab- 
gaben, denn  des  OstemIchiscb-ungarlSdnB  Zolttarllsa.  *)  ^ersteaer.) 

5.  Allgemeiner  Zolltarif: 

a)  Oesetz  vom  25.  Mai  1882.  ROBNr.  47,  betreffend  den  allgemeinen  ZoUtarii  fOr  das 
ftsterrelchisch-ungarische  Zollgebiet  (Elnfahrungsgesetz).  *) 

b)  Oesete  von  19.  Mal  1884,  ROBNr.  «3, 

ci  Or^ptT  vnm  21.  Mai  1887,  ROBNr.  52, 

d)  Oeseu  vom  2S.  April  1888,  ROBNr.  54, 

e)  Oesetz  von  30.  Janl  1888,  ROBNr.  95, 

f)  Oesetz  vom  22.  Juni  1891,  ROBNr.  76, 

f!^  vr.  Teil  der  kals.  Vdg.  vom  17.  Juli  1899,  RODNr.  120. 
Abftnderungcn  des  Oesetzes  vom  25.  Mai  1882,  ROBNr.  47.  *) 

6.  Monopol: 

a)  Patent  von  11.  )all  1835,  POS  Bd.  63,  Nr.  113.  S.  385,  betreffend  die  Eiailhmng  einer 
ZaII*  und  Staatsmonopolordnung^.  *) 

b)  Tabakpatent  vom  8.  Mai  1784  *)  [in  Dalmatien  noch  In  Oellung). 

c>  Oesetz  vom  29.  April  1875,  ROBNr.  75,  betreifend  die  Uzenzgebübr  für  aiuliodisdien 
Tabak.  •) 

d)  Lottopatent  vom  13.  Mal  1813.  POS  Bd.  40,  Nr  27.  Seite  41  [Lottopatenf.] 

e;  Oesetz  vom  7.  Juni  1868,  RQBNr.  70,  betreifend  die  Verwaltong  des  Saizmonopols.  *) 

7.  Oef illsObertretungen: 

a)  Kapitd  Vm  and  IX  des  Regolaannto  dadario  ttr  DsinaHaa  von  5.  April  1830  [Raccoita 
dcUc  ledü  td  otdinanzc  dell'anno  1830  per  la  DafanaHa  Nr.  43,  S.  113  and  118].  *)  (Vgl.  4.  b)]. 
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U.  Teil:  Slndicnvondlillltfl;  B.  Di«  vier  FikaltKratadicn. 


b)  Pttcnf  vom  3.  September  1803,  POS  Bd.  20.  Nr.  33,  betreffend  die  Fi-ifühmng  ein« 
neuen  Strafgesetzes  über  Verbrechen  und  schwere  Polizeiabcrtretnngen.  [Für  das  redUlkke 
Vcriehfffn  bet  OefUtoabcrtretmicvii  In  Dilnuilleii  noch  fa  OeHnn^.] 

(Bloß  auszugsweise  zn  prüfen.) 

c)  Verordnung  des  Finanzrainistcritims  vom  21  Dcjcmbcr  1S79,  Z.  466ST.  M.  (kaad- 
fnncUt  Im  Lndesgefletz-  und  Verordnungsblatte  für  Dalmatica  Nr.  75),  betreffend  die  Zoü- 
gefllltabertretungen.  *) 

(Nur  für  Dalmatien  In  Geltung.) 

8.  Oehiihren  von  Rechtsgeschäften: 

«)  Kais.  i'at.  vom  9.  Februar  1850,  ROBNr.  50,  Ober  die  OebOhren  von  RecbtsgcKUfica, 
Uitnndcn,  Schriften  und  Anrithiitdlunfen. 

(Ohne  Tarif.) 

b)  Oesetz  vom  I3.0exeniber  1863,  ROBNr. 89,  cntfaeltend  dniceAndcnnccD  dlciet  niiilm 
(Cime  Tarif.) 

c)  OeictE  vom  IS.  JaDi  190],  ROBNr.  74»  bcttcttend  die  OeUkrai  vpo  TcmiOgensflbcr- 
tnicmigen.  *) 

9.  Promessen  pfe'SPtz : 

Gesetz  vom?.  November  1862,  ROBNr.85,betrdfendduPromatcngesdiäft  mit  Anlebolowa. 

10.  Losratengesetz: 

Ociels  vom  30.  Juni  187B,  ROBNr.  90,  cnlbiHend  dalgc  Bctitamnagea  Hier  die  Vei» 
inOernng  von  Staats-  und  tndcren  Loten  oder  deren  Oewineilioffainttc. 

11.  Schankgesetz: 

Oeeelz  vom  23.  Juni  1881,  ROBNr.  62,  betreffend  den  Handel  mit  gebrannten  gmügn 
OelrlttlKtt,  den  Auediaak  und  den  IQelnvcncliIciS  dcntibtn. 

12.  Loiiperrgeeetz: 

Oesetz  vom  ^^'^  Mirz  18S9,  ROnNr.  38,  betreffend  die  Schuldverschreibonfcn  mit  Mite, 
ferner  die  Ankündigunv:  u 'd  Anempfehlung  verbotener  Lose  und  Lotterien. 

13.  Allgemeines  Ratengesetz: 

Ocsciz  vom  37.  April  IBM,  ROBNr.  70,  bctroBcnd  Rttengescliifte. 

14.  Veintageeeice: 

a)  Gesetz  vom  2.  Ai;jrti<rt  !892,  ROBNr.  126,  womit  die  Kronen wihrung  festgestellt  «ML  *) 

b)  Oesete  vom  2.  August  1892,  ROBNr.  127,  wodurch  das  Ministerium  drr  im  Reich*- 
nle  vertretenen  KOnlgreidie  und  Linder  zum  Abschlüsse  eines  MQnz-  uad  Waiirungsvertrages 
mfl  dem  Ministerium  der  Linder  der  ungarisdicn  KroBC  crmlclitlgt  wird.  *) 

c)  Oesetz  vom  2.  August  1892,  ROBNr  l?9,  betreffend  die  ErfOllung  VOB  auf  QftMgwIdtn 
lautenden  Verpfitcbtungen  in  Landesgoldmünzen  der  Kronenwftlmuig.  *) 

d)  Ocietz  vom  3.  Angut  1892,  ROBNr.  129,  betreBcnd  einen  Zoeatz  zu  Artilcel  87  der 
SMuten  der  Österreichisch-ungarischen  Bank.  *) 

c)  Gesetz  vom  9.  Juli  1894.  PGRNr  154.  betreffend  die  Einlösung  von  Staatsnoten  im 
Gesamtbeträge  von  20ü  Millionen  üuldcn  österreichischer  Währung  (.Wihrungsgesetz).  •) 

1)  Ii.  und  III.  Ten  der  laif.  Vdg.  vom  21.  Sejrtember  1899,  ROBNr.  176,  betreffend  die 
gänzliche  ElnlOflnng  der  Slaatmoten  und  Einfibraaf  der  KrotteniribraBg  ala  WUnnnf  Ol^lwc*- 
gesetz).  •) 

15.  Börsenachiedsgericbt: 

Aftikal  Xin— XXVn  dcf  OtMlm  wm  I.  August  1895.  ROBNr.  112,  betretend  die  Ein- 
fObrnng  der  ZlvPproieftordnnng. 

16.  Rechtsmittel: 

Oesetz  vom  19.  M8rz  1876,  ROBNr.  2S,  betreffend  die  Rp'-tinimun)?  der  Fristen  2ur  Oeltend- 
macbung  der  Rechtsmittel  gegen  die  Entscheidungen  und  VeriuguQgea  der  Organe  d«:r  Finanz- 
Verwaltung. 

17.  Veriihrung: 

Gesetz  vom  18.  Marr  1P7P.  ROBNr.  31,  betreffend  die  Verjährung  der  direkten  Steuern, 
der  Massen-  und  FreischurfgebUbren,  der  Verzebrungatteucm,  Taxen,  Stempeln  und  anmittd- 
baren  Oebihren. 
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Nr.  660. 

Tmrtnimg  les  lumstirs  dir  L  u.  0.  vom  15.  April  1872,  Z.  4S98. 

RSBIr.  S7.  HfBIr.  3L 

dwcli  w«l^e  f0r  die  UniversUittii  der  im  ReIclisrateYertreteiieiiKM|p- 
reidie  and  Linder  bexBglich  der  Erlangtiiis  des  Doldorstes  an  den 
weltUcheo  Feknltiten  nene  Bestlnunimgett  erlassen  werden. 

Aull  üruiid  der  mit  Ah.  Entschl.  vom  11.  April  1872  erteilten  Ermächti- 
gung erlasse  ich  für  die  Universitäten  der  im  Reicbsrate  vertretenen  König- 
reiche und  Linder  bezöglicfa  der  Erlangung  des  Doktorates  an  den  weltlichen 
Fakultäten  1)  die  nachfolgenden  Bestimmungen. 

I.  Rigorosenordnung  für  die  rechts-  und  staatswissenschafUiche 

Fakultät. 

§  1.  Zur  Erlangung  des  Doktorates  der  Rechte  ist  die  Abl^fung  von 

drei  strengen  Prüfiinncn  (Riijorosen)  erforderlich. 

Die  Zulassun[{  /u  denselben  ist  von  dem  Nachweise  abhängig:,  daß  der 
Kandidat  die  rechts-  und  staatsvvisscnschaftlichen  Studien  in  der  Li^Liischaft 
eines  ordentlichen  Hörers  vorschriftsmäßig  absolviert  habe,^)  zu  uclciiem 
Ende  er  sein  Absolutorium  beim  Dekan  des  Professorenkollegiums  zu  hinter- 
legen hat 

§  Z  Die  drei  Rigorosen  umfassen  folgende  Prfifungsgegenstände: 

I.  Römisches,  kanonisches  und  deutsches*)  Recht; 

Ii.  österreichisches  Zivilrecht,  Handels-  und  Wechselrecht  österreichi- 
schen Zivilprozeß,^)  österreichisches  Strafrecht  (samt  Strafverfahren); 

III.  Allgemeines  und  österreichisches  Staatsrecht,  Völkerrecht  und  poli- 
tische Ökonomie  (d.  i.  Nationalökonomie  und  Finanzwissenschaft). 

§  3.  Die  Religionsverscbiedenheit  begründet  keinen  Unterschied  in  dem 
Rechte  und  der  Pflicht  zur  Ablegung  der  strengen  Prüfung  aus  dem  kanoni- 
schen Rechte  und  in  dem  zu  erlangenden  Doktorstitel.'*) 

§  4.  Die  drei  Rigorosen  können  in  beliebiger  Reihenfolge,  doch 
müssen  sie  simtlich  an  derselben  Universitit  abgelegt  werden, 

•)  An  die  Stelle  der  mit  dieser  Verordnung  unter  II.  und  III.  erlassenen  Rigorosen' 
Ordnungen  Jür  du  medizinischen  und  philosophischen  Fakaliäten  sind  gegetmärtig  die 
MtnVdgm  vom  M.  Aßrit  tOOS,  ROBNr.  m  ft.  Nr.  m),  bnlthmgnnlu  wom  i6.  Män  099, 
ROBNr.  56  (s.  Sr.  702)  getreten. 

•)  Betreffend  die  Zulassung  von  Reehtshörern  der  A gramer  Universität  tu  den  Rigorosen 
YgL  die  Bestimmung  des  Punktes  5  da  MinErL  vom  tO.  Okiobar  1902,  Z.  32.212  (s.  Nr,  630), 

^  Lmt  hutrakMoa  vom  ZJuU  1872,  Z.  7971,  MVBNr,  SO  (9,  Nr,  66iJ  amfifit  da»  „Omitdm 
Rtehf,  sowohl  die  ,JRtM$gudiiddif*  als  da»  „Mgaindtt*, 

•)  VgL  Nr,65U 

■)  Dadardi  wardea  aatk  die  auf  Qnmd  dtr  MnEH,  vom  ST.  Nemmber  19S2t  Z,  W89  und 
Wat»  J8.  FtHmar  1853,  Z.  676,  bestandenen  Beschränkungen  au/gehoben,  wonach  da  Itnelit  in 
keinem  Falle  zum  Docior  iuris  canonici,  somit  auch  nicht  zum  Dorior  iuris  uiriasqae  (»laa  Bf 
Zeichnung,  die  den  kanonischen  Doktorgrad  in  sich  schließt)  promoviert  werden  konnte. 
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Von  letzterer  Bestimmung  kann  nur  in  besonden  rficksichtswürdlgco 
Fällen  der  Unterrichtsminister  nach  Einvernehmung  der  betreffenden  Pro- 
fessorenkollegien Ausnahmen  gestatten. 

§  5.  Die  kigorosun  werden  ütlciulich  abgehalten,  jcdcb  derselben 
dauert  zwei  Stundend) 

§  6.  Zwischen  je  zwei  Rigorosen  soll  in  der  Kegci  cui  Zeitraum 
von  mindestens  drei  Monaten  verstreichen. 

Wurde  jedoch  der  Kandidat  beim  vorhergegangenen  Rigorosum  ein- 
stimmig approbiert,  so  kann  ihm  der  Dekan  für  das  nächste  Rigorosun 
auch  ehien  kürzeren*)  Termin  gewähren. 

§  7.^)  Die  Prüfungskommission  besteht  bei  jedem  Rigorosum  aus  dem 
Dekan  (in  dessen  Vertretung  dem  Prodekan)  des  Professorenkollegiums  als 
Vorsitzenden  und  (in  der  Regel)  vier  ordentlichen  Professoren^)  der  be- 
treffenden Prüfungsfächer  als  Examinatoren. 

fWo  noch  Doktorendekane  bestehen,  haben  auch  diese  das  Recht, 
an  den  Rigorosen  teilzunehmen,  zu  prüfen  und  abzustimmeii.)>) 

%  6.  In  Ermanglung  eines  ordentlichen  Professors  für  em  Prüfungsfach 
oder  bei  Verhinderung  desselben  ist  der  auBeroidentliche  Professor  dieses 

Faches  und  in  Ermanglung  oder  Verhinderung  auch  eines  solchen  jener 
ordentliche  oder  außerordentliche  Professor  dem  fUgorosiun  betzuziehen, 
der  den  betreffenden  Gegenstand  faktisch  lehrt,  oder  dessen  fach  dem- 
selben am  nächsten  steht.^ 

§  9.  Wird  die  oben  bestimmte  Zahl  von  vier  Examinatoren  durch  die 
hienach  (S§  7  und  8)  berufenen  Verirrt  er  der  Prüfungsfächer  nicht  erschöpft, 
so  ist  dieselbe  aus  der  Reihe  der  übrigen  ordentlichen  Professoren  zu  er- 
gänzen.') Diese  zur  tr- m/ung  beigezogenen  Mitglieder  haben  jedoch  nur 
das  Recht,  nicht  die  i^tlicln,  m  examinieren. 

Die  Bestimmung  dersrlbtn  bleibt  zunächst  dem  Übereinkommen  des 
Professorenkollegiums  überlassen,  welches  dem  Unterrichtsminister  zur  Ge- 
nehmigung vorzulegen  ist. 

§  10.  Würde  bei  nichrfachcr  Besetzung  eines  Prüfungsfaches  mit  ordent- 
lichen ProfesiJoren  durcb  die  Beiziehung  aller  die  Zahl  von  vier  Examina- 
toren uberschritten,  so  haben  dieselben  in  der  Teilnahme  am  betreffenden 
Rigorosum  zu  alternieren.^ 


*)  über  die  Unzuidssigkeit  der  Abkürzung  der  Prü/ungsdauer  s.  den  MmErL  vom  30.  Sep- 
Umber  tSN,  Z.  t3.U2f^  fir,  66SJ.  —  Dt*  mgofosm  HwnfM  om  dtn  ViOrmUaitm  im  JaurSpfwd» 

Mgetegt,  in  welcher  die  StanfsprS/urifjen  stattfin.li-n.    Vf^l.  Anmerkung  ^>  bei  Sr.  6t0,  g  i4,S»9^ 
•)  Erläutert  durch  MintrL.  vom  1.  Dezember  1877,  Z,  mJSlS>7  ($.  Nr.  665), 
»)  Vgl.  zu  §7  bt$  ttn$chUeßUch  §  Jt  and  zu  §  i7  den  MtnErL  *om  «.  März  1902,  Z.  SöZKVH 

ft»  Nr.  671)  und  die  Anmerkung  •)  zu  diesem  Erlaß  fS.  877). 

*)  d.  s.  die  „Nominalprofessoren" ;  vgl.  die  Instruktion  ($.  Nr.  661). 

*)  Aujgeh<^en  durch  §23  des  Oesetzes  vom  27.  April  1873,RQBNr.  63  (s.  Nr.  J8),  betr^au 

die  Organisation  der  akademischen  Behörden, 

*0  Betreffs  der  ZuTichung  citißeir»iasÜM»  Pn^fktMems  und  Pnfflettomt  amdenr  IMr 

als  Examinatoren  s.  Sr.  064  und  667. 

*)  Erläutert  durch  die  instruküon  (s.  Nr.  66t). 
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§  11.  Der  Vorsitzende  hat  immer  das  Redit,  aber  nur  dann  auch  die 
Pflicht,  selbst  zu  examinieren,  wenn  er  Nominalprofessor  eines  Prüfun^- 

gegenstandes  ist  und  ihn  im  Falle  des  Alternierens  mit  anderen  Professoren 
(§  10)  die  Reihe  trifft.  In  solchem  Falle  hat  die  Prüfungskommission  [abge* 
sehen  vom  Doktorendekm]  nur  aus  noch  drei')  Mitgliedern  zu  bestehen 
und  bezieht  der  Vorsitzende  in  diesem  Falle  den  doppelten  Taxbetrag. 

§  12.  Jedes  Mitf^lied  der  Prüfungfskommission  hat  dein  Rigorosum 
von  Anfang  bis  zu  Ende  beizuu  ofmen  -^  Der  Abstimmung  und  Schlußfassuog 
geht  eine  Besprechung  über  das  Ergebnis  der  Prüfung  voraus. 

Die  Abstimmung  jedes  Mitgliedes  erfolgt  sodann  auf  Oruiidlage  des 
Gesamtergebnisses  der  Prüfung  mit  dem  Kalkül  „ausgezeichnet",  „ge- 
nügend" oder  „ungenügend''.  Der  Gesamticallcül  wird  nach  der  Stimmenmehr- 
heit geschöpft;  bei  etwaiger  Stimmengleichheit  (§11)  nach  den  ungünstigeren 
Stimmen. 

§  13.  Erhält  ein  Kandidat  den  Qesamtlcalk&l  .»ungenügend",  so  Icann 
er  zu  keinem  weiteren  Rigorosum,  sondern  nur  zur  Wiederholung  desselben 
Rigorosums,  und  zwar  nicht  vor  Ablauf  von  drei  Monaten  zugelassen  werden. 
Wird  er  hiebei  abermals  reprobiert,  so  ist  nur  noch  eine  Wiederholung  des 
Rigorosums,  und  zwar  nicht  vor  Ablauf  eines  Jahres  zulässig.  Bei  noch- 
maliger (dritter)  Reprohition  ist  der  Kandidat  von  der  Erwerhunpf  des  Dok- 
torates der  Rechte  an  lurt  Universität  der  im  Reichsrate  vertretenen  Länder, 
wie  auch  von  der  Nostr  f  k  (ion  eines  im  Auslande  erworbenen  Doktor- 
diploms für  immer  ausgcscfilossen. 

§  14.  Für  jedes  Rigurusurn  hat  der  Kandidat  eine  Taxe  von  60  üulden 
ö.  W.  (Jetzt  120  Kronen)  zu  entrichten.  Hicvon  erhält  der  Vorsitzende  und 
jedes  Mitglied  der  Kommission  [auch  der  Doktorendekan  (§  7)]  je  6  Gulden 
(i2  Kroaa^  Weiters  sind  hievon  5  QMtn(W  Kronen)  an  den  Universitats- 
kanzleifond  abzuführen,  aus  welchem  die  Tascbezfige  für  das  Kanzleipersonale 
oder  die  Universitätsdiener,  soweit  solche  noch  dermalen  von  Rigorosen 
bestehen,  zu  bestreiten  sind. 

Für  jede  Wiederholung  eines  Rigorosums  ist  die  halbe  Cesamttaxe  mit 
30  Gulden  ö.  W.  (60  Kronen)  zu  entrichten.  Auch  hievon  erhält  der  Vor- 
sitzende und  jedes  Kommissionsmitglicd  je  6  Gulden  (12  Kronen)  [dort  aber, 
wo  noch  Doktorendckane  bestehen,  mit  Einschluß  des  letzteren  je  5  OuldenJ, 
Der  Beitrag  für  den  Universitätskanzleifond  entfällt  bei  Wiederholungen. 

Der  Rest  aller  Taxbeträpe  wird  unter  sämtliche  ordentliche  Professoren 
des  Kollegiums  zu  gleichen  Icilc[i  verteilt. 

§  15.  Die  Einzelntaxbezügc  iuibcn  die  Natur  von  Präsenzgeldern  und 
können  daher  nur  für  die  wirkliche  Funktion  in  Anspruch  genommen  werden. 
Ist  ein  Kommissionsmitglied  aus  was  unmer  für  einem  Grunde  hieran  ver- 
hindert, so  hat  der  Dekan  für  dessen  Ersatz  nach  den  Bestimmungen  der 

')  An  den  juristischen  FakuUäUa  bcsUhi  die  Übung,  daß  auch  im  Falle  des  Zatr^fftns 
bioß  dtr  «teert  Btttttm^Ut,  daß  äer  Dekm  NamiiuUpro/essor  «fecr  PräfunfisgegenstMi»  Itf» 
die  Kommission  nur  aus  dntt  ftmä  ilkkl  Ott  vkr)  wdtenn  MÜgUidim  mamunMgmiM  kt 

(MtaAkt  Z.  25.357  ex  1801). 

*)  Vgl.  die  Instruktion  (s.  Nr.  (t6tj  und  den  Min£rL  vom  IZ  November  iBSO,  Z,  18.149 
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§§  8  bis  10  zu  sorgen.  Ist  dies  nicht  mehr  tunlich,  die  Abhaltung  des  Rijgo- 
rosiims  mit  den  übrigen  Kommissionsmitgliedem  aber  doch  noch  möglidi, 
so  fällt  der  erledigte  Taxbetrag  in  die  Verteilung  nach  dem  Schlußsatte 
des  §  14. 

§  16.  Die  an  einigen  Universitäten  noch  geforderten,  vor  der  Pro- 
motion von  dem  Kandidaten  zu  liefernÜLii  sthnltlichen  Ausarbeitungen  ent- 
fallen, sowie  die  Disputation,  wo  eine  solche  noch  in  Übung  ist. 

§  17.  Die  Promotion  erfolgt  unter  dem  Vorsitze  des  Rektors  und  im 
Beiseia  des  Dekat»  des  ProfessorenkoUcgiunis  dmdi  einen  ofdenttlcben 
Professor  (per  tumum)  als  Promotor  in  Foim  der  heiliömniUcliea  Spoa- 
sionen.1) 

(In  Wien  erfolgt  die  Promotion  vorläufig  noch  wie  bisher  unter  Mit- 
wirlnuig  des  Rektors,  Kanzlers,  der  vier  I>oktorendekane  und  des  Notars 

der  Fakultät.]«) 

§  18.  Die  Promotionsfnxo  beträgt  an  allen  österreichischen  Universitäten 
60  Qulden  ö.  W.  (jetzt  120  Kronen). 

Hievon  beziehen  [außer  WienJ  der  Rektor  15  üulden  (30  Kronen j,  der 
Dekan  und  der  Promotor  je  5  Qulden  (10  Kronen).  (In  Wien  bleibt  es  für 
sämtliche  Mitwirkende  vorläufig  bei  den  bisherigen  Bezügen.]  Ferners  sind 
von  dieser  Taxe  5  Onlden  00  Kronen)  an  den  Umversitätskanzleifond  ab- 
zuführen, aus  weldiem  die  an  den  verschiedenen  Universitäten  bisher  be- 
stehenden Zahlungen  fQr  die  Ausfertigung  des  Diploms  und  die  bisherigen 
Bezüge  des  Kanzleipersonals  und  der  Dienerschaft  zu  bestreiten  sind,  mit 
Ausnahme  solcher  Bezüge,  welche  für  spezielle  Funktionen  bei  den  nunrndir 
entfallenden  Feierlichkeiten  des  Promotionsaktes  in  Ansatz  kamen. 

Der  Rest  aller  Promotionstaxbezüge  wird  fauch  in  Wien]  unter  sämtliche 
ordentliche^)  Professoren  der  Fakultät  zu  gleichen  Teilen  verteilt. 

§  IQ.  An  jenen  Universitäten,  an  welchen  bisher  feierlichere  Promo- 
tionsformen üblich  waren,  bleibt  es  dem  Kandidaten  freigestellt,  statt  der 
einfachen  diese  feierlichere  Promotionsform  gegen  die  hiefür  üblichen  Ent- 
richtungen für  sich  in  Anspruch  zu  nehmen.  Doch  kommt  der  im  vorigen 
Paragraphen  bestimmte  Taxbetrag  auch  in  diesem  Falle  zu  der  dort  ange- 
ordneten Verwendung  und  Verteilung. 

[§  20.  Die  bisher  bei  der  Promotion  an  einigen  Univeisititen  von  den 
Dolrtoranden  zu  entrichtenden  Zahlungen  an  Witwensozietäten  oder  Doktoren- 
kollegien der  FakuHatcn  bleiben  voriaufig  unberühii]') 

§  21.  Diese  Rigorosenoidnung  tritt  mit  Beginn  des  Studienjahres  187^/73 
in  iCraft  Für  jene  Kandklaten  jedoch,  welche  bis  dahin  bereits  ein  Rigocosum 
abgelegt  haben,  bleibt  es  bezüglich  ihrer  weiteren  Rigorosen,  ?  >  vie  da 
Intervention  t>ei  denselben  bei  den  bisherigen  Bestimmungen  und  Taxen. 

Hingegen  kommen  die  §§16  bis  20  für  jeden  Promotionsakt  ohne  Unter- 
schied nach  jenem  Zeitpunkte  zur  Anwendung. 

Ne^fd^OHtformOit  wvdm  dM  dtmMktBrt  tom  fT^OHoUr  t833,  Z. ttJU4  ft,  Mr.#V 
bmdgiemacht. 

»)  Au/gehoben  durch  $  23  äts  Gesetzes  vom  27,  April  1873,  RQBNr.  63  (s.  Sr.  I6J. 
')  Au/  Qnmd  Ott  arnmam  Berkhtigiuig  tat  MVB,  des  Jahre»  t&n  pOi.Sttkkt  S,SS5f 
richäggesuat.  ^  Vgf.  den  Sdd^fiaheait  bei  Nr,  MX. 


Digitized  by  Google 


Rcehli-  und 


869 


Nr.  661, 

Brlaft  «BS  Mimsterliiiiis  für  K.  o.  0.  Tom  2.  Juli  1872,  Z.  7971. 

MVBRr.  SO, 

mit  welchem  den  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Professoren- 
koUegien  zu  Wien,  Prag,  Lemberg,  Krakau,  Graz  und  Innsbruck  die 
Instniktioo  zur  AnsflUining  d«r  Rlgomenordnoflg  für  die  rediti-  und 
stalswiitciisdiiftUciie  FtHamt  mitgeteilt  wird. 

Instruktion 

zur  Ausführung  der  Rigorosenordnung  für  die  rechts-  und  staatswissenschaft- 
liche Fakultät. 

Die  Bestimmungen  dieser  Ministcrialverordnung  gehen  von  dem  Ge- 
danken aus,  die  bisherige  erhebliche  Ungleichheit  der  Kosten  und  zum  Teil 
auch  der  sonstigen  Anforderungen  betreffs  der  Erlangunq^  des  Doktorats  der 
Rechte  an  den  Universitäten  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und 
Länder  zu  beheben,  die  einzelnen  Professoren  bezüglich  ihrer  Zuziehung 
zu  den  Prüfungsakten  nach  MögUchkeit  zu  entlasten,  ohne  ihre  Bezüge 
von  densdben  efiieblidi  zu  schmfilem,  und  diesen  Priifungsakten  jene  Würde 
und  Bedeutung  zu  wahren,  weldie  ihnen  schon  ihrer  Bezeichnung  nach  zu- 
kommt Nach  diesen  Gesichtspunkten  werden  daher  auch  die  einzelnen 
Bestimmungen  dieser  Verordnung  aufzufassen  und  in  Ausführung  zu  brin- 
geit  sein. 

Es  war  übrigens  nicht  die  Absicht»  eine  bis  ins  kleinste  Detail  gehende 
Normierung  der  Akte  zur  Erlangung  des  Doktorates  hicmit  zu  treffen,  sondern 
nur  jene  Reform  derselben  zu  bewirken,  welche  durch  obige  Zwecke 
gcb(  tcn  schien.  Daher  bleiben  die  bisherigen  Vorschriften  und  Übungen  hin- 
sictitiicli  der  Erwerbung  des  Doktorats  der  Rechte,  soweit  sie  mit  den  in 
dieser  Ministenalverurdjiung  getroffenen  Bestimmungen  nicht  im  Widerspruch 
stehen,  in  Kraft  und  Anwendung. 

Demgemad  ist  in  §  1  die  Bedeutung  der  Bestimmung,  daB  der  Kan- 
didat sich  fl1>er  die  „vorschriftsmäßige"  Absolvierung  der  Studien  aus- 
zuweisen habe,  aus  der  allgemeinen  Studienordnung  vom  l.OIrtober  1850 
und  der  besonderen  Regelung  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Studien 
vom  2.  Oktober  sowie  den  weiteren  darauf  bezfigUchen  Verordnungen 

zu  entnehmen. 

Im  §  2  ist  die  Zahl  der  Rigorosen  auf  drei  restringiert,  wie  es  schon 
in  der  Ah.  Entschl.  vom  25.  September  1855  bestimmt  war  und  in  den 
meisten  darüber  eingeholten  Gutachten  befürwortet  wurde.  Das  „deutsche 
Hecht"  im  Rigorosum  I  uinialü  ebenso  die  Rechtsgeschichte  als  das  Privat- 
recht, wie  dies  ja  auch  bei  den  anderen  Fächern  dieses  Rigorosums,  dem 
römisdieu  und  kanonisdien  Rechte  der  Fall  ist.  Es  ist  den  letzteren  als 
eine  der  Grundlagen  unserer  heutigen  Rechtsentwicklung  an  die  Seite  ge- 


»)  s.  Nr.  365. 

*)  An  die  Stelle  der  jurisflscUen  Studienordminff  von  2.  OkMtr  /S55  iSt  aunmthr  Jtne 
vom  24.  Dezember  tm,  HGBNr.  204  fs.  Nr.  6»J  getreten. 
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Stellt  und  soll  daher  auch  hauptsfichlich  von  diesem  Gesichtspunkte  und 
nicht  in  den  antiquierten  Details  geprüft  werden.  Die  Nomuialprofessorai 
der  deutschen  Rechtsgeschidite,  sowie  des  deutschen  Privatrechts  suid  glekb- 
mäßig  als  die  Vertreter  dieses  Prüfungsfaches  zu  betrachten. 

Ebenso  bildet  das  allgemeine  und  österreichische  Staatsrecht''  im 
Rigorosum  III  nur  einen  Prüfungsgegenstand,  indem  das  allgemeine  Staats- 
recht  als  die  phtlosopliisch-liistori^che  Grundlage  des  Österreichischen  Staats* 
rechtes  mit  letztcrem  zu  verbinden  ist. 

Vertreter  dieses  Prüfungsfaches  sind  die  Nominalprofessorcn  des  Staats- 
rechtes, sei  CS  des  allgemeinen  oder  des  österreichischen  Staatsrechtes. 

Der  im  §  4  ausgesprochenen  OftcntUchkeit  der  Rigorosen  wird  es  ent- 
sprechen, Zeit  und  Lokal  ihrer  Abhaltung  durdi  Anschlag  am  schwanen 
Brette  im  vorhinehi  bekannt  zu  geben. 

Die  im  §  7  l>ezeichneten  vier  ordentlichen  Professoren  der  Prüfungs- 
fächer smd  die  Nominalprofessoren  derselben,  wie  auch  aus  der  Be- 
stimmung des  §  8  über  die  nur  eventuelle  Beiziehung  jenes  ordentlichen 
Professors,  »der  den  betreffenden  Gegenstand  faktisch  lehrt",  und  aus  der 
Bestimmung  des  §  11  über  die  Pflicht  des  Vorsitzenden  zu  examinieren, 
„wenn  er  Nominalprofessor  ist",  hervorgeht. 

Der  Fall  des  §  9  ist  nicht  gegeben  und  hat  daher  die  dort  vorgesehene 
Ergänzung  der  Pruiun^j^kumnubsion  nicht  einzutreten,  wenn  bei  mehrfacher 
Besetzung  eines  Prüfungsfaches  mit  Urdmancn  durch  gleichzeitige  Beizichung 
der  letzteren  die  vorschriftsmäßige  Zahl  der  Examinatoren  erreicht  werden 
kann;  denn  nur,  wenn  durch  diese  gleichzeitige  Beiziehung  jene  Zahl 
überschritten  würde,  müüte  nach  §  10  eki  Altemieren  stattfinden.  Doch 
steht  nichts  im  Wege,  wenn  etwa  auch  in  jenem  Falle  die  betreffenden 
Nominalprofessoren  selbst  nur  alternierend  intervenieren  woHen,  oder  einer 
von  ihnen  etwa  nur  bei  jedem  zweiten  oder  dritten  Rigorosum  als  Examina- 
tor fungieren  will,  wo  dann  natürlich  die  Ergänzung  nach  $  9  einzutreten 
hätte. 

Dem  firtnessen  der  Professorenkollegien  i^t  auch  anheimgcstellt,  ob 
sie  die  Reihenfolge  der  nach  §  Q  zur  Ergänzung  beizuziehenden  Professoren 
tur  alle  Rigorosen  ohne  Unterschied  bestimmen,  oder  ob  sich  die  Professoren 
nach  der  Verwandtschaft  ihrer  Fächer  in  gleichmäßige  Gruppen  zur  Er- 
gänzung bei  bestimmte»  Rigorosen  verteQen  woBen. 

Das  Altemieren  (§  10)  findet  in  der  Regel  von  Fall  m  Fall  statt,  kann 
aber  durch  Übereinkommen  auch  so  bestimmt  weiden,  daß  es  für  eme 
ganze  Reihe  von  Prüfungsakten  Platz  greift. 

Eine  notwendige  Folge  der  Bestimmung  des  §  12,  daß  jedes  Kom- 
missionsmitglied  dem  Rigorosum  von  Anfang  bis  zu  Ende  beiwohnen  müsse, 
ist,  daß  die  Rigorosen  nicht  in  Stunden  abgehalten  werden  können,  in  w  eichen 
das  eine  oder  andere  Kommissionsmitglied  Vorlesungen  7u  hniten  hat.  Es 
ist  die  Pflicht  des  Dekans,  jede  derartige  Kollision  hnitan/uhallen.  Bt: 
größerem  Andränge  der  Rigorosnnten  wird  es  möglich  sein,  selbst  mehrere 
Rigorosen  an  einem  Tage  ohne  n  kere  Belästigung  der  Professoren  abzu- 
halten, da  bei  der  verschiedenen  Zusarumensetzung  der  Prüfungskommission 
für  die  verschiedenen  Rigorosen  leicht  zwei  Kommissionen  gleichzeitig,  die 
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eine  unter  dem  Vorsitze  des  Dekans,  die  andere  unter  dem  des  Prodekans, 
fungieren  können,  von  weichem  Auskunftsmittel  nach  Bedarf  immer  Gebrauch 
gemacht  werden  soU.  Jeder  Kandidat  soll  darauf  rechnen  können,  spätestens 

innerhalb  eines  Monates  nach  erfolgter  Anmeldung  das  Rigorosum  ablegen 
zu  können,  die  Ferienzeit  natürlich  ausp:enommen. 

Da  die  im  §  14  von  jedem  Kigorosum  und  im  §  18  von  jeder  Pro- 
motion dem  Universitätskanzleilunde  zugewiesenen  Beträge  von  je  5  Gulden 
(10  Kronenj,  bei  jedem  iJuktoranden  2ü  Gulden  ö.  W.  (40  Kronen)  ergeben, 
so  wird  dieser  Gesamtbetrag  genügen,  um  die  in  den  §§  14  und  18  darauf 
gewiesenen  Bezüge  zu  decken;  wo  dies  etwa  nicht  der  Fall  sein  solhe, 
wird  eine  Herabmhiderung  dieser  Bezüge,  die  namentlich  durch  minder 
kostspielige  Herstellung  der  Diplome  ohne  Beemtriditigung  der  Perzipienten 
bewirkt  werden  kann,  bis  zu  jenem  Gesamtbetrage  stattfinden  müssen.  Wo 
etwa  noch  kein  eigener  Universitatskanzleifond  bestünde,  ist  derselbe  aus 
obigen  Taxbeträgen  zu  bilden. 

Die  Notwendigkeit  und  Sachgemäßheit  der  Bestimmung  de?  §  15  dürfte 
kaum  verkannt  werden.  Die  scheinbare  Härte  derselben  gegenüber  der 
bisherigen  Praxis  wird  noch  dadurch  gemildert,  daß  in  allen  Fällen  des 
Alternierens  oder  des  Emlreleiis  nach  einem  Turnus  durch  kollegiales  Uber- 
einkommen zwischen  den  Betreffenden  bei  wirklicher  unverschuldeter  Ver- 
hinderung des  efaien  oder  anderen  leicht  eine  Ausgleichung  getroffen 
werden  kann. 

Sonstige  Zweifel  und  Schwierigkeiten,  welche  sich  bei  der  Handhabung 
dieser  Ministerialverordnung  eigeben  können,  sind  nach  den  eingangs  er* 
wähnten  Gesichtspunkten  zu  lösen  und  nötigenfalls  zur  Entscheidung  hieher 
vorzulegen. 

Da  in  dem  Schlußsatze  des  §  18  der  Rigorosenordnimcr  für  die  rcchts- 
und  staatswissenschaftlichen  Fakultäten  durch  einen  Druckfehler  zwischen 
den  Worten  „sämtliche  Professoren"  das  Wort  ordentliche*'  weggelassen 
wurde,  so  wird  zugleich  auf  die  bereits  erfolgte  amtliche  Berichtigung  dieses 
Druckfehlers  im  Verordnuiigsblatte  des  Unterrichisrainisteriums  (XII.  Stück, 
S.  255)  aufmerksam  gemacht 


Np.  662. 

ErlaS  desHtalsters  fttr  K.  ii.D.?om  7.  Juli  1874,2.8409.  MVBMr.  38, 

betreffend  den  Zeitpiuikt  der  Ztdatstiiig  absolvierter  Reehtshörer  z« 

Itarein  ersten  RIgoirosiini.*) 

In  Erledigung  der  in  dem  Berichte  vom  12.  Juni  d.  J.,  Z.  976,  gestellten 
Anfrage  in  Betreff  der  Zulassung  absolvierter  Rechtshörer  zu  ihrem  ersten  . 
Rigorosum  unmittelbar  am  Schlüsse  ihres  achten  Semesters  wird  dem  De- 


')  Dieser  Erlaß  hat  gegenwärtig  insofern  wieder  Wirksamkeit  erlangt,  als  äer  MinErl.  vom 
t3.  August  1894.  Z.  15.646,  MVBNr.  39,  wonach  den  Rechtshörem  die  AMegartg  einer  der  strengen 
PräSungen  bereits  in  den  vier  letzten  Wochen  des  Vlll,  Semesters  gestattet  war,  durch  den  Mintrl. 
•om  a».  Aagßm  tWt,  Z.  XMS»  MVBNr.  37  ft,  Nr.  6nj  mfßw  Knfi  e9sebl  word». 
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kanate  eröffnet,  daB  die  MinVdg.  vom  9.  August  1862,  Z.  8189,  betreffend 
den  Zeitpunkt  der  Zulassung  zum  ersten  Rjgorosum  audi  auf  jene  Rechts- 
hörer Anwendung  findet,  welche  ihre  strengen  Prüfungen  nach  Maßgabe  der 

MinVdg.  vom  15.  April  1872,  ROBNr.  57;-)  ablegen. 

In  gleicher  Weise  hat  die  Bestimmung  des  Mintrl.  vom  9.  August  lSö2 
auf  jene  Rechtshörer  Anwendung  zu  finden,  welche  ihr  Quadriennium  mit 
einem  Wintersemester  abschheßen,  wonach  clicsLiben  erst  drei  Monate  nach 
Abschluß  ihres  achten  Semesters  zum  ersten  Kigorosum  zuzulassen  sind. 

Es  wird  jedoch  dem  Ermessen  des  ProfessorenkoUegiums  überlassen, 
die  mit  einem  Wintersemester  ihre  juridisdien  Studien  atncidiefiendea  Rechte- 
hörer  nach  Analogie  der  Bestimmung  des  berufenen  Ministerialerlasscs  in 
Betreff  des  Inteikalars  der  großen  Ferien  schon  zwei  Monate  nach  AbsdihiA 
ihres  achten  Semesters  zum  ersten  RIgorosum  zuzulassen. 


Nr.  663. 

EriaB  des  Ministers  für  K.  a.  0.  vom  30.  Septsmbsr  1874. 2. 13742, 

au  die  Professorenkollegien  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakul> 
taten  in  Wien,  Prag,  Qraz»  Innsbruck,  Krakau  und  Lembeiig, 

(womit  die  Profteuorenkoltegieii  dsraii  erlnncit  werden«  dal  die 
Prüfungen  zur  Erlangung  des  Doktorgrades  mit  größter  Strenge  rat* 
melutten  sind  nnd  daß  eine  Abldkrzung  der  vorgeschriebenen  Pröfnags* 

dnner  nnznlftssig  Ist). 

Der  in  jüngster  Zeit  vorgekommene  Fall,  daß  ein  Kandidat,  welcher 
ein  Rigorosum  mit  Erfolg  abgelegt  hatte,  bei  der  darauf  folgenden  ent- 
sprechenden StaatsiHÜfung  reprobiert  wurde,  bestimmt  mich,  die  Profcssoren- 
koUegien  der  rechte-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultäten  daran  zu  er- 
innern, daß  die  Prüfungen  zur  Erlangung  des  Doktorgrades  mit  größter 
Strenge  vorzunehmen  sind  tmd  daß  die  Approbation  nur  dann  erteilt  werden 
kann,  wenn  die  Überzeugung  gewonnen  wurde,  daß  Kandidat  sich  in  allen 
Prüfungsfächern  ein  vorzügliches,  die  Resultate  der  gewöhnlichen  akademi- 
schen Ausbildung  weit  übersteigendes  Wissen  verschafft  habe. 

'1  ErlaD  des  Staal'iminlsteriums,  Abt  fürK.  u.U.,  vom9.  AuE^-•!^^^Z.  51«2 
Als  Zwischenraum  zwischen  den  einzelnen  Rigorosen  hat  in  der  Regel  eine  dreimonatliche  frist  zn 
gelten.  Nur  bezOgltch  der  Zuianiing  zum  ersten  Doktorexamen  ist  das  Interlcalare  der  grofiea 
twdmonatlichen  Ferien  als  gtttflgcad  erklärt  «ordca. 

Eine  Abkürzung  der  crstercn  Fri^t  ist  zwar  mit  dem  MInErl.  vom  19.  Februar  1?^", 
Z.  9326,  als  gestattlich  erkiirt  und  deren  Bewilligung  In  die  Kompetenz  der  Professore&koUegics 
geltet,  ein«  aolche  Mitmlmnwebe  Begflnstigung  bezOgtidi  dct  letzteren  Interkalares 
dtgegen  den  gedachten  Kollegien  nicht  eingeräumt  worden. 

Ohne  pfnpehnl'e  bc-ondcre  Frmüchli'.i'unf:  ha*  daher  die  7ula«!«unp  zu  den  Rigorosen  tm 
Laute  des  btudicnjolircs  kunltig  um  su  weniger  stattzulindcn,  als  nach  dem  ^  47  d^r  Stadien- 
ordnntif  vom  1.  Oktiriier  1850  za  dieiein  Bdiafc  die  Nechvebimg  cfacs  UnivcndtitdicndMi 
von  fünf  Jaliren  bei  dem  medizinischen  FakuItSlsstudium  nnfwcrdfp  i  t.  da  ;  "^^tu  Ifenjahr  aber 
gem&fl  des  ^  (A  dieser  Studienordnung  erst  mit  dem  letzten  Juli  ais  dem  Ferienbeginn  sich  codcL 

Betre/ß  dtr  AMaUung  von  Doktora/spri^fimgea  während  der  gi$eisUehM  Fertat  9gL  Nr,  IM, 

•)  «.  Nr.  660, 
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Zugtcidi  bestimnit  mich  die  laut  gewordene  Tatsache,  daß  die  für 
Rigorosen  voigeschriebeoe  zweistündige  Prufnngsdauer  nicht  immer  emge- 
halten  wird,  den  Kollegien  zu  bemerken,  daß  das  gedachte  Zeitausmafi 
deshalb  vorgeschrieben  wurde,  weil  dasselbe  zur  Feststellung  eines  ver- 
läßlichen Prüfungfsergebnisses  unumg^änglich  notwendig  erscheint,  wonach 
eine  Abkürzung  desselben  je  nach  den  Umständen  des  einzelnen  Falles 
nicht  zulässig  ist.  Es  wäre  mir  sehr  unlieb,  wenn  ich  genötigt  werden  sollte, 
das  Vordrehen  der  Kollegien  in  dicker  Beziehung  zu  konstatieren. 

Wie  ich  nicht  bezweifle,  werden  die  Professoreiikolkgien  mit  mir 
in  der  Oberzeugung  tibeieinstünmen,  daß  es  der  Fakultät  zur  Unehre  gereicht 
und  das  ganze  akademische  Wesen  kompromittiert,  wenn  Kandklaten,  denen 
der  Doktorgrad  erfeilt  worden  isl;  in  der  rechts-  und  staatswissenschaftlidien 
Praxis  mangelhalte  Kenntnisse  und  geringe  juristtscbe  Gewandtheit  be- 
währen. Es  erscheint  also  die  Strenge  der  Doktoratsprfifungen  nicht  nur 
durch  das  System  unseres  öffentlichen  Unterrichtes,  sondern  auch  durch 
das  eigene  Interesse  und  das  Ansehen  der  akademischen  Körperschaften 
geboten. 

Nr.  664. 

BrlaB  «tt  Ministers  f  flr  K.  a.  D.  vom  22.  MAn  im,  Z.  2848, 

an  das  Dekanat  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultit  der  Univer- 
sität m  Prag, 

(bdrelfeiid  die  B«izi«iiiiig  v«mi  auftcrordoitllcheo  Profesnorcii  zur  Teil- 

flnhnie  an  den  Rigorosen). 

Die  in  dem  Berichte  des  Dekanates  vom  16.  Februar  1.  J.,  Z.  500,  aus- 
gesprochene Anschauung,  daß  dit  außerordentlichen  Professoren  nur  dann 
zur  Teihiahme  an  den  Rigorosen  berufen  sind,  wenn  für  das  von  ihnen  ver- 
trene  Fach  ein  ordentlicher  Professor  fibcrhaupt  nicht  vorhanden  oder  doch 
zu  erscheinen  verhindert  ist,  daB  dagegen  das  Recht  zu  dieser  Teilnahme 
durch  den  Umstand,  dafi  ein  Ordüiarius  für  zwei  Prüfungsfächer  bestellt 
ist,  nicht  begründet  wird,  vielmehr  in  diesem  Falle  nur  die  Eigänzung  der 
Zahl  der  Kommissionsmitglieder  nach  §  9  der  Rigorosenordnung  vom 
15.  April  1872  einzutreten  hat,  erscheint  bei  dem  klaren  Wortlaute  des 
§  8  der  Rigorosenordnung  zweifellos  richtig  und  ich  nehme  daher  keinen 
Anstand,  dem  auf  dieser  Anschauung  basierten  Übereinkommen  des  Pro- 
fessorcnkoilegiums  wegen  Ergänzung  der  Examinatoren  für  das  juüizieüe 
Rigorosum  meine  Genehmigung  zu  erteilen. 

Ich  bemerke  jedoch,  daß  ich  hiebei  auf  die  Angabe  im  Berichte,  daß 
die  beigezogenen  Ordinarien  ron  ihrem  Rechte  zu  examinieren,  Gebrauch 
machen,  besonderes  Gewicht  lege,  da  im  entgegengesetzten  Falle  eine 
grundsätzlich  nicht  ausgeschlossene  AusnahmsverfOgung  in  dem  Sinne,  daB 
die  Ergänzung  der  Kommission  nach  §  B  einzutreten  hätte,  nicht  ungerecht- 
fertigt erscheinen  würde. 
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Nr.  665. 

Erlaß  des  Ministers  f(lr  K.  u.  U.  vom  1.  Dezember  1877,  Z.  18.697. 

an  das  Dekanat  der  rechts-  und  staatsuissenschaftiichcn  hakultät  in 

Czcmowitz, 

(womit  erklärt  wird,  daß  eine  zu  weit  gehende  Restringierung  des 
vorgeschriebenen  iMbnooalHelimi  Ttradnet  zwtedien  den  eiflselacn 
Rigorosen  dem  Oelste  der  Rflgorosenordnung  widerspricht). 

Im  §  6  der  Rigorosenordnuiig  lur  die  reclils-  und  siaatswissenschaft* 
liehen  Fakultäten  vom  15.  April  1872,  ROBNr.  57,^)  wiid  dem  Dekan  das 
Recht  eingeräumt,  auch  einen  kürzeren,  als  den  regelmäßigen  dreimona^ 
liehen  Termin  zwischen  den  einzelnen  Rigorosen  in  dem  Falle  zu  ge* 
währen,  daß  em  Kandidat  beim  vorhergegangenen  Rigorosum  einstimmig 
approbiert  wurde. 

Diese  Befugnis  ist  nach  dem  Wortlaute  des  zitierten  Paragraphen  zwar 
ohne  Beschränkung  hingestellt,  gleichwohl  muß  aber  eine  zu  weit  (gehende 
Restringicrung  des  Termines  zwischen  den  einzelnen  Rigorosen  als  dem 
Geiste  der  Rigoroscnordnung  nicht  entsprechend  erklärt  werden  und  wird 
insbesondere  ein  Herabgehen  unter  den  Zeitraum  von  «:t  chs  bis  acht  Wochtn, 
wie  dies  in  dem  gegenwärtigen,  nicht  besonders  quahnzicrten  Falle  ge- 
schehen ist,  kaum  jemals  gerechtfertigt  erscheinen. 

Wenngleich  ich  hienach  in  der  Sache  die  vom  Professor  N.  N.  in  dem 
beiliegenden  Votum  ausgesprochene  Anschauung  billigen  mu8,  so  finde  idt 
doch  zugleich  zu  bemerken,  daß  den  einzelnen  Mi^liedem  der  Prüfungs- 
kommission das  Recht  nicht  zusteht,  sich  über  die  Angemessenheit  des  vom 
Dekan  unter  seiner  Verantwortung  festgestellten  Prüfungstermines  ein  maß- 
gebendes Urteil  zu  vindizieren  und  daß  daher  Professor  N.  N.  durchaus 
nicht  berechtigt  war,  sein  Erscheinen  bei  dem  vom  Dekan  angeordneten 
Rigorosum  zu  verweigern. 


Nr.  666. 

Erlafi  des  Ministers  fQr  K.  u.  ü.  vom  12.  November  1880,  Z.  18.148, 

an  die  Dekanate  der  rechts-  und  staatswissensdiaftlichen  Fakultäten, 

(womit  die  Mitglieder  der  Prfifungskonimtseioii  bei  den  Rigorosen  an 
ihre  Piliehtt  der  Prüfung  annnterbrodien  umwahnen,  erinnert  werden). 

Es  ist  zu  meiner  Kenntnis  gelangt,  daß  an  euizelnen  recht»-  und 
staatswissenschaftlichen  Fakultäten  die  Mitglieder  der  Prüfungskommission 
bei  den  juristischen  Rigorosen  im  Widerspruche  mit  dem  §  12  der  Rigoroscn- 

ordnung  der  Prüfung  nicht  immer  von  Anfang  bis  Ende  beiwohnen,  daß 
vielmehr  nicht  selten  nur  der  Vorsitzende  Dekan  und  der  jeweilig  prüfende 

Examimfor  giciciizeitig  gegenwärtig  sind,  ja,  daß  die  Rigorosen  mitunter 
auf  Stunden  anberaumt  werden,  ^^äh^end  welcher  einer  oder  der  andere 
der  Prüfungskommissäre  Vorlesungen  zu  halten  hat. 

0  «.  Nr.  M0. 
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Da  ein  solcher  Vorgang  nicht  nur  der  angefahrten  ausdrücklichen 
Besiunmung  der  Rigofosenozdnung  zuwiderlauft,  sondern  auch  die  weitere 
Bestimmung,  dafi  die  Abstunmung  der  Kommissionsmitglieder  auf  Grund- 
lage des  Gesamtergebnisses  der  Prüfung  zu  erfolgen  hat,  illusorisch 
macht,  so  sehe  ich  mich  veranlaßt,  das  Dekanat  aufzufordern,  für  die  strikte 
Aufrechthaltung  der  in  Frage  stehenden  Bestimmung  der  Rigorosenordnung 
Soige  tragen  zu  wollen. 

Np.  667. 

Ans  «Bill  Erlasse  des  Ministers  nr  K.  n.  D.  yem  13.  Oezember  1889, 

24.859, 

an  das  Dekanat  der  juridischen  Fakultät  der  Universität  in  Czemowitz, 

(betreffend  die  Frage  der  Zuziehung  jener  Professoren  i\x  den  Rigorosen 
als  PrfifnngslcommissSre  oder  Beisitzer  mit  Ezainliiatloiiirecht,  deren 
Nomlnalfoch  keinen  Prflfangsg egenstand  der  Rigorosen  Mldet). 

Was  die  Frage  anbelangt,  ob  Professor  N.  N.  im  Falle  der  Verlande- 
rung  der  Nominalprofessoren  des  Staatsrechtes  oder  der  politischen  Öko- 
nomie an  deren  Stelle  in  die  gedachte  Kommission  einzutreten  habe,  so 
ist  um  so  weniger  Anlaß,  über  dieselbe  hn  vornherein  abzusprechen,  als 
die  Entscheidung  von  den  jeweils  tatsächlich  bestehenden  Verhältnissen 
und  namentttdi  nach  §  8  der  Rigorosenordnung  zunächst  davon  abhängt, 
wer  in  dem  gegebenen  Zeitpunkt  den  Gegenstand  faktisch  lehrt  und  ebenso 
für  die  eventuell  sich  ergebende  Frage,  wessen  Fach  dem  PrQfungspfcgcn- 
stande  am  nächsten  steht,  nur  die  konkreten  Verhältnisse  maßgebend  sein 
können,  indem  ja  nach  den  faktisch  bestehenden  Professuren  bald  eine 
nähere,  bald  eine  entferntere  Verwandtschaft  der  Fächer  diesfalls  zu  fordern 
sein  wird. 

Derartige  Fragen  sind  übrigens  an  der  Hand  der  bestehenden  Vor- 
schriften im  kollegialen  Einvernehmen  zur  Lösung  zu  bringen. 


Nr.  668. 

Verordnung  des  Ministers  fflr  K.  u.  U.  vom  9.  Novemiier  1890, 

Z.  19.926.  MVBNr.  65. 

betreffend  die  Zulassung  zu  den  strengen  Prüfungen  auf  Ortind  eines 
Duplikates  des  Absolutoriums  über  die  rechts-  und  staotawissenscliaft- 

lichen  Studien. 

Es  ist  die  hicrortigc  Aufmerksamkeit  darauf  gelenkt  worden,  daß  die 
Ausfolgung  von  Onplikaten  der  Absolutoricn  über  die  rechts-  uu  l  staats- 
wissenschaftUchen  Studien  zu  dem  Mißbrauche  führen  kann,  daß  absol- 
vierte Studierende  der  Rechte,  welche  unter  vorschriftsmäßiger  Deponierung 
ihres  Absolulunums  bei  dem  Dekanate  einer  rechts-  und  staatswisbcnschaft- 
lichen  Fakultät  die  Ablegung  der  strengen  Prüfungen  zur  Erwerbung  des 
Doktorgrades  der  Rechte  begonnen  haben,  jedoch  reprobiert  worden  sind, 
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auf  Omnd  eines  Duplikates  ihres  Absolutoriums  die  Zulassung  zu  den  redtts- 
uad  stiatswissenscfaafüichen  Rigorosen  an  einer  anderen  Universitit  erlangen. 

Um  einen  solchen  Mißbrauch  zu  verhindern,  sdie  idi  mich  zu  der  An- 
ordnung ver^anlaßt,  daß  künftighin  die  Zulassung  zu  den  erwähnten  Prüfungen 

in  allen  Fällen,  in  denen  dieselbe  unter  Beibringung"  eines  Duplikates 
des  Absolutonums  angestrebt  wird,  erst  dann  zu  erfolgen  hat,  wenn  durch 
eine  Anfrage  bei  sämtlichen  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultäten 
der  hicrländigen  Universitäten  festgestellt  ist,  daß  gegen  diese  Zulassung 
fcui  Anstand  der  angedeuteten  Art  nicht  obwahet. 

Übrigens  kann  die  Ausstellung  von  Duplikaten  des  Absolutonums 
in  Hinkunft  nur  mehr  auf  Orund  schriftlicher,  den  Grund  und  Zweck  des 
Begehrens  genau  bezeichnender  Gesuche  gewährt  werden. 

Schliefilidi  wird  in  Erinnerung  gebracht,  daß  die  behufs  Zulassung  za 
den  ol»erwähnten  Prüftmgen  bei  den  Dekanaten  deponierten  Originalabsolu- 
torien  von  den  Dekanaten  während  des  ganzen  betreffenden  Rigorosen- 
stadiums  zurückzubehalten,  respektive  vor  der  erfolgreichen  Ablegung  aller 
drei  strengen  Prüfungen  nur  in  den  im  ho.  Erl.  vom  31.  Jänner  1B66, 
Z.  12.407,^)  vorgesehenen  Fällen  auszufolgen  sind. 


Nr.  669. 

BrlaA  des  MlnUtsrliiiiis  ftr  K.  iL  U.  Tom  8.  Jiil      Z.  IS J72, 

an  das  Dekanat  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät  der  Univer- 
sität in  Wien, 

(belrefftod  den  Zdtpiuikt»  Ms  m  wddieiii  Rfforosen  abgdialtea  wcrdca 

können). 

Die  bestehenden  Vorschriften  bieten  keinen  Anhaltspunkt  dafür,  die  Ab- 
haltung der  Rigorosen  unbedingt  mit  der  Hälfte  des  Monates  Juli  zu  schließen 
und  es  hat  daher  in  Hinkunft  wenigstens  in  Fällen,  in  welchen  hiezu  ein 
besonderer  Anlaß  vorliegt,  die  Abhaltung  von  Rigorosen  auch  nach  diesem 
Termine  stattzufinden. 


Nr.  670. 

Erlau  des  lUiiisters  für  K.  n.  U.  vom  26.  August  1901,  Z. 

MVBNr.  37. 

an  die  Dekanate  sämtlicher  rechts-  und  staatswissenschaftlicher  Fakultiiien, 

betreffend  die  Außerkraftsetzung  des  Erlasses  vom  13.  August  1894, 
Z.  15.646,  MVBNr.  39,  womit  die  Ablegung  einer  der  zur  Erlangung  des 
MctorateB  der  Redite  voigcsdiflebeiieii  itreagen  Prüfungen  ia  dci 
vier  letzten  Woehen  des  vm.  Semesters  der  rechts»  and  stnatswlssea» 

scbaftOdien  Stndlen  gestattet  wurde. 

Auf  Orund  der  mit  Ah.  Entschl.  vom  18.  August  d.  J.  erteilten  Eimiddi* 
gung  finde  ich  den  ho.  Erlaß  vom  13.  August  1894,  Z.  15.646,  MVBNr.  3% 

>)  s,  Nr,  403. 
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womit  die  Ablegung  einer  der  zur  Erlangung  des  Doktorales  der  Rechte 
nach  §  1  der  lio.  Verordnung  vom  15.  April  1872,  Z.  4398,  ROBNr.  57,^) 
votgcsdificbeneH  strengen  Prüfungen  bereits  in  den  vier  letzten  Wochen 
des  achten  Semesters  der  rechts-  und  staatswbsenschaftlichen  Studien  gestattet 
wurde,  vom  Studienjahre  1901/1902  ab,  aufier  Kraft  zu  setzen. 


Nr.  671. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  8.  März  1902,  Z.  562/KüM, 

an  das  Dekanat  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät  der 

Universität  in  Innsbruck, 

(womit  einige  Bestimmungen  der  Rf^orosenordnung  für  die  rechts- 
und  staatswissenschaftUche  Fakultät  der  Universität  in  Innsbruck  ab- 
geändert werden).^) 

Auf  Grund  der  mit  Ah.  Entschl.  vom  8.  März  1902  erteilten  Ermächti- 
gfunp  finde  ich  in  teilweiser  Abändeninq:  der  Bestimmungen  der  §i}  7  bis 
einschhcßlich  11  und  des  §  17  der  mit  der  MinVdg.  vom  15.  April  1872, 
RGBNr.  57,1)  erlassenen  Rigorosenordnung  für  die  rechts-  und  staatswisscn- 
schaftlichen  Fakultäten  in  Ansehung  der  an  der  Universität  in  Innsbruck 
vorzunehmenden  strengen  Prüfungen  und  Proniüiiuncn  nachstehende  provi- 
sorische Anordnungen  zu  treffen: 

1.  Die  zur  Erlangung  des  Doktorates  der  Rechte  vorgeschriebenen 
strengen  Prüfungen  (Rigorosen)  können  an  der  rechts-  und  staatswissenschaft- 
lichen Fakultät  der  Universität  in  Innsbruck  [nach  Wahl  des  Kandidaten]  in 
deutscher  [oder  in  italienischer]  Sprache  abgelegt  werden.*)  Im  Falle  der 
Reprobation  ist  das  Rigorosum  in  jener  Sprache  zu  wicdeifaolen,  in  welcher 
dasselbe  tvan  ersten  .JVIale  abgelegt  wurde. 

2.  Ab  Prüfer  bei  den  in  deutscher  Sprache  vorzunehmenden  Rigorosen 
sind  ausschließlich  die  nach  Maßgabe  der  MinVdg.  vom  15.  April  1872, 
ROBNr.  57,  berufenen  Professoren  mit  deutscher  Vortragssprache  zuzuziehen. 

[Als  Examinatoren  im  Sinne  der  §§  7,  8,  9  und  10  der  zitierten  Mini- 
sterialverordttung  sind  bei  der  Zusammensetzung  der  Prüfungskommission  ffir 
die  in  italienischer  Sprache  zu  prüfenden  Kandidaten  sowohl  die  mit  der 


»)  i.  Nr.  660. 

*)  Die  mit  dUsem  Eriassf  ^ftroff^nfn  Re^tmmanfren,  beireffei.i  dir  an  drr  Inn^hnirkfr 
Universität  in  italienischer  Sprache  vorzutuhmenäen  strengen  Prujimgen  behufs  trlangung 

ROBNr.  108  (s.  Sr  8J  außer  Kraft  ^eseizi  worden  und  es  können  nunmehr  dir  Rigorosen  in 
itaJigaisdur  Sprache  nur  an  der  provisorischen  rechts-  anä  staatswissenschßftUchen  Fakultät  mU 
UttBtiüMdttr  Vortn^papftukt  abgelegt  werden.  Die  Zasammensetxung  der  UaUenisehen  Pr^/kngs- 
kammission  hat  tmA  Mt^ßgabt  da  PunMtt  5,  Herter  Absat*  dta  ittgterwOMeH  ErbateM 
9m  mfolsen. 

*)  Nach  den  MinErl.  vom  16.  November  1655,  Z.  t4.06l  und  vom  3.  Deumbtr  1856, 
2.  IM56  M<ttM      R/gon$n  ameUt^flUeh  in  rintseher  ^muke  obgeUgt  vt/erim. 
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Lehrverpflichtung  io  italienischer  Voilragsspracfae  bestellten  ordentüdiea  wie 
auBerordentUchen  Professoren  anzusehen. 

3.  Wenn  und  insolange  für  ein  Prüfungsfach  weder  ein  ofdentüdier 

noch  ein  außerordentlicher  Professor  mit  italienischer  Vortragssprache  be- 
stellt ist,  hat  zunächst  der  mit  der  Supplierung  der  Vorträge  dieses  Faches 
in  italienischer  Sprache  hetrnite  Privatdozent  als  Prüfer  einzutreten.  Wird 
das  i^rutungsfach  nicht  oder  nicht  von  einem  habihtierten  Dozenten  in 
italienischer  Sprache  suppliert,  und  ist  auch  kein  Vertreter  eines  verwandten 
Faches  mit  italienischer  Vortragssprache  vorhanden,  so  ist  ausnahmsweise 
der  deutsche  hacliprofessor  als  Prüfer  zuzuziehen. 

4.  Soweit  es  vorGbeigehend  unmöglich  ist,  nach  §  9  der  bezogenen 
Ministerialverordnung  in  der  unter  Punkt  2  dieses  Erlasses  angegebenen 
Weise,  beziehungsweise  durch  Zuziehung  eines  supplierenden  Privatdozentcn 
oder  Vertreters  eines  verwandten  Faches  (Punkt  3)  eine  italienische  Präfungi- 
kommission  auf  vier  Mitglieder  (außer  dem  Dekan  als  Vorsitzenden)  zu 
ergänzen,  hat  der  vierte  Prüfer  zu  entfallen.  Der  dem  letzteren  zukommende 
Taxbetrag  ist  im  Sinne  des  §  15  der  zitierten  Verordnung  in  die  VerteOtt^g 
nach  dem  Schlußsätze  des  §  14  derselben  cinzubcziehen.] ') 

5.  Bei  den  Promotionen  solcher  Kanüid  itcii,  welche  alle  oder  mindestens 
zwei  Rigorosen  in  deutscher  Sprache  abgclc^i  haben,  ist  ein  ordentlicher 
Professor  mit  deutscher  Vortragssprache  und  bei  den  Promotionen  voa 
Kandidaten,  welche  sich  aller  oder  wenigstens  zweier  Rigorosen  in  italieiü* 
scher  Sprache  unterzogen  haben,  ein  ordentlicher  Professor  mit  italienisdKr 
Vortragssprache  als  Promotor  beizuziehen.*) 

6.  Die  Bestimmungen  dieses  Erlasses  haben  sofort  in  Anwendung  zu 
gelangen.  Mit  diesem  Zeitpunkte  treten  die  damit  im  Wklcrspruche  stehen- 
den Vorschriften  aufier  Kraft 


')  An  Sfrlle  der  Punkte  2  (zweiter  Absatz),  3  and  4  sind  die  Bestimmungen  des  Pankt/i  5 
(vierter  Absatz)  des  Min  tri.  vom  22.S€ptemberl904,  Z,2003JKUM,  fiüBNr.  108  (s.  Nr,»)  getraen. 
*)  VgL  Nr,  a  fPutdU  5,  UMtr  Ahsatt), 
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L  Besondere  Bestimmungen  zur  allgemeinen  Studien- 
ordnung/) 


Nr.  672. 

Brlaß  desMlfllstsrtiims  fOr  K.  u.  U.  vom  20.  Februar  18S7.Z.  25.608 

n  1086, 

an  das  medizinische  Dekanat  in  Wien, 
(in  Betreff  der  Abhaltung  von  „Kursen'*). 

Mit  BeziehunjT  auf  den  Bericht  vorn  25.  Dezember  1886,  2.  184,  in 
B(  freff  der  Abhaltung  von  Kursen  an  der  medizinischen  Falcultät,  wird  dem 

Dekanate  nachstehendes  eröffnet: 

in  den  Bestimmungen  über  die  Finrichtung  des  medizinischen  Unter- 
richtes nach  Maßgabe  der  Rigoro«(  nordüung  vom  15.  April  1S72-)  sind  die 
Vorlesungen  und  Übungen  bezeichnet,  für  deren  regelmäßige  Abhaltung 
um  das  Minimum  des  KoUcgicngeldcs  das  PrüfcssorcuicoUegium  Sorge  zu 
tragen  hat 

Zu  den  dort  bezeichneten  Übungen  gehören  insbesondere  die  den  klini- 
schen FSchera  sich  anschließenden  praktischen  Obungen,  weldie  in  regeU 
madigen,  mindestens  sechswöchentUchen  Kursen  unter  Leitung  der  klinischen 
Vorstände  von  deren  Assistenten  gegen  Bezug  des  Minimums  des 
Kollegiengeldes  abzuhalten  sind. 

Da  CS  TU  meiner  Kenntnis  gelangt  ist,  dafi  auf  die  regelmäRifrc  Ab- 
li:iltung  solcher  Kurse  vielfach  nicht  «strenge  gehalten  wird,  andrcr-t  its  aber 
bLstmdcrcr  Wert  darauf  gelegt  werden  muli,  daß  diese  den  ordnungsmäßigen 
mcdi/ini^c[ien  Unterricht  ergänzende  Einrichtung  genau  beobachtet  werde, 
ersuclie  ich  das  Professorenkuliegium,  Vorsorge  zu  treffen,  daß  jeder  der 
Assistenten  der  klinischen  Fächer  ausdrücklich  verpflichtet  werde,  mehrere 

•i  Der  Hebammtnanierricht  findet  nar  noch  in  Oraz  und  Innsbruck  an  der 
meäuinischen  FakuUät  ttatt;  rgl,  Verordnung  des  Ministeriam  für  K,  u.  U,  vom  27.  Jänner  i»^, 
Z.  U0&,  RQBNr.  35,  MVBNr,  6,  mit  w§lektr  Im  Ebatn^mim  mU  4tm  MUMtrimm  du  Inntm 
ein  allgemeines  Reg/O^  JBt  dem  Uidtrrtdii  nml  den  Dlenf  an  dtm  HOmnmtHMnualaliem 
gHtmen  wurde. 

*)  $.  Nr.  678  (neue  medizinische  Higorosenordnung  vom  Jahre  1903)  und  Nr.  679  (Instruktion). 
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solche  Kluse  im  Winter-  und  einen  im  Sommersemester  abzutaahen.  Gleich- 
zeitig hat  das  Dekanat  das  Entsprechende  vorzukehren,  daß  von  voniherein 

in  jedem  Semester  die  Termine  der  abzuhaltenden  Kurse  im  Lektionskataloge 

verzeichnet  erscheinen  und  der  Beginn  der  Kurse  auch  auf  dem  schwarzen 

Brette  bekannt  gcg^cben  werde.  Fndlich  sind  die  ordentlichen  Studierenden 
der  Medizin  auf  diese  nur  um  das  i^cs etzliche  Minimum  des  Kolle- 
giengeldes  abzuhaltenden  Ubungskurse  insbesondere  aufmerlcsam  zu 
machen. 

Was  die  sonstigen,  im  die  Studierenden  nlctit  obligaten,  von  habilitierten 
Privatdozenten  abzuhaltenden  Kurse  anlangt,  so  ist  gegen  die  Abhaltung 
derselben  nur  unter  der  Voraussetzung  nidils  ehizuwenden,  daB  hiedurcb 
den  mskribierten  ordentlichen  Studierenden,  welchen  das  erste  Anrecht  auf 
die  Benützung  des  vorhandenen,  sowohl  lebenden  als  toten  Unterrichtsmate- 
riales  in  dieser  Richtung  zusteht,  dasselbe  in  keiner  Weise  beemtrachtigt 
werde. 

Hierauf  wird  das  ProfessorenkoUegium  genau  zu  achten  haben  und  im 
Falle  die  bezeichnete  Voraussetzung  nicht  eintritt,  der  Abhaltung  solcher 
Kurse  in  Hinkunft  die  Genehmigung  zu  versagen  haben. 

SchlieBlich  ersuche  ich  das  Professorenkollegium,  die  Frage,  ob  und 
eventuell  unter  welchen  Mod  ilitäten  die  Abhaltung  solcher  nicht  obligater 
Kurse  seitens  jener  Assistenieii,  die  nicht  zugleich  habiliUcfte  Fnvatdozcnten 
sind,  öberhaupt  zu  gestatten  sei,  zum  Gegenstand  der  Beratung  zu  machen 
und  über  das  Eigebnis  anher  zu  berichten.^) 


Nr.  673. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  u.  ü.  vom  20.  Juni  1887.  Z.  11265. 

an  dns  Dekanat  der  medizinischen  Fakultät  in  Wien, 

(betreffend  die  Abhaltung  von  sogenannten  »^Ferialkursen**  für  prak- 
tische Ärzte). 

In  Erledigung  des  Berichtes  vom  3.  Juni  1887,  Z.  524,  finde  ich  den  Be- 
schUiß  des  Professorenkollegiums  zu  geneliiiii^rcn,  daß  in  den  Hcrbslferien 
des  laufenden  Jahres  für  die  praktischen  Ärzte  sogenannte  Ferialkurse  nach 
dem  vorgelegten  Programme  abgehalten  werden. 

Ich  bemerke  hiebei,  daü  diese  Kurse  als  Pnvali<urse  (sogenannte 
Privatissima)  im  Sinne  des  Erlasses  des  Ministeriums  für  Kultus  und  Unter- 
richt vom  6.  Jänner  1851,  ROBNr.  18.  Punkt  5,-)  anzusehen  und  zu  behandehi 
sind,  und  daß  daher  aus  der  Abhaltung  einiger  dieser  Kurse  außerhalb  der 
Lokalitäten  der  Universität  die  Berechtigung  zur  Abhaltung  anderer  Vor- 
lesungen außerhalb  der  Räume  der  Universität  nicht  abgeleitet  weiden 
kann.*) 

*)  fn  dieser  BetUhung  ist  bisher  elae  Regelune  fwdi  nkht  er/oigt.  —  Vgl.  Jedoek  beireffi 
Oes  praAtiseh'kU/Uschen  Ui^rleMes  die  ueme  meritHnhrhe  KgproeeMftimuig  atbsi  inttwkäm 

fS,  Nr.  678  und  670). 

^  8.  Anmerkung  ^  aqf  S.  542. 
*)  Yg^  Nr,  382  Mitd  3B5. 
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Was  dat  Ersuchen  des . . .  w^fea  Mitteilung  der  voigelegten 
Vendcbnisse  dieser  Ferialkurse  an  das  k.  k.  Ministerium  des  Innern 
beliufs  ailÜOtgcr  Publikation  deiselbcn  in  den  Amtsblättern  anlangt^ 
so  wende  ich  mich  diesfalls  unter  einem  an  das  gedachte  JHinisterium 

und  werde  dem  .  .  .  Über  das  Ergebnis  weitere  Mitteilung  machen. 

Schließlich  bemerke  ich,  daß  für  den  Beschluß  des  Professoren« 

koUegium«;  betreffend  die  Abhaltung  dieser  Ferialkurse,  da  hiefür  dns 
Material  und  die  Lokalitäten  der  zur  Universität  gehörigen  Institute  in  An- 
spruch genommen  werden,  vor  Einleitung  der  weiteren  Sduitte  die  ho.  üe- 
nehmigung  einzuholen  war. 


Nr.  674. 

Erlal  «es  Mlidstirs  flr  K.  n.  D.  tohi  29.  Ute  m  Z.  7294. 

an  alle  medizinischen  Dekanate^ 
(betreffend  die  Behnndlung  von  Gesuchen  der  Studierenden  um  Ab- 
Mtazoif  von  Reprobitloiislrltteii  and  am  aiitfm  Baclastigungea  bd 

Ablegnog  von  RlgwoMii), 

Da  sich  im  Laufe  der  letzten  Jahre  die  Fille  erhebfich  vemehit  haben, 
daß  Studierende  der  Medizfai  Gesuche  in  Studienangelcgettheiten,  hisbesondere 
uro  Abkürzung  der  voigesdiriebenen  Reprobationsftisten,')  sowie  um  ander» 
weitige  Begünstigungen  und  Erleichterungen  bei  der  Ablegung  der  Rigo- 
rosen Oberreichen,  finde  ich  bezüglich  der  Behandlung  derartiger  Gesuche 
nachstehendes  anzuordnen  r 

Das  Dekanat  wird  ermächtigt,  dcrarlitre  Gesuche,  welche  in  Ocmäßheit 
des  §  69  der  allgemeinen  Studienordnuiig,  suwic  des  P.  5  der  ho.  MinVdg. 
vom  24.  November  1849,  Nr.  SUJS,  RORNr.  38,  ausnahmslos  bei  der 
betreffenden  akademischen  Behörde  zu  überreichen  sind,  nach  Einvernahme 
des  Fadiexaminators,  eventuell  des  ProfessorenkoUegiums  sofort  im  ho. 
Namen  abweislich  zu  erledigen,  wenn  ein  genügender  AnUfi  zu  emem 
befürwortenden  Antrage  nicht  gegeben  ersdiehit 

Femer  wird  m  jenen  FäHen,  in  welchen  die  Reptobationsfirist  in 
der  ersten  Hälfte  der  Universitätsferien  endet,  das  Dekanat  ermächtigt^ 
den  Studierenden  eventuell  schon  bei  den  letzten  Terminen  vor  Beginn  der 
Ferien  zur  Wiederholungsprüfung  zuzulassen. 

In  allen  anderen  Fällen  hat  das  Dekanat  in  den  von  ihm  7ii  stellenden 
Anträgen  stets  unter  Bedachtnahme  auf  die  bisherigen  Studienerioige  des  Bitt- 
stellers und  unter  Berufung  auf  das  Einverständnis  der  betreffenden  Fach- 
exammatoren  hervorzuheben,  \\elche  rücksichtswürdigen  und  nach  Tunlich- 
keit  zu  bescheinigenden  Momente  die  ausnahmsweise  ücwährung  des  ge- 
stellten Ansuchens  rechtfertigen  IcAnnen,  indem  hiebei  zu  bemerken  sein 
wird»  ob  dem  Bittsteller  bezfiglich  der  Ablegung  seiner  Prüfungen  etwa  schon 
frOher  Begünstigungen  und  Erleichterungen  gewihrt  worden  sind. 

Bei  der  BefQrwortuqg  derartiger  Gesuche  ist  stets  mit  entsprechender 
Strenge  vorzugehen. 

*)  VgL  hiea  Jedoch  §  2?  der  neuen  medüinischen  Rigorosenordnang  ($.  Nr.  6T%). 
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Oegebenenfalls  sind  gteidiartige  Gesuche  unter  Anschluß  einer  tabelU- 
risdien  DberBich^  in  welcher  der  ^odieitgang  und  das  Petit  des  Bitlstellcfs, 
sowie  der  bezügliche  Antrag  anzufOhren  sind,  Inunulativ  in  einem  Deilchte 
in  Vorlage  zu  bringen. 


Nr.  676. 

£rlaS  des  Ministeriums  fflr  K.  a.  D.  vom  16.  Juni  1897. 2. 14J2& 

an  das  medizinische  Delcanat  in  Wien, 

(über  die  Frage  der  Anre^enbarkeit  eines  an  der  pUlosopUsdUa 
Faindtat  zogabracbtan  StndleiyatafCi  Iii  das  medMaiachc  Qafaiqacoalnm). 

Mit  Beziehung  au!  die  Anfrage  vom  4.  Juni  1897,  Z.  982,  betreffend 
die  Zulassung  eines  Doktors  der  Philosophie  zum  ersten  medizwisdien 
Rigorosum  wird  dem  Dei^anate  eröffnet^  da0  auch  auf  solche  Kandidaten  die 
Bestinunung  des  §  2»  Punkt  3  der  medizfaiisdieffl  Rigorosenoidnuiig  vom 
Jahre  1872^)  volle  Anwendung  zu  finden  hat 

Die  Begünstigung  des  §  47,  al.  3  der  allgemeinen  Studienordnung  vom 
Jahre  1850,  wonach  ein  an  der  philosophischen  Fakultät  ausschließend 
zugebrachtes  Jahr  in  das  medizinische  Quinquennium  eingerechnet  werden 
kann,  koniiiit  erst  dann  in  Betracht,  wenn  es  sich  um  die  Ausfolgung 
des  Universitätszeugnisses  im  Sinne  des  §  2,  Punkt  5  der  medizinischen 
Rigorusenurdnung,  beziehungsweise  um  die  Zulassung  des  Kandidaten  zum 
zweiten  medizinischen  Rigorosum  handeln  soUte. 


Nr.  676. 

Erlafi  des  Ministers  für  K.  u.  0.  vom  10.  lovenüiftr  1898. 

Z.  26.059» 

an  die  Dekanate  aller  mcdiztnischen  Fakultäten, 
(betreffend  den  Besneh  mediiiiiiseherVorlesmigen  durdiZakntediolkcf).*) 

Das  k.  k.  AAinislenum  des  Innern  hat  zu  meiner  Kenntnis  gebracht, 
daß  sich  einzelne  Fälle  ergeben  haben,  wonach  Angehörige  des  Zahn* 
technikergewerbes  bei  ihren  dortamts  eingereichten  Gesuchen  um  Bewilli- 
gung zur  Vornahme  zahnirztlicher  Verrichtungen  sich  Ikber  den  Besndi 
medizmischcr  Vorlesungen  an  der  Universität  als  außerordentUche  Höitr 
ausgewiesen  haben. 

')  Vgl*  hieza  Jedoch  §  3  der  neuen  medizinischen  Ri^trosenordmutg  tom  14.  Apnl  19(0, 
ROBNr.  m  (9.  Nr.  tTtff. 

*)  Betre/jßt  der  Elnreihang  des  Gewerbes  der  TUiluäedmik  unter  die  konzessionierten  Oemr^ 

und  bfcüaUch  der  Qewerbfbefugnisse  vgl.  dir  Vrrordnungen  des  Handehminiyteriums  im  Evt- 
vernehmen  mit  dem  Ministerium  des  Innern  vom  'JJ.  März  1902,  HQBNr.  55  und  vom  14.  Ferner 
t90i,  RQBNr,  fS* 
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Wenn  auch  die  Unterrichtsverwattimg  aa  der  bisher  beobaditeten  und 
m  den  letztes  Jahren  stärker  l>etontcii  iraditioaeUen  Obuos:,  die  Erteihang 
des  wissensdiaftlichea  Unteiricbtes  hnmer  weiteren  Kreisen  zugSnglich  zu 
machen,  festhält  und  obwolil  ein  Mißbrauch  seitens  der  Zahntechniker  mit 
Zeugnissen,  welche  von  den  betreffenden  Vorständen  nach  wie  vor  nur 
als  Privatzeugnisse  auszustellen  ?ind,  dem  Unterrichtsministerium  nicht  be- 
kannt geworden  ist,  sehe  ich  mich  doch  auf  ausdrücklichen  Wunsch  des  k.  k. 
Ministeriums  des  Innern  veranlaßt,  das  Dekanat  zu  ersuchen,  in  Hinkunft 
bei  der  dem  Dekan,  beziehungsweise  in  zweifriliaften  Fällen  dem  l^o- 
fessorenkoUegium  zustehenden  Zulassung  von  Auinahmswerbcrn  der  in  Rede 
stehenden  Kategorie  als  außerordentliche  Hörer  stets  mit  der  nötigen  Strenge 
und  unter  genauer  Prfifung  des  auszuweisenden  Bildungsgrades  vorzugehen, 
und  zwar  mit  ROcksicht  auf  die  beziigliGhe  Bestimmung  der  allgemehien 
Studienordnung,  wonach  als  außerordentliche  Hörer  nur  jene  auhcunehmen 
sind,  welche  ehien  solchen  Orad  geistiger  Bildung  nachweisen»  der  den 
Besuch  von  Universitätsvorlesungen  für  sie  wünschenswert  oder  nutzbringend 
erscheinen  läßt,  und  desgleichen  bei  der  Aufnahme  außerordentlicher  Hörer 
auf  die  beschränkten  Raumverhältnisse  einzelner  Kliniken  entsfirechende 
Rücksicht  zu  nehmen. 

Hienach  wolle  das  l>ekanat  gegebenenfalls  voigehen. 


Nr.  677. 

Aus  dem  Erlasse  des  Mlntoterlns  für  K.  d.  U.T0ffl23.ingiistit0l, 

Z.  23.423. 

an  dis  medizinische  Ückanat  in  Wien, 

(betreffend  den  Honorarbezug  för  sogenannte  »^'rivatissima"). 

Dem  Dekanate  wird  eröffnet,  daß  der  FakultitsbeschhiS  betreffs  des 
Honoraibezuges  für  sogenannte  „Privatissima"  den  tiestehenden  Vorschriften 
völUg  entqiricht,  indem  solche  in  das  Vörie simgsprogramm  nicht  aufzu- 
nehmende „Privatissima'^  nicht  als  Universitätsvorlesungen  anzusehen  sind 
und  daher  auch  nicht  unter  die  Kollegiensfeldvorschriften  fallen,  vielmehr 
die  Honorarfrage  für  emen  solchiri  !■  nvatunterricht  di  tn  freien  Überein- 
kommen zwischen  Lehrer  und  Schüler  überlassen  bleibt;  es  muß  jedoch 
hiebei  erwartet  werden,  daß  durch  die  allfällige  Erteilung  eines  solchen 
Privatunterrichtes  in  den  staatlichen  Instituten  nicht  etwa  dessen  Einrichtungen 
und  Dotationen  ohne  eine  völlige  Sdudloshaltung  m  Anspruch  genommen 
werden. 

Ich  ersuche  daher  das  Dekanat,  dem  ein  besonderes  Augenmerk  zu- 
zuwenden. 
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2«  Dolctonit8vor8€lirifteii.O 
Nr.  678. 

Tmrtnimi  In  milstm  für  K.  v.  U.  Tom  14.  i|irfl  HM. 

RWIr.  102,  HVlIr.  22, 

womit  die  durch  Vcnirdnimc  vom  2L  Dciefflber  IM,  RQBNr«  271, 
erlassene  Rlgorosenordniutg  ffir  die  medlzbiisclien  Faknltiteo  abge- 

ftndert  wird» 

Auf  Grund  Ah.  Entschl.  vom  5.  April  1903  finde  idi  im  Einvemehmea 
mit  dem  Ministerium  des  Innern  die  mit  ho.  MinVdf.  vom  21.  Dezember 
189Q,  RGBNr.  271,«)  erlassene  und  mit  ho.  Erlasse  vom  22.  April  1902, 
RüBNr.  89,  teilweise  modifizierte  Rigorosen  Ordnung  für  die  m^liziniscbefl 
Fakultäten  in  nachstehender  Weise  abzuändern : 

§  1.  Zur  Elrlan^^iiii^'^  des  Doktorates  der  gesamten  Heilkunde  und 
der  damit  verbundenen  Berechtigung  zur  Ausübung  sämtlicher  Zweige  der 
ärztlichen  Praxis  ist  erforderlich,  daß  der  Kandidat  in  der  Eigenschaft  eines 
ordentlichen  Stndtefenden  mindestens  zehn  Semester  an  einer  medizinisdiefl 
Fakultit  oidnungsmiBig  ahsolvlert  und  drei  strenge  Prüfungen  (Rigorosen) 
mit  Effolg  abgelegt  hat 

')  Bttr^ifs  der  Zulasauig  ftm  Frauen  tum  medizinischen  Doktorate  s,  /«>.  463, 

*)  Dwdt  diese  Mbttsterialrerordtmng  war  diefrihere  medtinttehe  Mganunoedang  wm 

iS,  April  1872,  ROBNr.  57,  für  jene  Studierenden  at^ßer  Krqft  gesetzt  worden,  welche  in  die 
mtdisitüschen  Studien  ■^rit  den  Studienjahre  1900  I  eingetreten  waren  fvgt.§  4t  der  <^b:ven  Mi'iVdgJ. 
Fär  Jene  Studierenden,  welche  vor  dem  Studienjahre  1900/ i  die  medizinischen  Stadien, 

Bigoretunt^nmg  mm  tS,  MptU  $872,  ROBKr.  S7,  in  Oettmag  gMUäemt 

^  1  Zur  Erlangunp  tlc:  Dolrtorttc^  der  {^e^am'en  HcHknnde  und  der  damit  verbundenen 
Bcrcchtigiing  zur  Aufübung  sämtUcber  Zweige  der  ärzUidiea  Prüll  ist  die  AbUguog  von  drei 
strengen  PrflfmiKen  (Rigorosen)  erfordetUch. 

(;  2.  Die  Zulassung  zu  diesen  Rigorosen  hat  der  KnuHdftt  bei  dtm  Dekane  de?  mcdl- 
xlnisclien  (Doklorenkollegiumi]  (Jetzt  PrtffessorenkolU^aM^  intimidltB  ud  stt  dieacB  Zvadtt 
bei  dcmMlben  folgende  Dukvmente  zu  hinterlegen: 

1.  idiicii  Tittf-  CNler  OdMirtwchdn; 

2.  ein  an  den  Anstalten  der  im  Reichsrate  vertretenen  Länder  gflitiges  MaturitätszengBil 
oder  wenn  er  diesen  Lindem  nicht  angehört,  jene  Zengnitse,  auf  denn  Onmd  er  aa  ciacr 
nedlzinlfchen  Fakultit  als  ordentlicher  Hörer  Immatrikuliert  war; 

3.  einen  Anaweis,  dafi  er  nedlslnitcbe  Vorlesangcn  in  der  Elgcntdnfl  ab  ordcaSMcr 
HSrcr  der  Medizin  durch  mind(><tcn3  vier  Scowtter  frcqtttBlicft  «ad  datcfc  cvd  a—eatu  1» 
den  SezierBbungcn  teilgenommen  habe; 

4.  die  ZcagnlaM  Aber  dl«  nft  Crlolg  abgelegten  dfd  natanbiilofitclwn  Votpribai« 
^  Anhang). 

Vor  der  Zulassung;  rwm  7weiten  Rigorosnm  aufierdem: 

5.  ein  Unlversitätszeugnis  über  das  vonchrlftsmlflig  zitrikkgclegte  medizinische  Qibd- 
qncnniam  (Sf  «7  und  48  d«r  praviflofitehea  StodfcnordnaBir  vom  1.  Oblobcr  I8SO9  ft^Nr.WSf» 
in  welchem  er  in9be5ondcrc  auch  den  Nachweis  liefert,  dafi  er  innere  (Qinik  und  chirurgi?cb« 
Klinik  durch  je  vier,  Augenklinik  und  geburtshilfliche  Klinik  mindestens  durch  je  ein  Senentr 
besucht  habe;  (laut  KU M tri.  vom  12.  September  1874,  Z.  10.474  haben  die  Kaadidaten  Mh0 
ertimtnv  de»  AMiOoHam  mA  mMkmmd^mh  dßfi  J<r  /r  «iwf  Stmihf  emf  4et  «laiffifnhr*« 
und  cfrinir^'srhrn  Klinik  und  Je  §bf  Sm§$tar  atf  dar  gywilwfofftrtwr  «nd  uiaiffilÜMfciw  XMI 
praktiziert  haben),  und  endlich 

S.  eto  Zeugnis  dirflber,  daS  tr  dai  tiili  nedlitoiidw Wfcoffowim  mit  Erfolg  beai«adw  iib^ 
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§  Z  Ein  Semester  ist  nur  dann  anrechenbar,  wenn  in  demselben 
SemeslralicoHegien  mit  wenigstens  zwanzig  wöchenttidien  Unteniditsstunden 
(außer  den  Kursen)  belegt  waren. 

Nur  in  dem  einen  Semester,  in  welchem  der  Kandidat  das  erste 
Rigorosum  (§  7,  Abs.  2)  voUeadet,  genügt  die  Inskription  von  t6  wöchent- 
lichen Unterrichtsstunden. 

§  3.  Ob  und  inwieweit  Semester,  welche  der  Kandidat  als  ordent- 
licher Studierender  an  einer  ausländischen  Universität  oder  an  einer  philo- 
sophischen Fakultät  des  Inlandes  zugebracht  hat,  als  gülti^^  angerechnet 
werden  können,  entscheidet  von  fall  zu  hall  der  Minister  tur  Kultus  und 
Unterridit  nach  Einvernahme  des  PiofessorenkoUegiums  der  Fakultät,  an 
welcher  um  Zulassung  zu  den  Rtgorosen  angesucht  wird. 

I  4.  Um  die  Zulassung  zu  den  Rigorosen  hat  der  Kandidat  bei  dem 
Dekanate  emer  medizinischen  Fakultät  unter  Beibrbigung  der  voige< 
schriebenen  Belege  anzusuchen. 

§  5.  Beim  Ansuchen  um  Zulassung  zum  ersten  Rigoros  um  hat  der 
Kandidat  zu  hinterlegen: 

1.  seinen  Tauf-  oder  Geburtsschein; 

2.  sein  für  das  Inland  gültiges  Maturitätszeugnis  oder,  wenn  er  dem 
In  lande  nicht  angehört,  jene  Zeugnisse,  auf  Grund  deren  er  an  einer  medizioi* 
sehen  Fakultät  als  ordentlicher  Hörer  immatrikuliert  wurde; 

§  3.  Das  cr«tp  P  i  f!f  o  ro"f  (!  m  umfaßt  die  Physik,  ChcmJc,  Anaiomic  und  PhysiüiojWe  und 
besteht  zunftchst  aus  je  einer  praktischen  Fruiung  über  Anatomie  und  über  Physiologie  und  dann 
«hitr  fliconrilfdica  OmmtprSfaiif  Sbtr  tllt  vier  Plchcr  dittt»  Wgommm, 

Das  zweite  RJgorosum  umfaßt  die  allgemeine  Pathologie  und  Tficrapfe,  die  patholo- 
gische Anatomie  (patbologisclie  Histologie),  die  Pharmakologie  (Pharmakodynaiiilk,  Toxikologie 
uod  Rezeptierkondc)  und  die  Inoere  Medizin  (spezielle  Pathologie  und  Tbcnple  der  Inneren  Knuüc- 
bcMen)  nad  bcttaht  nnfichst  au  Je  dner  pnkttschcn  Prflfnng  Aber  pattiologlKbe  Anatomie  (m 
PrSparate  und  an  der  Leiche)  und  aber  innere  Medizin  (ara  Krankenbette)  nad  diaa  einer  thcO' 
retisdien  OesamtprQiung  Ober  alle  vier  Oegeostftndc  dieses  Rlgorosuns. 

Dm  dritte  Rigorotan  WBbflt  die  Chirurgie  (tpeddlc  Pathologie  nnd  Tbeimple  der 
iufleren  Knnkheiten),  Augenheilkunde,  Oynftkologie  (Oeburtshilfe)  und  geriditliche  Medizin  und 
besteht  znnlcbst  au^  ]c  c!ner  praktischen  Prüfung  rthcr  Chinirp-f;'  am  Krankenbette  und  an  der 
Leidie),  Ober  Augenheilkunde  (am  Krankenbette)  und  über  Uyuäkologle  (am  Krankenbette,  an  der 
Lddic  oder  un  Phtnton)  and  dann  dner  theordiflchea  Oeiantprflfnng  für  olle  der  Ckgen- 
ntiode  dieses  RIgorosums. 

g  4.  Sämtliche  drei  Rigorosen  mUssen  an  derselben  Universität  abgelegt  werden. 

Nur  in  besonders  rOcksIchtswardlgen  Pillen  kann  ein  Kandidat  zum  zweiten  und  dritten 
Rigorofani  an  dner  anderen  Univcrsltit,  als  an  wddicr  er  du  cnte  Rigorosom  Abgeii^  liit, 
nach  Elnvemdinmnc  der  bctrctfenden  PrafetiorettkoUegicn  vom  Untctridilminider  ngdBUcn 
werden« 

{  5.  Die  simtifchcn  drd  Rfgoroten  werden  Offentlidi  abgehdtcn,  doch  steht  et  fedeni 

V«»ldtzenden  frei,  den  Zutritt  tnf  Arzte  und  Studierende  d«r  Mcdidn  dniMdtrInkcn. 

§  6.  Die  Prflfungskoramisston  besteht  bd  |edeui  lUgorotnni  «n  ctacn  Vorritaenden  <§  7), 
den  ordentlichen  Examinatoren  (g  6), 

den  nnter  Unnlindca  beindchenden  Mficrordcntiidicn  Enwnfnntoro  ((  % 

dem  Reglerungskommissär  und  beim  zvdten  and  dritten  Rlforaanni  nodi  einem  von  der 
Regierung  bestellten  Koexaminator  (§  10). 

g  7.  Den  Vorsitz  in  Jeder  Prflfungskommiasion  führt  der  Dekan  des  medizinischen 
ProfeaaorenlMrilcglnnie,  bd  deeien  Enmnginng  oder  Vcrbindcmng,  oder  wo  SitUdic  Verhilt- 
nl«"?c  ein  AUemleren  notwendig  machen,  treten  zunäch-^t  der  Prodekan  und  soweit  es  noch 
nötig  ist,  ein  oder  zwei  vom  medlzlniscben  ProtenorenkoUeglum  jährUch  bei  Odegenhdt  der 
Ddanawahi  nu  den  ordeatlicken  Prafcsmicn  gewlbltt  Vertntcr  an  aaine  Stdle» 
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3.  das  Mdduagsbudi  (beziehirngsweise  dnea  vom  Dekanate  ausge- 
stellten Ausweis),  aus  welchem  hervoigeht; 

a)  dafi  er  mindestens  vier  aniechenbare  Semester  frequentieft  hat  oder 
doch  in  das  vierte  Semester  ordnungsmäßig  inskribiert  ist  und 

b)  daB  er  wenigstens  durch  zwei  Wintersemester  dte  anatomischen 
SczierübunjTcn  frequentiert  hat. 

§  6.   Reim  er«^ten  RijTnrosum  sind  PrüluAgsgegcnstände: 

a)  Aligcniciiic  l'lK)]n(j;iL', 

b)  Phvsik  lur  AUdi/iner, 

c)  Cliemie  für  Mediziner, 

d)  Anatomie, 

e)  Histologie, 

f)  Physiologie. 

Die  Einielprfifungen  aus  „Allgemeuier  Biologie^'  und  aus  „Physik  für 
Mediziner''  werden  nur  theoretisch,  jene  aus  den  fibrigen  Oegenstindcn 

gleichzeitig'  theoretisch  und  praktisch  abgehalten. 

§  7.   Die  Einzelprüfungen  des  ersten  Rigorosums  aus  „Allgemeiner 

Biologie",  aus  Phvsik  für  Mediziner**  und  ans  Chemie  filr  Mediziner" 
können  sdion  am  Schlüsse  des  vierten  medizinisdien  Semesters  abbiegt 
werden. 

Der  Vonllsendc  cfam  Rfgoion«  kit  ia»  Rtdit,  ebtr  ii&lit  dl«  PfllcM,  tm  taaadaSma. 

§  ?  OrdcntHcfic  Examfnatofeii  find  die  ordenflldicii  ProletioicB  der  fs  den  betfctteadai 
Rigorosen  zu  prüfenden  Fftcber. 

Venn  fflr  ein  PrOTuBSthcli  mehrere  ordentliche  ProfcewrtB  In  dncn  KoUcginai  vor> 
ImidCB  alnd,  so  alternieren  dieselben  als  ordentliche  Examinatoren. 

In  xeitwclscr  I  rmrinKlung  oder  Verhinderung  eines  ordcnHIcher  I'rofcs?or5  ?ind  die 
ftiifierordentUchen  Prufessoren  desselben  Faches  alternierend,  nnd  wo  auch  solche  nicht  vor- 
handen oder  vcriilndert  lind,  lit  fcncr  ordcntildie  oder  ■nftcrordenfllcbc  Profeaeor  dem  ltigD> 

rosum  als  stellvertretender  ordentlicher  Examinator  bcizuzichen,  der  den  betreffenden  Ocfcnlnd 
hktisch  lehrt  oder  de5'?en  Fach  dem  betreffenden  Prüfungsfach  im  nSch«!ten  steht. 

§  9.  Wenn  die  Qbermißige  Zahl  der  Prüfungskandidaten  oder  die  nachgeviesene  Cber- 
bArdung  eines  fordentlichen  Examinators  mit  anderweitigen  AmtsgeschSften  es  nötig  nadrt, 
werden  vom  Unterrichtsmlntater  anflerordentliche  Examinatoren  fSr  die  Dauer  eines  Jahres  er> 
nannt,  welche  dann  mit  den  ordentfIclicB  Examinatoren  bei  den  betreuendes  Rigorosen  sn 
altemieren  haben. 

Die  Ernennung  erfolgt  auf  Orund  dnes  vom  Prohssorenkolleglmn  sponlnn  oder  im  Anf* 
trage  dte  Ministers  erstatteten  Vorschlages  ans  der  Rdhc  der  das  betrcifcnde  PrStniigsheS 

faktisch  lehrenden  außerordentlichen  Professoren 

§  10.  Der  Kegierungskommissär  und  die  Koexaminatorcn  müssen  Doktoren  der  Medixia 
und  Chirurgie  oder  der  gesamten  Heilkunde  sein  und  kOnnen  auch  dem  medizinisdien  Lehrtr- 
kollegtnm  angehören.  Dieselben  werden  vor  Beginn  eines  feden  Studienfahrcs  fir  die  Dang 
desselben  vom  Untcrrich(?mlnister  im  Efnvcmchmen  mff  dem  Mfnisfcrium  des  Tnnem  ernannt. 

Der  Regierungskommissär  überwacht  und  beanlsichtigt  im  öffentlichen  Jntcressc 
fedes  der  drei  Rigorosen  und  hat  das  Recht,  an  den  Kandidaten  fragen  zu  steilen. 

Von  den  zwei  Koexaminatoren  interveniert  der  eine  bei  der  theoretischen  Ociafst- 
prüfung  dc<!  zweiten  Rfgorosum?  als  zweiter  Prüfer  der  inneren  Medizin  (spc/iellc  Patholojric 
und  Therapie  der  inneren  Krankheiten),  der  andere  bei  jener  des  dritten  Rigorosums  als  zwdtcr 
PrOfer  der  Chlmrglc  (spexlellc  Pathologe  nnd  Therqri«  der  Infieten  lOnanUieiles)  arit  denaelbeB 
Redtten  nnd  Pflichten  wie  die  flbrlgcn  Examinaforen. 

§  II.  Die  theoretischen  Oec-imlprflfunßfcn  werden  unter  steter  Anwesenheit  de?  Vor- 
sitzenden und  des  Regleningskommiss&rs,  die  praktischen  PrÜuogen  nur  unter  Ixitung  uad 
Beanfsichtigttng.  seitens  derselhen  von  den  belreHcndcn  Exanrintloren  voigenommcn,  und  zwar 


Digitized  by  Google 


Medizinische  Rlgorosenordnung. 


887 


Den  nicht  schon  am  Schlüsse  des  vierten  Semesters  abgelegten  Einzel- 
prüfungen des  ersten  Rigorotmns  haben  aidi  dfe  betreffenden  Studierenden 
im  Laufe  des  nädisten  Semetten  zu  unterziehen,  und  sind  hie]>ci  die 
Tennine  für  diese  Einzetpffiftingen,  soweit  tunOcIi,  im  Anfang  des  Semesters 
anzusetzen. 

Bei  der  Anberaumung  der  Termine  für  die  Einzelprüfungen  des  ersten 
Rigorosums  kann  in  der  Regel  ein  Intervall  von  zwei  Wodien  gewährt 
werden.  Aus  triftigen  Gründen  kann  jedoch  der  Dekan  der  medizinischen 
Fakultät  dem  ICandidateo  eme  angemessene  Crstreckung  der  Fristen  be- 
willigen. 

Die  theoretiscli  -  prakiischen  Einzelprüfungen  aus  (d)  „Anatomie", 
(e)  „Histologie*'  und  (f)  „Physiologie"  sind  in  der  Regel  in  der  eben  an- 
gegebenen Reihenfolge  und  stets  nach  den  übrigen  Einzelprüfungen  abzu- 
legen. 

§  8.  Beim  Ansuchen  um  Zulassung  zum  zweiten  Rigorosum  hat 
der  Kandidat  beim  Dekanate  zu  erlegen: 

1.  ein  Zeugnis  fiber  das  mit  Erfolg  abgelegte  erste  Rigorosum; 

2.  das  Absohiiorium,  welches  dartu^  dafi  er  seit  dem  ersten  Rigorosum 
mindestens  sechs  anrechenbare  Semester  an  einer  medizinischen  f  al[ultät 
frequentiert  ha^ 

kSanra  ndnnere  lOuMÜdiM»,  fcdoch  bd  da  prakttodMa  PrfUangtB  nicht  mäur  ahr  vier,  bd  den 
ItacordiidiCB  nidit  ndir  alt  drd  glddizdtlg  Kt|»riUl  werden. 

g  12.  Zu  der  theoretischen  Oc^amtprOfung  efnes  Rfporosums  wfrd  der  Kandidat  vora 
Professorendekane  nur  dann  zugelassen,  wenn  er  bei  allen  zu  dem  betreffenden  Rigorosum  ge- 
hSraidni  pnklisdim  PrOfungen  mlBdcslait  d«a  KdkSl  »genflgend"  criaagl  haL 

S  13.  EfUdt  der  Kandidat  bd  dn«r  dieser  praktbdicn  PrOfungen  den  KdkQI  «nn- 
gtnflgend",  so  kann  er  zur  Wiederholung  derselben  zugelassen  werden. 

Die  erste  Wiederholung  darf  nicht  vor  Ablauf  von  vier,  die  zweite  nicht  vor  Ablauf  von 
sechs  Monaten  nach  der  vorhergegangenen  Prüfung  stattfinden.  Bezaglich  einer  dritten  Wieder- 
iN^nnff  gdtctt  die  Beatbnnmngen  des  §  20. 

Jede  Wiederholung  einer  praktischen  Prüfung  hat  in  dauernder  Anwesenheit  des  Vor- 
sitzenden der  hcfrcffenden  Prüfungskommission  und  des  Kegierung<5knnimlssärs  stattzufinden. 

g  14.  Alle  andern»  die  Einrichtung  der  einzelnen  praktischen  i'rtlfungen  betreffenden 
Bcttlniiittaigcn  werden  nadi  Efnvcmchnnuig  der  medbinisdien  Profeasorenkolleglen  von  Unter- 
riditmdBMcr  unter  besonderer  Berücksichtigung  der  Ortlichen  VerhiltniMW  getmfftn> 

§  l^i  Bei  den  theoretischen  Oesamtprüfungen  wird  der  Kandidat  von  jedem  Examinator 
und  dem  Koexaminator  durch  eine  Viertelstunde  geprüft*  Wenn  mehrere  Kandidaten  gleich- 
sdtig  geprSft  «erden,  to  kann  die  Konunledon  die  PrSfangudt  iOr  drd  Kandidaten  snaannien 
auf  eine  halbe  Stunde  einschränken,  falls  in  dieser  Zeit  säniliidic  Kandidaten  ihre  Kenntnisse 
mindestens  als  ^genOgend'  enriesen  haben  nnd  der  KalkOi  «aoegtiddinet*  Iflr  de  nldit  «dtcr 
in  Frage  steht. 

IMn  Kandidat  darf  verlangen,  die  pnMedie  nnd  tfieoretlsdie  Pittang  ani  ctocoi  nnd 

drrn^-^lben  Fache  auch  bei  einem  und  demselben  Examinator  abzulegen*  vldmchr  Udbt  dlC 
Bestimmung  der  Examinatoren  dem  Ermessen  des  Dekans  überlassen. 

S  16,  Nach  Beendigung  jeder  einzelnen  praktischen  sowie  theoretischen  Fachprüfung 
«Ird  da«  Ergdmle  denetben  von  dem  Examinator,  bedehnngevelae  Koexaninalor  adt  dem 
KalkOl  „ausgezeichnet",  „genügend"  oder  „ungenOgend"  in  ein  Spezialprotokoll  eingetragen, 
«obei  auch  die  Beantwortung  der  von  dem  Vorsitzenden  oder  dem  Regierungskommissir  etwa 
gaddUen  Fragen  za  betSdidchtigen  Ist. 

9  17.  Keine  theorettehe  Oesamlprflfung  kann  als  mit  Erfolg  abgelegt  betrachtet  werden», 
wenn  der  Kandidat  andt  nur  von  dnem  Examlndor  oder  dem  Koexaminator  den  Kalkül  «nn- 
genügend"  erhielt. 
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oder 

das  Mddungsbuch  (beziehungswetse  einen  vom  Dekanate  amgestellten  Aus- 
weis), aus  welchem  hervorgeht,  daB  er  seit  dem  ersten  Rigorosum  nuodeste]» 
fünf  anrechenbare  Semester  absolviert  hat  und  in  em  wettere^  sechstes 

Semester  ordnungsmäßig  inskribiert  ist. 

Als  erstes  dieser  sechs  Semester  ist  jenes  zu  rechnen,  in  dessen 
Verlauf  der  Kandidat  den  KalkiÜ  über  das  bestandene  erste  Rigorosum 
erhalten  hat  (§  32). 

§  9.  Aus  den  in  §  8,  2,  geforderten  Belegen  mufi  ferner  ersichtUdi  sein : 

a)  daß  der  Kandidat  im  Laufe  dieser  sechs  Halbjahre  die  Scuicsiial- 
kollegien  der  internen  KlinO^  sowie  jene  der  chirurgischen  Kiinilc  mit  je 
30  wMientlichen  Unterricfaisstunden  verteilt  auf  drei  oder  auf  vier  Semester, 
ferner  die  der  geburtsliilflich-gynlkologischen  Klinilc  mit  20  wöchentlichen 
Unterrichtsstunden  verteilt  auf  zwei  oder  auf  drei  Semester,  endlich  jene  der 
Augenldinik  mit  10  wöchentlichen  Unterrichtsstunden  verteilt  auf  cia  oder 
auf  zwei  Semester,  bestjcht  hat; 

b)  daß  er  sich  während  der  Dauer  dieser  Semestralkollei^ien  auf  den 
betreffenden  Kliniken  unter  der  Anleitung'  ihres  Vorstandes,  sowie  der  zu 

In  diesem  Falle  kann  der  Kandidat  zur  Wiederboluog  der  ertolglos  gebliebcnea  tiico- 
retlschen  Einzelprafung  nadi  zwei  Monaten  zagelassea  werden. 

Erhilt  er  bei  dieser  Wiederholung:  abemuris  den  XMkfll  .migciiflgend*,  so  kun  er  rm 
nnchmnHecn  Wiederholunsf  nach  %vcttcrrn  vier  Monaten  ngdmCH  WCrdCB«  B«sS|^iBk  tlMT 
dritten  Wiederholung  gelten  die  Bestimmungen  des  $  20. 

Jtdc  Wledtrholtiiiff  einer  loldicii  ttcMetbdieii  Elnxelprttfaag  hat  In  eletcn  Beiscfa  dci 
Vortitzenden  der  betreffenden  Prüfungskommission  und  des  RegierwIfdloauiiMirs  itiittzufiiidei. 

g  18.  Hat  der  Kandidat  bei  der  theoretischen  Oesamtprflfung  von  mehr  al?  einem  Vo- 
tanten den  Kalkül  , ungenügend"  erhalten,  so  kann  er  nur  zur  Wiederholung  der  gaazen  tiieo- 
fedtchcn  Ocauntprflfmff  nach  teche  Monaten  ingelMwn  werden.  Erhilf  er  bd  dicMr  Wleder- 
h i  lun^T  niicii  nur  von  einem  Votanten  den  KalkQI  »ungenügend",  so  kann  er  gleichfalls  nur 
zur  nochmaligen  Wiederholung  der  theoretischen  Qesamtprüfung  nach  weiteren  sechs  Monaten 
zugelassen  werden.  BezQgllch  etaer  dritten  Wiederholung  gelten  die  Bestimmungen  des  %  20. 

I  19.  Hat  der  Kandidat  von  Jedem  Voteaten  mindestens  den  Kalkfll  «genttgead*  crhaUca, 
so  wird  von  dem  Vorsitzenden  unmittelbar  nach  Schluß  der  theoretischen  OcsaratprOfang  oder 
der  mit  Erfolg  wiederholten  theoretischen  Einzelprüiung  aus  den  Kalkülen  der  praktisdiea 
PrOfongen  nnd  der  acorethehen  Oenntprafung  ein  HaoptkelkSI  fSr  des  pdne  IHfoioeM 
gezogen. 

Wo  'die  p:t5n>»tfjrerpn  Kalküle  den  minder  gOnsii;^en  in  gleicher  Zahl  gCgeoibCIlIclMat 
wird  der  Hauptkalktil  nach  den  minder  günstigen  gezogen. 

D«ff  Rerallat  wird  eofort  In  dai  Rfforoeraprotokoll  elngetngea  nnd  dena  Kindldiiin 

aNcntlich  bekannt  gegeben. 

§  20.  Jede  dritte  Wiederholung,  sei  es  einer  praktischen  Prflfnng,  sei  es  einer  theo- 
retischen Ehizciprttfung  oder  der  ganzen  theoretischen  Oesamtprüfung,  kaon  nur  vom  Uolcp- 
richtsminister  nach  Einvernehmung  des  medizinischen  Profcfiorenfcolleglnni*  bewilligt  wetdcn. 

Trhaiil  der  Kandidat  dfwc  Bcwillf^ng  nicht  oder  besteht  er  bd  der  dritten  >^'icdrrholcTi£r 
die  Prüfung  abermals  nicht,  so  bleibt  er  von  der  Erwerbung  des  medizlnJacbea  Doktorates  aa 
einer  Universitit  der  hu  Relchtntc  vertretenen  Undcr  wie  mcb  von  der  NoefriBhalioB  chM 
im  Auslande  erworbenen  Doktordiptoms  für  Immer  eusgcschlosscn. 

6  21  jede  Wiedi^rholting  einer  I'rQfun^  9oM,  <^ovrit  roOgUcht  mit  denselben  Eaanilantef 
wie  der  vorhergegangene  miülungene  FrUiungsakt  statttinden. 

§  12.  POr  fedci  Rtffororam  hat  der  Keadldat  eine  Taae  n  eaMchlen,  nnd  nrar  Br  dv 
erste  RIgorosum  55  II.  fm  Kmutt),  fOr  da«  zweite  CO  fl.  fOtKimui^  nnd  flr  dM  dritte  «I. 
ö.  W.  (t30  Kronen). 

Hlevon  erhalten  der  Vorsitzende  nnd  der  Regierungskommissir  fflr  ihre  BetefUgoog  m 
den  rtmdichen  prakUKfacn  PrfUnngen  eines  Rtgoraea«  ieder  5  0.  nnd  ebenaoefcl  ihr  ftie 
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seiner  Vertretniig  befugten  Assistentea  oder  in  betonderen,  dieser  prakti* 
•cheB  AnsbDdiing  gewidmeten  und  vom  Minister  fOr  Kultus  und  Unterridit 
nacii  Einvemalune  des  betreffenden  Professorenkollegiums  als  hiefür  ge- 
eignet bezeichneten  Kollegien  anderer  Dozenten  der  genannten  Fieber  prak- 
tiscb  verwendet  hat; 

c)  daß  er  mindestens  sechswöchentliche  Kurse  über  Laryngologie,  Otia- 
trie  und  Zahnheilkunde  mit  je  fünf  Wochenstunden  oder  Semestralkoüeg^ien 
über  diese  Fächer  von  äquivalentem  Stundenausmaß  und  emen  fünfstündigen 
Kurs  über  Impfung  frequentiert  und  sich  bei  den  pralctischen  Übungen  be- 
tätigt hat 

Wo  es  die  lokalen  Verhältnisse  wünschenswert  erscheinen  lassen,  kann 
fiber  BescfabiB  des  Professorenkollegiums  der  Unterricht  in  Laryngologie» 
Impfkunde  und  Zahnheilkunde  mit  dem  Untenicht  anderer  klinischer  Fächer 
verbunden  werden. 

§  10.  Beun  zweiten  Rigorosum  sind  Prilfungsgegenstinde: 

a)  Pathologische  Anatomie  und  Histologie, 

b)  Allgemeine  und  experimentelle  Pathologie« 

c)  Pharmakologie  und  Rezeptierkunde, 

BeteOlffKiif  n  dtr  flicoRlbdKa  OcMmtprSfuiir;  ferner  1cd«r  Exttdnator  «der  KotxndBilor 

5  ri.  für  eine  praktische  Prafung  und  5  fl.  far  die  Beteiligung:  an  der  ttlfonllMtaai  Ociint- 
prfllung;  der  Rest  von  5  fl.  entfällt  an  den  Kanzleifond  der  Universität. 

Bd  Jeder  Wiederholung  einer  Prflfung  erhält  jedes  beteiligte  AUtglied  der  Prtlfungs- 
kQamilflilon  die  tnifl«  da  ■nfcgdvcma  TndMtnffci. 

§  23.  Die  Einzeltaxbctrige  haben  die  Natur  von  PrisCDSgddtni  und  MfiBCn  dihcr  aar 
far  die  wlrUkhc  Funktion  in  Anspruch  genommen  werden. 

§  24.  Die  Premollon  erfolgt  mler  dem  Vonitie  des  RdUon  im  Bdeefn  de»  IMsnee 
des  Professorenkollegiums  durch  etflca  ordeBttldH»  Prolenor  (per  tnmam)  als  Promolor  la 

Form  der  hcrkni-nmlichen  Sponsioncn. 

g  25.  Die  Promotionstaxe  ftir  das  Doktorat  der  gesamten  Heilkunde  betrügt  an  allen 
ValvenMIltB  der  hn  Rddierete  veitretenea  U&der  60  fl.  S.  V.  f/29  Knmai).  HIcvoa  beridiea 
der  Rektor  15  fl.,  der  Dekan  and  Promotor  je  5  fl. 

Wcitera  sind  aus  dieser  Taxe  5  fl.  9fterr.  Währung  an  den  Universititskanzleifond  abzu- 
fahren,  aus  welchem  die  an  den  verschiedenen  Universitäten  bisher  bestehenden  Zahlungen  für 
die  AnlKrl^Euit  dee  Mplomf  md  die  Miiierlfeii  BaSge  de»  IttaslelpenoiMis  md  der  Dlcneiw 

schalt  zu  bestreiten  sind,  mit  Ausnahme  solcher  ßezQge,  welche  für  spedclle  Pmiiriloiien  bd 
nunmehr  entfailcnden  reierlidikeiten  des  Fromotionsaktes  in  Ansatz  kamcs» 

I>er  Rcflt  tUer  i^mottoMlubeträge  wird  nnter  dbntlfdie  ordcBtMche  Prafaeoren  der 
Fkkultlt  zu  gleichen  Teilen  verteilt. 

§  26.  An  jenen  l'nivcnsitaten,  an  welchen  bisher  feierlichere  Prnmoffon'^forTnpn  üblich 
waren,  bleibt  es  den  Kandidaten  freigestellt,  statt  der  einfachen  diese  feierlichere  Promotion 
f«tca  die  Iricfir  abUdien  Entrichtmigen  Mr  »Ich  in  AaspnKh  n  aAmen.  Dodi  kommt  der 
In  9  2S  besdmml«  Ttjd»etntf  aadi  in  dieeem  Pdle  m  der  dort  aagcordneicn  Vcnrendmu;  n«d 
Verteilung. 

(§§  27  und  2ti  und  gegenslanäslos  geworden.) 


Anhang 

mr  Rigorotenordanng  fflr  die  acdlglBitcfce  Fakultät  fiber  die  natorkltlotltcliea 
PrUancan  iMbuf»  Znlaamag  sa  daa  a^cdixlnlsdian  Rigorosen. 

§  1.  Um  zu  der  mcdi7infschcn  Rigorosen  zugelassen  zu  werden,  muß  der  Knndidat  an 
einer  Universittt  der  im  Keichsrate  vertretenen  Linder  drei  einzelne  öfioitliche  Vorprüfungen 
fllmr  Botanik,  Zoologie  nnd  Miacrnlofie  mit  Erlolg  abgelegt  taalMa. 
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d)  Interne  Medizin, 

e)  Kinderheflkiinde, 

f)  Psydiiatrie  und  Neuropathologie. 

Die  sub  b)  und  c)  bezeichneten  Gegenstande  werden  nur  fheofctisch» 
die  übrigen  ziigleidi  theoretisch  und  praktisch  geprüft 

§  11.  Kandidaten,  welche  die  im  $  8  geförderten  Nachweise  erbracht 

haben,  können  sich  den  Einzelprühingen  des  zweiten  Rigorosums  aus  (a) 

Pathologischer  Anatomie  und  Histolog^ie'*,  -ms  (b)  „Allfremeiner  und  ex- 
perimenteller Pathologie**  und  aus  (c)  „Pharmakolog^ie  und  Kezeptierkuride** 
schon  am  Schlüsse  des  seit  dem  ersten  Rigforosum  frequentierten  sechsten 
Semesters  (%  8,  2)  unterziehen;  falls  sie  wahrend  ihrer  Studienzeit  das 
Miütarlialbjahr  abi;cdieiit  iiaben,  können  sie  am  Schlüsse  dieses  Semesters 
auch  zu  den  übrigen  Euizelprühingen  des  zweiten  Rigorosun»  zugelassen 
werden. 

§  12.  Beim  Ansuchen  um  Zulassung  zum  dritten  Rigorosum  hat  der 
Kandidat  beizubrmgen: 

a)  das  Zeugnis  über  das  mit  Erfolg  abgelegte  zweite  Rigorosum  und 

b)  das  Absolutorium. 

§  13.  Beim  dritten  Rigorosum  smd  Prfifungsgegenstände: 

a)  Chirurgie, 

b)  Geburtshilfe  und  (^akologie, 

c)  Aii^^cnhcükimde, 

d)  Dermatologie  und  Syphilis, 

§  2.  Zu  jeder  dieser  Vorprflhin{fen  wird  jeder  ordentliche  Hörer  der  MtdIdB  sof  sein 
Ansuchen  bei  dem  Dekane  dc3  medizinischen  Professorenkollcgiums  zugclasnen  ^^cn  Bei- 
bringung eines  an  den  Anstalten  der  im  Reichsrate  vertretenen  Uinder  gültigen  Maturit&ts- 
zcBgnlMes,  oder  wenn  er  diesen  Lindem  nicht  tngchOrt,  jener  Zcngnbae,  anf  deren  Omd  er 
in  einer  medizinischen  Fakult&t  als  ordentlicher  HOrer  immatrikuliert  war. 

E9  bleibt  dem  Ermessen  des  Studierenden  Qberlaisen,  in  weldier  Rdbcnfotge  utd  in 
welchen  Semestern  er  diese  Vurprüiungen  ablegen  will. 

I  3.  Die  Vorprafungen  ftulcn  witer  Lehnas  md  ObennMcbt  da  Delnace  dce  acdlfr> 
zinischen  ProfessorenkoUcflttin  tlatt»  ohne  difl  Jedoch  denen  elctc  Anwesenheit  vibmd  der 

PrOiung  erforderlich  Ist. 

Examinatoren  sind  die  ordentlichen  Professordi  der  betretenden  Fächer. 

Unter  nehrcren  ordentlichen  Profcmoren  detidben  Ffedici  tat  derjenige  beUnifehti, 
welcher  dieses  Fach  speziell  fOr  Mediziner  vortrigt.  b(  incb  diei  bd  B^rcKB  der  Ml,  eo 
haben  dieselben  bd  rion  Prüfungen  zu  alternieren. 

Die  Vertretung  des  Dekans  des  medizinischen  Proiessorenkollegiums  oder  der  Examinatoren 
flndct  In  Felle  der  Notwendigkeit  gemlfl  den  Bcstlnanangen  der  medizinischen  Rtgoroeenordnnng 
7  und  8)  statt.  Ferner  kann  tinfcr  den  Im  §  9  der  medizinischen  Rif7  >rnscnordnung  ange- 
gebenen Verhältnissen  und  nach  Mafigabe  der  dort  gegebenen  Bestimmungen  die  Emennang 
von  •nSerordentUchen  Examinetoren  iflr  die  oaturhistorische  Vorprüfung  seitens  des  Unterricfatt- 
ndnlaten  eintreten. 

§  4.  Für  die  Abhaltung  dieser  Vorprllftittcen  find  in  der  Regel  nnr  die  enten  vier 

Wochen  eines  jeden  Semesters  bestimmt. 

Ausnahmsweise  können  dieselben  jedoch  infolge  eines  zwischen  dem  Deicane  des  oKdi- 
slnbchen  Profefflorenkolleglnnn  und  den  Exeniinatoien  feliolfenen  Oberelnkonunent  WMtA 
■nSerhalb  dieser  Zeit  abgehalten  werden. 

§  5,  Die  Dauer  jrd  -r  einzelnen  naturhistorischen  Vorprüfung  beträgt  fflr  jeden  einzelnen 
Kandidaten  Stunde.  Wenn  mehrere  Kandidaten  gleichzeitig  gcprfllt  werden,  kann  nacti  Maft- 
gnbc  da  §  15  der  «edlzlnlecbeii  Rfcoraeenordnung  eine  AbkOnnnK  der  PrtinnfKcH  eiatiwl«. 
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e)  Hygiene, 

f)  Qeriditlkhe  Medizin. 

Die  sub  a)  bis  d)  bezddineten  Gegenstände  weiden  zugleich  theore- 
tisch und  pralctisdi,  die  beiden  übrigen  nur  theoretisch  geprüft 

§  14.  Die  Examinatoren  beim  zweiten  und  dritten  Rigorosum  haben 
gel^cntlich  der  Prüfung  ihrer  Fächer  und  bei  der  Erteilung  der  Kalküle 
darauf  Rücksicht  zu  nehmen,  ob  die  Kandidaten  auch  noch  im  Besitze 
genügender  Kenntnisse  in  der  Anatomie  und  PhvsiolojTie  sind. 

§  15.  Sämtlichen  Finzelprufungen  des  zweiten  Rigorosums  und  ebenso 
jenen  des  dritten  kigor<  sums  haben  sich  die  Kandidaten  im  Verlaufe  einer 
Frist  von  je  sechs  Monaten  zu  unterziehen. 

Den  Kandidaten,  welche  einige  Einzelprüfungen  eines  Rigorosums  mit 
oder  ohne  Erfolg  abgelegt,  sich  siser  für  die  restlichen  Einzelprüfungen  nicht 
rechtzeitig  gemeldet  hallen,  shid  für  die  noch  nicht  abgelegten  Einzel* 
Prüfungen  vom  Dekan  die  Termine  innerhalb  des  sechsten  JMonats  dieser 
Frist  auszuschreiben. 

§  16.  Sämtliche  drei  Rigorosen  müssen  an  derselben  Universität  abge- 
legt werden. 

Nur  in  besonders  rücksichtsvvürdigen  Fällen  kann  ein  Kandidat  7um 
zweiten  und  dritten  Rigorosum  an  einer  anderen  Universität,  als  an  welcher 
er  das  erste  Rigorosum  abgelegt  hat,  nach  Einvernahme  der  betreffenden 
Professorenkollcgien  vom  Minister  für  Kultus  und  Unterricht  zugelassen 
wcrdcu.i) 

§  6.  Nach  ah;:^clcgter  Prüfung  hat  der  Examinator  den  Erfolg  derselben  mit  dem  Kalkfl! 
Mausgczeichnet",  »genügend"  oder  ^ungenagead"  io  ein  Spezialprotokoll  einzutragen  und  auf 
Ornnd  dct  Icttteren  werden  dtn  KkadMifcn  von  dem  Defamc  des  ncdhfafvclieB  Prof<«»oitn* 
koUeginiDs  vonchriftsmiflig  gestcnpelte  Zeugnisse  auf  vorgednickten  Blanketten  «isgcfcrtig^ 
•owie  In  den  Lektionskatalüg  de^elben  eine  hierauf  bezügliche  Bemerkung  eingelragen. 

§  7.  Hat  der  Kandidat  den  Kalkül  .ungenügend"  erhalten,  so  kann  er  zur  Wiederfiolnflg 
der  PrOfnnff,  velebe  dann  In  dnemden  Beteein  dei  DdomcR  dct  medblaiNhcn  Profcnoren» 
kotlcgfums  abzuhalten  Ist,  nach  drei  Monaten  zugelassen  werden. 

Fflr  Jede  weitere  Wiederholung  gilt  dcfeihe  Termin. 

Für  diese  Wiederholungen  gilt  überdies  die  Bestimmung  des  §  21  der  medizinischen 
IdgORMenoidBnnK« 

§  8.  FQr  Jede  naturhistorischc  Vorprüfung  hat  der  Kandidat  eine  Taxe  von  7  fl.  ö.  W. 
fi4  Kro/uttJ  zu  entrichten,  wovon  5  fl.  f ilr  den  Examinator  und  2  fl.  fflr  den  Dekan  des  med!- 
dnisdicn  Profeseorenkolleglttnie  entfidlen. 

Für  jede  Wiederholung  einer  solchen  Prüfung  sind  6  fl.  (t2Kiwten)  zu  entrichten,  wovon 
Je  3  fl.  dem  Dekane  des  medizinischen  Profc5sorenkoIIegiiims  und  dem  Examinator  mkommcn. 
Von  diesen  Taxen  gilt  überdies  die  Bestimmung  des  g  23  der  medizinischen  Rigorosenordnung. 

&  dlM«r  fiMertn  RIgomeitmüttmng  gnft  die  ItuiraiäM  wom  /.  Jaul  W12,  Z,  672t, 
betreffend  die  Einricbtung  der  medkinisehen  Studien  sowie  die  latinMOH  vom  9$.  Oktober  i9lt2, 
2.  iS446,  betrefffrtd  dif  Finnchtuna  der  praktischen  Prüfungen. 

Diese  auch  sdion  in  der  früheren  Rigorosenordnung  enthaltene  Bestimmung  ist  laut  £rlqß 
det  Minieleriama  für  K.  a.  U.  wom  27.  November  1901,  Z.  so  zu  irerü^im,  difl  dn 

Wechsel  der  Universität  nur  nach  völliger  Ablepmc  det  ersten  Rigorosums,  somit  fflr  beide 
nach  erlangtem  Absolutoriurn  abzulegende  Rigorosen  gestattet  werden  kann;  sollten  indcs<;en 
besondere  Umstände  oder  Billigkeitsmomente  dafOr  sprechen,  im  einzelnen  Falle  einem  Kandidaten 
den  Wedncl  der  UnlvenMU  nnr  fOr  da*  lelile  (dritte)  Rigoroenm  an  gcatetten,  eo  wttrde  dn 
hierauf  abzielender  einvemehmlicher  Antrag  der  beiden  betreffenden  Professorenkolleg^en 
eventuell  ausnabmswdse  genehmigt  werden  kftnncn,  wie  dies  teilweise  andi  tdion  bisher 
geschehen  ist. 
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§  17.  Die  Rigorosen  werden  öffentlich  abgehalten»  doch  steht  es  dem 
Vorstfasenden  frei,  den  Zutritt  auf  Arzte  und  Studierende  der  Medizin  einzu- 
sdulnl[en. 

§  18.  Die  Prüfungskommission  besteht  aus  dem  Vorsitzenden,  dem 
betreffenden  Examinator  und  beim  zweiten  und  dritten  Rigorosum  noch  aus 
dem  Regierungskommissär.  Letzterem  ist  es  Jedoch  imbenommen,  nach 
eigenem  Ermessen  auch  den  Prüfungen  des  ersten  Kigorüsuins  beizuwohnen. 

Der  Dekan  bestimmt  Ort  und  /eit  der  einzelnen  Prüfungsakte,  beruft 
zu  denselben  die  Exammatoren,  eventuell  den  Vorsitzenden  (§  19)  und 
verständigt  den  Regierungskommissär. 

§  19.  Den  Vorsitz  führt  der  Deloui  der  medizmischen  FaloiHit;  bei 
dessen  Ermanglung  oder  Verhinderung,  oder  wenn  die  Zmammensetamg 
meltferer  Kommissionen  nötig  erscheint^  treten  zunächst  der  Prodelum  und 
eventuell  ein  oder  zwei  vom  ProfessorenkoU^um  jährlich  bei  Gelegenheit 
der  Dekanswahl  aus  den  ordentlichen  )hofessoren  gewählte  Veifrcter  an 
seine  Stelle. 

§  20.  Als  ordentliche  Examinatoren  fungieren  die  ordentlichen  Pro- 
fessoren, welche  di5  betreffende  Prüfung^sfach  tatsächlich  lehren. 

Für  „Allgemeine  Biologie**  sind  die  ordentlichen  Professoren  der  Zoo- 
logie und  der  Botanik  an  der  philosophischen  Fakultät  Prüfer,  sofern  sie  über 
das  bezeichnete  Prüfungsfach  lesen. 

Wenn  ein  Prüfungsfach  von  mehreren  ordenüichen  Professoren  in  den 
Vorlesungen  vertreten  wird,  so  aHemieren  diese  Professoren  als  Prfifer  behn 
Rigorosum. 

In  Ermanglung  oder  Verhinderuug  eines  ordentUcfaen  Examinators  sind 
die  außerordentlichen  Professoren,  und  wo  solche  nicht  vorhanden  oder  ver* 
hindert  sind,  jener  ordentliche  oder  außerordentliche  Professor  dem  Rigo- 
rosum als  stellvertretender  Examinator  beizuziehen,  dessen  Fach  dem  be- 
treffenden Prüfungsgc^^enstande  am  nfichsfen  steht. 

§  21.  Wenn  die  übermaßige  Zahl  der  Prüfungskandidaten  oder  die 
nachgewiesene  Überburdung  eines  ordentlichen  Examinators  mit  ander\%'ei- 
tigcn  Amtspeschäften  es  nötip  macht,  werden  vom  Minister  für  Kultus  und 
Unterricht  außerordentliche  iixaniinatoren  für  die  Dauer  eines  Jahres  er- 
nannt, welche  den  ordentlichen  Examinator  nach  Bedarf  zu  ersetzen  haben. 

Die  Ernennung  erfolgt  auf  Grund  ehics  vom  Professorenlcolkgiom 
spontan  oder  im  Auftrage  des  Ministers  erstatteten  Vorschlages  aus  der 
Reihe  der  ffir  das  betreffende  Prüfungsfach  ernannten  au0erofdentiichen 
Professoren  und  Privatdozenten. 

§  22.  Die  Regierungskommissäre  werden  auf  Vorschlag  des  Ministe« 
riums  des  Innern  vom  Mmister  ffir  Kultus  und  Unterricht  für  die  Dauer 
eines  Studienjahres  ernannt. 

Dieselben  müssen  Doktoren  der  Medizin  oder  der  gesamten  Heilkunde 
sein  und  können  auch  dem  Lehrerkollegium  der  medizinischen  hakultät 
angehören. 

§  23.  Die  theoretischen  Einzelprüfungen  jedes  Rigorosums  werden 
in  ehiem  gemebssmen  Plüftmgsakt  abgehalten;  hi  efaier  Sitzung  der  Kom- 
mission können  nidit  mehr  als  sechs  Kandidaten  geprüft  werden. 
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Die  Bettimmunff  der  Anzahl  von  Kandidaten^  welche  bei  den  fheore- 
tiichinakliadien  Einzetprfifungen  gleichzeitig  gepriill  weiden  sollen,  itt  dem 
Vonitzenden  der  Ptfifungskommisiion  überlasten. 

§  24.  Jeder  Prüfungsakt  ¥rifd  von  dem  betreffenden  Examinator  imter 

entsprechender  Aufsicht  des  Vorsitzenden»  sowie  beim  zweiten  und  dritten 
Rigorosum  des  Regierungskommissärs,  vorgenommen.  Die  beiden  letzteren 

sind  berecTiHpft,  atif  die  Frnfresfcütinp:;  und  auf  die  Daner  der  Prüfung  EinfluB 
zu  nehmen  und  auch  selbst  an  den  Kandidaten  Fragen  zu  stellen.^) 

§  25.  Die  Pnlfungsdnuer  betragt  bei  den  nur  theoretischen  Einzel- 
prüfungen für  jeden  Kandidaten  in  der  Regel  eine  Viertelstunde ;  bei  den 
zugleich  theoretischen  und  praktischen  Einzelprüfungen  ist  die  PrQfunj>^s/cit 
för  jeden  Kandidaten  nach  Erfordernis  der  ihm  gestellten  praktischen  Auf- 
gaben entsprechend  langer  zu  bemessen;  bei  den  Einzelprüfungen  aus 
„Interner  Medizin'',  aus  „Chirurgie'',  sowie  „Geburtshilfe  und  Gynäkologie" 
kann  sie  auf  die  Dauer  eines  ganzen,  eventuell  auch  zweier  Tage  eisliedct 
werden. 

8  76,  Das  Ergebnis  jeder  Einzelprüfung  ist  vom  Examinator  mit  dem 
Kalkül  „ausgezeichnet",  ,^nugend"  oder  „ungenfigend"  zu  bezeichnen, 
wobei  auch  die  Beantwortung  der  vom  Vorsitzenden  oder  Regienmgskommis- 
sär  etwa  gestellten  Fragen  zu  berficksidittgen  ist 

Kehl  Kigorosum  ist  als  mit  Erfolg  abgelegt  anzuseilen,  wenn  der 
Kandidat  nicht  bei  sämtlichen  Ehizelprßfungen  mhidestens  den  Kalkfil  „ge- 
nKgend''  erhalten  hat 

9  27.  EriiUt  ehi  Kandidat  bei  ehier  oder  mehreren  Einzelprüfungen 
eines  R{gorosums  den  Kalkül  „ungenügend",  so  hat  er  diese  nach  Ablegung 
simdicfaer  Ehizelprüfungen  des  Rigorosums  zu  wiederholen. 

Nachdem  sich  der  Kandidat  allen  Emzelprfifimgen  eines  Rjgorosums 
unterzogen  hat,  sind  ihm  die  Reprobationsfristen  zur  Wiederholung  der  mifi- 
lungenen  Einzelprüfungen  sofort  vom  Dekan  im  Einvernehmen  mit  den  be- 
treffenden Fachexaminatoren,  und  beim  zweiten  und  dritten  Rigorosum  auch 
im  Einvernehmen  mit  dem  Regierungskommissär  zu  bestimmen. 

Im  Falle  der  Kandidat  nur  bei  einer  Einzelprüfung  nicht  entsprochen 
hat,  ist  die  Frist  in  der  Regel  mit  zwei  Monaten,  bei  der  Reprobation  in 
mehreren  Einzelprüfungen  mit  drei  bis  sechs  Monaten  zu  bemessen. 

Die  Fristen  können  auch  kürzer  bemessen  werden,  wenn  die  Re- 
probation bei  den  vom  Kandidaten  zuerst  abgelegten  Einzelprüfungen  des 
Rigorosums  erfolgte. 


')  tn  Betntf  d*r  Frag«  der  Oüiu^heit  des  nw  «bum  Kandidattn  begotutenen  PrtfflmgtdtUt 
wird  im  Erli^  des  Mhdäertumjtr  K.  u.  U.  vom  17.  August  1806,  Z.  18M4.  bemerkt.  (U8  Jeder 
Prflfunc:^3ld  tl9  begonnen  ;u  betrachten  ist,  lobald  dem  Kandidaten  die  erste  FraKe  oder  xn 
WMBde  Aufgab«  mitgeteilt  worden  ist.  Da  dar  Kandidat  laat  da«  Berichtes  durch  die  Inangriff- 
Mthnt  der  Um  znr  Aufgabe  gcstaUtcn  Hentelloag  «Inet  aflatorafflchen  Prtparatei  ibcrdlca  wbM 
an  dte  llniiia  III  Muhl  der  PrOfuDgsfrage  geschritten  ist.  so  Ist  die  von  thra  begonnene  praktische 
Prüfung  auf  Anntomfc  infolge  seines  Rücktritte?  von  der  Fort'sctTung^  de«  Prüfunp«»3ktef  a!?  mit 
nagenägendera  Lriolg  aJjgelegt  aazitaebea  und  kann  der  Kandidat  nur  mehr  zur  Wiederholung 
der  Prifwtf  atch  Abtaaf  der  votiesdulebcacti  Rcprotetloiufriel  zogelasacn  wcntea. 
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$  2a.  Wenn  der  Kandidat  bei  der  ersten  Wicdertiohing  einer  oder 
mehreier  Einzelprflfungen  abermals  nicht  enttpricht,  so  gelten  für  die  zweite 

Wiederholung  der  betreffenden  Einzelprüfungen  die  gleichen  Bestimmungen. 

§  29.  Zu  einer  dritten  Wiederholung  einer  oder  mehrerer  Einzel- 
prüfungen eines  Rigorosums  kann  der  Kandidat  auf  Antrag  des  Professorcn- 
kollegiums  vom  jMinister  fiir  Kultus  und  Unterricht  zugelassen  werden,  wobei 
ihm  aufgetragen  werden  kann,  die  betreffenden  Prüfungsfächer,  unter  Um- 
standen aber  auch  andere  Fächer  des  gesamten  medizinischen  Studiums 
vorher  noch  durcli  cui  uder  uiclircre  Semester  zu  Irequentieren. 

§  30.  Erhält  ein  Kandidat  bei  dieser  dritten  Wiederholung  nicht  bei 
allen  abzulegenden  Prüfungen  den  Kalkül  „genügend'',  so  ist  er  voo  der 
Fortsetzung  der  medizinischen  Studien,  sowie  von  der  Erlangung  des  medi> 
zinisdien  E>oktorgrade8  an  einer  inlandischen  UniveisitÜ^  sowie  auch  von  der 
Erwerbung  desselben  auf  Orund  eines  im  Auslande  erlangten  Dtploms  für 
immer  ausgeschlossen. 

§  31.  Jede  Wiederholung  hat,  soweit  tunlich,  vor  demseU>en  Exami- 
nator stattzufinden,  wie  die  vorherige  mißlungene  Prüfung. 

§  32.  Hat  der  Kandidat  bei  jeder  Prüfung  des  Rigorosums  oder  bei 
deren  Wiederholung  wenigstens  den  Kalkül  „genügend*'  erhalten,  so  wird 
nach  Ablcguiig  der  letzten  Prüfung  aus  den  einzelnen  in  das  Spezial- 
protokoU  eingetragenen  Kalkülen  der  Hauptkalkül  für  das  ganze  Rigorosum 
gezogen. 

Der  Hauptkalkfil  ist  nur  dann  mit  „ausgezeichnet"  festzusetzen,  wenn 
der  Kandidat  diesen  Kalkfil  bei  der  Mehrzahl  der  Prüfungen  eines  Rigorosums 
eizielt  hat  und  bei  keiner  Prüfung  reprobiert  worden  war. 

Das  Resultat  des  Rigorosums  ist  in  das  RigocosenprotokoU  einzutragen 
und  dem  Kandidaten  bekannt  zu  geben. 

§  33.  Versäumt  ein  Kandidat  den  für  eine  Prüfung-  anpc«;ct7ten 
Termin  ohne  triftiq^e  tntschuldigungsgründe,  so  verfällt  die  für  den  beiretfen- 
den  Prüfungsakt  bestimmte  Quote  der  Taxe;  unterzieht  er  sich  dieser 
Pnifung  auch  bei  dem  vom  Dekan  zu  bestimmenden  weiteren  Termin  ohne 
tnlligen  iinischuidiguugsgruiid  nicht,  so  ist  er  so  zu  behandeln,  als  ob  er  die 
betreffende  PrOfung  nicht  bestanden  hätte.^) 

§  34.  Wenn  ein  Kandidat  zwei  Jahre  nach  Beginn  des  zweiten  Rigo- 
rosums das  Doktorat  nodi  nicht  erwofben  hat,  so  kann  er  vom  Professoren» 
koU^um  zur  neueriichen  Frequenz  von  Vorlesungen  in  angemessenem 
Umfange  verhalten  werden,  um  zu  den  restlichen  Prüfungen  zugelassen  zu 
werden.  Hat  er  auch  vier  Jahre  nach  Beginn  des  zweiten  Rigorosums  das 
Doktorat  nicht  erlangt,  so  gilt       fkstimmung  des  §  30. 

§  35.  Für  jedes  Rigorosum  hat  der  Kandidat  eine  Taxe  zu  entrichten, 

*)  LMä  in  KUMErt.  vom  14,  Mal  IWS;  Z,  90t^  üt  anttrattm  UmMttm  4vm  Asf- 

znhaftrr,.  daß  In  Octn2fihctt  des  §  33  der  Rtpnro':rnnrdnnn5^  ein  Karrdidnt,  welcher  den  für  eine 
Prüfung  angesetzten  Termin  ohne  U'ittige  tnttdiuldlgungsjErönde  versäumt,  beim  ersten  aagc- 
iflEtcii  Tcrmhi  die  bttrcffcndc  TucQUOte  vcittntp  bcfan  ivclltB  ■iiccicdUlcitlKl  vcnSMBlei 
Terrain  aber  so  zu  behandeln  ist,  als  ob  er  die  betreffende  Prüfung  nicht  bestanden  bitte. 

Ob  eine  rechtzeitig  vor  dera  Termin  oder  e%«entucll  nach  I  aj^e  Hpr  Verfiiltniste  [z.  B. 
pIStzllche  Erkrankung,  vis  major  etc.)  erst  nach  dem  Termin  beigebrachte  £iitscliiüdi£iing  der 
TeradBvcirtiniaiit  fflr  gcrtclillertlKt  za  btUcn  ift,  bat  der  OtbiB  lyiwtitc  sn  tuHcbHJf. 
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tiiid  zwar  für  das  eiste  Rigorositm  120  Kronen,  ffir  das  zweite  Rlgorosuin 
130  Kronen  und  für  das  dritte  Rigorasiim  140  Kronen. 

Hievon  erhalten  der  Vorsitzende  der  Prüfungskommission,  sowie  der 
beim  zweiten  und  dritten  Rigorosum  fungierende  Regierungskommissär  für 
ihre  Beteilignnpf  nn  sämtlichen  Prüfunfren  eines  Rigorosums  je  20  Kronen,  die 
Examinatoren  bei  den  theoretischen  Prüfungen,  sowie  bei  der  Prüfung  aus 
„Histologie",  aus  , Kinderheilkunde",  aus  „Psychiatrie  und  Neuropathologie", 
sowie  aus  „Dermatologit:  und  Syphilis"  je  10  Kronen,  die  Examinatoren  bei 
den  übrigen  theoretisch-praktischen  Prüfungen  je  20  Kronen,  der  Rest  per 
10  Kronen  entfäUt  an  den  Kanzleifond  der  Universitdt 

Bei  jeder  Wiederliolung  einer  oder  melirerer  Prüfungen  eines  Rigo> 
rosums  ist  jener  Betraff  ab  Taxe  zu  eriegen,  welcher  erforderlich  ist,  damit 
jedes  bei  diesen  Wiederholungsprüfungen  intervenierende  Mitglied  der 
Ptufungskoniniission  die  Hälfte  der  ihm  fOr  die  erste  Abhaltung  der  Prüfung 
gebfihrenden  Taxe  empfängt. 

§  36.  Die  Promotion  erfolgt  tinter  dem  Vorsitze  des  Rektors  im  Bei- 
sein des  Dekans  der  medizinischen  Fakultät  durch  einen  per  turnum  be- 
stittinitcn  ordentlichen  Professor  als  Promotor  in  der  Form  der  herkömmlichen 
Sponsioncn. 

§  37.  Die  Promotionstaxe  für  das  Doktorat  der  gesamten  Heilkunde 
beträgt  an  allen  Universitäten  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und 
Länder  120  Kronen. 

Hievon  beziehen  der  Rektor  30  Kronen,  der  Dekan  und  der  Promotor 
je  10  Kronen. 

Weiters  sind  aus  dieser  Taxe  10  Kronen  an  den  Kanzleifond  der 
Univefsitit  abzuführen,  aus  welchem  die  an  den  einzelnen  Universititen 
lusher  üblichen  Zahlungen  für  die  Ausfert^[ung  des  Diploms  und  die 
bisherigen  Beziige  des  ICanzleipersonals  und  der  Dienerschaft  zu  be- 
streiten sind. 

Der  Rest  aller  Promotionstaxbeträge  wird  unter  sämtliche  ordentliche 
Professoren  der  medizinischen  Fakultät  zu  gleichen  Teilen  verteilt. 

§  38.  An  jenen  Universitäten,  nn  welchen  bisher  feierlichere  Promotions- 
furincn  üblich  waren,  bleibt  es  den  Kandidaten  freigestellt,  statt  der  ein- 
fachcij,  diese  feierlichere  Promotion  gcv^cn  die  hiefür  üblichen  Zahlungen 
für  sich  in  Anspruch  zu  nehmen,  doch  küinint  der  im  §  37  bcstiminte  Tax- 
betrag auch  in  diesem  Falle  zu  der  dort  angeordneten  Verwendung  und 
Verteilung. 

§  39.  Rücksichtlich  der  Bedingungen,  unter  denen  Doktoren  der  Medizin, 
welche  das  Diplom  an  emer  Universität  außerhalb  der  hn  Rdchsrate  ver- 
tretenen Königreiche  und  Länder  erworben  haben,  ein  im  Inlande  gültiges 
medizinisches  Doktordiplom  erkmgen  können,  haben  die  Bestimmungen  der 
MmVdg.  vom  6.  Juni  1850,  RQBNr.  240,*)  auch  fernerhin  zu  gelten. 

§  40.  Die  Professorenkollegien  haben  betreffs  der  Einrichtung  der 
Prüfungen  unter  Berücksichtigung  der  örtlichen  Veriiältnisse  und  im  Rahmen 

*)  S.  Nr.  506;  bezüglich  der  SostriJUtatioa  tUr  von  frautn  Im  AusUuuU  erworbe/un 
mtdUaMkm  MUordlplomt «.  Mr.  400. 


Digitized  by  Google 


896 


II.  Tdl:  StndlcsfottclMlftn;  a  Dk  vier  naammiMIm, 


der  vorstehenden  Bestinimiiiigai  besondere  Instruktionen  mit  Oenciiniiguag 

des  Ministers  für  KuHttS  und  Unterricht  festzustellen.^) 

§  41.  Diese  Verordnung  tritt  für  jene  Studierenden,  welche  die  medi- 
zinischen Studien  seit  dem  Wintersemester  IQOOMQOl  begonnen  haben,  mit 
ihrer  Verlautbarung  in  Wirksamkeit,  wogegen  die  mit  ho.  MinVdg.  vom 
21.  Dezember  ISQQ,  RfiRNr.  271,  erlassene  Rigoroscnordnung  für  die  medi- 
zinischen Fakultäten  und  die  hiezu  mit  ho.  MinErl.  vom  21.  Dezember 
1899,  Z.  35.326,  kundgemachte  Instruktion,  sowie  der  Erlaß  vom  22.  Afoü 
im,  ROBNr.  89,  auBer  Kraft  tieteiL 


Nr.  679. 

ErlaA  des  Miulstsrs  für  K.  u.  ü.  vom  8.  Mal  UOS,  l.  1U4S. 

MVBMr.  30. 

an  die  Dekanate  der  medizinischen  FakuUiten» 

womit  dne  Inilniktlon  xn  der  mit  Vmrdnimg  vom  14.  April  IM^ 
Z.  11,289  (ROBNn  10^,  orlnsseneii  modirinfnciion  Ri|EOfooeBordinng 

knndgemacfat  wird. 

Beitufs  einer  den  ho.  Intentionen  enteprechenden  mid  gleichnuLßigen 
DufcfafOhrung  der  mit  der  ho,  Verordnung  vom  14  April  1903,  Z.  II J89, 
ROBNn  102,  erlassenen  medizinisdien  Rigorosenoidnung  an  den  Univeisitaten 
der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Linder  finde  ich  dem  De- 
kanate nachstehende  Instralttion  mitzuteUen. 

A.  Allgemeines. 

Um  dem  vielseitig  beklagten,  durch  dic  KiL^orosenordnung  vom  15.  April 
1872,  KOBNr.  57,  zwar  nicht  bedingen,  nbcr  doch  mo^dich  gemachten  Obel- 
stande zu  begegnen,  daß  viele  Studierende  ihre  Anfangsprüfung-en  in  die 
späteren  Studienjahre  hinausziehen,  und  somit  oftmals  sich  auf  die  Prüfung 
in  emem  Oegenaiande  vwiMfeiten,  wihrend  sk  oidmmgsmaßjg  chten  ganz 
anderen  hören  oder  hören  sollten,  mid  daß  sk  Gegenstände  beqnentiefcn, 
ohne  dte  ihnen  natuigemifi  vorausgehenden,  weil  grundlegenden  soweit 
zu  beheiTschen,  wie  es  zur  Ablegung  einer  Prüfung  erfoiderlich  ist^  whd 
nunmehr  das  ganze  Studium  in  zwei  Abschnitte  geteilt  Im  ersten  Studien* 
abschnitte  hat  sich  der  Studierende,  ohne  durch  zwischenliegende  Prüfungen 
unterbrochen  zu  werden,  mit  den  zum  Verständnisse  der  krankhaften  Vor- 
gänge nötigen  n,itur\vissenschaftlichen  Diszipimen  zu  beschäftigen.  Erst  wenn 
er  srint:  Kenntnisse  in  diesen  Fächern  erwiesen  hat,  kann  er  in  größerer 
Ausdehnung  die  Gegenstände  der  späteren  Semester  mit  Nutzen  frequen* 
tieren. 

*)  Auf  Grund  dieser  Brstirnrttirr  M-urdc".  hrsondere  Fakultätslnstruktionrn  sjrrjehmiet: 
Wien:  KUMErt,  vom  b.  Mai  J903,  Z,  i5J45f  Prag  deutsch:  KUMErL  ywk  3t.AmgBt 
m  2;  MMt;  Prag  bSkmltfk:  KUMBH,  mm  iLDtumttrim,  Z.  WJi9;  Ora»s  KVMOL 
wom  91,  Aagne  1903,  Z  SSM9t  ittHtbrmekt  KÜHBrU  mm  19.  OAMcr  im  Z  JEU» 
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Ffir  die  Dauer  dieses  eisten  Studieoabschnittes  ist  eine  untere  Grenze 
von  vier  Semestern  festgesetzt;  dem  Kandidaten  aber,  der  sich  zu  schwacli 
fühlt,  den  Stoff  des  ersten  Rigorosums  in  dieser  Zeit  zu  bewältigeni  oder 
der  vollkommen  sicher  gehen  will,  eine  ausgezeichnete  Prüfung  abzulegen, 
steht  CS  frei,  den  ersten  Studienabschnitt  beliebig  zu  verlängern.  Andrerseits 
ist  es  dem  Kandidaten  gestattet  (im  Sinne  des  §  7),  sich  der  Prüfung  aus 
einigen  Gegenständen  des  ersten  Rtp^orosuins  schon  vor  Schluß  des  vierten 
Semesters  zu  unterziehen,  sofern  er  dieses  Semester  ordnungsmäßig  inskrie- 
biert  hat. 

Die  Dauer  des  zweiten  Studienabschnittes  hat  eine  untere  Grenze 
von  sechs  Semestern,  eine  obere  Qntait  ist  nicht  gegeben,  so  daß  jeder 
Studierende  sich  so  lange  vorbereiten  kann»  wie  er  es  nach  seinen  Fähig- 
keiten und  Neigungen  ffir  angemessen  hält  Doch  muß  er  nach  Beginn  des 
zweiten  Rigorosums  dieses  und  das  dritte  Rigorosum  innerhalb  eines  ge- 
wissen Zeitausmaßes  ablegen  (§  34),  damit  die  Garantie  geboten  sei,  daß  er 
mit  einem  auf  fester  theoretischer  Basis  mhenden  und  die  verschiedenen 
Zweige  der  ärztlichen  Studien  umfassenden  Wissen  und  Können  ausgestattet» 
seine  praktische  Tätigkeit  antrete. 

Dem  Kandidaten  wird  demnach  wie  bisher  überlassen,  zu  beurteilen, 
ob  und  wann  er  genügend  vorbereitet  ist.  Die  Anmeldung  zu  dem  ersten 
Kigorosum  bedeutet  aber  jetzt  den  Abschluß  des  ersten,  die  Anmeldung 
zum  zweiten  Rigorosum  den  Abschhif)  des  zweitoi  Studienabschnittes.  Auch 
hier  ist  es  dem  Kandklaien  gestattet,  sich  zu  einigen  Prüfungen  des  zweiten 
Rigorosums  schon  am  Sdihisse  des  letzten  Semesters  des  zweiten  Studien- 
abschnittes zu  meklen. 

Durch  die  Festsetzung  zeitlkher  Orenzen  für  die  Ablegung  von  Einzel* 
Prüfungen  soll  der  Kandidat  einerseits  vor  der  Täuschung  bewahrt  werden, 
daß  er  in  den  Pausen  zwischen  den  einzelnen  Prüfungsakten  noch  irgend 
Nennenswertes  für  d-«s  Examen  erlernen  könne,  so  daß  er  sich  gedräng^t 
fühlt,  die  prufun;,'sfreien  Semester  zur  gründlichen  Arbeit  zu  verwenden; 
auch  soll  d  iciurch  vtrliindert  werden,  daß  er,  wie  das  bisher  ermöglicht  war, 
nur  für  den  Moiiieiit  der  Prüfung  ein  Wissen  zusariuiienraffe,  das  ohne  Be- 
ziehung zu  anderen  Disziplinen  geistig  nicht  verarbeitet,  also  für  sein 
spfiteres  Leben  muiderwertig  ist  und  nicht  mehr  als  den  Schein  genügender 
Kenntnisse  erweckt.  Eine  Belastung  für  den  Kandidaten  kann  hierin  nicht 
gesehen  werden,  denn  es  entfallen  die  theoretischen  Prüfungen  jedes  Rjgo- 
rosums  in  ihrer  heutigen  Form,  bei  denen  er  bisher  den  Stoff  einer  größeren 
Anzahl  von  Gegenstanden  an  einem  Tage  beherrschen  mußte.  Überdies 
ist  durch  die  Fristberaessung  für  die  Einzelprüfungen  des  ersten  Rigorosums 
(§  7,  Abs.  2  und  3),  sowie  durch  die  Zuerkennimg  des  Rechtes,  die  Einzel- 
prüfungen des  /weiten,  sowie  die  des  dritten  Rigorosums  innerhalb  eines 
nicht  karg  bemessenen  Zeitraumes  ablegen  (§  15)  und  die  Anmeldung 
zum  dritten  Rigorosum  eventuell  durch  ein  längeres  Inter\'all  von  dem  Ab- 
schlüsse des  zweiten  Rigorosums  trennen  zu  dürfen  (§  34),  dem  Kandidaten 
die  Möglichkeit  geboten,  seine  Kenntnisse  in  den  einzelnen  Prüfungsg^en- 
standen  anfzufHschen  und  zu  ciginzen.  Auch  wird  bei  den  Prüfungen  kfinftig 
weniger  der  ad  hoc  memorierte  Oedichtnisstoff,  als  viefanehr  das  dauernd 
üBiftnmt^tmu.  57 
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erworbene  .Wissen,  das  Veistindnis  und  das  Können  für  den  Ausfall  maß- 
gebend sein. 

Denselben  Zweck,  das  wirkliche  Können  gepaart  mit  Verständnis  zu 
erproben,  verfolgt  die  Neuerung^,  daß  künftig  mehr  Gegenstände  wie  bisher 
prnkti<;ch  geprüft  und  daß  die  praktischen  und  theoretischen  Doppclprutungen 
in  einheitlich  praktisch-theoretische  Prüfungen  umgewandelt  \MTcleii. 

In  den  Fächern  „Interne  JVledizin",  „Chirurgie*',  sowie  „ÜLbunshilte 
und  Ci  iiakulogie"  ist  eine  wesentliche  Verlängerung  der  Pruiuiigstiaucr 
m  Aussicht  genommen.  Es  wird  damit  beabsichtigt,  dem  Examinator  zu  er- 
möglichen, das  äntUche  Können  der  Kandidaten  an  mefareien  ttegenden 
oder  ambulatorischen  Patienten,  im  Operationssaale,  am  Phantom  oder  an 
der  Leiche  zu  erproben,  ihn  einfache  Analysen,  mikroskopische  Untersuchnn* 
gen,  Temperaturkurven  usw.  zu  diagnostischen  Zwecken,  sowie  die  ge- 
briudllichsten  Behandlungsweisen,  Anlegen  von  Verbänden  usw.  ausführen 
ni  lassen.  Es  soU  auf  diese  Weise  eine  gründlichere,  praktische  Schulung 
des  Kandidaten  erprobt  werden,  deren  Erreichung  von  der  obligaten  prakti- 
schen Betätigung  des  Kandidaten  auf  den  Klinikt^n  oder  m  besonderen, 
dieser  praktischen  Ausbildung  gewidmeten  KoUegien  (§  9,  Iii  b)  zu  er- 
hoffen  ist. 

Da  es  dringend  geboten  erscheint,  die  StuUiereoden,  mehr  als  es 
bisher  an  manchen  Fakultäten  der  Fall  war,  mit  den  Patienten  ht  berufs- 
mäßige BerOhrung  zu  bringen,  wird  den  Professorenkollegien  im  §  21  ein 
Mittel  in  die  Hand  gegeben,  soldie  Privatdooenten  und  Eidraordinarien, 
welche  Aber  em  reiches,  für  die  Studierenden  jetzt  wenig  ausgeniltzies 
Krankenmaterial  von  Abtdhu^en,  Ambulatorien,  Polikliniken  usw.  verfügen, 
durch  Zuziehung  zu  den  Prüfungen  für  diese  Art  des  praktischen  Untcfriciites 
zu  interessieren  und  dadurch  zu  veranlassen,  Kollegien  von  der  genannten 
Art  (§  9,  !it.  b)  zu  halten.  Es  wird  das  hauptsächlich  an  Universitäten  mit 
großer  bchulerzahl,  an  denen  sich  auch  stets  passende  Lehrkräfte  werden 
finden  lassen,  durchführbar  und  von  segensreicher  Wirkung  sein. 

Wie  bisher  wird  es  Aufgabe  der  FrofessorenkoUegien  sein,  für  die 
Abhaltung  und  die  zweckentsprechende  zeitliche  Einteilung  aller  jener  Vor* 
lesungen  Sorge  zu  tragen,  die  der  Mediziner  bei  einem  geordneten  Studien^ 
gang  zu  liören  luit  und  insbesondere  darauf  zu  achten,  daß  die  obUgaten 
Kollegien  und  Kurse  in  dem  bisher  üblichen  oder  in  dem  von  der  Rigoroae»- 
ordnung  bestimmten  Ausmaße  (§  5,  Abs.  3,  Iii  b  und  §  9)  gelesen  werden. 

Betreffs  der  Prüfungen  werden  sich  die  Vertreter  jener  Disziplinen, 
die  ohne  scharfe  Grenzen  in  andere  Disziplinen  übergehen,  mit  den  be- 
treffenden Fachkollegen  ihrer  Fakultät  soweit  zu  verständigen  haben,  daß 
die  Ausschaltung  wichtiger  Fragen  aus  dem  (jesamtstoffe  der  Prüfungen 
vermieden  wird.  So  wird  es  dem  Übereinkommen  überlassen,  ob  Embrj'O- 
logiu  vom  Anatomen,  Histologen  oder  Physiologien  ircprüft  wird,  wo  inncr- 
Iiaib  der  zu  prüfenden  physioiügisch-chcnuschen  Methoden  die  ürenze  der 
Gebiete  des  Chemikers  und  des  Physiologen  ist,  ob  also  z.  B.  die  Bestimmung 
des  spezifischen  Gewichtes  des  Blutes,  seines  HImoglobingehaltes,  der 
Blutkörperchenzahl  usw.  dem  ersten  oder  dem  zweiten  zuM^  ob  die  Onmd- 
zQge  der  Bakteriologie  zu  der  allgemeinen  tmd  expciimeutellen  Patho> 
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logie,  der  pathologiiclica  Anatomie  oder  der  Hygiene  gerechnet  werden, 
ob  Schariadi,  Masern  usw.  dem  Vertreter  der  fiautkrankheUen  oder  dem 
der  Kinderkrankheiten  zufallen,  Paralyse,  Tabes,  Hysterie  zur  Psychiatrie, 
beziehungsweise  Neuropathologie  oder  zur  internen  Mcdizhi  gdidcen  usw. 

Es  wird  erwartet,  da6  der  Professor,  welcher  solcher  Verabredung  ge- 
mäß einen  Gegenstand  in  seinen  Prüfungsstoff  aufgenommen  hat,  denselben, 
soweit  er  nicht  durch  besondere  Kollef^ien  und  Kurse  (§  9,  lit.  c)  an  der 
Faluiltat  vertreten  ist,  auch  in  den  Rahmen  seines  Lehrstoffes  aufnimmt. 

Wenn  auf  diese  Weise  erzielt  wird,  dafi  weder  ein  wichtiges  Kapitel 
im  Gesamtunterrichte  fehlt,  noch  dasselbe  Kapitel  trotz  der  Fülle  des  Unter- 
richtsniatcnais  überflüssig  oit  besprochen  wird,  so  soll  dadurch  nicht  die 
Vorstellung  erweckt  werden,  als  düirfe  jeder  Examinator  nur  Fragen  aus  dem 
Gebiete  sehies  Gegenstandes  stellen.  Er  wird  vielmehr  mangelhafte  Kennt* 
nisse  in  den  seinem  Fache  nahestehenden  oder  gar  demselben  als  Onmd* 
läge  dienenden  VE^issensgebieten  so  zu  beurteilen  haben,  als  würden  sie  sein 
Fach  selbst  betreffen  (§  14).  Auch  wird  bei  den  Prüfungen  der  klinischen 
Fächer  auf  den  Erfolg  zu  achten  sein,  mit  dem  die  Kandidaten  die  Kurse 
über  Laiyngologie^  Otriatrie,  Zalmheilkunde  und  Impfkunde  frequentiert 
haben. 

Was  die  Technik  in  'der  Durchführung  der  neuen  Prufungsnormen 
anbelangt,  so  wird  sich  dieselbe  an  den  verschiedenen  Fakultäten  nicht 
ganz  gleich  gestalten  lassen  und  in  den  entsprechend  den  lokalen  Verhält- 
nissen von  den  betreffenden  Professorenkollegien  auszuarbeitenden  Instruk- 
tionen (§  40)  dargelegt  werden.  Dabei  werden  folgende  Punkte  hn  Auge 
zu  behalten  sein: 

Tag  und  Stunde  der  abzuhaltenden  Prfifiing,  die  Namen  der  zu  prüfen- 
den Kandidaten  und  der  Vorsiteenden,  dann  die  Lokalitäten,  in  welchen 

geprüft  wird,  sind  durdi  Anschlag  am  schwanen  Brette  bekannt  zu  geben. 

Es  ist  wünschenswert,  daß  die  Prüfungen  in  größere  Räumlichkeiten 
verlegt  werden,  damit  der  Zutritt  zu  denselben  auch  einer  größeren  Anzahl 
von  Oä«?te!!  ermöglicht  wird. 

Die  Reihenfolge  der  alternierenden  Prüfer  wird  vom  Dekan  im  Ein- 
vernehmen mit  den  beteiligten  Examinatoren  geregelt. 

Nach  Schluß  des  Examens  wird  dem  Kandidaten  der  Prufungskalkül 
öffentlich  bekannt  gegeben. 

Wenn  bei  emer  Pr&fnng  der  Exammator,  oder  falls  mehrere  Examhia* 
toren  beteiligt  sind,  einer  derselben  nicht  erscheint;  so  wird  dieselbe  im 
ersten  Falle  in  OSnze,  im  letzteren  Falle  in  dem  entsprechenden  Anteil 
lilif  einen  der  nächsten  Tage  vom  Dekan  verschoben,  sofern  nicht  (auf 
Orund  des  §  20,  Abs.  4)  Ersatz  geschafft  werden  kann. 

Wie  bisher  wird  für  jedes  der  drei  Rigorosen  im  Dekanate  ein  beson- 
deres Protokoll  geführt,  in  welches  die  Prüfer  die  Fin/clk'dküle  eintragen. 
Die  bei  u  ilcI erholten  Prüfungen  sich  ergebenden  Kalküle  werden  von  dem 
Vorsitzenden  und  beim  zweiten  und  dritten  Kigorosurn  auch  von  dem  Ke- 
gierungskommissär  mit  unterzeichnet.  Nach  Vollendung  jedes  Rigorosums 
wird  der  Hauptkalkül  vom  Vorsitzenden  eigenhändig  eingetragen  und  durch 
seine  und  eventuell  des  Regierungskommissars  Namensfertigung  beglaubigt 
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Hat  die  Kommission  bei  ungenügendem  Ausfalle  einer  oder  mehrerer  Einzel- 
prfifungcn  tines  WgotomauB  die  Reprobationsfnst  zu  iwstimmcii,  was  erst 
nach  VoUenduog  simdichcr  Einzelprfifungen  eines  Rigorosums  geschehen 
darf  (§  27),  so  ist  die  Reprobationsfrist  im  Protokoll  zu  verzeidineiL, 

Außer  diesen  Spezialprotokollen  wird  im  Dekanate  noch  em  alphabeliMh 
geordnetes  Hauptprotokoll  geführt,  in  weichem  außer  dem  Geburtsorte,  den 
Alter  und  der  Religion  des  Kandidaten  auch  das  Datum  und  der  AusstellungS' 
ort  seines  Maturitätszcufrnisses  oder  jenes  Dolaimcntes,  atif  Grund  dessen 
er  seine  Immatrikulation  erwirkt  hat,  ausgewiesen  erscheinen.  In  dieses 
Protokoll  trägt  der  Dekan  eigenhändig  den  Tag  des  Abschlusses  jedes  cin- 
zcltiLii  der  drei  Rigorosen  samt  dem  sich  dabei  ergebenden  Haupikaikui 
ein  und  unterzeichnet  das  Konklusum. 

Hat  der  Kandidat  das  erste  Rigorosum  abgelegt,  so  wird  ihm  ein  Zeug- 
nis darüber  ausgefertigt  und  von  den  hinterlegten  Dokumenten  der  Index, 
und  falls  er  sich  auch  mit  einem  Abgangszeugnisse  ausgewiesen  hatte,  auch 
dieses  zurfickgestelli  Im  Index  ist  der  Erfolg  der  bestandenen  Prüfiuig 
ersichtlich  zu  machen. 

Will  ein  Kandklat  nach  bestandenem  ersten  Rigorosum  eine  andere 
Universität  bezieheUp  so  kann  ihm  auch  eine  Abschrift  semes  JMaturitSls- 

Zeugnisses,  worin  bemerkt  ist,  daS  das  Original  beim  Dekanate  erii^e, 
ausgefolgt  werden.  In  das  Abgangszeugnis  ist  gleichfalls  der  Erfolg  des  be- 
standenen ersten  Rigorosums  einzuzeichnen. 

Verläßt  ein  Kandidat  die  Universität,  nachdem  er  das  erste  Rigorosum 

nur  feilweise  oder  mit  ungünstigem  Erfolge  abgelegt  hat,  so  wird  ihm 
eine  Abschrift  seines  Maturitätszeugnisses  und  der  Index  ausgefolgt;  in 
diesem  und  im  Abgangszeugnisse  ist  die  Unterbrechung  oder  der  Mißerfolg 
der  Prüfung  zu  verzeichnen. 

Nnch  bestandenem  dritten  Rigorosum  wird  dem  Kandidaten  ein  Zerli- 
likat  ausgefolgt,  auf  Grund  dessen  er  zur  Promotion  zugLlasscii  v.ird.  Mit 
dem  Diplome  werden  dem  Kandidaten  auch  alle  von  ihm  iuntcricgten 
Originaldokumente  ausgefolgt 

Erklärt  der  Kandidat,  daß  er  von  der  Fortsetzung  der  Rigorosen  ab- 
stehen und  auf  die  Erlangung  des  Doktoigndes  verzichten  wolle»  so  ist 
gemiß  MinErl.  vom  31.  Jänner  1666,  Z.  U407,*)  diese  Eikürung  auf  den 
Originakloknmenten,  mittels  welcher  der  Kandidat  die  Zulassung  zu  den 
Rigorosen  erwirkt  hat,  anzumerken  und  der  Fall  sämtlichen  Univefsüätctt 
der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Lander  bekannt  zu  gthta. 

Die  Zeugnisse,  welche  den  Kandidaten  nach  einem  abgelegten  Rigo- 
rosum ausgefertigt  weiden,  haben  zu  lauten: 


«Herr  .  . .  gebflrtig  aus  (Ort  und  Land)  ...  hat  nach  abaohriertem 


medizinischen  Studien  am  .  .  .  das  .  .  .  Rigorosum 
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B«  Besonderes. 

Ad  §  2.  Die  Bestimmung,  nach  welcher  em  Semester  des  zweiten 
Stildienabschnittes  auch  bei  Belegunflf  von  nur  16  Stunden  anrechenbar  ist, 
bezweckt,  dem  Studierenden  in  dem  Semester,  in  welchem  er  das  erste 
Rigorosmn  abl^  größere  Freiheit  in  der  Einteilung  seiner  Studien  zu 
gewihren. 

Ad  §  6,  lit.  a).  An  Stetle  der  naturhistorischen  Vorprüfungen  tritt  nun- 
mehr die  Fachprüfung  des  ersten  Rigorosums  aus  Allgemeiner  Biologie". 
Bei  derselben  soll  sich  der  Kandidat  ai!«;weisen,  ob  er  die  für  einen  Arzt 
erforderliche  Kenntnis  und  Auffassung  der  allgemeinen  I  ebenserscheinungen, 
sowie  deren  innerhalb  oder  außerhalb  der  Organismen  gelegenen  Bedin- 
gungen besitzt. 

Zu  diesem  Behufe  werden  in  der  Regel  an  den  philosophischen  Fakul- 
täten ein  oder  mehrere  Kollegien  fiber  „Allgemeine  Biologie"  abzuhalten 
sein,  m  welchen  der  angedeutete  Stoff  behandelt  wird.  Ohne  als  Lehrplan 
für  diese  Vorlesungen  gelten  zu  sollen,  möge  zur  Dariegung  der  dieser 
Neuerung  zu  Gründe  liegenden  Intention  gesagt  sein,  daß  etwa  folgende 
Themata  Q^enstand  der  Vortrage  sein  könnten: 

Anorganisches  und  Oiganisches;  niedrigste  Organismen;  Zelten  und 
Zellenlehre;  Aufbau  der  höheren  Organismen  aus  Zellen;  Teilung  der  Arbeit 
im  pfKinzlichen  und  tierischen  Körper;  daran  anschlieBend  Gesetz  der  Er- 
haltung der  Lntrqie  ui  Bezug  auf  die  Organismen:  IJtilerschied  zwischen 
tierischem  und  ptlanzlichem  Stoffwechsel ;  Allgemeines  über  Ernährung, 
Bewegung,  Empfindung,  Fortpflanzung;  Arten  der  Fortpflanzung  und  die 
Vererbung;  Kampf  unis  Dasein  und  seine  Wirkungen;  Entstehung  der 
Arten,  Spezies  und  Varietäten;  Symbiose  und  Parasitismus;  Einfluß  der 
iufteren  Lebensbedingungen,  wie  Temperatur,  IMangel  und  Oberfluß  an 
Nahrung;  das  Medium  des  Lebens:  Luft;  Wasser,  Erde. 

Dieses  wohl  auch  von  Hörem  anderer  Fakultäten  besuchte  Kollegium 
soll  in  erster  Linie  das  Interesse  des  Medizmers  für  die  biologischen  Fragen 
durch  die  an  der  Universität  ermöglichte  Methode  und  den  Inhalt  der  Dar- 
stellung wedcen  und  in  ihm  zugleich  mit  der  neuen  Auffassungsweisc  der 
Lebenserscheinungen  die  aus  dem  Gymnasium  mitgebrachten  Kenntnisse 
auffrischen. 

Es  wird  dabei  leicht  scm,  durch  entsprechende  Wahl  von  Beispielen 
spezielle,  für  den  Medizmcr  wichtige  Detaiikeuntnisse  aus  den  botanischen 
und  zoologischen  Disziplinen  zu  vermitteln. 

Wie  aus  diesen  Andeutungen  über  die  Abgrenzung  des  Lehrstoffes 
zu  ersehen  ist,  kunn  das  Kollegium,  welches  durch  fünf  Stunden  wöchent- 
lich abzuhalten  sein  wird,  sowohl  von  einem  Botaniker  als  auch  von  einem 
Zoologen  oder  dem  Vertreter  eines  engeren  biologischen  Faches  gelesen 
werden  und  es  wird  sich  für  jede  medizinische  Fakultät  empfehlen,  daflkr 
Soige  zu  tragen,  daß  an  der  zugehörigen  philosophischen  Fakultät  „Allge- 
ineine  Biologie"  durch  je  ein  Semester  von  diesen  beiden  Standpunkten 
aus  gelehrt  werde,  vom  zoologischen  im  Wintersemester,  vom  botenischen 
im  Sommersemester. 
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Falls  demnach  mehrere  Ordinarien  dieses  Konegitun  lesen,  sind  äe 
alternierend  als  Examinatoren  des  Faches  dem  ersten  Rj^jorottim  zum- 
ziehen  (§  20). 

Mit  Rücksicht  auf  die  wünschenswerte  intensivere  Beschäftigung  der 

Mediziner  mit  den  naturgeschichtlichcn  Fächern  wird  überdies  darauf  zu 
achten  sein,  daß  ihnen  nncfi  Ort  und  Zeit  ^ün^tffre  Oelefrcnheit  zum  Besuche 
der  botanischen  und  zoologischen  KoUei^icn  <:;ebotL'n  werde. 

Ad  §  6,  lit.  b).  indem  das  Fach  küntti^^  niclu  mehr  .Physik",  sondern 
„Physik  für  Mediziner"  heißen  wird,  ist  anpcdeuiet,  daß  in  den  Vorlesungen 
wie  in  der  Prüfunq^  den  spc/iLllcn  Bedürfnissen  des  Mediziners,  beziehungs- 
weise des  Arztes  mehr  als  bisher  Rethauag  getragen  werden  soll.  Dieses 
Fach  wird  demnach  nicht  als  eine  angewandte  Wissenschaft,  als  „medizi- 
nische Phy8l][",  sondern  ntir  in  dem  Sfaine  als  für  Medianer  beatimmt  zn 
lefafen  sein,  wie  jeder  Lehrer  sich  halb  unbewußt  dem  Intcressenktdse 
der  iklehrzahl  seiner  Hörer  anpassen  und  dalter  das  Padi  (Physik)  fikr  Inge- 
nieure unter  Hervorhebung  anderer  Gebiete  und  unter  Anführung  anderer  Bei-  | 
spiele  und  Anwendungen  tradieren  wird,  als  für  Landwirte,  Chemilnr  oder 
Physiker  im  engeren  Sinne. 

In  eingreifenderer  Weise  als  durch  diese  Rücksicht  auf  den  künftigen 
Beruf  der  Hörer  wird  sich  aber  das  Kollegium  über  Physik  von  den  früher 
üblichen  dadurch  zu  unterscheiden  haben,  daß  ein  großer  Teil  der  Zeit  auf 
Demonstrationen  und  übunp^on  nn  und  mit  physikalischen  Apparaten  ver- 
wendet wird.  Es  soll  auf  diist.  Weise  wenigstens  einiges  von  den  am  Gym- 
nasium erwürbencu  Kenntnissen  nach  Auffrischung  durch  den  l^ni\ LTsitäts- 
unteiricht  in  die  physikalische  Anschauung  des  Studierenden  ubergehen,  er 
soll  das  Manipulieren  mit  feineren  Apparaten  kennen  lernen  und  Votslel- 
hmgen  von  exakten  JMethoden  der  Beobachtung,  Untersuchung  und  IMessung 
gewmnen. 

Es  wird  dies  selbst  dann  fruchtbringend  seui,  wenn  in  diesem  KoUegium 
wegen  JMangel  an  Zeit  ganze  Kapitel  der  Physik  nur  efaie  kufsoriscfae  Behand- 
lung erfahren  sollten. 

Ad  §  6,  lit.  c).  Was  im  vorstehenden  über  die  Intention  gesagt  wuide» 

welche  durch  die  Bezeichnung  „Physik  für  Mediziner"  zum  Ausdrucke  gelangt, 
gilt  in  sinngemäßer  Abänderung  auch  betreffs  der  „Chemie  für  Mediziner*'. 
Es  wird  insbesondere  bei  den  Vorträgen  über  organische  Chemie  auf  die 
Bedürfnisse  des  künftigen  Arztes  Rücksicht  zu  nehmen  sein. 

Da  die  Vorbildung  des  Mediziners  in  Chemie  eine  geringere  als  in 
Physik,  das  Fach  für  ihn  aber  von  grundlegender  BcdtuLunk:  ist,  so  werden 
in  den  —  allerdings  nicht  obligaten  —  Studienplan  chemische  Übungen  durch 
zwei  Semester  aufgenommen. 

Die  PrOfung  als  eme  gleichzeitig  theoretisdie  und  praktlsdie  soll  dann 
den  Examinator  hi  die  Lage  setzen,  zu  beurteilen,  ob  der  Kandidat  die  zum 
Verstandnisse  nötigen  theoretischen  Kenntnisse  besitzt,  die  gew^Hmlidbslai 
Erscheinungen  chemischer  Wechselwirkung  kennt,  mit  den  einfachsten  Me- 
thoden vertraut  ist  und  ob  er  die  speziell  für  den  Arzt  wichtigsten  Unter- 
suchungen auszuführen  vermag. 
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Ad  §  6,  Iii  e).  In  der  neu  dageführten  praktlsch-iheordisdieR  Prfifung 
aus  Hittologie  hat  der  Kandidat  zu  erweisen,  dafi  ihm  der  Oebraudt  des 
Mikroskopes  für  seinen  Beruf  vollkommen  geliufig  ist  und  daß  er  insbeson- 
dere die  Methoden  der  Herstellung  mikroskopischer  Präparate,  die  er  als 
Arzt  anzuwenden  haben  wird,  beherrscht.  Es  werden  das  jene  sein,  welche 
mit  geringfen  technischen  Mitteln  j^cstatten,  einen  Leichenteil  auf  seine 
normale  oder  abnorme  Beschaffenheit  mikroskopisch  zu  untersuclicn,  also 
die  Methoden  des  Zerzupfens  frischer  Leichenteile,  ihrer  Behandlung  mit 
verschiedenen  Reagentien,  des  Härtens,  Schneidens  und  die  der  gewöhn- 
liebsten  l  arbungen. 

Ad  §  7.  Die  Absätze  1  und  2  suchen  die  Schwierigkeit  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  zu  bewältigen,  die  darin  Uegt,  eine  sidi  eventuell  durch 
i^onate  huziehende  Prfifung  so  in  den  Studiengang  einzureihen,  dafl  der 
Unterricht  und  der  Besuch  der  Kollegien  so  wenig  wie  mflgUch  gestört 
wird.  Wo  hnmer  es  tunlich  erscheint;  wird  somit  der  erste  Teil  des  eisten 
Rigorosunis  in  den  letzten  Wochen  des  vierten,  der  zweite  Teil  desselben 
am  Anfange  des  fönenden  Semesters  abzulegen  sein. 

Ad  1 8k  WShfend  in  der  Rigorosenordnung  vom  Jabre  1872  die  Vorscfarifl 
bestanden  bat,  daß  der  Kandidat  behufs  Zutessung  zum  zweiten  RIgorosum 
10  Semester  absolviert  haben  mufi,  wobei  der  Zeitpunkt,  in  welchem  das  erste 
Rigorosum  bestanden  wurde,  nicht  in  Betracht  kam,  wird  nunmehr  festgesetzt, 
daß  er  bei  Zulassung  zum  zweiten  Rigorosum  mindestens  sechs  Semester 
seit  AbleCTun^T  de«;  ersten  Rigorosiims  absolviert  haben  muß.  Zu  diesen  sechs 
Semestern  wird  auch  jenes  gerechnet,  in  dessen  Verlauf  das  erste  Rigo- 
rosum vollendet  worden  ist,  und  ähnlich  wie  beim  Abschlüsse  des  ersten 
Studieiiabschnittes  ist  es  auch  hier  dem  Kandidaten  gestattet,  sich  zu  den 
ersten  Prüfungen  des  Rigorosums  schon  am  Ende  des  den  zweiten  Studien- 
abscfanitt  atrachlieSenden  Semesters  zu  mdden. 

Ad  §  9.  Bisher  wurden  die  in  §  9  a)  genannten  Kollegien  fast  allge- 
mein als  zehnstündige  gelesen.  Ffir  jene  Fakultäten,  an  welchen  das  Kranken- 
material  nicht  sehr  reichhaltig  ist,  kommt  in  Betracht,  daB  die  Wahischein- 
lidikeit,  den  Studierenden  seltene  Krankenfalle  vorführen  zu  können,  steigt^ 

wenn  diese  Kollegien  durch  eine  grdfiere  Anzahl  von  Semestern  gelesen 
werden.  Es  wird  deshalb  dem  Ermessen  der  Fakultäten  überlassen,  ob  die 
Vorlesungen  über  Interne  Medizin"  und  „Chirurgie"  als  obligate  Kollegien 
wie  bisher  zehnstündig  abgehalten  werden,  in  welchem  Falle  je  drei  Semester 
inskribiert  sein  müssen,  oder  ob  sie  siebeneinhalbstündip  frehalten,  dann  aber 
durch  vier  Semester  fretjuentiert  werden  sollen.  Ähnlich  verhält  es  sich 
mii  der  „OeburisliiH'e  und  Gynäkologie",  die  durch  zwei  Semester  als 
zehnstündiges  oder  nur  durch  ein  Semester  als  zehnstündiges,  außerdem 
aber  noch  durch  zwei  Semester  als  fünfstflndigcs  Kollegium  obligat  sein  wird, 
und  mit  der  Augenheilkunde^  die  entweder  durch  ein  Semester  als  zehn- 
stündiges oder  durch  zwei  Semester  als  fOnfstOndiges  Kollegium  zu  frequen- 
tieren ist. 

Analoge  den  lokalen  Bedfirfnissen  anzupassende  Variaticmen  sind  auch 
für  die  m  al.  c)  genannten  Kurse  voigesehen. 
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Die  bei  diesen  letzteren  geforderte  praktische  Betätigung  des  Stu- 
dierenden wird  von  dem  betreffenden  Dozenten  durch  seine  Unterschrift 

im  Tndpy  tu  he^^tjitiofen  sein,  ebenso  wenn  der  Studierende  behufs  seiner 
praktischen  Betatii^un;:  in  den  sub  a)  genannten  klinischen  Fächern,  die  stib  h) 
erwähnten,  besonders  für  diesen  Zweck  gehaltenen,  vom  Minister  für  KuUui 
und  Unterricht  als  hiefür  geeignet  bezeichneten  Kollegien  frequentiert  hat 
huidet  die  praktische  Betätigung  aber  auf  den  sub  a)  genaiuiten  Kliniken  statt, 
so  ist  dieselbe  im  Index  durch  die  Beifügung  des  Wortes  „praktiziert'  be* 
sonders  zu  vermerken. 

C.  Ginrlciitiuig  des  nedizinischefl  Unttfridites  nach  MaBgibe  dieser 

Rigorostnordüttiig. 

Im  folgenden  sind  alle  jene  Kollegien  verzeichnet,  für  deren  regelinäBige 
Abhaltung  um  das  gesetzUclie  Minimum  des  Kollegiengeldes  das  medud- 
nische  Professorenkollegium,  soweit  die  Lehrkräfte  und  Lehrmitte!  der  ein- 
zelnen Universitäten  reichen,  Sorge  m  trnrrt  n  hat.  Die  Angaben  über  die 
Dauer  beziehen  sich  auf  die  Absolvierung  des  üesamtstoffes  der  betretfen- 
den  Kollegien. 

1.  Allgcnu  inc  Biologie,  fünfstündig^  durch  liq  S  )mmersernesier 
Wie  oben  im  speziellen  Teile  angefahrt  wurde,  ist  es  wanscbenswert,  d&fi  dieses  Kolte- 

gfuai  ntebt  nur  In  Sonmcncnwiter,  «ondcrn  mich  in  Wlntcncnciicr  gdttca  wird;  nt  vocidl» 
hifitticti  ja  der  Ari,  dtS  In  Somncr  der  Botulktr,  In  Water  der  Zoologe  de$  Koll^^a  dbUtt 

2.  Physik  ffir  Mediziner,  fttnfetfindig  durch  zwei  Semester, 

mit  t)bungen. 

3.  Chemie  für  Mediziner,  fünfstündig  durch  zwei  Semester. 

4.  Chemische  Übungen  für  Mediziner,  vierstündig  durch  zwei 

Semester. 

Am  besten  an  zwei  Nachmittagen  mit  Je  zwei  Standen.  Wenn  es  sich  als  nOtig  erweist, 
kSmieB  tfe  ObttBgeti  Im  Sottmenenttter  aack  «edkestthidig  gelesen  werden. 

5.  Systematische  Anatomie,  sechsstündig  durch  zwei  Semester. 

6.  Sezierflbungen,  gegen  das  Honorar  eines  scdtsstitaid^n  KoBe- 
giums  un  Wintersemester  und,  soweit  es  die  Witterung  gestatte^  in  den 
ersten  Wochen  des  Sommerseinesters. 

Werden  Aese  Otrangen  In  das  SonncfMUiatcr  Uaefai  «nifedi^,  eo  elBd  ilc  gIcU- 

wohl  In  dickem  Semester  nicht  besonders  anzurechnen. 

7.  Physiologie,  fünfstündig  durch  zwei  Semester. 

8.  Physiologische  Ubtincrcn,  dreistündig  durch  zv^  Semester. 

9.  Histologie,  fünfstündig^  im  Wintersemester. 

10.  Histologische  Übungen,  sechsstündig  im  Sommersemester. 

11.  Embryologie,  zweistündig  im  Sommersemestcr. 

12.  Pathologische  Anatomie  und  Histologie,  fünfstündig  durch 
zwei  Semester. 

Un  tu  emBcndien,  deS  <He  MIlltinrlgonMuiteii  (d.  Ii.  dlelenlcett  MedbiBer,  wdchc  dn 

erste  Milftärhalbfahr  als  EInjShrff:  fm willit^ :  wnhrcnd  ihrer  Studien  absolvieren)  in  den  beiden 
durdi  den  MititSrdienst  voneinander  getrennten  Semestern  (fänftes  und  sechstes  Scme<rter  gemiS 
dieiem  Studlenplan)  doch  das  ganze  Oebiet  dieses  Oegenstandes  in  den  Vorlesungen  zu  liörea 
belcomnien,  kann  die  Einriclitaiif  getroHcn  werden,  diB  der  StoB  dendbcn  CDtqwtdiciid  den 
beiden  Semestern  In  awei  Teile  getrcniit  wird;  es  wird  dran,  •bgcicha  von  docr  crcntMÜci 
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ElaldtUIC,  ein  Teil  im  Wintersemester  eines  Schuljahres  gelesen  und  derselbe  Teil  im  Sommer- 

leniMter  des  näch<;tcn  Jahre«?  wieder  gele<?en  werden,  wihrcnd  der  Stoff,  der  im  ersten  Jahre 
während  desSonunerüeme^iier^  behandelt  wurde,  im  zweiten  Schuljahre  dem  Wintersemester  zufällt. 

U.  Pathologisch-anatomische  Übungen,  dreistfindig  durch  zwei 
Semester« 

14.  Pathologisch-histologische  Obungen,  dreistfindig  im  Winter- 
semester. 

15.  Allgemeine  und  experimentelle  Pathologie,  fOnfstfindlg  im 

Wintersemester. 

lö.  Pharmalcologie  und  Rezeptiericunde,  ffinistündig  im  Winter- 
semester. 

17.  Hygiene,  fünfstündig  im  Wintersemester. 

Es  wird  vorteilhaft  sein,  wenn  der  Vertreter  der  Hygiene  für  die  Studierenden  ein  etwa 
evtl-  Ui  diditfliidlgtf  Kollcgtam  .hygicnlflGlit  Obragcn*  Hat 

18.  Interne  Medizin  mit  Praktikum,  zehnstündig  durch  drei  Se- 
mester oder  siebeneinhaIi>stOndig  durch  vier  Semester. 

19.  Chirurgie  mit  Praktikum,  zehnstündig  durch  drei  Semester 
oder  stebeneinhalbstfindig  durch  vier  Semester. 

Wie  oben  unter  ,A.  Allgemeines"  ausgeführt  wurde,  Icann  auch  das  Praktikum  vom  Haupt- 
koliegium  getrennt  frequentiert  werden,  zu  welchem  Behufe  an  jenen  Fakultäten,  an  denen  diese 
Trennung  ermöglicht  ist,  besondere  Kollegien  in  der  Dauer  eines  Semesters  unter  der  Be« 
sdcfaMog:  .Praktlkam  der  iBUrncn  Mcdisln,  gcgta  dis  Hononr  ttam  tcdiwMiidlfcii 
Kollegiums«  und  .Praktikum  aus  ChlmrKie,  fCgCB  dtt  Hononr  «fnc»  «tduatfladifftii 
Kollegiumf"  anzumelden  sein  werden. 

20.  Geburtshilfe  und  Gynäkologie,  zehnstündig  durch  zwei  Se- 
mester oder  zehnstündig  durch  ein  Semester  und  fünfstündig  durch  zwei 
Semester. 

21.  Augenheilkunde,  zehnstündig  im  Wintersemester  oder  fünf- 
Stfindig  durch  zwei  Semester. 

22.  Psychiatrie  und  Neuropathologie,  fünfstündig  im  Sommer- 
semester. 

23.  Kinderheilkunde,  fünfstündig  im  Sommersemestcr. 

24.  Dermatologie  und  Syphilis,  fünfstündig  im  Wintersemester. 

25.  Gerichtliche  Medizin,  fünfstündig  im  Sommersemester. 

26.  Oerichtlich-medizinische  Übungen,  zweistündig  im  Sommer- 
semester. 

27.  Laryngologie,  gegen  das  Honorar  ehies  dreistündigen  Kollegiums, 
fünfstündig  durch  sechs  Wochen  des  Sommersemesters  oder  als  Semestral- 
koUegium  von  äquivalentem  Stundenausmaße. 

28.  Otiatrie,  gegen  das  Honorar  eines  dretstfind^en  Kollegiums, 
fünfstündig  durch  sedis  Wochen  des  Wintersemesters  oder  ab  Semestrai- 
koUegium  von  äquivalentem  Stundenausmaße. 

29.  Zahnheilkunde»  gegen  das  Honorar  eines  dreistündigen  Kolle- 
giums, fünfstündig  durch  sechs  Wochen  des  Wintersemesteis  oder  als  Seme- 
•tralkoUegium  von  äquivalentem  Stundenausmaße. 

30.  Impf  künde,  gegen  das  Honorar  eines  einstündigen  Kollegiums» 
fünfstündig  im  Sommer-  oder  Wintersemester. 
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31.  Kurs  über  Perkussion  und  Auskultation,  gegen  das  Hononr 
eines  fünfstündigen  KoUcigtiuns,  ffinfstündig  durch  fünf  Wochen  des  Winten 
Semesters. 

32,  Operationskurs,  gegen  das  Honorar  eines  sechsstünd|geil  Kolh> 
giums,  fünfstündig  durch  sechs  Wochen  des  Wintersemesters. 

Wenn  es  die  Hörerzahl  crforden,  so  werden  die  im  vorstehende 
nur  für  ein  Semester  anzumeldenden  Kollegien  uad  Kurse  in  jedem  dt: 
beiden  Semester  abzuhalten  sein,  damit  sich  die  Zahl  der  Studierendoi 
paseend  verteQe. 

Als  Beispiel  einer  zwedcmäBigen  Verteilung  des  ganzen  oben  ai^ 
führten  Lehrstoffes  dürfte  das  folgende  Schema  dienen: 

I.  Semester  (Winter). 

Physik  für  >kdjlzjner, 
Cbeml«  fflr  Medldatr, 

Chemische  Übungen  fQr  MMttriaCr» 

Systematische  Anatomie, 

Sezierflbangcn, 

(Hüdcgctik), 

(Zoologie). 

n.  Scncater  (Sonmer). 

Physik  fBr  Mediziner, 

Chemie  fQr  Mediziner, 

Chemische  Obane;en  für  Mcdtzincr, 

Systematische  Anatomie, 

AlIgtiMiiw  Biologie, 

(Botanik). 

m.  Semester  (Winter). 

ScxlerfllMingen, 

Physiologie, 

Physiologische  Obtmgeo, 
Histologie, 

(OcacMcble  der  Mcdizta), 

(Topographische  Anatomie), 
(Mineralogie  and  Ocologie). 

IV.  Scmcfltcr  (Sommer). 

Physiologie, 

Phytlologliclie  Obtmgen, 

Hf-tniofnsche  Obnogen, 
(limbryologie). 

V.  Semester  (Winter). 

Pathologische  Anatomie  und  Histologie, 
PathologlMliHUiilomlielic  Obongen, 
Allgemeine  und  experimentelle  Pathologltf 
Pbamakologie  und  Rezeptierkunde, 
(Kdr  aber  Atttkolttdon  nnd  Perkofsion), 
(Bakteriologie). 

Die  Mflitärpflichflgcn  ,  welch«?  v-5hrend  der  Studien  das  erste  MnitlltalbialU-  «■  ita* 
vieren  haben,  dienen  im  darautfolgendcn  Samnier  als  Einjährig-hrelwUIige. 

VI.  Semeetcr. 

Fflr  MUit&rrigorosaotMl.  Fflr  MJlltirfrele. 

(Wintersemester.)  (Sommerscmcster.) 
Pathologische  Anatomie  und  HIMologle.  Pktliologliehc  Automic  wid  »ftologle. 

Petbologiacli-uiatonibclie  Obimgen,  ftfhologltcb-ttulomitdie  Obrngen, 
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Interne  Medizin  und  Praktikiini, 
Patfiologitch-Ustologitdic  Obongai. 


r.) 

bterne  Mcdirin  und  PraktlkBBIp 
Cfairnrgie  und  Praktikum, 
Ptycblitrit  and  Ncaropattaologie, 
Kinderheilkunde,  , 
Km  Iber  Inpfnic« 


(WIntcr3cni«il«r.) 
Chirurgie  und  Praktikum, 
iBtenie  Medizin  und  Praktikum, 
DcruMitolocie  and  SnAJIte» 
Kurs  Ober  OHatrle, 
Kurs  Qba  Laryngologie, 

(Som  m  erscm  cster.) 
Oeburtsfaiife  und  Gynäkologie» 
Chirurgie  und  Praktikum, 
OcrlclMlidic  Medlzlfl, 
OcrldMUdi-4Bcdbiiiiidic  ObUBCcn. 


(Wintersemester.) 
AngcnhdUnmdc» 
Geburt  Tiiife  und  Oyolkologfe, 
Hyjpcne, 

Kor«  Uber  Zahnheiikunde, 
(Ortbopldle), 
(HygicBiMbc  Oboagm}. 


Interne  Medizin  und  Prakfflnn, 
Ctaimrgie  und  PraUikaai. 

Vn.  SeniMtcr. 

(Wtettncmatcr.) 

PathoIoglich-hf9toIogischc  Obungw, 
Interne  Medizin  und  Praktikum, 
Cblrarirlf  and  PnklllnB, 
Kurs  aber  Otiatric, 
(Op«mtioulnin)b 

vm.  S«n«tttr. 

( S  o  m  m  e  rseOKSlcr.) 
Chirurgfie  und  Praktikum, 
Interne  Medizin  und  Praktikum, 
PiydMc  nad  Ncnro|MtlioIo0c 
Knn  ibcr  Ltryngologic. 


IX.  $ftnicttcr. 

(Wintersemester.) 
Geburtshilfe  und  OynAkoiogie, 

Hygiene, 

Dcnnatolofie  und  Sypbllb, 

Augenhclllcunde, 

Kurs  aber  Zahnheilkunde, 

(Hygienlsdic  Obungen). 

X.  Semester. 

(Sommersemester.) 
OdNntthfIfe  und  Oynlkoloffle. 

Gerichtliche  Medizin, 
Oerichtllch-raediziDiscbe  Übungen, 
Kinderheilkunde, 
Kon  Iber  Imptang , 
(Ortbopldle). 


Obwohl  nun  schon  durch  die  angeführten  Vorlesungen  und  Übungen 
den  Studierenden  die  Erlernung  alles  dessen  ermöglicht  werden  soll,  was 
für  eine  erfolgreiche  ärzlliclie  Tätigkeit  notwendig  erscheint,  so  ist  doch 
außerdem  darauf  hinzuwirken,  daß  den  Studierenden  auch  sonst  noch  ein 
mdgUdist  vielseitiger  Unterricht  Aber  speziellere  Diszipliiica  dargeboten  und 
Ihre  Teilnahme  an  denselben  gefördert  wird. 

Auf  Orund  des  vrastebendeii  Veizdchoisses  jener  Voriesungen,  fOr 
deren  Abhaltung  vom  Ph>fessorcnkollegiam  zu  soigen  ist,  hat  dasselbe  im 
Sinne  des  §  40  einen  den  Studierenden  zu  empfehlenden  Studienplan  mit 

den  nötigen  Erläuterungen  auszuarbeiten,  in  Druck  legen  und  als  Instruk- 
tion^) gelegentlich  der  zu  B^nn  jedes  Schuljahres  stattfindenden  inskrip* 
tionen  zur  Verteilung  bringen  zu  lassen. 

Einige  Exemplare  dieser  Fakultätsinstruktion  sind  dem  Ministerium  für 
Kultus  und  Unterricht  einzusenden. 


VgL  hietu  Anmerkung    ta  §  40  der  meäixinischen  H/gorosenordntuig  fs,  Nr.  678J. 
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II.  Tdl;  Sta^vonchrifteB;  B.  Die  vier  PtfattHHidlep. 


3.  Besondere  Bestliiimiingen  Ober  die  Berecbtii^g  zur 

tatiichen  Praxis.^) 


Nr.  680. 

*     Aus  der  Sanitats-  und  Kontumazordnung.  Ab.  Fat.  vom  2.  Jäiuier  1770« 

I.  Teil.  InstmkttoD  für  praktlzimnile  inte, 

(verOfientUcht  im  Codex  austr.  [1777]  Bd.  VI»  S.        und  Gesetoammlung 
Kaiser  Josefs     Bd.  VI  [1786|,  S.  3,  Nr.  1152)» 

(betreffend  die  Bereehtlgmig  xiir  irztllcheii  Pnuds).^ 

§  1.  Jedermann  ist  es  bekannt,  was  für  Unheil  oft  durch  unerfahren« 
Medicos  dem  Nächsten  zugetuget  wird,  daher  bestehet  schon  durch  viele 
Jahre  die  Gesetzgebung,  daß  alle,  die  ihre  Kunst  in  den  kaiseri.  konigi 


')  Vgl.  Obereinkunft  zwischen  Österreicb-Uncam  aod  dem  Deutschen  Reiche  vom  30. 
tembcr  1882,  betreffend  die  Kcgenteittgc  Zuianmif  der  tn  der  Orenzc  vohnhaflen  MrdiTliit' 

penoncn  zur  AusObung  der  Praxis:  Icundgetnacht  im  ROBNr.  120  ex  1883  (unter  dem  23.  Jool 
1881);  Übereinkunft  zwischen  Osterreich-Ungam  und  der  Schweiz  vom  29.  Oktober  1885:  kuni 
gemacht  im  KOBNr.  134  ex  1886  (unter  dem  9.  August  1886).  Vgl.  ErUfi  des  Ministerianis  da 
liincfii  vom  27.  Anpiit  1802,  Z.  18.7M,  betretleiid  die  (nldit  zaIlMige)  AbgAc  von  Antadea  I» 
Ausland  tchem  der  tn  der  Grenze  des  Deutschen  Reiches  praktizierenden  ArIc:  Osten-.  Saat- 
t^it  nvesen.  Jahr;;.  IV,  S.  405;  cben<tu  Erlaß  des  MiniMcrlunt  des  Innern  vom  13.  Dtscmber  1893, 
Z.  27.^:  Ostcrr.  banitätswesea,  Jahrg.  V,  S.  17. 

Nr.  5t9,  betnffemi  dU  MpndmsmMIMm  M  Ar  AiaUmng  der  MSe*« 
Attfr  üi  Ungarn. 

*)  Die  hier  mit  ihren  wesentlichsten  Bestimmungen  angeführten  äUeren  Sormen  bUdem  amtk 
gegenwärtig  noch  dir  c:  ?  t  ? !  i  che  OrundUifrf  dafür,  daß  zur  A  mühung  der  ärztlichen  Praxis 
der  Besüz  eines  an  einer  inlandischen  Universiiai  tue  erworbenen  medizinischen  Doktordipiomn 
erforderUch  iet 

Die  Bestimmuni;en  dirses  ,,Haupt$aniiät5normativs"  wurden  durch  das  H oßbOrtzUidekrt: 
vom  10.  AprU  1773  (ver^JfetttUcht  in  der  Oesetzessammlung  Kaiser  Jose/s  IL,  Bd.  VI,  S.  561. 
Nr.  1477)  ergänzt;  e$  wird  neuerUck  bestimmt,  dqß  aar  AmMmig  der  dnmchem  ProMi»  wir  «r 
AnsUüaag  als  Arat  das  medizinische  Diplom  ebur  erWbtdischen  VniverxHäi  notmemdig  M;  die 
in  Wien  promovierten  Ärzte  konnten  sich  in  den  gesamten  Erblanden  seßhaft  machen;  die  om 
einer  aperen,  obschon  erbtändischea  Universität  promovierten  nur  in  jenen  tirblanden,  in  denen 
de  promoviert  werden  sind  oder  in  den  angrenzenden  Erfanden,  wo  keine  Unhtrtüät  irrtaif 
Diese  tetzterm  Bestimmunt^en  wurden  durch  tiofkanttddekrwt  tvfli  t7.  Febraar  1604  fs.  Nr.  681  j. 
MinErl.  vom  /5.  März  1H49,  Z.  Itiö  J  fs.  Nr.  682)  und  MinBrt.  vom  15.  Dezember  ISö9 ,  Z. 
(S.  Nr.  t>a4),  aufgehoben.  Das  Hofkanzleiäekret  vom  10.  April  1773,  Nr.  1477  (Nachtrag  ata 
HmptaanMhnormaih)  «nlUStf  In  PnnM  9  anek  dtu  Vttbed,  dqß  dort,  wo  ein  Apotheker  amiitk 
ist,  ein  Ar-f  i^ffrntlich  f!c\'!miff,^!  verkaufe;  laut  Punkt  10  wird  dem  Arzte  nar  an  Or?.  denm 
und  in  deren  Umgebung  eine  Apotheke  nicht  besteht,  gestattett  eine  Hausapotheke  tu  seintm 
Qebraucb  xa  haben  luut  den  Kntnken  auf  gebdhrende  Art  Ärmeren  abtageben. 

In  der  mä  Httßantlddekret  vom  3.  November  1808,  Z.  16.135,  erlassenen  InstrukÜan  ßr 
Arzte  wird  neuerlich  angeordnet,  daß  (§  1)  ..nur  in  den  k.  k.  Erbstaaten  promovierte  Arzte  befejT- 
sind,  in  selben  ihre  Kunst  anszuäbet^';  in  §  13  wird  das  Verbot,  vronach  Ärzte  AnneimittH  den, 
wo  Apotheken  bestehen,  nicht  tAgeben  dBrfen,  emeaerL 

In  dem  Hofkanzleidekret  vom  2t.  April  1827  (POS  Bd.  55,  5.  83.  Nr.  53)  Ptutkt  1.  hetßt 
et:  Den  u  dncr  Inlindischcn  Lchnntialt  promovierten  Aixten  .  . .  steht  dULRedtat  zn,  mä 
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Erbländern  üben  wollen,  den  Oradum  Doctoratus  auf  einer  inländischen 
Univenifii,  bei  welcher  eine  Facultas  medlca  vorhanden  ist,  genommen 
haben  müssen,  wobei  es  auch  in  Zukunft  sein  Bewenden  hat,  dermaBen,  dafi 
andere  weder  angenommen,  weder  Ihnen  die  allenfalls  fibende  Praxis  beip 
gelassen  werden  soll,  es  wäre  denn  Sache,  daß  sie  sich  durch  das  voige- 
schriebene  Examen  hierzu  tauglich  gemacht  hätten ;  es  sollen  aber  ad  Oradum 
Doctoratus  nicht,  denn  Leute  von  erkannter  Wissenschaft  gelassen  werden, 
und  falls  über  die  Frnp^e  ihrer  Fähigkeit  zur  Doktor«;^^'ürde  in  der  Fakultät 
zertheüte  Mcynungen  ausfielen,  so  wird  der  Zufall  unter  schwerer  Verant- 
wortung durch  den  Direktor  und  die  Examinatores  der  in  Unsrer  Residenz- 
stadt Wien  in  Universitate  wohlbestellten  medicinischen  Fakultät  zur  Entschei- 
dung überlassen  und  ehe  diese  erfolget  ist,  der  Gradus  Doctoratus  nicht 
eräieflct  werden. 


Nr.  681. 

Aus  dsffl  Hofkaiizleldekrete  vom  17.  Februar  1804.  Z.  2342,  PGS 

Bd.  21.  Mr.  25,  S.  68, 

an  alle  Landesstellen, 

mtt  den  Vonctartften  in  Ansehung  des  Studiums  d«r  Annctkimde, 

Wtmdarznei  uid  Pharmazie. 

(Am  den  Stwltcnpltti«.) 
VIII.  Rechte  der  Promovierten. 

1  Alle  Universitäten  der  österreichischen  Monarchie  werden  gleich 
angesehen  und  gleich  gehalten;  auf  denselben  pruinov ierte  Doktoren,  exa- 
minierte Chirurgen,  Geburtshelfer,  Hebammen,  Apotheker  usw.  genießen 
daiier  m  der  ganzen  Monarchie  gleiche  Rechte. 

[2.  Nur  in  Ansehung  der  Hauptstadt  Wien  ist  hier  einige  Beschrän- 
kung notwendig.  Es  werden  daher  auf  anderen  inUüidischen  Universitäten 
graduierte  Doktoren,  wenn  sie  in  Wien  die  Praxis  ausfiben  wollen,  vorher 
die  zweite  oder  sogenannte  praktische»  strenge  Prüfung  wiederholen.]') 


Vorwissen  dtr  betrctfendtn  Obrigkeit  rieh  ■ItcnailbcB  tan  Lande  nicdtnniaiMn  md  fbt«  Koiul 
zu  üben. 

Ownl  da§  Oeiefz  von  17.  Pebmtr  1873,  ROBNr.  29,  wmrd*  f§  1)  äm  htO»»  b$tltuäam 
Verbot,  «WMel  Wundärzte  (Patrone,  Magister  und  DoUonn  der  Chirurgie),  wenn  im  Orte  ein 
Arri  TU^'fcfn  ist,  innerliche  Kuren  nicht  anternehmen  dürfen,  auff^ehoben  und  (§  2}  hf stimmt, 
äaß  vmndärztlidit  Diplome  nur  bis  Ende  des  Jahres  lti75  erworbtn  und  die  Berechtigung  mr 
Aasäbuig  d$f  mmmUrtüiekat  Pnads  nur  tmf  Ormnd  tkm  tor  demJtOa^  1876  erworbenen  Difflomt 
mguprochen  werden  kann. 

Vgl.  Verordnung  des  Mlnisteriams  des  Innern  vom  21.  März  1873,  ROBNr.  37,  betreffend 
die  Prüfiuig  der  Ärzte  und  Tierärzte  zur  Erlangung  einer  bleibenden  Anstellung  im  dffeniUchen 
Santmutttmie  M  äUt  poOtbekm  Bekdrdeu  ftogeimimle  ,J»hy$tkatsprü/mnf)  Krr> 
ordnnng  des  Ministeriums  des  Innern  vom  27.  Aagnt  ÄOBNh  i99,  Mf^ffUld  dtm  ÜWtfimg 
der  Prü/ungsgegenstände  bei  dieser  Prüfung. 

')  Aafgehcbem  lata  Nr,  t82miä6a4» 
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Nr.  682. 

Sriafi  Aes  Ministeriums  des  Öffentlichen  Untsrrlclites  yom  15.  Hin 

1849,  Z.  1863, 

an  alle  Landesstellen  in  Wien  und  Prag, 
(womit  die  Gleichstellung  der  Prager  mit  der  Wiener  Universität  und 
<iie  Aufhebung  des  Repetitionsaktes  ffir  Doktoren  ausgesprochen  wird). 

Se.  Majestät  haben  mit  Ah.  Entschl.  vom  28.  Februar  1849  zu  verordnen 
geruht,  daß  die  Prager  Hochschule  für  selbständig  erklärt  und  mit  der 
Wiener  Universität  volUcommen  gleichgestellt  werde,  wonach  sich  die  An- 
wendung des  Abschnittes  VIII,  2  des  Studienplanes  vom  Jahre  1804,  in- 
folgedessen die  an  den  anderen  Hochschulen  der  Monarchie  graduierten 
Doktoren,  Ciururgen,  Cjebunsiiellcr  und  Apotheker,  wenn  sie  in  Wien 
die  Praxis  ausüben  wollen,  vorher  noch  bei  der  mediziniscben  Fakultät  in 
Wien  dem  Repetitionsakte  sich  unterziehen  müssen,  auf  jene  Individiien, 
welche  an  der  Prager  Universität  einen  oder  den  anderen  jener  Orade  er- 
langt haben,  gänzlich  behebt 


Np.  088. 

£rlafi  des  Ministenums  fflr  K.  u.  U.  vom  24.  September  1854, 

Z.  13.567, 

an  die  akademischen  Senate  der  Universitäten  zu  Wien,  Prag,  [Olmntz], 

Innsbruck,  Krakau,  Ora^  Lembeig, 

(betreffend  den  Vorgang  bei  der  Anafertigang  medizfufacher  Doktor- 
diplome an  Anslind«^ 

Die  Ah.  EntschL  vom  19.  Jänner  iei9,  StHD  vom  3a  Jänner  1819, 
Z.  598,  setzte  fest^  da0  Ausländer,  welche  an  ehier  östeiieichisdien  Lehr- 
anstalt die  philosophischen  Studien  nidit  absolvierten,  an  allen  k.  k.  Univer- 
sitäten aus  den  Studien  der  Rechtswissenschaften  und  der  Heilkunde  zu  den 

strengen  Prüfungen  zugelassen  werden  und  ein  Doktordiplom  erlangen 
dürfen,  jedoch  sei  in  diese  Diplome  einzuschalten,  daß  dieselben  dem  Be- 
sitzer kein  Recht  erteilen,  in  den  österreichischen  Staaten  sich  anzusiedeln, 
um  die  medizinische  i^raxis  auszuüben  foder  die  Übung  der  Arlvok^itie  an- 
zusprechen],*)  und  zwar  nni  dem  ausdrücklichen  Beisätze,  „weil  er  au 
keiner  österreichischen  Lehranstalt  die  philosophischen  Studien  sich  eigen 
machte". 

Nachdem  gegenwärt^  durch  die  Ah.  sanktionierten  Studienoidnungen 
vom  1.  und  8.  Oktober  1850,  ROB.,  Z.  310  und  430,  die  phnosophiacben 

Jahrgänge,  wie  sie  früher  als  propädeutische  bestanden,  angehört  und  der 

Eintritt  in  Fakultätsstudien  von  anderen,  allgemein  gültigen  Bedingungen 

ahhrinjififT  fremacht  worden  ist,  so  fallt  die  Anwendung  jener  beschrän- 
kenden Klausel  zufrlcicli  mit  der  erwähnten  Motivierunir  hinweg.  Es  er- 
geht demnach  nach  diesfalls  gepflogenem  Einvernehmen  mit  dem  k.  k. 
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Ministerium  des  Innern  und  der  Justiz  an  den  Senat  der  Auftrag,  In  Hinkunft 
die  Quridischea  oder]  medizinisciien  Doktordiplome  für  Ansiander  olme 

die  erwähnten,  früher  voiigescliriebenen  Beisitze  auszufertigen,  doch  ist 
an  solche  AusUnder,  welche  an  österreichischen  Universitäten  zu  Dolrtoicn 

der  Medizin  promoviert  werden,  das  Doktordiplom  nur  gegen  einen  vor- 
läufig ausgestellten  Revers  auszufolgen,  in  welchem  sie  zu  erklären  haben, 
daß  sie  die  Praxis  in  Österreich  ohne  frühere  Erfüllunf»-  der  gesetzlichen 
Bedingungen  und  Qenehmiguug  des  Ministeriums  des  Innern  nicht  ausüben 
werden.*) 


Nr.  684. 

BriaB  lies  Ministeriums  für  K.  u.  D.  vom  15.  Dezember  1869,  Z.  1LS80, 

an  sämtliche  Landesbehörden, 
(betreffend  die  Aufhebung  des  im  Absätze  2  des  Artikel  VIII  der  medi- 
zinischen Studienordnung  als  Bedingung  der  Zulassung  zur  Praxis  in 
Wien  Yorgescbrlebeflen  RepetKtonsaktes). 

Sc.  k.  u.  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  der  Ah.  Entschl.  votn  30.  November 
Ibii^J  die  Aufhebung  der  im  Absätze  2  des  Artikels  VIII  der  medizinischen 
Studienordnung  vom  Jalire  1804  enthaltenen  Vorschrift  allergnädjgst  zu 
genehmigen  geruht,  nach  welcher  auf  anderen  iniindischen  Universititen 
graduierte  Doiftoren,  Chinugen,  Geburtshelfer  und  Apotheker,  wenn  sie 
in  Wien  die  Praxis  ausiiben  wollen,  sich  vorher  noch  emer  wiederholten 
Prüfung  zu  unterziehen  haben.  [Hiebe!  wird  Jedoch  ausdrücklich  bcmerlc^ 
daß  hiedurch  an  der  Verpflichtung  der  nicht  in  Wien  graduierten  Doktoren, 
sich  in  das  Doktorenkollcgium  aufnehmen  zu  lassen,  nichts  geändert  wird.]  ^ 


Nr.  686. 

Erlaß  des  Ministeriums  fflr  K.  n.  u.  vom  30.  Oktober  1870,  Z.  5021, 

MVB.  ex  1870.  S.  660. 

(betreffend  die  Ausfolgung  medizinischer  Doktordiplome  an  Mitglieder 

des  Ordens  der  Barmherzigen  Brüder). 

Aus  Anlaß  eines  vorgekommenen  Falles  hat  der  Minister  für  Kultus 
und  Unterricht  entschndrn,  daß  die  mit  dem  MinErl.  vom  21.  September 
1855,  Z.  13.709,  ergangene  Vorschrift,  daß  für  die  Zukunft  keinem  der 
Mi^lieder  des  Ordens  der  Barmherzigen  Brüder,  welche  an  den  k.  k.  Uni- 
versüiten  ihre  Rigorosen  bereits  bestanden  haben  und  hterOber  aus  der 

■)  Im  Falle  der  nachfräf^Urhen  Erwertmnf^  dfr  dsferrrichi^rhen  Staatsbärfrerschafi  wird  die 
Berechtigung  zur  Ausübung  der  arztüchen  Praxis  soJort  erlangt:  trlaß  des  Minisieruims  des 
immm  fwn  J9.  fUnur  1909,  Z.  nS9Z 

*)  Diese  tetztrre  Pfstimnuriij  i^t  dtirifi  ?  23  des  Gesetzes  vom  r7.  Apri!  fH7l.  RORS'r.  67. 
betrtjffenä  die  Organisation  der  akademischen  Behörden  (s.  Nr.  18)  insbesondere  lit.  b),  wonach 
0t  WläagHuig  mr  Praxis  durch  den  EUürttt  in  ein  DoUorwikoUegium  nicht  mehr  bedingt  ist, 
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Medtztn,  Chirurgie  oder  Pfiarmazie  diplomiert  worden  sind,  ein  Duplilcat 
des  Diploms  oder  dahin  bezüglichen  Zeugnisses  erfolgt  werden  tolle,  duidi 
die  Staatsgnuidgesetze  als  beseitigt  zu  betrachten  ist 


Nr.  686. 

Ans  dem  Brlasss  Iis  lUiilstsrliims  fir  K.  u.  U.  nm  9,  iprll  1875, 

Z.  3524. 

an  die  medizinischen  Professorenkollegien  in  Wien,  Prag,  Graz,  Innsimick 

und  Krakau, 

(betreffend  die  Frage,  Ob  die  Nostriffluitiott  einet  nutlinditchen  medi- 
zinlscheii  Doktordiplomt  an  die  E^erbnng  dtr  6tterreicliltcheM  Steatt- 

bflrgertcbaft  geknfipft  sei)* 

Aus  Anlaß  einer  vom  medizinischen  Professorenkollegium  in  ...  ge- 
stellten Anfrage,  ob  die  Nostrifikation  eines  ausländischen  Doktordiploms 
an  die  Erwerbung  der  österreichischen  Staatsbürgerschaft  geknüpft  sei, 

wird  bemerkt,  daß  im  Sinne  des  Untcrrichtsministerinlerlasses  vom  24.  Sep- 
tember 1854,  Z.  13.567,1)  das  österreichische  Doktordiplom  an  diejenigen 
Nostrifikattonswerber,  welche  sich  über  die  erworbene  österreichische  Staats- 
bürgerschaft nicht  auszuweisen  vermögen,  nur  gegen  einen  vorläufig  aus- 
gestellten Revers  auszufolgen  ist,  in  welchem  sie  zu  erklären  haben,  daß 
sie  die  ärztliche  Praxis  ohne  Erfüllung  der  gesetzlichen  Bedingungen  und  Ge- 
nehmigung des  Ministeriums  des  Innern  nidit  ausüben  werden. 


Np.  687. 

Entscheidung  des  Obersten  Gerlcbts-  als  Kassattonsbofes  Tom 
L  Mai  m  Z.  tarn  Sanmüiuig  der  fiiUsh.  des  O&H  Nr.  1441  IM.12.') 

Zur  Abwehr  der  im  §  356  S10.  bestimmten  Strafe  kann  sich  ein  zur 
Ausübung  der  gesamten  Heilkunde  befugter  Arzt  nicht  darauf  berufen,  daß 
der  Kunstfehler  in  Beziehung  auf  ein  Spezialfach  (z.  B.  die  Ohrenheilkunde) 
unterlief,  das  den  obligaten  ärztlichen  Studien  nicht  beigezählt  ist 


Nr.  68& 

ErlaO  des  Ministers  fflr  K.  o.  U.  vem  18.  Jimiir  UK,  Z.  SS7. 

an  das  Dekanat  der  medizinischen  FakultSt  in  Graz, 
(womit  die  UnznlSssIgkett  von  bctondcren 

Znlnheilkiiiide''  antgesprodiea  wird). 

Mit  Beziehung  auf  den  Bericht  vom  .  .  ,  eröffne  ich  dem  Dekaonte  . .  . 
im  Emvemehmen  mit  dem  k.  k.  Ministerium  des  Innen,  daß  das  AnsudicB 

t)  9,  Nr,  683. 

•)  im  verlierenden  Straffnlle  wurde  drm  betreffenden  Arrt  nur  die  Praxi:,b'rfchtirr:r(r 
Chirurgie  bis  zur  AbUgung  neuer  Prüfungen  aus  diesem  Fache  untersagt;  demgegenüber  vertrut 
die  Qeneralprokuratur  die  Ansduuaing,  dqß  die  Uuiersagung  der  AatSbang  der  HtBimtd*  «ta« 
BescMbikang  dem  gtgeiimM^ea  SMnrft  der  Sa«dtogi«i^|irt«iy  «idtpruhtmd  gnmm  wir», 
KUMAU  Z.  l2J9t  tat  mu 
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des  Dr.  N.  N.  um  Zulassung  zu  ,,cmer  strengen  Prüfung  aus  Zahnheilkunde'' 
im  Sinne  des  StHD  vom  19.  Jänner  1810,  Z.  516  ff.,  behufs  Ausübung  der 
zahnärztlichen  Praxis  aus  dem  Grunde  sich  zur  Genehmigung  nicht  eignet 
weil  das  von  dem  Genannten  an  der  Universität  in  Prag  am  25.  Juli  1800 

erworbene  Diplom  eines  Doktor«;  der  pcsamfen  Heilkunde  denselben  ohne* 
hin  zur  Ausübung  der  ärztlichen  Praxis  auf  allen  ihren  Gebieten,  somit  nuch 
auf  dem  der  Zahnheilkunde  berechtigt  und  überdies  nach  den  bestehenden 
Vorschriften  die  Ablegung  einer  Prüfung  ledicrlich  zum  Zwecke  der  Er- 
langung des  Diploms  als  Zahnarzt  unstatthaft  erscheint. 


Nr.  689. 

Erlafi  des  Ministers  f  flr  K.  a.  U.  vom  2L  Dezemiier  1895,  Z.  28285, 

an  alle  Uoiversitätsrektorate, 

(b«Mlencl  ilie  Bcteiliiiig  der  medlilsiiadiea  PnMnoTeiid«ii  nit  einem 

Exemplar  des  Afztekammer-QeteCies). 

Da  es  wünschenswert  erscheint,  die  neu  promovierten  Arzte  auf  jene 
Verpflichtungen  aufmerksam  zu  machen,  welche  ihnen  durch  die  Bestim- 
mungen des  Gesetzes  vom  22.  Dezember  1891,  RGBNr.  6  ex  1892,  betreffend 
die  Efrichtung  von  Ärztekammern  erwadisen,  finde  ich  im  Einvernehmen 
mit  dem  Ministerium  des  Innern  anzuordnen,  daß  jedem  Kandidaten  der 
Medizin  bei  seiner  Promotion  zum  Doktor  der  gesamten  Heilkunde  auch 
ein  Exemplar  des  zitierten  Gesetzes  ausgefolgt  werde. 

Dieses  Oesetz,  enthatten  im  Stfick  III  des  Retchsgeseizblattes  vom 
Jahre  1892  unter  Nummer  6^  kann  bei  der  Hof-  und  Staatsdruckerei  in  Wien 
um  den  Verschleißpreis  von  2  Kreuzer  (4  Heiler)  pro  Exemplar  bezogen 
weiden 

Der  bezügliche  Kostenaufwand  wird  aus  dem  Universitätskanzleifond 
zu  I>estreiten  sein. 


Nr.  690. 

Ans  der  Note  Hes  MlDisteriiims  far  K.  u.  D.  vom  27.  Feliniar  1898, 

z.  aosL 

an  das  Ministerium  des  Innern, 

(betreffend  die  Berechtigung  eines  ausnahmsweise  zur  Ausübung  der 
zahnärztlichen  Praxis  Zugelassenen  zur  Führung  des  Titels  „Zahnarzt").^) 

Nach  den  j^epfenwärtig  hierzulande  in  Geltung  stehenden  Vorschriften 
kommt  die  Bereciitigung  zur  Ausübung  der  zahnärztlichen  Praxis  im  Inlande 
als  eines  Teiles  der  ärztlichen  Praxis  überhaupt  nur  einem  Doktor  der 

>)  VgL  EHtmntnb  dm  VOM  vom  4.  FOnmr  t»Z,  Z.  400. 
UttlvcnttUiiKMClM»  58 


II.  Tdl:  Sludi«iiv«ndlijftfla;  B.  DIt  fl«r  FUudlfintadini. 


gesamten  HeOkimde  zu;  da  das  Diplom  eines  „Zahnarztes"  bd  uns  gegen- 
wärtig weder  durch  Ablegung  besonderer  Prüfungen,  nodi  durch  eine 
Nostrifikation  eines  auswärtigen  derartigen  Diploms  erworben  werden  kann, 

somit  im  Inlande  gültige  „zahnärztliche  Diplome'^  überlnupt  nicht  mehr 
erteilt  werden,  so  kann  auch  die  Voraussetzung  dafür  nicht  als  gegeben 
angcseiien  werden,  daß  in  Ungarn  ausgestellte  Diiiloriie  oder  Zeugnisse 
dieser  Art  hierzulande  auf  Grund  eines  Reziproziiats Verhältnisses  anzuer- 
kennen seien. 

Eine  Ausnahme  könnte  nur  insofern  gelten,  als  etwa  im  Inlande  tat* 
sächlich  noch  einzelne  Personen  die  „zahnirztliche"  Praxis  auf  Onind- 
lage  eines  von  ihnen  nach  den  ehemaligen  Vorschriften  erworbenen  Diploms 
■nsQben  sollten. 

Im  übrigen  aber  stellt  sich  nach  ho.  Erachten  der  Ausdruck  „Zahnarzt** 
nicht  mehr  als  ein  auf  ein  besonderes  Diplom  gegründeter  und  einen 
besonderen  rechtlichen  Schutz  genießender  „Titel"  oder  akademischer  Grad 
dar,  sondern  vielmehr  nur  nls  die  Bezeichnung  dafür,  dah  ein  zur  Ausübung 
der  ärztlichen  Praxis  überhaupt  berechtigter  Ar/t  sich  bei  seiner  Praxis 
ausschließlich  oder  doch  vorzugsweise  auf  das  Spezialgebiet  der  Zahn- 
heilkundc  beschränken  will,  so  daß  dem  Ausdruck  j,Zahnarzt"  derzeit  keine 
andere  Bedeutung  zukommt^  als  den  bei  praktischen  Ärzten  nach  ihrer  vor- 
zugsweisen Beschiftigung  gewählten  Bezeichnungen  „Frauenarzt",  ,,Augea> 
arzf  S  „Irrenarzt"  u.  dgL 

Für  den  vorliegenden  Fall  erscheint  maßgebend,  daß  X.,  wenngteicb  er 
mangels  eines  Doktorates  der  gesamten  Heilkunde  kein  Arzt  ist,  doch  .  .  . 
ausnahmsweise  die  persönliche  Berechtigung  erhalten  hat,  die  ,,zahnärzt- 
liehe*'  Praxis,  und  zwar  in  .  .  .  auszuüben,  ohne  daß  hinsichtlich  des  sach- 
lichen Bereiches  dieser  Praxisl>erechügung  eine  üinschxänkung  ausgesprochea 
worden  wäre. 

Wenngleich  den»  Genannten  bedeutet  wurde,  daß  er  den  —  übrigens 
bei  uns  gar  nicht  zu  Recht  bestehenden  —  Titel  eines  „Doktors  der  Zahn- 
heilkunde" nicht  zu  fahren  berechtigt  sei,  so  kann  demselben  doch  kaum 
die  Befugnis  abgesprochen  werden,  sich  bei  Ausübung  der  ihm  gestatteten 
„zahnärztlichen"  Praxis  einer  dieser  berufsmäßigen  Besdiaftigung  ent- 
sprechenden  Bezeichnung,  nämlich  der  Bezeichnung  als  „Zahnarzt"  zu  be> 
dienen. 


Nr.  691. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  12.  Septemlier  1898,  Z.23iao. 

MYBNr.  51. 

an  die  Dekanate  sämtlicher  medizinischer  Fakultäten, 
womit  die  Führung  des  Titels  „Operateur"  als  unzulässig  erklärt  wird. 

Wie  mir  seitens  des  JMmisteriums  des  Innern  mitgeteilt  wurde,  ist  ii 
neuerer  Zeit  oft  darüber  Klage  geführt  worden,  daß  sich  absolvierte  Fre^ 
quentanten  der  an  einzelnen  Universitäten  bestehenden  Operationskurse 
den  Titel  „Operateur"  oder  „emeritierter  Operateur^'  k>eU^en. 
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Die  nach  §  13  des  mit  ho.  Erlasse  vom  23.  August  1870^  Z.  7844,0 
genehmigten  neuen  R^lenenls  für  den  chinugischen  Operationskun  in  Wien, 
sowie  nach  den  anderen»  diesem  Reglement  im  wesentlichen  nachgebikleten 
Statuten  für  die  sonst  bestehenden  Operations^Kurse  (respektive  -Institute), 

die  in  früherer  Zeit  üblich  gewesene  Diplomierung  von  Operationszöglingen 
zu  unterbleiben  hat  und  lediglich  über  Verlangen  schriftliche  Verwendungs- 
zeugnisse ausgestellt  werden  dürfen,  kann  nus  der  Frequentation  eines 
solchen  Kurses  ebensowenig  wie  aus  dem  Besuche  irgend  einer  anderen 
Vorlesung  e  üer  eines  Institutes  die  Berechtigung  zur  Führung  emes  beson- 
deren Titels  hergeleitet  werden. 

Das  Dekanat  wolle  daher  in  den  interessierten  Kreisen  darauf  auf- 
merlcsam  machen,  daß  gegen  jene,  insbesondere  im  praktisch^Uztlichen  Be- 
rufe tätigen,  ehemaligen  Frequentanten  eines  solchen  Operations-Kurses  oder 
-Institutes,  wenn  sie  sich  die  Fuhrung  des  Titels  „Operateur"  anmaßen 
würden,  wegen  unbefugter  Titelffiluiu^  eingesduitten  weiden  müßte. 


Nr.  692. 

Aus  dem  Erlasse  des  Ministers  für  K.  u.  ü.  vom  17.  Mal  1899, 

Z.  3607, 

an  das  Dekanat  der  medizinischen  Fakultät  in  Wien, 

(nr  Erläuterung  des  im  Erlasse  7001  12.  September  1886,  Z.  23.130, 
MVBNr.  51,  antgcsprodienen  Verbotes  der  Führung   des  Titels 

„Operateur**).*) 

Indem  ich  den  Bericht  vom  4.  Februar  1899,  Z  368,  in  Befreff  des 
mit  dem  ho.  Erlasse  vom  12.  September  1898,  Z.  23.1  30,  MVBNr.  51,  aus- 
gesprochenen Verbotes,  daß  sich  die  ehcmahgen  Frequentanten  von  Opera- 
tionsinstitutcn  den  Titel  „Operateur"  oder  „emeritierter  Operateur"  bei- 
legen, zur  Kenntnis  nehme,  eröffne  ich  dem  Dekanate  .  .  .  ,  daß  ich  im 
Einverständnisse  mit  den  bezüglichen  Ausführungen  des  i  akultatsberichtes, 
sowie  im  Einvernehmen  mit  dem  JVtinisterium  des  Innern  eine  WiedereinfOli* 
ning  dieses  seit  dem  Jahre  1870  nicht  mehr  zur  Verleihung  gelangten 
akademischen  Titels  nicht  in  Aussicht  nehme. 

HiefOr  ist  insbesondere  die  auch  von  der  Fakulüt  hervorgehobene  Er- 
wägung maßgebend,  daß  die  Erteilung  von  Spezialdiplomen  für  einzehie 
Gebiete  der  ärztlichen  Praxis  an  bereits  promovierte,  zur  Ausübimg  des 
ärztlichen  Berufes  auf  allen  Gebieten  berechtigte  Doktoren  der  gesamten 
Heilkunde  dem  derzeitigen  Stande  der  medizinischen  Stiidicn^xesetzgebung 
nicht  mehr  entspricht.  Sollte  in  dieser  Beziehung  eine  Änderung  geschaffen 
werden,  so  konnte  dies  nicht  ohne  Einführung  besonderer  Qualifikations- 
prüfungcn  geschehen,  waiirend  gegenwärtig  von  den  bttrcttenden  Inter- 
essenten die  Berechtigung  zu  der  fraglichen  Titelführung  aus  der  bloflen 

')  s.  Nr.  2W. 

*i  Analoge  EnischeUUtngen  trglngen  iuuh  anlqfiUch  mehrerer  Petitionen  unä  Beschwerden 
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Tatsache  der  stattgehabten  Frequentatioii  des  betreffenden  Operationskufscs, 
ohne  Rfidaidit  auf  die  erat  im  Vcrwendungszeitgnisse  zum  Ausdrude  ge- 
langende, wiridicb  eizielie  Qualifilcation  in  Anspruch  genommen  wird.  In 

diesem  Sinne  wurde  im  zitierten  ho.  Erlasse  bemerkt,  daß  aus  der  Frequen- 
tation  eines  Operationsinstitutes  ebensowenig  ein  besonderer  Titel  hergeleitet 
werden  könne,  als  au«;  dem  Besuche  einer  Vorlesung  oder  eines  sonstigen 
Kurses,  ohne  daß  im  übrigen  eine  Paralielisierung  ausgesprocbea  werdea 
wollte. 

kli  kann  übrigens  nicht  Uüihiu  zu  bemerken,  daß  das  eruadutc  V  erbot 
durch  häufig  vorgekommene,  dem  ärztlichen  Stande  abträgliciic  Mißbrauche 
der  TitelfOhrung  zu  Reklamezweckcn  veraalafit  worden  war,  hi  weldier 
Beziehung  um  so  mehr  eingeschritten  werden  mußte,  als  sich  seit  dem 
U^egfall  der  t>esonderen  Diplomierung  auch  jene  Arzte  diesen  Titel  bei- 
legen könnten,  welche  das  betreffende  Operationsinstitut  nur  kurze  Zeit 
oder  mit  ganz  ungenügendem  Erfolge  frequentiert  hatten  und  überdies  dk 
häufig  gewählte  Bezeichnung  „Operateur  der  .  .  .  Klinik"  den  Schein  zu  er- 
wecken vermag,  d :iB  der  Betreffende  an  der  Klinik  als  ein  die  Operatioaen 
selbständig  durchführender  Arzt  angestellt  gewesen  wäre. 


Nr.  698. 

Erlaft  des  Mlnistertiims  des  Innern  vom  n.  loTOikir  1899. 

Z.  S8JI2S, 

an  alle  politischen  Landesstellen, 
(betreffend  die  Verwendung  anslindlsctaer  Zahnirzte  als  xaknirztUdie 

Gehilfen). 

Aus  den  von  den  politischen  Landesbehdrden  vorgelegten  amtlichen 
Nachweisungen  über  den  Personalstand  der  Zahnärzte  und  ihres  Hilfsperso- 
nales hat  sich  ergeben,  daß  eine  Anzahl  von  Zahnärzten  ausländisdie 

Staatsangehörige,  welche  im  Auslände  die  Beredltigung  zur  zahnärztlichen 
Praxis  erworben  haben,  als  zahnärztliche  Gehilfen  in  iliren  zahnärztlichen 
Ordinationen  bestellt  haben  und  sich  durch  dieselben  In  ihrer  zahnärztUchcn 
Praxis  auch  vertreten  lassen. 

Durch  dieses  mit  den  bestehenden  Verordnungen  nicht  im  Einkhnci'e 
stehende  Vorgehen  der  Zahnärzte  werden  die  im  Inlandc  zu  ZalmarzTcn 
ausgebildeten  Doktoren  der  Heilkunde  und  insofern  die  auslanüischcn  Hilfs- 
kräfte auch  Zahntechnik  betreiben,  auch  die  21ahntechniker  m  üu-em  Wirkungs- 
kreise wesentlich  beeinträchtigt. 

Die  k.k.  .  .  .  wolle  daher  im  Wege  der  polltischen  Unteri)ehörden  die 
Zahnärzte  darauf  aufmerksam  machen  lassen,  daß  zur  Ausübung  der  zahn- 
ärztlidien  Praxis  jeder  Art  im  Inlande  lediglich  inländische  Doktoren  der 
gesamten  Heilkunde  berechtigt  sind,  und  die  Anstellung  von  im  Inlande 
zur  zahnarztlichen  Praxis  nicht  berechtigten  ausländischen  Staatsangehönt^eo 
als  Milfsärzte  ohne  besondere  Bewilligung  des  Ministeriums  des  Inn^  un- 
zulässig ist. 
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IV.  Philosophisches  Studium. 
1.  Besondere  Bestimmungen  zur  allgemeinen  Studienordmmg. 


Nr.  694. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  n.  U.  vom  14.  Septemlier  1878.  Z.  12.127, 

an  die  ProfessorenkoUegien  sämtlicher  philosophtsdier  Fakultäten  (mit  Aus- 
nahme von  Prag/) 

^wonach  die  Seminarfibnngen  an  der  philosophischen  Fakult&t  in  das 
geaetziiciie  Minimtuii  der  Kotteglenatiuidcn  niclit  einzurechnen  ilnd)« 

Von  dem  Profesaofenlcollegium  einer  philosophischen  Faknitat  ist  die 
Anfrage  gestellt  worden,  ob  die  Obungen  in  den  an  der  philosophischen 
Fakultät  bestehenden  Seminarien  bei  Ausmittlung  des  gesetzlichen  Minimums 
der  von  den  Studierenden  zu  frequentierenden  Kollegienstunden  (§  49  der 
allgemeinen  Studienordnung  vom  1.  Oktober  1850)  ^)  in  Anschlag  zu  bringen 
sind. 

Ich  finde  mich  hiedurch  veranlaßt,  zur  allgemeinen  Danachachttmg  aus- 
zusprechen, daß  im  Sinne  des  §  49  der  allgemeinen  Studienufduung  die 
auf  die  gedachten  Seminarübungen  entfallenden  Stunden  in  das  gesetzlich 
vorgeschriebene  Minimum  von  wOchentltch  zehn  Kollegienstunden  nicht 
einzurechnen  shid. 


Nr.  696. 

Brlal  ta  Ministers  fir  K.  n.  Q.  ?om  28.  Oktober  1N2.  Z.  24.260. 

an  die  philosophischen  Fakultäten  (auiier  C/eniowitz), 

(betreffend  die  Einführung  von  „archäologischen  Lehrkursen**  ffir  Mittel- 

schullehrer). 

Mit  Rücksicht  darauf,  daß  die  durchgreifenden  Veränderungen,  welche 
die  Altertumswissenschaft  im  l^ufe  der  letzten  Jahrzehnte  durch  archäolo> 

')  An  die  pUloaopkiadu  FakuUäi  in  Prag  ergingen  die  Erlässe  gleichen  Inhaites  vom 
M.  Ftifa»  med      Mai  It77,  Z.  »jOS  mt  im  mti  Z.  tm  tx  tm. 
«)  5.  Nr,  3S5. 
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gische  Forschungen  und  Entdeckungen  eifahien  hat,  auf  die  Obeftiefernng 

des  wissenschaftlichen  Stoffes  an  den  Gymnasien  zurückwirken  und  io 
diesem  Sinne  eine  auch  in  den  Lehrerkreisen  immer  allgemeiner  als  not- 
wendig empfundene,  allmähliche  Reform  der  klassischen  Gvmnasialstudien 
fordern,  habe  ich  eine  Einrichtung  ms  Auge  gefaßt,  welche  sich  an  ein- 
zelnen Universitäten  des  nciitschcn  Reiches  bewährt  hat  und  auch  im 
verflossenen  Studienjahre  wahrend  des  Wintersemesters  an  der  \k  it^ntt 
Universität  mit  Erfolg  eingeführt  wurde,  d.  i.  die  Aktivierung  archäologi- 
scher Lehrkurse  für  Mittelsdiulldirer  an  den  philosophischen  FakuMiteiL 

Als  Gegenstand  der  Vortrage  würde  nicht  blo6  das  engere  Gebiet  der 
Afdiiologie,  Sondern  alles,  was  unter  der  Bezeichnung  „Denkmälerforsdnuig^ 
zusammengefaßt  wird,  einzubeziehen  sein,  daher  kunstfaistoiische  und  kiinst- 
mythologische  Demonstrationen,  archiologische  Beiträge  zur  Erklärung  ein- 
7eTncr  Klassiker,  insbesondere  Homers  und  Casars,  Berichte  über  epigra- 
phische  Forschtinirün,  numismatische  Vorlesungen,  selbst  einzelne  Absdhnitte 
aus  moderner  Kunstgeschichte. 

Als  Persönlichkeiten,  welchen  die  Abhaltung  solcher  Lchrkur-c  /nriele, 
kamen  zunächst  die  Vertrcler  des  Faches  der  klassischen  Archäologie,  so- 
dann jene  der  alten  Geschichte,  Epigraphik  und  modernen  Kunstgeschichte 
hl  Behrachi 

Die  Modalitäten  der  Abhaltung  dieser  Kurse,  Zahl  und  Reihenfolge 
der  Vortrage  und  gemeinsamen  Besprechungen,  Zeitdauer  usw.  wären  einer 

jeweiligen  Vereinbarung  der  Dozenten  und  Mittelschullehrer  zu  überlassen, 
da  das  Ganze  für  l>eide  Teile  keinerlei  obligatorischen  Charakter  erhalten  $olL 


Nr.  696. 

Erlat  des  Ministers  f  ar  K.  n.  U.  Tom  14.  Jänner  1893.  Z.  27  J64 

ex  1S92, 

an  mehrere  philosophische  Fakultäten, 

(betreffend  die  Aktivierung  der  „archäologischen  Lehrkurse  fttr  Mittel- 

sdiullehrer*'  und  deren  Honorierung). 

Mit  Beziehung  auf  den  Bericht  vom  .  .  .  setze  ich  das  Dekanat  in 
Kenntnis,  daß  ich  von  der  Bereitwilligkeit  der  hiefür  in  Betracht  kommen- 
den Dozenten,  sich  für  die  Abhaltung  von  archäologischen  Lehrkursen 
für  Mittelschullehrcr  ira  Sniuc  des  ho.  Erlasses  vom  26.  Oktober  1802, 
Z.  24.260,  zur  Verfügung  zu  stellen,  mit  Befriedigung  Kenntnis  genommen 
hat>e. 

Ich  ersuche  sohin  das  Dekanat^  einem  der  betreffenden  Dozenten  die 
gescfaaftitche  Fuhrung  der  Sache  zu  übertragen  und  die  Dozenten  auf- 
zufordem,  sich  zunächst  mit  Mitgliedern  des  Oymnasiallehrstandes,  welche 
an  den  genannten  Kursen  teilzunehmen  wünschen  und  welche  hierauf  gldcfa- 
zeitig  im  Wege  des  f  nndcsschulrates  aufmeiksam  gemacht  werden,  ins  er- 
forderliche Linveraehmen  zu  setzen. 
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Ich  bemerke  hiebei,  daß  als  Honorar  für  die  Vortragsstunde  ein  Betrag 
voo  etwa  10  OuldeD  (2ß  Kronen)  und  im  Maximum  von  etwa  250  Oulden 
(500  Kronen)  pro  Semester  —  wobei  in  der  Regel  die  Wintersemester 
in  Frage  kommen  dfirften  —  in  Aussidit  genommen  wird. 

Ober  das  eventuelle  Zustandelcommen  der  gedachten  Kurse  selie  ich 
einer  beridiflicfaen  Anzeige  des  Delcanates  und  nach  Beendigung  der  Kurse 
am  Schlüsse  des  Semesters  einem  kurzen  Berichte  des  geschäftsführenden 
Dozenten  nebst  geeigneter  AntragsteHung  über  das  zu  gewährende  Honorar 
enlg^n. 


Nr.  697. 

Ans  im  Brlasso  los  MUüstors  für  K.  b.  U.  ?om  7.  «laiuior  1903, 

Z.  33.905  81  1902. 

an  das  Dekanat  der  philosophischen  Fakultät  in  Wien, 

(betreffend  den  Vorgang  bei  Einbegleitung  von  Gesuchen  der  Lehramts- 
kandidaten um  einmalige  Unterstfitzungen). 

.  .  .  Bei  diesem  Anlasse  finde  ich  mich  bestimmt,  anzuordnen,  daß 
vom  1.  Jänner  1903  angefangen  alle  Gesuche  von  Kandidaten  des  Lehramtes 
an  Mitlclschulen  um  einmalige  Unterstützungen  nicht  mehr,  wie  bisher, 
trinzeiii  anher  in  Vorlage  zu  bringen,  sondern  dortamts  zu  sammeln  und 
jährlich  bloß  zweimal,  am  13.  Mai  und  15.  November  eines  jeden  Jahres 
kumulativ  hieher  zu  leiten  sind. 

Dem  bezügUchen  Einbcglcitungsberichte  ist  eme  tabellarische  Obersicht 
nach  dem  zuliegenden  Formulare  beizuschlieBen. 

Bei  Erstattung  von  Anträgen  auf  Gewährung  derartiger  Unterstfitzungen 
an  die  emzelnen  Bittsteller  (hn  Höchstbetrage  von  120  Kronen),  wolle  das 
.  .  .  von  dem  Grundsätze  ausgehen,  daS  in  der  Regel  nur  solche  Unter* 
Stutzungswerber  zu  berfidesichtigen  sein  werden,  welche 

1.  sich  für  Lehrföcher  vorbereiten,  bezugUcfa  deren  vorschriflsmäBig 
qualifizierte  Bewerber  in  geringer  Zahl  verfi^bar  sind; 

2.  ein  sehr  gutes  Maturitätszeugnis  vorweisen; 

3.  in  einem  höheren  als  dem  ersten  Semester  der  UniversitätBStudien 
stehen; 

4.  wenigstens  zwei  Kolloquienzeugnisse  aus  dem  kt/tcn  Semester, 
welche  sich  auf  die  g^ewählte  Fachgruppe,  und  zwar  auf  Hauptgegenstände 
von  mindestens  drei  wöchentlichen  Stunden  beziehen  und  einen  vorzüglichen 
oder  sehr  guten  Studienerfolg  bestätigen,  beibringen  und  überdies  den 
Nachweis  liefern,  daß  sie  an  Übungen  im  Seminare  oder  Proseminare 
oder  Laboratorium  im  verflossenen  Semester  mit  regem  Eifer  teilgenommen 
haben; 

5.  sich  nicht  bereits  im  Genüsse  von  Stipendien  oder  sonstigen  mate- 
riellen Bencfizien  (die  an  den  Seminarien  zur  Verteilung  gelangenden  Unter- 
stützungen ausgenommen)  befinden. 
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Weiters  wolle  das  .  . .  Soige  tragen,  daß  jedem  Oesuche  das  Matu- 
ritätszeugnis oder  eine  legalisierte  Abschrift  desselben,  ferner  eilt  er* 
neutes  Armuts-  (Mittellosigkeits-)  Zeugnis  beigelegt  und  in  jedem 
Oesuche  die  Wohnung  des  Bittstellers  angc^geben  werde. 


Anhang  I. 
Lehramtsprüfung  für  Mittelschulen.^ 

Nr.  698. 

'  Yerordnimg  des  Ministers  für  K.  n.  U.  ?em  30.  iupst  1897, 

RGBNr.  220,  MYBNr.  50, 

betreffend  die  Prüfung  der  Kandidaten  des  Gymnasial-  und  Realschul- 

lehramtes.-) 

Auf  Onind  der  Ah.  Entschl.  vom  6  August  18Q7  wird  über  die 
Pnifiing  der  Kandidaten  des  Lehramtes  an  Gymnasien  und  Realschulen  die 
folgende  Vorschrift  erlassen: 


*)  Dü  Prü/ung$vor$chrtft  flr  Kandidatlwun  des  Lehr  a  mies  an  Mädeheitlfxetm 
(KUMBrt,  vom  it,  Dezember  t900,  Z.  3iMU  MVBNr,  6SJ  $,  Nr,  466  b), 

ErlaB  de;;  Ministers  fflr  K.n.  U.  vom  30.  Augast  1897,  Z.  20.739,  MVBNr.  51. 
mit  welchem  den  Direktionen  der  k.  k.  viuenschaftlidien  PrOfnagskommisiioneo  ffir  du 
Lebnmt «nÖynoMftn  andRetbcbnleB  WcItaaffCB  inr  AaffShmaf  dtrPrIf  anc*- 
Vorschrift  mitgeteilt  werden. 

Die  Wahrnehmung,  daß  zahlreiche  Kandidaten  Jahre  zur  Vollendung  fhrcr  I.chrsrrfj'prflfang 
brauchen,  indem  die  vorgeschriebenen  Termine  tiir  die  AbUeferang  der  schrtftlichcn  Hausarbeiten 
irtedtrhoU  vcrlingfrl  werden  mtacn  and  die  TcapriHNiiisen  dnrdi  lanse  ZwiMbcttcUtB  guticiuil 
werden,  Ifeß einige  Mängel  der  Tr  üf  jnp-vnrcchnft  vnrü  Jahrc  IP'^i  und  1894  oder  ihrer  Durchführung: 
erkennen,  die  um  so  mehr  eine  Sanierung  verlangen,  aU  dadurch  die  materiellen  inicrc-^sea  der 
Kandidaten  ohne  einen  wesentilchen  Vorteil  für  Ihre  Iheoretlscbc  Aosblldung  gesdiädigt  werden 
und  der  Mangel  an  vollständig  qualifizierten  LchfwntAendldetCtt  eldi  in  tllCB  DtadpUacB  der 
Mittelschule  in  empfindlicher  Weise  föhlbar  TrtarVif, 

Diesem  Zwecke  dienen  die  in  der  neuen  PrOfungsvorschrift  im  Einvemebmea  mit  den 
PrShingilnninileeionen  dnrchgcffllirten  Nenernngcn,  die  weder  eine  Henlmlzang  des  Prefkncfl- 
Zieles  bedeuten,  noch  eine  Gef^rdung  dee  BUdnngifndei  da  MlttelflcbolldintMides  bexiinen 
leisen.    Die  wichtiV^len  dur-clbcn  «i!id: 

Es  wird  den  Lehramtskandidaten  gestattet,  sich  schon  nach  Absolvieruag  des  siebenten 
Seawitcft  Ihrer  Hodieelralelndlen  sur  PrSfnnf  »i  melden  nnd  mn  Stclinng  von  Thcnen  inr 

schriftlichen  hfiu^^llchen  Bearbcitn-UT  nn/u-^-icfifn.  Damit  aber  die  hSusürhcr  Vr^eltcn  innerhaJb 
der  von  der  PrOiangsvorscbriit  normierten  Zeit  zum  AbscbluS  gebracht  werden  können,  mögen 
dl«  Konuttintotien  es  vermelden,  Hienien  von  zu  großem  Umfeage  oder  totdie,  iHe  nasttndUche 
VoiWbciten  verlangen,  7n  stellen,  de  es  nicht  auf  den  Umfang  der  Arbeiten  ankommt,  um  zd 

erkennen,  ob  ein  Kandidat  die  entsprechende  Ausbildung  in  seinem  Fnchc  ich  envorbcn  habe. 
Eine  Abhandlung  von  I  bis  höchstens  3  Druckbogen  wird  diesem  Zwecke  voUaui  zu  genigeo 
vcmügen. 

Die  sogenannte  pidagogisch -di daktlsch e  Hausarbeit  wurde  fallen  gela>-9en.  Dafür 
wird  durch  die  netic  Vnntchrift  der  Lehramtskandidat  verpflichtet,  «ich  während  seiner  Studienzeit 
mit  dem  Studium  der  Philosophie  (^insbesondere  Psychologie)  und  der  Pädagogik  (iosbesoodere 
Ocflcbldile  deneINn  idt  dem  «edncliBlett  JahifemdcrO  sn  bcacblMcen«  Indcni  er  nl^  Uoi 
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Artikel  L  PrflftmxikiHiiiiilMkuifla. 

1.  Die  wissenschaftitche  Befähigung  für  das  Lehramt  ao  Gymnasien 
und  Realsditilen  wird  durch  eine  Prüfung  ermittelt,  zu  deren  Vornahme  das 

die  betreffenden  Vorlesungen  inskribiert,  sondern  durch  Vorlage  von  Koiluciuicnzcugnissen  der 
PrtfnagikoiBiiilnfoii  dca  Bcvcii  crbrtact,  difl  er  dlcadbcii  mit  Erfolgr  geMrt  tabe. 

Zcugfnls^c  Ober  die  tätige  Teilnahme  an  «rcmlnaristl^clicn  Obutipcn  in  diesen  Disziplinen, 
von  den  Leitern  derselben  ausgestellt.  kOnneo  die  Kommissionen  aU  einen  ürsmtz  für  die  Kollo- 
qttletittugni^se  gelten  lassen.  Dtdnrcb,  daft  diese  Zeugnisse  von  den  Kandidaten  schon  wihrend 
Ifircr  L'niversitätsstudien  erworben  werden  können,  erscheint  ein  in  den  Lehrerkreisen  wiederholt 
^c!»ufiertcr  Wunsch,  dati  nämlich  ein  Teil  der  Prüfung  inncflialb  der  Studienzeit  falle,  crfQllt 
und  für  die  Prüfung  aus  der  Fachgruppe  Zeit  gewonnen. 

Bne  wettere  Vereinfacfannflr  der  achrlfüldiea  Prilmig'  aoll  darin  gefmdcn  werden,  daS, 
wenn  sich  Kandidaten  in  den  Scminarien ,  wNscnschaltlictaen  Instituten  oder  Lid>oratorien  ernst 
und  fleiSig  beteiligt  und  daselbst  eine  grötJere  wissenschaftliche  Arbeit  vollendet  haben,  diese  von 
der  Prflfungskonnnission  als  Entatz  für  eine  Hausarbeit  angesehen  werden  dart.  Ais  Voraussetzung 
hat  dabei  n  ftitcn,  dtf  wMkt  Aibcllen  von  den  Lelleni  der  betreffenden  Seminare,  Imtflntc, 
Laboratorien  der  Annahme  fflr  wOrdlg  befunden  wurden  und  als  solche  bestätigt  werden.  DIcadbe 
Bedeutung  soll  nach  wie  vor  approbierten  Doktordiasertatlonea  zukommen. 

Solche  Arbeiten  «fnd  In  fonneller  Hlnsldit  wie  eine  ffansarbdt  zn  bchandcbi,  du  hclflt, 
von  der  Kommission  zu  zensnrleinn  und  demnach  auch  dem  Prflfungsakte  belznsdilleflcn.  Die 
Bettinmiung  der  zweiten  Hausarbeit  Mfiht  der  Prüfun^kommlssion  überlassen. 

Durch  diese  Erleichterungen  wird  es  der  Mehrzalil  der  Kandidaten  möglich  sein,  im 
Lmfe  des  eisten  Jahres  nach  Vollendung  ihrer  UnIverdtiUaatndien  die  volle  ApprobaHon  erlangt 
EU  haben,  welche  den  Antritt  des  Probejahres  gestattet. 

Die  Arbeitszeit  für  die  Klausurarbeiten  wurde  bezüglich  der  Hauptfächer  auf  8,  bezOg- 
ticb  der  Nebenl&cher  auf  4  Stunden  herabgesetzt  Es  werden  demnach  nur  Themen  solcher  Art  zu 
•ftdicn  adn,  die  inneihalb  dieser  Zelt  tatsichltch  bcubeilet  werden  ItBnnea.  Aber  nndi  bei  dieser 
Forderung  wird  es  sich  empfehlen ,  zwisdien  den  KJnnsnipfafumslagen  zur  EiliotanK  der  fCin' 
didaten  einen  Tag  frei  zu  halten. 

Die  Porderungctt  bei  der  tnOndllchen  PrAfnog  haben  innerhalb  der  In  der  Prflfangs- 
vorschrift  gesteckten  Grenzen  besonders  die  tatsächlfchcn  Bedflrffllsse  iilr  das  pral(tische  Lehramt 
an  den  Mittelschulen  zu  beachten.  Bei  den  Prüfungen  au<?  den  N'cbc  nf.K'u  m  wird  zu  berück- 
sichtigen sein,  dat^  die  Kandidaten  neben  den  Forderungen  im  Haupttacbc  diesen  Fächern  viel 
serihgere  Zeit  und  Arbeit  widmen  kOnnen ,  und  daS  f Br  den  Unterrieht  In  den  unteren  Klassen 
ein  dem  t'mfang  nach  weit  geringeres  Maß  von  Kenntnissen  wie  für  den  In  den  oberen  Klassen 
jrcTiUgen  dari.  Demnach  wurden  die  Forderungen  aus  klassischer  Philologie  als  Nebenfach 
rücksichtlich  der  HUfsdiszipUnen  herabgesetzt  und  den  tatsächlichen  Bedürfnissen  entsprechend 
Bodfasicrt  und  wurde  besBglich  der  PrtfnBg  ans  der  Unterrlditsspracbe  als  Nebenfach  bis- 
besondere  die  Forderung  bei  der  Prüfung  aus  Literaturgeschichte  erheblich  eingcschr5nkt. 

Hie  und  da  zutage  getretene  Obergrofie  Ansprüche  gerade  in  den  Nebenfächern  scheinen 
cn  ndtvemrMcht  zu  haben,  daB  die  Teflung  der  Oesamtprüfung  fast  zu  Regel  geworden  Ist. 
Durch  diesen  Vorgang  wurde  die  wünschenswerte  Beurteilung  der  simtllchen  Leistungen  des 
Kandidaten  fflr  die  Zurrkcnnung  der  Approbation  sehr  erschwert  und  mufiten  die  Kandidaten 
der  aus  solcher  Beurteilung  sich  ergebenden  Vorteile  verlustig  werden.  Die  neue  l'rütungs- 
vorKhrifl  wlU  diesem  Obeltlande  durch  Elnsehribikung  der  TellprOfnngen  begegnen  und  rechnet 
auf  eine  energische  Bekämpfung  der  bestehenden  Obung  seitens  der  PrDlungskommissionen.  Je 
mehr  übrigens  bei  den  Kandidaten  die  Oberzeugung  Platz  greifen  wird,  daü  die  Approbation  in 
erster  Reihe  von  dem  Orade  methodischer  Durchbildung  und  verständiger  BeherrKhung  des 
Oeganstaades,  wdehc  «tr  durch  gewissenhafte  Ansnaiwng  der  Studienzeit  gewonnen  werden, 
nicht  aber  von  eilig  fflr  die  Prflfung  zusammengerafften  gcdachtni«m5fligen  Kenntnissen  sbhingt, 
um  so  weniger  werden  diese  selbst  die  Teilung  der  Prüfung  anstreben. 

Endlich  wurde bezflgUch  der  Pom  der  Zeugnisse  biAervon  den  Lehramtshandldafen 
•chwer  empfunden,  dafi  das  oft  eine  fülle  von  tadelnden  ElntflMmerkungcn  cntii  iM  ndc  Prüfungs- 
pfOtokoH  vollständig  in  den  Text  der  Zeugnisse  aufgenommen  wurde.  Von  dieser  [^th  Lrcnhelt. 
WO  sie  besteht,  ist  in  Hinkunft  Umgang  zu  nehmen  und  hat  sich  der  Text  des  Zeugnisses  im 
Sinne  der  PrMwgsvorscbrIft  auf  dn  ctattakteristisehes,  nach  bcsUmnlcn  lOdkBicn  «bgcstuftes 
•OesMuturtsil  au  bcschrinlKD,  das  nur  In  knner  Weise  begrBodet  werden  mag. 
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Minisieriuni  lur  Kultus  und  Unterricht  Priifui|g«koniniissiOBeii  in  vcfschsede- 
nen  Hauptstiutten  der  im  Reicfaarate  vertretenen  Königreiche  und  Linder  er- 
nennt 

Inwieweit  bei  der  einen  oder  der  anderen  Kommission  eine  Beschrän» 
kung  in  der  Zahl  der  Prüfungsgruppen  eintritt  oder  in  der  Zahl  jener  Unter- 
richtssprachen, auf  deren  Gebrauch  die  Befähigung  der  Kandidaten  sich 
bezieht,  bestimmt  der  Minister  für  Kultus  und  Unterricht 

2.  Die  Bestimmungen  über  die  Beiahigujig,  den  Religionsunterricht  zu 
erteilen,  sind  kein  Gegenstand  dieser  Vorsduift 

3.  In  welcher  Weise  die  Lehrer  des  Zeichnens,  des  Singens,  des 
Turnens  und  der  Stenographie  ihre  Befähigung  nachzuweisen  haben,  ist 
durch  besondere  Bestimmungen  fesigestellt 

4.  Die  Prüfungskommissionen  werden  zusammengesetzt  aus  Männern, 
welche  die  verschiedenen  Hauptzweige  des  Gymnasial-  und  Realschulunter- 
richtes nach  seiner  gegenwärtigen  Organisation  wissenschaftlich  vertreten. 
Jedes  Mitglied  einer  Prüfungskommission  erfiält  seinen  Auftracr  auf  ein  Jalir, 
doch  kann  derselbe  nach  Verlauf  dieses  Zeitraumes  erneuert  werden. 

5.  Zum  Direktor  der  Prüfungskommission  und  zum  Stellvertreter  des- 
selben ernennt  das  Ministerium  in  der  Regel  nur  ein  Mitglied  der  Kom- 
mission. Der  Durektor,  im  Verhinderungsfälle  sein  Stellvertreter,  ist  mit 
dem  Vorsitze  bei  den  Prüfungen  und  Verhandlungen,  der  FQhrung  der  er* 
forderlichen  Korrespondenz  und  der  Aufbewahrung  der  in  geschäftsma  Biger 
Ordnung  zu  haltenden  Akten  beauftragt 

6.  Die  mit  der  didaktischen  Oberleitung  der  Gymnasien  und  Real- 
schulen beauftragten  Lnndesschulinspektoren  in  den  Orten  der  Prüfungs* 
kommisslonen  sind  berechtigt,  den  mündlichen  Prüfungen  beizuwohnen, 
um  die  den  Gymnasien  und  Realschulen  7ii\\'ach5cnden  Lehrkräfte  kennen 
zu  lernen.  Die  Direktoren  der  Prüfungskommissionen  haben  daher  die 
bezeichneten  Landesschulinspcktoren  von  der  Vornahme  solcher  Prüfungen 
in  Kenntnis  zu  setzen. 

Artikel  Ii.  Meldung  zur  Prüfung. 

1.  Inländer  können  sich  der  !  ehrbefähigungspröfunpr  in  der  Regel  nm* 
bei  einer  einheimischen  i^rutungskomniission  wirksam  unterziehen.  Befähi- 
gungszeugnisse, welche  sie  von  einer  auswärtigen  Prüfungskommission  er- 
worben haben,  benötigen  zu  ihrer  Gültigkeit  die  nachträgliche  Anerkennung 
des  Unterrichtsministers. 

2.  Um  zur  Prüfung  zugelassen  zu  werden,  hat  der  Kandidat  sein  Ge- 
such an  die  Direktion  derjenigen  Prfifungskommissiott  zu  richten,  vor  welcher 
er  die  Prüfung  zu  bestehen  beabsicfatigti) 

*)  Laut  dta  an  alle  PrÜfiMgsJkommi9$Umen  ßr  4as  Lekremt  tut  Qjmutastai  und  HeabOmlm 

frsan^enrn  K  UM  Erl.  vor:  1'^.  Dezember  T<Xy4,  Z.  55.792,  sind  Frauen,  welche  in  jeder  HUaidä 
den  Bestimmungen  der  Früjungsvorschrift  zu  entsprechen  vermögen,  so  tu  behandeln  wie  die 
LehmmMtmdldait/if  ä6er  dte  ZUassung  soleher  Frauen  zur  Lehramtspr^fimg  Hai  in  Hinlauift  die 
Prü/ungskomaUssion  im  eigenen  Wirkungskreis  zu  enis^gtdatf  das  PiiUkngstem^dM  itt  dm 
Kandidatinnen  nach  drn  Bestimmungen  des  Artikel  XXIII  ausTastellen;  es  vmrde  jedoch  ass- 
drüMich  bemerkt,  daü  an  dem  bisherigen  Orundntze,  wonach  Lehntelleo  an  den  für  die 
miimUehc  Jttgcnd  bcvtlnintai  Mlttdsdiitlcii  nur  nUBiilIrttn  LcbrkiiflCB  zuglnglidi  find,  Mdi 
Iii  Hinkiuifl  festgehalten  wini. 
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In  diesem  Oesudie  hat  er  die  Lehrgegenstinde  und  die  Stufe  des 
Gymnasiimis  oder  der  Reahchule,  für  welche  er  sich  die  Berechtigung 
zum  Unterrichte  erwerben  will,  ferner  die  Unterrichtssprache  zu  bezeichnen, 
in  weldier  er  zu  lehren  wünscht. 

Beizulegen  hat  er  dem  Gesuche: 

das  7piij^nis  der  jMatiirität  für  Universitritsstudien.  beziehungsweise 
für  Studien  an  der  technischen  Hochschule  (vgl.  unten  Punkt  3) ; 

b)  das  Meldungsbuch,  welches  dartut,  daß  er  mindestens  sieben  Se- 
mester an  einer  Universität  und  hievon  wenig^stens  fünf  Semester  in  der 
philosophischen  Fakultät  als  urücntlidier  Studierender  zugebracht  und 
Während  dieser  Zeit  sehie  Fadistudien  betrieben  habe.  Auch  hat  derselbe 
außerdem  Vorlesungen  über  Philosophie  (insbesondere  Psychologie)  und 
Pädagogik  (namentlich  Geschichte  derselben  seit  dem  16.  Jahrhunderte), 
über  seine  Unterrichtssprache  und  Über  die  deutsche  Sprache  auszuweisen, 
welche  ihn  bcKhigen,  den  im  Artikel  V  gestellten  Forderungen  zu  ent- 
sprechen. 

Zugleich  wird  hei  Zulassung  zur  Prüfung  vorausgesetzt,  daß  das  sitt- 
liche Verhalten  des  Kaadidatea  während  der  Universttätsstudien  ordnungs- 
gemäß war. 

Zusatz.  Um  zur  Klausur-  und  mündlichen  Prüfung  zugelassen  zu 
werden,  ist  in  der  Regel  die  Absuivierung  von  vier  Universitätsjahren  er- 
fofderiich. 

Alle  Kandidaten  haben  KoHoquienzeugnisse  fiber  ehi  mindestens  drei- 
stündiges philosophisches  und  pidagogisches  Kolleg  oder  Zeugnisse,  dafi 
sie  sich  an  einem  philosophischen  oder  pädagogischen  Seminare  tätig  beteiligt 
haben,  vorzulegen.  Diese  Zeugnisse  sind  auf  besonderen  Formularieu,  weldic 
diesen  Zweck  ersichtlich  machen,  auszustellen.^) 

'  Erlaß  des  Ministers  ffir  K.  u.  U.  vom  20.  Septemter  1897,  Z.  24.035, 
MVBNr.  69,  an  die  Dekanate  sämtlicher  philosophischer  FaJctiltüten ,  womit  die  ßc- 
tttmiBangen  der  neuen  Prflfungsvorschriften  fOr  das  Lehramt  an  Mittelschulen  (MinVdg. 
von  10.  Aagttst  1897,  ROBNr.  220)  in  Betreff  der  pMdagOfIfch-didftktlflchcii  Kollo» 
qoien  fowie  bezagiicb  der  Semlnararbciten  erläutert  werden. 
Mit  dem  Studieniabre  I897;9e  hat  die  mit  blerortiger  MinVdg.  vom  30.  August  1897. 
ROBNr.  220,  ImiidgciiMelile  ncac  Voradirift  aber  dtc  Prftfnng  der  Kandidatcii  dct  Lcbrunttt 
M  Gymnasien  und  Realschulen  in  Wirksamkeit  zu  treten. 

Indem  Ich  da«?  Dekanat  ersuche,  die  einzelnen  MifßÜeder  des  Profes5orenkollegiums  auf 
diese  neue  Fräfungsvorschrift  aufmerksam  zu  machen,  nehme  ich  Veranlassung  bisbesondere  auf 
zvd,  von  dm  bcritiiciidcn  Voncbriftcn  alnrcidieiide  NcBcnugen  liIiisnvciMn. 

Nach  der  neuen  Vorschrift  haben  die  Prüfiin;^<^kandfda(en  wegen  Wegfall  der  bI«:hrHpen 
pädagogisch-didaktisclien  Hausarbeit  die  wihrend  ihrer  Studien  erlangte  allgemeine  philosophische 
and  pädagoglscbc  BOdnng  dvrdi  besondere,  zu  dfcsem  Zvcdte  abznlegende  Prttfnnfen  (Kollo- 
quien) darzutun,  welch  letztere  jedoch  durch  dm  KM&wcb  Ober  eine  cntipnchcndc  Vtnrcndvnff 
in  einem  phllo^ophf^cli-pädagogischcn  Seminare  ersetzt  werden  können. 

Auch  im  übrigen  soll  künftig  der  Beteiligung  von  Studierenden  an  den  Arbeiten  der 
whecttselnfHfdicii  Senlnerc,  sowie  der  anderen  InsHtute  und  Labontlorfen  tovoU  rOdntelilicli 
der  Zulassung  von  Kandidaten  zur  Prüfung  wie  auch  bei  der  Dcurteilung  der  von  ihnen  er- 
langten Vorbildung  grOfieres  Gewicht  als  bisher  beigeleg^t  werden  und  soll  insbesondere  auch 
eine  der  von  den  Kandidaten  zu  fordernden  Hausarbelten  nach  dem  Erromen  der  Prühtogt- 
komntetoB  dnrch  eine  In  einem  Sendnarc,  bezlebungswelie  Institnte  oder  Laboreloriinn  ta»> 
gctthrte  und  von  der  Leitung  bcstatfglc  Speztalarbeit  ersetzt  werden  kennen. 

In  der  Crwäg:un^,  daß  die  Betfttlgung  der  Studierenden  in  den  Seminarien  und  sonstigen 
InaUtniCB  vorzüglich  geeignet  ist ,  zur  Vcrlicfung  dci  bctrcHcndcn  Pechttvdtnms  bcimlnffcn. 


Digiii^uü  by  Google 


924 


II.  TcO: 


;  B.  Die  vier  Fkknltilnlndlca. 


Kandidaten  der  modernen  Sprachen  haben  sich  über  die  TeUnahmc 
an  praktischen  Sprechübungen  in  den  betreffenden  Kursen  oder  Semina- 
rien,  wenn  solche  bestehen,  auszuweisen. 

Kandidaten  der  nriturwissenschaftlichen  Lehrfächer  haben  sich  über 
die  Teilnahme  an  den  [)raktischen  Arbeiten  in  den  betreffenden  Instituten 
und  Laboratorien  auszuweisen  (Art.  XIII,  XIV  tmd  XVIII). 

Kandidaten  des  Lehrfaches  der  darstellenden  Ocometrie  haben  sich 
mit  mindestens  zweijährigem,  regelmäßigem  Besuche  von  Kollegien  über 
darstellende  Geometrie  an  einer  technischen  Hochschule  auszuweisen  ttnd 
auch  die  hn  Art  XVII  erwähnten  Zeichnungen  beizulegen. 

Hat  em  Kandidat  an  semtnaristiscfaen  Übungen  seines  PlrOftingsfadies 
regelmäßig  tei^enommen,  so  hat  er  hierflber  einen  Nadiweis  vorzulegen; 

c)  falls  seit  seiner  Universitatszeit  mehr  als  ein  Jahr  verflossen  ist,  hat 
er  Aber  sein  Verhalten  während  dieser  Zeit  glaubwürdige  und  ausretdiende 
Nachweise  —  wom^lich  das  Zeugnis  einer  öffentlichen  Behörde  —  beizu- 
bringen ; 

d)  eine  nnfsteUiinR  seines  Lebenslautes,  worin  er  vorzügjlich  den  Oanvi 
seiner  Bildung,  die  iv'iclilurKj,  den  IJmfant^  und  die  litertifischcn  Hiitsmiü.; 
semer  speziellen  Studien  nui  derjenigen  Genauigkeit  anzugeben  iiai,  durcii 
welche  die  Prüfungskommission  m  den  Stand  gesetzt  wird,  zu  entschetden, 
ob  die  wissenschaftliche  Voibereitung  des  Kandidaten  den  gcsctzlicfaen  An- 
forderungen entspricht; 

e)  etwa  früher  erworbene  approbierende  oder  reprobietende  Zeug- 
nisse von  Prüfungskommissionen. 

3.  Das  kealschul-Maturititszeugnis  (für  Studien  an  der  technischen 
Hochschule)  samt  dem  Nachweise  dreieinhalbjihriger  Universitätsstiidiea 

war  bei  diesen  neuen  Vorschriften,  durch  welche  an  den  Nachwelt  Ob'-r  emc  solche  TcITnalnre 
an  Seminar-  uodlnstituts-tJbuagca  besUmmte  Vorteile  geknüpft  werden,  auch  zuglcicli  beatmciuist, 
dieseti  IcMcm  srOfiere  Bedentnngr  mid  cfn  feieret  Interme  tdtCM  der  StndtcrcndcB  m  ildMiu. 

Da  die  PrOfuni^skandldatcn  nach  den  erwähnten  neuen  VonehHftcn  verpflichtet  sind,  ittwr 
die  Kolloquien  aus  den  p?n!os(iphisch-pidajogischcn  Dr-ziplincn  ,  ?owic  über  ihre  \'cr-*  cndnn>^ 
bei  den  bezeichneten  Übungen  Zeugnisse  und  Nachweise  beizubringen,  finde  ich  diesialls  nach- 
stckcndei  sn  bemerken: 

Seitens  dr;  I\  kanatcs  werden  zur  i  hcJnIgung  des  Erfolges  bei  den  erwähnten  KoUoqaita 
besondere  Formulare  in  Verwendung  zu  nehmen  sein,  deren  Übenchriit  die  Bezeichnung:  entbäli: 

„Kolloquiani  aus  .  .  .  {folgt  der  Gegenstand  der  bdreffcndcn  Vorlesung),  abgelegt  zun 
Zwecke  der  Zulassun»;  zur  Prüfung  für  das  Lehramt  an  Oyauwslen  und  Realschulen.* 

Die  Kolloquien  sind  nach  den  bestehenden  Normen  im  unmittelbaren  Anschlüsse  an  (fie 
betreffende  Vorlesung  abzuhalten  und  muf>  der  Erfolg  derselben  wenigstens  ein  ffoi^cader 
Min,  widrtffeni  der  Knndidnt  nencrlteh  eine  dcimllCt  VoricsHttg  zu  frequcnlieren  und  lidi  Uo*- 
flber  dem  Kolloquium  in  nnterziehen  haben  wird* 

Fnt'-prrc'icnd  der  erhfthfrn  BciicDtim?,  welche  Im  Sinne  der  obigen  Demerkunj^en  kü'^rT  ,; 
der  Verwendung  iu  den  Seniinarien,  lastiiutcn  und  Laboratuncn  zukoiumen  wird,  veidcn  cm 
Vontlnde  dcreelben  nufgefordcft,  nur  fencn  lOuidldttcn  Zcngniate  Ober  Ibra  Vcnrcadnnr  av- 
zui^tcHen,  welche  nicht  etwa  bloB  den  betreffenden  übun^ren  assistiert,  sondern  sich  bei  den- 
selben durch  fortgesetzte  eifrige  Betitigung  derart  bervorgetan  haben,  daS  die  Oberccagnag 
gewonnen  werden  konnte,  der  Kandidat  halie  tue  telner  Beteiligung  an  den  fragtiebcn  Obofci 
auch  wirklich  für  seine  wiiacnschaftliche  Ausbildung  Vorteil  gezogen. 

Bei  der  I-rtcilunp  «nichcr  Zeugnisse  wird  demnach  nttch  •^tcf  mit  der  entsprechenden 
Strenge  vorzugehen  und  in  denselben  die  wahrgenommene  Verwendung  des  Kandidaten  niber 
in  dnrakttritieren  icin,  ao  daS  dfew  2Emgiite«  dnt  gtwlne  OannUe  fdr  die  von  Kandidatin 
in  dem  Semlnnt«  oder  InaHtntc  Initidillcb  erlwfic  DnrcliUldnnff  zn  bieten  vennBgta. 
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an  der  philosophischen  Fakultät  in  der  Eigenschaft  eines  außerordentlichen 
StudicKiiden  <vgl.  oben  2,  b)  begründet  für  einen  Kandidaten  nur  einen 
besclirinkten  Anspruch  auf  Zulassung  zur  Prüfung,  nämlich  bloß  för  das 
Lehramt  an  RealKhulen  und  hier  mit  der  Beschrankung  auf  die  mathema- 
tisch-naturwissenschaftlichen  Fächer  (Mathematik,  geometrisches  Zeichnen, 
darstellende  Geometrie,  Physik,  Naturgeschichte,  Chemie,  Geographie). 

Jeder  Kandidat  dieser  Kategorie  hat  sich  für  jedes  Semester  über  den 
Besudi  von  mindestens  zehn  Vortragsstunden  der  Woche  auszuweisen. 

4.  Bei  Kandidaten  für  das  Lehrfach  der  modernen  Sprachen  kann  ein 
in  Frankreich,  England  oder  Italien  zum  Zwecke  der  Spracherlemung  zu- 
gebrachtes Jahr  in  die  Siudienzeit  eingerechnet  werden. 

Bei  Kandidaten  für  das  Lehrfach  der  darstellenden  Geometrie  in 
Verbindung  mit  Mathematik  oder  iur  das  Lehrfach  der  Mathematik  und 
Physik  können  zwei  Studienjahre,  welche  sie  an  einer  technischen  Hoch- 
schule als  ordentliche  Studierende  mit  regelmäßigem  Besuche  in  der  Inge- 
nieur-, Hochbau-  oder  Maschinenbau-Fachschule  oder  in  der  allgemeinen 
Abteilung  zugebracht  haben,  in  die  gesamte  Studienzelt  eingerechnet  weiden. 

Desgleichen  können  bei  Kandidaten  des  Lehrfaches  der  Chemie  drei 
Studienjahre,  welche  sie  an  einer  technischen  Hochschule  als  ordentliche 
Studierende  mit  regelmäßigem  Besuche  in  der  chemischen  Fachschule  zu- 
gebracht haben,  in  die  i^esamte  Studienzeit  eingerechnet  werden. 

5.  Wenn  emer  der  unter  Nr.  2,  beziehungsweise  Nr.  3  be/cichiictcn 
Ausweise  nicht  beigebracht  werden  kann  oder  von  der  Prüfungskommission 
beanstandet  wird,  so  hat  diese  die  Entscheidung  des  Ministeriums  über  die 
Zulassung  zur  Prüfung  einzuholen,  indem  sie  ihrer  Anfrage  zugleich  ihr 
Outachten  beif&gt 

6.  Austindische  Kandidaten,  selbst  wenn  sie  allen  oben  bezeichneten 
Anforderungen  entsprechen,  kennen  zur  Prüfung  nur  mit  Genehmigung  des 
Ministeriums  auf  Antrag  der  Pr&fungskommission  zugehttsen  weiden. 

Artikel  UL  Unterschied  der  Lehrbefähigung  für  Gymnasien  und  Real- 
schulen. 

Der  geringe  Unterschied  in  den  Lehrzielen  jener  Gegenstände,  welche 
dem  Gymnasium  und  der  Realschule  gemeinsam  sind,^}  beefründet  keine 
Verschiedenheit  in  der  wissenschaftiieiien  Prutuug.  Diese  riciiteL  sich  im 
allgemeinen  nach  den  Anfofderungen  des  Gymnasiums.  Daher  gilt  eine  für 
das  Gymnasium  erwoibene  Lehibefahigung  auch  für  die  Realschule. 

SobaM  aber  einem  Kandidaten  mit  Rücksicht  auf  die  Art  seiner  Vor- 
studien (Art  II,  3)  oder  die  Natur  seiner  Lehifödier  (Art  Vi)  die  Qualifika- 
tion bloB  für  den  Rcalschuhmterricht  zuerkannt  werden  kann,  ist  im  Prfifungs- 
zeugnisse  die  Lelirbeiähigung  ausdrücklich  nur  für  Realschulen  auszuspredien. 


')  Die  Gegenstände  des  Oymnasialunterricbtes  sind:  Religion,  Latein,  Griechisch» 
deutsche  Sprache  (Unterrichtssprache),  Oeographie  und  Geschichte,  Mathematik,  Physik,  Natur» 
Ceschichte,  pblloflophltcbe  Propldeutik;  (Zdchnen,  Twnctt.)  Dit  Oegenstinde  des 
Realschulunterrichtes  sind :  RcHpoi  zwei  moderne  Sprachen  (Französisch,  Englisch,  Italie- 
nisch), Unterricbtespracbc, Geographie, Geschichte, Mathematik, Physik, Naturgeschichte,  Chemie, 
f  coMttrIicliM  Zelelinea,  dtrtttllcadc  OconetrU,  Zdchnen,  Tarnen. 
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Artikel  IV.  Fonlemiigcii  an  JedeB  Esudiuuideiu 

1.  Um  fiberhaupt  die  wistentcliaffiiche  Befihig;uiig  fOr  die  SteDe 
eines  ordentlichen  Lehren  an  einem  Oyrnnasimn  oder  einer  Realschule 
darzutun»  muB  jeder  Examinand  erstens  in  Bezug  auf  seine  philosophische 
und  pädagogische  Vorbildung,  dann  in  Bezug  auf  die  Sprache,  deren  er 
sich  bei  dem  Unterrichte  bedienen  will,  und,  wenn  diese  nicht  die  deutsche 
ist,  außerdem  auch  in  Bezug  auf  die  deutsche  Sprache  den  im  Art.  V  an> 
gec^ehencn  Forderungen  genügen  und  muß  zweiten?  durch  das  Examen 
in  einem  Frutun^sg'ebiete  des  Gymnasial-  oder  Realschulunterrichtes  (Art.  VI) 
dasjenige  Maß  von  Kenntnissen  nachweisen,  welches  in  den  Art  VlU  bis 
XVill  näher  bezeichnet  ist 

2.  Das  Bestehen  der  Prüfung  aus  einem  Hauptfache  befähigt  zum 
Lehren  der  betreffenden  Disziplin  im  ganzen  Gymnasium  oder  in  der  ganzen 
Realschule,  dagegen  das  Bestehen  der  Prüfung  aus  einem  Nebenfacfae  zum 
Unterrichte  bloß  Im  Untergymnasium  oder  in  der  Untenealschule. 

3.  Zur  Anstellung  ist  ein  Kandidat  erst  dann  geeignet,  wenn  er  das 
Probejahr  bestanden  und  dadurch  eine  praktische  Befähigung  nach* 
gewiesen  hat  (Art  XXV). 

Artikel  V.  Allgendne  Studien. 

Jeder  Kandidat  hat  während  seiner  Studienzeit  sich  diejenige  all- 
gemeine philosophische  und  pädagogische  Bildung  anzueignen,  die 
jedem  Mtttelschullehrer  unentbehrlich  isl^  und  hat  den  Erfo^  dieses  Studiums 
durch  zu  diesem  Zwecke  abzulegende  Prüfungen  (Kolloquien)  darzutun 
(Art  II,  2,  b). 

Femer  hat  jeder  Kandidat  in  der  mündlichen  Prüfung  (Art.  XX 1) 
Korrektheit  des  Gebrauches  seiner  Unterrichtssprache  und  Kenntnis 
ihrer  wichtirrsten  grammatischen  Gesetze,  sowie  Bekanntschaft  mit  den 
Hauptwerken  ihrer  schönen  Literatur  nachzuweisen,  möge  er  auf  das  Lehren 
seiner  Unterrichtssprache  Anspruch  machen  oder  nicht.  Wcim  die  Unter- 
richtssprache nicht  die  deutsche  ist,  so  ist  von  dem  Lxaminanden  m 
Bezug  auf  die  deutsche  Sprache  ebiige  Korrektheit  im  Gebrauche  der- 
selben und  die  Fähigkeit,  m  deutscher  Sprache  geschriebene  wissenschaft- 
liche Werke  seiner  Fächer  zu  verstehen,  darzutun.  Auch  ist  die  Korrekt- 
heit  des  Ausdruckes  In  denjenigen  schriftlichen  Aibeiten,  welche  in  der 
Unterrichtssprache  abgefaßt  shid,  zu  beachten. 

Artikel  VI.  Gruppen  der  Prüfungsgegenstände. 

1.  Die  spezielle  Prüfung  des  Kandidaten  betrifft  eine  der  folgenden 
Gruppen  von  Gegenständen  nach  den  in  Art  VllI  bis  XViil  bezeichneten 
Forderungen. 

a)  Klassische  Philologie,  d.  i.  lateinische  und  griechische  Sprache 
als  Hauptficher,  dazu  die  Unterrichtssprache  als  Nebenfach. 

b)  Deutsche  Sprache  oder  iigend  eine  andere  Landessprache  (Unter- 
richtssprache) als  Hauptfach,  dazu 

Latein  und  Griechisch  als  Nebenfächer. 

c)  Geographie  und  Geschichte  als  Hauptfächer. 
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d)  Mathematik  und  Physik  ais  HauptOcher. 

e)  Naturfi^eschichte  ab  Hauptfach,  dazu 
Mathematik  und  Physik  als  Nebenf&cher. 

I)  Philosophie  in  Verbindung 

entweder  mit  Griechisch  als  Hauptfach  und  Latein  als  Nebenfach« 
oder  mit  Mathematik  als  Hauptfach  und  Physik  als  Nebenfach. 

(Mit  Beschränkung  auf  Realschulen:) 
Aufler  der  Gruppe  d)  noch  folgende: 

g)  Eine  der  modernen  Sprachen:  Französisch,  Italienisch,  Eng- 
lisch, für  gewisse  Anstalten  mit  nicht  deutscher  Unterrichtssprache  auch 
Deutsch,  in  Verbindung  mit  Deutsch  i)  oder  irgend  einer  Landessprache 
(Unterrichtssprache)  als  Hauptfächer. 

h)  lYie  cnjTlische  Sprache  als  H^uptf^ch,  dazu  die  französische 
Sprache  und  die  deutsche  oder  irgend  eine  Landessprache  (Unterrichts- 
sprache) als  Nebenfächer. 

Im  Falle  der  Verbindung  von  Deutsch  für  Anstalten  mit  nicht 
deutscher  Unterrichtssprache  mit  irgend  einer  Landessprache  als  Hauptfächer 
bleiben  die  Bestimmungen  dieses  Artikels,  Punkt  4,  Ausnahmsbestinimung, 
aufrecht. 

i)  Mathematik  als  Hauptfach  in  Verbindung 
entweder  mit  darstellender  Geometrie  als  Hauptfach, 

oder  mit  geometrischem  Zeichnen  und  mit  Physik  ab  Nebenfächer. 


*)  Die  ausnahmswelM  Verbindung  von  Deutsch  fldt  einer  Landessprache  (BOhmisch)  als 
Hauptfächer  for  Autaltcii  mit  tfentscbcr  Uatcrricbtsipnclie  rcfclt  der  MinErl.  vom  12.  April 
1896,  Z.  6Ü01. 

Erl«!  des  Mtaislars  fir  IL  n.  U.  rom  M.  SsptMiber  t«n^  Z.  nM$  (u  die 
Direktionen  der  vlMCMClhaflUclicii  PrfUinifdn»nminkHt«n  fOr  dtf  Lebnint  ■&  Oyrnnaiica  mid 

Re«l«cbulen) : 

Um  den  Oyninasien  mit  deirtscher  Untenichtsspraclie,  an  welchen  Italienisch  als  obligater 
Ocgenttend,  FranzOaitch  oder  Engtbch  ab  relativ-obligaler  Ocgenstand  gelehrt  wlfd,  dfent 

Lehrkräfte  7V  sichern,  find-  ich  in  Bcrup  auf  die  Prilfung^vor5chrift  für  Kandidaten  de?  Oym- 
nasial-  und  RealschuUebranites  vom  30.  August  1897.  (MVBNr.  SO)  nachstehendes  zunftchst  In 
provlsorliciier  Welte  aunordncn: 

1.  Die  k.  Ic.  Prüfungskommission  fflr  das  Lehramt  an  Gymnasien  md  Realschulen  wird 
ermlchtit'!  im  Sinne  des  Artikels  VI,  Hl.  g,  der  bezeichneten  Priifungrsvor?chrifl  die  Lchr- 
befihigung  iür  hranzOsiscb  oder  Italienisch  oder  Englisch  in  Verbindung  mit  Deutsch  ais  Haupt- 
Heber  MCh  fArdleO]mitricM,dcmMdi  gleichzeilfc  fSr  RcahchalcnofldOjmaeften  emamprecheii. 

2.  Es  dflrfen  vcrsuch<«wel!?c  die  OcgenstSnde  Italicni«?ch  oder  Französisch  mit  Latein  als 
Hauptfächer,  dazu  Oriediisch  als  Nebenfach  zu  einer  Gruppe  von  Prflfungsgegenstindea  zu- 
«aatmen gelegt  werden. 

Die  Prüfung  aus  Orlechiadi  tltNcbcnfuh  fit  In  diesem  Fattc  auf  die  Ktanmr^  nid  mflnd- 
liebe  Prüfung  zu  beschränken. 

3.  Da  es  nicht  ausgeschlossen  ist,  dafi  mit  Rücksicht  auf  die  zunehmende  Zahl  von  Lebr- 
•mtehmdldaleii  In  Hlnknafl  mehr  Kndldalcn  anl  Erweltenmff  Ihrer  berell»  eriragtca  Lehibe- 
fftbigung  bedacht  sein  werden,  wolle  die  k.  k.  Prüfungskommission  für  das  Lehramt  an  Gym- 
naflen  und  Realschulen  in  geeigneter  Wei^e  auf  solche  PrOfvogBbeverber  elowirkea,  dafi  tle 
«ine  der  modernen  Sprachen  ais  Erweiterungsiach  wShlen. 

Ober  die  mit  dieser  provleorbcheii  ElariditniiK  gemtchtcn  Erfehnrngcn  itt  anliflUch  der 
Vortafe  der  Jebrcri>cikfatc  mher  sa  berldiltii. 
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k)  Naturgeschichte  und  Chemie 

entweder  als  Hauptfächer  miteinander  verbunden, 

oder  eines  von  ihnen  als  Hauptfach  in  Verbindung  mit  zwei  Neben- 
fächern, als  welche  Mathematik,  Physik,  Chemie,  Naturgeschichte  und 
Geographie  beliebig  kombiniert,  geometrisches  Zeichnen  aber  nur  mit  Matiie- 
matik  verbunden  werden  kann. 

2.  Eine  Änderung  dieser  Gruppen  ist  insofern  nicht  zulässig,  als 
weder  eine  geringere  Zahl  von  Lehigegenständen  noch  eine  andere  Ver- 
bindung derselben  als  die  hier  angegebene  den  Anspruch  auf  Zulassung 
zur  Prüfung  gewähren  kann.  Dagegen  steht  es  dem  Kandidaten  frei,  gleich- 
zeitig oder  später  sowolil  aus  Gegenständen  der  von  ihm  gewählten  Gruppe 
statt  nach  den  Anforderungen  für  das  Nebenfach  sich  nach  den  iür  das 
Hauptfach  nunaierten  Forderungen  als  auch  noch  aus  irgend  einem  anderen 
Gegenstände  oder  mehreren  Gegenständen  der  PrQfung  zu  unterziehen. 

3.  Auch  in  den  Fällen,  wo  ein  weiteres  Fach  zu  der  gewählten  (  iruppe 
hinzutritt,  kann  jedoch  Geschichte  nicht  selbständig  erscheinen,  sondern 
es  ist  diese  Disziplin  mit  Geographie  in  der  Art  zu  verbinden,  daß  die 
Prüfung  ui  beiden  Fächern  zugleich  bestanden  werden  muß;  wohl  aber 
kann  Geographie  selbständig  als  Erweiterungsfach  (fOr  das  Oymnashnn 
wie  für  die  Realschule)  gewählt  werden. 

Für  das  Bestehen  der  Prüfung  aus  Physik  als  Hauptfach»  sowie  aus  der 
darstellenden  Geometrie  ist  das  Bestehen  der  Prüfung  aus  Mathematik 
als  Hauptfach  erforderlich,  wogegen  die  Prüfung  aus  Mathematik  als  Haupt- 
fach in  Verbindung  mit  einer  selbständigen  Gruppe  gestattet  ist 

4.  Ausnahmsbestimmung.    Die  Lehrt)efätiigung  für  die  deutsche 

und  eine  andere  Landessprache  als  Hauptfächer  gewährt  die  Ficrnung  zur 
definitiven  Anstellung  im  Lehramte  an  einem  Gymnasium  oder  an  einer 
Realschule,  wenn  der  Kandidat  zugleich  im  mündlichen  Examen  eine  gründ- 
liche und  sichere  Kenntms  der  Grammatik  beider  klassischen  Sprachen 
nebst  der  Fähigkeit  bewiesen  hat,  Stellen  römischer  und  griechischer  Autoren, 
welche  keine  besondere  sprachliche  Schwierigkeit  enthalten,  richtig  zu  über* 
setzen. 

Artikel  Vli.  Teilung  der  Prüfung. 

Denjenigen  Kandidaten,  welche  sich  der  Prüfung  aus  einer  anderen 
als  der  Gruppe  d)  oder  i)  (Art.  Vf)  uritt  rzichen,  kann  —  nach  Approbation 
sämtlicher  Hausarbeiten  -  ohnev,  ruers  gestattet  werden,  die  übrige  Prüfung 
in  zw  Li  verschiedenen  Icmmien  innerhalb  der  zulässigen  Frist  (Art.  XiX,  8) 
in  der  Weise  geteilt  abzulegen,  daß  die  Prüfung  aus  den  Nebenfächern, 
sowie  die  aus  der  Unterrichtssprache  und  der  deutschen  Sprache  jener 
aus  den  Hauptfächern  vorangeht  Umfaßt  die  gewählte  Gruppe  nur  Haupt- 
fächer, so  Ist  die  Ordnung  beliebig.  Die  Zeit  zwischen  den  beiden  Prüfung« 
darf  in  der  Regel  nicht  mehr  als  ein  halbes  Jahr  betragen.  Nur  ans 
triftigen  Gründen  kann  die  Kommission  diese  Frist  einmal,  und  zwar  Iiis 
zum  nächsten  Prüfungstermine  erstrecken.  Jede  weitere  Erstreckung  kiao 
über  Antrag  der  Kommission  nur  vom  Ministerium  gestattet  werden. 
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Eine  von  vornherein  ad>2estufte  Teilung  der  Plüfung  ans  einem  Haupt- 
fadic  in  der  Weise,  daß  der  Kandidat  sicii  zunädist  zur  PrOfung  für  das  Unter- 
gymnasinm  oder  die  Unterrealschule  (Nebenfach)  melde,  ist  unstatthaft  Da- 

g^en  ist  es  zuIäss^SV  die  Kommission  nach  dem  Ergebnisse  des  Klausur- 
und  mündlichen  Examens  (Art.  XX  und  XXI)  die  Entscheidung  treffe,  der  Kan- 
didst  habe  nur  insoweit  genügt,  Um  den  bezüglichen  Gegenstand  in  den 
uatereu  Klassen  zu  lehren. 


Forderungen  der  Prüfung  im  besonderen. 

Artikel  VIH.  Klnsstsche  Philologie. 

a)  Als  Hauptfach. 

1,  Zur  Befähigung  für  den  philologischen  Unterricht  durch  das  ganze 
Gymnasium  ist  vom  Examhianden  nicht  nur  grflndlidie  und  sichere  Kennt- 
nis der  Grammatik  bekler  klassischen  Spfachen,  und  f&r  die  lateinische 
Sprache  ehie  durch  die  latehiischen  schriftlichen  Arbeiten  (Art  XIX  bis  XX) 

zu  beweisende  stilistische  Gewandtheit,  sondern  vornehmlich  umfassende 
Belesenheit  in  den  dem  Gymnasium  angehörenden  Klassikern  beider 
Sprachen  zu  fordern,  also  im  Lateinischen:  Belcsenhcit  in  Caesar,  Livius, 
Sallustius.  Cicero,  Tacitus,  Ovidius,  Vergilius,  Hor.itius ;  im  Griechischen : 
in  Xenuphon,  Herodot,  den  Staatsreden  des  Demosthcnes,  den  zugänglicheren 
Uialogcn  Piatons  (also  außer  den  kleineren  namentlich  Protagoras,  Gorgias, 
Phacdon,  Symposion),  Homer,  Sophokles.  Daneben  teilweise  Belesenheit 
in  PlautttS  oder  Terenz  und  Tibulius,  in  den  griechischen  Lyrikern,  in 
AsdiykM,  Euripides  und  Lysias.  Das  Thema  der  Hausarbeit  ist  auf  den 
Kreis  dieser  Autoren  nicht  beschrankt 

2.  In  der  griechiscfaen  und  römischen  Geschichte  ist  grOndh'che  Kennt- 
nis der  historischen  Tateachen,  und  m  den  philologischen  DiszipUnen  der 
Mythologie,  der  Staats-  und  Privateltertümer,  der  Uteratuigescfaichte,  der 
Ardiaologie  und  der  Metrik  ist  zwar  nicht  ein  systematisch  umfassendes 
>X'issen,  wohl  aber,  außer  einer  übersichtlichen  Kenntnis  des  Wesentlichen 
und  einer  Bekanntschaft  mit  den  besten  Hilfsmitteln  n:ich  dem  j^egen- 
wärtigen  Standpunkte  der  Wissenschaft,  eine  so  weit  gediehene  Vertraut- 
heit mit  ihnen,  namentlich  mit  den  Altertümern,  zu  fordern,  daß  zu  erwarten 
steht,  der  Examinand  werde  bei  seiner  Erklärung  der  Klassiker  nicht  nur 
in  formaler,  sondern  auch  in  realer  Hinsicht  Gründlichkeit  erstreben  und 
das  Ehizehie  zum  OesamtbiMe  des  antiken  Lebens  zu  verbinden  im  stände 
sem.  Dieses  GesamtbiM  muB  sich  der  Kandidat  selbst  und  im  wesentlichen 
durch  wiederholte  und  ehidringende  Lektüre  der  Klassiker  angeeignet  haben, 
deren  Vertiefung  und  Umfang  vorzugsweise  duidi  die  Prüfung  zu  er- 
proben ist 

b)  Als  Nebenfach. 

Zur  Befähigung  für  den  Untenidit  im  Untergymnasium  ist  dieselbe 

Oründlichkeit  in  den  grammatischen  Kenntnissen  zu  fordern,  wie  für  den 
Unterricht  durch  das  ganze  Gymnasium,  und  sie  ist  für  die  lateinische 
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Sprache  ebenfalls  durdi  eine  lafeiniache  idiriftikfae  Afbeit,  für  das 
OrieduKhe  dutch  eine  Obefsetnttig  aus  der  Uuteniditispradie  —  bei 
der  Klauaurprüfung  —  damitim;  doch  sind  an  stiUslisdie  Fertigkeit  gerin- 
gere Ansprfiche  zu  machen. 

Was  die  Lektüre  betrifft,  so  soll  der  Kandidat  sich  eingehend  mit 
Caesar,  Livius,  SaUustius»  Cicero,  Ovklitts,  mit  Homer,  Xenophon  (oder 
Herodot)  t>esdiaftigt  haben,  mit  den  anderen  Autoren  aber,  deren  Lelctüre 
den  oberen  Klassen  des  Gymnasiums  zugewiesen  ist,  insoweit  bekannt 

sein,  daß  er  von  den  umfangreicheren  und  schwierigeren  ausgedehntere  Ab' 
schnitte  oder  eine  An/rihl  von  Hauptwerken  (z.  B.  zwei  Tragödien  des 
Sophokles,  zwei  gröötrL  Staatsrcdcn  des  Demosthenes  und  des  Cicero 
u.  dgl.)  mit  Finsicht  und  Vtrslaiidnis  g^elesen  habe,  durch  deren  lebend u^e 
Auffassung  und  enlsprechendc  Erklärung  er  dartun  kann,  daü  er  die  klassi- 
sche Literatur  als  Lehrer  des  Deutschen  oder  einer  Landesspradic  für  die 
ErkUrung  der  Odsteswerfce  dieser  Sprachkreise  oder  als  Lehrer  der  piüfo- 
sophischen  Propideutik  mit  richtigem  Veittindnis  verwerten  weide. 

Außerdem  muß  er  eine  übersichtliche  Kenntnis  der  griechischen  und 
römischen  Oeschidite  und  Uteraturgeschidite  nachweisen,  dagegen  ist  In 
den  übrigen  DiszipUnen  —  Mythologie,  AHertflmer,  Metrik  —  nur  nach 
Maßgabe  der  ihm  zur  Eridirung  vorgelegten  Stellen  zu  prüfen. 

Artikel  IX.  Dentsdie  Spradie  tuid  LradctipradieiL 

a)  Als  Hauptfach. 

Zur  Berechtigung,  die  deutsche  Sprache  oder  eine  Landessprache 
durch  das  ganze  Gymnasium  oder  durch  die  ganze  Realschule  zu 
lehren,  wird  außer  den  Forderungen,  die  hinsicfatUch  der  deutschen  und 
der  beim  Unterrichte  gebrauchten  Landessprache  an  jeden  Examinanden 
in  Oemißheit  des  Art  V  gestellt  werden  müssen,  noch  grimdliche  Kennt* 
nis  der  Grammatik,  Korrektheit  des  Ausdnidces  in  den  schriftlichen  Arbeiten, 
Kenntnis  der  Literatur  und  ihrer  Geschichte,  namentlich  in  ihrer  Verbindung 
mit  der  poh'tischen  und  Kulturgeschichte  des  betreffenden  Volkes,  dann 
Kenntnis  der  alteren  Zustände  der  S[irachc  und  der  \vichtif^:?ten  älterea 
Sprachdenkmäler,  überdies  aber  Bekanntschaft  mit  solchen  asiheusch-kri- 
tischen  Leistungen  anerkannt  klassischer  Schrittsteilcr  verlangt,  durch  weichf 
die  tinsicht  in  den  organischen  Bau  und  künstlerischen  Wert  von  Wefien 
der  schönen  Literatur  pralctisch  gefördert  wird. 

So  ist  für  den  Unterricht  in  der  deutschen  Sprache  die  grammatisch 
gfenaue  Kenntnis  des  Mittelhochdeutschen  und  namentlich  die  rähigkcit 
erforderlicli,  die  widiugsten  Werke  der  Liicralur  des  Mittelalters:  das 
Nibehmgenlied,  Kudrun»  die  Dichtungen  Harlmanns  von  Aue^  VaHfaeis  von 
der  Vogelweide  und  der  Alteren  Lyriker  in  der  Ursprache  mit  grtbidllchea 
Verständnis  zu  lesen.  Die  deutsche  Literatur  vom  14.  bis  18.  Jahrhunderte 
mu8  dem  Kandidaten  ui  ihren  Hauptziigen  bekannt  sein.  Auf  die  Kenntnii 
der  neueren  klassischen  Literatur  ist  vorzugsweise  Gewicht  zu  legen.  Der 
Fxaminand  muß  die  bedeutendsten  Werke  derselben  in  Beziehung  auf 
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Sprache  mid  Inhalt  zu  erklären  und  den  Bildungsgang  der  hervorragendsten 
SditiftsteUer  lu  entwickeln  im  ataade  sehi.  Diese  beklen  Momente  sind 
bei  der  dem  Examfaianden  obliegenden  Interpretation  von  prosaischen  und 
dichterischen  Werken  oder  von  einzehien  Stellen  derMlbcn  besonders  ins 
Auge  zu  fassen.  Auch  soll  hier  die  ästhetische  Analyse  nicht  vemachlisslgt 
weiden. 

Für  den  Untenidit  an  Schulen  mit  nicht  deutscher  Unterrichtsspradie 
ist  im  besonderen  genaue  und  sichere  Kenntnis  der  neuhochdeutschen  Gram- 
matik, ?owie  Korrektheit  und  5>icherheit  im  mündlichen  Gebrauche  der 
Sprache  von  den  Kandidaten  dieses  Faches  strenge  zu  fordern.  Die  münd- 
liehe  Prüfung  ist  in  der  deutschen  Sprache  vorzunehmen. 

Was  das  Italienische  betrifft,  so  muß  —  da  die  ältere  Sprache 
von  der  neueren  nicht  wesentlich  verschieden,  die  Entstehung  der  Sprache 
aber  in  p^rammatischer  Hinsicht  vollständig  und  in  lexikalischer  Hinsicht 
gröntciitcils  vom  Lateinischen  abhängig  \st  —  verlangt  werden,  daß  der 
Kandidat  genügende  Kenntnisse  in  der  historischen  Grammatik  besitze, 
d.  h.  einerseits  die  Gesetze  kenne,  nach  welchen  sich  lateinisciie  Laute 
und  Formen  hn  Italienischen  gestalteten,  andreneits  die  Modifikattonen, 
welche  sich  innerhalb  des  Italienischen  ergaben,  in  ausreichendem  MaBe 
innehabe.  Ebenso  hat  der  Kandidat  grflndUche  Kenntnisse  aus  der  Syntax 
nachzuweisen,  mit  genauer  Berücksichtigung  der  —  auf  diesem  Gebiete 
zahlreicheren  —  Unterschiede  zwischen  älterem  und  neuerem  Gebrauche. 
Die  bedeutendsten  Werke  der  Klassiker  aller  Perioden  müssen  dem  Kandi- 
ditcn  aus  eigener  Lektüre  hinlänglich  bekannt  sein;  auch  ist  von  ihm 
ejnc  ^^cnaue  Kenntnis  der  Geschichte  der  Literatur  von  ihren  Anfängen  an 
zu  VI  rlang^en.  Bezüglich  der  Befähigung,  die  erworbenen  Kenntnisse  zur  Er- 
klärung der  klassischen  Muster  zu  benützen,  gilt  das  (oben)  in  Betreff  der 
deutschen  Sprache  Geforderte. 

Für  den  Unterricht  in  was  immer  für  einer  sl avischen  Sprache  ist 
vom  Kandidaten  zu  verlangen,  daß  er  den  im  Eingange  dieses  Abschnittes 
gesteUten  Fordcnmgen  hmsichtlich  derjenigen  slavischen  Sprache,  die  er 
zu  lehren  beabsichtigt;  Genüge  leiste,  und  daß  er  mit  der  aHstovenischen 
Ornmmatik  vertraut  und  fihig  sei,  altskivenische  Texte  zu  fibenetzen  und 
zu  erUiren. 

Für  das  Rnminische  shid  die  oben  fan  allgemeinen  bezeichneten 
Fofderungen  festzuhalten. 

b)  Als  Nebenfach. 

Um  die  Befähigung  aus  der  deutschen  Sprache  als  Nebenfach  zu 
erlangen,  wird  in  pTrammatikalisclicr  Beziehung  genaue  Kenntnis  der  heu- 
liochdeutschen  Oranimatik  gefordert,  in  literarhistorischer:  übersichtliche 
Kenntnis  der  Geschichte  der  neuhochdeutschen  Literatiu*,  insbesundcrc  der 
Entwicklung  ihrer  hervorragendsten  Schriftsteller  und  auf  eigener  LcktOre 
tvcruhende  Bekanntschaft  mit  deren  Hauptwerken. 

Die  gleichen  Forderungen  suid  bei  dieser  Mfung  aus  den  fibr^en 
L^andessprachen  zu  stellen. 

39* 
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Artikel  X.  Qescliicbte. 

a)  Als  Hauptfach. 

In  der  Geschichte  tnufi  der  Examiaand,  um  fOr  den  Unterridit  in 
allen  Klassen  des  Oyrnnasiunis  oder  der  Realschule  die  Beßh^gung  zu 
erlangen,  eine  chronologisch  sichere  Übersicht  über  die  VeHgescfaichte,  eine 

Einsicht  in  den  pragmatischen  Zusammenhang  der  IHauptbegebenheiten  und 
in  den  kulturg^cschichtlichen  Oehalt  der  maßgebenden  Epochen,  eine  lite< 
rarhistorischc  Bekanntschaft  mit  den  bedeutendsten  Geschichtsschreibern  be- 
sonders der  griechischen  und  römischen  Zeit,  und  in  Bezug  auf  irgend 
eine  Hauptepoche  eine  durch  eigene  Benützung  gewonnene  Vertrautheit 
mit  den  Quellen  und  den  bcstctt  histtinschcn  HüfimittLln  zur  Ktnnmis 
der  gewählten  Epoche,  außerdem  aber  ciuc  uinfassenderc  gründliche  Kennt- 
nis der  antiken  Geschichte  und  Geographie  und  wenigstens  soviel  philolO' 
gische  Bildung  beweisen,  dafi  er  aus  Caesar  und  Uvius,  aus  Xenophou  und 
Herodot  Stellen,  weiche  keine  besonderen  sprachlichen  Schwierigkeiten 
enthalten,  richtig  zu  iibersetzen  und  granunatisdi  zu  erklären  wisse.  Ferner 
ist  in  der  Geschichte  und  Landeskunde  des  österreichischen  Staates  auf 
Gründlichkeit  und  Umfang  der  Kenntnisse  und  Bekanntschaft  mit  den  ge- 
diegensten neueren  Forschungen  ein  besonderes  Gewicht  zu  legen.  (Zu- 
gehörige Forderungen  aus  Geograplüe  s.  Art  XI.) 

b)  Als  Nebenfach. 

Zur  Berediti^fung  für  den  historischen  Unterricht  im  Untergynmasinni 
oder  in  der  Unterrealschuie  ist  euigehendere  auf  Benützung  der  Fach- 
literatur begründete  Kenntnis  einer  Hauptepoche  zu  erlassen  und  atod 
die  Forderungen  in  Betreff  des  Umfanges  der  Detailkenntnisse  zu  ermafi^Een; 

dagegen  bleiben  die  Forderungen  in  Betreff  der  Geographie  und  in 
Betreff  der  philologischen  Kenntnisse  dieselben. 

Artikel  XL  Oeogniphle. 

Zur  Befähigung  ffir  das  Lehrfach  der  Geographie  wird  gefordert  dne 
sichere  Kenntnis  der  Erde  in  mathematischer,  topischer,  physikaliscfaer  und 
politischer  Beziehung  und  eine  genaue  Belonntschaft  mit  den  europäi- 
schen Ländern,  zumal  mit  der  Geographie  JMitteleuropas  und  insbesondot 

der  österreichisch-ungarischen  JMonarchie. 

Mit  den  statistischen  Verhältnissen  soll  sich  der  Examinand  in  Bezug 
auf  die  österreichisch-imn ansehe  A\oiiarchit  genau,  in  Bezug  auf  die  anderes 
Länder  in  den  Hauptpunkten  bekannt  gemacht  haben. 

Die  Gegenstände,  Arten  und  Wege  des  Weithandels  sollen  ihm  ia 
sicheren  Grundzügen  bekannt  sein. 

In  jenen  Arten  graphischer  Darstellung,  deren  sich  der  Unterridit 
bedient»  soll  der  Examinand  Sicherheit  und  Fertigkeit  sich  angeeignet 

Artikel  xn.  Mathematik, 
a)  Als  Hauptfach. 

Kenntnis  der  aUgemeinen  Arithmetik^  der  sjmthetischen  und  der 
lytischen  Geometrie. 
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Kenntnis  der  Differential-  und  Integralrechnting  und  deren  Anwendung 
auf  die  Oeometrie,  ferner  der  Elemente  der  Variationsrechnung. 

Vertrautheit  mit  den  OnindzOgen  der  neueren  Funktionstheorie. 

b)  Als  Nebenfach. 

Kenntnis  der  Elementarmatht  inatik,  insbesontirre  derjenigen  Teile, 
welche  am  Gymnasium  und  an  der  Realschule  zu  lehren  sind;  vollkommene 
Sicherheit  und  Fertiglceit  in  der  Anwendung  der  auf  diesem  Gebiete  vor- 
kommenden Methoden  der  Rechnung  und  Konstruktion. 

Artikel  m  Physik. 

a)  Als  "Hauptfach. 

Kenntnis  der  wichtigsten  Tatsachen  und  AAethoden  der  experimentellen 
Physik. 

Kenntnis  der  Onudlehren  der  analytischen  Mechanik  und  prinzipielles 

Verständnis  der  übrigen  Partien  der  mathematischen  Physik  und  die  Fihig'- 
keit,  die  betreffenden  Sätze  zur  Lösung  einfacher  Au^^aben  anzuwenden. 

Kenntnis  der  Hauptiehren  der  Chemie,  Astronomie  und  mathema- 
schen  Geographie.  Von  einer  besoiKkTcn  Prüfun^^  aus  diesen  Fächern 
kann  nach  dem  Ermessen  der  Prüfungskonumssion  alij^a sehen  werden,  wenn 
der  Kandidat  günstige  Zeugnisse  über  Kolloquien  vorlegt,  welchen  er  sich 
eigens  zu  diesem  Zwecke  unterzogen  hat. 

Nachweis  praktischer  Beschäftigung  durch  mindestens  zwei  Semester 
im  physikalischen  und  ein  Semester  im  chemischen  Laboratorium.  Der 
Erfolg  dieser  Beschäftigung  ist  duidi  Vorlegung  des  Laboratoriumsjoumals 
oder  durch  ein  Zeugnis  des  Laboratoriumsvorstandes  nadizuweisen. 

Eingehendere  Kenntnis  von  dem  Gebrauche  und  der  Konservierung 
der  Apparate  und  von  den  besten  Methoden  der  Demonstration. 

b)  Als  Nebenfach. 

Prinzipielle  Kenntnis  der  Experimental-  und  der  elementaren  mathe- 
matischen Physik  mit  tinschluß  der  mathematischen  ütographie. 

Nachweis  praktischer  Beschäftigung  durch  je  ein  Semester  im  chemi* 
sehen  und  physikalischen  Laboratorium. 

Praktische  Kenntnis  der  chemischen  und  physikalischen  Schulexperi- 
mente. 

Artikel  XIV.  NatorgescUchte. 

a)  Als  Hauptfach. 

Gründliche  Kenntnis  der  wichtigsten  Tatsachen  aus  der  Morphologie, 
Anatomie,  Physiologie  und  Paläontologie  der  Pflanzen  und  Tiere,  sowie 
deren  geographischer  Verbreitung.  Kenntnis  derjenigen  naturhistorisdien 
Systeme,  weldie  eine  allgemeüie  Geltung  gefunden  haben.  Kenntnis  der 
praktisch  wichtigeren,  sowie  der  durch  liesonders  mericwOrdIge  Eigenschaften 
oder  häufiges  Vorkommen  auffälligen  Naturkörper.  Der  Kandidat  muß  die 
ibm  vorgelegten  Naturkörper  dieser  Art  erkennen  und  zu  Iwstimmcn  ver- 
mögen. 
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Kenntnis  der  wichtigsten  Tatsachen  aus  der  Moiphologie  und  Physio- 
logie der  Minerale  und  des  gesetzmlBigen  Zusammenhanges  der  Eigeo- 
schaften,  femer  die  Untencheidang  der  gewdhnlicfaen  Felsarten  und  eine 
allgemeine  Kenntnis  der  Lehren  vom  Baue  und  von  der  Verinderun^  der 
Erdrinde. 

Der  Knndidat  soll  wenigstens  in  einem  der  drei  Fächer:  Zoologie, 
Botanik,  A^incralocfie  durch  p^ründlichc  Studien  und  eigene  in  einem  Instit'Jie 
ausgeführte  Arbeiten  umfassendere  Kenntnis<;e  sich  erworben,  jedoch  auch 
in  jedem  der  beiden  anderen  Fächer  nuruitstcns  ein  Semester  hindurdb 
aa  praktischen  Übungen  tcilgenommcii  iiabcn. 

b)  Als  Nebenfach. 

Auf  Anschauung  g^grOndete  Kenntnis  der  belcanoteren  Naturprodulde 
und  ihrer  charakteristischen  Merkmale;  Vertrautheit  mit  den  gangbaiei 
natur historischen  Systemen  und  denjenigen  Tatsachen  der  allgemeinen  Zoo> 
logie,  Botanik  und  Mineralogie,  wekbe  Bun  Verständais  der  systcmatiacbea 
Anordnung  unentt>ehrUch  sind. 

Artikel  XV.  Philosophie. 

Von  dcnjLiiigtn  Kandidaten,  welche  den  philosophischen  Unterricht 
zu  erteilen  hc.ibsichtigen,  ist  zu  verlangen  Vertrautheit  mit  den  Haupt- 
problemen der  Philosophie  und  ihrem  Iiistorischen  Ursprünge  überhaupt, 
femer  mit  einem  hervorragenden  Lösungsversuche  auf  Onmd  des  Studiums 
der  Hauptweike  liegend  eines  Phflosophcn  der  neueren  Zeit  (s.  B.  Detcaite% 
Leibnitii  Locke,  Hume,  iCant).  Außerdem  miissen  sie  für  die  propadeutisGhen 
Gegenstände  (empirische  Psychologie  und  Logik)  wissenschaftliche  Behcm 
schung  dieser  Gebiete  und  auch  die  Fähigkeit  nachweisen,  die  wesentlicfasten 
Punkte  derselben  zum  Zwecke  des  ünterridites  khr  und  verstindüch  za 
entwickeln. 

Artikel  XVI.  Moderne  Sprachen: 
FraasAsiscli,  Italienisch,  EnglUwlu 
a)  Als  Hauptfach. 

Zur  Befähigung  für  den  Unterricht  in  der  französischen»  italicni- 
nischen  oder  englischen  Sprache  an  der  ganzen  Realsdiule  ist  vom 

Kandidaten  ZU  fordern:  Fähigkeit,  einen  Abschnitt  aus  einem  Text  in  der 
Unterrichtssprache  ohne  Hilfsmittel  korrekt  in  die  fremde  Sprache  zu  über- 
setzen,  sowie  unter  denselben  Bedingungen  einen  Aufsatz  über  ein  leich- 
teres literar-historisches  oder  historisch-gr  immatisches  Thema  und  als  Haus- 
arbeit eine  größere  Abhandlung  grammatisch  und  stilistisch  korrekt  zu 
schreiben,  ferner  Fähigkeit,  vorgelegte  Abschnitte  aus  klassischen  Schrift- 
stellern verschiedener  Perioden  der  fremden  Literatur  gewandt  in  die  Untc^ 
richtssprache  zu  iUiersetzen  und  eingehend  und  richtig  zu  mterpretieRm. 
Diese  Forderuqg  gilt  beim  Französischen  und  Englischen  namentlich  Üfar  die 
neuere  Literatur,  während  hinsichtlich  des  Altfranzösischen,  Angelsichsitehca 
und  Altenglischen  die  Fähigkeit^  einen  nicht  besonders  schwienjgen  Ab- 
schnitt richtig  zu  verstehen  und  grammatisch  zu  erklären,  geniigen  tum. 
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Bezüglich  des  Italieniwlicii  gilt  die  Forderung  fOr  den  ganm  Umfang  der 

Ltteratitr. 

Gründliche  Kenntnis  der  franz^ischen,  italieniadieQ  oder  englischen 
Grammatik  in  ihrer  historischen  Entwicklung-, 

Ferner  ist  zu  verlangen,  daß  der  Kandidat  mit  den  hauptsächlichsten 
Oesetzen  und  Formen  der  älteren  und  neueren  Metrik  und  mit  der  modernen 
franMsdwn  oder  englischen  Literatur  und  ilurcr  Oetchicbte  seit  dem  Be- 
ginne des  16.  Jahrhunderts  grOndlich  vertraut  sei,  sovrie  eine  genugende  Be- 
kanntschaft mit  der  altfnniAsischen,  beziehungsweise  angelsacfaiachen  und 
nitenglischen  Literatur  in  ihren  Haupterscheinungen  zeige.  Für  das  Italie- 
nische gilt  auch  hier  die  Forderung  für  den  ganzen  Umfang  der  Literatur. 
Unerläßlich  ist  endlich  Korrektheit  und  Sicherheit  im  mündlichen  Gebrauche 
der  fremden  Sprache,  sowie  gute  Aussprache.  Zur  Ermittlung  dieser  ist 
ein  Teil  der  mündlichen  Prüfung  in  der  betreffenden  Sprache  vorzunehmen. 

b)  Als  Nebenfach  (Französisch  tand  Italienisch). 

Zur  Befähigung  für  Französisch  und  Italienisch  als  Nebenfach  ist 
neben  der  gründlichen  Kenntnis  der  neufranzdsiscben  oder  der  itatienischett 
Orammatik  vom  Kandkiaten  die  Fähigkeit  zu  fordern,  einen  Text  einfacheren 
Inbattes  in  das  Französische  oder  italienische  zu  übeisetzen,  sowie  efaten 
selbständigen  franzQsbchen  oder  italienischen  Aufsatz  über  ein  gegebenes 
einfacheres  Thema  zu  schreiben,  femer  Bekanntschaft  mit  den  bedeutendsten 
klnssischen  Schriftstellern  der  neufranzösischen  oder  der  italienischen  Lite- 
ratur und  die  Pahii^kcit,  einen  vorgelegten  Abschnitt  aus  denseltwn  gewandt 
zu  übersetzen  tind  richtig  zu  interpretieren. 

Aus  der  Metrik  sf>lkn  ihm  die  hauptsächlichsten  Gesetze  des  neu- 
französischen  oder  Italienischen  Versbaues  und  Reimes  bekannt  sein. 

Weiters  ist  hinreichende  KL-rmtnis  der  französischen  Literaturgeschichte 
seit  dem  Beginne  des  17.  Jahrhundertes  zu  verlangen.  Hinsichtlich  des 
Italienischen  erstreckt  sich  die  Forderung  auf  übersichtliche  Kenntnis  der 
ganzen  Literaturgeschichte«  jedoch  mit  Beschränkung  auf  die  bedeutend* 
sten  Schriftsteller. 

Endlich  soll  der  Kandidat  genügende  Fertigkeit  und  Korrektheit  im 
mündlichen  Gebrauche  der  französischen  oder  italienischen  Sprache,  sowie 
richtige  Aussprache  eriangt  haben.  Zur  Ermittlung  dieser  ist  die  mflndliche 
Prüfung  zum  Teile  in  der  betreffenden  Sprache  vorzunehmen. 

Artikel  XVIL  Darstellende  Geometrie  und  geometrisches  Zeichnen« 

a)  DartteUaad«  Oeometria. 

Die  Lehre  von  der  orthogonalen,  schiefen  und  zentralen  Projektion 
in  vollem  Umfange  mit  Einschluß  der  Axonometrie  und  der  Raumprojeiction. 

Die  geometrisdien  Konstruktionen,  welche  die  krummen  Linien  und 
Flachen  betreffen,  insbesondere  die  Kurven  zweiter  Ordnung,  die  Raum- 
kurven  dritter  und  vierter  Ordnung,  die  Schraubenlinien,  ilie  ebenen  und 
sphärischen  Zykloiden,  die  Rotationsllachen.  die  Regelfiächen,  die  Um- 
huiiungsflächen  und  die  Flächen  zweiter  Ordnung. 
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Die  Beleiichtungskolutniktioii,  die  wichtigsten  Partien  der  Stereototoie. 
haniitsäclilich  das  Wcsentiichste  aits  der  Lehre  vom  Steinschnitte,  von  den 
Dadiatisniittiungen  und  der  Onomoatk,  ferner  die  Icotierten  Piojeictionen 

und  die  wichtigsten  Kartenprojeirtionen. 

Die  synthetische  neuere  Geometrie  in  demjenigen  Umfange,  in  wekhem 

sie  in  der  drirsteUenden  Geometrie  zur  AnwcrKhing;-  kommt 

Der  Kandidat  hat  auch  die  nötige  Sicherheit  und  Gewandtheit  im  kon- 
struktiven Zeichnen  nachzuwciscti  Dieser  Nachweis  ist  teils  durch  die 
Zeugnisse  der  ti  chnischen  Hochsi  hulc,  in  welchen  jederzeit  das  konstruk- 
tive Zeiduieu  speziell  klassitmert  erscheint,  teils  durdi  beglaubigte  selb- 
sUadlg  aufgeführte  Kansfauktionen  aus  der  darMIcnden  Oeonctiic  und 
den  technischen  konstruktiven  Lehrfächern  zu  liefern.  (Solche  Zeichnungen 
shid  dem  Gesuche  beiaischließen,  Art  Ii,  2,  b,  vorletztes  Almen). 

b)  Geometrisches  Zeichnen. 

Die  Elemente  der  darstellenden  ücüuicirie  in  dem  Umfange,  wie  sie 
in  den  Oberldassen  der  Realschule  zu  lehren  sind ;  die  Darstellung  in  axono- 
metrischcr  Ptojektion;  die  Elemente  der  Schattenlelu«  und  Unearperspek- 
tive;  die  geometrischen  Konstruktionen  von  und  an  Polygonen,  dienen 
Kurven,  t»esonders  aber  Kegelschnittslinien. 

Sicherheit  und  Gewandtheit  im  geometrischen  Zeichnen. 

Artikel  XVIII.  Chemie. 

a)  Ais  Hauptfach. 

Gründliche  Kenntnis  der  allgemeinen  anoiiganischett  und  oisanischen 
Chemie  und  die  Anwendung  der  chemischen  Grunds&tze  auf  die  darauf 

beruhenden  Fabrikationszweige.  Kenntnis  der  neueren  chemischen  Theorien, 
einschließlich  der  elektro-chemischen  Theorie  des  Berzelius. 

Gründliche  Kenntnis  der  rinnl^iischen  Chemie,  sowohl  in  qnalifativer 
als  in  quantitativer  Hinsicht  und  der  technischen  Proben  nuf  den  Wert  der 
wiciitigsten  im  Handel  vorkommenden  Materialien  mit  steter  Beziehung 
auf  die  Technik. 

Vertrautheit  mit  der  praktischen  Durdiiulirung  analytischer  Opera- 
tionen, nachzuweisen  durch  je  eme  Probearbelt  aus  dem  Gebiete  der 
qualitativen  und  der  quantitativen  Analyse»  sowie  der  technischen  Proben 
letztere  gleichzeitig  neben  der  qualitativen  Analyse  durchzuführen). 

Vertrautheit  mit  der  Ausführung  der  Schulversucher  nachzuweisen  durch 
einige  Probeexperimente  gelesjentlich  der  praktischen  Prüfung  im  Labocato- 
rium  oder  auf  eine  andere  Weise  nach  Vereinbarung  zwischen  dem  Di* 
relctor  und  dem  Examinator. 

b)  Als  Nebenfach. 

Bei  dieser  Prüfung  wird  gleichfalls  gründliche  Kenntnis  der  allgemeinen 
Chemie  gefordert,  dagegen  von  einer  vollständigen  Orientieruiig  anf 
dem  Gebiete  der  quantitativen  Analyse  und  der  technischen  Wcilbe» 
Stimmung  chemischer  Hilfsstoffe  abgesehen. 
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Form  der  Prüfung. 

Jede  Prüfung  umfaßt  drei  Abteilungen: 

Die  Hausarbeiten,  —  die  Klausurarbeiten,  —  die  mündiiche  Prüfung. 

Artikel  XIX.  Hausarbeiten. 

1.  Wenn  die  in  Art.  II  bezeichneten  Bedingungen  der  Zulassunfj  er- 
füllt sind,  so  stellt  die  Prüfungskommission  die  Aufgaben  zur  häuslichen 
Bearbeitung  dem  Kandidaicn  zu. 

Die  häuslichen  Aufgaben  haben  die  speziellen  Gegenstände  der  Prüfung 
in  der  Art  zu  umfassen,  daß  dem  Kandidaten  Anlaß  geboten  werde,  die 
Befiltigung  zu  wissenschaftlicher  Arbeit  und  die  OrändÜchkeit  seiner  Fach- 
kenntnisse zu  beweisen. 

Kandidaten,  welche  die  Lehrfähigkeit  für  die  klassische  Philologie  er- 
langen wollen,  haben  eine  dieser  Aufgaben  in  lateinischer  Sprache  zu  be- 
arbeiten, beziehungsweise  eine  Arbeit  in  dieser  Sprache  vorzulegen. 

Kandidaten  fijr  eine  Landessprache  haben  die  hniisliche,  oder,  wenn 
dies  zweckmäßiger  erscheint,  wenigstens  die  Klausurautgabe  in  der  be- 
treffenden Landessprache  auszuarbeiten. 

2.  Für  die  Bestimmung  der  Anzahl  der  auf  eine  Fachgruppe  (Art  VI) 
enttalleuden  Hausaufgaben  gelten  folgende  Grundsätze: 

Für  jedes  Hauptfach   ist  eine  Hausaufgabe  zu  stellen. 

Aus  den  zu  einer  Gruppe  (Art  VI)  gehörenden  Nebenfichern 
ist  im  allgemeinen  bloß  eine  Hauptaufgabe  zu  erteilen;  bei  der  Unter- 
riciitssprache  hat  sie  immer  zu  entfallen,  dagegen  entfällt  sie  niemals  bei 
den  anderen  Sprachen,  bei  Mathematik  und  Geographie.  (Art.  VI,  1,  k.) 

Die  Hausaufgabe  aus  klassischer  Philologie  als  Nebenfach  betrifft  ein 
griediisches  Thema,  welches  in  lateinischer  Sprache  zu  bearbeiten  ist. 

3.  Zur  Bearbeitung  der  Hausaufgaben  wird  dem  Examinanden  ein 

Zeitraum  von  drei  Monaten  für  jede  Aufgabe  gewahrt.  Diese  Frist  kann, 
wenn  der  Kandidat  vor  ihrem  Ablaufe  um  Verla n<Terung  nachsucht,  von  der 
Prüfungskommission  höchstens  auf  das  Doppelte  erstreckt  werden.  Die 
Arbeiten  sind  nicht  einzeln,  sondern  zusammen  der  Kommission  zu  fiber- 
geben. 

4.  Bei  der  Ausarbeitung  der  häuslichen  Aufgaben  ist  dem  Kandidaten 
nicht  nur  die  Benützung  der  Ihm  bekannten  literarischen  Hilfsmittel  ge« 
stattet,  sondern  es  ist  die  notwendige  Kenntnis  der  Literatur  des  Gegen- 
standes zu  fordern.  Der  Kandidat  hat  daher  nicht  nur  jedem  Elaborate  ein 
genaues  Verzeichnis  der  von  ihm  vornehmlich  benützten  Hilfsmittel  voran- 
zustellen, sondern  in  dem  £iaix>rate  selbst  die  Werke  gewissenhaft  an  den- 
jenigen Stellen  namhaft  zu  machen,  wo  er  sich  ihrer  bedient  hat.  Schließ- 
lich h:\i  er  schriftlich  die  ErkläntnjT  anzufügen,  daß  das  eincrelieferte  Elaborat 
von  ihm  selbst  verfaßt  sei  und  er  außer  den  bezeicimeteo  Quellen  und 
Hilfsmitteln  nichts  benutzt  habe. 

5.  Wenn  der  Examinand  zugleich  mit  seinem  Lebenslaufe  eine  von 
ihm  verfaßte  größere  wissenschaftliche  Arbeit  (wie  eine  approbierte  Doktor- 
dissertation, eine  in  einem  Seminare,  beziehungsweise  Institute  oder  Labora- 
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torium  ausgeführte  und  von  der  Leituqg  beitittlgte  Spezialarbeit)  einreicbt^  so 
ist  es  dem  Enncsseii  der  PrÖfungskomniission  fiberlassen,  diese  statt  einer 
häuslichen  Prüfuugsarbeit  gelten  zu  lassen  und  als  solche  zu  beurteilen 
oder  bei  den  sonst  gesetzlichen  Forderungen  zu  beharren. 


6.  Die  eingelieferten  Arbeiten  weist  der  Direictor  den  betreffenden 
Fadiexaminatoren  zur  Abgabe  ihres  Urteiles  zu.  Jedem  Mi^liede  der  Kom- 
mission steht  es  frei»  im  Amtslolcal  des  Oirelctors  m  die  Hausarbeiten 
seitist  Einsicht  711  nehmen. 

Bei  der  Beurteilung  ist  ebensosehr  :iui  Selbständigkeit  der  Bearbei- 
tung und  auf  die  den  Forderungen  der  Art.  VIII  bis  XVIII  ctitsprcchende 
Gründlichkeit  der  Kenntnisse,  als  auf  die  Klarheit  in  Gedanken  und  Dar- 
stellung und  auf  die  stilistische  Korrektheit  und  Gewandtheit  zu  sehen.  In 
Beh-eff  der  Arbeit  m  lateinischer  Sprache  vgl  Art  VHL 

Dem  charakterisierenden  Outachten  über  den  Wert  der  Letstungen  des 
Kandidaten  ist  der  besthnmte  Ausspruch  anzufiigen,  ob  die  Aibeit  zur  Fort- 
setzung der  Prüfung  in  dem  bei  der  Anmeldung  in  Aussicht  genommenen 
Umfange  (Hauptfach  oder  Nebenfach)  in  vorzQglicher  oder  befriedi- 
gender oder  genügender  Weise  entspreche. 

7.  Wenn  diese  schriftlichen  Arbeiten  bereits  genügend  erweisen,  daS 
der  Kandidat  den  gesetzlichen  Forderungen  nicht  entspricht,  so  hat  ihn 
die  Prüfungskomnnssion  durch  eine  einfache  Mitteilung,  und  bloß  wenn  er 
es  ausdrücklich  begehrt,  durch  Erteilung  eines  förmlichen  Zeue^nisses  von 
der  Fortsetzung  der  Prüfung  auszuschließen  und  auf  eine  bestuiiime  Zeit 
hui  (Art.  XXII)  abzuweisen,  wovon  die  übrigen  Prüfungskommissionen  des 
Staates,  sowie  die  königlich  kroatische  Gymnasialprüfungskommissioa  zn 
Agram  amtlich  in  Kenntnis  zu  setzen  sind. 

Wenn  em  Teil  der  Hausarbeiten  genügend,  em  anderer  ungenügeiid 
befunden  worden  is^  so  hat  die  Prüfungskommission  sogleich  bei  der  Rc- 
probation  zu  entscheiden,  ob  der  Kandidat  aus  allen  oder  aus  cmzelnen 
Prüfungsfächern  neue  Hausaufgaben  zu  bearbeiten  habe. 

Haben  die  schriftlichen  Hausarbeiten  Anlaß  zur  Zurückweisung^  nicht 
gegeben,  so  erhält  der  Examinand  die  Vorladung  zur  Klausurarbeit  und 
zur  mündlichen  Prüfung. 

8.  Die  Gültigkeit  der  Hausaufgaben  erlischt,  wofern  der  Kandiciar  nicht 
innerhalb  der  nächsten  zwei  Jahre  nach  deren  Approbation  sich  zur  Klausur- 
und  mündlichen  Prüfung  gestellt  hat 

Artikel  XX.  KlmmrafbelteD. 

Die  Klausurarbtiicn  dicucu  vornehmlich  dazu,  zu  ermitteln,  wieweit  der 
Examinand  in  seinem  StmHenkreise  auch  ohne  aUe  Hilfsmittel  ein  promptes 
und  sicheres  Wissen  besitzt 

1.  Für  jeden  Oegenstend  der  Prüfung  —  die  Unterriditsspnicfae  als 
Nebenfach  ausgenommen  —  ist  efaie  KbtusuFsrbeit  unter  unausgesetzt  strenger 
Aufsicht  durchzuführen.  Von  der  Übernahme  der  Aufgabe  bis  zur  Ein- 
lieferung  des  Elaborates  soll  der  Kandidat  das  Zimmer  nicht  verlasMi. 
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Die  Arbeitszeit  beträgt  acht  Stunden  für  ein  Hauptfach,  vier  für  ein 
Nebeiifacii.  Die  vientflodige  Arbeitszeit  filllt  ununterbrochen  entweder  in  den 
Vorw  oder  in  den  Nachmittag.  Die  achtstündige  Aibdtszeit  wud  mittags  duich 
eine  entsprechende  Pause,  wahrend  deren  die  Kandidaten  sich  entfernen 

dfirfen,  derart  unterbrochen,  daß  vor-  und  nactunittags  ein  Zeitraum  von 
je  vier  Stunden  für  die  Beart>eituqg  der  Themata  zur  Verfügung  steht  Dem 

entsprechend  besteht  die  Klausuraufgabe  bei  den  Hauptfächern  aus  zwei 
Teilen,  deren  jeder  so  bemessen  ist,  daß  er  in  vier  Stunden  bearbeitet 
werden  kann.  Die  Partialaufgaben  werden  dem  Kandidaten  nicht  gieich- 
zeitigj  sondern  je  eine  bei  Beginn  der  vierstündigen  Frist  eingehändigt. 

2.  In  Betreff  des  Hauptfaches  Geschichte"  (Art.  VI,  1,  c)  gilt  die 
besondere  Bestimmung,  daß  für  jede  der  beiden  Disziplinen:  allge- 
meine Cieschichte  und  österreichische  üeschichle  euie  Klausur- 
prüfung vocmnehmen  ist,  und  zwar  eine  bloft  vierstündige  für  diejenige 
Disziplin,  deren  Gebiete  die  Hausau^abe  entnommen  war,  hingegen  eine 
achtstündige  für  die  andere.  Auf  das  die  Oeschidtte  begleitende  Fach  der 
Geographie  entfSIlt  eine  vierstündige  Klausurprüliing. 

Für  die  Natnigesdiichte  gilt  die  Bestimmung,  daB  die  iClausurprfifung 
jene  zwei  Reiche  l>etrifft;  von  welchen  hei  der  liäuslidien  Aufgabe  abgesehen 

worden  ist. 

Die  Klausurarbeit  darf  auch  den  Charalcter  einer  prairtischen  Prüfung 

in  einem  Laboratorium  annehmen 

Chemiker  haben  statt  der  Klausurarbeit  vollständige  Analysen  im  Labo- 
ratorium durchzuführen  (XVIII). 

3.  An  die  Klarheit  der  (jcdanken  und  Darstellung  sind,  dn  die  Auf- 
gaben mit  Rücksicht  auf  das  Ausmaß  der  Zeit  und  die  Ausschiieüung  aller 
literarischen  Hilfsintitel  bestimmt  werden,  dieselben  Forderungen  zu  steilen, 
wie  bei  den  häuslichen  Arbeiten,  wenn  auch  die  stilistische  Form  auf 
Qiund  der  l)escluEnkten  Zeit  einige  Nachsidit  Iieanspnichen  darf. 

Philologen  haben  die  eine  Klausurarbeit  in  kiteinischer  Sprache,  Kan- 
didaten für  das  Lehramt  der  modernen  Sprachen  im  Falle  g)  des  Artücels  VI 
die  eine  Klausurarbeit  in  der  betreffenden  modernen  Sprache,  im  Falle  h) 
je  eine  Klausurarbeit  in  jeder  der  l>eiden  modernen  Sprachen  zu  arlieiten, 
ohne  Gebrauch  eines  Lexikons  oder  einer  Grammatik. 

4.  Für  die  Beurteilung  der  Klausurarbeiten  gelten  dieselben  Bestim« 

muntren,  wie  für  die  hauslichen  schriftlichen  Arbeiten,  insbesondere  auch 
hinsichtlich  der  Abweisung  infolge  ungenügender  Leistunn^en.  (Art.  XiX,  ö,  7.) 

Der  Examinator  ist  verpflichtet,  sein  l^rteil  über  die  Klausurarbeit 
dem  Direktor  vor  dem  für  die  mündliche  Prüfung  angesetzten  Tage  niit/u- 
teileii,  und  nur  wenn  sämtliche  Klausurarbeiten  des  Kandidaten  genügend 
befunden  worden  sind,  darf  zur  mündlichen  Prüfung  geschritten  werden. 
Ihre  Gültigkeit  erlischt,  wenn  sich  der  Kandidat  nicht  sofort  M.  demsellwn 
Prüfimgstermine  zur  mündlichen  Prüfung  stellt 

5.  Die  Zahl  der  Kandidaten,  welche  in  einer  Klausurprfifung  vcremigt 
werden  mögen,  hingt  davon  ab,  wie  viele  zu  gleicher  Zeit  mit  voller 
Sicherheit  beaufsicht^  weiden  können. 
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Artikel  XXL  MfindUche  Prfiftuig. 

1.  Die  nfindliche  Prüfung  betrifft  zunichst  die  Oegeostäiule,  ffir  weldw 
der  Kandidat  die  Lehrbefähigung  zu  erwerben  wfinsdit;  und  hat  in  diesen 
das  Ergebnis  der  vorhergehenden  Prüfungsstadien  zu  vervollständigen  und 

zu  sichern.  Überdies  ist  für  ^llc  Kandidaten  die  deutsche  Sprache  und  die 
Unterrichtssprache  (Art.  V)  und  nebstdem  für  Kandidaten  des  philologischen 
Gebietes  die  griechische  und  römische  Cieschichte  (Art.  VIII),  für  jene  de» 
geschichthch-geographischcn  Otbitles  und  für  die  unter  die  Ausnahms- 
bestimniung  des  Art.  Vi,  4  fallenden  Kandidaten  die  Philologie  in  dem 
(Art  X  und  VI,  4)  bezeichneten  Umfange  Gegenstand  der  mimdlfcfaen 
PrDfiing.  Die  Prüfungen  aus  den  erwähnten  Oegenstinden  sind  von  den 
betreffenden  Fachmitgliedem  der  Kommission»  nimlidi  denen  für  die 
deutsche  Sprache,  Unterrichtsspradic,  Geschichte,  Philologie  vorzunehtnen. 

Z  Wünscht  ein  Kandidat,  welcher  bereits  eine  volle  Approbation  er* 
worben  ha^  nachträglich  auch  die  Befähigung  zu  erlangen,  sich  beim  Unter- 
richte einer  anderen  Sprache  als  der  ursprünorüch  gewählten  7u  bedienen, 
sn  hnt  er  sich,  wofern  er  nicht  früher  wenigstens  eine  Klausurarbeit  in  dieser 
anderen  Sprache  geliefert  hat,  vor  der  mündlichen  Prüfung  (Punkt  1)  noch 
einer  dreistündigen  Klausurpruiung  zu  unterziehen.  Hiebei  hat  der  Kandidat 
entweder  ein  seine  Lehrfächer  betreffendes  Thema  frei  zu  bearbeiten  oder 
einige  Stellen  aus  Lehrbüchern  dieser  Fächer  zu  übersetzen. 

3.  Es  steht  den  Prüfungskommissionen  zu,  zwei  Examinanden  zu  der- 
selben Zeit  in  mündlicher  Prüfung  vorzunehmen,  jedoch  nur,  wenn  diese 
für  dasselbe  Gebiet  des  Unterrichtes  die  Lehrbefihigung  nachsuchen.  Wo  es 
nur  immer  angeht,  sollen  die  Kandidaten  einzeln  geprüft  werden. 

4.  Bei  dem  mündlichen  Examen  muß  der  Direktor  der  Prüfungskom- 
mission oder  sein  Stellvertreter  ununterbrochen,  und  außer  ihm  mii^-^en  stets 
wenigstens  zwei  andere  MitLilnder  zugegen  sein.  Über  jede  mündliche 
Prüfung  ist  ein  Protokoll  zu  fiiliren,  und  zwar,  wenn  zwei  zugleich  geprüft 
werden,  für  jeden  der  Examuianden  gesondert. 

5.  Es  steht  den  Prüfungskommissionen  frei,  die  mündliche  Prüfung 
insofern  öffentlich  abzuhalten,  dafi  der  Zutritt  jedem  Studierenden  gegen 
eine  beim  Vorsitzenden  anzusprechende«  auf  Namen  lautende  Eintrittskarte 
gestattet  wird. 

Artikel  XXIL  Entscheidung,  ob  der  Examinand  die  Prüfung  bestanden 

habe. 

1.  Nach  Beendigung  sämtlicher  Teile  des  Examens  entscheiden  die- 
jenigen Kommissionsmitglieder,  weiche  die  Prüfung  vorgenummen  haben, 
in  einer  zu  diesem  Zwecke  in  kürzester  Frist  abzuhaltenden  Sitzung  auf  Grund 
der  über  die  einzelnen  Leistungen  voriiegenden  UrteilCp  ob  der  Kandidat 
die  Prüfung  bestanden  habe  oder  nicht  Die  Entscheklung  wird,  nötigcnfaBi 
mit  den  Motiven,  dem  über  die  mündliche  Prüfung  au^nommencn  Pro- 
tokolle beigefügt.  (Art.  XXI,  4.) 

Die  Prüfung  ist  für  bestanden  zu  erachten,  wenn  der  Examinand  den 
Forderungen  in  den  Art.  !V  bis  XVIII  für  jeden  der  zu  seinem  Prüfungs- 
gebiete  gehörigen  Gegenstände  genügt  hat  In  keinem  der  Prüfungsstadks 
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können  vORQgliche  Leistungen  in  einem  Oegeostande  als  Ersatz  für  Mangel 
in  einem  anderen  betrachtet  werden. 

Geg^en  den  Antrag  des  speziellen  Examinators  darf  die  Befähigung 
nicht  ausgesprochen  werden*  Im  übrigen  entscheidet  bei  Stimmengleichheit 
der  Vorsitzende. 

Die  Entscheidung  wird  dem  Kandidaten,  unmittelbar  nachdem  sie 
getroffen  worden  ist,  mitgeteilt 

2.  Wenn  die  wissenschaftlichen  Leistungen  des  Examinanden  den  gesetz- 
lichen Forderungen  nicht  entsjniedien,  alwr  zugleich  hoffen  lassen,  daß  es 
Ihm  bei  forlgesetztem  Studium  gelingen  werde,  dies  zu  erreichen,  so  hat  ihn 
die  PrOfüngdcommission  unter  Erteilung  eines  bestimmten  Zeugnisses  fiber 
seine  Leistungen  für  jetzt  abzuweisen  und  zugleich  die  Zeit  zu  bestimmen, 
nach  welcher  frühestens  er  sich  wieder  zum  Examen  vor  einer  Prüfungs- 
kommission melden  dürfe.  Nach  erfolgter  Zurückweisung  kann  die  Wieder- 
holung in  der  Regel  nicht  früher  als  nach  Verlauf  eines  ganzen  Jahres, 
und  nur  in  rücksichts würdigen  f  allen  darf  sie  ausnahmsweise  schon  nach  Ver- 
lauf eines  halben  Jahres  statüinden. 

Kandidaten,  welche  bei  nochmaliger  Prüfung  nicht  bestehen,  sind  nur 
mit  Erlaubnis  des  Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht  zu  einer  weiteren 
Prüfung  zuzulassen.  Eine  dritte  Wiederholung  der  Prüfung  ist  nicht  zulässig. 
Von  jeder  Abweisung  sind  die  übrigen  Prüfungskommissionen  des  Staates» 
sowie  die  königlich  kroatische  Oyrnnasialprüfungskommission  zu  Agram 
amtlich  in  Kenntnis  zu  setzen. 

3.  Wird  ein  Kandidat  auf  Grund  der  mündlichen  Prüfung  zurOdcge- 
wicsen,  so  entscheidet  die  Prüfungskommission  sogleich  mi  vorhinein,  ob 
er  die  Prüfung  aus  allen  oder  nur  aus  emigen  und  welchen  Prüfungsfächern 
zu  wiederholen  habe,  ferner  ob  ihm  bei  Wiederholung  der  Prüfung  eine 
Erleichterung  in  der  Art  zu  gewähren  sei,  daß  ihm  die  Hausarbeiten  ganz 
oder  teilweise  erlassen  werden.  Von  der  Klausur-  und  der  mündlichen  Prüfung 
wild  in  keinem  Falle  Dispens  erteilt 

4.  Wenn  endlich  die  ungenügende  wissenschaftliche  Bildung  des  Exa- 
minanden nicht  emmal  der  Hoffnung  Raum  gibt  daß  er  im  weiteren 
Studium  das  Fehlende  werde  ersetzen  können  hat  die  Prüfungskommis- 
sion den  Examinanden  durch  ein  diese  Entscheidung  begründendes  Zeugnis 
schlechthin,  ohne  Erlaubnis  zu  einem  später  7U  wiederholenden  Examen, 
abzuweisen  und  hievon  die  übrigen  Prüfungskommissionen  des  Staates  sowie 
die  königlich  kroatische  Oymnasialprüfung^koinmission  zu  Agram  amtlich 
in  Kinntnis  zu  setzen;  dem  Examinanden  steht  in  solchem  Falle  der 
Rekurs  an  das  UnitTticlitsministerium  zu. 

5.  Wenn  ein  Kandidat  für  das  Lehramt  der  klassischen  Philologie  den 
gesetzlichen  Forderungen  aus  dem  Lateinischen  und  Griechischen  zwar 
Genüge  leistet,  jedoch  bei  der  mündlichen  Prüfung  aus  der  griechischen 
und  römischen  Geschichte  der  Anordnung  der  Vorschrift  (Art  VIII,  2) 
nicht  entspricht;  desgleichen  wenn  ein  Kandidat  für  das  Lehramt  der  Ge- 
schichte und  Geographie  bei  günstigem  Ausfalle  der  Prüfung  aus  diesen 
Fächern,  oder  ein  unter  die  Ausnahmsbestimmungen  (Art.  VI  4)  fiüender 
Kandidat  das  vom  Gesetze  geforderte  Maß  des  Wissens  aus  dem  Lateini- 
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sehen  oder  Oriechiadien  (Art  X,  a,  bciiehungswcise  VI»  4)  bei  der  mfind* 
liehen  Prfifiing  nicht  nachweist;  ebenso  wenn  ein  Kandidat  tediglidi  den  all- 
gemeinen Foiderangen  nicht  entspricht,  welche  er  hinsichtlich  seiner  Unter- 
richtssprache zu  erKUlen  hat  (Art  V,  aL  2)  —  so  soU  ihm  die  Ausstellung 

des  Zeugnisses  der  Approbation  so  lange  verweigert  werden,  bis  er  in  einer 
neuerlichen  mündlichen  Prüfung,  deren  Terrain  die  Prüfungskommission  nach 
eigenem  Ermessen  bestimmt,  das  Fehlende  nachgetragen  hat  In  der 
Zwischenzeit  kann  über  den  Kandidaten  keine  andere  Auskunft  gegeben 
werden,  ais  daß  er  in  der  Prumng  begnttcu  ist 

Artikel  XXDL  Inhalt  des  Zeugnisses. 

1.  Das  von  dem  Direktor  der  Prüfungskommission  und  den  Examina- 
toren der  Hauptfächer  (oder  bei  deren  Vethindenrng  von  zwei  anderen 
Mitgliedern  der  Kommission)  zu  unterschreibende  Prüfungszeugnis  enthält: 

a)  das  vollständige  Nationale  des  Examinanden:  Name,  Ort,  Tag  und 
Jahr  der  üeburt,  Religion,  Schule,  Universität  (technische  Hochschule), 
genaue  Angabe  über  die  Teilnahme  an  seminaristischen  Labungen,  beziehungs* 
weise  an  praktischen  Arbeiten  in  Instituten  und  Laboratorien  (Art.  II.  2.  h) 
auf  Grund  der  von  den  Leitern  dieser  Einnchtmit^en  ausgestellten  Zeugm^-^u 
die  im  Sinne  des  Art.  V  bei  der  Melduji(j  zur  i^rulung  vorgelegten  Zeu^;- 
nisse  über  seine  philosophischen  und  pädagogischen  Studien,  etwa  erworbene 
frühere  approbierende  oder  rqirobierende  Zeugnisse  von  Prüfungskommis- 
sionen; 

b)  die  Angabe  der  Oegenslinde  der  hiusUchen  und  der  Klatisnr- 

arbeit,  dann  der  gesamten  mündlichen  Prüfung,  jedes  zugleich  mit  den 
fiber  die  Leistungen  gefällten  Gesamturteilen  (vorzüglich,  befriedigend,  ge- 
nügend, nicht  genügend),  eventuell  mit  kurzer  Begründung  oder  Ausfulming 
derselben ; 

c)  am  Schlüsse  das  Gesamturteil  der  Kommission,  ob  der  Kaiulid^t  aU 
Iclirtahi«^  erknnnt  wiiriLiLU  sei  oder  nicht;  und  im  ersten  Falle,  für  weiche 
Gegenstände,  welche  1  ioiie  der  Gymnasial-  oder  Realschulidasscu  laupt- 
fach  oder  Nebenfach),  mittels  welcher  Unterrfehtssprache.  Wird  die  Be- 
fähigung hl  Anspruch  genommen,  sich  mehr  als  einer  Sprache  beim  Unter- 
richte zu  bedienen,  so  hat  sich  das  Zeugnis  hhisiGhtlich  ^er  derselben  aus- 
zusprechen. 

Wenn  der  Kandidat  nicht  als  lehrfähig  erkannt  wird,  so  ist  zu  bemerken, 
auf  wie  lange  Zeit  er,  oder  daß  er  für  immer  zurückgewiesen  ist 

Da  die  Abstufunpren  Her  erreichten  Höhe  der  Befahi^unrr  Im  Kontexte 
des;  Zeugnisses  ersichtlich  gemacht  sind,  so  ist  die  Approbation  am  Schlii??;'" 
dissilben  einfach  ohne  weiteren  Beisatz  auszusprechen  also  auch  weder 
durcli  eine  Bedingung  oder  eine  Voraussetzung  einzuschränken,  noch  durch 
eine  charakterisierende  Bezeichnung  irgendwie  abzustuien. 

2.  Wenn  ein  Examinand  das  Examen,  sei  es  ffir  die  unteren  oder 
oberen  Klassen  bestanden  hat;  so  hat  er  das  Recht  zu  einer  Ausdehnuqg 
sehier  Lehrbefihigung  auf  die  höheren  iOassen  oder  zur  Erwerbung  der 
Lehrbefähigung  in  noch  anderen  Qegenständen  (sowohl  Haupt-  als  Neben» 
fach)  eüie  weitere  Prfihing  nachzusuchen,  falls  er  der  f^fungskomnitasiQn 
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in  der  (Art.  II,  2.  d)  bezeichneten  Weise  die  Überzeiigum^r  verschafft,  daß 
er  die  criurdeiiichta  Studien  gemacht  habe.  Die  neue  Prüfung  ist  durch 
sämtUdie  Stadien  dufchzuflUiren.^) 

Duplikate  von  Lehibefihigungszeugnissen  dfiifen  nur  nach  beim  Mini- 
sterium fOr  Kultus  und  Unteiriclit  eingeholter  Ennichtigung  ausgefolgt 
werden. 

Artikel  XXIV.  Wiffemg  d€t  ZMgirfiMS. 

1«  Das  Zeugnis,  daß  ein  Examinand  die  Prflfung  vollständig  bestanden 
habe,  berechtigt  Ihn,  zuerst  das  Probejahr  (vgl  Art  XXV)  an  einer  Anstalt 

(Gymnasium,  Realschule)  zu  bestehen,  an  welcher  die  Unterrichtssprache, 
f&r  welche  der  Kandidat  approbiert  wurde,  in  Anwendung  ist;  und  macht  ihn 

dann  fähig,  falls  die  für  jedes  Gebiet  der  Prüfungsgegenständc  gestellten 
Bedingungen  vollständig  erfüllt  sind,  an  Gymnasien  oder  Realschulen  der 
bezeichneten  Art  angestellt  zu  werden. 

2.  Die  Gültigkeit  dtü  Zeugnisses  erlischt,  sowohl  wenn  der  Kandidat 
während  der  nächsten  fünf  Jahre  in  die  Probepraxis  nicht  eintritt,  als  auch 
wenn  die  Lehrtätigkeit  an  einer  öffentlichen  Schule  durch  mehr  als  fünf 
Jahre  unterbrochen  ist 

Die  Ofiltigkeif  kann  wieder  beigestellt  werden  durch  den  Nachweis, 
daß  der  Betreffende  m  der  Zwischenzeit  fortwährend  wissenschaftlich  oder 
didaktisch  tätig  war.  Dieser  Nadiweis  ist  vor  einer  Prüfungskommission  zu 
führen,  welche,  wenn  sie  ihn  genügend  befindet,  das  früher  erteilte  Zeugnis 
durch  eine  demselben  anzuschließende  Bemerkung  noch  fernerhin  für  gültig 
erklärt.  Wird  der  Nachweis  nicht  oder  in  nicht  genügender  Wei<;e  geliefert, 
so  ist  die  Prüfung  zu  erneuern,  wobei  die  häuslichen  Arbeiten  erlassen 
werden  können,  die  Nachsicht  der  Klausurarbeiten  oder  der  mündlichen 
Prüfung  dagegen  niemals  stattfinden  kann.  Das  Probejahr  ist  x;iciit  zu 
erneuern. 

Artikel  XXV.  Probejahr. 

1.  Nach  bestandenem  Examen  hat  jeder  Kandidat  sich  ein  Jahr  lang 
an  einem  Gymnasium  oder  einer  Realschule  zur  praktischen  AusbiMung  seiner 
Lehrfihigkeit  beschäftigen  zu  bssen,  wenn  er  nicht  ui  der  lotge  ist,  das 
mit  MInErl.  vom  21.  Juni  1803,  Z.  13.839,  zum  Zwecke  einer  vertieften 
pädagogisch  -  didaktischen  Ausbildung  der  Kandidaten  eingerichtete  er- 
wetterte Probejahr  abzulegen. 

2.  Das  Probejahr  überhaupt  kann  nur  an  einer  öffentlichen  Lehranstalt 
(G>innasiuni  oder  Realschule)  bestanden  werden,  welche  nicichartig  ist 
mit  derjenigen,  für  welche  der  Kandidat  die  wissenschaftliche  Lehrbefähigung 
besitzt. 

Der  Kandidat  kann  das  Kronland  dazu  wählen,  die  Lehranstalt  aber 
wild  von  der  Landesschulbehörde  des  Kronlandes  bestimmt  Diese  hat  dabei 
vor  allem  den  pädagogischen  Zweck  des  Probejahres  —  die  praktische 

>)  Bei  der  Erwetteruiigiq>rQlong  aus  lr(^nd  dner  Unterrlcbtsspracfae  als  Nebenfach  iona 
dl«  Konmlwloii  md  Aalrtf  dct  Pachenmiuton  der  bctrcffnidcn  Spnebc  den  ftoodldilia  die 

Bearbeitung  einer  Hausaufgabe  erlassen,  wenn  Kam-  md  Klannirarbclleii  vorllcgea ,  die  der 
Kandidat  in  jener  Unterrichtssprache  abgefaßt  hat. 

Vm  der  Klausurarbelt  ist  bei  einer  Erweitemngsprflfung  in  keinem  Falle  abzusehen. 
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Ausbüdiuig  des  Kaadidateii  —  zu  beachten;  nur  nebenbei  können  die  Be- 
dürfnisse der  einzelnen  Lehranstalten  und  billige  Wfinsdie  des  Kandidaten 
Berfickftichtigung  finden. 

3.  Der  Probekandidat  wird  unter  die  besondere  fachmännisdie  Leitung 
eines  Professors  gestellt.  Einem  und  demselben  Professor  dürfen  zu  gleidicf 
Zeit  nicht  mehr  als  zwei  Kandid.ifen  zugewiesen  werden. 

4.  Im  ersten  Semester  cics  Probejahres  wohnt  der  Kandidat  anfänglich 
dem  Unterrichte  des  ihn  leitenden  Professors,  nach  Tunlichkeit  und  nach  dem 
Ermessen  des  Direktors  auch  dem  Unterrichte  anderer  Lehrer  hospitierend 
bei,  hierauf  nimmt  er  die  einzelnen  Lehrstunden  in  Gegenwart  und  unter 
Aufsicht  des  Professors,  welchem  er  zugewiesen  ist»  am  Unterrichte  selbst 
teil»  und  zwar  in  soviel  Klassen«  als  möglich.  Hat  er  sich  hiebei  an  die 
Weisungen  des  Professors  zu  halten,  so  hat  dieser  seineneits  während  der 
Lehrstunden  alles  zu  vermeiden,  was  die  Autoritit  des  Kandidaten  bei  den 
Schülern  beeinträchtigen  könnte. 

5.  Die  sich  darbietenden  Erscheinungen  des  Schullebens,  das  in  den 
Lehrstundeti  Behandelte,  sowie  das  demnächst  Vorzunehmende,  die  metho- 
dische Behandlung  der  einzelnen  Abschnitte  des  Gegenstandes  mit  Rück- 
sicht auf  die  Lehrstufe,  dit  dem  Lthrplane  und  der  rnterrichtszeit  ange- 
messene Verteilung  des  gesamten  Lehrpcusuins,  die  Anlage  und  bchanü- 
lung  der  Lehrmittelsammlungen,  die  Schuldiszipün,  die  Schulgesundheits- 
pflege, die  Schulliteratur  des  Gegenstandes,  iieachtenswerte  pädagogisch- 
didaktische  Abhandlungen,  insbesondere  auch  der  Organisationsplan  der 
Gymnasien  (und  Realschulen),  die  Instruktionen  für  den  Unterncli^  die 
Weisungen  zur  Führung  des  Schulamtes  und  dergleichen  zur  Sache  Ge- 
höriges bilden  außerhalb  der  Schulzeit  in  beiden  Semestern  den  Oeges- 
stand  teils  gelegentlicher,  teils  regelmäßiger  —  etwa  wöchcnth'cher  — 
Besprechung  zwischen  Professor  und  Kandidat,  nach  Umständen  auch  den 
Stoff  zu  schriftlichen  Elaboraten. 

Der  Direktor  hat  /citweilig  aus  eigener  Anschauung  die  spezielle 
Unterweisung  des  Kandidaten  kennen  zu  lernen  und  sich  von  dem  geregelten 
Vorgehen  Oberzeugung  zu  verschaffen. 

6.  Der  Direktor  der  Anstalt  ist  berechtigt,  unter  sorgfältiger  Vabrung 
der  Interessen  der  Anstalt  dem  Kandidaten  im  zweiten  Semester  der  Probe- 
zeit den  selbständigen  Untenicht  in  einer  Klasse  zu  fibertragen,  jedoch  so^ 
daß  der  Kandidat  der  Leitung  und  Aufsicht  seines  Führers  nicht  ganz  ent- 
zogen werde,  vielmehr  und  insbesondere  in  Betreff  der  Semestraiklassifikation 
unter  der  Kontrolle  seines  Leiters  stehe  damit  die  GleichmäRiL^keit  der 
Beurteilung  der  Schülerleistungen  in  beiden  Semestern  gewahrt  bleibe.  Ver- 
wehren jedoch  besondere  an  der  Anstalt  obwaltende  Schwierigkeiten  die 
Verteilung  des  Unterrichtes  unter  eine  jrrößere  als  die  normale  Anzahl  von 
Lehrern,  so  hat  es,  namentlich  wenn  mehr  als  ein  Probekandidat  zur  Stelk 
ist,  auch  im  zweiten  Semester  bei  jener  Tätigkeit  des  Kandklaten  «eis 
Bewenden,  welche  gegen  Ende  des  ersten  Semesters  Platz  greift  (siehe 
Punkt  4). 

Obersteigen  aber  notwendige  Supplienuigen  die  Kräfte  des  Lehicr^ 
koUegiums,  so  kann  jeder  Kandidat  dessen  Eignung  hiezu  aufier  Zwcüd 
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steht,  auch  für  mehr  als  eine  Klasse  in  Anspruch  genommen  werden. 
Auch  in  diesem  Falle  bleibt  es  Aufgabe  jenes  Professors,  dessen  Leitung  der 
Kandidat  anvertraut  worden,  diesem  ratend  und  weisend  zur  Seite  zu 
stehen.  Überhaupt  wird  der  ganze  Lehrkörper  es  als  eine  Pflicht  gegen 
seine  Schule  und  gegen  seinen  Berufsgenossen  ansehen,  durch  kollegialisches 
Verhalten  zu  dem  Kandidaten  dessen  Stellung  an  der  Anstalt  zu  edeichtem 
und  zu  befestigen. 

7.  Übrigens  ist  der  Probekandidat  den  Bestimmungen  der  allgemeinen 
Schulgesetze  und  der  speziellen  Schulordnung  seiner  Anstalt,  sowie  den 
Anordnungen  des  Direktors  in  gleicher  Weise  zum  Gehorsam  verpflichtet, 
wie  jeder  angestellte  Lehrer;  namentlich  hat  er  die  Lehrerkonferenzen 
regelmäßig  zu  besuchen  und  ist  dort,  sobald  er  selbständigen  Unterricht  er- 
teilt, zum  Abgeben  seiner  Stimme  über  Leistungen  und  sittliches  Verhalten 
der  Schüler  in  seinem  Gegenstande  und  seinen  Lehrstunden,  sowohl  im 
Laufe  des  Schuljahres,  als  bei  der  Frage  nach  Versetzung  und  Klassifikation, 
so  verpflichtet  wie  berechtigt.  In  allen  übrigen  Fällen  hat  der  Kandidat 
in  der  Konferenz  nur  eine  beratende  Stimme. 


8.  Wenn  die  didaktischen  oder  pädagogischen  Fehler  des  Probekandi- 
daten oder  sein  sonstiges  Verhalten  der  Lehranstalt,  an  welcher  er  be- 
schäftigt ist,  nachteilig  zu  werden  drohen,  so  hat  der  Direktor  das  Recht, 
in  dringenden  Fällen  sogleich  der  Tätigkeit  des  Kandidaten  an  seiner  An- 
stalt ein  Ende  zu  setzen.  Er  hat  darüber  die  Ansicht  des  Lehrkörpers 
anzuhören,  dann  nach  seiner  Überzeugung  zu  entscheiden  und  die  ge- 
schehene Entlassung  eines  Kandidaten  unter  Beilegung  des  Protokolls  über 
die  Ansichten  des  Lehrkörpers  sofort  an  die  vorgesetzte  Landesschulbehörde 
zu  berichten.  Diese  hat  je  nach  Art  der  Gründe,  welche  die  Entfernung  des 
Kandidaten  veranlaßten,  entweder  ihn  unter  den  geeigneten  Weisungen 
an  eine  andere  Lehranstalt  zur  Fortsetzung  seines  Probejahres  zu  schicken 
oder  erforderlichenfalls  wegen  seiner  Zurückweisung  vom  Lehramte  einen 
Antrag  an  das  Ministerium  zu  stellen. 

9.  Nach  Ablauf  des  Probejahres  hat  der  Direktor,  je  nach  der  Sach- 
lage, auf  Grund  einer  Beratung  mit  dem  leitenden  Professor  oder  mit  den 
Klassenlehrern  der  Klassen,  in  welchen  der  Probekandidat  allenfalls  be- 
schäftigt war,  ein  von  ihm  und  jenem  Professor  oder  diesen  Klassenlehrern 
zu  unterschreibendes  Zeugnis  auszustellen,  in  welchem  die  Tätigkeit  des 
Kandidaten,  beziehungsweise  die  Gegenstände  und  Klassen,  worin  der  Kan- 
didat zeitweilig  oder  selbständig  unterrichtet  hat,  bezeichnet  und  der  Grad 
der  von  ihm  bewiesenen  Fertigkeit  im  Unterrichten  und  im  Aufrechthalten 
der  Zucht  unverhohlen  beurteilt  wird.  Eine  Abschrift  des  Zeugnisses  ist 
dem  zu  erstattenden  Jahresberichte  über  die  Lehranstalt  beizulegen.  Erst 
durch  dieses  Zeugnis  wird  die  Befähigung  zur  Anstellung  als  ordentlicher 
Lehrer  vollständig  erworben. 

10.  Die  Leistung  des  Probejahres  gibt  dem  Kandidaten  nur  in  dem 
Falle  einen  Anspruch  auf  Remuneration  für  die  von  ihm  erteilten  Stunden, 
wenn  er  über  die  Zahl  von  sechs  wöchentlichen  Stunden  beim  Unterrichte 
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beschäftigt  war.  In  diesem  Falle  kann  der  Direktor  bei  der  Landessdiiil> 
behdcde  eine  Remuneration  beantragen. 

Artikel  XXVI.  OebOhren, 

Jeder  Kandidat,  welcher  sich  zur  Prüfung  aus  einem  der  in  Art  VI 

bezeichneten  Fachgebiete  gemeldet  hat.  hat  bei  der  Zulassuni?  zur  Prüfung 
15  Gulden  (30  Kronen),  bei  der  Vorl.idung  zu  den  Klausurarbeiten  (be- 
ziehungsweise zur  mündlichen  Prüfung)  gleichfalls  15  f30  KronenJ,  somit 
im  ganzen  30  Oulden  (60  KronenJ  als  Prüfungstaxe  zu  entrichten. 

Dieselbe  Taxe  gilt  auch  für  den  Fall,  daß  ein  Kandidat  sich  gleich- 
zeitig dtr  Prüfung  aus  einem  solchen  Fachgebiete  und  aus  einem  zu  einer 
anderen  Gruppe  gehorii^en  ( le^cnstande  unterzieht. 

Für  jede  Erganzungs-  und  Erweiterungsprüfung  ist  eine  Taxe  von 
20  Oulden  (40  KronenJ  in  zwei  gleichen  Raten  zu  entrichten. 

Kandidaten,  weiche  die  Lehrbefähigung  bereits  besitzen  und  sich  einer 
weiteren  Prüfung  bloß  zu  dem  Behufe  unterziehen,  um  den  Unterricht  auch 
mittels  einer  anderen  ab  der  ursprünglich  gewählten  Unterricfatsspracfae  er- 
teilen zu  können,  haben  eine  Taxe  von  10  Oulden  (20  Kronen)  ai  zalüeo. 

Die  hn  vorstehenden  festgesetzten  Taxen  müssen  bei  der  Wicdeiliolnng 
der  Prüfung  neuerlich  entrichtet  werden. 

Ebenso  ist  die  erste  Rate  der  Taxe  in  dem  Falle  neuerlich  einrarahlcB, 
wenn  einem  Kandidaten  gestattet  wird,  die  bei  einer  PrOfungskommissiOB 
begonnene  Prfifnng  bei  einer  anderen  fortzusetzen. 

För  die  Ausfertigung  von  Duplikaten  der  Lehrbefihjgungszeugttlsse  ist 
ehie  Taxe  von  6  Oukien  (i2  Kronen)  zu  entrichten. 

Artikel  XXVU.  Qeschäftsfuhning. 

1.  Sämtliche  Prüfungskommissionen  stehen   unmittelbar  unter  dem 

Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht. 

2.  Der  Direktor  der  Prüfungskommission  hat  die  Korrespondenz  mit 
dem  Ministeriimi  und  den  Kandidaten  zu  führen  und  die  Akten  der  Prüfungs- 
kommission III  i^esLliaftsraäöiger  Ordnung  zu  halten. 

3.  Die  Akten  sind: 

a)  allgemeine,  enthaltend  die  allgemeinen  Verordnungen  des  Ministe- 
riums auf  Anfragen  der  Prutungskommission  und  ahnlidie; 

b)  Personalakten. 

Uber  jeden  Kandidaten,  welcher  sich  dem  Examen  vor  einer  Prüfungi- 
fcommiislon  unterzieht  wird  ein  eigenes  Aktenstuck  angelegt,  weldies  ent- 
halten muB:  das  Gesuch  des  Kandidaten  nebst  Angabc  der  Zeugnisse  und 
ihres  Inhaltes,  den  Lebenslauf  desselben,  die  a]|fall|gen  Entscheldungea  des 
Ministeriums  bei  Zweifeln  Qt>er  Zulassung  des  Kandnlaten  zum  F^m^a, 
die  Zuschriften  der  Prüfungskommission  an  den  Kandidaten,  dessen  sdoifl- 
liehe  Arbeiten,  das  Urteil  der  Prüfungskommission  über  die  schriftlichea 
Arbeiten,  d:i5  Protokoll  über  die  mündliche  Prüfung  und  über  die  Schtafr- 
beratung  der  Prtidungskommission,  das  dem  Kandidaten  erteilte  Zeugnis. 
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4.  Von  den  Personalakten  sind  am  Ende  eines  jeden  Schuljahres  an 
das  Unterrichtsministerium  nur  jene  zur  Einsicht  zu  senden,  welche  speziell 
verlangt  werden. 

Artikel  XXVIll.  Obergangsbestimmungen. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Studienjahre  18Q7/Q8  in  Kraft. 

Für  diejenigen  Kandidaten,  welche  vor  dem  Erlasse  dieser  Prüfungs- 
vorschrift ihre  Studien  begonnen  oder  bereits  beendigt  haben  und  den 
Forderungen  im  Art.  V,  Abs.  1,  nicht  zu  entsprechen  vermögen,  bleiben 
die  Bestimmungen  der  Prüfungsvorschrift  vom  7.  Februar  1884,  Z.  2117, 
MVBNr.  3  vom  Jahre  1884,  S.  29,  rücksichtlich  der  pädagogisch-didaktischen 
Hausarbeit  aufrecht. 

Anhang  II. 
PrQfungen  aus  lebenden  Sprachen. 

Nr.  699. 

Schreiben  des  Ministers  des  K.  u.  U.  vom  27.  Dezember  1849, 

RGBNr.  15  ex  1850. 

an  den  Herrn  Statthalter  von  Niederösterreich,  ob  der  Enns,  Salzburg, 
Böhmen,  Küstenland,  Mähren,  Schlesien,  Kärnten,  Krain,  Tirol  und  Vorarl- 
berg; den  Herrn  Landeschef  von  Galizien,  den  Herrn  Landespräsidiums- 
verweser von  Dalmatien,  den  Herrn  k.  k.  Gubemialkommissionsvorsteher 

zu  Krakau  und  das  Kreisamt  zu  Czernowitz, 
womit  eine  Verordnung  in  Betreff  der  an  öffentlichen  Lehranstalten 
stattfindenden  Prüfungen  aus  den  lebenden  Sprachen  bekannt  gemacht 

wird. 

Da  gegenwärtig  für  viele  junge  Männer  das  Bedürfnis  vorhanden  ist, 
sich  mit  der  Kenntnis  irgend  einer  lebenden  Sprache  durch  ein  glaub- 
würdiges Zeugnis  auszuweisen,  so  wird  folgendes  angeordnet: 

1.  Alle  vom  Staate  bestellten  Lehrer  lebender  Sprachen  an  Universitäten, 
welche  nach  §  3  des  provisorischen  Gesetzes  über  Organisierung  der  akade- 
mischen Behörden  in  die  Klasse  der  Lehrer  im  engeren  Sinne  gehören, 
sie  mögen  vom  Staate  besoldet  sein  oder  nicht,  sowie  die  vom  Staate 
bestellten  Lehrer  an  technischen  Instituten,  sind  ermächtigt,  Prüfungen  über 
ihr  Fach  mit  jedem,  der  sich  dazu  meldet,  vorzunehmen,  und  nicht  bloß 
Privatzeugnisse,  sondern  auch  öffentlich  beglaubigte  Zeugnisse  auszustellen. 

2.  Wer  ein  öffentlich  beglaubigtes  Zeugnis  zu  erhalten  wünscht,  hat 
sich  beim  Dekan  der  philosophischen  Fakultät  oder  beim  Direktor  des 
technischen  Institutes  zu  melden,  in  dessen  Gegenwart  die  Prüfung  abgelegt 
wird,  und  der  auch  das  darüber  ausgestellte  Zeugnis  mitzufertigen  hat. 

3.  Das  Zeugnis  hat  nicht  wie  bisher  die  Kenntnisse  des  Geprüften 
durch  eine  sogenannte  Klasse  zu  bezeichnen,  sondern  mit  bestimmten  Worten, 


s.  Nr.  230. 


60* 


948 


II.  Tdl:  StudieavoncbriHcn;  B.  Die  vier  Faknilltiilndicii. 


Art  und  Orad  der  Befähigung  des  Oeprfifteo,  seine  Oedanken  mündlich  nod 
schrifdidi  in  der  fraglicheo  Sprache  auszuMdcen,  zu  bezeidineo. 

4.  Für  jede  solche  PrOfiing  erhalten  der  Lehrer  und  der  Dekan  oder 

Direktor  eine  PrüfttUgstaxe  von  je  [zwei  Gulden  Konventionsmünze].^)  Diese 
Prüfungstaxe  haben  an  Universitäten  künftig  auch  die  öffentiidien  Höitr 
der  fraglichen  Sprache,  welche  ein  solches  Zeugnis  zu  erlangen  wünschen, 

ZU  erlegen. 

5.  An  Orten,  wo  sich  keine  Universität  oder  kein  technisches  In- 
stitut, aber  ein  Gymnasium  oder  eine  Oberrealschule  befindet,  sind  auch 
die  wirklich  angesteUten  Lehrer  oder  Nebenlehrer  lebender  Sprachen  an 
seSien  ermichtigt,  mit  Nichtgymnaslasten  Pillfuqgen  im  Beisein  des  Direk- 
tors  unier  den  sub  2  bis  4  angeführten  Modalitäten  vorzunehmen  und 
Zeugnisse  auszusteUen. 


Nr.  700. 

BrlaB  «es  Mlnliters  nr  K.  o.  U.  vom  17.  mn  1899,  Z.  1755. 

MfBMr.  15. 

an  die  Uckaualc  dur  philosophischen  I  akultäten, 

betreffend  eine  Erhöhung  der  Prfifnngstaxe  für  dfe  Prfifnng  aus  den 

lebenden  Sprachen  an  Universitäten. 

Ich  finde  mich  bestimmt,  anzuordnen,  daß  die  Taxe  für  die  Prüfung 

aus  den  lebenden  Sprachen  an  den  Universitäten  von  dem  mit  MinErl.  vom 

27.  Dezember  1S40  7.  8432,  -^)  in  Punkt  4  festgesetzten  Betrage  von  je 
2  Gulden  Konvcntionsmünze  für  den  Lehrer  und  Dekan  auf  je  5  Oulden 
(10  Kronenj  vom  Studienjahre  189^/1^  erhöht  werde. 


Nr.  701. 

Erlaß  des  Ministeriums  für  K.  u.  U.  vom  8.  Juli  1903,  Z.  22.141, 

an  das  philosophische  Dekanat  in  Czemowitz, 

(womit  dfe  Vorschriften  über  die  Abhaltung  von  Prüfungen  aus  den 
lebenden  Sprachen  an  den  phllosopbisclien  Faknltitten  erUotert  werden). 

Mit  Beziehung  auf  die  gestellte  Anfrage  betreffend  die  Abhaltung 

von  Prüfungen  aus  den  lebenden  Sprachen  im  Sinne  des  Ministerialschreibens 
vom  27.  Dezember  1849,  RGBNr.  15  ex  1850,  wird  dem  Dekanate  eröffnet, 
daß  zur  Abhahung  derartiger  Spr.'ichpriifunpen  die  ordentürhcn  Universitäts- 
professoren  der  betreffenden  Sprachen  nicht  verpflichtet  smd;  Punkt  1  der 
zitierten  Ministerialverortlnung  spricht  vichnehr  nur  von  jenen  Lehrern 
lebender  Sprachen  an  Universitäten,  welche  nach  §  3  des  Gesetzes  üt>er 


>)  Abgeändirt  dank  MinErL  fom  if,  Hän  19»,  MVBNr,  $9  (s.  Nr.  709/ 
*}  «.  Nr.  009. 


Digitized  by  Google 


PhilOMpUMlic  Itf  BorotCBoidavof  . 


949 


dte  Oigamsatioii  der  aloileintscheii  Behörden  in  die  Klasse  des  Lehrer  im 
engeren  Sinne  (Lektoren)  gehören. 

Da  dermalen  solche  Lehrer  der  ruthenisdien  und  rumänischen  Sprache 
an  der  Czernowitzer  Universität  noch  nicht  bestellt  sind,  muß  es  den  be- 
treffenden Universitatsprofesf^oren  überlassen  bleiben,  ob  sie  sich  zur  Vor- 
nahme derartiger  Sprachprütungen  bereit  erklären  wollen.  Sofern  dies 
nicht  der  Fall  ist,  waren  seitens  des  Dekanates  der  philosophischen  Fakultät 
etwaige  Prüfun^sgesuche  ablehnend  zu  bescheiden  und  auf  Punkt  5  der 
Verordnung  m  verweisen. 


2.  Doktoratevorschriften* 
Nr.  702. 

Yerorduung  des  MinUters  für  K.  u.  U.  vom  16.  März  1899,  Z.  6928. 

RßBNr.  56,  MVBNr.  16, 

betreffend  eine  abgeänderte  Kigorosenordnung  für  die  philosophischen 
Fnknltiten  der  Unlversititen  der  im  Reichtrate  vertretenen  Königreiche 

and  Liflder.^) 

Auf  ürund  Ah.  Entschl.  vom  11.  März  1899  wird  verordnet,  wie  folgt: 

§  1.  Zur  Erlangung  des  Doktorates  an  der  philosophischen  FakttMit 
einer  Universität  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder 
ist  die  Vorlage  einer  wissenschaftlichen  Abhandlung  und  die  Ablegung  zweier  . 
strenger  Prüfungen  (Rigorosum)  erforderlich. 

Zweck  dieser  Prüfungen  ist,  festzustellen,  ob  und  in  welchem  Grade 
eine  Befähigung  zu  wissenschaftlicher  Forschung  erreicht  wurde. 

Die  Zulassung  hiezu  ist  von  dem  Nachweise  abhängig.  dnH  der  Kan- 
didnt  eine  in-  oder  ausländische  philosophische  Fakultät  als  ordentlicher 
immatrikulierter  Hörer  durch  vier  Jahre  besucht  habe. 

Die  ausiiainnsweise  Zulassung  solcher  Kandidaten,  welche  diesen 
Nachweis  nicht  zu  liefern  vermögen,  kann  auf  Antrag  des  betreffenden 
Professorenkollegiums  von  dem  Unterrichtsminister  erteilt  werden.*) 

^}  i}ank  dittf  Vminune  ist  dU  dank  MUVdg.  vom  15.  April  1872,  Z.  4398,  RQBNr.  57, 
MVBNr,  Sit  •rkmtM  pnun  RIgontmenlimMg  flir  die  fikUo§epÜ$ekM  FakaUdUit  ta^fler  Kmfi 
gmhi  worden. 

*)  Betreffs  der  ausnahmsweisM  Zulassung  eines  (ai^fierordentUchenJ  Hörers  der  fMo$o» 
phkeken  FakuttOi  tu  de»  Rigorosen  wurde  mit  MinErt.  tom  23.  Februar  1995.  Z.  2303  bemarltt, 

dafi  das  im  §  3  der  ■llgemeinen  Studienordnung  fflr  die  Erwerbung  des  Dukturaic)  an  einer 
inländischen  Univenitlt  Oberhaupt  aufgertclltc  Erfordernis  der  ordnung^^mäfiig  erfüllten  Imma- 
trikulation des  Kandidaten  zwar  In  der  Regel  auch  für  die  Erlangung  des  philosophischen  Doktor- 
gndet  ilt  üttSfcbciid  a  bdrtcMtn  M,  daS  tt  aber  udi  1 1  at.  2  0§kt  aL^  dm  pUlow»- 
phlschen  Pff^rirn<jrnnrdnT(ng  nicht  ausgeschlossen  erscheint,  auf  Antrag  des  Profctsorcnkollcgiums 
in  besonders  rüchsichuwärdlgen  Pillen  nicht  bloS  bezOglicb  der  normal  geiorderten  Dauer  des 
Uahrmitllwtudiwa,  flondcm  ndi  tu  Ansciiitiig  der  Iimiilrlkalalioii  lit  ordcafllcbcr  Stadtmoder 
Süd  Indirekt  in  Aafciimig  der  znr  ImmMImlaltQa  8Cfi»rd«rtto  Of »MfUBniHillllipiSfuiv  Am- 
aabmsbewilligun^en  zu  erteilen. 

Vg^  hiezu  die  Verordnung  des  Mimsteriums  für  K.  u,  U.  vom  14.  JuU  1904,  Z.  4509, 
MVBNr.  32  fs,  Nr.  4i6J,  öHrtJ/femt  dU  Zulassai^  tum  RMttckataUüirleMUn  n  den  VnhertBH»- 


950 


n.  Teil:  StadinvondnÜlia;  B.  Die  vier  FikoltllMladlen. 


Desgleichen  kann  in  rücksichtswürdigen  Fillen  das  ProfessorenkoUe- 
giliin  die  Oenehmigungf  des  Unterrichtsministen  zur  Vornahme  der  Begut- 
achtung der  wissenschaftlichen  Abhandlung  bereits  im  Laufe  des  letzten 
Semesters  einholen. 

§  2.  Die  geschriebene  oder  gedruckte  Abhandlung  hat  eine  wissen- 
schaftliche Untersuciiuug  über  ein  freigcwähltes  Thema  aus  einem  der  dem 
Bereiche  der  philosophischen  Fakultät  angehörigen  und  mindestens  durch  eine 
Lehrkanzel  vertretenen  F&cfaer  zu  enfbalteo. 

§  3.  Die  vorgelegte  Abhandlung  wird  von  dem  Dekane  zwei  Referenten 
zur  Begutachtung  zugewiesen,  und  zwar  den  ordentÜchen  Professoren  und 
in  deren  Ermanglung  den  aufierordentliGhen  Professoren  des  betreffendeB 
Faches. 

Eventuell  kann  der  zweite  Referent  ein  ordentlicher  oder  auch  ein 
außerordentlicher  Professor  jenes  Faches  sein,  dem  die  Abhandlung  nach 
'    ihrem  Inhalte  zunächst  steht. 

Sind  mehr  als  zwei  ordetitliche  Professoren  des  betreifenden  Fadies 
vorhanden,  so  alternieren  sie  in  der  Begutachtung. 

Der  Dekan  bestimmt  für  die  Prüfung  des  wissenschaftlichen  Wertes 
der  Abliandlung  einen  entsprechenden  Zeitraum. 

I  4.  Die  zur  Prfifung  der  Abhandlung  berufenen  Professoren  erstatten 
ein  motiviertes  schriftliches  Outaditen  über  dieselbe  und  sprechen  aus,  ob 
der  Kandidat  zu  den  strengen  Prüfungen  zuzulassen  sei  oder  nicht 

Stimmen  beide  Referenten  in  ihrem  Urteil  ilberein,  so  vericündet  der 
Dekan  ihren  Ausspruch  dem  Kandidaten;  widersprechen  sie  sich  aber  in 
ihrem  Urteile,  so  ist  der  Ausspruch  Über  die  Zulassung  des  Kandidaten  dem 
Professorenkollt  ^ium  vorbehalten. 

Der  Reprobation  einer  Dissertation  kommt  die  gleiche  Wirkung  wie 
jener  bei  einer  strengen  Prüfung  zu  (§  9). 

§  5.  Das  mündliche  Rigorosum  besteht  aus  zwei  strengen  Prüfungen, 
und  zwar  einer  zweistündigen  und  einer  emstfindigen. 

Qegenstand  der  zweistündigen  Prüfung  ist: 

a)  ein  der  philosophisch-historischen  Oruppe  angehöriges,  durch  eine 

Lehrkanzel  vertretenes  Fach  mit  einem  anderen  Fache  dieser  Oruppe,  oder 

b)  ein  der  mathematisch-naturhistorischen  Gruppe  angehöriges,  durch 
eine  Lehrkanzel  vertretenes  Fach  mit  einem  anderen  Fache  dieser  Gruppe. 

Die  Wahl  des  zweiten  Faches  hat  mit  Rucksicht  auf  den  Inhalt  der 
schriftlichen  Abhandlung  der  Dekan  im  Einvernehmen  mit  dm  Referenten 
zu  bestimmen.  Dem  Kandidaten  steht  es  frei,  m  seinem  ücsuche  das 
zweite  Fach  namhaft  zu  machen. 

Gegenstand  der  efaistfind^n  Prüfung  ist  die  Philosophie.  Inhah  und 
Umfang  dieser  Prüfung  ist  mit  Rücksicht  auf  das  Fach,  welchem  die 
schriftliche  Abhandlung  des  Kandidaten  angehört,  abzumessen. 

Für  Kandidaten,  deren  wissenschafüiche  Abhandlung  das  Gebiet  der 
Philosophie  betrifft,  ist  Gegenstand  der  zweistündigen  strengen  Prüfung  die 
Philosophie,  Gegenstand  der  einstündigen  strengen  Prüfung  ein  Fadi  der 
philologisch -historischen  oder  mithematisch-nstiirv«,  isscnschaftlichen  Gruppe. 
Für  Kandidaten,  deren  wissenschaftliche  Abhandlung  ein  Gebiet  betrifft, 
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welches,  wie  z.  B.  Geographie,  zu  Fächern  der  einen  oder  anderen  Gruppe 
in  Beziehung  steht,  kann  das  zweite  Fach  der  eüien  oder  anderen  Omppe 
angehören. 

§  6.  Der  Dekan  f&hrt  in  der  Prüfungskommission  den  Vorsitz.  Im 

Verhinderungsfalle  wird  er  von  dem  Prodekan  vertreten. 

Die  Prüfungskommission  t>esteht  außer  dem  Vorsitzenden: 

a)  ffir  die  strenge  zweistündige  Prüfung  mindestens  aus  den  beiden 
IReferenten  der  Abhandlung,  im  höchsten  Falle  aus  diesen  und  zwei  weiteren« 
also  im  ganzen  aus  vier  Examinatoren, 

b)  für  die  cinstiindi^a   strenge  Prüfung  aus  zwei  Examinatoren. 
Die  Examinatoren  müssen  m  der  Kegel  ordentliche  Prulessoren  der 

2U  prüfenden  Fidber  sein.  Im  Bedarfrfalle  sind  auflerotdentliche  Professoren 
der  zn  prüfenden  Fächer  und,  wenn  es  an  solchen  mangelt,  Professoren 
der  nfchst  verwandten  Ficher  beizuziehen. 

Der  Vorsitzende  ab  soldier  Ist  zwar  berechtigt;  aber  nldit  verpflichtet; 
2U  prüfen. 

§  7.  Die  strengen  Pnifungen  sind  öffentlich  abzuhalten;  der  AI)- 
Stimmung  und  Schlußlassung  geht  eüie  Besprechung  äi>er  das  £igebnis  der 

Prüfung  voraus. 

Die  Abstimmung  von  Seite  jedes  Mitgliedes  erfo^  sodann  auf  Grund- 
lage des  Gesamtergebnisses  der  Prüfung. 

Der  Ausspruch  der  Prüfungskommission  erfolgt  durcli  Stimmenmehrheit 
mit  dem  Kalkül  „ausgezeichnet",  „genügend"  oder  „uiigcnügend". 

§  8.  Die  strengen  Prüfungen  können  in  beliebiger  Reihenfolge,  müssen 
aber  beide  an  derselben  Universitit,  an  welcher  die  (geschriebene  oder 
gedruckte)  Abhandlung  eingereicht  wurde,  abgelegt  werden. 

Hievon  kann  nur  in  besomlefB  rücksichtswürdigen  Fällen  der  Unter* 
richtsm  in  ister  nach  Einvernehmung  der  l>etreffenden  ProfessorenkoUegien 
Ausnahmen  fzcstritten. 

§  Q.  Die  Bestimmunof  der  Intervalle  zwischen  den  t>eideu  strengen 
Prüfungen  ist  dem  Kandidaten  frriL^cstcllt. 

Wird  jedoch  ein  Kandidat  bei  einer  strengen  Prüfung  reprobiert,  so 
hat  ihm  die  Prüfungskommission  den  Termin  zur  Wiederholung  dieser 
Prüfung  auf  nicht  weniger  als  drei  Monate  zu  bestimmen. 

Wird  er  hiebei  abermals  reprobiert,  so  ist  nur  noch  eine  Wleder- 
hohmg,  und  zwar  mcht  vor  Ablauf  eines  Jalires,  zulässig. 

Bei  nochmaliger  (dritter)  Reprobation  ist  der  Kandidat  von  der  Er- 
langung des  philosophischen  Doktorates  an  einer  Universität  der  im 
Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder,  wie  auch  von  der  Nostri- 
fikntion  eines  im  Auslände  erworbenen  Doktordiploms  für  immer  ausge- 
schlossen. 

§  10.  Die  Taxe  für  die  Begutachtung  der  vorgelcjjten  Abhandlung 
betragt  20  üuldea  (40  Kronen);  die  für  die  zweistündige  sircngf  Prüfung 
40  Gulden  (80  Kranen)  und  die  für  die  einstündige  strenge  PriUung 
20  OuMen  Kronen). 

Die  Taxe  für  die  Beurteilung  der  Abhandlung  wird  zwischen  den  Be- 
gtttaditem  dersettien  zu  gleichen  Teilen  geteilt 
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Von  der  Taxe  per  40  Ouklen  (80  Krmun)  erhalt  jeder  Beteiligte 
6  Oulden  (12  Kronen)  und  der  Universitäiskanzlelfond  4  Gtdden  (8  Kronen), 
von  jener  per  20  Quiden  (40  Kronen)  jeder  Beteiligte  je  3  Oulden 
(6  Kronen)  und  der  Universitatskanzleifond  2  Gulden  (4  Kronen). 

Der  Vorsitzende  erhält»  wenn  er  zugleich  Fachexaminator  ist»  die 
doppelte  Taxe. 

Die  Verwendung  der  sich  hienach  etwa  eichenden  Reste  bleibt  der 
Bestimmung  des  Prolessürenkullcgiums  vorbehalten. 

§  11.  Die  Einzeltaxbezüge  haben  die  Natur  von  Präsenzgeldem  und 
können  daher  nur  für  die  wiridtcfae  Funirtioa  In  Anspruch  genonunen  werden. 
Ist  ein  Kommisstonsmilglled  aus  was  immer  f&r  einem  Grunde  liienn  ver- 
lilndert,  so  hat  der  Dekan  für  dessen  Ersatz  nach  den  Bestimmungen  des 
§  6  zu  sorgen.  Ist  dies  nicht  mehr  tunlich,  die  Abhaltung  des  RIgorosums 
mit  den  übrigen  Kommissionsmitgliedem  aber  doch  noch  möglich,  so  gelangt 
der  erledigte  Taxbetrap^  7ur  Verwendnno-  nach  dem  Schlußsätze  des  §  10. 

§  12.  Die  Promotion  erfolgt  unter  dem  Vorsitze  des  Rektors  und  im 
Beisein  des  litkans  durcli  einen  ordentlichen  Professor  (per  tumum)  als 
Promotor  in  Form  der  herkr>nmilichen  Sponsionen. 

.§  13.  Die  PrumuUunsla.\e  betragt  an  allen  inländischen  Universitäten 
30  Oulden  (60  Kranen),  Hievon  beziehen  der  Rektor  15  Oulden  (30  Kronen), 
der  Delcan  und  der  Promolor  je  5  Quiden  (tO  Kronen),  Ferner  sind 
von  dieser  Taxe  5  Oulden  (W  Kronen)  an  den  Universitatskamdeiioad 
abzuführen,  aus  welchem  die  an  den  verschiedenen  UnlversiUten  bisher 
bestehenden  Zahlungen  für  die  Ausfertigung  des  Diploms  und  die 
bisherigen  Bezüge  des  Kanzleipersonales  und  der  Dienerschaft  zu  be- 
streiten sind,  mit  Ansn:<hme  solcher  Be/üfre.  welche  für  spezielle  Funk- 
tionen bei  etwaigen  Feierlichkeiten  des  i^romotionsaktes  in  Ansatz  kommen. 

§  14.  An  jenen  UniversitSten,  an  welchen  bisher  feierlichere  Pro- 
moiionsformen  üblich  waren,  bleibt  es  dem  Kandidaten  freigestellt,  stan  der 
einfachen  diese  feierlichere  Promotionsform  gegen  die  hiefür  üblidien  Ent- 
richtungen für  sich  m  Anspruch  zu  nehmen,  doch  kommt  der  im  vwigen 
Paragraph  bestimmte  Ta3d>etrag  auch  m  diesem  Falle  zu  der  dort  angeoidp 
neten  Verwendun^f  und  Verteilung. 

§  15.  Diese  Rigofosenordnung  tritt  mit  Beginn  des  Studienjahres 
1899/1900  in  Kraft 


Nr,  708. 

Erlaß  des  lUnisters  fUr  K.  u.  U.  vom  27.  Jänner  IMO,  Z.  26.3S5 

ex  1899.  MYBNr.  17. 

an  die  Dekanate  sämtlicher  philosophischer  Fakultäten, 

womit  eine  Instruktion  zu  der  mit  ho.  Verordnung  vom  16.  März  1899, 
ROBNr.  56^  erlassenen  Rigorosenordnung  für  die  philosophischea  Fakil* 

täten  kundgemacht  wird. 

Zur  Durchführung  der  mit  ho.  Verordnung  vom  16.  März  1899,  Z,6^28, 
ROBNr.  56,  erlassenen  neuen  RigorosenordnuQg  für  die  philosophischen 
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Fakuttäten  finile  ich  dem  Dekanate  behuls  Einhaltun^^  eines  gleichniiBigen 
Voiifangcs  nachstellende 

Instruktion, 

weiche  insbesondere  auch  zum  Gebrauche  für  die  Studierenden,  respek- 
tive Uoktoratskandidaten  zu  dienen  hat,  mitzuteilen. 

§  1.  Behufs  Erlangung  des  philosophischen  Doktorgrades  hat  der 
Kandidat  beim  Dekanate  der  philosophischen  Fakultät  anzusuchen  und  nach- 
stehende Belege  bellzubringen: 

1.  seuien  Tauf-  oder  Oeburtsscheui; 

2.  sein  für  das  Inknd  gültiges  Oyninasiabnaturitätezeugnis,  oder  wenn 
er  dem  Inlande  nicht  angehört;  jene  Zeugnisse,  auf  Qrund  deren  er  an 
einer  philosophischen  Fakultät  als  ordentlicher  Hörer  immatrikuliert  war; 

3.  ein  Abgangszeugnis  einer  in-  oder  ausländischen  Universität  darüber, 
daß  er  die  philosophische  Fakultät  durch  vier  Jahre  als  ordentlicher  imma- 
trikulierter Hörer  besucht  hat; 

4.  ein  Curnculurn  vitae,  in  welchem  der  K mdidat  den  Verlauf  seiner 
Universitätsstudien  emgehend  darzustellen  und  msbesondere  jene  wissen- 
schaftlichen Fächer  zu  bezeichnen  hat,  mit  deren  Studium  er  sich  vorzugs- 
weise und  mit  der  für  die  Erlangung  des  Doktoigrades  erforderlichen 
Vertiefung  beschäftigt  hat;  zum  Belege  hiefÜr  können  auch  Zeugnisse 
über  die  Betätigung  an  wissenschaftlichen  Instituten,  Seminaren  u.  dgl.  vor- 
gelegt werden; 

5.  eine  vom  Kandidaten  verfaßte,  geschriebene  oder  gedruckte  Ab- 
handhing über  ein  freigewähltcs  wissenschaftliches  Thema  aus  einem  der 
dem  Bereiche  der  philosophischen  FnkiiltSt  angehörifren  und  an  der  be- 
tretlenden  Fakultät  tatsächlich  mindestens  durch  eine  Lehrkanzel  vertretenen 
Fächer  (§§  2  und  3  der  Rigorosenordnung). 

§  2.  Kandidaten,  welche  die  in  §  1  sub  2  und  3  geforderten  Nachweise 
nicht  zu  erbringen  in  der  Lage  sind,  aber  im  Sinne  des  §  1.  Absatz  4  der 
Rigüruseiiordiiung  die  ausnahmsweise  Zulassung  zu  den  Doktoratsprüiungen 
anstreben,  haben  die  Belege  über  die  von  ihnen  zurückgelegten  Mittel-  und 
Hochschulstudien  beizubringen,  auf  Qrund  deren  ste  das  Doktorat  erwerben 
wollen. 

Die  übrigen  im  §  1  liezeichneten  Belege  sind  auch  von  diesen  Kan- 
didaten vorzulegen. 

§  3.  Die  Dissertation  soll  in  der  Regel  in  der  Vortragssprache  der 
Universität,  in  welcher  auch  die  strengen  Prüfungen  abgehalten  werden, 
abgefaßt  sein. 

Arbeiten  auf  dem  speziellen  Gebiete  der  klassischen  Philologie  jedoch 
sind  in  der  Regel  in  lateinischer  Sprache  zu  verfassen;  in  dieser  Sprache 
können  auch  Arbeiten  auf  anderen  Gebieten  der  klassischen  Altertums- 
wissenschaften überreicht  weiden;  für  Arbeiten  auf  dem  Gebiete  der 
modernen  Philokigie  ist  auch  die  betreffende  fremde  Sprache  zulissig. 

Inwiefeme  für  die  Dissertation  und  die  strengen  Prüfungen  sonst  eine 
andere  als  die  Vortragssprache  der  Universität  zugestanden  werden  kann, 
bestimmt  das  ProfessorenkoUegium. 
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Letzterem  bleibt  es  vorbehalten,  hinsichtltch  des  diesfalb  zu  beob> 
achtenden  Voigaqges  auch  geneielle  Beschlüsse  zu  fassen.^) 

§  4.  Ein  als  Dissertation  überreichtes  Manuskript  muB  Sußeriich  wohl 
geordnet  und  deutlich  gesdirieben  sein. 

Wenn  die  Dissertation  schon  gedruckt  vorgelebt  wird,  so  sind  bei  Ab- 
hancilun^'t  ri  vier  Exemplare,  bei  größeren  Werken  ein  Exemplar  dem  Oe* 
suche  anzuschließen. 

Eine  Dissertation  darf  nur  dann  als  „Inaugural-Dissertation"  durch 
Drucklegung  veröffenüichl  werden,  vvean  sie  von  den  Referenten  als  hielür 
geeignet  befunden  wurde.  In  'diesem  Falle  sind  dem  Dekanate  auf  Ve^ 
langen  mehrere  Exemplare  abzuliefern. 

§  5.  Das  ordnungsmäfilg  instruierte  Oesuch  des  Doktoratskandklaten 
gilt  f&r  den  ganzen  Prüfungsakt.  Um  zu  den  weiteren  Prfifungsstadien  zu- 
gelassen zu  werden,  hat  sich  der  Kandhlat  persönlich  oder  schriftlich  aa 
den  Dekan  zu  wenden  (§§  8  und  Q  der  Rigorosenordnunj^. 

$  t.  Ergeben  sich  dem  Dekan  hinsichtlidi  der  ihm  nach  §  3  der 

Rjgorosenordnung  zustehenden  Zuweisung  einer  Dissertation  an  zwei  Refe< 
renten  Zweifel,  so  hat  sich  derselbe  mit  allen  nach  dem  Inhalte  der  Ab- 
handlung etwa  berufenen  ordentlichen  und  eventuell  außerordentlichen  Pro- 
fessoren ins  Einvernehmen  zu  setzen;  wird  hiebei  betreffs  der  Übernahme 
der  beiden  Referate  eine  Einigung  nicht  erzielt,  SO  hat  das  Professoren- 
koUegium  zu  entscheiden. 

§  7,  Im  Sinne  des  §  5  der  Rigorosc  nordnung  kann  jedes  an  der 
philosophischen  Fakultät  durch  eine  Lehrkanzel  vertretene  Fach  Gegen- 
stand der  strengen  Friitungen  bilden. 

Als  Prüfungsfach  ist  aber  hiebei  sowohl  bei  dem  die  Dissertation  lic- 
treffenden  Fache,  wie  auch  bei  dem  zweiten  Prfifungsfache  der  zwei- 
stflndigen  strengen  Prüfung  nach  §  5,  vorletzter  Absatz,  stets  das  Gesamt* 
gebiet  der  durch  die  betreffende  Lehrkanzel  vertretenen  Disziplin»  nidil 
aber  ein  hievon  abgegrenzter,  wenn  auch  wissenschaftlich  selbständig  be< 
handelter  Teil  der  Disziplin  zu  betrachten;  es  kann  daher  z.  B. :  klassische 
Philologie  (lateinische  und  griechische  Sprache),  deutsche  Philologie  (Sprache 
und  Literatur),  Geschichte  und  historische  Hilfswissenschaften,  A\ineralügic 
und  Petrographie  u.  tli^l.  stets  nur  als  eine  Disziplin  behandelt  werden,  welche 
weder  in  zwei  Prüfungsfächer  geteilt  werden,  noch  auch  mit  Ausscheidung 
eines  zu  ihr  gehörigen  Teiles  Pruiungsgegcnstand  bilden  kann. 

')  Zb  ^  3  Warden  für  eimelae  Fakatfdten  Zasatibestimman gen  ffenehmi0: 

Zusatt  för  Witn  und  Prag  deutsch:  Die  Zulassung  einer  anderen  als  der  dcatscka 
bctfchmiKiwelfledcrltteliiltclien  Sprache  (fflrdieDIntrlaillmi  und  fttrdte  strcugwi  Pi  ■faugta)bt<Mt 
der  Zustimmung  des  Professorenkollegiums  in  jedem  einzelnen  Falle  (KUMErl.  vorn  24.  JalllSH« 
Z.  21.359,  beziehungsweise  vom  12.  Febmar  1902,  Z.  M21  und  vom  I.  April  1902,  Z.  7695\ 

Zusatz  für  Orae:  Nur  unter  Zustimmung  sämtlicher  ao  den  betrefienden  Rigorosen  bctd- 
Ugltr  Profcnorts  kum  bd  der  DiMertatloa  dnc  nidtre  •!•  dl«  VortngitprMlic  der  UmhmtM, 
dat  hi  die  deutsche  Sprache,  gebraucht  werden  CKUMErl.  vom  13.  J&nner  1902,  Z.  39.168  cx  1901,. 

Zusatz  för  Innsbruck:  Für  Arbeiten  aui  dem  Oebiete  der  romanischen  und  englisdicfl 
Philologie  ist  auch  die  betreffende  fremde  Sprache  allgemein  zuiissig.  Inwiefern  fremde  Spracbcs 
In  anderen  FUlen  MgclMwii  werden  kOnnen,  bestimmt  du  PtofeMOrcnkoUcglvm  Im  ctairiHi 
Falle.  (KUMEri.  vom  10.  Avgmt  1901,  Z. 
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Es  bleibt  dem  PrafesMienlwllegiiiin  vocbehaltcn»  nach  dem  gegebenen 
Stande  der  Wissenschaft  unter  den  an  der  Fakultät  jeweilig  durch  chie 
iMSondere  ordentliche  oder  außerordentliche  Lehrkanzel  vertretenen  Dis^ 
aplinen  entsprechende  Kombinationen  von  zwei  ihrem  Inhalte  nach  zwar 

verwandten,  aber  für  sich  selbständigen  Fächern,  wie  sie  den  Ge^en^tand 
der  zweistündigen  strcn^^cn  l^riifung  zu  bilden  haben,  nach  eingeholter 
ho.  Genehmigung  als  aligememes  Schema  ntifzustellen.*) 

Im  Sinne  des  §  5,  Absatz  3  der  Rigorosenordnung  wird  dann  das 
zweite  Fach  in  der  Regel  nach  diesem  Schema  zu  bestimmen  sein;  sofern 
aber  der  Kandidat  in  seinem  Gesuche  eine  hievon  abweichende  Fach- 
gruppenveibindttng  gewflnsdit  hat»  hat  das  Piofessorenkoneghun  fiber  die 
Zulässigkeit  dieser  Kombination  die  ho.  Genehmigung  einiuholen,  wobei 


')  Im  Sinne  der  RigorosenortUuuig  kann  zwar  Jedes  durch  eine  besondere  Lehrkanzel  ver- 
tretene Fach  auch  als  selbständiger  PrüfttngSgegensfand  gelten;  hieraus  kann  ahrr  nicht  folgert 
werden,  daß  auch  alle  Kombinationen  von  j*  zwei  sollen  Prü/ungsgegenstanden  eiUässig  wdren, 
Homenmch  wmm  «sskham  nah»  nrmuuUt  S>itgipUnen  handeU  (KUMErL  wm  Itf.  DettmUr  tXi, 

ftSck^irhtUch  der  Prüfisn^  ari<;  dem  rweifrn  Fache  ist  daran  fesizuhaftpn  ,  daß  sich  nicht 
am  dn  Nebenfach"  handelt  ;^leicbwohl  wird  sich  zwischen  den  Prüfungen  aus  den  bddco 
OcfCMttndctt  ein  gcwiiMr  UitlcncU^  daduith  crfcbtii,  M  die  Prtlmiff  «u  dcai  dfe  Dlncr- 
tation  betreffenden  Pidt  In  enter  Linie  bestfmmt  bt,  die  BeflUilgung  des  Kandidaten  zur 
wissenschaftüchcn  Forschun^f  txi  ermftfctn,  wShrend  die  Prüfung  aü?  dem  zweiten  Fache  bezweckt, 
ieatzustellen ,  dali  der  Kandidat  auöer  seinem  Dissertationsiache  aucii  noch  in  einer  zweiten  an 
•idi  Mlbilladic«!,  aber  in  d«r  Rcfd  mit  de»  enteren  Fedie  nahe  vcnrandten  DtaipUn  vOIUk 

bewandert  I=t,  t!a-i  IieI2t  also,  dafi  der  Kandidat  dartnc,  dnfi  er  sich  auch  rnlt  diesem  FadiC 
wiraenscbaftlich  in  ^^^nüj^cnder  Weise  bcfaflt  habe  (KUMErl.  vom  16.  Juni  1900,  Z.  8807). 

Als  selbständige  Fächer  können  behandelt  werden:  „OatmrdOM^  Oese/tieMe"  $o»te 
(in  Lemberg  und  Krakau)  ,J*obtisehe  Geschichte" .  doch  können  diese  beiden  Fächer  zusammen 
mUM  Qegrnrt^nd  der  zweiständigen  Prüfung  ^  /  ^  weil  das  gesamt»  PtrUfimgtgMdt  »in  «  «V 
bagrerutes  wäre  (KUMErl.  vom  16.  Dezember  1902,  Z.  26.734J. 

Die  etntOnen  Gruppen  der  „orlmtulMita PhttotagW^aOmUek  eemtttsehgSpradtMtS^fraditn 
des  Islam  und  ostasiatische  SprodMt  kSoiun  ot»  »»IMtikUg»  mi»t  MondgU  ws/dtm  fKUMBtl, 
vom  IZ  Mai  mi.  z.  s/ö"?;. 

f Nationalökonomie"  kann,  weü  nicht  zur  philosophischen  Fakultät  gehörig,  nicht  Oegea- 
stewf  d»r  pmoiOßhbdMi  Rtgomun  »tin  (KUMEH.  fem  Itf.  Jani  1900,  Z.  UJ074J, 

„Musikwissenschaft"  fuT:n  auch  mit  einem  passenden  Fnrhr  der  rweiten  fnaturwissw^lßß' 
UchenJ  Hat^)tgruppe  kombiniert  werden  (KUMErL  vom  12,  Dezember  1901,  Z.  3SS28J. 

Di»  tniOssigen  Fachgrup p  enkombtnafiontn  turnten  genandfit 

JBr  Wien:  KUMErL  vom  12.  Dezember  1901.  Z.  35.92», 

für  Prag  drnt^rh  -  KUMErL  vom  12  Februar  f002,  Z.  3722, 

für  Prag  böhmisch:  KUMErl.  vom  12.  Mai  1901,  Z,  5/65, 

für  Qras!  KUMErL  vom  t7.  September        Z,  SSJbtS, 

für  Innsbruck:  KUMErL  vom  10.  August  IQOt,  Z,  tOm?, 

für  Lemberg-  KUMEH  vom  21.  Juli  1901,  Z.  20M2, 

für  Krakau:  KUHtrL  vom  16.  Juni  1900,  Z.  14.074, 

fSr  CternowliMi  KUMErL  vom  6.  Dezember  1904,  Z.  41  MO,  vom  SB.  Febrwar  1904, 

Z,  0228  und  vom  27.  Juni  ton-,,  Z.  23.344. 

(Andere  als  die  geiulunigten  Fachgruppe/ikombintttion»n  können  aar  auf  Antrag  des 
Prof»8»or»nkoUegittms  mit  Oenehmigung  d»s  UnferfMt$minigi»rbms  vagOaaaut  w»rd»ui 
amek  dl»  als  utb»tdndige  Disziplin»»  m  bttnehtenden  Fächer,  welche  zwar  nicht  dto 
Sominalfarh  ftnes  Professors  bilden,  von  einem  solchen  aber  durch  Abhaltung  von  Vorlesungen 
tatsächlich  vertreten  werden,  können  mit  fallweise  einzuholender  QeneJimigung  des  UnUrrichts- 
mOmUkrtama  Pril/ungsgegemiaad  »tbi,  vwut  dl»»  dar  SladbnriMuug  da»  KaudUattu  mtbpiMds 
KVMErL  vom  2t,JuÜ  1901,  Z.  SlS39^ 
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zu  beachten  ist,  daß  ein  an  der  Fakultlt  nicht  durch  einen  ordentUcfaen 
oder  außerofdentlichcn  Professor  vertretenes  Fach  auch  nicht  Oqsenstaiid 
der  strengen  Prflhing  sein  kann. 

§  8.  Bei  der  in  OemäBheit  des  §  6  der  Rigorosenoninuiiff  vorzu- 
nehmenden Zusammensetzung  der  Prüfungskommission  hat  der  Dekan 

a)  bei  der  zweistündigen  strengen  Prüfung  außer  den  zwei  für  die 
Begutachtung  der  Abhandlung  bestellten  Referenten  noch  als  dritten  Exami- 
nator jenen  ordentlichen  und  in  Ermanglung  eines  solchen  jenen  außer- 
ordentlichen Professor  zu 7u ziehen,  welcher  das  zweite  Fach  oder  in  Ermang- 
lung eines  solchen  das  n;ichst\ crwandte  Fach  vertritt;  von  der  /u/iehung 
eines  dritten  Examinators  kann  dann  abgesehen  werden,  wenn  der  Pro- 
fessor des  zweiten  oder  des  demselben  nächstverwandten  Faches  als  zweiter 
Referent  (§  3,  Absatz  2  der  Rigorosenordnung)  fungiert;  die  Zuziehung 
eines  vierten  Examinators  hat  nur  dann  stattzufinden,  wenn  das  zweite  Fach 
an  der  Fakultit  noch  duidi  einen  zweiten  ordentlichen  Professor  ver- 
treten ist; 

b)  wenn  die  zweistünd^  strenge  Prüfung  aus  Philosophie  abzn* 

halten  ist,  hat  die  Zuziehung  eines  dritten  oder  vierten  Examinators  nur 
dnnn  stattzufinden,  wenn  nebst  den  beiden  Referenten  noch  ordentliche 
oder  außerordentliche  F'rofessoren  der  Philosophie  an  der  Fakultät  wirken; 

c)  bei  der  einstündigen  Prüfung  sind  zwei  ordentliche,  eventuell  außer- 
ordentliche Professoren  des  betreffenden  Prüfungsfaches  und  in  Ernianglung 
eines  solchen  des  nächstverwandten  Faches  als  Examinatoren  zu  berufen. 

Die  ordentlichen  i^rofessoren  desselben  Faches  haben  als  i^ruicr  zu 
alternieren;  dasselbe  gilt  auch  von  den  eventuell  zuzuziehenden  außer- 
ordentiichen  Professoren  desselben  Faches.^) 

§  9.  Wird  die  eingereichte  Dissertation  als  nicht  genügend  befunden, 
so  steht  es  dem  Kandidaten  frei»  in  beliebiger  Frist  bei  derselben  Fakul- 
tät welche  die  Reprobation  ausgesprochen  hat;  eme  neue  Dissertation 
über  dasselbe  oder  ein  anderes  Thema  zu  filwfreichen. 

Ffir  Kandidaten,  deren  Dissertation  zum  dritten  Male  von  der  Fafcul' 
tat  reprobiert  wurde,  gilt  der  §  9,  letzter  Absatz  der  Rigorosenordnung. 

^)  Zu  §  H  wurden  folgende  Zusatzbestimmungen  genehmigt: 

Ziuaisflb'  WUn  und  lm»»bruek:  Von  der  Zazieliinv  cfnct  vicrtm  (lit*  •)*  mpdJif* 

eines  dritten  (Iii.  b)  Examinators  bei  der  zweistündigen  strengen  PrQfung  l<ann  Jedoch  auch  in 
den  dort  bezeichneten  Fällen  abgesehen  werden,  wenn  die  Zuziehung  von  drei,  respeictive  (lit.  b) 
zwei  Extmiaatoren  vom  Ddcui,  eventuell  vom  Profcaioreiikolleglain  mit  Raclcsi<±t  Mf  die 
PrflfungSKegentllndc  mid  die  aomtige  ZniamiieiiKtenfif  der  Komitaloii  fllr  utsrcIcheBd  cncfeltt 
wtrd  (KUMF.rJ.  vom  24.  Juli  1901,  Z.  2T/^'?o,  respektive  vom  Tl    Au-ru«*  1901,  Z.  72MT. 

Zusatz för  Prag  deutsch:  l.  Die  Zahl  der  PrOfer  1ib  zweistündigen  Rigorosum  betrigt 
in  der  Refel  drd,  md  die  Zmtehirag  eine«  vierten  Emnalmton  UeOil  einem  jedetmel  beModc» 
zu  fassenden  Beschlüsse  des  Professorenkollegiums  vor]>ebalten.  2.  Bei  jeder  Wiederholung  der 
Prüfung  sind,  «oweit  tunlich,  dtecclhen  Fachprnfc5sorcn  ohne  Rücksicht  auf  das  Alternieren  zu- 
zuziehen i  im  taiie  einer  langer  andauernden  Verhinderung  des  einzigen  Vertreters  eines  Prdftmgs- 
iidice  ktna  znin  Zwedcc  der  ErmSsilciiaac  diiet  RiforoMint  «ttf  beioadcren  PticMwi  dce 
Professor  rikriicfnum^  ein  Vertreter  des  nSchstliegendcn  Ptcfaes  als  Examinator  fOr  den  Vcffete- 
dcrten  eintreten  CKUM£rl.  vom  12.  Febroar  1902,  Z.  3732  und  1.  AprU  1902,  Z.  7695). 

JPCr  Qr99  mu4t  ad  t  omlb^  Zagati  gutamOgt  mit  KVMBrL  mm  17.  ^tpttmttr 
1900»  Z.  »JfiO, 
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Wird  ein  Kandidat  auf  Grund  seiner  Dissertation  zu  dem  Rigorosum 
zugelassen,  aber  bei  der  Ablegung  der  strengen  PrQfnngen  lefMobiert, 
so  kann  er  diese  nur  mehr  aus  denselben  OegcnstSnden  wiederholen.^) 

§  10.  Die  voigescliriebenen  Taxen  sind  vom  Kandidaten  gfeidueitig 
mit  dem  Gesuche  um  Zulassung  zum  Doktorate,  respektive  spätestens  drei 
Tage  vor  dem  Pritfungstennine  und  vor  der  Promotion  bei  der  Quistur 
m  erlegen. 

Die  erlejg^ten  Taxen  verfallen,  wenn  der  Kandidat  ohne  gerechtfertigte 
Entschuldigung  nicht  erscheint 

§  11.  Der  Dekan  hat  über  alle  in  Angelegenheiten  der  Doktorats- 
prüfungen von  ihm  getroffenen  Verfügungen  dem  ProfessorenkoUegiura 
Bericht  zu  erstatten  und  dessen  Entscheidung  in  allen  Fällen  einzuholen» 
in  welchen  steh  ihm  Zweifel  hinsichtlich  der  Vomalmie  dieser  Prüfungen 
eigdien. 

^)  Zu  §  9  wurden /olneiuU  Zusatzbestimmungen  genehmigt: 

Xasatx  JSr  Wiens  Im  Pdtc  der  Rcprobiffon  der  DbwrtilioB  feMR  dl«  nme  «Hr  tMCh 

Ablauf  derselben  Fristen  aberreicht  werden ,  wie  sie  beim  ttncflmligiHI  Aosfall  daCT  llltllglin 
PrOfung  gelten  fKUMEr!   vf>m  27.  Jali  1901,  Z   2!  359). 

Zusatz  /tir  Innsbruck:  Wird  auch  die  zweite  vom  Kandidaten  überreichte  Disseruüon 
reprobicrl»  «o  taym  dac  b«m  (dritte)  crrt  aadi  Abttof  dnct  Jilirct  flbcmldtt  werdca  QCUMEri. 
von  10.  Angml  1901,  Z.  22467). 
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I.  Staatsrechnungswisaenschaft 


Vofbcflicfkiiiis« 

Oem4ß  §7.  Z.  5  der  MtnVdg.  rom  24.  Dextmber  1893,  RQBNr.  204  (s.  Nr.  636)  ist  du 
,,Stantsreehnungswis$eas(:fiaß"  vntrr  jrne  DiszipUiun  eingereiht,  älter  welche  an  dm  rrchtt-  und 
staatswissensdmfüichen  FaMuUatea  Vorlesungen  regelmäßig  abathalten  sind.  Eine  gLeuhe  Bt- 
•Ummmig  uäkUU  itr  afitr  Kn^t  gttntuu  MlttBrt  mm  2.  Oktöbtt  180,  ROBNr.  172  aaftr 
Punkt  3,  Ut.  A.  —  Fär  die  Vertretung  dieses  Faches  ist  derzeit  an  der  Wiener  Universität  darek 
eine  eigene  Professur,  an  den  übrigen  Universitäten  aber  durch  honorierte  Dozenturen^)  »or- 
gesorgt.  Laut  der  nodt  geltenden  Bestimmung  des  letzten  Absatzes  des  Punktes  3  des  eititrttm 
ßUitErt.  AoAm  ätt  Doumdtm  dtr  S<liiiili»w*iiwnfiwfiii  mehßfi  nmr,  bat^un  «  KUkMUm  mf 

den  Unterricht  und  dir  Diszrrlirj  tr fordern,  dm  Sitrnn^rn  de^  ProfessortnkoUr^u^m^  der  rechts- 
mnä  staatswtsunsctu^ftUchen  Fakultät  mü  Site  und  Stimme  beizumthnen,  sie  sind  alfer  im  ültrigeny 
mdt  wmm  «It  dl»  FntßunMm  tmtMMU  «M;  «m*m«I«M  Um  Rßngn  tmd  TUdh  mkkt  MM» 

Nr.  704. 

BrfaB  itt  CmralncluiiiBgtdlnktorliims  yui  IL  lOTMktr  1SS2. 

Rlfflnr.  1  8X  1858.*) 

wirksam  für  den  ganzen  Umfang  des  Reiches, 

womit  eine  provisorische  Vorschrift  über  die  Linrichtung  theoretischer 
Prfifimgen  aus  der  Staatsrechnangswlssenschaft  oder  Verrechnmigs- 

kitado  kmidgviiiMlit  wlfd« 

§  1.  Es  ist  von  dem  üeneralrechnungsdireklorium  im  Limvernehmcn 
mit  dem  Finanzministerium  und  dem  Ministerium  des  Kultus  und  öffent- 
Udien  Unterrichts  beadilosaen  worden,  zur  Abhaltung  von  Prilfungeii  aus  der 
Staatsiechnungswissensdiaft  oder  Verrechnuiigskuiide  eine  provisorisdie  Vor- 
kehrung zu  treffen,  und  für  diesen  Zweck  eigene  Mfuitgskoiiiniissioaeii  aul^ 
zusteUen. 


Die  Ei^ßArung  solcher  Dozenturen  effolgte:  in  Innsbruck  mitMinErl.rom  t8.  Jänner  tSSI, 
Z.  94t;  in  Orm*  Mtf  MltOfU  wmm      P*bnar  IS7D,  Z.  ms,  MVBNr.  STf  im  Prag  dtmtsek 

(früher  Professar)  mit  MinErt.  vom  3  A  ngast  1877,  Z.  12.594,  beziehungsweise  20.  Snvember  f^2, 
Z.  i8.IJ9;  in  Prag  böhmisch  mit  MintrL  rom  29.janner  1886,  Z.  J3.540  ex  im;  in  Lemberg 
OHUur  Professur)  mÜ  MbiEH,  vm  tS,  Dtumitr  wa,  Z  HJ^,  hnMmgiwdn  wom  9t,  iUn  tmt, 
Z  2367;  in  Krakau  mit  MinErl.  vom  iXSvtmbw  ttm,  Z*mi;  Ut  CfmQWttm  mä  MkÜStL 
PVm  24.  September  1875,  Z.  13.529. 

")  Betreffs  der  Zulassung  von  trauen  zu  der  i'rujung  aus  der  Staatsrechnungswissensckuft 
».  A/uurimig  M  Nr, 
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§  2.  Solche  KorniTussionen  werden 

in  Prag  für  Böhmen, 

„  BrfiDii  für  AUhren  und  Sddetien, 

„  Lemberg  für  Oalizien  samt  dem  Krakauer  Gebiet  und  für  die  Bulcowina, 

„  in  Linz  für  Osterreich  ob  der  Enns  und  Salzburg, 

^  Wien  für  Niederösterreich, 

„  Innsbruck  für  Tirol, 

„  Graz  für  Steiermark,  ICimten  und  Krain, 

I,,  Ofen  tur  Ungarn, 

„  Agram  für  Kroatien  und  Siavonien, 

„  Temesvar  für  die  serbische  Woiwodschaft  samt  dem  Temeser  Banate,] 

„  Triest  für  das  Küstenland, 

„  Zara  für  Dnlmatien,  und 

(f,  Hermannstadt  für  StebenbürgenJ  zu  besteben  haben. 

§  3.  Vor  diesen  Kommissionen  haben,  insoweit  nldit  für  tiesondeie 
Diensteszweige  e^ne  Einrichtungen  oder  Vorscbriflen  Geltung  haben»  die 
Prühmg  aus  dem  erwähnten  Lehrfache  alle  diejenigen  abzulegen»  welche 

durch  ihr  schon  bestehendes  Dienstes  Verhältnis  oder  zum  Behuf  e  einer  be- 
absichtigten Dienstesbewerbung  in  der  Verpflichtung  stehen,  über  die  Zurück- 
le^unpr  dieses  Lehrfaches  mittels  eines  staatsgfiltigen  Prüfungszeugnisses 
sich  auszuweisen. 

^  4  Kandidaten,  welche  an  solchen  Orten  im  Dienste  stehen,  oder 
aucli  nur  domizilieren,  an  welchen  die  Staatsrechnunrr<;\\  issenschaft  oder 
Verrechiuingskunde  an  einer  öffentlichen  Lehranstalt  gulchrt  wird,  können 
nur  dann  zu  diesen  Prüfungen  zugelassen  werden,  wenn  sie  sich  mit  einem 
Frequentationszeugnisse  darüber  ausweisen,  diese  Vorlesung  durch  ein  ganzes 
Jahr  gehört  zu  haben. 

§  5.  Es  können  jedoch  auch  solche,  die  der  Gelegenheit  zum  Be- 
suche der  Vorlesungen  ermangelten,  von  diesen  Kommissionen  zur  PrtMuqg 
zugelassen  werden,  wenn  sie  sich  darüber  ausweisen,  daB  sie  entweder  das 
Unteigymnasium, 

oder  den  kommerziellen  Lehrkurs  an  technischen  Instituten, 
oder  die  Oberrealschule  mit  gutem  Erfolge  zurückgelegt  haben, 
oder  daß  sie  sich  im  Kassen-  oder  Komptabilitätsdienste  der  öffent- 
lichen oder  emcr  städtischen  ( jLmcinde\ crwaltung  bereits  verwenden. 

Solche  Prüfungfskandidaten  haben  übrigens  in  ihren  Gesiulun  um  Zu- 
lassung zur  i^rufung  die  theoretischen  Hilfsmittel  anzugeben,  mittels  welchen 
sie  sich  das  Lehrfach  angeeignet  haben,  worauf  bei  der  Prüfung  geeigneter 
Bedacht  genommen  werden  wird. 

Andere  Fllle  der  Zulassung  solcher,  welche  überhaupt  zufolge  ihrer 
nachgewiesenen  Vorbildung  und  ihrer  bisherigen  Zivil*  oder  MOitardienst- 
teistung  zur  Erwartung  berechtigen,  daß  sie  sich,  ohne  Vorlesungen  be- 
sucht zu  haben,  mit  Erfolg  die  Staatsrechnungswissenschaft  oder  Verrech- 
nungskundc  eigen  gemacht  haben,  sind  dem  Oeneralrechnungsdirektorium^) 
vort»chalten. 


950  Slndlciivttndittflcii;  C.  Bcto«4m  Kctegorlca  von  UttlvenHilMliNlIcD* 

§  6.  Jede  Prfifnnsskomminioa  besteht  aus  einem  Piiseg  und  zwei 
Examinatofcn.  Bei  Pritfungskommissionea  in  Siidten»  in  weichen  die  Staats^ 
redittungswissenschaft  oder  VeiTechnungsiainde  an  einer  dffentticfaeD  Lehr* 
anstatt  vorgetragen  wird,  ist  stets  der  betreffende  Professor  oder  Dozent 

Jidttglied  der  Prüfungslfonimission  und  prüft  immer  zuerst   Der  Vorstand 

und  die  Examinatoren  werden,  und  zwar  letztere  in  einer  der  Mengfe  der 
Früfungskandid  itcn  und  dem  Bedürfnisse  eines  WlcIiscIs  entsprechenden 

Anzahl,  von  drrrj  üeneralrechnunpsdirc  ktoniirn ernannt. 

§  7.  !n  der  Regel  ist  die  Prüfung  bei  der  für  jenes  Gebiet,  in  welchem 
der  Kandidat  domiziliert,  eingesetzten  Prüfungskommission  abzul^en.  I>och 
können  dieienipfen  Kandidaten,  welche  soeben  den  Jahreskurs  der  Vor- 
lesungen über  die  Staatsrechnungswissenschaft  an  einer  öffentlichen  Lehr- 
anstah  absolviert  haben,  von  der  in  don  Sitze  dieser  Lehranstalt  cingeselztcn 
Prfifungskonunission  zur  Prüfung  t>ei  ihr  tiinnen  der  nächsten  fihif  Monate 
zugelassen  werden»  wenn  sie  auch  ihr  eigentliches  DomizO  anderwiiti 
haben. 

Die  infolge  von  Reprobationen  wiederholten  Prüfungen  müssen  in  der 
Regel  bei  derselben  Kommission  abgel^  werden,  bei  welcher  die  erste 
(mißlunprcne)  Prüfung  stattfand. 

Du  Kommissionsvorstände  haben  sich  bei  solchen  Kandidaten,  welche 
erst  seit  kur/cai  ihr  gegenwärtiges  Domizil  inne  haben,  oder  wo  sich  über- 
haupt der  Vcrdaclil  einer  Umgehung  der  unter  §  17  gegebenen  lieslim- 
mungen  ihnen  aufdrängt,  auf  die  ihnen  geeignet  scheinende  Weise,  allen- 
falls auch  durch  Korrespondenz  mit  der  Prüfungskommission  desjenigen 
Kronlandes,  in  welchem  der  Kandidat  früher  domizilierte,  zu  vergewisseni, 
ob  der  sich  meldende  Kandidat  nicht  schon  vorher  von  einer  anderen 
Kommission  wiederholt  reprobiert  worden  sei. 

Ausnahmen  von  den  hier  aufgestellten  Regeln  aus  besonders  rüdc- 
sichts\\  ürdigen  Gründen  zu  t>ewilligen,  ist  dem  Oenerairecfanungsdirekto- 
rium^)  vorbehalten. 

§  S.  Zur  Ablegung  der  Prüfung  ist  ein  schriftliches,  gehörig  ge- 
stempeltes Gesuch  bei  dem  Vorstande  der  betreffenden  Prüfungskommission 
einzureichen,  und  es  sind  diese  Gesuche  mit  den  in  den  §§  4  und  5  vor- 
geschriebenen Nachweisungen  zu  belegen. 

§  9.  Der  Kommissionsvorstand  hat  das  Gesuch  und  dessen  Beilagen 
genau  zu  prüfen,  und  wenn  er  sie  anstandslos  findet,  dem  Kandidaten  Ort, 
Tag  und  Stunde  der  Prüfung  zu  bestimmen. 

§  10.  Bei  geringeren  Anständen,  welche  von  dem  Kandidaten  be- 
hoben werden  können,  hat  der  Kommlssionsvofstand  diesen  zu  bdefaien, 
in  zweifelhaften  Fillen  aber  ist  über  die  Zulassung  zur  Plüfui^  in  der 
Prfihmgskommission  zu  beraten,  und  entweder  nach  den  Bestiramuiigcn 
dieser  Vorschrift  der  Beschluß  nach  Stimmenmehrheit  zu  fassen,  oder  dte 
Entscheidung  des  Oeneralrechnungsdirektoriums^)  einzuholen.  Gegen  einen 
nbweislichen  Bescheid  der  Prüfungskommission  steht  die  Berufung  an  dss 
Ocneralrechnungsdirektorium  offen. 
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§  11.  Die  im  §  5  erwähnten  Prufuiigsbewerber  und  nur  diese  sind 
zum  Erläge  einer  PrOfiiiigstaxe  von  acht  Oulden  Konveotiontmünze  ver- 
pflichtet,  die  unter  die  Mitglieder  der  Konmitssion  nach  besonderen  Be> 
Stimmungen  geteilt  wird.  Diese  Taxe  ist  von  den  PrOllingen  spätestens 
24  Stunden  vor  Vornahme  der  Prflfung  bei  der  von  dem  Kommissions- 
vorstande bezeichneten  Kasse  zu  erlegen  und  es  ist  sich  über  die  bezahlte 
l^rühmgstaxc  durch  Beibringe« nf^  der  Quittung  auszuweisen. 

§  12.  Bei  der  Zuweisung  der  Prüfungstage  hat  sich  der  Kommissions- 
vorstand in  der  Reg^el  an  die  Ordnung  zu  halten,  in  welcher  sich  bei  ihm 
die  Kandidaten  gemeldet  haben. 

§  13.  Zu  der  für  die  Abhaltung  der  Prüfung  festgesetzten  Stunde 
tritt  die  Kommission  an  dem  dazu  bestimmten  Orte  zusammen»  imd  nimmt 
vor  aUem  Einsicht  in  das  Aber  die  bestellten  Kandidaten  angelegte,  ihre 
Nacfaweisungen,  ihre  Studien  und  die  Taxentrichtung,  wo  sie  eintritt,  dar- 
stellende  Verzeidmls,  worauf  der  Kommissionsvmtand  die  für  den  Tag 
bestellten  Prüfungsbewerber  in  der  Regel  in  alphabetischer  Ordnung  zur 
Ablegung  der  Prüfung  vorruft. 

§  14.  Ist  ein  Vorgcnifener  nicht  anwesend,  und  erscheint  derselbe 
auch  nicht  spater  noch  vor  Schluß  der  Prüfung,  so  erhält  er  die  Note: 
„bei  der  Prüfung  nicht  erschienen"  und  muß,  wenn  ein  entschuldigendes 
Hindernis  nicht  von  dem  Vorstande  der  Prüfungskommission  unmittelbar  an- 
erkannt wird,  neuerlich  um  Zulassung  zur  Prüfung  einschreiten. 

§  15.  Die  Prfifung  wird  in  der  Regel  zugleich  mit  zwei,  bei  größerem 
Andränge  aber  zugleich  mit  drei  Prttfungsbewerliem  und  nur  ausnaluns- 
weise  Je  mit  einem  Prflfungsiwwerber  vorgenommen.  Sie  soll  im  ersten 
Falle  mindestens  ffinfvierte!  Stunden,  im  zweiten  Falle  mindestens  ändert* 
halb  Stunden  und  im  letzten  Falle  mindestens  dreiviertel  Stunden  andauern. 

§  16.  Die  Prüfung  ist  mündlich,  es  wird  daher  der  Prüfling  von  den 
zwei  Prüfungskommissärcn  aus  sämtlichen  Hauptteilen  der  Wissenschaft 
geprüft,  und  es  soll  hicdurch  sowohl  der  Umfang  der  von  ihm  darin  sich 
angeei!]:neten  Ki^nntnisse,  wobei  übrigens  auf  die  benützten  Lehrmittel  ange- 
messene Kucksicht  m  tragen  ist,  als  auch  insbesondere  die  üevvandtheit  in 
der  Auffassung  und  die  Schärfe  im  Urteile  erprobt  werden. 

Auch  der  Vorstand  soll  dem  PrflfUnge  zum  Schlüsse  eine  oder  die 
andere  Frage  insbesondere  dann  vorlegen,  wenn  er  aus  den  vorausge- 
gangenen Antworten  des  Kandidaten  die  beruhigende  Obeneugung,  mit 
welchem  Kalkül  der  Prüfling  zu  beteilen  sei,  nicht  erlangt  zu  haben  meint. 

§  17.  Nachdem  die  gleichzeitig  geprüften  Kandidaten  abgetreten  sind, 
wird  von  den  Kommissionsmitgliedern  zum  Behufe  der  Abstimmung  die 
Beratung  gepflogen. 

Zuvörderst  stimmen  sie  über  die  Frnge  ab:  ob  der  Prüfling  nach 
Maßgabe  der  abgelegten  PtufudiT  für  den  KoniiJt  ibiütäts-  und  KassediLnst 
als  „befähigt"  sich  erwiesen  habe,  und  im  bejahenden  Falle:  ob  dies 
mit  Auszeichnung  geschehen  seL  Ist  die  Frage  der  BefiÜiigung  verneint 
worden,  so  wird  weiter  erkannt,  in  welcher  —  frühestens  nach  zwei 
Monaten  ^  festzusetzenden  Frist  die  Wiederholung  der  zum  ersten  IMale 
mißlungenen  Prfifung  zu  bewilligen  sei. 
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Der  Beschluß  in  der  einen  und  anderen  Riditung  wird  durch  Stimmen- 
mehrheit gefaßt.  HIebei  stimmen  zsent  die  Prüfungskommissäre  in  der 

Ordnung,  in  welcher  sie  geprüft  hallen,  und  zuletzt  der  Vorstand. 

Nach  zweimaliger  Reprobierung  kann  eine  unmittelbare  Wiederholung 

der  Prfifimg^  von  der  Prüfungskommission  nicht  bcsvinigt  werden,  sondern 
es  haben  sowohl  Autodidakten,  als  solrhe  Kandidaten,  welche  die  öffent- 
lichen \  ) riesungen  über  die  Staatsrechnungs Wissenschaft  oder  Verrechnungs- 
kunde besucht  haben,  wenn  sie  nochmals  einer  Prüfung  sich  zu  unterziehen 
wünschen,  vorher  die  Vorlesungen  des  Lehrfaches  an  einer  öffentlichen  Lehr- 
anstalt durdi  ein  ganzes  Jahr  zu  hören,  wobei  es  bezüglich  jener  Kandidaten, 
die  sich  Im  Staatsdienste  belhiden»  der  Entscheidung  der  ihnen  voigesetzteo 
Behörde  anheimgesteilt  bleibt,  ob  ihnen  der  nochmalige  Besuch  der  Vor- 
lesungen zu  gestatten  sei  oder  nicht. 

§  18.  Der  über  den  Prüfungsbefund  gefaßte  Beschluß  wird  von  einem 
Prüfungskommissär  in  das  angelegte  Verzeichnis  eingetragen,  und  daselbst 
von  allen  KommissionsgUedem  durch  eigenhändige  Namensuntersduift  be< 
stätigt. 

§  IQ.  Sind  auf  solche  Weise  sämtliche,  für  eine  bestinmite  Periode 
zur  i^rufung  zugelassene  Bewerber  der  Prüfung  unterzogen  worden,  so  wird 
vom  Kommissionsvorstande  der  Schluß  der  Prüfungen  für  die  betreffende 
Periode  ausgesprochen. 

§  20.  Hienacfa  veranlaßt  der  Kommissionsvorstand  die  Ausfertigung 
der  Zeugnisse  auf  emem  Stempelbogen,  den  der  Pr&fling  beizubringen  hat, 
wobei  diese  Zeugnisse  von  sämtlichen  KommissionsgUedem  unterzekfanet, 
mit  dem  amtlichen  Siegel  des  Kommissionsvorstandes  versehen  und  an 
die  Betreffenden  gegen  Bescheinigung  ausgefolgt  werden.  Den  Reproöierten 
werden  keine  Zeugnisse  ausgestellt. 

§  21.  Es  versteht  sich  iibn^cns,  daß  weder  die  bisherigen  gesetzlichen 
Bestimmungen  über  die  Erfordernisse  zur  Anstellung  bei  Staatskassen.  Buch- 
haltungen und  Rechnungsiiiiiterii,  noch  jene  speziellen  Pruiungcn,  die  in 
diesen  Diensteszweigen  eingeffihrt  sind,  durch  die  gegenwärtige  Vorschrift 
irgend  eine  Verinderang  erleiden. 


Nr.  705. 

BrlaB  tes  Staatsniliilstsmims  fuul  des  Oberstn  Bickiniisfefllks 

Toiii  30.  Jinner  1817.  RBBIr.  40. 

In  Beftrell  dnlger  Aadamageii  in  der  proyinoriflchcii  VorsdiflH  v«m 
lt.  November  1852  (ROB.  vom  Jahn  tdSS,  Nr.  IV)  9hti  die  ElüflclilBeg 
theoreiiseber  Pfüfinigai  ans  der  StaatsrechntuigswlMeiiscIiaft  oder  Vcr* 

rechnungslninde. 

Wirksam  für  alle  Königreiche  und  Lünder,  mit  Ausnahme  der  Königreiche 
Ungarn,  Kroatien  und  Slavonien  und  des  Oroßförstentums  Siet>enbiBgcn. 

Infolge  der  mit  kaiserlicher  Verordnung  vom  21.  November  Ittö*) 
angeordneten  Einstellung  der  Wirksamkeit  der  Obersten  Rechnungskontroll- 

1)  t.  Nr.  9M.  -  «)  ROBSr,  t40  «c  1966. 


Digitized  by  Google 


Staatsrechnune[swlnenschaft. 


963 


behörde  und  der  damit  im  Zusammenhange  stehenden  Umstaltung  der 
Kontrollsbehörden,  hat  der  Oberste  Rechnungshof  sich  mit  dem  Staats- 
ministerium und  dem  Finanzministerium  in  dem  Beschlüsse  geeinigt,  daB 
die  in  den  §§  5,  6,  7  und  10  der  oberwähnten  Vorschrift  vom  11.  No- 
vember 1852*)  normierte,  zuerst  vom  Oeneralrechnungsdirektorium  und 
hierauf  von  der  Obersten  Rechnungskontrollsbehörde  ausgeübte  Ingerenz 
bezüglich  der  zu  Wien,  Prag,  Brünn,  Lemberg,  Krakau,  Czernowitz,  Linz, 
Innsbruck,  Graz,  Triest  und  Zara  bestehenden  staatsrechnungswissenschaft- 
lichen  Prüfungskommissionen,  deren  Zusammensetzung  und  der  Zulassung 
zur  Prüfung  bei  denselben,  von  nun  an  auf  das  Staatsministerium,  Abteilung 
für  politische  Verwaltung,*)  zu  übergehen  habe. 


Nr.  706. 

(Die  früher  laut  Note  des  k.  k.  Finamministeriums  vom  3.  Jänner  1889,  Z.  40.935,  bestandene 
Reziprozität  in  der  Anerkennung  der  in  Ungarn,  beziehungsweise  Österreich  erlangten  Zeug- 
nisse über  die  Prüfung  aus  der  Staatsrechnungswissensehaß  ist  laut  Erlq/3  des  Min.  des  Innern 
vom  10.  August  1905,  Z.  26.705,  aufgehoben  worden. J 


Nr.  707. 

Aus  dem  Erlasse  des  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  15.  Februar  1894. 

ad  Z.  29.364  ex  1893. 

an  den  Statthalter  für  Steiermark, 
(betreffend  die  Berechtigung  eines  supplierenden  Dozenten  für  Staats- 
rechnungswissenschaft als  Examinator  zu  fungieren). 

Im  Nachhange  zu  dem  ho.  Erlasse  vom  15.  Jänner  1894,  Z.  29.364, 
betreffend  die  Betrauung  des  Finanzrates  N.  N.  in  Graz  mit  der  Supplie- 
rung  der  Vorträge  über  Staatsrechnungswissenschaft  an  der  rechts-  und 
staatswissenschaftlichen  Fakultät  in  Graz,  beehre  ich  mich,  Euer  ...  in 
Kenntnis  zu  setzen,  daß  laut  Mitteilung  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innern 
vom  10.  Februar  d.  J.,  Z.  3496,  eine  Verfügung  wegen  Bestellung  des 
genannten  Finanzrates  zum  stellvertretenden  Prüfungskommissär  bei  der 
Prüfungskommission  für  die  Staatsrechnungswissenschaft  in  Graz  nicht  not- 
wendig erscheint,  da  der  Genannte  nach  der  Bestimmung  des  §  6  des  Er- 
lasses des  bestandenen  Generalrechnungsdirektoriums  vom  11.  November 
1852,  RGBNr.  1  ex  1853,*)  schon  in  seiner  Eigenschaft,  als  wenn  auch  nur 
vorübergehend  bestellter  Dozent  der  Staatsrechnungswissenschaft  an  der 
Universität  in  Graz  berufen  ist,  bei  den  Prüfungen  aus  dem  gedachten 
Lehrgegenstande  als  Examinator  zu  fungieren.") 

»)  s.  Nr.  704. 

•)  Jetzt:  k.  k.  Ministerium  des  Innern. 

»)  Laut  §  6  des  Erlasses  des  Oeneralrechnungsdirektorium  vom  11.  November  1852,  RGBNr.  I 
ex  1853  (s.  Nr.  704),  ist  in  Jenen  Städten,  in  welchen  die  Staatsrechnungswissenschaft  vorgetragen 
wird,  stets  der  betreffende  Dozent  Mitglied  der  Prüfungskommission. 
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1«  Studien-  und  PrOfungsordnung. 


Np.  708. 


Brill  Iss  Hliilstm  fBr  K.  n.  U.  m  16.  Deztinbtr  ISN« 

RGBNr.  200  ex  1889.  MYBNr.  3  ex  1890. 


womit  auf  Grund  der  Ah.  Entschl.  vom  8.  Dezember  1889  eine  nene 
ptaarniazetitlsclie  Studien-  and  Prflfiiagsordnong  fOr  dto  !■ 
Reichsrate  vettreteoeii  KÖnigreidie  und  Linder  eingeflilirt  wird.*) 

§  1.  Wer  an  einer  österreichischen  Universität  zum  pharmazeutischen 
Studium  zugelassen  werden  und  das  Diplom  als  Magister  der  Pharmazie 
erlangen  will,  muß: 

a)  «ich  mit  einem  atiatsgfiltigen  ZcitgnlMe  ilher  die  mit  Eiloig  aifvdi- 
gelegte  sechste  Klasse  eines  Gymnasiums  oder  einer  Realschule»  un  Ichdmn 
Falle  auch  mit  einem  Zeugnisse  über  die  ao  einem  dffentlicliett  Oymnashm 
mit  genügendem  Erfolge  abgelegte  Prüfung  aus  der  lateinischen  Sprache 
im  Umfange  der  Forderungen  der  ersten  sechs  Oymnasialkiassen  atts* 
weisen  2)  und 

b)  die   Pharmazie  nach  der  bestehenden  Oremialordnung  erlernt 

haben.') 

§  2.  Das  Univc Tsiutsstudium  hat  sich  uamiUelbar  an  die  Vorschrift»- 
maüige  Lehrzeit  anzuschlietkn. 

Es  bleibt  jedoch  dem  Unterrichtsminister  vorbehalten,  in  rüdcsidits- 
würdigen  Fällen  die  Aufnahme  in  das  phaimazeutische  Studium  auch  dum 
zu  bewilligen,  wenn  die  Lehrzeit  Ober  die  vorgeschriebene  Dauer  nuige- 
dehnt  wurde  oder  wenn  zwischen  den  beiden  Abschnitten  des  pharmazenti- 
sdien  Bildungsganges  eine  Unterbrechung  vorgekommen  ist 

§  3.  Die  Aufnahme  in  das  pharmazeutische  Studium  etfolgt  durch 
den  Dekan  der  philosophischen  Fakultät. 

Die  für  die  ordentlichen  Universität^stitdierendcn  geltenden  Hi^/iplinar- 
vorschriftcn.^)  sowie  die  Vorschriften  über  die  Inskription,'')  über  Jen  Be- 
such der  Vorlesungen,*»)  über  Refreiunp  vom  Kollegiengelde «)  habin  hm- 
sichtlich  der  Studierenden  ckr  i'hanna/ic  sinngemäße  Anwendung  zu  tindcn. 

')  Erläuternde  Bemerka/igtn  *.  Nr.  7/0  tutd  713. 
*)  s.  Nr.  709  und  711. 

*)  Im  B^nff  d»  Zaia$$aiig  iwi  AutläHd^rn  $,  Nr.  44$,  bubtsoiiätn  m*  «b»  äm 

Balkanländern  stamnrndrn  Ftudirrmdm  r.  Hr.  452;  betreffs  der  2u!r:<:stm§  KM  Fr%Mtm 
s.  Nr.  464,  465,  466a  und  469.    Über  die  Heziprozität  mit  Ungarn  *.  Sr.  519. 
*)  i.  Nr.  523//.  -  »)  #.  Nr.  426//.  -  •)  s.  Nr.  385  ff.  -  f .  Nr.  »tjf. 
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§  4.  Das  pharmazeutische  Universitätsstudium  dauert  zwei  Jahre. 

Die  Gegenstände,  welche  die  Studierenden  der  Pharmazie  zu  frequen- 
tieren haben,  sind: 

im  ersten  Jahre,  und  zwar  im  Wintersemester,  Physik  und  spezielle 
Botanik,  wöchentlich  je  5  Stunden,  im  Sommersemester  allgemeine  Botanik, 
wöchentlich  3  Stunden,  Übungen  im  Bestimmen  der  Pflanzen,  wöchent- 
lich 2  Stunden  und  Übungen  in  der  chemischen  Analyse,  wöchentlich 
15  Stunden;  endlich  allgemeine  (anorganische  und  organische)  Chemie  in 
beiden  Semestern  wöchentlich  5  Stunden. 

Im  zweiten  Jahre:  Pharmakognosie  im  Wintersemester  wöchentlich 
5  Stunden,  pharmazeutische  Chemie  im  Wintersemester  wöchentlich  4  Stunden 
oder  im  Sommersemester  wöchentlich  5  Stunden,  Übungen  in  der  chemischen 
Analyse  im  Wintersemester  wöchentlich  15  Stunden,  dann  Übungen  in  der 
Pharmakognosie  mit  Anwendung  des  Mikroskops  im  Sommersemester 
wöchentlich  10  Stunden,  endlich  Übungen  in  der  pharmazeutischen  Chemie 
und  in  der  angewandten  chemischen  Analyse  im  Sommersemester  wöchent- 
lich 15  Stunden. 

Es  ist  nach  Möglichkeit  dafür  zu  sorgen,  daß  an  den  Universitäten 
eigene  für  die  Studierenden  der  Pharmazie  bestimmte  Vorlesungen  und 
Übungen  aus  den  bezeichneten  Fächern  abgehalten  werden. 

Die  betreffenden  Laboratorien  und  Sammlungen  sind  den  Studierenden 
der  Pharmazie  innerhalb  der  erforderlichen,  hiefür  festzusetzenden  Tages- 
zeit offen  zu  halten. 

§  5.  Zur  Erlangung  des  Diploms  haben  die  Kandidaten  drei  Vor- 
prüfungen und  eine  strenge  Prüfung  (Rigorosum)  zu  bestehen. 

Die  Vorprüfungen  werden  an  der  philosophischen  Fakultät  unter  dem 
Vorsitze  des  Dekans  dieser  Fakultät  oder  seines  Stellvertreters  abgehalten; 
die  strenge  Prüfung  ist  an  der  medizinischen  Fakultät  unter  dem  Vor- 
sitze des  Dekans  dieser  Fakultät  oder  seines  Stellvertreters  abzulegen. 

An  Universitäten,  an  welchen  eine  medizinische  Fakultät  nicht  be- 
steht, hat  den  Vorsitz  bei  der  strengen  Prüfung  der  Landessanitätsreferent 
zu  führen. 

§  6.  Die  drei  Vorprüfungen  müssen,  ebenso  wie  sämtliche  Teil- 
prüfungen des  Rigorosums,  ausnahmslos  an  derselben  Universität  abgelegt 
werden.  Nur  in  besonders  rücksichtswürdigen  Fällen  kann  ein  Kandidat 
zu  dem  Rigorosum  an  einer  anderen  Universität,  als  an  welcher  er  die 
Vorprüfungen  abgelegt  hat,  nach  Einvernehmung  der  betreffenden  Pro- 
fessorenkollegien vom  Unterrichtsminister  zugelassen  werden. 

§  7.  Sämtliche  pharmazeutische  Prüfungen  finden  öffentlich  statt,  doch 
steht  es  dem  Vorsitzenden  der  Prüfungskommission  frei,  den  Zutritt  zu 
den  Prüfungen  auf  Apotheker  und  Studierende  der  Pharmazie  einzu- 
schränken. 

I.  Die  Vorprüfungen. 

§  8.  Die  Anmeldung  zu  den  Vorprüfungen  geschieht  beim  Dekan 
der  philosophischen  Fakultät,  wobei  sich  der  Kandidat  über  die  nach  §  1 
für  die  Aufnahme  in  das  pharmazeutische  Studium  vorgeschriebenen  Er- 
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fordernisse  und  über  den  Besudi  der  für  das  Winter-»  respektive  Sommer- 
Semester  des  ersten  phannszeittischen  Jahisraqges  vofgesduiebenen  Kolle- 
gien auszuweisen  hat. 

§  9.  Die  Vorprüfungen  haben  die  Physik,  die  BoUnik  und  die  all- 
jgemeine  Chemie  zum  Gegenstände. 

Die  VorpruJung  aus  Phvsik  ist  am  Schlüsse  des  Wintersenic-ti  rs.  die 
btidcti  anderen  Vorpruiuiigcii  smd  am  Schlüsse  des  Sommersenieslcis  des 
ersten  Jahrganges  abzulegen. 

§  10.  Die  Vorprüfungen  werden  unter  dem  Vorsitze  des  Dekans  der 
philosophischen  Fakultät  oder  seines  Stellvertreters  von  den  vom  Untn^ 
richtsminister  bestellten  Professoren  der  Prfifungaficher  des  ersten  Jahr- 
ganges abgehalten. 

Die  Prüfungsdauer  für  jeden  einzelnen  Gegenstand  wird  mit  15  Minuten 
festgestellt. 

§  11.  Nach  Beendigung  jeder  Vorprüfun«^  w  ird  das  Erp-ehnis  derselben 
vom  Examinator  mit  dem  Kalkül  „ausgezeichnet",  „genügend**,  „unge- 
nügend** in  ein  vom  Dekan  der  philosophischen  Fakultät  zu  führendes 
Protokoll,  in  welchem  Vor-  und  Zuname,  Geburtsort  und  Alter  des  zu 
Prüfenden»  dann  die  Lehranstalt,  an  welcher  er  seine  Vorstudien  zurück- 
gelegt hai  ersichtlich  gemacht  sind,  eingetragen. 

§  12.  Hat  der  Kandidat  von  jedem  Examinator  mindestens  den  Kalkül 
„genügend*'  erhalten,  so  wird  von  dem  Vorsitzenden  unmittelbar  nach  Schfai6 
der  dritten  Vorprüfung,  beziehungsweise  nach  der  mit  Erfolg  abirelegten 
Wiederholungsprüfung  nach  der  Mehrheit  der  Spezialkalküle  ein  Haupt- 
kalkül gezogen,  derselbe  in  das  Protokoll  eingetragen  und  vom  Vorsitzenden 
durch  seine  Namensfertigune;  bestätigt. 

Über  die  bestandenen  Vuipruiungen  wird  dem  Kandidaten  ein  Zeugnis 
ausgefertigt,  in  welchem  nebst  seinem  Nationale  die  Spezialkalküle  der 
einzelnen  Vorprüfungen,  sowie  der  Hauptkalkül  ersichtlich  zu  machen  sind. 

§  13.  Hat  der  Kandidat  bei  einer  oder  bei  zwei  Vorprüfungen  nicht 
Genüge  geleistet,  so  hat  er  diese  Vorprüftmgen  spätestens  im  Laufe  des 
Monats  Oktober  des  nächsten  Studienjahres  zu  wiederholen. 

Hat  der  Kandidat  bei  allen  drei  Vorprüfungen  nicht  entsprochen, 
so  geht  ihm  der  erste  Jahrgang  für  die  Anrechnung  verloren.  Er  bat 
alsdann  die  Gegenstände  des  ersten  Jahrganges  nochmals  zu  frequentieren 
und  die  erfolglo?  f_ychl!ebene  Prüfung  am  Schlüsse  des  nächsten  Winter-, 
beziehungsweise  Sommersemcsters  zu  wiederholen. 

§  14.  Hat  ein  Kandidat,  welcher  bei  der  ersten  Abicgung  der  Vor- 
prüfungen aus  ciiicni  oder  zwei  Gegenständen  nicht  Genüge  geleistet  hat, 
bei  der  Wiederholung  auch  nur  einer  Vorprüfung  abermals  nicht  entsprochen, 
so  geht  ihm  der  erste  Jahrgang  für  die  Anrechnung  verloren.  Er  hat  hie- 
nach  diejenigen  Fächer,  in  welchen  die  Prüfung  em  ungünstiges  Resultat 
eigeben  hat,  nochmals  zu  frequentieren  und  die  mit  ungünstigem  Erfolge 
abgelegte  Prüfung  am  Schlüsse  des  nächsten  Winter-,  beziehungsweise 
Sommersemesfers  zu  wiederholen. 

Hat  auch  diese  Prüfung  kein  günstiges  Resultat  ergeben,  so  kann 
der  Kandidat  noch  zu  einer  zweiten  Wiederholung  zugelassen  werden. 
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Ist  auch  diese  ohne  Erfolg  geblieben,  so  kann  der  Kandidat  nur  mit  Ge- 
nehmigung des  Unterrichtsministers  auf  Antrag  der  Prüfungskommission  zur 
aodmiaUgeD  Frequentation  des  eisten  Jahrganges  und  neuerlichen  Ab- 
legung der  simfUclien  Plrüfungen  zugelassen  werden. 

§  15.  Hat  ein  Kandidat,  welcher  bei  der  ersten  Ablegung  der  Vor« 
prufuivgeB  aus  allen  Gegenständen  reprobiert  wurde,  bei  der  Wiederholung 
der  VorprQfungen  nur  bei  einer  derselben  abermals  nicht  entsprochen,  so 
kann  er  zur  zweiten  Wiederholung  dersell)en  längstens  bis  Ende  Olftober 
des  nächsten  Studienjahres  zugelassen  werden. 

Wird  er  hiebei  neuerlich  reprobiert  oder  hat  ein  solcher  Kandidat 
bei  der  ersten  Wiederholung  der  Vorprutuagen  aus  zwei  oder  allen  Oc^en- 
stäiiden  nicht  entsprochen,  so  giiii  ruclcsichtlich  der  Zulassung  d  esse  Iben  zur 
nochmaligen  Frequentation  des  ersten  pharmazeutischen  Jahrganges  und 
neuerlichen  Ablegung  der  simtlichen  Vorprfifuiigen  die  iSesttniniung  des 
Schlußsatzes  des  vorigen  Paragraphen. 

$  16.  Im  Falle  der  Wiederholung  irgend  einer  Prüfung  soll  der  SpeziaU 
kaikfil,  sowie  der  HauptkaUcfil  niemals  auf  „ausgezeichnet  lauten. 

n.  Die  strenge  Prüfung  (Rlgorosnm). 

§  17.   Die  Anmeldung  zur  strengen  Prüfung  hat  beim  Dekan  der 

medizinischen  Fakultät,  beziehungsweise  bei  dem  Landessanitätsrefcrenten 
zu  geschehen,  wobei  der  Kandidat  die  Dokumente  über  seine  Vorstudien 
ZU  deponieren  und  den  Nachweis  zu  erbringen  hat  über 

a)  die  mit  gutem  Erfolge  abgelegten  Vorprüfungen, 

b)  den  fleißigen  Besuch  der  Kollegien  des  zweiten  pharmazeutischen 
Jahrganges/) 

c)  die  fleißige  Beteiligung  an  den  vorgeschriebenen  praktischen 
Übungen  im  chemischen  Laboratorium  vom  Beginne  des  Sommer- 
semesters des  ersten  pharmazeutischen  Jahrganges  bis  zum  Zeitpunkte 

der  Ablegung  der  praktischen  Prüfungen, 

d)  die  fleißige  Verwendung  bei  den  Übungen  im  Institute  für  Pharma- 
kognosie. 

Die  Verwendung  im  chemischen  Laboratorium,  bL/ichungsweise  im 
Institute  für  Pharmakof^'^tiosiL  ist  durch  eine  entsprechende  Note  im  Meldungs- 
bogen^)  von  dem  betreitenden  i-^rofessor  ersichtlich  zu  machen. 

§  18.  Das  Rigorosum  besteht  zunächst  aus  Je  einer  praktischen  Prüfung 
aus  der  analjrtischen  und  pharmazeutischen  Chemie  und  aus  der  Pharma- 
kognosie mit  Anwendung  des  Mikroskops,  dann  aus  einer  theoretischen 
OesamtprQfung. 

Oegenstinde  der  letzteren  sind: 

1.  allgemeine  und  pharmazeutische  Chemie, 

2.  Pharmakognosie. 

§  19.  Die  Prüfungskommission  besteht  aus  dem  Dekan  der  medizi- 
nischen Fakultät  oder  dessen  Stellvertreter,  aus  den  vom  Unterrichls- 
ministcr  bezeichneten  Professoren  der  Chemie  und  der  Pharmakognosie, 

*}  V^.  die  triOutemden  Bemeriumgtn  Nr.  717,  —  *)  Betreffs  der  tu\ßhrwtg  von  Meldungs- 
ääehtra  Ar  nanunnttn  s.  Nr  479  tmi  Anmertumg,  »emU  Nr.  710. 
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aus  dem  vom  Untenrichtemiiiister  im  Eiavemdunen  mit  dem  JMinister  da 

Innern  bestimmten  Rcgicrungskommissär  und  bei  der  theoretischen  Ge- 
samtprüfung aufienlem  aus  einem  in  gleicher  Weite  bestimmten  ApotiMi» 

als  Gn  st  prüf  er. 

Im  halle  der  Vorsitz  bei  dem  Rigorosum  vom  LandLssamiatsretcrcntea 
geführt  wird  (§  5,  aL  3),  entfällt  die  Beiziebung  eines  Regierungs- 
konunissärs. 

§  20.^)  Die  praktisciieii  Prüfungen  finden  im  letzten  Monate  des 
Ewdien  pharmaieittisdien  StudienjaliKa  im  chemiKiien  Laboratorium,  be- 
ziehmigswelse  im  f nstitute  fflr  Phumakognosie  anter  Aubiclit  der  betrefiet- 
den  Professoren  als  Prüfer  und  unter  seitweiser  Aufsichtspflege  voo  Seile 
des  Vorsitzenden  und  des  Regierungskommissars  statt 

Bei  der  praktischen  Prüfung  aus  der  analytischen  und  phaimaanfr 
sdien  Chemie  hat  der  Kandidat  entweder  die  qualitative  Analyse  eines 
Gemenges  oder  einer  komplizierteren  Verbindung  vorzunehmen  oder  eine 
einfache  quantitative  Bestimmung  auf  gewichtsanalytischem  oder  volumetri- 
schem  Wege  durchzuführen  und  außerdem  ein  offizinelles  chemisches  oder 
pharmazeutisches  Prä(urat  auf  Identität  und  Qualität  mii  Rücksicht  aui  uit 
Bestimmungen  der  österreichischen  Pharmakopoe  zu  prüfen. 

Bei  der  pfaktischen  Mhmg  aus  der  Pharmakognosie  hat  der  Kaa- 
dkiat  an  ihm  vorgelegten  oiganisierten  Arznehnittehi  den  Beweis  an  liefen, 
daß  er  mit  dem  Mikroskope  sicher  umzugehen  wei0,  mit  der  Methode 
der  mikroskopischen  Untersuchung  völlig  vertraut  und  Im  stände  ist.  auf 
diesem  Wege  die  voigelcgten  Objekte  zu  erkennen  und  auf  ihre  Oute 
und  Reinheit  zu  prüfen. 

Uber  den  Gang  der  betreffenden  UntersiicluinLrcn,  über  die  dat>€i 
an^a' A  hndeten  Hilfsmittel,  über  charakteristische  Reaküonen,  Merkmale  usw. 
haben  die  Kandidaten  den  e.xanimierenden  Professoren  am  Schlüsse,  evea- 
tuell  auch  wahrend  jeder  Untersuchung    Rech cii 'ich  ift  zu  geben. 

§  21.^)  Die  theoretische  Gesamtprüfung  ist  auf  ürund  der  mit  Erfo^ 
bestandenen  praktischen  Pritfungen,  und  zwar  friUieslens  nach  Schhifi  des 
zweiten  pharmazeutischen  Studienjahres,  spfttestens  bis  zum  Ende  des  nidttl- 
fölgenden  Studienjahres  abzulegen. 

Eine  weitere  Verlegung  dieser  Prüfung,  sowie  des  pharmazeutischen 
Rigorosums  überhaupt,  kann  nur  in  besonders  rucksiditswüni^gen  PäHea 
vom  Unterrichtsminister  jrestattet  werden. 

Die  theoretische  üesarntprüfung  wird  unter  steter  Anwesenheit  des 
Vorsitzenden  und  des  Regierungskommlssärs  von.  den  betreffenden  £xa- 
mmatoren  vorgenommen. 

Bei  derselben  wird  der  Kandidat  von  jedem  Examinator  der  beiden 
Piüfuqgsficher  und  dem  Oastprüfer  durch  je  eine  Vieilelstunde  geprüft 

Der  Oastprfifer  hat  das  Recht.  Fragen  aus  einem  der  beiden  Priiftmgs- 
ficiier  mit  I^Mskht  auf  die  prsktischen  BedüifaisM  der  Pharmazie  (Phanna- 
kopöe)  an  den  Kandidaten  zu  stellen. 

§  22.  Die  Kalküle  sind  l>ei  dem  Rigorosum  die  nämlichen  wie  bei  dea 
Vorprüfungen;  die  Eintragung  derselben  hat  in  der  im  §  12  angegebenes 

')  VgL  dU  ^HSuUmden  BtuuHtmgm  Nr.  7t6. 
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Weise  in  ein  besonderes,  vom  Dekan  der  medizinischt:n  Fakultät,  be- 
ziehungsweise vom  Landcssaiiilalsreiercntcn  zu  iulirciides  Protokoii  zu  er- 
folgen, in  wclchein  das  Nationite  des  Kaodidateii,  die  Lehtinstalt^  an  welcher 
er  seine  Vorstudien  genossen  hat;  und  der  t>ei  den  VorprOlungcn  erworl>enc 
HauptkalkOl  ersiclitlich  gemacht  ist 

§  23.1)  Erhielt  der  Kandidat  bei  einer  der  praktischen  Prüfungen 
den  Kalkül  „ung^enügend",  so  ist  er  zu  verpflichten,  diese  Prüfung  nach  dem 
Ermessen  der  Prüfungskommission  nach  drei  oder  sechs  Monaten  zu  wieder- 
holen Demselben  kann  auch  die  neuerliche  Verwendung  im  chemischen 
Laboratorium,  beziehungsweise  im  Institute  für  Pharmakognosie  durch  ein 
Semester  vor  Zulassung  der  Wiederholung  der  Prüfung  aufgetragen  werden. 

Erhielt  der  Kandidat  auch  bei  dieser  Wiederholung  den  Kalkül  „un- 
genügend", so  darf  er  unter  denselben  Bedingungen  zu  einer  zweiten 
Wiederholung  zugelassen  werden;  ehie  dritte  Wiederholung  der  iWung 
aber  innn  nur  auf  Antrag  der  Prüfungsfcomniission  vom  Unterrichtsministe- 
rium bewilligt  werden. 

I  24.  Die  tfaeoretisdie  Oesamtpritfung  kann  nicht  ab  mit  Erfolg  ab- 
gelegt betrachtet  werden,  wenn  der  Kandidat  auch  nur  von  einem  der 
Prüfer  den  Kalkül  „ungenügend"  erhalten  hat.  In  diesem  Falle  kann  der 
Kandidat  zur  Wiederholung^  der  erfolq^los  e^ebliebenen  Einzelprüfung  nach 
drei  Monaten  zugelassen  werden.  Iirhielt  er  bn  dieser  Wiederhokmg  aber- 
mals den  Kalkül  „ungenügend",  so  darf  er  zur  nochmaligen  Wiederholung 
derselben  nach  weiteren  drei  Monaten  zugelassen  werden. 

Bezüglich  einer  dritten  Wiederholung  gelten  die  Bestimmungen  des 
§  23. 

Jede  Wiederholung  einer  solchen  theoretischen  Emzelprflfung  hat  in 
dauernder  Anwesenheit  des  Vorsitzenden  und  des  Regierungsleommissais 
stattzufinden. 

§  25.  Hat  der  Kandidat  bei  der  theoretischen  Qesamtprüfunff  aus 
beiden  Gegenständen  den  Kalkül  „ungenügend"  erhalten,  so  kann  er  zur 
Wiederholung  der  ganzen  theoretischen  Qesamtprüfung  nadi  sechs  Monaten 
2Ugela«;<;en  werden. 

Dasselbe  gilt  bezüglich  einer  zweiten  Wiederholung,  winti  der  Kan- 
didat  aus  beiden  Gegenständen  den  Kalkül  „ungenügend"  erhielt 

Beschränkt  sich  dieser  Kalkül  bei  der  Wiederholungsprüfung  nur  auf 
einen  Gegenstand,  so  gelten  in  diesem  Falle  die  Besthnmungen  des  $  24. 

Bezl^lidi  einer  dritten  Wiederholung  der  theoretischen  OesaratprOfUng 
haben  die  Bestimmungen  des  §  23  zu  gelten. 

Erhielt  der  Kandidat  die  dort  angeführte  Bewilligung  vom  Unter* 
richtsminister  nicht  oder  entspricht  er  bei  der  dritten  Wiederh<riui|g  dieser 
oder  irgend  einer  anderen  Prüfung  abermals  nicht,  so  bleibt  er  von  der 
Erwerbung  des  Diploms  eines  Majristers  der  Pharmazie  an  einer  Uni- 
versität der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Lander  für  immer 
ausgeschlossen. 

§  2ü.  liat  der  Kandidat  von  jedem  Prüfer  mindestens  den  Kalkül 
^uiugend"  erhalten,  so  wird  vom  Vorsitzenden  unmittelbar  nach  Scblufl 

V  VgL  äie  erläuternden  Bemerkungen  Nr.  7J6. 


Digitizüü  by  Gu^'L^it. 


g^Q     0.  TtÜ:  SliidlMvoiVGhrtflai;  C.  BtMmdm  tbltgorico  von 


der  theoretischen  Gesamtprflfling,  beziehungsweise  nach  der  mit  Eddlg 
wiederholten  Einzelprüfung  aus  den  KalkiUen  der  praktischen  Prüfungen 
und  der  theoretischen  Gesamtprufung  ein  Hauptkalkül  für  das  gans 
Rigorosum  gezogen. 

Der  Hauptkalkül  wird  sofort  in  das  Rigorosumprotokoll  eingetragen, 
vom  Vorsitzenden  und  vom  Regierungskommissär  gefertigt  und  sodann 
von  crsicrcm  dem  KandiUdten  ofieiiUich  bekannt  gemacht. 

§  27.  Dem  bti  dem  l<igoro8um  approbierten  Kandidaten  wird  vom 
Dekan  der  medizinischen  Falciillit,  beaehungswetse  vom  LandessanttilK- 
referenten  in  altemierendem  Beisein  des  Professois  der  Chemie  für  Phanna> 
zeuten  imd  des  Professors  der  Pharmakognosie  nach  der  vofgenchricbcM 
Formel  die  Sponsion  abgenommen  und  ihm  das  vom  Dekan,  beziditm^ 
weise  vom  Landessanitätsreferenten,  sowie  von  jenem  Professor,  weldicr 
bei  der  Sponsion  assistierte,  unterfertigte  INplom  eines  Magisters  der  Pha^ 
mazie  überreicht.^) 

§  28.  Für  die  Vorprüfungen  hat  der  Kandidat  eine  Taxe  von 
30  Gulden  (60  Kronen)  zu  entrichten.  Hievoii  erhalten  für  jede  Vorprüfung 
der  Vorsitzende  und  der  betreffende  Exammalor  je  6  üuiden  (10  Kronen^ 
Für  das  Rigorosum  ist  eine  Taxe  von  70  Oulden  (149  Krmen),  an  Uniw- 
sititen,  an  welchen  eine  medizinisdie  Fakultit  nkfat  besteht,  von  GO  Gulden 
(120  Kranen)  zu  entrichten. 

')  Das  FommJare  ßtr  dieses  Diplom  wurdt  in  der  Kundmachung  des  Ministeriums  fir 
K.  u.  U.  im  Einfemehmen  mU  dem  MiniHtrtnn  4ff»  Ituufn  vom  13.  AArwr  tan,  MVBNr.  fl, 
fM.  Z.  27.S05  gx  tmij  urtaaOttrt  f$,  Nr.  7t4)s  Mhc0lk  Ar  >UMMm  Fmm  ditur  »wilw 

s.  Nr.  718. 

Im  Bttnff  der  Minmibm  der  Pr^fmorm  M  der  Spant  ton  erging  mU  dem  KUKBd, 

vom  26.  Dezember  1902,  Z.  40.09t  (an  das  Dekanat  der  bömttdUm  wudUldtdun  Fakultät  in  Pragf 
nnrh<;tehfni1f  Frlnut'nirrff r  An«  dem  Wortlaut  wie  aus  dem  Zimmmeilhang  des  §  27  der  phar- 
mazeuUschen  btudien-  und  l'riitungsordaung  ergibt  sich,  dafi  bei  den  Sponsioneo  der  Pham»- 
nvicii  dltMlIwii  Pwifettoali«  &itcrvciil«r«a,  wie  bcfan  phtmtitnliiclica  RlforDMUB,  im 
Delran  der  mcdfz.inf^chen  Fakultät  (T)e7iehungswcfse  der  Landcs"«anftätsrefcrent^,  ferner  iltemlcreod 
der  Professor  der  .Fbarmaltognosie"  und  der  Professor  der  „Chemie  fSr  Pharmazenten*.  Ali 
teMmr  M  iter  slcM  chni  der  Profemr  der  .pbernuzeotftdien  Chemie*  allein,  sondern  jeder 
Prolenor  der  Chendc  su  betrachten ,  wdckcr  an  dem  Unterricht  Ober  den  swcMen  PrSfräiiiH 
i^et^enstand  des  pfaannazeuti<tchcn  Rlgorosums  -  die  .aDiyerneine  und  pharmaxeutische  Cbemk' 
beteiligt  und  daher  im  Sinne  des  §  19  znm  Examiaalur  dieses  Faches  beim  Rfgorosum  bestellt  ist 

De  nan  dte  Professoren  ...  zu  eltcntlercnden  Prflfem  dletc*  Pkcliet  bcttdlt  «M.  «• 
linbcn  ie  auch  ah  „Professoren  der  Chemie  fflr  Pharmazeuten"  bei  den  Sponsionen  unter- 
einander,  und  zwar  neben  dem  in  {edem  zweiten  SpoaskHistell  an  die  Rcflie  könnenden  Pirotanr 
der  Pharmakugtiüäle  zu  alterniereu. 

Im  KUMErU  vom  J.Jmd  ms,  Z  ms6.  (und  mohrtrm  opdlarom  ErU$$t^f  mude  bemteM, 
daß  für  die  ImRcIchsrate  vertretenen  K?^nt^rcfchc  und  LSnder  keine  Vorschriften  über  die  N  t'- 
fikation  ausl&ndiscber  pharmazeutischer  Diplome  besteben  und  daO  di«  Anven- 
dm«  des  MIaEri.  vom  6.  junl  1850,  ROBNr.  240  Aber  die  NostrifUcatloa  wriladiecber  Doktocair 
•nf  analoge  Pille  nicht  zulässig  erscheint.  Den  Inhabern  ausländiulUrpkurmmmtisdierDipiemt 
wtirde  aber  auf  Cirrind  ihrer  nachgewiesenen  Gymnasial-  und  pharmateutischen  Studien  die  .4S 
legung  der  pharmazeutischen  PrOfungen  behufs  triangung  eines  im  Inland  gültigen  Dtpleea 
als  Magis^  der  PharmaO»  vom  UnierrtehismirdsiartMm  gtttaUet  Ober  die  RtUproUm  im  der 
{HUdgkeit  pharmazeutischer  Diplome  mit  Ungarn  s.  Nr.  5t9. 

Betreffs  des  Vorganges  bei  der  Ansfolgang  des  pharmazeutischen  Magister- 
diplomes  an  AuMläader,  welche  zur  Ausübung  der  pluirmazeutischen  Praxis  im  Inland  mct! 
berechtigt  sind.  vgL  MinErL  mm  S.  Doma^tr  im»  Z,  Tßjm,  UMtr  AHatt  (m.  Nr.  dty 
Amh.  *)  M  Nr.  7N. 
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Hievon  erhalten  der  Vorsitzende  und  der  Regierungskommissar  für 
ihre  Beteiligung  an  den  zwei  praktischen  Prüfungen  und  ebenso  für  ihre 
Beteih>unsr  an  der  theoretischen  Gesamtprüfung  den  Betrag  von  jc  5  Gulden 
CIO  Kronen);  denselben  Betrag  erhält  jeder  Examinator  für  eiti  ■  pr  ktische 
Prüfung.  Ferner  erhalten  die  beiden  Exarainatürcn  und  der  Uastpfuicr  für 
die  Beteiligung  an  der  theoretischen  Qesamtprüfung  jeder  5  Gulden 
flO  Kronen),  eßdiich  je  5  Oulden  (10  Kranen)  diejcatgen,  welche  bei 
der  Spoosion  iDtervesierten. 

Der  Rest  fließt  in  den  Universitäiskanzleifood,  aus  welchem  die  Kosten 
für  die  Ausfertigung  des  Diplomes  bestritten  werden. 

FQr  jede  Wiederholungsprflfung  erbält  jedes  beteiligte  Mitglied  der 
Prfibuigskonimission  die  Hälfte  des  angegebenen  Taxbetrages  von  5  Oulden 
Kronen), 

I  29.  Die  Erwerbung  des  Dolrtorates  der  Pharmazie  (Chemie)  in  der 
bisher  fiblichen  Weise  findet  nicht  mehr  statt  Jenen  JMagistcm  der  Phar- 
mazie, welche  den  Doktorgrad  der  Philosophie  rite  erworlien  haben,^) 
ist  es  gestattet,  den  Titel  „Doktor  der  Pharmazie'*  zu  fähren. 

§  30.  Diese  Studien-  und  Prüfuqgsoidnung  tritt  mit  dem  Studien* 
jähre  1890/91  in  Wirksamkeit. 

Dieselbe  findet  jedoch  auf  diejenigen  Kandidaten,  weldie  vor  diesem 
Studienjahre  ihre  pharmazeutischen  Universitatsstudien  b^onnen  haben,  iccine 

>)  5.  Nr.  70Z  Vgl.  ErlaS  des  k.  k.  Minitteriums  fOr  K.  u.  U.  vom  30.  November  1879, 
Z.  7496  (an  das  medizinische  Dekanat  in  Prag): 

Auf  die  nit  den  Belichte  vom  13.  Mai  1879,  Z.  5S2,  cettclite  Anfrage,  unter  «elchcB 
Bedingungen  promovierte  Dnktnrcn  der  Medizin  das  Doktorat  der  Chemie  fPliarma/ie)  erlangen 
knanen,  wird  dem  Dekanate  nach  gepflogenem  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  des  Innctll 
nadwldiciidei  eröffnet: 

Nach  den  bestehenden  geactzlldicn  Vor^chlfften  ist  dem  Arzte  die  Dispcnsicrung  von 
Anrneicn.  wenn  nicht  die  Bedingrunpr^n  rur  Fulirung  einer  Hausapotheke  vorhanden  tittd,  dem 
Apotheker  aber  die  selbständige  Verordnung  von  Arzneien  verboten. 

Dnreb  die  Erwerhong  dei  Doktorgrades  der  geaemten  fMIkrade  etnenelti  nnd  (eoee 

der  Pharnnrir  nii  it.rr^i  cr:an;rf  dieselbe  Person  sowohl  das  Recht  zur  AuiLlbnng  der  ärztlichen 
Praxis  im  ganzen  Umfange  als  auch  die  Befugnis,  eine  Apotheke  zu  erwerben,  dieselbe  seib- 
ttfndig  zu  fahren  nnd  Anaden  zu  dispensieren.  Durch  diese  Kamullerung  von  Befugnissen, 
deren  AosBboiig  nach  den  bestehenden  Voradiilflett  ens  allgemeinen  medizlnlsdiea  and  Sicher* 

heltsrQcksIchtcn  von  vpr«Thi>dcnrn  Ocrufsgenossen  in  der  Regel  «tattflrdcn  sollte,  erwüch^t  för 
Personen,  die  beiderlei  vorbezeichnete  Doktordiplome  erworben  haben,  eine  Pflichtenkollision. 
Et  kOnate  nnn  die  Ptage  entstehcBr  ob  diese  KoltMon  nicht  dadurch  zu  ISsen  vire,  diS  derlei 
Pciaonen  zur  Ausstellung  eines  Reverses  verhsMen  wQrden»  vodorch  sie  auf  die  AusObung  des 
ihnen  zustehenden  Rechte?  insolange  verzichten,  als  sie  von  dem  anderen  kraft  des  erworbenen 
zweiten  Diplomes  Ciebrauch  machen.  Die  ErUirungea  jedoch,  welche  über  den  Eriolg  von 
Revetsiemngen  voillegcnt  sovie  die  Erwignng,  daS  Immer  noch  Wege  offen  bleiben,  die  Doppd- 

stcllung  als  Arzt  und  Apr  thckcr  zur  weftpchcndrn .  anitJir  n  Interessen  nichts  weniger  al^  f'r- 
derlichen  Industriellen  Ausnützung  zu  verwerten,  machen  es  nicht  ritiich,  bei  Erwerbung  von 
DoklordIplomcn  Erleichterungen  eintreten  zu  lassen,  um  Befugnisse  und  Rechte  zn  erlangen, 
deren  gleichzeitige  Ausflbung  durch  ehie  und  dieselbe  Person  unstaltiisfl  ist. 

Es  wird  hienach  daran  fcslziihaUcn  ^cin  .  dnö  dJc  Erwcrbunjr  dc^  DcikforEfrnde^  der  Phar- 
mazie schon  mit  Rücksicht  auf  die  ErfordemtäRe ,  welche  in  der  Studien-  und  Prütungsordnung 
«OB  39.  Msi  1S59  vorgezcfchnet  sind,  mid  sldi  von  |ener  znr  Crfaagung  anderer  afcadcndsdicr 
Ortde  «cseatUdi  dadurch  unterscheiden,  daS  auch  die  gewerbliche  Verwendvttg Itt  einer Apotfiskt 
anaanwelscn  Ist,  aasscblieSUcb  auf  Phaimaacnten  sa  bescbrloken  ist. 
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Anwendung;  dietelben  sind  vielmehr  nach  der  bisher  gctttadea  phama- 

xeutischen  Studien-  und  Prüfungsonlnuog  zu  behandeln. 

Rücksichtlich  jener  Kandidaten,  welche  bei  Beginn  der  Wirksamked 
dieser  Studien-  und  Prüfuncfsordnung'  bereits  die  voigeschriebene  Dienst- 
zeit als  Assistenicii  angetrt  it  ii  haben,  hat  dieselbe  zwar  volle  Anwendung 
zu  finden,  es  ist  jedoch  behufs  Zulassung  derselben  zu  den  Universitäts- 
studiea  der  Nachweis  der  absolvierten  vierten  üymnasialklasse  als  ge- 
nügend anzusehen.  Solche  Studierende  haben  femer  im  ersten  Jahrgange 
neben  den  obigen  obligaten  Oegenstfoden  auch  |c  eüi  fOnfetflodiges  Koll^um 
ai»  Mineralogie  und  Zoologie  zn  frequentieren  und  aus  diesen  KoBcgieo 
Kolloquien  abzulegen. 


2.  Ei|[iiizende  Voivchriflen. 


Np,  709. 

ErlaB  des  Ministers  fQr  K.  u.  ü.  vom  6.  April  1886.  Z. 

MYBNr.  25. 

an  sämtüche  k.  k.  Landesschulbehöfdea. 

betreffend  die  Aufnahmsprüfungen  für  höhere  Klassen  der  Gymnasien, 
Insbesondere  mit  Rücksicht  auf  den  Nachwefs  der  zur  Aafnatame  In  die 
Apothekerlebre  erforderlichen  Oymnasialstadlen. 

Es  shid  neuerdings  Filte  voigekomroen,  daft  Oymnasialdirektoicn  filxr 
den  Erfolg  von  Aufhahmsprflfungen  Zeugnisse  ausgestellt  und  den  Ot- 
prfiften  verabfolgt  haben. 

Dies  veranlaßt  mich,  die  k.  k.  Landesschulhehördcn  zu  ersuchen,  an 
die  Oymnasialdirektionen  die  Erinnerung  ergehen  /u  la«;sen,  daß  den  be- 
stehenden Normen  gemäß  (MinVdg.  vom  18.  Oktober  1850,  Z  9134, 
ROBNr.  443,  Punkt  3)  über  die  Aufnahmsprüfung  bloß  ein  fur  die  auemcn 
Zwecke  der  Schule  bestimmtes  Protokoll  geführt  wud,  aul  welches  sidi 
fan  Haupikataloge  zu  beziehen  ist,  so  dafi  hgcnd  eine  Auaitunfl  auf  Orand 
eines  solchen  Protokolls  nur  infb^  amtlicfaen  Aufb-ages  erteitt  werden  darl 

Femer  ist  auch  daran  zu  erinnern,  daß  gemiB  der  Studien-  und 
Prüfungsordnung  für  das  Magisterium  der  Phannazie  vom  14  Juni  IM 
ROBNr.  113 1),  der  Kandidat  des  pharmazeutischen  Unimsititsstudjuins 
vorerst  die  Lehrgegenstände  des  Untergymnasiums  sich  eigen  gemacht  habeo 
und  sich  hierüber  mit  einem  von  einem  Ovmn35;?iim  ausgestellten  staats- 
gültigen Zeugnisse  ijber  die  mit  Erfolg  zurückgelegte  {vierte]  (Jetzt  sechste) 
Oymnasialklassc   ausweisen  muß. 

hu  Einklänge  mit  dieser  gesetzlichen  Bestimmung  hat  das  Ministerium 
des  Innern  bereits  mittels  Erlasses  vom  23.  Juli  1878,  Z.  7503,  entschieden, 
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daß  die  von  einer  Oyrnnasialdirektion  ausgestellte  trklnrung,  ein  Kandidat 
habe  sich  einer  Aufnahmspruiung  für  das  c  )bery;s  um asiiiin  mit  gutem  Er- 
folge unterzogen,  nicht  als  legaler  Nachweis  des  absolvierten  Unter;^:\ nuia- 
siums  angesehen  werden  und  daher  auch  nicht  als  zureichend  gelten  kann, 
um  auf  Qnind  desselben  die  Aufnahme  als  Apothekerlehrling  zu  gestatten. 

Obwohl  es  ohnehm  —  nach  der  eingangs  angeführten  Veroidnimg  — 
unstatthaft  erschemt,  daß  die  Direktionen  solche  Eiklaningen  ohne  £r- 
michtigtuig  oder  Auftrag  der  vorgesetden  Behörden  abgeben,  so  wird 
doch  mit  Rädesicht  auf  die  Möglichkeit  einer  Irreführung  derer,  welche 
sich  dem  Apothekerbenife  zu  widmen  beabsichtigen,  auf  das  Unstatthafte 
jener  Erklärungen  eigens  aufmerksam  gemacht. 

Aus  dem  Voranstehenden  ergibt  sich  auch,  daß  die  G\  ttmasialdirek- 
tionen  nicht  in  der  Lage  sind,  dem  Ansinnen  deriejugen  zu  willfahren, 
welche  sich  um  die  Zulassung  zu  einer  Aufnahmspruiung  für  einen  anderen 
Zweck,  als  den  des  wirklichen  Eintrittes  in  das  Gymnasium  bewerben. 
In  solchen  Fällen  mögen  die  Direktoren  es  sich  angelegen  sein  lassen, 
den  Irrtum  der  Bittsteller  zu  berichtigen  und  diese  auf  den  rechten 
zu  weisen. 

AuBeroidentliche  »  fOr  besondere  Zwecke  nachgesuchte  —  Prüfungen, 
über  deren  Eigebnis  Zeugnisse  beansprucht  werden  dürfen  nur  mit  Be- 
willigung des  Ministeriums,  um  welche  FaU  für  Fall  einzuschreiten  ist, 
abgehalten  weiden. 


Nr.  710. 

Erlaß  Ufts  Ministers  fflr  K.  u.  U.  vom  ii.  Jüimer  1800,  Z.  25248 

sx  m  MVBär.  12, 

an  die  Dekanate  der  medizinischen  und  philosophischen  Fakultäten  sämt- 
licher Universitäten, 

womit  ztt  der  auf  Omnd  der  Ah.  Entschl.  vom  8»  Dezember  t88S  nrit 
MinErL  vom  16.  Dezember  1889,  Z.  22^.248^^)  kundgemachten  neuen 
pharmazeutischen  Studien-  und  Prüfongsordnung  für  die  im  Reichsrate 
vertretenen  Königreiche  und  Länder  einige  erläuternde  Bemerkungen 

hinausgegeben  wurden* 

Se.  k.  u.  k.  Ap.  JMajestät  haben  mit  Ah.  EntschL  vom  8.  Dezember 
1889  eine  neue  pharmazeutische  Studien-  und  Prüfungsordnung  für  die  im 
Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  ag.  zu  genehmigen  geruht. 

Indem  ich  dem  Dckrmnte  im  Anschluß  ein  Exemplar  dieser  im  Reichs- 
gesetzblatte verlautbarten  Suiciien-  mul  Prüfungsordnung,  welche  mit  dem 
Studienjahre  1890/91  in  Wirksamkeit  zu  treten  hat,  übermittle,  finde  ich  zu 
den  einzelnen  Bestimmungen  der  in  Rede  stehenden  Studienordnung  nach- 
stehendes zu  bemerken: 

Was  die  hn  I  1  für  Realschüler  voigesdiriebene  Prüfung  aus  der 
lateinischen  Sprache  im  Umfang  der  Anforderungen  der  ersten  sechs  Oym- 

»)  j.  Nr,  m 
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nasialklassen  anlangt,  so  wird  bezüglich  der  Modalitäten  der  Zulassung  und 
Ablcgung  dieser  F^fung  nachträglich  eine  allgemeine  Weisung  an  die 
Landesschulbehöidcn  cft;chen.^) 

In  Gemißhcit  des  |  36  der  allgemeinen  Studienordmutg  vom  1.  Ok- 
iober 1850*)  und  im  Sinne  des  §  3  der  pharmazeutischen  Stndkn-  und 
Prüfungsordnung  gehören  die  Studierenden  der  Pharmazie  in  die  Kategorie 
der  nicht  immatrikulierten  außerordentlichen  Hörer,  sofern  sie  skfa  nkht 
etwa  mit  der  Ablegung  der  Maturitätsprüfung^  ausTU weisen  vermögen,  in 
welchem  Falle  ihre  Aufnahme  als  ordentliche  Studierende  keinem  Anstände 
unterliegt. 

Dic^  schließt  jedoch  nicht  aus,  daß  die  Studierenden  der  Pharmazie  in 
verschiedenen  Beziehungen  nach  Analogie  der  ordentlichen  Studierenden 
behandelt  werden. 

Es  unterliegt  insbesondere  keinem  Anstände,  daß  den  Studierenden  der 
Pharma/ie  statt  des  bisher  üblichen  McidunfTsboirens  ein  Meldungsbuch  nach 
Anaiugie   der   lur   die   urüenllichcn   Studierenden  bestehenden  ausgelolgt 

werde;  es  fet  jedcNdi  hiebei  in  entsprediender  Form  ersiditfidi  zu  madcn» 
daß  diese  Meldungsbfidier  nicht  für  ordentUche  immatrikulierte  Studierende^ 
sondern  für  Studierende  der  Pharmazie  besthnmt  sind. 

Insbesondere  werden  auch  die  für  die  ordentlichen  Studierenden  gel- 
tenden Bestimmungen  Über  die  Inskriptionsfristen,  über  nachtngliche  Inskrip- 
tion, über  die  Frequenzbestatigung  usw.  auf  Studierende  der  Pharmazie  ent- 
sprechend anzuwenden  sein.  Endlich  werden,  wie  der  §  3  bestinunt»  auch 
die  Disziplinarvorschriften,  sowie  die  Vorschriften  über  die  Befreiung  vom 
Kf  üegicn^elde  auf  Studierende  der  Pharmazie  sinngemäß  Anwendung  zn 
finden  haben. 

Laut  der  vorletzten  Alinea  des  §  4  ist  nach  Möe^lichkeit  dafür  zu  sorg^en 
daß  an  den  Universitäten  eigene,  für  die  Studierenden  der  Pharmazie  be- 
stimmte Vorlesungen  und  Übungen  aus  den  bezeichneten  Fächern  abgehalten 

werden. 

Das  in  dieser  Bestimmung  zum  Ausdruck  gelangte  Ziel  wird  selbst- 
verständlich nicht  auf  einmal,  sondern  sukzessive  nach  Zubiß  der  vor- 
handenen Lehrkräfte  und  der  zur  Verfügung  stehenden  Mittel  anzu- 
streben sein. 

Insolange  daher  dieser  Bestimmung  nach  Lage  der  Umstände  nicht  in 
vollem  Umfange  entsprochen  werden  kann,  wird  in  der  fragUchen  Rich- 

tunfT  an  den  g^efrenwärtigfen  Einrichtuncfen  festzuhalten  sein ;  bei  Fest- 
stellung des  Lektionskataloges  wird  sich  übnc^ens  die  Gelegenheit  ergeben, 
zu  erwägen,  inwieweit  die  fragliche  Bestimmung  schon  derzeit  zur  Aus- 
führung gelangen  kann. 

Rücksichtlich  der  Bestelhnig  des  Kegierungskoinmissärs,  der  Exami- 
natoren bei  den  Vorprüfungen,  femer  der  Examinatoren  für  Chemie  bei 
der  strengen  Prüfung,  endlich  der  Oastprfifer«  wird  seinerzeit  die  weitere 
Verfügung  nachfolgen. 

»)  s.  Nr.  71t, 
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Mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmung  des  §  30  wird  dafür  Sorge  zu 
tragen  sein,  dafi  im  ersten  Jahre  der  Wirksamkeit  der  phaimazculiiclicii 
Studicnordnung  sowohl  den  in  das  erste  Jahr  eintretenden  Studierenden  die 
Mfigticfakeit  der  Frequenz  der  Kollegien  nach  der  neuen  Studienordnung, 
als  auch  den  das  zweite  Jahr  Frequentierenden  jene  nach  der  alten  Studien- 
ordnung gesichert  werde. 

Schließlich  wird  bemerkt,  daß  jene  Kandidaten  der  Pharmazie,  welche 
ziir  Zeit  der  Kundmachung  der  neuen  pharmazeutischen  Studien-  und 
Prüfungsordnung  nach  absolviertem  Untergfymnasium  bereits  als  Lehrhnge  in 
Verwendung  standen,  auf  Orund  des  Nachweises  der  absolvierten  vierten 
Gymnasialklasse  zur  seinerzeitigen  Aufnahme  in  das  pharmazeutische  üni- 
versitätsstudium  zugelassen  werden  können.  Jedoch  wird  auch  auf  solche 
Kandidaten  die  Schlußliestimmung  des  §  30  rficksichtltch  der  Vorlesungen 
Ober  Zoologie  und  Mineralogie  und  Ablegung  eines  Kolloquiums  hieraus 
Anwendung  zu  finden  haben. 


Erlafi  des  Ministers  für  K.  o.  U.  vom  31.  Mal  1890,  Z.  9524, 

MYBNr.  40. 

an  sämtliche  k.  k.  LandesschuUiehörden, 

betreffend  die  Prüfung  aus  Latein,  welcher  sich  nach  §  1  der  mit 
MinErl.  vom  16.  Dezember  1889,  Z.  25.248  (RQBNr.  200,  MVB.  ex  1890, 
Nr.  3)/)  kundgemachten  neuen  pharmazeutischen  Studien-  und 
Prfifongsordnung  Realschüler  behufs  Eintrittes  in  das  pharma^ 
zeutische  Studium  zu  unterziehen  haben. 

Nach  §  1,  lit.  a,  der  auf  Grund  der  Ah.  Entschl.  vom  8.  Dezember  1889 
mit  MinErl.  vom  16.  Dezember  18S9,  Z.  25.248,  RüBNr.  WO  und  MVBNr.  3 
(cx  1890),^)  knndg^emachten  neuen  pharmazeutischen  Studien-  und 
Pruiungsord  [1 11  ng  für  die  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und 
Lander,  können  auch  Realschüler  zum  pharm :i/LLitischen  Studium  zugelassen 
werden,  wenn  sie  sich  mit  einem  staatsgultigen  Zeugnisse  über  die  mit 
Erfolg  zurückgelegte  sechste  Klasse  einer  Realschule  und  überdies  auch  mit 
einem  Zeugnisse  über  die  an  einem  öffentlichen  Qymnasium  mit  genfigendem 
Erfolge  abgdegte  Prüfung  aus  der  lateinischen  Sprache  im  Umfange  der 
Forderungen  der  ersten  sechs  Oymnasialklassen  ausweisen* 

Bezfiglich  der  Vornahme  dieser  Prüfung  aus  der  lateinischen  Sprache 
finde  ich  folgendes  anzuordnen: 

1.  Realschüler,  welche  sich  der  PrOfung  aus  der  lateinischen  Sprache 
behufs  Zulassung  zum  pharmazeutischen  Studium  unterziehen  wollen,  haben 

ihr  Gesuch,  welchem  ein  staatsgültiges  Zeugnis  fiber  die  mit  Erfolg  zurück- 
gelegte sechste  Klasse  einer  Realschule  beiliegen  muß,  an  eine  Landes- 
8chuU>ehörde  zu  richten. 

*)  «.  Nr.  TOB. 
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In  dem  Gesuche  ist  dafzuiegen,  auf  welche  Weise  und  binneo  welcher 
Zeit  der  Bittsteller  sich  die  Kenntnis  der  Isteinischen  Sprache  im  Umfange 
der  Fordenmgen  für  die  ersten  sechs  Gymnasialklassen  erworben  hat. 

2.  Die  Landesschulbehörde  entscheidet  über  das  Gesuch  und  bestimmt 

das  Gymnasium,  an  welchem  die  Pnifung  abzulegen  ist,  wobei  auf  be- 
gründete Wünsche  des  ßinstellers  bezügiicb  des  Ortes  und  der  Zeit  nadi 
Tunliciikcit  Rücksicht  zu  nehmen  ist. 

Ofiiie  besonderen  Auttrag  der  Landesschulbehörde  ist  kein  Gyranasmm 
berechtigt,  I'rüfungen  dieser  Art  vorzunehmen.  Prüfungen,  welche  ohne 
Ermächtigung  der  Landesschulbehörde  vorgenommen  werden,  sind  un- 
gültig  und  wiffcungslos. 

3.  Von  der  getroffenen  Entscheidmig  verstindjgt  die  Landeeschul- 
bebdrde  auch  die  Dirdctioo  des  betreffenden  Oymnasiums  und  etmichtigt 
dieselbe  zugleich,  dem  Bittsteller  Uber  das  Ergebnis  der  Prüfung  ein  Zeug- 
nis auazustellen,  in  welchem  der  betreffende  Erlaß  der  Landesschulbehörde 
und  der  spezielle  Zweck  der  Prüfung  anzuführen  ist. 

4.  Für  die?e  Prüfung  ist  eine  im  voraus  zu  entrichtende  Taxe  von 
5  Gulden  (10  Kronen)  einzuheben,  für  deren  Verteilung  der  Min  Erl.  vom 
29.  August  1851,  Z.  8778  (Marcnzeller,  Nf  imalien  für  die  Gymnasien 
und  Realschulen,  I.  Teil,  Nr.  271),  maßgebend  ist 


Np.  712. 

Brlafi  des  Hlibtm  für  K.  n.  0.  vn  28.  Jud  ISN,  Z.  1SJ2L 

MYBNr.  46, 

womit  die  Verordnimg  des  Minittecliime  des  liiiieni  vom  9.  Mal  ISMIt 
RQBNn  81»  betrefltend  die  Abindcnuig  der  Vorsdirifteii  Aber  die  Ldir- 
nn^  DIfiistzelt  des  pharmazenlisthen  HUfq^ersonsles,  kondgemaclit  wird. 

Mit  Rücksicht  auf  die  Voracfariften  der  pharmazeutischen  Studien-  und 
PrflfuQgsonlnung  vom  16.  Dezember  1889,  ROBNr.  200i},  wird  auf  Grund 
der  Bestimmung  des  §  2,  Iii  e,  des  Gesetzes  vom  30.  April  18711^ 
ROBI^.  68,-)  verordnet: 

].  In  die  Apothekerlehre  sind  nur  solche  Kandidaten  aufzunehmen,*) 
welche  sich  mit  einem  Zeugnisse  des  Amtsarztes  der  poUtischen  Behörde 

•)  Qesetz,  betreffend  die  Organisation  Oes  ßffeaUUhen  Sanitätsdienstes:  §  2,  liU  tj»  Regt' 
lung  und  Oberwachung  des  gesamten  ApoMlÜnmem,  Vgl.  Erlaß  dts  Min,  du  huurm 
Nr,  7/5;  dann  den  erläuternden  Erlaß  des  Min.  des  Innern  vom  26.  Juni  MS,  Z.  21J903 
fösterr.  ^amttifsnrsen,  Vlll.  Jahrg.,  S.  284):  frrner  Erlaß  des  Mir  drs  Innern  vom  tl.  Fe- 
bruar J^3^  Z.  1660,  an  alle  poUtischen  Landesstelien,  beirrend  die  Verwendtutg  nicht  dipianierter 
ÄpoUukergfhüfen  tutd  die  proHsorbehe  Ät^fnahme  wom  ApoMt»MtrUngen  (österr.  ^anMHmwttkr 
IV.  Jahrg.,  S.  64);  Erlaß  des  Min.  des  Innern  vom  22.  August  1802,  Z.  19J082.  an  alle 
politischen  i-ande$beh5rden,  betreffend  die  Unzulässigen  einer  AMiärzang  der  dreiJShrisen  Lehrzeit 
der  Apothskertironen  f Österr.  Sanitätswesen,  IV.  Jahrg.,  >>.  40i),  Jemer  Erlaß  des  Mut.  des 
Iimem  f^m  SO,  NemiÄw  ttOS,  Z.  SUX9  fam  «Ar  /folUbehM  jjandaibMM^,  httn^mA  Bf- 
gänstfminiJt  n  der  im  letzten  Lehrjahre  Tur  >1il:lnntellung gerßngenden  Apothekerlehrüngß  kbukkl» 
lieh  deren  Zuiasamg  tur  Tirotittalpri^fiing  f  Österr.  Sanitdtsviesen,  V.  Jahrg.,  S.  588J. 

•)  DIt  dsttrrtiehiteA*  SiüaUbüfgwrtehaft  ein  atibediiigU$  Erfotdernis  ßt  äl$ 
Aafiuhm*  In  4k  AptMttalekf»,  dttut  Im  SiadiuAqfkommiistQimäfkrel  tem  t9.Jäimtrn9t,(POS. 
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des  Wohnortes  oder  mit  einem  von  diesem  Amtsärzte  bestfttiigten  IiztUcfaea 
Zeugnisse  fiber  ihre  entsprechende  physische  Eignuig  und  mit  einem  staats- 
gfiltigen  Zeugnisse  Ober  die  mit  Erfolg  abgelegte  sechste  Klasse  ehies  Gym- 
nasiums oder  einer  Realschule,  in  letzterem  Falle  auch  mit  euiem  2!eiig- 

nisse  über  die  an  einem  öffentlichen  Gymnasium  mit  genügendem  Erfo^ 
abgelegte  F^fung  aus  der  lateinischen  Sprache  im  Umfange  der  Forderungen 

der  ersten  sechs  Gymnasialklns'^en  ausweisen. 

2.  Die  Lehrzeit  der  Apothekerleiurlinge  (Tirones)  wird  mit  drei  Jahren 
bemessen. 

Für  die  Kandidaten,  welche  die  Maturitätsprüfung  an  eiiiem  Gymnasium 
abgelegt  haben,  wird  dieselbe  auf  zwei  Jahre  herabgesetzt. 

3.  Die  Tirozinalpriihuig  ist  sofort  nach  Ablauf  der  voigeschriebenen 
Lehrzeit  abzulegen  und  das  pharmazeutische  Universititsstudium  mit  Begmn 
des  Studienjahres,  welches  zunicfast  auf  die  mit  geniigendem  Erfolge  ab- 
gelegte Tirozinalprüfung  folgt,  anzutreten. 

4.  In  dem  Falle,  daß  besonders  beriicksichtigungswürdige  Gründe  einen 
Aufschub  des  Termines  zur  Ablegung  der  Tirozinalprüfung  notwendig 
machen,  ist  um  die  besondere  Bereinigung  des  Ministeriums  des  innem 
im  Wepc  der  politischen  Behürdcn  unter  Vorlage  des  Geburtsscheines, 
sowie  dtr  Studien-  und  Verwendungszeugnisse  dis  Lehrlings,  der  bcglaubiij^tcn 
Nachvveisungen  über  die  besonderen,  den  Aufschub  rechtfertigenden  Um- 
stände, ferner  des  Gutachtens  des  Amtsarztes  der  politischen  Behörde  über 
die  RQcksichtswfirdigkeit  und  Verwendung  des  Lehrlings  anzusuchen. 

Auch  ist  von  der  politischen  Behörde  die  Äußerung  des  Apotheker- 
gremiums, wenn  ein  solches  besieht,  einzuholen  und  in  jedem  Falle  hin- 
sichflich  der  Gewährung  des  Ansuchens  der  motivierte  Antrag  zu  stellen. 

Für  den  Fall  der  Notwendigkeit  eines  Aufschubes  des  Antrittes  des 
Universitatsstudiums  ist  durch  die  Bestimmung  des  §  2  der  pharmazeutischen 
Studien-  und  Prüfungsordnung  vom  16.  Dezember  \ÜS9,  RGBNr.  200,^)  wo- 
nach die  Bewilligung  des  k.  k.  Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht  ein- 
zuholen ist,  Vürsür[,^c  ^^ctrciffcn. 

5.  Diejenigen  Kandidaten  der  Pharmazie,  welche  zur  Zeit  des  Inkraft- 
tretens dieser  Verordnung  bereits  die  TirozinalprCtfnng  abgelegt  und  als 
Gehilfen  (Assistenten)  in  Apotheken  Dienste  genommen  hal>en,  haben  die 
Universititsstndien  spätestens  nach  Ablauf  des  zweiten  Dienstjahres  an- 
zutreten. 

6.  Um  die  Berechtigung  zur  selbständigen  Leitung  einer  Öffentlichen 
Apotheke  zu  erlangen,  hat  jeder  Pharmazeut  den  Nachweis  zu  erbringen» 
daß  er  nach  Erlangung  des  akademischen  Grade«;  eines  Magisters  der  I^har- 

mazie,  insofern  nicht  die  Be<;tim!nun|;  des  l'uiiktcs  7  zutrifft,  durch  minde- 
stens fünf  Jahre  als  Assistent  Apothekendienste  geleistet  hat  Von  diesen 

Bä.  62,  S.  9,  Nr.  7)  wurde  (auf  Qrund  Ah.  Entsehi.  vom  2.  Jänner  1834)  sämtlichen  Landessiellen 
bedeaM,  diü  es  verboten  l«t,  Individuen,  welche  die  Apothekerkunst  nicht  !n  den  k.  k  f^Tterr  Staaten 
vorschriftsmäßig;  erlernt  haben,  als  Subjekt,  Oehilfe,  Laboralorius  u.  ügi.  La  einer  Apotheke  der 
k.  k.  Slntca  tu  vtnrtBdcv  oder  umMtaltcB.       wuk  MinErL  vom  $.  Dumiibtf  082,  Z.  S9jO07, 

fs.  Sr.  441),  betreffend  die  Zulassungr  rr7  An^  fand  cm  zu  den  pharma:frithchen  UltlMnMtlll' 
Stadien,  sowie  Anm, ')  bei  Nr.  714.   Ober  die  Resiproeität  mit  Ungarn  vgl.  Nr.  519. 
>) «.  Nr.  m 
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II.  Teil:  Studlenvorschriiten;  C.  Besondere  Kategorien  von  Universit&tsftndien. 

iuiil  Jahren  müssen  mindestens  drei  Jahre  im  Dienste  in  inländischen  öffent- 
lidieD  Apotheken  zngeimidit  wotdea  t/dn^) 

Unter  dieser  Voraussetzung  ist  in  die  fünfjährige  Servierzeit  ein  in 
auslittdischen  Apotheken,  sowie  ein  an  Hochschulen  zur  höheren  fadi> 

liehen  Ausbildung  zstgebrachtes  Verwendungsjalir,  desgleidicn  eine  in  Ab* 
leistung  des  Einjährig-Freiwilligendienstes  in  k.  u.  k.  Militärapotiicken  HF 
gebrachte  ein-  oder  zweijährige  Verwendung  anrechenbar. 

7.  Denjenig-en  Pharmazeuten,  welche  in  Qemäßheit  der  bisherigen  Vor- 
schriften über  die  Servierzeit  in  Apotheken  vor  Antritt  des  Universitäts- 
studiums als  Assistenten  gedient  haben  oder  noch  dienen,  ist  diese  Dienst- 
zeit in  die  nunmehr  als  Norm  festgesetzte  fünfjährige  Servierzeit  mit  der 
Einschränkung  einzurechnen,  daß  unbedingt  zwei  Dienstjahre  in  der  Eigeo' 
acfaaft  ab  Magister  der  Pharmazie  zurflckgelegt  werden  mfissen. 

6.  Die  VoHstreckung  der  voigeschriebenen  fünf jihrjgen  Servieizeik 
eines  Pharmazeuten  ist  von  dem  Vontande  der  Apofheke,  in  wddwr 
derselbe  bedienstet  ist»  c^^r  politischen  Behörde  I.  Instanz  anzuzeigen,  und 
von  dieser  nach  genauer  Prüfung  der  Ixtreffenden  Nachweisungen  und  nach 
Vernehmung  des  Apothekergremiums  am  Diplome  des  betreffenden  Magisters 
der  Phnrm  )zie  mit  der  nachsteheadeo  Amtsbemerkuog  unter  Beifügung 
des  Amtssiegels  zu  bestätigen: 

Z 

Obgenannter  Magister  der  Pharmazie  N.  N.  hat  der  vorgesdiriebenen 
fünfjährigen  Servierzeit  mit  .  .  .  (Datum)  .  .  .  Genüge  geleistet  und  hiemit 
die  Eignung  zur  selbständigen  Leitung  einer  öffentlichen  Apotheke  erlangt 

Dalum.  Untencbritt 
(AmtMiegel.)  des  Anttsvontebera. 

Ohne  diese  Bestätigung  dari  kein  Magister  der  Pharmazie  auf  Grund 
seines  Magisterdiploms  zur  selbständigen  Leitung  einer  öffentlichen  Apo- 
theke zugelassen  werden. 

9.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Veriautbarung  m  Kraft 
und  werden  mit  diesem  Zeltpunkte  alle  mit  den  Bestimmungen  derselben 
nicht  im  Einklänge  stehenden  Vorschriften  der  bestehenden  Qreratalonl- 
nungen  außer  Wirksamkeit  gesetzt. 


Np.  713. 

Erlaß  des  Ministers  fllr  K.  u.  ü.  im  Einvernehmen  mit  dem  Hill' 
stsriiim  des  Umem  Tom  14.  Hai  mu  Z.  9172,  MYBIr.  19. 

an  die  Dekanate  sämtUcfaer  philosophischer  und  medizmischer  FaknltiteB, 
mit  welchem  einzelne  Bestimmungen  der  pharmazentlscheii  Stntfcn- 
ttnd  Prflfmigsordniuig  von  IS.  Dezember  IM^  RQBHr.  200^*)  etlMcft 

werden. 

Mit  Rücksicht  auf  mehrfache  anher  gerichtete  Anfragen  bezüglich 
einzelner  Bestimmungen  der  neuen  pharmszeiitischeo  Studien-  und  Prikfuigs> 

Vgl,  Nr.  7/5.  -  «)  «.  Nr.  709. 
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Ordnung  vom  16.  Dezember  188Q,  ROBNr.  200,^)  finde  ich  zur  Erzielung 
eines  gfeidimißigeii  Vorganges  nachstelieiide  Crliuteningen  zu  er- 
lassen: 

1.  Die  Bestimmungen  des  lio.  Ministerialeriasses  vom  8.  Dezember 

1882,  Z.  20.097,')  beireffend  den  Vorgang  bei  Aufnahme  von  ausländischen 
Kandidaten  der  Pharmazie  in  die  pharmazeutischen  üniversitätsstudien  hallen 

auch  rOck^iichtüch  der  nach  der  neuen  pharmazeutischen  Studien-  und 
Prüfungsordnung  eintretenden  Studierenden  sinngemäß  Anwendung  zu  finden. 

Inwiefern  i  ine  im  Auslande  abgelegte  Tirozinalpmfunp  ausnahmsweise 
einer  iin  Inlandc  bestandenen  als  iGr|eichwerti|^  anerkannt  werden  kann, 
ibt  der  LuUiciicidung  des  Ministcnuius  des  innern  in  Jedem  einzelnen  halle 
vorbehalten. 

Ebenso  ist  die  Entscheidung  fiber  die  Anerkennung  der  von  einem 
Inlinder  ün  Auslande  zurückgelegten  Gymnasial-  oder  Realschulstudien,  sowie 
der  von  ihm  un  Auslande  abgelegten  Tirozinatprüfung  zum  Zwecke  seuier 

Aufnahme  in  die  pharmazeutischen  Studien  dem  einzelnen  Falle  vorbe- 
halten, und  ist  zu  diesem  Ende  das  betreffende  Ansuchen  in  Ansehung  der 
Studien  an  d,is  Unterrichtsministerium,  in  Ansehung  der  Tirozinalprüfung 
an  das  Ministerium  des  Innern  zu  richten. 

2.  Für  die  in  der  Verordnung  des  Ministeriums  des  Innern  vom 
9.  Mai  1800,  ROBNr.  81/)  vorgeschriebene  fünfjährige  Serv'ierzeit  ist  in 
der  Kegel  nur  jene  Praxis  anrechenbar,  \\eichc  nach  Erlangung  des  Diploms 
in  der  Eigenschaft  als  Magister  der  Pharmazie  zurückgelegt  wurde. 

Im  übrigen  ist  die  in  der  Praxis  zugebrachte  Servierzeit  hinerhalb 
der  durch  obige  Verordnung  in  §§  5,  6  und  7  festgesetzten  Grenzen  nur 
dann  anrechenbar,  wenn  sie  vor  Antritt  der  UniversitStsstudien  absolviert 
wurde. 

Während  des  zweijährigen  Universitätskurses  eine  praktische  Verwen- 
dung in  Apotheken  anjunehmcn,  ist  den  Studierenden  nur  insofern  gestattet, 
als  sie  durch  eine  solche  Nebenbeschäftigung  in  keiner  Weise  abgehalten 
werden,  ihren  Universit  ilsstudien  mit  dem  gebotenen  FleiRe  obzuliegen, 
worüber  die  akadenuschcn  Behörden  entsprechend  zu  wachen  haben. 

Die  vom  Antritte  der  üniversitätsstudien  bis  zur  Erlangung  der 
Diploms  in  der  Praxis  zugebrachte  Verwendungszeit  ist  jedoch  in  keinem 
Falle  in  die  Scrvierzeit  einzurechnen. 

3.  Nach  Maßgabe  des  §  3  der  Studtenordnung  unterliegt  es  kebiem 
Anstände,  jenen  Studierenden  der  Pharmazie,  welche  ihre  Untversitats» 
Studien  an  einer  anderen  Universität  fortsetzen  wollen,  Abgangszeugnisse 
über  ihre  bisherigen  Studien  ZU  erteilen,  wie  solche  den  ordentlichen  Studie- 
renden ausgefertigt  werden. 

4.  Im  Sinne  der  Studienordnung  ist  auf  die  Einhaltung  der  für  die  Vor- 
prüfungen festgesetzten  Termine  und  namentlich  darauf  zu  achten,  daß 
kein  Studierender  in  den  zweiten  Jahrgang  eintritt,  ohne  sämtliche  Vor- 
prüfungen mit  Erfolg  bestanden  zu  haben. 

•)  «.  Vr  7rt8. 
•)  s.  A>.  443. 

•)    Nr.  7/a 
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Im  Falle  eiiizeloe  Studierende  durch  betoodere  Umstinde  an  der 
Emhaltung  dieser  Termine  verhindert  sein  sollten,  bleibt  es  ihnen  unbe> 

nommen,  unter  Darlegung  der  eine  Verschiebung  der  Prüfung  rechtfertigende! 
Momente  behufs  ausnahmsweiser  Zulassung  zu  einem  spateren  Termine 
im  Wepfe  des  Dekanates  der  philosophischen  Falniltät  die  hierortige  Ge- 
nehmigung anzusuchen. 

Hat  ein  Studierender  die  Vorprüfung  aus  Physik  mit  ungenügendem 
Erfolg  abgelegt,  so  hangt  es  zunächst  von  dem  Urteile  der  Prüfungs- 
kommission ab,  in  welcher  Zeit  derselbe  nach  dem  Ergebnisse  der  Prüfung 
in  der  Lage  sein  kann,  sich  die  zu  emem  günstigen  Prufungsrestiltale 
erfofderlichen  Kenntnisse  anzueignen  und  welche  Frist  ihm  demnach  zn 
der  Wiederfaolungsprfifung  zu  bestimmen  ist 

Jedenfalls  ist  aber  ein  solcher  reprobierter  Studierender  ebenso  wie 
jener,  welcher  bei  einer  der  am  Schlüsse  des  Studienjahres  abzulegenden 
Vorprüfungen  aus  Chemie  und  Botanik  reprobiert  wurde,  mit  Rücksicht 
auf  die  13  ff.  spätestens  im  Laufe  des  Mrmats  Oktober  des  nächsten 
Studienjnhres  7ur  Wiederholung  der  betrettenden  Vorprüfung  zuzulassen. 

fcbens«  wie  solche  Studierende  bei  ungünstigem  Erfolge  dieser  Wieder- 
holungsprüfung den  ersten  Jahrgang  zu  wiederholen  haben  {§  14),  können 
auch  alle  jene  Studierenden,  welche  die  sämtlichen  Vorprüfungen  nicht 
spitestens  im  Monate  Oktober  des  ihrem  ersten  Jahrgange  nacfafolgea> 
den  Studienjahres  mit  Erfolg  bestanden  haben,  nicht  hi  den  zweiten  Jahr* 
gang  aufgenommen  werden,  es  wäre  denn,  dafi  ihnen  für  eine  einzelne 
Vorprüfung  ein  späterer  Termin  ausnahmsweise  bewilligt  wurde. 

5.  Die  Reprobation  eines  Kandidaten  bei  der  strengen  Prüfung  kann 
sich  gemäß  25  und  21  stets  nur  entweder  auf  beide  Prüfungsfächer 
oder  auf  einen  Prüfungsgegenstand  (Chemie  oder  Pharmakop^nosie)  bezichen 
wobei  es  mit  Rücksicht  .Tuf  die  Bestimmung  des  §  24  kernen  Unterschied 
macht,  ob  der  Kandidat  den  Kalkül  „ungenügend"  aus  dem  beuLiicndcn 
Gegenslamic  vom  Lxaimualur  oder  vom  Oastprüfer  erhallen  haL  Der 
Kandidat  hat  demnach,  wenn  er  aus  einem  Prflfungsgegenstande  rcpfobiett 
wurde,  welcher  sowohl  vom  Examinator  als  vom  Oastprfifer  geprüft  wurde, 
die  erfolglos  gebliebene  Einzelprüfung  aus  diesem  Gegenstände  stets  vor 
dem  Examinator  und  vor  dem  Oastprfifer  zn  wiederholen,  auch  wenn  er  nur 
von  einem  derselben  re  probiert  worden  war« 

6.  Der  Erlag  der  für  die  Vorprüfungen  vorgeschriebenen  Taxe  per 
30  Gulden  Kronen!  kann  auch  in  Raten  etwa  von  je  10  Ouidea 
(20  Kronen)  vor  AblrL^unij:  jeder  iin/clnen  Vorprüfung  stattfinden. 

in  (jemäßheit  des  ^  28,  letzter  Absatz,  gebührt  jedem  beteiligten  .N\n- 
gliedc  der  Prutungskommission  bei  jeder  Wiederholungsprüfung  die  Halm, 
des  für  die  erste  Prüfung  geltenden  Taxbetrages  per  5  Qulden  (10  Kronen/. 
Es  ist  daher  bei  jeder  Wiederholungsprüfung,  sei  es  ehier  VorpiÄfimg,  einer 
oder  beider  praktischen  Prfifungen,  der  ganzen  oder  eines  Teiles  da* 
Gesamtprfifung,  vom  Kandidaten  jener  Betrag  an  Taxen  zu  erlegen,  wdcber 
erforderlich  ist,  um  jedes  intervenierende  Mitglied  der  Prüfungskomms- 
sion  mit  dem  halben  Taxbetrage  per  2  Oulden  50  Kreuzer  0  KroaaO 
zu  beteilen. 
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7.  Die  KoiioquieQ  aus  Mmeralugie  und  Zoologie,  weiche  die  tml  absol- 
vierter vierter  Oymnasialklasse  aufgenommenen  Studierenden  der  Phannazie 
in  Oemifiheit  des  §  30  im  ersten  Jahrgange  abzulegen  hat>en,  sind  in 
der  sonst  für  Kolloquien  flUidien  Welse  vorzunehmen,  und  zwar  unab- 
hSngig  von  den  Vorpriifiuigen  In  jenem  Zeitpunkte,  in  welchem  sonst 
seitens  der  betreffenden  Dozenten  Kolloquien  fiber  die  von  ihnen  im  ab- 
gelaufenen Semester  voigetragenen  L^tirfächer  vorgenommen  zu  werden 
pflegen 

Soihe  ein  Kandidat  bei  einem  Kolloquium  nicht  entsprechen,  so  ist 
er  zu  verhalten,  die  betreffende  Vorlesung  nochmals  zu  frequentieren  und 
sich  dem  Kolloquium  neuerlich  zu  unterziehen. 

Bezüglich  jener  Studierenden  der  Pharmazie,  welche  nach  absolvierter 
fünfter  Oymnasialklasse  aufgenommen  werden,  ist  von  der  Forderung  der 
Ablegung  eines  Kolloquiums  aus  Mineralogie  abzusehen. 


Nr.  714. 

Kundmachnng  des  Ministers  fOr  K.  u.  U.  \m  Einvernehmen  mit 
dem  Mlnlsterlttm  des  Innern  vom  13.  Februar  1892,  Z.  27295 

ex  1891.  MVBNr.  U  ex  1892. 

betreffend  das  Formalare  filr  die  auf  Grund  der  pharmazeutischen 
Stadien-  und  Prfifungsordnun^  vom  16.  Dezember  1889,  RQBNr.  200» 
den  Magistern  der  Pharmazie  auszustellenden  Diplome. 

Den  Studierenden  der  Pharmazie,  welche  den  Bedingungen  für  die 
Er!?3r!gi!n!2^  des  Diploms  eines  Magisters  der  Pharmazie  nach  Maßgabe  der 
pharmazeutischen  Studien-  und  Prüfungsordnung  vom  16.  Dezember  1889, 
RGBNr.  200,  beziehungsweise  der  die  l  ehr-  und  Dienstzeit  des  pharma- 
zeutischen Dienstpersonales  betreffenden  VLnirdnim^  des  Ministeriums  des 
Innern  vom  9.  Mai  1890,  RGBNr.  81,  üenuge  gekiälet  haben,  wird  seiiens 
der  inländisclien  Universitäten  das  nach  §  27  der  zitierten  Studienordnung 
auszufertigende  Diplom  mit  Benützung  des  nachstehenden  Formulartextes 
ausgestellt  :>) 

Betr^  da  Vorganges  bei  der  Ausfolgung  von  Maglsterdlplomen  an  AuS' 
ländtr,  wddia  AuUmßig  dtr  phamuueutl$Htw  Praxis  Im  latanda  lüdii  berechtigt  sind, 
MinErl.  vom  8.  Dezember  1882.  Z.  30.097,  lefztrr  Ah<:a(-7  f$.  Sr.  443)  und  Sr.  7/5;  in  dem 
KV M  tri.  vom  6.  Dezember  1904,  Z.  40347  (an  den  Landespräsidenien  für  die  Bukowina)  ist  aus 
Atäßß  eines  spadtBtn  PaUes  darauf  aufmerksam  gemaeHi  wwdeu,  daS  da  bcnodcrer  ZoMtz  btl 
den  an  Ausländer  auszufertii^enden  phamMzentischen  Magistcrdiplomen  im  Sinne  des  ho.  MinErl. 
vom  8.  Dczcmher  lg82,  Z.  20.097  fs.  Sr.  443),  seither  cntbehrlfch  geworden  Ist,  da  nach  Maöj^abc 
der  Verordnung  des  Ministeriums  des  innem  vom  9.  Mai  1890,  ROBNr.  81  (s.  Nr.  7J2J,  das 
MiiMcrdM<nii  alM«  nldit  mdlr  dtt  Bcrfchttguns  nr  iclbitlndfBm  Ao* Obanf  d«i  Apollicitr« 
g-cwerbes  gewihrt  und  es  sich  somit  bei  der  Erteilung  des  Magistcrdiplomes  zunächst  nur  um 
die  Verleihttng  eines  —  auch  Ausllndem  zugänglichen  —  akademischen  Orades  handelt.  —  Ebaato 
MBtertIcgI  die  Anwendnag  der  geltenden  Sponsfontformcl  ttr  mrilaAfdic  Kandidaten  keinem 
Anstände.  Im  ObrigCB  «Ird  betreffs  der  Zulassung  von  aus  den  Balkanlbidem  stammenden 
Studierenden  7ijm  pharmazeutischen  Studium  und  zur  Erlangung  des  M3jri«ttcrdiplom<?  auf  den 
lio.  NormativerlalS  vom  10.  März  1896,  Z.  30.643  ex  1895  fs.  Nr.  452J  autmerksam  gemacht. 
RMHMriMUk  dtr  Rm^fosm  M  Pkamauatm  an  Ungar»  «.  Mr.  519* 
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Nos  Decanus  et  ftcultt«  medtca  in  antiquissima  ac  eeUbtrrima  VtAvtv^tkiz  (Vindoboaeia^ 
omnihus  et  sin^n<;  notum  facimus  Dominum  .  .  .  orlundum  ex  oppido  .  .  .  in  .  .  po9tqtuai 
pntelecüunes  pubiicss  ad  magistri  artis  pharmaceuticae  digaltatem  rite  impetrandam  praescriptai, 
qßm  In  bie  Unlvmllale  bibCBtiir  de  phyrfea»  dt  botudee»  de  dicnit  et  ffncralt  «C  analytka  el 
pharmaccutlca,  deniquc  de  phannacognofla,  frcquentavil  rttquc  exrrdtih,  qaac  cum  discipUnt 
cheoiica  et  pbannacogoostica  coniuncta  sunt,  ditigeotisstme  operain  dedlt,  examiwi,  quae  aata> 
cedant  td  phyileun,  botenlccB  cbeodamque  generalem  pertbtcntii  «C  ddadt  cuncn  risorofn 
pbarmaccallciiBi  Icfc  coulltiitiiiii  proipcro  cnn  ctcbIii  Mblint  sIiib*  onolbas  tlu  pcflibM 
Mtlsfeciate. 

Quare  eum  artis  pharmaceuticae  Magistrum  agnoscimus  approbamua  dedaraaia, 
M  tmen  eoadMoac,  at  pro  tpomloat  •oticmiltcr  iMMt  data  IcgiM  Uiiivcnilatt»  HcaüMImßt 
lUMtnc  Semper  et  ubique  religiöse  obscn-et 

Cuias  rei  documcotutn  hoc  el  d  i  p  1  o  m  a  exhibemus  facnltatls  nostrae  sigfllo  et  subscrip' 
donc  decani  el  prolcnorii  ctacmiac/phaniiacognoaiac  aunitum. 

Actnn  (VbuMMO^  die  . . .  Mao 

N,  N.  N.  N. 

Professor  chemiae/pbannecognoBiae.  Decano*  faceltaHs  iiietficae:. 

Bei  den  seitens  der  Universitäten  in  Lemberg*)  und  Czernowitz 
auszustellenden  Diplomen  lautet  der  Eingang:  Nos  Director  studii  phanna- 
ttutici  et  facultas  philosophier  in  Universitate  .  .  und  der  Schluß: 
„.  .  .  subscriptione  Directoris  studii  phariuaccutici  et  professoris  chemiae 
munitum''. 


Nr.  716. 

Erlaß  des  Mlnisterliuns  des  Innern  vom  7.  April  1892,  Z. 

an  alle  politischen  Landesstellen, 

(betreffend  die  Berechtigimg  zur  selbstindigen  Fälinmg  einer  Apotheke). 

Mit  dem  Erlasse  des  k.  k.  Ministeriums  ffir  Kultus  imd  Unteiridit 

vom  13.  Februar  d.  J.,  Z.  27.295  ex  1891,«)  wurde  der  k.  k.  Statthatterd 
das  auch  im  Verordnungsblatte  des  gedachten  Ministeriums  zur  allgemeinen 
Kenntnis  gebrachte  Formulare  für  die  den  Magistern  der  Phrirmazie  nadi 
Maßgabe  der  pharmazeutischen  Studien-  und  Prüfungsordnung  vom  16.  De- 
zember 1S8Q  RCjBNr.  ifK),  seitens  der  inländischen  Universitäten  auszu- 
stellende Uiplom  mitgeteilt. 

Aus  diesem  Anlasse  findet  sich  das  Ministenum  des  imiem  bestimmt, 
ausdrficfclidi  In  Erinnerung  zu  bringen,  daß  im  Gründe  der  ho.  Verordnung 
vom  9.  Mal  1890,  ROBNr.  81,*)  die  pharmazeutischen  Magisterdiplooe 
nicht  mehr  die  Berechtigung  zur  selbstindven  Ausfibung  des  Apotheker- 
berufes verleihen,  sondern  lediglich  die  zur  Erwerbung  des  erlangten  phaiaia- 
zeutischen  Magistergrades  vorgeschriebene  wissenschaftliche  Qualififea- 
tlon  bescheinigen,  und  daß  für  die  Erlangung  der  Berechtigung  zur  seßv 
ständic^er  Leitung  einer  öffentlichen  Apotheke  der  Nachweis  einer  nach 
erworbenem  Magisteigrad  vollstredcten  wenigstens  fünfjäiuigen  Servierzeit 

Mf  Ar  Enichtutte  der  medizinbdim  FUmUm  im  JMwry  (i,  Nr.  »J  murätm  ämmm 
dir  phnrmauKätthgm  Mati$tgf4i/tUme  «teMM  «Mfotefll^  wie  m  den  mtdenm  weKsiämdItm  Vet- 

■>  «.  Mr.  7t4* 
^  «.  Nn  7/2 
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—  insoweit  die  in  dem  iieiogenen  Erluic  bezelchnetea  Begünstigungen 
nicht  zutreffen  —  erbndit  werden  muß. 

Die  Ic  k.  Statliialterei  wird  datier  beauftragt,  bei  Intimierung  des  Foimu- 

lares  der  neuen  pharmazeutischen  Magistenüplome,  welches  demnächst  auch 
in  der  Wochenschrift  „Das  österreichische  Sanitätswesen"  veröffentlicht 
wird,  alle  unterstehenden  politischen  Behörden  zur  genauesten  Beachtung 
und  Befolgung  der  hinsichtlich  des  bei  der  Bestätigung  der  vollstreckten 
fünfjährigen  Servierzeit  einzuhaltenden  Vorgehens  in  der  vorzitierten  ho.  Ver- 
ordnung, speziell  in  Punkt  8  derselben  enthaltenen  Vorschriften  anzuwusen. 

Die  den  politischen  Behörden  I.  Instanz  zugeteilten  Amtsärzte  haben 
ein  Iwsonderes  Verzeichnis  jener  Pharmazeuten,  wddien  die  nadi  erlangtem 
Magisterdiplome  voUstrecIde  fünfjährige  Servieneit  auf  dem  Diplome  be- 
stitigt  wuide»  zu  füliren,  und  in  diesem  Verzeichnisse  Vor-  und  Zuname, 
Geburts-  und  Heimatsort»  Oeburtsjaiir,  Ort  und  Datum  der  aligel^gten 
Tirozinalprüfung,  die  Univerütit,  an  welcher  das  Fachstuditun  zurückgelegt 
und  das  Diplom  erworben  wurde,  das  Datum  des  letzteren,  endlich  Ort 
und  Dauer  der  Servierzeit,  Datum  und  Geschäftszahl  der  amtlichen  Be- 
stätigung über  letztere  ersichtlich  zu  machen.  Weiterhin  ist  es  Pflicht  der 
Amtsärzte,  bei  ihren  periodischen  Bereisungen,  sowie  bei  anderen  sich  er- 
gebenden Anlässen  sich  die  Überzeugung  zu  verschaffen,  daß  die  öffent- 
lichen Apotheken  nur  von  solchen  Magistern  der  Pharmazie  geleitet  werden, 
welche  hiezu  die  Berechtigung  erlangt  haben. 

Von  jeder  Ober  die  voUstredrte  fQnfjihrige  Servierzeit  und  über  die 
eriangte  Bereditigung  zur  selbstfindigen  Leitung  einer  Öffentlidien  Apo- 
theke erteihen  Bestätigung  ist  im  Sinne  des  Punktes  V  des  ho.  Erlasses 
vom  13.  Dezember  188S,  Z.  20.604,  behufs  Verlautbarung  im  Amtsblatte 
,,nas  österreichische  Sanitätswcscn"  sofort  und  in  der  im  erwähnten  Erlasse 
bezeichneten  Weise  niif  kürzestem  Wege  unter  Angabe  des  Vor-  und 
Zunamens  des  betreffenden  Magisters,  des  Datums  und  Ursprungs  des 
Diploms,  anher  die  jMitteilung  zu  raachen. 

Die  politischen  Behörden  I.  Instanz  haben  alljährlich  im  Laufe  des 
Monate  Jänner  ein  Verzeichnis  der  gedachten,  im  abgelaufenen  Jahre  voU- 
nogenen  Bestätigungen  der  erlangten  Befugnisse  zur  selbstindigen  Apotheken» 
fführung  der  politischen  Landesbehdrde  vorzulegen,  welche  Verzeichnisse 
sodann  dem  Mmisterium  des  Innern  emzusenden  sind. 

Np.  716. 

Erlaü  des  Ministeriums  für  K.  u.  U.  vom  20.  Juli  1892,  Z.  15.170, 

an  alle  medizinischen  Dekanate, 

<ntt  Erliiitermigen  betreffs  des  pharauoentlschen  Rigorotnms)* 

Auf  die  Anfragen  in  Betreff  einiger  Bestimmungen  der  neuen  phar- 
mazeutischen Stadien-  und  Prüfungsordnung  über  das  pluirmazeutische 
Rigorosum  und  die  zu  demselben  gehörigen  beiden  praictischen  Prüfungen 
wird  dem  Dekanate  nachstehendes  eidffhet: 
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Nach  §  20  (erster  Absatz)  dieser  Studüenordnuiig  hal>en  die  erwalmten 

praktischen  Prüfungen  im  letzten  Monate  des  zweiten  pbartnazeutiadien 
Studienjahres   stattzufinden,   weshalb  Studierende,  welche  diesen  voigc- 

schriebenen  Termin  versäumen,  um  die  ausnahmsweise  Oestattung  der  nach- 
träglichen Able^nin^  dieser  Prüfungen  an  einem  ihnen  zu  bestimmenden 
Termin  anzusuchen  haben  werden. 

Die  bezüglichen,  entsprechend  motiviirten  Gesuche  sind  beim  De- 
kanate einzubringen  und  von  diesem  unter  geeigneter  AntragstcUung  aoher 
vorzulegen. 

Entspricht  der  Kandidat  bei  einer  praktischen  PrOfung  nicht,  so  kann 
derselbe  nach  dem  Ermessen  der  Prfifungskommissioa  in  Gemißhett  des 
I  23  zunächst  verpflichtet  werden,  die  Prttfuqg  nach  drei,  eventuell  erst 

nach  sechs  Monaten  zu  wiederholen,  in  welchem  Falle  der  Kandidat  nach 
Ablauf  der  Frist  sich  zur  Wiederholungsprüfung  zu  melden  hat 

kann  ihm  jedoch  nach  Lage  der  Verhältnisse  auch  eine  angemessene 
Verlängerung  der  Frist  vom   Dekanate  zugestanden  \serden 

Nach  der  erwähnten  Bestimmung  kann  die  Prüfungskoni missi'/ii  unter 
Bedachtnahme  auf  das  Prüfungsresultat  dem  Kandidaten  auch  auttragen,  daß 
er  sich  vor  seiner  Zulassung  zur  Wiederholungsprüfung  zunächst  üt>er  die 
neuerliche  Verwendun^r  hn  cfaemlsdien  Laboratorium,  retpektive  im  pbar- 
nakognostischen  Institute,  wahrend  ehies  Semesters  auszuweisen  habe.  In 
diesem  Palle  kann  der  Kandklat  selbstveratändlich  erst  dann  zur  Wieder- 
holung zugelassen  werden,  wenn  er  diesen  Nachweis  erbringt. 

Da  hiefur  nur  erforderlich  ist,  daß  sich  der  Kandidat  während  eines 
weiteren  Semesters  im  betreffenden  Laboratorium  fleißig  betätige,  so  wird 
es  nicht  iiif  besondere  Schwierigkeiten  stoßen,  daß  der  Kandidat  der  Be- 
dingung einer  nochmaligen  Frequenz  des  Laboratoriums  gegebenen  Falles 
auch  während  des  Wintersemesters  nachkommt,  wenngleich  die  für  das 
Sointnersemester  des  zweiten  Jahrganges  vorgeschriebenen  praktischen 
Übungen  nicht  speziell  abgehalten  werden. 

Da  die  Ablegung  der  praktischen  Pritfungen  zufolge  §  21  Vorbedin- 
gung för  die  Zulassung  zum  Rigorosum  ist,  so  kann  ein  Kand&lat  welcher 
wihrend  des  dem  zweiten  Jahrgänge  nichatfölgenden  Studienjahres  diese 
praktischen  PrQfungen  ungeachtet  mehrfacher  Wiedeiholung  noch  niciit  be- 
standen ha^  auch  an  einem  späteren  Termine  ausnahmsweise  zum  Rigorosum 
zugelassen  werden,  zu  welchem  Rehiifc  er  im  Wege  des  Dekanates  der 
medizinischen  Fakultät  hierorts  um  ausnahmsweise  Bestimmung  eines  soicfaea 
Termincs  anzusuchen  hat. 

In  dieser  Hinsicht  wird  insbesondere  auf  die  Bestimmung  des  letzten 
Absatzes,  Punkt  2,  des  ho.  Ministerialcrlasscs  vom  14.  Mai  1891,  Z.  9172, 
VBNr.  19,1)  aufmerksam  gemacht,  wonach  es  wegen  der  Berechnung  der 
votgesciuiebenen  Servierzeit  hn  eigenen  Interesse  der  Stmiierenden  ge- 
legen ist,  die  Zeit  vom  Antritte  der  Universititsstudien  bis  zur  Erlangung 
des  Diploms  nicht  unnötig  zu  verlangem,  sondern  sich  sobald  als  zu- 
lässig den  einzelnen  Prüfungen,  respektive  der  Wiedeiholung  derselben 
zu  unterziehen. 

•)  f.  Nr,  71% 
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Nr.  717. 

Erlafi  ües  Minlstarliuiis  f  flr  L  o.  U.  vom  2.  Juni  im,  Z.  11.439, 

an  atte  medizmischen  Dekanate, 
<flrit  eiflcr  Ematenmg  sti  §  17  «tor  ptunnaicvllsclien  Stadico-  md 

Au^  Anlaß  einer  Anfrage  wird  eröffnet,  daß  im  Sinne  des  §  17  der 
pharmazeutisdien  Studien-  und  Prfifungsordnung  nur  jene  Kandidaten  zur 
Ablegung  des  pharmazeutiscben  Rigorosuma  zugelassen  werden  können, 
welche  die  daselbst  geforderten  Nachweise,  somit  auch  jenen  der  fl ei 6 igen 
Frequenz  der  Kollegien  und  der  fleißigen  Beteiligung  an  den  voige- 
sdlriebenen  praktischen  Übungen  zu  erbringen  vermögen. 

Die  Kandidaten,  welche  von  dem  betreffenden  Professor  die  bezüg- 
liche Bestätigung  nicht  erhalten  haben,  werden  demnach  die  fraj^Üchen 
Vorlesungen  oder  Laboratoriumsübungen  neuerlich  zu  frequentieren  haben. 

Es  wird  sich  übrigens  empfehlen,  die  Studierenden  der  Pharmazie 
auf  den  §  17  der  Studienordnung,  beziehungsweise  auf  die  Folgen  der  nicht 
fleißigen  Frequenz  der  Vorlesungen  und  Übungen  bei  deren  Beginn  besonders 
aufneiksam  zn  machen. 


Nr.  718. 

Mal  Itt  lOiIstin  for  L 1.  n.  vom  IS.  JUnur  1903.  Z.  17.078 

•X  1M2. 

an  die  Universifitsrektorate, 
^dfcflfttid  dis  flUmtellv0  EiiiMlifmiig^  sincr  fctttüdMn  Spoiisloiisfofiii 

fBf  PhwruMMOtcii)* 

Mit  Rficksicht  auf  die  an  die  akademischen  Behörden  der  üniver- 
sitüen  gelangten  Petitionen  betreffend  den  in  Kreisen  der  Pharmazeuten- 
vereine und  der  Studierenden  der  Pharmazie  hervorgetretenen  Wunsch, 
daß  die  l>ei  der  Ausfolgung  des  Diploms  als  Magister  der  Pharmazie 
vorzunehmende  Sponsion  feierlicher,  als  bisher  üblich,  durchgeführt  werde^ 
eröffne  ich  dem  Rektorate,  daß  es  keinem  Anstand  unterliegt,  im  Ein- 
vernehmen mit  der  medizinischen  und  philosophischen  Fakultät  Veranstal- 
tung zu  treffen,  wonach  die  Abnahme  der  Sponsion  bei  jenen  Kandidaten 
4ier  Pharmazie,  die  dies  ausdrucklich  wünschen  sollten,  gruppenweise  m 
einem  feierlichen  Akt  nach  Art  der  Doktorspromotionen  stattfinde. 

Hiebei  wird  darauf  aufmerksam  gemacht,  daß  eine  derartige  Ein- 
richtung an  der  Universität  in  Graz  durch  Aufstellung  einer  besonderen 
Sponsionsnorm  bereits  getroffen  wurde. 

Es  wird  dem  Rektorate  fiberlassen,  hienach  das  Geeignete  vorzu- 
kehren. 


Solche  Jeitrüchere  SponsionsaAte  jür  Pkarmazeuten  sind  seither  an  melireren  Universitäten 
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Nr.  719. 

IriaO  les  lUnistirs  für  E.  v.  ü.  vom  S.  ivfiist  ttn,  Z*  lUNL 

an  den  Statthalter  für  üaiiZitn, 

(betreffend  die  Aktivierung  des  landwirtschaftliclieii  Stadituns  an  der 

Universltflt  In  Krakau). 

Se.  k.  u,  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  Ah.  Entschl.  vom  31.  Juli  1890 

die  Aktivierung  eines  landwirtschaftlichen  Unterrichtes  an  der  philosophi- 
schen Fakultät  der  Universität  in  Krakau  vom  Studienjahre  l  i  91  ab 
auf  Grund  des  vorgelegten  revidierten  Entwurfes  eines  provi^-urischen 
Statutes,  sowie  einer  provisorischen  Studien-  und  F^rüfungsordnung,  ag.  zu 
genehmigen  geruht. 

Provisorisches  Statut 
für  das  Studium  der  Landwirtschaft  an  der  k.  k.  Universität  in  Kakau. 

Zweck  des  Stadtums  der  Landwlrlseliaft 

§  1.  An  der  k.  k.  Universität  in  Krakau  wird  das  Studium  der  Land- 
wirtschaft mit  polnischer  Unterrichtssprache  zu  dem  Zwecke  eingefülirt: 

a)  um  angelienden  Landwirten  Oelegentieit  zu  bieten,  sich  eine  gründ- 
liche allgemeine  und  fachwissenschaftliche  BiUung  anzueignen  und  sohia 
das  im  §  6  bezeichnete  Absotutorium  zu  erlangen; 

b)  den  Studierenden  der  Rechts-  und  Staatswissenschaften,  sowie 
anderer  Fakultäten  die  Erlangung  einzelner  für  ihren  künftigen  Beruf  ver- 
wertbarer Kenntnisse  im  Gebiete  der  Landwirtschaft  zu  ermogUcheii. 

Stellung  desselben  an  der  Univertftit.  —  Studierende. 

§  2.  Das  Studium  der  Landwirtschaft  samt  allen  zu  diesem  Zwecke 
licstinunten  Anstalten,  Sammlungen  und  sonstigen  wissenschattlichen  Hilfs- 
mitteln bildet  einen  integrierenden  Bestandteil  der  pltilosophischen  Fakul- 
tät; es  finden  daher  auf  Professoren,  Dozenten,  Lehrer,  Studierende,  Assi- 
stenten, die  Dienerschaft  und  wissensdiaftUche  Anstalten  alle  Bestimmungen 
Anwendung,  welche  für  Universitäten  und  namentlich  die  phOosophisdie 
Fakultät  in  Geltung  sind,  insofern  nicht  in  diesem  Statute  oder  spateren 
Vorschriften  abweichende  Anordnungen  fes^esetzt  werden. 
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Insbesondere  sind  als  ordentliche  Studierende  (Hörer)  nur  jene 
aufoinehmen,  welche  ein  G>mnasiatMaturHitS2eugni8  ausweisen. 

Andere  Studierende  können  zu  emzeben  KoUesrien  des  landwiitschafl- 
ücfaea  Unterrichtes  unter  Beobachtung  der  für  Studierende  der  Univcrsitit 
fiberhaupt  geltenden  Vorachriften  ^  jedoch  nach  vorüufliger  Einvernahme 
des  Dirdrtora  des  tandwirtschaftiichen  Studhuna  —  nur  als  außerordent- 
liche Hörer  zHgdassen  weiden. 

Unterricht. 

§  3.  Der  Unterricht  in  der  Landwirtschaft  umfaßt  begründende  Fächer, 
Hauptfächer  und  Hilfsfächer  ui  soiciicr  Ausdehnung  und  Verteilung,  daß 
der  vollstindige  Kurs  drei  Jahre  zu  dauern  hat 

Derselbe  wird  teils  von  bereits  zur  ordnungsmäßigen  Vertretung  der 
betreffenden  Fächer  angestellten  Professoren«  sowie  von  Fachprofessoren, 
«reiche  für  die  landwirtschaftlichen  Disziplinen  ernannt  werden,  teils  gegen 
entsprechende,  vom  k,  k.  Unterriditsminlsterium  zu  bestunmende  Remune- 
ration von  anderen  Professoren  und  Dozenten  der  UniversItSt,  beziehungs« 
weise  Lehrem  erteilt 

Die  Anzahl  der  für  die  landwirtschaftHchen  Fachwissenschaften  zu 
errichtenden  Lehrkanzeln  wird  vom  k.  k.  Unterrichtsministerium  mit  Rück- 
sicht auf  den  Zweck  des  landwirtschaftlichen  Studiums  (§  1)  festgesetzt. 
Dasselbe  bestimmt  auch  nach  Einvernehmung  des  philosophischen  Pro- 
fessorenkollegiums jeweilig  für  ein  Jahr  über  die  Vertretung  jener  Ge- 
genstände,  welche  gegen  Remuneration  vorzutragen  sind. 

Lehrplan. 

%  4.  Ein  besonderer  Lehrplan  fQr  die  dreijährige  Studiendauer  wird 
in  Orundzfigen  vom  k.  k.  Unterrichtsmmisterium  nach  Einvernehmung  der 
philosophischen  Fakultät  im  Verordnungswege  festgestellt 

Die  Emhaltung  dieses  Lehrplanes  ist  für  ordentliche  Hörer,  welche 
den  im  §  I,  sub  a)  bezeichneten  Zweck  anstreben,  verpflichtend. 

In  den  Grenzen  dieses  Lehrplanes  wird  das  Vorleseverzeichnis  des 
landwirtschaftUchen  Unterrichtes  fQr  jedes  Semester  von  dem  Pix>fessoren- 
kollegium  der  philosophischen  Fakultät  nach  den  hierflber  geltenden  Be- 
stimmungen verfaßt  und  nach  erfolgter  Genehmigung  als  besondere  Ab- 
teilung im  Vorleseverzeichnisse  der  philosophischen  Fakultät  verlautt>art 

PrBfangcn. 

§  5.  Jeder  zu  dem  \m  §  1,  siib  a)  hezeichiKtcn  Zwecke  immatriku- 
lierte ordentliche  HöriT  muW  sich  n  icli  Absolvierung  jedes  Jahrganc^es  des 
landwirtschaftlichen  Untcrnchis  cintr  i^rüfung  unterziehen.  Die  nach  dem 
ersten  und  zweiten  Jahrgange  abzulegenden  Prüfungen  sind  For^angs- 
piüfungen,  deren  gOnstlger  Erfolg  die  Bedütgung  des  Obertrittes  in  den 
nächsten  Jahigang  bildet;  die  dritte  nach  dem  dritten  Jahigange  abzu- 
legende SchluBprQfung  ist  zur  Eriaqgung  des  Absohttoriums  nach  §  ö  er- 
foiderlidL 


ggg     II.  Ttll:  Stedlcnvocidiriflcn;  C  BcMadcrt  KUttMin  von  UidvcniaiMtaidte. 

AuSeiofdeiMlicbe  Hörer  könocn  zu  dieten  Prfifungen  nicht  zugelaBten 
weiden.^) 

Nähere  Bestinunungea  fiber  die  Zusammensetziiog  der  PrufnogBkoai- 
missionen,  fiber  die  Oegeostände  und  Vornahme  dieser  Prflfiuigen,  sind 
einer  besonderen,  vom  Unterrichtsniinister  nach  Einvernahme  des  philo- 
sophischen ProfessorenlcoUegiums  zu  erlassenden  Prühragsoidnung  vorbe- 
halten. 

Äbsolutorien  und  Abgangszeugnisse. 

§  6.  Nach  Vollendung  des  dreijährigen  Lehrkurses  und  Ablegung 
aller  drei  Prüfungen  erhält  der  ordentliche  Studierende  ein  Absolutorium, 
in  welchem  die  von  ihm  gehörten  Vorle<;iingen,  sowie  die  Oesamtergeb- 
nisse der  abgelegieu  Prüfungen  emzulragea  said,  -  in  aileii  anderen  hallen 
crMUt  der  Studferende  behn  Abgänge  von  der  Univeni^  die  ffir  Stndie- 
fende  der  Philosophie  fibeihaupt  vorgeschriebenen  Abgangszeugnisse. 

Doktorat. 

§  7.  Ordentliche  Hörer  welche  ein  vierjähriges  Univer?jtSts5ttidiiim 
nachweisen,  können  in  Gemäßheit  der  geltenden  Vorschriften,  namenTlich 
der  Verordnung  vom  15.  April  1872,  RGBNr.  57,-)  den  Grad  eines  L>oktors 
der  Philosophie  erlangen.  Die  nach  §  2  der  Rigorosenordnung  für  die  philo- 
sophische Fakultät  vorzulegende  Abhandlung  kann  dem  speziellen  wissen- 
schaftlichen Gebiete  der  Liindwirtschaft  angehören,  und  es  wird  in  diesem 
Falle  nach  §  5  1.  c.  der  betreffende  landwirtsdiaftliche  Gegenstand  einen 
Bestandteil  der  vom  Kandidaten  abzulegenden  Fachgruppenprüfung  bilden. 

Erledigung  der  das  landwirtschaftliche  Studium  betreffenden  Angelegea- 

heften. 

§  8.  Unbeschadet  der  dem  l^rofessorenkollegium  der  philosophischen 
Fakultät  und  dem  Dekane  derselben  gesetzlich  oblicn^endtii  Obsorge  für 
das  landwirtschaftliche  Studium  —  wird  eine  standi^^c  Kommission  für 
alle  das  landwirtschaftliche  Studium  betrellenden  Angelegenheiten  gebildet 

Diesellie  besieht  aus  simttichen  ffir  das  landwirtschaftUdie  Studium 
ernannten  ordentlichen  und  außerofdentUchen  Fachprofessoren,  sowie  aus 
drei  jeweilig  für  ein  Studienjahr  vom  Dekane  der  philosophisdien  Fa- 
kultät aus  den  Professoren,  welche  naturwissenschaftliche  Fächer  vortragen» 
berufenen  Mitgliedern.  Den  Vorsitz  in  dieser  ständigen  Fachkommission 
führt  einer  der  ordentlichen  Professoren  der  landwirtschaftlichen  Disziplinen, 
welcht'fi  der  Mptcrrichtsminister  über  Antrag  des  philosophischen  Profes- 
soreukollL^iiims  jeweilig  für  die  Dauer  von  drei  Jahren  zum  Direktor  des 
landwirtsch.jftiichen  Studiums  ernennt.  Der  Vorsitzende  kann,  wenn 
es  die  gründliche  Vorbereitung  der  Sache  erfordert,  auch  andere  Pro- 
fessoren und  Dozenten  der  Universität  zur  Teilnahme  an  der  Verhandlung 
Ober  einzelne  Angelegenheiten  mit  beratender  Sthnme  emladen. 

An  diese  Kommission  smd  alle  Angelegenheiten,  welche  dieses  Studhrai 
betreffen,  vor  ihrer  Erledigung  zur  Begutachtung  und  Antragstdlung  zu 
leiten. 
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Namentlich  obli<igt  iliewr  Konunistion  die  AntngsteUiuig: 

a)  Ober  Erriditung  und  Besetzung  der  lieticffenden  Lehilcanzeln«  sowie 
über  Einrichtung  der  für  das  landwirtschaftliche  Studium  bestimmten  An- 
stalten und  sonstigen  wissenschaftlichen  HillMnittel; 

b)  über  die  landwirtschaftliche  Studien-  und  Prüfungsordnung; 

c)  über  Feststeilung  des  speziell  das  iandwirtsdiaftliche  Studium  um- 
fassenden  Vorleseverzeichnisses; 

d)  über  jäfiriiche  Bestellung  von  Vertretern  derjenigen  Vorträge,  welche 
gegen  besondere  kctnuneration  abzuhalten  sind. 

Die  Einberufung  der  KommissionsmitgUeder  zur  Beratung  solcher  An- 
gelegenheiten obliegt  dem  Dhektor  des  landwirtKhafUichen  Studiums  aus 
eigener  loittative  oder  fiber  Auftrag  des  Dekans  der  philosophischen 
Fakultät 

Der  Direktor  des  landwirtschaftlicheil  Studiums  hat  die  besondere 
Pflicht,  das  philosophische  Professorenkollegium  und  den  Dekan  in  der 

Aufsicht  über  die  zweckmäßige  Gestaltung  des  landwirtschaftlichen  Studiums 
zu  unterstützen,  auf  die  Mängel  in  demselben  aufmerksam  zu  machen 
und  geeignete  Anträge  zur  Beseitiirnnp^  derselben  zu  stellen. 

[Bis  zur  Ernennung  des  Direktors  ist  der  Dekan  der  philosophischen 
hakuilat  Vorsitzender  der  haciikommission  und  ubernimmt  überhaupt  alle 
Funktionen  des  Du^ktors.] 

Nihere  Bestimmungen  sind  einer  besonderen  Instruktion  vori>ehalten. 


Provisorische  Studien-  und  Prfifungsordnung 
für  das  Studium  der  Landwirtschaft  an  der  k.  k.  Universität  zu  Krakau. 

Auf  Orund  der  §§  4  und  5  des  provisorischen  Statuts  wird  für  das 
Studium  der  Landwirtschaft  mit  polnischer  Unterrichtssprache  an  der  k.  k. 
Unhrersitit  in  Krakau  folgende  Studien-  und  Prflfungsoidnung  eingefOhrt: 

L  AOgemcine  Beittmniuiigeik 

§  1.  Jeder  ordentlicbe  Hörer,  welcher  zu  dem  un  §  la)  des  pro- 
visorischen Statuts  angegebenen  Zwecke  sich  dem  Studium  der  Landwirt* 
Schaft  widmet,  ist  verpflichtet,  sich  strenge  an  die  voigeschriebene  Studien« 
und  Prüfungsordnung  zu  halten. 

§  2.  Eine  Abweichung  von  der  Studienordnung  kann  ausnahmsweise 
von  der  ständigen  landwirtschaftlichen  Fachkommission  (§  8  des  Statuts) 
namen«;  der  philosophischen  Fakultät  solchen  ordentlichen  Studierenden  be- 
willigt werden,  welche  von  Liner  anderen  Fakultät  oder  Universität  oder 
einer  höheren  gleichgestclItLri  Lehranstalt  sich  zum  /A\ccki.  cltr  Absol- 
vierung  des  landwirlschattliclien  Studiums  an  der  Krakauer  l  Universität  inskri- 
bieren.  Dieselben  können  namentlich  von  einzebien  Vortragen  und  prak- 
tischen Übungen,  welche  sie  bereits  anderw&rts  oder  zu  einem  anderen 
Zwecke  besucht  haben,  befreit  werden,  und  es  kann  denselben  die  land- 
wirtschaftliche  Studienzeit,  jedoch  höchstens  um  zwei  Semester  abgekürzt 
werden.  Eine  größere  Abkihzung  der  Studienzeit  mit  Rücksicht  auf  die  vom 
Studierenden  anderwärts  gemachten  Studien  ist  dem  Unterrichtsminister  nach 
Einvemelunung  des  philosophischen  Professorenkollegiums  vork>ehalten. 
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§  3.  Andere  ordcnfUdie  und  auBerardentfiche  Unfvenitatshörer,  welche 
bloß  die  ErlangttBg  einielner  Kenntnine  im  Gebiete  der  Landwirtschaft,  oder 

die  gründlichere  Ausbildung  in  einem  landwirtschaftlichen  Spezialfache  an- 
streben, sind  zwar  in  der  Wahl  der  Gegenstände  und  der  Reihenfolge 

der  zu  besuchenden  Vorlesungen  oder  praktischen  Übungen  durch  die 
Studienordnung  nicht  beschränkt,  sie  können  jedoch  ZU  den  landwirtschaft- 
liehen  Prüfungen  nicht  zugelassen  werden. 

§  4.  Eine  Abweichung  von  der  Prüfungsordnung  ist  unstatthaft,  namcnt- 
iicli  duricu  Siuditrtiiiie,  welche  anderwärts  aus  einzelnen  Prüfungsgegen- 
ständen bereits  geprüft  «mrden,  von  der  Ablegung  der  Prüfung  aus  diesen 
Gegenstinden  nicht  befreit  werden. 

IL  Stttdlenordniiiiff. 

§  5.  Das  vollständige  landwulscfaaftliche  Universttitsstudluni  dauert 
drei  Jahre. 

§  6.  Die  Gegenstände,  welche  die  Studierenden  zu  Irequenljeien 
haben,  sind^) 


Im  I.  Jahrgang« t 

Wintcrttmcttcr. 

1.  Einleitung  !n  da$  Stadium  dtr  Laudwlrtichih 

2.  Experimentalphysik  

3*  Anorganisclie  Chemie  

4.  Orundrifi  der  Zoologie   . 

5.  Allg^emeine  Botanik  

6.  Anatomie  der  Haustiere  

7*  Geologie,  Petrograpble,  Bodcnlnmde,  I.  Ted 
8.  Onindzflge  dct  OitcfTdchbchcB  Zivllreelilee 

Zootomische  Übunjjen  

Botanische  Übungen  


Sonnicrtcaietter. 


WöchentUctae 
Stundenzahl 


'  der  Vor- 

d«r 

lesungen 

Obmgcal 

1 

S 

1 

4 

3 

3 

2 

2 

3 

Im  ganzen 


23 


1.  Organische  Chemie  

a.  Landwfrttdiaftllcbe  Botanik  

3.  Pflanzenphysiologie  

4.  PF ly  1  fngie  und  Hiftologie  der  Hanttiere  

5.  Kiitnatologie  und  Meteorologie  

t,  Oeotogie,  Petrograpbi«,  Bodenkunde,  II.  TM  .... 
Chemische  Übungen  (dreimal  wOehentUch  i  3  Stmiden) 

Botanische  Übungen  

Histologische  Übungen  

OtoloflKhe  Obaagea  und  EiAnntoncn  


wöchentliche 

StundcazaU  | 

der  Vor- 

der 

leiangen 

Obnngen . 

1 

5 

4 

S 

4 

2 

2 

_  1 

;  \ 

2  1 

■  II  » 

1. 

»)  la 


worden. 


StiuÜMplan  sind  seither  prvrisorisch  einige  Ueinere  Änderungen  durchg^fihri 
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Im  II.  Jahrgänge : 

wöchentliche 
Stundenzahl 

WInt«rtcinttt«r* 

der  Vor- 
lesangen 

der 
Übungen 

AjfrIlniItorchemi<jrhr  rihungcn  (dreimal  wöchentlich  i  3  Stunden) 

4 

1 
5 
S 

2 
2 
1 

3 

1  I   1   1   1  1   1  1 

Im  ganzen  j 

10 

wöchentliche 
Stundenzahl 

SonmeritBciUr. 

der  Vor- 
lesungen 

der 
Übungen 

Luidwlrtichaftllche  Ezknraioncn  (clantal  wddbtottieb)  . 

•     ■     »  • 

6 
7 
1 
1 
2 
2 
2 

2 
2 
2 

• 

Im  guzcn 

21 

6 

im  DI.  Jalififrac»: 

1 

1  wadieiitUclie 
1  Stamdciifdil 

Wintersemester. 

j  der  Vor- 
lesungen 

der 
Übungen 

LudvIrlMiMftnclit  J^dtttniottCB  (dniail  wOehcnflldi)  . 

S 
2 
2 
1 
2 
2 
1 
4 

2 
2 
2 
1 

IngiaatB 

1  » 

7 
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n.  Teil: 


WIkbcottichc 


SonnKrtcncstcr. 

1.  Landvirtschahllcbes  RecbnnigiwcMn  mA  Tufttfamlcbi«  . 

2.  Vclerinlrkunde,  II.  TeU  

3.  EasTUopidlt  der  Pontyli— mdwil,  II.  Tdl  

4.  Landwirtscbahlicbe  Technologie   . 

5.  Oartcnbaulehre  (Obft  und  OemOse)  

6.  Finaazkunde  

Obnngcn  w»  d«r  BcMcNIcbrc  

Konversatorium  Ober  Pflanzenbattlckn  

Konversatorium  Ober  Tienadit  

Vctcrioirklliiltclie  DenonfIratloBCB  

Demonstrationen  ans  der  Oartenlntalebre  

Laadvirlscluftticlic  Exlmnloncii  (ciiunal  wOcbcatUdi)  .  . 


der  Vor-  I  Act 
lesungen  |  Übung« 

~  •  I   

4 

2 
2 
4 

3 
2 


2 

2 
2 
I 
1 
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§  7,  In  den  Grenzen  diese«;  Lchrplanes  wird  das  Vorlesevcr/eichnis 
für  jedes  Semester  von  dem  ProiessorenkoUegtum  der  philosophischen  Fa- 
kultit  nach  den  hierüber  geltenden  Bestimmungen  verfaßt  und  im  Leictions- 
kataloge  der  philosophischen  FaIcuHit  fai  eine  besondere  Oruppe  zusammen- 
gestellt. BezQglich  der  Kollegien  aus  dem  Gebiete  der  Rechts-  und  Staats- 
wissenschaften ist  die  juridische  FakuHat  zu  vernehmen.  Eine  Abwekfam^ 
von  diesem  Lehrplane  für  je  ein  Semester,  namentlich  die  Bestimmung,  daß 
trotz  des  Abganges  einzelner  Kollegien  das  Semester  dennoch  in  die  land- 
wirt«;chnft!ichc  Studienzeit  anrechenbar  sei,  ist  dem  Unterrichtsministcr  nach 
Einvernahme  des  philosophischen   Professorenlcollegiums  vorbehalten. 

§  8  Die  Vortragenden  sind  verpflichtet  in  der  bestimmten  Stunden- 
zahl den  ganzen  angekündigten  Gegenstand  zum  Abschlüsse  zu  bringen. 

Die  betreffenden  Laboratorien  und  Snmmlunpcn  sind  den  Studierenden 
innerhalb  der  erforderlichen  hiefür  festzusetzenden  Tageszeit  offen  zu  lialten. 

III.  Prüfungsordnung. 

§  0  Jeder  zu  dem  im  §  1,  sub  a)  des  Statuts  bezeichneten  Zwecke 
immatrikulierte  ordentUchu  i  lorer  muß  sich  nach  Absoiviening  jedes  Jahr- 
ganges einer  Prüfung  unterziehen. 

Die  nach  dem  ersten  und  zweiten  Jahrgange  abzulegenden  l^rufungea 
sind  Fortgangsprüfungen,  deren  günstiger  Erfolg  die  Bedingung  des 
Obertrittes  in  den  nichsten  Jahrgang  biklct;  die  dritte  nach  dem  dritten 
Jahigangc  abzulegende  Sch  Infi  prüf  ujig  ist  zur  Eriangung  des  Absohdo- 
riums  nach  §  6  des  Statuts  erforderiicfa. 

§10.  [Xese  PriUungen  umfassen: 

a)  bei  der  ersten  Fortgangs pratuog  vier  Oegeostande,  namentlidi: 
Chemie  (anorganische  und  organische),  Botanik  (a%emeine  und  tondwirl- 
schaftliche  mit  Einschluß  der  Pflanzenphysiologie)»  Zoologie  (allgemeine, 
nebst  Anatomie  und  Physiologie  der  Haustiere)  und  Orundzfigc  des  öster- 
reichischen Zivikechtes; 
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b)  bei  der  zweiten  Fortgangspi  ul ung  vier  Gegenstände*. 
Nationalökonomie  (mit  Einschluß  der  Agrarpolitik),  UmdwiriKlMftliche  Oeo* 
logie  (mit  PdrQgnphic  und  Bodenkunde),  Physik  (in  dem  Umfange,  in 
welchem  dieselbe  IQr  Landwirte  vorgetragen  wird)  und  landwirtsdiafdidiet 
Ingenienrwesen  (das  ist  landwirtsdiaflUdie  Maschinen-  und  Baukunde,  Fehl- 

^  messen  und  Nivellieren); 

c)  bei  der  dritten  der  SchlußprOfung  —  vier  Gegenstande: 
Ackerbaulehre  (das  ist  allgemeine  und  spezielle  Pflanzenbaulehre  mit  Ein- 
schluß der  Agrikulturchemie),  Tierzuchtlehre  (allgemeine  und  spezielle),  land- 
wirtschaftliche Betriebslehre  (mit  Rechnungswesen,  Taxationslehre  und  Me- 
liorationen) und  Grundzüge  des  österreichischen  Staats-  wifi.  Verwaltuogs- 
rechtes. 

§  11.  Die  Prüfungen  werden  in  den  letzten  vierzehn  Tagen  des 
Sommersemesters  an  einem  für  jeden  Kandidaten  von  dem  Präses  der 

Kommission  festgesetzten  Termine  vorgenommen. 

Kandidaten  zu  den  hortgangsprütungcn,  wclclic  ein  uaabuendbares 

Hindemis,  sich  im  Julitermine  der  Prüfung  zu  unteiziehen,  nachweisen, 
femer  Kandidaten  zur  Sdilufiprfifung,  endlich  diejenigen,  welche  Im  Juii- 
tenntne  aus  einem  Gegenstände  reprobiert  wurden,  können  zur  Prüfung, 
beziehungsweise  Nachprüfung  aus  diesem  Gegenstände  in  den  ersten  vier- 
zehn Tagen  des  Wintersemesters  zugelassen  werden. 

Für  Kandidaten,  welche  nach  §  2  eine  Abkürzung  der  Studienzeit 
erlangt  haben,  ist  der  Termin  7ur  Ablcn^unfj  der  Prüfiinfren  in  dem  die  Ab- 
kürzung bewilligenden  Bescheide  in  jedem  einzelnen  halle  zu  bestimmen. 

§  12.  Um  die  Zulassung  zur  Prüfung  hat  der  Kandidat  beim  Präses 
der  einschlagigen  Prüfungskommission  schriftlich  anzusuchen  und  seinem 
Gesuche  folgende  Belege  beizugeben: 

1.  Den  Matrikelschein. 

2.  Das  Maturitätszeugnis  oder  das  dasselbe  vertretende  Dokument. 

3.  Das  Miklungsbuch  mit  dem  Nachweise,  daß  der  Kandidat  vor 
der  ersten  Fortgatigsprüfung  samtliche  Obligatkollegien  (Vorlesungen  und 
praktische  Übungen)  des  ersten  Jahrganges,  vor  der  zweiten  Fortgangs- 
prikfung  sämtliche  Obl^atkolleglen  des  ersten  und  zweiten  Jahiganges»  und 
vor  der  ScMufiprüfung  samtliche  Obligatkollegien  aller  drei  Jahrginge  ord- 
nmigsmäßig  besucht  hat,  —  eventuell,  daß  derselbe  von  dem  Besuche 
der  KoUegien  nach  §  2  behrdt  wurde. 

1.  Bei  Anmeldung  zur  zweiten  Foitgangsprfifung :  das  Zeugnis  Ober 
die  mit  Erfolg  abgelegte  erste  Fortgangsprüfung,  bei  der  Anmeldung  zur 

Schlußprüfung  die  Zetip^nisse  über  die  mit  Erfolg  nbt^elccien  zwei  Fort- 
ganpsprüfungen  und  das  Zeuiyriis  über  eine  im  letzten  Jahri^anfi^c  mit  ge- 
nuin ndem  Erfolge  im  Laboratorium  ausgeführte  und  schriftlich  dargestellte 
Ubuny;,  oder  eine  aus  dem  Gebiete  der  Prüfungsgegenständc  liber  ein  selbst- 
gewähiles  Ihciiia  verlaüte  schrifüidie  Arbeit,  welche  der  betreffende  Pro- 
fessor fOr  genügend  erkÜri 

Alle  diese  Dokumente  sbd  Im  Orlghiale  beizubringen  und  müssen 
der  Kommission  wihrend  der  Vornahme  der  Prfihing  vorliegen. 
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§  13.  Die  Gesuche  um  ZuJassung  zur  Prüfung  im  JuUtemüiie  sind 
in  den  erftten  acht  Tagen  des  Monats  Juli,  die  Meldungen  zu  den  Prüfungen 
ÜD  Oktotierteimine  längstens  bis  Ende  jult  unter  Nachweis  der  diesen 
außerordentlichen  Termin  rechtfertigenden  Umstfnde  zu  fibeneichen. 

Der  Präses  hat  die  Gesuche  und  die  Beilagen  zu  prüfen  und,  faDs 

gegen  die  Zulassung  zur  Prüfung  kein  Anstand  obwaltet,  dieselbe  sofort 
durch  kurzen  Bescheid  auf  dem  Gesuche  selbst  zu  bewilligen.  In  zweifel- 
haften Fällen  ht  die  Zulassung  von  der  Zii'^timmung  der  landwirtschaft' 
liehen  h'achkommission  (§  8  des  Statuts)  abhängig. 

§  14.  Nach  Schluß  des  Meldungstermines  beurteilt  der  Präses  mit 
Rücksicht  auf  die  Zahl  der  Kandidaten  und  die  Anzahl  der  vorhandi;i  n 
Examinatoren,  ob  die  Aufstt  llung  einer  Prüfungskommission  genügend  sei 
oder  ob  zwei  oder  mehrere  gleichzeitig  pruicnde  Speziaikomraissionen  zu 
bilden  seien.  Er  setzt  ferner  die  Zahl  der  Prüfungstage,  sowie  in  alpha- 
betischer Ordnung  für  jeden  Kandidaten  den  Tag,  an  weichem,  und  wenn 
zwei  oder  mehrere  Kommissionen  fungieren,  die  Nummer  der  Kommission 
an,  vor  welcher  jeder  der  Kandidaten  zu  erscheinen  hat  und  soigt  für  die 
Kundmachung  des  so  geordneten  Verzeichnisses  durch  Anschlag  an 
schwarzen  Brette. 

§  15.  Für  jede  der  drei  Prüfungen  besteht  eine  besondere  Prüfungs* 
konunission. 

Bei  jeder  derselben  fungieren  zunächst  ah  Examinntoren  die  Pro- 
fessoren und  nach  Eriordernis  auch  die  Dozenten  der  Universität,  welche 
die  betreffenden  Prüfungsg^enstände  für  das  landwirtschaftliche  Studium 
vortragen. 

Wenn  ein  Prüfungsgcgenstaud  im  Vortrage  unter  mehrere  Profes- 
soren verteilt  ist»  oder  wenn  derselbe  Gegenstand  un  landwsrtschafUicfaen 
Studium  von  mehreren  Professoren  vorgetragen  wird,  so  gehdren  alle  der 
Prüfungskommission  an  und  sind  abwechselnd  den  Prüfungen  zuzuziehen. 

Der  Unterrichtsminister   kann   im  Bedarfsfalle  nach  Anhörua|r  des 

philosophischen  Professorenkollegiums  auch  andere  Univcrsitfitsprofessoren 
und  Dozenten,  sowie  der  Universität  nicht  angehörige  Personen  als  Exa- 
minatoren für  einen  bestimmten  Prüfungsgegenstand  jeweilig  auf  drei  Jahre 
berufen. 

§  16.  Aus  der  Zahl  der  Examinatoren  ernennt  der  l'nterrichtsminister 
für  jede  der  drei  Prüfungen  Je  einen  Vorsitzenden  und  einen  Stellvertreter 
desselben. 

In  dem  Falle  der  Verliiudcruug  beider  uberunnmt  das  an  Dienstjahren 
älteste  Mitglied  der  Prüfungskommission  den  Vorsitz. 

Der  Vorsitzende,  der  ernannte  Stellvertreter  und  die  PrOfungskommissirc 
bilden  die  Hauptkommission,  aus  welcher  der  Präses  nach  seinem  Er- 
messen die  Kommission  für  die  einzelnen  Prüfungsakte  (Speziaflcommis- 
sionen)  zusammensetzt. 

§  17.  Mit  Rucksicht  auf  die  im  §  10  l)ezeichneten  Prüfungsgcgen- 
stände  be«;tehcn  demnach  die  Spezialkommissionett  bei  allen  Pr&fungen  aus 
vier  Mitgliedern. 
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§  13.  Jeder  Kandidat  hat  sich  an  dem  ihm  bestimmten  Tage  zur 
PrBfung  einzufinden.  Erscheint  er  nicht,  so  hat  er  die  daraus  erwachsenen 
Nachteile  zu  tragen.  Alle  Kandidaten,  welchen  zur  Ablegung  einer  Prfifung 
ein  und  derseÜM  Tag  anberaumt  ist,  haben  an  diesem  Tage  vor  Be* 
ginn  der  Prüfung  zu  erscheinen  und  gegenwärtig  zu  sein,  bis  sie.  die 
Plüfung  abgelegt  haben. 

§  19.  Ein  Tausch  der  Prüfungstage  zwischen  zwei  oder  mehreren 
Kandidaten  ist  nur  mit  Bewilligung  des  Vorsitzenden  und  im  Falle  des 
Bestehens  von  Spezialkommissionen  nur  unter  der  Bedingung  zulässig,  daß 
durch  den  Tausch  nicht  cm  Wechsel  der  für  die  Kandidaten  vorbestimmten 
Kommissionsabteiiung  geschieht. 

§  20.  Die  Prüfungen  werden  mündlich  und  öffentlich  abgehalten. 
Wihiend  der  ganzen  Dauer  der  Prfilungen  müssen  sämtliche  MHgiieder  der 
Spezialkommission  gegenwärtig  sein. 

Die  Dauer  der  Prüfung,  welche  mit  höchstens  drei  Kandidaten  zu- 
sammen voigenommen  werden  kann,  beträgt  aus  einem  Oegenstande  Mr 
je  einen  Kandidaten  mindestens  15  und  längstens  30  Minuten. 

Diese  Frist  kann  nur  in  dem  Falle  abgckfirrt  \\erden,  wenn  der 
Kandidat  eine  gänzliche  Lfnkenntnis  des  Gegenstandes  bckunckt. 

§  21.  Nach  Schluß  der  Prüfung  zieht  sich  die  Kommissi  cn  zur  Be- 
ratung und  Abstimmung  über  das  Resultat  der  Prüfung  zurück,  wobei  die 
Öffentlichkeit  ausgeschlossen  ist. 

Zunächst  spricht  sich  der  Examinator  darät>er  aus,  ob  er  die  Prüfung 
aus  seinem  Oegenstande  als  bestanden  anerkenne  oder  nicht,  und  welchen 
Kalkfil  der  Kandidat  verdiene.  Hierfiber  wird  von  der  Kommission  nach  vor- 
gingiger  Diskussion,  und  zwar  abgesondert  fiber  jeden  Oegenstand  abge- 
stimmt 

Der  Erfolg  der  Prüfung  in  den  einzelnen  Disziplinen  wird  durch 
die  Kalküle  vorzüglich",  „gut",  „genügend"  oder  ungenügend''  quali- 
fiziert und  durch  Beschluß  der  Kommission  festgestellt. 

Bei  der  Besclilii[)t  issung  entscheidet  die  Stimmenmchriieit;  bei  gleich- 
gclcilten  Stimmen  gibt  die  Stimme  des  Vorsitzenden  den  Ausschlag. 

Aus  der  Abstimmung  über  die  einzelnen  Gegenstände  ergibt  sich, 
ob  der  Kandidat  approbiert  oder  reprobiert  sei. 

Keine  Pr&fung  kann  als  bestanden  betrachtet  werden,  bei  welcher 
der  Kandidat  auch  nur  aus  einem  Oegenstande  einen  »»ungeniigenden" 
KalkiU  erhalten  hat. 

Aus  der  Qualifikation  der  Erfolge  in  den  einzelnen  Prüfungsgegen- 
ständen wird  in  einem  Schlußkalküle  konstatiert,  ob  der  Kandidat  sich  durch 
die  Prüfung  als  befähigt"  oder  ,,mit  Auszeichnung  befähigt''  aus  allen 
oder  einigen    Prüfungsgegenständen   erwiesen   habe    oder  reprobiert  sei. 

l 'her  die  Beratung  und  Abstimmung  wird,  und  zwar  über  jeden 
Kandidaten  abgesondert,  ein  Prüfungsprotokoll  verfaßt  und  vom  Vorsitzen- 
den und  sämtlichen  Prfifungskommissären  unterzeichnet 

§  22.  Wenn  der  Kandidat  nur  aus  einem  Gegenstände  nicht  entsprochen 
hat,  so  kann  er  zur  Verbesserung  der  erfolglos  gebliebenen  Einzelprfifung 
im  Oktobertermine  vor  der  ganzen  Kommission  zugelassen  werden.  Er^ 

63* 
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itiUt  er  dabei  abermals  den  KaDcfil  „ungenügend^'  oder  eitcheint  er  nkh^ 
ao  darf  er  zu  keiner  weiteren  Verbeaserungapritfung  zugeiaagen  weiden. 

Für  Kandidaten»  welciie  im  Oktobertermine  zur  ganzen  Prüfuog  zb- 
gelaasen  wurden,  wird  im  Falle  ihrer  Reprobierung  aus  einem  Ocgcn- 
Stande  ein  Wiederholungstermin  in  der  un&l)er8ciu%itbaren  Frist  von  zwei 
Monaten  festgesetzt,  während  welcher  sie  provisorisch  in  den  nächsten 
Jahrgang  aufgenommen  werden  können.  Ihre  defmitive  Aufnahme  m  den 
nächsten  Jahrgang  ist  durch  den  guten  Erfolg  der  Verbesserungspnifung 
bedingt. 

§  23.  Ein  Kandidat,  der  aus  mehr  als  einem  Gegenstände  reprobiert 
wurde,  oder  bei  der  Verbesserungsprüfung  aus  einem  Oegcsstande  nidU 
genügt  hat,  darf  in  den  nächsten  Jahi;gang  nicht  inskribiert  werden,  sondcro 
muß  den  ganzen  Jahrgang  wiederholen  und  sich  am  Ende  desselben  der 
Prüfung  aus  allen  Gegenständen  nochmals  unterziehen. 

Wird  derselbe  bei  dieser  zweiten  Gesamtprttfuqg  auch  nur  aus  einem 
Gegenstände  reprobiert,  so  darf  er  nicht  zur  Verbesserung  dieses  Gegen- 
standes zugelassen  werden,  sondern  kann  nur  eine  zweite  Wiederholungs- 
prüfung nach  Ablauf  eines  Jahres  aus  allen  Gcn^enständen  ablegen.  Mtebei 
hat  die  Kommission  diese  Lehrfächer  zu  bestimmen,  über  welche  der 
Kandidat  waiucnd  dieses  Jahres  Vorlesungen  oder  Übungen  zu  besuchen 
hat  Eine  dritte  Wiederholung  der  Prüfung  kann  nur  über  Antrag  der 
PrOfungskommission  vom  Unterrichtsministcr  bewilligt  werden. 

§  24.  Das  ScfaluBergebnis  der  Prüfung  wird  sogleich  nach  Schluß  der 
Beratung  öffentlich  kundgemacht  und  auch  In  dem  JMeldungsbuche  des 
Kandidaten,  bei  Reprobation  unter  Beisetzung  des  Termines  zur  Verbesse- 
rung oder  Wiederiiolung  der  ganzen  Prüfung  und  den  sonstigen  Bcdjn> 
gungen  der  Zulassung  zu  einer  neuerlichen  Prüfung  mit  Beidrüdcung  des 
Siegels  angemerkt. 

§  25.  Von  jeder  Reprobation  ist  der  Dekan  der  philosophischen 
Fakultät  behufs  Eintragung  in  den  HauptkataloL'  schnitlicl!  ^u  verständigen. 

§  2ö.  Uber  die  mit  Erfolg  abgelegte  Prüfung  werden  Prüfungszeug- 
nisse ausgestellt  Dieselben  haben  neben  dem  Nationale  des  Kandidaten 
und  Angabc  seines  Bildungsganges,  dann  dem  Tage  der  Ablegung  der 
Prüfung,  sowohl  die  Kalküle  aus  den  einzebien  PrfifungsgegenstSndeD,  als 
auch  den  Schiuflkalkfll  zu  enthalten. 

Die  Zeugnisse  sind  von  dem  Vorsitzenden  und  sämtlichen  Examina- 
toren zu  unterfertigen  und  mit  dem  Siegel  der  Prüfungskommission  zn 
bekräftigen. 

§  27.  Jeder  Priifnn£fskandidat  hat  eine  Prüfungstaxe  7U  entrichten, 
welche  für  jede  Prüfung  mir  16  Gulden  (32  Kroucn)  fcstqxsti- llt  wird;  die- 
selbe muß  vor  Ablegung  der  Prüfung  crlci^t  seui.  Uic  Entrichtung  der 
Taxe  erfolgt  in  der  Universilalsquiisiuf  gegen  Emhänd^ung  einer  Empfang»- 
bestitigung,  welche  der  Kandidat  nebst  dem  Stempel  zum  Prüfungszeugnisse 
dem  Vorsitzenden  der  Prüfungskommission  vor  B^{mn  der  Prüfung  ubcigibt 

§  28.  Kandidaten,  welche  in  demjenigen  Semester,  in  weldiem  sie 
sich  einer  Prüfung  unterziehen,  oder  in  dem  nicfastvotheigelieaden  Se- 
mester von  dem  philosophischen  Professorenkollegium  die  Befreiung  von 
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dem  ganzen  oder  halben  KoUegiengelde  erhalten  haben,  sind  «ben  dadurch 
au^h  schon  ipso  facto  von  der  ganien  oder  halben  Mflingstaxe  befreit 
Bei  den  Verliessentngs-  und  Wiederholungsprüfungen  findet  keine  Tax- 
befreiung statt 

g  29.  Am  Schlüsse  eines  jeden  Studiensemesters  wird  der  Qesamt* 

ertragf  der  für  jede  Prüfung  eingeflossenen  Taxen  unter  den  Präses  und 
die  Prüfungskommissärc  der  betreffenden  Kommi<;c;!on  nach  der  Anzahl  der 
Kandidaten  verteilt»  deren  Prüfungen  jedes  KommissioiismitgUed  wirlclich 
beigewohnt  hat 

Der  Präses  jeder  Kuinimssion  hat  am  Schlüsse  den  Gesamtertrag 
der  eingeflossenen  Taxen  von  der  Universitätsquästur  in  Empfang  zu  nehmen, 
die  Reparfitiott  zu  entwerfen,  dieselbe  im  Zirkulationswege  den  Kommissären 
bekannt  zu  geben  und  die  auf  jeden  entfallende  Quote  auf  kurzem  Wege 
ihm  zukommen  zu  lassen. 

§  30.  Über  die  Ergebnisse  der  Prüfungen  ist  vom  Präses  jeder  Kom- 
mission am  Schlüsse  des  Studienjahres  ein  Schlußbericht  zu  erstatten  und 
dem  l 'ntcrrichtsminister  durch  die  philosophische  Fakultät  spätestens  in 
vierzehn  Tagen  nach  Ablauf  der  Herbstferien  im  Wege  des  Statthalterei- 
präsidiums vorzulegen. 

Derselbe  ist  mit  einer  statistischen  Tabelle  in  zwei  Paricn  zu  belegen 
und  IUI  ein  Uupiikal  der  1  abelic  gicichzeitig  unmittelbar  au  die  k.  k.  stati- 
stische Zentralkommission  in  Wien  ehizusenden. 

§  31.  Die  näheren  Bestimmungen  Ober  die  Durchfahrung  der  Studien- 
und  Prfifmgsofdnung  sind  einer  besonderen  Instruktion,  welche  der  Unter- 
richtsminister nach  Einvernahme  des  philosophischen  Professorenkoüegiums 
im  Verordnungsw^e  erlassen  kann,  vorbehalten. 

§  32.  Diese  provisorische  Studien-  und  Prüfungsordnung  tritt  mit  dem 
Studienjahre  1890/Ql  gleichzeitig  mit  der  Eröffnung  des  landwirtschaftlichen 
Studiums  an  der  philosophischen  Fakultät  der  k.  k.  Universität  in  Krakau 
in  Wirksamkeit 


Nr.  720. 

firlaft  il8s  Ministers  für  K.  u.  0.  Tom  12.  Oktober  1891,  Z.  21.070, 

an  den  Statthalter  für  Oalizien, 

(betreffend  die  ZnlaMong  der  Realschnlabititrienten  zum  regelmftSigen 
landwirttchaflllcbeii  Stndliim  an  der  UidvenltSt  in  Krakau  and  tu  den 

PrttfniVMi)* 

Indem  ich  die  Ausführunp^en  des  Berichtes  vom  30.  September  1891, 
Z.  63.725,  betretfend  die  seitens  der  Laiidwirlschaitsgesellschati  in  Krakau  in 
Anregung  gebrachte  Zulassung  von  Realschulabiturienten  zum  regelmäßigen 
landwirtschaftlichen  Studium  an  der  philosophischen  Fakultät  m  Krakau, 
sowie  zu  den  voigeschriebenen  PrQfiuigen  nach  Maßgabe  des  für  dieses 
Studium  provisorisch  genehmigten  Statuts  zur  Kenntnis  nehme,  eröffne  ich 
Euer  ...»  daß  ich  von  einer  Modifikation  des  provisorischen  Statuts  vor- 
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läufig  absehe,  jedoefa  die  GeneigÜieit  ausspredie,  jene  Studierenden,  weldie 

das  Maturitätszeugnis  einer  Oberrealschule  criangt  haben  und  zum  Behufe  des 
Betriebes  des  landwirtschaftlichen  Studiums  an  der  Universität  in  Krakau 

als  niiRerordcntliche  Hörer  aufgenommen  worden  sind,  sofern  sie  die  Vor- 
lesungen in  üeniaßheit  der  provisorischen  Studienordnung  frcLjLicntiert  haben, 
auf  einen  bezüglichen,  in  jedem  einzelnen  Falle  zu  stellenden  Antrag  des 
Professorcnkoilegiums  der  philosophischen  Fakultät  zu  den  nach  der  pro- 
visorischen Prüfungsordnung  vorgeschriebenen  Fortgangs-  und  Schluß- 
prüfungen zuzulassen. 
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experten. 


Nr.  72L 

Verordnung  des  Ministeriums  des  Innern  und  des  Ministeriums 
fflr  K.  u.  ü.  vom  13.  Oktober  1897.  RGBNr.  241,  MVBNr.  58.  ) 

betreffend  die  Regelung  des  Studien-  und  Prüfungswesens  für  Lebens- 

mittelexperten. 

Um  dem  Bedarfe  an  Fachverständigen  zu  genügen,  welche  die  wissen- 
schaftliche und  praktische  Befähigung  zur  selbständigen  BesorL^imjr  der  Auf- 
gaben besitzen,  die  im  Gesetze  vom  16.  Janner  1896,  RGBNr.  89  ex  1897, 
betreffend  den  V^erkehr  mit  Lebensmitteln  und  einigen  Gebrauchsgegen- 
ständen, den  dort  vorgesehenen  öffentlichen  Untcrsuchungsansialtcn  gestellt 
sind,  sehen  sich  das  Ministerium  des  Innern  und  das  Ministerium  für  Kultus 
und  Untcrridit  veranlafit,  die  nachstehenden  OrundzQge  zur  .  Regelung  des 
Studien*  und  PrUfungswesens  fOr  Lebensmittelexpeiten  zu  erlassen. 

Tirorfnmig  dt s  Mlnlsterliiiiis  des  Inimi  nnd  das  Himsttrlvms 

fflr  K.  u.  U.  vom  1.  August  1900.  RGBNr.  133.  MYBNr.  42. 

womit  einige  Bestimmungen   der  MinVdg.  vom   13.  Oktober  1897 
(RGBNr.  241)»  betreffend  die  Regelung  des  Studien-  und  Prfifungswesens 
IBr  Ld>eii8iiilttelexperten,  abgeSndert  and  ctgimt  werden» 

I. 

Die  §§  3,  5,  7  bis  18,  20.  21,  23,  24,  25,  28,  30,  31  und  33  der 
Ministerialverordnung  vom  13.  Oktober  1897,  RGBNr.  241,  haben  zu  lauten.^) 

n. 

Diese  Verordnung  tritt  am  1.  Oktober  1900  in  Wirksamkeit. 


§  1.  Die  Berechtigung,  sich  als  „diplomierter  Lebensmiltelexperte*' 
zu  bezeichnen,  wird  lediglich  durch  eine  von  der  hiezu  berufenen  politischen 
Landesbehörde  auszusteUende  AutorisaÜonsurkunde  (Diplom)  eilangt,  zu 


*)  Die  in  der  twdtM  Vmmtmng  td^geänäirtim  Paragraph§  Httd  In  maduMmdtm  Text» 
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deren  Erwerbung  nebst  der  Eigenberedltiguitg  und  Unbescholtenheit,  der 
nach  Maßgabe  der  folgenden  Bestimnungen  zu  erbringende  Nachweis: 

1.  über  die  allf^emcine  Vorbildun|r; 

2.  über  ein  mit  i:rfolg  zurückgelegtes  naturwissenschaftliches  Hoch« 

schutstudium; 

3.  über  die  mit  Erfolg  zurückgelegten  speziellen  Fachstudien  er- 
forderlich ist 

1.  Allgemeine  Vorbildung. 

§  2.  Die  für  Bewerber  um  das  Diplom  eines  Lebensmittelexperien 
erforderliche  allgemeine  Vorbildung  wird  in  der  Regel  durch  das  Maturitäls- 
zeugnts  eines  Gymnasiums  oder  einer  Realschule  nachgewiesen. 

Dieser  Nachweis  wud  von  diplomierten  Magistern  der  Pharmazie  nicht 
gefordert»  wenn  der  Kandidat  sowohl  bei  den  drei  pharmazeutischen  Vor- 
prüfungen, als  beim  pharmazeutischen  Rigorosum  den  Kalkül,  beziehungs- 
weise den  Hauptkalkul  „ausgezeichnet"  erhalten  hat 

Ii.  Naturwissenschaftliches  Hochschulstudium. 

§  3.*)  Die  Kandidaten  für  das  Diplom  emes  Lebensmittelexperten 
haben  vor  dem  Eintritte  in  das  spezielle  Fachstudium  (§  13)  em  natur- 
wissenschaftliches Hochschulstudium  von  insgesamt  acht  Semestern  mit  Fre- 
quentierung  nachstehender  Vorlesungen  tmd  praktischer  Übungen  nadizah 
weisen : 

1.  Sechs  Semester  analytische  Chemie  mit  Tätigkeit  hn  cbemiscfaen 
Laboratorium ; 

2.  zwei  Semester  theoretische  (anorganische  imd  Ofganische)  Chemie; 

3.  zwei  Semester  Experimentalphysik; 

4.  ein  Semester  Übunp^en  im  phvsik.i!ischen  Laboratorium; 

5.  ein  Semester  botnni^ches  Praklikum; 
ö.  ein  Scmcstci  ihcüiclische  iiulatiik. 

Den  Pharmazeuten,  welche  die  im  ß  2  der  g^epcnwärlijjfen  Verord- 
nung bezeichneten  Prüiuiigen  mit  „ausgezeichnetem  t-riulg  "  bestanden  haben 
oder  ein  Maturitätszeugnis  vorlegen,  sind  die  im  phannazeutisdien  Hodi- 
schulstudiiun  verbrachten  Semester  und  frequentierten  Vorlesungen,  be- 
ziehungsweise Übungen  ui  die  im  ersten  Absätze  bestunmte  Studienzeit 
einzurechnen. 

Qoaliflkalioiisprflfang*  - 

§  4.  Zur  Erprobung  der  durch  das  hn  §  3  bezeichnete  Studmm 
eriangten  AusbiMung  haben  sich  die  Kandidaten  behufs  Zulassung  zum 
speziellen  Fachstudium  der  Lebensmittelchemiker  ehier  Qualifikations- 
prüfung zu  unterziehen,  soweit  dieselbe  nicht  durch  sonstige,  von  ihnen 
abgelegte  Prüfungen  ersetzt  wird.  (§§  11  und  12.) 

§  5.*)  Die  Qualifikationsprüfungen  werden  sowohl  an  den  philoso- 
phischen Fakultäten  der  Universitäten,  wie  auch  an  den  Fachschulen  (Fach- 
abteilungen) für  technische  Chemie  der  technischen  Hochschulen  abgelialteiu 
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Als  Examinatoren  fuoglefen  die  Professoren  und  nach  Erfordernis 
Mich  die  Dozenten  jener  Fidier  an  der  betreffenden  Hochschule,  aus  welchen 
geprQft  werden  soll. 

Die  Leitung  dieser  Prüfungen  obliegt  dem  Dekane  (Vorstande)  und 
bei  dessen  Verhinderung  dem  Prodekane  (vorigen  Vorstande)  der  philo- 
sophischen Fakultät,  beziehungsweise  der  Fachschule  (Fachabteilung)  iür 
technische  Chemie. 

§  6.  Die  Qüälihkaiioiispruluiigen  sind  nicht  an  besiüiimte  Termine 
gebunden,  sondern  können  das  ganze  Jahr  hindurch,  mit  Ausnahme  der 
Herbst*  und  Zwischenferien,  abgehalten  weiden. 

Die  Prüfung  kann  der  Kandidat  bei  jeder  ihm  beliebigen  Kommission 
ablegen. 

g  7*)  Dit  Zulassung  zur  (^alifikationsprOhing  hat  der  Kandidat  bei 

dem  als  Vorsitzenden  der  Prüfungskommission  fungierenden  Dekane  (Vor* 
Stande  der  Fachschule  [Fachabteilungl  für  technische  Chemie)  schriftlich  unter 
Beibringung  des  Nachweises  nn/iisuchen,  daß  er  den  in  den  §§  2  und  3  der 
gegenwärtie:en  Verordnung  r^cstcllten  Anforderungen  entsprochen  habe. 

Zu  diesem  Zwecke  ist  nebst  den  allfälligen  Prüfungszeugnissen  das 
Originalabgangszeugnis  (Absolutorium)  oder  das  ordnungsmäßig  abge- 
schlossene iVleldungsbuch  (Index)  der  Hochschule  beizubringen,  an  welcher 
das  im  §  3  bezeichnete  Shidium  zurückgelegt  wurde. 

§  6.*)  Der  Dekan  (Vorstand  der  Fachschule  [Fachabteilung]  für  tecfa* 
niscbe  Chemie)  hat  das  Gesuch  und  die  Beilagen  zu  priifien,  eventuell 
geringere  Anstände,  welche  sofort  behoben  werden  können,  dem  Kandi- 
daten zu  diesem  Zwecke  bekannt  zu  geben  und,  wenn  die  Zulassung  zur 
Prüfung  keinem  Anstände  unterliegt,  dieselbe  durch  kurzen  Bescheid  auf 
dem  Gesuche  selbst  unter  Anbcrnumung  der  Tage  der  Prüfung  zu  bewilligen. 

Ergibt  ?ich  ein  Anstand  gegen  die  Zulassung  zur  Prüfung,  so  ist  hierüber 
der  Beschlul)  des  i^rofessorcnkollegiums  einzuholen. 

Gegen  die  Verweigerung  der  Zulassung  zur  Qualifikationsprüfung  steht 
dem  Kandidaten  der  Rekurs  an  das  Unterrichtsministerium  offen. 

§  9.*)  Die  Qualifikationsprüfung  umfa0t  folgende  Teilprfifnngen: 

1.  eme  praktische  Prüfung  aus  Chemie,  welche  sich  auf  die 
qualitative  und  quantitative  Analyse,  auf  Herstellung  von  Präparaten  und 
Zusammenstellung  und  Handhabung  von  Apparaten  zu  erstredcen  hat; 

2.  eine  mündliche  theoretische  Prüfung  aus  Chemie; 

3  eine  theoretisch-praktische  Prüfung  aus  Botanik,  wobei 
S^■stern;^tlk  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Nutzpflanzen,  Anatomie 
und  Histologie  der  Pflanzen  zu  prüfen  ist; 

4.  eine  theoretisch-praktische  Prüfung  aus  Physik,  mit  Be- 
schränkung auf  jene  Apparate  und  Methoden,  welche  bei  chemischen  Unter- 
suchungen Verwendung  finden. 

§  10.*)  Ober  die  mit  Erfolg  abgelegte  Qualifikationsprfifung,  be- 
ziehungsweise in  den  hn  §  12  bezeichneten  Fällen  Aber  die  erfolgreiche 
Ablegung  von  TeilprOfungen  derselben,  wird  eui  Zeugnis  nach  Formular  1 
oder  2  in  der  Unterrichtssprache  der  betreffenden  Hochschule  und  mit 
dem  Siegel  der  philosophischen  Fakultät»  beziehungsweise  der  technischen 
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Hochschule  ausgestellt  Außerdem  ist  die  Ablegung  der  Prüfung  und  deicD 
Ergebnis,  und  zwar  auch  bei  ungenügendem  Erfolge,  auf  dem  beigebrachten 

Originalabgangszcugnisse  (Absolutorium),  beziehungsweise  dem  Mcldungs- 
buche  (Index)  ersichtlich  711  machen,  eventuell  dortselbst  der  zur  Ver^ 
besserung  oder  Wiedcrhuluri^^  bestimmte  Termin  anzugeben. 

Im  übrigen  finden  für  die  Quaiifikationsprüfung  die  in  den  §§  2S 
bis  32  der  gegenwärtigen  Verordnung  gegebenen  Bcsthnmungen  Anwenduiig. 

§  11.*)   Die  gesamte  Qualifikationsprütung  wird  ersetzt: 

a)  durch  die  mit  Erfi^  l>estaiidene  Lehramttprfifung  für  das  Ldv- 
amt  an  Realschulen,  wenn  die  Befähigung  zum  Unterrichte  in  Chemie  und 
Natuiigeschichte  ffir  die  Oiierklassen  und  in  Physilc  muidestena  für  die 

Unterklassen  erteilt  wurde ; 

b)  durch  ein  inländisdm  Diplom  eines  Doktors  der  Philosophie,  inso> 

fem  die  ?ifrcn{:fcn  Prüfungen  au«?  Chemie  und  Botanik  abgelegt  wurden; 

c)  durch  das  Diplom  der  Kachschule  (Fachabteilung)  für  tcchoiscbe 
Chemie  einer  inländischen  techni'^chen  Hochschule. 

§  12.*)    Die  OuaIifikations|>rufung  wird  teilweise  ersetzt: 

a)  durch  die  Lehrbefähigung  für  Gymnasien  oder  Realschulen,  wenn 
dieselbe  nur  teilweise  den  in  $  11,  lit.  a)  gestellten  Anfordcniqgen  ent- 
spricht; 

b)  durch  die  an  einer  inlandisdien  Universität  abgelegten  Rigorosen 
fiber  einzelne  der  im  §  II,  lit.  b)  bezeichneten  Gegenstände; 

c)  durch  die  Zeugnisse  über  die  mit  Erfolg  an  einer  inländtscfacn 
trchnicclien  Hochschule  abgelegte  erste  Und  zweite  Staatsprüfung  aus  den 
chemisch-technischen  Fache. 

In  den  in  lit.  a)  und  b)  bezeichneten  Fallen  smd  behufs  Eintrittes 
in  das  spezielle  Fachstudium  der  Lebensmittcichemiker  die  Tcilprüfungea 
der  Qualifikationsprüfung  über  jene  O^enstande  alizul^en,  bezüglich 
welcher  die  Qualifikation  des  Kandidaten  nicht  schon  durch  das  Lefar- 
befihigungszeugnis,  beziehungsweise  durch  die  i^igorosenzeugnnsc  dar* 
getan  ist. 

In  dem  in  Iii  c)  bezeichneten  Falle  ist  eine  theoretisch-praktische 

Ergän/ungsprüfung  aus  Botanik  nachzutragen,  welche  an  der  techniscbea 

Hochschule,  jedoch  nicht  vor  Reginn  des  siebenten  Studiensemesters,  ab- 
gelegt werden  kann.  Das  Zeugnis  über  diese  Prüfune  i*^t  vom  Dekane 
(Vorstande)  der  Fachsiluik  (Fachabteilung)  für  technische  Chemie  nach 
Formular  2  A  auszulcriigen. 

ni.  Spezielte  Fachstudien. 

§  13.*)   Das  spezielle  Fachstudmm  der  Lebensmittelchemiker  umfaßt: 

a)  ein  spezielles  fachliches  Hochschulstudium,  welches  entweder  aus- 
schließlich an  der  Universität  oder  ausschließlich  an  der  technischen  Hoch- 
schule, oder  aber  zum  Teile  an  jener,  zum  Teile  an  dieser  zurückgelegt 
werden  kann; 

b)  zwei  Semester  Praxis  an  einer  allgemeinen  staatlicfaen  Untersuchung 
anstatt  für  Lebensmittel. 
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Zur  Erprobung  der  hienach  erlangten  theoretischen  und  praktischen 
Berufsbildung,  beziehungsweise  zur  Erlangung  des  Diploms  eines  Lebens- 
mittelcxperten  haben  die  Kandidaten  hierauf  eine  Diplomspriihing  (Staats- 
prüfuflg)  zu  bestehen. 

A.  Spezielles  fachliches  Hochscholstudium. 

§  14. *J  Im  speziellen  fachiichrn  Mochschuistuüiuni  (§  13  a)  haben 
die  Kandidaten  die  nachstehend  aulgezahlten  Vorlesungen  und  Übungen 
im  vorgezeichneten  Ausmaße  zu  frequentieren: 

1.  Lebensmittelanalyse  und  praktische  Übungen  in  der  chemischen  Ana- 
Ijfse  der  Nahmqgs-  und  OenuBmittel  durch  ein  Semester  ganztägig; 

2.  praktische  Übungen  In  der  Mikroskopie  der  pflanzlichen  Nahrungs- 
und  Oenußmittel  auf  den  Semester  berechnet  durch  15  Stunden  wöchentlich; 

3.  a)  Lebensmittelkunde  (normale  und  abnormale  Beschaffenheit.  Ge- 
sundheitsschädlichkeit der  Nahrimgs-  und  Oenußmittel);  b)  Naturgeschichte 
der  pflanzlichen  Nahrungfs-  und  üenußniittel  mit  Einschluß  der  pflanzlichen 
Warcn-(Droß'en-)Kunde,  durch  je  ein  Semester  fünfstündijr; 

4.  genchilidic  Chemie  uuü  praktische  Übungen  m  gcriduiiciici  che- 
mischer Analyse  durch  ein  Semester  (dreimal  wöchentlich,  halbtägig); 

5.  mikrobiologische  Untenuchung  des  Wassers,  der  Nahrungs-  und 
Oenußmittel  in  praktischen  Kursen  nach  Bedarf  von  etwa  achtwöchentlicher 
Dauer; 

6.  Hygiene  mindestens  durch  ein  Semester,  fünfstündig»  und  zwar: 

a)  Grundzijge  der  Physiologie  des  Stoffwechsels,  Hygiene  der  Er« 
nährung  und  der  Kost, 

b)  Mikrobiologie  mit  besonderer  Berücksichtigung  des  Stoliucthscls 
der  Mikrobien,  der  Gärung  und  Fäulnis,  sowie  der  Krankhettserregung 
durch  infizierte  Nahrungs-  und  Genußmittel, 

c)  Hygiene  des  Bodens  wid  des  Wassers; 

7.  Oesetzeskunde,  Ofganisation  der  Behörden,  durch  ein  Semester, 
einsttkndig. 

Jene  Kandidaten,  welche  chemische  Technologie  nicht  sdion  während 
der  allrrtmeinen  naturwissenschaftlichen  Hochschulstudien  frequentiert  haben 
und  sich  über  den  Erfolg  nicht  nach  Maßgabe  des  §  11,  lit.  c)  oder  des 
§  12.  lit.  c)  der  gegenwärtigen  Verordnung  ausweisen,  haben  nchstdem 
auch  chemische  Technologie  der  organischen  Stoffe  durch  mindestens  zwei 
Semester  zu  hören. 

In  Flllen,  in  denen  die  in  den  vorstehenden  Bestimmungen  bezeich- 
neten Vorlesungen  und  Übungen  in  einer  anderen  als  der  angeführten  Zeit- 
einteilung frequentiert  wurden,  entscheidet  das  Ministerium  des  Innern  im 
Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht  nach  Ein- 
vernahme der  Prüfungskommission,  inwiefern  die  beigebrachten  Nachweise 
als  gleichwertig  mit  den  im  §  14  voigeschriebenen  anzuerkennen  sind. 

§  15.*)  Die  im  §  14,  Punkt  1  2,  3b  und  5  bezeichneten  Vorlesungen 
und  Übungen  können  schon  während  der  kt/ten  vier  Semester  des  all- 
gemeinen naturwissenschaftlichen  Hochschulstudiums  (§  3)  frequentiert 
werden. 
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Kandidateo,  welche  von  dieser  Bcttimdiiing  Gebrauch  gemacht  habea, 
mfisseti  mmdestens  eia  Seraester»  Kandidateo,  bei  welchen  diese  Votam- 

setzung  nicht  zutrifft,  mindestens  zwei  Semester  im  speziellen  fachlichen 
Hochschulstudium  (§  13  a),  welches  an  die  zurückgelegten  allgemeinen  Hoch- 
schulstudien unmittelbar  angeschlossen  verden  darf,  zubringen. 

§  16.*)  Die  im  §  14  bezeichneten  Vorlt  sunf^^tn  und  Übunjrcn  können 
gleichzeitig  an  mehreren,  an  demselben  Orte  bestehenden  Hochschulen  ver- 
schiedener Kategorie  besucht  werden. 

B.  Praxis. 

§  17.*)  Behufs  Zulassung  zu  der  hn  §  13  b  voigesdiricbenen  Praxis 
haben  die  Kandidaten  nebst  den  in  den  §§  2,  3  und  10,  beziehungsweise  11 

und  12  bezeichneten  Nachweisen  auch  den  Nachweis  zu  erbringen,  deß  sie 
mindestens  die  im  §  14,  Punkt  1,  2,  3,  5  und  6  bezeichneten  Vorlesungen 
und  Obunfren  durch  die  vorq^eschriebene  Zeit  frequentiert  und  den  An- 
forderungen des  §  15  üenüge  geleistet  haben. 

§  IS.*)  Die  im  §  14.  I^imkt  4  und  7  bezeichneten  V^irlesungen  und 
Übungen,  sowie  in  dem  im  vorictzten  Absätze  des  ziiicrtcn  Paragraphen 
vorgesehenen  Falle  auch  jene  über  chemische  Technologie  der  organi- 
sehen  Stoffe  können  allenfolls  auch  erst  während  der  einjährigen  Praxis 
an  der  Lebensmittel-Untersudiungsanstalt  absolviert  werden. 

§  19.  Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Zulassung,  die  Rechte 
und  Pflichten  der  Praktikanten  an  den  allgemeinen  staatlichen  Untersuchungs- 
anstnlten  für  Lebensmittel  werden  durch  die  fär  diese  Anstalten  bestehende 
Dienstesinstruktion  getroffen. 

C.  Diplomsprdfung  (StaatsprOlting). 

§  20.*)  Für  die  im  §  13  vorgesehene  Diplomsprüfung  (Staatsprüfung) 
wird  in  Wien,  Prag,  Oraz  und  Krakau  ehie  besondere  Prfifuiigskoah 
mission  ekigesetzt,  deren  Vorsitzender  und  Mitglieder  vom  Minister  des 
Innern  hn  Einvernehmen  mit  dem  Udterrichtsmhiister  Ober  Vorschlag  des 

Landeschefs  auf  die  Dauer  von  drei  Jahren  ernannt  werden  und  nach  Ab- 
lauf der  Funktionsjahre  wieder  bestellt  werden  können. 

§  21.*)  Die  Pnjfiinp-en  finden  alljährlich  im  Mai  und  November  statt 

§  22.  Die  Kandidaten,  welche  zur  Diplomsprüfung  zugelassen  werden 
wollen,  haben  ihr  gehörig  instruiertes  Gesuch  im  Laufe  der  ersten  Hälfte  des 
Monats  April,  beziehungsweise  ükluber  an  jene  Landesbehörde  zu  nchten, 
in  dereii  Verwaltungsgcbiet  sie  die  Prüfung  ablegen  wollen. 

Die  politische  LandesbehÖrde  entscheidet  über  die  Zulassung  oder 
Abweisung  der  Kandidaten  und  teilt  denselben  im  zustimmenden  Falle  die 
Tage  mit,  an  welchen  sie  die  Prüfung  abzulegen  haben. 

Nicht  rechtzeitig  einlangende  oder  mangelhaft  instruierte  Gesuche  sind 
für  den  nächsten  Prüfungstermin  nicht  mehr  zu  berücksichtigen. 

Oeaen  die  \'crv.'eigerung  der  Zulnssimfr  /ur  niplomsprüfuncr  steht  dta 
Kandidaten  der  Rekurs  an  das  Ministerium  des  Innern  offen,  welches  hier- 
über einvernehmüch  mit  dem  Ministenum  für  Kultus  und  Unterricht  ent- 
scheidet. 
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§  23.*)  Um  zur  Ablegtmg  der  DiplooiBprOfung  zugeUtsen  xu  weiden, 
wird  erfordert: 

a)  der  Nachweis  der  Eigenberechtigung  und  der  Unbescholtenheit; 
b>  der  Nachweis  der  aligemeinen  Vorbiktung  nach  Mafigabe  der  Be- 
slinimungen  des  §  2  der  gegenwärtigen  Verordnung; 

c)  der  Nachweis  der  im  §  3  vorgeschriebenen  vorbereitenden  Hoch- 
schulstudien und  des  Erfolges  derselben  nach  Maßgabe  der  Bestimmungen 
der  §§  4  und  10,  sowic  eventuell  der  §§  11   und  12; 

d)  der  Nachweis,  über  die  nach  Vorschrift  der  §§  13,  14  und  IS  fre- 
qucntieiten  facblicbeii  Hoducbulstudien,  welcher  durch  die  testierteii 
Melduiigsbogen  mit  den  Frequenzbestitigungen  der  betreffenden  Ptofes- 
tofen  oder  Dozenten  zu  erbringen  Ist;  und 

e)  der  Nachweis  über  die  nach  Vorschrift  der  §§  13  und  17  zurück- 
gelegte Praxis  an  einer  allgemeinen  staatUchen  Untersuchungsanstalt  für 
Lebensmittel,  welcher  durch  ein  vom  Vorstande  der  Anstalt  ausgestelltes 
Anitszcugnis  zu  erbringen  ist. 

§  24.*)   Die  Diplomsprufung  umfaBt  folgende  Teilprüfungen: 

1.  Praktische  Prüfung  aus  chemischer  Untersuchung  der 

Lebensmittel. 

2.  Praktische  Prüfung  aus  makro-  und  mikroskopischer 
Untersuchung  und  Erkennung  der  pflanzlichen  Lebensmittei  und  ihrer 
Verfälschungen. 

3.  i^rak tische  Prüfung  aus  mikrobiologischer  Untersuchung  des 
Wassers  und  der  Lebcn^^initicl. 

Diese  Untersuchung  hat  sich  auf  einfachere  Untcrsuchungsverfahren 
zu  beschränken. 

4.  Praktische  Prüfung  aus  gerichtlicher  chemischer  Analyse. 

5.  Theoretische  Prüfung  aus  chemischer  Technologie  der 
organischen  Stoffe. 

6.  Theoretische  Prüfung  aus  Lebensmittelkunde  und  Oe- 
setzeskunde. 

7.  Theoretische  Prüfuntr  aus  Hygiene  (Ernährung  und  Kost; 
MikrobioK  ^iL  mit  besonderer  Berücksichtigung  von  Qänmg  und  Fäulnis; 

Boden,  Wasser). 

Die  unter  I^unkt  3  vorgesehene  leiiprutung  entfällt  für  jene  Kandi- 
daten, welche  sich  mit  den  Zeugnissen  über  die  mit  mhidestens  „ge* 
nügendem"  Erfolge  an  einer  technischen  Hochschule  abgelegte  erste  und 
zweite  Staatsprüfung  aus  dem  cfaemisdi-technischen  Fache  oder  mit  dem 
Diptome  der  Fadiscfaule  (Fachabteilung)  fOr  technische  Chemie  ausweisen. 

Gemeinsame  Bestimmungen  für  die  Qualllikationsprflfung  und  die 

Diplomsprfifung. 

§  25.')  Die  einzelnen  Teüprüfunfren  können  in  heliebiofer,  von  dem 
Vorsit7endcn  zu  bestimmenden  Keihentoige  abgelegt  \s  erden;  es  sind  aber 
säratUche  von  einem  Kandidaten  abzulegende  Tcüprufim^'cn  beim  selben 
Termin  innerhalb  vierzelm  Tagen  zu  absolvieren,  widrigenfalls  auch  die 
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bereite  abgelegten  TeilprfiluQgen  in  der  Regel  alg  nicht  abgelegt  zu  be- 
trachten sind. 

Hat  jedoch  der  Kandidat  den  Termin  einer  oder  mehrerer  TeilprühiiigCQ 

aus  triftigen  Abhaltungsgründen  versäumt,  worüber  bei  der  Qualifikatioos- 
prüfung  das  Professorenkollegium  der  philosophischen  Fakultät,  beziehungs- 
weise der  technischen  Hochschule,  bei  der  Diplomspriifung  die  politische 
Landesbehörde  zu  entscheiden  iHrutcn  sind,  so  ist  ihm  zur  Nachholung 
der  betreffenden  TeilpruJuiigcn  ein  besonderer  neuer,  möglichst  nahe  ge- 
legener 1  crmin  zu  bestimmen. 

§  26.  Jede  TeilprOfiing  ist  unter  Aufisicht  des  Vorsitzenden  von  den 
für  das  betreffende  Fach  bestellten  Examhiator  vorzunehmen. 

Der  Vorsitzende  hat  das  Recht,  aber  nicht  die  Pflicht»  aus  jedem  Gegen- 
stände Fragen  an  den  Kandidaten  zu  stellen. 

Die  Prüfungen  werden  öffentlich  abgehalten.  Dem  Vorsitzenden  steht 
jedoch  das  Recht  zu,  den  Zutritt  auf  Fnchinteressentcn  tu  beschränken. 

§  27.  Der  Erfolg  der  Prüfungen  in  den  einzelnen  Disziplinen  wird 
durch  die  Kalküle  ansg^ezeichnet*',  „genüp^cnd",  „ungenügend"  qualifiziert 
und  von  dem  ii.xarninator  in  ein  Spezialprotokuli  eingetragen,  wobei  auch  die 
Beantwortung  der  von  dem  Vorsitzenden  etwa  gestelltoi  Fragen  zu  be- 
rücksichtigen ist 

§  28.*)  Keine  Prüfung  kann  als  bestanden  betrachtet  werden,  bä 
welcher  der  Kandidat  auch  nur  in  einem  Oegenstand  nicht  genügt  hat 
Wenn  der  Kandidat  nur  in  einer  Teilprüfung  nicht  entsf>roclien  hat 

so  kann  er  zu  einer  Verbesserungsprfifung  bloß  aus  den  Gegenständen  der 
erfolglos  gebliebenen  Tcilprüfuni,^,  und  zwar  bei  der  Qualifikitioü-jpnlfung 
nach  Ablauf  von  zwei  Monaten,  bei  der  Diplomsprüfung  im  nächsten  halb- 
jährigen Prüfungsterniinc  zus^classcn  werden. 

Erhält  der  Kandidat  bei  der  Verbesserungsprufung  abermals  den  Kalkül 
„ungenügend'',  oder  hat  er  bei  der  ersten  Gesamtprüfung  aus  mehr  ah 
einer  Teilprüfung  nicht  entsprochen«  so  kann  er,  insofern  ihm  überhaupt 
die  Ablegung  der  OesamtprOfung  obliegt  nur  zur  Wiederholung  der  Oe- 
samtprüfung und  in  keinem  Falle  vor  Ablauf  eines  halben  Jahres  zugelassen 
werden. 

Die  f^estimmung  der  Frist,  binnen  welcher  die  Prüfung  wiederholt 
werden  darf,  obliegt  unter  Beachtung  der  im  Absätze  2  und  3  bezeidmeten 
Mindestausniaik  der  Prüfungskommission. 

Die  V^erbesserungs-  und  Wiederholungsprüfungen  müssen  in  iedcm 
Falle  vor  derjenigen  Kommission  abgelegt  werden,  von  welcher  der  Kan- 
didat reprobiert  wurde. 

Keine  Teilprüfung  kann  mehr  als  zweunal  wiederholt  werden.  Miü- 
Itngt  auch  die  dritte  Prüfung,  so  ist  der  Kandidat  von  der  Zuhosung  zum 
speziellen  Fachstudium  der  Lebensmittelchemiker,  beziehungsweise  von  der 
ErlangiintT  des  Diploms  eines  Lebensmittelexperten  fSff  immer  ausgrschlossfii. 

^  29.  f:rscheint  der  Kandidat  als  approbiert,  so  wird,  wenn  es  sieb 
um  eine  ( le-^nrntprüfung  handelt,  vom  Vorsitzenden  aus  der  Qualifikation  der 
Erfolg  der  i  eilprüfungen  in  einem  Schlußkalkül  konstatiert,  ob  sich  der 
Kandidat  als  „befähigt"  oder  „mit  Auszeichnung  befähigt^'  erwiesen  haL 
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Der  SchluftkalkOl  ,,mit  Auszeidinung  beühigt"  ergibt  sich»  wenn  der 
Kandidat  bei  der  Mehrzahl  der  TeüprQfungen  den  KaUcül  „ausgezeichnet*' 
criiatlen  haL 

§  90.*)  Jeder  PrQfungslfandidat  hat  vor  der  Ablegung  der  Prüfung 

nd>st  dem  Betrage  für  den  Stempel  des  Prüfungszeugnisses,  beziehungs- 
weise Diploms  eine  Taxe,  und  zwar  hinsichtlich  der  Qualifikationsprüfung 
bei  der  Quästur,  beziehungsweise  der  Kanzlei  der  technischen  Hochschule, 
hinsichtlich  dir  Diplomsprüfung  bei  der  politischen  Landesbehörde  gegen 
Empfangsbestätigung  zu  entrichten. 

Wer  die  Taxe  nicht  24  Stunden  vor  Eintritt  des  Prutungstermines 
erlegt,  wird  zur  Prüfung  nicht  zugelassen. 

Versiumt  ein  Kandidat  den  ihm  für  eine  Teiiprüfung  angesetzten 
Tennio  ohne  triftigen  Entschuldigungsgrond,  so  verfällt  die  von  ihm  für 
die  ganze  PrQfung  erlegte  Taxe. 

§  31.*)  Die  Taxe  für  eine  Oesamtprüfung  betragt,  und  zwar  für  die 
Qualifikationsprüfung  70  Kronen,  fQr  die  Diplomsprüfung  90  Kronen,  be- 
ziehungsweise in  dem  im  letzten  Absätze  des  §  24  vofgesehenen  Falle 
80  Kronen.  Hievon  erhalten  der  Vorsitzende  20  Kronen  und  der  Exami- 
nator bei  jeder  einzelnen  Teilprüfim«;:;-  10  Kronen.  Bei  der  Qualifikations- 
prüfung  tließen  10  Kronen  in  den  Kanzkitond  jener  Hochschule,  an  welcher 
die  Prüfung  vorgeiiommen  wird. 

Sind  in  den  im  §  12  bezeichneten  Fällen  nur  einzelne  Teilprüfungen 
der  Qualiiikatioasprüfung  abzulegen,  so  ist  der  Taxbetrag  so  zu  bemessen, 
dafi  der  Vorsitzende  und  jeder  Examinator,  sowie  der  Kanzleifond  die  im 
ersten  Absätze  bestimmten  Beträge  empfangen. 

Bei  jeder  Wiederholung  ehier  oder  mehrerer  Teilprflfuagen  ist  jener 
Betrag  als  Taxe  zu  erlegen,  welcher  erforderlich  ist,  damit  der  Vorsitzende 
und  jeder  f>ei  der  Wiederholungsprüfung  fungierende  Examinator  die  Hälfte 
der  im  ersten  Absätze  bezeichneten  Beträge  erliiH.  Der  Beitrag  an  den 
Kanzleifond  entfällt  bei  diesen  Prüfungen. 

Auf  die  im  §  12.  letzter  Absatz  vnrjTe';ehenc  Erfränzung^^priifuno-  aus 
Botanik  finden  die  in  den  J^'J?  30  mni  31  enthaltenen  Vorschritten  keine 
Anwendung,  sondern  gelten  diesbezughch  die  an  den  technischen  Hochschulen 
für  Einzelprüfungen  bestehenden  Normen. 

§  32.  Das  Ergebnis  jeder  Teilprüiung  wird  dem  Kandidaten  sofort 
öffentlich  bekannt  gegeben. 

Üfploauaatterllgiing. 

§  33.*)  Ober  die  Diplomsprfifung  ist,  und  zwar  auch,  wenn  sie  miß« 
iungen  ist,  em  Protokoll  aufzunehmen  und  der  politischen  Landesbchorde 

vorzulegen. 

Das  Protokoll,  welches  vom  Vorsitzenden  und  sämtlichen  beteiligten 
Examinatoren  zu  unterfertigen  ist,  hat  die  Gegenstände  iedes  einzelnen 
Prüfunfjsnktcs  das  Urteil  der  Examinatoren  über  das  Erf^ebiiis  jeder  Teil- 
prüiung und  den  Schlußk alkiil,  eventuell  die  dem  Kandidaten  bestimmte 
Frist  zur  Wiederholung  der  Pruiung  zu  enthalten. 
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Die  politische  Landesbeböfde  fertigt  auf  Qnind  der  Zeottir  „mit  Ant- 
zeidiniing  befähigt'*  oder  „twühtgt"  dem  Kandidatea  das  Diplon  eines 
Lebensmittelexpertelt  nach  Formular  3  in  der  Sprache,  in  welcher  die  PMmg 
abgelegt  wurde,  aus  oder  trifft  bei  ungünstigem  Prüfiiiigserfolge  über  das 

Gesuch  des  Üiplomsw  erbers  die  abweisende  Verfügfung. 

Außerdem  ist  die  Ablegung  der  Prüfung  und  deren  Ergebnis,  und  zwar 
auch  bei  ungenügendem  Erfolge,  auf  dem  Meldungsbogen  und  auf  dem 
Amtszeugnisse  der  allgemeinen  staatlichen  Untersuchungsanstalt  für  I  cb.ns* 
mittel  (§  23,  lit.  d  und  e)  ersichtlich  zu  machen,  eventuell  doribcibsi  der 
zur  Verbesserung  oder  Wiederiiolung  bestimmte  Termin  anzugeben. 

Fornvlir  I. 


Qualifikationsprüfung 

fOr  Bewerber  um  das  Diplom  eines  Lebensmittelexpcrten. 

Herr  .  .  .  ,  geboren  zu  ...  in  bat  die  zum  Eintritte  in  das  spezielle  Fachstudium  der 

Lebcamiltelcbcaiikcr  wXk  der  MMilerialMforAuiaff  v«a  13.  Oktober  1897,  ROBNr.  241.  vor- 
geschriebene Qualifikationsprfliung,  und  ZWtr 

die  praktische  Prüfunjj  aii<?  Chemfr  am  .  .  .  189  .  mit  .  .  .  Erfolge, 

die  theoretische  Prätung  aus  Chemie  am  ..  .  189  .  mit  .  .  .  Erfolge, 

die  tkcorctlieli-praktlf  che  PrSfung  «it  Botanik  aa  . . .  1S9  .  nit .  .  .  Exfotgt, 

die  theo retiscli-prak tische  PrAfung  aus  Phjtlk  «m  .  .  .  189  .  mit .  .  .  Erfolge» 

daher  die  Ocsaartprtlniig  mit  den  ScblttSkeHcOl :  ,  .  .  .  beflhigf  abgelegt. 

V<Mn  Dokaaate  der  philosophischen  FnkaMi 
der  Ii.  k.  Universität 
(JLmt  Sr)  •  •  >  t  am  * .  .  ISO  • 

N.  N.,  d.  Z,  Ddm. 

Poraialar  2« 

Qualifi  k  atioasprfifung 
fOr  Bewerber  am  des  Diplom  einet  Lebensmittelexperten. 

HeiT  ....  gebom  za  .  .  .  In  .  .  .  ,  kat  die  zan  Eintritte  fa  dae  epeaielle  Fadtmimäbm  der 

Ldtensmittelchemiker  behuis  Ergänzung  seiner  sonstigen  Prafungszeagnisse  nach  Vorachrifl  der 

Minioterial Verordnung  vom  13.  Oktober  1897,  ROBNr.  241,  erforderliche  QuallfikatlonsprÜa^E» 
und  zwar  die  .  .  .  Prüfung  aus  ...  am  ...  1^9  .  mit  .  .  .  Erfolge  .  .  .  abgelegt. 

Vom  Dekanate  der  phlloaophiachen  Faknltit 
der  k.  k.  Uahwrattit 

(L.  SO  .  .  .  ,  am  .  .  .  ISS  . 

N.  N.,  d.  Z.  Dekan. 

Formaler  3. 

—  Diplom. 

Herr  .  .  .  ,  gehören  zu  ...  in  ...  ,  hat  die  mit  d(?r  Mini^tcriulverordnnng  vom  Okt  - 
ber  1897,  ROBNr.  241,  vorgeschriebene  Staatsprüfung  itir  I^bensmittelexperten  vor  der  Prüioags- 
konindiiion  la  .  .  .  »  and  zwar  die  TeOprSfnag: 

aus  chemischer  Untersuchung  der  Lebensmittel  am  .  .  .  19  .  .  aiU  .  .  .  Erfolge, 
ans  miltroskopischer  und  mikroblologif cber  UBlcrinchanf  der  LcbenaMittcl 

am  ...  19  .  .  mit  .  .  .  Erfolge, 
aai  gericbtllcber  cbcmlackar  Anaiyee  an  .  . .  19  . .  ndl .  . .  Erlalge, 
au<;  Lebensmlttclkvndc  und  Oetetzeskunde  am  .  .  .  19  .  .  mit  .  .  .  Erfolge, 
aus  Hygiene  am  ...  19  .  .  udt . . .  Erfolge  abgelegt  und  wird  denmach  aar  Aatabwag  dar 
Titfgkelt  einet  Leben« mlttelcxperCea  . .  .  beBUiigt  erkaant. 

•  • «  y  am  •  » .  19  .  • 

(L.  S.)  Der  k.  k.  StaHhaller. 
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Np.  722. 

feronhuug  des  Mlnlsterliims  des  Innern  nnd  des  Mlnisterioms 
für  K.  Q.  V.  VOM  3.  Fshniir  1M5,  RtBMr.  28,  MfBNr.  6, 

bdraflBiid  dto  Antorlsicfiiiis  ▼mi  VcfiidiMiiiisitedinltoni« 

Um  dem  immer  steigenden  Bedarfe  nach  versichcruagstechnisch  ge- 
bildeten Personen  zu  genügen,  sehen  sich  das  Ministerium  des  Innern 
ttoii  das  Minitteriitm  für  KuHus  mil  Unteniclit  vcnnlafit,  Ut  zur  dcfinitivcH 
Regelung  des  Studien-  und  Prflfuugswetens  für  Venicberungstechniker  die 
nachstehenden  Omndzfige  tiir  die  Aiitorisierung  von  VefSicherangstedinilwni 
zu  erlassen. 

§  1.  Die  Berechtigung,  sich  als  „behördlich  autorisierter  Veraicherungs- 
techniker"  zu  bezeichnen,  wird  lediglich  durch  eine  vom  Ministerium  des 
Innern  ans/ustellende  Autorisationsurkunde  nach  Maßgabe  der  folgenden 
Bestimmujigeii  erlangt. 

§  2.  Die  im  ^  1  erwähnte  Autorisation  wird  mit  der  im  §  6  statuierten 
Ausnahme  durch  eine  vor  einer  im  Ministerium  des  Innern  bestellten 
PrGhuigskoniinission  mit  Ccfolg  abgelegte  Prüfung  erwoiben. 

§  3.  Zum  Zwecke  der  Zulassung  zur  Abkguqg  der  Prüfung  ist 
nebtt  der  östeneicbiscben  Staatsbfiigerschaft,  E^enberecbtigung  und  Un* 
bescholtenheit  erforderlich: 

1.  die  Absolvierung  einer  Mittelschule, 

2.  der  Nachwei«:,  daß  der  Zulassungsbewerber  an  einer  Hochschule 
Vorlesungen  über  höhere  Mathematik  besucht  habe, 

3.  der  Nachweis  der  praktischen  Betätigung  im  versicherungstechnischen 
Fache. 

§  4.  Oer  Nachweis  der  praktischen  Betätigung  im  vcrsicherungstecfa- 
nischen  Fache  (§  3,  Z.  3)  wird  durch  gkubwfirdige  Bestätigungen  darüber 
erbracht,  daB  sich  der  Bewerber  durch  eine  entsprechende  Zeit,  sei  es 
selbständig  oder  un  Dienste  eines  Versicherungsinstitutes  oder  |n  einem 
öffentlichen  Amte  mit  der  Ausführung  von  veisicherungstechnlschen  ArbeiteD 
beschäftigt  habe. 

§  5,  Cicp^enstände  der  im  §  2  bezeichneten  Prüfung  sind: 

1.  Allgemeine  Mathematik. 

Gefordert  wird : 

Die  Kenntnis  der  allgemeinen  Arithmetik,  der  Differenzial-  und  Inte- 
ptilrechnung  und  der  Prinzipien  der  Wahfscheinlldikdtsrechnuiig. 

64 


Digitized  by  Google 


1010  »      ü^oafXite  Kategorien  von  UntvenitiOftudien. 


2.  Versicherungsmathematik  und  mathematische  Statistik. 
Gefordert  wird : 

Die  Kenntnis  der  Ckrundslize  und  Lehren  der  Versidierungsniathematik 
und  die  Oefllitlieit  in  der  Anwendung  derselben  bei  PHunien-  und  Rescrvt^ 
beredmuncen»  Aufstellung  von  VersicherungspÜnen,  Fondpiüfungen  usw. 

Vertrautheit  mit  den  wesentlichsten  F^nzipien  der  mathematischen 
Statistik,  Kenntnis  der  wichtigsten  Sterbe-,  Invaliditäts-  und  Morbüitäts- 
tafeln,  ihrer  Entstehung  und  Verwendbarkeit  in  einzelnen  Fällen 

Kenntnis  der  Elemente  der  Buchhaltung,  insbesondere  in  Minblick  auf 
die  Rechnungsführung  und  Rechnungslegung  von  Versicherungsinstituten. 

3.  Versicherungsgesetzkunde  und  Nationalökonomie. 

Gefordert  wird: 

Die  Kenntnis  der  auf  das  öffentliche  uud  das  private  Versiclierungs- 

wesen  in  Osterreidi  Bezug  hallenden  Oesetze  und  der  hnupteichlichsten 
DurcbfiUurungsvorschriften. 

Kenninisse  auf  dem  Gebiete  der  Nationalolconomie. 

§  6u  Peisoaen,  welche  den  un  §  3  enthaltenen  Bedingungen  ent- 
sprechen und  die  allseitige  Vertrautheit  hi  den  DiszipUnen,  die  Gegenstand 

der  Prüfung  sind,  durch  wissenschaitliehe  und  praktische  Betätigung  nach- 
zuweisen in  der  Lage  sind,  können  von  der  Ablegung  der  im  §  2  be- 
zeichneten Prüfung  befreit  werden. 

Desgleichen  können  Personen,  welche  die  f^rüfung  für  das  Lehramt  an 
Gymnasien  oder  Realschulen  aus  Mathematik  und  Phvsik  mit  gutem  Erfolge 
abgelegt  oder  das  Doktorat  der  Philosophie  an  einer  inländischen  Univer- 
sität aus  dem  Hauptgegenstande  Mathematik  erlangt  haben,  von  der  Ab- 
iegung  der  Prüfung  aus  dem  im  §  5,  Z.  1,  bezeichneten  Gegenstände,  und 
Personen»  welche  die  rechts-  und  staatswissenschaftliohen  Staatsprüfungen 
abgelegt  oder  das  Doktorat  der  Rechte  an  einer  iniindischen  Universität 
erworben  haben,  von  der  Ablegung  der  Mfung  aus  dem  im  f  5,  Z.  3^ 
bezeichneten  Gegenstande  „Nationalökonomie"  befreit  werden. 

Gesuche  um  gänzliche  oder  teilweise  Befreiung  von  der  PrAfung  sind 
an  die  Prüfungskommission  (§  7)  zu  leiten,  welche  dieselben  mit  ihrem 
Gutachten  dem  Ministerium  de?  Innern  vorzulegen  haL  Letzteres  ent- 
scheidet über  die  nach^esucfile  Befreiung. 

§  7.  Zur  Vornahme  der  i^rüfung  fur  ßewerber  um  die  Autorisation 
als  Versicherungstechniker  wird  vorläufig  eine  Prüfungskommission,  und 
zwar  beim  Ministerium  des  Innern  in  Wien  bestellt. 

Dieselbe  besteht: 

1.  Aus  dem  Vorstände  des  versidierungstechnischen  Departements  im 
Ministerium  des  Innern  oder  dessen  Stellvertreter  als  Vorsitzenden. 

2.  Aus  drei  Prüfungskommissären,  von  denen  wenigstens  zwei  Facli- 
professoren»  beziehungsweise  Dozenten  an  einer  Universität  oder  einer  tech- 
nischen Hochschule  sein  sollen. 

Die  Prüfungskommissäre  werden  in  der  für  erforderlich  erachteten  An- 
zahl vom  Ministerium  des  Innern  im  Einvernehmen  mit  dem  Ministerinn 
für  Kultus  und  Unterricht  auf  eine  bestimmte  Zeit  ernannt. 
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S.  Die  Meidungen  zur  Prüfung  sind  an  das  Ministerium  des  Jnnem 
zu  richten. 

Kandidaten,  welche  den  im  §  3  bezeichneten  Bedingungen  nicht  ent- 
sprechen, werden  zur  Prüfung  nicht  zugelassen. 

§  9.  Die  Termine  für  die  Vornahme  der  Prüfung  werden  vom  Vor- 
sitzenden der  Prüfungskommission  bestimmt. 

§  10.  Die  Prüfung  besteht  aus  einem  schnitlichen  und  cuiem  münd- 
Udieii  Tdlc. 

Bei  der  achrifttichen  Prflftnig  soll  dem  Kandidaten  in  der  Regel  aus 
jedem  der  drei  PrOfnogsgcgenstände  (§  5)  eine  Frage  voigelegt  werden, 
deren  Beantwortung  zusammen  in  einem  T^e  inncriialb  der  üblichen  Amts- 
stunden möglich  ist. 

Bei  der  mündlichen  Prüfung  sollen  nicht  mehr  wie  zwei  Kandidaten 
gleichzeitig  geprüft  werden.  Die  Dauer  der  mündlichen  Prüfung  ist  derart 
einzurichten,  daß  auf  jeden  Kandidaten  mmdestens  eine  Stunde  als  Prüfungs* 
zeit  entfällt. 

Die  schriitlichen  Prulungsaulgabcii  und  f^ ragen  sind  von  der  Prüfungs- 
kommission jeweilig  vorher  festzusetzen,  bis  zum  Gebrauche  gehebn  zu 
halten  und  zu  diesem  Zwedce  zu  versiegebi. 

Es  steht  der  Prflhingskommission  frei,  den  gleichen  Voiigang  auch 
hinsichtlich  der  mfindlichen  Prüfung  einzuhalten. 

Die  Eröffnung  der  schriftlichen  Aufgaben  und  Fragen  hat  bei  der 
Prüfung  vom  Vorsitzenden  der  Prüfungskommission  in  Gegenwart  des  Kandi- 
daten zu  erfolgen. 

Die  Lösung  der  gesteilten  schriftlichen  Aufgaben  und  Fragen  hat 
unter  steter  Überwachung,  wenn  tunltch  durch  ein  Mitglied  der  Prüfungs- 
kominission  zu  geschehen. 

Die  Benfitzuqg  von  Logarithmentafefai»  Sterbe-,  Invaliditilstafehi  oder 
sonstigen  HUfsmittebi  kann  gestattet  werden,  wenn  die  Natar  der  Au^aben 
dies  erfordert 

Der  Gebrauch  nicht  gestatteter  Hilfsmittel  oder  die  Mithilfe  von 
anderen  Personen  zieht  den  sofortigen  Abbruch  der  Prüfung  nach  sich. 

§  11.  Ober  die  Vertdhing  des  Prfifungsstoffes  auf  die  Prüfenden  und 
über  den  Vorgang  bei  Abhaltung  der  Prüfung  im  übrigen  besdiUeBt  die 
Prüfungskommission. 

Die  Begutachtung  der  schriftlichen  Elaborate  und  die  Beurteilung  der 

Lösung  der  einzelnen  mündlichen  Fragen  erfolgt  zunächst  durch  die  be- 
treffenden Fachexaminatoren,  die  Abgabe  des  SchluBvotums  über  das  Ge- 
samtergebnis der  einzelnen  Prüfungsakte  steht  den  sämtlichen  Mitgliedern 
der  Pfulungskommission  zu,  wobei  Stimmenmehrheit  cntsclieiüet. 

Bei  gleichgetcilten  Stimmen  gilt  jenes  Votum,  welchem  der  Vor- 
sitzende beigetreten  ist 

Durch  das  Schlnßvotum  ist  der  Kandidat  entweder 

für  befähigt  oder 
fdtr  nk^t  befähigt 

zu  erkliren. 

64* 
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I  12.  Ober  die  Plüfnng  bt  ein  Protokoll  aufaineiimeii,  wekbes  simt* 
liehe  MftiiigsgegenstSnde  jeder  Teilprflfiuig,  dtt  Urteil  der  Prüfer  fibcr 
die  emzdnen  Prfifmigsgegensiaiide,  sowie  das  ScUuBvotmii  über  das  Oe- 
samtefgebnis  aller  Prflfuqgsakte  eatiiilt 

§  13.  Bewerber,  welche  fOr  oldit  beKhigt  effcUrt  werden,  können  die 
Prithmg  nach  Verlauf  emes  Jahres  wiederholoi. 

Eme  zwetmalige  Wiedeiholung  der  PrfifuQg  ist  nur  über  besondere 
Bewilligung  des  Mfaiisteriums  des  Innern  zulissig. 

I  14.  Bei  der  Anberaumuog  des  Priifungstennfaies  hat  der  Bewerber 
eine  Prüfungstaxe  zu  Händen  des  Vorsitzenden  der  PritfungdEOaunission 
zu  entrichten. 

Dieselbe  betrigt  30  Oulden  {60  KnuunJ. 

Von  diesem  Betrsge  entfallen  je  7  Oulden  anf  jedes  der  vier  Mit- 
glieder der  Prüfungskommission  und  2  Oulden  auf  den  Amtsdiener. 

Bewertier,  welche  die  Prüfung  wiederiiolen,  haben  die  Prüfungstaxe 
neuerlich  zu  entrichten. 

§  15.  Die  Priifungskommission  leitet  das  Protokoll  über  die  vor- 
genommene Prüfung  an  das  Ministerium  des  Innern,  welches  im  Falle  eines 
günstigen  Erfolges  der  Prüfung,  beziehungsweise  in  dem  Falle  der  gänz- 
lichen Befreiung  von  der  Prüfung  (§6,  1  Absatz)  dem  Kandidaten  ein 
Dekret  ausfolgt,  mit  welchem  demselben  die  Berechtigung  erteilt  wird, 
sich  als  behördlich  autorisierter  Versicherungstechniker  zu  bezcKhnen. 

§  16.  Die  behöriilich  autorisierten  Versicherungstechniker  sind  von 
der  politischen  Landesbehörde  ihres  Wohnsitzes  in  Eid  und  PtUclit  zu 

nehnu  II. 

^  17.  Behördlich  autorisierten  Versicherungstcchnikcrn,  welche  wegen 
eines  Verbrechens  überhaupt,  v^tgen  eines  aus  Gewinnsucht  oder  g^en 
die  öffentliche  Sittlichkeit  begangenen  Veigehens  oder  wegen  euer  solchen 
Dbertretung  oder  wegen  des  im  §  486  StOB  bezeichneten  Veigehens  ver- 
urteilt wurden,  kann  die  Berechtigung,  sich  fernerhm  als  behördlich  auto- 
risierter Versicherangstechniker  zu  bezeichnen,  vom  Ministerium  des  Inflcm 
wieder  entzogen  werden. 

§  18.  Jede  Erteilung  oder  Entziehung  einer  Autorisatiott  ist  in  der 

„Wiener  Zeitung''  und  in  den  offiziellen  Landeszeitungen  zu  veriautbaren. 

§  19.  Behördlich  autorisierte  VersicherUQgstechniker  sind  berechtigt, 
im  Siep^el  ihren  Namen  mit  der  Bezeidmung:  „Behördlich  airtoiistcrto 

Versicherungstechniker'*  zu  führen. 

Sie  können  von  den  Behörden  zur  Ausführung-  versicherungsteduiiscfaer 
Arbeiten  gegen  Entgelt  in  Anspruch  genommen  werden. 

§  20.  Die  gegen\\  ärt^e  Verordnung  tritt  mit  dem  T^e  ihrer  Kund* 
machuQg  in  Wiricsamkeit 
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Nr.  723. 

Ais  diu  Brfassi  las  Mtalstm  flr  K.  o.  V.  Yom  2S.  Sspteni'- 

ber  1895,  Z.  17.570. 

an  das  Universitatsrektorat  in  Wien, 

(womit  anfaBHch  der  provisorischen  Aktiviemng  eines  zweijährigen 
Knrses  für  mathematische  Statistik  und  Versicheningswesen  die  Zu- 
lassung zu  den  betreffenden  Vorlesungen  und  deren  Sichersteliung 

geregelt  wird). 

Der  Besuch  der  zu  diesem  Kurse  gehörigen  Vorlesungen  ist  sowohl 
den  ordentlichen,  wie  den  außerordentlichen  Studierenden  der  reclits-  und 
staatsvvissenscliafih'chen  und  der  philosophischen  t  akultat  in  Wien  gestattet, 
jeducii  können  den  ordentlichen  Studierenden  der  ersteren  Fakultät  die  von 
ihnen  frequentierten,  speziell  für  die  Bedürfnisse  dieses  Kurses  eingerichteten 
Voriesungen  keinesfalls  ffir  die  zur  Absolvienuig  der  rechtsr  und  staats- 
wlssenschaftllchen  Fakultatsstudiums  vugeschriebenen  Obligatkoll^gien  oder 
für  das  zur  Absolvierung  dieses  Studiums  erforderliche  MinimalausmaB 
von  wöchentlichen  Unterrichtsstunden  emgerechnet  werden.^) 

Rficksichtlich  der  aufierordentlichen  Studierenden,  welche  die  zu  diesem 

Kurse  gehörigen  Vorlesungen  frequentieren  wollen,  unterliegt  es  keinem 
An<;tande  dieselben  zum  Besuche  der  betreffenden  Vorlesungen  an  der 
philosophischen  Fakultät  im  Ausmaße  von  mehr  als  neun  Stunden  wöchent- 
lich zuzulassen,  doch  können  diese  von  ihnen  trctjuentiertcn  Vorlesungen 
nicht  in  das  von  ihnen  etwa  sonst  betriebene  Studium,  respektive  in  das 
Ilicf&r  erforderiidie  AusmaB  von  Vortesungsstunden  ebigerechnet  werden. 

Was^  die  Abhaltung  der  in  diesen  Kurs  einbezogenen  Vorlesungen 
anbelangt,  so  nehme  ich  zur  Kenntnis,  daO  von  den  an  der  philosophischen 
FakultSt  in  jedem  Jahre  abzuhaltenden  Kollegien  die  Vorlesungen  über 
Versicherungsmathematik  von, ...»  hingegen  die  übrigen  Voriesungen  und 
Obiingen  aus  dem  Gebiete  der  Mathematik  von  .  .  ^  werden  fibemc^mmen 
werden. 

In  Ansehung  der  zur  rechts-  und  staatswissensdiaftlichen  Fakultät 
gehörigen  Fächer,  welche  in  den  Studienplan  des  Kurses  einbezogen  sind, 
ist  für  die  Abhaltung  besonderer,  regelmäßiger  Vorlesungen  nur  insofern 
vorzusorgen,  als  solche  Vorlesungen  nicht  schon  ohne  Rücksicht  auf  diesen 
Kurs  innerhalb  eines  Bienniums  abgehalten  werden. 

Soweit  dies  nicht  zutrifft,  wird  seitens  des  ProfcssorcnkoUegiums  der 
bezeichneten   hakullät  das  Erforderliche  vor/ukihrcn  sein. 

Bezüglich  der  Abhaltung  der  in  Frage  koinmcnden  Vorlesungen  wird 
seitens  der  beiden  beteiligten  Fakultäten  einvcrstandlich  dafür  Sorge  zu 
tragen  sein,  daß  den  Studierenden  die  Möglichkeit  geboten  wird,  die  in 
den  Studienplan  des  Kurs«»  einbezogenen  Vorlesungen  un  Laufe  eines 
Bienniums  zu  frequentieren. 

Vgl.  Nr.  635  (§  ^  mnd  Nr.  630  (§  3). 
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Nr.  724. 

im  dm  Erlasse  dts  Ministers  fOr  K.  o.  D.  von  6.  JubI  18M, 

Z.  39$2, 

an  den  Statthalter  für  Nicderöstciieidi, 

(betrdteiid  die  Aktivlemiig  einet  Kartet  fBr  nttlieauditciie  StalMik 
und  Vertldiemiigtweteii  la  der  Unhrertttit  in  Wiea>. 

Mit  Beziehung  auf  den  Bericht  vom  12.  Februar  1898,  Z.  QS05  finde 
idl  mich  bestimmt,  zu  genehmigten,  daf?  an  der  Universität  in  Wien  vom 
Studienjahre  1898/9Q  ab  ein  Kurs  für  mathematische  Statistik  und  Ver- 
sicherungswesen auf  Grund  der  vom  Professorenkollegium  der  phSoso- 
phiscben  Fakultit  in  Wien  vorgelegten  Studien-  und  Prüfungsordnung 
aktiviert  werde. 

Studienordnung 

ffir  den  an  der  k.  k.  Universität  in  Wien  bestehenden  Kurs  für  mathe- 
matische Statistik  und  Versichertuigswesen, 

Denjenigen  Studierenden,  weiche  an  der  k.  k.  rniversltät  in  Wien 
sich  dem  Studium  der  mathematischen  Statistik  und  des  Versicherungs- 
wesens widmen  \^■ol!e^.  wird  empfohlen,  in  vier  Seme<?fcrn  die  folgenden 
Vorlesungen  und  Übungen  in  der  angegebenen  Reihenfolge  zu  besuchen. 

I.  Semester  (Wintersemester). 

a)  Elemente  der  Differential-  und  Integralrechnung,  fünfstündig. 

b)  Obungen  über  Elemente  der  Differential*  und  Integralredmung. 
ehistfindig. 

c)  Nationalökonomie. 

II.  Semester  (Sommersemester). 

a)  Elemente  der  Differential-  und  Integralrechnung,  fünfstündig. 

b)  Obungen  Ober  Elemente  der  Differential-  und  Integralrechnung, 
zweistündig. 

c)  Wahrscheinlichkeitsrechnung,  dreistündig. 

d)  Versicherungsgesetzkunde. 

III.  Semester  (Wintersemester). 

a)  Veisicherungsmatfaematik  und  Bucfahattuflg,  vieistOndig. 

b)  Obungen  in  Versicherungsmathematik  und  Buchhaltung,  zwei* 
stfindig. 

c)  Versicherungsrecht 

IV.  Semester  (Sommersemester). 

a)  Versicherungsmathematik  und  Buchhaltung,  dreisUndig. 

b)  Obungen  in  Versicherungsmathematik  und  Buchhaltung,  zwct> 
stOndig. 

c)  Mathematische  Statistik,  dreistflndig. 
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Selbstverständlich  bleibt  es  den  Studierenden  unbenoiniiien,  alle  diese 
Gegenstände  in  einem  Jahre  zu  frequentieren,  eine  beliebige  Änderung 
in  der  empfohlenen  Anordnung  vorzunehmen,  diejenigen  Fächer,  welche 
im  §  5  der  Prüfungsoidnung  nicht  genannt  suid,  nicht  zu .  hören,  ihre 
Stadien  in  den  Prfifungsgegenstanden  ganz  oder  teilweise  an  einer  anderen 
Hochschule  zu  machen,  oder  endlich  ihre  Ausbildung  durch  Hmzunahmt 
anderer  Fächer  zu  erweitem. 


Verordnung, 

betreffend  die  theoretische  Staatsprüfung  ffir  Versicbermigaweiea 
an  der  k.  k.  Univertitftt  in  Wien. 

§  1.  Behufs  Feststellung  der  im  Versicherungswesen  erworbenen 
theoretischen  Ausbildung  werden  an  der  k.  k.  Unhrersltät  In  Wien  Staats- 
prüfungen abgehalten. 

§  2.    Gegenstände  dieser  Prüfungen  sJnd: 

1.  Allgemeine  Mathematik  (Elementarmathematik,  Dilferentialo  und 
Integralrechnung) . 

2.  Wahrscheinlichkeitsrechnung  und  mathematische  Statistik. 

3.  Versicherungsmathematik  und  Buchhaltung. 

4.  Nationalökonomie  und  Versicherungsiecht 

§  3.  Die  Prüfer  für  die  emzelnen  Gegenstände  werden  über  Vor* 
schlag  des  Dekans  der  philosophischen  Fakultät  von  dem  Mmisterium  für 
Kultus  und  Unterricht  in  der  Regel  aus  dem  Lehrkörper  der  Universität 
gewählt  und  auf  die  Dauer  von  drei  Jahren  ernannt. 

Die  Prüh!n{T<;kommission,  welche  von  dem  Dekan  der  philosophischen 
Fakultät,  beziehungsweise  seinem  Steilvertreter  fallweise  zusammengesetzt 
wird,  besieht 

1.  aus  dem  Dekan,  beziehungsweise  dessen  Stellvertreter  als  Vor- 
sitzenden, 

Z  aus  zwei  bis  vier  Fachexammatoren. 

§  4.  Die  Prüfungen  werden  am  Anfange  und  Schlüsse  jedes  Semesten 
abgehalten. 

Die  Tage  der  Prüfungen  bestimmt  der  Dekan,  beziehungsweise  sein 

Stellvertreter. 

§  5.  Um  die  Zulassung  zur  Prüfung  hat  der  Kandidat  bei  dem 
Dekanate  der  philosophischen  Fnkultät  schriftlich  anzusuchen  und  seinem 
Gesuche  folgende  Belege  anzuschhcßen : 

1.  den  Nachweis  über  die  Absolvierung  emcr  Mittelschule, 

2.  den  Nachweis,  daB  er  an  einer  Hochsdnile  Vorlesungen  über  die 
hn  §  2  unter  1,  2,  3  genannten  Gegenstände  gehört  und  die  zugehörigen 
Übungen  besudit  hat 

§  6.  Die  Prfifung8kommissk>n  hat  das  Recht»  einen  Kandidaten  zu 
befreien : 

A)  von  der  Prüfung  aus  der  allgemeinen  Mathematik,  wenn  er  ent- 
weder das  £)oktorat  der  Philosophie  mit  dem  Hauptgegenstande  Mathe- 
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matik,  oder  die  Lehramtsprüfung  {ur  Mittelschulen  mit  Mathcmank  als 
Hauptfach,  oder  endlich  die  Diplomprüfung  einer  techniscben  Hochschule 

abgelegt  hat; 

B)  von  der  iVüfung  aus  Nationalökonomie  und  Versicherungswesen, 
fallt  er  entweder  das  Doktorat  der  rechts»  und  staafswitaeoschaftlidicn  Fa- 
kultät oder  die  rechts-  und  staatswiascnschaftUchen  Staatsprfifungeii  mit 
gutem  Erfolge  abgelegt  hat;  endlich 

C)  aus  irgend  einem  der  in  §  2  unter  1,  2,  4  genannten  O^en- 
stände,  wenn  er  seine  Kenntnisse  durch  vorgelegte  Zeugnisse  über  Kolloquien 
oder  Einzelprüfungen  oder  endlich  durch  wissenschaftlicfae  Arbeiteii 
nachweist. 

Die  Prüfung   aus  Versicherungsmathematik  kann  nie  er- 
lassen werden. 

§  7.  Die  Prüfung  besteht  aus  zwei  Teilen,  einem  schrifflicheB  und. 
einem  mündlichen. 

Die  Gegenstände  der  schriftlicfaen  Prüfung,  unter  denen  sich  stets 
die  Versicherungsmathematik  befinden  ntuB,  l>estimmt  die  Prüfungskommis* 
sion,  deren  Mitglieder  für  die  Beaufsichtigung  derselben  Sorge  tragen. 

Zur  Bearbeitung  der  aus  einem  Gegenstände  gestellten  Fragen  whd- 
dem  Kandidaten  ein  Zeitraum  von  vier  Stunden  g^ewährt. 

Die  Kommission  entscheidet,  ob  der  Kandidat  auf  ürund  der  schrih- 
lichen  Arbeiten  zur  niuiidlichcn  Prüfung  zuzulassen  ist. 

Die  mündliche  Prüfung  hat  sich  über  alle  im  §  2  angeführten  Gegen- 
stände zu  erstrecken,  von  welchen  der  Kandklat  nicht  gemäfi  §  6  beheit 
wurde. 

Die  Dauer  der  mündlichen  Prüfung  bestimmt  In  jedem  elnzefaieo  Falle 

der  Vorsitzende  der  Prüfungskommission. 

§  8.  Die  Prüfungskommission  fällt  auf  Grund  der  Ergebnfsse  der 
Prüfungen  aus  den  einzelnen  Gecrenständen  ein  Schlußurtcil.  durch 
welches  der  KaiKl  dat  für  an^gexeichnet  befähigt'S  „befähigt*'  oder 
fiiw  „nicht  befähigt'*  erklart  wird. 

Über  das  Resultat  der  Prüfung  wird  dem  Kandidaten  ein  Zeugnis 
ausgestellt,  welches  nebst  dem  Nationale  und  Studiengange  desselben  das 
Sehlttfiurteil  der  PrufungskommisskNi  enthält 

§  ^.  Im  Falle  einer  Reprobation  entsdieUet  die  Priihingskonuns- 
sion  über  den  Zeitpunkt  und  die  ModalHäten  einer  Wiedeiholiuig  der 
Prüfung. 

Eine  dritte  Wiederholung  der  Prüfung  ist  nur  über  besondere  Be- 
willigung des  Ministerimns  fiir  Kultus  und  Unterricht  zulässig. 

§  10.  Jeder  I*riitungskandidat  hat  bei  Anberaumung  des  Prüfungs- 
termines  eine  Taxe  von  ÖO  Kronen  der  im  Gesetze  vom  2.  Aultusi  1802. 
ROBNr.  126,  festgesetzten  Wahrung  zu  entrichten,  aus  welcher  für  den 
Vorsitz,  sowie  für  die  Vertretung  eines  jeden  der  vier  Prflfiingsgegcnstande 
je  12  Kronen  zuzuerkennen  sind. 
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Eria^  des  Ministers  fQr  K.  u.  U.  vom  14.  Oktober  1895,  Z.  24.273, 

an  das   Rektorat  der  Universität  in  Wien, 
(betreffend  die  Genehmigung  des  Statutes  für  die  Einrichtung  volks- 
tfimlicher  Unlversltfitsvorträge  durch  die  Wiener  Universität).^) 

§  1.  Die  Wiener  Universität  übernimmt  die  Aufgabe,  durch  Ein- 
richtung von  voUcstümlichen  Universitätsvorträgen,  welche  außerhalb  des 
Universitatsgebäudes  abgehalten  und  in  das  amtliche  Vorlesune^sverzeichnis 
nicht  aufgenommen  wcrdLii,  die  Förderung  der  wissenschaftlichen  Aus- 
bildung jener  Volkskreise,  welchen  bisher  die  akademische  Bildung  un- 
zugdtiglidi  war,  zunächst  in  Wien  und  Umgebung,  eveotiiel]  aber  auch  in 
NiederösterKich  und,  vorbehaltlich  der  Genehmigung  des  k.  k.  Ministe- 
liunis  für  Kultus  und  Unterricht,  in  den  Qbrigen  un  Reichsraie  vertretenen 
Ländern  nach  MaBgabe  der  vorhandenen  Mittel  zu  fördern. 

§  2.  Gegenstand  der  volkstümlichen  Universitatsvortrage  sind  alle 
Wissensgebiete,  die  sich  znr  volkstümlichen  Darstellung  eignen,  doch  sind 

Die  übrigen  Oniverttiätem,  somelt  $h  sieh  ar  AMaUang  von  woBtMa^üOttn  Vw- 

trägen  (KarsenJ  entschlossen  haben,  haben  das  obige  Wiener  Statut  zum  Vorbild  gmommen.  Die 
b€treffmden  Statuten  derselben,  welche  mit  dem  letzteren  Statute  im  weseaUkhen  übtreiastimment 
srhlelten  mit  den  nachstehenden  Erlässen  die  ministerielle  Genehmigung : 

FSr  dU  Untnrtm  bt  Orot:  mU  MbtBrL  vom  »,  Stptmber  tm,  Z,  11317;  für  die 
Universität  in  I nnsbrnek:  mit  MinFrl.  vom  10.  Oktohrr  fm7 ^  Z.  17.J74,  abgrändrri  mit  MlnEH. 
vom  28.  März  1903,  Z.  7917  (§  IJ;  Jür  die  deutsche  Universität  in  Prag:  mit  MinErU  vom 
2t.  Dtamber  1001»  Z^STSOO»  tAgtbOvi  ^2md^mU  MlnEH.  wom  Sit  MOn  I902^  Z.  7891«, 
fdie  Vortragsordnung  wurde  mit  Min  Erl.  vom  17.  Oktober  1902,  Z.  2Q.816,  genehmigt) ;  ßlr  die 
böhmische  Universität  in  Prag:  mit  MinErl.  vom  16.  Oktober  1898.  Z.  23.613;  /Sr  die 
VntrersUät .  in  Lemberg:  mit  MinErL  vom  9.  April  1899,  Z.  7331,  abgeändert  mit  MiaErL  vom 
m,  OUotor  mo,  Z,  mm  (§  tj  ma/ardb  UtOnram  IH  Krakm  wM  mdSH,  tom  7.  Otto- 
ter  Z.  tOM»  flHf  EbtfUnuit  tetditr  Vorträgt  ulttm  4ar  ünkmUät  In  C*ormowtt» 
sieht  bevor^ 

Mit  dm  MlnBrl,  vom  31.  JuU  1900,  Z.  19J14,  iuhkuß^mln  Horn  9.  JuU  1001»  Z.  19.41», 
wurde  genehmigt,  dqß  mit  solchen  ttOnm  4»W0älMn^Am  ünliwtitäisvorträgt  dtr  Wiener 

Universität,  welche  mindestens  drei  sasammenhängende  Kurse  }>  ^rc^is  Vorlesungen  hf-tiicht 
haben,  über  Verlangen  Besprechungen  von  dem  Vortragenden  abgetuüien  und  von  diesem  laeruber 
Frrmfhtt.  mtUk»  andrtUUlek  eü$  .JMmtatamdOM^*  am  tedUknM  simf.  naek  Hnam  battlmmton 

Formular  an'-^rstcIH  werden.  -  Eine  ^^Iriche  Ancrdnunf:  mirde  für  die  Hörer  der  volkstümlichen 
Vorträge  der  Lembtrger  Universität  nut  dem  MinErl.  vom  4.  August  1902,  Z.  12.713,  getroffen. 
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Vorträge  über  jene  Fragen,  auf  die  sich  die  politischen  religiösen  und 
sozialen  Kämpfe  der  Gegenwart  beziehen  oder  deren  Behandlung  zu  Agita« 
tionen  Anlaß  geben  könnte,  ausgeschlossen. 

§  3.  Die  volkstümlichen  Universitätsvorträge  können  entweder  einzeln 
oder  in  Kurseo,  welche  ein  ganzes  Wissensgebiet  umfassen»  abgehalten 
werden. 

§  4.  Zur  Einrichtung  und  Leitung  der  volkstümlichen  Universitits- 
vortrSge  wählt  die  Wiener  Universität  einen  Ausschuß,  welcher  die  Be- 
zeichnung „Ausschuß  für  volkstümliche  Universitltsvortiige  der  k.  k.  Uni- 
versität Wien"  zu  führen  hat. 

§  5.  Der  Ausschuß  für  volkstümliche  üniversitätsvorträge  besteht, 
solange  nicht  weitere  Hochschulen  beitreten  (§  18).  aus  einem  Vor- 
sitzenden, einem  Vorsitzciidcn-Stelivertrcicr  und  neun  iWitgiiedcrn.  Der  Vor- 
sitzende, der  Vorsitzende-Stellvertreter  und  vier  Mitglieder  weiden  vom 
akademischen  Senate  gewihlt,  wobei  auf  eine  aogemessene  Vertretung  der 
Privatdozenten  und  Assistenten  Rücksicht  zu  nehmen  ist.  Die  ülirigen  fünf 
Mitglieder  werden  von  den  vier  Fakultäten  der  Univenitat,  und  zwar  je 
eines  von  jeder  Fakultät,  jedoch  zwei  von  der  philosophischen  Fakuttit, 
gewählt. 

§  6.  Die  Funktionsdaiicr  jedes  einzelnen  Mitgfliedes  des  .Ausschusses 
wird  das  erste  Mal  auf  ein  Jahr,  bei  späteren  Wahlen  auf  je  drei  Jahre 
bestimmt,  fline  Wiederwahl  der  nuspeschiedenen  Mitglieder  ist  zulässig. 
Privatdozenten,  Assistenten  und  Adjunkten,  die  während  der  Funktions- 
dauer  zu  Professoren  an  der  Wiener  Univenitat  ernannt  werden,  bleiben 
Mitglieder  des  Ausschusses.  Eine  Abberufung  des  Ausschusses  durch  den 
akademischen  Senat  ist  jederzeit  zulässig. 

§  7.  Der  Vorsitzende,  dessen  Funktionen  im  Verhinderungsfalle  durch 
dessen  Stellvertreter  ausgeübt  werden,  beruft  den  Ausschuß  zu  den  not- 
wendigen Sitzungen,  leitet  dieselben  und  verteilt  die  Geschäfte  unter  die 
eins^lnen  Mitglieder, 

Der  Ausschuß  entwirft  nach  seinem  Zusammentreten  seine  Geschäfts- 
ordmmg,  welche  der  Oenehmigung  des  akademischen  Senates  und  des 
k.  k.  Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht  m  unterziehen  ist. 

%  6.  Die  sämtlichen  Mi^eder  des  Ausschusses  liben  Ihn  Ftinkiiofl 
als  ein  Ehrenamt  aus. 

§  9.  Die  Erhebung  von  Oeldem  aus  der  Quästur  (§  16)  erfolgt 
auf  Grundlage  von  Anweisungen,  die  von  dem  Vorsitzenden  und  einem 
Ausschußmitgliede  zu  unterfertigen  und  vom  Rektor  zu  vidieren  sind. 

§  10.  Zur  Besorgung  der  Kanzleigeschäfte  hat  das  Rektorat  dem 
Ausschüsse  die  erforderlichen  Hilfskräfte  aus  der  Rektoratskanzlei  zu/^u- 
weisen,  welche  für  die  Mühewaltung  angemessen  honoriert  werden  können. 
Die  Korrespondenz  mit  der  Behörde  erfolgt  durch  das  Rektorat. 

§  11.  Die  volkstümlichen  üniversitätsvorträge  werden  regelmäßig  von 
den  Professoren,  Privatdozenten,  Adjunkten  und  Assistenten  der  Wiener 
Universität  abgehalten,  welche  der  Ausschuß  dazu  auffordert  Ans  be- 
sonderen OrQnden  können  ausnahmsweise  auch  andere  Personen  mit  der 
Abhaltung  von  Vorträgen  betraut  werden. 
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§  12.  Die  Vorträge  der  Privatdozenten  und  der  Assistenten  werden 
angemessen  honoriert.  Aus  besonderen  Gründen  können  auch  die  Pro- 
fessoren der  Universität  für  ihre  Vorträge  ein   Honorar  erhalten. 

§  13.  Die  volkstümlichen  Vorträge  werden  teils  in  Wien  und  Um- 
gebung, teils  in  der  F^rovuu  (§  1)  abgehalten.  In  der  Provinz  finden 
die  Vorträge  nur  dann  statt,  wenn  der  Ausschuß  um  deren  Abhahung  von 
Privatpenonea  oder  Korporationen  an  dem  betreffenden  Orte  ersucht  wird 
und  diese  fär  die  durdi  die  Reise  des  Vortragenden,  seinen  Aufenthalt  in 
dem  betreffenden  Orte  usw.  entstehenden  Mehrkosten  der  Vorträge  gewähr- 
leisten. Der  Ausschuß  Icann  auch  bei  solchen  Vortragen  aus  semen  Mittehi 
einen  Zuschuß  gewähren. 

§  14.    Die  dem  Ausschusse  /u  Gebote  stehenden  Mittel  bestehen: 

a)  aus  der  von  dem  hohen  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht 
liewilligten  Subvention; 

b)  aus  Beiträgen  von  1- nvalptrsontii  und  Korporationen; 

c)  aus  den  Beiträgen,  welche  Privatpersonen  oder  Korporationen, 
welche  die  Abhaltung  von  volkstfimüdien  Universitatsvortragen  veran- 
lassen, zufolge  des  §  13  zu  leisten  halwn; 

d)  aus  den  von  den  Zuhörern  eventuell  zu  entrichtenden  Eintrittsgeldern. 
§  15.    Die  Verwahrung  und  Verwaltung  der  dem  Ausschusse  für 

volkstün^liche  Universitätsvorträge  zur  Verfügung  stehenden  Mittel  obliegt 
der  k.  k.  Quästur  der  Universität  Wien,  welche  dieselben  al^sondert  zu 
verrechnen  hat. 

§  16.  Die  Verwendung  der  dem  Ausschusse  zu  Gebote  stehenden 
Mittel  für  Vorträge  in  Wien  und  in  der  Provinz  13)  hat  der  Ausschuß 
nach  seinem  Ermessen  zu  besorgen. 

§  17.  Ober  die  Verwendung  der  dem  Ausschusse  un  Laufe  eines 
Studienjahres  zugeflossenen  Mittel  hat  derselbe,  falls  nicht  hn  einzelnen 
Falle  eine  besondere  Anordnung  getroffen  wird,  im  Wintersemester  des 
nädistfolgenden  Jahres  dem  akademischen  Senate  und  durch  diesen  im 
Wege  der  k.  k.  niederösterreichischen  Statthalterei  dem  k.  k,  Ministerium 
für  Kultus  und  Unterricht  Rcchnnnir  zu  legen. 

§  18.  Nach  erfolgter  Einrichtung  der  volkstümlichen  Universitätsvorträge 
ist  auch  anderen  Hochschulen  der  Beitritt  vorbehalten,  worüber  in  jedem 
einzelnen  Falle  eine  Vereinbarung  zu  treffen  ist. 

§  19.  Das  vorliegende  Statut  kann  jederzeit  durch  einen  Beschluß 
des  ^ademlschen  Senates»  welcher  der  Genehmigung  des  k.  k.  Ministerium» 
für  Kultus  und  Unterricht  vorzulegen  ist,  abgeändert  oder  ergänzt  werden. 

§  20.  Sollten  die  volkstümlichen  Universitätsvortrage  durch  BeschluB 
des  akademischen  Senates  oder  durch  Verfügung  des  k.  k.  Ministeriums 
für  Kultus  und  Unterricht  wieder  aufgehoben  werden,  so  hat  der  akademi> 
sehe  Senat  betreffs  der  Verwendunj?  des  vorhandenen  Vermögens  (unter 
Ausschluß  der  im  §  14,  lit.  a)  erwähnten  Staatssubveiiin mi }  (  nie  Verfügung 
zu  treffen.  Der  bezügliche  Beschluß  unterliegt  der  Genehmigung  des  k.  k. 
Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht. 
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(Zu  Nr.  18.)  Nr.  726. 

Brill  des  Mimtirlnu  flr  I.fl.l.fOB  2S.  Hin  MOS.  Z.SS.4« 

n  1904, 

an  das  Dekanat  der  juridischen  Fakultät  der  Univefsität  in  Czemowftz, 

(betreffend  eine  Interpretation  des  §  13  desOeeetzes  vom  27.  April  1873» 

ROBNr.  63). 

Auf  die  mit  Bericht  vom  25.  Oktober  1Q04.  Z.  171,  gesteilte  An- 
frage wird  dem  Dekanate  eröffnet,  daß  für  den  Fall,  als  auch  der  nach 
§  13  des  Gesetzes  vom  27.  Apri!  1873,  ROBNr.  63,»)  zur  Vertretung  des 
Dekans,  beziehungsweise  Prodekans  hcrutciie  im  Amte  ähcste  ordentliche 
Professor  wegen  Abganges  oder  Verhuiderung  diese  hunkiion  nicht  übtr- 
nehmen  kann,  der  im  Amte  nächstälteste  ordentliche  Professor  an  dessen 
Stelle  zu  treten  halwn  wird. 


(Zu  Nr.  84.)  Nr.  727. 

Erlatt  des  Mimstsrliims  fOr  iL  n.  U.  f om  13.  JnU  1905,  Z.  671S. 

an  die  Rektorate  sämtliche^  Univertttlten, .  der  tedmischen  Hodischulea 

und  der  Hochschule  für  Bodenkultur» 

(betreffend  die  Mtumsgabe  neuer  Feminlere  Mr  die  ataUetiscIie  Nach* 
weliung  des  Znetmdes  und  der  Preiiaeflz  der  HodiedMlcn). 

Vom  laufenden  Jahre  ab  werden  neue  Formulare  iur  die  statistische 
Nachweisung  des  Zustandes  und  der  Frequenz  der  Hochschulen  eingeführt 
und  es  Italien  daher  die  auf  Orund  des  ho*  Erlasses  vom  26.  Juni  1877, 
Z.  402/KUM,  MVBNr.  19,'}  genehmigten  Fonnulare  mit  diesem  Zeitpunkte 
außer  Oebraudi  zu  treten. 

Diese  neuen  Formulare  weiden  dem  Rektorate  durch  die  k.  k.  stati- 

»)  s.  Nr.  18. 
«)  s.  Nr.  84. 
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stitche  Zentralkoinroission  in  ist  jcweilt  erforderikfaen  Anzahl  zur  Ver- 
fügung gestellt  werden. 

Hievon  wird  das  Rektorat  in  Kenntnis  gesetzt 


(Zu  Nr.  103  u.  IT.)      Nr.  728. 

Kimdmaeiinng  iies  Finanzministeriums  vom  31.  Oktobur  1857, 

Z.  43.422/2342,  FMVBNr.  50. 

gültig  für  nlle  Finan/landesbehörden, 
betreffend  die  Bedingungen,  an  welche  die  Bewilligung  von  Gehalts- 
vorschüssen gebunden  ist^) 

Mit  Beziehung  auf  das  Ah.  Patent  vom  25.  Oktober  1798  (POS,  Bd.  13, 
Nr.  29),  auf  die  Ah.  Entschl.  vom  21.  JVIärz  1819  (PCjS,  Bd.  47,  Nr.  52)  und 
auf  das  Hofkaninurdekret  vom  15.  November  1841,  Z.  37,796/2734,  werden 
im  Nachhange  zu  dem  am  25.  Mai  1857  unter  Zahl  1301/FM  (Verordnungs- 
blatt S.  186)  hinausgegebenen  provisorischen  Bestimmungen  über  die  Er- 
weiterung des  Wirkungskreises  der  Finanzlandesbehörden  nachstehende  Be- 
di^guDgen,  an  welche  die  Bewilligung  von  Oehaltsvarschfissen  ge- 
bunden ist,  zur  genauen  Nachachtung  In  Erinnerung  gebradit: 

1.  Nur  wahrhaft  dürftigen  und  verdienten  Beamten  und  stabil  ange- 
stelHen  Dienern,  die  ohne  verschwenderische  Gebarung,  durch  Krankheit 
oder  andere  unverschuldete  Unglücksfälle  in  Schulden  geraten  sind  und 
sich  hitrubcr  durch  glaubwürdijTc  Dokumente  ausweisen,  können  in  dringen- 
den Norfallen  ein-  bis  dreimonatliche  Gehalts-  oder  Löhnungsvorschüsse 
bewilligt  werden.  Wann  außerdem  noch  aus  Dienstesrücksichten  in  hallen 
der  Übersiedlung  auf  eigene  Kosten  Oehaltsvorschfisse  bewilligt  werden 
können,  bestimmt  der  Abschnitt  B,  Punict  4»  der  tiezogenen  provisorischen 
Bestunmungen. 

2.  Jenen  Vorschußwerbern,  welche  einen  schon  früher  erhaltenen  Vor- 
schuß noch  nicht  zurückgezahlt  haben,  ist  em  weiterer  Gehaltsvorschuß 

in  keinem  Fnüe  zu7upfe«;tehen, 

3.  f:m  dreimon  itliclier  (  lehnlts-  oder  Lohnungsbetrag  ist  a1<=  das  Maxi- 
mum des  zugeständlichen  Vorschusses  nur  \n  besonderen  Fallen,  wo  der 
Bedarf  aus  dem  Notstande  des  Beteiligten  unzweifelhaft  hervorgeht,  zu 
bewilligen,  sonst  aber  ist  nur  ein  ein-  oder  zweimonatlicher  Betrag  zu- 
zugestehen. 

4.  Zur  Rückzahlung  sind,  mit  Rflcksicht  auf  den  Betrag  des  bewilligten 
Vorschusses  und  auf  den  dem  Beteilten  abzugsfrei  verbleibenden  Dienst- 
bezug, zwölf  bis  höchstens  zwanzig  monatliche  Abzüge  aus  dem  Gehalte 
oder  der  Löhnung  des  Vorschußwerl>er8  zu  bestimmen,  so  daß  bei  diesen 

Abzügen  bis  zur  völligen  Einbringung  keine  Unterbrechung  eintreten  darf. 

5.  Sollten  besondere  Umstände  eine  Ausnahme  rechtfertigen  können, 
so  wäre  diesfalls  von  Fall  zu  Fall  die  ho.  Entscheidung  einzuholen. 

')  VgL  himt  AbuMHi  ertimmt*  Bttlbmmitm  iA<r  dk  ^  UtOmmolt- 

pvnmain,  Nr»  HUXf* 
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(Zu  Nr*  238.)  Nr.  729. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  u.  ü.  vom  15.  April  1905.  Z.  844/KüM. 

an  die  Landescbefs  in  Niederösterreich,  Böhmen,  Steiermark,  Tirol, 

Galizien,  Mährea  und  Bukowina, 

(bctrdfeiNl  FaMegfliistigiiiigai  ff6r  Hodisdittlastistefiteii). 

Unter  Bezugnahme  auf  den  ha  Erlaß  vom  22.  September  1904» 
Z.  1801/KUM,i)  in  welchem  der  §  10  der  ho.  iMuiisterialverordntm^  vom 
1.  Jinner  1897,  RGBNr.  9.  betreffend  die  Fahr-  und  frachtbegfinsf^gungcn 

auf  Eisenbahnen  für  die  Assistenten  (Konstrukteure)  an  den  Untversitateo 
und  anderen  Hochschulen  als  gegenstandslos,  somit  als  außer  Kraft  ge- 
treten bezeichnet  wurde,  beehre  ich  mich,  Euer  ...  zu  eröffnen,  daR  ich 
aus  Anlaß  zahlreicht  r  anhc  r  gelangter  Petitionen  dieser  !ntere<;^en!en  respek- 
tive der  betretteiKkn  Hochschulbehörden  wegen  Wicdergc Währung  der 
fraglichen  Begünstigungen  das  Einvernehmen  mit  dem  k.  k.  Eisenbahn- 
ministerium gepflogen  habe. 

Dieses  k.  k.  Ministerium  hat  mit  Zuschrift  vom  3.  April  1905,  Z.  S577 
anher  eröffnet,  daß  es  zu  seinem  Bedauern  nicht  in  der  Lage  ist,  von 
seinem  in  der  Frage  der  Erteilung  dauernder  FahifMgflnstigungslegitimationcn 
an  Hochschulassistenten  (Konstrukteure)  bisher  euigenommcnen  prinzipiellen 
Standpunkte  abzugehen,  daß  dasselbe  aber  bereit  ist,  jenen  Assistenten  und 
Konsfrukteuren  an  Hochschulen,  welchen  bereits  Fahrbegünstigungslegitima- 
tionen  mit  fünfjähriger  Qikltigkeit  auf  den  Linien  der  k.  k.  österreichischen 
Sta.itsbahnen  tatsächlich  ausgefolgt  worden  sind  und  welche  sohin  die 
Stcmpclgebühr  für  die  cr\\i!hnten  Legitimationen  bereits  entrichtet  haben, 
diese  Legitimationen  noch  für  die  restliche  Dauer  der  in  der  Regel  rwei- 
jährigen  Funktjonsperiode  der  genannten  Assistenten  (Konstrukteure)  aus- 
nahmsweise unter  der  Bedingung  zu  belassen,  daß  die  betreffenden  Legiti> 
mationen  bei  Ablauf  des  Zeitraumes,  für  welchen  die  BesteUung  dieser 
Funklionire  erfolgt  Ist,  sicher  eingezogen  werden. 

Bei  dieser  Gelegenheit  hat  das  k.  k.  Eisenbahnministerium  darauf  auf- 
merksam gemacht,  daß  auf  den  Linien  der  östeneichischen  Staatsbahnen 
auch  den  Assistenten  und  Konstrukteuren  an  Hochschulen  über  fallweise 
vom  Rektorate  bestätigte,  an  die  zustandige  k.  k.  Staatsbahndirektion  zu 
richtende  Ansuchen  mittelst  Anweisungen  für  einzelne  Fahrten  jene  Fahr- 
begünstigungen gewährt  werden,  welche  dem  Lehrpcrsonale  von  Öffent- 
lichen Volks-,  Mittel-  und  Hochschulen  oder  anderer  denselben  glcichzu- 
haltcnder  Unterrichtsanstalten  seitens  der  Staatsbahnverwaltung  eingeräumt 
sind,  und  \.elche  darin  bestehen,  daii  (fen  genannten  zeitlichen  Lehrkräften 
die  Fahrt  in  cki  I.  und  11.  Wagenklas^c  des  Schueiizuges  gegen  Bezahlung 
der  Personenz ugsgebfihr  derselben  Wagenklasse  und  in  der  I.  und  II.  Klasse 
des  Personenzuges  gegen  Zahlung  der  Oebfihr  fiir  die  nächst  niedrigere 
Wagenklasse  bewilligt  wud. 


>)  f.  Nr,  2»  fS*  217,  §  tOuHd  Änaufkuig  V' 
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(Zu  Nr.  232, 233  u.  239.)  Nr.  730. 

firlaß  des  lUnistsnains  f  (Lr  K.  u.  0.  vom  18.  Min  1905,  Z.  9989 

ex  1905, 

an  die  LandeschefB  in  Niederösterreich,  Steiermark,  Tirol,  Böhmen,  Oalizlen, 

Mähren,  Triest  und  Bukowina, 
(betreffend  die  Diensieeverl eihungsgebühr  bei  Bettelhuig  von  Hoeli- 

schulassistenten) . 

Zur  Beantwortung  der  Anfrage,  ob  die  den  Assistenten  an  den  Univer- 
sitäten, technischen  Hochschulen  und  der  Hochschule  für  Bodenkultur  in 
Wien,  sowie  dtn  an  anderen  staatlichen  Lehranstalten  unter  gleichen  Moda- 
litäten angestelheii  Assistenten,  dann  den  Konstrukteuren  an  den  technischen 
Hochschulen  zukommenden  Jahresremunerationen  der  Dienstverleihungs- 
gebfihr  nach  TP  40  des  Oebühreogesetzes  unterUegen,  wird  Euer  .  .  . 
im  Einveraehmen  mit  dem  k.  k.  Finanzministerium  nachstehendes  er- 
dffhet: 

Im  Sinne  des  §  3,  zweiter  Absatz  des  Gesetzes  vom  31.  Dezember 
189^  RGBNr.  8  ex  1897,^)  kommt  der  Charakter  von  Adjuten,  das  heiSt 

eines  weder  der  Ernennunpf^faxe  noch  drr  Hfcnstverleihungsgebühr  unter- 
liegender Bezuges,  nur  den  jahresrcmunerauonen  jener  Assistenten  (Kon- 
strukteure) der  obbezeichneten  Kategorien  zu,  welche  nach  Maßgabe  des 
§  1  des  zitierten  Gesetzes  für  die  Dauer  ihrer  Bestellung  den  Charakter 
von  Staatsbeamten  haben,  somit  jenen,  welche  die  österreichische  Siaats- 
büiigeradiaft  besitzen  und  den  im  Verordnungswege  vorgeschriebenen  Quali- 
fikationsliedingungen  entsprechen. 

Hingegen  ist  bei  jenen  Assistenten  (Konstrukteuren),  welche  diesen 
Voraussetzungen  nicht  Genüge  leisten  und  welchen  daher  der  ffir  den 
Bezug  eines  Adjutums  im  eigentlichen  Sinne  vorauszusetzende  Staatsbeamten- 
charakter fehlt  die  Dienstesverleihungsgebühr  nach  TP  40  des  Qebühren- 
gesetzcs  von  der  betreffenden  Jahrt-sremuneration  mittelst  vorschriftsmäßiger 
StempeluntT  des  Bestellungsdekretes  einzuheben. 

Hienach  wird  in  Hinkunft  vorzugehen  sein. 


(Zu  Nr.  267.)  Nr.  781. 

Veromnung  des  Flnanzmlnisterlams  Im  Einvernehmen  mit  den 
Ministerlen  des  Innern,  der  Justiz,  des  Handels,  fflr  Kultus  und 
Unterricht,  Ackerbau  und  Landesverteidigung,  sowie  dem  Obersten 
Bsctanimgehofe  vom  14.  Dezember  1904,  RGBNr.      MVBNr.  11 

ex  1905. 

betreffend  die  Einführung  von  Zahlungslisten  für  die  Qnittiemng  der 

Bezüge  der  Staatsbediensteten« 

Zur  Vereinfachung  der  Liquidierung,  Journalisierung  und  Behebung 
der  fortlaufenden  Bezüge  (Gehalt,  Aktivitäts-,  Personalzulagen  usw.)  der 
*)  $,  Nr,  23^  daan  Nr.  233  aad  2». 
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Staatsbediensteten  werden  an  Stelle  der  Einzelnqttittiiiigeii  und  Odiahs- 
bQcher  (Zahlungsbogen)  vom  1.  April  1905  angefangen  „Zahlungslisten'' 
nach  dem  beigefügten  Formulare  eingeführt.^) 

Die  auf  Rechnung  des  Ärars  in  Druck  zu  legenden  Zahlungslisten 
sind  nach  Amtern  oder  wenigstens  nach  Departements  (Abteilungen)  in 
duplo  auszufertigen. 

Die  Bestimmung  der  mit  der  Ausstellung  der  Zahlungsliste,  der  Be- 
hebung und  Verteilung  der  Bezüge  zu  betrauenden  Person  hat  von  Amts 
wegen  zu  erfolgen  und  kann  sich  sowohl  auf  Beamte,  als  auch  auf  Diener 
des  bctrctfenden  Amtes  erstrecken. 

Aus  Gründen  der  Sicherheit  empfichit  sich  die  Behebung^  des  Geldes 
durch  einen  Beamten  in  Begleitung  cmes  Aiut;:>dieners,  welch  ieizterer  das 
bei  der  Kassa  fibenlonimeDe  Geld  an  der  Seite  des  Bcamtei^  in  das  Amts- 
lokal,  wo  die  Verteilung  unter  die  Bezugsberechtigten  stattfindet,  zu  über- 
tragen  hat 

Der  Aussteller  der  Zahluqgsllste  hat  die  Monatsbezfige  und  die  ent- 
fallenden Stempelgebfihren  in  die  betreffenden  Kolonnen  beider  Parien  em- 

zustellen,  auf  dem  einen  Pare  den  Gesamti>etrag  der  Stempelgebfihren  in 

Stempelmarken*)  an  der  hiefür  bestimmten  Stelle  anzubringen,  die  Ent- 
wertung der  Stempebeichen  mittelst  Überschreibung  der  in  Worten  auszu- 
drückenden Bruttosumnit  der  Bezüge  zu  bewcrkstclhi^cn,  die  Lmpiang>- 
bestätigungen  der  Perzipienten  einzuholen,  das  Duplikat  als  solches  zu 
bezeichnen  und  sodann  beide  Parien  der  Zahlungsliste  dem  liquidierenden 
Organe  zu  überreichen. 

In  jenen  i  allen,  in  welchen  die  Bediensteten  bei  abgesonderter  Quiuie- 
rung  ihrer  einzelnen  Bezüge  einen  geringeren  Stempelbetrag  zu  verwenden 
bitten,  als  bei  kumulativer  Quittierung  derselben,  k6nnen  die  einzelnen 
Bezfige  unter  unmittelbar  aufeinanderfolgenden  fHutnummein  m  die  2^hhiQgs- 
liste  eingetragen  werden.  Die  Namensunterschrift  des  Ptizipiefiten  ist  als- 
dann bei  jeder  Post  einzusetzen,  um  die  abgesonderte  Quittiening  der 
einzelnen  Bezüge  auch  formell  zum  Ausdrucke  zu  bringen. 

Sollten  die  im  voraus  quittierten  Betrage  wegen  Versetzung,  Ab- 
lebens usw.  des  Bezugsberechtigten  nicht  zur  Auszahlun^r  p^elnngen  so 
bleibt  es  dem  letzteren,  beziehungsweise  dessen  Rechtsnachfolger  anheim- 
gestellt, um  die  Ausfolgunp!^  des  der  entrichteten  Oebühr  entsprechenden 
Betrages  in  neuen  Stempeiinarken  unter  Bezeichnung  der  Kassa,  beziehungs- 
weise der  Kontrollsbehörde,  bei  welcher  die  bezügliche  Zahlungsliste  er- 
liegt, bei  der  Finanzbehörde  erster  InsUnz  ehizuschreiten,  wctelie  nach 
Requisition  der  Zahlungsliste  und  Prüfung  der  auf  derselben  verwendeten 
Stempelmarken  über  das  Gesuch  zu  entscheiden  und  die  Entscheiduug  aof 
der  Zahlungsliste  anzumerken  haben  wird. 

>)  VgL  Vdg,  (U$  QnanUimn.  vom  /5.  Mai  im,  RQBMr.  75,  beinfftad  Ott  A/mtismag 
LBuhmg  dtr  BtOf»  dtr  StaattOtner  fffr.  X7f. 

*)  Laut  Verordnung  des  k.  k.  Finanzministeriums  vom  17.  September  1905,  RöBSr.  tSO,  jW 
hinsichtlich  der  vom  1.  Sovember  1905  an  /äUtgen  Rfrtlfrf  die  für  die  Zahlungslisten  tMtfkMmäUt 
QuUtungsgebüJiren  nicht  m  Stempelmarken,  sondern  unmittelbar  zu  entrichten. 
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Die  QuHtiening  und  Behebung  jener  Bezüge,  wekJit  erst  nach  erfolgter 
Ausfertigung  der  ZahluagsUste  zur  Anweisung  gelangen,  hat  mittelst  einer 
gleichfalls  In  duplo  zu  verfassenden  Nachtragszahlungsliste  stattzufinden. 

Falls  ein  Bediensteter  wegen  gerechtfertigten  Ausbleibens  vom  Amte, 
wie  infolge  Krankheit,  Urlaubes,  dienstlicher  Abwesenheit;  an  der  Unter- 
fertigung der  Zahlungsliste  verhindert  sein  sollte,  so  hat  derselbe  eine 
ordnungsmäßig  ausgefertigte  und  entsprechend  gestempelte  Quittung  an 
den  Aussteller  der  Zahlungsitste  einzusenden;  letzterer  hat  die  Monats- 
bezugc  des  Betreffenden  in  die  Zahlungsliste  einzustellen  und  an  der  für 
die  Empfangsbestätigung  bestimmten  Stelle  die  Bemerlcung  „Quittung  liegt 
bei"  einzusetzen. 

Über  die  in  duplo  zur  Liquidierung  überreichte  Zahlunt^sliste  ist  dem 
Uberreicher  von  dem  liquidierenden  Organe  ein  Cmpfangschein  zu  über- 
geben. 

Zu  diesen  als  streng  verrechenbare  Dnicksorte  zu  behandelnden,  jux- 
tierten  Empfangscheinen  darf  nur  guillochiertes,  mit  dem  kaiserlichen  Adler 
als  Trockensfempel  versehenes  Sicherheitspapier  verwendet  werden. 

Der  Name  des  Olierreichers  der  Zahlungsliste  ist  von  dem  liquidieren* 

den  Qrgane  in  der  Juxta  des  Empfangscheines  anzumerken,  in  dem 
Empfangscheine  selbst  jedoch  nicht,  vielmehr  hat  dieser  Name  der  aus- 
zahlenden Kassa  bei  der  Vorweisung  des  Einpfringscheines  als  Stichwort 
zu  dienen,  um  bei  aüfnlügem  Verluste  eines  Cmpfangscheines  eine  miß" 
bräuchliche  Benützung  desselben  zu  verhindern. 

Das  liquidiert  Ilde  ( )ri;Mn  hat  die  Abzüge  und  Nettobeträge  in  beiden 
Parien  der  Zahlungslisic  cm/ustellen,  die  LiquidicrunL[>kl luscl  jedoch  bloß 
aut  dem  mit  den  Empfangsbestätigungen  und  den  Stempeimaritcn  ver- 
sehenen Pare  anzusetzen. 

Nach  vollzogener  Liquidierung  sind  beide  Parien  der  Gehaltsliste  der 
auszahlenden  Kassa  gegen  Bestätigung  In  der  Juxta  des  Empfangscbeincs 
zu  fibeigeben. 

Am  FiUigkeitstage  hat  die  Kassa  dem  mit  der  Behebung  der  BezO|re 
betrauten  Bediensteten  gegen  den  Empfangschein  den  liquiden  Betrag  und 
das  mit  der  Auszahlungsbestitigung  zu  versehende  Duplikat  der  Zahlungs» 
liste  aus/iifolj[:en 

Der  tmpfangschein  ist  sofort  nach  geleisteter  Zahlung  durchzuschlagen 
und  sohin  dem  mit  der  Liquidierungsklausel  versehenen  und  als  Joumal- 
bclcg  zu  verwendenden  i^arc  der  Zahlungsliste  anzuschließen.  Die  zugehörige 
Juxta  ist  seitens  des  liquidierenden  Organes  gleichfalls  der  Zahlungsliste 
beizulegen. 

Auf  Grund  des  DupUkates  der  Zahlungsliste  hat  der  hiemit  betraute 
Bedienstete  die  Verteilung  der  Bezüge  an  die  einzelnen  Bezugsberechtigten 

vorzunehmen.  Die  letzteren  haben  die  Empfangnahme  ihrer  Bezüge  durdi 
Beisetzung  ihrer  Unterschrift  in  der  Kolonne  des  Duplikates:  „Eigenhändige 

Empfangsbestätigung"  zu  hcschcinifren.   Die  Dtjptik.Ttli-jte  selbst  ist  während 
eines  entsprechenden  Zeitraumes  bei  dem  bttrefleiidi  n  Amte  behufs  even- 
tueller Einsichtnahme  seitens  der  Bediensteten  aufzubewahren. 
Uoiversit&tsgetetze.  65 
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Über  die  gemiß  der  Verordnung  vom  4.  September  1903»  ROBNr.  188, 
im  Clearingverkehre  des  Postsparkassenamtet  auaaizahlenden  Bezfige  ist 
gleichfalls  eine  (mit  „P.  A."  zu  bezeichnende)  Zahlungsliste  in  duplo  aus- 
zufcrtig^en  und  dem  liquidierenden  Rechnungsdepartement  zu  überreichen. 

Letzteres  hat  dem  Überreicher  einem  mit  ,,P.  A."  zu  bezeichnenden 
Empfangschein  zu  übergeben,  f^e^ren  welchen  seitens  der  Kassa  am  Fällig- 
keitstage die  Duplikatliste  auszufolgen  ist. 

Die  Bedienstelca,  uelche  sich  dieser  Zahlungsari  bedienen  wollen, 
haben  dies  dem  liquidierenden  Rechnungsdepartement  und  dem  mit  der 
Ausstellung  der  Zahlungsliste  betrauten  Funktionär  bekanntzti^eben  und 
der  Empfangsbestätigung  ihre  Kontonummer  beizufOgen. 


Mal  «es  Ministers  nr  K.  o.  0.  vom  18.  Hai  IMS,  Z.  12JDSS. 


an  die  Rektorate  sämtlicher  Universitäten, 

(betreffend  den  Vorgang  bei  der  Verständigung  nicht  berficluictatigtery 

zertifizierter  Bewerber  um  Dienstposten). 

Da  die  Wahrnehmung  gemacht  wurde,  daß  bei  Verleihung  von  Dienst- 
posten, welche  im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1S72,  ROBNr.  60,*) 
ausgedienten  Unteroffizieren  vorbehalten  sind  oder  bezüglich  deren  diesen 
Kompetenten  gesetzlich  der  Vorzug  vor  den  Obigen  Mitbewerbern  ein- 
geräumt  ist,  nicht  immer  nach  den  Bestimmungen  der  im  Einvernehmen 
mit  den  beteiligten  Zentralstellen  ergangenen  Verordnung  des  Landesver- 
teidigungsministeriums vom  27.  Jänner  1882,  ROBNr.  12,  vorgegangen  wird, 
finde  ich  mich  veranlaßt,  dieselben  zur  genauen  Danachachtuiig  in  Er- 
innerung zu  bringen. 

Hienach  ist  bei  abweislicher  ErKdiVaint:^  der  Kompetenzgesuche  von 
anspruchsberechtigten  Bewerbern  in  dem  bezunlichcn  Bescheide  bestimmt 
anzugeben,  ob  die  fragliche  Dienststelle  einem  anderen  anspruchsberech- 
tigten Unteroffizier,  beziehungsweise  einem  aktiven  oder  quicszierten 
Beamten,  oder  aber  in  Ermanglung  geeigneter  Anspruchsberechtigter  einen 
anderen  nicht  anspruchsberechtigten  Kompetenten  verliehen  wurde. 

Falls  der  Bittsteller  die  für  die  angestrebte  Dienststelle  erforderliche 
Befähigung  überhaupt  nicht  besitzt,  oder  eine  oder  die  andere  der  Be- 
dingungen nicht  nachgewiesen  haben  sollte,  ist  demselben  in  dem  Be- 
scheide lediglich  der  betreffende  Grund  bekanntzugeben. 


Zu  Seite  371,  Nr.  317,  Anmerkung  »): 
Wissenschaftliche  Seminare  an  den  katholisch-theologischen  Fakultäten. 

Mit  MinErl.  vom  26.  August  1005,  Z.  21.624,  wurde  dir  Errichtung  eines  u-issens^rh^/i.'i.'i'i 
theologischen  Seminars  an  der  Universität  in  Lemberg  {mit  drei  Abteilungen,  und  zwar  euttr 
hltckeaetttUeMUeke/t  und  ttuer  hemÜHbekin  mU  tfoMsdur.mid  tburkümO^then  mUnMembAr 

')  s.  Sr.  276  (§  15,  S.  293J, 


(Zu  Nr.  276.) 


Nr.  7S2. 
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Vortragssprache)  und  mit  Mi/iErl,  vom  i6.  Oktober  1905,  Z.  30.277.  die  Erriehtang  ebu» 
solchen  Seminars  an  der  böhmischen  Universität  in  Prag  (mit  zwei  Abteiian^en.  und  zwar 
einer  netttestameailich'exef^tischen  und  einer  philosophisch-apologetisdunj  nach  Maßgabe  der 
wgOtgfM  SMuUm  9om  Sitdiit^fahre  1905 fi  ab  gtuämiet. 

Zn  Sdte  378:  Semlnir«  der  fihlloto|>liltcli«o  Fakiilttteii: 

innsbruekt 

PhUologischn  Sttünar:  Statut  abgeändert  mit  KUMErl.  vom  7.  JuU  1905,  Z.  JfUW2; 
Seminar  für  römn.rischr  F^>:i!;-!:^rir  ■  Errichtung  mit  KUMErl.  vom  2.  Augast  tttOt,  Z,  HSSO, 
Statut  mit  KUMErl.  vom  SS.  t^ovember  1904,  Z.  36.908,  genehmigt. 

Berichtigungen: 

Zu  Nr.  18  (Seite  23)  Anmerkung  '  : 

Oesetz  vom  30.  September  1649  (nicht  lÖiS;,  KUUNr.  401. 

Zu  Nr.  125  (Seite  119): 

Erlafl  dn  Mlabten  llr  K.  n.  U.  vom  19.  Nuvtabcr  l8tl»  Z.  16JBQ»  In  MVBNr.  «T  vtr- 

lautbart. 

Zu  Nr.  212  (Seite  190): 

btudienhofkommisäiunsdekret  vom  3.  Juni  (nicht  Juli)  1839  (Subititutloosaormale). 

Zu  Nr.  SM  <St»t  347),  AnaMrinmg  <): 

Ed«i  des  Mlnitttn  tir  K. «.  U.  vom  33.  Dacnlicr  1806,  Z.  a695/KUM,  MVBNr.  3  (nicht  2). 

Zu  Nr.  328  (Seite  398),  Anmerkung  •): 

KUMVdg  vom  30.  August  1S97,  ROBNr.  220  (nicht  222). 

Zu  Nr.  493  (Seite  6ü4).  in  P.  3,  dritte  Zeile): 

....  «0  vird  vor  (nUbt  von)  der  Znlunrng  ...  * 

Zn  Nr.  579  (Sdte  799): 

Ertafl  des  Ministen  fOr  K.  u.  U.  vom  16.  Apifl  1879»  Z.  5324  CX  1817. 

Zn  Nr.  703  (Seite  955),  Anmerkung  >): 

ErUfi  des  Jninisters  iür  K.  u.  U.  vom  24.  Juii  1901,  Z.  21.359  ^oicht  Z..  21539). 
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vcrsititcn.  Krakau  1868. 
J all retb erlebte  dei  k.  k.  Ministerinnw  fflr  Knllns  and  Untenidit.  Wien  1870—1876. 
Denkschrift  an  die  beiden  Hüuser  de»  Rcich^rate^  über  die  Reform  der  UnivenitUifeaels- 

gcbung,  vom  Irztlichen  Verein  in  Wfcn.   Wien  1871. 
Tliaa  Qeorg  von,  Sammlung  der  tür  die  österreichischen  Universitäten  gültigen  Gesetze. 

Fortgeeetat  von  Friedrich  Freiberrn  von  Schveickhardt.  Wien  1871—1889. 
Onibcr  Alois,  Der  Occtzenfwurf  il^cr  Jie  Organisation  der  L'niversitätsbehördcn.  Wien  1872. 
Dumreicher  Armand,  Freiherr  von,  Die  Verwaltung  der  Universitäten  seit  dem  letzten 
politischen  Systcnnrechiel  In  Oetmttidi.  Wien  1873.  - 

Bericht  8ber  Stterrelchbcbes  Ualerricblswesen.  Aus  Anlafi  der  Weltansstelinng  1873  benos- 

gegeben  von  der  Kommission  för  die  Kollektivausstellung  des  österreichischen  Unterrichts- 
ministeriums. I.  Teil:  Geschichte,  Organisation  und  Statistik  des  Österreichischen  Unter« 
rkhtswMens.  Von  Dr.  Adolf  Picker.  Wien  1873. 

Lemayer  Karl,  Auting  au«  einen  Expose  Ober  die  gegenwtrtigen  akadcmlichcn  Zu- 
stände in  Österreich,  insbesondere  über  den  Mangel  an  Lehrkräften.  Enthalten  Im  «Jibrea- 

bericht  des  k.  k.  Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht".   Wien  1874, 

Härtel  Wilhelm,  DieUnlvenltäten.  Heft  57  von:  Offizieller  Ausstellungsbericht.  Herausgegeben 
dotb  die  Oenenldlrdcllon  der  Wdtausalellmig.  Wien  1874.  Hof-  und  Staatadrucikcrri. 

Stein,  Lorenz  von,  Uhrfrctbetl^  Wbscnfchaft  und  XoNegtcogtld.  Wien  187S. 

Alma  Mater.  Organ  fOr  Ifodisdiulen,  berantgegcben  von  Max  Brcllensicin.  Jahrgang  1-4. 
Wien  1876-1880. 

Lemayer    K'arl.  DIl'  Verwaltung   der  Österreichischen   Hoch'^chulen  von   186S— 1877.  Im 
AuUrage  des  k.  k.  Ministers  fUr  Kultus  und  Unterricht  dargestellt.   Wien  1878. 

Akndemifcher  Kalender  fBr  die  deutschen  Hochschulen  Onmicbs.  I.  Jahrgang  1879/BOff. 
Wien  109  ff. 

Brtltenatuln  Max.  Zur  Rcfoni  dm*  Hocbacfaulcn  In  Ottcrrcteb.  Wien  1884. 
MlfChler  Ernst,  Alte  und  neue  Universitäisstatlstik.   Prag  1885. 
Tewes  August,  Schule,  Universität,  Akademie.   Graz  1887. 

Swieten  Egydius,  Freiherr  von.  Die  Reform  der  Universitätsstudien  in  Osterreich  durch 

Ocrhard  van  Swieten.  In  ,Ost.-ung.  Revue"  1889,  VI.,  297  ff;  VU.,  21  ff. 
Oanlscb  Paul,  Freiherr  von.  Die  Kollegiengeldfrage.  Wien  und  Leipzig  1897. 
Miecbler  Ernst  und  Ulbrtcb  Jotef,  Osterrdcbbehcs  StaattvArterbudii.   Wien,  1897. 

Bd.  II.,  S.  1367  ff. 

Ernst  Mayrhofers  Handbuch  für  den  politischen  Vcnraltnugsdleust.  5.  Aufl.,  red.  von 

Anton  Of.  i'acc.    W  ien  1898.    Bd.  IV.,  S.  1056  ff. 

Strakosch-Grassman n  Gustav  und  Wilhelm  POtzl.   Bibliographie  zur  Geschichte  des 
Mcireidilsähcn  Unterriditsvcsen«:  II.  Die  Untveraltttcn.  Sepaialabdmek  ane  dem  jahret- 

herichte  des  städtischen  Realgymnasiums  in  Korneuburg,  1901/02. 

OoU  Jaroslav,  Der  Haft  der  VOlker  nnd  die  österreichischen  Universitlten.  Prag  1903. 
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mtcbtB  von  Eben^reuth,  Arnold,  Die  Univeraititen.  ROddilidk  ood  Atttblldk.  Reit, 
gphsi'cn  bei  der  Rektoniaiagviidon  ni  der  k.  k.  Ktri-FsuMiw-Uiifwcnitlt  ni  Ooc 

Graz  190i. 

Ober  die  Oeterrelcitiseliea  tiieologitdieii  Falmltileii. 

Schöpf  Josef  Antoo,  Theologisches  Studium  in  Osterreich.  2.  Aufl.  Salzburg  ldS7. 
[Wledcntiiii  Tbcodor],  Die  Reiom  der  kethoUidi-HlieologliehCB  PekHHeB  OiterrcUi- 

Wfen  1972. 

[Oinzel  Josef  Augustio],  Die  theologischen  Studien  in  Osterreich  und  Ihre  Reform.  Wien  1871. 
Ztchokke  HcrmtiiB,  Die  AcologisdieB  Stadien  «td  Aflflttlten  der  kattoliedM«  Klrdic  in 

Osterreich.  Wien  und  Leipzig  1894. 
Schindler  rranxM.,  Di«  Stellung  der  ttaeologiKkeB  Faknltit  im Organlnm» der  Unhrcnitit. 

Wien  1904. 

Ober  die  österrdcldtchen  rechts-  und  etaatswIflseBeelieflllcliea 

Fakaltitteo. 

Hcit  Albert,  EnzyklopSdifch-metbodlschc  Einleitung;  In  das  juridisch-politische  Sttidlam  an 

den  UniversitSten  und  Lyceen  der  deutschen  Erblinder  des  Osterrdchisdien  Kaisertumes 

flack  telRcr  jetzigen  anrlchtung.  Wien  md  Trieft  1813. 
Httfken  Onstnv  ,  über  das  Studium  der  Rechte*  und  Staatswlssenschaften  mit  Bezug  auf  die 

Nc II Li  1  hing  des  höheren  Unterrichtcf  und  die  StaitsprOfiin^  in  Österreich     Wien  1?51. 
UetrachiungcD  Ober  das  ünUrrichiswesen,  insbesondere  über  die  jui^tdischen  Studien  in 

OMerrdeh.  Wien  1853,  Hof-  and  SlantedmeheftL 
Ohrr  rtic  neueste  Regel  un  g  der  rrrht--v}'?'?cn<rchaftlichen  Studfrn  i;i  Österreich.    Wien  1856. 
Wurmb,  Otto  von»  Zur  Reform  der  jurtdisch-polittsch»  Studien  in  Österreich.   Wien  1870. 
Ktelnviehtcr  Friedrich,  Die  rediti»  und  staatsvlsieaschaftllchcn Paknttftca  ta  OetcmiGb. 

Wien  1876. 

Pann  Arnold,  Zur  Reform  des  slaatswisscnschafllichen  Universitätsjtudifims.   Wien  1S77. 
[Kleflling,  Karl  vonj,  Ein  Beitrag  zur  frage  der  Reform  des  juristischen  BUdongswesens  io 
OelerNich.  Wien  im 

Lenaycr   Knri  von,  IXe  AndiOdong  tdr  den  hOherai  Verweltoagidlentt  in  Öticrrdch. 

Wien  1887. 

Barckhard  Max,  Zar  Reform  der  juristfacben  Stadien.  Wien  1W7. 
Nowak  Rudolf,  Refom  der  Inriltlichen  Studien.  Wien  1887. 

Otttachtcn  und  Antrüpf?  tut  Reform  der  |ur1st!schrn  Studien,  erstattet  von  den  recbtl-  nnd 
stiatswissenschaftlichen  haituit&ten  der  Österreichischen  Universitäten.  Wien  1887. 

Pann  Arnold,  Zar  Reform  det  lorfdlachen  Sfvdictt'  nnd  PiMamtanewni.  Wien  1887. 

Heilert,  Josef  Alexander  Freiherr  von,  Zur  Reform  der  recht»*  nnd  »lantMilaMIHrtmll^ 
lieben  Studien  an  den  Österreichischen  Universititen.   Wien  1888. 

Orilnhat  Karl  Samuel,  Die  Reform  des  Rechtsunterrichtes  in  Osterreich.  (S.-A.)  Wien  IBM. 

Ober  die  MerrefcMechen  nedisinisebeii  Falndtiteik 

Domrcleber,  Johann  Freiherr  von,  über  die  Notwendigkeit  von  Reformen  de»  IMer- 

richtc?  an  den  mcdirini^i  fu  n  Fakultäten  östcrrcfchs.   Wien  1P7" 
Puschmann  Theodor,  Üeschichte  des  medizinischen  Unterrichtes  von  den  ältesten  Zdien 

Me  cor  Ocgcnvtrt.  Lelpclf  1889. 
Pienia/.ck  Przemyslaw,  Zur  Reform  der  Studien- nnd  Rlgoroscnordnuig  an  den  medl> 

zinischen  Fakultäten  in  Österreich.  Wien  1892. 
Ottttchten  nnd  Anträge  zur  Reform  der  medizinischen  Stndiea-  and  Rigonmenordanag. 

enttttet  von  den  medbinlichen  FekulMten  der  Merrddilsdien  UnIveraMUen.  Wien  1881 

Über  die  österreichischen  philosophischen  Fakultäten. 

Zimmermann  Robert,  Ober  die  Jetzige  Stellung  der  Philosophie  auf  der  Univenitit. 
Olmatz  18S0. 

H8fler  Karl  Adolf,  Die  pMloeophlidie  Foknltlt,  Ihre  Stetlnng  nr  Wlaaensdmii  nnd  tmi 
Staate.  Prag  1857. 
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Ober  die  UolYmUat  ia  Wien. 

Minerva.  Jahibsd  der  fetdirtcn  Welt.  Hcreaflffeffebcn  von  R.  Kttlmla  mä  K.Trllbner.  jelir- 

gang  ir.   Straßburg  1893.   S.  700. 
Tillmez  Friedrich,  Conspectiu  bistoriae  utUversitatis  Vindobooeniis  ex  actis  veteribusque 

doeumuM»  cnriac.  (PortgeuM  von  ScbasHen  MMtnlorf  er.)  Pan  1— ID.  VJcniiM  1723—1725. 
Rotts  Anton,  Kurzgefaßte  Geschichte  der  Wiener  Hochschule  im  angcncbltB  mid  der  neA- 

zinischen  FakuHSt  im  besonderen.   2  Bde.    Wien  1843—1849. 
Haas  Georg  Eroanuel,  Über  den^ustand  der  österreichischen  Universitäten  mit  besonderer 

Bedcltiifle  auf  die  Wiener  Kodiaelrale.  kutOmrg  1893. 

Randglossen  hlezu.    Von  U.  S.  U'     !  cipzig  1853. 
Ktnk  Kudolf,  Geschichte  der  kais.  Univeraitit  zu  Wien.  2  Bde.  Wien  1854. 
HyrtI  Josef,  Festrede  zur  fflnften  Slkolarftter  der  Wiener  Unhrersitit  Wien  IMS. 
W  olf  Ocrson,  Studien  zur  Jubelfeier  der  Wiener  Universität  im  Jahre  1865.   Wien  1865. 
Ferlemann  Rochus,  Zur  Gcschfch^c  der  Wlnaer  UniversitU.  Ancb  ein  Beitrag  zur  ballv 

tausend|ilirigen  Jabelfeier.  Leipzig  1865. 
Wiedemann  Theodor,  BeHrlgc  zur  neuesten  Oeaelitelite  der  Wiener  Unfverattiit.  In.österr. 

Vicrtc!in}irc«--r!irrft  für  kath,  Thcnlnfric".    Bd.  ;'Wlcn  1865.^        257  ff. 

Schroff  Karl,  Bericht  über  die  SOOj&hrige  Jubelfeier  der  Wiener  UuiversitäU  Wien  1866. 
Unger  Josef,  Zur  Reform  der  Wiener  Universität.  Wien  1869. 
Arneth,  Alfred  von,  Die  Wiener  Universität  unter  Maria  Theresia.  Wien  1879. 

Wolf  Ocrson,  7ur  Geschichte  der  Wiener  Universität.   Wien  ISS3. 

Aschbach.  Josei  f^.  von,  Geschichte  der  Wiener  Universität,   l.  Bd.  Wien  1865.  2.  Bd. 
Wien  1877.  3.  Bd.  Fortgesetzt  von  Ad.  Horawftz.  Wien  1888. 

Jahrbuch  der  k.  k.  Universität  Wien.   Wien  1890  91  ff. 

Schrauf  Karl,  Die  Matrikel  der  Wiener  Universität.   Bd.  I  (1365—1420).   Wien  1892. 
Schrauf  Karl.  Ungarländische  Studenten  an  der  Wiener  Universität,   Wien  1892. 
[Schranf  Karl],  Die  Oedichtniatafeln  der  Wiener Univcrsititsrektoren  1365-1893.  Wien  1893. 
Hnril  Wenzel  und  Karl  Schrauf,  Nachträge  zum  IIL  Bande  von  }otcf  R.  v.  Aschhacbs 

Oescbichte  der  Wiener  Universität.  Wien  1893  «. 
Schravf  Karl,  Znr  OcseMchle  der  Stndentenhtuser  an  der  Wiener  Univtnittt.  Wien  ISN. 
Geschieh te  der  Wiener  Universität  von  1848—1898.   Als  Huldigungsschrift  zum  SOiJihrlgcn 

Regierungsjubiläum  des  Kaisers  Franz  Josef  1.  herausgegeben  vom  almdemiscben  Senate 

der  W  iener  Universität.   Wien  1898. 
Schranf  Karl,  Oasehldite  der  Wiener  Ihtlvcnltlt  In  Ihren  OmndsOgen.  Wien  1901. 
Schranf  Karl,  Dte  Matrllcct  der  nngarischcn  Nation  an  der  Wiener  Univeititit.  Wien  IM». 


Die  theologische  FakBltit  an  der  Wiener  Hochschule.   Wien  1849. 

Wappler  Anton,  Oeschldite  der  theologischen  Fakultät  der  k.  k.  Uoivcnllit  an  Wien. 

Wien  1884. 

Kfnk  Rudolf,  Dfc  Rcchtsichrc  an  der  Wiener  Universität.   Wien  1853. 

Wahlberg  Wilhelm  Emil,  Die  Reform  der  Kechtslehre  an   der  Wiener  Hodisehnle. 
Wien  1868. 

Haer d 1 1 .  ]  n T  c f  F r c t h  e rr  von,  Jnildtsche  Stndictt  an  der  Wlaner  Univertitit  In  den  Vier- 
zigerjahren. Wien  1883. 
Die  fiteren  Statuten  der  Wiener  mediilnfschen  Pakultit  nchal  dner  systcnnUschen  Zasanncn-' 

Stellung  t!.  r  auf  diese  bezQglichen  gesetzlichen  BesUmannigcn  ...  im  Anftrage  der 

medizinischen  Fakultät  gesammelt.   Wien  1847. 
Schneller  josef,  Historische  Darstellung  der  Entwicklung  der  medizinischen  Fakattit  zu  Wien. 
Wien  18S0. 

Rokitansky  Ksri    Zeitfragen,  betreffend  die  UniverstOt  mit  besonderer  Bezichnng  anf  die 

iHedizin.   Wien  1863. 

Pnschmann  Theodor,  Die  Medtetn  zn  Wien  wihrcnd  der  letzten  hundert  fahre.  Wien  1881. 
Acta  faenitatis  Medicae  Universitatis  Vindobonensls  I  (13Q9-H35  .  II  i  i436-150P.  Auf  Veran- 
lassung des  medizinischen  Doktorcnkollegfnms  heranigegeben  von  Karl  Schranf.  Wien 

1894—1899. 

Grober  Max,  IMe  bauliche  Neugestaltung  der  Wiener  medlilnlsehen  Pakultit.  Lclpiig  und 

Wien  1895. 

Toi  dt  Karl,  Zur  Geschichte  der  medizinischen  Universitätsinsütute.  Wien  1897. 
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Puschmann  Theodor,  Vorgeschich(c  der  V.  iencr  medizinischen  Fakultit;  in  „Ein  halbe* 
Jahrtausend",  Festschrift  herausgegeben  vura  Wiener  medizinischen  DoktorenkoUepDin, 
redigiert  von  H.  Adler.  Wien  1899. 

Denkschrift  über  die  gegenwärtige  Lage  der  philosophischen  Fakultät  der  Universität  Uien. 
Molivenbericht  aus  einer  dem  k.  k.  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht  abcmiditcn 
Eingabe  des  Profenorenkollegiums  der  philosophischen  Fakultät.   Wien  1902. 

Leithe  Friedrich,  Die  k.  k.  UniversitätsblblloUick  In  Wien.  Eine  liietoilicb-flstiatiMie 
SklBtc.  Zar  Slkntufeicr  Ihrer  ErOffnunc  am  13.  M«l  lan.  Wien  t8?7. 

Ober  die  Unlvereititt  in  Graz. 

Mfaervt.  jahrbadi  der  gelehrten  WeH.  Herausgegeben  von  R.  Knlcnla  und  K.  Trflboer,  Jihr« 

gang  II.   Strafiburg  1893.   S.  m 
Muchar  Anton,   Die  OrOndun^  der  Universität  Graz.  In  «Stdennirldscfae  Zeitschrift^  1819^ 

I.  Bd.  2.  Heft.  S.  27  ff.;  V.  Bd.  2.  Heft.  S.  165  ff. 
Mvehar  Anton,  Ocechlchte  nnd  Innere  Bnriehtnnf  der  alten  Unlvcnitlf  nnd  dea  Lyienna. 

In  „5teiennlrki5chc  Zehschrift-.  II   I!d  2.  Heft.  S.  20  ff. 
Deakichrift  fflr  die  VervoUständigung  der  k.  k.  Franzens-Universitit  in  Oraz.  Graz  Iti6l. 
Di«  Feier  der  Vcrrotittindigung  der  Kari>Franzent-Un1verstlit  dnreh  Errfchlnnt  der  nMdt- 

ainifehen  Fakultät.  Oraz  1864. 
Wurt7  Adolphe,  Les  hautes  Stüdes  pratfqne«  dans  tcs univerritte d'Allenngne d d'Antrichc- 

Hongrie.  (Oraz).  Paris  1882. 
Mayer  Frans  Martin,  Die  Orflndnnf  der  Omer  Univetaitlt  In  ,OilctT.-nnt.  Rcvnc*. 

Bd.  2      Jnhrg.  18S6'.    Urft  s     S  TMf 
Krones  Franz  von,   Oeschichte  der  Kari-Franzens>Universität  in  Oraz.  Oraz  18^. 
Scbauenstein  Adolf,  Die  errtcn  drei  Jahrhnndcrta  der  Karl-Framcnf«l7nlTerfität  in  Oraz. 

Oraz  1886. 

Festschrift  zur  Feier  der Schlnflatelnlcgaag  dei  nenan  Kaa|»tgt]>lndce  der Otaxer UnivcraltiL 
Oraz  1895.  Enthält: 

I.  Krone«  Frant  von .  Die  Orazcr  Univcivitit  IflM-'lMS.  Ihre  Entwicklung  und  ihr  gegen- 
wärtiger Bestand. 

U.  Karajan,  Max  R.  von,  Oeschichte  der  räumlichen  Entwicklung  der  Uni\'ersitit  zu  Graz. 
Amtlicher  Bericht  Ober  die  alcademische  Feier  ant  Anla£  der  feierlichen  Schlultoteinlegung  und 
ErOfltmng  de«  nenan  Hanptgcblndea  der  k.  k.  Kail-Franzena-Untvcrattit  in  Onz.  Oraz  IMS. 

Über  die  Universität  in  Innsbruck. 

Minerva.  Jahrbuch  der  gelehrten  Welt.  Herausgegeben  von  R.  Kukuia  und  K.  Trübner.  Jahr- 
gang n.  StraSbarg  1893.  S.  317. 

Lnca  Ignaz  de,  Verbuch  einer  akademischen  gelehrten  Geschichte  der  UnlvcrsifSt  zu  Inns- 
bruck. Enthalten  in:  Journal  fflr  Literatur  und  Statistik.  Bd.  I.  S.  1—116.  Innsbruck  1782. 

Die  Realanration  der  1c.  k.  Univaraltit  Innabruck  gefeicii  am  30.  Apili  1826.  iBttAmk  a.  a. 

Probst  Jakob.  Geschichte  der  UnlvcitttU  ttt  Innabtnck  «dt  ihrer  Entatehnng  bi«  nm  Jahre 
1860.   InnsbruLk  laft«. 

Innerhofer  Josei,  uedenkblattcr  an  die  20Ujähngc  Jubelteier  der  k.  k.  Universität  iansbrack. 
Innabmck  1877. 

Nlcoladoni  Karl,  Vcrganganhelt  und  Znknnft  dar  Innduneker  mcdldniichen  FalndiaL 

(S.-A.)  Wien  1818. 

Loebiffch  Wllhalm  Franz,  Die  cntcn  ttnfnndzwanzig  Jahre  der  k.  Ic.  nedfzinlachen  Faknitk 

in  Innsbruck  «alt  Ihrer  Wiedererrichtung  im  Jahre  1869.  Wien  und  Leipzig  is^i. 
Die  Leopold  Pranzens-Universität  zu  Innsbruck  in  den  Jahren  1848—189;^.  Festschrift 

aus  Anlafi  des  50  jährigen  Regierungt Jubiläums  des  Kaisen  Franz  Josef  I.  Heraosgegebca 

vom  ahadend«dien  Senat  der  k.  k.  Univcrailit  lnnrilffnd^  Innabmdi  1899* 
Wrets^chko,  Alfred  R.  von,  iv:c  Geschichte  der  juristischen  FakulfSl  an  der  Univcrshlt 

Innsbruck  1671—1904.  Enthalten  in:  Beiträge  zur  Rechtageschicbte  Tirols.  Featschnft  .  . . 

aus  Anlafi  des  27.  Deutschen  Jnriatentages.  Innahmdc  1904. 

Ober  die  Universitäten  in  Prag. 

Minerva.  Jahrbuch  der  gelehrten  Welt.  Herausgegeben  von  R.  ICukuia  nnd  IC  Titlbner.  Jahr- 
gang II.  Strasburg  1893.  S.  598  u.  601. 
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Voipt  Adauct,  Versuch  einer  Geschichte  der  Universität  zu  Prag.   Prnp;  1776. 
Millauer  Max,  Kritische  Beitrige  zu  A.  Voigts  Versuch  einer  Geschichte  der  Universität  in 
Prag.   Prag  IWO. 

Monumenta  historica  aniversitatis  Carolo-Perdinandeae  Pragetisit.  3  vol.  Prtf  1830—1818. 
Toflieit  W.  W.,  Geschichte  der  Präger  Universität.    Prag  1849. 
Tomck  W.  W.,  Dejepis  university  Praislce.  V  Praze  ld49.  * 
Brettcnttela  M«x.  DI«  Zvinmil  der  Pngcr  Unlvenittt.  Wfen  1879. 

Schneider  Franz  X.,  Historische  Reminiszenzen,  betreffend  die  PragcrUfllvcrrilit.  Rrtgl88l. 

Kvi£aia  Johann,  Zur  böhmischen  Universitfttsfrage.  Prag  1881. 

KvHata  Johann,  Beitrige  zur  Prtgcr  UtdvtriHiWngt.  Prag  1881. 

Dl«  deutsche  Kar!  F c r d i n an d 3- u ni vcriltlt  iit  Png  nnler  4cr  Rcgtcning  8r.  Mijcitll 

des  Kaisers  Franz  Josef  I.    Prag  1899. 
Häuften  Adolf,  Zur  Geschichte  der  deutschen  Universitftt  Prag;  in  «Mitteilungen  des  Vereines 

Mr  OcKhlchte  der  Dcaltdicii  la  BAIiiae«".  38.  Bd.  (Pnf  1900).  $.  HO  ff. 
Schindler  Josef,  Die  theologische  Fakultät  der  k.  k.  dcutscbcii  Unlvcrtittt  xn  Prag  vom 

Jahre  1848-1898.  Prag  1899. 
Selmabel  Georg  Norbert,  Oetcbichte  der  juristischen  Fakalüt  «a  der  vereinigten  Karl 

FerdinanddscfaCB  Ftediidiale  zn  Prag.  Prag  1827. 
S«bald  fohann  Anton,  Geschichte  der  ntedlzlnlfch-praktl^chen  Schale  aa  der  k.  k.  Karl 

Ferdinaodeischen  Universitil  za  Prag.  Prag  und  Leipzig  1796. 
Splrk  Antoa ,  Oetchickit  uad  Besctareibanf  der  k.  k.  UatvenitUtbltdiottiek  zu  Ptag.  Wien  1841. 
Hantlick  Josef  Adolf,  Oesckldite  nad  Beechrdbaaf  der  Pngtr  Ualvenllilibflilfothdc 

Prag  iP'i! 

Hanui  Ignaz  johann,  Zusätze  und  Inhaltsverzeichnisse  zu  iiansiiclcs  Geschichte  und  Be- 
idncibaBc  der  k.  k.  Präger  UalveisMUsMUlothek.  Pn«  1883. 

Über  die  Universität  in  Krakau. 

Miaerva.  Jahrbuch  der  gelehrten  Welt.  Herausgegeben  von  R.  Kakula  und  K.  Trilbner.  Jahr- 
gang Ii.   Strasburg  1893.  S.  352. 

Soltykovlcz  Josef,  O  ttaale  akadcaill  KrakosrtkMI.  Knk6«  1811. 

Herz  Jobana,  OocbieM«  der  Knkaacr  Ualvenitit  Wtea  1847. 

Statuta  nec  ooa  Uber  promotionum  philosophorum  ordinis  in  unlvctaUalt  Jagellonlca  ab  anao 
1403  ad  annum  1849.  Ed.  Josei  Muczkowskl.  Cracovlac  1S49. 

Muczkowski  Josef,  Wiadomosö  o  za)o2eniu  uniwersytetu  Krakowskiego.  W  Krakowic  1849. 
[Meciszewski  H.]  Posag  unlwersytetu  Jagiello&skiego  w  Krakowie.  Wiadomosc  historyczoa. 

W  Knkowlc  1890. 
Mafer  Josef,  Zaklady  uniwersyteckie.   W  Krakowle  18^4 

Codex  diplomatlcus  unlversitatla  studll  generalis  Cracoviensis  I— V  (1365—1605).  Cracovlac 
1870-1900. 

Brandowski  Alfred,  Zaloienfe  unlwersytetu  Krakowskiego  w  roku  1364.   Krak6w  1872. 
Zelssberg  Heinrich,  Das  älteste  Matrikelbuch  der  Universität  Krakau.   Innsbruck  IR72. 
Schranf  Karl,  Inwohnerverzeichnis  der  ungarischen  Studentenburse  zu  Krakau.   S^ien  1893. 
Acta  reetoralia  abaae anfvcrtHatb  eladli  Cracovieadt  ab  aaao  1469.  Ed.  Wladlilani  Whlocfcl. 
Cracoviae  1893--1897* 

rijalekjan,  Stadien  aar  Geschichte  der  Universität  Krakau.  In:  Abhandlungen  der  ICrakauer 

Akadeari«.  PbU.  Klaese.  29.  Bd.  S.  1  ff.  Knkaa  1898.  (Polaiwh.) 
Morawski  Kasimir,  Historya  unlwersytetu  Jagielloaiklefo.   Krakow  1900.    in:  Mnnera 

jaeciilarin  univerritatis  Cracovicnsis,  vo!  f  ii  If 
Bandkie  Ueorg,  Historya  bibiioteki  unlwersytetu Jagieliuuskicgu  wKrakuwic.  W  Krakowie  1821. 
Efltrelcbcr  Karl,  BlUloIcka  JagfcUoAaka,  Kt^w  1881. 

Hahn  Viktor.  Blbliogralb)ablleaszn  anlwcrqrtctajaglellonaklefo.  InaMazCMm*.  LcnbcrglOOl. 

S.  460  ff.,  611  ff.,  713  ff. 

Ober  die  Univeraitit  in  Lemberg. 

Minerva.  Jahrbuch  der  gelehrten  w  eit.  Hcraoigegebcn  von  It  Kakala  nnd  K.  TrObner.  Jahr- 
gang IT.   Straßburg  isoi    s  369. 
Acta  universitatis  Leopolitanac  in  Oaiida  anno  1784  inauguratae.  Lemberg  1786. 
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Wolf  Oerson,  Oeschichte  der  Universität  Lembcig  VOli  I7S4— 1M8.  bl  .O.  Wotti  UdMCOl 

hfsiortschen  Schriften-     Wien  1S92.    S.  1  ff. 
Finkel  Ludwig  u.  Stanislaus  Starz yhsici,  Historya  uniwersyteiu  Lwowskiego.  Lvdv  1894. 
KroBlkt  aDivcrtytcfn  Lwowridcfo.  I  (19M— IMQ.  L«6w  1M9. 

Reif c n k u  g e I  Karl,  BOitlotclu  uüwcnytcck»  ve Lwowi».  1d:  Ptitvodiilk oiakovy  I  UlmcfcL 

Lwöw  1873. 

KotHlAltttdolf,  DIt  UfllvctiMUblblloflMk  in  Lmberg.  iEnthitltttiii:  Mitteilungen  dc*6«Mrr. 
V«rdiic»  Mr  Btblloliieknrcten.  IX.  Jahffiflf  (1M9)  S.  tSS  II.)  Wien  IMS. 

Ober  die  Univenltlt  In  Ciernowlii« 

MIncrv«.  Jthriracli  der  Ketckttta  Welt.  HenMWfefebeii  von  R.  Knkolt  md  K.  Trflbacr.  |riir- 

Kanß  II.    Straßburg  1891.    S.  193. 
Die  Landesfeier  der  lOOffthrigen  Vereinigung  des  tierzogtunies  Bukowina  mit  dem  österreichi- 
schen Kalscrstaate  und  der  ErOffnong  der  k.  k.  Franz  Josefs-Unlversitit  in  Czemowitz. 
Czemowitz  1S76. 

Schuler-I.lhloy ,  Friedrich  von,  Pestvortra^  am  4.  Oktober  1879  für  die  fdcrllche  Er- 
öffnung der  Univeraitit  Czemowitt.  Czemovitz  1894. 

Die  k.  k.  Prens  Joeefe-UnlvertltSt  to  Cxemowfti  in  ersten  VIerletfebrtinidert  Ihrct  Be- 
standes.  Festschrift  herausgegeben  vom  akademischen  Senat.   Czemowitz  1900. 

Nortt  Anton,  Alma  i^ater  rreacilCO-Josephinft.  Festschrift  zu  deren  25jikrigcni  Iti ilMnlu 
Czemowitz  1900. 

Reifenkncel  Kerl,  IMe  Bakowlnaer  UodeebiMloHick  md  die  k.  k.  UnivenitilMllofbek  Ii 

Czemowitz.   Czemowitz  IS$'> 
Reifenkugel  Karl,  Die  k.  k.  Universitätsbibliothek  In  Czemowitz  1885-1895.  Czemowitz  1896. 

Ober  die  theologische  Fakultit  In  Salitiiirg. 

Minerva.  Jahrbuch  der  gcIc^^tc^  Welt.  Hcramgegcbeii  vOtt  R.  KnkiilA  md  K.  Tfibacr.  Jiki^ 

gaog  IL  Streflburg  1B93.  S.  630. 
H  Ist  orte  ilnnc  et  ercklepiscopalft  rnfveffüttb  Salisburgensfs  snb  cmn  P.  P.  Bcnidiabom 

ttsqiie  td  tBmm  1712.  (Auct.  Roman  Sedelmayr  et  Roman  Endl.  >  Francufarti  et  Upeiee  tTM. 
Urkunden  zur  neuesten  Unhemltatsgeschichte  von  Salzburg.  (Wicn^  1704. 
Rompier  Matthias,  Geschichte  des  Schulwesens  in  Salzburg.   Neu  bearbeitet  von  Jofaaaa 

Jefcob  Hocbnnith.  Seltburv  1832. 
Schöpf  Josef  Ant.  n,  Tfic nl ntrischc?  Studium  tn  Salzburg.  Salzburg  1852. 
Mayr  Josef,  Die  ehenmllgc  Universitit  Salzburg.  (OymniS.  Programm).  Salzbarg  1859. 
Spatsenegger  Leopold,  Die  Seldmrger  UaiTertltit.  Salzburg  1872. 
Saltler  Magnus,  Die  Benediktiner  Univeraitit  Salzburg.  In:  Studien  md  MtttlO«Btca  «M 

dem  Benediktiner-  und  Zistcrzlenscr-Orden     Jahrgang  1881  —  1883 
Mittermüiier  Rupert,  Beiträge  zu  einer  Oeschichte  der  ehemaligen  Benedikiiaer-Univcrsjtä; 

in  Salzburr.  Selzbnrg  1888. 
Sattler  Magnus,  Küllektaneen-Blltlcr  aar  Oeecblchit  der  ehemaligen BeiiedlklliieT'Uuitenmt 

in  Salzburg.   Kempten  1890. 
roltz  Karl,  Oeschichte  der  Salzburger  Bibliotkehen.  Wien  18n. 

Hammerle  Alois  Josef,  Die  Salzburger  k.  k.  OHcBllicbc  StadIcnbibUolbek  In  UMoriicb. 
itatlstiacker  Besiehong.  Salzburg  1889. 

Ober  die  tteologltche  Feknltit  In  Olmilz. 

Minerva.  Jakrbnek  der  gclekrien  Wdt.  Hetmag^teben  von  R.  Knkaia  and  IC  TrÜMCr.  Jahr> 

gang  II.    Straßburg  1S93.   S.  500. 
Richter  Franz  Johann,  Kurze  Oeschichte  der  Olmätzer  Universität  und  des  Ursprunges  der 

mlhrltchen  Oymttatien.  OlmBtz  1841. 
D*Elvert  Christian,  Oeschichte  der  Studien-,  Schul-  und  Erziehungsanstalten  in  Mlhrcn 

und  Ö«(erre!chhch-Schleslen,  insbesondere  der  OhnOtzer  Universttil  tn  den  ocuenaa 

Zeiten.  Brünn  1857. 

Den tech  Georg,  Die  tbeologiicbc  Paknlllt  Olmttf  ...  Ein  ROckblidu  Brflm  1888. 
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Chronologisches  Verzeichnis 

der  aufgenommenen  und  zitierten  Gesetze,  Verordnungen, 

Erlässe  usw. 

Die  fettftdraektn)  ZIffeni  beziehen  lidi  tnf  die  OrduttBKtBmmaern  derSannlniig;  dt«  Hbrig^en 

Ziffern  beziehen  sich  auf  die  Seiten,  auf  welchen  die  betreffende  Norm  ganz  oder  auszugsweise 
abgedruckt  oder  im  Texte  zitiert  ifti  die  elngeklaminerten  Seilenzablea  bezieben  ticfa  auf  die 

Aomerkangen. 

Ah.  Fktent  t.  2.  Jinner  1770,  Cod.  anstr.  Bd.  TL:  080,  906. 

1778. 

Hoflaarieiitelnet     10.  April  1773,  Nr.  1477:  (90S). 
StndMiihcifkommiasionadekret  t.  7.  April  1783,  Z.  121:  414. 
HoMekret  v.  4.  Juli  1790,  PGS  Nr.  29:  (730). 

1791. 

Hofdekret  v.  23.  März  1791,  PGS,  Bd.  2,  S.  144,  Nr.  46  :  602. 

t7M. 

Hofdekret  v.  24.  Jänner  1793,  JGS,  S.  6.3,  Nr.  84:  (69). 
Hofdekiet  t.  6.  Febraar  1793,  PGS,  Bd.  2,  S.  21,  Nr.  13:  (59). 

tsoo. 

Hofdekret  v.  29.  Juli  1800  PGS,  Bd.  Vx  Nr.  27:  (161). 

Hoikanzleidekret  v.  2.  April  1802,  PGS,  Bd.  17,  S.  54:  (781). 

1804. 

Hofkmhidiakret  t.  17.  Febnuur  1804,  Z.  8842:  681,  909. 
Hoftaml^ekret  t.  19.  Jnli  1804,  Z.  12.674:  (121). 

18«5. 

Hofkanzleidekret  Tom  13.  Mäiz  1806,  PGS,  Nr.  30:  (461). 

180«. 

Ah.  K&binettäscbreiben  v.  30.  Dezember  ism:  (332). 

1808. 

Hoüuilfloidokiet  v.  3.  November  180S,  Z.  16.135:  (908). 

18«f. 

Hofkamteidekrot     7.  JSnner  1809,  Z.  391:  (760). 

ISII. 

-tu  lienhofkommisaionsdekret  v.  8.  Febniar  1811,  PGS,  Bd.  36,  S.27:  (731). 
ÖtudienbofkommiBsionsdekret  v.  16.  August  1811,  Z.  1407:  (734). 
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Studienhofkommissionsdekret  v.  20.  September  1811,  Z.  1641:  '22:1  205. 
Studienhofkommissionsdekret  v.  27.  September  1811,  Z.  lBn4:  ti4. 
Studienhofkommissionsdekrct  v.  4.  Oktober  1811,  Z.  17:^1:  äö7,  ö86. 

18U. 

Hofkammerdekret  v.  10.  Juli  1812,  PGS,  Bd.  3'J,  J«^.  6:  (335). 
Studienhofkommissionsfb'kret  vom  30.  November  1812,  PGS  Nr.  132:  (460). 
HoHuuicleidekret  y.  2.  Deumber  1818,  Z.  18^,  PGS  Nr.  183:  78,  72. 

StadienhofkommiBBioiudekret     18.  Joni  1818,  Z.  1819:  (734). 

1814. 

StodienlkoikommisBionsdekret     7.  Jftiiner  1814,  Z.  2771:  608,  749. 

1818. 

Stndienhofkommissionsdekrt  t  v.  4.  November  1815,  Z.  2588:  617,  761. 
Hofkanzleidekret  vom  26.  November  18 15.  PGS,  Bd  43,  Nr.  131:  (332;. 

Studieahofkommissionsdekret  vom  11.  November  1816,  Z.  2501:  231. 

1817. 

StudienhofkommiäsioutiUekret  v.  14.  Februar  1817,  Z.  114  :  227  ,  210. 
Hofkansleideknt  t.  6.  UizB  1817,  Z.  6894:  888,  888. 

1818. 

Stad.-Hoikoiii]ii.-Dekret    17.  Oktober  1818,  Z.  8661/606,  FGS,  Bd.  46,  S.  842:  (48^ 

181«. 

Studienhofkommissionsdekret  v.  9.  Dezember  1819.  Z.  8027  813:  (617). 
Stadienhofkommusionadekret  v.  27.  Dezember  1819,  Z.  8364^  1160:  «04,  616. 
Hofkansleiddoret  Tom  89.  Desember  1819,  Z.  11:  689,  784. 

188«. 

Holkanslddekrct  v.  4.  November  1820,  Z.  33.118,  PGS,  Nr.  130  :  80,  77. 
Hofkanslddekret  t.  1.  Desember  1820,  PGS,  Bd.  48,  Nr.  144:  (332). 

issi. 

Dekret  der  obersten  JustJZbteiie  v.  3.  Februar  1821,  JGS,  Bd.  17,  S.  36:  (332j. 
Holkaiuleidekiet     89.  Min  1821,  PGS,  Bd.  49.  Nr.  47:  (332). 

1888. 

Stndienhofkommusioiudekiflt     17.  September  1888,  Z.  6366:  (784). 

1H«4. 

Hoikammerdekret     10.  November  1824,  Z.  43.875:  98,  97. 

I8ts. 

Studienbofkommissionsdekret  v.  9.  April  1825,  Z.  2174,  FGS,  Bd.  53,  63:  (90;. 
StudienhofkommissioDsdekret  y.  23.  Juli  1825,  Z.  2930:  882,  414. 

1884. 

Ah.  Kabinettsadveibeu  v.  9.  September  1826  (Z.  4412):  116,  114 
Stttdie&hofkommiBBionsdekret  y.  18.  September  1826,  Z.  4418:  117,  llö. 

18?7. 

Ilüfkanzlcidekret  vom  24.  April  1827.  PGP.  \r  (908). 
Holkauzleidekret  v.  15.  Juni  1827,  Z.  1084.  141,  128. 

18«8. 

Hofkaiizleidekret  v.  1»J.  Marz  1828,  Z.  11.616:  129,  121. 

Hofdekret  v.  17.  :ilai  1828,  PGS,  Bd.  56,  S.  117:  (336). 

StudienhofkoM.nii   ion^  lf  kr.-t  v.  27.  Oktober  1828,  Z.  28.305  2154  :  274.  288. 

StudienhoikomuiiD^iouäaekret  v.  29.  Dezember  1828,  Z,  6729,  PGS,  Nr.  124:  142, 129. 
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IS««. 

Studienhofkommission  <lokr.  t  v.  23.  Mai  1829,  Z.  2692:  4t«.  ß02. 
istudienhofkomiiiissiüaöüekret  v.  23.  Oktober  1829,  Z.  551U:  US,  115. 
Hofaflkxet     10.  NoTember  1889,  PGS,  Bd.  57,  Nr.  184:  (151). 

183«. 

StadienbofkommiflnoiisdekTet     13.  Febmaf  1880,  Z.  688:  417,  527. 

Tfofkanzleidekret  v.  26.  März  1S30,  PriS,  Bd.  58,  Nr.  36:  (332). 
t^tadieiihofkominissionsdekret  v.  24.  April  1830,  Z.  2132:  618,  761. 
Studieuhofkommiasionsdekret  v.  24.  Mai  1830,  Z.  2320:  (734). 
Hofkufflddekiet  t.  80.  Juni  1890,  PGS,  Bd.  68,  Nr.  68:  (838). 

18M. 

Holkanzleidekret  v.  11.  Mai  1832,  PGS,  B.l.  ßO,  Nr.  49:  (3321. 
HofkAiuleidekrefc  t.  86.  JnU  1838,  PQS,  Bd.  60,  Nr.  106:  (338). 

StudienhoftHTtinn^Hionsdckret  v.  29.  Mfir/.  1833,  Z.  1243:  180,  122. 
Studienhofkommiäsiousdekret  t.  12.  April  1833,  Z.  984  :  285,  208. 
Verordnung  d.  n.«.  Landesregiening  t.  6.  Desember  1838,  Z.  64.460:  480,  690. 

1M4. 

StadienhoftommiBBiontdekret     15.  Jänner  1834,  PGS,  Nr.  7:  (976). 
Hofkanzleidekret  v.  16.  .TSniier  1834,  PGS,  Bd.  62,  S.  9,  Nr.  8:  ffil7). 
Studienhofkommissionsdekret  v.  26.  Jänner  1834,  PGS,  S.  11:  (746). 
Note  d.  k.  k.  Stadienhofkommission  v.  19.  Februar  1834,  Z.  1004)251:  (617). 
Hofkansleidekret     84.  Oktober  18S4,  POS,  Bd.  68,  ^Y  116:  ^). 

Hofkammerdekret  vom  21.  Februar  1835,  Z.  7235:  (694). 
HofkanzlpKlpkret  vom  9.  JuU  1835,  PGS,  Bd.  63,  Nr.  106:  (332). 
Studienlioikominissionsdekret  v.  19.  September  1835,  Z.  4975:  153,  136. 
HofkaoBleidekiet  t.  83.  September  1836,  PGS,  Bd.  68,  Kr.  166,  S.  869:  (536). 
Hofkammerdekret  t*  80.  November  1886,  Z.  46.888:  8Mv  836. 

188«. 

Studienhofkommissionsdekret  v.  9.  MUrz  1830,  Z.  1415:  154,  136. 
Studienhofkommissionsdekret  v.  10.  Oktober  1836,  Z.  6129:  (86). 

1837. 

Stadieohofkommimioiuddcret  t.  84.  Februar  1837,  Z.  887:  (136). 
StndienhofkommMBioaBdekret  v.  16.  Aognst  1837,  Z.  4993:  568,  667. 

18S9. 

StodienhofkommisBionBdekxet  t.  8.  Juni  1H39,  PGS,  Bd.  67,  S.  96:  812,  190. 

1M4B. 

Kais.  Patent  t.  27.  Jänner  1840,  JGä,  Nr.  404:  (116). 

1841. 

Hofdekret  v.  5.  Juni  1841,  Z.  16.684:  (99). 

Studienhofkommissionsdekret  v.  16.  S^tember  1841,  Z.  5959:  119,  116. 
Stutlienliofkoramissionsdekret  v.  8.  November  1841,  Z.  7657:  190,  117. 
Hofdekret  v.  15.  November  1841,  Z.  38.923:  (99). 

184«. 

StQdieiih<^oami8Bi<»«dekret  t.  13.  Juni  1848,  Z.  8671:  669,  687. 

Studienhofkommissionsdekret  v.  18.  .März  IHl  l,  I'iJS,  VA.  71:  (731). 
Hofkanaleidekret     16.  Juni  1843,  PGS,  Bd.  71,  Nr.  69:  (332). 

1844. 

StttdienhofkommisBionsdekret  v.  23.  Februar  1844:  (181). 
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1846. 

Hofkaozleidekret  t.  S4.  KoYember  1Ö46,  Z.  8712:  121,  117. 

1848. 

ErlaÜ  d.  Min.  i.  £.  u.  U.  v.  1.  Aunl  1848,  Z.  2284:  (4ia). 
HisiflterialerlaS  t.  6.  April  1848,  Z.  mS:  61. 
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Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  15.  Oktober  1857,  Z.  16.918:  (812).  • 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  19.  Oktober  1857.  Z.  17.726:  379. 

Erlaß  d.  Min.  f  K.  ii.  V.  v.  28.  Oktober  1857,  Z.  18.280:  56,  57 

Kundmachung  d.Finanzmin.v.  31.  Okt.  1857,  Z.43.422/2342,FMVBNr.  50:  728, 1021. 
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Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  5.  Nov.  mber  1857,  Z.  16.914/933,  RGBNr.  219:  M8,  478. 
Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  6.  November  1857,  Z.  19  265:    4,  6. 
Erlaß  d.  Min.  1  K.  u.  U.  v.  19.  Dezember  1857,  Z.  21.091 :    183,  123. 

1858. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  a.  U.  t.  1.  Februar  I8ö8,  Z.  21.777  ex  1857  :   868,  479. 
EriaB  d.  Hin.  f.  K.  iL  V.  t.  16.  Min  1868,  Z.  80.618  ex  1867:  Mi,  TOS. 

Verordnung  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  29. März  1858,  Z.  264  KÜM,  RGRXr.  60:  «07,  740. 

ErlaÖ  (1.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  16.  April  1858,  Z.  5164:  147.  132. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  14.  Juni  1858,  Z.  17.637  ex  1857:    24,  32. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u,  ü.  v.  27.  Außrust  1858,  Z.  12.988  :  648,  838. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  12.  November  1858,  Z.  18.269:   184,  lU, 

Brlaß  d.  Min.  I.  K.  u.  U.  v.  23.  November  1858,  Z.  19.872:  (830). 

185». 

Erlaß  d.  Min.  t  K.  u.  U.  y.  25.  Jänuer  1859,  Z.  12.675/734  ex  1868  :   26,  33. 

BrbA  d.  Hin.  1  K.  v.  ü.  t.  84.  Hftn  1869,  Z.  4480:  «90,  460. 

BrlaS  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  28.  Mürz  1859,  Z.  334/KUM:  441,  646. 

Kais.  Verordnung  v.  6.  April  1859,  ROBNr.  91:  (807). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  7.  April  1859,  Z.  5314:  (792). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  12.  April  1859,  Z.  S43  KUM:    2/>9,  242. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  \i.  U.  v.  3.  Mai  1859,  Z.  22.600/1343  ex  1858  :    505,  617. 

Note  d.  Min.  i.  K.  u.  U.  v.  16.  Mai  1859,  Z.  7481,  HGBNr.  91 :  (807). 

Erh6  d.  Min.  1  K.  tt.  ü.  T.  18.  AjKwt  1869,  Z.  888/KÜM:  800,  8». 

£i]«8  d.  Min.  f.  K.  n.  ü.  y.  7.  Oktober  1869,  Z.  18.661,  ROBNr.  186:  014,  m. 

18M. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  20.  Jänner  1S(^0.  Z.  523:  (58). 

Erlaß  d.  Min.  L  K.  u.  U.  t.  30.  Jänner  1860,  Z.  1059:   218,  197. 

Erlafl  d.  Min.  f.  K.  n.  ü.  t.  6.  Febmar  1860,  Z.  19.582  ex  1860:  090,  708. 

Erlaß  d.  Min.  t  K.  u.  U.  v.  28.  Februar  1860.  7..  2786:    588,  648. 

Kais.  Verordnung  v.  10.  März  18(;ü,  KGBNr.  64  :   295,  .333. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  20.  Mai  1860,  Z.  7039:    128,  118. 

Ministeiialerlafi     11.  Jnni  1860,  Z.  7468:  (290). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  22.  Juni  1860,  Z.  1146; KÜM:    167,  138. 

fc:riaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  12.  Juli  18(K).  Z.  9909:  (690). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  t.  29.  Juli  1860,  Z.  7372:  429,  537. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  a.  U.  t.  89.  Norember  1860,  Z.  1868/KUM:  08,  68. 

1861. 

Erlaß  d.  Staatsmin.  v.  13.  Februar  1861,  Z.  615:  (16). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  14.  Februar  1861,  Z.  1555:    842,  430. 

Erlaß  d.  Min.  i.  X.  u.  ü.  v.  19.  Februar  1861,  Z.  1112  :   805,  183. 

BrlaB  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  t.  4.  AprU  1861,  Z.  8108:  681,  688. 

3rlaß  d.  Staatsmin.  v.  13.  Mai  1861,  Z.  3426:  141). 

':rlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  5.  Juli  1861,  Z.  3630:  mS). 

•:rlaß  d.  Staatämin.  K.  U.  v.  10.  August  1861,  Z.  6510  :   529,  644. 

i:rlaß  d.  Staatsmin.  K.  U.     9.  September  1861,  Z.  8311:  223. 

Crlaß  (1.  Staatsmin.  K.  U.  v.  11.  S.'ptomber  1801,  Z.  7684/496:   646,  840. 

Üu  Entedüießung     6.  Oktober  1861:   242,  223. 

tteatemlnieterialerlnB  t.  14.  Oktober  1861,  Z.  9888,  K.  ü.:  Sffi,  883. 

Srlaß  d.  Staatsmin.  v.  29.  Oktober  1861,  Z.  10.719/K.  U.:  (830). 

Srlafi  d.  Staatsmin.  £.  U.  t.  21.  Dezember  1861,  Z.  11.879i£.  U.:  (830). 

186S. 

Irlaß  d.  Staat-^min.  K.  U.  v.  11.  April  1862,  Z.  2928:  (424). 
Irlaß  d.  Staatsmin.  K.  U.  v.  29.  Juni  1862,  Z.  3542,190:  (87). 
irlaß  d.  Staatsmin.  E.  ü.  t.  9.  Augnst  1862,  Z.  8189:  (872). 
rlaß  d.  Staatsmin.  K.  ü.  v.  12.  .\uerust  1862,  Z.  7398:   80,  88. 
änisterialerlaß  v.  16.  August  1862.  Z.  7767:  (830). 
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Vdg.  d.  Staatsmin.  K.  V.  v.  30.  Nov.  1862,  Z.  10,184.  RGBNr.  91:  419,  M7. 
SrlaA  d.  Hin.  i.  £.  u.  ü.  v.  4.  Desember  1862,  Z.  12.977:  (430). 

186.1. 

Erlaß  cl.  Staat  min.  K.  U.  v.  2t  Febniar  1863,  Z.  1160:    612,  7ÖX. 
Eilaß  d.  Staatamin.  K.  ü.  v.  16.  März  1863,  Z.  3017:   57,  58. 
Sr1a0  d.  Staatsmin.  K.  ü.     9.  Mai  1863,  Z.  4738:  (830). 
Erlaß  fl,  Staatsmin.  v.  14.  Juni  1863,  Z.  ^291  K.      :    68,  64. 
£rlaß  d.  Ötaatäuiin.  K.  U.  v.  28.  Juli  1863,  Z.  5029:    8a,  79. 
Erlaß  d.  Staatsmin.  K.  ü.     4.  November  186:4,  Z.  11.642  :  481,  591. 
Brlafi  d.  Min.  t  K.  n.  U.     80.  November  1868,  Z.  12.968:  {98i), 

16«4. 

Erlaß  d.  Staatsmin.  v.  26.  Februar  1864,  Z.  1192.    5,  8. 
Erlaß  d.  Staatsmin.  K.  U.  v.  31.  März  18W,  Z.  2679:  (754). 
Staatamiuisterialeilaß  v.  3.  April  1864,  Z.  3229/K.  ü.:   253,  231. 
N.  8.  StatthaltefeinlaB  y.  17.  AprU  1864,  Z.  14.723  :  231. 
ErlaB  d.  Staatsmin.  K.  17.  t.  18.  JuU  1864,  Z.  6806/K.  ü.:  (742). 

1845. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  12.  Jänner  1865,  Z.  12  350:  56. 
Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  ?.  11.  Februar  1865,  Z.  909/KUM:  66. 
ErlaB  d.  Staatsmin.  X.  ü.     88.  Febroar  1868,  Z.  1880:  871,  480. 

Erlaß  d.  Staatsmin.  v.  28.        mar  1805,  Z.  1825:  (792). 
Erlaß  .1  Min  f.  K.  n,  V.  v.  ö.  .März  1865,  Z.  1800:  56. 
Erlau  a.  .Staatsmin.  K.  U.  v.  23.  März  1865,  Z.  2459:    430.  539. 
Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.     27.  März  1865,  Z  2368:    148,  133. 
Erlali  d.  Staatsmin.  K.  U.  v.  12.  April  1866,  Z.  2639:    179,  162. 
Erlaß  d.  Staatamin.  £.  U.  v.  19.  April  1866,  Z.  3382:   571,  703. 
Erla8  d.  IGn.  1  E.  n.  U.  t.  84.  Aprü  1865,  Z.  8888:  (117). 
Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  20.  Mai  1866,  Z.  779  :  380. 
Erlaß  d.  Staatsmin   K.  U.  v.  20.  Juni  1805.  Z  3so5:  542. 
Erlaß  d.  Staatamiü.  K.  U.  v.  21.  Juni  iöüb,  Z.  5260:  (830). 
Erlaß  d.  Staatsmin.  K.  U.  v.  1.  September  1865,  Z.  8141:  807,  619. 
Erlaß  d.  Staatsmin.  v.  55.  Soptomher  lHn5,  Z.  2161:  (798). 
Gesetz  v.  2.  Oktober  1865,  KciBiNr.  108  :  67. 

Erlaß  d.  Staatsmin.  K.  U.  t.  18.  Deeember  1866,  Z.  11.027:  481,  689. 

184«. 

ErlaB  d.  Staatsmin.  E.  Ü.  ▼.  16.  Jltnner  1866,  Z.  18.866  ez  1866:  (80). 

Erlaß  d.  Staatsmin.  K.  U.  ▼.31.  Jänner  1866,  Z.  12.407  ex  1866:  488,  608. 

Erlaß  d.  Staatsmin.  K.  ü.  t.  3.  A^ril  1866,  Z.  1390:    46,  45. 

Erlaß  d.  Staatömin.  K.  U.  v.  11.  Mai  1866,  Z.  3462:    104.  103. 

Verordnwig  d.  Staatsmin.  v.  22.  Juni  1866,  Z.  3371:  (590). 

Erlaß  d.  Staatsmin.  K.  U.  v.  4.  Juli  ^H^.r^,  l.  5620:  616,  760. 

Erlaß  d.  Staatsmin.  K.  U.  y.  28.  September  1866,  Z.  7Ö41/£.  U.:  (830). 

Erlaß  d.  Staatsmin.  K.  Ü.      16.  Oktober  1866.  Z.  8270/K.Ü.:  (830^. 

Erlaß  d.  Staatsmin.  K.  U.  t.  10.  November  ISnn,  Z.  3739/K.  ü.:  (830). 

Erlaß  d.  Staatsmin.  K.  U.  v.  15.  NoTembcr  1866.  Z.  9038/K.  ü.:  (880). 

Kais.  Verordnung  v.  9.  Dezember  1866,  BÖBNr.  167:  (160). 

ErlaB  d.  Hin.  f.  K.  n.  U.     86.  Deiember  1866,  Z.  8410:  988,  184. 

Erlaß  d.  Staatsmin.  K.  ü.  v.  87.  Desember  1866^  Z.  10.878:  (68). 

1847. 

Erlaß  d.  Staatsmin.  v.  19.  Jänner  1867,  Z,  312/K.  U.:  (788). 

Erl  d.  Staatsmin.  u.  d.  Ob.  Itechuuiij^rsh.  v.  30.  Jänner  1867,  BÜBNr.  40:  70»,  962. 

Erlaß  d.  Staatsmin.  E.  U.  v.  16.  Februar  1867,  Z.  833:  899,  514. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  9.  Juli  1867,  Z.  4938:   ri72,  703. 

Bekanntmachung  d.  Min- f.  K.  u.  ü.  v.  16.  September  1867,  RGBNr.  120:  681,796. 

Erlaß  d.  Min.  L  E.  a.  U.  v.  12.  Oktober  1867,  Z.  8386:  (18). 
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Oeaetc  t.  Ift.  Noyember  1867,  BGBNr.  181:  002;  (60^ 
GeMlB  T.  St  Denmber  1867,  BGBNr.  141:  1. 

Kriaü  d.  Min.  1.  K.  a.  U.  T.  19.  Jäaner  1868,  Z.  10.610  ex  1867:   67d,  706. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  ii.  U.     24.  Jiiiner  1868,  Z.  84:  (113). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  22.  Februar  1868,  Z.  984  :  394. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  n.  U.  v.  25.  Mörz  1868,  Z.  2028  .   214,  198. 

Erlaß  d.  Mio.  t  K.  u.  U.  v.  8.  AprU  1868,  Z.  2591:  2U,  198. 

ErlaB  d.  Hin.  d.  bem     10.  AprU  1868,  Z.  1417/lL  L:  644,  866. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  18.  April  1868.  Z.  1306:  fl23Y 

Cin  ulaudum  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  24.  April  1868,  Z.  3030:   149,  188. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  22.  Mai  1868,  Z.  2662  :    848,  431. 

Erlaß  d.  3Iin.  f.  K.  u.  U.  v.  26.  Mai  1868,  Z.  iim-.    150,  134. 

Erlaß  d.  Min.  L  K.  O.  U.  v.  10.  Juli  1868,  Z.  4873:   545,  655. 

Erlaß  d.  Min.  1  K.  u.  ü.      28.  September  1868,  Z.  8318:  ^529). 

Erlaß  d.  Hin.  1  K.  n.  U.     9.  Oktober  1868,  Z.  8808:  11,  16. 

Srlftfi  d.  Mm.  f.  K.  u.  ü.  t.  20.  Oktober  1868,  Z.  9867:  (703). 

186t. 

Erlaß  d.  Min  f  K  u.  ü.  v.  18.  JSnncr  ISfiO,  Z.  10  462  ex  1868,  MVBNr.  16:  207,  185. 

Vdg.  d.  Min.  t.  K.  u.  U.  v.  22.  Jänner  1869,  Z.  11.264  ex  1868,  MVBNr.  17:  418,  Ö23. 

Vdg.  d.  Jlin.  f.  K.  u.  U.  v.  8.  März  1869,  Z.  86,  RGBXr.  31.  MVBNr.  28:  414,  526. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  19.  April  1869,  Z.  Söm,  MVBNr.  H5:    6,  9. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u  V.  v.  16.  Juni  1869,  Z.  4508,  MVBNr.  66:   484,  604. 

Krlaß  d.  IGb.  f.  K.  n.  U.  t.  6.  JuU  1869,  Z.  5847  :  248,  224. 

Erlaß  d.  Ifin.  f.  K.  n.  ü.     80.  Juli  1889,  Z.  6686,  MVBNr.  80:  674,  706. 

Ministerialerlaß  v.  21.  September  1869,  Z.  6613  ex  1868:  (7501. 

Erlaß  !  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  19.  Oktober  lRfi9,  Z  9inr..  MVBXr,  91:  9. 

EriaU  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  2.  Dezember  ib&J,  Z.  ii.Uij,  M\  BNr.  96:  575,  706. 

Brlaß  d.  Min.  t  K.  v.  U.     16  DeMmber  1869,  Z.  11.680:  684,  911. 

187tw 

MiniHterialerlaß  v.  22.  Februar  1870,  Z.  945,  MVBNr.  36:  (760). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  22.  Februar  1870,  Z.  1253,  MVBNr.  37:  (958). 

Vdg.  d.  Min.  f.  K.  a.  Ü.  v.  l.Mära  1870,  Z.  7330  ex  1869,  MVBNr.  38  ex  1870;  27, 34. 

Verordnung  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  t.  3.  M«rz  1870,  Z.  1958,  MVBNr.  89:  887,  4S8. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  4.  Mflrz  1870.  Z.  7453  ex  1869,  MVBNr.  40:  28»  86. 

Erlaß  d.  Min.  1  K.  u.  U.  v.  22.  Marz  18 lO,  Z.  2479  :  56. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  n.  U.  y.  26.  Win  1870,  Z  1974,  MVBNr.  49:  419,  628. 

GesetÄ  V  9.  AprU  1870,  BGBNr.  47,  MVBNr.  69:    180,  168. 

Gesetz  v.  9.  April  1870,  RGBNr.  45,  MVBNr.  68:  (96). 

Erlaß  d.  Min.  L  K.  u.  U.  t.  14.  Mai  1870,  Z.  4034,  MVBNr.  87:   12,  17. 

Brla6  d.  Min.  1  K.  o.  ü.  t.  22.  JoH  1870,  Z.  7067:  944,  224. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  ii.  ü.  v.  23.  Aupu  •  1870,  Z.  7844     258,  232 

Erlaß  .1.  Min.  f.  K.  u.  TJ.  v.  3.  Spptenil)er  1870,  Z.  8579:    »72,  482. 

Vdg.  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  13. Sept.  1870,  Z.8825.  RGBNr.  118,  MVBNr.  135:  400,  515. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  13.  September  1870,  Z.  7r)32  i'.m). 

Brlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  y  21  Septoraber  1870,  Z.  9124,  MVlLXr  137    115,  113. 

Erlaß  d.Min.i.K.u.U.T.  30.  Oktober  1870,  Z.5021,  MVB.  ex  1870,  S.660:  666,  911. 

1871. 

Erlaß  d.  Min.  1  K.  u.  ü.  v.  14.  März  1871,  Z.  2279,  MVBNr.  16:   ltt5,  124. 
Brla6 d.lGn.f.K.11. U.T.SO. April  1871,Z.8828  es  l870,MVBNr.26 ex  1871:  4IR1, 616. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  1.  Juni  1871,  Z.  6031,  MVBNr.  86:  184,  lia 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  15.  Juni  1871   Z  5708:  (oDOi. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  V.  v.  11.  Juli  1871,  Z.  5^3  Präa.:  18,  17. 

Erlab  d  Min.  f.  K.  u.  IJ.  v.  18.  .iuerust  1871,  Z.  9287:  380. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  20.  An.  i  t  l'^Tl,  Z.  8786:  211 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  a.  U.  t.  19.  September  1871,  Z.  10.558  :  646,  841. 

66^ 
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Verordnung  d.  Min.  f.  K.  u.  V.  v.  18.  Oktober  1871,  Z.  9910,  MVBNr.  09:  413. 
ErlaA  d.  Min.  1  JL.  u.  ü.  t.  SS.Noyember  1871,  Z.  18.442,  MyBNr.66:  m,  68S. 
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Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  11.  Pt  zember  1891,  Z.  25.603:  57. 

Erl  d.M. f. K. u.U.  v. 29.  Des.  1891,  resp.l5.  Jänn.l892,Z.2149/KUMexl891:  449,554. 


189t. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  4.  Jfinner  1892,  Z.  26.269:  (39ÜI 
Erlaß  d.  Min.  t  K.  u.  U.  v.  ö.  Jänner  1892,  Z,  27.539:   40,  43. 
Erlafi  d.  Min.  d.  Innern  y.  16.  Jftnner  1892,  Z.  21.618:  497. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  18.  Jänner  1892,  Z.  857  :    688,  912. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u  V.  v.  19.  Jänner  1892,  Z.  17.155  ex  1891:    301.  349. 

Erkenntnis  d.  Verwalturnjügerichtshofes  v.  4.  Februar  1892,  Z.  403:  ^9i3j. 

Erlafi  d.  Finanzmin.  y.  7.  Febroar  1892,  Z.  4847  :  681. 

Krlaß  d.  Min.  d.  Innern  v.  11.  Februar  1892,  Z.  1669:  (976). 

Kdm.d.M.  f.  K.  u.  ü.  v.  13.  Febr.  1892,  Z.  27. 295  ex  1891,  MVBNr.  11  ex  1892  :  714,981. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  n.  ü.  v.  17.  Februar  1892,  Z.  2879:  (457). 

V'  rordnung  d.  Gesamtmin.  v.  3.  März  1892,  M\  B  d.  Min.  f.  K.ilU.  Nr.8:  (98). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  8.  März  1892,  Z.  2471:   54,  55 

Erlaß  d.  Min.  i.  K.  o.  U.  v.  18.  März  1892,  Z.  442/KUM:   ^1,  6öü. 

Brla8  d.  Min.  i  K.  n.  ü.  y.  94.  Mftn  1892,  Z.  6820:  66. 

Erlaß  il.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  26.  März  1892,  Z.  5746:    41.  43. 

Erlaß  d.  Min.  L  K.  u.  ü.  v.  27.  März  1892.  Z.400'KUM,  MVBNr.  14:  5i2,68l. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  2.  April  189J,  Z.  11.734:  380. 

Eriaß  d.  Min.  d.  Innern  v.  7.  April  1892.  Z  5889  :    715,  968. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  9.  April  1892,  Z.  6887:  56. 

Erlaß  d.  Min.  t  £.  u.  U.  v.  12.  April  1892,  Z.  7069:  488,  592. 
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Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  19.  April  1892.  Z.  7702:    19«.  177. 

£rlafi  d.  Miit  L  K.  u.  U.  v.  SO.  April  1»92,  Z.  8649:  4^7,  Ö43. 

Eirl«6  d.  MSn.  1      n.  ü.     e.  Mai  1893,  Z.  8470:  (648). 

Erlaß  (1.  3tin.  f.  K.  u.  U.  v.  9.  Mai  18U2,  Z.  10.193:  (463). 

Kr'.ifi  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  V.  10.  Mai  1892,  Z.  7838:  (138\ 

Eriaü  (1.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  20.  Mai  1892,  Z.  804/KüM,  MVB.Xr.  23;  o9i,  723. 

Verordnung  d.  M.  f.  K.  u.  ü.     22.  Juni  1892,  Z.  7036,  MVBNr.  80:  Sil,  361. 

Erkenntnis  des  Reichsgerichtes  v.  6.  Juli  1892,  Z.  219:  333. 

Erlaß  d.  Min.  f.  £.  o.  U.  v.  8.  Juli  1892,  Z,  14.62Ö;   42,  43. 

Erlaß  d.  Min.  1  K.  n.  ü.  t.  8.  Juli  1892,  Z.  15.878:  069,  876. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  20.  JuU  1892,  Z.  15.170:    716,  988. 

Erlaß  d.  Jün.  f.  K.  u.  U.  v.  29.  Juli  1892,  Z.  4715:  (360). 

Erlaß  d.  Min.  t  K.  u.  U.  t.  6.  August  1892,  Z.  16.712:  42&a,  532. 

BrIaS  d.  WbL  1      n.  ü.  ▼.  10.  Auguat  1892,  Z.  17.614,  MVBNr.  46:  W8,  688. 

Erlaß  d.  Min.  d.  Tnnrrn  v.  22.  August  1892,  Z.  19.082:  f976). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K,  u.  J.  v.  24.  August  1892,  Z.  16.792:  338. 

Erlaß  d.  Min.  d.  Lmern  v.  27.  August  1892,  Z.  18.768:  (908). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  14.  September  1892,  Z.  1G.008:   621.  763. 

El  aß  d.  Min.  f.  K.  u.  V.  v.  28.  Oktober  1892,  Z.  24.269:   695,  917. 

Note  d.  Min.  £.  £.  u.  U.  t.  30.  Oktober  1892,  Z.  23.572:   81,  77. 

EriaB  d.  Min.  f.  K.  iL  ü.     4.  November  1892,  Z.  84^8:  (233). 

ErlaS  d.  Mb.  1  K.  n.  U.  T.  8.  DesemW  1898,  Z.  2886/KÜK:  W.  660. 


18f8. 

Erlafi  d.  Min  t  K.  IL  ü.     8.  Jfinner  1898,  Z.  88.676  ex  1892:  (648). 

Ministerialerlaß  vom  13.  Jänner  1893.  Z.  28.754  ex  1802:  290i. 

Frl;iR  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  14  VAnner  1893,  Z.  27.364  ex  1892:   696|  918. 

F.rl  iLi  d.  Miu.  f.  K.  u.  ü.  V.  22.  .Jimner  1893,  Z.  688  :  379. 

Kr  l  lö  d.  Min.  d.  Innern  v.  29.  Febniar  1893,  Z.  18.292:  (911). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  17.  März  1893,  Z.  3510,  MVBXr.  15:   698,  784. 

Erlaß  d.  Min.  £.  K.  u.  U.  v.  26.  Uäns  1893,  Z.  1904:   501,  613. 

Brlafi  d.  Min.  1  E.  n.  ü.  v.  18.  AprU  1893.  Z.  4166:   (239);  (290). 

Gesetz  v.  20.  April  1893,  RGBNr.  68,  MVBNr  16  :    686,  805. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  29.  April  1893,  Z.  20'KrM,  MVBNr.  17  :   689,  726. 

Eriaü  d.  Min.  t  K.  u.  U.  v.  30.  Aprü  1893,  Z.  6517:  338. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  n.  U.  v.  9.  Mai  1893,  Z.  1905:  84. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  31.  Mai  1893,  Z.  5387:    6^,  68. 

Erlaß  d.  Min.  t  K.  u.  Ü.  v.  2.  Juni  1893,  Z.  11.439:    717,  985, 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  TT.  v.  9.  Juni  1893,  Z.  10.623:   (233 j. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  r.  v.  13.  Juni  1893,  Z.  3009:    302,  350. 

Erlaß d. Min. f. K  u.U.  v.  24.  Juni  1893,  Z.  11.096.  liGBNr.  116.  MVBNr.  89:  889,488. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  27.  Juni  1893,  Z.  13.783:   »67,  441. 

BrlftB  d.  Min.  1  K.  n.  V.     89.  Jnni  1893,  Z.  1181/EÜM:  689,  661. 

Erlaß  d-  Mir,  f.  K.  u.  V.  v.  28.  TuH  1893,  Z.  14.202:    6r,4.  084. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  3.  August  1893,  Z.  1147/KUM:   186,  166. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  IT.  v.  12.  August  1893,  Z.  6384  :   497,  607. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u  V.  v.  2.  Soptember  1893.  Z.  18.874:   3,>8,  441. 

Erlaß  d.  Min.  1  K.  u.  U.  v.  26.  September  1893,  Z.  19.170:  380. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  t.  26.  September  1893,  Z.  20.151:  (404). 

ErlaB  d.  Min.  1  K.  v.  U.  t.  18.  Oktober  1893,  Z.  19.698:  8M,  489. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  28.  November  1893,  Z.  2083/KUM:   640,  668. 

Erlaß  d.  Min.  d.  Innern  v.  30.  November  1893,  Z.  26.312:  (976). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  1.  Dezember  1893,  Z.  23.074:  380. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.      4.  Dezember  1893,  Z.  26.366:   450,  666. 

Erlaß  d.  Min.  d.  Innern  v.  13.  n.'zeinber  1893,  Z.  27.864:  (908V 

Vdg.  d.  Min.  L  K.  n.  ü.  v.  24.  Dez.  1893,  KÜBNr.  204,  MVBNr.  1  ex  1894 :  807. 

Brlafi  d.  Mui.  1  K.  V.  ü.  t.  84.  Deseuber  1808,  Z.  8841/KÜM:  687,  816. 
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Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  16.  Jannf-r  1H94.  Z.  271)93  ot  1«93:  (1&4). 

Verordnung  d.  Min.  f.  K.  u.  U,  v.  16.  Jauiier  1894,  KüBNr.  27,  ilVBXr.  7:  (759^ 

Brlafi  d.  Min.  f.  K.  u.  U.     16.  Jänner  1894,  Z.  7S/KÜM!  (765). 

ErlaS  d.  Min  f  K.  o.  U.  V.  4.  Februar  1804,  Z.  366:    (4 •)')). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  T.  14.  Februar  1894,  Z.  28.203  ex  1893:   «00,  726. 

Erlaß  d.  Min.  I.  K.  u.  ü.     16.  Febmar  1894  ad  Z.  29.364  ex  1893:  707,  963. 

Erlaß  d.  Min.  1  K.  u.  U.  T.  28.  Februar  1894,  Z.  1264:   St?,  8S7. 

Erlafi  d.  Min.  d.  Innern  t.  13.  März  1894,  Z.  3368  :  497. 

Bikß  d.  Min.  t  K.  u.  0.  t.  16.  März  1894,  Z.  5048:  (45ö). 

Brlaß  d.  Min.  f.  K.  n.  U.     19.  Min  1894,  Z.  9047:  <883>. 

Erlaß  d.  n.  u.  Statthalterei  T.  31.  März  1894,  Z.  20.867     :is:.  497. 

Erlaß  <1.  Älin.  f.  K.  u.  \1.  v.  26.  April  1894,  Z.  8326:   Wl.  ^29. 

Erlali  (1.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  17.  Mui  1894,  Z.  220/KUM:   8S8.  498. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  25.  Mai  1894,  Z.  10.275:  r>41,  663. 

Erlaß  d.  Min.  f  K.  u.  U.  v.  21».  Mai  1894,  Z.  lK)r)9     488,  599. 

Note  d.  Min.  1  X.  u.  U.  v.  4.  Juli  1894,  Z.  l'iMl  :   451,  556. 

Briftfi  d.  Min.  1  K.  u.  IT.     5.  Juli  1894.  Z.  449/KUM*.  Iii,  184. 

Ministerialerlaß  v.  16.  Juli  1894,  Z.  567/KUM:  (135). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  25.  Juli  1894.  Z.  14197:  (283). 

Gesetz  V.  26.  Juli  1894,  KbBNr.  168:  353. 

Erlaß  d  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  6.  Ansrust  1894.  Z.  1530/KÜH:  M,  499. 

Erlaß  d.  .Tustizmin.  v.  9.  Augu^^t  1S94.  Z.  16.841:    77,  74. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K,  u.  ü.  t.  13.  Auguät  1894,  Z.  16.646,  MVB^r.  39:  (871). 

RrlaB  d.  Hin.  1  X.  n.  ü.  t.  16.  Angust  1894,  Z.  16.814,  MVBNr.  40:  796. 

Erlaß  d.  Min.  t  K.  u.  tJ.  v.  20.  September  1894,  Z.  14.772:  (389). 

Erlaß  d.  Min  f.  K.  u.  ü.  v.  5.  Oktober  1894,  Z.  24  39?:  379. 

Erlab  ü.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  16.  Oktober  1894,  Z.  23.801:  845. 

Erlaf}  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.     28.  Oktober  1894,  Z.  18.890:  880. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  28.  Okrnb.  r  1894,  7..  23  2:^^:  (233). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  13.  iNovcmber  1894,  Z.  20.536,  MVBNr.  43:   601,  726. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  16.  November  1894,  Z.  18.512  :   282,  806. 

ErlaB  d.  Hin.  d.  Iimeni  t.  17.  Deiember  1884,  Z.  888  flx  1898:  (390). 

1898^ 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u,  ü.  v.  IR.  Jänner  1895.  Z.  24.877  ex  1894:  (719'. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  n.  ü.  v.  30.  Jänner  1895,  Z.  30.288  ex  1894:    221,  203. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  2.  Februar  1896,  Z.  278/KUM,  MVBNr.  9:  «0.  69. 

Vdi:.  d  mn.d. Inn.  n.  d.  Min. f.  K.  u.  U. v.3. Febr.  1895,RGHNr. 23.  JITBNr. 6 :  722.  1U(.>9. 

Verordnung  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  10.  Februar  1H95,  Z.  29.852,  MVBNr.  8:  812,  361 

MinVdg.  V.  18.  Febr.  1896,  Z.  28.014  ex  1894,  RQBNr.  36,  M\'BNr.  11:  (730). 

ErlaB  d.  Min.  1  K.  n.  ü.  t.  28.  Februar  1896,  Z.  8808t  (949). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  20.  März  1895,  Z.  6415:  (455K 

KundTP  >]  Min  f  Landf^svert.  v.  23.  März  1895,  HGBN'r.  40.  MVBNi.lö:  681 

Krlufi  il  Min.  f.  K.  u.  il  v.  1.  Juni  1895,  Z.  7654:    602.  727. 

Er  ul)  .1   Min.  f.  K.  u.  U.  v.  22.  Juni  1895,  Z.  12  668:  (417). 

Erlaß  d.Leit€rsd.Min.f.K.u.U.v.  6.Sf  yt  1895.  Z.1717/KUM,  MVBNr..'«!:  612,  624 

Erlaß  d.  Min.  1  K.  u.  ü.  v.  18.  September  1896,  Z.  16.148:  i452). 

Brl&B  d.  Mm  1  K.  n.  ü.  t.  28.  September  1896,  Z.  17.670:  »,  1018;  86. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  IT.  v.  4.  Oktober  1895.  Z  22.412:  498,  608. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  14.  Oktober  1895,  Z.  24.273  :    726,  1017. 

Erlaß  d.  Min.  1  K.  u.  U.  v.  19.  Oktober  1896,  Z.  23.396:  (233). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.     Si.  Oktober  1896,  Z.  23.494  :   296,  336. 

VerordnunjT  d.  SÜn.  f.  K.  u.  U.  v.  12.  Nov.  189.1,  Z  2123/KÜM.  lIVBXr.  46:  638,  799, 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  28.  November  1895,  Z.  27.106,  MVBNr.  4«:  413. 

Erlafi  d.  Handelemin.  v.  30.  NoTember  1895,  Z.  3172:  (626). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  18.  Dezember  1895,  Z.  20.843;   43,  44. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  21.  Dezt  inber  1895,  Z.  28.285  ;    689,  918. 

Erlaß  d.  Min.  1  E.  u.  U.  t.  27.  Dezember  1896,  Z.  26.374:  56. 
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18t«. 

Erlaß  d.  Min.  t  K.  u.  U.  v.  16.  Jänner  1896,  Z.  2160/KIJM:  (88). 
Erlaß  d.  Finanzmin.  v.  20.  JSnn«  r  1896.  Z.  1768:    184,  166, 
Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  t.  21.  Jänner  18Ü6,  Z.  609  :   859,  442. 
ErliB  d.  Hill.  f.  K.  v.  U.  t.  tiS.  Jftimer  1896,  Z.  S9.fi00  ex  1896:  47,  48. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  30.  Jänner  1896.  Z.  4671,  MVBNr.  10:    S18,  364. 

Vcrordnunir  d.  Min.  f.K.  u.U.  v. 30.  Jänner  18%,  Z.4671,  MVBNr.  11:  814,  366. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.U.  v.  2.  Februar  1896,  Z.  185/KUM,  MVBNr.  13:  184,  166. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  18.  Februar  1896,  Z.  JOlO.    517,  628. 

Verordnung  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  9.  Mär«  1896,  Z.  1966,  MVRXr  18:  469,  664. 

Erlaß  d.  Mm.  f.  K.  u.  U.  v.  10.  März  1896,  Z.  30.843  ex  1895:   4Ö2,  666. 

Erl&B  d.  mn.  f.  K.  n.  ü.  t.  15.  Httn  1896,  Z.  87.818  ex  1896:  880,  844. 

Verordnunf?  d  Min.  f.  K.  u.  ü.  v  19.  März  1«96,  RGBNr.  46,  MVBNr.  20  :  488»  668. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  t.  22.  März  im\,  Z.  710  KTM:    4.'>S,  568. 

Erlaß  d.  Mm.  f.  K.  u.  U.  v.  25.  März  1896,  Z.  7253;    ä21,  381. 

Erlaß  d  Min.  t  K.  u.  U.  v.  26.  März  1896,  Z.  7254:    674,  881. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  26.  März  1896,  Z.  7256:   66.  66. 

Erlaß  d.  Min.  £.  K.  u.  U.  v.  26.  Mftrz  1896,  Z.  7266:   108,  108. 

Gesete  t.  16.  April  1896,  BGBNt.  67:  418. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  16.  April  1896,  Z.  8393  :  248,  886. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  t.  20.  April  1896.  Z.  9120  :   70.  70l 

Erlaß  d.  Müi.  d.  Innern  v.  24.  April  189r,,  Z.  1Ü.184:  390. 
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883.  2Öä  u.  fl. ;  526^  mi 
für  die  kath.  theol.  Fak.:  IM^liU;  •§8,241. 

Aktivitätsbezüge  (s.  auch  Besoldungsvor- 

bälttiissc): 

für  Univ.-Prof.:  97,  ?3i   in  Innsbruck 

(Theolog.):  9^  1^ 
für  Staatsbeamte:  äfiS^  2i3;  8*8,  252; 
für  dasüniv.-KanzIei-  n.  -Quästur- Personal : 

2ftS,  245j  Wien :  86L 
für  Üniv.-Adjunkten:  21Ü  2**. 
für  Diener:  88«,  807j  aSÜ 
Exekution  auf  Bezüge:  ISiiu 

Aktivitätszulage,  Schema:  i93)j  ^ 
bei    Xaturalwohng.  (liuartieräquivalent): 
j  8M,  254;  (256);  2ää,  äUil; 

Anweisung:  8ft2,  256; 
I      boi  Hicnorn :  8S6,  aüQ, 

I  Album  der  Universität:  8S5,  44iL 
I  Alkohol,  abgabefreier  Bezug:  äü^  afiiL 
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Allgemeine  Studienordnung,  s.  stndienord. 

Altersgrenze  für  die  Pensionierung  von 
Suwtsk'hrpersonen :  IH9,  163. 

Amanuensen,  an  d.  Univ.-BibHothekcn:  lüL 

Amtsgeheimnis,  Verpflichtung  z.  Wahrung: 

♦'iH.  ^  59,  j'j;  «0.  6iL 

Anatomische  Institute,  Zusendung  von 

Leichen:  {'iiS)-  Verkehr  mit  Leichen- 

präparnten  :  315,  ^fiSi 

Anatomische  Präparate,  Einsendung  an 

Univ.-institute:  'itt,  aUZ- 

Angelobung  der  Assistenten:  MlL  21. i;  2«4, 
iMU  •j:tH,820;  derKanzleigohilTcF:  gTT 
(8.  auch  Sponsionsformel ,  Ge- 
löbnis). 

Annual-  und  SemestralprUfungen.  ses. 

461:  bei  den  kath.-theol.  Fak. :  608,  739: 

W9h.  —  — 

Anrechenbarkeit  <8.  auch  Einrechnung) ; 

der  Dien!4tzcit  für  den  Anfall  von  Quin- 
queunalzalagen  bei  Univ.-Prof.:  12,  93j 

bei  Übertritt  der  Prof.  von  anderen  Unter- 
richtsanstaltcn:  97^  »5; 

für  d.  Pension  b.  Staafslohrpers. •  1 70.  150: 

1^0.  !>•■:<:  UH.         17».  ijaL 
bei  Adjunkten:  881.  «18: 

bei  A«!sf«ifentrn  •  »1.3; 


■  de»  Einjährig- FreiwiUigenjahre«  fUr  deo 
Staatsdienst:  558.  681: 

fi.  auch  Dienstzeit; 

V.  Vorträgen  d.  Lehrer  L  e.  S.:  88f.  803; 

Anrechnung  von  Semestern  im  Allgcm. : 
8<5.  461.  462.  468; 

Nichtanreclinnng  von  Semestern  während  d. 
Einj.  Freiw.  Dienstc.>:  551.  679; 

Anrechnung  von  jur.  Semestern  fMinf- 
nmlstandeuan/.ahl):  835^  iMn  ft:^<>.  m',s  ; 
von  jurid.  Seminar-Übg. :  Sit,  87ß; 

Ton  Semestern  anderer  Fak.  für  das  Rechts- 
Studium :  685.  WO:  ^H%.  811; 

Xiehtaurechoubarkeit  v.  sog.  Keprobations- 
scmestern  bei  Juristen:  <5H.  H50; 

von  ausl.  jnr.  Semestern :  685. 80g :  6:{6.  All ; 

Anrechnung  von  phil.  Semestern  für  med. 
Studium :  ft25i  im ;  678.  885: 

Nichtanrechnung  von    Seminar-Cbg.  für 
phiL  .Semester:  6f4.  917; 

A'on  preußischen  Studienscmcstem :  581. 

632:  .j-rj.  tm^  — 
Anspruchsberechtigung  auf  Beamten-  und 

Dienerstellen  (Zertiakatistcu):  226^  2S1L 

Anträge  (d.  akad.  Behörden),  flnanzlell-öko- 
nomi.schcr  Art:  (66); 

auf  Auszeichnungen  von  Univ.-Prof.:  84, 
32j  85,  aiL 

Anweisung  d«  r  Bezüge  von  Univ.-Prof.  und 

.SUiil>btanjten :  2ft2,  256; 

der  Assisteutenremuncrationen:  383.  Sl6: 
836,  219:   '  — ' 

V.  Jahresremnnerationen  und  Substitutions- 
gebuhren: 311,  36i_^  818,  194: 

Einführung  von  Znhlungsü.Ntpn:  781.  10S3; 

der  lustitutsdotatiouen:  418.  3112, 


Apothelcerlehre,  Aufnahme  in  die:  718.H7tf: 
6.  aueti  pharm.  Studium. 

Äquivalent  für  Dienstkleidung  der  Diener: 
88»,  3l4_i 

für  Wohnungen:  »•,  99;  866.  254. 
Arbeits-  ?.  Dienstkleid. 

Archäologische  Lehrknrse  fürMitteischoi 

Ichrer  an  den  phil.  Fak.:  6»5.  9i: 
6»6.  ülK 

Archiv  ,1,  r  I  niv.  Prag:  145, 

Archivsdienst,  Ergänzungsprfg.  b.  iDMiiat 
für  öst.  Gcflchicbtsforscbiuig  in  Wien: 
888,  400. 

Arzte,  Berechtigung z. Praxis :  ^Sf^aiBiLft. 
ausländ.;  iWHr.  6S:t,  tuo ; 
aus  Ungarn:  518.  629;  5i0.  fini 


Besuch  von  Univ.-Vorksg. :  jitS.  542; 

Nachtragsprfg.  bei  begangenen  Kun»t 
fehlem:  687.  91g; 

Forialkurse:  678.  880; 

Ärztekammergesetz:  Betciiung  der  med. 

Prorauvciidt'ii :  68f .  913. 
Arztliche  Praxis,  Berechtigung  zur:  «86 

aüa  u.  ff.; 

für  Frauen:  468.  SIü;  hl2: 
Reziprozität  m. Ungarn:  518^ £29;  it%.  fiSL 

AssekuranZ  bei  Staatsgebäuden:  874,  2M. 
82&,  211a,   ^ 

Assistenten,  i.allgcm.:  888.       884.  SW: 

dienstliche  Stellang:  tHi,  213  u.  ff.; 

Vorgang  bei  Bestellung:  233.  814:  bei  den 
Steniwarten  in  Wien  und  Prag,  bei  der 
Zentralanstalt  für  Meteorologie  and  Geo- 
dynamik :  S43.  2S1 :  244.  um ;  S AI ,  i'W ; 
b.  d.  zoolog.  Station  iu  Triebt :  249.  i>i^r : 

Erfordernisse  (Qualifikation):  833.^14:  234. 
217;  235.  2i8:  236.  219; 

Angelobung:  833.  ai5:  234.  gK:  8S8.  ggo 

Dicnstzoitverlängemng:  232,  l'i.^; 

Kachsieht  der  Vcrohelichuog:  885.  8P?>: 
888.  2l3i  841,  2^1     

Nachsicht  d.  Verwandtschaftsverhältnisses- 
141.  128:  233.  2lj;  237^^  248.  »iJ: 

.Ausmaß  der  Remuneration;  8311.  l^l ;  bei 
Kumuliemng  mit  einer  Professar :  <m): 
Tricnnalzulagen :  88f .  iil :  («S) ; 

Anweisung  der  Remuneration;  883.  ais 
236.  gi9:   

Einstolinug  der  Remuneration:  884.  SK': 

Urlaub:  888.  216:  886.  21»; 

Anrechenbarkeit  der  Dienstzeit :  888.  ili  : 
886.  218: 

Eisenbahnfahrbegünstigung:  888.217 :  729. 
1022; 

Naturalwohnungen :  839  iS2s  845.  Sö; 
sonstige  Emolnraentc:  886.  gsg;  845, 
Behandlung  in  Erkrankungsrällcn :  883.  £i:  . 
Roisegebühren :  24ft,  22*: 
Dicnstesverleihungsgcbühr:  736.  iQg3: 
Lehrbefugnis :  841.  228: 
.  Berücksichtig,  b.  Phj  sikatsprfg. :  Sli.  ätj  , 
Vorwendungszeugnisse:  848. 
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Assistenten  (Gehilfen)  d.  Pbarm.-.  Tlt^  ÜIL 

Astronoms-Adjunkten:  fss.  211. 

Aufnahme  in  die  Univ.-Stndion, 
im  allgemeinen :  SS5.  451;  Alt,  HS  u.  ff. ; 
Vorbildung  zur  Aufnalinie  für  Theologen: 

11  a,  528;   aus  binchöflichen  Knaben- 

•scminäHen:   -il«.  523:    für  gr.-katb. 

Theologen:  525i 
Aufnahme  von  Realsclmlabituricuten :  41S. 

525: 

von  Beamten :  487.  685  :  4  40.  545;  von  Offi- 
zieren: 43t.  Mi; 

von  Francn:  45>h,       u.  ff.; 

von  Ausländem :  i^<t'».  4r.i :  441.  ülä  u.  ff. ; 
von  Ungarn :  449.  5.'> » :  von  Stud.  aus 
den  Balkanländcrn  :  4Ö0.  565;  45'*,  55G; 

von  relegierten  Studierenden:  8S5.  452: 
bis.  636; 

von  roproblcrtcn  Maturanten:  4SÄ,  537 ; 
f5»?<):  jur.  Fak. :  434.540;  Frauen :  (6551; 

nachträgliche:  Üfiü,  iM;  4M,  539^  Kom- 
petenz znr :  £1, äl; 
(s.  auch  Inskription  und  Immatrikulation). 

Auf nahmsgebohren : 

ImuiairikuluiiunsjUxc  der  ordl.  Studieren- 
den: 8S5i  4Mi  418,  521;  41JL  531; 

Befreiung  von  derselben:  8t5.  i^;  SSS. 

337; 

Inskriptionsgobilhr  der  a.  o.  und  anderen 
Sttuliorenden :  485  b,  532. 

Aufnahmsschein  (Interims-):  3S5.  45i : 
Stempelfreihcit:  47».  5841 
8.  auch  Matrikelschein. 

AuQUstin  Set.  (Priesterbildungsinstitut 

in  Wien): 
Befreiung  vom  Kollegiengeld:  3>$,  509: 
Zulassung  zum  theol.  Doktorat:  ftlfi,  TSC; 

SIH.  761:  Sl»,  202. 

Aushilfsdtener,  (Stellung  und  Bezüge)  :8St. 
sn;  222; 
Erfordern,  d.  öst.  Staatsbürgersch.:  ^821); 
Entlohnung  während  der  Ferialzeit:  (823) ; 
Arbeitskleidung:  (328); 
OnadengabcD  als  Versorgung:  iü,  325: 

Umwandlung  in  definitive  Dienstposten: 
gS8.  .lao;  g»4.  880; 

Aufnahme  zur  Versehung  erledigter  Diener- 
posten: tH9,  80i  :  (331;; 

■  Krankenversicherung:  886,  310;  2Ät,  320; 
äü;  ilift,  aä^rMITm 

Ausländer,  Aufnahme  im  allgemeinen:  M>L 
451.  460;  441.  515  u.  ff. ; 

bei  den  kath.-tbool.  Fak. :  441.  5<5;  an  der 
gr.-orient.  Fak.  in  Czeruowiu  (Rigoro- 
santen):  S88.  781; 

bei  den  jur.  Fak.:  444.  550; 

bei  den  med.  Fak.:  Stud.  ans  den  Balkan- 
lanih  rii:  45^.  r>:>'') ;  Revers  bei  Aus- 
folgaiig  des  Dokturdijtloms :  683.  910; 
bei  Nostrifikation  ausländischer  Doktor- 
diplomo :  686.  912: 

bei  den  phil.  Fak.:  Stud.  au»  den  Balkan- 
ländcrn :  450.  655; . 


Pharmazeuten:  443.  549 :  Stud.  aus  Balkan- 
ländern: 4^,  55t? : 

Frauen  an  der  med.  Fak.:  468.  582;  an  den 
phil.  Fak. :  4fil. 

Kollegiengcldbefreiung:  3»1.  503; 

Überprüfung  der  Vorbildung:  443,  55£. 

Ausländische,  Maturitätszeugnisse,  Aner- 
keiniung:  414^  525;  448.  517;  unpari- 
schc:  449.  551 :  Sarajevo:  445,  551.: 
446.  551  ;  Travöik:  4.»  3.  ;  Moslar: 
456.  F>'ji ;  457  kruatien:  45.5,  500: 
Riinutnif-n:  454.  558;  Serbien:  (554 J ; 
451.  55'i ; 

Universitäten.  Besuch:  86S.  459:  Anrech 
nunc  preußischer  Studicnsemoster:  551. 
63S;  55^.  033; 

Abgangszeugnisse:  4lft,  528. 

Ärzte,  Praxishcrcchtigunir:  683.  910: 

Doktorate,  NostrjÜkatioii :  506.  G18;  pharm. 

Dipl.:  (970); 
Oesandtschaften ,    Korrespondenz  verkehr: 

6».  09^ 

Diplome,  Annahme:  505,  G17 ; 

Ge?!c!l  sc  haften,  Mitgliedsch.:  155,  131. 

Ausschließung,  vou  der  Univ. :  &23,  mi 
von  den  thool.  Studien:  417,  527 ;  s.  Ver- 
weisung, Relcgicrung. 

Ausserordentliche  Professoren,  (s.  auch 

Prufcssurcii; : 
Bezüge  und  Stellung:  J12,  94; 
Beeidigung:  U5.  118; 
Rangordnung:  187.  125: 
Kollogicngoldbexug:  91,  95i  8f»,  511; 
Abhaltung    unentgeltlicher    Vorlesungen : 

31>1.  502: 

gleichzeitige  Stellung  als  Assistenten :  i222i ; 
Zuziehung  zu  jur.  Rigorosen:  664.  873, 

Ausserordentliche  Studierende  (Hörer 
und  Iliirerinnen),  im  allgemeinen: 
M5,  üli  in  Pra^:  4ää,  541 :  mit  un- 
genügender Matuntltsprüf. :  4St,  637; 
Frauen:  (56S) ; 

an  den  kath.-theol.  Fak.:  fiflß.  7S8j 

an  den  jur.  Fak.:  434.  r.4n ; 

an  den  med.  Fak.:  436.  ^; 

an  den  phil.  Fak.:  4iL  OQU  618,  225: 

Pharmazeuten:  M5.  lül:  70H.  9ßl  u.  ff. ; 

beim  landw.  Studium  in  Krakau:  780.  997 ; 

Staatsrechnuugswlssenschaft:  204,  959: 

Frauen,  an  den  med.  Fak.:  468,  582; 

Frauen,  an  den  phil.  Fak.:  461.  567 ;  Ann- 
länderinnen:  (5fi8 1 ; 

Inskription:  365.  457i 

Inskriptionsgebühr:  4£5b,  5S2: 

Disziplinarbehandlung:  865.  458:  583.  636: 

Kollegiengeldzahlnug:  8iL&U2;  394,510. 

Austritt  aus  den  Univ. -Studien ,  im  allge- 
meinen: 865,  405: 

an  den  theol.  Fak. :  ftüft.  USL 

Auswärtige  Höfe,  Korrcspondenzverkclir 
bei  Einsendung  von  gewidmeten  Publi- 
kationen: 69,  tm. 
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Ausweise,  statistische: 

im  allgemoincn ;       ZA  u.  ff. ; 

über  dU>  hiskrlptionen!  85,  Wj  über 
nachtragL  lii>krit)tiuncu :  4!{:t,  54C  ;  von 
Ungaren :  HV^tia;  bei  Tersicberungsteclm. 
Kursen:  85j 

über  Theologen  bobnfs  Kollegiengeldbefrei' 

ung:  a»L  5^  mi 

über  die  Rigorosen :  Hß^  ül ;  über  rechte-  a.  ' 
8twisH.  StaatsprüTungen :  ft40.  88i; 

über  die  Promotionen:  86j  8li  Söj 

über  Nostrifikationen,  thool.:  86] 

über  die  Stipendisten:  574.  706  ;  67&.  706: 

Formulare :  84.  äfl;       Slj  f  1.  84;  »8.  84; 

127,  IMF 
Ausfertigung  in  triplo:  87,  8lj 
über  Beginn  ti.  Schluß  der  Vorlosg.:  H8j  82; 
über  Quiisturseryebujsso:  88^78]  407,  580; 

über  den  Wiener  Univ.-Kanzloifond :  86j 
54.  66; 

über  Einkommen  der  Prof.  an  Prüfung»- 
taxen :  Iii,  109; 

Uber  die  HabiliUtioncn :  tf,  ^ 

Auszeichnungsanträge  fürUniv.Prof.:  t4. 

82:  15,  ai, 


BalkanIMnder  (Bosnien,  Rumänien.  Serbien. 
IJii! Juanen):  Zula^Hung  von  Stud.  der 
riiil.:   450,  655 :  ^  von  Mcdizioern  und 

Pliuriiiaztnjtcn :  ü^,  5r>fl. 

Barmherzige  Brüder,  ürztl.  Praxisberech- 
tigung :  0»5. 

Beamte  der  Üniv.-Kanzlpi  und  -Qnüjstur, 
Bezüge  und  RaJiRsklHsstn :  "JOS,  245: 
86fi.  lllill:  *10H,  i'57 ;  für  ünjistiirsbcamte 
in  Wien:  25E  Ml. 

Vorgang  bei  Ernennung :  'ift'i,  S4i; ; 

Pcnf<ionsvorschriften :  170.  Lift  u.  ff. ; 

Disziuliuarvorschriftcn:  805.  388;  DiHzipl.* 

Behörde:  ««8^  246i 
Bezug  von  Scbroibgebühren  für  Duplikate: 

305.  4<j6; 

Bibliothcksboamte:  21,  a&;  41»; 

Zulassung  von  Beamten  zu  Univ.  Studien: 
422,  535;  440.645;  von  Miliürbeainten: 
4;t».  5LL 

Beeidigung  der  Univ.-Prof . :         112  u.  ff.; 
der  Univ.-Diener:  880.  »04; 
{a.  Eidoscrinnerung). 

vom  Kollogion gelde,  im  allge- 
meinen: 801.  60g;  411.  r.gl ;  Wirkung 
für  HauptltöIlegTcn :  :t01,  r>i>6;  für  Vor- 
Icsgen  an  einer  anderen  Fak. ;  300,  424 ; 
801.  504;  807.  514; 

Theologen:  801.  öQÄ;  808.  500;  807.  614; 
808.  5U: 

Juristen :  518; 

Mediziner  (Ärzte):  480.  648; 

Philosophen  (Lehramtskandidaten  der  Real- 
schulen): 405.  618: 

Pharmazeuten :  208»  904 ; 

Ausländer:  801.  503; 


Frauen,  HospitAutinnen :  400.  621; 

Fristen  für  Befrrinne^p^^snrho :  801 .  504; 

401.  516;  m.  5l^li  404,  5jJ_,  Ait.  530; 
Komiiotpnz  de»  Prof.  KoU.:  801.504;  07.95; 

401.  616;  Würdigkeitsau!«wciser-»Wt 

688; 

Gebnhroufroihcit  der  Brfrfiun>rs^e4inche: 
408.  517 ;  s.  auch  Koilogiuagclj; 

von  Taxen,  u.  zw.  Immatrikulationstaxe: 
805,  453:  katli.  Thfolocen :  000.  7S7j 
Inskrliitiunj-gebülir :  4'J5b,  h'.i-J  ; 

von  der  Prüfimgstaxe  bei  gr.-orient.  Theo- 
logen: itÄ,  779; 

von  der  jur-  Staatsprüfungstaxe :  048.  S31: 
048.  888. 

Behörden,  8.  akad.  Behörden. 

Benützung  der  Univ.-Bibliothekcn :  (s.  auch 
Büchercntlehnnng) : 

im  Lesesaal :  333.  >  14 : 

Zutritt  zu  den  üaodschriftensanimloogeo: 

Entlrhnungf D  im  Standort:  334.  llän.  ff.; 

außerhalb  des  Standortes:  84i.  i^n.  ff.; 

Entlehnung  aus  auswärtigen  Bibliotheken: 
847  .  434; 

aas  preußischen  Bibliotheken :  848^135;  ans 
bairischen  Bibliotheken:  340.  436. 

Berichte,  s.  Korrespendenrverkehr. 

Beschwerden  der  studierenden:  805.  466: 

der  ZcrtifikHtisttn  bei  Stellenbewerbg :  870, 
893;  in,  29H; 

der  Anshilfsdiener  gegen  Entlaasong:  808. 
824. 

BeoetZUng  von  Univ.-Professuren :  tS, 
an  theol.  Fak.:  005,  liii;  007.  744  -  Inns- 
bruck :  4,  7  ;  ~9W7'Ji :  LelülM?rg:  »5.  9^); 

an  der  gr.-orient.-thcol.  Kak.  in  Czernowitz: 
088.  766: 

an  der  jur.  Fak.  in  Lemberg  (ruthen.):  <8T). 

Beooldungsverhältnisse  der  Univ.  Prof.: 

07.  98; 

an  der  theol.  Fak.  In  Innsbruck:  äJ: 

Bedcutnug  v.  Yerhandl.  b.  Berufungen :  (ffi' ; 

bei  Univ.-Adjunkten :  2iü  f ^0. 

bei  Bibliotbekabeamten :  418: 

bei  Üniv.-Assistonten :  880.  iil  : 

bei  Univ.-Beamten :  808.  244;  800.  «58; 
808.  '2hl;  800.  i;59; 

bei  QuästTirbeamten  in  Wien :  801.  £44 : 
Ui,  245  ; 

beim  Kanzloihllfspersonal :  871.  265.  274; 
213.  'i^ 

bei  Dienern :  880.  807;  800.  315;  (30»i: 
bei  Aushilfsdienem:  808.  221. 

Beotätigung  d.  Professoren  im  Lehramte: 
116.  Iii  u.  ß. ;  bei  Prof.  der  Theolopie; 
SM.  746; 

Ansuchen  um  dieselbe:  180.  117 ;  187.  120; 
188.  121;  bei  Berufung  aus  f«teB 
Stellungen:  188,  IIT ;  Evidenzhaltane : 
110.  116:  180711^; 

der  Üniv.-Adjunktcn:  880.  21Ü 

der  Ernennung  v.  Univ.-D  i  e  ae  r  n :  SM,  : 


)Ogl 
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dea   Vorlesungsbesuches,    im   allg«-  1 

meinen:  Äfi5,               Uli  878,  488j  | 
Fristen  hiefür:  365.  im.;  42«,  531j 

s.  such  Frcqaenzbestäti^ng.  | 

Besteuerung  des  Einkommens:  s.  Steuer- 
xtüüung. 

Besuch  der  Vorlesungen,  im  «Mg.:  865.  m; 
Überwachnng  des  Bcsucli.stlciüc^ :  Ml,  iTh:  ' 

bei  Juristen:  «•«,  42Ö;  ?iIlL 
Unterbrechung  des  Besuches:  37H. 
med.  Vorlesg.  durch  Zahntechniker :  ftlft^Sät ; 
ausländischer  Universitäten:   im  allgem.: 

865.  Iii»;  M4,  mi 
von  Theologen:  611,  751; 
von  Juristen :  «Mi  §06^  IMi 
von  Medizinern:  67  6  .  885; 
von  Philosophon :  865.  t«>0 ; 
von  Pharmazeuten: 
von  Frauen  (Medizin):  IAA,  fififi. 

Besuchszeugnisse,  s.  Bestätigung  und 

Frequenz.  ! 

Beurlaubungen,  a.  Urlaub. 

Bezüge,  s.  Besoldungsvcrhältnissc. 

Bibliotheken,  Beamte:  41SI  Vorschlagsrecht 
bei  Üniv.-Bibliotheken:  il,  a&;  81.87: 
Wirkungskreis  der  akod.  Behörden:  SA,  BS; 
IL  ?Ü 

Benützung  der  Univ  -Bibliotheken,  im  Lese- 
saal :  888.  414: 
sonstige  (s.  Bücberentlchnung); 
Seminarbibliotheken :  809.  SMj 
Dotationsgebantng :  S1&  SM. 

Bibliotheksinstruktion:  ssi^ill 
Bibliothekspraktikanten:  lU.  255:  4i3. 
Bosnisch-herzegovinische  Studierende: 

Entziehung  der  Stipendien  im  Falle  politi- 
scher Kantlt;ebtinp;cn :  541,  Gaa. 

Brandschadenversicherung  von  stoats- 

gebänden:  874.  2m ;  2fia. 

Brett,  schwarzes,  zur  Verständigung  der 
Studierenden:  865.  466i 
Ankündigung    des    Vorlescverzcichnisscs : 
87».  AM; 

für  Kundmachungen:  871.  m:  8S1.  5Q7j 
4f  1.  &1C:  fremde  PIukatcTüT«^ 

Bücherentlehnung,  aus  den  Univ.-u.öffentl. 
Bibliütbekcu,  Im  Lesesaal:  838,  414j 

zur  häuslichen  Benützung  im  Standort  der 
Bibliotheken :  884.  113  u.  ff. ;  außerhalb 
des  Standortes:  8iS,  ISÜ  u.  ff. ;  Ver- 
gütung der  Spesen:  844,  483: 

periodische  Druckschriften:  483;  846  ,  434: 

Handschriften :  341.  423i  84L  mi  845. 
488;  Sil,  434: 

Hereinbringung  entlehnter  Bücher :  830.428: 
Mitwirk,  der  Dekanate  hieboi:  340.  429: 
Portohehandlung  der  Mahnschreiben: 
841. 

bei  verbotenen  Druckschriften:  888.  III; 


ans  der  Hofbibliothek:  864.  4M; 

aus  auswärt.  Bibliotheken:  847.  484;  848, 

435  ;  84».  486; 
s.  auch  Entlchnnngsbefugnisse. 

Budget,  für  die  Universitäten: 


C  (s.  auch  K  und  Z). 

Chemie,  Stipendien  zur  Ausbildung  in  der: 

Chirurgische  Operationsinstitute:  858, 

:iüii 

CoexaminatOren  bei  med.  Rigorosen  (nach 
der  früheren  Rig.  Ordng.) :  (hb5). 

CzernOWltZ,  Unlv.,  Errichtung:  17,  21; 
gr.-orient.-theol.  Fak.:  4S2^,  Tfian.  ff.; 
Seminarlokalitätcn :  310,  all. 


Dalmatien,  Rnlitshörer  aus,  Studien  tmd 
StufttsiiriifunK'Mi  In  Agram:  481.  5891 
6:itt,  HL-L :  0.'>0.  851. 

Dauer  der  Studien:  ;t65.  m; 
kath.-thool.  F.ik. :  645.  2äl ;  AAA.  IM;  607. 

74S;  6«H.  747  : 
gr.-or.-theol.  Fak.  in  Czcrnowitz:  ^tt.  Ifil; 
evang.-theol.  Fak.  in  Wien:  6M.  7W; 
rechts-  u.  stwiss.  Fak.:  Aü,  äiü»  ^GeseU); 

086.  sm  (Durchf.-Vdg.) ; 

med.  Fak.:  ftm  mi 

phil.  Fak.:  für  iligorosen:  lAl,  949;  für 
Lehramtsprfg.  an  Gymnasien  und  Real- 
schulen: Ai9.  9S3i 

pharm.  Studien:  708.  964j 

landwirtsch.  Studium  in  Krakau :  71».  987; 

für  die  Prtifutip  aus  Staatsrechnungswissen- 
Schaft:  IM. 

der  einzelnen  Vorlesungen:  Sit,  iM^ 

Definitiverklärung  im  Lehramte.  s.  Bestäti- 
gung- 
Dekan  des  Prof.  Koll.,  Wahl  desselben:  18.24; 

8L  11; 

Wirkungskreis:  18,  |7j  84,  aS;  4L  13J 
bezüglich  dos  rechtzeitigen  Beginnes  der 

Vorlesungen :  487.  54.'^: 
bei  Immatrikiilution  der  Stnd.:  8A&,  ü?» 

462;  rek^'icrtrr  Stud.  MJk,  iMj 
bei  nachtr&gl.  Inskription:  4:M,  539i  In 

Prag:  läik.  542^ 
bei  Zulassung  zur  rechtshist.  Staatsprfg.: 

ÄAA,  Sg7 ; 

Überprüfung  der  Studiennachweise  bei  Über- 
tritt von  einer  anderen  Fak.:  447.  552; 

Disziplinarg  f^wiilt  gegenüber  Stud. :  "»^S.ti.s? ; 

Bezug  von  HcUrcibgcbühren  für  Duplikat«: 
;ift5.  4ö6j 

vidierung  v.MeMnn^sbürhcrn (bogen):  865. 
46:>:  488.  M2 ;  412.  5H5;  v.  Stipendien- 
quittungeu:  äM. 

Demonstrator-Stlpendien:  850,  228  u.  tr. 
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Diener  (s.  auch  Ausliilfüdionor): 

Zertitikatistongcsetz:    87<.   290:  Durch- 
fühniDB8V(lK. :  877.  294: 

VorRanR  bei  ErnrnnunK.  Verzicht  und  Pen- 
sionierung: 28#,  SOS; 

Konkursausschreibung:  SK.  89S;  g77.  297; 
8H7.  311; 

zulässige  tiualifikationshedinsnngcn :  87>, 
803;  887.  310 :  j-iiT) ;  290.  siM: 

Bestätigung  der  Anstellung:  88>.  803; 

VcrstÄndigiing  nicht  berücksichtigter  Zcrti- 
flkatiston:  788.  1026; 

Feststellung  des  ErncnnungstogcB :  891.321; 

einstweilige  Versehung  erledigter  Diener- 
Ijostcu :  880.  804;  (831); 

Bezüge :  88<.  807: 

Konkrctalstatus:  8»0.  315: 

VorrUcknng  in  höhere  Qebaltsklassen :  8>t. 
817: 

.\usschlicBnng  von  Ad  perBonam-Befördc- 
ruiigen:  (817); 

Entziehung  des  Vorrückungsrechtes:  8>t. 
819; 

Kiiireihung  in  bevorzugte  Gehaltsklassen: 
888.  805  ;  8aa,  aöä;  8t0.  818; 

Dien-stwohnungcn :  täi,  3ÖI ;  88<.  809.  8»0. 
320: 

Halten  v. Kostzöglingen  verboten:  881.  804; 
IHonstkleidung:  88>.  312: 
Krunkenversieherung:  88t.  810;  8»0.  320; 

8»1.  aiii;  30ft.  :<ör) :  307,  nr)i\ ; 
Iiisziplinarbchftndlung:   18^  ?s_;  ^05.  888; 
Pensionsvorschriften :  170.  Ui»  u.  ff. ;  88<. 

•MO. 

Dienstaiterspersonaizulagen  für  Beamte: 

'ins.       :  2fil.  2Üü;  870. 

Dienstalterszulagen  für  Diener:  880.  aos; 
Dienatinstruktion:  für  die  Univ.-Kauzici 

und  -(^uästur:  (S39); 
für  die  Univ.  Pedellc :  (290^. 

Dienatkleid  für  Diener:  880.  812: 
für  Ausliilfsdiener:  (828). 

Dienatreise,  Wahl  der  Fahrbetriebsmlttcl : 
809.  .-MO. 

Diensttaxabzug:  iio.  iiß:  HL  mi  Ein- 

lu'lniii^':  (Hin;  185.  UH;  älO,  2fii. 

Dienatverlelhungsgebühr  bei  Assistenten: 

7.10.  Ilffl.l. 

Dienatwohnung:  loi.  loi:  für  Beamte:  tu. 

25r> ;  fiir  Diener:  "SSi.  am ;  886.  :iü'J; 

Dienatzeit,  Anrechcnbarkoit  für  di*^  Pen  sinn, 
bei  .Staatsichrpers.:  170,  \:>*';  ISO.  nw_; 

bei  theolog.  Prof.:  178.  182:  170.  162: 

bei  Adjunkten:  881.  212; 

bei  Assistenten:  888.  213; 

fiirdic  Qainquennalzniagen  der  Prof.:  >7.fla: 

Zusiclicrnng  der  Anrechnung  von  Dienst- 
jähren:  188.  165; 

Kinfluß  auf  die  Rangsbostimniung  der  Prof.: 
188^  laL:  188. 128:  IM,  mj  130*  I27j 


auf  die  Reihung  der  Diener  im  Konkretal- 
stAtns:  800,  aJüL 

Diözesanlehranstalten:  ÜA.  lao;  «f  T.hl 

Diplome,  Ausfertigung  im  allgeroeineD: 

Text  der  Doktordiplome:  kath.-theol. :  4tf  f. 
610;  für  die  weltl.  Fak.:  40S.  605: 

Text  der  pharm.  Magisterdiplomc :  «14.9ftl : 

Duplikate:  480.  090 ; 

Ausländische  Diplome:  187;  Nostrifl- 

kation:  500.  C18: 

Rückstellung  ärztl.  Diplome  bei  .strafg«ricbt- 
Verurteilung:  485.  593; 

Revers  bei  Ausfolgung  med.  Diplome  an 
Ausländer :  083.  910; 

für  Lebensmittelexpertcn :  781.  SSä. 

Diapena  vom  Doktorat  bei  HabilitAtionen: 
1H7.  169;  100.  173. 

Diopoaitionarecht  über  die  Univ.  LokAli 
täten:  40^  45j  4L  4«j  879.  iäL. 

Dissertation  für  das  katb.-tbeol.  Doktont: 

fi.la.  .58; 

für  das  phil.  Doktorat:  2Mt,  313;  708.  963. 
Diszipllnarerkenntnisae geg.  studieren- 

'  de:  583.  oa: 

'      Vorgang  bei  Schöpfung  von  Verweisuogs- 
orkenntnissen :  585.  fiU;  588.  ä4fi; 

Anmerkung  in  den  Abgangszengnissen :  484. 

595;  r,:)7 ; 

Evidenzhaltung  ders.  (Baiern):  584.  68!*: 

Rekurse :  530.  645;  Ml.  6i7; 

Zulässigkeit  einer  Milderung  oder  Anf- 
hebung:  (&t7); 

nicht  vor  dem  Vcrwaltungsgerichtsbof  an- 
fechtbar: (687): 

gegen  Beamte  und  Diener:  Sicherstelluiig 
1  der  Durchführbarkeit:  807.  aSL. 

Dioziplinarvorachriften:  Kompetenz: 

26^  8?Ü 

für  das  Univ.-Lehrpersunal:  232:  800. 
836; 

für  Staatsbeamte  u.  Diener:  805. 

für  Unlv.  Kanzleibeanite:  246; 

Sicberst<'nung  der  Durchführbarkeit  de» 
Di.sKiplinarerkenntnisse«:  807.  837; 

für  Studierende:  allgcm.  Disziplinar- 
ordnung: 588.  688; 

für  nicht  inscribicrtc  ordl.  Hörer:  5S5.  ^9: 

f. Prüfungskantl.(Rigorosftnten):  499b,  6l<>: 

für  Pharuiazouttn :  708.  964  ; 

Vorgehen  bei  strafgericbtl.  Untersucbanget» 
geeen  Studierende :  ■'>88,  »'>34 ;  580.  ; 
.'>:H).  651 ;  bei  Verbaftiiiif?en :  580.  6tL 

Einfluß  des  Freispruches  anf  die  Disziplinar- 
untersuchung: 587.  650: 

Einfluß  der  »trafgcrichtl.  Ausweiifong:  539, 
650: 

Rekurse:  580.  fiiü;  588.  647: 

Nachsicht  der  Rechtsfolgen:  581.  64r.; 

Evidenzhaltnng  v.  Diszipl.-Üntorsuchangeu: 
538.  047 ; 

Einfluß  der  Relegation  auf  Ablegung  xoa 
Prüfaugcu:  Mfi: 
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zeitliche  Bo^enzang  der  Diaziplinargcwalt:  | 
58>.  g49;  ! 

Beschränkung  der  Disziplinargewalt  auf  die 
eigene  Univ.:  iiA,  6^ 

Diurnisten,  s.  Kanzlcigchilfen.  I 

Doktorand,  Titclf Uhrung  verboten:  lAi    iKKL  I 

Doktorat,  im  !illßoriif>inon:  (Erwerb  und  Ver- 
lust): Ijli  ;^Li  'tft^t  liiü;  Hol ; 

Folgen  ütrafgerichtlicher  Verurteil.:  liib, 
609: 

Diploms-  und  Sponsion.Hformeln :  fUr  katli.-  i 
thcol.  Fak.:  1*1  c.  6l0j  für  gr.-orient.- 
thcol.  Fak.:  mb):  für  die  wcitl.  Fak.: 
4»5.  606; 

Rig.  Ordng. :  an  den  kath.-theol.  Fak. :  615. 
"58;  an  der  gr.-oricnt.-theol.  Fak.  in  ' 
Czcrnowitz:  6^8.  780;  an  der  evang.- 
thcol.  Fak.  in  Wien:  •34.  800;  an  der 
rechts-  n.  stwiss.  Fak.:  UM,  >iiil>;  ftftl. 
869;  an  den  med.  Fak. :  67S.  M^t;  gT¥. 
^  an  den  phil.  Fak. :  fWt.  949  ;  708. 
95g. 

'Wiederaufnahme  unterbrochener  Rigor. : 
493,  603;  4»«.  607; 

Ansscblicßung  reprobierter  Kandidaten  von 
der  Erlangung  des  Doktoratä :  4t8.  fioa ; 
493.  «08; 

»nb  anspiciis  Iniperatoris:  500,  lU^iuff. ; 

Nostrifikation :  SQQ.  filB  u.  ff. ; 

ü&ltigkeit  Ungar,  phil.  Doktorate:  äll,  «W; 

Nostrifikation  ausländ,  med.  Doktorate  bei 
Frauen:  4»0.  56B; 

Unzulässigkeit  der  Führung  des  Doktortitels 
ohne  Nostrifikation :  ällL  0^;  !il4^  »26; 
insbesondere  med.  Diplome:  508.  t)go; 
der  Doktortit.  bei  Pseudonymen :  498, 
CO»; 

Führune  des  Doktortitcls  der  Pharmazie: 
20£  971; 

Erwerbung  des  phil.  Doktorates  durch 
Studierende  der  Landwirtschaft  in 
Krakau:  11t,  988: 

Zula.ssnng  von  Frauen  zum  med.  Doktorat: 
4iit,  ölü;  Ift^,  57^  zum  phil.  Doktorat: 
461.  5C8: 

Annahme  ausl.  Doktordipl.:  505.  til7 ; 

Erfordernis  bei  Habilitationen:  18«,  169; 
196.  178;  für  die  Universitätsprofessur, 
bei  kätHT Theologen :  94,  ?0;  ftfl,  745; 

Nostrifikation  der  Doktorate  bei  Berufungen 
ausl.  Prof.:  506,  619: 

s.  auch  Kigoroson,  Promotion,  Dipl.,  Ehrcn- 
doktorat.  i 

Doktorenkoilegien,  .Ausscheidung  aus  den  ' 
Univ.:  I8.g9:  Kcchtsstcllung derselben:  : 
29,  ülL 

Dotationen,  Vorgang  bei  Behebung,  Ver- 
wendung und  Verrechnung  der  Instituts-  ! 
doUtionen:  .113,  »62; 

der  Bibliotheksdototionen:  äil,  868; 

Unzulässigkeit  von  Überschreitung«'"  :  308. 

H5^:  aia,  afi2- 

DOUbletten,  Verwertung  von:  SM. 

Dozent,  Erläuterung  der  Bezeichnung:  38f.  > 
492:  881.  494:  j 

!*.  auch  Privatdozent. 


Druckschriften,  verbotene,  Bohaudl.  der- 
selben in  Bibliotheken:  333.  ilL 

Drucksorten:  Deckung  der  Kosten:  54.  bi. 

Duplikate  v.  McldungsbUchern  (-bogen)  und 
Abgangs/.cuguisseu :  Üki,  1Ij5; 

von  .Absolutoricn  bei  Zulassung  zu  den  jur. 
Rigorosen:  668,  875. 

von  Dipl.:  480.  5älL 


Ehrendoktorate  (Ehrendiplomc)  von  in 
ländischen  Univ.:  504.  616; 

von  ausl.  Univ.  und  gelehrten  Oescllschft. : 
505.  617. 

EhrenJahr(Alterspeiisionierung):  i80.  i64. 
Ehrentitel:  mi 
Eideserinnerung:  iii^  nsi  ».  auch  ne- 

oidif^uiiR. 

Eidesformel  für  ernannte  Prof.:  (118). 

Eigenmächtige  Anschaffungen  für  innti- 

tute,  Verbot:  308.  358;  812,  afit 
Eingaben,  s.  Eorrespondenzverkehr. 

Einhebungsprozente  für  Koiicgiengeider: 

1 .  ö"H ;  Verwendung  derselben :  396. 
512:  Vorgang  bei  Abfuhr:  407.  fillL 

Einjährig-Freiwillipe,  im  allgemein.  (Wehr- 
Vorschriften):  j48,  füli  u.  £f. ; 

Begünstigungen  bei  Immatrikulation:  550. 
675:  bei  Inskription  von  superarbitr. 
Einj.-Freiw. :  599.  725:  bei  Frequcnz- 
bestätigungen  für  Mediziner :  550^  OTrtj 
bei  Befreiungen  vom  Kolle^tengeld 
etc. :  550.  fi76 :  bei  den  Studien  und 
Prfij. :  Theologen:  .'>48.  661 :  549,  lilia; 
Juristen  :  Zulassung  zu  den  .Staatsprfg. : 
5  50  .  677 :  Mediziner:  Studienplan:  679, 
aiM;  Ablegung  von  Rigorosen:  .'> ■')<),  tili: 
418^  890;  Lehramtskandidaten:  :>'>0, 
678:  PTiarmazeutcn :  548,  660;  549. 
667  .  672  :  55  5  .  684: 

Nachweis  der  Ableistung  des  Elnj.-Freiw.- 
Dienstes:  551,  679: 

Unzulässigkeit  der  Inskription:  551.  679; 

Anrechnung  des  Freiwilligenjahres  für  den 
Staatsdienst:  552,  6hi; 

Fortbezug  von  Gnadengaben :  553.  682; 

rechtzeitige  Zulassung  von  med.  Militär- 
rit^orosantcn :  554^  äiL. 

Einkommen  der  Prof.,  Besteuerung:  103. 
IQg;  105.  104:  109.  108:  s.  auch  Be- 
soldungsverhältnisse. 

Einrechnung,  v.  Dien  st  jähren  s.  Dienst- 
zeit; 

V.  Semestern,  im  allgem. :  365.  4fil,  1*^2; 

bei  Juristen:  vor  Ablegung  der  Matura: 
484.  540:  ausl.  Semester:  635.  806: 
686.  811 :  .Semester  anderer  Fak.  für 
das  Rechtsstudium :  ft35,  SUIS ;  6:{B,  ; 
(541);  V.  „Reprobationssemestcrn- :  6J>Mj, 
gSÖ: 

bei  Medizinern:  phil.  und  ausl.  Semester: 
625.  882;  42ü  885: 

bei  Philo.sophen  (Abgangszeugnis):  4*^8 
599  ;  491.  fiüJ ; 
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hei  Lehramtskandidaten:  69^.  ^Sö; 

bei  Rcalschulabitoricnton :  416,  62T ; 

ans!.  Semester  im  allgemeincu :  Mä.  460; 

preuß.  Stndicnsomcster:  581.  632,  58t.  633; 

von  Vorlcsnneen  bei  Lehrern  L  e-  S.: 
ggf.  203;  «»5.  467;  von  Seminar- 
Übungen,  bei  Juristen:  äll.  376:  bei 
Philosuphcn :  6>4.  917: 

B.  aucli  Anrechenbarkeit. 

Einschreibung  in  die  Vorlesungen  (Inskrip- 
tion): 365.  4^;  4t6.  5M  u.  ff. 

Entlehnungsbefugnisse  fürUniv.-Bibiiotb. : 

Prof.  nnd  andere  Lohrkriifte:  12Q;  iS^;  i2S; 
427:  430;  432; 

immatrikulierte  Studierende:  12ü;isa:441; 
für  B.o.  Studierende  undPharmaz. :  HO ; 

Studierende  der  ovang.-theol.  Fak.:  (430) ; 

Institut  für  bosnisch-herzegowiniache  Hoch- 
schüler in  Wien:  (437) : 

Doktorats-  und  Prüfungskandidaten :  425; 
438;  443; 

Mitglieder  der  rcchts-stwiss.  sowie  anderer 
wissenschaftlicher  Seminare:  437 ; 

Ministerien  und  andere  Ämter:  420; 

MitgliediT  der  Akademien  d.  Wissenschaften 
und  gelehrten  Gesellschaften:  4gO; 

Hitglieder  der  Doktorenkollegieu :  i'M : 

Mit;;licderdcr  recbt.s-stwiss.Staatsprüfungs- 
komm.:  Ml; 

Bibliutheksbeamte :  421; 

Beamte  des  natnrhistor.  Ilofmuseums:  442; 

Präfckten  der  Theres iani sehen  Akademie 
in  Wien:  448; 

Lehrkörper  der  Bergakademien  in  Pribram 
und  Leoben,  der  landwirtschaftl.  und 
forstl.  Mittelschulcq,  d(>r  önolog.-pomol. 
Lehranstalt  in  Klusterneuburg:  440; 

Lehrporsonal  der  Lehrer-  nnd  Lehrerinnen- 
bildungsanstalten :  437: 

Lehrkörper  der  staatl.  Gewerbeschulen :  430; 

Lehrkörper  v.Handel.sschulen :  423 ;  442 ;  4iA ; 

für  Mittelschüler:  426: 

bei  der  Hofbibliothek :  lü. 

ErgänzungsprUfung:  für  Rcaischuiabitur. : 

für  Juristen  aus  Agram:  08>.  823:  aäl- 

Eröffnung  der  Vorlesungen:  8S8.  424;  488. 

;  4:t2,  539. 

Errichtung  der  Universität:  Wien:  -l;  Prag: 
Ii  3j  5j  Graz:  6j_  Innsbruck:  6j 
Lenibcrg:  15:  1|L  Ißj  Krakau:  I4j 
Czemowitz:~T7.  21^ 

Erziehungsbeiträge  für  hiuterbliebenc  Kin- 
der von  StAatsboamtcii  und  -Lchrper- 
Bonon:  I  <0,  1.')-. 

Evangelisch-theologische  Falc  in  Wien: 

Kiiuhluüg:  0^».  7H4: 

Organisation:    fiM,  thö :    Amtstracht  der 

Prof.:  iM,  ZMi 
Studicnorduung:  ftM.  7M;  S3S,  797 : 
Disziplinarordnung  f.  Studierende :  ItSS.  I2a ; 
Prüfungsordnung:  €81.  796; 
Proniotiousstatut:  684.  eiML 


Evidenzhaltung  der  studierenden:  365.  458; 

:tiH,  64;i; 

der  Reprobierten:  49;?.  t>03; 

von  Disziplinaruntersuchungen  gegen  Stu- 
dierende :  588.  647; 

von  Verweisnngserkenntnissen :  584. 
ExelCUtion  auf  Bezüge :  lOS. 
Experimente  a. Tier. (Vivisektion):  388.  3». 


Fachgruppen-Zusammenstellung,  h.  pbu. 

Rigorosen :  ?>8.  &50;  70:t,  955; 

bei  der  Lehramtsprfp.  f.  Gvmn.  u.  Realsch.: 
•«H.'fJ*;;  für  Miidchfnlyzeen:  Iftf  b.^ 

Fahr-  und  Frachtbegünstigungen  auf 

Eisenbahnen  usw.:  t%a.  ää»  a.  f.; 
Normale:  8t0.  341: 

für  Assistenten:  (Mö):  1*9.  ii>ri;  für  Stn- 
dieronde:  a4ÄTLKanzleigehilfen :  (3*5). 

Fakultäten  der  Univ..  Organisation :  18^  2i 
(s.  auch  Prof.  Koll.); 
Belbstjitidit,'*'  kath.-theol.  Fak.  in  Olmüu 

und  Salzburg:  22 ; 

gr.-orient.-thool.  Fak.  in  Czemowitz;  €88. 
Zfi&  u.  tt.; 

evang.-theol.  Fak.  in  Wien :  68f.  ISA  o.  fl. 

Fakultätsgutachten,  im  allgemein.:  1^  ri 
der  med.  Fak.:  78,  I£  u.  ff.; 
sonstige:  8ti  II  u.  f. ;  s.  Gaucbten. 

Fakultätsstudien,  kath.  theoi.:  »es.  730  n  ff.: 

gr.-or.-tbeol.,  L  Czemowitz:  688.  Ifiiu.  ff.; 
cvang.-tbeol.,  in  Wien :  689.       n.  ff. ; 
rechts-stwiss. :  <85.  ^  u.  ff. ; 
med.:  ^ti,  SIS.  u.  ff.; 
phil.:  ef4,  m  IL  ff. 

Ferien:  an  den  Univ.:  865.  4£4:  8»8. 

in  Lemberg:  868.  4ia;  80.  479:  in 
Czemowitz:  875.  4»4; 

Rektors  Ferialtag:  878.  4«; 

Fcrialtaf,'  in  der  Woche:  315^  4fi&;  87>.  4#^; 

bei  Theol.  6  06  .  740; 
Abhaltung  von  Rigorosen:  4i4.  604; 
an  Bibliotheken:  888.  4ü 

Fertigkeiten,  Unterricht  durch  Lehrer  L  e. 
S. :  18,  23j  88e.  2Ö2. 

Formulare:  für  das  Meldongsbuch  (Index 
und  Meldungsbogen :  865.  454.  *57: 

f.  d.  katb.-tbeol.  Doktordiplome:  4f9r,  610; 

für  die  Doktordiplome  der  weltlichen  Fak.: 
4»5.  605; 

für  die  Prüfungszengnisse  der  pr.-oriea:.- 
theol,  Fak.  in  Czernowita:  fiü  IIÄ^ 

für  pharm.  Magisterdiplome:  714.  -'Hl ; 

für  Lebeusm Ittelexperten :  781 .  ]ii>^ 

Frauen,  Zulassung  zu  den  Univ.-Stadien: 

458.  502  u.  ff.; 
als  Hospitantiunen :  458,  562; 
zu   den   Vorlcsg.   über  Staatsreehnung»- 

Wissenschaft:  (562); 
zum  med.  Studium:  468,  5Iii;  4^5.  572; 
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als  a.o.  Hörerinnen  der  med.  Fak. :  4C8.  582 ; 
zum  med.  Doktorat:  46Ü.  570;  j 
Kostriflkat.  ansl.  med.  Doktorate:  4Ü,  566j 
zum  phil.  Studium  (u.  Doktorat) :  4>1.  667; 
als  a.  o.  Hörerinnen  der  phil.  Fak.:  461. 
566: 

zur  Lyzealmaturität8  (Reife-)Prfg.:  (568); 

zur  Lyzcallehranit«prfg. :  444  h.  tJfi ; 

Zulassnnc  zur  Lcliramtaprfg.  für  Gymn. 
und  Hciilsch.:  (9gg): 

zu  den  pharm.  Studien:  4>4,  STjj  465,  '^J^ 

a.  o.  Prfg.  (über  VI.  Kl.)  für  Aufnahme  in  i 
die  Pharmazie:  46>»,  574;  Aufnuhnic 
mit  Rcifeprfg.  von  M&dchenlyzeon :  Mi± 

Freiwillige,  s.  Einjährig-Freiwillige. 

Freqtientanten:  iL  mj 

InskriptionsgebUhr :  ISS  b.  522. 

Frequenz  der  Vorlpsangen,  Überwachung, 
aes,  462;  Ml,  475;  bei  Juristen:  äfiftl 
470:  «73.  182. 

Frequenzbestätigung:  ses.  468;  3««,  471: 

Fri.t  hiofur:  Ui,  463;  S«6,  472;  422, 
531; 

persönliche  Einholung:  MS.  463;  »78.  483: 
322.  485i 

bei  Einjährig-Freiwilligcn-Modiz. :  filfi- 

Fristen,  zur  Immatrikulation  u.  Inokription : 
450^  45fi;  All, 
für  Frequenzbestätigung:  463  ;  8€ft, 

472:  4gS.  530: 
für  KoUcgiongeldbefrciungsgesuche:  8^t. 
504;  40L  615;  441.  Mii  4M.  517j 
4t8.  530: 

für  Löschung  inskribierter  KoIl<'f,'it  n  :  '■iÜl, 
507  (s.  auch  die  Rig.-  und  l'rfg.  Ordug.;; 

für  Rekurse:  (63);  8<5.  466 ;  im  Disziplinar- 
verfxbreu  gegen  Beamte  und  Diener: 

für  Bestätigung  im  Lehramte:  lü.  12iL 


Ganggeld  für  Diener:  ifti.  liiSL 

Gäste  (Hospitanten)  in  den  Vorlesungen: 
a»l.  506: 
disziplinare  Behandlung:  äS8,  fiäiL 

Gebäudeinspektton:  2Sl 
Gefängniskunde,  Vorträge  üb.,  f.  Jur.:  (8ii). 

Gehalte  s.  Bcsoldungsverhältnissc. 
Gehaltsklassen  für  Diener:  290. 
Gehaltsschema  für  Staatsbeamte:  268.  SäZ. 

GehaltsvorschQsee:  2S&  1^121- 

Geldverlag,  Vorgang  bei  Behebung.  Ver- 
wr  iiiliing  und  Verrerhnungan Instituten : 
an.  3C2J  hei  Bibliotheken:  Sl«.  ailfi- 

Gelöbnis,  der  immatrik.  Studierenden :  Ml^ 
453;  siehe  auch  Sponsionsformel,  An- 

{jfliiliung. 

Geschäftsgang  bei  akad.Behönlen:  ftl  u.f.; 
bei  l-.iii^'aUeu  u. Beschwerden  inStudien- 
sachcu:  silL 


Geschäftsordnungen  der  akad.  Behörden: 
iH.       55j  ü,  ^  bis  «e,  öJL 

Geschäftssprache  ».  Vortragsspracho. 

Geschäftsstücke,  kurrente:  18,  27j  23,  82. 

Geschäftsverkehr  der  akad.  Behörden: 
AI  u.  f.;  in  Krakau:  it^  62. 

Geschichte,  Komm,  für  neuere  Geschichte 

O!stf'rroi(  li.s:  ;{29.  iüi. 

Geschichtsforschung,  Institut  für  österr., 

in  Wien:  :i28,  :{'>S. 

Gesellschaften   (Akademien),  Mitglied. 

.Hclmft:  155.  lai* 

Gesetzblätter  (Reichs-  und  Landes-) 
Beteilung  mit  denselben:  858,  S4i) ; 
Ordnung  und  Aufbowalirung :  äöA,  242; 
260.  24i 

Gesetzgebung  über  Universitäten:  L 

Gesuche  von  Stadierenden:  865.  466; 

um  Abkürzung  der  Reprobationsfristen  bei 

rechts-stwiss.  Staat>iirfg. :   (ft47);  für 

med.  Rigorosen:  67 i.  »81; 
am  Kollegiongeldbefreiung  s.  Befreiung; 
V.  Lohranif.sk:inili<laten  um  Unterstützungen 

(Wien);  697.  »ID; 
um  Bewilligung  der  Promotio  sab  auspiciis 

Imperatoris:  500,  ni:<;  501.  ßl8; 

am  Nostrifikation  auäl.  Doktorate:  506.  filfi. 

Gnadengaben:  für  studierende:  (694); 
für  Aashilfsdiener  als  Versorgung:  2Äi.  325- 

Graz,  Universität,  Errichtung:  6; 
Sprache  bei  rechts-stwiss.  Staatsprfg.  und 
Rigorosen :  &4&.  WSj  (830). 

Griechisch-oriental.-theologische  Fak. 

in  Czernowitz: 

Organisation  der  Fak. :  688.  765;  Geschäfts- 
ordnung: 688.  7311 

Vorgang  bei  Ernennung  der  Prof.:  688.766: 

Pensionsbehandlung  der  Prof.  etc.:  178.155; 

Lehrplan:  682,  ülL;  fi^,  780: 

Vortragssprachc :  622,  "69; 

Prüfungsordnung:  622,  769; 

Prüfungskomm.  und  Instruktion:  683.  772; 

Ausfertigung  der  Zeugnis.se:  624»  779; 

Befreiung  von  der  Prüfungstaxe:  61^  779j 

rechtzeitige  Ablegung  der  Prfg.:  <?26.  779; 

RiR.  Ordng.  (Doktorat):  688.  780;  (605). 
Gutachten,  Fakultäts- :  78.  22  u.  ff. ; 

Vorgang  bei  Erstattung:  24,  76: 

Verwertung  im  Strafverfahren:  78,  75j 

sonstige  G.:  84,  Hu.  fT. ; 

Zuziehung  einzelner  Prof.  als  Sachver- 
ständige: 2^  22  u.  fl. 

Habilitation  von  Privatdozenten :  187.169: 
von  ehemaligen  akad.  Lehrern :  189.  178; 
Nachsicht  einzelner  Erfordernisse :  144j  123 ; 
205^  I83j 

Erfordernis  des  Doktorates :  187.  169;  144* 
173:  191.  174;  198,  ITiii 
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Sichre  Ilster. 


Einsicht  in  dicHabiIitationsakt«u:  19».  179; 
Rcknr5!rrrht:  IST,  121;  1»7. 178;  1807.  185; 

Vorganfj  an  der  phil.  Fak.  Wien:  H>2.  1T5; 
an  der  med.  Fak.  in  Wien:  300.  IK); 

Kompetenz  de»  Kultus-  und  Ünterr.-Min.: 
g08.  185; 

s.  auch  Privatdozenten. 

Haftung  der  InstitutSTorst«ndc  für  eigen- 
mächtige Anschaffungen  :  80H,  iLäi* ; 

bei  Verwendung  der  Dotationen:  ^1^.  afil. 

HauptkoMegien:  art  wi;  an.  bo- 

frciull^'  vom  Kollf{,'iongcld :  itOI,  i^ML 

Hauslehranstalten  der  stifte  und  Klöster: 
60.'>,  THii :  6tl.  Ifia. 

Hebammenunterricht:  (879). 

Heranbildung  von  Lchrkrilften   an  Hoch- 

vgl.  auch  betreffend  den  akad.  Nachwuchs: 
8^8.  ais  u.  ff. 

für  die  kath.-theoI.Fak. :  Kill  <>0H.74-. 
Hofbibliothek,  Entlchnangsvorachrift^n : 

a04.  AM. 

Honorar,  ».  Kollcgiongcld. 
Honorarprofessoren:   bei  AU^rspcnsio- 

ni<'ruiiK:  1>^0,  164;  KollcgiengclJbczug : 
Bestellung  ad  honorcs:  (IM). 

Honorierte  Dozenten:  gi5.  i98  n.  tt-. 

Hospitantinnen,  (Gäste).  Zulassung:  456. 
502; 

KollegicmrcMzahlutip:  409.  520; 
In.Hkriptiuu.-jgobiibr :  425  b,  iiiä. 

Hospitieren  in  Vorlesungen :  391,  ^ 


Immatrikulation,  im  allgemeinen :  »65,449; 
4li,  ü^;^;  4U,  u.  ff.;  Prag  L  Ü 
485.  541 : 

feierliche  Iram.:  895.  458;  (450):  Folgen 
des  Ausbleibens:  (452) ; 

boi  kath.  Tbpnlo«:™:  605,  781;  ftM,  78fl; 

iia,  IM;  fiüJ.  ZMi 
pcrHÖnliche  Meldung :  MTt,  45ü ;  999.  737 ; 

Ausnahme  f.  Kinj.-Freiw.  in  Innsbruck: 

599.  725; 

Frist:  8^5,        m;  482.  530; 

Taxe:  MÄ,  iM;  418.  52i;  488.  581 :  Ana- 
weise;  (534) :  Befreiung  der  Theologen: 
999.  7B": 

Einjährig-Freiwillige:  älkf,  075; 

KonKtaticrung  der  Stuatsangchörigkcit: 

4lÄa,  58«j 
Ausländer:  895.  451;  441.  545  n. ff.; 

mit  an.Hl.  Maturitätszeugnissen:  41 4_,  b-J5 ; 
LH,  5471 

ungarische  (ohne  Griechisch):  449.  554; 
Sarajevo:  445.  551;  449,  551 :  Travnik : 

iÄÄ,  .258i  Mostar:  459.  5«! :  45 T.  562; 

Kumänic» :  454.  äös ;  Kroatien :  455.  -itül: 

Serbien :  (55  t: :  451.  55*? : 


mit  aosl.  Abgangszeugnissen :  419.  52H: 

von  .\gram  für  Juristen:  45!.  5S9; 

Studirrendo  ans  den  Balkanländem :  459. 
555  (phil.);  458.  5&fi  (med.); 

Ungültigkeit  erschlichener  Imm. :  895  452» 

Inauguration  (Inatallation)  des  Rektors: 

18,  aL 

Infektionskrankheiten,  Einrichtung  der 
Iu-<titut<<  zur  Untersuchung  derselben: 
824.  -AhlL 

Innsbruck,  Universität.  Errichtung:  ^ 

Übergabe  der  theol.  Fak.  an  den  Jesaitcn- 
orden:  4^  ß; 

Promotionsrecht  der  theol.  Fak. :  919.  7flo: 

Sprachliche  Einrichtung:  provis.  rechi*- 
stwiss.  Fak.  mit  ital.  Vortragsspracbe; 
*i  üi  L  lOi  ^  Iii  971,  877: 

Aktivierung  der  med.  Fak.:  9.  9; 

Sprache  bei  rccbts-stwiss.Staatsprfg. :  i  itSO): 
9&2.  &ÜL 

Inskription,  im  nllgemcincn :  895.  4^ :  417. 

5iil  fl. ;  persönliche  McMuug:  äli.  £2^ 
all.  4851 

in  die  Vorlesg. :  489,  SM  ff. ;  in  Pr»|f  laa 
beiden  l  iiiv  1 :  4;{5.  Ml ;  bei  katfa.  Theo- 
logen :  606^ Iii ;  bei  Pharmazeuteo  :  895. 
467;  7 OS.  9t'. 4; 

in  Vortrage  der  Lehrer  L  e.  S. :  889.  SOS: 

Fristen :  89  5  .  450.  456  ;  488.  580: 

uacliträgliche  Inskription:  SAä,  45fi;  489. 
589  :  4:n  r>n!i :  4;t8.  5  »i) ;  bei  Jnri?t<?n 
(Wien):  Mii.  ^iii  bei  saperarbitr.  Ein- 
jährig-Frei wlirigen :  599.  785: 

Recht  zur  Verweigerung  der  Inskription : 
869.  liVJ :  bei  Frauen:  465.  57-'' : 

ZalaSMiiiR  von  Hc.imten :  487.535:  449.545: 

und  Ufiuicren:  4:19.  541; 

von  promovierten  Ärzten:  489.  542. 
Inskriptionsgebühr  für  a.  0.  und  andere 

Institut  für  östcrr.  Geschicbtsfor»cbnng  in 
Wien :  888.  895: 

Zulassung  von  Offl/ierco  des  Kriegsarchivs 
zur  Institutsprufuiig:  (899); 

Ergänzungsprüfuug  für  den  Archivdien«: 
388.  400; 

Kommission  für  neuere  Geschichte  (^itor- 
reichs:  889.  40L; 

Istitnto  austriaco  di  stndii  storici  in  Rom: 
839.  iOL 

Institut,  Btaatswissenschaftlichcs  an  -^d 
Univ.  in  Wien  und  Prag,  deut-n-ih :  {ST*  v. 

Institute,  Obsorge  für  dieselben :  18,  Hi 

Dotationen,  Behebung,  Verwendung  aai 
Verrechnung:  8I8.  362i 

Haftung  für  eigenmächtige  Anschaffanzen : 
898.  858: 

Operationsinstitute:  ?5'.V  i'ns : 

Einrichtung  der  path.  Institute  zur  Unter- 
suchung von  InfcktiouskraukboiteB: 
SS4,  888; 

medizinische  (klinische):  888.  &ä2  a.  ff.; 

staatliche  Beitragsleistnngen  für  Kliniken: 
889.  3.S9: 
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DatarwissenschafUiche    (physikalische  in 
Wien):  8Wj 

Taxen  für  BenOtzang  von  Institaton  and 
Laboratorien:  IBA. 

In«titut8bibli0theken,  Bcziebang.  z.Univ.- 
Bibliothek :  S»». 

InttmktiORen :  t  Univ.  Kanzlci-  a.  Quästurs- 
personal:  (iS9) : 
für  Invctitarisieninj?  von  Lehrmittelsamm- 

luLgen  :  314.  »t;5 ; 

für  die  PrUfangen  an  der  ^r.  oricnt.-tbeol. 
Fak.  in  Czemowite:  683.  '72; 

zur  rechts-stwiss.  Rig.  Ordng. :  681,  sc»; 

für  die  recbts-stwiss.  Staatsprfg. :  640.  ä2i ; 

znr  med.  Rig.  Onlng.:  «7f,  ^6] 

zur  phil.  Rig.  Ordng. :  7f8.  952; 

znr  Prüfangsvorschrift  für  Lehramtskandi- 
daten an  Gymn.  n.  Realscb.:  (920). 

Interimaaufnahmsschein:  S65. 4si : 

stempelfrei:  470,  bü^ 
Intervalls  zwischen  den  Rigorosen: 
bei  gr.-orient.  Theologen:  t88,  782; 
bei  Jorist^'n:  660,  mi;  665.  874; 

bei  Medizinern:  filH^  WH 
vgl.  Reprobationsfristen. 

Inventare  von  Lphrmittclsammlongen :  318. 
aöi;  314,  afii. 

Utituto  di  atudii  storici  in  Rom:  330. 

Istrien,  Rechtshörer  aus,  Studien  a.  Rtiuits- 
jrfg.  in  Agnvm:   4*1.  bi'J;  63»,  ö21i 

65f. 

Juridische,  Jurtstische  Fakultät  etc.: 

s.  Rechts-  und  Stttrtt.swisäeu.>iihafÜ. 

Judizielle  Staatsprüfung:  s.  staatsprfg. 
Kanzleidirektor,  -Sekretär  etc.;  868.845. 

Kanzleifond,  s.  Univcrsitätskanzleifond. 

Kanzleigehilfen  and  Kanzleihilfsarbeitor: 
871.  2112  und  878,  276;  keine  Ver- 
Bicheruügsitflicht:  l»)T7"35g^ 

FahrbegUnstignng :  (845); 

ünzul&sfigkeit  von  Vorschüssen  auf  die 

Hcziige:  ('JHS). 

Kanzleipauschalien:  ^ 
Kanzleramt  an  den  Univ.:  IS^  29^  4tfc, 

Karenztaxabzug:  Uli  n6. 

Kataloge  aber  die  Univ.  Stad.:  865.  458: 
für  Hospitantinnen :  40f.  521. 

Katechetik  und  Methodik,  Lehrer  für: 

816,  11*9;  817,  IM. 

Katechetisch-pädagogischer  Unterricht 

für  kath.  Theologen:  601^  liS. 

Kaution  l.ei  Qaästursheamten:  247j 
bei  Uüchcrentlchuuiigen   aus  Üniv.-Bibl. : 

Iii; 

Universititsgesetze. 


Kliniken  der  Universitäten:  (889); 

in  Wien.  Beziehungen  zum  allg.  Kranken- 
haus: 387.  S90; 

Staat!.  Beitrag:  386,  ÜSiL 

Klosterlehranstalten:  üi^.  780; 

Verzeichnis  der  organisierten :  681.  TSä^ 
Knabenseminarien,  bischöfliche,  übertritt 

au  tbool.  Fak.:  413.  ftS^ 

Kollegien,  g.  Vorlesnngen. 

Kollegiengeld:  Einführung:  89L  ^ 
antizipative  Zahlung:  894.  510;  400.  515; 
401.  515; 

für Kurüc :  195} ;  406. 51B ;  für „Privatissima" : 
677,  883; 

für  Vurträgo  der  Lehrer  L  o.  8. :  880.  ao2: 
Angabe  im  Vorleseverzeichnis:  370.  489 ; 

881.  493: 

Befreiung  vom:  Kompetenz  der  Prof. 

Koll. :  Sl,  25^;  SjLL  5ö4  ;  M4,  474; 
Wirkung  für  andere  Fak.:  366,  474 ;  bei 

Juristen:  307.  614; 
Zulässigkeit  der  Befreiung :  3t»l.  6U2;  411. 

521; 

für  andere  als  Hauiitkollegfen:  301,  506; 
für  Theologen  (Skt.  Augustin):  303.  5U9; 
für  Juristen:  307,  513^ 
für  Stipendisten :  801.  608; 
für  Ausländer:  801.  503; 
für  Pharmazeuten :  708^  964; 

für  Lehramtskandidaten  der  Realschulen: 

405,  518; 
für  Hoöpitantinnen :  400.  520; 
Fristen  für  Befreiungsgesuche:  301,  504  ; 

40L515j  408.5161  404.  517:^88.  530; 

8.  auch  IJefrciung; 

Rilckerstiittung  eingezahlt  Kollegiengetder : 

301.  'o*r,  ;  jtjKL  511; 
Stundung  unzulässig:  801.  508; 

Abfuhr  an  die  Staatskassa:  9T,  8ii  dntth 
die  Quiiatur:  3Ü,  50«;  407^  SlOt 
408.  520: 

Prüfung  der  CJuastarrechnungen  :  3  65  ,  468; 

801.  QlJi;  liM.  öllj  410,  521; 
Einhebongsprozente:  801.  Mm-  306.  512; 

407.  519: 

Zahlungslisten  für  die  Ausfolgnng  an  die 

Dozenten:  (508); 
Teilung  bei  gcmeins.  Kollegien:  118.  III: 

bei  SupplTernngcn:  890,  5U; 
Stotnpelpflicht  der  Quittungen:  308,  500; 
Exekution    auf  Kollegieugeldelnuahmea: 

106. 

Kolloquien,  Abhaltung  mit  Studierenden: 
4t;  1  ;   ;m.  480;  (690; ;   301.  &06; 
Theologen:  60 H,  74Sj 

Stempelpflicht  der  Zeugnisse  und  Vcrmerko 
im  Melduugsbuch :  474.  580;  488,  ."^91 ; 

Gleichstellung  mit  Teilnahme  an  jur.  Se- 
miuarubungcu  (bei  Stipendisten):  876; 

p&dagog.-didakt.«  für  Lehramtsprfg.  a.  Oymn. 

und  Hcalsch.:  (9S3) ; 
bei  Habilitationen  v.  i'rivatdoz.:  187.170. 

Kommissionen,  fachmännische, Ansprach  auf 
Entlohnung:  äft,  TL 
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Kompetenz  der  akad.  Behörden:  18,86,88: 

Konferenzen  der  Prof.  Koll..  s.  Sitzungen 
der  l'rof.  KoII. 

Konkordat,  Anfbcbung  desselben:  (741). 

Konkurse,  für  Besctznng  v.  Professuren: 

H'! :  an  lU  n  Hiool.  Fak.,  Diözosan- 
uud  KTr>stcrlcliraiir^talten:  (80);  605. IM: 
•07  .  743. 

für  Uicncrstellen:  IH,  29J_;  277.  297; 
17f ,  803j  880.  8('3 :  g.s7.  an ;  is«o,  aiL 

Konkursprüfung  für  thool.  Profcssurskan- 
(li.laUMi:        ?0j  ÜÄ,  2fl5;  At2.  2i4. 

XontroUierung  der  LohrmittclHanunlnngen: 

ai8. 9G*:  an.  afi&;  8i5.  a«L 
Korrespondenzverkehr  der  Behörde,  uii^. 

Grundsätze:  71.  TOj  mit  Oberstem 
Rechnungshof :~7^  Tij 

der  akad.  Behörden  im  aUgemeincn:  18,  S8: 
11  u.  f.; 

in  Krakau:  (t8.  63;  in  Prag,  Sternwarte: 
♦7.  Ch;  25770; 

Oesrhäftsordnungcn :       bis  60,  55; 

•  Berichte  über  Fakultätsbeschlüsse:  Aft,  60j 
mit  auswärtigen  Höfen:  M,  fiJL 

KOStzÖgiinge,  verbot  dos  Haltens  in  Diener- 
wohnungen: 881.  S04. 

Krankenversicherung  für  provis.  und  aus- 

h!lf*idiciur:   SHg  ain;  3£Q;  8f8. 

824  :  :tOft.  Abb;  'dSkl,  HhC; 

des  Personales  an  Laboratorien:  301 ,  aia. 
Krakau,  Universität,  Errichtung:  Uj 

thcol.  Fak.,  Organisation:  9^  H;  Promo- 
tionsrecht: »,  15^ 

sprachliche  Einrichtung:  IT,  16:  18.  17; 
bei  den  theoretischen  Staatsprfgskomm. : 
S40.  »41: 

Oeschäftjtverkchr :  tt,  63; 

landwirtschaftliches  Studium:  710.  986; 
220,  22L 

Kroatien,  Maturitätszeugnisse,  Anerkennung : 
l^i,  5(iO;  8.  auch  Agramor  Universität. 

KumuHerung,  einer  Profcssur  mit  Neben- 

btelluugon : 

Kanonikate:  ISS,  136; 
Secl  sorge:  154.  136; 

•  andere  Staatsanstellungcn :  158.  187 : 

Asslstentenstcllon :  (222); 

öffentliche  Funktionen:  158,  138; 

Verwnltungsratstellen :  158,  138; 

von  Hochschulstudien  mit Einj.-Freiw.« 
Präsouzdienst:  551.  679; 

von  Stipendien:  570,  702;  571,  703; 
684,  I2ü;  ftt2,  7277"^  —    — 

Kundmachung  akad.  Verfügungen:  871.  480; 
der  Vorlesungen:  879.  liU;  ÜHO,  m;  in  den 
Müncheucr  Hochschulnachrichten:  880. 

Kunstfehler,  Nachtragsprüfung  bei  .\rzten: 

fiS«,  '112. 

Kurse:  40ft.  siS;  (543):  A«.!sistontonktirse  an 
der  med.  Fak.  in  Wien :  078,  87'J; 


Abhaltung  in  den  Wiener  Krank eDanstalten: 
887,  497: 

In   klassischen   Sprachen   für  Bcalschnl- 
abitnriont«n :  ilO,  5g7; 

Ferialkursc  für  praktische  .\rzte:  07S,  8»; 

für  Versicherungstechniker  in  Wien:  788. 
1018;  7^4,  1014. 


Laboratorien,  Kranken-  und  UnfaJlver- 
sicherang  des  Personals :  801.  849: 
350  ;  808.  351; 

Taxen  für  Benützung:  394. 

Landeochef,  Land  CS?;  teile.  Mftwfrknns  bei 
der  Üniv.-Verwaltaüß:  61_,  Cl_;  ii^,  fit. 

Landwirtschaftliches  Studium  in  Krakau: 

II»,  5>h6i 

Zulassung  von  Healschulabitor. :  780.  931. 

Lebende  Sprachen,  Prüfungen  aus:  tot 

947  :  700.  348;  701.  91k. 

Lebensmittelexperten:  Studien-  and  Prü- 

fungsw  t'.scn :  7S1 .  WJ. 

Legalisierung  von  Cnterschriftcn  auf  Dipl. 
u.  Zeugnissen:  (590). 

Legitimationen  für  Fahrbegünstigongen  V. 
Staatsbeamten:  :1Q0.  .ni. 

Legitimationskarten  für  studierende:  (455\ 
Lehramtskandidaten:  ^*4.  so«:  ner«n- 

biMiing  f.  akad.  Lehramt:  880.  gti8: 

Prüfungsvorschrift  für  Lehramt  an  Gvmn. 
und  Realschulen :  <08.  980; 

Unter^tiUznnpcn.  Rchandlung  der  Gesuche 
in  Wien :  697.  £llL 

Lehramtsprüfung:  für  das  Lehramt  a.  G>m 
nasicn  und  Realschulen :  008.  930: 

f.  d.  Lehramt  a.  Mädchenlyzcen :  400  b.  57*5. 

Lehr-  u.  Lernfreiheit:  805, 459;  soo,  468; 

878,  483i    —   

an  den  kath.  theol.  Fak. :  ftlt,  I4iL 

Lehrbefugnis  d. Professoren:  114.  130;  lÄk, 
131:  147.  132:  150.  1:14;  39L  mi 

der  Assistenten:  S41 .  228:  s.  auch  Privnt- 
dozenten. 

Lehrer  im  engeren  Sinne:  18.  23;  SM.««; 

Vorlesungen :  805.  467;  Aufnahme  in  das 
Vorlcseverzeichnis:  880.  l^og ;  870,  49('; 
Kollegiengoldbezng:  97,  :  Lehrer  für 
Kateclietik  und  MethodlkTTl 0. 8 1 7.  l». 

Lehrerkollepium:  I8,  2»i  wünsche  «nd  An- 
träge: Iflj  Hli 
Aufsicht  betr.  Vorlesungsbesuch:  805.468; 
801,  476. 

Lehrkanzeln,  Wlederbesetzung:  18.  86:  IS. 
86:  an  der  theol.  Fak.  in  Innsbruck:!, 
2  •  00,  22;  an  der  theol.  Fak.  L  I-embcr«: 
05,  ?0i  an  der  gr.-oricnt.-theol.  Fak. 
in  Czernowitz :  ÄsS.  766:  an  der  jur. 
Fak.  in  Lemberg  (rutheu.):  (87) ; 

Supplicrung:  818,  laö. 
Lehrkörper,  s.  Lehrerkollegium. 
Lehrkräfte,  honorierte:  i9i>- 
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LehMnittelsammlungen,  inTcutarisicrang: 

818.  804:  814.  M'*: 
KcTision:  aiS,  ääA;  SU,  äfU;  81ä.  SfiZ. 

LehPVerpflichtung  der  Univ.-Prof.:  143, 
lüü  Ii.  ff.,  8ftl.  500;  bei  Prof.  der  gr.- 
oricnt.-tbcol.  Fak.  in  Czeroowitz:  wtt. 
766; 

Berechtigung  über  andere  Fächer  zn  lesen : 
144.  130;  145.  131:  14<.  132:  147.  132: 

Spezialkolli'f^ien:  1 40,  131 ; 

Knrsc:  406,  518;  Privatiasima:  422,  883; 

CoUegia  publica:  148.  i'J.'t;  15^.  i:i5; 

Übertragung  eines  zweiten  Nouiiualfaches : 
149,  183J 

EinhftUnnp  drs  vorRPschriebcnen  Stunden- 
HUMiKibe.s :  1  r>  1 .  iSi ; 

Einhaltung  der  Vortragsstunden  und  Se- 
mestcrdaucr:  8M^  M;  888.  494. 

Lehrvorträge:  Beschränkung  auf  wissen- 
schaftliclie  Gegenstände:  14;t.  l.so; 

Obsorge  für  Vollständigkeit:  IS,  für 
Juristen:   t8<t,   811 :    für  Alfdizincr: 
907. 

Lektionekatalog  a.  VorlcsungsTerzetchuissc. 

Lektoren  (Lehrer  im  engeren  Sinne): 

«20,  2fl2. 

Lemberg,  Universität,  Errichtung:  15; 
der  med.  Fak.:  IJL 

Bprachliche  Einrichtung:  11.  16;  18.  17; 
14.  19;  15.  19;  16.  20; 

Supplenten  für  judiziclle  Staatsprüfungs- 
gegenständc:  814. 

Lesesaalordnungen  für  Univ.-Bibi.:  (4i-); 
Lithographierte  Vortragshefte  (Scripta), 

\erlM)t:  (171). 

Liientiat  der  evaug.  Theologie:  <84.  800. 

Lokalitäten,  Verfügungsrecht  üb.  dieselben: 
u.  ff.;  87»,  487: 

Abhaltung  derVorlesg.  außerhalb  der  Univ.- 
Ränmc  (Privatwohnungen):  888,  494. 

Löschung  von  Vorlosg.:  424,  fiSi  u.  H.; 
8>1.  507: 

der  Bezüge  von  Staatsdienern:  2i2,  S&fi. 


Mädchenlyzeen:  ßiü. 

Magister  der  Pharmazie,  ».  pharm.  Stu- 
dium: 108.  P64  n.  IT. 

Matrikel  der  Fak.:  äftü.  449; 

Streichung  a.  d.  Matrikel :  865.  <52,  l.'iP.  ißs; 

Taxe:  845.  453;  4S8.  531j  Ik-frduiiK  hie- 
von:  8<5.  453;  für  kath.  Theologen: 
446,  ZUT   

Zahlung  bei  neuerlicher  Immatrikulation: 
4St.  iSa ; 

Verwendung  derselben:  865.  453;  627. 

üatrikeischein:  mü.  452;  420,  aaa  u.  ir.r 

Sprache  in  Prag,  böhni.:  128.  689: 
Stempel:  ihl. 


1  Maturitätsprüfung,  Erfordernis  für  die  Im- 
matrikul. :  865.  4il ;  4«t,  587j  448.547; 

bei  kath.  Thcoloßf II :  4iä,  528;  (731);  666. 
I  73ÖJ  607,  Iii;  60H,  747; 

Anerkennung  ausländischer  M. :  414,  625; 
;  Ungarn:  440,  .'•>54  ;  Sarajevo:  445,  551 ; 

446.  661;  Travnik:  4 .'>:<.  558;  Mostar: 
456.  SBTT  4ä2,  50 a ;  Humänieu:  454. 
55S ;  Kroatien:  4jj,  500 ; 

a.  o.  Hörer  ohne  Matur. :  489.  532 ; 

ZulasMung  der  Frauen  zur  M. :  459.  864; 
467.  5cSi; 

Inskription  von  Frauen  ohne  M. :  (668); 

Ergänzung.spfrg.  für  Bealscholabiturienten : 
116, 

Medizin.  Doktordiplom:  Text:  495,  606; 

Nostrifikation  .uisl.  Doktordipl. :  506,  619; 
ftOft,  Üiiü;  6fS6,  in-J; 

insbesondere  für  Frauen:  466.  666; 

Unzulässigkßit  der  Tit  elf  ührnng  ohne  Nostri- 
fikation: 50>».  üTiL 

Medizinisches  Studium  und  Doktorat: 

Rig.  Ordg.  678,  mi 

Instruktion:  424.  896; 

Ausländer  (Revers) :  688.910;  au»  d.  Balkan- 
ländcrn:  1&2,  556; 

Ärzte  (Praxisberechtigung) :  686.  IM«  u.  ff. ; 

Frauen  als  ordcntl.  Stud. :  463.  Süll :  465,528; 

Frauen  als  a.  o.  Stud. :  468,  582; 

Abgang.Hzeugnisse :  490.  GOO;  für  Militär- 
zwecke :  489.  5y^ 

Gesuche  um  Abkürzung  der  Reprobations- 
fristen :  674.  8<1 ; 
•  Anrechnung  philo». (u.ausl.)  Semester:  675. 
8rt2:  678.  885; 
rechtswirksame  Inskription  in  den  zweiten 
Stuflionabschnitt:  678.  887:  619,203. 

Meldungsbogen  für  a.  o.  Hörer:  lifij,  457j 
470.       u.  ff, ; 
Oktavformat:  479,  ^ 
Stempelpflicht:  420,  bbü: 

Eintragung  der  Annualprüfung  bei  Theol.: 
ftOfi,  lüiL 

Meldungsbuch  (Index):  865^  isa;  470, 
JiSJ  u.  ff.; 

Ausstellung  von  Duplikaten:  865,  465; 

I  Formulare  (und  Sprache):  365.  451 ;  in  Prag 
.  böhm.:  476.  5!j7:  477.  5hk:  in  Lcinlicii;: 

16.  SO; 

Löschung  von  Kollegien:  124,  &S1  u.  ff.; 

Vidierung  des  M. :  865,  4flA;  478,  585:  Stem- 
pelung: 865.  1(14; 

Eintragung  der  .\ünualprüfung  bei  Theol.: 
641.  789;  der  iur.  Staatsprfg. :  640, 834 ; 
(stonipelfrci :  121,  5841;  der  Kolloquien: 
4  7  4.  586: 

Anmerkung  der  Nichtcinrechenbarkcit  von 
.Reprübatlousscniostcrn"  bei  Juristen: 
658.  850; 

I      für  Pharmazeuten:  475,  5i*l, 

!  Meteorologie  und  Geodynamik,  zentrai- 

j  unstalt  für:  älLL 

'  Mietwohnung,  s.  Xaturalwohnuug. 

I  Militär,  s.  Einjährig-Freiwillige. 
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Mißgeburten,  EiDsendong  a.  Univ.-Institate: 
9tt,  SS2^ 

Mitgliedschaft  bef  ausl.  OclehrtongeaeU- 
Hcliaftt  ii  (Akademien):  155.  lAL 

Mittell08igl(eit8Zeugni8,    gebObrenfrei : 

40 a.  517. 

Mittelschulen :  Prfjfnnpsvorschrift  für  Lehr- 
amtflkandidateu :  6»H.  'J20 ; 

archäologische  Lohrkurse  für  Mittelschal- 
Iphrcr;  695,  ^17;  696.  fiia. 

Mobammedanische  Studierende,  Maturi- 
tätsjirfg,  (Sarajevo):  44t,&äl ;  (Mostar): 
45  6  .  561; 
Kopfbedeckung:  448.  &53. 

Mostar,  Matarität^zeugnisac,  Anerkennung: 
456.  561;  457.  &fi2. 


Nachsicht  d.VonvnndtscliRft«»-  u.  Sohwä^rcr- 
schaftsverbaltnis.ses  bei  Examiuatoreu : 
141.  188:  lit, 
bei  Assistenten :  «SS,  215;  «48,  223j 

der  Verehelichung  bei  Assistenten:  SM, 

215;  848.  228; 
vom  Doktorat  bei  Habilitationen :  167.  189; 

1»0.  178. 

Nachträgliche  Inslcription:  36».  iMi  43e, 

639:  431.  53t) ;  433.  .V40;  (Wien,  bc! 
Jiiristouj:  43M.  544 :  vou  BUiH-rarbitr. 
Kiniähr.-Fr^ilwiUTT».  7^ 

Nachwuchs  an  Akad.  Lehrkräften:  8iS. 
Jfl6  u.  ff.;  il6.  ^ 
an  den  kath.-theol.Fak.:  198. 176:  M8.  241. 

Nationale,  bei  Immatrikulationen:  865,  450. 

Naturalwohnung:  im  allgpmMnen :  99. 

i66,  254 ;  .\ftcri  crniietung:  100,  IW, 

bei  Assistenten:  241,  222  ;  24i.  kSi; 

bei  Dfeiiorn:  285.  aül:  190^  aso; 

Einzif'huiiK  der  lialbrn  Aktivitätszulage  bei 

lUninttn:  266.  'J5I;  (256):  bei  Dienern: 

t*h6.  -■iO'J: 

Überlassung  als  Mietwohnung:  Itl.  lül ; 
10*.  IM. 

Naturhistorische  VorprQfungen  der  Medi- 
ziner: (889). 

Neapel,  Arbeitsplätze  an  der  zoologischen 

Station:  (t07). 

Nebenstellungen  {s.  auch  Kumulierang): 

bei  Prof.:  Kanonikate:  158. 136;  äeelsorgo: 
154.  lafi :  hoi  ausl.  Gelehrtpnpfsell- 
},( liaften  :  155.  187;  Ver«-aUunK.-'rat«- 
stollcn:  157.  138:  öffentl.  Funktionen: 
158.  laa- 

Nominalfach  der  Prof.:  UlxlSÜ  14&  mi 

Hauptfächer:  891.  öfiL 
Normale  für  Fahrbegünstigungen :  806.  Sil. 

Nostrifikation:    ausländischer  Maturitäta- 

zeugiiisse:  414,  525: 
ausl.  Doktordiplome:  506.  eis;  RtbundlmiK 
von  NoHtriflkationsgcsnchcD :  515,  i'.av ; 

päpstlicher  Doktordipl.:  597.  619;  511.  t?-'^ 


ausl.  phil.  Doktorate:  ftlt^  ßSlj  51L  623i 


anal.  med.  Doktorate  f.  Aosländcr :  599.  HO ; 
•86,  912; 

ausl.  med.  Doktorate  für  Frauen:  460.  5g; 

ünznlässigkeit  der  Führung  nicht  nostrifi- 
zierter Doktortit  I :  513.  ess;  514.  62t  : 
insbesondere  med.  Doktortit«-! :  50>^.ea0; 

Nostrifikation  mir  bei  gleichartigen  Dipl. 

zulässig:  516,  6S8j 

Nostrifikation  auhl.  püarm.  Dipl.  nicht  statt- 
haft: (970). 


Obligate  Fächer  für  kath.  Theologen:  fttL 

7i'-'  •  iu  Inusbniek:  4^  7j 

für  Juristen :  635.80<^>(Gcs.);  636.»'^rV'dg.); 
für  Mediziner:  678.  nfH; 
für  Pharmazeuten:  708,  aiil-. 
Öffentlichkeit  der  Prüfungen  (Rigorosen): 

bei  kath.  Theologen :  115.756;  bei  gr.-orient. 

Theologen:  688.  782: 
bei  Juri.stcn:  Staatsiiriifungen:  640.  8Si; 

Rigorosen :  660,  8»>3 ; 
bei  Medizinern :  678.  892; 
bei  Philo.süiiljcu:  163,  95ij  Lehramtaprfg. : 

69H.  9>u; 
bei  Pharmazeuten:  798.  965. 

Offiziere,  Zulassung  zu  üniv.-Vorle*g.:  (&S5) ; 
489.  514. 

OlmQtz,  theol.  Fak  :  22. 

Operatevr,  Verbot  des  Titels:   691.  911. 
69f.  915. 

Operateurstipendien: 

Operationsinstitute:   Chirurg,   in  Wien: 
853,  232;  Statute  (Reglements):  235. 

Operationszöglinge,  Vorgang  bei  Bestel- 
lung: 854i  235;  ii^  256. 

Ordentliche  Professoren,  s.  Professoren; 

Bezüge,  B.  BesühluuRsverhältnisse; 
8.  auch  Lehrveriifliehtung. 

Ordentliche  Studierende:  365.  449:  bei 

den  theol.  Fak.:  605.  731 :  60g71a&i 
Kollegicngeldbefrelung:  391,  öOi: 
Frauen  an  den  phil.  Fak. :  461.  'j*"  ;  an  den 

med.  Fak.:  463.  5'<>: 
Ausländer:  865.  iäl.  mi;  441.  5*5 n.  ff. 

Organisation  der  akad.  Behörden:   18^  üi 
19,  SO. 

Osterreichische  Geschichtsforschung: 

In.Htitut  für  ö.  0. :  38».  ^kl 
Kommi.ssion  für  neuere  Geschichte  Österr.: 
889.  MI. 


Pathologische  Institute.  Einnchtan^^n  s. 

Vcrhiitung  v.  Infektionsgefahren;  3t 4. 

Pazmaniten,  Pazmaneom:  zni.wun?  m 

den  theol.  Rigürosen:  615. 751 ;  617. 7^. 

Pedell:  la:  Dicnstcsbczelchnung:  884.  So«; 
(inallflkatfonserford.:  OOS):  (^halts- 
khtHse:  890.315;  Dienstesinstraktionen: 
(290). 
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Pensionsvorachriften,  aiig.:  t70.u9n.ff.: 

spezielle  f.  d.  Staatelebrpcrsonal :  IttO.  16»; 
bei  Thcologicprof . :  178,  I68j  17f,  lß2i 
bei  den  bukow.  gr.-oricnt.  Religionsfonds- 
bcamten  etc.:  178.  155: 

Pensionsbeitrag  (Einhebung!:  185.  167; 
i70.  ;  bei  prov.  Ernennungen: 
186.  IM; 

Anwcisungstermin  für  Pensionen :  181. 164; 
184.  iMi 

Anrcchenbark.  V.  Personalznlagcn :  188.166; 

Zusicherung  der  Anrechnung  von  Dienst- 
Jahren:  IM.  165J 

Anrechnung  der  Adjunktcndicnstzcit:  881. 
818: 

Anrechnung  der  Assistentcndionstjahre : 
888.  £ia- 

Personalstandestabelle:  Vorlage  seitens 

licr  I'rivatddzciitcn :  (170). 

Personalstandesverzeichniue:  l4f .  isii 
Peraonalzulagen;  97.  9S;  »8.  97: 

Eiuzielniiip   bei  Erhöhung  des  Gehaltes: 

(g7i;  2«H.  252;  8«»^  2ßOj  8Öt  809; 
unterliegen  nicht  der  Diensttaxe:  (99); 
AnrechenJmrkeit  für  die  Pension:  188.  IM. 

Pharmazeutisches  Studium:  3<5. 457 ; 

Studien-  und  Prüfungsordng. :  108.  96ü 
Erläuterungen  zur  Studien-  und  Prüfungs- 

ordng. :  21f .  üjä  ;  113,  978^ 
Aufnahme  in  die  Apothekerlohre:  « 13.  'J'ft; 
Anerkennung  au«!.  Tirozinalprfg.:  7  1  8.979: 
a.  o.  Prfg.  über  VI.  Gymn. -Klasse  behufs 

Aufnahme :  If»,  978; 
Ergänzungsprfg.  aus  Latein  für  Realschüler: 

711.  975; 

Aufnahme  von  Frauen :  464,  571 ;  465.  578; 

4M«,  üljj  4M,  ^ 
Aufualiuie  von  Ausländern:  443. 549^  (976^ 

aus  den  Balkanländern  4.5t.  r);')h ; 

Rc7ipro/ität  mit  Ungarn:  511).  631 : 
Mclcluugsbücher:  124,  587; 
Inskriptiunsgebühr:  48  51),  533: 
UnzuläsMigk.  d.  Apothekeiiflionstcs  während 

des  Univ. -Studiums:  HÜ,  i>79; 
Einhaltung  d.-r  Termine  für  die  Vorprfg.: 

2ia.  979; 

Prüfungstaxen :  268.  970;  Einzahlung  der- 
selben: 213. 
bei  Wiederholnngsprfg.:  Zlä,  980; 

Termin  für  pharm.  Kigorosum:  7  1  6  ,  984 ; 
Wicderholnugstermin :  llft,  g»*» ; 

Reprobation  beim  pharm.  Rigorosum :  718. 
980: 

Nacliwcis  fleißiger  Frequenz  der  Vorl.  und 
Übungen:  1L2,  9H5j 

Magister- Diplom:  1^,  970;  Formulare: 
714.981 ;  Ausfolgung a.  Ausländer:  (981); 
NostriOkotion  ausl.  Dipl.:  (970); 

Sponsion:  IIH^  985; 

Berechtigung  zur  Leitung  einer  Apotheke: 
718.977;  2  1  5,982;  bei  Frauen :  464.572. 

Philosophisches  Doktorat:  Rig.  ordng.: 

70-i.  um : 


Instruktion :  703.  95?:  (9&4); 

Erfordernisse  bei  Nostrifikation  ausl.  Dipl.: 
510.  681;  511. 

Philosophisches  Fakultätsstudium : 

Mitiiiijalätundcnzahl  f. äemcster&urechnung : 
M'i,  ir.i ; 

Nichtanrochiiuiig  von  SominariiliunKon  für 
die  Miuimabtuudeii/»bl :  604,  917  ; 

Zulassung  von  Frauen:  461 ,  5(i7 ;  vun  Aus- 
länderinnen: 468,  ; 

Stud.  aus  den  Balkunliindorn:  4.">0,  bhb ; 
Abgangszeugnisse:  4HH,  5aii;  491.  MM ; 
Rip.  Ordng. :  IM,  9i'J  ; 
liifitruUtion  hierzu:  703,  952; 
Fakultätsinstruktionen :  (954) ; 
Lehramtsprfg.  für  Oymn.  u.  Realschulen: 

608,  aasL 

Physikalische  Institute  in  wicn:  aai. 
Physikatsprüfung:  (9<>9) ; 

Berücksichtigung  der  med.  Assistenten: 
846. 

Plätze  in  d.  Hörsälen  (Laboratorien)  :865i 

Polizeidirektion,  Verständigung  von  Stnd.- 
Ver^iamiulungcn :  543.  654; 

von  Relegationen:  588.  643; 

Vorgang  bei  polizeilicbfr  Bfanstandnng  von 
Studierenden  (Verhaftung):  580.  M4. 

Portobehandlung  von  Mahnschreiben  zur 
Hercinbring.  entlehnter  Büch.:  341. 

Portofreiheit:  66.  öTj  für  die  Korrespon- 
denz der  reclTts-stwiss.  Prfgs.-Komm.: 
641.  H.^5. 

Prager  Universität:  Gesetz.  L  3j 

Errichtung  der  böhm.  med.  Fak.:  3i 

Errichtung  der  böhm.  theol.  Fak.:  3^  6j 

rechts-»twi38.Staat8prfg.:648.Sll ;  6  40.843; 

Festsaalbenützung:  48^  47; 

Übersetzung  von  Zuschriften:  68^  ß8j 

Sprache  bei  Meldungsbüchom  und  Staats- 
prüfungszcugnisscn :  476. 587  ;  477, 58S; 
484,598;  b.  Matrikelschoincn :  47M.  5H9  • 

gleichzeitige  Inskription  an  beiden  Univ.: 
4:^'>.  .vn. 

Praktische  Prüfungen  bei  den  med.  Rigo- 
rosen: ftia,  884; 

bei  dem  pharm.  Rigorosum:  2t&,  967. 

Prämien,  bei  wissenschaftlichen  Semlnaricn: 
(röni.-kath.)ai2 ;  (gr.-oricnt.)üli ;  (rechts- 
stwiss.)  87C;  bei  Seminarion  der  phil. 
Fak.:  SIS. 

Präparate,  path.-anat.,  Einsend,  an  Univ.- 
lu^titute:  322,  388^ 

Verkehr  mit  anat.  Präparaten:  385.  888. 
Präsenzdienstpflicht,  s.  Einj .-Freiwillige. 

Praxis,  Berechtigung  zur  Ausübung  der 
ärztl.  Praxis:  680.  Söfi  u.  ff.; 

barmherzige  Brüder:  685.  911 : 

Ausländer:  683.  910;  Reziprozität  mit 
Ungarn :  &I8,  1123 ;  580.  681 : 

Frauen:  AAS.  5112;  iM.  572; 
Erfordernis  der  Österr.  Staatsbürgerschaft : 
500,  621. 
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Preussische  Studierende:  531.032;  itt. 

Privatdozenten.  StcUnng  a.  d.  Universität: 
18.  88i  t%t.  181; 
Vertreter  im  Prof.  Koll  :  18,  g4  ;  gg.  85: 
80.  37;  84.  3'n  44.  -tj,  45.  46; 

UnKiilSsHlgkolt  der  Bezeichuung  „Dozent": 
SM,  ^;  8»1.  494; 

DisziplinarbehaodlQDg:  883; 

Habiii  tationsnornr.  187.  169; 

HahilStationsfach:  \Ma  1^9;  g»S.  188; 
809.  IH«;; 

Habilitationsschrift:  18«.  170:  ««l,  lao: 
ges.  183;  anonyme:  iMTlliLi 

Vorgang  bei  Habilitationen:  188.  172;  in 
WienfDlin.i:  198.175;  (thcol.i :  IfSTlTC; 
(med.):  iOO.  \m; 

Zurficküichuug  der  ücstätignng :  (171); 

Übertraining  der  venia  doc.  an  andere  Fak. : 
IM«.  La;  8>4.  182; 

Erlöschung  der  venia  doc. :  187.  I7l  •  8Qfl. 
IM;  lliL  211.  IS8;  iTcTritibiluaiion 
für  mehrere  Fächer:  186,  177 ; 

BcnrliiubmiK:  195,  177 ; 

Berochtigung  ;^ur  AasätcUang  von  Zeug- 
nissen :  t04.  182: 

Bcistellnng  des  Demonstrationsmaterial.H : 
1H7.  170; 

als  Kandidaten  für  Professuren:  A8,  80; 
88e.  209; 

Kolle^iengeldbezug:  ft2,       891.  502; 
Remunerationen:  SSft,  2QS;  bei  katb.-theol. 
Fak.:  iM± 

RpIvatiSSima,  Honorarbezug  fUr:  412.  883j 
Nichtanfnahmo  in  die  Vorlescverzeich- 
nisse:  885.  iafi. 

Privatklinik,  Zulässigkeit  der  Bezeichnung 
als:  (889). 

Privatstudium,  Ungültigkeit  für  Fakultät^. 
Studien:  :t6r>.  4t;i. 

Privatwohnungen :  Abhält,  von  Vorlesungen 
in  den :  888.  iüi. 

Probetrlennium  im  Lehramte :  lU^ Ui.  n.  ff. ; 

Ikrt  ' huunj^  desselben:  185.  119;  Ver- 
längerung desselben:  188,  lia^ 

Probevorlesung  b.PrivatdQzenten:l87.1-l. 

Probeweise  Dienstleistung  von  Zertiflka- 

ti-tvu  yDieuLTiij:  211,  29s. 

Prodekan:  18.  25^  2«:  Vertretung  desselben : 
iCt,  aa;  M,  =iüT78(S.  itc^o. 

Professoren,  .Stollungan  der  Unlv.:  18.  23; 

Ruugsliestimmung:  180.  m  u.ff. ;  140, 127; 

Bezüge:  97,  98;  an  der  theol.  Fak.  in  Inns- 
bruckT9<r9g : 

Vorgang  bei  Ernennung  von  Prof.  (Be- 
setzung von  Lehrkanzeln) :  im  allgem. : 
9.r  86:  bei  kath.-thcol.  Fak.:  <05.  734: 
TO7.  7U :  bei  der  theol.  Fak.  in  Inns- 
bruck :  4i  7_i  14.  92_i  in  Lemberg :  95.90; 
bei  der  gr.  orient. -theol.  Fak.  in  Czerno- 
uitz:  422.  7rt«j  (86);  bei  der  jur.  Fiik. 
iu  Lemberg  (ruthen.):  (87); 

Forderung  des  Doktorates  zur  .Anstellung: 
bei  Theologen:  ftl,  üü;  441,  7 15 : 


Staatsbürgcrscbaftsvcrfailtni:) :  112; 

Beeidigung:  118,  112  n.  fl.; 

Bestätigung  im  Lohramte :  114.  LH  iL.  (I. ; 

Verwandtxschaftjä-  und  ScbwägerschaftsTer- 
liältnis:  141.  i2au.tr.; 

Urlaube:  140.  liö  u.  IT.; 

Disziplinarvorschriften:  832j  894.  33»?; 

Pensionsvorschriften :  170.  Lüi  u.  ff.; 

Kollegiongeldbezug:  »L  95_i  ^91.  50i: 

Eiukommenbesteaemng:  s.  Steuerzahlung ; 

Lchrverpflichtung :  148.  12Q  u.  ff. ; 

Xebeustellungen :  158.  iMu.  ff. ; 

Auszoichnnngsanträgt: :  2jL       45,  33_; 

Ausl.  Professorstitcl:  (137):  15», 

i  Professorenkollegiun:  I8.  21 : 

[  Wirkungskreis:  IH^  26:  44.  ßOj  Zuziehung 
I  von  Supplenten :  "218.  197 ; 

j      bei  Besetzung  von  Lehrkanzeln:  98^  W>; 

bei  Habilitationen:  187.  1G9; 

bei  Bestellung  von  Assistenten:  888.  214 : 

bei  Bostollnng  von  Deraonstratorcn  und 
Operatiouszöglingen :  850.229: 854.  ; 

Antragstellung  in  Onadensachen :  8f .  u>: 

Unzulässigkeit  von  Auszeichnnngsanträgeo 
für  Prof. :  84.  32;  85.  33: 

Zusammenstellung  des  Lcktionskatalog«« 
(Vorleseverzeichniss«s):  879.  **if> : 

Vorsorge  für  Vollständigkeit  der  Lcbrvor- 
träge:  im  allgem. :  18^  2fi;  für  Juristen : 
484.  811 :  für  Mediziner:  411,  907: 

bei  Immatrikulationen:  845.  >5i  ;  bei  nach- 
träglichen Inskriptionen :  it65.  45«? ;  bei 
Aufnahme  relegierter  Stnd.:  53^«^; 

1      bei  Kollegicngcldbefreiung :  891.504  ;  97,95; 

I  bei  Ilanrlhabung  der  Disziplinargewalt: 
I  hin,  ; 

I     bei  Stipendienverleibung :  544.Gft8 ;  548.  lüL 

I  Promotionen,  Formein:  für  die  kath.-tbeol. 

I  Fak.:   499 e,  ßlOi  (757);   für  die  gr.- 

\  orient.-theol.  Fak.  in  Czemowitz :  üss  ; 

;  für  die  weltl.  Fak.:  495.  606: 

;  Prfg.  der  Würdigkeit  des  Promovcnden: 
!  499  b.  609j 

j  8ub  auspiciis  Imperatoris:  540.  ^  u.  ff.: 

I  durch  Stellvertretung:  (605); 

Ausfolgung  des  Ärztt^kammcrgesetzcs  ad 
med.  Promovenden:  489.  913: 

Proraotionsrccht  der  theol.  Fak.  in  Krakau: 
9,  15j  in  Inn.«ibnick:  414^  IfiL 

Prorektor:  18.  25.  26:  85.  39:  34.  4o. 
Prosektoren:  823*205. 

Protokolle,  s.  Sitzungsprotokolle. 

I  Provisorium,  der  Prof.,  8.  BeätätiguDg  im 
I  Lehramte; 

der  Diener:  122,  232- 

Prüfungen  (s.  auch  Rigorosen.  Staat.sprf^ . 

Vorprüfungen): 
Abhaltung  während  der  Ferien :  848.  i'9; 

jur.  Kigorosen  im  Juli:  4<iV. 
aus  Staatsrechuungswissen  Schaft: 

aus  lebenden  Sprachen:  499. 
!  704.  94H:  741.  948; 
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für  Lebonsmitteloxpertcn:  781,  999; 

für  Vcrsichorungstochniker:  lit. 
Iflflfi;  784. 

Prüfungskommissäre:  vorwandtschafts.  u. 

SchwiigcrschaftsverljiiUuis:  145.  12^1 
Prof.  bei  Richtoramtaprfg. :  (139); 
an  der  rcchts-stwiss.  Fak.  in  Innsbruck : 

L  lOj  8,  UL 

Prüfungssprache:  bei  theoi.  Rig.:  ftl5.767; 

bei  rechts-stwiss,  Staatsprfg.  und  Uigo- 
roscn:  fiAÜ,        h:h  ;  isf.iM; 

in  Graz :  645.  840:  (830);  in  Innsbruck :  •iL 
877;  in  Prag:  TIE  MLi  41*.  M5i~»n 
Hemberg :  14,  19:  11,  iTj  in  Krakau: 

<4<.  841 ;  rrnr 

PrttfungSVOrsChrift:  (s.  auch  Rigorosen): 

für  die  gr.-orient.-tbeol.Fak.  in  CKcmowitz: 

lif.  769;  Instruktiun  hiczn:  «13. 
für  die  rcchts-stwiss.  .Staat^iprfg. :  640. 

für  das  Lehramt  an  Gymnasien  a.  Rcalsch.: 
698,  i)20; 

für  Ltbramt  an  Mädchenlyzeen:  Iftftb,  ^; 

für  Pharmazeuten:  708.  964; 

für  Stud.  der  Landwirtschaft  in  Krakau: 
IUI,  992; 

für  Lebensmittelexperten:  781,  999; 
für  Versichern ngstechnikcr:  788.  1009;  in 
Wien:  124,  iniÄ. 

PrOfungszeugnisse,  s.  Zeugnisse. 

Publikationen,  Einsendung  an  ausl.  Höfe: 
6».  ÜiL 

Publikum  (Kollegium):  148,  133;  158,  l85i 
891.  501; 

Ersatz  durch  Abhaltung  v.  Scminarübungcn 
bei  den  jur.  Fak.:  37«. 


Qualifikationserfordernisse:  für  Univ.- 

Beamte:  868.  Sifi;  81ft,  803; 

für  Assistenten:         Silj  884i  2ili  885. 
218;  836.  2ia ; 

für  den  Bibliotheksdienst:  413; 

für  Diencr.-*tellcu :  824,  aua ;  iäL  Mi  (31'): 

890.  aia. 

Quartiergelder  (-Äquivalente):  »gj 

J66. 

Ouästur:  äM.  23a;  8>1.  5öfi  u.  if. 

Ouästursrechnungen:  865. 453;  8»l,508; 
:{96.  51S:  410. 

Quinquennalzulagen   der  ordenü.  Prof: 
ai.  Mi 

der  a.  0.  Prof. ;  »L  21; 

der  Prof.  an  den  thcol.  Fak.  in  Salzburg 

und  Olmütz:  ftl,  ?li 
der  Adiunkton  an  den  med.  und  phil.  Fak. : 

88ft.  212; 
Vorgang  bei  Anweisung:  108.  löfi- 


tangsklaSSe,  der  L'niv.-Prof. :  OL  93i  der 
Staatsbeamten :  866. 263:  der  Adjunkten : 
ttH.  m :  der  Univ.-Bcaniten  :  868.  ^45; 
(Wien) :  861.  214. 


Rangsordnung  d, Univ.-Prof. :  I80.mu.ff.; 

bei  gleichzeitig  ernannten  Prof.:  188. 126; 

Anrechnung  der  Dienstzeit  an  anderen  Lehr- 
anstalten :  OT,  ?5i  134.  IMj  130,  127; 


im  l'iTsuiialstandsverzoiclmLs;  1 40. 

RealSChut-Abiturienten,  Aufnahme  in  Unl- 
versitätsHtudien :  41A,  525: 

in  das  landwirtscbaftl.  Studium  in  Krakau  7 
114,  222. 

Rechnungslegung,  s.  Verrechnung. 

Rechtsfolgen,  strafRcrirhtl.  Erk<tintnlss«y 
poiicn  SUid.:  Erteilung  der  Nütlihicbt: 
531.  tUiL 

Rechtshistorische  Staatsprüfung : 

s,  .Staatsprfg. 
Rechtsstellung  der  Univ.:  I. 

Rechts-  und  staatswissenschaftliches 

Doktorat:    Rigorosenorduung:  660. 
m'> ;  lu.struktion :  661.  869;  strongcro 
Tfändhabung:  668,  872; 
Termin  für  I.  llit^'orosnni :  «68.s;i ;  670. 87(1. 

Rechts-  und  staatswissenschaftliches 
Studium: 

Studienordnung:  Oesetz:  685.  805; 

Durchfülirunpr-svrTordnnDg:  636.  ^0' ; 

erläuternder  Krlaß:  637,  816: 

rechtswirksame  Inskription  in  den  zweiten 
Studienabschnitt:  635,  SOfi;  636.  H09; 

Nachsicht  einzelner  Obligatkull.:  C35.  »><t. 
Nachsicht  des  Institutionenkollegiums :  688. 
820; 

Freciueuz  nicht  obligater  Kollegien:  (810) ; 

Vorträge  über  Gefängniskunde:  (.811); 

über  poln.  Privatrecht:  (811); 

nachträgliche  Inskription  (Wien):  488.  544; 

Nichtanrochnung  von  a.  0.  Semestern  (vor 
der  Matura):  484.  540; 

.'Aufnahme  von  Ausländern :  444.  550;  in  den 

zweiten  Studicnabachnitt:  451,  556l 
Absolutorien :  487.  r.i't!; 

Agramer   Universität;    Anerkennung  der 
Studien  u.  Prfgn.:  48ii  ä2a;  6M,  821. 

Rechtswirksamkeitstermin  bei  Emcnnun- 

geu  vou  Prof. :  107.  iül ;  842,  256;  von 
Dienern :  801.  asi. 

Regieauslagen,   KanzleipauHclmlicn :  856. 

Regierungskommissär,  bei  den  med.  Rig.: 

678,  892; 
hei  den  pharm.  Prüfungen:  lOä,  9fia. 

Reglements  für  Operationsinstitute:  ^233); 
für  Pahrbcgünstignngen : 

Reguläre,  Verwendung  L  theol.  Lehramt  :1ML 

Reichs-  und  Landesgesetzblätter: 

Betcilung  mit  deuseibon:  "iöH,  240 ; 
Ordnung  und  Aufbewahrung:    8ä4,  242; 
860. 

Reifeprüfung  an  Mädchenlyzeen:  (568); 
zur  Aufnahme  in  die  pharm.  Stud.:  460,583; 
8.  Maturitätsprüfung. 
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Reihung  der  Prof..  6.  Rangordng. 

Relsepartikölare:  2ta,  aaa;  «»»,  m 

Reiaestipendien  zur  Heranbildung  vonLohr- 
krafton:  tid,  21JÖ. 

Rekommandation  von  amtlichen  Rorrospon- 
dcnzen:  Mi 

Rektor,  Wahl  desselben:  18,  86;  SS,  87; 

Wirkungskreis:  IS,  29i 
Virilstimmo  im  Landtag:  (29). 

Rekur«,  Geschäftsgang  bei:  63i 
Fristen:  (63); 

im  Disziplinarrcrfahron  gegen  Beamte  nnd 
Dfoücr:  295.  :m  ; 

in  HabiliUitioasangolegenheiten :  187.  171 ; 
1»7.  ITH: 

bei  Immatrikulationen:  8<t5.  451;  bei  In- 
skription: 8t5.  45G:  In  Prag:  Afti.  518; 

bei  Verweigerung  der  Frequenzbest&tigang: 

bei  .Studentongosuchen:  iH't,  idd;  im  Dis- 
ziplinarverfahren: 5li9,  <W5; 

bzgl.Kollegiongeldbefreiuug  nicht  statthaft: 
391.  yu ; 

bei  Jur.  Staatsprfg. :  ftlA^  829. 

Relegierung,  588,  m  u.  n.  (s.  Diszipiinar- 

vorschrift<?D) ; 

Wirkung  in  Prag:  4,  6j 

Einfluß  auf  Fortsetzung  der  Rigorosen 
und  jur.  Staatsprfg. :  58A,  fl4«. 

Remunerationen:  für  einzelne  Vortr&ge: 

an  den  theol.  Fak.:  If4.  103;  lf8.  176; 

Belassung  neben  den  Bezügen :  ftl,  95j  boi 
SuppTierungen :  818.  193; 

für  Univ.-Beamto  und  Diener:  58,  5ij 

der  Assi.stontcn  (Afljntcii):  S13; 

Vorrang  bei  Anwciäiuug  jähr).  Romun.: 

äii, 

Repetitlonaakt,   Aufhebung  desselben  bei 
ixicd.  Doktoraten:  %H9,  910;  ftHi.  911. 

Reprobationsfristen: 

bei  katb.-theol.  Rigorosen:  ♦15.  757; 

bei  gr.  oricnt.  Theol.,  Staatsprfg. :  >88.770; 
Kigoroscn:  888.  782; 

bei  rechtjj-stwiss.  Staatsprfg.:  >8<.  815: 
Abkürzung :  (153.846  ;  454, M3 ;  in  Prag : 
64»,  Rt3 :  bei  jur.  Rigorosen:  <60.  sr,; ; 

bei  med.  Rigorosen:  118.  89» :  Abkürzung: 
•74.  881: 

bei  phil.  Rigorosen:  291,  951^  2tÄ,  ^6; 

bei  der  Lehramtsprfg.  für  Gymn.  u.  Real- 
schulen :  <t»8.  941: 

bei  der  Lehramtsprfg.  für  Mädchenlyzeen: 
AAAh,  5Hl_j 

bei  pharm.  Prüfungen:  2ft8,  aßfi,  9fia. 

Revers,  bei  Ansfolgung  med.  Doktordipl.  an 
Ausländer:  >88.  ülSL 

Revision  von  Lehrmittelsammlungen:  318, 
864;  814.  865:  315.  867.   

Reziprozität: 

Itci  der  Führung  Ungar,  phil.  Doktortitel: 


bei  der  arztl.  Praxis  in  Ungarn:  618. 
580.  631; 

bei  Pharmazeuten  aus  Ungarn:  51t.  631; 

Anrechnuiiß  preu<5sfsrhpr  Studiensemestcr : 
btl,  öüji;  öii.  ti.S3 ; 

Aufhebung  dor  Rpziprozität  bei  Zengnis^n 
über  Staatsrecluiuugswissenschaft  mit 
Ungarn :  70<.  SfijL 

Rigorosen,  im  allgemeinen:  Rig.-Ordng.: 

für  kath.  Theologen :  TMj 

für  gr.-orient.  Theologen :  €88.  780; 

für  evang.  Theologen :  6:t4,  >^Kt ; 

für  Juristen :  ftftO,  hüh.;  661,  si;9:  Zuziehung 
von  a.  o.  Examinatorf^n :  SSji,  87S; 
♦•7.  875:  Intcrvallt«  bei  Rig.:  €45.  all: 
ununterbrochene  Anwesenheit  der  Prü- 
fungskomm. :  fS<,  874 ;  strengere  Haad- 
bahnng  der  RiR.-Odg. :  463.  878; 

für  Modiziuer:  678.  M4;  47».  tj>96; 

für  Philosophen :  748.  949:  748.  958; 

für  PharniftZfMiten !  748,  l»!il; 

Zurück li-ffiinj,'  der  Rig.  an  derselben  Unir,: 
44'*.  r,oi' ; 

Fortsetzung  der  Rig.  nach  vorhergegangenem 
Verzicht:  443,  603;  444.  a07: 

Abhaltung  während  der  Ferien :  444.  »M: 

ungcrerhtfortigte«  Anshleiben  oder  Ruck- 
tritt (Taxvorlnst):  447.  607; 

rechtzeitige  Zulassung  von  med.  Militär- 
rigosant«n :  554.  684. 

Römische  Stipendien:  334. 

Rum&nien,  Maturitätszengn.,  Anerkennung: 
4.') 4.  65.S. 

RuthenisCh,  Lehrkanzeln  an  der  jur.  Fak. 
in  Lemberg:  (87). 


Sachverständige,  einzelne  Prof.  als:  li, 

I«  u.  ff, 

Salzburg,  theol.  Fak.:  22. 

Sammlungen,  wissensch.,  Inventari^icroBf : 
313.  3C» ;  314.  afli. 

Sarajevo,  Anerkennung  der  Matarit&tszeog- 

nissc:  445.  551 ;  448,  5^ 

Schwägerschaftsverhältnis,  s.  verwaodt- 

schaftfiverbältnis. 

Schwarzes  Brett,  zur  VcrstSndigung  der 
t^tudicrfiulcn :  845.  466;  Ankündigung 
des  Vorlescverzeichnissc» :  874.  491 : 

für  Knndmachnngpn  37! .  4«1 ;  341. 

401.  516:  fremde  l'lakato:  376.  isi. 

Semestereinteilung:  ;^6r».  464:  848.  lüi 

in  Czcrnowitz:  JlirL  MJL 

Semestraiprüfungen  der  kath.  Theologen: 
606.  739;  608.  748. 

Seminararbeiten,  alsErsaU  f.  Hausarbeiton 
bei  der  Lehramtsprfg.  für  Gymn.  nnd 
Realschulen:  (923). 

Seminarbibliotheken,  Bezichnngeo  z.  Cdi 

vorsitätsbibliothek :  844.  359:  Herein 
bringnng  entlehnter  Bücher:  (367j. 
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Seminare,  wiHsenBcbaftl.: 

an  den  kath.-thcol.  Fak.:  312.  STOi  >»8. 

748;  1U26: 

an  der  gr.-orient.-theoI.  Fak.  in  Czemowitz: 
318.  3-g: 

an  den  rochts-stwiss.  Fa)f.:  Sit,  375;  An- 
rechenbarkeit der  Übungen  für  das 
Semester:  .11»,  376; 

an  den  phll.  Fak..  S^tote:  37S;  1027;  Nicht- 
anrecbnung  der  Übung«n  f.  phll.  Sem. : 
<»4.  SIL 

Seminarremunerationen:  97^  96]  {99}, 

Seminarstipendien  an  den  nhH.  Fak.:  378: 
Vorgang  bei  Verleihnng:  S2L  SSI« 

Seminarzeugnisse,  stcmpeipflicbt:  48<i69i, 

Senat,  akad.:  18.  ib^ 
Mitglieder:  18,  föj  ««,  3lj  31,  ai :  T.l.  3.h: 
Wirkungskreis:  18^  28; 
in  Di?^zinlinarangclegenhelt*n  geeen  Beamte : 
•*ftj,    16 ;  gegen  Stud. :  5ü;t.  tüül  u.  ff. ; 

bei  Inskriptionen:  M5,  157 ; 

bei  Besetzung  der  Ciiiv.  Uihliothckarstclle: 
8 1 . 37 :  von  Kanzlciltcarntonsteilen :  8S8. 
246: 

bei  Besetzung  von  Dienerstellen :  SM,  SfiS. 

SiCherlieitspapler,  Verwendung  für  Mel- 
dnngsbucher  und  Absolutorion:  (458) ; 
für  Meldungsbogen:  4?f .  &sa. 

Sitzungen  der  ProfesaorenkoUcgien :  18,  27; 
des  akad.  Senates:  18,  88; 
Zuziehung  von  Supplenten:  818.  läl. 

Sitzungsprotokolle :  p-t  g7:  .'»j.st;  sä,  dtj 

57,  5fi,  60j  ijOj  isaJäMl  511 ; 
Beifügung  von   Übersetzungen:  (57);  in 
Leinherct  LL  12. 

SpeztalkOmmisSion  bei  recbt«-8twis9.  Staats- 
prüfungen: S8>.  818:  S4S.  ttSfi. 

Sponsionsformel  für  noktoratskandiilat^n, 
kttth.  Thtolügeu:  49»  e,  610:  au  weltl. 
Fak.:  4115,  6yöj 
für  Pharmazenten :  2S8.  ftZO;  218,  9H5. 

Sprache,  s.  Vortrags-  und  Oeschäftssprache 
der  Univ. 

Sprachen,  lebende. Prüfungen  aus:  M>.947; 
700.  PH;  701.  aifi. 

Sprachunterricht  durch  Lehrer  im  eng.  S. : 
StaatsbQrgerschaftsverhältnis der  Univ.- 

l'rof.:  UL'; 

FeHtstellung  bei  Immatrikulation  von  Stud.: 
415«.  r)3L'. 

Staatsprüfungen,  re  chts-Mtwiss.:  <85. 
fiüS  (Gesetz);  >8S.  öia  (Durchführuugs- 
Verordnung"! ; 

Instruktion :  S4S.  824; 

Prüfungsgegoüstände :  S8S.  812; 

Zivilprozeßgesetze:  <51.  846; 

Stcuergesetze :  ftÄS,  HiG; 

Meldung  der  Kandiduteu:  6:16.  »li ;  640. 
827,  828:  Vp!>:iuniung  der  .\nmcldcfrist: 
Ol,  92il  6">5,  8 13 ; 


Ungültigkeit  erschlichener  Wiederholungs- 
prüfungen: 636.  H15; 

Rekurs  gegen  Nichtzulassung:  ftM,  829; 

Termine  znr  Ahlrgnng:  ßöl ;  636,  aia; 
640,  ti21,  siHj  in  Wien:  647.  h41  ; 

Osteriermin  für  die  rechtshistorischo  Staats- 
prfg. :  «Bf,  84U 

Folgen  des  Ausbleibens  am  Prüfungstag: 
«40.  829; 

Strengere  Handhabung  der  Prüfnngsvor- 
Schrift:  (833) ; 

PrüftingsspraPhe:  ft40,  830^  834;  in  Graz: 
64.'>,  h40;  (H3()) ;  in  hin.sliruck :  671,  877; 
inPra«:  64M.H41 ;  648. hi3  ;  in  Lemberg: 
11,  17  ;  in  Krakau :  646.  Htl  ;  11,  17 ; 

Prüfungsdauer:  6  40  ,  830; 

PrüfungstÄxe:  «40.H2H  •648,S36;  Befreiung 
hievon:  «42.  8a7:  64:t.  ?s38: 

ReprobotionHfri.sten :  636,  hi5;  Abkürzung : 
«58.  Mfi;  654.  hi7; 

Anzeigen  der  Hoprobation  an  das  Dekanat: 
!  6;!6,  815;  640,  8:^4; 

I     Kalküle  und  Zeugnis:  «40.  882: 

Anerkennung  der  Kalküle  einer  anderen 

Prüfungskomm. :  (827); 
Wiederholung  der  Prüfungen:  «8«.  816; 

Ail,  833,  SM:  «44.  »38; 
Vermerk  {iber  nl<fr«Mfpt<>  Prfg.  im  MoMungs- 

buch  fstouipelfrci»:  471,  r>Hi;  ülicr  zu 

wiederholende  Vorlesg. :  «5«.  84^: 
Sprache  der  Prüfungszeugni.sse ,  in  Prag: 

47«.  588  ;  484.  693;  in  Krakau:  «4«. 

841 :  bei  der  Ergänzungsprfg.  (Agram): 

6.')9  ,  853; 

8t.-Prfg.  werden  nicht  durch  das  Doktorat 
ersetzt:  807; 

Anerkennung  von  Agramer  Prfgen.  (Er- 

f:än/,nngsptifunp):  630.  833;  659.  851 ; 
ur  Jon  Kintritt  in  ilcn  .Stuat^koii/.cpts- 
dienst:  (828) : 
ans    der  Staatsrcchnnngswisscn- 

schaft:  7«4.  a5ä  n.  ff.; 
für  Lebensmittelexpertcn:  781.  999: 
für  Versichcrungstechuiker:  788. 
1009:  in  Wien :  784.  IQlfi. 

Staatsprüfungsliommisslonen,  rechts-  u. 

staatsw. :  «8«,  813;  lusirukt. :  «40.  824: 

Zusammensetzung  und  Geschäftsführung: 
640.  82«:  in  Prag:  (842) ;  in  Innsbruck: 
6.'>7,  849; 

Zuziehung  der  Prof.  als  Prüfer;  «8«.  818: 
«40,  ti^h,  H26: 

Geschäftsspracho  in  Krakau:  «4«.  841 ; 

Komm,  für  die  Erpnn/.unpstirfg.  der  Kan- 
didaten von  .\graai:  65t».  852 ; 

Portofreiheit  der  Korrespondenz:  «41.  835. 

Staatsrechnungswissenschaft.'  704.  968: 

205,  mz;  20fi,  202,  iHjHi  i6;{6.  sii); 
Zulassung  von  Frauen:  [M'Jt. 

Staatswissenschaftl.  Staatsprüfung: 

^.  Staatsprüfungen. 

Stabilisierung  im  Lehramte:  UJLlNu.fl. 

StatistilC,  s.  Ausweise. 

Status  der  Univorsität<«beamten :  allgcm. : 
i«8  .  245:  für  Wien :  8«1  .  244  :  für  Prag, 
b6Eiu.:  (246). 
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Statute  für  Operationsinstitntc :  (SS3) ;  für 
wissonschaftl.  Seminare  der  katb.-tbeol. 
Fak. :  M3,  370i  1026: 

für  das  Si  luinur  der  gr.-oricnt.-theol.  Fak. 
in  Czeriiowitr:  818,  878: 

für  die  rechts-Btwiss.  Seminare:  Sljl,  3"5; 

für  die  phil.  Seminare:  878;  1027: 

für  das  Institut  für  ÖHterr.  Oeschicbta- 
forschnng  in  Wien :  328.  895: 

für  ciio  Kommission  für  neuere  Oeschirht« 
Österreichs:  BS9.  401 ;  für  das  Istituto 
anstriaoo  di  atudii  storici  in  Rom: 
«8t.  AUA-, 

für  volkstümliche  Univ.- Vorträge  in  Wien: 

7g  5.  1017. 

Stellvertretung,  des  Rektors  und  Dekans: 
85.  311;  .S6,  40.. 

Sterbequartal:  iio,ia2:12l.i5i;«7e,2fii; 

bei  Verheiratung  im  Pensionsstand :  178.l&fl. 

Stempelmarken,  Art  der  Verwendung:  «IS. 
212;  204. 

Stempelpflicht:  für  Zahinngslisten  über 
KollegieDKi^Idor :  8M,  608; 

für  Anst<.'llungsdekreto  von  Supplenten: 
200; 

für  Matrikelschoin :  8eS,  453; 

für  Meldungsbücher  (  bogen):  8<5,  464; 

für  Mcldungsbogen :  -470,  588; 

für  Abgangszeugnisse:  86.1.  465; 

für  Kolloquienzengnisse :  474.  586:  488, 
691;   

für  Seminarzcugnfsse:  488.  501 : 

für  rechts-stwiss.  .Staatsprfg.  -  Zeugnisse : 
640.  jH'iS).  »30; 

bei  Vermerken  über  abgelegte  .Staat«äprfp.  !m 
Meldungsbneh  (stcnipeTfrci):  4<  1.  dS t ; 

Rigorosen-  und  ähnliche  Prüfungazcngnisae: 
488.  022. 

Sternwarte:  in  Prag,  Korreapondenzver- 
kehr:  ftl.  fifi;  7».  70; 

Assistentenbestelluug  in  Wien  und  Prag: 
24a.  m;  «44,  ^  242,  i2IL 

Steuerzahlung:  von  Taxen  und  Kollegien- 
gehlem:  lO:!,  102:  105,101:  10».  lOB: 
110.  10l>:TT[.~ÜTi:      ' 

von  Pensionen  u.  Sterbequartalen :  171.154: 

Einbringung  b. Zusammentreffen  niitPrivat- 
forderuugen:  185.  16". 

Stiftungen,  s.  Stipeudicnwcson. 

Stipendien  zur  Heranbildung  von  Lehr- 
kräften :  886.  -dOH; 

zur  Ausbildung  in  der  Chemie:  851.  289; 
in  der  Mathematik :  2Ä2,  gBl ; 

Seniinarstipcndion  an  den  philos.  Fak.:  378; 

s.  Dcmonstratorstlpeudien  und  Oporatcur- 
sti  pendien. 

Stipendienwesen:  5&2,  o^u.  fr.; 

nllgorneinc  Vorschriften:  564^  624;  588. 
Tlt);  .'»06.  7S2: 

Anlage  von  Stiftuiigskiipitalicn :  588.  711 ; 

Belassung  pro  doctoratu  und  für  das  Prü- 

funJrs^tuJiu^l :  bei  Juristen:  658,  687; 

566.  7uO;  577,  IM;  580.  718;  OlM.  7S0; 


bei  Meillzinem:  557.  6M:  565.  698; 
514,  lül;  fOi.  IM;  hei  Phil^onheo: 
•">6-y  t-!'^;  587,  713 :  501.  718:  508.  71»: 

601, 720:  innr.  ts8;  — 

rochueitigo  Verleihung:  581.  710;  588.  717: 

Fälligkeit  der  Stipendienraten:  550.  687: 

587.  713;  724i     

Befreiung  vom  Kolkgicngeld :  801.  503; 

Würdigkeits-  u.  Verwendungsausweise  über 
Stipendisten:  560,  688;  568,691;  578. 

loa;  «24,  705; —  —   — ' 

Ausnahme  für  Theresianisten:  567.  700; 

Wirkungskreis  der  Prof.  Koll.  bei  .Stipendien- 
verleihuug:  668,  701 ; 

Bestellung  von  Stipcndieareferenten  bei  den 
Fak. :  568.  6i?2;  567.  701; 

Geschäftsgang  in  Stip.- Angelegenheiten: 
£22,  703; 

Übeni-achnng  der  Stipendisten:  567.  7€0: 

Ausweise  über  Grenzauditoriats-Stipend.: 
ilÄ,  705;  über  nngar.,  siebenbürg,  und 
kroat.  Stip. :  575.  706; 

Kumuliernng  von  Stip. :  570.  Toi' :  .'>*  1,  703; 
504,  2äl;  608.  7^7:  Kompetenz  zur 
Bewillignngr~g78.  7M;  570.  709; 
508.  719; 

Btipendienbezug  durch  Alumnen  (Klerikal- 
Seminaristen^ :  560.  702:  586.  712; 
500.  71.»;  604.  7-js; 

Einfluß  der  Reprobation  auf  den  Stipendien- 
Fortbezug  bei  Jur. :  568.  690:  505. 121 ; 

Behandlung  von  Stip.  für  phil.  Fakultäts- 
Studien:  561.  689;  69«; 

Stipendiengenuß  darcb  Lehramtäkandi* 
daten:  405,  5l»; 

.Stipendiengenuß  wfihn'nti  df  «  Einiähr.-Frei- 
will  igen;. ihres:  .">50,  r.76:  600,  7?6; 
Evidenzhaltnn^  licr  sti|ifnd.  Einjähr.- 
Freiwilligen:  oÄi,  l:^;  500.  725; 

Fortbezug  der  Stip.  bei  Übertritt  an  eine 
andere  Fak.:  698; 

Stipendiengennß  im  Auslände :  564.  6<*7: 
565.  698:  580.  709:  588.  710: 

.Ausländische  Stip. :  584.  Hl ;  Stip.  für  Aus- 
länder: 58."».  712. 

Strafgerichtliche  Untersuchungen,  Fak.- 

U  u  t  a c h te  n :  78,  l:i  u.  ff. ; 

gegen  Studierende,  Mitteil,  an  das  Rek- 
torat: 526,  642; 

Nachsicht  der  Rechtafolgen :  541.  646; 

Einfluß  auf  das  Disziplinarx-crfahron :  5:t9. 
fiäl ;  im  Falle  eines  Freispruciies  ML 
650; 

Wirkung  der  strafgerichtlichen  Ausweisung : 
588.  ßSü. 

Strenge  Prüfungen,  s.  Rigorosen. 

Studentenvereine  n.  Versammlungen , 
Vereine. 

Studienbibliotheken: 

Studiendauer:  865.  460;  s.  auch  Dauer  der 
Studien. 

Studienjahr,    Einteilung   des:   365,  4^; 
:{6>*.  »78;  in  Czemowitz:  SUL  155» 

Studienplan:  bei  kath. Theologen:  606,  7:i6: 
60  7  .  740:  in  Innsbruck:  4,  6; 
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bei  gr.-orient.  TheoloRcn :  «S«,  Li? :  412. 2flÖ : 
bei  evangelischen  Theologen:   6Mi  ZMi 
sag.  "97; 

bei  Juristen :  6M.        *Mi  MA 

bei  Medizinern:  ftlil,  «iHi 

bei  Pharmazeuten:  l|8i  965: 

bei  Studierenden  der  Landwirtschaft  in 

Krakau:  71»,  990; 
für  liebonsmittelexpertcn :  781.  9^9; 
für  den  Kurs  über  mathein.  Statistik  und 

Versichcningswosen  inWien:  l^iJOll« 

Studienordnung,    aligemeine:    iftlj  iüJ 
467; 

f.  kath.-theol.  Fak.:  4*4,  IM;  »»T.  '?*<^:  In 

Innsbruck:  4.  6j 
für  die  er.-orient.-theol.Fak.  in  Czeroowitz : 

432,  TMl 

für  die  cvang.-theol.  Fak.  in  Wien:  680. 

788:  «31.  I^Ii 
für  Juristen:  »85.  aflü  (Gesetz);  484.  802 

(Durchf  ührgsvdg.) ; 
für  MMiziner  (s.  Rigorosenordg. :  478,  884; 

u.  Instruktion:  «7».  904): 
für  Pharmazeuten :  708.  964; 
für  Stud.  der  Landwirtschaft  In  Krakau: 

21».  »90; 

für  inatlicni.  Statistik  und  Versicherungs- 
wesen in  Wien:  Iti,  lilR. 

StldiensaChen,  Geschäftsverkehr  in:  41  u.  f. 

Studierende,  ordonti.:  845. 449; 

a.  0.:  844,  152;  an  kath.-theol.  Fak. :  404, 
738  * 

der  Pharmazie:  842,  4äl;  20h.  üiilu.  ff.; 
der  Landwirtschaft  in  Krakau:  71»,  SSTj 
Frauen :  458.  502  u.  ff. ; 
Kvidenzhaltung:  845.  458; 
Hospitieren  in  Vorlesg. :  8»1.  5Q6; 
Überweisung  an  eine  andere  Kak. :  345.  459; 
Gesuche  und  Beschwerden:  84&,  466; 
Kollegiengcld  und  Befreiung:  8»1.  502; 
Disziplinarvorschriften:  &ä8.  Q3Su.  ff. ; 
Vereine  und  Versammlungen:  548^651  u. ff.; 
Fahrbegünstig,  auf  Eisenbahnen  etc.:  3ia. 

Substitutionsnormale:  iit. 

Supplenten:  -il^.  lao:  kein  Kollcgicngold- 
hezug:  39 1 .  äül ;  Stempelpfiicht  der  .\n- 
stellungsdckrctc :  219.  800; 
Zuziehung  zu  den  Fakultätssitzuugen :  113^ 
122:  Bcst<^llung  für  theol.  Fächer:  (190); 
816.  817.  199 ;  2«L  IM,  176; 
für  iudizicllc  Staat^prüfungsgcgenständc  in 
Lemberg:  214, 

Supplierungsgebühr:  ujl  i90;  für  unbe- 
soldete i>üz«Mitca:  115.  198;  für  be- 
soldete Professoren :  ilMi  200; 
Vorgang  bei  Anweisung:  811,  ML. 

Suspension  von  Prof.an  KridafäUen):  (834). 


Taggeld,  s.  Kanzlcigebilfen  und  Aushilfs- 
dieucr. 

Tausch,  von  Vorlesg.-Vorzeichnisscn  mit  aus- 
wärtigen Univ. :  87».  m± 


Taxbezug  durch  Univ.-Beamte :  aia. 

Taxen:  f.  Immatrikulation:  845,  453  :  4  1  8. 

527;  410,  bLlL;         531  rfTkath.  TEcö- 

lot'cn  (Befreiung):  4447137;  s.  luskrip- 

tiüiisgebühr ; 
für  katb. -theol.  Rigorosen:  415.  757; 

Promotionen:  415,  759: 
fürPrüfungeu  der  gr.-orient.  Theologen: 

418,  777;  BcfreiuiiK  In'evun:  ftt.».  179; 

Rigorosen-  und  PrumotioiisUxeu :  6*8, 

788; 

an  der  cvang.-theol.   Fak.   in  Wien: 
434.  h03: 

bcirechts-stwiss.  Staatsprfg.:  4M.^ 

441,  m:  443.  m-,  Agram:  «58; 

bei  rechta-stwiss.  Rigorosen:  060 ,  HC7 ; 

Promotionen :  060, 
bei  med. Rigorosen: Ol«, ölLl;  Promotionen: 

47». 

bei  phil.  Rigorosen:  241.951;  Promotion: 
iiLä.  1*52; 

bei  der  Lehramtsprüfung  fürOymn.u. 

Realschulen:  fiOS.  916;  für  Mädchcn- 

lyzcen:  444b,  581; 
bei  Prüfungen  aus  lobenden  Sprachen: 

700.  948; 

für  piirtnii.  PrüfunRnr.  20S.  21111  K""- 

Zahlung dcm-lbcn:  113. '-'-o;  beiWidlor- 

holnngsprfg. :  213,  980; 
für  die  Prüfungen  beim  landwirtsch. 

Studium  in  Krakau:  214.  9961 
für  die  Prüfungen  der  Versiehe ruiigs- 

techniker:  7««^  im;  Iii  llilüu 
für  Laboratorien  besuch:  394 ; 
s.  auch  Diensttaxabzug. 

Theologisches  Doktorat  au  den  kath. - 

theol.  Fak,  liigurosenordnuug:  615, 
758;  Diploms-  und  Promotioiisforniel: 
SHlc,  610; 

Erfordernis  der  Immatrikulation:  404,  Uli; 

ilh,  IM;  410,  763i 
Nostrifikation  pSpstlicher  Doktordiplomc : 

507.  619;  ftli,  m;  415^  IMi 
Zulassung  der  .Absolventen  von  Diözcsan- 

und   Klosterlchranstaltcn :    444.  ZMi 

415,  754; 

an  der  gr.  Orient. -theol.  F.ik.  in  Czcmo- 

witz:  4«8^  780; 
an  der  cvang.-theol.  Fak.  in  Wien:  6ti4± 

MffiL 

Theologische  Fakultäten,  kathoi.: 

Besetzung  von  Lehrkanzeln:  (86); 

Lehrer  für  Kathcchotik  und  Methodik :  114, 

817.  199; 
Adjunkten :  887.  211L 

Theologisches  Studium: 

Kath.-theol.:  Organisation  »1. theol.  Fak.: 

405.  730  ;  442.  240; 
Vorbildung  zur  Aufnahme:  412.  ä2i;  413* 

52a;  441.  Mä;  405,  lai;  444x236;  41LL 

741 ;  fiOM.  7  47:  in  Lemberg,  bei  gr.-ki«th. 

Theol.:  4157525; 
Studienordnung:  444,  IM;  40  2  ,  740;  in 

Innsbruck :  4^  6; 
Vortragsspracho:  44^,  133;  607.  742;  408, 

748: 
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Reform  der  theol.  Htudicu-  and  Pröfungs- 
Ordnung  (B«9chlÜ8so  des  Kpiskopatc») : 
>t8.  746; 

Btudiuni  Im  Ausland:  811,  751; 

Semcstral-  und  Annualiirfg.:  6».  789;  it8, 
748; 

Katcchetfsch-pHdagop.  üntfrnVht :  td9.749; 
phil.  thcoi.  Propädeutik  :  filä,  752  : 

kirchenrecbtl.  Unterricht:  61t.  750;  cbristl. 
.Soziologie:  614,  7&2; 

.^usscblieOune  'woKcn  Vergehen  in  Semi- 
naricn:  412.  527 ; 

Verbot  des  „Privatstudiums" :  618.  761: 

gr.-orient.-tbeol.:  Organisation  der  gr.- 
orieut.-tbeol.  Fak.  in  Czcrnowitz:  688. 
765; 

Vorgang  bei  Ernennung  der  Prof. :  6g8.  7G6; 
Lchrplan:  622,  Zfil;  687.  780; 
Vortragssprache:  422,  769;  (765) ; 
Prfg.  Ordug. :  688.  769: 
Prfg.  Komm,  und  Instruktion:  623.  773; 
AuHfertigung  der  Zeugnisse:  624^  779; 
Befreiung  von  der  Prüfungstaxc :  685.  779: 
rechtzeitige  Ablegung  der  Prfg.:  626,  779: 
Kig.  Ordng.  (Doktorat):  688.  780: 
8.  auch  cvaug.-theol.  Fak.  in  Wien. 

TirozinalprUfung  für  pharmaz. :  aiu 

Anerkennung  aus!.:  HS, 
Titel,  Universitäts-:  4t,  48; 

einer  höheren  Diensteskategorie  bei  Univ.- 
Prof. :  186,  lS5i  I8L  l«i  bei  Univ.- 
BeamtenT86ir~lM; 
ausl.  Prof. -Titel:  (137);  Iftt,  1S9: 
Verbot  des  Titels  „Doktorand" :  4tt9».  609i 
des  Titels  „Operateur" :  6tt.  914  ;  HVt,  aiS. 

Trachten  (Talare),  s.  Univ.-Trachtcn  und 
Uniform. 

TravnilL  Maturitätszeugnisse,  Anerkennung: 
458,  hhH. 

Tridentinisch-vatikanisches  Glaubens- 
bekenntnis: (757>. 

Triennalzulagen  der  Assistenten :  83».  221. 

Triest,  zoologische  Station:  Sai.  407: 
Assistenten :  Äil,  827; 

Turnanstalt  an  der  Univ.  Wien:  88L  »03^ 
222,  204.     

Überschreitung    von  Institutsdotationen, 

Ubersetzungen  V.Korrespondenzen  in  Prag: 
6H.  68: 

von  SitzungKprotokollcn :  (57);  in  Lemberg : 
14.  IIL 

Ubersicht   der  akad.  Behörden  (Personal- 
ftandsverzcichnia):  14t.  121;  »7t.  490. 

Ubersiedlung,  Roisepartikulare:  8t8.  839: 
(341). 

Unfallversicherung  für  das  Personal  an 
Laburai. :  ÜQl.      ;  30?,  35Ö ;  808.  361; 


freiwillige,  bei  mit  Leichen  manipulierenden 
Instituten:  804.  353; 

für  Studierende:  805. 

Ungarn.  Maturitätszengn.  ohne  Griechisch: 
44».  55  <; 

Reziprozität,  phil.  Doktorate:  ftl7.  6^»: 

bei  Ausübung  der  ärztl.  Praxis:  SIS, 

5^0.  631;     

pharm.  Magistcrdiplome :  51t.  631 : 

Ausweise  über  uogar.  Studierende :  8^^  83. 

Uniform:  ICS,  m  u.  fr.;  bei  akad.  Feierlich- 
keiten:  166.  III  (Lemb.  il  Krakau) ; 

bei  Promotionen  sub  ausp.  Imp.:  1 68. 148 : 
Krakau:  16t.  149; 

bei  Mitgliedern  der  Akademie  d.  Wiss.  in 
Wien :  167^  I4«i 

bei  Prof.  der  cvang. -theol.  Fak.  in  Wien": 
633,  llüL 

Universitäten,  Errichtung  der:  8:  Wien:  5; 
Prafc:  T  Gtay.:  0;  Innsbruck: 

6j  Krakau;  14 ;  Lemberg:  15:  Czcrno- 
witz: 17,  21.;  Gesetzgebung  über:  L 

Rochtsstelhing  der:  Ij  als  .Staatsanstalten: 
2;  aprai  bliche  Eiurichtung:  S;  Vertre- 
tung bei  Gericht: 

Universitätsbibliotheken:  413  ff. 

Beuutzuugsvorsulirifieu :  3.^?.  414  n.  (f.; 

Beziehungen   zu  Instituts-   und  Semiuar- 

Bibliotheken :  300.  S59: 

Biblioihcksjtcrsüualc :  113; 

Wirkungskreis  der  akad.  Behörden :  18.  as; 

Matrikelgeider :  AlM^  52";  Inskriptions- 
gebühren: 42Ab,  iiM., 

UnWersitätsdiener,  s.  Diener. 
UniversitätsgebäudeinspelitiQn:  rii. 
Unlversitätslianzlel:  856.  231  u.  11.; 

Besoldung  der  Beamten :  861.  «44:  86?.  545; 

Dienstfnstrukttonen :  f839). 

Universitätslianzleifond:  wien:  äft,  läbis 

54.  55;  Taxcinnahmo  s.  Rig.-Ordg. 

Universitätslokalitäten,  verfügungsrecht: 

46.  45:  47.  46; 
Festsaal  in  Prag:  48^  il. 

Universitätspedell,  Pedcii. 
Universitätsquästtr,  s.  Qnä»tnr. 
Universitätstitel:  4t,  4& 
Universitätstrachten:  in  Ilmberg:  166. 

147:  in  Krakau:  16t.  liS. 

Universitätsvorträge:  Sprache  s.  Vor- 

trugüspraclic; 

Ort  der  Abhaltung  (Privatwohnungen):  87t. 
MI:  8H8.  494;  in  fij-ankenanstalten  in 
Wien:  3.s7.  197: 

Abhaltung  durch  externe  Personen :  868.1« ; 

Volkstümliche:  785.  ioi7. 

Universitätszeugnisse  b.  Abgangszengn., 

Absointorien. 

Unteroffiziere,  s.  Zertmkatistengesetz  nnd 
Diener. 
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Unterrichtserfordernisse,  Dotationen  für: 
81t.  as2* 

Unterrichtsministerium,  Stellung  d.  Univ. 

zum:       IH.  '2»; 
Korrespondenz  der  akad.   Behörden  mit 
demselben :  %Xt  fil  IL  ff* 

Unterrichtssprache  s.  Vortragssprache. 

Unterstützungen  für  Lehramtskandidaten 
an  Mittelschulen  (Wien):  «»L  «iSJ 
für  Privatdozenten :  2uaL 

Urlaub  fürStaatslehrpersoncn:  lW,140u.  ff. ; 
(ur  Privatdüzenten:  iii* 

Venia  legendi  (docendi)  d.  Privatdocenten : 
187.  169: 

Cbertragang  an  eine  andere  Fak. :  g>4,  ISJ; 

Erlöschung:  18L  Uli  Il^ii  ^Mi  210^i8Li 
811.  IfiS. 

Verbot  von  lithographierten  Vortragsheften 

(Scripta):  (471). 

Verbotene  Drucicschriften,  Behandlung  in 

Bibl. :  888.  ilZ. 

Vereine  u.  Versammlungen  v.  studierend.: 

Anwendung  des  Vereins-  und  Versammlungs- 
gesetzes: 545.  655;  546,  G50; 

Zulässigkeit  der  Bezeichnung  „akademisch" : 
546.  656: 

Einfluß  der  akad.  Behörden  bei  Vereins- 
gründungen: 547.  657; 

Behandl.  v.  Geselligkcitsvereinon :  544, 656; 

Anzeige  von  Versammlungen  an  die  Polizei- 
behörde :  543i  6M; 

Vers,  in  und  außerhalb  der  Univ.-Riome: 
588.  635; 

Untersagung  der  Teilnahme  an  nicht  akad. 

Vereinen  und  Vers. :  588,  63S; 
Beschränkung  der  Teilnahme  an  Vers,  auf 

immatr.  Stud. :  i^ih 

Verhaftung  von  studierenden  (polizeiliche): 
58t,  SM. 

Verpflegsgebühren  in  öff. Heilanstalt. :(889}. 
Verrechnung,  von  institutsdout. :  31*1  ^ 

von  Bibliotheksdotationen :  äl6^  äf& 

Versicherung  von  Gebäuden  u.  Sammlungen 
gegen  Brandschaden :  874.  288 ;  875, 

289 ; 

8.  Unfallversicherung. 

Versicherungswesen,  Unterricht  über:  78». 
um;  in  Wien:  788,  lOlSi  2»*.  lül*. 

Versorgungsgebühren:  m,  na  u.  ff.; 

Anweisungstcrmin :  181.  164;  i^^.  lüß. 
Versuche  an  Tieren  (Vivisektion):  883.  38f. 

Verwandtschaftsverhältnis,  Hindernis  für 

die  Anstellung:  141.  1»8; 
bei  Examinatoren:  148.  129. 

Verwarnung  (Ermahnung)  von  studierenden: 
5a:j.  i>^6  :  iü.  t>5i :  Uekurs  unzulässig ; 


Verweisung  von  studierenden:  588.  MSj 
von  Theol.:  666,  739;  Verw.  wegen 
ünfleiß:  M5,462TA'organg  b.vSchöpfung 
der  Erkenntnisse:  &55.  «41;  5«?.  6i6j 
Evidenzhaltung:  534. «aarffitteiluiig  an 
reichsdeutschc  Univ. :  537.  ti4:<j  KiuHuß 
auf  Ablegung  von  Prüfungen :  .>34.  Mh ; 
Verw.  wegen  ersclüichener  Staataprfg. : 
«86,  81i 

Verwendungszeugnisse  für  klinische  Assi- 
stenten und  Hilfsärzte :  848,  SSfi. 

Verzicht  auf  akad.  Würden :  40,  43; 
auf  Fortsetzung  der  Rigorosen:  448,  fiQS; 

Vidierung d.  Meldungsbüch. (-Bog.) :  865,  463; 
Beisetzung  des  Datums:  488.  537; 

bei  Recht«hörem:  478^  685J  158.  m. 
Viviseiction,  Hintanhaltung  v.  Mißbräuchen : 

Voll(stümliche  Universitätsvorträge : 

785.  1017. 

Voranschlag  (Präliminare)  der  Univ. :  iw). 

Vorlesungen,  Dauer  derselben:  äli.  488; 

Bestimmung  der  Vortragszeit  und  des  Vor- 

tragssuales:  4«,  45j  ält,  487j 
Abhaltung  in  Privatwohnungen  d.  Dozenten: 

888,  IMj  in  den  Wiener  Krankenan- 

itatenTaai.  497; 
Beschränkung  auf  wissenschaftl.  Themen: 

808.  IHi ; 

rechtzeitige  Eröffnung:  888,421;  488,556; 

4;»,  5:i9 ;  4:^.  643; 
Abänderung  von  Vorlesg. :  866,  Iii ;  878, 

m  i  886.  iälA 
Absage  von  Vorlesg.:  384^  i2ö:  43L  543j 
Auswahl  der  Vorlesg. :  365.  I5'j;  366.  wj  ; 
Übungen  und  Kurse:  406.  618:  (643):  Priva- 

tlssima:  885.  496; 
Einschreibung  und  Löschung  von  Vorlesg.: 

486,  &ä4  u.  ff.; 
Zustimmung  des  Dozenten  zur  Löschung: 

486.  684; 

nachträgliche  Einschreibung:  481.  539; 
obligate  Vorlesg.,  s.  die  betreffenden  Studicn- 
(Rigorosen-)Ordnungen. 

Vorlesungsverzeichnisse:  370,  486;  380. 

4'.>i  ;  :{Hl,  493;  Einschaltung  in  öffcntl. 
Blättern :  MI.  4yi_;  8H0.  m;  in  den 
Münchener  Hochschulnachriohtcn:  88f , 
499: 

Abänderungen  derselben:  SM,  iZi;  870. 

4Hi;  386.  an; 
rechtzeitige  Vorlage:  380,        388,  498; 

300  .  499; 

Aufnahme  von  Vorträgen  der  Lehrer  L  e. 
S. :  880,  go2 ;  Nichtaufnahme  der  Priva- 
tissima :  :iHj.  iäSL 

Vorprüfungen:  naturhistorlscho,  nach  der 
alten  med.  Kig.  Odg.:  (889i; 
pharmazeutische:  208,  fififi. 

VorrUcIcung,  s.  Quinqnennal-  und  Tricnnal- 
Zulagen ; 
bei  Univ.  Dienern :  800.  SIL 
Vorschläge  bei  Besetzung  von  Lehrkanzeln: 

08.  üä. 
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Vorschüsse,  Oohalts-:  7«8,  UÄL 

Vorträge,  volkstüml..  dorUniv.:  785.  1017; 

».  auch  Univ.-Vortrapc. 

Vortrags-  und  Geschäftssprache,  s;  na- 

tcinisch)  an  den  kath.-thool.  Fak. :  %9h, 
733;  »07.  742;  »0».  74H; 

Prag  Ij  4^  Innsbruck,  ft^  8;  8,  11 ; 

Krakau  und  Lemberg  0^  Ii  bis       20;  <4». 
811 ; 


C/ernowitz  IT,  8l_;  an  der  gr.-orient.-theol. 
Kak.:  ftlfT  TiH»; 

Angabo  im  Vorlcseverzeichnis:  8t5,  454; 

810,  —  — 


Wahlen,  der  akad.  Funktionär« :  18^  24^ 

2tfj  SS,  STj  38j  Sä;  87.41;  SSr4a;  «7 
4a;  ia.  44; 

Pflicht  zur  Annahme:  39,  48j 

Verriihtleistung :  40^  43j 

Bericht  über  Wahlergebnis:  45,  16, 

Waisen,  Erziehungsbeiträge:  ITO^  149u.  fif.; 

nach  AuMhilfsdicncrn:  2A2.  8S6. 
Wehrpflicht,  648.  CSO  u.ff.,  s.  Einjähr.-Frei- 

Wiederaufnahme  relegierter  studierender: 
588.  630; 

."  der  Kijroroson  nach  vorhergegangenem  Ver- 
zicht: 4»3.  003. 

Wiederbesetzung  von  Lohrkanzeln :  98,  BQl 

!*.  Besetzung; 

'  von  Dienerstellen;  880.  308. 
Wiederholung  von  Rigorosen  und  Prfg.  s. 

die  betr.  Rig.-     Prfgs.-Ordng.,  Repro- 

bationsfrinten. 

Wien,  Universität,  Errichtung,  8; 

Univ.-Kanzicifond:  n.  (f.; 

Beziehungen  d.  Kliniken  zum  allg.  Kranken- 
haus: 382,  3tM); 

Kurs  für  math.  Statistik  und  Versicherungs- 
wesen :  788.  1013;  784.  lOU; 

volkstümliche  Univ.-Vorträge,  Statut:  785, 
1017 : 


IJiiiv.-Turnaustalt:  881.  203;  228,  204. 
Wirkungskreis  der  akad.  Behörden:  18. 

«<i,  27 ;  80.  aa. 
Wissenschaftliche  Anstalten  u.  Seminare 

a.  d.  phil.Fak. :  87KH.ff. ;  U'27  ;  3jl  u.ff.; 

an  den  med.  Fak. :  888.  882  u.  ff. ; 

an  den  kath.-theol.  Fak.  (Seminare):  817. 
870;  1026; 

.  an  der  gr.-orient.-theol.  Fak.  (Seminar): 
818,  »78; 

an   don  rechts-stwiss.   Fak.  (Seminare); 

31t.  ai?L 


Witwen,   Versorgangsgenüssc :    170.  I5i ; 
171.  154:  17^,  I60i  177.  161 :  IH»,  Hi; 

bei  Verheiratung  im  Pensionsatande :  1?<. 
156; 

nach  Aushilfsdicnem:  8S8.  aiÜL 

Wohnung,  Nntaralwohnnug. 

Wohnungsanzeige,  Pflicht  der  studierenden 
zur:  86.J,  456. 


ZahiungSlislen  für  Qnittiening  srtaati.  Be- 
züge: 781.  1Q2S. 

Zahnärzte;  Unzuläs^ickeit  einer  besonderen 
Diplomiemng .         912 ; 

Führung  des  Titels :  eof.  913; 

Verwendung  von  Ausländem  als  (Jehilfen: 
•08.  916. 

Zahntechniker,  Zulassung  zu  med.  Vor- 
le?>unp«-Ti :  074.  Sü. 

Zentralanstalt  fUr  Meteorologie  and  Oeo- 
dynsonik  in  Wien;  894; 

Assistentcjibcstellung:  848.  224; 

Statut  für  Ernennung  von  Korrespondenten: 
(3»5). 

Zertifikatistengesetz:  jjs.  s90;  ourcb- 

f ührungsveror du. :  tll.  294; 
Rangbestimmnng  von  ernannten  Beamten: 

RückstvUuug  von  milit.  Sittendokamenteo: 
878.  80g; 

Bevorzngnnp  bei  höhor  dotierten  Dienst- 
postfii :  iHt.  3<:'j ;  iHA.  305: 

Vcrstäiuiicung  nicht  berück.sichtigter  Zerti- 
flkfitbten:  788.  Iö2fi. 

Zeugnisse,  von  Privatdozenten  ausgestellte: 
808,  181,  204.  IM; 
über  Kolloquien :         461;  Stenipflpflicht : 
488,  591 ;  stempelpflichtip'  Kiutragung 
im  Index:  474,  5?*i; ; 

Sprache  der  Staat^prufungszeogniase:  040. 
834:  in  Prag.  böhm. :  476.  iil ;  484. 59.^ : 
in  Krakau :  040.  H41 :  b.  Krganznngsprfg. 
(Agram):  659,  8:>8; 

thcol.  Prüfungszeugnissc :  481.  591;  bei  der 
.-orient.-theol.  Fak.  in  Czernowitz: 


;  ülirr  Hiporosen  UBil  ähnliche 
PrufuQgeu,  Stempelpflicht;  4H;t,  5if2; 

über  Lehramtsprfg.  an  Gymn.  und  Real- 
schulen: 942: 

8.  Verwondungszeugnisse,  Abgangszengn. 
Zoologische  Station  in  Triest:  881,  40: ; 
Assistenten:  840.  Sil; 
Arbeitsplätze  an  der  zool. Station  in  Neapel: 

Zustellung  von  Bescheiden  an  Studierende: 
M5,  466^ 


Berichtigungen  siehe  auf  Seite  1027. 
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